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statt  einer  Vorrede  zu  der  vierten  Ausgabe* 


•Johann  Ludwig  Klüber  ward  geboren  am  io.  No- 
vember 1 762,  also  drei  Monate  vor  Abschlufs  des  Hubertsburger 
Friedens,  in  dem  altergrauen  protestantischen  Städtchen  Tann 
an  der  Ulster,  im  Winkel  zwischen  Thüringens  und  Fulda's 
Grenzen.  Seine  Wiege  stand  auf  einem  Rechtsboden,  dessen 
politische  Seltsamkeit  sogar  in  dem  heiligen  römischen  Reich 
unübertrefflich  war;  denn  Tann  gehörte  zunj  Canton  Rhön- 
Werra  des  fränkischen  Kreises  der  unmittelbaren  Reichsritter- 
schaft, als  eine  Ganerbschaft  und  als  ein  Butenlehn,  welches 
vom  Krummstabe  des  reichsfurstlichen  Abtes  zu  Fulda  abhieng. 
Allein  es  umringten  diese  Wiege  drei  Männer,  deren  practische 
Rechtskunde  vollkommen  fähig  war,  späterhin  den  neugebornen 
MediatUntcrthan  Kaiser  Franz  des  Ersten  im  Labyrinth  des 
heimathlichen  Territorial  Verhältnisses  zu  Orient  iren;  der 
eigene  Vater,  Johannes  Klüber,  welcher  zu  jener 
Zeit  CantonsArchivarius  war;  der  mütterliche  Grofsvater  und 
Taufpathe,  Johann  Ludwig  Ca  Imberg,  Justizbeamter  zu 
Gersfeld,  und  der  Bruder  der  Mutter,  der  als  Amtsge hülfe 
diesem  Grofsvater  zur  Seite  stand. 

"Seine  wissenschaftliche  Anfangsbildung  erhielt  der  erst- 
"geborne  Sohn  frommer  evangelischer  Eltern  zu  Gersfeld  am 
"Rhöngebirge,  bei  sjeinem  Grofsvater  (1768 — 1769),  dann  zu 
"Schlitz,  unweit  Fulda,  wo  er  theils  Privatlehrer  hatte,  theilg 
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/'die  Stadtschule  besuchte,  und  wo  er  ausserdem  von  seinem 
// väterlichen  Freunde,  dem  Legationsrath  Schwentzel,  einem 
/'gelehrten  und  einsichtsvollen  Rechtsgelehrten,  die  erste  Weihe 
"für  den  Umgang,  so  wie  für  die  juristische  und  politische 
"Laufhahn,  empfing  (1769 — 1 775).  Die  trockne  Schulmethode 
"damaliger  Zeit  war  fiir  sein  munteres  Temperament  und 
//seinen  nach  Sachen  mit  Ungeduld  strebenden  Geist  nicht 
//ganz  geeignet.  Mit  Wohlbehagen  vergafs  er  die  zwangsweise 
//gelernten  Regeln  und  Vocabeln  eben 'so  schnell  als  er  sie  ge- 
//fafst  hatte  *)." 

Dreizehn  Jahre  alt  kehrte  er  zurück  an  den  väterlichen 
Heerd,  wo  er  nun  ix/2  Jahre  lang  (1775  — 1778)  an  dem 
TheologieCandidaten  Vey  einen  //geschickten  Hauslehrer  be- 
//safs,  und  durch  unausgesetzte  Uebung  vertraute  Bekanntschaft 
//mit  den  alten  Classikern  erlangte,  für  deren  Geist  und  Schön- 
//  heilen  er  empfanglich  war.  Nebenher  diente  er  seinem  Vater 
/»vielfaltig  in  juristischen  Geschäften  als  Actuar".  Im  Herbste 
von  1778  bezog  er  das,  vom  Könige  Gustav  Adolph  gestiftete, 
Gymnasium  der  damaligen  Reichsstadt  Schweinfurt  für  1 V2  Jahre, 
zur  Vorbereitung  auf  die  Universität. 

//Hier  war  *es  zugleich,  wo  ein  heller,  ausgebildeter  Kopf, 
//Hofrath  J.  H.  Pol  lieh,  in  dessen  Haus  er  wohnte,  durch 
//täglichen  Umgang,  durch  Pflege  und  Beispiel,  als  väterlicher 
//Freund  mit  dem  besten  Erfolg  auf  ihn  wirkte.  Bei  ihm  und 
//in  dessen  Ganzlei  erhielt  sein  Hang  für  öffentliche  Geschäfte 
//noch  mehr  Nahrung  als  vorhin,  und  eine  Richtung,  der  er, 
/uneben  dem  Studium  der  Mathematik,  Vieles  verdankte". 

//Zu  Geschäften  schon  halb  gebildet,  und  als  entschiedener 
//Verehrer  der  schönen  Literatur,  bezog  er  um  Osteni  1780, 
//nicht  ganz  17^  Jahre  alt,  die  Akademie  Erlangen",  vertauschte 
sie  aber  nach  sechs  Monaten  mit  Giessen.  Auch  hier  ward 
es  ihm  schon  nach  dem  ersten  Semester  zu  eng,  und  er  trans- 
migrirte  im  Frühling  1781,  auf  fast  volle  zwei  Jahre,  nach 
Leipzig.     Auf  dieser  Hochschule  //wählte  er  sich  den  Ober- 


*)  Alle  in  «-»  eingeschlossene  Worte  sind  autobiographisch. 
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"hofgerichts Assessor  und  Professor  Seger,  einen  Mann  von 
"Welt  so  wie  von  bewunderungswürdigen  Kenntnissen  und 
"Fähigkeiten,  zum  Führer  und  Muster.  Mit  Quinctilian  über- 
"  zeugt,  dafs  der  künftige  Rechtsgelehrte  und  Staatsmann  ewig 
"ein  Stümper  bleiben  wird,  wenn  er  die  Alten  nicht  gelesen 
"hat,  bediente  er  sich  im  Fache  der  schönen  Literatur  vor- 
züglich des  Unterrichts  der  Professoren  Reitz  und  Clodius, 
"uud  auch  die  Liebe  des  Letzteren  ward  ihm." 

//Als  die  akademische  Laufbahn  sich  dem  Ende  näherte, 
"fafste  tr  den  Entschlufs,  sie  unverzüglich  mit  der  politischen 
"zu  vertauschen,  und  zu  dem  Ende  nach  Petersburg"  (in 
den  Dienst  von  Catharina  II.)  "sich  zu  begeben.  Weder 
"  Hoffnungen  und  Anträge  zu  Acmtern  im  Vaterlande ,  noch 
"Abmahnungen  seiner  Verwandten,  vermochten  ihn  von  dieser 
"  Liebhngsidee  abzubringen ,  und  längere  Zeit  hindurch  be- 
"schäftigte  er  sich  eifrigst  mit  den  Vorbereitungen  zu  ihrer 
"Ausführung.  Aber  mit  einem  Mal  erwachte  in  ihm  die 
"Neigung  zum  akademischen  Leben,  und  siegte  über  die  nach 
"Norden.  Er  leimte  zweierlei  Dienstanträge  von  Reichsfürsten 
"(den  Einen  vom  Archivaramt,  den  Andern  vom  Posten  eines 
"wirklichen  Regier ungsrathes)  ab,  um  das  akademische  Wage- 
stück zu  machen",  begab  sich  (1784)  nach  Erlangen,  schrieb 
daselbst  eine  Dissertation  //de  Arimannia"  und  erlangte  durch 
deren  Vertheidigung  nicht  nur  den  juristischen  Doctorhut  (am 
t3.  April  1785),  sondern  auch  die  Privatdocenten Vollmacht. 

Noch  ein  volles  Lustrum  vor  Ausbruch  der  französischen 
Revolution,  in  demselben  Jahre  wo  Friedrich  der  Grofse 
den  Fürsten bund  gegen  Joseph  II.  abschlofs,  wo  Johann  Jacob 
v.  Moser  in  die  Gruft  sank  und  Pütt  er  schon  seinen  60. 
Geburtstag  zurücklegte,  betrat  mithin  der  dritte  und  berühmteste 
Hauptlehrer  des  teutschen  Staatsrechts  die  Bühne,  um  sie  nicht 
früher  zu  verlassen,  als  nach  einem  halben  Jahrhundert  und 
nach  zweien  Total metamorphosen  des  politischen  Himmels  seiner 
Nation.  Gleich  jene  erste  Abhandlung  (über  die  Heermannschaften 
der  Langobarden)  deutete  klar  auf  das  eine  Hauptresultat  seines 
bisherigen  Forschens:  eine  tiefe  Vertrautheit  mit  des  ganzen 
Mittelalters  Rechtsverfassung,   Sitten  und  Geschichte,  diesem 


: 

! 


Digitized  by  Google 


vi  Vorrede. 

unentbehrlichen  Schlüssel  aller  publicistischen  Räthsel  der  Ge- 
genwart. Eine  Reihe  von  weiteren  Schriften  aus  demselben 
Anfangsstadium  (1786 — 1791):  seine  Geschichte  der  Gerichts— 
lehen,  seine  Programme  über  die  RitterlehnsHerrschaft  des 
>  niedern  Adels  und  über  das  Schandgemälde,  seine  Dissertation 
über  den  Briefadel,  und  seine  reichhaltige  *)  Bearbeitung  von 
Sainte-Palaye's  Ritterwesen  des  Mittelalters  waren  hievon  neue 
Belege,  und  zeigten  zugleich,  dafs  gerade  das  Schwierigste  für 
ihren  Autor  das  Reizvollste  sey. 

■ 

Nebenher  offenbarten  dein  Leserpublikum  zwei  voluminöse 
Werke  andern  Schlaget,  nämlich  die  "Kleine  juristische 
Bibliothek"  (1785 — 17q3)  und  die  "Neue  Literatur  des 
teutschen  Staatsrechts"  (1791),  theils  eine  Hauptmaxime  seines 
Riesenfleisses:  "Nofse  bonos  libros  est  magna  pars  eruditionis", 
theils  die  Allseitigkeit  seiner  Rechtskunde.  Seine  Zuhörer 
freilich  und  auch  die  Mitglieder  des  Spruchcollegiums  (Glück, 
Geiger,  A.  L.  Schott  etc.)  wufsten  um  diese  Allseitigkeit 
ohnehin:  denn  jenen  Ersten  hielt  er  nicht  nur  Vorträge  über 
Staatsrecht  und  Lehnrccht,  sondern  auch  eine  Uebungsschule 
für  jederlei  Richter-  und  Advocaturgeschäfte  **);  und  bei  diesem 
Letzten  war  er  schon  nach  seinen  ersten  DocenteuMonaten 
Assessor.  Sehr  begreiflich  daher,  dafs  ihn  sein  Fürst  —  Carl 
Alexander  (Markgraf  von  Ansbach  und  Baireuth)  —  schon  1 786 
zum  aufserordentlichen ,  und  gleich  im  folgenden  Jahre  1787 
zum  ordentlichen  Professor  ernannte,  wie  auch  1790  bei  der 
Kaiserwahl  Leopold's  11.  in  Frankfurt  als  persönlichen  Re- 
ferenten benutzte  ***),  nachdem  kurz  zuvor  Pütter  ihn  der 
Krone  Hannover  zu  seinem  Amtsnachfolger  vorgeschlagen  hatte. 


*)  Carl  Julius  Webkh,  der  genialste  und  kenntnifsreichste  von  Klüber's  aller- 
frühsten  Schulern,  sagt:  es  babe  derselbe  «durch  seine  Anmerkungen  das 
« französische  Werk  zum  halbdcuUchcn  gemacht»  «Da«  Bitterwesen  etc.» 
Stuttgart  i8?3.  Band  II ,  S.  5o5. 

*)  So  genannte  collcgia  practica  (wofür  er  auch  1791  einen  FolioBand  von 
Acten  drucken  lief*). 

'**)  Drei  Monate  hindurch.  —  Zugleich  diente  er  ebendaselbst  der  kur- 
braunschweigischen  Wablbotschaft ,  bei  den  Verhandlungen  über  die  Wahl- 
capitulation. 
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Der  Charakter  seiner  KathederVortrage  war  Pragmatismus  und 
Klarheit*),  im  vertraidichen  ünterhaltungstone.  Nur  anmuthig 
unterrichten  wollte  er,  nicht  auch  imponiren  und  glänzen ;  mehr  nach 
der  Liebe  seiner  Zuhörer  trachtend,  als  nach  ihrer  Bewunderung. 

In  eben  dieser  arbeitsöberlastetcn  Periode  suchte  er  sich 
eine  Lebensgefährtin,  und  fand  sie,  im  Herbst  1789,  an  einer 
ebenso  anmuthigen  als  tugendhaften  jungen  Ostindicrin:  Josephine 
Christiane  Zeizer  aus  Tutoecoryn,  einer  perlenreichen  Colonie 
der  Holländer  in  der  (jetzt  britischen)  Präsidentschaft  Madras. 
Sie  beschenkte  ihn  mit  5  Kindern,  wovon  aber  nur  ein  Einziges, 
der  Sohn  Friedrich  Adolph,  die  Mutter  überlebte,  als  diese 
in  der  Jugendblüthe  —  nicht  volle  23  Jahre  alt  —  verwelkte, 
am  19.  December  1796. 

Kaum  Latte  Klübcr's  trauerumhüllter  Ehestand  begonnen, 
als  im  Jahr  1790  die  glücklichste  und  entscheidende  Katastrophe 
für  sein  öffentliches  Leben  eintrat:  nämlich  Carl  August  v. 
Hardenberg^  Auftritt  als  Minister  im  brandenburgischen 
Frankenland,  und  der  Abschlufs  eines  32jährigen  energischen 
Freundschaftsbundes  zwischen  beiden  gleich  hellsichtigen  Män- 
nern. Gleichzeitig  mit  diesem  Freund  und  Schirmer  trat  er, 
nachdem  Carl  Alexander,  Friedrich's  des  Grofsen  Neffe, 
jenes  Land  an  seinen  Lehnserben  und  Vetter  am  2.  December 
1791  abgetreten  hatte,  in  den  Dienst  Friedrich  Wilhelms  II. 
von  Preussen.  Von  Stund  an  wurden  ihm  manchfaltige 
Staatsgeschäfte  übertragen;  ward  er  vertraut  mit  den  Geheim- 
nissen von  Europens  Diplomatie  **);  bewegte  er  sich  in  den 
Kreisen  der  höchsten  Stände  ***),  und  lehnte  er  beharrlich  eine 


*)  Siehe  C.  J.  Wbmh's  Papstthum.  Stuttgart  i834,  Bd.  L  S.  XI. 

*•)  Habdesbemg  war  es  bekanntlich,  welcher  für  Prcufsen  den  SeparatFricden  mit 
der  neuen  Bepublik  Frankreich,  Anno  1795,  zu  Basel  abschloß,  nachdem  er 
schon  früher,  als  Cabinetsminister,  in  Frankfurt  a.  M.  zu  dem  Feldzuge  in  der 
Champagne  mitgewirkt  hatte. 

1 

••*)  Namentlich  auch  jener  reichsständischen  Familien,  welche  fliehend  vor  Moreau's 
Heer  im  Sommer  1796  hinter  die  DemarcationsLinie  nach  Ansbach  gekommen 
waren,  und  hier,  wenige  Meilen  entfernt  von  Erlangen,  bis  zum  Herbst  1797 
(d.  h.  dem  Frieden  von  Campo  Formio)  residirten:  vorzüglich  der  markgräflich- 
badischen  von  Cahl  Friedrich. 
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Reihe  von  Anträgen  des  Auslandes,  theils  zu  Professuren,  theils 
zu  practischen  Staatsämtern,  a)>;  aber  freilich  ebenso  auch,  aus 
Kathederliebe,  den  ihm  angebotenen  Eintritt  in  das  Landes- 
ministerium zu  Ansbach* 

Dennoch  fand  seine  rastlose  Emsigkeit  die  Mufse,  in  dieser 
selben  Periode,  bis  zu  Ende  von  1797,  ausser  einigen  kleineren 
theoretischen  Schriften,  nicht  nur  ein  Compendium  des 
reichsritterschaftlichen  Staatsrechtes  (1793)  zu  verfassen,  sondern 
auch  ein  erschöpfendes  Handbuch  darüber  (1794),  in  3  Banden, 
die  aber  leider  Manuscript  geblieben  sind.  Vit  E.  L.  Posselt 
schon  seit  178Ö  nahe  befreundet,  und  gewesener  Mitarbeiter 
an  dessen  "Wissenschaftlichem  Magazine",  nahm  er  doch  an 
dessen  philogallischen  Annalen  eben  so  wenig  Theil  als 
Schiller;  spielte  dagegen  aber  auch  nie  eines  Genz  oder 
Rehberg  Gallophobistenrolle.  Nicht  minder  neutral  blieb  er 
in  den  metaphysischen  und  naturrechtlichen  Controversen  jener 
geistesregen  Enthusiastenzeit.  Auch  durch  seine  Unter- 
lassungen gibt  ein  Charakter  sich  kund! 

Nach  der  Thronbesteigung  von  Friedrich  Wilhelm  III. 
(im  November  1797)  wurde  Hardenberg  als  Cabinctsminister 
nach  Berlin  berufen  und  mulste  also  Franken  verlassen.  Vorher 
schon  hatte  Klüber  die  Bestimmung  erhalten,  denselben  nach 
dem  Friedenscongress  in  Rastatt  zu  begleiten,  und  sodann,  in 
Preussens  Hauptstadt,  den  (im  October  1799)  verschiedenen 
Geheimerath  von  Steck  zu  ersetzen.  Weil  aber,  statt  Har- 
denbergs, der  Minister  von  Görz  nach  Rastatt  gesandt  ward, 
kam  jene  Bestimmung  nicht  zur  Ausführung,  und  Klüber  blieb, 
seiner  vorherrschenden  Neigung  gemafs,  auf  seinein  Lehr- 
stuhle. Noch  ein  volles  Septennium  verharrte  er  von  da  an 
im  Dienste  seines  jungen  Königs,  als  umsichtiger  Docent  eines 
Staatsrechtes,  woran  mittlerweile,  nach  dem  wechsclvollcn  Kriege 
der  zweiten  Coalition,  zu  Lüneville  (1801)  und  zu  Regensburg 
(i8o3)  dilatorisch  reformirt  ward;  wahrend  dessen  Zertrümmerer 
Bonaparte  in  raschem  Stufenanlaufe  die  Dictatur  in  der  sieg- 
reichen Nachbarrepublik  usurpirte.  Als  Schriftsteller  fuhr  er 
fort,  strenge  Neutralität  zu  beobachten,  gleich  seinem  fried- 
liebenden Monarchen:  denn  das  einzige  erhebliche  Werk  pu- 
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blicisrischer  Art,  welches  er  vor  dem  ReichsdeputationsHaupt— 
Schlüsse  von  i8o3  damals  erscheinen  liefs:  die  "  Einleitung 
zu  einem  neuen  Lehrbegriffe  des  teutschen  Staatsrechts", 
enthalt  nur  streng  positive  Dogmatik,  und  auch  unmittelbar 
nach  Erscheinung  jener  "Voracte  des  rheinischen  Bundes" 
beschrankte  er  sich  darauf,  deren  §.  3i  historisch  zu  commen- 
tiren  *),  und  zu  deduciren,  dafs  der  Erwerbtitel  der  durch 
die  Habe  von  secularisirten  Kirclienstiftern  entschädigt  wordenen 
teutschen  Fürsten  sich  allerdings  auch  auf  die  in  fremdem 
Gebiete  gelegenen  mittelbaren  Pertinenzen  jener  Habe 
erstrecke  **). 


/'Im  Herbst  i8o4  folgte 'er  einem  Rufe  des  ruhmgekrönten 
/'Kurfürsten  Carl  Friedrich  von  Baden,  als  Geheimer 
//Referendar,  später  Staats-  und  Cabinetsrath ,  bei  dessen 
"Person,  und  als  Lehrer  des  achtzehnjährigeu  Kurprinzen 
//Cari,  in  den  Staatswissenschaften".  Nachdem  er  im  folgen- 
den Jahre  seines  Aufenthaltes  zu  Carlsruhe  mehrere  diplomatische 
Aufträge  an  den  Höfen  von  Darmstadt,  München  und  Biebrich 
vollzogen  hatte,  begleitete  er  den  Kurprinzen,  welcher  damals 
in  Folge  des  Prefsburger  Friedensschlusses  den  Titel  eines  Erb- 
grofsherzogs  annahm,  im  April  1806  zu  dessen  Vermählung 
mit  Kaiser  Napoleons  Adoptivtochter  Stephanie,  «in  den 
Hof  der  Tuilerien.  Ausser  einigen  anonymen  Abhandlungen, 
die  er  während  dieser  Utusturzkatastrophe  des  teutschen  Reiches 
publicirte  *** ) ,  hat  er  damals  auch,  mit  offenem  Visir  und 
glücklichem  Erfolge ,  vor  den  Gefahren  einer  Papiergeld- 
Emission  gewarnt,  womit  einige  Staaten  Südteutschlands, 
zufolge  eines  kurzsichtigen  PlusmachereiProjectes ,  bedroht 
schienen  ****). 


*)  «Leber  Einführung,  Rang,  Erzürnter,  Titel  ete.  der  neuen  Kurfürsten. 
Erlangen  i8o3.  8.» 

" )  «Das  Occupationsrccht  des  landesherrlichen  Fiscus  etc.  rechtlich  geprüft.  180.4.» 

**)  Hauptsächlich :  1.  Ucber  das  europäische  Staats  •Militärsystem  (in  den  europäi- 
acben  Annalcn.  i8o3.  Heft  5.)}  ».  Essai  tür  l'ordre  de  Malte  ou  de  St.- Jean. 
Basle  1806. 

'**)  In  den  europäischen  Annalen.  iSo5.  Heft  UX 
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Ohne  seinem  practischen  Staatsamte  zu  entsagen,  erbat 
und  erhielt  er  1807  die  Function  eines  ersten  Professors  der 
Rechte  an  der  durch  Badens  Nestor  restaurirten,  neuaufblühenden 
Ruperto-Carolina,  und  verlegte  seinen  Wohnsitz  nach  Heidelberg, 
wo  er  \  nun  während  eines  vollen  Decenniums,  an  der  Seite  von 
Thibaut,  Heise,  Zachariä,  Martin  u«  A.,  und  beim 
Genufse  der  Freundschaft  von  J.  H*  Vofs,  C.  F.  Schwan, 
und  C.  G.  v.  Arndt*),  jene  nämlichen  Lehrcurse,  welche  in 
Erlangen  seinen  Docentcnruhm  begründet  hatten,  vermehrt  durch 
Völkerrechts  Vor  träge,  wiederholte,  mit  einem  kühnen  Freimuth 
in  der  Kritik  von  des  corsischen  Zwingherrn  lichtscheuem 
Machiavellismus.  Zugleich  erweiterte  er  die  Literatur  durch 
das  erste  (und  einzig  gebliebene)  Compendium  des  Rheinbund- 
Staatsrechtes  (1808),  durch  seinen  /'  Lehrbegriff  der  Referir- 
kunst"  ( 1808),  durch  das  reichhaltigste  Lehrbuch  der  Kryp- 
tographik  (1809),  und  durch  eine  auf  Geschichte,  Staatskunde 
und  Nationalökonomie  gegründete  Idealistik  des  teutschen  Post— 
wesens  **) ;  während  er  nebenbei  die  Topographie  mit  einer 
eben  so  anmuthigen  als  lehrreichen  »Beschreibung  von  Baden 
bei  Rastatt"  (1810)  bereicherte,  besonders  aber,  als  Lieblings- 
beschäftigung, von  dem  Jahr  1808  an  die  Curatel  der  Stern- 
warte zu  Mannheim  führte,  eine  sehr  interessante  "Beschreibung// 
dieser  Anstalt  (1811)  im  Druck  «herausgab,  und  aus  solcher 
Veranlassung,  in  ein  ihm  anscheinend  so  fern  liegendes  Fach 
der  Gelehrsamkeit  sich  kräftig  einarbeitend,  mit  den  ausge- 
zeichnetesten Corypheen  desselben,  insbesondere  mit  Reichen— 
b  a  c  h,  vielfachen  wissenschaftlichen  Verkehr  und  enge  Freund- 
schaft anknüpfte  und  pflegte. 

Dieses  zweite  Stadium  seiner  Docentenlaufbahn  ward  im 
Herbst  i8i4  durch  eine  Episode  unterbrochen,  welcher  es  vor- 
behalten war,  Klüber's  ConsulentenWirksamkeit  über  die  Grenzen 
Teutschlands  hinaus  zu  erweitern,  und  seine  publicistische 
Autorenfeder  zum  Rang  einer  universell -europäischen  zu  er- 


*)  C.  G.  t.  Abiidt,  über  den  Ursprung  und  die  Verwandtschaft  der  europäischen 
Sprachen,  herausgegeben  von  J.  L.  Hlüber,  Frankfurt  a.  M.  1818. 

*)  «Das  Postwesen  in  Teutschland,  wie  es  war,  ist  und  seyn  könnte.  Erlangen  18t  1.» 
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heben:  nämlich  durch  seinen  Aufenthalt  bei  dem  Wiener  Con- 
grefs.  Eingeladen  von  dem  Staatskanzler  von  Hardenberg, 
und  mehreren  Rathbedürftigen  aus  dem  hohen  und  nicdern 
Adel,  bezog  er  diesen  Areopag  zwar  nur  als  Privatmann,  mit 
Urlaub  seines  Souverain's,  des  Grofsherzogs  Carl,  diente  aber 
auch  ihm  daselbst  manchfaltig  für  Geschäfte  und  Umgang. 
"Schon  vor  dem  Congrefs  war  er  von  russischer  Seite  veran- 
"lafst  worden,  dem  Kaiser  Alexander  eine  historisch-politische 
"  Darstellung  der  Lage  Teutschlands  und  seine  Ideen  über  eine 
'•neue  Gestaltung  dieses  Staatensystems  vorzulegen.  Der  Kaiser 
//benutzte  dieselbe  in  Wien  und  richtete  mehrmal  Fragen  an  den 
//Verfasser;  beauftragte  denselben  auch,  gemeinschaftlich  mit 
//Preussen,  zum  Entwurf  eines  Manifestes,  dessen  Erscheinung 
//  durch  eine  in  der  Politik  glücklicherweise  eingetretene  Wendung 
//  zwecklos  ward  und  darum  unterblieb".  Von  der  bestaunungs- 
werthen  Gröfse  und  Manchfaltigkeit  seiner  übrigen  Consulenten- 
Praxis  und  FreundschaftsAllianz  (worin  hauptsachlich  auch 
Laharpe's  Name  glänzt)  zeugt  die  Thatsache,  dafs  er,  auf 
ausnahmslos  redlichen  Privatwegen  und  zu  seinem  Privatgebrauch, 
eine  Sammlung  von  CongrefsActenstücken  zu  vereinigen  ver- 
mochte, deren  Reichhaltigkeit  nur  allein  vom  Archive  des 
\Vricner  Hof-s  übertroffen,  von  dem  keines  andern  aber 
erreicht  ward.  Erwägend  die  gespannte  Wifsbegierde  der 
Zeitgenossen,  die  Wichtigkeit  dieser  Sammlung  für  die  Welt- 
geschichte, und  seine  Ungefesseltheit  durch  irgend  ein  Geheim— 
haltungs versprechen,  entschlofs  er  sich,  dieselbe  durch  den 
Druck  zu  publiciren,  in  möglichst  systematischer  Zusammen-  * 
Stellung  und  verbunden  mit  erläuternden  Einleitungen,  Rand- 
glossen und  kritischen  Abhandlungen.  So  erschienen  schon  zu 
Anfang  des  Jahres  i8i5  die  drei  ersten  Hefte  der  //Acten  des 
Wiener  Congresscs":  eines  Urkundencodex,  welcher  von  vielen 
Cabincten  Europens  statt  ihrer  eigenen  Original manuscripte  be- 
nutzt wird,  aber,  nach  den  vielseitigsten  Redactionsbemühungen, 
erst  i835  mit  dem  neunten  Bande  geschlossen  werden  konnte. 

Nach  dem  Schlufs  des  Congresses  im  Sommer  181 5  nach 
Heidelberg  zurückgekehrt ,  beeilte  er  sich ,  durch  dreierlei 
Schriften  einem  dringenden  Bedürfnifs  und  zugleich  der  ver- 
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trauensvollen  Erwartung  des  Publicuras  zu  entsprechen:  nämlich 
1)  durch  eine  kritische  Ausgabe  der  » Schlufsacte  des  Wiener 
CongTesscs  und  der  Bundesacte"  *),  2)  durch  eine  historisch- 
kritische  "  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 
"  Wiener  Congresses  überhaupt,  und  insonderheit  über  wichtige 
/'Angelegenheiten  des  teutschcn  Bundes**)",  und  3)  durch  die 
erste  Ausgabe  seines  vorliegenden  Lehrbuches  über  das  "Öffent- 
tf liehe  Recht  des  Teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten": 
dieses  bahnbrechenden  Werkes,  worin  der  eingeweihteste  Sach- 
kenner, unter  verschwenderischer  Mitlheilung  einer  Fluth  von 
neuen  Notizen  für  den  Staatsmann  und  den  Theoretiker,  nicht 
nur  ein  Chaos  zu  einem  Dogmengebäude  construirt,  sondern 
auch  als  freisinniger  Rechtsphilosoph  dieses  Gebäudes  Tugenden 
bezeichnet,  dessen  Lücken  und  Gebrechen  aber  den  Macht- 
habern  des  Vaterlandes  zur  Abhülfe  empfohlen  hat. 

Unterbrochen  wurden  jedoch  diese  schwierigen  Arbeiten 
im  Frühling  1816  durch  die  Theilnahme  an  einer  diplomatischen 
Mission  an  die  Höfe  von  Berlin  und  Petersburg,  womit  Klüber 
von  dem  Grofsherzog  Carl  von  Baden  beauftragt  ward,  und 
welche  nicht  nur  zum  erwünschten  Ziel  führte,  sondern  ihn 
beinahe  für  immer  an  das  NewaUfer  entführt  hätte.  Kaiser 
Alexander  wiederholte  ihm  nämlich,  unter  huldvollen  und 
freigebigen  Aeusserungen,  eine  Einladung,  die  er  schon  auf  dem 
Congrefs  ausgesprochen  gehabt,  als  unmittelbarer  Jurisconsulte 
de  tEmpereur,  ausserhalb  aller  Staatsbehörden,  und  als  Stifter 
einer  Pflanzschulc  für  angehende  Diplomaten,  in  russische  Dienste 
zu  treten.  Weil  aber  gleichzeitig  Fürst  Hardenberg  eine 
dringende  Aufforderung  zur  Rückkehr  nach  Preussen  an  ihn 
ergehen  liefs,  gab  diese  mächtige  Stimme  der  Freundschaft,  die 
dankbare  Erinnerung  an  alte  Verpflichtungen  und  die  Liebe 
zum  Vaterland  den  Ausschlag  für  den  Staatsdienst  von  Friedrich 
Wilhelm  III.  /'Zeit  und  Mühe  kostete  es  aber,  die  Entlassung 
"von  seinem  bisherigen  Souverain  auszuwirken,  besonders  da 


*)  Eine  dritte,  sehr  vermehrte  Auflage  hiervon  erschien  unter  dem  Titel:  «Quellen- 
sammlung  zu  dem  öffentlichen  Rechte  des  teutschen  Bundes*  in  Erlangen  i83o. 

**)  In  3  Ahtheilungen.   Frankfurt  a.  M.  1816. 
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ihm  derselbe,  ebenso  beharrlich  als  huldvoll,  die  Finanz» 
"ministerStelle  antrug:  ein  Amt,  welches  er  unter  den  dama- 
r rügen  Verhältnissen  ablehnen  zu  müssen  glaubte.  Endlich  er* 
tf  folgte  diese  Dimission,  mit  Merkmalen  der  Fortdauer  des 
//  gnädigsten  Wohlwollens*  Er  begab  'sich  nach  Berlin  und 
//übernahm  im  Jahr  1817,  unter  dem  Titel  eines  Wirklichen 
//  Geheimen  Legationsrathes,  die  Doppelstelle  eines  Beisitzers 
»/  in  dem  Departement  des  Staatskanzlers  und  in  dem  Ministerium 
rt  der  auswärtigen  Angelegenheiten, " 

Während  der  drei  folgenden  Jahre  führte  er  als  Immediat- 
Commissarius  die  schwierigen  Unterhandlungen  über  den  zu 
ordnenden  Rechtszustand  der  preussischen  Standesherren  in 
Westphalen  und  am  Rhein,  zwischen  diesen  Letzteren  und  den 
sechs  königlichen  Regierungen  dieser  Provinzen,  mit  einem 
Erfolge,  wofür  ihm  allseitige  Zufriedenheit  bezeugt  ward.  Mitt- 
lerweile aber  mufste  er  1818  den  Fürsten  Staatskanzler  auf  den 
Congrefs  von  Aachen  begleiten,  wo  er  unter  anderen  um  die 
Anerkennung  der  Integrität  von  Badens  Gebiet  sich  hohes  Ver- 
dienst erwarb,  und  die  Freundschaft  von  Capodistrias  ge- 
wann. Dennoch  wufste  er  in  diesem  Triennium  noch  die  Mufse 
zur  Compositum  und  Herausgabe  seines  zweiten  dogmatischen 
Hauptwerkes  zu  finden:  des  //Droit  des  gens  moderne  de 
FEurope*)"?  eines  würdigen  Seitenstückes  zu  seinem  //Oeffent- 
lichen  Recht  der  teutschen  Bundesstaaten",  von  gleicher  Klar- 
heit, Reichhaltigkeit  und  Liberalität 

Nachdem  er  das  Jahr  1821  in  Berlin  verlebt  hatte,  erhielt 
er  den  Auftrag,  als  königlicher  Bevollmächtigter  die  Auseinander- 
setzung des  aufgelösten  G rofs herzog th ums  Frankfurt  an  Ort 
und  Stelle  bewirken  zu  helfen.  //Wahrend  dieses  schwierigen 
//Geschäftes  und  in  seiner  Abwesenheit  ward  zu  Berlin,  bald 
"nach  Hardenbergs  Tod,  von  der  im  Herbst  1822  erschie- 
nenen (in  Grundsätzen  unveränderten)  zweiten  Auflage  seines 


)  Stuttgart  1819.  gr.  8.  Eine,  um  etwas  bereicherte,  Bearbeitung  desselben  in 
teut&rher  Sprache  liefs  er  erst  in  den  Jahren  1821  u.  1822  folgen.  Stuttgart. 
1  Bde.  gr.  8. 
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v  f/Oeffentlichen  Rechts"  Anlafs  genommen  zu  einer  langwierigen 
//Prüfung  dieses  Werkes  und  zu  einem,  von  dem  Minister  der 
//auswärtigen  Angelegenheiten,  Grafen  v»  Bernslorff,  einge- 
// leiteten  Beschlüsse  des  Staatsministeriums  wider  seine  Person, 
//als  Bürger  und  Staatsdiener,  zu  dessen  Anerkennung  er  sich 
//nicht  verstehen  zu  dürfen  glaubte".  Summarischen  Bericht 
über  diese  herbste  Erfahrung  seines  öffentlichen  Lebens  und 
über  deren  Resultat  —  seinen  augenblicklichen  Entschluß  zur 
Einreichung  seines  Entlassungsgesuches  gicbt  die  nachstehende 
Vorrede  zur  dritten  Ausgabe  jenes  Werkes.  Erst  auf  wieder- 
holte Bitte,  nach  vier  Monaten,  ward  dieses  Gesuch,  im  April 
1824,  ihm  gewährt 

In  das  63.  Lebensjahr  vorgerückt  entzog  sich  Klüber  von 
nun  an  jedem  Staatsamt,  ungeachtet  ihm  von  mehreren  Seiten 
die  ehrenvollsten  Anträge  zugingen.  Entschlossen,  künftig  — 
frei  schaltend  über  ein  otium  cum  dignilate  —  nur  für  die 
Belehrung  seiner  Zeitgenossen,  als  Schriftsteller,  und  für 
den  Triumph  von  hervorragend  wichtigen  Rechtsansprüchen, 
als  Consulent,  zu  wirken,  verlegte  er  seinen  bleibenden 
Wohnsitz  in  die  Bundesstadt  Frankfurt,  wo  er  schon  das 
jüngste  Biennium  hindurch  transitorisch  verweilt  hatte  und  mit 
den  geistvollsten  Diplomaten  (vorzüglich  auch  dem  Grafen 
Reinhard),  so  wie  mit  den  ersten  Grofshändlern ,  Freundes- 
umgang pflog»  Hier  hielt  er,  im  Widerstreite  mit  einer 
preussischen  Verordnung,  dem  Grundsatze  der  Independenz  der 
Gerichtshöfe  von  MinisterialRescripten  eine  energische  Apologie*) ; 
schilderte  er  das  Chaos  unseres  Münzwesens,  mit  Beifügung 
eines  motivirten  MünzconventionsProjectes  **);  erläuterte  er, 
in  einer  Reihe  von  gründlichen  Abhandlungen,  mehrere  der 
dunkelsten  Materien  unseres  öffentlichen  Rechtes  ***) ;  und  erzählte 
er  mit  eben  so  viel  wcltbürgerlichem  Enthusiasmus  als  diplo- 
matischer Umsicht,  zum  Theil  aus  eigen thümlichen  Quellen,  die 
politische  Regenerationsgeschichte  der  Hellenen****),  In  erschöpfen- 

*)  «Die  Selbstständigkeit  des  RichtcramU  etc.   Frankfurt  a.  M«  j832.* 
**)  «Das  MünKwcsen  in  Teutschland,  nach  seinem  jetzigen  Zustand  etc.?  Stuttgart  1828.« 
***)«  Abhandlungen  und  Beobachtungen  für  Geschieht  künde,  Staats,  und  Rechts- 
wissenschaften.  Frankfurt  a.  M.  i83o  u.  34.   1  Bde.  gr.  8.» 
***•)*  Pragmatische  Geschichte    der    nationalen    und    politischen  Wiedergebart 
Griechenlands.   Frankfurt  a.  M.  i835.  gr.  8.» 
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den  Rechtsgutachten ,  welche  der  Sachkennerwelt  im  Abdrucke 
vorgelegt  wurden,  bekämpfte  er  von  hier  aus  (1829  u.  i83o) 
die,  von  einer  Erbverbrüderung  über  Sponheim  entlehnten, 
Ansprüche  Baicrns  auf  Gebietsteile  von  Baden ;  und  vertheidigte 
er  die  Forderungsrechte  aller  Inhaher  von  schlesischen  Staats« 
Obligationen  aus  den  Jahren  1734  bis  1737  gegen  die  Kronen 
Oestreich  und  Preussen  (i83o),  —  die  Successionsfähigkeit  der 
Kinder  zweiter  Ehe  des  j*  Grafen  Wilhelm  von  Bentinck 
(i83o),  —  die  ThronfolgeFähigkeit  August' s  von  Este 
in  die  Lande  des  Gesammthauses  Braunschweig  (t834)  —  und 
das  Nachfolgerecht  des  Hauses  Löwenstein- Wertheim  in  die 
Stammlande  des  Hauses  Wittelsbach*). 

Im  Januar  i834  ward  er  von  der  französischen  Academie 
des  scienses  moralcs  et  politiques  zu  ihrem  Mitglied,  in  der 
Abtheilung  Air  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz ,  einstimmig 
erwählt:  eine  Auszeichnung,  die  ihn  um  so  freudiger  über- 
raschen mufste,  da  ihr,  ebeoso  wie  den  ähnlichen,  welche  ihm 
früher  in  Teutschland  zu  Theil  geworden,  keinerlei  Bewerbungs- 
schritt vorausgegangen  war.  Die  Erkenntlichkeit  bewog  ihn, 
noch  in  demselben  Jahre  seine  neuen  Collegen  in  Paris  zu  be- 
suchen und  einigen  ihrer  Sitzungen  persönlich  beizuwohnen. 

Am  i3.  April  i835  feierte  er  in  Frankfurt  sein  5ojähriges 
Doctorjubiläum :  bei  welcher  Gelegenheit  die  Juristenfacultät  in 
Erlangen,  altehrwürdiger  Sitte  gemäfe,  glückwünschend  ihm  ein 
erneuertes  Doctordiplom  übersandte,  mit  der  Widmung:  //Juris 
publici  inter  nostrates  facile  prineipij  Almae  nostrae  decori 
quondam  atque  ornamento;  Viro  summis  laudibus  venerando." 

In  einem  Greisenalter  von  74  Jahren  und  drei  Monaten, 
aber  bei  voller  Rüstigkeit  des  Geistes  und  ungeminderter  Ar- 
beitslust, verschied  er  sanft  und  ruhig,  nach  kurzem  Uebelbe- 
finden,  am  16.  Februar  1837,  zu  Frankfurt:  tief  betrauert  von 
allen  früheren  und  späteren  Vertrauten  seines  Umgangs ,  die 
einen  eben  so  trfeuen  als  liebenswürdigen  und  lehrreichen  Freund 
an  dem  berühmten  Staatsmanne  verloren. 


•)  Hierrou  ist  nur  die  hutoritcke  Hälfte  aur  Vollendung  gediehen  und  durch  Dr. 
Mux-hebs,  als  opus  posthumum,  herausgegeben  worden.   Frankfurt  a.  M-  i837. 
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Bis  in  seine  letzten  Lebenstage  war  er  um  die  Feilung  und 
Vervollständigung  seiner  beiden  Lehrbücher  über  Völkerrecht 
und  teutsches  Staatsrecht  emsig  bemüht  gewesen.  Es  fand  sich 
daher  in  seinem  reichen  literarischen  Nachlafs  ein ,  durch 
correctorische  und  erweiternde  Marginalien,  so  durchgängig 
perfectionirtes  Exemplar  der  dritten  Edition  des  vorliegenden 
Werkes,  dafs  dessen  blofser  Abdruck  die  vierte  Ausgabe 
hatte  vorstellen  können,  wenn  diese  schon  zu  Ostern  i837 
nöthig  gewesen  wäre.  So  aber,  wo  deren  Erscheinung  erst 
zwei  Jahre  später  erfolgen  konnte,  bedurfte  e6  eines  Nachtrages 
der  neuesten  Legislation  und  Literatur.  Der  Ausarbeitung 
desselben  hat  sich  die  Pietät  von  des  Verfassers  sachkundigem 
Sohn,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Unterzeichneten  —  einem  dank- 
baren Schüler  und  langjährigen  Interpreten  des  Vollendeten  — 
unterzogen:  dergestalt  jedoch,  dafs  des  Ersteren  Fleifs  nur  die 
kleinere  Hälfte  der  Aufgabe  dem  Letzteren,  zu  lösen,  überliefe. 

Heidelberg,  im  März  1839. 


Karl  Eduard  Mörstadt. 
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zu     der    dritten  Auflage. 


Diese  dritte  Auflage  unterscheidet  sich  von  der  zweiten  durch  eine 
bedeutende  Menge  von  Zusätzen,  und  durch  vorteilhafte  Aenderung  in 
Format  und  Druck. 

Nicht  leicht  ist  ein  Paragraph  ohne  Aenderung  oder  Zusatz  gehlieben. 
Dennoch  hat  die  typographische  Aenderung  eine  Minderung  der  Bogenzahl 
möglich  gemacht,  während  die  Beibehaltung  der  vorigen  Einrichtung  eine 
Mehrung  von  63'/4  auf  86'/4  zur  Folge  gehabt  haben  wurde,  laut  einer 
in  der  Buchdruckerei  angestellten  genauen  Berechnung. 

Von  §.  5i  an,  haben  die  Paragraphen  neue  Ziffern  erhalten,  um  nicht, 
wie  in  der  zweiten  Auflage,  den  Ziffern  der  seit  der  ersten  neu  hinzuge- 
kommenen §§.  Notenbuchstaben  beifugen  zu  müssen.  Daher  ist  die 
Paragraphenzahl  von  486  auf  585  gewachsen.  Doch  sind  überall  auch 
die  vorigen  Zahlen,  mit  kleineren  Lettern  und  in  Klammern,  der  neuen 
Zahl  zur  Seite  gesetzt,  um  Citationen  der  zweiten  Auflage  auch  in  der 
jetizigen  ohne  Schwierigkeit  finden  zu  können. 

In  Absicht  auf  Grundsätze,  wird  man  Nichts  geändert,  auch  überall  das  Be- 
streben wieder  finden,  dem  Dienst  der  selbsterkannten  Wahrheit  Ehre  zu  machen. 

Der  Vortrag  des  Bundesrechts,  in  dem  ersten  Theil,  wird  nach  den 
zwei  HauptPerioden  zu  beurtheilen,  zum  Theil  zu  entschuldigen  seyn, 
nach  welchen  aufmerksame  Beobachter  die  Aeusserungen  der  bundestäglichen 
Wirksamkeit,  in  Form  und  Wesen,  für  sich  schon  zu  unterscheiden  nicht 
werden  unterlassen  haben.  Selbstredend  unterscheidet  sich  dieselbe:  von 
dem  Anfang  der  Bundesversammlung  bis  zu  dem  carlsbader  Congrefs  in 
dem  Herbst  1819,  und  seitdem;  dann  hier  wieder  nach  dem  Abschnitt, 
welcher  im  Jahr  1823  beginnt  Ueber  die  erste  HauptPeriode  hat  der 
Verfasser  sich  aufrichtig  und  öffentlich  schon  ausgesprochen,  in  der  Vor- 
rede zu  der  ersten  Auflage.  Im  Uebrigen  wird  erlaubt  seyn,  zu  erinnern 
an  Cicero'«  (jHe  LL.  III.  9.):  *nec  reprehendere  licet,  nec  laudarc  possum». 

Das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  in  dem  zweiten  Theil,  hat  eben- 
falls manche  Bereicherung  erhalten,  wozu  einen  grossen  Theil  des  Stoffs 
der  Zeitraum  seit  Erscheinung  der  zweiten  Auflage  geliefert  hat.  In  dem 
Anhang  erscheint  Num.  IV ,  das  Verzeichnifs  der  Standesherren,  grossen- 
iheils  umgearbeitet,  und  ein  zweites  Verzeichnifs  derselben,  Num.  V, 
ist  neu  hinzugekommen.  * 

fciab«r'i  öfieDtl.  R«clt ,  4  'AaS.  II 


Digitized  by  Google 


xvm  Vorrede. 

Dem  Bandesrecht  und  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  hat  der 
Verfasser  eine  Reihe  von  Abhandlungen  zu  widmen  angefangen,  in  seinen 
«.Abhandlungen  und  Beobachtungen  für  Geschieht  künde,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften » ,  wovon  der  erste  Band  i83o  hier  in  der  Andreäischen 
Buchhandlung  erschienen  ist.  Dem  Bundesrecht  insbesondere  dient  seine 
« Quellensammlung  zu  dem  öffentlichen  Recht  des  Teutschen  Bundes ». 
Dritte,  sehr  vermehrte  Auflage.    Erlangen  i83o.  gr.  8. 

Dem  Urtheil  unbefangener  und  wohlwollender  Kenner  und  Freunde 
der  Wissenschaft,  unterwirft  der  Verfasser  das  Alte  und  Neue  mit  vollem 
Vertrauen.  Die  Andern  werden  vielleicht  auch  bei  dieser  Auflage  nicht 
ermangeln,  Manches  zu  bezeichnen  und,  treugehorsamst  wenigstens  scheinen 
wollend,  zu  belichten.  Aber  was  Caligula  (Suetonius,  34.)  wollte  und 
nicht  vermochte,  wird  auch  Ihnen  nicht  gelingen.  Ehrensäulen  setzten  die 
wahren  Freunde  des  allgemeinen  Wohls  und  der  Wissenschaft  von  jeher 
nur  Denen ,  die  es  verdienten. 

Unter  den  Zusätzen  finden  sich  manche,  zum  Theil  erhebliche,  welche  die 
Wissenschaft  der  durch  die  zweite  Auflage  zunächst  veranlafsten  glucklichen 
Unabhängigkeit  des  Verfassers  zu  danken  hat.  Diese  Veranlassung  wurde  hier 
unerwähnt  bleiben,  diente  sie  nicht  zur  Geschichte  der  Wissenschaft:  des  öffent- 
lichen Rechts,  unserer  Zeit,  dieses  Buchs  und  seines  Verfassers«  Ihnen  allen, 
und  einer  hohen  Staatsregierung,  gebührt  eine  öffentliche  Darstellung  und 
Rechtfertigung^  schon  seit  sechs  Jahren  liegt  sie  druck  fertig. 

Kaum  erschienen,  ward  die  zweite  Auflage  ein  Gegenstand  eifriger 
politischer  Verketzerung  des  Buchs  und  seines  Verfassers.  Diplomatische  und 
andere  Berichte  und  Denunciationen,  zum  Theil  von  knechtischen  Wohl- 
dienern, manche  von  ihnen  sonst  dem  Verfasser  zu  Dank  verpflichtet, 
wurden  ingeheim  wider  beide  gerichtet. 

Offene  und  directe  Angriffe  erfolgten,  zuerst  von  dem  nassauischen 
Minister,  Freiherrn  von  Marschall,  der,  wiewohl  ohne  unmittelbaren 
Erfolg,  mit  einer  förmlichen  Denunciation  am  berliner  Hof  endigte;  dann 
von  Berlin  aus,  unter  der  Firma  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, Grafen  von  Bcrnstorff,  mit  planmäsiger  Verfolgung  des  Verfassers. 
Allen  Rechtslehrern  auf  preussischen  Universitäten  ward  untersagt ,  das 
Buch  bei  Vorlesungen  zum  Grund  zu  legen.  Aus  demselben  schriftliche 
Auszüge  für  den  I.ehrbegriff  zu  machen,  und  Stellen  den  Zuhörern  wört- 
lich in  die  Feder  zu  dictiren,  war  nicht  zu  verhindern. 

Das  Ergebnifs  einer  ungefähr  dreivierteljährigen  Untersuchung  zu 
Berlin,  während  berufsmäßiger  Abwesenheit  des  Verfassers,  war  eine  Ver- 
urteilung desselben  zu  demüthigender  und  ehrwidriger,  sowohl  amtlicher, 
als  auch  publicistisch-literärischer  Stellung  desselben,  mit  Anfuhrung  von 
Entscheidungsgriinden ,  auf  sieben  beschriebenen  Folioseiten.  Von  secns 
Anklagepuncten  hier  vorläufig  nur  zwei,  zur  Probe. 

Zu  schwerer  politischer  Sünde  ward  der  Grundsatz  (§.  67)  angerechnet, 
dals  für  Lücken  in  dem  positiven  Staatsrecht,  das  natürliche  oder  allgemeine 
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Staatsrecht  eine  Hülfquelle  sey.  Solche  Sunde  trogt  dieser  Autor  mit  fast 
allen  seinen  Vorgängern,  von  Anbeginn  der  wissenschaftlichen  Cultur  des 
öffentlichen  Rechts.  Hatte  er  doch  ausdrücklich  vor  «Mifsbrauch  und  ver- 
kehrt«- Anwendung»  gewarnt. 

Hauptvergehen  sollte  seyn,  dafs  der  Verfasser  «kein  Bedenken  ge- 
tragen, durchgängig  die  entschiedenste  Vorliebe  für  die  gegenwärtigen 
«gemischten  Regierungsverfassungen  einiger  Bundeslander  unverhohlen  an 
«den  Tag  zu  legen,  wiewohl  die  neuere  Gesetzgebung  des  Bundes  be- 
«kanntlich,  unter  der  thätigsten  Mitwirkung  Preussens,  vorzüglich  mit  auf 

*  den  Zweck  gerichtet  worden,  den,  diesen  in  einer  noch  lange  zu  beklagenden 
^Epoche  fast  allgemeiner  politischer  Verirrung  mit  so  grosser  Ueber- 

*  eilung  gestifteten  Verfassungen  zum  Grund  liegenden  demokratischen 
*Principien  entgegen  zu  wirken». 

Zu  Mitschuldigen  bei  diesem  Vergehen,  hatte  der  Verfasser  jene 
prenssischen  Staatsbeamten  der  höchsten  Ciasse,  welche  auf  dem  wiener 
Congrefs,  unter  allerhöchster  Ermächtigung,  die  Einfuhrung  des  Repräsen- 
ütivSystems  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  mit  allbemerktem  Eifer,  und 
gewic/itiger  practisch  betrieben  hatten,  als  theoretisch  von  ihm  je  geschehen 
war  und  konnte. 

Auch  waren  seine  Grundsätze  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  der 
prenssischen  Regierung  nichts  weniger  denn  unbekannt,  als  sie  ihn,  nach 
mehrfachen  Anträgen  seit  i8i4>  im  Jahr  1817  in  ihren  Dienst  angelegentlich 
zurückrief,  als  Rath  erster  Classe,  bei  dem  Staatskanzler  und  in  dein  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Seine  «Uebersicht  der  diploma- 
tischen Verhandlungen  des  wiener  Congresses»,  und  die  erste  Auflage  des 
gegenwärtigen  Buchs,  lagen  vor  ihren  Augen;  er  selbst  hatte  beide  dem 
obersten  Staatsbeamten,  dem  Staatskanzler,  mitgetheilt,  nicht  ohne  die  Ab- 
sicht, über  seine  staatsrechtlichen  Grundsätze  nicht  in  Zweifel  zu  lassen. 
Damals  ängstigte  keine  Gespensterfurcht  vor  Umtrieben;  Mückenstiche  der 
Burschenschall  und  Turngemeinden  wurden  wenig  beachtet,  auf  Beschlüsse 
ward  nicht  gedacht,  die  auf  Einen  wahrhaft  Schuldigen  Hunderttausende 
von  Unschuldigen  tieflfen,  wohl  gar  den  Schein  tragen,  eine  ganze  achtbare 
Nation  mit  einem  politischen  Interdic}  belegen  zu  sollen. 

Die  Anklagen  und  Anschuldigungen  wider  den  Verfasser  des  Oefrent- 
Ikhen  Rechtes  bestanden.  Sie  wurden  emsig  beachtet,  verbreitet,  bearbeitet, 
abgeurtheilt.  Vor  der  Verurtheilung  dem  Angeklagten  sie  zu  eröffnen,  ihn 
mit  Vertheidigung  und  Rechtfertigung  ordnungsmäsig  zu  hören,  ward  nicht 
t'ir  dienlich  erachtet.  Es  hätte  zu  einem  andern  Resultat  führen  können, 
'j^wifs  wäre  dadurch  der  Mifsrechnung ,  auf  entschiedene  Ungeneigtheit  zu 
Aufopferung  ei  11  er  Besoldung  von  fünf  tausend  Thalern,  vorgebeugt  worden. 

Trotz  der  Härte  des  MinisterialBescheides,  ward  darin  gleichwohl  das 
Leblich  Verschuldete  nur  der  Verkehrtheit  der  publicistischen  Urtheils- 
.-.rait  des  Verdammten  zur  I^ast  gelegt  «Wer  ihn  kenne»,  ward  gesagt, 
«  werde  sich  keinen  Zweifel  darüber  erlauben ,  dafs  er  darin  ( in  der  Dar- 

11* 
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Stellung  seines  Systems)  nach  bester  Wissenschaft  and  Ueberzeugung  zu 
Werke  gegangen  sey»;  aber  die  Nichtkenner  müfsten  darin  (in  der  Mangel- 
haftigkeit seiner  publicistischen  Einsicht)  eine  bose  Absicht  «zu  erkennen 
glauben  ». 

Zweierlei  scheint  hier,  Ernst  vorausgesetzt,  völlig  klar:  ein  auffallender 
Mangel  der  Vernunfterkenntnifs  bei  dem  Verfasser  —  entweder  des  Be- 
scheides, oder  des  Buchs;  dann,  dafs  den  letzten  die  geheime  Polizei 
wenigstens  nicht  verdächtigt  habe.  Und  doch  gebührt  auch  dem  Verstandes- 
schwachen und  dem  Verdächtigen  die  Rechtswohlthat  der  Vertheidigung! 
Woher  denn  solche  Verfahrungsweise  und  ein  so  schonungsloses  Urtheil? 

Wenige  Wochen  nach  Erscheinung  der  zweiten  Auflage,  hatten  zwei 
Augen  sich  geschlossen;  der  Staatskanzler,  Fürst  Hardenberg,  drei  und 
dreissig  Jahre  lang,  bei  vielfacher  amtlicher  und  geselliger  Berührung  mit 
dem  Verfasser,  sein  Gönner  und  Freund,  war  gegen  das  Ende  des  Con- 
gresses  von  Verona  gestorben,  zu  Genua  am  36.  November  1822.  Andern, 
von  anderer  Denk-  und  Handlungsweise,  waren  die  Schranken  geöffnet 
Auffallend  fühlbar  ward  sofort,  die  wider  ihn  nun  wirksam  gewordene 
Mifsstimmung,  in  schwierigen  und  verwickelten  CommissionsGeschäften,  die 
ihm  zu  Frankfurt  am  Main  oblagen;  sie  wurden  ihm  möglichst  verleidet. 

Mißbilligende  Einflüsterungen  und  Anregungen  von  Aussen,  vielleicht 
von  einem  Einflufsreichen ,  dem  wohl  aus  noch  andern  Ursachen  ein  pub- 
licistischer  Todschlag  solcher  Art  willkommen  seyn  mochte,  könnten,  sollen 
in  jener  Zeit  auch  mitgewirkt  haben.  Gesprochen  ward  davon,  sehr 
glaublich;  doch  würde  es  Niemand  verbürgen,  da  nicht  Sitte  ist,  über 
solche  Bestrebungen  Brief  und  Siegel  zu  geben. 

Ein  Jahr  nach  jenem  Todesfall,  sendete  Herr  Graf  Bernstorff  das 
oben  erwähnte  verdammende  MinisterialUrtheil  dem  Verfasser  nach  Frankfurt 
am  Main.  Unfähig,  einem  solchen  Strafurtheil  sich  zu  unterwerfen,  bat 
er,  unter  der  sichern  Voraussetzung,  dafs  solches  nicht  zurückgenommen 
würde,  ohne  den  geringsten  Verzug  um  Dienstentlassung,  die,  auf  wieder- 
holte Bitte,  vier  Monate  später  erfolgte«  Was  damals  ohne  bedeutende 
Schwierigkeit  geschah,  würde  es  auch  heute  durchzusetzen  seyn? 

Es  gibt  ernste  Augenblicke,  in  welchen  der  Mensch  starkmüthig  sich 
erheben  mufs  über  die  gewöhnlichen  Rücksichten  des  Lebens«  Dem  un~ 
gehört  Verurtheilten  kostete  es,  unter  den  gegebenen  Umständen,  nicht 
die  mindeste  Ueberwindung,  einem  Amt,  Titel  und  Gehalt  rühmlich  zu 
entsagen ,  die  er  unrühmlich  nur  hätte  behalten  können.  Buhig ,  in 
seinem  gekränkten  Recht,  durch  das  Bewufstseyn  der  Schuldlosigkeit, 
schied  er  von  dem  Staat  und  dessen  Dienst;  darum  nicht  minder  dankbar 
für  alles  Gute,  was  ihm  darin,  besonders  durch  die  Gnade  des  allver- 
ehrten Monarchen,  zu  Theil  geworden  war. 

Frankfurt  am  Main,  am  i3.  April  i83i. 
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zu    der    zweiten  Auflage. 

/Vis  die  erste  Aaflage  dieses  Werkes  erschien,  hatte  die  Wirksamkeit 
der  Bundesversammlung,  und  mit  ihr  die  Entwicklung  der  Bundesverfassung, 
kaum  begonnen.  Beide  haben  seitdem  so  mannigfache  und  so  erhebliche 
Fortschritte  gemacht,  dafs  in  der  nothwendig  gewordenen  zweiten  Auflage, 
eine  erweiternde  Vervollkommnung  des  Lehrbegriffs  für  das  Bundesrecht, 
dem  Verfasser  zur  Pflicht  geworden  war.  Auch  dem  Staatsrecht  der  Bundes- 
staaten ist  seitdem  vielfache  Ausbildung  zu  Theil  geworden,  hauptsächlich  in 
Hinsicht  auf  ständische  Verfassung,  standesherrliche,  kirchenhoheitlichc, 
Schiffahrt-  und  verschiedene  andere  Verhältnisse  staatsrechtlicher  Art. 

Fast  alle  Paragraphen  der  ersten,  und  eine  Reihe  von  neuen  der 
rweiten  Auflage,  werden  Zeugnils  geben  von  dem  Bestreben,  dieses  Werk 
so  nützlich  zu  machen,  als  in  der  Macht  seines  Urhebers  stand.  Wer  sich 
von  der  Menge  und  Erheblichkeit  der  Zusätze,  Aenderungen  und  Verbesse- 
ningen in  dieser  zweiten  Auflage,  überzeugen  will,  darf  beispielweise  nur 
den  ganzen  ersten  Theil,  welcher  das  öffentliche  Recht  des  teutseben  Bun- 
des enthält,  mit  der  ersten  Auflage  vergleichen;  dann  aus  dem  zweiten 
Theil,  die  Capitel  von  dem  Staat  und  Staatsoberhaupt,  von  Staatsbürgern 
and  Untertbanen,  von  Landständen,  von  Standesherren,  von  Oberherrschaft 
and  Staatseigen  thumrecht,  von  dem  MünzRegal,  von  der  Kirchenhoheit, 
von  Schiffahrt  und  Handelsverkehr.  Auch  die  Literatur  hat  gewonnen, 
und  das  Register  ist  reichhaltiger  und  brauchbarer  geworden.  Die  Zahlen 
der  Paragraphen  zu  ändern  schien  nicht  rathsam,  um  die  zeitherige  öftere 
Anführung  des  Buchs  in  Druckschriften,  für  Besitzer  der  zweiten  Auflage 
nicht  zu  vereiteln  oder  beschwerlich  zu  raachen.  Daher  sind  die  neuen 
Paragraphen  mit  den  Ziffern  des  nächstvorhergehenden  bezeichnet,  beide 
aber  durch  beigefügte  Notenbuchstaben  von  einander  unterschieden.  Wegen 
der  weit  sparsameren  Einrichtung  des  Drucks,  hat  die  große  Menge  von 
Zusätzen  auf  die  Bogenzahl  nicht  nachtheilig  gewirkt. 


Vorrede. 


Das  Ganze  erscheint  auch  diefsmal  in  zwei  Abtheilungen,  -wovon  die 
erste  die  Einleitung  und  das  öffentliche  Recht  des  Bundes  enthalt,  die 
andere  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten;  doch  mit  fortlaufenden  Zahlen 
der  Seiten  und  Paragraphen.  Diese  Abtheilnng  gewährt  die  Bequemlich- 
keit, das  Werk,  wenn  man  will,  in  zwei  Bände  binden  zu  lassen.  Auch 
ist  ein  Verzeichnifs  der  teutschen  Standesherren,  im  Sinn  der  teutschen 
BundesActe,  hinzugekommen,  geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welchen 
ihre  Besitzungen  sich  befinden. 

Dafs  Privatmeinungen  und  mögliche  Irrthümer  des  Verfassers,  für 
wirkliche  Verhältnisse  in  und  unter  Staaten  auch  diefsmal  unverfänglich 
seyen,  bedarf  kaum  einer  Erwähnung.  Auch  können  Belehrungen  schwer- 
lich irgendwo  eine  willigere  Aufnahme  finden,  als  bei  ihm,  dem  Ver- 
besserung und  Erweiterung  des  Wissens  und  der  Einsicht,  Bedürfnifs 
geworden  sind. 

Fbanhfurt  am  Main,  am  1.  Mai  1822. 
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zu    der    ersten  Auflage. 

Für  Geschichte  und  Staatsrecht  unsere  Vaterlandes,  ist,  nach  grofVcn 
und  schweren  Ereignissen ,  ein  neuer  Zeitraum  eingetreten.  Vor  unsern 
Augen  eröffnet  sich  eine  neue  Ordnung  der  oft ent liehen  Sachen,  begründet, 
nach  hartem  Kampf,  durch  Vertagung  der  fremden  Herrschaft  aus  Teutsch- 
land, und  durch  Stiftung  des  Teutschen  Bundes. 

Mit  Recht  darf  man  nun,  zu  dem  der  Geschichte  und  Rechtswissen- 
schaft kundigen  oder  beflissenen  Theil  der  Teutschen,  vertrauen,  er  werde 
hierin  eine  kräftige  Aufforderung  finden,  die,  seit  dem  westphälischen  Frieden 
mühsam  errungene,  publicistische  Cultur  aufzufrischen,  zu  erhalten  und  zu 
erhöhen«  In  der  letzten  Zeit,  unter  dem  Schwert  Napoleons,  hatte  sie  bei 
den  Regierten  eben  so  wenig  als  bei  den  Regierenden,  Fortschritte  gemacht. 
Auf  öffentlichen  Lehranstalten  wäre  sie,  bei  längerer  Dauer  dieses  gewaltsamen 
Zustand  es,  vielleicht  untergegangen,  wenigstens  napoleonisirt  worden;  wozu 
hie  und  da  schon  ein  ziemlicher  Anfang  gemacht  zu  seyn  schien. 

Was   der   wissenschaftlichen   Pflege   in   dieser   denkwürdigen  Zeit 
abging  ,    das   glaubten    Manche    durch   Politisiren    zu   ersetzen  ;  wozu 
die  grofsen    Ereignisse,    welche   in   schnellem   Wechsel    über  Europa 
inherstürzten ,   es  nie  an   Stoff  fehlen  liefsen.     Unstreitig   kamen  auf 
diesem  Wege,  schon  durch  Vermittlung  der  gemeinen  Tagblätter,  grofse 
politische  und  publicistische  Wahrheiten  in  allgemeinern  Umlauf,  und  es 
war  ein  wirksames  Erwachen  des  Volkes,    zu   dem  Bewufstseyn  seiner 
wesentlichen  Rechte,  oft  nur  zu  merkbar.    Es  ging  dieses  so  weit,  dafs 
nun  behaupten  könnte,  es  gebe,  in  Absicht  auf  die  wichtigsten  Lehren 
der  Politik  und  des  öffentlichen  Rechtes,  in  den  cultivirten  Staaten  von 
Kuropa  keine  Profanen  mehr.    Aber  eben  so  allgemein,  verbreiteten  sich 
üemit  alle  Gefahren  und  Nachtheile  des  Halbwissens  und  der  AfterCultur 
hier  der  Beachtung  um  so  werther,  weil  es  eine  Angelegenheit  betrifft, 
welche   nächst   der   Sitten-    und  Gesundheitlehre,    die    wichtigste  dos 
Menschen  ist. 
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Dafs  der  positive  Stoff,  sowohl  des  tauschen  Bundesrechtes ,  als 
auch  des  gemeinen  Staatsrechtes  der  Bundesstaaten ,  noch  nicht  in  allen 
Thcilen  des  einen  und  des  andern  so  reichlich  vorhanden,  oder  so  ausge- 
bildet ist,  wie  von  der  nahen  Folgezeit  sich  erwarten  läfst,  mochte  der 
Erscheinung  dieses  Werkes  wohl  nicht  zu  gerechtem  Vorwurf  gereichen. 
Die  Ausbildung  des  publicistischen  Lehrbegriff*  sollte  zu  keiner  Zeit  still- 
stehen. Sie  wurde  es  aber,  sobald  man  aufhören  wollte  augenblicklich  in 
ihn  aufzunehmen,  was  die  Zeit,  was  bessere  Einsicht  und  vermehrte  Er- 
fahrung für  ihn  darbieten. 

Konnte  auch  ein  Lehrbegriff  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes,  fetzt  noch, 
nicht  mehr  seyn,  als  Einleitung  oder  Vorbereitung  zu  einem  künftigen,  mehr 
und  besser  ausgebildeten  Bundes-  und  Staatsrecht,  wenn  nicht  aller,  doch 
eines  grofsen  Theils  der  Bundesstaaten,  mehr  nicht  als  Begriff-  und  Formen- 
lehre, eine  geordnete  üebersicht  der  verschiedenen  Gegenstände,  Begriffe, 
Grundlagen,  Kunstwörter  und  Formen  des  öffentlichen  Rechtes,  womit  der 
echte  Rechtsgelehrtc  und  Staatsmann  vertraut  seyn,  welche  der  Lehrling  lernen 
mufs,  so  würde  eine  solche  Darstellung  darum  nicht  minder  nützlich,  ja  un- 
entbehrlich seyn*  Dem  Kenner  diente  sie  wenigstens  als  Erregungsmittel  Zur 
die  Schwungkraft  zu  dem  Vorwärtsschreiten,  dem  rechtsbeflissenen  Theil  der 
Studirenden  zu  Erweckung  eines  publicistischen  Bildungseifers,  der  auf  teut- 
schen Lehranstalten  hoffentlich  wieder  erwachen  wird. 

Hiezu  kommt,  dafs  die  ersten  und  ewigen  Wahrheiten  des  öffent- 
lichen Rechtes,  ihrem  Wesen  nach  keinem  Wechsel  unterworfen  sind, 
und  dafs  ein  grofser  Theil  des  öffentlichen  Rechtes  aus  der  Zeit  des 
teutschen  Reichs  und  des  rheinischen  Bundes,  nebst  dazu  gehörender 
Literatur,  für  die  Gegenwart,  und  wahrscheinlich  noch  lange  bin,  dem 
Staatsmann  und  Rcchtsgelehrten  nicht  blofs  nützlich,  sondern  unentbehr- 
lich, folglich  in  frischem  Andenken  zu  erhalten  ist.  Nur  die  Trägheit, 
welcher  jede  Entschuldigung,  jeder  Vorwand  willkommen  ist,  mochte  sich 
mit  dem  Allerneuesten  begnügen,  und  die  Wahrheit  bestreiten,  dafs  der 
nach  echter  Bildung  strebende  Rechtsgelehrte  und  Rechtsbeflissene  des 
Alten  nicht  zu  viel  lernen  kann. 

Wenn  gleich  die  That  selbst  nicht  verkennen  läfst,  dafs  die  grofsen 
Lehren,  welche  die  Geschichte  nicht  ermüdet  den  politischen  Machthabern 
darzubieten,  für  einen  grofsen  Theil  derselben,  trotz  der  VervollLomm- 
nungsfahigkeit  des  menschlichen  Geistes,  zeither  fruchtlos  zu  seyn  schienen, 
so  sind  sie  es  doch  gewifs  weder  für  die  öffentliche  Meinung  ,  diese 
grofse  unaufhaltsam  fortschreitende  Macht  unserer  Zeit,  noch  für  die 
Theorie.  Desto  nothiger  und  nützlicher  ist  es  aber  auch,  dahin  zu 
trachten,  dafs  bei  der  Nation,  um  getrost  und  freudig  in  die  Zukunft  zu 
sehen,  ihre  Pflichten  nicht  weniger  als  ihre  Rechte  fortwährend  in 
frischem  Andenken  erhalten  werden.  Diese  Betrachtung  war  für  den 
Verfasser  vorzüglich  ein  Beweggrund,  gegenwärtiges  Werk  öffentlich, 
und  schon  jetzt  erscheinen  zu  lassen. 
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Tlas  Vaterland  hat  einen  Schatz  gewonnen  von  unschätzbarem  Werth, 
durch  das  Daseyn  einer  teutschen  Bundesversammlung  Ton  fortwährender 
Dauer,  in  ihrem  Schoose  Männer  bewahrend,  welche  die  Nation  ihren 
Edelsten  beizahlt  Welche  Hoffnungen  erblühen  nicht  aus  dem  Streben 
eines  hohen  Raths  der  Teutschen,  der  unlängst  in  dem  Angesicht  von 
Europa  das  feierliche  Gelübde  ablegte:  «dafs  er,  eingedenk  der  hohen 
Bestimmung,  zu  der  er  berufen  worden,  und  der  Vorschriften  und 
^  Zwecke  der  BundesActe,  sich  durch  keine  ungleiche  Beurtheilung  eines 
einzelnen  Bundesgliedes  abhalten  lassen  werde,  innerhalb  der  ihm  vorge- 
zeichneten Schranken,  selbst  bedrängter  ünterthanen  sich  anzunehmen,  und 
auch  ihnen  die  üeberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  Teutschland  nur  darum 
mit  dem  Blute  der  V51ker  vom  fremden  Joche  befreit,  und  Länder  ihren 
rechtmäßigen  Regenten  zurückgegeben  worden  seyen,  damit  überall  ein 
rechtlicher  Zustand  an  die  Stelle  der  Willkühr  treten  möge»! 

Nächst  der  Bundesversammlung,  müssen  die  politischen  Machthaber  in 
den  Bundesstaaten,  gleich  den  Lehrern  und  Schriftstellern,  stets  des  hohen 
Berufs  eingedenk  seyn,  von  dessen  Erfüllung  das  Vaterland  Heilung  seiner 
zahllossen  Wunden  und  einen  fest  und  zweckmäßig  geordneten  Rechtszu- 
stand des  Geraeinwesens  erwartet.  Diesen  Beruf  erwägend,  und  stolz  auf 
ihn,  werden  sie  ihre  Pflicht  immer  schärfer  ins  Auge  fassen,  und  in 
weisem  Eifer  für  ihn  nie  ermüden,  wollen  sie  anders  nicht  eine  uuaus- 
1  oschbare  Schuld  sich  aufbürden, 

WTenn  man  in  Form  und  Materie  dieses  Werkes,  durchaus  Aehn- 
lichheit  und  oft  Uebereinstimmung  bemerkt,  mit  des  Verfassers  «Staats- 
recht des  Rheinbundes»,  so  liegt  der  Grund  hievon*theils  in  der  unver- 
änderten Natur  des  Stoffes,  theils  in  fortwährender  individueller  Ansicht. 
Dagegen  wird  man  die  Beflissenheit,  überall,  wo  es  m5ghch  war,  Neues, 
Vollständigeres  und  Besseres  zu  geben,  nicht  weniger  oft  wahrnehmen. 
Leber  die  Methode,  ist  in  dem  Wrerk  selbst  (§.  14  f.)  gesprochen. 

An  die  .Literatur  des  altern ,  neuern  und  neuesten  öffentlichen 
Rechtes,  hat  der  Verfasser  besonders  den  Lehrbedürftigen  erinnern  zu 
müssen  um  so  mehr  geglaubt,  da  dieselbe  zu  vollständiger  Erkennung 
und  Bewahrung  vorzüglich  dieser  Art  von  Rechtswahrheiten,  und  der 
dahin  gehörigen  Thatsacben,  unentbehrlich  ist,  und  ein  verhältnifsmäaig 
zahlreicher  ^Theil  des  Publicums  die  öffentliche  Bekanntmachung  einer 
längst  druckfertigen  Fortsetzung  von  des  Verfassers  « Neuen  Literatur 
des  teutschen  Staatsrechtes»,  deren  Abdruck  in  dem  Augenblick,  wo 
Napoleon  das  teutsche  Reich  vernichtete,  beginnen  sollte,  selbst  wenn 
sie  bis  auf  den  jetzigen  Zeitpunct  fortgeführt  Märe ,  schwerlich  be- 
günstigen würde.  Controversen  sind ,  in  Noten ,  nicht  selten  ange- 
deutet,  damit  auch  der  Verschiedenheit  der  Meinungen,  selbst  Partei- 
meinungen,  ihr  Recht  widerfahre.  Aber  Polemik  sucht  man  hier  verge- 
bens; ein  Lehrbuch  ist  kein  Kampfplatz. 
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Lieber  seine  Grundsätze  und  die  Unbestechlichkeit  seiner  Wahrheits- 
liebe, hat  der  Verfasser  schon  mehrmal  sein  Bekenntnifs  abgelegt,  es 
hoffentlich  auch  überall  durch  die  That  bekräftigt;  namentlich  in  dem 
ganzen  traurigen  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes,  in  welchem  weit 
nicht  alle  teutschen  Staatsmänner,  Rechtslehrer  und  Schriftsteller,  die 
Feuerprobe  der  Festigkeit,  des  Starkmuths  und  der  Uneigennützigkeit 
bestanden.  Wohlmeinend  mit  den  Fürsten,  aber  auch  mit  dem  Volk 
nicht  minder,  setzt  er  eine  Ehre  darin,  als  Publicist  in  keiner  Bezie- 
hung einer  politischen  oder  '  kirchlichen  Partei  anzugehören.  Solche 
Denk  -  und  Handlungsweise  ist  selten  ein  Mittel ,  zu  Hof-  und  Privat- 
gunst zu  gelangen.  Er  hat  aber  auch  die  eine  und  die  andere,  wenn 
sie  nicht  auf  andern  Wegen  erlangt  ward,  oder  zu  erlangen  war,  nie 
zu  schätzen  gewufst,  überzeugt,  dafs  der  echte  Publicist  mit  strenger 
Wahrheitsliebe,  mit  reinem  Wohlwollen  und  fester  Gemüthskraft,  nicht 
weniger  ausgerüstet  seyn  müsse,  als  mit  einem  Schatz  von  Erfahrung 
und  Kenntnissen. 

Für  die  Uebel wollenden,  für  die,  bei  welchen  Unparteilichkeit  schon 
verdächtig  oder  verhafst  macht,  mochte  er  nicht  geschrieben  haben. 
Diese  sind  so  wenig  zu  versöhnen,  als  zu  beseitigen.  Dagegen  erkennt 
er  jede  besonnene  Critik,  für  eine  ihm  erwiesene  Wohlthat.  Die  Wahr- 
heit kann  durch  sie  nur  gewinnen,  und  ihm  ist  es  nicht  um  Rechthaben 
zu  thun,  sondern  um  Rechtseyn  und  Rechtmachen. 

Geschrieben  in  Teutschland,  am  1.  Mai  1817. 
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EINLEITUNG. 


L    C  A  P  I  T  E  L. 

Regriffe,  Abtheilungen,  Hülfswissenschaften ,  Methode. 


Staat. 

er  Staat  (civitas,  respublica)  ist  eine  bürgerliche  Gesellschaft, 
mit  einem  bestimmten  Landesbezirk,  unter  gemeinschaftlicher  Oberge- 
walt, zu  allseitiger  Sicherheit  <*).  Nur  in  Verträgen  ausdruck- 
lichen oder  stillschweigenden,  ist  der  rechtliche  Entstehungsgrund  dieses 
Sicherheitbundes,  dieser  Schutzanstalt,  dieses  collectiren  Subjectes  von 
Rechten  und  Pflichten,  zu  suchen  Das  Ganze  der  bürgerlichen  Social- 
Rechte  hat  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  dem  Ganzen  der  Individual- 
Rechte  Jene  Verträge  sind  zu  betrachten,  wenn  auch  nicht  in  jedem 
einzelnen  Fall  als  erweisliche  Thatsache,  oder  als  in  eine  Magna  Charta  zu 
Papier  gebracht,  doch  als  regulative  Idee  der  zur  Staatsverbindung  sich 
vernunftgemäfs  bestimmenden  Menschen  *).  Vie  Staatengeschichte,  auch 
die  teutsche,  hat  nun  schon  eine  grosse  Anzahl  von  StaatsGrundver- 
t  ragen  aufzuweisen  /).  Sie  dienen  wider  den  Mifsbrauch  der  Staatsge- 
walt und  der  Volltfrechte,  und  für  den  Schutz  der  naturlichen  und 
wohlerworbenen  Rechte  des  Regenten  und  der  Unterthanen,  als  eine 
Richtschnur,  durch  welche  in  dem  Lauf  der  Jahre  beiden  Theilen  zur 
Gewohnheit  wird,  nichts  Unrechtliches  zu  wollen. 

ä)  Andere  geben  als  Staatsztveek  an:  Schutz  der  Rechte.  Sicherung  der  Herrschaft 
des  Rechtes,  Gemeinwohl  (salus  publica),  höchstmögliche  Freiheit,  rechtliche 
Freiheit  der  Staatsgenossen,  Erhaltung  der  äussern  Freiheit,  alles  Gute  was 
dareh  Vereinigung  der  Kräfte  Aller  erreicht  werden  kann,  u.  d.  m.  —  Jene 
Beglächmgsgewalt.  welche  Alles  in  Vormundschaft  tu  nehmen  trachtet,  ist  aus- 
geschlossen J.  W.  PxAciot-8  (Petersen)  Literatur  der  Staatslehre,  I.  Abthcil. 
S.  4  —  >3»  »»  u.  33  ff.    Tai  Scbkau  natürl.  Staatsrecht,  §.  46.  —  In  der 

Fmleitung  tu  Theod.  v.  Kretscumasn's  Hof  u.  Staat  ( Th.  I,  Bamb.  1808.8  ),  wird 
KlkWt  tfffentl.  Recht,  4.  Aafl.  1 
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Kiiileitung.  I.  Cixp.  Begriffe,  Abtlieiltiiigeii, 


gelehrt:  <*Aer  »Staat  sev  eine  ZachUtnstult ,  durch  welche  man  die  Mensrhen,  mit 
Aufopferung  aller  Individualität,  auf  eine  höhere  Stufe  der  Cultur  fuhren  müsse*. 
Dagegen  s.  man:  Dpxoi-hilos  ( Hrostcrnmnn }  an  Evrratks,  über  die  Grenzen  der 
Staatsgewalt.  Germanien  1-99. 8.  Ffufrbach's  Anlihobbes ,  (unten  %.  b  r).  Von 
den  wahren  Grenzen  der  Wirksamk.  d.  Staats,  in  Beziehung  auf  seine  Mit- 
glieder. Leipzig  1793.  8.  Lih'Jk's  IVationalln  luslrio  u.  Slaalswirthschafl,  Th.  I 
(1800),  Buch  4.  Fr.  v.  Havmkr'»  geschichtliche  Entwickelung  der  Begriffe  von 
Hecht,  Staat  und  Politik  a  Aufl.  Leipzig.  lJJ'ia.  8.  Fr.  Mirhard,  der  Zweck 
des  Staats.  Gött.  i83a.  8.  —  Der  Verein  eines  Volkes  oder  Menscheuhaufeus 
ohne  bestimmten  Landesbezirk,  bildet  eine  Horde,  keinen  Staat. 

b)  Für  diesen  Zweck  kann  man,  theoretisch  nach  dem  Inhalt  unterscheidend,  als 
ürsprungscheine  der  Staatsgewalt  sich  denken  :  1)  den  bürgerlichen  Vereinigungs- 
oder Gesell  scliaftvertr.ig  (Urvcrtrag,  contral  social,   partum   unionis  civilis); 
2)  den  Staatsgrund-  oder  bürgerlichen  Vcrfassungsvertrag  (pactum  ordinationis 
civilis  fundamentale  );  3)  den  bürgerlichen  Unterordnung-.  -  oder  Unterwerfung*- 
verlrag  (pactum  subjeclionis  civilis).    Durch  den  ersten  wird  eine  Civitas  oder 
Socielas  cjviis  begründet;  durch  den  andern  und  dritten,  Societas  civilis  cum 
Imperio  legilimo.    In  diesem  Sinn  ist  > ai'Olkos's  Sentenz  *1»  demorratie  vle»c 
la  souverainete»  (Las  Casfs,  mcmorial  de  Stc-Helene,  III.  46)  su  verstehen.  — 
Nicht  erst  von  Houssfau   stammt  die  Lehre  vom  Gesellschaftvertrag.  Ausser 
dem  unten  fdj  angef.  IL  Jdjiisus,  dessen  Lehre  fünf  Jahrhundertc  hindurch 
vor  ihm,  seit  K.  Augustus,  die  römische  StanUl'raxts  durch  die  Lex  regia  «chon 
bewährt  hatte,  haben  sie  schon  aufgestellt:  der  Sinese  Co.\-fc-tse  (Confucius, 
Sinarum  philosophus,  sive  scientia  sinensis,  studio  Phil.  Govflft,  Paris.  168-. 
fol. ,  üb.  I.  f  3.  p.  2.$.  3.  pag.  8.),  Pi.ato  (Hrilo,  vol.  I.  p.  lai.  edit.  Bipont.), 
Hob bks  und  Lochk,  beide  Y'erlhcidigcr ,  jener  der  unuinsehränkten,  dieser  der 
beschränkten  Gewalt  (JIffrfn*s  kleine  Schriften,  Th.  II,  S.  186  u.  198);  Dav. 
llu»v  in  seinen  Essavs  and  Treatises,   i-.ja ,    jetzt  in  dessen  Politischen  Ver- 
suchen, aus  dein  Engl.  (Bönigs!*.  1800.  8.),  S.  a63— 3o.j;  auch  Schrodt  sjsl. 
juris  publ.  univ.  (Hamb.   1780.  8  ),  p.  39.  sq.,  v.  Marti- >s  Abriss  des  Staatsr. 
der  vornehmsten  curop.  Staaten  (1^94.  8.),  S.  4.    Pkt.  Axt.  Fraisr's  Grundbe- 
trachtungen über  Staat  und  Hirtitc,  <».  3  11.  4«  S.  9.  u.  aa  ff.  und  die  daselbst 
angef.  Grotius  und  Gocckji.    Gros  Lehrhuch  der  philos.fRcchlswisscnscb.,  §.  3oB 
u.  3i4-    G.  E.  A-  Mfiihfl's  reine  Hechlslehret  §.  91a  IV.  H.  E.  Schubs  Lehrb- 
des  gem.  deutsch.  Staatsr.,  Abth.  I.  §.  1a  ff. 

c)  Anti  -  Lcviafhan  (Gött.  1807.  8.),  S.  .,9  fl.  Garve's  Anmcrk.  zu  Cicero  von  den 
Pflichten,  Bd.  I  (!>.  Aufl.  1801  ),  S.  71.  J.  C.  F.  MnsTFR'*iLehrb.  des  Naturrechts 
Frankf,  a.  d.  O.  1809.  8.),  §.  568— 671.    Schals  Handb.  d.  Rechtsphilosophie, 

i55  f. 

d)  An  dem  Staatsbaum  bildet  das  demokratische  Element  den  Ur-  oder  Grund- 
stamm;  auf  ihn  ist  jedes  andere  bestehende  gepfropft.    Jenes  Vernunft rerhtlicbe 
Vrverhällniss  bildet  die  rationelle  VolkSouverainet.it,  ein  Rechtsideal,  bestehend 
vor  der  Staatsverhindnng.  <>Populus  prineipi,  et  in  priueipem,  omne*  Imperium 
suum  et  potestntem  concedit».    Jistimamjs  Imp. ,  in  Instit.  Hb.  I.  tit.  1.  §.  6. 
Dieselbe  Bestimmung  enthalten  die  portugiesischen  Staatsgrundgesetze  von  ii/(3 
(nicht  1181)  und  1  <•  i  1 ,  in  Scunuss  corp.  juris  gentium,  I.  4»  sq.  II.  3290.  sq. 
7199.    1.E0  der  Grosse  sagte:  tyui  praefuturus  est  oinnibus,  ab  omnibus  eligatur. 
Dav.  IIimf  10m  Frsprung  der  Regierung,  in  dessen  angef.  Politischen  Versuchen, 
S.  aai  — a3o,  und  von  den  ersten  Grundlagen  der  Regierung,  ebenda».  S.  i3o—a3<). 
M.  G.  Curtivs  von  de,r  Wahl  der  tcutscltcn  Herzoge  im  Mittelalter  durch  ihre 
Laudsliinde;  in  dessen  Iiistor.  u.  polit.  Abhandlungen  (Marb.  i-83.  8.),  S.  1— r>5. 
Hi.vbf.r's  Uebersicht  d.  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Gongresses,  I.  »3o. 
Vergl.  uulen  $  t>3  </.  —    Llvvus  ganz  Anderes  bezeichnet  die,  eben  so  uuwalitc 
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als  unprattische,  Idee  voo  National-  oder  FolkSouwra'metät  in  der  Staatsregierung. 
Man  s.  unten  §.  a8o  rf,  und  Gaxilh  de  la  contre-revolution  en  France  (Paris 
i8*3.  8.),  p.  i«7— i36.  S.  Pinheiro-Ferrfira  cours  de  droit  public  interne  et 
externe  (Paris  i83i.  8  )  Sect.  I***,  §.  41  et  43  de  l'art.  11.  J.  N?  Hebtii  diss.an 
summa  reruin  semper  sit  penes  populum.  Giess.  i683.  et  in  Ejus  Cominent.  et 
opusc.  (  edit.  1737)  T.  I.  n.  9.  L.  Thilo,  die  VolkSourcrainctat  in  ihrer  wahren 
Gestalt,  Breslau  i833.  8.  wider  F.  Mihhard,  die  VolkSouverainctät  im  Gegen- 
sntx  der  so  genannten  Legitimität.  Cassel.  i83i.  8.  Aeltere  Gottesgclehrte  hc- 
xogen  sich  auf  das  Heispiel  des  hebräischen  Richters  Samuel,  der,  nach  Gottes 
Willen,  dem  Verlangen  des  Volkes,  ihm  einen  Hünig  xu  wählen,  nachgab.  I.  Sani. 
8. —  io.  Cap.  In  dieser  Beziehung  gilt  Juvenilis  (Sat.  IV.):  «Nihil  est,  quod 
credere  de  se  nou  possit,  cum  laudatur  diis  aequa  potestas». 
t )  Vergl.  Rejseb's  allgem.  Rechtslehre,  nach  Rant,  S.  n3.  —  Daher  ist  die  Frage, 
von  dem  Ursprung  der  Staatsverbindungcn,  theils  rechtlich  oder  juridisch,  thcils 
thatsächlich  oder  historisch.  Ei..  Lczac  disqu.  num  civis  innocens  irae  hostis 
longc  polenti'oris  juste  permitti  possit?  (Lugd.  B.  i7o4>  8  )  P-  »— 5a.  Mhsim 
in  d.  Gotting,  bist.  Magaz.,  V.  197 — «44*  Macomochib  über  den  Ursprung  der 
europ/RegierungsFormen ;  |in  den  Abhandl.  der  edinburg.  Gesellsch.  der  Wissen- 
schaften, übers,  v.  Bihi.k,  1789.  Job.  Chr.  Majer's  allgem.  Theorie  der  Staats- 
Constitution.  Hamb.  1799.  8-  W'izsam»,  in  Winropp's  rhein.  Hund,  LIII.  294  ff. — 
Dafs  der  Unterwerfungsi  ertrag  sogar  auf  Thatsachen  jedes  Augenblicks  beruhe, 
d;e  sich  stets  erneuern,  behauptet  Th.  Schhalx  in  s.  Handb.  des  teutsch.  Staatsr., 
%.  9;  auch  G.  H.  v.  Birg,  in  s.  Abhandl.  xu  Erläuterung  der  rhein.  Bundes- 
Acte,  I.  ao3  f. 

f)  v.  Aretin's  constitutionellcs  Staatsrecht ,  Bd.  I,  S.  1 54  "*"•  \n  SttiatsGntndverträge 
erinnert  die  Geschichte  der  alten  Römer  (lex  regia),  Portugals  n43 — 164 1, 
Englands,  der  Freistaaten  von  Kord-  und  Südamerika  und  auf  S.  Domingo, 
der  ehemaligen  jonischen  oder  SicbenlnsclRepublik,  des  Königreichs  Polen  (schon 
die  ehemaligen  pacta  conventa),  der  Freien  Stadt  Cracau,  der  Hönigreiche 
Spanien,  Sardinien  (i335),  Frankreich,  und  der  Niederlande,  auch  Lngern, 
Schweden,  Norwegen,  Dänemark  (Handvästninger  oder  Wahlcapitulationcn  r. 
1448  bis  1648),  der  SchweixerCantone ,  des  Fürstenthums  Neuchatel  (1707, 
1-69,  1814 ),  des  vormaligen  teutschen  Reichs  (kaiserliche  Wahlcapitulationcn, 
Ton  1619  bis  179»),  auch  einer  Reihe  vou  teutschen  Staaten,  namentlich  seit 
1816  (unten  §.  a83  f),  und  auch  ältere,  x.  B.  landesgrundgesetzlichc  Verträge, 
Erbrerglciche,  kur-  und  fürstliche,  er/.-  und  bischöfliche  Wahlcapitulationcn 
($.  -4  und  286  IT.).  In  den  Herxogthümern  Holstein  u.  Schleswig  ist  ein  reiner 
Vertragsursprung  der  Rechte  des  Regentenhauses  urkundlich.  Als  1439  der 
Mannstamm  der  holsteinischen  Grafen  von  Schauenburg  ausgestorben  war,  und 
die  I^andstände  beider  Lande  den  Grafen  von  Oldenburg,  seit  zwölf  Jahren 
Honig  von  Dänemark,  xu  ihrem  Landesherrn  ernannt  hatten,  gab,  vor  der  Hul- 
digung,  der  erkohrne  Landesherr  für  sich  und  seine  Nachfolger,  durch  feierliche 
Handvesle  von  1460,  thcils  auch  durch  eine  xweite  von  demselben  Jahr,  eidliche 
Erklärung  und  Versicherung  :  dafs  die  Stände  ihn  aus  Gunst  und  freiem  Willen 
gewählt  hätten;  dafs  jeder  Einwohner  bei  seinem  Recht  und  seiner  Freiheit, 
und  beide  Länder  ewig  beisammen  ungethcilt  bleiben  sollen  ;  dafs  keine  Schätzung 
oder  Rede  auf  die  Einwohner,  sammt  oder  sonders,  gelegt  werden  solle,  ohne 
freundliche  Einwilligung,  Zulassung  und  einträchtige  Zustimmung  aller  Räthc 
und  Mannschaft,  geistlicher  und  weltlicher;  dafs,  wo  möglich,  jährliche  Land- 
tage gehalten  werden  sollen;  dafs  keine  andere  Münze  angeordnet  werden  solle, 
als  die  so  in  Lübeck  u.  Hamburg  gang  und  gebe  ist,  u.  s.  w. ;  endlich  wird 
jedem  künftigen  Landesherrn  die  Befestigung,  Bestätigung.  Verbesserung,  Be- 
schwörung der  Landesfreiheiten,  zur  ausdrücklichen  Bedingung  seiner  Regenten. 
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gewalt  gemacht.  Beide  Urkunden,  nach  der  In  der  holsteinischen  PrivilegienLade 
befindlichen  Urschrift,  so  wie  die  bestätigenden  Urkunden  der  folgenden  Regenten, 
Ts.  II.  jene  von  i5a/{  u.  i5/|0.  i5.j4,  161  j,  sind  abgctlruclit,  in  den  Privilegien  der 
Schleswig -Holsteinischen  Ritterschaft,  hcrausgeg.  v.  F.  C  Jkäsk*  und  D.  H. 
Hegewisch  (Kiel  i-i)7.  40»  S.  /|3  lT.  Ebenso  die  königl.  Bestätigungturkundc 
17.  Aug.  1816.  In  Würtemberg  begründete  die  landständische  Verfassung  ein 
förmlicher  StaatsGrund vertrag,  der  Tübinger  Vertrag  von  i5i4.'  —  Durch  förm- 
lichen Vertrag  ward  i83o  Griechenland'*  Unabhängigkeit  und  Erbinonarchie 
begründet.  J.  L.  HiÄrsirns  diplom.  Geschichte.  —  Eine  chronologische  Ueber- 
sicht  von  Y  erfassnngsurkunden ,  in  Pölitz  Staatswissenschaftc»,  Th.  IV,  S.  110 
— i3i.  Sammlungen:  G.  F.  v.  Martens  Samml.  der  wichtigsten  ReichtGrnndgesetze, 
Erbvercinijmnecn  etc.  der  europ.  Staaten,  Th.  I.  Gött.  ito  I.  8.  Die  Constitutionen 
der  europäischen  Staaten ,  seit  den  letzten  a5  Jahren.  Leipzig  u.  Altenb.  1817 — a4« 
4  Theile  in  8.  2te  umgearb.  Aufl.,  unter  d.  Titel,  H.  G.  L.  Pölitz,  die  europ. 
Verfassungen  seit  dem  J.  1789  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Lpz.  3  lkle.  i83a~33.  8. 
Die  Constitutionen  der  amerikanischen  Staaten.  Leipz.  i83o.  8.  Db  lx  Cnoix, 
constitutions  des  prineipaux  ctats  de  l'Europc  etc.  3emc  edit.  Paris-  1793 — 1801. 
vol.  I  —  VI.  8.  Collcction  des  constitutions,  chartes  et  lois  fondamentales  de» 
peuples  de  l'Europc  et  des  deux  AmeriqUcs;  par  P.  A.Dur  au,  J.  B.  Duvbugibb 
et  J.  Gvadft.  Paris  i82i  — 1823,  8-  Vergl.  auch  das  Werk  von  v.  Aiurri*  uud 
v.  Rottkcm,  unten      4,  d. 

§•2- 

Fortsetzung. 

Der  Mensch,  ein  sinnliches  Vernunftwesen,  sucht  in  der  Staatsvcr- 
bindung  Sicherheit,  für  sich  und  das  Seinige,  im  innern  und  Äussern 
Vcrhältnifs,  um  seine  höchsten  Zwecke,  seine  plmischc,  sittliche  und 
geistige  Ausbildung,  desto  ungestörter  verfolgen  zu  können  «),  Doch  ist 
dieses  kein  zureichender  Grund,  die  Staats* erbindtuigcn  als  Naturprodukt, 
als  durch  Natttrnothwcndigkeit  entstanden,  zu  betrachten  *);  oder  die  Ver- 
träge, durch  welche  sie  entstehen,  als  absolut  noth wendig,  als  hervor- 
gehend, nicht  blofs  aus  Gründen  der  Klugheit  und  der  Sittenlehre ,  sondern 
aus  dem  reinen,  vollständig  entwickelten  Begriff  des  Rechtes  c).  Eben  so 
wenig  hat  die  Slaatsverbindung  ihren  unmittelbaren  Entstehungsgrund  in 
dem  Willen  der  Gottheit  <t). 

a)  Die  ßfita  -  oder  Pinpolitik  (philosophische  Urgeschichte  des  Staates)  begründet 
die  monifiscftc  Rothwendigkeil  einer  Staatsge«cHsrhaft,  eines  Bürgerthums,  für 
die  Einzelnen,  um  ihren  Menschheitzweck  desto  vollkommener  zu  erreichen. 
Sic  führt  nicht  empirisch ,  auch  nicht  durch  Hypothesen ,  in  den  Urständ  des 
Menschengeschlechtes  zurück.  Ajustoteles,  ethic.  VIII.  c.  1.  Ejusd.  polit.  III.  c.  4. 
Shci.özfb's  Staatsgelnhrlheit,  Th.  I,  S.  i3,  29—78.  Scumai.z  natürliches  Staatsr., 
%.  1—^4.    R.  D.  HiT.LMAas's  Urgeschichte  des  Staats.  Rönigsberg  1817.  8. 

6)  Anders:  Piato  de  republica,  Cicero  de  oiTiciis,  Rousseau  du  contrat  social, 
liv.  I,  ch.  5  et  6,  liv.  III,  ch.  16.  Der  Verfasser  des  Principe  fondamental  du 
droit  des  Sottverains  (ä  Gcneve  1788.  gr.  8.),  T.  I,  p.  i3  et  suiv.  (verglichen  mit 
T.  H.  p-  8-!».  wo  doch  ein  O^uasiContract  angenommen  wird).  De  la  Croix, 
tonstilntions  des  prineipaux  Etats  de  l'Europc  (3eme  edit.),  T.  I,  p.  i*3. 
C  U.  v.  IUiiFn's  Handb.  d.  allgcin.  Staatenkunde  (Wintlierth.  1808.  8.)  §-  10. 
Kiui  vn,  der  Staat  aus  dem  Organismus  des  Universums  entwickelt.  Landshut  1806.8. 
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A.  Ii.  3Icller  von  der  Idee  des  Staat«.  Dresden  1809.  4.  Fn.  AsctLto.i  über  die 
Staats  Wissenschaft  (Berlin  1820.  8J,  S.  i5  fT.  L.  v.  Divesch  oflTenll.  Recht  des 
t.  Bundes,  §.  1.  Hbgel*» Naturrecht  (Berl.  18a  1),  §.  257  f.  Gösseh,  IUduvbt  u.  A. 
Im  J.  1-^93  liefs  ScHLÖÄtn  (allgcm.  Staatsr.  I.  3.)  drucken:  vDer  Staat  ist  eine 
Erfindung-;  Menschen  machten  sie  zu  ihrem  Wohl,  wie  sie  Brandkassen  etc. 
erfanden.  Aber  uralt  ist  diese  Erfindung,  wir  treuen  sie  schon  beim  allerersten 
Anfang  der  Geschichte  an.  Und  fast  uligemein  ist  sie,  trotz  ihres  natürlichen 
Unangenehmen,  bei  Wilden,  Barbaren  und  cultivirten  Menschen«. 

c)  Dawider:  Hlgo's  Naturrecht,  §.  3 «8  ft'.  Fans  philosoph.  Hechtslehrc,  S.  76  ff. 
Vergl.  auch  Wr.  J.  Bbhr's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I.  Heft  a. 
(18O1)  Xum.  I. 

d)  Heftiger  Streit  des  dänischen  Hofpredigers  Masius,  für  originem  majeslati«  a 
Deo,  wider  Christian  TnoaiAsics,  am  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts.  Man  siehe 
Schlözem's  Staatsgelahrtheit,  S.  88  ff.  u.  173  ff  Chhistia:*  Thomasics,  nach  seinen 
Schicksalen  und  Schriften,  tou  H.  Luden.  Berlin  i8o5.  8.  Wider  jenen  gött- 
lichen Ursprung  streitet  auch:  Origine  et  etendue  de  la  puissaueo  rovaio  suirant 
les  livres  saints  et  l'histoire.  Paris  1789  et  1790.  3  vol.  8. 


§•  3- 

Staatsgewalt  Staatsoberhaupt  Moralische  Persönlichheit  des  Staates. 

Staatsgewalt  (Staatshoheit,  höchste  Gewalt,  Sourerfinetät,  potestas 
suprema)  heifst  das  Recht,  die  Mittel  zu  dem  Zweck  des  Staates  zu 
wählen  «).  Die  physische  oder  moralische  Person,  welcher  diese  Wahl 
(die  Ausübung  der  Staatsgewalt)  anvertraut  ist,  'wird  genannt  das  Staats- 
oberhaupt oder  das  regierende  Subject  (Souverain,  Staatsoberherr, 
Landesfurst,  Regent,  Inhaber  der  Staatsgewalt,  Organ  oder  Depositär  und 
Vollzieher  des  allgcmenicn  Willens,  Herrscher,  auch  personificirte  Staats- 
gewalt im  engern  Sinn,  prineeps,  iniperaus,  le  souverain).  Er  ist  Reprä- 
sentant des  Staates  nach  Aussen,  Oberhaupt  desselben  im  Innern.  Sein 
Recht  zu.  Vertretung  und  Regierung  des  Staates,  ist  ursprünglich  begründet 
durch  Üeberein kunf t,  ausdrückliche  oder  stillschweigende  *>)•  Der 
Staat  seihst,  ist  zu  betrachten  als  eine  moralische  Person,  mit  eigenem 
Verstand  und  Willen,  mit  eigenen  Rechten  und  Pflichten,  zu  Erreichung 
seines  Zweckes;  in  Ansehung  seiner  Dauer,  der  Regel  nach  ohne  Zeit- 
bestimmung. Das  regierende  Subject,  die  Persönlichkeit  des  Oberhauptes 
im  Staat,  mufs  rechtlich,  als  stets  fortdauernd  gedacht  werden,  das  heifst, 
unabhängig  von  dem  W  echsel  der  physischen  oder  moralischen  Personen  <*). 

1 

a )  Verg'.  §.  238.  Durch  die  Staatsgewalt  wird  der  allgemeine  Wille  der  Gesell- 
schaft verwirklicht.  Sie  unterscheidet  sich  daher  nicht  nur  von  der  Macht  des 
Staates,  die  in  dem  vereinigten  Willen  und  in  denvereinigten  physischen  Kräften 
der  Bürger  besteht,  sondern  auch  von  den  verschiedenen  Kräften ,  die  dem  Staat 
cn  Erreichung  des  gesellschaftlichen  Zweckes  dienen.  Der  Zwang  ist  im  Staat 
nur  des  Bechtes  wegen  da;  er  verhält  sich  zum  Zweck,  wie  das  31iltel. 

h  Hugo  Gbotius  de  J.  B.ct  P.  I.  4.  7.  3.  PirrsDonrr  de  J.  N.  et  G.  VII.  1.  3.  et  4. 
Ut.»-  Hcbeh  de  jure  civit.  I.  1.  a.  1.  und  viele  Neuere.    Vergl.  §.  1  £,  u.  1. 

f>  Wesentlich  ist  die  Festsetzung  iwigtr  Dauer,  der  juristischen,  in  dem  Begriff 
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des  Staates  nicht,  aber  gewöhnlich  und  heilsam,  und  darum  die  Kwigkeit  des 
Staatsvereins  r.u  vermuthen.  In  solchem  Sinn  ist  die  Staatsverbindung  eine 
societas  immortalis ,  ein  corpus  acternum.  Civitas  non  inoritur. 
d)  Der  Staat,  ein  Subjcct  von  Hechten  und  Pflichten,  spricht  und  handelt,  durch 
jeden  rechtmäßigen  Regenten.  Lc  Roi  ne  meurt  pas.  H  Rokhi.fr,  juris  soriaKs 
et  gentium  ad  jus  naturae  revocati  speeimina  VII  (Franeof.  it58.  8.),  Spcc.  I. 
§.  3o.  p.  5.  Auch  in  diesem  Sinn  besteht  die  in  voriger  Note  erwähnte  Juridische 
Kwigkeit  des  Staates.  V'ergl.  §.  i52  u.  24*»,  V.  —  Als  in  Brasilien  Don  Pedro  l. 
am  7.  April  i83i  der  Regierung  entsagt  hatte,  ward  dessen  sechsthalbjähriger  Sohn. 
Don  Pedro  II.  als  coiistitulionneller  Kaiser  proclamirt,  um  «.als  Symbol  des 
Staalsvercius  uud  der  Integrität  des  Reichs  zu  dienen.» 


g.  4, 

t 

VtUerthanenschaft.    Gehorsam.     Bürgerliche  Freiheit.  Unterthanen. 
Natur  der  Rechte  des  regierenden  und  des  untergeordneten  Sub jedes. 
Grundverfassung.    Staatswohl    Politische  Freiheit. 

I)    Der  moralischen  Persönlichkeit  der  Majestät  gegenüber,  steht  die- 
jenige der  Untertlia nsch af t.    II)  Durch  ihre  Unterwerfung  unter  die 
Staatsgewalt,  haben  alle  Staatsgenossen  ihre  Privatzweckc  dem  Staatszweck 
untergeordnet.    III)  Nur  für  den  Zweck  des  Staates,   ist  der  Staatsbürger 
(StaaUgenofs,  eins,  Citoyen)  Unterthan;  nur  für  ihn,  kann  er  von  der 
Staatsregierung  bestimmt  werden.    Daher  ist  er  dieser  verpflichtet  nur  zu 
staatsbürgerlichem  oder  verfassungsmässigem  Gehorsam  (§.  5 
11.  565),  und  es  bleibt  ihm  auch  in  der  Staatsverbindung  ein  bestimmtes 
Maas  von  Freiheit,  die  bürgerliche  «),  diese  von  geringerem  Umfang 
als  die  natürliche.    Unterthanen  heissen  demnach  die,  welche,  unter 
der  Bedingung  rcchtgema'ser  Regierung,  dem  regierenden  Subject  zu  staats- 
bürgerlichem Gehorsam  verpflichtet   sind.     IV)  Ueber  sich,   sieht  der 
Staatsbürger  nur  das  Staatsoberhaupt;  neben  sich,  nur  Genossen;  alle- 
sammt  unter  sich  und  mit  jenem  vereinigt,   nur  für  den  Staatszweck. 
Demnach  besteht,  für  alle  Staatsgenossen,  Gleichheit  der  staatsbürgerli- 
chen Rechte  und  Pflichten  ($.  259).    V)  Die  Rechte  des  regieren- 
den und  des  untergeordneten  Subjectes  in  dem  Staat,  sind  wechsel- 
seitig und  vollkommen.    Beide  erstrecken  sich  weiter  nicht,  als  die 
Pflicht  zu  Erreichung  des  Staats/.wcckes,  durch  gerechte  Mittel,  sowohl 
in  dem   Innern   *),  als   auch    ausserhalb    des    Staatsgebietes    (§.  55o). 
YIJ    Der  Inbegriff  von  Bestimmungen  über  das  Bechtsverhältnifs  zwischen 
dem  regierenden  und  dem   untergeordneten  Subject,  heifst  die  Grund- 
verfassung (Constitution)  des  Staates  (§.  5  u.  98).     Durch  sie  wird 
nicht  nur  das  Recht  zu  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt,  sondern 
auch  der  Umfang  und  die  Art  derselben.    Durch  einen  calegorischen  Impe- 
rativ verpflichtet  die  Vernunft,  nach  einem  Zustand  der  Ucbereinstimmung 
drr  Verfassung  mit  Rcchtsgnindsätzen  zu  streben,  in  Meiehein  das  Staals- 
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wohl  oder  Heil  des  Staates  ( sahn  reip.)  besteht  «•>  VII)  Ist  darin  dem 
Volk  ein  Recht  bedungen,  für  Ausübung  gewisser  Theile  der  Staatsgewalt 
auf  bestimmte  Weise  durch  Stellvertreter  mitzuwirken,  so  ist  die  Grund- 
verfassung eine  stellvertretende  oder  repräsentative  <'),  und  es  wird 
durch  solches  Recht  die  politisch*   Freiheit  des  Volkes  bezeichnet.  ') 

a)  Einige  Staatsangelegenheiten  von  A.  I*.  Jacobi,  S.  35.  T.  Schmal/,  über  bürger- 
liche Freiheit.  Halle  i8o.j.  8.  Dav.  Ukmk  von  bürgerlicher  Freiheit,  in  dessen 
angef.  politischen  Versuchen,  S.  239 — Vcrgl.  §.  2.r>7  u.  f)5i. 

I)  Ein  Staat  ist  weder  Kerker-,  noch  Spcrulations  -  oder  Finanzansf alt.  Schädlich- 
keit der  Staatskümteleien  und  des  Viclregierens.  Vorlheil  derjenigen  Staaten, 
wo  das  Parum ,  regere  gilt,  und  wo  oft  die  höchste  "Weisheit  in  Rieht thun 
besteht.  Vergl.  des  Grafen  Jos.  Mir.  v.  Wi>pischghät/.  Hetrachtungen  über 
verschiedene  Gegenstände  (Nürnb.  1-87.  8.),  S.  Liberalität,  Guthcr/.igkcit, 

Humanität  u.  Popularität  der  Kegierung.  Mittelweg  zwischen  Vcrhesscrungssurht 
u.  Reformation*  Antipathie,  zwischen  Lichtschwärmerei  u.  Verfinstcrungstucht 
oder  Obscuranlismus.  —  Geinäfs  der  für  die  Freiheit  streitenden  Rechtsvcr- 
inuthung,  wird  in  England  «nicht  die  Macht  der  Regierung,  sondern  die  Freiheit 
der  Unterthanen  als  unbeschränkt  angenommen.»  1)h.  Coi.mk,  die  Verfassung 
von  England,  Ruch  II,  Cap.  17,  Abschnitt  1.  S.  411  der  teutschen  Ucbcrsctzung, 
Altona  1819,  S.  411. 
aj  JUsts  Hechtslehre,  §.  49. 

d)  J.  C.  Frhr  v.  Arfti***  Staatsrecht  der  constitutionnellen  Monarchie.  Altenb. 
Bd.  I.  i8?4-  Nach  des  V  erf.  Tod  fortgesetzt  von  H.  von  Rotteck.  Hd.  II,  Abth.  1. 
18*7.  Abth.  a.  i8i8  gr.  8. 

r)  \.  Arktik  a.  a.  O. ,  Hd.  II,  Abth.  I,  S.  1— 5.  F.  Rattisch  (Prof.  Hegewisch) 
politische  Freiheit.  Leipz.  i83u.  8.  —  Von  der  politischen  Freiheit  des  l'olkes, 
im  Vcrhällnifs  zu  dem  regierenden  Suhjcct  (§.  a-9,  29-,  2  56),  unterscheidet 
sieb  die  politische  Freiheit  des  Sinnt?*,  im  Verhältnis  zu  andern  Staaten.  — 
IVach  derselben  Verschiedenheit,  theilen  sich  die  politischen  R?eltte  in  innere  und 
äussere.  Jene  gehören  dem  Staatsrecht  an,  diese  dem  Völkerrecht.  Zu  dein 
Genufs  der  bürgerlichen  Freiheit,  sind  alle  Staatsgenossen,  zu  Ausübung  der 
aus  der  politischen  Freiheit  des  Volkes  entspringenden  Rechte,  sind  nur  die  im 
Besitz  staatsbürgerlicher  Selbstständigkeil  sich  befindenden  Staatsgenossen,  die 
ActivBürger  (§.  iSi)),  unmittelbar  berechtigt,  denen  in  so  weit,  ausser  den 
bürgerlichen,  auch  politische  Rechte  zustehen.  Ha>t,s  Rechtslchrc,  %.  46. 
Dagegen  \ergl.  C  L.  v.  Hailvr  a.  (§.  a,  b)  a.  O. ,  S.  29.  f. 

■ 

g.  s. 

(Jeff entliches  Recht,  entweder  Völkerrecht  oder  Staatsrecht. 

I)  Unter  öffentlichem  Recht  (jus  publicum,  droit  public,  droit 
politique),  auch  Staatsrecht  im  weitern  Sinn  genannt,  versteht  man  den 
Inbegriff  aller  vollkommenen  Rechte  der  Staaten.  So  fern  diese  Rechte  1) 
blofs  auf  das  Verhältnis*  eines  Staate«  zu  andern  unabhängigen  Staaten 
oder  Staaten  vereinen  sich  beziehen,  bilden  sie  zusammen  das  äussere 
öffentliche  Recht  oder  das  Völkerrecht  8).  Dagegen  heifst  2)  der 
Inbegriff  der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte  des  regierenden  und 
des  untergeordneten  Subjeclcs  in  den»  Staat,   inneres  öffentliches  Recht 

1 
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oder  Staatsrecht  in  dem  engern  oder  eigentlichen  Sinn;  und  zwar,  so 
•weit  es  aus  der  Natur  der  Staatsgcsellschaft  fliefst,  und  daher  Gegenstand 
nur  der  Vernunft  erkenntnifs  ist ,  allgemeines  oder  natürlichesStaa  ts- 
recht «)  Cjus  publ.  universale  s.  naturale),  in  dem  Gegensatz  des  posi- 
tiven. II)  Das  Staatsrecht  im  engern  oder  eigentlichen  Sinn, 
beschäftigt  sich  theils  mit  der  Grund  Verfassung  des  Staates,  theils  mit  der 
Staatsverwaltung  (f  98).  Daher  dessen  Einteilung,  in  Verfassungs- 
recht und  Verwaltungsrecht  III)  Jede  Staatsgewalt  hat  G renzen , 
entweder  naturliche  oder  positive  (urkundliche,  verfassungsmiifsige),  oder 
ron  beiden  Arten.  Daher  mufs  in  jedem  Staat  ein  Staatsrecht  bestehen, 
und  diesem  ein  (staatsgefahrlicher)  blinder  oder  blofs  leidender 
Gehorsam  (mönchische  obedientia  mere  passiva,  der  Gegensatz  von  ver- 
ständig prüfendem,  von  obeissance  raisonnee)  fremd  seyn  «)•  Vertrag- 
mäfsig  kann  noch  ausdrücklich  das  Recht  des  Volkes  festgesetzt  seyn, 
über  sein  Interesse  bei  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates,  auf 
bestimmte  Art  selbst  zu  wachen  (§.  279  ff.). 

u)  Lehr-  und  Handbücher,  von  Blrlamaoci,  Scheidemaätee,  Lampredi,  Schlözer, 

HeVCFKREICH,  ScHMAEZ,  HoFFBAUER ,  V.  EGGERS,  M.  C.  J.  MlCHAEEIS,   V.   HaLXEH  , 

BEnn,  Leisler,  S.  Joedax,  J.  G.  Ratze,  K.  t.  Rottech  u.  A.  Escher  über  die 
Philosophie  des  Staatsr.  Zürich  1821.  8.  Pütter's  Literatur  des  tcutsch.  Staatsr. 
II.  3-2.  38i.  Hlübeb's  neue  Literatur  des  tcutsch.  Staatsr.  §.  663.  673. 
b)  Constitution*  -  und  AdministrationsRccht  Vergl.  §.  98.  —  Einige  begreifen  auch 
das  gesainmte  Völkerrecht  eines  bestimmten  Staates,  unter  dem  Staatsrecht. 
Diese  theilen  daher  das  Staatsrecht  in  inneres  oder  inländisches  (internum)  und 
äusseres  oder  auswärtiges  (externum).  —  Auch  hat  man  (nicht  empfcblungs- 
wertbc)  Beispiele  von  Abtheilung  des  Staatsrechtes,  in  weltliches  und  geistlicJies 
oder  KirthenStaatsrecht. 

e)  Vergl.  §.  4  «•  550.  Auch  eine  positiv  unbeschränkte  Regierungsgewalt  ist, 
ihrer  Natur  nach,  keine  despotische.  Fürst  Mettersich,  in  Rlüber's  Acten  des 
wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  109.  Graf  Münster  und  Fürst  Hardexbero,  cben- 
das.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  68.  fT.  Bd.  II,  S.  107  f.  —  Also  nicht  blofs  Rechte, 
sondern  auch  Zwangv.rbtndluhkeiten ,  müssen  jedem  Staatsoberherrn  zukommen; 
wiewohl  das  Zwangrcvhi  des  Volkes,  in  einzelnen  Fällen  ,  durch  innere  Pflicht, 
durch  Gründe  der  Sittenlehre  und  Rlugheit,  beschränkt  oder  gemildert  seyn 
kann,  insbesondere  wenn  zwischen  vorübergehender  Tyrannei  und  wahrschein- 
licher Anarchie  oder  Pöbelherrschaft  zu  wählen  ist.  Vergl.  Dav.  Ucxz  vom 
blinden  Gehorsam,  in  seinen  Essays  and  Treatises,  1742,  jetzt  in  dessen  poli- 
tischen Versuchen,  aus  dem  Engl.  (Königsb.  1800.  8.)  S.  i63 — 3o4-  Schröder 
elcm.  juris  nat.,  socialis  et  gent.  §.  1016.  sqq.  Kakts  metaphys.  Anfangsg.  der 
,  Rechtslehre,  §.  49,  A,  S.  171  u.  176.  Bosscet  cinquieme  avertissement  aux  Pro- 
testans,  %.  3i,  Aktimaccriavele,  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen  Gehor- 
sams. Halle  179/f  2.  Aufl.  von  C.  H.  Jakob  1796.  8.  P.  J.  A.  Fkükrbach'»  > 
Antibobbes,  oder  über  die  Grenzen  der  höchsten  Gewalt  und  das  Zwangsrecht  der 
XJntertbancn  gegen  den  Oberherrn.  Erf.  1798  u.  i8o3.  8.  Ueber  Volksgehorsam  ; 
in  L.  Gervais  kleinen  Mitlhcilungen  aus  d.  Staat  sumerisch.  Gebiete,  Tb.  II  (Leipz.  . 
1822.  8.),  S.  141  — 161.  Verworfen  ward  die  Lehre  vom  blmd?n  oder  blofs  lei- 
denden Gehorsam,  von  den  evangelischen  Kurfürsten,  Fürsten  und  Ständen, 
in  ihrem  auf  dein  Reichstag  zu  Augsburg  i53o  übergebenen  Glaubensbekenntnis,  v 
Art.  16,  am  Schluss,  und  Art.  28.    Dagegen  s.  man  Scsixalz  teutsebes  Staatsr. 
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(Berlin  i8a5),  §.  i3.  —  Die  Staatsgewalt,  das  Imperium  dvile,  ist  nicht  zu  Ter- 
wechseln  mit  der  Herren  gewalt,  dem  Imperium  Tel  dominium  herile.  J.Nic.Hirtii 
diss.  oben  §.  1.  not.  b  cit.,  §.  4-  Ebendess.  clem.  prudentiae  civilis  (Francof.  1703. 
8.)  P.  I.  p.  93.  an.  P.  IL  p.  177.   Majxh's  Autonomie  (Tüb.  178a),  S.  188. 

§•  6. 

Form  des  Teutschen  Bundes  und  der  bundesverwandten 

I)    Mit  Auflosung  der  teutschen  Reiehsverbindung  erlosch  die  Reichs 
Staatsgewalt  (Kaiser  und  Reich);  es  bildete  sich  sofort,  für  einen  grossen 
Theil  Teutschlands,  ein  StaatenSystem  (Systema  civitatum  foederatarum  s. 
achaicarum),   der  rheinische  Bund.     Nach  dessen  Fall  und  Vorbild, 
entstand  für  fast  alle  °)  ehehin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Länder, 
der  Teutsche  Bund.    Dieser  ist  kein  Bundesstaat         kein  mit  Staats- 
genalt versehenes  Subject,  auch,  in  seiner  Gesammtheit,   kein  Rechtsnach- 
folger oder  Stellvertreter  des  früher  schon  erloschenen  teutschen  Reichs  O* 
noch  des  vor  seiner  Stiftung  schon  aufgelösten  rheinischen  Bundes  (§.  33, 
34  u.  47J;  er  ist  ein  völkerrechtlicher  Verein  der  teutschen  souverainen 
F  ürsten   und  freien  Städte  (§.  [104).     Ungeachtet  der  Einheit  dieses  * 
Staatenbundes,  und  des  gemeinschaftlichen  Bandes,    welches  die 
einzelnen,  verbündeten  Staaten  vereinigt,   sind  doch  II)  diese  unter 
sich  getrennt,  selbstständig  und  unabhängig.    Jeder  von  ihnen  ist  in  dem 
Besitz  der  Souverainetät  oder  unabhängigen   Staatsgewalt  d).  Diese 
teutschen  bundesverwandten  Staaten  oder  so  genannten  Bundesstaaten,  sind 
:heils  monarchisch^,   theils  republikanisch  gebildet.     Die  monar- 
rhisehen  sind  Erbstaaten. 

<-.'  Teutsche  BundesActe,  Art.  I.  Klübeb's  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  n3. 
Elendtss.  Abhandlungen  und.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  ai3.  —  Sogar  Schlesien 
kam  tai  dem  Bund  (§.  87);  dessen  fortwährende  RealVerbindung  mit  dem 
teutschen  Reich  bald  geläuguct,  bald  bezweifelt  ward,  wiewohl  mit  Unrecht. 
(Klvbfrs)  Geschichte  u-  Rechtsverhältnis  der  Schlesischen  Staatsobligationen 
aus  den  J.  i-34  bis  3737  (Frankf.  i8a7.  8.),  §.  39— 35. 

*;  "Wiener  SchlussActe  von  i8ao,  Art.  1  u.  2.  Klübeb's  Uebersicht  der  diplomat. 
Verhandlungen  des  wiener  Congrcsses,  S.  ia3  ff.  191  f. 

<■;  Vergl.  §•  5a,  a33  b  u.e,  238.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1823,  §.  180;  von  i8a4,  §.  49.  — 
Daher  haftet  der  Teutsche  Bund  nicht  für  Veqiflichtungen  des  teutschen  Reichs* 
Aber  Correal  Verpflichtungen  der  einzelnen  Bundcsglicder,  die  ihnen  a\*  vormaligen 
Theilhabern  der  Reichshoheit  (Reichs-  und  Rreisständen)  und  reichsunmittelbaren 
Landesherren,  oder  als  Rechtsnachfolgern  von  solchen  (z.B.  von  jetzigen  Standes- 
herreu),  gegen  Dritte  obliegen,  sind,  vermöge  der  immerwährenden  und  dinglichen 
Natur  der  Staatsverpflichtungen,  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung  weder 
*  erändert  noch  aufgehoben;  das  Reich  und  die  Reichskrcisc  waren  Aggregate 
1 0Q  noch  jetzt  bestehenden  Staaten.  Beispiele,  namentlich  in  Hinsicht  auf 
die  Schulden  der  ReichsOperationskasse,  unten,  §.  a33,  b.  —  Ist  durch  Auf- 
lösung der  Rticksriterschafl  die  Verpflichtung  zu  Bezahlung  der  Schulden  vor- 
maligcr  RittcrCantone  verschwunden?    oder  ist  sie  auf  die  Regierungen,  auf 
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jede  verhältnifsmäsig,  übergegangen,  welchen  die  Staatshoheit  über  die  dinglich 
zahlungspflichtigen  rcichsritterschaftlichcn  Bezirke  zugefallen  ist?  Das  Letzte 
bejaht  selbst  die  Praxis. 
d)  Darum  können  die  Bundesstaaten  zu  den  abhängigen  und  halb  $ouvcra»nsn  Staaten 
(etats  mi-sourerains,  nicht  gerechnet  werden.  Klübeb,  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe,  §•  a4  et  33. 

Teutsches  öffentliches  Recht,  und  dessen  Abtheilung. 

Das  teutschc  öffentliche  Recht  überhaupt,  ist  ein  InbegrifV 
der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte,  nicht  nur  der  Mitglieder  des 
Teutschen  Bundes  unter  sich,  sondern  auch  der  regierenden  und  der 
untergeordneten  Subjecte  in  den  souveränen  Bundesstaaten,  nebst  gewissen 
vollkommenen  Rechten  gegen  auswärtige  Staaten.  So  fem  es  i)  sich 
beschränkt  auf  das  öffentliche  Rechtsverhältnifs  der  Bundesgenossen,  als 
solcher,  unter  sich,  heifst  es  Bundesrecht  fl);  2)  Staatsrecht  der 
souverainen  Bundesstaaten  hingegen,  so  weit  die  wechselseitigen, 
.  vollkommenen  Rechte  der  regierenden  und  der  untergeordneten  Subjccte 
in  den  bundesverwandten  SouverainStaatcn,  sein  Gegenstand  sind.  Dieses 
Kann  sich  entweder  auf  die  Bundesstaaten  überhaupt  beziehen  (gemeines, 
commune) ,  oder  nur  auf  einen  einzelnen  derselben  beschränken  (beson- 
deres, speciale). 

u)  Das  ßundetrecht ,  kann  als  Völkerrecht  betrachtet  werden  (§.  9.  IV*),  wegen  der 
Unabhängigkeit  der  in  dem  Bunde  vereinigten  Staaten. 

♦ 

§.  8. 

Unterschied  des  Staatsrechtes, 

/)  Von  dem  Völkerrecht. 

Das  Staatsrecht  in  dem  engern  Sinn  (§.  8),  gehört  in  das  Gebiet  der 
Staatswissenschaften  «).  Es  ist  wesentlich  unterschieden  von  dem  Völker- 
recht Betrachtet  man  mehrere  unabhängige  Staaten  nach  ihrem  gegen- 
seitigen Verhältnifs ,  so  führen  sie  den  Namen  freier  Völker;  sie  werden 
als  moralische  Personen  angesehen,  die  unter  sich  den  Stand  natürlicher 
Freiheit  und  Gleichheit  anerkennen  müssen.  Der  Inbegriff  ihrer  wechsel- 
seitigen,   vollkommenen  Rechte,    heifst  Völkerrecht  *)$    und  zwar 

I)  so  weit  jene  Rechte  aus  der  Natur  ihrer  gegenseitigen  Verhältnisse 
Iiiessen,    natürliches  oder  allgemeines   (jus   gentium  universale); 

II)  so  fern  solche  auf  ausdrückliche  oder  stillschweigende  üebereinkunft. 
sich  gründen,  positives  (jus  gentium  positivum,  jus  foederum);  und 
HI)  wenn  dieses  auf  Europa  sich  beschränkt,  positives  (auch  practi- 
sches)  europäisches  Völkerrecht  0  (jus  gentium  eiiropacavum 
positivum  s.  practicum). 
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«)  Das  Gebiet  der  Staat  swissenschaßen  wnfafst  folgende  Wissenschaften.  I)  Reckts- 
wissenschajten'.  A)  allgemeine:  allgemeines  1)  Staats-,  i)  Völker-  und  3)  Privat, 
recht;  B)  positive:  positives  i)  Staatsrecht  (sowohl  Verfassung* als  aurh 
Verwaltungsrecht,  zu  welchem  letzten  auch  die  finanzielle  und  ökonomische 
Gesetzgebung  gerechnet  werden  kann),  i)  Völkerrecht,  3)  Privatrecht.  II)  Politik: 
1)  äussere;  i)  innere,  a)  der  Verfassung,  b)  der  Gesetzgebung,  der  bürgerlichen, 
peinlichen,  finanziellen  und  ökonomischen,  c)  der  Verwaltung.  G.  G.  Strelis's 
Geschichte  u.  Literatur  der  Staatswissenschaften.  Erl.  1857.8.  —  Verwandte  und 
Hiilfs Wissenschaften  der  StW.,  unten  §.  n.  u,  f. 

h)  Das  obligatorische  Verhält nifs  zwischen  einem  Staat,  als  solchem,  und  einzelnen 
Menschen,  die  nicht  seine  Unterthanen  sind,  ausser  demselben,  als  solchen, 
gehört  zu  dem  Privatrecht.  Einige  rechnen  dasselbe  zu  dem  Völkerrecht.  Man 
s.  aber  v.  Oxeteda.  a.  a.  O.  1.  6  u.  7,  Note  b.  —  Auch  der  Rechts/.ustand 
zwischen  dem  Staat  und  einzelnen  Unterthanen  desselben,  gehört,  so  weit  er  auf 
Privatverhältnisse,  z.B.  auf  Privatverträge,  sich  bezieht,  zu  dem  Privatrecht. 
Klub  er,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  14»  e,  und  §.  139  a. 

*)  Lehr«  und  Handbücher  von  Vattkl,  Bvrlamaoci,  Moser,  Güsthkr,  Kbtros, 
v.  Mshtkrs,  Ssaleeld,  Klüber.  —  D.  H.  L.  v.  Oxptkda's  Literatur  des  Völker- 
rechtes. Th.  I  u.  II.  Regcnsb.  1784  u.  »785.  8.  Püttir's  Lit.  III.  38 1.  Blvber's 
Lit,  §.  673  ff.  —  Das  natürliche  Völkerrecht  nennen  Einige  /ViVorVölkerrecbt. 
Crom»'*  u.  Jadf's  Germanien,  Bd.  II  (Giessen  1809),  S.  i3i  f. 

§.  9. 

Insbesondere  des  Teutschcn  Bundes  und  der  Bundesstaaten. 

IV)  Das  Völkerrecht  des  Teutschen  Bundes  «)  begreift  in 
sich,  «He  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte,  1  ")  theils  der  Sonverain- 
Staaten  des  Bundes  unter  sich,  nach  ihrem  Bnndesverhältnifs  CBundes- 
recht,  im  engern  Sinn,  oben  $.  7,  Note  a),  3)  theils  des  Bundes,  in 
seiner  Gesammtheit,  gegen  fremde  Staaten  und  StaateiiSysteme.  V)  Das 
Völkerrecht  der  teutschen  Bundesstaaten  begreift  unter  sich,  ihr 
völkerrechtliches  Vcrhältnifs ,  1)  theils  zu  dem  Bund,  2)  theils  zu  andern, 
sowohl  teutschen  Bundesstaaten,  als  auch  fremden  Staaten  und  Staaten 
Systemen  und  zwar  zu  beiden  in  anderer  als  teutscher  bundesrechtlicher 
Beziehung.  VI)  Die  fortdauernden  Rechte  eines  Staates  gegen  den  andern 
verdienen  im  Staatsrecht  nur  so  weit  Erwähnung,  als  sie  auf  die 
innern  Staatsyerhiiltnisse  bedeutenden  Einflufs  haben  <•)• 

uj  In  einem  Staate »System  kommt  in  Betracht,  die  völkerrechtliche  Beziehung,  1)  des 
Staatenhundes,  und  zwar  sowohl  gegen  die  Bundesstaaten,  als  auch  gegen  fremd* 
Staaten  und  StaatcnSysteine ;  »)  der  einzelnen  Bundesstaaten ,  und  zwar  a)  zu  dem 
Bund,  b)  unter  sich,  ausserhalb  der  ßundcsvcrhällnisse ,  c)  gegen  fremde  (tu 
diesem  Bunde  nicht  gehörende)  Staaten  und  StaatcnSysteme. 

*J  Moser  wurde  das  erste  nachbarliches  Völkerrecht  (vicinum),  das  andere  aus~ 
»artiges  im  engern  Sinn  (cxternuin  in  speeie)  genannt  haben.  —  J.  J.  Moser's 
tcuUch.  auswärtiges  Staalsr.  Franhf.  17-a.  t\.  Zusätze  hiezu,  in  ebendefs. 
Abhandlungen  »erschied.  Bcchtsmaterien  ,  St.  XIV,  S.  3a3  ff.  Ehendess.  teutsches 
nachbarliches  Staatsrecht.  I  ranhfurt  17-4.  4.  C.  H  Hörer'*  Völkerrecht  der 
TruUcheti.  Halle  1-90.  8. 
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c)  Z.  B.  Schutz-,  Lehn-  und  Allianz  Verhältnisse,  Garantie  der  politischen  Selbst 
ständigkeit,  des  Staatsgebietes,  der  Verfassung,  u.  d. 

- 

§•  *o. 

»)  Von  dem  Privatrecht. 

I)  Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatsrecht  und  dem  Privatrecht  «), 
als  einem  Inbegriff  der  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte  der  Einzelnen 
(ausser  de*m  regierenden  Subject,'  als  solchem),  ist  objectiv.  und  wesent- 
lich. II)  Da  aber  Alles,  was  das  gesaramte  Volk,  oder  dessen  Repräsen- 
tanten, als  solche,  unmittelbar  angeht,  öffentliche  oder  Staatsan- 
gelegenheit ist  *),  und  hiebet  auch  Einzelne  ein  unmittelbares  Interesse 
haben  können;  so  kann  dieselbe  Sache,  in  verschiedener  Hinsicht ,  Staats- 
und  Privatangelegenheit  seyn  0*  UQ  Auch  Angelegenheiten  der 
einzelnen    Staatsbürger    mit   Auswärtigen,     sind  Privatsachen. 

IV)  So  wie  auch  ausser  dem  Staat  ein  Privatrecht  (das  allgemeine  <0 
Privat  -  oder  bürgerliche  Recht)  denkbar  ist,  eben  so  ist  in  dem 
Staat    ein   positives    Privatrecht   nicht   nothwendig,   aber  gewöhnlich. 

V)  Das  öffentliche  Recht  beherrscht  das  Privatrecht  ')>  das  heifst,  im 
Collisionsfall  geht  jenes  diesem  vor.  So  kann  die  gesetzgebende  und  die 
richterliche  Gewalt  gehemmt  seyn  durch  Rechte,  welche  ihren  Grund 
haben  in  Staatsverträgen,  in  Staats-Grundverträgen  oder  andern  (j.  55). 

a)  Ulpiakcs,  in  L.  i.  §.  2  D.  de  justitia  et  jure.  Pütter's  Ul.  IL  373.  G.  H.  von 
Berg's  Abhandlungen  zur  Erläuterung  d.  rhein.  Bundes  Acte,  Th.  I,  §.  in— 114, 
S.  271  ff. 

b)  Was  auf  den  öffentlichen,  iiinern  oder  äussern,  Rerhtszustand  sich  bezieht,  ist 
öffentliche  Sache  (causa  publica).  Was  das  Mein  und  Dein  Einzelner  unmittelbar 
angeht ,  ist  Privatsache  (causa  privata). 

c)  So  der  Streit  über  eine  Staatsgrenze,  die  zugleich  Privateigentum  scheidet. 

ä)  Bearbeitet  v.  Heidikger  (1697),  Grioker,  Hufelasd,  Tafixgkr,  v.  Eggkrs  U.A., 
in  ihren  Lehrbüchern  des  Naturrechtes.  C.  I .  G.  Merrel's  Theorie  des  allgem. 
Privatr.  Leipz.  i8o3.  8-  Fr.  v.  Zeiller's  natürl.  Privatr.  Wien  i8o3.  gr.  8. 
C.  U.  D.  v.  Eogers  natürl.  Privatrecht,  nach  d.  Lehrbuch  des  Hofr.  v.  Zbiller. 
Wien  1817.  8.  It.  S.  Zacharias  philosoph.  Privatr.  Lpz.  1804.  8.  K.  v.  Rottecr's 
Lehrb.  des  natürl.  Privatr.  Stuttg.  1829.  8.  —  Dawider  s.  H.  Heydesreich'» 
Original-Ideen  über  die  kritische  Philosophie  (1793.  8.)  Nura.  3,  S.  166  ff,  welcher 
dasDaseyn  eines  allgemeinen  Privatrechtes,  als  eines  besondern  Theils  des  Natur- 
rechtes,  bestreitet.  Desgl.  Acren  wall.  Auch  Schaum  ans  in  s.  Wissenschaft!. 
Naturr.   (1792.  8  )  S.  344;  u-  Schmalz  in  s.  natürl.  Staatsr.,  §.  189. 

*)  F.  A.  Schmelzer,  das  Verhältnifs  auswärtiger  Hammergüter  deutscher  Staaten 
und  das  Familienrecht  deutscher  Regentenhäuser  zu  bürgerl.  Gesetzen  (Hallo 
1819.  4.),  S.  86. 

§.  U. 

Und  PrivatFürstenrechU 

Eine  Art  des  Privatrechtes  ist  das  so  genannte  Privat  Fürs  teil  - 
recht  oder  Privatrecht  der  Erlauchten  (jus  privatum  illustrium  s.  prin- 
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cipnra,  jurisprudentia  heroica),  dem  in  Teutschland  wissenschaftliche 
Pflege  zu  Theil  geworden  ist  fl).  1)  Nur  in  monarchisch  geformten 
Staaten  kann  ein  solches  vorkommen.  II)  Es  ist  beschränkt  auf  innere 
FamilienPiivatangelegenheiten  *)  der  Regentenhäuser.  III)  Es  gibt  sogar 
allgemeine  FamilienObservanzen  der  christlichen  Regentenhäuser  in  Europa. 
IV)  Besondere  Priratrechtc  solcher  Art  findet  man  in  Familien  der 
souverainen  Fürsten  des  Teutschen  Bundes  <0  (J§.  75);  V)  in 
gewisser  Art  auch  noch  in  Familien  von  Standesherren  <*)  im  Sinn  der 
Bundes  Acte.  VI)  Selbst  dann,  wenn  Gegenstände  nur  des  PrivatFürsten- 
rechtes  in  Staatsgrundgesetzen  bestimmt  wären,  würden  sie  darum  nicht 
aufhuren  Privat  recht  zu  seyn  '). 

«;  Werke  von  Stbcv,  v.  Neidas*.  Moseb,  Pltteb,  v.  Selchow,  Majeb.  —  Pütter's 
Lit.  III.  739.  Ri.cbeh's  Lit.  §.  i5io  ff.  —  Von  dem  Daseyn  und  der  Gültigkeit 
des  t.  PrivatFürstcnrechtes  s.  Plttbb's  Beiträge  zum  t.  Staats*  und  Fürsten- 
reebt,  Tb.  IL,  S.  1 10  ff.  Ekendets.  Erörterungen  des  t.  Staats  •  u.  Fürstenrechts, 
Heft  II,  S-  i3i  ff.  —  Von  seiner  Begründung  s.  Klubeb'b  Abbandlungen,  Bd.  I, 

s.  &»  fr. 

b)  Beispiele  :  Festsetzung  eines  bestimmten  Fainilieneigentbums ,  Unveräusserlich- 
heit, Verwaltungsart  und  Gcnussvcrhältniss  desselben,  Nach-  und  Erbfolge 
darin,  insbesondere  SuccessionsFähigkcit,  und  SucccssionsOrdnung,  eheliches 
Verhältnis*,  elterliche  Gewalt,  persönliche  Verhältnisse  der  Nutznicsscr,  Gross- 
jähri^keit  in  dem  Familienvcrhältniss ,  Vormundschaft,  Adoption,  Paragium 
ur-d  Apanage  oder  Deputat  der  Naehgcbohrncn,  Unterhalt,  Abfindung,  Aus- 
stattung und  Renuniration  der  Töchter,  Hcirathsgut,  Witthum. 

<■}  Die  besondern  Privatrechte  der  Familien  der  souverainen  Bundesfürsten  sind  seit 
der  Auflösung  der  Reichsverbindung  Cum  Theil  neu  bestimmt,  bald  durch  Haus- 
oder Familiengesctze  und  Verträge,  bald  durch  StaatsGrundgesctzc  (§.  75); 
r.um  Theil  bedürfen  sie  einer  sorgfältigen  Revision.  E.  A.  Haus  über  die  Wir- 
kungen der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverfassung  und  der  rhein.  Bundes- 
verfassung auf  das  tcutsche  Privatfürstenrccht;  in  "Wi>ropp*s  Rhein.  Bund, 
Heft  XXVIII,  S.  70.  R.  5».  Zachaiiiae,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
erläutert  in  einer  Reibe  von  Abhandl.,  Num.  VI. ' —  In  den  bundc.sfürstlichen 
Häusern,  wie  auch  in  den  besondern  Rechten  der  standesherrlichen  Familien, 
bat  durch  Auflösung  der  Reichsverbindung  und  durtfh  neue  Staatseinrichtung 
Manches  seinen  verbindenden  Grund  verloren,  und  Anderes  ist  neu  hinzuge- 
kommen. Vergl.  G.  H.  v.  Bebo's  Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein.  Bundes- 
Acte.  Tb.  I,  S.  226  ff.  F.  A.  Schmelzes  a.  a.  O.  S.  68  ff.  Lud.  Persicis  pr. 
observationes  de  prineipum  comitumque  imperii  germ.  indc  ab  a.  1806  subjec- 
torum  juris  prirati  inutata  rationc  (Hai.  1827,  4.),  p-  5  sqq.  —  Auch  für 
FamilienStreitigkciten  souverainer  Bundesfürsten  und  ihrer  Familienglieder 
erkennt  die  wiener  SchlussActe  von  1820,  Art.  a3,  die  fortwährende  Gültigkeit 
von  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgter  Rechtsnormen.  Von 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  s.  unten  §.  73,  a. 

dy  Die  besondern  Privatrechte  der  stände sherr liehen  Familien,  so  weit  sie  nach  Auf- 
lösung des  rheinischen  Bundes  noch  bestanden,  und  für  die  Zukunft  auch  die 
Befugnifs  (Autonomie)  dieser  Familien,  neue  FamilienStatuten  unter  besonderer 
landesherrlicher  Genehmigung  zu  errichten,  sind  neu  gesichert  durch  die 
tcutsche  Bundesacte,  Art.  14,  Num.  1.  Rlübeh's  Abhandlungen  U.Beobachtungen 
Bd.  I,  S.  83  ff,  »3i  ff.  u.  225  ff.  J.  C.  Kohxeb's  Handbuch  des  teutschen  Privat- 
fürstenrechtes der  \oriual*  reichsständischen,  jetzt  mittelbaren  Fürsten  und 
Grafen.    Sulzbach  i83«.  8. 
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t)  A.  J.  Schxaubkrt  pr.  de  jure  privato  principum  cx  juris  publ.  germ.  svstcmalc 
eliminando.  Jen.  18O6.  4-   Vergl.  auch  y.  Berg  a.  a.  O.  S.  219. 

§•  «2- 

Verwandte  und  Hülfwissenschaften- 

Verwandte  und  H  ül  fwissensc haften  «)  des  teutschen  offcnt- 
liehen  Rechtes  sind:  1)  ««s  allgemeine  Staatsrecht  *0,  das  in  einem 
gewissen  Fall  auch  Quelle  ist;  2)  das  Völkerrecht  O»  ebenfalls  Quelle  in 
einem  gewissen  Fall;  3)  das  ehemalige  teutsche  Reichs  -  und  Territorial 
Staatsrecht  rf),  nebst  dem  rheinischen  Bundesrecht  0>  die  Staats-  und 
Kan/JeiPraxis,  mit  Inbegriff  der  politischen  Unterhandlungskunst  /);  5)  das 
Privatrecht  welches  oft  Licht  aus  dem  Staatsrecht  erhält;  6)  die  Staaten- 
geschichte, mit  Inbegriff' der  Geschichte  des  öffentlichen  teutschen  Rechtes  *). 

«)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  H.  370.  3t6.  38a  ff.  Blübfr's  Lit.  §.  660—669  und 
673  ff.  J.  G.  Fkssmaier's  Grundr.  der  historischen  Hilfswissenschaften.  Landsh. 
1801.  8.  J.  E.  Fabri's  Encyclopädic  der  historischen  Hauphvisscnschaftcti  und 
ihrer  Hülfsdoctrincn.  Erl.  1808.  8.  F.  Bühs  Propädeutik  des  histor.  Studiums. 
Herl.  1811.  8.  J.  S.  Ersch  Literatur  d.  Geschichte  und  deren  Hülfswissenschaften, 
seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leipz.  181 3.  8.  Neue  Aufl.  i8a3.  K.  L.  Pölitz 
encyclopädisch -scientifische  Literatur,  das  a.  Heft.  Lpz.  i8i3.  8.  L.  Wachler's 
Geschichte  der  historischen  Forschung  und  Kunst.  Gött.  Band  I.  Abth.  1.  181a. 
Abth.  a.  i8i3.  8. 

4)  Schriften,  oben  §.  5. 

c)  Schriften,  oben  §.  8  u.  0. 

d)  Schriften,  unten  §.  a3  u.  a4> 

«)  Schriften,  unten  §.  a3,  Note  c. 

/)  Schriften  von  J.  J.  Moskr,  F,  C  von  Moser,  C.  A  Bfcr,  J.  S.  S.vrfdorf, 
Pütter,  Lüsig,  J.  C.  Adelusg  (über  den  teutschen  Styl,  II.  a.  1.),  Bischof, 
v.  Mosshaxx  (GcsandtschafUr.,  Abth.  a),  C.  v.  Martrbs,  J.  L.  Blübrr  (Brypto- 
graphik.  Tüb.  1809.  8.)  Man  s-  §.  114  b.  —  Von  der  Untcrhundlungslunrt , 
Schriften  von  de  Vera,  et  de  Cosiga,  de  Callieres,  de  la  Sahraz  du  Fras- 
Quf.ssat,  Pecquet,  Dicges,  Mably.  Die  politische  Untcrhandlungskunst.  Leipz. 
1811.  8. 

g)  Vebcr  das  römische-.  Werke  v.  Lauterbach,  Voet,  Hrirecctvs,  J.  H.  Böhmer, 
Hfllfeld,  Glücr,  Uofacher,  Malblahc,  Haubold,  Thibact,  Schömas, 
GüaTHFR,  Zacnkr,  Hufflakd,  Dabelow,  Macheldet,  ScBWEPPE,  MÜHLfcS- 
BRcrn,  v.  Wering-Isgetiheih.  —  Leber  das  teutsche:  v.  Selchow,  Bunde, 
Dasz,  Bössig,  Göde,  Brüll,  Weisse,  Eichhorn,  Mitterjlaier,  Bühl,  Kraut, 
Phillip  u.  A. 

h)  Geschichte  der  Teutschen  überhaupt,  Hahn,  v.  Bürau,  Mascov,  Struv,  Uabku- 
lin  u.  Senrenberg,  Püttf.r,  M.  I.  Schmidt  (fortgesetzt  von  Milbiller  und 
Drescr),  Gkbhardi,  Heinrich  1778,  Selcuow,  Brause,  M  anhebt,  Posskxt 
(fortgesetzt  von  Pölitz),  C.  D.  Voss,  Wilrrn,  Luden.  C.  G.  Heinrich's  teutsche 
Bcichsgeschichtc  (bis  i8o3).  Lpz.  Th.  I — IX.  1787 — i8o5.  8.  Ebendcss.  Handh 
der  teutschen  Bcichsgeschichtc.  Lcipz.  1800.  8.  a.  bis  1819  fortgesetzte  Auflage 
von  K.  H.  L.  Pölitz.  Leipz.  1819.  8.  B.  H.  L.  Pölitz,  das  teutsche  Volk  und 
Bcich.  Lcipz.  1816.  8.  Ebtndess.  Handb.  der  Geschichte  der  souver.  Staaten  des 
teutschen  Bundes,  in  3  Theilcu.  Lcipz.  1.  Band.  (Geschichte  v-  Oesterreich  und 
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Preussen)  1817-  8.  Pkt.  v.  Kobbk's  Handb.  der  deutschen  Geschirhte.  Leipz. 
»8i/».  8.  —  Teutsche  SpecialGeschichte:  Gebiiari>i .  Pütter,  Oibtips,  Gali.etti, 
Hassel  (unten  §.  i3,  Note  d),  H.  H.  L.  Pölitz,  Handbuch  der  Geschichte  der 
tourcrainen  Staaten  des  Rheinbundes,  a  Bände.  Leipz.  1811.  8.  C  G.  Wnm'i 
Literatur  der  (teutschen)  Staatengeschichte.  Th.  I.  Leipz.  1800.  8.  —  Rechts- 
geschirhte  des  teutschen  öflcntl.  Rechtes:  v.  Selchow  u.  t.  Gui.lxamt.  C.  G. 
Mieter  de  originc  et  progressu  legum  juriumque  gcnnanicoruin.  Lips.  T.  I. 
1^87.  T.  II.  vol.  1.  1-90.  vol.  a.  1-95.  8.  C  F.  Eichhorb's  teutsche  Staats-  und 
Rechtsgeschichte.  Gött.  Th.  I.  u.  IL  1808  u.  181 1.  Th.  III.  (von  ia-a— 1518)  1819. 
Th.  IV.  i8*3.  8.  Dritte  Aufl.  des  1  2.  u.  3.  Th.  1811,  Vierte  Aufl.  i834— 36.  8. 
F.  v.  Lindei.of's  teutsche  Reichsgeschichte,  insbes.histor.Entvvickcl.de«  teutschen 
öftentl.  Rechts.  Giessen  1817.  8.  H.  Zorn.,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
loinpcndiarisch  dargestellt.  In  3  Abtheilungen.  Heidelb.  i834 — »836.  8.  Das 
unten  §.  367  äuge  f.  Werk  von  J.  D.  Meter. 

§.  13. 

Fortsetzung. 

Ferner:  7)  Geographie  oder  Erdbeschreibung  ö),  und  8)  Staatszu- 
sUindliiindc  oder  Statistik  der  in  dem  Teutschen  Bunde  vereinigten  Souve- 
rainStaaten  9)  Diplomatik  oder  Urkundenlehre,  nebst  der  urkundlichen 
Chronologie  oder  Zeitrechnungshunde  0>  »<0  Genealogie  oder  Gescblecht- 
Uunde  «0;  11)  Heraldik  oder  Wappenkunde  Oi  »-0  Numismatik  oder 
Münzkunde,  nebst  der  Medaillen  -  (Schaumünzen-)  und  Inschriftenkunde 
(Epigraphik)  /);  i3)  Politik  £)•  (Staatslehre,  Lehre  der  Staatsweisbeit 
oder  Staatsklugheit,  Staatskunst,  Politique,  Science  de  gouverneuaent, 
Political-Philosophy);  14)  Staatswirthschaft  (NationalOekonomie  ,  Staats- 
Finanz  -  und  Polizeiwissenschaft);  i5)  Auslegungskunst  Oi  mit  Inbegriff 
der  Critik  *),  u.  a. 

/ 

\ 

n)  Werke  von  Bl'scuikg,  Norrxaxx,  Fabbi,  Gaspabi,  Steht,  Malte- Bbcjt. 
Rhein.  Bund,  XX.  168.  C.  G.  D.  Stkiji's  Handb.  der  Geographie  und  Statistik. 
5.  Aufl.  Berl.  i8a5.  3  Bde.  gr.  8.  J.  G.  Hkyse,  Lehrb.  der  Geographie  der 
Staaten  des  teutschen  Bundes.  Bremen,  l.u.  2.  Abth.  1818  u.  1819.  8.  F.  Bbüks, 
Deutschland  in  geographischer,  Statist,  und  polit.  Hinsicht.  Berlin  18)9.  8. 
Landcharten  s.  unten  §.  78  U.  85. 

b)  Werke  von  Mxosxx,  Gbellxastn  ,  Rasdel,  v.  Hofv,  Massiert,  Cboxe,  Mil- 
billeb ,  Bbvsn,  v.  Liechtetistern  ,  Schsabel,  Tabellen  v.  Ocehabt  u.  Hassel. 
R.  H.  L.  Pölitz.,  der  Rheinbund,  histor.  ü.  Statist,  dargestellt.  Leipz.  1811.  8. 
F.  A.  Dexias's  Statistik  der  RhcinbundStaaten.  a  Bände.  Frankf.  181a.  8 
Hassel,  unten  Note  d.  Wi.nropp's  rhein.  Bund.  XX.  167.  A.  F:  W.  Cboxr'ä 
%eo*".  statist  Darstellung  der  .Staatskräfte  von*  den  sämmtlicben  zudem  deutschen 
Staatenbunde  gehörigen  Ländern.  Bd.  1 — IV.  Leipz.  i8ao — i8a8.  8.  J.  E.  A. 
Hoeck's  Handbuch  einer  Statistik  der  teutschen  Bundesstaaten.  Leipz.  18a  1.  8. 
G-  Hassh/s  statist.  Lmrifr  der  sammtl.  curop.  und  vornehmsten  aussereurop. 
Staaten,  HcftI  (Weimar  i8a3),  enthaltend  die  t.  Bundesstaaten.  II.  182 3.  HL  1824. 
J.  C.  Bisi>geb's  vergleichende  Darstellung  der  Grundinacht  oder  der  Staatskräfte 
»Her  europ.  Monarchien  u.  Republiken.  Wien  i8a5.  4-  A.  Frhr.  v.  Malckcs 
Statistik  und  Staatcnkundc.  Sluttg.  1826.  8.  3.  G.  Meosel's  Literatur  der 
Statistik.  1  Bände.  Leipz.  1806  u.  1807.  8.    A.  F.  Lvkders  Rritik  d.  Statistik  u. 
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Politik.  GÖtt.  181«.  8.  G.  HottöETHAs's  Theorie  der  Statistik.  Wien  1819.  8. 
F.  J.  Mosb  bistoria  Statisticae.  Lovan.  1828.  4.  Math.  Kolbay  theoria  Statistical 
tanquam  scientiac.  Viennae.  i83o.  8. 

c)  Lehr-  und  Handbücher  der  Diplomatik,  von  Gattfrer  (Th.I.  1763.  4)>  Gbubeb, 
Schösemaio  ,  MF.nF.AU,  von  Scbhidt  gen.  Phiscldcck.  J.  C.  Gatterer's  Abrifs 
der  Diplomatik.  Gött.  1798.  8.  Ebcndess.  praktische  Diplomatik.  Ebend.  1-99,  8- 
Awoexo  FrMACALLi  delle  istituzioni  diplomatichc.  Milano.  T.  I  et  II.  180a.  4« 
Walthfri  lexic.  dipl.  1745.  1747.  »75a-  1756  fol.  F.  A.  Huch's  Literatur 
der  Diplomatik.  Erlangen  i~g2-  8.  —  Hand  -  und  Lehrbücher  der  Chronologie. 
L'art  de  Tirilier  les  dates  des  faits  historiques  (par  Fb.  Clemkst)  lere  Partie , 
imprimee  pour  la  premiere  fois.  Tom.  Icr  —  V.  Paris  18)9.  Ilde  Partie,  reim- 
primee  avec  des  corrections  et  annotations,  et  continuec  par  M.  de  Saint 
Aiaais.  Tom.  Icr— XV HI.  Ibid.  1819.  8-  J.  Hflwio's  Zeitrechnung  zur  Erörterung 
der  Daten  in  Urkunden.  Wien  1788.  Fol.  J.  C.  Gatterer's  Abrifs  der  Chrono- 
logie. Gött.  1777*  8.  D.  H.  Hegbwiscd  Einleit.  in  die  historische  Chronologie. 
Altona  1811.  8.  F.  Schoell,  elemens  de  Chronologie  historique.  Paris  1812. 
2  Vol.  in  8.  H.  A.  E.  Wagner's  ausführl.  Lehrbuch  der  Chronologie.  Leipzig. 
Th.  I.  1826.  8.  L.  Ideler's  Handbuch  der  mathemat.  u.  technischen  Chronologie. 
2  Bände.  Berlin  1826  und  1827.  8.  Th.  Friedlebeb's  Lehrb.  der  Chronologie. 
Iraukfurt.  1827.  8.    Mau».  Maoold's  Lehrbuch  der  Chronologie.  München 

1829.  8. 

d)  J  Wr.  Imbofii  notitia  S.  R.  Germ.  I.  procerum.  Editio  V.  studio  J.  D.  Kor- 
lert.  Tub.  Tom.  I.  1732.  Tom.  II.  1734-  fol.  (Uncastrirte  Exemplare  des 
2.  Th.  sind  sehr  selten.)  G.  A.  Wim/s  Lehrbuch  e.  Statist.  Genealogie.  Altd. 
1777.  8.  J.  C.  Gatterer's  Abrifs  der  Genealogie.  Gött.  1788.  8.  Genealogi- 
sche Tabellen  von  Hüb*rr.  4  Theüe  in  QuerFol.  bis  1737;  Fortsetzung  von 
G.  F.  K.  (Rrebel)  ,  Leipz.  1766,  und  SupplementTafeln  dazu,  von  der  Königin 
Marie  von  Dänemark,  Hopenh.  I — VI.  Lieferung,  1822 — 1824.  CnierFol.;  Bie- 
dervaito,  Pctter,  Kocb  ( 1780  u.  1818);  Gebhardi  ,  Halle  1808.  Fol.;  Wrrojr, 
Paris  1809.  Fol.;  Voigtei,,  Halle  1811.  Fol.  Genealogisches  Reichs-  und 
Staatshandbuch;  erschien  zu  Frankfurt  bei  farrentrapp ,  von  1742  bis  i8o5, 
jährlich,  seit  langer  Zeit  in  2  OctavBänden,  nachher  1811  nieder  der  erste 
Theilj  dann,  unter  Beihülfe  J.  L.  Hlüber's,  unter  dem  Titel:  Genealogisches  und 
StaatsHandbuch.  65.  66.  u.67.  Jahrgang.  Frankf.  1827.  i834  u.  i838.  8.  G.  Hassel*» 
allgemeines  europ.  Staats-  und  Adrcfs-Handbuch.  I.  Bandes  1.  u.  2.  Abth.  enth. 
die  Genealogie,  Geschichte,  Statistik,  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  der 
teutschen  Bundesstaaten.  Weimar  1816  u.  1817.  8.  J.  F.  Damberger's  Fürstenbuch 
zur  Fürstentafel  der  europ.  Staatengeschichte.  Mit  60  Tabellen  und  einer 
grossen  Haupttafel.    Rcgensb.    i83i.    gr.  8. 

r)  J.  P.  Reishard's  Wappenkunst.  Nürnb.  1778.  8.  J.  C.  Gattereb's  Abrifs  der 
Heraldik.  Gött.  1791.  8-  Ebendest.  praktische  Heraldik.  Gött.  1791.  8.  P.  F. 
SpssEH  opus  herald.  T.  I.  1690.  T.  II.  1680.  Fol.  rec.  1719.  (J.  C.  Siebebrees) 
Erläuterungen  d.  Heraldik,  nach  Gatterer.  Nürnb.  1789.  Fol.  mit  23  Rupfert. 
Tb.  Berkd's  Literatur  der  '  gesammten  Heraldik.  Bonn  183o.  8.  C  S.  Th. 
Berkd's  allgemeine  Schrifteukunde  der  gesammten  Wappenwissenschaft.  Leipzig 

1830.  2  Bände,  a 

J)  Numismatische  Werke  von  Le  Blabc,  Ludwig,  Boizard,  von  Prauh,  Joachim, 

ScBKF.IDT,  ECRBEX,,    RaSCBE,  ScHXIEDF.R  ,  JOUBERT,  MlLLIN.      J.  LkITZMASn's  Abrifs 

einer  Geschiebte  der  gesammten  Münzkunde.  Erfurt  1828.  8.  J.  C.  Lirsii 
bibliotheca  nuinaria,  edit.  Ch.  G.  Heike.  Lips.  1801.  8.  C.  C.  Scbsufder's 
Handwörterbuch  der  Münzkunde.  Halle  181 ».  8.  Nachtrag  dazu  i8i5.  Vergl. 
unten  §.  335. 
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^)  Der  Inbegriff  von  Grundsätzen,  nach  welchen  ein  gemeines  Wesen  gegründet, 
eingerichlct  und  regiert  werden  soll;  die  Lehre  von  dem  Zweck  der  Staats-' 
Verbindung,  und  von  den  Mitteln  denselben  7.u  erreichen.    Der  Weg  in  das 
Gebiet  der  Politik   ist  211  nehmen  durch  die  Gebiete  der  Pflichtenlehre  des 
Natur-  und  allgemeinen  Staatsrechtes.  -   Job.  Wii.h.  Pi.aoii.cs  {Petersen)  Lite- 
ratur der  Staatslehre.    1.  Ahth.  Strasb.  (Stuttg.)   1798.  8.    (Die  1.  Abth.  ist 
nicht  erschienen.)  —  Lehrbücher  von  Acufmvai.t.,  Bossk;,  Bf.hr,  A.  II.  Mii.uk, 
Lci>v>,  G.  v.  Sfckfadork  (1817).  ]{.  H.  L.  Pölitz  (j.  Aufl.  1827).  Ausserdem' 
noch  Schriften  von  M.icchiayflli,   M\/.arim,  Jon.  v.  Mü.im,   L.  Minvrom, 
J.  Cbiio  u.  A.,  Aristoteles,  Politik,  übers,  v.  Garvc.    1  Bde.    Bresl.  1-99.  s! 
Desgl.  v.  J.  G.  Schlosser.   3  Tide.  LeiP2.  1812.  8.    Mh>fh"s  Grumlziigc  der 
Politik.    Tüb.  1857.  8.  Pölitz,  staatswissenscliaflliche  V  orlesungen  fiir  die  gebil- 
deten Stände  in  constitutioncllen  Staaten.    2  Tide.  Leipz.  i83>.  8.  J.  S<  uö>,  die 
Staatswissenschaften  gescbiehtspliilosophiseh  begründet.    Berlin  i83i.  8.    L.  T. 
v.  Smtti.fr's  Vorlesungen  über  Politik.    Herausgegeben  von  Kahl  \\  vn,TKn. 
Stuttg.  1818.  &    F.  C.  Dahlmann,  die  Politik  auf  den  Grund  und  das  Unafs  der 
gegebenen  Zustande  zurückgeführt.    Bd.  I.    Staatsverfassung.  Volksbildung. 
Gött.  i836.gr.aBd.  II.  i83r.    L.  v.  Rotteck,  Lehrbuch  der  materiellen  Politik. 
Stuttg.   Erste  Lieferung.  1834.  a    Vorzüglich  die  Staatswissenschanen  haben 
zwei  Seiten,  eine  juristische  und  eine  politische.    J.  F.  IUitfufifu  über  das 
Studium  der  Staatswissenschaft  (Berl.  1791.  8),  S.  12  ff. 

A)  Werke  von  Ada»  Smidt,  v.  Hfimtz  ,  mfma>x,  pl a\ faw ,  Sartorus,  laidfroalf, 
C-  J.  Krais,  Say,  L.  H.  Jacor,  Si«o>uk  de  Sisno>ni,  Lieder,  Gamln,  Cii.  v. 
Schtözkr.  Cavvud,  Lkop.  Krig,  F.  B.  Weber,  Tu.  Schhalz,  Dcte>s,  Hvfklsmp 
Lötz,  A.  H.  Miller,  v.  Cölln ,  A.  Wr.  v.  Leipziger,  H.  Storch,  Jul.  Gr.  v.  So- 
ors, Harl,  Malthcs,  Ricardo,  Destctt-Tracy  ,  Kfdemis,  Lötz,  W.  J.  Hehr 
Pölitz,  K.  J.  1\\i<  u.  K.    Yergl.  unten  §.  3o3. 

S)  Schriften  von  Eckhard,  Cosradi,  VVittich,  Sauget,  B.  S.  Zacharias.  Pcttfr's 
Lit.  ni.  3o4-    Klüber's  Lit.  287.    Hagemann's  Einleit.  in  das  Lehnrecht  (1-92), 
%.  1S8  —  164.     Rctherforth's    Institutes  of  Natural  Law,  Book  II,  ehan.  - 
Blacrstoxe's  Commentaries  on  the  Laws  of  England,  (edit.  i5.  Lond.  1809.  8.) 
p.  09  —  61.  Do» at,  de  l'interpretation  des  lois. 

/)  Ars  crilica.    Vergl.  P.  J.  a  Rieugfr,  histit.  jurispr.  eccles.,P.  I.  p.  36,  _  3^ 

§.  14. 

Methode. 

-  1 

I)  Das  teutsche  öffentliche  Recht  ist  Keine  rationale,  es  ist  eine 
theib  historische,  theils  posi ti ve Wissenschaft,  worin  nur  Lüchen  aus 
dem  natürlichen  Staats  -  und  Völkerrecht  auszufüllen  sind.  Es  sind  also 
die  rationalen  Formen  speculativer  Wissenschaften  hier  nicht  durchaus 
anwendbar.  Bei  einem  so  verschiedenartig  zusammengearbeiteten  Stoff 
itürden,  Mie  überhaupt  in  dem  positiven  Recht,  so  genannte  höchste 
Principe  mifslich  seyn  «).  II)  Um  systematische  Einheit  des  Ganzen  , 
möglichst  zn  erreichen,  sind  die  Grundsätze  nach  einem  überdachten  Plan, 
einfach,  zusammenhängend,  und  mit  Auswahl  darzustellen,  in  leichter, 
ezwungener  Ordnung,  so  weit  Eigenheit  und  Mannigfaltigkeit  de*  Stoffs 


Uli" 


es  gestatten.  Aber  die  Form  der  Darstellung  und  die  Methode  werde, 
gleich  der  Bestimmtheit  und  Deutlichkeit  des  Vortrags,  einzig  berechnet 

Klüber  *  öffcnlL  Recht  4.  Aufl.  ^  2 
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auf  Erleichterung  der  Uebersicht  und  auf  praktische  Anwend- 
barkeit. Je  mehr  einzelne  Gegenstände  xu  HauptGesichtspmictcn  erhoben 
werden,  desto  mehr  vervielfältigen  sieh  die  Abtheilungen.  Dabei  verliert 
aber  die  Uebersicht  des  Ganzen,  und  die  Gelegenheit  zu  Wiederholungen 
vermehrt  sich.  Zweckwidrig  wäre,  Deutlichkeit  und  natürlichen  Zusam- 
menhang der  Materie,  dem  blossen  Systcmgeist ,  einem  citeln  Formenspiel, 
sclavisch  aufzuopfern;  über  dem  Aussinnen  neuer  Formen,  einer  Wirkung 
des  Einspinnen»  in  dunkle  und  subtile  Theorien  neuerer  Scholastik,  diese 
Erzeugnisse  des  unechten  Scharfsinnes,  das  Wesentliche,  die  klare,  bestimmte, 
vollständige  Darstellung  der  Sachen,  zu  vernachlässigen;  in  Oeden  der 
Spcculation,  die  dem  wahren  Genie  fremd  sind,  hernmzuirren,  statt  die 
Geistesthätigkeit  auf  Rcchtswahi heilen  und  Kenntnisse  zu  leiten,  die  wohl- 
tätigen EinUnss  auf  das  wirkliche  Lehen  haben;  oder  hingerissen  von 
der  Sucht,  neu  oder  geistreich  zu  scheinen,  sich,  dem  Gesetz  der  Verständ- 
lichkeit entgegen,  zu  der  Fassungskraft  des  Anfangers  nicht  herabzulassen. 
III)  Die  dogmatisch-historische  Lehrmethode,  ist  der  blofs 
dogmatischen,  noch  mehr  der  blofs  historischen,  so  mich  der  blofs  raison- 
nirenden,  vorzuziehen;  und  die  Literatur,  auch  die  frühere,  darf  nicht 
vernachlässigt  werden.  IV)  Controversen,  und  Erläuterung  durch, 
merkwürdige  Staatsvorfälle  *),  bleiben  hauptsächlich  dem  mündlichen 
Vortrag  vorbehalten  0- 

ii)  Von  dem  echten  Geiste  der  Philosophie  in  der  Hechtswissenschaft,  s.  Geist 
der  jurist.  Literatur  \on  1796,  S.  101  ff. 

»J  Exrinplorum  magna  vis  est  in  juris  publici  tarn  scientia  quam  prudentia.  Doch 
sind  Beispiele  Iteinc  Rechlsquellc.  Non  tanta  eorum  est  auetoritas,  ut  aut  ra- 
tionem  vinraut  aut  legem.  —  »Non  exemplis,  sed  legibus  judirandum  est,  et 
omnes  judi«es  nostros  veritatein  et  legum  et  justitiac  vestigia  sequi  saneimus". 
.ltsTiMAM-s  imp.,  in  L.  i3.  C  de  sentent.  et  inturloc.  —  Überhaupt  ist  auch 
im  öffentlichen  Hecht  gegen  den  Missbtauch  der  Beispiele  xu  warnen,  damit  es 
nicht  ücissc,  »quod  cxemplo  lit,  id  jure  fieri  putatur".  Cicero,  epist.  ad  fam. 
IX.  3.  »Inter  causas  malorum  est,  quod  vivimus  ad  cxcmpla;  nee  ratione  com- 
ponimur,  sed  coiisuctudinc  abdueimur*«.  Sfstca,  epist.  ia3.  "Was  unwidersteh- 
liche Gewalt  rechtlos  durchgesetzt  hat,  kann  ohnediess  nur  als  faclisches  Bei- 
spiel dienen.  »Quae  propter  necessilatem  reeepta  sunt,  11011  debent  in  argu- 
ineutum  trahi  .   Paulis,  in  L.  16a.  D.  de  R.  J. 

r)  Schritten  von  der  Uhrart  der  St.  R.,  in  PütteiT»  Lit.  H.  3;6.  KiioüR'i  Lit. 
§.  669. 

§.  15. 

V  o  r  s  1  c  h  t  r  e  y  e  i  u. 

Verunstaltet  wird  der  Lchrvortrag,  entehrt  die  Wissenschaft,  durch 
Partei  -  und  Sectengcist:  durch  Vorurtheil  und  Hypothesen- 
sucht; durch  Missbrauch  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  des  VÖlket- 
rechtes,  der  fremden  Hechte,  insonderheit  des  römischen ;  durch  jesuitischen 
Pr  obabil  ismus,  durch  charakterlose  Halbheit,  durch  Schwanken  in 
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Festsetzung  und  Anwendung  des  Hechtes;  durch  Mcnschcnf urcht; 
durch  politische  Heuchelei,  Sch  ineich  elsu ch t  und  Wohld  ienerei; 
durch  di  ctatorische  Aufgeblasenheit;  durch  Verketzerung  und 
Verfolgung  Andersdenkender.  Dagegen  gewinnen  beide,  durch  echt- 
philosophische  und  zweckmäßige  historische  Bearbeitung;  durch  Unbefangen- 
heit und  Nüchternheit  des  Lrtheils;  durch  anständige,  edle  Freimüthigkcit  «j» 
Weises  Mißtrauen,  mufs,  in  dein  Felde  so  praktisch  wichtiger  Unter- 
suchungen, mit  der  Fertigkeit  im  Fortschreiten  immer  gepaart  seyn,  und 
der  Widerstand  gegen  Andersdenkende  darf  nie  die  Gesetze  der  Humanität 
verletzen.  Der  Herrschaft  des  Hechtes,  der  Wurde  der  \>  iv»enschaft, 
darf  überall  nichts  vergeben  werden.  Jenes  und  diese  sind  beständige 
Grossen,  die  Machthaber,  ihre  Politik,  ihre  Meinungen ,  ihre  Neigungen, 
sind  veränderlich;  jene  bleiben,  diese  vergehen.  Das  unermeßliche  Reich 
der  Wissenschaften  verträgt  weder  Dictatur  noch  Monopol,  und  d icta to- 
risch c  Aufgeblasenheit  macht  nur  sich  lächerlich. 

a)  Schriften  von  der  rorsichi  im  Staatsrecht,  in  Püwa's  Lit.  II.  3?5.  Ht.^zr's 
Lit.  $.  668.  6-0.  Voigt,  unten  %.  69.  W.  T.  Hntc1«  geschichtliche  Darstellung 
des-  Uhendiiitius  aller  und  neuer  Zeit.    Leipz.  i83i.  8. 


II.     C  A  P  I  T  E  L. 

Bildunjjs^OÄchichte  und  Literatur  des  tcutscheo  öirenllichen 

Rechtes. 


A)  Dildunysgeschichle. 

§.  iß. 

Cullur  des  allgemeinen  Staats-  und  VölkerreclUes. 

Die  politische  Geschichte  der  Staaten  des  Alterthums  liefert  viel- 
fachen, aber  bis  auf  die  neuere  Zeit  wenig  benutzten  Stoff  f  ür  Bildung  der 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechtes  «).  Aristoteles  und  Plato 
»tdJten  Betrachtungen  auf,  über  das  rechtliche  Verhältnis  und  die  Ein- 
richtung des  Staates.  So  lang  die  politische  Wichtigkeit  der  Päpste  in 
Europa  überwiegend  war ,  so  lang  abenteuerliche  Grillen  von  einem 
(lominio  mundi  und  imperio  Chrislianitatis-  der  römischen  Kaiser,  von  einer 
besondern  Heiligkeit  des  romischen  Reichs,    >on    einer  Verwandlung  des 
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tcutschcn  Reichs  in  das  römische,  practischc  Ungereimtheiten  zur  Folge 
hatten,  so  lang  man  der  Hülfe  der  Buchdruckerkunst  der  politischen 
und  gelehrten  Zeitschriften  und  Tagblätter,  und  der  allgemeinen  wissen- 
schaftlichen Cultur  entbehrte,  konnte  zweck mäsige  Bearbeitung  des  allge- 
meinen Staats  -  und  Völkerrechtes  kaum  erfolgen.  Einige  Licht- 
fiinken  für  das  öffentliche  Recht,  sprangen  aus  Reibungen  zwischen  der 
päpstlichen  und  der  "weltlichen  Macht,  mehr  noch  aus  Luther 's 
und  Zwingli's  Reformation  <)•  Lebhafte  Erörterungen  wider  den 
Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  und  Macchia  vel  I  i's  treffende  Schilderung 
des  Despotismus,  wirkten  mächtig.  Schon  hatte  Grotius  die  Sache  der 
Menschheit  veitheidigt ,  als  Hobbes,  Graswinkel,  Saumaise,  Wan- 
dali n,  lloutwyn,  Masius,  gleichwie  in  der  neuesten  Zeit  Carl  Ludwig 
Ton  Hall  er,  dawider  aufstanden.  Aber  Pufcndorff,  Hub  er,  Locke, 
Sidncy,  Johann  Christoph  Becinann,  Thomasiiis,  Levser,  Boling- 
brocke,  Montesquieu,  Rousseau,  Filangicri,  Bant,  und  viele 
Andere  der  neuern  Zeit,  traten  muthig  dein  Vorurtheil  in  den  Weg. 

a)  K.  D.  Hüm/ma5*'ä  Staatsr.  des  Alterthums    Cöln  1810.  8. 

b)  J.  C.  v.  Anrn*  über  die  frühesten  universalhistorischen  Folgen  der  Buchdrucker- 
kunst.   München  1808   gr.  8. 

c)  Maht.  IIöbnkh,  ürat.  de  immortalibus  Mart.  Lutheri  in  imperia  meritis.  Hafn. 
1761.  4-  C  U.  1).  dk  Eogkks,  de  increinentis  studii  juris  publici  et  universalis 
et  particularis,  iustaurata  religione  cvangelica.  Havn.  170».  4«  W.  Pucidvs 
(Petersen)  Literatur  der  Staatslehre,  1.  Abth.  S.  160  f. 

§.  17. 

Fortsetzung. 

Staats  vor  fälle  in  Frankreich,  Holland,  England,  Dänemark, 
Rufsinnd,  Schweden  und  Teutschland,  weckten  den  Untersuchungsgeist  zu 
theoretischer  und  practischer  Behandlung  der  wichtigsten  Gegenstände. 
Biblische  Publicisten  und  b'lofse  Empiriker,  machten  wenig  Glück 
mehr.  Aber  auch  die  Rationalisten  veranlassten  manche  traurige 
Erfahrung  über  den  Mifsbrauch  der  Speculation.  So  fand  der  Synkre- 
tismus von  Neuem  Eingang.  Friedrich  II.  und  Joseph  IL,  jener 
durch  Schriften,  beide  durch  Regentenhandlungcn ,  verkündigten  Wahrheit 
vom  Thron  herab.  Die  P r  c  Ts  f  r  e  i  h  c  i  t  ward ,  als  Gemeingut  der  gebildeten 
Menschheit,  in  mehrern  Staaten  begünstigt.  Empörungen  in  Nord- 
amerika und  Frankreich  brachten  wichtige  Wahrheiten  so  zur  Sprache, 
dafs  sie,  ehehiu  Domäne  der  Gelehrten,  auffallend  sich  populär isirten. 
Eine  Fluth  von  Lehr  -  und  Handbüchern,  vorzüglich  der  Engländer, 
Teutschcn  und  Franzosen,  haben  seit  Huber,  Pufendorff,  Böhmer 
und  Wolf,  das  Reich  der  publicistischen  Wahrheit  zwar  nicht  sehr  zu 
erweitern  vermocht,  aber  doch  die  Grundsätze,  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
theils  fester  begründet,  theils  mehr  entwickelt,  und,  in  mannigfaltiger 
Form,  sehr  in  Umlauf  gebracht  ")• 
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«)  ScBLÖxkn's  Staatsgelahrthcit,  L  8t  ff.  V.  Arktis'»  cunstitutionellcs  Staatsrecht, 
Bd.  I,  S.  11  ff.  3i  ff.  Mkuskj/s  Leitfaden  nur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit, 
Abth.  3,  S.  noo  ff. 

0 

Cultur  des  teutschen  Reichs-  und  TerritoriatStaatsrec/Ues. 

Auch  durch  sehr  fleissige  und  vielfache  Bearbeitung  des  teutschen 
Reichs-  und  ,  Territorial-Staatsrechtes,  und  der  Staatsge- 
schichte, ward  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  heutigen  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  nicht  wenig  vorgearbeitet.    Die  älteste  Periode  des 

^  teutschen  Staatsrechtes  (bis  auf  das  J.  5oo  n.  Ch.  G.)  zeichnete  sich  aus 
durch  Barbarei,  Nationalfreiheit  und  Heidenthum  Während  der  tausend- 
jährigen Nacht  des  Mittelalters  b)  herrschten  Hierarchie,  König-  und 
romisches  Kaiserthum,  Bcneficial-,  Feudal  -  und  Ritterweseu,  Mifsbrauch 
der  fremden  Rechte ,  historische  Irrthümer.    Mit  der  aufkeimenden  Cultur 

^des  gesellschaftlichen  Lebens,  mit  der  Aufhebung  des  Faust- 
rechtes,  mit  der  Verbesserung  der  Rechtspflege,  brach  die  Mor- 
genrothe für  Ausbildung  und  gelehrte  Bearbeitung  des  Staatsrechtes  an. 
Seitdem  entwickelten  sich  die  Systeme  der  gesellschaftlichen  Ordnung  oder 
des  ewigen  Landfriedens,  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation,  der 
Reichsversammlung,  der  Reichskreise,  der  Reichsgerichte, 
der  Landeshoheit,  der  kirchlichen  Spaltung. 

■)  J.  C  Maie»' s  Germaniens  Urverfassung  (Hamb.  1798.  8.),  S.  14  ff  G.  l\  II* 
Norrjiawb's  kurec  Geschichte  der  altern  teutschen  XationalVerl'assung.  Hamb. 
1781.  8. 

6)  C.  D.  Bkch  über  die  Würdigung  des  Mittelalters  und  seiner  allgem.  Geschichte. 
Leipi.  181a.  8. 

§.  19. 

t  ortsetzuny. 

Die  Errichtung  des  Reichskamraergerichtes  (1495),  vereinigt 
mit  dem,  durch  die  Reformation  geweckten  Forschungs-  und  Prüfungs- 
geist, und  mit  der  Wiederbelebung  der  humanistischen  und  allgemeinen 
Gelehrsamkeit,  wirkte  sichtbar  auf  die  Bearbeitung  des  teutschen  Staats- 
rechtes. Der  westphälische  Friede  (i648)  gab  dem  teutschen  Staats- 
gebä'ude,  in  seiner  Gesammtheit  und  im  Einzelnen,  neuen  Glanz,  neue 
Festigkeit.  Secteneifer,  Eitelkeit,  Neuerlings-  und  IlvpothcsenSucht  einiger 
Schriftsteller,  vermochten  nichts  gegen  Wetteifer ,  Crttik  und  unbefangenen 
Wahrheitssinn  vieler  Andern.  Die  akademische  Cultur  des  Staats- 
rechtes,  nach  echter  Methode,  die  fleissige  Bearbeitung  der  Hülfmittel, 
des  Staatsrechtes  des  Mittelalters,  der  philosophischen*  und  humanistischen 
Wissenschaften,  die  fleissige  Benutzung  echter  Quellen,  und  der  tcutsche 
Sammlongsgeist,  verbunden  mit  Scharfsinn   und  Geschmack,   hatten  den 
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EehrbegrifT  und  Lehrvortrag  des  tcutschen  Staatsrechtes  zu  einem 
solchen  Grad  von  Vollkommenheit  gebracht,  dafs  solcher  seihst  von  Aus- 
ländern, insbesondere  von  Franzosen  und  Engländern,  \oizugsweisc  gesehnt  zt 
und  gesucht  ward  «). 

a)  Ki.i'BKRS  Einl-  r.xx  e.  n.  Lehrhcgr.  d.  t  Staalsr.  V  n--ay. 

1  H 

§.  20. 

Puhlicistische  Cullnr  während  des  rheinischen  Bundes. 

In  dem  etwas  mehr  als  siebenjährigen  Zeitraum  des  rheinischen 
Bnndes  machte  die  Cullur  des  früheren  öffentlichen  Hechtes  der  Teut- 
schen  auffallende  Rückschritte,  und  diejenige  des  gleichzeitigen  sehr  geringe 
Fortschritte.  Zwar  wurden  lür  das  letzte,  besonders  in  den  ersten  Jähren, 
verschiedene  literarische  Versuche  gemacht.  Aber,  bei  dem  von  dem 
Stifter  des  Bundes  vielfach  aufgelegten  oder  veranlafsten  Druck,  bei  der 
Wandelbarheit  der  von  ihm  und  manchen  tcutschen  Staatsregieningen  auf- 
gestellten Grundsätze,  bei  der  nicht  seltenen  Wahrnehmung,  dafs  sogar 
Haupt bcslimmungen  der  BundesActe  theils  unerfüllt  blieben,  theils  einseitig 
durch  die  That  selbst  aufgehoben  oder  wesentlich  verändert  würden,  und 
bei  den  mannigfaltigen  Gefahren,  womit  die  Freimüthigkeit  in  Schrift  und 
Rede  bedroht  war,  schienen  die  Tcutschen  den  Glauben  an  ein  wirklich 
geltendes  öffentliches  Recht,  und  mit  ihm  die  Empfänglichkeit  für  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  desselben,  fast  verloren  zu  haben  a).  Die  Wieder- 
erweckung des  einen  und  der  andern  ist  von  der  nahen  Folgezeit  zu 
wünschen. 

«)  I*ast  könnte  man  sagen:  »«obmutuerunt  Jurcconsultorum  oracula«.  Jac.  Gonio- 
VRKnus,  Minimale  juris,  p.  m.  i4-  —  "Camoila  omnem  Jurisconsttltorum  scien- 
tiam  aholere  voluit,  ne  qu'i  respondere  possent,  praeter  se*.  Scrrosius,  Calig. 
e.  34-  ibique  Erncsti.   Ycrgl.  unten  §.  69. 

r 

§.  21. 

Bearbeitung  des  heutigen  teutsehen  öffentlichen  Rechtes. 

Nach  den  vorhandenen  Vorarbeiten  läfst  sich  mit  höchster  Wahr- 
scheinlichkeit annehmen,  dafs,  bei  der  Fortdauer  und  Fortbildung  des 
Teutsehen  Bundes,  das  heutige  teutsche  öffentliche  Recht,  durch  ange- 
strengte, nicht  seltene  Bemühung  teut&cher  Staatsrechtsgelehrten,  durch 
akademischen  Lehrvortrag,  und  selbst  durch  Bestimmungen  sowohl  der 
Bundesversammlung,  als  auch  der  Machthaber  und  Gesetzgeber  in  den 
Bundesstaaten,  einen  hohen  Grad  von  Wissenschaft  lieber  (nltur  erreichen 
werde. 
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§.  22. 

Bildunys  mittel. 

Den  wichtigsten  Einllufs  auf  zweckmäßige  Cultur  des  teutschen  üffent- 
lichen  Rechtes  hat  man,  neben  der  Cultur  der  Wissenschaften  überhaupt, 
zu  erwarten,  von  vermehrter  pdichtmasiger  Thiitigkeit  der  Machthaber, 
von  zeitgemäßer  Staatsgesetzgebung,  von  der  Publicilät  und  Oflentlichen 
Meinung,  von  der  frühern,  sehr  ileissigen  Bearbeitung  des  allgemeinen 
Staats-  und  Volkerrechtes,  von  angemessener  Benutzung  des  teutschen 
Reichs  -  und  'rerritorialStaatsrechtes  »J,  von  dem  akademischen  Lehrvor- 
trag, von  der  literarischen  Fruchtbarkeit  teutscher  Schriftsteller,  von 
weiser  Achtung  der  Regierungen  für  wissenschaftliche  publicistische 
Bestrebungen.  Staats  vertrage  und  Staatsgesetze  vermehren  sich 
nicht  nur,  sondern  sie  gewinnen  auch  immer  mehr  au  theoretischer  und 
praclischer  Wichtigkeit,-  an  Reichhaltigkeit  und  planmäßiger  Anordnung 
des  Inhaltes,  Die  Publicität  der  Gegenstände  des  oflentlichen  Rechtes 
macht  Fortschritte,  und  wie  die  Kraft  der  Ereignisse  Seyn  und  Nichtscyn 
der  Staaten,  und  ihre  Ausbildung  unwiderstehlich  bestimmt,  also  wirken 
mächtig  auf  Ausbildung  und  Anwendung  der  Grundsätze  des  öffentlichen 
Rechtes*)  die  öffentliche  Meinung  c),  das  sich  frei  aussprechende 
moralische  Urtheil  der  grossen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen  Volks- 
eigen; der  Zeitgeist,  die  Gestaltung  des  öffentlichen  Lebens,  durch  fast 
allgemein  verbreitete  Ideen  über  allseitige  Interessen,  dieses  nothwendige 
Product  gleichzeitiger,  geistiger,  sittlicher,  gewerblicher  und  politischer 
Volksbildung  (Civilisation);  eine  geistige  Macht  stärker  als  jede  andere, 
mithin  ubermächtig,  ein  unaufhaltsam  iiiessender  Strom.  Durch  Abge- 
schiedenheit von  der  oflentlichen  Meinung  würde  selbst  der  Bundesver- 
sammlung, einem  gemeinschaftlichen  Organ  aller  teutschen  Regierungen, 
das  heilsame  nationale  Interesse  entgehen,  welches  die  ihr  gegebene  Be- 
stimmung bezweckt. 

c)  Dessen  Studium  noch  immer  zu  empfohlen  ist.    Vcrgl.  Rhein.  Bund,  \L.  i3  ff. 

b)  Beispiele  unten  in  den  §§.  93,  i58(  i65,  217  und  2Ö0;  desgleichen  in  Klüukh's 
Eebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  11,  194  ff,  117  ff, 
044  ff. 

c)  »"Wir  nennen  öffentliche  Meinung  nur  dasjenige,  was  sich  dem  Sinn  und  Begriff 
der  grossen  Mehrzahl  in  allen  Volhsdasscn ,  nicht  nur  als  wahr,  sondern  auch 
als  Zcitbedürfnifs  aufdringt.  Alle  Wahrheiten  werden  zuerst  auf  dem  Wege 
der  Erfahrung  oder  der  Speculation  von  Einzelnen  erkannt;  sie  erhalten  dann 
Gültigkeit  undGangtfarkeit  durch  allmähligc  L  ebereinstimnutng  denkender  Köpfe ; 
sie  werden  aber  erst  dadurch  herrschend,  dafs  sie  durch  ihre  äussere  oder  in- 
nere Nothwendigkcit,  dem  unverfälschten  moralischen  Sinn,  so  wie  dem  rohen 
aber  nicht  irre  geleiteten  Verstände  des  grossen  Haufens  sich  aufdringen*.  Ein 
»orzüglicher  Gewinn  ist  dabei  auch  der,  dafs  durch  diese  öffentliche  Meinung 
so  »iel  Nebel  verschwindet,  von  dein  man  glaubt,  dafs  er  unvermeidlich  noth- 
*endig  zum  Regieren  scv.  Aber  die  Erfahrung  hat  es  schon  gelehrt,  dafs  die 
\ölkcr  über  da»,  was  ihnen  wahrhaft  Not  Ii  thul,  ort  weit  besser  unterrichtet 


Digitized  by  Google 


24        Einl.  II  Cup.  Bildungsgeschiclite  und  Literatur 

sind,  als  man  es  ihnen  anzutrauen  pflegt«.  L.  Gkrvais  kleine  MUtbeilungen  aus 
dein  slaatswisscnschaftl.  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  i8aa.  8.)»  S.  »'33  f.  u.  »36  ff. 
Ein  »mächtiges  Tribunal"  nannte  das  Urtheil  der  gesitteten  Welt,  in  einer  feier- 
lichen Sit/.ung  des  berliner  Bammergerichles,  dessen  Präsident  v.  KiHCHKisrs  , 
in  seiner  Anrede  an  den  Kronprinzen,  nachher  König  Friedrich  Wilhelm  UX 
Ki.hn's  Annalen  der  preuss.  Gesetzgebung,  Kd.  IX,  S.  34 1.  —  Ist  diese  öffent- 
liche Meinung  etwas  Anderes,  als  ein  Gebot  des  natürlichen  Sittengesetzes? 
etwas  Anderes,  als  das  uralte:  »Vox  populi ,  tox  Dei-«  V  Sie  ist  eine  Art  von 
bewaffneter  Idee,  eine  unsichtbare  Macht  ohne  Vergangenheit.  Im  Jahr  ifup 
schrieb  Lfibmtz  in  einein  Brief:  »Die  öffentliche  Meinung  thut  viel  und  beinahe 
Alles  in  der  Welt«.  Von  ihrer  Gewalt,  übertreffend  Heer-  und  Geldmacht, 
s.  man  Kiunm's  Abhandlungen  Bd.  I,  S.  387  ff.  Niehl  beherrschen,  nur  lenken 
läl'st  sie  sich.  Sie  zu  lenheu  und  zu  berichtigen,  .  dienen  nur  die  Verbreitung 
echter  geistiger  und  sittlicher  Cultur.  In  der  französischen  Pairkammer  sprach 
Talmira^d:  »Ich  kenne  Jemand,  der  mehr  Verstand  hat  als  \oltaire,  mehr 
Verstand  und  Macht  als  Bonaparte,  mehr  Verstand  als  alle  Minister,  die  waren, 
sind  und  seyn  werden;  ich  meine  die  allgemeine  Meinung»«.  Es  ist  dieselbe 
Öffentliche  Meinung,  von  »elcher  Preufsen  und  Bufsland  iu  der  Proklamation 
von  Kalisch  (a5.  Mär«  i8i3)  verkündigten,  dass  durch  ihre  »An//?-,  wie  durch 
die  Macht  gerechter  Waffen,  alle  der  guten  Sache  abtrünnigen  teutschen  Für- 
sten würden  virmic/iiet-<  werden.  Ki.übjr's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  Y  IL, 
S.  274.  —  Wie,  im  J.  1818,  ein  tcutscher  Souverain,  wider  seinen  an  physischer 
Macht  ihm  drei-  bis  vierfach  überlegenen  Bundesgenossen,  an  Sie  appcllirte, 
findet  man  in  Klcryh's  angef.  Acten,  Bd.  VIII,  S-  164. 
tt)  Ueber  deu  Geist  des  Zeitalters  und  die  Gewalt  der  öffentl.  Meinung.  1797.  8. 
Brav dbs  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in  Teutschland.  Hanuov.  1808.  tt 
Ebenda*,  über  den  Einflufs  des  Zeitgeistes  auf  die  höhern  Glassen.  2  Bände. 
Ilannor.  1810.  8.  De  Tesprit  public  ou  de  la  toutc- puissance  de  l'optnion; 
par  M.  le  baron  GufcRAnD  de  Kotrnu.\.  Paris  i8ao.  8.  De  la  contre-revolution 
cn  Erance  ou  de  la  restauration  de  l'ancienne  noblesse  et  des  anciennes  supe- 
riorilcs  sociales  dans  la  Trance  nouvcllc;  par  M.  Gasilii.  Paris  i8a3.  8>  Lea 
conseils  du  trone,  donncs  par  Frederic -le- Grand  aux  rois  et  aux  pcuples  de 
l'Europe;  publics  par  31.  Aug  eis.  Paris  i8s3.  8.  Tiaonncs  Acunks  Becht  u. 
Macht  des  Zeitgeistes.  Schleswig  1814.  8  Bevue  politique  de  l'Europe  en  i8-a5. 
Paris  et  Leipzig  i8a5.  8.  Klüber's  Abhandlungen  etc.  Bd.I.  S.  388  ff.  Ueber  das 
Begreifen  der  Zeit,  vom  Prof.  Schulz*  zu  Gotha,  iu  Pölitz  Jahrbüchern  der 
Geschichte  und  Staatskunst,  i83a,  August. 

D)  Literatur. 

§.  25. 

Bibliographie  und  Biographie. 

Mit  der  Fortdauer  des  Bundes,  mit  den  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden 
neuen  Best  immun  gen  und  Staatsvoi  fallen,  werden,  bei  ungehinderter  öflent- 
licher#  wissenschaftlicher  Tha'tigkeit,  die  literarischen  Hülfmittcl  zu  dem 
neuen  teutschen  öffentlichen  Hecht,  fortwährend  zahlreicher  und  gehalt- 
voller werden.  Die  Bibliographie  oder  Bücherkuude  a),  dieses  Theils 
der  positiven  Rechtswissenschaft,  ist  vielfach  wichtig  für  das  Studium  des- 
selben- Kbcn  so  die  Biographie  (Schriftstellerhunde)  der  Publicistcn 
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insbesondere  ihr  Vaterland,  persönlicher  Character,  Talent,  Religion, 
Erziehung,  wissenschaftliche  Bildung,  Dienstverhältnis» ,  Wohnort,  der 
Schauplatz  ihrer  practischen  Tha'tigkeit,  und  die  politischen  Verhältnisse 
ihrer  Zeit.  Nicht  zu  vernachlässigen  ist,  auch  jetzt  noch,  die  Literatur 
eines  grossen  Theils  des  ehemaligen  teutschen  Reichs-  und  Territo- 
rialStaatsrechtcs  selbst  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Zeit  des 
rheinischen  Bund  es;  welches  alles  nicht  blofs  historisch  und  theoretisch, 
sondern  oft  noch  prac tisch  wichtig  ist. 

«)  Eine  eigne  Literatur  des  neuem  teutschen  öffentlichen  Rechtes  ist  einst  zu  er- 
warten. 

i)  Die  juristisch  -  biographischen  Werke  ron  Jesiches,  Jcgler,  Weidlich  u.  A.  (s. 
Püttku's  Literatur  des  t  St.  B.  I.  20  ff.  J.  G.  Hellbach's  auserl.  Biblioth.  f. 
Rechtsgel.  L  i3  ff.  H.  J.  C.  Höhig's  Lehrbuch  d.  allgem.  jurist.  Literatur.  I. 
59—1^5.)  —  Die  allgemeinen  biographischen  Werke,  z.  B.  von  Nickhoh,  Schhöchm 
U.A.,  auch  die  lexico  graphischen  (Jöcrth,  Adelung,  Rotkrhurd ,  Hehmcrk,  Hiä- 
scuisg,  Bauh,  Ladvocat  u.  A.),  und  die  ethnographischen,  chronologischen  u.  s.vr. 
iu  2.  G.  Meu&el's  Leitfaden  der  Geschichte  der  Gelehrsamkeit  (1799.8.),  S.Saff., 
89  ff.  3.  G.  3Ieu&kl's  Lexicon  der  von  it5o  bis  1800  verstorbenen  teutschen 
SchriftstelJer,  Bd.  I  bis  XV.  (A-Z)  Lcipz.  1802-1816.  a  J.  C.  Roppe's  Lcxi- 
con  der  jetzt  in  Teutschl.  lebenden  jurist.  Schriftsteller,  L  Band  (A  —  L).  Leip- 
zig 1793.  8-  Stkpf's  Galleric  aller  juristischen  Autoren.  Leipz.  Bd.  L  i8ao.  8. 
Biograpiiie  universelle,  anciennc  et  moderne.  Paris.  T.  I—  XXV  DJ.  (A  — N). 
1811  —  18*0.  & 

c)  Mäht-  Lipemi  bibliotheca  rÄlis  juridica.  1679.  I7*°-  *7$7'  edit.  4.  1757.  0. 
Toini  fol.  Supplementbände  hiezu  haben  geliefert:  A.  F.  Schott  1775,  B.C.  Frhr. 
v.  Se»k>sbebg  1789,  L.  G.  Madihbt  Fase.  1  -  3.  1817—1819,  Fase.  4.  i8i3. 
J.  St.  Pütter's  Literatur  des  teutschen  Staatsrechtes.  Drei  Thcilc.  1776.  1781. 
1783.  a  J.  L.  Rlüber's  neue  Literatur  des  t.  Staatsrechtes  (als  Fortsetzung  und 
Ergänzung  der  Püttcry&chcn).  1791.  a  F.  S.  Ersch,  Handbuch  d.  Literatur  der 
Jurisprudenz  und  Politik,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leipz.  1812.  8.  C  C 
A.  H.  v.  Raäptz  Literatur  des  Staatsr.  des  rhein.  Bundes;  in  dessen  Beitr.  z. 
Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (ßerl.  i8i5.  8.),  S.  1  —  84;  grüfstcnthcils  auch 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXV.  161  ff.  LIV.  4o3  ff.  vergL  mit  XXV.  7  ff.  XXVL  i37  ff. 

§.  24. 

Classification  der  Schriften. 

Der  publizistische  Büchervorrath  laTst  sich  auf  folgende  Art  ordnen: 
1)  Utei  ansehe  Hülfmittel  «),  und  Geschichte  des  Staatsrechtes  (§.  12, 
Note  g).  II)  Quellen,  sowohl  Staatsverträge  und  Staatsgesetzc,  als  auch 
Staatsacten  .(§.  54)  und  Urkunden  &).  III)  Compcndiarischc  Schriften  «). 
I\r)  Ausführliche  Systeme  *)  oder  Handbücher.  V)  Erläutcrungsschriften 
(Commentare)  über  Staatsvertroge  und  Staatsgesteze  ')•  VI)  Systematische 
Werke,  über  einzelne  HaupttheUe  des  öffentlichen  Rechtes  J).  VII)  Mono- 
graphien g)  (Dissertationen,  Programme,  Tractate).  YHI)  Vermischte 
Sammlungen  A).  IX)  Deductionen,  Gutachten,  Rcchtsfalle,  rechtliche  Er- 
kenntnisse »>  *)  Ideographische  Werke  XI)  Schriften  über  die 
Hülf-  und  verwandten  Wissenschaften  l). 
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Xipisi  ,  riiTTKR,  Klöiw,  Ensen,  v.  Raupt*  ,  <i.  a.  U  (üben,  §.  a3.) 
Die  Protokolle  der  t.  Uundesfersautfilung ,  und  ilic  Regierungsblätter  (.amtliche 
Verhündigungsblättcr)  ti.  a.  amtliche  Sammlungen  der  einzelnen  l.  Staaten.  —  Die 
Protocolle  der  t.  Hunde sversammlun «■ ,  wovon  unten  §.  i58  IT.,  erseheinen  seit 
1816:  a)  in  amtlich,  unmittelbar  nach  jeder  Sitzung  in  der  BundesPräsidial- 
Buchdrut  kerei  veranstalteten,  nur  für  die  Gcsandschaften  und  Regierungen  be- 
stimmten Abdrücken,  mit  aufgedrucktem  Stempel  der  BundcsCanzlci,  auf  Schreib- 
papier in  Folio,  unter  folgendem  Titel:  Protocollr  der  teutschen  Bundesver- 
sammlung, nebst  den  loco  dictaturac  gedruckten  Beilagen,  vom  Jahre  u.  s.  w. 
Jeder  Jahrgang  ist  mit  einem  Register  versehen.  Ein  gemeinschaftliches  alpha- 
betisches Register  für  die  Jahrgänge  1816—  1821,  von  Adolph  v.  Holzhuse*  , 
erschien  auf  Rosten  der  P.  V.  im  J.  1812.  Fol.  Eine  neue  Auflage  dieses  Re- 
gisters, fortgesetzt  bis  Ende  i8s3,  erschien  1824.  ß)  Für  das  Publicum  lieferte 
dieselbe  Druckerei  eine  eigene  Ausgabe,  jedoch  ohne  die  loeo  dictaturac  ge- 
druckten Protocolle,  Registraturen  und  Beilagen,  unter  folg.  Titel:  Protocolle 
der  t.  B.  V.  Frankf.  1816  — 1818,  neunzehn  Bände  in  4-i  wovon,  der  jüngste  die 
öfTenll.  Protocolle,  von  1827  und  1828,  die  von  1828  auf  22  Seiten,  enthalt. 
Vcrgl. unten  §.  »58.  Dieselbe  Buchdruckerei  lieferte  auch  von  den  bei  der  B.Y. 
gedruckt  eingereichten  « .Ictenstüclen*  eine  Sammlung,  in  fünf  Händen,  von 
1817  —  1810,  in  4-»  deren  Fortsetzung  zeither  unterblieb.  —  Eine  Lebersicht 
des  Inhaltes  der  Protocolle,  bis  1812,  systematisch  geordnet,  ist:  G.  v.  MüYku's 
Hcpertorium  zu  den  Verhandlungen  der  t.  B.  V.  Frankfurt,  Heft  1  —  4- 
1820—1812.  8. 

Allgemeine  Quelltnsammlungen  für  Staatsverträge  und  Staatsgcsctze ,  für 
Staats  Acten  und  Urkunden: 

1)  Für  den  Zeitraum  des  Teutschen  Hundes :*Die  Ausgaben  der  SchlussAclc 
des  wiener  Congresses,  der  t.  BundesActe,  u.  der  wiener  SchlussAete  v.  1810. 
s.  man  §.56.  Acten  des  wiener  (Kongresses,  herausg.  v.  J.  L  RLür.m.  Bd.  I— V  HI. 
Erl.  i8i5—  i8i9.  8.  Archiv  des  wiener  Congresscs;  herausg.  v.  J.  Grafen  v. 
Soor*.  St.  1—3.  Nürnb.  i8i5.  8.  AUeraannia.  Bd.  I—  VII,  oder  41  Hefte 
(München)  i8t5  u.  1816.  8.  Neue  Alemannia.  Bd.  I., (München)  1816.  8.  Die 
unten  bei  Num.  1  angef.  allgemeine  StaatsCorrcspondenz  u.  t».  w.  Der  tcutschc 
Bund;  herausg.  v.  R.  E.  Schkid.  Hildb.  Bd.  I.  1816.  Bd.  II.  (4.  u.  5-  Heft)  1817. 
8.  Teutsche  Staatsanzeigen;  herausg.  v.  A.  Mvm.fd.  Lcipz.  Bd.  I.  1816.  Bd.  II. 
181-.  8.  Allgemeines  Staatsverfassung» Archiv.  Weimar.  Bd.  I,  II  u.  HL  1816 
u.  1817.  8.  Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes;  herausg.  v.  J.  I*.  HiaitF.n.  Bd.  I 
und  IL  (5.  und  6.  Heft)  Erl.  1816  und  1817.  8.  Archives  diplomatiqucs  pour 
l'histoire  du  tems  et  des  etats.  Stuttg.  T.  I  —  V.  182a-»  1824-  &  Fortgesetzt. — 
J.  L.  Hi.cbeh's  QucllcnSammlung  zu  dem  üflentl.  Recht  des  T.  Bundes.  Dritte, 
sehr  verm.  Aufl.  Erlangen  i83o.  8.  (Die  beiden  eisten  Aufl.  erschienen  unter 
dem  unten,  %.  56  a,  angef.  Titel.)  Fortsetzung  i833.  M.  C.  F.  31.  Gbüvkll, 
die  Quellen  des  allgemeinen  teutschen  Staatsrechtes,  seit  iSi3  bis  1820.  Lcipz. 
Th.  I.  1820.  8.  Quellen  des  üflentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  von  1800  bis 
1821.  Th.  I  u.  II.  Carlsr.  1822.  8.  Venu.  Aufl.  i833.  (Die  Vermehrungen  auch 
besonders,  als  3.  Band  der  ersten  Auflage)  G-  v.  M»vm's  Corpus  juris  con- 
foederalionis  germanicae.  Th.  I,  europäisch -germanischer  Codex;  Th.  H,  rcin- 
germanisclicr  Codex.  Frankf.  18x2.  &  Ein  Anhang,  als  zweiter  Theil,  zweiter 
Bahd,  ohne  Jahrzabl  (1827),  auf  88  S.  8-  Zweite  Aufl.  unter  dem  Titel:  Staata- 
acten  für  Geschichte  u.  öflcnll.  Recht  des  t.  Bundes.  2  Theilc.  Frankf.  i833.  8. 
Gtst.  Exmikghais,  Corpus  juris  germanici,  tarn  public!  quam  privati,  aeademi- 
cum.  Jena,  Bd.  I,  1824.  XD  u.  620  S.  Bd.  II,  740  S.  a  Cnn.  Fn.  Eivrns 
Hauptqucllen  des  deutsehen  BundesStaatsrcehtcs.  Gött.  18*4.  121  S.  8.  A.  Mi- 
«hazus,  Corpus  juris  publici  gerin.  acadeniieum.    Tüb.  i8*5.  8.  Grundgesetze 
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«ics  t.  Hunde«.  Zum  Handgebrauch  bei  V  orlesungen  über  d.  teutsche  Staats«-. 
\on  Scbxai.z.    Herlin  i8a5.  119  S.  8.' 

a)  Für  den  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes:  Die  Ausgabeu  der  rbein.  Bun- 
desActe,  s.  %.  3o.  Der  Hheinische  Bund.  Herausgeg.  von  P.  A.  WisKorr.  F  rankf. 
1806—1814.  Heft  I— LXIX,  in  »3  Bänden,  nebst  einem  Supplement- lieft.  8. 
fuhrt  ron  dem  61.  Heft  an,  auch  den  Titel:  Allgemeine  StaatsCorrespondcnz ; 
herausgeg.  von  P.  A.  WiicKorr.  Offcnb.  181a — 1814.  Bd.  I  bis  ÜX  8,  in  jedem 
Band  .3  Hefte.  Allgemeine  StaatsCorrespondenz;  als  Fortsetzung  der  Zcitschr. 
der  Rhein.  Bund;  berausgeg.  von  Kai  kr  ,  Bkbb  u.  Schott.  Asihalltnl).  1U14  bis 
i8i5.  Bd.  I  HL  8.  Eine  französ.  Lebersetzung  tler  ersten  Bände-  des  Uhein. 
Bundes,  erschien  unter  folg.  Titel:  Collection  des  actes,  rcglemcns,  ordonnance* 
et  autres  pieecs  oiTiciellen  relatives  ä  la  confederation  du  Bhin.  Paris.  T.  1— IV. 

1808.  8.  Collection  des  lois,  actes,  ordonnance«  et  autres  pieecs  officiclics  re- 
latives ä  la  confederation  du  Bhin.  lere  annee,  composee  de  11  cabiers.  Ber- 
lin 1809.  8.  Paul  Ovstj-uhfichviTs  Archiv  des  rheinischen  Bundes.  Bamb. 
1806—1808,  Heft  I  — XIL  /,.  Ebendr.xt.  Hriegsarchiv  des  rhein.  Bundes.  1806. 
180-.  1808.  4.  hJbendess.  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde  Teutschlands. 
(Hamb.)  Bd.  I  u.  IL  1808.  8.  Ebtmdrss.  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkundc 
Tcutschl.,  besonders  des  rbein.  Bundes.  (Hamb.)  Bd.  I.  1809.  8.  Archiv  der 
Regierung  u.  Gesetzgebung  d.  rbein.  Bundesstaaten.  Würzb.  1808.  4.  Frhrn. 
v.  Hfhtivicm's  monatliche  Abhandlungen.  (Ersrhicn  seit  1-88  bis  1808,  inonat-  • 
lieh  in  3  Foliobogen,  gedruckt  für  Abonnenten.)  Artenstücke  und  Verfassung 
des  Rheinbundes.  Leipz.  1806.  8.  .  Rheinische  Bundcsactc.  der  prosburger 
Friede,  —  —  nebst  einigen  andern  hierher  gehörigen  Urkunden.  Franz.-  und 
tetitsch.  Coburg  1807.  8.  Germanien ;  berausgeg.  von  A.  F.  W.  Cbovk  u.  C.  Jau-. 
Gies*cn  180?  — 1811.  Bd.  I  -jW1.  8.  Germanien  u.  Europa;  berausgeg.  von  A-F. 
~W.  Croht  u.  C  J \vt.  Bd.  I.    Gicssen  1811.  8. 

3)  Neuere  Journalistik  und  Sammlungen  vermischten  Inhaltes:  z.  B.  ScBi.üzm's 
Briefwechsel,  seit  17-a.  10  Bande.  4.  Aufl.  Gött.  1780  ff.  8.  VJhendcss.  Staatsan- 
leihen. 18  Bände.  Ebenda*.  1781  —  1794-  8.  Europäische  Annalcn,  seit  i~cp. 
Tübingen.  8.  Politisches  Journal,  seit  1-81.  Hamb.  8.  Historisch  -  statistisches 
Archiv  für  Südtcutschland.  F rankf.  11.  Leipz.  I.  Bd.  1807.  8.  Die  Zeiten,  von 
C.  D.  Voss,  seit  1800.  C.  F.  HXbmimw's  Staatsarchiv,  Heft  1  —  61,  1796—1808. 
8.  Nie.  Yogt's  Staatsrclationen .  seit  i8o3.  v.  Ahcbksboi.z,  Minerva,  »eil  1-93. 
Der  teutsche  Zuschauer,  180a  u.  f.  Der  neue  teutsche  Zuschauer,  1804  u.  f. 
(J.  G.  Pahi.'s)  NationalChronik  der  Teutschen.   (Schwäbisch  Gemünd)  i8o3  bis 

1809.  4-    Bronos,  eine  Zeitschrift  polit. ,    histor.  u.  lit.  Inhalts.    Erschieu  seit 

1813.  H.  LvofVs  Nemesis,  Zeitschrift  für  Politik  u.  Geschichte.    Weimar  seit 

1814.  (Bis  1817,  zehn  Bände.)  8.    F.  Bichohltz  Journal  für  Teutschl..  bist 
pol.  Inhalts.    Bcrl.  seit  i8i5.  8. 

4)  Für  das  ehemalige  teutsche  Staatsrecht,  nnd  grossen  thcils  noch  jetzt,  sind 
wichtig:  1)  Neue  Sammlung  der  Bcicbsabscbiedc.  174-.  4  Theile.  fol.  a)  J.  J. 
PascbsfjTs  von  Eggcnstorf  Sammlung  aller  Beicbsschlüssc  (*on  i663 —  >"*4°)« 
Rcgensb.  1740—  1777.  4  Theile.  fol.  3)  C.  F.  Gkbstlachfb's  Corpus  juris  germ. 
publici  et  privati.  1783—1789.  4  Theile.  8.  4)  Ehendcs*.  Handb.  der  teutschen 
Reichsgesetze,  in  systematischer  Ordnung.  1786—1794.  11  Theile  (der  eilfte  in 
a  Abteilungen,  ito3  u.  1794).  8.  5)  Zu  dein  Handgebrauch:  J^J.  ScirxAiss, 
Corpus  juris  publici  aeademicum.  172a.  1727.  1735.  174»;  auch  1759  u*.  1774, 
besorgt  und  vermehrt  von  Gotti».  Scbvjiahs;  1794«  vermehrt  von  Run.  Hob- 
aRt.  gr.8.  6)  J.  C.  Liisio's  t.  Reirhsarchiv.  a4  Bände.  1710  — 1722.  fol,  7)  Axt. 
Fabfb's  (Cru.  LtoMi.  Leccbt's)  europäische  Staatscanzlcy.  n5  Bände.  169" — 1-60. 
und  9  Bande  Hauptregister,  1.761  — 17-a.  8.  Axt.  Famh's  neue  europäische 
SUutscanzlcy ;  3o  Bände  und  a  Bande  Hauptregister.  1761  — 177a.  8-    Akt.  Fa- 
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bkr's  fortgesetzte  neue  europ.  Staatscanzley.  25  Bände,  1772  —  178«,  nebst  Re- 
gister über  die  ersten  10  Hände.  8.  (Auch  unter  dem  Titel:  Neue  ettrop.  St.  C 
3i.—  55.  Band.)  8)  J.  A.  Rkuss  teutsche  Staatscanzley,  Tlicile,  ir83— 1800. 
8-  Dann  folgen:  der  Jahrgang  1799,  in  8  Bänden,  1800 — 1801;  der  Jahrgang 
1800,  in  5  Bänden,  1801  u.  i8o3;  der  Jahrgang  1801,  in  3  Bänden,  1802  —  i8o3. 
8.  9)  Der  ReichsdeputationsReccss  (vom  25.  Febr.  i8o3),  mit  historischen,  geogra- 
phischen u.  Statist.  Erläuterungen  und  einer  Vergleich ungstafel,  von  A.  C.  Gas- 
fari.  3  Theile.  Hamb.  i8o3.  8-  (Von  dem  ReichsdeputationsHaupUrhlufs  er- 
schienen auch  mehrere  Ausgaben  ohne  Anmerkungen,  in  foL,  4.  u.  8.,  die 
neueste  von  J.  V.  Cärmkrkr.  Frank  f.  i8«4>  gr.  8.  Vergl.  §.  37  e.)  Dazu  ge- 
hört noch :  Protocoll  der  ausserordentlichen  Reichsdeputation  zu  Regeusburg. 
Regensb.  i8o3.  2  Bände,  und  4  Bände  Beilagen.  4. 

5)  Für  das  europäische  f'ölkerrecht :  Leibmtz,  Li'sic,  du  Most,  Rovsskt. 
J.  J.  Sciumrss,  Corpus  juris  gentium  aeademicum  (1096—1731).  T.  1.  et  IL  Lips. 
1730.  8.  F.  A.  Wknck,  Codex  juris  gentium  (1733—1772).  T.  L  IL  et  ID.  Lips. 
i78i.  1786.  1796.  8.  G.  F.  i>k  Martess,  Recueil  des  prineipaux  traites  (1761  bis 
1801).  T.  I  — VTL  ä  Göttinguc  1791  —  1801  (neue  Aufl.  des  T.  L  et  II.  ib.  1817); 
und  Ebendess.  Supplement  au  Recueil  etc.  T.  I  —  XI,  iir»  Partie  (enthaltend  Ver- 
träge bis  Ende  1827),  ibid.  1802—1829.  8;  u.  ein  V  olumc  supplementaire  au  IX*™« 
Tome  (enthaltend  Verträge  v.  1815  —  1822),  ibid.  1829.  Das' Supplement  auch 
unter  dem  Titel:  Nouvcau  Becueil  etc.  Abregt-  de  l'histoire  de*  traites  de 
paix  entre  les  puissanres  de  l'Europe,  depuis  la  paix  de  Westplialie.  Par  Mr. 
Roch  *  Basle.  IV.  Vol.  1796.  1797.  8.  Deuxieme  edit.,  eutiercinent  refondue, 
aiigmcntee  et  continuee  (jusqu'au  traite*  de  Paris  du  20  nov.  iSi5. )  par  F. 
Schovll.  Paris  1817  et  1818.  Vol.  I  —  XV.  8-  ^C.  D.  Voss  Geist  der  merkwür- 
digsten Bündnisse  und  Friedensschlüsse  des  mRzehnten  Jahrhunderts.  Gera, 
Th.  I  — V.  1S01  u.  1802.  Desgl.  des  neunzehnten  Jahrb..  Th.  VI  u.  VII,  »8o3 
u.  1804.  8. 

6)  Urkundenvcrzct'chmssß  oder  Repcrtorien  über  die  gedruckten  Urkunden, 
sind  angezeigt  in  Ri.über's  droit  des  gens,  Supplement,  §.  8,  in  Ebendess,  neuer 
Literatnr  d.  t.  Staatsrechts,  S.  81  f..  iu  Pütter's  Lit.  des  t.  Staatsr.,  Th.  II, 
§.  769.  Für  Tcutschsland  überhaupt,  von  3i/t  bis  in  das  J.  1730,  dient:  J.  P. 
Gkoroisch,  Rcgesta t hronologico-diplomatica.  Hai.  1740  —  1744.  T.  I— IV.  Fol. 
Ein  Vcrzcichnifs  für  das  t.  PrivatFürstcnrecht,  von  Reiche,  unten  %.  73. 

c)  Für  das  öffentliche  Recht  des  Teutschen  Rundes,  und  für  das  Staatsrecht  der  Rundes- 
staaten überhaupt:  1)  F.  W.  Tittmass's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bundes. 
Leipz.  1818.  8.  2)  L.  v.  Dresch  öfTentl,  Recht  des  t.  Bundes  und  der  t.  Bun- 
desstaaten. Tüb.  Th.  L  1820.  Erste  Fortsetz,  (enthält  c.  Zusammenstell.  der 
wiener  SchlufsActe  von  1820).  1821.  8.  3)  J.  F.  Stichel  Lehrb.  des  teutschen 
Staatsrechts.  Giesscn  1820.  8.  4)  A.  Michaelis,  Entwurf  c.  Darstellung  des 
öficntl.  Rechts  des  teutschen  Bundes.  Tüb.  1820.  8.  5)  Expose  du  droit  public 
d'Allemagnc;  par  E-  H.  de  S.  (Schwarzkopf)  Geneve  et  Paris  1821.  8.  6)  R. 
E.  Schmid's  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  Jena,  L  Abth.  1821. 
8.  7)  J.  Rudhardt's  Recht  des  t.  Bundes.  Stuttg.  1822.  8.  8)  A.  Brvnsoüell's 
Staatsr.  des  teutschen  Bundes  u.  der  Bundesstaaten;  e.  Beitrag  zu  den  Schrif- 
ten von  Rlcber  u.  Dresch.  Abth.  I  u.  II.  Erf.  1824.  8.  9)  (Theod.)  Schxalz, 
das  teutsche  Staatsr.  Berlin  1825.  8.  10)  F.  v.  Li>dkloe's  Grundrifs  des  teut- 
schen Staatsr.  Gicssen  1828.  8. 

Für  das  heutige  Staatsrecht  einzelner  t>  Bundesstaaten:  J.  Schxielzing's  Staatsr. 
des  Rönigr.  Baiern.  Tb..  I  u.  IT.  Leipz.  1820.  8.  L.  v.  Dresch  Grundzüge  des 
baierischen  Staatsrechtes.  Ulm  1823.  &  F.  C.  R.  Schusch  Staatsr.  des  Rönigr. 
Baiern.  Erlangen,  Bd.  I.  1824.  8.  C.  Ccccävs  Lehrb.  des  Staatsr.  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  Baierns.   Wür»b.  1820.  8.   J.  Rldhart  über  den  Zustand 
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de*  Königreichs  Bayern  etc.  3  Tbeilc.  Erl.  t8a5  —  182-?.  8.  1825.  Rob.  Moni. 
Staatsr.  des  Königr.  Würtemberg.  Tüb.  Bd.  I.  1829.  Bd.  IL  i83i.  8.  (Zusätze  und 
Berichtigungen  daz.it  in  A.  L.  Rrysohrr's  pubb'cistischcn  \  ersuchen,  Stuttg.  i83a, 
S  i5o  —  349).  E.  .1.  J.  Pist™,  geschichtl.  Darstell,  der  Staatsverfassung  des 
Grofshcrzogth.  Baden  und  der  Verwaltung  desselben.  Heidelb.  Th.  I.  (von 
1806—  1811).  1829.  8.  Dess.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Grofshcrzogthums 
Baden.  Heidelb.  Th.  L  i836.  8.  Cb.  E.  Wf.issk's  Lehrb.  des  königl.  sächsischen 
Staatsr.  Lcipz.  Bd.  I.  1824.  Bd.  II.  1827.  8.  C  W.  Schweitzer'*  öffentl.  Recht 
des  Grofshcrzogth.  Sachsen WeimarEisenach.  Weimar,  Th.  I.  1823.  3.  Schi.egel's 
Staatsr.  des  Königr.  Dänemark  und  der  Hcrzogth.  Schleswig,  Holstein  und  Id- 
enburg. Aus  dem  Dan.  v.  Saracw.  Schleswig  1828.  A.  Miars  übersichtliche 
Darstellung  des  preussischen  Staatsrechts,  nebst  einer  kurzen  Entwickelungs- 
geschichtc  der  preuss.  Morarchie.  Berlin  i833.  8.  F.  Bi'LAU,  Darstellung  der 
Verfassung  und  Verwaltung  des  Königreichs  Sachsen.  Lcipz.  Th.  I.  i833.  8. 
FairnrKAiix,  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Herzogthuins  Nassau,  aus  ur- 
kundlichen Ouellcn  zusammengestellt.  Weilburg  i833.  8.  Mdbhard,  Grundlage 
des  jetzigen  Staatsrechts  des  Kurfürstcnthums  Hessen.  I.  Abth.  Cassel  1834.  8 
Beck  hessisches  Staatsrecht.  Bd.  I.  H.  1.  u.  H.  2.  Darmstadt  i832.  8.  K.  E. 
Weiss  System  des  öffentlichen  Rechts  des  Grofsherzogthums  Hessen.  Bd.  L 
Dannstadt  1837.  8- 

Für  das  öffentliche  Recht,  während  des  rheinischen  Bundes :  Joh.  Ziwtkl's  Entw. 
c.  Staatsrechtes  für  d.  rhein.  Bund.  München  180-7.  039  S.  8.  C.  S.  Zachahia 
Jus  publ.  civitatum  quae  foederi  Rhenano  adseriptae  sunt.  Heidelb.  1807.  84  S. 
8.  W.  J.  Behr's  system.  Darstcll.  d.  rhein.  Bundes.  Würzb.  1808.  &  J.  L.  Ktv- 
ber's  Staatsr.  des  Bheinbundjy.    Tüb.  1808.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  Staatsrecht,  aufscr  den  unten  Note  d  angef.  Schriften, 
j)  Jo.  Jac.  M%scov,  Principia  juris  publici.  1^29.  i-38.  i~44*  1730.  1759,  ver- 
mehrt u.  interpolirt  von  H.  G.  Fraxhe,  1769.  Wien  1781.  8.  2)  Von  Joh. 
STCTH^Pij.TTrB :  Elemeuta  juris  publ.  1754.  1756.  1760.  1766.  8.  Nova  epitome  jur.. 
publ.  1737.  8.  Kurzer  Begriff  d.  t.  Staatsr.  1764.  1768.  8.  Imtitutioncs  jur.  publ. 
1770.  1776.  178a.  1787.  1792-  1802.  8.  (Teutsch  von  C.  A.  F.  Gr.  v.  Hohe:sth\i., 
mit  Anmerk.  von  F.  W.  Grim».  2  Bände,  1791  —  i"93.)  Tabulae  juris  publ. 
synopticae.  1773.  1787.  Fol.  3)  Jo.  He>r.  Christ,  de  Svixhow,  Eiern,  jur.  publ. 
germ.  T.  L  1769.  1*82.  T.  U.  1772.  1794.  8.  4)  Jon.  uu.  Kubkh's  Einleit.  zu  ei- 
nem neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.  Erl.  i8o3.  8.  5)  Jist.  Cph.  Lkist  Lchrb. 
des  t  Staatsr.  Gött.  i8o3.  2.  Aufl.  i8o5.  8.  6)  Nie.  Tmn.  Gökmr's  t.  Staatsr. 
Landsh.  1804.  8.  7)  Th.  Schmalz,  Handb.  d.  t.  Staatsr.  Halle  i8o5.  8.  8)  Asdr. 
Jos.  Seme  acbeht's  Lchrb.  d.  t.  Staatsr.  Bd.  L  Jena  1806.  8.  9)  Abrege  chro- 
nologique  de  l'histoire  et  du  droit  public  d'Allemagne,  par  Mr.  (Chr.  Fbkd.) 
Vrirtxv  (de  Kricgclstein).  ä  Paris  1754.  a  Maunh.  1758.  ä  Paris  1760.  1766. 
rerm.  u.  verb.  cbend.  1772.    a  Bde.  in  4-  u.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  Territorialstaatsrecht  insbesondere:  1)  verschiedene 
Werke  von  J.  J.  Moskr  (s.  unten  Note  d).  2)  A.  J.  Sch>avrert's  Anfang  s^r. 
des  Staatsr.  der  gesammten  Reichslande.  Jena  1787.  8.  3)  J.  R.  r.  Roth's 
Staatsrecht  deutscher  Rciohslandc.  Mainz.  Th.  I  u.  U.  1788  u.  1792.  & 
4)  Für  das  Staatsrecht  geistlicher  Wahlstaaten:  a)  (Wimb.  Held's)  Reichsprä- 
Latisches  Staatsrecht.  2  Thlc.  Kempten  1782  u.  1780.  8.  b)  Jos.  v.  Sartori's 
geistl.  u.  weit.  Staatsr.  der  t.  kath.  geistl.  Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstifter.  2  Bde. 
in  4  Abtheil.  Nümb.  1788  — 1791»  5)  Für  das  Staatsrecht  einzelner  t.  Staaten, 
z.  B.  a)  Ocstrcich,  von  Schbötter  u.  Beck;  b)  Kursachsen,  von  RömKR  und 
Rössio;  c)  Würtemberg,  von  Breyer;  d)  Zweibrücken,  von  Nachmaß  ;  e)  Meck- 
lenburg, von  Hagexeister;  0  KurMainz,  KurTrier  und  mehrere  andere,  tod 
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.1.  J.  Moser,  g)  Beicksrittcrschaft,  von  Bekleb  u.  Bieber.  Man  s.  Pvtter* 
I-.it.  III.  385.    Ri.vber's  neue  Literatur.    §.  679.    9^6  —  9-1  11.  104  x  iL 

</)  Für  das  heutig*  teutschc  öffentliche  Recht  sind  einst  ausführliche  Systeme  tu  er 
warten. —  Kür  da*  vormalige  U'titscht  St.  R.  sind  die  wichtigsten:  1)  J.  F.  Peee- 
rixßvni  \  itriarius  illustratus.  Freiburg.  1691.  8.  edit.  II.  auet.  Gothao 
T.  L  et  II.  161)8  et  161)9.  4»  edit.  III.  aurt.  ibid.  T.  L  sine  anno  (1712)  T.  II. 
sine  anno  (i-ri8)  T.  III.  sine  anno  (i-aü).  T.  IV.  1730.  Auch  mit  der  Jahr* 
zahl  i73i.  /,.  edit.  IV.  ibid.  T.  I  —  IN  -  1-39.  4.  edit.  V.  T.  I  — IV  .  Framof. 
1754.  4.  (Hie/.u  gehört,  als  Register,  C  G.  Riccu  Rcpcrtoriutn.  Gothac  (1741). 
4.  edit.  II.  Franrof.  1-76.  4*  Auch  bei  der  frankfurter  Ausgabe  des  Vitriar. 
illustr.  von  1-54.)  2)  J  J.  Moser'*  a)  Jcutsches  Staatsr.  5o  Theile,  1737  — 
1753.  4-  Zusätze,  2  Theile.  Register,  i754.  b)  Neues  Staatsrecht,  unter  22 
verschiedenen  Titeln,  in  fast  eben  so  viel  Ouartbändeu,  zusammen  ungefähr  i3o 
Alphabete.  1766—1—3.  Fin  Rand  Register,  1773.  Zusätze,  3  Baude,  1-81., 
1782.  1783.  4.  (Pi'TTrn's  Lit.  I.  417  ff.)  3)  J.  C.  Majrr's  tcutsihes  geisll. 
Staatsr.  2  Theile.  1773.  Weltliches  Staatsr.  3  Theile,  1775  u.  1776.  8.  4)  (.J.  B. 
Föt.sch)  Erklärung  des  t.  Staatsr.,  nach  Pütters  kurzem  Begriff  und  den  Vor- 
lesungen auf  der  wiener  hohen  Schule.  Wien  1793.  8.  6)  C  F.  Haberlix's 
Handbuch  des  t.  Staatsr.,  nach  dem  System  des  Herrn  G.  J.  R.  PCtter**. 
-Berlin.  Bd.  I.  u.  R.  1-94  Bd.  III.  1-9-.  8  6)  ß.  Sr.  Pctteb's  historische 
Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  t.  Reichs.  3  Theile.  Gött. 
1786.   Zweite  Aufl.  1788.    Dritte  1-98.    gr.  8. 

e)  Die  eu  dem  ehemaligen  teutschen  Staatsrecht  gehörigen,  s.  BxÜDEn's  Lehrbegriff  d. 
t.  St^R.  $.  14,  Note  b,  n.  2,  und  §.  17,  Note  g. 

Zur  Erläuterung  der  rheinischen  Bundes  Acte:  G.  H.  v.  Berg's  Abhandlungen 
zur  Erläuterung  der  rhein.  BttndesActe.    Hannov.  Th.  L  1801.  8. 

Zur  Erläuterung  der  teutschen  BundesActe:  J.  L.  Ri.über's  Uebersicht  der 
diplomat.  Verhandlungen  des  Wiener  Congrcsses  überhaupt,  und  insonderh. 
über  wichtige  Angelegenheiten  des  t.  Bundes.  Abth.  I  —  ÜI.  Frankf.  1816.  8. 
Ebcndess.  StaatsArchiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S.  39  ff.    Heft  H.  S.  125  ff. 

/)  Fehlen  bis  jetzt  noch. 

g)  Schriften  dieser  Art  werden  unten  an  den  gehörigen  Orten  angeführt. 

A)  J.  N.  F.  Bbauer's  Beiträge  zu  einem  allgemeinem  Staatsrecht  der  rheinischen 
Bundesstaaten,  in  5o  Sätzgn.  Carlsruhe  i8o~.  8.  Das  Staatsrecht  der  rhein. 
Bundesstaaten,  und  das  rhein.  Bundesrecht,  erläutert  in  e-  Reihe  v.  Abhandl. 
von  R.  Zachariä.  Heidelb.  18:0.  8.  —  L.  v.  Dresch  Beiträge  zu  d.  öffentlichen 
Recht  des  teutsch.  Bundes.  Tüb.  1822.  8.  Abhandlungen  über  Gegenstände 
des  allgemeinen  Staatsr.  in  Ncudcutscliland.  Bd.  I,  Abth.  i,  die  1823  noch 
geltenden  alten  Reichs-  u.  neuen  Bundesgesetze,  mit  Anmcrk.  Abth.  2,  public!- 
»tische  Statistik  der  souver.  d.  Bundesstaaten.  Carlsr.  1824«  8.  Beiträge  zum 
constitutionellen  teutschen  Staatsrechte.  Darmst.  Heft  1  u.  2.  i833.  L.  Permice, 
Ouaestionum  de  jure  publico  germanico  particula  I,  Edit.  2  auet.  et  emend. 
Heidelb.  >83i.  4*  part.  IL  ibid.  cod.  A.  L.  Reischer's  publicistische  Versuche. 
Mit  besonderer  Rücksicht  auf  würtcmbcrgiscbcs  Staatsrecht.  Sluttg.  i832.  8. 
I>  F.  Wir*,  kritische  Versuche  über  die  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  in 
Deutschland.  Leipz.  »835.  8.  P.  A.  Peizeh,  über  die  Entwickelung  des  öf- 
fentlichen Rechts  in  Deutschland  durch  die  Verfassung  des  Rundes.  Stuttgart. 

1835.  8.  H.  G.  Rkichard,  Monarchie,  Landständc  .  und  Bundesverfassung  in 
Deutschland,  nach  der  historischen  Entwickelung  auf  den  gegenwärtigen  Stand- 
punkten   der    Staaten  -   und   Bundesgesetegebung   beleuchtet.     Leipz.  Th*.  I. 

1836.  8.  A.  W.  Hffftfr  s  Beiträge  zum  deutschen  Staate-  u.  Fürstenrecht. 
I.  Lieferung.  Berlin  1829.  8.  J.  L.  Hlübehs  Abhandlungen  u.  Beobachtungen 
für  Geachichtkunde,  Staate-  und  Rechtswissenschaften,  Bd.  L  Frankf.  i83o.  8. 
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L.  v.  Diikscii,  Abhandlungen  über  Gegenstände  deg  öffontl.  Rechts,  sowohl  de* 
teutschen  Rundes  überhaupt,  als  auch  einzelner  Bundesstaaten.  München 
i83o.  8. 

0  Von  älteren  Werken  gehören  hiehcr:  J.  C.  Lvmg's  Bibliothcca  deductiouum, 
verm.  von  G.  A.  Jfnicwln.  i"45.  8.  (C.  S.  Hoi,7.schi<hfiTs)  DeductionsDibliothek 
von  Teutschland.    Th.  I.  t— 8.  II.  1779.  Hl.  1^81.  IV.  1783.  8.    (Der  3.  u.  4.TI1. 

TOn  J.  C.  StFBFSKKKS.) 

I)  C.  F.  Hk»pfl's  allgem.  eurou.,  StaatsrcchULcxicon.  i-5i  —  1755.  9  Hände  in  4. 
Kepcrtortuin  reale  pragmat.  juris  publ.  et  feud.,  mit '  Buukh's  Vorrede.  Jena 
1751.  4*  umgearbeitet  und  vermehrt  unter  folgendem  Titel:  Rcpcrtorium  des  t. 
Staats-  und  Eehiircchtes,  von  H.  G.  ScariDFiuvm..  Lcip/..  Th.  I.  (A — El 
IL  (F  —  H)  1783  —  von  C  F.  Häbkhun,  DJ.  (L-O)  1793.  IV.  (P  —  R) 
gr.  4. 

/;  Vergl.  oben  §.  u  f. 


III     C  A  P  I  T  E  L. 

Auflösung  der  teutschen  Rpichsvcrhinduiu?.    Stiftung-  des 
rheinischen  und  des  teutschen  JJtniles. 


§.  20. 

Staatsrechtliche  Stärke  und  politische  Schwäche  der  teutschen 

Reichsverbindung* 

Zu  einem  bohen  Grad  von  Bestimmtheit  und  Vollständigkeit  war  das 
staatsrechtliche  System  der  teutschen  Reichsverbindung  ausgebil- 
det o).  Aber  auffallend  schwach,  zum  Theil  sich  selbst  widersprechend, 
war  der  politische  Character  des  teutschen  Reichst)  geworden,  in 
dem  innern  und  äussern  Staatsv erhält nifs,  auch  in  den  Territorien.  Bei 
innerer  Schwäche,  bei  der  nicht  seltenen  üeberhebung  mächtiger  Beherr- 
scher teutscher  ParticularStaaten  über  die  Gesetze,  bei  dem  AUianzSystem, 
welchem  viele  J^ndesherren  in  der  neuern  Zeit  den  Vorzug  gaben  vor 
dem  verfassnngsmäsigen  Schutz  der  Reichsverbindung  bei  der  mindern 
Wirksamkeit  des  Reichs  im  Ganzen  für  kriegerische  Verhältnisse ,  war  unge- 
forderter  Einfluss  von  Aussen  nicht  schwer,  oft  unvermeidlich.  Ent-, 
scheidend  sogar  für  die  Fortdauer  der  Reichsverbindung  konnte  solcher 
wirken,  sobald  die  beiden  teutschen  Hauptmächte  ihm  zu  widerstehen  ver- 
schmähten, oder  nicht  vermochten. 

«)  IYath.  Schuchteghoi.l,  Diss.  conspccius  vicissi  tud  iuum  quas  Germaniac  consti- 
tulio  politica  etperta  est,  ab  anliquiss.  inde  lemporibus  usque  ad  hodiemum 
dietn.    Monnclui  18 1-.  4. 
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6)  Schilderurg  desselben  in  Kcübkr's  Einl.  r.n  c.  n.  Lehrbcgr.  des  t.  Staat&r. 
76  IT.  Schilderungen:  in  der  Note  des  fran«.  Geschäft Irägers  an  die  allgem. 
Reichsversammlung ,  vom  1.  Aug  1806;  in  d.  Europ.  Annalen,  1806;  IX.  a3g ;  in 
der  EntsagungsLrkunde  der  rhein.  Hundesgenossen,  bei  d.  Heichsversamml.  über- 
geben am  1.  August  1806,  S.  776;  in  d.  Schreiben  des  KurErzkan&lers  an  die 
Reichsvcrsamml. ,  vom  18.  Mai  1806,  in  d.  Poliu  Journal,  1806,  S.  5o3.  J.  F. 
Scu>Ki.tKH,s  Ocsircichs  Einflufs  auf  Deufsrhl.  u.  Europa,  seit  der  Reformation 
bis  zu  den  Revolutionen  unserer  Tage.    a  Rande.    Stuttg.  1829.  8. 

c)  Eigenen  Willen  verliert  die  Schwäche,  im  Runde  mit  der  Macht.  —  Uebcr 
die  neuere  Politik  der  teutschen  Höfe,  s.  (Pahi/s)  NationalChronik  d.  Teutschen, 
i8o5,  SU  3. 

§.  26. 

Schwächende  Einwirkungen  von  Innen  und  von  Aussen. 

Erschüttert  in  seiner  Grundfestc  ward  das  teutsche  Reich  durch 
den  ihm  aufgedrungenen  Krieg  mit  Frankreich  «)  (1 2.  März  1793 — 9.  Febr. 
1801);  durch  Trennungspolitik,  insbesondere  durch  SeparatFriedensschlüsse 
und  Neutralität  teutscher  Fürsten  *)  (seit  dem  5.  Apr.  1795);  durch 
Streben  Einzelner  nach  Vergrößerung  mit  teutschen  Landesbezirken  <"); 
durch  die  geheimen  Artikel  des  Friedens  von  GimpoFormio  durch 
Abreissung  der  teutschen  Staaten  auf  xler  linken  Rheinseite,  in  Folge  des 
Lüneviller  Friedens  (9.  Febr.  1801,  unten  §.  58);  durch  in  demselben 
Frieden  festgesetzte,  fast  allgemeine  Secularisation  der  geistlichen  Particulär- 
Staaten ,  und  ein  weit  greifendes  EntschädigungsSystcm ,  beides  angenommen 
und  ausgeführt  in  dem,  von  Kaiser  und  Reich  genehmigten,  Reichsdeputa- 
tionsHauptschlufs  vom  25.  Februar  i8o3,  dieser  VorActe  des  rheinischen 
Bundes,  welche  unter  dem  maafsgebenden  Einflufs  Frankreichs  und  Rufs- 
lands, als  vermittelnder  Mächte,  errichtet  ward  0- 

a)  M.  J.  Schsidt's  Geschichte  der  Teutschen,  fortgesetzt  v.  J.  Miibillkr.  Bd. 
XXI.  (1807.  8.),  S.  aa  —  3ao. 

6)  Klübkr'b  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  58,  Note  b. 

c)  Preussische  Occupationen  in  Franken  1791  —  1-98.  Rfvss  t.  StaatskanrJei ,  Th. 
ao,  S-  169,  Th.  3o,  S  3o5,  Th.  3i ,  S.  1  ff  Abdruck  Kaiserlichen  Handschrei- 
bens an  die  Herren  Kurfürsten,  v.  7.  Sept.  17%.  (OhncQ Druckort.)  1797.  8. 
Rrandenburgische  UsurpationsGeschichtc  in  den  frank.  Fürstentümern.  1797. 
Fol.  Staatsarchiv  der  preufs.  Fürstcnthümer  in  Franken ;  von  Uäklkis  und 
Kritschmahw.  Hd.  I  —  HX  Raireuth  1797. 8.  Neues  Staatsarchiv  u.  s.w.,  von.  Haslkut 
und  La*g.  Rd.  L  Ansb.  1808.8.  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  a44«  Note  **.  Frei, 
müthige,  der  Wahrheit  gemäse,  Darstellung  in  (Maxso's)  Geschichte  des  preuss. 
Staates,  seit  dem  hubertsb.  Frieden,  Rd.  I,  S.  3-3  —  £76.  Vergl.  dagegen  des 
Grofsen  Kurf.  Friedrich  Wilhelms  Erklärung,  in  d.  polit.  Journal  1806.   S.  608. 

d)  Vom  17.  Oft.  1797;  in  v.  Martkn's  recueil ,  VO.  ai5.  Histoirc  abregee  des 
traitös ,  par  Koch  et  Schofix  ,  V.  54  et  suiv.  Zu  vergleichen  mit  der  kaiscrl. 
Wahlkapitulation. 

e)  Kxübkb's  Uebersicht  der  dipl.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr.  S.  398  ff. 
Vergl.  unten  §.58. 
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§•  27. 

Ptapoleon's  vorbereitemle  Zerstbrungsver suche. 

Nur  scheinbar  war  die  neue  und  vermehrte  Stärke,  welche  dem 
teutsehen  Reich,  nach  Napoleon**  Versicherung«),  durch  den  neichs- 
deputetionsHauptschlufs  sollte  zu  Theil  geworden  seyn.  Der  Eroberer 
erneuerte  und  vervielfältigte  seine  vorbereitenden  Zerstör ungsver suche. 
Rufilauds  Bemühung,  ihnen,  durch  ein  von  den  nord-europäischen  und 
nord -  teutschen  Staaten  mit  ihm  zu  schließendes  fortwährendes  Uünduifs 
Einhalt  zu  thun  waren  fruchtlos.  Napoleon  bemächtigte  sich  der 
hannoverischen  Staaten  (Jul.  i8o3).  Er  versicherte  sich  durch  Allianz- 
Verträge,  der  Streitkräfte  Baierns,  Wurtembergs  und  Badens  <•).  Er 
hatte,  nach  einem  neuen  Krieg  mit  Oestreich,  in  welchem  er  das  preussische 
neutrale  Gebiet  in  Franken  durch  unbewilligten  Truppen  Durchmarsch  ver- 
letzte, durch  den  presbnrger  Frieden  (26.  Dec  i8o5)  Oestreichs  Macht 
abcrmal  bedeutend  geschwächt,  Baiern  vergrössert,  und  nicht  nur  den 
Kurfürsten  von  Baiern  und  Würtemberg  die  Köiügswurde,  sondern  auch 
ihnen  und  dem  Kurfürsten  von  Baden  eine  relatire  Souverainetät  <*) 
verschallt 

1 

«)  Im  Febr.  »8o3.  Europ.  Annalcn,  i8o3,  0.    145  ff. 

*)  Russischer  (noch  ungedrurkter)  Entwurf  eines  Hundes  der  genannten  Staaten, 
dessen  Häupter  und  Protcctoren  Russland  und  Prcusscn  seyn  sollten,  vorgelegt 
zu  Berlin  iin  Herbst  i8o3.  Wird  gedruckt  erscheinen,  in  Ri.i'i«*n's  Abhandlungen. 

r)  Im  Sept.,  Oct.  u.  Dec.  iB©5.  Würtemberg  schlofs  mit  Napoleon  ciuen  Allianz, 
vertrag  zu  Ludwigsburg  am  4*  Oct,  u.  einen  andern  Staats  vertrag  zu  Wien  am 
12.  Dec  1803;  beide  sind,  wie  dio  baierisrhen  und  •hadischen,  noch  ungedruckt. 
Der  zweite  badische  ward  gcshlosscn  zu  Schönbrunn  am  20.  Dec.  i8oj.  Rlüreb's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  i34,  Kote  b;  §■  i35,  Kote  c. 

«0  (K-  F.  A.  P.  t.  Dslwigh's)  Publicist.  Erörterung  der  in  dem  presb.  Fr. begrün- 
deten Souverainetät  der  Häuser  Raiern,  W  ürtemberg  und  Raden.  Hadamar  1806. 

&    Rhein.  Bund,  IV.   68  ff.    Zufällige   Gedanken  ob  durch  die  rhein. 

Bundes  Acte  den  neuen  Souveraincn  eine  gröfsere  Gewalt  beigelegt  worden  sey, 
ab  sie  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort)  1807.  8.  S.  19.  Boen  et  Scnon.L 
Hist.  abregee  des  traites  etc.,         435  et  suiv. 


§■  28- 

Fortsetzung. 

Napoleon  hatte  Preussen  genöthigt,  gegen  Abtretung  Ansbachs, 
Neafchatels,  und  des  cle vischen  Landesbezirks  auf  der  rechten  Rhein- 
seite,  das  Kurfurstenthum  Hannover  von  ihm  anzunehmen  «>  Er  hatte, 
ohne  Widerspruch  von  teutscher  Seite,  das  Herzogthum  Berg  und  die 
Reste  des  Herzogthums  Cleve  auf  der  rechten  Rheinseite,  sogar  mit  voller 

KluUr «  affentl.  Hecht,  <.  A11B.  3 
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Suuverainetät  an  seinen  von  ihm  zum  Herzog  von  Berg  und  Cleve 
ernannten  Schwager,  den  Prinzen  und  GrofsAdtuiral  von  Frankreich, 
Joachim  Mural,  abgetreten,  Er  hatte  zu  München  (März  1806)  Unter- 
handlungen mit  Baiern,  W ürtemberg  und  Baden  eingeleitet,  um  diese 
Staaten,  mit  gleichzeitiger  Unterordnung  aller  benachbarten  mindermfich- 
tigen  I*andesherren  und  Reichsunmittclbaren,  sonach  fast  das  ganze  sudliche 
Teutschland,  von  Oestreichs  politischem,  und  von  des  Kaisers  und  Reichs 
staatsrechtlichein  Einflufs  möglichst  frei  zu  machen  Er  hatte  wichtige 
MilitärPuncte  auf  der  rechten  Rheinseite  sich  zugeeignet,  das  Fort  und 
Städtchen  Kehl,  Cassel  (bei  Mainz),  Kostheini,  die  ganze  St.  Petersinsel, 
und  den  militärischen  Theil  der  Festung  Wesel  <*).  Er  hatte  seinen 
Oheim,  den  Cardinal  Fesch,  zum  Coadjutor  und  RegicrungsNach  folger 
des  KurErzkanzlers  und  ersten  teutschen  Reichsstandes  ernannt  Auch 
hatte  Schweden,  als  Herzog  von  Vorpommern,  von  der  teutschen  Reichs- 
tagsversammlung sich  abgesondert  f).  So  —  war  das  teutsche  Reich  durch 
die  That  schon  seiner  Auflosung  nahe  gebracht  #)• 

«)  Trartate  mit  Prcussen,  zu  Pari»  am  i5.  Febr.  1806,  und  vorher  zu  Wien  am 
i5.  Dcc.  i8o5.  Polit.  Journal,  1806,  S.  ai5  ff.,  982,  289,  329,  3/»o,  342,  383,  43"» 
5o5  u.  943.   Koch  et  Schoeu.  Hist.  abrcgee  des  traites,  VÜ*L    14.  3i.  6a. 

h)  "Avec  la  pleine  souvcraincte«.  Napoleon'«  Dccrct,  datirt  Paris  den  i5,  Marx 
1806.  Napoleon  hatte  kurz  vorher  von  Prcussen  den  Theil  des  Herzogthums 
Cleve  auf  der  rechten  llheinscitc,  von  Baiern  das  Herzogthum  Berg  sich  abtre- 
ten lassen.   Martkü's  Recueil,  Supplem.  IV.  239.  246- 

c)  Des  franz.  Gesandten  Otto  (noch  ungedrucktes)  Projet  de  Convention  etc.,  datirt 
München  den  i9.  März  1806.  Vergl.  iUünKR's  Uebersicht  der  diplomat.  Ver- 
handl.  d.  wiener  Congr.,  S.  120,  Note. 

d)  Klvbvh's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.  61. 

e)  Der  KurErzkanzler  meldete  (28.  Mai  1806)  der  Reichsvcrsammlung,  Er  habe  sich 
den  Cardinal  von  dem  Papst  zum  Coadjutor  und  Nachfolger  erbeten]  Polit. 
Journal,  1806,  S.  592.  K.  Franz  D.  Gegenerklärung.  Ebcnd.  S.  762.  Koch 
et  Schofll  Hist.  abrigee  des  traites,  Vfll  142. 

f)  Note  des  sclmed.  ComitialGesandtcn  vom  i3.  Jan.  1806,  in  d.  Polit  Journal, 
1806,  Jan.,  S.  106.  Mildernde  Erklärung  in  c.  Circular  des  srhwed.  Cabinet- 
Secretärs,  v.  5.  Juli  1806,  ebendas.  Jul.,  S.  176,  und  in  einer  Rede  des  Königs 
am  7.  Aug.  1806,  ebendas.  S.  818.    Koch  et  Schoell  a.  a.  U.  VBX  146. 

ff)  Napoleon's  vorbereitende  Erklärung,  wenn  nicht  schon  zu  Stiftung  des  rhein. 
Bundes,  doch  zu  naher  Umwandlung  des  teutschen  Reichs;  in  einem,  bald  nach 
dem  presburger  Frieden  erlassenen  Schreiben  an  den  pariser  Senat .  aus  München 
dalirt  vom  12.  Jan.  1806,  in  den  Kurop.  Annahm,  1806,  IX.  223.  Polit.  Journal 
1806,  S.  178.    Der  rheinische  Bund,  erklärte  er  hinterher,  scy  nur  eine  natür- 
liche Folge  und  die  nothwendige  Vervollständigung  des  presh.  Friedens  j  Er 
wolle  nur  rechtlich  fortsetzen,  was  factisch  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
eiistirt  habe.    Man  s.  seine  Erklärung  an  die  t.  Reichsversamml .  v.  1.  Aug.  1806, 
u.  «.Schreiben  an  d.  Fürsten  Primas  v.  11.  Sept.  1806;  in  d.  Europäischen  Aana- 
len, 1806,  IX.  223  u.  240    Polit.  Journal  1806,  S.  333.    Rhein.  Bund,  II.  240. 
Verglichen  mit  der  franz.  Erklärung  vom  22.  Febr.  i8o3,  in  d.  Europ.  Annalen, 
i8i3,  II.  145  f.    Auch  ward  das  teutsche  Reich  schon  in  dem  presb.  Fr.,  Art.  7, 
•»♦Confederation  gerinauique«  genannt. 


Digitized  by  Google 


Stiftung  des  rhein.  und  des  teutschcn  Bundes.  55 


§.  29. 

Xapoleons  Uebermacht  und  Entschluss  zu  gänzlicher  Vernichtung  der 

tetUschen  Reichsverbindung. 

Mächtig  hatte  schon  seit  179S  Frankreich,  mächtiger  noch  (5.27  f.) 
seit  1799,  insbesondere  Napoleon,  auf  das  Schicksal  des  teutschen  Reichs 
gewirkt.  Nicht  nur  beherrschte  dieser  glückliche  Feldherr  jetzt  unmittelbar 
Frankreich  und  das  Königreich  Italien,  sondern  er  hatte  auch,  seit  dem 
presburger  Frieden,  zwei  seiner  Brüder  auf  Königsthrone  gesetzt,  in 
Neapel  und  in  dem,  durch  ihn  aus  der  batavischen  Republik  in  ein 
Königreich  verwandelten  Holland  üeberdiefs  hatte  sich  derselbe  einer 
bedeutenden  föderativen  Macht  versichert.  Selbst  noch  nach  dem  pres- 
burger Frieden,  hielten  zahlreiche  französische  Heere  einen  grossen  Theil 
des  südlichen  und  nördlichen  Teutschlandes ,  sogar  die  österreichische 
Grenzfestung  Braunau,  besetzt.  Ein  Allianz  Vertrag  hielt  Preussen  mit 
Frankreich  vereinigt  <?).  Mehrere  teutsche  Fürsten,  überzeugt,  dafs  Kaiser 
und  Reich  vor  Frankreichs  Macht  sie  nicht  schützen  könnten,  wendeten  sich, 
einzeln,  um  ihre  Existenz,  zum  Theil  vielleicht  auch  um  Vergrösserung, 
an  Napoleon.  —  So  vorbereitet  und  vom  Schicksal  begünstigt,  hatte  dieser 
Kaiser  der  Franzosen  (gegen  die  Mitte  des  Jahres  1806)  erwogen,  dafs 
eine  plötzliche  Trennung  des  teutschen  Reichs,  und  die  Ver- 
wandlung seiner  meisten  ParticulärStaaten  in  französische  Schutz- 
staaten,  Ocstreichs  und  Preussens  Macht  bedeutend  schwächen,  die 
seinige  beträchtlich  mehren  würden;  auch  werde,  beider  so  eben  vernom- 
menen beharrlichen  Weigerung  Rufslands,  abgesondert  von  dem  mit  ihm 
alliirten  England,  Frieden  mit  Frankreich  zu  schliessen  bei  der  wahr- 
genommenen Unentschlossenheit  Ocstreichs,  die  teutsche  Reichskrone  an 
Napoleon  in  Güte  abzutreten,  Jie  Verteidigung  neuer,  und  zwar  völlig 
tntscheidender,  Schritte  in  Teutschland,  ihm  nicht  schwerer,  eher 
leichter  fallen,  als  die  Behauptung  dessen,  was  in  Neapel,  in  Holland 
and  anderswo,  von  ihm  schon  geschehen  war.  In  solcher  Lage  der  Dinge 
erwachte  und  reifte  zugleich,  ohne  Unterhandlung ,  in  dem  Geist  Napoleon^, 
mitten  unter  riesenhaften  Entwürfen,  im  raschesten  Wechsel  der  Begeben- 
heiten, die  Idee  von  gänzlicher  Vernichtung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung, und  von  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  unter  Seinem 
Schutz  f),  als  Mittel  zu  Erwerbung  der  von  ihm  beabsichtigten  Allein- 
herrschaft. 

^)  ^apnleon's  Decrct,  Paris  vom  3o.  Mär»  1806.    Polit.  Journal,  1806,  S.  38o. 
389.  533. 

I)  Tractat  zu  Paris,  vom  14.  Mai  1806.    Polit.  Journal,  1806,  S.  548.  575. 
r)  Provisor.  Convention  »uWien,  i5.Dec.  i8o5.   Tractat  zw  Paris,  »5.  Febr.  1R06. 
Polit.  Journal,  1806,  S.  283  ,  33q,  383  und  943. 

Der  russische  Staatsrath  Onmii.  war  am  6.  Juli  1806  (narh  Andern  am  9.  Jul.) 
in  Paris  angekommen ,  und  hatte  anfangs  gegen  einen  Separatfrieden  sich  erklärt. 
Nachher  schlodt  er  doch  einen  solchen,  am  10.  Juli  1806,  dem  aber  Alexander 

3* 
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die  Ratification  versagte.  Poät.  Journal,  1806,  S.  870,  934,  i>38,  939,  941, 
u.  9-8. 

r)  Staat&geschichtc  Europa's  von  dem  presburgcr  Fr.  bis  zum  Fr.  von  Tilsit 
(Tiil).  1809.  12  ),  S-  5?  IT.  L.  G.  Brkdow's  Chronik  des  Jahrs  1806.  Lcipz.  1809. 
8.  Schmidt's  Gesch.  d.  Teutschen  a.  a.  O.  Nie.  Voot,  die  tcuUrlie  -Nation  und 
ihre  SchickCale.  Frankf.  1810.  4»  Das  t.  Heieh  u.  der  rhein.  Bund,  e.  Paral- 
lele von  "NV.  J.  Bfiir,  in  d.  rheiu.  Bund,  X\*ÜI.  418.  XIX.  99.  Vergl.  cbend. 
XI.  189.  XXI.  36i.  XXIL  3.  Europa  nach  dem  Fr.  v.  Presburg ;  in  d.  Journ.il 
f.  Geschichte,  Statistik  u.  Staat*« issensch.,  St.  RX  (Münster  1806.  8.)  S.  61  ff. 
Ueber  die  Unterjochung  Teutschlands;  ebendas.  St.  II.  8.  i48—  i.r>-.  Ueber  die 
politische  Stellung  der  europ.  Staaten  kurz  vor,  und  gleich  nach  dem  Fr.  v. 
Presbu  g  (1806.  8.),  S.  86—128. 

§.  50. 

Stiftung  des  rheinischen  Bundes. 

So  empfing  das  tausendjährige  Reich  der  Teutschen  ,  in  der  rheini- 
schen BundesActe  «),  sein  Vcrnichtungsurt  heil  aus  Napoleon's 
Hand.  Verkündigt  ward  solches,  zuerst  den  zu  Unterzeichnung  der 
rheinischen  BundesActe  zusammen  berufenen  Abgeordneten  der  zu  Bundes- 
genossen erkohrnen  sechzehn  teutschen  Reichsstände  und  Lan- 
desherren, zu  Parts  am  12.  Jul.  1806,  in  dem  Namen  des  eigenmächtig 
handelnden  Protcctors,  von  seinem  Minister  der  ausMä'rtigen  Angelegen- 
heiten; dann  aueb  der  teutschen  Reichs  Versammlung,  am  1.  August 
180C,  in  dem  Namen  des  Protectors  J»)  und  der  Bundesgenossen  c). 
Ohne  Weigerung  und  nnverweilt  folgte,  von  dem  letzten  Kaiser  der 
Teutschen,  Franz  II,  dem  vier  und  fünfzigsten  seit  Carl  dem  Grossen, 
dem  zwanzigsten  aus  dem  habsburger  Stamm,  die  Niederlegung  der 
reichsoberhauptlicben  Würde  und  der  damit  verbundenen  Kaiser- 
krone d).  Der  eilfte  August  1806,  vo  diese  Abdication  am  Sitz  der 
aligemeinen  Reichsversammlung  erklärt  ward,  ist  der  rechtliche  End- 
punet  des  teutschen  Reichs.  Die  Einweisung  einzelner  Bundcsfursten 
in  ihre  neuen  Staaten  oder  Landesbezirke ,  geschah,  unter  bestimmten 
Bedingungen,  durch  franzosische  Commissarien ,  mit  Beziehung  auf  die 
Stipulationen  der  BundesActe 

<j)  Eingang  v.  Art.  1,2,  3  u.  11.  Geschlossen  ward  die  BundesActe  zu  Paris, 
1».  Jul.  1806,  ratifiiirt  von  dem  Protector  au  St.  Cloud,  19.  Jul.,  von  den  Bun- 
desfürsten  zu  München,  ^5.  Jul.  1801,  und  unvervveilt  vollzogen;  Alles  unter 
dem  Schwert  Napoleon'«.  Vergl.  BundesActe,  Art.  4«.  —  Abdrücke  der  Bundes- 
Acte; hinter  ItLi'brn's  StaaUr.  des  Rheinbundes,  tcutsch  u.  franz.  in  WinhopVs 
rhein.  Bund,  I.  9.  und  Berichtigungen  ebendas.  IV.  n5.  V.  3oi;  in  v.  MartäVs 
Hccueil,  Supplcm.  IV.  3i3.  Die  rheinische  ConföderationsAete,  nebst  Urkunden 
und  ActenstUckcn,  auch  allen  noch  geltenden  Gesetzen.  Herausgegeben  vou 
P.  A.  \\ inkopp.  Frnnkf.  1808.  8.—  Hoch  et  Sciioell  Hist.  abregec  des  traites, 
Vm.  i\\  et  suiv.  M.  J.  S<-hmidt's  Geschichte  d.  Teutschen,  Bd.  XXBJ  (von  «ler 
Still ung  des  Rheinbundes  bis  zu  d.  Krieg  mit  Oesterreich ,  1809;  von  J... 
v.  Dresch).    Ilm   1824.  8.    Luccuksiki's  liistor.  Entwickclung  der  Ursachen  und 
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Wirkungen  des  Rheinbundes.  Aus  dem  Italien,  (a  Tbcile)  von  R  J.  F.  v.  Hau.* 
Leipr.  Tb.  L    Ursachen  des  Ithcinb.    Leipzig  18*1.  8. 

A)  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  a39.  Polit.  Journal,  1806,  Aug.,  S.  776.  -  Den- 
noch fragt  man  nach  der  Befugnis*  der  Bundesfürsten,  ihre  Verbindung  mit  dem 
teutschen  Heich  aufzukündigen.  Vergl.  Wiksasd  in  den  Rhein.  Bund,  LHI. 
i&v  f  . 

c)  Ebendas.  i  j3,  und  die  historische  Anmerkung  daselbst,  in  der  Note**.  Polit.  Jour- 
nal, 1806,  Aug.,  S.  85o. 

<0  AbdicationsL'rkunde,  dalirt  Wien  6.  Aug.  1806;  in  den  Europ.  Annalcn,  IX. 
^9,  u.  Polit.  Journal,  18O6,  S.  859.  Mitgctheilt  ward  sie  den  reichsstiindisthen 
Gesandten  zu  Regensburg,  durch  den  östreithisrhen  Gesandten  daselbst,  am 
n.  Aug.  1806.  Schon  1804 ,  11.  Aug.,  hatte  Frans  TL  den  Titel  Erbkaiser  von 
Oestreich  angenommen. 

t)  Rhein.  Bund,  D.  ai6.  a6a.  27a  XV.  458  ff.  —  Die  Einweisung*-  oder  Uebergabe- 
Urkunden  setzen  ausdrücklich  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  die  Einweisung 
erfolgte.  Das  allgemeine  Formular  dieser  Urkunden  findet  man  in  der  oben  an- 
geführten Rhein.  ConföderationsActe  von  Wimiopp,  S.  1 14  —  ia».  Das  Protocoll 
der  Einweisung  des  F.  Primas  in  die  Grafschaften  Wertheim  u.  Riencck,  und 
ia  reich&rUter&t  haftl.  Besitzungen,  v.  i3.  Sept.  1806,  s.  in  d.  Rhein.  Bund,  n.  a7o. 
Protocoll  über  die  Einweisung  Haierns  in  den  Besitz  der  Stadt  und  des  Gebietes 
r.  Nürnberg,  v.  i5.  Sept.  1806;  ebendas.  IL  a63.  Von  der  Stadt  Frankfurt 
s.  ebendas.  n.  ai6.  Protocoll  der  Einweisung  Badens  in  das  Fürstcnth.  Leiningcn 
u.  in  die  gräfl.  Leiningischen  Aemter  Neidcnau  u.  Billigheiin,  v.  16.  Sept.  1806, 
in  der  von  d.  Grafen  Carl  von  Inningen  Billigheim  wider  Baden  bei  der  B.  V- 
eingereichten  Besch werdesehrifr  v.  aa.  Mai  i83a,  BeiL  l  8.  9. 

Fortsetzung. 

Durch  zugenöthigte  Absonderung  von  der  teutschen  Reichsverbindung, 
emporsteigend  von  der  seitherigen  reichsverfassungsmiissigen  I Landeshoheit , 
einer  untergeordneten  Staatsgewalt ,  zu  der  Souvcrainetät ,  verschaffen  sich 
die  Bundesfürsten  politische  Selbstständigkeit,  unter  dem  Gebot 
Napoleons.  Dieser  erklärte  einen  Theil  der  bisherigen  tcutschcn  Territo- 
rialRegenten  für  sou verain,  einen  andern  für  unterworfen,  der 
Obex-hoheit  einzelner  Bundesfürsten  «).  So  entstand,  mit  Auflösung  der 
teutschen  Reichsverbindung,  doch  nur  für  die  meisten  souverain  gewor- 
denen teutschen  Fürsten,  der  Rheinische  (französisch-rheinische,  oder 
germanische)  Bund;  einseitig  und  eigenmächtig  gebildet  in  dem  französi- 
schen Cabinet,  und  in  dem  Augenblick  der  Mittheilung  zu  Paris  unbedingt 
angenommen,  von  dort  anwesenden  Gesandten  der  zu  Bundesgenossen  von 
«lern  Protector  berufenen  teutschen  Fürsten.  Ueber  dieses  Alles  ward  eine 
Urkunde  errichtet,  Bund  es  Acte  genannt,  ihrem  Wesen  nach  einem  mili- 
tärischen Tagbefehl  ähnlich,  der  Form  nach  ein  freier  Vertrag  zwischen 
dem  Kaiser  von  Frankreich  auf  der  einen,  den  Bundesfürsten  auf  der 
andern  Seite  dann  auch  zwischen  den  Bundesfürsten  unter  sich. 
Anerkannt   ward   der   Bund,   selbst   in    Ansehung  der   künftig  noch 
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hinzutretenden  Souveraine,  von  Rufs  Und  und  Preussen,  in  den 
Friedensschlüssen  zu  Tilsit  vom  7.  und  9.  Juli  1807  <*).  G.arantirt 
ward  die  Integrität  der  rheinischen  Bundesstaaten  von  Rufsland,  in 
demselben  Friede nsschluss  e). 

m)  Untenvcrjung  teutscher  reichsständischer  Territorialherrcn  unter  eilf  Bundesfursten, 
jener  als  Slandesherrcn.  BundcsActe,  Art.  »4.  Man  s.  §.  3oi  u.  ff.  —  Der  gräf- 
lieh-Bentheim-Tccklenburgischen  Herrschaften  Rheda  und  Hohenlimburg,  und  der 
fürstlich-Raunitxischen  Grafschaft  Rietberg  war  in  der  Bundes  Acte  nicht  erwähnt. 
Aber  Napoleon  unterwarf  die  beiden  ersten,  im  Mai  1808,  standesherrlich  dem 
Grofshcrzogtlmm  Berg.  Die  dritte  unterwarf  er  dem  Bönigreich  Westphalen, 
durc  h  e.  Decret  v.  18.  Aug.  i8o7,  dann  in  der  Constitution  des  Königreichs  vom 
ib.  Nov.  i8o7;  standesherrliche  Vorrechte  wurden  aber  diesem  Fürsten  von 
der  westphälisehen  Kegierung  nie  eingeräumt 

b)  Das  Ver/.cichnifs  unten,  §.  41  a.  —  Ein  Theil  der  teutschen  Staaten  wurde  in 
den  Bund  nie  aufgenommen,  und  auch  Bundesfürsten  nicht  unterworfen.  Ihnen 
ward  daher  bundesfreie  Souvcrainctät  zu  Theil.  So  die  unter  dein  teutschen 
Beicb  begriffen  gewesenen  Sstreichisvhett ,  preussischert ,  dänischen  und  schwedischen 
Staaten;  die  preussischen,  so  weit  sie  durch  den  tilsiter  Frieden  nicht  abgetre- 
ten wurden.  So  auch  die  Länder  des  Kurfürsten  von  Hessen,  des  Herzogs  von 
Rraunschweig,  des  Fürsten  von  NassauOtanien ,  bis  solche  im  Herbst  1806  von 
Napoleon  ihnen  entrissen  wurden.  Die  Länder  des  Kurfürsten  von  RraunschwcigLüne- 
bürg  oder  Hannover  hatte  Napoleon  schon  i8o3  occupirt;  i8o5  vertauschte  er 
sie  an  Preussen ,  occupirte  sie  im  Herbst  1806  abermal,  und  incorporirtc  sie 
1807  gröfstenthcils  dem  von  ihm  gestifteten  Königreich  Westphalen.  Von  dem 
Schicksal  etlicher  kleiner  Länder  in  dem  vormaligen  westphälisehen  Reichskreis, 
in  voriger  Note.    Kiädeh's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  83. 

c)  Napoleon  sagte  zu  Paris,  in  der  Rede  bei  Eröffnung  des  Corps  legislatif,  am 
16.  Aug.  1807:  »La  France  est  unie  aux  peuplcs  de  1'Allcmagne  par  les  lois  de 
la  ronfe'deration  du  Rhin«.  —  Vergl.  Der  rheinische  Bund,  oder  des  Löwen 
Gesellschaft.    Teutschland  »814.  8. 

rf)  Russischer  Friede,  Art.  i5.    Preussischer  Fr.,  Art.  4. 

e)  Art.  a5.  —  Periodirung  der  EntstehungsGcschichte  des  Bundes.  Vergl.  Rhein. 
Bund,  XV.  458.   LX.  454. 

§■  32. 

Erweiterung  und  Verminderung  des  rheinischen  Bundes. 

I)  Die  rheinische  Conföderation,  ursprunglich,  laut  der  BundcsActe, 
nur  für  SüdTeutschland  gestiftet,  erweiterte  sich,  innerhalb  zweier 
Jahre  bis  an  die  Küsten  der  Ost  -  und  Nordsee.  Vom  December  1806 
bis  in  den  October  1808,  wurden  zu  den  sechzehn  ursprünglichen 
rheinischen  BundesSouveraincn  noch  drei  und  zwanzig  andere teutsche 
Konige  und  Fürsten,  einseitig  von  dein  Protcctor,  in  den  Bund  aufge- 
nommen II)  Mit  derselben  Einseitigheit  und  Willhühr,  womit  der 
{ibermächtige  Kaiser  der  Franzosen  den  Bund  gestiftet  und  erweitert  hatte, 
entzog  er  demselben  wieder,  im  Jänner  1808,  Kehl,  Cassel  bei  Mainz, 
and  W  esel  '»),  dann  im  December  1810,  das  Ilcrzoglhum  Oldenburg, 
das   souveraine  Fürstentum   SalmSalni  und  Sa  ImK\ rhu  ig  ,  die  bis 
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dahin  sou veraine  Grafschaft  Meppen  des  Herzogs  von  Arenberg,  auch 
die  standesherrlichen  Besitzungen  der  Herzoge  von  LoozCorswarem  uud 
1011  Croy,  und  die  standesherrliche  (rormais  reichsständische)  Herrschaft 
Geh  nie n  des  Freiherrn  von  Bömmclberg,  indem  er  diese  Länder,  so  wie 
verschiedene  Bezirke  des  Königreichs  Westphalen  und  des  Grofsherzog- 
thuras  Berg,  ihren  neuen  Regenten  entrifs  und,  nebst  den  drei  Hanse- 
städten, mit  Frankreich,  unter  dem  Namen  des  Lippe  Departements 
und    der    hanseatischen    Departemente,    vereinigte  Die  herzoglich- 

Arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen  ward  durch  ein  neapoleonisches 
Decret  vom  22.  Jänner  1811  dem  Grofsherzogthum  Berg  einverleibt 

a)  Klvbkb's  Staatsr.  d.  Rheinb.  §.  33,  Note  b,  u.  77  ff.  BhcinBund,  XVB.  3™. 
XXm.  473.  XXU.  i58.  XXV  DI.  i5i.  Kocm  et  Scmokll  Ilist.  des  traites,  \TB. 
167  et  suiv.  —  Ver/.cichnifs  der  ursprünglichen  und  der  später  aufgenommenen 
Mitglieder  des  rhein.  Bundes,  unten  §.  41  a.  —  Das  Areal  aller  in  dem  rhei- 
nischen Bund,  nach  den  verschiedenen  Perioden  seiner  Ausdehnung,  begriffenen 
Staaten  u.  ihrer  Bevölkerung,  unten  §.  78  b. 

Ä)  D*  Mmtm'»  Hecueil,  Supplem.    V.  3aa.    \  ergt  §.  86  c. 

r)  Pariser  Senatiu-Consultc  organique  du  i3.  dee.  1810,  bei  Mabtihs  l.  c.  V.  346. 
Bhein,  Bund,  XXVDX  i5i.  U.  455.  UL  147.  Lffl.  309.  LVm.  117.  Mabtesh 
I.  c.  V.  3^6.  33o.  34o.  346.  35o.   hov.u  et  Schokll  a.  a.  O.  MB.  3a5. 

J)  Hoch  et  Schokll  Histoire  abregee'dcs  traites,  T.  Vin,  S.  3*5.  Später  verschreibt 
Napoleon,  durch  ein  Decret  vom  14.  April  i8i3,  dem  Herzog  für  seinen  Ver- 
lust, eine  Erbrcnte  von  106,70*  Francs  aus  der  Staatscasse  des  Grofsh.  Berg. 
HxCber's  Acten  des  wiener  Congrcsses,  Bd.  I,  Heft  I.  S.  120. 


§•  33. 

Dauer  und  Ende  des  rheinischen  Bundes, 

l)  Sieben  Jahre  lang  und  etliche  Monate  dauerte  der  Rheinische 
Bund;  der  That  nach  nicht  als  Bund  teutscher,  unter  diesem  Namen 
vereinigter  Fürsten  unter  sich,  sondern  als  Bund  Napoleon's  mit  diesen 
Fürsten.  Dieser  Gewaltherrscher,  der,  unbekümmert  um  Anderer  Trüm- 
mer, wie  Homers  Götter,,  mit  drei  Schritten  am  Ende  der  Welt  seyn 
wollte,  bediente  sich  der  Bundesforin  als  eines  Vorwandes,  die  Streit- 
kräfte der  Staaten  jener  Fürsten .  für  seine  nie  endenden  Eroberungs- 
kriege, die  ganze  Staatenmasse  für  sein  riesenhaftes  ContinentalSystem , 
und  jeden  einzelnen  Staat  im  Innern  für  seinen  Eigenwillen  zu  benutzen» 
Unwiderstehlich  waren  seine  Machtgebote  in  den  teutschen  Staaten,  nach- 
dem er  auch  Preussen  und  den  grofsten  Theil  Polens  durch  die  tilsiter 
Friedensschlüsse  (7.  und  9.  Jul.  1807)  seinem  gebietenden  Einflufs  unter- 
worfen, und  Oestreichs  Macht  durch  einen  dritten  Krieg  und  den  wiener 
Frieden  ( 14.  Oct  1809)  abermal  bedeutend  geschwächt  hatte.  II)  Eine 
Völkerschlacht  bei  Leipzig  (16. — 19.  Oct.  i8i3)  verjagte  die  Macht 
des  fremden  Herrschers  aus  den  Staaten  der  Bundesfürsten.  Jeder  dieser 
Fürsten,  von  der  ihm  aufgedrungenen  politischen  Vormundschaft  befreit, 
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entsagte  nun,  theils  ausdrücklich ,  theils stillschweigend ,  dem  so  genannten 
rheinischen  Bund,  diesem  schmählichen  Denkmal  teutscher  Unterjochung. 
Ausdrücklich  geschah  es  von  Einzelnen  durch  Vertrüge  a)  mit  den  wider 
Napoleon  verbündeten  Mächten,  stillschweigend  von  Allen  durch  Beitritt 
zu  den  Allianzen  wider  Frankreich  im  Jahr  181 3  und  wider  den  von 
Elba  aus  in  Frankreich  eingedrungenen  Napoleon  Buonaparte  im  Jahr 
18 15  c),  durch  Errichtung  des  Teutschcn  Bundes.  III)  Diese  Entsagung, 
und  mit  ihr  die  gänzliche  Auflösung  des  erzwungenen  widernatürlichen 
Bundes,  erhielt  ihre' unwiderrufliche  Bestätigung  durch  die  damit  überein- 
stimmende Erklärung  der  vier  grossen  verbündeten  Mächte  d) 
(Oestreich,  Rufsland,  England  und  Preussen),  welche  zu  Wiedereroberung 
und  Erhaltung  der  Freiheit  von  Europa,  sich  mit  seltener  Eintracht  und 
festem  Willen  das  Wort  gegeben  hatten.  In  dem  pariser  Frieden  vom 
3o.  Mai  1814,  Art.  6,  trat  auch  Frankreich,  frei  von  napoleonischer 
Herrschaft,  dieser  Erklärung  bei.  IV)  Doch  bewirkten  gegenseitig  die 
Bundesgenossen  die  Auf  los  11  ng  des  rheinischen  Bundes,  weder  durch  eine 
formliche  Acte ,  noch  sonst  ausdrücklich;  nur  stillschweigend  geschah 
solches,  durch  sprechende  Handlungen.  Gleichfalls  stillschweigend,  und 
allseitig  ohne  namentliche  Bezeichnung  des  rheinischen  Bundes 
ward  diese  Auflosung  anerkannt,  sowohl  von  sämmtlichen  Mitgliedern 
des  Teutschen  Bundes  in  ihrer  Bundes  Acte,  als  auch  von  den  europäischen 
Mächten ,  welche  die  SchlussActe  des  wiener  Congresses  unterzeichneten  t 
oder  derselben  beitraten  f).  V)  Dennoch  wurden  hiedurch  nicht  alle 
Rechtsverhältnisse  unwirksam,  welche  in  der  Zeit  des  rheinischen 
Bundes,  sev  es  in  der  BundcsActc,  oder  anderswo,  von  oder  unter  Bun- 
desgenossen waren  begründet  worden  fr). 

ol  Die  meisten  dieser  friträge  wurden  im  Nov.  und  Dec.  i8i3  Mi  Frankfurt  ge- 
schlossen. Hallische  tllgem.  Lit.  Zeit.  1814 1  Num.  a3i.  Klvheb's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  54u.a3;  Bd.  Vffl,  S.  144  ff.  M  aiiti.s's  Hecueil. 
Supplem.  V.  610.  643.  649.  65i.  Baifb's,  Bkhb's  u.  Schotts  allgem.  Staats- 
Corresponden/.,  Bd.  I,  Heft  I  (1814),  Num.  h  C  Jaup  über  die  Auflösung  des 
rhein.  Bundes  und  der  schweizer  VermittlungsActe.  Glessen  1814.  8.  I*  r. 
Dbksch  Geschichte  Deutschlands  seit  der  Stiftung  des  Rheinbundes  I.  Rudis 
i.  Abth.  (1806  —  1809)  »•  Abtu-  ('809  —  i8i3,  u.  3.  Abth.  (i8i3  bis  3o.  Mai 
1814). 

A)  In  den  in  voriger  Note  angeführten  Verträgen, 
c)  Klürsb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II.,  S.  »73;  Bd.  IV,  S.  417  u.  43i. 
J)  Vergl.  IUübfh's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  I,  S.  108  u.  im.    Pariser  Fr.  von 
1814 ,  Art.  6. 

O  Achtmal  ward  der  «•Rheinbund'»  in  fünf  Entwürfen  der  teulschcn  BundesActc 
genannt,  aber  nachher  in  der  BundesActe  selbst  ward  dieser  Ausdruck,  offen- 
bar mit  Vorbedacht,  umgangen.  Man  s.  Ki.v»m's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  4, 
S.  no;  Bd.  II,  S.  4,  3ia,  319  u.  36o,  vergl.  mit  S.  36i  u.  487,  auch  S.  3-. 

/)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  53  —  (»4  et  118. 

ff)  Man  s.  unten  §.4-.  Hlvmbs  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  4  fl". 
u.  4a  ff. 
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8»  34. 

Errichtung  des  Teutschen  Bundes. 

1)  Nach  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  ward  eine  Wieder- 
herstellung des  teutschen  Reichs  und  der  Kaiserw  ürde,  selbst 
mit  verbesserter  Grundverfassung,  nicht  für  räthlich  erachtet  ö).  Vielmehr 
ward  II)  in  dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814  b)  festgesetzt,  dass 
«die  Staaten  Teutschlands  unabhängig,  und  durch  ein  Foderativ- 
Band  vereinigt  seyn  sollten.  III)  Für  Errichtung  und  Ausbildung  dieses 
Staatenvereins  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs,  1)  von  Oest reich 
und  Preussen  eine  Reihe  von  Entwürfen,  zu  einem  Grund  vertrag  des 
zu  errichtenden  Bundes,  vorgelegt  O;  es  wurden  1)  von  den  Bevollmäch- 
tigten fünf  teutscher  Höfe  (Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Hannover,  Wür- 
temberg)  V orberathschlagungen  über  den  Inhalt  des  Grundvertrags 
gehalten   (Oct.  und  Nov.  1814),  aber  ohne  Erfolg  d).    Endlich   kam  es 

3)  in  den  letzten  Wochen  des  Congresses,  n^cht  ohne  sichtbare  und  folgen- 
reiche EiJe  noch  zu  allgemeinen  Verhandlungen  und  Berath- 
schlagungen  der  Bevollmächtigten  aller  künftigen  Bundesgenossen, 
Würtemberg  und  Baden  ausgenommen  /"),  über  den  zu  schliessendeii 
Grundvertrag  g).  Diese  hatten  endlich  4)  die  Abfassung  und  Unterzeichnung 
der  teutschen  BundcsActe  vom  8.  Juni  i8i5  zur  Fol^e,  und  mit 
solcher,  für  acht  und  dreissig  tcutsche  SouvcrainStaaten,  mit  Inbegriff 
der  nachher  noch  beigetretenen  Staaten  von  Würtemberg  und  Baden ,  die 
Errichtung  des  Teutschen  Bundes  A). 

a)  Klvbfk's  Ucbcrsicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  99,  60,  61, 
ta3  ft".  11  547.  Antrag  des  Papstes,  ebendas.  S.  4?6  ff.  5oi,  548,  564-  (v.  Ga- 
ckb>\)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  IL  Abth.  (Stuttg.  1816.  8.),  S.  196—340. 

4)  Klübkh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  i5  u.  i?3  ff.  Schon  in 
dem  Allianz/Vertrag  von  Chaumont  vom  1.  Märe  1814,  soll  dasselbe  festgesetzt 
seyn;  in  einem  geheimen  Artikel.    Klvbkb's  Uebersicht  S.  im,  Note  1. 

c)  Klibfb's  Beriebt'  davon,  in  dessen  Acten  etc.    Bd.  II,  S.  «93  ff.  Eiendess. 

Lebersiebt  etc.    S.  61  ff. 
«0  Klcbkb's  Uebersicht  etc.,  S.  20  f.  59.    Die  Protocotle  stehen  in  Ebendest.  Acten 

etc.,  Bd.  II,  S.  64  ff. 
0  HxCbeh's  Uebersicht  etc.,  S.  i3a  f.  u.  144. 

f)  Von  den  bekannten  Ursachen  dieser  Ausnahmen,  s.  Klü'brb's  Bericht,  in  dessen 
Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  5;o  ff.   Ebendest.  Uebersicht  etc.    S.  i34  f. 

g)  Blcbeb's  Uebersicht  etc.,  S.  i3a  ff.  Die  Protocolir  vom  »3.  Mai  bis  »o.  Jan. 
181 5,  stehen  lu-Ebendess.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  3*4  ff. 

*)  Vergl.  unten  §.  56,  u.  Allgem.  geograph.  Ephemeriden,  1816,  Jan.,  S.  i3  ff.  — 
Von  jedem  der  36  ursprünglichen  Bunde6glieder  erfolgte  eine  förmliche  Ratifica- 
tion der  RundesActe.  Man  s.  unten  §,  56  c.  Die  Ort  •  und  ZeitData  fämint- 
licher  BaÜficationsUrkundeu  findet  man  in  Mabtk>s  Itecueil,  Supplem.  VI. 
367.  f.  —  Baden  und  Würtemberg  traten  dem  Bund  bei,  durch  AccetsiontVrkun- 
den,  jenes  vom  26.  Juli,  dieses  vom  1.  Sept.  i8i5.  Beide  stehen  bei  Mahtvss 
a.  a.  O.  S.  368  f.  —  Xoti/icirt  ward  die  Feststellung  des  Bundes  den  auswärtigen 
Mächten  von  der  Bundesversammlung,  erst  im  Juli  1817.    Man  s.  unten  §.  i85 
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Die  Geschichte  seit  dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814  bis  »ur  Fxöfliiuitg 
des  Bundestags  am  5.  Nor.  1816;  in  t.  Dbxscb  angef.  Geschichte,  Buch  II, 
Abth.  1. 


IV.     C  A  P  I  T  E  L. 

Uebersicht  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Zeit  des  teutschen  Reichs, 
und  des  rheinischen  Rundes.    Yerhältniss  des  neuen  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  zu  dem  Staatsrecht  des  teutschen  Reichs, 
und  zu  dem  öffentlichen  Recht  des  rheinischen  Rundes. 


§.  35. 

1.   Staatsverfassung  tut  Zeit  des  teutschen  Reichs. 

Das  teutsche  Reich  -war  eine ,  aus  untergeordneten  Staaten 
zusammengesetzte,  sehr  eingeschränkte  Wahlmonarcliie.  Die  Reichs- 
Staatsgewalt  war  eingerichtet,  1)  auf  einen  Kaiser  (ein  verfassungs- 
mäsiges,  wählbares  Oberhaupt)  und  2)  auf  eine  Corporation  von 
Reichsständen.  Diese,  in  drei  Collegien  (das  kurfürstliche,  fürstliche 
und  reichsstädtische)  abgetheilt,  bildeten,  riebst  dem  Ha  iser,  die  Reich  s- 
versammlung  (Reichstag).  Beide  zusammen,  in  ihrer  Vereinigung  zur 
ReichsStaatsgewalt,  hiessen  Kaiser  und  Reich.  Dem  Kaiser  und  Reich 
stand  die  Reichsregierung  zu;  doch  mit  Ausnahme  gewisser  Reservat- 
rechte des  Kaisers.  Die  Benennung  Reichsoberhaupt,  welche  der 
Kaiser  nicht  selten  führte  und  erhielt,  war  in  dem  Sinn  des  durch  die 
Verfassung  ihm  beigelegten  Antheils  an  der  Ausübung  der  ReichsStaats- 
gewalt zu  verstehen.  Für  MatricularWesen,  zu  Vertheilung  der  Reichs- 
steuern, und  zu  Aufstellungeines  Reichskriegsheers,  für  Münz  -  und  Reichs- 
Polizeiwesen ,  für  Vollziehung  reichsgerichtlicher  Erkenntnisse,  und  für 
verschiedene  andere  Gegenstände,  war  das  Reich,  geographisch -politisch, 
in  Kreise  eingetheilt  Zu  Handhabung  der  Reichsjustiz  über  Rcichsun- 
mittelbare,  und  in  höchster  Instanz  auch  über  Reichsmittelbare,  wenn  bei 
diesen  nicht  Privilegi*  de  non  appellando  im  Weg  standen,  waren  zwei 
höchste  Reichsgerichte  bestimmt,  das  Reichskammergericht  und  der 
Reichshofrath.  In  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  Kaisers,  ward 
dessen  Stelle  in  der  Reichsregicrung  grosstentheils  vertreten  durch  zwei 
Reichs verweser  ( ReichsVicarien) ,  die  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und 
von  Sachsen,  durch  jeden  besonders  in  einem  bestimmten  Bezirk  (Vica- 
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iatBezirk),  von  beiden  gemeinschaftlich  bei  der  Reichs  Versammlung  und 
dem  Reichskammergericht.  Für  gewisse  Religionsverhältnisse ,  schieden  sich 
die  Reichsstände  in  zwei  Corpora,  Corpus  Catholicorum  und  Corpus 
E  vangelicorum. 

S-  36. 

Reichshoheit  und  Landeshoheit. 

In  dem  teutschen  Reich  war  eine  zweifache  Staatsgewalt; 
eine  unabhängige  und  eine  untergeordnete.  Die  erste  erstreckte 
sich  aber  den  Reichsstaat ,  das  Reich  im  Ganzen;  sie  war  dem  Kaiser  und 
dem  Corpus  der  Reichsstände  anvertraut,  und  hiess  Reich «Staatsge- 
walt oder  Reichshoheit.  Die  andere  beschränkte  sich  auf  die 
Grenzen  eines  jeden  der  besonderen  Staaten,  welche  Bestandteile  des  teut- 
schen Reichs  ausmachten;  sie  war  dem  regierenden  Subject  eines  solchen 
ParticulärStaatcs  anvertraut,  und  hiefs  Territorialstaatsgewalt  oder 
I^an desh ohei t  (superioritas  territorialis).  Diese  Landeshoheit  Mar 
eine,  der  Reichshoheit  unmittelbar  untergeordnete  Staatsgewalt,  über  einen 

ParticulärStaat  des  teutschen  Reichs  «). 

■ 

«)  TeuUchc  Landeshoheit  und  Souveratnetät ,  waren  nicht  Gegensätze.  Fast  alle  we- 
sentlichen Hechte  der  letzten  waren  auch  in  der  ersten  begriffen;  nur  nicht 
alle, .und  nicht  alle  unbeschränkt  ron  Aussen.  Daher  ward  die  letzte  von  Man- 
chen auch  HalbSouverainctät,  (majestas  analoga,  jus  lummi  imperü  aemulum), 
genannt.  —  Hauptsächlich  entwickelte  »ich,  nach  und  nach,  die  Landeshoheit 
aus  der  Gerichtbarkcit,  diese  aus  der  grundhcrrlichen  Gewalt  (potestas  domi- 
nica),  diese  aus  dem  grössern  LandcigcntbumBesitz.  Klübkr's  Geschichte  der 
Gerichtlichen.  Erlangen  i-85.  8.  Eichhors,  teutsche  Staats  -  und  Bechtsgc- 
scliirhte,  290,  299  ff*.,  396,  4*8  t»i  5a5  f.  —  Die  Besitzer  reichsständischer 
reichsunmittelbarcr  Herrschaften  und  Güter,  wovon  die  meisten  bei  der  Reichs- 
rittersrhaji  immatriculirt  waren,  hatten,  wenn  auch  nicht  volle  Landeshoheit, 


doch  LandesherrUchkeit  oder  rcichsunmittelbarc  obrigkeitliche  Gewalt  und  Bot- 
masigkeit,  TerritorialGerechtigkeit  oder  Hegierungsgewalt;  einen  Inbegriff*  von 
obrigkeitlichen  oder  Regicrungsrcchten,  welche  der  Beichshobeit  unmittelbar 
untergeordnet  waren.  —  Das  Verhaltnifs  «wischen  Beichshobeit  und  Landes- 
hoheit ,  war  auch  nicht  wie  jetzt  dasjenige  zwischen  Staatshoheit  oder  so  genann- 
ter Oherhoheit  und  Standesherrlichieit, 


S-  37. 

Einheit  des  Reichsstaates.    Trennung  der  ParticulärStaaten. 

Reichsunm  ittelbarkeit. 

Getrennt  und  unabhängig  von  einander,  vereinigten  alle  Particulär- 
Staaten, ab  Theilc  sich  zu  einem  Ganzen,  dem  Reichsstaat.  Diese 
Kinheit  begründete  die  Subordination  Aller,  unter  die  Reichshoheit. 
Dennoch  geschalt  die   Ausübung  der  I^indeshohcit ,   in   jedem  besondern 
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Staat  nach  eigenem  Hecht,  nicht  administratorisch  für  Kaiser  und 
Reich.  Diese  zweifache  Staatsform  veranlasste,  in  Absicht  auf  das  Staats 
Subjections Verhältniss,  eine  Abtheilung  der  teutschen  Staatsbürger 
und  ihrer  Besitzungen,  in  reichsunmittelbare  und  mittelbare- 
Beide  waren  der  Reichshoheit  unterworfen.  Aber  reichsunmittel- 
bar, Person  oder  Sache,  war  Alles,  was  einzig  der  Reichshoheit, 
reichsmittelbar,  was  zunächst  einer  Landeshoheit  unterworfen 
war  «). 

«)  Hicvon  überhaupt,  und  insbesondere  von  den  Kennzeichen  der  Rcich*unmiuelbur- 
keit  und  der  Miuelharlcit  oder  des  Landsassiatcs ,  s.  IUvbmTs  Einleitung  zu  c. 
neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.  §.  tß  ff.  Ebendess.  Isagoge  in  clem.  juris  publ. 
quo  utuntur  nobiies  iminediati  in  imp.  R.  G.    (Erl.  1793.  8.)  %.  10. 

§•  38. 

Grundlagen  der  teutschen  Reichsverfassung. 

So  gebildet  hatte  sich  die  tcutschc  Reichsverfassung  hauptsächlich 
durch  die  goldene  Bulle  Carls  IV-  (i356),  durch  die  kaiserlichen  Wahl- 
capitulationen   seit  Carl  V.  (i5io),   durch   den    westphälischen  Frieden 
(1648),   durch  Reichssehl üsse,  Reichsabschiede  (der  so  genannte  jüngste, 
von  i654),  und  Reichsherkommeh  «).     Als  Stütze  für  sie  sollte  noch  in 
der  neuesten  Zeit  der  teutsche  Fürstenbund  (1784)  gelten  *). 
«)  PCttkr's  histor.  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  tcutschcB  Reichs. 
3  Thlc.  Gött.  1786.  Zweite  Aufl.  1-88.  Dritte,  1-89.  gr.  8.    Auch  englisch,  von 
Josia*  Dohkfort.    London  1790  u.  1791.    Dk.  Ludw.  Frhr.  v.  I/iw,  Geschichte 
der  teutschen   Reichs  -   und  Territorial  Verfassung;    auch  zum  Gebrauch  bei 
akad.  Vorlesungen.  Heidelb.  i83'Jt.  8. 
b)  (Johann  Mvllkr's)  Darstellung  des  Fürstenbundes.     Zweite   Aufl.  i">ti&.  8. 
C.  C.  W.  v.  Dohm  über  den  t.  Fürstenbund,  178(1.  8.  und  in  Rst-ss  Staatskanzlci, 
MR.    196.   RiüDkR's  neue  Literatur  des  t.  Staatsr.,  S.  489. 

§.  39. 

Reichsarchiv. 

Das  teutsche  Reichsarchiv  «),  vielfältig  noch  jetzt  brauchbar,  für 
streitige  und  nicht  streitige  Staats  -  und  Privatrechte,  befand  sich  an  vier 
Orten:  1)  Zu  Wien,  das  kaiserliche  ReichsIlofArchiv,  bestehend:  1)  aus 
der  geheimen  ReichsHof Registratur,  teutscher  und  lateinischer  Expedition, 
für  Staats-,  Lehn-,  Gnaden-  und  andere  aussergerichtliche  Sachen,  für 
Teutschland  und  Italien;  2)  aus  der  ReichshofrathsRegistratur,  hauptsächlich 
für  streitige  Rechts  -  und  Lehnsachen;  und  3)  aus  der  Registratur  des  Reichs- 
HofTaxamtes.  II)  Za  Wetzlar  *) ,  für  ältere  Sachen  auch  zu  Aschaffen- 
burg da*  Archiv  des  kaiserlichen  und  Reichshammergerichtes.  III)  Zu 
Regensburg,  das ReichstagsDirectorial Archiv  <*).  IV)  Das  erzkanzlerische 
RcichsHauptArchiv;  bis  1793  zu  Mainz,  späterhin  zu  A scha ffen  bürg , 
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nun,  seit  1818  in  mehr  als  300  Kisten  zu  Frankfurt,  in  dem  vormaligen 
TeutschordensHause ,  das  jetzt  Oestreich  gehört. —  Die  Verwaltung  und 
Aufsicht  über  alle  Abtheilungen  des  Reichs  Archivs ,  und  die  Anstellung 
der  ArchivBeamten ,  gebührte  dem  Kurfürsten  ReichsErzkanzlcr. 
a)  Pvttfr's  Lit.  ID.  124*    Klvmk's  Lit.  oi43.    Moskh  von  dem  röm.  Kaiser,  53i. 
v.  Hoi./.8CHtnm's  Deductions-ßiblioth   III.  1689.    P.  W.  Gfuckfs's  Reisen,  Dl. 
56— 61.    F.  E.  Schal  von  dem  zu  Mai  uz  aufbewahrten  Reichsarchiv.  Mains  1784. 
8.    F.  X.  v.  BFBcvtva  von  dem  teutschen  Staate,  den  Archiven  und  Registra- 
turen.   Wien  i-Q*.  8. 
h)  Im  Jahr  1681  wurde  ein  Theil  der  Acten  des  Relchskaminergerickts  von  Speicr, 
dem  Sitx  des  Reich.skammergericlits  bis  1693,  nach  Frankfurt  gebracht,  sodann 
von  da  im  Jahr  i-5*i  nach  Wetzlar  transportirt.   Ein  anderer  Theil  der  Acten 
wurde  im  J.  1688  von  den  Franzosen  eingepackt  und  nach  Strafsburg  gebracht, 
weil  sie  glaubten,  in  denselben  wichtige  Urkunden,  die  FIsassischcn  Lande  betr.,  zu 
finden ;  nach  dem  r yswickischen  Frieden  wurden  5oo  Verschlage  nach  Wetzlar  verab- 
folgt, 13  Verschlüge  aber,  und  alle  Acten,  welche  die  Pfalz  und  das  Elsafs  be- 
trafen unter  dein  Vorwamlc  zurückbehalten,  dass  ihnen  zuvor  die  zu  Frankfurt 
liegenden,  die  Bisthümcr  Metz,  Toul    und  Vcrdün  betreffenden  Acten  ausge- 
antwortet  werden  müssten,  aber  weder  dies  noch  das  andere  geschah.  S.  Vor- 
trag über  da«  Archiv  des  'ehein.il.   Raiserl.   u.  R.  K.  G.  in  dein  Prot,  der 
B.  V.  v.  1819,  Beil.  zu  §.  aa6  der  35.  Sit/.,  v.  ao.  Sept.  1819. 
c)  Diese  letzten,  aus  Speie  v  ehchin  nach  AschafTenburg  geflüchteten  Acten,  welche 
5oo  Fasser  füllten ,  wurden   1807  gleichfalls  nach  fVettlar  gebracht.  Hierauf 
ward  über  sämmllirhc  zu  Wetzlar  aufbewahrte  ProcefsActen,  bestehend  aus 
ungefähr  80.000  Stücken ,  ein  alphabetisches  Vcrzeicbnifs  gefertigt,  welches  sechs 
starke  Folianten  füllt. 
«0  Von  dem  ReichsErbmarschallamt*  Archiv  zu  Regensburg,  s.  Rhein.  Bund,  XXL  445. 

§.  40. 

Fortsetzung. 

Aus  den  verschiedenen  Abteilungen  des  R eichs A rch i vs  können 
noch  jetzt  von  den  Betheiligten  die  nothigen  Acten,  Documente  und 
Notizen  erlangt  werden.  Zu  deren  Ablieferung  an  competente  Behörden 
oder  andere  Betheiligte,  so  wie  zu  Herausgabe  der  gerichtlichen  Depositen- 
gelder und  erledigten  RevisionsSportel.i,  ward,  so  viel  Wien  betrifft, 
eine  eigene  HofCommission  niedergesetzt  <*).  Die  Verwahrung  und 
Ablieferung  der  reichskammergcrichtlichen  Acten  und  Urkunden, 
an  die  nunmehr  competenten  Behörden,  so  wie  die  Sorge  für  verschiedene, 
dem  Reichskammergericht  anvertraut  gewesene Reichscassen ,  hatte,  in  dem 
Zeitraum  des  rheinischen  Bundes,  der  Fürst  Primas,  als  Souverain  der 
Stadt  Wetzlar  übernommen  *).  Das  reichskammtrgerichtliche  Archiv 
zu  Wetzlar,  mit  Inbegriff  der  altern  ehehin  aus  Speier  nach  AschafTen- 
burg geflüchteten  Acten  (§.  39,  b),  befindet  sich  jetzt  daselbst  unter 
Aufsicht  einer  von  der  Bundesversammlung  und  von  Preussen  angeordneten 
Comraission  «).  Das  in  dem  TeutschordensHause  zu  Frankfurt  auf- 
bewahrte ehemalige  reichserzkanzlerische  Archiv  steht  daselbst 
anter  Östreichischer  Aufsicht.  —  Die  Archive  der  ehemaligen  Reichs- 
te ist*  werden  an  verschiedenen  Orten  aufbewahrt  *). 
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<*)  Patent  Kaiser  Franz  IL  datirt  Wien  am  4-  Febr.  1807.  Rhein.  Bund,  XH.  461. 
Durch  ein  k.  k.  Handschreiben  vom  2.  April  1827,  ward  der  StaaUminisler 
Graf  von  Buol-Schauenstciu  »um  Präsidenten  dieser  Commission  ernannt,  seit 
dem  3i.  Oct.  i834  ist  es  der  Landgraf  Friedrich  Egon  von  Fürstenberg.  Fin 
h.  Patent  v.  9.  Aug.  i836  verordnet,  dafs  die  Hofcommission  mit  Ende  des  J. 
1840  aufgelöst  werden  soll.  AVer  nachher  noch  Acten  oder  Auskunft  zu  er- 
halten wünscht,  soll  sich  defshalb  an  die  k.  k.  geheime  Haus-,  Hof-  und  Staats- 
kanzlci  wenden.  —  Die  wiener  Abthcilung  des  Reichsarchivs  ward,  in  den  öst- 
rcichisch-französischen  Kriegen,  i8o5  gröfstenthcils,  1809  aber  nur  so  viel  die 
Urkunden  betrifft,  nach  Temeswar  geflüchtet. —  Den  ganzen,  im  J.  1809  zu  Wien 
zurückgebliebenen  Thcil  des  Bcichsarc  hivs,  lief»  Napoleon  nach  Paris  abführen. 
(Jos.  Frhrn.  v.  Hormayh's)  Archiv  für  Geographie,  Historie,  Staats-  und 
Kriegskunst.  I.  Jahrgang  1810.  (Wien)  Aug.  Hajiti.f.hf.x's  allgem.  Justiz-  und 
Polizei-Blätter,  Nov-  1809.  —  Auch  das  in  Mailand  aufbewahrte  Archiv  der  kai- 
serlichen Pienipotenz  in  Italien,  liefs  Napoleon  nach  Paris  bringen.  Allgem.  Zei- 
tung 1812,  Num.  aa.  —  Vermöge  des  pariser  Friedens  vom  3o.  Mai  1814»  Art. 
3i ,  mufsten  die  aus  den  eroberten,  aber  nun  zurückgegebenen  Ländern,  nach 
Paris  abgeführten  Archive  und  Urkunden  xurückgeliefert  werden.  Dem  zufolge 
kam  der  nach  Paris  gebrachte  Thcil  der  wiener  Abthcilung  des  Rcichs-Archivs, 
im  Jahr  1814,  in  1057  Kisten,  nach  Wien  zurück. 

b)  Winhopp's  Zeitschrift:  Der  rhein.  Bund,  X.  i/|5.    XH.  461. 

e)  Unter  der  Benennung:  »Zu  dem  reichskammergerichtl.  Archiv  von  der  T.  Bun- 
desversammlung verordnete  Commission«.  Beschlüsse  der  Bundcsvcrsamml., 
in  ihren  Protocollcn  vom  6.  Aug.  1818,  a5.  Jan.  18m,  7.  Febr.  u.  7.  März  181a, 
19.  Juni  i8a3;  in  KlübfVs  Qucllensammlung,  Num.  XXXVI.  Vortrag  in  dem 
Protoc.  vom  ao.  Sept.  1819.  Baier.  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.  3o.  Juni  u. 
i3.  Juli  1820.  Diese  Commission  ist  bestimmt  für  Verwahrung  des  Archivs, 
Auslieferung  der  Acten  und  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung.  Der  Be- 
st-hlufs  der  B.  V.  vom  a5.  Jan.  18a  1  sagt:  «Das  Archiv  des  ehem.  kaiserl-  u. 
Reichskainmergerichts  verbleibt  eine  Reibe  von  wenigstens  zwanzig  Jahren  unter 
der  Direction  der  Bundesversammlung,  in  der  von  dieser  angeordneten  Ver- 
wahrung». Beschlüsse  der  B.  V.  vom  29.  Jan.  i8a4  und  a8-  Jun.  1837  unter- 
sagen den  Verkauf  oder  die  Vernichtung  der  so  genannten  Misccllaneen  und 
der  von  der  Archiv  Commission  etwa  für  wcrthlos  geachteten  Papiere.  Klcbeb's 
Quellcnsaremlung  a.  a.  O.  —  Ueber  die  reichskammergerichtlichen  Depositen, 
s.  Beschlüsse  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v.  18a  1,  §.  3a  j  i8aa,  %.  47»  i8*4* 
§.  ia4;  i8a5,  §.  9.  u.  bj. 

d)  Von  dem  Archiv  des  oberrheinischen  Kreises,  s.  Protoc,  der  B.  V.  v.  i8a5,  §.  16. 
39.  45.  53.  Die  k.  baierischc  Regierung  übernahm  dasselbe  (das  oberrheinische 
Kreisarchiv)  von  der  kurhessischen,  unter  welcher  es  die  Stadt  Hanau  verwahrt 
hatte,  zur  Aufbewahrung  in  Aschaffenburg,  laut  Protocolls  der  B.  V.  in  der  27. 
Sitzung  von  i8a8»  Lübeckischer  Staat skaiender  auf  18a9,  S.  84«  Am  ai.  Mai 
1839  kam  dasselbe  in  48  Kisten  nach  Aschaflenburg. 


§  41. 

//•    Bundesrecld  des  ritemischen  Bundes. 

Der  rheinische  Bund  (confederatton  du  Rhin)  war  ein  Staaten- 
System,  bestehend  aus  verbündeten  teutschen  SouverainStaateu  «), 
unter   einem  Protector  (Napoleon),  iusgesammt  vereinigt  nach  Gesell- 
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schaftsrecht;  der  Theorie  nach  ohne,  der  That  nach  mit  durchaus  ent- 
scheidender Obergewalt  des  Protectors.  Die  Bundes  Acte  *)  verhiefs 
ein  F q n d a ra e n t alS ta t u t  und  eine  Bundesversammlung,  mit  einem 
königlichen  und  einem  fürstlichen  Collegium,  unter  dem  Vor- 
sitz des  zum  Fürsten  Primas  des  Bundes  ernannten  vormaligen  Kur- 
fürsten Reichserzkanzlers die  Bundesversammlung  sollte  zugleich  Bund  es - 
gericht  seyn,  für  alle  Streitigkeiten,  welche  unter  den  Bundesfürsten 
entstehen  würden  c).  Aber  weder  jenes  noch  diese  kamen  je  zu  Stande. 
Gegen  den  klaren  Inhalt  der  Bundes  Acte,  nahm  der  Proteclor  einseitig 
neue  Mitglieder^)  in  den  Bund  auf,  und  stiefs  aufgenommene,  ihrer 
Staaten  sich  bemächtigend,  aus  demselben  (§.  32). 

a)  Mitglieder  des  Rundes.  I)  Ursprüngliche :  i)  Könige,  von  Baiern  u.  2)  Würtem- 
berg,  3)  Fürst  Primas  (seit  l.MÜns  1810  Grofsherzog  von  Frankfurt),  4)  Grofs- 
herzoge,  von  Baden,  5)  Berg,  u.  6)  Hessen,  7)  Herzog  von  Massau,  8)  Fürst 
von  Nassau  (Weilburg) ,  9)  Fürsten,  von  Hohenzollernllechingen,  10)  Hohen- 
zollernSigmaringen,  u)  SalmSalm,  12)  SalmKyrburg,  u.  i3)  IscnburgRirstcin, 
14)  Herzog  von  Arenberg,  15)  Fürsten,  von  Liechtenstein,  u.  16)  von  der  Leven. 
(Den  Fürsten  von  SalmSalm  und  von  SalmKyrburg,  und  dein  Herzog  von  Aren- 
berg, entzog  Napoleon  im  Dec.  1810  ihre  Sourcrainetät,  indem  er  ihre  Staaten 
mit  Frankreich  vereinigte,  die  arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen  mit  dem 
Grofsherzogthum  Rerg;  sie  hörten  also  auf,  Bundesgenossen  zu  seyn.)  U)  Neu- 
aufgenommene:  1)  Bönig  von  Sachsen,  aufgenommen  11.  Dec.  1806,  2)  König  von 
Westphalen,  7.  Jul.  1807,  3)  Grofsherzog  von  Würzburg,  a5.  Sept.  1806,  4)  Her- 
zoge, von  Sachsen  Weimar,  5)  S.  Gotha,  6)  S.  Meiningen,  7)  S.  Coburg,  8)  8. 
HUdburghauscn,  alle  aufgenommen  i5.  Dec  1806,  9)  Herzoge,  von  Anhalt  Des- 
sau, 10)  A.  Bernburg,  u.  11)  A.  Cöthen,  12)  Fürsten,  von  Schwarzburg  Son- 
dershausen. i3)  Schvr.  Rudolstadt,  14)  Waldeck,  i5)  RcufsGreitz,  16)  R.  Schieitz, 
17)  R.  Lobenstein,  »8)  R.  Ebersdorf,  19)  Lippe  (Detmold),  ao)  Scbaumburg- 
Lippc,  alle  (Num.  9  bis  20)  aufgenommen  18.  April  1807,  .21)  Herzoge,  von 
Mecklenburg  Strclitz,  18.  Febr.  1808,  aa)  von  M.  Schwerin,  22.  März  1808, 
23)  von  HolsteinOldenburg,  aufgenommen  14.  Oct.  1808  (Oldenburg  ward  im 
Dec.  1810  mit  Frankreich  vereinigt,  und  nur  Eutin  blieb  mit  Souverainetät  dem 
Herzog).  Die  RcceptionsV  ertrage  findet  man  in  Wiskopp's  rhein.  Rund. 
Sie  ist  mehrmal  edirt;  man  s.  oben  §.  3o  a.  Am  besten  mit  verschiedenen  an- 
dern Urkunden  und  Actenstücken ,  auch  den  in  der  B.  A.  bestätigten  Reichs- 
gesetzen,  von  P.  A.  Wikhofp,  zu  Frankf.  1808.  8.,  und  als  Anhang  in  KUbeh's 
Staatsr.  des  Rheinbundes.    Vergl.  ebendas.  §.  32,  Note  a. 

c)  Rlübm's  Staatsr.  des  Rheinbundes,     93  ff. 

d)  Ebendas.  %.  33,  Note  b,  u.  77  ffc 

§.  42. 

Fortsetzung, 

Ein  immerwährendes  Kriegsbündnifs  des  Bundes  mit  Napoleon, 
für  alle  beiderseitigen  ContinentalKriege ,  stellte  die  Streitkräfte  der  Bun- 
desfürsten fortwährend  zur  Verfügung  des  Protectors,  der  ohne  Unlerlafs 
nach  Eroberungen  und  Alleinherrschaft  strebte.  Die  Stärke  ihrer  Trup- 
peoContingente  war  bestimmt  in  der  BundesActe  oder  in  Receptions- 
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Vertrügen.  Aber  der  Protcctor  forderte,  in  jedem  einzelnen  Fall,  nach 
Belieben,  und  ohne  der  (nie  zusammenberufenen)  Bundesversammlung  die 
ihr  bedungene  Bestimmung,  wie  viel  von  dem  Contingent  mobil  zu  machen 
sey,  zu  überlassen  «).  Das  Kriegs  -  und  Bündnifsrecht  des  Bundes 
und  seiner  Mitglieder,  ihr  Recht  Truppe n Durchmärsche  zu  bewilli- 
gen, das  Recht  Neutralität  zu  beobachten,  Garantie  zu  leisten, 
oder  sich  versprechen  zu  lassen,  Kriegsdienste  bei  Andern  zu  nehmen, 
SubsidienTractate  und  Frieden  zu  schliessen,  war  theils  durch  die 
Natur  des  Bundes,  theils  durch  die  BundesActe  beschränkt  *),  mehr  noch 
durch  den  Eigenwillen  des  allwaltenden  Protectors,  Dem  Gesandt- 
schaftrecht des  Bundes  und  seiner  Mitglieder  waren  positive  Schranken 
nicht  gesetzt  c). 

«)  KifosiTs  Staatsr.  des  Rheinhundes,  §.  124  ff.  u.  33,  Note  b. 
*)  Ebenda«.  $-  i3i  ff. 
c)  Ebenda»..  §.  i3o. 

§.  43. 

Territorial  Verhältnisse ,  kraft  des  rheinischen  Bundes. 

Die  rheinische  BundesActe  begründete,  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  durch  nachgefolgte  Verträge,  für  Bundesfürsten  verschiedene, 
grossentheils  noch  jetzt  bestehende,  Territorialverhältnisse,  die  als 
zu  dem  Bundesrecht   gehörend  betrachtet  wurden»    Von  dieser  Art  sind, 

I)  Ausser  einein  allgemeinen  Verzicht  der  Bundesgenossen  auf  gegen- 
wärtige Rechte,  welche  Jeder  von  ihnen  auf  Besitzungen  des  Andern  haben, 
oder  ansprechen  konnte  (unten  §.  83),  eine  Reihe  von  Territorial- 
Cessionen,  welche  in  der  BundesActe,  in  eigenen  Tausch-,  Cessions  - 
und  PurificationsVerträgen ,  und  in  Friedensschlüssen  festgesetzt  wurden  «). 

II)  Mit  aller  S  o  u  v  e  r  a  i  n  e  tä  t  und  Proprietät  (  das  heifst ,  unabhängige 
Staatshoheit  und  Staatseigenthum  z.  B.  der  Domänen  oder  Kammergüter), 
wurden  einzelnen  Bundesfursten  überlassen,  die  Reichsstädte  Nürnberg 
und  Frankfurt  die  Reichsburg  Friedberg  6),  und  die  Besitzungen 
des  T  cutschen  O rd  e ns  und  des  J ohan n  i  ter  Ordens  teutscher  Zunge  f). 

III)  Blofs  der  Souverainetät  (in  solchem  Fall  damals  oft  Oberhoheit 
genannt)  einzelner  Bundesfürsten,  wurden  nebst  ihren  Besitzungen, 
unter  bestimmten  Bedingungen  (§.  3o)  unterworfen,  eine  grosse  Anzahl 
rei  chsständischer  Fürsten  und  Grafen  <*),  jetzt  Standesherren 
genannt,  und  alle  Besitzer  reichsr itterscha f tl icher  Güter  Allen 
diesen  blieben  ihre  bisherigen  Eigenthumsrechte,  mit  gewissen  Real  -  und 
Personal-Vorrechten,  deren  Inbegritf  man  bei  den  ersten  Standesherr- 
lichkeit, bei  den  letzten  Grundherrlichkeit/)  nannte.  Die  stan- 
desherrlichen und  die  grundherrlichen  (vorhin  reichsunmittelbaren)  Be- 
sitzungen wurden  in  Beziehung  auf  den  Oberhoheitsherrn,  vielfältig  Ober- 
hoheit -  oder   SouverainetatLande   genannt,    im    Gegensatz  der 
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übrigen  Staaten  derselben  Landesherren,  die  man  in  dieser  Beziehung 
bisweilen  Sou  verainet  ät- und  Eigenthamslande  zu  nennen  pflegte  ff). 

«)  Ki-irDcn's  Staatsr.  d.  Rheinhundes,  §.  98.  Seit  dorn  Druck  dieses  Werks  (1808), 
vorzüglich  in  den  Jahren  1808  u.  1810,  wurden  wieder  eine  Reihe  von  Verträ- 
gen dieser  Art  geschlossen.  Man  findet  die  meisten  in  der  Zeitschrift:  Der 
Rhein.  Rund,  und  in  v.  Msrtkks  Recueil. 

*)  Vertrag  swischen  dem  Grofshcrzogthum  Hesse«  und  dem  Rurggrafen  von 
Friedberg,  betr.  die  Abtretung  der  Rechte  der  Burggrafschaft,  v.  5.  u.  9-  Mai 
181  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte,  Bd.  U,  Heft  1, 
Num.  4. 

e)  Kxvnra  a.  a.  O.  §.  99  u.  100.  Ebendess.  Abh.  in  den  Europ.  Annalen,  1808, 
XL    168  f. 

d)  Klübu's  Staatsr.  des  Rheinb.   $.  99  u.  »00. 
t)  Ebendas.    §.99  —  101. 

J)  In  dem  J.  i8»3  glaubte  Jemand  aus  dem  Art.  »5  (vergl.  mit  Art.  a4,  117  u.  ff.) 
der  rhein.  RundcsActe  die  Entdeckung  gemacht  zu  haben,  dafs  die  Souveraine 
»nicht  schuldig  sind  und  waren«,  den  Besitzern  der  ihnen  mit  aller  Souverainetät 
zugewiesenen  reichsritterschafilichen  Güter  mehr  aU  ihre  »Eigentumsrechte*  zu 
lassen;  also  keine  (jcUt  untergeordnete) Regierungsrechte, namentlich  keine  Patri- 
monialGcrichtbarkeit  (Vollgraff,  die  Standcsberren,  S.  11s).  Sonach  hätten  die 
Stifter  des  Bundes  beabsichtigt,  jene  bis  dabin  rcichsunmittelbaren  Rittergüter, 
durch  die  von  ihnen  verfugte  Unterordnung  unter  die  volle  Souverainetät  eines 
Bundesfürsten,  deterioris  conditionis  zu  macben,  als  selbst  die  wahrend  der 
t.  Reichs  Verbindung  schon  landsässig  gewesenen  Rittergüter  in  dem  Lande  des- 
selben Bundesfürsten,  und  jene  reichsritterschaftlichcn  Güter  wären  seiner  Sou- 
verainetät nicht  als  Rittergüter,  sondern  als  gemeine  Grundgüter  unterworfen 
worden.  Da  indefs  bei  Einrichtung  des  neuen  Rechtszustandes  der  reichsrit- 
terschaftlirhen  Gutsbesitzer  überall  nur  zur  Frage  kam:  ob  oder  was  ihnen 
mehr  einzuräumen  scy,  als  den  bis  dahin  schon  landsässig  gewesenen  Rittergut- 
besitzern?  so  müfsten  die  Souveraine,  welche  es  angebt,  entweder  den  Sinn 
der  rhein.  Bundes  Acte,  bei  der  sie  selbst  als  MitPaciacenfcn  erschienen,  nicht 
verstanden,  oder  aus  blosser  Gnade  jenen  so  genannten  Mcdiatisirten  mehr  ein- 
geräumt haben,  als  sie  »schuldig  waren  und  sind*.    Man  vergl.  %.  3ao  u.  ft 

g)  Kxvbkr's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  10a. 

§.  44. 

Fortsetzung. 

1)  Ueber  die  Standesherr  liehen  Besitzungen  legte  die  Bundes- 
Acte  den  ßundesfursten  folgende  funk"  Souverainetät  rechte  bei: 
Gesetzgebung,  höchste  Gerichtsbarkeit ,  Oberpolizei MilitärConscription, 
Recht  der  (Staats-)  Auflagen  II)  Dagegen  sollten  den  Standes- 
herren, als  Patrimonial  -  und  Privateigenthum  bleiben:  1)  ihre 
Domainen  5  a)  alle  grundherrlichen  und  Lehngerechtsame  (droits  seigneuriaux 
et  feodaux,  nnten  $.  324  b)i  welche  der  Souverainetät  nicht  wesentlich 
(>non  essentiellement <t )  anhieben,  und  namentlich  die  Rechte  der  niedern 
und  mittlem  Gerichtbarkeit ,  der  Forstgerichtsbarkeit,  und  Forstpolizei, 
der  Jagd,  der  Fischerei,  der  Berg-  und  Hüttenwerke,   der  Zehnten,  der 

KMxr  t  iHTenÜ.  Radu,  4.  Aul.  4 
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Lehnpräslationen  (an  den  Standesherrn,  als  Lehn-,  Zins-,  Erbzins-  oder 
Grundherrn),  das  Patronatrecht  und  andere  ähnliche  Gerechtsame;  nebst 

3)  den  Einkünften  von  den  genannten  Domainen  und  Rechten  b).  III)  Ueber 
den  wahren  Sinn  mehrerer  Ton  diesen  Rechtsbestimmungen ,  über  die 
Grenze  der  zum  Vortheii  der  Standesherren  aufgestellten  Regel,  und 
ihres  Subordinations Verhältnisses,  über  die  Frage,  für  welchen  von  beiden 
Theilen  die  Rechtsvermuthung  streite,  entstanden  vielfaltig  Zweifel 
und  Streitigkeiten.  Darüber,  so  wie  über  mehrere  andere  Gegen- 
stände des  wechselseitigen  Verhältnisses,  fanden  die  meisten  Oberhoheit- 
herren für  gut,  eigene  Bestimmungen  zu  machen,  in  mehr  oder  weniger 
umfassenden  Declarationen  und  Edicten  IV)  Freiere  Hand  zu 
Bestimmungen  dieser  Art  hatte  die  Bundes  Acte  ihnen  gelassen,  in  An- 
sehung der  ihnen  unterworfenen  vormaligen  reich sritterschaftlichen 
Güter  und  deren  Besitzer  <*). 

«)  Klvbkb's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  io3.  —  Der  Inbegriff  der  in  dem  <j.  genannten 
Hoheilrechte,  ward  oft,  auch  amtlich,  Oberhoheit  genannt.  Die  rheinische  Bun- 
desActe  legt  in  dem  Art.  24,  den  Souvcraincu  »tuus  les  droits  de  souverai- 
nete«  über  die  Standesherren  bei,  beschränkt  solche  aber,  in  dem  Art.  26, 
auf  JünJ  namentlich  angegebene.  Passender  wäre  der  Inbegriff  dieser  Rechte 
in  der  BundesActe  durch  Haut- Domain«  bezeichnet  worden;  ein  Ausdruck,  wo- 
mit  erst  vier  Monate  früher  Napoleon  die  über  das  Fürstenthum  Piombino,  bei 
dessen  Verleihung  an  seine  Schwester  Elisa,  dem  Kaiser  von  Frankreich  vor- 
behaltenen SouverainetätRechte  generisch  bezeichnet  hatte,  in  der  an  den  Se- 
nat erlassenen  Botschaft  vom  18.  März  i8o5;  in  Martss's  Recucil  Supplcm.  IV. 
i55.  —  Der  Inbegriff  der  den  Standesherren  gebliebenen  Regierungsrechte, 
ward  PatrimonialHoheit  genannt,  in  einem  badischen  Patent  v.  i3.  Aug.  1806  (in 
d.  Rhein.  Bund.  Heft  I,  S.  10t),  desgleichen  PatrimonialHoheit  oder  Landesherr- 
lichkeit, in  v.  Bero's  Abhandlungen  zur  Erläuterung  der  rhein.  BundesActe, 
S.  184  f. 

4)  Rldbeb's  Staatsr.  des  Rheinb.  $.  104*  u.  io5. 

c)  Ebendas.  \.  106  u.  188  —  218.  Vergl.  unten  §  3i3.  —  Dafs  die  in  der  rhein. 
BundesActe  festgesetzten  Rechte  der  Standesherren  nur  Privilegien  und  Be- 
günstigungen sejen,  die  von  jedem  Souverain  beschränkt,  oder  widerrufen  wer- 
den könnten,  wird  behauptet,  in  K.  S.  ZachabiX's  Abhandl.  für  das  Staatsr. 
der  rhein.  Bundesstaaten  (1810),  S.  3  —  43,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  LVD.  365. 
Dawider  s.  Rhein.  Bund,  XUX.  149.  L.  261.  LÜI.  161.  UV.  354. 

J)  Ebendas.  §.  219  —  i3i. 

§.  45. 

S  c   h   l  U   8  s. 

I)  In  Absicht  auf  Staatsauflagen,  sollten  die  standesherrli- 
chen Grundgüter  oder  Domainen  und  Güter  so  behandelt  werden, 
wie  die  Domainen  der  Prinzen  des  Regentenhauses,  oder,  in  deren 
Ermangelung,  wie  die  Güter  der  am  meisten  privilegirten  Ciasse  «). 
II)  Die  standeiherrlichen  Domainen  und  Rechte  sollten  nur  an  rheinische 
Bundesgenossen  verkauft,  und  eher  nicht  veräussert  werden  dürfen, 


Digitized  by  Google 


des  teutschen  Reichs  und  des  rheinischen  Bundes.  51 

I 

als  Iris  sie  dem  inlandischen  Sourerain  wären  angeboten  worden 
ÜI)  In  der  Wahl  ihres  Wohnsitzes  waren  die  Standesherren  auf  ver- 
schiedene Art  beschränkt  «);  doch  durften  sie  ihre  Einkünfte  und 
Capitalien  abgabenfrei  an  ihren  rechtmäsigen  Wohnsitz  ziehen  d). 
IV)  Standes  -  und  Grundherrn^  welche  ostreichische  üuterthanen  zu 
bleiben  oder  zu  werden  gedachten,  mufsten  bis  zum  1.  Juli  1811  sich 
erklären,  und  ihre  Besitzungen  in  rheinischen  Bundesstaaten  an  ein  als 
ünterthan  eintretendes  Jlitglied  ihrer  Familie,  binnen  sechs  Jahren  (vom 
1.  Jan.  1810  an)  abtreten,  oder  solche  vertauschen,  oder  nach  Art.  27  der 
BundesActe  verkaufen  V)  In  peinlichen  Fällen,  sollten  die  Standes- 
henen  von  Aus  trägen  (ron  ihres  Gleichen )  gerichtet  werden,  und  nicht 
mit  VermögensConf iscation,  wohl  aber  mit  Sequestration  ihrer 
Einkünfte,  bestraft  werden  dürfen/).  VI)  In  Ansehung  der  Pension  i- 
rung  der  standesherrlichen  Staatsdiener,  der  Mitglieder  der  geistlichen 
Ritterorden,  und  der  ReichsStaatsdiener,  der  Schulden  der  Reichshreise 
und  der  Oberhoheitslande,  und  der  in  dem  ReichsdeputatiousHauptschlufs 
von  i8o3  festgesetzten  Rechte  der  Gläubiger  der  Reichslireise  und  der 
Staatsgläubiger,  auch  der  Pensionäre,  wurden  in  der  BundesActe 
verschiedene  Bestimmungen  gemacht  f), 

a)  Klvber's  Staatsr.  des  Bhcinb.,  %.  107. 

b)  Ebenda«.  §.  107. 

c)  Ebenda*.  $.108. 

«0  Vertrag  zwischen  Frankreich  u.  Oestreich  v.  3o.  Aug.  1810;  in  d.  Rhein.  Bund, 
L  218.    Baier.  Vcrordn.  v.  i3.  Nov.  1810,  ebendas.  S.  3o;. 

e)  Vertrag  tw.  Oestr.  u.  Frankr.  v.  3o.  Aug.  1810»  Rhein.  Bund,  L.  ai8.  Baier. 
Verordn.  v.  i3.  Nov.  1810,  ebendas.  S.  307.  • 

f)  Klvzeb  a.  a.  O.  §.  109. 

f)  Ebendas.  §.  110  —  117.  E.  P.  v.  Sensburg's  Abh.  in  Htni/s  neuem  aUgem.  Ar- 
ebiv,  Bd.  I,  Heft  1  (Frankf.  i8a3),  Num.  i.  Vergl.  unten  §.  a33  Von  der  Ver- 
schiedenheit der  Schulden  und  Besitzungen  der  i8o3  entschädigten  Reich&stände, 
sa  Erläuterung  des  §.  38  des  RcichsdeputationsHauptschlusscs  von  i8o3,  g.  man 
Km/rer's  Abhandlungen,  Bd.  II.  S.  33i;  sodann  Ebcndess.  Abhandlung  in  d. 
Archiv  für  die  Rechtspflege  u.  Gesetzgebung  im  Grofsherzogthum  Baden,  Bd.  4. 
H.  4.  S.  562. 


§.  46. 

Lehn  Verhältnisse.  Staatsservituten ,  durch  den  rheinischen  Bund 

veranlasst  oder  fortgesetzt. 

I)  Ueber  die  activen  und  passiven  Lehnverhältnisse  der  Bun- 
desfursten,  waren  in  der  rheinischen  BundesActe  keine  Bestimmungen 
gemacht.  Aber  die  meisten  Bundesfursten  nahmen  einzeln  Aulafs,  theüs 
aas  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  aus  ihrem  in  der 
BundesActe  geleisteten  Verzicht  auf  Rechte  und  Ansprüche,  die  Jeder 
von  ihnen  damals  an  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen  haben,  oder 
ansprechen  konnte  (§•  83),  als  Grundsatz  anzunehmen:  dafs  die  Lehnherr- 
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lichkeit  über  Reichslehcn,  deren  Besitzer  in  Ansehung  derselben  ihnen 
unterworfen  waren,  nunmehr  auf  sie  ubergegangen  sey;  dais  jede  Lehn- 
verbindung zwischen  Bundesfürsten,  und  auch  jede  Lehnherrlichlieit  eines 
Standesherrn  oder  eines  andern  Unterthans,  über  seinen  dem  Bund  beige- 
tretenen souverainen  Landesherrn,  als  aufgehoben  zu  betrachten  sey;  und 
dafs'jede  auswärtige  Lehnverbindung  inländischer  PrivatBesitzungen ,  als 
solche,  unter  den  Bundesfürsten  für  aufgehoben,  und  auf  denjenigen  Bun- 
desfürsten  übergegangen  anzusehen  sey,  in  dessen  Gebiet  das  Lehn  gelegen 
ist  «).  U)  Auch  wurden  in  der  rheinischen  BundesActe  (Art  2.  u.  37) 
verschiedene  Staatsservituten  theils  bestätigt,  theils  neu  bedungen  b). 

a)  Klvbka'8  Staatsr.  d.  Rheinb.,  $.  118  —  n3.  —  Das  Nähere  unten,  f.  536  u.  ff- 
A)  IUvbeb  a.  a.  O.  §.  »36  ff. 

§.  47. 

III  Verhältniss  des  heutigen  teutschen  öffentlichen  Rechtes  zti  dem 
Staatsrecht  des  tetUschen  Reichs,  und  zu  dem  öffentlichen  Rechte 

des  rheinischen  Bundes. 

Indem  I)  die  rheinische  BundesActe,  dieser  Anfang  einer  neuen 
politischen  Schöpfung  für  Teutschland,  die  formliche  Auflösung  der  teut- 
schen  Reichsverfassung  veranlafste,  begründete  sie,  mit  Vernichtung  der 
Rcichshoheit ,  mehrere  teutsche  Sou  v  crai  n Staaten,  indem,  durch  Befreiung 
von  der  zeitherigen  Unterordnung  unter  die  Reichshoheit,  ihre  Landes- 
hoheit sich  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  ( Souverainetät )  erwei- 
terte. Die  Beherrscher  derselben  erhoben  sich  von  der  Landeshoheit  zu 
der  Souverainetät;  gleichviel,  ob  sie  in  rheinischer  Bundesgenossen- 
schaft standen ,  oder  nicht  11)  Einem  Theil  derselben  wurden  überdiefs, 
1)  theils  bisherige  reichsunmittelbare  Gebiete,  Bezirke  und  Besitzungen y 
mit  den  Rechten  nicht  nur  der  Souverainetät,  sondern  auch  des  Eigen- 
tlmins,  abgetreten,  2)  theils  bisherige  reichsständische  Landesherren  und 
andere  unmittelbare  Reichsangehörige,  mit  ihren  Besitzungen,  unterge- 
ordnet, mit  Verlust  eines  grossen  Theils  ihrer  Landeshoheit,  oder  reichs- 
unmittelbaren  Territorial-Gerechtigkeit,  indem  jene  in  Stand esherrlich- 
heit,  diese  in  Grund  -  oder  Unterherrlichkeit  verwandelt  ward. 
III)  Auch  erfolgten  verschiedene  TerritorialCcssionen  einzelner 
Bundesfürsten  unter  sich  «).  IV)  Dennoch  "wurden  manche  Reste  des 
teutschen  Reichs  -  und  Territorial  Staatsrechtes  aus  dem  publizistischen 
Schiffbruch  gerettet,  zum  Theil  noch  jetzt  sichtbar  in  dem  Staatsrecht  der 
souverainen  Bundesstaaten,  in  dem  gemeinen,  wie  in  dem  besondern. 
V)  Die  teutsche  BundesActe  stiftete,  mit  stillschweigender  Aner- 
kennung der  gegenseitig  von  den  Bundesgenossen  stillschweigend  bewirkten 
Auflösung  des  rheinischen  Staaten  Vereins  (§.  33  u.  f.),  den  Teutschen 
Bund.  VI)  Mit  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  (§.  33)  mufsten 
alle  Bestimmungen   der  rheinischen   BundesActe,    welche  föderativer 
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Katar  sind,  aufhören  für  die  Zukunft  wirksam  zu  seyn.  Dagegen  mufsten 
und  müssen,  wenn  und  so  weit  nicht  durch  gegenseitige  Willenserklärung 
der  Beteiligten  das  Gegentheil  festgesetzt  ist,  alle  Bestimmungen  jener 
BundesActe  fernerhin  wirksam  seyn,  welche  nicht  föderativer  Natur  sind, 
worin  sie  nicht  als  Bundesvertrag,  sondern  als  TerritorialStaatsrertrag 
erscheint,  zu  deren  Wirksamkeit  mithin  die  Fortdauer  des  Bundesvereins 
als  nothwendig  nicht  voraus  zu  setzen  ist  £).  VII)  Dem  gemnfs  wurden 
viele  Rechtsverhältnisse,  die  in  der  teutschen  Reichsverfassung,  in  der 
rheinischen  BundesActe,  in  Verträgen  über  den  Beitritt  zu  derselben,  oder 
in  späteren  in  Folge  der  durch  den  rheinischen  Bund  bewirkten  Staatsver- 
anderungen  vertragweise  eingetretenen  Rechtsverhältnissen,  ihren  Ent- 
steh ungsgrund  haben,  so  wie  in  der  Regel  die  in  diesem  Zeitraum  erwor- 
benen Rechte,  bei  Errichtung- des  Teutschen  Bundes  nicht  geändert  t), 
sondern  zum  Theil  nur  näher  bestimmt  «0.  VIR)  Daher  ist  das  ehemalige 
teutsche  Reichs-  und  Territorialstaatsrecht,  und  selbst  das 
öffentliche  Recht  des  rheinischen  Bundes,  noch  jetzt  ein  wich- 
tiges Hfilf mittel  in  dem  teutschen  öffentlichen  Recht,  sowohl  in  den 
Bundesrecht,  als  auch  in  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  *). 

a)  Yer*L  Rhein.  Hund,  LX.  454. 

6)  KtfBFn's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  5  u.  ^  ff. 

c)  Beispiele  liefern:  die  ab  Regel  geltende  Aufhebung  der  Gesetzkraft  trutscher 
Reichsgcsetze  ($.  5o  u.  f.);  die  neuen  Titel  mancher  vormaligen  rheinischen  Bun- 
desfursten, selbst  den  jetzt  standesherrlich  untergeordneten  Fürsten  von  der 
Leven  nicht  ausgenommen;  die  jetzige  Souvcrainctät  tcutschcr  Bundesfürsten, 
über  ihre  unter  dem  rheinischen  Bund  begriffen  gewesenen  Länder;  die  Unter- 
ordnung der  Besitzungen,  Personen  und  Familien  ehemaliger  rcichsständischer 
Landesherren  (jetziger  Standesherren)  und  anderer  Reichsunmittclbaren  unter 
Bundesfursten;  die  politische  Vernichtung  der   Rcirhsburg   Friedberg,  und 
jene  der  beiden  geistlichen  Ritterorden  in  den  rhein.  Bundesstaaten;  die  Unter- 
ordnung der  Reichsstadt  Nürnberg;  eine  Reihe  von  Territorial  Ausgleichungen, 
Abtretungen,  Erweiterungen  und   Begrenzungen,   welche  in  der  rheinischen 
BundesActe  oder  in  Folge  derselben  festgesetzt  wurden;  die  Aufhebung  der 
Staatsservituten   unter  rheinischen  Bundesstaaten  (§.  56o  d);  die  Aufhebung 
oder  Veränderung  mancher  Lehn  Verhältnisse;  die  Freiheit  der  katholischen  Rc- 
ligionsübung,  welche  der  Protector  in  allen  mit  neu  aufgenommenen  rheinischen 
Bundesförsten  evangelischer  Religion  geschlossenen  Rereptions-  und  Accessions- 
Verträgen  stipulirte  (unten  %.  5i5  u.  Ri.i'nFn's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  4o3  a).  — 
StilUchureigendc  Anerkennung  solcher  Rechtsverhältnisse  findet  mau  selbst  in  der 
teuUrhen  BundesActe,  in  dem  Eingang  bei  dem  Titel  mancher  Bundesgenossen, 
und  in  dem  Art.  14.  u.  17.    So  auch  in  den  Protocollen  der  t.  Bundesversamm- 
lung von  1817,  S.  87,  in  d.  Beilagen  zu  d.  Protoc.  der  11.  Sitzung,  Num  14. 
Auch  erkannten  Ocstreich,  Prcussen  und  Rufsland  in  allen  Verträgen,  welche 
sie  im  Ort.,  Nov.  u.  Dec.  i8i3  mit  rheinischen  Bundesfursten  über  ihren  Bei- 
tritt zu  der  Allianz  wider  Napoleon  schlössen  ($.  33  aj,  nicht  nur  die  Souvcrai- 
nctät dieser  Fürsten  an,  sondern  sie  garantirten  ihnen  auch  ihren  vorgefunde- 
nen TcrritorialRechts-  und  Besitzstand.  —  »Die  Bestimmungen  des  Lüne  viller 
Friedens,  der    RcichsdeputationsSchlufs  und  die  Rheinbund  Acte,   sind  noch 
bleibend  in  manchen  ihrer  Folgen ,  deren  gänzliche  Beseitigung  Huropa  ni«  Itt 
entwirrt,  sondern   verwirrt    haben   würde.«     Worte   des   Vorsitzenden  He- 
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sandten,  in  der  »weiten  Sitzung  der  teutschen  Bundesversammlung,  Frotocoll 

v.  11.  Nov.  1816,  §.  7.  Mehr  aus  diesem  Vortrag  s.  unten  §.  69,  Note  d.  — 
Dafs  durch  Auflösung  des  rheinischen  Bundes,  sämmüichc  Stipulationen  dieses 
Bundes,  namentlich  die  in  dem  3^.  Art.  der  rhein.  Bundes  Acte  enthaltene  Ver- 
tichtleistung  der  Bundesfürsten  (unten  §.  83,  IV  u.  §.  84,  V)  schlechthin  entkräftet 
worden  seyeu,  wird  behauptet  in  der  Erklärung  des  Hauses  S.  CoburgMeinin- 
gen  wider  S.  CoburgSaalfeld,  betr.  die  S.  CoburgEisenberg-  u.  Römhildische 
Succession  (1820.  Fol.),  §.  i5  —  ai.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1810,  §.  114.  Desgl.  in 
folg.  Abhandl.  Uebcr  den  Sinn  u.  die  Kraft  des  34.  Art.  der  BheinbundsActc, 
während  und  nach  dem  Rheinbund;  bei  Gelegenheit  der  Erbschaftsirrung  zw. 
S.  Coburg  u.  S.  Meiningen.  (Ohne  Druckort.)  18a  1.  8.  S.  19  ff.  Dawider  s. 
man:  Beantwortung  der  von  —  S.  Meiningen  gegen  —  S.  CoburgSaalfeld  er- 
lasseneu Denkschrift  (Coburg  1818.  Fol.),  S.  37  ff.  Analogische  Gründe  s.  unten 
§.  5o  u.  f.   Vergl.  auch  §.  8/,,  V. 

d)  Oestreich  erklärte  am  aa.  Nov.  1814  auf  dem  Wiener  Congrcfs:  »Der  Zweck 

der  grofsen  Allianz  sey  in  Ansehung  Teutschlands  durch  die  alliirten 

Mächte  feierlich  und  öffentlich  ausgesprochen  worden:  Aufhebung  des  Rheinbun- 
des, und  Ffiederhsr Stellung  der  teutschtn  Freiheit  und  Verfassung  unter  gewissen 
Modificationen  etc.  Rlübeh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  108. 
Die  teutsche  Reichsverfassung  ward  indefs  nicht  wieder  hergestellt,  auch  nicht 
mit  Modificationen.  Erklärungen  des  k.  k.  östreichischen  Gesandten,  in  dem 
Protocoll  der  Bundesversammlung  v.  11.  Nov.  1816,  §.  7.  » 

*)  Non  omnis  moriar!  —  Europ.  Annalen,  1807,  VI.  3o5. —  Dafs  nach  der  rhein. 
BundcsActc,  für  die  Bundesstaaten  nur  Bundesstaatsrecht,  kein  Particular- 
Staatsrecht  e&istire,  behauptet  N.  T.  Gönner,  in  s.  Archiv  für  die  Gesetzgeb.  u. 
Reform  des  jurist.  Studiums,  Bd.  I.  (1808.  8.),  S.  1—  16. 


V.     C  A  P  I  T  E  L. 

Wirkung  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  auf  die 
Titel  und  Rechte  der  Landesherren,  die  Landesverfassung,  die 
Reichsg-esetzc  und  Reichsvertragrechte,  das  Privatrecht,  und  die 
von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte. 


Wirkung  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  i 

/)  auf  Titel  und  politisches  Rechtsverhältniss  der  teutschen  Landesherren,  ihrer  Familie n - 

glieder,  und  des  Reichsadels. 

Durch  Auflösung  der  teutschen  Reichsverfassang,  hatten  I)  diejenigen 
Titel  teutscher  Landesherren,  ihrer  Familienglieder,  und  des  teutschen 
Reichsadels,    welche    in    dieser  Verfassung   ihren  Grund  hatten  «),  ihre 
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ursprüngliche  Beziehung  verloren.  Doch  hinderte  dieses,  an  sich,  bei  den 
souverain  gewordenen  Landesherren  und  ihren  FarailienglieJern ,  die  Eort- 
fuhrung  derselben  nicht  Aber  die  rheinischen  Buudesfürsten  verzich- 
teten, in  der  BundesActe  (Art.  3),  auf  diejenigen  ihrer  Titel,  welche 
irgend  eine  Beziehung  auf  das  teutsche  Reich  ausdrückten.  Mehrere  der- 
selben vertauschten  den  kurfürstlichen  Titel  entweder  mit  dem  königlichen 
oder  mit  dem  grofsherzoglichen ,  den  rcichsfürstlichen  mit  dem  herzoglichen, 
dea  gräflichen  mit  dem  fürstlichen  f),  II)  Alle  teutschen  Landesherren, 
welche  nicht  von  Napoleon  und  den  übrigen  Mitstiftern  des  rheinischen 
Bundes,  andern  ihres  Gleichen  als  Standesherren  untergeordnet  wurden, 
erlangten,  mit  dem  Verschwinden  der  Reichshoheit,  politische  Unabhängig- 
keit oder  Sou verainetät.  Ein  Theil  derselben  kam  in  rheinische 
Bundesgenossen schaft,  die  übrigen  blieben  bundesfrei  <*). 

a)  U  B.  Kurfürst,  Reiclufurst,  Reichsgraf,  Rcichsfreiherr ,  die  Erz-  uud  Erbamts- 
Titel.  Klubs»*  *  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  81  —  83.  —  Vergl.  Der  teutsch« 
Bund  wider  das  teutsche  Reich.    i8i5.  8. 

»)  Freuen  führte  noch  im  J.  1809  den  Hurfttrstentttel.  So  noch  jetet  HeuenOmil. 
VergL  unten  %.  109  u.  tt  —  Der  Titel  ÄweAfstadt  bat  aufgehört. 

c)  KlObm's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  $.  81  flL 

i)  Ebenda*.  §.  83.    Oben  %.  3i. 

§.  49. 

t)  auf  die  Landesptrfajjungcn  der  IcuUehen  SUtaUn. 

I)  Die    La  11  des  Verfassungen   der  teutschen  Staaten,  so  weit  sie 
im  Ganzen  oder  theil weise,   durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reithsver- 
bindung  nicht   klar   bedingt  waren ,    wurden  weder  _  durch   diu   in  der 
rheinischen  BundesActe  enthaltene  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  uoch  durch 
Auflösung  der  Reichsverbindung, und  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  still- 
schweigend aufgehoben  «),  und  eben  so  wenig  geschah  dieses  in  der  Buu- 
desActe  ausdrücklich  6).    II)  So  weit  die  Ijandesverfassung  auf  ausdrückli- 
chen oder  stillschweigenden  Verträgen,  zwischen  den  Unterthanen  oder 
ihren  Stellvertretern  und  den  Landesherrschaften,   beruhten,   waren  die 
letzten,   selbst  in  Ucbereinstimmung  mit  dem  Protector  des  Bundes,  zu 
einseitiger  Aufhebung  oder  Aenderung  derselben  nicht  berechtigt  <").  Die 
neu  erlangte  Souverainetät  schlofs  in  ihrem  Ursprung  rechtlich  mehr  nicht 
in  sich,  als  Befreiung  von  der  Reichshoheit        und  eher  waren  die 
Unterthanen  berechtigt,  Ersatz  zu  fordern,  für  die  durch  widerrechtliche 
Aufhebung  der  Reichsverbindung  erfolgte  Entziehung   oder  Minderung 
mancher  von  ihren  Rechten  *)j  und  für  Entziehung  des  Schutzes  ihrer 
Rechte  durch  die  Reichshoheit.    III)  Nach  diesen  Grundsätzen  ist  die,  seit 
erlangter  Souverainetät,  in  verschiedenen  teutschen  Staaten  erfolgte  Auf- 
hebung oder  Aenderung  der   Landesverfassung,  namentlich  die 
Aufhebung  der  Landstände  J)y  rechtlich  zu  beuriheilen. 
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«)  Königl.  Hannover.  Erklärung  auf  dem  wiener  Cougrefs,  in  Klvbbr's  Acten  d.  w, 
Congr.,  Bd.  I  Heft  it  S.  69.    Hannöverische  Abstimmung  (§.  13)  in  dem  Protoc. 

der  B.  V.  v.  i8«3,  §.  139.    Zufällige  Gedanken  ob  durch  die  rhein.  B.Acte 

den  neuen  t.  Souveraincn  über  ihre  Eigenthumslande  e.  grössere  Gewalt  beige- 
legt worden  scy,  als  sie  über  dieselben  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort 
1807.  8)  S.  48  f.  G.  H.  v.  Bhbg's  Abhandlungen  zu  Erläuter.  der  rhein. B.Acte 
Th.  I,  S.  308  f.  Rhein.  B.,  XXV.  106.  Giro..  Wiks  an  d  Comm.  de  abrogationis 
legum  germanicarum  vi  et  effectu  in  civitatibus  foederi  rhenano  adscriptis,  prae- 
sertim  in  earum  formam  (Zerbstae  1818.  4.  Auch  tcutsch,  in  d.  Rhein.  Bund, 
LB.  u.  LDJ.),  Part.  TL,  A.  II.  Mkisei.  Diss.  quaestiones  de  jure  publ.  civitatum 
foederi  rhen.  adscriptar.  Sp.  I.  (Lips.  1811.  4«)i  34.  sqq.  et  40.  Jen.  Allg. 
Lit.  Zeit.  1807,  Num.  3oi  u.  3o3,  18;  Num.  3o4.  S.  611;  1808,  Nun».  i3*. 
"NYürtembergs  Rechte  (Ohne  Druckort.  1814.  8.),  S.  »3  ff.  —  Vergl.  Reichsdep. 
Hauptschl.  v.  i8o3,  %.  60.  Bemerkungen  zu  Erklärung  des  60.  des  R.  D. 
Hauptschlusscs.  Frankf.  i8o5.  8.  J.  F.  Rvsdk  über  die  Erhaltung  der  öffcntl. 
Vcrfass.  in  d.  EntschädigungsLanden,  nach  d.  R.  Dcp.  Hauptschi.  v.  x8o3,  mit 
Anwcnd.  auf  d.  Hersogth.  YVcstphalen.  Gölt.  »8©5.  4.  Uajcbkbxi&'s  Staats- 
archiv, L.  166  ff.   LI.  272  ff. 

i)  Dafs  die  Landesherrschaft t  seit  der  Stiftung  des  rhein.  Bundes  und  der  erlang- 
ten Souverainetät,  die  Landesverfassung  nacH  Belieben  ändern  oder  aufheben 
könne,  behaupten:  J.  F.  N.  Braubr,  in  s.  Beiträgen  zu  e.  allgem.  Staatsr.  der 
rhein.  Bundesstaaten  (Carlsr.  1807.  8),  S.  7  ff.  Vergl.  auch  C.  S.  Zachamax 
Jur.  publ.  civitatum  quae  foederi  rhen.  adscriptae  sunt,  §.  «3.  sq.  —  Dafs  die  Lan- 
desherrschaft, seit  Auflösung  der  Reichsverbindung,  zu  einseitiger  Aufhebung 
oder  Aemlerting  der  Landcsverfassung  berechtigt  scy,  wenn  durch  sie  die 
Staatsgewalt  unter  mehrere  Subjccte  gcthcilt  (?)  werde,  dafs  sie  sogar  ver- 
pflichtet scy,  wenn  sie  die  Landesverfassung  dem  Zweck  des  Staates  für  nicht 
entsprechend  halte,  behauptet  Bfhr  in  s.  system.  Darstcll.  des  rhein.  Bundes, 
S.  309  ff.  —  Dass  mit  Aufhebung  der  Rcichsgcsctze  die  Verbindlichkeit  der 
bisherigen  Landesverfassung  ipso  jure  aufgehört  habe,  behaupten:  J.  Zistel,  in 
s.  Entwurf  e.  Staatsr.  für  d.  rhein.  Bund.  S.  130.  N.  T.  GÖsbikr,  in  s.  Archiv 
für  die  Gcsetzgcb.  u.  Reform  des  Jurist.  Studiums,  Bd.  I  (1809;  8.),  S.  t  —  16, 
und  namentlich  in  Ansehung  der  landständischen  Verfassung,  ein  Ungenannter 
in  der  neuen  Allemannia,  Bd.  I  (1816),  S.  1  ff. 

e)  v.  Berg  a.  a.  O  310  ff.  In  Beziehung  auf  Uppe  (Detmold),  die  versuchte  Auf- 
hebung der  alten,  und  Einführung  einer  neuen  landständischen  Verfassung  be- 
treffend, s.  man  Protocoll  d.  t.  Bundcsvcrsamml.  v.  13.  Aug.  1819,  %.  183  u.  f., 
und  Vortrag,  vorgelesen  in  der  Sitzung  der  B.  V.  vom  9.  Sept.  1819,  und  loco 
dictaturae  gedruckt  auf  53  FolioSeiten  (S.  591— 643).  —  Die  Rechte  Dritter  (der 
Untcrtbanen ) ,  konnten  durch  Verträge  des  Protectors  mit  den  Bundesfürsten 
nicht  verletzt  werden.  --  Auch  politisch  gut  wäre  die  Aufhebung  der  Landes- 
verfassung nicht.  Sicherer  steht  ein  Fürst,  dem  eine  Staatsverfassung,  als  der, 
dem  nur  persönliche  Energie  die  Dauer  seiner  Herrschaft  verbürgt,  der  Alles 
und  auch  das  vermag,  was  weder  ihm,  noch  dem  Volke  nützt.  Soll  der  Zu/all 
guter  persönlicher  Eigenschaften  des  jedesmaligen  Regenten,  die  Gewährlei- 
stung seyn,  für  gerechte  und  zweckmäsige  Staatsverwaltung?  Absolute  Ge- 
walt ist  gefährlich  dem  Fürsten,  herabwürdigend  für  die  Unterthanen.  Vergl. 

76,  98  und  355  d.   H.  Alexasder's  Erklärung,  in  Klvbbr's  Uebersicht  der 
dipl.  Verhandl.  d.  wiener  Congr.  S.  300. 

d)  Vergl.  v.  Bkmg  a.  a.  0.  S.  300  ff.   Rhein.  Bund,  ÜL  38t  ff. 

r)  Vergl.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  309  ff.    Anders  Behr  a.  a.  O.  S.  308. 

/)  Vergl.  %.  283,  und  die  wiener  Schlüte  Acte  von  1830,  Art.  56.  —  In  dem  grofs- 
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herzogl.  hessischen  Edict  vom  i.  Oct.  1806,  wurden  die  Landstä'ndc  »aus  unum- 
schränkter Machtvollkommenheit*  aufgehoben.  Von  Lippe  (Detmold),  s.  oben 
Note  e. 

§.  SO. 

JT)  auf  die  teutschen  Reichs ge  setze; 
insbesondere  a)  auf  die  durch   sie    begründeten  oder  gebilligten 

Vertragrechte. 

Die  rheinische  Bandes  Acte  (Art.  2)  erklärte  alle  teutschenReichs- 
gesetze  für  nichtig  und  unwirksam,  in  Ansehung  der  Bundesge- 
nossen, ihrer  Staaten  und  ünterthanen.  Es  wurden  aber  I)  daselbst 
zugleich  zwei  Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt;  in  Ansehung 
derjenigen  Bestimmungen  des  ReichsdeputationsHauptschlusscs  vom  25.  Februar 
i8o3,  welche  1)  die  Rechte  der  Gläubiger  und  Pensionäre  «),  und 

a)  den  Octroi  der  Rheinschifffahrt  betreffen.  Auch  ist  II)  den 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  geraäfs,  dafs  jene  Aufhebung  der  teutschen 
Reichsgesetze,  nicht  bezogen  werden  konnte  auf  Staaten,  Personen, 
physische  und  moralische  oder  juridische,  und  Rechte,  über  welche  die 
rheinischen  Bundesgenossen  zu  verfugen  nicht  befugt  waren ,  und  nicht  auf 
Rechte,  deren  Wirksamkeit  durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reichsver- 
bindung  nicht  schlechthin  bedingt  war.  Also  1)  nicht  auf  die  von  dem 
rheinischen  Bund  frei  gebliebenen  teutschen  Sou verainStaaten  und 
deren  ünterthanen.  Auch  2)  nicht  auf  solche  Rechte,  welche  Einzelne 
durch  Reichsgesetze  oder  reichsgesetzliche  Bestimmungen,  unmittelbar  oder 
mittelbar  (ex  pacto  tertii),  schon  erworben  hatten  c)  3)  Nicht  auf 
die  Fortdauer  der  durch  Reichsgesetze  begründeten,  veranlafstcn,  oder 
gebilligten,  jedoch  von  dem  Fortbestehen  der  Reichsverbindung  unabhän- 
gigen Vertragrechte,  a)  zwischen  Bundesfürsten  unter  sich  rf);  oder 

b)  zwischen  Bundesfursten  und  Dritten,  namentlich  ihren  ünterthanen 
der  katholischen  Kirche,  den  evangelischen  Kirchengesellschaften ,  und  Aus- 
wärtigen bei  (etwa  auch  zugleich  als  Reichsgesetze  betrachteten)  Staa ts- 
ver tragen  des  teutschen  Reichs,  in  welchen  die  Regierungen  damaliger 
teutscher  .Reichsländer,  späterhin  rheinischer,  jetzt  teutscher  Bundesstaaten 
schon  ursprünglich  für  sich  selbst  in  ihrer  landesherrlichen  Eigenschaft, 
unabhängig  von  dem  Bestehen  der  teutschen  Reichsverbindung,  als  Mit- 
Paciscenten  anzusehen  waren  /)';  oder  c)  zwischen  Dritten,  z.  B.  zwischen 
Katholiken  und  Evangelischen  in  rheinischen  (jetzt  teutschen)  Bundesstaaten, 
zwischen  den  Mitgliedern  der  RegentenFamilien ,  auch  denen  des  reichsun- 
mittelbar gewesenen  Adels  u.  d.  m.  HI)  Fortwährende  Gültigkeit  konnten 
ReichsPrivatgesetze  behalten,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Billigung  einzelner  Bundesfürsten  1% 

«)  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  3,  4,  6,  7,  9.  14,  17,  19,  so,  «4,  »7,  47  —  59,  64, 
fi6  —  68,  76,  7^  -85.  -  Von  Rci.hsschul<i~„,  s.  Hhcin.  Hund,  I.  n4f.  G.  H.  v. 
Mkbg's  Abhandl.  /..  Erlauf.  d.  rhein.  B.  A.  Th.  I,  S.  57  ff.  —  Von  Schulden  der 
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ehem.  ReichsOperationtCiuset  sehe  man  §.  6  und  »33  b.  Auch  die  tcuUcke  Bundes. 
.i<*e,  Art.  i5,  erneuert  die  Verfügungen  d.  R.  D.  HaupUchL  wegen  des  Schul 
dcnw. ,  der  Pensionen,  und  der  auf  den  RheinschinTahrtOctroi  angewiesenen 
directen  und  subsidiär.  Renten  5-8  u.  f.).  —  Das  bei  Auflösung  des  teut- 
schen  Reichs  vorhandene  StaaUcigenthum  desselben,  hat,  mit  Ausnahme  der 
Rcichsarchive  ( %.  3o  f.) ,  seine  frühere  Bestimmung  verloren,  v.  Brno'*  angef. 
Abhandl.  etc.,  Th.  I,  S.  »71.  RlübeiTs  Staatsr.  des  Rheinb.  §.  114.  —  Beschluß 
d.  t.  B.  V.,  über  die  Gebäude  des  Reichshammergerichts,  in  ihrem  Protoc.  vom 
6.  Aug.  1818,  %.  193,  worin  Preussens  Eigentumsrecht  auf  dieselbe  anerkannt 
wird.  Preuss.  Erklär,  hierauf,  in  dem  Protoc.  von  1819,  §.  53.  —  Desgleichen 
über  die  rcichskammergerichtl.  Bibliothek,  in  dem  Protoc.  v.  a5.  Jan.  1891,  %.  i5, 
Num.  Ii ;  t.  19.  Juni  i8a3,  §.  109;  29.  Jan.  1894,  §.  31;  in  Rlvber's  Quellen- 
sammlung, Num.  XXXVI.  Sie  soll  nach  Bonn  gekommen  seyn.  —  Von  der 
reichskammergerichtl.  SustentationsCasse  u.  den  vorrätbigen  Torgeldern,  s.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1818,  %.  99,  71,  73  u.  193.  —  Von  den  Aeü'v-  und  PastivCapitalien 
der  SustentationsCasse ,  von  Vertheilung  der  ersten  und  Tilgung  der  letalen, 
s.  Protoc.  v.  1893,  §.  3o. 

b)  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  %.  39. 

c)  Rhein.  Rund.  XXV.  109.  —  Vergl.  die  t.  BundesActe,  Art.  14,  Num.  9,  verbis: 
»für  künftige  Fälle.« 

d)  So  s.  B.  verschiedene  MünxConvcntionen ,  unten  §.  497  a.  u.  f.  Rlüber's 
Staatsr.  des  Rheinb*.,  §.  393.  Vergl.  auch  den  preuss.  Entwurf  e.  Verfass.  des 
tcutschen  Staatenb.  v.  Febr.  i8i5,  §.  119,  in  Rlübeb's  Acten  des  wiener  Congr. 
R.  II,  S.  54. 

t)  Denkwürdige  Erklärung  der  hannoverischen  Gesandtschaft  auf  dem  wiener 
Congr. ,  in  Rlpber's  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  I ,  Heft  1 ,  S.  69. 

f)  Z.  B.  die  Concordate  (v.  1439,  1446»  »448)  mit  dem  päpstl.  Stuhl,  der  Religions- 
friede v.  i555,  der  wcstphäl.  Friede  v.  1648,  der  auch  in  solcher  Besiehung  von 
Frankreich  und  Schweden  den  jetaigen  t.  Bundesstaaten  garantirt  ist.  Pvttfb's 
Geist  des  westphäL  Friedens ,  S.  94  u.  68  ff.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  949  ff.  und 
164  ff.  Guil.  Wiesabo  Comm.  cit.  Part.  I.  c.  3.  in  WisRorr's  Zeitschrift :  Der 
rheinische  Bund,  XXV.  101.  Hlübbr's  Ucbersicht  der  diplom.  Verbandl.  des 
wien.  Congr.,  S.  »53,  95o,  44 1  1%  44*>i  449«  45i  f.»  484,  49°  «•  49&  ff«  A.  Michels 
Kirchenrecht,  §.11.  F.  A.  Frey's  Progr.,  ist  der  westphäl.  Friede,  den  Be- 
stimmungen des  Art.  V  nach,  in  Besug  auf  deu  Religionsxustand  der  christl. 
HauptConfessionen  in  TeuUchl.,  durch  die  rbeio.  u.  wiener  BundesActen  abge- 
schafft und  aufgehoben?  (Nein.)  Bamb.  1816.  8.  In  den  wiener  Verhandlungen 
su  Errichtung  der  t.  BundesActe,  ward  bei  dem  16.  Artikel  ausdrücklich  auf 
die  »Friedensschlüsse«,  als  die  t.  Bundesstaaten  fortwährend  verpflichtend, 
hingewiesen.  Klüber's  angef.  Uebersicht,  S.  441,  449,  446,  449.  —  Von  den 
Concordatcn,  s.  Bemerkungen  und  Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen 
ReligionsEdittc  etc.  (Teutachl.  1817.  8.),  S.  5  ff.  u.  i3.  Wider  die  fortdauernde 
Gültigkeit  der  angef.  Concordate,  s.  die  unten  f.  5*7  angef.  Schrift  v.  Vater, 
S.  99  —  94.  Stillschweigend  ist  für  künftige  Fälle  ihre  Wirksamkeit  aufgehoben, 
durch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  übereinstimmend  von  dem  päpstlichen 
Stuhl  und  den  weltlichen  Regenten,  für  Verfassung  und  Einrichtung  des  kathol. 
Rirchenwesens  in  t.  Bundesstaaten  errichtet  worden  sind  (§.  5o8 — 5io.).  — 
E.  Mübch's  vollständ.  Sammlung  aller  altern  u.  neuern  Concordate,  nebst  einer 
Geschichte  ihres  Entstehens  und  ihrer  Schicksale.  9  Theile.  Leipng  i83o  und 
i83i.  gr.  8.   Klvber,  droit  des  gens  3i. 

g)  Man  sehe  den  folg.  \.  Göbner  a.  (unten  $.  53a)  a.  O.,  S.  5o  —  57.  Hivs,  in 
WuiHorr'a  rhcii..  Bund ,  XXV IU.  78. 


Digitized  by  Google 


■ 


der  teutschen  Reichs  Verbindung  etc.  59 
§•  8*-  .   (51  •.) 

b)    auf   die    Autonomie    und    Gesetzgebungsfreiheit    der  Bundes- 
fürsten, in  Beziehung  auf  fortdauernde   Gültigkeit  der 

Reichsgesct  tc. 

I)  Durch  die  in  der  rheinischen  BundesActe  festgesetzte  Auf- 
hebung 3er  teutschen  Reichsgesetze,  ward  die  Autonomie  und  Gesetz- 
geh ungsfreiheit  der  ßun  desfürsten  weder  aufgehoben,  noch 
beschränkt.  Demnach  war  es  ihrer  Bundespflicht  nicht  zuwider,  wenn 
sie  freiwillig,  ohne  Meinung  einer  aus  der  Zeit  der  Reichsverbindung  noch 
fortdauernden  rechtlichen  Notwendigkeit ,  reichsgesetzliche  Vor- 
schriften fernerhin  entweder  selbst  beobachteten,  oder  solchen  prac- 
tische  Gültigkeit  für  ihre  Staatsbehörden  und  Unterthanen, 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  beilegten  «).  II)  Namentlich  gilt  dieses 
ton  Reichsgesetzen,  welche  auf  Polizei  Gegenstände,  auf  Münz  - 
nnd  Kalenderwesen,  auf  peinliches  und  bürgerliches  Recht 
und  Rechtsrerf  ahren  *)' sich  beziehen.  In  Ansehung  dieser  Gegen- 
stände konnte  daher  den  Reichsgesetzen,  zwar  nicht  als  solchen,  oder  nach 
ihrer  ursprünglichen  Form,  aber  doch  nach  ihrem  Inhalt  (materiell),  mit- 
hin zwar  nicht  mehr  als  gemeinem  Recht  (jus  commune),  aber  doch  als 
angenommenem  Landrecht  (jus  reeeptum),  prac tische  Gültigkeit  in 
den  vorhin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staaten  nicht  versagt  werden, 
so  lang  und  soweit  sie  durchsei gene  Landesgesetze  nicht  abgeschafft 
oder  abgeändert  waren  e);  -welches  zu  thun,  der  Staatsregierung  nunmehr, 
selbst  bei  schlechthin  befehlenden  oder  verbietenden  Reichsgesetzen,  unver- 
sehrt war,  doch,  in  der  Regel,  ohne  rückwirkende  Kraft  der  neuen 
Gesetze  <0. 

*)  In  dem  zu  dem  rkein.  Bund  nicht  gehörenden  Herzogthum  Holstein,  ward  die 
Fortdauer  der  Gültigkeit  der  teutschen  Reicksgesetze,  in  bürgert,  und  peinl* 
Sachen,  gesetzlich  verordnet,  am  9.  Sept.  1806.  Polit.  Journal  1806,  S.  983.  — 
Das  OberAppcllationsGcricht  der  vier  Freien  Städte  zu  Lübeck  ist  angewiesen, 
ausser  den  ParticularGcsetzcn  und  Recktsgewoknheiten  der  Städte,  auch  das 
in  ihnen  reeipirte  gemeine  Recht,  mit  Inbegriff  der  Reick&gcietze,  als  Ent- 
scheidungsquelle zu  gebrauchen. 

*)  Beispiele  liefern:  Reichsabscbied  i5ai,  §.  19;  1339  §.  3i.  ReicksPolizeiordn. 
1548  und  1&77,  in  mehreren  Stellen,  z.  B.  Tit.  19  und  3a.  R.  Dep.  Abschied 
1600,  %.  16,  139  u.  i5a.  Reichsabscbied  i654,  m  mehreren  Stellen,  z.  B. 
§.  »i3,  »ai,  laa,  174.  Rcichsscklüsse  von  »731  und  173a,  die  Abschaffung  der 
Handwerksmissbräucbc  betreffend.  Von  BeichsCriminalgesetzeu  s.  Fbuxbbach*» 
Lchrb.  des  peinl.  Rechts,  \.  3.  Diese  und  andere,  gesammelt  in  Gkustlachkr's 
Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze,  Tb.  IX,  X  u.  XI,  in  Schbuoss  Corp. 
jur.  publ.  acad.,  und  in  der  neuen  Samml.  der  Keichsabschiede.  Frankf.  1747. 
4  Tbeile,  Fol. 

<)  Gült.  WnsiSD  Comment.  cit.  A.  H.  Mxisbl  diss.  cit.  G.  H.  v.  Bbbg's  Ab- 
handlungen zu  Erlaut,  der  rkein.  B.A.,  Tb.  I,  S.  5o  ff.  Scmudkh's  Abhandl., 
in  Cboxe's  und  J auf's  Germanien,  Bd.  II,  Korn.  5  u.  i3,  u.  Bd.  IR,  Num.  so. 
Bheiu,  Bund,  XXXVII.  63.  Jen.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1807,  Nuni.  3oa,  §.  19,  u. 
\uni.  3o5. 
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d)  F.  Th.  Sbidmtz,  prae».  A.  C.  Stockxaits  ,  diss.  de  vi  legum  priorum  in  pos- 
tcrioribus.  Lips.  i8o3.  4.  A.  D.  Wkbrb  über  die  Rückanwendung  positiver 
Gesetze.  Hannov.  1811.  8.  C.  C.  J.  v.  HBRBKSToar  über  die  zurückwirkende 
Kraft  der  Gesetze.  Düsseid.  181a.  8.  Tb.  Wibsk  über  die  rückwirkende  Kraft 
der  Gesetze.  Frankf.  1814.  8.  G.  H.  v.  Bkbg's  Rechtsfallc,  Th.  IV,  Nun».  10. 
P.  W.  PruirrKii's  AbhandJ.  in  Croxe's  u.  Javf's  Germanien,  Bd.  III,  S.  411  ff 
Jen.  Allg.  Lit.  Zeit  1811,  Num.  aao. 

§•  82.  (51b.) 

r)  auf  authentische  Auslegung  teutseber  Reichsgesetzc. 

I)  Da  mit  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  die  moralische 
Person  der  ReichsStaatsgewalt  (Kaiser  und  Reich)  erloschen,  und  der 
Tcutsche  Bund  nicht  Rechtsnachfolger  oder  Stellvertreter  derselben 
geworden,  auch  überhaupt  mit  Staatsgewalt  nicht  versehen  ist  C§*  u. 
104),  so  besteht  jetzt  kein  Subject,  welches  zu  authentischer  Aus- 
legung der  Reichsgesetze  ermächtigt  wäre-«).  II)  Dagegen  gebührt  in 
Rechtsstreitigketten  jedem  competenten  Richter  doctrinalc  Auslegung, 
auch  der  Reichsgesetze  *).  III)  Anch  können  sä  mm  t  liehe  Bundes- 
glieder vertragweise  unter  sich  festsetzen,  welchen  Sinn  Sic  zweifel- 
haften Stellen  der  Reichsgesetze  beilegen  wollen;  doch  unbeschadet  der 
Rechte  Dritter.  IV)  Dasselbe  ■  kann  jeder  Regent  für  seinen  Landes- 
bezirk nach  der  Landesverfassung  thun  c). 

«)  Ein  Fall  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  s38;  v.  »819,  $.  10  u.  41;  r. 
i8to,  §.37.  —   Namentlich  gilt  dieses  von  dem  R.ßep.HauptsckL  v.  i8o3,  der 
seine   verbindende  Kraft  als  Reiclmgesets   einzig  von  der  ReichsStaatsgewalt 
(Kaiser  und  Reich)  durch  einen  eigenen  denselben  ratificirenden  Reichsscfilufs 
erhalten  hat ;  also  weder  von  dem  Willen  der  Deputation  oder  der  Deputations- 
Mitglieder,  als  solcher,  noch,  so  viel  die  47  ersten  %%.  (mit  Ausnahme  eines 
Theüs  des     »4)  betrifft,  von  der  entscheidenden  Mitwirkung  der  uneigentlich 
so  genannten  vermittelnden  Machte  (Frankreich  und  Rufsland).    In  Ansehung 
jener  47  %%•  ist  der  R.  D.  Hauptsehluss  zugleich  eine  in  dem  Art.  7  des  Lüne- 
viller  Friedens  vorbehaltene  »anderweitige  oder  besondere  Ueber Einkunft*  des 
Teutschen  Reichs  mit  Frankreich,  dem  auch  Rufsland  beitrat,  und  ist  der  von 
den  beiden  letzten  abgefafste  französische  Text  das  Original,  mithin  entscheidend 
bei  Abweichungen  der  teutschen  Ucbersetzung,  oder  bei  Zweifeln  über  den 
wahren  Sinn.    Daher  führt  das  Original  folgende  Ueberschrift :  »Texte  oripmat 
finalement  convenu  entre  les  Ministres  des  Puissances  mediatrices  et  la  Depu- 
tation de  l'Einpire,  pour  entrer  en  langue  allcmandc  dans  l'acte  definitif  de  la 
Deputation- *   Hievon  sehe  man  Klübkb's  Abhandlungen  Bd.  II,  S.  33i  ff.,  und 
Eb<>itde$*.   Abhandlung   in   dem  Archiv  für  die  Rechtspflege    etc.  im  Grofs- 
herzogthum  Baden,  Bd.  IV.  H-  4.    Freib.  1837.  v.  Bkbg's  Jurist.  Beobachtungen, 
Tlu  m„  S.  64.  —    Ein  die  daselbst  §.  «4  festgesetzte  gräfl.  Hallbergischc  Rente 
betreffender  Beschluß  der  B.  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  1818,  %.  i38,  begehrte 
Auslegung  einer  Stelle  des  «4>  §•  des  R.  D.  H.  S.  von  den  noch  übrigen  sechs 
Staatsregierungen,  welche,  als  Mitglieder  der  aufscrordentl.  R.  Deputation  von 
i8o3,  Bevollmächtigte  bei  derselben  hatten.    In  Folge  dieser  Erklärungen, 
gab  die  B.  V.  eine  Auslegung,  in  den  Protoc.  v.  i8s<j,  %.  7a.     Vergl.  auch 
Protoc.  v.  1821,  §.  io5  u.  i.J5;  v.  i8i3,  §.  ijj  u.   168;   Protoc.  der  B.  V.. 
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Bd.  XV,  &  5i5  u.  696,  Bd.  XVI,  S.  147.  In  den  Protoc  v.  1817,  J.  365, 
äusserte  In  der  B.  V.  ein  Referent,  die  B.  V.  sey  nicht  ermächtigt  su  authen- 
tischer Interpretation  derjenigen  §$.  des  Reichsdep.  Hauptschlusses,  welche  in 
die  BundesActe  aufgenommen  worden. 

*)  >  ergL  das  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ab,  $.  37 ,  Num.  U.  —  Wie  ehehin  den 
Reichsgerichten,  und  selbst  den  TerritorialGerichten.  Die  bei  jenen  damals 
geltenden,  in  ihrer  Art  noch  jetzt  anwendbaren,  Grundsätze  findet  man  ent- 
wickelt, in  G.  W.  Stoch's  (Püttkm's)  Üiss.  de  jure  et  officio  summor.  imperii 
tribunalium  circa  interpretationem  legum  imperii  (Gott.  »758,  und  in  PSfTKn's 
opusculis,  p.  i85).   §•  47»  5*»  53. 

c)  VcrgL  $.  »30  a. 


§.  53.  (520 

4)   auf  das  gemeine   teutsche   Privatrecht;    5)  das  Landes  Privatreckt ;    6)   die  t-on 
Einzelnen  erworbenen  Privatrec/tte ,  bubesondert  7)  auch  SuccessionsRecht ; 
8)  subsidiarisch  von  den  Reichsgerichten  befolgte  Rechts  Normen. 

I)  Nach  dem  oben  (§.  5i,  IT.)  angegebenen  Grundsatz,  ist  die  Frage 
zu  beantworten:  ob  und  wie  weit  das  auf  teutsche  Reichsgesetze,  so  wie 
auf  allgemeine  teutsche  Rechtsgewohnheiten ,  gegründete  gemeinet  eutsche 
Pri  vat  recht  «),  durch  Auflosung  der  Reichs  Verbindung,  und  durch  die 
in  der  rheinischen  BundesActe  erfolgte  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  in 
den  teutschen  Staaten  nunmehr  auch  als  Landesrecht  seine  practische  Gültig- 
keit verloren  habe?  U)  Dem  LandesPri ratrecht  (vormaligem  parti- 
ctdarem  tcutschem  Privatrecht)  blieb  seine  Gültigkeit  auch  nach  Auflösung 
der  teutschen  Reichsverbindung,  so  weit  es  durch  neuere  Gesetze  oder 
Rechtsgewohnheiten  nicht  aufgehoben  ward  *).  ffl)  Die  während  der  teut- 
schen Reichsverbrndung  von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte, 
namentlich  die  durch  kaiserliche  Privilegien  erlangten,  blieben  fernerhin 
bei  Kraft  *)i  da  wohlerworbene  Rechte  (jura  quaesita)  der  Privatpersonen 
unabhängig  sind  von  der  Art  der  Staatsverfassung.  IV)  Dasselbe  gilt  insbe- 
sondere von  rechtsgültig  erworbenen  SuccessionsRechten  d)f  ohne 
Unterschied  der  verschiedenen  Arten  von  Rechtstiteln,  auf  welchen  sie 
beruhen.  V)  Die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  a3,  erkennt  die 
fortwährende  Gültigkeit  von  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsi- 
diarisch befolgter  RechtsNormen,  so  weit  sie  auf  die  jetzigen 
Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar  sind  «). 

u)  Vergl.  §.  5i  u.  (N.  T.  Gösser)  Ueber  den  Umstur«  der  t.  Verfassung  und 
seinen  Einflute  auf  die  Quellen  des  Privatrechu  in  den  neu  souverainen  Staaten 
der  rhein.  Confüderation.  Landsh.  1807.  8.  Ebendess.  Archiv,  Th.  I,  S.  9. 
>\'iskopp's  rhein.  Bund,  XXVI.  mi.  —  Von  dem  teutschen  PrivatFürstenrecht 
s.  oben  §.  li  u.  5o,  ü,  3,  c.  —  Durch  Auflösung  der  Reichsverbindung ,  ist 
die  Streitfrage,  von  der  Existenz  eines  allgemeinen  teutschen  PriTatrechtcs 
( auch  eines  geschriebenen ,  oder  blofs  eines  Gewohnheitrechtes  ?  nicht  blofs 
im  historischen,   sondern  auch  im  juristischen  Sinn?),    xur  Antiquität  gc- 
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*)  In  verschiedenen  rhein.  Bundesstaaten  ward  das  neufranzöstsche  Privatrecht 
(Code  Napoleon)  eingeführt.  So  in  dem  Königreiche  Westphalen,  in  den 
Grofshcrzogthümern  Baden,  Berg  und  Frankfurt,  in  den  Staaten  der  Her- 
zoge von  Arenberg  und  Anhalt -Cöthen.  —  In  verschiedenen  andern  Bundcs- 
Staaten  erschienen  einzelne  neue  Gesetze,  oft  mehr  mit  formaler,  als  materieller 
Neuheit. 

c)  Unten  §.  54o.  Bb&ucb's  Beitrage  zu  e.  allgcm.  Staatsr.  der  rhein.  Bundes- 
staaten, S.  19.  —  Von  erlangten  kai&erl.  Standeserhöhungen  und  Privilegien  s. 
ehend.  S.  16a  ff.    "Wifsakd  1.  c.  P.  I,  c.  a. 

d)  Vergl.  §.  83,  Num.  D3.  u.  IV,  u.  §.  4?  ^.  —  Ehemalige  Evcniual Belohnungen 
und  Anwartschaften  auf  Reichslehen,  desgl.  vertraginafsige  Erbfolge  rechte  bundes- 
fürstlicher Familien,  sind  aueh  jetzt  noeh  rechtsgültig,  und  namentlich  unter 
dem  in  dem  34-  Art.  der  rhein.  BundesActc  geleisteten  Verzicht  nicht  begriffen, 
wenn  sie  nach  den  gleichzeitigen  Rcchtsgrundsätzen  ein  gesetzmäsiges  Dasejn 
erhalten  haben,  folglieh  hiedurch  ein  wohlerworbenes  Recht  begründet  ist. 
Klübkb's  Abhandlungen  und  Beobachtungen  ,  Bd.  I,  S.  1  ff.  s.  Wifsasd  1.  c. 
P.  I,  c.  2.  Ricbf-b's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  120,  vergl.  mit  %.  89,  92  u. 
3-2.  —  Für  erloschen  durch  die  Auflösung  der  Rcirhsvcrbindung,  halt  jede 
durch  ehemalige  ReichsLehnvcrhältnisse  begründete  Erbfolgereehte  und  Erbfolge- 
ordnung (also  auch  da,  wo,  wie  bei  ReichsErz-  und  Erbämtern  (§.  53?),  der 
Gegenstand  des  Rcichslehen  nicht  aufgehört  hat),  J.  U.  Röder's  Archäologie 
der  teutschen  Lehnsverfassung  (Hildburgh.  1816.  8.)  Vorrede  S.  XIX  und 
XXVH.  Eben  so  hält  für  erloschen,  die  Erbverbrüderungen  und  Anwart- 
schaften, welche  während  der  teutschen  Reichsverbindung  errichtet  wurde«, 
v.  Eogeb's  Teutschlands  Erwartungen  vom  rhein.  Bunde,  S.  21  ff.  —  Dafs 
die  von  römisch- teutschen  Kaisern  auf  reichslehnbarc ,  durch  Auflösung  der 
Reichsverbindung  unabhängig  gewordene  Staaten,  oder  deren  unmittelbare 
Bestand theile,  ertheilten  einfachen  Anwartschaften,  durch  Erlöschung  des  dem 
Baiser  und  Reich  zugestandenen  OberLehneigenthums  unwirksam  geworden,  und 
dafs  selbst  ReichsEventualBelehnungen  jetzt  nur  dann  noch  von  wesentlichem 
Nutzen  seyen,  wenn  zu  denselben  die  Einwilligung  des  Vassailen,  der  (gleich- 
zeitig) in  dem  Besitz  des  Lehns  sich  befand,  hinzugekommen  ist,  wird  behauptet 
in  v.  Bkbg's  angef:  Abhandlungen,  a.  a.  O. 

c)  Vergl.  f.  11.  und  73. 


VI.    C  A  P  I  T  E  L. 
Quellen  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 


§♦    S4.  (53.) 
Uebersicht. 

* 

Quellen  I)  des  teutschen  Bundesrechtes,  sind:  1)  Staatsverträge  im 
wettern  Sinn,  sowohl  ausdrückliche  oder  geschriebene  (jus  scriptum), 
nämlich  Fundamental  vertrage  des  Bundes,  und  Staatsverträge  (im  engern 
Sinn)  der  gesammten  vereinigten  Bundesstaaten,  als  auch  stillschweigende 
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- 

oder  angeschriebene  (jus  non  scriptum),  nämlich  BundesFundamental  -  und 
Staatsherkommen;  a)  Analogie;  3)  allgemeines  Staats  -  und  Völkerrecht; 
neben  welchen  4)  auch  verschiedene  Nebenquellen  und  Erlä'uterungsmittel 
in  Betrachtung  kommen.  II)  Das  Staatsrecht  der  souverainen  Bun- 
desstaaten hat,  ausser  jenen  allgemeinen,  auf  ihr  Bundesverhältnifs  sich 
beziehenden,  noch  folgende  besondere  Quellen:  1)  Staats  vertrage ,  theils 
ausdrückliche,  sowohl  Staatsgrund  vertrage,  als  auch  Staatsverträge  im 
engern  Sinn ,  theils  stillschweigende,  nämlich  Fundamental  -  und  Staats- 
herkommen; 2)  Staatsgesetze;  3)  Analogie;  4)  allgemeines  Staatsrecht; 
5)  selbst  manche  Staatsverträge  mit  Auswärtigen.  III)  Uuter  Staatsacten 
im  weitern  Sinn,  begreift  man,  in  beiden  Arten  des  teutschen  öffentli- 
chen Rechtes,  auch  alle  geschriebenen  Quellen.  Aber  im  engern  Sinn 
versteht  man  darunter  alle  schriftlichen  Staatsverhandlungen  anderer  Art, 
vorzüglich  die  jenen  vorbereitend  vorausgegangenen  Staatsacten  im  engern 
Sinn,  sind  nicht  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes,  aber  Hülfmittel, 
dienend  zur  Geschichte,  Erläuterung  und  Erklärung  desselben  (§.  24,  69 
und  79). 


I.   ABT  HEILUNG. 
Quellen  des  Bundesrechtes. 

♦ 

§.  55.  '  (64.) 

A)Ueberhaupt. 
Verträge,  sowohl  Grundverträge,  als  auch  Staatsverträge 


Die  Staatsverträge,  im  weitern  Sinn,  durch  welche  öffentliche  Rechts- 
verhältnisse des  Bundes  bestimmt  werden,  sind  von  verschiedener  Art; 
je  nachdem  durch  sie  die  Grund  Verfassung ,  oder  andere  öffentliche  Rechts- 
verhältnisse des  Bundes,  festgesetzt  werden.  I)  Durch  Grundverträge, 
wird  das  Daseyn,  der  Zweck,  und  das  Wesentliche  der  Form  des  Staaten- 
bundes bestimmt  «).  Ihre  verbindende  Kraft  liegt  in  der  Uebereink unft 
der  Interessenten.  Ausdrücklich  errichtet,  heissen  sie  Fundamental  Ver- 
träge oder  BundesGrundgesetze:  stillschweigend,  Fundamental 
Herkommen  oder  Observanz.  II)  Ueberdiefs  können  Staats  vertrage 
(im  engern  Sinn)  der  gesammten  verbündeten  Staaten,  sowohl  unter  sich, 
als  auch  mit  einzelnen  Bundesstaaten ,  und  mit  auswärtigen  Staaten,  errichtet 
werden,  für  öffentliche  Rechtsverhältnisse,  ausserhalb  der  Grundverfassung 
des  Bundes.  Stillschweigend  errichtet,  heissen  solche  Verträge  Bundes- 
herkommen,  wenn  sie  auf  Bundesgenossen  sieb  beschränken:  Gewohn- 
heit Volkerrecht  (droit  des  gens  coutumier),  so  fern  sie  mit  auswär- 
tigen Staaten  errichtet  sind.  Von  jeder  Art  dieser  verschiedenen  Quellen 
ist  hier  besonders  zu  handeln. 
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a)  J.  C.  Majss's  allgemeine  Theorie  der  StaatsConstitution.  Hamb.  1799.  $>  — 
In  den  wiener  Minis  terial  Konferenzen  von  1810,  hatte  Würtemberg  darauf  an- 
getragen, der  wiener  SchlufsActc  von  1820  (Art.  i3)  eine  Definition  der  Grund- 
gesetze des  Bundes  einzuverleiben.  Darauf  bemerkte  die  RedactionsCommission, 
in  ihrem  Vortrag,  der  als  Beilage  A  dem  Protocoll  der  aa.  Sitzung  vom  16  April 
i8«o  beigefügt  ward :  »Der  Begriff  eines  Grundgesetzes  sey  einer  von  jenen 
einfachen  Begriffen,  die  durch  schulgerechte  Definitionen  viel  leichter  verdunkelt« 
als  aufgeklärt  und  befestigt  würden«.  Dieses  erinnert  an  das  alte:  vomnis defini- 
tio  in  jure  est  periculosa«.  Dennoch  hatte  kurz  vorher  bei  der  B.  V.  eine  für 
gutachtliche  Festsetzung  des  Begriffs  der  Grundgesetze  und  der  organischen 
Einrichtungen  des  Bundes  erwählte  Commission,  folgende  Definitionen  vorgeschla- 
gen: 1)  -»Grundgesetze  des  teutschen  Staatenbundes  sind  diejenigen  t  ertragin  äs  igen 
Bastimmungen,  welche  die  Errichtung  des  Bundes,  den  Verein  seiner  Glieder, 
die  Festsetzung  seines  Zweckes,  so  wie  die  der  Rechte  der  Gesammtheit,  der 
Theilnahme  der  einzelnen  Bundcsglieder  an  deren  Ausübung,  der  Verpflichtungen 
derselben  gegen  den  Bund,  und  der  Verbindlichkeiten  dieses  gegen  sie,  endlich 
des  Rechts,  die  Bundesangelcgenheitcn  zu  besorgen,  betreffen.  Durch  diese 
vertragmäsigen  Bestimmungen  wird  die  Bundestwr/£w/un^  gebildet«.  a)  »Da  aber 
zur  Erreichung  des  B  undes  Zweckes ,  zur  Ausübung  der  Bundesrecbte ,  zur  Be- 
sorgung der  Bundesangelegcnheiten ,  Anstalten  und  Mittel  nothwendig  sind,  ohne 
welche  die  Wirksamkeit  des  Bundes  nicht  möglich  wäre ;  so  mufs  dieser  die 
dem  Zweck  entsprechenden  Einrichtungen  treffen,  welche  der  Grundvertrag 
organische  (unten  §.  57  a)  nennt,  weil  durch  sie  der  Bundeskörper  gleichsam 
die  Werkzeuge  erhält,  durch  welche  er  seine  Thätigkeit  zu  äussern  in  den  Stand 
gesetzt  wird.  Die  Beschlüsse,  welche  der  Bund  zu  diesem  Ende,  als  beständige, 
allgemeine  Normen  faist,  können  mit  Recht  den  Grundgesetzen  beigezählt  werden. 
Diesen  stellt  auch  der  7.  Art.  der  BundesActe  die  organischen  Bundeseinrich- 
tungen in  Ansehung  der  Ausnahmen  von  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehr- 
.  heit,  gleich«.  3)  »Wollte  man  nun,  im  Gegensatz  von  Grundgesetzen,  die 
übrigen  Bundesgesetze  näher  bezeichnen,  so  ist  es  einleuchtend,  dafs  hier  in  Be- 
ziehung auf  die  Gegenstände  nur  eine  negative  Beschreibung  möglich  wäre,  und 
dafs  man  eigentlich  als  Gesetze  des  Bandes,  die  nicht  Grundgesetze  sind,  diejeni- 
gen Beschlüsse  anzusehen  hat,  welche  nach  der  Stimmenmehrheit  nicht  gefafst 
werden  können«.  Protoc.  der  B.  V.  vom  ao.  Jul.  1819,  §.  i55j  in  den  Proto- 
collcn  der  B.  V.,  Th.  VRI,  S.  i65.  Von  den  so  genannten  organischen  Einrich- 
tungen sagt  der  Frhr.  v.  Gagzbw  (Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  DI,  S.  »35) : 
»das  Wort  war  Reicht  gefunden,  aber  die  Sache«? 

§•    86-  (55) 

B )  Insbesondere, 
i.  Grundverträge. 

1}  Der  erste  HaoptGrundvertrag  des  Teutschen  Bundes  «),  ist  die 
teutsche  BundesActe  *)  datirt  Wien  den  8.  Juni  i8i5,  und  nachher 
genehmigt  yon  jedem  der  Bundesgenossen  c).  Die  eil f  ersten  Artikel 
derselben  sind  in  einer  franzosischen  mangelhaften  Uebersetzung  der 
SchlufsActe  des  wiener  Congresses  (Art  53—64)  wortlich  einver- 
leibt. Ueberdiefs  ward  die  ganze  BundesActe,  daselbst  (Art  118)  für 
einen  Bestandtheil  dieser  SchlufsActe  erklärt,  und  zu  dem  Ende, 
als  neunte  Beilage,  derselben  in  dem  teutschen  Urtexte  beigefügt,  begleitet 
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yun  einer  unbcglaubigtcu ,  mehrfach  fehlerhaften  und  wesentlich  mangel- 
haften franzosischen   Ueberse  tssung         Hieinit  ward  ihr  zugleich 
die   Gewährleistung  der  acht  europäischen   Mächte  *u  Theil, 
welche  die  SchlussActc  des  Congresses   unterzeichnet   haben  ($.  187  c). 
Sie  ist  abgetheilt  in  allgemeine  (Art.  1  —  11)  und  besondere  (Art.  n— ao) 
Bestimmungen        Sie  enthält  ausser  den  grundgeaetzlichen,  auch  andere 
Bestimmungen  ($.  i3i  c),  und  nicht  bloss  für  das  Bundesrecht,  sondern 
aoeh  für  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten.    Auch  verheifst  dieselbe  f) 
noch  andere  Grundgesetze  des  Bundes,  und  Bestimmungen  über 
die  Einrichtung  des  Bundes,  in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen,  mili- 
tärischen und  innern  Verhältnisse.  II)  Von  solcher  Art  ist  der  zweite  Haupt 
Grundrertrag  dea  B urwles,  die  wiener  Sch  lufs  Act  e  von  ifoo,  oder  die 
«SchlufsAete  der  über  Ausbildung \ind  Befestigung  des  Teutschen  Bundes  zu 
>Vien  (von  Bevollmächtigten  sämintlicher  Bundesgenossen)  gehaltenen  Minis- 
ter ia  1  Con  f  eren  zen  »  vom  i5.  Mai  1820  g),  welche,  durch  einen  in  einer 
Plenar-Versammluitg  der  Bundesversammlung  einhällig  gefaxten  Beschlufs 
vom  Ö:  Jun.  1830,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhoben  ward  *) 

d)  Da/ur  wird  sie  ausdrücklich  erklärt  in  der  wiener  SchlufsAete  v.  i8ao,  Art.  3. 

*)  SekUu-tActe  de«  wiener  Congresses,  und  Bunde  4  Acte  oder  Grund  vertrag  de«  Teut- 
schen Bundes;  heidc  in  der  Ursprache,  kriUsck  berichtigt,  mit  Vorbericht, 
Uebcrsirht  des  Inhaltes,  und  Anzeige  verschied.  Lesarten,  vollständig  herausg. 
v.  J.  L.  Hlvbxr,  Erl.  1816.  8.  Zweite  Aufl.,  durchaus  berichtigt  und  mit  vielen 
neuen  Anmcrk.  vermehrt,  ebendas.  1818.  8.  Eine  dritte,  verb.  und  verm.  Auf. 
läge  ist  in  Ebendets,  Quellensainmlung  ku  dem  öffcntl.  Recht  des  T.  Bundes.  Erl. 
i83o.  8.  Fortsctaung  derselben,  i833.  Eine  Ausgabe  der  Bundes  Acte  findet  sieh 
auch  in  Mendese.  Staatsarchiv  des  U  Bundes,  Bd.  1,S.  3—39.  Deutsche  Bundes- 
Arte,  und  SrhlufsArte  der  MinistcrialCooferen*en,  unterseichuet  su  Wien  am 
i5.  Mai  18*0,  nach  Ordnung  der  BundesAete  vereinigt.  Frankfurt  i&ji.  8.  Die 
beiden  Hauptgrund  vertrage  des  deutschen  Bundes;  di  •  deutsche  Bundesacte  und 
die  «iener  Schlufsacte  v.  i5.  Mai  181a  Nebst  einigen  der  wichtigsten,  densel» 
bei»  beUusÜhleiiden  und  sie  ergänzenden  Bestimmungen  (Bundesversammlung«. 
Beschlüssen).  Stuttgart  i834.  gr.  a  —  Noti«  von  Aussahen  und  von  französischen, 
englischen  und  russischen  Vebersetiungen  der  B.A.,  iu  Ktf?»*«*«  angef.  Quellen- 
Sammlung ,  Kum.  III,  Vorberirht. 

e)  Ki-iWs  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  01  ff.  Protoc.  der  B.V.  v.  a.  Der.  1816, 
$.  39,  und  v.  16.  Jan.  1817,  $.  12.  Maiitkks  a.  a.  O.  VL  367—369.  Oben  §.34. 
Note  h. 

«/)  I>iese  JransötUche  UebersMung  der  ganxen  BundesAete,  mit  Anmerkungen,  findet 
mau  in  KUbmTs  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  MI,  S.  468  IT.,   auch  in 
M&htvss  Becucil,  Supplem.  M.  369.  und  in  den  Archivs  diplomatique»,  T.  IV, 
Stuilg.  i8i3.  8.  —  Weder  verlragmäsiges  uoch  gesemlicbes  Ansehen  gebührt 
dieser,  in  der  östrciihisehcn  Hof-  und  Staatskan/.lci  gefertigten,  von  Niemand 
beglaubigten  L'cbcrseUung;  eine  bcsliinniende   Auslegung  der  BundesAete  ist 
folglich  darin  nicht  xu  finden.    Sie  ist  weder  auf  Verlangen  noch  aus  Auftrag 
der  Stifter  des  Teutschen  Bundes  oder  ihrer  Bevollmächtigten,   und  eben  so 
wenig  für  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes,  oder  für  die  Unter! hanen  oder 
Angehörigen  derselben  gefertigt;  auch  ist  dieselbe  von  den  Bundesgliedern  ins- 
gc&ammt  nie  für  amtlich  erklärt  oder  anerkaunt  worden.    Kivan's  Abband] un- 
gen  u.  Beobachtungen,  1kl.  I,  S.  68  ff. 
Rlubcr'.  ttffcnü.  IWbl,  i.  Aull.  5 
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#)  Di«  besondern  Bestimmungen  wurden  in  Protocollen  auf  dem  wiener  Congross 
auch,  »die  ersten  Reglcmentar Artikel'«  genannt.  Hivbeb's  Acten  des  wiener 
Congr.  Bd.  B,  S.  53 1  f.  u.  536.  — ■  Geständnisse  über  die  Unvollkommenheit  der 
B.  A.,  in Blübfr's  l cbersieht  der  diplom.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  «44  £  — 
Erinnerungen  gegen  die  B.A.,  ebendas.  S.  146  ff. 

f)  Art.  10,  vcrgl.  mit  Art.  6,  7  u.  8. 

f)  Die  wiener  Schlots  Jctc  v.  1820  befindet  sich,  als  Beilage,  bei  %.  2  des  Protoc. 
der  B.V.  v.  8.  Jun.  1820.  Ein  besonderer  amtlicher  Abdruck  derselben  aus  der 
BundesPräsidialßuthdruckerci  ,  erschien  zu  Frankfurt  a.  M.  unter  dem  Titel : 
SrhlulsActe  der  über  Ausbildung  u.  Befestigung  des  t.  Bundes  zu  Wien  gehal- 
tenen MinistcrialConfcrenzen.  1820.  4«  Nach  diesem  findet  man  sie  in  Klvdkr's 
Quellensammlung,  Num.  IV.  Zerstückelte  Ausgaben,  erschienen:  a)  mit  der 
BundesActe,  zü  Frankf.  1821,  unter  dem  oben  Note  a  angegeb.  Titel,  und  6)  als 
erste  Fortsetzung  zu  Dnxscn  öffentl.  Becht  (oben  §.  24,  Note  c).  —  Eine  fran- 
zösische nicht- amtliche  Uebersetzung  dieser  SchlussActe,  zu  Wien  gefertigt,  ward 
zu  Frankfurt. in  Folio  gedruckt,  und  dem  Protoc.  der  B.V.  stillschweigend  bei- 
gefügt. Da  sie  unvollständig  war,  tnusstc  ein  revidirter  und  verbesserter  Ab- 
druck nachgeliefert  werden.  Man  findet  dieselbe  auch  in  Mab  tens  Becueil, 
Supplein.  IX.  4°6.,  in  den  angef.  Archives  diplomatiques,  T.  IV.  und  in  C.  L. 
Lesub«  Annuaire  historique  universel,  pour  1820,  p.  58o.  Wie  der  oben 
erwähnten  franz.  Ucbcrsetzung  der  BundesActe,  so  gebührt  auch  ihr  weder 
vertragmäsiges  noch  gcsqtzmäsigcs  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  der 
SchlufsActe  ist  folglich  darin  nicht  zu  finden.  Man  s.  Klübub's  Abhandlungen 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  "o  ff. 

A)  Protoc,  in  der  Plenar Versammlung  der  B.V.  v.  8.  Juni  1820,  §.  2.  Vergl.  unten 
§.  116.  d.  —  Von  ihrer  stuslrgvng  und  von  den  dazu  gehörenden  Protocollen, 
s.  unten  §.  70,  Note  b. 

§■    S7-  (56.) 
2.    Staatsverträge  im  engern  Sinn. 

I)  Eine  wichtige  Quelle  des  teutschen  Bundesrechtes  sind  die  Staats- 
verträge des  Bundes,  geschlossen  iheils  von  den  gesammten  verbün- 
deten Staaten  unter  sich,  z.  B.  die  mit  dieser  Eigenschaft  versehenen 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  «),  thetls  mit  einzelnen 
Bundesstaaten  *) ,  theils  mit  aus  w  artigen  Staaten.  II)  Von  dieser  letzten 
Art  sind  die  Haupt  -  und  Neben  vertrage,  Friedensschlüsse, 
Bündnisse,  Handels  -  und  Subsidien Vertrage,  welche  der  Bund 
mit  auswärtigen  Staaten  schliefst,  welchen  er  durch  AcccssionsVerträge 
beitritt,  oder  worin  derselbe,  mit  seiner  Zustimmung,  für  einen  contra- 
Birenden  Theil  erklärt  wird.  III)  Vorzüglich  geh»irt  hieher  die  Schlufs 
Acte  des  wiener  Congresses  vom  9.  Jun.  i8i5  nebst  allen  darin 
bestätigten,  ihr  einverleibten  oder  beigefügten  Verträgen,  Erklärungen  und 
Vorschriften,  welcher,  ausser  den  beiden  HauptMitcontrahenlen  Oestreicli 
%  und  Preufsen,  alle  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  einzeln,  durch  eigene 
Beitritt  Verträge  als  NebenContrahenten  beigetreten  sind  d). 
«)  BundesActe,  Art.  6,  7,  10  u.  a.  Vergl.  §.  117.  —  Vorzüglich  gehören  hieher  die 
PlenarBeschlüssc  (conclusa  pieni)  der  B.V.,  wovon  §.  120  u.  i23.  —  Die  Beschlüsse 
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der  B.V.  sind  rertraggesetze.  Vergl.  §.214.  So  z.  B.  die  Gesrhäftordnung 
der  R.V.;  überhaupt  alle  anordnenden  und  einn'c/Uendrn  oder  organisirenden  Be- 
stimmungen de»  Bundes  für  Ausbildung  der  Bundesverhältnisse  (französisch: 
dispositious  reglementaires  et  organiques,  im  Gegensatz  der  fondamentaux;  die 
ersten  sind  modifiables) ,  welche  indcrB.A.,  Art.  7,  und  in  der  wiener  Schlugst 
Arle  v.  1820,  Art.  i3  u.  14,  "organische  Einrichtungen«,  und  von  Andern  zu- 
weilcn  organische  (organisirendc)  Gesetze  genannt  werden.  In  wiener  Congrcfs- 
Verhandiuugen  wurden  die  unter  dem  Titel:  »besondere  Bestimmungen«  den 
zweiten  Abschnitt  der  BundcsActc  bildenden  Art.  11  — 19,  erste  Jteglementar- 
Artikel  oder  Verfügungen  genannt.  Man  s.  oben  56  e.  1  Die  oben  ($.  55  a) 
erwähnte  Commission  der  B.  V.  v.  J.  1819  zählte  die  Beschlüsse,  welche  der 
Bond  für  organische  Einrichtungen  fafst,  den  Grundgesetzen  des  Bundes  bei;  sie 
gab  zugleich  eine  Definition  dieser  Einrichtungen,  in  der  oben  wörtlich  angef. 
Stelle  ihres  Gutachtens.  In  den  wiener  MimsterialConfcrcnr.cn  v.  1810  erinnerte 
Hannover,  dafs  die  von  dem  dort  niedergesetzten  Ausschuß  für  die  Schlufs- 
Acte  vorgeschlagene,  ausführliche  Definition  der  organischen  Bundescinrichtungen, 
zu  grossen  Mifsdeutungen  führen  könue.  Hierauf  ward  beschlossen,  statt  der- 
selben blofs  zu  setzen:  vorganische  Bundeseinrichtungen,  nämlich  Mittel  und 
Anstalten  zu  Erreichung  des  Bundeszwecks".  In  der  folgenden  Sitzung  trug 
Würtembcrg  darauf  an,  die  Definition  so  zu  fassen:  »bleibende  Einrichtungen, 
die  als  Mittel  u.  Anstallen  zu  Erreichung  der  Bundeszwecke  allgemein  verbind- 
lich angeordnet  werden  sollen«.  Zuletzt  kam  es  zu  der  in  dem  Arl.  i3  der 
SchlnfsActe  befindlichen  Fassung  (Jj.  117).  Wiener  ConfcrcnzProtoe.  19  u.  ao, 
v.  8.  u.  29.  März  1820.  Eine  andere  Definition  unten  §.  137,  Note  d. 
b)  So  die  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  RccepUons-  oder  JccessionsVerlrüge 
mit  neu  aufgenommenen  Bundesgliedern;  z.B.  mit  ßfurtemierg.  Badm  (§.  107c), 
Hessen  Homburg. 

r)  In  Blcbeb's  Acten  des  w.  Congr.,  Bd.  VI,  S.  \i  ff.  Auch  besonders,  nebst  der 
teuUcben  Bundes  Acte,  von  Ebendemselben,  mit  Vorbcricht  und  Anmerkungen 
herausg.  Erl.  181-.  8.  Zweite  Aufl.,  durchaus  berichtigt  u.  mit  neuen  Anmerkun- 
gen vermehrt,  ebenda«.  1818.  8.    Dritte  Aufl.  in  Ebendcss.  Qucllensamml.  etc. 

<0  Klvbka's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  211  ff.  218  ff.  4*4  ff. 


§♦    88-  (07.) 
Fortsetzung; 

IV)  Als  Rechtsquelle  für  den  Tcutschen  Bund  dienen  sogar  manche 
Verträge,  diezwischen  dritten  Mächten,  oder  von  Bundes  gliedern 
unter  sich,  oder  mit  auswärtigen  "Staaten,  oder  mit  den  eigenen  Land- 
ständen, sind  geschlossen  worden.  So  1)  der  pariser  Friede  vom 
3o.  Mai  1814  ü)i  3)  der  pariser  Haupt  vertrag  vom  20.  Nov.  18 15  *), 
und  3)  der  General Reccfs  der  zu  Frankfurt  versammelt  gewesenen 
Territorial-Commission  der  vier  Mächte,  Oestreich,  Preussen,  Eng- 
land und  Bufsland,  vom  2o.  Jul.  1819  e);  alle  drei  wichtig,  nicht  nur  für 
den  Territorial  Bestand  einzelner  Bundesstaaten,  sondern  auch  für  die 
Grenzen  zwischen  manchen  von  ihnen  und  Frankreich ,  und  der  erste 
auch  wegen  der  darin  enthaltenen  Unabhängigkeit  der  Bundesstaaten  und 
der  Uebereinkunft  wegen  der   IlhemschifTfahrt  und  der  Errichtung  des 

5* 


Digitized  by  Google 


G8 


Einl.  IV.  Cap.  Quellen  des  teutschen 


Teutschen  Bundes.  4)  Von  der  angegebenen  Art  sind  auch  die  Elbe- 
schiff fahrt  Acte,  geschlossen  von  den  zehn  teutschen  Uferstaaten  am 
12.  Dec.  1821  (§♦  583),  und  5)  verschiedene  LandesGrund  vertrage 
einzelner  Bundesgenossen  mit  ihren  Landständen  (§.  74).  6)  Wichtig  in 
seinen  Folgen,  für  den  Teutschen  Bund  und  einen  beträchtlichen  Theil  der 
Bundesstaaten,  ist  noch  jetzt  der  Lüne  vi  11er  FViede,  geschlossen  vori*Oest- 
reich  und  dem  vormaligen  teutschen  Kaiser  mit  Frankreich,  am  9.  Febr 
1801  <0,  und  genehmigt  durch  den  Reichsschlufs  vom  10.  März  1801  «). 
Veranlagt  ward  durch  ihn,  unter  dem  Einflufs  der  vermittelnden  Mächte 
Frankreich  und  Rufsland,  7)  der  ReichsdeputationsHauptschlu  fs 
vom  $5.  Febr.  i8o3  /),  welcher,  zu  einem  Reichsgesetz  erhoben  durch 
einen  Reichsschluss  ( Reichsgutachten  vom  24*  Marz,  irnd  kaiserliches 
RatificationsDecret  vom  28.  April  i8o3),  viele  Secularisationen ,  Territorial 
Veränderungen  und  andere  Staatsverhältnisse  festsetzte,  und  dessen  fort- 
dauernde Gültigkeit,  namentlich  in  Ansehung  der  von  Gläubigern, 
Rentenempfängern  und  Pensio nären  durch  ihn  erworbenen  Rechte, 
und  des  Octroi  der  Rheinschifffahrt,  in  der  teutschen  BundesActe 
(Art.  i5)  ausdrücklich  anerkannt  ist  Hiebei  kann  zur  Frage  kommen: 
Wem  jetzt  die  authentische  Auslegung  des  R.  D.  Hauptschlusses 
zustehe  £)?  6)  Selbst  die  rheinische  BundesActe  (oben  §.  3o)  hat, 
hie  und  da  noch,  wenigstens  geschichtlichen  und  erläuternden  Nutzen. 

•)  Art.  1,  3,  5,  6  u.  3i.  Klvbbr's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  8  ff.  —  In 
diesem  Frieden  wurden  zugleich  die  östreichisch .  französischen  Friedensschlüsse 
von  Pressburg  (i8o5)  und  /P7fit  (1809),  und  die  preussisch-französischeu  Friedens- 
schlüsse von  Basel  (i-gS)  und  Tilsit  (i8o*0,  allseits  auch  für  teutsche  Staats- 
Verhältnisse  merkwürdig,  für  aufgehoben  erklärt.  Rlü'ber's  angef.  Acten,  Bd.  I, 
Heft  1 ,  S.  a6  u.  3».    Vergl.  %.  84. 

b)  Art.  i,  Nuin.  1  u.  1.  Traite  de  paix  signe  a  Paris  lc  3o  mai  1814,  et  Traite* 
et  Conventions  stgnes  dans  la  meine  Tille  le  20  nov.  i8i5.  a  Paris  i8i5.  8. 

c)  Dieser  Reiesgcueral,  mit  zehn  Beilagen,  steht  in  Martens  Recueil,  Supplem. 
VHI.  604  — 636,  und  in  Rlübehs  Qucllensammlung,  Nuin.  U. 

d)  i>b  Martens  Recueil  des  prineipaux  traites,  M!.  538.  Reuss  Staatskanslci, 
Jahrg.  1801,  I,  164. 

•)  de  Martens  Supplement  au  Recueil  etc.,  R.  »96.   Revss  a.  a.  O.  ai8.  IL  5. 

f)  Vergl.  oben  §.  a6.  HauptSchluft  der  ausserordcntl.  ReichsDeputation;  herausg. 
J.  V.  Cäxxkrfr.  i8o3.  8.  Zweite  Aufl.  Frankl.  1814.  8.  Auch  in  Martens 
Recueil,  Supplem.  DJ.  23i  et  »43;  und  akj  Anhang,  hinter  Leist's  Lehrb.  des 
teutsch.  Staatsr.  Gotting.  j8o3.  8.  Auch  in  Emmixghaus  Corp.  juris  germ., 
Th.  H,  S.  56a  ff.  Der  DeputationsRecefe,  mit  Erläuterungen  v.  A.  C.  Gaspari, 
Th.  I  u.  II.  Hamb.  i8o3.  8.  Roch  et  Schoell,  Hist.  abregee  des  traites,  VI. 
»64—483.  VII.  5 — i63.  Protocoll  der  au&scrordentl.  ReichsDeputation  zu  Re- 
gensburg i8o3.  Regensb.  i8o3.   Zwei  Bände,  nebst  4  Bänden  Beilagen.  4. 

»)  Hievon  s.  man  oben  §.  5a  a. 
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§•  89.  (58.) 

» 

5.  Herkommen.   Differenzen,  Einführung,  Auslegung ,  Entscheidung. 

V)  Auch  das  Herkommen  «),  ein  stillschweigender  Vertrag,  eine 
Norm,  welche  durch  stillschweigende  Einwilligung  (sprechende  Handlung, 
factum  concludens)  der  bei  dessen  Einführung  gleichzeitig  Bet heiligten 
begründet  wird,  ist  eine  Quelle  des  teutschen  Bundesrechtes.  Es  kann 
G  rund  vertrüge  (Fundamen  tal  Herkommen  ),  und  Staatsverträ'ge  im  engern 
Sinn  CStaatsHerkommen  im  engern  Sinn)  enthalten.  II)  Es  unterscheidet 
sich  i)  v°n  dem  Gerich tsgebrauch  und  dem  sogenannten  Stvlo  curiae; 
i)  von  dem  Staatsherkommen  der  einzelnen  Bundesstaaten;  3)  von  der 
Verjährung;  4)  T0.n  ^em  Besitzstand  (jus  et  favor  possessionis).  III)  Wie 
su  Einführung  des  Herkommens  Einwilligung  der  Betheiligten  erfordert 
wird,  also  auch  zu  der  Auslegung  desselben,  oder  zu  der  Entschei- 
dung, wenn  das  Dasevn  oder  die  Gültigkeit  des  Herkommens  streitig  ist. 

a)  Schriften  in  PCttbb's  Lit.  HL  94.   «LifBKa's  Lit.  §.  83;. 

§.  60. 

Beweis  und  Eigenschaften  des  Herkommens. 

I)  Ein  Herkommen  wird  nie  vermuthet.  II)  Der  Beweis  des- 
selben «)  wird  geführt,  durch  glaubwürdige  Anzeige  eines  oder  mehrerer, 
gehörig  qualificirter  Falle  (sprechender  Handlungen).  Sollen  mehrere  Falle 
zum  Beweis  dienen,  so  müssen  sie  gleichartig  seyn.  III)  Wie  bei  jedem 
andern  stillschweigenden  Vertrag,  ist  der  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit, 
hier  eben  so  unwesentlich,  als  eine  Mehrheit  der  Fälle  *);  ein  ein- 
ziger, qualificirter  Fall  ist  hinreichend  c).  IV)  Aber  blofse  Facta,  oder 
Non- Facta,  wenn  sie  gleich  unwidersprochen  geblieben,  haben  keine 
BewebkrafY.  Es  wird  die  Meinung  rechtlicher  Noth wendigkeit 
der  Handlung  oder  der  Unterlassung  <0  auf  Seite  der  Handelnden  erfor- 
dert O»  V)  Auch  wird  vorausgesetzt,  dafs  eine  wirklich  geltende,  und 
fernerhin  gelten  sollende,  hinlängliche  Bestimmung  des  Falles,  in  Grund - 
oder  Staatsvertrngen  nicht  enthalten  scy. 

«)  Mona  a.  a.  O.  509.  Ebcn&cts.  Staatsr.  TL  i5q  f.  de  Gräser  Ohas.  jur.  unir. 
IL  781.  S-  9  *qq-  »7-  C  F.  W.  »*  Sp\kge>berg  Diss.  de  observantia  imperii 
(Hai.  1795.),  §.  35.  sq. 

4)  Moivb  von  Teutschland  überhaupt,  5o6  f.  509.  E&endcts.  Staatsr.  JL  i5o  ff. 
Mevrer's  jurist.  Abhandl.  und  Beobachtungen,  Tb.  I,  IN' um-  6.  Eiuige  fordern 
su  jedem  Herkommen,  actuum  frequentiam  et  diuturnitatem  temporis.  Cra»r 
L  c.  §.  is.  C.  H.  Eckhard,  Hcrmeneut.  jur  lib.  II.  §.  102.  sq.  Andere  wenigstens 
«wrf  actus.    De  Nvr*A52i,  Meditationes  juris  primipum  privati,  T.  L  p.  81. 

e)  Moser  5o7.  Menden*,  t.  Staatsr.  II.  i5i  f.  Pctter  Inslit.  juris  publ.  genn.  §.  4  5 
Di  Selchow,  Eiern,  juris  publ.  gerni.  $.  44.  H.  C.  de  S»>kesbero  Diss.  de  jur« 
ubaervantiae  ai  «onstictudinis  in  i-ausi»  publ.  et  prh.  §■  4-      b.  et  j.  5.  n.  a. 


< 
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d)  V  on  dem  sogenannten  Uh-  oder  fiiehtherkommen ,  %.  Gimtlacuh**  Corp.  juris 

publ.  IV.  108.    ScHKAUBKBx'a  Beiträge  L  78  f. 
c)  de  Ciuium  I.  c.     7.  14.  J.  C  Majbb's  t.  wcltl.  StaaUr.  L  10  ff. 

» 

61.  (ea) 
Wirkung.  Aufhebung. 

I)  Durch  Herkommen  können,  1)  neue,  für  dessen  Begründer  und 
ihre  Hechtsnachfolger  verbindliche  Bestimmungen  .eingeführt,  2)  mangel- 
hafte oder  unvollständige  ergänzt,  3)  dunkle  oder  unbestimmte  inter- 
pretirt  «)  werden.  Nicht  selten  hat  es  4)  sogar  abändernde  oder 
aufhebende  Wirkung  in  Beziehung  nicht  nur  auf  ein  älteres  Her- 
kommen, sondern  auch  auf  Grund-  und  Staatsverträge  c).  Für  die,  welche 
zu  dessen  Anerkennung  verpflichtet  sind,  hat  es  die  Kraft  eines  Gesetzes. 
11)  Aufgehoben  wird  das  Herkommen:  1)  durch  entgegengesetzte 
Willenserklärung,  in  einem  abrogirenden  oder  derogirenden  Grund  - 
oder  Staats  vertrag,  Gesetz  oder  Herkommen;  2)  durch  Veränderung 
wesentlicher  Umstände,  z.  B.  der  Staats  -  oder  Bundesverfassung,  so 
weit  ihr  Dascyn  notwendige  Bedingung  des  Herkommens  war.  3)  Blofs 
formale  Aufhebung  liegt  in  einer  Verwandlung  des  Herkommens  in  aus- 
drucklichen Vertrag  oder  in  Gesetz.  Nicht  so  liegt  eine  Verwandlung 
dieser  Art,  in  der  blossen  schriftlichen  Aufzeichnung  des  Herkommens , 
oder  in  einer  schriftlichen  Beziehung  auf  dasselbe,  geschähe  sie  auch  von 
der  Bundesversammlung  oder  von  der  Staatsgewalt  selbst. 

a)  Ecuhabd,  Hermeneut.  juris  lib.  D.  §.  101. 

b)  Daher  unterscheiden  Manche:  observantiam  inducto'vam  8.  disporitiimih  (worunter 
die  introduetiva,  suppletoria,  correctiva,  derogat oria,  abrogatoria.  begriffen  sind), 
indivaUvam  et  interpreUUivum.  D.  H.  Kkxmkmch,  Diss.  de  probatione  consuetudiuis 
et  observantiae,  Sect.  I.  §.  8.  — 16. 

c)  Die  XJebertretuiig  oder  rechtlose  JNichtbeobachtung  einer  vertragmäsigen  oder 
gesetzlichen  Norm  gehört  nicht  hieber.  Sic  wäre  Mißbrauch  und  Rechtsver- 
letzung. 

§•  62.  (61.) 
4.  Analogie. 

Zu  den  Quellen  des  tcutschen  Bundesrechtes  gehurt  auch  die  Bechts- 
Analogie  ");  eine  aus  positiven  staatsrechtlichen  Bestimmungen  für  ähn- 
liche, oder  für  entgegengesetzte  Fälle  (durch  Argumente  a  simili 
aut  contrario,  von  Harmonie  oder  Disharmonie  tertragmäsiger  oder  gesetz- 
licher Bestimmungen)  abgeleitete  Handlungsvorschrift  Sie  ist  I)  Quelle 
für  alle  Gegenstände  jeder  Art  von  positiven  Bestimmungen  des  öffentlichen 
Hechtes.    Doch  ist  sie  II)  nicht  anwendbar,  so  oft  Verträge,  Gesetze 
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oder  Herkommet!,  hinlängliche  Bestimmung  geben  c).  inj  Durch  sie 
können  1)  neue  verbindliche  Bestimmungen  festgesetzt,  und  2)  mangel- 
hafte oder  unvollständige  ergänzt  werden:  aber  3)  derogatorische 
Wirkung  hat  sie  nicht.  Auch  kann  sie  4)  als  Auslegungsrcgel  dienen  <*). 
IT)  Nur  mittelbar  kommen,  bei  der  Analogie,  staatsrechtliche  Bestim- 
mungen in  Anwendung  <•). 

a)  C  H.  Gfislir  pr.,  De  nnalogia  juris  public«.  Viteb.  1774.  Hlcbfr'»  hl.  jurist. 
Bibl.  I.  53  ff.  C.  H.  Eckhakd  1.  c.  §.  io5  sqq.  H.  E.  v.  Gi.odig's  Versuch  einer 
Theorie  der  Wahrscheinlichkeit  (Regensb.  1806.  8.),  Th.  I,  Abschu.  4.  Zachariä's 
Versuch  einer  allgemeinen  Hermeneutik  des  Rechts,  §.  111.  S.  i38  ff. 

*)  Von  Andern  genannt:  decisio  oder  ratiocinatio  sccundum  argumentum  legij  s. 
ex  lege ,  oder  auch  comparatio  ad  legem,  oder  argumentatio.  D\>.  Nettei.iu.adt, 
Diss.  de  variis  casus  in  foro  obvios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  »75o),  §.  39. 
C  H.  Fhcmlübest  Diss.  de  ratiociuatione  ex  argumenta  legis.  Alt.  1780.  J.  J. 
Höflzh  Diss.  jurisprudentiae  analogicae  fuudamenta  (Alt.  174*),  §•  >»•  —  Ver- 
schiedene Meinungen  von  dem  Begriff  der  Analogie,  s.  bei  Nattklbladt,  Diss.  de 
decisione  casuum  secundum  analogiam  (Hai.  1751),  §.  i5—  a3.  —  Die  L'nttr- 
achtidungsMej-kmale  der  Analogie,  ebeudas.  %.  i3  sqq. 

c)  Uav.  Nktttlbladt  ,  Diss.  cit  de  decis.  cas.  sec  anal.  §.  /»i  sq.   Eckhard  I.  c. 

§•  133- 

i)  Vergl.      1  sctiliax,  Instit.  orat.  L  6.   Eckhard  1.  e.  §.  1 17  sqq.   Ein  analogisclies 

Produkt  ist  die  Induction. 
c)  In  der  t.  RundesActe,  Art.        ward  eine  baierische  Verordnung  \oa  1807  als 

subsidiarische  aualogische  Rechtsqucllc  angenommen. 


§•  63-  (62). 
Zwei  Arten  der  Analogie»  Erfordernisse. 

I>  Die  Analogie  von  Bestimmungen  für  ähnliche  Fälle  (Rechts- 
ähnlichkeit, argumentum  a  simili)  setzt  voraus:  das  Daseyn  einer  positiven 
Bestimmung  für  Fälle,  die  dem  zu  bestimmenden  Fall  ähnlich  (nicht 
gleich)  sind  «).  Es  wird  aber  erfordert:  1)  wahre  (nicht  scheinbare) 
Aehnlichkeit  (similitudo  rationis);  2)  daTs  kein  heterogenes  Verhältnifs 
der  Personen  oder  Sachen  vorwalte,  für  welche  Vorschriften  derselben  Art 
nicht  passen  3)  dafs  Absicht  und  Ursache  der  in  Beziehung  genom- 
menen positiven  Bestimmung,  dem  zu  bestimmenden  Fall  nicht  entgegen 
seyen  0«  4)  Auch  der  Grad  der  Aehnlichkeit  kommt  in  Betrachtung. 
D)  Die  Analogie  von  Bestimmungen  für  entgegengesetzte  Fälle  <0 
(argumentum  a  contrario,  par  Opposition)  setzt  voraus,  das  Daseyn  einer 
positiven  Bestimmung  für  einen  andern  Fall,  mit  welcher  man  in  Wider- 
spruch gerathen  wijrde,  wenn  man  den  zu  bestimmenden  Fall  anders 
entscheiden  wollte  Zwar  wird  jene  positive  Bestimmung  auf  diesen 
Fall  unmittelbar  nicht  angewandt,  aber  sie  leitet  doch  unbedingt  das 
Crtheil,  Ungereimtheiten  und  Widersprüche  in  der  Staatsverfassung  zu 
verhüten;  man  schliefst,  dafs  ein  entgegengesetzter  Grund  entgegengesetzte 
Bestimmungen  nach  sich  ziehen  müsse. 
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«)  NiTTHLBMtrT,  Diss.  de  decisione  casuum  aec.  analog,  f.  26  sqq.  Hovacbbb,  Prior, 
juris  civ.  §.  i56.    Für  Ausbildung  der  landständiscfaen  Verfassung  in  den  ver 
schicdeneu  Bundesstaaten  hat  grofsentheils  die  Analogie  gedient.    Ein  anderes 
Beispiel  unten  §.  228. 

i)  Geisler  1.  c.  §.  10.   Vergl.  Tfbtulliasus,  in  L.  27.  D.  de  legibus. 

<)  UÖfxrn,  Diss.  cit.      12.    Gbisleb  1.  c.  $.  10. 

rf)  Andere  nennen  sie  decisionem  secundum  argumentum  legi*  in  spede  sie  dn  iam  (Ii.  9. 
per  quam  jura  et  Obligationen,  quae  in  casu  tacite  per  casum  dissinu'tem  deriso 
obtinent,  determinantur),  und  unterseliciden  sie,  als  eigene  Entscheidungsarf, 
von  der  Analogie  (a  simili).  Nettklbladt,  Diss.  cit.  de  variis  casus  decidendi 
modis,  $.  26. 

r)  Geisleb  1.  c.  §.  3.  9.  HötxEK  Diss.  cit.  §.  12.  n.  IH.  — •  Ein  Beispiel  von  der 
B.  V.  unten  §.  227,  III.  Ein  anderes  in  der  Provisor.  Competenr,Bestimmung 
der  B.  V.;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  223,  lit.  C,  (§.5)  Num.  3, 
Ut.  a.  ' 

§•  64.  (63.) 
Fälle  der  Anwendung. 

Die  Analogie  findet  subsidiarisch  Anwendung;  i{)  in  öffentlichen 
Angelegenheiten ,  nicht  nur  des  Teutschen  Bundes  im  Ganzen,  sondern 
auch  einzelner  Theile  desselben«);  2)  in  weltlichen  und  geistli- 
chen Sachen  f).  Insbesondere  gelten  3)  analogische  Schlüsse,  nicht  nur 
a  simili ,  sondern  auch  a  contrario,  von  dem  Bund  überhaupt,  auf 
einzelne  Theile  desselben,  damit  zwischen  beiden  kein  Widerspruch 
entstehe  c).  4)  Wird  eine  Regel  des  öffentlichen  Rechtes  durch  Vertrage 
oder  Herkommen  aufgehoben  oder  abgeändert,  oder  wird  eine 
Ausnahme  davon  festgesetzt,  so  bestimmt  die  Analogie,  ob  und  wie 
fern  andere  ältere  Regeln,  welche  Beziehung  aui  jene  haben,  noch 
fernerhin  bestehen  können 

«)  Geisleb  I.  e.  }•  4.  Ein  Beispiel  von  der  B.  V.  unten,  $.  227,  HX 
h)  Geisleb  1.  C,  §.  5. 

*)  Ob  die  analogische  Schlufsart,  insbesondere  a  simili,  auch  von  ein/^lneu  T hei- 
len auf  das  Ganze  statt  finde?    Geisleb  1.  c.  §.  7.  u.  8. 
d)  Vergl.  Ultusus,  in  L.  i3.  D.  de  legib.   Txbtullusus,  in  L.  27.  eod. 

> 

§•  65.  (64.) 
Entscheidungsrec/tt  bei  streitiger  Analogie. 

» 

Richter,  bei  einem  Streit  über  die  Anwendbarkeit  der  Analogie  in 
einzelnen  Fällen,  ist  I)  die  Bundesversammlung,  durch  eine  wohl- 
geordnete Austrägallnstanz,  wenn  die  streitenden  Theile  Bundesgenossen 
sind,  so  fern  der  Streit  durch  gutliche  Uebereinkunft  oder  Comproinifs 
nicht  gehoben  wird  «).    II)  Ist  aber  die  Sache  rechtshängig  \or  der  com- 
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peteoten  Justizbehörde  eines  Bundesstaates,  so  gebührt  dieser  die  Ent- 
scheidung *).  Hl)  Bis  zu  der  Entscheidung  mufs  der  Besitzstand 
(Status  quo,  das  Uti  possidetis)  geachtet  werden  e). 

a)  Bundes  Acte,  Art.  11.   Wiener  Sehl  ud  Acte,  Art.  3o.   Vergl.  unten  $.  166  u.  f. 
*)  Ob  und  wann  eine  Remissoria  an  die  Bundesversammlung  erkannt  werden  könne, 
oder  müsse? 

c)  Gram  1.  c.  \.  11.  Man  8.  unten  %.  17s.  Von  der  Vorsicht  in  dem  Gebrauch 
der  Analogie,  s.  P.  A.  Fnssn's  Grundbetrachtungen  über  Staat  u.  Kirche,  57  f 

§•  66-  (65.) 
Parallelismus. 

Von  der  Analogie  unterscheidet  sich  der  Parallelismus«);  eine 
Zusammenstellung  und  Vergleichung  so  Icher  rertragmäsigen  Bestimmungen, 
Gesetzstellen,  Rechtsätze  oder  Erklärungen,  welche  ganz  oder  zum  Theil 
gleichlautend  oder  gleichbedeutend  sind,  oder  sonst  in  gegenseitiger 
Beziehung  stehen  Er  bezieht  sich  bald  blofs  auf  Worte  (verbalis), 
bald  auch  au/  Sachen  (realis).  Als  erklärendes  Hülfmittel  ist  er, 
eingeschränkt  auf  Rechtsverhältnisse  derselben  Art,  auch  im  öffentlichen 
Recht  nutzlich;  zumal,  wenn  dabei  auf  die  Gründe  und  Chronologie 
staatsrechtlicher  Bestimmungen  Rücksicht  genommen  wird.  Aber  untauglich 
ist  ^r,  zu  Bildung  allgemeiner  Normen  des  öffentlichen  Rechtes,  aus  beson- 
dern Rechtsbestimmungen  einzelner  Staaten. 

*)  Cicno,  De  mrent.  B.  4«.  Höflm  Diss.  cit.  \.  14.  Nkttsi.bla.dt  Diss.  de  decis. 
ca*uum  sec.  anal.  %.  18.  19.  Ecbhahd  Hermeneu t.  juris,  lib.  L  e.  1.  §.  i5  et 
39.  Riccxvi  Spicfl.  juris  germ.  60.  J.  L.  Coamsjii  Obss.  juris,  civ.,  Vol.  I. 
S-  »4.  p.  78.  sqq.  Giffc*  Praecognita  jurisprudentiae  ecclesiasticae  Germanorum, 

§.  «04. 

*)  Als  Beispiel  dient  das  Wort  Sottverainetät  in  der  rheinischen  BundesActe: 
1)  Art.  4,  8  u.  3t;  «)  Art.  7,  »7  —  so,  as,  a3,  »5  u.  »7;  3)  Art.  si,  s3, 
14  —  37,  «9  u.  3o.  —  Auch  das  Wort  ^Teutschland*  in  der  teutschen  Bundes- 
Acte, im  tingang  und  in  den  Art.  t,  s,  11  und  14.  Kmjsxh's  Abhandlungen 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  11s  ff.  —  Eben  so  die  Worte  vCesammtheit  der 
Hundesglieder«  in  den  Art.  6  (Veränderungen  in  dem  Besitzstand  betreuend) 
und  «6  der  wiener  SchlufsActe  von  i8so,  welche  auf.  Stimmeneinhälligkeit 
humeUen ,  wenn  man  sie  vergleicht  mit  demselben  Ausdruck  in  dem  Art.  6, 
die  Aufnahme  neuer  Bundesglieder  betreffend,  dem  in  dem  Art  i3,  Nun.  3, 
dieselbe  Bedeutung  ausdrücklieh  betgelegt  wird.  Man  s.  unten,  §.  i3o,  d.  — 
Ein  viertes  Beispiel  liefert  die  Bedeutung  der  Worte  » erste  Standesherren  &  in 
dem  Art.  14  der  BundesActe.  Man  s.  unten  19a,  a. —  Ein  fünftes  die  rcichs- 
staats rechtliche  Bedeutung  des  Wortes  *Firstenmüsige*.  Vergl.  \.  a63. 

§•  67.  (660 

S.  Allgemeines  Völker-  und  Staatsrecht. 

I)  Da  der  Teutsche  Bund  eine  völkerrechtliche  Vereinigung  unab- 
hängiger Staaten  ist,  so  findet,  in  seinen  innern  und  äussern  öffentlichen 
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Verhältnissen,  auch  das  natürliche  oder  allgemeine  Volkerrecht  Anwen 
duug,  wenn  positive  Rechtsquellen  8  u.  f.,  HI  u.  IV,  55  —  65) 
mangeln  oder  nicht  zureichen.  II)  Kommt  es  in  Bundesverhältnissen  auf 
staatsrechtliche  Bestimmungen  an,  so  findet  das  allgemeine  oder  natur- 
liche Staatsrecht  «)  (jus  publicum  universale  s.  naturale),  verkehrte 
Anwendung  und  Mifsbrauch  *)  ausgeschlossen  (§.  5,  12  u.  i5), 
dann  subsidiarische  Anwendung,  wenn,  für  den  gehörigen  Fall,  die 
positiven  Quellen  keine,  oder  nicht  hinlängliche  Bestimmung  geben  c). 
Auch  ist  es.  gleichwie  das  natürliche  Völkerrecht,  ein  wichtiges  Hülf- 
inittcl  bei  der  theoretischen  Cultur  und  dem  Lehrvortrag  des  positiven 
äflentlichen  Rechtes. 

«)  Vergl.  oben  §.  5  Moser  vo  n  Teutschland  überhaupt,  S.  517  ff.  Heimass's 
Geist  der  Gesetze  der  Tcutschen,  14  ff-  Westphal,  teutsches  Staatsr.,  S.  3. 
Nettelbladt,  Erörterungen  aus  dem  t.  StaaUr.,  S.  *3.  Mose«,  t.  Staatsr., 
Th.  H,  S.  192.  Gösseb,  teutsches  Staatsr. ,  24.  C.  D.  Voss  über  die  Schick- 
sale der  t.  B.  Staatsverfass. ,  S.  346.  K.  E.  Schmid's  Lchrb.  des  gem.  tcutsch. 
Staatsr.,  Abth.  I,  §.  99.  So  auch  schon  die  älteren  tcutschen  Pubücisten,  seit 
dem  wcstphäl.  Frieden,  z.  B.  Kilpis,  Positiou.  juris  publ.  (1686),  IX.  224.  Titiüs, 
Spccimen  juris  publ.  (1698),  I,  1.  §.  76.  D.  H.  Kemmerich,  Introd.  ad  juspubl. 
imperii  rom.  germ.  (Viteb.  1711.  8.),  Proleg.  c.  1.  §.  11.  i5.  —  18.  Cosmo- 
politische  Briefe  in  Klüber's  kl.  jurist.  Biblioth.,  Bd.  V,  S.  n5.  und  viele 
Andere. 

6)  Davon  «.  J.  G.  Gosse,  Orat.  dica  juris  publ.  universalis,  Erl.  1752.  (Ein  Aus- 
zug aus  dieser  Abhandl.  steht  in  P.  A.  FrasVs  Grundbetrachtungen  über  Staat 
und  Kirche,  29  —  38).  Hissmass's  Literatur  der  Philosophie.  S.  343.  Adb. 
Bxvit,  Or.  de  eo  quod  in  studio  juris  publ.  univers.  nimium  est.  Lugd.  Bat. 
1784.  Placidics,  Ltt.  der  Staatslehre,  Abth.  I,  S.  62.  ff.  Moser,  von  Teutschl. 
überhaupt,  S.  627.  Kemmerich ,  1.  c.  Proleg.  c.  1.  §.  11.  17.  18. 19.  Obea§.  i5. — 
Von  der  Vorsicht  in  Anwendung  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  s.  Frask  a.  a. 
Q.  V  6. 

c)  Diesen  Satz  werde  ich  gegen  neuere  Angriffe  vertheidigen,  in  einem  Werk:  »Die 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Bechts«  etc.,  das  schon  seit  1824  druckfertig 
liegt.  —  Ein  badUches  Votum  in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  %.  i3s)  sagt:  »Es 
ergeben  sich  nur  drei  Quellen  des  BundesStaatsrechtes :  a)  die  Bundes  Acte; 
b)  deren  authentische  Erklärung;  c)  deren  Ergänzung  durch  neue  Grundgesetze 
und  organische  Einrichtungen«.  Hienach  wären  solche  Staatsverträge  im 
engern  Sinn  (§.  54  u.  £7),  die  so  genannte  organische  Einrichtungen  nicht 
betreffen,  Herkommen,  Analogie,  natürliches  Völker-  und  Staatsrecht  aus- 
geschlossen. 

§•  68.  (67.) 
Gleichgewicht.    Politik.    Verjährung.  Besitzstand. 

I)  Das  politische  Gleichgewicht«),  in  Europa  oder  in  dem 
Tcutschen  Bund,  wesentlich  unterschieden  von  dem  rechtlichen  Gleich- 
gewicht (Suum  cuique),  ist  eine  politische,  unbestimmte  Idee,  unter  dem 
Einflufs  der  Convenienz  (puissance  d'envic).    Es  hat  daher,  in  dein  Ge- 
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biet  des  öffentlichen  Rechtes,  nicht  die  Natur  einer  Entscheidungsquelle  *). 
D)  Dasselbe  gilt  von  der  Politik  i3),  selbst  von  der  gesunden,  als 
solcher,  deren  Grundpfeiler  Gerechtigkeit  und  Weisheit,  die  Erhaltungs- 
mittel der  Staaten ,  sind  c).  Dl)  Da  die  Bundesglieder  in  ihrem  gegenseitigen 
Verhältniss  politische  Unabhängigkeit  gemessen,  so  kann  in  ihren  Öffentlichen 
Streitigkeiten  Verjährung,  ein  Erzeugnifs  des  positiven  Privatrechtes, 
nicht  entscheiden  IV)  Wohl  aber  ist  der  Besitzstand  (uti  possidetis, 
favor  possessionis)  so  lang  zu  achten,  bis  der  Streit  in  Güte  oder  auf  dem 
bundesinü'sigen  AusträgalWeg  beigelegt  ist  (§.172). 

a)  KLt'Brn's  Lit.  144.  GfonreB's  VÖlkerr.  I.  3ai.  3tü.  v.  Mahtess  Einl.  in  d.  europ. 
Völkerr.  §.  118  ff.  Versuch  über  das  Gleichgewicht  der  Macht.  1796.  8.  (Nie. 
Vogtes)  System  des  Gleichgewichts  und  der  Gerechtigkeit.  Frankf.  1801.  UTheile, 
gr.  8.  (Fr.  v.  Gr.xr.)  Fragmente  aus  der  neuesten  Geschichte  des  politischen 
Gleichgewichtes  in  Europa.  St.  Petersb.  181a.  8.  Ideen  über  das  polit.  Gleich- 
gewicht Ton  Europa.  Leipz.  1814.  8.  (Joh.  Mvm.kr's)  Darstell,  des  Fürstenbun- 
des, 31  —  89.  Possklt's  europ.  Annaleu,  i8o3,  XI.  120.  XII.  aa3;  1806,  VIII. 
101.  114.  X.  3.  XI.  145.  XD.  a7oj  1807,  I,  3.  Minerva,  April  1814.  S.  88.  ff.  A. 
H.  S.  Hkkhj Vs  Handb.  der  Geschichte  des  europ.  StaatenSystems  (a.  Aufl.  1811. 
8j,  S.  i3.  Bukdow's  Chronik  des  19.  Jahrh.,  Bd.  ÜT,  S.  19.  Born  und  London, 
oder  über  die  Beschaffenheit  der  nächsten  UniversalMonarchie.  V  on  dem  Verf. 
des  neuen  Lc\iathan  (Bucholz).  Tüb.  1807.  gr.  8.  KiAuxn,  Droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe,  %.  6  et  4a. 

b)  »Ubi  manu  agitur,  modestia  et  probitas  superioris  siuit«.  Tacitis  de  morib. 
German,  c.  36.  Schxkttwkin's  Staatscabinet,  75 — 134.  Bbuss  Staatskanzlei, 
XIV.  100.    Gaspam's  DeputationsBecess,  L  70. 

c)  Placidus  Lit.  der  Staatslehre,  Abth.  I,  S.  69.  Minerva,  1814,  April,  S. 
4a  _48. 

i)  Blübfh,  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  6  et  ia5.  Anders  dk  jlahtbss, 
Precis  du  droit  des  gens  (3«  edit.  18a*),  §.  71,  Note  b. 

■ 

§♦  69«  (68.) 
NebenqueUen  und  Erläuterxuujsmittel 

a)  Staatsacten  im  engem  Sinn;  h)  Staatsrecht  der  Bundesstaaten;  c)  staatsrechtlich* 
Verträge  der  Bunde sSoureraine ;  d)  PrivalFürstenrecht ;  c)  subsidiarische  Rechtsquellen 
der  ehemaligen  Reichsgerichte ;  f)  rcchtswissenschaftliche  Schriften. 

4  r 

Wichtig,  wenn  gleich  nicht  unmittelbare  Quelle,  sind  in  dem  Bundes- 
recht, zur  Erläuterung  und  zu  Nebenbestimraungen :  I)  Staatsacten  im 
engern  Sinn  (.§.54);  IT)  das  Staatsrecht  der  sou verainen  Bundes- 
staaten, sowohl  das  gemeine,  als  auch  das  besondere;  HI)  staatsrecht- 
liche Verträge  einzelner  BundesSouveraine;  IV)  das  Privat- 
Fursten recht  (§.  11),  insbesondere  Hausverträge  und  andere  Ver- 
fugungen erlauchter  Familien.  V)  In  Streitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich  sind  die  AusträgalGerichte  auch  auf  die  in  solchen  Fällen  von 
den  vormaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgten  Rechts- 
quellen angewiesen  <*).  VI)  Dogmatische  Schriften,  auch  bewährter 
Publicihte  n        können  als  KntscheidungsNorm  nicht  dienen  <?)j  wohl 
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aber  ftir  doctrinale  Belehrung,  Aufklärung,  Erläuterung,  und  statt  eigener 
-Darstellung  oder  Ausführung  dessen,  der  sich  auf  sie  bezieht  VH)  In 
ihrem  Protocull  vom  11.  December  i8s3,  §.  167,  hat  die  teutsche  Bun- 
desversammlung den  Vorsatz  erklärt,  dafs  Sie  «in  ihrer  Mitte  jenen 
neuen  B undeslehren  und  Theorien  keine  auf  die  Bundesbeschlüsse 
einwirkende  Autorität  gestatten,  und  keiner  Berufung  auf  selbe  bei 
ihren  Verhandlungen  Raum  geben  werde»  «). 

u)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  a3. 

6)  Bewährte  Publicistcn  sind  »treue  Diener  ihrer  Fürsten,  aber  auch  des  Rechts«. 
"Worte  in  der.hauuöver.  Abstimmung  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  von  »8*3,  §..iag. 
IN  um.  7.  Wahre  oder  echte  Publicistcn  sind  nur  die  Wissenschaft  lieb  gebildeten, 
recht-  und  wahrheitliebenden,  furchtlosen  i\.  14,  »5  u.  a3).  Schern-  oder 
.V/krPublioisten  sind  der  Gegensatz.  Zu  dieser  Classe  gehören:  die  so  ge- 
nannten Naturalisten,  das  heifst,  die  wissenschaftlich  nicht  gebildeten,  die  band, 
werkartigen  (Routiniers),  die  Stegreif-  und  GelcgenheitPublicisten  (publicistes 
de  circonstance),  die  PöbeU'ublicisten,  die  Hof-  Wind-  und  WetterPubli- 
cisten,  die  knechtisch  den  Mantel  nach  dem  Winde  hängen  und  chamäleonartig 
die  Farbe  wechseln,  darum  von  C.  F.  von  Moser  GalgenPublicisten  be- 
nannt. —  Irren  können  auch  echte  Publicisten;  doch  nur  unter  dem  Gebot 
ihrer  moralischen  Urteilskraft  Wie  in  jeder  andern  Meuschenclasse ,  gibt  es 
auch  hier  weder  Monopolisten  noch  Generalpächter  der  Einsicht  und  des 
Wissens.  , 

<•)  Nicht  eu  vertheidigen,  vor  dem  Richterstuhl  der  Vernunft,  ist  Thbodosius  des 
jungem  und  Valkstiman's  Gesetz  in  L.  un.  C.  Theodos.  de  respons,  prud. 
Ritter  in  not.  ad  Heiseccii  Hist.  juris  rom.  §.  377. 

d)  »Secundum  eos  se  sentire,  qui  vera  proposuissent«.  Suetosivs,  in  Cajo  Claudio, 
c.  »4-  Raiser  Justisia»  liefs  sein  Gesetzbuch,  die  Pandekten,  einzig  zuummen- 
setzen  aus  den  Schriften  angesehener  Rechtsgelehrten,  fast  durchgehend*  mit 
ihren  eigenen  Worten.  —  Analogische  Anwendung  findet  hier  die  Theorie  von 
der  Wirksamkeit  der  von  bewährten  Recbtslehrcrn  aufgestellten  Lehrsätze,  als 
ratio  scripta,  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten.  Mkrmk,  Repertoire  universal 
et  raisonne  de  jurisprudence  (3"»«  edit.  Paris  1808.  4.),  v.  Raison  ecritc. 
Leyser,  Spec.  9.  med.  5.  sq.  Hommkl  Rhaps.  obs.  3i8.  tuendes*,  teutscher 
Flavius,  allgem.  Regeln,  §.  6s.  Bormer  Princ.  juris  feud.  §.  3s.  Walch  Con- 
trov.  juris  civ. ,  p.  16. 

e)  Ri.über's  Quellensammlung,  Num.  XXVI.  —  Der  östreichische  Gesandte,  Frhr. 
v.  Münch  -  Rellinghausen ,  hatte  in  dem  ProtocoJI  vom  is.  Juni  i8a3,  §.  100, 
sein  Mifsfallen  zu  erkennen  gegeben,  »dafs  in  den  Verhandlungen  der  B.  V. 
sich  so  vielfaltig  auf  derlei  Reehtslehrer  berufen  werde«.  Er  hatte  am  4.  Dec. 
i8*3  (Protoc.  §.  i64>  erklärt,  dafs  seine  Aeusaerung  »allerhöchsten  Orts  auf 
das  beifälligste  anerkannt«  worden  sey.  Darauf  folgte,  am  11.  Dec.,  die  oben 
in  dem  §.  erwähnte  Erklärung  der  B.  V.  Eine  bestimmte  Angabe  v jener 
neuen  Rundeslehren  und  Theorien«,  enthält  weder  diese  Erklärung,  noch  der 
ihr  vorausgeschickte  PräsidialAntrag.  Die  Schiursbemerkungen  in  dem  Protocoll 
vom  4.  December,  worauf  dieser  Antrag  sich  bezieht,  verweisen  mißbilligend 
auf  etliche  HauptGrundsätze  des  Staatsrechtes,  auf  welche  die  Reclamations- 
Commission  (fünf  Gesandte  in  der  B.  V.)  zu  Begründung  ihres  Antrags,'  für 
Regulirung  der  Angelegenheiten  des  Königreichs  Westphalcn,  sich  berufen 
halte.   Im  Zweifel,  ob  in  der  Erklärung  der  B.  V.  vom  11.  Dec.  i8a3  diese 

^  HauptGrundsätac  (allein^  oder  nebst  andern)  in  Beziehung  genommen  seven, 
dringt  sich  die  geschichtliche  Bemerkung  auf,  dafs  dieselben  weder  »Bund**- 
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Uhren*  überhaupt,  noch  »neue«  insbesondere  enthalten;  ferner,  dafz  das 
Prädicat  der  Neuheit  ihnen  insgesammt  keineswegs  zukommt,  sie  also  wenig- 
stem keine  *  neuen  Theorien«  sind,  wie  dem  Henner  der  DogmenGeschichte 
des  öffentlichen  Rechts  bekannt,  und  dem  Nichtkcnner  urkundlich  leicht  nach- 
zuweisen ist.  —  Auf  jeden  Fall  würde  wohl  die  genannte  Erklärung  nti  fs- 
verstanden, wollte  man  dabei  die  Absicht  voraussetzen,  der  Erhaltung  und 
Ausbildung  der  Staatsrechts  Wissenschaft  in  Teutschland  Stillstand  zu  gebieten. 
(Vergl.  oben  §.  i5  u.  «o.)  In  seinem  V  ortrag  in  dem  Protocoll  com  u.  Dec. 
i8a3,  äusserte  nur  der  genannte  östreichisebe  Herr  Gesandte:  »die  Anwendung 
der  bestehenden  Gesetzgebung  und  die  fernere  Ausbildung  des  Deutschen 
Hunt/r  je  (kann)  nur  allein  durch  uns  und  durch  die  Instructionen  unserer  hohen 
Committenten  bewirkt  werden«.  —  Im  Uebrigen  hebt  Mifsbrauch  den  rechteu 
Gebrauch  nicht  auf,  und  findet  sich  wider  ihn  und  mögliche  Irrthümer  das 
wirksamste  Gegenmittel  in  der  Freiheit  wissenschaftlicher  Forschung  und  ihrer 
PubHcttat. 


§.  70. 


(69) 

Auslegung  der  Gruudverträge  und  Beschlüsse  des  Bundes. 

I)  Bei  Auslegung  der  BundesActe  «),  und  der  wiener  Schluss- 
Acte  von  1820  (§.  56),  so  "wie  der  übrigen  vertragmäsigen  Bestim- 
mungen des  Bundes,  ist,  ausser  den  allgemeinen  Regeln  der  Auslegungs- 
kunst (§.  i3),  Ruchsicht  zu  nehmen  auf  Zweck  und  Geist,  auf  Ursprung 
und  Veranlassung  des  Bundes,  auf  Zweckmäsigkeit  und  innere  Gute,  auf 
das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  zuweilen  aueb  auf  ehemaliges  teutsches 
Reichs  -  und  TerritorialStaatsrecht  f),  und  selbst  auf  das  öffentliche  Recht 
des  rheinischen  Bundes  II)  Zu  Aufrechthaltung  des  wahren  Sinnes 
der  BundesActe,  ist  die  Bundesversammlung  berufen,  die  darin 
enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen 
sollten,  741  erklären  f),  und  zwar  dem  Bmuleszwech  gemäfs.  Dasselbe 
gilt,  nicht  minder,  von  den  übrigen  vertragmäsigen  Bestimmungen  des 
Bundes  f).  Von  einer  allseitigen  InstmctionsEinholung  der  Gesandten  in 
der  Bundesversammlung,  ist  jene  Auslegung  in  den  Grund  vertragen  des 
Bundes  nicht  abhängig  gemacht  <f)  (§.  137).  III)  Hat  die  Bundesver- 
sammlung eine  bestimmende  (authentische)  Auslegung  eines  Grund - 
oder  andern  Bundesvertrags  ertbeilt,  so  gehört  der  Besch  lufs,  welcher 
dieselbe  enthält,  zu  den  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes, 
entweder  als  Grundvertrag  oder  als  Staatsvertrag  im  engern  Sinne 
.($.  56  u.  57). 

a)  Zu  Erklärung  und  Auslegung  der  t  BundesActe  dienen  die  darauf  sich  beziehen- 
den Verhandlungen  auf  dem  wiener  Congref»,  insonderheit  die  CongressProtocolU^ 
in  KlCbkh'«  Acten  des  w.  Congresses,  1kl.  II,  und  die  zehn  verschiedenen 
Entwürjc  der  BundesActe,  cbend.  B.  U,  S.  »93.  —  Proben  in  Kldzrr's 
Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  d.  w.  Congr.,  Abth.  *  u.  3.  -  Beiträge  xu 
Erläuter.  der  t.  BundesActe  in  Hi.creh's  StaatsArchiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S. 
39.  ff.  Heft  U,  S.  n5.  ft'.  —  Von  der  Befugnifs  der  B.  V.  zu  solcher  Auslegung, 
unten  §.  1  in  und  i3o. 
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b)  Wichtig  für  Auslegung  dieser  SchlufsActe  sind  die  noch  (ungedruckten)  ProtocolU 
von  den  34  wiener  MinisterialConferenzen,  v.  a5.  Nov.  1819  bis  24.  Mai  1820, 
insonderheit  die  Vorträge  der  RedactionsCommission  in  den  Sitzungen  vom  i5. 
und  24.  April  1820. 

r)  Von  Auflegung  des  Reichsdep.  Hauptschlusses  v.  i8o3 ,  oben  §.  5a  u.  58. 

d)  Klübfb's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  1.  ff.  —  Von  Auslegung 
der  rhein.  Bundes  Acte,  s.  v.  Bkbc.'s  Abhandl.  Rur  Erläuter.  des  rhein.  Bundes, 
S.  11  — 5o.  E.  A.  Hat»  in  Chome's  u.  Jacp's  Germanien,  Bd.  R,  S.  161  —214. 
W.  J.  Bfhb's  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  §.  34,  und  viele  Abhandl.  in  Wi*- 
Koer's  rhein.  Bund,  z.  B.  Heft  V  -  X,  XRI  -  XVI,  XXIX.  Vcrgl.  §.  44,  3i3 
u.  3i5.  —  In  dem  ersten  PräsidialN  ortrag  in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  ji.  Nov. 
1816,  $.  7)  heifst  es:  »So  Wieb  denn  auch  die  Schöpfung,  deren  Namen  man 
aus  der  Geschichte  möchte  löschen  können,  und  die  ich  im  biedern  Verein 
teutscher  Männer  nur  leise  nenne  —  der  Rheinbund  —  ein  unvollständiges  poli- 
tischmilitärisches Machwerk.  Ohne  weitere  Ausbildung,  so  wie  entstanden,  ver- 
schwand auch  diese  nie  erfüllte  Urkunde,  die  Rheinbund  Act;  —  als  Grundlage 
einer  öffentlichen  Gcsammtordnung  in  Teutschland,  denn  in  ihren  individuel- 
len Folgen  sind  die  Spuren  derselben  sichtbar  und  fühlbar,  und  gehören  der 
Zeitgeschichte  an«.  Gcwifs,  vielfach,  ja  tausendfach  noch  der  Wirklichkeit! 
Sind  nicht,  ohne  Rücksicht  auf  das  jus  postliminii,  die  meisten  directen  und 
indirecten  Folgen  der  Vernichtung  des  Reichs ,  die  Aufhebung  der  Reichsgesetze, 
die  politische  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten,  die  neuen  Titel  eines 
bedeutenden  Thcils  der  Bundesgenossen,  ihr  Verzicht  in  dem  34.  Art.  der  rhei- 
nischen BundesActc,  viele  Territorial  Veränderungen  und  \  ergrösserungen ,  die 
Subjection  so  vieler  vormaliger  reichsständischer  Landesherren  und  anderer 
Rcichsunmittelbaren ,  diese  sogar  vermehrt  durch  die  Fürsten  von  der  Leven 
und  von  Isenburg,  die  politische  Vernichtung  der  beiden  geistlichen  Ritterorden 
und  etlicher  Reichsstädte,  theils  ausdrücklich,  theils  stillschweigend  anerkannt 
von  dem  wiener  Congrcfs,  wie  ein  Vermächtnifs  aus  dem  rheinischen  Bundes- 
verhältnifs  in  das  tcutsche  übergegangen,  und  kann  man,  frei  auch  nur  ober- 
flächlicher Vcrgleichung  der  rheinischen  mit  der  teutschen  Bundes  Acte,  sieb 
der  Mutbma fsung  enthalten,  dafs  jene  bei  dieser  mehrfach  als  Vorbild  gedient 
habe?  Vcrgl.  §.  47.  b.  Die  napolconischcn  Verfügungen  in  und  über  Teutsch- 
land, und  ihre  Folgen,  suchen  ibren  ursprünglichen  Titel  iii  demselben  Recht, 
in  welchem  des  Markgrafen  Albrechts  Erwerbung  der  TeutschordensBesitzungen 
in  Preussen,  die  drei  Theilungen  Polens,  die  Unterwerfung  von  Danzig  und 
Thorn,  die  Hunderte  von  preussisrhen  Occupationen  in  Franken  in  den  Jahren 
796  und  1797,  die  Verfügungen  über  dio  Republiken  Venedig  und  Genua,  und 
die  Secularisationen  und  Supprcssionen  von  i8o3,  mit  ihren  Folgen,  den  ihrigen 
suchen. 

e)  Wiener  Sehl  uss  Acte  v.  1820,  Art.  17,  vcrgl.  mit  Art.  4  u.  6.  —  Die  Erklärung 
oder  Auslegung  betrifft  entweder  grundgesetzliche  Bestimmungen  des  Bundes, 
oder  andere.  Ob  im  ersten  Fall  in  der  B.  V.  Einhälligleit  der  Stimmen  (una- 
nimia)  dazu  erfordert  werde,  wie  bei  Annahme  und  Acnderung  solcher  Bestim- 
mungen, davon  unten      i3o.  * 

f)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  10.  Beilage  25  zu  §.  190  des  Protoc.  der 
B.  V.  vom  5.  Jul.  1821,  §.  3o. 

g)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  17,  vergl.  mit  Art.  8,  9  u.  10.  Man  s.  jedoch 
die  angef.  Beilage  25,  §.  40  u.  42. 
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II.  ABTHEUÜNG. 
Quellen  des  Staatsrechts  der  souveränen  Bundesstaaten. 

§•  (7a) 
Verschiedenheit  der  Quellen, 

Der  rechtliche  Grund  der  Staatsgewalt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten liegt  in  der  Einwilligung  de«  Staatsoberhauptes  und  der  Einwohner 
dieser  Staaten,  oder  ihrer  Stellvertreter  «).  Das  Bundesverhältnifs  dersel- 
ben, oder  ihre  Vereinigung  zu  einem  StaatenSystem,  der  Staatszweck  und 
die  Analogie  ihrer  Entstehungsgeschichte,  begründet  für  alle  Bundesstaaten 
gemeinschaftlich,  gewisse  staatsrechtliche  Bestimmungen.  Andere 
haben  ihren  Grund  in  der  individuellen  Verfassung  der  einzelnen  Souve- 
rainStaaten.  Daher  sind  die  Quellen  des  Staatsrechtes  der  souverainen  Bun- 
desstaaten, theils  gemeine,  theils  besondere.  Jene  allein  dienen  dem 
gemeinen,  diese  nebst  jenen  dem  besondern  Staatsrecht  der  Bundesstaaten 
($.  7)  zur  Grundlage. 

a)  Oben  $.  1.  P.  A.  Frash's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  6a. 

§•    72.  (7|.) 
/.    Gemeine  Quellen. 

Die  gemeinen  Quellen  des  Staatsrechtes  der  teutschen  Bundesstaaten 
sind:  Staats  vertrage  des  Teutschen  Bundes  (§.55  ff.),  sowohl  Grund- 
▼  ertrüge,  als  auch  Staatsverträge  im  engern  Sinn  «),  und  Herkom- 
men des  Bundes,  so  weit  sie  in  Hinsicht  auf  Verfassung,  Vertretung  und 
Verwaltung  der  Bundesstaaten,  oder  in  Ansehung  öffentlicher  Rechtsver- 
hältnisse ihrer  Staatsangehörigen ,  Verbindlichkeiten  auflegen  £);  Analogie, 
sowohl  des  Bundesrechtes  (§.  62  IT.),  als  auch  der  Staatsverfassung  der 
Bundesstaaten  überhaupt:  allgemeines  Staatsrecht  (§.70);  positives 
Völkerrecht,  so  fern  dasselbe  auf  die  i  nn  er  n  Staats  Verhältnisse  Einflufs 
hat       8.  u.  f). 

a)  Hierunter  sind  namentlich  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung'  begriffen.  Vergl. 
§.  414.  —  Von  der  fortdauernden  Verbindlichkeit  teutscher  Reichs  Vertrag- 
rechte,  namentlich  solcher,  die  durch  die  Concordate  mit  dem  päpstlichen 
Stubl ,  den  Religionsfrieden  und  den  westpkäl.  Frieden  begründet  wurden,  s.  oben 
$.  5o,  n.  ^ 

A)  Schaumburg-HppUche  Verordnung  v.  i5.  Jan.  1816,  im  Eingang.  Waldeck. 
Laudesvertrag  von  1816,  im  Eingang  u.  §.  a5,  lit.  f.  S.Weimar-Eisenach.  Grund- ^ 
gesets  v.  1816,  im  Eingang  u.  §.  120.  S.  Hildburghaus.  Verfassungsurkunde 
r.  1818,  §.  5.  Liechtensteinische  von  1818,  im  Eingang.  Badische  von  1818,  §. 
1  u.  t.  Würtembergischc  v.  1819,  §.  3.  Grofsher/..  Hessische  v.  1830,  Art.  1 
u.  %.  S.  Coburg-Saalfeldische  v.  1811,  Art.  1  11.2.   Braunschweig-  und  Blanken- 
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burgische  Landschaftsordn.  v.  18*0,  §.  i5.  Sachsen  Meiningischcs  Grundgesetc 
r.  18*9,  §.  81.  Sachsen  Ulenburg.  Grundgesetc  v.  i83i ,  §.  11.  Königl.  Sachs. 
VerfassXrk.  v.  i83i,  §.  89.  (Die  baierisrhe  Verfass.  Urk.  v.  1818  u.  die  Kur- 
hessische  von  i83i  nicht).   Vcrgl.  unten  §.  314  —  »37. 

s 

§•   75*  (72). 
IVohin  die  fremden  Rechte,  in  der  Regel,  nicht  gehören. 

I)  Das  romische  Staatsrecht  ist  in  Teutschland  nie  angenommen 
worden,  am  -wenigsten  seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes.  Es  kann 
daher,  gleich  dem  subsidiarisch  oft  noch  angenommenen  romischen  Privat- 
recht, hier  als  Quelle  nicht  dienen;  selbst  bei  zufälliger  l ebereinst immung 
einzelner  Satze  des  römischen,  und  des  Staatsrechtes  der  sou verainen 
Staaten  des  Teutschen  Bundes.  Doch  findet  eine  Ausnahme  Statt,  in 
Ansehung  der  hie  und  da  noch  angenommenen  romischen  Lehre  von  der 
Fisca  {Gerechtigkeit  und  etlichen  andern  Regalien  «).  II)  Das  canonisch  - 
päpstliche  Recht  findet  nur  noch  in  dem  KirchenStaatsrecht  der  Katho- 
liken einige  Anwendung  III)  So  auch  das  longobardische  Lehn- 
recht ,  nur  subsidiarisch  bei  Lehen  in  teutschen  Bundesstaaten  <*). 

<*)  Masco v  Princ.  juris  publ.  p.  38.  Püttfr's  Bcitr.  I.  107.  de  Selchow  Elcm. 
juris  publ.  $.  49.  Nf.ttelbladt's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S.  16-.  ff. 
Westpral's  t.  Staatsr.  S.  73,  §.  7.  Schxaibert's  Beiträge,  IL  io5  —  116. 
Gsrstl a cher's  Corp.  jur.  publ.  rV.  43.  Von  Anwendung  des  röm.  Recht*  im 
PrivatFürstenrecht,  s.  Gfrstlachbr  IV.  fyi.  Schwaitbbrt's  Bcitr.  IL  98.  117.  — 
WienerSchlufsActe  t.  i8«o,  §.  a3.  Oben  $.  11  e.  A  on  der  Analogie  der  fremden 
Pechte,  Schwadert  U.  111. 

4)  Vergl.  Moser  von  TeuUrhL  überb.  534.  Ebend.  r.  Staatsr.  11,  «18.  Mascot 
1.  c  3a.  sqq.  v.  GI^dfbodk's  t.  Staatsr.  i83.  de  Selchow,  I.  c.§.5o.  —  Weiter 
noch  gehen  Gehsti.achrr  1.  c.  IV  4«  ff.  u.  Schnavrfrt  a.  a.  0. 

r)  Moser'«  Lehnsverfa&sung,  S.  i55  u.  5aq.  Ebendest.  t.  Staatsr.  IL  i?5.  G.  M. 
de  Lcdolf,  de  Jure  feminarum  illustrium,  P.  IL  c.  1.  §.  ti.  Mascot  1.  c.  qo. 
Boebmeb  Princ.  juris  feud.  %.  3i.  sq.  Schxaitbrht,  a.  a.  O-  B.  118  f.  —  Nicht 
anwendbar  ist  die  Regalien  Verordnung  K.  Friedrichs  I.  v.  n58,  IL  F.  56. 
P.  E,  Bxrtrak 's  Abhandl.  in  Zbi-fexich's  SammL  auserles.  Abhandl.  >us  dem 
Lehnr.  L  1*9.  (auqb  lateinisch,  als  Streitschrift,  Halle  i765.)  PLtter  s  Beitrüge, 
L  207. 

§♦  W.  (73). 
IL    Besondere  Quellen. 

Besondere  Quellen  des  particularen  Staatsrechtes  der  souverainen 
Staaten  des  Teutschen  Bunde  ssind:  I)  die  besonderen  Staats  vertrage 
eines  Bundesstaates  «),  sowohl  Staats  Grund  ver  träge,  betreffend  die 
StaatsGrundverfassnng  (§.  98),  als  auch  St aats vertrage  im  engern 
Sinn,  betreffend  öffentliche  Rechtsverhältnisse  ausser  der  Grund  Verfassung  ; 
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so  auch,  in  einzelnen  Landern,  eigene  Staatsgesetze,  die  zum  Theil 
nur  der  Form  oder  dem  Schein  n  ich ,  von  Vertragen  sich  unterscheiden. 
Zu  dieser  Classe  gehören:  vertragmäsig  errichtete  StaatsvcrfassiingsUrUundcn, 
Iandesgrundgcsetze,  StaatsConstitutionen  (ewige  Ycrtragmasige  Willenser- 
klärungen des  Staatsoberhauptes  und  der  Untcrthanen ),  lindes  -  unil  Erb- 
vergleiche  Land tagsllcc esse,  Erledigungen  der  Landesgebrechen  (  resolu- 
tiones  ad  gravamina  ordinum  provincialiuni ) ,  landesherrliche  Declarationcii, 
Heversalen  und  Assecuralionen ,  LandoCompaetatc,  Accorde,  Iicgimcnls- 
ordnungen  <•) ;  Recesse  mit  Landsassen,  sowohl  ganzen  Gassen,  als  auch 
einzelnen;  Privilegien  der  Landschaften  überhaupt  </),  und  besonderer 
Classen  derselben;  landesherrliche  Constitutions  -  und  Oi ganisationsEdiete 
Patente  oder  Declarationen,  insbesondere  die  staatsrechtlichen  Verhaltnisse 
der  Standesherren  und  Guts-  oder  Grundherren  betreffend  /).  —  Manche 
Benennungen  dieser  Reehtsqucllen  trennen  solche  nur  scheinbar  um 
der  Classe  der  Verträge  g). 

i 

a)  Pi'tTKii's  Lit.  III.  cst!o.    Mosvr  von  der  t.  Keichsstande  Landen,  ft*.  n5i, 

ji8i.  —  Ein  Verzeichmsi  von  Grund-  und  andern  Staatsverträgen  einzelner 
Länder,  mit  IVaehucisuiig  der  Schriften,  wo  sich  Abdrücke  davon  finden, 
s.  bei  Mosfr  a.  a.  O.  949 — 1124.  —  Viele  finden  sich  in  LCmg's  Sammlungen, 
FAh>n's  u.  Rkvss,  Staatskanzleien  u.  a.  (vergl.  Gkorciscm  Ilegcsla  chronologieo 
diplomatica);  die  neuesten  in  der  Sammluu»:  Die  Constitutionen  der  curop. 
Staaten,  seit  den  letzten  10  Jahren.  Lcip/..  u.  Allcub.  1Ö1-— 24.  4  Tli.  8. 
2.  Aufl.  unter  dem  Titel:  Pölitz,  Die  curop.  \  erfassungen  seit  dem  3.  1789 
bis  auf  die  neueste  Zeit.  Lcipz.,  i833  — 3/|-  3  Bde.  8.;  und  in  L.  Ltnrn's 
diplumat.  Archiv  für  Europa.  Lcipz.  Bd.  I.  1819.  Bd.  II.  18-21.  Nach  des 
Verfassers  Tod  fortgesetzt  von  K.  II.  L.  Pölitz.  Bd.  III,  in  2  Abth.  i8i3.  8. 
Systematisch  /.usammengcstellt  in  folg.  Schrift:  G.  L.  v.  Za>gv>  ,  die  Ycrfas- 
sungsgesct/.c  deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammenstellung.  Darinst.  u 
Leipz.  lid.  I.  1828.  Bd.  D.  1829.  Bd.  III.  i832.  8.  —  D-utsrh/and,  Comti 
tutionen,  enthaltend  die  beiden  IfauptGruiidt ertrage  des  deutschen  Hundes,  und 
die  seit  dem  Jahre  1814  in  einzelnen  Bundesstaaten  eingefülirten  Vcrfassungs 
Urkunden  und  Gesetze  über  landständische  Verfassung.  Hinteln,  i833.  8.  — 
Colleclion  des  Charles,  lois  fundamentales  et  acte»  constitutiounels  des  peuplej 
de  l'Europc  et  des  deux  Ameriques  etc.  par  M.  31.  P.  A.  Dem,  J.  B.  Duvfr- 
citr  et  J.  Gavdkt.  T.  I— VI.  Paris,  1821—23.  8.  (Der  2.  Theil  enthält  die 
leutschen  Verfassungen).  —  Nachahmung  verdienen  :  Jen.  Tn.vni».  Zalsfr's 
Corp.  juris  publ.  Sulisburgensis.  Salzb.  1792.  8-  und  die  Sammlungen  für 
/ftuuiOv?r,  v.  1794;  für  ßraunschwciglfolfcnbuttel,  von  »770,  u.  von  RiuuK.NTRorr, 
i"93;  für  Holstein  1  von  Jfasfjt  u.  Hh;».\visch  1-97»  für  von  1—8}  für 

tVurlcmberg ,  in  der  »YY'ürtcmbergischeu  Gruncttcrfassung&,  in  Kcyscueh's  unten 
(Noleb)  angef.  Sammlung,  und  in  den  »  Uauplurkunden  «,  hcrausgeg.  von 
IL  E.  Paulus  1816  >  für  Baden,  3.  G.  Di  i-tli>ükr's  Quellen  des  badischen 
Staatsrechts.  Carlsr.  Bd.  I.  1822.  8.*  für  die  landsässige  Hillcrsihaft  in 
Teutschland,  von  Lcsio  i-3o.  Vergl.  Klüreh's  Eiul.  zu  e.  n.  Lehrbegr.  des 
t.  Slaatsr. ,  §.  49  d,  u.  e. 
b)  Merkwürdige  Beispiele: 

a)  aus  der  Zeit  des  teuUchttn  Reichs  u.  d.  rheinischen  Hundes ;  der  mecklenburgische 
landcsgruudgesetzl.  Erbvergleich  von  1755,  in  Fadkr's  Staatsk.  CIX.  160.1  vergl. 
Rhein.  Bund,  LUI.   2^8 j  mecklenburg.  grundgesetzl.  Erbvertr.  mit  der  Stadt 
Klotxr  j  äffeot).  Rcclil  i.  Aufl.  n 
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Rostock  v.  i3.  Mai  1788,  in  Reu**  Staatskanzlcy,  XXn.  14}  XXDX  i,  und 
Vertrag  »wischen  Ebendenselben  v.  14.  Mär»  1827*  —  der  tübinger  Vertrag  v. 
i5i4,  und  der  würtembergische  Erbvcrglcuh  von  17-0,  dieser  in  Fadkb's  neuer 
Staatsk.  XXXI.  335  (vcrgl.  Ff.tmeiT»  Grund/.ügc  der  erbländ.  Verf.  Würtcmbergs. 
,8l7.  8.)  i  —  der  braunschweig-lunrh.  wolfenb.  Landtagsabsehied  v.  9.  April  17?» 
in  Fabeb's  neuer  Staatsk.  XXX.  335,  u.  als  Beil.  B.  bei  der  von  den  Landständen 
im  Mai  1829  nci  aer  Bundesversammlung  gedruckt  ciogcreiebten  »Darlegung  der 
emschen  dem  Herzog  Carl  etc.  und  den  Landstäudcn  obwaltenden  Differenz«, 
S.  40— 56}  —  der  schaumburg- lippische  Landesvergleirh  v.  1791»  —  der  Lande*- 
grund vergleich  des  Stiftes  Esten  v.  2.  Sept.  1791,  »«  v.  BKno's  Staatsmagazin, 
Bd.  DI,  Num.  i3j  —  die  hohenzollern-sigmaringensche  Landesverträge  von  1793 
und  17981  —  hohenzollern-hcchingenscher  Landesgrund  vertrag  von  1788}  der 
ntuwiedische  Landesvergleich  v.  14.  Aug.  1804.  —  die  pfahneubur gischen  Depu- 
tationsAbschicde,  über  die  neuburgischen  Landes-  und  Begierungsverhältnisse, 
v.  3.  Ocl.  1-99,  in  Revss  Staatsk.  v.  1799.  VI,  85  j  u.  v.  io.  Juni  180a,  in 
(Klübeb's)  Bbeinischen  Staatsakten,  Heft  1  (1801.  8.),  S-  3i  ff.?  —  Con- 
stitulion  des  Bönigr.  Baiern  v.  1.  Mai  1808;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808, 
St.  22,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3  —  14. 

ß)  aus  der  Zeit  des  Teutschen  Hundes:  Xajsuuisthes  Edict,  die  Errichtung  der 
Landstände  betr.,  v.  i.  u.  2-  Sepl.  1814;  in  der  Allgein.  Zeit.  v.  1814,  Nunt. 
a54  —  258;  Aastauische  Verordnungen  v.  3.  Nov.  i8i5,  u.  v.  29.  Ort.  i83i. 
Constitution  des  Bönigr.  der  Niederlande,  mit  Inbegriff  des  Herzogin.  Luxemburg, 
t.  24.  Aug.  181 5.  —  Schwärzt.  RutinU.  landständische  Verfassungsurkunde,  v. 
8.  Jan.  1816.  —  Grundgesetz  über  die  landständi.sr'ie  Verfassung  des  Grofsher- 
zogth»  Sachsen  Weimar  Eise  nach ,  v.  5.  Mai  1816,  in  RLt'bEn's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  16a  —  2o3.  —  fFaldcckiself-r  .Landesvertrag  über  die  Landes  -  und  ständische 
Verfassung  v.  19.  April  1816,  in  Bicber's  Staatsarchiv,  Bd.  n,  Heft  6.  —  Schaum- 
burgLippische  Verordu.  v.  i5.  Jan.  1816,  die  Einführung  landständischcr  Verfas- 
sung betr.,  in  Blüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  67  ff.—  ConstitulionsErgäntung*- 
Acte  zu  der  alten  Stadtverfassung  der  freien  Stndt  Frankfurt,  v.  19.  Juli  1816. 
8;  in  der  Gesetz-  und  StatutenSamml.  der  freien  Stadt  Frankf,  Bd.  I  (i8i~. 
8.),  S.  1 — 70.  —  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  s.  unten  §.  24>>  —  Grundgesetz 
der  landschaftlichen  Verfassung  des  Fürstenth.  Hildburghaustn,  v.  19.  März  1818.  — 
Verfassungsurkunde  des  Bönigr.  Bayern,  v.  26.  Mai  1818.  —  Verfassungsurkunde 
für  das  Grofsherzogth.  Baden ,  v.  11.  Aug.  1818.  —  Verfassungsurkundc  für  da» 
souver.  Fürstenth.  Liechtenstein,  diitirt  Eisgrub  vom  9.  Nov.  1818;  in  der  Allgem. 
vZeit.  v.  9.  und  10.  Febr.  1818.  —  Staatsverfassungs Vertrag  für  das  Bönigr. 
fVurtembtrg,  v.  25.  Sept.  1819.  (Zwei  frühere  Constitutionen ,  v.  i5.  Märzi8i3, 
und  v.  März  1817,  wurden  von  den  Ständen  nicht  angenommen).  —  A.  L. 
Rvyschxb's  Samml.  der  würtembergischen  Gesetze.  Stuttg.  »829  u.  f.  8.  (Enth 
hält  in  den  3  ersten  Bänden  die  StaatsGrundgcsetze  von  1493  —  1828).  Ver- 
fassungsurkundc für  das  Bönigreich  ffurtemberg,  mit  den  dieselben  ergän- 
zenden Gesetzen  und  Verordnungen,  zusammengestellt  von  G.  Fr.  Bapif.  Zwei 
Bände.  Borwtn.,  i832.  8.  — Bönigl.  hannöverisches  Patent, "betreffend  die  Organi- 
sation der  Stäudevcrsaminl.  v.  7.  Dec.  1819.  Neues  Staatsgrundgesetz  für  das 
Bönigr.  Hannover  v.  26.  Sept.  i833.  (Letzteres  ist  von  dem  Bönig  als  für  ihn 
nicht  bindend  erklärt  worden  durch  ein  Patent  v.  5.  Juli  1837,  und  nachdem 
die  Stände  auf  den  Grund  des  Patentes  v.  7.  Dez.  1819  zus.*bcrufen  worden, 
ward  ihnen  mit  einem  königl.  Schreiben  v.  18.  Febr.  i838,  der  Entwurf  eines 
neuen  Stnatsgrundgesetzes  zur  Berathung  vorgelegt).  —  Vertragmäsig  erneuerte 
Land&chaftordnung  für  d.  Herzogth.  Bmunschweig  u.  d.  Fürstenth.  Blankenburg, 
y.  a5.  April  10*20.  Neue  Landsohaftordnung  für  d.  Hzgtb.  Braunschweig  v.  12. 
Ott.  18  ta.  —   Bönigl.  such*»ch?*  Patent  vom  16.  Ocl.  1820,  betreffend  die  land 


Digitized  by  Google 


öffentlichen  Rechtes      -  U5 

tt.lndis«  he  Verfassung,  nach  der  Laudtagsordu.  v.  17-28.  Neue  Verfassung*- 
urkunde  des  Iiöaigr.  Sachsen,  v.  4.  September  i83i.  —  Verfassungsurkunde 
des  Grof>her/.ogtb.  Hessen,  v.  \-.  Dec.  1820.  (Lin  ConstitutionsFdiet  v.  ?.o.  Mär* 
1820,  ward  von  den  Ständen  nicht  angenommen)  —  Gesetz,,  die  ständische 
\erfassung  des  Herzogthums  Sachse nCoburgSantßtd  (seit  ij.  Nuv.  i£?.6:  Sachsen- 
Coburg  u.  CWuil  betr.,  vom  8.  Aug.  1831.—  Grundgesetz  über  die  landsehafll. 
Verf.  des  Hz.gth.  SachsenCoburgMeiningen ,  v.  4.  Sept.  1824.  Desgl.  für  das  seit 
d.  ij.  j'No*.  1826  neu  gebildete  Hzgth.  SarhsenMeiniugcnlt'ddburghuusrnSaalftld, 
v.  i3.  Aug.  1839.  —  Verfassuugsurkunde  fiir  d  Fürstenth.  SchurarzburgSonders- 
huusiu,  v.  28.  De*.  i83o.  —  Verfassungsurkunde  für  d.  Kurj'ut stenüi.  /fasse», 
v.  5.  Januar  i83i.  —  Gruudgesett  für  d.  Ilxgth.  Sutjtsjti.  Himburg,  v.  -29.  April 
i83i.  —  Vcrfass4*ng3urkundc  des  1  ürstenth.  HohcnzotlrnSigmuriHgeii,  v.  11. 
Juli  »833.  —  Jede  StaalsverfassungsL  rkundc  sollte  in  sieh  selbst  die  Fähigkeit 
tragen,  auf  verfasaungsmäsige  Art  Zusätze,  Acnderungen  und  Verbesserungen 
aufzunehmen,  »eiche  sowohl  veränderte  Zeit  Verhältnisse,  als  auch  reifere  Ein- 
sicht und  Erfahrung  darbieten.  Darum  nennen  die  Britten  ihre  Verfassung 
perpctual  Innovation  (fortwährende  Neuerung,  d.  h.  /.eitgemäse  Ausbildung).  " 

c)  Wider  die  Verbindlichkeit  dieser  Verträge,  s.  J.  Ad.  L.  11.  ab  Ichstadt,  \  indiciae  • 
territorialia  potestatis  adversus  capitulationum ,   cotnpactatorum  et  lilteraruui 
reversalium  abiuus  in  imperii  R.  G.  prineipatibus  passiin  inolcscentes.  Mouaeh. 

et  Ingoist.  176U.  Auch  teutsch:  Rettung  der  Landeshoheit  gegen  den  Milsbraucb 
der  Capitulationen  u.  s.  w.,  mit  Anmerk.  fvon  J.  J.  Moser)  Frankf.  i-6j. 
VergL  jedoch  Schubabt's  Leben  des  Herrn  von  Ickstadt  (1776.  8.),  S.  71.  f. 
114  —119.  J.  Rica.  v.  Roth's  Staatsr.  der  t.  Reiehslandc,  I,  i5  f.  u.  loa.  Haft. 
Scncic's  Prüfung  d.  Verträge  und  Gewohnheiten  zwischen  teutschen  Landesherren 
und  Unterthanen.    Wetzlar,  »792-  8. 

d)  J.  C.  Lüsio's  Collcctio  nova  von  der  landsässigen  Ritterschaft  in  Teutschland, 
Frankf.  u.  Leipz.  i?3o.  a  Theile  in  fol.    (enthält  weit  mehr  als  der  Titel  sagt, 
s.  Moser  a  a.  O.  3i6).    M.  Falh's  kurzer  Hegriff  der  sc  hleswig-holstein.  Landes 
Privilegien,  in  d.  Kieler  Blättern,  Bd.  HI,  Heft  1  (1816),  Nu.»  1. 

t)  Z.  B.  Badische,  von  i8o3,  1807,  1808,  1809  u.  1811.  Hrssendunnstädtische,  v.  i8o3. 
ffitrlembeigischr,  von  1806  und  181  >•  Prcussische ,  v.  1809,  1810,  1814  u.  i8i5. 
Auh  tli-Cüthe tische,  v.  1810  u.  1811.  Sachs.  Coburgische,  v.  1802  u.  1808.  Sassau- 
isc/te ,  v.  1812.    Sachs.  ffeimttr-EiscnuchJsvhe ,   v.   181J,  und  viele  andere. 

/)  Hicvon  unten,  in  den  Capiteln  von  Standesherren  und  Grundherrcn. 

?)  H£BFiu.iji'ft  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  ?.o.  Wiksano,  iu  dem  Rhein.  Bund, 
LDX  3oa  f.  —  So  ward  iu  Frankreich  das  Edict  von  Nantes  (i5o8)  u.  dasjenige 
von  iftiG  als  ein  formlicher  Staatsvertrag  betrachtet.  Flassax,  Histoire  de  la 
diplomatie  franraise,  T.  U  (edit.  de  1811),  p.  168  et  399. 


§•  75.  (74.) 
Fortsetzung. 

Auch  gehören  dahin:  manche  landesherrliche  Haus-  oder  Fa- 
miliengeset  ze,  Familienverträge  und  andere  gültige  Dispositionen 
(z.  B.  über  Familieneigenthum ,  FamilienFideicommifs ,  darauf  sich  bezie- 
hende Nachfolge,  Schulden  «)  tu  dgl.;  Staats  vertrüge  mit  andern 
Staaten,  sowohl  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  als  auch  andern  * 
Außerdem  gibt  es  noch  in   manchen  Ländern  eigene  Staatsgesetze, 

6* 
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die  der  Landesverfassung  gemiifs,  von  dem  Staatsoberhaupt,  etwa  unter 
Mitwirkung  der  Landstände,  errichtet  worden  sind  <?).  Die  Kraft  mancher 
Landesverträge  ist  verstärkt  durch  Garantie  auswärtiger  Staaten  <0  oder 
des  Teutschen  Hundes  (§.  22j);  und  durch  den  erklärten  Bundeszwech 
ist  die  Pilicht  des  Hundes  begründet,  die  Aufrechthaltung  der  Grund  Ver- 
fassung aller  Bundesstaaten  zu  schirmen 

« 

o)  J.  D.  Reichf's  Vcrzeichnifs  zur  Erlauler.  des  t.  Privatfürstenrechtes  vorzüglich 
gehöriger  Urkunden.    Bückcb.  1785.  4.    Moser*»  FamilienSlaatsr.  II.  964  ft*.  - 
Von  dem  k.  preuss.  Hauslideicommifs  unten  §.  333  b.  —  Nassauischer  Frbverein 
v.3o.  Juni  1783,  (in  Reis»  Staatsk.  XVI.  -5,  u.  in  de  Martens  Rcrueil,  H.  4o5); 
nach  einem  Hausverl  rag  vom  14.  Jul.  1814  (wovon  Auszug  in  v.  Gagkrk's  Mein 
Antheil  an  der  Politik,  U.  Abtheil.,  1826,  S.  24  3  f.)  erstreckt  auf  das  Grofs- 
herzogth.  Luxemburg  (Hi.lukr's  Alten  des  w.  Congr.,  Bd.  VI,  S.  173),  und 
nassauischer  Vertrag  v.  18.  Apr.  i8o5.  —  ICönigl.  würiemb.  Hausgesetz  v.  1.  Jan. 
1808,  in  d.  Rhein.  Rund,  LH.  3.    H'urtemb.  Hausgesetz   vom    8.  Juli  1828, 
in  d.  würteinb.   Reg.  Rlatl   v.  8.  Juli   1828.   —    Raierisch-pjälz.  Vertrag  von 
Pavia ,  St.  Oswaldstag  i3io,  in  Faher's  neuer  Staatscanzlcy,  Th.  49 »  S.  36o. 
Erbvertrag  »wischen  Pfalz  u.  Baiern  v.  22.  Sept.  1766,  bei  Lab  er  a.  a.  O.»  Th.  53, 
S.  66  ff.  u.  in  Marths  Rccueil,  T.  I,  p.  658.    (Der  angef.  Hausvertrag  v.  1771 
steht  auch  bei  Faüer  a.  a.  O.,  Th.  53,  S.  81,  u.  bei  Martens  1.  c.  p.  66-.) 
Vertrag  zwischen  Kurhaiern  u.  Kurpfalz,   puncto  constituti  mutui  possessorii, 
v.  ig.  Juni  1774,  bei  Fader  a.  a.  O.  Th.  53,  S.  104,  n.  bei  Martf>s  I.  c.  p.  681. 
Raicrisch  -  pjälz.  Hausvertrag  nebst  ScparatA^te,  beide  v.  12.  Oct.  1796,  in  G.  v. 
Aretin's  Genius  von  Raiern,  Hd.  I,  Heft  \.    Baierisch- pfälz.  Hausvertrag  v.  26. 
Febr.  17-1,  bestätigt  im  Teschener  Fr.  v.  17*9,  Art.  8.    PJalzbaier.  Apanagial- 
oder  vielmehr  ParagialRecefs  mit  PfalzRirkenfeld,  v.  3o.  Nov.  i8o3.  Hönigl. 
haier.  Familiengesetz  v.  28.  Juli  1808,  in  d.  Rhein.  Rund,  XLIX.  3.    Baier.  Fa- 
iniliengesetz  v.  18.  Jan.  1816,  in  d.  baier.  Regier.  Rlatt  v.  1816,  St.  40.  Baier. 
HausGruudgcsctz  oder  FamilienStatul,  als  künftig  allein  gültiges  Hausgesetz  v. 
5.  Aug.  1819,  in  d.  baier.  Regier.  Rlatt,  1821,  IN' um.  1.  —  Hönigl.  hännörerisches 
u.  herzogl.  braunschweigisches  gemeinschaftliches  Familiengesetz  v.  24.  u.  19.  Oct. 
i83i.    Neues  Hausgcselz  für  das  Rönigr.  Hannover  v.  19.  Kov.  i836.  —  Hönigl. 
sächsisches  Hausgesetz  v.  9.  Marz  i838.  —  Mrcthnb.  Schwerin,  u.  strelilz.  vor- 
läufiger Hau» vertrag  v.  5.  l)cc.  1808.  Vergl.  Rhein.  Rund,  LUI.  282  f.  —  Kurhess. 
Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817.    Von  d.  grossherzoglich  hessisdien  Haus- 
veit ragen  s.  Rich's  hessisches  Staatsr.  1.  Ruch,  2.  Heft.    Darmstadt  i832.  8.  — 
Badisches  Hausgesetz  und  FamilicuStalut  v.  4.  Oct.  1817,  in  Rlvder's  Acten  des 
wiener  Congr.  Rd.  VÜJ,  S.  193.  —  HohenzollcrnSigmaringisrhes  FamilienStatut 
v.  1821.  —  Reussische  Erb-  und  Geschlcchlsvereinigung  v.  1668,  in  Lvsig'sR.A., 
p.  spec. ,  L  910.  —  Geraischer  GcschlechtsHcccfs  von  1681,  ebendas.  —  Primo- 
genital  Constitutionen  unten  $.  i      c.  —  Haus-  und  Staatsgesetze,  betreffend  die 
Staatsschulden,   die  Privat'  und  FamiÜcnschulden  des  Regenten,  die  Schulden  der 
Mitglieder  seiner  Familie,  und  die  Staatsvcräusserungen,  sind  angeführt  unten,  §.339. 

b)  Z.  R.  über  Commerzgegenstünde,  Abzugsgeld,  Nachsteuer,  Heimfallrccht,  Thron- 
folge, Erbverbrüderung,  Crenzbcrithligung,  TerritorialCession,  Purification  und 
Auslausch,  u.  d.  —  Beispiele  in  Rei>ss  Staatsk.  XL  Num.  10—14.  Moser'»  aus- 
w artiges  Staatsr.  263.  33i.  38i.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  überh.,  49. 
ScHtözvR's  Staatsanz.  Heft  XXXI.  Num.  32.  Rhein.  Rund,  HI.  366.  IVr.  106.  iai. 
V.  246.  IX.  487.  492.  X.  36.  76.  82.  XXU.  126.  XXVHI.  112.  XL.  i5i.  XLVDJ.  1. 
406.  XLIX.  /{b.  55.  65.  L.  29J.  3o2.  LIV.  43 1.  Oesterreicher's  Archiv  des  rhein. 
Hundes,  VHI.  Num.  1.  u.  2.    Rivreh's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  98,  d.  —  Di©  in 
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den  Jahren  1816,  1817  und  1819  über  Territorialverhältnisse  geschlossenen 
Verträge:  Oestrichs  mit  Haiern  v.  14.  Apr.  1816;  Oestreichs  und  Preussens  mit 
dem Grofsherzog  von  Hessen,  vom  3o.  Jan.  1816;  Großbritanniens  mit  ebendems. 
de  eod.;  des  Königs  der  Niederlande,  G.  II.  von  Luxemburg,-  mit  Preussen, 
v.  a  Nov.  1816,  mit  Grofsbritan.  v.  16.  Nov.  1816,  mit  Oestreich  v.  12.  Mär« 
181-,  und  mit  Rufsland  v.  17.  Apr.  1817;  Badens  mit  Oestreich,  v.  10.  Jul.  1819, 
und  mit  Oestreich,  Rufsland,  Großbritannien  und  Preussen,  de  eod.;  nebst 
dem  oben  §.  58  angef.  GtneralRecess  der  frankfurter  TerritorialCommission  v. 
20.  Jul.  1819;  alle  in  v.  Marte.vs  Rcrueil  des  traites,  Supplem.  VD  et  VIII. 

c)  Von  dem  Königr.  Sackten,  s.  den  Codex  Augusteus,  und  v.  Röxkr's  kursächs. 
Staatsr.  BX  1 — 58.  —  Von  der  Erklärungsart  der  Landesgrundgesetze  u.  Staats- 
verträge, s.  Wiksr's  Sammlung  jurist.  Abhandlungen  (1783)  Num.  7.  —  Von 
Aufhebung  und  Veränderung  der  Landesverträge,  s.  Mosfr  von  der  Landeshoheit 
überhaupt,  S.  5o  ff.    Wiener  SchJufsActc  v.  1820,  Art.  56.    Vergl.  oben  §.  49. 

i)  Moser's  Rechtsmaterien,  II.  146.  III.  3ot.  IV.  38o.  —  Von  der  Garautic  der 
würtemb.  Staatsverfassung,  s.  Paulis  Haupturkunden  der  würtcinb.  Landes- 
grund verfass.,  Heft  2 ,  S.  i5  — 23,  und  V  erhandlungen  in  den  Versainml.  der 
Landstande  des  Königr.  VVürtemberg  im  J.  181.O,  Abth.  IX,  S.  161-200;  wo 
S.  »76  ff.  Preussens,  Hannovers  und  Dännemarks  GarantieUrkundcn  v.  1-64  bis 
17^1  für  VVürtemberg.   Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  6i3  ff. 

e)  Hievon  unten,  §.  325. 


§•    76*  (75.) 
Fortsetzung. 

II)  Das  Staats  herkommen  ist  ehenf'alls  eine  der  besondern  Quellen 
des  partieuiären  Staatsrechtes  der  souverainen  Bundesstaaten  «);  wobei  die 
oben  (f.  59 — 61)  bei  dem  Herkommen  des  Bundesrechtes  vorgetragenen 
allgemeinen  Grundsatze,  in  ihrer  Art,  Anwendung  finden.  III)  I.udlich 
die  Analogie  des  gedachten  besondern  Staatsrechtes  *)  ebenfalls  mit  An- 
wendung der  oben  (§.  62 — 65)  vorgetragenen  Grundsätze,  unter  gehöriger 
Einschränkung.  —  Willkühr  (orientalisches  Staatsrecht,  Sultanismus, 
Despotismus),  findet  hier  überall  nicht  Statt  c), 

a)  Vergl.  Mosrn's  Abhandlung  verschiedener  Rechtsmaterien.  IV.  518  —  609.  Eben- 
den.  von  der  t.  Reichsständc  Landen,  18.  ii3i  ff.  1186. 

0  P.  A.  Fbami's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  64»  Moser  von  der 
Landeshoheit  überhaupt,  5o.    Rhein.  Bund,  XLVII.  208. 

c)  Vergl.  §.  49,  b  u.  c,  99  u.  255  d.  Sur  l'origine  du  despotismc  oriental.  1766.  8. 
Le  despotismc.  1776.  8.  The  right  divine  of  Kings  to  govem  wrong!  Dcdicated 
to  the  holy  Alliance.  London  1821.  8.  —  Von  dem  so  genannten  arbittio  sununi 
imperantis,  s.  Mosen  v.  d.  Landcshoh.  überh.  5o — 3ig.  Ebendcvs.  >on  der  Reichs- 
stände Landen,  1188.  Püttfr's  Beitr.  I.  3i7.  35i.  Framr  a.  a.  O.  66  ff.  G.  S. 
Treuer,  Monstrum  arbitrarii  juris  territorialis  (in  den  Parergis  Göttingens.  1736. 
19  —  70,  auch  besonders  gedruckt.  Frf.  et  Lips.  1-39.  4>)i  §•  10  %iV\-  Ejusd. 
Diss.  de  studiis  nimiae  libertatis  circa  Status  imperii,  ruinam  I.  R.  G.  procurau- 
tibus  (Gött.  i"38.),  §.  i3.  —  Manifeste  des  Kurf.  Mo  rix  v.  Sachsen  u.  des  Markgr. 
Albrecht  v.  BrandenburgCulinbach  «ider  Kaiser  Carl  V.  v.  i352,  in  Horti.fder's 
Handlungen  von  den  Ursachen  etc.  des  tcutschen  Kriegs  K.  Carls  V.  Th.  II, 
S.  1297  f.  u.  1299  ff.    Heinrich  «  tcutsche  Reichsgeschichte,  Th.  V,  S.  69^.  — 
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Der  östreirhischcn  Stünde  Manifest  an  alle  europ.  Machte,  wider  K.  Ferdinand  II. 
t6tg:  bei  F.  C.  J.  Fischer  über  die  Geschichte  des  Despotismus  in  Teut&chl. 
(Halle  1780),  Anhang,  282 — 292.  Manifest  der  braunschweigischen  Landsländc 
•wider  ihren  Herzog  Carl,  in  Form  eines  Schreibens  an  dessen  Brude/  den  Her- 
zog Wilhelm  von  Braunschweig- Ocis,  dalirt  vom  27.  September  i83o.  Fürst 
Mf  muMr.H's  Frklärnng  auf  dem  wiener  Congrefs,  in  Mlcber's  Acten  des  wiener 
Congr. ,  lld.  II,  S.  100.  —  BeschwerdeLibell  der  ehemaligen  danischen  Reichs- 
stände wider  ihren  Bönig  Christian  IL  den  Bösen,  v.  i5i3,  in  v.  LtnEwio's  Bcli- 
nuiae  mnniiseriplorum ,  T.  V.  lib.  2.  n.  5.  p.  3i5.  —  "Inter  dominum  et  servum 
nulla  amieitia  c»t;  etiam  in  pace  belli  tarnen  jura  scrvantur*«.    Cvrtius,  VD.  8 


§.  77.  (76.) 
S   c    h    l    u    s  s. 

Bemerhenswcrth  ist  auch,  dafs  der  ursprungliche  Rcchfstitel 
mancher  Souverainetät-,  Slaatsvermogens  -  und  grundherrlichen  Rechte 
tcutscher  I^ndesherrschaften ,  nicht  nur  in  dem  Erbrecht  und  in  Verträgen 
mit  Unterthannen ,  Landsassen,  J.»and  ständen  und  Auswärtigen  liegt,  sondern 
auch  in  Kaiserlichen  Verleihungen,  z.  B.  Privilegien  «)  und  Reichslehn- 
briefen ,  in  rechtskräftigen  reichsgcrichtlichen  Erkenntnissen ,  die  vor- 
malige TerritorialStaatsverfassung  betreffend  c),  (wodurch  das  streitige 
Recht  unter  den  Parteien  bestimmt  ward,  und  welche,  nach  Beschaffen- 
heit des  Gegenstandes,  die  Kraft  eines  Landesgrundgesetzes  hatten  <t),  und 
in  unvordenklicher  Verjährung.  Wichtig  ist  dieses  noch  jetzt  hie  und  da  , 
sowohl  für  die  innere  Staatsverfassung  (§.  5i  ff.),  als  auch  iu  Beziehung 
auf  manche  auswärtige  Staaten. 

«)  Haiserl.  Wahlcap.  (1792)  I.  9.  VII.  3.  4.  YTII.  1.  18.  31.  XV.  5.  Instr.  Pac. 
Osnabr.  A  III.  1.  et  4-  Beichshofr.  Ordn.  I.  i5.  Beispiele:  Zoll-,  Stapel-  und 
Münzprivilegien,  Privilegia  aeademica,  u.  d.  Mosfh  v.  d.  Landeshoheit  über- 
haupt, /,5.  484.  Ebenders.  von  der  t.  Bcirhsstände  Landen,  n3o.  Ebendtts.  t. 
Staatsr.  U.  i3o. 

*)  Moskr's  t.  Lehnsverfassung,  i55.  Beispiele  in  Lümg's  Corp.  juris  feud.  germ. 
T.  I  —  in.  Frankf.  1717.  Fol. 

c)  Z.  B.  in  Bechtshä'ndeln  der ' Landstände,  Domcapttcl  u.  a.  Landesuntcrthanen, 
über  ihre  Gerechtsame,  vorzüglich  in  Steuersachen.  Moser  von  der  Landes- 
hoheit überhaupt,  48.  Pütter's  Beitr  fl.  210.  Klübeb's  kagoge  in  elem.  juris 
publ.  nobilium  immediat.  §.54.  Beispiele  s.  bei  J.  T.  Za  Itter,  Corp.  juris  publ. 
Salisburg.  9— 3g,  in  Pitter's  Lit.  IB.  282  ff.,  bei  Mosfr  von  der  Landeshoheit 
in  Steuersachen,  820  ff.  und  an  vielen  andern  Stellen. 

«Q  Majer's  t.  weltl.  Staatsr.,  I.  i5.  Moser  von  der  t.  Beirhsständc  Landen,  1129. 
11 56. 
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VII.    C  A  P  I  T  E  L. 

Der  Tculsche  Bund,   in  geographischer   und  politischer 

Beziehung. 


§•  (77.) 

Areal  und  Volkszahl  der  bundesverwandten  Staaten. 

Kein  Bundesgebiet. 

Die  durch  den  Teutschcn  Bund  vereinigten  Staaten  waren 
ehehin  Bestandteile  des  teutschen  Reichs  (imperium  s.  regnum  ger- 
manicum,  corps  germaniijue,  empire  germaniejue,  St.-Empire),  dem  politi- 
schen Bang  nach  des  ersten,  anGröfse,  bis  1O01  des  dritten,  von  1801  — 
1806  des  fünften  Staates  in  Europa  «).  In  dein  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes  (1806 — 1814),  gehörte  ein  grosser  Theil  derselben  zu  diesem 
Staaten  verein  Der  Flächeninhalt   der    durch    den  Teutschen 

Bund  vereinigten  Staaten  beträgt,  nach  ungefährer  Schätzung« 
zusammen  11,725  (nach  Andern  1  i,5o2  39/jO0 ,  n,5ia  und  auch  11, 1575) 
QuadratMeilen  c).  Die  Einwohnerzahl  ward,  im  Mai  1821,  in  der 
BundesMatrikel  angenommen  zu  3o  Millionen  1 63,637  *0»  s'e  hat  sich  aber 
seitdem  bedeutend  vermehrt.  Das  Gebiet  eines  jeden  zu  dem  Teutschen 
Bund  gehörenden  Staates  bildet  ein  für  sich  bestehendes  Staats- 
gebiet, frei  von  fremder  oberherrlicher  Gewalt.  Daher  sind  die  Gebiete 
sammtlicher  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigter  Staaten,  nicht  als  ein 
Gesammt-  oder  Bundesgebiet  zu  betrachten.  Auch  besitzt  der  Bund 
kein  eigenes  Gebiet,  als  Bundesgebiet  <•)?  und  kein  in  seinem  Verein 
begriffener  Staat  oder  so  genannter  Bundesstaat  ist  ein  «Staat  des  Teutschen 
Bundes«  /). 

a)  Die  ArcalC.rössc  des  teutschen  Reichs,  Schlesien  mitbegriften,  ward  im  J.  1790, 
nach  einer  Mitle'schätzung  aus  den  verschiedenen,  sehr  abweichenden  Angaben, 
gesetzt  auf  ungefähr  11,400  geogr.  Quadratmcilcn ,  die  Volksmenge  auf  19  Mil- 
lionen, der  Umkreis  auf  mehr  als  5oo  teutsche  Meilen.  Nach  dein  Lünevillcr 
Frieden  (1801),  schätzte  man  noch  11,200  QM.  mit  nahe  an  a6  Mill.  Einvr. 
G-  Hisski/s  statist.  Umrifs  der  »ämmtl.  europ.  u.  vornehmsten  aufscreurop.  Staa- 
ten. Heft  I,  welches  Oestreich  u.  Preusscn  u.  den  teutschen  Staatenbund  enthält. 
Weimar  i8i3-  Heft  II.  i8i3.  III.  1824.  Fol.  —  Aeltere  Werke:  A.  F.  Rasdbi/s 
Annalen  der  Staatskräfte  von  Europa.  Kerl,  1*791.  fol.  J.  F.  Qckhjibt's  Euro- 
pens Staaten  etc.,  ».  Liefer.  (Lcipz.  1804.  fol.)  G.  Hassei.'s  statist.  Uinrifs  der 
•ämmtl.  europ.  Staaten,  Th.  I  (Braunschweig,  i8o5.  fol.),  worin  die  Special- 
Statistik  sämmtl.  damaliger  t.  Staaten.  Aehnliche  Werke  von  K.  H.  La.sg  (1798. 
gr.  8.),  J.  D.  A  Hock  (1799—1800.  fol.)  (J.  M.  Frhrn.  von  Liccbtshstxbit's ) 
Vergleichende  Uebersicht  von  Teutschland,  v.  1789—1813,  in  dessen  Allgem. 
Anzeiger  (Wien  1814.  8.),  S.  iq8— 141  u.  166.  H.  M.  G.  Gbbi.lwa^'s  Hist-  «latiit. 
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Handb.  v.  Te  ils«  hl.  Th.  I  u.  n.  Gotting.  1801  u.  180.4.  8.    J.  F.  Riinxtin,  das 
t.  Reich,  vor  und  na«  Ii  dem  Lüncv.  Kr.  Bd.  I.  Frankf.  a.  d.  a  1804.  8.    R.  E- 
A.  v.  Hovr,  das  t.  Reich  vor  der  franz.  Rcvol.,  und  nach  d.  Fr.  v.  Lüncv.  Th.  I 
u.  II.    Gotha  1801  u.  1804.  8.    A.  C.  Gaspaju's  Deputat  ionsRcccfs,  mit  Erläuler. 
Th.  I  11.  II.  Hamb.  i8o3.  8.    Ri.ldju's  Lit.  5o  f.  —  C.  W.  v.  Lakcwolle's  Ueber- 
slcht  der  deutschen  Bmhsslandschafts-  und  Territorial -  Verhältnisse  vor  dem 
franzö».  Rewuutionskricge,  der  seitdem  eingetret.  Veränderungen  und  der  gegen- 
vi.rtigeu  i:c>.ian<lihcilc  des  deutschen  Rundes  und  der  Bundesstaaten.  Rerlin 
iB'o.  3.    Chomi  ,  geographisch-statistische  Darstellung  der  Staatslträftc  von  den 
^inmtli«  heu ,  zum  teutschen  Staalenbundc  geliürigen  Staaten.  4  Theile.  Lcip/.. 
i8.».8.  8.    C.G.  I>.  Stkis's  Handbuch  der  Geographie  u.  Statistik  der  t.  Bundes- 
staaten. Lei;,/..  i833.  8.   (Auch  als  2.  Band  von  des  Verf.  Handb.  der  (allgem.) 
Geographie  u.  Slalislik.) 
*)  Für  sämmtlirhc  rfuiniuhe  Bundesstaaten,  die  narh  des  Proteetors  Laune  sich 
bald  vermehrten  oder  vergröfserten ,  bald  verminderten,  schätzte  mau:   im  J. 
180-  über  jooo  OM.  mit  mehr  als  12  Mill.  3oo,ooo  Einw. ;  im  J.  1810,  5,-o3  QSl 
mit  14  Mill.  1;  13,16.")  F.inw.,  nach  Andern  5,-43%  9M*  mit  l4'64^,o36  Einw.; 
im  J.  1811,   i.'i  Mill.  563,9-7  Einw.,  nach  Andern  5,55q/4o  QM.  mit  13,704,184 
Einw.    C.  I).  Voss    vergl.  Tafel  der  Staaten  u.  Regenten  Teutschlands.  Lcip* 
180!'..  fol.    G.  Hassh/s  statist.  UcbersichtsTabellen.  Gott.  1809.  fol.    Roch  et 
Schom».,  Hist.  abregee  des  traites,  VUJ.  3*4-    R.  H.  L.  Pölitz,  d.  Rheinbund, 
bist,  und  statist.  dargestellt.  Lcip/..  1811.  8.    Tabellar.  Ucbcrsicht  von  Teutsch- 
land. Lcip/..  1811.  Ouerfol.    Mii.Diu.in's  Handb.  der  Statistik  (Landsh.  1811.  8.), 
S.  io3— 3??.    J.  A.  DfmivVs  Statistik  der  Rheinbundstaaten.  Bd.  I  u.  n.  Frankf. 
1812.  8.    II.  Sroncii's  curop.  Staats-  und  AdrcfsIIandb.  f.  i8i3,  Bd.  n  —  Land- 
cluutjn  v.  d.  rheiu.  Bund:  von  Sotzxass,  1  Blatt  und  4  Blätter,  1811;  20  Blät- 
ter, Leip/.ig  bei  Hinrichs  1811. 

•)  Den  Ilächeninhalt  geben  an:  K.  F.  V.  Hoffm\nx  auf  11,495%  QM.,  Cnoair  auf 
11.968.  —  Die  Grenzen  säinmllicher  Bundesstaaten  betragen  zusammen  ungefähr 
36-2o  Meilen.  Die  hierunter  begriffnen  Grenzen  von  Bundesstaaten  blofs  an 
bundesfreie  Staaten,  bilden  zusammen  eine  Länge  von  ungefähr  690  Meilen.  — 
Ge/irru/Chm-tert  für  den  TcrritorialBestand  sn'mmtlirhcr  Bundesstaaten,  von  Stritt, 
Nürnb.  1816;  von  Whla>d,  "Weimar  1816;  Lcipz.  bei  Leo,  1816;  von  H  auweh 
(1  Blatt),  Würzb.  1824.  —  Grössere  oder  vereinigte  SpecialCharten  sind:  Rey- 
M  V.\>'sSpccialChartc  von  Teutschland,  in  3.J2  Blättern,  Berlin  seit  1816;  Stbeit's 
grofscre  Charte  von  Teutichl.  1819;  von  Coixon's  u.  Giw-rVs  Charten,  in  36 
Scctioncn,  Stuttg.  seit  i8'i3;  Wkilam>'s  Atlas  der  teutschen  Bundesstaaten,  "Wei- 
mar seit  1824 ;  Stikm-Vs  Charte  v.  Teutschland,  dem  Rönigr.  der  Niederlande 
u.  der  Schwei»,  in  25  Blättern,  Gotha  1819  bis  i835.  B.  v.  L.  (iliexsteb*), 
IlandAtlas  v.  Teutschland,  in  i3  lithograph.  Bl.  Berlin  i83a.  Atlas  v.  den  teut- 
schen Bundesstaaten,  in  72  Spezialkartcn.  Erfurt  i83a.  —  Militär  Charte  von 
Teutschland,  in  2J  Blättern  von  Ajit.  Kleist.  München  seit  1824. 

<0  Protoc.  der  B.  V.  v.  12.  Apr.  1821,  §.  102,  in  der  ersten  der  unter  Num.  16 
beigefügten  Tabellen.  —  Hierunter  sind  begrinen:  Oesire  ich  mit  9,482,227  Einw. 
auf  3-i5%p,,  OM. ;  Pmtsscn  mit  7,923,439;  Dänemark  mit  36o,ooo  auf  174V100» 
der  Rönig  der  SiedsrlumL'  mit  25j,ooo  auf  i224"/i«v  Vergl.  unten  §.  87  b.  — 
Nach  dem  Bcschlul's  der  B.  V.  vom  12.  Juli  182-  ward  für  die  Matrikel  die 
TotalSummc  angenommen  zu  3o,  i63,  488,  sodann  nach  dem  Beschlufs  vom 
3o.  April  i83i,  wo  die  Einwohnerzahl  ■  der  Freien  Herrschaft  Hniphausen 
hinzukam,  zu  3o,  1G6,  43?-  Klübeh's  Quellensammlung,  S.  326  IT.,  deren 
Fortsetzung,  S.  S2,  So  die  angenommene  oder  matrikelmüsige  Einwohner- 
zahl, die  wirkliche  oder  statistische  ändert  sich  mit  jedem  Jahr.    Sie  mag  jetzt 
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*•  gegen  36%  Millionen  betragen.  —  Geographische  und  statistische  Werke  von 
den  teutschen  Bundesstaaten  überhaupt,  s.  oben  §.  i3  a  und  b. 
t)  Das  wenige  Grundeigenthum,  welches  in  Bundesfestungen  dem  Bund  für  den 
Verthcidigungszweck  zusteht  (§.  208),  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  Staats* 
gebiete*.  —  Wenn  von  dem  Flächeninhalt  sämmtl icher  Bundesstaaten  zusammen- 
genommen, zuweilen  der  Ausdruck  Bundesgebiet  gebraucht  wird  (§.189),  so  wird 
solcher  nur  im  uncigentlichen  Sinn  zu  verstehen  seyn.  Vergl.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1824,  §•  i3i,  ghzgl.  hessische  Abstimmung. 
f)  Ein  unbewachter  Ausdruck  in  der  königl.  sächs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  $.  1. 
Richtig  erklärt  die  kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i  Kurhessen  für  einen  «Bestand- 
teil des  T.  Bundes». 


Die  Bundesstaaten  fassen  in  sieb,  eine  ansehnliche  Menge  Städte, 
Marktftecken ,  Dorfer,  Wickbolde  (Weichbilde),  Weiler,  nebst  ihren  Mar- 
ken, Weichbilden  oder  Burgfrieden,  Schlosser,  Burgen,  Rittergüter, 
Einzelhofe,  Mühlen,  einzelne  Häuser,  hin  und  wieder  auch  noch  Kloster  <*); 
ferner,  Bauerschaften,  Gemeinden,  Kirchspiele,  Marken;  desgleichen,  Bäche, 
Flüsse  nnd  Landseen  6);  aber  kein  Meer.  Doch  stehen  insbesondere  denen 
Bundesstaaten,  die  vermittelst  eines  ihr  Gebiet  durchströmenden  Flusses 
über  Meer  Handelsverkehr  treiben,  oder  die  an  Meere  grenzen,  über 
diese  und  die  übrigen  freien  Meere,  dieselben  Rechte  zu,  welche  andere 
europäische  Staaten  geniessen  c).  W'eit  der  grofste  Theil  ( gegen  24  Mill. , 
uach  Andern  24,673,000)  der  Bewohner  der  Bundesstaaten,  gehört, 
nach  Sprache,  Abkunft  und  Sitten,  zu  der  teutschen  Nation,  der  zahl- 
reichsten in  Europa  Der  gröTste  Theil  der  übrigen  Bewohner  (unge- 
fähr 4  Mill.  790,000,  nach  Andern  3,780,000),  gehört  zu  der  slawischen 
Nation,  Ausser  diesen,  leben  in  teutschen  Bundesstaaten  ,  Italiener 
(127,000  in  Tyrol  und  den  ostreichischen  Küstenländern),  Franzosen 
(ungefähr  70,000),  Griechen  (ungefähr  2000),  Juden  (ungefähr  182,000), 
u.  s.  w. 

o)  Ungefähr  1,020  Städte,  3,201  Marktflecken,  101,47a  Dörfer,  70,000  Weiler  und 

Einzelhöfc.    Hassfx  a.  a.  O.  S.  10  f. 
*)  Von  dem  Bodensee,   mare  Suevicum,   s.  Hlvber's  Einleitung  zu  einem  neuen 

Lehrbegriff  des  teutschen  Staatsrechts,  §.  71.  —  Von  den  teutschen  Flufsgebie- 

ten  s.  S-  436  a.    Von  der  SchiftTahrt  §.  563  u.  ff. 

c)  Klübeb  a.  a.  O.  §.  71. 

d)  Uebcr  3a  Millionen  stark,  in  den  verschiedenen  Staaten  von  Europa.  Tabella- 
rische Uebersicht  von  Teutschland  (Leipz.  1811.  Qucrfol.),  Tafel  I.  —  TeuUch 
(nicht  Deutsch);  von  Teut,  Theut,  Tuisto,  Tuisco,  Teutones,  Theutones,  Theu- 
ti*ci,  Theotisci  (auch  Thcodisci),  Teutonia,  Teutonicus,  Teuteberg,  Teutoburg 
(Teutoburgensis  saltus),  Teutomalu«»,  Teutobochi,  u.  d.  Noch  heute  der  Teute- 
hof  und  der  Teuteberg,  in  dem  Fürstcnthuin  Lippe.  Lutrer's  Bibelübersetzung, 
L  Cor.  14,  v.  ii.  Mascov,  Pütter,  Moser.  «Litcra  D  est  ab  Alamamris,  miri« 
ftrripturae  veteris  depravatoribus.  Rcliqui  omnes  custodiunt  T»,    So  gebrich 


§•  79. 


(7a> 


»  IVohnsitze.    Meere,  Bewohner. 
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J.  ü.  Wacht«  im  Glossar,  gcnn.  Ups.  ir3-.  Fol.  -  Dawider  s.  Allgera.  Ansei- 
ger  der  Deutschen,  1814,  Num.  i38,  u.  Hannöver.  Magaeiu,  1817 1  N"™-  »». 
*)  Hassel  a-  a.  O.  S.  20.  —  Derselbe  schälM,  so  viel  die  Religion  der  Einwohner 
betrifft,  i5  Mill.  17,000  (nach  Andern  »5.776,-00)  Katholiken,  n  Mill.  a~,ooo 
(nach  Andern  11,733,000)  CTangclischc  der  augsburgischen  Confession  Verwandte, 
1  Mill.  3o,ooo  Evangelisch- Refortnirtc.  Ferner  a5,ooo  Hcrrnhuthcr,  *,5oo  Men- 
noniten,  14,000  Bekenner  der  griechischen  Religion,  i8a,ooo  Juden. 


§.    80.  (79.) 
Staaten. 

I)  Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes  bestehen  jetzt  au* 
den  kaiserlich  -  östreiebischen  und  königlich  -  preufsischen  gesammten,  vor- 
mals zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staatsgebieten ,  aus  Königreichen, 
Grofsherzogthümern ,  einem  Kurfürstentum,  Herzogtümern,  Fürstenthü- 
inern  und  Freien  Städten.  Jeder  dieser  Staaten  hat  eigene  geographisch  - 
politische  Einteilungen,  in  Provinzen,  Kreise,  Landvogteien,  Bezirke,  Can- 
tone,  Aemter,  Sammtgemeinden  u.  d.  II)  Dagegen  hat  die  alte  Einteilung 
Teutschlands  in  Gaue  (pagos)  und  Markgenossenschaften  (vicos),  die  spätere 
in  Lande  sächsischen  und  fränkischen  Rechtes  (Franken  oder  Schwaben  und 
Sachsen,  Alemannia  et  Saxonia),  und  die  neuere  in  Reichskreise,  aufgehört; 
so  wie  auch  die  physische  Einteilung  in  Nord-  (Nieder-)  und  Süd-  (Ober-) 
Teutschland  (Germania  septentrionalis  et  meridionalis),  weder  genau  bestimmt, 
noch  von  practischem  Nutzen  isj:  ").  III)  Durch  die  rheinische  BundesActe  und 
andere  Staats  Verträge  kamen  viele  ehemalige  reichsständische  Partie  u- 
lärStaaten  und  andere  reichs unmittelbare  Gebiete  und  Ortschaften  des 
teutschen  Reichs  unter  die  Staatshoheit  rheinischer  souverainer  Bundes- 
staaten *)  und  wurden  diesen  einverleibt.  'Die  teutsche  Bundes Acto 
hat  dieses  Staatsverhältnifs  zwar  bestehen  lassen,  aber  doch  näher  und 
fester  bestimmt  ({.  3o3  ff.). 

a)  Klübebs  Einl.  zu  e.  n.  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.,  §.  53. 

b)  Diese,  theils  supprimirten ,  theils  subordinirten  Staaten  und  Gebiete  wurden  nicht 
tnedi'atisirt.  Die  vormaligen  Regenten  der  subordinirten  wurden  ihrer  persön- 
lichen und  dinglichen  Reichsunmiltelbarkeit  {%.  37)  und  ihrer  Landeshoheit  oder 
Landesherrlichkeit  (§.  36)  entsetzt,  aber  nicht  in  ein  mittelbares  oder  Mediat- 
Verhältnifs  zu  ihrer  neuen  Landesherrschaft  gebracht. 


§•  84-  (80.) 

Politische  und  geographische  Beschaffenheit  dieser  Staaten, 

Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bandes  sind  theils  monar- 
chisch,  theils   republikanisch    geformt.     Jene   sind   Erbstaate  11 
und  gröfstentheils  so  genannte  repräsentative  Monarchien,  d.  h.  erbliche 
Einherrschaften  mit  Stellvertretung  des  Volkes  oder  landständischcr  Ver- 
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fassung.  Geistliche  Wahlstaaten  oder  Stiftlande  sind  nicht  mehr  vorhanden. 
Die  ehemaligen  PassivLehn  Verhältnisse  der  meisten  haben,  etwa  mit  sehr 
seltenen  Ausnahmen,  aufgehört  ($.  242.  54»)«  Den  Territorial V e r - 
mischungen  durch  rundum  von  eigenem  Hoheitgebiet  eingeschlossene 
fremde  Hoheitbezirke  (Enclaven),  und  den  GesammtHoheilbezirken  oder 
TerritorialCondominaten  (mit-  oder  sammtherrschaftlichen  Ländern, 
I^ndestheilcn  oder  Bezirken),  hat  man,  so  viel  möglich,  theils  auszu- 
weichen, theils  sie  aufzuheben  gesucht  «).  Daher  sind  die  Staatsgebiete 
jetzt  fast  durchgehends  geschlossene  (territoria  clausa,  §.  277).  Doch 
ist  der  gröfste  Theil  des  TerritorialGebietes  etlicher  Bundesstaaten  um- 
schlossen von  Gebiet  eines  einzigen  andern  Bundesstaates  6);  noch  mehr 
aber  gibt  es  kleinere,  von  dem  Hauptland  getrennte  TerritorialBezirko 
oder  Nebenländer,  die  von  Gebiet  anderer  Bundesstaaten,  eines  oder 
mehrerer,  umgeben  sind  <").  Die  Würde  des  Landes  (nobilitas  s.  dignitas 
reali*),  wo  1  icht  des  gesammten,  doch  des  Hauptlandes,  ist  jetzt  überall 
der  persönlichen  Würde  des  Beherrschers  gleich  <0.  Ein  StaatsReligions- 
Charakter,  eine  Abtheilung  der  Bundesstaaten,  in  Beziehung  auf  eine  so 
genannte  herrschende  (§.  525)  Staats-  oder  Landes  Religion,  findet  nicht 
Statt:  mithin  keine  politische  Eintheilung  in  katholische,  evangelische 
(sowohl  der  A.  C.  verwandte,  als  auch  reformirte),  und  vermischte  Staa- 
ten. Ein  Unterschied  zwischen  mächtigen  und  mindermächtigen 
Bundesstaaten,  ist,  in  rechtlichem  Sinn,  unstatthaft. 

a)  In  der  jüngern  Linie  des  fiirstl.  Hauses  Reuss  bestehen  norh  denkwürdige  Ter- 
ritorialCondomhiatVcrhältnisse.  Man  s.  Definitive  Ansichten  des  fürstl.  Hauses 
RcufsLobenstein  u.  Ebersdorf  etc.  (im  April  i8i5.  Fol),  %.  5,  6.  i5  u.  16.  — 
Leber  da»  Dorf  Siederrad  besteht  ein  Condominat  zwischen  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  und  dem  Kaiser  v.  Oestreich,  dieser  von  wegen  der  ehemaligen  Teutseh- 
ordensCommcnde  zu  Frankfurt  {%.  a34  b),  worin  beide  alterniren,  so  dafs  jene 
drei  Jahre  und  dieser  ein  Jahr  dasselbe  ausübt. 

h)  Solche  Enclarcn  in  königl.  preussischem  Gebiet,  sind,  weit  tum  gröfsten  Theil, 
die  herzog),  anhaltischen,  und  die  fürstl.  sebwarzburg-sondershausischen  sou- 
▼erainen  Besitzungen.  * 

e)  Solche  itolirte  Tr.rritorütlBezirke  besitzen:  Oestreich  (in  dem  Gebiet  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  §.  a34),  Preussen,  Königr.  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Kur- 
hessen, Grofsherzogthum  Hessen,  Braunschweig,  Nassau,  die  grofshcrzoglich- 
und  herzoglich- sächsischen  Häuser,  Oldenburg,  An  halt  Bernburg,  HessenHom« 
bürg,  SchwarzburgSondershauscn  und  Rudolstadt,  Waldeck,  die  Freien  Städte 
Hamburg,  Bremen  und  Frankfurt. 

d)  Vergl.  Selcbow,  £lem.  juris  publ.  germ.  $.  110.  Klöbkr's  Einleit  zu  e.  neuen 
LehrbegrifT  des  teutseh.  Slaatsr..  §.  64. 

Vereinigung  mehrerer  Staaten. 

Manche  Bundesstaaten,  sind  aus  mehreren  Staaten  zusammengesetzt. 
Diese  Vereinigung  unter  gemeinschaftlicher  Oberherrschaft  «)f  besteht 
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entweder  nur  persönlich,  d.  h.  eingeschränlu  auf  die  Person  des  gemein- 
schaftlichen Regenten,  oder  dinglich,  wenn  die  Staaten  selbst,  unter 
sich  vereinigt  sind.  Sind  die  letzten  nach  gleichem  Recht  vereinigt 
C  coordinirt) ,  so  wird  ihr  eindividuelle  Souverainetät  hierdurch  eben  so  wenig 
aufgehoben,  als  im  Fall  einer  blofs  persönlichen  Vereinigung;  wohl  aber, 
wenn  die  dingliche  Vereinigung  nach  so  ungleichem  Recht  besteht, 
dafs  sie  entweder  den  einen  Staat  der  Oberherrschaft  des  andern  unter- 
ordnet,  oder  gar  für  den  einen  Staat  eine  Einverleibung  in  sich 
schliefst,  d.  h.  den  einen  Staat,  mit  Vernichtung  jeder  Art  von  politischer 
Selbstständigkeit,  in  einen  blofsen  Bestandteil  des  andern  verwandelt 
(unio  aequalis  incorporativa).  Die  dingliche  Vereinigung  der  Staaten 
begründet  die  Eintheilung  der  Staaten  in  einfache  und  zusammen- 
gesetzte. Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  Zusararaenschmel- 
zung  oder  Verwandlung  mehrerer  Staaten  in  Einen  <0.  So  auch  von 
blossen  Zu  gehör  ungen  (Pertinenzen)  eines  Staatsgebietes. 

«)  Pöttkr's  Lit.  DI.  »34-  Klübeh's  Lit.  §.  928.  Puffndobf  de  J.  N.  et  G.  VII.  5. 
16  sq.  Martim  Positiones  de  jure  civil.  §.  407.  Schhodt,  Jur.  publ.  univ.  P.  III. 
c.  4*  %>  8.   (P.  A.  Frhru.  v.  Frarr's)  Beweis,  dafs  dem  Domcapitel  von  Trier 

die  landesbcrrl.  Zwiscbenregierung  in  dem  Fürstenth.  Prüm  sustebe 

(1781.  Fol.),  §.  5  — 13  u.  ao— 27.  Püttkr's  Beitr.  I.  ai  ff.  v.  Röxfr's  kursärhs. 
Staatsr. ,  I.  106  —  176.  Von  Luxemburg,  s.  unten  §.  86.  b.  und  Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  67  et  71.  Kxvrer's  Uebersicht  der  dipl.  Verbandl.  des 
wiener  Congrcsses,  S.  161.  —  Ohne  gemeinschaftliche  Oberherrschaft  besteht 
eine  RealUnion  zwischen  den  Staaten  der  beiden  Grofsheraoge  von  Mecklenburg 
(Schwerin  und  Strebte),  die  seit  i5i3  eine  gemeinschaftliche  landständische  Ver- 
fassung, und  daher  gemeinschaftliche  Landtage  haben  (§.  287). 

b)  Micviirs,  Concil.  posth.,  cons.  5.  n.  76  sqq.    Olksschlager's  Erläuter.  der  gold 
nen  Bulle.  S.  66  u.  35-. 

c)  Uebersicht  der  verschiedenen  Uniont  Arten ,  nach  des  Verfassers  Ansicht:  Unio 
civitatum,  sive  perpetua  sit  sive  temporaria,  sit  jure  I)  vel  societaUs  (systema  civi- 
tatum  foederatarum);  0)  vel  tmperü,  h.  c.  sub  eodem  imperante.  Haec  fst: 
1)  vel  ptrsonaUt,  sive  a)  mere  personalis  seu  personalissima,  sive  b)  hereditaria 
seu  gentilitia;  a)  vel  rtulis,  jure  a)  sive  aequali,  h)  sive  inaequali,  ita  ut  haec  sit 
a)  vel  inaequalis  proprie  sie  dicta,   ß)  vel  incorporutiva. 

«0  Beispiel  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  63  et  73,  und  in  Rxübkh's 
Acten  des  wiener  Gongr.,  VI.  168.  175  ff. 


§.  83.  (82.) 
Prätensionen.    Verzichte  auf  Rechte  und  Ansprüche. 

I)  Die  vormaligen  Prätensionen  des  teutschen  Reichs  «) 
haben  mit  dessen  Auflosung  aufgehört.  II)  Dagegen  fehlt  es  nicht  an 
Territorial-,  insonderheit  Successions Ansprüchen,  sowohl  einzelner  teut- 
scher  Bundesstaaten,  als  auch  ehemaliger  reichsstä'ndischer,  nun  als 
Standesherren  untergeordneter  Fürsten  und  Grafen.  III)  Auf  dem  wiener 
Congrefs  ward  von  Bundesstaaten  hin  und  wieder  auf  bisherige  Rechte 
und  Ansprüche  verzichtet:  wegen  anderer  hingegen  erfolgten  Vorbe- 
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halte  und  Fi  echt  s  Verwahrungen  *).    FV)  Die  rheinischen  Bundes- 
fursten  verzichteten,  in  ihrer  BundesActe  (Art  34),  auf  alle  damaligen 
Rechte,  welche  Jeder  von  ihnen  haben  oder  ansprechen  könnte  Qdas  heifst, 
damals  hatte,  ansprach,  ansprechen  konnte,  oder  glaubte  ansprechen  zu 
können);  auf  bundesver  wandte  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen, 
mit  Ausnahme  der  eventuellen  SuccessionsRechte  <")•  Aber  Ansprüche 
gegen  bundesfreie  Staaten    waren  hierunter  eben   so  wenig  begriffen, 
als  erst  in  der  Folgezeit  entstehende  oder  entstandene  Ansprüche.  Eben 
so  wurden  stand  es  herrliche  Succefcions  Ansprüche,  selbst  auf  sou  ve- 
raine Bundeslande,  durch  jenen  Verzicht  aufgehoben  <*). 
o)  Kiübeb's  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrbegriff  de»  teutschen  Staatsrecht*,  §.  73. 
*)  Des  Hauses  Inhalt  Rechts  Verwahrung  seiner  SuccessionsAnsprüche  auf  Sachsen- 
Lauenburg;  in  Rlvber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  3a»  f.  Ehendest. 
Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  -4  f.  u.  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  vom  5.  Nov.  1816.  §.  3.    Ücstrcichs  Verzicht  und  V  orbehalt  in  An- 
sehung  der  Lausitzen,  Preussent  und  Sachsens  Verzichte,  in  dem  Acte  final  du 
congres  de  Viennc,  art.  18  et  19.    Hlcbvii's  angef.  Uebersicht,  S.  73.  Rechts- 
verwahrung der  Stunde shs rrtn ,  ebendas.  S.  149  f-  3a?.  319. 
r)  Von  dem  Sinn  und  Umfang  dieses  Verzichtes,  s.  Hlcbkb's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes, §.  89 — 91.    Lbsudess  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  1 — 5-. 
Vcrgl.  unten .  %.  b^o.  —  Ucbcr  die  Frage :  ob  diese  Verziehtleistung  durch  Auf- 
lösung des  rheinischen  Bundes  entkräftet  worden  sev?  s.  oben,  Jj.  47,  Note  b. 
Klübfk's  angef.  Abhandlungen,  S.  /\i  ff.     Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  S.  70  der 
-Original-  oder  Folio  Ausgabe.    Vergl.  §.  84.  V.  u.  §.  53  d. 
d)  Brackb's  Beitr.  zu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  «73. 
E.  A.  Havs,  Abh,  in  d.  Rhein.  Bund,  XLffl.  io3.   Ebendas.  IV.  114. 

§•04.  (83.) 
Fortsetzung. 

V)  Ueber  Baier ns  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs,  der  teutschen 
BundesActe  einen  ähnlichen,  noch  bestimmtem  Verzicht,  wie  der  so 
eben  erwähnte  in  der  rheinischen  BundesActe,  einzuverleiben,  kam  ein  fester 
Beschlufs  nicht  zu  Stande  ö)  VI.  In  dem  tilsiter  Frieden  *)  lief«  Frank- 
reich sieh  und  seinen  Verbündeten  von  Preufsen  versprechen,  dafs  alle 
TerritorialPrä'tensionen  Preussens,  auf  Staaten  zwischen  der  Elbe  und  dem 
Rhein,  so  wie  ähnliche  Prütensionen,  welche  Staaten,  die  zwischen  dem 
Rhein  und  der  Elbe  gelegen  sind ,  auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  gelegene 
prenfsische  Staaten  haben  könnten,  mit  dem  tilsiter  Frieden  für  immer 
erloschen  seyn  sollten;  eben  so  alle  Conventionen,  Transactionen  und  Allianz- 
Verträge,  welche  Preufsen  mit  einem  auf  der  linken  Seite  der  Elbe 
gelegenen  Staat,  bis  zu  dem  tilsiter  Frieden  geschlossen  hatte.  Dagegen 
liefs  Preufsen,  in  seinem  ZusatzArtikcl  c)  zu  dem  pariser  Frieden  vom 
3o.  Mai  1814»  sk'h  von  Frankreich  versprechen,  dafs  der  tilsiter  Friede, 
so  wie  jeder  andere  seit  dem  baseler  Frieden  zwischen  Frankreich  und 
Preufsen  geschlossene  Vertrag,  in  allen  seinen  Artikeln  aufhören  solle  ver- 
bindlich zu  seyn. 


- 
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a)  Baiern  schlug  vor»  einen  Versieht  der  Bundesglieder  auf  gegenseitige  Territorial- 
Ansprüche,  und  auf  vormalige  Hoheitrechte,  Lchuherrlichkeit  und  Staatsdienst- 
barkeiten  in  andern  Bundesstaaten,  nur  mit  Ausnahme  der  Rechte  der  Regie- 
rung«- und  Erbfolge  für  den  Fall,  wenn  ein  Haus  im  Mannstamm  aussterben 
wurde.  Klübku's  Acten  des  w.  Congr.,  Bd.  fl",  S.  5oa  f.,  50o,  u.  5i3.  Ebendess. 
angef.  Uebersicht  etc.  S.  i5i  f. 

h)  Französisch  •preussischcr  Friede  zu  Tilsit,  9.  Juli  180-7,  Art.  10  u.  11.  Ob  und 
wie  fern  alles  dieses  anwendbar  gewesen  sef  auf  das  Verhältnifs  Preussens, 
nicht  etwa  blofs  zu  Mecklenburg ,  sondern  auch  zu  Suchten  und  Anlmlt,  in  Rüch- 
sicht auf  ihre  Staaten  auf  dem  rechten  Ufer  der  Elbe?  Vergl.  Polit.  Journal, 
Oct.  »807,  S.  974  f-    Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  33 ,  am  Schluß. 

r)  Rlübwi's  angef.  Acten  etc.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  3«.    Vergl.  oben  §  58  a. 


§  80.  (su 

Teutschlands  Grenze,  bis  zu  dem  rheinischen  Bund. 

Teutschlands  Grenze  a)  hat  sich  oft  verändert  Noch  bei 
Errichtung  des  rheinischen  Bundes  war  sie  hie  und  da  streitig.  In  diesem 
Zeitpunkt  waren  es:  im  Norden,  die  l>ider  (der  schleswig-holsteinische 
Canal),  und  die  Ostsee  (das  baltische  Meer);  gegen  Osten,  Preußen, 
(Schlesien)  Galizien,  Ungern,  Slavonien,  Croatien;  gegen  Süden,  das 
adriatische  Meer,  Italien,  die  Schweiz;  gegen  Westen,  der  Rhein,  (vor- 
züglich seit  1801,  nach  Art.  6.  des  Lüneviller  Friedens.),  die  batavische 
Republik,  die  Nordsee. 

«0  Einst  waren  es:  «mutuus  metus  aut  montes».   Tacitus  de  M.  G.  c.  1. 

h)  Die  Hauptveränderungen  in  Kluber'*  Einl.  zu  einem  neuen  Lebrbegr.  des  t. 
Staatsr.,  %.  57  —  71.  —  Landcharten  nach  den  verschiedenen  Perioden,  liefern: 
J.  M.  Haasii  Atlas  historicus.  Norimb.  i-»5o.  J.  D.  Kölkr's  Einl.  zur  alten  u. 
mittlem  Geographie.  3  Tblc.  Nürnb.  1730.  1737.  1745.  8.  C.  Hrusk's  Atlas  1. 
Geschichte  aller  europ.  Länder  u.  Staaten  (bis  1816).  Oldenb. ,  Leipz.  u.  Halle. 
Heft  I  — IV.  1800—1818.  Neue  Aufl.  der  I.  Liefer.  1828.  RojalFormat.  (Das 
4.  u.  letzte  Heft  auch  unter  dem  Titel:  Tabellen  und  Charten  zur  Gesrhichto 
der  neuern  Zeiten,  v.  i5oo  bis  1816.)  Ebcndett.  kurze  Anzeigen  und  Erläuterun- 
gen über  s.  Atlas.  Halle  1811.  8.  Der  Atlas  zu  Maltk-Brch's  Procis  de  la 
Geographie  universelle.  Paris  1810.  8.  Teutschland  in  geograph.  Statist.  Bezie- 
hung, seit  d.  letzten  tausend  Jahren.  Leipzig  i8i4-  gr.  8.  Histor.  Atlas  von 
Sachsen;  in  i5  Charten,  mit  Erläuterungen  von  q5o — 181 5.  Leipz.  1816.  —  Für 
die  ältere  und  mittlere  teutsche  Geographie,  s.  die  Werke  von  Phii-  Cluvfr, 
Chr.  Cillarios,  Jac.  Carl  Spkhrr,  Cbr.  Josckkr,  J.  D.  Rölkr,  d'Asvn«,  u.  A. 
Vergl.  J.  E.  Fabri's  Encyclopädie  der  histor.  Hauptwissensch.  (1808.  8  ),  S.  190. 
n5  ff. 

§.  06.  (85.) 

Grenze  der  Staaten  des  rheinischen  Bundes. 

Die  Grenze  rheinischer  Bundesstaaten,  im Verhältnifs  zu  bun- 
desfreieen  Nachbarstaaten,  ward  mehrmal  verändert.    I)  Vom  12.  Juli 
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1806  bis  in  den  December  1810,  waren  die  Bundesstaaten ,  deren  mehrer 0 
erst  zwischen  dem  September  1806  und  dem  October  1808  in  den  Bund 
aufgenommen  wurden,  umgeben  von  Frankreich  C§-  26  IT.),  Ton  könig- 
lichen Staaten  von  Holland  «),  Dänemark  und  Preufsen  von  Oestrcich 
und  der  Schweiz;  auch  von  verschiedenen  teutschen  SouverainSfaaten,  bis 
diese  ebenfalls  dem  rheinischen  Bund  beitraten.  II)  Vom  December  1810 
bis  zu  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  grenzten  rheinische  Bundes- 
staaten an  napoleonisch-kaiserliche  Staaten  von  Frankreich  (Empire  francais), 
mit  Inbegriff  der  seit  dem  December  1810  mit  Frankreich  vereinigten 
Staaten  von  Holland  und  Teutschland  an  königliche  Staaten  von  Dane- 
mark d)  und  Preufsen  O,  an  kaiserliche  Staaten  von  Oestreich  /),  und  un 
die  Schweiz- O. 

u)  Franz..  holländ.  Tractat  v.  Fontainchleau  v.  11.  Nov.  1807,  Art.  1,  2  u.  »  — 
Teutsche  Staaten  wurden  180-?  u.  1808  An  Holland  abgetreten:  Ostfrietland,  Jever, 
Varel,  Kniphausen  (zusammen  64  OM.  und  142,000  Ehm.),  auch  einige  ßezirko 
an  der  westlichen  Seite  des  Rheins,  zusammen  70  OM.  und  160,000  Einw. 
Cnoxz's  u.  Jaip's  Germanien,  Bd.  I,  Nun».  »5.  F.  J.  Bkbtocb's  allgem.  geograph. 
Ephemeriden,  Mär/.  1808.  S.  34<>  Rhein.  Bund,  XXVIIL  »5».  —  Durch  ein 
Derrct  vom  9.  und  ein  Senatusconsult  vom  10.  Juli  1810  unterwarf  Napoleon 
Ostfrietland ,  Jever  und  Kniphausen  dem  französischen  Kaiserreich.  —  Ob  die  Erb- 
herrsebaft  Jever  ein  Bestand theil  des  teutschen  Reichs  sey?  war  sehr  streitig. 
O ebstla cuEn's  Corp.  juris  gern»,  publ.  et  priv.,  IL  266.  Mosjm's  Recbtsmaterien, 
IX.  95.  Ebendess.  Craysverfassung ,  S.  70.  Schwkder's  Theatr.  praetens.  II.  20. 
v.  Sewhow's  neue  Rechtfälle,  III.  2»6.  Jaop's  und  Crome's  neues  Journal  für 
Staatskunde,  I.  687  —  728.  Nach  von  Rufsland  geschehener  Abtretung  dieser 
Herrschaft  an  HolsteinOldenburg  im  J.  1818  (Marte>s  Rccueil,  Supplcm.  VII. 
296.  X.  294.),  ward  sie  dem  Herzogthum  Oldenburg  einverleibt.  Herzogl.  olden- 
burgische Erklärung  defshalb,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  2-.  Nov.  1823,  *.  148. 

b)  Franz.  preuss.  Friede  zu  Tilsit  v.  9.  Juli  »807,  Art.  7,  10  und  »1. 

<)  Durch  ein  kaiserl.  französisches  organisches  SenatusConsult  v.  »3.  Dec.  »8»o, 
wurden  mit  Frankreich  vereinigt:  das  Königreich  Holland,  sodann,  unter  dein 
Namen  des  Lippe-  und  der  hanseatischen  Departemente,  die  Hansestädte,  und 
von  rheinischen  Bundesstaaten,  die  Staaten  der  Herzoge  v.  Oldenburg  (Eutin 
ausgenommen)  u.  das  Fürstenthuin  Meppen  des  Herzogs  v.  Arenberg,  der  Für- 
sten von  SalmSaltn  u  SalmKvrburg,  verschiedene  Bezirke  von  dem  Königreich 
Westpbalcn  u.  dem  Grofsherzogth.  Berg.  Diese  französischen,  von  Teutschland 
abgerissenen  Provinzeu  bildeten  die  32.  französische  MilitärDivision.  Dagegen 
erhielt  Berg  die  herzogl.  arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen.  Rhein.  Bund, 
LI.  455.  Ln.  »4~.  LBi.  309.  LVflJ.  117.  Marten 's  Recueil,  Supplem.  V.  34o. 
346.  —  Von  1806  bis  1808  hatte  Napoleon  mit  Frankreich  vereinigt:  Kehl, 
Cassel  bei  Mainz,  Kostheim,  die  St.  Peterslnsel  bei  Mainz  und  die  Festung 
Wesel,  so  viel  den  militärischen  Theil  betrifft.  Klübkb's  StaaLsr.  des  Rheinb. 
§.  61.    Vergl.  oben  §.  32. 

i)  Dänemark  vereinigte  das  ganze  Herzogth.  Holstein  mit  d.  dänischen  Monarchie 
durch  eine  Verordn.  v.  9.  Sept.  1806;  in  dem  Polit.  Journal  v.  1806,  Sept., 

S.  931. 

f)  Grenzvertrag  zwischen  Preussen  u.  dem  König  v.  tVestphalen,  v.  »4.  Mai  1811, 
wodurch  der  Thalweg  der  Elbe  als  Grenze  festgesetzt  ward.  Gazette  de  Franc- 
fort, 181»,  No.  233. 
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/)  Wiener  Fr.  v.  14.  Oct.  1809,  Art.  3. 

£•)  Vertrag  zwischen  Baden  und  dem  Canton  Aargau,  r.  17.  Sept.  1808,  Art.  1 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVII.  46. 


§•  87.  (86.) 
TerritoriaWestand  des  Teutschen  Bundes  und  dessen  Grenzen. 

• 

I)  Den  geographischen  oder  TerritorialBestan  d  des,  mit  eigenem 
Staats-  oder  Bundesgebiet  (§.  78)  nicht  versehenen,  Tentschen  Bundes, 
bilden,  -vermöge  der  BundesActe  «)»  die  Staaten  der  Soiiverainen 
Fürsten  und  Freien  Städte  Teutschlands,  mit  Einschlufs  des  Kai- 
sers von  Oestreich  und  der  Könige  von  Preufsen,  von  Dänemark, 
und  der  Niederlande,  und  zwar,  Oestreich  und  Preufsen,  beide 
für  ihre  gesammten,  vormals  zu  dem  teutschen  Reich  gehörenden 
Besitzungen  A),  der  König  der  Niederlande  für  das  Grofiherzogtbum  Luxem- 
burg <0-  n)  Durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe,  verbunden  mit 
dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814,  der  SchlufsActe  des  wiener  Con- 
gresses  vom  9.  Juni  18 15,  und  dem  pariser  Haupt  vertrag  vom  20.  November 
i8i5,  sind  zugleich  die  Grenzen  zudem  Teutschen  Bund  gehörender 
Staaten,  im  Verhältnifs  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  angehörender  Nach- 
barstaaten, festgesetzt.  III)  Dem  zufolge  grenzen  teutsche  Bundes- 
staaten, an  die  Ostsee,  an  das  Königreich  Preußen,  an  das  Grofsherzog- 
thum  Posen,  an  das  Königreich  Polen  und  an  das  Gebiet  der  freien  Stadt 
Gracau  (die  östreichischen  Herzogthümer  Auschwiz  oder  Oswicczien  und 
Zator),  an  die  Königreiche  Galizien  und  Ungern,  an  einen  Theil  des  neuen 
Königreichs  II lyrien,  an  das  adriatische  Meer,  an  das  lombardisch  -  venetianische 
Königreich,  an  die  Schweiz  <*),  an  das  Königreich  Frankreich,  an  das 
Königreich  der  Niederlande  ')>  an  die  Nordsee,  an  das  Herzogthum  Schleswig. 
Mit  bundesfreien  Staaten  grenzen  nur  eilf  Bundesstaaten:  Oestreich, 
Baiern,  Würtemberg,  Baden,  Preufsen,  Luxemburg,' Hannover,  Olden- 
burg, Holstein,  Lübeck,  Mecklenburg. 

«)  Art.  1.  Vergl.  auch  den  ersten  preuss.  Entwurf  der  BundesActe,  in  Kuhfb's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45.  -  Unter  -Teutschland*  wird  in 
der  BundesActe  verstanden  die  Allheit  der  in  dem  Bund  vereinigten  Sou verain- 
Staaten;  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbstständig,  mit  eigener  unabhän- 
giger Staatsgewalt.  Blvbek's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  aia  ff.  —  Wie  die  Freie 
Herrschaft  Kniphausen  zu  dem  Teutschen  Bund  gehört,  s.  ebenda«.  S.  ai4  ff.  u. 
unten  §.  319.  —  Von  bundesfreien  Staaten  der  Bundesgenossen,  s.  die  angef.  Ac- 
ten, Bd.  B,  S.  ta3,  i3i,  344,  418  u.  470. 

b)  Vergl.  Klübeb's  angef.  Acten,  Bd.  D,  S.  81,  344,  38o,  4o3  u.  429.  —  Von 
östreichischen  Bundesstaaten,  s.  oben  §.  78  c,  und  die  angef.  Acten,  Bd.  L  Heft:  I, 
S.  45,  Bd.II,  S.  81,  insbesond.  von  Welsch-Tyrol  und  Bärnthen,  cbendas.  Bd.  11^ 
S.  106.  Für  Bärnthen,  Tyrol  und  Steiermark  liefs  Oestreich  sich  drei  teutsche 
ComitialStimmen  geben,  in  dem  Beichsdcput.Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  3a.  —  Von 
preussischen  Bundesstaaten,  cbendas.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45,  insbes.  von  Schlesien 
und  PreussischGcldern,  cbendas.  Bd.  H,  S.  81,  106,  4i3  u.  469.  -  Ostreich  11 
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Preussen  erklärten  auf  dem  wiener  Congrefs :  jenes,  dafs  es  mit  seinen  gesammten 
Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Ungern  und  Italien,  —  dieses,  dafs  es 
mit  allvn  seinen  Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  dem  eigentlichen  Preussen 
und  Polen,  dem  Bunde  beitreten  wolle.  Ebendas.  Bd.  II,  S.  81,  3^4,  38o,  4o3 
und  429.  —  Oestreich  rechnet  von  seinen  Staaten  folgende  zu  dem  Teutscbcn 
Dund:  1)  Erzherzogthum  Oestreich ;  a)  Ilerzogthümcr  Steiermark;  3)  Cärnthen 
u.  4)  Krain;  5)  das  östreichische  Friaul  oder  den  Görzcr  Kreis  (Görz,  Gradisca, 
Tolmein,  Mit  seh,  Aquileja);  6)  das*  Gebiet  der  Stadt  Triest;  7)  die  gefürstete 
Grafschaft  Tyrol,  mit  den  Gebieten  von  Tricnt  und  Brixeu.  und  dem  Vorarlberg, 
doch  mit  Ausschlufs  von  Wailer;  8)  das  Hcrzogthum  Salzburg;  9)  das  Königr. 
Böhmen;  10)  die  Markgrafschaft  Mähren;  11)  den  östreichischen  Thcil  von 
Schlesien,  mit  Einschluss  der  böhmisch  •  schlesischcn  Herzogthümer  Auschwitz 
und  Zator.  Man  s.  dessen  Angabe  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  77,  auch 
in  Klüdsr's  Quellensammlung  Num.  XD3,  und  die  östreichische  Verordnung  v. 
a.  März  1810,  betr.  die  Abschaffung  der  Nachsteuer  und  des  Abzuggeldes;  in 
Franz  1.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48,  S.  59  ff.,  u.  in  der  franhf.  O.P.  A. 
Zeitung  v.  i5.  April  »8ao,  Num.  106.  —"  Nicht  erwähnt  sind  in  vorstehender 
Anzeige:  das  TeutschordensHaus  und  der  Johannitcrhof,  nebst  deren  Zuge- 
börungen,  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  u.  deren  Gebiet,  welche  Oestreich  mit 
Souverainetat  und  Eigenthum  besitzt.  Man  s.  die  Noten  zu  §.  234.  Die  Staats- 
hoheit über  HohcnGeroldseck,  welches  in  der  Anzeige  von  1818  steht,  hat 
Oestreich  im  J.  1819  an  Baden  abgetreten.  —  Preussen  erklärte  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  von  1818,  §.  io5,  u.  in  Klübkb's  Quellensammlung,  Num.  XIV,  dass  es 
folgende  sieben  preussische  Provinzen:  Pommern,  Brandenburg,  Schlesien, 
Sachsen,  Westphalen ,  Cleve-Berg  und  Niederrhein,  als  zum  TeuUchen  Bund 
gehörend  betrachte,  und  demselben  damit  beitrete. 

c)  Vergl.  §.  89  d.  tätlich  gehört  nicht  zu  dem  Teutschen  Bund,  Klübfb's  Acten 
de«  wiener  Gongr.,  Bd  II,  S.  533.  —  Wohl  aber,  seit  i8a5,  in  gewisser  Art 
die  Freie  Herrschaft  Kniphausen,  wovon  §.  3ig. 

d)  Fruchtloses  Begehren  der  Schweiz,  wegen  Verbesserung  ihrer  Grenze  gegen 
Teutschland,  auf  dem  wiener  Congress,  in  Klvbkb's  Acten  des  wiener  Congr., 
V.  a4a  f. 

#)  Grenzvertrag  zwischen  Hannover  und  dem  Königr.  der  Niederlande  v.  a.  Juli 
1824«  in  Mabtkss  Rccucil,  Supplem.  XL  379. 

§•  88-  (87.) 
Insbesondere  gegen  Frankreich. 

Ge^en  Frankreich  —  von  jeher  den  gefährlichsten  Nachbar  Teutsch- 
lands <0  —  ward  seit  der  Völkerschlacht  von  Leipzig,  die  Grenze  mehr- 
mal v ertragmäsig  festgesetzt.  1 )  Der  pariser  Friede  vom  3o.  Mai  1814 
bestimmte  als  Grenze  zwischen  Frankreich  und  den  SouverainStaaten  des 
za  errichtenden  teutschen  Staatenbundes,  den  Thal  weg  —  das  heifst,  die 
(wandelbare)  Fahrbahn  der  thal-  oder  abwärts  fahrenden  Schiffer  b)  — 
des  Rheins  von  der  Stelle  an,  wo  der  Rhein  die  Schweiz  verlafst,  bis 
(oberhalb  Germersheim)  an  den  Einflufs  desjenigen  Arms  des  Queichflusses, 
welcher  an  den  zu  Frankreich  gehörenden  Dörfern  Queichheim,  Mer- 
lsheim, Knittelheim  und  Beiheim  vorbeifliefst  Von  dieser  Stelle 
des  Rheins  an,  bis  an  die  Nordsee,  zwischen  Nieuport  und  Dunkirchen, 

KKUr's  itffenü.  Reckt,      Aufl.  7 
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ward  durch  den  pariser  Frieden  von  1814  die  Torige  Grenze,  wie  sie  am 
i.  Jänner  1792  /)  war,  für  Teutschland  und  das  jetzige  Königreich  der 
Niederlande  wieder  hergestellt,  nur  mit  etlichen  Ausnahmen 

a)  Vor  tausend  Jahren  gab  Fgiinhart,  Carls  des  Grossen  Geheimschreiber,  (de 
vita  et  gcstis  Caroli  M.,  c.  XVI.  p.  83.  edit.  Schuinckii,  Traj.  ad  Rhen.  1711.  4-) 
den  Rath:  rov  (pnayxöy  tpttov  fjr^c.  yeirora  ov*  '^ff,  d.  h.  den  Franken  magst  du 
wohl  tum  Freunde  haben,  «um  Nuvhbar  hab'  ihn  nicht.  Gallus  est,  hunc  tu, 
Germane,  raveto.  —  Dagegen  hoimtcn  die  Teutschcu  schon  zu  des  Tacitus  Zeit 
von  sich  rühmen:  «nullos  mortalium  armis  aut  fide  ante  Germanos  esse». 

b)  Eigentlich  sollte  es  die  Achse  des  Thalwegs  seyn,  eine  Linie  ohne  Rreite,  wan- 
delbar mit  dem  Thal  weg. 

c)  Der  Rhein,  Frankreichs  Grenze;  in  E.  L.  Posselt's  europ.  Annalen,  1798.  VT 
a37 — 264.  lieber  Frankreichs  Militärgränzen  gegen  Italien  und  Teutschland;  in 
den  Europ.  Annalen,  1804,  VL  *6i.  YflL  55.  J.  T.  Roth's  Literatur  der  Staats- 
Verhältnisse  «wischen  Teutschland  und  Franke.,  Bd.  I.  (Die  Schriften  Ton  Ver- 
trägen  und  Friedensschlüssen,  von  843  bis  1795.)  Wcissenb.  1798.  8.  Bildet 
der  Rhein  die  natürliche  und  schützende  Grenze  von  Teutschland?  (Von  R.  H ab- 
hieb, zu  Cassel.)  Mainz,  Strafsburg  u.  Luxemb.  181 3.  8.  Welches  ist  die  achte 
und  natürliche  Grenze  zwischen  Teutschl.  u.  Frankreich?  Eine  müitar.  Betrach- 
tung. (Ohne  Druckort.)  i8i3.  3i  S.  8.  E.  M.  Ahrdt,  der  Rhein,  Teutschlands 
Strom,  aber  nicht  Teutschlands  Grenze.  Leipz.  i8i3.  9a  S.  8.  Wo  ist  die  natür- 
liche und  sichere  Grenzlinie  für  die  mit  Frankreich  benachbarten  Staaten? 
Germanien  1814.  8.  Der  Rheinstrom,  Teutschlands  Weinstrom,  nicht  Teutsch- 
lands Rainstrom.  (Ohne  Druckort.  1814.)  8.  Uebcr  die  künftige  Grenze  zwi- 
schen Frankr.  u.  Teutschland,  Mannh.  1815.  4«  F.  Ockiiaht,  der  Rhein,  nach 
der  Länge  -seines  Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes-  Mainz  1816.  8. 

d)  —  «bis  dabin,  wo  er  in  das  batavische  (holländische)  Territorium  eintritt*, 
lautete  die  Grenzbestiinmung,  welche  in  dem  Limeviller  Frieden  v.  9.  Febr.  1801, 
Art.  6,  gemacht  ward,  als  Folge  der  an  Frankreich  geschehenen  Abtretung 
aller,  bis  dahin  zu  Teutschland  noch  gehörig  gewesenen  Lander  auf  der  linken 
Rheinscite.  Dieser  Bestimmung  waren  vorausgegangen,  theils  (1795  u.  1*796) 
ScparatFriedetuschlüssc  Frankreichs  mit  Preussen  (Rurbrandenburg),  HessenCa&sel, 
Würtemberg  und  Baden  (nachher  am  14.  Aug.  1801  auch  mit  RurpfalzBaicrn), 
theils  die  fruchtlosen  Verhandlungen  des  rastatter  FriedemCongrestes,  vom  9.  Dec- 
1797  bis  «8.  Apr.  1799.  *  0,1  a"°n  diesen  s.  Klvbm's  Staatsr.  des  Rheinbun- 
des, %.  58. 

•)  Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  1814,  Art.  2,  Art.  3,  Eingang  und  Num.  5,  und  Art.  5; 

in  Hi.über's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  '11  ff.  u.  i5  f. 
/)  Chk.  Hub.  Pkeitkt,  Limes  Franciac.  Pars  prior.    Limes  Franciae  ab  Occano  ad 

Rhcnum.  Argent.  1785.  4.  (Auch  unter  dem  Titel:  Coinmentarii  de  limite'Galliae.) 

Eine  musterhafte  Grenzbeschreibung.    Ein  Auszug  in  KlIbeh's  kleiner  jurist. 

ULMioth.,  St.  I,  S.  85 — n3.  —  Die  Grenzveränderungen  von  800 — t8oi,  s.  in 

Rlvbkr's  Ebd.  zu  einem  n.  Lehrbegriff  des  teutseben  Staatsr.,  §.  5j — 64. 
g)  Angegeben  in  dein  pariser  Frieden  von  1814,  Art.  3,  Eingang  u.  Num.  1— 5. 

§•  (88.) 
Fortsetzung. 

11)  Der  pariser  Hatiptvertrag  vom  20.  No vember  1 8 1 5  «),  erw ei- 
terte die  so  eben  angezeigte  Grenze  auf  verschiedenen  Punkten.    Er  nahm 
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die  Grenze  von  1790  zur  Regel,  und  fugte  nähere  Bestimmungen  hinzu. 
Dem  zufolge  läuft  jetzt  die  Hoheitgrenze  gegen  Frankreich  auf  dein 
Thal  weg  des  Rheins  von  dem  Punkt  an,  wo  er  die  Schweiz  ver- 
läfst,  bis  an  den  Einflufs  der  Lauter.  Von  da  auf  der  Lauter  f)>  an  dem 
Departement  Niederrhein  hin,  bis  an  das  MoselDepartement.  Dann  zuerst 
auf  dessen  Grenze,  und  von  dieser  auf  der  West  grenze  der  ehemaligen 
Grafschaft  Saarbrucken  hin,  bis  Hon  vre.  Von  hier  über  Pell  weiler,  Nieder- 
weiling,  Schardorf,  Wallwich  und  Launsdorf,  (welche  sämmtlich  mit  ihren 
Feldmarken  bei  Frankreich  bleiben),  bis  Perle,  an  der  Kunststrafsc  von 
Thionville  nach  Trier.  Endlich  von  da  auf  der  Grenze,  zwischen  dem 
Departement  der  Ardennen  (über  Villers  bei  Oval)  und  dem  zu  dem 
Teutschen  Bund  gehörenden  Grofsherzogthum  Luxemburg  mit  Inbegriff 
des  ganzen  Herzogthums  Bouillon,  bis  an  die  Maas  HI)  Ein  Grenzvertrag 
zwischen  Preufsen  und  Frankreich,  vom  s3.  Octobcr  1O29/), 
bestimmt,  in  der  Gegend  von  Saarlouis,  die  bis  dahin  streitig  gewesenen 
Grenzen.  Ein  ähnlicher  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Baiern, 
vom  5.  Juli  i8a5  £},  bestimmt  die  Grenzen  zwischen  Rheinbaiern  und 
Frankreich.  Auch  einer  zwischen  Frankreich  und  Baden  vom 
3o  Januar  1827  (§•  93)« 

o)  Art.  1 ,  Kuin.  1  u,  2.  * 
*)  Pariser  Fr.  v.  1814,  Art.  3,  Num.  5.    Pariser  Hauptvertrag  v.  ao.  Nov.  i8i5, 

Art.  1,  Num.  a.  —  Auch  der  Lüncviller  Friede  v.  ibW>,  Art.  6,  setzte  die 

Grenze  auf  den  Thalweg. 

c)  Doch  so,  da«s  ffeissenburg ,  durch  welches  die  Lauter  (liefst,  bei  Frankreich 
bleibt,  an  dem  linken  Ufer  mit  einem  Bezirk  von  nicht  mehr  als  ein  tausend 
Toisen.  Landau  liest  sonach  ausserhalb  der  französischen  Grenze.  Die  nähere 
Bestimmung  der  baierisch- französischen  Grenze  erfolgte  durch  einen  von  Frank- 
reich mit  Baiern  im  Sommer  i8aj  geschlossenen  Grenzvertrag.  Davon  s.  die 
Allgem.  Zeit.  v.  9.  Dec.  i8a5,  Beilage,  S.  i37i. 

rf)  Luxemburgs  Grenzen  sind  bestimmt,  in  dem  wiener  Vertr.  v.  3i.Mai  181 5,  Art.  4, 
fielen  des  wiener  Congr.,  YX  17a)  und  in  dem  Acte  final  du  congris  de  Vienne, 
art.  68,  vergl.  mit  Art.  66  u.  69,  und  mit  dem  Art.  1,  Nnm..  1,  des  pariser 
Vertr.  v.  ao.  Nov.  i8i5,  worin  das  ganze  Iierzogthum  Rouillon ,  nach  seinen 
Grenzen  von  1790,  von  Frankreich  abgetreten  wird.  —  Von  dem  Umfang  des 
Grofcherxogth.  Luxemburg  s.  M.  F.  J.  Mi'r.LWi's  Statist.  Ucbersicht  des  Hzgth. 
Luxemburg  (unter  Ocstreirh).  Trier  1814.  8.  W.  vox  nva  Nahxkb's  Entwickel. 
der  rheiu.  Territorial-  u.  \  erfassungsverhältnisse  (Frankf.  i83a.  8.),  S. -00— 714. 
E.  Müsch,  das  Grofsherzogthum  Luxemburg,  integrirender  Theil  des  teutschen 
Bundes,  in  seinen  altern  und  neuern  historisch  -  staatsrechtlichen  Verhältnissen. 
Braumchw.  i83i.  8.  —  Histoirc  du  pays,  chäteau  et  villc  de  Bouillon  depuis 
1'origine  du  Ducht1  ju&qu'ä  !a  revolution  de  1789  par  M.  F.  O/.frit. 

r)  Vcrgl.  auch  den  GcneralBecess  der  frankfurter  TerritorialCommission,  v.  ao.  Jul. 
1819,  Art.  5,  i3  tu  34;  in  v.  Martejss  Bccueil ,  Supplcm.  MD. 

f)  In  der  Gesetzsamml.  für  die  k.  preuss.  Staaten,  v.  i83o,  S.  26,  u.  bei  Martr.ss 
l.  c.  XH.  16a.  Prcussisch  -  französische  Erklärung  wegen  Beseitigung  eiuer  Diffe- 
renz über  den  Leyenschcu  Bezirk  zwischen  der  Saar  u.  der  Blies,  v.  11.  Juni 
i8aTj  in  der  angef.  Gesetzsamml.,  S.  >5,  u.  in  Martfns  1.  c.  \n.  bi. 

g)  Bei  Martrhs  I.  c.  XII.  a. 
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§•  90.  (89). 
Fortsetzung. 

I)  Wiewohl  der  Thal  weg1  als  Souvera  in  etat  Grenzlinie  zwischen 
Frankreich  und  den  angrenzenden  teutschen  Bundesstaaten  (jetzt  nur  dem 
Grofsherzogthum  Baden)  angesehen  werden  soll;  so  wird  doch  jetzt  die 
ganze  Breite  des  Stroms  (nicht  auch  dessen  Flufsbctt),  so  viel  Schiff- 
fahrt und  Handlung  (nicht  auch  dessen  übrige  Benutzung)  betrifft, 
als  ein  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaftlicher  Strom 
betrachtet  ö).  II)  Auch  soll  die  Schi  ff  fahrt  auf  dem  Rhein,  von  dem 
Punkt  an,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  an  das  Meer,  und  umgekehrt,  frei 
seyn,  so  dafs  sie  Niemand  untersagt  werden  darf  &).  Auf  dem  wiener 
Congrcfs  wurden  defshalb  eigene  Bestimmungen  gemacht 

<*)  In  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  v.  a5.  Febr.  i8o3,  §.  39,  heifst  es:  «Da 
«der  Rhein  von  den  Grenr.cn  der  batavischen  Republik  an,  bis  jsu  den  Grenzen 
«der  helvetischen  Republik,  ein  «wischen  der  französ.  Republik  und  dem  teut« 
«sehen  Reiche  gemeinschaftlicher  Strom  geworden  ist«,  11.  s.  w.  In  der  Convention 
.ntr  foctroi  de  Navigation  du  Rhin,  faite  le  vi  Tbermidor  an  XU  (5.  Aug.  1804) 
heifst  es'  nachdem  in  dem  1.  Art.  die  pünktliche  Vollziehung  des  vorhin  erwähn- 
ten §.39  des  R.D.IIauptschlu&ses  stipulirt  worden  war,  in  dem  Art.a:  «En  con- 
^sequence,  quoique  le  Thalweg  du  Rhin  forme,  quant  h  ]a  souverainete,  la  limite 
«•entre  la  France  et  fAllemagne,  le  Rhin  sera  toujours  considere  sous  le  rapport 
«de  la  navigation  et  du  commerce,  comme  un  fleuve  comntun  entre  les  de ux  Empires, 
«ainsi  qu'il  est  dit  au  meine  paragraphe  du  dit  reces,  et  la  navigatiott  en  sera 
«soumise  ä  des  reglemcns  communs».  Rlvbm's  Acten  des  wiener  Congr.,  Rd.  10, 
S.  281.  —  Diese  Bestimmung  ist  auch  dem  Sinn  des  pariser  Friedens  von  1814, 
Art.  5,  gemäfc.  —  Du  Thalweg  du  Rhin,  considere  comme  limite  entre  la  France 
et  TAUemagne  (par  M.  Joi.mvet),  ä  Mayence,  an  X.  (1801).  8.  Betrachrungen 
über  den  Thalweg  des  Rheins ,  als  Gren««  heidc  zwischen  Teutschland  und  Frank- 
reich. (Nebst  Jon.  Rapt.  Moses  Joixivkt's  Abhandl.  über  den  Thalweg  des 
Rheins).  Germanien  1803.  gr.  8.  Einige  Worte  über  die  Rheinschifffahrt  von 
Gk.  Arnold  Jacobi.  Düsseid.  i8o3.  8.  u.  in  Posskit'»  europ.  Annalcn,  i8o3, 
D.  167.  Bemerkungen  über  den  Octroi Vertrag  und  die  mainxer  SchifferOrgani- 
sation  (Ueidelb.  1806.  8.)  S.  49  fl. 

I)  Pariser  Fr.  1814,  Art.  5. 

e)  Acte  final  du  rongres  de  Vienne,  art.  108  et  suiv.,  art.  117.  Hm/bm's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  89  ff.  91,  Bd.  DI,  S.  a54  ff.  »57  ff  Vergl.  unten 
§.  571  ff. 

$  c   h   l  u   s  s. 

UI)  Dafs,  so  viel  die  Souvera  in  etat  über  die  gröfsern  und  kleinem 
Rh  ein  Inseln  betriflY,  die  zur  linken  Seite  des  Thal  wegs,  zu  Frankreich, 
die  zur  rechten  Seite,  zu  der  teutschen  souverainen  Unterherrschaft  gehören, 
ist  eine  Folge  der  festgesetzten  SouverainetätGrenze  «>  Da  der  Thal  weg 
wandelbar  ist,  so  ist  es  auch  diese  Hoheitgreuze        IV)  Damit  aber 
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nicht  auch  das  Eigenthum  der  Inseln  einer  solchen  WandclbarUeit  unter 
worfen  sey,  so  ist  in  dem  pariser  Frieden  von  1O14,  Art.  3,  Ntim.  5,  und 
in  dem  pariser  Hauptvertrag  vom  so.  Nov.  (Art.  i,  Nuin.  a)  festgesetzt, 
dafs  solches,  welche  Veränderungen  auch  künftig  in  dem  Lauf  des  Flusses 
eintreten  mögen,  unverändert  bleiben  soll,  so,  wie  dasselbe  naeh  einer 
neuen  Besichtigung  des  Flufslaufs  werde  festgesetzt  werden  Oi  welche  von 
beiderseitigen,  innerhalb  dreier  Monate  zu  ernennenden  Commissarien 
vorzunehmen  sey  <0. 

«)  Jollivst  a.  a.  O.  §.  63. 

t)  Unbestimmt  waren  in  dem  Lüneviller  Frieden  geblieben,  die  Fragen:  i)  von 
l'erruckung  nicht  nur  des  Thalwegs,  sondern  auch  des  ganzen  Flussbettes; 
a)  von  Kunstanlagcn  (z.  Ii.  von  Stricheäuuen  u.  a.  AYerkcn  der  Kunst),  wodurch 
jene  Yerrückungen  veranlasst  werden;  3)  von  zwei  Thalwegen,  die  es  in  einigen 
Gegenden  gibt  (Jollivet  a.  a.  O.  §.  61  7,  11  und  64).  Der  pariser  Friede,  Art.  3, 
Num.  5,  und  der  pariser  Hauptvertrag  r.  30.  Nov.  i8i5,  Art.  i,  Num.  a,  haben 
die  erste  Frage,  in  Ansehung  der  Souverainctät  über  die  Rheininseln,  still- 
schweigend  bestimmt,  indem  sie  nur  das  Eigenthum  der  Inseln  für  unwandelbar 
erklären,  im  Fall  einer  Ycrrückung  des  Flusslaufs. 

r)  Der  pariser  Friede,  a.  a.  O.,  bestimmt  als  NormalEpoche  für  den  Besitzstand 
dieser  Inseln,  den  Zeitpunkt  der  Unterzeichnung  des  Lüneviller  Friedens.  —  Nach 
dieser  Grundlage  wurden,  im  J.  1817,  die  Eigentumsverhältnisse  zwischen  Baden 
und  Frankreich  abgeglichen;  doch  so,  dafs  die  seit  dem  Lüneviller  Frieden 
durch  die  Natur  (nicht  durch  Kunstwerke)  mit  dem  festen  Lande  verbundenen 
Inseln  ausnahmweise  dem  Lande  bleiben  sollen,  zu  dem  sie  bei  der  Ausgleichung 
gehörten.  Man  s.  den  bei  dem  folg.  Note  c,  angef.  französisch- badischen 
Vertrag  von  1817,  Tit.  I,  Art.  1  ff. 

i)  Napoleon  hatte  einseitig,  im  März  i8o5,  den  Zeitpunkt  der  geschehenen  Au*' 
wechslung  der  Ratißcationen  des  Lüneviller  Friedens,  als  NormalEpoche  für  die 
Souvcrainetät  über  die  Hheininscln  festgesetzt,  und  nach  solcher,  auf  das  Gut- 
achten  einer  von  ihm  ernannten  Commission,  sich  Inseln  zugeeignet.  Klübeu'» 
SUatsr.  des  Bheinbundes,  %.  60. 


§♦  92.  (91.) 
Grenzen  der  einzelnen  Staaten  des  Teutschen  Bundes. 

Jeder  einzelne  Staat  des  Teutschen  Bundes  hat  seine  eigene  Terri- 
torialGrenze,  natürliche  oder  vermarkte.  Rechtlich  gesichert  ist 
dieselbe,  durch  Verträge  mit  Nachbarstaaten,  durch  Herkommen  und  Besitz- 
stand «>  Bei  einer  Flufsgrenze  gilt  im  Zweifel  die  Mitte  des 
Flu&es  für  die  SouverainetätGrenze  Doch  ist  in  der  neuern  Zeit  oft 
der  ThalwegO  daltir  bestimmt,  und  auf  Brücken  die  Mitte  ihrer 
Lange  <0-  Zu  Festsetzung  und  Berichtigung  der  Grenzen  werden  nicht 
selten  von  beiden  Seiten  GrenzComissionen  ernannt. 

«)  Vergl.  Mosiit's  nachbarliches  Staats r.  ai>   Ffrrin't  Lit.  m.  816  ff  Kj.cb¥m'» 
Lit.  §.  1606  f.  > 
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6)  \  ergl.  den  GsUtich.  baier.  \  ertrag  von  München  v.  14.  Apr.  1816»  Arl.  1  u.  9; 
in  Ki  vijkb's  Staatsarchiv,  WA.  1,  S.  401  u.  406.  GeneralRcccfc  der  franhf.  Terri- 
torialCoinmission,  v.  20.  Jul.  1819,  §.        in  Marths  Rccueil,  Supplem.  YHL 

Gbotivs,  de  jure  belli  et  paci*,  Hb.  II.  c.  3.  §•  16.  n.  *.  et  %.  18.' 

«•)  80  auf  dem  Rhein.  Oben  $.  88  II.  —  IIludm's  droit  des  gens  moderne  de 
l'Etirope,  i33.  —  Die  Hheingrenasc  /.wischen  Baden  und  Frankreich  ist  bestimmt 
durch  einen  FinalRccess  vom  3o.  Jan.  182?,  in  dem  bad.  Rcgier.HIatt,  1827, 
8t.  18.  Aus/,ugwcise  abgedrucht  ist  dieser  Staatsvertrag  in  Msktkas  Rccueil, 
Supplem.  XL  ia3.  r—  Die  Staatsgrenze  «wischen  Baden  und  dem  schwerer  Can- 
tou  Aargau  ist  der  Tfiahveg  des  Rheins,  worunter  hier  »«die  grösste  Tiefe  des 
Stroms«  «u  verstehen  ist,  und  auf  Brücken  die  Mitte  derselben.  Staatsvcrtr. 
v.  17.  Sept.  »Ko8,  Art.  1;  in  d.  Rhein.  Rund,  XXXML  46.  und  in  von  Mirtkss 
Recueil,  Supplem.  V.  140.  —  Eine  litbographirte  badische  neue  RheinGrenzckurte 
liefert  die  Resultate  dieser  Grenz-verträgc. 

d)  Man  s.  oben  Note  d.  So  auch  auf  der  Rheinbrficlie,  /.wischen  Kehl  und  Strass- 
bürg.    Pariser  Hauptvertr.  v.  ao.  Kor.  i8i5,  Art.  1,  Num.  1. 


§•   93.  (90). 
Politischer  Charakter  des  Teutsc/ien  Bundes. 

I)  In  dem  Innern  der  Bundesstaaten. 

lieber  den  politischen  Charakter  des  Teutschen  Bundes  und  der  ihn 
bildenden  Staaten  wird  einst  die  Geschichte  unpartevix  h  richten.  Der 
herrschende  politische  Charakter  unseres  Zeitalters  fJZcitg^t,  die 
bewegenden  und  leitenden  Ideen  der  Zeitgenossen),  "welcher  hervorgeht 
aus  der  politischen  Bildung  der  grofsen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen 
Vol  kslt  lassen ,  ist:  Streben  nach  einer  urkundlich  and  vertragsweise  befestigten 
Ordnung  des  gemeinen  Wesens;  ein  Streben,  1)  nach  verfassungsmäßiger 
bürgerlicher  Freiheit  und  gesetzmäßiger  bürgerlicher  Rechtsgleichheit  der 
Staatsgenossen;  2)  nach  Aufrcchthaltung  beider,  durch  allgemeine  Volks- 
vertretung, durch  Gewissensfreiheit,  vernünftige  Prefsfreiheit ,  und  Auf- 
merksamkeit auf  die  öffentliche  Meinung,  diese  Stimme  der  grofsen  Mehrzahl 
der  Verständigen  im  Volk  fj.  22).  Dieser  Charakter  ist  ein  Resultat  der 
Civilisation  und  der  Sitten,  welche,  wie  einst  die  KirchenReformation,  der 
Gang  der  Zeit  (la  marche  du  temps)  oder  der  Genius  des  Jahrhunderts 
unserem  Welttheil  gegeben  hat  Er  wird  sich  erhalten  durch  die  Macht 
der  Dinge,  welche  üherall  die  Oberhand  behält.  Durch  Gebote  und  Ver- 
bote läfst  das-  Reich  der  Meinungen  sich  nicht  beherrschen.  Unhaltbar 
ist  daher  der  Anspruch  blofser  FeudalStä'nde,  auf  Fortbestehen  eines  dem  Zeit- 
bedürfnifs  widerstrebenden  Zustandes.  Desto  mehr  berechtigen  Weisheit  der 
Herrscher.  Pllicht  der  Staatsverwalter,  Cultur  des  Zeitalters,  zu  der  Erwartung, 
dafs  in  jedem  Bundesstaat  das  Bestreben  der  Regierung  dahin  gehen 
werde:  den   Staat  dein  Bürger  lieb,  ehrwürdig  dem  Auslände 
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xu  raachen«).  Lieb  gewinnen  müssen  ihn  die  Bürger,  wenn  die  Macht- 
haber, mit  einem  GottlichkeitPrincip  im  Herzen,  persönliche  Neigungen 
and  Vortheile  gefangen  nehmen  unter  dem  Wohl  Aller;  wenn  sie  durch- 
drungen sind  von  der  Leberzeugung,  dafs  das  Volk  eine  Seele  habe,  das 
heilst,  Gefühl  lür  bürgerliche  Freiheit,  Rechtsgleichheit  und  Eigenthum; 
wenn  die  Handlungen  der  Regierung  das  Gepräge  der  Gerechtigkeit,  der 
Ordnung  und  Mäsigung,  der  landesväterlichen  Sorge  für  das  Wohl  des 
Landes,  des  Bestrebens  redlich  zu  bessern  und  fortschreitend  zu  arbeiten, 
tragen;  wenn  die  Einwohner  mit  dem  wahren  Gefühl,  nur  dem  Gesetz  zu 
gehorchen,  und  nur  zu  dem  Staatszweck  regiert  zu  werden,  in  ihrem  Staat 
den  Freiort  des  Menschenrechtes  und  der  Rechtsgleichheit  der  Staatsbürger 
sehen  5  wenn  dur  unzweideutige  Regentenhandlungen,  sie  uberzeugt  werden, 
dafs  kein  TrugSystem  mit  ihnen  spiele,  und  dafs  die  Staatsregierung  von 
der  Idee  ausgehe,  Sie  sey  nur  um  des  Volkes  willen;  wenn  nicht  Viel- 
regieren, keine  Beglückungsgewalt  sie  stört  in  dem  lebhaften  Bewnfstseyn 
ihrer  bürgerlichen  Freiheit  6),  wenn  nicht  nach  militärischem  Zuschnitt 
legiert  wird,  nicht,  nach  einem  vorherrschenden  Princip  des  Mifstrauens, 
Uo&tspielige  Controlen  auf  Controlen  gehäuft  werden,  nicht  übertriebenes 
Formenspiel,  nicht  zahllose  Vorschriften  eigene,  freie  Kraft  zum  Handeln 
und  Selbstdenken  ersticken,  und  die  heilsame  Grenze  des  vernünftigen  Er- 
messens vernichten,  wenn  nur  personliche  Würdigkeit,  nur  anerkannte 
Tugend,  Verdienst,  Sachkunde,  Talent  und  Erfahrung,  die  einzigen  Bestim- 
mungsgründe seyn  werden  in  der  Wahl  der  Staatsdiener,  auch  der  höhern 
Grade;  wenn,  das  Bedürfnifs  der  Zeit,  des  Staates  und  seiner  Einwohner 
richtig  erkennend,  ein  weises  und  gerechtes  System  allgemeiner. Volksvertre- 
tung, und  eine  damit  in  Ucbereinstiinmung  gebrachte  Staatsverwaltung,  die 
Staatsverfassung  sichert,  wenn  durch  ein  richtiges  und  gerechtes,  in  jeder 
Hinsicht  wohl  berechnetes  AbgabenSystem ,  ungefährlich  der  Sittlichheit  der 
Abgabepflichtigen,  durch  kluge  und  gewissenhafte  Staatswirthschaft  gesorgt 
wird,  für  zweckmäßige  Benutzung  und  Verwaltung  der  Staatskräfte;  durch 
Gewissensfreiheit,  durch  zeitgcinäse  Gesetzgebung,  durch  das  Recht  der 
Bitt-  und  Besch werdeschriften,  durch  Verantwortlichkeit  auch  der  obersten 
Staatsbeamten  für  Zweckmäsigkeit ,  und,  vor  einer  richtenden  Behörde,  für 
Rechtmäßigkeit  oder  Uebcreinstimmung  der  Rcgentenhundlungeu  mit  der 
Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates,  durch  Aufrechthaltung  vernunft- 
gemäser  Prefsfreiheit,  Unabhängigkeit  der  Gerichtshufe,  durch  unparteiische, 
un verzögerte  Rechtspflege  gegen  Jeden,  durch  milde  Formen  bei  dem  pein- 
lichen Verfahren,  durch  eine  Habcas-corpus-Aete  für  Sicherheit  der 
Personen  und  ihres  Eigenthums;  durch  zweckmäsige  Anstalten,  für  Bildung 
der  Jugend  zu  sittlich  guten,  vaterländisch  gesinnten  und  betriebsamen 
Bürgern,  wie  für  Ackerbau  und  Gewerbe,  für  Künste  und  Wissenschaften. 
So  ist  der  Souverain  in  der  Ausübung  des  obersten  Grundsatzes  jeder 
*ciseu  S'.r.ai;  regierung  »Sey  gerecht  und  gut*,  dem  Staate  dienend 
der    ölleutliilicn    Meinung   (§.  22)  über  ofluutliches  Interesse  <-)  gewifs, 
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und  würdig  der  Huldigung,  die  ein  edles  Volk  seiner  Majestät  hingt  So 
ist  jeder  Bürger  treu  dem  Fürsten,  und,  fordert  es  die  Noth,  Vertbeidiger 
des  Vaterlandes.  So  ist  der  Staat  nicht  genüthigt,  sich  entscheidendem 
Einflufs  ron  Aussen  hlofs  zu  stellen/). 

a)  »'Certe  id  firmissimurn  longc  Imperium  est,  quo  obediente«  gaudcnt«.  Linus, 
VIR.  i3. 

b)  The  Great-Charter  (Magna  Charta),  Haupturkunde  brittischer  Freiheit,  von  mi5, 
nebst  der  Declaration  of  rights  von  1689.  Regierungs&d  eines  jeden  Königs  von 
England;  desgl.  von  Schweden,  wie  seit  1710,  so  auch  seit  1779,  in  v.  Martens 
Samml.  der  wichtigsten  Reichsgrundgesetzc  der  vornehmsten  europ.  Staaten, 
I,  634.  EJhendess.  Abrifs  des  StaaUr.  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I, 
S.  87.  Rede  des  Fürsten  von  HohcuzollernHcchingen,  1810,  in  d.  Rhein.  Bund, 
Lm.  a75. 

c)  (16-9)  v.  Martens  a.  a.  O.  I.  8a3.  Ebendess,  Abrifs  des  Staatsr.  der  vornehm- 
sten europ.  Staaten,  I.  i85.  Bi,ACRSTO?fE's  Commentaries  on  the  laws  of  England, 
B.  I,  chap.  1.  Just.  Moser'*  patriot.  Phantasien,  LH.  86.  v.  Archen  holz,  Eng- 
land  u.  Ralicn,  Bd.  I,  Tb.  1,  S.  n  f.  —  Diese  Acte  hat  vor  ähnlichen  Gesetzen 
anderer  Völker  den  Voraug,  dafs  sie  auf  ihre  Uebertretung  eine  bestimmte 
Strafe  setzt. 

d)  Selbstbekenntnisse  denkender  Souveraine:  K.  Jcstisiait's  (oben  §.  1  b).  — 
Friedrichs  des  Einzigen,  Verfassers  des  Antimachiavells,  Erklärung  in  Sc.hlö- 
zer's  Briefwechsel,  Heft  21,  S.  207.  Seine  Abb.  über  die  Regierungsformcn  u. 
über  die  Pflichten  der  Regenten;  in  s.  Oeuvres  posthumes,  T.  VI.  Conseils  du 
tröne,  donnes  par  Frederic-lc-Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de  l'Europe;  pu- 
blies par  Acouis.  Paris  i8«3.  8.  —  Bönigs  Stanislaus  Augvstis  Rede  auf  dem 
Reichstag  zu  Grodno,  1784.  A.  L.  Jacoui's  Staatsangelegenheiten  (Celle  1787. 
8.)»  S.  99  ff.  —  Baiser  Alexasder's  I.  Rrönungsmanifest ,  v.  i5.  Sept.  1801,  in 
H.  Stohch's  Rufsland  unter  Alexander  I.  (St.  Petersburg  1804.  8.),  S.  110  f.  — 
Befestigt  wird  die  monarchische  Staatsform  durch  volkstümliche  Denk  •  und 
Handlungsweise  der  monarchischen  Regierung,  die  dadurch  die  Herzen  der  Un- 
terthauen  gewinnt. 

e)  Die  sichersten  Mittel  gegen  RevolutionsSchwindcl.  F.  C.  v.  Moser's  patriot. 
Archiv,  L  393—398.  A.  L.  SchlÖzer's  Staatsgelahrtheit,  I.  16a  ff.  J.  J.  Esgei/s 
Fürstenspiegel,  3aa. 

- 

f)  Mens  agitat  molem.  —  Man  s.  die  oben  §.  aa  angef.  Schriften.  Ueber  die  Po- 
litik  der  teutschen  Höfe,  s.  NationalChronik  der  Tcutschen,  i8o5,  St.  3.  F.  L. 
Jahs's  teutsebes  Yolksthum.  Tüb.  1810.  8.  Blicke  von  der  Zeit  in  die  Zukunft; 
in  der  Neuen  Allemannia,  Dec.  1816,  und  in  der  Allgem.  Zeit.  1817,  Beil. 
Num.  7  u.  f.  J.  F.  Fries,  von  deutschem  Bund  und  deutscher  Staatsverfassung. 
Heidelberg  1816.  8.  (C.  C.  Sack)  Der  deutsche  Bund  nach  seinem  ganzen  Um- 
fang. Züllichau  1816.  8.  Vom  teutschen  NationalSinn.  Leipz.  1816.  8.  L.  r. 
Dresch,  Betrachtungen  über  den  teutschen  Bund.  Tüb.  1817.  8.  Drei  Aufsätze 
in  F.  L.  Lixdker's  geheimen  Papieren  (Stuttg.  i8a4-  8.):  »Die  politische  Reform 
u.  die  neuen  Interessen« ;  »über  aristokratisches  u.  demokratisches  Principe;  und 
»über  Obscurantismus  u.  Mittelmäsigkeit",  S.  ia3ff.,  i83ff.  u.  239  fr.  Behbehg, 
die  Erwartungen  der  Deutschen  von  dem  Bunde  ihrer  Fürsten.  Hannover  i834*  8. 
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§•  94.  9  (93.) 
//.  %Jn  dem  auswärtigen  StaatsverhäUniss  der  Bundesstaaten. 

Ehrwürdig  mufs  ein  Bundesstaat  dem  Ausland  werden,  wenn  er, 
in  der  Unabhängigkeit  fremder  Staaten  das  Kleinod  eigener  Freiheit  ehrend, 
seine  Verpflichtungen  gegen  sie  treu  erfüllt;  wenn  er  mit  Weisheit  und 
Offenheit  jene  Mäsigung  verbindet,  die  stets  Gefahrtin  innerer  Kraft,  und 
Bürge  für  die  Dauer  staatsgesellschaftlicher  Einrichtungen,  Charaktergrofsc 
der  Regierung  verkündigt;  wenn  er,  bei  Festigkeit  und  Ruhe  im  Innern, 
in  sicherem  Besitz  föderativer  Macht  von  Aussen,  bei  Friede  und  Eintracht 
mit  den  Nachbarstaaten,  fern  von  Sucht  durch  Waflfenruhm  zu  glänzen, 
und  meidend  den  sturmbewegten  Ocean  der  Politik,  seine  politische  Wich- 
tigkeit sichtbarer  wirken  läfst  in  friedlichen,  als  in  kriegerischen  Ver- 
hältnissen; wenn  er  durch  streitfertige  Kriegsmannschaft,  angemessen  den 
Kräften  und  dem  Bedürfnifs  des  Landes,  und  durch  fortwährende  Bewaff- 
nung der  waffenfähigsten  Staatsbürger,  nicht  nur  das  Vaterland  gegen 
innere  und  äussere  Feinde  sichert,  sondern  auch  kriegerischen  Geist  und 
vaterländische  Gesinnung  bei  dem  Volk  erweckt,  wenn  .er,  überzeugt,  dafs 
nicht  in  das  Zugreifen  die  höchste  Weisheit,  wie  die  höchste  Begierde,  zu 
setzen  sey,  dafs  nicht  jeder  Zuwachs  an  Menschen  oder  Gebiet,  wahre 
Vermehrung  der  Macht  eines  Staates  nach  sich  ziehe,  dafs  vielmehr  Friede, 
Freiheit,  Recht  und  Güte  die  grofsen  Hebel  zu  dem  Emporsteigen  der 
Staaten  sind,  sein  Heil  nicht  sucht  in  vermeintlich  furchtbarer  VergröTse- 
rung  «). 

•)  Die  Stifter  des  Teutschen  Bundes  bekennen ,  in  dem  Eingang  der  Bandet  Acte, 
ihre  Ueberzeugung  von  den  »Vortheilcn,  welche  aus  ihrer  festen  und  dauer- 
haften Verbindung,  für  die  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  Teutschlands ,  und  für 
die  Rulie  und  das  Gleichgewic/a  Europa'*  hervorgehen  würden«.  Aehnlichc  Er- 
klärungen auf  dem  wieuer  Gongress,  in  Noten  der  Bevollm.  der  verein.  Souver. 
Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutschl.,  v.  11.  März,  und  der  Bevollm.  von  Preusscn 
und  Oestreich,  v.  29-  u.  3i.  März  i8i5,  in  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  I,  Heft  4,  S.  43  u.  48. 


§.  95.  (94.) 
III.  In  dem  Bundesverhältniss. 

Das  klare  Interesse  seines  Daseyns  verpflichtet  den  Teutschen  Bund 
zu  Gerechtigkeit  und  Weisheit,  im  Innern  und  Aeussern.  Demnach  werden 
Rechtliebe,  Staats  Weisheit,  Wohlwollen  und  reger  Eifer  für  Gemeinwohl, 
die  Bundesgenossen  beleben.  Diese  werden  die  Bundesversammlung  wohl- 
thitig  Uiten,  und  nicht  zugeben,  dafs  die  Thätigkeit  derselben  in  unnütze 
Geschäftigkeit,  in  Blendwerk  und  Ceremoniendienst  sich  auflose.  Ein 
weites  Feld  zu  nützlichem  Wirken,  steht  dieser  erhabenen  Versammlung 
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offen.  Bedeutende  negative  Vortheile  sogar,  ist  man  von  ihr  zu  hoffen 
berechtigt,  so  fern  schon  der  Blick  auf  Sie,  egoistisches  Wirken  zum 
Nachtheil  des  Ganzen  oder  Einzelnen  zu  hindern  vermag.  Sie  wird  nütz- 
liche Mittheilungen  unter  den  Bundesstaaten  erleichtern,  vermehren  und 
unterhalten.  Aufmerksam  auf  die  Stimme  der  öffentlichen  Meinung,  über- 
zeugt,  dafs,  früher  oder  spater,  Hafs  und  Verachtung  den  Unterdrucker 
des  Schwächern  treffen  müsse,  huldigend  dem  Grundsatz  der  politischen 
Einheit,  Freiheit  und  Unabhängigkeit  des  Bundes,  so  wie  dem  Vorzug 
der  moralischen  Macht  vor  der  physischen,  erwägend,  dafs  ausser  dem 
politischen  auch  ein  geistiges  Band  die  Bundesstaaten  umschliefst,  wird 
durch  Ehrgeiz,  durch  Streben  nach  Alleinstehen,  Machtspiel  (Euro- 
päisiren  und  Puissanciren )  und  Vergrosscrung,  durch  Drohung,  aus  der 
Verbindung  zu  scheiden,  kein  Bundesgenofs  trachten,  sich  über  die  Grenze 
der  Pflicht  und  Gleichheit  zu  erheben.  Der  gemeinschaftliche  gleiche  Ein- 
flufs,  wozu  die  beiden  mächtigsten  Bundesstaaten  sich  beiufen  finden  <*), 
wird  ihre  Beweggründe  zur  Eintracht  verstärken',  er  wird  für  Teutsch- 
land eine  Gewährleistung  der  Buhe  ,  für  Europa  ein  Pfand  des  Friedens 
seyn,  wenn  er,  ihren  Vcrheissungcn  treu,  nie  anders  wirkt,  als  einmüthig 
und  wohlthn'tig.  Das  Verhiiltnifs  des  Bundes  und  der  Bundesstaaten  nach 
Aussen  fordert  eine  desto  sorgfältigere  Beachtung,  da  Teutschland  in  poli- 
tischer, wie  in  geographischer  Hinsicht,  der  Mittelpunkt  von  Europa 
ist  £),  und  da  fünf  Bundesgenossen,  wegen  bundesfreier  Staaten,  zugleich 
auch  europaische  Mächte  sind  0,  in  dem  unten  (§.  238)  angegebenen 
Sinn.  Darum  fordert  das  Wohl  aller  Bundesstaaten,  bei  der  freiest cn 
Entwicklung  im  Innern,  die  geschlossenste  Verbindung  nach  Aussen. 

«)  Klöbkr'«  Uebcrsicbt  der  diplom.  Verhandlungen  des  wiener  Congr. .  S.  107  (T. 

h)  A.  H.  C.  Hkciuxh,  der  teutsche  Hund,  in  seinen  Verhältnissen  tu  dem  europäi- 
schen Staatensystem.  Gott.  1816.  8.  Bigkon  des  ,proscriptions  T.  IL  (Paris 
1810.  8.),  j).  «19  — «67  et  p.  4o3  et  suiv.  Der  t.  Hund  u.  die  Bundesstaaten j  in 
Mvmuno's  allgem.  polit.  Annalen,  Bd.  V,  Heft  1,  S.  111  —  1/,*.  —  Vergl.  C.  D. 
Voss»  Zeiten,  1816,  St.  4.    Dawider  s.  Ad.  Mvi.lkh's  StAatsaiixetgcu,  1816,  L  3. 

c)  Ocstreich,  Preussen,  Hannover,  Holstein,  Luxemburg  (§.  *"8  c.  8-.  191  a.).  — 
Vergl.  wiener  ScblussActc  v.  1820,  Art.  46  u.  4~,  auch  §.  187  und  53-  u.  f. 
Manusrript  aus  Südtcutschland  (London  18-20.  8.),  S.  Uli  IT.  und  149  — 191.  — 
Da  der  Buudesuwcrk  alU-n  Bundesgenusseu  das  Gentvinishcn  mir  Pflicht  macht, 
könnte  eiiuclnen  das  Europäüiren  /.iuu  Vorwurf  gereichen. 
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VDI.     C  A  P  I  T  E  L. 

Subject  and  Object  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes.  Blindes- 
te walt    Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung.   Uebcrsicht  der 

Staatshoheitrechte. 


§•  96.  (95.) 
Subject  und  Object  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 

I)  Das  Subject  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes,  stellen  dar: 
in  Absicht  i)  auf  die  Substanz  der  öffentlichen  Gewalt ,  a)  in  dem 
Bundesrecht,  die  Gesammtheit  der  Bundesstaaten,  b)  in  dem 
Staatsrecht  der  sou vereinen  Bundesstaaten,  die  einzelnen  Bundes- 
staaten; dann,  2)  so  viel  a)  die  Ausübung  der  Bundesgewalt  be- 
trifft, die  Bundesversammlung,  b)  in  Absicht  auf  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  in  den  souverainen  Bundesstaaten,  das  Staatsoberhaupt, 
mit  Hinsicht  auf  diejenigen  Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die  Ausübung 
der  Staatsgewalt  anvertraut  ist.  II)  Das  Object  besteht  in  den  wechsel- 
seitigen, vollkommenen  Rechten,  und  zwar  1}  der  Bundesgenossen  in 
dem  Bti  ildesrecht,  3)  indem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  der 
regierenden  und  der  untergeordneten  Subjecte;  nebst  gewissen  vollkommenen 
Hechten  gegen  Auswärtige  Q.  9).  Dahin  gehören  die  Hohei  trechte» 
sowohl  des  Bundes,  als  auch  der  souverainen  Bundesstaaten. 


§•  97.  (96/> 
Dundesgewalt* 

Ihrem  Wesen  nach  ist  die  Bundesgewalt  des  Teutschen  Bundes 
all  eine  gesellschaftliche,  ein  Recht  der  Gesammtheit  der  Bundesstaaten. 
F4  gilt  dieses  nicht  nur  von  den  V erfassungsiechten,  sondern  auch  von 
allen  übrigen  Rechtendes  Bundes,  sie  seven  Vertragsrechte  oder  Ho- 
lt ei  t  rechte ,  deren  Ausübung  ihm,  als  einem  unabhängigen  Staaten  verein, 
'uch  dem  Willen  der  Bundesgenossen  zusteht.  Die  ausübende  Behörde 
'st  die  Du ndes Versammlung  (§•  116). 
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§•  98-  (97.) 

StaatsGrundverfassung.  Staatsform.   Staatsverwaltung.  Legitimität. 
Monarchisches  Princip.  MacIävoWiommenlieti. 

Die  formale  EntwicUelung  des  Staatsrechtes  der  zu  Staatshoheit 
oder  unabhängiger  Staatsgewalt  berechtigten,  teutschen  Bundesstaaten, 
geht  von  zweifachem  Gesichtspunkte  aus;  von  der  Grund  Verfassung,  und 
von  der  Verwaltung  dieser  Staaten  (§.  4  u.  5).     I)  Die  Lehre  von  der 
StaatsGrundverfassung  (StaatsConstitution),  das  S  t a a  t  s  v e  r  f'a s su  n g  s- 
recht,  umfafst  alle  Rechtsbestimmungen ,  welche  auf  die  Staatsform  rt) 
(forma  civitatis  s.  reipublicae),  das  heifst ,  auf  die  Art  der  öffentlichen  Per- 
sönlichkeit des  regierenden  Subjectes,  und  auf  das  Rechtsverhältnifs  zwischen 
Oberherrschaft  und  Unterherrschaft  im  Allgemeinen,  sich  beziehen.  III)  Le- 
gitim oder  gesetzmä'fsig  ist  nur  die  Staatsgewalt,  welche  durch  einen 
Rechtstitel  begründet  ist.    Legitim  ist  nur  das  Staatsoberhaupt,  dem  die 
Ausübung  der  Staatsgewalt  vermöge  eines  Rechtstitcls  zusteht        IV)  Ge- 
bührt diese  Ausübung   einer  mit  der   persönlichen  Majestät  bekleideten 
physischen  Person,   so  bildet   diese  gesetzmäßige   physische  Einheit  des 
regierenden  Subjectes  den  Grundbegriff  der  Staatsform,  und  wird  davon 
(ungefähr   seit   dem   Carlsbader  Congrefs-  von    1819)  monarchisches 
Princip,  oder  vielmehr  Princip  des  Monarchismus  benannt;  ein  Grund- 
begriff, wovon  Absolutismus  oder  ünbeschränklheit  des  regierenden 
Subjectes  in  der  Ausübung  der  Staatsgewalt ,  natürliche  ($.  5)  oder  positive, 
ein  wesentliches  Ingredienz  keineswegs  ist  c).    Der  Inbegriff  von  Regie- 
rungsrechten und  Pflichten,  welcher  dem  mit  der  Eigenschaft  des  Staats- 
Oberhauptes  bekleideten  Einzelnen  zukommt,  bildet  die  monarchische 
Staatsgewalt.    Demnach  ist  durch  den  Grundbegriff  der  monarchischen 
Staatsform   eine  Unbeschränktheit  des  regierenden  Subjects  eben  so  wenig 
begründet,  als  ein  Mehr  oder  Weniger  von  Einschränkungen  des  constitu- 
tionellen  Monarchen  durch  die  Verfassung;  wohl  aber  die  äusserste  Grenze 
des  Monarchismus,  welche  durch   Mitregentschaft   oder  durch  gänzliche 
Ausschliessung  der  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten  physischen 
Person  von  der  Staatsgewalt,  überschritten  würde.    V)  Das  Recht  zur 
Staatsregierung  gebührt  dem  regierenden  Subject  in  der  durch  die  Staats- 
Grundverfassung festgesetzten  Art.    VI)  Manche  Staaten  haben  Verfas- 
8ungsurkunden       1,'  f)  oder  geschriebene  Constitutionen.    Sie  heissen 
davon   urkundlich-verfassungsinasige,    auch    constit  utionel  1  e 
im  engern  Sinn  <*).    VII)  Ist  durch  die  geschriebene  oder  ungeschriebene 
StaatsGrundverfassung  eine  Volksvertretung  bei  der  Regierung ,  für  bestimmte 
Theilnahme  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt,  so  ist  die  Staats- 
form eine  repräsentative  oder  ständisch  -  verfassungsmäßige ,  im  Gegen- 
satz der  absoluten         VIII)  Die  Lehre  von  der  Staatsverwaltung 
(Staatsadministration),  das    StaatsVerwaltungsrecht,    umfafst  alle 
Rechtsbestimmungen,  welche  auf  die  Ausübungsart  der  Staatsgewalt 
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(modus  adrainistrandi  civitatem  s.  rcmpablicaiiO,  in  dem  innern  und  äussern 
Staatsverhältnifs,  sich  beziehen.  IX)  Der  Inbegriff  der  StaatsHoheitrechte, 
in  dem  Besitz  des  Regenten,  seine  Regentengewalt  nach  ihrem  ganzen 
rechtmäsigen  Umfang,  heisst  seine  Machtvollkommenheit,  plenitudo 

^^^^ t^ifl^t^^ 

a)  Unzulänglich,  selbst  in  der  Theorie,  ist  die  aristotelische  (Politir.  üb.  EX  c.  5 — 7). 
Eintheilung  der  Staats  formen,  in  monarchische,  aristokratische  und  demokratische. 
Vcrgl.  J.  K.  Hiirni  Eiern,  prudentiae  civilis  (Francof.  i-o3.  8.),  P.  0.  p.  1—^8. 
W.  T.  Rate  über  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung.    Hönigsb.  i8o5.  8. 
Macesas,  über  Volksgewalt  und  Alleinherrschaft.  Halle  1817.  8.    v.  Gagehk,  die 
Resultate  der  Sittengeschichte,  Bd.  IV  (der  Staaten\  erfassung),  Stuttg.  i8ao.  8. 
Schlözer's  Staatsgelahrthcit,  Th.  I,  S.  in.    Gakilh,  de  la  contre-revolution  en 
France  (Paris  i8i3.  8).  introduetion,  p.  I  — XL1IL    Fhvmc  über  Staatsverfas- 
sung u.  Staatsverwaltung.    Aus  d.  Franz.  von  Schlossfr.  Frankf.  1816.  8. 
Einfach  ist  die  Staatsform,  wenn  sie  nur  aus  tiner  der  verschiedenen  Staatsfor- 
men besteht;  zusammengesetzt  oder  gemischt,  wenn  sie  aus  mehreren  Staatsformen 
zusammengesetzt  ist.    Die  einfachen  Staatsformen  sind:   1)  das  Reich  (regnum), 
wo  die  Staatsregierung  einer  oder  mehreren  (Monarchie,  Einherrschaft,  Diarchie, 
Triarchie  u.  s.  w.),  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten,  physischen  Per- 
sonen  übertragen  ist;  es  kann,  wie  auch  die  Geschichte  lehrt,  entweder  Erbreich. 
©der  /fah/reich     oder  Ernennungsreich  (regnum  vcl  sueeesaivum  seu  beredita- 
rium,  vel  electitium,  vel  noininutivum),  und  in  jedem  dieser  Fälle  der  Regent 
durch  Stellvertreter  des  Volkes  (Reichs-  oder  Landstände),  beschränkt  seyn, 
(repräsentative  Monarchie,  Diarchie  u.  s.  w.,  Monarchie  etc.  mit  republikanischen 
Institutionen);   2)  der  Freistaat  (eine,  im  Gegensatz  des  Reichs,  nicht  ganz  an- 
gemessene Benennung)  oder  die  Republik,  wo  die  Staatsregicrung  einer  morali- 
schen Person  (einem  souverainen  Rath)  übertragen,    und  kein  Einzelner  mit 
persönlicher  Majestät  bekleidet  ist}   und  /-war,  a)  Aristokratie ,  AdeUhcrrschaft, 
wenn  des  Rechtes  zur  Theilnahmc  an  der  Staatsregicrung  nur  Mitglieder  aus 
bestimmten  (rath-  oder  regierungsfähigen)  Geschlechtern  fähig  sind;  bj  Demo- 
kratie,   Volkshcrrschaft ,  wenn  des  Rechtes  zur  Theilnahmc  an  der  Staatsregie- 
rung, alle  natürlich  oder  positiv  regierungsfähigen  Staatsbürger  (active  Staats- 
bürger) ohne  Geburtvorzug  thcilhaflig  sind,  es  sey  nun  unmittelbar,  o der  mittelbar, 
durch  eine  bestimmte  Anzahl  von  ihnen  gewählter  Stellvertreter  (repräsentative 
Demokratie).    Ohne  Beispiel  ist,  dafs  das  gesummte  Volk  herrsehe. —  Ein  Reich, 
oder  ein  Freistaat,  mit  Volksvertretern  bei  der  Regierung  für  Theilnahme  an 
der  Ausübung  wesentlicher  Begierungsrechte,  hat,  in  dieser  Hinsicht,  eine  su- 
smmmengesetzte  Staatsform.  —  Auswüchse ,  Rrankhciten  des  Staatskörpers,  sind: 
Despotie,  Zwing-,  Gewalt-  oder  Willkührherrschaft,  die  Maxime  willkürlicher 
Staatsregierung,  d.  h.  nach  beliebiger  Ausdehnung  der  Regierungsgewalt  über 
ihre  natürliche  oder  verfassungsmäsige  Grenze;  Oligarchie,  wenn,  in  der  Aristo- 
kratie, etliche  Mitglieder  des  souverainen  Rathes  verfassungswidrig  vorherrschen; 
Oehlolrati,  Pöbel herrschaft ,  wenn,  in  der  Demokratie,  zur  Theilnahme  an  der 
Staatsregierung  nicht  befugte  Staatsgenossen,  sich  der  Staatsregierung  anmafsen. 
—  Ein  Staatenbund  ist  kein  Staat,  auch  kein  Bundesstaat;  er  hat  also,  in  obigem 
Sinn,  keine  Staatsform,  nur  eine  Rundesform. 

i)  Legitimität  oder  Gesetzlosigkeit  im  Allgemeinen,  heifst  jeder  Zustand,  welcher 
der  rechtlichen  Ordnung  gemäfs  ist.  Neu  ist  der  politische,  auf  dem  wiener 
Congrefs  von  Talleyrand  und  iMbtsnardiere  mystisch  hingeworfene  Ausdruck  Le- 
gitimität, um  damit  ausschlicssend  das  Recht  der  regierenden  Dynastie  zur 
Thronfolge  in  festgesetzter  Ordnung,  das  ErbRönigthum ,  zu  bezeichnen,  im 
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Gegensatz  eines  rechtwidrigen  Regierungsbesitze*,  einer  factischen  Inhabung  der 
Regierungsgewalt  (gouvernement  de  fait),  und  unrcchtlicbcr  Ansprüche  auf  die- 
selbe von  Seite  eines  Individuums  oder  einer  Familie.  Die  Sache  selbst  empfiehlt 
nicht  bloss  das  Recht,  auch  die  Regel  der  Klugheit:  »minor!  discrimine  sumi 
prineipem  quam  quaeri«.  Vergl.  ConversationsLexicon ,  Neue  Folge  (Rd.  XD, 
i8i5),  Art.  Legitimität.  Malte -Rhi's,  Traite  de  la  legitimite.  Paris  1814.  8.  De 
la  Legitimitc  en  pratique  et  en  theorie;  in  dem  pariser  Tagblatt:  Le  Courrier 
francaU,  du  31  juin  1826.  K.  Hfbmas^i,  über  das  Prinrip  der  Legitimität  Lcipz. 
i83t.  8.  F.  Murhard,  die  VolksSouvcrainetät  im  Gegensatz  der  sogenannten 
Legitimität.  Cassel  i83i.  8.  —  Practisch  bewährt  sich  der  wahre  Charakter  der 
monarchischen  Legitimität,  nicht  blofs  durch  die  Form  der  Erblichkeit,  sondern 
nuf  das  Mindeste  eben  so  nothwendig  durch  Wesen  und  Gcbalt,  durch  Gesetz- 
mäsigkeit  und  Weisheit  im  Regieren.  Unter  einem  legitimus  prineeps  dachte 
man  sich  bei  den  Römern  den  Gegensatz  eines  Tyrannen.  HrrsEccics,  Historia 
juris  rom.  §.  378.  Auch  gebrauchte  in  solchem  Sinn  das  Wort  Legitimität,  in 
Beziehung  auf  Frankreich  unter  den  Ministerien  der  Cardinäle  Mazarin  und 
Richelieu,  der  Cardinal  Retz,  in  seinen  Memoire»,  T.  D,  p.  aio.  De  Pradt, 
du  congres  de  Viennc  (Paris  1 8 1 5) ,  T.  II,  p.  74,  sagt:  "C'est  un  grand  et  pro- 
fond  mot  que  celui  de  la  legitimite,  mais  que  de  nuages  autour  delui!  Combicn 
peut-il  y  aroir  de  sources  de  legitimite"!  etc.  etc. 

c)  Wiener  SchlussActe  von  1810,  Art.  57.  Vergl.  unten  %.  a83.  v.  Gagprs's  Rede, 
in  dem  Prot ocoll  der  Rundesversammlung  v.  17.  Juli  181-.  §.3-5.  —  Das  monar- 
chische Princip  ist  weder  gleichbedeutend  noch  verwandt  mit  dem  despotischen, 
dem  absoluten,  dem  aristokratischen,  dem  theokratisehen.  Vergl.  Comersatious- 
Lcxicon  der  neuesten  Zeit  und  Literatur,  Bd  RJ  (Lcipz.  i833.  8.),  S.  i5i,  Art. 
Monarch.  Princip.  Treffende  Schilderung  des  Juris  regii  Hebraeorum  und  des 
monarchischen  Absolutismus,  in  Chr.  Thoxasti  Diss.  de  hominibus  propriis  et 
liberis  Germanorum,  §.  35  —  49-  ct  %•  56.  Fmiedr.  Mcrhard,  die  unbeschränkte 
Fürstenschaft;  politische  Ansichten  des  19.  Jahrhunderts.  Cassel  i83i.  8. 

d)  Fin  Verzeicbniss  constitutione  Her  Staaten  in  und  ausser  Europa,  in  dem  Gothai- 
schen genealog.  Hofkalender  von  181S,  S.  48  £ 

t)  Nationaux  ou  de  droit  rommun,  werden  die  Staaten  mit  Repräsentativ  Verfas- 
sung, und  spe'ciaux  ou  de  droit  prive  et  dWeption ,  jene  mit  absoluter  genannt, 
in  dem  Commentaire  sur  l'esprit  des  lois  de  Montesquieu.  Liege  1817.  8. 

f)  Ein  aus  dem  canonischen  Recht  entlehntes  Wort;  mit  welchem  Manche  (z.  Ii. 
Pütter,  Instit.  juris  publ.  germ.  §.  110.),  gegen  Etymologie  und  Analogie,  das 
äujsertte  Recht  (jus  eminens)  bezeichnen. 


§•  99.  (98.) 
Uebersicht  der  Staats  Hoheit  rechte. 

/)  Wesentliche  und  tufältige. 

I)  Die  einzelnen  Rechte,  welche  zusammen  die  Staatshoheit  bilden, 
und  deren  Ausübung,  als  Mittel  zu  dem  Zweck,  zu  der  Staatsverwaltung 
gehört,  heissen  StaatsHoheitrechte  (Majestät-  oder  Souverainetätrechte, 
Regierungsrechte  «),  Regalien,  Gewalten,  jura  majestaris  s.  regiminis,  juia 
regia  s.  regalia ,  pouvoirs).  II)  Eine  zweckmäsige  Uebersicht  der  Staats- 
Hoheitrechte &)  gewähren  die  verschiedenen  E  i  n  t  h  e  i  1  u  n  g  e  n  derselben, 
in  wesentliche  und  zufällige,  in  äussere  und  innere  (diese,  entweder  all- 
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gemeine  oder  besondere,  verleihbare  oder  unrerleibbare),  und  in  eingeschränkte 
und  uneingeschränkte  III)  Ihrer  Natur  nach,  sind  die  Hoheitrechte 
i)  wesentliche  (essentialia),  wenn  sie  schon  in  dem  Begriff  des  Staates 
liegen,  das  heisst,  durch  die  vorgesetzte  Erreichung  des  Staatszweckes  un- 
mittelbar bedingt  sind;  2)  zufällige  (accidentalia)  weun  sie  dem  Staat 
aus  einem  besondern  Erwerbgrund,  mithin  nur  bedingungsweise  oder  unter 
besonders  festgesetzten  Verhältnissen,  zustehen  d).  Die  ersten  werden  von 
Einigen  Hoheit  rechte,  die  andern  Regalien,  beides  im  engern  oder 
besondern  Sinn,  genannt 

«)  Erörterungen  über  die 'Worte  Regierung*-  und  Souvcrainctatrechte ,  8.  in  BlAzer'« 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  80  u.  108  f.  Ebendess.  angef.  Üebersicht 
etc. ,  S.  157  u. 

b)  Schriften  von  den  StaaUHobeit  rechten:  Rkojj.  Sixtutcs  (»6oa  u.  1717),  Casp. 
Zlxgler  (1688  u.  1710),  C.  G.  Jargow  (17*6  u.  1757),  J.  F.  D öhler  (1775  u.  1783); 
•*  Pütter's  Lit.  III.  194.  Klübeb's  Lit.  §.  1079.  Lacrexz  Hixhexstoss,  Ent- 
wlckel.  d.  Begriffs  der  Regalität.  Landsh.  1804.  8.  K.  D.  HifuxAaar's  Geschichte 
des  Ursprung»  der  FinanzRegalien  in  Teutschland.  Frankf.  a.  d.  O.  1806.  a 
C  O.  Gbaebe,  über  die  Einthcilungen  und  Grundsätze  der  Regalien  und  Souve- 
rainetätsrechte.  Rinteln,  1808.  4-  E.  F.  Hagkmeisteh,  von  der  Eint  heil,  der  Rc- 
galien;  in  dem  Anhang  zu  (dem  von  ihm  aus  dem  Latein,  übersetzten)  Sch.vau- 
hfrt,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  gegebenen  Gesetze  gebunden.  Ro- 
stock i-o5.  8. 

0  C  IL  a  Röxes,  Diss.  de  juribus  majestatiris  (Ups.  »786),  §.  a  sqq.  Rlcber's 
kl.  jurist.  Biblioth. ,  St.  V,  S.  7-  —  82.  AHgcm.  Lit.  Zettung,  1798,  Kum.  196. 
B  W.  Peeifver,  über  die  Grenzen  der  CivilPatrimonialJurUdiction  (Göttingen 
1806.  8.),  S.  3  —  46.  —  Anderswo  findet  man  noch  andere  Einthcilungen  der  Ho- 
heitrechte,  die  theils  richtig,  theils  unrichtig,  theils  auch  unschicklich,  oder 
doch  in  dem  Sj&tem  eines  positiven  Staatsrechtes  nicht  fruchtbar  sind.  Bei- 
spiele: I)  Benutzbare  oder  FinanzBegalien  (einträgliche,  Mucrative  oder  Kammer- 
Regalien,  utifia  s.  camcralia),  die  zugleich  als  Quelle  der  Staatseinkünfte  be- 
trachtet werden,  oder  sich  auf  Erhebung  derselben  beziehen,  und  unbenuUbare 
(non  ulilia  s.  non  caineralia).  Vergl.  %.  353.  Pütts»,  Instit  juris  publ.  gerni., 
§.  335.  Scua.iLz,  natürl.  Staatsr..  §.  199.  II)  Höhere  (inajora)  und  niedere  (mi- 
nora);  in  deren  Erklärung  jedoch  mchrenthcils  Unbestimmtheit  und  Verschie- 
denheit herrscht.  Boehxer,  Princ.  juris  feud.,  §.  63.  Prcuss.  allgem.  Landr., 
Th.  II,  Tit.  i3,  %.%^fü.  Vergl.  Döhxkh,  von  den  Regatten,  8. 11  f.  Jargow,  von 
den  Regalien,  8.  4*  f.  HI)  Regaüa  juris  publiei  und  juris  privuU  (Adr.  Steger; 
der  wahre  Verf.  des  Progr.  war  Ueisü.  Gotti..  Frahcke).  Vergl.  Masco v,  Princ. 
juria  publ.  germ.,  edit.  a.  1769,  p.  457.  Nettelbladts  Erörterungen  aus  dem 
t.  Staatsr.,  S.  i5i  ff.  IV)  Regalia  ecclesiastica  s.  sacra,  und  politica  s.  profana. 
Pema  1.  c.  §.  5i 5.  V)  Regalia  feudalia  et  non  feudulia.  Pctter  1.  c.  §.  ai5. 
VI)  Regalia  personalia  s.  majestatis,  et  fiscalia.  Vergl.  Döht.er  a.  a.  O.  8-  «3. 
Jargow  a.  a.  O.  S.  43,  45  u.  48  VH)  Regalia  primae  et  secunda*  classis.  Vergl. 
Dobxmb  a.  a.  O.  S.  14.  VHI)  Directe  und  indirerte  Hoheitrecht«.  J.  F.  E.  Lots, 
über  den  Begriff  der  Polizei,  S.  14  ff.  IX)  Eine  eigene  Eintbcilung  in  potestas 
legislativ«,  esecutiva  (wohin  auch  potestas  judiciaria  und  punitiva  gehören),  in- 
tpectira,  repruesentativn  u.  cumeruUs ,  hat  Schlözeh  in  s.  allgem.  Staatsr.,  §.  5, 
8. 100  f.  X)  C.  S- Zacharias  (juris  publ.  civitatum  quae  foederi  rhen.  adscriptae 
»unt,  $.  3s.)  unterscheidet:  Regalia  1)  formalia  und  %)  materialiu;  diese  in  a)  ob- 
jecüva,  theils  interna,  theils  externa,  und  b)  subjectim.   Acbnbehe  Abteilungen, 
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in  der  Allgem.  Lit.  Zeitung,  1798,  Kum.  247,  und  in  Schmal* ,  natürl.  Staatsr. 
5.  105  —  107,  rcrgl.  mit  Ebendess.  reinem  Katurr.  S.  101  f.  XI)  Von  noch  an- 
dern Einteilungen,  z.  B.  in  potiora  und  communia,  ordinaria  und  extraordi- 
naria,  prinripalia  u.  subsidiaria,  s.  .Iaroow  a.  a.  O.  S.  43- 

d)  Von  dieser,  sehr  verschieden  erklärten  Eintheilung,  vergl.  man  ScnxAtrss,  Com- 
pend.  jur.  publ. ,  III.  2.8.  Just.  Gh.  Hkvser,  Diss.  de  distinetione  regalium  intcr 
essentialia  et  accidentalia  (Gött.  1755),  §.  a3  sqq.  Döhxf»  a.  a.  O.,  S.  ai  f.  u. 
24  ff.  Nktth-bladt  a.  a.  O.,  S.  »5o  ff.  F.  G.  v.  Herti.h-v,  über  die  »esentl. 
Rechte  der  Majestät  (Würzb.  1787.  8.),  §.  3.  Schmalz,  reines  Naturrecht,  §.  i34 
u.  S.  101  f.  Ehendess.  natürliches  Staatsr. ,  §.  107  u.  196.  Die  meisten  der  so 
genannten  einträglichen  oder  Kammer  Regalien  gehören  dahin.  —  Wider  diese 
Eintheilung,  s.  (Matth.  HoffhaaVs)  Erörterung,  in  wie  weit  ist  der  Successor 
•iuguiaris  y.u  Anerkennung  der  Verträge  des  Vorfahrs  verpflichtet  (1797.  8)? 
§.  88  f.  —  Von  den  Kennzeichen  der  wesentlichen  und  zufalligen  Hoheitrechte, 
8.*"  IVkttei.blaüt  a.  a.  O.  S.  258  ff. 

e)  Vergl.  Com*,  et  Beived.  Carpzow,  fratrum,  praes.  Woirc.  Hirscrbach,  Diss.  de 
regalibus  (Viteb.  1618.  4-)»  c.  1.  sub  fin-  J.  C.  Majer's  System  der  Staatsregic- 
rung  im  Grundrisse  (Hof  i8o3),  §.  116.  Hihmei.stoss  a.  a.  O. ,  §.  19  und  26. 
ScHMALf. ,  in  s.  Handb.  des  teutschen  Staatsrechts.  —  In  einem  andern  Sinn  un- 
terscheidet: Gewalten,  Hoheiten  und  Regalien,  Schxai.z,  in  s.  natürl.  Staatsrecht, 
§.  105—107. 

2)  Aeussere  und  Innere. 

In  Ansehung  ihrer  Gegenstände  sind  die  StaatsHoheitrechte  zweifach: 
I)  Aeussere  (auswärtige,  regalia  transeuntia  s.  externa),  die  sich  auf  das 
Verhältnifs  des  Staates  gegen  Auswärtige  beziehen,  auf  ein  Verhältnifs, 
in  welchem  das  Oberhaupt  berechtigt  ist,  die  moralische  Persönlichkeit  des 
Staates  nach  Aussen. zu  vertreten  «).  Dieses  Rcchtsvcrhältnifs  begreift  in 
sich,  das  Kriegs- und  Vor t ragrecht j  oder,  mehr  vereinzelt,  die  Rechte 
i)desKriegs  (jus  belli),  2)  des  Friedens  (juspacis),  3)  der  Verträge, 
insbesondere  der  Bündnisse  (jus  pactoruin  et  foederum),  4)  der  Ge- 
sandschaften  (jus  legationum) ,  5)  die  Staatsservituten.  II)  Innere 
(regalia  iramanentia  s.  interna  sive  domestica),  die  das  Verhältnifs  des 
Staates  im  Innern  betreffen,  ein  Verhältnifs  zwischen  Oberherrschaft  und 
ünterthanschaft ,  Staatsoberhaupt  und  Volk.  Diese  lassen  sich  nach  drei 
Hauptgegenständen  (trias  politica)  unterscheiden:  1)  höchste  Ober- 
aufsicht (jus  inspectionis  supremae);  2)  Gesetzgebung  (potestas  leges 
ferendi);  3)  höchste  vollziehende  Gewalt  im  weitem  Sinn  (ausfuh- 
rende, vollstreckende  oder  ausübende  Gewalt,  potestas  exequendi  suprema 
s.  generaliter  definita).  Auf  diese  dreifache  Weise  sind  zugleich  die 
Formen  verschieden,  unter  welchen  die  Staatsgewalt  sich  zeigen  mufs, 
wenn  sie  sich  äussert.  Doch  wäre  in  der  Wirklichkeit  eine  völlige, 
scharf  begrenzte  Trennung  jener  drei  Hoheitrechte ,  da  sie  in  beständiger 
Wechselwirkung  stehen,  eben  so  unvortheilhaft  als  schwierig  c).  Auch 
mufs,  in  den  monarchischen  teutschen  Bundesstaaten,  die  gesammte  Staats- 
gewalt in  dem  Oberhaupt  des  Staats  vereinigt  bleiben  (§.  297). 
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u)^ierauf  allein  gründen  Einige  eine  so  genannte  repräsentative  Gewalt.  Schlö- 
beb's  allgein.  Staatsr.,  S.  101.    Gössku's  t.  Staatsr.,  S.  44^  444« 

4)  Gbotios,  de  J.  B.  et  P.  lib.  1.  c.  3.  §.  6  sq.  Metzger,  Trias  politica  ex  princi« 
piis  juris  publ.  universalis  considerata.  Würccb.  1783.  4-  —  Einige  setzen  zu  den 
drei  allgemeinen  Bestandteilen  der  innem  Staatsgewalt  noch  einen  virrtm 
hinzu,  die  beurteilende  oder  richterliche  Gewalt.  So  Hkydfnreich,  Hifelasd 
u.  A.  Andere  (K.  H.  Gros  und  W.  J.  Beb»)  nehmen  nur  'zwei  an,  die  gesetz- 
gebende und  vollziehende  oder  ausübende;  und  wieder  Andere  (Hm>k.  Stephani, 
in  s.  Katurr.  Erl.  1797,  und  Borns,  in  s.  Principes  d'administration  politique, 
edit.  1.  Paris  1809)  nur  eine,  die  gesetzgebende.  Mach  Ci-eb»ont-Ton?if««  und 
Be*j.  Constakt  (Cours  de  politique  constitutionnelle,  vol.  I,  p.  «4  —  20),  nuifs 
über  der  gesetzgebenden,  richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt,  noch  eine 
vierte  schweben,  die  königliche  oder  Herrschergewal t,  die,  als  eine  neutrale, 
überall  handhabende  und  aufsehende,  jene  in  das  Gleichgewicht  setzt,  wenn  sie 
sich  gegenseitig  reiben.  —  Mach  Einigen  bilden  die  aufsehende,  gesetzgebende 
und  vollziehende  Gewalt,  wodurch  die  Staatshoheit  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stände des  Staatszwecks  wirkt,  die  Form,  diese  Gegenstände  insgesammt  aber 
den  Iniiah  der  Staatshoheit.'  Allgem.  Lit.  Zeit.,  1798,  Nun».  247.  Schmalz,  AU- 
gem.  Staatsr.,  $.  103—107.  —  Noch  Andere  theilen  die  Staatsgewalt  in  die  Herr- 
schergewalt (Souverainetät,  potestas  legislaloria),  rechtsprechende  (potestas  judi- 
riaria),  und  vollziehende  (potestas  rectoria  s.  exceutoria)  Gewalt.  Bakt's  Rcchls- 
lehre,  §.  45-  H.  E.  Schmidt's  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr ,  Abtb.  I,  35.  — 
In  der  ersten  franz.  Constitution  (1791)»  welcher  Ascilloji  (über  Staatswissen- 
schaft, Abschn.  i)  folgt,  wurden  vier  Gewalten  angenommen:  die  gesetzgehende, 
vollziehende,  verwaltende  (eine  Art  der,  vollziehenden)  und  richterlichen.  —  In  den 
beiden  constitutionellen  Charten,  von  Brasilien  i8*3,  und  von  Portugal  1816, 
'  werden  vier  Gewalten  angenommen,  welche  zusammen  die  Staatsgewalt  bilden: 
die  gesetzgebende ,  die  vermittelnde ,  müßigende  oder  leitende  (moderador,  früher 
von  Benj.  Constant  die  neutrale  benannt),  die  vollziehend: ,  die  richterliche.  Die 
zweite  gebührt  (nach  Art.  71  u.  74  der  portugiesischen  Charte)  dem  Bönig,  als 
höchstem  Oberhaupt  der  Nation,  damit  er  stets  über  die  Handhabung  und  Er- 
haltung der  Staatsunabhängigkeit,  des  Gleichgewichtes  und  der  Ztuammenwir- 
kung  (Harmonie)  der  übrigen  politischen  Gewalten  wache.  Wieder  Andre 
unterscheiden:  gesetzgebende ,  vollziehende  (welcher  sie  die  richterliche  und  die 
Strafgewalt  unterordnen),  au/sehende,  repräsentative  und  CameralCewalt. 

c)  Vergl.  §.  364.  Wie  die  Geschichte  der  dritten  französischen  Constitution  (179J) 
beweist,  wo  dem  Dircctoriuin  jede  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  versagt  war. 

§•  101.  (100.) 

Diese,  a)  entweder  allgemeine  oder  besondere. 

Werden  die  drei  genannten  allgemeinen  Hoheitrechte  Cj»ra  majes- 
tatica  8.  regiminis  gcneralia},  als  drei  verschiedene  Arten  der  Wirksamkeit 
der  höchsten  Staatsgewalt  einzeln,  oder  mehrere  zusammengenommen,  auf 
gewisse  besondere  Gegenstände  der  Staatsregierung  angewandt,  so  ent- 
stehen daraus  die  so  genannten  besondern  Hoheitrechte  (jura  majestatica 
s.  regiminis  specialia),  die  von  jenen  abgeleitet,  und  ihnen  untergeordnet, 
nicht  coordinirt,  noch  entgegengesetzt  sind.  Dahingehören  «):  1)  Justiz - 
hoheit,  bürgerliche  und  peinliche.    1)  Polizeigewalt.    3)  Finanz - 

Kläber  $  offentl.  Recht,  4.  Aufl.  ^ 
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hoheit;  wohin  gerechnet  werden  können;  SteuerRegal  (StaatsAuflagenltegal, 
droit  d'impöt),  Strafsen-  und  GeleitHegal,  CommerzBegal ,  MünzRegal, 
PostRegal,  Bergwerkregal,  Forst  und  JagdRcgal,  WasserRegal ,  Industrie- 
ConcessionsRegal  LandesschutzRegal ,  LandesdienstRegal ,  Fiscalgewalt, 
Domantahecht  u.  a.  c).  4)  Pri  vilegiengcwalt  5)  Aemter-,  Titel-, 
Decorations-,  Rang-  und  Standeserhöhungsrecht.  6)  Erzie- 
hungs-  und  Unter  rieht  s  Regal.  7)  Kirchen  hoheit.  8)  Lehnhoheit. 
9)  Wehr-  und  Waffenhoheit.  10)  Aeusserstes  Recht  (jus 
eminens). 

a)  Eine  Rangordnung  wird  durch  eine  genau  bestimmte  Regel  nicht  begründet. 

I)  Das  Recht,  Concessionen  tu  solchen  Instituten,  Handlungen,  Gewerben  und  Be- 
fugoissen  zu  ertheilen,  die,  wegen  des  Staats -Interesse,  der  WillkUbr  eines  Jeden 
nicht  uberlassen  werden  können. 

c)  G.  H.  Boiowsrt's  Abrifs  des  practiseben  Finanz-  und  Cameralwesens  (a.  Aufl. 
Berlin,  1799  ®*)»  ^cl*  II,  Th.  3.  —  Aus  dein,  was  Blachstohc  (Commentaries 
on  the  laws  of  England,  Bd.  1,  ch-  8.  p.  286,  edit.  XI.  1791)  als  von  Regalien 
noch  bestehend  anfuhrt,  erhellet,  dafs  in  England  so  gut  wie  kein  Münz-,  kein 
Post-,  kein  Bergwerk-,  kein  Forst-  und  Jagd-,  kein  Wasser-,  am  wenigsten 
ein  MühlenRegal,  und  gar  kein  ausschließender  Staatsbetrieb  irgend  einer  Art 
von  Handel  oder  Fabrikation  Statt  habe;  gleichwie  auch  dort  keine  Staaudo- 
.  minen  und  keine  Auflagen  auf  die  gemeinsten  und  notwendigsten  Speisewaaren 
bestehen. 

b)  Verleihbure  tder  unverleihbare  $  jene  entweder  privative 

oder  eumulative. 

I)  Die  Suostanz  der  lloheitrechte  ist,  in  der  Regel,  unvera'ufserlich. 
Allein  die  Ausübung  und  Benutzung  solcher  inneren  Regalien,  deren 
Gebrauch,  ohne  Nachtheil  des  Staatszweckes,  ohne  die  Wirksamkeit  der 
Staats»  vgierung  für  solchen  zu  hindern,  Andern  überlassen  werden  kann, 
die  also  nicht  noth wendig  von  dem  Staat  selbst,  unmittelbar  und  ausschlief- 
send, ausgeübt  und  benutzt  werden  müssen  ,*  kann ,  mit  Unterordnung  unter 
die  Staatsregierung,  unter  deren  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  und  vollziehende 
Gewalt,  an  Andere  abgetreten  werden.  Regalien  dieser  Art  können  daher, 
auf  die  angezeigte  Weise,  namentlich  von  Unterobrigkeit  und  Landsassen, 
insbesondere  von  ansehnlichen  Grundeigentümern  und  Gemeinheiten  a), 
durch  Verleihung  (sey  es  Vertrag  oder  Privilegium)  oder  unvordenkliche 
Verjährung ,  ganz  oder  zum  Theil,  erworben  und  besessen  werden  Sonach 
findet  eine,  mit  oder  ohne  Zeitbestimmung  verliehene,  untergeord- 
nete Ausübung  eines  oder  mehrerer  Zweige  der  Regierungsgewalt,  in 
einem  bestimmten  Bezirk  des  Staatsgebietes,  Statt.  Daher  die  practisch 
merkwürdige  Eintheilung  der  Regalien  in  verleihbare  (concessibilia 
s.  communicati va)  und  unverleihbare  (inconcessibilia).  U)  Bei  Verleihnng 
eines  Regals  wird  entweder  die  Ausübung  desselben  ausschliefsend  über- 
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lassen,  oder  der  Vorbehalt  hinzugelugt,  dafs  nebenher  die  Staatsregierung 
dasselbe  auszuüben  befugt  sey.  Daher  die  Eintheihing  der  verleihbareii 
Höheitrechte  in  privative  und  cumulative.  Für  die  erste  Art  streifet 
die  Rechtsverniuthung  dy 

a)  Vorzüglich  solchen  Fürsten  und  Grafen,  städtischen  und  geistlichen  Gemein- 
heiten, denen  ehehin  eine  verlragnuisig  untergeordnete  oder  subalterne ,  nach  eine 
reiclu mittelbar  untergeordnete  Landeshoheit,  Landesherrlichkeil   oder  Regieritngs- 
gewalt,  von  Einigen  Unterhoheit  genannt,  (jus  territorii  suhordinati  s.  subalternt, 
jus  territoriale  subordinatura,  superioritas  tcrritorialis  pactitia)  zustand.  Vergl. 
unten  §.  3i8,  Note  b,  u.  §.  3ao,  Kote  e.  —   Beispiele:  in  Strubels  rechtl.  Itc- 
denken, IL  195  ff  (>vo  der  Vertrag  vom  18.  Mar«  1733  /.wischen  Hannover  und 
dem  gräfl.  Hause  Stolberg,  wegen  der  Grafschaft  Hohnslcin,  wovon  auch  v.  Lieb- 
haber's  Beiträge  zu  der  Staatsverfassung  der  braunschw.  lfineb.  Churlande  ( 1-9 \. 
8.),  S.  33  ff.,  u.  Hlvbeh's  Abhandlungen,  Bd.  II,  S.  294  ff;  einen  \  ertrag  mit 
StolhergStolberg,  über  dessen  Theil  von  Hohnstein,  schlofs  Hannover  am  4.  Aug. 
1811);  in  Püttfr's  hist.  Entwich,  der  Staatsverfais.  des  t.  Reiuhs,  III  290  (die 
niederhessische  oder  rotheuburger  Quart,  ein  Paragium  mit  auf  bestimmte  Weise  ' 
untergeordneter  Landeshoheit,  unter  der  Oberhoheit  des  Kurfürsten  von  Hes- 
sen, unten  *.3i8,  b);  in  Nfttelbladt's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S  3"i  ff; 
in  PctteiTs  Lit.  1H.  %,  i6a3,  und  in  Hlvbfr's  neuer  Lit. ,  S.  693;  in  Riibfr's 
Acten  des  wiener  Congr.,  \X  91.  193.    Verträge  Preussens  mit  dem  Grafen 
v.  Giech  v.  10.  Nov.  1796,  und  mit  dem  Grafen  von  StolbergWerniecrode  vom 
19.  Mai  1714  «nd  18.  Sept.  1814,  der  letzte  in  Voss  Zeiten,  Dcc.  1814,  S.  443., 
endlich  vom  i3.  Aug.  »82a,  in  dem  Amtsblatt  der  Regierung  von  Magdeburg, 
v.  i8a3.    A.  W.  Hefftbr's  Beiträge  zum  t..  Staats-  u.  Fürstenrecht,  L  Liefer. 
(1829),  S.  3i8  ff  —  Von  Wernigerode  s.  auch  Acte  final  du  congres  de  Viennc, 
arl.  a3.  — •  Von  Regierungsrechten  jetziger  Standes  -  und  Grundherren,  unten 
§.  3oi  ff.  u.  3»o  ff 

b)  Jo.  WV.nLHOr,  De  aüenatione  et  concessioue  jurium,  quae  vorari  solent  regalia. 
Heimst.  1693.  4.  J.  F.  Döhlfr's  Abhandl.  vun  den  Regalien,  §.  35  —  39.  na 
LnDoi.r*  T.  IL  obs.  198.  not.  8.  n.  535.  St  ruhe'»  Unterricht  von  Regier,  und 
Justizsachen,  Sect.  III.  $.  20.  Moser,  von  der  tcutschen  Rcichsstandc  Landen, 
S.  226  ff.  Ebendars.  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  245  ff  G.  L.  Böhmer, 
Princ.  juris  feud.  §.  63.  D.  B.  W.  Pfeiffer  über  die  Grenzen  der  Civill'atri- 
mouihlJurisdiction  (Gött.  1806.  8.),  Buch  I,  Abschn.  1.  G.  H.  v.  Berg's  Abhand- 
lungen (1808.  8.),  S.  85  ff.  Allgcm.  Landr.  für  die  preuss.  Staaten,  Th.  II, 
Tit.  14.  %.  ai  ff  26  ff.  ConstitutionsEdict,  die  Lebnverfassung  in  dem  Gross- 
herzogthum  Baden  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  §.  5.  —  Von  dem  Beweise  bei  Strei- 
tigkeiten über  Regalien,  s.  unten  §.  270  u.  ff 

0  In  dem  preuss.  allgem.  Landr.  a.  a.  O.  werden  die  vcrleihbaren  niedere,  die 
andern  höhere  Regalien  genannt.  Vcrgl.  Rlüber's  Uebersicht  der  diplom.  Ver- 
handL  des  wiener  Congr.,  S.  3oi,  3i2  uv  f.  —  Ucber  das  System  der  Regalien, 
insbesondere  der  niederen  Regalien,  im  Allgemeinen  Landrechte,  und  über  die 
Hauptgrundsätze,  welchen  dasselbe  bei  dcA  niedern  Regalien  gefolgt  ist;  vom 
geh.  Finanzrath  Dcfsherc  in  Berlin;  in  Sntos's  u.  v.  Strampff's  Zeitschrift  für 
wissenschaftl.  Bearbeitung  des  Preuss.  Rechts,  Bd.  U,  Heft  1  (Berlin  i834), 
Num.  IV.  Eigene  Benennung  und  Einthciluug,  s.  bei  NETTELbLAnr  a.  a.  O., 
S.  365  fT. 

d)  G.  L.   BOEHJIER  l.  C. 

'  8* 


Digitized  by  Google 


116   Einl.  VIII.  Cap.  Subject  u.  Ob ject  d.  t.  ftffentl.  Rechtes. 


§•   103.  (102). 
Z)  Eingeschränkte  und  uneingeschränkte. 

In  sourerainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes  können  einzelne  Staats- 
Hoheitrechte  ausgeübt  werden  ,  entweder  nur  unter  Beobachtung  gewisser 
positiven  Einschränkungen,  namentlich  unter  verfassungsmäßiger  Mitwirkung 
der  Volksvertreter,  oder  ohne  Einschränkungen  dieser  Art.  In  jenem  Fall 
sind  sie  eingeschränkte,  in  diesem  uneingeschränkte.  Für  den 
letzten  Fall  streitet  die  Rechtsvermuthung ;  auch  in  denjenigen  Bundesstaaten, 
in  welchen  Landstände  sich  befinden  denen  eine  verfassungsmäsige  Mit- 
wirkung oder  Theilnahme  (nicht  Mitregentschaft)  an  bestimmten  Gegen- 
ständen der  Staatsverwaltung  zusteht 

«)  Andere  unterscheiden  hier  Comitial -  (landtagliche)  Rechte  und  Reservate,  bei  die- 
sen aber  eingeschränkte  und  uneingeschränkte.  Nkttelbi.a.dt's  Erörterungen  aus 
dem  t.  Staatsr. ,  «42  &  2^8  ff.  338-  —  Von  vorbehaltencn  und  von  Reichstag  - 
oder  Landtagsachen  in  den  europäischen  Monarchien,  s.  Bishtgeb's  vergleichende 
Darstell,  der  Staatsverfass.  in  den  europäischen  Monarchien,  fr.  67  —  70,  S.  a5i 
bis  »79. 
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ERSTER  TIIE1L. 

BU    NDES    RE  CHT. 

L     G  AHTEL 
Begriff,  Zweck,  und  Mitglieder  des  Tentschen  Bundes. 


§.   104,  (103..) 

Begriff  des  Teutschen  Sundes,    Seine  Unauflösbarkeit,  SocialGewah, 

Verfassung  und  Ausbildung. 

I)  Der  Teutsche  Bund  ö)  ist  ein  fortwährender  freier  Staaten- 
bund eine  Vereinigung  der  unabhängigen  Staaten  Teutschlands  zu  einer 
völkerrechtlichen  gleichen  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Zwecke  *). 
II)  Er  ist  unauflösbar;  keinem  Mitglied  steht  frei,  sich  von  ihm  zu 
trennen  IST)  Da  die  Bundesstaaten  nur  völkerrechtlich  und  durch  Ge- 
sellschaftrecht) nicht  durch  Bechte  einer  Obergewalt  vereinigt  sind;  so  ist 
die  Bundesgewalt  eine  politische  Social-  oder  Collegialgewalt,  keine 
Staatsgewalt,  und  es  besteht  für  den  Bund  weder  ein  Protcctor,  noch 
ein  Oberhaupt  IV)  Das  Subject  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder.  V)  Die  Bundes  Acte  enthält  Grundzüge  der 
Bundesverfassung/).  Entwicklung  und  Ausbildung  derselben, 
übereinstimmend  mit  ihrem  Geist  und  mit  dem  GrundCharakter  des  Bundes, 
steht  nur  der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  zu  6). 

a)  Teutsche  BundesActe,  Art  i. 

b)  Eine  völkerrechtliche  Gesellschaft,  für  immer  errichtet  j  keine  Uebergangsstufe 
su  einem  künftigen  Staatsgebilde,  und  keine  vorübergehende  Allianz  für  einen 
bestimmten  Fall  oder  Zettraum.  —  Auch  kein  Bundesstaat,  Gesammtstaat  oder 
Staatenstaat,  kein  Societät-  oder  Völkerstaat,  unter  einem  Bundeshaupt  oder  ** 
einer  CentralRegierung,  welcher  die  besonderen  Staatsregierungen  nacligeordnct 
waren.  Präsidial  Vortrag  des  k.  k.  östreichischen  Gesandten,  in  der  «weiten 
Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  it. Kot.  i8a6,  Num.  i;  in  Klvbir's  Staats 


Digitized  by  Google 


II« 


I.  Thcil.  I.  Cap.  Begriff,  Zweck,  und 


archiv,  Heft  5,  Bd.  II,  S.  29  ff.  u.  81.    Protocollc  der  B.  V.  Th.  I  S.  16. 
Vcrgl.  Blvbfr's  Uebersicht  der  diplom.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  ia3  f. 
titirf.  u.  »9»  f    Ludf>'s  Nemesis,  Bd.  VII,  itfuin  1a.    Anders  A.  II.  L.  Heirf?i 
der  t-  Bund  in  s.  Yerhältn.  7.11  d.  europ.  StaatenSystem  (Gott.  1816),  S.  ao-ff. — 
C.  L.  Stik(;lit/.,    Diss.  quaestionum  juris  publ.    Spec.  I.  de  indole  et  natura 
foederis  germanici  (Lips.  i83o.  4),  f  6.  sqq.  et  16.  —  Sondern  ein  fortwährender, 
völkerrechtlicher    Verein  mehrerer  Staaten,   ein  Staaten  verein ,  StaatenBündnifs, 
StaatenSystem  oder    System    vereinigter  oder   verbündeter  Staaten,  Systema 
<  ivitatunr  foederatarum  scu  achaicarum,  eine  StaatenSocictät.    Vergl.  Polydios 
historiar.  lib.  II  0.  4-  Pbaschils,  de  rcp.  Acbaica.    C.  G- He*:ve,  pr.  de  eod.  arg. 
Gött.  i-83.    Sah.   Piff.>dorf,   Diss.   de  systematibus  civitatum,  in  s.  Dissert. 
acad.  sclectis  (tpsal  i6"7.),  p.  210;  aueb  in  dessen  polit.  inculp.  p.  aa6.   C.  v. 
Btm(FRShokk,  Quaest.  juris  publ.  lib.  *.  c.  »4.    Joach.  Erdx.  Schmidt,  Diss.  de 
civitatis  origine  eivitatumque  systemate.    Jen.  1-45.   J.  C.  Wiexakd,  Diss.  de 
Mstemate  civitatum.    Lips.  1777.  u.  in  s.  Opuse.  acad.  Fase.  I.  (1790.  8.)  n.  a. 
Comparaison  de  la  liguc  des  Achcens,  des  Suisscs  et  des  Provinces  unics,  par 
M.  de  Mffrxamv.  ä  la  Haye  1784.  4-  (Eine  gekr.  Preisschrift.)  Saivte-Croix  des 
nruiens  gouvernemens  fedecatifc.  Paris  17-9.  8.  Le  Systeme  federatif  des  anciens, 
mis  en  parallele  avec  celui  des  modernes,  par  E.  A.  Zi\srrmsg.  Hcidclb., 
Strasb,  et  Paris  1809.  8-   F.  W.  Titthase,  über  den  Bund  der  Amphictioiicn; 
eine  gekrönte  Preisschrift.  Berlin  181a.  8.    F.  Hortüm,  die  Entstehungsgeschichte 
der  freistädtischen  Bünde  im  Mittelalter  u.  in  der  neuern  Zeit,    a  Bände. 
Zürich  187.7.    gr»  8-    Vcrgl.  Pölitz,,  Jahrbücher  der  Geschichte  u.  Staatskunst, 
1829,  Bd.  I,  S.  610  ff.    H.  G.  ScRFiuEaAHTKi/s  allgcm.  Staatsr.  überhaupt  u. 
nach  der  Begierungsform,  §.  lai  —  124.    Schi.Özer's  allgem.  Staatsr.,  S.  117. 
Pcttir's  Beytr.  L  2^.    Bcri.axaqvi,  Principes  du  droit  politique,  P.  IL  eh.  1. 
§.  43  sqq.    G.  IL  v.  Bfrg's  Abhandlungen  r.u  Erläuter.  der  rhein.  BundcsActc. 
Th.  I,  Num.  1.  —    A.  de  Tocoteviiie  ,  de  la  demoeratie  en  Aineriquc-  Brüssel 
»835.  Bd.  I,  S.  2-0  ff.    Die  ConstitutionsActen  der  vereinigten  Staaten  von 
Kordamerica ,  v.  4«  Oct  1776,  u.  v.  17.  Sept.  1787,  in  v.  Mahtfss  Becueil,  L 
687.  Ul.  76.    Die  ConfodcrationsActen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  v. 
39.  Dec.  i8»3  u.  16.  Aug.  1814»  bei  Martens  a.  a.  O.,  Supplein.  V.  659.  VBX 
161.  u.  in  (Ustfri1s)  Handb.  des  schweizer.  Staatsr.  (2.  Aufl.  i8ai.),  S.  5.  u.  im 
Heft  I,  v.  L.  Ssfll's  Handb.  des  schweizer  Staatsr.    Zürich  »83". 

c)  BundcsActc,  Eingang,  u.  Art.  3  u.  11.  Wiener  SchlussActe  v.  i8ao,  Art  1.  u.  ». 
Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  1814,  Art  6. 

d)  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  5.  —  »Die  Zeit,  die  Cultur  der  Menschheit, 
kennt  keinen  absoluten  Grenzpunkt ;  so  wollen  auch  Wir  das  Gebäude  unser« 
tcutschen  Bundes  für  heilig,  aber  nie  für  geschlossen  und  ganz  vollendet  hal- 
ten«. Worte  in  dem  ersten  Vortrag  des  k.  k.  Sstreichischen  Gesandten,  in  dem 
a.  Protoc.  d.  B.  V',  vom  11.  Nov.  1816,  §•  7.  Vcrgl.  oben  §.  74,  Note  *,  am  , 
Schluß. 

e)  Politische  Betrachtungen  bei  Errichtung  des  teutschen  Bundes ,  in  Klübxh's  angef. 
Uebersicht  etc.  S.  12a  —  i3i. 

/)  Klcbfr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  n,  S.  34-  Elendes*,  angef.  Uebersicht 
etc.  S-  i45. 

g)  Wiener  SchlussActe  v.  »820,  Art.  4«  —  Vergl.  den  angef.  ersten  Vortrag  des 
vorsiteenden  Gesandten,  in  der  a.  Sitzung  der  B.  Vr.  v.  1816,  %.  7,  S.  47  w-  5o. 
der  Quart  Ausg. 
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§.  105. 


(1Q3»>.) 


Umfang,  Charakter,  Hauptbeziehungen  und  Garantie  des  Bundes-  * 

I)  Nie  hatte  noch  ein  Staatenbund  eine  so  grosse  Anzahl  von  Staaten 
($.  to8)  um&fst,  wie  jetzt  der  teutsche;  grosse,  mittlere  nnd  kleine, 
monarchisch  und  republicanisch  geformte.  «).  II)  Den  Charakter  des 
Bundes  bezeichnen,  als  zwei  gleich  feste  Grundstutzen,  eines  Theils  die 
Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  andern  Theils  das  National- 
Band,  welches  alle  Bundesstaaten  wohlthätig  umfassen  soll  *>).  III)  In 
dem  Bundesverhältnifs  stellen  sich  zwei  Hauptbeziehungen  dar,  nach  Innen 
und  nach  Aussen  0-  IV)  Das  Bestehen  des  Bundes  ist  garantirt 
durch  die  acht  europäischen  Mächte,  welche  die  SchiufsActe  des  wiener 
Congresses  unterzeichnet  haben  (§.  56). 

a)  HlvbeiTs  angef.  Uebcrs.  etc.,  S.  i37. 

£)  Der  oben  (§-  104,  Note  b)  angef.  Präsidial  Vortrag;  in  Kl  Uber'»  Staatsarchiv. 
Bd.  U,  S.  36.  —  Mit  Recht  ward  in  diesem  Vortrag,  das  NationalBe« 
dürfnifs  der  Teutschen  als  der  einzige  richtige  Leitfaden  für  teutsche  Staaten- 
verhältnisse anerkannt,  und  hieraus  die  Folge  entwickelt,  dafs  der  Bund,  wenn 
gleich  kein  Staatenbund,  doch  auch  kein  blosses  Schutt-  und  Trutzbündnifs 
sey*  dass  er  die  sämmtlichen  Staaten  durch  ein  NationalBand  umfassen 
solle,  und  dafs  die  Vcrheissungen ,  welche  die  Staaten  nicht  blofs  sich  gegen 
einander,  sondern  auch  mit  einander  ihren  Unter t ha nen  gegeben  haben, 
wahre  Verpflichtungen  des  Einreinen  gegen  Alle  seyen,  deren  Erfüllung  also 
auch  rom  Ganzen  gefordert,  und  auf  Anzeige  jedes  einzelnen  Burgers  gefordert 
werden  könne.  VergL  auch  Art  53  der  wiener  SchlussActe  von  i8ao,  und 
unten  %.  »84  und  2*7. 

e)  Einen  ausführlichen  Umrifs  der  Bundesverhaltnisse  in  dieser  zweifachen  Bezie- 
hung enthalt  der  gutachtliche  Conunissions Vortrag  über  die  so  genannte  Reihen* 
folge,  der,  als  loco  dictaturae  gedruckte  Beilage  11,  mit  3  Unterbcilagen ,  bei 
dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  17.  Febr.  1817,  §.  5i,  sich  befindet,  S.  67  —  87 
der  Original  -  oder  FolioAusgabe.  — -  Eines  «äussern  Organismus  des  Bundes- 
tags«, im  Gegensatz  eines  innern  Gliederbaues,  vergleichbar  mit  Leib  und 
Seele,  wird  schon  erwähnt  in  dem  Protoe.  der  B  V.  11.  Nov.  1816,  §.  7, 
zu  Num  BIj  in  den  Prot,  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  54  u.  55.  —  Zur  Uebung  in  der 
juristischen  Eintbeilungskunst  lassen  sich  die  Bundesverhältnisse  in  eine  Menge 
von  Ober*,  Unter-  und  Afterabtheilungen  zerlegen,  wobei  man  bis  zu  ethischen 
und  politischen  Gesichtspunkten  hinauf,  bis  zu  Privatverhältnissen  und  einer 
Art  von  Verkörperung  hinabsteigen  kann.  Aber  einer  zackenartigen  Ordnung 
dieser  Art,  in  dem  Vortrag  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes  zu  folgen,  ver- 
bietet die  pfliehtmäsige  Sorge  für  practisch-theorctisches  Bedürfnis,  für  wahre 
Erleichterung  der  Uebersicht,  für  Rlarheit,  Kürze  und  Bestimmtheit  des  Vor- 


und  Cicero'*  Lehren,  und  des  letzten  Tadel  der  Rechtsgelehrten,  wegen  de« 
Zuviels  im  Eintheilen  (de  oratore,  IL  47.),  werden  noch  jetzt  nicht  selten  über- 
sehen: Die  Hauptstellcn  sind  angezeigt  in  Kitte*'*  Lehrbegriff  der  Referir- 
kunst,  §.  44*   ^'ergl'  oben,  $. 
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g.  106.  <«».) 

Bundeszweck.  Nebenzwecke. 

I)  Der  erklärte  «0  Zweck  des  Teutschen  Bundes  gebietet  Bewahrung 
der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  aller  Bundesstaaten,  und 
Erhaltung  theils  der  äussern  und  innern  Sicherheit  Teutschlands; 
also  Sicherung  und  Handhabung  des  Rechtszustandes  in  allen  innern  und  % 
äussern  Verhältnissen  der  Bundesstaaten  und  des  Bundes.  II)  Ausser  diesen, 
werden  als  Beweggründe  zu  Stiftung  des  Bundes,  auch  die  V ortheile 
angeführt,  welche  aus  solchem  für  die  Ruhe-  und  das  Gleichgewicht 
von  Europa  hervorgehen  würden  Demnach  ist  der  Teutsche  Bund 
ein  Sicherheitbund  <*).  In  seinem  rechtmäßigen  Wirkungskreis  finden, 
sich  Mittel  zu  Unterdrückung  der  Selbstständigkeit  schwächerer  Staaten 
eben  so  wenig,  als  zu  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Begünstigung 
staatsverderbender  Willkühr  in  der  Regierung  und  Vertretung  einzelner 
Bundesstaaten,  zu  Hemmung  nützlicher  Fortschritte  des  teutschen  Volkes 
in  jeder  Art  von  Cnltur,  zu  Beschränkung  freier,  vernünftiger  Meinungs- 
äusserung, und  zu  Beförderung  selbstsüchtiger  Absichten  einzelner  Classen 
von  Staatsbewohnern.  "Wo  ausdrückliche  Vorschriften  der  Grundgesetze 
des  Bundes  nicht  zureichen ,  ermächtigt  und  verpflichtet  die  wiener  Schluss- 
Acte  von  1820  (Art.  3  u.  9)  den  Bund  und  die  Bundesversammlung  zu 
Maasnehmungen,  welche  durch  *  die  in  dem  Grund  verfrag  (der  Bundes  Acte) 
bezeichneten  Bundeszwecke«  geboten  sind;  ein  Fall,  der  haupt- 
sächlich bei  Verletzung  des  durch  jenen  Grundvertrag  bedingten  allseitigen 
Rechts  zustand  es  (§.  217  u.  f.  u.  169),  namentlich  der  land  ständischen 
Verfassung  (§.  284,  i),  und  bei  einem  Missbrauch  der  Sou  verainetät 
(ebendas.  u.  §.  55o  —  55^)  eintritt  IV)  Nebenzwecke  für  Erhöhung 
des  Gemeinwohls  sämmtlicher  Bundesstaaten  sind  der  Wirksamkeit  des 
Bundes  nicht  entzogen.  Die  Bundesversammlung  ist  durch  die  BundesActe 
(Art.  6)  ausdrücklich  ermächtigt  und  verpflichtet  zu  gemeinnützigen 
Anordnungen,  wozu  zwar  auch  jede  Staatsregierung  für  sich  und  aus- 
sch liessend  ermächtigt  ist,  deren  Zweck  aber  durch  zusammenwirkende 
Theilnahme  aller  Bundesstaaten ,  mittelst  freiwilliger  Vereinbarung  Aller, 
vollständiger  erreicht  werden  kann  d).  Geistige  und  sittliche  Cultur,  Handel 
und  Verkehr,  Post-  und  Münzwesen,  eröffnen  hiezu  ein  eben  so  weites 
als  fruchtbares  Feld  (§.  148  a,  u. 

• 

o)  BundesActe,  Art.  a.  Wiener  SchlussActe  v.  itho,  Art.  1.  Vergl.  Hlvdfr's 
angef.  Ucbcrsicht,  S.  118.  EJbendess.  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  344  £ 
4o3.  4*i«  —  Nicht  blofs  auf  innere  Ruhe  (wie  es  in  dem  baierisvhen  Votum  in 
der  6.  Sitzung  der  B.  V.  v.  5.  Dec  1816  beisst)  sondern  auch  auf  innere  Sicherheit, 
ist  der  Znct  k  des  Bundes  gerichtet.  Diese  bezeichnet  einen  festen  Reehtszustattd, 
in  welchem  auch  der  Einzelne  seine  Sicherheit  findet.  Vergl.  §.  117.  —  Der 
/weck  fordert  1)  allseitige  Sicherheit  Teutschlands;  also  Sicherheit  in  allen 
MilWn  und  Innern  Verhältnissen,  für  den  Bund  im  Ganzen,  und  fiir  allcTlieile 
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desselben  einzeln  betrachtet.  Derselbe  ermächtigt  zwar  die  Gesammtheit  nicht, 
als  Regierer  und  Ordnungshalter  in  den  einseinen  Bundesstaaten  aufzutreten, 
uder  auf  ihre  inaern  Angelegenheiten  unmittelbar  einzuwirken  (§.  114  u.  f.),  wohl 
aber  zur  Obsorge,  dafs  unter  und  in  den  Bundesstaaten  die  innere  Ruhe  und 
Sicherheit  des  Bunde,*  nirgend  bedroht  oder  gestört  werde  (§.  169  u.  ff.  217). 
Der  Zweck  gebietet  2)  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit,  der 
im  Bund  begriffenen  Staaten.  Der  Bund  soll  wirksam  seyn  gegen  Bedrohung 
oder 'Verletzung  der  politischen  Selbstständigkeit ,  und  jedes  andern,  natürlichen 
oder  erworbenen,  Rechtes  eines  jeden  Bundesstaates.  —  Das  erste  aller  Mittel 
tu  Erreichung  des  Zwecks  ist  Einigkeit  der  Bundesgenossen.  Hierauf  sollten 
folgen,  nach  Preussens  Erklärung:  »eine  kraftvolle  Kriegsgewalt,  ein  Rundes- 
geriebt,  und  landständische ,  durch  den  Bundesvertrag  gesicherte,  Verfassungen«. 
Klcbeb's  angef.  Acten,  Bd.  D,  8.  16. 
1)  BundesActe ,  im  Eingang. 

c)  BundesActe,  Art.  i  u.  it.   Klvbkb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i43  f. 

i)  BundesActe,  Art.  6.  Wiener  SchlufsActe  1810,  Art.  64.  Protocolle  der 
wiener  MinisterialConfcrenzen  v.  1819  u.  ao.  Sitzung  19  v.  8.  März  1810.  Vergl. 
den  oben  (§.  104)  angef.  östreich.  PrasidialVortrag  v.  11.  Nor.  1816,  Abschn.  I, 
Ut  d,  u.  Abschn.  Ol,  Einleit. ;  wo  Entscheidungen  über  gemeinnützige  Anord- 
nungen für  Gegenstände  der  PlenarVersammlungen  der  B.  V.  erklärt  werden, 
wo  zu  einem  Beschlufs  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  erforderlich 
ist.  Späterhin  (1820)  wurden  sie  yon  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit 
ausgenommen.  Vergl.  §.  129.  —  Für  die  eingegangenen  Vorschläge  zu  gemein- 
nutzigen Anordnungen  soll  in  der  Bundeskanzlei  ein  eigenes  ferxeichniss  oder 
Register  gehalten  werden.  Unten  §.  148,  Note  a.  —  Ueber  den  Begriff  der 
gemeinnützigen  Anordnungen,  s.  L.  v.  Drisch  Beiträge  etc.,  S.  36,  wo  jedoch 
der  Art.  64  der  ScblussActe  übersehen  zu  sein  scheint-  Vergl.  unten  §.  237. 


§•  *07.  ao5., 

Bundesgenossen.    Aufnahme  und  Classen  derselben*    Natur  der 

Aundesgenossenschafi. 

I)  Bundesgenossen  sind:  dieSouverainen  Fürsten  (ein Kaiser, 
Konige,  Grofsherzoge ,  ein  Kurfürst,  Herzoge,  Fürsten,  ein  Landgraf)  und 
die  Freien  Städte  Teutschlands,  als  Repräsentanten  ihrer  Bundesstaaten  «). 
D)  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  kann  nur  von  der  Gesammtheit  der 
Bundesglieder  ,  und  zwar  durch  Stimmeneinhalligkeit,  geschehen  III)  Nach 
dem  Alter  ihrer  Bundesgenossenschaft,  theilen  sich  die  Bundesgenossen 
in  zwei  Classen:  in  ursprüngliche,  die  Stifter  des  Bundes,  weiche  an 
der  Zahl  sechs  und  dreissig,  bei  Errichtung  der  BundesActe  Mitglieder 
des  Bandes  wurden,  und  aufgenommene,  welche  späterhin  Aufnahme 
erlangt  haben.  Mitglieder  der  letzten  Art  sind  Wärtern be i  g  und  Baden, 
kfto  jedoch,  in  sicherer  Erwartung  ihrer  nachfolgenden  Theilnahme  *), 
vorlaufig  schon  in  der  BundesActe  als  (künftiger)  Bundesgenossen  Erwäh- 
nung geschieht  ihren  Beitritt  erklärten  sie  durch  besondere  Accessions- 
Maoden  (§.  34  Ä).  Später  noch,  im  J.  1817,  ward  Hessen  Hombu  rg 
genommen  (§.  108  g).    IV)  Unter  den  Bundesgenossen  sind  fünf,  die 
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nnr  wegen  eines  Theils  ihrer  Staaten  zu  dem  Teutschen  Bund  gehören 
($.  78  c.  67.  95.  191  <?).  V)  Die  Bundesgenossenschaft  begründet  eigene 
Rechtsverhältnisse  der  Bundesglieder,  nicht  nur  zu  dem  Bunde  ($. 
i83  IT.  2i3  ft),  sondern  auch  zu  andern  SouverainStaaten  und  Staaten- 
vereinen f§.  224),  und  selbst  zu  den  eigenen  Staaten  und  Unterthanen  (§. 
a»5  ff).  VI)  Ihrer  Natur  nach  ist  die  Bundesgenossenschaft  ein  vertrag- 
mäsiges  SocialVerhältniss  der  Bundesstaaten,  also  dinglich  *).  Das 
Letzte  ist  darum  auch  die  naturliche  Eigenschaft  des  Stimmrechtes  in 
der  Bundesversammlung. 

«)  BundesActe,  Eingang  u.  Art  "1. 

i)  Wiener  SchlufeArtc  v.  1830,  Art.  6.    Unten  §.  n?. 

r)  Oestreichs  Erklärung  gegen  Würtembcrg,  über  die  Notbwendigkoit  der  Thcil- 
nahme  aller 'teutschen  sourerainen  Fürsten  an  dem  Bunde;  in  Klübbb's  Arten 
des  wiener  Congr.,  B«l.  I,  Heft  1,  S.  107.  Würtembcrgs  Gegenäusserung,  eben- 
das.  S.  109.    Vergl.  auch  •Hlöbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  8.  40. 

d)  BundesActe,  Art.  4.  u.  6;  aber  nicht  im  Eingang,  -r  Von  den  bekannten 
Ursachen,  warum  JVüriemberg  und  Baden  ab  ursprüngliche  MitPariscenten  bei 
Errichtung  des  T.  Bundes  nicht  erscheinen,  s.  Hlobeb's  Bericht  in  dessen  angef. 
Acten,  Bd.  II,  S.  &70  ff.,  vergl.  mit  Bd.  VI,  S.  3 14  ff.  Ebenda is.  angef.  Ueber- 
aicht,  S.  i34  f  —  Von  Andern,  die  sich  xur  Aufnahme  gemeldet  hatten,  solche 
aber  nicht  erlangten,  s.  ebendas.  S.  i35  f.  Ki.übvb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  40. — 
Die  Baditehe  Beitritturkunde  ist  datirt  vom  16.  Jul.  i8i5,  die  würumbergitche  vom 
1.  Sept.  i8i'5.  Beide  findet  man  angeführt  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  5.  Nov. 
1816,  §.  5;  und  abgedruckt  ah  Beilagen  a.  u.  3,  S.  39  u.  ff.  der  Orig.  Ausg. 
Hlübkb'c  Staatsarchiv,  Bd.  B,  S.  56  ff. 

e)  BundesActe,  Art.  1.   Wiener  SchlufrAcl«  v.  jöio,  Art.  16-   Vergl.  unten  $.  uo. 

§.  108.  (106) 

Benennung  und  Ordnung  der  Bundesgenossen. 

Die  Bundesgenossen  werden  in  der  BundesActe,  und  zwar  in 
bestimmter  Ordnung,  jedoch  unbeschadet  ihres  Banges,  benannt  «)• 
Nachdem  SachsenGotha  im  J.  iÖ«i5  im  Mannstamm  erloschen  ist,  und  ihre 
Anzahl  sich  dadurch  um  eins  vermindert  hat ,  auch  die  übrigen  drei  her- 
zoglichen sächsischen  Häuser  ihre  Benennung  zum  Theil  geändert  haben, 
und  Oldenburg  sich  nicht  mehr  HolsteinOldenburg  nennt  und  den  grofs- 
herzoglichen  Titel  angenommen,  auch  HessenHomburg  die  Aufnahme  unter 
die  Bundesgenossen  erlangt  hat,  besteht  jetzt,  nach  der  genannten  Ordnung, 
folgendes  Verzeichnifs  der  Bundesgenossen:  1)  der  Kaiser  von  Oeat- 
reichj  2)  der  König  von  Preussen,  beide  für  ihre  gesammten,  vormals 
zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Besitzungen  *);  3)  Die  Könige  von 
Sachsen,  4)  Baiern,  5)  Hannover  und  6)  Würtembcrg;  7)  der 
Grofsherzog  von  Baden;  8)  der  Kurfürst  von  Hessen;  0)  der  Grofs- 
herzog  von  Hessen;  10)  der  Herzog  von  Holstein  (-Glückstadt,  zugleich 
König  von  Dänemark),  wegen  Holstein  und  Lanenburg  0;  »»)  der  Grofs- 
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herzog  von  Luxemburg  (zugleich  König  der  Niederlande);  12)  der 
Herzog  ron  Braunschweig;  i3)  der  Grofsherzog  von  Mecklenburg- 
Schwerin;  14)  der  Herzog  von  Nassau;  i5)  der  Grofsherzog  von 
Sachsen  WeimarEisenach;  16)  die  Herzoge  von  (SachsenGotha  «0 
cessirt  hier  seit  i8a5)  SachsenCoburg-Gotha,  17)  Sachs  e  nMeinin- 
genHildburghausen,  »8)  Sachsen  Altenburg  (bis  1836  S.  Hildburg- 
hausen); 19)  der  Grofsherzog  ron  Mecklenburg  Strelitz;  20)  der 
GrofUierzog  *)  von  Oldenburg;  21)  Die  Herzoge  von  AnhaltDeasau, 
2a)  AnhaltBernburg,  23)  und  Anhal  t-Cöthen;  24)  die  Fürsten 
von  SchwarzburgSondershausen,  25)  Sch  warzburgRudol- 
stadt,  26)  Hohenzol lernHec hi ngen,  27)  Liechtenstein,  28)  Ho- 
henzolIernSigmaringen,  29)  Waldeck,  3o)Reufs  älterer  HauptLinie 
(ReufsGreitz),  3i)  Reufs  jüngerer  HauptLinie  (seit  1824  nur  die  beiden 
souverainen  Fürsten  von  ReussSchleitz  und  von  ReufsLobenstein  und  Ebers- 
dorf)/)i  32)  SchaumburgLippe  und  33)  Lippe  (-Detmold)*  34)  dio 
Freien  Städte  Lübeck,  35)  Frankfurt,  36)  Bremen  und  37)  Ham- 
burg. Aufgenommen  ward  späterhin  im  Jahr  1817,  am  7.  Juli,  38)  der 
Landgraf  von  Hessen  Homburg;  das  Stimmverhältniss  desselben  ward 
jedoch  einer  weitern  Anordnung  ausdrücklich  vorbehalten  g).  Demnach 
sind  jetzt  im  Ganzen  38  stimmführende  Bundesglieder;  39  hingegen,  wenn 
man  die  beiden  regierenden  Fürsten  von  Reufs  jüngerer  Linie  für  zwei 
Souveratne  zählt. 

•)  Art.  6,  vtrgl.  mit  Art.  4  u°d  dem  Eingang.  Klübkb's  angef.  TJebcrsicht  etc.  S. 
5o4  ft  Dieselbe  Ordnung  ist  auch  in  der  provisorischen  Bundesmatrikel  beibe- 
halten, in  d.  Protoc.  der  B.V.  t.  1818,  $.  110;  nur  dafs  daselbst  HestenHomburg 
unmittelbar  vor  den  Freien  Städten  gesetzt  ist. 

t)  Namentlich  sind  diese  Staaten  angezeigt,  oben  $.  87,  Note  b. 

c)  Von  diesen  beiden  Heraogthämern  will  Danemark  seine  Stimme  in  der  Bundes- 
versammlung benannt  wissen,  seitdem  es,  durch  Vertrag  mit  Preussen (Kiübm's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  V,  S.  5o5),  den  gröTsten  Theil  des  Hcntogthums 
Sachsen  Lauenburg  und  den  darauf  sich  beziehenden  Herzoglichen  Titel  erworben 
hat.  Dieses  ward  ihm  auch  in  der  ersten  Sitzung  der  B.  V.  bewilligt;  doch 
verwahrten  hiebei  die  Gesammthäuser  Mecklenburg  und  Anhalt  ihre  Rechte  und 
Ansprüche  auf  Lauenburg.  Protoc.  v.  5.  Nov.  1816,  $.  3,  in  Klübzr's  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  ij  f. 

4)  SachsenGotha,  welches  vermöge  der  Bundes  Acte  die  16.  Stelle  unter  den  Bundes- 
genossen einnahm,  erlosch  im  Mannstamm  am  11.  Febr.  i8i5.  Seitdem  cessirt 
seine  Stelle  unter  den  Bundesgenossen,  sein  Antheil  an  der  16.  Stimme  in  dem 
engern  Rath,  und  seine  VirilStimme  in  dem  Plenum  der  B.  V.  (Wiener  Schlurs- 
Acte  v.  1820«  $.  16),  und  ist  die  Zahl  der  Bundesgenossen  um  1.  vermindert. 
Durch  einen  Erbthcilungsvertrag  v.  i*.  Nov.  1826  vereinbarten  sich  SachsenCoburg, 
Sackte  nMeim'ngen  und  Sachsenffildburghausen  über  ihre  Succcssion  in  den  gotha- 
alten burgischen  Landen,  und  über  verschiedene  dadurch  veranlagte  Territorial- 
and Titel  Veränderungen.  Man  s.  das  gemeinschaftl.  Patent  t.  i5.  Nov.  1826, 
in  v.  Mabtkits  Recucil,  Supplement,  T.  X,  p.  1080,  u.  in  d.  Prot,  der  B.  V. 
vom  i5.  Jan.  1817;  auch  in  v.  Metcb's  Staatsacten,  Th.  n,  S.  398.  Danach 
änderten  sich  die  Benennungen  der  genannten  drei  Bundesfürsten ,  in  Sachsen- 
CoburgCotha ,  Sachsen  Meimngen  ff ildburghausen  und  Sachten  Altenburg  (vorhin  Hild- 
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burghausen),  und  das  6timmvcrhaltnlfs  dieser  Häuser  In  dem  Plenum  der  B.  V., 
desgleichen  die  Matricularvcrhältnisse  der  drei  herzoglichen  Ilauser,  nach 
ihrer  Anzeige  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  12.  Juli  181^ ,  §.  79.  VergL  unten 
im  Anhang,  Num.  I,  Note  3,  u.  v.  Meter  a.  a.  0.  S.  3o3. 
*)  Peter,  Herzog  und  regierender  Administrator  ron  Oldenburg  t  Fürst  zu  Lübeck, 
—  wie  er  bis  r.u  dem  am  2.  Juli  i8i3  erfolgten  Tode  des  gemüthkranken  Herzogs, 
an  dessen  Stelle  er  seit  1785  die  Regierung  führte,  in  seinem  Staatstitel  sich 
nannte,  —  nahm,  auch  nachdem  er  als  Herzog  iu  eigenem  Kamen  regierte,  die, 
in  dem  34.  Art.  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  dem  herzoglichen  Hause 
zugetheilte,  grossherzogliche  "Würde  nicht  an.  HlUbers  angef.  Ucbersicht  etc., 
8.  16a.  Dennoch  ward  HolsteinCMdenburg  Grossherzog  und  Königliche  Hoheit 
titulirt  in  einem  preussisch- oldenburgischen  UebergabeProtocoll  v.  9.  Apr. 
1817,  in  Martbbs  Hccueil,  Supplcra-  VUI.  4o5,  in  einer  preussisch  -  oldenburgi- 
schen Convention  v.  a8.  Sept.  1818,  ebenda*.  IX*  267,  und  in  dem  GcneralReceft» 
der  frankfurter  TerritorialGommission  v.  20.  Jul.  1819,  Art.  27,  3o,  3i  u.  33; 
in  v.  Martens  Recueil,  Supplem.  \TJX  6i5  et  suiv.  Aber  der  Sohn  und  Nach- 
folger jenes  Herzogs  nahm  den  grofsherzoglichen  Titel  an,  sogleich  in  dem 
wegen  seines  Regierungsantritts  erlassenen  Patent  vom  28.  Mai  1829.  —  Auf 
Verlangen  des  Herzogs  wird,  seit  dem  Anfang  des  Jahres  1824,  die  Stimme  in 
der  B.  V.  nicht  mehr  HolstcinOldenburg,  sondern  bloss  Oldenburg  benannt 
Protoc.  r.  1824 ,  $•  2. 

f)  Jteuss.  Dem  rheinischen  Bund  traten  die  Fürsten  von  ReufsGrcitz,  ReufsSchleitz, 
ReufsLobensteinLobenstcin  und  Rcu&LobensteinEbersdorf  als  vier  verschieden« 
Souveraine  bei.  Doch  sollten  auf  dem  Bundestag  nur  die  beiden  Hauptlinien, 
In  welche  6ich  das  Gcsammtbaus  Reufs  abthcilt,  die  ältere  und  die  jüngere, 
jede  Eine  Stimme  führen,  und  die  Häupter  dieser  beiden  Linien  ihren  Sitz  in 
dem  Collegium  der  Fürsten  haben.  Accessions  Vertrag  v.  18.  Apr.  »807,  Art.  1,2 
u.  5,  in  Mahtehs  Recueil,  Supplem.  IV7.  3o4.  Die  teutsche  BundesActe  (im 
Eingang,  u.  Art.  1 ,  4  u.  6)  nahm  das  zuerst  erw ahnte  Rechtsverhältnifs  eben- 
falls an,  nachdem  die  vier  rcussischen  Fürsten  gemeinschaftlich  und  individuell, 
im  Nov.  i8i3,  durch  Verträge  mit  Oestreich,  Preusscn  und  Russland,  so  wie 
zu  Wien  im  März  i8i5,  der  Allianz  wider  Napoleon  beigetreten  waren;  aber 
in  Absicht  auf  Stimmführung  in  der  R.  V.  betrachtete  sie  die  drei  Fürsten  der 
jungem  Linie  zusammen  als  eine  Einheit,  Gesammtheit  oder  Geraeinschaft. 
Am  7.  Mai  1824  erlosch  die  SpccialLinie  R.  LobenstcinLobenstein ;  in  ihren  Be- 
sitzungen succedirte  R.  Lobenstein  u.  Ebersdorf.  Vergl.  §.  i56  a,  157,  287,  u. 
Protoc.  der  B.  V.  >v.  1824,  %.  47. 

g)  Protocoll  der  B.  V.  v.  1817,  §.  3o4,  und  Bcschlufs  in  dem  Protocoll  der  Plenar- 
Versammlung  v.  7.  Juli  1817,  in  den  Protocollen  der  D.  B.  V.,  Bd.  I,  S.  385, 
u.  in  v.  Martens  Recueil,  Supplem.  VH.  i32.  —  In  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen,  Protoc.  v.  i5.  Mai  1820,  erklärte  Oestreich  den  Wunsch,  dafs  für 
Hessenflomburg ,  das  zwar  in  das  Plenum,  aber  noch  in  keine  Curie  aufgenom- 
men sey,  baldmöglichst  eine  angemessene  Entscheidung-  erfolgen  möge.  Die 
B.  V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco 
dictaturac  gedruckten  Zusammenstellung  zur  vertrauL  Sitzung  v.  27.  Juli  1820. 
Bis  jetzt  ist  noch  kein  Gesandter  für  HessenHomburg  in  der  B.  V.  aufgetre- 
ten. —  Was  die  Rangstelle  darin  betrifft,  so  setzt  die  BundesMatrikel  von  1818 
Homburg  unmittelbar  vor  die  Freien  Städte.  Unbestimmt  ist  noch,  an  welcher 
CuriatStimme  dasselbe  Theil  haben  soll.  —  Der  Landgraf  ward  durch  die 
SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  48,  von  der  grofsherzoglich-*«jn'«Ar« 
Oberhoheit  über  Homburg  befreit,  welche  die  rheinische  BundesActe  ihm  aufgelegt 
hatte.  Er  erhielt,  in  Folge  des  Art.  49  der  gedachten  SchlufsActe,  in  dem 
ehemaligen  SaarDepaitement  einen  Bezirk  (10,400  Ein w.)  mit  Souverainctät,  jct/.t 


Digitized  by  Google 


I.  Thcil.  IL  Cap.  Titel,  Wappen,  Ceremoniel  etc. 

■ 

Fürstenthum  (auch  Oberamt)  Meisenheim  benannt.  Vergl.  KlCbxh's  angef.  Ueber- 
sieht  etc.  S.  86  u.  i35.  Ebendcss.  Staatsarchiv,  Heft  3,  S.  35a  f.  u.  435  f.  Bcres- 
geneVal  de  la  Commission  territoriale  rasscmblee  a  Francfort,  du  ?o  juillet  1819, 
art.  aa,  bei  Martens  I.e.  VTII.  616.  —  Das  «Amt  Homburg*  und  das  «Oberamt 
,  Meisenheimr»  bilden  zusammen  (das  souveraine  Fürstenthum  HessenHombure) 
eine  Grundfläche  von  5%  QM.  mit  18,4 16,  nach  Andern  ungefähr  10,000  Einw., 
im  J.  i834  =  11,400.  In  dem  angef.  GencralRecefs  der  frankfurter  Territorial- 
Commission  t.  1819,  Art  3o,  setzten  die  vier  verbündeten  Machte  fest:  dafs 
der  Landgraf  v.  HessenHomburg,  in  Ansehung  der  in  der  wieper  CongrefsArte, 
Art.  48,  erwähnten  Staaten,  volle  Souverainetät  gemessen,  und  den  Titel  Souit- 
rainer  Landgraf  von  Hessen  führen  solle.    Mabtems  1.  c.  VIII.  617. 


II.     C  A  P  I  T  E  L. 

- 

Titel,  Wappen,  Ceremoniel,  und  Rang  des  Bundes  und  der 

Bundesgenossen. 

'     §•   *09.  a07.) 
Titel  des  Bundes  und  der  Bundesgenossen. 

A)  Der  beständige  Staatenverein  der  Souverainen  Fürsten  und 
Freien  Städte  Teutschlands  soll,  vermöge  der  Bundes  Acte,  den  Titel 
Teutscher  Bund  fuhren  «).  B)  Die  früheren  Titel  verschiedener 
Bundesgenossen  wurden  verändert,  theils  kurz  vor  Auflosung  der 
teutsehen  Reichsverbinduns,  theils  in  der  rheinischen  Bundes  Acte,  oder  ' 
späterhin  bei  der  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund,  theils  während  des 
wiener  Congresses.  I)  Die  Königswürde,  nebst  einer  relativen  Souve- 
rainetät,  hatten  die  Kurfürsten  von  Baiern  und  YVürtemberg  schon 
in  dem  presburger  Frieden  ^)  erhalten.  II)  In  der  rheinischen  BundesActe 
erhielten  der  Kurfürst  von  Baden  (welcher  Kurz  vorher,  nachdem  der 
presburger  Friede,  Art.  14,  ihm  eine  relative  Souverainetät  beigelegt,  den 
Titel  souverainer  Kurfürst  angenommen  hatte)  und  der  I^andgraf  von 
Hessen  Darmstadt,  den  Titel  Grofsherzog,  mit  den  Rechten,  Ehren  » 
und  Vorzügen,  welche  mit  der  honiglichen  Würde  verbunden  sind 
(honneurs  royaux,  honorcs  regii),  und  der  Chef  des  fürstlichen  Hauses 
Nassau  erhielt  den  Titel  Herzog 

0)  BundesActe,  Art.  1.  -—  Vorschläge  zu  andern  Benennungen  s.  in  Klübih's  Acten 

des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  4oa      4n-  —  ^  on  aer  Titulatur  des  Bundes,  in  1 
Schreiben  an  auswärtige  Mächte  §.  i85  b,  und  von  ihnen  §.  i44-    Von  der  Ti- 
tulatur der  B.  V.  in  Eingaben  bei  derselben,  §.  149« 


■ 
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• 

A)  Presburger  Fr.  v.  ib.  Dec.  i8o5,  Art.  7,8«.  14. 

r)  Rhein.  Bundes  Acte,  Art.  5.  db  Martins  Precis  du  droit  des  gens  moderne  de 
l'Europe,  T.  I,  §.  104.  KM'bkh,  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  3i, 
91 ,  1 10,  i83  et  suiv. 

d)  Rhein.  BundcsActc,  Art.  5.  —  Der  Mannstamm  der  herzoglichen  (nassau-usingi- 
schen)  Linie  des  Hauses  Nassau  erlosch  am  i4>  Man  1816.  Hierauf  ging,  mit 
den  Besitzungen  dieser  Linie,  die  Herzogswürde  auf  die  bis  dahin  fürstliche  Linie 
NassauWeilburg  über. 


§•    HO.  (1o6) 
Fortsetzung. 

HI)  Späterhin  erlangten  bei  ihrer  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund: 
der  Kurfürst  von  Sachsen«)  die  Künigswürde;  die  Fürsten  von  An- 
halt Dessau,  AnhaltBcrnburg  und  AnhaltCothen  den  Titel 
Herzog  die  Grafen  von  Reufs  und  SchaumburgLippc  Jen 
Fürsten  titel  «).  IV)  Die  präsumtiven  von  ihnen  abstammenden  Nachfolger 
der  Grofsherzoge  führen,  nach  dem  Vorgang  in  dem  Hause  B.tden  von 
1806,  den  Titel  Erbgrofsherzog  (grandduc  hi'reditaire),  in  dem  grolV 
herzoglichen  Hause  Hessen,  bis  zu  der  Regierungsveränderung  im  Jahr 
i83o,  Grofs-  und  Erbprinz.  Der  vermutliche  von  ihm  abstammende 
Nachfolger  des  Kurfürsten  von  Hessen,  führt  den  Titel  Kurprinz.  In 
herzoglichen  und  fürstlichen  Häusern  heifst  er  Erbprinz. 

a)  Französisch  sächsischer  Friede  zu  Posen  vom  11.  Dec.  1806,  Art.  3.  Rhein. 
Bund,  OL  467. 

b)  ReccptionsTractat ,  Warschau  den  18.  Apr.  1807.  Rhein.  Bund,  X.  96.  —  Der 
Fürst  von  AnhaltBcrnburg  hatte  schon  im  April  1806  von  K.  Franz  EL  die  her- 
zogliche Würde  erhalten,  und  früher  schon  führten  alle  Fürsten  von  Anhalt  in 
ihrem  Haustitel  den  Herzogstitel :  »Fürst  zu  Anhalt,  Herzog  zu  Sachsen,  Engern 
»und  Westphalcn,  Graf  zu  Ascanien,  Herr  zu  Bernburg  und  Zerbst«. 

r)  Rhein.  Bund,  IX.  447.  XUX  i35  ff.  \^J. 

- 

§•  (109.) 
S    c    h    l    U    S  8. 

V)  Während  des  wiener  Congresses  nahm  der  Kurfürst  von  Hannover 
oder  Braunschweig  Lüneburg  den  Konigstitcl  an  a);  der  Herzog  von 
SachsenWeimar  den  Titel  Grofsherzog  von  Sachsen WeiraarEise- 
nach.  Der  Kurfürst  von  Hessen  verband  mit  seinem  kurfürstlichen 
Titel  das  Prädicat  Königliche  Hoheit  *)$  In  der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  erhielten  die  grofsherzog lic he  Würde:  die  Herzoge  von 
HoIsteinOldenburg  <*)  ,  von  Mecklenburg  Schwerin  und  Meck- 
lenburgStrelitz  ')i  und  dem  König  der  Niederlande  ward  solche  wegen 
Luxemburg  beigelegt/),  welches  mit  dem  Königreich  der  Niederlande 
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nnr  tu  personlicher  Verbindung  steht,  und  von  dem  Honig  auf  Nachge- 
Iwrne  seines  Hauses  übergehen  kann.  Vi)  Etliche  Bundesfürsten  setzten 
in  ihrem  Staatstitel ,  zu  ihren  übrigen  Titeln  auch  den  grofs herzog- 
lichen, ron  neuerworbenen  Ländern,  die  zu  dem  Teutschen  Bund  ge- 
hören. So  nannte  sich  Preussen  Grofsherzog  bei  Rhein,  Kurhessen 
Grofsherzog  von  Fulda,  HessenDarmstadt  Grossherzog  (von  Hessen  und) 
bei  Rhein  s).  VF)  Sämmtlichen  Bundesfursten  ward  in  der  BundesActe, 
nach  einigen  Erörterungen,  das  Prädicat  souverain  (Princeps  summa  s. 
suprema  potestate)  beigelegt  *).  Auch  erhielt  in  dem  GeneralRecefs  der  frank- 
furter TprritorialComraission  von  1819  (§.58),  der  Landgraf  von  Hessen- 
Homburg  den  Titel  SouverainerLandgraf  (§.  >o8  o).  VIII)  Die 
Hansestädte,  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  und  die  Stadt  Frank- 
furt, nahmen  den  Titel  Freie  Städte  an  *). 

«)  Am  16.  Ort.  1814.  KtüfcEii's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S-  «5  f.  Bd.  I, 
Heft  1,  8.  64  ff.    Anerkannt  in  dem  Arte  final  du  congr«  de  Vienne,  art.  26. 

0  Am  6.  April  i8i5.  Ki.über's  angef.  Acten  etr.  Bd.  B\  S.  198 — 101.  Mit  Bei- 
fall'und  Unterstützung  von  Oestreich,  Bussland,  Frankreich,  England  und 
Preussen;  nachher  anerkannt  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  36.  Herzoglich- 
IramucAweifüche  BechUverwahrung  für  den  Fall,  weun  mit  dergleichen  Anneh- 
mung höherer  Titel  wesentliche  Vorrechte  verbunden  werden  sollten.  Ebenda«. 
Bd.  U,  S.  100. 

r)  Am  18.  Apr-  »8i5.  Blcbzb's  angef.  Acten,  Bd.. II,  S.  201  f.  Ward  stillschwei- 
gend anerkannt,  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  4'»  56,  58,  und  in  dem 
Eingang  der  BundesActe.  Blübkb's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  d.  w. 
Congr.,  S.  161  f. 

rf)  Vergl.  J.  108  c. 

')  Acte  final  du  congres,  art  34  et  35. 
1  Ebenda*,  art.  67  et  71.   Vergl.  %.  81  a.  und  §.  286  A. 

rl  Ebenda«,  art.  i5.    Bixbers  Staatsarchiv  d.  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  4*6  u<  4^7* 
BundesActe,  Art.  1.   Klvbbr's  angef.  Acten,  Bd.  TL,  S.  344«  4©*»  4$4i  4^9'  49^  f 
Ektnietj.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i56  f. 

■)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  53,  56,  58,  und  in  dem  Eingang  der  t. 
BundesActe.    So  auch  die  Stadt  Cracau,  in  dem  Acte  final  etc.,  art.  6. 


§♦   H2a  (110) 

« 

Courtoisie. 

- 

I)  Bei  Festsetzung  der  dem  Teutschen  Bund  zu  gebenden,  oder  von 
'km  zu  empfangenden  Cour  toi  sie,  ist  Bücksicht  zu  nehmen:  theils  auf 

bisherigen  Gebrauch  bei  andern  unabhängigen  Staatenvereinen  «),  theils 
*f  die  verschiedenen  Bangverhältnisse  sowohl  seiner  Mitglieder,  als  auch 
Wenigen,  mit  welchem  schriftlicher  -Verkehr  Statt  hat*).  -Was  II)  die 
Bundesgenossen  betrifft,  so  erhalten  die  Grofshcrzoge  und  der  Kur- 
fürst von  Hessen,  welchen  königliche  Ehre  (honneurs  royaux)  gebührt 
'99  n.  in),  von  den  Kaisern  und  Konigen  den  Brudertitel  <*)  Der 
^ajettättitel  wird  dem  Kaiser  von  Oestreich  und  den  Konigen  gegeben  <0. 
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Das  Prädicat  Königliche  Hoheit  (Altesse  rovale),  welches  auch  die 
königlichen  Kronprinzen  und  in  der  Regel  die  Nachgebohrnen  in  könig- 
lichen Häusern  erhalten,  wird  den  Grofsherzogen  und  dem  Kurfürsten 
von  Hessen  gegeben  das  Prädicat  Hoheit:  den  Erbgrofsherzogen  und 
dem  Kurprinzen  von  Hessen  (§.  no),  so  wie  den  Prinzen  und  Prinzessinnen 
in  der  Nebenlinie  des  königlichen  Hauses  Würtemberg  f)  und  den  nach- 
gebornen  Prinzen  und  Prinzessinnen  der  grofsherzoglichen  Häuser  g);  das 
Prädicat  Durchlaucht:  den  Herzogen  und  dem  Landgrafen  von  Hessen- 
Homburg  ä)i  aen  Fürsten  und  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  fürstlicher 
Häuser.  In  der  Courtoisie  der  Freien  Städte  kommt  in  Betrachtung, 
theils  der  Gebrauch  während  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  ihre 
jetzige  Unabhängigkeit 

a)  Vergl.  C  A.  Bkch's  StaatsPraxis ,  S.  20,  28,  3o  f ,  33,  3t,  4o  u.  44. 

i)  Auswärtige  Mächte  schreiben:  "der  Durchlauchtigste  Teutschc  Bund",  und  "la 
SeVenissime  Confederation  Germanique«.  Vergl.  $.  i44«  —  vorläufige  Ge- 
Hchäftsordn.  d.  B.  V.  v.  1816,  Abschn.  III,  fordert  an  die  B.  V.  folgende  Auf- 
schrift: »»An  die  hohe  toutsche  Bundesversammlung«.  Klüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  B,  S.  21.   Vergl.  $.  149  u.  i85. 

c)  3.  J.  Mo  skr  von  dem  Brudertitel;  in  s.  Opusc.  acail.  4*3-  M.  C.  Ctuncs  histor. 
u.  polit  Abhandlungen,  Kum.  V,  S.  111  ff.  J.  A.  Fbaxhewsteii»,  Diss.  L  et  11. 
de  titulo  fratris.  Erf.  1715.  1716.  IUübfr  über  Einführung,  Bang,  Erzämter, 
Titel,  Wappenzeichen  und  Wartschude  der  neuen  Burfürsten,  §.  28  u.  46. 

d)  F.Ct.  Mosfr's  kleine  Schriften,  VL  2.  v.  Martfss  Einl.  in  das  europ.  Völkcrr. 
§.  174,  Note  g. 

#)  Grofsherzogl.  badische  Verordn.  t.  i4-  Aug.  1806.  Rurhessische  Erklärung  t. 
28.  Apr.  i8i5,  in  Klvber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  201  f. 

f)  Nach  einer  würtembergischen  Verordnung  v.  29.  Mai  1825  führen  die  Prinr.cn 
und  Prinzessinnen  von  der  Nebenlinie  der  von  dem'  ersten  König  gebildeten 
Hauptlinie,  den  Titel:  Herzoge  und  Herzoginnen  zu  ffürtemherg ,  und  erhalten 
das  Prädicat  Hoheit.  Das  Prädicat  Durchlaucht  hatten  bis  dahnr  diejenigen 
Prinzen  geführt,  welche  nicht  Descendcnten  und  nicht  Brüder  des  ersten  Bönigs 
sind.  Nach  dem  würtemb.  Hausgcsetz  von  1828  werden  die  königl.  Prinzen  u. 
Prinzessinnen  der  Hauptlinie  Königliche  »Hoheit,  die  der  Nebenlinie  Herzoge  und 
Herzoginnen  v.  Würtemberg  genannt  u.  mit  Hoheit  angeredet.  —  Das  Prädicat 
Königliche  Hoheit  erhalten  alle  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  königl.  sächsischen 
Hauses,  vermöge  einer  Verordn.  des  Königs  v.  9.  Febr.  1807.  —  K.  bäuerische 
Verordn.  v.  3.  Oct.  1816,  wodurch  der  Schwester  des  Königs  das  Prädicat  könig- 
liche Hoheit,  ihrem  Gemahl,  dem  Herzog  Wilhelm  von  Baiern  und  seinen  Nach- 
kommen, allen  Mitgliedern  der  Nebenlinien  des  königl.  Hauses,  das  Prädicat 
Hoheit  verliehen  wird.  Durch  eine  k.  baierischc  Verordn.  v.  10.  Dec.  1817, 
erhielt  Herzog  Wilhelm  v.  Baiern  das  Prädicat  Königliche  Hoheit. 

g)  Z.B.  die  Markgrafen  zu  Buden,  vermöge  grofsherzogl.  Verordnungen  v.  22.  Aug. 
1806,  28.  Nov.  1807,  u.  v.  4-  Oct.  1817.  Bad.  Regier.  Blatt,  1806,  n.  i9,  1807, 
n.  4^»  »817,  n.  24* 

h)  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  v.  1820  (Protoc.  v.  i5.  Mai  1820),  kam 
von  östreichischer  Seite  ein  Antrag  vor,  dafs  den  sämmilichen  Herzogen  im 
Teutschen  Bund,  mit  Einschlufs  des  Landgrafen  von  HessenHomburg,  das  Prä- 
dicat Herzogliche  Hoheit  möge  beigelegt  werden;  er  blieb  aber  damals  ohne 
Folge,  weil  es  weniger  eine  Bundesa ngclegenheit,  als  eine  zwischen  den  Höfen 
zu  verhandelnde  Frage  sey.   Doch  ward  verabredet,  dafs  die  Höfe  ihre  Ansich- 
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ten  darüber  an  das  kaiserl.  östreichische  Cabinet  würden  gelangen  lassen,  und 
ihre  Gesandten  in  der  B.  V.  für  den  Zeitpunkt,  wo  hier  die  Sache  zur  Sprache 
kommen  werde,  instruiren  würden.  Kur  hypothetisch  nahm  die  B.  V.  diesen 
Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco  dictaturae  gedruckten  Zusam- 
menstellung bu  der  vertraut.  Sitzung  v.  37.  Juli  1810,  S.  116  der  OriginalAusg. 
der  Protoc.  r.  1800. 

§♦  **3*  (lllt) 

Regenten-  und  Baustüel.  Wappen. 

1)  Die  Bundesgenossen  bestimmen  selbst,  krall  ihrer  unabhängigen 
Staatshoheit,  ihre  Regenten-  und  Ländertitel,  ihre  Haas-  und 
Stamm-  oder  Familientitel,  ihre  Erbschaft-  oder  Succession-  und 
Anspruch-  oder  Prätension  Titel  «),  so  auch  ihre  Staats-,  Familien- , 
Erbschaft-  und  Anspruchwappen  so  fern  sie  nicht  als  Mitglieder 
höherer  oder  gleicher  souverainer  Regentenhäuser,  in  Ansehung  eines  oder 
des  andern  Titels  oder  Wappens,  den  Bestimmungen  der  gemeinschaftlichen 
Hausgesetze  oder  des  Familienhauptes  zu  folgen  verpflichtet  sind.  II)  Das 
letzte  gilt  auch  von  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  für  nicht  re- 
gierende Herren  der  bundesfurstlichen  Häuser  c).  III)  Her  Teutsche 
Band  ist  berechtigt,  ein  eigenes  Bundeswappen  festzusetzen  und  zu 
füll  reu. 

«)  Die  neuen  Titel  der  Bundesgenossen  findet  man  in  dem  Genealogischen  und 
Staat&handbucb.  Frankf.  a.  M.  i838.  gr.  8.  Auch  grolscnthcils,  doch  nicht  alle 
richtig,  in  G.  Hassbl's  Staats-  und  AdressIIaudb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816« 
in  der  1.  Abtb.;  besser  in  Bisisgeii's  vergleich.  Darstell,  der  europ.  Monarchieen 
u.  Rcpubl.  (Wien  1818.  8  ),  S.  121— 138.  K.  dänisch  Erklär,  über  Veränderun- 
gen in  dem  k.  dänischen  Titel  und  Wappen;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  la.Jun. 
1820,  J.  8.    Herzogl»  oldenburgische ,  in  d.  Protoc.  v.  1824?  §•  2« 

*)  Baieritche  Verordn.  v.  20.  Dec.  1806,  das  königl.  Wappen  u.  Siegel  betr.,  nebst 
Abbildung,  in  dem  baicr.  Bcgier.Blatt,  1807,  N.  3,  und  in  Ofsterbkicbfh's  Archiv 
d.  rhein.  Bundes,  1807,  St  IV,  N.  5.  Badisches  General  Ausschreiben ,  Titel, 
Wappen  und  Siegel  des  grofshcrzogl.  Hauses  Baden  betr.,  vom  2.  Mai  1807,  in 
dem  Regierungsblatt  v.  i8o7,  Num.  31,  u.  eine  Berichtigung,  Num.  29; 
sodann  eine  neuere  Verordnung  v.  a4-  Nov.  i&30  in  d.  Regierungsbl.  v.  i83o, 
Num.  18.  Sachsen-Coburg-GothaiscJie  Verordnung  wegen  des  herzogl.  Wappen.1» 
18.  April  i83o,  Gesetzbl.  v.  i83o,  Num.  7. 

<")  Hlvucd  a.  a.  (X  §.  46  ff.  BöuigL  haier.  FamilicnGcsetz  v.  1808,  Art.  4  ff,  in 
d.  Rhein.  Bund,  XLIX.  4.  Baier.  Verordn.  v.  1806,  bei  Oksteiuveichvr  a.  a.  O. 
Num.  6.  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  der  nachgeborenen  Prinzen  des 
grofsherzogl.  Hauses  Baden,  durch  grofsherzogl.  badischc  Verordnungen  vom 
si.  Aug.  1806,  2.  Mai  1807  u.  18.  Nov.  1807,  in  dem  badischen  Regier.  Blatt  1806, 
0.  19;  1807,  n.  ai  u.  4>-  Der  Titel  ist  so  bestimmt:  V.  G.  G.  —  —  ,  Grofs- 
herzogliche  Prinzen  und  Markgrafen  zu  Baden,  Herzoge  zu  Zähringen  etc., 
Grafen  zu  Salem,  Petershausen  und  Hanau  etc.  Desgl.  badische  Vorordn.  v. 
4-  Oct.  1817.  —  Neuere  Wappen  der  Bundesgenossen  findet  man  in  Berti  ch 's 
allgem.  goograph.  Kphemeriden,  z.  B.  das  baierischc,  in  d.  !lahrg.  1809,  April, 
S.  536;  in  Schohch's  allgcm.  europ.  Staats-  u.  AdrcssIIandb.  Tür  1812,  u.  bei 

Klüi*r'.  bffwil.  H«dit,  4.  Aufl.  9 
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Hassel  o.  a.  O.  -   Heraldische  Beschreibung  (Blasonirung)  der  Wappen  der 
Bundesgenossen,  in  Bisisgeb's  angef.  Darstell.     48  —  54 ,  S.  i39—  168. 

♦ 

§♦  114*  (112.) 
CeremonieL 

Das  unter  sou  verainen  Staaten  vereinen  und  Staaten  übliche  Staats- 
und VölUerCeremoniel  a)  (das  persönliche,  Canzlei-,'  Gesandschaft-, 
und  KriegsCeremoniel)  sowohl  bei  personlichen  Zusammenkünften,  als  auch 
in  Staatsschriften,  in  Staats-  oder  Canzleischreihen  (lettres  de  conseü  ou 
de  chancelierie),  in  Cabinet-  oder  Handschreiben,  und  in  eigenhändigen 
Schreiben  *),  findet  in  der  Regel  Statt,  auch  für  den  Teutschen  Bund, 
und  nicht  nur  unter  den  Bundesgenossen  unter  sich  und  in  ihren 
eigenen  Staaten,  sondern  auch  im  Yerhältnifs  zu  souverainen  Staaten  ausser 
dem  Bund. 

«)  3.  C.  Lihno's  Theatrum  cercmoniale,  historico -politicum,  oder  historisch -politi- 
scher Schauplatz  etc.  Leipz.  1719  u.  1710.  Zwei  Tbeile,  in  foL  Rodsskt,  Cere- 
monial  diplomatique  des  cours  de  l'Europe.  Amst.  et  a  la'Haye  1739.  T.  I  et  IL 
fol.  (auch  als  IV.  u.  V.  Band  von  Rousskt's  Supplement  zu  nv  Most  Corps 
universel  diplomatique  du  droit  des  gens).  Jcx.  Beb>h.  v.  Bobb's  Cercmoniel- 
wissenschaft  der  grofsen  Herren.  Berlin  1733.  8.  F.  Ct  v.  Mosbb's  teutsches 
Hofrecht,  a  Bände.  Frankf.  1754.  4. 

4)  C  A.  Bkch's  Staatspraxis  oder  Kanzleiübung  aus  der  Politik,  dem  Staats-  und 
Völkerrechte.  Wien  1754«  8.  Zweite  Aufl.  1778.  J.  S.  Sneedobf,  Essai  d'un 
traite  du  Stile  des  cours.  Gott.  i75i.  8.  Revu  et  corrige  par  de  Colox.  Ha- 
novre  1776.  8.  F.  C.  v.  Mo&m's  StaatsGrammatik.  Frankf.  1749.  8.  J.J.Moskb's 
Einleit.  zu  den  Kanzleigeschäften.  Hanau  1750.  8.  J.  St.  Pütteb's  Anleit.  zur 
jurist.>  Praxi.  Zwei  Theile.  Gött.  1753.  1765.  1780.  1789.180a.  8.  J.  C.  Adelung 
von  d.  Canr.lei  -  und  CurialStyl ;  in  dessen  Werk  über  den  teutschen  Styl,  «T.  R, 
Abtchn.  a,  Cap.  1,  S.  67  ff.  G.  F.  v.  Mabtex's  Ein),  in  d.  europ.  Völkerr. 
§.  ni  ff.  i54  ff  171  ff.  ao3  ff.  J.  C  Lüsio's  europ.  KanzleiCeremoniel ;  in  dessen 
Theatrum  cerem.  Ehendess.  Staats-  und  Titulaturbuch,  verb.  u.  verm.  von  G.  A. 
Jknicbzb.  Leipz.  1743  u.  17Ö0.  8.  Neues  vollständiges  französisches  u.  teutsches 
Titulaturbuch.  Lpz.  1780  8.  Neues  teutsches  Titulaturbuch.  Mit  Einl.  v.  G.  C 
Claudius.  1.  umgearb.  Aufl.  Leipz.  1811.  8.  J.  D.  Kuxpe's  teutsejier  Secretär; 
nebst  Unterricht  über  die  heut.  Titulaturen  in  Teutschl.  Berlin,  3.  Aufl.  1816.  8. 
Bischöfe'*  Lehrbuch  des  teutschen  Kanzlcystyls,  I.  38i.  H.  Bbiises's  System. 
Entwickl.  d.  Lehre  v.  d.  Staatsgesc haften,  a  Bände.  Erl.  1800  u.  180a.  8.  F.  X. 
v.  Moshakh's  europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landsh.  i8o5.  8.,  Abth.  a.  J.  L. 
Kxübzb's  Kryptographik.  Tüb.  1809.  8.  Ch.  de  Mabtfns  Manuel  diplomatique. 
Leips.  i8aa,.  8.  Moseb's  auswärt.  Staatsr.  119.  a5a.  a56.  FJtende**.  persönl. 
Staatsr.  IL  39.  44*  4t«  Mebeau's  Miscellaneen,  L  377  ff  —  Von  dem  Gebrauch 
einer  Stampilte,  s.  Moseb's  Staatsgrammatik,  S.  73  ff 
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§•  (tI3.) 
Gleichlieit  und  Rang. 

I)  Die  natürlichen ,.  vollkommenen  Rechte  der  Gleichheit,  welche, 
ohne  Rücksicht  auf  Verschiedenheit  der  Zeit,  des  Raums,  der  Volksmenge, 
der  Macht,  der  Titel,  der  Cultur,  allen  unabhängigen  Staaten  und  Staaten- 
Tereinen  zukommen  «),  gebühren  auch  dem  Teut sehen  Bund,  im  Ganzen 
und  in  seinen  Theilen.  Was  durch  positive  Bestimmungen  des  Volker- 
rechtes  insbesondere  des  teutschen  Bundesrechtes  <•),  hierin  nicht  auf- 
gehoben oder  modificirt  ist,  mufs  in  dem  innern  und  äussern  Verhältnifs 
des  Bundes  und  seiner  SouverainStaaten  gelten.  II)  Die  Rang  Verhältnisse 
der  Bundesgenossen,  ausserhalb  der  Bundesversammlung,  sind  von 
den  Bestimmungen  der  RundesActe,  in  dieser  d)  ausdrücklich  für  aus- 
genommen erklärt:  aber  für  diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  enthält 
diese  Acte  eigene  Bestimmungen,  wovon  in  dem  folgenden  Capitcl  (§.  i3i 
n.  f.).  Auch  ward  in  den  wiener  MinisterialConferenzen,  dem  3i.  Piotocoll, 
vom  16.  Mai  1820,  eine  viritim  unterschriebene  Acte  beigefügt,  dafs  aus 
der  Ordnung,  in  welcher  die  Bevollmächtigten  die  wiener  SchlufsActe 
von  1820  unterschrieben  hätten,  für  den  Rang  der  Bundesglieder  kein 
Präjudiz  entstehen  solle. 

«)  Gt'siffKa's  Völkerr.  L  198  —  279. 

*)  Verhandlungen  und  Uebcreinkunfl  auf  dein  wiener  Congrefs,  Rlübir's  Acten 
d.  w.  Congr.,  Bd.  VI,  S.  ao4  ff.  Ebenda*.  Uebersicht  der  diplom.  Vcrhandl. 
des  w.  Congr.,  S.  i63  ff. 

e)  Von  der  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  und  von  ihren  Ausnahmen, 
unten  §.  n3.  —  Von  Bangbestimmungen  für  die  Mitglieder  des  ehemaligen 
rheinischen  Bundes  unter  sich,  s.  Rlübku's  Staatsr.  des  Hheinbundes,  §.  87.  f.  - 
Rangstreit  zwischen  Hannover  und  H'urtcmberg  auf  dein  wiener  Congrefs,  g. 
Kllber's  Acten  des  wiener  Congrcsscs,  Bd.  II,  S.  74  ff.  Elendes*.  Uebersicht 
etc.;  S.  5o5  ff. 

i)  Art.  8.  Hlvbeb's  angef.  Uebersicht  etc.,  8.  53»  ff.  536.  —  Von  Erörterungen 
über  den  Rang  der  Bundesgenossen,  in  der  Rundesversammlung,  ebendas. 
8.  5o4~ 536.  —  Vergl.  auch  den  Rcichsdcputationsllauptschlufs  von  i8o3,  §.  3a, 
Rum.  3.  —  Von  dem  Rang  der  vormal.  teutschen  Rci<  hs&tändc,  s.  die  Reichs- 
geset«e  in  Gebstuchm's  Handb.  der  Rcichsgesetzc ,  Th.  IV,  'S.  4^9  ff-  Von  d. 
Rang  der  RcichsfUrstcn,  s.  Moseb's  t.  Staatsr.,  Th.  36,  S.  1  ff.  Ehendcrs.  von  d. 
kaiserl.  Regierungsrechten,  Th.  I,  S.  35i  ff.  Raiser  Carls  VL  Reglement  defs- 
h«lb  für  den  kaiserl.  Hof  v.  1708,  in  Gost.  ExxnrctMus  Corp.  juris  germ.,  Th.  H 
(1834.  8.),  S.  44o.  Von  d.  Rang  der  Reichsgrafen,  s.  Moskh's  t.  Staatsr.,  Th.  38, 
S.  tot  ff. 


ir*2 

III.    C  A  P  I  T  E  L. 

Bundesversammlung-. 


ERSTER  ABSCHNITT. 
Bestimmung  und  Wirkuinjsbefugniss   der  Bundesversammlung, 
im  Allgemeinen.    Ahthcilung  in  Plenum  und  engern  Ratli, 
und  Rechtsversehiedenheit  beider. 


§•   1*6*  (H4-.) 
Begriff  und  Bestimmung  der  Bundesversammlung. 

I)  Für  zwechgemäse  Ausübung  der  SocialRechte  des  Teutschcn  Bundes, 
im  innern  und  äussern  Verhältnifs,  ist  eine  Bundesversammlung 
(coniita  foederis)  angeordnet  «).  Sie  ist  eine  immerwährende,  allgemeine 
und  regelmäsige  Versammlung  der  bevo llmächt  igten  Abgesandten 
aller  Bundesgenossen  die  einzige  verfassungsmäsige  Bundesbehörde  für 
alle  inneren  und  äusseren  Verhältnisse  des  Bundes,  ihn  in  seiner  Gesammt- 
heit  vorstellend,  das  beständige  Organ  seines  Willens  und  Handelns. 
Sie  ist  berufen  für  Aufrechthaltung  des  wahren  Sinnes  der  BundesActe, 
für  Auslegung  darin  enthaltener  zweifelhafter  Bestimmungen  (§.  70  u. 
i3o),  für  Sicherung  ihrer  richtigen  Anwendung  und  des  Rechtszustandes 
unter  den  Bundesgenossen  und  in  den  Bundesstaaten  0?  und  selbst  für 
Abfassung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  so  wie  zu  dessen  Ein- 
richtung, in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen  militärischen  und  innern 
Verhältnisse  •  Zufolge  dieser,  durch  die  Grundverträge  des  Bundes  ihr 
gegebenen  Bestimmung,  ist  II)  die  Bundesversammlung  keine  Behörde  für 
Grundverfassung,  Gesetzgebung,  CentralVerwaltung  und  oberste  gerichtliche 
Rechtspflege  der  Bundesstaaten,  auch  keine  INfationalStellrertretung, 
und  eben  so  wenig  ein  Gericht  ')  für  Streitigheiten  zwischen  Einzelnen 
und  Regierungen  von  Bundesstaaten  (§.  i34*  216).  Aber  sie  hat  auch 
III)  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  Weisungen  von  einzelnen  Bundesgliedern 
zu  empfangen,  noch  durch  deren  Tadel  sich  von  verfassungsmäsigen  Be- 
schlüssen und  deren  Vollziehung  abhalten  zu  lassen  f). 

a)  Bundes  Acte,  Art.  4.   "Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art  7. 

*)  Die  angef.  SthlufsActe,  Art.  7.  In  einem  Präsidial  Vortrag  (Protoc.  18*4»  §*  »»6)> 
wird  die  B.  V.  definirt,  als  »ein  permanenter  MinisterialCongrefe  der  Repräsen- 
tanten 'sämmtlicher  Bundesglieder".  Bicbtig  verstanden,  eine  fortwährende  Ver- 
sammlung von  Mandataren  (nicht  von  Staatsministern)  sämmtlicher  Bundes- 
genossen. 

r)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8<k>,  Art.  6  u.  i--3j. 
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d)  Worte  dcg  Art.  10  der  BundesActc,  vergl.  mit  Art.  9  der  wiener  SchlufsActe.  — 
Die  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao  mufste,  wenn  gleich  vollzogen  von  Bevollmäch- 
tigten sämmtlicher  Bundesstaaten,  vermöge  ihres  Art.  65,  als  das  Resultat  einer 
unabänderlichen  Vereinbarung  zwischen  den  Bundesgliedern,  mittelst  Präsidial- 
Vortrags  an  den  Bundestag  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleichlautender  Erklä- 
rungen der  Staatsregierungen,  durch  förmlichen  Bundsssthluss  zu  einem  Grund- 
gesetz erhoben  werden.  Es  geschah  solches  durch  einen  Besrhlufs  der  B.  V., 
iu  dem  Protoc.  der  PlenarVcrsamml.  v.  8.  Jim.  1820,  §.  1;  wo  Würlemberg 
erklärte,  dafs  ihr  bis  dahin  gesetzliche  Kraft  noch  abgegangen  sey.  —  In  den 
wiener  MinisterialConferenzen  war  (Protoc.  18,  v.  /,.  März  1820)  der  östreichische 
Vorschlag  angenommen  worden,  das*  die  Resultate  dieser  Confercnr.cn,  in  der 
Form  einer  SupplcmcntarActe  zu  der  BundesActc  an  die  B.  V.,  als  Leberein- 
kunft sämmtlicher  t.  Regierungen  und  als  Grundgesetze  des  Bundes,  zu  bringen 
seyen,  unter  Beziehung  auf  den  10.  Art.  der  BundesActc;  hingegen  seyen  Ge. 
genstände,  die  nicht  zu  Grundgesetzen  gehörten,  z.  B.  wegen  Bundesfestungen, 
ContingentStellung ,  Handels,  u.  dgl.,  an  die  B.  V.  zu  verweisen,  und  deshalb 
blois  gleichmäsige  Instructionen  an  die  Gesandten  daselbst  zu  erlassen.  Später- 
hin (Protoc.  »8,  v.  39.  März  i8ao)  erklärte  Würlemberg,  die  Form  eines  Buh- 
dcsütgsBcschlujses  sey  zu  wählen;  denn  die  B.  V.  sey  jetzt  das  einzige  verfas- 
sungsmäßige Organ  des  Bundes.  Hierauf  vereinigten  sich  (ebendas.)  alle  übrigen 
Stimmen  dahin,  dafs  die  oben  'erwähnte,  in  dem  Protoc.  v.  4-  März  beliebte, 
und  unverrückt  aufrecht  zu  haltende  Form  diejenige  einer  von  hier  (Wien)  aus- 
gehenden, keiner  fernem  Berathung  am  Bundestag  bedürfenden  Acte  sey,  und 
es  ward  die  angeführte  Bestimmung  des  Art.  65  der  SchlufsActe  angenommen. 

e)  Vergl.  (v.  Gagern)  Ucber  Teutschlands  Zustand  u.  Bundesverfassung  (Stuttg. 
1818.  8  ),  S.  76  ff. 

D  Denkwürdige  PrHsidialErklärung  in  der  Hoffmannischen  Beschwerdesache  wider 
Rurhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  Marz  1817,  §.  io5;  auch  unten  §.  «17  c. 
In  dem,  diesem  Protocoll  als  Beilage  40  beigefügten,  looo  dictaturac  gedruckten 
Vortrag  hepfst  es,  unter  Anderem:  »Es  kann  der  Fall  seyn,  dafs  mit  den  Be- 
schlüssen der  B.  V.  desto  grössere  Unzufriedenheit  entsteht,  je  gerechter  sie 
sind,  und  wenn  sie  dann  sich  gefallen  lassen  miifste,  statt  Gründen,  Vorwürfe 
anzuhören,  wenn  ein  unzufriedenes  Bundesglied  sich  berechtigt  glauben  könnte, 
In  verweisendem  Tone  zu  ihr  zu  reden;  so  würde  die  Stellung,  welche  sie  zur 
Erfüllung  ihrer  Bestimmung  behaupten  mufs ,  auf  die  gemeinschädlichste  Weise 
verrückt  werden.  Sie,  welche  die  Gesammtheit  des  Bundes  vertritt,  ist  nie  und 
nirgend  unter  einem  Gliedc  des  Bundes,  und  Vorstellungen  gegen  Beschlüsse,' 
welche  die  B.  V.  gefafst  hat,  können  nicht  an  die  Bundesgesandtschaften  gerich- 
tet werden,  vielleicht  um  die  Achtung  zu  umgehen,  welche  man  jener  schuldig 
*u  seyn  glaubt,  und  welche  doch  auch  diese,  als  Stellvertreter  der  Bundes- 
glieder, su  fordern  berechtigt  sind». 

1 

§♦  117.  (U4i..) 

Umfang  und  Grenzen  ihrer  Wirktmgsbefugniss.  Natur  und  Rechts- 
bestand  ihrer  Beschlüsse,   Protestation  und  Becurs  wider  diete  an  die 

Gesammtheit  der  Bundesglieder. 

I)  Bestimmt  einzig  für  Bundesvcrhä'ltnisse ,  ist  die  Bundesversammlung 
keine  oberherrliche,  namentlich  keine  oberherrlich  richterliche,  sondern 
eine  Tolkerrechtliche  Bundesbehorde;  und  zwar  eine  bestimmende} 
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aufsehende,  verwaltende,  vollziehende.    In  der  ersten  Eigenschaft 
errichtet  sie  Vorschriften  (HandlungsNormen),  neue  oder  erklärende,  selbst 
Grund  vertrage  des  Bundes,  macht  Einrichtungen  und  Anstalten  zu  Erfüllung 
der  ausgesprochenen  Bundeszwecke,  erwirbt  Rechte  für  den  Bund,  und 
gründet  Verpflichtungen  für  ihn.    In  der  andern  beachtet  sie  Alles,  was 
auf  Zweck  und  Wohlfahrt  des  Bundes  Einfluß  haben  kann.    In  der  dritten, 
leitet  sie  den  verfassungsmäßigen  Gang  der  Bundesangelegeuheiten.    In  der 
vierten,  wirkt  sie  dahin,  dafs  die  Bestimmungen  des  Bundesrechtes  fort- 
während zur  Ausfuhrung  kommen,  namentlich,  dafs  in  streitigen  Fallen 
nicht  nur  das  Verhältnifs  derselben  zu  dem  Bundesrecht  verfasssungsma'sig 
festgesetzt  »erde,  sondern  auch  geschehe,  was  auf  solche  Art  festgesetzt 
ist  (§.  166  u.  ff.).    II)  Die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit,  der  Umfang 
ihrer  Wirkungsbcfugnifs  oder  Competenz,  sind  bestimmt  durch  die 
Grundverträge  des  Bundes:  wo  diese  nicht  hinreichen,  durch  die  darin 
angezeigten  Bundeszwecke  <*).     III)  Der  Gesammtwille  des  Bundes 
wird  ausgesprochen,  durch  Beschlüsse  der  B.V.  (§.  57),  durch  bundes- 
verfassungsmäsige,  das  heifst,  die  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Com- 
petenz, mit  Beobachtung  der  bundesgrundgesetzlich  vorgeschriebenen  Form, 
namentlich  nach  vorhergegangener  Berathung  und  freier  Abstimmung,  ent- 
weder im  engern  Rath  oder  in  dem  Plenum  (§.  120  u.  ff.),  nach  Mehrheit 
oder  Einhelligkeit  der  Stimmen  (§.  125  fF.),  -und  übereinstimmend  mit  dem 
allgemeinen  Gebot  der  Gerechtigkeit  abgefafst  sind         IV)  Der  Rechts- 
bestand dieser  Beschlüsse  beruht  sonach  auf  ihrer  bundes verfassungsmäßigen 
Rechtlichkeit,  nach  Form  und  Inhalt.  «V)  Wider  einen  verfassungs- 
widrigen Beschlufs,  steht  den  betheiligtcn  Bundesgenossen  das  Rechtsmittel 
der  Protestat;on  oder  Rechtsverwahrung  zu  <").     VI)  Der  Recurs 
eines  Bundesgenossen  unmittelbar  an  die  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder,  wider  einen    Beschlufs    oder   gegen  die  Verfahrungsweisc  der 
Bundesversammlung,  aus  dem  Grund,  weil,  nach  der  Ansicht  des  Beschwerde- 
führers, durch  den  Beschlufs  das  allgemeine  Gebot  der  Gerechtigkeit,  ins- 
besondere die  Wirkungsbefugnifs  der  B.  V.  überschritten  worden,  oder 
weil  durch  die  gewählte  Verfahrungsweise  die  gehörige  Förmlichkeit  nicht 
beobachtet,  oder  die  Pflicht  der  jedem  Bundesgenossen  und  seiner  Regierung 
gebührenden  äussern  Achtung  verletzt  worden  sey,  dafs  aber  durch  solchen 
Beschlufs  oder  solche  Verfahrungsweise,  eine  allen  Bundesgenossen 
gemeinsame   Beschwerde    (gravamen  commune ).  begründet  werde, 
ward   bei  Errichtung   der  Grundverträge  des  Bundes  ausdrücklich  nicht 
vorgesehen.    Es  scheint  inzwischen  ein  solches  Rechtsmittel  in  der  Natur 
des  teutschen  Bundesverhältnisücs,  als  eines  völkerrechtlich  gesellschaftlichen, 
in  dem  Zweck  des  Bundes,  in  der  bundesgrundgesetzlich  'vorgeschriebenen* 
Handhabung  des  Rechtszustandes,  in  der  verfassungsmäsigen  Abhängigkeit 
der  Bundesversammlung  von  dem  Willen  der  Gesammtheit  der  Bundcsglieder, 
und  auch  nach  der  Analogie  der  ehemaligen  teutschen  Reichs  Verfassung, 
nicht  unbegründet  zu  seyn  , 

- 

■ 
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«)  Wiener  SchlufsActe,  v.  i8?o,  Art.  9.  —  Für  die  B.  V.  ist  der  Um  fang  ihrer 
Wirkungsbefugnifs  bestimmt,  theils  in  der  Bundes  Acte,  theils  in  der  wiener 
SchlufsActe  v.  1820.  Bis  die  letzte  die  näheren  definitiven  Bestimmungen  gege- 
ben hatte,  bestand  eine  »provisorische  CompttcnzBcsU'mmung  der  B.  V.«,  welche 
die«c  errichtet,  und  ihrem  Protoc.  v.  \i.  Juni  1817,  §.  aa3  u.  419,  einverleibt 
hatte.  Sie  steht  in  Kxü»xr's  O^cllensammlung ,  Num.  VI.  (t.  Gaoebk's)  Anthcil 
an  der  Politik,  Abth.  UI,  S.  89  —  97.  —  Der  Ausdruck  Competenz,  in  diesem 
Sinn,  ist  bei  der  B.  V.  üblich;  auch  ist  er  gebraucht  in  der  wiener  Schlufs- 
Acte,  Art.  10  u-  3i. 

*)  Wiener  SchlufsAcle  v.  182a  Art.  10. 

c)  Baiern  und  Würtemberg  proUstirten,  dem  Vernehmen  nach,  im  Juli  i8a5,  wider 
einen  in  Beziehung  auf  die  Bundesfestungen  gefaxten  Beschlufs,  weil  solcher, 
ungeachtet  er  eine  organische  Einrichtung  ($.  n5  u.  f.)  betreffe,  nicht  durch 
Stimmeneinhelli^keit  gefafst  sey. 

J)  KLcaca,  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  D,  S.  261  ff.  Ein  Beispiel 
eines  solchen  Rccurses  wider  Beschlüsse  d.  B.  V.  vom  18.  und  «4-  März  i8»4 
(Vrotoc.  §.  67  u.  70),  liefert  die  gedruckte  «Erklärung  des  Fürstl.  Hauses  Reufs- 
Lubenstcin  und  Ebersdorf  an  die  Allerhöchsten,  Höchsten  und  Hohen  Glieder 
des  Durchl.  D.  Bundes,  betr.  das  Verfahren  der  B.  V.  bei  einem  Streit  in  dem 
Ffirstl.  Harne  Reufs  Jüngerer  Linie,  über  den  Theilungsmaasstab  seines  Bundes- 
Contingents.  Im  April  i8i5».  17  Seiten  in  Fol.,  auch  in  Klübkr's  angef.  Ab- 
handlungen a.  a.  O.  Darin  heifst  es  S.  9:  «Alle  Bundesglieder  sind  gleich 
betbeiligt  dabei,  dafs  die  Bundesversammlung  nicht  nur  die  Grenzen  ihrer 
Wtrkungsbcfugnifs ,  vorzüglich  gegen  Rundesgenossen  nicht  überschreite,  son- 
dern auch  die  den  Letztem  gebührende  Achtung  nicht  verletze.  Eine  Beschwerde, 
die  in  solcher  Hinsicht  heute  dem  Einen  zugefügt  wird,  kann  morgen  einem 
Andern  widerfahren,  und  da  in  dem  Bundcsverhältnifs  Alle  gleich  berechtigt 
sind,  so  ist  die  Einem  von  ihnen  zugefügte  Beschwerde  Allen  gemein».  Man  s. 
auch:  Definitive  Auslebten  des  Fürstlichen  Hauses  RcufsLobenstein  und  Ebers- 
dorf über  das  Verfahren  der  hohen  D.  B.  V.  bei  einer  Streitigkeit  unter  den 
Gliedern  des  Gesainmthauscs  Reufs  jüngerer  Linie.  Im  April  i8»5.  X  u.  69  S. 
in  FoL  —  Leber  den  Gegenstand  dieses  Streits  verglichen  sich  beide  Theile, 
ohne  Zuthun  der  B.  V.,  am  i3.  Mai  1828.  —  Anderer  Meinung  ist  Maurm- 
BRFCHjta,  in  den  »Grundsätzen  des  heutigen  d.  Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1837. 
§.  n3.  Kote  f. 

§♦  H8*  di4».) 

Süz  und  Eröffnung  der  Bundesversammlung.    Bundestags-  und 

Gesc/täftordnung. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  ihren  Sitz  in  der  Freien  Stadt  Frank- 
furt «).  II)  Die  Eröffnung  derselben  war  auf  den  ersten  September 
i8i5  festgesetzt  hatte  aber  nach  sieben  Vor-  oder  Präliminar- 
Conferenzen  c),  erst  am  5.  November  1816  Statt  <0.  III)  Für  den  Or- 
ganismus der  Bundesversammlung  soll  eine  eigene  BundestagsOrdnung 
errichtet  Verden  *).  Bis  dahin  ist  von  der  Bundesversammlung  eine  vor- 
läufige Geschäftordnung  durch  Uebereinkunft  festgesetzt.  Sie  ward 
rerabredet  in  vertraulicher  Besprechung  am  3o.  October  1816 ,  und  ange- 
nommen durch  Beschlufs  in  der  PlenarVersammlung  vom  14.  November 
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1816/).  Für  Revision  dieser  Geschäftordnung  besteht  bei  der  B.  V. 
eine  Commission  g). 

a)  Bundes  Acte,  Art.  9  u.  19. 

b)  Ebendaselbst.    Ki.übfh's  Acten  des  -wiener  Congr.,  Bd.  H,  S.  35i,  4°8  4ai* 

c)  Die  über  die  Verbandlungen  der  sieben  Vorbereitung s~  oder  PrüliminarConferenxen 
der  Gesandten  abgefafsten  Registraturen ,  v.  6»,  9.,  i5.,  1«.,  23.  u.  3o.  Oct.  u. 
v.  4.  ftiov.  1816,  sind  abgedruckt  in  der  Ouart  Ausgabe  der  Protocolle  der  B.  V., 
Bd.  I,  S.  221—239.  EiPe  Uebersicht  derselben  findet  man  in  Klvbkrs  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  8  —  12. 

d)  IUÜBfcn's  Staatsarchiv,  Bd.  H,  S.  3  ff. 

e)  BundesActe,  Art.  7,  8  u.  10.  Ki-öbkh's  Staatsarcbir ,  Bd.  H,  S.  9,  83,  90,  93 
u.  112.  —  Von  den  Gegenständen  der  B.  T.  Ordnung,  s.  den  Gutachtl.  Com- 
missionsBericht  zu  §.  52  des  Protoc.  v.  17  Febr-  1817,  S.  86  der  Original-  oder 
FolioAusgabc. 

f)  Sie  steht  als  Beilage  zu  §.  12.  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816,  u.  in 
Blcbkr's  Ouellensainmlung,  Num.  VL  Auch  in  dessen  Staatsarchiv,  Bd.  TL, 
S.  i3  ff.  Vergl.  ebendas.  S.  10  f.  90,  93  u.  io5  ff.  —  Der  Ausdruck  »Bundestags- 
Disciplin"  scheint  durch  diese  Geschäftordnung  eben  so  wenig  begründet  zu 
seyn,  als  durch  die  Natur  der  Bundes-  und  gesandtschaftlichen  Verhältnisse. 
Vergl.  §.  n5,  116,  i35  u.  137. 

g)  Protoc.  der  B.  V.  v.  1.  u.  22.  Apr.  1819,  §.  48  u.  55,  u.  3.  u.  19.  Aug.  »820, 
§.  90  u.  109;  1821,  §.  37  u.  173.  —  Vortrag  über  verschiedene  Punkte  in  der 
künftigen  Geschäftordn.  der  B.  V. ,  als  Beilage  D  zu  dem  3o.  Protoc,  vom 
i5.  Mai  1820,  der  wiener  MinislerialConferenzen.  Oestrcichischer  V  ortrag  über 
die  künfiigc  Form  der  Verhandlungen  am  Bundestag,  ebendas.  als  Beil.  C.  Vergl. 
die  Original  Ausgabe  der  Protoc  der  B.  V.  v.  1820,  S.  ai5,  Num.  4  u.  5. 

§»119»  (115.) 

Dauer  Und  Vertagung  (Ferien)  der  Bundesversammlung*  Geschäft- 

gang  während  der  Vertagung. 

I)  Die  Bundesversammlung  ist  beständig.  Sie  hat  aber  die  Befug- 
nifs,  wenn  die  ihrer  Berathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind  «), 
auf  bestimmte  Zeitsich  zu  vertagen;  doch  nicht  länger  als  vier  Monate 
II)  Die  zeither  gewöhnliche  jährliche  Vertagung  auf  wenigstens  vier  Mo- 
nate, ist  die  ordentliche  (Feriae  magna e  et  ordinariae).  Es  gibt  auch 
kürzere  und  ausserordentliche  Ferien  *).  HI)  Alle  näheren  Be- 
stimmungen, betreffend  die  Vertagung  und  die  Besorgung  der  während 
derselben  etwa  vorkommenden  dringenden  Geschäfte,  sind  der  Bundesver- 
sammlung bei  Abfassung  der  Einrichtungsgesetze  vorbehalten  **).  TV)  Ueber 
den  Geschäftgang  während  der  Vertagung  hat  die  B.  V.  einst- 
weilen nähere  Bestimmungen  festgesetzt,  durch  einen  vorläufigen  Be- 
schiufs  vom  26.  Juni  1817  * 

«)  Dass  dieses  nicht  von  definitiver  Erledigung  aller  Geschäfte  zu  verstehen  sey, 
war  gleich  anfangs  zu  vermuthen,  und  das  Herkommen  hat  solches  bestätigt. 

t)  Die  Worte  der  BundesActe,  Art.  7.  Vergl.  Klühm's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  D,  S.  346-349,  35i  f.,  408,  419,  455  u.  483.   Prot,  der  B.  V.  v.  a3.  Dec. 
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1816,  §.  '71.  —  Am  20.  Sept.  1819  ward  die  B.  V.  vertagt  vom  1.  Oct.  1819 
bis  20.  Jan.  1820,  ihre  Thätigkeit  begann  aber  erst  am  8»  Juni  1820,  wegen  der 
in  der  Zwischenzeit  bis  zum  s4<  M*'  £u  Wie«  gehaltenen  Ministerial- 

Confcrenzen,  deren  HauptResultat  die  Sehl ufs Acte  vom  i5.  Mai  1810  war- 
r)  Nach  einer  Vertagung  von  vier  Monaten  beschlofs  die  B.  V.  am  5.  Dec.  i8m, 
ihre  Sitzungen  bis  zum  1.  Febr.  i8»3  auszusetzen,  aus  Gründen,  die  in  d.  Prot. 
t.  182a,  §.  m3,  angegeben  sind.  Osterfcrien  wurden  gemacht  in  den  J.  i8i3, 
i8a4  u-  >8?6  drei,  in  den  J.  1828  u.  i83o  vier,  im  J.  1834  sechs  "Wochen j 
Weihnachtfericn  im  J.  i8*3  fünf  Wochen. 

d)  Bundes  Acte,  Art.  7.  —  Aeusserungen  des  luxemburgischen  Gesandten  über  die 
Vertagung  und  die  Geschäftthätigkeit  der  B.  V.  in  der  44.  Sitzung  v.  1817,  u. 
in  (v.  Gaoebm's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  IH,  S.  169 — 190. 

e)  Protoc.  der  B.  V.  v.  a6.  Jun.  1817,  §.  367.  Dieser  Beschluss  setzt  Folgendes 
fest:  1)  Das  Präsidium  und  die  PräsidialCanzlei  werden,  auch  während  der 
Vertagung,  als  fortwährend  im  Amt,  daher  auch  das  EinreichungsProtocoll 
immer  als  eröffnet  betrachtet.  1)  Der  präsidirendc  Gesandte  mufs  jederzeit, 
wenn  er  abreist,  einen  andern  Gesandten  eines  Bundesstaates  zu  den  Präsidial- 
Geschäften  substituiren.  3)  Neben  ihm,  oder  seinem  Stellvertreter,  müssen 
jederzeit  zum  wenigsten  zwei  "Gesandte  (ernannt  biezu  durch  vertrauliche  Eini- 
gung, oder  durch  Stimmenmehrheit)  am  Sitz  der  B.  V.  sich  befinden,  die,  nebst 
den  übrigen  etwa  anwesenden,  mit  dem  präsidirenden  einzig  dazu  sich  zu  ver- 
sammeln haben,  um  in  Kcnntnifs  der  Eingaben  und  Geschäftige  erhalten  zu 
werden,  und  um  zu  crmessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorbanden  sey,  der 
frühere  Einberufung  der  Gesandten  erheische,  und  um,  wenn  Gefahr  aus  Ver- 
zug droht,  provisorische  Einleitungen  zu  treffen  für  Instruction  des  Geschäftes. 
4)  Commissionen  sind  an  Fortsetzung  ihrer  Arbeiten  durch  die  Vertagung 
nicht  gehindert.  5)  Nach  Wiedereröffnung  der  B.  V.  erhält  diese  von  dem 
Aussen  ufs  Anzeige  von  seinen  Verrichtungen.  6)  Vor  der  Vertagung  ist  jedes- 
mal der  Zeitpunkt  der  nächsten  förmlichen  Sitzung  festzusetzen.  —  Eine  vor- 
übergehende Modification  von  Num.  3  dieses  Beschlusses,  enthält  das  Protoc. 
der  B.  V.  v.  10.  Sept.,  1819,  §.  aai. 


§♦   120*  (116.) 

Abtheilungen  der  Bundesversammlung: 

/.  Plenum. 

• 

I)  In  der  Bundesversammlung  unterscheidet  man  die  volle  oder 
PlenarVcrsammlung  oder  das  Plenum  «),  und  die  engere  Ver- 
sammlung oder  den  engern  Rath.  Die  Mitglieder  sind-  in  beiden 
dieselben,  aber  das  Verhältnifs  der  Stimmen  ist  verschieden.  U)  In  Hinsicht 
auf  Behandlung  und  Erledigung  der  Geschäfte,  ist  der  engere  Radi  die 
Regel,  das  Plenum  die  Ausnahme  III)  In  dem  Plenum  sind  hebe 
Gesammtstimmen ,  sondern  nur  Viril  Stimmen,  so  dafs  jedes  Mitglied  darin 
allein  und  für  sich  Sitz  und  Stimme  hat.  Es  ist  aber  hiebei  die  politisch- 
geographische Ungleichheit  der  verschiedenen  Bundesstaaten  dadurch  beachtet, 
dafs  den  kleineren  nur  eine,  den  gröfseren  mehr  als  eine  Stimme  gegeben 
ist,  welches  in  dem  engern  Rath  nicht  Statt  findet,  wo  für  eine  Reihe  der 
kleineren  Bundesstaaten  in  dem  Stimmengewicht  eine  Ungleichheit  darin 
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besteht,  dafs  mehreren  von  ihnen  zusammen  nur  eine  Stimme  zukommt. 
Auch  die  Stimmordnung  (§.  1 3 1)  und  die  Zählung«™ eise  der  Stimmenmehrheit 
($»  is5  ii.  f.),  sind  in  dem  Plenum  anders  als  in  dem  engern  Rath.  IV)  Dem 
Grundsatz  des  durchgängigen  VirilStünmrechtes  gcmäfs,  sind  in  dem  Plenum 
jelzt  ueun  und  sechzig  (als  Sachsen  Gotha  noch  bestand,  siebenzig) 
V i r  i  1 S t i m m e n  (HessenHomburg  mitgerechnet)  unter  acht  und  dreissig 
Bundesgenossen,  mit  Rücksicht  auf  das  allseitige  TerritorialVerhältnifs,  so 
verthcilt  c),  dafs  i)  sechs  Rundesgenossen  jeder  mit  vier,  2)  fünf  *), 
jeder  mit  drei,  3)  drei/),  jeder  mit  zwei  YirilStimmen ,  4)  die  übrigen 
vier  und  zwanzig  (HessenHomburg  mitgerechnet),  jeder  mit  einer  Stimme 
bedacht  sind.  Die  jüngere  Hauptlinie  des  fürstlichen  Hauses  Reufs  erhielt 
hier,  wie  in  der  Curie  der  sechzehnten  Stimme  des  engern  Raths  (§.  lai), 
nur  eine  Stimme,  ungeachtet  unter  ihr  zwei,  bis  zu  dem  7.  Mai  1824 
drei,  verschiedene  souveraine  Bundesiursten  (§.  108)  begriffen  sind.  V)  Ob 
auch  den  Subjicirten  vormaligen  Reichsständen,  jetzigen  Standesherren, 
Stimmrecht  in  dem  Plenum,  und  zwar  durch  Bewilligung  etlicher  Curiat- 
Stimmen  einzuräumen  sey,  ist  noch  unentschieden  ff).  VI)  Gehen  die 
Besitzungen  eines  souverainen  teutschen  H.mscs  durch  Erbfolge  auf  ein 
anderes  über,  so  hängt  von  der  Gesaramtheit  des  Bundes  ab,  ob  und  wie 
fern  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden  (§.  107)  Stimmen  im  Plenum, 
dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden  sollen  (§.  129). 

«)  Erörterungen  auf  dem  wiener  Congrefs,  über  die  Errichtung  eines  Pleni,  in 
Klübfr'k  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  4°4  u-  4°&.  "Volle  Versammlung«,  keifst 
das  Plenum  in  der  wiener  SchlufsActe,  Art.  40,  41  u.  49. 

6)  Wiener  SchlufsActe»  v.  «830,  Art.  11  u.  11.  Dreizehntes  Protocoll  der  wiener 
MinistcrialCoufcrcnzcn,  v.  a3.  Jan.  1810.  Vergl.  unten  §.  n3.  —  In  dem  Acte 
final  du  congres  de  Vienne,  art.  69,  wird  das  Plenum  asscmblee  generale,  die 
engere  Versammlung  asscmblee  ordinaire  genannt. 

e)  Bundes  Acte,  Art.  6.  Klübeh's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  4°°  f  —  Von  dem 
Princip  der  Vertheilung  der  Stimmen ,  s.  Ebendets.  Uebersicht  etc. ,  S.  533. 

d)  Oeslrcich,  Preussen ,  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Würtemberg. 

c)  Baden,  Kurhcsscn,  Grofsberzog  Ton  Hessen,  Holstein,  Luxemburg. 

/)  Braunschweig,  MecklenburgSchwerin,  Nassau. 

ff)  «Ob  den««  (so  genannten)  »» mediatisirten  Yormaligcrt  Re'ichsstäntlen ,  auch  einige 
furiW/Stimmcn,  in  Pleno  zugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundesversamm- 
lung bei  Berathung  der  organischen  Gesetze  in  Erwägung  nehmen".  Bundes- 
Acte,  Art.  6.  Vergl.  §.  3o3.  -  Die  wiener  Congrcfs Verhandlungen  hierüber 
findet  man  in  Klübeh's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener 
Congr. ,  S.  «93  ff.  Vergl.  auch  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I, 
Heft  1  (1821),  S.  i—38.  —  In  dein  Protoc.  der  B.  V.  v.  n8  Nov.  1816,  §.  3i, 
ward  beschlossen,  den  Antrag  der  Standesherren  vor  der  Hand  noch  zu  repo- 
niren.  Wiederholt  in  dem  Protoc.  v.  i3.  Jan.  1817,  %.  5.  In  die  Reihenfolge 
ihrer  Agenden  setzte  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als  zur  ersten  Gasse  gehö- 
rend, in  den  Protoc.  v.  1817,  §.  5a,  Beilage  11,  u.  §.  91.  Nicht  aber  unter 
die  Bcrathschlagungsgcgenstände ,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  388,  Num.  1.  —  Auf 
dem  Aachener  Congrcfs  nahmen  Oestreich,  Preussen,  Hussland  und  Großbri- 
tannien Abrede,  den  Wunsch  der  Staudesherrcn,  CuriatStimincn  in  der  Bundes- 
versammlung zu  erhalten,  zu  seiner  Zeit,  auf  östreiebische  und  preussisebe 
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Anregung,  bei  den  teutsrhen  Regierungen  zu  unterstützen.  Protoe.  v.  7.  Nqt. 
1818",  in  v.  Mahtkss  Recueil,  Supplement,  IX.  29a.  Die  BundesActe  spricht 
a.  a.  O.  ausdrücklich  nur  von  solchen  Standesherren ,  die  vorhin  Reichs  stände 
waren.    Man  vergl.  §.  3oi. 


§♦   42  *♦  (117..) 
2.   E  n  g  t  r  ti  r  Rath, 

■ 

Y)  In  dem  engern  Rath  «)  der  B.  V.  sind  nur  siebenzehn  Stim- 
men. Diese  sind  unter  sammtliche  acht  und  dreifsig  (39,  sobald  Hessen- 
Homburg  in  eine  Curie  aufgenommen  seyn,  oder  mit  einem  seitherigen 
YirilSt  immberechtigten  eine  solche  bilden  wird)  Bundesglieder  so  vertheilt*), 
<laf*  eilf  von  ihnen  VirilStimmcn,  alle  übrigen  überhaupt  sechs  Ge- 
sammt-  oder  C tu  iat Stimmen  (vota  curiata,  voix  collectives)  haben  ($. 
i5C).  II)  Die  eilf  Viril  Stimmberechtigten  sind,  und  zwar  nach  der 
festgesetzten  Ordnung,  folgende:  1)  Oestreich,  2)  Preussen,  3)  Baiern, 
4)  Sachsen  O,  5)  Hannover,  6)  Württemberg,  7)  Baden,  8)  Hurhessen, 
9)  Grofaher/og  von  Hessen,  10)  Holstein  (-Glückstadt,  wegen  Holstein 
und  Lauenburg),  11)  Luxemburg.  Die  sechs  C uri a t Stimmen ,  welche 
in  der  Sitz-  und  Stimmordnung  unmittelbar  auf  die  VirilStimmen  folgen, 
und  unter  sechs  und  zwanzig  Bundesglieder  (Hessenllomburg  -ungerechnet) 
1  er  t  heilt,  in  nachstehender  Weise  und  Ordnung:  ia)  Sachsen  Weimar- 
Eisenach  (bis  in  das  J.  1825  auch  SachsenGotha) ,  SachsenCoburgGotha, 
SachsenMeiningenHildburghauscn  ,  Sachsen  Altenburg  (  vorhin  Sachsenllild- 
burghausen  <t);  i3)  Braunschweig  und  Nassau;  14)  MecklenburgSchwerin 
and  MechlenburgStrelitz ;  i5)  Oldenburg,  AnhaltDessau,  AnhaltBernburg, 
AnhaltCotheo,  SchwarzburgSondershausen,  SchwarzburgRudolstadt ;  16)  Ho- 
heozollernHechingen ,  HohcnzollernSigmaringen ,  Liechtenstein,  Beufs  älterer 
Linie,  Renfs  jüngerer  Linie  (§.  108),  SchaumburgLippe,  Lippe,  Waldeck; 
17)  die  Freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremcu  und  Hamburg. —  Hessen- 
Homburg  (£.  107  u.  108),  dem  in  dem  engern  Rath  Curia  tSt immrecht 
gebührt,  ist  bis  jetzt  in  eine  Curie  noch  nicht  aufgenommen.  IV)  Kein 
Bundesglied  kann  in  dem  engern  Rath  mehr  als  eine  Stimme  fuhren  <•). 

«)  Dieser  Ausdruck  wird  gebraucht  in  der  Rundes  Acte,  Art.  7. 

0  BundesActe,  Art  4-    Rlcbeh's  angef.  Acten,  Rd.  U,  S.  4°4  & 

<*)  Die  RundesActe  nennt  Sachsen  nach  Raiern,  in  der  Ordnung  für  den  engern 
Rath,  im  Art.  4:  sie  nennt  Sachsen  vor  Raiern,  in  der  Ordnung  für  das  Ple- 
num, in  dem  Art.  6. 

*)  In  dieser  Ordnung  sind  die  herzoglich-süchsürhrn  Häuser  genannt,  in  dem  Art.  6 
der  RundcsActe,  für  die  Stimmordnung  in  dem  Plenum.  Sie  selbst  aber  nen«. 
nen  sich  in  ihrem  gemeinschaftlichen  Patent  v.  i5.  Nov.  i8a6,  wodurch  sie  ihre 
Krbvert  bei  Jung  der  Sachsen -gotha  •  u.  altenburgischen  Lande  (§.  108,  d)  'ver- 
kündigen, in  folgender  Ordnung:  Altcuburg,  Coburg  -  Gotha ,  Meiningen- Hild- 
burg hausen. 

')  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  16. 
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§♦  122.  um.) 

Verhältnisse  und  Gewicht  der  Stimmen. 

Für  den  Antheil  an  den  Beschlüssen  der  B.  V. ,  -welcher  jedem  Bundes- 
glied durch  sein  Stimmrecht  zukommt,  ist  in  dem  Plenum  nicht  dasselbe 
Verhältnifs  festgesetzt, -wie  in  dem  engern  Rath.  Die  Verschiedenheit, 
in  Zahlen  ausgedrückt,  ist  jetzt  (HessenHomburg  im  Plenum  mitgezählt) 
wie  folgt  °).  I)  3*9  im  Plenum,  T^  =  ^r  in  dem  engern  Rath,  hat,  jedes 
iür  sich,  Oestrcich,  Prcussen,  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Würtemberg. 
II)  ^  im  P.,  A  =  tst  xm  e-  Bath,  hat  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen, 
Holstein,  Luxemburg.  III)  im  P.,  1 7  x  a ,  =  fw  im  e.  R.,  hat  Braun - 
tthweig,  jMecklenburgSchwerin ,  Nassau.  IV)  ^  im  P.,  t7  x  4  =r  z\  im 
e.  R.,  hat  S.  Weimar,  (bis  182 5  stand  hier  auch  S.Gotha),  S.CoburgGotha, 
S.MciningenHildburghausen ,  S.AItcnburg  (rorhin  S.Hildburghauscn).  V)  & 

im  P.,  7 7  'x  7  =      im  e.  R.,   hat  MecklenburgStrelitz.     VI)  ^  im  P., 

n  X  6  ==tüi  *ra  e.R.,  hat  HolsteinOldenburg,  A.Dessau,  A .Bernburg,  A.Cothen, 
SchwarzburgSondershausen ,  SchwarzburgRudolstadt.  VII)  jfo  im  P.t 
17'^a  =  im  e.  R. ,  hat  HohenzollcrnHechingen,  Liechtenstein,  Hohen- 
zollernSigmaringen ,  Waldeck,  Reufs  alt.  L.,  Reufsj.  L.,  SchaumburgLippe, 
Lippe.  .VIU)  ^  im  P.,  77^7  =  in»  c.  R.,  hat  Lübeck,  Frankfurt, 
Bremen,  Hamburg.  —  Hieraus  erhellt,  dafs  das  Stimmengewicht 
der  ersten  von  diesen  acht  Classen,  in  dem  Plenum  demjenigen  in  dem 
engern  Rath  sehr  nahe  kommt ;  dafs  in  dem  Plenum ,  die  zweite  Classe  am 
wenigsten,  die  siebente  Classe  am  meisten  begünstigt  ist;  dafs  in  dem 
Plenum,  wo  die  wichtigsten  Gegenstände  zur  Entscheidung  kommen,  die 
sechs  machtigeren  Bundesglieder  (der  Kaiser  und  die  fünf  Konige) 
zusammen  genommen,  das  üebergewicht  über  alle  übrigen  haben,  weil 
sie  mit  24,  diese  mit  46  Stimmen  auftreten,  diese  also  gegen  jene  die  zu 
einem  Beschlufs  nothigen  zwei  Drittheile  aller  Stimmen  ($.  ia5)  nicht 
erreichen.  Trennte  sich  eines  oder  das  andere  der  mächtigeren  Bundes- 
glieder bei  einer  Abstimmung  von  den  übrigen  seiner  Classe,  so  würde 
dieser  Abgang  durch  Beitritt  aus  den  übrigen  Classen  nicht  leicht  unersetzt 
bleiben. 

a)  F.  W.  TiTTMAw's  Darstcll.  der  Vcrfass.  des  t.  Bundes,  S.  54  f. 


§•   *23.  (118.) 
Gegenstände  für  den  engern  Rath,  und  für  das  Plenum» 

I)  »In  der  Regel  fafst  die  Bundesversammlung  die  zu  Besorgung  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten   des   Bundes  erforderlichen  Beschlüsse  im 
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engern  Rath  ($.  1 20).  Diese  Form  der  Schlufsfassung  findet  in  allen  Fällen 
Statt,  »wo  bereits  feststehende  allgemeine  Grundsätze  in  Anwendung,  oder 
beschlossene  Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausführurg  zu  bringen  sind; 
überhaupt  bei  allen  Berathungsgegenständen,  welche  die  BundesActe  oder 
spätere  Beschlüsse  nicht  bestimmt  davon  ausgenommen  haben«  «}. 
Die  Beschlüsse  des  engern  Raths,  sind  entweder  entscheidend,  oder 
nur  vorbereitend;  das  Letzte  z.  B.  in  dem  §.  124  angezeigten  Fall. 
II)  Ausnahm  weise,  nur  in  den  in  der  BundesActe  und  in  der  wiener 
SchlufsActe  von  1820  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen,  bildet  sich  die 
Bandesversammlung  zu  einem  Plenum.  Solches  geschieht,  wenn  es  an-  ' 
kommt:  1)  »auf  Abfassung  und  (oder)  Abänderung  von  Grundgesetzen 
($.  55  u.  56)  des  Bundes;  2)  auf  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 
betreffen  (unten  Num.  IV)  j  3)  auf  organische  Bundeseinrichtungen  j  4)  auf 
gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger  Art«  *);  desgleichen,  5)  auf  Kriegs- 
erklärung,  6)  auf  Bestätigung  eines  Friedensschlusses,  und  7)  auf  Aufnahme 
eines  neuen  Mitgliedes  in  den  Bund  c).  DJ)  Ist  in  einzelnen  Fällen  die 
Frage,  ob  der  Gegenstand  vor  das  Plenum  gehöre,  zweifelhaft,  so 
entscheidet  solche  der  engere  Rath,  und  zwar  durch  Stimmenmehrheit  d), 
IV)  Die  oben  (II,  2.)  erwähnte  Bestimmung,  weist  Beschlüsse  jeder 
Art,  welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  an  das  Plenum  «)b 

a)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  11,  vergl.  mit  Art.  12. 

i)  Worte  der  BundesActe,  Art.  6.  Klübkr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  4°7»  48»  «*  496-  —  Protocoll  der  ersten  Plcnar Versammlung,  v.  14.  Nov. 
1816,  in  Blübkh's  Staatsarchiv,  Bd.  H,  S.  96  ff.  —  Die  provisorische  CompeUnz- 
Bestimnmng  für  die  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223;  diese  vertragmäsigo 
Bestimmung  fiir  eine  f^r/ajjuw^jangelegenheit  ward  in  dem  engem  Bath  er- 
richtet, und  durch  Stimmenmehrheit.  Ob  beides  in  der  Meinung  rechtlicher 
Kothwendigkeit,  oder  blofs  nach  willkührlicher  Zustimmung  (nemine  contra- 
dicente),  ward  ausdrücklich  nicht  erklärt. 

r)  Wiener  ScblubActe  v.  1820,  Art.  12,  40  u.  49»  vergl.  mit  Art.  38  u.  45«  — 
PUnar  Beschlüsse  hat  man  bis  jetzt:  1)  v.  14.  Kor.  1816,  wegen  Annahme  der 
vorläufigen  Geschäft  Ordnung;  2)  v.  7.  Juli  1817,  wegen  Aufnahme  von  Hessen» 
Homburg;  3)  v.  8.  Juni  1820,  wegen  Annahme  der  wiener  SchlufsActe;  4i  5 
u.  6)  vom  3.  Aug.  1820,  betr.  die  ^Austrägallnstanz,  die  ExecutionsOrdnung, 
die  FlufsschiftTahrt;  7)  v.  5.  Oct.  1820,  wegen  Uebernahme  der  Bundesfestungen 
Mainz,  Luxemburg  und  Landau;  8)  v.  9.  April  1821,  betr.  die  Kriegsverfassung 
des  T.  Bundes;  9)  v.  3o.  Oct.  i834,  betr.  die  Anordnung  von  Schiedsgerichten 
für  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  u.  Ständen. 

0  BundesActe,  Art.  7.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  12.  Klubxb's  angef. 
Acten,  Bd.  II,  S.  433  f.    Vergl.  unten  §.  126. 

0  Die  BundesActe  enthält  Bestimmungen  von  zweifacher  Art,  grundgesetzliche  und 
nicht- grundgesetzliche  {%.  55  ff.).  Bezweckt  ein  die  BundesActe  seihst  betreffen» 
der  Beschlufs,  die  Abänderung  emer  grund gesetzlichen  Bestimmung,  so  gehört 
solcher  schon  darum  vor  das  Pleirfm,  weil  in  dem  unmittelbar  vorhergehenden 
Satz  (Num.  1  des  gegenwärtigen  %.)  die  Abänderung  von  Grundgesetzen  allgemein 
dahin  gewiesen  ist.  Bezweckt  er  die  Aenderung  einer  nicht- grundgesetzlichen 
Bestimmung  der  BundesActe,  so  ist  eine  Bestimmung  für  diesen  Fall  in  dem 
Satz  Num.  1  nicht  enthalten,  sie  findet  sich  aber  in  dem  Satz  Num.  2.  Dieser 
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weitet  Allgemein  Beschlüsse,  welche  die  Bunde»  Acte  selbst  betreffen,  an  das  Plenum, 
gleichviel  ob  sie  eine  Acnderung  oder  keine  Acnderung  der  BundesAete  be- 
zwecken, ob  sie  auf  grundgc&ctzliche  oder  nicht -grundgesetzliehc  Bestimmungen 
derselben  sich  beziehen;  in  so  fern  geht  dieser  zweite  Satz  viel  weiter  als  der 
erste.  So  fern  man  annehmen  darf,  es  scy  der  in  dein  Protoc.  der  B.  V.  von 
181",  %.  35i,  über  die  Pcnsionirung  der  Mitglieder  des  JohannilerOrden«  ge- 
gefafste  Bcschlufs  (unten  %.  i3o,  Note«)  ein  die  BundesAete  selbst  betreffender, 
so  ist  gewifs,  dafs  solcher,  obgleich  Hie  BundesAete  selbst  betreffend,  in  dem 
Plenum  nicht,  sondern  im  engem  Bath  gefafst  worden  scy.  Gewifs  ist  auch, 
dafs  die  in  dem  engern  Bath  errichtete  provisorische  CompetenzBcstimmung, 
abgesehen  davon,  dafs  sie  hn  Ganzen  eine  organisirende  (doch  nur  provisorische) 
Satzung  ist,  Manches  enthält,  welches  die  BundesAete  selbst  betrifft.  Vergl. 
oben,  Note  b.  —  Für  die  Erklärung  obiger  Stelle  in  dem  6.  Art.  der  Bundes- 
Acte ,  der  Worte :  *  Beschlüsse ,  welche  die  BundesAete  selbst  betreffen"*  ,  ist  ihre 
Entstehungsgeschichte  wichtig.  In  den  wiener  Congrefs Verhandlungen  findet  sich 
kein  bestimmter  Erklarungsgrund.  1)  In  dem  dort,  bei  den'  letzten  Verhand- 
lungen über  den  T.  Bund,  zum  Grund  gelegten  Entwurf  der  BundesAete,  Art.  4, 
stehen  weder  diese  Worte,  noch  ähnliche  oder  gleichbedeutende.  Klübkr's 
Acten  ctu,  Bd.  U,  S.  3i5.  Bei  der  Erörterung  jenes  Art.  4i  in  dem  zweiten 
ConfercnzProtocoll ,  wurden  sie  auch  nicht  verinifst.  Ehendas.  S.343,  3/(6,  348» 
35o  u.  3?5.  a)  In  dem  dritten  Protocoll  (S.  4o~)  ward  beliebt,  dem  Art.  4  noch 
hinzuzufügen ,  vdafs  das  Plenum  in  keinem  Fall  sich  mit  andern  Gegenständen, 
als  denen  der  allgemeinen  Gesetze,  allgemeinen  innern  Bundeseinrichtungen,  und 
den  Abänderungen  in  der  BundesAete,  beschäftigen  könne-'.  Die  Bede  war  aUo 
hier  von  Abänderungen  in  der  BundesAete ;  solche  sollten  nur  von  dem  Plenum 
gemacht  werden  können.  3)  In  dem  vierten  Protocoll  ward  (S.  ^10)  für  die 
Bedaction  dor  Art.  4  und  7  eine  Commission  ernannt.  Diese  schlug  in  dem 
6.  Protocoll  (S.  461)  folgende  Fassung  vor:  «Wo  es  auf  Abfassung  und  Abän- 
derung der  Grundgesetze  des  Bundes  oder  die  BundesAete  selbst  betreffende« 
(betreffender)  »Beschlüsse,  auf  organische  Bundeseinrichtungen,  oder  gemein- 
« nützige  Anordnungen  ankommt,  bildet  die  Versammlung  sich  zu  einem  Pleno  v. 
Diese  Fassung  ward  (S.  4^5)  genehmigt.  Die  Bede  war  hier  von  Abänderung 
solcher  (schon  gefafster)  Beschlüsse,  welche  die  BundesAete  selbst  betreffen; 
nicht  von  Abänderungen  in  der  BundesAete.  4)  E'°e  Gommission,  die  hierauf 
für  definitive  Bedaction  der  BundesAete  in  der  6.  Sitzung  (S.  457)  ernannt  war, 
schlug  in  einer  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesAete  (S.  481)  fol- 
gende, wesentlich  veränderte,  Fassung  in  dem  Art.  6  vor:  «Wo  es  auf  Abfas- 
«sung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  oder  ««/"Beschlüsse, 
« welche  die  BundesAete  selbst  betreffen,  auf  organische  Bundeseinrichtungen, 
«oder  gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger  Art  ankommt,  bildet  sich»  u.  s.  w. 
Die  Bede  war  hier,  ganz  allgemein,  von  Beschlüssen,  welche  die  BundesAete  selbst 
betreffen;  nicht  mehr,  wie  früher,  blofs  von  Abänderungen  in  der  BundesAete, 
auch  nicht  mehr  von  Abänderung  die  BundesAete  selbst  betreffender  (schon 
gefafster)  Beschlüsse.  5)  Diesem  letzten  Vorschlag  gcmäfs,  ward,  in  der  nächst- 
folgenden Sitzung  (S.  49°) »  blofs  mit  Weglassung  des  nun  überflüssig  geworde- 
nen Wortes  oder,  nachstehende  Bedaction  beliebt :  «Wo  es  auf  Abfassung  und 
Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  auf  Beschlüsse,  welche  die  Bundes- 
Aete selbst  betreffen,  auf  organische»  u.  s.  w.;  gerade  so,  wie  die  Stelle  jetzt 
in  der  BundesAete  lautet.  6)  In  dem  v<#  mir  liegenden  handschriftlichen  Origi- 
nalExempIar  der  oben  angeführten  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung»  (in  den 
wiener  Protocollen  gewöhnlich  die  «zwanzig  Artikel»  genannt),  welches,  in  der 
siebenten  bis.  zu  der  eilften  oder  letzten  der  wiener  Conferenzen,  zu  Ajustirung 
der  BundesAete  gedient  hat,  und  darum  mit  vielen,  in  den  Sitzungen  naeh  und 
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nacb  verabredeten,  Aenderungen  und  Zusätzen  versehen  ist,  lautet  die  Stelle 
ursprünglich  genau  so,  wie  oben  aus  dem  6.  Protocoll  wörtlich  angegeben  ist. 
namentlich  steht  vor  den  Worten:  «oder  die  Hundes  Acte*,  kein  disjunrtives 
Comma.  —  Will  man  nun  bei  Julian*«  Trostspruch  (L.  Non  omnium  oo.  D.  de 
LI*.)  sich  nicht  beruhigen,  so  kann  man  sich  der  iMutlimassung  überlassen:  dafs 
a)  mit  dieser  Stelle,  nach  ihrer  ursprünglichen  Fassung,  nichts  Anderes  beab- 
sichtigt worden  sey,  als  dafs  die  Abänderung  der  Grundgesetze  des  Bundes  oder 
tauch  nur)  die  BundesActe  selbst  beUeffender  (also  schon  gefafster)  Beschlüsse, 
vor  das  Plenum  gehören  soll,  wobei,  geflissentlich  oder  nicht,  der  Unterschied 
zwischen  grundgesetzlichen  und  nicht -grundge&etzlichcn  Bestimmungen  der  Bun- 
des Acte  mit  Stillschweigen  übergangen  war;  dafs  aber  b)  späterhin,  in  Folge 
eines  blofscn  Schreibfehlers,  da  in  dem  Wort  'betreffender*  der  Endbuchstab  r 
weggeblieben,  und  hiedurch  der  Sinn  der  Stelle  dunkel  geworden  war,  eine 
Verwickelung  in  die  Erörterung  gcrathen  sey,  deren  Bcsultat  eine  wesentliche 
Veränderung  des  echten  und  ursprünglichen  Sinnes  der  Stelle  war.  —  In  einem 
CommissionsGutachten  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i55,  S.  467  der 
Orig  Ausg.,  kam  dieser  Gegenstand  zur  Sprache.  Es  %ward  aber  dabei  blofs 
folgende  Bemerkung  gemacht:  «Dafs  Beschlüsse,  welche  die  ßundesActc  selbst 
betreuen,  krine  Abänderung  dieses  ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  bezwecken 
können,  bedarf  wohl  kaum  einer  Bemerkung».  Dennoch  nahm,  ein  Jahr  später, 
zu  Wien  der  zweite  Ausschufs,  von  welchem  ein  Mitglied  hei  Abfassung  jenes 
Gutachtens  vorzüglich  mitgewirkt  hatte,  das  gerade  Gegentheil  an,  laut  dessen, 
was  hier  zunächst  folgt..  —  In  den  wiener  MinistcrialConferenzen  von  1810, 
scheint  der  zweite  Ausschufs  die  Absicht  gehabt  zu  haben,  die  in  Frage  stehende 
Stelle  zu  berichtigen  In  seinen  Anträgen  (Beil.  zu  dem  10.  Protoc.  v.  8.  Jan, 
1810),  schlug  er  folgenden  Satz  vor,  *  Sechster  Sati.  Wenn  Beschlüsse  über  die 
Bundes  Acte  selbst  gefafst  werden  sollen ,  welche  auf  die  Auslegung^  Abänderung, 
oder  nähere  Bestimmung  dieses  ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  gerichtet  sind, 
so  ist,  wie  in  Ansehung  anderer  Grundgesetze,  Einhelligkeit  der  Stimmen  er« 
forderlich».  Es  ward  aber  dieser  Vorschlag,  worin  des  Pleni,  von  welchem 
solche  Beschlüsse  ausgehen  müfsten,  wohl  zu  erwähnen  gewesen  wäre,  in  die 
Schlu fs Arte  nicht  aufgenommen,  sondern  in  dieser  (Art.  1a)  blofs  auf  die  in 
der  BundesActe  bezeichneten  Fälle  verwiesen.  Der  Vorschlag  spricht  von  über 
die  BundesActe  selbst  zu  fassenden  Beschlüssen,  die  frühere  Fassung  des  Art.  6. 
der  BundesActe  hingegen,  von  Abänderung  über  die  BundesActe  selbst  schon 
gefafster  Beschlüsse.  —  Nach  vorstehender  Aufklärung,  möchte  mit  Andern 
(TiTTHAinr'a  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bundes,  S.  5j)  keineswegs  anzuneh- 
men seyn,  dafs  der  Inhalt  der  in  Frage  stehenden  Stelle,  ganz  in  der  nächst- 
vorhergehenden  Bestimmung  «Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  Bundes»  enthalten,  mithin  nur  besondere  namentliche  Erwähnung  des  Ein- 
zelnen neben  dem  Ausdruck  der  Gattung  sey.  Und  eben  so  wenig  möchte  (L. 
v.  Dausen  Beiträge  zu  d.  öff.  R.  des  t.  Bundes,  S.  »6)  die  Aufstellung  eines 
Unterschiedes  zwischen  Grundgesetzen  im  weitern  und  im  engern  Sinn  («tatt 
Grundgesetzen  und  NichtGrundgesetzen)  nöthig  seyn,  um  jene  Stelle  von  beiden 
Arten  verstehen  zu  können.  Maurknbbkchkr  1.  c.  versteht  darunter  die  authen- 
tisch* Auslegung  der  BundesActe. 
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§.  124.  (ü9.) 

VcrhantUungsart  in  dem  Plenum.    Vorbereitung  der  Gegenstände 

für  dasselbe, 

I)  In  dem  Plenum  findet  Erörterung  oder  Berathung  nicht  Statt. 
Es  wird  nur  abgestimmt „  darüber,  ob  ein  im  engern  Rath  vorbereiteter 
Schlufs  soll  angenommen  oder  verworfen  -werden  «).  II)  Daher 
mufs,  wenn  ein  Gegenstand  dem  Plenum  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden  soll,  ein  Entwurf  des  von  demselben  zu  lassenden  Beschlusses, 
in  der  engern  Versammlung  vorbereitet  und  zu  solcher  Reife  gebracht 
werden,  dafs  er  von  dem  Plenum  entweder  angenommen  oder  verworfen 
werden  kann  *).  III)  Bei  organischen  Einrichtungen  soll  auch  die 
Vorfrage:  ob  solche  unter  den  vorwaltenden  Umständen  nothwendig 
seyen,  in  dem  Plenum,  und  zwar  durch  Stimmencinhnlligkeit,  entschieden 
werden 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  n,  vergl.  mit  der  Bundes  Acte,  Art.  7.  In 
dem  Plenum  soll  also  nur  mit  Ja  oder  Nein  abgestimmt  werden.  —  Auf  dem 
wiener  Congrefs  fafsten  die  Stifter  des  Bandes-  durch  ihre  Bevollmächtigten 
per  unanimia  den  Beschlufs:  *dafs  das  Plenum  nicht  sowohl  zur  Discussion, 
als  «ur  Sanction,  oder  Verwerfung  der  Entwürfe,  geeignet  sey».  HU'Ber's  Acten 
des  wiener  Congrefses,  Bd.  U,  S.  4^4« 

h)  Bundes  Acte,  Art.  7.  Wiener  Schlufs  Acte  von  1820,  Art.  12.  —  Die  wiener 
Congrefs  Verhandlungen,  s.  in  Klvbeh's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  346,  433  f. 
und  46»- 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  14.   Vergl.  unten  §.  H7. 

■ 

§.  125.  (120.*) 

Bildung  der  Beschlüsse  durch  Stimmenmehrheit}  doch  verschieden  in 
dem  Rath  und  in  dem  Plenum.    Entscheidende  Stimme 

des  Präsidiums. 

I)  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  festgesetzt  durch  verfassungs- 
mäßige Beschlüsse  der  Bundesversammlung  (§.  116  und  117,01).  II)  Die 
Grundverträ'ge  des  Bundes  bestimmen ,  dafs  diese  Beschlüsse  in  der  Regel 
durch  Mehrheit  der  Stimmen  (Vota  majora  s.  plurima)  zu  Stande  kommen 
sollen  a).  Es  soll,  wenn  Einhälligkeit  oder  allgemeine  Ubereinstimmung 
der  Stimmenden,  Stimmeneinheit,  fehlt,  die  Persönlichkeit  der  Gesellschaft 
in  der  Mehrheit  der  Stimmen  sich  darstellen,  folglich  der  Theil  der  Bun- 
desglieder, welcher  die  Minorität  bildet,  rechtlich  als  einwilligend  ift  die 
Willenserklärung  der  Mehrheit  betrachtet  werden.  III)  Die  Berechnungs- 
art  der  Mehrheit  soll  verschieden  seyn,  nach  der  zweifachen  Collegial- 
Verschiedenheit  der  Bundesversammlung.  Es  sollen  nämlich  entscheiden  *): 
1)  in  dem  engern  Rath  die  »absolute«  <•)  Mehrheit,  2)  in  dem  Ple- 
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num,  >>eine  auf  zwei  Dritt heile  der  Abstimmung  beruhende  Stimmen- 
mehrheit« <0.  3)  Bei  Stimmengleichheit  in  der  engern  Versammlung, 
steht  dem  Vorsitzenden  die  Entscheidung  zu«  e). 

a)  *Sowohl  in  der  engeru  \  er  Sammlung  als  in  Pleno,  werden  die  Beschlüsse  nach 
der  Mehrheit  der  Stimmen  gefafst».    BundesActc,  Art.  7.    -  Zu  vollständiger 
Ucbersifhl  der  Stimmenverhältnisse  überhaupt,   diene  Folgendes.     Die  zu  einem 
abzufassen  Jen   Beschlufs   abgelegten   Sliuunen,   sind   entweder  einhüllig,   d.  Ii. 
durchaus  übereinstimmend  (einmüllüg,  vota  unanimia),  oder  getheilt  (vota  diwsa 
s.  diversa).    Sind,  im  letzten  Fall,  die  Stimmen  nur  einjach  getheilt,  das  heifst, 
sprechen  sie  mehr  nicht  ah  zwei  verschiedene  Willenserklärungen  aus,   so  sind 
dieselben  entweder  gleich  getiieilt  (vota  paria),  oder  unghich  getheilt  (vota  im- 
paria).     Hier  heilst  der  Tlieil  der  einverstandenen  Stimmen,  welcher  der  »ahl- 
reichere ist,  die  Stimmenmehrheit  (vota  majora  s.  pluritna),  der  weniger  zahlreiche 
heifst  die  Minorität  oder  Minderheit   (vota  minora).     Sind  aber  die  Stimmen 
mehrfach  getheilt,  das  heilst,  sprechen  sie  mehr  als  zwei  verschiedene  Willens- 
erklärungen aus,  so  sind  für  diese  die  Stimmen  entweder  gleich  getheilt  (z.  B. 
bei  11  Stimmen,  sprechen  4  für  jede  von  drei  verschiedenen  Willenserklärun- 
gen), oder  unghich  getheilt.    Im  letzten  Fall,    ist  ah.\olute  Mehrheit  vorhanden, 
wenn  für  eine  derselben  der  grössere. Theil  aller  Votanten,  mithin  mehr  als  die 
Hälfte,  sich  erklärt:  relative  oder  rapective  (vCrhältnifsmäsigc)  Mehrheit  hingegen 
zeigt  sich,  wenn  für  eine  der  verschiedenen  Willenserklärungen  nur  eine  gröfscre 
Anzahl  von  Votanten  stimmt,  als  für  jede  der  übrigen  einzeln  genommen,  z.  B. 
wenn  von  11  Votanten,  5  für  die  erste,  4  für  die  aiulcre,  3  für  die  dritte  Wil- 
lenserklärung stimmen.    Vergl.  §.  i±6  «.  —   Da,  in  gesellschaftlichen  Verhält- 
nissen, Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  ursprünglich  nicht  gilt,  sondern 
nur  dann,  wenn  sie  durch  Vertrag,  und  nur  so  weit  als  sie  durch  diesen  fest- 
gesetzt ist,  so  ist  mit  jener  relativen  Stimmenmehrheit  auch  die  absolute  ein- 
geführt;  nicht  umgekehrt.    Für  den  eugern  Ualh  der  Ii.  V.,  haben  aber  die 
Grund  Verträge  des  Bundes  bis  jetzt  blofs  die  absolute  festgesetzt,    das  Wort 
«abflute  hier  in  dem  gewöhnlichen  Sinn  genommen.  —  In  dem  Plenum,  sind, 
bei  der  Al.*:immuug  mehr  als  zwei  entgegengesetzte  Willenserklärungen  nicht 
denkbar  (£.  124). 

I)  So  bestimmen  es  die  BundesActc,  Art.  r,  u.  die  wiener  SchlussActc  v.  1820, 
Art.  ji  u.  11 ,  auch  Art.  38.  --  Die  wiener  Congref*\  erhandlungen  über  die 
trage  von  der  Stimmenmehrheit,  findet  man  in  Ki.übfh's  Acten  etc.,  Bd.  II, 
•  S.  409,  46»,  466  f.,  4?3  f.*  4^3  u. 497«  Die  Verhandlungen  über  dieselbe  Frage, 
in  den  wiener  MinistcrialConferenzcn  von  1819  u.  1820,  finden  sich  in  den  (un- 
gcdrucklen)  Protocollen  derselben,  Num.  2,  10,  18,  19,  20  u.  *i3. 

r)  Der  Ausdruck  ■>  ubsolut*  *  Stimmenmehrheit  findet  sich  in  der  BundesActc  und 
in  der  wiener  SchlufsActc,  a.  a.  O. ,  ohne  nähere  Angabc  seiner  Bedeutung.  — 
In  den  Protocollen  über  die  der  SchlufsActc  vorausgegangenen  MinistcrialCon- 
ferenzcn. desgleichen  in  einem  CommissionsGutachten  in  d.  Proioc.  der  B.  V. 
v.  1819,  §.  i')J,  S.  467  (der  Orig.Vusg),  wird  auch  das  Wort  »relative'  Stim- 
menmehrheit ausdrücklich  gebraucht,  und  zwar  von  der  für  das  Plenum  fest- 
gesetzten Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen.  Diesem  Ausdruck  wird  daselbst 
ein  sonst  ungewöhnlicher  (man  s.  vorstehende  Note  «)  Begrift*  beigelegt.  Solchem 
gegenüber,  wäre  die  natürliche  Hercchnungsart  der  Stimmenmehrheit,  wo,  hei 
einfach  gcthcilter  "Willenserklärung  der  Gcsellschaftglieder.  diejenige  für  die 
Mehrheit  gilt,  worin  mehr  als  die  Hälfte  aller  Stimmenden  übereinstimmen, 
absolute  zu  nennen;  denn  diejenige  positiv  ß \tgcsetzte ,  nach  welcher  erst  zwei 
Drittbeile  der  Stimmenden,  durch  Lebereinstimmung  die  Mehrheit  bilden  sollen, 
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wird,  als  Gegensatz  von  jener,  in  den  angeführten  Protoeollen  und  Gutachten 
relative  Stimmenmehrheit  genannt 

d)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward  ein  k.  sächsischer  Antrag,  dafs  in  dem  Plenum 
überall  keine  Stimmenmehrheit  gelten  möge,  vielmehr  allgemeine  Uebcreinstim- 
mung  für  erforderlich  zu  achten  sey,  abgelehnt.  Bi.vbku's  Acten  etc.  Bd.  II, 
S.  466.  —  Zu  einer  entscheidenden  Mehrheit,  gehören  also  auf  das  Wenigste: 
i)  in  der  engem  Versammlung  von  »7  Stimmen  9;  a)  in  dem  Plenum  von  69 
Stimmen  47,  hier  HessenHomburg  (.  §.  108/,  u.  116)  mitgezählt.  V  orläufige 
Gesch.iftsordn.  der  B.  V.  v.  3o.  Ort.  1816,  Abschn.  I,  in  Ulübkr's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  14,  und  in  Ebendes*.  Qucllcnsammlung ,  Num.  V.  —  Bei  der  engern 
Versammlung  ist  hier  der  Fall  einer  mehr  als  zweifachen  gleichen  Theilung  der 
Stimmen  unbestimmt  gelassen.  Man  s.  den  folg,  §.  —  Von  dem  Gewicht  und 
f'erkältnis*  der  Stimmen,  oben  5.  i»a. 

e)  Bundes  Acte,  Art.  Vergl.  unten  $.  190.  Beispiel,  wo  diese  DecisivStiinme 
ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1816,  $.  34-  —  Stimmengleickkeit  (gleich  getheilte 
Stimmen,  vota  paria)  ist  vorhanden,  wenn  bei  dem  Mangel  allgemeiner  Uebcr- 
einstimmiuig  der  Stimmenden,  für  die  eine  von  zwei  verschiedenen  Bestimmun- 
gen des  z.u  fassenden  Beschlusses,  eben  so  viel  Stimmen  sich  erklären  als  für 
die  andere.  Für  diesen  Fall  in  dem  engem  Rath,  ist  dem  Vorsitzenden  ein 
Entsckeidungsrerkt  beigelegt;  ein  Recht,  welches  oft  auch  entscheidende  Stimme 
oder  votum  decisivum  genannt  wird,  doch  nur  im  engern  Sinn,  weil  im  wei- 
tern alle  bei  Abfassung  des  Beschlusses  in  Betrachtung  zu  ziehenden  Stimmen 
entscheidend,  also  nicht  blofs  rathgebend  oder  consultativ  sind.  Jenes  Ent- 
scheidungsrecht könnte  nur  dann  eintreten,  wenn  unter  den  17  Stimmen  wenig- 
stens eine  aus  rechtmäßiger  Ursache  in  dem  vorliegenden  Fall,  z.  B.  wegen 
Betheiligung,  für  activ  nicht  zu  achten  wäre,  oder  der  Stimmführcr  sich  der 
Abstimmung  erlaubterwcise  freiwillig  enthielte  (§.  i55  u  i63).  Indess  heifst  es 
in  der  Vorlauf.  Gctchüjtnrdnung  der  B.  V.:  &Zu  einer  gültigen  Beschlufsnahmo 
gewöhnlicher  Art  (wozu  Stimmeneinhälligkeit  nicht  nöthig  ist),  wird  in  der 
engem  Bundesversammlung  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  so  wie  in  einer  Plenar- 
Versammlung  von  wenigstens  46,  einverstandenen  Stimmen  erfordert*.  Und: 
*Bei  i'ertraulirkert  llcralhungcn  bedarf  es  keiner  bestimmten  Anzahl  abtugebender 
Stimmen».  Wenn  es  aber  dort,  zu  einem  gültigen  Beschlufs,  der  wirklichen 
Abgabe  von  wenigstens  9  einverstandenen  Stimmen  überall  bedürfte,  so  wäre 
ein  Gebrauch  der  DeiisivSlimme  nicht  denkbar,  folglich  die  defshalb  in  der 
BuudesActe  enthalteue  \  orschrift  durch  die  Vorlauf.  Geschäftordnung  still- 
schweigend aufgehoben  worden.  Bei  der  Umfrage  über  PrivatBeclamationen, 
und  bei  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich ,  haben  die  Gesandten*  der 
betheiligten  Bundesglieder  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten  ($.  i63).  Dann 
siukt  die  Zahl  der  Stimmenden  auf  16  oder  weniger  herab.  Sollte  auch  hier 
zu  einem  gültigen  Beschlufs  des  engern  Rat  Iis,  die  Abgabe  von  wenigstens  9 
einverstandenen  Stimmen  erforderlich  seyn?  —  Von  Stimmengleichheit  bei  Wah- 
len der  Mitglieder  zu  B.  T.  Cwnmissionen ,  unten  §.  i5«,  d. 

S-  126.  o», 

Fortsetzung. 

IV)  Unbestimmt  ist  noch  der  Fall,  wenn  bei  einer  Abstimmung  in 
dem  engern  Rath,  mehr  als  zwei  entgegengesetze  Willenserklärungen 
(§.  ia5  a)  für  den  abzufassenden  Beschlufs  sich  ergeben,  und  für  keine 
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von  ihnen  mehr  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  übereinstimmen  «).  V)  Fehlt 
bei  einer  Abstimmung  in  dem  Plenum  die  Mehrheit  von  zwei  Dritthcileu, 
oder  kann  man  in  einem  Fall,  wo  Stimmeneinhälligkeit  zur  Entscheidung, 
sey  es  in  dem  Plenum  oder  in  dem  engern  Rath,  nothwendig  ist,  dazu 
nicht  gelangen:  so  kommt  ein  Beschlufs  nicht  zu  Stande,  sondern  es  bleibt 
die  Sache  in  der  seitherigen  Lage.  Konnte  sie  aber  darin  nicht  bleiben, 
7m  D.  weil  die  Pflicht  zu  Erfüllung  einer  gesetz-  und  vertragmäsigeu 
Verbindlichkeit  eine  Entscheidung  fordert,  so  müfste  man  trachten,  durch 
wiederholte  Umfrage,  oder  auf  andere  gewillkührte  Art,  z.  ß.  durch 
Mittler,  Schiedsrichter,  oder  Loos,  einen  Beschlufs  zu  Stande  zu  bringen 
Gelänge  dieses  nicht,  so  würde  dessen  ungeachtet  die  Mehrheit  der  Hundes- 
genossen  ihrer  Willenserklärung ,  wenn  es  thunlich,  in  ihren  Gebieten  -so 
weit  Folge  zn  geben  berechtigt  seyn,  als  solches  mit  den  Gerechtsamen 
der  Gesammtheit  und  der  unter  der  Minderheit  begriffenen  Bundesstaaten 
vereinbar  wäre  <).  VIj  Die  Hegel  von  der  Beschlußfassung  durch  Stim- 
menmehrheit leidet  Ausnahmen;  doch  nur  in  solchen  Fällen,  für  welche 
durch  Grundgesetze  des  Bundes'  Stimmeneinhälligkeit  (Vota  uuanimia)  als 
nothwendig  erklärt  ist  (§.  127  —  i3o)  und  auch  da  nur  bei  definitiven 
Beschlüssen,  nicht  bei  blofs  vorbereitenden  (§.  124)  und  solchen,  welche 
die  vorläufige  Frage:  ob  der  Gegenstand  zu  den  Ausnahmen  gehöre? 
betreffen  «<). 

a)  Ohne  positive  Bestimmung  entscheidet  hier  die  relative  Stimmenmehrheit  nicht ; 
das  Wort  im  gewöhnlichen  oder  natürlichen  Sinn  genommen,  nicht  in  dem  oben, 
\.  1*5,  Note  c,  erwähnten.  —  Ein  Fall,  wo  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  zu 
dem  Militär  Ausschuß,  die  Wahlstimmen  für  drei  Mitglieder  der  B.  V.  gleich 
getheilt  waren,  kommt  vor  in  d.  Protoc.  v.  1814»  §•  ?5*  Man  s.  unten  §.  i5«,  o. 
—  Bei  gleichem  Recht  aller  Stimmführcr,  nimmt  für  den  Fall,  wenn  die  Stirn» 
men  mehr  ah  zwei  Willenserklärungen,  und  «war  in  ungleicher  Zahl  aussprechen, 
xur  Regel :  « cam  sententiam  debere  esse  potiorem ,  rui  pauciores  advertantur  *, 
Jo.  Um.  de  Craxkr,  Disqu.  de  eo  q.  j.  e.  circa  votorum  disparitatem ,  ex  pari 
suftragantium  jure,  §.  nj  in  seinen  Opusc.  T.  IL  p.  447.  Auch  auf  die  Wahl 
einer  Person  wendet  er  dieses  an,  f.  i4-  Nur  wenn  Gleichheit  der  mehr  als 
»weif ach  getheilten  Stimmen  vorhanden  ist,  will  er  $.  16  andere  Entscheidung« 
arten  zulassen,  %.  B.  wenn  von  16  Stimmführern  für  jede  von  4  verschiedenen 
Meinungen  4  stimmen. 

b)  Da  das  positive  Bundcsrerht  für  diesen  Fall  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  enthält,  so  ist  dieselbe  aus  dem  natürlichen  Gcscllschaftrerht  7.11  ent- 
lehnen.  Da>.  Nkttfi-bi  aht,  Svstcin.  elementare  univcr.sae  jurisprudentiae  natu- 
ralis, Jj.  38-  seq. 

e)  Ohne  diese  Beschränkung  würde  die  Mehrheit  ihre  Willenserklärung  gegen  die 
Minderheit  auch  hei  dein  Mangel  eines  rerfassungsmasig  festgesetzten  Gesammt- 
wfllens  durchsetzen  können;  welches  mit  den  klaren  Bestimmungen  der  ßundes- 
Acte,  Art.  6  und  :,  und  der  wiener  SchlufsActc,  Art.  10  bis  j3,  eben  so  wenig 
als  mit  dem  Geist  der  Bundesverfassung  zu  vereinigen  wäre.  -—  Dagegen  heifst 
es  in  einem  CommissionsGulachten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  $.  i55, 
S.  473  u.  f.  der  Orig.  Ausg.,  wie  folgt.  «Sind  aber  die  organischen  Einrichtun- 
gen, wie  wohl  die  meisten,  von  der  Art,  dass  sich  einzelne  Bundesglicder,  ohne 
Narhthcil  aller  übrigen,    nicht  davon  ausschliefsen  dürfen,  oder  dafs  sonst  die 
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Maasregel  im  fianzen  nicht  durchzuführen  stellt;  so  sähe  die  Mehrzahl  der  Bun- 
desglieder sich  freilich  in  die  Lage  gesetzt,  nicht  sowohl  die  Minderzahl ,  durch 
einen  Bcschlufs  nach  Stiniinemnehrheit,  verbindlich  zu  machen,  als  vielmehr  sie 
zur  Erfüllung  der  Bundeszwecke  und  zu  den  nöthigen  dcfsfallsigen  Einrichtung 
gen,  wie  auch  zu  ihrer  verhällnifsmäsigen  Thcilnahmc  und  Mitwirkung  daran, 
aufzufordern.  Letztere  aber  läfst  sich  nie  verweigern,  so  bald  man  nicht,  wenn 
auch  indirect,  aufhören  will,  Bundesmilglied  zu  seyn».  Ein  solches  Wollen 
würde  dem  Art.  5  der  wiener  S^hlufsActc  von  1820  widerstreiten. 
J)  Dafs  in  den  Fällen ,  wo  ein  (definitiver)  Bcschlufs  nur  durch  Stimmeneinhai 
ligkeit  gefafst  werden  kann  (§.  iij  u.  f.),  diese  Einhulligkr.it  auch  bei  einem 
torbereitemlrn  Bcschlufs  in  dem  engern  Bath  nothw endig  sey,  behauptet,  wegen 
der  allgemeinen  Fassung  des  Art.  7  der  Bundes  Acte,  Bii>h\bt,  in  d.  Recht  des 
teutschen  Bundes,  Tit.  1,  Cap.  YB,  §.  g.  —  Nicht  alle  Fälle,  wo  unanimia  er- 
forderlich sind,  gehören  vor  das  Plenum  (§.  ia3,  verglichen  mit  %.  127  u.  ian). 
Auf  die  dahin  nicht  gehörenden  Fälle,  bezieht  sich  die  allgemeine  Fassung  des 
Art.  7  der  BundesActe,  da  Ts  «weder  in  der  engern  Versammlung  noch  in  dem 
Plenum,  ein  Bcschlufs  durch  Stimmenmehrheit  gefafst  werden»  dürfe.  In  allen 
andern  Fällen  streitet  die  Bechlsvermuthung  für  die  Regel  der  Stimmenmehrheit 
in  dem  engem  Bath;  um  so  mehr,  da  im  ersten  Absatz  des  Art.  7  (vergl.  mit 
Bi.i:nKi\,s  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  U,  S.  ausdrücklich  gesagt  ist,  dafs 

daselbst  nach  Slhnineu/nrArheit  zu  entscheiden  sey ,  wie  fern  ein  Gegenstand 
nach  der  Bestimmung  des  Art.  6  vor  das  Plenum  gehöre,  und  da  dieser  Art.  7, 
mehrere  Fälle  nennt,  wo  tumnimiu  erforderlich  sind..  Mit  dieser  letzten  Bestim- 
mung des  Art. 7,  ist  zugleich  stillschweigend  festgesetzt,  dal*  auch  die  vorläufig» 
Frage:  ob  ein  Gegenstand  zu  denen  gehöre,  über  welche  durch  Stimmenmehr- 
heit ein  Bcsclilufs  nicht  gefafst  werden  könne?  im  .  zweifelhaften  Fall  ihre  Ent- 
scheidung durch  Stimmenmehrheit  erhalten  soll.  So  auch  das  Commission- 
Gutachtcn,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i55,  BI,  1,  S.  47a  der  Original- 
Ausgabe.  Anders  auch  hier,  Bi  dhaht  a.  a.  O.  Gap.  YU\  §.  1 1  u.  18.  —  Unterschieden 
von  dieser  vorläufigen  Frage,  ist  bei  organischen  Einrichtungen  die  Vorfrage: 
ob  solche  Einrichtungen  unter  den  obwaltenden  Einständen  nothwendig  seyen? 
Zu  deren  Entscheidung  sind  unanimia  erforderlich.    Man  s.  §.  128. 


§•    *27.  (121».) 
Ausnahmen  von  der  Regel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit. 

Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  (§.  is3 
und  126 <f),  kann  ein  Bcschlufs  durch  die  vorhin  erwähnte  Stimmenmehr- 
heit, ausnahm  weise,  nicht  zu  Stande  kommen,  in  folgenden  zehn, 
durch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820  «)  (zum  Thcil  auch  schon  durch 
die  BundesActe)  bestimmten  Fällen  *).  Wenn  es  betrifft:  1)  Annahme 
neuer  Grundgesetze  des  Bundes  (§.  55.  u.  f.),  oder  Abänderung  der 
bestehenden  c)-f  2)  organische  Einrichtungen,  das  heifst,  bleibende 
Anstalten  als  Mittel  zu  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszweclie  «0; 
3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund  <•);  4)  Religions- 
Angel  egen  h  ei  ten  f).  In  allen  diesen  Fällen  wird  zu  einem  Beschiii  fs 
Stimmeiicinhälligkeit  (vola  unanimia)  erfordert  A'). —  Ausser  den  hier 
genannten  vier  Ausnahmefällen .  sind  in  andern  Artikeln  der  wiener  Sehl ufs- 
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Acte  noch  sechs  andere  festgesetzt,  welche  unten  (§.  129)  angegehen 
■Herden. 

a)  Wiener  SchlufsActc  v.  i8to,  Art.  i3  bis  16;  liier  vollständiger  und  umfassen- 
der, als  in  der  BundesAete,  Art.  7,  geschehen  war,  wo  nur  vier  Ausnahmefälle 
benannt  waren.  Doch  steht  die  im  Eingang  des  gegenwärtigen  §.  angegebene, 
umfassendere  Bestimmung,  dafs  die  Ausnahmen  sowohl  für  das  Plenum  als  auch 
für  den  entern  Ratlt  gehen  sollen,  nur  in  der  BundesAete. 

i)  Die  wiener  SchlufsActc  enthält  zwar,  in  dem  Art.  i3,  eine  Aufzählung  von  nur 
vier  (in  gegenwärtigem  §.  angegebenen)  Ausnahmefällen,  aber  sechs  andere  kom- 
men darin  zerstreut  in  andern  Artikeln*  vor.    \  on  diesen  s.  man  unten  §.  129. — 
Die  Gescluchte  der  Verhandlungen  über  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  in 
der  B.  V.,   und  über  die  Ausnahmen  von  dieser  Begel,  ist  dreifach.    1)  Dio 
Verhandlungen  auf  dem  whutr  Congrcss  stehen  in  Bi.ibfr's  Acten  des  wiener 
Congresses,  Bd.  n.  S.  466  f.,  4"^i  483  u.  49^ »  dann  S.  35o,  35a  IT.,  4°~  ff-, 
4'io  f.,  454  f  •.  4ot  f     2)  Diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  findet  man  in 
der  vorläuf.  Gcschäftordnung  von  1816,  Abschnitt  I,   wo  die  Bestimmung  der 
BundesAete  wörtlich  wiederholt  wird  (in  Rlvrf.r's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16, 
auch  in  Ebendess.  Quellensammlung,  Kum.  V),  und  in  den  ProtocoHcn  der  B. 
V.  v.  1819,  $.  40,  n5  u.  i55.    Eine  Erörterung  über  die  Eintheilung  der  Armee- 
Corps,  im  März  1819,  leitete  die  B.  V.  auf  die  Notwendigkeit  einer  genauem 
Bestimmung  der  Fälle,   in  welchen  Stimmenmehrheit  nicht  entscheide.  Dieses 
veranlagte  die  Erwählung  einer  Conunission ,  welche  ein  Cutachten  erstattete  über 
die  Begriffe  von  Grundgesetzen,  organischen  Einrichtungen  und  übrigen  Gesetzen 
des  Bundes  (oben  §.  55,  «),  und  über  die  Frage,  welche  Berechtigungen  unter 
den  juribu«  siugulorum  zu  verstehen  seyen.    Die  B.  V.  bcschlofs,  dafs  von  den 
einzelnen  Gesandten  Instruction  hierüber  einzuholen,  inzwischen  aber  bei  orga- 
nisrheu  Einrichtungen  nach  den  Anträgen  der  Commission,   als  doctrineller 
Auslegung,  und  nach  der  bisherigen  Hebung  zu  verfahren  sey.    Dieses  Gut-  * 
achten  steht  in  der  Quartausgabc  der  Frotocolle  der  B.  V.,  Bd.  VIII,  S.  162, 
u.  in  v.  Mfyrr's  Staatsactcn,  Th.  II,  S.  11a.    Hierauf  kam  3)  die  Frage  von 
den  Ausuahmen  von  der  Begel  der  Stimmenmehrheit,  in  den  wiener  .Wnisteriul- 
Cotifrrenzen  von  »819  u.  1820,  in  zehn  Sitzungen  zur  Sprache.    Es  war  hiezu  ein 
eigener  Ausschufs  ernannt,  der,  nach  einer  Reihe  von  Confercnr.cn,  Vorsehläge 
übergab,  worauf  nach  mehrfacher  Aendcrung  und  vielseitiger  Erörterung,  end- 
lich in  die  SchlufsActc,  die  im  gegenwärtigen  und  dem  folg.  §.  119  angegebenen 
Bestimmungen  .aufgenommen  wurden.    Diese  Verhandlungen  findet  man  in  den 
wiener  ProtocoHcn  der  Sitzungen  2,  3,  10,  17,  18,  19,  10,  22,  a3  u.  2/,,  vom 
»8.  Nov.  u.  1.  Dec.  1819,  vom  8.  Jan.,  21  Febr.,  4  »  8«  u-  a9«  März,  i5. ,  19. 
n.  14.  April  1820.  —  Schriften  über  die  Frage  de  casibus  a  jur»  ma/orum  (seil, 
votorum)  exceptio ,  insbesondere  von  den  Rechten  der  Kinzehun,  s.  in  Püttkr's 
Ut.  m.  248  ff.    Klüber's  Lit.  §.  io35  u.  f.    L.  G.  Schrofder,  Elcm.  juris  nat., 
social«,  et  gentium  (Groning.  1-75.  8.)»  §.  682  sqq.    B.  H.  Gros  Naturrecht, 
$.  264.   Tittmass's  Darstell,  der  Verfass.  des  t.  Bundes,  S.  66  ff.   E.  F.  Georg», 
ob  und  in  wie  fern  jus  eundi  in  partes  auf  tcutsche  Landes-  und  Ständerer- 
eammlungcn  anwendbar  sey?  Stuttg.  1817.  8.    Woldkm.  Sfyffartw,  Diss.  de 
finibus  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majora  in  comitiis  utuntur  (Lips.  1818.  4-)i 
p.  75  sqq. 

r)  Von  der  bestimmenden  Erklärung  bestehender  Grundgesetze,  unten  §.  i3o. 

<0  Wiener  Schlufsacte,  §.  i3.  Beschlüsse  für  organische  Einrichtungen  des  Bun- 
de«, sind  anordnende  und  einrichtende  Bestimmungen  für  Ausbildung  solcher 
Bundesverhältnisse,  die  durch  den  erklärten  Buudcszwcck  (§.  106)  bedingt  sind. 
Dio  Bundes Acto,  Art.  6,  nennt  als  Gfgemaiz  der  «organischen  ßundeseiurich- 
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tungen»,   die  «gemeinnützigen  Anordnungen  sonstiger  Art»,  welche  tu  den  Ne- 
benzwecken des  Bundes  gehören  (%.  106).  —  Nur  zu  Einführung  bleibender  An- 
stalten.  als  Mittel  zu  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundesswecke,  wird  Slim 
meneinhälligkeit  erfordert;    also  nicht   auch   zu  vorübergehenden,  namentlich 
provisorischen ,  als  «einstweiliger  Aushülfe».    InterimBeschlufs  der  B.  V.  von» 
19.  Juli  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  %.  i55,  Kum.  D,  a,  S.  4^4  der  Orig.Aus- 
gabe.  —  Die  Bemühungen,  in  der  Bundesversammlung,  und  in  den  wiener 
MinisterialConferenzen  von  1830,  einen  klaren,  richtigen  und  logisch  scharfen 
Begriff,  der  organischen  Einrichtungen  festzusetzen,  sind  oben  (§.  55,  Note  a, 
u.  %.  5?,  Mole  a)  angegeben.    Eine  frühere  Redaction  der  SchlufsActe  sprach 
von  gemeinnützigen  Anordnungen,    die  «entweder  der  Natur  einer  organischen 
Einrichtung  sich  nähern,  oder  ausser  den  bestimmt  ausgesprochenen  Bundes- 
zwerkeu  liegen».    Vergl.  unten  §.  119,  Note  g.    Der  Ausdruck  *  organische 
Eiurit  htungeu  »  harn  auf  dem  wiener  Congrefs  zuerst  vor,  in  dem  von  Oestreich 
im  Mai  181 5  vorgelegten  Entwurf  der  BundesActe,  Art.  7,  dann  in  einem  hol- 
steinischen Votum.    Bi.übhh's  Acten,  Bd.  D,  S.  3i6  u.  35o.    Der  Freiherr  von 
Gagern,  welcher  als  luxemburgischer  Gesandter  auf  dem  wiener  Congrefs  den 
Couferenzen  über  die  BundesActe  beiwohnte,   schrieb  im  J.  1816  (in  Ludes's 
Nemesis,  Bd.  VII,  St.  4,  S.  600,  Num.  X):  «Was  sind  organische  Gesetze,  und 
was  sind  ihre  Grenzen  ?   Das  Wort  war  leicht  gefunden ,  aber  die  Sache»? 
Vergl.  auch  L.  v.  Dhesch  Beiträge  etc.,  S.  3i — 36.  —   Ausführlich  verbreitet 
sich,  über  diesen  Gegenstand  der  gutachtliche  CominissionsBcricht  zu  $.  5*2  des 
l'rotoc.  der  B.  V.  v.  17.  Febr.  1817,  S.  85  —      der  Original  Ausgabe,  und  der 
augef.  InterimBeschlufs  v.  19.  Juli  18J9,  Num.  II,  s,  S.  4"™  ff- 

c)  Diese  Stelle,  betreffend  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  kam  auf  würtembergi- 
schen  Vorschlag  in  die  wiener  SchlufsActe,  Art.  i3,  vergl.  mit  Art.  6,  wo  das- 
selbe festgesetzt  ist.  Man  s.  das  wiener  MinistcrialConferenzProtocoll  Num.  20, 
v.  29.  März  1820.  —  Beispiele  solcher  Aufnahme,  ausdrücklicher  und  stillschwei- 
gender, oben      107  u.  108,  *. 

J)  Causae  ecclesiasticac  publicac.  Vergl.  BundesActe,  Art.  16,  u.  unten  §.  5o6, 
5ii  u.  fT.,  u.  336.  L.  v.  Dft>scH  Beiträge  etc.  S.  3-.  —  Die  BundesActe,  Art.  7, 
hatte  wenigstens  zweifelhaft  gelassen,   ob  sie  die  Rirchenangelegenhciten  des 

öffentlichen  Rechtes  zu  den  juribus  singulorum  rechne.    Sie  sagt:  «auf 

jura  singulorum  oder  ReligionsAngelegcnheiten»,  ohne  disjunetives  Comma  vor 
dem  Wort  oder,  und  auch  mit  Auslassung  des  absondernden  Wortes  auf,  nach 
oder.  Gerade  so  lautete  auch  früher  schon  diese  Stelle  in  der  auf  dem  wiener 
Congrefs  entworfenen  Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesActe,  Art.-. 
HiA'nKn's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  483  u.  603.  Dagegen  lautete  der 
frühere  Beschlufs  in  dem  dritten  wiener  ConfcrenzProtocoW  v.  39.  Mai  181J 
so:  —  —  —  «auf  jura  singulorum  und  auf  ReligionsSachen  ».  Ki-pbkr's  angef. 
Acten.  Bd.  II,  S.  4o*\  Und  eben  so  wurden  in  der  Uebersetzung  des  Art.  7, 
in  dem  art.  59  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  die  Rechte  der  Einzelnen 

von  den  ReligionsAngelcgenhcitcn  unterschieden  («chaque  fois  qu'il  s'agira  

de  droits  individuels ,  ou  d'affaircs  de  religion»;  mit  einem  unterscheidenden 
Comma,  und  nicht  schlechthin:  ou  affaires  etc.).  —  Wann  ReligionsAngelegeu- 
heiten,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  in  der  B.  V.  zu  verhandeln  seyen,  s. 
unten  §.  146,  Note  f. 

g)  Zwar  sagt  die  wiener  SchlufsActe,  in  dem  Art.  i3,  von  diesen  vier  Fällen 
ausdrücklieh  mehr  nicht,  als  dafs  bei  ihnen  «ein  Beschlufs  durch  Stimmen. 
mehrheit  nicht  Statt  finde«.  Aber  in  den  nächstfolgenden  Art.  14,  fordert  sie 
zu  organischen  Einrichtungen  ausdrücklich  «Stimmen»nAä///^Xr/f «,  und  aus  den 
oben  (Note  h)  angezeigten  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  der  Bundes- 
versammlung, und  der  wiener  MinisteridlConferenzen  von  1819  u.  i8ao,  geht 
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klar  der  Wille  der  Bundesstiftcr  hervor,  dafs  in  allen  vier  Fällen  zu  einein 
Beschlufs  Stimmeneinhälligkcit  erforderlich  seyn  solle.  neispieUvci.se  s.  man 
Klübu's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  /,G6  u.  477.  Vorlauf.  Geschäft  - 
ordn.  der  B.  Vr.  t.  1816,  Abschn.  L  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  n5  (nament- 
lich der  Beschlufs),  u.  §.  i55.  Protocolle  der  wieder  MinistcrialConfcrcnzcn, 
v,  19.  u.  a4«  April  i8ao. 

128.'  (i2iK.) 

Namentlich  bei  organischen  Einrichtungen. 

I)  »Definitive  Abstimmung  über  Gegenstände  der  vorhin  ($.  1 .17) 
genannten  Art,  kann  nur  nach  genauer  Prüfung  und  Erörterung 
der  den  Widersprach  einzelner  Bundesglicder  bestimmenden  Grunde,  deren 
Darlegung  in  keinem  Fall  verweigert  werden  darf,  erfolgen«  «).  II)  »Was 
insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  ($.  127,  Num  2)  be- 
trifft, so  mufs  nicht  nur  über  die  Vorfrage,  ob  solche  unter  den  ob- 
waltenden Umstanden  noth wendig  seyen,  sondern  auch  über  Entwurf  und 
Anlage  derselben  in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestim- 
mungen, im  Plenum  und  durch  Stimmeneinhälligkcit  entschieden 
werden.  Wenn  die  Entscheidung  y.u  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung 
ausgefallen  ist,  so  bleiben  die  sämmtlichen  weiteren  Verhandlungen  über 
die  Ausführung  (Vollziehung)  im  Einzelnen  der  engem  Versammlung 
überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkommanden  Fragen  durch  Stim- 
menmehrheit entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Umstände,  eine 
Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen  Meinungen 
und  Anträge  mit  möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse und  Wünsche  der  Einzelnen,  auszugleichen« 

a)  Sind  Worte  des  Art.  i3  der  wiener  SchlufsActe  1810,  die  auf  das  Vorige 
(§.  12-)  unmittelbar  folgen.  Dieselben  Ideen  findet  man  schon  in  einem  Com- 
missionsGutachten ,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1U19,  \.  i55,  S.  4?3  der  Örig. 
Aufgabe.  —  Diese  Bestimmung  ward  vcraulafst  durch  einen  Widerspruch  des 
nassauischen  Bevollmächtigten,  der  begehrte,  dafs  bei  den  im  i3.  Art.  aufge- 
zahlten Ausnahmen,  namentlich  bei  Annahme  oder  Abänderung  der  Grundgesetze 
und  bei  organischen  Bundeseinricbtungcn,  StimmcneinJuilU^keit  nur  in  so  fern 
für  nothwendig  erklärt  werde,  als  von  den  darüber  tu  fassenden  Beschlüssen 
nicht  der  Fortbestand  des  Hundes  abhängig  sej.  Wiener  MinisterialConfcrcuz- 
Protocoll  Num.  a3,  v.  19.  April  1840. 

A)  Worte  des  14.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  »810.  —  Oestrcich  hatte  früher 
schon  in  der  B.  V.,  in  dem  Protoc.  v.  ai.  Jan.  1819,  §.  4,  erklärt,  dafs  bei 
allen  Fragen,  wo  es  auf  Festsetzung  von  Modalitäten  organischer  Bundeseinrich- 
tungen  ankomme,  die  Stimmenm/rArArt'f  als  entscheidend  r.u  achteu  se\ ;  nur  allein 
durch  Handhabung  diesesGrundsat7.cs  könne  die  Bundesverfassung  gedeihen,  so 
wie  dessen  Verletzung  täglichen  Stoff  nur  Auflösung  eines  Nationalbandes  berei- 
ten würde,  u.  s.  w.  —  Diesem  gcmäfs,  ward  die,  von  beiden  Hessen  bis  dahin 
widersprochen e ,  Zusammensetzung  des  8.  und  des  9.  Corps  des  Bundesheeres 
durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt,  in  dem  Protoc.  der  B.  \.  \.  11.  März  1819, 
§.  3ij  verglichen  mit  den  Protoc.  v.  4.  Mär»,  u.  v.  8.  Jul.  1819;  §.  39, 
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4o  u.  Auch  kam  dieser  Gegenstand  r.ur  Sprache,  bei  den  Erörterungen 

über  das  nassatiische  TruppcnContingcnt.  Man  s.  in  den  Protoe.  v.  ilha,  die 
luto  dict.  gedr.  SeparalProtocollc,  S.  3o3  IT.,  3^4  n°.,  481  ff-  u.  55i  ff,  der  Orig. 
Ausg.    Vcrgl.  unten  §.  200,  Kote  b. 


§.  129. 

Fortsetzung  der  Ausnahmen  von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit. 

Ausser  den  oben  (§.   127)  genannten  vier  Fallen,  hat  die  wiener 
SchlufsActc  von  i8ao  nachfolgende  sechs  Fülle  als  Ausnahmen  von 
der  Hegel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt.    5)  »In 
Fällen,  wo  die  Mundesglieder  zusammen  oder  insgesammt  nicht  in  ihrer 
vertragmäsigeu  Einheit,  sondern  (jeder  für  sich)  als  einzelne,  sclbstständige 
und  unabhängige  Staaten  erscheinen  ")?  folglich  jura  singulorum  *)  ob- 
walten, oder  6),  wo  einzelnen  Bundcsgliedcrn  eine  besondere,  nicht  in, 
den  gemeinsamen  Verpflichtungen  Aller  begriflene  Leistung  oder  Ver- 
einigung  für  den  Bund   zugemuthet  werden  sollte,  hann  ohne  freie 
Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligt en,  kein  dieselben  verbindender 
Besch lufs  gefafst  werden«  c).    7)  »Wenn  die  Besitzungen  eines  souverainen 
teutschen  Hauses  durch  Erbfolge  auf  ein  anderes  ubergehen,  so  hängt 
es  von  der  Gesa  in  int  hei  t  des  Bundes  ab,  ob  und  wie  fern  die  auf  jenen 
Besitzungen  haftenden  (§.  107)  Stimmen  im  Plenum  (im  engern  Rath 
kann  hein  Bundesglied  mehr  als  Eine  Stimme  führen),  dem  neuen  Be- 
sitzer beigelegt  werden  sollen «  <0.    8)  Sollen  Veränderungen  indem 
gegenwärtigen  Besitzstand  der  Bundesglieder,  Aenderungen  in  den 
Rechten  und  Verpflichtungen  derselben  in  Beziehung  auf  den  Bund  bewirken, 
so  wird  dazu  ausdrückliche  Zustimmung  der  Gesammtheit  des  Bundes 
erfordert  c).    Auch  kann  9)  freiwillige  Abtretung  auf  einem  Bundes- 
gebiet haftendar  Souverai  nctätR  echte,  an  einen  Andern  als  einen  Mit- 
verbündeten, anders  nicht  als  mit  solcher  Zustiuynung  geschehen  f).  Endlich 
wird  10)  zu  gemeinnützigen  Anordnungen         106),  freiwillige 
Vereinbarung  unter  den  sämmtlichen  Bundesglicdern  in  der  Bundesver- 
sammlung erfordert  Ar). 

n)  Also,  wo  Rechte  in  Betracht  kommen,  die  den  Bundesgliedern  ausser  ihrem 
verfnssungmäsigen  Verhältnis  *u  dem  Bund  zustehen;  Rechte,  bei  welchen  sie 
als  Mitglieder  der  Corporation  nicht  7.u  betrachten,  die  also  unter  der  YA  ir- 
kungsbefugnifs  des  Bundes  nicht  begriffen  sind.  Auf  solche  ist  hier  der  Sinn 
des  Ausdrucks  ^jum  singulorum»  (Rechte  der  Einzelnen  * droits  iudividucU?  in 
dein  art.  5o.  des  Acte  final  du  congres  de  \  ieunc)  /ai  beschränken.  Schon  ihrer 
Natur  nach,  kann  die  Bundesgeualt  auf  Rechte  sich  nicht  erstrecken,  die  ausser- 
halb der  Bundesverhältnisse  liegen.  Bei  diesen  ist  jeder  Buudcsgcnoss ,  in  Hin- 
sicht auf  den  Bund,  einem  Auswärtigen  (extranco)  gleich  y.u  achten.  Rlar  ist 
jedoch,  dafs  hier  blosses  Interesse  eines  Einzelnen,  das  heifst,  welches  nicht 
verbunden  ist  mit  vollkommenem  Recht,  nicht  gemeint  se).  Vcrgl.  §.  i~3*  — 
Unter  obige  Bestimmung  schien  Rurhessen  die  so  genannte  westphälische  Frage 
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/.u  subsumiren,  als  es  sich  in  der  B.  V.  weigerte,  hei  dem  Beschlufs  über  die- 
selbe, die  Stimmenmehrheit  anzuerkennen.  JProtoc.  der  B.  V.  t.  i3.  März  1817, 
5.  102. 

h  Die  ftundes.-lrtry  Art.  7,  hatte  den  vielseitigen  und  oft  bestrittenen  Ausdruck, 
tjura  jing-u/orum»  aufgenommen,  ohne  den  damit  zu  verbindenden  Sinn  fest- 
zusetzen. Gleichwohl  war,  auf  dem  wiener  Congres* ,  die  ftoth wendigkeit  einer 
solchen  Bestimmung  nicht  unberührt  geblieben.  Es  war  sogar,  in  einem  Privat* 
vorst hing,  eine  solche  Fassung  für  die  Stelle  der  BundesActe  von  den  Ausnah- 
men ton  der  Stimmenmehrheit  vorgelegt  worden,  bei  welcher  jener  unbestimmte, 
vielfacher  .Mifsdeutuug  unterworfene  Ausdruck  entbehrlich  geworden  wäre. 
iUinfctt's  Acten  des  wiener  Congr. ,  B.  B,  S.  497  u.  f.  Allenfalls  hätte  man 
dieser  Fassung  die  oben  (Note  a)  angegebene  nähere  Bestimmung  als  dritte 
Ausnahme  beifügen  können,  wenn  die  Aufnahme  jenes  Ausdrucks  für  nöthig 
oder  nützlich  erachtet  ward.  Damit  wäre  künftigen  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
ausgewichen  worden,  denen  ähnlich,  welche  in  Hinsicht  auf  Ausnahmen  von 
der  Hegel  der  Beschlußfassung  durch  Stimmenmehrheit,  auf  der  allgemeinen 
Bcichsvursammlung  und  unter  den  Publicistcn,  anderthalb  Jahrhunderte  hin- 
durch, eine  berühmte  Stelle  des  wcstpliälischen  Friedens  («uhi  Status  tanquam 
unum  corpus  considerari  nequeunt  >.  I.  P.  O.  art.  V.  %.  j'i.)  vcranlafst  hatte. 
(Pvttkk  u.  KlCkkr  am  oben  §.  127  6  angef.  O.).  —  Bald  zeigte  sich,  bei  der 
tluudctversammlung ,  die  lucntbchrlichkeit  einer  Festsetzung  des  mit  den  juribus 
singulorum  zu  verbindenden  Begriffs.  In  dein  Protoc.  \.  1819,  §.  n5,  ward 
solche  von  mehreren  Seiten  her  dringend  gewünscht.  Zu  Erstattung  eines  Gut- 
achtens hierüber,  ward  eine  Commission  erwählt,  die  bald  nachher  ein  solches 
überreichte.  Protoc.  v.  20.  Jul.  1819,  §.  i55.  —  Hierauf  kam  dieser  Gegenstand, 
im  J.  1820,  in  den  wiener  MinistcrialConfrrenzen  zur  Sprache.  Die  BedatiionsCoinmis- 
siou  für  die  SehlufsArte,  hatte  sich  in  ihrem  Entwurf  mit  Vorbedacht  jenes  Aus- 
drucks enthalten.  Aber  diu  k.  sächsischen  Bevollmächtigten  erklärten,  dafs  sie  in 
dein  (i3.)  Artikel  über  die  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit,  eine  Erwähnung 
der  jurium  singulorum \ermifsten.  Der  preussische  Bevollmächtigte  erwiderte: 
über  jura  singulorum  6cy  ein  Beschlufs  durch  Stimmenmehrheit  überhaupt  nicht 
denkbar;  daher  habe  man  diesem  Gegenstand  einen  eigenen  Artikel  (i5)  gewid- 
met. Der  würtembergische  Bevollmächtigte  verlangte  in  der  folgenden  Sitzung, 
dafs  «bei  den  juribus  singulorum  auch  diejenigen  Fälle  möchten  angeführt  wer- 
den,  wo  einzelnen  Bundcsgliedern  eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen 
Verpflichtungen  Aller  begriffene  Leistung  oder  Vcrwilligung  für  den  Bund 
angesonnen  wird».  Protocolle  der  wiener  MinistcrialConferenzcn ,  Xum.  19  u. 
ao,  vom  8.  u.  19.  März  1820.  So  kam  endlich  der  Art.  iö  der  wiener  Schlüte- 
Acte  zu  Stande,  worin  man  den  in  der  Bundes  Acte  enthaltenen  Ausdruck  jura 
singulorum  zwar  beibehielt,  demselben  aber  eine  Bestimmung  vorausschickte, 
was  iu  dein  Bundes vcrhältnifs  darunter  zu  verstehen  sey. 

<)  Worte  des  Art.  i5  der  wiener  SchlnfsActe  v.  1820:  vcranlafst  von  k.  würtem- 
hergLscher  §eitc.  Man  s.  die  nächstvorhergehende  Note.  —  Mit  freier  Zustim- 
mung sämmtlichcr  Betheiligten,  kann  also  ein  dieselben  verbindender  Beschlufs 
durch  Stiminenme/ir/if/t  gefaßt  werden;  nur  zu  ihrem  Vortheil,  ist  diese  für 
unwirksam  erklärt.  Man  vergl.  den  Schlufs  des  Privatvorschlags  in  KtVBUR's 
Acten  des  wiener  Congr.,  B.  II,  S.  i^eß. 

J)  Worte  des  Art.  16  der  wiener  SchlufsActc  v.  1820.  Man  vergl.  ebendas.  den 
Art.  6.  —  Dafs  die  Worte  «Vesammifieit  der  Bundesglieder»,  im  Art.  16,  so 
wie  im  Art.  6  in  Beziehung  auf  Veränderungen  in  dem  Besitzstand,  auf  Stim- 
mennin/iä/lifrieit  hinweisen,  geht  schon  aus  einer  Verglcichung  derselben  Ausdrücke 
in  dem  angef.  Art.  6,  in  Beziehung  auf  die  Aufnahme  neuer  Bnndesglieder ,  mit 
Art.  x3,  Num.  3,  hervor,  in  welcher  letzten  Stelle  dieselbe  Bedeutung  jenem 
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Worl  ausdrücklich  beigelegt  wird.  —  Nach  der,  durrh  die  Erlöschung  de» 
SarhscnGot bauchen  Mannstainines  im  J.  i8?5  (§.  108  d)  erfolgten  Territorial- 
Yeranderung,  ist  bis  jetzt  keine  Bestimmung  erfolgt  über  die  Krage:  ob  und 
von  wem  fortan  die  Stimme  SacksenGotha  in  dem  Plenum  zu  fuhren  sey? 

c)  Wiener  ScklufsArtc  v.  i8ao,  Art.  6. 

/)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  6. 

ff)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  64.  Die  in  Wien  unter  östreichischer  Auf- 
sicht (Klüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  *o)  gefertigte  französische  Uebersefzung 
dieser  SchlufsActe  bedient  sich  des  Ausdrucks:  eonsentemrnt  lihre  et  unanime 
des  gou verneinen«  de  la  ConfödeVation.  —  In  einer  zweiten  Redaction  über  die 
Frage  von  der  Stimmenmehrheit,  welche  in  den  wiener  MinisterialConferenzen 
(Protoc.  Num.  19,  v.  8.  März  1810)  erörtert,  und  nach  verschiedenen  Acnde- 
rungen  vorläufig  genehmigt  ward,  lautete  diese  Stelle  so:  «Gemeinnützige  Au- 
.  Ordnungen,  weil  sie  entweder  der  Natur  einer  organischen  Bundeseinrichtung 
«ich  nährm ,  oder  weil  sie  ausser  den  bestimmt  ausgesprochenen  Bundestwecken 
liegen,  können  nur  aus  freier  Vereinbarung  hervorgehen*.  Dawider  erinnerte, 
in  der  nächstfolgenden  Sitzung  vom  19.  März,  Würtcinbcrg:  gemeinnützige  An- 
ordnungen dürften  als  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit  nicht  aufgeführt 
werden;  die  Stifter  des  Bundes  hätten  dieselben  der  Stimmenmehrheit  unter- 
geordnet.  Dessen  ungeachtet  ward,  späterhin,  die  oben  im  $.  angef.  Bestimmung 
in  die  SchlufsActe  aufgenommen.  Anderer  Meinung  ist  Mavbxsbrkchxb  I.  c 
%.  108,  not.  t. 

• 

130.  (121*.) 

Ob  und  wann  Stimmenmehrheit  hinreichend  sey,  zu  Anwendung  und 
Ausnahmen  von  Regeln,  und  zu  Auslegung  vertragmäsiger 
Bestimmungen  des  Hundes? 

I)  Zu  blosser  Anwendung  einer  durch  noth wendige  Stimmenein- 
halligkeit  festgesetzten  Hegel  auf  einen  bestimmten  Fall,  so  wie  zu  Ent- 
scheidung der  Vorfrage:  ob  der  Fall  nach  jener  Regel  zu  beurtheilen 
sey  (§.  126  rf),  ist  in  der  Bundesversammlung  Stimmenme  h  rhrheit  hin- 
reichend; denn  die  Besch lufsnahme  durch  Stimmenmehrheit,  und  dafs  solche 
in  dem  engern  Rath  geschehe,  wo  diese  Entscheidungsart  überdiefs  die 
gewöhnlichere  ist,  haben  die  Grund  vertrüge  des  Bundes  als  Regel  aufgestellt 
(§.  123  u.  t2Ö),  in  Ansehung  jener  Anwendung  und  Vorfrage  aber,  haben 
sie  eine  Ausnahme  uicht  gemacht,  und  eine  solche  ist  auch  durch  die 
Natur  der  Sache  nicht  bedingt.  II)  Ausnahmen  von  einer  bundesvertrag- 
mäsigen  Regel  können,  da  sie  Aufhebung  der  Regel  für  einen  bestimmten 
Fall  sind,  nur  auf  dieselbe  Art  wie  die  Regel  festgesetzt  werden  «). 
Also  nur  durch  Einhälligkeit  der  Stimmen,  oder  durch  freie  Zustimmung 
sämmtlicher  Betheiligten,  wenn  auch  die  Regel  nur  .durch  solche  entstehen 
konnte,  und  darum  so  entstanden  ist;  desgleichen  nur  in  dem  Plenum,  und 
darin  nur  durch  Stimmenmehrheit  von  %,  wenn  auch  die  Regel  daselbst, 
und  auf  das  Wenigste  durch  solche  Stimmenmehrheit  war  festgesetzt 
worden.  III)  Die  E  rklä'ru  ng  oder  Auslegung  der  in  der  Bundes  Acte  *) 
enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  darüber  Zweifel  entstehen  sollten,  ist  in 
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der  wiener  SchlufsActe  von  1820  der  Bundesversammlung  übertragen,  mit 
der  Weisung,  dafs  solche  dem  Uundeszweck  gemäTs  geschehen  müsse  «)* 
alier  eine  ausdrückliche  Bestimmuug  der  Frage,  ob  und  wann  Einhelligkeit 
der  Stimmen  dazu  erforderlich  sey?  ist  daselbst  absichtlich  unterblieben  <0, 
so  auch,  ob  und  Mann  dieselbe  vor  das  Plenum  oder  vor  den  engern  Rath 
gehöre?  IV)  Da  bestimmende  Auslegung  einer  vertragraasigen 
Bestimmung  der  ursprünglichen  Errichtung  der  letzten  gleich  zu  achten 
ist  (§.  363),  so  mufs  sie  auf  dieselbe  Art  ei'folgen  wie  diese.  Die 
juthentische  Auslegung  vertragmä'siger  Bestimmungen  des  Bundes  gehört 
ilemnach  1)  vor  das  Plenum  der  B.  V. ,  wenn  diese  Bestimmungen  ent- 
weder zu  den  grund gesetzlichen  der  BundesActe  gehören,  oder  ohnediefs 
ton  dem  Pleuum  ausgegangen  sind  (§.  56,  II),  und  nur  von  ihm  ausgehen 
konnten  (§.  123);  in  allen  andern  Fallen  ist  dieselbe  von  dem  engern 
Rath  zu  ertheilen  <*).  Und  es  gehurt  3)  St imraeneinhälligkeit,  sowohl 
in  dem  Plenum  als  auch  in  dein  engern  Rath,  nur  dann  dazu,  wenn  auch 
die  auszulegende  Bestimmung  nur  durch  dieselbe  zu  Staude  gebracht  werden 
konnte/)  (§.  137 — 122  »");  in  allen  andern  Fällen  ist  Stimmenmehr- 
heit hinreichend. 

<i)  «Nihil  tarn  naturale  est  quam  eo  genere  quidque  dissolvi,  quo  colligatum  est*. 
Clputhts,  in  L.  35.  D.  de  R.  J.  Mach  demselben  Grundsatz  sollen,  im  J.  i8i3, 
Luxemburg  und  Wurteinberg  votirt  baben. 

*)  Wegen  Gleichheit  des  Grundes,  und  vermöge  der  Schlufsfolge  a  majori  ad 
minus,  sind  auch  solche  Bestimmungen  hieher  zu  rechnen,  die  in  andern  Bun- 
desverträgen, als  der  BundesActe,  dieses  ersten  G  rund  Vertrags ,  enthalten  sind. 
Man  s.  §.  70,  und  die  wiener  SchlufsActe  Art.  3i,  in  den  Worten:  «Voll- 
ziehung der  BundesActe  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes«. 

*)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  17,  verglichen  mit  Art.  7.  —  Von  der  Aus- 
legung oder  Erklärung  der  Grundverträge  und  Bundesbeschlüsse  überhaupt, 
«.  oben  §.  ^0.  —  Als  die  wiener  SchlufsActe  noch  nicht  bestand,  besclilofs  die 
B.  V.  provisorisch,  durch  Stimmenmehrheit,  eine  Auslegung  des  7.  Art.  der 
BundesActe,  betr.  die  Frage:  wann  ausnahmweise  ein  Beschlufs  durch  Stimmen- 
mehrheit nicht  gefafst  werden  könne?  Protoc.  v.  39.  Juli  1819,  $.  i55. 

«0  In  den  wiener  MinistcrialConferenzen  t.  1820,  hatte  anfangs  (Sitzung  10)  der 
zweite  Ausschufs  eine  Bestimmung  vorgeschlagen ,  dafs  zw  einer  * Auslegung* 
der  BundesActe,  Einhälligkeit  der  Stimmen  erforderlich  sey  (oben  %.  ia3,  Notee); 
e»  war  dabei  nicht  unterschieden,  ob  die  Erklärung  grundgesetzliche  Bestim- 
mungen der  BundesActe,  oder  Stellen  anderer  Art  betreffe.  Diesen  Unterschied 
machte  späterhin  (Sitzung  23)  die  RedaclionCommisskra,  indem  sie  Num.  1  des 
i3.  Art.  so  gefasst  hatte :  « Annahme  neuer  Grwnrfgesctzc,  Abänderung  oder 
authentische  Erklärung  der  bestehenden».  —  In  der  folgenden  Sitzung  (i3)  erin- 
nerte der  nassauische  Bevollmächtigte,  dafs  betheiligtc  Bundesgliedcr ,  wenn  sie 
es  ihrem  Interesse  gemäfs  finden,  leicht  in  jeder  von  der  Bundes  Versammlung 
gemachten  oder  zu  machenden  Anwendung  der  Stelle  eines  Grundgesetzes  auf 
ihren  Fall,  eine  authentische  Erklärung,  wozu  Stirn mencinhälligkeit  nöthig  6ey, 
finden,  oder  zu  finden  vorgeben,  dann  aber,  durch  eine  solche  motivirte  Be- 
hauptung und  ihren  Widerspruch ,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  ihren  Fall 
hindern  würden.  Sonach  werde,  wenn  man  die  vorgeschlagenen  Worte  «au- 
thentische Erklärung»  in  den  i3.  Art.  aufnehme,  für  den  Bund  in  den  meisten 
lallen  die  Unmöglichkeit  hervorgehen,  Vollziehung  der  Grundgesetze  zu  bc- 
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wirken.    Bathsam  scy  also,  wenn  man  nicht  den  ganzen  /weck  verfehlen  wolle, 
dafs  man  die  authentische  Erklärung  in  der  15.  \  .  durch  StimincumcArAcu'f  ge- 
schehen lasse.  -  -  Hierauf  ward ,  in  der  i\.  Sit/.ung,  beschlossen,  dafs  in  dem 
i3.  Artikel  die  Worte:  *oder  authentische  Auslegung»  wegbleiben  sollten.  —  In 
derselben  14.  Sitxung,  gab  jedoch  das  Plenum  der  .MinistcrialConferenz  dem  kur- 
hessischen  Bevollmächtigten,  auf  seinen  Antrag,  betreffend  die,  in  dem  17.  Art. 
der  SchlufsActe,  der  B.  V.  übertragene  Erklärung  der  BiuidesActc  in  Fällen, 
wo  über  deren  Auslegung  Zweifel  entslehcn  würden,  die  l'ersicherung:  «-dafs 
der  Art.  17  keinen  andern  Sinn  habe,  als  der  B.  \.  hi  zweifelhaften  Fällen  die 
doctrinrlfr  Erklärung  zuzusprechen*:  aber  Slimmenr//iAä//*/r/'?'*  scy,  nach  Vor- 
schrift des  i3.  Artikels,  nüthig,  «wenn  eine  solche  Erklärung  eine  wirkliche 
«.neue  Gesetzgebung ,  oder  Abänderung  in  den  bestehenden  Gesetzen,  zur  Folge 
*  haben  wurde».  —  Dafs  auch  gegen  diese  Versicherung,  die  von  dem  nassaui- 
schen Bevollmächtigten  in  der  näehstvorhergchcnden  Sitzung  geäusserte  Besorg- 
niss  eintrete,  leuchtet  ein.  —  Denn,  da  eine  authentische  oder  bestimmende 
Erklärung  nur  dann,  wenn  die  doetrinale  nicht  aushilft,  nötbig  und  zulässi  ist, 
mithin  durch  sie  zu  einem  mangelhaften  Gesetz  das  Fehlende  binzugethan  wird, 
so  enthält  sie  eine  neue  (in  den  Bundesverhältuisscn,  eine  vertragmäsige)  Bestim- 
mung oder  (wie  es  in  obiger  Versicherung  hfifst)  Gesetzgebung  (%.  36a).  Zu 
solcher  wird  aber,   bei  G>M«rfvcrt ragen ,  und  bei  verschiedenen  andern  vertrag- 
mäsigeu  Bestimmungen  des  Bundes,   nach  Art.  7  der  BundesActc  und  nach 
Art.  i3  bis  16  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Stimmcneinhälligkeit  erfordert. 
—  Wenn  nun  gleich  die  MinisterialConferenz,    veranlafst  durch  die  von  dem 
nassauischen  Bevollmächtigten   erregte  Besorguifs,  durch  Wegstreichung  der 
Worte  «voder  authentische  Auslegung»,   in  dem  i3.  Artikel  geflissentlich  eine 
Lücke  liefs,   so  geht  doch  aus  dem  Zusammenhang  ihrer  Verhandlung,  beson- 
ders aus  der  dem  kurhessischen  Gesandten  ertheilten  Versicherung,  hervor, 
dass  bei  ihr  keineswegs  die  Meinung  herrschte:  es  scy  zur  Interpretation  jeder 
Art  vertragmäsiger  Bundesbcstimmungen  blofse  Mehrheit  der  Stimmen  hinrei- 
chend, dass  vielmehr  bei  ihr,  auf  das  Wenigste,  folgende  Grundsätze  feststanden : 
1)  Auslegung  der  GVwwc/verträgc  des  Bundes,  steht  der.B.  V.  zu;  die  doetrinale 
oder  wissenschaftliche   (welche  blofs  nach  den  Begcln  der  Wissenschaft  zu 
machen  ist)  nach  Mehrheit,   die  authentische  nach  Einhälligkeit  der  Stimmen. 
1)  Doetrinale  Auslegung  solcher  Verträge,  kann  auch  der  engere  Bath  erthei- 
len,   authentische  nur  das  Plenum  der  B.  V.  *).  —  Dieser  letzte  Satz  ergibt 
sich  aus  dein  11.  Artikel  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,   verglichen  mit  den 
Artikeln  n  und  i3,  und  mit  der  BundesActc,  Art.  6.    Den  ersten  Satz  würde 
der  doetrinale  Ausleger,  auch  ohne  die  Aufschlüsse,  welche  in  den  oben  er- 
wähnten wiener  Confcrenz Verhandlungen  gegeben  sind,  schon  in  dem  6.  Art. 
der  BiuidesActc,  verglichen  mit  dem  zweiten  Satz  des  11.  Art.  daselbst,  begrün- 
det finden.  —  Wären  in  der  B.  \  .,  bei  einem  vorkommenden  Fall,  die  Meinun- 
gen (jetheilt,  über  die  Frage:  ob  authentische  Auslegung  eines  Grundvertrags 
nöthig,  folglich  diese  von  dem  Plenum,  uud  zwar  nach  Stimmeneinhälligkeit,  zu 
ertheilcn  scy?  so  würde  diese  l'orjrage  in  dein  engem  Bath,  und  zwar  nach 
StimmemwArAe/f,  zu  entscheiden  seyn.  BundesActe,  Art.  7.  SchlufsActe,  Art.  11. 
Vergl.  oben  §.  \ib.  —  Bei  Entscheidung  dieser  Vorfrage,  wie  bei  der  in  dem 
Plenum  zu  ertheilcnden  authentischen  Auslegung  eines  Grundvertrags,  sollten 

•)  Aber  es  sind  noch  andere  Verhältnisse,  für  authentische  Auslegung,  denkbar: 
1)  Die ^Grundxer träge  sind  nicht  die  einzigen  Bestimmungen,  die  aussrhlies- 
send  vor  das  Plenum  gehören  (§.  1)  Es  gibt  Bestimmungen,  wo/u 

Stimmeneinhälligkeit  erfordert  wird,  und  die  der  engere  Bath  festsetzen  kann 
(§.  ia3,  verglichen  mit  §.  137  11.  139). 
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Bundesglieder,  welche  bei  dem  dazu  Anlafs  gebenden  Fall  betheiligt  sind,  Stimm- 
berechtigt nicht  seyn.  (§.  i63).  —  Dafs  auch  die  authentische  Auslegung  «der 
Bundesgesetze  >  vor  den  engem  Rath  gehöre,  und  hier  von  der  Mehrheit  der 
Stimmen  abhängig  sey,  wird,  ohne  Unterschied,  behauptet,  in  einer  bei  der 
B.  V.  abgelegten  Relation,  Beilage  r3  zu  jj.  190  des  Protor.  der  B.  V.  v.  5.  Jul. 
i8<ii,  §.  41.  Es  scheint  aber,  dafs  daselbst  die  oben  erwähnte,  dem  kurliessi- 
schen  Gesandten  erthcilte  Versicherung  sey  übersehen  worden;  auch  erklärte 
ebendaselbst  der  Correferent ,  dafs  er  mit  des  Heferenten  Ausführung  über  die 
Interpretation  der  Bundesgesetze  und  Beschlüsse,  nicht  einverstanden  sey.  — 
Von  einer  allseitigen  Instruction  Einholung  t\cr  Gesandten  (|.  i5i),  ehe  man  in 
der  B.  V.  zur  Abstimmung  schreitet,  ist  die  Auslegung  in  den  Grundverträgen 
des  Bundes  nicht  abhängig  gemacht,  obgleich  eine  solche  in  der  angef.  Relation, 
§.  40  u.  in  Vorschlag  gebracht  wird,  und,  in  einem  frühern  Fall,  ein, 
auf  authentische  Auslegung  einer  nirht-grundgcsetzlichen  Bestimmung  der  Bundes- 
Acte,  gerichtetes  Gesuch,  zur  Berathung  und  Beschlufsnahmc  «nach  vorgängi- 
ger Berichterstattung1»  angestellt  ward,  in  dem  Protoc.  v.  a5.  Nov.  1816,  §.  27. 
Man  s.  die  wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  7  u.  17,  verglichen  mit  Art.  8, 
9  u.  10. 

e)  Der  engere  Rath  erklärte  durch  einen  Beschluß,  in  dem  Protocoll  v.  2-.  Jul. 
1817,  §.  35 1 ,  dafs  die  in  dem  i5.  Art.  festgesetzte  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  teutschen  Ordens,  auf  die  Mitglieder  des  JohanniterOrdens  auszudehnen  sey. 
Die  Stimmen  hiebe!  waren  cinhällig;  aber  Mehrheit  hätte  genügt,  wenn  es  au- 
thentische Auslegung  einer  nicht-grundgescl /.liehen  Bestimmung  der  BuudesActe 
seyn  sollte.  Betrachtet  man  aber  diese  Erklärung  als  eine  ganz  neue  Bestim- 
mung, so  konnte  sie  anders  nicht  als  mit  freier  Zustimmung  sämmtlichcr  Be- 
theiligten errichtet  werden  (§.  129). 

/)  Durch  notwendige  Stimmeneinhälligkcit ,  mufs  die  authentisch  zu  erklärende 
Bestimmung  zu  Stande  gekommen  seyn;  zufällige  käme  bei  obiger  Regel  nicht 
in  Betracht.  So  auch  L.  v.  Drisch,  Beiträge  zu  dem  öffentl.  Recht  des  d.  Bun- 
des (Tüb.  1851.  8.),  S.  i  ff.  —  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts, 
kann  authentische  Auslegung  vertragmäsiger  Bestimmungen,  und  selbst  Entschei. 
dung  der  Vorfrage,  ob  der  Sinn  zweifelhaft  sey?  nur  durch  freie  Lcbcrcinkunft 
aller  Interessenten  erfolgen.   Klüber,  droit  des  gens  de  l'Europe,  §.  i63. 


§•  (122.) 
Stimmordnung  in  dem  engern  Rath,  und  in  dem  Plenum. 

I)  Für  die  Stimmordnung  in  dem  engern  Rath  der  Bundes- 
versammlung ward  in  der  BundesActe  vorläufig  diejenige  Ordnung 
(Schema  votantium)  festgesetzt,  in  welcher  oben  ($.  121)  die  Inhaber  der 
Viril-  und  CuriatStimmen  genannt  sind.  Es  ward  aber  nicht  nur  zugleich 
der  Vorbehalt  hinzugefugt,  dafs  die  Stimmberechtigten  unbeschadet 
ihres  Ranges  in  dieser  Ordnung  stimmen  sollten  «),  sondern  auch  in  * 
dem  achten  auf  dem  wiener  Congrefs  gehaltenen  ConferenzProtocoll  durch 
einen  Besch lufs  noch  überdiefs  einem  Jeden  sein  Recht,  in  Ansehung  des 
Ranges,  vorbehalten  *).  II)  Für  das  Plenum  ward  auf  dem  wiener  Congress 
vorläufig  der  Beschluß*  gefafst,  dafs  derjenige,  welcher  zwei  Stimmen  zu 
fuhren  hat,  vor  demjenigen  genannt  werden  soll,  welcher  nur  eine  hat  <0- 
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Diesem  geraäfs  wurden  in  der  BundesActe  «0  die  Stimmen  für  das  Plenum 
einstweilen  geordnet,  und  in  so  fern  Ausnahmen  von  dem  ehemaligen 
teutschen  ComitialRang  gemacht  *)• 

a)  BundesActe,  Art.  4.  Vorlaufige  Gcschaftordn.  der  B.  V.  v.  3o.  OcU  1816. 
Abschn.  I:  in  Klübf.r's  Staatsarchiv.  B.  II,  S.  16.  —  Die  Festsetzung  einer  be- 
ständigen Stimmordnung,  ist  ku  erwarten.    Ebendas.  S.  83. 

k)  Hi.übkr's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  495  f.  u.  5o?  f.  —  Von  diesem  Rang  der 
Bundesgenossen,  oben  §.  n5. 

r)  Ebendas.,  S.  4~°- 

tf)  Art.  6.   Die  angef.  vorläuf.  Gcschaftordn.,  a.  a.  O. 

e)  HLintB's  angef.  Ucbcrsicht,  S.  535.  Die  Ordnung,  worin  die  Bundesgenossen 
in  der  BundesActe,  in  dem  Art.  4  für  den  engern  Bath,  und  in  dem  Art.  6  für 
das  Plenum  genannt  worden,  ist  nicht  bei  allen  dieselbe.  Verschiedenheit  neigt 
sich  bei  Baiern,  Sachsen,  Braunschweig,  den  Mecklenburgischen  und  herzoglich- 
"  Sächsischen  Häusern ,  Nassau ,  Waldeck ,  Beufs ,  HohcnzoUernSigmaringen. 
Klvdkb's  angef.  Ucbcrsicht,  S.  5o4  ff.  —  Von  Hessenllomburg,  oben  §.  108,  /. 


Fortsetzung. 

Dl)  Zugleich  ist  in  der  BundesActe  festgesetzt:  dafs  in  dem  ganzen 
Zeitraum,  in  welchem  die  B.  V.  (in  dem  Plenum)  mit  Abfassung  der 
Kinrichtungsgesetze  C§>  »a3)  beschäftigt  seyn  wird,  1)  für  die 
AbstimmungsOrdnung  der  Bundesglieder,  keinerlei  Bestim- 
mung gelte;  dafs  vielmehr  2)  die  zufällig  sich  fugende  Ordnung, 
keinem  der  Mitglieder  zum  Nach  theil  gereichen,  noch  eine  Regel 
begründen  solle  «). 

a)  BundesActe,  Art.  8. 


§•  (,24.) 
S  c  h  l  u  s  s. 

IV)  Ferner  ist  festgesetzt  «):  dafs  1)  nach  Abfassung  der  Einrichtungs- 
gesetze, die  Bundesversammlung  die  künftige  für  beständig  einzu- 
führende Stimm  Ordnung  (§.  i3i)  in  Berathung  nehmen,  und  hiebet 
sich  so  wenig  als  möglich  von  derjenigen  Ordnung  entfernen  werde,  welche 
ehedem  auf  dem  Reichstag,  namentlich  in  Gemäfsheit  des  Reichsde- 
putationsllauptschlusses  von  i8o3,  beobachtet  worden  ist  *);  dafs  2)  aber 
auch  diese  Stimmordnung  auf  den  Rang  der  Bundcsglieder  überhaupt 
und  deren  Vortritt  ausser  den  Verhältnissen  der  Bundesversammlung 
keinen  Einflufs  ausüben  soll.  V)  Dieser  mehrfachen  Vorsicht  unge- 
achtet kam  es  schon  in  den  wiener  Conferenzen  zu  verschiedenen  Erörte- 
rungen über  den  Rang  einzelner  Bundesfürsten  in  der  Bundesversammlung  <"). 
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Die  festgesetzte  Berathschlagung  über  die  künftige,  für  beständig  einzu- 
führende Stinamordnung,  hat  bis  jetzt  nicht  Statt  gehabt. 

0)  BundesActe,  Art.  8. 

*)  Und,  «um  Theil,  beobachtet  werden  sollte;  denn  bekanntlich  unterblieb,  bei  der 
allgemeinen  Reichs  Versammlung,  in  dem  Reichj/urstenratA  die  Einführung  der- 
jenigen neuen  FirilStimmen ,  welche  in  dein  ReiehsdeputationsIlaupUchlufs  waren 
ert heilt  worden. 

r)  Davon  in  Hllbkh's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  5o4  ff. 


ZWEITER  ABSCHNITT. 

PersonalVerhältnisse)    Verhandlungsordnunjr   und  vollziehende 
Wirksamkeit  der  Bundesversammlung. 

§•   *54.  (125.) 
Uebersic/U  dieses  Abschnittes. 

Der  Begriff  und  die  Bestimmung  der  B.  V.,  der  Umfang  ihrer  Wir- 
kungsbefngnifs ,  die  Natur  ihrer  Beschlüsse,  ihre  Abtheilang  in  Plenum 
und  engern  Rath,  mit  der  Verschiedenheit  der  für  jeden  von  beiden  be- 
stimmten Gegenstände,  mit  der  Bildungsart  der  Beschlüsse  und  mit  der 
Stimmordnung,  Alles  Gegenstände  des  ersten  Abschnittes  dieses  Capitels, 
erschöpfen  nicht  das  hier  in  Betracht  zu  ziehende  Verhältnis  dieser  Bundes- 
behörde. Die  Bundesversammlung,  sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch 
in  dem  Plenum,  wird  gebildet  durch  Bevollmächtigte  aller  Bundesgenossen, 
zusammen  in  collegialischem  Verein.  Zu  Beobachtung  und  Handhabung 
der  durch  die  bestehenden  Vorschriften  und  den  Zweck  gebotenen  Ordnung 
in  den  Verhandlungen,  sind  alle  Mitglieder  der  B.  V-  gleich  verpflichtet. 
Aber  die  Leitung  der  Verhandlungen,  verbunden  mit  der  Aufsicht  über 
die  Kanzlei  und  Registratur,  ist  einem  dieser  Bevollmächtigten,  ab  Vor- 
sitzendem, übertragen.  Die  Rechtsverhältnisse  des  Vorsitzenden,  als  solchen, 
der  säromtlichen  Bevollmächtigten  und  ihrer  Angehörigen,  der  Bundes- 
Caozleipersonen  und  der  am  Sitz  der  B.  V.  bei  dem  Bund  aecreditirten 
Gesandten  auswärtiger  Mächte,  die  Verhandlungsordnung  und  die  voll- 
ziehende Wirksamkeit  der  B.  V. ,  fordern  eine  nähere  Betrachtung ,  welche 
hier  fo/gt. 

§.   155.  (126.) 

Forsitz  und  Directorium  in  der  Bundesversammlung. 

XQ  Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  der  Bundes- 
versammlung hat  Oestreich  den  Vorsitz  «).  II)  Der  Vorsitzende, 
—  so  nennt  die  BundesActe  den  präsidirenden  oder  PräsidialGcsandten  — 
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hat,  im  Verhinderungsfall,  jedesmal  einen  andern  Gesandten  eines  Bundes- 
staates zu  den  PräsidialGeschäftcn  zu  substituiren  *).  Daher  wird,  zu 
Verhütung  jeder  Stockung  in  Leitung  der  Geschäfte,  der  östreichische 
Gesandte  für  Verhinderungsfalle  mit  SubstitiitionsGewalt  versehen  <0-  Aber 
noch  fehlt  eine  Bestimmung  über  die  V ragen:  wer  den  Vorsitz  zu  fuhren 
und  die  Geschäftleitung  zu  besorgen  habe  bei  Ermangelung  eines  ost- 
reichischen PräsidialGesandtcn ,  z.  JB.  nach  plötzlichem  Ableben  des  zeitherigen, 
oder  bei  verzögerter  Ankunft  des  neu  ernannten  nach  schon  erfolgter  Ab- 
rufung des  zeitherigen?  Desgleichen,  wenn  Oestrcich  Partei  ist,  z.  11.  in 
einem  Streit  unter  Bundesgenossen,  namentlich  in  einem  Fall  des  3o.  Ar- 
tikels der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  oder  in  anJern  Fällen,  wo  die 
Tollziehende  Wirksamkeit  der  13.  V-  eintritt  (§.  166).  III)  Dasein  Vorsitz, 
nach  seinem  natürlichen  RechtsbcgrifF,  sich  auf  die  Sitzungen  einer 
Versammlung  beschränkt  <0,  um'  die  Bundesversammlung  auch  ausserhalb 
derselben  einer  Leitung  ihrer  Geschäfte  bedarf  j  so  ist,  in  der  künftigen 
BundcstagsOrdnung,  eine  eigene  genaue  Bestimmung  über  den  Umfang  des 
mit  jenem  Vorsitz  verbundenen  Wirkungskreises,  insbesondere  über  die 
Frage  zu  erwarten :  in  welcher  Art  auch  in  Zukunft  mit  dem  Vorsitz  ein 
Dircctorium  bei  der  Bundesversammlung  überhaupt  verbunden  sevn 
solle  e)'f 

a)  BundesActc,  Art.  5.  KirnFiTs  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  35?..  —  Oestrich  erklärte 
in  den  wiener  Sitzungen  fünf  teutsrher  Höfe,  «dafs  dieses  GeschäftPräsidium 
*sich  blofs  auf  den  formalen  Geschäftsgang  beschränken  solle,  damit  auch  dem 
v juri  propomndi  eines  jeden  Mitgliedes  kein  Atibruch  geschehe ».  Ebenda». 
Bd.  II,  S.  82.  So  auch  Raiern,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  168,  zu  I.  —  Dafs 
unter  dem  Vorsitz  «hlofs  eine  formelle  Leitung  der  Geschäfte  zu  verstehen  seyt«, 
hatten  früher  schon  Oestrcich,  Preussen  und  Hannover  erklärt.  Ebendas.  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  5g.  Vergl.  Bi.i'uKn's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  146  u.  549  f.,  desgl. 
unten  Note  d. 

h)  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  26.  Jun.  1817,  §.  267,  Num.  3.  Der  zu 
dem  Vorsitz  substitutive  Gesandte  nimmt  in  der  B.  V.  den  Sitz  des  Präsidenten 
nicht  ein,  er  bleibt  auf  seinem  gewöhnlichen  Sit*.  —  Als  der  k.  k.  östreichische 
prasidirendc  Gesandte  vom  Dcc.  i83i  bis  zum  Juny  i83a  von  Frankfurt  abwe- 
send war,'  wurde  er  durch  den  von  ihm  substituirten  k.  preussischen  Gesandten 
vertreten.  Eben  so  vom  Dcc.  i835  bis  zum  Mai  i836.  —  Von  der  Benennung 
des  Vorsitzenden,  im  Vcrhältnifs  zu  auswärtigen  Mächten,  unten  §.  »85,  4. 

r)  Protoc.  der  B.  V.  vom  14.  Nov.  1816,  §.  10.    Baicr.  Votum  ebendas. 

d)  Der  erste  preussisehe  Entwurf  der  Bundes  Acte  enthielt  ausdrücklich  den  Vor- 
schlag, den  Vorsitz  Ocstreicb,  das  Dircctorium  Oest reich  und  Preussen  genuin- 
schaßlich  zu  geben,  und  beides  durch  besondere  zweit?  Botschafter  auszuüben. 
Blübkh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  So,  5i  u.  53.  Vergl.  auch  ebendas. 
Bd.  II,  S.  2,  21,  23,  25,  3io,  3i6  u.  481.  —  Bei  Eröffnung  des  Bundestags 
am  5.  Nov.  1816,  mufsto  der  Vorsitzende  kaiscrlich-östreichische  Gesandte,  auf 
ausdrücklichen  Befehl  seines  Souvcrains,  Folgendes  erklären:  «Se.  Majestät 
«betrachten  Sich  als  vollkommen  gleiches  Bundesglicd,  Sie  erkennen  in  dein  ein- 
geräumten Vorsitz  bei  dem  Bundestag,  kein  wahres  politisches  Vorrecht,  sondern 
tv  ehren  darin  nur  die  schöne  Bestimmung  einer  Ihnen  anvertrauten  Geschäfts- 
"leilungv.    Protoc.  v.  j8i6,  §.  4,    Klibehs  Staatsarchiv,  Bd.  H,  S.  39  u. 
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e)  In  Betrachtung  kommen  hier  z.  B.  folgende  Gegenstände :  ob  und  welche  Vor- 
rechte  mit  dem  Vorsitz  und  Dircctorium  verbunden  seyn  sollen  (Vcrgl.  Kl('bfh's 
angef.  Ac  ten  etc.,  Bd.  II,  S.  ?5  u.  196)?  die  Vertretung  der  Bundesversammlung 
bei  Gesandten  auswärtiger  Mächte  (Ki-Cbf.r*»  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  1 4^  u« 
178);  die  Legitimation  dieser  Gesandten,  und  der  Bevollmächtigten  der  Bundes» 
genossen,  besonders  der  Präsidial-  und  DirertorialGesandten;  die  Eröffnung, 
vorläufige  Einsicht,  und  Prüfung  der  für  die  B.  V.  cinkommenden  Schreiben 
und  Eingaben;  die  Ansage  zu  den  Sitzungen;  die  Proposition  und  Umfrage 
darin ;  die  entscheidende  Stimme  bei  Stimmengleichheit ;  die  Bildung  der  Be- 
schlüsse aus  den  Abstimmungen;  das  Dircctorium  der  Acten,  insbesondere  der 
in  den  Sitzungen  abzuhaltenden  Protocolle;  die  Unterschrift  der  von  dem  Bund, 
und  in  dessen  Namen  von  der  B.  V.  zu  erlassenden  förmlichen  Ausfertigungen ; 
die  öffentliche  und  PrivatDirtatur;  die  Aufriebt  über  den  V  ersammlungsort,  das 
Archiv,  die  Begistratur  und  Catizlei,  die  Bibliothek,  die  BundesniatrikularCasse 
und  die  BundescanzlciCasse,  auch  über  säinmtlnhe  hiebei  angestellte  Personen, 
und  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  über  die  letzten;  Bestellung  eines  Bundes* 
Canzlcrs.  Die  vorläufige  Geschäftordnung  v.  3o.  Oct.  1816,  enthält  einstweilen 
Bestimmungen  über  verschiedene  von  diesen  Gegenständen,  welche  unten  an 
den  gehörigen  Orten  angegeben  werden.  —  Aeufserung  des  hannöverischen  Be- 
vollmächtigten, in  den  wiener  MinistcrialConferenzcn  von  i8ao,  dafs  «früher 
oder  später  vielleicht  das  Bedürfnifs  eintreten  werde,  eigene  JustizConsulcnten 
bei  dem  Bundestag  an/us teilen«.    Vergl.  unten  §.  17a  a. 

§.    136.  (127) 

Locol,  Candei,  Registratur,  Archiv,  Bibliothek  und  Buchdruckerei  der 
Bundes} 'er Sammlung.    Canzleipersonen.  BnndescanxleiCasse.  Bundes- 
matrikularCasse.    Verhältniss  der  Gesandten  zu  der  Camlei. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  in  einem  angemessenen,  zugleich  für 
ihre  Sitzungen  bestimmten  Local  «),  eine  eigene  Canzlei  nebst  Regis- 
tratur und  Archiv  und  die  BundescanzleiCassc,  auch  eine  Bücher- 
Sammlung,  insbesondere  eine  Sammlung  von  gedruckten  Gesetzen,  Statuten 
und  Verordnungen,  die  in  den  Bundesstaaten  gelten  dieses  Alles  unter 
Aufsicht  des  Präsidiums.  II)  Sämmtiiche  hei  der  B11  ndescanzlei  ange- 
stellte Personen,  mit  Inbegriff  des  Canz  1  eiDi r ec tors,  sind,  auf  den 
gutachtlichen  Vorschlag  des  Präsidiums  f),  von  ihr  zu  ernennen,  und  dein 
Bunde  zu  verpflichten ,  dem  sie  daher  mit  Amtpllicht  angehören  «0.  Die 
Aufsicht  über  dieselben  steht  jederzeit  dem  Präsidium  zu,  welches  auch  ' 
die  der  Bundesversammlung  zustehende  Gerichtbarkeit  über  dieselben 
auszuüben  hat  <").  III)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  über  die  Frage: 
wer,  bei  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  CanzleiDirectors, 
dessen  Stelle  zu  vertreten  habe  /)?  IV)  Da  die  Protocolle  der  B.  V.  mit 
Beilagen,  zum  Theil  auch  ihre  Registraturen  oder  SeparatProtocollc  und 
manche  andere  Verhandlungen,  z.  B.  die  Protocolle  der  MilitnrCommission, 
für  Rechnung  der  BundescanzleiCasse  gedruckt  werden  (§.  i65);  so  besteht 
defswegen  eine  Uebereinkunft  mit  einer  an  dem  Sitz  der  B.  V.  befindlichen 
Buchdruckerei  g),  die  in  solcher  Beziehung  den  Namen  BuodesPräsidial- 

KlöUr.  afftntl.  Recht,  L  Auf. 
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Buchdruckern  fuhrt,  und  deren  Vorsteher  von  dem  Director  der  Bnndes- 
canzlei  in  Pflicht  genommen  ist.  V)  Zu  Unterhaltung  der  Canzlei,  zu 
Bestreitung  der  Druckposten,  auch  jener  der  MilitnrCoinmission,  und  für 
andern  gemeinschaftlichen  Aufwand  der  Bundesversammlung,  z.B.  für  ihre 
Büchersammlung,  besteht  eme  BundescanzleiCasse  mit  dem  nothigen 
Personal  (dermal  einem  provisorischen  Cassier)  unter  Obeifcufsicht  der 
B.  V.,  insonderheit  des  Präsidii,  und  unter  Aufsicht  des  CanzleiDirectors. 
Sie  wird  gebildet  durch  Beiträge  sammtl icher  Bundesgenossen,  und  zwar 
ausnahmweise  nach  einer  gleichen  Vertheilung  unter  die  siebenzehn 
Stimmberechtigten  des  engern  Raths;  daher  die  Theilhaber  einer  CuriatStiranie 
insgesammt  mehr  nicht  bezahlen,  als  ein  VirilStimmberechtigter.  Die  Ent- 
richtung wird,  so  oll  es  nothig,  von  der  B.  V.  beschlossen  »').  Der  jedes- 
malige Beitrag  eines  jeden  von  den  siebenzehn  Stimmberechtigten  besteht 
in  zweitausend  Gulden  rheinisch  oder  im  24  Gulden  Fufs  Er  ist  für 
Alle  von  ihnen  gleich,  weil  von  der  Verwendung  Alle  gleichen  Vortheil 
ziehen.  Der  Gesammtbetrag  einer  jedesmaligen  Bewilligung  besteht  demnach 
in  34.000  Gulden.  VI)  Mit  der  Verwaltung  dieser  BundescanzleiCasse  ist 
jetzt  zugleich  jene  der  BundesmatrikularCasse  für  die  Bundesina- 
triluilarBeitra'ge  der  Bundesgeuossen  (§  181  u.  195),  verbunden.  VII)  Der 
Zutritt  in  der  Bundescanzlei,  und  die  Verabfolgnng  begehrter  Abschriften, 
ist  keinem  zu  der  Bundesversammlung  gehörenden  Gesandten  gewehrt. 
Urkunden  und  Original  Acten  werden  jedoch  keinem,  ohne  defshalh  ergangene 
Verfügung  der  B.  V.  überliefert 

a)  Fin  zweckmäßiges  total  für  die  B.  V.  und  deren  Archiv,  ward  1816  vorerst  in 
dem  fürstl.  thurn-  und  taxisrhen  Palast  bereitet,  wo  zugleich  die  Wohnung  der 
kaiserl.  östreirb.  Gesandtschaft  ist.  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Stadt 
Frankfurt,  im  Ort.  1816,  Art.  1;  loco  «litt,  gedruckt  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1816,  und  in  Rlvbfr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  159.  Vorlauf.  Gcschäftordn. 
v.  1816,  Art.  I  u.  IV,  ebenda».  S.  i3  u.  11. 

6)  BescRlufs  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1821,  in  d.  Protoc.  v.  i8si,  10. 

c)  Registratur  über  die  sechste  PräliminaYConfercnz  der  Gesandten,  v.  3o.  Ort. 
1816,  in  der  C^uartAusg.  der  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  i36.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  »3.  Dec.  1816,  $.  -o.  Ri.inm's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  81. 
—  Jetzt  sind  bei  der  Bundescanzlei  angestellt:  ein  Can/.lciDirecti>r,  ein  Reeist ra- 

,  tor,  drei  Canzlisten  (wovon  einer  zugleich  DruckCorrcetor),  zwei  Canzlci- 
diener. 

d)  Ocstreichs  Erklärungen  defshalb,  in  den  J.  1814  u.  i8i5,  in  Klviutr's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  TL,  S.  a,  81  u.  3 10.  Preussische,  ebendas.,  S.  37.  KiIbkhs 
angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  146  u.  55o.  —  Noch  fehlen  Bestimmungen  Uber  fol- 
gende Fragen.  Wer  ist  als  Staatsoberhaupt  der  BundesCauzlcipersonen  und 
ihrer  Augehörigen  zu  betrachten?  (Der  Bund?)  Wo  ist  ihre,  ihrer  Ehefrauen, 
Witwen  und  Binder  staatsbürgerliche  Heimath?  Nach  welchen  ProcefsGesctzen, 
ist  die  der  B.  V.  über  sie  beigelegte  Gerichtbarkcit  auszuüben?  Welche  Civil- 
Gcscize,  und,  in  peinlichen  Sachen,  welche  Strafgesetze,  sind  fiir  und  gegen  sie 
anwendbar?  (Etwa,  durch  subsidiarische  Beception,  die  Gesetze  des  Sitzes  der 
B.  V.,  oder  -  -  ihres  fori  originis?)  Ist  das  Präsidium,  da  ihm  die  Ausübung 
der  Gerichtbarkcit  über  diese  Personen  übertragen  ist,  (gehörige  Rechlskunde 
bei  ihm  vorausgesetzt)  auf  die  Rechtspflege  zu  verpflichten,  wie  allgemein  bei 
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den  das  Richteramt  verwaltenden  Personen  üblich  und  wesentlich  nöthig  st? 
Wäre  zwcckgemäfs,  einem  an  dem  Sit/,  der  B.  V.  bestehenden,  rollegialisch 
besetzten  Gericht  diese  Rechtspflege,  für  immer  oder  in  einzelnen  Fällen,  auf- 
tragweise zu  übertragen?  —  Die  Polizeigewalt  über  die  Canzleipersonen ,  steht 
ohne  Zweifel  der  B.  V.  zu.  Ware  für  sie  in  der  B.  \\  eine  PolizeiCommission 
anzuordnen  ? 

<)  Vorlauf.  Ccschäftordn.  der  'B.  V.  r.  1816,  Art.  IV;  in  Ruders  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  ai.  Ebendaselbst  wird  dem  Präsidium  auch  die  Befugnifs  übertragen, 
die  bei  der  Buudescanzlei  angestellten  Individuen,  im  Fall  nicht  gehörig  erfüll- 
ter Amtpfluht,  wieder  zu  entlassen.  —  Die  Bundesranzlsi  ist  unterschieden  von 
der  k.  k.  GcsandschaftCanzlei.  In  der  sechsten  PrälimiuärConferenx  der  Ge- 
sandten {%.  ii 8)  v.  3o.  Ott.  1816,  proponirte  der  Vorsitzende  Gesandte,  «sich 
über  die  Besoldung  eines  zeitlichen,  mit  der  Präsidial  »  (k.  k.  östreichischen) 
«Canzlei  in  keiner  Verbindung  stehenden  CamljiDirectors  auszusprechen».  Er 
schlug  zugleich  für  denselben  einen  Jahrgchalt  von  6ooo  Gulden,  nebst  freier 
Wohnung  und  Beheitzung,  vor;  welches  allgemein  genehmigt  ward.  Protocolle 
der  B.  V.  (  Quart  Ausgabe  ),  Bd.  I,  S.  23-.  —  Die  Besoldungen  der  übrigen 
Canzleipersonen«  wurden  ebendaselbst  festgesetzt,  «her  erhöht,  durch  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  n.  Jan.  1821,  in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  5. 

/)  Bei  Verhinderung  des  CanzleiDirectors,  ward  mehnnal  die  Protocollführung 
einem  bei  der  östreichischen  Gesandschaft  am  Bundestag  angestellten  Bath  von 
dein  Präsidium  übertragen,  womit  die  übrigen  Gesandten  sich  einverstanden 
erklärten.   Protoc.  v.  1824*  §•  »*3 ;  1826,  §.  68. 

g)  Registratur  über  die  sechste  PräliminärConfcrens,  v.  3o.  Oct  1816  {  in  der 
Quart  Ausgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  —  Ein  eigener  Druck- 
Corrector,  befindet  sich  unter  dem  BundcseanzleiPersonal.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1816,  §.  70. 

i)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  14.  Oct.  i83o,  sind  zur  Verwaltung  der 
BundesmatrikularCasse  und  der  BundcscnnzleiCasse  zu  bestellen:  ein  ßundes- 
cassier,  ein  Cassecontrolcur,  ein  Canzleidiencr.  Die  beiden  ersten  haben  in  dein 
Bcsrhlufs  festgesetzte  Cautionen  zu  leisten,  und  sind  mit  Dienstlnstructionen  zu 
versehen  und  eidlich  zu  verpflichten.  Die  daselbst  festgesetzten  Besoldungen 
dieser  Beamten,  sind  zu  J/3  auf  die  B.  MatrikularCassc,  zu  */,  auf  die  B.  Canziei- 
Cassc  angewiesen.    Lübeckischer  Staatskalender  auf  )83i,  S.  86. 

0  lieber  die  Errichtung  der  BundescanzleiCasse  spricht  die  V  erhandtung  in  der 
sechsten  PraliminarConferens  der  Gesandten,  v.  3o.  Ott.  »8i6j  in  der  angef. 
tyuart  Ausgabe ,  Bd.  I,  S.  237.  —  Von  gleicher  Vertheilung  der  Beiträge  zu  der 
BundescanzleiCasse  unter  die  17  Stimmberechtigten  der  engern  B.  V.,  s.  Proto- 
colle der  B.  V.  v.  1818,  4-  M«1»  20.  Aug.,  §.  104  u.  210,  daselbst  in  dem 
Beschlufs,  3Vum.  2,  u.  v  3o.  April  i83i.  Vergl.  unten  %.  181  u.  io,5b.  —  Nach 
einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Aug.  1819,  §.  if>6,  sollen  auch  die  Druckkosten 
der  MiläärComnussion  aus  der  BundescanzleiCasse  bestritten  werden. 
Beispiele  von  Beschlüssen  zu  Einzahlung  von  Beiträgen,  findet  man  in  dem 
Protocoll  der  sechsten  PräliminärCoiiferenz  vom  3o.  Oct  1816.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  %.  95  v.  4.  Mai  1818,  104  \  v.  5.  Aug.  1819,  %.  166; 
v.  ii.  Jan.  1821,  %  4;  v.  i8?2,  %.  58;  v.  i8*3,  %.  116*  v.  1824,  i35.  —  Rech- 
mnguibh gttng  und  Revision  der  Rechnungen  durch  eine  BundestagsCommission.,. 
ProtoY-,  der  B.  V.  v.  1818,  §.  96  u.  104  nebst  Beilage  4<>i  v.  1810,  §.  *i5j  v.  1821, 
J.  4,  ao3  u.  239;  v.  1826,  §.  14,  betr.  die  Rechnungen  von  »820—1824;  v.  1827. 

')  Vorlauf.  Gcsrhaftordn.  der  B.  V.,  Art.  IV. 
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♦ 

§.  137.  (128..) 

Bevollmächtigte  Gesandte,  InterimGesandte  und  specialbevoümächtitjte 
Gesandte  der  Bundesgenossen  in  der   Bundesversammlung.  Ihre 
Vorrechte,  Legitimation,  Substitution,  Berichterstattung  und 

Instruction. 

1)  Die  Bevollmächtigten  der  Bundesgenossen  in  der  Bundes- 
versammlung (§.  116),  werden  als  Gesandte  beglaubigt  a),  und  gemessen 
in  dieser  Eigenschaft  die  gesandschaft  liehen  Vorrechte  und  Befreiungen  *). 
11)  Für  die  Zeit  der  Erledigung  einer  Gesandtenstelle,  auch  während  der 
Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  beständigen  Gesandten,  kann  von  dem 
stimmberechtigten  Bundesgenossen  ein  InterimGesandter  bestellt,  und 
hiezu  der  Gesandte  eines  andern  Bundesgenossen,  mit  dessen  Einwilligung, 
gewählt  werden  c).    III)  Dafs  ein  Gesandter  ftir  mehrere  Stimmen  in  der 
B.  V.  fortwährend  bevollmächtigt  werde,  widerstreitet,  in  Ermangelung 
einer  positiven  Bestimmung,  der  Natur  der  Bundesverhältnissc  nicht;  auch 
spricht  dafür  die  Analogie  des  Herkommens  bei  der  ehemaligen  allgemeinen 
Reichsversaminlung  «0  und    bei  andern  Staatsversaminlungen ,  namentlich 
den  wiener  MinisterialConferenzcn  von    1820.    IV)  Eben  so,  dafs  ein 
Bundesgenoss  mehrere  Gesandte  zugleich  in  die  B.  V.  abordne;  es  sev 
nun  gleichbevollmächtigte,  mit  der  Clauscl  sammt  oder  sonders,  oder  für 
nach  Gegenständen  getrennte  Stimmführung,  oder  so,  dafs  für  bestimmte 
Gegenstände,  der  Eine  dem  Andern  als  gesandschaftl  icher  SpecialBe  voll- 
macht igt  er  O  beigeordnet  sev.    V)  Die  Legitimation  der  Gesandten 
erfolgt  bei  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung,  welches  den  übrigen 
Bevollmächtigten  amtliche  Nachricht  davon,  in  der  nächsten  formlichen 
Sitzung  der  engern  Versammlung,  zu  ertheiien,  und  über  die  Zulänglichkeit 
der  Beglaubigung  einen  Beschlufs  der  Bundesversammlung  zu  veranlassen 
hat/).    VI)  Für  Verhinderungsfälle  pflegt  den  Gesandten  in  ihrer  Voll- 
macht SubstitutionsGewalt  ertheilt  zu  werden,  kraft  welcher  sie,  so 
oft  es   nöthig,  Stellvertreter  ernennen  und  beglaubigend),  welches 
jedesmal  in  dem  Protocoll  der  engern  Versammlung  angezeigt  wird.  VII)  Diese 
bevollmächtigten  Gesandten,  denen  Berichterstattung  an  ihre  Regie- 
rungen obliegt,  sind  unbedingt  abhängig   von  ihren   Committentcn  und 
diesen  allein  verantwortlich  für  Befolgung  ihrer   Instructionen,  der 
allgemeinen  und  besondern,  so  wie  für  ihre  Geschäftführung  überhaupt  Ä), 
wobei  jedoch  die  Selbstständigkeit  der  B.  V.  in  ihrer  Gcsammtheit  nicht 
leidet.    Handeln  Gesandte  als  Mitglieder  einer  von  der  B.  V.  nieder- 
gesetzten Commissi on,  oder   als  von  ihr  ernannte  Referenten,  so 
mufs  die  Frage:  ob  und  wie  weit  sie  in  dieser  Eigenschaft,  zu  Aeusserung 
ihrer  gutachtlichen  Meinung,  von  Instructionen  ihrer  Regierung  abhängig 
seyen,  aus  der  Natur  des  Auftrags  beurtheilt  werden,  namentlich  bei  un- 
partheyischen  Rechtserörterungen.    VIR)  In  dem  Verhältnifs  der  Gesandten 
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für  CuriatStimmen  sind  verschiedene  Eigenschaften  zu  bemerken 
($•  i57). 

«)  Vergl.  KlCbkb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  U,  S.  ai.  —  Diese  bevollmächtigten  Räthe 
der  Bundesgenossen,  die  nach  ihrer  wesentlichen  Bestimmung  des  Gesandten- 
Titels  oder  eines  diplomatischen  Charakters  nicht  bedürften,  sind  von  den  Bun- 
desgliedcrn  abgeordnet  in  die  B.  V.,  mithin  Gesandte  der  Bundesgenossen  in  der 
B.V.,  oder  an  den  oder  auf  dem  Bundestag;  nicht  Gesandte  der  B.  V.  oder  des 
Bundestags  (vergl.  §.  i85  «),  folglich  eben  so  wenig  Bunde stagsGe sandte  als  Bun- 
desgesandte (vergl.  die  Rubrik  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  565  der  Orig. 
Ausg.).  Die  beiden  letzten  Titel  wären  passend  für  Gesandte,  die  von  dem 
Bundestag  oder  von  dem  Bund  an  Staatsregicrungcn  oder  Congressc  abgeordnet 
würden  (§.  181).  Die  Benennung  Bundcstng&Gesaudtc  pafst  für  jene  eben  so 
wenig,  als  die  Benennungen  Bundesregierung  (Regierung  des  Bundes)  und  Bun- 
desgebiet (§.  78  u.  an),  jene  von  einer  zu  dem  Bunde  gehörenden  Staatsregie- 
rung, diese  entweder  von  dem  Staatsgebiet  eines  zu  dem  Bunde  gehörenden 
Staates,  oder  von  allen  Staatsgebieten  der  in  dem  Bund  vereinigten  Staaten  zu- 
sammen genommen.  (Vergl.  wiener  SchlufsActe  Art.  29  nebst  aa  u.  34,  u.  Art. 
47  u.  5i).  Angemessener  spricht  der  Entwurf  einer  provisorischen  Executions- 
Ordnung,  Art  8,  in  d.  Protoc.  v.  ao.  Sept.  1819,  §.  110,  S.  665,  von  Bundcs- 
Staatsregierungcn.  —  Von  den  Pflichten  u.  Eigenschaften  dieser  Gesandten, 
s.  (r.  Gagern)  Ueber  Deutschlands  Zustand  u,  Bundesverfassung  (Stuttg.  1818. 
8.),  S.  5a  u.  06  ff. 

h)  Die  Eigenschaft  der  Botschaßtr  oder  Gesandten  vom  ersten  Rang,  ward  Bevoll- 
mächtigten der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  zeither  nicht  beigelegt;  sie  wurden 
als  ausserordentliche  Gesandte  und  bevollmächtigte  Minister,  mithin  als  Ge- 
sandte vom  zweiten  Rang,  aecreditirt  und  behandelt.    Obgleich  der  europäische 

V  ölkergebrauch  Gesandten  dos  zweiten  Ranges,  als  solchen,  das  Prädicat  Excel- 
lenz  allgemein  nicht  einräumt  (RU'bkh's  droit  des  gens  de  TEurope,  §.  aio), 
und  dasselbe  auch  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.,  als  solchen, 
von  Staatsbehörden  ihres  Souverains  nicht  gegeben  wird,  so  kann  solches  doch 
auch  diesen  Gesandten  in  einer  andern  Eigenschaft,  oder  durch  besondere  Ver- 
leihung ihres  Souverains,  (als  staatsamtliche,  militärische,  Hof-,  Ordens-,  oder 
TitularExcellcnz)  zukommen,  verschieden  alsdann  von  der  diplomatischen  Evcel- 
lcmt.    Vergl.  %.  144 

>)  Ein  Beispiel  in  dem  Protoc.  v.  i8a3,  %.  i44»  w0  ,,at'h  Abrufung  des  wiirtcmberg. 
Gesandten,  der  baicrischc  «zur  einstweiligen  Eührung  der  würtcinbergischen 
Stimme»  bevollmächtigt,  und  dieser  am  a7.  Nov.  i8a3  sich  hiezu  legitimirte. 
Erst  am  i3.  Mai  i8a4  erschien  wieder  ein  eigener  Gesandter  von  Würtembcrg. 
Bei  dieser  Gelegenheit  erwähnte  das  Präsidium  der  Frage:  ob  und  wie  fem 
eine  VirilStimme,  ohne  Bestellung  eines  eigenen  Gesandten,  dem  Gesandten 
eines  andern  Bundesgenossen  übertragen  werden  dürfe?  Ein  Beschlufs  hier- 
über ward  nicht  gefafst.   Vergl.  %.  x35  b. 

<0  Hier  gab  es  noch  1804  Gesandte,  die  im  Reicbsfürstcnrath  von  3,  5  bis  7  ver- 
schiedenen Fürsten  zugleich,  fortwährend  bevollmächtigt  waren,  und  im  J.  180a 
einen  (Frhr.  v.  Linker),  der  es  sogar  von  1a  war. 

t)  Wie  jeder  andere  Bcthciligte,  kann  auch  ein  Bundesgenofs  einen  Special Bevoll- 
mächtigten ohne  gesandtschafilichen  Charakter  an  den  Sitz  der  B.  V.  abordnen, 
oder  einen  daselbst  schon  anwesenden  Mann  dazu  bestellen,  für  ihn  besonders 
betreffende  Angelegenheiten  vor  der  B.  V.,  z.  B.  zu  Vergleich  -  oder  andern 

V  erhandlungen  bei  oder  mit  einer  Commissiou  der  B.  V.  Doch  würde  ein 
solcher  auf  Zulassung  in  Sitzungen  der  B.  V.  nicht  Anspruch  machen  können. 
Beispiele  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  a3.  Dec;  v.  1818,  §.  19;  v.  1819, 
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%.  i58  u.  169;  v.  18*0,  §.  46;  v.  18a  1,  $.  q4,  aa6  u.  i3i.  Auch  kam  dieser 
Gegenstand  im  J.  1834  bei  der  B.  V.  xur  Sprache,  bei  Gelegenheit  eines  von 
Würtembcrg  wegen  der  standesherrlichcn  Beschwerden ,  r.u  mündlicher  \  er- 
handlung  mit  der  für  jene  Beschwerden  angeopdneten  Buudestag&Comnussion 
(nicht  xu  Sit»  und  Stimmführung  oder  au  Verhandlungen  in  der  Bundesver- 
sammlung) abgeordneten  SpecialBevollmächtigten. 
/)  Klüur's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  37.  Bei  einer  Veränderung  in  der  Person  des 
Ausstellers  der  VoUinacht,  r..  B.  durch  Todesfall,  utufs  eine  Vollmacht  von 
seinem  Nachfolger  beigebracht  werden.  Protoc.  der  B.  V.  v.  181?,  65;  1818, 
§.  ioa;  1820,  §.  1  u.  -3;  r.  1821,  %*  195.  —  AU  im  Juli  i8*3  in  dem  Hersog- 
thum Oldenburg  der  seitherige  LandesAdministrator  die  Regierung  in  eigenem 
Namen  übernommen  hatte,  übergab  dessen  Gesandter  eüie  neue  Legitimation. 
Protoc.  der  B.  V.  r.  18*4,  §.  *.  —  Von  der  Legitimation  der  CuriatGcsandten 
unten  %.  i56  u.  157. 

£-)  BlCskb's  Staatsarchiv,  Bd.  Q,  S.  99  f.  u.  17.  Protorolle  v.  1816,  §.  53  u.  59; 
v.  1817,  §.  1  u.11.  —  Von  der  Substitution  des  PräsidialGesamhen«  oben  §.  i35. 

A)  Wiener  SchlufsActe  v.  18*0,  Art.  8.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18™,  %.  6.  —  Preus- 
siache  Erklärung  über  die  Notwendigkeit  der  InstructionsEinholung,  *bei  allen 
denjenigen  wichtigem  und  verwickeltem  Angelegenheiten,  welche  r.ur  nähern  Er- 
örterung und  zum  gutachtlichen  Vortrag  an  eigene  Commi&tioucn  verwiesen 
werden»;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8aa,  81.  —  Von  alheitiffer  Instructions- 
Einholung  unten,  %.  i5i.    Vergl.  auch  %.  70. 

- 

§.  138.  dos»..) 

Ccremoniel  der  Gesandten.    Uwe  Abrufung.    Versiegelung  nach 

ütrem  Ableben. 

I)  Das  Ccremoniel,  welches  die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in 
der  B.  V.,  sowohl  gegen  diese,  als  auch  unter  sich  und  gegen  Auswärtige, 
zu  beobachten  haben,  ist  positiv  nicht  bestimmt;  es  ist  in  der  Regel  das 
gewohnliche  der  Gesandten  vom  zweiten  Rang,  wie  es  theils  aus  der  Na- 
tur ihrer  Bestimmung  und  dem  diplomatischen  Gebrauch,  theils  aus  den 
Verhältnissen  der  Wohlanstandigheit  und  der  hergebrachten  Höflichkeit 
sich  ergibt.  II)  Die  Abrufung  eines  Gesandten  wird  von  ihm  dem  Tor- 
sitzenden  Gesandten,  und  durch  diesen  der  B.  V.  auf  dieselbe  Art  eröffnet, 
wie  sein  Eintritt.  III)  Nach  dem  Todesfall  eines  Gesandten  geschieht 
die  Versiegelung  seines  Nachlasses,  insbesondere  seiner  Papiere,  von 
einer  zu  derselben  Gesandtschaft  gehörigen,  hiezu  ermächtigten  Person,  oder 
von  dein  beglaubigten  Stellvertreter  derselben  oder  des  Gesandten;  in  Er- 
mangelung aller  dieser,  von  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung  «). 

a)  Vorläufige  GescbäiWdn.  der  B.  V.  v.  3o.  Ot  t.  1816;  in  IUübek's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  .5,  u.  in  dessen  (^uellcusammlung  etc.  Num.  V.  Von  der  Versiege- 
lung und  Entsiegclung  nach  dem  Ableben  des  hannöverischen  Gesandten  v.  Mar- 
tens, s.  man  die  Protoc.  der  B,  V.  v.  M.  Eebr.  1.,  8.  u.  id.  31ärs  i8»i ,  §.  3-. 
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§♦   139.  (log*.) 
VerhäUniss  der  Gesandten  zu  den  Bundesstaaten. 

I)  Der  Gesandte  eine?  Bundesstaates  in  der  B.  V.,  ist  nicht  anzusehen 
als  aecreditirt  bei  Bundesstaaten,  allen  oder  einzelnen«);  denn  die 
B.  T.  ist  nur  ein  Congrefs  von  Gcsandteu  siimnitlicher  Bundesstaaten.  In 
den  lindern  der  BundesSou veraine  kann  daher  ein  solcher  Gesandter,  in 
dieser  Eigenschaft,  nur  auf  diejenigen  gesandtschaftlichen  Vorrechte  und 
Befreiungen  *)  Anspruch  machen,  welche  durchreisenden  Gesandten,  als 
solchen,  eingeräumt  werden  <*);  es  sej  allen,  oder  nur  den  Gesandten  in 
der  B.  V.,  oder  blofs  den  Gesandten  seines  Sourerains.  II)  Einzelne  Ge- 
sandte dieser  Art,  weiden  jedoch  nicht  selten  zugleich  auch  bei  einem  oder 
dem  andern  Bundesstaat  aecreditirt. 

a)  You  den  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  s.  $.  i44- 

i 

i)  Z.  B.  von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster -,  Thor-,  Sperr-  und  Brückengeld,  Zoll 
Anise  u.  dgl.  In  verschiedenen  Bundesstaaten  wird  diese  Befreiung  den  Ge- 
sandten der  Bundesstaaten  in  der  B.  V.  eingeräumt,  nach  dem  Beispiel  der 
Gesandten  in  den  ehemaligen  Reichs-  und  Kreisversammluugeit. 

c)  KiGbm's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,      176  et  «04. 


LegationsRäthe,  Secretdre  und  Camlisten,  und  übriges  Gefolge. 

Bei  den  Gesandschaften  der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  sind,  nach 
Gutßnden  oder  Bedürfnifs,  LegationsBä'the,  Secretäre  und  Can?- 
listen,  wenigstens  die  letzten,  angestellt.  So  fern  sie  mit  der  Bundei- 
canzlei  in  amtliche  Berührung  kommen  sollen,  z.  B.  bei  der  Dictatur, 
Fertigung  ron  Abschriften  u.  d.,  haben  sie  eine  von  ihrem  Gesandten  aus- 
gefertigte schriftliche  Legitimation  dem  Director  der  Bundescanzlei  zu 
überreichen  a\  Den  Sitzungen  der  B.  V.  dürfen  sie  nicht  beiwohnen  *). 
Sie  und  die  übrigen  Angehörigen,  geniessen  die  dem  gesandtschaft liehen 
Gefolge  zukommenden  Vorrechte  und  Befreiungen  «). 

«)  Registratur  der  B,  V.  v.  9.  Oct.  1816 }  in  der  OuartAusgabe  der  Protocolle  der 
B.  V.,  Bd.  I,  8.  119.  —  Bei  der  Dictatur  soll  Niemand  zugelassen  werden,  der 
nicht  in  wirklichem  Staatsdienste  steht.  Registratur  der  B.  V.  \.  ib.  Oct.  181b; 
ebenda*.  S.  93 1. 

*)  Kubm's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  n  u.  »6  f. 

0  Vergl.  §.  147.  Bi  übfr's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  $•  188—191.  a<»3  r. 
»7  a.  »n  et  suir.  a3o. 
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§.  141.  (129.) 

Verhältnis*  der  Bundesversammlung  und  der  einzelnen  Gesandtschaften. 

%u  der  Stadt  Frankfurt. 

Durch  eine  von  der  Bun desversamml ung  an  den  Senat  der 
Freien  Stadt  Frankfurt  im  October  1816  erlassene  Erklärung ,  mit 
welcher  der  Senat  im  Allgemeinen  sich  einverstanden  erklärte,  hat  dieselbe, 
in  Hinsicht  auf  ihr  und  der  einzelnen  zu  ihr  gehörenden  Gesandtschaften 
Verhältnifs  zu  der  Stadt,  Folgendes,  mit  Vorbehalt  künftiger  beson- 
derer Bestimmungen ,  festgesetzt  1)  Für  solche  Verhandlungen  mit  der 
B.  V.  oder  mit  einzelnen  Gesandten,  welche  in  den  Geschäftkreis  der 
stadtischen  Polizei-  und  anderer  obrigkeitlicher  Stadtbehorden  einschlagen, 
besteht  ausschliessend  eine  aus  der  Mitte  des  Senats  niedergesetzte  Com- 
roission,  welche  die  Stelle  des  an  H5fen  gewohnliehen  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  vertreten  hat  II)  Die  B.  V.  empfangt 
von  der  Stadt  fortwährend  zwei  Schild  wachen,  vor  dem  Eingang  zu 
ihrem  Versammlung*-  und  ArchivOrt.  Bei  ausserordentlichen  Feierlichkei- 
ten (wie  am  5.  Nov.  1816,  bei  Eröffnung  der  B.  V.)  wird  die  Wache 
verstärkt.  Wegen  der  militärischen  Ehrenbezeugungen  für  die 
Gesandten,  wird  weitere  Eröffnung  sich  vorbehalten  <*).  In  den  Kirchen 
der  verschiedenen  christlichen  Confessionen,  werden  anständige  Plätze  für 
die  Gesandten  und  ihr  Gefolge  angewiesen  d).  Der  Senat  wacht,  wie  über 
erlaubte  und  wohlthätige  Prefsfreihcit,  also  auch  gegen  etwaige  Mifs- 
bräuche  derselben.  Nur  die  von  der  B.  V.  für  die  zu  Frankfurt  er- 
scheinenden Zeitungen  und  periodischen  Blätter  eingesandten,  oder 
von  ihr  als  amtlich  anerkannten  Artikel,  sind  als  officiell  zu  betrachten, 
und  mit  der  Aufschrift  «officieller  Artikel»  zu  versehen  <•). 

«)  Diese  Erklärung  der  B.  V.,  welche  von  dem  Präsidium  mit  einer  kurzen  Bcglci- 
tungsNote  dem  Senat  zugesandt  ward,  steht  in  Hlvbkr's  Staatsarchiv,  Bd.  D, 
S.  i57  ff.  —  Die  slntwnrt  des  Senats,  v.  i5-  Oct  1816,  ebenda  8.  S.  119.  Die 
Berathungen  derB.  V.  hierüber,  s.  man  in  den  Registraturen  über  die  Prä liminar- 
Conferenzen  der  Gesandten,  v.  8.,  9.,  i5. ,  %%.  u.  3o.  Oct.  1816,  in  der  Quart- 
Ausgabe  der  Protocolle  dcr-B.  V.,  Bd.  I,  S.  aa5  ff.  Vergl.  Klvbkr's  Staats- 
archiv Bd.  II,  S.  8 — 11  u.  166.  Emxibghavs  Corp  juris  germ.  acad. ,  Th.  II, 
S.  657  —  661.  Die  Note  an  den  Senat,  die  Antwort  oder  die  Gegenerklärung 
desselben,  die  Antwort  des  Präsidii,  und  Bemerkungen  des  preufs.  Gesandten, 
sind  loco  dictaturae  gedruckt,  in  der  Original  Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V- 
v.  1816.  —  In  den  wiener  MinistcrialGonfcrcnzen,  in  dem  Protoc.  d.  3a.  Sitzung 
v.  ao.  Mai  i8ao,  ward  beschlossen,  die  Gesandten  in  der  B.  V.  über  ihr  polizei- 
liches Verhältnifs  zu  der  Stadt  Frankfurt  zu  instruircu.  Vergl.  die  Original- 
Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  ai5. 

*)  Die  angef.  Erklärung,  etc.,  Art.  II,  Num.  a. 
c)  Erklärung  etc.,  Art.  I. 
rf)  Erklärung  etc.,  Art.  ML 
r)  Erklärung  etc.,  Art.  IL 
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§•  142.  (13a) 

Fortsetzung. 

IV)  Die  in  die  B.  V.  abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenossen, 
and  die  sie  begleitenden  gesandtschaftlichen  Personen,  geniefsen,  für 
sich,  ihre  Familien  und  Dienerschaft  «),  in  Absicht  auf  ihre  Wohnun- 
gen völlige  Exterritorialität,  und  eben  so  Befreiung  von  aller 
städtischen  Civil-,  Griminal-  und  Polizei-Gericht  barheit,  auch 
von  Versiegelung  bei  Sterbefallen ;  desgleichen  von  stadtischen  Steuern 
and  Abgäben  aller  Art,  insbesondere  von  Sperr-  und  Chausseegeld, 
von  Abgaben  in  Ansehung  aller  Consumtibilien  und  (auch  von  Frem- 
den verfertigter)  Mobilien,  die  sie,  auch  ausser  der  Mcfszcit,  zu  ihrem 
und  der  Ihrigen  Gebrauch  kommen  lassen;  ferner,  von  aller  Einquartie- 
rung, oder  deren  Reluition,  in  Ansehung  aller  Wohnungen,  welche 
von  ihnen,  oder  tou  ihnen  angehörenden  Personen,  eigenthümlich  oder 
miethweise,  besessen  oder  bewohnt  werden;  endlich  sind  auch  bei  dem 
Todesfall  eines  Gesandten,  dessen  Erben  frei  von  Abzugsgeld,  selbst 
dann ,  wenn  die  Erbschaft  in  andere  teutsche  Bundesstaaten  ausgeführt 
würde  V)  Wäre,  bei  Händeln  öden*  Widersetzlichkeit  gegen 
Polizei  Verfügungen,  ein  zu  der  Dienerschaft  eines  Gesandten  gehöriges 
Individuum  verhaftet  worden,  so  hat  die  Polizei  dasselbe,  so  bald  es  sich 
gehörig  ausgewiesen,  in  das  Haus  des  Gesandten  fuhren  zu  lassen.  Zieht 
dieser  nicht  vor,   dasselbe  des  Dienstes  zu  entlassen,   so  ertheilt  er  nicht 

- 

nur,  auf  ihm  zukommende  Mittheilungen  unverzüglich,  besonders  wo  Zeug- 
schaft desselben  nöthig  wäre,  alle  erforderliche  Auskunft,  sondern  gibt  auch 
den  gegen  dasselbe  geführten  Beschwerden  dergestalt  Folge,  dafs  solches 
von  derjenigen  Behörde,  der  es  unterworfen,  zur  Untersuchung  sowohl, 
als  auch,  wenn  es  schuldig  befunden  ist;  zur  Strafe  gezogen,  und  zur 
Genugthuung  angehalten  werde  c).  Das  letzte  hat,  ohne  Zweifel,  auch  dann 
Statt,  wenn  eine  Verhaftung  von  Seite  der  städtischen  Polizei  nicht  erfolgt 
wäre.  VI)  Wäre  ein  solches  Individuum  eines  Verbrechens  angeschul- 
digt, oder  dieses  erwiesen,  so  ist  dasselbe,  wenn  es  wegen  augenblicklicher 
Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft  genommen  worden,  sofort  an  den  Ge- 
sandten auszuliefern,  und  ihm,  so  wie  wenn  keine  Verhaftung  erfolgt  ist, 
zu  überlassen,  ob  er  dasselbe  dem  Senat  zur  Untersuchung  und  Bestrafnng 
ausliefern,  oder  in  sichere  Verwahrung  in  seine  Wohnung  gebracht  haben, 
und  au  seine  Regierung  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  abfuhren  lassen 
wolle  <)• 

•)  In  der  angef.  Antwort  des  Senats  (in  Klvbkr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  a*5  f.) 
wird  zu  erkennen  gegeben,  dafs  dem  beiderseitigen  Interesse  angemessen  sejr: 
Bürger  und  Sckutzwrwandte  der  Stadt,  die  in  den  Dienst  eines  Gesandten  treten, 
^on  der  Gerirhtbarkeit  und  der  Polizei  und  von  den  öffentlichen  Abgaben  der 
Stadt  nicht  zu  eximiren ;  im  entgegengesetzten  Fall  könne  die  Stadt  sich  veran- 
lafst  sehen,  Mir  den  Fall  einer  solchen  Dienstannahme  den  Verlust  des  Bürger- 
rechtes oder  der  Schutzverwandschaft  festzusetzen. 
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h)  Erklärung  etc.,  Art.  Ol,  Num.  i  u.  a,  u.  Art.  IV.  Antwort  des  Senat« ,  in 
Hi.i bkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  Mi.  —  Von  Dienstleuten  der  Gesandten,  die 
städtische  Bürger  oder  Schutaverwandle  sind,  s.  auch,  hier  die  Note  a.  —  Auch 
von  Wechsel  Stempel  sind  die  Gesandten  frei,  bei  Geldern,  die  sie  r.u  ihrem  eigenen 
Gebrauch  und  für  eigene  Rechnung  beziehen.  Registratur  der  B.  V.  v.  a.  Jul. 
1818.  —  Die  Befreiung  von  Sperr-  und  Qmussecgeld  bewilligte  der  Senat  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  es  in  andern  Bundesstaaten  eben  so  gehalten  werde. 
Ki.€bkb's  Staatsarthiv,  Bd.  II,  S.  aai.  —  In  Ansehung  aller  Consumu'bilicn  und 
Mobilien,  welche  sie  kommen  lassen,  haben  die  Gesandten  Certificate  dahin  aus- 
zustellen, dafs  diese  Gegenstände  ihnen  gehören,  und  su  ihrem  oder  der  Ihrigen 
alleinigen  Gebrauch  bestimmt  sind.   Erklärung  etc.  Num.  IV. 

r)  Erklärung  etc.,  Art.  OL  Num.  4,  lit.  b.    Vergl.  Note  «. 

d)  Erklärung  etc.,  Art-  DI,  Num.  4»  lit«  c«  (Vergl.  Note  a.)  —  Haussuchung  in  der 
Wohnung  eines  Gesandten,  hat  nur  Statt  in  dringenden  CriminalFällen ,  hier 
aber  erst,  nach  gebührender  Anzeige,  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  des  Ge- 
sandten, und  in  Gegenwart  seiner,  oder  einer  von  ihm  daau  verordneten  Person. 
Ebenda*.,  lit.  d. 

&  145.  (i3i.) 

$  e  h  I  u  *  s. 

VII)  Die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  ertheilen,  an 
nicht  zu  der  Gesandtschaft  gehörende  Personen,  weder  Schutzbrief c, 
für  Aufenthalt  oder  Treibung  eines  Gewerbes,  noch  in  ihren  Wohnungen 
einen  Zuflucht  ort  (Asyl),  gegen  Verfolgung  von  Seite  der  Polizei  oder 
eines  Gerichtes«).  V1IT)  Dagegen  bleibt  der  gesammten  Bundesver- 
sammlung die  BcfugniPs  vorbehalten,  in  dazu  geeigneten  Fällen,  einzelnen 
Personen  Schutzbriefe  für  den  Aufenthalt  zu  Frankfurt  zu  ertheilen 
so  wie  IX)  einzelnen  Gesandten  das  Recht,  Pässe  zu  ertheilen,  oder 
zu  visiren,  in  allen  Fällen,  in  welchen  solches,  nach  anerkannten  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts,  den  bei  einem  Staat  aecreditirten  Gesandten  zu- 
steht X)  Die  hier  genannten  Vorrechte  gemessen  alle  in  der  B.  V- 
abgeordneten  Gesandten,  selbst  die,  welche  noch  in  nexu  civico  der  Stadt 
sich  befinden.  Doch  glaubt  die  Bundesversammlung  als  einen  Grundsatz 
ansehen  zu  müssen,  dafs  in  Zukunft  kein  in  nexu  civico  der  Stadt 
Frankfurt  stehendes  Individuum  zum  Gesandten  in  der  B.  V., 
ausser  für  die  Stadt  selbst,  ernannt  und  angenommen  werde  <**).  XI)  Die 
Verhältnisse  des  jedesmaligen  Gesandten  der  Stadt  zu  .derselben,  bleiben 
ihrer  eigenen  Bestimmung  uberlassen  <•). 

«)  Erklärung-  etc.,  Art.  Dl,  Num.  4,  lit  a  u.  d.  —  Von  einem  mißlungenen  Plan 
im  J.  1816,  dem  Site  der  B.  V.  das  Recht  einer  Freistätte,  für  Teutsche,  die 
politischer  Vergehen  beschuldigt  sind,  eu  bewilligen,  s.  Klübhh's  Staatsarchiv, 
Bd.  H,  8.  1a.  Das  Gesuch  eines  Erhrn.  v.  Lame/^n  gegen  eine  obrigkeitliche 
Verfügung,  durch  welche  derselbe  aus  Polixcigründeu  aus  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  war  entfernt  worden,  ward  von  der  B  V.  für  unstatthaft  erklärt, 
in  den  Proioc.  v.  i8ao,  §.  174.  —  Seinen  DieusUcuten  darf  ein  Gesandter  nicht 
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gemattet!,  Handwerktarbeiicn  außerhalb  seiner  Wohnung,  oder  für  andere,  tu 
einer  Gesandtschaft  am  Bundestag  nicht  gehörige  Personen,  su  fertigen.  Ebenda», 
lit  a. 

*)  Erklärung  etc.,  Art.  m,  Num.  4.  Iit.  a. 

c)  Erklärung  etc.,  Art  YL  Der  Senat  stellte  anheim,  ob  die  Gesandten  sich  nicht 
auf  das  blofse  Visiren  der  Pässe  beschränken  wollten.  Klübbh's  Staatsarchiv, 
I5d.  II,  S.  136. 

d)  Erklärung  etc. ,  Art.  V.  -  Erinnerung  des  Senats  dawider  (in  KiXWa  Staats- 
archiv,  Bd.  II.  S.  i%%  u.  AT.),  und  Bemerkungen  des  preufs.  Gesandten  hierauf, 
beide  loco  dictaturae,  als  Beilagen  4  u.  5  gedruckt,  in  der  OriginalAusgabe  der 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1816. 

e)  Erklärung  etc.,  Art.  V. 

%.   144.  (I32..) 
Gesandte  auswärtiger  Mächte. 

I)  Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  und  es  ist  ihrer  Würde  geraäPs, 
von  auswärtigen  Mächten  Gesandte,  ordentliche  und  ausserordentliche, 
anzunehmen  a),  und  das  Ceremoniel  zu  bestimmen,  welches  sie  gegen 
dieselben  beobachten  will  *).  I!)  Zwar  aecreditirten  jene  Mächte  ihre  Ge- 
sandten förmlich  nicht  bei  der  Bundesversammlung,  sondern  bei  dem 
*Durch  lauchtigsten  Teutschen  Bund»,  oder  «presja  Serenissimc 
Confetleration  Germanique*  c),  (der  Gesammtheit  der  verbündeten  Staaten) ; 
aber  das  an  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  <*)  gerichtete  Creditiv 
wird  doch  bei  der  Bundesversammlung,  als  dem  Organ  oder  der  »Central- 
Behorde«  des  Bundes,  übergeben;  die  gesandtschaftlichen  Verhandlungen 
haben  bei  ihr  und  durch  sie  Statt,  und  auch  die  gesandtschaftliche  Besidenz 
ist  an  dem  Sitz  der  B.  V.  m)  Diese  Gesandten  sind  bei  der  Gesammt- 
heit der  Bundesstaaten  aecreditirt,  mithin  bei  jedem  einzelnen  dieser 
Staaten  nur  in  seiner  Vereinigung  mit  der  Gesammtheit;  daher  sie  auch 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Gesandte  nur  bei  dem  Bund,  nicht  bei  der  Regie- 
rung eines  jeden  Bundesstaates,  ein  Creditiv  überreichen.  Hiernach  sind 
die  gesandtschaftlichen  Vorrechte  und  Befreiungen  dieser  Gesandten,  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten,  zu  beurtheilen  f).  IV)  Zwar  ist,  bei  Zulassung 
fremder  Gesandten,  die  Bundesversammlung  nicht  zugleich  zu  betrachten 
als  ein  europäischer  Congrefs  g) ;  aber  es  kann  die  Anwesenheit  von  Be- 
vollmächtigten europäischer  Staaten,  fast  in  dem  Mittelpunkt  von  Europa, 
in  der  freien  Bundesstadt,  unter  örtlichen  Umständen,  welche  die  freie 
Wirksamkeit  der  Abgesandten  vorzüglich  begünstigen,  ein  erwünschter 
Anlaßt  werden  zu  diplomatischen  Verhandlungen  enropäischer  Mächte  unter 
sich,  und  mit  teutschen  Bundesstaaten,  hiedureh  aber  zu  Erhaltung  und 
Befestigung  der  freundlich  gesellschaftlichen  Bande,  welche  die  gebildeten 
Völker  Kuropa's,  auch  ohne  ausdrückliche  Uebcreinhunft ,  stets  umschlingen 
sollten  A). 
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n)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  5o.  Vergl,  unten  %.  190.  —  Auf  dem  wiener 
Congrefs  geschah  der  Vorschlag,  der  Regel  nach  keine  solche  Gesandten  anzu- 
nehmen; in  Klvbkr's  angeführten  Acten,  Bd.  II,  S.  a3,  139,  i4a  ff.,  161,  177  f, 
vergl-  mit  Bd.  I,  Heft  1,  S.  5i.  Kti'nsK's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  1^7.  — 
Ueber  Zulassung  fremder  Gesandten  am  Bundestag,  Ludk.n's  Nemesis,  Bd.  IX, 
St.  1 ,  Num.  9. 

6)  Die  B.  V.  hat  das  auf  dem  wiener  Congrefs  errichtete  Reglement  sur  le  rang 
entre  les  agens  diplomatique  s  (s.  Kliber\s  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI, 
S.  ao4  ff.)  angenommen,  in  ihrem  Besch lufs  v.  1a.  Jun.  1817,  Num.  ID;  in  dem 
Protoc.  v.  1817,  %.  a*7-  Damals  bestand  der  zu  Aachen  von  den  daselbst  ver- 
sammelten fünf  Mächten  (Oestreich,  Preussen,  Rufsland,  Grofsbritannien,  Frank- 
reich) in  dem  ConferenzProtocoll  vom  ai.  Nov.  1818  gefafste  Beschlufs  noch 
nicht,  dafs  die  bei  diesen  Mächten  aecreditirten  Minister  Residenten  ( turnt  strts 
rc'sidens),  in  Hinsicht  auf  Rang,  eine  Mitte  Masse  bilden  sollten,  /.wischen  den 
Gesandten  vom  zweiten  Rang,  und  den  Geschäftträgern  (charges - d'affaires) ; 
wodurch  bei  jenen  Mächten,  und  bei  denen,  welche  diesem  Beschlufs  beitreten, 
vier  Rangclassen  von  Gesandten  bestehen;  Rlv*bkb's  curop.  Völkerrecht  (18a  1), 
Bd.  I,  %.  179,  S.  ago.  —  Gesandte  dritter  Classe  erhalten,  von  den  Gesandten 
der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  den  ersten  Gegenbesuch  nur  durch  Charte; 
in  Ansehung  der  Gesandten  der  übrigen  Classen,  bleibt  es,  in  Absicht  auf  Be- 
suche und  Gegenbesuche,  bei  dem  allgemeinen  Herkommen.  Ebcndas.,  Ol.  7.  — 
Die  Ankunft  eines  k.  französischen  Gesandten  gab  Anlafs  zu  einer  näheren  Ab- 
rede, wie  es  mit  den  Antritt-  und  Gegenbesuchen,  und  mit  dem  zur  Ehre  eines 
von  einer  auswärtigen  Macht  neu  aecreditirten  Gesandten  zu  veranstaltenden 
Gastmahl  zu  halten  sey.  Es  besteht  darüber  eine  Registratur  v.  17.  Nov.  18»". — 
Eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  den  Rang  der  auswärtigen  Gesandten,  im 
Verhältnifs  zu  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  F.,  war  vorgeschla- 
gen in  dem  gutachtl.  Commissionsßericht  /.u  §.  5a  des  Protoc.  v.  1817,  S-  83 
der  Original-  oder  FolioAusgabe.  —  Von  dem  diplomatischen  Ferkehr  der  B.  V., 
unten  %.  186;  von  der  diplomatischen  Sprache  in  ihrcu  auswärtigen  Verhältnis- 
sen, §.  149. 

f)  So  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  5o,  und  der  angef.  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  ia.  Jun.  1817,  im  Eingang  und  Num.  U\  —  Diese  Gesandten  nenneu 
sich  daher  Ministres  plenipotentiaires ,  Envoyes  et  Ministres  plvnipotentiaires ,  Mi- 
nistres-residens,  Charges -d 'affaires  etc.,  prls  la  Serenissime  Conje'de'ration  Gerrna- 
nique.  —  In  dieser  Art  wurden  diplomatische  Agenten  aecreditirt,  1817  u.  1839, 
von  Frankreich;  1817,  i8a4,  i8a5,  i8a8,  1829,  von  Grofsbritannien;  1818  von 
Rufsland;  1819  ein  MinisterResident  von  Schweden.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817, 
§.  079  u.  455;  v.  1818,  §.  1  u.  »53;  v.  1819,  §.  27;  v.  i8a3,  §.  169;  v.  1824* 
$.  100;  v.  18*5,  §•  a  u.  37;  v.  i83o,  %.  a  u.  3. 

d)  In  dem  Creditiv,  welches  der  französische  Gesandte  im  J.  i8a5  übergab,  lautet 
die  Anrede,  wie  folgt:  «Tres- Jiauts  et  tres  -  illustres  Princcs  Souverains  et  Vi  lies 
libres  composant  la  Serenissime  Confcdcration  Germanique  ». 

e)  Vergl.  dk  Martkks  Prccis  du  droit  des  gens  de  l'Europe  (edit.  de  i8ai),  §.  ao.'i  *». 

f)  Vergl.  oben  §.  137,  Num.  V.,  u.  Ki.ümkr'h  droit  des  gens  de  l'Europe  moderne- 
§.  ao3  et  suiv.  —  Ausser  ihren  Gesandten  bei  dem  Bund,  aecreditiren  manche 
auswärtige  Mächte  noch  besondere  Gesandte  bei  einzelnen  Bundesstaaten. 

g)  Anders  die  Zeitschrift  Allemanniat  Heft  39  u.  4°  (München  1816),  S.  i4a  f. 

h)  V  ergl.  Preuss.  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V.,  in  BlvbfVs  Staatsarchiv,  Bd.  II, 
S.  41«  A.  H.  L.  Hkvrick,  der  teutsche  Bund  in  seinen  \  crhallnisscu  zu  dein 
europäischen  StaatcnSjstcin  (1816) ,  S.  3o  f. 
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§•  (132M 

Accreditirung,  amtlicher  Verkehr,  Vorrechte  ^  und  Abrufung 

auswärtiger  Gesandten. 

I)  Bei  ihrer  Accreditirung,  haben  die  Gesandten  auswärtiger  Mächte 
sich  zuvorderst  an  den  Präsidenten  der  B.  V.  zu  wenden,  durch  Mitthcilung 
ihres  Beglaubigungsschreibens  in  der  Urschrift,  nebst  ein«*  Abschrift,  auch, 
nach  dessen  Beschaffenheit  (§.  149)»  einer  teutschen,  lateinischen,  oder 
französischen  Uebersetzung.  Die  Abschrift,  nebst  der  Uebersetzung ,  legt 
der  Präsident  der  B.  V.  vor.  Zeigt  sich  kein  Anstand,  so  wird  die  Ur- 
schrift in  der  Versammlung  eröffnet  und  vorgelesen,  die  Accreditirung  in 
«lern  Protocoll  für  geschehen  erklärt,  und  ein  Antwortschreiben  auf  das 
Credit  iv  erlassen ,  mit  Beifügung  einer  lateinischen  oder  franzosischen  Ueber- 
setzung, wo  es  nothig  «).  II)  Der  amtliche  Verkehr  zwischen  der 
B.  V.  und  den  solchergestalt  aecreditirten  Gesandten,  hat  auf  die  unten  (§. 
186)  angezeigte  Art  Statt.  III)  Sie  geniefsen  an  dem  Sitz  der  B.  V.  die- 
seiben  gesandtschaftlichen  Vorrechte,  die  daselbst  den  an  den  Bundestag 
abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenossen  zukommen  *>  IV)  In  Hinsicht  auf 
Abrufung  der  Gesandten,  und  überhaupt  wegen  Beendigung  der  Ge- 
sandtschaft, gelten  auch  hier  die  allgemein  üblichen  Formen,  Gebräuche 
und  rechtlichen  Verhältnisse.  Mit  dem  Bccreditiv  wird  es  eben  so 
gehalten,  wie  bei  dem  Creditiv  und  dessen  Uebergabe.  Der  abreisende 
Gesandte  erhält  einen  Pafs,  der  ihm  auf  der  Reise,  auch  im  Fall  eines 
Kriegs  mit  dem  Bund,  in  allen  Bundesstaaten  den  üblichen  volkerrecht- 
lichen Schatz  gewahrt;  wcfshalb  die  B.  V.,  wenn  sie  es  für  rathsam 
hält,  die  Regierung  desjenigen  Bundesstaates  benachrichtigt,  durch  dessen 
Gebiet  die  Reise  geht  «),  damit  die  durchreisende  Gesandtschaft  daselbst 
gehöriges  Geleite  erhalte. 

«)  Ueber  dieses  Alles  s.  den  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  n.  Jun.  1817,  IE. 
4—6  u.  8. 

i)  Ebendas.   DI.  9.    Der  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt  erkennt  dieses  an. 

Oestreuh  machte  den  V  orschlag  hie/.u,  in  d.  Frotoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §•  i5", 

ID.   Einen  förmlichen  Beschluß  hierüber,  fafstc  die  B.  V.  in  dem  Protoc.  v. 

19.  Febr.   1814,  §.  4*»  vergl.  mit  §.  54.    Dieser  Beschlufs  steht  in  KlCbei»'« 

Qnellensammlung  etc.,  Num.  XXIX. 
<)  Lbendas.  V.l.  Vergl.  Baübshs  Droit  des  gens  moderne  defEurope,  §.xi8-i3o. 

§.   146.  (133.) 
Anlass  zu  Verhandlungen  der  Bundesversammlung : 

f)  durch  die  Bundes Acte  und  die  wiener  SchlussActe  etc.;   2)  t*m  der  B.  V.  selbtt. 

A  n  1  a  f  s  zu  Verhandlungen  erhält  die  Bundesversammlung, auf  verschiedene 
Art.    I)  Manche  Gegenstände  sind  ihr  durch  die  Bund  es  Acte  vorge- 
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schrieben ,  zur  Berathung  und  Festsetzung  durch  Beschlüsse.  Die  Bundes- 
Acte  macht  ihr  zur  Pflicht,  sich  zuvorderst  zu  beschäftigen  <*),  mit  der 
Abfassung' von,  Grundgesetzen  des  Bundes,  und  mit  dessen  Einrich- 
tung, in  Absicht  auf  seine  auswärtigen  und  innern  Verhältnisse,  auch  die 
militärischen  ,  Ausser  diesen,  sind  in  der  BundesActe  c)  noch  verschiedene 
andere  Gegenstände  ausdrücklich  zur  Erledigung  an  die  Bundesversammlung 
gewiesen.  Dasselbe  geschah  in  der  wiener  SchlüfsActe  <*)  und  in  etlichen 
in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1820  abgefafsten  ScparatProto- 
collen  und  besondern  Beschlüssen  «■).  II)  Die  Bundesversammlung 
selbst  Kann,  von  dem  Zweck  und  den  Bedürfnissen  des  Bundes,  Anlafs 
nehmen  zu  Verhandlungen  über  bestimmte  Gegenstände/). 

a)  BundesActe,  Art.  10,  7  u.  8.   Vcrgl.  Kiäukr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  353  f.,  38a  u.  409.    Uendes.%.  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16. 
Vergl.  Klübkb's  angef.  Acten,  Bd.  U,  S.  456  f.  —  Protokolle  der  B.  V*.  v.  i8»6, 
%.  4;  t.  i8it,  fr.  aa. 

c)  Art.  6,       14,  16,  16,  18  u.  19.    Vergl.  Klübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  O,  S.  9 
u.  8»  ff. 

rf)  Wiener  SchlüfsActe  v.  i8ao,  Art.  5  j,  63  u.  65. 

<•)  Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände,  welche  in  Folge  der  uiriiejr 
MinisterialConfcrenzen ,  zur  weitem  Berathung  au  den  Bundestag  zu  bringen 
sind;  loco  dictaturae  gedruckt  zu  der  vertraul.  Sitzung  ?.  a-.  Jul.  1810,  in  der 
.   Original  Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  ai3— ai6.  » 
J)  Kirchliche  und  ReligionsAngel<zenhciten  hat  die  B.  V.  nicht  aus  eigenem  Antrieb 
.  in  Berathung  zu  nehmen,  sondern  nur  auf  Antrag  eines  Bundesgliedes,  oder 
auf  Beschwerde  über  Verletzung  eines  durch  den  16.  Art.  der  BundesActe  be- 
gründeten Rechtes.    Erörterung  hierüber,  in  d.  Protoc.  der  B,  V.  v.  10.  Marz 
1817,  i  91. 


&    **7-  (134.) 
3)  Von  einzelnen  Bunde  s  glie  de  rn. 

HI)  Auch  jedes  einzelne  Bundesglied  ist  befugt,  unmittelbar  oder 
durch  seinen  Bevollmächtigten,  der  Bundesversammlung  Anträge  und  Vor- 
schläge zu  machen,  und  in  Vortrag  zu  bringen.  Geschieht  solches  durch 
dessen  Stimmfuhrer,  so  mufs  es  schriftlich  geschehen,  und  der  Antrag 
oder  Vorschlag  wenigstens  ara  Tage  vor  der  Sitzung,  in  welcher  der- 
selbe Statt  haben  soll ,  dem  Präsidium  schriftlich  mitgetheilt  werden.  Der 
Vorsitzende  ist  sodann  verpflichtet,  innerhalb  vierzehn  Tagen,  von 
der  Anbringung  an  gerechnet,  wenn  die  Bundesversammlung  nicht  schon 
bei  der  ersten  Anzeige  eine  frühere  oder  spätere  Vornahme  sollte  beschlossen 
haben,  den  Antrag  oder  Vorschlag  zur  Berathung  vorzulegen  «). 

a)  BundesActe,  Art.  5.   Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  35a,  353,  408  f.,  4ai  f., 
'  461.    Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  II,  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  i~. 
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§•    *40'  (135). 
4)  V o  n  Dritten. 

IV)  Endlich  können  auch  dritte  Personen,  moralische  oder  physische, 
namentlich  Iandstände  und  üntcrthanen  einzelner  Bundesstaaten ,  auswärtige 
Staaten  und  deren  Unterthanen,  vermöge  des  ihnen  zustehenden  Beschwerde- 
uod  Petitionsrechts  «),  unmittelbar  Anlafs  geben  zu  Verhandlungen  der 
Bundesversammlung. —  Anträge  dieser  Art  müssen  schriftlich  übergeben 
werden.  Sie,  wie  überhaupt  alle  an  die  B.  V.  eingehende  Schreiben,  ge- 
langen zuerst  in  die  Hände  des  Präsidirenden,  welcher  davon  in  der 
nächsten  ordenthchen  Sitzung  Anzeige  macht.  Werden  aber 
dieselben,  nach  Form  oder  Gegenstand,  für  gänzlich  unstatthaft  erachtet, 
so  geschieht  solche  Anzeige  blofs  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung.  Die  Berathung  über  statthafte  Anträge  oder  Schreiben,  wird 
von  dem  Präsidium  innerhalb  dreier  Wochen  in  Vorschlag  gebracht, 
wenn  nicht  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere  Bestimmung  defshalb 
getroffen  worden  ist  &). 

«)  Vergl.  unten,  §.  »17  u.  ff.  und  die  provisor.  Ompetenzordnung  der  B.  V.  r. 
it.  Juni  181T,  §.  5;  in  Klüber's  Quelleitsammlung  (i83o),  S.  a38  ff. 

£)  Vorläufige  Geschäftordn.  v.  1816,  Ab&t-bn.  II,  in  Klübek's  Quellensaminluug 
(i83o),  S.  2i5.  —  Erklärung  der  östreicb.  Gesandschaft,  ebenda».  S.  88  u. 
joi  ff.  —  Beschluß  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  3o.  Jan.  1817:  «dafs  von  der 
BundesPräsidialCanzlei  ein  Verzeichnis*  der»  (von  dritten  Personen  von  Zeit  r.u 
Zeit)  « eingehenden  Vorschläge  tu  gemeinnützigen  Anordnungen,  (vergl.  §.  106  u. 
337),  die  einer  weitem  Prüfung  werth  geachtet  sind,  angelegt,  dasselbe  in  der 
letzten  Sitzung  des  Jahres,  der  Versammlung  überreicht,  und  dem  Protocol) 
beigefugt,  indessen  aber  jeder  gweckmäsig  und  gehaltvoll  scheinende  Vorschlag, 
jedesmal  unter  den  BundcstagsGesandtsc haften  in  Umlauf  gesetzt  werden  soll.  — 
Ein  solches  Vcrzeichnifs.  von  5  Vorschlagen,  steht  in  der  Beilage  zu  §.  7  des 
Protoc.  v.  1818.  Eine  weitere  Folge  soll  dieser  Beschlufs  nicht  gehabt  haben.  — 
'  Vergl.  Protoe.  v.  11.  Nov.  1816,  \.  *4;  v.  a3.  Dec.  1816,  §.  66}  v.  i3.  Juiu  1817, 
$.  7;  v.  »o.  Febr.  1817. 


§.    149.  (136). 

Eingaben  an  die  B.  V*     Adresse,  Sprache  und  Siegel  der  B.  V. 
Anonyme,   unförmliche  und  ungeziemende  Eingaben  und  Adressen. 
Beireibung  der  PrivatBeclamationen.    Zueignung  oder  Einreichung 

von  Druckschriften  bei  der  B.  V. 

I)  Alle  Eingaben  an  die  Bundesversammlung,  geschriebene  und  ge- 
druckte, vorläufige,  principale,  und  nachträgliche,  sind  mit  der  Anrede: 
»Hohe  Bundesversammlung«,  und  mit  gehöriger  Naraensunterschrift 
zu  versehen  (§.  148)^  und  unter  der  Aufschrift:  »An  die  Hohe  Teutsche 
Bundesversammlung«,  bei  dem  Präsidium  einzureichen  (112c).  Dieses 
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schreibt  auf  solche  die  Empfangzeit,  und  laTst  ihrer,  -wenn  sie  nach  Form 
oder  Gegenstand  nicht  sofort  für  unzulässig  geachtet  werden  (welches  dann 
in  der  nächsten  vertraulichen  Sitzung  anzuzeigen  ist),  nach  Verschiedenheit 
ihres  Inhaltes,  entweder  blofs  in  dem  EinreichungsProtocoll  (§.  i5o,),  oder 
auch  in  dem  Verzeich nifs  der  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen 
(Note  a  zu  dem  vorigen  §.),  unter  Nummern,  mit  kurzer  Anführung  der 
Einsender  und  des  Gegenstandes ,  erwähnen  «).  II)  Eingaben  bei  der  Bundes- 
versammlung, werden  nur  in  teutscher  Sprache  angenommen,  und  den 
in  einer  andern  Sprache  abgefafsten  Beilagen  derselben,  müssen  teutsche 
Ueber Setzungen  beigelegt  werden  Anonyme  Eingaben  werden 
nicht  angenommen  c).  Unförmliche,  unbescheidene,  ungezie- 
mende, unpassende  Eingaben  legt  die  B.  V.  entweder  ganz  bei  Seite, 
oder  nimmt  sie  blofs  ad  Acta  «0,  oder  sie  läfst  dieselben,  mit  oder  ohne 
Rüge  O?  zurückgeben;  entweder  unmittelhar  oder  durch  den  Gesandten 
der  Regierung  des  Exhibenten  /).  Als  unstatthaft  werden  von  ihr  zurück- 
gewiesen, gemeinschaftliche  Adressen  oder  Vorstellungen  von  Unterthanen 
teutscher  Bundesstaaten,  welche  öffentliche  Angelegenheiten  des  Bundes 
zum  Gegenstand  haben  g).  III)  In  ihrem  schriftlichen  Verkehr  mit  aus- 
wärtigen Regierungen  (§.  186)  bedient  i)  die  B.  V.  sich  der  teut- 
sehen  Sprache,  jedoch  dahin,  woher  es  erwiedert  wird,  mit  Beifügung 
einer  lateinischen  oder  französischen  Ucbersetzimg  A),  2)  Das  Beglaubi- 
gungschreiben und  das  Rccreditiv  für  ihren  Gesandten  bei  derB.V., 
kann  eine  auswärtige  Regierung  in  der  eigenen  National-  oder  in  einer 
sonst  beliebigen  Sprache  abfassen,  es  wird  aber  dabei  eine  teutsche,  latei- 
nische, oder  französische  Uebersetzung  erwartet  »).  IV)  Das  Siegel,  dessen 
die  Bundesversammlung  sich  vorläufig  bedient ,  ist  dasjenige  der  ostreichischen 
Gesandtschaft,  mit  der  Umschrift:  »Haiserlich  östreichische  BundesPrnsidial- 
Canzlei  *).  V)  Privat  Ree  lama  tioneu  können  bei  der  B.  V.  von  den 
Interessenten  personlich,  oder  durch  gehörig  Bevol  Im  acht  igte  betrieben 
werden  l).  VI)  Ohne  vorher  erhaltene  Bewilligung  werden  Zueignungen 
von  Druckschriften  von  der  B.  V.  weder  angenommen  noch  anerkannt,  und 
ihr  zu  überreichende  Druckschriften  teutscher  Schriftsteller,  sind  nur 
durch  den  Gesandten  des  Staates,  dem  der  Einsender  angehört,  bei  ihr 
einzureichen  m). 

«)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  II  u.  HIj  a.  a.*0.  S.  17  u.  ai.  —  Wie  viel 
Exemplare  einzureichen  scyrn,  s.  $.  160.  —  Durch  einen  Beschluß  v.  i5.  Jan. 
i8*4  (Protoc.  §.  3),  ersuchte  die  13.  V.  1)  die  Regierungen  sammtlirher  Bundes- 
staaten, Beclamationen  u.  Denkschriften,  die  bei  ihr  gedruckt  eingereicht  werden 
sollen,  einer  Censur  zu  unterziehen;  a)  den  Senat  der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  zu 
verordnen,  daCs  in  dortigen  Druckereien  dergleichen  Eingaben  eher  nicht  ange- 
nommen werden,  als  nach  erthciltem  Imprimatur  der  BundescanzleiDirection, 
die  in  vorkommenden  Fällen  mit  der  BeelamationsCommission  Rücksprache 
nehmen  werde.  Klüber's  Qucllensammlung,  Num.  XXVII.  Anlafr  zu  diesem 
Beschlufs  gab  eine  Eingabe  für  die  Prälaten  und  Bitterschaft  des  Herzogthums 
Holstein,  welche  nach  Form  und  Inhalt  Mißfallen  erregt  hatte.  Man  s.  das 
angef.  Protoc.  %.  3.   Vergl.  auch  oben  §.  116  f. 
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k)  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Dcc.  1816;   In  d.  Protoc.  v.  1816.  §.  44.  —  Vcrgl. 

Much  BiükkiTs  lebersicht  etc.,  S.  53-  ff. 
<;  Bcschlufs  iu  dem  Protoc.  dc,r  B.  \  •  v.  3o.  Jan«  1Ü1-.  §.  3-2.     Kiu;Fn'*  Ouellcn- 

saminiung. 

<0  Das  Schicksal,  bei  Seite  gelegt  zu  werden,  hatte  «lie  unten  §.  5o3  angef.  als 
Petition  bei  der  B.  V.  eingereichte  VVelkcrsehc  Druckschrift  für  Prefsfreihcit. 
Ein  Bcschlufs,  die  Eingabe  lediglich  ad  acta  xu  legen,  in  dem  Protoc.  i.3o.  Jan. 
181-,  fr.  28;  in  den  Protoc.  Bd.  I,  S. 

r)  Rügen  und  \  erweise  gegen  Eingaben,  in  den  Protokollen  v.  1818,  §.  i35: 
v.  182a,  §.  2-  u.  28;  v.  i8a3,  §.  19a :  v.  1824,  §.  3. 

/)  Eine  Eingabe,  betr.  die  Revision  mehrerer  Erkenntnisse  grofshcrxogl.  hessist  her 
Gerichtstellcn ,  ward  dem  ghxgl.  hess.  Gesandten  übergeben,  /.u  etwaiger  Einlei- 
tung einer  Untersuchung  wider  den  Winkelst  hriftslcllcr ,  Protor.  v.  1820,  §.  55. 
Beschlufs  der  B.  V.  v.  2-.  Oct.  i83i,  in  d.  Protoc.  \.  iB3i .  239.  — -  Ycrgl. 
jedoch  oben  §.  148,  a.  und  die  wiener  SchlnfsActe  v.  1820,  Art.  5-,  wo  «hin- 
reichend begründete  Anzeigen  der  Betheiligten v>  bei  der  B.  V.,  wegen  Nichter- 
füllung der  in  tiein  2.  Abschnitt  der  Bundes  Acte  .-Art.  1a  u.  ff.,  enthaltenen 
besondern  Bestimmungen  für  zulässig  erklärt  worden.  Früher  wurden  in  der 
B.  V.  selbst  Anträge  auch  von  ausserhalb  der  Rundes*  crsammlung  als  pustende 
\  eranlassungcn  genannt,  wichtige  Gegenstände  iu  die  Ueihcufolgc  der  Berathungs* 
gegenstände  aufzunehmen.  Protocolle  der  B.  N  •  Bd.  II,  S.  44  u.  99.  —  bn 
August  i83i  ward  einer  von  4 "4  Einwohnern  der  Stadt  Darmstadt  unterzeich- 
nete Bitt Vorstellung,  betreffend  Vorkehrungen  wider  die  Cholera  und  Bestre- 
bungen zu  Gunsten  der  mit  Rufsland  in  Krieg  begriffenen  Polen,  durch  welchen 
jene  Seuche  unterhalten  und  verbreitet  werde,  von  der  B.  V.  die  Nehmung  zu 
den  Acten  verweigert.  Sie  ward  durch  die  ghzgl.  hessische  Gesandschaft  iu  der 
B.  Y.  an  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  und  von  diesem  an 
die  Petenten  gesendet,  wie  es  hiefs,  mit  der  Acusscruyg,  dafs  dieselbe  gegen 
bandesgesetzliche  Normen  anstossc.  Aehnliche  Bittschriften,  mit  zahlreichen  Un- 
terschriften, aus  Glessen,  Mainz,  Stuttgart  und  Tübingen,  gelangten  im  Sept.  i83i 
an  die  B.  >  .  Sie  hatten  den  oben  erwähnten  Beschluß  v.  2-.  Oct.  zur  Folge. 
In Rairm  ward  derselbe  durch  ein  königl.  Edict  v.  29.  Jan.  i83a  zur  Nachachtung 
in  so  weit  bekannt  gemacht,  als  er  mit  der  baicrischen  Verfassungsurkunde 
übereinstimme.    Baier.  Regier.  Blatt  v.  it.  F  ebr.  i83a. 

h)  Besch lufs  der  B.  V.  v.  12.  Jun.  1817,  I.  2,  3  u.  4.  III.  8.  IV.  in  den  Protoc. 
v.  181-,  %.  227.  Doch  wird  in  dem  angef.  Mcnibr.  I,  Absatx  | ,  nicht,  wie  in 
den  übrigen  Stellen,  einer  lateinischen  oder  französischen,  sondern  (dem  \  cr- 
nchmen  nach,  aus  V  ersehen)  nur  einer  französischen  l  ebersetzung  erwähnt, 
lateinische  l  ehersetzungen  wurden  vorgeschlagen,  von  königlich  -  sächsischer 
und  hannöverischer  Seite,  in  dem  Protoc  v.  11.  Mai  181-,      168,  Num.  1. 

0  Der  angef.  Bcschlufs  v.  12.  Jun.  1816,  HL  3.  V.  2 

0  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Absehn.  III,  Num.  lit.  hj  in  Hu  nun'»  Staatsarchiv, 
Bd.  U,  S.  21. 

0  Oeffentl.  Bekanntmachung  der  B.  \  .,  betr.  die  Abfassung  u.  Einreichung  der 
PriratReclumntionen  ,  in  dem  Protoc.  v.  11.  Dcc.  181-,  §.  /,ia,  folgenden  wesent- 
lichen Inhaltes:  1)  Privatpersonen ,  die  ihre  Angelegenheiten  bei  der  B.  V.  per- 
sönlich betreiben  wollen,  hr.ben  sich,  wenn  sie  nicht  ohnehin  gehörig  bekannt 
sind,  in  der  BundesPräsidialGmalei  gebührend  xu  legitimiren,  u.  bei  ihrer  Ent- 
fernung von  da  einen  bekannten  Bevollmächtigten  xu  bestellen  und  in  der  Canz- 
lei  anzuzeigen;  ihre  Vorstellungen  müssen  auf  eine  angemessene,  deutliche  u. 
schickliche  Weise  abgefafst  sevn.  a)  Eigene  Abgeordnete  zur  Betreibung  von 
Privatangelegenheiten  sind  nur  dann  anzunehmen,  wenn  sie  sich  ihrer  Person 
halber  überhaupt,  und  insonderheit  als  xu  Führung  solcher  Geschäfte  tüchtige 
Klüber  i  \\Sen\\.  Hecht,      Aufl.  12 
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Männer  legitimiren-  3)  Zur  Uebcrgabe  ihrer  Vorstellungen  und  tm  weiterer 
Betreibung  der  Sache,  können  Privatpersonen  dahicr  (bei  «1er  B.  V.)  bekannte 
und  dazu  geeignete  Männer  zu  Bevollmächtigten  und  Geschäftfuhrern  bestellen. - 
Fall,  wo  die  preussisrhe  Gesandschaft  eine  ihr  zugekommene  PrivatHeelamation 
einreichte,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  »8.  Apr.  »8*5,  §.  5i.  —  Eigene  diente* 
für  Besorgung  von  PrivatBcclamationcn  zu  Franfurt  anzuordnen,  hat  die  B.  V. 
nicht  für  räthlich  gefunden.  Beschlufs  in  dein  Protoc.  v.  1817»  §•  Bi.vbir's 
Qucllcnsaminl.,  Num.  XIL  —  Von  der  Commistion  für  PrivatReclamationen.  s. 
§.  i3». 

im)  Heschlufs  v.  3.  Juli  i8»3;  in  d.  Protoc.  v.  i8a3,  \.  i»5. 

§.    150.  (137M 

Zcit/risten  der  Verhandlungen.    Verlassnehmuntj,  Fristen 

und  Termine. 

1)  Hie  Zeit  fr  ist,  innerhalb  welcher  die  Berathung  der  bei  der 
B.  V.  gemachten  Anträge,  durch  das  Präsidium  in  der  B.  V.  in  Antrag 
gebracht  (proponirt)  werden  soll,  ist,  bei  Anträgen  und  Vorschlägen  ein- 
zelner Bundesstaaten  in  der  Begcl  auf  vierzehn  Tage,  von  der 
Anbringung  an  gerechnet,  gesetzt;  hingegen  bei  sonstigen  Antragen, 
so  wie  überhaupt  bei  allen  an  die  B.  V«  eingehenden  Schreiben,  auf  drei 
Wochen,  von  der  ersten  Anzeige  an,  welche  der  Präsidirendc  in  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  nach  deren  Eingang  der  Versammlung  davon 
zu  machen  hat,  wenn  nicht  diese  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere 
Bestimmung  getroffen  hat  «).  D)  Wird  Berathung  von  der  B.  V.  für 
nothig  erachtet,  so  wird  Verlafs  genommen,  das  heifst,  durch  Verein- 
barung festgesetzt,  wann  jene  Berathung  Statt  haben  soll  '»)•  Doch  kann 
diese,  und  selbst  die  Besch lufsnahme,  ausnahmweise  auch  sofort  nach  der 
ersten  vom  Präsidium  der  Versammlung  gemachten  Anzeige  des  Antrags, 
wenigstens  früher  als  nach  Ablauf  der  oben  erwähnten  Fristen  erfolgen. 
Die  B.  V.  hann  nämlich  sogleich  nach  dieser  Anzeige  bestimmen,  ob  eine 
ausführliche  Erörterung  der  Sache  nothig  scy,  ob  in  einer  förmlichen  oder 
in  einer  vertraulichen  Berathung,  ob  zuvorderst  Berichterstattung  durch 
eines  oder  mehrere  von  ihren  Mitgliedern  an  sie  geschehen  solle  c),  ob  die 
Sache  zu  einer  Vorbereitung  für  die  Behandlung  in  dem  Plenum  (§.  123 
11,  f.)  sich  eigne,  u.  d.  m.  Dl)  Bei  ausführlichen,  bei  schwierigen 
oder  von  einer  besondern  Verkettung  von  Umständen  abhängigen 
Verhandlungen,  unterscheiden  sich  nicht  blofs  in  ihrer  notwendigen 
Stufenfolge,  sondern  auch  der  Zeit  nach,  oft  sehr  merkbar:  der  bei  der 
B.  V.  gemachte  Antrag,  die  erste  Anzeige  desselben  bei  der  B.  V.  durch 
das  Präsidium,  die  Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  solcher  in  ausführliche 
Berathung  zu  nehmen  sey,  die  Verlafsnahme ,  die  Berichterstattung,  die 
Erörterung,  die  vertrauliche  und  die  förmliche  Berathung,  die  vorläufige 
und  die  endliche  Abstimmung,  die  Vorbeschlüsse  und  der  Endbeschlufs 
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(vergl.  §.  »61).  IV)  Sowohl  Fristen  als  auch  Termine,  welche  die 
B.  V.  für  Erörterungen,  Abstimmung  und  Beschlußfassung  für  Erklärungen 
einzelner  Beteiligten ,  für  Erledigung  eines  Vermittlungsgeschäftes  u.  d.  m., 
festgesetzt  hat  sind  in  der  Regel  erst  rechbar,  weil  Fallfristen  und 
peremtorische  Termine  rechtlich  nicht  zu  vermuten  sind.  Die  Erstrechung 
kann  erfolgen  aus  eigener  Bewegung  der  B.  V.,  oder  auf  Antrag  von 
Betheiligten,  ausdrücklich  oder  stillschweigend. 

*)  Yrorläuf.  Gcschäflordn.  der  B.  V.  v.  3o.  Oct.  1816,  Abschn.  II,    in  Hlübkr's 

Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16  u.  ff. 
i)  Man  hat  Beispiele  von  Verla fsiiahmc  auf  14  Tage,  3,  4,  6  bis  8  Wochen,  3  bis 

4,  ja  6  Monate?   auf  6  Monate,  in  d.  Protoc.  v.  5.  Juni  i8*3,  §.  98.   Man  s. 

die  Begistcr  der  Protoc.  voc.  Verlafsnahme. 
r)  Vorlauf.  Gcschäftordn.,  Abschn.  II  und  m.    Erörterungen  hierüber,  in  dem 

Protoc.  v.  183 3,      119.  —  Beispiele  von  Perlassnahme,  in  den  Protoc.  der  B.  V. 

v.  »4.  Nov.  1816,  \.  a;  v.  28.  Nov.  1816,  §.  3o;  v.  11.  Dcc.  1817,   §.  4'6,  u. 

v.  11.  Jul.  18a  1 ,  §.  196. 
d)  Vergl.  die  Vorlauf.  Gcschäftordn.,  Abschn.  II  u.  III,  Kum.  3,  lit.  a,  u.  Num.  5. 

Erörleruugen  u.  Beschlufs  wegen  einer  mit  grofsem  Nachtheil  des  Verzugs  *cr. 

bundenen  Beschwerde  Anhalt-Cöthens  wider  Preussen,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 

v.  11.  Nov.  u.  7.  Dcc.  1821,  %.  **33  u.  a36;  auch  Beschlufs  v.  18.  Jan.  i8ai, 

§.  n,  Num.  3,  desgl.  v.  16.  Jun.  1817,  %.  a3i,  Art.  II,  lit.  a — c.    Auch  s.  man 

unten  §.  i5i  r,  16a,  i-a  u.  177. 

§•  (137h.) 

Allseitige  und  individuelle  InstructionsEinholung.    Gleichlautende  all. 
seitige  Berichterstattung.     Reife  zur  Abstimmung.     Aufhaltung  der 
Abstimmung  durch  Mangel  an  Instructionen.    Abstimmung  und  Be> 
Schlussziehung.    Reihenfolge  der  Geschäfte. 

I)  Erachten  die  Mitglieder  der  B.  V.  für  nöthig,  dafs  vor  der  Abstim- 
mung über  einen  bestimmten  Gegenstand,  Jeder  von  ihnen  Instruction 
137,  1S0  d)  von  seiner  Regierung  einhole,  so  wird  die  defshalb  ge- 
nommene Abrede  in  der  Regel  nur  als  Gegenstand  vertraulicher  Mittheilung 
oder  Vereinbarung  betrachtet,  mithin  zu  formlichem  Beschlufs  der  B.  V. 
nicht  erhoben,  und  davon  als  eines  solchen  in  dem  Protocoll  nichts,  son- 
dern allenfalls  nur  in  einer  Registratur  oder  in  einem  ScparatProtocoll 
über  die  vertrauliche  Sitzung  das  Nuthige  erwähnt  «).  Dann  ist  zugleich 
eine  Zeitfrist  für  die  Abstimmung  festzusetzen  i).  II)  In  solchem 
Fall  kann  eine  gemeinsame,  oder  vielmehr  gleichlautende  allseitige 
Berichterstattung,  als  gleichmäsige  Darstellung  der  Thatsachen  und  der 
verschiedenen  Gesichtpunkte  zu  ihrer  Bcurtheiluug,  für  räthlich  gefunden 
werden  *).  Aber  nicht  die  B.  V.,  dieses  fortwährende  verfassungsmäßige 
Organ  des  Willens  und  des  Handelns  der  Gesammtheit,  hat  bei  dem  Bund 
oder  seinen  Mitgliedern,  sondern  jeder  Gesandte  für  sich  bei  seiner 
Regierung  Instruction  einzuholen  d).    Auch  hat  sie,  in  der  Regel,  in  ihren 

12  * 
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Verhandlungen  sieh  nicht.  aufhalten  zu  lassen,  ilurch  Unterhandlungen  uml 
Verabredungen,  welche  über  Gegenstände,  die  l>ci  ihr  in  Bcralhung  stehen, 
etwa  zwischen  einzelnen  Bundesgliedcrn  Statt  haben.  III)  So  bald  ein  zur 
Berat  hang  gekommener  Gegenstand  hinreichend  erörtert  worden,  wird  von 
der  Versammlung  der  Beschlufs,  dafs  derselbe  zur  Abstimmung  reif 
sev,  gefafst,  und  die  Zeit  festgesetzt,  wo  die  Abstimmung  geschehen 
soll,  bedarf  es,  zum  Zweck  derselben,  allgemein  der  Einholung  einer 
Instruction  (§.  1^7),  oder  wird  dieselbe  \on  Seile  nur  eines  oder  meh- 
rerer Gesandten  zu  Ablegung  seiner  Sliiniue  für  nothig  erachtet,  so  wird 
dafür  zugleich  die  Frist  bestimmt.  Diese  darf,  in  der  Hegel,  nicht 
langer  seyn,  als  sechs  bis  acht  Wochen  *•).  Zu  gehöriger  Zeit  erfolgt 
hierauf  die  Abstimmung,  und  endlich  die  Besch  1  u  fsz  i  eh  u  n  g  (§.  i6«x 
11.  JT*.).  IV)  Auch  in  Amchung  der  Ordnung,  in  welcher  überhaupt  die 
verschiedenen  Gegenstände  nach  Inhalt  der  BundesActe,  in  der  Bundesver- 
sammlung 1  erhandelt  werden  sollen,  von  ihr  Reihenfolge  (Ordtiungs- 
lisle  der  Yerhandlungsgegenslände)  benannt,  kann  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
Vereinbarung  Statt  finden/). 

* 

a)  Kin  Beispiel .  in  dem  CommissionsBcricht  zu  di  r  Kegistralur  über  die  xerlranl. 
Sitzung  ».  1  >.  Jnl.  1821,  loco  dietaturae  gedruckt,  in  Hör  Original  Ausgabe  der 
Protoe.  \.  181  1.  S.  571  ff,  ii  in  der  so  eben  angef.  Registratur,  ebenda*.  S.  5-o 
u.  f.    >  ergl.  Protoe.  v.  182»-,      81,  loj. 

h)  Vorlauf.  GcschäPlordu. .  a.  a.  O.  S.  18.  —  in  dem  angef.  Protoe.  der  11.  \. 
v.  12.  Jnl.  i8mi,  ward  eine  /.eilfrist  von      .t  Monaten  festgesetzt. 

t)  Man  s.  die  Registratur  über  die  vertrau).  Sitzung  \om  ia.  Jul.  1821,  nebst  dem 
ihr  beiliegenden  ('ommissionsRcrichl  in  einer  Beschwerdesache  Anhalt-Göthens 
wider  Preu>sen.  >  on  solcher  Art  war  das  llnmuüssioitfiGulachtcn  über  den 
Büchcrnaehdrurk,  dessen  lausend  ung  an  die  Regierungen  zu  InstructionHÜiilM»- 
Inng  beschlossen  ward,  in  d.  Proioc.  v.  i8iq,  §.  «3.  Desgleichen  der  Kntvvuri 
eine*  ItundcstagsBcsehlusscs  über  das  \  erfahren  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder  unter  sich,  in  d.  Proioc.  \.  1820,  *.  21,. 

d)  Oben  §.  iV.  ■■-  Der  angef.  Kommission  Bericht  v.  i  n.  .luli  1821,  §.  1. 

r)  Vorliiuf.  Grs»  häftordu. ,  Abschn.  II.  am  Schluß.  \  ergl.  auch  §.  164.  —  i'ü'gt, 
nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  1  eist,  eine  entscheidende  Mehrheit  von  Ab- 
stimmungen in  dem  Protot  oll.  so  ist  stillschweigende  I  umilligong  der  INü  hlslim- 
mendeu  an/.nnehmen.  \  ergl.  Protoe.  v.  11.  Der.  181-,  j»»).  unten  i!V> 
IL  i(»3. 

f)  Prolocollc  der  B.  V.  1011  1816,  Plenarversamml.,  v.  \o\.,  11;  \on  1817. 
§.  ?3  u.  5«,  wobei  ein  loco  dictaturae  gedruckler  gutachtlicher  Commissions- 
\  01  trag,  als  Ücil.ige  11,  mit  3  Unterbeilageu.  worin  ein  soh  lies  r/asAi/ir/rrm/r,* 
VtrzäUhni.\s,  vorgesi  hingen  wird  (S.  (>7  — 8-  der  Original-  «der  Folio  Aufgabe), 
welches  von  der  lt.  \.  durch  Bescbiufs  t.  10.  Mär/.  1817  (Protoe.  §.  0,1)  ange- 
iionunen,  und  bald  nachher  von  dem  Präsidium  (§.  3-5,  lit.  b)  gerühmt  ward, 
das  jedoch  am  3.  ]\ov.  1817  (Protoe.  fc.  3-8)  eine  neue  Classitication  zu  dem 
Protoe.  gab,  welche  angenommen  ward,  unter  der  Benennung  *  Ordnung  tUr 
Geschäfte* ,  früher  *Gesi/taftfo/gi-v  hen.iuut  in  der  Beilage  72  7,u  §.  3i  des  Protoe. 
v.  1816.    G   Gackr.s's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III.  S.  59-80. 
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Commissionen  oder  dussc/uisse.  Referenten  und  Correferenten.  Vorträge^ 
tierichte ,  Gutachten  n.  a.  Vorarbeiten.  Deputationen  der  R.  f. 

I)  Für  bestimmte  Angelegenheiten,  insbesondere  für  Vermittlung  der 
Streitigkeiten  unter  Buiidesglicdern ,  für  \  ollziehungsgegenstandc  ($.  178), 
insbesondere  wegen  Vollziehung  des  1  |.  Artikels  der  BundesActe,  für  Vor- 
bereitung neuer  Bundesgesetze  (»der  besonders  wichtiger  Beschlüsse,  für 
Revision  der  Gesehältordnung,  lür  Revision  der  Bestimmungen  über  das 
Austrägalvcrtahren,  lur  Handhabung  der  öffentlichen  Ruhe,  lür  Prüfung 
der  Rechnungen  über  die  BundescanzIciCassc  und  über  sämiutliche  Bundes- 
Matriktilarbeiträge,  lür  Preis-  und  Müili  r\  crkältuisse,  lür  Unterhandlung 
eines  Fliedens  oder  Waffenstillstandes,  lür  Prüfung,  Erörterung,  Vorbe- 
reitung und  Begutachtung  der  PrivatReclainationcn  und  anderer  Berath- 
schlagungsgegemtäudr,  ernennt  die  Bundesversammlung  aus  ihrer  Mitte 
Co  mmission  cn  »')  oder  Ausschüsse'');  in  welcher  Hinsicht  eine  eigene 
Com  inissi'i  usGcsc  häftord  nu  n  g  <■)  besteht.  Die  Ernennung  der  Mit- 
glieder der  Cominissionen  geschieht  in  dem  engern  Rath  nach  Stimmen- 
mehrheit, durch  Wahl  auf  übliche  Weise,  das  keifst,  durch  Stimmzettel, 
welche  jeder  Stimmlührer  anonym  abzugeben  hat  «0.  Diese  Cominissionen 
erstatten  Vorträge,  Berichte  und  Gutachten  an  die  Bundcs\  ersamm- 
iung.  Ihre  Wirksamkeit  darf  nie  die  Grenze  der  buude.il «glichen  Com- 
petenz  überschreiten.  II)  Bei  Erwählung  der  Mitglieder  von  Bundestag- 
Commissioncn  wird  nicht  immer  und  nicht  einzig  auf  die  persönlichen 
Eigenschaften  der  Gesandten  gesehen,  sondern  auch  die  politische  Stellung 
ihrer  Machtgeber  und  deren  \  erhält nifs  zu  dem  Gegenstand  der  Commission, 
mchrenthcils  mit,  selten  allein,  in  Betracht  gezogen.  Wegen  der  gewöhn- 
lichen Verbindung  dieser  Beweggründe,  beschränkt  sich  die  Wahl,  wenigstens 
in  der  Regel,  auf  die  Person  des  Gewählten;  daher  wird  bei  dem  Abgang 
desselben  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten.  III)  Für  Erstattung  eines 
Vortrags  oder  Berichtes,  oft  \erbuuden  mit  einem  Gutachten,  über 
manche  Gegenstände  der  Verhandlung  in  dem  engern  Rath,  auch  über  die 
blofsc  CompelenzFrage,  bestellt  die  B.  V.  zuweilen  sinzclnc  Gesandle  zu 
Referenten,  auch  wohl  Correferenten  ♦•),  deren  Ausarbeitungen  an- 
gehört oder  gelesen,  erwogen,  und  in  der  Regel  dem  Protocoll  einverleibt, 
oder  als  Anlagen  beigefügt  werden.  Die  über  PriYatReclamationcn 
({.  218)  in  der  Versammlung  zu  erstattenden  Vor  l  rage  sind  zuvörderst 
in  vertraulichen  vorbereitenden  PiivatBcsprcchungen  vorzulesen,  um  sämmt- 
lichen  Gesandachaften ,  zu  eigener  Einsicht  und  näherer  Prüfung  der  Ein- 
gaben, Gelegenheit  zugeben/).  IV)  Zu  Erleichterung  der  Beratschlagung 
und  Abstimmung,  werden  einzelnen  Mitgliedern  bisweilen  Vorarbeiten 
übertragen,  oder  es  werden  ^olchc  von  ihnen  aus  eigenem  Antrieb  unter- 
nommen, /.  B.  ei  läuternde  Vorträge,  Zusammenstellung  und  l  ebersicht 
von  Thatsachen,  Gesetzen  und  Erörterungen,  Entwürfe,  Plane,  Sammlung 
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von  Materialien,  u.  d.  ff).  V)  Deputationen  aus  ihrer  Mitte,  kann  die 
B.  V.  für  bestimmte  Verbandlungen  oder  Verrichtungen  erwählen 

«)  BundcsArtc,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  ron  i8ao,  Art.  14,  ai  u.  49.  Vergl. 
/.weites  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  §.  7,  Absatz  Dl,  Einl.  u.  Num.  III.  Beschlufs 
der  PlcnarVcrsamml.  v.  14.  Nor.  1816,  §.  11.  Drittes  Protoc.  v.  1816,  §.  5 
u.  6}  alle  drei  in  Hlvdsh's  Staatsarchiv,  Bd.  n,  S.  89,  91  f.  104  f.  u.  114. 
Dreizehntes  Protoc.  v.  1816,  §.  55.  Protoc.  t.  1817,  §.  17  u.  a3.  Executions- 
Ordn.  Art.  a,  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml,  v.  3.  Aug.  1810.  Mehr 
Beispiele  findet  man  in  den  Protocollcn  der  B.  V.,  in  den  Registern,  voc.  Com- 
mission; desgleichen,  nebst  einer  Classification  der  verschiedenen  Arten  von 
Commissionen,  in  dem  Com missions Vortrag  zu  dem  Protoc.  v.  aa.  Apr.  1819. 
Auch  in  der  Quellcnsammlung,  Forts.,  S.  61.  63.  89.  Denkwürdige  Commission 
für  landständischc  Angelegenheiten,  angeordnet  in  dem  Art.  4  des  Beschlusses 
der  B.  V.  in  dem  öffentl.  Protocoll  v.  a8.  Juni  i83a.  —  Bestämtigc  Ausschüsse 
wurden  für  unpassend  erklärt  von  Ocstrcich,  in  d.  a.  Protoc.  v.  »816,  §.  7, 
Abschu.  m,  Num.  3. 

6)  Der  Ausdruck  * siiuschusfs  (Comite),  gleichbedeutend  mit  Commission,  wird  in 
der  BundesActc  a.  a.  O. ,  und  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  at  u.  49» 
gebraucht;  auch  in  den  oben  angeführten  ersten  und  zweiten  Protocollcn  der 
B.  V.  v.  1816,  und  selbst  in  der  zweiten  PräliminarConferenz  der  Gesandten 
v.  9.  Oetobvr  1816,  wo  der  würtemb.  Gesandte  Bedenklichkeit  dagegen  aufserte. 
Späterhin  ward  bei  der  B.  V.  der  Ausdruck  Commission  üblicher;  er  ist  auch 
in  dem  Art.  14  der  angef.  SchlufsActe  gebraucht  Doch  hat  man  die  Benennung 
slussvhusi  vorzugweise  dann  gewühlt,  wenn  für  denselben  Gegenstand,  neben 
der  aus  Mitgliedern  der  B.  V.  bestehenden  Commission  ,  noch  eine  andere  aus 
solcheu  Mitgliedern  nicht  bestehende  Commission  am  Sitz  der  B.  V.  angeordnet 
ward,  z.  B-  die  MilitärCentralCommission  (§.  194),  die  LiquidationsCommission 
*  für  die  Forderungen  an  die  ReichsOperationscasse  (§.  a33,  A),  u.  a. 

< )  Die  Geschäfiordnung  in  Betreff  der  B.  T.  Commissionen,  ward  angenommen  durch 
Beschlufs  der  B.  V.  v.  a9-  April  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  65j  auch  in 
Iti.iitiFit's  Qucllcnsammlung,  Num.  XV.  Sie  befindet  sich,  nebst  einem  dazu  ge- 
hörenden Commissions Vortrag,  als  Beilage  w  bei  dem  Protoc.  v.  aa.  April 
1819,  S.  i83,  u.  in  der  QuartAusgabe,  Bd.  VH,  S.  ao5.  —  Nach  derselben  (§.  a), 
besteht  fortwährend  eine  ReclamationsComttussion,  auch  £r»f a6e»Commission  ge- 
nannt, für  Prüfung,  Vortrag  und  Begutachtung  der  PrivatEingaben  ($.  ai8), 
in  der  Regel  aus  fünf  Mitgliedern.  Sie  wird  dreimal  im  Jahr  erneuert,  zu  Neu- 
jahr, zu  Ostern,  und  nach  den  SommerFcrien.  Sie  ist  befugt,  offenbar  uner- 
hebliche und  unzulässige  Eingaben  sofort  zu  beseitigen,  und  davon  in  der  näch- 
sten vertraulichen  Sitzung  Anzeige  zu  machen.  Im  Verhinderungsfall  kann  kein 
Mitglied  ein  anderes  substttuiren,  dagegen  kann  diese  Commission  ihre  Ver- 
sammlungen fortsetzen,  so  lang  noch  drei  Mitglieder  gegenwärtig  sind.  —  Auch 
besteht  für  Vollziehungsgeschäfte  der  B.  V.  fortwährend  eine  ExecuU'onsCbmmis- 
sion.  Man  s.  $.  178-  —  Sind  für  eine  CuritUStimme  verschiedene  Stimmführer 
bestellt,  die  im  engern  Rath  in  der  Stimmführung  periodisch  wechseln  (%.  157), 
so  kann  Jeder  von  ihnen,  auch  dann  wenn  er  im  Turnus  nicht  ist,  Mitglied  von 
Commissionen  werden  oder  bleiben.  Bcschlufs  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v. 
18a  1 ,  §.  73.    Die  angef.  ComniissionsGcschäftordn.      a,  Num.  4.  « 

d)  Die  oben  (c)  angef.  Geschäftordnung  in  Betreff  der  Commissionen,   %.  1.  — 
Zwei  Beispiele  von  der  Ernennung  der  Mitglieder  einer  RcrlamationsComiuission 
nach  dem  Antrag  des  Präsidii,  ohne  förmliche  Wahl,  in  d.  Protoc.  v.  ia.  Jul.  i8a3, 
§.  i38,  und  in  dem  BiindcsContingcntStrcit  zweier   SpecialLiuicn  des  fürsll . 
Hauses  Rcufs,  am  a7-  Jan.  i8a5;  man  s.  die  oben  §.  117,  Note  d,  angef.  gc- 
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druckte  RecursSchrift:  «Erklärung»  u.  s.  w.   Für  die  ffuhUn  der  Commissions- 
inirgUeder,  werden  in  dein  Sitzungssaal  der  B.  V.  gedruckte  Stimmzettel  stets  in 
Bereitschaft  gehalten.    Jeder  Zettel  enthalt  ein  V  erzeichnifs  sämmtlichcr  Mit- 
glieder der  B.  V.;  jeder  Stimmführcr  bezeichnet  auf  seinem  Zettel  diejenigen, 
die  er  zu  Mitgliedern  der  Commission  bestimmt.  —  «Findet  sich,  bei  der  Zah- 
lung der  W« Iiistimmen ,  eine  Stimmengleichheit  für  zwei  oder  drei  Mitglieder  (der 
B.  V  .),  au  Besetzung  der  fünften  Stelle  in  der  ifer&nnaft'o».»  Commission  (■».  oben 
Note  c),  so  werden  diese,  falls  das  Präsidium  sich  des  in  Fällen  der  Stimmen- 
gleichheit ihm  zustehenden  Voti  decisivi  ($.  i*5)  nicht  bedienen  will,  ersucht, 
sich  untereinander  zu  vereinigen,    wie  sie  unter  sich  in  bestimmten  Fristen 
wechseln  wollen«.    So  die  oben  (c)  angef.  Geschäftordnung  für  B.  T.  Commis- 
sionen,  §.  a.    Indcfs  legt  die  BundesActe  dein  Präsidium  ein  P'otum  decisimtm 
nur  dann  bei,  wenn  in  dem  engern  Rath  der  B.  V.  gleiche  Stimmen  zwei  (nicht 
drei,  oder  mehr)  verschiedene  Willenserklärungen  aussprechen.    Man  s.  %.  ia5 
u-  f.   Beispiel,  wo  dasselbe  ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1816,  $.  34.  - 
Von  andern  Commissioncn  als  der  RcclamntionsCommissioii,  spricht  diese  Ge- 
schäftordnung nicht.  —  Ein  Beispiel  von  Stimmengleichheit,  bei  der  Wahl  eines 
Mitgliedes  für  den  Bundestag Ausschufs  für  iMr7/fr*rAngelegenhciten,  in  d.  Protoc.  . 
v.  18*4,  %.  75,  wo  für  drei  Mitglieder  der  B.  V.  die  Wahlstimmen  gleich  getheilt 
waren,  und  diese  Stimmengleichheit,  auf  Verlangen  der  Mehrheit,  durch  Ent- 
scheidung des  Präsidii  gehoben  ward.  —  Bei  Commissioncn  zum  Versuch  der 
Güte  in  Streitigkeiten  der  Bundcsglieder  unter  sich,  oder  für  Fälle,  wo  es  auf 
Vollziehung  des  R.Dep.  Hauptschlusses  v.  i8o3  ankommt,  werden,  für  Verhin- 
derungsfälle einzelner  Mitglieder,  Stellvertreter  ernannt,  bei  Commissioncn  von 
3  Mitgliedern  einer ,  bei  solchen  von  5  etwa  a ;  es  sind  die,  welche  in  der  W  ahl 
nach  dcii  primo  loco  ernannten  CommissiousMitglicdern  die  meisten  Stimmen 
hatten.    CommissionsGeschäftordn.  §.  4.    Im  Mai  1832,  bestanden  in  der  B.  V. 
16  Commissioncn,  jede  besetzt  mit  3  bis  7  Mitgliedern,  früher  auch  etliche  mit  a. 
0  Die  Wahl  des  oder  der  Berichterstatter,   erfolgt  in  der  B.  V.  entweder  bre*i 
manu  durch  Vereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen 
Beschlufs.    Vorläufige  Geschäflordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Abschn.  UI,  Nura.  3, 
lit  d  und  c;  in  KtÜBKa's  Staatsarchiv,  Bd.  H,  S.  19.  —  Beispiele  von  Referen- 
ten, in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  u.  1a.  Apr.  u.  5.  Jul.  i8ai. 
f)  Protoc.  der  B.  V.  v.  16.  Jan.  1817,  §.  16;  vergl.  mit  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  16. 

Von  der  ReclamationsCommission  s.  oben  Note  c. 
<)  Beispiele  liefern:  die  SustcntationsAngclegcnhcit  reichskammergcrichtlicher  Indi- 
viduen  (1816),  der  Büchernachdruck  und  die  Prefsfreiheit  (1818),  die  bürgerliche 
Verbesserung  der  Juden  (Protoc.  v.  1810,  %.  100  u.  n5j  v.  18a  1,  §•  164)  u.  a. 
*)  Z.  B.  zu  CcremoniclVcrrichtungen.     Desgleichen  für  manchen  diplomatischen 
Verkehr  mit  Gesandten  auswärtiger  Mächte.   Vergl.  unten  §.  186,  U. 

§•  133-  (139.) 
Sitzungen. 

9 

i)  Ordentliche  Sitzungen,  hält  die  B.  V.  am  Montag  und  Donners- 
lag  (seit  der  Mitte  des  J.  1819,  in  der  Regel  nur  am  Donnerstag)  jeder 
Woche,  Vormittags  von  10  (seit  1822  von  11)  bis  1  oder  2  Uhr:  aufser- 
ordent liehe,  so  oll  es,  durch  Abrede  oder  das  Präsidium,  für  nölhig 
erachtet  wird.    II)  In  beiden  hat  in  dem  engern  Rath,  allenfalls  ab- 
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wechselnd,  entweder  förmliche  oder  feierliche  Verhandlang  der  Geschürte 
Statt,  oder  nur  vertrauliche  Unterredung.  Die  letzte  ist  eine  Art  von 
Vor-  oder  PrivatConferenz,  von  Vorbesprechung  und  Vorberathschlagung, 
für  vorläufige  Erörterungen  und  Mittheilung  wechselseitiger  Ansichten  und 
Notizen,  mancher  Vorträge,  CommissionsBerichte  und  Entwürfe,  auch 
bevorstehender  Abstimmungen  und  Erklärungen  einzelner  Bundesglieder, 
ohne  amtliche  Form  und  Wirkung,  ohne  förmliche  Abstimmung  und  ge- 
meinschaftliche Protokollführung;  doch  so,  dafs  zuweilen  über  die  Ver- 
handlung eine  Registratur  (Protocoll  in  minder  feierlicher  Form) 
abgefafst,  und  entweder  geschrieben  oder  loco  dictaturae  gedruckt,  den 
Gesandten  mitgetheilt  wird  Nach  Verschiedenheit  dieser  Vcrhandlungs- 
art  sind  die  Sitzungen  des  engern  Raths  entweder  formliche  oder  ver- 
trauliche, zum  Theil  geheime.  Dem  Präsidium  ist  durch  einen 
Beschlufs  der  B.  V.  überlassen,  »die  zu  fassenden  Beschlüsse  in  vertraulichen 
Besprechungen  vorzubereiten,  und  die  Zahl  der  formlichen  Sitz- 
ungen hienach  zu  bestimmen«  *).  IV)  Alle  Plenarsitzungen 
(Sitzungen  des  Pleni)  sind  formliche.  V)  Die  Natur  des  jedesmaligen 
Vcrhaudlungsgegenstandes  bestimmt,  ob  die  Bundesversammlung  sich  als 
engere  Versammlung,  oder  als  Plenum  (£.  120 — 122)  damit  zu  beschäf- 
tigen habe,  VI)  Der  Vorsitzende  ist  befugt,  die  Sitzung  zu  eröffnen, 
so  bald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat  *).  VII)  Die  Sitzordnung, 
sowohl  in  dem  engern  Rath,  als  auch  in  dem  Plenum,  stimmt  mit  der 
Stünmordnung  (§.  i3i)  überein  <0. 

/1)  Von  den  Protocollen  u.  Registraturen,  oben  §.  143. 

*)  Beschluß  in  dein  Protoc.  der  R.  V.  v.  3.  Nov.  181-,  $.  3~K 

r)  Ucbcr  die  Gegenstände  dieses  §.  «.  die,  am  3o.  Oet.  1816  >on  der  13.  V.  errich- 
tete ^VorläufigcGtschäftordnung  der  tcutschen  R.  V.»,  Art.  I.  in  Hxünm's  Staats- 
archiv, Rd.  U,  S.  i3  flF. 

d)  An  eine/  runden  Tafel  sitzen  sämmtlithe  Gesandte  in  LincalOrdnung.  Von  der 
Linken  des  k.  k.  östreichisrhen  pra'sidircndcn  an,  sitzt  der  preussische,  dann 
der  königlich- sächsische,  der  baierischc  u.  s.  w.,  so  dafs  der  letzte  unmittel- 
bar /.ur  Rechten  des  östreichischen  sitzt.  Diese  Reihe  wird  blofs  durch  den 
Bundesranzleidirector,  als  ProtorolHuhrcr ,  unterbrochen,  welcher  dem  Vor- 
sitzenden Gesandten  gerade  gegenüber,  zwischen  dem  luxemburgischen  und  dem 
der  \i.  Stimme  sitzt.  Registratur  über  die  erste  PräliminSrConferen«  v.  4-  I^ot 
»816,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  Bd.  I,  S.  a»4  der  (,)uart  Ausgabe. 

Ansage  und  Absage  der  Sitzungen. 

I)  Die  Ansage  zu  den  Sitzungen,  auch  bei  eintretender  Verhinderung 
die  Absage  derselben,  gebührt  dem  Präsidium.  Sie  geschieht,  in  der 
Regel,  am  Tage  vor  der  Sitzung;  jedoch  für  ordentliche  Sitzungen  nur 
dann,  wenn  die  rcgclmäsige  Haihing  derselben  war  unterbrochen  worden. 
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II)  Der  Ansagezettel,  enthält  die  Zeit  und  .Form  der  Versammlung 
um!  Hie  Adresse  des  Gesandten;  den  Gegenstand  der  Beratschlagung  nur 
dann,  wenn  ohne  vorausgegangene  Abrede,  eine  solche  Beschlufsnahmc 
beabsichtigt  wird,  wozu  die  BundesAete  Einstimmigkeit  (unanimia)  vor- 
schreibt «)  ($. 

a)  l'cber  diesen  §.  s.  die  vorläufige  Geschäftordn.,  Anselm.  I.  a.  a.  O.  S.  t^.  — 
Gewöhnlich  geschieht  jetzt  die  Ansage  nur  narh  Ablauf  der  Ferien,  und  in  der 
Form  einer  PräsidialEioladung  mittelst  offenen  Umlaufschrcibens. 


Hindernisse  des  Erscheinens.  Nactdragnng  der  Stimmen-  StiHschwei- 
i/endc  Uebereinstimmung  mit  der  Mehrheit.    Porbehak  der  Abstim- 
mung nach  dem  Ableben  des  Gesandten. 

1)  Ist  ein  stimmberechtigter  Gesandter  verhindert,  der  Sitzung 
beizuwohnen,  so  hat  er  solches,  und  den  \ameu  des  seine  Stelle  etwa 
vertretenden  Gesandten  (seines  Substituten),  dem  Vorsitzenden  schrift- 
lich, wo  möglich  Tags  vorher,  anzuzeigen;  worauf  die  Substitution 
5-  i3-)  jedesmal  in  dem  ersten  §.  des  Protocolls  angezeigt  wird. 
II)  Ist  in  Abwesenheit  eines  Gesandten,  oder  eines  Stellvertreters  des- 
selben, zu  Protocoll  abgestimmt  worden,  so  bann  derselbe  seine  Stimme 
noch  in  der  nächsten  Sitzung  zu  Protocoll  geben:  aufserdem  wird  er  für 
übereinstimmend  mit  der  Mehrheit  oder  mit  Allen  geachtet,  so 
fern  nicht  von  ihm  eine  längere  Frist,  aus  erheblichen  Gründen,  bei 
der  Versammlung  nachgesucht  und  erwirkt  worden  ist  (§.  iSt,  Note  e). 
IU)  Nach  dem  Ableben  eines  Gesandten ,  bestimmt  die  B.  V.  die  Frist, 
innerhalb  welcher  sie  die  Ernennung  seines  Nachfolgers  oder  Stell  Ver- 
treters erwarten,  und  diesem  liir  alle  Gegenstände,  worüber  seit  dem 
Todesfall  abgestimmt  worden,  das  Protocoll  offen  behalten  will  *). 

<0  lieber  diesen  |.     die  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  M  f. 

i  §.    Hiß.  (I42-.) 

dbstitumung  eines  Gesandten  für  mehrere  Staaten.   Abstimmung  und 
Abwechselung  bei  Gesammtsthnmen.   Besondere  Verhältnisse  der 

CuriatGcsan  dten. 

1)  Ein  Gesandter,  welcher  in  dem  Plenum  fiir  mehrere  Bundes- 
räten Stimmen  abzulegen  hat,  muls  solche  einzeln,  und  in  der  für 
tfden  dieser  Staaten  festgesetzten  Ordnung  (§.  i3i),  ablegen»  II)  In 
■kr  engern  Versammlung  kann  ein  Gesandter  ebenmäsig  für  mehrere 
Stimmen  bevollmächtigt  oder  subslituirt  seyn;  dann  aber  hat  er  jede  an 
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ihrer  gehörigen  Stelle  abzulegen.  III)  Auch  darf  daseiet  für  jeden  der 
zu  einer  Gesammtstimme  «)  vereinigten  Bundesstaaten  (§.  ein 
eigener  Gesandter  anwesend  seyn;  es  darf  aber  die  Gesammtstimme  selbst, 
nur  von  Einem  derselben  gefuhrt  werden  IV)  Die  Theilbaber  einer 
Gesammtstimme  in  der  engern  Versammlung  können  für  die  Führung  der- 
selben eine  bestimmte  Abwechslung  (Turnus,  Alternation)  durch  Uebor- 
cinkunft  festsetzen.  Dieses  ist  im  Jahr  1816  geschehen,  von  Br  au  ti- 
sch weig  und  Nassau  c),  und  von  den  vier  Freien  Städten  «0« 

«)  Die  Natur  einer  CariitfSlimme  bringt  es  mit  sich,  dafs  die  Stimmen  jedesmal  im 
Namen  aller  Theilhaber,  die  in  dieser  Hinsicht  eine  moralische  Person  bilden, 
abgelegt  werde;  also  durch  einen  gemeinschaftlichen  Stimmführer  für  den  6V- 
sammiw/llen  aller  Theilhaber.  Der  Gcsammtwille  ist  das  Resultat  des  Willens 
aller  Einzelnen.  Dieses  Resultat  kann,  kraft  einer  Uebcrcinkuuft,  gebildet  wei- 
den, entweder  durch  Ucbercinstimmung ,  oder  nach  einer  festgesetzten  Mehrheit 
der  einzelnen  Stimmen,  oder  durch  Compromifs,  indem  alle  Theilhaber  die 
Festsetzung  ihres  Gesammtwillens  Einem  oder  Mehreren,  für  einen  oder  nieh 
rere  Fälle,  übertragen ;  gleichviel  ob  der  Eine  oder  die  Mehreren  aus  der  Mitte 
der  Theilhaber  sind,  oder  nicht,  wie  s.  R.  in  dem  letzten  Fall  der  gemein- 
schaftliche Stimmführer,  Bevollmächtigte  oder  Gesandte.  —  Die  jüngere  Haupt 
linie  des  fürstlichen  Hauses  Rems,  welche  drei,  seit  1814  ewei,  verschiedene 
souverain  regierende  Fürsten  unter  sich  begreift  ($.  108),  bildet  sowohl  in  dem 
Plenum  der  R.  V.  (%.  tso),  als  auch  in  der  Curie  der  sechzehnten  Stimme  des 
engern  Raths  m),  nur  eine  Einheit,  mithin  im  engern  Rath  eine  Curie  oder 
Gesammtheit  in  einer  Curie;  ein  Vcrhältnifs,  dergleichen  schon  bei  der  chema 
ligen  allgemeinen  Reicbsversammlung  in  dem  Hause  Anhalt,  wo  der  Geschlecht- 
älteste  die  Stimme  im  Fürstenrath  führte,  und  mehrfach  in  den  vier  reichs- 
gräflieben  Curien  sich  fand.  —  Bei  den  CuriatStimmen  des  engern  Raths  der 
B.  V.,  sind  folgende  Benennungen  üblich:  die  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  die 
Curie  der  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  der  (Curiat  )  Gesandte  der  16.  Stimme. 

6)  Dabei  « behält  sich  jedoch  die  B.  V.  für  künftige  ähnliche  Fälle  die  Entschei 
dung  lediglich  vor.»  —  Von  diesem  Allen  s.  die  Vorläufige  Geschaftordn , 
Abschn.  I,  a.  a. O.  S.  16.  Vergl.  auch  Hm/bbr's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S. 53ofF. 
Die  B.  V.  kann  einem  nicht  im  Turnus  stehenden  Gesandten,  in  einer  Sache, 
wobei  seine  Regierung  bcthciligt  ist,  das  Wort  geben.  Ein  Beispiel  in  den 
Protoc.  v.  1819,  §.  in. 

r)  Ein  vierteljähriger  Wechsel,  und  so,  dafs  der  Braunschweigische  Gesandte  den 
Anfang  macht.  So  oft  einer  von  beiden  Gesandten  in  den  Turnus  tritt,  wird 
solches  jedesmal  in  dem  Protoc  der  B.  V.  angezeigt.  So  auch  bei  dem  jedes- 
maligen Turnarius  der  Freien  Städte.  Es  wird  aber  biebei  nur  das  Bundes- 
glied, «Jessen  Gesandter  in  den  Turnus  tritt,  benannt.  Protoc  v.  1817,  %.  71, 
279,  a88  u.  429. 

4)  Vorläufig  auf  ein  Jahr,  ward  im  J.  1816  durch  Uebereinkunft  festgesetzt,  u. 
späterhin  beibehalten,  dafs,  abwechselnd  in  bestimmtem  Zeitraum,  zuerst  der 
lübeckische,  dann  der  frankfurter,  hierauf  der  bremische,  endlich  der  hambur- 
gische Gesandte,  die  Gesammtstimme  führen  solle.  —  bi  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen,  in  dem  3o.  Protoc.  v.  i5.  Mai  1840,  äufserte  der  östreichischc 
Bevollmächtigte  den  Wunsch,  dafs  die  acht  Theilhaber  der  sechzehnten  Stimme 
(§.  in)  sich  über  einen  Turnus,  oder  über  ein  abwechselndes  Directorium 
vergleichen  möchten.  —  Nach  einer  solchen  Uebercinkunft  würde  der  Curial 
Gesandte  seine  Instruction  nur  von  dem  im  Turnus  siehenden  Theilhaber,  oder 
von  dem  Directorium,  zu  empfangen  haben.    Wie  dieselbe  gebildet  würde,  ob 
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nach  einem  Einzelwillen,  etwa  nach  genommener  Rücksprache  mit  den. übrigen 
Tbeilbabern,  oder  nach  Stimmenmehrheit,  wurde  von  der  Uebereinkuaft  ab- 
hängen. 

§.  157.  (142b.) 
Fortsetzung. 

V)  Ist  bei  einer  CuriatStimmc  ein  Turnus  eingeführt,  so  sind  auch 
die  Gesandten,  an  welchen  die  Reihe  der  Stimmführung  nicht  ist, 
berechtigt,  allen  Sitzungen  der  B.  V.  beizuwohnen.  Gleich  andern, 
können  sie  jederzeit  zu  Mitgliedern  von  Commissionen  erwählt  werden, 
und  solches  bleiben,  wenn  sie  während  ihrer  Stimmführung  dazu  waren 
erwählt  worden  «)♦  VI)  Ist  bei  einer  Gesammtstimme  ein  Turnus  nicht 
Hngefiihrt,  und  für  alle  Theilhaber  nur  Ein  Stimmführer  gegenwärtig, 
so  kann  dieser  für  einzelne  Theilhaber  bei  der  Abstimmung  nicht  besonders 
totiren,  er  kann  aber  für  jeden  Einzelnen,  wenn  dessen  particuläres 
Interesse  es  erfordert,  namentlich  bei  in  Berathung  stehenden  Streitigheiten 
unter  ihnen,  Erklärungen  zu  Protocoll  geben  *).  VII)  In  einem 
Streit  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  derselben  Curie,  und  auch  bei 
andern  Streitigkeiten,  wobei  eines  oder  mehrere  (selbst  die  Mehrheit) 
Mitglieder  derselben  Curie  betheiligt  sind,  ist  der  CuriatGcsandte  weder 
flüchtet,  noch  ohne  Einwilligung  der  B.  V.  berechtigt  (§.  i63  f), 
der  CuriatAbstimmung  in  der  B.  V.  sich  zu  enthalten  c).  VIII)  Die 
Legitimation  eines  CuriatGesandtcn  kann  geschehen,  entweder  durch 
<w  gemeinschaftliche,  das  heifst,  von  Allen  unterzeichnete,  Vollmacht 
»Her  Theilhaber  derselben  Stimme  <f),  °^ev  durch  eine  von  einem  oder 
"«hreren  Mitgliedern  der  Curie,  in  eigenem  Namen  und  aus  Auftrag  der 
übrigen,  unterzeichnete  Vollmacht,  oder  durch  Vollmachten,  deren  jede 
|JI  von  einem  oder  etlichen  Theilhabern  »)  unterzeichnet  ist  IX)  Da 
Wer  Theilhaber  einer  CuriatStimme  des  engern  Raths,  in  dem  Plenum 
*•«  oder  zwei  Viril  Stimmen  hat;  so  raufs,  wenn  in  der  von  ihm  ausge- 
teilten Vollmacht  Anderes  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  angenommen 
*enien,  dafs  er  den  Gesandten  für  seinen  ganzen  Antheil  an  den  Verhand- 
let! der  B.  V>,  mithin  auch  zu  seiner  Vertretung  in  dem  Plenum,  bevoll- 
mächtigt habe  /). 

>  fcschlufs  der  B.  V.  v.  a6.  Mär»  i8ai,  §.  73. 

*  Beispiele  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  $.  56,  a44  "*  3i8;  v.  1818,  $.  aai; 
v-  1819,  §.  n3,  i53,  181,  191»  194  «•  »»a;  v.  i8a3,  §.  i53,  betr.  die  Curie  der 
'5.  Stimme.    Ver^l.  unten  §.  i63. 

'  Freiwillig  geschah  solches,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1a.  Oct.  1818,  §.  »35, 
«•  t-  1819,  §.  n3.  —  Bei  einer  Abstimmung  über  die  Ansprüche  der  Ganerb- 
'«Hauen  AltLitnpurg  und  Fraucnstein  »u  Frankfurt,  «glaubte  der  CuriatGcsandte 
«ler  Freien  Städte  sich  einer  besondern  Abstimmung  enthalten  r.u  dürfen,  bei 
d^r  schon  vorhandenen  Mehrheit  der  Stimmen».  Protoc.  v.  a.  Dec.  1816,  §.36* 
£">  Beispiel  bei  der  Curie  der  i5  Stimme,  in  den  Protoc.  v.  i8a3,  §.  i53,  wo 
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I JestiTic  h  nur  Erwägung  empfahl,  oh  bei  einer  Curie  dann,  wenn  die  Mehrheit 
ihrer  Mitglieder  nicht  abzustimmen  sich  veranlagt  glaubt,  das  Stimmrecht  der 
(ihrigen,  die  da\on  Gebrauch  machen  nullen,  zu  ruhen  habe/ 
<!)  Beispiele  in  den  Prutor.  der  B.  \.  \.  1816,  §.  5«,;  181-.  %.  -3  n.  38":  18*0. 
a;  1821 ,  §.  166. 

«.•)  Beispiele  in  der  Registratur  über  die  .{•  PralimüiarConf'creiiz  v.  1816.  Roth 
wendig  ist  diese)*  ohnebin.  wenn  in  der  Person  eines  der  Thcilhaber.  z.  B.  durch 
Todesfall,  eine  \  crä'nderung  vorgefallen  ist.  Man  s.  die  Pro  tue.  der  B.  \.  1. 
1817,  §.  bb  11.  38-';  1818.  §.  102;  1819,  3n;  1810,  ijij;  >.  18^4.  2.  - 
Aus  der  jungem  Hnuptlinic  des  fürstlichen  Hause«  Rrm.<  (§.  i56  «),  ward  *e it- 
her die  Vollmacht  des  CnriatGesandteii  blofs  von  dem  ältesten  der  drei  souir 
raineu  Fürsten  dieser  Linie  unterzeichnet,  in  eigenem  IS  amen  und  aus  Auftrag 
der  übrigen.  Dagegen  ward  die  ftrstlnhreufsischc.  für  die  teute«  he  Bundes 
Acte  unter  dem  a6.  Aug.  1813  ausgefertigte  Hatili( ationsLrkundc.  ton  jedem  der 
drei  I  ürsteu  der  jüngern  HaupMinie.  nebst  und  nach  dem  Chef  der  altem, 
unterr.eichnet.  \  ergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18a  j,  §.  85.  Auch  wird,  für  seine 
BundcsMatrihularf  Leistungen,  in  der  definitiven  Bundes  .Matrikel  jeder  der  drei, 
seit  dem  Mai  1824  zwei,  Pürsten  jüngerer  Linie  einzeln  aufgeführt,  nach  einem 
ßeAchlufs  in  d.  Protoc.  v.  18a.,,  $.  G-.  Aber  in  Ansehung  der  Beiträge  zu  der 
BuudcscanKleiCa&se  (§.  i36).  werden  jene  drei,  jetzt  zwei,  Fürsten  als  eine  unter 
der  Curie  der  1-.  Stimme  begriffene  Einheit  oder  Gesainmtheit  betrachtet. 

/)  Ausdrücklich  nur  für  den  engern  Bath,  in  d.  Protne.  der  B.  \.  v.  i8i~,  tj.  ~  V 
Ausdrücklich  für  den  engem  Hallt  u.  die  PlenarX  crsnmml.,  in  d.  Protoc.  \. 
1817,  f  38*?;  1810,  L  i3i>. 

&  ISN. 

Protocollt  und  Protocoliftihrer.    Registraturen  und  SeparatProtot-eNe. 

Bekanntmachung  der  Protocolle. 

1)  In  den  Sitzungen  der  Bundesversammlung,  sowohl  in  dem  Plenum 
als  auch  in  dem  engern  Rath ,  werden  gemeinschaftliche  Protocolle 
geführt,  und  nur  durch  einen  Protokollführer ,  jetzt  den  CanzleiDirector 
der  B.  V.  «).  Derselbe  wivd  in  der  iL  V.  von  dem  Präsidium  in  Vor- 
schlag gebracht,  und,  wenn  gegen  seine  Person  nichts  zu  minnern  ist, 
angenommen,  hierauf  durch  jenes  dein  Bund  verpflichtet  6).  \\)  Die 
Haupt  Protoc  olle  •*)  sind  von  zweifacher  Art:  fiir  Plenarsitzungen, 
und  für  Sitzungen  des  enger  11  Raths.  Sic  enthalten  die  Anzeige  der 
in  der  Sitzung  anwesenden  (iesandlen,  und  die  Verhandlungen,  namentlich 
die  Vortrage,  Anzeigen,  Mitteilungen  und  Antrage  des  Präsidiums,  ein- 
zelner Gesandten,  der  erwählten  (Kommissionen,  und  der  Hefcrenlen  oder 
Berichterstatter,  die  Abstimmungen  der  Stimm! ührer,  und  diu  Beschlüsse 
der  Versammlung  III)  Ueber  Verhandlungen  in  v  e  r  Ii  aulieher  Sitzung 
nicht  nur,  sondern  auch  in  förmlicher  '  §.  220  J,  werden,  \senn  es  die 
B.  V.  für  nÖthig  oder  nützlieh  erachtet,  Neben  Protoc  olle,  /.  B.  eine 
Bcgistratur,  ein  Separat  -  oder  Ncbcnprot  ocoll,  ein  geheimes 
Protocoll,  aufgesetzt,  und  den  einzelnen  (icsandschaften  mitgetheilt ,  ent- 
weder geschrieben   mittelst   Diktatur,   oder  loeo  dictatorae,   als  zu  dem 


Digitized  by  Google 


2.  Abschn.  Personal  VerhiiltiiLHiM»  elc  18» 

Original  Abdriiek  der  Pmtoeolbj  gehörend,  gedruckt  /  iboj.  IV)  Durch 
den  die  vorlänfige  Getchaftordming  genehmigenden  lleschluf*  der  B.  V. 
*«iu  >4-  November  18 1 6  O  ward  ^  die  ftckanntniachung  der  Hundes- 
hgYevhandlungeu  durch  den  Druck,  als  Regel  festgesetzt».  Seit  dem 
>  Juli  183.1  gilt  diese  Vit  der  Uekanntmachung  als  last  seltene  Ausnahme 
der  Hegel  /). 

lltitihs  Staatsarchiv.  IUI  II.  S.  n  f.  \  on  dessen  Stellvertreter  im  l  all 
finer  Verhinderung,  obcu  §.  i%. 

>\  Vorlauf.  Gesrhaftordn..  Ahschu.  IN  ,  a.  «.  O.  S.  •>.  i ;  an«  Ii  in  Ki.iukr's  OucII«mi 
Sammlung.  !\um.  \  .    X  crgl.  (fc.  i3o. 

•  1  Ks  werden  davon  in  der  Buchdrurkerei  der  H.  \.  aiutlul»  If'drmh-  üt  1  oliu- 
fonnat,  fiir  den  ofhYirllcn  Gebrauch  der  Mitglieder  der  B.  X  .  und  der  Hegic- 
rangen,  veranstaltet;  sie  werden  mit  dem  Stempel  der  Bundcstamdci  be/.ei«  hnef , 
«Jessen  Umschrift  die  XY'orle  *  Original.  IMi'ucI*  enthalt.  \a«  Ii  diesen  Original 
Abdrfuken.  wurden  friUier  (s.  »ben  §.  ?.\  b)  von  derselben  Buchdruckern  für 
«las  Publicum  ein  Abdruck  in  Ouarl  geliefert,  wobei  jedoch  alle  loeo  dictaturac 
(>e«t  ruckten  Protocolle  und  Aufsätze  160)  nicht  befindlich  sind.  —  Vou  Be- 
kannt ma«  Innig  der  Biinde»tagsX'erhaudiuiigcu  in  fniliifsch-u  Tagbhitirrn ,  nuten 
\.  16.V 

1  Vorlauf.  Oesi  bafloidn  .  Abschn.  I\  ,  a.  a.  O. 
')  ItiüfttVs  Qiielleusammliing.  Nuin.  \. 

f'i  Durch  Besthlnfs  »'er  It.  X  .  v.  i.  Juli  iH«H  (Protoe.  $.  116)  ward  -der  Huudrs- 
"fimzlfHVreciion  aufgegeben,   künftighin,  iiai-h  Maasgabe  der  verhandelten  Gc- 
•genttiinde,  zweieriri  Protocolle  (für?)  jctlt  Sitzung  auf/.unehmen,  und  zwar 
**>ftntlichc  und  separate,  Idols  loco  diclaturac  r.u  druckende.  Protocolle*. 
Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  der  11.  \  .  in  der  Regel  der  Öffentlichkeit 
fntjtogen.    Daher  werden  in  der  oftenMi«  hen  oder  OuartAusgabe  der  gedruckten 
Protorolle  seitdem  vermifst:  die  X  crhandlungcn  über  Streitigkeiten  einiclner 
tiiiiwicsgliedcr  unter  *ich,  nur  etwa,  wenn  Privatpersonen  dabei  bet heiligt  sind, 
mit  Ausnahme  der  diese  angehenden  Besultatc;   die  Verhandlungen  über  Be- 
*liwerdeu  von  Landstüudcn,  Corporationcn  und  Privatpersonen  gegen  Hundes 
Nieder,  nur  mit  Ausnahme  der  erwähnten  Kesultate  (vergl.  §.  *i8  «)j  alle  X'er 
lundlungen  über  Militär  Angelegenheiten  des  Hundes;  seit  der  Mitte  de»  J.  i8*8 
die  X  erhandiungen  mit  den  bei  dem  Bunde  an  reditirten  Gesandten  auswärtiger 
Märkte;  seit  sogar  das  F.inrcichuogsProtocnll  oder  X  erzeichuifs  der  bei 

dir  R.  V.  eiugf  kommrneu  schriftlichen  Hingaben  (§.  iüq  t).  Nur  mit  besonderer 
Bewilligung  der  H.  X  .  im  Ingiut  16V»,  durften  etliche  neuere  loco  dict.  ge- 
druckte Beschlüsse  in  eine  l'nrlsct/.ung  von  G.  v  .  XBvkr's  Corpus  juris  confoed. 
fi«?rm.  aufgenommen  werden.  Bis  au  dem  Bes.  htufs  der  B.  V  .  vom  1.  Juli  18*4 
Ii  118  a\  war  die  öfi-t<tlwh,-  oder  (tuaii.tu*f;nbt  der  Protocollc  (oben  §.  *4  6) 
'jcnilich  reichhaltig  uud  belehrend  für  das  sachkundige  Publicum  und  ciu/.elne 
hetktiligte.  Alter  seitdem  sind  sie  sehr  mager  geworden-  Der  ganze  Jahrgang 
'^ö  lullt  58  weitläufig  gedro«  kte  QunrtSeitcn,  wovon  34.  mit  vorher  schon 
durch  Zeitungen  bekannten  Beilagen,  Bu Island  bet reffend ,  angefüllt  sind,  — 
hetrarbtungen  hierüber  und  Wunsche  liefert  A.  Michafms,  die  Protocolle  der 
lohe«  J.  Bundesvei  Sammlung.  Jrlangcn  10W  8.  ~  tcber  die  Geheimhaltung 
der  Bundestag V  erhandiungo»  ward  bei  dem  GH.  hessischen  Slaalsministerium 
IktKkwerde  gelwhrt,  iu  einem*  Promemoria  vom  ri.  Mov.  i8«ö.  von  dem  l'rhrn. 
x du/fern;  in  de^seu  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Th.  IU  (Srutlg.  i83o),  S.  24b 
h»  Derselbe  Frhr.  v.  Gao*  a.s  machte  in  der  Ständeversaimnlung  r.u  Da  im 
itjdt   iip  Jaouer  18H,  den  Antrag  auf  mögliche  Erweiterung  und  Wiederher- 
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Stellung  relativer  OcffentHchkeit  der  Verhandlungen  des  Bundestags.  Vergebens 
verlangte  im  J.  i83i  die  kurhessische  Slandeversammlung  von  dem  StaaUminis- 
tcrium  Mittheilung  der  loco  dictaturae  gedruckten  BundestagsProtorolle,  wenig 
stens  der  Abstimmungen,  Aeufserungen  und  Anträge  des  kurhessischen  Gesandten. 
(Man  s.  die  Verhandlung  besonders  v.  3o.  Sept.  i83i  in  der  Allgem.  Zeitung 
vom  6.  bis  10.  Jan.  i83i,  aufserord.  Beilagen  7  —  9.  10.)  Aehnliche,  dringende, 
Anträge  enthält  der  Beschlufs  der  kurhessischen  Ständeversammlung  v.  1.  April 
i83»  (Frankf.  OPAZeit.  v.  9.  Apr.  i83a). 

§.   159.  (144.) 
Fortsetzung. 

V)  Die  IlauptProtocolle,  Registraturen  und  Separat- 
Protocolle,  werden  in  den  Sitzungen  selbst,  förmlich  nicht  zu  Stande 
gebracht,  sondern  erst  nachher,  dann,  spätestens,  am  Tage  vor  der 
nächsten  Sitzung,  in  der  Canzlei  für  die  einzelnen  BundestagsGcsand- 
schaften  zur  Einsicht  niedergelegt,  hierauf  aber,  in  der  nächsten  Sitzung, 
vorgelesen,  wo  es  nothig,  berichtigt,  und  von  den  anwesenden  Gesandten 
unterschrieben  «);  nicht  auch  von  dem  Protocol! fuhrer.  VI)  Jeder  Gesandte 
kann  seine  Abstimmung  schriftlich  übergeben,  oder  auch,  zur  Ein- 
rückung in  das  Protocoll,  dictiren.  Anträge  einzelner  Gesandten,  einen 
Gegenstand  in  Berathung  zu  nehmen,  so  auch  Vortrage  oder  Bericht- 
erstattungen einzelner  Gesandten,  Ausschüsse  oder  Commissionen,  werden 
dem  gehörigen  Protocoll  als  Beilagen  beigefugt  Vll)  Schreiben, 
Denkschriften  und  andere  Eingaben,  welche  an  die  Bundesversammlung 
gelangen,  werden  indem  Einreic  hungsProtocoll  (Protocollum 
exhibitarum)  verzeichnet,  welches  fast  immer  am  Schlufs  der  formlichen 
Sitzungen  vorgelesen  und  vorgelegt  wird  c).  VIII)  Die  geschriebenen 
O r igi n alProtoco  11  e  werden,  in  Abtheilungen  gebunden,  in  dem  Archiv 
der  B.  V.  aufbewahrt.  Nach  ihnen,  und  zwar  nach  einem  mittelst  einer 
Copirmaschine  davon  gemachten  Uebcrdruck,  werden,  unmittelbar  nach 
erfolgter  Unterzeichnung,  in  der  hiezu  bestimmten  Buchdruckerei  (§.  1 36) 
Original  Abdrücke  gemacht  (§.  i58  c),  und  den  Gesandtschaften,  jeder  von 
ihnen  in  bestimmter  Anzahl,  statt  der  Dictatur  raitgctheilt. 

«)  Vorlauf.  Geschaftordn.  Abschn.  IV  u.  III,  n.  1.  —  Gesandte,  die  zugleich  für 
einen  andern  als  Stellvertreter,  kraft  erhaltener  Substitution  (§  137),  in  der 
Sitzung  anwesend  waren,  bemerken  solches  bei  ihrer  Unterschrift,  z.  B.  mit 
den  Worten:  «auch  ex  Substitution«  für  die  i3.  Stimme»,  oder  «auch  Air  Hol- 
stein und  Lauenburg».  Protoc.  v.  ai.  Jan.  1819.  —  Nach  einer  PräsidialErinnc- 
rung,  in  d.  Protoc.  v.  18.  Nov.  1816,  §.  14,  sind  die  Erinnerungen  einzelner 
Gesandten  zU  Berichtigung  des  Protocoll«,  nicht  erst  in  derjenigen  Sitzung,  wo 
solches  zur  Unterzeichnung  vorgelegt  wird,  vorzubringen,  sondern,  au  Erleich- 
terung der  definitiven  Ajustirung,  dem  Präsidium  vorläufig  mitzutheilcn. 

b)  Vorläuf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  IV;  a.  a.  O. 

c)  Vcrgl.  Ulübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  H,  S.  94  u.  11 3.  —  Die  EinretchungsProtocollt 
findet  man,  bis  zu  dem  Jahr  1837,  abgedruckt  in  der  öffentlichen  oder  Quart- 
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Ausgabe  der  Protoc-  der  Ii.  V.,  und,  seit  Anfang  des  J.  i8aa,  aueb  iu  iler 
Original  Ausgabe,  am  Schluß«  des  Protocolls  einer  Sitzung,  so  oft  neue  Eingaben 
eingekommen  sind.  Seit  18*7  dürfen  die  Einrcichuug&Protocolle  nicht  mehr 
der  Quart  Ausgabe  einverleibt  werden.  —  Eingaben  waren:  1816=114; 
i8it  =  3j3;  1818=1911  1819  =  i3a;  i8ao  =  n3;  1811  =  1 14 ;  i8aa  =  i3r; 
i8a3  =  101 ;  i8«4  =45;  i8a5  =  61 ;  1816  =  81.  Ein  alphabetisches  Vcrzeichnifs 
von  1816  bis  1819,  RleMt  in  dcr  QuartAusg.  der  Protoc,  Bd.  VIR,  S.  317— 3a8. 


§•  (145..) 
Dictalur.    Druck  loco  diotaturae. 

1)  Die  Dictatur,  das  keifst,  die  amtliche  Mittheilung  der  geschrie- 
benen oder  gedruckten  (§.  i36)  Eingaben  und  Verhandlungen, 
namentlich  der  Prot  oeol  le  und  Registraturen,  an  sämmtliche  ßundes- 
tagsGcsandtschaften ,  im  Namen  des  Präsidiums,  geschieht,  in  dem  Dicta- 
t urZimmer,  an  diejenigen  Individuen,  deren  die  einzelnen  Gesandten  zu 
<)iesem  Zweck,  insbesondere  zu  Fertigung  der  Abschriften,  sich  bedienen 
wollen.  D)  Diese  Personen,  welche  in  wirklichen  Staatsdiensten  stehen 
müssen,  sind  verpflichtet,  sich  hiezu,  durch  schriftliche  Zeugnisse  der  sie 
hiezu  ermächtigenden  Gesandten,  in  der  Canzlei  zu  legitimiren  «).  III)  Ge- 
schriebene Aufsätze  werden  den  genannten  Individuen  entweder  im 
eigentlichen  Sinn  die  tut,  oder  zu  Nehmung  einer  Abschrift  vorgelegt. 
Dasselbe  gilt  von  gedruckten  Eingaben,  die  in  zu  geringer  Anzahl  von 
Exemplaren  eingekommen  sind,  als  dafs  jede  Gesandtschaft  damit,  wenig- 
stens hinlänglich,  konnte  versehen  werden.  (Um  vollständig  auszureichen, 
sollten  von  gedruckten  Exemplaren  nie  weniger  als  achtzig  Exemplare 
eingesendet  werden.)  IV)  Die  Protocolle  und  Registraturen  über 
vertrauliche  Sitzungen  der  B.  V.,  die  CommissionsBerichte, 
die  Vorträge  und  Eingaben  in  jenen  Sitzungen,  werden  «loco  dic- 
taturae*  gedruckt,  und  so,  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  ver- 
«ehen,  den  Gesandschaften  mitgethcilt.  Nur  als  Manuscript  gedruckt,  als 
geheimer  Abdruck,  sind  sie  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  nicht 
bestimmt.  Daher  sind  sie  in  der  gedruckten  nicht-amtlichen,  öffent- 
lichen oder  Quart  Ausgabe  der  BundestagProtocolle  nicht  zu  finden.  Die 
Protocolle  und  Verhandlungen  der  Militär Commission,  werden  theils 
nur  geschrieben,  theils  loco  dictaturae  gedruckt. 

1)  Vorläufige  Geschäftordn.,  Abschn.  IV.*  Registratur  Über  die  zweite  Präliminär- 
ConferenE  der  Gesandten,  v.  9.  Oct.  1816;  in  der  QuartAusgabe  der  Protoe. 
der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  229. 

1)  Diese  Worte  werden,  auf  der  ersten  Seite,  oben  auf  den  Rand  gedruckt,  unter 
den  Stempel.  —  Seit  dem  Juli  i8a3  wurden  auch  ganz,  geheim  «u  haltende  Pro- 
tocolle oder  Registraturen,  unter  dem  Titel  &  Geheimes  Protocoll»  u.  s.  w.  ge-  . 
druckt. 
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&    461-  (I4:j»>.) 

Stufenfolge  jeder  Verhandlung.    Verhandlungsordnung  in  jeder 

Sitzung. 

I )  Dei  jedem  Gegenstand ,  der  in  den  Sitzungen  der  B.  V.  zur  Ver- 
handlung Kommt,  sind  zu  unterscheiden:  1)  der  Antrag,  die  Eröff- 
nung oder  Mitthcilung;  2)  die  Krtirterung;  3)  die  Abstim- 
mung; i)  die  Besch  Iii  fszic Innig.  Nach  Lage  der  Sache,  kann  dieses 
Alles  in  derselben  Sitzung,  es  kann  aber  auch  in  mehreren,  und  selbst  in  einer 
Hcihe  von  Sitzungen,  vorkommen  i5<»  :  es  können  Y  orbesch  luisi* 
nöthig  scyn ,  ehe  ein  Endbeschlufs  möglich  ist.  Ein  bedeutender  Spielraum 
in  der  Verhandlung,  der  in  einzelnen  Füllen  nach  Convenienz  benutzt 
werden  kann,  ist  kaum  vermeidbar.  II)  Die  Ordnung,  nach  welcher  in 
jeder  Sitzung  die  Verhandlungen  vorzunehmen  sind,  soll  in  der 
Hegel  folgende  sevn  <0.  i)  Vorlesung,  etwa  nöthig  gefundene  Berich- 
tigung, und  Unterzeichnung  des  Protocolls  der  vorigen  Sitzung:  a)  Anzeige 
der  eingekommenen  Eingaben;  3)  Umfrage  und  vorläufige  Abstimmung 
über  jede  von  ihnen  *>  ;  4)  Anzeige  der  Gegenstände,  welche  weiter  zu 
verhandeln  sind:  5)  stufen  weise  Verhandlung  über  dieselben,  welche 
bestehen  kann,  in  Verweisung  zu  Berichterstattung  oder  an  eine  (Kom- 
mission, in  Erörterung  und  Berat  ming,  in  Beschlursnahmc,  dafs  die  Sache 
zur  Abstimmung  reif  sey  (§.  i5o),  in  Vorbereitung  derselben  zur  Abstim- 
mung in  dem  Plenum,  iu  Frist bestimmuhg  zur  Abgabe  der  Stimmen ,  etwa 
auf  einzuholende  Instruction,  in  endlicher  Abstimmung,  in  Schlufsziehung 
und  deren  Genehmigung,  von  Seite  der  anwesenden  Gesandten,  in  Bestim- 
mung, dafs  und  wie  der  Beschlufs  bekannt  zu  machen  sey  ,  u.  d.  m.: 
6)  Abrede  über  die  nächste  Zusammenkunft ,  ihre  Form  und  Verhandlungs- 
gegenstande. 

a)  -Vach  Vorschrift  der  vorläuf.  Gcsehäftordnung  vom  3o.  Oct.  1816.  Abschn.  Hl. 

t)  Hiebei  soll  bestimmt  werden:  i)  oh  der  Gegenstand  sich  sofort  (vor  Ablauf  der 
gewöhnlichen  Frist)  r.ur  Berathiuig  oder  lleschlufsnahme  eigne;  ci)  ob  ausführ- 
lichere Erörterung  desselben  nöthig  sc*;  3)  ob  diese  vorerst  in  einer  vertrau 
liehen  Berathung,  oder  sogleich  in  förmlicher  Sitxung  vorzunehmen  sev ;  4)  <»k 
im  lctr.tcn  Fall  r.uvörderst  eine  Prüfung  und  Berichterstattung  für  nöthig  cm«  Ii 
tet  werde,  und  wer  hiezit  ersucht  werde.  Die  Bestimmung  der  Anzahl,  so  wir 
die  Wahl,  de«  oder  der  Berichtorstartcr .  erfolgt  entweder  bre*t  manu  dunli 
Vereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen  Beschluß. 
Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Absvhn.  III,  Num.  3. 

8*   M*2.  (146..) 

Beschlttss  über  die  Reife  der  Sache  zur  Abstimmung,  Umfrage»  Wieder- 
holung derselben*  Stimmgebung,  vorläufige  oder  endliche, 

l)    Wird   über   einen  Gegenstand   die  Fassung  eines  Beschlusses 
von  der  Bundesversammlung  für  nölhig  erachtet,  so  wird  von  ihr  zuvor- 
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derst,  mundlich  oder  schriftlich,  durch  vorläufigen  Beschlufs  festgesetzt', 
ob  die  Sache  reif  zur  Abstimmung  sey;  allenfalls  nach  vorhergegan- 
gener  allseitiger  InstructionsEinholung  und  Berichterstattung,  upd  nach 
Fristlassung  zu  Einlangung  der  noch  fehlendeu  Instructionen  (§.  i5i). 
II)  Ist  der  endliche  Beschlufs  von  dem  Plenum  zu  fassen,  so  kann  eine 
Reife  zur  Abstimmung  eher  nicht  angenommen  werden,  als  bis  in  dem 
engern  Rath  ein  solcher  Entwurf  des  endlichen  Beschlusses  verfassungs- 
mäßig zu  Stande  gekommen  ist,  der  von  dem  Plenum  geradezu  entweder 
angenommen  oder  verworfen  werden  kann  (§.  124).  III)  Ist  die  Sache 
für  reif  zor  Abstimmung  erklärt  «),  und  wird  nicht  hierauf  von  Seite 
eines  oder  mehrerer  Gesandten  eine  Frist  zu  InstructionsEinholung  begehrt 
und  erwirkt  (§.  i5i),  so  wird  zur  Abstimmung  oder  Stimmgebung 
geschritten.  Diese  erfolgt,  in  festgesetzter  Ordnung  (§,  i3i),  auf  Um- 
frage des  Präsidiums  4).  IV)  Das  Präsidium  kann  eine  wiederholte 
Umfrage  vornehmen,  um  Zweifel  über  einzelne  Abstimmungen  zu  heben, 
oder  um  die  Zählung  der  einzelnen  Stimmen,  für  die  eine  oder  andere 
Meinung,  zu  berichtigen  <*).  V)  Die  vorläufige  Stimmgebung  kann 
mündlich  geschehen.  Bei  endlicher  Abstimmung  werden  die  Stimmen, 
so  bald  für  jene  eine  Frist  festgesetzt  war,  entweder  schriftlich 
zur  Einverleibung  in  das  Protocoll  eingegeben,  oder  zu  dem  Protocoll 
dictirt  ^). 

fl)  Ob  und  in  welchen  Fällen  einer,  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  betreuen- 
den Eingabe,  namentlich  einer  nachträglichen ,  die  kurz  vor  der  beschlossenen 
Abstimmung  eingekommen  ist,  in  so  fern  Stupcusivff-'irkung  einzuräumen  sey, 
dafs  mit  der  Abstimmung  und  Beschlußfassung  noch  zurückgehalten  werde? 
kam  zur  Sprache,  in  d.  Protoc.  v.  i8?3,  §■  i:j3. 

*)  Vorlauf.  Gescbäftordn.,  Abschn.  DJ,  Rum.  7,  liU  a  u.  b;  a.  a.  O.  S.  10. 

r)  Ebenda«.,  lit.  b. 

>I)  Ebenda».,  lit.  d. 

4  * 

§•  *65*  (!46>) 

VerbindUcItkeit  der  Bundesglieder  zur  Stimmgebung. 

Ausnahmen  hievon. 

I)  Da  alle?  Öundcsglieder  zur  Mitwirkung  für  den  Bnndeszweck 
gleiche  Verpflichtung  übernommen  haben,  und  ein  nothwendiges  Mittel 
zu  dessen  Erreichung  darin  besteht,  dafs  die  Angelegenheiten  des  Bundes 
durch  die  Bundesversammlung  mittelst  verfassungsinäsiger  Erklärung  des 
Gesamratwillens  erledigt  werden,  dieser  aber,  nach  Vorschrift  der  Grund- 
verträge, durch  Stimmgebung  der  Einzelnen  festgesetzt  werden  soll  «);  so 
ist  für  jedes  Bundesglied  mit  dem  Stimmrecht  zugleich  die  Verbindlich- 
keit verbunden  die  Stimme  abzugeben  (zu  votiren).  II)  Diese 
Regel  leidet  nur  dann  eine  Ausnahme,  wenn  bei  dem  in  Beratschlagung 
stehenden  Gegenstands)  ein  Bundesglied  Partei  ist,  folglich  als  stimm- 
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fähig  nicht  betrachtet  werden  darf  <•),  weil  ein  Parteiwille  nicht  con- 
stituircnder  Theil  eines  unparteiischen  Gesammtwillens  seyn  kannj  oder 
wenn  2)  ein  in  dem  vorliegenden  Fall  stimmfähiges  Bandesglied,  mit  aus- 
drücklicher oder  stillschweigender  Einwilligung  der  Bundesversamm- 
lung <0.  «ich  des  Abstimmens  freiwillig  enthält,  gleichviel  ob  es  sich 
hie/.u  ausdrucklich  <•)  oder  stillschweigend  /)  erklärt  In  dem  ersten  Fall 
besteht  kein  Stimmrecht,  in  dem  andern  ruht  dasselbe  (votum  quiescit). 

«)  Alles  dieses  vermöge  der  BundcsActe,  Art.  4  7- 

6)  Oeslrciih  brachte  diesen  Gegenstand  zur  Sprache,  in  demProtoc.  v.  i8o3,  §.  i53. 

<•)  Beispiele  liefern  die  Abstimmungen  über  PrivatReclamationen,  und  über  Strei- 
tigkeiten einzelner  Bundesglieder  unter  sich.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  i35. 
—  Ist  ein  Bundesglied  bei  dein  concreten  Streitfall  nur  in  so  weit  betheiligt,  als 
die  dafür  aufzustellenden  Grundsätze  sein  Particularlnteresse  in  einem  andern 
möglichen  Streitfall  unmittelbar  berühren  können,  so  ist  es  darum  bei  Ent- 
scheidung des  gegenwärtigen  Falles  als  Partei  nicht  zu  betrachten,  mithin  stimm- 
fähig. Aus  diesem  Gesichtpunct  ist  das  hannoverische  Votum  in  d.  Prot.  v. 
».  Dec.  1816.  §  37,  zu  beurthcilen,  betr.  die  Beschwerde  des  OA.  Wahuschaflc 
wider  Braunst  hweig. 

ff)  Eine  solche  Dispensation  ist ,  nach  dem  Eingang  dieses  §. ,  nothwendig.  Sie  ist 
aher  auch  zureichend.  &Quamquam  in  secictate  singuli  legibus  adstringantur, 
unirersi  tarnen  supra  leges  sunt  positiv.  L.  C.  Schröder,  Elem.  juris  naturalis, 
social!«,  et  gentium  (Groning.  1775.  a>,  §.  695.  —  Daher  ist  ein  Beschluß  der 
B.  V.,  namentlich  die  Wahl  einer  Commission,  darum  nicht  ungültig,  weil  ein 
oder  der  andere  Stimmführer  sich  der  Stimingebung  enthalten,  oder  wohl  gar 
dawider  protestirt  hat,  sey  es  weil  er  die  Competenr.  der  B.  V.  in  der  Sache 
bestreitet,  oder  aus  einem  andern  die  Form  oder  das  Wesen  betreffenden  Grund. 
(So  enthielt  Prcusscn  sich  des  Votums  1)  bei  e.  Commissionswahl,  in  c.  Be- 
schwerdesache  wegen  der  OctroiRente,  weil  es  die  Competenz  der  B.  V.  in  Rhein 
schifffahrtAngelegenheiten  bestritt,  im  1.  ScparatProtoc.  v.  18.  Aug.  1 8s5,  Num.  4, 
S.  4^0;  a)  im  Protoc.  v.  a4-  Febr.  i83i,  §.  44,  betr.  die  Differenz  zw.  Braunschw. 
u.  Lippe,  wegen  der  braunschw.  Aufsenleheu  im  Lippischen.    NB.  Alles  L.  D.) 

e)  Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  «.  Dec.  1816.  §.  36;  v.  181-,  §.  io5,  vergl. 
jedoch  mit  §.  10';  v.  1818,  §.  a3a;  v  1819,  §.  n3;  v.  i8*3,  §  i53,  bei  der 
Curie  der  i5.  Stimme. 
/)  In  solchem  Fall  wird  der  Nichtstimmende  als  stillschweigend  einverstanden  mit 
der  Mehrheit  angesehen.  Oben  §.  i3i  e.  Hannöverische  Erklärung  in  dem 
Protoc.  v.  «*.  Dec  1817,  4*9-  Bestimmungen  der  vorläuf.  Geschäft  ord  innig 
der  B.  V.,  oben  §.  i55,  II  u.  TO,  wo  die  Fälle  einer  freiwilligen  Präclusion 
festgesetzt  sind,  mittelst  stillschweigender  Entsagung  auf  das  Stimmrecht  in  dem 
vorliegenden  Fall.  Inzwischen  hängt  auch  hier  von  der  B.  V.  ab,  ob  sie  von 
der  Stimmgebung  dispensiren  will.  Es  gibt  Fälle,  wo  die  Gesammtheit  wesent- 
lich dabei  betheiligt  ist,  dafs  kein  Bundcsglied  von  ausdrücklicher  Stimmgebung 
sich  ausschliefse,  z.  B.  bei  einer  Kriegserklärung  und  einem  Friedensschlufs. 
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Aufschub  der  Beschlussiiehung.  Aenderung  und  Genehmigung  abgelegter 
Stimmen.    Abstimmung  sub  spe  ratiy  oder  ad  major a.  Interloguiren. 
Erinnerungen  gegen  schon  abgefasste  Beschlüsse.    Mehrheit  der 
Gesandten  für  dieselbe  Stimmgebung. 

I)  Nach  geendigter  Umfrage,  können  eiuzeluc  Gesandte,  oder  mehrere, 
wenn  gleich  sie  ihre  Stimmen  schon  abgelegt  haben,  um  Aufschub  der 
Festsetzung  des  Beschlusses  ersuchen;  sey  es  wegen  neuer  Grunde  in 
spätem  Stimmen,  wegen  neu  eingetretener,  erheblicher  Thatumstände, 
oder  zu  Aulhlärung  von  Mißverständnissen,  u.  d.  Bewilligt  die  Versamm- 
lung den  Aufschub,  so  erfolgt  hierauf  weitere  Erörterung  «).  II)  Da  ein- 
seitige Willenserklärung  nicht  bindet,  so  kann  bis  dahin,  wo  der  Beschlufs 
verfassungsmäßig  festgesetzt  ist,  jeder  Stimmberechtigte  die  abgelegte 
Stimme  ändern.  III)  Die  ohne  Vorbehalt,  selbst  ohne  oder  gegen  erhal- 
tene Instruction  (§.  i37  u.  i5i),  abgelegten  Stimmen  der  bevollmächtigten 
Gesandten,  bedürfen,  um  bei  der  Beschlufsziehung  für  wirksam  zu  gelten, 
einer  nachfolgenden  Genehmigung  ihrer  Regierungen  nicht.  IV)  Ob  und 
wie  weit  aber  sub  spe  rati  Stimmen  abgelegt,  wohl  gar  Beschlüsse  gefafst 
werden  dürfen;  ob  und  wie  weit  folglich  sub  spe  rati  abgelegte  Stimmen, 
bei  Bildung  des  Beschlusses  zu  zählen  seyen;  ob  und  wann  für  wirkliche 
Stimmgebung  gelten  könne,  wenn  ein  Stimmführcr  sich  schlechthin  für 
majore  schon  erklärt,  ehe  noch  Stimmenmehrheit  in  dem  Protocoll  vor- 
liegt (vergl.  §  i63,  i),  oder  wenn  er  erklärt,  er  trete,  abgesehen  von  den 
unter  sich  divergirenden  Ansichten  der  Betheiligten,  der  Majorität  bei  *), 
oder,  er  sey  instruirt,  der  Mehrheit  beizutreten,  oder,  er  sey  zwar  mit 
Instruction  noch  nicht  versehen,  wolle  aber  doch  (bei  schon  vorliegender 
Stimmenmehrheit)  den  Beschlufs  nicht  aufhalten  <0;  ob  und  in  welchen 
Fällen  bei  der  Abstimmung  Intcrloquircn  «0  zulässig  sey;  ob  und  wie 
weit  Erinnerungen,  in  Absicht  auf  üebereinstimmung  der  Beschlüsse  mit 
dem  Inhalt  der  Protocolle,  nach  erfolgter  Unterzeichnung  der  letzten, 
zulässig,  wie  solche  vorzubringen  seyen,  und  mit  welchem  Erfolg;  ob  und 
mit  welchen  Rechten  zwei  und  mehr  Gesandte  eines  VirilStimmberech- 
tigten  (§.  i56  u.  f.)  in  den  Sitzungen,  insbesondere  bei  der  Stimmgebung, 
zuzulassen  seyen;  —  über  alles  dieses,  sind  eigene  Bestimmungen  noch  zu 
«•warten. 

<i)  Vorlauf.  Gescliaflordn.,   Absihn.  III,  Num.  ■%  lit.       a.  a.  O.  S.  »o.  Vcrgl. 

oben  f.  i5i.    Preufsische  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.  %.  8i. 

A)  Beispiel  in  d.  Proioc.  v.  i8»4 ,  67. 

c)  Beispiele  in  d.  Protoc.  v.  182  i,  §.  67;  v.  i8a5,  §.  91  u.  o3.  Oldenburg.  Erklä- 
rung hierauf,  in  d.  Protoc.  v.  182$,  §.  9a.  —  In  gewissen  Fällen,  r..  B.  bei  Be- 
srbltcfsung  eines  Bundeskriegs,  Waffenstillstandes  oder  Friedens,  bei  Fassung 
eines  Beschlusses  wider  eine  grofse  Macht,  u.  d.,  können  bald  allen  übrigen 
Bondesgliedern,  bald  einzelnen,  Erklärungen  der  angeführten  Art  nicht  gleich- 
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güllig  Heyn,  Und  wie,  wenn  die  schon  vorliegende  Stimmenmehrheit,  in  Stirn 
mengleichlieit,  «der  in  Minderheit  sich  dadurch  verwandelte,  dafs  Abstimmungen 
vor  der  Beschlufs/.ichung  geändert  werden?  Oder  wenn  nach  einer,  ehe  noch 
Stimmenmehrheit  vorliegt,  also  im  Voraus  erfolgten  Abstimmung  ad  majora, 
Stimmengleichheit  einträte?  Rönnen  nicht  Abstimmungen,  die  nach  schon  vor- 
liegender Stimmenmehrheit,  abweichend  von  dieser  erfolgen,  Anlafo  werden  eu 
Aenderung  schon  abgelegter  Stimmen? 
tl)  Ein  Beispiel  in  d.  Protoc  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816.  §.  ia.  Vergl.  auch  Protoc. 
v.  1818,  §.  K),  u.  SeparatProtoc.  v.  »5.  Apr.  i8ai,  S.  291.  —  Das  Intcrloquiren 
sollte  nur  dann  Statt  finden,  wenn  ein  Stiminfuhrcr  sich  berechtigt  und  ver- 
pflichtet erachtet,  gegen  eine  während  der  Abstimmung  erfolgte  Erklärung  eines 
\11der11,  oder  gegen  dessen  in  derselben  Sitr.ung  behaupteten  Bang,  Vorsits  oder 
Stimmrecht,  enlgegcustchende  Hechte  oder  Ansprüche  seines  Macbtgebers,  durch 
■au  Protocoll  erklärten  Widerspruch,  alsbald  zu  wahren.  Aufscrdem  wäre  es 
unbefugte  Unterbrechung  der  Stimmordnung. 


§.    165.  (148«.) 

Entwurf  und  Festsetzung  des  Beschlusses'  Seine  Genehmigung,  Aen- 
derung, Aufhebung,  Ausfertigung,  Bekanntmachung  oder  Mittheilung. 

Amtliche  Zeitung» Artikel 

I)  Nach  vollständig  geendigter,  oder  rechtlich  für  geendigt  zu  ach- 
tender (§•  i5i ,  Note  e,  u.  $.  i55)  Abstimmung,  und  wenn  nicht  Auf- 
schub der  ßeschlufsziehung  \  erlangt  oder  bewilligt  -wird  (§.  164),  schreitet, 
sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum,  das  Präsidium,  in 
dcr-scltan  oder  in  der  folgenden  Sitzung,  nach  Vorschrift mäsiger  (§.  ia5, 
»27  u.  IT.)  Maasgabe  der  abgelegten  Stimmen,  zu  der  Vorlegung  eines 
Entwurfs  des  Beschlusses.  Ist  solcher  von  den  anwesenden  Gesandten 
genehmigt  oder  berichtigt,  so  wird  von  der  B.  V.  und  in  ihrem  Namen, 
der  Besch  hi  fs  in  dem  Protocoll  festgesetzt  «)•  H)  Dieser  bedarf  alsdann, 
um  rechtsgültig  und  vollziehbar  zu  seyn,  keiner  Genehmigung,  von 
Seite  einzelner  Gesandten  oder  ihrer  Regierungen  Er  ist  sofort  rechts- 
gültig und  verpflichtend  für  die  Bundesgenossen ,  wenn  er  verfassungsmässig, 
das  heilst,  innerhalb  der  Competenz  der  B.  V.,  und  mit  Beobachtung  der 
'  für  Beschlufsfassung  festgesetzten  Form,  zu  Stande  gekommen  ist  (§.  »17). 
III)  Ein  Besch lufs  der  B.  V.  hat  nicht  die  Eigenschalt  eines  rechtskräftigen 
Urthcils.  Dessen  ungeachtet  findet  Aenderung  oder  Aufhebung  ver- 
f'assutigsmäsig  gefafster  Beschlüsse,  wider  den  Willen  derer,  die  daraus  ein 
Recht  erworben  haben,  nur  Statt,  bei  wesentlicher  Veränderung  solcher 
Umstände,  deren  Dascyn,  für  die  Wirksamheit  des  Beschlusses  als  noth- 
wendig  vorausgesetzt  war  c),  oder  bei  Entdeckung  neuer  Thatnmstände, 
welche  die  bei  dem  Beschlnls  als  nothwendig  vorausgesetzten  Verhältnisse, 
von  den  wirkliehen  als  wesentlich  verschieden  darstellen  ff).  IV)  Die  Bun- 
desversammlung bestimmt,  ob,  wie  weit,  und  in  welcher  Art,  ein  Besch  lufs, 
so  wie  das  Protocoll,  bekannt  /.u  machen  sey  «■).    Die  Bekanntmachung 
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der  BundestagVerhandlungen  durch  (öffentlichen)  Druck  ( i36)  ajaf 
Küsten  der  BundescanzleiCassc,  hatte  sie  als  Hegel  festgesetzt,  und  sieh 
lur  jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten,  Ausnahmen  hievon  zu  machen  f)t 
Diese  Oeffentlichkeit  des  grofsten  Theils  ihrer  Verhandlungen,  war  eine 
wichtige  Quelle  für  Bildung  der  Wissenschaft  des  Bundesrechts  und  der 
öffentlichen  Meinung  (§.  22).  Aber  durch  den  oben  (§.  i58)  erwähnten 
Beschlufs  der  B.  V.  vom  1.  Juli  1824  ward  die  Regel  der  OcfTcntlichhcit 
der  BundestagVerhandlungen  in  Ausnahme  verwandelt.  V)  Für  Art 
and  Mittel  der  Ausführung  der  Bundestagbeschlüsse,  für  innere  Sicherheit 
in  den  Bundesstaaten,  ist  eine  ExecutionsOrdnung  errichtet  (§.  178J. 
VI)  Auf  Eingaben,  Mittheilungen  und  Schreiben,  aufser  den  Anträgen  der 
Bundesglieder,  antwortet  die  Bundesversammlung  durch  Zusendung  von 
Auszügen  aus  dem  Protocoll,  mit  oder  ohne  Anfuhrung  der  Gründe  ff), 
welche,  wie  Alles,  was  von  der  B.  V.  ausgeht,  von  der  BundesPra'sidial- 
Cauzlci  ausgefertigt  werden  A).  VII)  Alle  in  politischen  Tagblättern 
der  Freien  Stadt  Fran  kfu  rt  erscheinenden  Artikel ,  die  Bundesversammlung 
und  ihre  Verhandlungen  betreffend,  sind  als  nicht-amtliche  anzusehen,  wenn 
nicht  die  Ueherschrif t :  «Officicller  Artikel»  vorgesetzt  istj  ein 
Merkmal,  dafs  sie  aus  der  Bundescauzlci  den  Herausgebern  zum  Einrücken 
mitgetheilt  worden  sind  0-  VW)  In  Beziehung  auf  die  Verhandlungen 
der  B.  V.  und  auf  die  Geschäfte  der  von  ihr  abhängenden  Commissionen, 
soll  in  die  Zeitungen,  welche  in  Bundesstaaten  erscheinen,  nichts  aufge- 
nommen werden,  als  wortlich,  was  die  ihnen  mitgetheiltcn  Bundes- 
lagsProtocoIle  enthalten 

«1)  Vorlauf.  Gcschäftordn.  v.  1816,  Abschn.  III,  Num.  5  u.  7,  lit.  a;  o.  a.  O.  S.  19  f. 
Wiener  SchlufsActc  v.  i8ao,  Art.  7,  8  u.  10.  —  Li  der  Vorlauf.  Geschäftordn., 
Abschn.  III,  Num.  5,  scheint  blofs  die  Hede  r.u  seyn  von  einer  Genehmigung, 
dafc  zur  Schlufssichung  geschritten  werde.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  der 
Hofmaniuschen  Beschwerdesache  wider  Kurhessen,  im  Febr.  und  Mäns  1817. 
3Ian  s.  unten  §.  417,  a. 

c)  Vergl.  Bxübeb's  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  %.  i65. 

d)  Gutachtlicher  Commissions  Vortrag,  $.  1,  bei  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  5.  April 
1821.    Ocstreichische  Aeufscrung,  in  d.  Protoc.  v.  i8a3,  §•  »53. 

e)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  BJ,  Num.  5  u.  7,  lit  e;  a.  a.  O.  S.  19  f. 
KlvWs  Staatsarchiv,  Bd.  U,  S.  106  f. 

/)  Beschluis  in  dem  Protoc  der  Plenar Versammlung  v.  14.  Nov.  1816,  5-  i«;  in 

Klubbb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  109. 
/r)  Vorlauf.  Gcschäftordn.,  Abschn.  Dl,  Num.  7,  Ii t.  f. 

h)  In  dieser  Form:  * Auszug  aus  dem  Protocoll  der  .  . .  Sitzung  der  teutschen  Bun- 
desversammlung vom  (Datum)  .  .  .  Die  tcutscho  Bundesversammlung  hat  be- 
schlossen, u.  s.  w.    Franhf.  den  (L.  S.).    Die  BundesPräsidialCanzlciv. 

(Unterschrift  des  CanzleiDirectors.)  Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  III,  Num.  7. 
lit.  g;  a.  a.  O.  S.  ai. 

0  Beilage  Num.  I  zu  den  PräliminärConferenzen  der  Gesandten,  im  Gct.  1816, 
Damals  erlassene  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt, 
Art.  II;  in  KMJbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S  160. 

i)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Febr.  1834 1  in  d.  Protoc.  §.  39,  u.  in  Klüaeh's  Qud- 
lensanunlung,  Num.  XXV  Di. 
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Vollziehende  Wirksamkeit  der  B>  V.  % 

/ )  Veberhaupt. 

In  ihrer  vollziehenden  Eigenschaft  (§.  117  u.  170),  ohne  welche 
der  Bund  sehr  oft  mehr  nicht  als  Formenspiel  seyn  würde ,  hat  die  Bun- 
desversammlung folgende  Rechte  und  Pflichten«  I)  Die  Sorge  für 
Tori  währen  de  Wirksamheit,  und  daher  in  einzelneu  Fällen  etwa 
nüthige  Vollziehung  aller  von  dem  Bund  ausgegangenen,  oder  unter 
seiner  Autorität  errichteten  Bestimmungen,  und  der  von  ihm  übernommenen 
Verpflichtungen0);  namentlich  Vollziehung  der  BundesActe,  nach  ihrem 
ganzen  Inhalt,  und  der  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  von  der 
B.  V.  in  dem  Umfang  ihrer  Wirkungsbefugnifs  gefafsten  Beschlüsse,  der 
am  Bundestag  vermittelten  Vergleiche,  der  in  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder  über  den  jüngsten  Besitzstand,  auf  Begehren  der  Bundesversamm- 
lung abgefafsten  rechtlichen  Bescheide  172  u.  174  u.  f.),  der  durch 
Austrage  gefällten  richterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  Gewährleistung  des 
Bundes  gestellten  compromissarischen  Entscheidungen,  der  von  dem  Bund 
übernommenen   besondern   Garantien  Gegenstand  der  vollziehenden 

Wirksamkeit  der  B.  V.,  ist  demnach  jedes  Rechtsverhältnifs,  welches  durch 
den  Bund  begründet  oder  gesichert  ist,  scy  es  durch  den  erklärten  Bundes- 
zweck überhaupt,  oder  durch  besondere  bundesmäsige  Bestimmung  r). 
II)  Zu  diesem  Ende,  hat  die  B- V.,  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundes- 
verfassnngsmäsigen  Mittel,  die  erforderlichen  Executions Maasregeln 
in  Anwendung  zu  bringen,  mit  genauer  Beobachtung  der  in  der  Executions- 
Ordnung  (§.  178  u.  f.)  des  Bundes  defshalb  festgesetzten  Bestimmungen  dy. 

a)  PrnsidialVortrag  in  der  B.  V.  am  40.  Sept.  1819,  §.  aio,  Bium.  II.  S.  65q. 

b)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  3i,  10  u.  17.  ExecutionsOrdoung,  Art  »,  in 
dem  Protoc.  der  PlenarVcrsammlung  der  B.  V.  v.  3o.  Aug.  1810,  §.  3. 

c)  Provisor.  CompetenzBestimmung  der  B.  V.  v.  1«.  Jun.  1817  (§.  «»3  der  Protoc.), 
lit.  B,  §.4«  Num.  5,  vergl.  mit  Num.  4  u.  6,  u.  lit.  C,  §.  5,  IS  um.  1  u.  1. 
«Alles  gehört  vor  den  Bund,  was  zur  Erfüllung  de*  allgemeinen  Zweckes  Art.  7. 
und  der  einzelnen  in  der  BundesActe  gegebenen  Bestimmungen,  Beeilte  u.  ».  w. 
gehört»,  und  «innerhalb  der  Grenzen,  die  der  Bundeszwerk  bezeichnet,  mul's 
die  B.  V.  sieh  frei  bewegen  können,  nach  dem  Ziel,  das  ihr  vorgesteckt  ist», 
beift  es  ui  dem  Commiss'onsGutachtcn  über  die  Beihcnfolge  der  Geschäfte,  in 
der  Beil.  11  zu  dem  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817. 

d)  Wiener  SchluftActe  v.  i8ao,  Art.  3i.  <•'  ■ 

* 

■  « 

8)  Bei  StSrunp  der  imtern  Ruhe  und  Sicherheit  des  Hundts.     3)  Hei  Widcrfetzllchkcü 
der  Vnterthanen,  hei  Aufruhr,  und  bri  gefährlichen  Rewr  jungen. 

<    •  . 

I)   Sind  innere  Buhe  und  Sicherheit  des  Bundes  und  der  Bun- 
desstaaten irgend  bedroht,   oder  gestört,   so   liat  die  B.  V.,  da  ihr  dir 


Digitized  by  Google 


2.  Abseht*.  PersonalVerhältnissc  etc. 


Sicherung  des  Rechtszustandes  unter  den  Bundesgliedern  und  in  den 
Bundesstaaten  zur  Pflicht  gemacht  ist,  über  Erhaltung  und  Wiederher- 
stellung derselben  Rath  zu  pflegen,  und  die  hiezu  geeigneten  Beschlüsse, 
nach  Anleitung  der  in  dem  Bundesrecht  enthaltenen  Bestimmungen,  zu 
fassen  «).  II)  Zwar  steht,  in  jedem  zu  dem  Bund  gehörenden  Staat," die 
Aufrechthaltung  der  innern  Ruhe  und  Ordnung,  der  Regel  nach,  der 
Landesregierung  allein  zu:  aber  als  Ausnahme  kann,  bei  Widersetzlich- 
keit der  Unterthanen  gegen  ihre  Regierung,  bei  offenem  Aufruhr, 
bei  gefährlichen  Bewegungen  in  mehreren  Bundesstaaten,  Mit- 
wirkung des  Bundes  zu  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Ruhe  ein- 
treten, in  Hinsicht  auf  innere  Sicherheit  der  gesammten  Bundesstaaten, 
und  in  Folge  der  Verpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hülf- 
leistung *). 

«)  Wiener  ScblufsActe  y.  1810,  Art.  18.  Vergl.  unten  §.  ai5  u.  »16.  —  Von  die- 
ser Art  sind  die  in  dem  Proioc.  v.  10.  Sept.  1819,  §.  aio  u.  f.  (Bd.  VUI,  S.  »66  ff. 
u.  »87  ff.),  enthaltenen  Beschlüsse  wider  entdeckte  ^revolutionäre  Umtriebe*, 
wodurch  provisorische  Maasrcgeln  wider  die  Lietnz  der  Studenten  auf  Universi- 
täten, wider  den  Mistbrauck  der  Presj«,  und  wider  jene  Umtriebe  überhaupt 
festgeset/.t,  und  wegen  der  leisten  eine  CentralUntersuckung*Cotnmittion  zu  Muitu 
niedergesetzt  ward.  Vergl.  Geschichte  u.  Verhandlungen  der  mainaer  Central- 
UntersuchnngsCommission;  in  Fa.  MuaiiiRti's  allgcm.  polit.  Annalen,  Bd.  \  III, 
Heft  (1822),  S.  »3— 7S-  AUgem.  deutsche  RcalEncjclop.idie  (  Converiations- 
Lexicon),  5.  Aufl.  (1812)  Bd.  X.  u.  Supplementßand  v.  1829,  \oc.  Umtriebe. 
Ebenda».  Neue  Folge,  Bd.  II  (1818)  voc.  Mainzer  CentralUntersurhungaCommis- 
sion.  I*.  r.  Dnzscu  öffentl.  Recht,  S.  104  —  107.  Auf  jeden  Fall,  sind  diese 
Maasregeln,  zusammen  genommen,  ein  denkwürdiges  Beispiel,  welcher  kraft- 
vollen Entwicklung  die  Bundesgewalt  fähig  sey,  wenn  der  Wille  der  Mächtigen 
eingreifend  zusammenwirkt.  —  Zweck  der  erwähnten  C.C.Commüs/on  (man  s.  «bis 
angef.  Protocoll,  und  Klübku's  Qucllensammlung ,  ISum.  \M1)  sollte  seyn:  ^ge- 
meinschaftliche Untersuchung  und  Feststellung  des  Thatbcstandes,  des  Ursprungs 
und  der  mannigfachen  Verzweigung  der  gegen  die  bestehende  Verfassung  und 
innere  Buhe,  sowohl  des  ganzen  Bundes,  als  einzelner  Bundesstaaten,  gerichte- 
ten revolutionären  Umtriebe  und  demagogischen  Verbindungen».  Es  sollte  die 
Commission  « aussc hl ie blich  zur  weitern  Untersuchung  der  gedachten  Umtriebe, 
von  Bundes  wegen  bestellt  seyn».  Auch  sollte  sie  «die  Oberleitung  der  Local- 
Untersuchungen  in  Bundesstaaten  übernehmen».  Zur  Berichterstattung,  über 
ihre  Verhandlungen,  über  Anstände,  zu  Erholung  weiterer  Verhaltungsbefehle, 
uad  über  die  Resultate  ihrer  Thätigkeit,  war  ihr  die  B.  V.  angewiesen,  welche 
«die  weiteren  Beschlüsse  zu  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  fassen  werde». 
Eine  richterliche  oder  rechtsprechende  Behörde  sollte  die  Commission  nicht 
seyn.  Die  B.  V.  wählte  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Versammlung 
sieben  Buudesglicder  (Ocstreich,  Prcufsen,  Baiern,  Hannover,  Baden,  GH.  Hessen, 
Nassau),  welche  die  UntcrsuchungsCommissaricn  zu  ernennen,  jedem  ernannten 
einen  Secretär  oder  Actuar  beizugeben,  und  beide  in  Mainz  zu  unterhalten 
hatten.  «Die  Kosten  der  Commission  (im  Ganzen),  so  wie  die  Untersuchung 
selbst,  waren  von  dem  Bunde  zu  tragen».  Sie  bcliefen  sich,  dem  Vernehmen 
nach,  auf  80  bis  90,000  Gulden,  und  mit  bibegriff  des  von  den  sieben  Regie- 
rungen einzeln  zu  tragenden  Kostenaufwandes,  auf  mehr  denn  5oo,ooo  Gulden. 
T)ic  Installation  der  Commission  erfolgte  im  Herbst  1819  mit  grofser  Oeflent- 
lichhert,  ihre  Auflösung  im  Sommer  und  Herbst  i8a8,  nach  fast  neunjähriger 
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Dauer,  in  der  Stille,  nach  und  nach,  ohne  Bekanntmachung  der  Resultate  ihrer 
Thäügkeit.  S.  Muntuau'ft  allgem.  polit.  Annalcn,  Bd.  \  AI,  Heft  1,  S.  4&  IT.  — 
Hauptbericht  der  CentralljutcrsuehungsCominiÄRion,  d.  d.  Main»  den  \  \.  Deccm- 
ber  1827.  Mit  Anlagen  Num.  I  bis  XII.  incl.  3 14  S.  in  Fol.  oder  -9  Bogen. 
Hvn.  Huo,  die  Central-Untcrsuchungs-Commission  r.u  Mainz,  u.  die  demagogi- 
schen Umtriebe  in  den  Burschenschaften  der  deutschen  Universitäten ,  r.ur  Zeit 
des  BundestagsBeschlu&ses  v.  ao.  Sept.  1819.  Leios.  i83i.  8.  Auch  Anter  d. 
Titel:  Geschichte  der  geheimen  Verbindungen  der  neuesten  Zeit,  3.  lieft.  — 
Beschlufs  der  B.  V.  vom  21.  Octobcr  i83o,  betr.  Sichcrhcitvorhehruiigcn  wider 
die  in  mehreren  Bundesstaaten  eingetretenen  oder  r.u  besorgenden  Unruhen  u. 
aufrührerischen  Auftritte}  bekannt  gemacht  zuerst  in  der  Franlif.  OPA  Zeitung 
v.  *a  Nov.  i83o,  dann  auch  in  andern  öffentlichen  Blättern.  —  Best Müsse  ifer 
Bundesversammlung  vom  ao.  Juni  und  8.  August  1Ö33,  betreffend  die  Errichtung 
einer  CentrulBehördc  am  Sit«  der  Bundesversammlung,  für  Erforschung  eines 
gegen  den  Bestand  des  teutschen  Bundes  und  gegen  die  öffentliche  Ordnung  in 
Teutschland  gerichteten  Complots,  insbesondere  eines  ku  Frankfurt  am  3.  April 
cbend.  J.  Statt  gehabten  Attentats,  und  für  Beförderung  der  dawider  anhängi- 
gen Untersuchungen.  (Amtliche  Bekanntmachung  in  der  Frankfurter  OberPost- 
amtsZeitung  vom  14.  August  i833.)  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  vom  5.  Juni  i834 
verordnet  Einsendung  der  EutcrsuchungsActen  an  die  durch  den  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  ao.  Juni  i833  augeordnete  CentralBehörde,  und  Aufschub  der  Definitiv- 
Erkenntnisse  bis  su  einer  Erklärung  dieser  Behörde.  —  Durch  einen  Beschlufs 
v.  t5.  Jan.  i835  verbot  die  B.  V.  das  Wandern  teutseber  Handwerksgesellen 
nach  gewissen  Ländern  und  Orten,  und  ihre  T »teilnähme  au  Verbindungen  und 
Versammlungen,  wodurch  die  öffentliche  Buhe  bedroht  oder  gestört  werden 
könnte. 


&    168.  ci4*i.) 
Fortsetzung. 

Hl)  Ist  in  einem  einzelnen  Bundesstaat  durch  Widersetzlich- 
keit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit,  die  innere  Hube  unmittel- 
bar gefährdet ,  und  eine  Verbreitung  aufrührerischer  Bewegungen  zu 
besorgen,  oder  ist  wirklicher  Aufruhr  ausgebrochen,  und  begehrt 
1)  die  Landesregierung  selbst,  nach  Erschöpfung  der  gesetz-  und  ver- 
fassungsmäßigen Mittel,  den  Beistand  des  Bundes,  so  hat  die  B.  V.  schleu- 
nigste Hülfe  zu  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen.  Wäre 
aber  2)  die  Regierung  notorisch  aufser  Stande,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken,  und  gehindert  Hülfe  bei  dem  Bund  zu  suchen, 
so  ist  die  B.  V.  dennoch  verpflichtet,  auch  unaufgefordert  zu  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  Jedoch  dürfen 
3)  in  keinem  Fall  die  verfügten  Maasrege  In  von  längerer  Dauer  seyn, 
als  die  Landesregierung  für  -nöthig  erachtet  «).  Auch  mufs  4)  diese  Re- 
gierung nicht  nur  die  Bundesversammlung  von  der  Veranlassung  der 
eingetretenen  Unruhen  in  Kenntiiifs  setzen,  sondern  auch  bei  derselben 
beruhigende  Anzeige  machen,  von  deu  zu  Befestigung  der  wiederhergestell- 
ten gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Maasregeln        5)  Ersatz  der  durch 
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die  Sendung  von  llüliiruppcn  verursachten  Kosten  0>  desgleichen  Ein- 
qtiartirong  und  Naturalverpflegung  der  Truppen  «0,  Hegt  dem  Bundes- 
staat ob,  welchem  die  Hülfe  geleistet  ward.  IV)  Sind  in  mehreren 
Bundesstaaten  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  durch  gefährliche 
Verbindungen  und  Anschläge  bedroht,  und  können  dawider  nur  durch  Zu- 
sammenwirkung  der  Gesammtheit  zureichende  Maasregeln  ergriiFen  werden, 
so  ist  die  B.  V.  befugt  und  verpflichtet,  dergleichen  zu  berathen  und  zu 
besch  Uelsen,  nach  genommener  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohten 
Regierungen  <•). 

a)  Wiener  Schlafs  Acte  v.  iftio,  Art.  36.  —  Als  die  im  September  i83o  in  Belgien 
ausgebrochene  Insurrcction  auch  in  das  GH.  Luxenüiurg  sich  verbreitet  hatte, 
forderte  der  Honig  der  Niederlande,  als  Grofsherzog,  den  Teutschen  Bund 
mchrmal  auf,  die  verfassungsmasige  schleunigste  Hülfe  zu  Wiederherstellung 
der  Ordnung  zu  leisten.  Durch  einen  Bcschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Separat- 
Protocoll  v.  if.  u.  18.  Marz  i83i,  ward  hierauf  festgesetzt,  dafs  ein  Corps  von 
a4,°o°  Mann  Bundestruppen,  bestehend  aus  dem  10.  ArmeeCorps  u.  der  »wei- 
ten Division  des  neunten,  in  Bereitschaft  gesetzt  werden  solle,  um  in  dem  GH. 
Luxemburg  die  durch  Insurrection  gestörte  Buhe  wieder  herzustellen.  Prociaina- 
tion  des  GencralGouvcrncurs  in  dem  GH.  Luxemburg  v.  25-  Mar»  i83i,  in  teutschen, 
niederländischen  u.  fran».  Blattern.  Die  B.  V.  schien  inzwischen,  in  Absicht  auf 
die  Unterstützung  des  Landesherrn,  der  Londner  Conferenz  der  Bevollmächtigten 
von  Oestreich,  Grofsbritannien,  Frankreich,  Rufsland  und  Preufscn  zu  ver- 
trauen. Das  35.  Protocoll  der  Conferenz  drückte  deren  Wunsch  aus,  dafs  bei 
ihr  die  Bevollmächtigten  Oestreichs  u.  Preufsens  von  der  B.  V.  Vollmacht  er- 
halten möchten,  über  diese  Sache  zu  unterhandeln.  Diese  Vollmacht  ward, 
nach  Öffentlichen  Blättern,  von  der  B.  V.  erthcilt,  durch  einen  Bcschlufs  in 
ihrem  Protocoll  v.  9.  Sept  i83i.  Auch  bezog  sich  die  Conferenz"  ausdrücklich 
darauf  in  einer  an  den  holländischen  Gesandten  erlassenen  Note  vom  4.  Jan. 
i83?.  Ot streich  machte  bei  seiner  am  18.  Apr.  i832  zu  London  ausgewechselten 
Ratification  des  Londner  Tractats  v.  i5.  Nov.  i83i  den  Vorbehalt  der  Rechte  des 
T.  Bundes,  in  Absicht  auf  Abtretung  u.  Vertauschung  eines  Thcils  des  GH. 
Luxemburg.  Joum.  de  Francf.  du  ab*,  avril  i83i.  Von  dem  Recht  u.  Beneh- 
men des  T.  Bundes  in  dieser  Angelegenheit,  ein  wichtiger  Artikel  aus  dem  Jour- 
nal de  Luxcmbourg  in  dem  Journal  de  Francfort  du  5  sept  i833,  u.  aus  der 
Körner  Zeitung  in  der  Frankf.  OPAZcit.  v.  3.  Sept.  i833,  Beilage  146.  —  Von 
dem  Recht  des  T.  Bundes  auf  das  GH.  Luxemburg ,  bei  der  Trennung  Belgiens 
\on  dem  RR.  der  Niederlande ;  in  der  Frankf.  OPAZeit.  v.  28.  Nov.  i836.  — 
Aus  Veranlassung  eines  Aufstandes  zu  Frankfurt  a.  M.,  weit  »um  gröfsten  Theil 
von  Fremden,  am  3.  April  i833,  wurden  nach  einem  Bcschlufs  der  B.  V.  vom 
1a.  April  i833,  östreichisrhe  und  preußische  Truppen  nach  Frankfurt  und  des 
sen  nächste  Umgebung  verlegt ,  und  ward  dann  von  der  Bundesversammlung  am 
3.  April  i834  C'ne  «Provisorische  Norm  der  dienstlichen  Bestimmungen  für  die 
zu  Frankfurt  und  in  der  Umgegend  vereinigten  Bundestruppen»  errichtet.  Sic 
steht  in  der  Allgemeinen  Zeitung  vom  14.  Juni  i834,  Beilage  166. 

*)  Wiener  Schlufs  Vcte,  Art.  37.   Beschlufs  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  i83a,  in  KiUbkb's 
Quellensamml.  Fortsetzung.  S.  71. 

-)  Fxrcutionsordnung,  Art. 

''1  Beschlufs  der  B.  \  .  v.  a3.  Aug.  vWS-i. 

?')  Wiener  SchlufsActc ,  Art.  28. 
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§.   169.  (148.) 
4)    Bei  Justizverweigerung. 

I)  Wird  in  einem  Bundesstaat  ordnungsmäßige  Rechtspflege  in 
einer  Justizsache  «)  verweigert,  verzögert  oder  gehemmt  t), 
und  ist  daselbst  Hülfe  dawider  auf  gesetzlichem  Weg,  auch  unmittelbar 
bei  der  höchsten  Staatsregierung  fruchtlos  gesucht  worden;  so  kann  der 
Betheiligte,  vermöge  des  durch  den  erklärten  Bundeszweck  gegebenen  all- 
gemeinen Gebots  der  Handhabung  eines  allseitigen  festen  Rechtszustandes 
(§.  106,  166  u.  217)  und  nach  besondern  Recbtsbestimmtingen  des  Bundes 
(Note  <Q,  Recurs  an  die  Bundesversammlung  nehmen,  mittelst  einer 
gehörig  begründeten  Beschwerde  über  verweigerte,  verzögerte 
oder  gehemmte  Justiz  (qucrcla  de  protracta  vel  denegata  justitia). 
*  II)  In  der  bei  der  B.  V.  einzureichenden  Besch werdesch rift  ist,  in 
Folge  des  29.  Artikels  der  wiener  SchlufsActe,  gründlich  auszufuhren:  dafs 
die  Thatsache  der  «verweigerten  oder  gehemmten  Rechtspflege  erwiesen  v 
scyj  dafs  dieselbe  nach  Rechtsgrundsätzen,  insbesondere  «nach  der  Verfas- 
sung und  den  bestehenden  Gesetzen  des  Landes»  sich  nicht  rechtfertigen 
lasse;  dafs  dawider  in  dem  betreffenden  Bundesstaat  «auf  gesetzlichem 
Wege  ausreichende  Hülfe»  nicht  habe  erlangt  werden  können.  III)  Der 
B.  V.  liegt  dann  ob,  diese  Beschwerde  anzunehmen,  dieselbe  nicht  nur 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  sondern  auch  nach  der  Verfassung 
und  den  bsteehenden  Gesetzen  *)  des  Laudes  zu  prüfen,  und,  wenn  sie 
erwiesen  und  begründet  gefunden  ist,  bei  der  Landesregierung,  von  welcher 
»zu  der  Beschwerde  Anlafs  gegeben  worden,  gerichtliche  Hülfe  zu 
bewirken  *0;  denn  der  oberste  Grundsatz  des  Bundes  ist,  dafs  unter 
allen  Bundesgliedern  und  in  allen  Bundesstaaten  kein  anderer  als  ein  recht- 
licher Zustand  bestehen,  mithin  auch  die  Justiz  in  aller  Hinsicht  nur  ge- 
setzlich verwaltet  werden  müsse  <">  IV)  Vermöge  des  Rechtsbegriffs  der 
Justizverweigerung  (Note  b),  eignen  sich  zu  bundesvertragmäsiger  Be- 
schwerde bei  der  B.  V-,  unter  andern,  folgende  Fälle.  1)  Wenn  ein 
Landesgericht,  in  einer  bei  ihm  angebrachten  Klagsache,  durch  einen 
Spruch  rechtwidrig  sich  für  iueompetent  erklärt  hat,  und  Hülfe  dawi- 
der in  dem  landesverfassungsmäsigen  Stufengang  oder  Instanzenzug,  zuletzt 
unmittelbar  bei  der  Staatsregierung,  vergebens  gesucht  worden  ist  /). 
2)  Wenn  der  ordnungsraäsige  Gang  der  Rechtspflege  durch  ungebührlich 
erlassene  Ministe rial-  oder  Cabinetbefehle  verzögert  oder  gehemmt, 
namentlich  die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  richterlicher  Erkennt- 
nisse aufgehalten  oder  unterdrückt  wird  mittelst  Verhinderung 
ihrer  Vollziehung  A),  oder  ausdrücklicher  Cassirung  derselben  *).  3)  Auch 
indirecte  Justiz  Verweigerung  kann  eine  Beschwerde  bei  der  B.  V.  be- 
gründen *). 

«)  Wider  rein  administrutttc  Verfügungen,  namentlich  polizeiliche,  landest rrfasoung*- 
mäsig  bestehender  Behörden ,  wenn  und  so  weit  nicht  gerichtliche  Klage  dawi- 
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der  zulässig  ist  (§.  366,  474  <<  u.  38g  ff.),  findet  Recurs  an  die  B.  V.  mittelst 
Beschwerde  über  Justiz  Verweigerung  nicht  Statt.    Man  s.  die  wiener  SchlufsActc 
von  1810,  Art.  «9,   vergl.  mit  Art.  a5  und  53.    Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ao, 
§.  i'4i  betr.  die  Verweisung  des  v.  Lame  »an  aus  Frankfurt,  u.  Protoc.  v.  1817, 
§.  39J,  betr.  die  Verweisung  des  v.  Maisenbach  aus  Heidelberg,  und  Protoc.  v. 
1817,  $«7«,  betr.  v.  Rölts  Forderung  an  Würtemberg ,  wegen  Besoldungsver- 
kürzung. —  Selbst  in  einer  Re dastehe  ist  Verweigerung,  Verzögerung  oder 
Hemmung  der  Rechtspflege  dann  nicht  denkbar,  wenn  sie  tu  gerichtlicher  Ver- 
handlung darum  noch  nicht  zugelassen  werden  kann,  weil  der  Beschwerdeführer 
die  gesetzlich  notbwendigen  Vorbedingungen  noch  nicht  erjülk  bat.    Protoc.  der 
B.  V.  von  1817,  §.  a-i»,  Bd.  Dl,  S.  a45  der  QuartAusgabe,  u.  Protoc.  v.  39.  Mär* 
1811,  §.  88.  Bd.  XI,  S.  186  f. 
A)  Justfzverweigerung  im  w eitern  Sinn,   heilst  jede  Begehung»-  oder  Unterlag- 
sungshandlung,  durch  welche  in  Justizsachen  rechtwidrig,  von  einer  Gerichts  - 
oder  andern  Staatsbehörde,  den  Souvcrain  mit  eingeschlossen,  die  ordnungs- 
mäßige Rechtspflege  von  Anbeginn  versagt,  oder  in  ihrem  Laufe  verzögert,  oder 
in  Hinsicht  auf  Vollziehung  des  rechtskräftigen  Richtersprucbs  gehemmt  oder 
wirkungslos  gemacht  wird.    Im  engern  Sinn,  beschränkt  sich  der  Begriff  der 
Justizverweigerung  auf  die  Versagung  rechtlichen  Gehörs  (denegatio  justitiae), 
sej  es  vor  dem  Beginn  oder  in  dem  Lauf  des  gerichtlichen  Rechtsverfahrens. 
Dann  unterscheidet  sie  sich:  1)  von  der  lustizi'crzßgerung  (protractio  justitiae), 
das  heifst.  wenn  die  Rechtspflege  in  ihrem  ordnungsmäsigen  Lauf,  sey  es  in  der 
Verhandlung,  oder  iu  der  Entscheidung,  oder  in  der  Vollziehung  des  Urthcils, 
von  dem  Gericht,  durch  eigene  Schuld,  oder  in  Folge  von  einer  andern  Staats- 
behörde erhaltener  Weisung,  rechtwidrig  hiugehalten  oder   verzögert  wird; 
»)  von  der  gerichtlichen  gänzlichen   Unterlassung  oder  von  Regierungswegen 
unternommenen  Hemmung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Rirhtcrspruchs.  — 
Die  Goldne  Bulle  v.  i356,  Cap.  XI,  §.  3  u.  4i  spricht  von  «justitia  denegata» 
und  von  «.defectus  justitiae».    Der  Reit-bsabschied  von  i5ia,  §.  58  (aL  i3),  und 
nach  ihm  die  Reich&kainmergcrichtsOrdnung  von  i555,  Th.  U,  Tit.  1,  §.  a, 
spricht  davon,   «dafs  einem  das  Recht  versagt,  oder  ihm  das  nicht  vollzogen 
werden  möchte,  und  das  kündlieh  wäre  oder  gemacht  würde».    Ein  Privilegium 
R.  Friedrich's  DX  für  die  Reichsstadt  Strafsburg  (Boeclkb  ad  AeneaeSylvii  bist. 
Frid.  UI.  p.  37.)  spricht  von  Rlügern ,  die  sieh  beschweren,  « jus  sibi  vcl  penitus 
denegatum,  vel  nimia  tnora  sc  clusos  esse».    Bei  Rechtslehrern  findet  sich,  mei- 
nes Wissens,  ein  vollständiger  Begriff  der  Justizverweigerung  nicht.  Einige  setzen 
solchen  als  allbekannt  voraus,  wie  Lcootv  de  jure  cam.,  Sect  I.  %,  11.  p.  i56, 
Moil  in  d.  System  d.  Gorichtsbark.  des  kais.  Bcichskammergcricbts,  Tb.  R, 
S.  i3i  ff.,  Usszrxv  in  d.  Grundrifs  des  reiehsbofräthl.  Verfahrens,  Bd.  UI, 
Abth.  1,  S-  3a,  und,  sehr  drollig,  der  Verfasser  der  von  Sxxcnow  edirlen 
Einleit.  in  den  Reichshof rathsProccfs,  Rd.  n,  S.  4^9.    Andere  bescliränken  ihn 
auf  den  Fall,  «cum  justitia  protrahatur  per  negligentiam  judicis  vel  in  cognos- 
cendo  vel  ezcqnando,  aut  denegutur,  litigatorem  judieü  limen  adeuntem  vel  litis 
processum  prosequentem  repellendo».    Ckamek  Proress.  camer.  tit,  37.  §.  a. 
p.  399.   Auf  des  Richters  *exprcssam  (justitiae)  deuegationem,  vcl  temporia  lege 
definiti  protelationem»,  beschränkte  ihn  J.  H.  Bobbkkr  Diss.  de  origine,  pro- 
gressu  atque  indole  querelac  denegatae  vcl  protractac  justitiae,  §.  a.  et  a3.  Auch 
nur  von  des  Richters  Weigerung,  die  Rlagc  anzunehmen,  und  dessen  protelatio 
litis,  spricht  Jvstisia*  in  I*  i3.  %.  8.  C.  de  judic.    Mehlis,  in  seinem  Reper- 
toire universel  et  raisonuc  de  Jurisprudencc,  T.  01  (3c  edit.  de  1807),  p.  5o8, 
art.  Deni  de  justice ,  sagt:  *  c'est  lc  refus  quc  fait  un  juge  de  rendre  la  justice 
quand  eile  iui  est  demandee^.    -   Die  wiener  SchluxsActe  von  1810  nimmt  das 
W  ort  Justizverweigerung  in  dem  weitem  Sinn.  Sic  spricht  überhaupt,  im  Art. 
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von.  *  verweigerter  oder  gehemmter  Rechtshülfe»,  und,  im  Art.  63,  von  «ver 
weigertcr  gesetzlicher  und  verfassungsmäßiger  Rcchtshülfe  ».  Die  prowsor.  Com 
petcn/.Bcstimmung  der  B.  V.  (Protoc.  v.  13.  Juni  i8it,  §.  233,  lit.  C,  3)  spricht 
von  dem  «Fall  einer  in  Rechtssachen  eintretenden  Juslir. Verweigerung,  oder  einer 
derselben  gleich  zu  achtenden  Verzögerung».  —  Wer  die  Gegenpartei  des  Be- 
sch werdeftihrers  scy,  ist  gleichgültig;  wäre  es  auch  der  StaatsFisrus,  der  Jan 
desherrliche  LehuFiscus ,  die  StaatsDomancnverwaltung,  oder  irgend  eine  Staats- 
behörde, oder  der  Regent  wegen  einer  persönlichen  Privatverpflichtung  (§.a3<)) 

c)  Vorausgesetzt  werden  hier  Gesetze,  «die  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Ver- 
fügungen des  Bundes  nicht  in  "Widerspruch  stehen».  Worte  der  provisorischen 
CompetcnzBestimmung  der  B.  V  .,  in  dem  Protoc.  v.  12.  Juni  1817,  §.  «a3,  Art.  4, 
!\um.  5.  Vcrgl.  unten  §.  217,  V.  Ferner,  Gesetze,  die  landest erfassungsmäsig 
errichtet  sind,  und  solche,  die  mit  Geboten  der  allgemeinen  Gerechtigkeit  nicht 
in  Widerspruch  stehen.  Also  nicht  Gesetze,  die  an  sich  schon  rechtlos  sind} 
denn  das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,  der  Souverain  der  Souveraine. 
Aufserdem  würde  z.  B.  durch  Landesgesetzc,  und  in  deren  Folge,  durch  Verspcr- 
rung  des  Rechtswegs,  eine  Rechtlosigkeit  begründet  werden  können,  bei  voll- 
kommen recbtsbcstä'ndigen  Privatansprüchen  an  den  StaalsFiscus,  die  Staatscasse, 
die  landesherrliche  Domänenverwaltung.  Man  s.  die  gründliche  Entwickelung  in 
dem  unten  (Kote  c)  angef.  Wangcnhcimischcn  Vortrag,  V  i3,  und  unten  Note*. 

d)  Wiener  ScblufsArte  v.  1820,  Art.  29  u.  63-  Interpretation  des  »9.  Art.,  in  dem 
als  Beil.  8  zu  §.  98  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8a3  gehörenden  Vortrag,  $.  i3, 
u.  in  d.  Protoc.  v.  i8i5,  §.  73.  Provisor.  CompetcnzBestimmung  der  B.  V.  in 
d.  Protoc.  v.  11.  Jun.  1817,  §•  «3,  lit.  C,  Num.  3.  Vergl.  das  grofsherzogl. 
hessische  Votum,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  242,  u.  das  mecklenbur- 
gische in  d.  Protoc.  v.  31.  Nov.  1816,  §.  16,  so  wie  ein  Gutachten  in  d.  Protoc. 
v.  »817,  $.  6.  Das  durch  Beschlufs  der  B.  V.  (in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  91) 
genehmigte  Gutachten  über  die  Reihenfolge,  Num.  UI,  3;  in  d.  Protoc.  v.  1817, 

5a,  Beil.  it.  —  «Die  hohe  Bundesversammlung  soll  ....  die  Selbstständigkeit 
•  der  Gerichtshöfe ,  innerhalb  der  ihnen  in  jedem  Lande  durch  Gesetze  und  Ver- 

fassung gesetzten  Grenzen,  gegen  äufsere  ungesetzliche  Einwirkungen ,  und  da- 
durch eine  ungehinderte  Rechtspflege  in  den  verschiedenen  deutschen  Bundes- 
staaten sicher  stellen.  Beschränkt  daher  eine  Regierung  das  Richteramt  in  der 
Freiheit  seines  Unheils  auf  eine  ungehörige ,  in  den  Gesetzen  und  der  Verfas- 
sung nicht  begründete  Weise,  so  tritt  der  Fall  ein,  in  welchem  die  Bundes- 
versammlung einzuschreiten  und  die  gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  hat*.  Worte 
in  dem  oben  Note  a,  angef.,  von  der  B.  V.  genehmigten  Gutachten,  in  d.  Protoc. 
v.  39.  März  1821,  %.  88.  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  XI,  S.  186.  —  Weiter,  als 
oben  in  dem  §.  gesagt,  reicht  die  Wirkungsbefugnifs  der  B.  V.  nicht.  Sie  ist 
keine  oberrichterliche  Behörde,  im  Vcrhältnifs  zu  den  Laudesgerichten  in  den 
Bundesstaaten  (§.  314  u.  3i5). 
c)  Vergli  317  u.  f.  —  Unter  den  vielen  PrivatReclanuuionen  wegen  Justizverweige- 
rung,  von  welchen  zeither  der  gröfscre  Theil  von  der  B.  V.  für  ungegründet 
erklärt  ward,  zeichnen  sich,  thcils  durch  die  Menge  der  Betheiligten,  theils 
durch  die  Schwierigkeit  der  dabei  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen  r  vor 
andern  aus,  dio  so  genannten  westphäUschen  Angeie^nheiUn  (die  von  dem  cbcmal. 
Ron  ig  reich  Westphalcn  herrühren).  Es  sind  Beschwerden  der  Staatsgläubiger, 
theils  des  westph.  Staatsschatzes,  theils  aus  Verbriefungen  der  westph.  Staats- 
schuld, der  DienstCautionäre,  der  Domänenkäufer,  mit  Inbegriff  der  Räufer 
eingezogener  vormaliger  TcutschordcnsGütcr ,  der  durch  die  Staatsveränderung 
dicnstlos  gewordenen  Staatsdiener,  und  der  Unternehmer  von  Truppen-  und 
HospitalVerpilcgung  oder  Lieferungen   vou  Arbeiten.    Die  hiebei  betheiligten 

Staatsregierungen  sind:  Prcufscn,  Hannover,  Kurhessen,  Braunschweig.  Die 
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meisten  Beschwerden  wurden  wider  Kurhessen  gerichtet.    Man  9.  die  Protoc. 
der  B.  V.  seit  1816,  vorzüglich  die  nnten  (§.  217,  Note  u)  angef.  Erklärung  der 
B-  V.  in  dem  Protoc.  v.  ir  Marx  1817,      io5.    Auszüge  aus  den  Protucollcn, 
in  v.  Mkvkii's  Rcpertor.  r.u  den  Verhandl.  der  B.  V.,  Heft  UI,  S.  379  —  4  a3. 
Protoc.  r.  i8»3,  §§.  98  u.  100.    In  dem  Protoc.  v.  4.  Dec.  i8»3,  §.  164,  erklärte 
»ich  die  B.  V.  für  incompetent,  und  glaubte  sich  «einer  wiederholten  Anem- 
pfehlung des  allerdings  rücksichtwürdigen  Schicksals  der  DomänenAüu/er  an  die 
Billigkeit  des  Kurfürsten  uberhoben»  etc.;  in  Ansehung  der  übrigen  Reclaman- 
ten  unterliefs  sie  nicht,  die  «bethciligtcn  Regierungen  zur  möglichsten  Beschleu- 
nigung der  Verhandlungen  einzuladen*.    Man  vcrgl.  damit  den  denkwürdigen 
V  ortrag  des  würtemb.  Gesandten  v.  W\>ge>hkim,  in  d.  Beil.  8  au  d.  Protoc. 
v.  5.  Juni  i8»3,  §.  98.    Späterhin,  in  dem  Protoc.  v.  10.  Aug.  »826,  §.  93, 
wurden  von  der  B.  V. .  wegen  Mangels  an  Competenz,  alle  Rcclamationen ,  Pri- 
tatansprüihe  an  das  aufgelösetc  RR.  Westphalen  enthaltend,  abgewiesen,  doch 
den  betheiligtcn  Regierungen  baldmöglichste  endliche  Feststellung  des  dafür  an- 
zunehmenden Rechtverhältnisses  empfohlen.    Hierauf  folgte  von  P  reu  Isen  eine 
Erklärung  wegen  Leber  nähme  seines  Antheils  an  der  CentralSchuld  des  RR. 
Westphalen,  unter  Beziehung  auf»  zugleich  überreichte  preufs.  CabinctOrdres 
v.  3t.  Jan.  1817,  in  d.  Protoc.  v.  1827,  §•  »7-    In  den  wiener  MinisterialConfc- 
renzen  in  der  33.  Sitzung  vom  j3.  Mai  1820,  kamen  diese  westphälischen  Ange- 
legenheiten zur  Sprache.  Oes t reich  änfserte:  dieselben  könnten  wohl  nur  durch 
billige  und  gleichförmige  Instructionen  an  die  Gesandten  in  der  B.  V.  erledigt 
werden,  um  einen  BundcstngBcschlufs  zu  bewirken.    In  diesem  möchten  zwar 
die  Bittsteller  an  die  gehörigen  Landesgerichte  zu  verweisen,  zugleich  aber  die 
betheiligten  Regierungen  zu  ersuchen   seyn,  &die  Entscheidung  dieser  Land- 
gerichte —  wenigstens  über  die  Frage:  ob  und  wie  weit  den  einzelnen  Recla- 
man ten  bona  fides  zur  Seite  stehe?  und  ob  sie  für  das  zeither  Gezahlte  oder 
Geleistete  schadlos  zu  halten  seyen,  oder  nicht?  —  wirklich  anzuerkennen,  und 
den  dersfallsigen  Rechtsgang  auf  keinerlei  Weise  beschränken  zu  wollen».  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1810  (Original Ausg.),  S.  ai6.    Ucber  die  hier  in  Beziehung  kom- 
menden Rechtsfragen,  (s.  man  dz  Mabtbss  Precis  du  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe  (5e  edit.  de  i8»i),  p.  484—488.    Rlübkh's  europ.  Völkerrecht 
(1819),  f.  »58  u.  f.    ConversationsLexicou,  voc.  Domaincnkäufcr.  —  Eine  bei 
der  B.  V.   wider  Prcufsen  eingereichte  Beschwerdeschrift   v.  10.  Juli  i83o, 
Justizverweigerung  betr.,  enthalten  die  «Actenstückc  betr.  die  Forderungen  der 
FJgenthümer  Schlesischer  StaatsObligationen  aus  den  J.  1734  bis  1787»  (Frank- 
furt a.  M.  i83o.  8.),  S.  89  ff. 

f)  Von  der  B.  V.  genehmigtes  Gutachten,  in  dem  Protoc.  v.  »9.  März  i8»i,  Bd.  XI, 
*.  88,  S.  i55  f. 

g)  Vergl.  unten  $.  3-3  u.  353.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  101,  11»  u.  »90$ 
Bd.  II,  S.  ni  u.  i5o;  Bd.  BZ,  S.65;  11.  Nachträgl.  Actenstückc,  Bd.  B,  S.  17»  ff., 
191  ff*  Bd.  ffl,  S.  3»  ff.  u.  38  ff.  Der  unten  (Note  0  erwähnte  v.  Siers- 
torpffische  Fall  wider  den  Herzog  Carl  von  Braunschweig,  in  den  Protoc. 
v.  i83o. 

Bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichte  Beschwerde  des  Frhrn.  v.  Venningen,  wider 
Baden,  datirt  Mannheim  i5.  März  i83o,  mit  beigefügter  Denhchrifi,  betr.  die 
Verhinderung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen,  reichshofräthlichen  Erkennt- 
nisses. Die  Bundesversammlung  fafste  im  September  i83i  den  Beschlufs:  «dafs 
die  ghzgl,  badische  Regierung  zu  ersuchen  scy,  dem  Frhrn.  v.  Venningen,  wegen 
der  ihm  durch  reichshofräthliche  Erkenntnisse  richterlich  zugesprochenen  For-  . 
derungen,  rechtliches  Gehör  zu  gestatten,  oder  denselben  klaglos  zu  stellen«. 
)  Von  dieser  Art  des  Mifsbraurhs  der  Staatsgewalt,  s.  man  die  bei  der  B.  V.  ein- 
gereichte gedruckte  forste/lung  des  Frhrn.  v.  Sierstorptf,  wegen  der  von  dem 
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Herzog  Carl  von  Braunschweig  unmittelbar  geschehenen  Cassirung  eines  gericht- 
lichen Erkenntnisses,  und  dessoj^  Zcrreifsung  durch  einen  landesherrlichen  Im- 
mediatC'ommissär  vor  dem  versammelten  Landesgericht  zu  Wolfenbüttc).  Mär» 
i83o.  Fol.;  abgedruckt  auch  in  dem  Hespcrus  (Stuttgart)  v.  i.  u.  IT.  Juli  i83o, 
Nun».  137  ff.    Auf  diese  Beschwerde  (des  Frhrn.  v.  Sierstorpff)  erfolgte  von 
der  R.  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  7.  Oct.  i83o,  %.  a36,  nachstehender  Beschlufs: 
1)  Die  am  9.  Jänner  1-  J.  auf  Befehl  Seiner  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Braun- 
schweig vorgenommene  Cassation  des  von  dem  Herzoglichen  Landesgerichte  un- 
ter dem  4.  desselben  Monats  abgegebenen  und  publicirten  Erkenntnisses  in  der 
Sache  des  Freyherrn  von  Sierstorpff,  wegen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  Seine 
Herzogliche  Durchlaucht,  wird  für  wirkungslos  erklärt»  und  die  Herzogliche 
Regierung  wird  aufgefordert,   die  Ausführung  dieses  Erkenntnisses  nicht  zu  be- 
hindern.   2)  Wird  einhellig  erkannt:  es  verstehe  sich  von  selbst,  dafs  aus  An- 
lafs  der  vorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  Freyherm  von  Sierstorpff 
und  seiner  Familie  nach  Braunschweig,  und  seinein  Aufenthalte  daselbst,  von 
Seiten  Seiner  Durchlaucht  des  Herzogs  kein  Hindernifs  weiter  in  den  Weg  ge- 
legt werden  könne.  —  Wäre  nicht  schon  durch  den  Rechtsbegriff  der  Justiz* or- 
weigerung,  auch  für  diesen  Fall  (denn —  «semper  sperhlia  genernlibus  insunt*. 
L.  147.  D.  de  R.  J.)  —  der  Recurs  an  die  B.  V.  begründet,  so  würde  er  es 
durch  die  BechtsAnalogic  a  contrario.     Widersinnig  wäre,  den  Art.  29  der 
wiener  SehlufsActe  von  1840  so  auszulegen,   dafs  des  Schutzes  der  B.  V.  nur 
Der  sich  solle  zu  erfreuen  haben,  dem  der  Rechtsweg  erschwert  oder  versperrt 
ward;   nicht  auch  Der,  dem  sogar  das  durch  förmlühcn  Richterspruch  erwor- 
bene Recht,  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch  absolute  Cassirung  jenes 
Spruchs  willkührlich,  von  Gewaltwegeu  vernichtet  ward.    Oder  wäre  Der,  dem., 
durch  Eigenmacht  von  Oben  herab,   im  Verhaltnils  zu  der  Rechtspflege  größe- 
res Unrecht  zugefügt  worden  ist,  minder  sehutzberechtigt ,  als  Der,  dem  gerin- 
geres widerfahren  ist,  mithin  jener  in  Beziehung  auf  den  Rechtschutz  deterioris 
conditionis  als  dieser?  Und  wäre  der  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  im  Verhält- 
nifs  zu  der  gesetzmäsigen  Rechtspflege,  in  dem  letzten  Fall  geringer  als  in  dem 
ersten?  Man  s.  die  oben,  Kote  d,  angef.  Worte  aus  dem  Gutachten  in  dem 
Protoc.  der  B.  V.  v.  29.  März  18*1,  $.  88. 
k)  Geschehen  könnte  dieses,   durch  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt,   %.  B- 
wenn  durch  Gesetze,  oder  ihnen  in  der  Wirkung  gleich  zu  achtende  Verfügun- 
gen, mit  rückwirkender  Braft,  die  gerichtliche  Verfolgung  eines  früher  schon 
erworbenen  Rechts  gehemmt,  geschwächt  oder  vernichtet,  wohl  gar  das  in  ge- 
richtlicher Erörterung  schon  begriffene  Becht  verändert  wird,  Protoc.  der  B.V.. 
v.  1818,  §.  «41,  Bd.  VI,  S.  a«6;  ferner,  wenn  ex  capite  gratiae  Moratorien, 
wäre  es  auch  dem  StaatsFiscus,  ertheilt  worden»  desgleichen,  wenn  auf  dein  so 
genannten  Administrativ  Justizwt g  ($.  366)  ciu  Justizinifsbrauch  zu  Schulden  ge- 
bracht wird,  vergl.  Protoc.  der  B.  V.  i8i6,  j.  75,  Bd.  XV Dl,  S.  »59  ff. 


§•  *70.  am 

3)  Fälle,  wo  gegen  Bundesglieder  unmittelbare  Ferßgungs-  und  Vollziehungsbejugniss 
der  ß.  V.  eintritt;  sowohl  von  Amtswegen,  als  auch  auf  Anregung  von  Bundesgliedern. 

I)  "Wo  der  Bund,  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  unmit- 
telbar dabei  betheiligt,  oder  durch  seine  Grund- oder  andern  Verfinge 
die  B.  V.  geradehin  dafür  zu  sorgen  angewiesen  ist,  dafs  einzelne  Bun- 
dcsglieder  ihre  durch  das  vertragraäsige  Bundesrecht  unzweifelhaft  begrün - 
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deteu  Verpflichtungen  gehurig  erfüllen,  da  hat,  im  Weigerungsfall,  die 
B.  V.  das  Recht  und  die  Pflicht,  nach  erfolgter  verfassungsmäsiger  Be- 
rathung  und  Fassung  eines  Beschlusses  über  die  Anwendbarkeit  der  hier 
einschlagenden  Rechtsgrundsätze  auf  den  vorliegenden  Fall,  dieselben  sofort 
durch  unmittelbare  Verfügung,  auch  von  Amtswegen,  dazu  anzuhal- 
ten «);  also  auch  unaufgefordert  von  einem  betheiligten  Einzelnen,  und 
unmittelbar  oder  geradezu  auf  dem  Vollziehungsweg,  ohne  vorhergegangene 
austrägalgerichtliche  Verhandlung  und  Entscheidung.  II)  Sind  neben  dem 
Bund,  auch  einzelne  Bu n desg  I ied er,  eines  oder  mehrere,  bei  der 
Erfüllung  jener  Verpflichtungen  besonders  und  unmittelbar  bethei- 
ligt so  sind  dieselben,  im  Fall  verweigerter  Erfüllung  oder  geschehe- 
ner üebertretung  berechtigt,  Recurs  an  die  B.  V.  zu  nehmen,  und  diese 
durch  eine  Anzeige  oder  Beschwerde  aufzufordern,  dafs  sie  die  Erfüllung 
der  Verpflichtung,  oder  die  Aufrechthaltung  (Manutenenz)  des  Buudes- 
rechtes,  aUbald  oder  unmittelbar  auf  dem  Vollziehung* weg,  wie  auch 
ohne  diese  Aufforderung  bei  Wahrnehmung  der  Pflichtwidrigheit  ihr  ob- 
liegt,  bewirke,  ohne  die  Imploranten  auf  den  austragalgerichtlichen  Weg 
zu  verweisen,  und  die  Wirksamkeit  des  Bundesrechtes  von  einer  gericht- 
lichen Erörterung  und  Entscheidung  abhängig  zu  machen  vorausgesetzt, 
in  beiden  (Num.  I  u.  II)  Fallen,  dafs  die  Anwendbarkeit  des  in  Beziehung 
genommenen  Rechtsatzes  auf  den  vorliegenden  Fall,  nach  dem  Urtbeil  der 
B.  V.,  klar  (in  continenti  liquid)  ist,  mithin  nicht  auf  weiterer  Erörterung 
beruht.  HI}  Wird  diese  Anwendbarkeit,  in  einem  der  beiden  genannten 
Fälle,  von  der  B.  V.  für  unzweifelhaft  nicht  gehalten**),  oder  von 
dem  in  Anspruch  genommenen  Bundesglied  widersprochen,  und  der 
Widerspruch  von  der  B.  V.  schlechthin  für  unerheblich  nicht  erachtet,  so 
hat  dieselbe  zuvorderst  jenes  Bundesglied,  unter  Anberaumung  einer  kurzen 
Frist,  zu  vollständiger  Erklärung  aufzufordern.  Nach  Einlangung 
derselben,  oder  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  bestimmten  Frist,  entscheidet 
die  B.  V.  nach  Stimmenmehrheit,  und  schreitet,  nach  Beschaffenheit  der 
Umstände,  bundesmasig  zu  der  Execution  «>  Wo  nicht  Gefahr  auf 
dem  Verzug  haftet,  mufs  jedoch  vorher  Vermittlung  (J.  174)  versucht 
werden.  IV)  Die  geschehene  Vollziehung  hindert  nicht,  dafs  nachher 
das  widersprechende  Bundesglied,  zu  Verfolgung  seines  Anspruchs,  den 
hundetmasigen  AusträgalReehtsweg  wider  das  ihm  gegenüber  stehende  Bun- 
desglied wähle. 

«)  Diese,  schon  in  der  Natur  des  teutschen  Bundesverhältnisses  gegründete,  un- 
wutuUare  Verfügung*-  oder  Volltiekungsbejugniss  der  B.  V. ,  hei  unzweifelhafter 
Verletzung  bundrsmasiger  Pflichten  eines  einzelnen  Bundesgliedes  gegen  Alle, 
gehört  zu  den  wichtigsten  Bestimmungen  der  wiener  Schluß)  Arte  v.  1820,  Art.  17, 
3i  u.  53.   VergL-  oben  $.  117  u.  166.  —  Beispiele  von  Verpflichtungen  der  ange- 
zeigten Art,  liefern  die  Bundes  Acte,  Art.  n  bis  19,  und  die  angef.  SchlufsActe, 
Art.  53,  54,  63  u.  65.    Man  *.  auch  die  Protoeolle  der  B.  V.,  z.  B.  über  die 
Reihenfolge,  in  der  PlenarVcrsamml.  v.  1816 ,  $.  n3,  dann  von  181-,  §.  a3, 
v.  i".  Febr.  u.  17.  Nov.;  wegen  der  Standesherren,  Protoc.  derB.  V.  v.  it.  Nov. 
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1817,  1.  Ort  1818,  «4.  Mai  1819.  Das  vorläufige  Pressgesetz  v.  oo.  Sept.  1819, 
§.  6  (in  d.  Protor.  der  U.V.,  1819,  fr.  no,  in  Kiü.kivs  Qucllcnsammlung.  Num. 
XIX.)  ermächtigt  die  B.  V. ,  Druckschriften,  die  in  der  Form  täglicher  Blätter 
oder  heftweise  erscheinen,  oder  nicht  üher  °o  Druckhogen  stark  sind,  wenn 
*  sie  nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr  zu  ernennenden  Commissinn,  der  Wurde 
de«  Bundes,  der  Sicherheit  einzelner  Bundesstaaten,  oder  der  Erhaltung  des 
Friedens  und  der  Buhe  in  Teutschland  zuwiderlaufen,  oltne  vorhergegangene 
Aufforderung,  aus  eigener  Autorität,  durch  einen  Ausspruch,  von  welchem  keine 
Appellation  Statt  findet,  zu  unterdrücken,  und  die  betreuenden  Begierungen 
sind  verpflichtet,  diesen  Ausspruch  zu  vollziehen».  Beispiel  dieser  Art,  durch 
Unterdrückung  des  Stuttgarter  Teutschen  Beobachters,  in  dem  Beschlufs  v.  3o. 
Mai  i8*3,  Protoc.  %.  9*.  Vergl.  unten  5o4. 
b)  Ein  Beispiel  liefert  die  BundcsActe,  Art.  18,  und  der  Beschlufs  der  B.  V.,  betr. 
die  Freizügigkeit  unter  allen  Bundesstaaten,  in  dem  Protoc.  v.  »3.  Juni  1817, 
§.  254. 

r)  Die  unmittelbare  Vollziehungspflicht  der  B.  V.  auch  in  diesem  Fall,  hat  ihren 
zureichenden  Grund  ebenfalls  in  den  Bestimmungen  der  Art.  3i  u.  53  der  wie- 
ner SchlufsActe  v.  1810.  —  Vergl.  die  grofsherzogl.  hessische  Abstimmung  in 
dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  181-,  §.  314 ;  wo  folgende  Streitfälle  unter  die  uu- 
mittelbare  Vcrfügungs-  u.  VollziehungsGcwalt  der  B.  V.  gestellt  werden:  1)  wenn 
ein  Buudcsglicd  sich  der  ihm  innerhalb  seines  Gebietes  zustehenden  unum- 
schränkten Begierungsgcwalt,  auf  eine  unrechtliche  Weise  zum  Nachtheil  eines 
andern  Bundesstaates  bedient,  oder  1)  die  Pflichten  verletzt  hat,  welche  die 
Bundesglieder,  als  solche,  sich  gegenseitig  schuldig  sind;  3)  wenn  von  der  An- 
nahme einer  feindseligen  Stellung  zwischen  zwei  oder  mehrern  Bundesstaaten, 
oder  4)  von  Verletzung  der  Grundgesetze  und  der  Verfassung  des  Bundes  die 
Bede  ist*.  —  Das  in  der  Note  «  angef.  vorhin/.  Pressgeselz,  §.  6,  ermächtigt 
die  B.  V.,  auf  die  Beschwerde  eines  Bundesgliedes  gegen  eiu  anderes,  wegen 
Verletzung  des  Prcfsgcsctzcs ,  «die  Beschwerde  commissarisek  untersuchen  zu  las- 
sen, u.  wenn  dieselbe  gegründet  befunden  wird,  die  unmittelbare  Unterdrückung 
der  in  Bede  stehenden  Druckschrift,  auch  wenn  sie  zur  Classe  der  periodische« 
gehört,  alle  fernere  Fortsetzung  derselben,  durch  einen  entscheidenden  Ausspruch 
zu  verfügen.  —  Preussen  erklärte,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  10,  dafs  eine  An- 
ordnung wegen  definitiver  Erklärung  des  in  der  BundcsActe,  Art.  i5,  bestimm- 
ten Pensionswesens  der  Mitglieder  des  teutschen  Ordens,  ein  völlig  pfliehtmasiger, 
ganz  geeigneter  Umstand  für  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  sey».  —  Streitigkeiten 
einzelner  Bundesglicdcr  unter  sich,  welche  nur  allem  das  unmittelbare  Interesse 
derselben,  nicht  zugleich  dasjenige  der  Gcsammtheit,  betreuen,  sind  nicht  Ge- 
genstand der  unmittelbaren  YoUzichungsbcfugnifs  der  B.  V.,  sondern  des  bundes- 
mäsigen  Vermittlungs-  und  Austrägal Verfahrens  (§.  173  u.  ff.).  Erläuternd  ist 
hier  der  reufs-lobcnstcin  -  und  ebcrsdbrfisrhe  Recurs  an  die  Gesammthcit  der 
Bundesglicdcr,  wider  zwei  Beschlüsse  der  B.  V.,  im  J.  i8*5;  oben  $.  117,  e. 

d)  In  zweifelhaften  Fällen  empfiehlt  die  provisorische  CompctenzBcstimmung  (Protoc. 
v.  1817,  §.  a*3),  §.  7,  InstructionsEinholung. 

e)  ExecutionsOrdnung  v.  3.  Aug.  1810.  Unten  §.  178  u.  f.  —  Controvertirt  ward 
in  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  der  Sitzung  v.  5.  Juli  1821;  in  der 
«Acufcerung  des  Corrcfcrcnten»  in  der  Beilage  ?5  zu  dem  Protocol),  und  in 
den  dagegen  gerichteten,  loco  dictaturae  gedruckten  «Ansichten  des  würtember- 
gischen  Gesandten».  Hierauf  folgte  eine  Zusammenstellung  der  gegenseitigen 
Momente,  in  dem  zu  der  vertraulichen  Sitzung  vom  ia.  Juli  18a  1  loco  dictatu- 
rae gedruckten  CommissionsBericht.  Aber  eine  Beschlußfassung  der  B.  V.  über 
den  hiebei  bezielten  Streitgegenstand,  unterblieb,  obgleich  solche  in  dem  Pro- 
tocoll der  27.  Sitzung,  §.  196,  angekündigt  war. 
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§•   *7**  (148«.) 
insonderheit,  Fall  der  unerlaubten  Selbsthülfe. 

V)  Erlaubt,  insbesondere,  ein  Bundesglied  sich  gegen  ein  anderes, 
offenbar«)  w  i  J I  k  ühr  lieh  e  Gewal  1 t  ha"  t  igkei  t  oder  Eigenmacht, 
eine  widerrechtliche  Selbsthülfe  so  hat  die  B.  V.,  auf  Anrufen 
des  Betheiligten  <Q,  die  Pflicht,  sofort  nicht  nur  den  Gegner  >on  der 
Gewaltthat,  als  einer  offenbar  widerrechtlichen  Handlung  (Factum  nullo 
jure  justificabilc),  abzumahnen,  sondern  auch,  bei  fortgesetzter  Widerrecht- 
lichkeit,  denselben,  unter  Aufrechthaltung  des  bedrohten,  oder  Wieder- 
herstellung des  gestorten  Besitzstandes  (§.  172),  auf  dem  bundesverfassungs- 
roäsigen  Executionsweg  ($.  178  u.  f.}  in  die  Schranken  seiner  Bundespllicht 
zurück  zu  weisen,  und  dem  Beschädigten  Schadenersatz  zu  verschaffen  <*J. 
VI)  Macht  in  solchem  Fall  das  Bundesglied,  welches  sein  vermeintliches 
Recht  mit  Selbsthülfe  verfolgt,  die  Einwendung,  dafs  es  widerrechtlich 
nicht  handle  oder  gehandelt  habe,  sondern  nur  sein  Recht  verfolge,  so  ist 
es  damit,  nach  fruchtlos  versuchter  Vermittlung,  auf  den  bundesmäsigen 
Rechtsweg  zu  verweisen  (§.  170,  IV). 

«)  Das  keifst,  wo  die  Tbatsache  erwiesen,  und  ihro  Unvereinbarkeit  mit  dem 
Recbtsgesets  klar  ist,  mithin  gegründete  Einreden,  weder  facti« che  noch  recht- 
liebe,  nicht  sichtbar  sind;  ehehin  der  Fall  reiohsgorichtlicber  unbedingter  Man- 
date (Mandata  S.  C.).    Processualische  Verhandlung  wäre  hier  zwecklos. 

t)  Dafs,  nach  der  im  n.  Art.  der  BundesActe  enthaltenen  Entsagung  der  Bundcs- 
güeder  auf  den  Gebrauch  aller  Sclbstgewalt,  auch  Repressalien  (§.  657)  unstatt- 
haft seyen,  wird  in  einem  grofshersoglich  -  hessischen  Votum  bemerkt,  in  d. 
Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  $.  ai4,  Num.  10.    Vergl.  den  folg.  §. 

c)  Aber,  ausnahmweise,  auch  unaufgefordert,  «wenn  die  Anwendung  der  Selbst- 
hülfe der  öffentlichen  Ruhe  und  der  Verfassung  des  Rundes  Gefahr  droht». 
Grcfcber&ogl.  hessisches  Votum,  in  d.  Protoc.  der  R.  V.  r.  9.  Juni  1817,  $.  ai4i 
Num.  1.    Vergl.  oben  §.  167,  170  u.  17a. 

d)  Rieses  gründet  sich  auf  die  BundesActe,  Art.  11,  und  auf  die  wiener  Schlufs- 
Acte,  von  i8»o,  Art.  19  u.  3i.  KlCbxb's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  O, 
S.  356,  4^3,  43o* 


172^  (14gt.) 

6)    Bei  Streitigkeiten   der  Bundesg  lieder  unter  sich. 
A)  Für  Jufrcdtthaltung  des  Besitzstandes* 

Für  Streitigkeiten  der  Bnndesgl ieder,  ist  weder  das  auf  dem 
wiener  Congrefs  beabsichtigte  Bundesgericht,  noch  die,  in  den  wiener  Mi- 
nistei ialConferenzen  von  1819  und  1820  vorgeschlagene,  permanente  Aus- 
trägallnstanz  zu  Stande  gekommen  Dagegen  verzichteten  nicht  nur  alle 
Boadesglieder  auf  den  Gebrauch  der  Selbsthülfe,  namentlich  des  Kriegs 
und  jeder  andern  Gewalttätigkeit        in  ihren  wechselseiligen  Streitigkei- 
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len,  sondern  ci  ward  auch,  für  alle  und  jede  dieser  Streitigkeiten,  der 
Bundesversammlung  eine  bestimmte  Competenz  beigelegt  <*).  Bio 
B.  V.  soll  bei  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich  «0,  wenn 
beide  Theile  dabei  in  ihrer  b  u  nd  esm  äsigen  öffentlichen  oder 
Staatseigenschaft  zu  betrachten  sind  ($.  177,  Num.  i5  u.  16),  so  viel 
A)  den  Besitzstand  betrifft,  1)  wenn  Tha'tlichkeiten  zu  besorgen,  oder 
eingetreten  sind,  vorläufige  Maasregeln  zu  Verhütung  oder  Abstel- 
lung jeder  Selbsthülfe  ergreifen,  und  vor  Allem  den  Besitzstand  auf- 
recht halten  2)  Wird  sie  von  einem  Bundesglied  zum  Schutz 
des  Besitzstandes  angerufen,  und  ist  der  jüngste  Besitz  streitig, 
so  ist  sie  befugt,  ein  bei  der  Sache  nicht  beteiligtes  Bundesglied  in  der 
Nahe  des  zu  schutzenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngsten 
Besitzes,  und  die  angezeigte  Slörung  desselben,  ohne  Zeitverlust  durch  sei- 
nen obersten  Gerichtshof  summarisch  untersuchen,  und  darüber 
rechtlichen  Bescheid  abfassen  zu  lassen.  Dessen  Vollziehung  hat 
die  Hundes  Versammlung,  durch  die  ihr  hiezu  angewiesenen  Mittel  ($.  178), 
zu  bewirken,  wenn  der  verurtheilte  Bundesstaat,  nach  an  ihn  ergangener 
Aufforderung,  nicht  freiwillig  Folge  leistet/). 

«)  Von  den  wiener  Congrefs Verhandlungen,  über  Errichtung  und  Wirksamkeit 
eines  Bunde Mg* richte s ,  *.  unten  §.  116  a,  u.  Klö»rr's  angef.  Lebersicht  etc., 
S.  173  IT.  —  Späterhin  hatte  bei  der  Bundesversammlung  mehrfache  Beratfaung 
Statt,  über  Anordnung  einer  permanenten  Austrägallnstanx  oder  AustragalCom- 
mission.  Protoc.  vom  so.  Scpl  1819,  §.  119,  verglichen  mit  den  Protocollcn 
v.  16.  Juni  1817,  i3i,  Art.  III,  i5s,  189,  196,  206,  214,  224;  vom  5.  Marx, 
5.  Mai«  u.  22.  Dec.  1818,  1«.  Jan.  u.  6.  Mai  1819.  —  In  den  wiener  Miniaterial* 
Conferenxcn  der  Abgeordneten  der  Bundesstaaten,  in  den  J.  1819  u.  1820,  war 
die  Mehrheit  für  Errichtung  eines  permanenten  JuHrägalGericktes.  Den  übrigen 
jedoch  nachgebend,  erklärte  dieselbe:  «indeft  wolle  sie  sich  die  vorgeschlagene 
wiuulrtbare  Aust rägallnstanx  in  so  weit  gefallen  lassen,  dafs  dadurch  die  künftige 
Einführung  einer  permanenten  nicht  atugetchtatsrn  werde».  Hannover  inson- 
derheit erklärte :  «die  Mängel  der  jetzigen  provisorischen  Einrichtung  dürften 
in  der  Folge  besonders  fühlbar  werden,  wenn  juristische  Kenntnisse  bei  der 
B.  V.  seltener  würden,  die  des  teutschen  PrivatFürstenrccbts  sich  immer  mehr 
und  mehr  verlieren  sollten,  und  früher  oder  später  vielleicht  das  Bedürfnifs 
eintrete,  eigene  Jwttiz&msulenten  bei  dem  Bundestag  anzustellen».  Protoc.  der 
19.  Sitzung  vom  8.  Marx  1820,  verglichen  mit  den  Protocollcn  der  1.  und  10, 
Sitxung  vom  28.  Nov.  1819  u.  4*  Märx  1810.  Man  s.  auch  oben  \,  i35,  e. 
Noch  ward  die  Hoffnung  xu  Errichtung  eines  beständigen  AusträgalGerichtes 
nicht  aufgegeben,  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  1820,  $.  1, 
Art.  i.  S.  220  der  Orig.Ausg.  u.  in  d.  Protoc.  des  engern  Raths  v.  1820,  $.  214. 

t)  BundesArte,  Art.  it. 

c)  *  Die  Bundesversammlung  ist  diejenige  Behörde,  bei  welcher  olle  und  Jede  Strei- 
tigkeiten der  ßundesglieder  unter  sich,  anxubringen  sind».  So  der  Bcschlufc 
der  B.  V.  vom  16.  Juni  1817,  Art.  1. 

d)  BundesArte,  Art.  11.  Klvbkr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  532  ff.  VergL  oben 
tj.  114,  und  unten  §.  i"3  a,  u.  177,  Num.  i5  u.  16.  —  Die  nachgebortten ,  suc- 
t  essionsfahigen  Mitglieder  des  Regentenhauses ,  sind  unter  obigen  Bestimmungen 
nicht  begriffen.    Vergl.  %.  249. 
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t)  Wiener  SchlufsActe  von  18*0,  Art.  19,  vergl.  mit  der  Runde« Acte,  Art.  n.  — 
Beschlüsse  der  B.  V.  vom  6.  Mai  u.  7.  Juni  1819,  Absatst  n,  iu  den  Protoc. 
v.  1819,  §.  78  u.  n3.  —  Beschlüsse  der  B.  V.  in  dem  Fall  der  tchaumburg- 
Uffitdun  Beschwerde  wider  Lippe,  dafa  dieses,  dem  11.  Art.  der  BundesActe 
zuwider,  in  dem  Dorf  Maspe  das  von  ihm  behauptete  Recht  der  Auspfändung 
mit  militärischer  Gewalt  ausgeübt,  hiedurch  aber  den  Besitzstand,  die  innere 
.Sicherheit  Teutschlands,  und  die  Unabhängigkeit  eines  mitverbOndeten  Staate« 
verlebt  habe,  ein  Fall,  wo  der  B.  V.  das  Recht  «ustche,  auch  ohne  voraus- 
gegangenen Versuch  «um  Vergleich  und  Bestellung  einer  Austrägallnstanx,  die* 
jeoigen  Schutx  gewährenden  Beschlüsse  «u  fassen,  welche  dem  Zweck  der  rich- 
terlichen Manutenens  des  Angi-griflenen,  bis  sur  Ausgleichung  oder  Entscheidung 
der  Sache,  entsprechen;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  r,  1818,  §.  «35,  v.  1819, 
§.  78,  u3  u.  191,  vergl.  mit  ebenda«,  v.  1818,  $.  «ai,  v.  1819.  §.  9,  i53,  181 
u.  213.  Lippe  fugte  sich  dem  Besch lufs  der  B.  V.,  ebenda«,  v.  1819,  §.  191. — 
Auch  s.  man  die  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  von  18«  1  u.  18««,  in  dem  unten 
$.  173  b  erwähnten  Streit  zwischen  AnkaltCöthen  und  Pretusen. 

f)  Wiener  SchlufsActe  von  i8«o,  Art.  ao. 


§.  173. 

(148*.) 

B)    In    Streitigkeiten    anderer  Art, 
a)  Vermittlung. 

B)  Competent  ist  die  Bundesversammlung,  in  «allen  und  je- 
den«') bei  ihr  angebrachten  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich;  also  nicht  blofs  in  denen  Fallen,  wo  vorerst  Aufrechthaltung  des 
Besitzstandes,  zu  Entfernung  einer  drohenden  oder  wirklichen  Störung  des 
inuern  Friedens  im  Bunde,  in  Betracht  kommt  (§.  172).  —  Einer,  in 
Streitigkeiten  von  Bundesgenossen  unter  sich,  dcclinatorisch  oder  perem- 
torisch,  vorgebrachten  Einrede  des  blofsen  Staatsinteresse,  der  Con- 
venieoz,  des  Verwaltungs  -  oder  Finanzvortheiis  (exceptio  MEA  interest, 
relejus  quod  reip.  expedit) ,  oder  der  rein  politischen  oder  politisch- 
rechtlichen Natur  des  Streites,  rechtliche  Folge  zu  geben,  dazu  findet 
»ich  in  dem  Bundesrecht  eine  Ermächtigung  weder  für  die  B.  V-,  nament- 
lich bei  der  Frage  von  Zulässigheit  der  Austräga [Instanz,  noch  für  ein 
bundesverfassungsmäsiges  AusträgalGericht  b).  —  Doch  ist,  in  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  unter  sich,  die  B.  V.  I)  wenn  nicht  blofs  die  Auf- 
«■echthaltung  des  Besitzstandes  nöthig  wird,  nur  subsidiarisch  competent, 
«las  heifst,  wenn  und  so  weit  dafür  Familien  Austräge,  VertragAus- 
träge  Oi  oder  Schiedsrichter,  welche  die  Parteien  durch  Compromifs, 
sey  es  ein-  für  allemal  oder  nur  für  den  vorliegenden  Fall,  aufaerhalb  der 
Bundesversammlung  erwählt  haben,  nicht  bestehen  <*).  Ueherhaupt  ist 
die  Bundes  Austräga  linstanz  für  alle  solche  Streitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich  angeordnet,  worin  diese  in  ihrer  politischen  Unabhängigkeit,  in 
ihrer  öffentlichen  oder  Staatseigenschaft,  in  Betracht  kommen,  und  ohne 
jene  Instanz  ein  Forum  für  einen  Streit  unter  Bundesgenos- 
se* 
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sen  nicht  fundirt  seyn  wurde,   während  ein  Fundamental  Grundsatz 
des  Bundes  jede  Art   von  Rechtlosigkeit  in  und  unter  Bundesstaaten  für 
absolut  unzulässig  erklärt  (§.  217).    II)  In  dem  gehörigen  Fall,   hat  die 
Bundesversammlung,  nachdem  sie  von  dem  beschwerdeführenden  Theil, 
unter  gehöriger  Darstellung  der  Thaturastä'nde  und  Rechtsgründe,  zu  bun- 
desmäsiger  Hülfe  angerufen  worden,  zuyörderst  die  Vermittlung  durch 
einen,  den  Parteien  von  ihr  bebannt  zu  machenden,   Ausschufs,  be- 
stehend aus  zwei  oder  mehr  Gliedern  ihres  Mittels,  zu  versuchen  e);  eine 
Pflicht  und  Befugnifs,  welche  ihr  auch  in  verschiedenen  andern  Fällen 
(§.  180)  zukommt.    III)  Nach  Maasgabe  der  Umstände,  kann  die  B.  V. 
eine  Zeiifrist  vorschreiben ,   zu  Erledigung  des  Vermittlungsgeschäftes; 
auch  kann  jeder  der  streitenden  Theile  auf  eine  Fristsetzung  antragen  /). 
IV)  In  Beziehung  auf  die  von  dem  beschwerdeführenden  Theil  bei  der 
B.  V.  eingereichte  Darstellung  seiner  Ansprüche,  hat  der  Ausschufs,  unter 
Bestimmung  einer  kurzen  Frist,   von  dem  beklagten  Theil  ebenanäsig 
eine  Darstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  zu  begehren,  um, 
nach  Verglciehung  des  beiderseitigen  Vorbringens,  angemessene  Vorschläge 
gütlicher  Uebereinkunft  entwerfen  zu  können  £•).    V)  Sodann  hat  der  Aus- 
schufs einen  Termin  zum  Versuch  der  Güte  anzusetzen,  und  sich  zu 
bemühen,  gütliche  Beilegung  des  Streites  zu  Stande  zu  bringen,  auch  bei 
eintretenden  Schwierigkeiten,   so  wie  überhaupt  von  dem  Erfolg,  an  die 
Bundesversammlung  zu  berichten  A).    VI)  Koramt  ein  Vergleich  zu 
Stande,  so  wird  die  Verglcichurkundc  nebst  den  gegenseitigen  Ratificatio- 
nen, jene  in  Urschrift,  diese  in  Abschrift,  in  dem  ßundesarchiv  nieder- 
gelegt, und  der  Bund  übernimmt  die  Garantie  des  Vergleichs  0. 
a)  Worte  der  Vermittlung»  -  und  AusträgalOrdnung  in  dem  einmüthig  gefafsten 
Besrhluls  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  1  (in  Klvbkr's  Queilensammlung, 
Num.  Vm,   aus  dem  Protoc.  v.  1817,  §.  i3i,  verglühen  mit  den  Abstimmun- 
gen daselbst,  §.  i5a,  189,  196,  214);  übereinstimmend  mit  der  auch  allffmiein 
brechenden  Vorschrift  in  dem  11.  Art.  der  Bundes  Ac  te,  in  der  wiener  Schlufs- 
Arle  v.  1820,  Art.  21,  und  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  v.  3.  Aug. 
1820,  $.2,  Art.  1.  —  Also  gleichviel,  ob„der  Streit  auf  ein  durch  öffentliches, 
oder  durch  Privatrecht  begründetes  Ycrhältnifr  sich  besieht;  wenn  nur  das  von 
einem  Bundesgenossen  in  Anspruch  genommene,  und  das  den  Anspruch  ver- 
folgende Bundcsglicd  dabei  in  seiner  buudesmäsigcn  politischen  Unabhängigheit, 
also  nitht  in  einer  Eigenschaft  erscheint,  in  welcher  dasselbe  den  Gericbtstand 
vor  einem  Landesgericht  anzuerkennen,  mithin  vor  demselben  Recht  zu  geben 
oder  su  nehmen  hat,  z.  B.  als  Besitzer  eines  Privatguts  oder  einer  auf  Real 
Privatverhältnisse  sich  besiehenden  Berechtigung  f§.  534),  auch  wenn  der  Staats- 
Fiscus,  oder  eine  Staats-  oder  landesherrliche  Domänenbehörde  bei  dem  Streit- 
ais Partei  erscheint  (§.  4t4  u-  4^2)-    Vergl.  J.  177,  Num.  16.   Püttkb,  Prior, 
juris  publ.  germ.  §.  4 "4-    Blcbeh's  Einleit.  su  c.  neuen  Lehrbegriff  des  teutsch. 
StaaUr.  %.  o5.   J.  N.  Hu  tu  es,  Diss.  de  uno  bomine  plurcs  su&tinente  personas. 
Giess.  1699;  u.  in  dessen  Opuse.  Vol.  I.  T.  BX    A.  YV*.  Hmta1!  Beiträge  sum 
1.  Staats-  u.  Fürstenrechl ,  S.  i83.   (Ohne  /.wischen  Personal-  und  RcalPrivat- 
Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen  zu  unterscheiden,  erklärt  die  BuudcsAtisträ- 
gallnstanz  für  competent  auch  in  PrivatStreitigkciten  der  Biuidcsgenossen  unter 
sich,  G.  v  SrnrvF,  in  der  in  der  folg.  Note  angef.  Schrift,  S.  24  ff.)    So  ist, 
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bei  dem  Zusammentreffen  verschiedener  Hechtseigenschaften  in  Einer  Person, 
der  rechtliche  Gehalt  einer  etwa  vorgebrachten  foriderlinatorisrhcn  Einrede  r.u 
bestimmen,  und  so  versteht  man  den  Vortrag,  betr.  die  kurbessischc  Schuld 
forderung  an  VYaldeck,  in  d.  Protoc.  v.  1818 ,  loco  dict.  gedruckt  als  BciL  6  zu 
%.  19;  wo  es  (S.  85  der  Orig.  Ausg.)  heißt:  «daß  die  *J.  V.  diejenige  Behörde 
sey,  bei  welcher  alle  und  jede  Streitigkeiten  der  Bundesgliedcr  unter  sich  anzu- 
bringen seyen,  dafs  mithin  nicht  die  Qualität  der  St;eitsache,  sondern  die 
Qualität  der  Streitenden  es  sey,  welche  die  Behörde  begründe  ».  —  In  der  Streit- 
sache »wischen  dem  König  von  Hannover  und  dem  Herzog  Girl  von  Braunschweig 
($*  l79  /)*  von  jenem  behauptete  persönliche  Beleidigung  betr.,  soll  die  Frage: 
ob  hier  austrägalgericbtlicbe  Entscheidung  Statt  finden  müsse?  bestritten  wor- 
den seyn.  Die  Prolocolle  der  B.  V.  von  18*8  oder  1819  müssen  Auskunft 
darüber  geben.  Vergl.  §.  177,  Blum.  16,  u.  %.  »39.  Für  incompetent  wollte 
Preußen  die  AusträgalGerichte  erklärt  wissen,  wenn  Einwendungen  vorgebracht 
werden,  auf  den  Grund  einer  mehr  politischen  als  rechtlichen  Natur;  in  der 
preußischen  Beilage  3t  zu  dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  10.  Dec  i8si,  $.  a56. 
Prolocolle  der  B.  V.»  Bd.  XII,  S.  374«  —  Streitigkeiten  zwischen  Bundrsglirdcrn, 
veranlafst  durch  Vertretung  t  welche  das  eine  seinen  Unterüuinen  bei  ihren  An- 
sprüchen wider  das  andere  angedeiben  läfst,  begründen,  in  der  Hegel,  die 
Austrägalfnstanz  nicht.  Vergl.  die  wiener  ConferenzProtocolle  v.  i8ao.  Num.  18, 
und  das  großhcrsogl.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Jun.  1817, 
%•  »4i  Kuin.  13;  wo  jedoch  angenommen  wird,  dafs  hier  ein  Begent  die  Sache 
seiner  Lnterthanen  su  seiner  eigenen  alsdann  machen,  und  Eröffnung  des  Aus- 
tragalWegs  (nach  bihalt  des  11.  Art.  der  Bundes  Acte  und  de«  3o.  Art.  der 
wiener  SchlufsActc  von  i8ao)  begehren  könne,  wenn  das  streitige  Verhältnis 
unmittelbar  auf  politischen  Ereignissen  beruhe,  z.  B.  wenn  Abtretung  eine» 
Landestheils ,  die  Frage  von  Thcilnahme  an  Schulden  des  Landes  oder  einzelner 
Theile  desselben  oder  einzelner  Staatsanstalten  veranlaßt  (man  s.  jetzt  Art.  3o 
der  wiener  Schluß  Acte),  oder  wenn  die  Lnterthanen  Vergütung  der  Hosten  für 
durchmarschirendc  Truppen  fordern.  Vergl.  %.  177,  Nusn.  14  u.  i5. 
*)  Bei  der  B.  V.  ward  von  k.  preußischer  Seite,  in  einem  Streit  mit  AnhultCfithsn 
18a  1,  und  auch  später,  die  Frage  zur  Sprache  gebracht:  ob  in  Streitigkeiten 
unter  BundesgUedcrn,  die  Bundesversammlung,  nachdem  ihr  Versuch  der  Ver- 
mittlung fehlgeschlagen,  auf  die  von  einer  Partei  vorgebrachte  Einrede,  dafs 
wegen  der  InteresscNatur  der  Streitsache,  die  bundesverfassungsmäsige  austrä- 
galrichterliche  Entscheidung  unstatthaft  sey ,  einen  Unterschied  zwischen  Rrcht  - 
und  /«lerw/eStreitigkeiten,  oder  zwischen  streitigen  1  vollkommenen )  Hechten 
und  collidirenden  biteressen,  zu  machen,  und  nur  für  die  zuerst  genannten  die 
Austragullmtanz  für  zulässig  zu  erklären  habe?  Man  s.  die  Protoc.  der  B.  V. 
t.  4-  Jun.  1831,  $.  160,  to.  Jun.  i8ai,  %.  173,  die  Beil.  «5,  zu  %.  190  des  Protoc. 
t.5.  JuL  1811,  %.  27 — 3o,  auch  34;  u.  auch  Protoc.  v.  ao.  Dec.  18a  if  V> 
Protoc.  v.  1C12,  §.  8a.  Jener  preufsisch-cöthensche  Streit,  ward,  nach  lebhaf- 
ten Erörterungen,  außerhalb  der  B.  V.  endlich  in  Güte  beseitigt,  durch  zwei 
Verträge  Preußens  mit  A.Cöthen  u.  A.  Dessau  v.  17.  Juli  1818,  betr.  der  erste 
die  Befreiung  der  beiderseit.  Unter! hanen  vom  ElbczoH,  der  Ändere  die  Zoll- 
u.  Verkehrverhältnisse  zwischen  den  beiders.  Landen;  in  d.  preufs.  Gesetzsamini. 
i8a8,  S.  o5  u.  99.  —  Die  preussische  Einrede  des  Interesse,  veranlaßte  Erörte- 
rungen, in  und  außer  der  B.  V.  Preussen  behauptete,  in  d.  Protoc.  v.  18a?, 
S-  8a:  «daß  zwar  alle  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  bei  der  B.  V. 
angebracht  werden  könnten;  daß  aber  bei  CoBisioncn  von  Int-ressen,  nur  Ver- 
mittlungsversuche ohne  eventuelle  Prüfudiae ,  nicht  abf.r  ein  rechtliches  Verjähr* n 
Statt  finden  könne ,  welches  vielmehr  nur  dann  statthaft  seyn  dürfe,  wenn  die 
rechtliche   Natur  der  Beschwerde  ganz  klar  vorliege.     Diese  Präjudicialfrctgc 
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müsse  ron  sämnUUchtn  Bundesregierungen  (also  von  dem  Bund  unmittelbar) 
entschieden  werden,  wenn  nicht  durch  die  B.  V.  eine  genügende  Aufklärung 
sur  Zufriedenheit  beider  Thcile  erfolge».  Es  fand  aber  diese  Behauptung  in 
der  B.  V.  nirgend  Eingang.  Schon  in  den  Protoc.  v.  1817,  §•  19/»,  erklärte 
baden:  «Der  11.  Art.  der  Bundes  Acte  enthalte  Nichts  ron  einem  Unterschied 
»wischen  politischer  und  rechtlicher  Natur  der  Streitigkeiten  unter  Bundesgenos- 
sen; indefs  setxtc  er  für  das  Politische  derselben,  schon  ein  Auskunft  mittel 
durch  die  Verordnung  eines  VermittlungsAusschusses.  Alles,  was  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  der  Glieder  und  Verfugungen  der  Bundes  Acte  selbst  betreffe» 
gehöre  vor  die  B.  V.  Zudem  sey  es,  nach  der  Natur  der  Sache  und  der  Men- 
schen, eine  mif&lichc  Aufgabe  um  die  Auffindung  der  Grensacheide,  wo  das 
Politische  in  einem  Streit  unter  souverainen  Staaten  aufhöre,  und  das  Recht- 
liche anfange.  Sonach  würden  die  Zwecke  der  Sicherung  des  Rechts-  und 
Friedensaustandes ,  die  im  Geiste  der  BundesActe  liegen,  auch  bei  dem  Buch- 
staben derselben  besser  gedeihen,  als  bei  einer  neuen  Unterscheidung,  durch 
die  der  Bundestag  in  Schwierigkeiten  gerathen  könne».  —  ffürtemberg  erklärte, 
ebenfalls  schon  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §•  180:  «Ein  Unterschied  der  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  unter  sich,  nach  ihrer  Eigenschaft,  ob  sie  a.  B.  rein- 
rrit>atr*chtUcher  Natur  seyen,  sey  dem  Art.  11  der  BundesActe  fremd.  Zwar 
möchten  die  Irrungen  unabhängiger  Soureraine  insgemein  mehr  Staats  -  und 
völkerrechtlicher,  als  privatrechtlicher  Natur  seyn;  doch  könnten  unter  den 
Bundesgliedcrn,  nach  den  engen  Familienverhältnissen,  worin  viele  unter  sich 
stehen,  auch  privatrechtliche  Streitigkeiten,  besonders  über  Gegenstände  des 
PrivatFürstenrecbts,  häufig  vorkommen».  —  AnhaltCSthen  erklärte  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  r.  igii,  $.  iri:  nach  der  Natur  der  unter  unabhängigen  Staaten 
denkbaren  Streitfälle,  könne  die  Gesetagebung  des  Bundes  künftig  sweierlei 
Arten  und  Formen  des  Auslrags  anordnen,  1)  den  stren  flickte  t-lichcn ,  in  allen 
Fallen,  wo  wirkliche  BcchtsTcrlctaungen  vorliegen,  und  a)  den  vermätelnden 
schiedsrichterlichen  Austrag,  in  allen  Fällen,  wo  der  Streitbamlcl  mehr  politi- 
schen als  strengrichterlichen  Grund  habe.  Bis  jetzt  sey  nur  die  erste  Art  des 
Austrags  gesetzlich  vorhanden.  —  Dem  in  dem  %.  aufgestellten  Grundsatz  pflich- 
ten im  Wesentlichen  bei:  A.  Batittovau.,  Staatsr.  des  t.  Bundes  u.  der  Bundes- 
staaten, I.  Abth.  (18*4.  8.),  S.  3>4  ff.,  u.  L.  v.  Dbksch,  Beiträge  ru  d.  öffenll. 
Recht  des  t.  Bundes  (Tüb.  1813.  8>),  S.  79  fT.  Ebendeu.  Abhandlungen  über 
Gegenstände  des  öffentlichen  Rechtes  (München  i83o.  8.),  S.  1  ff.  A.  W.  Hsrr- 
rsa's  Beiträge  tum  deutschen  Staats«  und  Fürstenrecht,  L  Lieferung  (Berlin 
1819.  8.),  S.  184  f.  G.  v.  Stbuvb's  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deut- 
schen Bundesr.,  betr.  die  verfaasungsmäsige  Erledigung  der  Streitigkeiten  »wi- 
schen deutschen  Bundesgliedern  (Bremen  i83o.  8.),  8.  ao  ff.  Joansw's  Lehrb. 
das  allgem.  u.  deutschen  Staatsr.,  I.  Abth.,  S.  349;  wo  indefs  unter  Streitig- 
keiten über  Interesse  staatsrechtliche,  und  unter  denen  über  Rechte  privat- 
rechtliche  Streitigketten  verstanden  werden*  —  Die  angeführte  entgegengesetzte 
Behauptung  wird  vertheidigt  von  einem  Ungenannten  (preufs.  Staatadiener, 
Hiblt),  in  den  Beitrügen  aur  Wissenschaft  u.  Literatur  des  deutsch.  Bundes- 
rechtes, St.  I,  von  d.  Unterscheidung  r.yv.  Interessen  u.  Rechten  bei  Streitigkei- 
ten unter  Bundcsgliedern.  Bonn  i8a3.  8.;  wo,  S.  18,  das  «Rechtliche  und 
Nichtrechtliche»  als  Erkennungsmerkmal  des  angeführten  Unterschiedes  angege 
ben,  auch  die  praclischc  Gültigkeit  desselben  in  so  fern  behauptet  wird,  dafs 
für  blofse  IntercsseStreitigkeiten,  weil  ihnen  rechtliche  Natur  mangle,  austrägal 
richterliches  Verfahren  u.  Erkenntnifs  »i'rAi  Statt  finde.  Ebenso  von  Maobkv 
aaKcmtn  1.  c.  S.  üo,  Note  c.  Vergl.  Bhunqvsll  a.  a.  O.  S-  3i<),  Note  ia.  — 
Nach  der,  jedem  Bcchtsgclchrten  bekannten,  Natur  des  Recht  begriff»,  steht 
überall  dem  Recht  nur  das  Unrecht,  also  in  jedem  wirklichen  Streit  nur  da* 
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Rechtliche  dem  Nicht  rechtlichen  gegenüber,  und  jedes  in  Streit  befangene  In 
teresse  ist  entweder  rechtlich  oder  widerrechtlich.    Brissoshik  de  V.  S.,  »oc. 
Interesse.    Demnach  erkennt  die  Gerechtigkeit,  und  mit  ihr  die  erhle  Politik, 
bei  Streitigkeiten  überall  nur  einen  Unterschied,  den  «wischen  Recht  und  Un- 
recht.    Auch  findet  sich  in  den  besondern  Hechtsquellen  des  T.  Rundes,  für 
Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  nirgend  ein  Grund,  welcher  die 
B.  V*.  oder  ein  Austrägal  Gericht  verpflichtete  oder  ermächtigte,  der  Einrede 
des  blofeen  Interesse  rechtliche  Folge  su  geben,  oder  einem  widerrechtlichen 
Interesse  des  einen  Theils,  das  Recht  des  Andern  unterzuordnen  oder  nachzu- 
setsen.    Vergl.  \.  55a.   Wider  das  Rechte  gibt  es  kein  Recht,  viel  wuniger  ein 
wahres  Interesse,  und  das  einsige  wahre  Interesse  streitet  für  die  Herrschaft 
des  Rechts.    Das  Recht  ist  das  GeseU  der  Gesetze,  der  Souverain  der  Sou- 
reraine.  —  Besser  wird  der  Interesse  Vorwand  nicht,  durch  seine  später  erfolgte 
Umschreibung  oder  Umwandlung  in  polnische  Natur,  im  Gegensatz  der  recht 
lieben.    Wer,  hin  und  her  schwankend,  für  Streitigkeiten  unter  teutichen  Bun- 
desgenossen, in  Hinsicht  auf  ihre  Qualifikation  su  austrägalgericbtlieber  Erör- 
terung  und  Entscheidung,  einen   practi&ch   wichtigen  Unterschied  behauptet, 
i)  bald  zwischen  Recht-  und  /nfere-f/r -Streitigkeiten  (warum  nicht  auch  vermisch- 
ten?);  t)  bald  zwischen  politisch-rechtlichen  ( politisch-factischen? )  und  positiv- 
rechtlichen  Streitigkeiten;  3)  bald  zwischen  Sachen  von  rem  politischer  Natur  und 
rein  rechtlichen  Sachen;  bald  sogar  4)  zwischen  Sachen,  die  von  mehr  politischer 
als  von  positivrechtlicber  Natur,  und  solchen,  die  von  mehr  rechtlicher  als  po- 
litischer Natur  sind,  wie  in  der  preufs.  Erklärung  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v. 
so.  Dec.  181t,  §.  »56,   Beilage  3i  (ProtoroUe  der  R.  V.,  Bd.  XII,  S-  3-4); 
5)  zwischen  privatrechtlichen  und  vöUer-  oder  bundesstaatsrecktiiehen  Streitigkei- 
ten, wie  Preufsen  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  vom  5.  Mai  1817,  \-  **  <in  *en 
Protocollen,  Rd.  II,  S.  mo);  6)  zwischen  politischen  oder  wesentlich  politischen 
Streitfragen,  die  politisch  zu  behandeln,  und  von  der  B.  V.  selbst  su  erledigen 
Seyen,  und  andern,  deren  Entscheidung  den  Austrngalgerirhtcn  unbedenklich 
zu  überlassen  sey,  —  Dem  liegt  zuvörderst  ob,  zu  einer  von  diesen  Distinctio- 
nen  sich  ausschliefsend  zu  bekennen.    Dann  aber  bat  derselbe  von  der  gewähl- 
ten logisch-richtige  Definitionen  und  •peeifische  Differenzen  anzugeben.  Üenn 
eine  jede  von  diesen  Unterscheidungen  wäre  eine  Neuerung  In  der  Bechtswelt, 
und  was  klar  und  bestimmt  gedacht  ist,  kann  und  mufs  eben  so  auch  mit 
Worten,  verständlich  für  Jedermann,  ausgedrückt  werden.    Bei  der  vierten 
DUtinction,  die  sogar  ein  Mehr  oder  Weniger  zur  Grundlage  nimmt,  wäre  dafür 
überdiefs  ein  genau  bestimmender  Gradmesser  anzugeben.    So  lang  von  dein 
Urheber  oder  Anhänger  solcher  mystischen  Dortrin,  diese  Bedingungen  nicht 
vollkommen  erfüllt  sind,  und  hiedurch  der  Streitpunkt  gehörig  festgesetzt  ist, 
lafst  sich  mit  dem  Gegner  der  Streit  nicht  erörtern.    P.  E.  LatbitzbVs  Ver- 
nunftlehre (4.  Aufl.),  §.  110  ff.  3i8  ff.  33 1  ff.   W  ären  aber  auch  jene  Bedingun- 
gen erfüllt,  so  würden  dennoch  Rechtskenner  und  Rechtsfreunde  der  gewählten 
DUtinction  in  dem  Bundesrecht  weder  theoretischen  noch  prae tischen  Werth 
zugestehen.   Denn  1)  das  Bundesrecht  (oben  Note  a,  u.  §.  174)  verordnet  all- 
gemein, Ar  aalle  und  jede«  nicht  gütlich  beigelegte  Streitigheiten  der  Bundes- 
glieder unter  sich,  dafs  die  B.  V.  «richterliche  Entscheidung«,  und  zwar,  sub- 
sidiarisch (oben  I,  im  }.),   «durch  eine  wohlgeordnete  Austrägallnatanz  zu 
bewirken*  habe.    Wie  anders  könnten  auch  s)  in  dem  angenommenen  Fall, 
Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich  ein  rechtliches  Ende  erreichen? 
da  das  Bundesrecht  einen  rechtlosen  Zustand  nicht  duldet  (§.  i«6  u.  117),  und 
da  in  der  Bund  es  Acte  (Art.  11)  alle  Bundesglieder  sich  verbindlich  gemacht 
haben,  «einander  unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkei- 
ten mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzubi  in- 
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gen ».  3)  Der  Fall  des  blofsen  Interesse  eines  Einzelnen ,  das  heifst ,  eines  In- 
teresse, welches  nicht  verbunden  ist  mit  vollkommenem  Recht,  ist  unter  den 
bundesvertragmäsigeu  Ausnahmen  von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit  nicht 
begriffen  (§.  149  a).  —  Dali  im  Uebrigen,  in  gerichtlichen  Streitfällen,  die 
doctrinale  Auslegung  so  genannter  europäischer  Verträge,  zu  welchen  wohl 
auch  die  Grundverträge  des  T.  Bundes  gehören,  wie  jedem  andern  Gerichtshof, 
also  auch  den  AusträgalGerichten  von  Rechtswegen  zustehe,  leidet  keinen 
Zweifel. 

c)  Für  nicht  aufgehoben  durch  die  Bundes  Austräga  Uns  tane,  erklärt  die  Familien  - 
oder  (und)  VcrtragAusträge  die  wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  24.  Eben 
so  der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  i8ir,  Art.  L 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art  »4  und  3o.   Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V. 
v.  16.  Jun.  1817,  Art.  I.    Beschlufs  der  B.  V.  in  der  Plenarversamml.  v.  3.  Aug. 
1810,  §.  1,  Art.  10.  —  .Schiedsgerichte ,  wie  sie  für  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  Regierung  und  Landständen,  subsidiarisch  und  facultativ  durch 
den  PlenarBeschlufs  der  B.  V.  v.  3o.  October  i834  festgesetzt  sind  \%.  »8?  b), 
können  (nach  Art.  12  dieses  Beschlusses)  auch  für  Streitigkeiten  von  Bundes- 
gliedern unter  sich,  nach  freier  Uebereinkunft  der  Parteien  gebraucht  werden. 
F.  C.  EicHioair,  Diss.  de  diflerentia  inter  Austraegas  et  arbirros  compromissarios. 
Goett.  1801.  4*    Campromis sUrtheil  des  OberAppellationsgerichts  zu  Lübeck,  iu 
S.  des  GH.  v.  Hessen  wider  Anhalt-Cöthen,  wegen  der  Dotalgelder  der  Erb- 
prinzessin v.  A.Cöthen,  geb.  Prinzessin  v.  Hessen- Darm stadt,  eröffnet  im  Oct. 
i833.  —  Die  yollziahuHg  der,  von  Austrägal-  oder  Schiedsrichtern  auch  dieser 
Art  gesprochenen,  rechtskräftigen  IMbeile,  liegt  der  B.  V.  ohne  Zweifel  dann 
ob,  wenn  die,  eine  solche  Instanz  begründende  Uebereinkunft  unter  ihre  Garantie 
gestellt  ist.    GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Jun.  181^, 
§.  214  f  Num.  i3.   Ob  und  wie  weit  aber  auch  aufser  dem  Fall  einer  Garantie? 
ist  theils  nach  den  Thal  umständen  des  Falles,  theils  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Bundesrechtes  zu  bestimmen.    Vergl.  §.  166  u.  f.,  §.  217  u.  f.  — 
Die  grofsherzoglich  -  und  herzoglich-sächsischen  (mit  Ausnahme  von  Sachsen« 
Coburg)  und  (ünüich-reussischen  Häuser  haben,  in  §.  41  der  provisorischen 
Ordnung  des  gemeinschaftlichen  OberAppellationsGeriohtcs  zu  Jena,  für  die 
unter  ihnen  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  über  reines  Mein  und  Dein,  na- 
mentlich in  Eigenthum .,  Contract  •  und  Erbschaftstreitigkeiten,  auch  Grenzirrun- 
gen,  nicht  aber  über  politische  Verhältnisse,  ihr  gemeinschaftliches  OberAppel- 
lationsGericht  zu  Jena  zur  schiedsrichterlichen  (Austrägal-)  Instanz  bestellt.  — 
Von  der  durch  den  naumburger  Vertrag  von  i554i  fi»r  fämmth'che  sächsische 
Häuser  festgesetzten  Austrägallnstanz,  s.  v.  Bömkb's  Staatsr.  und  Statistik  des 
Churfürstenthums  Sachsen,  Th.  I,  S.  5oa  ff.   Wkisr's  Staatsr.  des  Königr.  Sach- 
sen, Bd.  II,  §.  355.  —  ConventionäiAvi&Xr&ge  sind  festgesetzt,  irt  dem  Erbverein 
des  Gesammthauses  Nassau  von  1783,  Art.  «o;  in  BjcuSS  Staatskanzley,  Th.  XVI, 
8.  io3.  —  Das  fürstlich-rffux*>cAe  Gesammt haus  hat,  für  Streitigkeiten  seiner 
Mitglieder  unter  sich,  Familien  Austrage  festgesetzt,  durch  die  Erb-  und  Gc- 
Schlechtvereinigung  v.  1668,  §.  44       71*  'n  Lüwio's  R.  A.,  Spicil.  sec.,  Th.  I, 
S.  910.    Protoc.  der  B.  V.  v.  i8«4,  §.  67,  am  Schlufs.  —   Von  den  Familien- 
Austrägen  des  Hauses  Braunschwci/rhüneburg ,  P.  C-  Rib»**tbop*s  Beiträge  zur 
Verfass.  des  Hzgth.  Braunschw.  Lüneb.  wolfenbütt.  Theils,  1.  Beitrag  (1787), 
S.  163—176. 

e)  Bundes  Acte,  Art.  it.  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  «1  11.  3o.  ~-  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  16.  Jun.  181",  die  Vermittlung  der  B.  V.  betr.,  Art.  a,  in  d. 
Protoc  v.  181  - ,  §.  a3i ;  und  in  Hlübeb*»  Olicllensammlung,  Num.  VBJ.  Vergl 
dio  Gommissions Vorschläge  in  §.  1  — 8  des  in  dem  nächstfolgenden  §. ,  Note  r. 
angef.  Entwurjt  eines  BundcstagsBeschluascs  über  das  Verfahren  in  Streitigkci- 
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ten  der  Bundesglieder  unter  einander.  —  Beispiele  von  Vermittlungen,  in  den 
Protokollen  der  B.  V.:  in  Sachen  Bremen  c.  Oldenburg,  Protoc.  v.  1817,  §•  417; 
-  Grofsh.  Hessen  c.  Kassau,  Protor.  v.  1817,  §.  383;  Baden  e.  Baiern,  Protor. 
v.  1818,  d6;  —  Kurhessen  c.  Walderk,  Protoc.  v.  1818,  §.  19;  —  S.  Coburg 
c.  8.  Meiningen,  Protoc.  v.  1818,  \.  118;  —  S.  WcimarE.  u.  Schw.  Budolstadt 
c.  S.  Coburg,  Meiningen  u.  Hildburghausen,  auch  Schw.  Sondershausen,  Protoc. 
t.  1818,  §.  i34,  v.  1821,  §.  149  u.  191,  v.  1819,  §.  67,  90,  100,  117,  i36,  161;  — 
Burbessen  c.  Nassau,  Protoc.  v.  1819,  §.  i58j  v.  i8i5,  §.  3oj  —  Schaumb.  Lippe 
c.  Lippe,  Protoc.  v.  1818,  §.  149 J  auch  von  i83o.  —  Baiern  r.  GH.  Hessen, 
Protoc.  v.  182a,  §.  i36;  —  «wischen  sieben  Bundesgenossen,  Protoc  v.  182a, 
§.140;  —  r.wischen  Preufsen  und  Nassau,  die  saarbrücher  Landescassenschuldcn 
betr.,  Protoc.  von  1822,  §.  202;  —  zwischen  den  souverainen  Besitzern  von 
Bestandt heilen  des  vormaligen  GHerzogthums  Frankfurt,  Protoc.  von  1822, 
§.  2o3 ;  zwischen  Preufsen  u.  Baiern,  Protoc.  v.  22.  Juni  1826;  zwischen  Han- 
nover u.  Braunschwcig  1829  u.  i83o.  —  Ob  und  wann,  gegen  den  von  einem  oder 
mehreren  der  Bctheiligten,  oder  von  allen,  voraus  erklärten  Willen,  die  B.  V. 
Vermittlung  versuchen  könne,  oder  müsse?  scheint  einer  eigenen  Bestimmung 
werth  zu  sejn. 

f)  Der  angef.  Besohl  u  fs  v.  16.  Juni  1817,  Art.  II,  a. 

fj-)  Der  angef.  Bcschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  H,  b. 

A)  Der  angef.  Bcschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  c. 

0  Der  angef.  Bcschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  n,  d.  —  So  ward  der  Streit  zwi- 
schen Oldenburg  und  Bremen,  über  den  ehflether  Wcserzoll ,  unter  Vermitt- 
lung der  B.  V.  verglichen,  und  dessen  Vollziehung  unter  die  Garantie  des 
Bundes  gestellt.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  193.  Nabtebs,  Rccueil,  Sup- 
plcin.  vin.  645.  552. 

.  1 

§♦  *7>**  (148^.) 
b)   Entscheidung  durch  eine  Austrägallnstanz. 

•  '  <  *  *  ' 

Ist  der  Versuch  einer  Vermittlung  fruchtlos,  und  demnach,  weil  ein 
rechtloser  Zustand  unter  Bundesgliedern,  wie  überhaupt  in  dem  Bunde 
und  in  den  Bundesstaaten,  nicht  Siatt  finden  soll  (§.  217),  richterliche 
Entscheidung  nothwendig  «},  so  hat  in  allen  und  jeden  Streitigheiten 
(§  »73),  subsidiarisch  (§.  173,  I),  die  Bundesversammlung  dieselbe ,  und 
zwar  durch  eine  wohlgeordnete,  blofs  für  diesen  Fall  bestimmto  Austragal- 
In stanz  zu  bewirken  c).  Das  Austrä'galGericht  ist,  in  jedem  einzelnen 
Fall ,  und  zwar  in  der  Begcl  durch  Vorschlag  des  Beklagten  und  Auswahl 
des  Klagers,  zu  benennen,  und  von  der  Bundesversammlung  auftragweise 
zu  bestellen.  Zu  dem  Ende  hat  1)  der  Beklagte  binnen  4  bis 
6  Wochen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  der  Ausschufs  die  Anzeige 
von  dem  Mifslingen  des  Sühneversuchs  bei  der  B.  V.  gemacht  hat,  aufser- 
dem  die  Bundesversammlung  (jure  devolutionis)  drei  bei  der  Sache 
nicht  bctheiligte  Bundesgliedcr  dein  Kläger  zu  benennen  /),  aus  welchen 
dieser,  binnen  gleicher  Frist  tf),  eines  zu  wählen  hat;  dessen  oberster 
Gerichtshof  dann,  jedoch  nur  im  Namen,  anstatt  und  aus  Auf- 
trag der  Bundesversammlung  A),  für  Verhandlung  und  Entscheidung 
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der  Streitsache,  die  Austrägallnstanz  (das  Austrä'galGcricht)  bildet  »). 
a)  Diese  Bestimmung  wird  dem  Gerichtshof  von  der  B.  V.,  unter  Mit- 
theilung  der  Verglcichbandlungen ,  durch  seine  1  Landesregierung —  zwischen 
welcher  und  der  B.  V.,  die  nothigen  Mittheilungen  durch  ihren  Gesandten 
erfolgen  —  bekannt  gemacht,  und  er  erhalt  von  ihr  (der  B.  V.)  förm- 
lichen Auftrag,  als  Austrägallnstanz  der  BundesActe  gemäfs  zu  bandeln 
3)  Dem  Gerichtshof  steht,  und  zwar,  (wenn  er  aus  mehreren  Senaten 
besteht)  im  Plenum,  die  Leitung  des  Processes,  nach  der  bei  ihm 
geltenden  Procefsordnung  0»  die  Krtheilung  der  Z  wisch  cn  tut  hei  le, 
auch  unbedingter  Mandate  m)  und  die  definitive  K ntscheidun g, 
für  alle  streitigen  Haupt  -  und  Nebenpunkte,  uneingeschränkt  zu,  ohne 
weitere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  und  seiner  Lan- 
desregierung; doch  hat  diese,  auf  Ansuchen  der  Bundesversammlung 
oder  der  Parteien,  im  Fall  einer  Zogerung ,  das  Nothige  an  das  Gericht  zu 
erlassen  »). 

«)  Preufs.  Erklärung  in  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  iS.  Jan.  1818,  dar«  nicht  alle 
Streitigkeiten  der  Bundesglicder,  nach  fruchtloser  Vermittlung,  y.u  der  Austrägst 
Instanz  sich  eigneten.    Vergl.  oben  §.  173,  a,  u.  §.  170,  auch  §.  177. 

h)  Justragen  hiefs  in  dem  Mittelalter,  Recbtstrcitigkeiten  ror  einem  Schiedsrichter 
auseinandersetzen  oder  erörtern,  und  vou  ihm  entscheiden  lassen.  Der  Schieds- 
richter hiefs  Autträger  oder  Austragrirhter;  diese  Art  der  Erörterung  und  Ent- 
scheidung der  Rechtshändel  überhaupt,  und  so  auch  das  schiedsrichterliche 
Gericht,  hiefs  der  Auttrag  oder  die  Jutträge  (Austraegae,  Austracgarum  jus, 
Instantia  austracgalis).  \Vachtkb,  Schilteb,  Kaltaus,  Scbkbk,  Ob»bms.  in  ihren 
Glossarien,  voc  Drogen  u.  Auttrag.   PrsrnnoKB,  Vitriar.  illustrat.  IV.  409. 

c)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActc  v.  1810,  Art.  si*  verglichen  mit  den 
wiener  ConferenzProtocollen  von  1810,  Num.  18,  19,  iq  u.  3i;  wo  unter  Ande- 
rem die  Errichtung  einer  permanenten  Austrägallnstanz  in  ßerathung  kam,  aber 
verschoben  ward.  Vergl.  (v.  Gackbb's)  Mein  Antbeil  an  der  Politik,  Abth.  DX, 
S.  114—141.  —  Bundes-,  Vermittlung«-  und  AusträgalOrdnung,  in  dem  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  betr.  die  Vermittlung  bei  Streitigkeiten  der  Rundes- 
tflieder unter  sich,  und  Aufstellung  einer  wohlgeordneten  Austrägallnstanz,  in 
den  Protoc.  der  B.V.  v.  1817,  §.s3i,  u.  in  KlübkVs  Quellensammlung,  Num.  VDX 
Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  1810,  das 
bei  Aufstellung  der  Austrägallnttanzen  zu  beobachtende  Verfuhren  betr.,  $.  i, 
S.  119  der  Or ig. Ausg.  u.  in  KidDcVs  Quellensammlung,  Num.  XX,  auch  teutsrh 
und  französisch  in  Mabtkvs,  Recueil,  8upplcment,  DC.  5»6.  —  Zur  Revision  des 
angef.  Beschlusses  v.  16.  Jun.  1817  »•  Art  11  des  angef.  Protoc  der  Plenar- 

Versamml.), ward  von  der  B.  V.,  in  dem  Protoc.  v.  3.  Aug.  i8ao,  §.  06,  eine 
Committion  niedergesetzt,  deren  Fortrag  und  Entwurf  eines  BundettagtBetchlutse* 
üher  das  VerJahren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglicder  unter  einander,  in  dem 
Protoc.  t.  «i.  Dec.  i8so,  §.  914,  und  daselbst  in  der  Beil.  «5,  S.  685  u.  ff.  der 
Orig.Ausg. ,  ku  finden  sind.  Abstimmungen  hierüber  finden  sich  in  den  Proto- 
collen  von  18s  1  u.  i8m,  ein  definitiver  Beschlufs  ist  aber  bis  jetzt  nicht  er- 
folgt  —  C.  Frhr.  v.  Dalwigh,  die  Austrägallnstanz,  zu  Erläuter.  des  Art.  11 
der  t.  B.  A.  Mainz  1817.  8.  H.  h.  C.  Ecxeb  über  die  nothwendige  und  gesetzt. 
Zulässigheit  der  A ustr. Instanz ,  nach  Inhalt  Art.  11  der  B.  A.,  in  Absicht  auf 
diejenigen  Ansprüche  und  Forder.,  welche  der  Kurfürst  von  Hessen  an  mehrere 
grofshcrsogl.,  berzogl.  u.  färstl.  Häuser  aus  Anleihen  bat.   Frankf.  1818.  4- 
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Hob.  Mohl,  die  öffentliche  Rechtspflege  des  deutschen  Bundes.  Stutig.  i8aa.  8. 
Eine  Zusammenstellung  der  bis  jetist  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Bun- 
des Austräg al Instanz. ,  mit  Anmerkungen,  findet  man  in  A.  W.  Hkffter's  Beiträ- 
gen »um  t.  Staats  -  und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (1829),  S.  174  ff.  Erörterungen 
darüber,  in  L.  v.  Dnzsca  Abhandlungen  (>83o),  S-  27  ff.  Ph.  Fmkdh.  Wii.h. 
Frhr.  v.  Lxomiardi,  das  Austräga) verfahren  des  Deutschen  Bundes.  Eine  histo- 
risch-publicis tische  Monographie.  Frankf.  a.  M.  i838.  8.  Dieses  Werk  erörtert 
zugleich  auch  das  Srhicdsgerichts-Institut  284  b)  und  berichtet  erschöpfend 
über  alle  bisher  an  den  Bundestag  gebrachte  Austrägalfälle,  sammt  Angabe  der 
Entscheidungsgründe  von  den  bereits  erledigten. 

4)  Es  kann  zwei/elAaß  oder  streitig,  mithin  zu  bestimmen  nöthig  seyn,  wer  von 
beiden  Theilcn  die  Bolle  des  Kläger*  su  übernehmen  habe,  römisch:  «quis 
actor  intellig^ttur,  quia  par  omnium  causa  videtur».  L.  i3  et  14.  D.  de  judieiis; 
welcher  von  beiden  Thcilen  also  dem  andern  den  Vorschlag  zur  Austrägal- 
Geriehtswabl  au  machen,  und  vor  dem  Gericht  das  Rechtsverfahren  anzufangen 
habe.  Vereinigen  sich  hierüber,  oder  wenigstens  über  eine  gemeinschaftliche 
Wahl  des  AusträgalGcrichtcs,  die  Parteien  nicht  (Beispiel  einer  Vereinigung 
der  letzten  Art,  in  d.  Protoc.  v.  18*1,  §•  11  u.  33),  so  hat,  nach  dem  oben 
(Note  c)  angef.  Eutwurf,  §.11,  die  Bundesversammlung  das  AusträgalGericht 
zu  bestimmen.  Machher  hat,  in  Ermanglung  einer  Vereinbarung  der  Parteien, 
das  sfusträgalGcric/u  festzusetzen,  welcher  von  beiden  Theilen  zur  ersten  Hand- 
lung, ohne  Präjudiz  für  seine  sonstigen  Rechte,  aufzufordern  sey.  Gutachtlicher 
Gommissions Vortrag ,  %.  10,  z.  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Apr.  i8ai,  V  9^. 
Bcsehlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  i8ai,  11,  Num.  3,  u.  ebendas. 
in  dem  vorausgeschickten  Vortrag,  Num.  a.  In  der  Beschwerdesache  der  rhein- 
pfälsischcn  Staatsgläubiger  lit.  D,  theilte  das  AusträgalGericht  die  Rolle  des 
Hlägcrs  der  badi&chen  Regierung  zu,  im  März  1811.  Protoc  der  B.  V.  v.  181a, 
|.  176,  Beil.  aa,  §.  48*  in  der  Beschwerdesache  der  Witwe  des  letzten  Mark- 
grafen von  Brandenburg  Ansbach  u.  Baircuth,  Prinzessin  Berkeley  (Protoc.  der 
B.  V.  t.  1827,  §.  68),  bestimmte  das  AusträgalGericht  Preufsen  zum  Kläger 
wider  Baiern.  In  dein  Streit  zwischen  Preufsen,  Baiern,  Kurhessen,  GR. Hessen, 
S.  Weimar  Eisenach  u.  Frankfurt,  betr.  die  Bezahlung  der  Pensionen  vormaliger 
Rheinzollbeamten,  theilte  das  O.AppclI. Gericht  su  Celle  am  1.  Juli  i8a6  die 
Initiative  dem  Hzgth.  Kassau,  jedem  der  übrigen  eine  besondere  Rechtsauafüh- 
rung, und  zuletzt  Allen  eine  Scblufsdeduction  zu.  In  dem  mehrfachen  Streit 
wegen  Bezahlung  u.  Vertheilung  der  kur-  u.  oberrheinischen  Kreisschulden, 
überliefe  die  a  V.  (Protoc.  v.  1a.  Juli  i83a,  §.  a40  das  OberTribunal  zu  Stutt- 
gart, zu  bestimmen,  welche  Regierung  bei  einem  jeden  der  streitigen  Punkte 
mit  der  Rcrhtsausfiihrung  den  Anfang  su  machen  habe.  —  In  dem  Fall  einer 
wirklieben  Zweifelkafiigkeil ,  welcher  Theil  als  Kläger  zu  betrachten  sey,  ist 
eigentlich  die  Frage  nur:  welcher  von  ihnen  das  Rechtsverfahren  anzufangen 
habe?  Wie  in  den  judieiis  diviaoriia,  wäre  dann  jeder  Theil  als  Kläger  und  Be- 
klagter su  betrachten,  und  entsteht  daraus,  dab  der  Eine  den  ersten  Satz  oder 
die  erste  Weckselscbrift  bei  dem  Gericht  einreicht,  für  ihn  als  Partei  kein  Nach- 
theil,  z.  B.  in  Ansehung  der  Beweislast. 

t)  Von  der  B.  V.  geschalt  der  Vorschlag  am  i4-  Febr.  i833,  in  der  Beschwerde, 
sacbe  Hannovers  wider  Kurhessen,  wegen  Verletzung  eines  Handelsvertrags  u. 
Erhöhung  der  Transitozöllc.  Burhessen  hatte  sich  des  Vorschlags  geweigert, 
weil  es  die  Sache  für  ungeeignet  zu  einer  AusträgalEntscbeidung  hielt  Hanno- 
ver wählte  die  oberste  Justizstclle  zu  Wien. 

/)  Der  angef.  Bcsehlufs  v.  16.  Jun.  1817,  III,  a.  Der  angef.  Entwurf  v.  ai.  Dcc. 
1820,  $.  10;  wo  jedoch,  ohne  Zweifel  aus  Versehen,  gesagt  ist,  dafs  der  Be- 
klagte eine  Klageschrift  einzureichen  habe.  —   Besteht  der  beklagte  Theil  aus 
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mehreren  Bundesglirdern ,  so  müssen  diese,  über  die  dem  Klüger  zur  Auswahl 
» orzu&chlagendcn  drei  Hundesglieder,  innerhalb  der  gesetzten  Frist  sich  vereini- 
gen, wenn  sie  nickt  zugeben  wollen,  dafs  statt  ihrer  die  Bundesversammlung 
wähle.  Protoc.  der  15.  V.  v.  1822,  %.  161.  VergL  das  grofshcrzogl.  hessische 
Votum  in  d.  Proioc.  v.  9.  Jun.  1817,  §.  Num.  ai^  wo  jedoch  die  Hollen 

des  Klägers  und  dea  Beklagten  verwechselt  sind.  —  Aus  besondern  Gründen, 
ward,  in  einem  solchen  Fall,  den  mehreren  Deklagten  eine  abermalige  Frist 
von  6  Wochen  zur  Benennung  dreier  Bundesglicder  ertheilt,  in  d.  Proioc.  der 
B.  V.  v.  182a ,  §.  161. 

g)  Ein  Präjudiz  für  den  Kläger,  wenn  er  in  der  gesetzten  Frist  aus  den  ihm  vor- 
geschlagenen drei  KundesgHcdern  keines  wählt,  ist  in  den  oben  angef.  Beschlüs- 
sen ausdrücklich  nic  ht  festgesetzt.  Der  oben  (Notec)  angef.  Entwurf  v.  21.  Der. 
1820,  §.11,  schlägt  aber  vor,  dafs  in  solchem  Fall  die  Bundesversammlung, 
jure  devolutionis,  den  AusträgalKichter  zu  ernennen  habe,  aus  den^drei  von 
dem  Beklagten  oder,  subsidiarisch,  von  ihr  selbst  vorgeschlagenen  drei  Bundes 
gliedern.  —  Sind  mehrere  Kläger,  so  haben  sie  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
über  die  Auswahl  eines  von  den  vorgeschlagenen  Hundesgliedern  sich  zu  ver- 
einigen; wo  nicht,  so  geht  das  Recht  der  Auswahl  auf  die  B.  V.  über.  Es  ist 
hier  paritas  rationis ,  wie  bei  dem  in  der  nächstvorhergehenden  Note  erwähnten 
Fall  der  mehreren  Beklagten.  So  auch  der  angef.  Entwurf  v.  ai.  Dee.  1820, 
§.  11,  S.  689  der  Orig.Ausg.,  u.  das  angef.  gh.  hessische  Votum  v.  9.  Jun.  i8i7, 
Num.  ai.  —  Es  kann  auch  eiqer  der  mehreren  Kläger,  der  ohne  sein  Zuthun 
durch  Wahl  des  andern  Klägers  erfolgten  Niedcrsctxung  eines  AusträgalGcrich- 
tes  späterhin  beitreten;  er  ist  aber  solches  zu  thun  rechtlich  nicht  verpflichtet. 
Einen  Fall  s.  man  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  %.  18a  u.  196. 

h)  Der  zur  Austrägallnstauz  bestimmte  oberste  Gerichtshof,  handelt  und  crlä'fst 
seinen  Richterspruch  «im  Namen  und  anstatt  vier  Bunde  sitr  Sammlung ,  so  wie 
vermöge  derselben  Auftrags* ;  denn  «die  B.V.  kann  nur  sich  selbst,  und  keine 
auswärtige  Behörde,  unmittelbar  als  Austrägallnstanz  erkennen».  Der  Gerichts- 
hoferscheint demnach  für  den  streitigen  Fall,  nicht  als  eine  mit  Gerichtzwang 
versehene  Justizbehörde,  sondern  als  bundesverfassungsmäsig  erkohrnes  Ver- 
handlung*- und  SpruchCollegiunu  Die  Ucbemahme  des  Austrägal Auftrags,  ist 
bei  ihm  als  Huntlespflicht  anzusehen.  Nur  ganz  besondere  V  erhältnisse  könneu 
zur  Entschuldigung  dienen,  die  er  binnen  14  Tagen,  von  dem  Tage  des  erhalte- 
nen Auftrags  an,  bei  der  B.  V.  vorzubringen  hat.  Auch  ein  solches  Bundes 
glied  kann  erkohren  werden,  das  ein  mit  andern  gemeinschaftliches  oberstes 
Gerieht  (§.  aay)  hat;  doch  mufs  hier  der  Vorschlag  zu  drei  AusträgnIRichlem 
so  geschehen,  dafs  dem  Kläger  dadurch  auch  wirklich  die  Wahl  zwischen  3 
AppellationsGcrichten  offen  bleibe  (Protoc.  v.  aa.  Dec.  1817,  §.  4ao).  —  Sind 
in  den  Staaten  des  erkohrnen  Bundesgliedes  mehrere  Gerichte  dritter  Instanz, 
und  hat  der  Kläger  sich  über  die  Wahl  unter  ihnen  nicht  ausgesprochen,  so 
steht  der  B»  V.  die  Auswahl  zu.  Beschluß  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  »817,  $.  «3i, 
Art.  03,  Num.  1  —4.  Wegen  des  letzten  Punktes,  und  von  dem  in  der  Rundes- 
Acte  vorkommenden  Ausdruck  «Gerichte  dritter  Instanz*,  vergl.  jedoch  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1820,  §.  ai4,  und  eine  Anmerkung  unten  §.  a«7,  Note  d. 

1)  Austrägal  gerichtliche  Verhandlungen  in  Streitsachen  von  Bundcsglicdcrn  unter 
sich,  wobei  Privatpersonen  nicht  bethciligt  sind,  also  blofs  in  Folge  des  Art.  11 
der  BundcsActe  u.  des  Art.  ai  der  wiener  SchlufsActc  von  1820,  hatten  Statt: 
1)  in  Sachen  SchaumburgLippe  wider  Lippe,  betr.,  a)  die  im  J.  1709  eröffnete 
Brackische  Erbschaft,  seit  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Juni  1818;  b)  die  Haltung 
eines  Landtags  im  Fürstcnthuni  Lippe,  seit  dem  angef.  Protoc.  v.  1818;  c)  f«an- 
deshoheitStreitigkeitcn  in  dem  Amt  Blomberg,  seit  dem  Protoc.  v.  17.  Sept. 
1818;  2)  in  S.  Kurhessens  wider  Nassau  u.  Lippe,  Schuldforderung  betr.,  seit 
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dem  Protoc.  v.  «9.  Juli  1819.    (Waldeck,  MecklcnburgStrelitz  u.  Schaumburg- 
Lippe  haben  sich,   wegen  ähnlicher  Forderungen  mit  Rurhessen  verglichen.); 
3)  in  S.  Sachsen WeimarEiscnach  wider  S. Hildburghausen,  ex  post  S.Hildburg 
hausen,  modo  S. MciningcnHildburghausen  u.  S.CoburgGotha,  wegen  Forderun- 
gen aus  dem  Thüringer  Rayon  Verband ,  Urtheil  des  ObcrappellationsGerichte* 
xu  Olle  v.  i5.  Nov.  i83a,  Quellens.  Forts.  S.  106;  4)  in  S.  Rurhes  sens  wider 
Raiern  u.  S.  WeimarEisenach ,  geistl.  u.  weltl.  Stiftungen  in  Fulda  betr.,  Urtheil 
des  OberappellationsGcrichtes  zu  Celle  v.  a4-  Nov.  i834.  —  Noch  unerledigt  ist 
ein  Streit  zwischen  AnhaltDessau  und  Preufsen,  betr.  die  anhaltische  abschlies- 
sende Landeshoheit  über  einen  Theil  des  Dorfes  Rurgrhemnitz  u.  die  Nieber 
marke,  bei  der  H.  V.  im  J.  i8»6  von  Anhalt  angebracht.  —   Von  dem  per  tön 
Hohen  Streit  «wischen  dem  König  Georg  IV.  von  Hannover  und  dem  Herzog 
Carl  von  Rraunschweig,  in  den  J.  1819  u.  i83o,  s.  man  §.  i-3  a,  1-9  J ,  24-.-- 
Durch  Vergleich  wurden  folgende  AustragalSachen  erledigt:  a)  ein  Streit  »wi- 
schen AnhaltCöthcn  (mit  AnhaltDessau)  und  Preufsen  (oben  $.  i~3,  h),  durch 
Verträge  mit  Cöthen  u.  Dessau  v.  1*.  Juli  1828,  in  der  preufs.  Gesetzsamnil. 
v.  i8a8,  Num.  i5;  b)  zwischen  S.  Menningen  u.  S.Coburg,  wegen  der  Eisenberg  - 
u.  Römhildischen  Succcssion,  nach  Protoc.  v.  a5.  Jan.  1827;  c)  zwischen  Reufs- 
Schleiz  u.  ReufsLobcnstcin   u.  Ebersdorf,  wegen  RundcsMatrikularLcistungcn 
(§.  117,  VI,  u.  %.  193,  A),  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  1818. 
/)  Der  angef.  Reschlufs  der  R.  V.  v.  16.  Juii.  1817,  Art.  R,  3.  —  Der  Gerichtshof, 
hier  eine  Art  von  AmphjktionenTribunal ,  empfangt  die  Mitthcilung  durch  seine 
Landesregierung,  der  solche  durch  ihren  in  der  R.  V.  bevollmächtigten  Gesand- 
ten zukommt.    Protoc.  der  R.  V.  v.  i8ai,  §.  33  u.  54. 
I)  Wird  ein  für  mehrere  Rundesstaaten  grmeinscJmftlich  bestehendes  Oberappella 
tionsGcrlcht  zum  AusträgalGcricht  gewählt,  und  hat  dasselbe  nicht  eine  allen 
gemeinschaftliche  Prorefsördnung,  sondern  für  die  Reehtsachen  aus  jedem  der 
gedachten  Bundesstaaten  die  darin  geltende  Procefsordnung  zu  beobachten,  so 
müssen  die  AusträgalParteicn  in  jedem  einzelnen  Fall  sich  über  diejenige  dieser 
verschiedenen  Proccfsordnungen  vereinigen,  nach  welcher  in  ihrer  Austrägal- 
Sache  verfahren  werden  soll.    Der  Fall  kam  i83a  bei  der  R.  V.  vor,  als  das 
gemeinschaftlirhe  O.A.Gericht  zu  Jena  zum  Austrägalgericht  gewählt  war;  die 
Parteien  wählten  die  im  GH.  Sachsen  Weimar  geltende  Procefsordnung. 
w)Nach  einem  Reschlufs  der  R.  V.  v.  18.  Febr.  i833,  kann  ein  AusträgalGericht, 
wenn  über  Neuerungen  während  der  Rechtshängigkeit  bei  ihm  Beschwerde  ge- 
führt wird,  mit  unbedingten  Mandaten,  doch  ohne  Androhung  von  Geldstrafen, 
voi schreiten;    es  hat  aber  die  \  cranlassung  des  auf  das  erlassene  Mandat  er- 
gangenen, an  die  B.  V.  einzusendenden  DcfinitivErkenntnisses,  dieser  lediglich 
zu  überlassen. 

«)  Wiener  Sohl ufs Acte  v.  1820,  Art.  aa.  Reschlufs  der  R.  V.  in  dem  Protoc.  der 
rtenarVersammlung  v.  3.  Aug.  i8ao,  Art.  a.  Mohi.  a.  a.  O.  §.  ia  u.  i3.  —  Ris 
•ine  eigene  AusträgalGerichUordnung  wird  errichtet  seyn,  geschieht  «die  In- 
struction des  Processcs  nach  der  Proccssordnung ,  welche  der  Gerichtshof  über- 
haupt beobachtet,  und  ganz  in  derselben  Art,  wie  die  übrigen  dort  zu  instrui- 
renden  Rechtssachen  verhandelt  werden».  Der  Reschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art. 
IR,  6.  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  ai4,  wo  die  Commission  erklärt: 
«von  dem  Bedürfnifs  einer  eigenen  vollständigen  AusträgalGcrichtsordnung, 
habe  sie  sich  immer  mehr  überzeugt,  je  weniger  sie  den  Einflufs  der  Verschie- 
denheit der  Gerichtsordnungen  selbst  auf  die  Wahl  der  Gerichtshöfe,  und  eine 
aus  derselben  not  luvend  ig  entspringende  Ungleichheit  der  Rechte,  habe  verken- 
nen können^.  Ris  jetzt  fehlt  es  der  Ordnung  des  auslrägalgerichtlichen  A  erfah- 
ren* an  Vollständigkeit,  und  hie  und  da  an  gehöriger  Restimmtheit;  ein  Mangel, 
der  auch  durch  eine  ausgebildete  Doetrin  weder  gehoben  noch  gemildert  ist.  — 
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Im  Oftober  i83o  erfolgte  nachstehender  Beschluß  der  B.  V.:  «SämmtUrhe 
allerhöchste  und  höchste  RundesRegierttiigen  werden  durch  ihre  GesantUchaften 
ersucht,  die  Ober  Appellationsgerichte  anzuweisen,  in  allen  Fällen,  wo  sie  als 
AustragalGerirhtc  eine  unmittelbare  Zustellung-  rnn  Anwälte  der  streitenden  Tbeile 
nirht  bewirken  können,  davon  ihren  Regierungen  die  Vorlage  zu  machen,  damit 
dieselben  in  den  Stand  gesetzt  werden  *  durch  ihre  BundestagsGesandtscbaften 
die  geeignete  Mittheilung  an  jene  Regierung,  die  es  angeht,  zu  bewirken«.  Rlü- 
beb's  Quellensammlung,  i.  Fortsetzung,  S.  10.  —  GH.  hessischer  Vorschlag,  für 
dringende  Falle ,  wo  ein  unersetzlicher  Schade  zu  besorgen,  oder  die  öffentliche 
Ruhe  gefährdet  wäre,  der  B.  V.  das  Recht  zu  Erlassung  vorläufiger  Bestimmun- 
gen (provisorischer  Verfügungen)  zu  übertragen;  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  §•  ai4,  Nuin.  a8,  »ergl.  mit  Kum.  1.   VergL  oben  §.  167,  u.  17a. 

§•  (i48i.) 
Fortsetzung. 

4)  Fehlen  für  den  streitigen  Gegenstand  besondere  Entscheidungs- 
quell en,  so  hat  das  AusträgalGericht  nach  den  ehehin  bei  den  Reichs- 
gerichten, in  Streitigkeiten  derselben  Art,  subsidiarisch  geltenden  Rechts- 
quelien  zu  erkennen,  so  fern  sie  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundes- 
glieder  noch  anwendbar  sind«);  ini  Kostenpunkt  nach  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen,  mit  Festsetzung  der  Kosten  blofs  nach  der  Taxordnung  des 
Gerichts         tf)  Das  E n du r theil  ist  im  Namen  und  aus  Aullrag  der 
Bundesversammlung  abzufassen,  und  es  sind  die  Entscheidungsgründe 
vollständig  beizufügen  c).    6)  Geschehen  soll  die  Eröffnung  des  End- 
urtheils  an  die  Parteien,  längstens  innerhalb  Jahresfrist,  vom 
Tage  der  überreichten   ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrift  gerechnet, 
von  dem  Gerichtshof,  jedoch  «ausdrücklich  im  Namen  und  aus  Auftrag 
des  Bundes»  <0;  worauf  das  Gericht  die  Acten  und  das  publicirte  Erkennt- 
nifs  dem  Bundestag,  und  zwar  auf  demselben  Wege,  auf  welchem  es  die 
Acten  empfangen  hat,  überschickt.    Das  lirtheil  ist  sofort  als  rechts- 
kräftig, mithin  als  vollziehbar,  anzusehen  und  zu  befolgen  wobei 
sich  von  selbst  versteht,  dafs  die  dem  Richteramt,  gegenüber  dem  unter- 
liegenden Theil,  gebührende  Achtung,   unbeschadet  der  freien  Recht&ver- 
theidigung,  auch  hier  nicht  aus  den  Augen  gesetzt  werden  darf.   7)  Wegen 
neu  aufgefundener  Thatsachen  und  Beweismittel,  kann  innerhalb 
vier  Jahre,  vom  Tage  der  Auffindung  an  gerechnet,  Restitution  nach- 
gesucht werden,  doch  ohne  dadurch  die  Vollziehung  des  Urtheils  aufzu- 
halten.   Ueber  Zulässigkeit  der  Restitution,  und  über  Erheblichkeit  und 
rechtliche  Wirkung  der  neuaufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel, 
hat    der    vorige   Gerichtshof,   nach   ordnungsmäßiger   Verhandlung,  zu 
erkennen.    Bei  diesem  wird  auch  der  RestitutionsEid  abgelegt,  und  zwar 
von  dem  Vorsteher  derjenigen  Staatsbehörde,  unter  deren  Aufsicht  und 
Genehmigung  Restitution  nachgesucht  wird,  und  von  demjenigen  Staats- 
beamten, welcher  die  Sache  bearbeitet  hat,  oder,  wenn  mehrere,  von  dem, 
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welchen  der  andere  Theil  hiezu  benennt;  entweder  in  Person  oder  durch 
SpecialBevollmä'chtigte  f).  8)  Die  Vollziehung  des  rechtskräftigen  Ur- 
theils,  wenn  ihm  nicht  sofort  oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird, 
verfugt  die  Bundesversammlung,  nach  Vorschrift  der  ExecutionsOrdnung 
($.  178  u.  f.).  Ist  wegen  Streitigkeiten,  die  bei  der  Vollziehung  vor- 
kommen, richterliche  Entscheidung  nothig,  so  steht  solche  dem  vorigen 
Austrügalgericht  zu  f).  9)  Nur  bei  wesentlichem  Zusammenhang  mit  dem 
Rechtstreit,  kann  W  iederklage,  wenn  sie  sogleich  bei  der  Einlassung 
auf  die  Vorklage  angebracht  ist,  und  10)  Theil  nähme  C Intervention) 
eines  dritten  Bundesgliedes  an  dem  Rechtstreit,  bei  dem  Austrägal- 
Gericht  zugelassen  werden  A).  11)  Aber  zu  einer  Adcitation  ad  litem, 
zu  Aufforderung  eines  dritten  Bundesgliedes  zur  Theilnahme  an  dem  Recht- 
streit, ist  ein  solches  Gericht  nicht  befugt  »)•  «»)  Ein  Declarations- 
Gesuch  wider  ein  bundes  verfassungsmäßig  gesprochenes  AustragalGerichts- 
urtheil,  darf  von  der  B.  V.  nicht  angenommen  werden,  und  die  ihr  oblie- 
gende Vollziehung  jenes  Urtheils  nicht  hemmen;  es  ist  bei  dem  Austragal- 
Gericht  anzubringen  *).  i3)  N  u  1 1  itat  Besch  werde  wider  austra'gal- 
gerichtliche  Urtheile,  sey  es  in  der  Form  von  Klage,  Einrede  oder  Rechts- 
mittel, ist  unstatthaft  /). 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  a3.  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  in  der 
PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  i8ao,  Art.  4.  Vcrgl.  den  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun. 
1817,  Art.  ITI,  7,  wo  subsidiarisch  blofs  «auf  die  in  Teutschland  geltenden 
gemeinem  Rechte*  (jus  commune)  verwiesen  war.  (Pvttku's  Beiträge,  Tb.  U, 
Num.  11 — 3i.  Schsaubbbt*s  Beiträge,  Th.  I,  Nuin.  4*  Bubdk's  teutsches  I'rivatr., 
%.  83  u.  ff.)  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  196,  erklärte  Baden  mit 
Recht  für  durchaus  nothwendig,  dafs  die  ß.  V.  bestimmt  erkläre,  was  unter  in 
Teutschland  hergebrachten  gemeinen  Rechten  »etat  zu  verstehen  sey.  Das  k. 
sächsische  Votum  erklärte  sich  für  «das  fast  durchgängig  anerkannte  römische 
u.  canonische  Recht»)  das  preufsisrhe  wollte,  unter  dem  gemeinen  teutsrhen 
Recht  «das  teutsche  Becht  und  das  römische  Becht»  verstanden  wissen.  Pro- 
tocolle  der  B.  V.,  Bd.  BI,  S.  85.  191.  —  In  der  Zeit  des  t.  Reich»  waren  die 
jetzigen  Bundesglieder  der  Beichshobeit,  folglich  den  von  dieser  verordneten 
Gesetzen  unterworfen;  jetzt  sind  sie  souverain.  Nach  dieser  wesentlichen  Acn- 
derung  ihres  ßcchtszustandes,  sind  ihre  seit  Auflösung  des  t.  Beiehs  unter  sich 
von  ihrer  Staatsseite  geschlossenen  Verträge  in  der  Begel  als  Völkerverträge 
(pacta  juris  gentium)  zu  betrachten,  mithin  nach  dem  Völkerrecht  au  beurt hei- 
len, von  welchem  das  römiche  und  teutsche  Privatrecht  mehrfach  abweicht, 
z,  B.  bei  einem  SocietätVertrag  in  Ansehung  der  Clausel  «ne  intra  eertum  tem- 
pus  aoeictate  abeatur».  L.  14.  D.  pro  socio. 

4)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  i8ao,  Art.  5.   Auch  unten  Note  d, 

c)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1810,  Art.  5. 

d)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  BI,  5  u.  8;  in  <L  Protoc. 
v.  1817,  *3i.  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  iftio,  Art.  5;  wo  es  jedoch 
heirst:  «im  Namen  der  Bundesversammlung«  (nicht  des  Bundes).  Sollte  iVwer- 
haib  Jahrrsfrijt  die  Eröffnung  des  Endurtheils,  etwa  wegen  vorgekommener 
Incidcnt Punkte,  wegen  Beweisführung,  nicht  zu  versagender  Fristen  u.  d.,  nicht 
thunlich  sejn,  so  hat  das  Gericht  die  Gründe  des  Verzugs  der  B.  V.  anzuzeigen, 
und  Billigung  oder  Mifsbilligung  von  ihr  zu  erwarten.    Der  angef.  Beschlufs 
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*.  16.  Juni  1817.  Beispiel  einer  solchen  Anzeige,  in  dem  Protoo  der  B.  V. 
v.  1826,  $.  35.  -  Nach  4  Jahren  8  Monaten,  erfolgte  am  28.  Oct.  i8»5  das 
Austrägall  rtheil  in  S.  Baiern  r.  Raden,  wegen  der  rheinpfälzisehcn  Staatsschuld 
lit.  D.  Nach  3  Jahren  10  Monaten,  erfolgte  dasselbe  am  16.  Mai  i83o,  in  dem 
Streit  »wischen  Baiern  und  Prcufscn,  wegen  der  Wittbumfordcmng  der  Witwe 
des  letzten  Markgrafen  von  BrandenburgAnsbarh  und  Baireuth.  Nach  fast  acht 
Jahren,  am  12.  Mär*  i83j,  erfolgte  vom  O.A.Gericht  zu  Celle  das  Austrägal- 
Othcil  in  dem  Streit  von  Preufscn,  Baiern,  Hurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau 
u.  Frankfurt,  Pensionen  für  Rheinzoll  Beamten  betr.  Ein  Streit  über  Verpflich- 
tungen aus  dem  so  genannten  thüringer  Bayon\  erband  (unten  $.  176  e)  ist  jetzt 
(Aug.  i83o)  schon  seit  dem  Dccember  181a  rechtshängig  in  der  Austrägal- 
Instanz. 

r)  BundesActe,  Art.  11.  Der  angef.  Besch  1  u fs  v.  3.  Aug.  1810,  Art.  6.  Dem 
geraäfs  erklärte  Baden,  in  den  Protoc.  v.  26.  Jan.  u.  6.  Apr.  1826,  §§.  6  m  4*  : 
dafs  «das  von  dem  AuströgalGcricht  gefällte  Hauptcrkenntnifs,  einem  mit  auf- 
schiebender Wirkung  verbundenen  Rechtsmittel  nicht  unterworfen  sey». 

/)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  6,  7  u.  8.  Vcrgl.  den  Besch lufs  r. 
16.  Jim.  i8>7,  §.  a3i,  Art.  Dl,  9—11. 

ff)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  18*0,  Art.  9.  —  Nach  dem  Vorschlag  der  Bun- 
destagsCommissinn ,  in  37  ihres  Entwurfs,  der  bei  213  des  Protoc.  der 
B.  V.  v.  ai.  Dcc.  1820  (S  694  der  Originalausgabe)  sich  befindet,  können  die 
Parteieu  Streitigkeiten  dieser  Art  bei  dem  AusträgalGerirht  unmittelhar  an- 
bringen, ohne  dafs  es  dcfshalb  eines  weitern  Auftrags  von  Seite  der  B.  V. 
bedarf. 

h)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  3.  —  Dasselbe  Gericht  hat  darüber 
su  erkennen,  ob  eine  wesentliche  Verbindung  der  BechtsverhältnUse  des  dritten 
Bundesgliedes  mit  dem  abhängigen  Rechtstreit  bestehe?  Im  verneinenden  Fall 
findet  die  Intervention  nicht  statt.  Ebendas. 

0  «Weil  die  Jurisdiction  des  AusträgalGerichtcs  einzig  und  allein  auf  der  fß^akl 
der  principaliter  litigantium  beruht,  und  das  adeitirte  Bundcsglied  (wollte  man 
Adeitation  zulassen)  ohne  sein  Zuthun,  ex  facto  alieno,  verbindlich  gemacht 
würde,  vor  einem  in  Ansehung  seiner  incompetenten  Richter  (vor  einem  Aus- 
trägaiRichter,  zu  dessen  Bestellung  es,  durch  Vorschlag  oder  Auswahl,  nicht 
mitgewirkt  hat)  zu  erscheinen  und  Recht  zu  nehmen».  Worte  des  hannöveri- 
schen Bevollmächtigten,  als  Mitgliedes  des  dritten  Ausschusses,  in  einer  Beilage 
zu  dem  20.  Protocoll  der  wiener  MinistcrialConfereuzcn  vom  28.  März  1820; 
wodurch  die  Versammlung  bewogen  ward,  die  in  dem  ersten,  in  der  18.  Sitzung 
v.  4.  März  1820  vorgelegten  Entwurf  des  Art.  3  des  angef.  Beschlusses  vom 
3.  Aug.  1810,  nach  den  Worten  «oder  aufgefordert  werden»  wegzustreichen. 
Wollte  das  AustragalGcricht,  gleichviel  ob  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von 
Amtswegen,  ein  drittes  Bundesglied  adeitiren,  so  würde  es  die  Grenzen  des 
ihm  von  der  B.  V.  ert heilten  Auftrags  überschreiten.  —  Zur  Sprache  kam  die- 
ser Gegenstand  bei  der  B.  V.,  in  den  beiden  Gutachten  zu  dem  Vortrag,  der 
als  BeiL  2a  zu  $.  176  des  Protoc.  v.  1822  abgedruckt  ist,  so  wie  in  §.  5i  des 
Vortrags,  u.  $.  182  u.  196  des  Protoc.  v.  1822.  Vergi.  auch  unten  §.  176  rf. — 
Für  zulässig,  wenn  das  AustragalGcricht  die  Verbindung  der  Rechtsverhältnisse 
des  Dritten  mit  dem  Rechtstreit  für  wesentlich  erkläre,  hält  die  Adeitation, 
Rodhabt  in  d.  Hecht  des  t.  Bundes,  S.  129. 

i)  KlcbftTs  Abhandlungen  etc.  Bd.  H. 

F)  Ueber  die  Frage,  ob  wider  AusträgalGerichtsUrtbeile  BesrJnverdcßihrung  wegen 
Nichtigkeit  (unheilbarer)  zulässig  sey?  enthalten  die  Bundes  vertrage  keine  Be- 
stimmung. Im  J.  i834  erklärte  die  B.  V.  eine  von  SaclisenGothaCoburg  wider 
ein  austrägalgeriehtliches  Urtheil  angebrachte  Nullitätsklage  für  unstatthaft,  weil 
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eine  solche  in  «1er  Bundesgesetagebung  nicht  begründet  sey.  —  In  einem  andern 
l  all  ward  die  Einrede  der  Nichtigkeit  verworfen  durch  einen  Besch  lufs  der 
B.  V.  v.  3-  Oct.  i833.  —  S.  Hevkteb  a.  a.  O.,  S.  101  u.  19-;  u.  v.  Dhesch  a.  a.  O., 
S.  81  ff.  —  l\hen  darum  könnte  auch  die  Vollziehung  des  Unheils  durch  die 
Einrede  der  Nichtigkeit  nicht  aufgehalten  werden. 

§•   *76.  (148™.) 

Insonderheit,  wenn  Privatpersonen  bei  dem  Streit  betheiligt  sind, 
nach  Art.  50.  der  wiener  SchlussActe. 

14)  Es  kann  der  Fall  eintreten,  dafs  Forderungen  (Ansprüche)  von 
Privatpersonen  an  Bundesglieder,  darum  nicht,  wenigstens  nicht  voll- 
ständig, befriedigt  werden,  weil  —  was  sogleich  in  der  ersten  Vorstellung 
bei  der  Bundesversammlung  nachzuweisen  ist  —  eine  gänzliche  oder  theil- 
weisc  Ungewißheit  über  die  Frage  vorwaltet:  ob  und  welches  oder  welche 
Bundesglieder,  und  wie  weit  jedes  von  ihnen,  als  Verpflichtete  in  An- 
spruch zu  nehmen  seyen?  indem  —  abgesehen  noch  von  der  Hauptfrage: 
ob  und  wie  weit  die  Forderung  in  quali  et  (oder  aut)  quanto  begründet 
sey?  —  unter  mehreren  Bundesgliedern,  als  Sou verainen,  die  Vor- 
frage      zweifelhaft  oder  streitig  ist:  a)  ob  nur  Einem,  und  welchem 
von  ihnen,  b)  oder  ob  mehreren  zugleich  (aeque  principaliter),  und  zu 
welchem  Theil  einem  Jeden,  c)  oder  ob  nur  Einem  oder  Etlichen  princi- 
paliter,  dem  oder  den  Andern  subsidiarisch,  d)  oder  blofs,  nach  welchem 
Verbal tnifs  Jedem  der  mehreren  Schuldner,   Zahlungspflicht,  und  zwar 
dergestalt  obliege,  dafs  der  Eine  oder  die  Mehreren  im  Weigerungsfall 
schuldig  seyen,  den  Privatpersonen  defshalb  vor  dem  gehörigen  Richter, 
interimistisch  oder  endlich,  zu  Recht  zu  stehen        Hier  soll,  nach  Vor- 
schrift des  dreifsigsten  Artikels  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  die 
Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten  (Bundesglieder 
oder  Privatpersonen  c),  den  Zustand  der  Rechtlosigkeit  dadurch  aufneben, 
dafs  sie  zuvorderst  gütliche  Ausgleichung  (§.  173)  versucht,  dann 
aber,  so  fern,  in  einer  von  ihr  zu  bestimmenden  Frist,  die  in  Anspruch 
genommenen  Bundesgliedcr  sich  nicht  über  ein  Compromifs  vereinigen, 
rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage«'),  durch  eine 
Aus tragal  Instanz  (§.   174)  vcranlafst  *).     Da*  AusträgalGericht  ist 
in  allen  Fällen,  wo  nach  Vorschrift  des  angeführten  3o.  Artikels  ein  Aus- 
trägal Verfahren  eingeleitet  ist,  beauftragt  und  ermächtigt,  alle  Fristen 
von    Amts  wegen  zu  beachten,    bei  Nichtbefolgung  einer  Verfugung 
peremtorischer  Art  Verzichtleistung  auf  die  unterlassene  Verhandlung  anzu- 
nehmen, und  eben  das  auszusprechen,  was  sonst,  auf  Antrag  des  andern 
Theils,  als  Folge  der  üntcrl  assuug,  zum  Behuf  der  endlichen  Entscheidung, 
auszusprechen  seyn    würde/).     Auch   sind   dem   richterlichen  Ermessen 
interimistische  und  provisorische  Bestimmungen  rechtlich  unbenom- 

Ktuber'»  aff«Ü.  Becbt,  4.  Ami.  15 
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men  g).  Erklärt  das  AustragalUrtbeil ,  dafs  wider  die  in  Anspruch  genom 
menen  Bundesglieder  eine  Klage  nicht  Statt  finde,  dafs  also  sie  nicht  die 
rechten  Beklagten  seyen;  so  ist  hiemit  dem  Kläger  nicht  die  Befugnifs 
abgesprochen ,  nunmehr  andere  Bundesglieder  in  Anspruch  zu  nehmen. 
i5)  Den  Privatpersonen  ist,  da  sie  als  Gläubiger  oder  Prätendenten 
bei  diesem  Rechtshandel  mittelbar  betheiligt  sind,  unbenommen,  ihr  In- 
teresse bei  dem  compromiasarischeu  oder  AusträgalGerieht  unmittelbar  zu 
wahren  ä).  Die  BundescanzIeiDirection  ist  ermächtigt,  ihren  Anwälten 
»die  erforderliche  Aufklärung  über  den  Stand  der  Sache  zu  ertheilen«  »')• 

a)  Erörterungen  hierüber  in  den  Protoeollcn  der  B.  V.  v.  i8ai,  §.  »»,  33  ,  54,  "3, 
o3  ti.  106 ,  besonders  in  dem  Gutachtlichen  Commissions Vortrag ,  Beil.  6  zu 
dein  Protoc.  v.  5.  April  i8ai,  §.  93.  —  Die  hier  gemeinte  Vorfrage  (Prä'judirial- 
oder  PräliminarFrage)  betrifft  blofs  den  PräjudicialPunkt  der  PassivLegitimation 
cur  Sacke,  die  Frage  von  gänzlicher,  oder  theil  weiser,  oder  nur  principaler 
MrVAtve -pairhtuug  eines  Theils  der  in  Beziehung  stehenden  Bundeaglieder.  Ein 
Coinpromifs-  oder  AusträgalGerieht  soll  durch*  rechtliches  Erkenntnis  festsetzen, 
welches  «der  welche  von  mehreren  Bundesgliedern  wegen  der  Forderung  ganz 
oder  Kuni  Theil  aufsrr  Anspruch  (ex  lite)  zu  lassen,  welches  oder  welche  da- 
gegen in  Anspruch  zu  nehmen,  und  auf  eine  dcfshalb  erhobene  Klage  sich  ein- 
zulassen schuldig  sey,  mithin  die  Forderung  zu  vertreten  habe.  Di«  Vorfrage 
besteht  also  nicht,  wie  schon  irrthümlich  angenommen  worden  ist,  in  der  Frage, 
welches  von  den  mehreren  Bundesgliedern  provisorisch  (durante  lite)  die  Zinsen 
oder  die  glimmte,  z.  B.  den  Wilwengchalt ,  die  Pension  u.  d.  zu  bezahlen  habe; 
obgleich  eine  Bestimmung  auch  hierüber,  dem  austra'galrichterlirhen  Ermessen 
unbenommen  ist.  Man  s.  unten,  Note  g.  —  Im  Fall  eines  Streites  über  den 
Inhalt  der  Vorfrage,  kann  dieselbe  von  dem  AusträgalGerieht  festgesetst  wer- 
den. Dieses  gesi  hah  in  dem  Streit  über  die  rtainpfähüsche  Staatsschuld  lit.  D, 
von  dem  OAG.  zu.  Celle  in  dem  Urthcil  v.  «8.  Oct.  i8«5,  in  dem  Protoc.  v. 
•»(>.  Jan.  i8i6,  Bd.  WUI,  S.  Der  B.  V.  steht  nicht  die  Befugnifs  zu,  in 
einem  vorliegenden  Streitfall  die  streitige  Vorfrage  gleichsam  in  legislativem  Weg 
festzusetzen,  und  so  deren  Festsetzung  dem  compromissarischen  oder  austrägal- 
gerichtlichen  Erkenntnifs  zu  entziehen.  Dagegen  steht  ihr  die  authentische  Inter- 
pretation von  Bundesbestimmungen  zu,  wenn  in  Beziehung  auf  die  Vorfrage 
das  CompromuV  oder  AusträgalGerieht  einer  solchen  zu  bedürfen  erklärt.  — 
Die  Hauptfrage,  betreffend  die  Richtigkeit,  den  Grund,  die  Gröfse  und  Beschaf- 
fenheit der  Forderung  der  Privatpersonen,  späterhin  die  gehörige  Leistung  von 
Seite  des  unstreitig  verpflichteten  Subjertes,  wovon  erst  nach  austrägalrichter- 
lich  entschiedener  Präjudicinll  rage  die  Rede  seyn  kann,  gehört  weder  vor  die 
B.  V.,  noch  vor  das  Compromifs.  oder  AusträgalGerieht,  sondern,  im  Fall 
eines  Streites  darüber,  vor  die  Landesgerichte  des  leistungspflichtigen  Bundes- 
gliedes. Man  s.  auch  den  oben  angef.  Gutachtlichen  Commissions  Vortrag,  §.  6. 
"Weder  die  Entstehungsgeschichte,  noch  der  Wortlaut,  noch  der  Geist  des 
3o.  Art.  fordern  zu  Begründung  des  darin  festgesetzten  Verfahrens,  dafs  der 
Anspruch  an  und  für  sich  begründet,  oder  dafür  von  einem,  etlichen,  oder 
allen  der  dabei  be  theil  igten  Bundesgliedcr  schon  anerkannt  sey.  Es  ist  genug, 
dafs  derselbe  nach  Rechtsgrundsätzen  nicht  schon  für  offenbar  grundlos  zu 
achten,  und  nicht  ein  Streitfrevel  unverkennbar  sey.  Müfste  jene  Anerkennung 
der  Forderung,  oder  der  Liquidität  ihrer  Gröfse,  ihrer  Unbedingtheit,  Rlagc- 
oder  Verfallreife  u.  d.  m.  vorausgegangen  seyn,  so  würde  in  jedem  vorkommen- 
dem Fall  von  dein  einseitigen  Urthcil  oder  Willen  der  Gegner  des  Prätendenten, 
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aller  oder  einzelner  abhängen,  die  Bestimmung  des  Art.  3o  wirkungslos  zu 
machen«  und  sich  einer  gerichtlichen  Recktsverfolgung  ganz  zu  entziehen.  —  In 
den  wiener  Conferenzen,  erklärte  die  RedartionsCominission,  in  einein  in  der 
3it/.ung  v.  i5.  April  i8»o  erstatteten  Vortrag:  «die  Vorschriften  des  Art.  3o 
bezögen  sich  einzig  auf  die  Frage,  welchen  Bundesstaat,  oder  welche  Rundes- 
staaten die  Forderung  (der  Anspruch)  überhaupt  angehe,  und  es  bleibe  hiebet 
lediglich  dabin  gestellt,  ob  die  Forderung  an  sich  gegründet  sey,  oder  nicht». 
So  auch  das  würtembergisehe  Votum  in  d.  Proioc.  der  B.  V.  v.  1824  ,  §•  49. 
Anders  v.  Maztess  in  c.  Gutachten  in  <L  Protoc.  v.  11.  Dec.  i8ao  (Bd.  X,  S.  81 
der  Quart  Ausg.),  welcher  dafür  hält,  es  «sey  erforderlich,  dafs  die  Forderung 
selbst  völlig  klar  sey».  Auch  Pfeifyer  ^  in  s.  practischen  Ausführungen,  mit 
Erkenntnissen  des  OAG.  zu  Cassel,  Bd.  II  (Hannov.  i8«8.  4.),  Num.  XIV, 
S.  4o5 — 4 »8.  —  Darüber,  was  unter  der  Vor/rage  zu  versteh n  sey,  fanden  bei 
der  B.  V.  sehr  ausführliche  Erörterungen  Statt,  s.  Protocolle  der  B.V.,  Bd.  XI, 
S.  >a5  ff.,  173  ff.  u,  117  ff.,  Bd.  XB,  S.  i5  ff.,  aaa  ff.  u.  »5a  ff.  —  Von  dem 
Fall,  wenn  leinet  von  den  in  Anspruch  genommenen  Bundc&glicdcrn  die  For- 
derung für  gegründet  erkennt,  s.  im  folg.       Num.  19. 

b)  Ohne  dafs  die  Einrede  des  unrecht  gewählten  Beklagten,  oder  der  ermangeln- 
den PassivLegiütmUion  zur  Sache,  mit  Erfolg  entgegengesetzt  werden  könnte.  — 
Die  in  Anspruch  genommenen  Bumlesglieder  siud  befugt,  auch  andere  Bundes- 
genossen, als  nach  ihrer  Behauptung  bei  der  Vorfrage  betheiligt,  zur  Theilnahme 
an  der  gütlichen  und  austrägalgerichtlichen  Verhandlung  aufzufordern.  _  Von 
der  Adcitation  unten  Note  d,  und  oben  §.  175,  Num.  11.  —  Von  einem  Fall, 
wo  etliche  der  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  (Baden,  GH.  Hessen, 
Nassau)  behaupteten,  daft  der  Anspruch  alle  Bundesgenossen  angehe, .  s.  man 
die  Protoc,  der  R.  V.  ▼.  i8a3,  %.  97  j  v.  18x4,  fc.  49.  Wenn  gleieh  in  diesem 
FaR  nicht  denkbar  wäre,  dafs  die  ß,  V.  in  der  vorgeschriebenen  Art  gütliche 
Ausgleichung  versuche,  so  hindert  doch  dieses  nicht,  dafs  in  der  B.  V.  ein 
Sühneversuch  unter  s  a  mm  t  liehen  Bundesgenossen  Statt  finde,  und  auf  solche 
Weise  die  Absicht  des  3o.  Artikels  erfüllt  werde. 

e)  Vortrag  der  RedaaionsCommission  in  den  wiener  MinisterialConferenzen,  in 
den  Protoc.  der  aa.  und  a6.  Sitzung  vom  i5.  u.  »4.  April  1820,  wo  es  beifst: 
«unter  dem  Ausdruck  Betheiligte,  seyen  beide  (sowohl  die  Bundesglieder,  als 
aueb  die  Privatpersonen)  begriffen,  da  in  dem  hier  vorausgesetzten  Fall  sowohl 
die  Bundes  -  (Staats)  regierungen,  als  auch  die  Privatpersonen  veranlagt  wer- 
den könnten,  sich  an  die  Bundesversammlung  zu  wenden». 

d)  Der  richterlichen  Beurtheihtnsc  hat  die  B.  V.  auf  keine  Weise  vorzugreifen  ;  na- 
mentlich nicht  durch  Festsetzung  der  Vorfrage,  welche  ausschliefsend  entweder 
einer  Uebereinkunft  der  Betkeiligten,  oder  der  richterlichen  Beuriheilung  (oben 
A'otc  u)  «u  überlassen  ist,  auch  nicht  durch  Bestimmung  dessen,  was  in  Auf- 
und  Gegenrechnung  gebracht  werden  darf.  Eben  so  wenig  darf  sie  in  der  Ver- 
handlungweifr ,  die  gesetzmäßige  Wirksamkeit  des  Richteramtes  irgend  hemmen. 
—  Was  oben  {%.  174,  d)  von  dem  Fall  gesagt  wird,  wo  zweifelhaft  oder  streitig 
ist,  welches  von  den  betheüigten  Bundesgiiedern  die  Rolle  de»  Klägers  zu  über- 
nehmen habe,  gilt  auch  hier.  Vßrgl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ai,  $.  11  u.  33.  - 
XJ>b  in  einem  Fall  des  3o.  Art.  der  wiener  SchlufsActe,,  dem  AusträgalGericht 
eine  ddsiuitio*  ad  litem,  als  Kur  Instruction  der  Sache  gehörig,  zu  überlassen 
scy?  Vergl.  »weites  Gutachten,  §.  7  zu  dem  Vortrag  in  der  Beil.  aa  zu  %.  176 
der  Protoc  der  B,  V.  v.  18«,  u.  ebendas.  §.  18s,  insbesondere  das  grofsberzogl. 
hessische  u.  das  kurhessische  V  otum.   Oben  173,  Num.  11. 

0  I)  AmsträgalGeHchtsurtheile  wurden  bis  jetst  gefallt,  in  Streitigkeiten,  wobei  Pri- 
vatpersonen betheiligt  siud,  zwischen:  1)  GH.  Hessen  u.  Kassau,  betreffend  den 
von  Nassau  zu  übernehmenden  Theil  althessisiher  lindes-  und  Uammerschul- 

15* 


Digitized  by  Google 


um 


I.  Theil.  Hl.  Cap.  Bundesversammlung. 


den,  Urtheil  des  OAG.  zu  München  v.  4.  Juli  i8a3,  Sti  d.  Protoc.  «1er  B.  V. 
t.  4.  üec.  i8»3,  Bd.  XV,  S.  545  u.  5y4  ff.  (wegen  des  Bestandes  und  des  Be- 
trags der  von  Nassau  zu  übernehmenden  althcssisrhen  Landes  -  und  Kammer- 
schulden,  ward  der  Streit  am  AusträgalGerirht  verhandelt,  aber  i834  durch 
Vergleich  beigelegt);  1)  Baden  (für  sich  u.  GH.  Hessen  und  Rassau)  u.  Baiern, 
betr.  die  Bezahlung  der  rheinpfälz.  Staatsschuld  lit.  D,  Urtheil  des  OAG.  su 
Gelle  v.  28.  Oct.  1 8)5,  worin  sugleich  die  Vorfrage  richterlich  festgesetzt  ward, 
in  d.  Protoc.  v.  16.  Jan.  1816,  Bd.  XVDJ,  S.  6  u.  14  ff.;  3)  Preufsen,  Baiern, 
Burhessen  u.  Frankfurt,  betr.  e.  Schuldforderung  der  TestamentExecutoren  des 
letzten  Kurfürsten  von  Trier,  Urtheile  des  OAG.  su  Darmstadt  v.  19.  Mai  i8»6, 
in  d.  Protoc.  v.  8.  Juni  i8«6,  u.  v.  «8.  Nov.  i8a6,  in  d.  Protoc.  v.  8.  Febr. 
tüity  $.  10,  Bd.  \IX,  S.  »3  u.  3)  ff.;  4)  Preufsen  u.  Kurhessen,  dann  Nassau, 
für  sich  u.  Würtemberg,  sämmtlich  als  Besitzer  vormaliger  kurmainzer  Landes- 
theile,  betr.  die  auf  den  fcoll  Vilzbach  und  die  Rente  Lohneck  radicirten  Schul- 
den des  Kurfürstenthuins  Mainz,  Urlheil  des  AG.  au  Dresden  v.  6  Mar«  i83o, 
in  dem  öffentl.  Protoc.  r.  18.  Marx  i83o;  5)  Preufsen  und  Baiern,  betr.  den 
Witwengehalt  der  Witwe  des  letzten  Markgrafen  von  Brandenburg  Ansbach  und 
Kaireuth,  Prinzessin  Elisabeth  Berkeley,  Urtheil  des  OAG.  zu  Lübeck  v.  18. 
(publ.  ib.)  Mai  i83u,  in  d.  öffentl.  Protoc.  v.  17.  Juni  i83o;  6)  den  Regierungen 
des  iiu  J.  1814  für  V  erpflegung  fremder  Truppen  bestandenen  Thüringer  Rayon- 
Verbandes,  nämlich  den  Herzoglich- Sächsischen,  Fürstlich  -  Schwarzburgischen 
und  Reufsischcn  Häusern  (S. Meiningen  hat  sich,  in  Folge  einer  mit  S. Weimar 
getroffenen  Uebereinkunft,  von  der  Streitgenossenscbaft  losgesagt,  ist  aber, 
wegen  später  erworbener  saalfeldiscber  Landest  heile  wieder  hineingetreten),  an 
das  OAG.  zu  Celle  gewiesen,  durch  Beschluß  der  B.  V  .  in  dem  Protoc.  v.  5.Dec 
i8aa,  Bd.  XIV,  S.  i85,  und  einen  Bcschlufs  v.  i83i,  betr.  den  Streit  etlicher 
der  genannten  Häuser  blofs  unter  sich.  Die  AusträgalUrtheile  in  beiden  Sachen 
wurden  publicirt  am  i5.  Nov.  i83).  7)  acht  Regierungen  (Preufsen,  Baiern, 
Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  S.  WeimarEiscnach,  Nassau,  Frankfurt),  betr. 
die  Bezahlung  der  reichsdeputationsschlufsmäsigen  Pensionen  an  vormalige  Rhein- 
zollBeamte,  Beisler  u,  Göns.,  an  das  OAG.  zu  Gelle  gewiesen,  durch  Beschlufs 
der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  11.  Mai  1816,  Bd.  XVIII,  S.  iso;  das  Endurthcil 
ward  eröffnet  zu  Celle  am  19.  März  i83i.  8)  Baiern  und  Baden,  nebst  GH. 
-  Hessen  u.  .Nassau,  betr.  die  Bezahlung  der  rheiupfälzischcn  StaatsObligationen 
lit.  b,  vor  dem  OAG.  zu  Lübeck,  durch  B.  V.  Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  1». 
März  1899,  entschieden  durch  ein  Urtheil  v.  10.  Juli  i83a.  Quellensarami.  Forts. 
S.  io5.  9)  Nassau  und  Preufsen,  Baiern  und  SachaenCoburgGotha ,  betr.  die 
tebernahme  oder  Vertretung  der  NassauSaarbrückischen  Schulden ,  entschieden 
durch  Urtheil  des  Oberbofgerichts  zu  Mannheim  v.  »8.  März  i836.  II)  Rccku- 
hängiff  in  der  Austrägallnstanz,  in  Sachen  wobei  Privatpersonen  bethciligt  sind, 
befinden  sich  jetzt  folgende  Streitsachen,  zwischen:  1)  Preufsen,  Nassau  und 
Frankfurt,  betr.  das  kurtrierische  Schuldenwesen,  vor  dem  OAG.  zu  Gelle, 
durch  B.  V.  Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  16.  Mai  1818,  Bd.  XIX,  S.  i43.  a)  Oest- 
rich, Preufsen,  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  S.Weimar  u.  Nas- 
sau ,  betr.  ein  von  der  berliner  SeehandlungsSocietät  i8o5  an  NassauOranien- 
Fulda  geliehenes  Capital,  anhängig  bei  der  B.  V.  seit  dem  Jan.  i8a8,  u.  vor 
dem  OAG.  su  Celle,  seit  Aug.  i83oj  3)  die  oben  §.  174,  Note  h,  unter  a  u.  c 
erwähnten  Streitigkeiten  zwischen  SchaumburgLippe  und  Lippe,  vor  dem  Ober- 
Hofgericht  zu  Mannheim,  seit  August  i83o;  4)  die  theilweise  Fortsetzung  des 
oben  (Num.  I,  1)  bemerkten  Streites  wegen  althessischer  Landesschulden,  vor 
dem  OAG.  zu  München.  5)  Oestreich,  Preufsen  u.  GH.  Hessen,  dann  Baden 
u.  Nassau,  ferner  zwischen  GH.  Hessen  u.  Nassau,  betr.  das  Schulden-  und 
Pensionswesen  verschiedener  vormaliger  geistlicher  Stifte  in  Mainz  u.  Worms, 
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ror  dem  OAG.  zu  Jena,  seit  April  i83i;  6)  Preußen  u.  Nassau,  betr.  die  Re 
Zahlung  der  Zinsenrürltstände  von  kurcölnischen  landst.  Obligationen  aus  den 
Jahren  1795  bis  181 5,  für  die  Zeit,  wo  Nassau  kurcölnische  Landestheile  in  Be- 
sitz hatte,  vor  d.  OAG.  zu  Celle,  seit  Mai  i83a;  7)  ungefähr  i5  Regierungen, 
betr.  die  Bezahlung  u.  Vcrtheilung  der  hur-  11.  oberrhein.  Kreissohulden,  vor 
dem  OberTribunal  zu  Stuttgart,  vermöge  Beschlüssen  der  B.  V.  v.  11.  July 
i83a;  8)  Preufsen,  Hannover,  Kurhessen,  Mechl.  Schwerin,  Braunst  Ii  weig  u. 
AnhaltBemburg,  betr.  das  im  July  i8a6  angebrachte  Gesuch  der  Administrato- 
ren der  von  Lossowschen  FamilicnStipcndicnstiftung  zu  Magdeburg,  wegen  ver- 
schiedener der  Teutschordcnsballei  Sachsen  gemachter  Darlehen,  vor  dem  OAG. 
zu  Lübeck,  verm.  Beschl.  der  B.  V.  v.  a8-  July  i83i.  Ttt)  Vorbereitungen  zu 
einem  Austrägal  Verfahren  wurden  in  folgenden  Streitsachen  obiger  Art  getrof- 
fen: 1)  in  S..  Preufsen  wider  Nassau,  betr.  Schulden  der  saarbrücker  Landes- 
cassen,  insbesondere  a)  an  die  Gräfin  Ottwcilcr,  Witwe  des  Fürsten  Ludwig 
von  NassauSaarbrücken,  seit  dem  Protor.  v.  6.  Juli  1810,  b)  an  andere  saar- 
brückische  Gläubiger,  Staatsdiener  und  Pensionäre,  seit  dem  Protoc.  v.  7.  Dec- 
i8ati  »)  in  S.  Baiern  wider  GH.  Hessen,  betr  die  Entrichtung  einer  dem  Gra- 
fen Vieregg  gebührenden,  auf  die  Rcceptur  Pfeddersheim  radicirteu  Korngülte, 
seit  dem  Protoc.  v.  i3.  Mai  181a;  3)  zwischen  Baiern  u.  GH.  Hessen,  wegen  e. 
Forderung  von  Würzweiler  und  Weissenburger  an  das  Depart.  Donnersberg, 
seit  dem  Juli  1824,  erledigt  durch  Vergleich,  nach  Protoc.  v.  8-  Febr.  18*7$ 
4)  in  S.  der  fünf  teutschen  RhcinuferStaaten ,  betr.  Rückstände  von  auf  den 
RhcinOctroi  radicirten  AdditionalRcntcn,  welche  dem  Grafen  August  von  Lei- 
ningenVVesterburg  und  der  Prinzessin  Caroline  von  IsenburgRirstein,  jetzt  verm. 
Gräfin  RuoISc hauenstein,  zu  entrichten  sind,  seit  den  Protoc.  v.  17.  Febr., 
11.  Apr.  u.  i3.  Juni  i8a5  (soll  in  Güte  erledigt  seyn). 

/)  Beschlufs  der  R.  V.  v.  19.  Juni  i8a3,  in  dem  Protoc.  v.  i8i3,  Rd.  XV,  S.  186. 

g)  Um,  dem  Zweck  des  Gesetzes  und  der  Verhandlung  gemäfs,  für  die  Privatper- 
sonen den  Zustand  unverschuldeter  Rechtlosigkeit,  so  viel  möglich,  abzukürzen, 
könnte  das  AusträgalGericht  in  den  Umständen  rechtliehe  Veranlassung  finden, 
vorerst,  jedoch  ohne  Präjudiz  für  die  Hauptfrage  (oben  Note  «),  durch  einen 
Vorbescheid  provisorisch  und  interimistisch  festzusetzen,  ob  eines  der  in  Beziehung 
stehenden  Bundesglieder,  und  welches,  und  wie  weit,  oder  auch,  dafs  jedes 
oder  mehrere  von  ihnen,  nach  einem  bestimmten  Verhältnifs,  provisorisch,  das 
keifst,  bis  zu  endlicher  austragalrichterlicher  Bestimmung  des  zahlungspflichtigen 
Subjectes,  unter  bedingtem  Vorbehalt  des  Ersatzes,  zu  Bezahlung  der  Zinsen 
oder  verfallener  CapilalTheile  (vergl.  Reichsdeput.  Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  78, 
79»  87  u.  88),  oder  der  Alimente,  z.  R.  des  Witwengehaltcs,  der  Pension,  Leib- 
rente u.  d.,  verpflichtet  seyen,  die  definitive  Entscheidung  der  V  orfrage  aber 
bis  nach  hinlänglicher  Erörterung  der  Sache  auszusetzen.  Vergl.  das  Protoc 
der  R.  V.  v.  1811,  §.  11,  Num.  3,  u.  den  angef.  Gutarhtl.  CommissiousVortrag, 
§.  8  a.  11.  v.  Grolhas's  Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens  in  btirgerl.  Rechts- 
streitigkeiten, 5.  «37  u.  f.  v.  Dbxscb  a.  a.  O,  S.  66  fT.  Anders  Moni,  au  a.  O., 
S.  i57.    Unentschieden  äußert  sich,  Hkvftbh  a.  a.  O-,  S.  »96. 

*)  Beschluis  der  R.  V.  v.  18.  Jan.  18a  1,  §.  11.  Der  angef.  Gutachtl.  Commisaions- 
Vortrag  $.  9.  —  Auch  das  Gericht  könnte  sie  zu  Aufklärungen  veranlassen. 

')  Beschlufs  der  B.  V.  v.  aa.  Mai  i8a8,     9»  des  Protocolls. 
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Betheiligung  eines  Bundesgliedes  in  seiner  Staatsei 'genschaft ,  hei  dem  Streit  eines  andern 
mit  einer  Privatperson*  Streitigheiten  der  Bundesglieder  als  Privatpersonen.  Fall,  wenn 
keines  von  den  Bundes  gliedern  die  Forderung  für  gegründet  erkennt.  Desgleichen,  wenn 
mehrere  Bunde sg Weder  als  correi  debendi.  oder  wegen  connexer  Ansprüche  von  Privat- 
personen xu  belangen,  oder  wenn  in  einem  RccJitstreit  zwischen  Privatpersonen ,  Landes- 
geridde  verschiedener  Bundesstaaten  gleich  competent  sind.  Fortsetzung  eines  reichs- 
gerichtlichen Procfsses  zwischen  Privatpersonen  und  mehreren  Bundesgliedern  vor  einem 
gemeinschaftlichen  Gericht.    Zweifel  über  Zulässigkeil  der  Austragall  tut  am. 

16)  Dieselbe  Competenz  der  Bundesversammlung  und  der  Austrägal- 
Instanz  ist  auch  dann  begründet,  wenn  ein  Bundesglied,  als  bundes- 
mäsiger  Sou verain,  bei  dem  Recbtslreit  zwischen  einem  andern  Bundes- 
glied, als  bundesmnsigem  Sou  verain,  und  einer  Privatperson,  vermöge 
eines  ihm  selbständig  zustehenden  Rechtes,  principaliter  betheiligt  ist; 
*  in  welchem  Fall  ihm  die  Wahl  frei  steht,  in  jenem  Rechtstreit  als  Prin- 
cipallntervenient,  oder*  in  separato  gegen  das  Bundesglied  bei  der  Bundes- 
versammlung, und,  nach  fruchtlosem  Versuch  der  Güte,  bei  einer  Austra- 
gatlnstanz  aufzutreten  (§.  173  a).  17)  Nicht  gehemmt  ist  die  Competenz 
der  Bundesversammlung  und  der  Austrägallnstanz,  wenn  bei  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern,  als  Sou  verainen,  Privatpersonen  als  Streitge- 
nossen oder  accessorisch  betheiligt  sind«).  18)  Wohl  aber  fehlt 
jene  Competenz  in  Streitigkeiten,  wo  Bundesglieder  nicht  in  persönlichen 
PrivatStreitigkeiten  unter  sich  (§.  a3o,  u.  178  a),  oder  nicht  in  ihrer  bun- 
desmäsigen  öffentlichen  oder  Staatseigenschaft,  nicht  in  ihrer  bundesraäsi- 
^en  politischen  Unabhängigkeit,  sondern  als  Privatpersonen  in  Betracht 
kommen,  etwa  als  Besitzer  von  Gütern,  Renten,  oder  Gerechtsamen,  in 
dein  Gebiet  eines  andern  Bundesgliedes*),  auch  wenn  dessen  StaatsFiscus 
(§.  474),  Lehn  Fiscus  (§.  54 1  h,  vergl.  mit  $.  534),  oder  eine  Staats-  oder  landes- 
herrliche Domänenbehörde  482)  der  Gegner  wäre,  oder  als  Verwalter  frem- 
den Gutes,  oder  als  Rechtsnachfolger  vori  Privatpersonen,  z.  B.  ab  Gessionare 
oder  Erben,  u.  d.  in  welchen  Fällen  die  ordentlichen  Gerichte  des 
lindes  compelent  sind  (§.  217).  19)  Auch  ist  die  Bestimmung  des 
3o.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1820  nicht  anwendbar,  mithin  die 
Bundesversammlung  nicht  competent,  wenn,  bei  Forderungen  von  Privat- 
personen, die  defshalb  gemeinschaftlich,  in  ihrer  öffentlichen 
Eigenschaft  ($.  173  a)  in  Anspruch  genommenen  mehreren*  Bundcs- 
glieder  unter  sich  darin  einig  sind,  dafs  in  Ansehung  ihrer  Aller, 
sowohl  gemeinschaftlich  als  auch  individuell,  die  Forderung  unstatthaft 
sey,  wenn  also  zwischen  ihnen  in  dieser  Hinsicht  nichts  zweifelhaft 
oder  bestritten  ist.  Bei  dem  Mangel  eines  gesetz-  oder  vertragmäsig  beste- 
henden gemeinschaftlichen  Richters  über  Bundesglieder  für  diesen 
Fall  <0,  hat  daher  der  Prätendent,  wenn  die  Gegner  nicht  über  ein  ge- 
meinschaftliches Gericht  sich  freiwillig  vereinbaren,  jedes  der  mehreren 
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Bundesglieder  besonders,  vor  dessen  inländischem  gehörigem  Richter, 
ab  Mitschuldner  verhältnifsmäsig  in  Anspruch  zu  nehmen.    Wird  hier  die 
Forderung  rechtskräftig  für  statthaft  erklärt,  und  ist  dann  die  Beitrag- 
Quote  des  Verurtheilten  zwischen  den  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft 
oder  streitig,  dann  erst  kann  die  Bestimmung  des  3o.  Artikels  in  Anwen- 
dung kommen  «).    20)  Eben  so  verhält  es  sich  mit  Streitigkeiten,  wo 
mehrere  Bundesglieder  in   ihrer  Pri  va  t  eigenschaft ,  als  gemeinschaftlich 
Verpflichtete  (correi  debendi),  oder  wegen  connexer  Ansprüche,  ron  Pri- 
vatpersonen zu  belangen  sind;  wo  im  Vcrhältnifs  zu  ihren  allseitigen 
obersten  Landesgerichten,  ein  unmittelbar  höherer  gemeinschaftlicher  Ge- 
richtshof C forum  commune,  immediate  superius,  ob  continentiara  causae 
Tel  connezitatem  causarum  competens)  fehlt;  oder  wo  in  einem  Rechtstreit 
zwischen  Privatpersonen,  Landesgerichte  verschiedener  Bundesstaaten  gleich 
competent  sind/).    21)  In  etlichen  Fällen,  wo  Privatpersonen  gegen 
mehrere  Bundesglieder  gemeinschaftlich  ihre  Entschädigungsforderung  bei 
dem  vormaligen  Reichskammergericht  anhängig  gemacht  hatten,  der 
Procefs  aber  wegen   Auflösung   der  Reichsverbindung  und  des  Gerichts 
nicht  fortgesetzt  werden  konnte,  beschlofs  die  B.  V.,  dafs  die  betheiligten 
Bundesstaaten  über  Ein  Gericht  sich  zu  vereinbaren  hätten,  vor 
welchem  der  Rechtstreit  fortgesetzt  werden  könne  £*),  Hier  hatte  der  Geg- 
ner der  Bundesglieder,  auf  Erörterung  und  Entscheidung  der  Sache  durch 
ein  gemeinschaftliches  Gericht,  schon  ein  Recht  erworben.    22)  Ob  favo- 
vem  juris  et  justitiae,  und  da  der  erklärte  Bundeszweck  jeder  Rechtlosig- 
keit widerstrebt  (§•  217  u.  f.),  ist  überall,  wo  die  Zulässigkeil  der  Aus- 
trägallnstanz  zweifelhaft  ist,  für  dieselbe  zu  sprechen  A). 

a)  Baden  erklärte  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  $.  196:  *dafs  weder  aus  der 
conneiitate,  noch  aus  der  conlinentia  causarum,  media  tisi  r  t  e  Fürsten 
oder  andere  Untert hauen  vor  die  (Bundes-)  Austrägallu«tans  gelangen 
könnten  ». 

i)  Hier  sind,  als  forum  rei  sitae,  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes  coinpetcnt. 
GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  v.  g.  Jun.  1817,  §•  si4,  Num.  11,  Jit.  a.  — 
Ebenda«,  lit  c,  heifst  es:  Gibt  ein  solcher  KealHcsitr.  « Veranlassung ,  dafs  das 
besitzende  Bundesmitglied  mit  dem  Regenten  des  Bundesstaates,  in  welchem  die 
Güter  liegen,  mit  seinem  Fiscus,  oder  mit  seinen  Behörden  in  Streit  geräth,  so 
tSxnte  man  vielleicht  die  Entscheidung  der  Sache,  als  eines  Mreites  zwischen 
«wei  Bundesmitgliedern,  nicht  vor  die  Landesgerichte,  sondern,  nach  fruchtlos 
versuchter  Vermittlung  von  Seite  der  B.  V.,  nur  Verweisung  an  die  Austra'gal- 
Instanz  geeignet  halten,  weil  der  11.  Art.  der  BundesActe  sämmtliche  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  dahin  bu  verweisen  scheint  (man  s.  jedoch  oben  §.  173, 
Note  o).  Bedenkt  man  hingegen,  dafo  in  solchen  Fällen  der  Begent,  welcher 
b  eines  andern  Fürsten  Staat  Guter  besitzt,  in  dieser  Hinsicht  nur  hit>auigenthü> 
»er,  nicht  Bundesmitglied  ist  (nicht  in  seiner  bundesmäsigen  politischen  Unab- 
hängigkeit in  Betracht  kommt),  dafs  daher  an  und  für  sich  die  Zuständigkeit  der 

Landesgerichte  in  solchen  Fällen  offenbar  begründet  ist;  dals  endlich  ein 

solcher,  seiner  Natur  nach  privatrechtlicher  Streit,  je  naehdem  er  entweder 
mit  dem  Landesherrn,  oder  mit  Unterthaneti  desselben  obwaltet,  bald  vor  die 
Austrägallnstan* ,  bald  vor  die  Landesgerichte  gehören  würde ;  —  so  wird  mau 
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schwerlich  Bedenken  tragen,  die  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  ihren  na- 
türlichen Behörden,  den  Lnndesgcrichten ,  zu  überlassen.    Jedoch  wird  eine  Er- 
klärung dcfshalb  nöthig  »eyn,  damit  in  einzelnen  Fällen,  keine  Zweifel  auf  den 
allgemeinen,  oder  vielmehr  unbestimmten  Ausdruck  des  erwähnten  11.  Artikels 
gegründet  werden».    Die  wiener  SchlufsActe  von  i8ao,  enthält  eine  solche  Er- 
klärung nicht.    Erörterungen  hierüber  in  dem  Streit  zwischen  Luxemburg  u. 
Würlcmberg,  wegen  entzogener  Einkünfte  der  Herrschaft  Weingarten  von  1806 
bis  181 5,  in  dem  Protoc.  v.  1824 •  §•  5i. 
c)  In  dem  oben  angef.  GH.  hessischen  Votum,  Muin.  11,  lit.  b,  heifst  es:  «In 
keinem  Fall  kann  aber  ein  solcher  (Real-)  Besitz  Veranlassung  werden,  eine 
Oerichtbarkeit  in  persönlichen  Sachen  des  Besitzers  zu  begründen,  und  es  finden 
in  dieser  Beziehung  weder  Arreste  noch  sonstige  Maasregeln  statt,  welche  darauf 
abzielen,  das  besitzende  Bundesmitglied  zur  Anerkennung  einer  den  dinglichen 
Gcrichtstand  überschreitenden  Gerichtbarkeit  zu  nötlügen».  —  Wenn  gleich, 
vermöge  der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit  der  Person,  und  selbst  nach  der 
Analogie  der  während  der  t.  Reiihsverbindung  von  den  Reichsgerichten  ange- 
nommenen, aber  nicht  durchaus  unwidersprochenen  Regel:  ftimmediatus  Semper 
et  ubique  est  immediatus» ,  weder  Gerichtzwang  noch  überhaupt  Rechte  der 
Oberherrschaft  über  die   physische  Person  eines  Bundesgenossen  von  einem 
Bundcsglied  ausgeübt  werden  dürfen,  so  möchte  doch  vorstehender  Satz  von 
der  Incompetrnz  in  allen  persönlichen  Bcchtsachen  (aetiouibus  personalibus ) 
ohne  Unterschied,  auf  diejenigen,  wo  die  physische  Pcrsou  des  Bundesglicdes 
nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  keineswegs  zu  beziehen  seyn,  nicht  auf  das 
forum  contractu«,  hcredilatis,  gestae  administrationis  et  rationum  reddendarum, 
auch  nicht  auf  das  forum  arresti  realis,  quod  affine  foro  rci  sitae  quodaimnodo 
videtur.    Man  s.  oben  §.  173,  Note  a. 
rf)  Diesen  Mangel  bemerkte  auch  bei  der  B.  V.  die  Commission  für  das  Austragal- 
Verfahrcn,  in  d.  Protoc.  v.  si.Dec.  1810,  §.  114.    Mau  s.  auch  die  grokherzogl. 
badischen  u.  hessischen  Erklärungen  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8a3,  §.  9-  u. 
104,  u.  in  d.  Protoc.  v.  i8aa,  §.  i35.    Preufs.  Erklär,  in  d.  Protoc.  v.  i8*3, 
f.  164.    GH.  hessische,  in  d.  Protoc.  v.  18*4,  §.  49-    Beschlufs  in  d.  Protoc. 
„    v.  i8z5,  $.  65,   und  das  demselben  vorausgeschickte  CommissionsGuta'chtcn, 
Bd.  XVII,  S.  55.  —  Das  oben  (%.  173  a)  erwähnte,  auf  dem  wiener  Congrefs 
projectirt  gewesene  Bundesgericht,  wäre  hier  competent  gewesen. 
<0  Protoc.  der  B.  V.  v.  182a,  §.  i33. 

j)  Sieben  Begicrungen  (Prcufsen,  Baiern,  Baden,  Rurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau, 
Frankfurt),  als  Rechtsnachfolger  des  vormaligen  reichsrilterschaft liehen  Canton* 
Mittelrhein,  wählten  i8«q  das  Suidtperic/a  zu  ffetzlur  zum  gemeinschaftlichen 
Richter,  über  einen  von  dem  frankfurter  Handlungshause  Büppel  und  Harnier 
angeregten  Streit,  betr.  die  Sistirung  der  Auslieferung  eines  gerichtlichen,  in 
dem  Archiv  des  vormaligen  Reichskainmergericbts  befindlichen  Depositums, 
welches  der  von  Schlei frassischen  Debitmasse  gehört;  ein  Streit,  über  welchen 
aufserdem  die  dabei  bctheiligten  Privatpersonen  vor  einem  Landesgericht  einer 
jeden  der  genannten  sieben  Regierungen  besonders  hätten  Proccfs  führen  müssen. 
Vergl.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1819,  %.  127;  v.  i8a5,  §.  57. 

p)  Protoc.  v.  182a,  §.  i35j  v.  1Ü19,  $.  7»;  v.  1817,  §.  98;  v.  i8a3,  $.  74,  9^  u. 
180;  v.  18-24,  §.  49,  insonderheit  das  oldenburgische  etc.  \otum,  in  S.  der 
knrpfalz.  Erbpächter  der  gräfenauer  u.  Heinshöfe  .c.  Baiern,  Baden,  GH.  Hes- 
sen, Kassau.  —  Protoc.  v.  181-»,  §.  98  u.  4*6,  in  S.  der  Mitglieder  des  ehemati 
gen  rbeinpfälzischen  GeneralliandesGommissariats  zu  Mannheim  c.  die  vorhin 
genannten  vier  Bundesglieder.  —  In  dem  Protoc.  v.  1834,  %.  38,  äufsert  die 
ReclamationsCommission:  die  Bundesgeselzgebung  enthalte  nichts  davon,  dafs 
in  dem  angegebenen  Fall,  die  mehreren  Buudesgliedcr  ein  oberstes  Gericht  wäh- 
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len,  und  dessen  Entscheidung  sich  gefallen  lassen  müssten.  In  dem  Protoe.  v. 
18-14,  §•  49»  »nacht  ein  würtembergisches  Votum  von  der  freien  Entschließung 
der  mehreren  Beklagten  abhängig,  ob  sie  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Ge- 
'  rieht  vereinigen  wollen.  In  einem  Gutachten,  in  dem  Protoe.  v.  24.  April  i8<3 
($•  S.  i3a  der  ^uartAusg.)  über  einen  Fall,  wo  die  bctheiligten  Hundes 
glieder  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  vereinbart  hatten,  heifst  es: 
«Das  Verfahren  bei  einem  so  constituirten  Gerichte  sey  aber  keineswegs  durch 
diejenigen  \  orschriften  normirt,  nach  welchen  sich  die  erwählten  Austrägal- 
gerichte und  die  vor  ihnen  im  Rechtstreite  befangenen  Bundcsglicdcr  zu  richten 
hätten  v,  —  Die  Fortsetzung  eines  reichsgcrichtlichen  Rechtstreites  /.wischen  einem 
einzelnen  Bundesglied  und  Privatpersonen,  gehört  vor  die  Landesgerichte  des 
ersten.  —  Von  der  Vollziehung  rechtskräftiger  rcichsgcrichtlicher  Erkenntnisse 
durch  die  competenten  Landesgerichte,  oben  §.  169  h.  —  Von  Abliejcrung 
reichsgerichtlicher  Acten,  oben  §.  40. 
A)  Stillschweigende  Anerkennung  dieses  Grundsatzes,  in  dem  Beschlufs  der  B.  V., 
in  S.  der  Erbpächtcr  der  gräfenauer  und  Tlemshufe,  in  d.  Protoe.  v.  »8?4» 
49.  —  *Cest  uii  grand  mal  de  suivre  l'eiception  au  licu  de  la  regle.  II  faut 
ctre  severe  et  coutraire  ä  l'cxception».  Pascal.  Voy.  ses  Oeuvres  (edit.  de 
Paris  1819),  T.  H,  p.  167. 

§.  178.  (148°.) 

7)  KxeeutionsOrdnung. 

Für  Yollziehungsgeschäfte  der  B.  V.  ö)  ist,  durch  eine  Executions- 
Ordnung  vom  3.  Aug.  1820  Folgendes  festgesetzt.  I)  Für  Prüfung 
und  Vortrag  der  Vollziehungsgegenstände,  besteht  in  der  B.  V.  fortwäh- 
rend eine  Commission  (ExecutionsCommission)  von  fünf  Mitgliedern, 
mit  zwei  Stell  Vertretern,  jedesmal  ernannt  für  sechs  Monate,  mit  Einschlufs 
der  Ferien,  und  so,  dafs  bei  der  Erneuerung  wenigstens  zwei  neue  Mit- 
glieder darin  aufgenommen  werden.  Ii)  Ueherzeugt  sich  die  B.  V.,  dafs 
die  Regierung  eines  Bundesstaates  eine  bundesinäsige  Verpflichtung  nicht, 
oder  nicht  hinlänglich  erfüllt  habe,  so  begehrt  sie  von  derselben  durch 
ihren  Gesandten  in  der  B.  V.,  in  einer  bestimmten  Frist,  die  Anzeige 
entweder  der  unterdessen  geschehenen  Vollziehung,  oder  genügender  Hin- 
dernisse oder  Weigerungsursachen.  Ergibt  sich  dann  eine  unbegründete 
Nichterfüllung,  so  beginnt  das  ExecutionsVerfahren.  III)  Unter 
Mittheilung  ihres  ExecutionsBeschlusses,  erläfst  die  B.  V.  an  die  Regierung 
eine  motirirte  Aufforderung  zur  Folgelcistung  innerhalb  einer  gesetzten 
Frist  c).  IV)  Wird  innerhalb  dieser,  vollständige  Folgeleistung  nicht 
nachgewiesen,  so  beschliefst  die  B.  V.  den  wirklichen  Eintritt  des 
angedrohten  Executions Verfahrens,  und  eröffnet  solches  der  Regierung 
durch  ihren  Gesandten.  V)  Dieses  Verfahren  kann  nur  gegen  die  Regie- 
rung Statt  finden;  ausgenommen,  wenn  eine  Regierung  selbst,  eigener 
zureichender  Mittel  ermangelnd,  gegen  innere  Ruhestörer  Hülfe  von  dem 
Bunde  begehrt,  oder  einen  ausgebrochenen  Aufruhr  durch  eigene  Kräfte 
zu  unterdrücken  notorisch  um  ei  mögend ,  und  sogar  gehindert  ist,  die 
Hülfe  des  Bundes  anzurufen  >*). 
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«)  Die  wiener  SchlufeArte,  Art.  3i,  gibl  diese  &o  an,  wie  oben,  166,  Num.  I, 
angeführt  ist.  (Ohne  Zweifel  gehören  dahin  auch  die,  nach  Vorschrift  des 
so.  Art.  derselben  SchlufsActe,  abgefaßten  rechtlichen  Bescheide  über  den 
jüngsten  Besitzstand,  oben  §.  17s,  obgleich  solche  in  dem  angef.  3i.  Art.  nicht 
mit  benannt  sind.)  In  diesen  Fällen,  sollen  die  «erforderlichen  Executions- 
Ma.isregeln,  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundesverfassungsmäsigen  Mittel, 
1«  Anwendung  gebracht  werden». 

*)  Definitiv  errichtet  in  Folge  der  wiener  SchlufsActc  v.  1810  T  Art.  3i,  und  ent- 
halten in  dem  Protoc.  der  PlenarVcrsamml.  der  B.  V.  v.  3.  Aug.  1820,  3, 
S.  11s  der  Orig.Au&g.  u.  in  Kt.übsr's  Qucllensammlung,  Sum.  XXI.  —  Eine 
provisorische  EiecutionsOrdnung,  war  kurz  vorher  errichtet  worden,  durch 
Beschlufs  der  B.  V.  v.  10.  Sept.  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  219.  —  In  der 
BundesActe  war  dieser  wichtige  Gegenstand  unbeachtet  geblieben. 

r)  Solche  Aufforderungen  erlieft  die  B.  V.,  i83o  an  den  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig,  i834  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt;  in  beiden  Fällen  ward 
die  Eiecution  durch  Folgcleistung  abgewendet 

<0  So  auch  die  wiener  SchluüActe  v.  i8so,  Art  3a. 


§.    179.    *       >  (148f.) 
Fortsetzung. 

VI)  Die  FxecutionsMaasregeln  werden  im  Namen  der  Gesammtheit 
des  Bandes  beschlossen  and  ausgeführt  <*).  VH)  Den  Executions Auf- 
trag ertheflt  die  B.  V.,  mit  Berücksichtigung  aller  Local Umstände  und 
sonstigen  Verhältnisse,  einer  oder  mehreren,  bei  der  Sache  nicht  betheilig- 
ten Regierungen  von  Bundesstaaten  Sie  bestimmt  zugleich  die  Anzahl 
der  ExecutionsMannschaft ,  und,  nach  dem  jedesmaligen  Zweck,  die  Dauer 
des  Executions  Verfahrens  e).  VIA)  Die  Leitung  dieses  Verfahrens  ge- 
schieht, nach  einer  von  der  Bundesversammlung  zu  ertheilenden  Instruc- 
tion <*),  durch  einen  CivilCommissär,  den  die  ExecutionsRegierung  zu 
ernennen  hat  «);  welcher  auch  obliegt,  von  dem  Fortgang  und  der  Been- 
digung des  Geschäftes  die  B.  V.  in  Kenntnifs  zu  setzen.  IX)  Die  obere 
Leitung  des  Vollziehungsgeschäftes,  in  seinem  ganzen  Lauf,  steht  der 
B.  V.  zu.  X)  Wo  nicht,  nach  dem  Ausspruch  der  B.  V.,  Gefahr  auf 
dem  Verzug  haftet,  hat  die  ExecutionsRegierung  zuvorderst  der  betheilig- 
ten Regierung  anzukündigen,  dafs  unfehlbar  Execution  erfolgen  solle, 
Wenn  nicht  binnen  drei  Wochen  genügende  Erfüllung  der  vorliegenden 
Beschlüsse  nachgewiesen  werde/).  XI)  Ist  auch  diese  dritte  Frist,  welche 
die  ExecutionsRegierung  nicht  verlängern  kann,  fruchtlos  abgelaufen,  so 
erfolgt  die  Execution,  genau  nach  Maasgabe  des  ExecutionsBeschlusses  der 
B.  V.  Der  CivilCommissär  berichtet  an  seine  Regierung,  und  diese  macht 
der  B.  V.  die  nSthigen  Erüilnungcn,  welcher  fortwährend  die  obere  Lei- 
tung des  ExecutionsVerfahrens  zusteht  und  obliegt.  Xtt)  Vollziehung  eines 
compromissa rischen  oder  AusträgalErken ntnisses,  kann  von  der 
B.  V.  nur  auf  Anrufen  der  hctheiligtcn  Partei  verfugt  werden. 
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Der  Inhalt  des  Erkenntnisses,  darf  nie  Gegenstand  einer  Berathung  oder 
eines  Beschlusses  der  B.  V.  werden.  Zulässige  Einreden  gegen  die 
Vollziehung  sind  unverweilt  an  das  AustragalGericht  zu  verweisen ,  nach 
Jenen  Auaspruch  die  B.  V.  das  weitere  im  ExecutionsWeg  veranlafst.  Für 
ähnliche  Anstände  bei  Compromissen  und  Vergleichen)  ist  schleunig,  in 
gewöhnlicher  Art,  ein  AustragalGcricht  zu  ernennen,  welches  üher  die 
Zweifei  und  Einreden  zu  erkennen  hat.  XIII)  Nach  Erfüllung  des 
Yollziehungsauftrags,  sind  die  Truppen  ohne  Verzug  zurückzuziehen,  und 
alles  Executions Verfahren  bort  auf.  XIV)  Die  liquiden  Kosten  der  Exe- 
cation  hat  die  Regierung,  die  solche  verursacht  hatte,  ohne  Verzug  zu 
entrichten ,  oder  defshalb  Sicherheit  zu  stellen.  Ueber  Einwendungen  oder 
Beschwerde  dagegen  hat  die  B.  V.  zu  entscheiden,  oder,  bei  Vollziehung 
atutiägal gerichtlicher  Erkenntnisse,  das  AustragalGericht.  Geschah  die  Exe- 
mtion gegen  Ruhestörer,  so  sind  diese,  von  ihrer  Regierung,  zu  Bezah- 
lung der  Kosten  auf  gesetzmäßigem  Wege  anzuhalten.  Unter  dem  Vor- 
wand, dafs  die  liquiden  ExecutionsKostcn  noch  nicht  bezahlt  seyen,  dürfen, 
nach  geschehener  Esecution,  dnj  Truppen  ihren  Aufenthalt  in  dem  Lande 
nicht  fortsetzen.  /  \ 

i)  Wiener  SchlufsArte  v.  i8ao,  Art.  3a. 

0  Die  lebernehmung  des  Auftrags  int  Bundespflicht.  Wiener  SchlufsArte  v.  1820, 
Art.  34.  Weigert  sich  eine  Regierung,  den  Auftrag  zu  übernehmen,  so  ent- 
scheidet die  B.  V.  über  ihre  Weigerungsgrände.  Narh  Befinden  Qbertrlgt  sie 
einer  andern  Regierung  die  Vollziehung.  Beharrt  die  erste  auf  unbegründeter 
Ablehnung  des  Auftrags,  so  bleibt  sie  au  8chadeneraata  verpflichtet,  und  dem 
Buaii  verantwortlich  für  alle  nachtheilige  Folgen.   ExecutionsOrdn.,  Art.  9. 

0  So  aurh  die  wiener  Schluß  Acte  v.  18*0,  Art.  3t. 

0  D*rm  sind  sowohl  die  Art  der  Vollziehung,  als  auch  die  E.ecuUonaGegenstande, 
bestimmt  anzugeben. 

')  So  aurh  die  wiener  Seh lufs Acte  v.  i8ao,  Art.  34.  Ist  der  ExecutionsAuftrag 
an  mehrere  Regierungen  ergangen,  so  bestimmt  die  B.  V.,  welche  derselben 
den  CivilCommissär  au  ernennen  habe.  Ebend. 

/)  Bis  fast  zu  dem  Ablauf  dieaer  Frist  liefs  es,  im  April  i83o,  in  seinem  Streit 
mit  dem  König  ron  Hannover  ($.  173  a)  der  Herzog  Carl  von  Braunschweig 
kommen,  che  derselbe,  zufolge  eines  Beschlusses  der  B.  V.,  seine  Verordnung 
Tom  16.  Mai  18*7  öffentlich  zurücknahm.  Der  ExecutionsAuftrag  war  dem  Kö- 
nigreieh  Sachsen  geschehen,  welches  zu  dem  Ende  schon  ein  TruppenCorps  von 
5  bi»  6000  Mann  in  Bereitschaft  gesetzt  hatte.  ' 


§.   180.  (1481). 

S)    Fcrmittlungirecht  der  B.  V.  überhaupt. 

1)  Ftas  oben  ($.  173)  erwähnte  riecht  und  die  Pflicht  der  B.  V.,  in 
•'Hen  Streitigkeiten  der-  Bundcsgliedcr  unter  sich,  wo  nicht 
«hr  auf  dem  Verzug  haftet  (§•  167  u.  172),  Vermittlung  gütlicher 
IHcreinhuuft,  auch  unaufgefordert,  zu  versuchen,  ist  begründet,  theils  in 
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ausdrücklichen  Vorschriften  der  BundcsGrundv ertrüge  «)t  theils,  als  Mittel 
zu  dem  Zweck,  durch  die  Natur  der  Bestimmung  der  B.  V.  (§.  116); 
auch  da,  wo  das  unmittelbare  Vollziehungsrecht  der  B.  V.  (§.  170)  eintritt, 
und  selbst  dann,  wenn  noch  streitig  oder  zweifelhaft  ist,  ob,  nach  frucht- 
los versuchter  Güte,  das  Forum  der  buiidestnasigen  Austrägallnstanz  fun- 
dirt  sey*).  II)  Aber  auch  in  Streitigkeiten  der  Mitglieder  eines  dem 
Bund  angehö'rigen  Regen  tenhauses,  über  die  T h r o n f o  1  g e  in  dem 
Bundesstaat,  ist  das  Vermittlungsrecht  der  B.  V.  durch  die  Natur  ihrer 
Bestimmung  begründete).  Und  eben  so  III)  in  Verfassungstreitig- 
keiten zwischen  einer  dem  Bund  angehörenden  Jiandeshcrrschaft 
uud  den  Landständen  oder  Volksvertretern.  IV)  Bei  Ausfüh- 
rung bundes verfassungsmäßig  beschlossener ,  so  genannter  organischer 
Einrichtungen,  soll  die  B.  V.,  nach  Befinden  der  Umstände,  die  ver- 
schiedenen Meinungen  und  Anträge  durch  eine  Commisston  auszugleichen 
suchen  (§.  128).  V)  In  Streitigkeiten  eines  BundesSou verains  mit 
auswärtigen  Mächten  <Q,  oder  dieser  unter  sich,  kann  der  Bund, 
als  europäische  Gesammtmacht,  mit  Einwilligung  der  Betheiligten,  durch 
die  B.  V.  als  Vermittler  auftreten  ■).  VI)  Bei  Vermittlungen  der  B.  V. 
geschieht  die  unmittelbare  Verhandlung  durch  einen  Ausschufs./). 

• 

«)  Bundes  Acte,  Art.  11.  Beschluß  der  B  V.  v.  16.  Jun.  1817,  die  Vermittlung 
der  B.  V.  betr.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  $.  a3i.  Wiener  SchlufsActc  v.  i8ao, 
Art.  14  u.  91.   Vergl.  oben  §.  173,  Note  d. 

A)  Abstimmungen  und  Beschluß  in  d.  Prot,  der  B.  V.  v.  1818,  §.  19,  betr.  eine 
kurkessischc  Schuldforderung  an  Waldeck.  Eben  so  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
%.  i58,  betr.  die  kurhessischen  Schuldfordcrungen  gegen  Nassau,  Schaumburg- 
Lippe  u.  Lippe.  Hannoverische  Acufserung,  loco  dict.  gedruckt  *ur  vertraul. 
Sit«.  5.  Juli  18»  i,  S.  553  der  Orig.Ausg.,  betr.  AnhaltCöthen's  Beschwerde 
wider  Preufsen. 

()  Anders  Maurbmuiechbh  %.  118,  Note  g. 

d)  Wiener  SchlufsActe  %.  36  und  37. 

r)  Ht.cBKn's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europc,  §.  160. 

/)  BundesActe,  Art.  u.  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Num.  Q,  wo  die 
von  dem  Ausschufs  au  beobachtende  Verfahrungswcise  vorgeschrieben  ist.  Vergl. 
oben  %.  173. 


§.  181.  (14^.) 

9)    Finanzwesen.    Festsetzung  der  Ausgaben  des  Bundes,  und  seines  Geld- 

Mutrikularwesens. 

I)  Da  von  sämmtlichen  Bundesgliedern  Geldbeiträge  zu  leisten 
sind,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  zu  Besorgung  der  Angelegenheiten 
des  Bundes,  so  hat  die  Bundesversammlung  das  Finanzwesen  des 
Bundes  zu  ordnen  und  unter  ihrer  Aufsicht  verwalten  zu  lassen.  Sie  hat  <*) 
1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  A)  verfassungsmäsigen  Ausgaben, 
weit  es  im  Aligemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen;  3)  in  vorkom- 
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menden  Fällen,  die  aufserordentlichen  Ausgaben  welche  zu 
Ausführung  besonderer,  in  Hinsicht  auf  anerkannte  Bundeszwecke,  gefafs- 
tcn  Beschlüsse  erforderlich  sind,  und  die  zu  Bestreitung  derselben  zu  lei- 
stenden Beiträge  zu  bestimmen;  3)  das  matrike  Imä'sige  Verhiilt- 
i.ifs,  nach  welchem  von  den  Mitgliedern  des  Bundes  beizutragen  ist,  fest- 
zusetzen d);  4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung 
der  Beiträge  anzuordnen,  und  darüber  die  Aulsicht  zu  führen.  11)  Die 
BtindesMatrikularbeiträ'ge  fliefsen  in  die  BundesMatrikula  r- 
casse  (§.  195),  welche  von  der  BundesCanzleicassc  verschieden  ist  (§.  1 36), 
lur  Kriegszwecke  in  die  Hriegscasse  ($.  197). 

«I  Da*  Folgende  sind  Worte  der  wiener  SchlufsActc  v.  18*0,  Art.  5a.  Vergl. 
Politische  Fragen  des  BundcstagsAusschusses  für  die  völkerrechtl.  V  erhaltnisse 
des  Kriegs  u.  Friedens,  loro  dictaturae  gedruckt  als  Beilage  48  zu  ai5  des 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  681  der  Original  Ausgabe. 

b)  Von  der  ßundesCansIcirasse  und  den  daraus  r.u  bestreitenden  Ausgaben,  sodann 
von  der  BundesMatriktüarcasse,  oben  127. 

.)  In  Bricgszeiten ,  gekoren  hieher  die  Bedurfnisse  der  BundesKriegscasse.  Auch 
sind  von  dieser  Art:  die  allgemeinen  tyosten  der  im  J.  1819  angeordneten  Oen- 
traJlntcrsuchungsComnussion  zu  Main?.,  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819 
am  Site  der  B.  V.  errichteten,  aus  MilitärPersonen  bestehenden  MilitärCom- 
mission.  und  der  Air  FortificationsGcgcnstände  angeordneten  LocalCommissio- 
neu,  die  ForüficationsBosten,  die  Kosten  der  im  J.  i8«4  angeordneten  Liqui- 
dation« Commission  für  Forderungen  an  die  ehemalige  BeichsOperationsCasse 
(Protoc.  v.  1824,  §.  44)*  die  Pensionen  der  bei  der  transrhenanischen  Sustonta- 
tionsAnstalt  (§.  a33)  beschäftigt  gewesenen  Personen,  nach  <L  Protoc.  v.  i8a4, 
§.  10a  u.  a.  m. 

J)  Von  der  Matrikel,  unten  §.  195. 

§•  182.  (148».) 

tO)    mrUumkeÜ  der  B.  V.  für  auswärtige  Verhältnisse. 

In  Beziehung  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  überhaupt,  liegt 
der  B.  V.  ob  «):  1)  als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes,  für  Auf- 
rechthaltung friedlicher  und  freundschaftlicher  Verhält- 
nisse mit  auswärtigen  Staaten  Sorge  zu  tragen  *);  2)  die  von  fremden 
Mächten  bei  dem  Bund  beglaubigten  Gesandten  ($.  144  u.  f.)  anzu- 
nehmen, und,  wenn  es  nothig  befunden  werden  sollte,  hn  Namen  des 
Bundes  Gesandte  an  fremde  Mächte  abzuordnen  c);  3)  in  eintretenden 
Fallen  Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit  des  Bundes  zu  fuhren 
186),  und  Verträge  für  denselben  abzuschliesen ;  4)  auf  Verlangen 
einzelner  zu  dem  Bunde  gehörender  Staatsregierungen,  für  dieselben  die 
Verwendung  des  Bundes  bei  fremden  Regierungen,  und,  in  glei- 
cher Art,  auf  Verlangen  fremder  Staaten,  die  Dazwischenkunft 
des  Bandes  **)  bei  einzelnen  Bundesgliedern  eintreten  zu  lassen.  Auch  ist 
5)  die  B.  V.  verpflichtet,  die  auf  das  Militärwesen  des  Bundes  Bezug 
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habenden  organischen  Einrichtungen)  und  die  zur  Sicherheit  der  zu  dem 
Bunde  gehörenden  Staatsgebiete  erforderlichen  Vertheidigungsanstal- 
ten  zu  beschliefsen 

a)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  5o. 

b)  Schreiben  des  teutschen  Bundes  an  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  v.  i5.  Mai 
iÖ33,  wegen  Verhütung  fiir  Rundesstaaten  gefährlicher  Umtriebe  der  aus  Frank- 
reick in  schweizer  Cantone  eingedrungenen  polnischen  militärischen  Flüchtlinge . 
dem  Vorort  mit  einer  BcgleitungsNote  ubergeben  durch  den  östreich.  Gesandten 
in  der  Schweix.  Beide  wurden  bekannt  durch  öffentliche  Blätter,  s.  B.  die 
Frankf.  OPAZeit.  r.  3o.  Mai  u.  1.  Juni  i833. 

c)  In  den  wiener  MinisterialConfercnzen ,  ward  dem  Protocoll  v.  i5.  Mai  i8no, 
Sitzung  3o,  die  Bemerkung  einverleibt*  es  sey  im  Art.  So,  Nun»,  a,  der  Schlufs- 
Acte, die  Ahsicbt,  blofs  in  ausserordentlichen  Fällen  von  Bundeswegen  Gesandle 
zu  ernennen.  Diese  würden  dann  (mit  Recht)  Bunde stagsGesundte  heifsen.  Vergl. 
i37,  Note  a, 

d)  Vergl.  den  Art.  3j  der  wiener  SchlufsActe,  u.  unten  §.  187  u.  f. 
<■)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  5i. 


Pttfiii  


IV.    C  A  P  I  T  E  L. 

Rechtsvcrhältniss  des  Teutschen  Bundes: 

1)  zu  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  und  Unterthanen  ; 

2)  zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staatenvereinen. 


§•  183.  (149.) 

Rechtsverhältnis»  des  Bundes, 

I)    7m  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  und  Untertanen. 

Das  Rechts verh alt nifs  des  Teutschen  Bundes  ist  zweifach;  nach 
Innen  und  nach  Aussen  ($.  4o5,  III).  Nach  Innen,  bezieht  es  «ich 
auf  die  Bundesgenossen,  und  auf  ihre  zu  dem  Bunde  gehörende  Staa- 
ten und  Unterthanen.  Hier  wird  es  begründet  theüs  durch  die 
Natur  und  den  Zweck  der  bestehenden  Staaten  Vereinigung  C§-  «06),  Üaeils 
durch  Grundverträge  des  Bundes ,  und  ihnen  gemäfs  errichtete  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung.  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  dem 
Bunde  zustehenden  Rechte,  so  wie  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden 
Pflichten,  ist  der  Bundesversammlung  übertragen,  als  dem  Inhaber 
der  Bundesgewalt,  und  dem  stellvertretenden  Pflichttrüger  der  Gesamrat- 
heit  (§.  116). 
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§.      184.  (|rA) 

Fortsetzung. 

I)  Zu  dem  inncfn  Rechtsverhältnifs  des  Bundes  gehören:  Grundlage 
und  Ausbildung  der  innern  Bundesverhältnisse;  Bestimmung  der  Bundes- 
genossenschaft und  der  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten;  Unter- 
haltung einer  beständigen  Bundes  Versammlung  mit  bestimmter  Wirkungs- 
hefugnifs;  Beschützung  der  Bundesstaaten  gegen  jeden  Angriff;  Garantie 
des  Besitzes  und  der  politischen  Selbstständigkeit  ihrer  in  der  Bundesver- 
einigung begriffenen  Staaten;  Aufrechthaltung  der  rechtmäßigen  Grundrer- 
I  ssung  in  den  Bundesstaaten  (§.  2?.5.  283.  297);  Erhaltung  der  innern 
Hube  und  Sicherheit  Teutschlands ;  durchgängige  Verhütung  oder  Aufhe- 
bung eines  Zustandes  von  Rechtlosigkeit 5  gemeinnützige  Anordnungen; 
Vermittlung  .  der  unter  de».  Bundesgenossen  entstehenden  Streitigkeiten 
durch  einen  Ausschuß  der  Bundesversammlung ,  und  richterliche  Entschei- 
dung derselben  durch  eine  wohlgeordnete  AusträgaJInstanz;  Mitwirkung 
der  ß.  V.  bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Regierung 
und  tandstünden  durch  Schiedsgerichte  (§.  284  t);  Pflichten  der  Bundes- 
glieder, in  Absicht  auf  verschiedene  Gegenstände  der  Staatsverfassung  und 
der  Staatsverwaltung,  auf  das  VertheidigungsSystem  des  Bundes,  nament- 
lich die  dem  Bund  in  Ansehung  der  Bundesfestungen  zustellenden  Staats- 
servituten, auf  Bundeskriege,,  auf  eigene  Kriege  und  Bundnisse  «).  H)  Ueber 
die  Unterthanen  der  Bundesgenossen,  hat  der  Bund,  da  er  mit  ihnen 
nicht  in  Staatsverbindung  steht,  keine  Art  von  Staatsgewalt,  nament- 
lich keine  gesetzgebende  und  oberrichterliche  (§.  214  u.  f.);  »o  wie  sie 
gegen  den  Bund  nicht  in  Staatspflicht  stehen*),  obwohl  mittelbar 
(durch  ihre  Staatsregierung)  in  Bundespflicht.  Doch  ist  die  Handhabung 
eines  fortwährenden  Rechtszustandes  (§.  217  u.  ff,  u.  169  c),  auch 
für  die  Unterthanen  der  Bundesglieder  von  dem  Bunde  festgesetzt,  und 
von  ihren  negierungen  eine  positive  Verpflichtung  dazu  auch  gegen  diesen 
eingegangen.  Ks  sind,  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bundes  Acte,  \er- 
«hiedene  einzelne  Rechtsverhältnisse  für  sie,  allgemein  oder  ein- 
zeln, durch  den  Bund  begründet  oder  namentlich  gesichert  ($.  227  ff.). 
Ihe  Erfüllung  aller  dieser  Verpflichtungen  können  die  Unterthanen,  ins- 
gesaramt  oder  einzeln,  namentlich  die  I>andstände,  bei  der  Bundesversamm- 
lung fordern  <? ).  Im  Uebrigcn  stehen  sie  nicht  zu  dem  Bund,  sondern  nur 
*u  ihrer  Staatsregierung,  in  unmittelbarer  Beziehung,  und  die  Bundes- 
beschlüsse werden  für  sie  erst '  nach  geschehener  landesherrlicher  Verkündi- 
gung verpflichtend  (§.  i65).  Nur  im  Fall  der  Verletzung  eines  durch 
den  Band  verfassangsmäsig  gesicherten  Rechtsverhältnisses,  steht  ihnen 
subudiarisch  der  Weg  der  Besch  werde  fuhrung  an  die  Bundesver- 
sammlung offen  ($.  169  u.  217  u.  f.).  Erledigung  gerechter  Beschwer- 
den solcher  Art  zu  bewirken,  ist  diese  ermächtigt  und  verpflichtet;  wo 


Digitiz 


240       I.  Theil.  VI.  Cap.  Rechtsvcrhäknifs  d.  Bundes, 

es  oöthig,  im  bundcsverfassungsraasigen  Wege  der  Execution  178),  in 
welchem  sie  auch  den  Bedrängten  Schutzbriefe  und  sicheres  Ge- 
leitc ertheilen  kann  <f).  Es  gilt  dieses  Alles  nicht  blofs  ron  einzelnen 
Unterthanen,  sondern  auch  von  Classen  und  Corporationen  derselben. 

«)  Von  diesen  Reihten  wird,  tlieils  oben  UieiU  unten,  ausführlicher  gehandelt. 

6)  Näheres  unten  §.  214,  I.  Daher  kann  ron  ihnen  gegen  den  Hund  ,  als  solchen, 
Hochverrath  (in  dem  gesetzlichen  u.  üblichen  Begriff)  nicht  begangen  werden, 
obgleich  ein  Vergehen  gegen  ihn,  vermöge  der  eigenen  Staatsrerbindung ,  in 
welche  die  Bundespflicht  wesentlich  verflochten  ist,  cur  Strafe  eben  so  wohl 
angerechnet  werden  kann,  als  ein  gegen  den  eigenen  Staat  unmittelbar  begange- 
nes Verbrechen,  und  in  keinem  Fall  weniger,  als  eine  Rechtsverletzung  gegen 
einen  Auswärtigen  anderer  Art.  Ein  in  allen  Bundesstaaten  publicirtcr  Hc- 
schlufs  der  B.  V.  vom  18.  Aug.  1 836  verordnet:  dafs  «jedes  Unternehmen  gegen 
die  Existenz,  die  Integrität,  die  Sicherheit  oder  die  Verfassung  des  Bundes,  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten,  nach  Maasgabe  der  in  diesen  bestehenden  Gesetze, 
nach  welchen  eine  gleiche  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat  begangene  Handlung 
als  Hochvcrratlt ,  Ijundcsverruth  oder  unter  einer  andern  fi^Hennunfr  zu  richten 
wäre,  zu  bcurthcilen  und  zu  bestrafen  ist«.  — Dafa  auch  gegen  den  Bund  Hoch 
Herrath  begangen  werden  könne,  ward  angenommen,  in  den  Verhandlungen 
der  zweiten  Kammer  der  Landständc  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  6,  S.  78  ff.  — 
Die  Constitution  der  V  ereinigten  Staaten  von  Nordamerika  v.  17.  Sept.  1-87, 
Art.  3,  Num.  3,  erklärt  für  Vcrrath  gegen  die  V.  St.:  «wenn  Jemand  Krieg 
«egen  sie  erhebt,  oder  sich  mit  ihren  Feinden  verbindet,  oder  diesen  Hülfe 
leistet».  Diese  Bestimmung  ist  positiv,  und  die  Organisation  der  Couföderation 
der  V.  St.  ist  wesentlich  verschieden  von  derjenigen  des  T.  B.  —  Von  den 
HundesCaHzleijtcrtonen ,  oben  \.  i36,  Note  d. 

c)  Als  von  ihren  Regierungen  übernommene  Bundespflicht.  Vcrgl.  §.  184,  s»7  u. 
318.  —  «Der  B.  V.  liegt  ob:  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  (der 
Bundes  Acte)  übernommenen  Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  be- 
gründeten Anzeigen  der  Betheiligten  ergibt,  dafs  solche  nicht  Statt  gefunden 
habe,  zu  bewirken».  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  53.  Erklärung,  in  dem 
Präsidial  Vortrag,  in  der  zweiten  Sitzung  der  B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  oben 
§.  io5,  Note  6.  —  Aus  demselben  Grund,  und  nach  der  RechtsAnalogie ,  mufs 
dieses  gelten  auch  von  Bestimmungen,  welche  zum  Vortheil  der  Unterthanen 
auch  in  Grund  Verträgen  des  Bundes  aufser  der  BundesActc,  namentlich  in  der 
wiener  SchlufsActe,  festgesetzt  sind. 

rf)  Aufser  diesem  Fall,  sind  Schutzbriefe  und  sicheres  Geleite  in  dem  Wege  des 
Rechts  von  der  competenten  richterlichen  Behörde,  oder  aufsergerichtlich  im 
Weg  der  Gnade  von  der  Landesherrschaft  zu  ertheilen.  —  In  der  Fr.  Stadt 
Frankfurt  kann  die  B.  V.  Schutzbriefe  ertheilen  (§.  143). 


§♦  (151.) 
II)    Zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Sumtenve reinen. 

I)  Das  Rechtsverhaltnifs  des  Teutschen  Bundes  nach  Aufsen,  umfafst 
alle  Beziehungen,  die  ihm,  als  einem  Verein  politisch  unabhängiger 
Staaten,  als  einer  europäischen  G esammt macht,  gegen  auswärtige 
souverainc  Staaten   und  St aaten vetei ne  zukommen  Dasselbe 
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wird  begründet,  theiis  durch  die  Natur  der  politischen  Unabhängigkeit 
und  Einheit  des  Bundes,  theils  durch  Verträge.  11)  In  dieser  Hinsicht 
erliefe,  in  und  unter  dem  Namen  des  Teutschcn  Bundes,  die  Bundesver- 
sammlung, in  dem  ersten  Jahr  ihrer  Wirksamkeit,  an  jede  der  übrigen 
europäischen  Mächte,  auch  an  die,  welche  zugleich  Glieder  des  Bundes 
sind,  und  an  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  eine  formliche 
Notification  von  der  Feststellung  des  Bundes  b).  Verschiedene  dieser 
Mächte  ernannten  Gesandte  bei  dem  Bund  (§.  1 4-1  u.  f.),  una<  theilten 
ihm    von   ihnen   erlassene  öffentliche   Declaratiouen   formlich  mit  c). 

III)  In  seinem  souverainen  Machtverhältnifs,  stehen  dem  Bund  alle  Rechte 
zu,  deren  Ausübung  ihm,  in  solcher  Beziehung,  nach  dem  angenommenen 
Grundsatz  der  politischen  Einheit  sämmtlicher  Bundesstaaten,  von  den 
Bandesgenossen  übertragen  sind,  und  welche  das  Volkerrecht  einem  freien 
Staaten  verein,  als  dem  Vertreter  der  unter  ihm  vereinigten  Souverain- 
Staaten,  allgemein,  oder  nach  dem  Inhalt  besonderer  Verträge,  einräumt  d). 

IV)  Da  der  Bund  nur  auf  Gründung  und  Handhabung  eines  Rechtszustan- 
des berechnet  ist,  so  kann  und  mufs  seine  Politik  keine  geheime  sevn. 
Er  soll  Rechtsverletzungen  weder  zufügen,  noch  von  Andern  dulden  *). 

a)  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  11"$.  Dieses  Rechtsvcrhältnifs  der  Staatenrcreioe, 
ist  in  der  Regel  nicht  verschieden  von  demjenigen  einfacher  Staaten.  Vergl. 
Zvchsbia,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  und  das  rhein.  Rundesrecht, 
erläutert  in  e.  Reihe  von  Abhandlungen  (Heidelb.  1810.  8.),  S.  i4>  u.  ff.  — 
AU  eine  europäische  Gesammtmacht  ward  der  Hund  anerkannt,  vorläufig  schon 
in  dem  pariser  Frieden  v.  1814,  *Art.  6,  und  nachher  in  der  SchlufsActe  des 
wiener  Congresses,  Art.  53.    Vergl.  auch  unten  Note  c. 

*)  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  n.  Jim.  181%      ai*%  N.  I,  in  KlCbkk's 
Quellensamml.,  S.  a45  ff.    Vorausgegangen  war  eine  loco  dictaturae  gedruckte 
«Anmerkung  einiger  Punkte,   die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Bundes  betr., 
welche  in  der  vertraul.  Sitzung  v.  3.  März  1817  vorgekommen  sind».  —  Von 
allen  Mächten  liefen  anerkennende  Antwortschreiben  ein,  aufgenommen  Portu- 
gal, Sardinien,  die  Pforte,  u.  die  V-  St.  von  Nordamerika.  —  Wie  die  ange- 
führten Bekanntmachungsschreiben,  so  sollen  auch  alle  nachfolgenden  Schreiben 
der  B.  V.  an  auswärtige  Staatsregierungen,  die  Unterschrifl  fuhren:  *Der  TeuUche 
Bund ,  und  in  dessen  Namen  der  Kaiserlich  -Ocstrrichische  präjidirende  Gesandte  (in) 
der  Bundesversammlung* ,  und  (richtiger)  in  der  beigefügten  französischen  Ueber- 
setzung:  *  La  Confederation  Germanique,  et,  enSon  nom,  le  Minist rc  d'Autriche, 
President  de  la  Diele».    Der  angef.  Beschlufs  v.  1817,  a.    In  der  amtlichen 
französischen  Uebersetzung  des  PräsidialVortrags ,  in  dem  Protocoll  der  B.  V. 
v.  10.  Sept.  1819,  %.  120,  heifst  der  PräsidialGesandte,  «le  Ministre  de  S.  M.  h 
et  R.  Apostolique,  presidant  la  Dicte ».    In  der  BundesArte,  Art.  5,  heifst  er 
«der  Vorsitzende».    Rurliessen  hatte  vorgeschlagen:  «Der  verbündeten  Fürsten 
u.  Freien  Städte  Deutschlands  zur  B.  V.  abgeordnete  Bevollmächtigte  u.  Ge- 
sandte, u.  in  deren  Namen:  der  Vorsitzende  Raiserlich -östreichische  Gesandte *; 
Baiern:  «Der  der  B.  V.  präsidirende  Gesandte«,  und  «Le  Ministre,  presidant 
la  Dictev  (beide  in  d.  Protoc.  v.  11.  Mai  1817,  $.  168);   Würtcmberg:  «Der 
Vorsitzende  Gesandte  in  der  B.  V.»  (Protoc.  v.  181-,     195).    Mecklenburg  gab 
der  in  der  ConfercnzPum taliou  v.  3.  März  1817  aufgestellten,  nachher  in  dem 
Beschlufs  angenommenen  Formel  seinen  Beifall,  weil  die  «Ausfertigung  immer 
von  der  B.  V.  ergehe,  uud  der  Präsidircnde  die  Befugnifs,  solche  allein  zu 
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unterzeichnen,  nur  von  ihr,  ex  delegalione,  hernehmen  könne,  welches  auch 
durch  jene  Formel  wohl  ausgedrückt  sey».  Protoc.  v.  1817,  %•  fcine 
lateinische  Formel  der  Unterschrift,  ward  nur  allein  von  Kurhessen  vorgeschla- 
gen (Protoc.  v.  181-,  S-  »08),  aber  kein  Beschlufs  darüber  gefafst. 
<  )  So  die  auf  den  Staatsversammlungen  zu  Aachen  (1818)  u.  Laiback  (1811)  erlasse- 
nen Declaratiouen.  Protoc.  der  H.  V.  r.  1818,  %.  5;  v.  1811,  %.  134.  —  Im 
Sept.  i83a  notificirten  Frankreich.  Großbritannien  und  Rufsland  dem  T.  Bund 
die  von  ihnen  aus  Auftrag  der  griechischen  Nation  geschehene  Ernennung  des 
königl.  Prinzen  Otto  von  Baiern  «um  ErhkÖnig  von  Griechenland,  und  ersuch- 
ten um  dessen  Anerkennung.  Diese  ward  erklärt  durch  einen  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  4.  Oct.  i83«,  in  dem  Protoc.  v.  i83i,  §.  409,  in  RlCbkr's  Quellensam  ml 
Forts.  S.  "5. 

d)  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Seeräuherei  der  Bariaresken.  Protoc.  v.  181% 
§.  a36,  «90,  353,  4»5,  u.  Beilagen  66  u.  86.  (v.  GagkhVs)  Mein  Antheil  an  der 
Politik,  Abth.  LH,  S.  156—169.  —  Von  einem  antipiratischen  Verein,  s.  Protoc. 
v.  18»«,  §.  59.  F.  W.  Witticm  über  die  Secraubereien  der  Barbaresken.  Düsseid. 
1819.  8.  Vergl.  Protoc.  v.  1810,  §.  58.  Wider  die  Einmischung  fremder  Mächte 
in  innere  Angelegenheiten  des  T.  Bundes^  fafste  die  B.  V.  einen  Beschlufs  v. 
17.  Sept.  1834.  —  Als  auf  dem  Aachener  Congrefs  eine  Reibe  von  Stanriesher- 
ren,  iin  Sinn  der  teutschen  BundesActe,  wegen  Nichterfüllung  des  14-  Art.  die- 
ser Acte,  Beschwerde  gegen  ihre  Regierungen  geführt  liatte,  beschlossen  Oest- 
reieh,  Grofsbritannien,  Preufsen  und  Rufsland,  bei  jenen  Regierungen  für 
Erfüllung  des  14.  Art.  sieh  zu  verwenden,  weil  &  die  BundesActe  einen  Bestandteil 
der  wiener  CongrefsArte  bilde,  und  darum  die  Standesherren  berechtigt  seyen, 
die  Intervention  und  bona  offiieia  aller  Höfe,  welche  die  CongrefsActe  unterzeieh- 
net  haben,  und  eben  so  aller  Staaten,  welche  dieser  Acte  beigetreten  sind,  in  letzter 
Instanz,  in  Anspruch  zu  uehmen,  um  au  dem  Rerhtszustand  (Situation  legale) 
zu  gelangen,  welchen  die  SchlufsActe  des  Congresses  für  sie  festgesetzt  habe«. 
Man  sehe  das  Aachener  Protocoll  der  genannten  vier  Mächte,  vom  7.  Nov.  1818, 
in  KLÜsin's  QuellenSammluug,  1.  Fortsetzung,  S.  3,  besonders  S.  4«  6  u.  9. 
Eine  Folge  der  erwähnten  Beschwerden  und,  cum  Theil,  dieses  Protoeolls,  war 
ein  Beschlufs  der  Bundesversammlung  vorn  24.  Mai  1819,  bezweckend  die  Klag- 
iosstellung  der  beschwerdeführenden  Standesherren. 

0)  Wegen  Bcsorgnifs  einer  Gefahr,  welche  von  Seite  politischer  Mifsverhältuisse 
halber  nach  der  Schweiz  Geflüchteter  Teutschland  droben  könne,  erliefs  die 
B.  V.  im  Namen  des  T.  Bundes  eiue  Note  vom  6.  März  i834  au  den  Schweizer 
Vorort,  und  erhielt  von  diesem  eine  Gegennote  vom  18.  März.  Beide  stehen 
in  der  Allgeni.  Zeitung  v.  24.  März  i83^ ,  ordeutl.  u.  aufserord.  Beilage.  Hierauf 
folgte  von  Seile  der  B.  V.  eine  abermalige  Note  vom  1.  Mai  i834- 


§.  486.  (I52-.) 

Diplomatischer  Ferkehr  des  Bundes. 

Der  diplomatische  Verkehr  von  Seite  des  Bundes  mit  auswärti- 
gen Staaten,  wird  I)  durch  die  B.  V.,  dieses  verfassungsmäsige  Organ 
seines  Willens  und  Handelns,  besorgt,  und  zwar  immerhin  nur  in  Folge 
eines  förmlichen  Beschlusses.  Er  kann  Statt  haben  1)  entweder,  mit 
den  bei  dem  Bund  acci editirten  auswärtigen  Gesandten  ($.  144  11.  f.), 
mündlich   oder  schriftlich,  oder  a)  unmittelbar  mit  den  auswärtigen 
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Staatsregierungen,  durch  Schreiben  des  Bundes  (das  heifst ,  in 
seinein  Namen,  der  Bundesversammlung,  man  s.  oben  §.  187)  und  der 
auswärtigen  Regierungen«),  oder  durch  Gesandte,  die  von  dem  Bund 
abgeordnet  werden,  sey  es  iur  beständig,  oder  nur  vorübergehend  für 
einen  bestimmten  Zweck  und  Auftrag*).  II)  Bei  mündlichen  Verhand- 
lungen mit  auswärtigen  Gesandten,  soll  vor  aJlera  auch  der  Präsident 
der  B.  V.  in  analoger  Art  das  unmittelbare  Organ  derselben  seyn;  doch 
steht  ihr  frei,  demselben  einzelne  Gesandte  aus  ihrer  Mitte  zu  der  Ver- 
handlung beizugeben.  Bei  Anträgen,  oder  bei  Antworten  auf  solche,  ist, 
ohne  defshalb  einen  eigentlichen  schriftlichen  Notenwechsel  einzuleiten, 
zugleich  eine,  von  der  B.  V.  oder,  ausnahmweise,  von  dem  bestimmten 
Ausschufs  genehmigte  VerbalNotc  zu  übergeben,  welche  das  Wesent- 
liche der  Besprechung  enthält  Ist  die  VerbalNote  von  dem  Präsidium  zu 
erth eilen,  so  kann  dieselbe  eher. nicht  übergeben  werden,  als  bis  sie  von 
der  B.  V.,  oder,  ausnahm  weise ,  von  dem  bestimmten  Ausschufs  genehmigt 
ist  e).  IE)  Auswärtige  Gesandte  können  ihre  Noten,  nach  Gefallen, 
an  den  Bund  richten,  oder  an  die  B.  V.  oder  deren  Präsidiuni  ^).  IV)  Der 
Vorsitzende  Gesandte  hat,  in  der  Regel,  jede  von  einer  auswärtigen  Ge- 
sandtschaft erhaltene  Note  oder  Eröffnung,  der  B.  V.  in  der  nächsten, 
ordentlichen  oder  aufserordentlichen ,  Sitzung  mitztttheilen ,  oder,  atisnah  m- 
weise  ,  zuerst  einem  von  ihm  zu  erbittenden  Ausschufs  *). 

a)  Schreinen  der  sehweiser  Eidgenossenschaft  an  die  B.  V.,  iu  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  i8i-r,  $.  396,  Beil.  80,  S.  795. 

b)  Der  angef.  Beschluß  der  B.  V.  v.  12.  Juni  i8ir,  Nuin.  II  u.  IV.  —  In  der 
Regel,  sollen  nur  in  außerordentlichen  Fällen  Gesandle  geschickt  werden. 
Oben  §.  18s.  —  Für  schriftliche  Verhandlungen,  kann  die  PrasidialGesandschaft 
ausnab'mweise  für  nöthig  oder  nützlich  erachten,  sich  vorerst  nur  mit  einem 
hiecu  von  ihr  zu  erbittenden  Autschtus  der  ß.  V.  zu  benehmen ,  wo  man  unter 
eigener  Verantwortung  sich  su  vereinigen  hat,  ob  und  wie  fern  jeUt,  oder  noch 
nicht,  die  erhaltene  diplomatische  Mittheiluug  an  die  Gcsammtheit  bewirkt  wer- 
den solle;  doch  sollen  förmliche  officielle  Erklärungen  oder  wirkliche  Verhand- 
lungen diesem  Ausschufs  nicht  zustehen.  Ebendas.  Kum.  D,  9.  —  Wegen  An- 
gelegenheiten, die  das  Grof»herr.ogthum  iMxrmhurg  betrafen,  verhandelte  die 
B.  V.  mit  der  su  London  für  die  holländisch -belgischen  Handel  bestandenen 
Conferens,  bestehend  aus  Bevollmächtigten  von  Oestreieh,  Frankreich,  Grofs- 
britannien,  Preufsen  und  Rufsland,  durch  Vermittelung  der  östreichischen  und 
preußischen  Bundestagsgesandten  mit  den  östreichischen  und  preußischen  Be- 
vollmächtigten in  der  londner  Conferenr..  Man  vergl.  z.  B.  das  Protoc.  der 
ß.  V.  v.  18.  Juni  i83i,  in  der  Frank  f.  OPA  Zeitung  v.  ai.  Juli  i83* 

c)  Der  angef.  Beschluß  v.  1a.  Juni  1817,  IV,  L  Mündliche  Erklärungen,  ohne 
VerbalNote,  welche  der  prasidirende  Gesandte  einem  bei  dem  Bunde  aecredi- 
tirten  fremden  Gesandten,  auf  einen  von  demselben  in  gleicher  Weise  geschehe- 
nen Antrag  er t heilt  hat,  werden  von  der  Bundesversammlung  als  nicht  amtliche, 
als  blofse  Privatäufserungen  betrachtet.  Die  gegenseitig  in  solcher  Form  erfolgten 
Aeufserungen,  gelten  bei  ihr  für  nur  vorläufige  vertrauliche  Privatbesprechun- 
gen oder  pour  parlers,  mithin  als  unverbindlich  für  den  Bundestag.  So  in  einem 
(auf  Wiederzulassung  k.  belgischer  Zollbeamten  und  Gensdarmes  in  dein  luzcm- 
burger  Festungsbexirk  sich  beziehenden)  Vorgang  mit  dem  k.  französischen  Ge- 

16* 
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sandten,  im  Juni  bis  September  i833,  wo  die  B.  V.  in  einer  demselben  erthetlten 
AntwortNotc  vom  a6.  Sept.  erklärte:  dafs  sie  für  officiell  nur  denjenigen  Verkehr 
«wischen  dem  Präsidium  und  auswärtigen  Gesandschaften  erkenne,  welcher  von 
beiden  Seiten  mit  VerbalNoten  begleitet  ist,  und  wovon  jene  des  Präsidirenden 
das  Resultat  eines  Beschlusses  sind. 

d)  Ebcndas.  IV.  3.   Protoc.  v.  1821 ,  §.  i34. 

e)  Ebendas.  IV.  4.  —  Seit  i8a8  erscheinen  schriftliche  Verhandlungen  der  B.  V. 
mit  den  bei  dem  Bund  aecreditirten  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  nicht  mehr 
in  den  öffentlichen  Protocollen  der  B.  V.  —  Von  der  Sprache  in  dem  diplomat 
Verkehr  des  Bundes,  oben  %.  149.  —  Von  der  Untcrschrifi  der  B.  V.  §.  i85,  * 

§.    187.  (i52b.) 
Aeuisere  Rechte. 

Im  VerlifiltmTs  zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staatenvereinen, 
gebührt  dem  Tctitschen  Bund,  als  einer  unabhängigen  Gesaniintheit ,  das 
Vertrag-  und  Kriegsrecht.  Er  hat  also  das  Recht,  1)  rechtmäsigen 
Krieg  zu  fuhren;  nur  zu  seiner  Selbstvcrlheidigung  will  er  dasselbe 
ausüben ,  zu  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  und  äufsern  Sicherheit 
Teutschlands,  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen 
Bundesstaaten  «).  2)  Das  Recht  Frieden,  und  3)  andere  Verträge 
namentlich  Bündnisse  und  Handelsverträge,  zu  schließen,  und  Ga- 
rantie zu  versprechen,  oder  sich  versprechen  zu  lassen  c),  4)  Neutrali- 
tät in  Kriegen  anderer  Mächte  zu  beobachten,  und  sich  dabei  zu  schüt- 
zen f).  5 )  Das  acti ve  und  passive  Gesandschaftrecht,  oder  das 
Recht,  Gesandte  jeder  Art  zu  schicken  und  anzunehmen  6)  Das 

Recht  und  die  Pflicht,  seine  Mitglieder,  in  Ansehung  ihrer  Rechte  und 
Ansprüche  gegen  Auswärtige,  durch  wirksamste  Verwendung  zu  ver- 
treten, und  diese  Verwendung  und  Vertretung  so  weit  auszudehnen,  als 
nSthig  ist,  damit  denselben  volle  Sicherheit  und,  für  erlittene  Hechtsver- 
letzung, angemessene  Genugthuung  zu  Theil  werde/).  7)  Auch  für 
Unterthanen  eines  Bundesstaates,  soll  die  Bundesversammlung  bei  aus- 
wärtigen Staaten  sich  verwenden,  wenn  ihre  Staatsregierung  selbst 
darauf  anträgt  ff).  8)  Das  Recht  Staatsservituten  A)  auszuüben,  oder 
zu  gestatten,  so  weit  der  Bund  in  seiner  Gesammtheit  dazu  berechtigt, 
oder  verpflichtet  ist. 

it)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  35.  Der  Tcutsche 
Bund  ist  «ein  Bund  des  Friedens  und  der  Eintracht».  Protoc.  der  B.  V.  v. 
1.  Mai  i8»8. 

6)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  35.  —  Von  einem  mit  dem  päpstlichen  Hof 
zu  schliefsenden  Concordat,  s.  Blübkr's  angef.  Lebersicht  etc.,  S.  454  ff. 

t)  Die  Contrabenten  der  SchlufsActe  des  wiener  Congrcsses,  haben,  durch  wört- 
liche Einrückung  der  ersten  eilf  Artikel  der  BundesActe  (Art.  53  —  64),  und 
durch  Erklärung  der  ganzen  BundesActe  für  einen  Theil  der  SchlufsActe  (Art. 
64  u.  118),  die  Garantie  des  Bundes  übernommen  (§.  55). 

d)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  45  —  4".  —  Vergl.      189  u.  iqi 
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f)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  5o,  Num.  i.  Beschluß  der  B.  V.  v.  17.  Juni 
1817,  im  Eingang;  in  d.  Proioc.  v.  1817,  §.  117,  S.  461  der  Orig. Ausgabe.  — 
Nur  in  ausserordentlichen  Fällen,  sollen  von  Bundeswegen  Gesandle  ernannt 
werden.  Oben  \.  18».  —  Von  Gesandten  auswärtiger  Mächte  bei  dem  Bund, 
oben  §.  144  u.  181. 

O  Von  der  Verpflichtung  der  B.  V.  r.u  Vertretung  der  Bundesglieder  bei  auswär- 
tigen Mächten,  s.  wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  $7  u.  5o,  Num.  4.  Vergl. 
oben  %.  18«,  u.  unten  §.  189  u.  191.  Von  Vertretung  der  Unterthanen  eines 
Bundesstaates  durch  die  B.  V.,  unten  §.  318. 

Provisorische  CompctenzBestimmung  der  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  $.  *i3t 
lit.  C,  (§.  5)  Num.  3,  c.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  Fällen  dieser  Art,  s. 
in  den  Protocollcn  der  B.  V.  v.  5.  u.  i3.  Dcc.  1816,  §.43  u.  69;  desgl.  r. 
11.  Nov.  1816,  §.  17;  v.  5.  Der.  1816,  %.  44»  4^  n-  69;  v.  3o.  Jan.  u.  v.  8.  Mai 
1817,  %.  18  u.  159;  1818,  117,  18t  u.  i83;  1819,  §.  70;  1810,  §.  148;  i8a3t 
§.  tu;  1814,  §.  29.  —  Wer  sich  unmittelbar  an  die  B.  V.  wendet,  wird  vou 
ihr  an  seine  Landesregierung  verwiesen. 
A)  HicvoQ  unten,  |.  55g  u.  ff. 

■ 

} 

§.  188.  (152«.) 

V trletxung  einzelner  Bundesstaaten.    Pflichtmäsiyes  Verhalten 
derselben.    Dazwischenkunft  .des  Bundes. 

I)  Da  alle  Bundesstaaten  in  ihrem  politischen  Verein  eine  Gesammt- 
macht  bilden,  so  ist  Verletzung  eines  einzelnen  Bundesstaates  von 
Auswärtigen,  zugleich  Verletzung  der  Gesammtheit  «).  n)  Dagegen 
ist  jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  von  seiner  Seite  weder  Anlafs  zu  sol- 
chen Verletzungen  zu  geben,  noch  auswärtigen  Staaten  dergleichen  zuzu- 
fügen *).  Utt)  Begehrt  ein  Bundesstaat,  bei  einer  zwischen  ihm  und  einer 
auswärtigen  Macht  entstandenen  Irrung ,  die  Dazwischenkunft  des 
Bundes,  so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  solcher  Irrung,  und 
das  wahre  Sachverhältnifs  sorgfaltig  zu  prüfen.  Ergibt  sich  hiebei,  dafs 
dem  Bundesstaat  das  Recht  nicht  zur  Seite  stehe ,  so  hat  die  Bundesver- 
sammlung denselben  von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzumahnen, 
und  die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforderlichen 
Falls  zu  Erhaltung  des  Friedensstandes  geeignete  Mittel  anzuwenden. 
Im  Gegenfall  hat  sie  demselben  ihre  wirksamste  Vertretung  und  Ver- 
wendung (§.  187)  angedeihen  zu  lassen  c). 

«)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  36.  —  Erörterungen  und  Beratschlagungen 
Ober  Krieg  und  Frieden  des  Bundes,  findet  man  in  den  Protocollen  11,  i3  u.  14 
der  wiener  MinisterialConferenzen  v.  ai.,  »3.  u.  a5.  Jan.  1810. 

*)  Ebendas.,  Art.  36. 

')  Ebeadas.,  Art.  37,  und  Art.  5o,  Num.  4.  Vergl.  §.  187,  Num.  6,  und  unten 
$.119.  —  Eine  frühere  Bestimmung  enthält  die  provisor.  CompetenxBcstimmung 
der  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  %.  «3,  lit.  C,  (§.  5)  Num.  3,  d. 
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§.   iC9.  (|52««.) 

Gefahr  eines  Angriffs,  für  einzelne  Bundesstaaten,  oder  für  die  Ge- 
sammtheüj  selbst  bei  angetragener  Vermittlung.  Gefahr  einer  Verletzung 
der  Neutralität  Fertheidigungsmaasregeln, 

I)  Entsteht  ans  der  Anzeige  eines  Bundesgenossen,  oder  aus  andern 
zuverlässigen  Nachrichten,  Besorgnifs,  dafs  ein  einzelner  Bundesstaat,  oder 
die  Gesaramtheit  des  Bundes,  *ou  einem  feindlichen   Angriff  be- 
droht werde,  so  miifs  die  B.  V.  sofort  die  Frage,  ob  Gefahr  eines  sol- 
chen Angriffs  wirklich  vorhanden  sey,  in  Beratbung  nehmen,  und  darüber 
baldmöglichst  einen  Ausspruch  thun.    Wird  1)  die  Gefahr  von  ihr  aner- 
kannt, so  mufs,  gleichzeitig  mit  diesem  Ausspruch,  wegen  der  in  solchem 
Fall  unverzüglich  in  Wirksamkeit  zu  setzenden  VertheidigungsMaasrcgeln, 
ein  Beschlufs  gefafst  werden.  Beides,  jener  Ausspruch  und  dieser  Beschlufs, 
ergeht  von  der  engern  Versammlung,  die  dabei  nach  der  in  ihr  gel- 
tenden absoluten  Stimmenmehrheit  verfahrt  «).    Ein  solcher  Beschlufs  ver- 
bindet sämratliche  Bundesstaaten  zur  Theilnahme  an  den  vom  Bundestag 
nSthig  erachteten  VertheidigungsMaasregeln       "Wird  aber  2)  die  Vorfrage, 
ob  Gefahr  vorhanden  sey,  verneinend  entschieden,  so  bleibt  nichtsdesto- 
weniger denjenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr 
überzeugt  sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  VertheidigungsMaasregeln 
unter  einander  zu  verabreden  c).    II)  Wenn  in  einem   Fall,  wo  es  die 
Gefahr  und  Beschützung  einzelner  Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden 
Theile  auf  formliche  Vermittlung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe, 
in  so  fern  er  es  der  Lage  der  Sache  und  seiner  Stellung  angemessen  findet, 
unter  vorausgesetzter  ^  Einwilligung  des  andern  Theils,  diese  Vermittlung 
übernehmen;  jedoch  darf  dadurch  der  Beschlufs  wegen  der  zur  Sicherheit 
des  Bundesgebiets  (des  zu  dem  Bund  gehörenden  Staatsgebietes,  §.  78)  zu 
ergreifenden  Maasregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in  der  Ausführung 
der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Verzögerung  eintreten  <0- 
HI)  Traten  in  einem  Krieg  zwischen  auswärtigen  Mächten,  oder  in  andern 
Fällen,  Verhältnisse  ein,  welche  die  Besorgnifs  einer  Verletzung  der 
Neutralität  (§.  187)  des  Gebietes  der  Bundesstaaten  veranlassen,  so  hat 
die  B.  V.,  ohne  Verzug,  im  engern  Rath  die  zur  Behauptung  dieser 
Neutralität  erforderlichen  Maasregeln  zu  beschliefsen  * ). 

«)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  38. 

b)  Ebenda».,  Art.  41. 

c)  Ebenda».,  Art.  42. 
</)  Ebenda».,  Art.  43. 
r)  Ebcndas.,  Art.  45. 
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§.    190.  (152-.) 

Feindlicher  lieber  fall  Kriegserklärung.  Pflicht  der  Bundesstaaten  zur 
Theilnahme  an  dem  Krieg.    Ihre  freiwillige  Mehrleistung. 

1 )  Wird  das  zu  dem  Bund  gehörende  Gebiet  eines  oder  mehrerer 
Bundesstaaten,  von  einer  auswärtigen  Macht  feindlich  üb  er  (allen,  so 
tritt  sofort  der  Stand  des  Kriegs  ein;  es  mufs  in  diesem  Fall,  was 
auch  ferner  von  der  B.  V.  beschlossen  werden  mag,  ohne  weitern  Verzug 
zu  den  erforderlichen  VerthcidigungsMaasregeln  geschritten  werden  «). 
D)  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  formlichen  Kriegserklärung  genäthigt, 
so  kann  solche  nur  von  der  B.  V.,  und  zwar  in  dem  vollen  Rath,  nach 
der  für  denselben  vorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen 
( §.  (25),  beschlossen  werden  III)  Die  auf  solche  Art  ausgesprochene 
Kriegserklärung,  verpflichtet  sämmtliche  Bundesstaaten  zu  unmittelbarer 
Theilnahme  an  dem  gemeinschart  liehen  Krieg  <?)>  zu  Neutralität  ist  kei- 
ner berechtigt.  IV)  Bei  ausgebrochenera  Krieg,  steht  jedem  Bundesstaat 
frei,  zur  gemeinsamen  Vcrthctdigung  eine  grofsere  Kriegsmacht  zu 
stellen,  als  sein  BurtdesContingent  beträgt;  es  kann  jedoch  in  dieser  Hin- 
«cht  keine  Forderung  an  den  Bund  Statt  finden  <*). 

■ 

<j)  Wiener  Schluf»A*te  v.  1810,  Art.  39. 

A)  Ebenda».,  Art  40.    Klübeh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  43a 
r)  Ebenda».,  Art.  4>* 
d)  Ebenda».,  Art.  44. 


§•    491.  (|5.A) 

Krieg,  den  ein  Bumlesglicd  als  europäische  bundesfreie  Macht  beginnt- 
St  enn  ein  solches  in  seinen  bundesfreien  Besitzungen  bedroht,  oder 

angegriffen  wird. 

I)  Beginnt  ein  Bundesglied,  das  zugleich  Oberhaupt  eines  zu  dem 
Bunde  nicht  gehörenden  Staatsgebietes  ist,  in  dieser  Eigenschaft,  sey  es 
mit  einem  Bundesglied  derselben  Art«),  oder  mit  einer  zu  dem  Bund 
nicht  gehörenden  Macht,  einen  Krieg,  so  bleibt  derselbe,  da  er  die  Ver- 
hältnisse und  Verpflichtungen  des  Bundes  nicht  berührt,  dem  Bunde 
fremd  Für  den  Bund  treten,  in  solchem  Fall,  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Neutralität  eine).  Im  einzelnen  Fall  kann  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  Statt  finden,  wie  die  hier  zunächst  folgende 
Bestimmung  der  wiener  SchlufsActe  ausdrücklich  festsetzt«  D)  In  denen 
Fällen,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen  aufs  er  dem  Bund  gelegenen 
Besitzungen  bedroht  oder  angegriffen  wird,  tritt  für  den  Bund  die 
Verpflichtung  zu  gemeinschaftlichen  Ve  rtheidigungsMaasregeln,  oder 
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zu  Theilnnhmc  und  Hülfleistu  ng,  nur  in  so  fern  ein,  als  derselbe, 
nach  vorgängiger  Berathung  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Ver- 
sammlung, Gefahr  für  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebiete  erkennt. 
Dann  finden  die  oben  (§.  189)  angegebenen  Bestimmungen,  hier  gleich- 
mäsig  Anwendung  d). 

«)  Es  versteht  sich,  nach  Art  11  der  BundcsActe,  dafs  in  diesem  Fall  1)  die 
Ursache  des  Streites  auf  beiden  Seiten  den  Bundesverhältnissen  durchaus  fremd 
seyn  müsse;  ?)  dafs  der  Krieg  nicht  auf  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Staaten 
des  einen  und  des  andern  Theils  ausgedehnt  werden  dürfe.  Das  Letzte  wird 
auch  durch  die  wiener  SchlufsActe,  Art.  45,  (verbis:  «.oder  in  andern  Fällen») 
bestätigt.  Ycrgl.  L.  v.  Drrsch  Beiträge  zu  dem  üftcntl.  Bccht  des  deutschen 
Bundes.  Tüb.  i8sa,  S.  5o  ff.  Im  vorkommenden  Fall,  kann  die  Ausmittlung 
der  Grcnzscheide  grofsen  Schwierigkeiten  unterliegen;  wie  denn  überhaupt  die 
Hriegsverhältnissc  derjenigen  Bundesglieder,  welche  zugleich  bundesfreie  Staa- 
ten beherrschen,  die  bedenklichste  Seite  des  Bundes  bilden.  —  Wenn  es  oben 
heifst:  «auf  beiden  Seiten»,  so  deutet  dieses  auch  auf  den  Fall  eines  Kriegs 
zwischen  Bundesglicdern ,  von  welchen  nur  dtis  eine  souveraine  Besitzungen 
außer  dem  Bunde  hat 

6)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  46.    Von  dem  eigentlichen  Sinn  der  in  diesem 
Art.  vorkommenden  Ausdrücke:   «in  seiner  Eigenschaft  als  europäische  Macht 
a.  unten  %.  a38. 

c)  Baiern,  Holstein,  und  die  Bevollmächtigten  der  vereinigten  Fürsten  und  Freien 
Städte,  verlangten,  in  den  wiener  Confercnzcn,  ausdrückliche  Festsetzung  der 
Neutralität  des  Bundes,  für  den  Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser 
dem  Bund  besitzen,  mit  Andern  (Auswärtigen)  oder  unter  sich  in  Krieg  geratheu. 
KUbfb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  n,  S-  35t  f.,  3;8,  4*3,  43i  u.  483  ff. 
Aber  es  ward  solche  (als  sich  von  selbst  verstehend)  von  den  übrigen  nicht  für 
nöthig  oder  nützlich  erachtet.   Vergl.  unten  §.  aai,  Note  a. 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8«o,  Art.  47. 

i 

Waffenstillstandes-,  Friedens-,  und  andere  Unterhandlungen  ftir  Bundes- 
kriege.  Amiahme  und  Bestätigung  eines  Friedensvertrags. 

1}  Nach  einmal  erklärtem  Bundes  krieg,  ist  nur  die  Gesa  mm  t- 
heit  der  Bundesglieder,  durch  ihr  Organ,  die  Bundesversammlung,  be- 
rechtigt, 1)  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einzugehen,  und  2)  Waf- 
fenstillstand, oder  3)  Frieden  zu  schliefsen  <*)♦  Kein  einzelnes 
Mitglied  des  Bundes  ist  hiezu  einseitig  berechtigt  *),  selbst  dann  nicht, 
wenn  es  aufserhalb  des  Bundes  Besitzungen  hätte  e),  und  in  dieser  Hin- 
sicht als  europäische  Macht  ( §.  191)  betrachtet  würde;  auch  nicht  zu 
Anrufung  seiner  Cont ingentTruppen,  noch  zu  Neutralität,  in  An- 
sehung seiner  unter  dem  Bund  begriffenen  Besitzungen  (§.  187  u.  222). 
II)  Erfolgen  von  Seite  des  Bundes  Unterhandlungen  über  Abschltils 
des  Friedens,  oder  eines  Waffenstillstandes,  so  hat  die  Bundesver- 
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Sammlung  zu  specieller  Leitung  derselben  einen  Ausschufs  zu  be- 
stellen, zu  dem  Unterhandlungsgeschäft  selbst  aber  eigene  Bevoll- 
mächtigte zu  ernennen,  und  sie  mit  gehörigen  Instructionen  zu  verse- 
hen «0«  ID )  Die  Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedensver- 
trags kann  nur  von  der  Bundesversammlung,  in  der  vollen  Versamm- 
lung, geschehen  «). 

a)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  5o,  Num.  3. 

*)  BundesArte,  Art.  11.  Politische  Fragen  des  BundestagsAusschusscs ,  in  Bezie- 
hung auf  des  Teutschen  Bundes  völkerrechtliche  Verhältnisse  des  Kriegs  und 
Friedens,  loco  dictaturae  gedruckt  (S.  681— 683)  als  Beilage  48  *u  dem  Protoc. 
der  B.  V.  v.  ao.  Sept.  1819,  §.  ai5.  Klvbih's  Acten  de*  wiener  Congr.,  Bd.  D, 
S.  356  ff.,  4i3  ff.,  43o—43i,  485,  499  u.  53a. 

r)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  48. 

<0  Ebenda« ,  Art.  49. 

<•)  Ebenda«.,  Art.  49.   Vergl.  oben  $.  n3. 


V.     C  A  P  I  T  E  L. 

VertheidigungsSystem  des  Bundes. 

§•   193.  (153*.) 
Uebersicht. 

Der  Sicherheitzweck  des  Teutschen  Bundes  gebietet  ein  angemessenes 
VertheidigungsSystem,  nach  den  Regeln  der  Kriegskunst.  Bei  Ein- 
richtung, Handhabung  und  Anwendung  desselben,  mufs  die  verfassungsmff- 
sige  Rechtsgleichheit  aller  Bundesgenossen  (§.  21 3),  als  oberster 
Grundsatz  gelten.  Die  Gesamratheit  der  Bundesstaaten  erscheint  darin  als 
selbstständige  Haupt-  und  Gcsammtmacht,  jeder  einzelne  Bundesstaat 
als  gleichberechtigter  Macht-  und  Bundesgenofs,  und  selbst  der 
kleinste  nicht  als  blofser  Hiilfsgenofs  (Alliirter),  auch  nicht  des  oder  der 
Mächtigsten.  Es  kommen  dabei  in  Betracht:  I)  die  Matrikel  oder  der 
Anschlag  der  jedem  einzelnen  Bundesstaate  für  den  gemeinschaftlichen 
Zweck  verbältnifsmäsig  obliegenden  Leistungen,  sowohl  an  Geld  als  auch 
an  Mannschaft  (Trnppenzahl  oder  Contingent);  11)  die  Kriegsver- 
fassung des  Bundesheeres,  nämlich,  1)  die  Eintheilung  des  Heeres 
in  Brigaden  und  ArmeeCorps,  diese  entweder  ungemischte  (aus  Trup- 
pen eines  einzigen  Bundesstaates  bestehende)  oder  gemischte  (combinirte, 
d.  h.  aus  Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzte),  jedes  Corps 
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nach  den  verschiedenen  Waffengattungen  kunstmäsig  zusammengesetzt ; 
Festsetzung  2)  der  Bewaffnungsart,  insonderheit  de*  Calibers  bei 
den  Feuergewehren  und  dem  groben  Geschütz;  3)  der  Art  der  Waffen- 
Übungen  ( ExercirRcglement ) ,  und  4)  des  Felddienstes;  5)  Fuhr- 
und  Pflegwesen;  6)  Lazareth wesen;  7)  Kriegsgesetze  und 
Kriegsartikel;  8)  der  Oberbefehl,  das  Obcrcommando  mit  dem  dazu 
gehurigen  Generalstab;  III)  Bundesfestungen  und  andere  Befestigungs- 
werke. 


§.   194.  (J53M 

Obliegenheit,    Verhandlungen  und   Beschlüsse  der  B.  V,  Militär. 
Ausschuss.    MilitärCentralCommission.  MUitärLocalCommission. 

MiläärCommissionsCanzleu 

I)  Da  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  ist,  die  auf 
das  Militärwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  Einrichtungen,  und  die  zur 
Sicherste] lung  seines  Gebietes  erforderlichen  Vertheidigungsanstalten  zu 
beschliefsen  «),  so  hat  dieselbe  alle  oben  genannten  Gegenstände  in  Betrachtung 
genommen  *),  und  die  nothigen  Bestimmungen  festgesetzt.  II)  Sie  hat  zu 
Vorbereitung  der  Beschlüsse,  einen  aus  sieben  Mitgliedern  der  B  .V.  beste- 
henden Militär  Ausschufs  ernannt  c),  welchem  die  vorläufige  Erörterung 
und  Bearbeitung  der  Militäraiigelegenhciten  übertragen  ward.  III)  Zur 
Hülfe  für  diesen  Bundestags  Ausschufs  und  die  B.  V.,  namentlich  für  rein 
militärische  Arbeiten  und  Berathungen,  ist  überdiefs  eine  »Mili- 
tärCom  mission  der  Bundesversammlung«,  als  »zeitlicher  tech- 
nischer Beistand «  derselben,  am  Bundestag  angeordnet  rf).  Dieselbe  soll 
bestehen  aus  sechs  MilitärBevollmächtigten ,  jeder  wenigstens  vom  Rang 
eines  StabsofTiciers ,  und  zwar,  unbeschadet  der  Gleichheit  der  Rechte,  in 
Hinsicht  auf  die  verschiedenen  ArmeeCorps,  aus  einem  östreichischen, 
einem  preufsischeo  und  einem  baierischen,  dann  aus  einem  von  jedem  der 
drei  gemischten  Corps,  nach  eigener  Uebereinkunft  der  bei  diesen  bethei- 
1  igten  Bundesglieder,  doch  so,  dafs,  neben  dem  CorpsBevollmächtigten  und 
stimmführenden  Mitglied,  auch  für  jede  Division  der  gemischten  Corps, 
ein  Abgeordneter  den  CommissionsSitzungen  als  DivisionsBevoIImächtigter 
beiwohnen  darf.  Diese  MilitärCommission  ist,  in  ihrer  Gesammtheit,  eine 
der  B.  V.  untergeordnete  Behörde;  ihre  einzelnen  Mitglieder  sind  nur  den 
sie  bevollmächtigten  Regierungen,  für  die  von  diesen  erhaltenen  besondern 
Aufträge,  verantwortlich.  Eine  eigene  Milit  ärCommissionsCan  zlei, 
besorgt  die  Canz'eigesch;  fte  IV)  Dieser  militärischen  CcntralCom- 
mission,  wurden,  zu  Erleichterung,  Leitung  und  Prüfung  ihrer  Arbeiten, 
verschiedene  militärische  LocalCommissio uen  untergeordnet.  Sie  wur- 
den ernannt,  theils  für  die  Auswahl  neu  zu  befestigender  Plätze,  theils  zu 
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ortlichen  Untersuchungen  und  Aufnahmen,  und  zu  defshalb  zu  erstattenden 
Gutachten/).  V)  Da  die  Kosten,  welche  auf  die  Militä'rCentralComniis- 
sion  und  ihre  Canzlei,  und  auf  die  LocalCommissionen  zu  verwenden  sind, 
das  gemeinsame  Interesse  des  Bundes  betreffen,  so  haben  alle  Bupdesglieder 
einzeln,  und  zwar  nach  dem  Fufs  der  Matrikel,  das  Nothige  beizutragen; 
nur  mit  Ausnahme  der  auf  den  Druck  der  Milita'rComraissionsProtocolle 
zu  verwendenden  Kosten,  welche  aus  der  BundesCanzIeiCasse  (§.  i36)  zu 
bestreiten  sind  e).  VI)  Ueberdiefs  hat  die  B.  V-  einen  dreifachen  Inbegriff 
von  Hauptbestimmungen  für  das  Kriegswesen  errichtet:  i)  eine  Geld-  und 
eine  Contingent Matrikel ,  2)  ein  organisches  Bundesgesetz,  über 
die  KriegSTerfassun g  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
und  wesentlichen  Bestimmungen,  3)  nähere  Bestimmungen  der 
Kriegs  Verfassu  ng  des  T.  Bundes;  von  welchen  allen  hier  einzeln  zu 
handeln  ist. 

• 

a)  Wiener  SchlufsActc  v„  i8ao,  Art  11.  —  Schon  in  den  wiener  Congrefs Ver- 
handlungen, wurden  diese  Gegenstände  an  die  B.  V.  verwiesen.  Rlübfh's  Acten 
etc.,  Bd.  II,  S.  11.  f.  —  L'ebersichtliche  Darstellung  der  Militärverhältnisse 
des  deutschen  Bundes,  aus  dem  Gesichtpunktc  des  öffentl.  Rechts  u.  mit  einigen 
rosmopolitischen  Anmerkungen.  Main»  i833.  8.  —  Versuch  einer  Fntwirhelung 
der  Briegsvcrf.  des  deutsch.  Bundes  v.  Dr.  Frhrn.  v.  Leonhard),  Frankf.  i835.  8. 

6)  Schon  in  der  zweiten  PräliminärConfercnz  v.  9.  Oct.  1816,  wurden  die  Militär- 
Verhältnisse  als  dritter  Berathungspunkt  aufgestellt.  In  dem  zweiten  Protoc. 
der  dritten  Sitzung  der  B.  V.  v.  i4-  Nor.  1816,  §.4*  ward  defshalb  \  crlafs 
genominen.  Seitdem  sind  dieselben  am  Bundestag  fortwährend  ein  Hauptgegen- 
stand der  Verhandlungen  gewesen. 

c)  Beschluß  in  d.  Protoc.  v.  9.  Apr.  1818,  %.  85,  S.  vergl.  mit  §.  87.  S.  328 
der  Orig.  Ausg. 

tf)  Beschlufs  der  B.  V.  über  die  Zusammensetzung,  den  Wirkungskreis,  und  den 
Geschäftgang  der  (in  den  Verhandlungen  zuweilen  auch  MilitärCentralCommission 
benannten)  JlfilitärCommijsion ,  in  dem  Protoc.  v.  i5.  März  1819,  %.  37;  in  der 
QuartAusgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  VO,  S.  117,  auch  in  v.  Mehkr's 
Staatsarten,  Th.  B,  S.  io3.  Frühere  Verhandlungen  wegen  Anordnung  einer 
Commission  dieser  Art,  in  d.  Protoc.  v.  1S19,  §.  4;  v.  1818,  5-  85*  '°9 
Das  vorhin,  in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  9.  Apr.  1818,  §.  85,  be- 
standene MiltiärConutc  ward  aufgelöst  durch  einen  BeschlüTs  v.  n.  Oct.  1818 
(Protoc.  v.  1818,  §.  i3/|).  —  Schon  auf  dem  wiener  Congrefs,  ward  die  Wieder- 
setzung eines  Militär  Ausschusses  versucht.  KLÜnrVs  Acten  etc.,  Bd.  II,  'S.  89, 
io3,  110  fF.  u-  19'.  —  Zu  dem  Wirkungskreis  der  M.  C.  rechnet  der  angef.  Be- 
schlufs v.  1819:  1)  Lieferung  der  ihr  von  der  B.  V.  oder  von  deren  Militär- 
Ausschuß»  aufgetrageneu  Arbeiten;  1)  Aufmerksamkeit,  dafs  alle  Contingente 
des  Bundesheeres  in  Bereitschaft  gehalten  werden;  3)  Aufsicht  über  die  Bun- 
dcsfeslungen  und  den  Militärdienst  darin»  4)  unmittelbare  Leitung  der  fortifica- 
torischen  Arbeiten,  wefshalb  die  MÜitärLocalCommissioncn  und  die  Gouver- 
neure und  Commandantcn  der  Bundesfestungen  an  sie  gewiesen  sind.  —  Eine 
eigene  Gute  hat  die  M.  C.  nicht;  wegen  der  benöthigten  Gelder,  hat  sie  skh 
an  den  Bundestags Ausschufs  zu  wenden.  Die  M.  C.  fafst  ihre  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit;  im  Fall  einer  Gleichheit  der  Stimmen,  legt  sie  die  ver- 
schiedenen Meinungen  dem  Bundestags Ausschufs  vor,  mit  welchem  nur  allein, 
nicht  mit  der  B.  V. ,  sie  unmittelbar  zu  verhandeln  bat,  und  zwar  in  der  Begel 
mittelst  schriftlicher  Berichte.    Den  t'orsitz,  welcher  einzig  die  Geschäftfuhrung 
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betrifft,  fuhrt  der  Bevollmächtigte  der  nach  der  BundcsArte  zuerst  stimmenden 
Regierung  (Oestreich).  Die  Fnllmuchtrn  der  7.11  der  M.  C.  Bevollmächtigten 
werden  bei  der  B.  V.  übergeben,  welche  beglaubigte  Abschriften  davon  der 
M.  C.  zuferligt.  —  Die  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Errichtung  der  Mi- 
litärCommission,  und  mit  derselben,  findet  man  angezeigt  in  den  Registern  über 
die  Protocollc  der  B.  V.,  voc.  MilitärCommission  und  MilitärV  erhältnisse.  — 
Die  Protocollc  der  MilitärCommiuion  werden  auf  Rosten  der  BundcsCanzleicasse 
loco  dictaturac  gedruckt.  Vom  19.  März  1819  bis  zu  dem  8.  Juni  i838,  waren 
auf  solche  Art  Protocolle  über  179  Sitzungen  gedruckt  erschienen,  iu  3984  §§• 

<•)  Registratur  über  die  vertraut.  Sitzung  v.  33.  März  1819,  S.  ii5  der  Orig.Ausg. 

/)  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  1«.  Oct.  1818,  %.  i3/»,  Num.  4  u.  5,  u.  Beilagen  35  u.  3t, 
S.  573  f.  u.  597.  Beschluft  v.  5.  Oct  1820,  in  d.  Protor.  v.  1820,  §.  164.  Re- 
gister über  das  Protocoll  der  MilitärCommission,  voc.  Instructionen  und  Mit- 
glieder der  LoralCommissionen.  —  Die  Orte,  wohin  diese  LocalCommissioncn 
zeither  gewiesen  wurden,  sind:  Ulm,  Rastatt  und  Donaueschingen,  Gcrmcrsheim, 
Homburg  bei  Zweibrücken,  Mainz,  Landau,  Luxemburg. 

g)  Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  6.  Aug.  1819,  §.  166,  Num.  5,  u.  v.  1821, 
$.  a8,  vcrgl.  mit  den  Protoc.  v.  1819,  §.  \5j  u.  217.    Von  der  Rechnung  für  die 
MilitärCommission,  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18*1,  §.  ao5,  Protoc.  der  Militär 
Comroission     a3.  Märe  18«,  §.  186. 

§.    195.  (|53«.) 
/.    Bun  desMatrikel, 

für  Geldbeiträge    und  Manuschaftstc  llun g. 

I)  Für  den  Zweck  des  Bundes,  ist,  so  oft  es  nö'thig,  verhältnifsraasi^ 
von  jedem  Bundesglied  ein  Geldbeitrag  zu  liefern  (§.  181),  und  für  das 
Bundesheer  vorschriftmä'sig  ausgerüstete  Kriegsmannschaft  zu  stellen. 
Für  jede  dieser  beiden  Arten  von  Leistungen    besteht    eine  Matrikel. 

II)  Die  Geldmatrikel  ist  zweifach:  1)  für  BundesCanzleibedürf- 
nisse,  wozu  jeder  der  sieben^ehn  Viril-  und  CuriatStimmberechtigten  des 
engern  Baths  jedesmal,  wenn  die  B.  V.  es  für  nüthig  erklärt,  2000  Gul- 
den im  24  Guldenfufs  an  die  BundescanzleiCasse  zu  liefern  hat 
(§.  »36);  2)  für  andere  Geldbedürfnisse  des  Bundes,  welche  in  die 
Bundescasse  oder  BundesmatrikularCasse  (§.  i36),  für  augen- 
blickliebe Kriegszwecke  aber  in  die  Kricgscasse  des  Bundes  (§.  181), 
fliefsen,  und  wozu  jedes  einzelne  Bundesgiied,  nach  dem  Maasstab  der 
Bevölkerung  seines  zu  dem  Bund  geborenden  Gebietes,  beizutragen  hat. 

III)  Die  Mannschaft-  oder  KriegsContin  gentMatrikel  bestimmt 
"  die  Truppenzahl  nach  den  verschiedenen  Waffengattungen ,  w  elche  jedes 

Bundesglied,  ebenfalls  nach  dem  Maasstab  der  Bevölkerung  seines  Landes, 
zu  dem  Bundeshecr  zu  stellen  hat.  IV)  Durch  einen  Beschlufs  der  B.  V. 
in  ihrem  Protocoll  vom  20.  August  1818,  §.  210,  ward,  sowohl  für  die 
Geldbeiträge  an  die  BundesmatrikularCasse,  als  auch  für  die  Mannschaft- 
stellung,  die  Volkszahl  «)  jedes  Bundesstaates  als  provisorische  Ma- 
trikel *)  für  die  nächsten  fünf  Jahre  festgesetzt.    Späterhin  beschlofs  die 
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B.  V. ,  dafs  binnen  der  fünf  Jahre  keine  Veränderung  dieser  Einwohner- 
zahl In  der  Matrikel  Statt  haben  könne,  hingegen  jede  nachfolgende  Ver- 
mehrung in  dieselbe  aufzunehmen  sey  <*).  V)  Durch  einen  Beschlufs  des 
engern  Raths  der  U.  V.  vom  12.  Juli  i8a3  ward  festgesetzt,  dafs  die  be- 
stehende provisorische  Matrikel  so  lang  fortdauern  müsse,  bis  eine  neue  zu 
Stande  gekommen  seyn  werde  <0-  VI)  Für  die  Bedürfnisse  der  Bundes  - 
oder  BundesmatrikularCassc  im  Friedensstand,  ward  zeither  jedesmal  die 
runde  Summe  von  3o,ooo  Gulden  im  24  Guldenfufs  bewilligt 

«)  Erörterungen  in  der  B.  V.  über  den  Maasstah,  welcher  bei  der  Matrikel  r.um 
Grunde  zu  legen  sey,  oh  der  Flächeninhalt,  oder  die  Bevölkerung,  oder  die 
Staatseinkünfte,  oder  eine  vermischte  Grundlage;  besonders  in  dem  Commis- 
sionsßcricht,  Beilage  -4,  zu  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Juli  1817,  §.  338; 
desgl.  in  dem  Protoc.  v.  1814  <  §•  besonders  in  dem  Oldenburg.  Votum. 

Andere  Verhandlungen  zeigen  die  Register  der  Protocolle  v.  1817  — 1819  an, 
voc.  Matrikel. 

/.)  Man  findet  diese  Matrikel  oder  vielmehr  Bevölkerungsliste  der  Bundesstaaten, 
inil  den  durch  den  Beschlufs  v.  4.  Febr.  1819  (Protoc.  %.  19)  nachgetragenen 
Aenderungen,  in  den  Protor.  der  B.  V.  v.  18a t,  als  TabelleZiffer  1,  S.  287  der 
Orig.Ausg.,  und  mit  den  durch  den  Beschlufs  der  B.  V.  vom  12.  Juli  181-* 
(Protoc.  79)  nachgetragenen  Aenderungen,  unten  in  der  in  dem  Anhang  be- 
findlichen Tabelle  Mum.  I,  unter  der  Rubrik:  Seelenzahl.  —  Die  Quoten  der 
einzelnen  Bundesglieder  bei  einer  Bewilligung  von  3o,ooo  Gulden,  findet  man 
in  den  Protoc.  v.  i8ai,  %.  säg,  S.  703,  v.  i83i,  3o.  April,  und  unten  im  Anhang, 
Num.  DL  Zu  jener  Summe  haben  z.  B.  beizutragen:  Oestreirh  9,430  Fl.  5oKi\, 
Preufsen  7,880  Fl.  3o  Kr.,  Baiern  3,54o  Fl.  4a1/,  Kr.,  Baden  994  Fl.  35  Kr., 
HesscnUomburg  19  Fl  55  Kr.,  HohenzollcrnHeehingcn  14  Fl.  a5  Kr.,  Liechten- 
stein 5  Fl.  3o  Kr.  —  Von  einem  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  i8a8  beigelegten 
Streit  unter  den  Fürsten  der  Jüngern  Linie  des  fürstlichen  Hauses  Jteuss  (Schleiz 
c.  Lobenstein  und  Ebersdorf)*  über  den  unter  ihnen  für  die  Bundesmatrikular- 
Leistungen  anzunehmenden  Theilungsmaasstab,  s.  man  die  Protoc.  der  B.  V. 
v.  i8a4,  §.  ia,  6->  u.  ~o,  u.  verschiedene  von  beiden  Theilen  bei  der  B.  V.  in 
Umlauf  gesetzte  Druckschriften.  Yergl.  oben  117,  VI.  Dieser  Streit  führt 
auf  die  seinem  Gegenstand  ähnliche  Frage:  ob  ohne  Zustimmung  des  Bundes, 
zwischen  einzelnen  Bundesgliedern  eine  Ycrthcitung  ihrer  matrikularmäsigen 
Leistungen,  abweichend  von  der  Bundcsmatrikel,  rechtsgültig  erfolgen  könne,  sey  4 
es  durch  Vertrag,  oder  durch  von  ihnen  veranlagten  schieds-  oder  austrägal- 
richterlichen  Spruch? 

r)  Protoc.  v.  4.  Febr.  1819,  §.  19.  —  Kurhessen  und  Luxemburg  erhöheten  ihre 
in  die  provisorische  Matrikel  eingetragenen  Angaben,  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
19.  —  Von  den  MatrikularAcnderungen  in  den  sachsischen  Herzogt  hörnern, 
seit  1827,  s.  die  folg.  Note  d.  Nach  einem  glaubwürdigen  Verzeicbnifs  der 
Volksmenge  sämmtlicher  Bundesstaaten  im  J.  i83a,  in  der  Allgemeinen  Zeitung 
vom  a4.  Juli  i833,  aufserord.  Beilage  a6a,  betrug  die  Gesammtzahl  der  Ein- 
wohner in  sämmtlichen  im  Bunde  vereinigten  Ländern  36,a8i,578,  worunter 
Oestreich  mit  10,964,395,  Preufsen  mit  10,081,214.  Danach  würde  die  Streit- 
mann&chaft  des  Bundes,  zu  1%  von  der  Bevölkerung  berechnet,  bestehen  in 
36i,8i5  Mann,  während  die  Bundesmatrikel  von  1818  sie  auf  nur  3oaTa7a  setzt. 

«0  Protoc.  v.  i8n3,  139.  Oldenburg  genehmigte  diesen  Beschlufs  nicht.  Protoc. 
v.  i8a4»  §•  •1-  ~ "  Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  für  Errichtung  einer  de- 
tnitivm  Matrikel  bei  der  B.  V.  fortgesetzt.    Man  sehe  z.  B.  die  Protocolle  von 
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i8i3,  %.  ioi  ;  v.  1814,  11  u.  43.  —  Die  Aenderungen,  welche  die  durch  die 
Succession  in  die  S.Gothaischen  Lande  108  d)  erfolgten  Territorial  Verhält- 
nisse nöthig  machten ,  wurden  fiir  die  Geldbeiträge  (nicht  auch  für  die  Mann- 
schaftstcllung)  festgesetzt  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  n.  Juli  1817,  %.  79. 
e)  Man  s.  die  Protocolle  der  B.  V.  v.  i8i4i  »35;  i8«5,  81;  »817,  §.  3;  1828, 
5.  Die  Unterhaltung  der  drei  Bundesfestungen  fordert  ungefähr  145,000  Gul- 
den im  14  Guldcufuf»  (§.  an,  h).  —  Die  Rechnung  über  alle  Bundesmatrikular- 
Hei träge  wird  der  B.  V.  übergeben,  die  solche  durch  eine  Commission  prüfen 
läfst.  Protor.  v.  181 1 ,  %.  18  u.  mob.  Ein  Bericht  über  den  Stand  dieser  Casse, 
wird  angeführt  in  d.  Protoc.  v.  i8a3,  $.  81 


//.    Kriegsverfassung  des  Bundes, 

A )    In  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  ivesentlivhtn  Bestimmungen. 

Die  »Ki  iegsverfassu  ng  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen 
Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen  * ,  ist  von  der  B.  V.  durch 
ein  so  genanntes  organisches  Bundesgesetz  vom  9.  April  1851  «), 
in  nachstehenden  24  Artikeln,  mittelst  verfassungsmäsiger  Stimmeinhällig- 
heit  festgesetzt.  1)  Das  Bundesheer  ist  aus  den  Contingenten  aller 
Bundesstaaten  zusammengesetzt,  welche  nach  der  jedesmaligen  BundesMatri- 
kel  gestellt  werden.  2)  Das  V erhältn  i fs  der  Waffengattungen, 
wird  nach  den  Grundsätzen  der  neuern  KriegsfTihrung  festgesetzt.  3)  Zur 
Bereithaltung  für  den  Fall  des  Ausrückens,  wird  das  Bundesheer  schon  im 
Frieden  gebildet,  und  dessen  Stärke,  so  wie  die  innere  Eintheilung, 
durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt.  4)  Das  Bundesheer  besteht 
aus  vollständig  gebildeten,  theils  ungemischten  theils  zusammenge- 
setzten ArmecCorps,  welche  ihre  Unterabt heilungen  von  Divisionen, 
Brigaden  u.  s.  w.  haben.  5)  Kein  Bundesstaat,  dessen  Contingent  ein  oder 
mehrere  Armeekorps  für  sich  allein  bildet,  darf  Contingente  anderer 
Bundesstaaten  mit  dem  seinigen  in  eine  Abtheilung  vereinigen.  6)  Bei  den 
zusammengesetzten  ArmeeCorps  und  Divisionen,  werden  sich  die 
Bundesstaaten ,  welche  es  betrifft,  über  die  Bildung  der  erforderlichen  Ab- 
theilungen, und  deren  vollständige  Organisation,  unter  einander  vereinigen. 
Wenn  dieses  nicht  geschieht,  wird  die  Bundesversammlung  entscheiden. 
7)  Bei  der  Organisation  der  Kriegsmacht  des  Bundes,  ist  auf  die  aus  be- 
sondern Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten  hervorgehenden  In- 
teressen derselben  in  so  weit  Rücksicht  zu  nehmen,  als  es  mit  den  all- 
gemeinen Zwecken  vereinbar  anerkannt  wird.  8)  Nach  der  grundgesetz- 
lichen Gleichheit  der  Rechte  und  Pflichten,  soll  selbst  der  Schein  von 
Suprematie  eines  Bundesstaates  über  den  andern  vermieden  werden. 
9)  In  jedem  Bundesstaat  mufs  das  Contingent  immer  in  einem  solchen 
Stand  gehalten  werden,  dafs  es  in  kürzester  Zeit,  nach  der  von  dem  Bund 
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erfolgten  Aufforderung,  marsch-  und  schlagfertig,  und  in  allen  sei- 
nen '['heilen  vollständig  gerüstet,  ausrücken  könne.  10)  Die 
Stärke  und  die  Zusammenziehung  des  aufzustellenden  Kriegshee- 
res, werden  durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt  1 1)  Die  Anstal- 
ten müssen  allenthalben  so  getroffen  seyn,  dafs  das  Bundesheer  vollzäh- 
lig erhalten,  und  im  Fall  der  Notwendigkeit  verstärkt  werden  könne. 
Zu  diesem  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  bestehen. 

«>  In  dem  Protor.  der  PlenarVersamml.  v.  9.  April  18a»,  §.  a,  S.  aio — a*3  der 
Orig.Ausg.  Diese  24  Artikel  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei  dem  loco  dict. 
gedruckten  Protocoll  der  MilitärCommission  v.  1^.  Juli  i8aa,  S.  7a5 — 716,  u. 
in  Blübkb's  Quelleusainmlung,  Num.  XXXVII;  auch  besonders  gedruckt,  unter 
dem  Titel:  Kriegsverfassung  des  T.  Bundes,  bestehend  aus  tq  organischen  Ar- 
tikeln u.  10  Abschnitten  näherer  Bestimmungen  in  97  Paragraphen,  nebst  11  Ta- 
bellen; vollständig  erlassen  am  11,  Juli  i8aa.  (Zum  Theil  Abdruck  aus  G.  v. 
Meykb's  Corp.  Juris  confoed.  germ.)  Frankf.  i8a3.  8.  Teutsch  u.  französisch 
stehen  jene  a4  Art.  in  Martens  Kecueil,  Supplement,  IX.  666.  Vergl.  auch 
(v.  Gagkus'«)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  01,  S.  190  —  209.  Die  Mili- 
l.irrerfassung  des  deutschen  Bundes,  zunächst  in  ihrer  Anwendung  auf  das 
Königreich  Hannover.    Hannover  i83i.  8. 


jj.  197.  (153.) 

Fortsetzung. 

ia)  Das  aufgestellte  Kriegshecr  des  Bundes  ist  Ein  Heer,  und  wird 
von  Einem  Feldherrn  befehligt.  i3)  Der  OberFeldherr  wird  jedes- 
mal, wenn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem 
Bund  erwählt.  Seine  Stelle  hurt  mit  der  Auflösung  des  Heeres  wieder 
auf.  14)  Der  OberFeldherr  wird  von  der  Bundesversammlung,  welche 
seine  einzige  Behörde  ist,  in  Eid  und  Pilichten  des  Bundes  genom- 
men. i5)  Die  Bestimmung  und  Auslurung  des  Opera  tionsPlans,  wird 
ganz  dem  Ermessen  des  OberFeldherrn  überlassen.  Derselbe  ist  dem  Bund 
persönlich  verantwortlich,  und  kann  einem  Kriegsgericht  unterworfen 
werden.  16)  Der  OberFeldherr  ist  gehalten,  alle  Theile  des  Bundesheeres, 
so  weit  es  von  ihm  abhängt,  durchaus  gleichmäsig  zu  behandeln.  Er 
darf  die  festgesetzte  Heereintheilung  nicht  abändern;  doch  steht 
«hm  frei,  zeitliche  (für  einige  Zeh)  Detachirungen  zu  verfugen.  17)  Die 
ßefehlhaber  der  einzelnen  Trup pe nabth eil un gen  werden  von. 
«lern  Staat,  dessen  Truppen  sie  befehligen  sollen,  ernannt.  Für  die  Ab- 
theilungen, welche  aus  mehreren  Contingenten  zusammengesetzt  sind,  bleibt 
<he  Ernennung  dieser  Befehlhaber  der  Vereinbarung  der  betheiligten  Regie- 
ren überlassen.  18)  Die  Pflichten  und  Rechte  dieser  Befehlhaber, 
welche  aus  ihren  Verhältnissen  zu  dem  Bunde  hervorgehen,  sind  denen  des 
OberFeldherrn  analog.    Sie  haben  unbedingten  Gehorsam  von  allen  ihren 
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Untergebenen  zu  fordern,  so  wie  ihren  Vorgesetzten  zu  leisten.  19)  Die 
Gerichtbarkeit  steht  den  Befehlhabern  der  Heerabtheilungen  zu,  nach 
den  von  den  Bundesstaaten  denselben  vorgeschriebenen  Grenzen,  20)  Die 
Verpflegung  des  Bundesheeres  wird,  unter  oberster  1  Mitling  des  Ober- 
Feldherm ,  durch  Bevollmächtigte  sammtlicher  ArraeeCorps  besorgt,  und, 
innerhalb  der  Bundesstaaten,  unter  Mitwirkung  derjenigen  LandesCommis- 
sarien,  welche  es  betrifft  (vergl.  §.  206).  21)  Auf  besondern  Bundesbe- 
schlufs  wird,  aus  den  matrikularmäsigen  Beiträgen  sammtlicher  Bundesglie- 
der, eine  eigene  Hriegscasse  errichtet.  22)  Die  Vergütung  von 
Durchmarsch-  und  CantonirungsKosten,  so  wie  von  andern  allgemeinen 
Leistungen  in  den  Bundesstaaten,  soll  nach  billig  ermasigten  Preisen  gesche- 
hen, und  den  Ixindesunterthanen  immer  so  schnell  als  möglich  baare  Be- 
zahlung geleistet  werden.  23)  Allenthalben  ist  der  Grundsatz  einer  glei- 
chen Verth  ei  hing  der  Lasten  und  der  Vortheile,  sowohl  rücksichtlich 
der  Heerabtheilungen,  als  der  Bundesstaaten,  zur  steten  Richtschnur  zu 
nehmen.  if\ )  Zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten  soll  ein  allgemeines 
Cartel  bestehen  «). 

m)  Ein  Entwurf  su  einem  allgemeinen  Carte l ,  ward  der  B.  V.  von  der  Militär- 
Commission  vorgelegt,  11.  von  den  Gesandten  an  ibre  Regierungen  zur  Instruc- 
tionsEinholung  gesendet.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8«o,  §.166;  der  Entwurf  ebendas. 
ab  Beil.  17,  S.  53 1  der  Orig.Ausg.  Diese  CartelConvention  kam  zu  Stande  am 
10.  Febr.  i83i,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  von  diesem  Tage»  %.  ij. 


§.    198.  (I53.0 

B)    Nähere  Bestimmungen  der  Kric gsverjassung. 
1)  Stärke  des  Bundcshecr es. 

»Nähere  Bestimmungen  der  Kriegs v er fassu ng  des  Teut- 
schen  Bundes«,  sind  überdiefs  durch  zwei  Beschlüsse  des  engern  Raths 
der  B.  V-,  theils  einhällig  theils  durch  Stimmenmehrheit,  in  zehn  verschie- 
denen Abschnitten  festgesetzt  worden  «),  wie  folgt.  I)  Stärke  des  Bun- 
desheeres. 1)  Die  Kriegsmacht  des  Bundes  ist  aus  den  Contingenten 
aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt.  Das  gewöhnliche  Gontingcnt  eines 
jeden  Bundesstaates  betragt  den  hundertsten  Theil  seiner  Bevöl- 
kerung, nach  der  unter  Ziffer  1  beigefugten*),  durch  den  Beschlufs 
vom  20.  August  1818  vorläufig  auf  fünf  Jahre  angenommenen,  und  am 
4.  Februar  1819  berichtigten  BundesMatrikel  ($.195).  2)  Unter  dieser 
Zahl  ist  nur  die  streitbare  Mannschaft  aller  Waffengattungen  begrif- 
fen. Zur  streit  baren  Mannschaft  werden  gerechnet,  die  Officiere,  Unter- 
oflficiere  ,  Geraeine,  Spiel-  und  Zimmerleute,  dann  die  ArtillerieFuhrwesen- 
Soldaten,  so  weit  sie  nach  Num.  i5  zur  Bedienung  des  Geschützes  gerech- 
net werden  können.    Jene  Mannschaft,  welche  für  das  übrige  Armeefuhr 
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wesen,  für  die  Backerei  und  die  Sanität  Anstalten  dem  Herr  zugetheilt 
wird,  mufs  über  den  hundertsten  Theil  gestellt  werden.    3)  Das  Bundes- 
heer mufs,  so  bald  es  vom  Bund  aufgeboten  -wird,  in  allen  seinen  Thei- 
len  vollständig  gestellt  werden.    4)  Um  die  Vollständigkeit  des  Heeres 
fortwährend  zu  sichern,  mufs,  sogleich  nach  dem  Ausrucken  desselben, 
der  sechshundertste  Theil  der  ganzen  Bevölkerung  aufgestellt  und  un- 
ausgesetzt vollzählig  erhalten  werden.   Sechs  Wochen  nach  dem  Ausrucken 
des  Bundesheeres,  wird  von  dieser  Ersatzmannschaft  die  Hälfte,  nämlich  der 
zwolfhundertste  Theil  der  ganzen  Bevölkerung,  als  Ergänzung  dem  Heer  nach- 
gesendet, mit  den  übrigen  Nachsendungen  aber,  an  Mannschaft  sowohl, 
als  an  Pferden  und  Material,  nach  Maasgabc  des  Bedarfs,  von  zwei  zu 
zwei  Monaten  fortgefahren.    5)  Damit  bei  gröfseren  Verlusten  einzelner 
Contingente,  unverhältnifsmäsige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der 
Erfolg  für  das  Heer  in  einem  Kriegsjahr  den  zweihundertsten  Theil  der 
Bevölkerung  nicht   übersteigen  <■).     6)   Der  bei  jedem  Contingcnt  sich 
ergebende  Abgang,  wird   monatlich  durch  gleichförmig   zu  verfassende 
Abgangsberichte  angezeigt     7)  Unter   dem    Abgang  werden  verstan- 
den, alle  Todten,  Gefangenen  und  Deserteure,  gleich  nach  ihrem  Ab- 
gang, dann  alle  Vermifsten,   nach  einem   Zeitraum  von  vier  Wochen  j 
und  alle  im  Spital  befindlichen  Verwundeten  und  Kranken,  welche  nach 
drei  Monaten  als  felddienstuntauglich   anerkannt   werden.      Die  übrigen 
Verwundeten  und  Kranken  weiden  zwar  nicht  zu  dem  Abgang  gerechnet; 
sollten  sie  jedoch  den  zehnten  Theil  des  Contingents  übersteigen,  so  müfite 
dieser  Ueberschufs,  um  die  zu  grofse  Schwächung  des  Bundesheeres  zu 
Termeiden,  nach  dem  in  Nuni.  5  angenommenen  Maximum  ersetzt  werden. 
8)  Gröfsere    Anstrengungen    müssen  durch   besondere  Bundesbc- 
tfhlusse  bestimmt  werden.    9)  Dieselben  können  in  keinem  Fall  von  ein- 
zelnen Bundesstaaten,  sondern   nur  im  Allgemeinen  nach  der  Matrikel 
gefordert  werden.    10)  Für  die  Reserven,  welche  bei  solchen  aufserge- 
wohnlichen   Anstrengungen  zu  Verstärkung  des  Bundesheeres  nachrücken, 
Wnmen  die  nämlichen   Bestimmungen   in   Anwendung,  welche  für  das 
Heer  selbst   gegeben  sind.    Sie  werden  mit  dem  ArmeeCorps,  wozu  sie 
gekoren,  oder,  wenn  dieses  nicht  möglich  ist,  in  selbständige  Körper  ver- 
einigt, welche  mit  jenen  analog  zusammenzusetzen,  zu  befehligen,  zu  or- 
ganisiren,  und  zu  behandeln  sind. 

0  Die  fitnf  ersten  Abschnitte  (§.  198  —  202)  durch  Bcschlufe  v.  12.  April  1821, 
m  d.  Protoc.  v.  1821,  %.  102,  S.  228— «35  der  Orig.Ausg.,  nebst  it  Tabellen, 
S.  285  —  3 08  u.  anfangs  zu  %.  166  des  Prot.  v.  1820,  S.  5n— 52g  (von  der 
13.  Tabelle,  unten  %.  205,  loco  dict.  gedruckt;  die  fanf  letzten  Abschnitte 
durch  Beschlufs  v.  11.  Juli  1822,  in  d.  Protoc.  v.  1822,  §■  iq3,  S.  160  u,  ff. 
Alle  10  Abschnitte,  nebst  den  12  Tabellen,  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei 
dem  loco  dict.  gedruckten  Protoc  der  MilitärCommission  v.  24.  Juli  1822, 
8.  729  —  771;  desgl.  in  dem  oben  §.  196  angef.  besondern  Abdruck,  ohne  die 
Tabellen  in  G.  v.  Maysk's  Corp.  juria  confoed.  gertn.,  Th.  II,  S.  252—262; 
ftuch  teutsch  u.  fransö&isch  in  v.  Mahtrns  Recueil,  Supplcra.  IX.  672—714.  — 
Kl-Ur »  Öffectl.  Recht,  i.  Aufl.  17 
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Dio  Frngc  von  der  Conti» gtntSteUtmg  kam  in  den  wiener  MinisterialConfcrenxen. 
in  dcnProtoc.  der  ao.  u.  a8.  Sitzung  rom  19.  Mar*  u.  11.  Mai  i8ao.  »ur  Sprache; 
sie  ward  aber,  nachdem  der  achte  Ausschuß  Auträge  defshalb  vorgelegt  hatte, 
und  acht  schriftliche  Vota  ringereicht  waren,  wegen  Kürze  der  Zeit  an  die 
Bundesversammlung  verwiesen. 

*)  S.  28^  der  Proioc.  der  B.  V.  v.  18a  1.  Diese  Bev ölkerungsTabelle  ist  eingerückt 
in  die,  unten  im  Anlum»  befindliche  Tabelle  Num.  L,  unter  der  Rubrik  See  Unzahl. 

r)  Demnach  fällt  der  Ersatz  des  Abganges  bei  dem  Bundesbeer,  nicht  der  Ge- 
samnitheit,  sondern  nur  denen  Bundesstaaten  xur  Last,  die  bei  ihren  Conlin- 
genten  den  Abgang  hatten;  doch  ist  kein  Bundesstaat  schuldig,  in  Einem 
Kriegs  jähr  mehr  als  den  200.  Theil  seiner  Bevölkerung  als  Ersatz  dem  Heer 
nachzusenden.  Vergl.  L.  v.  Dnrsca,  Beiträge  tu  d.  öffentl.  Recht  des  t.  Bundes, 
S.  4i-58. 


«)   Verhältnis  der  Waffengattungen. 

'II)  Verhältnifs  der  Waffengattungen.  11)  Das  numerische 
Verhiiltnifs  der  Heiter  ei  des  Bundesheeres  wird  auf  ein  Siebentheil  der 
Gesammlzahl  eines  jeden  Contingents  angenommen  «).  12)  Für  die  Ar- 
tillerie wird  das  Verhältnifs  dergestalt  festgesetzt,  dafs  zwei  Stucke 
Geschütz  für  jedes  Tausend  Mann  des  Contingents  gerechnet  werden. 
Jeder  Bundesstaat  wird  nächstdem  noch  wenigstens  ein  Geschütz,  nebst 
Ausrüstung,  auf  jedes  Tausend  Mann  des  ganzen  Contingents  in  seinen 
Zeughäusern  und  Depots  vorräthig  haben,  um  jeden  Abgang  sofort  ersetzen 
zu  können.  i3)  Die  FeldArtillerie  des  Bundes  soll  in  der  Regel  be- 
stehen: aus  einem  Viertheil  Haubizen,  einem  Viertheil  Zwolfpfunder,  zwei 
Viertheilen  Sechspflinder.  Ein  Fünftheil  der  Gesammtzahl  soll  reitende 
Artillerie-  oder  CavalerieGeschütz  seyn.  Die  Stellung  schwererer  Feldge- 
schütze als  Zwolfpfunder  wird  der  Convenienz  der  Staaten,  welche  es 
betrifft,  überlassen,  und  in  diesem  Fall  von  der  Zahl  der  auf  dieselben 
fallenden  zwölfpfundigen  und  sechspf  ündigen  Batterien  abgerechnet.  1 4)  Aukcr 
den  Feldgeschützen  für  die  Linie,  wird  noch  ein  Belagerungspar K 
für  das  gesammte  Buudesheer,  welcher  aus  100  schweren  Canonen,  3o 
BelagerungsHaubizen  und  70  Mursein,  bestehen  soll,  nach  den  in  den 
Tabel.en  unter  Ziffer  2  bis  7  beigelegten  Ausweisen,  corpsweise  gestellt, 
und,  im  Fall  eines  Kriegs,  nach  der  Bestimmung  des  OberFeldherrn  auf 
einem  oder  mehreren  Punkten  rereinigt.  üeber  die  Stellung  die  er  Ge- 
schütze, werden  sich  die  Glieder  der  gemischten  Corps  unter  sich  vereini- 
gen, und  das  Resultat  ihrer  üebereinkunft,  drei  Monate  nach  der  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  der  Bundesversammlung  anzeigen.  i5)  Für 
die  Bedienung  der  Feldgeschütze  werden  im  Durchschnitt  36  Manu 
auf  jedes  Stück  gerechnet,  worunter  auch  die  ArtillerieFuhrwesenSoIdaten 
mit  begriffen  sind,  in  so  fem  solche  die  festgesetzte  Zahl  nicht  überschrei- 
ten.   Diejenige  ArtillerieMannschaft,  welche  zur  Bedienung  des  Bela- 
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gerungsParks  gehört,  wird  von  den  Staaten,  welche  diese  Geschütze 
geben,  und  zwar  nach  der  dem  5.  14  unter  Ziffer  7  beiliegenden  Tabelle, 
gestellt,  und  vom  Stande  der  Infanterie  abgezogen.  16)  Für  Pionniers 
und  Pontoniers  wird  das  Verhaltnifs  des  hundertsten  Theils  der  Armee 
festgesetzt.  17)  Ein  jedes  Contingent,  dessen  Starke  mehr  als  Ein  Armee- 
Corps  beträgt,  stellt  einen  Brücken  Train  für  grofse  Flüsse,  nach  Maas- 
gabe des  Bedürfnisses;  jedes  der  übrigen  einzelnen  ArmeeCorps  aber,  ohne 
Unterschied,  ob  gemischt  oder  ungemischt,  einen  für  eine  F  lufs breite  von 
4-o  Schuhen.  i8)Sappeurs  und  Mineurs  werden,  als  zum  Belagerungs- 
Park  gehörig,  aufser  dem  für- Pionniers  und  Pontoniers  bestimmten  Hun- 
derttheil  der  Armee,  von  denjenigen  Bundesstaaten,  bei  welchen  sich  diese 
Corps  bereits  im  Frieden  organbirt  befinden ,  gestellt.  19)  Das  numerische 
Yerhättnifs  des  Fufs volkes  ergibt  sich  von  selbst,  wenn  die  Reiterei, 
die  Bedienung  der  Feldgeschütze  und  des  BelagerungsParks,  die  Pionniers 
und  Pontoniers,  dann  die  Sappeurs  und  Mineurs,  von  der  Gesammtzahl  des 
ganzen  Heeres  abgezogen  werden.  20)  Ungefähr  der  zwanzigste  Theil  des 
Fufsvolkes  soll  aus  Jägern,  Büchsen-  oder  Scharfschützen,  bestehen.  Die 
anter  Ziffer  8  beigelügte  Tabelle*)  enthält  eine  üeb ersieht  aller 
Waffengattungen,  so  wie  solche,  nach  der  Matrikel  und  zufolge  der 
angenommenen  Bestimmungen  über  das  numerische  Verhältnifs  derselben, 
im  completen  Kriegsstande  von  sämmüichen  Bundesstaaten  zu  stellen  sind. 
*0  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen,  zur  Bildung  ihrer  Contingente 
«ich  Landwehr  zu  verwenden;  doch  mufs  dieselbe,  gleich  den  Linien- 
Kuppen,  geübt,  ausgerüstet,  schlagfertig  und  mit  in  der  Linie  gebildeten 
Oföcieren  besetzt  sefn.  Als  Grundsatz  wird  auch  hiebei  angenommen, 
<Us  kein  Contingent  zum  grofsern  Theil  aus  I^andwehr.  bestehen  könne. 
22)  Der  Landsturm  gehört  nicht  in  das  geregelte  System  des  Kriegs, 
sondern  ist  zu  den  Anstalten  zu  zählen,  -welche  im  Augeublick  der  Gefahr 
ihre  Bestimmung  erhalten,  und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten überlassen  bleiben. 

!  I 

«)  Verschiedenen  kleineren  Bundesstaaten  ist,  in  Absicht  auf  die  in  der  Bundes- 
Matrikel  ihnen  angesetzten  Cavalerie«  und  ArtillerieConlingente,  Erleichterung 
von  der  B.  V.  bewilligt  worden,  s.  B.  dem  Hzgth.  Sachsen  Gotha,  nach  seinem 
Bestand  bis  i8»5.  Protoc.  der  B.  V.  \.  1821,  $.  100.  Erörterungen  über  die 
M  Erleichterungsgcsuchen  dieser  Art  anzunehmenden  Grundsätze  findet  man 
»n  <L  Protoc-.  der  B.  V.  v.  1811,  §•  »o°»  101,  a*4;  v.  1819,  $.  119;  v.  1810,  $.  129 
»  16*.  Vertrauliche  Abstimmungen,  in  den  loro  dict  gedruckten  Registraturen 
10.  u.  17.  Aug.  1810,  S.  »63,  181  u.  u.  f.  der  Orig.Ausgabe.  S.  weimar* 
eueoachisebea  Erleichterungsgesuch,  in  d.  ScparatProtoc.  der  B.  V.  r.  14.  Febr. 
»8ii,  \.  3,  u.  v.  14.  März  1821,  f.  3,  S.  177  u.  »ao  der  Or ig. Ausg. 

M  Diese  Tabelle  findet  man  unten  im  Anhang ,  unter  Num.  I. 
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3)   Eintheilung  des  Hundesheeres. 

III)  Eintheilung  des  Bundesheeres.  ä3)  Das  Bundesheer  be- 
steht aus  sieben  ungemischten  und  drei  combinirten  oder  ge- 
mischten (aus  Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzten) 
Armee  Corps  welche,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Numern  bezeich- 
net werden,  und  deren  jedes  in  Abtheilungen  von  Divisionen,  Brigaden, 
Regimentern,  Bataillonen,  (Kompagnien,  Schwadronen  und  Batterien  zerfallt. 
2/| )  Ein  ArmeeCorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen,  eine  Division 
mindestens  zwei  Brigaden,  eine  Brigade  mindestens  zwei  Regimenter,  ein 
CavalerieRegiment  wenigstens  vier  Schwadronen,  ein  InfanterieRegiment 
wenigstens  zwei  Bataillone,  ein  Bataillon  in  der  Regel  nicht  unter  8oo 
Mann,  eine  Schwadron  oder  eine  Compagnie  im  Durchschnitt  i5o  Mann, 
eine  Batterie  sechs  oder  acht  Stücke  Geschütz.  s5)  Das  Minimum  eines 
zu  stellenden  CavalerieContingents  ist  3oo  Pferde  oder  eine  Division,  das 
eines  selbständigen  InfantcrieKurpers  /joo  Mann,  das  der  Geschütze  eine 
Batterie  von  sechs  oder  acht  Stücken.  Die  Stellung  dieser  Einheit  wird 
der  Uebereinkunft  der  Bundesstaaten ,  mit  der  unerläßlichen  Bedingung 
überlassen,  dafs  sie  ganz  gleich  organisirt,  bewaffnet,  und  geübt  seyn  müsse 
Als  Grundsatz  wird  jedoch  festgesetzt,  dafs,  im  Fall  der  Vertretung, 
solche  nur  im  Corps  Statt  finden  kann.  In  Ansehung  der  Geschützeinheit 
wird  angenommen,  dafs  dort,  wo  das  zu  stellende  Contingent  nicht  die 
Zahl  6  oder  0  erreichen  sollte,  die  Staaten,  welche  es  betrifft,  sich  unter 
einander  wegen  des  Mehrstellens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschützes 
vereinigen  werden.  26)  Die  Theilhaber  an  den  combinirten  oder  gemisch- 
ten Corps  und  Divisionen  werden  sich  unter  einander  vereinigen,  wie  sie 
die  gesetzlichen  Abtheilungen  zu  bilden,  und  die  verschiedenen 
Waffengatt ungen  nach  dem  angenommenen  Verhalt  nifs  unter  sich  zu  ver- 
theilen für  gut  finden,  und  diese  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  der  Bundesversammlung  anzeigen  6).  Da,  wo 
sie  sich  nicht  vereinigen  konnten,  wird  die  Bundesversammlung  vermittelnd 
einwirken,  und  nötigenfalls  entscheiden  c).  Durch  einen  Besch lufs  der 
Bundesversammlung  vom  g.  December  i83o,  verbunden  mit  nachträglichen 
Beschlüssen  vom  14.  December  i83o  und  17.  Februar  »83 1,  wurden  die 
drei  vermischten  Armeecorps  neu  organisirt,  und  ward  aus  und 
neben  denselben  eine  Reser velnfanterieDi vision  gebildet4').  37)  In 
jedem  ArmeeCorps  mufs  auf  die  Bildung  einer  starken  Cavalerie-  und 
Geschütz  Reserve  Rücksicht  genommen  werden. 

a)  Die  Eintheilung  des  Bujulcshceres,  findet  man  unten  im  Anhang ,  in  der  Tabelle 
Num.  II.  —  Die  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Eintheilung  des  Bundeshee- 
res in  ArmeeCorps,  findet  man  angezeigt  in  den  Registern  über  die  Protocolle 
der  B.  V.,  voc.  CorpsEintheilung.  —  A.  J.  V.  Hkimsch,  Eutwurf  der  Bildung 
des  d.  Bundesheeres,  naeh  den  in  d.  Gruud*ügcn  der  Militärverf.  aiugesprocb 
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Bestimmungen;  mit  e.  Karte  v.  Deutschland,  Qluminirt  nach  den  ArmeeCorps. 
Carlsr.  1810.  8. 

*)  Da  das  Minimum  eines  zu  «teilenden  CavalerieContingentes,  3oo  Pferde  oder  eine 
Division  sejn  soll,  so  sind  diejenigen  Rundesstaaten,  welchen  in  der  Contingent- 
Matrikel  eine  geringere  Summe,  angesetzt  ist,  genöthigt,  mit  andern  Bundes- 
staaten, deren  Contingente  ku  demselben  gemischten  ArmeeCorps  gehören, 
ReluittomVcnräge  zu  schliefsen,*  nach  welchen  diese  die  Stellung  ihres  Cavalerie- 
Contingentes (auch  wohl  der  Artillerie)  übernehmen.    Vortrag  des  Militär  Aus- 
schusses, in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18«  1 ,  f.  toi.  —  Verträge  dieser  Art  haben 
geschlossen:  1)  S.Gotha  u.  Altenburg  mit  dem  Königr.  Sachsen,  Proioc.  der 
B.  V.  v.  i8ai,  f.  39  u.  100,   und  der  Vertrag  v.  17.  Jnh.  1821,  loco  diu. 
ebenda«.  S.  91  der  O riß. Ausg.;   2)  SchwarzburgSondershausen  u.  Sehwarzburg- 
Rudolstadt  mit  Sachsen WeimarEisenach,  Vertrag  v.  21.  Febr.  18*1,  loco  dict. 
in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18«-»,  S.  »28  der  Orig.Ausg.    SeparatProtoc.  der  B.  V. 
v.  14.  Febr.  i8aa,  §.  3,  u.  v.  27.  Juni  182a,  §.  a,  nebst  Anlage  3  loco  dict.  ge- 
druckt, S.  177,  610  u.  617;   3)  MecklenburgStrclilz  mit  MerklenburgSchwcrin, 
SeparatProtoc.  der  B.  V.  v.  14.  Febr.  1822,  §.  4,  S-  178  der  Orig.Ausg.; 
4)  SchaumburgLippe,  Waldeck,  u.  Lippe,  mit  Holstein  u.  Laucubtirg,  Protoc. 
v.  i8aa ,  %.  5i.    ö)  \ "ertrag  zwischen  den,   die  1.  Division  des  9.  ArmeeCorps 
bildenden  Staaten  (K.  Sachsen,   S.  Gotha  Altenburg,  S.  Coburg,  S.  Meiningen, 
£5.  Hildbu rghausen  u.  Keufs  älterer  u.  jüng.  Linie)  über  die  Einrichtung  dieser 
Division,  geschlossen  14.  Aug.  18a  1;   in  dem  S.  llildburgh.  Regier.  Blatt  vom 
5.  Jan.  182a,  Xum.  1.    6)  In  Unterhandlung  standen  (im  Aug.  löaa):  Hohen 
sollernHcrhingeu,  HohenzolIcrnSigmaringen,  Liechtenstein,  u.  die  Freie  Stadt 
Frankfurt,  desgl.  UcssenHomburg ,  mit  GH.  Hessen,  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8aa, 
§.  11  u.  5i.    SeparatProtoc.  v.  1  j.  März  182a,  §.  1.  —    Die  B.  V  .  erwartete 
uoch  verschiedene  Conventionen  dieser  Art  und  allseitige  Einreichung  der  «Stan- 
desausweise«.    Man  s.  ihre  Protocollc  v.  aö.  Juli  i8ai,  §.  aaa;  1822,  §.  12,  u. 
t.  1/,.  Febr.,  14.  März  u.  i3.  Mai  i8aa. 
c)  Mao  s.  Art.  6  u.  7  der  Kriegsverfass.  in  ihren  allgem.  Umrissen  u.  wescnll. 
Bestimmungen,  oben  §.  196.  — .  Li  der  ContiugeutMutrikel  ist  das  Herzogtum 
Nassau ,  in  der  2.  Division  des  9.  ArmeeCorps,  angesetzt  mit  3ou8  Mann,  worun- 
ter begriffen  sind:  2,347  Mann  Infanterie,  fö'i  M.  Cavaleric,  a  18  Mann  Artillerie 
mit   6  Stücken  Geschütz,   u.  3o  M.  Pionniers  u.  Pontonicrs     Nassau  machte 
späterhin  den  Antrag  auf  Bewilligung,  dafs  das  CavalericContiugent  ihm  möge 
erlassen  werden,  dagegen  wolle  es  Ersntz  leisten  durch  Stellung  einer  verhalt 
üifamäsig  gröfsem  Anzahl  von  Infanterie  und  Artillerie  (eine  Mehrzahl  von  1,011 
Mann,  mit  2  Canonen),  so  dafs  dann  das  nassauische  Contingent  eine  eigene  oder 
ungemischte  Brigade  von  4-°3q  Manu  bilde.    (Registratur  über  die  vertrau!, 
Sita.  r.  3o.  Juli  1821).   Vergl.  auch  Protoc.  v.  1821,  §.  55  u.  65.    Dieses  Be- 
gebren, durch  dessen  Bewilligung  jener  Staat  im  Krieg  zwar  mit  Verlust  an 
CavaleriePferden  gänzlich  verschont,  dagegen  mit  desto  gröfscrem  Verlust  an 
Menschen  bedroht  würde,  ward,  von  Oestrcich  unterstützt,  mit  dem  Vorschlag, 
dem  Oberfeldherrn  zur  Eflicht  zu  machen,  dafs  er  (nach  Art.  16  der  Kriegs« 
Verfassung  in  ihren  allgem.  Umrissen,  oben  §.  19?)  von  der  disponibel)!  Cava- 
lerie  des  Bundcshecres,  der  a.  Division  des  9.  ArmeeCorps  diejenige  Aushülfe 
gewähre,   welche  der  Abgang  des  nassauischen  CavalericContingrnts  uöthig 
mache.    (Präsidial Vortrag  zu  der  vertraul.  Sitz,  v  7.  Dec.  18a  1,  loco  dict.  ge- 
druckt, S.  73i  der  Orig.Ausg.)  f  Andere  Vorschläge  geschahen,  von  Würlem- 
herg,  von  Luxemburg,  von  K.  Sachsen,  in  den  loco  dict.  gedruckten  Separat- 
Protocollen  der  B.  V.  v.  14.  Febr.  1832,  §.  5,  u.  v.  s3.  Apr.  1822,  S.  178,  a78 
u.  296  der  Orig.Ausg.    Inzwischen  gaben  sowohl  das  Gesuch  als  auch  diese 
Vorschläge,  Anlafs  zu  mannigfaltigen  Erörterungen  »n  der  B.  V.    Man  s.  die 
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loco  dict.  gedruckten  SeparatProtocolle  t.  14.  Febr.,  14.  u.  »8.  Mär»,  aS.  April, 
3o.  Mai,  10.,  i5.  u.  a-\  Juni  181a,  nebst  ihren  Beilagen;  in  d.  Protor.  der  B.V. 
v.  i8aa,  S.  ir8,  -19,  »47»  *8t,  48«,  549*  6°9»  besonders  das  {Separat- 

pro toc.  v.  a5.  Apr.  i8aa,  u.  dessen  Beilagen.  Die  Schwierigkeiten,  welche  auf 
solche  Weise  die  Erledigung  dieser  Sache  fand,  haben  bis  jetet  (Aug.  i83o) 
nicht  beseitigt  werden  können.  Dabei  kam  zur  Frage,  ob  dieser  Zwiespalt 
durch  Stimmenmehrheit  könne  entschieden  werden?  Erledigt  ward  dieser  nas- 
sauische Conlingentstreit  in  dem  Proloroll  der  ß.  V.  vom  u.  Der.  i83o,  |.  394. 
Dem  sufolge  ist  unten  in  dem  Anhang,  in  dem  Nachtrag  r,u  Nura.  I  u.  II,  S.  81 3, 
das  uas sauische  Contiagent  in  dem  9.  ArmeeCorps  angesetat  mit  einer  vollstän- 
digen InfanlerieBrigade  von  4,03a.  Mann,  worunter  3,7a  1  M.  Infanterie,  188  M- 
Artilleristen  und  3o  Pionniers.  (Mim'«  Staatsacteu,  D.  365.) 
d)  Die  Resultate  der  genannten  Beschlüsse  der  B.  V.  findet  man  unten  im  Anhang, 
in  dem  Nachtrag  zu  Tab.  1  u.  II  und  in  Tab.  IIL 


S-  201.  (153-.) 

4)   Bereitbai tung  im  Frieden. 

IV)  Bereithaltung  im  Frieden.  28)  In  jedem  Bundesstaat  mufs 
das  Contingent  von  einem  Procent  der  Bevölkerung  so  marsch-  und  schlag- 
fertig erhalten  werden,  dafs  es,  vier  Wochen  nach  der  vom  Bund  erfolg- 
ten Aufforderung,  in  allen  seinen  Theilen  zur  Verfugung  des  OberFeld- 
herrn,  auf  die  für  jedes  ArmeeCorps  zu  bestimmenden  Sammelplätze, 
gestellt  werden  könne.  29)  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  werden 
folgende  Grundsätze  angenommen:  1)  Da«  Materia!  der  Hustung  für 
alle  Waffengattungen  mufs  stets  in  gehöriger  Anzahl  und  Eigenschaft 
vorhanden  seyn.  Auch  müssen  in  den  Zeughäusern  die  nöthigen  Vorräthe 
liegen,  um  jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können-  3o)  2)  Die  Contingente 
des  Bundesheeres  müssen  auch  im  Frieden  vollständig  erhalten  werden. 
Zu  Ersparung  des  Soldes  und  der  Verpflegung  kann  zwar  im  Frieden  bei 
allen  Waffengattungen  auf  bestimmte  Zeit  Beurlaubung  Statt  finden; 
ein  Theil  der  Mannschaft,  so  wie  der  Dienstpferde,  mufs  jedoch  stets 
bei  den  Fahnen  und  im  Dienst  bleiben.  3i)  3)  Htezu  wird  folgender 
Maasstab  aufgestellt:  a)  bei  dem  Fufsvolke  mufs  der  sechste  Theil  der  eingeübten 
Mannschaft  «),  und  wenigstens  zwei  Driltheile  der  Ünterofficiere  im  Dienst 
beibehalten  werden  ;  b)  bei  der  Reiterei,  wird  der  dienstthuende  Stand  in 
der  Regel  auf  zwei  Driltheile  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  fest- 
gesetzt falls  nicht  die  besondern  ländeseinrichtungen  eiue  Beschränkung 
auf  ein  ürittheil,  unbeschadet  des  Zweckes,  zulassen.  Den  Bundesstaaten, 
bei  welchen  keine  Beurlaubung  der  Dienstpferde  Statt  findet,  und  welche 
keine  LandwehrCavalerie  stellen  ,  Ut  eine  Vacanthaltung  von  Dienstplenlen 
in  Friedenszeiten  gestattet;  es  darf  diese  jedoch  nicht  ein  Ffinftheil  am 
präsenten  Standes  c)  übe^teigeu,  und  es  müssen  Vorkehrungen  getroffen 
seyn,  dafs  die  Mobilmachung  der  Cavalei  ic  dessen  ungeachtet  in  der  bestimm- 
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ten  Frist  geschehen  könne,    c)  Bei  der  reitenden  Artillerie,  wird  das 
Minimum  des  diensttuenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile  unter 
denselben   Modificationen ,  wie   bei  der  Ca  Valerie,   bei  der  FufsArtillerie 
aber,  und  bei  der  Bespannung  des  Geschützes  und  der  ersten  Munitious- 
wagen,  auf  ein  Drittheil  des  vollen  Standes  festgesetzt.    3a)  Die  gesammte 
Mannschaft  des  gewohnlichen  Cnntingentos,  nämlich  der  hundertste  Theil 
der  Bevölkerung,  mufs  alle  Jahre  vom  Urlaub  einberufen,  und  wenigstens 
durch  vier  Wochen  im  Dienst  und  Gebrauch  der  Waffen  geübt  werden. 
Die  kleineren  Contingente  werden  sich  unter  einander  vereinigen,  die  jähr- 
lichen Hebungen,  in  möglichster  Verbindung  aller  Waffengattungen,  alien- 
falb in  Brigaden,  vorzunehmen.     33)  Damit  für  den  Fall,  wo  durch  be- 
sonderu  Bundesbeschlufs  (Num.  8)  eine  Verstärkung  des  Bundesheeres 
nüthig  gefunden  wird,  dieselbe  gehörig  aufgestellt  werden  könne,  müssen 
in  jedem  Bundesstaat,  der  nicht  ohnehin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
lelddiensl tauglichen   Truppen   unterhält,   (als  Reserve,  oben   Num.  27) 
schon  in   Friedenszeiten  Ca d res  von  Officieren,   Unteroflicieren  und 
Spielleuten,  für  den  dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,   nebst  dem 
nulhigen  JVfaterial  «0  vorhanden,  auch  solche  Einrichtungen  getroffen  seyn, 
dafs,  zehn  Wochen  nach  dem  gefafsten  Bundesbeschlufs,  vollständig  geübte 
und  ausgerüstete  Regimenter,  Bataillone  und  Escadrone  schlagfertig  aufge- 
stellt werden  können.     34)  Der  Bundesversammlung  wird  am  1.  Jänner 
jeden  Jahres  eine  U  eher  sieht  des  Stau  des  des  Bundesheeres  vorgelegt. 
Den  Bmidesstaaten,  deren  Contingente  ein  oder  mehrere  ArmeeCorps  in 
sich  begreifen,  bleibt  es  überlassen,  die  diefsfallsigen  Tabellen  nach  den 
hei  ihnen  geltenden  Einrichtungen  abzufassen.    Die  unter  Zahl  10  beige- 
legte Tabelle  zeigt  die  Form  der  Standes  Ausweise,  über  welche  sich  die 
Theilhaber  der  gemischten  ArmeeCorps  vereinigt  haben.  Sie  werden  solche 
corps-  oder  wenigstens  divisionsweise  einseuden.   Diejenigen  Bundcsglieder, 
welche  zusammen  eine  Division  bilden ,  werden  sich  unter  einander  über 
die  Art  der  Musterung  ein  verstehen,  und,  drei  Monate  nach  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  ihre  Anzeige  hierüber  an  die  Bundesversamm- 
lung machen  *). 

# 

«)  Unter  «eingeübter  Mannschaft»  ist  hier  das  ordentliche  Contingeut,  >i>n  Kincm 
Procent  der  Bevölkerung,  und  xwar  ohne  Errechnung  der  Recruten,  als  Mini- 
mum xu  verstehen.  Beschlufe  der  B.  V.  v.  i3.  Sept.  t83?,  Num.  1;  in  Rxvbkii's 
^ucllensamml.  (4.  Aufl.) ,  S-  73.  und  iu  v.  Mmtxh>  Staats-Acten,  Bd  D,  S.  4^s. 

*)  Diese«  findet  Anwendung  nur  auf  diejenigen  Bundesstaaten,  bei  denen  die  in 
Nnm.  3o  nachgelassene  Beurlaubung  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  ein. 
geführt  ist.   Der  angef.  ßeschlufs  v.  i3.  Sept.  i83s,  Num.  a. 

f)  Dieses  Vi  ist  allein  von  dem,  gemäfs  dem  hier  eintretenden  Sachverhalts  Ts  mit 
dem  präsenten,  gleichbedeutenden  compUun  Stand,  nämlich  von  Vi  des  vollen 
Contingents,  r.u  verstehen  und  «u  berechnen.  Der  an^ef.  Beschlufs  v.  i3.  SepL 
»83i,  Num.  3. 

<f)  Bei  der  Cavalcrie  auch  nebst  den  crfutdcrlichcu  Dienstpferdcu.  Der  angef. 
Beschlufs  v.  i3.  Sept.  i83a,  Num.  4. 
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e)  Von  Zeit  su  Zeit  kann  die  B.  V.  eine  Musterung  der  zur  RcfterTelnfautcricDivi- 
sion  gehörigen  Contingente  verfugen.  Im  Herbst  i83i  u.  i836  war  solch«»  der  Fall. 


§.  202. 

5)    Mobilmachung  des  Bu nd es h c eres. 

• 

V)  Mobilmachung  des  Bundesheeres.  35)  Der  Bund  wird 
beschliefsen ,  ob  von  jedem  Bundesstaat  nur  ein  Theil  des  Contingents, 
oder  das  Ganze  zu  stellen  sey.  36)  Wenn  das  Bundesheer  ausruckt,  wird 
von  dem  OberFeldherrn  für  alle  Contingente  ein  gemeinschaftliches  Er 
kennungs zeichen  vorgeschrieben.  37)  In  Hinsicht  der  Bewaffnung, 
dann  des  Ca  Ubers  der  Gewehre  und  des  Geschützes,  soll  in  jedem  Ar- 
meecorps  eine  solche  üebcreinstiminung  Statt  finden,  dafs  die  Munition 
der  Artillerie,  und  vorzüglich  jene  der  Feuergewehre,  gegenseitig  gebraucht 
werden  könne.  38)  Was  zur  ersten  Ausrüstung  an  Munition  für  die 
Feldgeschütze  erforderlich  ist,  zeigt  die  Tabelle  der  Beilage  11.  Von 
diesem  MunilionsBedarf  werden  zwei  Drittheile  dem  Heer  mit  eigener  Be- 
spannung nachgefühlt,  das  letzte  Drittheil  aber  in  Depots  zur  Abführung 
bereit  gehalten,  jedoch  ohne  Verbindlichkeit  zu  eigener  Bespannung.  Diese 
Depots  dürfen  nicht  über  24  Meilen  von  der  ersten  Aufstellung  des  Bun- 
desheeres  entfernt  seyn.  Der  MunitionsBedarf  für  den  Belagerungspark 
ist  aus  der  Tabelle  3  ersichtlich.  38)  Das  ärztliche  Personal  für 
die  Linie  mufs  hei  allen  Contingenten  unausgesetzt  complet  erhalten, 
nachstdem  aber,  im  Fall  des  Krieges,  ein,  auf  den  zehnten  bis  zwölften 
Theil  der  Stärke  des  Bundesheeres  hinlängliches,  ärztliches  und  HospitalPerso- 
nal  aufgenommen  werden.  40)  Die  Vorräthe  an  Arzneien,  VerbandRequisiten 
nnd  Spitalbedürfnissen,  sind  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke 
eines  jeden  Corps  zu  berechnen,  und  es  mufs  hiebet  die  ITiilfte  für  beweg- 
liche Spitäler  in  Anschlag  gebracht  werden.  Ein  eigenes  SanitätReglement 
enthält  auch  über  diese  höchst  wichtigen  Gegenstände  besondere  und  ge- 
naue Bestimmungen.  41)  Bei  jedem  ArmeeCorps  sollen  so  viele  Bach- 
Öfen  mitgeführt  werden,  dafs  in  24  Stunden  für  den  vierten  Theil  «1er 
Mannschaft  Brod  gebacken  werden  kann.  Das  BäckerPersonal,  weiches 
militärisch  organisirt  und  bewaffnet  werden  soll,  um  nötigenfalls  für  die 
Vertheidigung  der  Magazine  verwendet  werden  zu  können,  mufs  so  berech- 
net werden,  dafs  auf  jedes  Tausend  Mann  vier  Bäcker,  mit  Einschlufs  der 
Oberbäcker,  kommen.  42)  Die  Transportmittel  müssen  bei  jedem 
ArmeeCorps  dergestalt  eingerichtet  seyn,  dafs  die  Natural  Verpflegung  für 
die  Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgeführt  werden  könne.  43)  I" 
Hinsicht  der  Waffenübungen  und  des  DienstRegleme  nt  s  sollen, 
wenigstens  in  der  Hauptsache,  bei  jedem  ArmeeCorps  gleiche  Grundsätze 
beobachtet  werden.    44)  Unter  den  Offtcicren  der  verschiedenen  Bundes- 
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Staaten,  bei  Zusammenziehung  der  Contingenle  und  im  gemeinschaftlichen 
Dienst,  entscheidet  über  den  Rang  der  Militärgrad  und  das  Dienstalter. 
Um  jedoch  in  dieser  Beziehung  allen  Inconvenienzen  bei  Vereinigung  ver- 
schiedener  Abtheilungen  vorzubeugen,  wird  als  Regel  festgesetzt:  dafs  nur 
für  eine  Division  ein  General-  oder  FeldmarschalLieutenant ;  für  eine  Bri- 
gade ein  Generalmajor  oder  GeneralFeld Wachtmeister ;  für  ein  Infanterie- 
Regiment  von  i  bis  3  Bataillons,  für  ein  CavalerieRcgiment  ron  4  bis  8 
Escadrons,  dann  für  6  Batterien,  ein  Oberst;  fiir  ein  InfanterieBataillon 
von  4  bis  6  Compagnien,  für  eine  CavalerieDivisioa  von  2  Escadrons, 
dann  für  zwei  Batterien,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major;  für  eine  Com- 
pagnie  oder  Schwadrun,  und  für  eine  Batterie  von  6  bis  8  Geschützen, 
ein  Hauptmann  oder  Oberlieutenant  als  Commandant  zu  ernennen  ist.  Im 
übrigen  bleibt  den  Staaten  unbenommen ,  ihren  Officieren  im  eigenen 
Contingent  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  ertheilen;  bei  Zusammenstofsung 
verschiedener  Abtheilungen  wird  jedoch  nicht  auf  diesen,  sondern  nur  auf 
jenen  Rücksicht  genommen,  der  ihnen  zufolge  obiger  Bestimmungen,  nach 
der  AbtheiJung,  welcher  sie  vorstehen,  zukommt  «). 

u)  Jeder  Bundesstaat  hat,  auch  während  der  Kriegszeit,  sein  Contingent  zu  unter- 
halten. —  Wegen  der  Frage:  wie  es  mit  der  Unterhaltung  (mit  Sold,  Bekleidung, 
Bewaffnung  und  Munition)  des  Conlingentes  eines  Bundesstaates  zu  halten  sey, 
der  durch  feindliche  Besetzung  seines  Gehietes  der  Mittel,  ganz  oder  sunt  Thcil, 
berauht  ist,  selbst  dafür  zu  sorgen,  ob  die  Unterhaltung  aus  der  BundeaKriegs- 
rasse,  und  zwar  gegeu  künftig  von  jenem  Bundesstaat  zu  leistenden  Ersatz, 
oder  ohne  solchen,  zu  bestreiten  sej?  ward  von  der  B.  V.  Iiistrm  tionsEinho- 
lung  der  Gesandten  bei  ihren  Begierungen  beschlossen;  in  dem  1.  ScparatProtoc. 
v.  4-  Juli  1822,  loco  dict.  gedruckt,  S.  627.  Man  s.  auch  die  loco  dict.  ge- 
druckten SeparatProtocolle  der  B.  V  .  v.  10.  u,  27.  Jun.  1812,  S.  537,  609  u.  61S 
der  Orig.Ausg.  Von  der  hier  aufgeworfenen  Frage,  s.  Biwrarsoviu/s  Staatsr. 
des  T.  Bundes  u.  der  Bundesstaaten,  Abth.  U,  S.  186  f.,  und  die  daselbst  angef. 
SeparatProtocolle  der  B.  V.  v.  6.  u.  i5.  Februar,  i3.  März,  24.  April,  12.  Juni 
u.  12.  Juli  1823.  Ein  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  12.  Juli  iöa3  bestimmt,  dafs  im 
angegebenen  Fall  die  Unterhaltungskosten  als  gemeinschaftliche  Last  vorschuß- 
weise getragen  werden  sollen;  doch  bei  theilweiscr  Besetzung  des  Landes  nur 
verhältnilsmäsig,  nach  den  Umstanden.  Wiedererstattung  soll  erst  nach  ge 
schlosseaem  Frieden  Statt  finden,  auch  aus  besondern  Gründen  ganz  oder  theil- 
weise  erlassen  werden  können.  -  , 

§.  205.  (i53i.) 

6)  OberFeldherr. 

VI)  OberFeldherr.  45)  Der  OberFeldherr  wird  jedesmal, 
wenn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bund 
in  der  engern  Versammlung  erwählt.  Diese  Stelle  hört  mit  der  Auflosung 
des  Bundesheeres  wieder  auf.    46)  In  Fällen,  wo  man  nur  einen  Theil 
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de*  Bundesheeres  zusammenzuziehen  für  nothig   erachtet,   bleibt  es  der 
Beschlufsnahme  der  Bundesversammlung  vorbchdten ,  wegen  des  Oberbe- 
fehls besondere  Verfügung  zu  treflen.    47)  Der  OberFeldherr  verhält  sich 
zum  Bund,  wie  jeder  commandirende  General  zu  seinem  Soti  verain,  die 
Bundesversammlung  ist  daher  seine  einzige  Behörde,  welche  mit  ihm 
durch  einen  ans  ihr  gewählten  Ausschuf»  in  Verbindung  steht.    48)  Der 
OberFeldherr  wird  von  der  B.  V.  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes  genom- 
men; er  erhält  von  derselben  allein  Vollmachten  und  Befehle,  auch  in 
besondern  Fällen  specielle  Instructionen;  er  erstattet  an  dieselbe  seine  Be- 
richte unmittelbar.    49)  Wenn  der  OberFeldherr  in  Eid  und  Pflicht  ge- 
nommen ist,  und  seine  allgemeine  Instruction  von  der  B.  V.  erhalten  hat; 
so  bleibt  ihm  allein  überlassen,  den  OperationsPlan  nach  seiner  An- 
sicht zu  entwerfen,  auszuführen  und  abzuändern,  wie  es  die  Umstände 
fordern.    Er  ist  durchaus  nicht  verbunden,  diesen  Plan  vor  der  Ausfuh- 
rung irgend  Jemand  mit  zu th eilen ,  und  es  soll  lediglich  von  seinem  beson- 
dern Vertrauen  abhängen,  wenn  er  die  Hauptzüge  desselben  mit  einem 
oder  mehreren  Generalen  besprechen  oder  berat  heu  will.    5o)  Erst  dann, 
wenn  er  nach  getroffenen  Einleitungen  zur  wirklichen  A-  sfuhrung  ge- 
schritten seyn  wird,  ist  er  verpflichtet,  der  B.  V.  die  Umrisse  seines  Ope- 
rationsPlans  vorzulegen.    Er  mufs  jedoch  denselben  auf  das  Umständlichsie 
schriftlich  aufsetzen,  damit  für  alle  Zufalle,  die  ihn  personlich  treffen 
können,  so  vorgesorgt  sey,  dafs  sein  Nachfolger  das  Ganze  vollständig  ein- 
sehen und  folgerecht  verfahren  könne.    5i)  Aufser  dem  QberFeldherrn, 
wird  von  der  B.  V.  auch  ein  GeneralLieutenant  des  Bundes  gewählt. 
Diesem  gebührt  in  allen  Fällen,  welche,  eine  Stellvertretung  im  Ober- 
Commando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der  OberFeldherrn- 
Stelle,  mit  ganz  gleichen  Rechten,  wie  die  des  OberFeldherra.  Sobald 
der  bisherige  OberFeldherr  das  OberCommando  wieder  übernimmt,  oHer 
ein  neugewählter  in  dasselbe  eintritt,   kehrt  der  GeneralLieutenant  des 
Bundes  in  sein  früheres  Verhältnifs  zurück.    52)  Als  GeneralLieutenant 
des  Bundes  soll  einet*  der  GorpsCommandanten  gewählt  werden,  welcher 
jedoch,  so  lang  nicht  der  Fall  der  Stellvertretung  oder  der  Einberufung 
von  Seite  des  OberFeldherm  Statt  findet,  ohne  Vorrecht  vor  den  übrigen 
GorpsCommandanten,  bei  seinem  Corps  verbleibt.    53)  Der  OberFeldherr 
hat  die  Befugnifs,  wegen  Einstellung  der  Feindseligkeiten  Ueber- 
einkünfte  abzuschliefsen ,  wenn  dadurch  grofse  Vortheile  zu  erreichen  sind, 
oder  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet.    Er  soll  jedoch  förmliche  allgemeine 
WaffenstillstandVerträge  nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bunnes 
abschliefsen  können.     54)  Der  OberFeldherr  kann  über  die  Aufstellung, 
Bewegung  und  Verwendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die 
»         allenfalls  nothigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinem  Ermessen 
verfügen,  jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  Heereinthcilung,  die 
er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisammenhaltung  der  von  Einem  Staat 
gestellten  Corps,  in  Fällen,  wo  diese  ohne  Nachtheil  berücksichtigt  werden 
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kann.  Alle  Detachirungen  und  solche  Maasregeln,  welche  in  die  organi- 
schen (x>rps Verhältnisse  eingreifen,  können  nur  so  lang  dauern,  als  es 
militärische  Rucksichten  erfordern,  und  kein  Corps  darf  hiedurch  bis  zu 
dem  Grad  geschwächt  werden,  dafs  es  nicht  mehr  als  selbst  ständiger  Kor- 
per bestehen  konnte.  55)  Zu  dem  als  Reserve  aufzustellenden  ArmeeCorps 
stoßen  besonders  zu  bildende  ArtillerieMassen,  zu  deren  Bildung  alle 
ArmeeCorps  des  Bundesheeres  nach  dem  Verhiiltnifs  ihrer  Cavalerie  und 
Artillerie  beitragen.  Der  OberPeldherr  kann,  zu  diesem  Behuf,  von  jedem 
der  ungemischten  ArmeeCorps  bis  zu  einem  Fünftheil,  .und  toii  jedem 
gemischten  Coips  bis  zu  einem  Sechstheil  der  Caralerie,  ferner  ron  jedem 
ArmeeCorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken  Geschützes,  beordern. 
Wenn  darch  von  dem  Bund  genehmigte  Einrichtungen,  die  Zahl  der  Rei- 
terei eines  Corps  sich  gegen  den  matrikularniäsigen  Betrag  mindert,  so 
wird  die  Zahl,  um  welche  sie  vermindert  wird,  an  dem  Quantum  abge- 
zogen, welches  detachirt  werden  kann.  56)  Obige  Bestimmung  eines 
Maximums  soll  den  OberPeldherrn  nicht  hindern,  für  den  Tag  einer 
Schlacht  die  Reserve  durch  Infanterie,  Cavalerie  und  Artillerie  einzelner 
Corps  nach  seiner  Einsicht  in  so  weit  zu  verstärken,  als  es  die  Schlagfer- 
tiglieit  der  einzelnen  Corps  gestattet.  57)  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht, 
die  Befehl haber  der  ans  den  verschiedenen  Corps  herauszuziehenden  Cava- 
lerie- und  ArtillerieMassen  aus  den  Generalen  des  Bundesheeres  nach  seinem 
Frmessen  zu  ernennen.  58)  Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  Con- 
tingente,  nach  ihrem  Ausrücken,  auch  im  Krieg  den  einzelnen  Bundesstaa- 
ten überlassen  bleibt;  so  ist  doch  der  OberFeldherr  befugt,  die  Mannschart 
sowohl,  als  das  Materielle  der  verschiedenen  Contingente  zu  mustern, 
zu  Hebung  allenfallsiger  Mängel,  welche  auf  die  Schlagfcrtigkeit  Ein  Hüls 
nehmen  können,  sich  an  die  Regierung,  welche  es  betrifft,  zu  wenden, 
und,  wenn  er  es  für  nöthig  hält,  auch  defswegen  Antrage  bei  der  Bundes- 
versammlung zu  machen,  welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung  der  über 
die  Kriegsrerfassung  aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen  Beschlufs  fas- 
sen, und  iur  dessen  Ausfuhrung  Sorge  tragen  wird.  59)  Die  Bestimmung 
der  Milrtärstrafsen,  die  Anlage  von  Hospitälern  und  Magazinen,  so  wie  die 
Bezeichnung  der  Verpflegbezirke  der  Corps,  und  überhaupt  aller  Maas- 
regeln zur  Sicherstellung  der  ArmeeBediirfnisse  und  der  Wohlfahrt  des 
Heeres,  sind  dem  OberFeldherru ,  mit  Beachtung  der  Eigenthumsrechte, 
und  unter  dem  nuthigen  Benehmen  mit  den  LandesCommissarien ,  lediglich 
zu  überlassen.  60)  Der  OberFeldherr  kann  die  Individuen,  welche  sich 
aaszeichnen,  ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen.  61)  Um  in 
den  Felddienst  des  Bundesheeres  die  nöthige  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
hat  der  OberFeldherr  das  Recht,  darüber  Bestimmungen  durch  Armee- 
befehle zu  erlassen,  so  weit  solche  für  das  Allgemeine  nothwendig  sind, 
und  nicht  in  die  innere  Einrichtung  der  Corps  eingreifen.  62)  Damit  den 
Bundesstaaten  über  die  gleichmäsige  Behandlung  aller  Thcile  des  Bundes- 
hecres  volle  Beruhigung  verschafft  werde,  wird,  aus  dem GeneralStab  der- 
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selben,  für  jedes  ArmeeCorps  ein  höherer  Officier  in  das  Hauptquar- 
tier abgesendet,  dem  bei  dem  OberPeldherrn  und  allen  übrigen  Chefs 
freier  Zutritt  gebührt,  um  mit  denselben  über  die  Angelegenheiten  des 
Corps  sich  zu  benehmen  und  dessen  Interesse  zu  vertreteu.  63)  Bei  den 
combi nirten  Corps,  kann  diesem  höhern  Officier  noch  ein  anderer  von 
niederem  Rang  von  jeder  Dhision  beigegeben  werden,  um  die  einzelnen 
Divisionen  in  demselben  Corps  zu  vertreten.  64)  Diese  höheren  Ofrtciere 
sind  die  Organe  zwischen  dem  OberFeldherrn  und  den  einzelnen  Regie- 
rungen sowohl,  als  den  Corps,  welche  es  betrifft.  Dem  OberFeldherrn 
ist  jedoch  in  besondern  Fällen,  wo  er  es  räthlich  findet,  frei  gestellt,  sich 
unmittelbar  an  die  Regierungen  zu  wenden,  und,  wie  sich  von  selbst 
versteht,  alle  Ausfertigungen,  welche  auf  die  Operationen  Bezog  haben, 
durlh  die  ihm  untergebenen  Stellen,  eben  so  an  die  Corps  zu  erlassen. 
65)  Der  BundesFeldherr  kann  nicht  zugleich  Befehlhaber  irgend  einer 
Heerabtheilung  seyn.  Ueberhaupt,  kann  kein  General  zugleich  das  unmit- 
telbare Commando  über  eine  höhere  und  eine  niedere  Abtheilung  führen. 
Mit  dem  Antritt  eines  jeden  höhern  Wirkungskreises,  wird  der  niedere 
an  den  nächstfolgenden  im  Rang,  in  derselben  Heerabtheilung,  in  der 
Zwischenzeit  abgetreten.  66)  So  wie  der  ObcrFeldherr  mit  ausgedehnter 
Vollmacht,  durch  nichts  beengt,  mit  Kraft  und  Nachdruck  seine  Beschlüsse 
verfolgen  kann,  so  ist  er  auch  für  fehlerhafte  Entwürfe  oder  Irrthümer  in 
grofsen  Combinationen ,  dem  Bund  persönlich  verantwortlich.  Der 
Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgericht  unterwerfen,  welches  aus  einem 
Feldmarschall,  General  der  Infanterie  oder  Cavalerie,  als  Präsidenten,  von 
der  Bundesversammlung  gewählt,  aus  zwei  Feld  zeugmeistern  oder  Genera- 
len der  Infanterie  oder  Cavalerie,  zwei  General  Lieutenanten,  zwei  General- 
Majoren,  alle  sechs  aus  dem  Bundesheer,  dazu  commandirt,  aus  Einem 
GeneralAuditor,  von  dem  Staat  des  OberFeldherrn,  aus  Einem  Defensor, 
von  dem  OberFeldherrn  selbst  gewählt,  bestehen  soll,  und,  nach  Unter- 
suchung des  Tatbestandes,  ihn  nach  dem  Gesetzbuch  desjenigen  Staates, 
zu  dem  er  gehört,  zu  richten  hat.  Von  den  als  Beisitzer  zu  diesem 
Kriegsgericht  bestimmten  sechs  Generalen,  ist  Einer  von  Oesrreich,  Einer 
von  Preufsen,  Einer  von  Baiern,  Einer  von  jedem  der  drei  gemischten 
ArmeeCorps  zu  commandiren.  Die  Commandirung  geschieht,  auf  Einla- 
dung der  Bundesversammlung  an  die  gehörigen  Staaten. 

»<  •  «  * 

§•  204.  U33-.) 

7)  CorpsCommandanten. 

VII)  CorpsCommandanten.   67) Die  Befehlhaber  der  ungemisch 
ten  Corps  erhalten  diejenigen  Rechte,  welche  der  Souveraiu,  dessen 
Corps  sie  befehligen,  in  TJebereinstimmung  mit  den  angenommenen  Grund- 
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salzen  der  BundesKriegsverfassung,  ihnen  zn  ertheilcn  für  gut  findet.  Was 
aber  die  Befehlhaber  der  zusammengesetzten  Corps  betrifft ,  so  kom- 
men tlabei  folgende  Grundsätze  in  Anwendung  (Nnm.  68  bis  75).  68)  Die 
zusammengesetzten  ArmeeCorps  werden  jedes  von  einem  General 
befehligt,  der  aus  denjenigen  Staaten  oder  den  Truppen  derselben,  deren 
Contingente  das  ArmeeCorps  bilden,  genommen  werden  soll.  69)  Die 
CorpaComroandanten  können  zwar  die  Eintheilung  ihrer  ArmeeCorps 
nicht  ändern;  allein  sie  sind  befugt,  zum  Behuf  der  ihnen  übertragenen 
Operationen  alle  augenblicklichen  Detachirungen  vorzunehmen,  welche  der 
Dienst  erfordert.  Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl  zu  diesen, 
als  zu  den  von  dein  OberFeldherrn  verfugten  Entsendungen  verwendet 
werden  sollen,  bleibt  den  CorpsCommandanten  überlassen.  Der  Ober- 
Feldherr  kann,  nur  ausnahmweise,  in  besondern  und  dringenden  Fällen 
direct  darüber  verfugen.  Er  hat  jedoch  die  CorpsCommandanten,  die  es 
betrifft,  gleichzeitig  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen,  und  solche  Detachirun- 
gen nicht  contingentweise ,  sondern  nach  den  bestehenden  Unterabtheilun- 
gen der  Corps  in  Divisionen,  Brigaden,  Regimenter  u.  s.  w.  zu  verfugen. 

70)  Die  Corpscommandanten  haben,  im  Dienst  der  einzelnen  Contingente, 
eine    verhältnifsmäsige    Gleichheit    unter    diesen    zu  beobachten. 

71)  Die  CorpsCommandanten  haben  das  Recht,  die  unter  ihren  Befehlen 
stehenden  Corps,  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mannschaft  als  auf  das 

.  Material,  eben  so  zu  mustern,  wie  der  OberFeldherr.  72)  Zu  Erhal- 
tung der  innern  Ordnung,  können  sie  die  ihnen  zu  Gebot  stehenden 
polizeilichen  Mittel  verwenden,  und  alle  ihre  Untergebenen  wegen 
militärischer  Vergehen  in  Arrest  nehmen,  und.  provisorisch  suspendiren. 
Jede  Untersuchung  und  Aburtheilung  mufs  aber  den  gehörigen  Militärge- 
richten überlassen,  und  dem  CorpsCommandanten  Abschrift  aller  Urtheil- 
sprüche  über  diejenigen  Vergehen  mitgethcilt  werden,  deren  Untersuchung 
er  veranlafst  hat.  73)  Den  CorpsCommandanten  steht  das  Recht  zu,  In- 
dividuen, welche  sich  besonders  auszeichnen,  dem  OberFeldherrn 
und  den  Regierungen,  die  es  angeht,  zu  empfehlen.  74)  Die  CorpsCom- 
mandanten haben  das  Recht,  sich  den  Chef  ihres  Generalstabs, 
ihren  GeneralAdjutanten  und  eine  hinlängliche  Anzahl  OfFicierc  des  Gene- 
ralstabes, unter  den  Ofticiercn  derjenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwäh- 
len, deren  Contingente  das  Corps  bilden,  und  sich  diese  von  den  Regie- 
rungen, die  es  betrifft,  zu  erbitten.  Die  Beamten  der  Verwaltungszweige 
und  übrigen  Anstalten  werden  von  denjenigen  Staaten  gewählt,  deren 
Contingente  zusammen  das  ArmeeCorps  bilden.  75)  Die  an  den  combinirten 
Corps  und  Divisionen  Theil  habenden  Staaten,  werden  sich  unter  einander, 
sowohl  über  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der  Corps-  und  Divisions- 
Commandanten ,  als  auch  über  die  Einrichtung  des  Generalstabs  und  der 
übrigen  Verwaltungszweige ,  vereinigen,  und  diese  Uebereinkunft ,  drei 
Monate  nach  Annahme  der  zweiten  Abtheilung  der  »näheren  Bestimmun- 
gen« der  Bundesversammlung  anzeigen.    Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen 


♦ 

Digitized  by  Google 


270  I.  Tlieil.  V.  Cap.  VcrtheidigungsSystem 


können,  wird  die  B.  T.  vermittelnd  einwirken,  und  nötigenfalls  entschei- 
den.  76}  Wenn  der  Befehlhaber  eines  gemischten  oder  ungemischten 
ArmeeCorps  sieh  durch  den  OberFeldherrn  in  Rechten  des  Corps  oder 
der  dasselbe  bildenden  Contingente,  die  er  zu  vertreten  hat,  rerietet  glaubt; 
so  hat  er  davon  die  Anzeige  an  die  Regierung  des  Bundesstaates,  den  es 
betrifft,  zu  machen,  welche  sodann  seine  Beschwerde  der  B.  V.  vor- 
legen kann.  77)  Glaubt  ein  CorpsComraandant  aber,  dafs  ihm  in  seinen 
personlichen  Rechten  zu  nahe  getreten  worden,  so  kann  er  unparthevische 
Untersuchung  fordern.  Ist  die  Veranlassung  von  der  Art,  dafs  Corps- 
Commandanten  durch  Eingriffe  des  OberFeldherrn  in  ihre  Rechte,  oder 
darch  sonstige  Willkührlichkeiten  gegründete  Beschwerden  zu  haben  glauben, 
und  defshalb  eine  Untersuchung  gegen  den  OberFeldherrn  fordern;  so  sind 
die  CorpsCom mandanten  berechtigt,  sich  auf  dem  Dienstweg  durch  den 
OberFeldherrn  von  der  B.  V.  ein  Kriegsgericht  zu  erbitten.  Diese  wird 
sodann  drei  Bundesstaaten  wählen,  welche  zu  dem  niederzusetzenden 
Kriegsgericht  —  ähnlich  jenem  für  den  OberFeldherrn  bestimmten  —  die 
nothigen  Officiere  nebst  dem  Auditor  zu  commandiren  haben.  Alle  andern 
Untersuchungen,  welche  die  CorpsCommandanten ,  etwa  durch  Beschwerde 
gegen  einander  oder  gegen  ihre  Untergebenen  veranlafst,  wünschen  sollten, 
können  nur  bei  dem  OberFeldherrn  im  gewöhnlichen  Dienstweg  nachge- 
sucht, und  von  ihm  die  diefsfallsigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werden. 
78)  Die  Verhältnisse  der  Befehlhaber  der  zusammengesetzten  Divi- 
sionen und  Brigaden  sind  in  ihrem  Wirkungskreis  denen  der  Corps- 
Commandanten analog. 


§.  205.  (153.). 

8)   Bildung  des  Hauptquartier». 

VIII)  Bildung  des  Hauptquartiers.  79)  Die  Geschäfte  des 
Hauptquartiers  zerfallen  in  zwei  Hauptabtheilungen:  in  die  I<eitung  des 
Heeres  im  Allgemeinen,  und  in  die  Leitung  besonderer  Zweige.  Die 
erste  enthält:  1)  die  Leitung  der  Operationen  und  Bewegungen;  2)  die 
Evidenthaltung  und  Ergänzung  des  Standes,  den  innera  Dienst;  3 )  die 
ökonomische  Leitung,  die  Pflege  und  Wartung  des  Heeres.  Die  zweite: 
1)  die  ArtillerieDirection ;  2)  Die  GenieDirection ;  3)  die  Heerpolizei. 
0*0)  Die  Geschäfte  der  ersten  Abtheilung  fuhren:  der  GeneralQuartier- 
meister,  der  dirigirende  GeneralAdjutant,  der  Generalintendant;  die  der 
zweiten:  der  GeneralGenieDirector,  der  General  Artiii  er  ieDirector  und  der  Chef 
der  Heerpolizei  —  sämmtlich  in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  GemaTsheh 
der  vom  OberFeldherrn  erhaltenen  Befehle.  Die  Tabelle  (Num.  12  a)  bezeichnet 
den  Wirknngskreis  der  verschiedenen  Chefs,  das  Detail  der  Eintheilnng 
und  die  dazu  nothigen  Individuen.    8 1  )  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht, 
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sich  den  GeneraNJuartiermeister ,  den  dirigirenden  General  Adjutanten,  den 
Genend  Auditor,  und  den  dirigirenden  Arzt  zu  wählen,  auch  seinen  Gene- 
ralstab selbst  zu  bestellen.  Der  General  Lieutenant  des  Bundes,  die  Direc- 
toren  des  Artillerie-  und  Genie  Wesens,  der  Chef  der  Heerpolizei,  und 
der  Generalintendant,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorständen  der 
Verwaltnngszweige,  werden  von  dem  Bund,  welcher  auf  die  Vorschläge 
des  OberFeldheim  die  geeignete  Rucksicht  nehmen  wird,  gewählt  und  in 
Pflicht  genommen.  82)  Der  Obei Feldherr  wird,  sobald  er  den  Oberbe- 
fehl des  Heeres  übernommen  hat,  sämmt liehe  im  Hauptquartier  angestellte 
Officiere  und  Beamte,  welche  nicht  bereits  von  der  Bundesversammlung 
selbst  vereidet  sind,  im  Namen  und  aus  Auftrag  derselben,  in  Eid  und 
Pflichten  des  Bundes  nehmen.  83)  Der  OberFeldherr  unterzeichnet  alle 
Befehle,  welche  an  die  verschiedenen  Zweige  und  Abtheilungen  ausgefertigt 
werden.  Nur  ausnahmweise  und  in  dringenden  Fällen  können  die  Referen- 
ten, die  es  betrifft,  jeder  in  seinem  Fach,  im  Namen  des  OberFeldherrn 
Weisungen  unterzeichnen,  welche  indessen  jedesmal  an  die  CorpsComman- 
dauten,  und  nie  an  die  denselben  untergeordneten  Zweige,  gelichtet 
sevn  müssen.  84)  Der  OberFeldherr,  welcher  für  die  Dauer  des  ihm 
übertragenen  Befehls  nur  im  Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch 
nur  vou  diesem  seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente.  Die  übri- 
geu  im  Hauptquartier  und  bei  der  Intendanz  angestellten  Individuen  erhal- 
ten zwar  ihre  gewöhnliche  Gage,  Besoldung,  Löhnung  und  Natural  Verpfle- 
gung —  nach  dem  Rang,  welchen  sie  im  Dienste  der  Bundesstaaten  ein- 
nehmen, zu  welchen  sie  gehören  —  von  diesen  Bundesstaaten.  Dagegen 
aber  werden  alle  übrigen  Unkosten,  die  aus  der  Zusammensetzung  des 
Hauptquartiers  und  der  Intendanz  hervorgehen,  aus  der  Kriegscasse  bestrit- 
ten, nämlich  1)  die  Tafelgelder  und  aufserordent liehen  Zulagen,  an  Geld 
und  Naturalien,  für  das  gesaramte  Personal  des  Hauptquartiers  und  der 
Intendanz,  a)  der  Aufwand  für  die  verschiedenen  Canzleien  jener  Zweige 
und  für  ihren  Transport ,  3)  die  geheimen  Auslagen,  für  Kundschafter  u.  s.  wv, 
4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller  im  Hauptquartier  angestellten 
Individuen  ,  die  nicht  zu  einem  oder  dem  andern  Contingent  des  Bandes- 
heeres gehören.  85)  Die  einzelnen,  von  der  Bundesversammlung  zu  ernen- 
nenden Chefs,  so  wie  die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartier,  können  aus 
den  verschiedenen  Bundesstaaten,  im  Sinn  des  §.81  der  näheren  Bestim- 
mungen gewählt  werden.  Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  bundesge- 
mäfsen  Anstellung  zukommenden  Gebühren,  sind  in  dem  Verpflegungs- 
Regleraent  enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  letzten,  nämlich  der 
Chargen,  im  DienstReglement  näher  bezeichnet  ist. 

«)  Zuerst  loco  dictaturae  gedruckt,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1811,  S.  319  der 
ür ig. Ausg.,  nachher  öffentlich  gedruckt  tu  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8aa, 

S.  703  der  Orig  Ausg. 
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§•  206. 

9  )  Verpflegung.. 

IX)  Verpflegung.  86)  So  bald  die  Contingente  des  Bundesheeres 
unter  die  Befehle  des  OberFeldherrn  treten,  geschieht  die  Verpflegung 
derselben  nach  den  Vorschriften  des  für  das  Bundesheer  entworfenen  Ver- 
pfiegR cglemen ts,  welches  zugleich  die  Instructionen  lür  die  verschiedenen 
Verpflegbeamten  enthält  «}. 

a)  Dieser  Gegenstand,  worüber  oben  (§.  197,  Num.  ao)  schon  eine  Bestimmung 
sieh  findet,  ist  einer  nahern  Erörterung  u.  Bestimmung  vorbehalten,  weil  man 
bei  der  B.  V.  sieb,  nach  mehrfacher  Verhandlung,  bis  »um  11.  Juli  i8ai,  wo 
obige  nähere  Bestimmungen  der  Kriegs  Verfassung  festgesetzt  wurden,  noch  nicht 
hatte  vereinigen  können  über  die  Fragen:  ob  das  Verpflegungsgeschäft  für  das 
ganze  Bundesheer  von  einer  allgemeinen  Central  Behörde  (allgemeine  oder  Heer- 
oder  Armeevcrpflegung)  ausgehen  solle?  oder  ob  dasselbe  bei  jedem  einzelnen 
ArmceCorps  nur  von  einer  eigenen  Veryfle  gunsbehörde  (besondere  oder  Corps- 
Verpflegung)  abgesondert  besorgt  werden  solle?  Man  s.  insbesondere  die 
loco  dict.  gedruckten  Ansichten,  und  den  Vortrag  des  k  würtembergischen 
Gesandten,  mit  drei  Anlagen,  als  Beil.  39  zu  $.  224  der  Protoc.  der  B.  V.  r. 

1821,  S.  33i,  346— u.  649  ff.  der  Orig.Ausg.  —  Ueberdiefs  slhd  eigene  Regle- 
ments über  rerpßegung,  SuniläUwesen  (§.  202,  Num.  3g  u.  f.)  und  Gerichtbarkeit, 
zu  erwarten.  Man  s.  das  loco  dict.  gedruckte  ScparatProtoc.  der  B.  V.  v.  27.  Juni 

1822,  §.  3,  u.  dessen  Anl.  II,  S.  609  u.  61 5  der 


&  207. 

10)  Gerichtbarkeit. 

X)  Gerichtbarkeit  87)  Die  Gerichtbarkeit  steht,  in  der 
Regel,  den  Befehlhabern  der  Corps,  Divisionen,  Brigaden  und  Regimenter 
zu.  88)  Die  Bandesstaaten  werden  die  Grenzen  der  Gerichtbarkeit 
bestimmen,  welche  sie  den  Commandanten  ihrer  Corps,  Divisionen  und  Contin- 
gente übertragen  wollen  und  hiebei  bedacht seyn,  die  Befugnifs  in  der  möglichsten 
Ausdehnung  zu  ertheilen.  89)  Jeder  im  Hauptquartier  angestellte  Officier  und 
CivilBeamte  eines  Bundesstaates,  und  jedes  von  den  verschiedenen  Contingenten 
demselben  zugetheilte  Individuum,  gehört  unter  die  Gerichtbarkeit  des  Corps 
oder  der  Division  seines  Staates.  In  Fällen,  wo  ein  gerichtliches  Verfahren 
über  ein  solches  Individuum  nothwendig  werden  sollte,  kann  der  Ober- 
Feldherr,  nach  Befinden,  durch  den  Auditor  des  Hauptquartiers  solches 
über  die  begangenen  Vergehen  summarisch  instmiren  lassen.  Dann  aber 
müssen  die  Angeklagten,  nebst  den  UntersuchungsActen ,  an  ihre  gericht- 
liche Behörde  zur  Aburtheilung  abgeliefert  werden.  Diese  Bestimmungen 
sollen  auch  für  die  Individuen,  welche  in  den  Hauptquaitieren  der  Armee- 
Corps  angestellt  sind,  analoge  Anwendung  finden.  90) 
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um)  Civilßcvollmä'ehtigtcn,  welche  zu  dem  Hauptquartier  abgeordnet  sind, 
und  nicht  unter  der  Gerichtbarkeit  der  Corps  stellen,   können    nur  hei 
solchen  Verbrechen,  wo  Gefahr  hei  «lern  Verzug  Statt  lande,  jenem  sum- 
marischen Verhör   unterliegen,  und  müssen  dann  zur  Aburtheilung  an  die 
Behörden  abgeliefert  werden.     Wenn  die  Verhaftung  eines  solchen  Abge- 
ordneten  nothwendig  geworden,  so  vurd  der  ObcrFeldherr  den  entspre- 
chenden CorpsCommand:mtcn  unverzüglich  zur  Ahsendung    eines  proviso- 
rischen Bevollmächtigten  auf  so   lang  in  das  Hauptquartier  einladen,  bii 
von  dem  (den)  gehörigen  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive  Frnennung 
für  diesen  Platz  ergangen  ist.     91)  Diejenigen  Individuen,  welche  durch 
freie  Uebeieinhunft  und  Annahme  dem  Hauptquartier  folgen,  so  wie  auch 
alle  Fremden,  Kriegsgefangene  u.  s.  w\,  stehen  unter   der  Gerkhtbarkeit 
des  Hauptquartiers,  und  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  ge- 
richtet, von  w  elchem  der  ObcrFeldherr  ist.     92)  Der  ObcrFeldherr  hat 
das  Recht,  alle  Befehlhaber  des  Heeres  zu  suspendiren  ,  jeden  Untergebe- 
nen verhaften  zu  lassen,  und  gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren 
Behörden  zu  veranlassen;  auch   in  Fallen,  wo  Gefahr  mit  dem  Verzug 
verbunden  wäre,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen.    Bei  den 
gemischten  ArmeeCorps  haben   sich  die  betheiligten   Staaten  über  die  Be- 
stimmung des  Gerichtstandes  des  CorpsCommandanten,  der  Dirisiunäre  und 
Krigadiere,  zu  vereinigen.    93)  Gegen  das  Verbrechen  des  Meineides,  de« 
Vcrraths,  der  Feldflüchtigkeit ,  und  der  Insubordination,  werden  im  Bun- 
desheer  durch   besondere  Kriegsartihcl    Strafbestimmungen  getrollen, 
welche  dem  gesammten  Kriegsheer  als  gleichförmiges  Gesetz  gelten  sollen. 
91)  Die  in  den  Kriegsartihcl  n  nicht  genannten  Verbrechen  und  Vergehen 
werden  nach  den  bei  den  Coutingenten  der  einzelnen  Staaten  gültigen  Ge- 
setzen beurtheilt    95)  Der  ObcrFeldherr  kann  das  Stand  recht,  nämlich 
den   summarischen,    aufserordentlichen   Procefs,   gegen   "\lilitare    in  allen 
jenen  aufserordentlichen  Fallen  anordnen,  tu  welchen  schnelle  Bestrafung 
des  Beispiels  wegen  nöthig  wird,  und  in  den  Gesetzen  der  verschiedeneu 
Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Standrecht  festgesetzt  ist.   96)  Kbcn 
so  hat  der  OberFeldherr  das  Recht  ,  das  M  ar  tia  IG  esetz,  das  heilst,  das 
summarische  peinliche  Verfahren  gegen  den  Bürger  in  Feindesland  zu  \  er- 
kunden, und  in  Folge  dessen  das  Standrecht  anzuordnen.    In  den  Bundes- 
staaten soll  diefs  jedoch  nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  gehöri- 
gen Regierungen,  und  nach  erhaltener  Zustimmung  derselben,  geschehen. 
9-)  Zu   Handhabung  der  Heerpolizei   wird    eine   eigene  Gendarmerie 
trriebtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert  der   Reiterei  angenom- 
men, und  welche  Zahl  in  das  CavalerieContingcut  eingerechnet  wird.  Das 
Reglement  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  ihre  Bildung  und 
Dienstleistung. 


KluLcr,,  Öffcnll.  Ilccl.t,  -r.  Aull.  18 
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III.  Bundesfestungen. 

.    Mr  Rcchtsverhaltniss  in  Absicht  auf  den  Bund  und  die  SUtatshoheit  der  Bundcsglieder. 

I)  Die  Bundesfestungen  und  andere  für  den  Zweck  der  Gasammt- 
heit  bestimmte  Befestigungs  werke  gehören  zu  den  gemeinsamen 
Vertheidigungsanstalten  des  Bundes  a).     II)  Ihre  Errichtung,  Wiederher- 
stellung, Erweiterung  und  Verbesserung,  ihre  Ausstattung  und  Unterhal- 
tung '»),  ist  daher,  in  Ermanglung  andern*  Hülfquellen,  oder  wenn  nicht 
Verträge  das  Gegentheil  begründen,  eine  MatrikularLast  des  gesamm- 
ten  Bundes.    III)  In  und  bei  den  Bundes  festun  gen  sind,  so  weit  Vor- 
tragsweise etwas  Anderes  nicht  festgesetzt  ist,  die  für  den  Festungszweck 
bestimmten    Bauwerke   und   liegenden  Gründe,  Eigenthum  des 
Bundes.    (Man  s.  unten  Note  b,  und  bei  dem  folg.  §.  Note  a,  c  u.  d. ) 
IV}  Dafs  die  Staatshoheit  über  die  Bundesfestungen  demjenigen 
Bundesstaat  gebühre,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  ist  Begel  c)\  es 
wird  aber  V)  die  Ausübung  derselben,  zumal  in  Kriegszeiten,  durch 
den  bundesmäsigen  Zweck  dieser  Kriegswerke,  durch  die  dem  Bund  zu- 
stehende Festungs-  und  Besatzungsgerechtigkeit  (munimenti  et 
praesidii  jus)  fortwährend  so  mannigfaltig  beschränkt,  dafs  hier  das  wech- 
selseitige Rechtsverhältnifs  zwischen  dem  Bund  und  dem  Bundesstaat,  in 
mancher  Hinsicht  eine  Öffentliche  oder  Staatsservitut  (§•  559  u.  f.) 
bildet  d).    VI)  In  Ermanglung  besonderer  Rechtstitel,  sind  auch  in  An- 
sehung der  bestehenden,  oder  künftig  anzulegenden  Befestigungswerke  des 
Bundes,  die  Rechte  und  die   Pflichten  aller  Bundesgenossen 
gleich.  VII)  Wo  und  so  weit  aber,  durch  anerkannte  Staatsver- 
träge '),  hestimmte  Plätze  für  Bundesfestungen  erklärt,  die  Errichtung 
neuer  Befestigungs  werke  an  bestimmten  Orten  festgesetzt,  die  Verwendung 
vorhandener  Mittel  hiezu  angeordnet,  und  einzelnen  Bundesstaaten  die  Be- 
satzung solcher  Plätze  und  die  Ernennung  der  obersten  KriegsBefehlhaber 
darin  zugewiesen  ist,  da  ist  es  nicht  nur  Bundespflicht,  die  Last  in 
gehörigem  Maafs  zu  tragen,  das  Nöthtge  vorschriftmäsig  zur  Ausfuhrung 
zu  bringen,  und  die,  einzelnen  Bundesstaaten  eingeräumten,  Vorrechte 
gebührend  anzuerkennen,  sondern  es  ist  auch  die  Gesammthcit  und  jeder 
einzelne  Bundesgenofs  berechtigt,  auf  Erfüllung  der  vci  trag  m  äs  igen 
Pilichten  zu  dringen.     VIII)  Wro  Errichtung  oder  Abtretung  einer  Fe- 
stung oder  eines  andern  Befestigungswerkes  in  einem  Bundesstaat,  durch 
besondern  Rechtstitel  für  den  Bund  nicht  begründet  ist,  bedarf  solche, 
wenn  sie  Statt  haben  soll,  der  freien  Zustimmung  des  betheiligten 
Bnndesgliedes  (§.  129). 

a)  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  19.  Jan.  1818,  §.  q,  VIII,  definirte  Oestrcich  die 
t.  Bundesfestungen  als  «feste  Pliitz.e,  welche  &ur  gemeinschaftlichen  Vcrtheidi- 
gung  Teutschlands  bestimmt  sind". 
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t)  Besch  lufs  in  dem  §.  3  des  Protoc.  der  PlenarVersamml.  der  B.  V.  v.  5.  Oer. 
1810,  wovon  unten  §.  an.  —  In  dein  unten  (Note  c  des  folg.  §.)  angef.  preufsisch- 
niederländischen  Vertrag  v.  12.  Marx  1817,  Art.  7,  heilst  es:  «La  place  do 
Luxembourg  etant  fortercsse  de  la  Conftdcration  Gcrinanique,  et  les  Gouver- 
nemens  de  Prusse  et  des  Pays-Bas  ne  pouvant  en  consequenre  ötre  ecnses  avoir 
Tobligation  de  l'entrctcnir  cxrlusiveincnt  ä  Ieurs  fraix,  la  question  de  son  entre- 
tien  est  reservce  aux  discussions  de  la  Dieter.  Man  s.  auch  die  unten  (Note  « 
des  folg.  §.)  angef.  östrcichpreufsischc  Erklärung,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 
r.  8.  Oct.  1818,  §.  a3a. 

t)  Das  pariser  Protoc.  v.  3.  Nov.  i8i5,  in  Kraft  eines  Vertrags  errichtet  zwischen 
den  vier  verbündeten  Machten,  Oestrcich,  Hufsland,  Preufsen  u.  Grofsbritannicn, 
(in  v.  Martens  ßecueil,  Supplein.  T.  VI,  p.  67a,  u.  in  Ri.Üukr's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  389)  sagt  im  Art.  10:  «Les  places  de  Maycnce,  Luxembourg  et  Landau, 
sont  declarees  places  de  la  ConfcdeYation  Germaniquc,  abstraction  jaite  de  la 
Soureruinete  territoriale  dr  res  places».  Den  Bcsrhlufs  der  PlcnarN  ersammlung 
der  B.  V.  wegen  Uebcrnahmc  dieser  drei  Bundcsfestungcn ,  s.  unten  §.  »11.  — 
In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  1818,  a3a,  boten  Preufsen  u.  Oest  reich 
dem  t.  Bunde  die  Einräumung  der  Festung  Mainz  an,  «abgesehen  jedoch  von 
der  TerritorialOberherrlichkeit  dieses  Platz.es».  Derselbe  \  orbehalt  findet  t»ich 
auch  in  dem  unten  (in  Note  ades  folg.  §.)  angef.  Vertrag  wegen  Main«,  v.  3o.  Juni 
1816,  Art.  8,  9  u.  i3,  u.  in  dem  cbendas.  angef.  Beces-general  v.  10.  Juli  1819, 
Art.  «i.  —  Von  Luxemburg,  s.  man  die  unten  (Note  c  des  folg.  §.)  angef.  Ver- 
träge v.  8.  Nov,  1816,  Art.  4  6,  v.  1«.  Marz  1817,  Art.  4,  5,  (\  u.  v.  ao.  Juli 
1819,  Art.  35  bis  37.  —  Die  Souvcrainetät  über  Ijamlau  ward  Baiern  zugesagt 
schon  auf  dem  wiener  Congrefs,  in  einem  ConfereuzProtocoll  v.  10.  Juni  181 5, 
nachher  förmlich  abgetreten  in  dem  miinchner  östreiih-baierischen  Vertrag  v. 
t4.  Apr.  1816,  Art.  2.  In  dem  angef.  Reces  -  gencral  v.  20.  Juli  1819,  Art.  3, 
ist  die  Eigenschaft  einer  Bitudesfestung  asons  le  rapport  militaire»,  fiir  Landau 
festgesetzt,  mit  der  Clausel:  «sans  que  cette  disposiliou  puissc  alterer  cn  rien 
lc  droit  de  souverainete  qui  est  devolu  a  S.  M.  le  Roi  de  Bavicrc  sur  la  dite 
ville». 

«0  Von  Mainz,  s.  den  unten  (Note  a  des  folg.  §.)  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1816, 
Art.  9  —  14. 

f)  Von  dieser  Art  sind  die  unten  angeführten  Stellen  des  Acte  final  du  congres 
de  Vicnnc,  des  pariser  Vertrags  v.  3.  Nov.  181 5,  des  GeneralBecesscs  der 
frankf.  TerritorialCommission  v.  20.  Juli  1819,  u.  die  unten  ebenfalls  angef. 
besondern  Verträge  für  Mainz,  Luxemburg  u.  Landau.  —  Bei  verschiedenen 
von  diesen  Verträgen,  sind  sowohl  der  Bund  als  auch  die  einzelnen  Bundes- 
staaten, als  gemeinschaftlich  verpflichteter  Theil  zu  betrachten,  so  dafs  selbst 
durch  eiumttthig  gefafsten  Beschlufs,  der  Bund  einseitig  sich  davon  nicht  los- 
sagen könnte. 


§.  209.  <,».) 

Benennung  der  Rundesfestungen. 

I)  Weder  in  der  Hundes  Acte  noch  ursprünglich  durch  Beschlüsse  der 
Bundesversammlung,  wohl  aber  durch  Verträge  anderer  europäischen  Mächte, 
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«leren  Inhalt  «ler  Tculschc  JWmd  anerkennt,  sind  folgende  Festungen  für 
Bund  es  fest  un  gen  erklärt:  1)  Mainz")  mit  F.iuschlufs  \on  Castel  und 
K«istheim  ,  unter  gmP-Jicrzoglich-hessischer ,  a)  Luxemburg  Oi  unter 
k.  niederländischer,  und  3)  Landau  '/),  unter  h.  baierischcr  Staatshoheit. 
Ucherdiels  ist  festgesetzt,  dafs  4)  eine  vierte  Buudesfestung  am  Ober- 
rliein  errichte!  werden  solle').  11)  Um  die  Verteidigungslinie  der  an 
Frankreich  grenzenden  tentsehen  Staaten  zu  verstärken,  haben  die  vier  ver- 
bündeten Mächte,  \on  den  zufolge  des  pariser  Tractats  vom  30.  Nov.  i8i5 
von  Frankreich  bezahlten  F.ntschädigiiiigsgeldern ,  scehzig  Millionen 
Francs  bewilligt,  nämlich  1)  20  Millionen,  zu  Erbauung  der  oben 
erwähnten  neuen  B  11  n desfes tun g  am  Oberrheiu,  9.)  5  Millionen,  zu 
Vollendung  der  niainzcr  Festungswerke,  3)  i5  Millionen  für  Baicru,  zu 
F.rrichlung  eines  I) efes  t  i  g  u  n gsw  e rhes  in  seinen  zwischen  Frankreich, 
«lern  llheiu  und  preufaischen  Bezirken  gelegenen  Landestheilen  (zu  Gauers- 
heim), und  /|  >  ?.«>  Millionen  fiir  Preufscn,  zu  den  für  Verthcidigung 
des  Niederrheins  bestimmten  Festungswerken/);  doch  so,  dafs  alle 
diese  Summen  in  Gcmäfshcit  der  Plane  und  Vorschriften,  unter  Verein- 
barung zwischen  und  mit  Oest reich  und  Preußen,  zu  verwenden  sind, 
welche  allgemein  werden  festgesetzt  seyn  *,')•  III)  Bei  den  zur  Sicherheit  • 
der  für  die  westliche  Grenze  Tcuschlands  bestimmten  neuen  Befestigungen, 
ist  die  Wahl  der  Anzahl  und  Gert  er  durch  strategische  Zwecke  be- 
dingt /<),  die  Ausführung  hingegen  theils  durch  wissenschaftliche  oder 
fortificatorische  Hegeln,  theils  durch  das  Maas  der  zu  Gebot  stehenden 
Geldmittel. 

u)  Muinu  Man  s.  das  (in  Note  r  des  vorigen  §.)  angef.  pariser  Protoeoll  «ler  vier 
terbüntlcten  Mächte,  v.  3.  ISov.  i8i5,  Art.  10.  Ocstrcich. preußischer  \  ertrag 
mit  dem  GH.  Hessen,  v.  3«i.  Juni  1816,  Art.  0 — i4j  als  loco  dict.  gedruckte 
Beil.  29  7.u  dem  Protor.  der  II.  V.  v.  8.  Ort.  1818,  §.  a3a,  u.  in  v.  Maht»ns 
Hecucil,  Supplcm.  MI.  73;  nebst  einem  von  den  genannten  drei  Regierungen 
für  Vollziehung  dieses  Vertrags  aufgenommenen  Protoeoll  vom  1-.  Dec.  1816, 
bei  Mk«Tk>s  1.  c.  Y1I.  34>.  Hcres -gencral  de  la  Commissiou  territoriale  ras- 
scmblee  ä  l'ramlort ,  du  10  juillet  1819,  art.  i5,  16,  so  —  a3,  et.  38?  hei  Mab- 
tkns  1.  c.  VI1L  611  u.  ff.  —  Alle  "Werke,  Gebäude,  Grundbezirhc  u.  Einkünfte, 
welche  zu  «ler  Festung  gehörten,  als  dieselbe  in  Folge  der  Convention  vom 
?3.  Apr.  i8i/»  den  Alliirten  übergeben  ward,  bleiben  aussehliefsend  zur  Ver- 
fiigung  des  1  cstungsüourcrnemcnts,  und  ihr  Ertrag  gehört  zur  Dotation.  Der 
angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1819,  Art.  9,  u.  der  angef.  Hcecs-geucral,  Art.  z\. — 
MilitärConvcntion  zwischen  Oestreieh  u.  Preufscn,  geschlossen  zu  Carlsbad  am 
10.  Aug.  1S17,  betr.  den  Hcsatzungsdicnst  u.  die  militärische  Verwaltung  der 
Festung  Mainz;  in  den  Protoe.  der  B.  V.  v.  18 18.  als  loco  dict.  gedruckte 
Beil.  3o  zu  §.  «3-j,  S.  5n  der  Orig.Ausg.,  auch  bei  Mahtkns  a.  a.  O.  MII.  480. 
—  Oestreieh  und  Preußen  erklärten  in  der  It.  V.  (Protoe.  v.  8.  Ort.  1818,  |.  *3?.), 
dafs  sie  «  bereit  seveu:  j)  dem  t.  Bund  «lic  Festung  Mainz  mit  Allem,  was  ihren 
Bestand  als  Festung  ausmacht  nml  zum  Festungseigenthum  gehört,  mit  Ein- 
sclilnl's  von  Cassel  und  Host  heim,  zu  überantworten  und  einzuräumen;  4)  dem 
Bund  «las  Hecht  auf  jene  Heiträge  ab/.utreten ,  welche  noch  auf  die  zu  Vollen- 
dung der  Werhe  ton  Mainz  bestimmten  >  Mill.  Francs  zu  empfangen  siud ;  doch 
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dieses  Alles  3)  mit  dem  \  orbehalt,  dals  der  Hund  sich  \ i •  |> Ii i *_ -hie,  «Iii*  gesamm- 
ten  jährlichen  Lutcrballung>hostcn  (den  Sold  der  Truppen  ausgenommen),  so 
nie  die  vollkommene  Instandsetzung  der  Werke  und  Befestigung  der  Casernen 
u.  Magazine,  die  Anschaffung  des  Artillerie-Materials  u.  des  Approvisionncments 
der  1- es  tun«  Main/-  u.  Cassel  gemeinst  haftlich  /.u  bestreiten,   und  Östren  Ii  u. 
Preufscn  die  für  das  letzte  Approvisiounemcnt  gemachten  Vorsehüssc  zu  ver- 
güten     Die  B.  V.  bi-fichlols  hierauf  Berichterstattung,  und,  in  dem  in  Note  n 
«u  dem  vorigen  §.  angef.  Bcschlufs  v.  5.  öct.  1820,  die  Ueberiiahmc  aller  drei 
Bundesfest ungen ,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau.    Die  Lebergabe  und  Ueber- 
nalimc, von  Mainz  an  den  T.  Hund,  erfolgte  am  i5.  Dcc.  iSjj,  von  Luicmburg 
in»  März  1826.    Unten  %.  211  tl.  —  Ein  FcsttmgsRvglcnirnt  für  Mainz,  ward  von 
der  B.  V.  zu  Stande  gebracht  am  2-.  Sept.  i83?..  —  Die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  euthiilt  Keine  Bestimmung  über  die  Festung  Mainz,  obgleich,  auf  dem 
Congrefs  Anträge,  sie  zu  einer  t.  Buudesfestung  zu  bestimmen,  waren  gemacht 
norden,  von  russischer  Seite  (Hliukh's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  V  II,  S.  76, 
2(>3,  294  u.  3oi),  dann  von  dem  hessischen,   herzogl.  sächsischen  und  nassaui- 
«chen  Bevollmächtigten  (ebendas.  Bd.  I,  Heft  2,  S.  45).    Bli'bfh's  Uebersicht 
der  diplomat.  Verhandl.  des  \v.  Congr.,  S.  iö5  u.  565.  —   K.  A.  S«  ha\b,  dio 
Geschichte  der  Bundesfestung  Mainz.    Mainz  i835.  8. 
b)  Casitl  und  Knsthcün  werden  ausdrücklich  als  fortilicatorisi  he  Zugehörc  von 
Mainz  benannt,  in  dem  oben  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1816,  Art.  S  u.  in  den 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  %. 
i)  Luxemburg  ward  an  den  Honig  der  Niederlande,   als  Grofsherzog  von  Luxem- 
burg. *en  loute  propricte  et  souverainete»  abgetreten,  aber  «sous  le  rapport 
nülitairev,   für  eine  Bundesfcstung  erklärt,  in  dem  Acte  final  du  congres  de 
Vienne,  art.  6-,  in  dem  wiener  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem 
H.  der  Niederlande,  v.  3i.  Mai  181 5 ,  Art.  3  (in  Ki.t'EHi's  Acten  des  \v  Congr., 
Bd.  \I,  S.  172),  in  dem  oben  (Note  b  des  vorigen  §.)  angef.  pariser  Protocoll 
r.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  to,  in  dem  frankfurter  preufsiseh-niederläiidischen  Supplc 
mcntarS  ertrag  v.  8.  Nov.  1816,  Art.  4  (bei  Mahti>s  a.  a.  O.  VIII.  26-),  in  dem 
frankfurter  N  ertrag  der  vier  verbündetcu  Mächte  mit  dem  K.  der  Niederlande, 
t.  ia.  Marx  181-,  Art.  4  (in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  »818,  als  loco  ditt.  ge-" 
druckte  lleilage  33  zu  §.  23s,  S.  5i8  der  Orig.Ausg. ,  u.  bei  Maktitss  1.  c.  N  il. 
4«5),   u.  in  dem  oben  angef.  Bcces-general  der  frankf.  TerritorialCommission 
v.  20.  Juli  1819,  Vit.  35—  3-. 
'h  Ltn dun  ward  zuerst  fir  eine  Bundesfestung  erklärt,  In  dein  oben  (Note  b  des 
vorigen  §-)  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10.    In  dem  münchuer 
Verlrag  k wischen  Oestreich  und  Haiern,   v.  1/,.  Apr.  1816  (in  den  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1818,  als  loeo  diel,  gedruckte  Beilage  zu  §.  232,  S.  Ö2i,  in  Hi.ciu'h's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  4° u.  'um  Mvrtk.vs  1.  c.  Vll.  i3),  Art.  a,  ward  Landau 
an  Baiern   <*  en  Nmle  propricte  et  souverainete»  abgetreten,  jedoch,  «sous  lc 
rapport  militaire *»  ausdrücklich  als  Bundesfestung,    u.  der  angef.  frankfurter 
Heces  geueral  v.  20.  Juli  1819,  Art.  3,  bestätigte  solches.    Man  s.  Note  c  zu 
dem  vorigen  %.    Beschluis  der  B.  V.  v.  1^.  Der.  i83o,   betr.  die  Aufsieht  u. 
Oberaufsicht  über  diese  Bundesfestung;   in  Hi.tRfca's  (luellensanunlung,  I*'orts. 
S.  21.    Atn  27.  u.  28.  Jänner  i83i  erfolgte  die  Uebcrgabc  dieser  Hundesfestung 
'on  Seite  des  Bundes,  und  deren  Ucbcrnalime  von  Baiem. 
')  *La  eonstruclion  d'unc  quatriemc  place  fcderalc  sur  le  liaut  Uliiu*.    Das  angef. 

pariser  Protocoll  v.  o.  Nov.  i8i5,  Art.  i<». 
;  »Der  angef.  Bcces-gcncral  v.  1819,  Art.         verglichen  mit  dein  angef.  pariser 
iVotocoll   v.  3.   Nov.  iHij,  Art.  »o,  und  mit  der  ösl  reit  h-preufsischen  Lrklä- 
rung  in  der  Sitzung  der  B.  V.  v.  8.  Ort.  1818  in  den  Pi  otoc.  v.  1818,  $.  23j.  — 
Baiem  erhielt  die  erwähnten  i>  Mill  I  i   zuerst  bestimmt  zugesichert  in  seinem 
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Vortrag  mit  Oestreich  v.  i{.  Apr.  1816,  Art.  6,  nachher  in  dem  angef.  Reccs- 
gcncral;  in  dem  pariser  ProtocoII  v.  3.  Kov.  181 3,  Art.  7,  Iii.  a,  war  ihm  hlofs 
eine  verhältnifsntüsigo  Summe  zugesichert  worden.  —  Ebenfalls  7.11  Verstärkung 
ihrer  VerthcidtgungsLinien  gegen  Frankreich,  erhielten,  von  den  französischen 
Fntschädigungsgcldcrn,  der  König  der  Xiedrrtandc  60  Mill.,  der  König  von  S«r- 
fttmen  10  Mill.  Francs.  Das  angef.  pariser  ProtocoII  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  1 
11.  5.  Das  angef.  pariser  ConfcrcnzProtocoll  v.  31.  Nov.  i8i5.  Der  angef. 
Reces-general ,  Art.  38,  u.  die  oben  (Note  t)  angef.  Verträge  v.  8.  Nov.  1816, 
Art.  3,  u.  v.  12.  März  1817,  Art.  3  u.  3. 

ff)  So  das  angef.  pariser  ProtocoII  v.  3.  Nov.  i8»5,  Art.  10,  u.  der  angef.  Reces- 
general  v.  1819,  Art.  38.  —  In  einem  pariser  ConfcrenzProtocoll  von  Bevoll- 
mächtigten der  vier  verbündeten  Mächte,  v.  »1.  Nov.  i8i5  (in  Ma.rtk>s  Rccucil, 
Supplein.  VII.  406)  heifst  cst  in  Absicht  auf  Verwendung  der  zur  Verstärkung 
der  Verteidigungslinien  der  an  Frankreich  grenzenden  Staaten:  «Leurs  Exeel- 
lences  ont  reconnu  que  ce  n'est  pas  l'avantage  particulicr  de  Tun  ou  de  l'autrc 
Ktat,  inais  la  suretc  commune  et  finterft  dn  tous  qu'on  a  cn  vue  en  adoplant  ce 
jtystlmc  etsenticllement  European,  et  que  par  son  consequent  le»  Puissanccs  qui  y 
ont  ronroura,  doivent  avoir  un  droit  egal  ä  cn  survciller  reeiproquemeut  l'eie- 
rution,  et  a  prendre  connaissance,  d'cpoque  en  epoque,  des  progres  qui  auront 
ele  faits  dans  l'application  des  fonds  destines  ä  un  objet  d'aussi  haute  impor- 
tarne".  Zugleich  ward  festgesetzt :  «que  rclativcment  au  Systeme  defensif  de 
r\llomagne,  les  cours  fAutrichc  et  de  Pruste  sc  concerteront,  tant  entre  ellcs, 
qu'avec  ceux  des  Souvcrains  sur  les  territoires  desquels  de  nouveaux  ouvrages 
defensifs  seront  ä  construire,  sur  les  plans  k  adopter  et  la  mar  che  a  suivre 
pour  ccs  construetions».  Mit  der  k.  niederländischen  Regierung,  heifst  es  wei 
Ur,  soll  sich  die  grofsbritannischc,  mit  der  sardinischen  (wegen  der  Festungs- 
werke in  Savoycn)  die  östreichischc,  tiber  planmäsige  Verwendung  der  bewillig- 
ten Summen  vereinbaren.  Ueberdiefs  sollen,  um  den  beabsichtigten  Erfolg  zu 
sichern,  häufige  Mittheilungen  unter  den  Cabincttcn  statt  haben. 

h)  In  Vorschlag  sind:  L'tm,  als  Hauptwaffenplatz,  mit  Verwendung  der  zn  einer 
neuen  Rundesfestung  am  Oberrhein  bestimmten  20  Mill.  Fr.  ♦  'u.  Germrrs/ieim, 
z.u  einem  Brückenkopf  auf  dem  linken,  und  etlichen  schützenden  Werken  auf 
dem  rechten  lilieinufer,  als  der  schicklichste  Uebergangspunkt  über  den  Ober- 
vhein.  mit  Verwendung  der  für  Raiern  bewilligten  i5  Mill.  Fr.;  ferner,  Homburg 
hei  Zweibrücken  (doch  mehr  in  offensiver,  als  defensiver  Hinsicht),  RasUM. 
und  Dnnuupfclu'n^rn.  Man  s.  hierüber  das  Gutachten  der  MilitärCommission 
über  die  t.  Ruudcsfestungen,  r.  28.  Juli  1819,  loro  dict.  gedruckt  zu  d.  Protor. 
der  R.  V.  v.  1819,  §.  ai6,  S.  684  der  Or ig. Ausg.  Protoc.  der  R.  V.  v.  i8ao, 
S.  164.  Protor.  der  MilitärCommission  v.  a.  Mär*  1833  (54-  Sitz.),  §.  179  u. 
180.  «Vorläufige  Restiinmungcn  über  die  Rundesfestungen»,  hatte  schon  im 
J.  1818  der  R.  T.  Ausschuß  in  Militärsachen  der  H.  V.  übergeben,  als  Reil.  3? 
zu  d.  Protoc  v.  1818,  §.  a34,  nebst  dem  dazu  gehörenden  CominissionsRericht, 
ebendas.  als  Reil.  35.  Der  Reschlufs  darauf,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  33.  — 
Die  Rtuidesfestungen  theilen  sich  in  drei  Classen:  1)  die  drei  schon  bestehen- 
den; 3)  zur  Befestigung  angetragene  Punkte,  wozu  durch  Verträge  der  verbün- 
deten Machte  bestimmte  Summen  von  den  französischen  Entschädigungsgeldern 
angewiesen  sind;  3)  von  der  MilitärCommission  zur  Befestigung  angetragene 
Punkte,  wozu  die  nölhigen  Geldmittel  \on  dem  Bund  herbeizuschaffen  sind.  — 
In  einer  nstrcirhisi hen  Proposilion  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  9,  S.  14, 
war  auch  Smn  fouü  als  Bundesfestung  in  Vorschlag  gebracht. 
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Besatzung, 

I)  An  sich  ist  die  Besatzung  der  Bundesfestuiigcn  wie  eine  Pflicht, 
so  auch  ein  Recht  der  Gesammtheit.  Es  sind  aber  II)  durch  von  dem 
Bund  anerkannte  «»)  Verträge  und  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  fol- 
gende Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt:  i)  Die  Besatzung  von 
Mainz  soll  aus  einer  gleichen  Anzahl  östreichischcr  und  preufsiseher ,  und 
aus  einem  Bataillon  grofsherzoglich-darmsta'dtischer  Truppen  bestehen.  Für 
das  Maximum  der  Besatzung  im  Frieden  siud  7000  Mann  Infanterie  und 
200  Pferde  festgesetzt.  Im  Krieg  soll  die  Besatzung,  wenn  die  Festung 
in  Belagerungsstand  erklärt  wird,  aus  20,93a  Mann  bestehen;  nämlich  aus 
7000  ostreichischen,  7000  preufsischen ,  2,010  Sachsen- wei mar ischen,  983 
s.  altenburgischen ,  i,366  s.  Coburg  -  gothaischen ,  1,1 5o  s.  meiningen-hild- 
burghausischen,  529  anhält -dessauischen,  370  a.  bernburgischen,  325  a.  cothi- 
schen,  200  hessen- homburgischen  Bundestruppen  Der  Gouverneur  und 
der  Commandant  sind,  abwechselnd  von  5  zu  5  Jahren,  von  Oestreich 
und  Preufsen  zu  ernennen,  und  zwar,  dafs,  wenn  ein  ostreichischer  Gou- 
verneur, der  Commandant  von  Preufsen  gegeben  wird,  und  umgekehrt. 
Die  ArtillerieDirection  bestellt  Oestreich,  die  Geniedirection  Preufsen.  Unter 
dem  Vorsitz  des  Gouverneurs,  bilden  den  GouvernementsRath :  der  Com- 
mandant, der  Chef  der  ArtillerieDirection  und  der  Chef  der  GenieDirec- 
tion  f).  2)  In  Luxemburg  soll  die  Garnison,  sowohl  überhaupt,  als 
auch  jede  Waftengattung  insbesondere,  zu  $  aus  preufsischen,  zu  ±  aus 
k.  niederländischen  Truppen  bestehen,  und  nicht  nur  den  Gouverneur, 
sondern  auch  den  Commandanten ,  hat  Preufsen  zu  ernennen  Im  Krieg 
soll  die  Besatzung  aus  7,006  Mann  bestehen;  nämlich  aus  3,ooo  preufsi- 
schen, 2,556  luxemburgischen,  5 19  waldeckischen ,  240  schaumbtirg- lippi- 
schen und  691  lippischen  Bundestruppen  «)•  3)  Zu  Landau  soll  in  Frie- 
denszeiten die  Besatzung  gänzlich  aus  baierischen  Truppen  bestehen  /*).  In 
Kriegszeiten  soll  die  Besatzung  aus  6,291  Mann  bestehen;  nämlich  aus 
4000  baierischen,  45 1  schwarzburg-sondershausischen,  539  s*  rudolstädti- 
schen,  145  hohenzollern-hechingischcn,  55  liechtensteinischen,  356  hohen- 
zollern -sigmaringischen ,  223  reufsischen  (älterer  Linie),  Ö23  reufsischen 
(jüngerer  Linie)"  Bundestruppen 

a)  Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  der  PlcnarVersammL  v.  5.  Oct.  »8ao,  S.  458 
der  Or ig. Ausg. 

*)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i,  in  KLVityR's  Qucllcnsammlung,  Forts. 
S.  3i.  Die  zu  dieser  Kriegsbesatzung  gehörigen  Genie-  und  Artillcrtc-Üfficierc, 
Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  Pontoniers  und  Cavaleristen  sind 
in  dem  östrcichischcn  und  preußischen  Gontingcnt  begriffen,  und  werden  von 
beiden  Staaten  zu  gleichen  Thcilen  gegeben.  Khcndas. 

0  Man  s.  die  (in  Note  a  des  vorigen  $.)  angef  carlsbadcr  östreich -preufsische 
JlilitärConvcnlion  v.  10.  Aug.  1817,  Art.  1,  3,  ^  5  u.  18.  (In  dem  Eingang 
dieser  Convention,  heifst  Mainz  «der  Schlüssel  Deutschlands ,  den  das  öffentliche 
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Vertrauen  11.  die  früheren  Verhandlungen  in  die  Hände  der  beiden  Hauptmächte 
des  t.  Staatenbundes  legte"»,  u.  in  dem  10.  Art.  -da*  linlhvcrl.  Teutschland*  *. ) 
Der  angef.  östreich-preufsische  \  ertrag  mit  dem  OH.  Hessen  v.  3i.  .Tun.  1810, 
Art.  11.  Der  angef.  Bcrcs-gcncral  v.  ?.o.  Jul.  1819,  Art.  i  j  u.  16.  Yergl.  auch 
da»  pariser  Proloe.  v.  3.  No\.  i8i5,  Art.  10.  —  Am  -iq.  Ort.  i8i.f  ging,  zum 
erstenmal,  das  Gou\ ernement  von  Ocst reich  aji  Preufsen,  die  Commaiidautur  von 
Preufscn  an  OeMrcirh  über,    Tin  /weiter  Wechsel  erfolgte  am  6.  Nov.  i8»o. 

ff)  Der  (in  Note  r  des  vorigen  §J  angef.  preiifsisch-niedcrländischc  Vertrag  v.  8.  Nov. 
i8if>,  Art.  /j  11.  5,  der  (ebendas.)  angef.  k.  niederländische  Vertrag  mit  den  vier 
verbündeten  Mächten,  v.  12.  .Mär/.  1817,  Art.  5,  u.  der  angef.  frankfurter  Reces- 
gcucral  vom  20.  Jul.  »810.  Art.  36.  —  Die  SchluCsAclc  des  wiener  CongrM 
Art.  u.  der  angef.  vvieuer  Vertrag  des  K.  der  Niederlande  mit  den  vier 
verbüml.  flächten,  v.  3i.  ülai  i8ij,  Art.  3,  gaben  dem  R.  der  Niederlande  die 
rirnenming  V.u  den  Gouverneur-  und  CommaudauleuStellcu;  nachher  vernichtete 
der  König  hierauf.    ^  orgl.  das  pariser  Protoe.  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10. 

r)  Der  angef.  Beselüufs  der  Ii.  V.  v.  3.  Mär*  i83i.    Die  erforderlichen  Genie-  u 
AiiillcrieOlficicre  (u.  s.  vv.  wie  oben  Note  f>)  werden  von  Preuüen  und  Luicm- 
.  bürg  nach  \  erhällnifc  ihrer  Rricgshcsat/.ungsContuigeutc  gemeinst liaft lieh  gege- 
ben, libendas. 

O  Das  (in  Note  h  zu  %.  208)  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10. 
dessen  Inhalt  in  dem  östreich-baierisehen  \  ertrag  r.  14.  Apr.  1816 ,  Art.  2,  bc- 
JuafliiM  ward. 

g)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i.  Die  erforde rltcheu  Genie*  u. 
ArtillericOftjcierc  (u.  s.  w.  wie  oben  Note  6)  gibt  Baiern.  —  Besondere  Maas- 
ngeln  für  die  Sicherheit  der  Lbmdesfcstung  Landau,  enthält  ein  ßeschlufs  der 
B.  V.  v.  1-.  Mär«  i83i. 


fies(/i/t/>*  dr  II.  /'.  wegen  lehn nähme  und  Herstellung  oder  Vollendung  der  ifnudu- 
fr*tungcnt   und  .tnerkennuug  der  Iksutzungsrevhte.    Neuere  Verhandlung-  und 

nti/irrc  Flc  Stimmungen. 

I)  Durchweinen  in  der  V  lenar  Versammlung  vom  5.  Oct.  1O10  cin- 
hällig  gefalsten  Beschluß,  nahm  die  Bundesversammlung,  nach  verschie- 
denen  Kröi terungen  "J,  l'dgendc  drei,  in  den  wiener  MiuisterialConf'eren- 
zen  von  iiJ?.o  A)  verabredete  Artikel  als  Grundbestimmungen  an  <•): 
1)  «die  nach  den  europäischen  Verträgen  bereits  als  Bund  es  Festungen 
bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  werden  von 
dein  Bund  übernommen  '0;  2)  die  nüthigen  Vorkehrungen  zu  unauf- 
schieblicher  Herstellung  oder  Vollendung  dieser  Festungen,  sind 
sogleich  zu  veranlassen;  33  die  Anerkennung  der  Garnisonrechte 
in  de:i,  Art.  1  benannten  Plätzen,  findet  in  Gemäfshcit  der  bestehenden, 
der  Bundesversammlung  in  der  5o.  Sitzung  des  Jahres  1818  vorgelegten 
Verhäge  Statt*.  Die  B.  V.  erklärte  diese  drei  Artikel  für  die  «.Basis 
der  ferneren  Verhandlungen  über  die  Entwicklung  und  Anwendung  dieser 
Sätze,  bei  der  nähern  Begulirung  und  Ordnung  der  Verhältnisse  dieser 
Festungen  >\  II)  Zu  Ausführung  dieser  drei  llaiiptbestinunungcn ,  fafstc 
die  B.  V.  an  demselben  Tage  in  dem  engern  Halb  die  nötkigen  Beschlüsse  *)2 
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welche  zeither  sowohl  die  MilitärCommission  bei  der  B.  V.,  ajs  auch  die 
verschiedenen  LocalCommissionen  ($.  iy3,  Note),  beschäftigt  haben/); 
wovon  Resultate  tlieils  schon  erfolgt,  theils  noch  zu  erwarten  sind. 
III)  Durch  einen  in  dem  engern  Rath  der  Bundesversammlung  nach  Stim- 
menmehrheit gefafsten  Beschlufs  vom  20,  Juli  i8^5  wurden  nähere 
liesti m m un gen  über  die  drei  Bundesfestungen  festgesetzt,  als  Nachtrag 
zu  der  Kriegs  Verfassung  des  T.  Bundes;  desgleichen,  »zeitliche  Bestimmun- 
gen in  Hinsicht  auf  Uebernahme  und  Herstellung  der  Bundcsfestungen, 
und  auf  Gcschäftvermittluug  zwischen  ihren  Gouverneuren  und  Comman- 
danteu  und  der  Bundesversammlung,  nebst  Formularen  zu  der  eidlichen 
Verpflichtung  der  Gouverneure  und  Commandanten «.  IV)  NicliJt  nur  die 
Vollendung  oder  Herste  1  tun g  der  Bundesfestungen,  auch  ihre  Unter- 
haltung in  gehörigem  Stande '')i  ist  eine  gemeinsame  Matriii u lar Last 
aller  Bundesglieder. 

<i)  In-  der  33.  u.  34-  Sitzung  v.  ?3.  u.  24.  ^'a'  1820,  wo  der  siebente  Ausschuß» 
über  diesen  Gegenstand  Vortrag  erstattete,  wurden  obige  drei  ArtUiel  ver- 
abredet und  in  ein  SeparatProtocoll  zusammengefaßt,  welches  zuerst  in  der 
vertraulichen  Sitzung  der  Ii.  V.  v.  »7.  Jul.  i8".o  /.ur  Sprache  gebracht  ward. 
Man  s.  die  loco  dict.  gedruckte  ««Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände, 
welche  in  Folge  der  lct/.ten  wiener  MinisterialConferenzen  zur  weitern  Bera- 
tliung  an  den  Bundestag  zu  bringen  sind^j  in  d.  Protoc.  v.  1820,  S.  214  der 
Gr  ig.  Ausg. 

/')  Man  s.  die  loco  dict.  gedruckten  Registraturen  vom  10.,  17-  u.  ao.  Aug.  und 
y.  Oct.  1820,  in  der  Orig.Ausg.  der  Protoc.  der  B.  Y.  v.  1820,  S.  263,  279, 
3o<;  u.  4^7- 

/)  bi  den  Protoc.  der  B.  Y.  v.  1820,  S.  458  der  Orig.Ausg. 

«0  Die  t'cbergabe  der  Festung  Mainz  an  den  Tcutschen  Bund,  geschah  zu  Main/, 
am  ij.  Üec.  1825,  durch  den  preufs.  YiceGouvcrneur  und  den  östreich.  Com- 
mandanten au  Coinmissärc  der  B.  Y.  Die  Ucbergahc  der  Festung  Luxnnhurg 
an  eleu  Bund,  erfolgte  daselbst  am  i3.  Mär«  1826.  Landau  ward  daselbst  am 
2-.  Jan.  i83i  dem  Bund  ubergeben. 

e\  In  den  Protoc.  der  B-  V.  v.  1820.  §.  if»4,  S.  440  u-  f- 

f)  Im  Jul.  1822  gab  die  MilitärCommission  eine  Uebersicht  ihrer  Arbeiten,  1)  in 
Hinsicht  auf  die  bestehenden  drei  Bundesfestungen,  2)  in  Begehung  auf  die 
ku  fertigenden  Bcfcsligungsentwürfe.  Protoc.  der  B.  Y.  v.  1822,  §.  184.  — 
Politisch  •militärische  Gegenstände  sind  angedeutet,  in  dem  loco  dict.  gedruck- 
ten Gutachten  der  31.  C.  zu  §.  216  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  691  der 
Orig.Ausg. 

In  einem  SeparatProtocoll  der  19.  Sitzung,  und  aus  solchem  in  G.  v.  Meykh's 
Staatsakten,  Th.  n,  S.  272  —  283.  —  Dieser  Beschlufs  ward  gefafst,  mit  Wider- 
spruch von  Baiern,  Würtembcrg  und  Luxemburg,  und  unter  ihrer  Rechtsver- 
wahrung wegen  ihrer  Behauptung,  dafs  zu  seiner  Gültigkeit  Stunincneinhälligheit 
gehöre.  —  Der  im  §.  angef.  Beschlufs  v.  28.  Juli  1820  erhielt  Modifikation  und 
Vervollständigung  durch  einen  Beschlufs  v.  19.  Aug.  i83o  (bei  v.  Mittfcn  a.a.O. 
S.  25o  f.);  worauf  Oescrcich  und  Prcnfsen  in  dem  Protoc.  v.  26.  Aug.  i83o, 
§.  191,  eine  verwahrende  Erklärung  gemeinschaftlich  hinzufügten. 
4)  Die  Kosten  der  Unterhaltung  schätzen  Kenner,  bei  Mainz  auf  80,000,  bei  Luxem- 
burg auf  4°j°°o*  liei  Landau  auf  aS.ooo  Gulden  im  24  Guldcufufs,  jährlich; 
also  im  Gan/.cu  auf  1  t3,oco  Gulden. 
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VI.  CAPITEL 

Rechtsverhältnis  der  Bundesgenossen  als  solcher. 


212»  (im.) 
E  i  n  l  e  i  t  u  ng. 

■ 

I)  Der  Teutsche  Bund  ist  kein  Staat,  sondern  ein  Staatenver- 
ein ( §.  104).  Er  hat,  als  solcher,  keine  Staatsregierung  214 
u.  f.)  und  weder  Staatshoheit  noch  Bundesgebiet  ($.  78  u.  i3-, 
Note  a).  Nur  die  Bundesgenossen  sind  mit  StaatsRogierungsrechten  und 
mit  Staatsgebiet  verschen.  Der  Inbegriff  dieser  verschiedenen  Staatsge- 
biete, deren  jedes  für  sich  sou verain  ist,  bildet,  insbesondere  in  dem  Vcr- 
hällnifs  des  Bundes  zu  Auswärtigen,  den  geographisch- politischen  Tcrri- 
t  orialBestand  des  teutschen  Bundes.  II)  Aus  der  Vereinigung  der 
Bundesgenossen  mit  diesen  Staatsgebieten  zu  einem  Staatenbund,  ent- 
springen für  sie  insgesammt  nicht  nur  Pflichten,  sondern  auch  Hechte, 
in  Hinsicht  auf  den  Bund,  auf  andere  Souv erainStaaten  und  Staa- 
tenvereine, auf  Verfassung,  Verwaltung  und  Vertretung  ihrer  eigenen 
Staaten.  Der  ganze  Inbegriff  dieser  Rechte  und  Pllichten  gehört  zu 
dem  Bundes  recht;  obwohl  einem  beträchtlichen  Theil  derselben,  unter 
particuläre  Gesichtpunkte  gestellt,  auch  in  dem  Völkerrecht,  und  selbst  in 
dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  eine  Stelle  gebührt. 


ERSTE  ABT  II  EILUNG. 
Ilcchis  Verhältnisse der  Bundesgenossen  zn  dem  Bund. 


§♦  215.  (155.) 

Verpflichtung  der  Bundesgenossen  zu  den  Bumlesverträgen.  Ihre 
llechtsgleicliheit,    Ausnahmen  davon.   Unterordnung  unter  den  Bund. 
Leistungen.    Veränderungen  in  dem  Besitzstand.  Verdusserung 

von  Souvcrainctiitsliec/tlen. 


I)  Als  Mitglied  des  Teutschen  Bundes  ist  jedes  Oberhaupt  eines 
teutschen  Bundesstaates  nach  Gesellschaftrecht  verpflichtet,  die  Grund- 
vertrüge des  Bundes  und  die  ihnen  gemäfs  errichteten  Beschlüsse  der 
Bundesversammlung  pünktlich  zu  beobachten«).  II)  Alle  Biindcsglicdci 
haben,  als  solche,  gleiche   vertragmäsige  Rechte  und  Pfljch- 
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ten  so,  dafs  Titel,  Staatsform,  Macht,  Land esgrofsc  und 
Religion'*),  in  den  wesentlichen  Bundesverhältnissen  keine  Rechtsver- 
schiedenheit begründen.  III)  Ausnahmen  von  dieser  Rechtsgleichheit,  sind 
die  Ungleichheit  der  Stimmverhältnisse  in  der  B.  Y.  (§.  130  u.  IT.),  die 
Stimmordnung  (§.  i3i),  und  gewisse  Yerhältnisse  der  Dundesfestungen 
(§.  208  u.  IT.).  IV)  Zwischen  den  einzelnen  Bundesgenossen  findet  nirgend 
ein  Yerhä'ltnifs  der  Unterordnung  Statt;  aber  Jeder  ist,  im  Uebrigen  unbe- 
schadet seiner  politischen  Unabhängigkeit,  innerhalb  der  Bundesverhältnisse 
dem  Bund  vertragmäsig  untergeordnet,  während  er  zugleich  Theü 
nimmt  an  der  Ausübung  der  Buudesgewalt.  Y)  Jedes  Bundesglicd  ist  dem 
Bunde  verpflichtet  zu  den  verfassungsmässigen  Leistungen,  an  Geldbei- 
trägen und  Manuschaftstcllung,  welche,  mit  Ausnahme  der  Beiträge  zu 
der  BundesCanzIeicasse  (§.  i36),  nach  den  Kräften  ihrer  Länder  verhält- 
nifsmäsig  unter  sie  vertheilt  sind.  YI)  Yeränderungen  in  dem  Be- 
sitzstände der  Bundesglieder,  bewirken,  ohne  Zustimmung  derGesammt- 
heit,  keine  Aenderung  in  dem  Recht-  und  PllichtverhältniPs  zu  dem  Bund 
129).  YII)  Ohne  solche  Zustimmung,  kaun  kein  Bundesglied  Sou- 
verainetätsRech  te,  die  auf  einem  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebiet 
haften,  an  Andere  als  Mitverbündete  freiwillig  abtreten  (§.  129 
u.  33o).  Yni)  Eine  nothwendige  Abtretung  würde  dem  neuen  Be- 
sitzer an  sich  keinen  Anspruch  auf  Bundesgenossenschaft  geben.  Und 
eben  so  wenig  IX)  die  Succession  eines  zu  dem  Bund  nicht  gehören- 
den Regentenhauses,  in  ein  zu  dem  Bunde  gehörendes  Gebiet. 

a)  BuudesActe,  Art.  3-  —  Ueber  das  staatsrechtliche  Vcrhähnife  der  Bundesstaa- 
ten zur  Bundesversammlung,  in  L.  A.  ßjrescuw's  publicist.  Versuchen  (Stuttg. 
i83a.  8.),  Num.  II. 

4)  BundcsArtc,  Art.  3  u.  n.  Wiener  SchlufsActc  v.  i8ao,  Art.  2.  KlCbfu's  angef. 
Arien  etr.,  Bd.  II,  S.  3/p,  4o3  u.  Vergl.  oben  (§.  129,  Note  c)  die  öst- 

reicht'sckc  Erklärung  11.  das  preusn'sche  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V.,  in  dem 
ersten  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  beide  in  Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  4*»- 
Raierisches  Votum,  ebendas.  S.  4'.  — 

()  Von  den  35  souverainen  Bundes/Sr^»  (Reufs  jüngere  Linie  für  2  gerechnet), 
sind  jetzt,  für  ihre  Person,  6  katholisch,  29  so  genannt  protestantisch,  nämlich 
11  evangelisch  reformirt,  18  evangelisch  der  augsburgischen  Confession  verwandt. 
—  Weder  ein  Corpus  Cut/iolicorum ,  noch  ein  Corpus  Evangelicorum ,  wie  chchtn 
am  teutschen  Reichstag  (§.  35),  besteht  am  Bundestag;  überflüssig  wäre  auch 
das  eine  und  das  andere.  Vergl.  F.  A.  Bras's  Minerva,  Mär«  i83o,  S.444 — 4^i. 
Anders  Alex.  Mülle  h  über  die  Notwendigkeit  der  Reorganisation  des  Corpus 
E>  angelicorum  auf  dem  Bundestage  der  Teutschen.  Lcipr..  i83o.  8.  C  E.  Wkiss, 
Archiv  der  KirchenrechtsWissenschaft ,  Bd.  II  (Frankf.  i83i),  S.  1  ff  Anders, 
Piamk,  Tittmask  u.  Alex.  Mim.kh  in  den  unten,  §.  507  d,  5i6  c  und  5a  1  a 
angef.  Schriften,  auch  Allgcin.  Kirchenzeitung,  i83o,  Num.  74,  S.  601,  u.  Pa«l 
in  s.  öfl'cntl.  Recht  der  evang.  luther.  Kirche  in  Tcutschl.*  S.  474» 
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Der  J?toi<i  /ia*  fteme  oberherrliche  Gewalt,  namentlich  keine  gesell 

gehende  und  oberrichlerliche. 

I)  Dem  Tcutschcn  Bund,  "welcher  kein  Staat  ist  und  licinen  Staat 
oder  Staatsgebiet,  folglich  auch  keine  Staatsgewalt,  keine  Staatshoheit- 
rechte,  keine  Staatsangehurigen  und  Unterthanen  hat,  welcher  in  der  Bun- 
desActe  den  einzelnen  Bundesstaaten  ihre  Unabhängigkeit  garantirt  hat  °), 
steht  oberherrliche  Gewalt  über  die  Bundesgenossen  und  Bun- 
desstaaten nicht  zu  namentlich  II)  keine  gesetzgebende  Ge- 
walt. Die  Grundgesetze  und  die  F.inrichtungs  -  oder  so  genann- 
ten organischen  Gesetze  des  Bnndes  so  "wie  alle  Beschlüsse  der  Bun- 
desversammlung, wurden  und  "werden  vertrag  weise  errichtet.  Sie  sind 
also  nicht  oberherrliche,  sondern  Vertraggesetze  *');  eine  Bundesge- 
setzgebung, im  eigentlichen,  juristischen  oder  legislativen  Sinn,  gibt  es 
nicht.  III)  Khen  so  wenig  ist  oberrichterliche  Gewalt,  im  Verhält- 
nis zu  Landesgerichten  der  Bundesstaaten,  dem  Bund  eingeräumt. 
IV)  Rechtsverhältnisse  im  Innern  der  Bundesstaaten  gehören  nur  dann 
und  nur  so  weit  vor  den  Bund,  als  sie  durch  verfassungs  mäsi  gc 
Bestimmungen  desselben  begründet,  oder  gesichert  sind/)  (§.-225 
u.  IT. ). 

a)  So  die  wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  53.  —  Die  BundcsActc  erkennt,  in  dein 
Eingang  und  in  dein  \.  u.  1.  Art..  —  und  so  auch  die  wiener  SeblufsAcle  von 
1820.  im  Hingang  und  Art.  1,  «  u.  53  —  säinmtlit-hc  Bundesgenossen  für  sou- 
verain,  das  keifst,  für  unabhängig  von  Aufscn.  Die  Congrefs Verhandlungen 
über  dieses  Beiwort,  findet  man  in  KiAinxn's  Aden  des  wiener  Congr.,  Bd.  U, 
S.  34-i,  402  f.,  45j,  45q,  4q3  f.  Ebenda*.  Ucbcrsiehl  der  diplomat.  Verband), 
des  wiener  Congr.,  S.  i56. 

b)  Vergl.  §.  104,  184  u.  «6.  Erinnerungen  defshalb  in  den  wiener  Congrefs  Ver- 
handlungen, s.  in  Iti-ün-Vs  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  345.  —  Die  Somcrainctät 
sowohl,  als  auch  die  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen  (§.  2i3),  schliefst  jede  - 
Oberherrschaft  des  Bundes  aus.  Die  Regierungen  der  Bundesstaaten  haben  ge- 
wissenhaft zu  wahren,  ihre  Souveränität  und  ihre  Verfassungen.  Neben  beiden, 
nicht  über  ihnen,  steht  der  Rund;  nur  nach  Gcsellsc haftrecht  sind  sie  mit  ihm 
vereint.  Bestimmungen  desselben  dürfen  weder  die  Einen  noch  die  Andern  ver- 
letzen. Ein  Referent  in  d.  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  %.  346)  rügte,,  dafs  in  einer 
Beschwerdeschrift  der  B.  V.  eine  &  höchste  aufsehende  Gewalt»  zugeschrieben 
war.  In  dem  Vortrag  zu  §.  io5  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8it,  wird  geäufsert: 
»<cs  scy  irrig,  dafs  die  B.  V.  (in  der  Iloffmaunischcn  Besch  werdcsai  he  wider 
Kurhessen)  sieh  gleichsam  als  eine  ohersl richterliche  Behörde  dargestellt  haber- 
—  Dafs  dem  Bund  eine  «.Übersthohcä  zustehe,  wesentlich  verschieden  von  der 
Hoheit  der  einzelnen  Bundesstaaten dafs  der  B.  V.,  weil  sie  die  Gesammthcit 
des  Bundes  vorstelle,  *die  gesetzgebende ,  verwaltende,  richterliche  und  voll- 
ziehende Gewalt,  so  wie  das  Recht  des  Kriegs  und  Friedens,  vollständig  zu- 
stehe»; dafs  jene  Obersthoheit  mit  der  ehemaligen  Reichshoheit,  die  Hoheit  der 
einzelnen  Bundesstaaten  aber,  nur  scheinbar  eine  volle,  mit  der  ehemaligen 
Landeshoheit  viel  Achnliihlicit  habe«,--  wird  behauptet,  um  den  Slandcshcrrcn 
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eine  Art  von  McdiatHohcit  /.u  vindicircn,  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grund- 
herrl.  Hechle,  Hd.  I,  Heft  i  (182a),  S.  1  —-22,  vcrgl.  mit  Heft  1,  8.  111  —  hj. 
<)  Hundes  Acte,  Art.  6,  8  11.  10. 

*0  Legcs  ronveutinnales.  HundesActc,  Einleitung.  Wiener  SchlufsActe  v.  18™, 
Art.  1  u.  60  u.  (V.  lYotocollc  der  wiener  Conferenzcn,  3.  Sitzung,  v.  i.  Der. 
1819.  Vcrgl.  unten  §.  -xiB  \u  f.,  u.  Hlüokk's  angef.  Lebersicht,  S.  143.  Dawider 
s.  L.  v.  Dhvsch,  öflcntl.  Reiht  des  t.  Bundes,  §.  6-.  Joruass  Lclirb.  $.  186, 
Note  3.  Mu  lU  NiuiKciiFtt  §.  n5,  Xotc  b.  —  Werden  gleich  die  Grundverträge 
des  Hundes  xuw  eilen  (selbst  in  der  Hundt  satte,  Art.  10,  u.  Sehlufsactc  v.  1810, 
Art.  i3)  Griinäffeteiss  genannt,  so  geschieht  es  doch  nur  im  uneigentlichen  Sinn, 
nicht  im  juridischen  oder  legislativen.  Staatsgcsctzc  sind  sie  nicht:  so  wenig 
als  J'amilieuStalutcii,  die  man,  ebenmäsig  in  jenem  uiieigentlichen  Sinn,  zuwei- 
hm  L  ainilicugescuc  nennt.  Von  der  Frage:  ob  und  wie  fern  eine  Staatsrcgicruug 
y.11  Rundesbeschlüssen  stimmen  könne,  die  mit  der  LandesGrundverfassung  in 
Widerspruch  stehen?  unten  §.  ii5,  I\  . 

?\  Gutachten  in  d.  Protoc.  v.  29.  Mär»  uSai,  §.  88,  Hd.  XI,  §.  88,  S.  i55ff.  Vergl. 
unten  §.  216. 

/)  Der  Präsidial  Vortrag  in  dem  Protoc  der  U.V.  v.  20.  Sept.  1819,  §.220,  Nuni.I, 
erkennt  für  Schuldigheit  der  Hundcsver&aininlung  «die  Achtung  vor  dem  jedem 
Bundesstaat  gebührenden  Hecht  eines  jeden  Hundesstaates,  seine  iuncra  Ange- 
legenheiten nach  eigener  Einsicht  y.u  ordnen»?.  Die  wiener  Sehlufsactc  v.  1820, 
Art.  53,  Y)  u.  61,  erkennt  dasselbe,  namentlich  in  Absicht  auf  Anordnung  der 
laiidj,täudischen  Angelegenheiten  (§.  284).  'Preufsisch-russUchc  Erklärung  in  der 
Proclaiuatiou  von  Haiisch  v.  aö.  März  i8i3,  in  Hlvukhs  Acteu  des  wiener  Con« 
gress.,  Hd.  VII,  S.  i;5. 

§•  2  IS.  (1.^) 

Einwirkung  oder  Einmischung  des  Bundes  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten.  Vollziehung  der  Bwulesbcschlüssc  Manche  von 
diesen  sind  ein  Theil  des  inlandischen  Staatsrechtes}  doch  ist  das 
Einwilligungsrecht  der  Regierungen  in  Bundesbestimmungen  beschränkt* 

1)  Unmittelbare  Hin  Wirkung  oder  Einmischung  in  innere  An- 
gelegenheiten der  Bundesstaaten,  in  ihre  Staatseinrichtung  und  Staatsver- 
waltung, hommt  dem  Bunde  oder  der  Bundesversammlung  nur  dann  zu, 
wenn  derselbe  durch  den  Bundcszwech ,  durch  eine  ausnahmt  eise  beson- 
dere Bestimmung  des  Bundesrechtes,  oder  durch  andere,  mit  dem  Bundes- 
rerhältiuTs  vereinbare,  völkerrechtliche  Gründe,  allgemeine  oder  besondere, 
dazu  ermächtigt  ist  «)>  namentlich  auf  Anrufen  eines  Bundesstaates  dann, 
wenn  dieser,  nach  seinem  souverainen  Rcchtsverhältnifs,  durch  jene  Ein- 
richtung oder  Verwaltung  beeinträchtigt  zu  werden  behauptet,  so  auch  hei 
angebrachten  Beschwerden  über  gehemmte  oder  verweigerte  Justiz ,  oder 
über  Hemmung  oder  Vernichtung  der  Wirksamheit  richterlicher  Erkennt- 
nisse ( 1 69 ) ,  desgleichen  wenn ,  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
herrschaft und  ihren  Landstanden  oder  Unterthanen,  Gefahr  droht  für  die 
öffentliche  Ruhe  (§•  167  u*  f.,  u.  216),  oder  wenn  in  solchen  Streitigkei- 
len, oder  überhaupt  in  landslä'ndischcn  Angelegenheiten,  ein  Beteiligter 
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über  Verletzung  des  Rechtszustandes  bei  der  B.  V.  Beschwerde  fuhrt,  oder 
wenn  sonst  darin  die  B.  V.  zu  unverlangter  Einmischung  durch  die  wie- 
ner SchJufsActe  besonders  ermächtigt  ist  284),  und  in  den 'in  der 
Bundes  Acte,  Art.  12  bis  19,  zu  einer  Bundesangelegenheit  erhobenen  Ver- 
hältnissen. II)  Jede  zu  dem  Bund  gehörende  Staatsregierung  hat  die  Oblie- 
genheit, auf  Vollziehung  der  verfassungsmäsig  errichteten  Bundesbe- 
schlüsse zu  halten  und  die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und 
die  Verbindlichheit,  mit  Anwendung  der  bundesverfassungsmäsigen  Mittel, 
dafür  zu  sorgen,  dafs  dieses  geschehe  e).  HI)  In  manchen  Bundesstaaten 
ist  durch  die  Verfassungsurhunde  <*)  ausdrücklich  festgesetzt,  dafs  die  Be- 
schlüsse der  B.  V.,  welche  die  verfassungsmäßigen  Verhältnisse  Teutsch- 
lands, oder  die  Verhältnisse  tcutschcr  Staatsbürger  im  Allgemeinen  betref- 
fen, einen  Thcil  des  i nlündischen  Staatsrechtes  bilden  und, 
wenn  sie  von  der  I^andesherrschaft  pilichtgeinäfs  verkündigt  sind  ($.  149, 
aü5  u.  5o/|  g)y  verbindende  Kraft  haben.  IV)  Doch  ist  die  Machtbefugnis 
der  Regierungen  von  Bundesstaaten,  insbesondere  der  constitutionellen, 
durch  Einwilligung  in  Bundes  Verträge  und  BundesversammlungsBeschlüsse, 
für  ihre  StaatenPilichten  zu  übernehmen  und,  diesen  gegenüber,  dem  Bund 
Rechte  einzuräumen,  beschränkt  durch  die  Pflichten,  welche  das  eigene 
Staatsintercsse  und  die  Landesverfassung  ihnen  aullegen,  überhaupt  durch 
die  Rechte  ihrer  Volker  und  deren  verfassungsmäsiger  Vertreter/). 

n)  Wiener  SrhluftActc  v.  1820,  Art.  18,  25  —  2-,  3a,  53,  55,  56  —  61.  Fiecutions- 
Ordn.  v.  3.  Aug.  1810,  Art.  6;  in  Hiä'rhi's  Qucllcnsamtnl.  S.  199.  \  ergl  oben 
$.  104,  i8j,  214  u.  226.  Ki.l'ber's  europ.  Völkerrecht,  §.  5i  u.  f.,  u.  am  Srhlufs 
die  Zusätze  r.u  diesen  $$•  —  W.  J-  Hehr,  von  d.  rechtl.  Grenzen  der  Einwir- 
kung des  t.  Bundes  auf  die  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  seiner 
Gliederstaaten  (Würzb.  1.  u.  2.  Aufl.  1820.  8.),  behauptet  S.  3-,  es  könne  die 
Thätigkeit  des  Bundes  auf  das  Innere  der  Bundesstaaten  sich  gar  nicht  beziehen. 
Dawider  s.  man  L.  r.  Dresui,  Öffcntl.  Hecht  des  t.  Bundes,  S.  64—  67,  und  die 
oben  §.  167  ö,  angeführten  Maasregeln  wider  revolutionäre  Umtriebe.  —  Ver- 
handlungen über  die  Frage  von  Einmischung  der  B.  V.  in  innere  Landesangele- 
genheiten; in  der  badischen  Ständeversamml.  v.  i83i,  in  der  kurhessischen  von 
i83i  u.  i832,  in  der  grofsherzoglich- hessischen  v.  i833.  Von  der  Pflicht  und 
Bcfugnifs  der  B.  V.  in  Ansehung  der  Stadt  Frankfurt,  s.  den  folg.  $.  —  Beson- 
dere Gründe  zu  einer  Einmischung  enthalten  die  Art.  12  bis  19  der  Bundes- 
Acte.  Auch  sehe  man  die  provisorische  Competenzßcstiinmung  der  B.  V.  in 
d.  Protoc.  v.  1817,  §•  223,  lit.  C,  Num.  3.  Die  letzte  spricht,  lit.  B,  §.4,  Nura.O, 
als  Grundsatz  aus,  dafs  die  B.  V.  zu  Abstellung  solcher  Verfügungen  eines 
Bundesstaates,  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corpora  tionen,  wirken  könne, 
die  mit  den  Grundgesetzen  und  Verfügungen  des  Bundes  in  Widerspruch  steheu, 
oder  für  die  innere  oder  äufscre  Sicherheit  desselben  gefährlich  werden  könn- 
ten. (Vcrgl.  unten  %.  225,  HI.)  Oestreirh  machte  hiebe!  die  Bemerkung:  «dieser 
Satz  sey  so  zu  modificiren,  dafs  die  B.  V.  nur  über  die  Angemessenheit  der 
Gesetze  in  den  einzelnen  Staaten  zu  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Bundes- 
verfassung, hingegen  über  die  Anwendung  der  gegebenen  Gesetze  auf  die  einzel- 
nen Fülle,  nur  jede  einzelne  Regierung  jeu  entscheiden  habe».  Ferner  heifst  es 
in  der  angef.  CompctenzBestimmung,  lit.  C  (§.  5),  Num.  3:  &Da  der  Begriff  der 
vollen  Souverainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten  in  der  Bundes  Acte  zum  Grund 
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gelegt  ist,  so  liegt  unbccwcifclt  jede  Einmischung  der  B.  V.  in  die  innern  ad- 
ministrativen Verhältnisse  aufscrhalb  ihrer  Competenz.  Indcfs  gründen  sich 
jedoch  auf  den  Sinn  der  BundcsActe  folgende  Ausnahmen»:  a)  bei  Jujferer 
Weigerung,  oder  dieser  gleich  zu  achtender  Verzögerung ,  ist  durch  ihre  Vcr 
wemlung  gerichtliche  Hülfe  tu  bewirken  (Rechtfertigung  aus  dem  Art.  n  der 
BundcsActe);  b)  wenn,  bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Regeuten  und  seinen 
Unterthunen ,  die  innere  Ruhe  des  Landes  gefährdet,  und  mit  dieser  auch  die 
allgemeine  Buhe  bedroht  ist;  r)  wenn  ein  Bundesglied  wegen  der  Beschwerde 
eines  seiner  Untcrthancn  eine  nicht  /.um  Bunde  gehörende  Begierung,  oder 
d)  eine  solche  Begierung  gegen  ein  BundesgHcd,  die  Verwendung  der  B.  V.  in 
Anspruch  nimmt. 

b)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  3». 

r)  Ebendas. ,  Art.  3i. 

d)  Die  badischc,  würtembergische,  grofsh ermöglich  hessische,  Sachsen •  hildburg 
hansische,  sachsen-coburg-saalfeldische,  sachsen-altcnburgische,  königl.  sächsische, 
in  den  oben  §.  72,  Note  £,  angef.  Stellen;  auch  die  saehsen-meiningische  von 
1819.  Nur  von  organischen  {%.  127)  Beschlüssen  der  B.  V.  sprechen  die  Ver- 
fassungsurkunden von  Badeu  und  Würtembcrg.  Vor  andern  zeichnet  sich  aus 
die  Bestimmung  in  der  würtembcrg.  Vcrfassungsurk.  v.  1819,  §.  3,  wie  folgt: 
«Das  Königreich  Würtembcrg  ist  ein  Thcil  des  teutschen  Bundes;  daher  haben 
alle  organischen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  welche  die  verfassungs- 
mäsigen  Verhältnisse  Teutschlands,  oder  die  allgemeinen  Verhältnisse  teutsihcr 
Staatsbürger  betreffen,  nachdem  sie  von  dem  Bönigc  verkündet  sind,  auch  für 
Würteinberg  verbindende  Kraft.  Jedoch  tritt  in  Ansehung  der  Mittel  znr  Er- 
füllung der  hierdurch  begründeten  Verbindlichkeiten  die  verfassungsmäßige  Mit- 
wirkung der  Stände  ein". 

e)  Zufolge  eines  Bundcstagsbeschlusses  v.  18.  Aug.  i836  bedarf  es  dieser  ausdrück- 
lichen Festsetzung  nicht.    Vcrgl.  §.  184,  Note  k. 

/)  Vcrgl.  $.  225  f,  284  c,  u.  538.  BlCbxr  Droit  des  gens  moderne  de  lTuropc, 
§.  141.  W.  J.  Bemr  a.  a.  O.  A.  L.  Bf\schfiTs  publieistischc  Versuche  (Stuttg. 
i832.  8.),  S.  107  — 25o.  Trn-on.  Bis»,  von  der  Stellung  sowohl  der  constitu- 
tionellcn  Bundesregierungen  als  auch  der  Stäudcversammlungen  Deutschlands, 
ku  dem  deutschen  Bund  und  »u  Deutschlands  Einheit.  Leipz.  i833.  8.  J.  II. 
Zibhlfr,  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  deutschen  constitutionellen  Staaten 
zum  deutschen  Bunde,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Würtembcrg.  Leipz.  i833.  4« 
—  Verträge  des  Bundes,  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  werden  in  den 
Staaten  der  Bundesgenossen  nur  dann  und  nur  so  weit  verpflichtend,  als  da- 
selbst die  Staatsregierung  sie  publicirt,  das  heifst,  individuell  sie  öffentlich  für 
eigener  Willensbcstinunung  gemäfs  erklärt.  Grundverträge  und  so  genannte  or- 
ganische Einrichtungen  des  Bundes,  sind  au  sich  schon  für  jeden  Bundesgenos- 
sen nur  dann  und  so  weit  verpflichtend,  wenn  und  als  Er  seine  Einwilligung 
nnichtgemäG»  dazu  gegeben  hat  (§.  127). 

§•   2  IG.  (J57.) 

Richterliche  Gewalt,  hat  der  Bund  nur  in  gewisser  Art.  Kein  Bundes- 
geriete  und  kein  permanentes  Austrägalgericlä.  Forum  des  Bundes. 

I)  Richterliche  Gewalt  ist  1)  dem  Bund,  in  gewisser  Art,  über 
die  Bundesglieder  eingeräumt;  doch  nur  für  ihre  Streitigkeiten  unter  sich, 
deren  richterliche  Entscheidung  die  Bundesversammlung,  nach  fruchtlos 
versuchter  Vermittlung,  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägallustanz 
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jru  bewirken  hat,  deren  Rechtsprnch  die  streitenden  Theilc  sieh  sofort 
unterwerfen  sollen  (171  u.  II*.).  Dagegen  besteht  a)  Itein  Bundesgc- 
richt,  für  Rcchtshändel  der  ü nt er t hauen  in  den  Bundesstaaten  unter 
sich,  oder  mit  Angehörigen  fremder  Staaten,  auch  nicht  in  höchster 
Instanz  (§.  214).  Eben  so  wenig  besteht  3)  ein  Bundesgericht,  oder 
vertritt  die  Bundesversammlung  die  Stelle  eines  solchen,  für  Streitigkeiten 
der  TJnterthanen,  aller  oder  einzelner  Classen,  oder  der  Landstände, 
mit  der  Landesherrschaf  t  nur  mit  Ausnahme  a)  der  über  Kr- 
richtung  und  Handhabung  der  Constitution  der  Freien  Stadt  Frankfurt 
etwa  entstehenden  Streitigheiten,  für  welche  der  B.  V.  das  Entscheidungs- 
recht in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  eingeräumt  ist  *),  oder 
b)  wo  durch  Vereinbarung  der  Landesherrschaft  und  der  Laml- 
stände,  ihr  eine  bestimmte  Einwirkung,  die  sonst  in  ihrem  Beruf  nicht 
läge,  übertragen  ist  <•).  II)  Demnach  ward  die  Idee  von  Errichtung  eines 
beständigen  Bundesgerichts,  oder  auch  nur  eines  penn  a  ncnten 
Austrägalgerichts  für  Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich, 
welche  auf  dem  wiener  Congrefs  und  seitdem  mehrmal  nachdrücklich  in 
Anregung  harn,  gleich  jener  von  Anstellung  eigener  JustizCo  nsiilenteu 
bei  dem  Bundestag,  bis  jetzt  nicht  verwirklicht  »')•  —  Has  Forum  des 
Bundes  in  Klagsachen  wider  ihn,  von  Bundesgenossen  oder  Unterthancn 
derselben,  ist  in  seinen  Grund  vertragen  nicht  bestimmt'  '). 

«)  Von  Anträgen  defslialb  auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Bunm's  lebersicht  der 
diplomat.  N  crhandliingcu  des  wiener  Congresses,  S.  179  —  iH3,  i8.">,  186,  ?..|0 
u.  170.  —  You  Streitigkeiten  der  l  uterthauen  mit  dein  Staat.»  1 '  i.\rujc ,  6.  4~t,  Und 
mit  liundejigliedern,  §.  1-6  u.  f.  —  Für  das  Daseni  richterlicher  Gewalt  der  II.  \.. 
wciui  gleich  unter  eigener  1  onn,  streitet  L  v.  Dioscu  in  dem  öffenll.  Recht 
des  t.  Bundes,  §.  68.  —  Folgerungen  aus  dem  BuudesiiecrX  (oben  §.  106);  über- 
haupt in  Ilinsirht  auf  die  Frage:  ob  und  wie  weit  dem  Kund  ein  blofs  leidende» 
Verhalten  gezieme,  in  Hinsicht  auf  manche  wichtige  Ereignisse  in  ein /.einen  81111- 
desstaaten?  Hievon,  und  von  dem  Rccurs  der  Unterthailen  an  die  B.  \  vergl. 
den  folg.  §.  u.  §.  166  u.  ff. 

h)  Acte  final  du  rongres  de  Yicnnc,  art.  4"-    Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  61. 
Protocolle  i5  u.  16  der  wiener  MiiiisterialConfercny.cn ,  y.  3i.  Jan.  u.  12.  Fehr. 
1820.  —   Verhandl.  hei  der  B.  V.,    1)  über  die  Beschwerden  der  Geschlechter 
der  adel.  Gesellschaften  JhLimjmrg  u.  Frauenstein  7.u  Frankfurt  a.  M.,   in  d. 
Protoc.  v.  1816,  §.  36  u.  64  ;  v.  1817,  §.  34o;  v.  1819,  §.  225,  u.  die  Bittschrif- 
ten der  beiden  Gesellschaften,  in  den  "Nachträglichen  Actcnstücken  der  t.  Nun 
desverhandlungeu,  Bd.  I,  S.  3i  u.  ?.55,  Bd.  III,  S.  146  u.  »19.    Die  Gegenerklä- 
rungen des  Senats  und  der  BürgerRcpräsentation,   ebenda«.  Bd.  ÜJ,  8. 
2)  über  die  Ansprüche  der  Judengemeindc  daselbst,  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  m) 
u.  54;  v.  1817,      i3s,  341  u.  388;  v.  i8»8,  $.  218;   v.  1820,  §.  210;  v. 
§.  162.    Gesetz  über  den  Staatsbürger!.  Rcehts/.ustand  der  Juden  in  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  182.1.  §.  i38.    L.  v.  Dwscu  über 
die  Ansprüche  der  Juden   auf  das  frankfurter   Bürgerrecht.    Tüb.  181-.  t> 
Bi  VBm's  angef.  Uebersieht  etc. ,  S.  384  ft'  gegenseitigen  Denkschriften  findet 

man  in  den  Nachträglichen  Actcnstücken  der  t.  Bundesverband!  ,  B.  I,  S.  ni 
u.  i53,  Bd.  IV,  S.  22J,  Bd.  V,  S-  14  »•    3)  über  die  Ansprüche  der  katholische 
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Gemeinde  daselbst,   in  den  Protoe.  >.  1817,  §.  388}  v.  1819,  §.  «4;  t.  i8m, 
$.  111 ;  v.  i83o.    Vcrgl.  unten  §.  5i6,  Note  u. 
r)  Ein  Beispiel  von  Mecklenburg,  unten  §.  «83. 

«/)  Von  den  wiener  CongretsVerhandlungen ,  über  Errichtung  und  Wirkungsbefug- 
nifs  eines  Bundctgerichts ,  s.  Ri.ÜBEn's  angef.  Lebersicht  etc.,  S.  i-3  ff.  Preussen 
erklärte  ein  Bundes  gerida  Air  den  »letzten  und  notwendigsten  Schlußstein  des 
Rechlsgebäudes  in  Teutschland»;  Kum'i  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  Ii, 
8.  l".    Vergl.  Schreiben  des  k.  prculs.  Staatskanzlers,  Fürsten  von  Hardenberg 
an  den  ehemaligen  Hofrichtcr  v.  Berlepsch,  v.  18.  März  1816,  in  F.  L.  v. 
BzaxrPscjTs  neuesten  Actenstüeken  in  meinem  entschied,  rcichsgcrirhtl.  Procefs 
(Jul.  1816.  8.),  S.  so  f.  —   Dafs  die  Errichtiuig  «eines  höchsten  IVationaiGe- 
richtshofes  für  Teutschland,  bei  der  Regeneration  des  teutschen  Vaterlandes 
ein  erneuertes  Interesse  erhalten»  habe,  behauptet  der  k.  preufs.  wirkt  Geh. 
Rath  v.  Ravptz,  in  s.  Beiträgen  zum  Staats-  u.  Volkere,  Bd.  I  (i8i5).  S.  i65. 
So  auch  F.  R.  Stroxbkck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dein 
Zweck  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt  (Braunschw.  i83o.  8.)?  S.  33  ff.  u.  60. 
Ein  solches  Bundesgericht  verordnet  die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerica  v.  1787,  Art  3,  Abschn.  a$  in  Martkus  Recueil,  T.  m,  p.  89. 
Auch  s.  man  die  Utrechter  Union  der  Vereinigten  Niederlande  v.  1597,  Art.  16, 
tn  ScaxAtrss  Corp.  juris  gent  L  396.  —  Die  Vermittlung»-  und  AusträgalOrd- 
nung  in  dem  Besch lufs  der  Bundesversammlung ,  v.  16.  Juni  1817,  Art.  HI,  in 
RtvBcn's  (^uellensammlung,  Num.  YD3,  erklärt,  dafs  «der  Vorschlag  wegen 
Errichtung  einer  permanenten  Austrägallnstanz  nicht  ah  aufgegeben  betrachtet, 
sondern  sich  vorbehalten  werde».    Auch  geschah  Erwähnung  hievon,  in  den  Pro- 
tokollen der  B.  V.  vom  5.  Mär«,  5.  Mai  u.  11.  Dec  1818;  v.  n.  Jan.,  6.  Mal 
u.  10.  Sept.  1819.    In  den  wiener  MinisteriulConferenxen  der  Abgeordneten  der 
Bundesstaaten,  in  den  Jahren  1819  und  1820,  war  die  Mehrheit  sogar,  für  Er- 
richtung  eines  permanenten  AusträgaKierichtes.  Den  übrigen  nachgebend,  erklärte 
sie:  «indefs  wolle  sie  sich  die  vorgeschlagene  wandelbare  Austrägallnstanz  in  so 
weit  gefallen  lassen,  dafs  dadurch  die  künftige  Einführung  einer  permanenten 
nicht  ausgeschlossen  werde».    Hannover  insonderheit  erklärte:  «die  Mängel  der 
jetzigen  provisorischen  Einrichtung  dürften  in  der  Folge  besonders  fühlbar  wer« 
den,  wenn  juristische  Rcnntnisse  bei  der  B.  V.  seltener  würden,  die  des  teut- 
schen PrivatFürstenrechts  sich  immer  mehr  und  mehr  verlieren  sollten,  und 
früher  oder  später  vielleicht  das  Bedürfnis  einträte,  eigene  JmtizConsulenten  bei 
dem  Bundestag  anzustellen».   Protocoll  der  19.  Sitzung  v.  8.  Mär*  1810,  ver- 
glichen  mit  den  Protocollcn  der  a.  und  19.  Sitzung  v.  iS.  Nov.  1819  u.  4.  Märs 
1870.  —  Der  im  J.  1819  su  Mainz  niedergesetzten  CentralUntersuchungsCom* 
mission  (§.  167,  Note  a)  ward,  ohne  ßesorgnifs  einer  Somcrainetät  Verletzung 
oder  Verkürzung,  eine  verhältniCsmä&ig  gröfsere  Gewalt  eingeräumt,  als  die- 
jenige, deren  ein  wohl  geordnetes  Bundesgericht  bedurft  hätte,  oder  womit  die 
BundeaAustrigalGerichte  ausgestattet  sind,   und  die  ehemaligen  Reichsgerichte 
ausgestattet  waren. 

r)  In  einer  bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichten  Vorstellung  vom  i4«  Dee.  i833 
provocirte  der  Graf  v.  Schönborn- Wie »entheid  den  T.  Bund  auf  den  Rechtsweg, 
mit  Bitte  um  Anzeige  der  Gerichtsbehörde,  bei  welcher  die  Rlagc  anzubringen 
sey.  Der  Gegenstand  war  ein  Privatanspruch  an  den  T.  Bund,  die  Herausgabe 
oder  die  Bezahlung  des  Raufpreises  eines  dein  Grafen  als  Privateigenthum  zu- 
stehenden Palais,  sammt  Nebengebäuden  und  Garten  in  der  Stadt  Mainz,  welches 
seit  dem  pariser  Frieden  einzig  im  Interesse  des  Bundes,  besessen  uud  als  Ca« 
serne  benutzt  ward,  wie  auch  die  Entrichtung  des  Gcldwcrths  seiner  Benutzung. 
Das  Forderungsrecht  des  Grafen  war  von  der  B.  V.  nicht  bestritten,  vielmehr 
anerkannt,  aber  seine  Befriedigung  ward  verzögert. 

KliUW.  3ff«oÜ.  Rttht,  k.  A..D.  10 
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§.  217.  U58\) 

Handhabung  eines  allseitigen  Rechtoustandes.    Recurs  an  die  B.  V, 

bei  dessen  Verletzung. 

I)  Nur  im  Bund  mit  der  Gerechtigkeit,  sind  Rechtmäsigfceit  der 
Regierung  und  staatsbürgerliche  Freiheit  der  Unterthanen  denkbar;  denn 
das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,  der  Sou verain  der  Souveräne 
Darum  steht  das  Gesetz  als  fürstliche  Notwendigkeit ,  üher  dem  Fürsten, 
und  rechnen  Konige,  auch  teutache,  das  öffentliche  Bekenntnifs,  im  Dienste 
der  Gerechtigkeit  zu  stehen,  sich  zur  Ehre.    Sie  beseelt  das  edle  Gefühl, 
aus    welchem  jener  Ausspruch  eines   alt -romischen    Kaiserpaares  geseti- 
weise*)  hervorging:  »Würdig  der  Majestät,  ist  das  Wort  eines  Herr- 
»schers:  auch  der  Fürst  bekennt  sich  unterworfen  dem  Gesetz!  Beruht 
»doch    auf  dem    Ansehen    des   Rechts,   Unser   oberherrliches  Ansehen. 
»Gröfser  fürwahr  als  Herrschergewalt  ist  es,  die  Fürstlichkeit  den  Geset- 
»zen  unterzuordnen.    Darum  sey  es  ein  G5tterausspruch  des  gegenwärtigen 
»Edictes:  Was  Uns  selbst  zu  erlauben  Wrir  Uns  nicht  herausnehmen,  das 
»verkündigen  Wir  Andern«,  durch  Gesetze.    Dem  moralischen  Zwang  Hes 
Rechts  unterwirft  sich  das  Gewissen  pflichtgetreuer  •  Herrscher  nicht  min- 
der willig  als  jenes  der  Richter.    Denn  das  ist  der  werthvollste  Vorzug 
echter  Gesittung,  dafs,  unter  ihrem  unaufhaltsamen  Einflufs,  die  sittliche 
und  geistige  Macht  der  Staatsregierungen  ihre  physische  überwiegt,  und 
dafs   die  Gewalt  des  Rechts,  den   Sultanismus  verscheuchend,  jene  der 
Willkühr  in  Schranken  hält.     Für  was  anders,  als  für  Handhabung  des 
Rechtzustandes ,  leben  Menschen  in  Staatsverbindung  und  erkennen  sie  ein 
Oberhaupt?   Oder  gibt  es  einen  kräftigeren  oder  achtbareren  Verbündeten 
der  Legitimität  der  Herrscher,  als  die  Gerechtigkeit?    Darum  fordert  der 
naturliche  und  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen  Bundes,  gebietet  der  in 
seinen   Grund  Verträgen    waltende    Geist    der  W  eisheit ,    Sicherung  und 
Handhabung  eines  festen  Rechtzustandes  in  Teutschland  (§.  io6\ 
Er  fordert,  dafs  für  alle  Bundesstaaten,  und  in  allen,  für  ihn  und  in  ihm 
selbst,  durchaus  ein  Recht  zustand  bestehe:  dafs  also  kein  Bundesstaat, 
und  Niemand  in  einem  Bundesstaat,  oder  im  Verhältnifs  zu  einem  sol- 
chen, oder  zu  dem  Bunde  selbst  c),  rechtlos  gelassen,  dafs  RechtoTer- 
lelzung  in  keiner  Beziehung  geduldet  werde ;  dafs  nirgend  Willkühr  an  die 
Stelle  des  Rechts  trete.    Es  gilt  dieser  FundaraentalRechtsatz  jeder  öffent- 
lichen Ordnung  von  allen  Beziehungen  sowohl  Einheimischer  und  Auswär- 
tiger, zu  dem  Bund  und  den  Bundesstaaten,  als  auch  des  Bundes  und  der 
Bundesstaaten,  nebst  ihren  Angehörigen,  zu  auswärtigen  Staaten  and  St*>- 
tenvereinen,  sammt  deren   Angehörigen  <0.     II)  Daher  ist,  auch  ohne 
nähere  Bestimmung,  der  Bund  wesentlich  betheiligt,  bei  Handhabung 
der  Verfassung  (§.  2*5  u.  f.),  bei  Herstellung  und  Handhabung  eines 
allgemein   und   hinlänglich    gesicherten    Rechtzustandes,  namentlich 
bei  rechtmäsigem  Gebrauch  der  gesetzgebenden  und  vollziehendes 
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Gewalt,  hei  gehöriger  Rechtspflege,  und  ungestörter  Fortdauer  der 
innern  Ruhe,  in  jedem   Bundesstaat.      III)  Selbst  die  Landesherr- 
schaft, in  ihren  eigenen  RcalPrivatstreitigkeitcn  ($.  239,  IV,  von  ihren 
persönlichen  Privatstreit  igheiten  s.  man  ebendas.),  desgleichen  der  landes- 
herrliche LehnFiscus,  die  Staats  D  o  m  an  en  Verwaltung  (§  482), 
die  Staatscasse  und  der  StaatsFiscus  (§.  i77,  Num.  l6,  „.  4-4)| 
in  allen  Rechtstreitigkeiten  mit  ünterthanen ,  eigenen  und  fremden,  die* 
sich  zu  gerichtlicher  Erörterung  und  Entscheidung  eignen,  sind  verpflich- 
tet, vor  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  Recht  zu  geben  und  zu 
nehmen.    IV)  Auf  verfassungsmäßige  Welse  können  daher,  hei  Verlet- 
zung  des  Rechtzustandes  jeder  Art,  nicht  nur  Bundesglieder  gegen 
einander  Beschwerde  bei  der  B.  V.  führen  (§.  i?0  u.  ff.),  sondern 
auch  Landstnnde  und  Ünterthanen  mittelst  Beschwerdefuhrung  gegen 
Bedrückung,  Verletzung  der  Verfassung,  oder  Mißbrauch  der  Staatsgewalt, 
wegen  verweigerter  oder  gehemmter  Rechtspflege,  und  in  dem  Fall  des* 
3o.  Artikels  der  wiener  SchlufsActc  von  1O20  (§.  176),  Recurs  an  die 
Bundesversammlung  nehmen«)  (§.   169  u.  a25  u.  f.),  welche  in 
solchem  Fall    zu  Verwendung,  Vermittlung,  und  andern  bundesmnsigeu 
Einschreitungen  befugt  und  verpflichtet  ist»    VJ  «Wenn  die  Regierung 
eines  Bundesstaats  eine  Verfügung  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Co  £ 
porationen  treffen  sollte,  welche  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Ver- 
fügungen des  Bundes  im  Widerspruch  stünde,  oder  für  die 
innere  oder  äufsere  Sicherheit  desselben  gefährlich  werden 
konnte,*  so  ist  die  Bundesversammlung   zur  Einwirkung  Behuf  der  Ab- 
stellung dieser  Verfugung  berufen »  *).    VI)  Von  ganz  anderer  Art  ist 
die  Frage,  von  dem  jetzigen  Entscheidungsrecht  «bei»  ehemalige  Recurse 
jetziger  Bundcsglieder  an  die  allgemeine  Reichs  Versammlung  wider 
reichsgerichtliche  Erkenntnisse  A). 

«)  iJiutiiiu  est  fons,  basis  ac  fundamentum  omni«  imperii.    Justi  injustiqne  regula 
Lex  est.     A.  Klcit,  Primae  lineae  collegli  diplomatiro-liistorico.politiri 
Batav.  »780.  8.),  §.  3i6.    Baco's  Lex  legum.  ' 

*)  Impp.  Twonos,us  et  Valentina™  s,  in  L.  C  de  LL  (I.  i/,.)  Dieselben  Kai- 
*er  verordneten:  «Wir  befehlen,  dafs  rechhvidrig  herausgelockte  oberherrliche 
'Rescriptc  von  allen  Richtern  mifsachtet  werden  »ollen».  L.  7.  C.  de  preeib 
Imp.  öfter.  (I.  19)  Nicht  weniger  bestimmt,  nur  ausführlicher,  verordnet  das- 
selbe Kaiser  Asastasujs  in  L.  6.  C.  si  contra  jus  vel  util.  publ.  (I.  1,.)  Mehr 
s.  man  Unten  373. 

Von  dem  Forum  des  Bundes,  als  Beklagten,  in  Privatangelegenheiten,  s.  oben 
J.  116,  l\ote  c 

<f)  Rede  des  östre/cA.  Gesandten  bei  Eröffnung  der  R.  V.  am  5.  Nov.  1816,  in  den 
Protoc.  §.4,  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  38.  Mcrkwfirdige  Präsidial. 
frUärun*,  bei  Gelegenheit  der  Justizbeschwerde  des  Oekonoms  Wilh.  Hoftmann 
Wer  Kurhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  Mär«  1817,  §.  io5,  in  den 
Protoc.  der  B.  V.  Bd.  II,  S.  i3o  der  9uartAuSgabet  Die  Bundesversammlung 
wird,  «emgedenk  der  hohen  Bestimmung,  «u  der  sie  berufen  worden,  und  der 
Vorschriften  und  Zwecke  der  BundesActe,  sieb  durch  keine  ungleiche  Beurthei- 
lung  eines  einzelnen  Bundesgliedes  abhalten  lassen,  innerhalb  der  ihr  vor« 
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zeichneten  Schranken,  die  sie  nie  vergessen  hat,  noch  Je  vergeben  wird,  selb«! 
bedrän-tcr  Untertanen  sich  anzunehmen,  und  auch  ihnen  die  Cebcrzeugung  tu 
verschaffen,  dafs  Teutschland  nur  darum  mit  dem  Blute  der  Völker  von  frem 
dem  Joche  befreit,  und  die  Länder  ihren  rechtmäsigen  Regenten  zurückgegeben 
worden  damit  überall  ein  rechtlicher  Zustand  an  die  Stelle  der  Willk.ihr  tre- 
ten möge*.  Hiemit  ist  der  zu  dem  angef.  §.  io5  gehörende ^ 
gleichen,  welcher  loco  dictaturae  gedruckt,  und  als  Belage  4«  dem  ProtocoH 
beigefügt  ist.  Vergl.  (v.  GacWs)  Mein  Anthcil  an  der  Politik.  Abth.  IB. 
S  ot— n4.  Preussische  Erklärung  in  derselben  Sache  («die  B.  V.  habe  dafür 
sii  soreen  dafs  auch  jedem  Einzelnen  in  gehörigem  Wege  sein  Recht  angedeibe  *), 
in  d-  Protoc.  v.  18.7,  V  Oestre/ch  theilte  «aufrichtigst  den  Wunsch  der 

B  V.,  dafs  jeder  TeuUcbe  sein  Recht  im  gesetslichen  Wege  finde*.  Ebenda*. 
l  ,/.,  Vorträge  des  Gesandten  der  i5.  Stimme,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  36. 
u.  loco  dict.  als  Heil.  54  ™  §•  >36  der  Protoc.  v.  181-  gedruckt,  S.  260  der 
OrigAus-.,  u.  in  d.  Protoc.  v.  »8.8,  §.  206,  betr.  Möllers  und  Taschs  Be 
schwerdc"  wider  Kurhessen.  -  Vorträge  des  würtemb.  Gesandten  über  die 
nestnhäl.  Angelegenheiten,  in  den  Protoc.  v.  18.8,  §.  241,  u.  ▼.  '8*3,  Be.l.  8  su 
C  J.  Erörterungen  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v.  1817,  *•  «36,  363  u.  4*1 
Beschluß  derselben,  in  d.  Protoc.  v.  .817,  §  *36.  -  In  einem  Beschluß  v. 
21  Octobcr  i83o  sagt  die  B.  V.:  es  sey  «zu  erwarten,  dafs  die  teutseben  Re- 
gierungen gerechten  Beschwerden,  wo  solche  bestehen,  und  im  gesetzlichen 
Wege  vorgebracht  werden,  mit  landesväterlichem  Sinne  abhelfen,  die  ihnen 
biindcsgesctzlich  obliegenden  Verpflichtungen  gegen  ihre  rnterthanen  erfüllen, 
und  auf  diese  Weise  jeden  Vorwand  su  sträflicher  Auflehnung  beseitigen  wer- 
den*. ItLiWs  Quellensamml.etc.  Fortsetsung,  S.  i5  f.  «Die  allmächtige  Alham 
des  Rechts  und  des  sittlichen  Vorwärtsschreiten* » ,  bezeichnet  ein  wiener  halbamt- 
licher Zeitungsartikel  vom  10.  September  i835  (betreffend  die  Zwecke  der  Monar- 
chen von  Oestrcich,  Rufsland  und  Preufseu  und  ihrer  Minister  su  Töplitz  im 
September  i835),  als  die  zweckmäsigste  Wraffe  wider  revolutionäre  Gesinnun- 
gen  und  Bewegungen;  in  der  (Augsburger)  Allgemeinen  Zeitung  und  m  der 
Frankfurter  OberPostamtsZeitung  vom  ib.  Sept.  i835,  Beilage. 

O  Man  s.  vorzüglich  oben  §.  2i5,  und  die  Note  1  zu  §.  284;  dann  die  in  der 
Note  a  angeführten  Protoc.  der  B.  V. .  desgl.  die  provisor.  CompctenzBestim- 
mung,  in  den  Protoc.  v.  181-?,  §.  2*3,  lit.  C  (*.  5),  Num.  3,  lit.  b;   den  loco 
dict.  gedruckten  Commissions Vortrag,  betr.  den  Widerspruch  der  lippischen 
Stände  wider  die  versuchte  einseitige  Einführung  einer  neuen  landständisrhen 
Verfassung,  in  den  Anträgen,  I.  2  u.  3,  zu  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Sept. 
1810,  S.  619-629  der  Orig.Ausg.;  worauf  der  Beschlufs  der  B.V.,  wenn  etner 
gefafct  ward,  dem  öffentlichen  ProtocoH  nicht  einverleibt  ist.    Auch  die  von 
dem  Bunde  garantirtc  Verordnung  der  Grofsherzoge  von  Mecklenburg,  v.  28,  Nov. 
,817,  oben  $.  297,  d.    Vergl.  auch  oben  %.  216.  -  Wie  es  mit  den  Eingehen 
bei  der  B.  V.,  in  solchen  Fällen  su  halten  sey,  s.  oben  §.  i49*  —  Dl* 
CongrcfsVcrhandlungcn  über  diesen  Gegenstand,  s.  in  Klübsb's  Uebersieht  der 
diplomatischen  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  173  ff.,  insbesondere 
S.  186  u.  270.    «Wo  Stände  gegen  den  Mifsbrauch  der  SouverainctätsRechtc 
der  Fürsten  klagen  wollen,  mufs  nothwendig  der  Recurs  an  den  Bund  ihnen 
offen  stehen»;  so  lautete  eine  hannoverische  Erklärung,  welcher  üestreich  bei 
trat.   Kriraii's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.71,  Bd.  II,  S.  108,  — 
Von  dem -Fall,  wenn  mehrere  Buudesglieder  als  correi  debendi,  oder  wegen 
conneser  Ansprüche,  von  Privatpersonen  su  belangen  sind,  oben  §.  177. 

f)  Doch  ist  hiebei  die  in  dein  %.  7  der  oben  (Note  b)  angef.  provisor.  Compelenx 
Bestimmung  der  B.  V.  enthaltene  allgemeine  Bemerkung  nicht  zu  Übersehen: 
«dafs,  wenn  in  einem  oder  dem  andern  Fall  die  Competens  der  B.  V.  noch 
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»wei/tlhaß  seyn  sollte,  der  »eil her  beobachtete  natürliche  Ausweg  vorbehalten 
bleibe,  die  Angelegenheit  zur  Itutructions&Hkolung  r.u  verweisen  sey*». 

g)  Worte  der  oben  (Note  *)  angef.  provisor.  CompetcnzBestimmung  der  Ii.  V., 
§.  4  t  Num.  5.   In  der  bei  der  H.  V.  im  Marx  i83o  eingereichten  Beschwerde- 
schrift  des  Frhrn.  v.  Sicrstorpff.    wider  den  Herzog  Carl  von  Brau  ose  hweig, 
beifst  es  S.  i4:  *So  ist  Gerechtigkeit  der  kräftigste  Verbündete  der  Legitimität. 
Diese  huldige  ihr  ohne  Ausnahme,  und  sie  kann  allen  Anfeindungen,  jedem 
Angriff  ihrer  Gegner  gestrost  entgegen  sehen.    Noch  leben  Zeugen  genug  von 
den  traurigen  Folgen,  die  daraus  hervorgingen,  als  der  Monarch  eines  grofsen 
Reichs  den  Beschlufs  eiues  Gerichtshofes  cassirte,  und  dieser  dennoch  dabei  tu 
beharren  nicht  umhin  konnte.  (Arrcte  du  parlement  de  Paris  du  4  janvicr  i -88. 
Man  s.  M.  A.  Triebs,  Ilistoire  de  la  revolution  francaise,  T.  I  (3  edit.  Paris 
1818.  8.),  p.  18.)    Wie  entinuthigend  würde  es  auch  auf  die  Richter  in  den 
Bundesstaaten  wirken,  wenn  sie  sich  der  ßcsorgnifc  hingeben  mülsten,  ihre 
Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  im  Rechtsprechen,  in  vorkommenden  Fäl- 
len you  der  Hohen  Bundesversammlung  nicht  mit  Nachdruck  geschützt  zu  sehen! 
Schon  darum  ist  die  Gesammtheit  des  Bundes,  sind  alle  Regierungen  bundes- 
verwandter und  bundesfreier  Staaten  nicht  weniger,  als  die  ihrer  Leitung  An- 
vertrauten, auf  das  Höchste  bethciligt  dabei,  dafs  zu  gerechtem  Volksuuwillcn 
uirgend  Anlafs  gegeben  werde.    Wilden  Ausbruch  desselben  mit  verstärkter 
Macht  zu  dämpfen,  dazu  nicht  allein,  auch,  durch  feste  Handhabung  der  Herr- 
schaft des  Rechts  wider  Unterdrückung  oder  Hemmung,  ihm  zuvor  zu  kommen, 
ist  der  Hohen  Bundesversammlung  der  erhabene  und  wohlthätige  Beruf  gege- 
ben».   Nach  Verletzung  der  Verfassungsurkunde  durch  Ordonnanzen  (Cabinet- 
Rescripte,  vom  a5.  Juli  i83o),   reichten  zu  Paris  drei  blutige  Tage  (17.  18.  19. 
Juli)  hiu,  eine  Thronvcranderuug  und  wesentliche  Zusätze  uud  Aenderungen  in 
der  Charte  constitutionclle  zu  bewirken.    Discite  justitiam  etc. 

h)  Wer  bat  su  entscheiden  über  die  Frage:  ob  ein  von  der  allgemeinen  Reichs- 
Versammlung  unentschieden  gelassener  Recuts ,  den  eine  jetzt  zu  dem  Bund  ge- 
hörige Staatsrcgicrung  wider  ein  reichsgerichtliches  Erkenntnifs  bei  derselben 
angebracht  hatte,  begründet  sey,  wenn  der  Gegner  des  Recurrenten  ein  jetziges 
Bundesglied,  oder  ein  Untcrthan  eines  solchen,  wohl  selbst  des  Recurrenten, 
ist?  Vergl  Protoc.  dcrB.  V.  in  der  von  Berlepschischen  Beschwerdesache  wider 
Hannover,  v.  1818,  §.  i35,  und  in  dem  als  Beilage  ai  dazu  gehörenden  Vortrag 

§♦  218,  (158M 
F  o  r  t  s  e  t  x  u  n  g. 

VI)  Können  Privatpertonen  zu  Befriedigung  ihrer  Ansprüche 
darum  nicht  gelangen,  weil  gänzliche  oder  theil weise  Ungewifsheit  vorwal- 
tet, wer  von  mehreren  Bundes^ liedern,  oder  wie  weit  jeder  von  ihnen, 
sein  Schuldner  sey,  so  steht  denselben  der  Becurs  an  die  B.  V.  offen 
176).  VII)  Auch  die  Landesherrschaft  kann  bei  Widersetzlich- 
keit der  Unterthanen,  bei  Aufruhr,  und  bei  gefährlichen  Bewegungen, 
von  der  B.  V.  Beistand  verlangen  nnd  erwarten  (§.  167  u.  f.),  die  in 
solchen  Fällen  selbst  unaufgefordert  für  Erhaltung  und  Wiederherstellung 
der  Ruhe  zu  sorgen  hat  (§.  167).  VW)  Ueberhaupt  sind  alle  Interes- 
senten befugt,  bei  der  B.  V.  auf  geziemende  Weise  zu  begehren,  sowohl 
ungesäumte  vollständige   Festsetzung  oder   Vollziehung,  als  auch 
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pünktliche  Beobachtung  desjenigen,  was  durch  die  SchlufsActe  des 
wiener  (Kongresses  in  Absicht  auf  teutsche  Bundesverhältnisse  (z.  B.  Art.  3s, 
43,  46  u.  5a),  durch  die  BundesActe  (z.  B.  Art  6,  8,  12. bis  i3,  unten 
$,  388  ff.),  durch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820  (z.  B.  Art.  53—65), 
und  durch  BundestagsBeschlüsse  ausdrücklich  oder  durch  den  erklärten 
Bundeszweck  stillschweigend  festgesetzt  ist.  IX)  Am  häufigsten  sind  bei 
der  B,  V.  die  so  genannten  Pi  vatReclamationen,  Recurse  von  Pri- 
vatpersonen wider  Bundesglieder,  für  deren  Prüfung,  Vortrag  und 
Begutachtung,  bei  derselben  fortwährend  eine  eigene  Commission  besteht 
(§.  149,  i52,  u.  ebend.  Note  c,  169,  c).  X)  Wird  in  Fällen  dieser 
Art,  sey  es  von  einem  Bundesgenossen  oder  von  einem  Andern,  die  Hülfe 
des  Bundes  angerufen;  so  mufs  das  Bestreben  des  Reclamnnten  vor  allen 
Dingen  dahin  gerichtet  seyn,  die  Competenz  der  B.  V.  für  den  vorlie- 
genden Fall  zu  begründen  ö).  XI)  Glauben  Unterthanen  eines  Bundes- 
staates gerechte  Besch werdo  wider  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht 
gehörende  Staatsregierung  zu  haben,  und  hoffen  sie  günstigen 
Erfolg  von  einer  Verwendung  der  B.  V.  bei  derselben,  so  haben  sie 
dieselbe  nicht  unmittelbar,  sondern  durch  ihre  Landesherrschaft  bei  der 
B.  V.  nachzusuchen 

a)  Seit  dem  Beschlufs  v.  1.  Juli  1814  (oben  §.  i58,/),  werden  die  Vcrliaiullungcu 
der  B.  V.  über  Beschwerden,  welche  bei  ihr  von  Privatpersonen  wider  Bundes- 
glieder, oder  von  Bundesgliedern  unter  sich  vorkommen,  den  Blicken  nicht  nur 
des  Publicums,  sondern  auch  der  beschwerdeführenden  Privatpersonen,  so  viel 
möglich  entzogen ;  sie  werden  nicht  mehr  in  die  zum  öffentlichen  Druck  bestimm- 
ten Protocolle  aufgenommen.  Ausnahmen  werden  nur  auf  ausdrückliches  Ver- 
langen einzelner  Bundesglieder,  in  sie  selbst  betreffenden  Angelegenheiten,  ge- 
macht.   Beispiele,  in  deu  Protoc.  der  B.  V.  v.  1827,  J.  37,  18,  64,  71. 

*)  Man  s.  oben  §.  187,  Num.  7. 

§•  219.  (1ö8'.) 

Verwendung  Her  B.  V.  bei  Bundesstaaten,  auf  Begehren  fremder 

Staatsregierungen* 

Begehrt  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörende  Staats- 
regierung, Verwendung  der  B.  V.  in  einer  Angelegenheit,  welche 
einen  Bundesstaat  betrifft,  so  ist  die  B.  V.  vermöge  des  Bundeszwecks 
(§.  106),  eu  einer  Verwendung  dieser  Art  an  sich  berechtigt  Dieselbe 
hat  jedoch,  1)  wenn  die  Beschwerde  zunächst  einen  Unterthan  des  Bun- 
desstaates betrifft,  den  Beschwerdeführer,  der  Regel  nach,  zuvorderst  an 
die  Landesherrschaft  des  Unterthans  zu  verweisen.  Wird  hier  die 
Beschwerde  ordnungsmäsig  nicht  gehoben,  und  hierauf  von  Neuem  die 
Verwendung  der  B.  V.  in  Anspruch  genommen,  so  hat  diese,  nach  Maa>- 
gabe  des  3.  Artikels  der  BundesActe,  die  geeigneten  Schritte  zu  thun  «). 
Betrifft  aber  2)  die  Beschwerde  die  Regierung  eines  Bundesstaaten 
unmittelbar,  und  wird  die  Verwendung  in  der  Absicht  nachgesucht,  dirst 
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Regierung  zur  Entsagung  auf  einen  wider  die  auswärtige  Regierung  ge- 
inachten Anspruch,  oder  zu  gutlicher  Beilegung  einer  über  noch  zweifel- 
haftes riecht  entstandenen  Irrung,  zu  bewegen;  so  ist  die  B.  V.  befugt, 
ihre  guten  Dienste  (bona  officia),  und  selbst  ihre  Vermittlung, 
wenn  beide  Theile  einwilligen,  eintreten  zu  lassen,  Ist  aber  der  Gegen- 
stand der  Beschwerde  eine  von  Seite  des  Bundesgliedes  der  fremden  Re- 
gierung widerfahrene  Rechtsverletzung,  und  findet  die  B.  V.  dieselbe 
gegründet;  so  liegt  ihr  ob,  das  Bundesglied  zu  schleuniger  und  genügen- 
der Abhülfe  aufzufordern,  und  mit  dieser  Aufforderung,  nach  Befinden 
der  Umstände,  solche  Maasregeln  zu  verbinden,  durch  welche  weitereu 
friedestorenden  Folgen  zu  rechter  Zeit  vorgebeugt  werde*),  und  wofür 
ein  fcechtfertigungsgrund  aus  dem  a.  Artikel  der  BundesActe  hergeleitet 
werden  kann 

«)  Diese  Sätze  sind  gegründet  in  dem  Geist  der  Bunden  verfassutig,  und  darum  an- 
genommen in  der  provisorischen  Bestimmung  der  Competenx  der  B.  V.,  in  d. 
Protoe.  v.  i8»8,  §•  *a3,  lit.  C.  Num.  3*  d. 

*)  Wiener  SchluisActe  t.  i8ao,  Art.  36  u.  37.    VergL  oben  %.  »88. 

r)  VergL  die  angef.  pro>isorische  Bestimmung  der  Competenx  der  B.  V.  a.  a.  O. 

§•  220.  {im 

Schutz  und  Garantie  von  Seite  des  Bundes.    Recht  der  Bündnisse. 

1)  Jeder  Bundesstaat,  als  solcher,  ist  berechtigt,  von  dem  Bunde 
Schutz,  gegen  jeden  Angriff,  von  Aufsen  oder  von  Innen  (£.  106  u. 
187  ff.),  *°  wie  B)  Garantie  seiner  sämmtlichen,  unter  dem  Bunde  be- 
griffenen Besitzungen,  zu  fordern  *•).  DI}  Zwar  hat  jeder  Bundesstaat 
das  Recht  der  Bündnisse  aller  Art,  aber  er  ist  verpflichtet,  in  keine 
Verbindungen  sich  einzulassen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bun- 
des, oder  einzelner  Bundesstaaten,  gerichtet  wären 

«)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  Klübers  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355  ff. 
4i3  f.  u.  485.   Vergl.  oben  §.  184. 

4)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  oben  %.  188  u.  Hlübitr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  U. 
S.  86  ff.,  355  fl.,  4s3  f.,  485,  499  «-  53».  —  I>er  ganze  Sat*  des  11.  Art.  der 
B.  A.,  das  BündnifsBecbt  betreffend,  ist  in  der  franz.  Ucbersetzung  dieses  Ar- 
Übels,  welche  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  63,  sich  befindet, 
hinweggeblieben,  vermuthlich  aus  Versehen.  In  der  in  der  wiener  Staatscauxlei 
gefertigten  frans.  Uebersetzung  der  BundesActe  sind  die  Worte  «aller  Art»  (da 
toute  espece)  unübersetzt  geblieben. 

§•  221.  (IfiO.) 

und  Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen.    Störung  der  inner n 
Ruhe,  und  Vervückung  des  Besüistandes. 

1)  Die  Bundesglieder  sind  verpflichtet,  einander«)  unter  keinerlei 
Vor  wand  zu  bekriegen,  noch  II)  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt 

« 
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zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundes  Versammlung  anzubringen 
Dieser  gebührt  dann  Vermittlung  durch  einen  Aussen tifs,  und,  wenn 
solche  nicht  gelingt,  richterliche  Entscheidung  durch  eine  wohl- 
geordnete Aus  trngal  Inst  a  n  z  (§.  173  u.  fF.  u.  216).  III)  Bei  Störung 
der  innern  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes,  bei  eigenmäch- 
tiger Verrückung  des  Besitzsta ndes,  "von  Seite  eines  Bundesgliedes 
gegen  ein  anderes,  tritt  bundesverfassungsmnsig  die  vollziehende  Wirksam- 
keit der  Bundesversammlung  ein  «). 

a)  Von  Kriegen  einzelner  Bundesgenossen  mit  Auswärtigen,  ist  hier  nicht  die  Rede. 
Doch  hat  ein  Bundesstaat,  in  dieser  Beziehung,  gegen  jeden  Angriff  Schutz  von 
dem  Bund  zu  erwarten,  für  seine  unter  dem  Bunde  begriffenen  Besitzungen 
(§•  187  u.  ff.  11.  aao).  Er  ist  aber  dagegen  beschränkt  in  dem  Recht,  Bmmnisse 
zu  errichten  (ebendas.).  —  Der  Fall  eines  Kriegs  solcher  Bundesgenossen  unter 
sich,  welche  Staaten  ausser  dein  Bunde  besitzen,  ward  in  den  wiener  Conferen- 
zen  berührt,  von  Baiern,  Holstein,  und  den  Deputirten  der  vereinigten  Fürsten 
und  Freien  Städte  (Acten  etc.,  Bd.  D,  S.  35t  f.,  4»3,  43i  f.),  aber  eine  aus- 
drückliche  Bestimmung  defswegen  der  BundesActe  nicht  einverleibt.  Verel. 
$.191,  Es  bleibt  also  einem  solchen  angegriffenen  Bundesgenossen  die  Befug- 
nifs,  nach  Art.  11  der  BundesActe,  Schulz  und  Garantie,  für  seine  unter  dem 
Bunde  begriffenen  Staaten,  von  dem  Bund  zu  fordern,  so  bald  der  Krieg  auch 
diese  Staaten  berührt  (vergl.  die  angef.  Acten  etc.,  Bd.  D,  S.  43i);  ein  Gegen- 
stand, welcher,  im  conereten  Fall,  zu  wichtigen  Erörterungen  und  Ereignissen 
Anlafs  geben  liann.  Die  wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  47 1  gibt  eine  aus- 
drückliche Bestimmung  hierüber.    Man  s.  oben  §.  191. 

b)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  KlCbea's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  H,  S.  356  f., 
4»3  f.,  43o  u.  485.  —  Der  Satz  des  §.  gilt  von  alten  und  jeden  Streitigkeiten 
von  Bundesglicdern  unter  sich.  Oben  §.  173.  —  Ein  Verzeichnifs  von  i5  Streit- 
sachen unter  Bundesgliedcrn ,  die  vom  Ende  des  J.  1816  bis  zu  dem  Ende  der 
Sitzungen  im  J.  1819  bei  der  B.  V.  angebracht  wurden,  findet  man  in  G.  v. 
Meter'»  Bepertor.  zu  den  \  crhandl.  der  B.  V- ,  Heft  n,  S-  170  f. 

c)  Hicvon  oben  §.  167  u.  173. 

§.  222.  (J61.) 

Pflichten  in  Absicht  auf  Bundeskriege, 

Bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  (§.  190),  darf  kein  Mitglied 
des  Bundes,  1)  einseitige  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einge- 
hen, «)  noch  einseitig  Waffenstillstand,  oder  3)  Frieden  schlief- 
sen  «).  Demnach  ist  4)  auch  kein  Bundesgenofs ,  im  Fall  eines  Bundes- 
kriegs, zu  einseitiger  Abrufung  seiner  ContingentTruppen  von  dem 
Bundesheer  *),  oder  5)  zu  Neutralität  c)  berechtigt,  in  Ansehung  sei- 
ner unter  dem  Bund  begriffenen  Besitzungen  <*). 

•)  Man  s.  oben  §.  191. 

b)  Baiem  trug,  auf  dem  wiener  Congrcfs,  auch  auf  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
an,  dafs  in  einem  Bundeskrieg  kein  Bundesglied  seine  Truppen,  den  Fall  der 
Nothwehr  ausgenommen,  von  dem  Ganzen  trennen  dürfe.  Dieser  Antrag  ward, 
nur  mit  Ausnahme  der  Worte:  «den  Fall  der  Kothwebr  ausgenommen»,  an- 
fangs angenommen,  uaihher  aber  von  Baiern  zurückgenommen,  «weil  sich  von 
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selbst  verstehe,  dafs  in  einem  Bundeskrieg  ein  Mitglied  nicht  die  Contingent- 

Truppeu  zurückrufen  könne».  \  ergl.  Klübkii'»  angef-  Acten  etc.,  Bd. Q,  S.  85ft% 

3>?,  4»3,  43o  u.  499. 
r)  Wiener  SchlufsActe  v.  18-10,  Art.  4>>    Es  folgt  auch  aus  den  Bestimmungen  des 

11.  Art.  der  Bundes  Arte.    Vergl.  §.  190.  —  Analogie  des  solonischeo  Gesetzes, 

bei  Gbluus,  N.  A.  II.  12. 
d)  Von  der  Neutralität  des  Bundes,  in  Beziehung  auf  bundttjrtia  Besitzungen  eines 

Buudesgliedes ,  oben  §.  187  u.  zu. 


§.  223. 

(162.) 

Befugniss  der  Bundesgenossen  zu  auswärtigem  Guisbesitz  und  Staats- 
dienst} auch  zu  Veräusserung  von  Staatsgütern,  einzelnen  Gebiets- 

theilen,  und  SouverainetätRechten. 

I)  In  Absicht  auf  auswärtigen  Staats-  und  Gutsbesitz,  II)  in 
Ansehung  der  Befugnifs,  in  auswärtige  Staatsdienste  zu  treten«), 
und  III)  nach  der  eigenen  Landesverfassung  gültige  Veräufserungen 
der  Staatsgüter  (§.  333)  und  einzelner  Thetle  des  Staatsgebietes 
(§•  33o),  ohne  die  darauf  haftenden  SouverainetätRechte ,  vorzunehmen, 
sind  den  Bundesgenossen,  von  dem  Bund  ausdrückliche  Einschränkungen 
nicht  gesetzt.  IV)  Dasselbe  gilt  von  der  Veräufserung  solcher  Sou- 
verainetätRechte, die  auf  einem  zu  dem  Bunde  gehörenden  Gebiet  9 
haften,  wenn  solche  an  Mit  verbündete  geschieht.  Geschieht  dieselbe 
an  Auswärtige,  so  wird  Zustimmung  der  Gesammtheit  der  Bundesglie- 
der erfordert  ^). 

«)  Anders  war  es  in  dem  rheinischen  Bund.  KlCkr's  Staatsr.  des  Rheinbundes, 
f.  80.  —  Der  jetzige  souveraiue  Landgraf  Ludwig  von  HessenHomburg  steht  in 
preuft.  Kriegsdiensten. 

»)  V  ergl.  $.  139  u.  33o.  —  Die  rheinische  BundesActe,  Art  8,  verbot  Veräuße- 
rungen dieser  Art  schlechthin. 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Hechtsverhältnis*  der  Bundesgenossen  zu  andern  SouverainStaaten 

und  Staatenvereinen. 


§.  224.  <163 .) 

Berec/digung  und  Beschränkung  der  Bundesgenossen,  im  Verhältniss 

nach  Aussen. 

I)  Jeder  teutsche  Bundesstaat  hat,  in  seinem  Verhältuifs  nach  Aufsen 
sowohl  zu  teutschen  Bundesstaaten,  als  auch  zu  Souvcrainen,  welche  dem 
Teutschen   Bunde  nicht  angehören,  und  zu  andern  Staaten  vereinen,  die 
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Hechte  unabhängiger  Staaten  (§.  s38);  insbesondere  ist  er  berechtigt, 
sein  Rechtsverhältnifs  zu  ihnen  frei  und  selbststa'ndig  zu  bestimmen  «> 
U)  Doch  ist  er  durch  Pflichten,  welche  seine  Vereinigung  mit  dem  Teut- 
schen  Bund  ihm  auflegt,  in  der  Ausübung  mancher  von  diesen  Rechten 
beschränkt  Am  meisten  ist  dieses  der  Fall  bei  Streitigkeiten  mit 
Bundesgenossen  ($.  231  u.  f.).  2)  Nicht  nur  der  erklärte  Zweck  des 
Bundes  (§.  106)  überhaupt,  sondern  auch  die  ausdrücklichen  Bestimmun- 
gen seiner  Grundverträge  über  das  Kriegs-,  Friedens-  und  Bünd- 
nifsrecht  der  Bundesgenossen,  begründen  Einschränkungen  dieser  Art. 
Den  Fall  wahrer  Not h wehr  oder  abgenöthigter  unaufschieblicher  Selbst- 
hülfe ausgenommen,  konnte  ein  blofs  mit  teutschen  Bundesstaaten  versehe- 
ner Sou verain,  ohne  Zustimmung  des  Bundes,  zu  einer  Kriegserklä- 
rung gegen  auswärtige  Mächte,  oder  zu  Kriegsbundnissen  mit  ihnen,  sich 
nicht  für  berechtigt  halten  c).  3)  Der  Zweck  und  die  Grundverträge  des 
Bundes  legen  jedem  Bundesgliede  die  Pflicht  auf,  an  den  Verhandlun- 
gen und  Maasregeln  Theil  zu  nehmen,  welche  der  Bund  für 
Sicherung  seines  Rechtzusta nd es,  sowohl  im  Ganzen  als  auch  ein- 
zelner Theile,  nüthig  findet,  namentlich,  von  dem  VertheidigungsSjstem 
des  Bundes  (§.  193  u.  ff.)  und  von  Bundeskriegen  (§.  iö8  u«  fF.  u.  322) 
sich  nicht  auszuschliefsen.  4)  Für  manche  volkerrechtliche  Verhältnisse 
einzelner  Bundesglieder  mit  auswärtigen  Staaten,  ist  dem  Bund  ein  Recht 
zu  bestimmter  Mitwirkung  eingeräumt,  z.B.  zu  Berat  hu  ng,  Dazwischeu- 
kunft,  Verwendung        Vermittlung  (§.  187  u.  f.). 

«)  Das  Nähere  unten  §.  555  u.  ff.  —  Dafs  bei  manchen,  sie  geradezu  het heiligen- 
den Bestimmungen  des  pariser  Friedens  v.  1814 ,  der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses,  und  des  pariser  Hauptvertrags  v.  so.  Nov.  i8i5,  teutsche  Sourerain- 
Stastcn  su  unmittelbarer  MtUoirkung  nicht  gelassen  wurden,  war  eine  factischc 
Anomalie,  welche,  in  gleicher  Weise  auch  so  manche  andere  europäische  Staa- 
ten treffend,  in  gebietenden  Umständen  des  Augenblicks  Entschuldigung  findet, 
mithin  das  Rechtsverhältnis  an  sich  nicht  aufheben  kann  Dagegen  ward  dieses 
desto  sichtbarer  beachtet,  in  dem  GeneraIRcccfs  der  frankfurter  Territorial- 
Commission  v.  1819  (oben  §.  58).  —  Das  Rangverhältniss  der  einzelnen  Bundes  - 
glieder,  sowohl  unter  sich  aufserhalb  der  Bundesversammlung  (§.  u5),  als 
auch  gegen  die  su  dem  Bund  nicht  gehörenden  Souveraine,  wird  durch  den 
Bundesverein  nicht  geändert.  —  Von  Garantien  auswärtiger  Mächte  für  einzeln« 
Bundesstaaten,  s.  %.  ?5  u.  558. 

b)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  6  u.  35  ff.  —  Das 
Nähere  oben  §.  188  u.  ff.,  st3,  VU  —  IX,  u.  119  —  2*3. 

t)  Vergl.  Klübkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  B,  S.  85  ff.,  io3  ff.,  114  f.,  116  f.,  in  f., 
i3o  f.  u.  43 1*  Kaiserl.  russische  Erklärung  defshalb,  ebendas.  Bd.  I,  Heft  i, 
S.  6s  f.  —  Gröfsere  Ausdehnung  wird  dem  Kriegsrecht  der  einzelnen  Bundes- 
staaten gegeben,  in  F.  W.  Httma^b's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bundes, 
S.  96  u.  ff. 

d)  Von  der  Beschränkung  der  Verwendung  des  Bundes  für  VnUrüxanen  eines  Bun 
desstaates  bei  Auswärtigen,  oben  §.  t88.  —  Von  der  Verwendung  der  B.  V.  bei 
Bundesstaaten,  auf  Begehren  fremder  Staatsregierungen,  oben  f.  119.  --  Sehr 
beschränkend  ist  eine  badische  Erklärung,  in  d.  Protoc  der  B.  V.  t.  1817,  §•  *»> 
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DRITTE  ABTHEILUNG. 

Hechtsverhältniss  der  Bundesgenossen,  als  solcher,  zu  ihren 

eigenen  Staaten, 

§.  225»  (164.) 

Des  Bundes  Aufrechthaltung  und  Garantie  der  Grundverfassung  in 
den  Dundesstaaten.    Beachtung  der  letzten  bei  Abfassung  der  Bundes- 
beschlüsse.   Verkündigung  dieser  Beschlüsse.   Protestationen  dawider. 
Landständisches  Verhältniss  zu  Geldbeiträgen  zu  dem  Bund. 

I)  Die  Bundesgenossen  und  ihre  Unterthanen  ($.  184  u.  227),  sind 
berechtigt,  ron  dem  Band  zu  fordern,  dafs  er,  wie  ihren  Recht  zustand 
überhaupt,  also  auch  insbesondere  ihre  Staatsverfassung  schirme.  Durch 
den  erklärten  Bundeszweck  «)  ist  der  Bund,  mithin  auch,  als  Stellvertreter 
der  Gesammtheit,  die  Bundesversammlung  verpachtet ,  nicht  nur  für  Ein- 
fuhrung einer  landst indischen  Verfassung  (§.  283),  sondern  auch  für 
Aufrechthaltung  der  rechtmäßigen  Grund  Verfassung  in  den  Bundesstaaten 
(5-  283  u.  284)1  das  heifst,  der  verfassungsmäßigen  wechselseitigen  Rechte 
und  Pllichten  des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen,  auf  Anrufen  des 
über  Verletzung  des  Rechtzustandes  sich  beschwerenden  Theils,  iu  den 
bundesverfassungsmäsigen  Fällen  Sorge  zu  tragen;  also  dann  verpflichtet 
zu  Aufrechthal  tung  der  Staatsverfassung,  auch  wenn  Garantie 
derselben  bei  dem  Bund  ausdrücklich  nicht  verlangt,  oder  von  ihm  nicht 
besonders  zugesagt  wäre  (§.  317,  283).  Dem  ist  die  Bestimmung  der 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art*  61  (unten  $.  284),  uicht  entgegen. 
11)  Die  Bundesversammlung  ist  berechtigt,  die  von  einem  Bundesglied,  für 
die  in  seinem  Land  eingeführte  landständische  Verfassung,  nachgesuchte 
Garantie  zu  übernehmen  O;  welches  schon  mehrfach  geschehen  ist  d). 
Durch  Uebernehmung  der  Gewährleistung  erhält  dann  die  B.  V.  die  Be- 
fugnifs,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhal- 
ten, und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  entstandenen 
Irrungen ,  so  fern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  gesetzlich  vor- 
geschrieben sind,  durch  gütliche  Vermittlung  oder  compromissarische  Ent- 
scheidung beizulegen  <•)•  III)  Zu  einem  grundgesetzlichen  Bundesbcschlufs, 
der  eine  noth wendige  Folge  des  Bundeszweckes  nicht,  und  der  eigenen 
Staatsgrund  Verfassung  zuwider  wäre,  ist  kein  Bundesglied  berech- 
tigt, seine  Einwilligung  zu  geben/).  IV)  Verbindende  Kraft  für  die 
Staatsbehörden  und  Unterthanen  in  den  Bundesstaaten,  erlangen  die 
Bundesbeschlüsse  durch  ihre  landesverfassungsmäsigc  Verkündigung  von 
Seite  der  inländischen  Staatsregierung  (§.  214,  2i5,  362  u.  5o/»,  Note  d). 
V)  Protcstationcn,  Petitionen  und  Adressen  iu  Bundesstaaten, 
wider   BundestagsBeschlüsse,    erklärt  die  Bundesversammlung  für  unzu- 
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lässige).  VI}  In  denen  Bundesstaaten,  wo  der  Voranschlag  (das  Budget) 
der  Staatsausgaben  von  einer  Bewilligung  der  Landstände  abhängt, 
bedarf  es  bei  den  zu  dem  Bunde  zu  leistenden  Geldbeiträgen,  einer  solchen 
Einwilligung  nicht  A).  Doch  ist  den  Ständen,  durch  Vorlegung  des  Bun- 
desbeschlusses, die  Notwendigkeit  des  Beitrags  nachzuweisen. 

a)  Bundes  Acte,  Art.  3.    VergJ.  auch  Art.  n.    Oben  §.  106  u.  317. 

4)  Dafs  heifst,  den  Theil,  welcher  der  Verfassung  entgegenhandelt,  biedurch  den 
Rechtsustand  verlebst  (§.  317),  und  die  innere  Ruhe  gefährdet,  auf  Anrufen 
des  andern,  durch  zweckdienliche  Mittel  zu  Erfüllung  seiner.  Pflicht  tu  bewe- 
gen, oder  auch  zu  nöthigen.  Nicht  blofs  den  Untcrthanen ,  auch  dein  Staats- 
oberhaupt, dient  der  Schute  der  Rechte,  wozu  die  Gesammtheit  verpflichtet  ist. 
Vergl.  Preufsens  Vorschlag,  in  KlCuh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IL  S.3o5; 
ferner,  oben  §.  217  u.  f.  u.  167  u.  f.,  insbesondere  die  wiener  SchlufsActe  v. 
1820,  Art.  54  t  61  u.  62. 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  60.  —  In  ihrer  provisorischen  Bestimmung 
der  Competens  der  B.  V.  v.  1817,  nahm  die  B.  V.  als  Grundsatz  an:  «die  B.  V. 
sey  berufen,  Garantie  der  Verfassungen  einzelner  teutscher  Staaten  dann  zu 
übernehmen,  wenn  der  einzelne  Staat,  unter  den  gehörigen  Erfordernissen, 
das  heifst,  unter  einstimmiger  Erklärung  des  Fürsten  und  der  Stände ,  darauf  an- 
trägt, dafs  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfassung  übernehme*.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1817,  %■  m3,  lit.  B,  Num.  3.  Nach  einem  in  allen  Bundesstaaten  publi- 
cirten  Beschlufs  der  B.  V.  vom  18.  Aug.  i836  (wov.  auch  §.  184,  Note  6)  ist 
jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  einen  in  einem  andern  Bundesstaate  des  Hoch- 
verraths Angeschuldigten  dahin  auszuliefern,  wenn  derselbe  nicht  sein  eigener 
Unterthan,  und  nicht  wegen  eines  andern  Verbrechens  Inquisit  oder  Sträf- 
ling ist. 

d)  Note  des  grofshersogl.  s.  weimar-eisenach.  Gesandten  am  Bundestag,  v.  38.  Nov. 
1816,  in  der  Beil.  35  zu  §.  35  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  wo  für  die  be- 
gehrte ausdrückliche  Garantie,  die  Verpflichtung  und  Berechtigung  des  Garauts 
verlangt  wird,  wider  den  dem  Verfassungsvertrag  entgegenhandelnden  Theil  alle 
«weckdienlichen  Mittel  anzuwenden,  um  diesen  zu  vertragmä'siger  Erfüllung  zu 
bewegen,  oder  auch  zu  nöthigen.  Verhandlungen  des  Bundestags,  über  die  nach-  « 
gesuchte  BundesGarantie  des  s.  weimar-eisenachischen  Grundgesetzes  v.  5.  Mai 
1816,  über  die  landständische  Verfassung;  desgleichen  über  die  Verfassungs- 
Urkunden  von  S.  Hildburghausen  u.  von  Baden  (1818),  von  S.  CoburgSaalfeld 
(1831  u.  1833),  u.  über  eine  Vereinbarung  der  Grofsherr.oge  von  Mecklenburg 
mit  ihren  Landständen,  über  rechtliche  Entscheidung  bei  Streitigkeiten  über 
Landesverfassung  oder  Ausübung  der  landesherrlichen  Gewalt;  in  d.  Protoc. 

v.  1817,  §.  416,  v.  1818,  8-  137.    Vergl.  unten  §.  383^.  u.  397,  d. 
9)  Wiener  SchlufsActe  v.  1830,  Art.  60. 

/)  Außerdem  könnte  ein  Bundcsglied,  nach  eigenem  Gefallen,  durch  öffentliche 
Verträge  der  inländischen  StaatsGrundverfassung  derogiren.  Und  doch  kann 
eine  landständische  Verfassung,  selbst  nach  einem  Grund  vertrag  des  Bundes 
(wiener  SchlufsActe  v.  1830,  Art.  56),  nur  auf  verfassungsmäsigem  Wege  abge- 
ändert werden.   Vergl.  §.  3i5,  384  u.  36s. 

g)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  i833;  in  Rlübir's  Qucllcusammlung,  Fortsetzung. 
S.  70. 

A)  Wiener  SchlufsActe  v.  1830,  Art.  58. 
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I)  Aitfser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie  der  land- 
ständischen Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den  i3.  Artikel 
der  BundesActe  in  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  54  bis  59,  ent- 
haltenen Bestimmungen,  oder  einer  bei  ihr  angebrachten  Beschwerde  über 
Verletzung  der  (wenn  gleich  von  dem  Bund  nicht  besonders  garantirten) 
Grundverfassung  des  lindes  (§.  225  u.  284),  ist  die  Bundesversammlung 
nicht  berechtigt,  in  die  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung, 
in  landständischen  Angelegenheiten,  auch  nicht  in  Streitigkei- 
ten zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken, 
(§.  104,  184,  2 14  u.  21 5),  so  lang  solche  nicht  den  Charakter  aufrühreri- 
scher Bewegungen  oder  wirklichen  Aufruhrs  annehmen  «),  oder  über  ver- 
sagte oder  verzögerte  Justiz  begründete  Beschwerde  geführt  wird  (§.  169), 
<jder  der  Fall  unerlaubter  Selbsthülfe  eintritt  ($.  171;  auch  217).  II)  Ueber- 
diefs  haben  die  Bundesgenossen,  ungeachtet  ihre  So  u  veraine  tat  oder  unab- 
hängige Staatsgewalt  in  der  BundesActe  ausdrücklich  anerkannt  wird  *>)f 
ausnahmweise  in  der  BundesActe  sich  zu  gewissen  Einschränkun- 
gen und  Normen  verpflichtet  O,  deren  Vermehrung  durch  bundesver- 
tragmäsig  (§.  i56)  errichtete  Beschlüsse,  noch  fernerhin  Stat  haben  kann, 
insbesondere  für  Handhabung  der  innern  Sicherheit  Teutschlands  und 
für  Beförderung  der  gemeinschaftlichen  und  individuellen  Wohlfahrt  der 
Bundesstaaten. 

a)  Wiener  SchlufsActe  t.  i8ao,  Art.  53  u.  61.  —  Vergl.  oben  §.  n5  11.  167  u.  f. 

£)  Bunde» Acte,  Eingang  u.  Art  t.  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  53.  Kldbbr's 
angef.  Uebersirht  etc.,  S.  i56  f.  u.  -157. 

c)  Vergl.  den  Eingang  des  18.  Art.  der  BundesActe,  und  dessen  Geschichte,  in 
Klcbk»'»  angef.  üebersicht  etc.,  S.  164  f.  Ebendess.  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  536.  —  Auch  sehe  man  die  BundesActe,  Art  14  — 19.  —  Was  Baiern  und 
Würtemberg  in  dieser  Hinsicht  anfangs  erklärten,  s.  in  Klühe's  angef.  Ueber- 
sicht  etc.,  &  a57  — 161. 

J)  Beschlüsse  der  B.  V.  r.  so.  Sept  1819  und  von  i83*  u.  i833.  Vergl.  oben 
§.106. 


Einzelne  Rechtsverhältnisse. 

Landständische  Verfassung.    Gemeinschaftliche  oberste  Gericht«  etc.     Gerichte  dritter 
Instanz  ßr  alle  Bundesstaaten.    Recurs  an  die  B.  V.  wegen  Justizverweigerung. 

In  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  Art.  12  bis  19,  sind, 
unter  der  Rubrik  «besondere  Bestimmungen»  ($.  5j,  a),  verschie- 
dene Rechtsverhältnisse  entweder  gegründet  oder  bestätigt  und  gesichert, 


(166.) 


Digitized  by  Google 


502     I.  TheiL  VI.  Cap.  3.  Abth.  Rechts verhältnifs  der 


zum  Theil  auch  verheifsen  worden,  welche  zwar  nicht,  wie  die  vorherge- 
henden Artikel,  «auf  Feststellung  des  Bundes»  gerichtet  sind,  doch  aber 
mit  diesen  gleiche  Kraft  haben  sollen.  Auch  ist,  in  dem  Art.  53  der 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  die  Bewirkung  der  Erfüllung  der  durch 
diese  Bestimmungen  übernommenen  Verbindlichkeiten,  der  Bundesversamm- 
lung zur  Pflicht  gemacht  worden.  Es  sind  die  hier  folgenden.  I)  «In 
allen  Bundesstaaten  wird  eine  lan dstand ische  Verfassung  statt  fin- 
den *).»  Die  B.  V.  hat  darüber  zu  wachen,  dafs  diese  Bestimmung  in 
Keinem  Bundesstaat  unerfüllt  bleibe*)  II)  «Diejenigen  Bundesglieder, 
deren  Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  von  3oo,ooo  Seelen  erreichen, 
werden  sich  mit  den  ihnen  verwandten  Häusern,  oder  andern  Bundesglie- 
dern, mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Volkszahl  ausmachen,  zu 
Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  vereini- 
gen c) ».  Schon  bestehende  Gerichte  dritter  Instanz  <0,  in  Staaten, 
deren  Volksmenge  unter  3oo,ooo,  aber  über  i5o,ooo  ist,  werden  in  ihrer  bis- 
herigen Eigenschaft  erhalten  «Den  vier  Freien  Städten  steht  das 
Recht  zu,  sich  unter  einander  über  die  Errichtung  eines  (für  sie  allein 
bestimmten)  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtshofes  zu  vereinigen  /}.  »  — • 
«Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftliehen  obersten  Ge- 
richtshöfen j?),  soll  jeder  der  Parteien  gestattet  seyn,  auf  Verschickung 
der  Acten  auf  eine  teutsche  Facultät,  oder  an  einen  Schoppenstuhl,  zu 
Abfassung  des  Endurtheils  anzutragen  l>) ».  III)  Durch  analogische 
Schlufsfolge  a  contrario  (§.  63  u.  f.),  in  Beziehung  auf  diese  Bestimmung 
der  Bundesacte,  gilt  als  bundesverfassungsmäsig  der  Grundsatz,  dafs  für 
jeden  Bundesstaat,  der  nicht  ein  mit  andern  gemeinschaftliches  ObcrAppel- 
lationsGericht  hat,  wenigstens  Ein  eigenes  Gericht  dritter  Instanz  beste- 
hen müsse»).  IV)  Im  Fall  verweigerter  oder  gehemmter  Rechts- 
pflege, findet,  auch  in  Rechtstreitigkeiten  der  Unterthanen  mit  der  Lan- 
desherrschaft, namentlich  mit  dem  StaatsFiscus ,  Recurs  an  die  Bundes- 
versammlung, mittelst  Beschwerdeführung  bei  derselben,  Statt  ($.  169, 
216  und  317). 

a)  Bundes  Acte,  Art.  i3.  —  Von  der  merkwürdigen  Geschichte  und  dem  Sinn  die- 
ses wichtigen  Artikels,  s.  Klüber's  angef.  Uebcrsieht  etc.,  S.  194  ff  Mmerva, 
April  1817,  S.  loa—  1-1.  J.  C.  lrhr.  v.  Aiietix,  diplomatische  Geschichte  des 
i3.  Artikels  der  teutschen  Bundesacte;  in  der  «Zeitschrift  Tür  Baiern *,  Bd.  B 
(München  1816),  S.  33—75. 

*)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  54-  —  Das  Nähere  unten  §*  »83. 

c)  BundesActe,  Art.  n.  Vergl.  Ki.übkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355,  411, 
434,  44»»  454  u-  486.    Minerva,  April  1817,  S.  »96— 3i5. 

d)  Bei  dem  in  der  B.  V.  vorkommenden  Ausdruck:  «Gerichte  dritter  Instanz* ,  ist 
Folgende»  zu  bemerken:  1)  Mit  dieser  Vorschrift  ist  nicht  gesagt,  dafs  in  alten 
Becht sacken  ein  dreifacher  stufenweiser  Rechtsgan/*  (drei  Instanzen)  statt  haben 
müsse.  Ein  solcher  hatte  auch  schon  zur  Zeit  des  t.  Reichs  bei  gewissen 
Rechtshändeln,  z.  B.  geringfügigen,  vermöge  der  Landesgesetze  nicht  Statt; 
und  so  auch  jetzt.  —  2)  Die  provisorische  CompetenzBesrimmung  der  B.  V. 
vom  ia.  Juni  1817  (Protoe.  »817,  %.  aa3),  %.  5,  Num.  3,  lit.  a,  nimmt  an,  dafs 
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der  Art.  11  der  BundesActe  die  Anordnung  dreier  Instanzen  oder,  wie  er  sich 
ausdrückt,  «die  Justizpflege  nach  drei  Instanzen  als  einen  im  Teutleben  Bund 
festgesetzten  Grundsatz  ausspreche».  —  3)  Zu  der  in  der  B.  A.  verordneten 
Austrägallnsutnx  (§.  i-3  u.  f.)  —  hier  das  Wort  Instanz  statt  Gerichtshof  ge 
nommen  —  bestimmte  der  Besrhlufs  der  B.  V.  v.  16.  Juni  1817,  §.  z3i,  III, 
3  u.  4*  die  «dritte  oberste  Justin te  tU  * ,  welche  daselbst  (DI,  5  u.  6)  auch  «der 
oberste  Gerichtshof»  genannt  wird,  ein  Ausdruck  der  auch  schon  in  der  Bun- 
desActe  vorkommt.  Dagegen  sprechen  das  Protoc.  der  PlenarVersamm].  v. 
3.  Aug.  1810,  §.  »,  Art.  1,  u.  die  Protoc.  der  B.  V.  v.  1810,  $.  91,  u.  v.  tön, 
§.  48,  nur  von  dem  «obersten  Gerichtshof*.  Auch  die  Commission  der  B.  V. 
für  Entwerfung  eines  BundcstagsBeschlusses  über  das  Verfahren  in  8treitiglu-i 
ten  der  Bundesglicder ,  spricht  in  ihrem  Entwurf,  Art.  11  u.  14,  nur  von  dem 
*  Gericht  höchster  Instant*  und  von  der  «höchsten  Justixstellet  (Protoc.  der  B.  V. 
v.  1810,  S.  (»89  u.  f.);  und  in  ihrem  Vortrag  (Protoc.  v.  11.  Dec.  1810,  %.  »14) 
bemerkt  dieselbe:  sie  habe  sich  des  Ausdrucks  «Gericht  dritter  Instanz»  enthal- 
ten, weil  in  einem  Bundesstaat  mehrere  Gerichte  dritter  Instanz  besteben  könn- 
ten, und  sie  der  Meinung  scy,  dafs  nur  «die  höchste  Justizstelle  jedes  Landes 
zur  Austrä'galln&tanz  bestimmt  aeyn  könne».  Indefs  sind  in  einem  Bundesstaat, 
nebeu  einander  mehrere  höchste  Justizstellen  denkbar.  Von  solcher  Art  sind 
jetzt  in  dem  preufsischen ,  das  OberTribunal  in  Berlin  und  das  rheinische  Ap- 
pel lalions  Gericht  zu  Cöln.  —  Auch  sind  in  den  preußischen,  baierischen  und 
ghzgl.  hessischen  Landesthcilen  auf  der  linken  Bheinseile,  wo  die  französische 
Justizverfassung  beibehalten  ist,  nur  »wei  Instanzen  üblich,  da  der  Cassations- 
hof  für  eine  dritte,  im  gewöhnlichen  Sinn,  nicht  gelten  kann. 

e)  BundesActe  a.  a.  O.  Vergl.  Klüiixr'k  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355,  411 
u.  533.  —  Diefs  ist  der  Fall  bei  Luxemburg  und  Oldenburg.  Auch  bei  Braun- 
schweif  war  es  so ,  ehe  Waldeck ,  SchaumburgLippe  und  Lippe  (unten  Note  g) 
sich  mit  ihm  vereinigten. 

f)  BundesActe  a.  a.  O.  Vergl.  Hi.vrkr's  angef.  Arten  etc.,  Bd.  II,  8.  355,  4», 
454  u.  533.-  —  Obgleich  die  vier  Städte  zusammen,  eine  Volksmenge  von  3oo,ooo 
nicht  erreichen.  —  Vergl.  Protoe.  der  B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  §.  *3.  —  Das 
gemeinschaftliche  O AGericht  kam  zu  Stande,  s.  Note  g.  Gerichtsordnung  für 
das  gemeinschaAl.  ObcrAppell.  Gericht  der  vier  Freien  Städte?  in  der  8*mml. 
der  Lübeckischen  Verordnungen,  Bd.  VI  (Lübeck  i833.  4.),  S.      —  11*. 

g)  In  Folge  dieser  Bestimmung  sind,  seit  1816,  folgende  gemeinschußliche  Ober- 
ApfteliatiansGericAte  errichtet  worden:  1)  Zu  Jena,  von  den  grofsherzogl.  und 
herzoglieh-särAnjcAfif,  dann  den  fIXnilich-reussischen  Häusern.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  §.  3t.  z)  Zu  Wotfenbüttel,  von  dem  Herzog  von  Braunschweig  und 
den  fürstlichen  Häusern  tVnUeck ,  Schaumburg- Lippe  und  Lippe.  Prof*,  der 
B.  V.  v.  1817,  $.  19.  Herzog!,  braunschw.  Vcrordn.  v.  i3.  Dec.  1816.  Die 
O AGericktsordnung  ist  von  i836.  3)  Zu  Zerbst,  von  den  drei  anhaltischen  und 
den  beiden  schwarzburgischen  Hausern  (zusammen  für  nur  ungefähr  113,000  Ein- 
wohner). Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  $.400.  4)  das  Ober AppellationsGericht 
zu  Darmstadt  schlössen  sich  HohentollemHechingen  und  HohentolUmSigmarmgcn 
mit  ihren  Besitzungen  an,  durch  Staatsvertrag  mit  Hessen  v.  1818.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1818,  §.  141.  Spiter  schlofs  H.  Sigmarhtgen  sich  an  das  OberTribunal 
zu  Stuttgart  auf  sechs  Jahre  an,  durch  Vcrtr.  v.  11.  u.  m.  Juni  »8«4«  Wird  in 
den  ersten  6  Monaten  des  6.  Jahres  der  V ertrag  nicht  aufgekündigt,  so  ist  er 
für  erneuert  zu  achten.  Verordnung  v.  17.  Aug.  i8»4 1  mit  beigefügter  Ober- 
AppellationsGericbUordnung,  in  dem  Wochenblatt  für  das  Fürstenthum  H.  Sig- 
ma ringen,  i8«4,  St.  36.  (i83i  wurde  der  Vertrag  auf  6  Jahre  erneuert).  Das- 
selbe that  //.  Hechingen  durch  einen  Vertrag  v.  J.  i8i5j  der  Vertrag,  nebst 
der  OAGerichtsordnung,  ist  (ohne  Datum)  abgedruckt  in  dem  würtemb.  Regier. 
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Blatt  v.  4.  Oct  i8a5,  Num.  4©«  Protoc.  der  B.  V.  v.  3.  Febr.  i8a6,  Bd.  XVIII. 
S.  5a.  (Auch  dieser  Vertrag  wurde  i83i  auf  6  Jahre  erneuert).  5)  Eben  so 
Liechtenstein  wegen  des  Fürstenthums  Vaduz,  an  das  östreichische  Appellation* 
Gericht  für  Tjrol  und  Vorarlberg  au  Innsbruck.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818, 
§.  141.  Für  die  liechtensteinischen  Rechtssachen  nennt  sich  dieses  Gericht: 
*K.  K.  AppellationsGcricht  für  Tyrol  und  Vorarlberg,  als  aus  allerhöchster 
Bewilligung  constituirtes  RevisionsGericht  des  souverainen  Fürstl.  Liechtenstei- 
nischen Fürstenthums  Vaduz».  6)  OberAppellationsGericht  au  Parchim,  für 
MecMenburg-Schvrerin  und  Strelitz,  eröffnet  am  1.  Oct.  1818.  Verordn.  v.  1.  Juli 
1818,  mit  beigefugter  OAGOrdnung,  in  der  Beil.  num  a6.  St.  des  GH.  Mecklenb. 
ofGciellen  Wochenbl.  v.  1818.  Vcrgl.  auch  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  %.  571, 
S.  539.  7)  OberAppellationsGericht  der  Freien  Städte  »u  Lübeck,  eröffnet  am 
i3.  Nor.  i8ao.   Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ao,  §.  »au.  aoi. 

h)  BundesActe  a.  a.  O.  Vcrgl.  Rlübkz's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  4«»  486  u. 
56o.  —  Im  Braunschweigischen  kann  Actenvcrsendung  als  Recht  nicht  gefordert 
werden,  weil  dort  eine  AppellationsCommission  dritter  Instaua  schon  bestand, 
ehe  ein  gemeinschaftliches  OAGericht  angeordnet  ward.  Beschlufs  der  B.  V. 
in  dem  Protoc.  v.  1817,  $.  414.  —  Wo  gesetsmasig  ein  Rechtshandel  an  das 
gemeinschaftliche  OAGericht  nicht  gelangen  kann,  da  kann  in  solchem,  blofs 
wegen  der  im  §.  angegebenen  Vorschrift,  Actenversendung  nicht  begehrt  werden. 
Ein  Fall  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i34-  —  Den  Art.  ta  der  Bundes- 
Acte erklärte  die  B.  V.  durch  Beschlufs  r.  i3.  Nov.  i834  dahin,  dafs  die  darin 
festgesetzte  Actenversendung  auf  CivilStreitigkeiten  au  beschränken,  mithin  von 
Polizei-  und  CriminalSachen  nicht  zu  verstehen  sev.  —  Für  andere  Gerichte 
als  die  gemeinschaftlichen  Oberappellationsgerichte  ist  dieser  Beschlufs  nicht 
bestimmt.  Fände  das  SpruchCollegium  die  Sache  nicht  reif  zum  f-Wurtheil,  so 
würde  es  die  Acten  mit  dieser  Bemerkung  zurückzusenden,  und  zu  erwarten 
haben,  ob  ihm  solche  zu  Abfassung  eines  Vorbescheides  wieder  gesendet  wür- 
den; wenigstens  müfste,  auch  ohne  Zurücksetzung  der  Acten,  von  ihm  ange- 
fragt werden,  ob  man  ihm  die  Abfassung  eines  Vorbescheides  überlassen  wolle. 

1)  Widrigenfalls  würden  die  Unterthanen  in  den  gröfsern  Staaten,  in  Absicht  auf 
Rechtspflege  deterioris  conditionis  seyn,  als  jene  in  den  kleinem,  für  welche 
gemeinschaftliche  ObcrAppellationsGerichte  besteben.  Dieses  wäre  ein  Wider- 
spruch, welche  das  analogische  argumentum  a  contrario  begründet  (§.  6a).  — 
Daher  ergingen,  auf  zwei  PrivatBesch werden ,  dafs  eine  dritte  Instanz  oder  ein 
AppellationsGericht  für  das  Herzogthum  Holstein  nicht  bestehe,  von  Seite  der 
B.  V.  Aufforderungen  an  Holstein,  anzuzeigen,  wie  es  sich  mit  der  Anordnung 
eines  obersten  Gerichtes  für  das  Herzogthum  Holstein  verhalte.  Protoc.  v.  18a©, 
§.  91;  v.  i8»a,  f.  »8.  —  In  denen  teutschen  Landern  am  Rhein,  wo  noch  fran- 
zösische Gerichtsverfassung  besteht,  sind  nur  zwei  Instanzen. 


§♦  228*  (167.) 

Rechte  der  Untertkanen. 

Erwerb  und  Besä*  ausländischen  Grundeigenthums.    Freier  fP"egtug. 

Die  verbündeten  Souverainen  Fürsten  und  Freien  Städte  kamen  in  der 
BundesActe  uberein,  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten,  anfser  den 
vorbin  schon  ernannten  Verfassungsrechten,  noch  verschiedene  andere 
Rechte  zuzusichern  «)•    Es  gelten  diese  Rechte  für  alle  Unterthanen  b ), 
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wahrend  andere,  in  den  nächstvorhergehenden  Artikeln  der  Bundes  Acte, 
nur  für  gewisse  C lassen  derselben  festgesetzt  sind  (§.  s3o  u.  flf.).  Alle 
Unterthanen  sollen  dos  Hecht  haben,  V)  »Grundeigenthum  aufser- 
ha i b  <)es  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  ohne 
deshalb  in  dem  fremden  Staat  mehreren  Abgaben  und  Lasten  unterworfen 
zu  seyn,  als  dessen  eigene  Unterthanen  O«.    Zufolge  der  Rechtsähnlichkeit 
(§.  63),  ist  diese  Bestimmung  auch  von  allen  Berechtigungen  anderer  Art, 
die  Gegenstand  eines  PrivatEigenthumbesitzes  seyn  können,  zu  verstehen, 
/.  B.  von  privatrechtlichen  Servituten,  von  Zehnt-  und  Zins-  oder  Gült- 
rechten,  von  I^hn-  und  Erbzinsherrlichkeiten,  von  Pfand-  ,und  Patronat- 
rechten.    VI)  »Die  Befugnifs  des  freien  Wegziehens  aus  einein  Bun- 
desstaat  in   den   andern,   der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen 
will  <0;  doch  unter  Vorbehalt,  dafs  Militärpllicht  gegen   das  bisherige 
Vaterland  nicht   im  "Wege  stehe«  <•).     Da  durch  diesen  Vorbehalt  die 
Wegzugfreiheit  in  einzelnen  Ländern  allzusehr  beschränkt  werden  konnte, 
so  hat  nicht  nur  die  B.  V-  die  Einführung  möglichst  gleichförmiger  Grund- 
sätze in  Berathung  zu  ziehen  (§.  237),  sondern   es  haben  auch  etliche 
Bundesstaaten  vorläufig  defshalb  Verträge  unter  sich  errichtet/). 

a)  BundesActe,  Art.  18,  Eingang.  Klübkr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  491  u.  536. 
Ehendess.  Ucbersicht  etc,  S.  »64  f.  (Doch  ist  daselbst,  S.  «65,  Z.  7  ff,  ein 
Vorsehen  dahin  zu  berichtigen:  dafs  der  jetzige  Eingang  des  Art.  18  der  Bundes- 
Acte,  in  diese  aufgenommen  worden  scy,  wiewohl  um  dieselbe  Zeit  der  Antrag 
gemacht,  und  wahrscheinlich  schon  genehmigt  war,  dafs  in  solchem  statt  a.den 
Unterthanen  der  t.  Bundesstaaten»,  zu  setzen  scy:  «.ihren  Unterthanen«.)  Eben» 
<U.is.  Staatsarchiv,  Bd.  O,  S.  85.  Vergl.  unten  §.  467.  —  Von  noch  andern 
Hechten  der  Unterthanen,  welche  in  CongrefsSilzungcn  in  Antrag  kamen,  oder 
nicht,  s.  die  angef.  Ucbersicht  clc,  S.  268  ff.  , 
Zusammenhängenden  Bericht  von  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen 
stand,  findet  man  in  Ki.übkjTs  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  ?44  f»  —  ^c  *n  dein 
atktz*hntm  Artikel  4er  BundcsActc  enthaltenen  Bestimmungen,  werden  in  dem 
Präsidial Vort rag  bei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  als  die  wohlthätig- 
slen  für  alle  Teutschen,  und  als  solche  gerühmt,  die  ein  «wahres  teuuehes 
BirgerrecM  begründen».  In  dem  Vortrag  über  die  Reihenfolge,  loco  dietaturae 
gedruckt  zu  dem  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817,  heifsen  sie  (S.  77)  wohltbätigc  Be- 
stimmungen, durch  die  ein  allgemeine*  teutsches  Bürgerrecht  begründet  werden 
soll*.  In  der  vorläuf.  CompctcnzBcstimmung,  §.  223,  lit.  B,  des  Protoc.  v. 
12.  Jun.  1817,  S.  .|5o,  wird  der  B.  V.  empfohlen,  darauf  zu  achten,  dafs  diese 
Bestimmungen  in  Erfüllung  gebracht  werden.  Mecklenburg  erkannte  in  dem 
18.  Art.  den  Zweck,  dafs  der  TeuUchc  in  keinem  Theil  ejes  verbündeten  Teutsch- 
lands als  Fremder  behandelt,  und  dadurch  das  Gefühl  eines  #emcittsamen  Vater- 
landes wieder  erweckt  werden  solle*.  Protoc.  v.  1817,  §.  233.  Man  s.  auch 
ebenda*.  §.  4°  68. 

')  Hundes  Acte,  Art.  18,  lit.  a.  Dein  gcmäfs,  bestimmt  clu  östreich.  Hofeanzlei. 
Beeret  v.  14.  Apr.  1826,  dafs  in  den  zu  dem  T.  Bund  gehörenden  östreich. 
Staaten,  Unterthanen  anderer  t.  Bundesstaaten  RusticalGüter  besitzen  können.  - 
H.  Fmsz  I.  polit.  Gesetze  u.  Yerordn.,  Bd.  53,  S.  ro.  —  Wegen  eines,  ver- 
möge dieser  Befugnifs  in  einem  andern  Bundesstaat  erworbenen  GtundcigCnthums, 
*teht  darum  dem  Erwerber  daselbst  noch  nicht  das  AclivBiirgerrecht  zu;  auch 
nicht,  wenigstens  nicht  in  seinem  ganzen  Umfang,  das  Indigcnat.  In  diesem 
Klubrr'»  affenlL  Recht,  4.  Ann.  20 
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Sinn  bestimmt  eine  würtetnber gische  Verorrfn.  v.  18.  Mar/.  i8»5  die  angef.  Vor- 
schrift des  18.  Artikels.  Würlemb.  Regier.  Blatt,  i8a5,  St.  14,  u.  Allgem.  Zeit. 
1823,  Num.  90,  Beilage. 

d)  Vergl.  den  folg.  V  u.  §.  46-.  —  In  der  BundesActe,  Art.  18,  Num.  i,  wird  in 
den  Willen  eines  jeden  Bundesstaates  gestellt,  ob  er  Vnterthanen  eines  andern 
Bundesstaates  zu  vollständigen  Vnterthanen  annehmen,  und  ihnen  beständigen 
Wohnsitz  in  seinem  Gebiet  gestatten  will;  Grundeig-enthum  in  seinem  Gebiet  zu 
erwerben  und  dasselbe  als  Forenses  zu  besitzen,  darf  er  ihnen  nicht  wehren, 
(Num.  V  in  diesem  %  ).  Das  Recht  auf  foltstündtgc  Unterthnnschaft,  namentlich 
auf  beständigen  Wohnsitz,  ist,  seiner  Natur  nach,  keine  unbedingt  nothwendige 
F  olge  des  Rechtes  eines  Ausländers  auf  Erwerb  und  Besitz  inländischen  Grund- 
eigenthums. —  Verhandlungen  in  der  B.  V.  wegen  Auswanderung-  teutscher 
Unterthancn,  nach  Russland  und  Kordamerika,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  %.  aio  u. 
229;  v.  1819,  §.  148.  (v.  Gagehs's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  10, 
S.  i45  —  i56. 

e)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  b. 

f)  Durch  Verträge  mit  S.  Gotha,  geschl.  zu  Dresden  am  6.  Oct.  i8it,  mit  S.  Wehnmr 
Eisenach,  geschl.  zu  Weimar  am  a3.  Sept.  1817,  hat  Haiern  festgesetzt,  daß»,  in 
Absicht  auf  Auswanderungsfreiheit ,  die  MilitärPflirhtigkeit  wechselseitig  dauern 
solle  vom  Anfang  des  18.  bis  zum  vollendeten  27.  Lebensjahr.  Baier.  Bekannt- 
machung v.  »o.  Nov.  1817.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  2-54-  —  Man  s.  auch 
die  badische  Erklärung  in  Hinsicht  auf  Beschränkung  der  Aiiswanderungsfreihcit 
durch  die  MilitärPflichtigkeit ;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  *.  27.  Andere 
Abstimmungen,  das!  v.  1817,  $.  68,  147,  "5,  a34,  240,  241,  234,  255,  32i. 
CommissionsV ortrag  hierüber,  ebenda«,  v.  1817,  §.  186,  Beil.  56. 


§♦  229.  (163.) 

Civil-  und  MilkärDienste  in  fremden  Bundesstaaten.    Befreiung  von 

Nac/tsteuer  und  Abutgsgeld. 

Auch  sollen  alle  Unterthanen  VII)  das  Recht  haben,  in  Civil-  und 
MilitärDienste  eines  andern  Bundesstaates  zu  treten;  dieses  jedoch,  so 
•wie  den  oben  genannten  freien  Wegzug,  nur,  in  .so  fern  keine  Verbind- 
lichkeit zu  Militär  Diensten  gegen  das  bisherige  Vaterland  im  Wege  steht  «*). 
VIII)  Freiheit  von  aller  (d.  i.  jeder  Art  von)  Nachsteuer  (jus  de- 
tractus  et  gabella  emigrationis,  Abzugsgeld  und  Nachsteuer,  oder  Abschofs- 
und  Abfahrtgeld)  sichert  die  BundesActe  allen  teutschen  Unterthanen  zu, 
so  fern  das  Vermögen  in  einen  andern  teutschen  Staat  übergeht,  und  mit 
diesem  nicht  besondere  Verhältnisse  durch  so  genannte  FreizugigheitVer- 
träge  bestehen  *);  eine  Bestimmung,  •welcher  auch  die  zu  Erhebung  der 
Nachsteuer  bis  dahin  berechtigten  Privaten,  z.  B.  PatriraonialGerichtshcrren, 
Städte  und  andere  Communen  unterworfen  sind  c).  Die  Bundesver- 
sammlung hat  noch  besonders  durch  einen  Beschlufs^)  festgesetzt: 
1)  dafs  diese  Befreiung  von  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  sich  auf  alle 
Bundesstaaten  wechselseitig  erstrecken  solle;  gleichviel,  wozu  der  Ertrag 
früherhin  verwendet,  und  ob  solcher  zeither  vom  StaatsFi>cus ,  oder  von 
Staiidesherreu  und  PrivatBerechtigten,  von  Communen  oder  Patrimonial- 
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Gerichten,  sey  erhoben  worden,  so  dafs  deren  Aufhebung  eine  Entschädi- 
gungsforderung  gegen  den  Landesherrn  begründen  solle.    Ferner  a)  dafs 
jede  Art  von  Vermögen,  welches  in  einen  Bundesstaat  übergeht,  frei  seyn 
solle,  es  sey  aus  Anlafs  einer  Auswanderung,  oder  aus  dem  Grund  eines 
Erbschattanfalis,  eines  Verkaufs,  Tausches,  einer  Schenkung,  Mitgift,  oder 
auf  andere  Weise.    3)  Die  Befreiung  soll  sich  beziehen  auf  jede  Abgabe, 
welche  /.either  die  Ausfuhr  des  Vermögens  von  einem  Bundesstaat  in  den 
andern,  oder  den  Uebergang  des  Verraögenscigcnthums  auf  Angehörine  * 
eines   andern   Bundesstaates  beschränkte.     Dagegen   4)  soll   unter  dieser 
Freizügigkeit  nicht  begriffen  seyn,  jede  unabhängig  vom  Wegzug  bisher  <■) 
entrichtete   Abgabe,  namentlich  CollateralErbschaftsteuer,  Stempelabgabe, 
u.  d.,  so  auch  Zoll.    5)  Dagegen  sind  als  aufgehoben  anzusehen  dic° Ab- 
züge von  aus  dem  Lande  gehendem  Vermögen  zum  Vortheil  der  Staats- 
oder GemeindeschuldenTilgungcasscn,  und  die  ManumissionsGelder  wegen 
noch  begehender  Leibeigeuschaft  oder  Hofhörigkeit,  so  lern  nur  Auswan- 
dernde dieselben  zu  entrichten  hätten.    Ueber  den  Loskauf  von  der  Mili- 
täqdlichtigkeit,  in  Beziehung  auf  Freizügigkeit,  behält  die  B.  V.  sich 
besondere  Uebereinkunft  bei  Festsetzung  der  Militär  Verhältnisse  des  Bundes 
vor.    6)  Besondere  Verträge  unter  Bundesstaaten  über  Freizügigkeit  sind 
nur  in  so  weit  zulässig  und  gültig,  als  sie  die  hier  festgesetzte  Befreiung 
nicht  beschränken,  vielmehr  begünstigen  oder  ausdehnen.    7)  Der  Anfang- 
Termin  dieser  Nach^teuerfreiheit  ist  der  1.  Juli  18 17,  doch  unbeschadet 
der  günstigeren  Bestimmungen  in  Verträgen  oder 'landesherrlichen  Verord- 
nungen.   Es  soll  hiebei  auf  den  Zeitpunkt  der  wirklichen  (nicht  der  blofs 
beabsichtigten  oder  erklärten)  Exportation  des  Vermögens  (auf  den  »Ta«r 
der  reellen  Exportation,  ohne  Rücksicht  auf  den  Tag  des  Anfalls«)  g£ 
sehen    werden;    wenn  gleich  die  Erklärung  der  Auswanderung  oder  der 
Vermögensanfall  früher  (vor  dem   1.  Juli  1817)  erfolgt  wäre;  so  »dafs 
vom    1.    Juli    1817   an   gerechnet,    jede   NachsteuerErhebung  cessiren 
mtifs*  /).  —  üebereinstiramend  mit  diesem  Beschlufs  der  B.  V.  sind  in 
verschiedenen  Bundesstaaten  eigene  Verordnungen  über  die  Nachstcuer- 
freiheit  ergangen  ff~). 

a)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  b.,  Num.  a.  VergL  unten  §.  i$r.  -  Durch  ein  »streich. 
HofcanzleiDecret  ist  den  Östren  h.  Unterthauen  verholen,  von  fremden  Staaten 
diplomatisch»  Anstellungen  solcher  Art  anzunehmen,  wie  sie  in  dem  Art  1  der 
1-.  Heilage  zu  der  wiener  CongrcfsActe  (RangReglement  für  die  dipl.  Agenten) 
bezeichnet  sind. 

*)  Bundes  Arte,  Art.  18,  lit.  c.  —   CoUattralEibscJuifiSteue,  ist  hierunter  nicht  be- 

griffen.    Klcbkb'ä  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  368. 
r)  Die  Geschichte  der  wiener  CongrefsVerhandlungen  hierüber,   findet  man  in 

HLtisxn's  angef.  Uebersk-ht  etc.,  S.  ai3  f.   Ebenda*,  angef.  Acten  etc.,  Bd  II 

S.  368. 

^  Beschlufs  der  B.  V.  v.  i3.  Jun.  1817,  in  d.  Protoc.  v.  181?,  §.  *5<,  und  in 
KlCb*r's  Quellensainmlung,  Num.  IX.  Erster  Antrag  hiezu,  ebend.  $.  40.  Vor- 
trag in  der  Beil.  i5  zu  d.  Protoc.  v.  1817,  S.  89  der  Orig.Ausg.  Die  Erörterun- 
gen hierüber  in  der  B.V.,  sind  angezeigt  in  d.  Register  der  Protoeolle,  u.  eine 
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Zusammenstellung  derselben,  findet  man  in  G.  v.  Meveh's  Bepert.  zu  den  Ver- 
handl.  der  B.  V. ,  lieft  II,  S.  «49—264.  (v.  Gagf.hVs)  Mein  Antheil  an  der 
Politik,  Abth.  III,  S.  5i  ff.  —  Oestreiehuche  Bekanntmachung  des  Beschlusses 
v.  ^3.  Juni  1817,  durch  Patent  v.  2.  Mär/.  1820,  in  Franr.  I.  polit.  Gesetzen  u 
Verordn.,  Bd.  48,  S.  59.  Der  $.  4  dieses  Patents  erhielt  Erläuterungen  durch 
ein  HofcanzleiDecret  v.  12.  Oct.  1827.  —  ß^ürtember^che  Anfrage  über  die 
Abzugsfreiheit,  in  der  vertraul.  Sitzung  v.  19.  Febr.  1818,  u.  östreichische  u. 
preufsische  Ansichten  dcfshalb,  loco  dict.  gedruckt  hinter  S.  103  der  Protoc- 
v.  1818,  Orig.Ausg. ,  betr.  den  AnfangsTcrmin  der  Befreiung  bei  ActivCapitalen, 
die  im  Lande  angelegt  sind.  —  Da  Forderungen  (nomina)  als  unkörperliche 
Sachen  einer  idealen  Exportation  fähig  sind,  so  sind  sie  für  in  das  Ausland 
übergegangen  von  dem  Zeitpunkt  an  zu  achten,  in  welchem  nach  den  Gesetzen 
anzunehmen  ist,  dafs  sie  dem  Ausländer  angefallen  seyen;  wobei  z»  B.  die 
Grundsätze  von  dem  Erbschaftantritt,  von  der  DcliberationsZcit ,  von  der  Ac- 
ceptatiou  u.  s.  w.  in  Betracht  kommen. 

e)  Ob  hiemit  die  Einführung  zeither  nicht  entrichteter,   desgleichen  die  Erhöhung 
seither  entrichteter  Abgaben  dieser  Art,  für  unstatthaft  erklärt  scy? 

/)  Der  oben,  Note  d,  angeführte  Beschlufs  der  B.  Y.  von  1817  setzte,  auf  Num.  XHl 
des  ebenfalls  oben  erwähnten  Vortrags,  den  Zeitpunkt  der  Eiportation  unbe 
dingt  zum  Eutscbcidungsziel.    Lidefs  hielt  die  B.  V.  in  einem  Beschlufs  vom 
2.  Aug.  1827  (Protoc.  §.  6a)  eine  erklärende  Bestimmung,  die  oben  im  §.  ange 
zeigte,  für  nölhig. 

g)  Preussüche  Verordn.,  betr.  die  Freizügigkeit,  v.  11.  Mai  1819,  in  der  preufs 
Gesetzsamml.  Num.  641.  Oestifichiscfo  v.  2.  März  1820;  a.  a.  O.  und  in  Mar- 
tens Becueil,  Supplem.  IX.  qbo.  —  Preussm  erstreckte  obigen  Beschlufs  der 
B.  V.,  zum  Vortheil  verschiedener  Bundesstaaten,  auch  auf  seine  zu  dem  Bunde 
nicht  gehörenden  Staaten.  Preufs.  Gesetzsamml.  v.  1818  u.  1819,  Regist.  vor- 
Abschofs-  u.  Abfahrtgelder. 

§.  250.  (169.) 

Unabhängigkeit  der  Rechte  christlicher  liniert hanen  von  der  Ver- 
schiedenheit ihres  Glaubensbekenntnisses. 

Auch  einzelnen  C lassen  von  Unterthanen  der  Bundesstaaten  sind 
von  dem  Bund  bestimmte  Rechte  zugesichert.    So  ist  IX)  in  Absicht  auf 
die  Unterthanen  christlicher  Religion  festgesetzt,  dafs  die  Ver- 
schiedenheit der  christlichen  RcligionsParteicn ,   (Verschiedenheit  der 
christlichen  Glaubensbekenntnisse),  in  dem  Genufs  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  keinen  Unterschied  begründen  soll  «). 
a)  Bundes  Acte,  Art.  16.   Klübbr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  365  u.  490.  Vergl. 
unten  %.  5s5  u.  f.,  u.  529.  —  Diese  Bestimmung  der  Bundes  Acte  ward  absicht- 
lich nicht  auf  eine  bestimmte  Zahl,  also  auch  nicht  auf  bestimmte  Arten  von 
christlichen  Glaubensbekenntnissen  beschränkt.    Man  s.  Klühku's  angef.  Ueber- 
sicht  etc.,  S.  443-  —  Yon  Einwohnern,  die  sich  zu  der  ^r»ecA/>fA-christlichen 
Religion  bekennen,  uuten  $.  5*5,  Notcc.  —  Von  der  Fr.  Sud t  Frankfurt,  unten 
§.  5*6,  (L  —  Eine  eigene  Bestimmung  in  der  BundesActe,  betreffend  die  Rechte 
der  Itatholifchen  Kirche  und  der  evangeliscJtcn  Kirchengeselhchaftcn  in  den  teut 
sehen  Bundesstaaten,  war  auf  dem  wiener  Congrefs  in  Antrag  und  Erörterung 
gekommen,  sie  unterblieb  aber  am  Ende.    Ausführlich  davon  in  Krünm's  angef 
Uebersicht  etc.,  S.  397  ff.    Vergl.  Klürbb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S  8> 
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§•   231.  (170.) 

Rechte  der  Standes/u  r  reu  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 

Reiehsadels. 

Auch  ist  X)  das  IteehLsvci  Iwiltnils  der  ehemaligen,  nun  teutseben  Bun- 
desfürsten untergeordneten  reiehsstandischen  Landesherren,  von  fürstlichem 
oder  gräflichem  Stande,  der  jetzigen  Standesherren,  sowohl  zu  dem 
Teutschen  Bund  und  sämmtlichen  Bundesstaaten ,  als  auch  zu  denen  Bun- 
desstaaten, zu  welchen  dieselben  jetzt  gehören  «),  so  wie  XI)  dasjenige  des 
ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels,  der  vormaligen  unmittel- 
baren Reichsritterschaft  auch  auf  der  Huben  Rheinseile,  zu  den  Bun- 
desstaaten, theils  in  der  BundesActe  c)  bestimmt,  theils  von  der  Bundes- 
versammlung noch  zu  bestimmen.  Die  wiener  SchlufsActe  von  1830  <0 
sicherte  von  Neuein  den  Rcchtsziistand  der  Standesherren. 

a)  BundesActe,  Art.  i4-  —  Hievon  das  Nähere  unten,  §.  3oi  u.  f.  —  Ausführ- 
licher Bericht  von  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  hu 
det  man  in  Km'bkiTs  angef.  Ucbersiclit  etc.,  S.  17$  ff.    Protocolle  der  B.  V.  v. 
1816,  §.  3i ;  v.  181-,  i  5. 

A)  Vergl.  KlI'bmi's  angef.  Ucbersiclit  etc.,  S.  366  f. 

r)  Bundes  Arte,  Art.  die  beiden  letzten  Absätze.  —  Das  Nähere  hievon  unten 
§.  320  u.  ff.  —  Ausführlicher  Bericht  von  wiener  Congrefs  Verhandlungen  über 
diesen  Gegenstand,  s.  in  Bi.übkb's  angef.  L:ebersicht  etc.,  S.  3.$i. 

d)  Art.  63,  verbunden  mit  Art.  53.  Das  Nähere  unten,  %.  309.  Die  B.  V.  nahm 
hierauf  diesen  Gegenstand  in  ihre  Zusammenstellung  der  zur  weitern  Berathung 
an  den  Bundestag  zu  bringenden  besondern  Gegenstände  auf,  welche  zu  der 
vertrau).  Sitzung  v.  17.  Jul.  1820  loco  dictaturae  gedruckt  ward- 


§.  232.  aT1). 

Rechte  der  Juden. 

Endlich  XII)  ist,  in  Hinsicht  auf  die  Juden  in  den  Bundesstaaten, 
festgesetzt«):  dafs  1)  die  Bundesversammlung  in  Berathung  nehmen 
solle,  a)  wie,  auf  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die  bürgerliche 
Verbesserung  der  Juden  zu  bewirken  scy,  und  b)  wie  insonderheit 
denselben  der  Genufs  der  bürgerlichen  Rechte,  gegen  Ucbernahme 
aller  Bürgerpflichten,  in  den  Bundesstaaten  verschafft,  oder  gesichert  wer- 
den könne.  Jedoch  sollen  2)  den  Juden,  bis  dahin,  die  denselben  von 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten 
werden  c). 

a)  BundesActe,  Art  16.   Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  65.  —  Die  B.  V.  be- 
schlofc  eine  Sammlung  der  verschiedenen  hierüber  bestehendcu  Gesetze;  in  d. 
Protoc.  v.  3.  Aug.  1810,  V  100 1  verglichen  mit  der  loco  dictaturae  gedruckten 
Zusammenstellung,  cbend.  S.  116.        Ausführliche  Nachricht  von  wiener  Con 
grefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  in  Ulübeb's  angef.  Lcbci sieht  etc., 
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S.  376  ff.  —  li/tendeas.  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  85.  —  Pas  baierisrbc  Votum  in 
d.  Proioc.  der  B.  V.  v.  16.  Der.  1816,  §.  49.  —  Erörterung  in  den  wiener  Mi- 
nisterialConfcreny.cn,  in  d.  Protoc  3a  u.  33,  v.  20.  u.  a3.  Mai  1810. 

b)  Von  dem  Sinn  dieses  Wortes,  statt  des  früher  gebrauchten  in,  s.  man  Klcmb's 
angef.  L'chcrsirht  etc.,  S.  38s  f.  u.  384  ff.  —  Verhandlungen  am  Bundestag, 
über  die  Ansprüche  der  israelitischen  Gemeinde  zu  Frankfurt  a.  M..  oben  §.916. 
—  Von  den  Ansprüchen  der  Juden  r,u  Lübeck,  s.  Protor.  der  B.  V.  v.  1811, 
%.  66  u.  i56.  Die  Juden  in  Lübeck.  1816.  8.  —  Graser,  das  Judenthum  u.  seine 
Reform.    Baireuth  1828.  8. 

c)  Vergl.  unten  %.  465,  5 16,  5a5  u.  f.,  519.    Abhandlungen  über  diesen  eben  so 
wichtigen  als  vielbesprochenen  Gegenstand,  in  Lidkn's  Nemesis,  Bd.  VI,  St.  6, 
Num.  1,  u.  St.  8,  Num.  1;  \on  Pfaff  in  den  Bieler  Blattern  von  1819;  in 
Blübkr's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  389  ff.    Aeltere  Schriften,  worunter  die  toii 
Eisksmkhofr,  Bodf>schat/,  u.  Sflig  durch  Sachkunde  sich  besonders  auszeich- 
nen, sind  angeführt  in  Klubkr'»  angef.  Uebersuht  etc.,  S.  391   11.  J.  S.  Easca 
Literatur  der  Jurisprudens  u.  Politik  (1812),  Num.  1109-  na5.    C.  B.  XV. 
v.  Dohx,  über  die  bürgerl.  Verbesscr.  der  Juden.  a  Theile.  Berl.  i"8i  u.  i~83. 
a.  Aufl.  1-85.  8.  u.  französisch,  Dessau  178a.  8.   Essai  sur  la  regeneration  phj- 
sique,  morale  et  politique  des  Juifs  i  par  Gbrooirf.    Met»  1-89.  8.  Ebendes*. 
Observation  nouvelles  sur  les  Juifs,  et  specialement  sur  rcux  d'Amsterdam  et 
de  Francfort.    Paris  180-.  8.   (Auch  in  der  Revue  pliilosophique,  litterairc  et 
politique.)    C  W.  Si*ikhkr  über  die  ehemalige  und  jetzige  Lage*  der  Juden  in 
TeuUihl.    Halle  1809.  8.    Des  Juifs  au  19«  siede;  par  Bau..    Paris,  a«  edit. 
1816.  8.    C.  A.  Buchholk  über  die  Aufnahme  der  jüdischen  Glaubensgenossen 
7.11m  Bürgerrecht.    Lüb.  1814.  8.    Ebendea.  Artenstücke,  die  Verbesser,  d.  bür- 
gerl. Zustandes  der  Israeliten  betr.  i8>5.  8.   Juden,  oder —  Israeliten  als  Land- 
stande? in  d.  neuen  rhein.  Merkur,  1816,  St.  1».    F.  Biius  über  die  Ansprüche 
der  Juden  an  das  teutsche  Bürgerrecht.  Berl.  1816.  8.    Zweiter  verb.  Abdruck, 
ebend.  1816.    J.  F.  Eriks  über  die  Gefährdung  des  Wohlstandes  u.  des  Cha- 
rakters der  Teutschen  durch  die  Juden.    Hcidelb.  1816.  8.    Zweiter  verb.  Ab- 
druck, ebend.  1816.    Bemerkungen  r.u  d.  Schriften  der  Herren  Rüms  u.  Fbiks  etc. 
Frankf.  1816.  8.    M.  Hkss  freimüth.  Prüfung  der  Schrift  des  Hrn.  Bims.  Frankf. 
1816.  8.    Siom.  Zimtras  Würdigung  der  Angriffe  des  Hrn.  Rühs  auf  die  Juden. 
Heidelb.  1816.  8.    Die  Juden  und  das  Judenthum  wie  sie  sind.    Cöln  1816.  8. 
(Auszüge  aus  Eisf^xfncer's  entdecktem  Judenthum.)    Die  Juden  und  ihre  Geg- 
ner. Deutschi.  1816.  a.  verb.  u.  verm.  Aufl.  mit  dem  Namen  des  Verf.,  G.  Fiue- 
dbicii.  1816.  8.    Versuch  einer  Berichtigung  der  Ideen  des  bürgerlichen  Zustan- 
des der  Israeliten.    Frankf.  1816.  8.    H.  F.  Sennin  über  das  Bürgerrecht  der 
Juden  in  Deutschi.  Abth.  1  u.  a.    Hildburgh.  1816.  8.    Auch  in  des  Verf.  Zeit- 
schrift; Der  deutsche  Bund,  Heft  *.    I.  L.  Ewald's  Ideen  über  die  nöthige 
Organisation  der  Israeliten.    Carlsr.  1816.  8.    Ebmdeu.  Geist  des  Christenth. 
und  des  ächten  Volksthums,  dargestellt  gegen  die  Feinde  der  Israeliten  (gegen 
Bühs).    Carlsr.  181 7.  8.    C.  F.  \.  Schätdt-Phiskxdkcr  über  das  jetzige  Verhält- 
nifs  der  jüdischen  Nation  r.u  d.  christl.  Bürgerverein ,  u.  dessen  künftige  Umge- 
staltung.  Bopenh.  1817.  8.   H.  E.  G.  Paclos  Beiträge  von  jüd.  u.  christl.  Ge- 
lehrten zur  Verbesser,  der  Bekenner  des  jüdischen  Glaubens.    Frankf.  1817.  8. 
L.  W.  F.  Ghattk&aikr  vom  Stamme  Aaron  u.  dessen  angebl.  Vorrechten.  Leipz. 
181-.  8    Frhr.  v.  Sknsbirg,  welche  Hindernisse  stehen  der  bürgerl  Verbesser 
der  Juden  in  t.  Bundesstaaten  entgegen ,  und  wie  sind  sie  zu  heben  ?  Carlsr. 
i8n.  8.    W.  T.  Bat«  über  die  Emancipation  der  Juden.    Theorie  du  Judaisme; 
par  l'abbe  L.  Chiarim.  ä  Varsovie  i83o.  a  vol.  in  8.    (Beurtheilungen  dieses 
Buchs  von  Ziisz  u.  Jost.)    Gabb.  Rieskr,  über  die  Stellung  der  Bekenner  de» 
Mosaischen  Glaubens  in  Deutschland.  Altona  i83i.  8-    H.  E.  G.  Pm<lc*  (wider) 
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die  jüdische  Nationalabsonderutig,  nach  Ursprung,  Folgen  und  Besser  ung*mit- 
lein.  Leipz.  i83o.  8.  EbentUst.  (Paulus)  Vorschläge  für  Verlegung  des  jüdischen 
wörhentl.  Huhetags  auf  den  ersten  Wochentag,  u.  wider  das  Schnchern  der 
meisten  Juden;  in  Albx.  Miimfhs  Anhiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I, 
S.  4^5 — 49^-  Zöppt's  ein  Wort  über  (für)  die  Einan«  ipation  der  Bekenner  des 
mosaischen  Glaubens  in  Baden.  Hcidelb.  i83i.  8.  Ehendrss.  Microcosmus.  I.  Lie- 
ferung (Heidelb  i83i),  S.  5a  f.  (gegen  Paulus).  Rvkx  Streckfuss  über  das 
Verhältnifs  der  Juden  r.u  den  christlichen  Staaten.  .Halle  i833.  8.  Der  Verf.  ist 
k.  preufs.  geb.  Oberregicrungsrath.  Eine  Widerlegung  in  der  Frankf.  OPA  Zeit. 
t.  i3.  Mai  i833.  J.  M  Jost  offenes  Sendschreiben  an  Hrn.  GORR.  Streckfufs, 
zur  Verständigung  über  verschiedene  Punkte  in  den,  Verhältnissen  der  Juden. 
Berlin  i833.  8.  G.  W.  Böhxkh,  die  Gleichstellung  der  Juden  mit  christlichen 
Staatsbürgern.    Gött.  i83%  8. 

« 

§•  235.  (I72.) 

ReiehsOperationscasseSchulden.  Rechte  der  RheinOctroiRenten,  Schul- 
den und  Pensionen  ( geistlicher  und  weltlicher )  nach  Bestimmungen 
des  ReichsDeputalionsSchlusses  von  i6*0J. 

XIII)  I  ine  streng  rechtliche  Verpflichtung  zu  Tilgung  der  Schulden 
der  vormaligen  RciehskriegsOperationscasse,  aus  den  Jahren  1793 
bis  1801,  dioer  Gesamnitschuld  des  teutschen  Reichs,  ist  von  den  jetzt 
souveraiuen  Regierungen  vormaliger  teutscher  Reichsländer  noch  nicht  an- 
erkannt worden«  doch  hat  die  Bundesversammlung  für  Richtigstellung  die- 
ser Forderungen  gesorgt  «).  XIV)  Diejenigen  Rechte,  welche  durch 
den  ReichsdeputationsIIauptschlufs  vom  25.  Februar  »8o3  festgesetzt  sind, 
in  Ansehung  i)  der  auf  den  Rheinschiff fahrtOctroi  angewiesenen, 
directen  und  subsidiarischen  Renten*),  2)  des  S ch u ld on wes ens  der 
ehemaligen  Reichskreise  (§.  45),  der  Landesherren  und  Länder  O, 
und  3)  der  Pensionen  (§.  234)  geistlicher  und  weltlicher  Individueu 
die  in  Folge  des  H.  I).  Hauplschlusses,  ihre  Stellen  verloren  haben,  dauern 
unverändert  fort*),  indem  solche  yon  dem  Bunde  garantirt  worden 
sind/);  eine  Garantie,  welche  die  unmittelbare  Vollziehungsbefugnifs  der 
Bundesversammlung  (§.  170)  begründet.  Doch  sollen  XV)  die  Pensio- 
nen für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen  auf  die 
Besitzer  der  Länder  auf  der  linken  Rheinseite  übertragen  werden,  und  es 
soll  die  Regulirung  der  (in  dem  R.  Dep.  Hauptschlufs  $.  75  festgesetzten) 
transrh enanischen  SustentationsCasse  und  der  Pensionen  für  diese 
Bischöfe  und  Geistlichen,  binnen  Jahresfrist  von  der  Bundesversammlung 
geschehen,  bis  dahin  aber  die  Bezahlung  jener  Pensionen  auf  die  bisherige 
Art  fortgesetzt  werden  g). 

a)  Von  den  Schulden  der  ehemal.  ReichtOper'alioiucastc ,  dieser  Schulden  de«  vormal. 
t.  Reichs  (§.6  c),  eines  Inbegriffs  einzelner  unter  einem  verfassungsmäßigen 
Oberhaupt  vereinigter  Staaten,  fiir  Lieferungen  an  Rcirhsfestungen  u.  n.  Kriegs 
bedürfnisse,  aus  den  ReirhsKriegsjahren  i~ga  bis  1801,  welche  die  im  J.  1831  ge 
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fertigten  Verzeichnisse  auf  nur  1,681,983  Gulden  Capital  angeben,  die  a)>er  nun- 
mehr, in  Folge  der  seitdem  Statt  gehabten  Liquidationen,  an  Capital  ungefähr 
drei  Millionen  Gulden  im  24  Guldcnfufs  betragen ,  wovon  jedoch  bis  jetzt  nur 
ungefähr  i,3oo,ooo  Gulden  völlig  liquid  sejn  sollen,  s.  man  die  Verhandlungen 
bei  der  B.  V.  seit  1818,  besonders  die  Vortrage  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  86; 
v.  1821,  %.  104,  Beil.  18,  loco  dict.  gedruckt,  S.  34?  ff.    Durch  einen  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  19.  Febr.  1824,  Protoc.  §.  44»  ward  eine  aus  drei  von  Oestreich, 
Prcufsen  und  Baiern  ernannten  Individuen  gebildete  LiquidationsCommission 
angeordnet,  welche  seit  dem  April  1826  bis  in  das  J.  1818  zu  Frankfurt  ver- 
sammelt war,  auch  im  Mai  i83o  sich  wieder  versammelte,  um  nach  einer  ihr 
ertheilten  Instruction  (in  d.  Protoc.  v.  i8i6,  §.  53)  und  unter  Leitung  eines  hiezu 
erwählten  Bundestags  Ausschusses,  die  Richtigstellung  dieser  Schulden,  in  Hin- 
sicht ihrer  Beschaffenheit  und  ihres  Betrags,  zu  bewirken.    Proioc.  v.  1814* 
§.  i4;  v.  i8jj,  §.  91;  v.  1826,  §.  3t  u.  55.    Durch  einen  Beschlufs  der  B.  V. 
v.  2.  Sept.  i83o  (in  v.  Mkvfh's  Slaatsacten,  Th.  U,  S.  333)  ward  diese  Corn- 
mission,  als  nicht  mehr  nothwendig,  für  aufgelöst  erklärt.     Auch  ward  darin 
festgesetzt,  dafs  die  Besitzer  solcher  Forderungen,   die  angeblich  sieh  noch  in 
erster  Hand  befinden,   eidlich  zu  erklären  haben,  ob  mit  diesen  Forderungen 
nicht  etwa  eine  Cession  Statt  gefunden  habe?  und,  wenn  solche  geschehen,  um 
welchen  Betrag?    In  den  wiener  MinistcrialConferenzen  von  1820  ward  diese 
Sache  an  den  Bundestag  verwiesen,  um  eine  Vereinigung  der  Bundcsglicder  zu 
bewirken,  wie  die  Gläubiger  ex  aequo  et  bono  zu  befriedigen  seveu.    3Ian  s. 
die  zur  vertraulichen  Sitzung  der  B.  V.  v.  27.  Jul.  1820  loco  dict.  gedruc  kte 
Zusammenstellung,  S-  216  der  Orig.Ausg.  der  Protoc.  v.  1820.   F.in  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  5.  Ort.  1820,  (Protoc.  §.  160)  sagt:  «Dafs  obgleich  keine  rechtliche 
Verbindlichkeit  des  Rundes »  (auch  nicht  der  unter  dem  vormaligen  Reich  begrif- 
fen gewesenen  Staaten?   man  s.  oben  §.  6,  Note  c)  *xur  Zahlung  der  Reichs- 
OperationscasseSchulden  anerkannt  werde ,  dennoch  auf  einige  Befriedigung  der 
Privatgläubiger,  der  Billigkeit  gemäfs,  Rucksicht  zu  nehmen  sey,   daher  die 
betreffende  Commissiou  ersucht  werde  r  der  Bundesversammlung  Vorschläge  zu 
machen:  wie  und  unter  welchen  Modalitäten  die  Privatgläubiger  der  Reichs- 
Operationscassc  et  aequo  et  bono  zu  befriedigen  und  auf  diese  "Weise  den  wohl- 
thätigen  Gesinnungen  des  Rundes  zu  entsprechen  wäre.»  —  Dagegen  ward  eine 
aus  dem  30jährigen  Krieg  herrührende  Forderung  an  das  tcutsche  Reich,  von 
der  R.  V.  geradezu  abgewiesen,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  i3i. 
h)  BundesAct«,  Art.  i3.    Vcrgl.  unten  §.  578,  u,  RLüntti's  angef.  Acten  etc.,  Rd.  II, 
S.  363  ,  4^8»  4^3  u«  489«  —  Von  Hirectcn  Renten  s.  den  R.Dep.  Hauptschi.  v. 
i8o3,  §.  9,  14,  I?,  19  u.  20;  von  subsidiarischen,  chendas.  §.  n  u.  2-,  und  Pro- 
Mcmoria  des  Revollinächtigteu  der  Stadt  Frankfurt,  in  Hlvbvh's  Acten  etc-,  Rd.  V  I, 
S.  387  ff.,  desgleichen  in  Einndess.  Staatsarchiv,  Rd.  I,  S-  53i  ff.—  üeberhaupt 
s.  hievon  und  von  dcfshalb  statt  gehabten  wiener  CommissionsV erhandlungen, 
cbcudas.  S,  5 19  ff. 

r)  R.Dep.Hauptsrhl.  v.  i8o3,  §.  38  u.  77  —  85.  RundcsActe,  Art.  i5.  HmJrkr's 
Staatsrecht  des  Rheinbundes,  %.  n5  ff.  —  Vron  den  Schiddcn  der  kur-  und 
oberrheinischen  Rreisc,  s.  Rhein.  Bund,  VII.  141.  X.  n3.  \1U.  3.  XIV.  a52. 
XV.  354.  XIX.  94.  U.  358.  LIU.  268.  LV  II.  32Ö.  LXI.  69.  LXR.  239.  CuoMk's  u. 
Jsvr's  Germanien,  Bd.  II,  S.  3i  J  ff.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §•  8  u.  3^; 
v.  1818,  §,  46,  81  u.  -jcj8;  v.  1819,  §.  116;  v.  1820,  §.  107  u.  i»8;  v.  i8i5,  §  -4. 
Ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  181-,  43.  Sitzung,  ersuchte  Baiern  u.  Rurhessen  um 
Rcgulirung  des  Pension-  u.  Schuldenwesens  dieser  beiden  Rreisc.  Eine  ^on 
diesen  beiden  Höfen  ernannte  Commission  erstattete  im  März  1827  einen  Haupt- 
bericht  darüber.  Die  dabei  bethciligtcn  Regierungen  konnten  sich  in  Güte  nicht 
vereinigen,  theib  über  den  Maasstab  der  Vcrtheilung,  theils  über*  die  Frage  von 
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der  ßcitragpflichl  der  Länder  auf  der  Ii  tüten  Rheiuseitc.  Ln  J.  i83i  ernannte 
die  B.  V.  eine  Commission,  für  Erstattung  eine»  Gutachten!»  u.  s.  w.  Ein  Be- 
scblufs  der  K.  V.  v.  12.  Juli  i83a  erledigte  verschiedene  Punkte  u.  verfugte  für 
streitige  die  Entscheidung  durch  ein  AusträgalGcricht.  —  Von  Verthcilung  der 
schwäbischen  Rreisschuldcn,  s.  Rhein.  Bund,  XUL  3ai.  XU V.  233.  XLVL101.— 
Befreiung  der  Standesherren  von  dem  Beitrag  zu  Rreisschuldcn.  Braucr's  Bey- 
träge  ku  e.  allß.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  212.  —  Von  Schulden 
vormaliger  rcichsritlerschajtlieher  Cantone ,  oben  §.  6  c.  DefinitivBeschlufs  einer, 
nach  einem  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  1818,  bestandenen  Commission  für  Verkei- 
lung der  Schulden,  des  Cantons  Mittelrhein,  datirt  v.  10.  Ott.  1821.  Allgem- 
Zeil.  v.  22.  Oct.  1821.  —  Uebcrdicf»  sind  eine  Reihe  von  Lande  sschulden ,  die 
auf  i'crihciltrn  Ländern  haften,  bei  der  B.  V.  zeither  zur  Verhandlung  gekom- 
men* z.  B.  Schulden  des  JohanniterOrdens ,  rheinpfälzische  Staatsschulden,  lit  D 
und  b,  königÜch'tvcstphälischc  Staatsschuld,  althessische  Cameral-  und  Landes- 
scbulden,  streitig  zwischen  GH.  Hessen  und  Kassau,  verschiedene  lurtrierische , 
desgl.  kurmuiniische  Staatsschulden,  z.  B.  die  auf  den  Zoll  Vil/.bach  und  die 
Rente  Lohneck,  und  die  auf  die  Aemter  Rüdesheim  und  Kraut  heim  besonders 
Inpothecirten.  —  Die  Streitigkeiten  über  die  Lasten  des  Grofsherzogth.  Frank- 
furt und  des  Departements  Fulda,  wurden  regulirt  durch  e.  Hauptvertrag  der 
dabei  betheiligten  Regierungen  vom  2.  Juli  1828,  besonders  abgedruckt  zu 
Erankf.  auf  xbi  S.  in  Eol. ;  er  steht  auch,  doch  ohne  die  1 5  Anlagen,  in  Mas- 
ters Kecucil,  Supplement,  XJ1,  6.,  auch  in  der  kurhefs.  Gcsetzsamml.  v.  1829, 
S-  109  —  138.  und,  mit  den  wichtigsten  Beilagen,  in  den  Neuesten  StaalsActcn, 
Bd.  XVU,  Heft  3,  S.  36o.  —  Von  der  Kompetenz  der  B.  V.  in  Streitig- 

keiten über  diese  Art  von  Schulden,  s.  §.  1-6  u.  f. 
</)  R.  Dep.  Uauptschlufs  v.  i8o3,  §.  5o  tf.    Mehrfache  Verhandlungen  dcfshalb,  in 
den  Proioc.  der  B.  V.,  z.  B.  in  den  Protoc.  v.  1822,  Bd.  Xl\  ,  S.  24  u  3oo 
der  Quart. Ausg.    Man  s.  die  Register,  voc.  Pensionswegen,  u.  den  folg.  §. 

e)  Oben  §.  58.  —   So  auch  schon  die  rheinische  BundesActe,  Art.  2.    G.  H.  v. 
ßcac's  Abhandlungen  zu  Erläut  der  rhein.  B.  A. ,  Th.  I,  Num.  4,  S.  57  ff. 
Rhein.  Bund,  XLV1.  26.    Rlübfr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  \\".  —  Proto 
colle  der  B.  V.  v.  1817,      9  u.  it. 

f)  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  Ri.übvr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  n,  S.  363  u.  489» 
Ehendess.  Staatsr.  d.  rhein.  Bundes,  §.'117.  v.  Bkro's  Abhandlungen  zu  Erlaut, 
der  rhein.  BundesActe,  Bd.  I,  Num.  4.  Rhein.  Bund,  XLVI.  26.  —  Mit  dieser 
Garantie  ist  keineswegs  anerkannt,  dafs  der  T.  Bund  eine  Eortsetzung  oder  ein 
Rechtsnachfolger  des  t.  Reichs  sey  (§.  6  u.  5i).  Es  bleibt  also  die  Regel  un- 
verrückt,   dafs  Rechtsverhältnisse   des  t.  Reichs  auf  den  Bund,  als  solchen, 

nicht  übergegangen  seyen.  Ucber  Rechtsverhältnisse  aus  dem  Zeitraum  des  % 
rhein.  Rundes,  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  371,  u.  oben  §.  4??  vergl.  mit 
$.  53;  IV,  u.  83,  UI  u.  IV. 
tf)  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  HtvHnn's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  n,  363,  470,  489, 
5oi  u.  534.  Ebendess.  angef.  Lebersicht  etc.,  S.  460  ff.  Von  der  Geschichte 
dieses  SustcntaüonsWesens,  s.  man  BaukiTs,  Behr's  und  Scmott's  allgcm.  Staats- 
Correspoudcnz ,  Bd.  I  (.1814),  Num.  2.  Rhein.  Bund,  Heft  L1V.  435.  Bemer- 
kungen über  den  §.  75  des  ReichsfriedensDeputalionsHauptscblusscs.  Germanien 
i8o5.  8.  —  Vielfache  Verhandlungen  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  unter 
der  Rubrik  ttransrhenanischo  SustcnUttionsy/n^elegcnheitrnv ,  oder  auch  vSusten- 
tationsWesen  der  überrheinischen  Geistlichkeit»,  liudet  man  in  ihren  Protocol- 
len,  seit  1816.  Man  s.  die  Register  der  Protocollc,  u.  G.  v.  Meykr's  Repert. 
zu  den  Verhandl.  der  B.  V.  Heft  UI.  S.  269  —  294.  —  Tittäasn's  Darstell,  der 
Verfass.  des  t.  Bundes,  S.  i65ff.  -  Wach  c.  Besch lu Ts  der  B.  V.  in  dem  Protoc. 
v.  i8aa,  $.  ioi,  sollte  die  (seit  i8o3  zu  Regensburg,  seit  1810  zu  Frankfurt 
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bestandene)  tran&rbcnanische  SustentationsAnstalt  mit  dem  Ende*  de»  J.  ifrsx 
gänzlich  aufhören.  Der  Endbeschlufc ,  nebst  Rechnungsübersuht  vom  i.  Det. 
1817  bis  Juni  1834,  findet  sich  in  d.  Protoc.  v.  1894,  §.  102  f 


§.  234.  (173..) 
Pensionen  der  Mitglieder  des  Teutschen  und  Joliannüer-Ordens 

XVI)  Die  Mitglieder  des  Teutschen  Ordens  sollen  ebenfalls 
nach  den  in  dem  ReichsdcputationsHauptschlufs  von  i8o3  für  die  Dora- 
stifte  festgesetzten  Grundsätzen,  Pensionen  erhalten,  so  fern  sie  ihnen 
noch  nicht  hinreichend  waren  bewilligt  worden.  Diejenigen  Fürsten, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Teutschen  Ordens  erhalten  hoben, 
sollen  diese  Pensionen  bezahlen,  nach  Verhältnifs  ihres  Antheils  an  den 
ehemaligen  Ordensbesitzungen  «);  eine  Folge  der  zerstörenden  Schicksale, 
welche  dem  Orden  seit  dem  prefsburger  Frieden  widerfahren  waren  *). 
XVII)  Die  zu  dem  ehemaligen  teutschen  Grofspriorat  (der  teutschen 
Zunge)  des  JohanniterOrdcns  gehörenden  Mitglieder  dieses  Ordens, 
auf  welchen  ebenfalls  seit  dem  presbiirger  Frieden  die  Macht  der  Ereignisse 
zerstörend  gewirkt  hatte  machten  Anspruch  auf  Ausdehnung  des  i5.  Art. 
der  Bundes  Acte  auf  sie,  auf  Erhaltung  des  Ordens,  und  auf  Zurückgabt* 
der  noch  unveräufserten  Ordensguter;  es  konnten  aber  kaum  Pensionen  für 
die  Mitglieder  und  Diener  des  Ordens,  und  Schuldenzahlung  erwirkt 
werden  <0. 

«)  Bundes  Acte,  Art,  i5.  Vergl.  Rxübsr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  470  u.  489- 
Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  4Ö1  f«  —  Die  Bestimmung  der  Bundes  Acte, 
wegen  Pensionirunp  der  Mitglieder  des  Ordens,  ist  unvollständig;  der  Diener  des 
Ordens  erwähnt  sie  nicht.  Verhandlungen  darüber  bei  der  B.  V.,  findet  man 
in  ihren  Protocollen  von  1816—1832.  Man  s.  die  Register,  voc.  Deutscher 
Orden  u.  DeutschOrdensRitter  u.  Beamte,  und  eine  Zusammenstellung  bis  1820, 
in  G.  v.  Mxnft's  Rcpert.,  Heft  in,  S.  3io-— 3*8. 

f>)  Dem  Teutschen  Orden  waren,  gleichwie  seit  1796  von  Preufsen  die  Landeshoheit 
über  ansehnliche  Bezirke  in  Franken  (§.  26),  schon  während  des  französisch- 
östreichischen  Kriegs  im  J  i8o5  bedeutende  Besitzungen  von  Baiern,  Wärtern- 
berg  und  Baden  als  erobertes  Gut  entrissen  worden.  Rhein.  Bund,  LV.  5?  ff- 
Der  presburger  Friede  v.  26.  Dcc.  i8o5,  Art.  8,  13  u.  iö,  bestätigte  solches; 
er  bestimmte  die  noch  übrigen  Besitzungen  des  Hoch«  und  Teutschna eiste«, 
nebst  dieser  Würde,  erblich  im  Mannstamm  nach  dem  Recht  der  Erstgeburt 
dem  von  dem  Raiser  von  Ocstreich  hiexu  ernannten  Prinzen  seines  Hauses. 
Rhein.  Bund,  LV.  75  ff.  —  Auch  gab  die  rheinische  Bundes  Acte  v.  1806  ver- 
schiedene Ordensbesitzungen  an  Baiern,  Würtemberg,  Baden  und  Hobcnzollern 
Sigmaringen,  und  der  Groftberzog  von  Berg  occupirte  die  Gommende  Münster. 
Rhein.  Bund,  LV.  77  ff  Man  s.  hievon  Klümw's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  $.  100, 
Note  e.  Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  40t  ff.  Europ.  Annalen  1806,  II. 9. 
Rhein.  Bund,  XXVL  200.  —  Während  des  fra  nr.ösisr Ii  östreichischen  Krieg*  1800. 
ward  der  Orden  von  Kapoleon  durch  ein  Decret  aus  Regensburg  vom  24.  Apr. 
1809  (in  v.  Martens  Rccucil,  Suppl^m.  V.  201),  in  allen  rheinischen  Bunde» 
Staaten  unterdrückt ,  und  dessen  ganz.es  Besitzthum  denen  Bundesfür&ten  zuge 
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wiesen,  in  deren  Gebiet  es  gelegen  war,  die  dagegen  Pensionen  an  diejenigen 
ihrer  Unterthanen  bezahlen  sollten,  welche  als  Ordensgtiedcr  im  Besitz,  der  Or- 
densgüter waren.  Oestreirh  erkannte,  in  Ansehung  der  aufser  dem  östreichi- 
schen  Gebiet  gelegenen  Ordensgüter,  diese  V  erfügung  an,  in  dem  v\  iener  Frieden 
v.  14.  Od.  1809,  Art.  4.  Rhein.  Buud,  XXXUL  14.  450.  XXXVII.  149.  Von  der 
Verfassung  u.  den  Besitzungen  des  Ordens  im  J.  1809,  s.  ebendas.  LV.  19.  LVI.  i45. 
Seitdem  ward  errichtet,  ein  « Hauptvtrtrag  der  an  den  vormals  teutschordischen 
Besitzungen  bethcilten  Höfe  (Baiern,  Würtemberg,  Baden,  Hessen,  Massau, 
Grofshcrzogth.  Frankfurt),  über  die  Auseinandersetzung  der  darauf  sich  bezie- 
henden Verhältnisse,  geschl.  zu  Mergentheim  den  18.  Mai  i8i5».  Mergentb. 
18Ö.  Fol.  Auch  in  Mabtkss  Recueil,  Supplcm.  VI.  49".  Andere  Verträge  von 
i8i3,  ebendas.  VII.  287  u.  ff.  —  Die  T.  O.  Güter  im  Königreich  Sachten  wen- 
dete der  Bönig  den  Universitäten  Leipzig  und  Wittenberg,  dann  den  Fürsten- 
schulen  Pforta.  Mcifsen  und  Grimma,  zu,  im  Sept.  1811.  —  Ob  die  nach 
Vertreibung  der  königl.  westphülischen ,  von  ihnen  nie  anerkannten  Herrschaft, 
zu  dem  Besitz  ihrer  Länder  wieder  gelangten  Regenten  (Hannover,  Kurhessen, 
Braunschweig)  berechtigt  sind,  die  von  Napoleon  dem  ehemaligen  König  von 
ffcstphalen  (Khein.  Bund,  LVX  189.)  während  des  rheinischen  Bundes  verschaff- 
ten TeutschordcnsGüter  (etwa  als  vacantes  Gut)  sich  zuzueignen?  Kurhessen  hat 
dieses,  sich  hier  vielleicht  als  Hechtsnachfolger  des  Königs  von  Westpbaleu  be- 
trachtend, bejaht,  iu  e.  Verordn.  v.  8.  Oct.  1816,  und  sich  sogar  zur  Zurück- 
Jonterung  der  von  der  k.  westphäl  Regierung  veräußerten  TeutschordensGüter, 
gegen  Erstattung  der  Kaufgelder  und  erweisliehen  Meliorationen,  für  befugt 
erklärt.  Beurtheilung  des  Falles,  in  den  Protor  der  B.  V.  v.  1818,  §.  ao6,  u. 
v.  i>*i7,  16,  vergl.  mit  $.  io5.  —  Der  wiener  Congress  liefs,  in  der  teutscheu 
Bundes  Acte,  Art.  i5,  die  in  dem  wiener  Frieden  v.  1809  anerkannten  Verfü- 
gungen über  TeutschordensGüter,  im  Allgemeinen  stillschweigend  gelten.  Vcrgl. 
die  angef.  Acteuetc,  Bd.  IL,  S.  4-0.  Klcbzb's  L'ebcrsicht  der  diplom.  Verhand- 
lungen des  w.  Congr.,  S.  14a,  a?4,  461  f.  —  Das  zu  der  ehemaligen  Teutscb- 
ordensCoinmeude  Frankfurt  gehörende  TeutschordcnsHaus  zu  Frank/urt  a.  M., 
nebst  den  dazu  gehörenden  Gütern,  Gefällen  und  Gerechtsamen  (namentlich 
dem  Condomiuat  in  dem  Dorf  Niederrad  (oben  §.  81  a,  und  Rhein.  Bund,  LVI, 
149.  >&?),  besitzt  Oestreich  mit  Souverainetät  und  Eigenthum,  kraft  der  wiener 
CongrefsActc,  Art.  5i,  dessen  Bestimmungen  auf  dem  wiener  Congrcfs  in  einem 
vom  10.  Juni  i8i5  datirten  Protocoll  von  Bevollmächtigten  von  Oestreich, 
Rufsland,  Großbritannien,  Preufsen  und  Frankreich,  dem  gemäfs  Oestreich  und 
Preufsen  am  13.  Juni  eine  besondere  Convention  schlössen,  näher  erklärt  und 
erweitert  wurden.  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congresscs,  Bd.  VIII,  S-  120. 
H<\.  VI,  S.  5^3  ff.  Ehendess.  Qucllensammlung,  S.  56  f.  Koch  et  Schoell 
Histotre  abregee  des  traites,  XI,  363  et  suiv.  Den  Genufs  der  Einkünfte  frank- 
furter TeutschordensBesitzungen  hat  jetzt  noch  der  Hoch-  und  Teutschmeister, 
Erzherzog  Anton  von  Oestreich.  Solchen  Genufs  hat  er  auch  von  den  Herr- 
schaften Soppau  und  Ratsch,  zwei  teutschmewterischen  Tafelgütern  in  Preufsisch- 
Schlesien;  dagegen  ward  die  daselbst  gelegene  Herrschaft  Nanu lau ,  vorhin  zu 
der  böhmischen  T.  O.  Commende  Freudenthal  gehörig,  im  J.  1810  von  PreuCsen 
secularisirt.  —  In  den  östreichischen  Staaten  besteht  der  T.  O.  noch,  mit  seinen 
dortigen  Besitzungen,  und  erst  im  J.  i834  hat  Kaiser  Franz  I.  xur  Ausmittclung 
seines  frühern  Domainenbesitzes  eine  Commission  unter  dem  Vorsitz  des  Erz- 
herzogs Maximilian  niedergesetzt.  Er  besteht  ferner  noch,  jedoch  aufser  Ver- 
bindung mit  der  östreichischen.  Abthcilung,  in  der  königlich -niederländischen 
Provinz  Utrecht,  wo  die  Balley  Utrecht,  unter  einem  Raiiii  oder  Landcommcu- 
tbur  mit  ia  Rittern,  nebst  den  daau  gehörigeu  Gütern.  Kleutherophilos  vertraute 
Briefe  etc.,  Th.  I  (Germania  1818.  8.),  S.  70.    Neueste  Einrichtung  des  kathol. 
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Kircbcnwesens  in  den  k.  preufs.  Staaten  (Frnnkf.  181?..  8.),  S.  14  ff.  —  Von 
dem  Versuch  auf  dem  wiener  Congrels,  zu  Stiftung  eines  neuen  UuUcken  Or 
dem ,  s.  Klübfh's  angef-  Lebersicht,  S.  555. 
f  )   \  on  den  neueren  Schicksalen  des  Johanniter-  oder  Malteserordens  in  Teutschland 
s.  man  Ki.übkh's  Abh.  in  den  Europ.  Annalen,   1808,  XI.  168  ff.  (Ebendes*.) 
Essai  sur  l'ordre  de  Malte  ou  de  St.  Jean,  et  sur  ses  rapports  avec  l'Alleinagne 
en  gencral,  et  avec  le  Brisgau  en  particulier  (Rasle,  vielmehr  Carls  ruhe,  1806. 8.), 
§»  6  et  suir.    Leber  den  MaltescrOrdcn  und  seine  gegenwärtigen  Verhältnisse 
zu  Teutschland  überhaupt,  und  /.um  Breisgau  insbesondere.    Trankt*,  u.  Leipz. 
1804.  8.    Malta,  der  Hauptsitz  des  Ordens,  war  von  Kapoleon  am  9-  Juni  1798 
in  Besitz  genommen,  nachher  aber  (5.  Sept.  1800)  von  England  erobert  worden. 
Dieses  verweigerte  die  im  Frieden  von  Ainiens  stipulirte  Zurückgabe  an  den 
Orden,  und  der  pariser  Friede  v.  1814,  Art.  7,  erkannte  ihm  da«  Eigenthum 
der  Intel  zu.    Nach  der  günstigen,  hauptsächlich  durch  H.  Panl  I.  (der  die 
Würde  eines  Protectors  u.  Grofsmeisters  des  Ordens  sich  beigelegt  hatte)  ver- 
anlagten Bestimmung  in  dem  B.  Dcp.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  26,  nahm  der 
presburger  Fr.  v.  1800,  Art.  i3,  dem  teutschen  Grofspriorat  oder  Johanniter- 
meisterthum  die  Grafsch.  Bondorf,  und  gab  solche  au  Würtemberg.    Die  rheiu. 
BundesActe,  Art.  19,  gab  das  Fürstenthum  Heitersheim  dem  GH.  v.  Baden. 
Dem  Grofsherzog  von  Würzburg  bewilligte  Napoleon,  in  d.  Vertrag  über  seine 
Aufnahme  in  den  rhein.  Bund  v.  25.  Sept.  1806,  Art.  3,  alle  im  Würzburgischen 
gelegenen  Güter  des  JohanntterOrdens ,  mit  aller  Souverainctät  und  Proprietät. 
In  Baiern  ward  der  Orden,  nachdem  im  Jahr  1802  der  Landesherr  ciu  eigenes 
Baierisches  Priorat  für  die  dortigen  Ordensbesitzungen  gestiftet  hatte,  aufge- 
hoben, durch  ein  Edict  v.  8.  Sept.  1808.  Beg.  Blatt,  Num.  54.    Ein  königl. 
westphälisches  Decret  v.  16.  Febr.  i8to,  supprimirte  ihn  in  dem  ganzen  Bönig- 
reich, und  bestimmte  seine  Besitzungen  zu  der  Dotation  des  Ordens  der  west- 
phälischen  Krone,   In  Würtemberg  wurden  »810  die  Gefalle  der  JohanniterCom 
menthurien  incamerirt,  und  daraus  eine  Dotation  für  den  MilitärVerdienstordcn 
gebildet.    Nachdem  Preufsen  durch  ein  Edict  v.  3o.  Oct.  1810  (Gcsetzsamml. 
v.  1810,  S.  3a)  sämmtliche  geistliche  Güter  in  der  Monarchie  eingezogen,  und 
für  Staatsgüter  erklärt  hatte,  wurden,  durch  eine  königl.  Erkunde  v.  23.  Jan* 
1811,  die  Ballcy  Brandenburg  des  JohanniterOrdcns  und  das  Herrenmeistertbum 
(zu  Sonnenburg)  in  der  Mark,  Sachsen,  Pommern  und  Wendland,  nebst  allen 
Commcnden  derselben  für  aufgelöst  und  erloschen  erklärt,  und  deren  sämmt- 
liche Güter  als  Staatsgüter  eingezogen.    Dagegen  ward  von  dem  König,  durch 
eine  Erkunde  v.  a3.  Mai  181a  (Gesetzsamml.  v.  1812,  S.  109),  «zu  einem  ehren- 
vollen Andenken  der  erloschenen  Balley  Brandenburg,  ein  neuer  Ehrenorden 
errichtet,  in  der  Eigenschaft  und  unter  der  Benennung  K.  preuss.  St.  Johanniter 
Orden»,  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflichtung  der  Bitter,  auch 
ohne  Ahnenprobe.  —  Den  Johannitcrhof  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  und 
den  dazu  gehörenden  Flaschenhof,  der  von  dem  Stadtgebiet  umgeben  ist,  deren 
in  den  wiener  Congrcfsverhandlungeu  nicht  erwähnt  ist,  besitzt  Oestreich  mit 
Souverainctät  und  Eigenthum,    zufolge  des  Art.  5i  der  wiener  CongrefsActc, 
wovon  Näheres  oben,  Note  b.     Den  Nießbrauch  dieses  Besitzthums,  mit  den 
darauf  haftenden  Lasten,  hat  dermalen  auf  Lebenszeit  der  JohannitcrProfefsBitter 
Edmund  Graf  von  Coudcnhovc.  --  Von  den  Bemühungen  des  JohanniterOrdcns 
auf  dem  wiener  Congrcfs,  s.  Klübkr's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandl.  des 
wiener  Congr.  S.  110-  110,  274,  553  und  56o.    Ebendest.  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  85.  Bd.  VI,  S.  464.  —  In  Teutschland  blieb  dein 
Orden  nur  noch  das  Grofspriorat  in  Böhmen,  mit  Commcnden  in  Oestreu  b, 
Mähren  u.  PreulsischSchlesicn.    Von  dem  Best  seiner  Besitzungen  außerhalb 
Teutschland,  s.  Klvders  angef.  Uebersicht,  S-  112.    In  dem  Kirchenstaat  und 
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in  Stallen  besitzt  der  Orden  seine  Güter  noch.  In  dem  Königreich  Neapel  und 
im  übrigen  Italien ,  waren  sie  i&s5  noch  nicht  /.ur mitgegeben.  Allgem.  Zeitung 
v.  9.  Juni  i8a5,  Art.  Horn.  Am  10.  Febr.  i8o3  ernannte  Papst  Pius  VII,  auf 
die  Präsentation  der  Prioratc  des  Ordens,  einen  neuen  Grossmeister ,  in  der 
Person  de«  Kailli  von  Tomnsi  auf  Sicilicn,  nachdem  Fürst  Ruspoli  zu  London 
die  ihm  angetragene  Grofsmeisterwürde  abgelehnt  hatte.  Das  General Capitel 
oder  das  beil.  Conseil  des  Ordens  befand  sich  bis  in  das  J.  18*6  zu  Catanca 
auf  der  Insel  Sicilien,  unter  einem  von  ihm  erwählten  GencralStatthalter  oder 
Generalf, ieutenant  d<*s  Grofsmcisterthums,  Andreas  di  Giovanni  y  Cnnteiles ,  den 
der  Papst  im  Aug.  1814  bestätigte.  Im  J.  1826  ward  dieses  Capitel,  kraft  einer 
päpstlichen  Hülle  v.  \i.  Mai  1826  provisorisch  nach  Ferrara  im  Kirchenstaat 
verlegt.  Am  29.  Oct.  i83i  hielten  «die  ifitter  des  souverainen  Ordens  des  heil. 
Johann  von  Jerusalem  »  zu  London  ein  Capitel ,  in  welchem  ein  Graf  Mortara 
den  Vorsitz  führte.  —  Obgleich  der  Orden  Besitzungen  mit  Souverainctät  nicht 
mehr  hat,  so  nimmt  doch  Oeat  reich  von  demselben  noch  Gesandte  vom  zweiten 
Hang  an,  z.  Ii.  am  i(>.  Jan.  i8i5  den  Fürsten  Aloys  von  Liechtenstein,  der  in 
diesem  Posten  dem  Grafeu  \  incent  v.  CollowratLiebstinsky  folgte.  Auch  die 
französische  Regierung  nahm  i8a5  einen  Geschäftträger  von  dem  Orden  an. 
Bei  der  B.  V.  machte  im  J.  1816  ein  Bevollmächtigter  des  Ordens  den  Antrag 
auf  Erhaltung  des  Ordens,  und  auf  Zurückgabe  der  noch  unveräufserten  Güter 
desselben.  Die  B.  V.  beschlofs,  solchen  zur  Berathung  und  Rcschlufsnahme, 
nach  vorgängiger  Berichterstattung,  auszustellen.  Protoc.  v.  i5.  Nov.  1816. 
§.  Als  »aufserordcntlicher  Gesandter  u.  bevollm.  Minister  des  souverainen 
Johanniterordcns  v  überreichte  am  1-.  Jänner  18%  dem  Kaiser  Ferdinand  I.  in 
einer  besondern  Audienz  sein  Beglaubigungsschreiben  der  Graf  F.  Sales  von 
Khevenhüllcr-Metseh,  k.  k.  GeneralMajor  u.  des  Johannitcrordens  Comtbur. 
d)  Ein  von  allen  Mitgliedern  der  Ii.  V.,  bis  auf  VVürtemberg,  gefafster  Beschlufs 
vom  1-.  Juli  )8it,  setzt  fest,  dafs  die  in  dem  Art.  i5  der  B.  A.  in  Betreif  der 
Pensionirung  der  Mitglieder  des  Teutschcn  Ordens,  enthaltenen  Bestimmungen, 
und  deren  Anwendung,  auch  auf  die  Mitglieder  u.  Diener  (bei  dem  Teutschcn 
Orden,  erwähnt  die  BundesActe  der  Diener  nicht)  des  JohanuiterOrdena  aus zu - 
lUhnen  seyen^.  Protoc.  v.  1817,  %•  35i.  Vcrgl.  auch  ebenda«.,  §.  408.  —  Bei 
der  B.  V.  kam  die  Vcrtheilung  von  drei  Schuldforderungen ,  im  Gesammtbetrag 
von  383,6o4  Fl.,  mit  Inbegriff  der  Zinsen,  unter  die  jetzigen  Besitzer  der  Jo- 
hanniterOrdensgüter  zur  Verhandlung,  welche  das  teutschc  Grofspriorat  bei 
einem  GläubigcrConsortium,  unter  General-  und  SpecialVerpfändung,  contrahirt 
hatte,  an  dessen  Spitze  das  Handelshaus  Lindenkampf  und  Olfers  zu  Münster 
steht.  Aufser  acht  Bundesgliedcrn  (Oestreich,  Prcufsen,  .Baiern,  Hannover, 
Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau),  gehören  auch  das  Königreich  der 
Niederlande  (wegen  der  Comrnendcn  Arnheim  und  Nimwegen)  und  etliche 
SchweizcrCantone  (wegen  Basel  u.  Kheinfelden,  und  wegen  Freiburg)  zu  den 
verpflichteten  OrdensgutBesitzern.  Nach  mehreren  Vorträgen  und  Verhandlun- 
gen in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1816,  $.  63;  v.  1818,  §.  i3a;  v.  i8m,  %.  39;  i8*3, 
§.  160;  1824,  \.  61;  1826,  V-  8°-)  UIM*  emer  Aiewn  Gegenstand  u.  eine  Bc- 
clamation  des  Fürsten  von  BentheimSteinfurt  bestandenen  AusgleichungsCom- 
mi'ssion  zu  Frankfurt  a.  M.,  bestehend  aus  Bevollmächtigten  acht  bctheiligter 
Regierungen,  kam  unter  diesen  am  12.  Jänner  1829  ein  Vertrag  zu  Stande, 
welcher  der  Bundesversammlung  vorgelegt,  und  bei  ihr  von  den  betheiligten 
Bundesgliedern  genehmigt  ward.  Die  Protocolle  der  B.  V.  v.  1829  müssen  da* 
Nähere  enthalten.  —  Von  den  Pensionen  der  Mitglieder  des  teut sehen  Grofs- 
Priorats  des  JohanniterOrdens,  s.  man  den  Vortrag  u.  Beschlufs  der  B.  V.  in 
dem  Protoc.  v.  1-.  Oct  1820,  §.  182  u.  i83. 
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§.  255.  (i73h) 

Pensionen  der  Mitglieder  ehemaliger  Dom-  und  freier  Reic/tsstifle, 
verschiedener  Angehörigen  des  ehemaligen  Reic/iskammergerichtst  des 
Fürsten  Primas  und  der  Diener  des  Grossherzogthums  Frankfurt. 

XVIII)  Die  Mitg  lieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Reichs- 
stifte  haben  die  Bcfugnifs,  die  durch  den  ReichsdeputationsHauptschluls 
von  i8o3  festgesetzten  Pensionen,  ohne  Abzug,  in  jedem  mit  dem 
Teutschen  Bund  im  Frieden  stehenden  Staate  zu  verzehren«).  XIX)  Be- 
stimmungen für  angemessene  Pensionirung  verschiedener)  bei  dem  ehe- 
maligen kaiserlichen  ReichsKammergericht  angestellt  gewesener  Per- 
sonen, der  GmzleiPcrsonen ,  Pedellen  und  Boten,  Aerzte,  Notarien  und 
Protocoilisteu ,  Advocaten  und  Procuratoren ,  wurden  von  der  Bundesver- 
sammlung errichtet*).  XX)  Für  Pensionirung  des  nun  (1817)  ver- 
storbenen Fürsten  Primas,  Etzbischofs  von  Regensburg,  und  der  Diener 
des  vormaligen  Grofsherzogthums  Frankfurt,  ward  in  der  wiener 
C.ongrefsVcte  gesorgt  <•). 

«)  Hunde»  Acte,  Art.  i5.  In  der  amtlichen  französ.  Uebersetzung  der  11  und  es  Arle 
sind  die  Worte  «ohne  Abzug»,  in  dem  i5. Art.  unübersetzt  geblieben.  Klüber'* 
Acten  des  w.  Congr. ,  VD.  480.  —  Von  wiener  CongrcfoY  erhandlungen  über 
diesen  Gegenstand,  s.  man  Ki.übeb's  Uebersirbt  etc.,  S-  458  II-  —  Beschwerde 
der  constanzer  Domherren  bei  der  B.  V'.,  wegen  Besteuerung  ihrer  Pensionen 
von  Seite  Badens;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  18»  1 ,  §.  140  u.  i5q.  Ward  ab 
gewiesen,  in  d.  Protoc.  v.  i8»3,  §.  i»3.  Eben  so  eine  ähnliche  Beschwerde 
der  Domrapitularcn  von  Speyer,  in  d.  Protoc.  v.  18*4»  §•  &9- 

6)  Beschlufs  der  B.  V.  vom  14.  Juli  1817,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  33o,  betr.  die 
Pensionen  seit  dem  1.  Jan.  1817.  Ein  BesrbluCs  wegen  der  Besoldungs-  u.  Pen- 
sionsRücksthndc  seit  1806  bis  Ende  1816,  ist  noch  zu  erwarten.  Die  Verband 
lungeh  bei  der  B.  V.  geben  die  Register,  voc  Reichskammergericht,  an,  und 
G.  v.  Mxtm's  Repertor.,  Heft  DJ,  S.  «94  —  304.  —  KxüftsVs  Staatsr.  des  Rhein 
hundes.  $.  1 13*  • 

r)  Nach  den  Grundsätzen  des  5g.  §.  des  R.  Dep.  Raupt  sohl.  v.  i8o3,  in  dem  Arte 
final  du  rongres.  de  Vienne.  Art.  45«  Riir»*»'«  angef.  Uebe/sicht  etc.,  S.  <»t»i 
u.  f.  — -  Es  gehören  aber  diese  Pensionen  nicht  zu  denen,  welche  in  dem  i5.  Art 
der  BundesActe  garantirt  sind.    Protoc.  der  B.  V.  v.  i8*3,  §.  189. 

§.  256.  (1740 

Fürstlich4axische  Postrechte  und  Ansprüche. 

- 

XXI J  Dem  fürstlichen  Hause  Thum  und  Taxis  soll  der,  durch  den 
ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  oder  durch  spätere  Vertrage, 
bestätigte  Besitz  und  Genufs  der  Posten,  in  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten bleiben,  so  lang  nicht  etwa  anderweitige  Verträge  geschlossen 
werden.    In  jedem  Fall,  versichert  die  BundesActe  demselben,  in  Folge 
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des  i3  des  erwähnten  DeputatinnsSchlusses,  «eine  auf  Belassung  der 
Posten,  oder  auf  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und 
Ansprüche.  Diese»  soll  auch  da  Statt  finden,  wo  die  Aufhebung  der  taxi- 
schen Posten,  seit  i8o3,  gegen  den  Inhalt  des  DeputationsSchlusses  be- 
reits geschehen  wäre,  in  so  fern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht 
schon  definitiv  festgesetzt  ist  <*). 

a)  RundesActe,  Art.  ir.  Vergl.  KlCmh's  angcf.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  363  f.,  335 
u.  435  f  Ehmdess.  angcf.  Uebersicht  etc.,  S.  148  f.  a58,  a68,  336  u.  i3i.  — 
Vergl.  unten  §.  43q,  44°  u.  542. 

§.  237*  (I75.) 

Rechtsverhältnisse,  deren  Bestimmung  der  Bundesversammlung 

noch  obliegt. 

Damit  nicht  durch  Verschiedenheit  gesetzlicher  Vorschriften   ein  un- 
gleichartiges, für  einzelne  Bundesstaaten  nachtheiliges  Verhältnifs  entstehe, 
haben  I)  die  Biindesglicder  in  der  BundesActc  sich  vorbehalten,  bei  der 
ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung  in  Bciathung  zu  treten: 
1)  wegen  des  Handels  und  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten «),  wohin  auch  möglichste  Gleichförmigkeit  in  dem  Münzsy- 
stem (§.  4i5,  430,  429,  43i),  in  Maas  und  Gewicht  (§.  '4*4)7  und 
in  WechslnngsTypen  ($.  ^i3c)  zu  rechnen  seyn  mochte,  damit  nicht 
jeder  Bundesstaat  sich  als  einen  geschlossenen  Handelsstaat  betrachte;  2)  we- 
gen  der  Schiffahrt,   nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener  Congrefs 
angenommenen  Grundsätze  *).    II)  Auch  htt  die  BundesActe  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  gemacht,  die  Einführung  möglichst  gleich- 
förmiger Grundsätze  in  Berathung  zu  ziehen:  1)  über  Prefsfrei- 
heitO;  a)  über  Sicherung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
gegen   B üchernachd ruck  <*);    3)   über   Militärpflichtigkeit  der 
Unterthanen  e);  4)  über  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden 
(5.  *3a).    Die  wiener  SchlufsActe  (Art  53  u.  65)  hat  diese  Verpflich- 
tung erneuert.    Ob  und  wie  fern  diese  Gegenstände  in  der  B.  V.  durch 
Stimmenmehrheit  erledigt  werden  können,  oder  freie  Zustimmung  aller 
Btwdesglieder  dazu  erforderlich  sey,  ist  theils  nach  den  schon  vorhandenen 
Bestimmungen  (§.  127  ff.  u.  563  ff.)»  theils  nach  der  Natur  des  Gegen- 
standes zu  beurtheilen.  —  Zu  wünschen  ist,  dafs  aufser  den  hier  genann- 
ten,  die  Bundesversammlung,  unter    freier,    (der  Regel  der  Stimmen- 
mehrheit in  der  B.  V.  nicht  unterworfener)  Zustimmung  aller  Bundesglie- 
der, ihre  Wirksamkeit  noch  über  manche  andere  Rechtsverhältnisse  und 
gemeinnützige  Anordnungen   (§.  106,  129  u.  148,  Note  a)  ver- 
breiten möge/).    Allein  bis  jetzt  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dafs  Bestim- 
mungen über  gemeinnützige  Anordnungen  fast  nur  durch  particuläre  Be- 
strebungen, Gesetze,  Verträge  und  Vereine  erfolgt  sind. 


Digitized  by  Google 


520  <  I.  Thcil.  VI.  Cap.  3.  Abtb.  Rcchtsvcrlialtnifs  der 

u)  BundesActe,  Art.  19.    Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  53  u.  65.  Vcrhandl. 
in  den  wiener  MinisterialConfercnzcn ,  in  <len  Protoc.  2 ,  11,  28 ,  29,  33  u-  3q, 
v.  28.  Nov.  1819,  10.  Jan.,  11.,  i3.,  23.  u.  24-  Mai  1820.  —   Die  wiener  Con- 
grefs  Verhandlungen ,  •».  in  lUi'uvifs  angef.  Acten  elf.,  Bd.  II,  S.  369  u.  4?**  — 
Erster  PräsidialVortrag,  in  dem  Protor.  der  B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  §.  7;  in 
Ebendcss.  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  85.  —  In  ihrem  Protoc.  v.  3.  Aug.  1820,  $.  98, 
ernannte  die  Ii.  V.  für  Bearbeitung  dieser  Gegenstände  eine  Commission ,  in 
Folge  eines  in  den   wiener  MinisterialConfercnzcn  (34.  Sitzung)  abgefaf&ten 
ScparatProtocolls  v.  24.  Mai  1820.    Man  s.  die  loco  diclaturae  gedruckte  Zu- 
sammenstellung,  in  der  OriginalAusg.  der  Proioc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  214, 
zu  der  vertraul.  Sitzung  v.  1-.  Jul.  1820.    Auch  s.  man  den  Beschluß»  der  B.  V. 
v.  12.  Oft.  1820,  in  den  Protoc,  §.  167,  u.  die  Protoc.  v.  1819,  $.  io3.  i5* 
168.  2n.  219.  223.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  über  den  freien  Verkehr  mit 
den  notkwmdig.st.eii  Isbensbctliirfnissen,  in  den  Protoc.  v.  1817  und  1818.* —  Mög- 
lichst freier  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  ist  wichtig,  nicht  blofs  für  Privat- 
wohl, sondern  auch  für  politische  Entwickclung  der  Nation  und 'Verstärkung 
des  NationalBandes,  welches  alle  Bundesstaaten  umschlingen  soll.     Diese  Ge- 
sichtpunkte vereinigt,  sind  Gegenstand  von  eigenen  \  crhandltingen,  welche  unter 
den  Begierungen  von  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  beiden  Hessen,  den  grofs- 
herzoglich-  und  herzoglich  -  sächsischen  Staaten,  Nassau,  beiden  Hohenzotlern, 
beiden  Heufs,  VValdeek,  auf  einem  HundelsCongress  zu  Darmstadt  in  den  Jahren 
1820  bis  1823  durch  Abgeordnete  Statt  hatten.  —  Nachricht  von  der  Geschichte 
und  den  Verhandlungen  dieses  Congrcsses,  in  Mirhard's  allgem.  polit.  Annalen, 
1824,  Bd.  XI,  Heft  4,  S.  349  —  388,  u.  1825,  Bd.  XIV  ,  Heft  »,  S.  93—1*1. 
ConversatipnaI<exic on.  Neue  Folge,  voc.  Darinstädter  HandelsCongrefs.  —  Böuigl. 
hunnSverhchrr  Antrag  auf  Erleichterung  und  Beförderung  des  Aciivhandels  und 
Verkehrs  in  Teutschland  u.  s.  w. ,  desgl.  auf  gemeinsame  Maufs  regeln  gegen  den 
Schleichhandel  im  Innern  Teutschlands;  in  dem  Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Aug.  i83a, 
29.  Sitzung  §.  29-.    Ferner  königl.  hannoverischer  Antrag,  in  der  nämlichen 
Sitzung  der  B.  V.,  §.  296,  betr.  die  Erleichterung  u.  Beförderung  des  Traiuit- 
lumdeh.    Bönigl  preussische  Erklärung  dagegen  in  der  40.  Sitzung  der  B.  V., 
v.  25.  Oct.  i832.    Ucbcr  die  Bestitution  und  Verfassung  der  gröfseren  Handels- 
städte Teutschlands.    Frankf.  1816.  8-    J.  J.  Eickhoffs  Betrachtungen  über  den 
19.  Art.  der  d.  BundesActe,  nebst  Andeutungen,  wie  in  Gefolge  desselben  deril 
Handelsverkehr  zw.  den  Bundesstaaten  Erleichterung  zu  verschaffen.  Wies- 
baden 1820.  8. 

6)  BundesActe,  Art.  19.  Acte  final  du  congres  de  Vicnuc.  art.  108—117.  Beil. 
Num.  16  zu  diesem  Acte  final.  Rlvb*h\  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  1  — 4>6, 
u.  Bd.  II,  S.  369  f  44*  u-  47*  Ebendess.  angef.  Lebersicht  etc.  S.  261.  Wie- 
ner SchlufsActe  v.  1820,  §.  65.  —  Bestätigt  ward  diese  V  orschrift,  und  ihre 
baldmöglichste  Vollziehung  festgesetzt,  in  einem  Beschlufs  der  B.  V.,  in  dem 
Protoc.  der  PlenarVersammL  vom  3.  Aug.  1820,  $.  4.  Klödsh's  Quellensamml. 
Num.  XXII,  und  hiedurch  zugleich  die  Competcnz  der  B.  V.  für  jene  Schiff- 
fahrtangclcgenheitcn  begründet.  Man  s.  unten,  $.  563  ff.,  wo  auch  die  Bestim- 
'  mungen  des  wiener  Congresses  angegeben  sind. 

c)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  d.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  *.  65.  -  Das  Wei- 
tere unten,  §.  5o4. 

d)  BundesActe  a.  a.  O.  Wiener  SchlufsActe  v.  »820,  Art.  65.  Beschluß  der  B.  V. 
v.  2.  Apr.  i835,  «dafs  der  Nachdruck  im  Umfang  des  ganzen  Bundesgebiets  zu 
verbieten  u.  das  schriftstellerische  Eigenthum  nach  gleichförmigen  Grundsätzen 
festzustellen  und  zu  schützen  sev».  In  Folge  dessen:  Bcschlufs  der  B.  V.  v. 
9.  Nov.  18*37,  bekannt  gemacht  durch  die  Gesetzsammlungen  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten, im  Anfang  des  J.  i838-    Danach  dürfen  literarische  Erzeugnisse  aller 
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Art,  so  wie  Werke  der  Kunst,  sie  mögen  bereits  veröffentlicht  seyn  oder  nicht, 
ohne  Einwilligung  ihres  Urhebers  oder  seines  Rechtnachfolgers  auf  mechanischem 
Wege  nicht  vervielfältigt,  und  es  soll  dieses  Recht,  insofern  auf  dem  Werke 
der  Herausgeber  oder  Verleger  genannt  ist,  mindestens  während  eines  Zeitrau- 
mes von  10  Jahren  anerkannt  und  geschützt  werden.   Dieses  Decennium  beginnt 
für  die  in  den  letztverflossenen  10  Jahren  im  Umfange  des  teutschen  Rundes- 
gebiets erschienenen  Werke  vom  9.  Nov.  1837,   für  künftig  erscheinende  vom 
Tag  ihres  Erscheinens  an  (bei  Werken,  weichein  mehreren  Abtheilungeu  heraus- 
kommen, von  der  Herausgabe  der  letzten  Abiheilung  an,  vorausgesetzt,  dafs 
zwischen  der  Herausgabe  der  einzelnen  Abtheilungen  kein  längerer  als  ein  drey- 
jähriger  Zeitraum  verflossen  ist).    Eür  grofse,  mit  bedeutenden  Vorauslagen 
verbundene  Werke,  kann,  auf  Antrag  der  betreffenden  Regierung«  der  jedoch 
innerhalb  dreier  Jahre  vom  Erscheinen  des  Werkes  an  zu  stellen  ist,  die  Frist 
bis  zu  einem  längern,   höchstens   aojährigen  Zeitraum,  ausgedehnt  werden. 
Dem  Beschädigten  soll  der  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  zustehen.  Aufser- 
den» findet,  neben  den  in  Gcmäfsheit  der  Landesgesetze  insbesondere  gegen  den 
Nachdruck  zu  verhängenden  Strafen,  in  allen  Fällen  die  Wegnahme  der  nach, 
gedruckten  Exemplare,  und,  bei  Werken  der  Runst,  auch  noch  die  Beschlag- 
nahme der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorrichtungen  (Formen,  Platten,  Steine 
u.  s.  w.)  Statt.    Der  Debit  aller  Nachdrücke  und  Nachbildungen,  sie  mögen  im 
Rundesgebiet  oder  aufscrhalb  desselben  veranstaltet  seyn,  ist  allgemein  verbo- 
ten,  bei  Vermeidung  der  Wegnahme  und  der  durch  die  Landesgcselze  ange- 
drohten Strafen.    Ob  und  wie  lange  im  Bereich  der  Bundesstaaten,  in  denen 
der  Nachdruck  bisher  nicht  verboten  war,   der  Vertrieb  der  noch  vorräthigen 
Nachdrücke  noch  gestattet  seyn  soll,  bleibt  der  Bestimmung  der  betreffenden 
Regierungen  überlassen.  —  Verhandlungen  in  den  wiener  MinisterialConfcrenzen, 
an  d.  Protoc.  61  u.  33,  v.  ao.  u.  »3.  Mai  1810.    Vergl.  die  loco  dictaturae  ge- 
druckte Zusammenstellung,  in  der  Original  Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ao, 
S- n5.  —  Narhricht  von  den  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand, in  Rlübzh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV'.  S.  a  ff.    Ehendets.  Ucbersirht  etc., 
S.  i53  f.,  «49,  i5i  u.  a6i.    Vergl.  unten,  %.  5o5,  wo  auch  die  Verhandlungen 
der  B.  V.  angegeben  sind, 
e)  BundesActc,  Art.  18,  lit.  b,  Num.  2.    Wiener  SchlufsActe  v.  18*0,  Art.  65. 
Vcrhandl.  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  den  Protoc.  v.  1817,  §.  68, 
147,  186,  aa3,  3ai;  v.  1818,  %.  17,    CommissionsVortrag,  ebend.  1817,  %.  186, 
Beil.  56.    Vergl.  oben  $.  228,  Note  /  u.  Ki.tr  bkiv's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S-  5oa  u.  5o8.    Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  26*.  —  Von  Vertrügen  ein- 
zelner Bundesstaaten  hierüber,  oben  §.  229. 
/)  Eine  FestseUung  des  Begriffs  der  gemeinnützigen  Anordnungen,   findet  sich 
weder  in  den  Grund  vertragen  des  Bundes,  noch  in  den  Beschlüssen  der  B  V.  In 
der  französischen  Uebersetzung  der  wiener  SchlufsActe  (wovon  Rtünr.R's  Ab- 
handlungen Bd.  I,  S.  70)  ist  in  dem  Art.  64  der  Ausdruck  übersetzt  durch 
«mesures  de  bien  public».  —  Von  dahin  gehörenden  Gegenständen  s.  Rlü- 
bvb's  Uebersicht  etc.,  S.  «44  u.  ff.  u.  S.  168  u.  f.    Namentlich  gehören  dahin: 
eine  vertragmäsige  Bestimmung  der  Bundesversammlung  über  individuelle  Frei 
heit,  gegen  persönliche  Dienstbarkeit  und  willkührliche  Verhaftnehinung,  dafs 
kein  Einwohner  der  Bundesstaaten  seiner  persönlichen  Freiheit  anders  beraubt 
werden  dürfe,  als  auf  gesetzlichem  Wege,  und  dafs  der  eines  Verbrechens  Be- 
züchtigte nur  vor  seinen  ordentlichen  Richter  gehöre;  Gleichheit  vor  dem  Gesetz; 
Beseitigung  erblicher  persönlicher  Vorrechte;  Gewissensfreiheit;  Unabhängig- 
keit der  Rechtepflege  und  Sicherung  derselben  wider  Mifsbraucb  der  Staatsgewalt; 
Rechtekraft  und  Vollziehuugsfähigkeit  der  von  auswärtigen  competenten  Gerich- 
ten gesprochenen  Urtheile  (§.  366  d);  Disciplin  auf  Universitäten;  Einförmigkeit 
Klöber't  Öffeatl.  Recht,  i.  Aufl. 
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in  dem  Zoll-  und  Münr.wcsen  und  in  der  Postverwaltung;  Handelsfreiheit; 
Handwerksachen ;  Verbot  des  Büchernachdrucks ;  Regulativ  wider  den  Mifs- 
brauch  der  Prersfreiheit $  Verbot  aller  Lottospiele  und  Lotterten,  auch  bei 
Staatsanlehen;  Maasrcgeln  gegen  Proselytenmacherei,  gegen  Erschwerung  rer- 
ntischter  Ehen  (§.  519),  Vereinbarung  über  die  bürgerliche  Verbesserung  der 
Juden,  und  wider  Landstreicher ;  desgleichen  über  gewisse  Gegenstände  der 
Wehranstalt,  u.  d.  m.  —  In  einem  Gutachten  des  Hannoverischen  Gesandten 
t.  Martens,  in  dem  Protoc.  v.  16.  Juni  i8?o  (Bd  IX,  §.  17,  S.  4*  der  Quart 
Ausg.),  heifst  es:  «über  Gegenstände  der  innern  Administration  sey  nur  dann 
ein  hinreichender  Grund  *u  einer  allgemeinen  Vereinbarung  vorhanden,  wenn 
in  einzelnen  Staaten  der  Zweck  sonst  nicht  wohl  erreicht  werd/n  könne». 
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ZWEITER    THE  IL. 

STAATSRECHT 

D  E  B 

TEUTSCHEN  B  UNDESST  AATEN. 


I.  CAPITEL. 
Der  Staat  and  das  Staatsoberhaupt. 


§•  258.  (176.) 

t 

Zweifacher  Charakter  der  Bundesstaaten,  Sie  sind  europäische  Staaten. 
Ihre  Staatshoheit  oder  Souverainetät  j  sowohl  Unabhängigkeit  als  auch 
Staatsgewalt.  Rechtlicher  Entstehungsgrund  und  Real  Eigenschaft 

der  Staatshoheit. 

I)  Der  politische  Charakter  eines  Teutschen  Bundesstaates  ist 
zweifach.  Er  hat  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  des  Teutschen 
Bundes,  und  diejenige  eines  unabhängigen  Staates  «).  II)  Vermöge 
der  ihm  eigentümlichen  Souverainetät  und  seiner  geographischen  Lage,  ist 
jeder  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörende  Staat,  zugleich  ein  europäi- 
scher Staat,  und  zwar  für  sich,  das  heilst,  unabhängig  von  seiner 
Verbindung  mit  dem  teutschen  Staatenbunde  ($.221  u.  555  u.  ff.).  Fünf 
Bundesfursten  ($.  95)  bezeichnet  ein  uneigentlicher  diplomatischer  Sprach- 
gebrauch ($.  191,  a)  als  solche,  die  «zugleich  europäische  Mächte« 
sind;  nur  in  dem  Sinn,  dafs  sie  zugleich  Oberhäupter  von  europäischen 
sou verainen  Staatsgebieten  sind,  die  nicht  zu  dem  Teutschen  Bund  gehö- 
ren. Alle  Staaten  einer  jeden  von  diesen  fünf  Mächten  sind  europäische, 
aber  sie  sind  thcils  zu  dem  Teutschen  Bunde  gehörend,  theils  bundesf'rci, 
und  nicht  sowohl  die  Art  der  Vereinigung  beider,  —  ob  sie  dinglich,  oder, 
wie  bei  Hannover  und  Luxemburg  (§.  81  a  u.  286  b),  nur  persönlich 
ist,  —  als  vielmehr  ihre  geographische  Trennung,  kauu  in  vorkommenden 
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Fallen  practisch  wichtige  Folgen  haben.  Demnach  ist  ein  tefltscher  Bun- 
desstaat nicht  Gegensatz  eines  europäischen  Staates.  III)  Jedem  teulscheo 
Bundesstaate  gebührt  die  Staatshoheit  oder  unabhängige  Staats- 
gewalt (Souverainetät  b)  im  weitern  Sinn),  der  Inbegriff  aller  Rechte, 
welche  einem  unabhängigen  Staat  in  Hinsicht  auf  den  Staatszweck  zuste- 
hen- Hierunter  sind  begriffen:  i)  die  politische  Unabhängigkeit 
(Souverainetät  im  engern  Sinn),  das  Recht  politischer  Persönlichkeit  oder 
Selbstständigkeit,  im  Veihältnifs  zu  jedem  andern  Subject:  2)  die  Staats- 
gewalt (im  engern  Sinn),  die  Gewalt  zu  dem  Zweck  des  Staates.  III)  Der 
rechtliche  (nicht  überall  auch  der  historische)  Entsteh ungsgr und  der 
Staatshoheit  in  den  Bundesstaaten,  ist  zu  suchen  in  Unterwerfung  durch 
Vertrag,  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  c).  IV)  Die  Staatshoheit 
haftet,  als  Realrecht,  auf  dem  Lande  ^).  Mit  solchem  geht  ihre  Aus- 
übung für  das  regierende  Subject  verloren  O. 

a)  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  1814,  Art.  6.  Arte  final  du  rongres  de  Vienne.  art.  53. 
Rundes  Acte,  Eingang  u.  Art.  1.  Ri-übkus  Staatsarchiv  des  teutseben  Bande», 
Heft  I,  S.  39  f.  --  In  Hinsicht  auf  Souverainetät  sind  die  Frrirm  Städte  den 
monarchischen  Rundesglicderu  gleich  y.u  achten.  Bundes  Acic,  Art.  1.  Das 
Prädirat  «souveraiu»  in  dem  1.  Art.  und  in  dem  Eingang  dieser  Arte,  ist  so 
wenig  der  Gegensatz  von  «freien»,  als  in  dem  Art.  18  da«  Wort  * > erbündeten ? 
dem  Wort  «freien»  entgegengesetzt  ist.  Vergl.  Tittxami's  Darstell,  der  Vcrfa.ss. 
des  t.  Bundes,  S.  22,  Note  *.  —  Mavid  wird  ein  unabhängiger  Staat,  doch  nur 
einer  von  gröfscrer  Art,  genannt,  in  politischer  und  völkerrechtlicher  Hinsicht. 
—  Volle  Unabhängigkeit  hohen  die  jetzigen  Bundesstaaten  erst  nach  Aufhebung 
ihrer  Unterordnung  unter  die  ReichsStaalsgewalt  erlangt;  aher  darum  sind  ihre 
Regenien  nicht  Hrrhtjmttehfolir^r  des  teutscheti  Utirhs  in  dem  Sinne  gew  orden,  dafs 
die  Ren  hsStaatsgewalt  Air  ihren  Landesbemrh  auf  «ie  übergegangen  wäre.  Für 
solchen  ist  dieselbe  erloschen.  \  crgl.  0,  3t ,  o't  u.  «53  *  u.  e,  Leber  die 
Souverainetät  der  t.  Bundesstaaten  (Auszug  aus  der  Srhrift:  Reitrage  zur  Prü 
fung  von  Tagesmeinungen  über  Politik,  Staatsrecht  u.  Staats»  irthsch.  Deutsch!. 
1816.  8.),  in  der  AJlgcm.  Zeitung,  1817,  Beil  61  u.  61. 

b)  Das  Wort  Souvcramctät  wird  anderswo,  ohne  den  weitern  und  engern  Sinn  zu 
unterscheiden,  in  verschiedenem  Sinne  gebraucht.  Auch  wird  die  Souverainetät 
bald  dem  Staat,  bald  dem  regierenden  Subjecte,  bald  beiden  zugeschrieben. 
Von  dem  Letzten  s.  Rhein.  Rund,  RI.  38a  f.,  verglichen  mit  v.  Rerg's  Abhand- 
lungen zu  Erläutcr.  der  rheinischen  RundesActe,  Th.  I,  S.  284  f.  —  Andere 
verstehen  unter  Souverainetät  immer  die  Staatshoheit  oder  unabhängige  Staats 
gewalt  überhaupt  (Summa  rerum).  Blüm*  Droit  des  gern,  §.  *i.  Rheinisch, 
RundesActe,  Art.  4,  8  u.  3i.  Kirotnou's  Erklärung  an  die  teutsche  Reichsver- 
sammlung v.  1.  Aug.  1806,  in  Rlüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  79,  Note  a. 
v.  Rebo  a.  a.  O.  S.  «77.  —  Oder  blofs  die  politische  Unabhängigkeit.  D«  Mo- 
tens Droit  des  gens  (i8oj.  8.),  §.  16.  v.  Rkbo  a.  a.  O.  S.  117  u.  «85  f.  v.  Ai 
MEjfniwcrw,  in  d.  Rhein.  Rund,  LIIL  184  f.  Kapoikos's  Erklärung  an  den  Fürsten 
Primas  v.  11.  Sept.  1806,  in  RiüWs  angef.  Staatsr.,  %  79,  Note  «.  —  Oder 
die  höchste  Gewalt  oder  Staatsgewalt  im  engern  Sinn.  Rheinische  BuudesActc, 
Art.  lf  bis  20,  Art.  22,  «3,  ij  u.  27.  v.  B*hg  a.  a.  O.,  S.  117  u.  i83  f. 
Rhein.  Rund.  V.  s63.  —  Oder  die  Oberhoheit  eines  teutsrhen  SouverainStaates. 
im  Verhältnifs  zu  der  Standesherrlichkeit ,  zum  Theil  auth  der  Grundherrlich- 
keit.   Rhein.  RundesActe,  Art.  *t,  «3,  »4  ---2-,  29  u.  3o.      Vergl.  auch  Enron. 
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Annaleu,  »8o6,  IX.  242,  Note  *  Rhein.  Bund,  VI.  419.  IX.  346  ff.  XXXL  3  ff. 
XXXVI.  128  ff.  XLIX.  76  u.  79.  UV.  410  ff.  P.  J.  Flöhet,  in  Crohb's  und 
Jaup's  Germanien,  Bd.  IV,  St.  1,  Num.  i;  St.  3,  Num.  16.  —  Von  den  Erör- 
terungen über  das  Beiwort  *  souverain  » ,  in  dem  ersten  Art.  der  t.  Bunde» Acte, 
s.  KiJiuw's  liebende  ht  der  dipl.  Verliandl.  des  wien.  Congr.  S.  i56  u.  »57. 
übendes*.  Acten  de«  w.  Congr,  Bd.  II,  S.  344,  4»*  «•  f.,  454,  459  u.  4o3  f. 
Oestreich  erklärte,  dafs  «in  neueren  Zeiten  despoiistfa  Rechte  nüt  Souveraine- 
tätsRechten  confundirt  worden  sejen*.  Ebenda*.  II.  109.  Hannover:  «dafs 
selbst  nach  den  Veränderungen,  die  in  Teutschland  vorgegangen,  den  Fürstcu 
ganz  unbedingte  oder  rein  dcspoiiscbe  Rechte  über  ihre  Untcrthancn  Keineswegs 
zustehen  v.   Ebenda«.  I.  Heft  1,  S.  68. 

*)  Vergl.  oben  \.  1  u.  2.  3.  F.  X.  v.  Epflek's  Geist  der  teutscheu  TerritorialVer- 
fassung.  Frank  f.  iöo3.  8.  Damit  scheint  auch,  nach  aufgehobener  t.  Heichs  Ver- 
bindung, übereinzustimmen,  N.T.  Gomsxh  über  das  rcchtl.  Princip  der  teutscheu 
Territorial  Verfassung;  vor  L.  1Iixxju.stoss  Entwiche!  des  Begriffs  der  Regalität 
(Landsh.  1804.  8.)»  S.  i7  —  19,  11  u.  2-.  —  In  dem  Eigenthumsrecht  an  Grund 
und  Boden  des  Landes,  findet  den  rechtlichen  Entstehungsgrund,  C.  S.  Zachahiä, 
in  s.  Geist  der  t.  TerritorinlVcrfassuug.    Leipz.  1800.  8» 

d)  In  ehemaligen  reichsunmittrlharen  Stijtfanden  oder  geistlichen  W'ahlstaaten ,  stand, 
sede  plena  und  sede  vacante,  die  Substanz  der  als  RcalRecht  auf  dem  Lande 
haftenden  Landeshoheit,  mithin  a.tch  diejenige  aller  cinielnen  darunter  begriffe- 
nen Hoheitrechte  oder  Regalien,  gleich  allem  Andern  was  in  patrimonio  eccle- 
siae  war,  weder  dem  jedesmaligen  Prälaten  oder  Stiftvorsteher  su,  noch  dem 
Capitel,  diesem  namentlich  nicht  vermöge  einer  hio  und  da  behaupteten  Erb- 
und  Grundhcrrschaft,   sondern  einzig  der  moralischen  Person  des  geistlichen 
Stifte*  ( universitalis  ccclesiaslicae).    J,  H.  Bokhjleh  Jure  eceles.  Protestant., 
lib.  III.  tit.  5.  V  3o.    A.  J.  Schsaumat's  Lchrb.  des  teut.  Staatsr.  Bd.  I,  $.  i5o. 
Jos.  v.  Sahtori's  geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  der  teutschen  katholischen  geistl.  Ens-, 
Hoch-  und  Ritterstifter,  Bd.  II,  Th.  2,  Abschn.  2,  §.  1916  u.  1926. 

*)  J.  II.  a  Skri.ks  Diss.  de  inodi»  finiendi  superioritatem  territorialem.   Ups.  1730. 
4.  —  Vergl.  %.  33o. 


§.  239.  (177.) 

Majestät,  Staatsvertretung  und  Staatsregierung  des  Oberherrn, 
Verfassungsmäsiger  Regent.    Unverletzbarkeit  und  persönliche  Privat- 

Gerichtstand  des  Regenten.  „ 

1}  Der  Oberherr  eines  teutschen  Bundesstaates,  das  Staatsober- 
haupt <*),  ist  berufen  zu  dessen  Vertretung  und  Verwaltung.  Ihm, 
als  Inhaber  der  Staatshoheit,  gebührt:  1)  die  Majestät,  die  erhabenste 
Wurde;  2)  die  Vertretung  des  Staates,  in  dessen  Verhältnifs  nach  Aus- 
sen; 3)  die  Staatsregierung,  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  im  Innern, 
für  den  Zweck  des  Staates  *).  H)  So  fern  entweder  in  der  Vertretung 
oder  in  der  Regierung  des  Staates,  oder  in  beiden,  dem  Regenten  positive 
Schranken  gesetzt  sind,  wie  in  den  Bundesstaaten  nach  Vorschrift  des 
i3.  Artikels  der  BundesActe,  ist  dieser  ein  positiv  oder  urkundlich  Ver- 
fassung sinäsiger  (constitutioneller)  Oberherr,  das  keifst,  zu  Beobach- 
tung der  durch  die  Staatsverfassung  ihm  vorgeschriebenen  Einschränkungen 
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roll  kommen  verpflichtet;  doch  bleibt  ihm  die  verfassungsmäßige  Aasübung 
der  gesammten  Staatsgewalt  (§.  297).  Hat  der  Staat  eine  Volksvertretung 
(§.  283),  so  ist  der  Oberherr  ein  ständisch- ver f assu ngsmä'siger 
(§.  4).  III)  Da  der  monarchische  Oberherr  eines  sou verainen  Staates  in 
seinen  Handlungen  äufserlich  unabhängig  ist)  folglich  nicht  blofs  den  Aus- 
wärtigen, sondern  auch  dem  Volke  gegenüber  in  voller  natürlicher  Freiheit 
sich  befindet  j  so  ist  in  der  Staats  Verbindung  seine  Person  selbst  im  Fall 
eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt,  unverletzbar  (unantastbar);  es  wird 
ihr  in  diesem  Sinn,  weil  eine  Vergreifung  an  derselben  dem  Staatswohl  in 
höherem  Grad  widerstreben  würde,  Heiligkeit  zugeschrieben  IV)  Wird 
der  Regent  eines  Bundesstaates  von  einer  Privatperson  **),  aus  dem 
Grund  einer  personlichen  Privat  Verpflichtung,  z.  B.  wegen  Pri- 
vatschulden, in  Anspruch  genommen,  und  ist  für  diesen  Fall  weder  durch 
die  Landesverfassung  noch  durch  Privatvertrag  ein  Gerichtstand  fest- 
gesetzt; so  kann  der  klagende  Theil  bei  demselben  um  Krwählung  formli- 
cher Gerichte,  für  eine  oder  mehrere  Instanzen,  zu  ordnu  ngsmä'siger  Ver- 
handlung und  rechtlicher  Entscheidung  der  Sache,  und  im  Fall  der  Ver- 
weigerung einer  solchen  Wahl,  oder  der  Vollziehung*)  des  von  einem 
erwählten  Gerichte  gesprochenen  rechtskräftigen  Urtheils,  bei  der  Bundes- 
versammlung um  Verwendung  bei  dem  Gegner  nachsuchen,  und,  nöthigen 
Falls,  um  Bewirk ung  gehöriger  Rechtshülfe  (§.  169).  Da  in  den  teut- 
schen  Bundesstaaten  Niemand  rechtlos  gelassen  werden  soll  (§.  217  u.  169), 
und  der  Sou  verain  in  seiner  Regenteneigenschaft  Gerechtigkeit  überall  zu 
handhaben  berufen  ist;  so  kann  er  sich  um  so  weniger  Tür  befugt  halten, 
in  seiner  Privateigeuschait  dieselbe  zu  verläugnen  (§.  363). 

«)  Die  Benennung  «.Oberhaupt  des  Staates*  wird  den  monarchischen  Regenten  t. 
Bundesstaaten  ausdrücklich  beigelegt,  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art  b~. 
Auch  in  der  preufs.  CriminalOrdnung  v.  1806,  z.  B.  §.  490. 

*)  Die  Staatsregicrung  oder  Oberherrschaft  ist  daher,  ihrer  Natur  nach,  eingeschränkt. 
Man  s.  die  oben  (§.  »38,  6)  angef.  östreich.  u.  hannöver.  Erklärungen.  Erklärung 
der  Fürstin  Pavlinb  zur  Lippe,  v.  »5.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XL  933. 
Or streichische ,  preussische  und  hannöverische  Erklärungen  auf  dem  wiener  Congrefs, 
über  die  Rechte  der  VJnterthanen ,  in  Klübeh's  Ucbersicht  d.  dipl.  Verband!, 
des  w.  Cougr.,  S.  199  f.  u.  944  ff.  —  Sii»ey  sur  le  gouvernement,  T.  ü\ 
P.  a38.  Pcttbb's  Beiträge,  Th.  I,  S.  317  ff.  Fb.  Akcilloh,  über  Souverainetät 
u.  Staatsverfassungen.  Berlin  i8i5.  8.  9.  Aufl.  1816.  Ebenster*,  über  die  StaaU- 
wissenschaft.  Berlin  1890.  8.  C.  C.  Dabklow,  über  Souverainetät,  Staatsver- 
fassung und  RcpräsentativForm.  1816.  8.  F.  L.  v.  Hobsthal  über  Souverainetät, 
Staatsverfassung  und  RepräsentativForm ;  zur  Belcucht.  d.  Schrift  des  Hrn. 
Dabelow.  Bamb.  1816.  8.  (Auszug  in  der  Allemannia,  Bd.  VII,  S.  989  —  984. 
Tergl.  mit  d.  Neuen  Allemannia,  Bd.  II,  S.  97  ff.)  (Raes)  Die  Fürsten  u. 
Völker,  in  ihren  gegenseitigen  Forderungen.  Leipz.  1816.  8. 

e)  Baier.  Verfass.  ürk.  1818,  Tit.  II,  §.  1.  Badische  Verfass.  Urk.  1818,  §.  5. 
Würtcmh.  Verfass.  Urk.  1819,  %.  \.  (Vergl.  unten  $.  955  u.  980.)  CoburgSaalj. 
Gesetz,  die  stand.  Verfass.  betr.,  1891,  §.  3.  Schboedeb,  Elcin.  juris  nat.,  social» 
et  gent.  §.  960.  io35.  io38.  Klübkb's  Droit  de»  gens,  §.  9o3.  —  Der  aufsere 
Richter  der  Könige  ist  die  Geschichte.  —    Von  dem  Verbrechen  beleidigter 
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Majestät,  t.  L.  un.  C.  si  qiiis  imperatori  maledixerit ,  u.  F*uenoAcn's  peinl. 
Recht,  §.  171  ff. 

d)  Die  Rede  ist  hier  nicht  von  RealPrivatstreitigkeiteu  des  Landesherrn,  z.  B.  als 
Besitzers  liegender  Gründe,  wo  das  forum  rci  sitae  territoriale  competent  ist. 
Yergl.  §.  177,  Num.  16.  Auch  nicht  von  Rechtstreitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich,  insbesondere  auch  wenn  Privatpersonen  dabei  betheiligt  sind 
(§.  170--177),  von  Familien-  und  Vertrag  Aus  trägen  der  Bundesfürsten  (f.  173), 
von  dem  Gerichtstand  der  landesfürstlichen  Domänenkammer  ( §.  48* )  und 
des  StaatsFiscus  ($.  474).  —  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die 
iistreichische  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  %.  50,  verordnet:  *  Auch  solche 
Rechtsgeschäfte,  die  das  Oberhaupt  des  Staates  betreffen,  aber  auf  dessen 
Privateigenthum,  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten  Erwer- 
bungsarten  sich  beziehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den  Gesetzen 
zu  beurtheilen ».  Nach  der  ghzgl.  mecklenburgischen  Verordn,  zur  Publicatiou 
der  OberAppell.Ger.Ordn.  v.  ao.  Der.  1816,  1,  sind  die  in  allen  Rechtaachen 
wider  den  Landesherrn ,  auch  in  seinen  Privatverhältnissen,  die  Justizcanzleien 
in  erster  Instanz  competent.  —  Dafs  es  den  teutschen  Unterthanen  durchaus 
an  einem  Rechtsweg  fehle,  für  Rlagsachen  gegen  ihren  oder  einen  andern  Lan- 
desherrn, in  seinen  Privatverhällnissen,  wird  behauptet  in  L.  v.  Dhxsch  Abhand- 
lungen etc.  (i83o),  S.  ~o  f. 

e)  Die  EiecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  ($,  178)  erwähnt  dieses  Falles  nicht. 


§•  240.  (178-.3 
Staatsverfassung  Her  Freien  Städte. 

/)    U  e  b  e  r  A  u  u  p  t. 

I)  In  jeder  der  vier  Freien  Städte  steht  die  Staatshoheit,  ihrer 
Sa bstnnz  nach,  der  Stadtgemeinde  zu  «).  II)  Ausgeübt  wird  dieselbe 
von  dem  Rath  oder  Senat  (Bürgermeister  und  Rath),  als  der  höchsten, 
sowohl  obrigkeitlichen,  als  auch  die  ganze  Stadt  und  deren  Gebiet  reprä- 
sen tu  enden  Staatsbehörde  $  jedoch  luv  bestimmte  Gegenstände,  namentlich 
bei  Errichtung  der  Gesetze,  und  bei  Festsetzung  der  öffentlichen  Abgaben 
und  Ausgaben  auch  bei  Erwerbung  und  Yeräufserung  der  Stadtgüter 
(Domänen),  und  bei  Verträgen  mit  andern  Staaten,  unter  verfassungs- 
mässiger Mitwirkung  der  Bürgerschaft,  oder  eines  stellvertreten- 
den Ausschusses  derselben  Einem  Ausschufs  dieser  Art  gebührt, 
nach  der  besondern  Stadtverfassung,  die  Sorge  für  Aufrechthaltung  der 
Stadtverfassung ,  auch  Mitwirkung  selbst  bei  manchen  laufenden  Geschäften, 
namentlich  bei  der  Finanzverwaltung  III)  Bei  Errichtung,  Revision, 
Aenderung  oder  Aufhebung  der  Staatsgruudgesetze,  tritt  das  Stimm- 
recht aller  ActivBürger  oder  ihrer  Stellvertreter  ein  e)  IV)  Vermöge 
seines  Bürgereides,  ist  jeder  Bürger  dem  Senat  zu  constitutionellem  Gehor- 
sam verpflichtet.  V)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward,  in  den  Verhand- 
lungen über  den  Teutschen  Bund,  der  Wiedereintritt  dieser  vier  Städte  in  die 
politische  Freiheit,  und  ihr  Recht  auf  die  ltückkehr  zu  ihrer  alten  Verfassung 
anerkannt  f).    VI)  Ihre  politische  Unabhängigkeit  hat  denselben  Umfang  wie 
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diejenige  der  übrigen  Bundesstaaten.  VU)  Die  wiener  SchlufsActe  von 
1820,  Art.  62,  erklärt  ihre  Bestimmungen  über  den  i3.  Artikel  der  Bun- 
desActe,  betreffend  die  Notwendigkeit  landständischer  Verfassung 
in  allen  Bundesstaaten  283),  auf  die  Freien  Städte  für  anwendbar  in 
so  weit,  als  die  besondern  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es 
zulassen. 

u)  In  dem  Aamburg.  HauplRercfs  v.  171a,  Art.  1,  wird  als  *  unwiderruflii  lies 
FundamentalGesctz  festgestellt,  *dafs  in  dieser  Stadt  das  Küftor  oder  die  höchste 
Herrschaft  (das  höchste  Recht  und  Gewalt)  bei  einem  Edelu  Ratbe  und  der  Erb- 
gesessenen Rürgersehaft  inseuarabili  ne»u  conjunttim,  und  zusammen,  nicht  aber 
hei  einem  odor  andern  Theil  privative,  bestehe ».  Dagegen  «v  verbleiben  E. 
E.  Rath,  so  fiel  das  Exercitium  u.  resp.  die' Abnützung  oder  Genufs  etc. 
betrifft»,  die  festgesetzten  Gerechtsame.  Man  s.  Unwidcrrufl.  Fundamental 
Gcsetz,  Regimentsform,  oder  IlauptReocfs  der  Stadt  Hamburg.  Mit  e.  Einleit. 
v,  Ij.  \.  Uvss  (Ohne  Druckort,  1781.  8.),  Art.  1,  5  u.  39.  —  Die  Conslilutious- 
FrgänzungsActc  der  Stadt  Frankfurt  v.  1816.  Art.  5,  bestimmt,  dafs  «alle,  der 
Stadt  zustehenden  Hoheit-  it.  Selbst  Verwaltung«  rechte,  in  ihrem  weitesten 
Lmfang,  auf  der  Gcsammtheit  ihrer  christlichen  Riirgerschafl  beruhen».  — 
Am.  Müller'»  Einl.  «um  Studium  der  Verfassungsgeschiehle,  der  tier  Freien 
Städte  des  T.  Rundes.  Hamb.  1826.  8. 

/')  tu  Hamburg  und  Bremen  geschieht  beides  durch  Rath-  und  Rürgerschlüsse, 
wozu  in  Hamburg  die  von  dem  Rath  in  jedem  geeigneten  Fall  zu  convociren.de 
Gcsammtheit  der  Activ  Bürger,  die  Erbgesessene  Rürgerschaft  genannt,  entschei- 
dend mitzuwirken  hat,  nach  Art.  16  des  angef.  HauptRcccsses,  und  eben  so  iu 
Rremen  die  burger  •  conventfähigen  (d.  h.  die  vonulglichstcn  Abgaben  bezah- 
lenden) flürger;  in  Lühe ck,  \on  uE.  hochweisen  Rath  mit  Zustimmung,  oder  nach 
getroffener  Lebcreinkiinft  mit  der  ehrlicbenden  Rürgerschaft».  Zu  Frankfurt  ist, 
in  der  angef.  ConstiuErgänzungsActc,  Art.  17,  dem  gesetzgebenden  Körper  ein- 
geräumt: die  Gesetzgebung  überhaupt,  mit  Ausnahme  der  GrundverfassungsGc- 
setze,  die  Besteuerung,  die  Anwendung  der  bewaffneten  Macht,  die  Sauclion 
aller  Staatsverträge,  die  Febersicht  des  Staatshaushaltes,  die  Einwilligung  eu 
Veräufserung  stadtischer  Gemeindegüter,  die  Bewahrung  und  Erhaltung  der  Ver- 
fassung, u.  s.  w.  Auch  in  Hamburg  kann  die  Genehmigung  der  Bürgerschaft 
durch  einen  Rath  -  und  Bürgersehlufs  geschehen.  Beispiele  in  der  Samml.  der 
hamb.  Verordnungen,  v.  181 5 ,      j^6j  1818,  S.  268;  1810,  S.  iS-  u.  373. 

c)  In  Hamburg  sind  die  bürgerlichen  Collegicu,  jenes  der  Oberallen,  bestehend  aus  i5 
Mitgliedern,  der  Sechziger,  und  der  Hundert  u.  Achtziger;  desgl.  die  Verord- 
neten der  Rämmerei.  Ueberdiefs  besteben  27  Raths-  u.  bürgerliche  Deputationen. 
Man  s.  den  unten  (Kote  g  des  folgenden  %.)  angef.  UnionsRccefs  v.  171a  — 
In  Lübeck  sind  zwölf  bürgerliche  Collegien,  deren  jedes  durch  eine  bestimmte 
Anzahl  von  A ehesten  vertreten  wird;  überdiefs  sind  dreifsig  Deputationen,  für 
allerlei  Vcrwallungsgcgenständc,  öffentliche  Anstalten  u.  Gewerbe.  —  hi 
Rremen  bestehen,  ein  Collcgium  der  Aeltermanner  von  ungefähr  20  Mitgliedern, 
u.  eine  provisorische  RcgiertingsCominission ,  worin  8  aus  dem  Rath  u.  %b 
Repräsentanten  der  Bürgerschaft,  unter  welchen  4  von  jenen  u.  is  von  diesen 
die  provisorische  FinanzDeputation  bilden;  überdiefs  bestehen  Deputationen  für 
alle  öffentlichen  Einnahmen,  Ausgaben  u.  Verwaltungen,  frommen  Stillungen,  Vcr- 
sorgungsanstalten  u.a.m.,  alle  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Raths  und  der 
Bürgerschaft.  —  Zu  Frankfurt  übertragt,  in  der  angef.  Constit.  ErgänzungsActc. 
Art.  8,  die  christliche  Rürgerschaft  die  Ausübung  der  Hoheitrechte  drei  au» 
ihrer  Milieu.  Autorität  ausgehenden  Behörden:  1)  der  gesetzgebenden  Nor- 
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Sammlung  oder  dem  gesetzgebenden  Körper;  2)  dem  Senat,  als  höchstem  obrig- 
keitlichem, die  ganze  Stadt  repräsentirendem  Collegium;  3)  dem  ständigen  Bür- 
gcrausschufs.  Die  erste  besteht  aus  20  Mitgliedern  des  Senats,  aus  20  Mitglie- 
dern des  aus  61  Bürgern  bestehenden  ständigen  Bürgerausschusses  (BürgerRe- 
präsentation  ),  aus  4  5  Personen,  die  aus  der  übrigen  christlichen  Bürgerschaft, 
von  dem  Jährlich  erneuerten  Wahlcollegium  der  Fünf  und  Siebensiger  gewählt 
werden,  und  aus  9  Deputirten  der  Dorfschaften,  die  seit  i8s3  zu  deren  Vertre- 
tung, bei  Gegenständen,  wobei  dieselben  betheiligt  sind,  zugezogen  werden.  Der 
Senat  bat  auf  der  ersten  Bank  14  Schöffen,  auf  der  zweiten  14  Senatoren,  auf 
der  dritten  14  Rathsverwandte,  von  welchen  12  aus  den  zünftigen  Handwerkern, 
die  2  andern  aus  der  übrigen  nicht  zünftigen  Bürgerschaft  gewählt  werden. 
Aus  den  Mitgliedern  der  ersten  Bank,  wird  der  ältere,  aus  denen  der  zweiten 
der  jüngere  Bürgermeister  jährlich  gewählt.  Bei  dem  Senat  unterscheidet  man 
den  Grofsen  (Plenum)  und  den  Engern  Rath;  der  leiste  besteht  aus  den  beiden 
Bürgermeistern  u.  20  Mitgliedern  von  allen  drei  Bänken.  Nach  Art.  25  der  Constit. 
Ergänzung«  Acte ,  ist  dein  Grossen  Rath,  als  obrigkeitlichem,  die  ganze  Stadt 
repräsentirendem  Collegium,  die  executive  Gewalt  u.  die  Stadt-  und  Justizver- 
waltung im  Allgemeinen  anvertraut;  der  Engere  Rath  hat  die  Berathung  u. Ent- 
scheidung aller  Verwaltungsgegenstände,  nach  Vorschrift  der  alten  Verfassung, 
so  weit  die  Cunslitutions-ErgänzungsActe  keine  Ausnahme  macht.  —  Bürgermeister 
lieben:  Frankfurt  j,  auf  1  Jahr,  die  übrigen  Frcieu  Städte  4,  auf  Lebenszeit, 
\on  und  aus  dem  Senat  erwählt;  zu  Hamburg  werden  3  aus  den  graduirten 
rcclitsgclehrtcn  Senatoren  von  dem  Plenum  des  Senats,  1  aus  den  i3  Senatoren 
vom  Handelsstand  und  nur  von  diesen,  erwählt.  —  Die  Syndici  oder  rechtsge- 
lchrtcn  Rätbe  des  Senats,  sind  jetzt  überall  Mitglieder  des  Senats,  doch  haben 
sie  darin  Derisix Stimmen  nur  in  Frankfurt. 

H)  In  llnmburfr  hat  das  Collegium  der  Oberaltcn  für  Aufrechthaltung  der  Stadt- 
verfassung zu  wachen.  —  In  Fmnijurt  ist  der  Senat,  in  bestimmten  Verwal- 
luiigsfällen,  an  die  Einwilligung  des  standigen  Bürgerausschusses  gebunden. 
Ueberdiefs  bestehen,  ausser  dem  engern  oder  Verwaltungsrath,  als  Verwaltung*  - 
ämter,  eine  geheime  RathsDeputation,  eine  CentralFinanzCommission,  zusammen- 
gesetzt aus  Gliedern  des  Senats  u.  des  ständigen  Bürgerausschusses,  u.  eine 
Handelskammer.  Constit  ErgänzungsAotc  v.  1816,  Art.  2*5  u.  26.  Neun  hiesu 
erwählte  Mitglieder  des  ständigen  Bürgerausschusses ,  bilden  das  RechnungsRc- 
visionsCollcgiuin ,  früher  NeunerCollegium  genannt.  Ebenda».  Art.  49-  —  'a 
Bremen  besorgen  Mitglieder  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  alle  Verwaltungen, 
unter  Controlc  des  Senats,  dem  davon  Rechnung  abzulegen  iat. 

e)  Con&tit.ErgänzungsActe  der  Stadt  Frankfurt,    1816,   Art.  17  und  5o,  wo  zu 
gleich  die  authentische  Erklärung  aller  Artikel  dieser  Acte,  der  gesetzgebenden 
Versammlung  beigelegt  wird.    Vergl.  das  jener  Acte  vorgesetzte  RathsPublican- 
dum  v.  19,  Juli  1816.  Vergl.  den  hamburg.  HauptRccefs  v.  1712,  Art.  16  u.  53. 

/)  BundesAcle,  im  Eingang  u.  Art.  1,  4*  6  u.  12.  Erörterungen  in  HhGbss's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  80,  129,  i35  ff. 


§.  241.  (178V) 
2)  Jeder  von  den  Freien  Städten  insbesondere. 

.Vach  solchen  Grundsätzen,  hat  1)  die  Freie  Stadt  Frankfurt  ihre 
frühere  Verfassung  dieselbe  durch  Privilegien,  Vertrage,  insfoeson- 
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dere  den  Bürgervertrag  von  1 6 1 3,  kaiserliche  Resolutionen,  reichsgericht- 
liche Entscheidungen,  Verordnungen  und  Herkommen  festgesetzt  war,  wie« 
der  hergestellt,  und  im  Jahr  1816  durch  ein  neues  Statut  *)  ergänzt,  mit 
Beobachtung  der  in  der  SehlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  4°»  enl_ 
haltenen  Vorschriften;  worin  zugleich  der  Bundesversammlung  ein  Ent- 
scheidungsrecht übertragen  ist,  in  Streitigkeiten,  die  etwa  über  Errichtung 
und  Handhabung  der  Verfassung  entstehen  (§.  216).  II)  Die  Freie  Hanse- 
stadt Bremen  hat,  nach  Wiederherstellung  c)  ihrer  alten  Verfassung  ^) 
im  Jahr  i8i3,  über  einzelne  Gegenstände  verschiedene  neue  Statute  ' ) 
errichtet ;  doch  mit  ausdrücklichem  » Vorbehalt  der  durch  die  Verfassungs- 
urkuude  künftig  festzusetzenden  Bestimmungen«/).  Iii)  Uuter  ähnlichem 
Vorbehalt,  hat  die  Freie  Hansestadt  Hamburg,  im  Jahr  1814?  ihre  frü- 
here Verlassung  ff)  wieder  hergestellt/').  IV)  Eben  so  die  Freie 
Hausestadt  Lübeck  0  im  Jahr  181 3.  V)  Den  Bewohnern  der  städti- 
schen Landgebiete,  ist  eiue  iormlichc  Repräsentation  in  dem  Rath  und 
auf  BürgerConventen,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Gegenstände  der  auch  sie 
mit  betreffenden  Gesetzgebung  und  Besteuerung,  bis  jetzt  nur  in  Frank- 
furt eingeräumt  VI)  Die  Bestimmungen  der  wiener  SchlufsActe  von 
1820,  in  Beziehung  auf  die  in  dem  i3.  Artikel  der  BundesActe  verordnete 
landständische  Verfassung  in  allen  Bundesstaaten,  sind  auf  die  Freien 
Städte  so  weit  anwendbar,  als  die  besondern  Verfassungen  und  Verhält- 
nisse derselben  es  zulassen  ')• 

a)  Schriften  in  PCttkr's  Lit.  III.   171.  u.  in  Rlübkm's  Lit.  197.    Gedrängte  Dar 

Stellung  u.  Inbegriff  der  wesentlichsten  Bestandteile  der  alten  Vcrfass. 

der  freien  Stadt  Frankfurt.  F.ankf.  1816.  8.  Norbxvkn  a.  unten  angef.  0.? 
S.  2820  u.  ff.  —  Die  fürstl.  priinntischc  Organisation  der  Stadt  Frankf.  v.  10.  Oct- 
1806,  findet  man  in  d.  Rhein.  Bund,  u.  in  den  unten  (Note  6)  augef.  Constitu- 
tionen, Tb.  II,  S.  372,  so  wie  die  Constitution  des  Grofshcr/.ogthuim  Frankf. 
v.  16.  Aug.  1810,  cbend.  Th.  II,  S.  235. 

*)  ConstitutionsErgänsungsActe  der  Freien  Stadt  Frankfurt  (errichtet  unter  Ab- 
stimmung der  gesamraten  Bürgerschaft,  und  mit  Beistiinmung  einer  sehr  grofsen 
Mehrzahl  derselben,  publicirt  durch  Rathsvcrordu.  v.  19.  Jul.  1816).  Frankf. 
1816.  8.  Auch  in  der  Gesetz-  u.  StatutenSammlung  der  fr.  St.  Frankf.,  Bd.  I 
(Frankf.  1817.  8.),  S.  1  —  70,  in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  U 
(Altenh.  u.  Leipz.  1817.  8.),  S.  383  ff.  u.  in  Pölitz,  europ.  Constitutionen  seit 
1789,  Bd.  I,  S.  iio5.  Ein  Auszug  in  J.  C.  Risimgek's  vergleichender  Darstrll. 
der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchien  u.  Republiken  (  Wien  1818.  8. ), 
S.  286  —  292.  C.  S.  Mcli.kh's  vollstäud.  Samml.  d.  kaiserl.  in  S.  Frankf.  c.  Frankf. 
ergang.  Resolutionen  u.  a.  dahin  cingeschlagender  StadtverwaltungsGrundgesct/.e. 
Abth.  I— UI.  Frankf.  i?85.  Fol.  (In  der  L  Abtb.,  S.  18 — 291,  steht  der  Bürgerver- 
trag (Verfassungsurkunde)  v.  i6i3. )  Das  Verhältnis  der  Stadlbürger  zu  de« 
Landbewohnern  im  Gebiete  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  nach  rechtlichen  u.  staats- 
wirthschaftlichen  Grundsätzen.  Hanau,  bei  Rönig,  i832.  8.  G.  \\.  NTtnorv» 
(Landdcputirtens)  Separat\  otum  eines  Mitgliedes  der  zur  wiederholten  Prüfung 
des  Gesetzentwurfs  der  Rcsteuerung  der  Landbewohner  betreffend,  angeordneten 
Cominissiou  der  gesetzgebenden  V  ersammlung  von  1832.  ( AU  Manuscript  ge- 
druckt für  die  Mitglieder  der  gesetzgeb.  Vcrsaminl.)  i832.  Rh>g\m»'s  Artikel 
über  Frankfurt  a.  M.  in  v.  RotijtcH 's  SlaalsLcxicon  Rd.  VI.  S.  3  -  i3. 
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c)  Bekanntmachung  v.  6.  Nov.  i8i3;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  u.  Pro- 
clame  des  Senats  der  freien  Hansestadt  Bremen,  Band  von  i8i3  u.  1814  (Bremen 
181 4-  8.)»  S.  1. 

<0  Grundgesetze  der  kaiserl.  u.  reichsfreien  Stadt  Bremen;  enthaltend  die  Tafel  (1 433) 
u.  die  neuesten  Statuten,  (nämlich)  die  Neue  Eintracht  (i/|34)  u.  die  Kündige 
Bolle  (  1489  ) ,  und  verschiedene  Eidesformeln.  Au»  der  niedersächs.  Urschrift 
übersetzt,  mit  Vorbericht  u.  Sachregister,  v.  C.  N.  Boixva.  Bremen  1798.»  8.  Dio 
Bündige  Bolle  Rieht  auch,  im  Urtext,  in  Gerh.  On.nicns  Samml.  alter  u.  neuer 

Gesetzbücher  der  Stadt  Bremen  (Bremen  1-71.  4.),  S.  647 -ff.  —  C.  P.  H. 

Norbxaks's  Handbuch  der  Länder-  und  Völkerkunde,  Bd.  I,  Abth.  5  (Hamb. 
178-r.  8.),  S.  3o89  u.  f.  (Herrn,  v.  Post)  Iiistor.  Nachrichten  u.  s.  w.  1768.  4. 
u.  iu  C.  L.  ü.  Jägeb's  Magazin  für  die  Beichsstädte ,  Bd.  VI  (Ulm  1797.  8.), 
Num.  11.  Ca.  de  Villkhs  constitutions  des  trois  villes  libres  anseatiques. 
Leipzig  1814.  8. ,  wo  die  Constitutionen  der  Hansestädte  teutsch  und  französieb 
abgedruckt  sind.  Bisr«gkh  a.  a.  O..  S.  a9a  ff.  Schriften  in  Pcttib's  Lit.  BI. 
171.  u.  Ki  i  bkh's  Lit.  196.  —  Zwei  von  einer  Bath-  u.  BürgerDeputation  im 
3.  1814  entworfene  Plane,  der  eine  zu  einer  verbesserten  Verfassungsurkunde, 
der  andere  zu  einer  SupplementarGonstitutionsActe ,  stehen  in  den ,  in  3  Lie- 
ferangen (ohne  Druckort,  i8i5  in  8.)  erschienenen  Freimüthigen  Bemerkungen 
über  die  neuen  Constitutionen  der  freien  deutschen  Beichsstädte,  in  der  a.  u. 
3.  Lieferung.  Man  s.  auch :  Verhandlungen  über  die  V  erfassung  der  Freien 
Hansestadt  Bremen.   Bremen  1818.  4- 

<•)  Z.  B.  Statut  über  die  Bathswahlen  (Wahl  der  Batlimänner),  v.  ao.  März  1816, 
und  Bath-  und  Bürgcrschlufs  über  die  BürgcrConvente  zu  Fassung  der  Bürger- 
beschlüsse,  v.  11.  Dec.  1818,  beide  in  der  angef.  (bremer)  Samml.  d.  Verord- 
nungen, Bd.  v.  1816,  S.  14  ff.,  Bd.  v.  1818,  S.  i36;  auch  in  d.  angef.  Verhand- 
lungen, S.  53. 

j)  Worte  des  angef.  Bath-  und  Bürgerbeschlusses  v.  11.  Dec.  1818. 

^)  HauptBerefs  ( Fundamen talGesetz  u.  BegimentsForm )  der  Stadt  Hamburg, 
errichtet  zwischen  E.  E.  Bath  u.  der  Erbgesessenen  Bürgerschaft,  am  i5.  Oct. 
1712  (mangelhaft  in  LLmg's  Reichsarchiv,  Part,  spec,  Contin.  IV.,  p.  1113); 
in  der  oben  (§.  24°*  ■)  angef.  Ausgabe  von  Hess,  S.  1 — 86.  Eine  Beihe  von 
Beilagen  dazu;  ebendas.  S.  87 —  170.  UnionsBecefs  (von  1710),  näml.  von 
den  (bürgerlichen)  Collegien  insgemein,  von  den  Oberalten,  von  dem  Collegium 
der  Sechziger,  von  dem  Collegium  der  Hundert  und  Achtziger,  den  5.  Oct. 
inj  zwischen  E.  E.  Bath  u.  der  löbl.  Erbgesessenen  Bürgerschaft  approbirt 
u.  confirmirt;  ebendas.  S.  171  —  198.  Beglemcnt  der  Bath-  u,  BürgerConvcnte, 
10a  »710,  eine  Beilage  zu  Art.  ai  des  HauptBccesses  v.  171a.  (Joh. Blepeker's) 
Sammlung  der  hamburg.  Gesetze  u.  Verfassungen,  sammt  histor.  Einleitungen. 
Bd.  I  —  XII.  Hamb.  1765  u.  ff.  Register  dazu,  mit  Vorr.  v.  G.ottfr.  Schötck. 
Hamb.  1774.  8.  Neuer  Abdruck  der  vier  HauptGrundgesetze  der  Harn- 
burgischen  Verfassung.  Hamb.  i8a3.  8.  Nachtrag  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc. 
Ebendas.  i8a3.  8.  SupplcmentBand  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc.  Ebendas. 
i8a5.  8.  —  Vilsens  a.  a.  O.  Bisisgea  a.  a.  O. ,  S.  aga  ff.  Schriften  in 
Pi'TTrz's  Lit  III.  1-1  u.  RlI'ber's  Lit.  198.  —  In  Hamburg  heifst  die  Gcsammt- 
heit  der  ActivBürgcr,  d.  h.  die  zur  Bürgerei  (Bürgerversammlung)  zu  kommen 
berechtigt  sind ,  im  eigentlichen  Sinn  die  Bürgerschaft  oder  auch  die  Erb- 
gesessene  Bürgerschaft,  abgctheilt  in  5  Kirchspiele.  Dieselbe  besteht  theils  aus 
ordentlichen  hiezu  erwählten  Mitgliedern ,  die  jedesmal  bei  Strafe  zur  Bürgerei 
kommen  müssen,  theils  aus  freiwilligen,  die  darin  zu  erscheinen  befugt  sind, 
entweder  wegen  eines  bürgerlichen  Amtes,,  oder  wegen  so  genannter  Erb- 
gesessenbeit ,  d.  h.  wegen  des  Besitzes  eines  freien  Vermögens  in  Häusern  oder 
Grundstücken  von  1000  Bthlr.  Species  in  der  Stadt,  von  aooo  im  Stadtgebiet. 
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Beeidigte  Stadtdiencr  und  fremde  Religionsverwandte ,  sind  ausgeschlossen. 
Norbkanb  a.  a.  O.,  S.  3oi4>  Bi»w6E«  su  a.  O. ,  S.  tot  ff. 
//)  Haniburgischcr  Rath-  u.  Bürgerschiufr  v.  «7.  Mai  1814,  dafr  die  wesentliche 
ältere  Grundverfassung  der  Stadt  hergestellt  werde,  doch  mit  Vorbehalt  der- 
jenigen Modifikationen,  Aenderungcn  und  Verbesserungen,  in  Ansehung  der 
einzelnen  Zweige  der  öffentlichen  Einrichtungen,  welche  verfassungsmäßig  wer- 
den gut  gefunden  werden;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  freieu 
Hansestadt  Hamburg,  t.  B.  Bd.  I  (i8i5.  8.)t  S.  8.  ff.  Vergl.  ebenda*., 
S.  18  u.  ao. 

f)  Proclamation ,  betr.  die  provisorische  Wiedervereinigung  der  Mitglieder  de» 
ehemaligen  Senate  (der  Stadt  IMeek),  zu  Fuhrung  des  StadtRegiments, 
v.  10,  März.  i8i3 ;  in  der  Sammlung  der  lübeckischen  Verordnungen  u.  Be- 
kanntmachungen (seit  i8i3),  Bd.  I  (Lüb.  181t.  4«)*  S.  1.  Bekanntmachung, 
betr.  die  abermalige  Wiedervereinigung  des  Senats;  in  der  angef.  Samml., 
Bd.  I,  S.  3t.  BürgerReeefs  v.  1669.  —  Von  der  Staatsverfassung  s.  man 
Morbhabv  a.  a.  O.,  S.  1794  u.  ff.   BisiitGia  a.  a.  O.,  S.  »9t  ff.  Jac.  v.  Vinxts 

grfindl.  Naehrieht  von  der  Stadt  Lübeck.  Lübeck  ir3i.   8.    Dritte,  sehr 

verm.  u.  umgearb.  Aufl.  (v.  J.  H.  Scairoux).  Ebend.  1787.  8.  Vixam's  a.  a.  O. 
Bisibokr  a.  a.  O.  —  Seit  geraumer  Seit  erschienen  die  lübecker  Verordnungen, 
gedruckt  auf  einzelnen  Blättern  in  Fol.  u.  in  4>  Die  Verordnungen  seit  i8t3, 
erscheinen  nun  in  der  angef.  im  J.  18t  1  angefangenen  Sammlung. 

/)  Von  Bremen  vergl.  man  die  oben  (Note  d)  angef.  Plane  von  1814,  in  den  angef. 
Freimüth.  Bemerkungen,  3.  Liefer.,  S.  n  u.  bj,  u.  die  (ebenda».)  angef,  Ver- 
handlungen etc.,  S.  167.  —  Anspruch  der  frankfurter  Ortschaften,  auf  Aus- 
übung aller  den  übrigen  Staatsbürgern  des  Freistaates  zustehenden  Rechte ;  in 
den  Protocollen  der  Bundesversammlung,  EinreichuiigsProtocolle,  1817, 
INuni.  3u,  1818,  Nun».  5.  Zurücknahme  dieser  Rerlamalion,  ebenda*«.  1818, 
Nun».  46. 

/)  Wiener  SeWufsActc  v.  18*0,  Art.  6t. 


8-    2*2  «79.) 
AllodialitiUj  Staatsform  und  Thronfolge  der  Bundesstaaten. 

I)  Alle  o)  SouverainStaaten  des  Teutschen  Bundes  sind  jetzt  allodial. 
II)  Die  meisten  sind  auf  ein  monarchisches  Oberhaupt  (eine  einzelne 
physische  Person,  monokratisch)  eingerichtet,  vier  haben  eine  republi- 
kanische Staatsform.  Hl)  Das  regierende  Subject  ist  ein  rechtmäßiges, 
wenn  seine  Regentengewalt  dem  Rechtsgeselz  gema'fs  ist  ($.988,  $55 
11,  F.).  IV)  In  allen  monarchischen  Bundesstaaten,  ist  jetzt  die  ordent- 
liche Thron-  oder  Regierungsfolge  eine  erbliche  (jure  sanguinis), 
nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt*).  Sie  kann  bestimmt  seyn ,  durch 
Staats-  und  Familiengeaetze  «)  oder  Verträge,  auch  durch  andere  rechts- 
gültige Willenserklärung  «0.  V)  Aufserordentliche  Thronfolge  für 
solche,  die  durch  Geburt  entweder  gar  nicht,  oder  noch  nicht,  oder  nicht 
allein,  dazu  berechtigt  sind,  kann  subsidiarisch  Statt  finden,  vermöge  eines 
Erb  Vertrags  <■),  oder  einer  andern  rechtsgültigen  Willenserklärung,  auch 
einer  altern  rechtniäsigen  Mitbelehnung,  Anwartschaft  oder  EventualBeleh- 
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nung  />,  oder  einer  freien  Wahl  nach  Abgang  des  zeit  herigen  Regenten- 
hauses g).  VI)  Die  Thron-  oder  R egier u ngs fo Ige  in  den  teutschen 
sou verainen  Erbstaaten,  ist  jetzt  überall  als  wahre  StaatsSuccession 
zu  betrachten  A);  welche  die  privatrechtliche  Idee  einer  Eibschaft,  einer 
Vererbung  oder  Ererbung  der  Regentengewalt,  mithin  auch  diejenige  eines 
Erb  folgerecht  es ,  einer  Erbfolgeordnung,  eines  Erblassers  und  eines  Erb- 
oder  Vennächtnifsnehmers,  ausschliefst.  VII)  Zu  einseitiger  Bestimmung 
der  Thron-  oder  R  egent  en  fo  lg  e,  ist  der  Souverain  in  der  Regel  nicht, 
auf  jeden  Fall  aber  nur  in  so  weit  berechtigt,  als  dadurch  Rechte  Dritter 
nicht  verletzt  werden  «  ). 

a)  So  fern  die  ehemaligen  TerritorialLehnverhältnisse  der  Fürstenthümer  Wälder k 
und  ScbaumburgLippe  zu  Kurheuen ,  das  beide ,  so  wie  Lippe  ( Detmold ), 
Schwarzb.Sondershausen ,  Sebwarzb. Rudolstadt ,  und  Liechtenstein ,  ( auch 
RauniuRietbcrg)  jetzt  in  seinem  Staatskalender  (v.  i8i3,  S.  459)  als  Vassailen 
wieder  aufführt,  uiebt  wieder  hergestellt  sind,  oder  werden,  Vergl.  %.  b-jx, 

h)  Ca*.  Chb.  HoracasB,  Dias,  de  origine  et  fatis  surcessionis  ex  jure  primogeaiturae 
in  familiis  illustribns.  Goetl.  1^71  rec.  Erf.  i-84.  4.  u-  in  s.  Opuse.  jurid., 
T.  L  (Stuttg.  1804.  8.),  n.  L  b.  PrsursB  über  die  Ordnung  der  Regierung« 
nachfolge  in  teulschen  Staaten.  1  Theile.  Cassel  1810.  8.  Ave.  Fbiid.  Schott, 
Pr.  de  judicio  super  inajoratu  saepe  arduo.  Lips.  1781.  4*  Mosas'»  Familien - 
Staatsr.  L  71.  5oa.  913.  IL  ma.  Pöttbb's  Erörterungen,  L  3o~.  G.  L.  Bohiir, 
Prine.  juris,  feud.  »5o.  sqq.  J.  C.  Lsist's  Lehrb.  des  teutseben  Staatsr. 
(i8©3),  §.  3i.  WbbcVs  Handb.  des  Lchnrecht»,  Th.  III,  S.  39o  f.  Pöttkb's 
Lit.  RL  -56.   KicWs  Lit.  %.  i53s. 

r)  Hier  gilt:  1)  Untheilburkeit,  und  a)  Vorzug  der  frühem  Geburt,  der  Erst-  oder 
Vorgeburt,  nach  der  Ordnung  der  Haien  (Linealfolge);  doch  kein  blofses 
Lebtag  Interesse.  —  Dafs  auch  ohne  ausdrückliche  positive  Bestimmung,  bei 
teutsrhen  Bundesstaaten  die  Vntheilbarktit  gelte ,  wird  behauptet  in  folgender 
Schrift.  Ueber  die  Unteilbarkeit  deutscher  Rundesstaaten.  Hanno v.  i8s5.  8. 
Dawider  die  Reeension  in  der  Zeitschrift:  Hermes,  Hd.  XXVI,  S.  i5o  ff.  — 
Von  dem  Hause  Brandenburg  s.  man  die  Hausverordnung  des  Kurf.  Albrecht 
Achilles  von  i4*?3 ,  den  Geraischen  Vertrag  von  1599  und  das  Pactum  Frideri- 
cianum  von  i~5»,  anerkannt  im  teschener  Friede u  von  1779,  RstissSt  aat«eanzley, 
Th.  19 ,  S.  169  ff.  A.  F.  Raa  Entwiche),  der  brAndenb.  Hausvertrage.  Frf.  u. 
Leipz.  1793.  8.  abgedruckt  auch  bei  Rhjrs  a.  a.  O.  Th.  3a,  S.  140  ff.  Ebendess. 
Rechtfertigung  meiner  Entwicklung  u.  s.  w.  ( wider  die  Critik  bei  Rsvss, 
Th.  3i. )  Frf.  u.  LeipK.  1794.  8.  —  Thronfolge  in  Batern,  In  der  baier.  Verfass- 
TJrk.  v.  1818,  IL  a  ff.,  und  in  dem  königl.  HausGrunrigesetz  v.  5.  Aug.  1819, 
Tit.  5.  Frühere,  «um  Theil  abweichende  Bestimmungen  finden  sich  in  der  Con- 
stitution von  1808,  Th.  O,  1,  u*  in  d.  königl.  Familicngcsctzen  v.  «8.  Juli 
1808.  $.  17  ff,  u.  v.  1.  Mai  1816.  Scbtwb's  Staatsr.  de«  Könige  Batern, 
Bd.  I,  $.  45  u.  f.  Cucujits  Lehrb.  der  constitut.  Monarchie  Baiarn»,  %.  67  ff. 
I«.  v.  Dbbsch  Abhandlungen  über  Gegenstande  des  öffentl.  Rechts  ( München 
i83o).  S.  »11  ff.  —  Thronfolge  im  Könige  Sachsen.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  7. 
Weissk's  Staatsrecht  des  K.  Sachsen,  Tk.  I,  §.  4°  u-  S.  109.  —  Von  dem  gegen- 
seitigen Thronfolgerecht  der  erntstim'schen  11.  albertinischen  Linien  des  Hauses 
Sachsen,  ebendas.  5.  43  u.  S.  110  u.  Th.  II,  S.  547  f.  —  Von  Brauntchweig- 
Lüneburg  s.  P.  C.  Ribbentbop's  Rejtra'ge  zur  Verfass.  des  Hzgth.  Rraunschw.- 
Liineb.  wolfenbüttelschen  Theils,  L  Rejtr.  (Rraunschw.  1787),  S.  io3.  ff.  u. 
140.  —  Thronfolge  in  fVurtemberg ,  in  dem  Verfassungsvcrtr.  v.  1819,  $.  7,  u. 
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in  d.  würtemb.  Familiengesetz  v.  8.  Juni  i8a8.  —   GH.  baMschts  Hausgeset*  u. 

FamilienStatut  v.  4.  Oct.  1817,  und  Verfas».Urk.  v.  1818,  §•  4-  —  Kurhessisches 
Haus-  und  Staatsgesetz  x.  4-  Mar«  1817.  —  Grofsh.  hessische  Vcrfass.Urk.  v. 
i8ao,  Art.  5.  —  Sachsen-  coburg  -meihingische  PrimogcniturConstitution,  v. 
9.  Dee.  1800,  bestätigt  von  dem  teutschen  Kaiser  am  17.  Aug.  1803.  —  Sassau- 
(Iranisches  ErstgeburtGesetz  v.  6.  Mär»  i-85,  in  Rsuss  Staatscauzley,  Th.  XIX, 
S.  »39.  Sassau -oranischc  Primogenitur  Constitution  v.  6.  Man.  1780,  bestätigt 
vom  Kaiser  19.  Sept.  1-86.  — 

d)  Jo.  Fbasc.  Kuodki's  de  testamentis  summorum  imperantium;  in  s.  Selectis, 
p.  491.  Gi'ii-  Fhi».  Fb45C  RirnDRi  opusc.  T.  L  (Gotb.  1759.  8.)  p  148— i58. 
Franc.  Jos.  Bodkaks  Comni.  de  arduo  inter  testamentum  prineipis  S.  R.  L  pu- 
blicum et  privatum  discrimine.  Mogunt  1784.  Pkeeeis6eb,  Vitriar.  illustr.  lib. 
3.  tit.  10.  §.  6.  Mosers  Staatsr.  XXV.  i58.  Ebendess.  persönl.  StaaUr.  IL  a55- 
i58.  ff.  3i3.  und  FamilienStaatsr.  II.  969.  F.  C  v.  Moseb's  patriot.  Archiv, 
Bd.  IX,  Num.  a.  Ksorr's  recht).  Abhandl.  u.  Gutachten,  S.  3»i.  v.  Selchow** 
Rechtsf.  n.  70.  PI'ttkb'»  Erörterungen,  L  186.  107.  Pvtter's  Lit.  Ol.  -81. 
Klvder's  Lit.  \.  i566.  • 

e)  '/..  B.  Erbverb tüderungen  oder  Frbeinigungen.  W.  A.  Rcdi.off  diss.  de  pactis 
sticcessoriis  illustrium  et  nobilium  Germaniae,  speciatim  üs,  quae  pacta  confra- 
ternitatis  appcllantur.  BütE.  1770.  4.  Moser's  Staatsr.  XVII.  »6  ff.  Mendts*.  Fa- 
milienStaatsr. L  920.  931.  969.  Göxvbb's  teutsches  Staatsrecht,  §.  «4a  PCttkb's 
Lit.  III.  766.  Kiübeb's  Lit.  %.  i54o.  — -  Von  der  Erbverbrüderung  der  Häuser 
Sachsen  u.  Hessen,  wie  auch  Hrandenburg ,  s.  Weiss«  a.  a.  O.  f.  44  u-  Th.  üt 
S.  55o.  ff.  Von  Rraunschweitf Lüneburg ,  Rirbebtrop  a.  a.  Ö.  S.  176  ff,  —  Be- 
stimmungen über  die  ausserordentliche  Thronfolge,  enthält  das  buierisehe  Familien- 
gesetz v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5. 

/)  Von  der  Fortdauer  der,  wahrend  der  teutschen  Reichs  Verbindung,  durch  Erb- 
verträge, Anwartschaft,  oder  EventualRclehnuug  erworbenen  Thron-  und  Erb- 
folgerechte, s.  oben  §.  53,  Num.  IV,  §.  83  f.,  u.  §.  54o.  —  Der  Fall  ausseror- 
dentlicher Thronfolge  kann  auch  eintreten  bei  erfolgender  Regierungsunfäbigkeit, 
Abdication  oder  Entsetzung  ($.  255)  des  Throninhabers.  Desgleichen,  wenn 
derselbe  bu  dem  Besitz  eines  fremden  Thrones  gelangt,  der  unvereinbar  ist  mit 
gleichseitigem  Besitz  des  inländischen;  ferner  wenn  die  Reihe  der  Thronfolge 
die  Gemahlin  eines  auswärtigen  Souverains  trifft ,  u.  d.  ra.  Die  beiden  letzten 
Fälle  sind  vorgesehen  in  der  baier  sehen  Yerfass.Urk.  1818,  Tit.  II,  §.  6,  u,  Fa- 
milienStatut v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  V,  §.  1. 

fr)  Beispiel  von  Holstein  u.  Schleswig,  oben  %.  1,  /  Andere  Beispiele  unten, 
%.  147 ,  * 

b)  G.  H.  v.  Bbbg's  Abhandlungen  zu  Erlaut,  der  rhein.  Bundes  Arte,  84,  S.  22-. 
Leist  a.  a.  O.  \.  »4-  —  Hiernach  müssen  die  Ausdrücke  «Erbmonarchie,  Erb- 
folge, Erbfolgerecht  (statt  Thronfolgerecht),  Erbprinz,  Thronerbe»  u.  d.  er- 
klärt und  verstanden  werden.  —  Von  der  Wirkung  einer  Vereinigung  von 
Bundesländern  durch  StaatsSuccession,.  auf  das  Stimmrecht  in  dem  Plenum  der 
Bundesversammlung,  oben  §.  129. 

/)  J.  F.  Rtrona's  Beiträge,  I.  35o. 

1 

§.  243.  (,8o). 

Gemeinrechtliche  und  besondere  SuccessionsOrdmtng,  sPrivat  Nachlas  s. 

I)  Bei  andern  Familienrecbten  der  Mitglieder  des  RegentenHauses, 
kann  die  gemeinrechtliche  (blos  nach  der  Nahe  der  Verwandtschaft, 
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und  ohne  Unterschied  det  Gewhlechtet),  oder,  selbst  bei  sou  verainen 
Staaten  des  Hauses,  eine  besondere  SuccessionsOrdnung  Statt  finden, 
z.  B.  Seniorat,  Majorat,  Minorat«),  auch  eine  Secundogenitur  und 
selbst  Tertiogenitur.  II)  Für  den  PrivatNachlafs  des  Souverains  kön- 
nen besondere  Bestimmungen  gelten  c):  staatsrechtliche,  lehnrechtliche, 
familienfideicommifsrechtliche,  vertragma'sige,  letztwillige  des  Erblassers, 
und,  in  deren  Ermangelung,  das  Recht  der  bürgerlichen  IntestatErbfolge. 

«)  G.  F.  Boeh&er  princ.  juris  feud.  §.  i5a.  i53.  Schott  1.  c.  Püttrr's  Lit.  UL  764. 
Klvber 's  Lit.  §.  i5$7.  —  Durch  Vertrag  der  sächs.  ernestinischen  Häuser  v. 
10.  Oct.  1811 ,  ward  das  bis  dabin  ihrem  jedesmaligen  Senior  mit  der  Landes- 
hoheit »um  Genuß,  zugestandene  Amt  Oldisleben  an  &  WeimarEisenach ,  gegen 
eine  Abfindungssumme,  für  immer  überlassen.  Schweitzer'*  öffcntl.  Recht  des 
GHgth.  S.  WeimarEisenach,  I.  19. 

*)  Z.  B.  in  den  badischen  Grafschaften  Salem  und  Petershausen.  —  Von  dem 
Hause  Brandenburg,  vergl.  Lebt*  Samml.  brandenb.  Urk.  ü.  676.  P^ttbb's  hist. 
Entwickel  L  »46.  Bat«  in  Rzvss  Staatsk.  XXXIL  140.  100.  —  Von  Oestreich, 
s.  Wkvch's  Geschichte  von  Oestreich,  204. 

c)  So  in  d.  baier.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  Moser'«  Staatsr.  XXVL  61. 
Ebendets.  FamilienStaatsr.  D.  116t.  u.  persönl.  Staatsr.  B.  53a.  Ebendets.  Zusätze 
cu  s.  neuen  Staatsr.  II.  4?7*  Besed.  Schmidt  princ.  juris  feud.,  §.  5i8.  Püttmash 
elem.  juris  feud.  §.  376.  A.  F.  H.  Posss  über  die  Sonderung  reichsstandiseber 
Staate-  und  PrivatTerlassenschaft  (Gott  1790.  8.),  %.  i3  ff,  33  u.  5o  ff.  C  G 
A.  H.  v.  Kaxptz  Erört.  der  Verbindlichkeit  des  weltl.  Reichsfürsten  aus  d. 
Handlungen  s.  Vorfahren,  §.  17—19.   Bodmane  a.  a.  O. 


I)  Bei  der  erblichen  Thronfolge  nach  Erstgeburtrecht,  wird  das 
SuccessionsRecht  abgeleitet  von  dem  ersten  Erwerber,  doch  nur  für 
seine  dazu  geeigneten  Nachkommen  (successio  singularis,  ex  pacto  et  Pro- 
videntia majornm,  nach  Geding  und  Fürsorge  der  Altvordern);  nicht  von 
dem  letzten  Regenten,  von  dessen  Willen  dasselbe  sonach  unabhängig  ist. 


ausgeschlossen  ist  *),  haben  die  Agnaten  den  Vorzug  vor  den  Cogna- 
ten  (  agnatisch -cognatische  Thronfolge);  auch  ohne  ausdrucklichen  Ver- 
zicht der  letzten  *). 

a)  Vergl.  Pvtttr's  Lit.  DX  765.  Rxürer's  Lit.  %.  1539.  Leist  a.  a.  O.  §.  33. 
Bvvpb's  Beiträge,  Th.  I,  Num.  ia.  G.  I*  Boehheh's  Rechtsfalle,  Bd.  I,  Num.65. 
Von  der  Erstgeburtfolge  des  weiblichen  Geschlechtes,  in  CroxVs  u.  Jaüp's  Ger- 
manien ,  Bd.  IV,  Heft  a  (1810),  Num.  L  —  Gänzlich  ausgeschlossen  war  der 
Weiberstamm,  in  dem  u/ürtemb.  Hausgesetz  v.  1808,  %.  1.  Anders  in  dem 
u/ürtemb.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  $.  7)  auch  in  dem  baieritchen  Familiengesetz 
v.  1808,  Art.  39  ff.,  und  in  demjenigen  vom  5.  Aug.  1819,  Tit  5.  Schtjncm 
a.  a.  a,  S.  080. 

KUber'i  Slfcnü.  Recht,  4.  Aufl.  22 


(181.) 
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»)  Verg).  überhaupt  oben  $.  ?4s,  Note  c,  und  Bisisova's  vergleichende  Darstell, 
der  Staatsverfa&s.  der  europ.  Monarcbicen  u.  Republ.  (Wien  1818.  8),  S-  3& 
S.  10»  ff. 

§•  345.  (f82.) 
Fortsetzung. 

III)  Der  Thronfolger  mufs  aus  rech tmä'siger  Ehe  geboreo  seyn. 
Abstammung  aus  ungleicher  oder  nicht  s  tan  desma'siger  Ehe  (stan- 
desungleicher Ehe,  matrünonium  ex  rarione  statu»  seu  ordinis  pcrsonarura 
inaequale),  ist,  der  Hegel  nach,  kein  rechtsgültiger  Grund  zu  Aus- 
schliefsung  von  der  Thronfolge.  Doch  können  durch  Staats-  oder  Fami- 
liengesetze «),  gewisse  Arten  von  Ehen,  in  Hinsicht  auf  ThronfoIgeFahig- 
keit  ihrer  Abkömmlinge,  ftr  Mif sheira th  ( disparagium )  erklärt,  oder 
in  jener  Hinsiebt  ihnen  gleiche  Wirkungen  mit  Mifsheirathen  beigelegt 
seyn  IV)  Auch  können,  vermöge  eines  gültigen  Verbots  Standes- 
müsiger  Ehen  für  bestimmte  Nachgeborne  die  aus  einer  standesmä'sigen 
Ehe  abstammenden  Nachkommen  zur  Succession  unberechtigt  seyn.  V)  Mor- 
ganatische <0,  uneheliche  oder  natürliche,  und  Ad  op  ti  vNach- 
kommen  <•),  sind  in  der  Regel  nichts  successionsfahig.  VI)  Auch  solche 
nicht,  die  mit  einem  Körper-,  Gemuth-  oder  Geistes  fehler  behaf- 
tet sind,  mit  welchem  ganzliche  Unfähigkeit  zu  Fuhrung  des  Regenten- 
amtes verbunden  ist/).  MI)  Geistlicher  Stand,  bei  Katholiken,  ver- 
tragt sich  in  Erbstaaten  nicht  wohl  mit  der  weltlichen  Regenten  wurde;  er 
ist  aber,  ohne  besondere  Bestimmung,  kein  gültiger  Grund  zur  Aua- 
schliefsung  g). 

a)  Zur  ThronfolgeFähigkeit  fordern  Abstammung«  aus  ebenbürtiger  (ohne  nähere 
Bestimmung),  mit  Bewilligung  des  regierenden  Herrn  geschlossener  Ehe:  die 
baierische  Verfassungsurkunde  v.  1818,  Tit.  $.3,  und  das  baierische  Fami- 
lienStatut  v.  5.  Aug.  1819.  Tit.  1,  &  1;  die  würtember fische  Verfassungsurkunde 
1819,  J.  8;  die  Verf'assungsurkunde  des  GH.  Hcs**n  von  »810.  Art.  &.  Das 
badisch*  Haus-  und  FamilienStatut  v.  4»  Oct.  1817,  %.  a,  spricht  die  Nachfolge 
dem  «ehelichen  ebenbürtigen  Mannstamm»  cu.  Das  lurhessische  Haus-  und 
Staatsgesetz  v.  4.  März  1817,  $.  6,  fordert  mehr  nicht  als  Einwilligung  des  Sou- 
veräns au  den  Ehen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses.  —  In  dem 
grofsherzoglichen  Hause  S.  WeitnarEisenach  erklärt  die  PrimogeniturOrdn.  v. 
1714  für  Mifeheirath,  «jede  eheliche  Verbindung  mit  einer  andern  Person,  als 
aus  einem  fürstlichen  oder  alten  reichsgräflichen  Hause».  Von  einem  vorgege- 
benen, aber  nicht  bestehenden  FamilienStatut  oder  Herkommen  des  fürstL  und 
grau,  lippischen  Gesammthauses,  s.  Rj.üasa's  Abhandlungen  u.  Beobacht,  Bd.  I, 
S.  3a5.  —  Vcrgl.  auch  kaiserl.  russisches  Manifest  v.  so.  Mars  (1.  April)  t8ao. 
Sein  wesentlicher  Inhalt  ist  angegeben  in  Biüasn*s  europ.  Volkerrecht,  $.  1  *6,  h. 
—  Aeltere  Beispiele  solcher  Hamgesctr.e,  seit  dem.  Mittelalter,  liefert  Pättkr, 
über  Mifsheirathen  teutscher  Fürston  und  Grafen,  S.  191  iL.  a3s  ff.  u.  3o3  ff.  — 
Der  Kaiser  und  die  Reichs g e richte  erkannten  Hausgesetse  dieser  Art,  wenn  kai- 
serliche Bestätigung  fehlte,  nicht  für  rechtsgültig.  Pinea  a.  a.  O.,  &  3o3  f£ 
u.  410.    Mosvn's  FamilienStaatsr. ,  I.  iao.  II.  i3o.  161  f.,  190.  »39.  Rkuss 
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Staatskan/.lei ,  X.  in.    (V.  Rirtfkl)  Der  Reirhahofrath  in  Justia-  und  Gnaden- 
wehen,  Tb.  II,  S.  176  ff.  —   Die  Meinungen  der  Reeht*lehrer  hierüber  waren 
gelheilt.    Vergl.  v.  Skixhow's  Eleeta.  p.  07-.    G.  L.  BoKmuta's  Her  hl  »falle, 
B.  I,  Num.  53.   (Bäk)  Iiistor.  Entwichet,  des  Begriffs  unstandesmäs.  Ehen,  §.4-. 
RUbwi'b  kl.  jurist.  Biblioth.  Bd.  VI,  S.  440-460.  —   Manche  neuere  Haus- 
gesetee  erklären  die  ohne  Einwilligung  des  Oberhaoptes  des  Regentenhauses, 
von  Mitgliedern  des  letalen  geschlossenen  Ehen,  für  nichtig.    So  das  angef. 
vkrtemb.  Hausgcsetz  v.  1808,  %.  18  ff.,  u,  das  baierische  FamilicnStatut  r.  5.  Aug. 
1819,  Tit.  a,  gleichwie  schon  das  frühere  FamilienGesets  v.  «8.  Juli  1808, 
Art-  11  ff.    Vergl.  auch  das  %.  »4»  angef.  kurhtssitchc  Hausgeseta  v.  4.  Mär« 
181%  *.  6.  —  Durch  ein  gemeinschaftlich  errichtetes  hönigl.  Htumöwrüche*  und 
herxogL  Brauntchwigitchet  Familiengeseta,  vom  24«  u.  19  October  i83i,  ward 
jedem  Stammherrn  der  beiden  Hauptlinien  des  Gesammthauses  Braunsrhweig- 
Lünebnrg  ein  Aufsichtrecht  über  die  Vermahlungen  der  Prinzen  und  Prinzessin- 
nen seiner  Linie  in  so  weit  sugeeignet,  dafs  diese  verbunden  sind,  au  den  Ehen, 
welche  sie  einzugeben  beabsichtigen,  die  (bei  ebenbürtigen  Ehen  ohne  besondere 
Gründe  nicht  su  versagende)  Einwilligung  des  regierenden  Herrn  nachausuchen. 
Würde  ohne  deren  in  förmlicher  Staatsurkunde  erfolgte  Ertheilung,  eine  Ehe 
geschlossen,  so  sollen  die  daraus  abstammenden  Kinder  weder  aur  Succession 
in  den  deutschen  Staaten  des  Gesammthauses,  noch  r.u  dem  Rang,  Titel  und 
Wappen  des  Hauses  berechtigt  sejn.    Diese  Bestimmungen  sind  wiederholt  in 
dem  Hausgeseta  für  das  Königreich  Hannover  vom  19.  November  i836,  Cap.  3. 
*)  Ungleich,  staadesongleich,  unstandesinasig  (matrimonium  inaequale)  ist  jede  Ehe,  die 
«wischen  Personen  aus  verschiedenen  Standesclasscn  geschlossen  wird.    Auch  bei 
solcher  Ehe  streitet«  wie  bei  der  gleichen,  standesinäsigen,  gleich-  oder  ebenbürtigen, 
nie  Rcchtsverinuthung  für  volle  Rechtswirkung  derselben.    Eine  Ausnahme  hie- 
ron.   kraft  positiver  Rechtsbestimmung,  macht  diejenige  Art  der  ungleichen 
Ehen,  welche  Missheiruth  (disparagium)  genannt  wird;  eine  Ehe,  welcher,  wegen 
bestimmter  Standesungleiehheit  der  Gatten,  Rechtswirkungen  einer  gesetamäsi- 
grn  Ehe,   in  Absicht  auf  die  Kinder  und  den  Ehegatten  von  niederein  Stande, 
durch  eine  positiv -rechtliche  Regel  (nicht  durch  einen  besondern  Vertrag  für 
den  ronrreten  Fall,  wie  bei  der  morganatischen  Ehe)  entaogen  sind.   Nur  diese, 
einschränkend  /.u  erklärende,  positive  Bestimmung,  ist  Fnt.s«  heidungsmielle  für 
die  Fragen:  ob  und  wie  weit  den  Rindern  Käme,  Titel  und  Wappen  der  Fa- 
milie, Geburtstand  des  Vaters  (väterliche  Ebenbürtigkeit),  SuccessionsFähigkeit 
in  Absicht  auf  Staatsregierung,  FamilienFideicommissc  und  Lehen,  und  den 
väterlichen,  freieigenthümlichen  oder  AllodialPrivatnachlafs ,  ob  und  wie  weit 
der  Gemahlin  die  sonst  gewöhnliche  Theilnahme  an  den  Standes-  und  Familien* 
roneügen  des  Gemahls,  auch  die  erb-  und  witthumlicben  Berechtigungen,  ent- 
zogen seyen?  — -  Die  Idee  von  Mif*heirathcn  ist  ein,  von  Tcutscben  erst  in  der 
neuem  Zeit  erweitertes.  Vermächtnifs  eines  rohen  Zeitalters,  wo  Ehen  awischen 
Freien  und  Unfreien,  personis  ingenuae  et  senilis  eondifionts,  doch  nur  sie,  in 
weltlicher  und  kirchlicher  Beziehung  nicht  für  vollwirkend  galten.  —  Die  ganze 
Ttirvrie   von  MijitheimUien  ist  dem  Siltcngeseta,  der  Staatsweisbeit  und  dem  all- 
gemeinen Rechte  fremd.    Politisch  betrachtet,  sehliefst  schon  der  Name  eine 
Beleidigung  in  sich.    «An  esse  ulla  major  aut  tostgnior  conlumelia  potest,  quam 
parlciu  civitatis,   velut  contaminatam ,  indignam  connubiis  haben»?  Lrvros.  — 
In  der  Zeit  der  teutschen  Reichsverfassung  war  der  RechtsbegrifT  der  Mifshei- 
rath  weder  durch  Reichsgesctae  noch  durch  Reichsherkommen  vollständig  be- 
stimmt.   Sowohl  von  einzelnen  Familien  des  hohen  und  niedern  Adels,  ab  auch 
von  Rechtsgelehrten,  war  er  vielfach  bestritten,  und  selbst  der  Gerichtsbrauch 
der  Reichsgerichte  war  in  dieser  Materie  schwankend  und  ungleichförmig.  In 
der  neuesten  Zeit  (besonders  seil  1806»  ward  bei  einer  Reihe  von  Vcrmahlun- 
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gen,  in  teut&chcn  souverainen  Häusern  und  in  staadetherrlirhen  F Amilian,  dir 
frühere  Strenge  mit  Erfolg  unbeachtet  gelassen.  Daher  sollte  diese  Mifslehre 
jetzt  aus  dem  teutsrhen  Recht  überhaupt,  wenigstens  außerhalb  der  souverainen 
Regentenhäuser,  verbannt,  (vergl.  Göshbb  a.  a.  O.  S.  3o5,  3o8  u.  3io),  in  vor- 
kommenden Fällen  aber,  als  eine  rein  positive  Idee,  als  eine  der  Rerhtsver- 
muthung  widerstrebende,  mithin  einschränkend  zu  erklärende  und  von  dem 
behauptenden  Theil  streng  su  erweisende  Ausnahme  von  der  Regel  behandelt, 
folglich  genau  beschränkt  werden  auf  die  klaren  Bestimmungen  noch  geltender 
besonderer  Staat*  -  und  FamilienGeietxe.  —  Von  einer  Stelle  der  t.  RnndesActe, 
die  Ebenbürtigkeit  der  Standesherren  betr.,  s.  unten  §.  3o3,  d.  —  Von  der  ehe- 
maligen Theorie  und  Praxis,  vergl.  Pütteb  a.  a.  O.  Elender*,  über  den  Unter- 
schied der  Stände.  Gött.  179!».  8.  Dakz  Handb.  des  teutschen  Priratr.,  Bd.  VI, 
575  ff.  Scwwaübbbt's  Erläut.  des  Lebnr.,  %.  im.  Mosza's  FamilienStaatsr., 
IL  »3—147.  HiaiBUH,  in  dem  Repertorium  des  t.  Staate -und  Lehnrechts, 
Th.  III,  S.  6i5  ff.  Güsthkb's  europ.  Völkerrecht,  II.  438.  Rlöbxb's  Abhand- 
lungen und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  a5«  ff.  und  111  ff,  ( Elende**.)  Rechtl. 
Ausführung  der  väterl.  Ebenbürtigkeit  u.  familien-fideicommissar.  Suecessions. 
Fähigkeit  der  Herren  Reichsgrafen  W.  F.,  G.  A.  u.  F.  A.  Rentint-k  (Varel  i83o. 
8.),  $.  28-38,  S.  73-100.  Pvttbb's  Lit.  UI.  74»  ff  Hiümbs  Lit.  §.  i5*8. 
Die  bekannte  Stelle  der  kais.  Wahlcapitulation  (XXII.  4),  bestimmte  seit  1^4* 
die  Folgen  der  »unstreitig  notorischen  Mifsheirath  eines  Standes  des  Reichs 
oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn»;  sie  machte  aber  zugleich  die 
Festsetzung  des  Begriff*  einer  solchen  Heirath  abhängig  von  einem  künftigen 
Regulativ,  das  nie  erfolgte.  Vergebens  sucht  man  daher  in  ihr  einen  Erken- 
nungsgrund  für  den  Begriff  von  Mifsbcirathen.  Nur  theil  weite  und  stillschwei- 
gend erfolgte  von  Seite  der  reichsgesetsgebenden  Gewalt  eine  Bestimmung  dieses 
Begriffs,  durch  den  Rcichsscbluls  vom  4*  Sept.  1747.  Dlrin  nahmen  Baiser  und 
Reich  als  Grundsatz  an:  die  Ehe  eines  Reichtttandes ,  oder  eines  aus  reichtHän- 
dtschem  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  einer  fitigebomen ,  nicht  -  adelichen  Per- 
son, sey*  eine  unstreitige  Mifsheirath.  Aber  auch  mehr  nicht  sagte  der  Reichs- 
schlufs.  Klübbb's  angef.  Abhandlungen,  Bd.  L,  S.  26a  ffc  Die  rheinische  BundesActe 
erklärte  alle  teutschen  Reichsgesetzc  für  nichtig  und  unwirksam  ($.  5o).  — 
Dafs  seit  Auflösung  der  Rcichsverbindung  Alles,  was  durch  Reichsgesetze  oder 
Reichs  herkommen  über  Mifsheirathcn  bestimmt  gewesen,  in  Ansehung  der  vor- 
mals reichsständischen,  nun  standesherrlich  untergeordneten  Fürsten  und  Gra- 
fen, kraftlos  sey,  in  Ansehung  nicht  nur  später  geschlossener  Ehen,  sondern 
auch  der  früher  geschlossenen,  so  fern  SuccessionsFälle  erst  nach  der  standes- 
herrlichen Unterordnung  eintreten  würden ,  behauptet  Göknkb  ,  in  dem  angef. 
Archiv,  I.  3o8.  —  So  weit  Mifsheirathen  noch  rechtlich  begründet  sind,  bat 
man  jetzt  zu  unterscheiden  (§.  a5o,  OL  u.  262,  III),  1)  die  Mifsheirathen  sou- 
verainer  Erbregenten  und  ihrer  Familicnglieder  (oben  Note  a),  und  1)  diejeni- 
gen des  Adels,  des  hohen  und  niedern  (§.  161  a.  f.  und  3o3,  Note  d). 

c)  Selten,  aber  nicht  unerhört,  und  nicht  un verboten,  waren,  während  des  teut- 
schen Reichs,  Eheverbote  dieser  Art.  J.  E.  F.  Davz,  über  Familiengesetze  des 
teutschen  hohen  Adels,  welche  standesmäsige  Vermählungen  untersagen  (Frankf. 
179a.  8.),  §.  7  u.  ff  Szxcaow,  Elem.  juris  publ.  germ.,  T.  U.  %.  0^1.  Hbvb. 
Hbbsxmbixb,  Diss.  de  pactis  gentilitiis  familiarum  illustr.  et  nobil.  (Mogunt. 
1788.  4.),  §.  i4- 

d)  Morganatische  Ehen  (auch  Ehen  zur  linken  Hand,  malrimonia  ad  L.  Salicam 
genannt)  sind  Ehen,  bei  welchen  rechtsgültige  Ausnahmen  von  der,  die  Standes- 
und  Erbfbigerechte  der  Ehegatten  und  Rinder,  scy  es  beider  oder  nur  des 
einen  oder  der  andern,  bestimmenden  gesetzlichen  Regel,  durch  Vertrag  fest- 
gesetzt sind.    Der  Inhalt  des  Vertrags  allein,  bestimmt,  in  der  Regel,  das  Da- 
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mmyn  u.  die  Rechtswirkungen  einer  morganatischen  F.be.  AU  Ausnahmen,  sind 
6eine  Bestimmungen  streng,  mitbin  einschränkend  xu  verstehen.  Weitere  Aus- 
fuhrung, in  JUtsaa's  Acten  des  wiener  Congr.,  VIIL  i-5  ff.  Püttk»  von  Mifs- 
heirathen,  S.  368,  371  u.  414.  —  V  on  den  Smcasions  Rechten  morganatischer 
Kinder,  a.  J.  IL  Boaaauta,  De  secundis  nuptiis,  praeeipue  illustrium  personarum, 
Sect  D.  §.  10.  Mylkr  ab  Eubkxdach,  Gamologia  personarum  illustrium,  c.  6. 
§.  3i  sq.  Jo.  Haina.  Wulf  aar  tr.  de  inatriinonio  ad  morganaticam  (Hannov. 
»736.  4«)»  $•  *5.  a6.  09.  3o.  Rössio'a  Grunds,  des  t.  Privatr.  36».  Ri^na's 
Grunds,  des  t.  Privatr.  5-4. 

e)  Von  unehelichen  oder  natürlichen  Kindern,  vcrgl.  Walch  Opusc.  IL  i63.  Mosa» 's 
FamilienStaatsr.  XL  853  ff.  860  ff.  881  ff.  —  Von  Adoptit 'Nachkommen,  ebendas. 
IL  i65.  Ebenda*.  Staatsr.  Th.  «,  S.  3m  ff.  PÜTTan  Jur.  prir.  prine.  §.  18.  — 
Von  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten,  s.  Bokhukr  Princ.  juris  feud.,  435. 
PiTraa  1.  c.  $.  17.  Mosfh  a.  a.  O.,  Eiskshart  Diss.  de  jure  liberor.  illegitimor. 
S.  «7.  GLÖca's  Erlauter,  der  Pandekten,  Th.  II,  $.  146.  Klvbkr*s  angef.  Rechtl. 
Ausführung  etc.,  §.  45  —  4^,  auch  43  u.  44.  —  Von  Kindern  aus  einer  Gewis- 
se tu  Ehe ,  s.  PtjTraa's  Lit.  DL  771.  Klüber's  LiU  §.  i545.  v.  Holkschohrr's  De- 
ductionsBibliothek,  I.  3i5.  Moskr's  Staatsr.  XIX.  456.  XMII.  494.  Ebenda*. 
Zusätze  au  s.  neuen  Staatsr.  IL  553  ff.  Hkuss  Staatsk.  IH.  433.  VI.  99.  /**pe.r- 
aica's  Samml.  auscrles.  Abhandl.  aus  dem  Lehne ,  Tb.  IV,  S.  3o4  ff.  Klürir's 
angef.  Rechtl.  Ausführung  etc.,  §.  i5  —  a8,  S.  35  —  73.  —  Hiergegen 
A.  W.  Harrran,  die  Erbfolgerechte  der  Mantel-Kinder,  Kinder  aus  Gewissens- 
ehen etc.  Berlin  i836.  8.  Wider  Leistern,  C.  F.  Dirtrk,  die  Gewissensehe,  Le- 
gilimation  durch  nachfolgende  Ehe  etc.  Halle  i83a  8.  —  Kinder  der  Liebe 
teutseber  Fürsten.   (Von  Jou.  Fauna.  Graf  v.  Brust.)  Lübben  1811.  8. 

/)  Vergl.  unten  \.  217,  IL  und  Kborr's  rechtl.  Abhandlungen,  241.  C.  F. 

Walc«  Opusc  U.  180.  Merkwürdige  ReicbshofrathsGutachten,  IU.  307.  ffürtemb. 
Hausgescta  v.  1808,  f  1. 

g)  Vergl.dMosxa's  FainilienSUatsr.  L  «3.  Ebenda*.  Lehnsverfassung,  196.  Pvtteei 
Prirn.  lin.  juris,  priv.  princ.  §.  si.  Ebenda*.  Beiträge,  II.  149.  u.  Rechtsf.  Bd.  U, 
Th.  3,  &  149.  353.   s.  Holmchvber's  DeductionsBibliothek ,  L  38o. 


§•  246.  (183.) 
Regierungsantritt.    Regierungseid.    Huldigung.    Einzug.  Krönung. 

In  der  erblichen  Einherrschaft,  tritt  der  verfassungsmäßige  Thronfol- 
ger, nach  dem  Abgang  seines  Vorfabrs,  von  Rechtswegen  (ipso  jure), 
mithin  unmittelbar,  an  dessen  Stelle.  Er  tritt  daher,  nach  erledigtem 
Thron,  sofort  die  Regierung  an  Er  verkündigt  solches  den  Un- 
terthanen,  erklärt  sich  für  verpflichtet  zu  Handhabung  der  Staats- 
verfassung *),  schwört,  wo  es  nöthig,  den  Regierungseid  O»  und 
nimmt  die  Staatshuldigung  d)  ein  $.  272  u.  373).  Doch  ist  von  der 
Leistung  des  Regierungseides  die  rechtliche  Fortdauer  der  Landesverfassung 
eben  so  wenig  abhängig,  als  von  der  allgemeinen  Landeshuldigung  die 
Verbindlichkeit  der  Unterthanen  zu  staatsbürgerlichem  Gehorsam  gegen  den 
neuen  rechtinäsigen  Landesherrn.  Auch  den  SuccessionsBerechtigten,  wird 
zugleich  die  vorläufige  oder  EventualHuldigung  geleistet  e ).  Ueber- 
dem  kann  eine  feierliche  Inauguration,  Einzug  und  Krönung  Statt 
haben  /). 
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a)  Mosbb's  Staatsr  XVIII.  4-1.   Ebendess.  persönl.  Staatsr.  IL  ib. 

b)  Eine  förmliche  rersicherungturhunde  hat  der  neue  Regent  defshalh  auszustellen, 
nach  dem  s.  weinutr -eiscmtcJi.  Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfass.  v.  1816, 

116  u.  128,  iu  Klüdfh's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  901;  na<h  d.  laadsrhaftl. 
Grundgesetz  des  Fürstenth.  Hildburghausen  v.  1818,  56;  nach  d.  fürst  I.  wulded. 
Landesvertrag  über  die  landständ.  Verfass.  v.  1816,  §.  4*;  nach  der  grofttb. 
keltischen  Verfassungsurk.  v.  1810,  Art.  106;  nach  der  wurtemb.  Verfassungsurk. 
v.  1819,  §•  10 j  nach  der  s.  coburg-suul/eld.  v.  1811,  $.  ibo;  nath  der  mriningi- 
sehen  t.  1829,  Art.  107;  nach  der  erneuerten  Landsrhaftordn.  de»  Hersog ih. 
BraunschuteiffW o\fenbiilie\  u.  des  Fürslentb.  BUnkenhurg  v.  1810,  §.  ^9',  nach 
der  köuigl.  sucht.  V  erfass.  L'rk.  v.  i83i ,  §.  i38;  nach  der  hohemzoilern-figmar in- 
dischen v.  i833,  §.  196.  und  narh  dem  hannoverischen  Grundgesetze  von 
t833,  %.  i3.  Statt  dessen  hat  König  Ernst  August  durch  Patente  vom  5.  Ju  i 
u.  1.  November  i837  erklärt ,  dafs  dieses  gance  Grundgesetz  ihn  weder  fonnrll 
noch  materiell  binde-  Albrbcbt's  staatsrechtliche  Bedenken  über  das  Patent 
des  Königs  E.  A-  Zweite  Aufl.  Stuttg.  i83r>  8.  —  Das  k.  kann.  Patent,  die  deutsch. 
Stande  und  der  Bundestag.  Leipz.  |83".  8.  Von  OsijriesUmd  s.  T.  D.  VYiabda's 
ostfries.  Geschichte,  B<1  V,  S.  86,  Bd.  VD1,  S.  5  u.  19.  Bd.  IX,  8.  194.  Bd.  X, 
S.  6,  u.  Abth.  a.  S.  »a3.  —  Von  Schleswig  und  Holstein,  s.  oben  §.  »,  d.  — 
Mosbb's  persönl.  Staatsr.  U.  14.  35.  Ebentiers,  von  der  Heirhsstände  Landen. 
n58.  —  Schon  iu  dem  alten  Frankreich  schwur  der  König  deu  Begierungseid. 
Gbrgobios  Tubosbbsis,  üb.  IX.  c.  3i.    Baluzius,  Capitularia  reguni  Fraucor-,  II.  5. 

c)  Bäurische.  Verfassungsurk.  v,  1818,  Tit.  X,  §.  1.  Baierisvhe  Fauiilicngesetze 
v.  1808,  Art.  7t  f.,  u.  v.  18.  Jan.  1816,  Art.  81.  —  Von  dem  ehemaligen  ff'ur- 
temberg,  s.  Tübinger  Vertrag  v.  1014,  u.  Erbvergleich  v  it-o,  am  Schlufs;  in 
den  Haupturkunden  der  wurtemb.  l<andesgr  und  Verfassung,  Heft  I,  S.  4t  u.  6t, 
Heft  U,  S.  18a  f.  Heft  DJ,  S.711.  40.  —  Von  Schleswig  und  Holstein,  oben 
§.  1 ,  d.  —  Privilegien  der  Braunschweig Woljcnbuitel.  Landschaft  v.  it"o,  §.  79, 
u.  Erneuerte  LandscbaflsOrdn.  des  Herzogtb-  Braunsen«.  W  olfenbiutel  u.  des 
Fürstenth.  Blankenburg  v.  t8»o.  §.  79.  —  Von  Schweden  s.  oben  93,  — 
Verfassungsurk-  des  Fürstenth.  Neuchdtcl  r.  18.  Juni  1814 *  im  Eingang,  iu  d. 
Handb.  des  Schweizer.  Staatsr.  (Aarau  1821.  8.),  S.  *6o.  —  Verfassungsurkunde 
des  Königr.  der  Niederlande  v.  i8i5,  %.  53. 

d)  Pvmta's  Lit.  IU.  96.    Klcbke's  Lit.      889  ff.    C.  G.  Btsz  Grundsätze  der  Hui 
digung.  Tüb.  1794.  8.    Moskr  von  der  Landeshoheit ,  in  Ansehung  der  L'nter- 
thanen,  Personen  und  Vermögens,  45.  —  Baier.  Verfassungsurkunde  v.  1818, 
Tit.  X,  J.  5. 

e)  Vergl.  unten  §.  172.  Moskh  von  der  Reichsstände  Landen,  1159.  Rruss  Slaatsk. 
XDI.  34a.  Mbbrac's  Miscell.  B.  146.  Pcttkb's  Lit.  01.  893.  KlUbbb's  Lit.  46.- 
Verbunden  mit  der  Aufnähme  in  den  GvilMitbesitz,  d  h.  ohne  Mitregierung  und 
Mitgenufs,  ward  die  EventualUuldJgung  bisweilen  gebraucht,  tun  einem  Sueces- 
sionsBcrechtigten,  auf  den  Todesfall  des  jetzigen  Besitzers,  die  Vortheile  des 
Besitzes  schon  jetzt  zu  verschaffen,  und  so  dessen  Kachfolge  zu  sichern.  Jist. 
Kortholo,  Diss.  de  possessione  ea  lege,  ne  contra  tradentem,  dum  vivit,  eier- 
ceatur,  tradita,  §  3.  Hksb.  Coccbji  Dedmtion.  illustr.,  T.  I.  p.  sog-  Mosir's 
persönl.  Staatsr.,  Th.  U,  S.  5g3  f.  Ebendess.  FamiheoStaatsr.,  Bd.  I,  S.  17  f. 
G.  L-  Boanzas  Bechufälle,  Bd.  I,  S.  5o6.  Scbw*dbb's  Theatrum  praetension.. 
Th.  U  (nach  Glafey's  Ausg.),  S.  »t.  IUGaia/s  kl.  jurijt.  Bibliothek.  St.  8-  S.441  (I- 
Die  oben  (§.  i+b  b)  angef.  Rechtl.  Ausführung  etc.,  §.  69  —  -• 1,  S,  175—  »83. 
Dawider  s.  J.  Um.  dv.  Chaxkr  diss.  de  impossibili  in  diem  traditione  »jmb»»« 
lica,  in  dessen  Opusc.  T.  I.  p.  64  t. 

/)  Mosbb's  persönl.  Staatsr.  II.  i3. 
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l)  Die  Regierungsmündigkeit,  das  regierungsfähige  Alter  des 
Thronfolgers,  wird  bestimmt  durch  Staats-  und  Ilausgesetze  oder  Verträge, 
zuweilen  durch  Willenserklärung  des  Yorfahrs  «).  II)  Bis  zu  Erreichung 
desselben,  wenn  dem  Thronfolger  die  Succession  angefallen  ist,  und  auch, 
wenn  nach  dem  Regierungsantritt,  durch  einen  Körper-,  Geistes-,  oder  Ge- 
muthfehler,  durch  Abwesenheit  (z.  B.  Flucht,  Gefangenschaft),  durch  Suspen- 
sion oder  Entsetzung  des  Oberherrn  von  der  R egierung,  Regier tingsunfa" - 
higkeit  erfolgt*),  desgleichen  bei  erloschener  Thronfolge,  tritt  —  wie 
in  Wahlstaaten  während  einer  Thronerledigung  (Interregnum)  die  Zwi- 
schenregierung —  eine  aufscrordentliche  Staatsverwaltung,  eine  Re- 
gentschaft ein;  eine  Vormundschaft  liehe  oder  InterimsRegierung,  Reichs- 
oder Regierungsverwesung,  Vicariat,  Staatsvormundschaft  <0,  welche  ver- 
hütet, dafs  die  Staatsregierung  zweckwidrig  geführt  oder  unterbrochen 
werde,  und  der  Staat  in  Regierungslosigkeit  oder  Anarchie  falle.  HI)  Der 
Regent  oder  Regierungsverweser,  das  interimistisch  regierende  Subject, 
fuhrt  die  Staatsregierung  in  der  Regel  allein  aber,  auf  das  Wenigste, 
mit  denselben  Beschränkungen,  wie  der  Staatsoberherr.  Seine  natürliche 
Bestimmung  ist,  alle  nicht  positiv  ganz  unzweifelhaft  ausgenommenen  Rechte 
der  Regierungsgewalt,  gleich  dem  wirklichen  Landesfursten,  nach  Erforder- 
nifs  der  Landeswohlfahrt  auszuüben  «).  Er  erhält  in  dieser  Hinsicht  beson- 
dere Ehrenbezeugungen  und  Einkünfte.  IV)  Die  Regentschaft  hört  auf, 
so  bald  die  gewöhnliche  oder  ordentliche  Regierung  wieder  eingetreten 
ist,  wenn  nämlich  der  Sou verain  die  Fähigkeit  zur  Selbstregierung,  die 
Regierungsmündigkeit  erlangt,  das  heifst,  das  gehörige  Alter  erreicht/) 
oder  den  gehörigen  Körper-,  Gemüth-  oder  Geisteszustand  wieder  erlangt 
hat,  oder  wieder  anwesend,  oder  wenn  der  Thron  wieder  besetzt  ist. 
V)  Bei  erloschener  Thronfolge,  oder  bei  gänzlicher  Throner  ledi- 
gung,  gebührt  die  Wiederbesetzung  des  Throns,  im  Zweifel,  dem  Volk 
oder  dessen  Stellvertretern 

«)  Meist  das  rollendete  achtzehnte  Jahr.  PCttkr's  Lit.  781.  KlI:bkr's  Lit.  §.  i558. 
Moskr's  persönl.  Staatsr.  L  588.  Jos.  Freikr.  Horxavb  über  Minderjährig- 
keit, Vormundschaft  u.  Grofs jährigkeit  im  östreichischen  Kaiserstaate  und  Kai- 
serhaus«. Wien  »806.  8.  ffuriemb.  Verfass. Vertrag  v.  1819,  §.  9,  Hausgeset» 
r.  1808,  «j.  5-  u.  FamiUengeaetr,  r.  8.  Juni  i8s8.  liaierische  Verfass.Urk.  r. 
1818,  Tit  I,  J.  9,  u.  Familicngcsets  v.  1808,  Art.  71.  Das  angef.  htrheu.  Haus 
gesetx  r.  1817»  $.  3.  Verfass.Urk.  des  Königr.  Sachsen  r.  i83i,  §.8.  Hannoverische t 
Grundgesetz  r.  i833,  §.  1«.  Hausgesets  für  das  Königreich  Haunorer  r.  17.  Nor. 
i836,  Cap.  5.  Braumchweigische  neue  Landst haftsordnung  r.  i83s,  §.  ib.  In 
dem  güssmmten  Hause  Sachsen  ernestinischer  Linie  das  zurückgelegte  ein-  und 
s»ansigste  Jahr.  So  auch  in  der  albertiuiichcn  Linie  bei  den  Kachgeboreneu, 
hingegen  bei  dem  regierenden  Herrn  das  achtzehnte  Jaür.  Wussi/s  Slaatsr.  des 
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Könige  Sachsen,  Bd.  I,  §.45  u.  S.  311.  Auf  den  Antritt  des  31.  Jahres  bestimmt 
die  Verf.Lrk.  von  HohenzollernSignutringcn  v.  i833,  §.  7.  —   In  dem  bcrzogl. 
Hause  Braunsc/twcig  bestimmt  ein  Haus-  und  Landesgesetz  (pactum  Henrico-Wil- 
helminum)  von  i535  das  vollendete  18.  Jahr.  Aber  in  der  Wirklichkeit  war  es, 
besonders  nach  dem  erklärten  "Willen  des  Vorfahrs,  fast  immer  anders ;  das  vol- 
lendete «5.,  i^Vi-i  t*1/*-*  l9'  Jahr.  Moser  a.  a.  O.,  S.  570  ff.  Ebendes*.  t. 
Staatsr.,  XIX.  358  ff.  Ribbektrop  a.  (oben  §.  242  c).  a.  O.  S.  n5  ff.  (E.  Grafen 
Mövsteb's  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen,  welche  Sich  Se. 
Durchl.  der  regierende  Hr.  Hersog  v.  Braunschweig  gegen  Ihren  erhabenen 
Vormund  etc.  erlaubt  haben.  (2.  Aufl.   Hannover  1897.       Auch  französisch: 
Refutation  des  accusations  etc.  Ebenda*.  2.  Aufl.  1827.),  S.  5o  ff.,  168 — i85. 
( HiRLFBUscH )  über   den  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  der  Prinzen  aus  dem 
Hause  Braunschweig.   Braunschw.  1827.  8.    (Witt's  genannt  v.  Dörrisg)  Ver- 
such die  Mifsverständnisse  zu  heben,  welche  zwischen  dem  Bönig  v.  England 
und  dem  Hzg,  von  Braunschweig  durch  den  Grafen  v.  Münster  herbeigeführt 
worden  (Hamb.  1828.  8.),  Beil.  S.  16  ff.   Gutachten  (von  Schmidt  genannt 
v.  Phiseldeck,  v,  Martens,  G.  P.  v.  Bclow,  u.  A.)  u.  Druckschriften  für  u. 
-    wider,  in  d.  Anhang  zu  vorstehender  und  au  folgender  Druckschrift:  Gehörige 
Würdigung  u.  aktenmäsige  Abfertigung  des  gegen  Se.  D.  den   regier.  Hrn. 
Herzog  v.  Braunschweig  erschienenen  Libells  (von.  Klisdworth,  Strafsb.  1828»  8.), 
S.  399  —  439.    D.  D.  Knst's  Hints  on  the  Time  of  the  toming  of  Age  of 
the  Dukes  of  Brunswic  -  Lüneburg.  London  1828.  8.    Run.  Bbinkxakb's  publi- 
cisüschc  Prüfung  der  Beschwerden  Sr.  Durch!,  des  Herzogs  Rarl  ».Braunschw., 
in  Betreff  der   Vormundschaft!.  Verwaltung  Sr.   Maj.  von  Grofsbritanien  u. 
Hannover.    Ricl  1829.  8.    (Häberlis's,  gewes.  braunschw.  Rreisamtinauns )  Pu- 
blicistische  Darstellung  einer  angebl.  publicist.    Prüfung  (Brisrha^b's)  der 
Beschwerden  Sr.  Durchl.  u.  s.  w.   Lausanne  (Braunschw.)  1829.  8.  Auch: 
(Bossa's)  Darstell.  der  Verhältnisse  des  von  Braunscbweig  entwichenen  Geh. 
Raths  v.  Schmidt -Phiseldeck  u.  s.  w.    (Braunschw.)  1827.  8.  —    Im  Zweifel 
sprechen  für  das  25.  Jahr,  als  den  in  dein  röm.  Recht  gesetzten  Zeitpunkt 
der  Volljährigkeit,  der  Reichshofrath  1783,  H1b«ri.w's  Repertor.  des  t,  Staats- 
u.  Lehnr.,  Th.  III,  S.  371,  u.  Pütter  in  institut.  juris  publ.  germ. ,  §.  4^8. 
Ejusd.  Jus  priv.  princ-,  §.  77.    Moser's  t.  Staatsr.  XVIII,  43s.   Majeb's  teutsebe 
Staatsconstitutionen ,  Bd.  II,  S.  5o6.     Rrüss  t.  Staatskanzlei,    IU.  307.  VH. 
210.  —   Von  dem  Titel  des  Thronfolgers,  oben  §.  110,  und  von  dem  Titel  des 
minderjährigen  Regenten    während  der   Regentschaft,    unter   welcher  er  in 
manchen  teutschen  Staaten  Landprinz  titulirt  ward.    Moser's  FainilienStaatsr., 
II,  785.     Ebenda ss.  Staatsr.  XXII.  211.     Ebenders.  von  den  t.  Reichsständen, 
S.  654.  —    Von  der  Erziehung  des  minderjährigen  Souverains,  s.  Würtemb. 
Verfass.Vertr.  v,   1819,  §.  16.  v.  Aretis's  constitutiouelles  Staatsr.,   B.  I, 
S.  218  —  227.   A.L.  v.  Massekbach  über  Fürstcnerziehung  in  RcpräsentativVcr- 
fassungen.  Heidelb.  1817.  8. 
h)  Verschiedene  Fälle  sind  hier  zu  unterscheiden:  I)  Körper  fehler ,  z.  B.  Taub, 
und  Stummheit,  Taub*  und  Blindheit,  einzeln  oder  vereinigt,  fortwährende 
schwere  Krankheit  (morbus  perpetuus).  Als  Kurfürst  Ludwig  IL  von  der  Pfala 
blind,  taub  und  lahm  geworden  war,  enthoben  ihn  seine  Söhne  und  Räthe  der 
Regierung,  und  übertrugen  solche  dein  Kurprinzen  Ludwig.    Moser's  persönl. 
Staatsr.  1.  Th.  I,  S.  668.   R.  T.  Gütot  diss.  de  jure  surdo  -  mutorum.  Groning. 
1824.  8.  —  II)  Seelen  -  oder  Geistes -und  Gemüthjehler.    (Von  den  Schwächen  und 
Krankheiten  der  Seele,  in  Ansehung  ihres  Erkenntnifs-  und  Empfindungs  -  Ver- 
mögens, s.  Kaht's  Anthropologie,  S.  124  ff.  u.  58.)   HlübbVs  Lit  %.  1667  *. 
Gab.  Otto  Graebe  pr.  de  tutela  et  cura  prineipum.  Rint.  1796.  4-  Stbov  juris 
prud.  beroica,  P.  V.  p.  62D.    Moser's  Staatsr.,  Th.  18,  S.  149.  db  Keo»aj> 
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medit.  juris  prir.  prine.  HL  363.  $.  8  ff.  Die  Goldene  Bulle  Carls  IV.  v.  i356, 
Cap.  »5,  §.  3  u.  4,  »n  der  unten  zu  S.  334,  §•  **5,  Kote  </,  angeführten  Stelle. 
Lcoxwie's  Eriäut  der  G.  B.,  Th.  II.  S.  477  ff.  —  Man  unterscheide:  Blödsinn 
(Schwachsinnigkeit,  Einfältigkeit),  Wahnsinn  (Verrücktheit)  und  Raserei  (Tob- 
sucht).  —  Von  dem  hannöoerischen  Fall  des  Königs  Georg  Dl.  1788,  s.  Rzoss 
Staatsk.  XIX.  1.  17.  46.  70.  83.  Als  im  Herbst  1810  König  Georg  DI.  abermals 
(7s  J.  alt)  in  eine  Geisteskrankheit  gefallen  war,  ernannte  tu  Anfang  des  J. 
1811  das  Parlament  den  Prinzen  v.  Wallis  zum  Regenten.  Polit.  Journal,  1810, 
S.  ia3oj  1811,  S.  o3.  —  Von  dem  Herzog  Joseph  Maria  Gonzaga  von  Guastalia, 
17*9,  der  in  Wahnsinn  mit  Anfällen  von  Tobsucht  verfallen  \rar,  s.  Merkwür- 
dige RcichsbofrathsGutachten,  DL  «07.  Havzxxy's  Grundlinien  der  Reichshofraths- 
Präzis,  Beilagen,  S.  3i — 6a.  Von  den  Fällen  des  Fürsten  Nicolaus  Leopold 
von  Salm -Salm  1769,  u.  des  Erbprinzen  Carl  Albrecht  Christian  von  Hohenlohe- 
Waldenburg -Schillings für  st  1790,  s.  man  Hzvzxly's  Grundrifs  des  reich»  hofräthl. 
Verfahrens  in  Justiz-  u.  Gnadensachen,  Bd.  DT,  Abtb.  1,  S.  »90  u.  294  —  Von 
dem  Fall  des  Fürsten  Friedrich  Carl  von  Neuwied,  1793  —  180a ,  s.  HiasaLiv's 
Staatsarchiv,  U.  ao3.  V.  114.  XL  3io.  XD.  ao.  396.  XDL  ao.  XVI.' 397.  XIX.  a73. 
XXQL  3o8.   MALBLAim's  Anleitung  zur  Gerichts-  und  Kanzleiverfassung,  IV.  54. 

—  Von  dem  Fall  des  Fürsten  Leopold  zur  Lippe,  1791  ■ — i8o3,  s.  HXzzruh's 
Staatsarchiv,  L  74.  DL  «74«  3o3.  Politisches  Journal,  1790,  S.  i*93;  1791,  S. 
98,  aoi  u.  437;  1795,  S.  408,  908  u.  1981.  (Rotbzro's)  Merkwürdige  Krank 
heits-  und  Curatelgeschicbte  des  regierenden  Fürsten  zur  Lippe.  1795.  8.  — 
Von  dem  FaU  des  Grafen  Philipp  Ernst  von  Lippe  -  Alverdissen ,  Stifters  dieser 
Linie  und  der  jetzt  regierenden  von  Scbaumburg- Lippe  oder  Bückeburg,  i685 

—  17Z3,  s.  Actenmäsige  Geschichte  des  Lippe •  Brackischen  Erbfolge -Streits  etc. 
(Bückeburg,  »806,  Fol.),  $.  i3  u.  14,  S.  17  ff.  u.  $.  64,  S.  86  ff.,  auch  %.  17, 
S.  a3,  S.  3j.  Mosza's  teutsches  Staatsrecht,  Th.  XDI,  S.  378,  3i8  ff.  Darstel- 
lung der  Landeshoheit  des  hochfärstl.  Hauses  Lippe  in  Detmold  über  das  im 
Fürstenthum  Lippe  belegene  Parochial  -  Amt  Blomberg  (Lemgo  1818,  Fol.) 
S.  3  Note  1.  —  Von  dem  Fall  dea  Herzogs  Peter  Friedrich  Wilhelm  von  Hol- 
siem-OUienburg,  1786  —  18*3,  s.  Rhein.  Bund  XXVBJ.  i56.  —  Fall  des  Fürsten 
Carl  Albrecbt  Christian  von  Hohenlohe  -Schillings fürst ,  1793 — 1796.  —  Fall  des 
blödsinnigen  Grafen  Gustav  von  SaynWittgenstein,  1698.  Mosza's  Staatsr.,  Th.  18, 
S.  i33.  —  Fall  des  Grafen  Hermann  Friedrich  von  Bentheim  zu  Bentheim.  1733. 
Mosza's  persönl.  Staatsr.,  Tb.  I,  S.  383.  —  Fall  des  Markgrafen  Christoph 
von  Baden,  i5i5 — 15»7.   ScHozprxur  bist.  Zaringo -Badensis,  Tb.  D,  p.  476.  sq. 

—  Fall  des  Herzogs  Wilhelm  von  Braunschweig  -  Lüneburg ,  i58i  —  159a.  Mo- 
sc«'*  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  611.  Rxtihzvzk's  braunschw.ltineburg.  Chronik, 
S.  1618 f.  —  Wegen  auffallender  Geistes-  und  Gemüthstörung  durch  Trübsinn  und 
Schwäche  des  moralischen  Begehrungsvermögens  zu  zweckgemäser  Regierung 
unfähig  geworden,  roufste  Kaiser  Rudolph  IL,  auf  Verlangen  der  Stände  und 
seiner  Unterthanen,  durch  eine  Urk.  v.  iz.  Apr.  1611  die  Regierung  über  Böh- 
men, Mähren,  Schlesien  und  die  Lausitz  an  seinen  Bruder  Matthias  ohne  Vorbe- 
halt abtreten,  dem  er  schon  am  19.  Jan.  1608  dieselbe  über  Ungarn  und  Oest- 
reich  überlassen  hatte.  Die  römisch  -  teutsche  Kaiserkrone  blieb  ihm  bis  an 
seinen  Tod,  ao.  Jan.  1611.  K.  L.  Woltmajts's  Geschichte  Böhmens,  Th.  D,  8.  146 

—  i63.  v.  Ravmzb's  Geschichte  Deutschlands  von  der  Abdankung  Carl' s  V.  bis 
su  dem  westph.  Frieden.  Moser  V persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  667.  DT)  Lang- 
wierige  Abwesenheit,  zumal  an  unbekanntem  Ort,  freiwillige  oder  gezwungene, 
z.  B.  Verschollenheit ,  Flucht,  Gefangenschaft  v.  0*ptzWs  Lit.  des  Vöüierr. 
%.  3ia.  C.  L.  dk  Danchelxato  diss.  de  pactis  et  mandatis  prineipia  captivi.  Hai. 
1718.  rec.  174».  J.  C.  W.  dz  Stkcb  de  rege  captivo  regno  se  abdicante;  in  sei- 
nen Ohas,  subsec,  n.  «.   IV)  Grobe  Verletzung  der  Regentenpßichten ,  z.  B. 
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Mißbrauch  der  landesherrlichen  Gewalt,  Tyrannei,  landverderbliche  Prodigalität. 
Lnten  §.  »55,  und  die  daselbst  Note  d  angef.  Beispiele.  Srauv  1.  c.  P.IV.  p.  6i5. 
p>  Nscaurm  1.  c.  T.  III.  p.  367.  6«5.  Mosan's  t.  Staatsr.,  Tb.  18,  S.  149;  Tb. 
S.  *$7.  Ebenders.  von  d.  kais.  Regierungsrechten  u.  Pflichten,  Tb.  I,  S.  an.  ff. 
—  Fall  des  Fürsten  Wilhelm  Hyacinth  au  NaseauSiegen ,  1707.  Mosa*  a.  a.  O. 
S.  »4*.  Eiernde**,  persön).  Staatsr.  der  Reit  hsstinde,  Th.  1,  S.  6»5.  —  Fall  des 
Hersogs  Carl  Leopold  von  MccklcnburgSckwcrin ,  17*8— 1747«  Mosan's  Staatsr. 
Th.  »4,  S.  a6.i-36i,  besonders  S.  i35  ff.  u.  3o6  ff,  Ebender*.  von  der  t. 
Reichsstände  Landen,  S.  n53  ff.  Ebende**.  persön).  Staatsr.,  Th.  I,  S.  6*8. 
677.  J.  F.  PrErviHoaa's  Historie  des  braunschweig- Lüneburg.  Haukes,  Th.  UI, 
S.  744  —  783.  Hkissichs  teutsthe  Reichsge&rhichte,  Th.  V  II,  S.  r4o  ff.  Th.  VTIL 
S.  379  ff.  —  Fall  des  regierenden  Reichsg' afien  FriedrWhs  von  Leiningeniiünter*- 
blum,  1—0.  Moses 's  Zusätze  au  s.  neuen  Staatsr«,  Th.  II.  S.  453.  Pürrzn's  histor. 
Entwickel.  der  Staatsverfass.  des  t.  Reichs,  Th.DI,  S.*36.  —  FaU  des  regierenden 
ßTÜd.  u.  Rkeingrafen  Carl  Magnus  au  Rkemgrafaulem  u.  Grtkwtiler,  i775.  Mo- 
ses a.  a.  O.  Th.  D,  S.  455.  Ravss  Siaatskauslev,  Th.  OL,  8.43t.  PCrm  a.a.O. 
S.  «38.  F.  C.  LsicKHAan's  Leben  und  Schicksale.  Th.  I  (Halle  179«),  8.  si  iE  — 
FaU  des  ReicbsErbtruchsessen  •  regierenden  Reicbsgrsfen  Gebhard  Xaver  su 
WolfcggtValdtee,  1778.  Mosaa's  angef.  Zusätze,  Th.  II,  S.  460.  PSrrn  a.  a.  O. 
S.  a38.  —  Flucht  des  Herzogs  Carl  von  Brautuchweig  am  ?.  Sept.  i83o,  bei  ei 
nem  Aufruhr  u.  Verbrennung  seines  Residenssrklosses.  Vergl.  uuten  *.  s55  d. 
V  )  Privatvtrbreche*.  Pvttss's  Lit.  786.  Hi.£bkb's  Lit.  V  i568.  Aslssv.  Fairsca 
diss.  Princeps  peccans.  Jeu.  i6"4.  J.  J.  MtiLiaa  diss.  de  Obligation«  »ubdttorum 
ex  delicto  summae  potestatis.  Jen.  1698.  4>  na  Nnwsum»  de  delictis  et  poenis 
prineipum;  als  r.  Theil  seiner  Meditat.  juris  privati  princ.  J.  H.  a  Sz«xr>  diss. 
de  modis  finiendt  superioritatem  territorialem  (Lips.  1730. ),  rap.  5.  de  delictis 
prinripum.  P.  F.  a  Belxsoht  diss.  de  jure  puniendi  prineipem  deHnquentera. 
Erf.  1717.  4.  J.  G.  Chamkr  diss.  de  delicioruin  et  poenarum  in  causis  statuum 
Imperii  R.  G.  Francof.  ad  Viadr.  1718.  4.  rec.  Lips.  1738.  J.  D.  na  Casus 
opusr.  T.  IV.  p.  53o.  Mosas 's  persön!.  Staatsr.  der  Reichsständc,'  Th.  Q,  S.  ao5. 
na  Sixcbow  elem.  juris  publ.  S.  R.  L,  T.  II.  §.  610.  sqq.  SiKBasaass  Bejträge 
/.uai  t.  Rechte,  Th.  III,  S.  191  ;  Th.  IV,  S.  91  und  118.  Ausser  grobem  Mifs 
brauch  der  Landeshoheit,  fielen  dem  vorhin  genannten  regierenden  Reichsgrafcu 
von  LeiningenGünterblum  surLast:  «schreckbare  Gotteslästerung,  attentirte  ho- 
micidia,  veneficium,  Bigamie,  crimen  laesae  majestatis,  coneussiocus  seiner  Ln- 
terthanen,  und  unerlaubter  Mißhandlungen  fremder,  auch  geistlicher  Personen»; 
dem  genannten  regierenden  Wild-  und  Rheingrafen:  «von  ihm  selbst  eingestan- 
dene schändliche  Betrügereien  und  vielfältig  begangene,  befohlene  and  angelas- 
sene Fälschungen».  —  Beispiele  von  Lande  *be  schwer  den :  wider  den  Fürsten  von 
Ostfriesland,  1720  u.  ff.  bei  Mosas  von  der  Reichsstande  Landen,  S.  iaod  ff., 
wider  den  Herzog  Carl  Eugen  von  Würtemberg,  1750—1770,  in  Mosan's  Le- 
bensgeschichte, Th  D,  S-  11»  ff-  u.  Elende**.  StaatsHaudbuch  v.  1768,  S.  44«  ff- 
Beispiele  von  Jmti'*mi**brüuctten,  bei  Mosku  von  der  Landeshoheit  in  Justizsacben, 
8.  >  ff.  u.  197  ff.  Ebender*.  von  der  t.  Just  Verfassung,  Tb.  L  S.  91a  ff*  Von 
CabinetJustiz,  s.  man  §.169,  373  u-  353.  —  Bei  ganzer  oder  tbeilweiser  Rcgie- 
rungsunfähigkeit,  hat  man  Beispiele  von  Abdankung  (Abdiration),  freiwilliger  oder 
geswungencr,  Regierungsentscteung  oder  ThronRevolution.  Unten  %.  *55  u.  f.  IUt- 
saa's  Lit.  *.  1060*.  u.  i»68K  Mqsehs  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  8.  666  ff.  Desgleichen 
von  freiwilliger  oder  abgenütbigter  Auuehmung  eines  Mitregenten  oder  Regie - 
rungsgehülfen.  Mosra's  t.  Staatsr.,  Tb.  *4»  S.  a3t  u. »37  ff.  Ebende**.  persönl. Staatsr-, 
Tb.I,  S.  609  ff.  Fall  des  Grofishersogs  Carl  Friedrich  von  Baden,  Nov.  1808  (Bad.  Re- 
gier. Blatt  v.  1810) ;  des  Königs  Anton  von  Sachsen,  iS.  Sept.  i83o  (R.  särhs.  Gescu 
saminl.  v.  i83o,  u.  Actenslückc  in  den  Neuesten  StaalsAtlen  und  t  rkunden ,  Bd. «  u 
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s3)i  de*  Kurfürsten  von  Hessen  Wilhelm  II.  (Vertrag  zw.  dem  MuH.  u.  de« 
Kurprinzen,  v.  3o.  Septeinb.  i83i.  Gesetz  v.  So.  8ept.  i83i  u,  Protoc.  der  he»». 
Ständeversamral.  v.  &  Oct.  i83t.  Neueste  Staats  Acten  u.  Urk.,  Bd.  i*  u.  »3.). 
In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  halte  man  Beispiele  von  reicbsgcrichtlicber  Ver- 
urteilung zu  Gefangnifs  und  Suspension  von  der  Regierung,  auch  von  Sit«  und 
Stimme  in  den  Reichs-,  Kreis-  und  reiebsgräfliehen  CoUegialYersammluogen. 
Mosens  Staater.,  Th.  »4,  S.  »4«  «.  Ektnder*.  von  den  kais.  Regier.  Rechten  u. 
Wichten,  Th.  I,  S.  au  ff.  Püttbb's  bist.  Entwich,  a.  a.  O.  Desgleichen  von 
reichsgcricbtlicher  Anordnung  einer  LandesSequestration  oder  Administration. 
3Ioszb  u.  PGttbb  a.  a.  O.  Auch  Erklärung  in  die  Reichsacht,  bei  Verletzung 
der  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich.  —  Besonderer  Fall  des  Kurfürsten  ton 
der  Pfalz,  Friedrichs  des  Siegreichen,  der,  nachdem  er  seit  1449  als  Vormund 
seines  unmündigen  Neffen  Philipp  die  Kurlande  regiert  hatte,  auf  Bitte  der  Mut- 
ter dieses  Pflegbefohluen,  der  kurpfalaischen  Land&tände  und  Räthe,  im  J.  i45i 
den  Neffen  arrogirle,  und  die  Kurwürde  und  Regierung  in  eigenem  Namen  auf 
Lebenszeit  übernahm,  mit  dem  Versprechen,  dafs  er,  so  lang  Philipp  und  männ- 
liche Nachkommen  desselben  leben  wurden,  unvermäbll  bleiben  wolle.  Der 
Papst  genehmigte  solches  und  die  sechs  andern  Kurfürsten  er ka unten  Friedrich 
als  Kurfürsten  und  Landesherrn  an,  nie  aber  war  bei  dem  Kaiser  eine  Aner- 
kennung  tu  erwirken.  Nach  Friedrichs  Tod  1476.  folgte  ihm  Philipp  in  der 
Regierung.  C.  J.  Ka>nca's  Geschichte  des  Cburftirsten  Friedrich  L  von  der 
Pfalz  (Mannh.  1766.  4.),  Urkundenbucb,  6.  10,  14,  34,  36,  41,  44—  5s.  Klorxb, 
«Ii©  eheliche  Abstammung  des  Fürst  I.  Hauses  Löwenstein- Wert  heim  von  dem 
Kurfürsten  Friedrich  dem  Siegreichen  von  der  Pfalz  (Franbf.  a  M*i83".  8.  Opus 
poath.)  §.  6,  S.  18  ff. 
c)  Von  dieser  so  genannten  tutet*  llttutrium  handeln:  C.  O.  Gass**  1.  e.  IL  F.  C. 
r.  Lakcheb's  Abb.  von  der  V  ormundschaftbestellung  bei  Privat-  und  erlauchten 
Personen.  Zwei  Tbeile.  Jena  1-90.  1791.  8.  Moseb's  Staatsr.  XVII.  169.  Ek**dc*t. 
persönl  Staatsr.  I.  288,  und  Zusätze  r.u  seinem  neuen  Staatsr.  TL  33r.  nz  Sri.- 
enow,  Eiern,  juris  priv.  princ.  %.  674.  ob  Rbai,  Science  de  gou*ernemen>, 
vol.  IV,  ch,  8,  §.  43-48.  (Pzt.  Ast.  Frbm.  v.  Fbasb's)  Deduction  über  die 
Zwischenregierung  in  dem  Fürstcnth.  Prüm.  (1781.  Fol.),  %.  »4,  i5,  19.  10  u.  18. 
Pöttzb's  Uu  HL  779-  Kzöbeb's  Lit.  §.  i*56  f.  KurhetMuchc  Verfass.Urk.  v.  i83i, 
V  7  —  9*  UI»d  Hausgesetz  v.  1817,  §.  4  f.  GH.  hessische  Vcrfas*.Urk. 
v.  1810,  Art.  107.  Würtemb.  Verfas*.  Vertr.  v.  1819,  \.  11  u.  ff.  u.  Uauagesetx 
v.  1808,  V  4.  Bmer.  Verfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  s.  S  h-m.  Familiengesctz 
v.  1808 ,  Art.  60  ff.  Königl.  *äcf«.  Verfa*s.Urk.  v.  t83i,  §.  9-ifr,  Brau*- 
scUwtigueke  neue  Landschaftsordnuiig  v.  i83i,  n— 14.  Hannoverisches  Grund- 
gesetz v.  i833,  f.  14— «5.  Hannöverisches  Hausgesetz  v.  19.  Nov.  i836.  Cap.  6. 
HohcniolUmSigvuirwxentekc  Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  6  u.  197.  Von  dein  Herzogth. 
finturudiweif  Lüne  bürg ,  RisaBaraor  a.  a.  O.  S.  1»»  ff.  —  Leber  die  luvt  hu  ftp 
des  minderjährigen  Souverains  bestehen  zuweilen  besondere  Bestimmungen}  z.B. 
in  der  königl.  aächs.  Verfass-Urk.  v.  i83i,  §.  i5;  in  der  braunschweig,  neuen 
I^ndschaftsordnung  v.  i83a,  §.  16  — aa;  u.  in  der  Hannöverischen  v.  i833,  §.  s5. 

Titel  des  Regenten,  z.  B.  Regierungsverweser ,  Vormund  u.  Regent,  regieren- 
der Landes  Administrator,  in  vormundschaftlicher  Regierung  Unsere  vielgeliebten 
Vetters,  u.  d.  Wrazorr's  rhein.  Bund,  XI.  a33.  XXVffl.  i5o.  i56.  —  Aus  ganz 
neuen  Gründen  leugnet,  dafs  ein  teutscher  Bundcsfürst  «wegen  gänzlicher  oder 
theilweiser  Regierungsunfähigkeit  bevormundet  werden  könne»  (dafs  in  solchem 
Fall  die  Staatsregierung  durch  ein©  Regentschaft  geführt  werden  könne),  Alei. 
M6LLKB  (zu  Weimar)  über  RegentenBevormundung  (Ilmenau  i8rs.  8.),  8.  14  ff. 
Dawider  erschien:  C.  W.  Saunca  über  Regentenbevormundung,  Stände  u.  stän- 
dische Verfassung.   (Ilmenau  t8i3.  i;3  S.  8)  S.  9-so  u.  167  u.  i73. 
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rf)  In  manchen  Staaten  ist  ibm  ein  Regent« chaßrath  beigeordnet,  dessen  Gutachten 
er  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten  einzuholen  hat.    In  dem  Königreich  Sach- 
sen ist  biexu  die  oberste  Staatsbehörde,  das  GesammtMinisterium ,  bestimmt. 
Verfass.Urlu  v.  i83i,  %.  i4;  in  HohensollernSigmaringen  die  ersten  zwei  Hätbc 
der  Regierung,  Verfass. Urb.  r.  i833,  §.  6.  —   Nach  bekanntem  Herbommen 
nehmen,  in  teutschen  Staaten,  vormundschaftürhe  Hegenten,  anstatt  ihrer  Pfleg 
befohlenen,  die  Landeshuldigung  ein,  bestätigen  die  Landesfreiheiten  und  die 
Privilegien  einzelner  Corporationen  und  C lassen  von  Unterthanen ,  verwalten 
die  Landesregierung  und  erlassen  die  Gesetze,  Verordnungen  und  Befehle  in 
eigenem  Namen,  lassen  auf  Münzen  ihr  Bildnifs,  Titel  und  Wappen  prägen, 
ertheilen  und  empfangen  Helebnungen,  empfingen  ehedem  die  Reichslehen  und 
schwuren  den  BeichsLebneid  in  eigenem  Namen ,  führten  Sitx  und  Stimme  in 
allen  Reichs  -  und  Kreis  Versammlungen,  Collegial-  und  Familien  Co  nrentea,  u.  d.m. 
Mosbu's  persönl.  Staatsr.,  Tb.  L.  S.  5*4  ff.   B.  C  Stbcv,  Jurisprudcntia  heroira, 
Part.  VI.  p.  na  sqq. 

r)  Für  solchen  Umfang  der  vormundschaftlicben  Regentengewalt  spricht  überdiefs 
nicht  nur  die  Analogie  des  vormaligen  teutschen  ReichsStaatsrechts,  in  Hinsicht 
auf  die  reichsoberbauptliche  Gewalt  der  Keichsvicarien  in  dem  Zwischenreich, 
sondern  auch  seit  Jahrhimderten  das  Herkommen  in  den  teutschen  Regenten- 
häusern, und  das  Zeugnifs  bewährter  Becfatslehrer.  H.  Cocceji  Diss.  de  tuteli 
illustrium  (Francof.  ad  Viadr.  1693),  Sect.  TL  S-  8;  «"<"h  in  dessen  Ezercit. 
acad.,  vol.  L  n.  84.  M.  H.  Ganivxa  delineat.  jurisprudentiae  privatae  illustris, 
lib.  L  c.  6.  §.  7.  B.  G.  Stbüv,  Jurisprudcntia  heroica,  P.  VL  p.  1*8.  ov  Ski- 
enow  elein.  juris  publ.  S.  B.  L  hodierni,  T.  D.  §.  567.  H.  F.  L.  Frhrn. 
v.  LracKxn's  angef.  AbhandL,  Th.  I,  S.  180.  Mosc&'s  persönl.  Staatsr.  1.  533. 
(Klübeh's)  Nachtrag  der  Braunschw.  Wolfenbüttel.  Landstände  su  ihrer  Be- 
schwerde wider  ihren  Landesherrn,  bei  der  teutschen  Bundesversammlung. 
(Frankf.  1819.  Fol.),  S.  3  u.  ff.  Zorn.,  die  Begierungs Vormundschaft  im  Ver- 
hältnisse xur  Landesverfassung.  (Ohne  Druckort.)  i83o.  8.  —  Von  der  Ver- 
pflichtung des  Fürsten  zu  Anerkennung  der  Begierungshandlungen  des  Vormund- 
schaft]. Kegenten,  unten  %.  a5a,  Note  b. 

f)  Von  einem  eigenmächtigen  Regierungsantritt  des  minderjährigen,  sich  für  voll- 
jährig erklärenden  Fürsten  Constantin  von  SalmSalm,  1783,  s.  Bzoss  Staats- 
kanzley,  Hl.  3o5.  \TL  »jo. 

g)  Beispiele:  in  dem  teutschen  Reich,  nach  Ableben  Ludwigs  des  Kindes,  u.  a.  m~; 
in  Holstein  und  Schleswig  1459,  oben  §.  1,//  in  Schweden  1719  u.  i?43;  in 
Norwegen,  i8i4-  Man  s.  auch  Ludwigs  XV.  Edict  v.  1717,  betr.  das  Wahl- 
recht der  fransös.  Reichsstände,  nach  Erlöschung  des  königl.  Mannstammes, 
in  Rocssrr's  Supplement  su  DüMost's  Corps  universel  et  diplomatique,  T.  II. 
P.  a.  p.  »65.  —  In  Oestreich  kann  der  letzte  Stammerbe  über  das  Recht  sur 
Thronfolge  nach  Belieben  verfugen.  —  In  Buiem  enthalt  die  Verfass.Urk.  v.  1818, 
Tit.  9,  die  näheren  Bestimmungen. 


§"  248.  (185.) 
Gemahlin  imd  Witwe  des  Souverains. 

I)  Die  Gemahlin  des  Souverains,  obgleich  de$sen  Staatshoheit 
insbesondere  seiner  Gerichtbarkeit  untergeben  «),  und  tu  Theünahme  an 
der  Staatsregierung  nicht  befugt,  fuhrt,  in  der  Regel,  Prädicat,  Titel 
und  Wappen  ihre«  Gemahls  *),  und  es  wird  ihrer  in  dem  ordentlichen 
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Kirchengebet  erwähnt.  Sie  geniefst,  im  Verhältnifs  zu  den  Gemahlin- 
nen anderer  Sou  veraine,  den  Rang,  welcher  der  Würde  ihres  Gemahls 
angemessen  ist  <?),  und,  vermöge  der  HofEtiquette ,  den  Vorrang  vor  den 
Witwen  voriger  inländischen  Sou veraine.  Es  werden  ihr  bestimmte  Ein- 
künfte und,  für  den  Fall  ihres  Witwenstandes,  ein  Witwenge- 
halt ')  ausgesetzt.  Meist  hat  sie  einen  eigenen  Hofstaat  Gewisse 
Verbrechen  gegen  sie,  werden  bestraft  wie  Majestäts  verbrechen,  oder 
Felonie/).  DamenOrden  stiftet  oder  ertheilt  sie,  nur  mit  Bewilli- 
gung ihres  Gemahls.  Wegen  ihres  Ablebens  findet  eine  bestimmte  öffent- 
liche Trauer  Statt.  II)  Die  Witwe  des  Souverains  behält  Wappen, 
Pradicat  und  Titel,  auch  das  Recht  einen  eigenen  Hofstaat  zu  haben. 

a)  Mossa's  Staatsr.  XX.  35o.  354.  355.  Augusta,  legibus  non  soluta.  Anders 
Chi.  Scnövs  in  dem  Bedenken:  ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherrn 
Gemahlin  ihres  Gemahls  Unterthanin  sey?  Leips.  1733  und  i?5o.  4>  Die  ver- 
schiedenen Meinungen  der  Gelehrten,  s.  in  Moskh's  Staatsr.  XX.  338  —  35a.  — 
Beispiele  von  Ehe-,  Untersuchung«-  und  ScheidungsProcessen ,  in  L.  K.  v.  Hsu.- 
rsxD's  Bey tragen  zum  Staatsr.  u.  der  Gesch.  v.  Sachsen,  Th.  I,  Num.  1,  und 
in  Scrwsitzbb's  öftentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  L  46.  —  National- 
polizeiliche  Verhandlung  in  dem  Oberhausc  des  brittischen  Parlaments,  im  Sept. 
bis  Nor.  1810,  über  die  Frage:  ob  die  Königin  Caroline  durch  ihre  Aufführung 
sich  unwürdig  gemacht  habe,  dio  Ehre  des  Thrones  mit  ihrem  Gemahl  tu 
theilen? 

6)  Mossa's  Versuch  des  neuesten  europ.  Völkerrecht«  in  Friedens-  und  Kriegs- 
ceiten,  I,  3i6.  Mossa's  Staatsr.  XX.  35a.  —  Hat  sie  höhere  Geburtwürde,  als 
ihr  Gemahl ,  so  fuhrt  sie  dieselbe  fort.  Ebenda*.  353.  -  Von  dem  Gemahl  einer 
Sourerainin,  s.  Mossa's  Völkerr. ,  L3i4.  Güwthsb's  Völkern  IL  483.  D.  Schwert- 
n>,  &.  resp.  J.  C.  Usssus,  Diss.  de  matrimonio  feminae  imperantis  cum  sub- 
dito.  Lipa.  1686  4.  J.  P.  Palthbbius  Diss.  L  et  II.  de  marito  reginae.  Gryph. 
,  1707.  4.   J.  C.  W.  v.  Stkcr  von  d.  Gemahl  einer  Königin.  Berlin  1777.  8. 

c)  Mossa's  Völkerr.  a.  a.  O.  Ebendess.  Grundsätze  des  europ.  Völkerr.  in  Frie- 
densseiten, 166. 

d)  Mosku's  Staatsr.  XX.  3oo. 

e)  Pvttea's  Ut  DL  775.  Klcbkr's  Lit  i  i55o.  Mossa's  Staatsr.  XXI.  35  ff. 
XXII.  1  ff.  Ebendost.  FamilienStaatsr.  DL  447,  67a.  Wsisss's  Staatsr.  des  Königr. 
Sachsen,  Th.  I,  %.  4»-  Baier.  Familieogesets  v.  5.  Aug.  1819.  Würtember gucket 
v.  &  Juni  18*8.  Königl.  »acht,  Verfass.  ürk.  v.  i83i,  §.  16.  Hannöverisches 
HausgeseU  v.  i836,  Cap.  10,  Abschn.  5.  K.  Sächsisches  Hausgesetz  v.  Mars 
»838.   VergL  überhaupt  Bisisgsh  a.  a.  O.  §.  84,  S.  a33  ff. 

f)  Mossa's  Staatsr.  XX.  354.  Ktössa's  kl.  jurist.  Bibl.  XIX.  3io.  Ebtndcss,  Lit 
54*.  Fsotuuucm's  peinl.  Recht,  $.  171. 


§.  249.  (186.) 

Nachgeborne.  Kinder.  Väterliche  Gewalt.  Emancipation.  Vormund- 
schaft. GericJttstand.  Stammhaupt. 

Die  nachgebornen,  successionsfähigen  Mitglieder  des  Regenten- 
hauses, stehen  unter  der  Staatshoheit,  namentlich  unter  der  Gerichtbarkeit 
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lies  So<r>erains  «),  und  »eine  Kinder  aufserdem  noch  unter  seiner  väterli- 
chen Gewalt*);  in  welcher  Hinsicht  Erna neipation  Statt  findete),  so 
wie  Bestellung  einer  Vorm  n  ndschaft  Die  Bestimmung  des  Titels 
und  "Wappens  der  Nachgebornen,  hangt,  in  der  Regel,  von  ihm  ab  e) 
Ihr  Gerichtstand  wird  durch  die  Ijandesgesetze  bestimmt,  und  das  bun- 
desverfassungsmäsige  Recht  der  Austrage  kommt,  da  es  sich  auf  Streitig- 
heilen der  Bundesgi ieder  unter  sich  beschränkt,  ihnen  nicht  zu/).  Dage- 
gen können  ihnen,  nach  der  Hausrerfassung,  für  bestimmte  Streitigkeiten, 
Familien  Austrage  gebühren.  Dem  Sou  verain,  als  Stamm-  oder  Farai- 
lienhatipt,  können,  nach  der  Haus  Verfassung,  über  die  Mitglieder  seines 
Hauses  'noch  andere  Rechte,  insbesondere  das  Einwilligungsrecht  bei  ihren 
Vermählungen ,  zustehen  g). 

«)  Vergl.  Mosvb's  FamilicnStaatsr.  IL  383.  ?4»  «*•  J-  F.  v.  Tböltsoi  Abhandl.  in 
Sibbcmipes  Beitr.  DX  so*.   Pi?TTFa's  Lit.  EL  t63.   Klübm's  Lit.  6*5. 

l>)  Stbuv  Jurispr.  heroica,  V.  i — ao-.  »k  Nbuma*s  Medit.  juris  priv.  prinr.  HI. 
i  —  »08.  Moskb's  Staatsr.  XXIL  i53.  .\  19.  Ebettdess,  FamtlienStaatsr.  IL  711. 
Ibtndes*.  Grunds,  des  europ.  Völkerr.  in  Friedenszeiten,  166.  StnKsans  Beitr. 
ID.  19-.    PCtTKB's  Lit.  III.  —8. 

r)  Jo.  Gr.  Hvlpis  De  adoptionihus  et  emaneipationibus  prmetpum.  Argent.  1686, 
rcc.  1-41.  dk  Nf-cmans  I.  c.  ID.  169.  Mom'i  FaniüieuStaatsr.  IL  —9.  t.  Cba- 
xkr's  wezlar  Nebenst.  XXX VUL  49.    HIbfbxiji's  Staatsarchiv,  XXXV.  319. 

d)  Püttkb's  Lit.  DI.  "-9.  Hlübfr's  Lit.  i556.  db  Nfcbux*  I.  c.  HL  209.  Wn***'* 
Staatsr.  des  Königr.  Sachsen,  Tb.  I,  §.  4^>.  Gräfl.  tippi scher  Vergleich  mit  den 
Landständen,  puncto  tutelae,  vom  «1.  März  1667,  in  H&bebliiTs  Staatsarchiv, 
DI.  195,  u.  neuere  Verträge  von  1794  «•  ebetidas.  I.  74.  DX  3o3.  —  Dem 
der  Landesregierung  verlustig  gewordenen  (§.  s&5,  d)  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig  ward  von  dem  König  Wilhelm  IV.  von  Hannover  und  dem  regierenden 
Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig,  nnter  Zustimmung  der  Agnaten,  die  eigene 
Verwaltung  seines  Vermögens  und  die  Verfügung  über  dasselbe  entzogen,  und 
die  eine  und  die  andere  einer  ag-natischen  Curau l  untergeordnet,  durch  eine  (der 
vorwaltenden  außerordentlichen  imstande  wegen)  gemeinschaftlich  (wozu  sonst 
der  regierende  Herzog  von  Braunscbweig  allein  befugt  gewesen  wäre)  erlassene 
Verordnung,  datirt  -London  vom  6.  Febr.  und  Braunschweig  14.  März  i833; 
In  den  beiderseitigen  Gesetzsammlungen  u.  in  der  Hannöver.  Zeitung  v.  3.  Apr. 
iB33.  Rechts  verwahrende  Erklärung  des  Herzogs  Karl  dagegen,  datirt  Paris 
8.  Mai  i833,  in  d.  Pariser  Tagebhrtt  La  Tribüne,  dann  übers,  in  der  AI  lg.  Zeitg. 
v.  8.  Juni  i833,  aufserordentl.  Beilage. 

e)  Man  s.  Moskb's  t.  Staatsrecht,  Th.XXH,  S.  433— 45a  XVBL  157.  4$-.  XXIH.  178. 
db  Neubuit*  )•  e.  HL  397.  Baierische  Verfassungsurft,  v.  1818,  Tit.  s,  $.3, 
FamilienStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  2,  §.  1,  so  wie  das  Familiengesetz  v.  18.  Jan. 
1816  u.  das  Hausgesetz  v.  1808,  %.  7  ff.  (Schuvcb's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern, 
Bd.  I,  S.  i36  f.  u.  ai6).  fVurtemberg.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  §.  8  u.  19, 
Hausgeselz  v.  i8»8,  so  wie  das  Hausgesetz  v.  1808,  Art.  77  Badisches  Haus- 
u.  FamilicnStatut  v.  4.  Oct.  1817,  %,  i,  u.  Verfassungsurk.  v.  1818,  %.  4.  Kmr- 
fws tische 4  Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817,  V  6.  Grofshzgl.  Hessische 
Verfassungsurk.  v.  1810,  Art.  5.  KitiBxn's  Abband  Inngen  ete.,  Bd.  I,  8.  3s4  — 
Von  einem  Verbot  sinndesmiLsiger  Ehen  fiir  bestimmte  >"»chgeborne,  oben  §.  *45. 

J)  Dafs  ihnen,  aufser  dem  Gerichtstand  vor  den  höchsten  Gerichten  des  Landes, 
aueh  das  Vorrecht  der  Austrage  gebühre,  wie  zur  Zeit  der  f.  Reichsverimsung, 
behauptet  C.  S.  Zacsuhia,   in  Gursuas  etc.  Archiv  fUr  die  civilistische  Präzis, 
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Bd.  1  (1818),  S.  96—104.  Dagegen  s.  man  das  wurtemb.  Votum,  in  d.  Protot-, 
der  R.  V.  v.  *».  Mai  1817,  V  180.,  und  das  badische  ebendas.  §.  196.  In  beiden 
werden  die  Apanagirten,  so  nie  die  «mittelbar  (?)  gewordenen  ehemaligen 
Hetrhsstande»,  für  solche  erklärt,  die,  nach  den  durch  Auflösung  des  tentachen 
Reichs  entstandenen  Verhältnissen,  Unter  thanen  ihrer  Souveraine  sind.  So  auch 
das  groCsherzogl.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  R.  V.  v.  1817,  \,  114, 
Num.  1.  Die  Bundesrerträge  bestimmen  die  bundesverfassungsrnäsigen  Austrage 
ausdrücklich  nur  für  BundrsgUeder  unter  sich  ($.  17a  u.  f.).  —  Verschieden  von 
jenen  sind  die  in  den  Haust  ertragen  oder  besondern  V  erträgen  etwa  verordne* 
ten  Familien-  oder  gewillkührten  (Conventional-)  Austrage.  Vergl.  Linns'*  Lehr- 
buch des  deutschen  gemeinen  CivilProretses,  S  9"»  Note  10. 
K)  V  ergl.  oben  J.  n3. 

g.  2H0.  (ist.) 

Apanage  der  JVachgebornen.     Unterhalt   und  Aussteuer  der  Prin- 
zessinnen, Vormundschaft. 

I)  Den  Nachgebornen  wird,  zu  ihrem  Unterhalt,  eine  Apanage 
(Deputat,  Alimentengelder)  ausgesetzt  «).  Dieselbe  besteht  bald  in  einem 
bestimmten  Jahrgeld,  oft  verbunden  mit  Naturalien  (apanagiura  proprium), 
bald  in  dem  Besitz  und  Gennfs  eines  Landesbezirks ,  verbunden  mit  man- 
chen Hoheitrechten  unter  der  Oberhoheit  des  regierenden  Herrn  *)  (apana- 
giuin  improprium  s.  paragium).  Ein  apanagirter  oder  paragirter  Vater 
vererbt,  in  der  Regel,  die  Apanage  auf  seine  rechtmüsigen,  ihm  ebenbürtigen 
Nachkommen.  Nach  deren  Abgang  fallt  solche,  in  der  Hegel,  an  den 
regierenden  Herrn  zurück.  Bei  merklicher  bleibender  Vermehrung  des 
Staatseinkommens,  aus  Quellen  die  zu  der  StaatsSuccession  gehören,  ist 
Erhöhung  der  Apanage  billig  und  recht  c).  II)  Der  Unterhalt  und,  bei 
ihrer  Vermählung,  die  Aussteuer  der  Prinzessinnen  ist  bestimmt  durch 
Staats-  oder  Hausgesetze,  durch  Vereinbarung  mit  den  Landstanden,  oder 
durch  Herkommen  d).  DJ)  Die  Anordnung  einer  Vormundschaft  über 
Nachgeborene  steht  dem  regierenden  Stammhaupte  zu  «)• 

«)  PCtteiTs  Lit.  HL  -5g.  HLüsn's  Lit.  §.  i53^.  Moskr's  Staatsr.  XIV.  1  —  499- 
Rhendets.  FamilienStaatsr.  I.  36o  —  5n.  Baier.  Familiengesetz  r.  18.  Jan.  1816, 
u.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  181,9.  Genaue  Bestimmungen  in  dem  würtemi.  Fa- 
müiengesetz  v.  8.  Juni  1818.  Von  dem  Könige  Sachsen  s.  Verfass.  Urb.  t.  i83i, 
%.  »3.  Weiss«  a.  a.  O.  Th.  I,  f  41.  Von  Kurhesten  s.  die  Verf.  Urk.  v.  i83i, 
9.  14  u.  ff.  Hamtörerisrhes  Hausgesetz  ▼.  i836,  Cap.  10.  K.  Sächsisches  Haus- 
gesets  r.  März  i838. 

h)  Joach.  Erom.  Schmidt  pr.  de  paragio  a  freragio  et  apanagio  distineto.  Jen. 
1765.  4- 

r)  Kurkfuiiches  Ha us-  und  StaatsgeseU  4-  Mar»  1817,  $.  n.  J.  St.  Püttsri  comm. 
de  augendo  apanagiu,  auetis  reditibus  primogentti  regentis.    Jen.  uw  in 

dessen  Svlloge  commentat.  jus.  priv.  prineipum  illustraat.  p*  49* 

d)  Kmrhtjt.  VerfawXrk.  t.  i83i  ,  %.  Köaigl.  rächt.  Verfass.Urk.  t.  i83i  ,  §.  i3. 
—  Vou  der  Prinzessins teuer  unten  %.  401  c. 
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8»  «KI-  am 

Residenz.   Hofstaat.  Ceretnomel.   Orden.    Titel.    Wappen.  Majestät- 
Symbole-    Insianien  und  Kleinodien.  CivilListe. 

Von  dem  Willen  des  Souverains  hängt  ab,  die  Wahl  seiner  Resi- 
denz«»), die  Errichtung  und  Einrichtung  seines  Hofstaates*),  nebst 
Trabanten-,  Leib-  und  Sch  lofsgarde  c)  oder  Militä'rHofstaat ,  die 
Errichtung  neuer  Erzürnter  und  Erbla ndhofä'inter  eigener 
Ehrenorden'),  die  Bestimmung  des  Staats-  und  HofCeremo  niels  /), 
des  Haus-  und  Staatstitels*")  und  Wappens  *),  der  MajestatSym- 
bole,  Staatslnsignien  und  Kleinodien  »),  des  Kronungs-  und 
FestOrnats,  auch  wohl  der  Staatsheilig  t  hü  mer  oder  Reliquien 
(lipsana  imperii).  Die  Festsetzung  einer  CivilListe,  auch  (Kosten  der) 
Haushaltung  des  Regenten  genannt,  das  heißt,  die  Bestimmung  des  (Juan- 
tunis der  jährlichen  Einnahme,  welche,  in  monarchischen  Staaten,  der 
Staatsoberherr,  als  solcher,  für  seinen  und  der  Seinigen  Unterhalt,  mit 
Inbegriff  des  Hofstaates,  aus  der  Staatscasse  zu  beziehen  hat,  ist  dem 
Staatsoberhaupte  dann  überlassen,  wenn  sie  nicht  schon  in  den  Staats-  oder 
Familiengesetzen  enthalten  ist,  oder  der  Einwilligung  der  Landstände  be- 
darf *). 

c)  Pctter's  Lit.  6)6.  KlüreVs  Lit.  %.  i374  c.  1390.  Moser1«  persönl.  Staatsr.  II. 
7«.  81.  Ehendess.  Zusätze  zu  s.  neuen  t.  Staatsr.  II.  354*  —  Von  dem  Burgfrie- 
den u.  Moser]«  Hofr.  IL  795.  Haltatts  gloasar.  h.  >.  C.  F.  Walch  Opuac  IL  116- 
Sucioir  elem-  juris  germ.  priv.  §.  525.  Ejusd.  elem  juri«  priv.  princ  $.  597. 
Dave  Handb.  des  t.  Privatr.  H.  §.  197  f. 

6)  F.  C  _v.  Moser'«  teutsches  Hofrecht.  1  Theile.  Frankf.  1754*  1755.  4*  XJ.  Mo«xafa 
pessönl.  Staatsr.  IL  71.—  Von  Pagen  oder  Edelknaben,  s.  Moser'«  Hofr.  IL  190. 

c)  Moser's  persönl.  Staatsr.  IL  87  ff. 

d)  Vcrgl.  unten,  in  dem  XIV.  Capital. 

e)  Hievon  unten,  in  dem  angef.  CapiteL 

/)  Oben,  $.  114,  und  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 
g)  Oben,  %.  109  ff. 

A)  Oben,  §.  11 3.  —  Von  dem  Majestätstitel  «.  F.  C.  Moser1«  kleine  Schriften, 
VI  1.  E.  K,  Wirxabd  über  die  Einführung  der  erblichen  Kaiserwürde  in 
Frankreich  (Berlin  1804.  8  ),  S.  139  f£  t.  Maates«  EinL  in  d.  europ.  Völkerr. 
§,  174,  n.  9. 

1)  PtiTTsaVLit  HL  109.  Klüber'«  Lit  §.  90a  ff.  Vergl.  Möller'»  hist  Nachrich- 
ten von  den  Feierlichkeiten  in  alten  Zeiten  beim  Antritt  der  Regierung  der  schwe- 
dischen Könige.   Stralsund  1779.  fol. 

#)  Diese  Einwilligung  ist  nöthig,  nach  der  würtemb.  Verfass.  Urk.  v.  1819,  %.  104 
—  »06;  nachderW«eA«»v.i8i8,  §.59;  nach  der  grofsh.  hessischen  v.  i8ao,  §.70; 
nach  der  königl.  sächsischen  v.  i83i,  $.  a«.  Von  der  preussüchen  CivilListe,  s. 
Verordn.  v.  17.  Jan.  1810,  betr.  das  Staatsschuldenwesen,  $.3;  in  der  preufs. 
GesetKsammL  v.  i8ao  Num.  a,  S.  10.  Von  Sackst nCoburg  s.  da«  Gesets ,  die 
landständische  Verfasa.  betr.  18a  i,  §.71.  Die  Bäte  irische  ist  durch  ein  Grandge- 
setz v.  1.  Juli  i834  filr  immer  festgesetet  auf  a,35o,  58o  FL  Baier.  Gesetsblatt, 
1834,  Kum.  a.  —  Von  der  Notwendigkeit  der  Einführung  einer  CwÜUsu  in  t. 
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Bundesstaaten ,  von  der  Geschichte  u.  dem  Betrag  der  CivilListen  in  teutschen 
u.  a.  Staaten,  s.  Klübx«'«  Staatsarchiv,  Bd.  i,  S.  483  —  5 18.  Consideration 
sur  la  liste  eivilej  par  Grkgoihk.  Paris  i83o.  8.  Lettres  sur  la  liste  eivile  et 
sur  l'apanage  :  par  Coruknis.  Ausg.  ai.  Paris  1837.  18.  —  Das  Verhält- 
nifs  des  Betrags  der  CivilListc  zu  der  gesammten  Staatscinnahme  ist  sehr 
verschieden  in  den  teutschen  Staaten.  Von  ronstitntioncllen  hat  man  jetzt 
(i83o)  Beispiele,  dafs  solche  ungefähr  C17/*,.  7'/,,  9y,  jener  Einnahme  beträgt. 
Von  der  gesammten  Staatseinnabinc  kommt  jeUt  (  i83o)  auf  die  CivilListc,  un- 
geiühr  in  Frankreich  der  ia3y,.  (bis  Aug.  i83o  der  19.)»  in  Preufsen  der  aoVi- 
in  England  der  23.,  in  den  Niederlanden  der  3o%0.  Theil.  —  In  dem  16.  Jahr- 
kundert, nannte  man  die  Civilliste  den  Jurstlichen  Staat.  J.  C.  Pfister,  Herzog 
Christoph  zu  Wurtemberg,  Th.  I  (Tüb.  1819.  8J,  S.  a3a. 

§•  252.  (189.) 
Verbindlichkeit  des  Souverains  aus  Handlungen  seiner  Vorfahren. 

Der  ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten  (§.  3).  Seine  Ver- 
pflichtungen, wie  seine  Rechte,  werden  nicht  geschwächt  und  nicht  ver- 
nichtet, durch  blofsen  Wechsel  in  der  physischen  oder  moralischen  Person 
des  regierenden  Subjectes.  Defswegen  ist  jeder  Regent  verbunden  «),  die 
Staatshandlungen  seiner  Regierungsvorfahren,  das  heifst,  sowohl 
Staats-  als  auch  privatrechtliche  Handlungen,  welche  diese  in  ihrer  Staats- 
oder  Regeriteneigenschaft  (von  ihrer  Staatsscitc)  unternommen  hatten,  und 
die  rechtlichen  Folgen  derselben,  anzuerkennen,  so  fern  dieselben  unwider- 
ruflich, ohne  Ueberschreifung  der  verfassungsmäßigen  Befugnifs,  unternom- 
men -wurden  *).  Jede  andere  Handlung  des  Staatsvorfahrs,  ist  als  Privat- 
handlung anzusehen,  wefshalb  der  Staat  nur  ans  dem  Grunde  nützlicher 
Verwendung  c),  der  Staatsfolgcr  nur  als  Privatmann,  aus  besondern  Grün- 
den, zu  Leistung  oder  Entschädigung  verpflichtet  seyn  kann  <*).  Nach  den- 
selben Grundsätzen  sind  Anwartschaften  zu  beurtheilen  «). 

a)  &*Eufifat>>Sy  id  est,  per  interpositam  eivitatem».  Grotivs  de  J.  B.  II.  14.  u.  Ci- 
vitaa  non  moritur.  «Princcps  non  tarn  proprio  quam  reipublicac,  quac  perpetua 
est,  nomine  contrn\isse  intclligiturv.  Pft.  Gvdelikvs  de  jure  pacis  (Lpvan. 
1620.  4.),  p.  63.  Rcgcntenwethsel  ist  kein  Regierungswechsel.  —  Der  Regent 
und  seine  Regierungsvorfahren  sind,  in  rechtlicher  Hinsicht,  als  eine  Person  zu 
betrachten,  als  zu  Fortführung  desselben  Geschäftes  bevollmächtigte  Subjecte 
<§.  a4»,  V).  Unter  jedem  Regenten  ist  die  Staatsgewalt  an  ihre  eigenen  Hand» 
hingen  gebunden.  Nicht  sie,  nur  die  Person  des  Regenten,  ist  dem  Wechsel 
unterworfen.  «Jus  populi  non  deficit,  nisi  deficiat  ipse  populus.  Eadem  utiquo 
respublica  est,  quamvis  nunc  hoc  nunc  alio  modo  regatur:  alioquin  direres, 
rempublicam  in  statu,  quo  nunc  est»  cxsolutam  videri  pactis  et  debitis  in  alio 
statu  contractu ».  Ghotu-s  1.  c.  IL  9.  3.  Byskkrshofk  qunest  juris  publ>,  Hb. 
IL  c.  25.  §.  1.,  in  Ejus  Operib.  omni!).   (Coloniae  Allobrog.  1761.  Fol.),  p.  a5-, 

&)  HoiJiscnvincn's  DeductionsBibliotheU,  IV.  ao6i.    Rlürfr's  Lit.  §.  i5{3.  MriEn  ad 
Ewue>bach  nomologia  ordinum  imperalium,  c.  X.  p.  334-  sqq.    T.  Gödkl's  Ab- 
handl.  aus.  d.  Stnalsr.  St.  III,  Cap.  1,  §.  7»  —  <P-    CaP-  H-  DR  Chams»  Opusc. 
I^  .  386.    v.  CraWs  Kebenst.  CXVT.  ^07.   Mosrn's  pcrsönl.  Staatsr.  II.  lao 
KlÜber'.  äffend.  Recht,  4.  A.,(T.  23 
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«11.  Ebeniers.  v.  d.  Rcichsstände  Landen,  ai4.  Honmxi.  obs.  »85.  499- 
Robb  de  pecunia  mutuat.  tuto  colloc.  §.  36.  Rsuss  Deduct  u.  Urk.  Samml. 
IV.  a63.  Pütteb  prim.  lin.  juris  priv.  princ.  §.  64.  v.  Zwirbi.eiii's  Ncbenst.  1. 
61 — 81.  IIXbermn's  Repertor.  des  t.  Staats-  u.  Lehnr.,  Art  Nachfolge,  §.  19, 
Th.  III,  S.  600.  J.  N.  Bischoff  orat.  de  aere  prineipum  alieno.  Heimst.  1794-  & 
(Matth.  Hofmahn's)  Versuch:  in  wie  weit  ist  der  Successor  singularis  ex  pacto 
et  Providentia  majorum,  bu  Anerkennung  der  Verträge  und  Handlungen  des 
Vorfahrers  verpflichtet?  1797.  8.  v.  Rottkck's  Abhandlung  über  die  Verbind- 
lichkeit eines  Regentennachfolgers  zu  Haltung  der  von  seinem  Vorfahren  ge- 
schlossenen Verträge  etc.  Freiburg,  1798,  8.  C.  C.  A-  H.  v.  Habfu  Erörterung 
der  Verbindlichkeit  des  weltlichen  Rcichsfürsten  aus  den  Handlungen  seiner  Vor- 
fahren. Neustrelitz  1800.  8.  K.  T.  Wbderixo,  können  die  teutschen  Staramguts- 
grundsätze  einen  Rcgierungsuachfolgcr  befreien,  die  Regcntenhaudlungen  seine* 
Vorfahrers  bu  vertreten,  mithin  die  erweislichen  u.  redlichen  Schulden  desselben 
zu  bezahlen?  Frankf.  1802.  8-  Wie  sind  deutsche  Reichsfürsten  verbunden,  die 
Handlungen  ihrer  Regicrungs vorfahren  zu  vertreten?  Frankf.  u.  Leipz.  i8o3.  8. 
W.  J.  Bkhh's  Erörterung,  in  wie  fern  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die  Hand- 
lungen seines  Regierungsvorfahrers  gebunden?  u.  s.  w.  Bamb.  1818.  8.  Wr.  H. 
Frhrn.  v.  Ebbbz  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Regen- 
ten für  seinen  Rcgierungsnachfolger.  Landshut  1819.  8.  —  Namentlich  gilt  Obiges 
von  der  Verpflichtung  zu  Bezahlung  der  unter  früheren  Regenten  rechtmäsig 
contrahirten  Staatsschulden.  Grotiis  L  c.  II.  i4«  §.  10 —  1».  Wernher  P.  V.  obs. 
161.  Moseb's  Staatsrecht,  Th.  a3,  Gap.  119.  Ruäde's  t.  Privatr.  §.  695.  r. 
Hahptz  a.  a.  O.  §.  3a  u.  61 ,  Num.  1;  §.  62,  73,  74  u.  80.  So  auch  das  ehema- 
lige Reichskammergericht.  Habebxis's  Staatsarchiv,  Heft  IX,  Num.  1.  —  Von 
Braunsen weigLüncburg,  P.  C.  Ribbkntrop's  Beyträge  zur  Verfass.  des  Hzgth. 
Braunschw.Lüncb.  wolfenbütt.  Antheils,  I.  Beytrag,  (1787),  S.  143.  —  Der  Grund- 
satz im  §.  gilt  auch  von  den  Regierungshandlungen  eines  vormundschaftlichen 
Regenten  (§.  »47»  u-  das.  Note  c).  PtrF.>Don»v  de  jure  nat.  et  gent.  Hb.  VIR. 
c.  10.  §.  a.  sq.  3.  Laur.  Fleischer  diss.  an  prineeps  ex  factis  tutoris  possit  ob- 
ligari?  (Mal.  1716.  4-)  P«  3i.  Von  der  Gültigkeit  der  Regierungshandlungen  ei- 
nes von  muhrcron  RtgierungsContpetcnten ,  während  seines  Landesbesitzes,  s. 
Westphal's  teutsches  Staatsrecht,  Abth.  ».  Vergl.  auch  die  §.  «46.  Note  b  an- 
geführten Schriften  über  die  hannovr.  Regierungsautritts  -  Patente  von  1837. 

t)  v.  Cramer's  Ncbcnst.  XV.  93.  Mtlkr  ab  Eimenbach  nomologia,  c.  10.  %.  3.  Pit- 
teb's  Rechtsf.  Bd.  II,  Th.  I,  Resp.  «19.    v.  Haxptz  a.  a.  O.  §.  io3.  104. 

d)  v.  Raxptz  a.  a.  O.  §.  99  ff.  S.  290. 

♦)  Deduction  in  S.  v.  Dittfurth  c.  HessenGassel ,  in  Reifss  Deduct.  u.  Urk.  Samml. 
I,  269.  Loshast's  Anleit.  zu  Abfass.  der  Schriften  am  R.Rammerg.  179.  Strubs*, 
Th.  I,  Bed.  n5.  Ri  stob's  Beitr.  II.  Num.  4  u.  5.  G.  L.  Böhxer's  Rechtsf.  R. 
i3-\  G.  L.  Bönxkh  diss.  de  obligationc  successoris  ex  expectativa  feudali  ante- 
cessoris.  Gött.  1749.  «•  in  dessen  Electis  juris  feud.,  T.  R.  n.  VI.  (Caspar  Fried, 
v.  HorXAsx)  Von  der  V  erbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehn •  Nachfolgers  an 
die  von  dem  Vorfahren  ertheilte  Anwartschaft  und  Eventualßelchnung.  1776.  fol. 
Nachtrag  u.  s.  w.  1798.  fol.  Allgem.  deutsche  Bibliolh. ,  Bd.  37,  St.  a,  S.  3r3- 
Da wider  s.  v.  Zwiebi.eiji's  Ncbenst.  I.  Num.  a.  u.  4.    Westphai's  Lehnr.  i»5. 
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§.  253.  (Xou.) 

Und  zu  den  Regierungshandlungen  des  Zwischetifterrschers,  während 
einer  feindlichen  Inhabung  des  Landes. 

m 

War  nach  feindlicher  Eroberung  eines  Landes  und  für  dasselbe  that- 
sächlich  eingetretenem  Friedensstand,  bis  zu  der  Rückkehr  des  rechtmäßi- 
gen Regenten,  eine  von  diesem  völkerrechtlich  nicht  anerkannte,  noch 
(weil  die  blofse  Thatsache  der  Eroberung  einen  Rechtstitcl  zu  geben  nicht 
vermag)  anzuerkennende  formliche  Zwischenregierung  des  Eroberers  oder 
seines  Nachfolgers  eingetreten,  welche  die  Natur  einer  factischen  oder 
QuasiRegicrungsnachfolge,  also  nicht  diejenige  einer  blofs  militärischen 
Inhabung,  hat;  so  sind  die  Regierungshandlungen  des  Zwischen- 
herrschers von  dem  zurückgekehrten  rechtmäsigen  Regenten  nur  so 
weit  anzuerkennen,  als  ihre  Gültigkeit  auf  Hechtsgrunden  beruht,  deren 
VerpfÜchtungsgrund  sich  bei  jedem  Nachfolger  in  der  Staatsregierung  fin- 
det «).  So  weit  aber  darum,  weil  während  des  factisch  eingetretenen 
Friedensstandes,  in  dem  Lande  weder  der  Staatsvereiu  und  die  Staatsregie- 
rung, noch  die  Herrschaft  des  Pri ratrechtes  aufgehört  hatte.  Bei  der  un- 
vermeidlichen Trennung  von  ihrem  rechtmäsigen  Regenten,  war  die  Ge- 
sammtheit  der  Staatsbürger  in  die  Notwendigkeit  gesetzt,  den  Slaatsver- 
ein  mit  dem  Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  fortzusetzen,  unbeschadet 
der  gegen  beide  fortdauernden  Ansprüche  jenes  Regenten  auf  den  Rück- 
tritt in  die  Ausübung  seiner  Staatsbefugnisse.  Wegen  jener  (seda  plcna 
impedita)  notwendigen  und  wirklichen  Fortdauer  des  Staatsvereins,  ist 
der  an  der  Staatsregierung  verhindert  gewesene  Regent,  in  Hinsicht  auf 
Regierungshandlungen  der  Zwischenzeit,  Staats-  und  privatrechtlich  als 
Nachfolger  der  in  dieser  Zeit  bestandenen  Zwischenherrschaffc  oder 
ausserordentlichen  Staatsregierung  zu  betrachten  6). 

a)  Diese  schwierige  Rechtsfrage  ist,  in  ihrem  ganzen  Umfang  betrachtet,  vermisch- 
ter Natur.  Es  kommen  völkerrechtliche,  staatsrechtliche,  privatrechtliche  Ver- 
hältnisse in  Erwägung.  Sie  set/.t  voraus,  dafs  der  förmliche  Kriegsstand,  swi- 
seben  dem  Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  und  dem  rechtmäsigen  Regenten, 
aufgehört  habe,  dafs  folglich  für  das  eroberte  Land  ein  Friedensstand  factisch, 
und  mit  ihm  eine  Zwischenregierung  eingetreten  sey.  Dieser  Fall  ist  wesentlich 
verschieden  von  demjenigen,  wo  der  förmliche  Kriegsstand  nicht  aufgehört  hat, 
also  blofs  militärische  Inhabung  des  Landes,  und  in  demselben  keine  förmliche 
Zwischenregierung  des  Eroberers  oder  seines  Nachfolgers  bestanden  hat:  wovon 
in  meinem  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europc,  §.  255  et  2j6. —  Die  in  diesem 
und  dem  folgenden  §.  in  Beziehung,  genommenen  Rechtsfragen,  kamen  in  der 
neuesten  Zeit  vielfältig  zur  Erörterung,  bei  Gelegenheit  «1er  Staatsveränderungen, 
welche  Napoleon's  Eroberungen  und  sein  Fall  zur  Folge  hatten;  in  den  hannö- 
verischen und  kurhessischen  Staaten,  in  den  Hentogthümern  Braunschweig  und 
Cnun  Grofshersogthum)  Oldenburg,  in  den  Königreichen  Frankreich,  Spanien, 
Sardinien,  Neapel,  in  dem  Kirchenstaat  u.  a.  —  In  den  Angelegenheiten  des  im 
J.  1814  aufgelösten  Königreichs  YYestphalen ,  gingen  Hannover,  Kurhessen  und 
Braunschweig  von  der  Behauptung  ausi  der  König  von  YVcstphalen  $ej  während 
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seiner  sechsjährigen  Zwischenregierung  legitimer  König,  mit  völkerrechtlichem 
Titel,  nur  über  den  Theil  des  Königreichs  gewesen,  welcher  von  Preufsen  durch 
den  tilsiter  Frieden  von  1807  an  Napoleon,  und  von  diesem  an  ihn  abgetreten 
worden  sey.  Die  Rcclamationen  wider  die  drei  genannten  Regierungen  gaben  An- 
lafs  zu  Verhandlungen  in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  von  «817 
bis  1828,  (oben  §.  169,  <■),  besonders  in  der  Sitzung  v.  5.  Juni  i8«3,  in  den 
Protocollen  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S.  234;  dann  das  Votum  von  Oldenburg  etc., 
in  d.  Protoc.  v.  4.  Dcc.  i8?3,  §.  164;  auch  in  den  MinistcrialConferenzen,  welche 
der  wiener  Schlu fsActe  von  1820  vorausgingen,  in  den  Protocollen  vom  21.  Febr. 
und  ?3.  Mai  1820. 

6)  Die  in  diesem  und  dem  folgenden  §.  dargestellten  Grundsätze,  sind  jene  de«  Ver- 
fassers. Abweichende  Meinungen  sind  angezeigt  in  seinem  angef.  Droit  des  gens, 
§.  258  et  2^9.  —  So  auch  die  hieher  gehörende  Literatur,  welcher  folgende 
Schriften,  meist  neuere,  beizufügen  sind.  La it erb ach  colleg.  theor.  pract.  Pan- 
dectar.  üb.  40.  tit.  i5.  §.  5.  "NYestphal's  teutsches  Staatsrecht  Abhandl.  I,  §.  9. 
Üb  Mab t ess  precis  du  droit  des  gens  (3e  edit.),  §.  282.  Erörterung  der  Fra- 
gen :  hat  der  Kurf,  von  Hessen  ....  Anspruch  an  eine  völlige  "Wiederein 
setzung  in  den  vorigen  Stand?  u.  s.  w.  Altona  1817.  4.  B.  \V.  PnirrEm,  in  wie 
fern  sind  Kegierungsbandlungcn  eines  Zwischenherrschers  für  den  rechtmas.  Re- 
genten verbindlich?  1818.  8.  Ucber  die  Aufrechthaltung  der  Verfügungen  de» 
Jeröine  Bonaparte  in  Kurhessen.  1819.  8.  L.  Schait»ax>,  die  recbtl.  Verhältnisse 
des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpator»  «1.  des  unterjochten  Volks.  Cassel  1820.  8. 
F.  F.  Stichea.'s  Beitrag  zu  der  Lehre  von  der  Gewährleistung  u.  der  Rechtsbe- 
ständigkeit  der  Handlungen  eines  Zwiehcnherrschcrs.  Glessen  i8a5.  8.  —  Von 
der  Frage  betr.  die  Veräußerungen  von  Staats  Domänen*  handeln  insbesondere: 
Ritter'«  Denkschrift  u.  s.  w.,  iu  den  Nachtragl.  Actcnstückcn  zu  den  tcutschen 
Bundcsverbandlungen ,  Bd.  H  (Frankf.  1817.  4.),  S.  220.  Stichel  a.  a.  O.  Ab- 
handlungen, in  dein  OppositionsBlatt,  1818,  Num.  249  bis  25i ;  in  Lcdex's  Ne- 
mesis, Bd.  VIR,  St.  2,  Num.  8;  Bd.  X,  St.  2,  Num.  1.  Hartlebes's  Justiz-Ka- 
merai- u.  PolizeiFaina,  1817,  Num.  171  u.  f.j  1818,  Num.  176  bis  179.  Börse's 
Wage,  1818,  Heft.  3.  —  Für  die  Frage  von  veräusserten  oder  eingezogenen 
Staats Activcupitalien  :  B.  W.  Peeiefer,  das  Recht  der  Kriegscrobcrung  in  Bezie- 
hung auf  Staatseapitalicn.  Cassel  1823.  8.  J.  G.  K ,  können  die  vormal.  Schuld- 
ner der  frühcrhtn  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten  Kapitalien 
sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten  Eroberer  dersel- 
ben die  Schuld  getilgt  haben?  gegen  Pteieteh.  1824.  8.  Abhandlung,  in  der  Ka- 
merai- und  PolizeiFama,  (Stuttg.)  i83o,  Num.  1.  u.  2.  —  Richlersprüche :  bei 
Sticrex  u.  Pfeieker  a.  a.  O. :  in  v.  Bülow's  Abhandlungen  über  einzelne  Mate- 
rien des  röm.  bürgert  Rechts,  Bd.  L,  S.  1  j  Bd.  K,  S  7;  in  dem  Anhang  zu  dem 
(hamburger)  Polit.  Journal,  Juni  1820. 

■ 

§♦  (Neu.) 
Fortsetzung. 

Rechtsgültig  mich  für  den  zurückgehehrten  rechtransigen  Regenten 
oder  seinen  Nachfolger,  ist  daher  eine  Regierungshandlung  des  Zwischen- 
herrschers: 1)  wenn  jener  derselben,  auf  irgend  eine  Art,  genehmi- 
gend beigetreten  ist,  namentlich  durch  Anerkennung  der  Zwischenre- 
gierung in  einem  vorausgegangenen  oder  spätem  Friedensschlufsj  2)  wenn 
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die  Handlung  den  Grundsätzen  der  vor  der  Eroberung  rechtmäsig  bestan- 
denen Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  gemafs  ö),  oder 
3)  ohne  durch  diese  Grundsätze  bestimmt  zu  seyn ,  aber  auch  ohne  die 
Grenzen  der  Staatsgewalt  zu  überschreiten,  nach  der  gleichzeitigen  Lage 
der  Dinge  für  nothwendig  oder  in  hohem  Grad  nützlich  zu  achten 
war;  4)  wenn  der  Eroberer  oder  sein  Nachfolger  der  in  der  Eigenschaft 
eines  Zwischenherrschers  ihm  zustehenden  Gewalt  sich  bedient  hat,  um  ein 
Individuum,  gleichviel  ob  Unterthan  desselben  Staates  oder  nicht,  zu  Be- 
zahlung einer  dem  Staat  gehörenden  Schuldforderung,  oder  zu  irgend 
einer  andern  Leistung,  namentlich  zu  Uebernehmung  einer  Vertragpflicht, 
zu  nöthigen  6).  In  solchem  Fall  ist  anzunehmen,  dafs  die  Leistung  dem 
Staat  zum  Vortheil  gereicht  habe.  In  solcher  Hinsicht  eingegangene  Stipu- 
lationen, ist  der  zurückgekehrte  rechtmäsige  Souverain  nur  nach  erfolgter 
Entschädigung  des  Contrahenten  oder  dessen  Rechtsnachfolgers  aufzuheben 
befugt,  indem  er  z.  D.  den  Gegenstand  bei  demselben  vollständig  und 
gänzlich  einlost,  wefshalb  ihm  jedoch  der  Regrefs  wider  den  Usurpator 
vorbehalten  bleibt.  Auch  5)  wenn  der  dem  Zwischenherrscher  gegebene 
Werth  oder  Tauschgegenstand  zum  Vortheil  des  Staates  verwendet 
worden  ist  (versio  in  rem).  —  Hat  der  Erwerber  auf  wahre  Verbes- 
serung der  von  ihm  zurück  zu  gebenden  Sachen  Kosten  gewendet,  so 
kann  er  dafür  Vergütung  fordern  c). 

a)  «Quae  illa  pars  quac  restituitur  facerc  praestareque  tpsamet  jure  debuisset,  sive 
ex  contractu  sive  ex  quacunque  alia  caussa».  Pkt.  Gcnxxiscs  de  jure  pacis 
(Lovaa.  i6«o.  4  )»  P«  4a-  v«  Bvlow'8  Abhandlungen  über  einzelne  Materien  des 
röm.  bürgert.  Rechts,  Th.  II,  S.  i. 

h)  Nicht  begriffen  unter  dem  hier  aufgestellten  Grundsatz,  sind  die  ohne  Zwang  er- 
folgten Leistungen  oder  eingegangenen  Rechtsgeschäfte. 

c)  «Petitor  ex  aliena  jactura  lucrum  facerc  non  debet».  Paulus  in  L.  38.  D.  de 
hered.  petit. 

§♦    2JS5*  (190.) 
Dauer  des  Verhältnisses  zwischen  Souverain  und  Volk. 

Vermöge  des  ünterwerfungs Vertrags  behält  das  Volk,  der  Inbegriff 
der  Staatsbürger,  ausserhalb  des  Staatszweckes  seine  Selbstständigkeit;  und 
der  Regent  hat  die  Oberherrschaft,  nur  unter  der  Bedingung  pflichtgemä- 
ser  Wahl  der  Mittel  zu  Erreichung  jenes  Zweckes.  Es  kann  also  i)  das 
Volk  von  dem  Regenten  als  blofses  Mittel  für  andere  Zwecke  —  Despotis- 
mus, Sultanismus,  Macchiavellismus  <*),  sind  unvereinbar  eben  so  wohl  mit 
der  sittlichen  Würde  und  dem  Rechte  des  Menschen  als  mit  der  vollkom- 
menen Pflicht  des  Regenten  —  nicht  behandelt  werden,  daher,  im  Gegen- 
fall, das  Recht  der  Gegenwehr  oder  des  gewaltsamen  Widerstandes  gegen 
Willkührherrschaft,  jus  mistend i  contra  lyrannum,  le  droit  de  la  resistance 
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au  pouroir  arbilraire  und  2)  das  Recht  zu  der  Oberherrschaft  hann, 
ohne  gehörige  Anwendung  der  Mittel  zu  dem  Staatszweck,  nicht  bestehen. 
So  oft  das  regierende  Suhject  anders  als  dein  Staatszweck  gemäfs  denkt 
oder  handelt,  so  oft  es  Willkührherrschaft  sich  erlaubt,  thut  es  solches 
als  Mensch,  nicht  als  Itegent,  und  es  steht  ihm  der  ünterwerfungs Vertrag 
entgegen  O,  welcher  beiden  Theilen  Zwangpflichten  auflegt;  seine  Macht 
ist  dann  nicht  auf  Recht,  sondern  blofs  auf  Stärke  gegründet.  Unter  allen 
Umständen,  ist  die  Krhaltung  des  Staates  und  der  öffentlichen  Ordnung, 
ein  Recht  und  eine  Pflicht,  welchen,  bei  dem  Regierenden  nicht  weniger 
als  den  Regierteu,  alle  andern  weichen  müssen  rf);  wefshalb  zuweilen  posi- 
tive Vorbauungsmittel  gegen  solche  Pflichtverletzung  festgesetzt  wurden  e). 
Aber  willkührliche  Widersetzung  des  Volkes  gegen  Verfugungen  des  Staats- 
oberhauptes, Empörung  gegen  rechtgemnfse  Oberherrschaft,  gesetzlose 
Abgabensperre/),  wäre  widerrechtlich;  noch  mehr  willkührliche  Re- 
gierungsEntsetzung  des  Regenten  g)  (ThronRevolution),  von  Seite  des 
Volkes,  einer  Partei  desselben,  oder  eines  Dritten,  überhaupt  willkührliche 
gewaltsame  Umstürzung  der  rechtlich  bestehenden  Staatsordnung  (Staats- 
Revolution).  Selbst  im  rechtmäßigen  Fall  ist  Reformation  einer  Revolu- 
tion vorzuziehen,  und  die  Heiligkeit  oder  Unverletzbarkeit  der  Person  des 
Regenten  (§.  289),  zu  unterscheiden  von  der  Widerrechtlichkeit  seiner 
Handlung  A);  so  auch  in  erblich  monarchischen  Staaten,  das  personliche 
Recht  des  Regenten,  und  das  Recht  seiner  Familie.,  zur  Regierung. 

a)  Die  von  Macchuvüi-m  (II  Principe,  i5i5.)  vorgetragenen  Grundsätze,  widerlegte 
ein  königlicher  Schriftsteller.  Examen  du  Prince  de  MacchiavcL  edit.  3.  a  la 
Haje  1741.8.  Was  Friedrich  II.  sogar  nach  41  jähriger  Regierung  hierüber  noch 
schrieb,  findet  man  in  s.  (Unterlassenen  "Werken,  Th.  VI,  S.  63.  Les  conseUs 
du  tronc,  donnes  par  Frederic -le- Grand  aux  rois  et^aux  peuples  de  l'Europe; 
publics  par  M.  Avgüis.  Paris  i8a3.  8. 

b)  Der  Willhühr  widersteht  das  Recht.  Cum  tyranno  societas  civilis  consiscere  ne- 
quit.  Einst  war  die  Frage  von  der  Rcchtmasigkcit  des  Widerstandes  gegen  Ty- 
rannei, eine  theologisch  exegetische  Controvers.  A.  L.  Schlö&er's  Staatsgelahrt- 
heit,  I.  3?  ff.  J.  L.  F.  3Ieistfr's  Lehrb.  des  Naturrechls  (1809.  8.),  §.  6i3. 
Schfidemam-ei/s  Staatsr.  nach  d.  Vernunft  etc.,  Th.  HI,  S.  364  ff.  Vergl.  oben, 
§.  4i  Note  h.  In  revolutionärem  Mysticismus  wird  das  jus  resistendi  gepredigt, 
in  den  Pnroles  d'un  croyant,  par  l'Abbc  de  Lameksais  (Paris  i834),  ch.  11,  18, 
34 *  35  et  37.  —  Ueber  die  schwierige  Frage  von  dem  jure  resistendi,  macht 
Humk  (History  of  England,  ch.  XL  VI.  4-  *)  die  Bemerkung;  «And  so  difficult  •$ 
to  cxplain  that  point,  that,  to  this  day,  whatever  liberties  may  bc  used  by  pri- 
vate inquirors,  che  laws  have,  very  prudcntly,  thought  proper  to  mainUin  a 
total  silence  witb  regard  to  it».  Doch  fehlt  es  je,trt  nicht  an  Beispielen  von  urkund- 
lichem Vorbehalt  dieses  Rechtes.  Man  s.  Note  e,  auch  den  unten  angef.  Hax.x.kb, 
und  die  oben  (§.  5  c)  angef.  Jakob  u.  Fbvf.rbach.  Immer  bleibt  es  im  concreten 
Fall  eine  zarte  Frage:  wann  die  Pflicht  des  Gehorsams  aufhöre,  und  das  Recht 
des  Widerstandes  anfange? 

c)  Vergl.  oben  §.  5,  Note  c  u.  die  §.  76,  c,  angef.  Manifeste  v.  1002  n.  1619.  Steph. 
Jun.  Bbvti  (Langift)  vindiciae  contra  tyrannos.  Soloduri  »577.  u.  die  in  meh- 
reren Ausgaben  beigefügte  Abh.  de  jure  magistratuum  in  subditos.  (Vergl 
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Schlözer's  Staalsgelahrtheit,  I.  84.)  Entwickeln^  der  Lehre  von  Hugo  Grotus 
de  jure  resistendi,  iu  Gi.afeiY  Geschichte  vom  Hecht  der  Vernunft,  S.  i*6- 
i34-    Algernon  Sidsky,  discours  sur  le  gouverncincnt.  a  la  llavc  i~oa.    3  vol. 
in  ja  u.  inehrmal.  Run.  Wedkri>d  diss.  de  ohligatione  civinm  erga  priuripcin  tyran- 
num.  Gött.  1748.  Joh.  Ben;.  Erhard  über  das  Recht  de«  Volks  zu  einer  Revolu- 
tion. Jena.  1795.  8.   Grothjs  de  J.  B.  et  P.  lib.  I.  c.  4.  et  lib.  II.  c.  5.  Schror- 
dbh  clem.  juris  nat.  §.  ioa6.  sqq.   Gros  Naturrecht,  §.  335.   Algernon  Sidikt's 
diacourses  concerning  government  (Lond.  1698.  4.),  P.  II,  ch.  33.  P.  ID.  ch.  a 
u.  3,  und  der  Ucbersetzcr,  C.  D.  Erhard  (Leipz.  i-93),  in  d.  Einl.,  S.  56.  H. 
G.Güsther's  europ.  Völker,  ü.  436.  Vattel  droit  des  gens,  liv.  II,  ch.  4.  §.5i. 
et  cb.  17,  §.  aoo  et  suiv.   (J.  Cph.  Wilh.  v.  Stech)  Von  Absetzung  eines  röm. 
Kaisers.  1759.  4.   J.  Benj.  Erhard  über  das  Hecht  eines  Volkes  zu  einer  Revo- 
lution. Jena  1795.  8.   F.  H.  v.  Stroxbech,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braunschw.  i83o. 
8.    vierte  sehr  vermehrte  Aufl.  i83a.  8.    Pöiitz  die  Staatswissenschaften  im 
Lichte  unserer  Zeit,  Th.  I,  S.  aa8  ff.    W.  F.  L.  RörrRE,  Staat  u.  Regierung; 
aus  d.  Gesicktpunct  des  Naturrechts.  Braunschw.  i83i.  8.   Honu  rhaps.  obs. 
636.    Sqarez  Aphorismen  etc.;  in  den  Materialien  zu  der  wissensch.  Erklär,  der 
neuesten  aUgem.  preuss.  Landesgesetzc ,  Heft  4,  S,  16.    Moseh's  Staatsr.  VIL 
71.  RUWs  Lit.  731.  Memoire  adresse*  au  Roi  cn  juillet  1814,  par  M.  Carsot. 
Paris.  i8i3.  8.  Teutsch,  in  Lidkn's  Nemesis,  Bd.  HI,  Heft  5,  u.  daraus  besonders 
abgedruckt,  Weimar  i8i5.  Hermes,  Jahrg.  i8a3,  Heft  4,  Sl  94  ff.  Leber  das  Cassen- 
recht  der  würtemberg.  Landstände  (Frankf.  1816.  8.),  37  ff.  M.  C.  F.  W.  Grävell, 
der  Staatsbeamte  als  Schriftsteller  (Stuttg.  i8ao.  8.),  S.  9.  f.  aa,  5o,  58.  61.  Da 
LoLxs  Constitution  de  l'Angletcrre,  liv.  III,  cb.  14.  L.  v.  Drisch  öffentl.  Recht 
des  t.  Bundes,  §.  6.    Allgem.  t.  RealEncyclopädic  (ConversationsLexicon),  voc. 
Aufruhr.    Gasilh  de  la  contre-revolution  en  France  (Paris  i8a3.  8.),  p.  106 
et  suiv.    R.  S.  Zacharias  vierzig  Bücher  vom  Staate,  Bd.  Ü  (1810),  S.  448  ff. 
Selbst  C.  L.  v.  Kaller,  in  der  Restauration  der  Staatswissenscbaft,  Th.  I,  S.  401, 
Note  a4;  Th.  0,  S.  4a8  ff.  u.  570.,  erklärt  sich  für  das  Recht  zum  Widerstand. 
Fr.  M CRH ard  über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung  der  Staatsbürger 
gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  üi  sittlicher  u.  rechtlicher  Beziehung,  Braun- 
schw. i83a.  8. 

d)  Die  Staatengescbichtc ,  altere  und  neuere,  bewahrt  Fälle,  wo  diese  Grundsätze 
angerufen  wurden.  Beispiele  aus  der  neuern  Zeit,  in  C  D.  Voss  Zeiten,  1811, 
Jan.;  i8»4 ,  April,  S.  116  ff,  Mai,  S.  289  ff.,  Juli,  S.  55  ff  —  Von  der  Ab- 
setzung P/u'hpps  II.  in  den  Niederlanden  i58i  ,  s.  Ulr.  Hvrkh  de  jure  civitatis, 
Hb.  I.  Sect.  3.  c.  5.  §.  63—65.  p.  88  edit.  Thoxasu.  Adr.  Knut  orat  inaug.  de 
jure  abdicandi  Regem  Pbilippum.  Lugd.  Rat.  1779.  Ebendess.  historiac  federum 
Belgii  federati  primae  lincae,  P.  I.  p.  35.  sq.  Erzählung  von  ai  Revolutionen 
und  Empörungen  neuerer  Zeit  wider  Monarchen  oder  ihre  Regierungen,  in  dem 
1.  Cap.  des  2.  Bandes  von  L.  HorrxANcr,  die  staatsbürgerl.  Garantien  oder  die 
wirksamsten  Mittel,  Throne  gegen  Empörungen ,  und  die  Bürger  in  ihren  Rech- 
ten zu  sichern,  a.  umgearb.  Aufl.  Leipz.  i83o.  a  Bände.  Ahcilloh,  tableau  des 
rerolutions  du  Systeme  polit.  de  l'Europe,  T.  H  (Pari«  »8a3),  p.  34a.  —  Eng- 
lische ParlamentActe  r.  i3.  Febr.  1689,  bei  der  Thronentsetzung  Jacobs  II;  in 
v.  Martkk's  Samml.  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  840,  u.  in  der 
CoUection  des  Constitutions  etc.,  von  Dlfau,  Dwergier  et  Gacdkt  (Paris  18a  1), 
T.  1.  —  Die  oben  (§.  76,  c)  angef.  reichsständischen  Manifeste  wider  Baiser 
Karl  V.  f.  i55a.  —  Der  ebenda«,  angef.  BeschwerdeLibell  der  dänischen  Reichs- 
'stände  wider  Rönig  Christian  II.  den  Bösen,  v.  i5a3.  —  ThronentseUung  u. 
Thronentsagung  des  R.  Erich  XIV.  von  Schweden  aus  dem  Hause  Wasa,  1**69 
(Mevsel,  Europ.  Staatengeschichte,  5.  Aufl.  1816,  S.  5o3)  und  des  R.  Gustav  IK 
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Adolph  von  Schweden,  1809.    Geschichte  der  schwedischen  Revolution  u.  s.  w. 
Kiel  1811.  8.    Voss  Zeiten,  Bd.  XIX  u.  XX.    Koch  et  Schokli  bist,  abreget», 
des  traites,  T.  XIV,  p.  sö3.    Die  Entsagungsurkunde,  in  Martews  recueil,  Sup- 
plem.  V.  170.  —  In  Frankreich  ward,  am  7.  Aug.  i83o,  wegen  CarTs  X.  Ver- 
letzung der  Vrfassungsurkunde,  von  den  beiden  Kammern  der  Thron  factisch 
uud  von  Rechtswegen  für  erledigt  erklärt,  nachdem  Carl,  für  sich  und  seinen 
Sohn  den  Dauphin,  doch  nur  zu  Gunsten  seines  Enkels,  des  Herzogs  von  Bor- 
deaux, abdicirt  hatte.    Zugleich  ward  der  Herzog  «Ludwig  Philipp  von  Orleans 
zum  Bönig  der  Franzosen  erklärt.    Moniteur  universel  du  8  aoüt  i83o.  Von 
allen  europäischen  Mächten  ward  diese  Thronveränderung  anerkannt.  Beden 
der  Minister  Duc  de  Rraglie  und  Thiers  in  der  Dcputirteukammer  am  5.  Jan. 
i833;  in  dem  Moniteur  univcrsel  du  6.  Janv.  i833,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung 
v.  i3.— 20.  Jau.  i833.  Revolution  de  juillet  i83o,  caractere  legal  et  politique  etc.; 
par  Duns,  ainc.  Paris  i833.  8.  —   Wegen  seines  Hanges  zu  Willkührherrschaft 
und  Verschwendung,  und  weil  er  Städte  an  Pfalz  veräussern  wollte,  kündigten 
1498  die  würtetniergijehe n  Landständc  ihrem  Herzog  Eberhard  II.  den  Gehorsam 
auf,  uud  der  Baiser  billigte  solches;  an  des  Entsetzten  Stelle,  ward  sein  Neffe 
Lirich  Herzog.    Lü.mg's  Beichsarchiv,  Part.  spec.  Cont  II.  Fortsetz.  1,  S.  710 
u.  721.    Auch  in  Duäont  rorpa  diplom.  T.  DI,  P.  2,  p.  388.    Sattub's  Gesch. 
des  Hcrzogth.  Würtcmberg  unter  den  Herzogen,  Th.  I,  S,  a3.  ff.  Smttl».ius 
Gesch.  Würtembergs,  S.  87  ff.  —   Das  oben  (§.76,  c)  angef.  Manifest  der 
öatreichischen  Landständc  von  1619,  an  alle  europäischen  Mächte,  wider  ihren 
Landesherrn,  den  Baiser  Ferdinand  II.  —    Währcud  einer  bald  siobenjährigeu 
Bcgicrung,  unter  beharrlicher  Nichtanerkennung  der  bis  dahin  in  anerkannter 
Wirksamkeit  bestandenen  landständischen  Verfassung,  hatte  Herzog  Carl  von 
Braunschweifr  allgemeinen  Unwillen  der  Landescinwohner  erregt.  Bei  einem  Auf- 
ruhr in  der  Hauptstadt,  am  7.  Sept.  i83o,  ward  sein  Besidcnzschlofs  verbrannt 
und  er  zur  schnellsten  Flucht  genöthigt ;  er  eilte  nach  England.  Auf  dringendes 
Bitten  der  braunschweigischen  Bürgerschaft  und  der  versammelten  Landständc, 
übernahm  sein  Bruder,  Herzog  Wilhelm,  die  «Regierung  der  braunschweigischen 
Lande  bis  auf  Weiteres» ,  solches  verkündigend  durch  ein  Patent  vom  »8.  Sept. 
i83o.    Tags  vorher  hatten  die  Landstände,  in  der  Form  eines  an  diesen  gerich- 
teten Schreibens,  ein  Manifest  erlassen,  welches  eine  gedrängte  Darstellung  der 
Landesbeschwerden  enthält,  und  mit  der  Scblufserklärung:  es  sey  eine  «auf  die 
« Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechts  sich  stützende  (rechtliche)  Unmöglich 
«keit,  dafs  der  Durch!.  Herzog  Carl  die  Begicrung  des  Landes  fortsetze».  Die- 
ses Manifest  erschien  in  öffentlichen  Blättern;  Allgem.  Zeitung  v.  7.  Oct  i83o, 
ausserordentl.  Beil.  ^9;  auch  iu  dem  hamburger  Unpart.  Correspondenten  v-  «. 
u.  ff.  Ott.  u.  iu  der  Neckarzeitung  v.  8.  Oct.    Auch  in  der  a.  Aufl.  folgender 
Schrift:  Der  Aufstand  der  Braunschweiger  am  6.  u.  7.  Sept.,  seine  Veranlassung 
und  seine  Folgen.   Braunschw.  i83o.  8.    Eingedenk  der  durch  Grund  vertrage 
des  Bundes  (BuudcsAclc,  Art.  2.    WienerSchlufsActe  v.  1810,  Art.  1 ,  3t  7-,  9 
u.  18),  ihr  aufgelegten  Pflicht,  fafste  dio  Bundesversammlung  hierüber  am  1.  Dcc. 
i83o,  in  dem  Protoc.  $.  104,  vorsorglich  nachstehenden  Beschlufs,  welcher  durch 
öffentliche  Blätter  bekannt  ward,    1)  *Se.  Durchl.  der  Herzog  Wilhelm  von 
Braun*chweig'OeU  wird  ersucht,  die  Begicrung  des  H  erzog  thums  Braunschwei« 
bis  auf  Weiteres  zu  führen,  Alles,  was  zu  Erhaltung  der  Bube  und  Sicherheit, 
so  wie  der  gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthuine  erforderlich  ist,  vomukebren, 
und  dafs  dieses  auf  Veranlassung  des  deutschen  Bundes  geschehe,  öffentlich  be- 
kannt zu  machen;  in  so  fern  übrigens  Se.  Durchl.  zur  Aufrcchthattung  der  ge- 
setzlichen Ordnung  gegen  :;cu«lt*aiuc  Angriffe  aufscrordentliche  Hülfe  bedürfen 
sollten,  und  die  Dringlichkeit  des  Falles  die  \orläutige  Anrufung  der  Bundesver 
Sammlung  nicht  zulicf&r.   werden  Sc.  Durchl.  in  dem  Buude&bescblusse  vom 
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91.  Oct.  d.  J.  (34.  Site.,  §,  «58),  die  für  augenblickliche  Unterstützung  von  Sei- 
ten de«  Bundes  bereite  Hülfe  finden;  *)  den  berechtigten  Agnaten  Sr.  Durch), 
des  Herzogs  Carl  von  Braunschweig  wird  anheim  gegeben,  diejenige  definitive 
Anordnung  für  die  Zukunft,  welche  bei  diesem  bcklagenswerthen  Stand  der 
Dinge  die  dauernde  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  dem  Herzogthum  Braun- 
schweig erheischt,  in  Gcmä'f&hcit  der  Herzoglich- Braunschweigischen  Hausgesetze 
und  des  in  deutschen  und  andern  souverainen  Häusern  üblichen  Herkommens 
zu  berathen  und  zu  bewirken,  so  wie  auch  eine  baldige  Benachrichtigung  über 
die  in  solcher  Art  getroffene  Feststellung  dem  Deutschen  Bunde  zur  Anerkennung 
zukommen  zu  lassen«.    Durch  eine  königlich  -  hannöverische  und  herzoglirh- 
braunschweigische  FamilicnActe  ward  hierauf,  im  Februur  i83i,  festgesetzt:  dafs, 
bei  der  durch  angestellte  Untersuchung  erlangten  Ucberzcugung  von  der  abso- 
luten Regierungsunfähigkeit  des  Herzogs  Carl,  die  Regierung  in  dem  Herzogthum 
Braunschweig  als  erledigt  anzunehmen ;  dafs  dieselbe  nunmehr,  unter  Aufrecht- 
haltung der  über  die  Primogenitur  in  dem  Hause  BraunschwcigWolfenbüttcl  be- 
stehenden Verträge  und  des  Facti  Henriro- Wilhelmini,  so  wie  der  auf  solche 
sich  gründenden  Successionsrechte,  definitiv  auf  den  Herzog  Wilhelm,  als  näch- 
sten Agnaten,  mit  allen  verfassungsmäsigen  Rechten  und  Pflichten,  übergegangen 
scy;  dafs  Herzog  Wilhelm  dieselbe  übernehme,  dafs  derselbe  landesgrundgcsctz- 
lich  die  Verfassungsurkunde  vom  i5,  April  1820  annehmen  und  bestätigen,  die 
Aufrechthaltnng  der  über  die  Primogenitur  bestehenden  Verträge  und  des  Pacti 
Henrico-Wilhelmiani  (von  1 535)  schriftlich  versichern,  und  hierauf  die  Landeshul- 
digung  und  die  Diensteide  der  Staatsbeamten,  unter  Aufhebung  aller  früheren 
Verpflichtung  derselben  gegen  den  Rcgicrungsvorfahr,  entgegennehmen  werde; 
dafs  dem  Herzog  Carl  eine,  den  Landescinkünftcn  angemessene,  möglichst  stan- 
desmäsige  Sustcntation  auszumitteln,  und  auch  auf  deren  verhältnifsmäsige  Er- 
höhung für  den  Fall  etwaiger,  aus  legitimer  und  standesmäsiger  Ehe  abstam- 
mender Descendenz  (von  deren  Rechten  s.  MoWs  Staatsr.  Th.  XML  S.  aio) 
desselben ,  demnächst  Rücksicht  zu  nehmen  sey.   In  Folge  dieser  FamilienActe, 
auch  in  Einvcrstandnifs  mit  Prcufsen  und  andern  Regierungen,  hat  Herzog  Wil- 
helm am  ao.  April  i83i  die  Regierung,  in  eigenem  Namen,  angetreten,  solches 
durch  Patente  angekündigt,  und  am  a5.  April  zu  Braunschweig  die  Landeshul- 
digung angenommen.   Erst  am  11.  Juli  i83a  legitimirte  sich  für  ihn  der  bis  da- 
hin von  seinem  Vorfahr  bevollmächtigt  gewesene  braunschweigische  Gesandte  in 
der  Bundesversammlung  j  i833  ward  über  das  Vermögen  des  Herzogs  Carl  eine 
Curatel  angeordnet  (§.  a5o,  <•).  —  So  fern  durch  einen  Zusammenflufs  von 
pflichtwidrigen  Privat-  und  Regierungshandlungen  des  Herzogs  Carl  (wovon  bis 
jetzt  nur  ein  Theil  zu  öffentlicher  Runde  gebracht  worden  ist )  aufser  Zweifel 
gekommen  wäre  oder  ist,  dafs  durch  dessen  Rcgierungs weise ,  in  Folge  eigen- 
tümlicher Geistes-  und  Gemüthsart ,  das  Staatswohl,  der  öffentliche  und  Pri- 
vatRechtszustand ,  die  gesetzliche  Ordnung  und  öffentliche  Ruhe,  diese  vielleicht 
selbst  in  Nachbarstaaten ,  anhaltend  bedroht,  folglich  der  Staatszweck  des  Her- 
zogthums ,  und  selbst  der  erklärte  Zweck  des  Tcutschen  Bundes  augenscheinlich 
gefährdet  werde,  war  immerwährende  Entfernung  dieses  Fürsten  von  der  Landes- 
regierung durch  die  Noth  der  Selbsterhaltuug,  das  so  genannte  äufserste  Recht 
oder  Staatsnothrecht,  dringend  geboten.    Schon  die  Goldene  Bulle  Carl'»  IV. 
von  i356 ,  Cap.  a5,  §.  3,  verordnete  in  Hurhäusern  Ausschlief* ung  des  erstge- 
bomen  Sohnes  von  der  Regierung,  «si  forsitan  mente  castus,  fatuus  seu  alterius 
^famom  et  notahilis  dtfechu  existeret,  propter  quem  non  debtret  seu  patset  homi- 
«ntbus  prineipari».  —  Förmliche  und  directe  Mitwirkung  der  Landstände,  wie 
1498  in  IVürtcmhcrg  bei  der  Regierungsentsetzung  des  Herzogs  Eberhard  IL, 
schien  dicfsmal  für  not  lug  nicht  erachtet  zu  werden.    Vorhin  schon  hatten  die 
braun&chweigUchea  Stände  cinmüthig  bei  dem  Herzog  Wilhelm  (auch  bei  dem 
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König  von  Hannover)  dringende  Anträge  gemacht,  auf  dessen  Uebemahme  und 
Führung  der  Landesregierung  in  eigenem  Namen.  —  Auf  diesen  Fall  sich  bezie- 
hende Urkunden,  in  den  Neuesten  Staats  Acten  u.  Urkunden,  Bd.  XX,  Heft  1 
(Stuttg.  i83o),  Num.  i  —  i5;  u.  Bd.  XXDX 
#)  Als  positive  Vorbauung&nitul  gegen  Willkührberrscbaft ,  wurden,  seit  einer  lan- 
gen Reihe  von  Jahrhunderten,  StaatsG  rund  vertrage  gewählt,  Pacta  Conventa, 
Wahl-  u.  a.  Capitulationen,  Constitutionen  oder  Verfassungsurkunden,  Regie- 
rungseide. Beispiele  oben  §.  i,  f,  u.  §.  98,  b.  In  Armenien  war  es  im  9.  Jahr- 
hundert schon  StaatsverfassungsSittc,  dafs  der  Oberrichter,  wenn  er  den  neuen 
König  tum  Thron  führte,  ihn  anredete,  wie  folgt:  «Wir,  die  wir  eben  so  viel 
sind  wie  Ihr,  und  mehr  vermögen  als  Ihr,  machen  Euch  zum  Souverain,  und 
versprechen  Euch  Gehorsam,  unter  der  Bedingung,  dafs  Ihr  unsere  Rechte  und 
Freiheiten  beschützen  werdet:  wo  nicht,  —  Nicht»!  Dz  la  Cboh  Constitution« 
des  prineipaux  Etats  de  PEurope,  T.  DJ  (3cme  edit.),  p.  189.  König  Alphon*  III. 
von  Arragonicn  räumte  1187  den  Kronvasallcn  förmlich  das  Recht  der  Wider- 
setzung gegen  den  König  und  der  Selbsthülfe  für  den  Fall  ein,  wenn  ihren 
Privilegien,  auch  nach  geschehenen  Vorstellungen,  Eintrag  geschehen  wäre.  — 
Nach  einer  feierlichen  Urkunde  des  Königs  Andren*  II.  von  Ungarn,  von  im, 
räumte  seitdem  jeder  König  in  seinem  Krönungseid  den  Unterthanen  ausdrück- 
lich das  Recht  ein,  wider  ihn  die  Waffen  zu  ergreifen,  wenn  er  wider  die  Na- 
tionalfreiheit würde  gehandelt  haben.  Man  s.  die  angef.  Collection  des  Consti- 
tution etc.,  par  Dufmj  etc.  T.  IV.  Erst  168-  brachte  K.  Leopold  I.  es  dahin, 
dafs  diese  Ciausel  in  dem  Krönungseid  abgeändert  ward.  —  In  dem  Grundgesetz 
des  Herzogthums  Brabunt  und  Limburg,  in  der  Joycuse  entree,  welches  jeder 
Kegent  bei  seinein  Regierungsantritt  beschwören  inufste,  war  festgesetzt,  dafs 
so  bald  derselbe  eines  der  LandesPrivilegicn  verletzen  würde,  die  Unterthanen 
von  allen  Pflichten  des  Gehorsams  gegen  ihn  entbunden  seyn  sollten.  Man  s. 
die  angef.  Collection  des  Constitution*,  par  Dukao,  etc.,  T.  UL  —  Ein  ähnliches 
pactum  de  non  praestanda  obedientia,  ging  der  Erbprinz  Ludwig  von  Ungarn 
in  seinen  pactis  conventis  ein,  als  er  i355  in  Polen  den  Thron  bestieg.  Man  s. 
die  angef.  Collection  etc.,  T.  IV.  —  In  England  fand  das  Recht  des  Widerstan- 
des gegen  willkührlichc  Regierungsgewalt  gesetzliche  Anerkennung  in  der  Hill 
oder  vielmehr  Declaration  of  rights  von  1689,  in  v«  Mahtkbs  Samml.  der  Reichs- 
grundgesetze etc.,  Th.  I,  S.  841.  Blacrstoxb's  Commentaries  on  the  Law«  of 
England  (i5  edit.  1809),  vol.  I.  p.  a5i.  II.  p.  435  sq.  439  sq.  Da  Lolu,  die 
Verfassung  von  England,  Cap.  14,  S.  291—300,  nach  der  zu  Altona  »819  er- 
schienenen Uebersetzung.  —  In  dem  NegerKönigreich  Sennaar  im  nordöstlichen 
Afrika  (54oo  QM.  mit  1%  Mill.  Einw.)  steht  der  mubamedanisebe  Erbkönig  so 
streng  unter  den  Landesgesetzen,  dafs  er  im  Ucbcrtretungsfall  gesetamäsig  hin- 
gerichtet werden  kann.  L.  G.  D.  Steis's  geograph.  Statist.  Lexicon,  Bd.  IV, 
Abth.  1  (Leipz.  1811),  S.  3a6.  —  Die  RepräsentativVerfassungen  setzen  der  An- 
wendung des  juris  resistendi  entgegen,  das  Princip  der  Unverletzbarkeit  der 
Person  des  monarchischen  Souverains  und  der  Verantwortlichkeit  der  Minister- 
—  Der  Aufstand  der  Griechen  gegen  die  türkische  Regierung,  die  Aufkündigung 
ihres  schmählichen  Hingebens  unter  gesetzlose  Gewalt,  seit  dem  März  18-31, 
ward  rechtlich  gegründet:  1)  auf  die  Thatsache  der  widerrechtlichen  Unter- 
jochung, indem  da,  wo  blofs  Gewalt  die  Grundlage  der  Herrschaft  ist,  die 
Uebermacht  der  Gehorchenden  das  Band  auf  dieselbe  Art  löset,  wie  ea  von 
dem  Herrscher  geknüpft  war;  a)  auf  die  Willkührherrschaft  oder  Despotie 
(orientalisches  Staatsrecht,  Sultanismus)  der  -Regierung,  die  weder  bürgerliche 
Freiheit  noch  Eigenthum  der  Unterthanen  anerkennt.  Die  Griechen  unter  tür- 
kischem Joch  waren  keine  Unterthanen,  sie  waren  Sclaven;  der  GrofaSultan 
war  nicht  ihr  Staatsoberberr,  nur  ihr  Tyrann.    Die  oben     76  c  angef.  Stella 
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aus  CeRtics.  Nach  ausgebrochener  Insurrection,  war  denkbar  nur  der  Wech- 
selten:  Unabhängigkeit,  oder  geschärfte  Knechtschaft.  Völkerrechtliche  Ansich- 
ten des  Kampfes  der  vereinigten  Griechen  gegen  die  Türken.  München  i8«i.  8. 
Remarques  politiques  sur  la  cause  des  Grecs.  Paris  1Q11.  8.  Du  soulevement 
des  nations  chretiennes  dans  la  Turquie  europeenne;  par  E.  Gavdin.  Paris 
1822.  8.  La  Grece  en  1821  et  1822.  (Par  M.  Stourdza,)  Paris  1822.  8.  F.  Gleich, 
der  Kampf  der  Griechen  um  Freiheit.  Leipz.  1823.  Histoire  de  la  revolution 
de  la  Grece,  par  Sutzo.  Paris  i83o.  8.  Teutsch  von  Förstsxami.  Berlin  i83o. 
8.  Rizo  Nerv  los  Geschichte  des  griechischen  Aufstandes.  Teutsch  bearbeitet 
von  Eisesbach.  Lpz.  i83o.  8.  ConvcrsationsLexicon,  neue  Folge,  Bd.  I,  Abth.  2, 
Art.  Griechen.  J.  L.  Klübkr,  diplomatische  Geschichte  der  politischen  Wieder- 
geburt Griechenlands.    Frankf.  i83ö.  8. 

/)  Nur  gegen  eine  offenbar  revolutionäre  oder  despotisirende  Regierung  sind  Ab- 
gabenverweigerung der  Zahlungspflichtigen  und  Nichtbcwilligung  des  Budgets 
durch  die  Stände  gerechte  Mittel  zu  Herstellung  und  Erhaltung  des  Rechtssu- 
standes. Wie  die  Bewilligung,  so  ist  auch  die  Verweigerung  der  Abgaben  nicht 
willkührlich ,  nur  nach  festen  Grundsätzen,  nach  dem  Gebot  bestimmter  Pflich- 
ten, können  sie  ausgeübt  werden.  De  Pradt,  Sur  le  refus  de  l'impot.  Paris 
i83i.  8.  —  Beispiele  von  Abgabensperre  von  Seiten  der  Landstände  von  Lnn- 
guedoc,  finden  sich  aus  den  Jahren  1572,  1618,  1629,  i632,  in  der  Histoire  du 
Langucdoc,  par  D.  Vaisskttk,  T.  V.  p.  3n  et  suiv. ,  5i6,  568,  569,  579.  Des- 
gleichen 1788  in  Brabant.  Büsch  Welthandel  neuerer  Zeit,  Fortsetz.  v.  Bredow 
(1810),  S.  5 10.  Mit  solcher  Sperre  ward  1829  und  i83o  in  Frankreich  gedroht; 
es  bildeten  sich  Vereine  für  Verweigerung  der  Staatsabgaben. 

f)  Zwei  Ei t reine  sind:  der  Monarchismus  und  der  Macchiavellismus.  Darstellung 
der  Grundsätze  des  ersten,  s.  in  Ghibser's  Princ.  jurispr.  nat.  D.  7.  2.  Scheide- 
hastel's  allgemeines  Staatsr.,  §.  57.   Schrokder  1.  c.  §.  io3-r  sq. 

•A)  Aus  dem  Recht  zur  Entsetzung,  oder  zu  Reformirung  der  Verwaltung,  folgt 
hier  nicht  ein  Recht  zu  Bestrafung,  zu  Auflösung  der  Staatsverbindung,  zu 
Anarchie.  Kavt's  Rcchtslehre,  §.  49.  Schrobder  I.  c.  §.  io38.  Das  ist  der 
Siun  des  englischen:  «theKing  can  do  nowrong».  Blachsto>k's  Commentaries 
on  the  Laws  of  England,  T.  I.  (edit,  1791),  p.  246.  Doch  denken  viele  Britten 
sich  dabei  hinzu:  because  he  does  nothing. 


§♦  256*  (i9i.) 

Fortsetzung. 

II)  Da  der  Staatsoberherr  durch  Vertrag  zu  der  Staatevertretung  und 
Staatsregierung  sich  verpflichtet  hat,  so  ist  er  zu  will  kührlicher  Abdankung, 
zu  einseitiger  willkührlicher  Aufhebung  seiner  vertragraäsigen  Verbindlich- 
keit, nicht  berechtigt«).  Eben  so  wenig  zu  willkührlicher  Veräufserung 
der  Staatsvertretung  und  Staatsregierung ,  (§.  239,  33o,  33 1),  auf  welche 
ihm  nur  ein  blofs  personliches  (jus  personalissimum),  wenn  gleich  auf 
seine  Nachkommen  übergängliches,  Recht  zusteht 

«)  GihrrHER  a.  a.  O.  IL  435.  Moser'«  Staatsr.  VH.  26  AT.  Rbenders.  r.  d.  röm. 
Kaiser,  618.  J.  C.  Dithmar  Diss.  de  abdicatione  regnorum  aliarutaque  dignita- 
tum  illustrium.    Francof.  ad  Yiadr.  1744»  4«   M*-  Hamm  Diss.  de  conditionc 
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prineipis  qui  imperio  sc  abdieavit.  Vitcb.  1734.  4.  —  Beispiele  von  Abdankun- 
gen gaben:  Kaiser  Carl  V.  i556,  die  Königin  Christine  von  Schweden  i654, 
Konig  Johann  Bf.  Casimir  von  Polen  1669,  Philipp  V.  von  Spanien  17*4»  Vic- 
tor Amadeas  IL  König  v.  Sardinien  i-3o,  Stanislaus  August  von  Polen  1796, 
Carl  IV.  von  Spanien  1808,  Carl  X.  von  Frankreich  i83o,  Markgraf  Christian 
Friedrich  Carl  Alexander  von  Brandenburg  Ansbach  u.  Baircuth  1791,  dessen 
AbdankungsPatent  in  Bkcss  Staatskan/.lei,  Th.  ig,  S.  199.  Aeltere  Beispiele 
von  Abdankungen  römischer  Kaiser,  in  Mosuns  Staatsr.  a.  a.  O.;  desgl.  teut- 
seber  Landesherren,  in  Moswi's  persönl.  Staatsr.  teutscher  Reichsstände,  Th.  I, 
S.  666  ff.  —  Von  den  Rechten  der  nach  des  Vaters  Abdankung  gebornen  Kin- 
der, s.  Mossn's  t  Staatsr.,  Th.  11,  S  aio.  —  Von  Annehmung  eines  Regierung*- 
gehülfen  oder  Mitregcnten,  oben  $.  »47 1  b. 

*)  Roosskaü  Du  contrat  social,  liv.  II,  ch.  1.  —  Von  Vcräufserung  des  Staatsge 
bictes  u.  der  Staatshoheit,  unten  V  33o  f.  —  Desgl.  einzelner  üoheitreebte, 
§.  354,  und  der  Domänen,  §.  aa3  u.  333. 


II.     C  A  P  I  T  E  L. 

Die  Staatsbürger  und  Unterthanen. 


§.  257.  (m> 

Volk.    Staatsbürger  und  Unterthanen. 

In  dem  Innern  des  Staatsvereins,  steht  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber, 
die  Gesammtheit  der  Staatsburger,  das  Volk«).  Durch  den  Unterwer- 
fungsvertrag ist  jenem  fortwährend  das  Recht  übertragen,  in  Staatsangele- 
genheiten den  allgemeinen  Willen  verfassungsraasig  (§.  279  ff.)  festzu- 
setzen und  auszufuhren.  In  dieser  Hinsicht  (§.  4),  sind  alle  Staats- 
bürger oder  Mitglieder  der  Staatsgesellschaft,  physische  und  moralische  *), 
dem  verfassungsmäßig  festgesetzten,  für  ihren  Gcsammtwillen  geltenden 
Regierungswillen  des  Staatsoberherrn  unterworfen  c).  Daher  heifsea  sie, 
in  solchem  Verhältnifs  zu  ihm,  Unterthanen  <0. 

a)  Von  den  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  Volk  (Nation),  s.  Kujbsr's 
Droit  des  gens  de  l*Europe,  %.  1  u.  ao.   Vergl.  unten  §.  a5a  u.  267. 

»)  Keine  Gesellschaft,  auch  die  Kirche  nicht  (§.  5 11),  kann  einen  Staat  An  Staate 
(Statum  in  Statu)  bilden,  d.  h.  ihre  Wirksamkeit  der  Staatsregierung  entziehen. 

r)  Nicht  abhängig  von  eigener  Einsicht,  darf  der  staatsbürgerliche  Gehorsam  der 
Einzelnen  seyn,  im  Verhältnifs  zu  Verfügungen  des  Regenten.   Vergl.  §.  4  «• 
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365 


365.   Ftoi»iB*CB*g  AntiHobbcs,  8.  56.    Aber  durch  bescheidene  Vorstellung, 
darf  das  eigene  ürtheil  demselben  vorgetragen  werden. 
•O  Untergebene ,  auch  FcrwaUungsangekörige  (adniinutres)  in  Beziehung  auf  Staats- 
behörden. 

§•  258.  (193.) 
lrcrschiedenlieil  der  Staatsaenossen. 

Wesentlich  ist  in  der  Staatsgesellschaft  nur  ein  Stand,  derjenige  der 
Staatsbürger.  Bei  diesem  findet,  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Bezie- 
hungen, eine  gewisse  Verschiedenheit  der  Einzelnen  Statt  (§.  259). 
Aber  eine  Abtheiiung  der  Staatsgenossen  in  eigentlich  so  genannte  Stande, 
und  eine  Ungleichheit  dieser  Stande,  nichts  weniger  als  Bedingung  des 
Staatszweckes  «),  hat  sich  auch  in  Teutschland,  in  gewisser  Art  schon  in 
dem  ersten  bekannten  Zeitraum  in  die  Staatsverfassung  eingeschlichen; 
sie  hat  sogar  Ungleichheit  der  Rechte  (ein  Gastenthum  und  superio- 
rites  sociales}  erzeugt.  In  dieser  Hinsicht  hat  sich  nach  und  nach  eine 
dreifache  Abtheilung  (Standesclassen),  in  Adel,  Bürger-  und  Bauerstand, 
gebildet  C$>  26°  —  266).  Staatsbürgerliche  Verschiedenheiten  anderer 
Art  beziehen  sich  theils  auf  Beschäftigung,  Lebensart,  Gewerbe, 
Wohnort,  Eigenthum  und  Nationa lOeko n omie  C§*  267),  theils 
auf  Verschiedenheit  der  Unterordnung  unter  den  Staat  (§.  268),  theils 
auf  Religions Verschiedenheit  (§.  465  u.  525).  Noch  ein  anderer 
Unterschied  betraf  ehehin  die  bürgerlichen  UnterordnungsVerhalt- 
nisse  gegen  das  teutsche  Reich,  wo  alle  Reichsunterthanen  entweder 
Reichsunmittelbare  oder  Mittelbare  ($.  37)  waren;  mit  der  teut- 
schen  Reichsverfassung  hat  dieses  aufgehurt.  —  Die  Rechte,  welche  von 
der  Standesverschiedenheit  abhängen,  sind  in  einzelnen  Staaten  mehr 
oder  weniger  gesetzlich  bestimmt  <?). 

a)  So,  in  Absicht  auf  den  Geburtsland,  so  fern  er,  als  solcher,  Vorrecht«  geniefst: 
Baco  dk  Vucuuo  in  operib.  (Francof.  i665.  fol.),  p.  n5o.  Roosseav,  Du 
contrat  social,  liv.  I,  ch.  9,  am  Schluß.  Job.  Mh.la.i5  Bemerkungen  über  den 
Unterschied  der  Stände.  Aus  d.  Engl.  Lcipz.  177a.  8.  Kam's  Rechtslehre, 
%.  49-  D«  S.  191.  Tmfod.  Schmal/,  natürl.  Staatsr.  9  ff.,  6a  f.  69.  CabinetOrdre 
K.  Friedr.  Wilbehns  DX  v.  10.  Min  »798.  E.  M.  t.  Scm.mrxs's  Nachricht  von 
einigen  Häusern  des  Geschlechts  der  vonSchlicffen  (Cassel  1784«  4»)»  S.a.  J.W. 
v.  A  h cmvHOLs  Minerva,  Mai  1808,  S.  a65  ff.  Snmts  Sur  les  pririleges.  Ebendtr*. 
Qu'est-ce  que  le  Tiers- etat?  Cosdorcxt's  Entwurf  e.  histor.  Gemäldes  der 
Fortschritte  des  menschlichen  Geistes  (ins  Teutsche  v.  E.  L.  Possrit,  Tüb. 
1-96.  a),  176  ff.  a85  ff.  J.  St.  Pütter  über  den  Unterschied  der  Stände,  be- 
sonders des  hohen  und  niedern  Adels  in  Toutscbl.  (Gott.  1795.  8.)  i3  ff. ,  ver- 
glichen jedoch  mit  S-  ao.  F.  W.  B.  v.  Hakdohb's  Organisation  verschiedener 
Stände  und  Gewalten  in  monarch.  Staaten.  Hannov.  1801.  8.  Untersuchungen 
über  den  Geburtsadcl  und  die  Möglichkeit  seiner  Fortdauer  im  19.  Jahrhundert. 
Von  dem  Verf.  des  neuen  Leviathans  (Frirdr.  Büchbol*).  Berl.  u.  Lcipr..  1707.  8. 
De  U  contre-revolution  en  France,  ou  de  la  restauration  de  l'ancienne  noblcssc 
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et  des  anciennes  superiorites  sociales  dans  la  France  nouvelle;  par  M.  Gswii.it 
(a  Paris  i8a3.  8.),  preface,  et  p.  m  et  suiv.  J.  G.  Helbkr,  der  Kastengeist, 
oder  über  die  Ungebühr  der  Stände.  Krlangen  i8i3.  8.  (C.  G.  v.  AbwdVs) 
Gedanken  über  wichtige  Angelegenheiten  des  Menschen  u.  des  Bürgers  (Frankf. 
a.  M.  1814.  8.),  S.  89  ff.  Histoire  de  la  feodalite;  par  M.  Barginet.  Paris 
i8s5.  8.  ConversationsLexicon,  Art  Adel.  Vergl.  unten  $.  164.  —  Dawider  s. 
von  Hotzfbux  vom  Adel.  Leipz.  179».  8.  Thkod.  Gottl.  vos  Hippei  über  Ge- 
setzgebung und  Staatenwohl  (Bcrl.  1804.  8.),  S.  126.  A.  W.  Rehber<*  über  den 
teutschen  Adel.  Gott.  i8o3.  8.  umgearbeitet  in  dessen  Sa'mmtlichen  Werken, 
Bd.  II  (Hannov.  i83i.  8.),  Num.  V  u.  VL  C.  Thierbach,  über  den  germanischen 
Erbadel.  Beitrag  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Stande.  Gotha  i835.  8. 
F.  W.  D.  von  Geisleb,  über  den  Adel,  als  einen  zwischen  Monarchie  u.  Demo- 
kratie notwendigen  Volk&bestandtheil.  Minden  i835.  8.  —  Marcus  Aurelius 
gab  die  Lehre:  «Trachte  das  Bild  eines  Staates  dir  klar  zu  machen,  in  welchem 
die  Gleichheit,  und  die  gleiche  Offenkeit  der  Rede,  Alles  durchdringt,  und  die 
königliche  Macht  vor  Allem  und  am  meisten  die  Freiheit  der  Regierten  in  Eh- 
ren halt*. 

*)  Gedanken  von  dem  Ursprung  u.  Unterschied  des  adelichen,  Bürger-  und  Bauern- 
standes. Cöln,  1710.  4.  G.  D.  Ala*d  Diss.  binae  de  statu  honünum  apud 
veteres  Gcrmanos.  Lips.  1745  et  1747.  4«  Mki>ir*s  Gesch.  der  Ungleichh. 
d.  Stände  unter  deu  vornehmsten  europ.  Völkern.  Zwei  Bände.  Ilannov.  1-97.8. 
EuovTf  Montag's  (letzten  Abtes  zu  Ebrach)  Geschichte  der  teutschen  staatsbür- 
gerlichen Freiheit,  oder  der  Rechte  der  gemeinen  Freien,  des  Adels,  und  der 
Kirchen  Teutschlands.  (Vom  Anfang  der  frank.  Periode  bis  Fricdr.  I.)  Bd.  I, 
Th.  1  u.  2.  Bd.  II,  Th.  1  u.  1.  Bamb.  1811  —  1814.  8.  J.  C.  JIajer,  Germa- 
niens Urverflassung  (Hamb.  1798.  8  ),  35.  45  ff.  Pütter  a.  a.  0.  11  —  5a.  Gbak- 
veil's  antiplaton.  Staat  (Berl.  1808.  S.\  S.  229  ff.  Karl  Mannkbt's  Freiheit  der 
Franken,  Adel,  Sclaverey.  Nürnb.  1799.  8.  Pet.  Woleter  Diss.  historica  diplo- 
matica  de  Personis  imperii  Romano  •  Germanin.  Heidelb.  1788.  4.  K.  D.  Hiru.- 
äass's  Gesch.  des  Ursprungs  der  Stände  in  Deutschi.  Frankf.  a.  d.  O.  Th.  I, 
II  u.  DX  1806.  180-  1808.  8.  1.  Aufl.  1817.  3.  Aufl.  gröfstentheils  umgearb. 
i83o.  C.  F.  Eicmhork's  teutsche  Staats-  und  Rcchtsgesrhichte,  oben  %.  11,  h. 
B.  F.  HiuutEt's  Compend.  t.  Altcrthümer,  n4-  K-  G.  Rössig's  Altcrlhümer  der 
Teutschen,  «76  ff.  P.  L.  L.  Mereau  von  der  ersten  muthmafsl.  Entstehung  der 
Verschiedenheit  der  Stände;  in  s.  Miscellaneen ,  I.  349.  C.  A.  Menzel,  die  Ge- 
schichten der  Deutschen,  Bd.  IV  (Bresl.  1819.  4.),  S.  371—390. 

e)  Badisches  Edict  v.  4.  Juni  1808,  die  Grundverfassung  der  verschiedenen  Stände 
betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXII.  63.  XXVm.  11- 


§♦  2S9.  (1940 

■ 

L  Nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Beziehungen. 

Souvermn.  Volk.  Unterthanen  und  Nation.  Mitglieder  de*  Regentenhauses.  Rechts- 
und  Pflichtgleichheil  der  Staatsgenossen.    ActivBurger.    Gemeinde glieder.  Gemeindeter- 

fassung  und  Gemeindeordnungen. 

I)  Nothwendig  und  natürlich  ist  die  Abtheilung  der  Staatsgenossen, 
in  dem  weitern  Sinn,  in  Souverain  und  Volk  «),  dieses  als  Inbegriff 
der  Staatsbürger  im  Verhältnifs  zu  dein  Oberherrn.  II)  Die  einzelnen 
Bürger  sind  Unterthanen  (§.  *5y);   und  die  Masse  aller  Einwohner 
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des  Staatsgebietes,  bildet  die  Nation,  den  wesentlichen  Stoff  des 
Staatsrereins.  III)  Das  Staatsinteresse  lnfst  zu,  dafs,  in  erblich -mo- 
narchischen Staaten,  die  Mitglieder  des  Regentenhauses,  dem  gesammten 
Volke  gegenüber,  als  eine  höhere  Ciasse  ausgezeichnet  werden,  geschieden 
ron  dem  Adel  (§.  262,  III),  welcher  durchaus  in  unterthanschaftlichem 
Verhältnifs  steht.  IV)  Alle  Staatsangehörigen  haben,  unter  dem  Schutz 
des  Staates,  ein  Recht  auf  Freiheit,  Ehre,  Eigenthum.  Sie  Alle 
haben  gleiche  staatsbürgerliche  Rechte  und  Pflichten.  Keiner 
darf,  wegen  seiner  Geburt,  von  irgend  einem  Staatsamte  ausgeschlossen 
werden.  Alle  sind  verpflichtet  zu  gleichem  staatsbürgerlichem  Gehorsam 
(5.  4*  365),  auch  während  ihres  Aufenthaltes  aufserhalb  Landes  und 
zu  gleicher  Theilnahme  an  den  Staatslasten.  Die  Verpflichtung  zu  Vertei- 
digung des  Vaterlandes  und  die  Verbindlichkeit  zu  dem  Waffendienste 
sind  allgemein.  Jedem  gebührt  Freiheit  der  Person,  des  Gewissens,  des 
Eigenthums,  der  Auswanderung.  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Rich- 
ter entzogen,  und  anders  als  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen, 
verhaftet  und  bestraft;  werden  <*).  Auswärtige  Besitzer  inländischer 
Privatberechtigungen  (Forensen,  §.  367)  sind  der  Staatsgewalt  in  Anse- 
hung dieser,  und  wo,  wie  jetzt  fast  überall,  der  volle  Landsassiat  ($.269) 
gilt,  auch  in  Absicht  auf  den  Gerichtstand  in  personlichen  Sachen  unter- 
worfen. Temporäre  Unterthanen  (§•  267)  stehen  in  personlicher  Unter- 
würfigkeit gegen  die  Staatsregierung,  während  ihres  Aufenthaltes  in  dem 
Staatsgebiet,  und  wegen  darin  vorgenommener  Handlungen.  V)  In  Absicht 
auf  Ausübung  gewisser  innerer  politischer  Rechte  (§.  4  Oi  heifsen,  in 
Staaten  mit  Repräsentativ  Verfassung,  ActivBürger  diejenigen  Staatsbür- 
ger, denen  ein  Mitwirkungsrecht  bei  Bildung  der  Volksvertretung  (§.  289) 
zukommt  <0.  VI)  So  fern  nach  der  Staatsverfassung  Gemeinden  die 
Grundlage  des  Staatsvereins  sind,  mufs  jeder  Staatsbürger  einer  Gemeinde 
als  Bürger  oder  Beisafs  (§.  4°4)  angehören,  so  weit  nicht  gesetzlich  eine 
Ausnahme  besteht.  Die  Rechte  der  Gemeinden  werden  durch  die  Gemein- 
deräthe  und  deren  Vorsteher  verwaltet,  unter  verfassungsmäsiger  Mitwir- 
kung der  Gemeindeausschüsse  oder  Abgeordneten,  nach  den  Gesetzen  und 
Verträgen,  und  unter  Aufsicht  der  Staatsbehörden  (§.  334 )•  In  manchen 
Staaten  bildet,  wie  sich  gebührt  «),  die  Municipal-  oder  Gemeindever- 
fassung der  Dorf-  und  Stadtgemeinden,  in  ihren  Hauptzügen,  einen  Be- 
standteil der  Staatsverfassung/),  und  es  bestehen  eigene  Gemein  de  Ord- 
nungen, Land-  oder  Dorf-  und  Städteordnungen  ff) ,  unterschieden  von 
den  für  grofsere  gemeinschaftliche  Bezirke  bestimmten  Bezirk-  oder 
Kreisordnungen  und  Provinzial-  oder  DepartementalOrdnun- 
gen  (§.  286,  2886)  290  u.  291). 

a)  Ka5t  a.  a.  O.  193. 

6)  Absentc»  tanquam  praesentes.  Daher  dürfen  sie  auch  abwesend  bevormundet, 
öffentlich  zurückgerufen,  und  wegen  solcher  Handlungen  bestraft  werden,  durch 
welche  «ic  im  Ausland  die  inländischen  Strafgesetze  fibertreten  haben.  Fltw- 
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bach's  Lchrb.  des  peinl.  Hechts,  §.  3i.  KlCrcr  Droit  des  gens  moderne  de  l'Eu- 
rope,  §•  60  et  suiv.   Von  ihrer  Auslieferung  wegen  Verbrechen,  ebenda».  §.  66. 

c)  Alles  Worte  des  würtemh.  VerfaasA ertr.  v.  1819,  §.  11  u.  f.  Man  s.  auch  das 
Gesetz  für  die  stand.  Verfass.  des  Herzogth.  S.CohurgSaaljeld,  v.  182),  §.  iou.iT. 
5.  meining.  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  6  ff.  Königl.  sackt.  Verfass.  Urk.  v.  i83i, 
§.  24         Kurhessische  v.  i83i ,       19  ff.  u.  §.  114  ff. 

d)  Vergl.  das  angef.  meining.  Grundgesetz,  Art.  i3.  Unter  3o  Mill.  Einwohnern, 
hat  Frankreich  80,000  ActivBürger,  ungefähr.  Nach  der  Charte  von  1814  war 
wahlberechtigt,  wer  3oo  Francs  Steuer  oder  mehr  bezahlt.  Von  den  droits 
politiques  der  citoyens  franrais,  s.  man  Ftttaioiov,  Code  administratif  (Paris 
1806.  8.),  p.  700  —  760. 

e)  Die  Gemeinden  bilden  die  materielle  Grundlage  des  Staatsgebüudes.  Daher  ist 
das  constitutionclle  Staatlichen  in  einer  Hauptbeziehung  gefährdet,  wenn  sie 
nicht  nach  Innen  und  nach  Aufsen  zwcchgemÜfs  mit  einer  rechtlichen  und  frei- 
sinnigen Gemeindeordnung  ausgestattet  Kind.  Das  waren  sie  nicht,  wenn  die  Ge- 
meinde im  Varhältnifs  zu  dem  Vorstand,  und  dieser  gegen  die  vorgesetzte 
Staatsbehörde,  eine  Null  wäre.  Eifersucht  der  monarchischen  Staatsgewalt  auf 
die  politische  und  staatsbürgerliche  Selbstständigkeit  der  Gemeinden,  fehlerhafte 
wider  Mißbrauch  nicht  genug  schützende  Einrichtung  der  Gemeindeverwaltung, 
das  Vornrtheil  von  QuasiMinderjährigkeit  und  darum  nöthiger  Slaatsbcvorinun- 
dung  der  Gemeinden,  hatten  seit  dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  die  Gemein- 
den in  eine  Art  von  Willenlosigkeit  versetzt.  Erst  seit  dem  ersten  Jahrzehnt! 
des  19.  Jahrhunderts  fing  man  an,  durch  bessere  Gemeiudeordnungen  das  gemeinde» 
bürgerliche  Leben,  diese  Vorschule  des  staatsbürgerlichen,  wieder  anzuregen 
und  neu  zu  bilden. 

f)  fPürtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  %.  62  —  69.  Kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83», 
%.  k\l  —  48*    Hannoverische  v.  i833.    HohentolterttSigmarinffenscite  v.  i833,      4'  ff* 

g)  Gemeindeordnungen,  in  Baiern  v.  17.  Mai  1818,  u.  v.  1.  Juli  1834.  Preufs.  Städteordn. 
v.  19.  Nov.  1808.  Revidirte  preufs.  Städteordn.  v.  17.  März  i83t.  (Davon  s. 
Alkx.  Müllsr's  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  D  (i83a),  S.  358-455.) 
tfurtemb.  Edict  v.  3i.  Dcc.  1818,  betr.  die  Gemeindeverfassung.  Königl.  säch- 
sische Städteordn.  v.  Febr.  i83a.  Badisches  Gesetz  über  die  Verfassung  u.  Ver- 
waltung der  Gemeinden,  v.  3i.  Dcc  i83«.  Badisches  Gesetz  über  die  Rechte 
der  Geroemdebürger  u.  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts,  v.  3i.  Tiet.  j83i- 
Grossherzogl.  Hess.  Gemeindeordnung  v.  3o.  Juni  1821.  Gemeindeordnung  für 
die  Stadt-  u.  Landgemeinden  in  Kurhessen  v.  »3.  Oct.  1834.  Fürstl.  Reussische 
Verordn.  v.  i3.  Sept.  i83i,  betr.  d.  Verfassung  der  Stadt  Gera.  Hohentollern-HecJun. 
gische  Gemeindeordnung  v.  i5.  Jan.  i835.  Die  erste  würtembergische  Commun- 
Ordnung  erschien  i**02.  Von  der  wttrtemb.  Gemeindet crwaltunc,  s.  J.  D.  G. 
MxunnGta's  Beschreib,  v.  Wttrtemb.  (2.  Aufl.  1823),  S.  454  —  459.  G.  Döixrs- 
GEa's  Verfass. 'n.  Verwalt.  der  Gemeinden  in  Baiern.  2  Theile.  München  1819.  8. 
ScmwcK's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  347  —  462.  J.  D.  F.  B««w, 
der  preufs.  CoinmunalBcamtc.  2.  Aufl.  Berlin  1823.  8.,  auch  in  H.  F.  Mathis 
Allg.  Jurist.  Monatschrift  in  den  preufs.  Staaten,  Bd.  VIL,  S.  96  ff.  Die  Prcufsische 
Städteordnung,  nebst  den  über  dieselbe  bis  ins  Jahr  1829  ergangenen  Erklärun- 
gen, Entscheidungen  u.  Zusätzen.  Herausg.  von  J.  D.  F.  Rcxrr.  Vierte  verm. 
Ausg.  Berlin  i832.  8.  W.  Pagkn9tkc.hjtr,  die  deutsche  Gemeindeverfassung  u. 
Verwaltung.  Darmst.  1818.  8.  J.  P.  v  Skssbirg's  Entwurf  einer  Gemeindc- 
ordnung.  Carlsr.  1821.  8.  J.  G.  Fkfch's  u.  J.  K.  Ht pfkhkr's  Entwurf  e.  Gc- 
meindeordn.  Carlsr.  1822.  8.  Hwut.  Müllfh  (Regier.  Seereliir  zu  Cassel)  über 
Gemeinde  Verfassung,  zunächst  für  Hurhessen.  Cassel  iC3i,  8.  J.  \Y  ».Hanta 
über  GemeindeBürgerthum.   Darmst.  i838.  8. 
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§.  260.  (195.) 

//.  Nach  eigentlich  so  genannten  Ständen. 

t)  Adel.    Persönlicher,  Verdienst-  und  GeisUsadel. 

In  Absicht  auf  den  Unterschied  der  Staatsbürger  und  Unterthanen 
nach  eigentlich  so  genannten  Ständen ,  bemerkt  man  noch,  in  teutschen 
Bundesstaaten,  drei4)  Hauptstände;  Adel-,  Bürger-  und  Bauerstand. 
Der  erste  der  Adel  ist  ein  Geburtstand  womit  erbliche  Vor- 
rechte ror  Mitgliedern  der  übrigen  Standesclassen  verbunden  sind  <0.  Diese 
Vorrechte  erhalten  ihre  nähere  Bestimmung  nach  den  verschiedenen  Clas- 
sen  des  Adels,  durch  das  Recht,  theils  des  Teutschen  Bundes  (f.  a3i), 
theils  der  einzelnen  Bundesstaaten.  Bio  Ts  personlicher  oder  nicht 
erblicher  Adel  (Amts-,  Dienst-,  Chargen-,  Kriegs-  oder  Glocken  Adel ), 
gehört  zu  den  Ausnahmen  von  der  Regel,  und  findet  nur  da  Statt,  wo 
er  durch  Staatsgesetze  begründet  ist  *).  Unterschieden  von  dem  staatsbür- 
gerlichen, gibt  es  in  sittlicher  Hinsicht  nur  Verdie nstadel /),  See- 
len-  oder  Tugendadel,  unabhängig  von  Zufall  und  Verleihung,  so  wie  in 
geistiger  Hinsicht  Geistesadel. 

«)  Eigentlich  nur  zwei,  Adel  und  Nichtadelf  der  letzte  theilt  sich  in  Bürgerstand 
und  Bauerstand.  —  Den  Nichtadel  nannten  ebehin  die  französischen  Aristokra- 
ten la  gent  tafllable  et  corveable  (wohl  auch  mallcahlc)  a  merci  et  ä  volonte, 
wie  noch  jetzt  in  Ungarn  der  ganze  nicht  reichstagfähige  Theil  der  Nation  misera 
contribuens  plebs  heifst. 

*)  Schriften  in  Püttib's  Lit  HL  164.  Ki.übkr's  Lit.  §.  1047.  H.  W.  Lawätz  Handb. 
f.  Bucherfreunde  u.  Bibliothekare,  Th.  I,  Bd.  1  (Hallo  1793.  8.),  S.  i3i  — 884, 
tnbes.  S.  846.  C.  U.  D.  v.  Eggeb's  Archiv  f.  Staatswissensrh.  u.  Gesetzg., 
Bd.  I  (Zürich  1795.  8.),  toc  Adel.  Schusck's  Staatsr.  des  Könige  Baiern, 
Bd.  I,  §.  60. 

e)  Ursprünglich  der  Stand  der  Gutsbesitzer,  von  Od,  d.  h.  Besitzung.  Die  ver« 
schiedenen  Meinungen  von  dem  Ursprung  des  Wortes  Adel,  s.  in  Scryltsb's 
tbesaur.  antiquit  tcuton.,  Tom.  Dl  p.  6aa.  C.  L.  Sckxid's  Nachr.  vom  Adel, 
S.  10.  J.  C  H.  Dbzteb's  verm.  Abhandl.,  Th.  m,  S.  1146  f.  1296.  Ebendesu 
Nebenst  ,  S.  34  fF. 

d)  Von  der  Nobilitate  der  alten  Teutschen,  nach  Tacitus,  s.  J.  F.  Runds  Or.  de 
Tera  nobititatis  notione  etc.   Goett.  1793.  8. 

#)  "Wie  in  Baiern  und  Würtembe.g,  bei  nichtadelichen  Rittern  des  CivilVerdienst- 
ordens.  Unten  §.  496t  —  Vom  Personal  Adel  s.  Lftseb  Mcdit.  ad  Pandect., 
Spec.  664-  m.  5.  Moseb  v.  d.  t.  Unterthanen  Rechten,  .  S.  391.  Klübbb'b  kl. 
jurist.  Bibl.,  St.  XXV,  S.  17  f.  —  Anders  F.  C.  J.  Fiscmm,  in  s.  Lehrbegr. 
sammtl.  Ramend-  u.  Polizeir. ,  Bd.  I,  §.  806  f. 

D  Hievon  (bei  den  Alten  Götteradel)  s.  M.  Gbass  Diss.  de  exceptione  nobilitatis 
etc.  Tüb.  1717;  in  Mosbb's  Syntagm.  dissertat.  p.  181  sqq.  Estob's  neue  kl. 
Schriften,  Th.  I,  S.  i53  f.  157  f.  Ebendess.  teutsche  Rechtsgelahrth.  Th.  DJ, 
5-  104.  J.  0.  Silvios  Proben  des  t.  Reichsadels,  Cap.  1  u.  a.  In  dem  J.  1811 
sagte,  in  der  französischen  DeputirtenKammer,  ein  Deputirter:  «Les  superiori- 
tes  individuelles;  pour  apercevoir  les  supeiiorites  sociales  au-dessus  de  leurs 
tetes,  auront  beaueoup  ä  descendrev. 

K1UW»,  ateaü.  Recht,  4.  Aufl.  24 
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§.  261.  (19fi.) 
Gehurt'  und  Hrin  fadel. 

Der  Atlcl  ist,  in  Ansehung  der  Art,  wie  Jemand  selbst  ihn  erlangt 
hat:  j)  Geburtadel  «)  (Geschlecht-  oder  Stammadel,  nobilitas  gentilitia), 
wenn  er  ihm  von  dem  Vater  *),  vermöge  Abstammung  aus  rechtmäßiger 
Ehe  «),  mitgetheilt  ist,  wohin  auch  der  Fall  einer  Legitimation  durch 
nachfolgende  Ehe  gehurt  <0,  50  ?ern  mcht  positive  Rechtsbestimmungen  in 
einzelnen  teutschen  Bundesstaaten  oder  Familien  widerstreiten;  a)  Bricf- 
adel  ')  (Dullenadel,  nobilitas  codicillaris  s.  diplomatica),  wenn  ihm  der 
Adel  von  dem  Staatsoberhauptes  oder  von  einem  andern  zu  der  Adelung 
Berechtigten/),  durch  ein  Privilegium  (Adelsbrief,  Diplom  oder  Patent) 
verliehen  ist.  Durch  Adoption,  durch  Ritterguts-  oder  RitterlehnsErwerb, 
durch  Erbeinsetzung  mit  der  Bedingung,  den  adelichen  Namen  des  Erb- 
lassers zu  fuhren,  kann  der  Adelsland,  ohne  ein  hiezu  berechtigendes  ober- 
herrliches Privilegium,  weder  erlangt  noch  Andern  mitgetheilt  werden. 

o)  (J.  C.  W.  v.  Stkck)  Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adels. 
Leipz.  i^-8.  8.  Encyclopedic,  pur  d'Aiexbeiit  et  Diderot,  yoc.  Nobles**  an- 
ciettnt.  —  Der  Geschlcchtadel  ist  entweder  Vradml  oder  neuer  Geschlechtadel. 
und  beide  sind  entweder  alter  (der  auf  eine  bestimmte  Anzahl  adelicher  Ahnen 
oder  Vorfahren  sich  gründet)  oder  neuer.  Ki-cbkr  lsagoge  in  jus  publ.  nobi- 
lium  inimed.,  §.  3  sq.  —  RitterhUrti^  bezeichnet  mehr  nicht  als  Geburtadel;  also 
nicht  den  liesitz  einer  bestimmten  Anzniil  adelicher  Ahnen.  Nach  e.  preuf*. 
CabinetOrdre  v.  4.  Sept.  i83o  (Gcsctzsamml. ,  St.  18)  ist  bei  Familienstiftungcu 
und  Fldeicom  missen  im  Zweifel  der  He*itz  von  4  adelichen  Ahnen  darunter  zu 
verstehen. 

b)  Eine  aHelichc  Mutter  theilt  den  mit  ihrem  nicht- adelichen  Ehemann  erzeugten 
Hindern,  weder  ihren  Geburt-  noch  ihren  Rriefadcl  mit;  so  fern  sie  nicht  durch 
ein  Privilegium  besonders  hiezu  ermächtigt  ist.  Hienach  ist  der  von  Einigen 
behauptete  Kunkeladel  (nobilitas  uterina)  zu  beurtheilcn.  Klcbkr  Dis*.  de  nobi- 
litate  codicillari,  $.  3.  —  Ein  advliches  Frauenzimmer  verliert  sogar  durch  Ver- 
heiratung mit  einem  Ni<  htndclichcn,  ihren  eigenen  Adel.  Klvbkr's  kl.  jurist. 
Biblioth.,  St.  XX V,  S.  i3.  —  Kinder,  welche  geboren  sind  ehe  ihr  Vater  Brief- 
adel erlangt  hatte,  nehmen  an  des  Vaters  Adel  nur  dann  Theil,  wenn  sie  in 
seinem  Adelsbrief  ausdrücklich  mitbegriffen  sind.  IUL'ukh  Diss.  eil.  §.  5.  Anders 
Hosxjil  Obs.  7-0. 

i 

o)  Für  die  Kinder  bewirltt  die  Ehe  der  Eltern  die  Legitimität,  vorausgesetzt,  da/« 
die  Mutter  vor  der  Niederkunft  rerhtmüsige  Ehegattin  war.  L.  11.  C.  de  natur. 
Hb.  (V.  2-.)  Nov.  89.  c.  8.  §.  1.  Alb.  Schwuppe' s  römisches  Privatrecht  (».  Aufl. 
Altona  1819),  §.  703.  —  Des  väterlichen  Adclstandes  nicht  theilhaftig  sind  Kin- 
der, welche  ein  Adelicher  in  Gewissensehe  ($.  a4!>,  «■),  so  fern  er  zu  Schließung 
einer  solchen  nicht  ermächtigt  war,  oder  in  einer,  mit  solcher  vertragmästgen 
Bestimmung,  dafs  die  Kinder  des  väterlichen  Adelstandes  nicht  theilhaftig  aeyn 
sollen,  befugterweise  geschlossenen,  Ehr  zur  Unten  Hand,  oder  ausser  der  Ehe, 
oder  iu  damnulo  coitu  erzeugt  hat.  Nicht  die  Hede  ist  hier  von  Gewissenseben 
evangelischer  Landesherren,  auch  mit  Landesherrlichkeit  versehener  evangelischer 
reichsuninittelbarer  Herrschaft-  oder  Gutsbesitzer  von  niederem  Adel  in  der 
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Zeit  des  tculscben  Reichs,  die  von  der  kirchlichen  Trauung  nie  Andere,  also 
auch  sich  selbst  xu  dispensiren  befugt  sind  oder  waren.  —  V  on  M'jtfieiratken, 
oben  §.  a45,  h. 

</)  Das  Maturrecht  nicht  allein,  auch  das  positive  gemeine  Recht  (Nov.  -4.  in 
praef.  Nov.  80.  c.  8.  L.  10.  in  fin.  C.  de  natural.  Hb.  }j.  2.  Inst,  de  hered.  quae 
ab  intest.  §.  ult.  Inst,  de  nupt.  Cap.  6.  X.  qui  filii  sint  legitimi.  Lryser  Spec. 
398.  med.  5.  Vorths  (Kommentar,  ad  raudect.  lib.  XXV .  tit.  7.  11.  6.)  —  welches 
unter  der  Autorität  der  Reich&hohrit  in  ganz  Teutschland  subsidiarisch  galt, 
dem  die  Reichsgerichte  in  ihren  Rirhtersprürhcn  z.u  folgen  durch  Rcichsgesetae, 
wie  jetzt  die  bandesrerfassungsmäsigen  AtistrngalGerirhlc  von  dem  Teutsihen 
Bund  (wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  a3),  angewiesen  waren  —  sprirht 
den  durch  nachfolgende  Ehe  Lcgitimirtcn  alle  Rechte  der  ehelich  Gehörnen, 
ohne  irgend  eine  Ausnahme  r.u,  «perinde  ac  si  legitimi  non  facti  fuissent  sed 
nati«;  durch  Reichsgesetze  oder  Reichsherkoinnien  war  dem  nicht  derogirt. 
Dem  gemäfs  folgten  die  Reichsgerichte  im  Rcchtsprechen  jener  Regel  auch  in 
Ansehung  des  väterlichen  .4dehtunde.<  der«  Mantelkindcr;  und  eben  so  die  tcut- 
schen  Rechtslehrer.  Mti.f.«  ab  I^hrk^rath  Gamologia  personarum  imperii  illust- 
rium,  c.  V.  §.  61.  p.  »4~  sq.  et  c.  XXIV.  §.  1  et  1.  p.  5i4  sq.  J.  Gr.  Cravm 
Ae  jurib.  et  praerogativis  nobilitatis  avitae,  p.  19t  sq.  J.  U.  v.  Crajsrr's  wetr.lar. 
Nebenstunden,  Th.  io5,  S.  111.  Ricctts  vom  landsäfs.  Adel,  S.  289.  J.  M. 
Gbass  Diss.  de  exceptione  nobilitatis  etc.,  §•  m.  (in  jMoskr's  Sjntagm.  dissert. 
p.  181.)  J.  F.  C.  Hkssr  iss.  de  liberorum  legitiinatioue ,  an  et  quatenus  nobi- 
litatem  conferat?  Goett.  1791.  Voft,  JjAi'TKRRAcn ,  Rmpschii.d.  Ltxcrjtr,  Triirr. 
n.  A.  Man  s.  die  oben  (§.  245,  e)  angef.  Rechtliche  Ausführung  etc.  %.  45—48 
u.  66  —  68.  Mit  seichten  Gründen  und  in  wenigen  Zeilen  widerspricht  C  V.  E. 
ErraaLEiv  (praes.  H.  G.  Bai  kr)  diss.  legilimationcm  per  subsequens  uiatriin. 
nobililatcm  nou  restaurare.  Lips.  1776.  4.  ("Man  s.  die  angef.  Rechtl.  Ausfüh- 
rung, S.  171)  —  Sogar  den  per  rcscriptuin  prineipis  lcgitimirtcn  Rindern  ade- 
licher Väter  erkannte  die  Reichscanr.Iei  den  väterlichen  Adelstand  *u.  .Man  s. 
die  angef.  Rechtliche  Ausführung,      4-,  Xotc  2,  S. 

e)  Von  den  verschiedenen  Formen,  unter  welchen  der  Briefadel  vorkommt,  s.  Biibfr 
Diss.  cit.  §.  5.  —  Von  seinem  Urtjrrung,  ebendas.  cap.  II.  p.  19— 5o.  u.  Rlvrrr's 
kl.  jur.  Bibl.  St.  XXV,  S.  3o  i\\  —  Der  Rricfadel  ist  entweder  Raufadcl  oder 
Gunstadel,  dieser  zuweilen  \  erdicnstadel. 

/)  Während  der  feutschen  Rcichsverfassung  x.  B.,  von  einem  der  beiden  Reichs- 
vicarien  während  eines  Zwischenreirhs ,  von  einem  kaiscrl.  Oberhofpfal/^rafen 
(comes  palalinus  major),  oder  von  einem  andern  durch  kaiserliche  Verleihung 
biezu  Berechtigten.  Daher  Vicariat-,  Comitiv-  u.  d.  Adel.  Ki.Cdyr  Diss.  cit. 
y  18  u.  19. 

8-  262.  (1UT). 

Hoher  und  niederer  Adel;  jetzt  nur  Lande sadcl.    Souveräne  hrhRejrentrn  und  ihre 

Famiüeng  Weder  gehören  nicht  zu  dem  Adel. 

1)  AU  Stand escl assc  betrachtet,  theilt  sich  der  Adel  in  hohen 
und  niedern  «).  A)  Der  hohe  Adel  (HcrrcnStand,  Stand  der 
Fl eicHsherren  oder  Erlauchten,  ordo  lllustritun,  nobilitas  snperior,  Erlauchte, 
illustres),  objectir  betrachtet,  ist  ein  Inbegriff  bürgerlicher  erblicher 
Vorrechte,  die  eh  eh  in  ihren  Grund  hatten,  entweder  in  einem,  der  Fa- 
milie ,  wegen  eines  Reichslandes,  zustehenden  Sitz-  und  Stimmrecht  in  der 
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allgemeinen  Beichsversammlung ,  oder  in  der  erblichen  reichsiurstlichen 
"Wurde  *),  jetzt,  entweder  in  einer  vertragmäsigcn  Bestimmung  des  Teut- 
schen  Bundes,  oder  in  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willenser- 
klärung des  inländischen  Souveräns.  Zur  Zeit  des  teilt  sehen  B  ei  chs  begriff 
der  leutsche  hohe  Adclstand  unter  sich:  die  ErbKurlürsten,  die  Erbfürsten  des 
teutschen  Reichs,  dann  die  mit  d  in  gl  ic  her  0  Reichsstandschaft  versehe- 
nen Reichsgrafen  und  Herren  <*),  nebst  ihren  allseitigen  ihnen  ebenbürtigen 
FamüienMttgliedern.    Jetzt  bilden  den  hohen  Adelstand:  i)  allgemein, 
das  heifst,  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  diejenigen  Standesherren  im 
Sinn  der  BundesActe,  welche  während  der  teutschen  Reichsverbindung  zu 
dem  hohen  Adel  des  Reichs  gehörten  *)•  3)  in  einzelnen  Bundesstaaten, 
diejenigen,  denen  vermSge  dortigen  particulären  Rechtes  der  hohe  Adel- 
stand zukommt  (§.  3i7  u.  497 3-  B)  Der  niedere  Adel  (auch  geradehin 
der  Adel,  Edelleute,  nobilitas  inferior),  ist  ein  Inbegriff  von  bürgerli- 
chen erblichen  Vorrechten,  womit,  in  der  StandesclassenReihe ,  der  Rang 
zwischen  den  Personen  des  hohen  Adels  einer  Seits,  und  denen  von  dem 
Burgerstande  anderer  Seits,  verbunden  ist/).     II)  Durch  Auflosung  der 
teutschen  Reichsverbindung  hat  der  tcutsche  (unmittelbare  und  mittelbare) 
Reichsadel,  als  solcher»-)  aufgehört  A)  (§.  48).    Es  gibt  daher  in  den 
Bundesstaaten  jetzt  nur  Landesadel,  inländischen  oder  im  Inland  aner- 
kannten ausländischen.    Doch  mufs  der  in  der  BundesActe  den  Standes- 
herren  zugesicherte  hohe  Adelstand   (§.  3o3)  in  allen  Bundesstaaten 
daiur  anerkannt  oder  geachtet  werden,  während  inländische  Anerkennung 
jedes  andern  ausländischen  Adels,  streng  rechtlich,  von  freier,  ausdruckli- 
cher   oder   stillschweigender,   Willenserklärung    des   Souverains  abhingt 
(§.  498).    HI)  Frei  geworden  von  der  Beichsburgerschaft ,  und  von  der 
Unterordnung  unter  die  Beichshoheit ,  gehören  jetzt   die  sou  verainen 
ErbBegenten  teutscher  Bundesstaaten,  nebst  den  Mitgliedern  ihrer 
Familien,  so  wenig  zu  dem  Adel  (§.  259.  III),  als  ehehin  der  römisch- 
teutsche  Kaiser,  als  solcher,  und  als  vorhin  und  jetzt  die  Begentenhäuser 
in  den  übrigen  ErbMonarchien  von  Europa.    Ein  souveraincr  ErbBegent, 
mit  seinem  Geschlecht,  steht  über  allen  unterthanschaftlichen  Staatsgenos- 
sen, mithin  auch  über  allen  Adelsgenossen  *'). 

a)  Teutsche  BundesActe,  Art.  14,  lit  a.  Püttkr  von  d.  Untergeh.  der  Stande, 
S.  73  ff.  Moskh  von  der  t.  Unterthancn  Rechten,  S.  39«  ff.  KlOm*  Disa.  cit. 
§.  6.  Ejusd.  Isagoge  in  jus  publ.  nobilium  immed.,  §.  5  sq.  —  Die  badijchtn 
Gesetze  unterscheideit  Herremtantt  u.  Ritte  r  stand ,  und  rechnen  su  dem  letzten"- 
alle  ehemaligen  nicht- reichsständischen  Grafen,  alle  Freiherren  und  Edelleute, 
Had.  Landrecht  von  1809,  Satr.  577  ed.  Edicte  v.  a».  Juli  1807,  §.  1,  u.  v.  4*  Ivb* 
1808,  §.  »ij  in  ct.  Rhein.  Bund,  XIL  3»«.  XXVIII.  1*4.  Die  badische  Verfas- 
sungsurk.  v.  1818,  Art.  »8,  spricht  «ton  adelichen  Familien,  welchen  derGrofiv 
hersog  die  Würde  des  hohen  Adels  verleihet»;  u.  ein  Edict  v.  16.  Apr.  1819 
fcagt:  die  «ehemals  rcichsständischcn,  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  werden 
fortan  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  gerechnet ».  So  auch  das  grofsherr.ogl 
hessische  Edict  v.  17.  Febr.  i8«o,  u.  h.  hannöverisch*  Verordnungen  v.  18.  Apr. 
i8s3  u.  9.  Mai  1816.   Klübkas  Abhandlungen,  Bd.  L,  S.  aao  ff.  —  Das  baieritch 
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Edict  Ober  die  Verhältnisse  des  Adels  r.  q8.  Juli  1806  (Übeln.  Bund  XXIV.  436.), 
der  Nachtrag  dazu  v.  5.  Dec.  1808,  u.  das  Edict  über  den  Adel  t.  36.  Mai  1818, 
Beilage  V  zu  der  Vecfassungsurkunde,  schweigen  von  der  Abtheilung  des  Adels 
in  hohen  und  niedern.  Das  letzte,  §.  6,  spricht:  «Der  baierische  Adel  hat  jünf 
Grade;  1)  Fürsten,  3)  Grafen,  3)  Freiherren,  4)  Kitter,  5)  Adeliche  mit  dein 
Pradicat  ron.  Dagegen  bestimmt  das  Edict  von  demselben  Datum,  betr.  die 
»taatsrccbtlichcn  Verhältnisse  der  vormals  reichsständischen  Fürsten  und  Gra- 
fen, Beilage  IV  au  der  Verfassungsurkuude,  $.  1,  dafs  diese  Fürsten  und  Grafen 
su  dem  hohen  Adel  gehören  sollen.  Und  ein  königl.  Rescript  v.  3-.  Jan.  i8a5 
verleiht  den  Grafen  von  Pappenheim  das  Vorrecht,  dafs  «sie  zu  dem  hohen  Adel 
gehören  sollen».  Klüber  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  110  u.  i?3.  Eine  andere,  doch 
auch  fünffache,  Classification  des  baierisiben  Adels,  findet  man  in  Schubcr's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  398  —  3i6.  —  Die  Verfassungsurk.  des 
Königr.  ßT&rtemherg  v.  1819,  %.  119,  i3o  u.  139  £  unterscheidet  bloß»  Standes- 
herrlichen  und  ritte  rschafllichen  Adel.  —  Die  ehemalige  Abtheilung  des  Adels  in 
reichsunmiuetharen  und  mittelbaren ,  bezog  sich  auf  das  5<i4jVc<to*#VerhälUii£i  im 
teutschen  Reich,  wovon  Klübir  Isagoge  cit.,  %.  10  et  11.  Vergl.  oben  %.  37. 
*)  Von  diesem  ehemaligen  Rechtsbegriff  des  hohen  Adels  und  seinen  Folgen,  s. 
Kiäbxh  Diss.  de  nobilitate  codicillari  (Erlang.  1788.  4*)«  S*  0  et  ,0>  Ebendets.  kl. 
jitr.  Bibl.  XXV.  36  ff.  Ebendess.  Isagoge  in  jus  pubL  Nobitium  immediator ,  %.  5. 
übendes*,  oben  $.  345  angef.  Rechtliche  Ausführung,  §  5.  (J.  C.  W-  v.  Stbcr) 
Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adels  (1778.  8.),  S.  38. 
Gö»9Ba's  teutsches  Staatsrecht,  §.  68.  D&*r.  Handb:  des  t.  Privatr. Bd.  IH, 
S.  339.  Eben  so,  nur  mit  Ausschlufs  der  blofsen  erblichen  Reichsfürsten  würde, 
Rvkdk's  teutsch.  Privatr.,  §.  339,  u.  C.  F.  Eichhors's  deutsch.  Privatr.,  56  u. 
57.  —  Seit  1800  hatte  der  Freiherr  von  Bömmelberg,  wegen  der  Herrschaft 
Gehmen,  Theil  an.  der  reichsgraflich-westphälischen  Curiatstimmo  im  Reichs- 
fürstenrath, unten  Note  d. 

c)  Die  mit  dinglicher  Reichsstandschaft  versehenen  reic/tsstdndischen  Grafen  gehör- 
ten  unstreitig  tu  dem  hohen  Adel;  wirkliche  Reicbsgrafeu  wurden  sie  benannt 
von  Es tor,  HXberlis,  Rcndk,  Dasz.  Man  s.  Klüber's  §.  345  angef.  Rechtliche 
Ausführung  etc.,  S.  17.  —  Definitiv  von  Kaiser  und  Reich  nicht  anerkannt  war 
die  Reichstandschaft,  und  daher  auch  nicht  der  hohe  Adelstand  (so  fern  diesen 
nicht  etwa  bei  Einzelnen,  in  anderer  Beziehung,  alter  DjnastenUrsprung  oder 
erbliche  ReichaFürstenwürde  begründete)  der  reichsgräflichen  PersonaUsUn,  d.  h. 
derjenigen  Reichsgrafen,  die,  obgleich  zu  Sitz  und  Stimme  in  eines  der  viar 
reichsgräflichen  Collegien  vorläufig  aufgenommen,  doch  durch  er  beigen  thüm- 
licbcn  Besitz  einer  reichsunmittclbaren  (nicht  bei  der  Rcichsritlcrschaft  imrnatri- 
eulirten)  Graf-  oder  Herrschaft,  und  von  wegen  derselben  durch  Ueberuahme 
eines  standeswürdigen  RcichsMatrikularAnschlags  u.  s.  w.,  zu  der  Reichsstand- 
schaft sich  genügend  noch  nicht  qualificirt  hatten.    Man  s.  Reichsabsch.  »654, 

197.  Wahlcap.  I.  5.  III.  31.  Reichsabsch.  i54&\  §•  66.  Klübeh  Isagoge  cit. 
$.  5.  n.  3.  Moskh  v.  den  t.  Reiclwständcn ,  816  R.  Vergl.  unten  §.  3o3,  Note  <r. 
—  Z^M/arG rafen  wurden  von  manchen  Publizisten  diejenigen  Grafen  benannt, 
welche  zu  dem  niedern  Adel  gehörten,  und  in  diesem  die  oberste  Stufe 'bilde- 
ten. Estor  Commentat.  et  opusc.  Vol.  L  Part.  3.  p.  3o8.  3n.  Ebendess.  Diss. 
de  odio  in  matrimonia  imparia,  |. 84-89.  —  Dafs  sogar  die  nicht -reichasländi- 
sefaen  (und  nicht- reichsförstlichen)  Landesherren  zu  dem  hohen  Adel  gehört 
hätten,  meint,  gegen  die  Kundbarkeit,  C.  Vollqrafv,  die  teutschen  Stande» 
berren,  S.  553  f. 

d)  In  dem  tcutscheu  Reich  gab  es,  wie  reit  hsständ  ist  hc  Grafen,  also  auch,  wiewohl 
iu  der  neuem  Zeit  sehr  selten,  reichsständüche  Ihnen,  Keuhsherreu  und  Frei- 
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herren,  das  hcifst,  solche,  denen  wegen  eines  Reichslandes  Sitz-  und  Stimmrecht 
iu  der  allgemeinen  Rcichsversaminlung  erblüh  zustand.  Die  Reichsgesetze,  b.  ß. 
der  Reichsabschied  v.  i54«,  $.  66,  und  noch  die  neuesten  Waklcapitulationen, 
Art.  XXII.  §.  *  »  machen  Erwähnung  von  ihnen,  in  den  Worten  «Fürsten,  Grä- 
len und  Herren* ,  oder  ReichsGrafen  und  Herren,  die  im  Reieh  Sessionen*  et 
Votum  haben v  (Wahleap.  III.  ai).  Sie  setzen  dieselben  entgegen,  den  «.Grafen 
und  Herren,  so  in  den  Reirhseollegicn  leine  Sessiou  oder  Stimme  haben*  (Wahl- 
eap. XXIV.  9.).  Mosih's  FamilieuSlaatsrceht,  Th.  II,  S.  i36.  Von  jener  Art 
war,  noch  in  der  letzten  Zeit  des  teutsrhen  Reichs,  der  Freiherr  von  Rommel 
herg,  der  1800  in  der  Herrschaft  Gehinen  sueeedirte ,  welche  Tbeil  gab  an  der 
reit  hsgräflieben  weslphälischen  Gui  iatStitnme  in  dem  Reichsfiirstenrath  (§.  3o8,  *). 
frühere  Beispiele  von  Reiehsständen,  die  nur  Freiherren  oder  Herren  von  — 
waren,  sind  die  von  Hohenfels,  die  ron  Ronigscgg  und  Aulendorf,  die  von 
Frauenbcrg,  die  von  Zimbcrn,  die  von  Metternich  (Nachfolger  der  Dynasten 
vou  Winneburg  und  lieilstein),  die  von  Wolfstein,  die  Waldbolt  von  Bassen- 
heim ,  die  von  Sehönborn ,  die  von  Frevberg  zu  Justingeu.  Gkbuabdi's  gcneal. 
Geschichte  der  crbl.  Rcichsständc,  Rd.  L,  S.  664.  Mo  skr  von  den  t.  Reichaslän- 
deu,  S.  8>o,  868  u.  8-0.  Ebendets.  1  amilicnStaatsr. ,  Tb.  II,  S.  i36  Pimvisgk» 
Vitriar.  illuslr.  T.  I.  p.  776.  T.  III.  p.  iaj.  —  Zahlreicher  waren  die  Beispiele 
von  rciehsstäudischeu  Dynasten  oder  Etilen  /Irrren  in  dem  staatsrechtlichen  Sin» 
des  Mittelalters,  z.  R.  Lippe,  Hohenlohe,  Erbach,  Castcll,  Isenburg,  Hanau, 
Griechingen,  Schöuburg,  HohcnGcroldserk  u.  a.  Gkuuaroi  a.  a.  O.  L  3n  ff. — 
Die  meisten  der  vorhin  genannten  Uelsen  sich  von  dem  R aiser  höhere  Titel  ver- 
leihen. Aber  solche  von  dem  Raiser  verliehene  Fürsten-  und  Grafcntitel  än- 
derten nichts  in  dem  Rechts*  crhiiUnifs  der  Erböhctcn,  sowohl  zu  der  Reichsho- 
heit, als  auch  zu  der  Landeshoheit  tcutseher  Regierungen  und  zu  ihren  Familien. 
Reichsabsehicd  i348,      66.    Wahlcapitulation,  XXII.  2.  4*  5.  6- 

t)  HuiidcsAclc,  Art  14,  lit.  a.    Vergl.  unten  §.  3o3,  ä. 

f)  Rienau  hl.  jur.  Hibl.  XXV.  a8.  —  Doch  geht  der  Amt'  oder  />«•  frang ,  dem 
blofsen  Geburtrang  vor.  lindische  neue  Rangordnung  v.  6.  Juli  1808,  mcinbr. 
I,  in  d.  Reg.  Rlatt,  St.  XX.  Eine  btidische  Vcrordn.  v.  16.  Aug.  1806,  hob  den 
Unterschied  zwischen  Adel  u.  Nichtadcl,  in  den  Staatsämtcm  auf,  als  dem 
Staatsinteresse  und  dem  Zeit  gefeite  widerstrebend. 

#)  Auf  der  linken  R/icitueite  ,  iu  den  an  Frankreich  durch  den  lüneviller  Frieden 
von  1801  abgetretenen  Ländern,  ward  der  vormalige  Reiehsadcl  schon  durch  die 
französischen  Gesetze  abgeschafft.  Rlübku's  Abhandlungen,  Rd.  I,  S-  168.  Ipso 
jure  erfolgte  seine  Wiederherstellung  durch  die  Trennung  dieser  Länder  vuu 
Frankreich  nicht.  Vergl.  §.  3?4«  Aber  eine  k.  preußische  Gabinetordre  v.  18.  Jan. 
1826  stellte  daselbst  die  Titel,  Prädicatc  und  Wappen  dieses  Adels  wieder  her, 
und  eine  zweite  vom  'ib.  Febr.  1836  gestattet  dem  Adel  in  den  Rhcinprovinzeu, 
unter  königlicher  Rcstätigung  FainilicnFidcicommissc  zu  errichten.  Ihr  folgte  am 
«3.  März  1818  ein  Gesetz  >vegcn  der  Fideicommisse,  die  in  den  zudem  vormaligen 
Grofsherzoglhuin  Berg  gehörig  gewesenen  Landest  heilen  vor  Einführung  der 
französischen  Gesetze  bestanden.  PreuCs.  Gesetzsamini.  v.  1826,  St.  3j  v.  1838, 
St.  j. 

h)  HixnKH's  Abhandlungen  etc.,  Rd.  I,  S.  »67  ff. 

0  Vergl.  Pvttv.b  über  den  l  uterschied  der  Stände,  8.  i44  ff.  u.  83  ff.  HlöbvV» 
Abhandlungen  etc.,  Hd.  I,  S..  368  ff.  Anders  v.  Dnxsca  Abhandlungen,  &  i34 
u.  r»H6,  In  Zweifel  scheint  es  zu  stellen  FumionN.  in  dem  deutsehen  Privatr-, 
§  07,  Note  a. 


Digitized  by  Google 


und  Unterthancn.  375 

§.  263. 

Stufin  des  hohen  und  niedorn  Adels. 

I)  Jede  Classe  des  Adels  hatte,  während  der  teutschen  Reichs  Ver- 
fassung, verschiedene  Stufen.  A)  Die  Stufen  oder  Standesabtheilun- 
gen  des  hohen  Adels  waren:  1)  der  ErbKurf  urstenstand  (Erz- 
iursteu  «)j  der  weltliche  Reichsfürstenstand,  Herzoge,  Markgrafen 
und  Pfalzgrafen,  dann  Landgrafen  und  Burggrafen  mit  Fürstenwurde, 
eigentlich  so  genannte  ReichsfTirsten ,  und  geforstete  Grafen  c),  welche,  in 
Beziehung  auf  die  Berechtigung  zu  Legal  Austrägen,  in  dem  teutschen 
Reich  unter  den  Fürsten  mä'sigen  <f)  mitbegriffen  waren;  3)  der 
Reichsgrafenstand,  so  weit  er  mit  dinglicher  Reichsstandschaft  ver- 
sehen war;  4)  der  Stand  der  reichsständischen  Dynasten  oder  Dynasten- 
stand, in  der  alten  Bedeutung  des  Wortes  «).    B)  Der  niedere  Adel 

hat  folgende  Stufen./):  i)  Titular-  oder  nicht -reichsständische  (unge. 

I  urstete)  Grafen  ^),  ( von  den  reichsgräflichen  Personalisten  oben 
j.  262  t)j  2)  Freiherren  oder  Barone  A);  3)  Edle-  und  Ban- 
n  erHerren;  4)  des  heil.  rom.  Reichs  Ritter;  5)  Edle  von; 
6)  gemeiner  Adelstand,  blofs  mit  dem  Prädicat  von.  II)  Jetzt  sind 
bei  neuer  Adelung,  in  den  meisten  Bundesstaaten,  für  den  n ledern 
Adelstand  nur  drei  Stufen  noch  in  Gebrauch:  Graf,  Freiherr,  und 
gemeiner  Adelstand  mit  dem  Prädicat  von.  In  Baiern  sind 
vier  Stufen*))  und  in  Oestreich  sind  alle  vormaligen  noch  üblich. 
Doch  dauern  die  während  der  teutschen  Reichsverfassung  erlangten  Adels- 
benennungen  noch  fort;  nur  überall  mit  Weglassung  des  Prädicates 
»Reichs»,  z.  B.  in  den  Titeln  Reichsgraf,  Reichsfreiherr  u.  s.  w.  (§.  48). 
Der  Titel  Kurfürst  hat  nur  bei  Kurhessen  sich  erhalten  (§.  111). 

a)  Schriften  in  Püttkr's  Lit.  III.  5o.  14 1.  Kiübeb's  Lit.  114.  169.  —  Von  dem 
Erzhertog  von  Oestreich,  s.  Privilegium  Friedcricianum  v.  n56,  in  des  Grafen 
Hudolfi  Cohoxim  de  Crosbkrg  operib.  miscellan.  Tom.  I.  (Venet.  1769.  fol.), 
p.  4  —  7.  F.  F.  Scuböttxb's  östreich.  Staatsr.  II.  9  ff.  C.  A.  Bück  jus.  publ. 
austriac. ,  Spet*.  L  17.  sqq.  db  Sucbow  cleni.  juris  publ.  $.  119.  - 

b)  Von  geistlichen  Beichsfürstcn  und  geforsteten  Prälaten,  s,  Bj,übkb  Isagogo  cit. 
5-  5.  not.  1.  u.  dbs.  de  nobilitate  codicill.  §.  6.  20. 

c)  Von  allen  diesen,  s.  Mascov  princ.  juris  publ.  407.  sqq.  J.  F.  Pfhftuigkr ,  Vi- 
triarius  illustratus.  II.  16  —  7&3.  Gfdhakdi  genenl.  Gesch.  der  erbl.  Heichsstande. 
L  i33  ff.  160.  177.  Moskr  Ton  den  t.  Reichsständen,  passim.  Pöttxb  über  den 
rntcrschied  der  Stande,  i38  f.  —  Von  Pfalegrafen,  s.  Braunsclw.  Anacigen, 
»754,  377  f. 

i)  Seine  reichsstaatsrechtliche  Bedeutung  hat  der  Titel  Fürstenmäsige  ( principales ) 
nicht  in  der  Begrenzung  des  hoben  Adels  vom  niedern,  sondern  in  der  durch 
die  ehemalige  Beich*  Verfassung  begründet  gewesenen  Beihc  der  IjsgalAusträgal- 
Berechtigten  erster  Classr.  Hier  wurden  unter  Fürstcnmnsigen  (B.  G.  O.  i495, 
Tit.  a4 ;  i555,  II.  11.  3.  11.  A.  1.V70,  §.  103)  nur  die  rcichssUindisrhen  grßir  steten 
Heichsprälaten  und  gtförsUtcu  Rticksgrnjcn ,  ab  mit  den  Hurfürsten  und  Fürsten 
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die  erste  Gasse  der  Legal  Austrägal  Berechtigten  bildend,  verstanden;  also  weder 
die  neuen  Fürsten,  wie  Pöttik  in  den  unten  angef.  Opusculis  meinte,  noeh  die 
apanagirten Fürsten,  noch  die  ungcfürsteten  reichsständischen  Grafen,  noch  über- 
haupt die  altgräflichen  Häuser  Pürren's  hist.  Entwich.  I.  168.  f.  Klvbxr's  kl.jur. 
Bibl.  IV.  «7«  f.  179.  Dagegen  s.  Pöttm's  Opuscula  rem  judiciariam  imperü  il- 
lustrantia,  579.  §.  n.  Mosvb  von  i.  t.  Bcichsständen,  5i4.  Rusdb's  t.  Privatr. 
§.  339.  \Vsc*nu»*s  Chronologen,  Bd.  X,  Num.  1  u.  a.  G.  F.  C.  Robmt  Diss. 
de  iis  qui  dicuntur  Fürstenmäsige.    Marb.  1785. 

r)  Schriften  bei  Klübkk,  121.  191.  Gkbhahdi  a.  a.  O.  L  i65.  C  E.  Wkissk  Abb. 
r.  Dynastien;  in  F.  G.  A.  Schmidt's  fortgesetzten  Beiträgen  cur  Geschichte  des 
Adels  (Leipz.  1795),  Num.  a.   Pvtteb  a.  a.  O.  111. 

/)  (v.  Stich)  Vom  GeschlcchUadcl  (Leipz.  1778.),  38  ff.  J.  G.  Esroa's  kl.  Schrif- 
ten, I.  844. 

g)  Einen  Milte  ladet  macht  aus  diesen,  Hokkkl  Rhaps.  obs.  899.  Dawider  s.  Kxvbbb 
Gomm.  de  jure  nobilium  feuda  militaria  constituendi  (1786.  8. ),  p.  5  sqt|. 
Ebendsrs.  de  nobilit.  codic.  \.  7.  Vergl.  die  kais.  Wahlcap.  DI.  ai.  XXII.  3. 
XXIV.  9.   Pütter  a.  a.  O.  i3i  ff.  u.  i3o— i33. 

A)  H.  W.  La wa«  Handb.  f.  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  II,   Bd.  1. 
Ablh.  a  (Halle  1795),  S.  3*9  — 335.  —  Der  BaronThel  ist  feudalen  Ursprung» 
In  England  hiefs  er  ursprünglich  Vavassour  (valvasor),  welches  die  Angelsacb 
sen  in  Thane,  die  Normannen  "in  Baron  verwandelten.    The  Peerage  of  Great- 
Britain  and  Ireland,  by  John  Debhftt  (the  i3,b  edit.   Lond  18*0.  ia.),  voL  I, 
p.  LI. 

/)  Graf,  Freiherr,  Ritter,  Edler  oder  gemeiner  Adelstand.  Baier.  Regierungsblatt 
1808,  St.  i3.  Edict  über  den  Adel  im  Königr.  Baiern,  v.  a6.  Mai  1818,  als 
Beil.  5  su  der  baier.  Verfass.Urk.  v.  1818. 


§•  264.  (199, 

Po  litis vh»r   Werth   de»  Adels.    Allgemeines  Recht  und  teutschis,  in 

Beziehung  auf  ihn.  Plebejer. 

I)  Mit  Verschmahung  jeder  Art  von  Gasten  thum  und  AxistoUratismus, 
erkennt  das  Staatsinteresse«)  nur  den  Adel  des  personlichen 
Verdienstes,  bei  den  gleich  gebornen  Staatsgenossen;  indem  «es  dem 
«Kind  nicht  verleiht,  was  dem  Vater,  der  Trägheit  nicht,  was  dem  Fleifs, 
« dem  Vorurtheil  nicht,  -was  dem  Genie,  das  heifst,  dem  privilegirten  Welt- 
«und  Naturadel  gebührt,  der  an  Racen  und  Casten  nicht  gebunden  ist»  4). 
II)  Erbadel  ohne  -wesentliche  Vorrechte,  ist  Scheinadel,  er  gleicht  einer 
Münze  von  blofsein  Nennwerth:  wesentlich  bevorrechtet,  ist  er  unverein- 
bar mit  den  Rechten  und  dem  Geist  eines  aufgeklärten  Zeitalters,  in  wel- 
chem auch  der  Niedrigste  sich  des  Adels  seines  Menschenthums  und  der 
Gleich bürtigkeit  aller  Wesen,  die  den  Charakter  der  Menschheit  tragen, 
bewufst  ist.  Das  allgemeine  Recht  fordert  demnach  Rechtsgleich- 
heit (Isonomie)  aller  Cnterthanen  ('§.  4).  Uebereinstimmend  mit 
dem  Sittengesetz  und  der  Christuslehre,  verbietet  es,  dafs  an  die  Geburt 
eines  Menschen  ein  Vorrecht  geknüpft  werde.    Es  will,  dafs  unter  Men- 
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sehen ,  dafs  unter  Staatsbürgern,  als  solchen,  kein  anderer  Unterschied  Statt 
linde,  ab  der,  welchen  Tugend,  Fähigkeit  und  Bildung  begründen.  Wenn 
bevorrechtete  Geburtstande  an  sich  schon  nichts  weniger  als  noth wen- 
dige Uebel  O»  wenn  sie,  auf  das  Gelindeste  ausgedrückt,  psychologisch - 
politischer  Luxus  oder  Assignate  der  Eitelkeit  sind,  so  ist  gewifs,  dafs, 
wer  jetzt  anders  urtheilt,  wenigstens  sein  Jahrhundert  nicht  versteht  <*)• 
Sie  gehören  zu  jenen  Institutionen  des  Mittelalters,  die  mit  dem  Verschwin- 
den des  Monopols  der  Hofgunst,  der  Kriegsehre,  der  feineren  geselligen 
Bildung,  sich  selbst  überlebt  haben,  und,  gleichsam  durch  Naturnoth wen- 
digkeit, früher  oder  spater  untergehen.  III)  In  Teutschland  hat  die 
Staatsgesetzgebung  dieses,  hin  und  wieder,  schon  mehr  oder  minder,  we- 
nigstens stillschweigend,  am  sprechendsten  durch  gleichmäßige  Vertheilung 
der  Staatslasten  unter  alle  Unterthanen,  und  durch  Erklärung  der  Gleich- 
heit Aller  vor  dem  Gesetz  anerkannt  wo  dann  dem  Erbadel  meist  nur 
Nenn werth  geblieben  ist,  nachdem  man  ihn  vorlängst  der  Standespflichten 
entledigt  hat,  aus  welchen  seine  Vorrechte  allrnählig  hervorgewachsen 
waren.  Dagegen  sind  in  manchen  Bundesstaaten  diese  Rechtsverhältnisse 
entweder  anders,  oder  noch  nicht,  wenigstens  nicht  durchaus  bestimmt/). 
Eben  so  verschieden  sind  die  Beispiele,  in  den  zu  dem  Teutschen  Bund 
nicht  gehörenden  Staaten«').  IV)  Wo  noch  Erbadel  besteht,  da  bildet, 
ihm  gegenüber,  der  gesainmte  Nichtadel  den  Stand  der  Plebejer.  Dieser 
erkennt,  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  in  allen  gebildeten  Staaten« 
nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatz  der  Isonomie,  unter  sich  weder 
Casten,  noch  andere  Abstufungen  ($.  a65,  d). 

a)  Dem  Staats* vreck  gemäCg.  Vergl.  oben  V  i58,  u.  ebenda«.  Kote  o.  —  Exegeso 
▼on  Mostzsquizü'»  oft  mifsverstandenem  Gescbicbtsprucb :  «point  de  monarque, 
point  de  noblesse;  point  de  nobleaae,  point  de  monarque»;  in  Klüb*»'*  lieber- 
sieht  der  dipl.  Verhandl.  d.  wiener  Congr. ,  S.  237  ff.  In  der  Natur  der  Aristo- 
kratie liegt  es,  das  Interesse  der  Caste  mit  dem  der  Monarchie  zu  identificiren. 
Von  der  AdeUkeUe  a.  Klübeh's  Acten  dea  wiener  Congreasea,  Bd.  VI,  S.  45»  ff. 
CooversationsLexicon,  Bd.  XI,  Hälfte  1  (i8m),  toc.  Adelskette.  —  «Mon  auto- 
rite  ne  reposait  pas,  comme  dans  lea  vieillea  monarchies,  sur  un  echafaudage 
de  casles  et  de  corps  intermeaUaires;  eile  etait  immediate,  et  n'avait  d'appui 
que  dana  elle-ineme,  car  il  n'j  avait  dans  l'Empire  que  la  nation  et  mot».  Na- 
polkox,  laut  des  Manuscrit  venu  de  Saint  Helene  (Londres  1817.  8.),  p-  *3. 
Anders  Ludwig  XIV.  mit  seinem  *l'Etat  c'est  Mo,».  —  Den  Hofadel  nannte 
Napoleon  noblesse  de  valets.  Memoire  du  duc  de  Rovioo,  T.  DI.  «Die  consti- 
tuirende  Versammlung»,  sagte  Ebenderselbe,  «that  sehr  einfältig,  dafs  sie  (1790) 
sogar  den  TitularAdel  abschaffte.  Ich  machte  es  besser,  ich  adelte  alle  Fran- 
zosen, jetzt  kann  Jeder  stola  seyn».  Memorial  de  St.  Helene,  par  le  comte  de 
Las-Cascs,  T.  IV,  sous  la  date  du  17  juin  1816.  Die  Charte  constitutionnelle 
Ludwigs  XVDX  von  1814,  gab  oder  lieft  dem  französischen  Adel  keine  Vor- 
rechte, nur  etliche  Schein  Vorzüge,  adeliche  Titel,  wie  auch  Napoleon  nur  sie 
verliehen  hatte,  »on  denen  auf  das  Mindeste  zweifelhaft  ist,  ob  sie  in  Mitte  auf- 
geklarter Zeitgenossen,  besonders  für  die  Nachkommen,  mehr  Vortheil  als  Last 
gewähren.  —  Dagegen  s.  man  des  Frhrn.  v.  Gaexa*  Schutzrede  für  das  Ritter- 
tbum,  in  dem  Protocoll  der  Bundesversammlung  r.  17.  Juli  1817,  §.  375.  Das 
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Prineip  der  Erblichkeit  u.  die  frans,  u.  engl.  Pairie.  Berlin  i83i.  8.  F.  W.  D. 
t.  Gxislx*,  über  den  Adel,  als  einen  zur  V  ermittlung  zwischen  Monarchie  und 
Demokratie  notwendigen  Volksbcstandtheil,  und  über  die  Landtagsritterscbaft 
der  preufsischen  Frorinzialständc  in  der  preufs.  Monarchie.    Berlin  »836  8. 

i)  Worte  in  J.  W.  vo»  AntHK>auiz  Minerva,  Mai  1800.  S.  afnj.  Aussprüche  von 
Celsus  oder  Hippokratcs,  von  dein  Talmud,  von  Voltaire,  in  KiI'bkr's  Ab- 
bandlungen und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  «33.  —  «Nobilis  est  quem  virtus 
nobilit.it v.  —  Kon  fach  Kobilcm  atrium  plenunt  imaginibus;  nemo  in  nostram 
gloriam  vixit,  neque  quod  ante  fuit,  nostrum  est.  Animus  facit  nobilem.  Qu« 
est  geuerosus?  ad  virtutem  bene  compositus  *.  Skkici,  epist.  44.  NobilU  lit, 
gencrosus  nascilur.  Virtutc  deeet,  non  sanguinc  niti,  sagte  Theodosius  der 
Orolsc  in  dem  Rejiicriinjisunterricht  ftlr  seinen  Sohn  Honorius,  bei  Claudiunus, 
de  IV.  consulatu  Honorii.  «Was  wird  das  geben,  wenn  man  sogar  Verdienste 
nicht  mehr  verdient,  sondern  sie  umsonst  bat»?  sagt  Cosa.  v.  Pnoroaiit,  in 
dem  Bericht  von  seinen  Vorfahren  j  in  G.  C.  Lichtemikku's  vermischten  Schrif- 
ten, Bd.  ffl  (Gött.  1801),  S.  ff.  Von  dem  heutigen  aristokratischen  Geist 
in  teutsrhen  Staaten;  in  L.  Gervais  kleinen  Mittheilungen,  Th.  I  (Leip*  ibx«. 
8.),  S.  3  — »o,  TJi.  II,  S.  33i  — 3;8  u.  S.  u/,-98.  J.  C.  Firnen***»:  da* 
gutsherrlich  ■  bäuerliche  Verhältnifs  in  Deutschi.  Neustadt  a.  d.  O.  \837.  8. 
8.  3i3  —  4°4*  ConversationsLexicon  der  Gegenwart,  Leipz.  i838.  Bd.  L  voc 
Adel.  —  Der  Geburt  sollte  der  Staatsburger,  aufser  der  physischen  und  geisti- 
gen Ausstattung  und  dem  Geschlechtnamen,  mehr  nicht  zu  danken  haben,  als 
das  in  dein  bürgerlichen  Gesetzbuch  bestimmte  oder  gebilligte  Erbrecht. 

r)  "Worte  F.  A.  vox  Schi.ozxr's  ,  in  s.  Staatsgelahrtheit,  Th.  I,  S.  5i.  Vergl.  auch 
H.  K.  Scnnin's  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr.,  Abtb.  1,  $.  18.  —  Kastengeist 
und  Religionshals  sind  Vampyrc  des  Menschengeschlechts. 

d)  Vergl.  Ki.iiBxa's  angef.  Uebersicht  etc.,  S-  194—201,  u.  die  oben  §.  «50  u  angef. 
Schriften.  — .  Bei  reifer  Erwägung  des  politischen  Charakters  unsers  Zeitalters 
(§.  q3)  und  des  eigenen  Vortheils,  werden  erblich  Bevorrechtete  weder  unbe- 
lehrbar noch  unversöhnlich  auch  nur  scheinen  wollen.  Ihrer  eigenen  Einsicht 
wird  nicht  entgehen,  dafs  angebor nes  Verdienst  nicht  denkbar,  folglich  ein  er- 
worbener Ehrentitel  achtungswerther  sey  als  ein  ererbter,  da  er  bei  dem  Subjcct 
Eigenschaften  voraussetzt,  die  ihm  persönlich  angehören,  und  nicht  ohne  Unter- 
schied ein  Erbthcil  Aller  seyn  können,  die  aus  derselben  Ehe  hervorgegangen 
sind.  —  Wer  anders  als  die  ganze  Nation,  entrichtet,  und  von  Rechtswegen, 
jetzt  die  SteuerMillioncn,  und  stellt  die  Mannschaft  zu  den  Tausenden  der 
Heere,  selbst  in  Friedenszeiten?  Wenn  sonach  die  Staatsinacht  aus  gleichmisi- 
gem  Zusammenwirken  aller  Staatsgenossen  hervorgeht,  mit  welchem  Schein  von 
Recht  konnte  ein  kleiner  Theil  derselben  über  alle  andern  sich  erheben ,  selbst 
im  Widerspruch  mit  der  Lehre  des  Christenthuins,  zu  dem  er  sich  bekennt.' 
Im  Fortgang  der  Civilisation,  haben  Einsicht.  Besitzthum  und  GcwerbfleiCs  den 
Nichtadel  so  sehr  erhöht,  dafs,  um  einen  Adel  über  sich  zu  erblicken,  er  sich 
tief  herablassen  müfste.  Das  Reich  der  Privilegien  ist  dahin,  es  darf  nie  wieder- 
kehren. Notabilitätcn  der  Geburt,  Standesvorzüge  Weniger,  können  nur  be- 
stehen durch  Anerkennung  der  vielen  Andern;  sie  mindern  sich  nach  und  nach, 
und  verschwinden  endlich,  wenn  diese  sich  mindert,  und  endlieh  ganz  ausbleibt. 
Revue  politiqnc  de  PEuropc  cn  i8i5  (Paris  et  Leipzig  i8s6.  8.),  p.  49 — bS. 
Wenn  Hast  (Rechtsichre,  S.  193)  rieth,  den  Adel  aussterben  zu  lassen,  so  war 
damit  ausdruckliche  und  plötzliche  Abschaffung  widerrathen,  aber  nicht  wider- 
sprochen, dafs  ihn  sich  vollends  überleben  lassen,  dem  Aussterben  gleich 
komme. 

•)  Die  Constitution  des  ehemaligen  Bönigreichs  1P«*iphahn  von  i8o~,  Art.  10,  \^ 
u.  i5,  verordnete  Rechtsgleichheit  aller  Untcrthancn,  hob  alle  AdclsPrivilcgicn 
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auf,  und  lieft  den  Adel  dem  Namen  nach,  blofs  als  TitnlarSarhe ,  fortdauern. 
Rhein.  Bund,  XII,  481  ff.  Zwei  westpbäl.  Deerele  v.  4.  Sept.  «811,  den  Adel 
und  die  Majorate  betr.  —  Fant  eben  so,  die  Constitution  des  H.  Böhm  v. 
1.  Mai  1808,  Tit.  I,  §.5,  in  dem  Hhcin.  Bund,  XIX.  5,  u.  das  baier.  Edict 
v.  18.  Juli  1808,  nebst  Nachtrag  t.  18.  Juli  1808,  u.  Nachtrag  vom  »a.  Dee. 
t8o8,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  ebenda*.  XXIV.  436.  Desgleichen,  eine 
Verordn.  für  das  Grofshcrzogth.  Berg  v.  3i.  Märe  1809,  in  d.  Allgem.  Zeit, 
April  1809,  u.  in  dem  Code  politique  (Paris  1809.  8.),  p.  699 das  grofsberzogl. 
Jmnkfitru'sche  OrgauisationsPatent  v.  16.  Aug.  1810,  14,  in  d.  Rhein.  Bund, 
XI. VII.  a*j8:  das  herzogl.  anJtalt~cöüiensche  r.  18.  Der.  1810,  Art.  8  u.  9,  ebendas. 
ML  9-  n.  die  Verfass.  des  GH.  Hessen,  v.  i8ao,  Art.  19 — ao,  18— 3o,  3*»  u.  38- 
J)  Von  Baden,  das  angef.  Edict  v.  4.  Juni  1808,  \.  11  f.  Rhein.  Bund,  XXVUI.  114. 
IIasaei.'s  Handbuch  für  1816,  I.  117.  Von  dem  GH.  Hessen,  s.  die  Verfass. Urk 
1810,  Art.  38.  S.  meitiinp.  Grundgesetz  v.  1819,  Art.  »6.  —  Von  Pnusswn 
s.  '§.  36a  Note  A. 

Heispiele:  t)  aus  dem  nordamerikanischen  Freistaat;  aus  Frankreich  v.  1790  bis 
1808,  von  1808  bis  4.  Juni  1814,  wo  die  Constitution,  Art.  71,  die  Beibehaltung 
des  alt«  it.  neufranxösischen  Adels  verordnete;  aus  dem  ehemaligen  Königreich 
Italien,  bis  1808,  und  nachher  bis  1814 ;  aus  dem  Fürstentum  Lucca,  von 
1806-  1814 ;  aus  der  SiebenlnselnHepublik ,  seit  der  Constitution  v.  1804 ;  aus 
Alexiro,  wo  durch  Dccr.  v.  a.  Mai  1816  die  Adelstitcl  abgeschafft  wurden;  aus 
dem  Norden  von  Europa,  in  den  ältesten  Zeiten  der  Monarchie«  aus  der  Tür- 
kei ;  aus  dem  sinesischen  Haiserreich;  aus  der  alten  Welt,  vorzüglich  bei  Grie- 
chen u.  Hörnern;  —  1)  aus  Holland,  nach  dem  Gesetz  v.  11.  Mai  1809  u.  dem 
königl.  Statut  v.  1.  Oct.  1809,  wodurch  ein  verfassungsmastger  Adel  eingeführt, 
der  aber  durch  c.  Gesetz  *.  14.  Febr.  1810  wieder  aufgehobeu  ward  ;  aus  Rom, 
wo  im  Juli  1809  der  Adel  aufgehoben  ward;  aus  Spanien,  nach  d.  Constitution 
v.  6.  Juli  1808,  Art.  140,  u.  durch  k.  Dcrret  v.  18.  Aug.  1809;  aus  Neapel, 
wo  1800  Ferdinand  IV.  allen  Adel  aufhob  und  einen  neuen  einführte,  dann  von 
1806  bis  i8i5;  Spanische  Constitution  der  Cortes  v.  19.  März  1813,  Art.  5  ff 
16  ff.  u.  a-  ff.;  aus  der  Schweiz;  —  3)  aus  Rufsland,  England,  Dänemark, 
Schweden. 

&  2G5.  CM».) 

2  j    Bürger  stand 

Der  zweite  llauptstami  iit  der  Bürgerstand  ")  (Bürgerliche,  civici, 
burgenses,  bourgeoisie);  eine  zahlreiche  Classe  Ä),  welche  alle  Freien  unter 
sich  begreift,  die  weder  zu  dem  Adel,  noch  zu  dem  Bauerstand  gerechnet 
werden  können  «).  Eine  Abtheilung  derselben  (der  so  genannte  geehrtere 
oder  höhere  Bürgerstand),  wird  hin  und  wieder  noch,  wiewohl  ohne 
eigentlichen  Hechtsgrund,  Hon  orajioren  (vornehmere  Bürger)  genannt 
Durch  particuläre  Staatsgesetze  können  für  den  Bürgerstand  verschiedene 
Clausen  bestehen,  und  manche  derselben  bevorrechtet  seyn,  bald  in  person- 
licher und  dinglicher,  bald  in  blofs  personlicher  und  blofs  dinglicher 
Hinsicht 

d)  (Job.  Frhr.  v.  Horu)  Die  Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reiebsrcrhten. 
Wien,  1791.  8.  G.  L.  Böh*h\'s  Rechtsf.  B.  I,  Abth.  a,  Num.  53.  Ho««ai. 
Obs.  618.   Mose«  von  der  t.  Untcrthaucn  Rechten,  409  ff. 
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•)  Doch  unterschieden  von  dem  Staatsbürger  (citoveu),  und  von  dem  Ortsburger, 
insbesondere  Ton  dem  eigentlich  so  genannten  Bürger  einer  Stadt.  Encvclopedie, 
per  Diokbot  et  d'Alk»bkkt  ,  art.  boargeois  und  citoyen.  Roussxsv  contrat  social, 
Hv.  I,  ch.  9,  Note  *• 

c)  In  dem  Mittelalter  wurden ,  unter  den  freien,  Freigebomen  oder  Wehren  (in- 
genuis),  nicht  blofs  die  Rittermasigen  oder  Ritterfreien  (wie  Jon.  G«.  CaAJtKM 
und  Graf  Bvat  glaubten),  sondern  auch  der  Bürger-  und  der  freie  Bauen  fand, 
die  .Gemeinfreien,  begriffen.  Man  unterschied,  nach  Erbauung  der  Städte,  in- 
genuos  militares,  burgeuses  und  rusticos.  Firma  a.  a.  O.  53.  69.  101.  G.  L. 
Boaamaa  Diss.  de  jurib.  ex  statu  militari  Gertnanor.  pendentibus.  Gott.  1740. 
i75o>  4*  H.  C  oa  Sklcmow  De  juribus  ex  statu  ingenuocum  in  Germania 
pendentibus.  Goett.  1756.  4-  u*  m  *•  Electis,  119«  J.  F.  Rvm>k's  t.  Privatr. 
§,.  3«7  ff. 

d)  Honoratioren  (honestiores  de  plebe,  bonne  Bourgeoisie,  engl.  Gentlemen)  beü- 
sen,  iu  dem  gemeinen  Leben,  Personen  aus  dem  Bürgerstaode,  die  eine  geehr- 
ter« Existenz  haben,  als  die  ist,  welche  ein  Künftiges  Gewerbe  gibt.  Dabin 
geboren  z.  B.  Staatsdiener  bis  zu  eiuer  gewissen  Stufe,  Gelehrte ,  Künstler,  Kauf- 
te Ute  (im  Gegensatz  von  Krämern),  Unternehmer  erheblicher  Fabriken,  Eigen- 
tümer bedeutender  Güter,  Rentenirer  von  einiger  Bedeutung,  und  diejenige 
Geistlichkeit,  die  für  ihre  Person  auf  einen  höhern  Stand  nicht  Anspruch  machen 
kann.  Moskr  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  46*  f.  Ebendess.  Familien- 
Staatsrecht,  DL  i3i.  —  Ob  der  Reichshofrath  diese  Honoratioren,  deren  Ab- 
grenzung nicht  immer  genau  genug  bestimmt  oder  bestimmbar  ist,  in  Beziehung 
auf  Mifsbeiratben ,  als  den  Gegensau  der  von  ihm  so  genannten  persona ru in 
plebejarum  (v.  Rnmi«  Reichshofrath ,  I.  *53.  Ravss  St  C.  XXL  384)  betrach- 
tet habe?  Als  Gegensatz  möchte  sie  hier  betrachtet  wissen,  HxnsKBEtaa  Diss. 
de  pactis  gentilitiis  etc.  (Mog.  1788),  p.  7s  sqq.  —  In  Baiern  ward  das  Privile- 
gium der  Sitgelmäsigkeit  (Moskb  von  der  t.  Unterth.  Rechten,  467  f.  Allgem. 
Zeitung,  1809,  Num.  19)  aufgehoben,  durch  Verordu.  v.  20.  Apr.  1808,  in  d. 
Regier. Blatt  des  folg.  Jahres,  Num.  6.  Aber  nach  Beil.  VDJ  zu  d.  Verfass.Urk. 
v.  1818,  besteht  solches  wieder.  —  Das  preussische  allgemeine  Landrecht  unter- 
scheidet höhern  und  nie  dem  Bürgerstand;  doch  ohne  die  Scheidelinie  zwischen 
beiden  so  scharf  zu  ziehen,  wie  für  ein  Gesetz  nöthig  ist.  Kllbkr's  Abhand- 
lungen etc.,  Bd.  l,  S.  173.  —  In  dem  Grofsherzogthum  Berg  hob  Kapoleon  jeden 
Unterschied  auf,  zwischen  dem  Bauerstand  und  dem  hohen  und  niedern  Bür- 
gerstand, durch  ein  Gesetz  vom  3i.  März  1809}  iu  dem  Code  politique  (Paris 
1809.  8.),  p.  699. 

«)  Von  Baiern,  Scmcbcr's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  §.  j5  ff. 


§.  266.  (201) 

3)    Bauerstand;  freierund  unfreier. 
Dritter  Stand.  Pöbel. 

I)  Der  dritte,  auch  ehren  wert  he,  Stand  ist  der  Bauerstand  (Land- 
bauer, rustici,  ruricolae),  wie  die  zahlreichste,  also  auch  die  nützlichste  °) 
Classe  von  Staatsbürgern;  wohin  die  geboren,  deren  unmittelbare  Haupt- 
beschäftigung in  Landwirthschaft  besteht,  so  fern  sie  nicht  durch  Adel- 
stand, Amt,  oder  besondere  Rechte,  rou  diesem  Stand  ausgenommen 
sind  *).    II)  Leibeigene  (Hörige ,  Eigenbehdrige ,  honiines  proprii ) ,  die 
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entweder  für  ihre  Person  in  erblicher  Leiheshaft  (Halseigene),  oder  wegen 
ihrer  Güter  in  dinglicher  Erbhorigkeit ,  erblicher  Gutspflicht  oder  Guts- 
imterthänigkeit  ([Dienstbauern) ,  den  unfreien  Bauerstand  ausmachen  c), 
sind  in  dem  heutigen  Teutschland  nur  noch  als  auffallende  Ausnahmen 
von  der  Regel  zu  betrachten.  Gänzliche  Abschaffung  der  Leibeigenschaft, 
absolutes  Verbot  derselben,  ist  eines  von  den  Geboten  der  heutigen  Cultur- 
verhältnisse;  sie  ging  und  geht  hervor  aus  einem  Mißbrauch  der  physischen 
Gewalt,  beruht  also  nicht  auf  Recht,  III)  Ausserdem  unterscheidet  man 
auch  Adel  und  Nichtadel,  und  rechnet  zu  dem  letzten  den  Bürger- 
und Bauerstand;  der,  in  dem  Gegensatz  der  Geistlichkeit  und  des  Adels, 
auch  der  dritte  Stand  (Tiers-etat)  genannt  wird.  IV)  Der  Pöbel, 
der  hohe  und  niedere,  eine  Ausgeburt  der  Nation,  ohne  echte  geistige 
und  sittliche  Bildung,  sich  sträubend  gegen  rechtliche  Ordnung,  Sitte  und 
Vernunft,  bildet  keinen  Stand,  er  findet  sich  zerstreut  in  allen  Standen  Jy 

a)  Paturage  et  labourage  sont  les  deux  mamellcs  de  l'etat-t  sagte  Siruv. 

b)  Also  gehören  dahin  weder  alle  Bewohner  des  platten  Landes,  noch  blofs  die 
Besitzer  eines  Bauergutes  oder  der  Baucrländerei.  In  Absicht  auf  persönliche 
staatsbürgerliche  Rechte ,  sind  heut  zu  Tage  die  freien  Bauern  von  Bürgern 
kaum  xu  unterscheiden.  Wistphai/s  teuUch.  Priratr.  L  49°*  Vergl.  im  übri- 
gen, W.  F.  Scrbödter  de  notione  rusticorum  in  Germania  (Goett.  1743),  J.  9  sqq. 
Ribdk's  t.  Privatr.  §.  481.  Wismut,  a.  a.  O.  I.  a44-  Mose«  v.  d.  t.  Unter- 
thanen  Rechten,  4-?5.  —  TaglShner  und  Handwerker  auf  dem  Lande  gehören, 
jene  tu  dem  Bauer-,  diese  su  dem  Bürgerstand.  —  Reichsunmittelbare  Bauern 
(Rvsdb  a.  a.  O.  %.  ~3)  gab  es  nicht.  Die  einzelnen  Bauern  in  den  ReichsdSrfern 
waren  Unterthanen  der  reichsunmittelbaren  Dorfgemeinde.  Ratidkl  (Annalen 
der  Staats  kr  äftc  von  Europa,  I.  $.  120)  nennt  sie  Einwohner  der  unmittelbaren 
Reich  sdörferr 

r)  ParrimonialLeibeigene,  nicht  StaatsLeibcigene,  die  nur  in  Kerkerstaaten  denkbar 
waren.  A.  L.  Schlözfr's  Staatsgclakrtbcit,  L  61.  —  Aufgehoben  ward  die  Leib-  ' 
eigenschaß:  1)  in  dem  Badischen  am  i3.  Juli  1783,  Scaxöua's  Staatsanzeigen, 
V.  39,  und  1819  in  den  neuerworbenen  Landest  heilen;  a)  in  dem  Fürstenth. 
HohensollemHechingen  1798;  3)  in  den  Herxogthümeru  Holstein  (wo  1597  Leib- 
cigenschaft  noch  nicht  bestand)  u.  Schleswig,  1804 ;  4)  m  dem  Nassauischen,  am 
1.  Jan.  1808,  Rhein.  Bund,  XIV.  335  und  am  1.  u.  3.  SepL  1811*  in  d.  nassau. 
Verordnungsblatt  v.  1808,  S.  286,  u.  v.  1812,  Bd.  I,  S.  187)  4')  Preuss.  Gabinet- 
Ordre  v.  18.  Oct.  1807,  wegen  Aufhebung  der  Eigenbehörigkeit,  Leibeigenschaft, 
Erbunterthinigheit  auf  sammtl.  preufs.  Domänen;  in  dem  Königreich  PreuXsen 
hatte  schon  K.  Friedr.  Wilh.  L  die  Leibeigenschaft,  Erbunterthänigkeit  und 
Gutspflichtigkeit  der  DomänenEinsassen  aufgehoben.  5)  in  Baiern,  1808,  Regier. 
Blatt  von  1808,  St.  49;  Verfass.Urk.  1818,  Tit.  4,  §.  6,  u.  Beil.  VI,  §.  x«6; 
6)  in  dem  ebemal.  Grofshcrtogth.  Berg,  in  dem  Erfurtischen,  Baireuthischen, 
Fuldaischen  u.  Hanauischen,  durch  Decrete  K.  Napoleons,  datirt  Madrid  10.  Dee. 
1808;  7)  in  dem  ebemal.  KÖnigr.  fTestphalen,  durch  die  Constitution,  Art.  i3, 
a.  königL  Decrete  v.  »3.  Jan.  1808  u.  «7.  Juli  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVffl. 
416,  u.  in  d.  Monitcur  westphalien,  1809,  n*  lo^»  ^  m  ^'  Fürstenth.  Lippe- 
Detmold,  am  1.  Jan.  1809;  9)  in  d.  Fürstenth.  Schaumbur g  Lippe ,  am  10.  Febr. 
1810,  in  <L  Rhein.  Bund,  XLJJI,  n5;  10)  in  SchwedischPommem,  vom  J.  1810 
an,  durch  Verordn.  v.  10.  Juli  1806,  in  dem  Polit.  Journal  1806,  Juli  S.  681; 
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ti)  in  dem  ehemal.  Grofchcroogth.  Frankjurt,  durch  das  Org»nisationsP*tent 
v.  16.  Aug.  1810,  i3;  1«)  He sten Darmstadt  hob  die  Leibeigenschaft  auf,  in 
dem  Hcrzogth.  iVestphtilen ,  i.  Nov.  1809,  u.  in  dem  Fürstcnth.  Starkenburg, 
durch  Verordn.  v.  i5.  Mai  1811,  in  d.  Rhein.  Bund,  LVL  19.4,  LXDI.  394,  all- 


Landr.  v.  1796,  Th.  II,  Tit.  r,  Absehn.  4i  S.  34«  ff.,  u.  naoh  königl.  Ldirtrn 
v.  19.  Dec  1804  u.  9.  Oct.  1807,  Th.  Schmalz  über  Erhuntcrthänigkeit.  Berl. 
1808.  8.  »4)  rrürUmb.  Ediet.  v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Aufliebung  der  persünL 
LeibeigcnschaftGcfalle,  u.  Verfass.Vcrtr.  1819,  %.  «5;  i5)  Achnliehe  Verordn. 
der  freien  Stadt  Frankfurt,  v.  1.  Jan.  1818;  16)  Aufliebung  in  Mecklenburg ,  im 
Febr.  1820:  17)  Aufhebung  in  dem  Herzogthum  Oldenburg  durch  Verordn. 
v.  ie.  März  1814,  in  d.  Oldenb.  GcseUsamml.  1814,  Num.  q3,  mit  Beziehung 
auf  einen  defsfalls  schon  früher,  am  7.  Juni  1808  gefaßten  Beschlufs.  18)  Auf- 
gehoben  in  der  k.  säehs.  Öberlausitx,'  seit  dem  1.  Apr.  i83a.  19)  Eben  so  im 
F.  HohenzotlernSigmarmgen  durch  die  Vcrf.Urk.  v.  i833,  §.  11.  10)  Sclaverei 
oder  Leibeigenschaft,  und  die  Ausübung  einer  darauf  »ich  beziehenden  Macht, 
erklärt  für  unstatthaft,  das  Ailgem.  bürgcrl.  Gesetzbuch  für  die  teutschen  Erb- 
länder der  östreich.  Monarchie  v.  1811,  %.  18.  —  Noch  besteht  Leibeigene haft 
in  der  Obcrlausilz. 
d)  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S.  11—18. 


III,  nach  Beschäftigung,  Lebensart,  Gewerbe,   Wohnort,  Grund- 

eigenthum ,  XationalOekonomie. 

I)  In  Hinsicht  auf  Beschäftigung,  Lebensart  und  Gewerbe  a), 
unterscheidet  man:  Staatsbeamte,  abgetheilt  in  Civil-  und  Militär-  (Wehr-) 
Stand,  Geistlichkeit  &) ,  Hotleute,  Gelehrtee),  Künstler,  Kauf-  und  Han- 
dclsleute,  Fabricantcn  und  Manufactui  isten,  Handwerker  oder  Professionisten, 
Landwirthe  (Handels-,  Gewerb-  und  Bauerstand),  Taglobner  und  Gesinde. 
II)  Von  allen  diesen  unterscheiden  sich  die  Bentenzehrer  (rentier*),  eine 
Wof$  consumirende  und  geniefsende  Classe  (Kostgänger  des  Staates),  und 
die  Armen  und  Arbeitslosen  d)  ( Freizehrer ).  III)  Auf  den  Wohn  ort 
beziehen  sich  die  Abtheilungen:  1)  in  Städter  und  Landleute  oder  Bewoh- 
ner des  platten  Landes;  a)  in  solche,  die  für  immer,  oder  nur  als  Fremde 
tfßr  die  Zeit  ihres  vorübergehenden  Aufenthaltes  in  dem  Staatsgebiet,  ihren 
Wohnsitz  in  diesem  haben  (subditos  perpetuos  et  temporarios);  3)  in 
inländische  und  auswärtige  (forenses)  Eigenthumbesitzer,  von  Immobilien 
oder  dinglichen  Privatberechtigungen,  je  nachdem  sie  zugleich  ihren  Wohn- 
sitz, oder  nur  Grundeigenthum  oder  diagliche  Privatberechtigung  in  dem 
Staatsgebiet  haben.  IV)  Alle  Einwohner,  das  heifst,  alle,  die  ihren  be- 
standigen Aufenthalt  in  dem  Staatsgebiet  haben  (ihr  Inbegriff  ist  die  Na- 
tion), siud  entweder  Grundeigenthümer,  Eigenthümer  einzelner 
Theile  des  Staatsgebietes,  oder  Beiwohner  (Landeigner  oder  Mchtl^nd- 
etgner).    V)  In  Hinsicht  auf  NationalOehonomie,  unterscheidet  man 


§.  267. 


(202.) 
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Producenten  und  Consunienten.  Die  ersten  heifien  so,  so  weit  sie 
»ich  mit  Urproduction ,  oder  mit  industrieller  oder  coraraerzieller  Produo- 
tion  beschäftigen. 

u)  Diese  Classification  i«t  wichtig,  in  Absicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Rechte; 
wovon  das  Meiste  in  das  tcutsrbv  Privatreeht  gehört,  Aufserdejm  könnte  man, 
mit  den  Ockonomisien,  die  Nation  eintheileu:  in  die  producüi-e  Classe,  dieClasae 
der  Crundei<rner  (Gutsbesitzer,  Zehntherren),  und  die  sterile  Classe.  Scekalx 
Annalen  der  Politik,  Heft  I  (Beel.  1809),  Xmn.  1.  —  In  dem  Mittelalter  unter- 
schied man  Lehr-,  ßfehr-  u.  Nähr  stand,  das  hiefs,  Geistlichkeit.  Adel  und  Volk. 

4)  Die  wichtigsten  Unterscheid ungsMerkmale  finden  sich  bei  der  katholischen  Geist- 
lichkeit. Zu  der  Geistlichkeit  gehören,  in  dem  Königreich  Sachsen,  auch  die 
UnirerSitätRectorcn.    r.  Rohkr's  kursäebs.  Staatsr.  III.  »55  ff. 

e)  Die  meisten  Vorrechte  geniefsen  die  I«ehrer  und  Studirenden  auf  Unirersi täten, 
und  die  Graduirtcn.    Vergl.  z.  B.  v.  Römer  a.  a.  O.  £5o  ff. 

d)  Ave.  Nimam'»  Grunds,  der  Staatswirthacbaft,  I.  39  f.  F.  Ii.  Bona,  Staatswesen 
u.  Meusrhenbildung,  National,  u.  PrivatArmuth.    Berlin  1837.  3  Bde.  a 

g.  268.  (303.) 

IV.  nach  PerMchiedenJteü  der  Unterordnung  unter  den  Staut 
Immediat -  und  MediatZJnterthanen. 

Alle  Untert harten,  als  solche,  sind  dem  Staat  unmittelbar  unterwor- 
fen. Aber  in  Absicht  auf  die  Ausübung  mancher  Hoheitrehte,  unterschei- 
det man  noch  in  manchen  Staaten,  Immediat-  und  MediatUntertha- 
nen *);  je  nachdem  die  Untert hanen,  in  Ansehung  der  Ausübung  aller 
Hoheitrechte,  deu  administrirenden  Staatsbehörden  unmittelbar,  oder,  in 
Ansehung  gewisser  Hoheit-,  auch  gutsherrlicher  oder  Patrimonialrechte, 
einer,  der  Staatshoheit  untergeordneten  Grundobrigkeit  unterworfen  sind 
(Gutsunterthanen,  Unter-  oder  Hintersassen).  —  Die  Unterthänigkeit  wird 
nicht  aufgehoben  durch  Standeserhohung ,  durch  Befreiung  ron  gewissen 
Staatslasten,  durch  Erwerb  oder  Besitz  eines  oder  mehrerer  verleihbarer 
Regalien  (§.  102),  der  Standesherrlichkeit,  der  subalternen  Landeshoheit, 
der  Grundherrlichkeit ,  durch  kirchliche  Weihe  und  Widmung,  u.  d. 

a)  De  Selchow  Eiern,  juris  germ.  priv.  §.  3oi.  343.    C  H.  Gbisler  Comm.  de 
landsassiatu,  107.    Homxel  Rhaps.  obs.  600.   (Pahl's)  Chronik  der  Teulschen, 
Juli  1808.    Vergl.  Scrwbitmr's  öffcntl.  Becht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I, . 
f.  41,  S.  65. 

§♦  269^  (204.) 

Alle  in  Landsassiat. 

Die  Unterthanschaft  wird,  in  tetitschen  Staaten,  auch  bezeichnet  durch 
das  Prädicat  landsässig.     I)  Daher  heißten  alle  Unterthanen  Land- 


Digitized  by  Google 


584 


II.  Theil.  n.  Cap.  Die  Staatsbürger 


Sassen  in  dem  weitern  Sinn  Der  Inbegriff  der  ihnen  in  diesem 
Verhältnis  zukommenden  besondern  Rechte  wird  Activ  Landsassiat 
( Landsasserei )  genannt;  in  dem  Gegensatz  des  Passiv  Landsassiats, 
eines  Inbegriffs  der  den  Landsassen  obliegenden  Staatspflichten,  oder  der- 
jenigen Staatsbefugnisse,  welche  der  Landesherrschaft  über  sie  und  ihre  in 
dem  Lande,  befindliche  VermogenSubstanz  zukommen  II)  In  dem  en- 
gern Sinn,  versteht  man  unter  Landsassen  die  höhere  oder  privilegirte 
Classe  der  Landesunterthanen  e).  III)  So  fern  der  Landsassiat,  insbeson- 
dere die  TeiritorialGerichtbarkeit,  gegen  auswärtige  Eigenthumbesitzer 
inländischer  Immobilien  oder  dinglicher  Privatberechtigungen  (forenses), 
blofs  auf  die  in  dem  I^ande  befindlichen  Gegenstände  ihrer  Berechtigung 
eingeschränkt  wird,  heifst  er  unvollständig  (eingeschränkt,  nicht  voll, 
minus  plenus):  vollständig  (uneingeschränkt,  voll,  plenus)  hingegen, 
wenn  er  auch  auf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Forensen  ausgedehnt 
wird  /).  Dieser  wird  jetzt  in  den  meisten  teutschen  Staaten  geltend  ge- 
macht g). 

a)  Landstuten  heiCsen  auch,  in  andern  Bedeutungen :  \)  Inländer,  in  dem  Verhältnifs 
zu  Ausländern;  i)  Landleute,  in  dem  Gegensatz  der  Städter  (C.  H.  Gkisi.fr 
Comm.  de  landsassiatu ,  §.  18  et  19.  p.  61  sqq.);  3)  Rittergutsbesitzer  (meist 
landtagfähig),  die  in  einigen  Ländern,  in  Absicht  auf  den  Gcrichtstand ,  sich 
abthcilen  in  Kantlei-  oder  Schriftsassen  und  Amtsassen  (unterschieden  von  den 
gemeinen  Amtsuntergebenen).  Riccios  von  dem  landsässigen  Adel,  38i  ff.  Mos»» 
von  der  Beichsstände  Landen,  33g  f.  PrvrnvcBB,  IL  939.  IV.  9.  Db  Selchow 
Elem.  juris  germ.  priv.  §  i56  sq.  —  Von  Erbsassen,  s.  Giislfr  h5.  Wbissb's 
königl.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  49;  Bd.  n,  §.  i^i  ff.  u.  S.  55s  u.  f.  —  Von 
Insassen ,  Gbisler  109.    Moser  a.  a.  Ol  53g. 

*)  Geisi.er,  i38.  I.  P.  LiWs  diplomat.  Blumenlese,  Num.  85;  in  Mbosei/s  Gc- 
achiebtforscher,  III.  i3i.  —  Nicht  hlofs  die  Grundeigentümer,  sondern  auch  die 
übrigen  Einwohner  (Eingesessenen)  des  Landes,  werden  unter  den  Landsassen 
im  weitem  Sinn  begriffen. 

c)  Davon  s.  Moser  von  der  t  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten,  S.  160  ff.  — 
Schriften  von  dem  Landsassiat,  in  Püttbr's  Lit.  DX  10a.   Rlvber'b  Lit.  147. 

d)  Geisibb  1.  c.  §.  48.  p.  18«.  schränkt  rwar  diese  Abtheilung  ein,  auf  den  Land- 
sassiat in  dem  engem  Sinn,  gesteht  aber  S.  189  ff.  selbst,  dafs  das  Wort  Passiv 
Landsassiat  gleichbedeutend  sey  mit  Landeshoheit. 

#)  Geisler,  %.  37  sqq.,  wo  auch,  %.  4«- 47,  von  ihren  gemeinen  und  besondern 
Rechten  gehandelt  wird. 

/)  Sogar,  in  einigen  Ländern,  auf  Vasxllen  und  Mithe  lehnte ,  als  solche,  und  auf 
ihre  Kinder,  selbst  bei  ausländischen  Lehen  (Aufsen-  oder  Butenlchen,  feudis 
extra  curtem).  Rtcctcs  a.  a.  O.  378  f.  38g.  Zeeerrtcr's  auserl.  Abhan'dl.  a.  d. 
Lehnr.,  Th.  I,  S.  »09  ff.  i35  ff.  K.  S.  Zacharias  Handb.  des  königL  sächs. 
Lehnr.  (9.  Aufl.  v.  Wrisse  u.  v.  Lahgbk»,  Lcip«.  i8*3),  $.  i3i  a,  S.  175  f. 
Pütt xi kw  Elem.  juris  feud.  $.  4»3.  Haürold's  Lehrb.  des  königl.  sächs.  Privatr^ 
5.  39i.  Wbissb's  Lehrb.  des  königl.  sächs.  Staatsr.,  I.  %.  46.  Sc«wBiTt*»'s 
öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach ,  I.  §.  33.  -  In  dem  Rönigr.  Sacb- 
sen  werden  selbst  Souveraine  und  Mitglieder  ihrer  Familien,  wenn  sie  inländische 
Güter  besitzen,  oder  dabei  mitbelehnt  sind,  in  Hinsicht  auf  ihre  persönlichen 
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Verhältnisse,  insbesondere  den  persönlichen  Gerichtstand ,  als  Unterthanen  be- 
handelt} doch  soll,  nach  einem  Rescript  v.  4*  Jftn«  >8i3,  bei  wider  sie  einge- 
reichten PersonaLK lagen,  das  Gericht  an  die  höchste  Behörde  Bericht  erstatten« 
»)  Ricctts,  $79.  Bokhmer  Princ.  juris  feud.  §.  aiß.  ob  Sutcuow  Elcm.  juris  germ. 
priv.  $.  a55.  n.  4.  v.  Römfr's  kursachs.  Staatsr.  0.  i3  ff.  Pifkinuorf  Process. 
civ.  I.  ia  J.  3i.  Püttkä's  Rcchtsf.  Rd.  0,  Th.  4,  S.  968.  Prcufciscbc  Proccft. 
ordn.  Tit.  II,  §.  114.  —  Von  Forensen,  unten,  §.  407  u.  466. 

§.  270.  (205). 

Nach  Verschiedenlieit  der  persönlichen  und  dinglichen  Unterwürfigkeit* 

Beweis  der  StaatsSubjection. 

Gutbesitz,  Wohnsitz  und  Dienst verhäitnifs,  begründen  die  persön- 
liche a)  Unterwürfigkeit;  bürgerliche  Subjection  des  Grundeigenthuins 
unter  die  Staatshoheit,  die  dingliche  Unterwürfigkeit  I)  Die  dingliche 
■wird  beurkundet  durch  den  Beweis,  dafs  die  Sache  Theil  oder  Zu  ge- 
hör des  Staatsgebietes,  oder  wenigstens  von  dem  Eigenthüraer  wirklich 
und  reebtmasig  dafür  anerkannt  worden  sey.i  II}  Das  einzige,  wahre 
nnd  sichere  Merkmal  der  persönlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat, 
ist  die  unzweideutige,  rechtmasige  Anerkennung  der  Staatshoheit. 
Diese  kann  auf  zweifache  Art  geschehen:  ausdrücklich,  durch  ausdrück- 
lichen UnterwcrfungsVertrag ,  der  gewöhnlich  in  einen  HuldigungsAct  ein- 
gekleidet wird;  stillschweigend,  indem  man  die  Ausübung  der  Staats- 
hoheit sich  gefallen  läfst. 

«)  J.  F.  v.  Tböltsch,  in  SusnBSKEES  Beiträgen,  I.  im.  DT  161.  IV.  87.  i3& 

§.    271.  (206.) 
Fortsetzung. 

Der  Beweis  der  personlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat 
kann  also  zweifach  geführt  werden:  einmal,  durch  Beglaubigung  einer 
rechtraäsig  geschehenen  ausdrücklichen  Anerkennung  der  Staatshoheit  «), 
insbesondere  einer  wahren  Staatshuldigung  j  zweitens,  durch  Beglaubigung 
stillschweigend  geschehener  Anerkennung,  also  durch  glaubwürdige 
Anzeige  solcher  Handlungen,  aus  welchen  hervorgeht,  dafs  die  Ausübung 
der  wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  rechtma'sig  und  wirklich 
sey  anerkannt  worden.  Die  letzte  Beweisart,  obwohl  speeifisch,  ist  nicht 
minder  kräftig,  als  die  erste  Inzwischen  ist,  vorzüglich  bei  ihr,  viel- 
fältig nicht  blofs  über  das  factische,  sondern  auch  über  das  rechtliche 
Verhäitnifs,  besonders  über  die  Beweiskraft  mancher,  als  Merkmale  der 
Unterwürfigkeit  angegebener  Rechte,  gestritten  worden  c).  Daher  folgen 
hier  Grundsätze  über  die  merkwürdigsten,  öffentlich  zur  Sprache  gc- 

Klüb«r's  öffenu.  Recht,  4.  Aufl.  25 
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brachten  Beweisgründe  **),  Nach  den  neuern  TerritorialVeränderungen 
und  Ausgleichungen,  namentlich  seit  dem  Verzicht  in  dem  34«  Artikel  der 
rheinischen  OundesActe  (§.  83,  IV;  84,  V;  4?,  b),  sind  Streitigkeiten, 
wo  diese  Grundsätze  in  Anwendung  kommen,  seltener,  aber  doch  nicht 
uberall  unvermeidlich. 

«)  J.  B.  ScmVs  rechtl.  Entwickelnden  einiger  Materien  in  Betreff  der  Landes 
hoheit  (Franhf.  u.  Leipx.  1793.  8.),  2-.  34. 

b)  E  probat ionc  specicrum,  rcsultat  probatio  gencris.  Wer  an  einem  Ort  allt 
wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  besitr.t,  hat  daselbst  die  Staatshoheit 
Wkstphal's  t.  Staatsr.  574  f-  Geisler  De  landsassiatu ,  $.  52  sqq.  Moskh  tob 
der  Landchhoh.  überh.  191  f.  u.  193  f.  195.  Unten  §.  275,  a.  Dagegen  s.  Ou- 
mer,  T.  VI.  Obs.  1421.  §.  6. 

c)  Diese  Streitigkeiten  sind  zweifach:  1)  ob  die  Person  oder  Sache  landsässig  sey? 
—  2)  fPem  die  Landeshoheit  zustehe?  z.  B.  welchem  Grenznachbar?  ob  einem 
Landesberm  allein,  oder  mehreren  gemeinschaftlich?  ob  dem  Grand-  oder 
Eigenthuinherrn  des  Bezirks?  —  Nachricht  von  einer  groben  Menge  Landes- 
hoheitstreitigkeiten, bei  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  95—1-6. 
C.  II.  Schwbdkr  Theatruin  praetensionum.  Edit.  2.  1727.  fol.  Pcttir's  Lit. 
01.  83o  ff.  Rlvbbr's  Lit.  148.  693.  —  Von  den  Rcc/dsnu'ttelti ,  s.  de  Cbajsbr  II. 
obs.  63i.  Moser  a.  a.  O.  191  f.  C.  J.  Eisenstucr  Diss.  de  modo  superioritatis 
territorialis  jura  contra  eos,  qui  sc  Uli  subjectos  esse  negant,  legitime  perse- 
quendi.  Lips.  1785.  4.    (Kiüber's  kl.  jur.  Bibl.  VL  161). 

«0  Schriften  in  Püttea's  Lit  DL  io3.  828.  Klüber's  Lit.  148  f.  692  ff.  Strübsh*» 
Nebenst.  IV.  j4i.  De  Cbajibb,  VL  obs.  1421.  Ukld's  reichsprälat.  Staatsr. 
O.  35.  Westphal's  Staatsr.  571.  Geikleh  1.  c.  §.  5o  —  56.  v.  Roth's  Staatsr.  t. 
Reichslande  I.  80.  Moskh  a.  a.  O.  117 — 190  (wo  ein  alphabetisches  Verzeich- 
nifc  von  Gründen  und  Gegengründen).  Kbendes».  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr. 
0.  662.  Ehcnders.  von  der  Reichsstände  Landen,  537  J°*  Heuxakk  Diss.  de 
characteribus  superioritatis  territ.  caute  designandis.  Alt.  1749.  4.  Bs*». 
Schmidt  Diss.  de  notis  characteristicis  superioritatis  territ.  Ligolst.  1771.  4. 
(J.  F.  v.  Tröltsch)  Gedanken  von  d.  ächten  Begriff  und  Grunde  der  Unmittel 
barkeit  und  TcrritorialGerechtigkeit  in  vermischten  Reichslanden.  Frankf.  u. 
Leipz.  1786.  8.  (v.  Epplbm's)  Geschichte  der  Landeshoheitstreitigkeiten  und 
Grundsätze,  nach  welchen  dieselben  beurtbeilt  werden  müssen.  Lim,  1795.  8. 
J.  B.  Schob  a.  a.  O.  B.  C  H.  Heyden  reich  Diss-  de  jure  apanagii  comitum  me- 
diatorumin  Saxonia  (Lips.  1785),  §.  27  —  31. 

§.  272.  (207.) 

Grundsätze  über  die  Beweisgründe.   Erster  Grundsatz.  Iluldigung. 

• 

1)  Bewiesen  wird  die  Staatshoheit,  durch  die  Thatsache  unzweideu- 
tiger «)  und  rechtma'siger  *),  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  (wovon 
§.  274)  Anerkennung  derselben.  Eine  ausdrückliche  Anerkennung 
liegt  in  der  StaatshuJdigung  c)  (homagium,  tessera  subjectionis  civilis), 
einem  feierlichen,  meist  eidlichen,  Versprechen  der  Unterthanpflicht,  welches 
in  constitutionellen  Staaten  namentlich  auch  auf  Beobachtung  der  Landes- 
verfassung gerichtet  zn  werden  pflegt.    Sic  ist  entweder  vollständig 
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odeY  allgemein  (homagium  plentim  s.  universale),  oder  unvollständig 
oder  particulär  (minus  plcnum  s.  particularc ),  je  nachdem  sie  entweder 
in  Ansehung  der  Person  und  des  Grundeigenlhuins  zugleich,  oder  blofs  in 
Hinsicht  auf  den  Gutbesitz  in  dem  Staatsgebiet,  geleistet  wird  <0.  Sie  un- 
terscheidet sich  von  andern  Verpfliehtungsarten ,  die  z.  B.  auf  Lehn-, 
Schutz-,  Cent-,  Gericht-,  Standes-  oder  Gutherrlichkeit  (Ablegung  der 
Lehnpflicht,  Lehnhuldigung  oder  vassallagium  der  Vasallen,  Unter- 
sassenhuldigung der  standesherrlichen  Untersassen,  Patrimonial- 
oder  Erbhuldigung  der  Patrimonialpllichtigen,  und  Erbeid  oder  Erb- 
pflicht, jnramentum  assecurationis,  der  Eigenhörigen),  auf  ParagialVerhält- 
nifs,  oder  auf  Burgerpflicht  (Biirgereid)  sich  beziehen  <■).  i)je  vor- 
läufige oder  Evcntual Huldigung,  wird  den  SuccessionsBerechtigten, 
z.  B.  dem  BegiemngsNach folger,  Mitbelehnten,  Erbverbrüderten,  Anwärter 
u.  d.  für  seinen  künftigen  SuccessionsFall  geleistet  f).  Sie  ist  also  kein 
Merkmal  der  gegen  wältigen  Unterwürfigkeit. 

a)  Biofee  Curialicn,  Courtoisie,  u.  a.  HiiflichkeitBezeugungen  haben  keine  Beweis- 
kraft. 

b)  Also  kein«  moderne  Pfahlbürgcrsehaft.  Vergl.  de  Hexmges  Medit.  ad  instrum. 
pao,  Spec.  IV.  mant  L  §.  ai.  p.  14. 

r)  Schriften  bei  Pötter  ID.  99.  Klübkr  146.  C.  G.  Buk»  Grundsätze  der  Hutdw 
gung  in  Teutschland.  Tüb.  1794.  8.  Pfkffi*ger  IV.  1  sqq.  Hrrtius  vol.  I. 
resp.  56.  Ludolf  Symphor.  consult.  forens.  Vol.  II.  cons.  a5.  p.  n65.  Stru- 
bels Nebenstutiden ,  Bd.  IV,  S.  16".  —  Auch  die  Geistlichkeit  ist  tm  Ablegung 
des  Unterthaneides  verpflichtet  (§.  5ao). 

d)  Schvtjder,  Vitriah,  Hob*,  Chladesius  u.  A.  sprechen  von  persönlicher  und 
dinglicher  (realer)  Huldigung. 

«)  Sucux'g  Nebenst.  IV.  167.  Mokj.lkk  Usus  pract.  distinetionum  feudal  XID.  1. 
Bims  a.  a.  O.  3.  Note  a.  \.  33  —  38.  J/ K.  Hehtius  Diss.  de  coinmentitia 
apanagii  et  paragii  diatincüone,  19.  11  et  aa.  Besold  Thesaur.  pract.,  vor. 
Huldigung.  BT.  C.  Ltncher  Comment.  de  superioritate  territorial! ,  p.  61.  — 
Klübxr's  Staatsrecht  des  Bheinbundes,  %.  aio  u.  -249.  Von  «1er  Ge rieht pflicht  s. 
Pcffrsdobf  l>e  jurisdict.  germ.  §.  108.  G.  A.  Bleib  schbod's  Lehre  von  der 
peinl.  Gerichtsbarkeit  (Frankf.  181a.  8).  S.  10». 

/)  Schriften  bei  Pütter  u.  Klübkr  a.  a.  O.  Bfuss  Staatsk.  Xm.  34a.  Mereav's 
MUcellaneen,  n.  146  ff. 

§.  273.  (208) 

Falle  der  Huldigung* 

Die  Staatshuldigung  «)  wird  geleistet,  dem  Staatsoberherrn,  1)  bei 
dem  Regierungsantritt,  Ton  allen  Unterthanen,  wenigstens  von  den  Fami- 
lienhauptern ,  auch  von  den  Staatsbeamten  und  von  der  Geistlichkeit  *); 
2)  -wahrend  der  jedesmaligen  Regierung,  von  den  neuen  Bürgern,  Unter- 
thanen, Schutzverwandten,  Staatsbeamten  u.  s.  w.,  bei  ihrer  Annahme;  in 
denen  Staaten,  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  (§.  269),  auch  von  den  Fo- 

25* 
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rcnsen  (§.  267),  und  von  den  Territorial  Vassailen ,  bei  Ablegung  ihrer 
Lehnpflicht. 

a)  StavbfVs  Ncbcnst.  IV.  167.   Sic  ist  nicht  nothwendig.    Ludolf  Svmph.  consult. 
for.  IL  11 54.  11 65. 

*)  Estob's  neue  kleine  Schriften,  I.  65  ff. 


§.  274.  (209.) 
Stillschweigende  IioheitAgnüum. 

Der  Beweis  stillschweigend  geschehener  Anerkennung  der  Staats- 
hoheit bedarf  sprechender  Handlungen.  Dahin  gehört:  1 )  die  Agnition 
der  Ausübung  der  Staatshoheitrechte,  wovon  unten  (§.  275  11.  ff.) 
das  Nähere;  2)  die  Ausübung  der  Landstandschaft,  durch  Erscheinen 
mit  Sitz-  und  Stimmrecht  auf  landständischen  Versammlungen  «);  3)  die 
Niederlassung  in  dem  Staatsgebiet,  indem  man  daselbst  seinen  bestän- 
digen Wohnsitz  nimmt,  auch  wohl  zugleich  Grundeigentum  erwirbt 
4)  Nicht  immer  liegt  eine  Anerkennung  der  Staatshoheit,  in  der  Erwäh- 
nung im  ordentlichen  Kirchengebet  «•)  (preces  publicae),  in  der  Feier 
öffentlicher  Freudenfeste  «0  (laetitia  publica),  in  der  öffentlichen 
Trauer  O  (luctus  publicus). 

a)  Strvbfs's  Nebenst.  IV.  \5j.  J.  C.  W.  v.  Stfch's  Abhandlungen  aus  d.  Staats- 
und Lehnr.  17  ff. 

6)  Beispiel  in  dem  Westphälischen  Frieden.   I.  P.  O.  V.  28. 

e)  Schriften  in  Pütt»**  Lit.  BX  io3.  Klübeb's  Lit.  149.  Strobjcit  a.  a.  O.  i63. 
BoniXR  J.  E.  P.  lib.  DX  tit.  41.  §.81  sqq.  H.  W.  v.  Büi.ow's  Betracht,  über 
die  Wahlcap.  Leopolds  B.  70.  —  Nicht  nur  der  Begent,  sondern  oft  auch  Erb- 
verbrüderte u.  a.  SuccessionsBerechtigte,  Mitglieder  der  landesherrlichen  Fa- 
milie, Standesherren ,  Grundherren,  Kirchenpatrone,  Schutsherren,  eingepfarrte 
landsässige  Gerichtherrschaften  u.  a.  werden  in  das  ordentliche  Kirchengebet 
eingeschlossen. 

rf)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  BX  io3. 

e)  Ebendas.  Klübbr's  Lit.  149.  K.  baier.  Landes-  u.  HoftraucrOrdnung  v.  ao.  Juli 
1817.  —  Man  unterscheide:  a)  allgemeine  LandesTrauer;  b)  Collegien-  und 
c)  //b/Traucr;  d)  auch  für  Standes-,  Grund-  oder  Gerichtherrschafien ,  Prälaten, 
Kirchenpatrone  u.  a.,  wird  oft  eine  eingeschränkte  öffentliche  Trauer  erlaubt. 
Moskr's  pcrsönl.  Staatsr.  n.  347.  König),  preuss.  TrauerBeglement  v.  7.  Oct. 
1797.   Bicciüs  vom  lamlsäss.  Adel,  494« 


§.  275.  (210.) 
Zweiter  und  dritter  Grundsatz. 

■ 

IT)  Der  qualificirte  Besitz  aller  allgemeinen  und  wesentlichen 
Hoheitrechte  (§  99,  101  u.  371  ,  Note  b),  ist  ein  sicheres  Merkmal  der 
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Staatshoheit«)  III)  Der  Besitz  der  besondern  Iloheitrechle  (§.  101), 
einzeln  betrachtet,  beweist  die  Staatshoheit  nicht  aber  er  vermehrt 
die  Kraft  des  Beweises,  der  durch  die  übrigen  Beweisthümer  geführt  wird. 
Daher  beweisen  1)  die  Staatsservituten  nicht  für  eine  allgemeine  Staatsho- 
heit des  Berechtigten  c),  z.  B.  Blutbann,  Cent  oder  Fraisch  in  fremdem 
Gebiet  denn  Staatsdienstbarkeiten  sind  Ausnahmen  von  der  Regel  ,  und 
das  Ganze  der  Staatshoheit,  als  untheilbares  Recht  O,  kann  einem  Souveraiu 
in  einem  fremden  Staatsgebiet  nicht  zustehen/);  2)  Vor  leihbare  Re- 
galien, verliehen  an  Landsassen,  insbesondere  ansehnliche  Grundeigen- 
tümer, oder  Gemeinheiten,  mit  Subordination  gegen  die  Staatshoheit 
C§.  102),  begründen  nicht  eine  Staatshoheit  der  Privilegirten  g). 

a)  De  Selchow  Elcm.  juris  publ.  germ.,  T.  I.  §.  4aa.    v.  Hoth's  Staatsr.  d.  Reichs- 
lande  L  87.  Oben  §.  «71  i.  —  Andere  begnügen  sich  mit  dem  Besitz  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt.    Geisler  De  landsassiatu,  196 — ai3.  317.  — 
Oder  mit  dem  Besitz  der  gesetzgebenden  Gewalt,  Gerichtbarhcit ,  Fiscalgcrcch- 
tigkeit,  Heerfolge  u.  des  Steuerrechtes.    Heumars  diss.  cit.  §.  5a.   De  Cramkr 
T.  II.  obs.  6a3.  —   Oder  mit  dem  Recht  der  Steuer  und  Heerfolge.    Brauer  s 
Beiträge  zu  e.  allgcm.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  »59  — a63.  —  Oder 
mit  der  gesetzgebenden,  «oberhauptlichen»  und  oberrichterlichen  Gewalt.  MajKR's 
weltl.  Staatsr.  HI.  45«  —  Oder  mit  der  Ausübung  der  höchsten  Gerichtbarheit. 
Strubel,  IV.  i4a.  —  "Oder  mit  dem  Majestätrecht  in  geistl.  Sachen  (jus  circa 
sacra).    Steuden,  IV,  161  ff.    Dagegen  s.  Westpmal's  Staatsr.  574.  —  Oder  mit 
der  blofscn  Civil-  oder  PolizeiGerichtbarkcit.  v.  Efflbe  a.  a.  O.  65  ff. 

A)  De  Selchow  1.  c.  Majer  a.  a.  O.  HI.  4»-  Geisler  1.  e.  196.  —  Hier  gilt  die 
Regel:  tantum  praescriptum,  quantum  rite  possessum. —  Beispiele:  die  Regalien 
der  Stadt  Minden.  L  P.  O.  XI.  4.  v.  Roth  a.  a.  O.  I.  86;  die  Gcrichtborhü  (wie- 
wohl das  merkwürdigste  Recht,  in  der  Entstehungsgeschichte  der  teutschen  Lan- 
deshoheit Geisler  1.  e.  ai 3.  Strubes  ,  IV.  143.  RlCbeb's  Geschichte  der  Ge- 
riehtslehen.  Erl.  1785.  8);  die  Appellations  Instanz ,  Scans  a.  a.  O.  1.  Craüer  T. 
IV.  obs.  1095.  Görke*  1.  c.  S.  63.  S.  F.  Srgbitz  Staatsrecht,  Geschichte  und 
Statistik  der  Heichsdörfer  Gochsheim  und  Sennfeld  (1802),  S.  68  f.  Pütter  elem. 
juris  publ.  $.477;  das  kirchliche  Re/ormationsrecht ;  das  Stcucrrecht,  Strubes,  IV. 
Bed.  164.  de  Ludolf  T.  L  obs.  10a.  Wkrkher  T.  HL  P.  IV.  obs.  io3.  Moser 
von  der  Landeshoheit  überh.  i83.  Westfhal's  Staatsr.  574.  Schweitzer's  öffentl. 
Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  L  S.  an.  Vergl.  unten  §.  4°3.  Dagegen  s. 
LttDOLF  symphor.  h  839.  verglichen  mit  H.  n5a;  der  Glockenschlag,  die  Befug- 
nifs,  Glocken  für  obrigkeitliche  Zwecke  zu  gebrauchen.  J.  F.  Lodovici  diss.  de 
e«  q.  j.  e.  circa  campanas.  Hai.  1708  4*  Erweisung  der  dem  gräfl.  Hause  Wied 
zustehenden  Hoch  -  und  Gerechtigkeiten  im  Dorfe  Irlich  am  Bhcin  ( Neuwied 
1770.  Fol.),  S.  i34  ff. 

r)  Reuss  Staatsk.  I.  36o.  X\n.  3a  ff.  Moser  a.  a.  O.  67.  Pütter's  hist.  Entwirk. 
LH.  «78.  Boehxer  princ.  juris  feud.  §.  64*  H.  Hildebrasd  diss.  de  jure  regali 
in  alieno  territorio,  superioritatem  territorialem  non  inferente.  Alt.  1709.  N.  S. 
Gösser  von  t.  Staatsrcchtsdienstbarkcitcn ,  §.  3i — 34.  80  ff. 

d)  Unten  §.  377.  Moser  a.  a  O.  65.  v.  Bote  a.  a.  O.  I.  84.  G.  L.  Boehhrr  clect. 
L  34i.  Hei.d's  reichsprälat.  Staatsr.  II.  47.  Heoss  Staatsk.  XXX.  a3a.  Schce 
a.  a.  O.  175. 

«)  Vergl.  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  S.  aoo.    Leist  $.  19.  S.  49- 
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ibique  cit.  not.  4.    K  K.  Wieland  über  die  Einfuhrung  der  erblichen  Kaiser- 
würde in  Frankreich  (Berlin  1804.  8.)  S.  8»  ff. 
/)  De  Ludolf  T.  IL  obs.  198.  n.  9.  p.  535. 

fr)  Z.  B.  die  PatrimonialGcriihtbarkeit.    Moser  a.  a.  O.  63.  12a  ff. 

&  276.  «DJ 

Vierter  und  ßinfter  Grundsatz. 

IV)  Der  Besitz  zufälliger  oder  aufserwesentlicher  Hoheitrechte 
(§•  99)  beweist  nicht  für,  der  Mangel  derselben  nicht  wider  die  Staats- 
hoheit «).  V)  Rechte,  die  zu  den  Hoheitrechten  in  keiner  Beziehung 
gehören,  sind  untauglich  zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit  *);  z.  B.  Lebn- 
herrlichkeit  <"),  unterschieden  von  der  Lehnhoheit  <0,  das  blofse  Eigenthum 
des  Ortes  *),  manche  Arten  der  Vogtei /),  die  evangelische  Kirchengewalt, 
das  Patronatrecht  g),  die  westphälische  Frcistuhlgerichtbarkeit  A). 

a)  Z.  B.  Zoll-  und  StapelGerechtigkcit ,  FostRegal,  Dctract,  u.  d.   Geislir  1.  c. 

195.    v.  Roth  a.  a.  O.  81.  f. 
Ä)  Hhma>.n  diss.  citl  §.  «3.  sqq.    Geisler  I.  c.  p.  196.  sqq. 

c)  Moser  a.  a.  O.  94.   Schue  a.  a.  O.  i45.    Boehmer  princ  juris  feud.  §.  3.  4' 
217.    Klüber's  kl.  jurist,  Bibliothek,  St.  XIII,  S.  11a.  ff.   Ausgenommen  bei  in- 
ländischen StaatsActivLeben ,  da  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  (§.  169). 

</)  Vergl.  unten  Cap.  XVD. 

f)  Vergl.  jedoch  Sthubk's  Kcbcnst.  IV.  168.  Die  rheinische  BundcsActe  unterschei- 
det genau,  touverainetc  und  propriete,    Vergl.  oben,  §.  43  u.  44- 

f)  Mager  a  Schömberg  de  advocatia  arraata.  Francof.  1719.  Fol.  Moser  a.  a.  0. 
67.  Ehcndcss.  auswärt.  Staatsr.  ^61.  de  Selchow  elect.  533.  sqq.  Geisleb  I. 
r.  111.  v.>  Zwierleis's  Nebenst.  1.  107.  G.  G.  Voigt's  gcmeinnüU.  Abhandl. 
Num.  XD.  Sc  hu*  a.  a.  O.  118.  »3i.  Eugen  Moxtag's  Gesch.  der  teutsebeo 
staatsbürgerl.  Freiheit,  Bd.  I  (181a),  Abschn.  3. 

^  Vergl.  I.  P.  O.  V.  44. 

A)  C.  P.  Kopp  über  die  Verfassung  der  heimlichen  Gerichte  in  Wesrphalen,  J.  3i?. 
ff.  Kllber's  Geschichte  der  Gerich tslchen,  S.  44,55  —  64  u.  107  ff.  Ebe*Act$. 
Beschreibung  von  Baden  bei  Rastatt,  Tb.  I,  S.  164  ff —  Nur  auf  westphälischer 
oder  engerischer  Erde  gab  es  Freislühle  oder  Vchmgcrichte,  und  Freigrafschaf- 
ten. Borr,  a.  a.  O.  §.  35  u.  4°>  Daher  dienen  solche  zu  Bestimmung  der  Gren- 
zen «wischen  Altsachsen  (Westsachsen  oder  Wcstphalen)  und  Altfranken.  P.  F. 
J.  Mülleh's  Beitrag  zur  Bestimmung  der  Grenzen  zwischen  den  Franken  und 
Sachsen  der  Vorzeit  (Duisb.  u.  Essen  1804.  8.),  S.  78.  J.  F.  Möller,  der 
Pfarrer  von  Elsey,  (d.  h.  nachgelassene  vermischte  Schriften,  Dortm.  1810.  8.), 
Bd.  I,  S.  54  ff.,  Bd.  fl,  S.  46  ff. 

§.  277.  (212.) 

Sechster,  siebenter,  achter  Grundsatz. 

VI)  Der  Beweis,  dafs  eine  Sache  Bestand  (heil,  oder  Zugchor 
des  Staatsgebietes  sey,  begründet  die  Staatshoheit    VII)  Aber  die  Beweis- 
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kraft  des  Grundes  von  der  Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes,  und  des  geo- 
graphischen Zusammenhanges  (Contiguität,  argumentum  a  situ), 
hängt  ab  von  der  Evidenz  der  Eigenschaft  eines  geschlossenen  «)  und 
richtig  vermarkten  *)  Landes  (territorii  clausi).  VIII)  Auch  Verträge 
und  andere  gültige  Verfugungen  c)  dienen  zu  dem  Beweis  der  Staats- 
hoheit <0. 

<0  Vergl.  $.  8i.  Schriften  in  Pütter's  Lit.  HL  8a8.  Klvber's  Lit.  69».  Zepermck's 
Samml.  auserles.  Abhandl.  aus  d.  Lehnr.,  Th.  I,  S.  109  ff.  —  Streit:  1)  über 
«las  Brocardicon:  quidquid  est  in  territorio,  etiam  est  de  (sub)  lerritorio,  doch, 
salva  veritate  et  probatione  contrarü;  —  1)  über  die  Existenz  geschlossener 
teutseber  Länder.  Moser  v.  d.  Beicbsstände  Landen,  104 — 117-  De  Berger 
annot.  ad  Cocceji  jurisprud.  publ.  645.  Strohes 's  NebensL  IV.  i53.  Wershxr 
P.  IV.  obs.  3.  Püttbr  instit.  juris  publ.  §.  476.  Ebendess.  Bechtsf.  Bd.  L  Besp. 
1 8.  n.  UI.  Hktd rs reich  diss.  de  jure  apanagii  comitum  mediatorum  in  Saxonia 
p.  ai— 18.  GIntkkr's  Völkern  II.  186.  206  ff.  Westfhal's  Staatsr.  573.  v.  Cra- 
hkr's  wezlar.  Beitr.  Dl.  184*  —  Die  Rechtsvermuthung  streitet  nicht  dafür.  — 
Finigc  substitutiven  die  Einthcilung  in  vermischte  und  un  vermischte  Länder. 
Tröltsch  in  der  oben  (§.  217,  Note  rf)  angef.  Abth.  —  3)  Hypothese:  dafs  in 
den,  von  ursprünglich  wendischen  Völkern  bewohnten  Ländern ,  die  Landesho- 
heit früher  entstanden  sey,  als  anderswo;  dafs  jene  Länder  seitdem  territoria 
clausa  seyen,  und  daher  für  diese  Eigenschaft  noch  jetzt  die  Rechtsvermuthung 
streite.  Püttbr's  histor.  Entwickcl.  I.  7.  175.  Ebendess.  Beitr.  *L  173.  v.  Kabftz 
Beitr.  >u  dem  mecklenburg.  Staatsr.  L  (1795.  8.)  1  —  3o.   Dagegen  s.  Geisler  1. 

c.  196.   Ebendess.  progr.  de  analogia  juris  publ.  §.  10.  p.  33. 

b)  Nicht  von  Naturmarken,  als  solchen,  ist  hier  die  Bede,  durch  welche  bisweilen 

d. :c  Wohnsitze  gleichredender  Menschenmassen  geschieden  sind.  —  Unterschied 
zwischen  Staats-  und  PrivatGrenzei  zwischen  Territorial-  und  kirchlicher,  z.  B. 
Pro vinzial - .  Diöces-  und  KirchspiclGrenze j  desgleichen  zwischen  Militär-,  Ge- 
leit- und  Gericht-  oder  Amt-,  auch  Stadt-,  Dorf-  und  Gutgrenze,  ferner  Mark  , 
Forst-,  Jagd-,  Grundeigenthum-  u.  d.  Grenze.  De  Crausk,  T.  L  obs.  359.  Gen- 
thkr  a.  a.  O.  OL  170.  ff.  Rhein.  Bund,  LVL  so5.  —  Bei  den  Staatsgrenzen  un- 
terscheidet man:  Land-,  Flufs-  und  Seegrenzen.    Von  politischen  Grenzen, 

GÜNTHER  II.  37a. 

0  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  86  f. 

d)  Von  der  Kraft  des  Beweises  unvordenklicher  Verjährung,  seit  Aufhebung  der  teut* 
sehen  Beichsverbindung,  und  in  Hinsicht  auf  die  Vorzeit. 

§.  278.  v 

V.  nach  verschiedenen  Gesichtpuncten  des  bürgerlichen  Rechtstandes. 

In  Absicht  auf  den  bürgerlichen  Rechtstand,  sind  die  Unterthanen 
des  Staates  auch  noch  zu  betrachten,  in  Ansehung:  1)  ihrer  Religion  (un- 
ten Cap.  XVI),  2)  ihrer  bürgerlichen  Ehre,  3)  ihrer  ehelichen, 
4)  elterlichen,  5)  vormundschaftlichen,  6)  patrimoaial-  und 
leibpflichtigen,  und  7)  ihrer  Vermögens- Verhältnisse,  alles  gröTsten- 
theils  Gegenstände  der  Privatrechtswissenschaf't. 
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III.  CAPITEL, 

Die  Landstände. 

i 
i 

i 

§.  279.  (2i4.) 

Landstände*    Landstandschaft*    ReclUstitel  derselben.  IVirksamkeil 

der  Landstände. 

I)  Landständc  «)  sind  Staatsbürger,  die,  krafV  der  StaatsGrund Ver- 
fassung, zu  colleginlischer  Stellvertretung  des  Volkes  bei  der  Staatsregierung, 
für  bestimmte  Staats  Verhältnisse  berufen  sind.  In  ihrer  Gesammtheit  bilden 
sie  das  verfassungsmäßige  Organ  des  Volkes  bei  der  Staatsregierung.  D)  Land- 
standschaft heifst  die  Pllicht  und  Berechtigung  zu  Sitz  und  Stimme 
in  landständischen  Versammlungen;  es  sey  in  Person  oder  durch  Bevollmäch- 
tigte, oder  durch  gewählte  Abgeordnete  (§.  289).  m)  Dem  Zweck  ge- 
mäls,  sollte  die  Landstandschaft  in  der  Begel  nur  durch  Wahl  von  wahl- 
berechtigten Mitbürgern  erlangt  werden.  Dabei  kann  die  W  ähl  barkeit  an 
positiv  vorgeschriebene  Eigenschaften  gebunden  seyn,  an  Lebensalter,  an 
ein  bestimmtes 'Maafs  von  Steuerentrichtung,  oder  von  Grund  -  oderCapital- 
Eigenthum,  an  Gewerbe  gewisser  Art,  an  "Wissenschaft  oder  Kunst,  an 
bewährte  vorzügliche  Einsicht  und  Vatcrlandstrcue  denn  in  der  Stände- 
vcrsammlung  sollen  alle  Elemente  der  Kraft  und  des  Wohlstandes  der  Na- 
tion Wortführer  haben,  Grund-  und  CapitalBesitz,  Kunst-  und  Gewerb- 
lleifs,x Sittlichkeit,  Einsicht  und  Geistesbildung.  In  manchen  Bundesstaaten 
ist  jetzt  die  Landstandschaft  entweder  auf  Erwählung  von  Mitbürgern  gar 
nicht,  oder  neben  solcher  auch  auf  andere  Bechtstitet  gegründet  (§.  289 
u.  ff.),  und  nach  Standesclasscn  geordnet.  IV)  Die  Staatsregierung  ist  ver- 
pachtet, nicht  nur,  in  bestimmten  Angelegenheiten,  entweder  die  Einwil- 
ligung oder  den  Kath  der  Ständeversammlung  einzuholen,  sondern  auch 
Anträge,  Anzeigen,  Wünsche  und  Beschwerden  derselben  anzu- 
nehmen, und  darauf  naeh  Gebühr  zu  beschliefsen  <*)•  Das  Maafs  der  land- 
ständischen Wirksamkeit  bezeichnet  den  Grad  der  politischen  Freiheit  ( 4) 
eines  Volkes.  i 

o)  Im  Sinn  wahrer  FoUvertrettmg-  (§.  189  u.  aoj ).  Der  Staat  werde  regiert,  nie« 
durch  das  Volk,  und  nicht  mit  ihm,  als  einem  Mitregenten,  aber  auch,  verlas- 
sungsmäfsig,  nicht  ohne  dasselbe.  Daher'  wird  der  Käme  Volkvertretcr  den 
Landständen  in  mehreren  der  neuern  landständischon  Grundgesetze  ausdrücklieb 
beigelegt,  %.  B.  in  dem  schwar/.burg -  rudolstädtischen  von  1816,  §.  1  u.  *•  ,n 
dem  weimar-  eisenachisehen  von  1816,  §•  6,  in  dem  meiniugischen  v.  1834 1  §•  4* 
54  u.  in  der  Ucbcrschrift  des  IV.  Abschnittes.  Auch  verhiefs  Preufscn  von  »8jo 
bis  1816  mehrmals  «eine  Repräsentation  des  Volkes».  Vergl.  §.  288.  a.  —  E*00 
StaatsGrundxerfassung  mit  Landstanden,  als  Volksvertretern,  eine  Parlaments 

1 
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risclic,  hcifst  eiue  repräsentative  (§.  4  u.  98  a),  eine  landständische;  denn  diese 
ist  nicht  Gegensatz  von  jener,  es  sey  denn,  dafs  man  unter  dieser  blofse  Gasten-, 
Standcsclassen-,  oder  Corporation» Vertretung,  in  dem  mittclaltcrigen  Feudal-, 
Gasten-  und  Privilegiengeist  (§.  »83  «),  unter  jener  hingegen  nicht  Volkvertre- 
tuug,  sondern  V  olhSouverainetät  in  der  Staatsverbindung  (§.  1,  d)  sich  denken 
wollte.  Bei  Castcn  - ,  Standesclassen  -  oder  GorporationsStändcn  wird  fingirt, 
dafs  nicht  die  eineeinen  Staatsgenossen,  sondern  eineeine  Stände  oder  Standes« 
dassen  die  subjectiven  Elemente  der  Staatsverbindung  bilden ,  dafs  die  Volks- 
meiuung  sich  durch  Standesmeinung,  der  Volkswille  durch  Standcswillcn ,  die 
Volksstimme  durch  Gesammtstimmen  der  Standesclassen  sieh  ausspreche.  Das 
kurhessische  Votum  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  v.  a5.  Mai  1818,  %.  137,  erklärt  den 
tu  dem  i3.  Art.  der  BundesActe  befindlichen  Ausdruck  *  landstand ischc  Verfas- 
sung» stillschweigend  für  gleichbedeutend  mit  Repräsentativ  Verfassung.  In  dem- 
selben Sinn  steht  ebendaselbst,  in  dem  schwarzburg  rudolstädtischen  Votum  das 
Wort  «VolksRcpräsentation».  Desgleichen  in  einem  hannoverischen  Votum  auf 
«lein  wiener  Congrcfs.  Hlibkb's  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  I,  Heft  1, 
S.  68.  —  Dafs  die  teutschen  landständischen  Verfassungen  nicht  ein  eigentliches 
RcpräsentativS} stem  darstellten,  wird  behauptet  von  Alex.  Miller,  das  deutsche 
RcpräsentativSystem  etc.  Ilmenau  1828.  8.  — -  Der  Geist  echter  Repräsentativ  Ver- 
fassung ist  keineswegs  unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  Monarchie ;  er  verschmäht 
nur  den  Unhold  des  Absolutismus,  des  Aristokratismus  und  des  Aristo-Theokra- 
tismus.  Der  verfassungsmäsige  Rcgicrungswille  des  regierenden  Subjccles  gilt 
hier  für  den  Willen  der  Gcsammtheit.  —  Auch  in  Freistaaten  sind  Landstände 
denkbar,  nur  nicht  in  rein  demokratischen.  —  Schriften  in  Pl'tter's  Lit.  DI« 
375.  Rlcber's  Lit.  §.  io36  ff.  Verzeichnifs  der  Schriften  v.  1814  bis  1816,  mit 
Anmerke  u.  Auszügen,  in  der  Alleinannia,  Bd.  \H  (München  1816),  S.  «98. 
—  Mos  fr  v.  d.  Landeshoheit  überhaupt,  Gap.  1  u.  14.  EAenders.  von  der 
Reichsständc  Landen,  a86 — i53o.  Püttkr  instit.  juris  publ.  germ.  §.  197.  sqq. 
Häbejuis's  Handbuch  des  t.  SUatsr.  Bd.  R,  \.  197  ff.  Leists  Staatsr.,  §.  43  ff. 
Göbtner's  t.  Staatsr.  §.  i5o  ff.  Dasz  Handb.  des  t.  Privatr.  IV.  «45.  Strubes's 
Nebenst.  fX  35i.  Elendess,  Obss.  juris  et  bist.  157.  Rhein.  Bund,  LVR.  4^5. 
J.  C  Risingbr's  vergleichende  Darstellung  der  Staatsverfassung  der  europ.  Mo- 
.  uarchien  u.  Republiken  (Wien  1818.  8.),  S.  463  — 660.  W.  T.  Hrug  das  Reprä- 
sentativSystem ,  oder  Ursprung  und  Geist  der  stellvertretenden  Verfassungen. 
Leipz.  1816.  8.  Ucber  teutsche  Freiheit  u.  Vertretung  teutscher  Völker  durch 
Landstände  (von  Fe  uhrdach).  Leipz.  1814.  8.  Bemerkungen  über  die  künftigen 
LandesGonstitutionen  und  die  VolksRcpräscntationcn  in  Teutschl.  i8t5.  8.  (D. 
H.  Hegewisch)  Einige  nothwendige  Gründe  für  ständische  Verfassung.  Leipz. 
1816.  8.  C.  G.  Dabelow,  Ancillon  u.  F.  T>-  v.  Hornthai.,  oben  %.  a39,  Note  a. 
Ucber  Verfassungsvertrag,  Verfassungsformen,  und  die  Wirksamkeit  ständischer 
Versammlungen.  Wiesbaden  1817.  8.  Sebald  Brendel,  die  Geschichte,  das  We- 
sen und  der  Werth  der  NationalRepräscntation.  Abth.  I.  u.  H.  Bamb.  1817.  8. 
Ad.  Graf  v.  Moltre's  Ansichten  bei  den  Ansichten  (a.  Aufl.  Biel  1816),  S.  76  —  81. 
M.vkckjas  über  Volksgcwalt  u.  Alleinherrschaft.  Halle  1817.  8.  C.  F.  Schlosser'* 
ständische  Verfassung,  ihr  Begriff,  ihre  Redingung.  Frankf.  1817.  8.  W.  Rein- 
hard, die  t.  BundesActe  über  Ob?  Wann?  Wie?  teutscher  Landstände.  Hei« 
delh.  181 7.  8.  Jtt.  SchmltzihVs  Belcucht.  der  Reinhnrdischen  Schrift.  1819.  8. 
Ebcnders.  über  den  Begriff  u.  die  Wirksamk.  der  Landstände.  Rudolst.  1818.  8. 
K.  v.  Rotteck's  Ideen  über  Landstände.  CarUr.  1819.  8.  Etudcs  historiques  et 
politiques  sur  les  assemblecs  repräsentatives;  par  Felix  Bodin.  Paris  i8*3.  8. 
Th.  IIakti.i-bfVs  GeschäftsLcxikon  für  die  deutschen  Landstände.  Bd.  1,  A  — G. 
Leipz.  1824.  8.  G.  F.  Konig  das  Rönigthum  u.  die  Repräsentation,  Leipz.  1828. 
8.    C.  H.  L.  Pölitz  das  constitutionclle  Leben,  nach  seinen  Formen  und  Bc- 
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dingungen    Hannover  i83o.  8.   W.  T.  Krug,  das  Rcprä'sentativSystem ,  oder 
Ursprung  und  Geist  der  stellvertretenden  Verfassungen,  mit  besond.  Hinsicht  auf 
Deutschland  u.  Sachsen.  Lcip/~  i83i.  8.   v.  Abrtin's  constitutionelles  Staatsrecht, 
Bd.l,  S.  a^7  ff.  Bd.  II,  Abth.  a,  S.  i54  ff.  Hlöiikr'»  Ucbersicht  der  dipl.  Verhandl. 
d.  w.  Congr.,  S.  ag  f.,  194  f«  u«  ^49«  *~~  J.  Rdohart's  Uebersicht  der  verschied. 
Staatsverfassungen  über  Volksvertretung.   München  1818.  Fol.  Vergleichende 
Darstcll.  der  repräsentativen  Verfassungen  verschiedener  europ.  u.  der  ständi- 
schen Verfassungen   mehrerer  teutschen  Bundesstaaten,   in  ihren  Grundsügen. 
Carlsr.  i8a3.  4  Tabellen ,  in  Fol.    Uebersicht  der  Regierungsformcn  der  tcul- 
sehen  Bundesstaaten;  in  dem  Gothaischen  geneal.  Hofkalcnder,  auf  i8»5,  S.  49. 
Chronologische  Uebersicht  der  Verfassungsurkunden ,  seit  1787 ;  ebenda fs  S.  43 
—  4-.    Veraeichnifs  der  europ.  Constitutionen,  in  Pölits  Staatswissenschaflcn, 
Th.  IV,  S.  109  ff.    Atlas  constitutionmel ,  par  M.  dk  Marct.  8  Table«  ux.  Paris 
i8«j6  et  suiv.    C.  G.  Hello  Eissais  sur  le  regne  constitutionnel ,  ou  introduetion 
n  l'etudc  de  la  charte,  Paris  1817.  gr.  in  8.    I*  v.  Zakgk*,    die  Verfassung* 
gesetze  deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammenstellung.  Darmstadt,  Bd.  I. 
1819.  Bd.  II.  i83o.  8.    C.  Th.  Wklcrkr,  von  ständischer  Verfassung  u.  über 
Teutschlands  Zukunft.  Carlsr.  i83a.  8.    Db  Pradt  statistique  des  libertes  pub- 
liques  en  Europc.  Paris  i83o.  G.  W.  Schwartrk's  Geschichte  des  Kampfes  «wi- 
schen dem  alten  und  dein  neuen  Verfassungsprincipe  der  Staaten  der  neuesten 
Zeit.  1.  u.  1.  Theil  (bis  1-91  ).  Leipx  ,  bei  Barth,  i833.  8.    Pishuro -Fnuni, 
Principes  du  droit  public  constitutionnel,  administratif  et  des  gens,  ou  Manuel 
du  Citoyen,  sous  un  gouvernement  representatif.  Paris  i834-  3  vol  in  18;  Pn- 
hmro  •  Ferreira,  projet  de  code  g^neral  des  lois  fundamentales  et  constitution- 
nelles  d'un  monarchic  repräsentative.  Paris  i835. 8.  —  Eine  Sammlung  denkwür- 
diger Beden  u.  \  orträge  in  teutschen  Ständeversammlungen,  liefert  der  Deutsche 
Ständesaal,  herau&g.  v.  Wkicr.  Freiburg,  Heft  I,  i833.  —  Sammlungen  von  Yer- 
fassungsurkunden,  in  folgenden  Werken.    Allgemeines  Staatsvcrfassungsarchk 
Weimar,  Bd.  I  u.  U,  1816.  8.  C.  D.  Voss  allgem.  Archiv,  der  landständ.  Vcr 
handl.  u,  Angelegenheiten  der  Staaten  des  t.  Bundes.    Darmst.  Bd.  I ,  Heft  i- 
i8ai.  8.   C  LI'der's  diplomatisches  Archiv.  Lcips.  Bd.  I,  1819.  Bd.  IL  i8ao.  8. 
und  die  oben  §.  1 ,  Note  /  am  Schlufs ,  angef.  Sammlungen  von  Verfassungsur- 
kunden, besonders  die  von  Pölitz. 

*)  Gelehrte,  Künstler,  Staatsbeamte.  Hricgslcute,  sollten,  als  solche ,  hier  nicht  in 
Betracht  kommen. 

c)  Die  V  erfassuhgsurkundc  des  preußischen  Fürstenthums  Neuchatel  v.  18.  Juni 
1814,  Art.  14,  bezeichnet  die  dortigen  allgemeinen  Landstände  (Audicnces  gene- 
raJcs)  als  «gesetzgebende  Behörde  und  Nationalrathv.  Uandb.  des  Schweiz.  Staatsr. 
(Aarau.  18a  1.  8.).  S.  464. 


§.  280.  (21iJ 

Politischer  Gesichtpunct. 

Die  Anstalt  der  Volk  Vertretung  (Nationalstellvertretung),  ward 
in  Teutschland  seit  Jahrhunderten  Landschaft  genannt,  das  heifst,  eine 
das  ganze  Land  vorstellende  Corporation,  und  jedes  Mitglied  derselben  hiefs 
Landstand,  weil  es  berufen  ■war,  für  das  ganze  I*and,  die  Gesamrntheil 
der  Einwohner,  auf  dem  Landtage  zu  stehen.  Gefordert  von  dem  politi- 
schen Charakter  des  Zeilalters  (§.  o3),  ist  diese  Anstalt  jetzt  in  den  mei- 
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sten  teu  Ischen  Bundesstaaten  ein  Haupt  bestand  theil  der  Staatsverfassung,  und 
unbeliebt  oder  verdächtig  in  ihrer  heutigen  Gestalt  nur  da,  wo  man  sein 
Jahrhundert  nicht  versteht,  oder  nicht  verstehen  mochte,  und  mifstrauend 
wähnt,  neben  und  mit  ihr  die  Zügel  der  Regierung  mit  heilsamer  Kraft 
nicht  handhaben  zu  können.  Gegründet  auf  den  Grundsatz  allgemeiner 
Volkvertretung,  und  versehen  mit  wesentlichen,  die  Regierungsrechte 
des  Staatsoberhauptes,  Dauer  der  Staatsverfassung  und  die  Zweck  -  und  Ge- 
setzmäßigkeit der  Staatsverwaltung  sichernden  Rechten,  aber  weder  eine 
Mitregentschaft  noch  eine  Ausgeburt  der  Anarchie,  nicht  der  Regierung 
feindselig  gegenüberstehend,  sondern  mit  ihr  ein  gemeinschaftliches  Interesse 
verfolgend,  die  Rechte  und  das  Wohl  des  Regenten  und  seines  Hauses 
nicht  weniger  achtend  und  erhaltend  als  diejenigen  des  Volkes,  verstärkt 
und  sichert  dieselbe  die  rechtliche  Kraft  der  Staatsregierung,  die  öffentliche 
Ruhe,  die  Erhaltung  und  das  Fortschreiten  der  Gesittung.  In  ihr  soll  sich 
der  gesammte  Cult urStand  des  Volkes,  mit  allen  davon  abhängenden  Rechts- 
begriflen  und  Bedürfnissen,  darstellen.  Als  wahrer  Landesvertreter  an  der 
Seite  des  Fürsten,  als  Wächter  der  Regierung,  ihrer  gesetzgebenden  und 
vollziehenden  Macht,  besonders  der  Finanzgewalt,  als  volkstümliches  Bil- 
dungsmittel, erhüht  sie  das  Glück  der  Nation  »).  Als  Vermittler  zwischen 
der  Regierung  und  dem  Volk,  erleichtert  sie  jener  das  schwere  Amt  des 
Regierens,  diesem  die  Pflichten  des  Gehorsams.  Sie  wacht  gegen  Mi  fsbrauch 
der  Regentengewalt  durch  Slaatsdiener,  gewährt  dem  Staatshaushalt  eine 
heilsame  Durchsichtigkeit,  sichert  wider  Gefahren,  in  welche  den  einen 
Theil  Versuchung  zu  Willkühr  und  Unterdrückung,  oder  Mifsleitung  seiner 
Käthe,  den  andern  der  aus  dem  Gefühl  gebotener  politischer  Unmündigkeit 
hervorgehende  Unmnth  leicht  stürzen  könnten ,  entwickelt  einen  edeln  und 
treuen  Volksgeist,  weckt  den  Sinn  für  Opfer  zum  Besten  des  Ganzen,  und 
ist  unter  schwierigen  Umständen  die  sicherste  Stütze  des  Staates,  sonach 
wahres  Staats-  und  Zeitbedürfnifs.  Für  den  Regenten  ist  sie  ein  Hülfmit- 
lei, welches  er  bei  Festsetzung  seines  Regierungswillens  in  bestimmten  Fäl- 
len zu  gebrauchen  sich  gewöhnt  und  angewiesen  ist.  Durch  sie  wird  die 
Staatsverfassung  fähig,  fortwährend  das  Bessere,  welches  fortschreitende 
Einsicht  und  Erfahrung  darbieten,  und  das  Neue,  welches  veränderte  Ver- 
hältnisse gebieten,  aufzunehmen,  also  die  Gegenwart  mit  der  Vorzeit  aus- 
zugleichen, damit  nicht  das  Staatsgebäude  in  dem  I*uf  der  Zeit  veralte, 
und  endlich  zusammenfalle.  Sie  ist  ein  Organ,  durch  welches  die  Nation 
ihre  Stimme  verfassungsmäßig  für  Gemeinwohl  vernehmen  lassen  kann  und 
rauf«;  sie  verschafft  der  Regierung  nothwendige  Gelegenheit,  Worte  der 
Wahrheit  zu  vernehmen.  In  Form  und  Handlung  tragt  sie  das  Gepräge 
des  allgemeinen  Wullens  ist  nicht  blofs  berathend,  auch  nicht  Stellver- 
treter nur  eines  Theils  (eines  Standes  oder  einer  Caste)  der  Staatsbürger, 
und  eben  so  wenig  Deckmantel  eines  KryptoAristokratismus,  zu  Anhäufung 
und  Bewahrung  staatszweckwidriger  Auszeichnung,  Befreiungen  und  Vor- 
rechte.   Denn  ungerecht  v*äic  eine  Capitulation  des  Regenten,  mit  Einer 
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Classe  von  Unterthanen,  wodurch  die  andern  Classen  und  das  Wohl  des 
Ganzen  beeinträchtigt  würden  «).  So  sind  Wahrheit  und  Staatswohl, 
ihre  redliche,  ruhige  Erforschung,  die  einzige  echte  Seile  des  fle- 
präscntativSystems ,  und  eine  Regierung  mit  Repräsentativ  Verfasssung  ist 
sicher,  fortwährend  auf  der  Hohe  des  Jahrhunderts  zu  stehen,  das  heilst, 
mit  der  öffentlichen  Meinung  (§.  22)  nicht  in  gefahrlichen  Widerspruch 
zu  gerathen.  Durch  die  Anstalt  der  VolUvertretung ,  wird  jede  Staatsfonn 
eine  ständisch  - verfassungsmäsige,  stellvertretende  oder  repräsentative 
(§.4  u.  98,  a);  aber  weder  Pöbelherrschaft  (§.98,8),  noch  Volksherrschaft,  noch 
VolkSouverainetät  </)  in  der  Staatsverbindung  (§.  1,  *),  begründet  oder  be- 
günstigt, und  eben  so  wenig  irgend  eine  Verletzung  der  dem  regierenden 
Subject  gebührenden  'freue  und  Ehrerbietung,  oder  eine  Befeindung  seiner 
Rechte ,  zu  deren  festen  Bewahrung  vielmehr  dieselbe  wesentlich  bestimmt 
ist.  Hat  das  System  der  landständischen  Verfassung  für  die  Staatsverwalfer 
einige  Unbequemlichkeit;  so  wjrd  diese  reichlich  dadurch  vergütet,  dafs 
durch  verfassungsmäßige  Einwirkung  der  Landstände,  die  Verwaltung  eine 
rolksthümliche  Sicherheit  erlangt,  dafs  MinisterDespotismus  nicht  bestehen, 
dafs*  nicht  leicht  ein  Untauglicher  (unredlicher,  verschwenderischer,  unwis- 
sender, talentloser)  auf  dem  Ministerstuhl  &ich  erhalten,  dafs  keiner  aul 
solchem  die  eiserne  Ruthe  gesetzloser  Willkühr  handhaben  kann;  dafs  Ta- 
lent und  personliche  Würdigkeit  Einzelner  durch  den  natürlichen  Mechanis- 
mus der  Verfassung  in  die  Hohe  gehoben,  und  dem  Landesfürsten  nothwen- 
dig  vor  die  Augen  gestellt  werden ;  dafs,  weit  entfernt,  die  Person  des  Re- 
genten zu  einem  Schattenbild,  zu  blofsem  Werkzeug  eines  Min  ister  ial-  oder 
Volkswillens  herabzuwürdigen,  ihr  vielmehr  ein  höherer  Grad  von  Heilig- 
keit oder  Unverletzbarkeit  (§.  289)  gewährt  wird,  als  zu  erreichen  wäre, 
wenn  dieselbe  nach  einer  vertragmäsigen  Verfassung  und  erhaben  über  je* 
den  persönlichen  Vorwurf  nicht  regierte,  sondern  der  Gefahr  oder  «lern 
Verdacht  blofsgestellt  wäre,  nach  eigener  oder  fremder  Willkühr  zu  herr- 
schen. Während  der.  öffentliche  Unwille  nur  auf  die  Minister  und  ihre 
Gehülfen  fallt,  bleiben  in  einem  etwa  daraus  entstehenden  Sturm,  der 
Monarch  und  die  Monarchie  unerschüttert.  So  ist  die  stellvertretende 
Staatsform  eine  Institution,  die  das  Volk  wider  den  Mifsbrauch  der  Staats- 
gewalt,  den  Monarchen  wider  die  Volksgewalt  schirmt,  während  sie  ihm 
zu  gleicher  Zeit  Unterthanen  sichert,  die  im  Stande  und  bereit  sind  seinen 
Thron  zu  vertheidigen.  So  bildet  die  Volkvertretung  eine  der  festesten 
Stützen  des  Throns,  ein  festes  Gewölbe,  von  welchem  der  Monarch,  der 
allein  der  Staat  selbst  weder  ist  noch  seyn  kann,  als  Schlufsstein  des  Staats- 
gebäudes,  nothwendig,  sicher,  und  erhaben  über  Alles  getragen  wird  0; 
auch  ist  sie  eine  Art  von  Ersatz  für  den  Verlust  des  teutschen  Reichs- 
schutzes, besonders  des  reichsgerichtlichen.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Dinge,  dafs  mit  der  zunehmenden  Entwickelung  der  Staatsgesellschaftcii. 
die  stellvertretende  Siaatsform  sich  immer  mehr  verbreiten  und  ausbilden 
mufs.    Sie  ist,  auf  einer  gewissen  Stufe  der  NationalCultur ,  so  wenig  2« 
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vermeiden  als  zu  entbehren.  Dennoch  fehlt  es  auch  «lern  RepriisentativVev- 
fassungsSvstem ,  dieser  veredelten  Staatsform,  nicht  an  Gegnern/}*  Freun- 
den der  absoluten,  das  heifst,  durch  HepräsentativVerfassung  nicht  beschränk- 
ten Staatsgewalt  fr). 

«)  Vcrgl.  Encyclopedic,  par  d'Alsmbf.rt,  voc.  Rcyn'setäant.  A.  W.  Rshbsho  über 
die  Staatsverwaltung  teutschcr  Länder  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Han- 
nover 1807.  8.  HXbkrlir's  Handb.  des.  t.  Staatsr.  I.  §.  197  f.  Rhein.  Bund,  III. 
38 1.  Behr's  Darstcll.  des  rhein.  Bundes.  §.  70—71.  Die  alten  Landstände  u. 
neuen  VolksRepräsentantcn ;  in  der  Allemannia,  Bd.  VI  (München  1816.  8.), 
S.  167  ff.  J.  G.  Pahl's  politische  Leclionen  (München  1810.  8.),  Num.  11.  F. 
L.  Lisdsir's  geheime  Papiere  (Stutfg.  1814.  8.j,  S.  i/45  ff.  C.  G.  Hello  du  re- 
gime constitutionncl,  11  edit.  Paris  i83o.  8.  Die  Vorrede  zu  den  Fragmens  philo- 
sopbiques,  par  Cocsix  Nouv.  edition.  Paria  i833.  8.  NasstmUche  Erklärung  über 
Zweck  und  Wesen  der  landst.  Verfassung,  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  40. 

b)  Eine  repräsentative  Regierung  ist  die  Regierung  im  Sinn  der  öffentlichen  Mei- 
nung (%.  a«),  das  anregende  Priucip  der  Staatsverwaltung.    Unsichtbar  tragen 
ihre  Verfügungen  die  bedeutungsvollen  Buchstaben  S.  P.  9.       *!*  Sinnbild  je- 
ner Meinung  an  der  Stirnc.    In  der  monarchischen  Staatsform  ist  sie  bestimmt, 
Einherrschaft  und  Freiheit,  folglich  das  monarchische  und  das  demokratische 
Prinrip,  Königthum  und  Volksthum  (res  olim  dissociahiles ,  prineipatum  etiP 
bertatem),  für  Gemeinwohl  zu  vereinigen,  und  den  Aristokratismus  ($.  98  o), 
wo  nicht  ganr.  zu  entfernen,  doch  ku  /.iigeln.    Allgemein  offenbart  sich  bei  den 
gebildeten  Völkern  Europa'*  ein  Streben  nach  solcher  Verfassung;  eine  Folge 
des  seit  dem  letzten  Viertheil  des  18.  Jahrhunderts  bei  ihnen  erwachten  Gefühls 
erlangter  politischer  Mündigkeit.  —   Oft  hat  das  entscheidende  Stimmrecht  der 
Landstände,  ihre  Stimm-  und  Redefreiheit,  das  Wohl  des  Landes  und  der  Re- 
gentenFarailie  gerettet.  Darum  sollen  Landstände  keine  stummen  Schöffen,  nicht 
schweigende  Schultheifsen ,  nicht  Jaherren  oder  Postulatdicuer  und  Figuranten 
auf  einem  Staatstheatcr  seyn,  auch  nicht  blofs  lebendige  Berichte,  welche  die 
Regierung  einfordert,  der  Landtag  kein  Gaukelspiel.    In  dem  Schoofs  der  Land- 
stäude  entwickelt  sich  für  monarchische  Staaten  jene  vaterländische,  echt  de- 
mokratische (volksmächtige)  Gesinnung,  durch  welche  sich  oft  schon  das  will- 
kommenste, sehr  heilsam  angewendete  Element  der  wahren  Fürstenmacht  gebil- 
det bat.  Klübxh  a.  a.  O.  Ungefährlich,  vielmehr  durch  die  Geschichte  bewährt, 
ist  daher  das  Dogma  von  der  Noth wendigkeit  des  RepräscntativSystems.  H. 
G.  Tuschiruir's  Gefahr  einer  deutschen  Revolution.  (Leipz.  i8a3.  8),  S.  4*  ff- 
Auf  August  folgte  Tiberius,  auf  Titus  folgte  Domitian.  Am  3.  März  »828  schrieb 
Kaiser  Don  Pedro  I.  in  Brasilien  an  seinen  Bruder  Don  Miguel  in  Portugal : 
«Die  constitutionnellc  (reichsständische)  Charte  ist  der  wahre  Rettungsanker 
des  Staatsschiffs  in  Mitte  des  grofsen  Sturmes,  der  solches  mit  dem  Untergang 
bedroht».    Cousiw,  in  der  angeführten  Vorrede,  sagt:  «Notrc  Europe  dans  sa 
maturitc  puissante  contient  tous  les  elömens  de  la  vie  sociale,  arrivec  ä  son 
enlier  developpcment;  eile  est  donc  comme  condamnee  au  gouvernement  repre- 
sentatif.  Cette  admirable  forme  de  gouvernement  est  une  beureuse  necessitc  de 
ootre  tems,  et,  sans  folle  propagande  eile  fera  le  tour  de  l'Europe».   G.  v. 
An kti*  Vertheidigung  der  landcsfürstl.  Rechte  gegen  die  Feinde  der  neuen  Con- 
stitutionen in  D.  Nürnb.  1837.  8.  —  Kaum  der  Erwähnung  werth,  im  Verhält- 
nifs  xu  dem  Staatsvorlheil  des  RepräscntativSystems,  sind  die  Kosten  der  Land- 
stände. In  dem  GH.  Baden  betrugen  sie,  von  1828  bis  i83o,  jährlich  1 3,633  Gulden. 

c)  Preufsens  Vorschlag,  in  KlübbVs  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  D,  S.  3o4*  Volk- 
vertreter ,  die  aus  einer  privilegirten  Caste  hervorgehenden  (  Feudal  -  und  Mi- 


Digitized  by  Google 


598  H-  TheiL  III.  Cap. 


ni&terialStände)  beachten,  in  der  Hegel ,  vor  Allem  die  Forldauer  ihrer  Privilc 
gien  und  Sinecuren.  Li  ihnen  erheben  Feudalismus  und  liltramontanismus  oder 
Curialismus  stolz  ihr  Haupt;  sie  werden  Werkzeuge  einer  systematischen  und 
unabwendbaren  Unterdrückung,  und  es  wird  durch  sie  die  heilige  Würde  der 
Yolkvertretung  entweiht.  —  Auch  darf  die  Volkstümlichkeit  der  Anstalt  nicht 
vereitelt  werden ,  durch  allzusehr  beengende  Wahlgesetz*,  welche  Eigenschaften 
(z.  B.  in  Absicht  auf  Alter,  Stand,  Vermögen,  Grundeigenthum,  StcucrQuantum 
u.  d.)  der  Wähler,  Wahlmäuner  und  (zu  DeputirtenStellen)  Wählbaren  vor- 
schreiben, die,  wohl  gegen  den  Willen  der  Wähler,  zu  irgend  einer  Art  von 
Aristokratismus  führen.  Eine  Nation  hat  NationalDcputirlc  zu  wählen.  Vergl. 
Ucbcr  landständ.  Repräsentation  im  Grufsherzogth.  Hefsen  ( Stuttg.  i8»o.  8.). 
S.  3o  ff.  Auf  den  altteutschen  März-  oder  Maifeldern  erschienen  Alle,  die  freies 
Eigenthum  besafsen,  Echtwort  hatten,  und  schöppenhar  waren, 

</)  Svpremam  potestatem  in  republica  esse  penes  populum.  —  Doissv  d'Asgus,  in 
seinem  Bericht,  womit  er  am  i3.  Juni  1795  den  Entwurf  der  dritten  fransösi 
sehen  Constitution  dem  NationalConvent  vorlegte,  sagte:  «Das  Volk  kann  nicht 
selbst  die  Souverainetät  ausüben;  eine  Repräsentative  Constitution  ist  Alles,  was 
selbst  die  glühendste  Freiheitliebe  für  eine  Nation  von  ib  Millionen  Menschen 
fordern  kann».  Vergl.  %.  1,  d.  yolksvcrtrctung  (National -Repräsentation)  der 
I^andstände  in  der  Ständeversammlung,  ist  in  fast  allen  neuen  Verfassungsur- 
künden  tcutscher  Bundesstaaten  von  den  Regierungen  anerkannt;  aber  t'otis-Sou- 

t  txraiaetät  in  der  Staatsregieruug  eben  so  wenig  als  Mitregentjcka/t  (coiinpcrium) 
der  Landständc  oder  Volksvertreter.  Von  der  Geschichte  und  Zweckmäßigkeit 
des  RepräsentativSy stems  in  Ralicn,  s.  man  Botta,  storia  d'Italia  ronttnuata  da 
quelle  del  Guicciardini  sin  al  1789,  im  letzten  (20.)  Band,  am  Sehlufs. 

<•)  Der  Geist  des  neuern  ReprüsentativlTerJassungSijstemjt  spricht  sich  hauptsächlich 
in  folgenden  Grundsätzen  aus:  positive  Vcrtragmäsigkcit  des  gegenseitigen 
Rechtsverhältnisses  zwischen  dem  regierenden  Subjcct  und  den  Regierten;  Un- 
verletzbarkeit der  Person  des  Regenten;  Verbannung  nicht  nur  der  WHlkühr- 
herrschaft,  sondern  auch  der  positiven  Unbeschränktheit  des  regierenden  Sub- 
jectes;  Ausübung  seiner  Regierungsrechte  durch  verantwortliche  Minister  (§  342); 
bürgerliche  Freiheit  ($.  4)»  allgemeine  Volkvertretung  bei  der  Staatsregierung, 
und  hieraus  entspringende  politische  Freiheit;  bestimmte  Trennung  der  vollzie- 
henden Gewalt  von  der  gesetzgebenden,  und  not h wendige  Mitwirkung  der  Volk- 
vertreter bei  der  letzten;  Bewilligung  der  Staatsauflagen  durch  die  Volkvertreter, 
nach  dem  Erfordcrnifs  weiser  Staats finanzhau&halt ung  i  Befugnifs  der  letzten  zu 
Vorstellungen,  (Adressen)  und  Beschwerdeführung  bei  demSouverain  (Petitions- 
Recht);  Verantwortlichkeit  der  obersten  Staatsbeamten  für  Regierung*  handlun 
gen,  und  unbedingte  Notwendigkeit  der  Contrasignatur  eines  derselben  bei  allen 
vom  Souvcratn  ausgehenden  Befehlen  und  Verordnungen;  Selbstständigkeit  des 
Richtcramtes;  Gleichheit  aller  Staatsgenossen  vor  dem  Gesetz  und  dem  Richter, 
und  dafs  Geburt  weder  ausschliefsend  noch  vorzugsweise  Anspruch  auf  irgend 
ein  Staatsamt  gewähre;  Verbannung  jeder  Beschränkung  der  Freiheit  und  Sicher- 
heit der  Personen  und  des  Eigenthums,  die  nicht  durch  Recht  und  Gesetz  be 
gründet  ist,  und  dafs  Niemand  seinem  gesetzmäsigen  Richter  entzogen  werde; 
gleichmäsigc  Verthcilung  der  Staatslasten ;  Gewissensfreiheit;  Prefsfreiheit ,  bei 
gesetzmäsiger  Strafbarkeit  des  beleidigenden  Mifsbraucbs.  Ein  solcher  Geist 
spricht  sich  in  der  Mehrzahl  auch  der  neuem  teutschen  Verfassungsurkunden 
aus.  Unter  andern,  sehe  man  die  Anpreisung  des  RcprascntativSystcins,  in  dem 
Eingang  zu  der  nassauischen  v.  1.  u.  1.  Sept.  1814  (unten  786,  u).  Im  August 
1814  erklärte  der  Herzog  von  Cambridge  den  versammelten  hannoverischen 
Landständen:  «der  Prinz  Regent  habe  sie  berufen,  ihm  das  zu  seyn,  was  in 
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Großbritannien  das  Parlament  ist,  ein  hoher  Rath  der  Nation?.  -  Wo  in  einer 
neuen  Verfassung  den  Ständen  weniger  eingeräumt  wird,  als  der  oben  ange- 
deutete Geist  des  RepräscntativSystems  fordert,  da  ist  das  Eingeräumte  nur 
halbe  Maasregel,  aber  doch  ein  Heim,  aus  welchem,  unter  günstigen  Umständen, 
das  Fehlende  «ich  entwickeln  kann  und  wird. 

/)  Gegner  sind:  Giwkeb,  in  d.  Rhein.  Rund,  Heft  64,  S.  111.  Ebenders.  iu  Ludeb's 
Nemesis,  Rd.  II  (Weimar  1814),  St.  1  u.  3.  I.  A.  Demiah,  in  s.  statist.  Darstcll. 
der  preufs.  Monarchie  (Berlin  1817.  8.)»  S.  49»  ff.  (nach  welchem  Landstände 
schädlich  sind,  und  seither  nirgeud  das  Glück  der  "Völker  gemacht  haben); 
Ltuoi.PH  Bechkuohf,  über  Landstände  und  Volksvertretung,  in  Ad.  Millers 
Staatsanzeigen ,  Ud.  II  (Leipz.  1817),  S.  i-3  —  »47  (nach  welchem  durch  und 
durch  jacobinisch  die  Ansicht  derjenigen  ist,  welche  VolksRcpräsentation  ver- 
langen, mit  dem  Recht,  die  bestehenden  Einrichtungen  und  Gesetze  zu  prüfen, 
neue  auszumitteln  und  vorzuschlagen,  die  Staatscinnahinc  und  Ausgabe  zu  be 
stimmen,  u.  s.  w.).  C.  C-  Dabelow  in  den  §.  139  u.  a83  angef.  Schriften.  R. 
Vollgbaee,  die  Täuschungen  des  RepräscntativSystems.  Marb.  i83a.  8.  Für 
widerstrebend  dem  echt-christlichen  Prinrip  erklärt  die  RepräsentativVerfassung, 
F.  v.  Schlegel  in  der  Concordia,  Heft  VI.  Dagegen  nennt  dieselbe  eine  der 
schönsten  Früchte  des  Christenthums ,  Chateaubriand  iu  s.  Genie  du  Chris- 
tiautsme.  —  Für  das  landstämlischc  \  crfassungsSystcm,  s.  man  Schlöksr's  Staats- 
gclahrtheit.  Th.  I,  S.  166  ff.  Fr.  J.  v.  Hksdmich,  in  Luoes's  Nemesis,  Rd.  HI, 
S.  239  ff.  L.  Gebvais  kleine  Mittheilungen  aus  d.  Staats  wissenseh.  Gebiete,  Th.  U 
(Leipz.  i8aa.  8.),  S-  68  —  74.    Mubbabj/s  Allgcm.  polit.  A analen,  XL  191.  Rbvo, 

V.  HOBSTHAL,  RhESDEL,  ScHXELZI3C,  V.  RoTTECB  ,  HbGEWISCH,  HaBTLXBEST,  RÖIVIU, 

Abetik,  Tzscbibxeb,  Pölitz;  Krug,  in  den  %.  »"9  u.  f.  angef.  Schriften,  viele 
Andere,  und  fast  alle  im  %.  186  angef.  Vcrfassungsurkunden.  Wider  v.  Abetiü's 
Allemannia,  a.  Rbesdel  a.  a.  O.  Abth.  n,  Vorr.,  S.  VI  ff. 

/r)  Die  Vertheidiger  derselben  werden  AbsolutisUn,  ihre  Gegner  Constitutione Ue  ge- 
nannt. —  Versuch,  aufzuzählen,  1)  was  dem  Rönigthum,  und  a)  was  dem  Re- 
präsentativSystem  schadet;  in  dem  Einsiedler  (von  Frhrn.  v.  Gagern),  Th.  L, 
Heft  3  (Stuttg.  i8a3.  8.),  S.  4a  —  61  i  wo  S.  69  es  heifst:  «Der  denkende  Mann 
«wirft  wohl  endlich»  (bei  überhand  nehmender  politischer  Verketzerungsucht) 
«Alles  auf  den  Faulhaufen  des  Indifferentismus,  bis  die  Sonne  neuer  Jahrhun- 
derte den  alten  Quark  besser  destitlirt  hat,  und  ganz  neue  und  frische  Ge- 
♦  wachse  sum  Vorschein  kommen».  —  Wären  oder  würden  auch  irgendwo 
Land-  oder  LandestheilStändc ,  bei  dem  Licht  betrachtet,  nur  als  Rlen'dwerk 
bewilligt,  so  läge  doch  auch  darin  ein  Reim,  aus  dem,  unter  gewissen  Verhält- 
nissen, eine  wahre  RepräscntativVerfassung  sich  entwickeln  kann. 


§•  281.  (216«.) 
Geschichte. 

I)  Ueber  den  Ursprung  der  Landstände  «),  welchen  Einige  be- 
stimmt in  das  zwölfte  Andere  in  das  dreizehnte  f),  noch  Andere  in 
das  fünfzehnte  **),  und  wieder  Andere  zwischen  das  vierzehnte  und  sieben- 
zehnte e),  Jahrhundert  setzen,  la'fst  sich,  mit  historischer  Treue,  im  All- 
gemeinen wenig  sagen.  Die  Geschichte  der  einzelnen  Staaten  /),  muPs  die 
nähere  Bestimmung  geben.  Auch  zeigen  sich  meist  Stadien  in  der  for- 
malen  Ausbildung   landschaftlicher  Verfassung.     II)   Dem   Wesen  nach, 
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bemerkt  man  landstnndische  Verfassung  fest  begründet,  schon  in  dem  Geist 
der  alten  teutschen  Staatsverfassung  nicht  weniger,  als  in  der  teut sehen 
Territorial  Verfassung  des  Mittelalters  ungeachtet  hier  das  angenom- 
mene römische  Recht  das  absolute  RegierungsSystem  begünstigte. 

«)  Moser  von  der  Rcichsstände  Landen,  34?  ff.  B.  G.  Struv  von  dem  Ursprung, 
Unterschied  und  Gerechtsamen  der  Landstände  in  Teutschland,  besonders  iu 
Mecklenburg,  mit  An  merk,  von  C.  J.  (Jahgow).  Hamb.  174»-  8.  Pütter>s  Reite 
1.  in?.  F.  C.  HXnKRLix's  Grundlinien  einer  Geschichte  der  t.  Landstände;  in 
Schlükkr's  Staatsanzeigen,  lieft  67  (1792),  S.  165—277.  Habfrlib.*s  Handb.  d.  t. 
Staatsr.rBd.il,  §.  197.  C  H.  Lasg's  Prüfung  des  vcrmeintl.  Alters  der  t.  Land* 
stände.  Gütt.  1796.  8.  Dawider  s.  A.  L.  Jacobi's  Auflösung  einiger  Zweifel  über 
das  Alter  und  Repräsentationsrecht  teutscher  Landstände.  Hannov.  1798.  8. 
CG.  Weber  diss.  I.  et  II.  de  vera  ordinum  provincialium,  tum  in  Germania 
gencratim,  tum  speciatim  in  Ravariac  ducatu,  epocha  recte  constituenda.  Lips. 
179%  4*  3.  F.  E.  Lötz  staatswissensehaftl.  u.  jurist.  Nachrichten,  L  Jahrg.  i.Bd. 
(Hildburgh.  1799.  4-)  Num.  17 — So.  M.  C.  Cvrtivs  von  den  Landräthcn  (Ge- 
schichte der  Landstände  in  verschiedenen  t.  Ländern);  in  dessen  histor.  u.  polit. 
Abhandlungen  (Marb.  1783.  &),  S.  127— 199;  auch  cbendas.  S.  i— »5.  R.  J.  Hart- 
has* über  den  Ursprung  und  das  Vcrhältnifs  der  Landstände.  Nürnb.  i8o5.  8. 
R.  D.  HüllmakVs  Gesch.  des  Ursprungs  der  Stände  in  Teu Ischl.,  Th.  m  (1808), 

•  Abschn.  IV.  Seb.  Brodbx  a.  a.  O.  Abth.  I,  S.  41  flf.  u.  110  ff.  Abth.  R,  S.i  ff. 
Eichhohs's  t.  Staats-  u.  Rechtsgesch ,  Th.  HI,  §.  4^3—  i»7,  Th.  IV,  546—5.48, 
595—598.  C.  A.  Zcui  Bach's  Ideen  über  Recht,  Staat,  Staatsgewalt  u.  s  w„ 
Th.  R  (Cüln  1817.  8.),  S.  166— a38.  —  Von  den  Volksversammlungen  in  dem 
alten  Teutschland,  s.  Diener  de  origine  et  progressu  legum  juriunique  germanieor. 
P.  I.  p.  17. 

*)  F.  C  J.  Fischer's  Gesch.  des  Despotismus  in  Teutschl.,  S.  i35  ff.  —  Von  noch 
frühem  Zeiten,  s.  Lot«  a.  a.  O. 

r)  Weber  I.e.  Von  einer  Urkunde  des  röm.  Bönigs  Heinrich's  VD.  v.  n3i.  s.  unten 
§.  «94,  c.  —  Von  Lüttich  und  Baiern,  s.  unten.  Note  f.  —  Von  Würzburg ,  s. 
P.  Oesterreicher's  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde  Teutschlands,  Bd.  L, 
Heft  1  (1808.  8.),  Num.  1.  Rhein.  Bund  XXVL  268  ff. 

J)  Moser  a.  a.  O.  347«  Möser's  patriot.  Phantasien,  Th.IV,  Num.Si.  Riorr  colleg. 
diplomat.  histor.,  c.  14.  A.  F.  H.  Posse  über  das  Staatscigenthum  in  den  t. 
Reichslanden,  197.   Lako  a.  a.  O. 

e)  Vcrgl.  Moser  a.  a.  O. 

f)  Die  Freiheiten  der  Hohteiner  sind  so  alt  als  das  Volk.  Seit  sie  durch  Carl  den 
Grofsen  «um  germanischen  Reich  kamen,  befragten  ihre  Herren  und  Grafen,  bei 
jeder  wichtigen  Verkommenheit ,  die  Stimme  ihrer  Landherren,  der  Seniorum 
terrae.  Die  urkundlichen  Reweise,  seit  findet  man  in  der  oben  §.  1,  Note  f, 
angef.  Sammlung  und  in  der  unten  §.i88,c,  angef.  Denkschrift  der  Prälaten  u.  s.w. 
Eben  so  alt  ist  die  landständische  V  erfassung  in  den  meissnisch-thüringischen  Län- 
dern. R.  F.  Hausmams's  Reyträgc  sur  Renntnifs  der  chursächs.  Landtagsver- 
sammlungen. Weisse's  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  L,  (5.  5i.  —  Von  dem 
Lüuichüchen ,  wo  schon  seit  dem  i3.  Jahrhundert  Stande  für  Gesetagebung  und 
Besteuerung  bestanden,  landesgrundvertragmäsig  seit  dem  Frieden  von  Fe* he 
i3i6,  s.  IIehvhich's  t.  Rcichsgesch.  VUL  7»8.  —  Von  Butern,  J.  N.G.  v.  Hrensfr's 
Anleit  eut  Renntnifs  der  bair.  Landtage  im  Mittelalter.  München  i8o5.  8.  Die 
baier.  Land  tags  Verhandlungen  in  den  J.  14^9  bis  i5i3,  herausg.  v.Fr.  v.  Rrf\xer. 
München  i8o3—  i8o5.  18  Bände.  8.    Samml.  baier.  landständ.  Freiheitsbriefe. 
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München  17-9.  4-       Krfitmayh's  baier.  Staatsr.  416.    (Panzer**)  Versuch  über 
den  Ursprung  und  den  Umfang  der  landständischen  Rechte  in  Baiern.  1798. 
1799.  8.    J.  Rcdbart's  Geschichte  der  Landstände  in  Raiern.   Heidelh.  1816. 
2  Bande.  8-  Zweite  Aufl.  1819.  Wkbeii  1.  c.  Lötz  a.  a.  O.  Ucbcr  den  Ursprung 
der  altbaierisch -  landständischen  Verfassung;  in  Bucunf.r's  und  Ziktu.  s  neuen 
Beiträgen  zur  Tatcrländ.  Geschichte,  Bd.  I,  Heft  1  (München  i832>,  Num.  1.  — 
Von  der  Oberpjalz,  L.  v.  Egcrher's  Gesch.  der  vormal.  Landschaft  in  der  Ober- 
pfalz. Amb.  u.  München  1802.  8.   J.  J.  Ohkr.nbergkr  von  den  Freiheiten  und 
Privilegien  des  laudsässigen  Adels  in  der  Oberpfalz  (Iugolst.  1-8.4.  ÖO,  S.  27  ff. 
J.  G.  Fksshajkr*s  pragmat.  Staatsgeschichtc  der  OheqifaU,  B.  I  (München  1799.8.), 
S.  2-0 — 291.    —   Von  IVeuburg,  F.  J.  Lipowsry's  Gesch.  der  Landständc  von 
PfalzNeuburg.  —  Von  fVürtemberg,  (münsinger  Vertrag  v.  1:182),  Moskr  v.  d. 
Beichsstände  Landen,  358.  —  Von  der  Markgrafschaft  Buden,  Moser  a.  a.  0. 373. 
&73  u.  1548-  —  Von  Mecklenburg,  Strijv  a.  a.  O.  A.  A.  W.  v.  Flotow  über  das 
Recht  des  Adels  in  Mecklenburg,  und  dessen  Verhältnifs  zu  der  Landeshoheit. 
Schwerin  1790.  4«  —  Von  dem  Fürstenthuin  Uppe ,  die  unten  §.  287,  t\  angef. 
Dcductioncn.  —  Von  der  Mark  Brandenburg1  s.  Bcchholtz  Gesch.  der  Chunnark 
Brandenh^  Th.  VI,  Register,  voc.  Landtage  und  LandesRecessc.  —  Xon  Schlesien 
aus  der  Mitte  des  i/|.  Jahrhunderts,  s.  (v.  Ki.öder)  Von  Schlesien  vor  und  seit 
1740  (1788.  8.),  Th.  I,  S.  227,  383  ff.,  Th.  U,  S.  288.  —  C.  A.  Zum  Bachs  Ge- 
schichte  des  Ursprungs,  der  Bildung,  Formen  und  Rechte  in  d.  preus.u  Rhein- 
provi/ucn.  Co  In  1817.  8.  —  Von  den  Landständen  in  den  ehemal.  katbol.  geUtl. 
Wahls taatcu,  v.  Sabtori's  Staatsr.  der  Erz-  Hoch-  und  Rilterstiftcr,  Bd.  IL,  Th.  j», 
Abschn.  2,  S.  4^4  ff« 

g)  «Nec  Regibus  inhnita  aut  libera  potestas.  De  minoribus  rebus  principe»  Con- 
sultant ,  de  majoribus  omnes*.  Tacitus  de  M.  G-  e.  7.  Caholi  M.  Capitulare 
de  a.  801.  et  Capit.  3.  de  a.  8o3 ,  bei  Balms  T.  1,  p.  336  et  394.  PmvixGKR 
Vitriar.  illustr.  T.  L  p.  73.  sq.  Eug.  3Iomag\s  Geschichte  der  teutsch.  bürgerl. 
Freiheit,  I.  5i.  C.  G.  Hkkricii's  teutsche  Reichsgeschichte,  Th.  I,  S.  82.  36o, 
Th.  n,  S.  6  ff.  467.  Wiesand,  in  dem  Rhein.  Bund,  LDL  3oo  ff.  Ri.übfr's 
Uebersitht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.  S-  242.  Die  oben 
in  der  Note  a  angef.  Schriften.  —  Bis  zu  völliger  Ausbildung  des  laudständi- 
schen  Instituts,  bemerkt  man  in  dem  Mittelalter,  dafs  geistliche  und  weltliche 
Landesherren  zu  den  wichtigsten  Rcgierungshandlungen  nicht  nur  den  Rath,  son- 
dern auch  die  Einwilligung  ihrer  Vassailen  und  Ministerialen,  oder  der  Landherren, 
die  geistlichen  ohnediefs  auch  die  Einwilligung  der  Capitel ,  einholten.  Scheidt'* 
Nachrichten  vom  Adel,  S.  116.  ff.  172  ff.  Riccius  vom  landsäfs.  Adel.  S.  137 
ff,  160  ff.  Klüber's  Anmerk.  zu  SuintePafaye  vom  Ritterwesen,  Th.  O,  S.  201. 
—  Landständische  Parömie:  *wo  wir  nicht  milratben,  da  wollen  wir  auch  nicht 
mitthaten  ». 

§.  282.  C16K) 

Fortsetzung. 

Hl)  In  einem  grofsen  Theil  der  monarchisch  geformten  Länder  hatte 
landständische  Verfassung  bis  in  die  letzte  Zeit  des  teutschen  Reichs  fort- 
gedauert <*)•  Aber  in  etlichen  hörte  dieselbe  auf,  in  Folge  der  durch 
den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3  verfügten  Lä'ndervcränderun- 
gen  &);  in  andern  ward  sie  eigenmächtig  aufgehoben,  theils  noch  in  der 
letzten  Zeit  der  teutschen  Reichs  Verbindung,  entweder  vermöge  der  in 

Kitiber  1  «JflVall.  Recht,  A.  Aufl.  26 
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dem  presburger  Frieden  (26.  Dec.  i8u5)  beigelegt  erhaltenen  Souveraiuu 
tat  «■)»  oder  kraft  vermeinter  landesherrlicher  Machtvollkommenheit  </),  theils 
nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs,  in  dem  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes  IV)  In  den  Jahren  1806  bis  1810,  wurden  in  etlichen  neu 
zusammengesetzten  rheinischen  Bundesstaaten  Versa  ch  e  einer  I  and  stän- 
dischen Verfassung  neuer  Art  zur  Schau  ausgestellt,  aber  ohne 
Dauer  und  gedeihlichen  Erfolg/).  V)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward 
im  Namen  fast  aller  teutschen  Staaten,  namentlich  I'reufsens. 
unumwunden  anerkannt,  dafs,  auf  der  heutigen  Stufe  politischer  Cultur,  in 
allen  leutschen  Staaten  eine  durch  Grund  vertrüge  bestimmte  Verfassung 
mit  Volksvertretung  nothwendig  sev  283),  und  die  Denker  erkann- 
ten einstimmig,  ohne  Uebereinkunft,  diese  Forderung  wie  für  rechtlich 
allgemein  begründet,  also  auch  für  heilsam  zu  wahrer  Staatcnbil- 
dung.  VI)  Dem  zufolge,  liefs  man  in  einer  bedeutenden  Anzahl  \on  Bun- 
desstaaten die  frühere  landstiindische  Verfassung  mit  erneuerter  Uralt  fort- 
bestehen (§.  287 );  in  einem  grofsen  Theil  jener  Staaten  ward  eine  neue 
landständische  Verfassung  errichtet  ff)  (§.  a86j$  in  verschiedenen  wird  eine 
solche  noch  erwartet  (§.  288).  MI)  Alle  Verfassungsurkunden  teut.scher 
Staaten,  welche  seit  der  Auflosung  des  rheinischen  Bundes  errichtet  wur- 
den, sind  hervorgegangen  aus  dem  Princip  der  Notwendigkeit  zeit- 
gemäser  politischer  Reform.  Darum  huldigen  sie  den  Extremen 
der  Revolution  und  der  fortwährenden  Unruhe  der  Bewegung  eben  so 
wenig,  als  jenen  der  blindstarren  Stabilität  und  der  rachsüchtigen  Beaction 
anter  dem  Deckmantel  der  gutgemeinten  Erhaltung  des  Geschichtlichen  und 
des  heilsamen  Widerstandes  gegen  «abstractev  (?)  Theorieen.  VIII)  Seit  der 
französischen  Revolution  ist  der  staatsrechtliche  Grundsatz:  kein 
civilisirter  Staat  kann  ohne  Staats Verfassungsurkunde  mit  Volksvertretung 
bestehen,  Sitte  und  Meinung  der  europäischen  und  der  meisten  amerikani- 
schen Volker  geworden  '*)• 

o)  Schriften,  oben  %.  379,  a. 

b)  Von  dem  ehemaligen  Fürstenthum  Münster^  s.  Reichsdep.  HaupUrhlufs  v.  2 5.  Febr. 
i8o3,  %.  3.  —  Von  den  Resten  des  kurtrierischen  Landes  auf  der  rechten  Rhein- 
seite,  s.  Oeflentl.  Erklär,  des  F.  v.  NassauWcilburg  v.  6.  Febr.  1804;  in  Hiata 
nif's  Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  i83.   Rhein.  Rund,  Heft  1,  S.  i33.  —   Von  dem 
Herrogthum  ffettphuhn ,  s.  die  oben  %.  49,  a,  angef.  Schrift  von  Rcsdk. 

*)  Von  Würtemberg,  s.  Verordn.  v.  3o.  Dec.  i8o5,  in  d.  Rhein.  Rund,  I.  i38.  Rich- 
tige Prüfung  dieses  Gewaltschrittcs,  von  Scuotu.,  in  der  Hist.  abregee  des  trai- 
tes,  par  Roch,  VII.  43-.  —  Von  Breisgau ,  s.  hurbad.  Verordn.  von  i3.  Mai 
1806,  in  dein  Rhein.  Rund,  L  140. 

//)  Von  SchwidiJc/iPommern ,  s.  hönigl.  Verordn.  v.  26.  Juni  1806,  in  d.  Polit.  Jour- 
nal 1806,  S.  687;  wogegen  daselbst  neue  Landstände  u.  die  »diwcdisihc  Reichs- 
verfassung eingeführt  wurden,  cbendas. ,  Aug.  >8o6,  S.  81-  u.  8ao.  Doch  ward 
die  Fortdauer  der  dortigen  Provin/.ial Verfassung  bedungen,  in  d.  schwedisch- 
dänischen  Frieden  v.  Riel  v.  14.  Jan.  1814,  Art  8.  u.  in  Preußens  Verträgen 
mit  Dänemark  r.  4.,  u.  mit  Schweden  v.  7.  Juni  i.SiV,  in  KU»™'»  Acten  des 
wianer  Congr.,  Rd.  V,  S.  507  u.  5i3. 
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«)  «Aus  landesherrlicher  Machtvollkommenheit*,  ward  die  landständischc  Verfas- 
sung aufgehoben,  in  'dem  GH.  Hessen,  durch  Verordn.  v.  1.  Oct.  1806;  in  d. 
Rhein.  Bund,  10.  38i.  —  Eben  so  in  dem  S.  CohurgSaalßldischen ,  1806.  —  Die 
Einverleibung  des  Herzogthums  Holstein  in  die  dänische  Monarchie  (Verordn. 
v.  9.  Sept.  1806),  schloss  die  Aufhebung  des  Restes  von  landständischer  Ver- 
fassung in  sich.    Klübed's  I'cbersicht  der  diplom.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  «41  f  —  In  AnhaltCöthen  ward,  durch  Verordn.  v.  9.8.  Der.  1810,  die  land- 
ständische Verfassung  aufgehoben,  und  eine  andere  nach  neufranzösischem  Zu- 
schnitt eingeführt.    Rhein.  Bund,  LD.  97.  LIV.  I81.  Sie  steht  auch  in  den  Con- 
stitutionen der  europ.  Staaten,  Th.  II  (Lcipz.  1817.  8.),  S.  260  fT.   Der  Herzog, 
so  heifst  es  im  Eingang,  «glaube  seinen  L'nterthanen  keine  heilbringendere  Con- 
stitution geben  zu  können,  als  diejenige,  welche  Napoleon  der  Grofse  seinen 
Volkern,  welche  er  als  Vater  liebt,  gegeben  hat».  —  In  Baiern  ward  in  denen 
Provinzen  (Baiern,  Neuburg,  Vorarlberg  u.  Tyrol),  wo  noch  landständischc 
Verfassung  bestand,  solche  zuerst  dahin   gemindert ,  dafs  die  landständischen 
SteuerCasscn  abgeschafft  wurden  (Verordn.  v.  8.  Juni  1807,  in  d.  Regier.Blatt. 
Nuin.  25),  dann  aber  aufgehoben,  durch  Verordn.  v.  1.  Mai  1808.  Rhein.  Rund, 
XVm.  468.   Dagegen  ward  eine  NationalRepräsentation  fiir  das  ganze  Reich,  in 
dessen  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  II,  S.'i3«)  verordnet,  aber  nachher  nicht  angeordnet.    Rhein.  Bund,  XVIU. 
468.  XIX.  1 1  f.   Klübkr's  'angef.  Uebersicht  etc.,  S.  ai5  f.  —  Verzeichnifs  der,  über 
die  Aufhebung  der  Stände  in  den  RheinbundStaaten,  erschienenen  Schriften,  mit 
Anmcrk.  u.  Zusätzen;  in  der  Allcmannia ,  Heft  41  u.  4*  (München  1816.  8.), 
S.  aoi  —  212. 

/")  Von  dem  Grofsherzogthum  Berg,  s.  Rhein.  Rund  I,  118.  i3i-  n.  2J2.  —  In  dem 
Königr.  Westphalen  wurden,  mit  Aufhebung  der  bisher  in  (Rurhessen,  Braun- 
schweig u.  Hannover)  bestandenen  landständischen  Verfassung,  Reichsstände  (ein 
Reichstrugbild)  eingeführt.  Napoleon' s  Constitution  du  royaume  de  Westphalic, 
v.  i5.  Nov.  1807,  art.  11  u.  29  — 33.  Rhein.  Bund,  XII.  47a.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  II.  S.  117.  IUübfr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §187.  Nack 
zwei  StaatsComödien ,  Reichstage  genannt,  1808  11.  1810  (Rhein.  Bund,  XX.  319. 
XXII.  89.  XLI.  3oi),  hörte  auch  dieses  Schauspiel  auf.  Rhein.  Bund,  XIX.  28.  — 
Dieses  Muster  fand,  im  J.  1810,  Nachahmer  an  dem  Grofsherzog  v.  Frankfurt,  wel- 
cher eine  Constitution  v.  16.  Aug.  1810  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Tb.  B,  S.  235)  gab,  und  zu  Hanau  im  Oct.  1810  eine  Ständeversammlung  halten 
lied  (Rhein.  Bund,  XLML  258.  XLIX.  125.  L.  19^),  u.  an  dem  Hersog  v.  An- 
haltCotften.  Von  diesem  und  von  Baiern,  s-  oben  Note  e. 
g)  Pölitz  (Fortsetzung  von  Posszlt's)  Geschiebte  der  Teutschen  (Leipz.  1819.  8.), 
S.  758  —  77». 

A)  Man  s.  die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten  seit  den  letzten  tb  Jahren. 
Leipz.  u.  Altenb.  Th.  I  u.  II,  1817.  Th.  Hl,  1810.  Th.  IV,  i8-*5.  gr.  8. 
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§.  285.  (ji7*.) 

Bundes-  u.  staatsrechtliche  Notwendigkeit,  Vertragmäsigkeit,  Garantie, 
u.  richterlicher  Schutz  der  landständischen  Perfassung.  Aufrechthal 
tung  des  monarchischen  Pruwips.  Wider  Missbrauch  der  Ocffcnt- 
licldceit  und  des  Drucks  sichernde  Geschäftordnung.  Ministerielle 
Contrasignatur  der  landesherrlichen  Verfügungen.  Fortdauer  der  in 
der  Zeit  des  t.  Reichs  bestandenen  landständischen  Verfassungen. 

I)  Die  Grundverträge  des  Teutschen  Bundes  erklären  das  Sr stein 
der  landstä »dischen  Verfassung  (RepräsentativSystem,  die  Volks- 
Vertretung  bei  der  Regierung  durch  Landstände  oder  NationalRepräscntan- 
ten)  für  einen  nothwendigen  Bestandteil  der  Grundverfassung  eines 
jeden  Bundesstaates  «);  jeder  soll  ein  ständisch  -  verfassungsmäsiger  sevn. 
Sie  verpflichten  die  Bundesversammlung,  darüber  zu  wachen,  dafs  diese 
Bestimmung  nirgend  unerfüllt  bleibe  *);  also,  dafs  in  jedem  Bundes- 
staat eine  landständische  Verfassung  fortwährend  bestehe.  Die  I*au<Utände 
und  ünterthanen  sind  befugt,  Bewirkung  der  Erfüllung  der  in  den  Grund- 
verträgen des  Bundes  für  sie  enthaltenen  Bestimmungen,  von  der  Bundes- 
versammlung zu  fordern  (§.  184»  225  u.  «27).  II)  Dem  zufolge  war  zu 
erwarten :  1  )  dafs  die  Bundesversammlung  für  Erfüllung  dieser  Bun- 
despflicht Sorge  tragen  werde  c);  2)  dafs  in  denen  Bundesstaaten,  wo 
landständische  Verfassung  nicht  schon  aus  der  frühem  Zeit  fortdauert, 
wieder  eingeführt,  oder  errichtet  ist,  solche  ohne  langen  Verzug 
werde  eingeführt  werden  <*);  3)  dafs  überall  den  Landständen  wesent- 
liche Rechte  werden  gelassen,  oder  eingeräumt  werden;  4)  dafs  diese 
landständische  Verfassung  allenthalben,  wo  sie  es  nicht  schon  ist,  nicht 
nur  zu  einem  vertragmasigen  *)  Hauptbestandteil  der  Grund- 
verfassung  des  Staats  werde  erhoben,  sondern  auch  5)  im  Innern 
zweckmäsig  werde  gesichert,  und  ausdrücklich,  wie  auch  mehrfach 
schon  geschehen  ist/),  unter  die  Gewähr  des  Teutschen  Bundes 
(man  s.  den  folg.  §.)  gestellt  werden,  der  auch  ohnediefs  in  bestimm- 
ten Fällen  zu  Aufrechthaltung  derselben  berufen  ist  (§.  184,  2-25,  22^, 
297 d").  Sogar  von  auswärtigen  Mächten  wurden  ehedem  zuweilen 
die  Rechte  teutscher  Landstände  garantirt  (§.  75,  li).  III)  Ein  Beschlufs 
der  Bundesversammlung  vom  16.  August  1824  ff)  setzt  fest:  dafs  in  allen 
Bundesstaaten  mit  landständischer  Verfassung  a)  streng  darüber  gewacht 
werden  solle,  damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  zugestandenen 
Rechte  das  monarchische  Princip  (§.98)  unverletzt  erhalten 
bleibe,  und  damit  b)  zu  \bhaltung  aller  Mifsbräuche,  welche  durch  die 
Oeffentlichkeit  in  den  Verhandlungen  oder  durch  den  Druck  der- 
selben begangen  werden  können,  eine  den  Bestimmungen  der  wiener 
SchlufsActe  (Art.  57,  59  u,  53)  entsprechende  Gesch  äft  Ordnung  ein- 
geführt, und  über  genaue  Beobachtung  derselben  streng  gehalten  werde. 
IV)  Zu  richterlichem  Schutz  der   landsländisehen   Verfassung,  dient 
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theils  tine  grundgesetzliche  Bestimmung  für  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Staatsbeamten  (§.  34a),  theils  die  Verordnung  eines 
durch  Corapromifs  gewählten  Schiedsrichter  Amtes  (§.  i3o),  theils 
die  Errichtung  eines  Staats  Gerichtshofes,  als  richterlicher  Behörde 
wider  Unternehmungen,  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gelichtet 
sind,  und  wider  Verletzung  einzelner  Bestimmungen  derselben  Auch 
ist  ausdruckliche  Verpflichtung  aller  Staatsdiener  auf  die  Verfas-  * 
sirngsurkunde,  in  manchen  Bundesstaaten  verordnet  »).  V)  Damit  für 
alle  Begentenhandlungen  die  grundgesetzliche  Verantwortlichkeit  der 
obersten  Staatsbeamten  bestehe,  ist  in  den  meisten  neueren  Verfassungsur- 
kunden festgesetzt,  dafs  alle  von  dem  Souverain  unmittelbar  ausgehenden 
landesherrlichen  Befehle  und  Verordnungen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Ge- 
genzeichnung ( Contrasignatur}  eines  der  obersten  Staatsbeamten  bedür- 
fen; eine  Bestimmung,  die  um  so  nothiger  erachtet  ward,  da  das  frühere 
Rechtsmittel  der  Beschwerdeführung  bei  einem  Reichsgericht,  wider  Mifs- 
brauch  der  landesherrlichen  Gewalt  und  wider  Verletzung  der  Verfassung 
nicht  mehr  Statt  hat,  und  da  durch  jene  Vorsicht  der  Erschleichung  landes- 
herrlicher Willenserklärungen  und  der  Unterschiebung  falscher  oder  ver- 
fälschter Ausfertigungen  vorgebeugt  wird.  VI)  In  denen  Bundesstaaten, 
wo  früher  schon  landständische  Verfassung  staatsgrundgesetzlich 
begründet  war,  ist  solches  unabhängig  von  dem  Fall  der  teut- 
schen  B  ei  c  hsver  bin  dun  g  *)• 

a)  Bundes  Acte,  Art.  i3.  Von  den  Freien  Städten  s.  241,  VI.  —  Von  der  merk- 
würdigen Geschichte  und  dem  Sinn  des  Artikels  i3,  s.  IdvvKft's  angef.  Ueber- 
•icht  etc.,  S.  194  ff.  Bioäos,  des  proscriptions,  Th.  II  (Pari«  1820.  8.),  p.  »9-  - 
3*-.  —  Verhandtungen  über  jenen  Sinn,  und  über  die  Frage,  ob  zwischen 
Repräsentativ-  und  landständischer  Verfassung  ein  wesentlicher  Unterschied  sey, 
kommen  vor  in  den  carlsbader  ConfcreuzProtocollen  v.  6  bis  3i.  Aug.  1819. 
Kum.  7 — 10,  i3,  19  u.  a3,  und  in  den  dazu  gehörigen  Beilagen  (Nebenbeila^c 
zu  dem  siebenten,  den  Nebenbei!  agen  1,  4»  5  und  6  zu  dem  achten,  und  Ne- 
benbeilage  2  zu  dein  neunten  Protocoll) ,  und  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  10. 
Sept.  1819,  §.  «ao,  S.  637  und  671  der  Orig.Ausgabc.  «Ein  RcpräscntativSystem 
ist  in  Teutschland  von  den  ältesten  Zeiten  her  Hechtens  gewesen»,  erklärte 
Hannover  auf  dem  wiener  Congrcfs.  Klübkr's  Acten  des  wiener  (Kongresses, 
Bd.  I,  Heft  i,  S.  68.  —  Preussens  Verhcifsung,  unten  §.  «88a).  Will  man  unter 
landständischer  Verfassung  eine  in  inittelalterigem  Feudal-  und  Privilegiengeist 
eingerichtete  verstehen,  wo  die  nur  aus  Standcsclassen  hervorgehenden  Landtag- 
berechtigten zunächst  nur  das  besondere  Interesse  ihres  Standes  zu  vertreten 
brauchen,  hingegen  unter  Äe^r«w»«atffVerfassung  eine  solche,  wo  jedes  Mitglied 
der  Ständcversammlung  das  allgemeine  und  das  besondere  Interesse  aller  Staats- 
genossen bei  der  Regierung  nach*  eigener  gewissenhafter  Einsicht  zu  vertreten 
verpflichtet  ist,  also  eine  Volksvertretung,  dann  ist  allerdings  ein  wesentlicher 
Unterschied  zwischen  beiden.  Vergl.  §.  98  a),  i$C}6)  u.  1790).  —  Endlich  erfolgte 
in  dem  54.  Art.  der,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhobenen  (§.  55),  wiener 
SchtussActe  v.  1810  eine  bestimmende  Erklärung  des  i3.  Art.  dahin,  dafs  «in 
allen  Bundesstaaten  landständische  Verfassungen  Statt  finden  sollen*;  wodurch 
die  in  dem  angef.  Protoc.  der  B.  V.  v.  ao.  Sept.  1819  angekündigte  Berath- 
tcblagung  und  Beschlufsnahme  überflüssig  gemacht  ward.  —  Festsetzung  gleich- 
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förmiger  Grundiätte  für  landständische  Verfassung,  sehlug  Oeatreich,  am  1 1 .  Not. 

1816,  der  Bundesversammlung  vor.  Klübfb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  84.  — 
In  die  Willkühr  der  Fürsten,  stellt  die  Einführung  landständischer  Verfassung, 
C.  G  Dadelow  über  den  i3.  Art.  der  t.  Bundes  Acte.  Gött.  1816.  8.  Dawider 
s.  LudsiTs  Nemesis,  Bd.  VI,  St.  1  (i8i5),  Num.  7.  (Frhr.  v.  Gagib»)  Der  Ein- 
siedler, Th.  I,  Heft  3,  S.  5o.  —  Im  J.  i83o  liefs  Jemand  drucken:  «Der  Furcht 
vor  Napoleon  verdanke  der  i3.  Artikel  seinen  Ursprung«, 

t)  Wiener  SclufsActe  v.  1810,  Art.  54.  Vergl.  ohen  §.  22-,  u.  die  Verhandlungen 
der  B.  V.,  bei  Gelegenheit  des  Gesuchs  der  Prälaten  u.  Bitterschaft  des  Her- 
zogth.  Holstein  um  Wiederherstellung  ihrer  landständ.  Verfassung,  in  d.  Protoc 
v.  i8'i3,  §.  129;  desgleichen  die  Verbandlungen  der  Beschwerden  der  brau« 
tchweigischen  Landstände  wider  den  Herzog  Carl,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v 
1829  u.  i83o.  Von  noch  zu  erwartenden  landständischen  Verfassungen,  unten 
§.  288.  Die  SchlufsActe  von  1820  hat  die  in  dem  Art.  i3  der  BundesActe  fest- 
gesetzte Verbindlichkeit  nicht  gemindert,  sie  hat  dieselbe,  in  den  Art.  54  bis 
65,  verstärkt.  In  dem  Protocoll  v.  20.  Sept.  1819  (§.  220,  L)  erklärte  die  B.  V. 
aus  der  Nichterfüllung  des  von  vielen  Seiten  geäufserten,  verschiedentlich  auch 
am  Bundestage  laut  gewordenen  Wunsches,  dafs  zur  Bildung  der  im  1S.  Art- 
erwähnten  Verfassungen  eine  allgemeine  Norm  festgesetzt  werden  möge ,  sey, 
wie  man  sich  jetzt  freilich  nicht  mehr  verbergen  könne,  für  Teutschland  manches 
Lehel  entsprungen. 

c)  Sogleich  in  seinem  ersten  Vortrag  in  der  B.  V.  am  11.  Nov.  1816,  mahnte  das 
Präsidium,  und  mahnte  späterhin  die  B.  V.,  durch  ihren  Beschlufs  v.  10.  Märt 

1817,  §.  91,  betr.  die  Beihenfolgc  ihrer  Geschäfte,  dann  in  ihrer  provisorischen 
Coinpetenzßestimmung  vom  12.  Juni  1817,  \.  4,  Num.  3,  an  Erfüllung  des  i3.  Ar- 
tikels der  BundesActe.  Nach  dem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  i5.  Mai  1818  (Proto<. 
v.  1818,  12**),  hatten  alle  Begieruugen,  von  welchen  der  i3.  Art.  der  Bundes- 
Acte noch  nicht  erfüllt  war,  die  Verpflichtung  übernommen,  der  B.  V.  turnt* 
Jahres/ritt  die  geeigneten  Mittheilungen,  von  den  ferneren  Einleitungen  in  den 
ständischen  Einrichtungen,  von  deren  Fortgang,  und,  wo  möglich,  von  ihrem 
allseitigen  Resultate  eu  machen,  welchem  die  B.  V.  sofort  vertrauenvoll  entgegen- 
sah. Vergl.  hiemit  die  Abstimmungen  in  dem  oben  (Note  6)  angef.  Protoc.  ti- 
li. V.  v.  i8?3,  §.  129.  Daselbst  heifst  es,  in  der  hanuöver.  Abstimmung,  Num. 
«Eine  gesetzliche  Verbindlichkeit,  ohne  die  Möglichkeit  ihrer  Realisation  in  der 
Zeit,  würde  keine  seyn;  und  in  einem  Grundgesetz  des  T.  Bundes  darf  kein 
Element  gefunden  werden,  das  sein  eigenes  Princip  auflöset«.  VergL  UtruM- 
in  L.  I.  §.  2.  D.  quod  quisque  juris  etc.  und  Preufs.  allgem.  Landrecht,  Th.  I, 
Tit.  4,  &.  -4.  —  «Wenn  die  B.  V.  (ebend.Num.  3a)  ihre  Rechte  aufgeben  wollte, 
würde  sie  ihre  Verpflichtungen  aufgeben  können  v  ?  —  Von  der  Frage,  von  dem 
Zeitraum,  innerhalb  dessen  die  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  BundesActe,  die  Ein- 
führung laudständischer  Verfassung,  da,  wo  solche  noch  nicht  besteht,  zu  er- 
warten sev,  s.  man  gesandschaftliche  Aeufscrungen  im  J.  i8«3,  in  den  Proto- 
collcn  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S.  102,  3o3,  38g,  4 «6  ff.  u.  429  ff.  —  Die  Bejchlwe 
der  B.  V.  für  Vollziehung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  findet  man  bei- 
sammen in  Hi übers  Ouellcnsammlung  zu  dem  öflentl.  Recht,  Num.  XXXVD1, 
S.  3  ,i  ff- 

d)  Theils  schon  vor  dem  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  25.  Mai  1818,  theils  später- 
hin, machten  einzelne  Bundcsglieder  bei  der  B.  V.  Anzeige  von  ihrer  Einführung 
einer  landständischen  Verfassung,  etliche  von  noch  bevorstehender  Einführung 
Man  s.  die  Register  der  Protocollc,  vor.  Verfassung. 

0)  Seiner  Natur  nach,  ist  das  Vorfassungswerk  ein  zweiseitiges  Geschäft,  ein  Act 
des  wechselseitigen  Gebens  und  Nehmens:  also  keine  Pollicitation ,  nicht  eine 
in  jedem  Augenblick  widerrufliche  Verleihung     Vergl.  ohen  §.  1,  und  Beispiele 
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von  StaatsGruud  Verträgen  ebendas.  Note  /.  Das  Versprechen  uud  Acceptiren 
kann  eben  sowohl  stillschweigend  als  ausdrücklich  erfolgen;  das  letzte ,  unter 
Anderem,  in  der  ersten  Stände  Versammlung,  und  in  dem  Regierungsrid  %  (6). 
Leber  landständische  Repräsentation  in  dein  Grofs  herzogt  h  um  Hessen  (Stuttg. 
•  Bio.  8.),  S.  3,  7,  10  u.  43.  —  Daher  sind,  in  der  Theorie,  pactine  Vcrfassungs- 
urkunden  die  Regel,  u.  ociroyirtc  oder  gegebene (von  der  Regicrungsgewalt  allein 
ausgegangene,  eigentlich  Majestätbriefe,  wie  die  französische  von  1814)  sind  Aus- 
nahmen. Wider  das  einseitige  Vorschreiben  (Octroviren)  landständischer  Ver- 
fassung, sprechen  die  Beispiele  von  Nichtannahme  einer  ortrowrten  Verfassung,* 
im  ffaldeckischen  (1814),  in  IVArtemberg  ( 181 5— 1818),  Kurhesstn  (i8t5  u.  1816), 
UpptDetmoid  (1819),  GH.  Hessen  (i8ao),  Ifoh*nzoUern$igmariHgen  (i833),  //««- 
novtr  0833,  gröfstentheils;  man  s.  das  Protoc.  der  1.  Hammer  v.  10.  Dec.  i833). 
Auch  s.  man,  auf  Veranlassung  eines  kurhess.  Minist.  Rescriptcs  v.  2.  Mai  1816, 
den  Neuen  rhein.  Merkur,  »8x6,  St.  10.  Wider  mus  dem  Stegreif*  gcmachlo 
Verfassungen,  s.  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen,  welche  Sich 
Se.  Durchl.  der  Herzog  von  Braunschweig  gegen  Ihren  erhabenen  V  ormund  etc. 
erlaubt  haben.  (Hannover  18a-.  8.),  S.  78.  —  Ausdrücklich  trageu  das  Gepräg« 
eines  Vertrags,  die  Verfassungsurkunden  von  dem  K.  der  Mederlande  (1816), 
von  S.  fVeinutrEtsenach,  fValdeck  u.  Frankfurt  (1816),  von  HilJburghausen  (1818), 
von  W&rUmberg^  wo  sogar  eine  constituirendc  Ständeversammlung  gehalten  ward 
(1819),  von  Braunschweig  (1820),  S.  Meiningen  (1829),  Kurhessen  (i83i),  im  Eiu- 
gang  u.  Art.  109,  S.  Mienburg  (i83i),  HÖnigr.  Sachsen  (i83i),  Braunschiveig 
(i&3i),  HohenzollernSigtnaringen  (»833),  Lippe  (i836).  Aeltcrc  Beispiele  oben  §.  1.  f. 
Doch  findet  auch  eine  octroyirte  Vorfassung  den  Rechtsgrund  ihrer  Gültigkeit 
iu  der  Anerkennung  oder  stillschweigenden  Annahme  des  Volkes.  Das  mei- 
niugUchc  Grundgesetz  v.  »8*9,  Art.  109,  setzt  fest,  dafs  es  nur  durch  Ucber- 
einstimmung  des  Regenten  und  des  Landtags  abgeändert  werden  könne. 
J )  Die  Garantie  des  T.  Bundes  ward  in  folgenden  Vrerfassungsurkunden  ausdrück- 
lich als  Schutzmittel  aufgestellt:  1)  in  der  /.  weimar-eisenachischen  v.  1816,  §.  111; 
1)  in  der  hildburgfutusisrhen  v.  1818,  §.  58 ;  3)  in  der  coburg-saalfeldischen 
v.  1820,  \.  4)  in  der  mciningischcn  v.  1819,  Art.  108;  5)  in  der  schwarzburg- 

sonder  shausischen  v.  i83o,  §.  i'i;  6)  in  der  kurhessisvhen  v.  i83i,  §.  IJ7;  7)  in  der 
hoheHs.ollerH-sigmaringisr.htn  v.  i&33,  %.  199.  —  Zugesichert  ward  von  der  B.  V 
die  verlangte  Garantie,  in  den  Protoc.  der  B.  V.,  für  die  erste  »8»-,  §.  i>3 ; 
für  die  andere,  1818,  %.  aaß;  für  die  dritte,  181-2,  §.  167;  seitdem  (seit  dem 
Congrefs  von  Verona)  hat  die  B.  V.  keiner  landstäudischen  V  erfassungsurkunde 
mehr  die  bei  ihr  nachgesuchte  Garantie  crtheilt ,  nicht  denen  von  Baden  1818, 
von  Kurhessen  und  SchwurzburgSondtrshausen  i83i ,  und  von  Ho/urnzotlernSig- 
tiuirmgen  i833.  Kurhessen  und  SchwarzburgSondershuusen  machten  i83i  bei 
der  B.  V.  den  Antrag,  ihren  Verfassungsurkunden  von  i83o  und  i83i  die  darlu 
erwähnte  Garantie  des  Tcutscben  Bundes  zu  erthcilen.  Die  B.  V.  beschlob 
hierauf  anfangs  InstructionsEinhoIung  (Prot.  d.  7.  Sitz.  v.  i83i,  §.  5i.),  nach- 
her  aber  (Prot,  der  33.  Sitz.  v.  i83a.  §.  36t)  Aufstellung  einer  eigenen  Commis- 
sion  zu  Begutachtung  des  in  Betreff  der  Kurhessischen  Verfassung  gemachten  An- 
trags. Als  im  J.  i833  auch  JhhenzollernSigmnringen  den  Antrag  auf  Garantie  seiner 
Verfassung  von  i833  bei  der  B.  V.  machte,  fafste  diese  (in  ihrer  39.  Sit«,  v. 
1«.  Sept.  i833,  Protoc.  §.  40»)  den  Beschluß :  «Die  zur  Begutachtung  des  An- 
trags wegen  Ucbernahme  der  Garantie  der  Hurhessischen  V  erfassung  gewählte 
BundestagsCommission  wird  ersucht,  ihr  Gutachten  auch  über  die  glcichmäsigen 
Anträge  in  Betreff  der  Verfassungen  für  die  Fürstentümer  SchwarzburgSou- 
dershausen  und  HohcnzollernSigmaringen  /.u  erstrecken».  —  Auch  Baden  machte 
bei  der  B.  V.  den  Antrag  auf  Gewährleistung  seiner  Verfassungsurkunde,  und 
dt«  B.  V.  bcschlofs  InstructionsEinhoIung,  in  d.  Prot.  v.  1818,  §.  114 ;  seitdem 
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ruht  die  Sache.  —  Ein  Staatsgesetz  der  Grofsberaoge  von  Mecklenburg  v.  28. 
ftov.  1817,  betr.  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  der  Verfassung&streitigkeiten 
zwischen  der  Landesberrsebaft  und  deu  Landsländen,  erhielt  die  Garantie  der 
B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  %.  127.  Vergl.  unten  \.  297,  d.  —  Von  der  Kotb- 
wendigkeit  solcher  Garantie,  s.  Neue  allgem.  polit.  Annalen,  Bd.  XV.  (1825). 
S.  179  fT.  —  Von  den  verschiedenen  Formen  der  Garantie  einer  Verfassung,  un- 
ter »-eichen  jene  des  Bundes  als  die  letzte  angezeigt  wird,  s.  Adr.  Majitis  iu 
Alkx.  Miller'»  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  Heft  L,  (i83*k 

S.  75-82. 

g)  In  Ki.vbfii's  Qucllensammlung  zu  dem  öftentl  Becht  elc,  N 

Vergl.  auch  die  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  37.  zu  dem  Beschlufs  der  B.  V.  t. 
a8.  Juni  i83a.,  Art.  2. 

h)  Baierische  Verfass.  Lrk.  v.  1818,  Tit.  X,  §.  5  u.  f.  Der  würtemb.  Verfass. Ver- 
trag v.  1819,  \.<p—io\  und  die  königl.  sächsische  Verfass.Urk.  v.  i83i,$.  142  — 
verordnen  einen  SttuttsGerichtshof ,  zu  gerichtlichem  Schutz  der  Verfassung.  Er 
erkennt  über  Unternehmungen,  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtet 
sind,  und  über  Verletzung  einzelner  Puncte  derselben.  Eine  Anklage  kann 
defshalb  vor  ihm  geschehen,  sowohl  von  der  Begierung  gegen  Mitglieder  der 
Ständcversaminlung  und  des  Ausschusses,  als  auch  von  den  Standen,  nicht  nur 
gc^cn  Minister  und  DepartemcntChefs,  sondern  auch  segen  Mitglieder  und  höhere 
Beamte  der  Stande.  Anklage  und  Vertkcidigung  geschehen  öffentlich  und  die 
Protocolle  werden  gedruckt.  Der  königl.  süschsische  SlGHof  wurde  eröffnet  d. 
26.  Febr.  i83/4.    OPAZeitung  v.  8.  März  »834. 

1)  S.  hildburghaus.  Verfass  Urk  v.  1818,  §.  55.  S.  coburg-gt'alfeldische  v.  1820, 
§.  120;  S.  meiningische  v.  1824«  §«8°  f 

/)  Vergl.  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  55  u.  56,  u.  oben  $.  49«  Auch  die 
oben,  Note  f,  angef.  Widerlegung  etc.,  S.  73  ff.  —  Die  Geschichte  der  Verhand- 
lungen über  den  angef.  Art.  56,  in  den  Wiener  MinisterialConferenzcn  im 
Dec.  1819,  wird  erzählt,  in  der  gedruckten  Eingabe  der  Landstände  des  Fürsten 
tkums  Lippe  bei  der  B.  V.  v.  1824,  Anl.  A,  S.  3i. 


§.  284».  (217t., 

Bestimmungen  der  wiener  SchlussActe  v.  i820. 

Prciiteit,  die  ständische  Verfassung  zu  ordnen.    Aenderung  derselben,  nur  auf  verjtu- 
sungsmäsigem  fVeg,    Bunde  smusige  Beschränkung  bei  Einrichtung  dieser  Verfassung 
Garantie  des  Bumles.     Beschränkung  der  Einwirkung  von  Seite  der  B.  V.  Verhältniu 
der  Freien  Städte  zu  dem  /$.  Art.  der  Bundes  Acte. 

Aufser  dem,  dafs  die  w  ie  ne r  Sehl  u  fs  Acte  von  1820  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  macht,  dafür  zu  sorgen,  dafs  in  jedem  Bundes- 
staat eine  landständische  Verfassung  fortwährend  bestehe  (§.  a83),  enthält 
dieselbe  noch  folgende  Bestimmungen  °).  I)  Den  souverainen  Fürsten 
der  Bundesstaaten  bleibt  überlassen,  die  landständische  Verfassung,  diese 
innere  Landesangelegenheit,  zu  ordnen,  mit  Berüksichtigung  sowohl  der 
fiüherhin  gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte,  als  auch  der  gegen- 
wärtig obwaltenden  Verhältnisse  HJ  Landstäudische  Verfassungen,  die 
in  (übereinstimmend  von  den  Betheiligten,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
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gend.)  anerkannter  Wirksamkeit  bestehen,  können  nur  auf  ver- 
fassungsmäsigem  Wege  abgeändert  werden  *).  HI)  Bei  Errichtung 
und  Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  sind 
folgende  von  Bundeswegen  <0  gesetzte  Einschränkungen  zu  beobach- 
ten, i )  Da  der  Bund,  mit  Ausnahme  der  Freien  Städte,  aus  souverainen 
Fürsten  besteht,  so  mufs,  dem  hiedurch  gegebenen  Grundbegriff  zufolge, 
die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staates  ver- 
einigt bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Ver- 
fassung nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden  «).  a)  Durch  landständische  Verfassung  darf 
kein  Bundesfürst  in  der  Erfüllung  seiner  bundesmäsigen  Verpflich- 
tungen gehindert  oder  beschränkt  werden/).  3)  Wo  Oeffentlich- 
keit  landständischer  Verhandlungen  durch  die  Verfassung  gestattet  ist 
(§.  3oo),  mufs  durch  die  Geschäftordnung  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die 
gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeufserung,  weder  bei  den  Verhandlungen 
selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck,  auf  eine  die 
Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaates  oder  des  gesammten  Teutschlandes  gefähr- 
dende Weise  überschritten  werden  IV)  Wird  von  einem  Bundesglied, 
iur  die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische  Verfassung,  die  Garan- 
tie des  Bundes  nachgesucht,  so  ist  die  Bundesversammlung  berechtigt, 
solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält  dadurch  die  Befug nifs,  auf  Anrufung 
der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  über  Aus- 
legung oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Irrungen,  so  fern  dafür 
nicht  anderweit  Mittel  und  Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch 
gütliche  Vermittlung  oder  comproraissarische  Entscheidung  beizulegen  *). 
V)  Anfser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie,  und  der  Aufrecht- 
kaltung  der  über  den  i3.  Artikel  der  BundesActe  hier  festgesetzten  (in 
gegenwärtigein  §.  erwähnten)  Bestimmungen,  oder  einer  bei  ihr  angebrach- 
ten Beschwerde  über  Verletzung  der  (wenn  gleich  von  dem  Bund  nicht  beson- 
ders garantirten)  Grundverfassung  des  Landes  (§•  225),  oder  in  einem  Fall 
der  (in  dem  folgenden  §.  angezeigten)  Bestimmungen  des  PlenarBeschlus- 
ses  der  B.  V.  vom  3o.  October  i83/f,  ist  die  B.  V.  nicht  berechtigt, 
in  landständische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigkeiten 
zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen,  einzuwirken,  so  lange 
solche  nicht  den  Charakter  aufrührischer  Bewegungen  oder  wirklichen 
Aufruhrs  annehmen,  in  welchem  Fall  die  Bestimmungen  der  Artikel  26 
und  27  dieser  SchlufsActe  Anwendung  finden  «).  VI)  Die  Anwendbar- 
keit des  i3.  Artikels  auf  die  Freien  Städte  überläfst  die  wiener  Schlufs- 
Acte der  Eigentümlichkeit  ihrer  Verfassungen  (§.  240). 

o)  Die  Erörterungen  und  Berat hsrhlagungen  über  den  i3.  Art.  der  BundesActe, 
und  über  die  landstandische  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  welche  in  den 
wiener  MinisterialConfercnaen  von  1819  u.  »810  Statt  hatten,  findet  man  in  den 
für  diese  aufgesetzten  (ungedruckten)  Protorollen,  Num.  6,  7,  8,  9  u.  »8,  vom 
16.  19.  xj.  u.  a8.  Dec.  1819,  u.  v.  ii.  Mai  181©. 
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*)  Wiener  SchiufsActc  v.  1810,  Art.  55. 

c)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  56.  ,  Bestritten  ward  die  Frage  vou  dem  Dascvn  an- 
erkannter Wirksamkeit,  in  den  V  erhandlungen  bei  der  B.  V.  1)  i8i3  u.  1824«  bei 
Gelegenheit  der  (von  der  B.  V.  für  unbegründet  erklärten")  Beschwerden  der 
Prälaten  und  Bitterschaft  des  Her^ogth.  Holstein,  Prot,  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S. 
*9»-3o4  u.  386-469;  XVL  S.  3  ff.,  Beschluß  der  B.  V.  ebenda».  XV.  536. 
XVL  8.  u.  in  Hi.üWs  Ouellensammlung  zu  dem  öffentl.  Recht.  S-  349  f„  vergl. 
unten  §.  288,  b;  2)  1829  u.  i83o,  in  der  Beschwerdesachc  der  braunschweigischen 
Landstände  wider  den  Herzog  Carl  (§.  247  b  u.  253  d),  worin  am  4«  Nov.  i83o 
in  der  B.  V.  der  Bcschlufs  erfolgte:  «dafs,  nach  Art. ,54  n.  56  der  wiener  Schlufv 
Acte,  die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  erneuerte  Landschaftsordnung 
t.  J.  1810  von  Höchstdemselben  (dem  Herzog)  nicht  auf  anderem  ab  verfassungs- 
nissigen  Wege  abgeändert  werden  könne».  Hannover»  Verfassung  vom  Jahr 
i833  ist  durch  ein  Patent  seines  ueuen  Bönigs  Ernst  August  vom  1.  Nov.  1837 
gänzlich  aufgehoben  worden.  —  Nach  den  Art.  56  u.  58  der  SchlufsActe,  un- 
ter Anderem,  ist  auch  die  Frage  zu  beurtlicilen:  ob  und  wie  fern  eine  Staats, 
regierung  befugt  sev,  zu  Hundesbeschlüssen ,  die  mit  der  LandesGrundrrrfiusung  in 
Widerspruch  stehen,  ihre  Zustimmung  zu  geben  ?  und  ob  und  wie  weil  Beschiüss« 
dieser  Art,  selbst  nach  erfolgter  Bekanntmachung  (i*5  u  214  u.  f.),  laudesver- 
fassungsmäsig  in  demselben  Lande  verbindende  Braft  haben?  Vergl.  die  Schlufs- 
Clauscl  in  der  k.  baierischen  Bekanntmachung  des  Prefsbeschlusscs  v.  1819, 
unten  §.  5o4,  Note  gy  u.  die  Verfassungsgesetze  der  Bundesstaaten  über  diu 
Verantwortlichkeit  der  Minister  (§.  34a). 

d)  Dafs  der  Bund  nicht  berechtigt  sey,  eine  allgemein  verbindende  Regel  über  die 
Verfassung  der  einzelnen  Bundesstaaten  aufzustellen,  behauptet  Bkhr,  iu  der 
oben  2i5)  angef.  Schrift,  S.  5i  ff.  V  ergl.  auch  den  angef.  Art.  56  der  Schiufs- 
Actc von  1820. 

t)  Wiener  SchiufsActc,  Art.  5-.  Bcschlufs  der  B.  V.  in  dem  Proioc.  v.  16.  Aug. 
1824,  $•  »3i,  Bd.  XVF,  S.  263  der  (^uart Ausgabe,  dafs  «in  allen  Bundesstaaten, 
wo  landständische  Verfassungen  bestehen,  darüber  gewacht  werden  solle,  damit 
in  der  Ausübung  der  den  Ständen  durch  die  landständische  Verfassung  zuge- 
standenen Rechte,  das  monarchische  Princip  unverletzt  erhalten  bleibev. 

/)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  58.    Vergl.  unten  §.  296,  X. 

g)  Wiener  SrhlufsActe,  Art  59.  Auch  s.  man  den  Bcschlufs  der  B.  V.  vom  in. 
Aug.  »8*4,  oben  §.  283,  BX 

K)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  60.    Vergl.  %.  283,  214,  2*5  u.  2184b. 

1)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  61.  V  ergl.  jedoch  oben  §.  225.  —  Die  Befugniss  der 
Bundesversammlung  zu  Einwirkung  in  landstiindische  Angelegenheiten,  oder  in 
Streitigkeiten  zwischen  htndesherrschufien  und  ihren  Ständen,  erhält  ihre  Bestim- 
mung, theils  durch  den  iuder  Bundes  Acte  erklärten  Bundeszweck  (§.  106  u.  217) 
überhaupt,  den  auch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  3  u.  9,  als  obersten 
Grundsatz  der  gesammten  Bundesverfassung  bestätigt,  theils  durch  besondere 
Bestimmungen  dieser  SchlufsActe.  bei  der  man,  ohne  sie  mit  sich  selbst  in  Wi- 
derspruch zu  setzen,  die  Voraussetzung  nicht  wagen  darf,  dafs  darin  solche 
Beschränkungen  jener  Bcfugnifs  hätten  gemacht  werden  wollen,  welche  den 
Bundeszweck  aufheben  oder  wesentlich  verändern;  diesen  Zweck,  von  welchem 
die  Sicherung  und  Handhabung  eines  jeden  Rechtssustandes  ein  Hauptbestandteil 
ist  (§.  217).  Nicht  blofs  einzelne  Artikel  der  BundcsActe  und  der  wiener 
SchlufsActe,  sondern  auch  die  Gesammtbeit  derselben  in  ihrem  Zusammenhang, 
verbunden  mit  dem  Art.  53  der  SchiufsActc,  begründen  eine  gewisse  Compe- 
tenz  der  B.  V.  in  dein  landständischen  V  erfassungswerk.  Gutachten  in  den 
Protocollen  der  B.  V.,  Bd.  \V,  S.  429.  —  Die  Einwirkung  oder  Einmischung 
der  B.  V.  iu  die  genannten  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten,  ist  zweifach 
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entweder  von  Bethciligteti  verlangte  (ad  iiutfantiam),  oder  mickt  verlangt*  (ex 
officio).  Fälle,  wo  die  letzte  (aber  auch  die  erste)  zulässig  ist.  sind  in  der 
SchlufsActe  namentlich  angegeben,  in  den  Art.  «5,  %(\  $7,  58,  u.  5a.  Von 
der  ersten  erwähnt  diese  Acte  nur  Eines  Falles  ausdrücklich,  in  dem  Art.  60. 
'Wollte  man  aus  der  Fassung  des  Artikels  61  ein  Argument  für  die  Behauptung 
herleiten,  dafs  nur  in  denen  Fällen,  welche  die  SchlufsActe  (in  den  Art.  26,  «7, 
5%  58,  5o.  60  u.  61)  ausdrücklich  bezeichnet,  die  B.  V.  cu  verlangter  Einwirkung 
befugt  soy,  so  würde  solches  zu  viel,  mithin  Nichts  beweisen.  Es  würde  be- 
weisen, dafs  die  B.  V.  zu  von  Unterthanen  oder  Landständen  verlangter  Ein- 
wirkung in  landständische  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten  auch  dann  nicht 
befugt,  geschweige  denn  verpflichtet  sey,  wenn  die  Landesherrschaft,  aufser  den 
in  der  SchlufsActe  namentlich  genannten  Fällen,  den  durch  die  HundesActe  all- 
gemein zugesicherten  Rechtssustand  (§.  106  u.  117)  offenbar  verletzt,  wenn  sie 
z.  B.  die  Erfüllung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  verweigert,  wohlerworbene 
Hechte  der  Landstände  und  Unterthanen  verletzt,  die  bestehende  landstandischc 
Verfassung  nach  Willkühr  aufhebt,  wesentlich  verändert,  oder  anzuerkennen 
sich  weigert,  die  landesherrliche  Gewalt  inifsbraucht.  Auch  spricht  schon  die 
provisorische  CompetenzBestiinmung,  in  dem  Prot.  v.  12.  Juni  181-,  §.  »i3,  lit. 
i\  Num.  0  (Hlübez's  Quellensammlung  etc.,  %.  »39),  der  B.  V.  die  Competcnz 
zu,  wenn  ganze  Corporationen  und  Classen  bei  ihr  Beschwerde  führen,  über 
Verletzung  ihnen  in  der  BundesActe  bestimmter,  oder  darin  ausdrücklich  ein- 
geräumter Gerechtsame.  Endlich  ist  auch  in  dem  3.  Art.  der  SchlufsActe 
verordnet,  dafs  in  solchen  Fällen,  wo  die  Vorschriften  der  Grundgesetze  des 
Bundes  nicht  hinreichen,  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  durch  die  in  dem  Grund 
rertrag  bezeichneten  Bunde  j  zw  fr  i»  bestimmt  werde.  Nach  diesen  Grundsätzen, 
ist  die  Frage  von  dem  Recun  der  LnntUtäntU  und  Unterihauen  an  die  B.  V und 
von  der  Competenz  der  letzten  hierauf,  zu  beurtheilen,  wovon  %.  217  u.  itb. 

§.  284b. 

Schiedsrichterliche  Entscheidung  von  Streitigkeiten   zwischen  Regie- 
rungen und  Landständen,  oder  in  Freien  Städten  zwischen  dem  Senat 
und  den  verfassungsmäsigen  bürgerlichen  Behörden. 

Durch  einen  PlenarBeschlufs  der  Bundesversammlung  vom  3o.  Octo- 
ber  i834  —  abgefafst  in  den  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  i834  «zu 
Wien  abgehaltenen  Cabinetsconfercnzen,  über  die  gemeinschaftlichen  Ange- 
legenheiten des  teutschen  Vaterlandes»  —  wurden  Schiedsgerichte  <*) 
angeordnet,  zu  facultativem  Gebrauch  für  Entscheidung  von  Streitig keiten, 
sowohl  1  )  zwischen  Regierung  und  Ständen  eines  Bundesstaates ,  oder  in 
Freien  Städten  *)  zwischen  dem  Senat  und  den  verfassungsmäsigen  bürger- 
lichen Behörden  (in  allen  den  Fällen,  wo  nicht  durch  Gesetz  und  Landes- 
verfassung für  diesen  Zweck  bereits  Vorkehrungen  getroffen  sind),  als  anch 
2)  zwischen  Bundesgliedern  unter  sich  (wenn  die  streitenden  Bundesglie- 
der, im  beiderseitigen  Ein  verstand  nifs,  diesen  Weg  dem  anderweit  ange- 
ordneten Verfahren  —  §.  216,  172  ff.  —  vorziehen).  —  Um  das  Schieds- 
gericht zu  bilden,  ernennt  jede  der  17  Stimmen  des  engern  Rathes  der 
Bundesversammlung  aus  den  von  ihr  repräsentirten  Staaten,  von  3  zu  3 
Jahren,  zwei  durch  Charakter  und  Gesinnung  ausgezeichnete  Männer,  welche 
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durch  mehrjährigen  Dienst  hinlängliche  Kenntnisse  und  Geschäftsbildung, 

der  Eine  im  juridischen,  der  Andere  im  administrativen  Fache,  erprobt  haben- 
Die  erfolgten  Ernennungen  werden  der  Bundesversammlung  angezeigt,  und 
ron  dieser  öffentlich  bekannt  gemacht.    Wird,  im  einzelnen  Fall,  schieds- 
richterliche Entscheidung  nachgesucht,  so  haben  die  streitenden  Theile  aas 
der  bekannt  gemachten  Liste  der  34  Spruchmänner  in  der  Regel  sechs 
Schiedsrichter,  jeder  von  ihnen  drei,  auszuwählen,  wobei  jedoch  in  Er- 
mangelung beiderseitigen  Einverständnisses,  die  von  den  betreffenden  Re- 
gierungen selbst  ernannten  Spruchmänner  ausgeschlossen  sind.    Dem  Ueber- 
einkomuien  beider  Theile  bleibt  überlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  2  oder 
4  Schiedsrichtern  zu  beschränken,  oder  deren  Zahl  auf  8  auszudehnen. 
Erfolgt,  nach  vereinbarter  Berufung  an  das  Schiedsgericht,  und  nachdem 
insbesondere,  im  Fall  1 ,  die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  Spruck- 
männcr  mitgctheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundesversammlung  die  letzteren  statt  des  säumi- 
gen Theiles.    Die  Schiedsrichter  wählen  aus  der  Zahl  der  übrigen  Spruch- 
männer  einen  Obmann;  bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  ein  solcher  von 
der  Bundesversammlung  ernannt.     Nachdem  die  Acten,  spruchreif,  dem 
Obmann  übersendet  sind,   überträgt  dieser  zwei  Schiedsrichtern,  deren 
Einer  aus  den    von  der  einen  Partei,  der    Andere  aus  den  von  dem 
Gegent heile  Erwählten  zu  nehmen  ist,  die  Ablassung  der  Relation  und 
der  Correlation.    Demnächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter  und  ent- 
scheiden den  streitigen  Fall  durch  Mehrheit  der  Stimmen.    Etwa  nothige 
Ermittelung  oder  Aufklärung  von  Thatsacben   verschafft  die  Bundesver- 
sammlung dem  Schiedsgericht  durch  die  Bundestagsgesandten  der  bethei- 
ligten Regierungen.    Wird  nicht  hierdurch  eine  Verzögerung  unvermeid- 
lich, so  soll  die  Entscheidung  spätestens  binnen  vier  Monaten,  von  der 
Ernennung  des  Obmannes  an  gerechnet,  erfolgen,  und  es  soll  dieselbe  die 
Kraft  und  Wirkung  eines  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses  haben,  auch 
die  bundesgesetzliche  Executionsordnung  dabei  zur  Anwendung  kommen. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die  Ansätze  eines 
Budgets  insbesondere  erstrecken  sich  Kraft  und  Wirkung  des  schiedsrich- 
terlichen Ausspruches  auf  «die  Dauer  der  SteuerbewilligungsPeriode,  welche 
das  in  Frage  stehende  Budget  umfafst.    Anstände  über  die,  den  betheilig- 
ten Staaten  zur  Last  fallenden  Kosten  werden  durch  die  Bundesversamm- 
lung erledigt    Bei  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  mufs 
die  schiedsrichterliche  Entscheidung  nothwendig  jeder  unmittelbaren  Da- 
zwischenkunft  der  Bundesversammlung  (§.  284«  IV)  vorhergehen.  —  Der 
Beschlufs  der  Bundesversammlung  selbst  erklärt  im  übrigen  den  Gebrauch 
dieses  Schiedsgerichts  für  facultativ.    Nicht  nur  allgemein  kann  daher 
in  Bundesstaaten  durch  landesgrundgesetzliche  Uebereinkunft ,  sondern  auch 
in  einzelnen  Fällen  besonders  durch  specielle  Uebereinkunft,  für  Streitig- 
keiten zwischen  der  Landesregierung  und  den  Ständen  ein  anderes  als  das 
bundesvertragmäsige  Schiedsgericht  angeordnet  werden. 
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*»)  Aoolfm  Arsou»,  die  richterliche  und  vollziehende  Gewalt  dea  deutschen  Bundes, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  durch  den  Bundesbeschlufs  vom  3o.  Oct.  i834 
eingeführte  BundesSchiedsgericht.  Stuttg.  i835.  8.  Das  neue  Schiedsgericht  für 
die  constitutioncllen  Staaten  in  Deutschland.  Frankf.  i835.  8.  Müllem,  Archir 
f.  d.  neueste  Gesetzgebung  aller  deutschen  Staaten,  Bd.  VL  H.  a,  S.  144.  Frankf. 
i835.  8.  Ist  eine  analoge  Anwcndungr  des  neuen  Buiules-Scliieds»cricbts  auf 
Hamburg,  so  lange  dessen  Verfassung  besteht,  gedenkbar?  Hamburg  1 835»  8* 
Frbr.  L.  Rubde,  patriot.  Phantasien  eines  Juristen,  XXI,  S.  3ia.  Oldenburg  i836. 
VnAvz  Frhr.  v.  Grube*,  Abbandlungen  über  Gegenstände  des  öffentl.  R.  des  d. 
Bundes  u.  des  StaaUr.  der  Bundesstaaten.  Betrachtungen  über  das  bundesge- 
setzlichc  Schiedsgericht.  Heft  II.  i5o.  Stuttg.  i836.  8.  Betrachtungen  über  den 
Bundestagsbesrhlufs  vom  3o.  Oct.  i834,  die  Einführung  des  Instituts  der  Schieds- 
richter betr.,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Anwendbarkeit  desselben  in 
Bayern,  von  Dr.  Debes  in  Würxburg;  in  v.  Zurheih's  Zeitschrift  für  Theorie 
und  Praxis  des  Bayer.  Civil-,  Criminal-  u.  öffentl.  Rechts,  Bd.  H,  Heft  1  (Mün- 
chen »836),  Num.  I.  Ph.  Frieds.  Wim.  Frhr.  v.  Lkomurdi,  das  Austnigal verfah- 
ren des  Deutschen  Bundes.  Frankf.  i838.  8. 

*)  Der  46.  Art.  der  wiener  CongrefsActe  vom  Jahr  i8i5  in  Betreff  der  Verfassung 
der  freien  Stadt  Frankfurt  erhält  jedoch  hierdurch  keine  Abänderung  (Art.  XI. 
des  Bdstgsbeschl.);  s.  §.  216. 

§♦  285,  (218.) 

JlauptGesichtpuncte  des  heutigen  landständischen  FerfassungsSy  Stents. 

Sein  jetziger  Bestand: 

/)    in  den    Freien  Städten. 

In  em  heutigen  Zustand  des  RcpräsentativSystems  in  den  teutschen 
Bundesstaaten,  ist  mehrfache  Verschiedenheit  bemerkbar;  theüs  nach 
der  Staatsform,  theils  nach  Form,  Ursprung,  Entstehungsart,  Ausbildung 
und  Ausdehnung  des  Instituts,  theils  nach  seinen  Grundlagen  und  nach 
der  Art  und  dem  Umfang  seiner  Wirkungsbefugnisse.  Alle  diese  verschie- 
denen Betrachtungen  sind  in  der  hier  folgenden  Darstellung  in  Betracht 
zu  nehmen.  A)  In  den  Freien  Städten,  wo  die  Staatshoheit  ihrer 
Substanz  nach  der  Stadtgeraeinde,  die  Ausübung  der  äufseren  lloheitrechte, 
und  die  vollziehende  Gewalt,  mit  EinschluPs  der  Verwaltung,  einem  in 
seinen  Gliedern  wählbaren  Rath  oder  Senat,  unter  mehrfacher  Mitwir- 
kung und  Beiordnung  von  BürgerRepräsentanten  zusteht,  vertrat  früher 
schon,  und  vertritt  jetzt  wieder,  zum  Theil  neu  gebildet,  ein  mehr  oder 
weniger  zahlreicher  Ausschufs  der  Bürgerschaft0),  unter  verschie- 
denen Benennungen,  an  der  Seite  des  Senats,  die  Stelle  der  in  andern 
Bundesstaaten  bestehenden ,  oder  noch  einzuführenden  Landstände  Die 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  62,  erkennt  die  Anwendbarkeit  des 
i3.  Artikels  der  BundesActe  auf  die  Freien  Städte  in  so  weit,  als  die  be- 
sonderen Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 
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a)  Man  ».  oben  §.  ?4°  u* 

6)  Erklärung  der  Freien  Städte,  in  d.  Protoc.  der  Ii.  V.  t.  1818,  $.  41  ;  wo  rt 
keifst;  «Je  glücklicher  sich  die  Freien  Städte  in  dieser  Lage  befinden,  um  »o 
lebhafter  müssen  sie  sich  mit  dem  Wunsche  vereinigen,  durch  allgemeine  Au* 
führung  des  i3.  Art.  ein  Bedürfnifs  erfüllt  zu  sehen,  welches  sehr  dringend  *u 
werden  scheint,  und  dessen  ßefriediguug  eine  der  sichersten  Grundlagen 
der  Kraft  des  Bundes  »ur  Erhaltung  der  äufeern  und  Innern  Sicherheit  seju 
wird,  die  xulelxt  doch  hauptsächlich  auf  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  der 
Bundesstaaten  beruhen  mufs». 

§•  286.  (2i9.) 

t)    In  den  monarchisch  geformten  Bunde ss taate  n  ; 
«PO  landständische  Verfassung 

a)   thcils   neu   errichtet  ist. 

B)  Was  die  monarchisch  geformten  Bundesstaaten  betrifft,  so  ist 
1)  in  einem  grofsen  Theil  derselben,  seit  Auflosung  des  rheinischen  Bun- 
des, eine  landständische  Verfassung  neu  errichtet  worden,  nachdem  die- 
selben früherhin  entweder  keine,  wenigstens  keine  in  dem  jetzigen  Umfang 
des  I^andes,  oder  eine  anders  gebildete,  zum  Theil  unlängst  factisch  auf- 
gehobene, hatten,  die  in  manchen  von  der  Landesherrschafl  war  aufgeh  oben 
worden.  Die  Staaten,  worin  solches  geschehen  ist,  sind  folgende,  geordnet 
nach  der  Zeitfolge  ihrer  Yerfassungsurku nd en,  welche  hierfür 
die  Geschichte  der  Bildung  und  Entwickelung  des  Repräsentativ  Systems, 
so  wie  der  Inhalt  dieser  Urkunden  in  Absicht  auf  die  bei  ihrer  Entstehung 
herrschenden  RegierungsMaximen,  mehr  oder  weniger  bemerk enswerth  ist: 

I)  das  Herzogthum  Nassau  «);  2)  das  Grofsherzogthum  Luxemburg  *); 
3)  die  Fürstentümer  SchwarzburgRudolstadt  <^),  4)  Schaum- 
burg <0  un<l  5)  Waldeck  f);  6)  das  Grofsherzogthum  Sachscn- 
WeimarEisenach /);  7)  das  Fürstenthum  Snchsenli  ildbnr^hau- 
sen  £");  welches  nach  seiner  im  Jahr  1826  erfolgten  Vereinigung  mit 
Meiningen,  im  Jahr  1829  eine  mit  diesem  vereinigte  landschaftliche  Ver- 
fassung erhielt  (unten  Num.  16);  8)  das  Königreich  Baiern  A);  9)  das 
Grofsherzogthum  Baden«);  10)  das  Fürstenthum  Liechtenstein'}: 

II)  die  Königreiche  Würtem berg  ')  und  12)  Hannover*);  i3)  das 
Herzogthum  B r a u n s c h w e i g,  nebst  dem  Fürstenthum  Blankenburg  «} ; 
14)  das  Grofsherzogthum  Hessen  »);  i5)  das  Herzogthum  Sachsen- 
CoburgSaalfeld  p)  16)  das  Herzogthum  Sa ch sen Mein i n gen  f); 
17)  Kurhessen  r);  18)  das  Herzogthum  Sachsen  Altenburg 
19)  Holstein  «)>  «0)  das  Königreich  Sachsen  «)  21)  das  Fürstentum 
II  ohenzollernSigmarin  gen  »•);  ?2)  das  Ftirstenthum  Lippe"). 

a)  Aassau.    Landständisches  VerfassungsEdict  v.  1.  u  1.  Sept.  1814,  betr.  die  Kr- 
rirhtung  der  Landstä'ndc;  in  der  Samml.  der  (nassau.)  lnudcskcrrl.  Edirfe, 
IV,  S.  4,  u.  als  Beilage  7  zu  %.  fo  der  Protoc.  der  Ii.  V.  t.   1818,  auch  i» 
den   Constitutionen   der  europ.  Staaten,  Th.  II.  (Leip*.  181-.  8.),  S.  itp  ff 
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u.  in  den  Europ.  Anualen,  i8i5,  Cod.  diplom.  S.  n3.  (Dawider  s.  C.  D.  Vom 
Zeiten,  i8i5,  St.  1.  S  "o  ff.  Critisrhe  Helcueht  des  Vorworte  tammt  Bemer- 
kungen, womit  das  iiassauische  Edict  u.  s.  w.  im  Januarheft  der  Zeiten  \on 
Voss  begleitet  worden  ist.  Frankf.  i8i5.  8.  Kleber'«  Eebersieht  der  diplom. 
Verband),  des  wiener  Congr.,  S.  118  ff.).  Edict  v.  9.  u.  11.  Sept.  i8i5.  Vcr- 
ordn.  v.  3.  u.  4.  Nov.  i8i5,  betr.  die  Bildung  der  Herrenbank  der  Landständc; 
als  Beil.  8  au  $.40  derProtoc.  der  B.  V.  v.  1818,  u.  in  den  angef.  Constitutionen, 
Th.  III,  S.  57-  Patent  v.  4.  Nov.  i8i5,  die  Wahl  der  Landständc.,  ebend. 
S.  576.  Nassauische  Erklärung  in  der  B.  V.,  in  dem  angef.  §.  40,  ~  Erat  >8i8 
trat  die  Verfassung  in  das  lieben.  SitxungsProtocollc  der  ersten  landständischen 
DeputirtenVcrsamml.  des  Herzog  tb.  Nassau,  von  d.  J.  1818.  Wiesbaden  1818. 
Fol.  Bemerkungen  über  Nassau's  Landstände.  1818.  8.  Prüfende  Bemerkungen 
zu  den  Bemerkungen  etc.  Wiesb.  1818.8.  SitzungsProtoeoll  der  Herrenbank  bei  der 
StändevcrsammI.desHerzogth.  Nassau  v.J.  1819.  Desgl  v.  J.  18x1.  Desgl  v.  J.  18?.». 
W'iesbr.dcn.  Fol.  SitzungsProtoeoll  der  landständ.  DeputirtenVersamml.  /.ur 
Ständevers,  des  H.  Nassau,  von  1818.  1819.  1820.  1821.  18*2.  i8a3.  18*4.  1823, 
u.  s.  w.  Fol.  Das  Edict  v.  29.  Oct.  i83i,  wodurch  die  Mitglieder  der  Herren- 
bank von  i3  auf  iq  vermehrt  wurden,  wird  von  der  Deputirtcnkammer  als 
verfassungswidrig,  mithin  als  ungültig  angefochten.  Man  s.  Ueber  die  Ver- 
mehrung der  1.  Hammer  der  Nassauischen  Landständc.  Zweihrücken  i83i.  8. 
Auszug  daraus,  in  Zöpfl's  Microcosmus,  2.  Liefer.  Hcidelb.  1882),  S.  10— 23. 

t)  Lusimhurz.  Wegen  seiner  xeither  bestandenen  Verbindung  mit  dem  Hönigr.  der 
Niederlande  (§.  82  a  u.  111),  hatte  es  mit  diesem  die  k.  niederländische  Constitu- 
tion vom  24.  Aug.  181;')  gemein.  Sie  steht  in  den  angef.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  U,  S.  499  ff*  In  dein  1.  %.  dieses  FundamentalGeselxes 
heifst  es:  «Da  das  GH.  Luxemburg  unter  Einer  Souvcrainetät  mit  dem  Königr. 
der  Niederlande  steht,  so  wird  es  nach  demselben  FundamentalGesetz  regiert 
werden,  unbeschadet  jedoch  seiner  Verbindung  mit  dem  t.  Bund».  —  Luxem- 
burg hat  eigene  ProvinzialStände,  welche  4  Deputirte  in  die  2.  Kammer  der 
GcneraUtaaten  des  Königr.  senden.  Man  s.  §.  290,  i.  —  Luxemburgische  An- 
zeige in  d.  Protoe.  der  B.  V.  v.  1818.  $.  106,  vergl.  mit  §.  35  der  Protoc.  v. 
1816.  —  Schon  unter  österreichischer  Hoheit  hatte  Luxemburg  Landstände. 
Man  t.  v.  der  Nahxkb  a.  oben  §.  89  angef.  Ort,  S.  101  ff.  E.  M€nch,  das  GroHi- 
herr.ogthum  Luxrmburg,  in  seinen  ältern  und  neuem  historisch-staatsrechtlichen 
Verhältnissen.    Braunschw.  i832,  8. 

r)  5.  Rudolstadt.  Publicandum  wegen  der  Volk&Bcpräsentation  in  den  fiirstl. 
srhwarzb.  Landen,  v.  8.  Jan.  1816.  Hudolst.  1816,  sechs  weitläufig  gedruckte 
Seiten  in  kl.  8.;  auch  in  den  angef.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,'  Th.  IL 
S.  364  ff-,  in  Bisikgbr's  vergleichender  Darstellung  der  europ.  Staatsverfas- 
sungen (Wien  1818.  8.),  S.  5oy  ff.  Landesfurstliche  Verordnung  v.  21.  April  1821, 
enthaltend,  in  Kraft  eines  LandesGrundgesctr.es,  eine  nähere  Bestimmung  und 
Entwickelung  der  landständischen  Verfassung,  in  Folge  einer  vorausgegangenen 
Bcrathung  und  Vereinbarung  mit  den  Ständen  in  einer  allgemeinen  Landes- 
versamn#ung.  Vergl.  unten  §.  294,  e.  Der  erste  Landtag  ward  eröffnet  am 
8.  Apr.  1821 ;  nach  sechsjähriger  Dauer  ward  er  geschlossen  im  Juli  1826. 

d)  Sckaymburg,  lippischen  Theils.  Verfassungsurkunde  v.  i5.  Jan.  1816;  in  Klübkr's 
Staatsarchiv,  B.  I,  S.  67  ff,  u.  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  TO,  S.  410.  — 
Bei  der  Tbeilung  der  Grafschaft  Schaumburg  »wischen  HessenCassel  u.  Lippe. 
Alverdissen,  bestanden  schaumburgische  Landstände,  die  zuerst  gemeinschaftlich 
blieben,  und  bis  1661  allgemeine  Landtage  hielten,  nachher  aber  sich  freiwillig 
trennten,  in  dem  lippi&chen  Theil  späterhin  ganz  in  Unthätigkeit  geriethen,  in 
dem  hessischen  hingegen  sich  erhielten. 

»■)  fValdeck.    Auf  einem  allgem.  Landtag  errichteter  LandesGruiidirr/ra«-   v.  19. 
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April  1816,  wodurch  die  (1814  einseitig  abtuändern  versuchte)  landständische 
Verfassung  aufs  Neue  begründet  ward;  auch  in  d.  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Tb.  III,  S.  368.  u.  mit  Anmerkungen  in  Ki.vbkr'b  Staatsarchiv ,  Bd.  II, 
Sf  i43  ff.  Das  nicht  zur  Ausführung  gekommene  Verfassungs-  u.  Verwaltungs- 
Organi&ationsDcrret  v.  38.  Jan.  1814 *  steht  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  IL 
S.  «76.  —  Vergl.  Moskh  ron  der  Reichsstände  Landen,  S.  4~4  «•  »4o4-  Khein. 
Bund,  Heft  VII,  S.  160.  —  Unter  dem  28.  OcU  i83o  machten  die  Landstände 
bekannt,  der  Fürst  habe  sie  r.usammcnberufcn,  «um  sich  mit  ihnen  über  die 
Mittel  zu  Erleichterung  der  auf  den  L'ntertbanen  ruhenden  Lasten  und  tu  Ver- 
besser  ungen  ihrer  Lage  gemeinschaftlich  zu  berathen.  Die  grofsc  Zahl  und  die 
Wichtigkeit  der  vorliegenden  Gegenstände  habe  sie  bestimmt,  zu  deren  vor- 
läufiger Bearbeitung  einen  engern  Ausschufs  zu  erwählen». 

/)  S.  tt'eimarEüenach.  Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfafs.,  v.  5.  Mai  1816; 
in  Klübbr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  162—203,  als  Beilage  10  zu  §.  35  derProtoc. 
der  B.  V.  v.  1816,  in  den  angef.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  IL, 
S.  33o  ff.  u.  in  Pölitz  europ.  Verfassungen  seit  1789,  Bd.  t,  S.  75 1.  Ward 
vertragweise  errichtet,  und  garantirt  von  dem  T.  Bund,  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  §.  93.  Voraus  ging  eine  Verordnung,  v.  3o.  Jan.  1816,  über  eine  land- 
ständische BerathschlagungsvcrsammL,  in  Rlüber's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  146. 
ScnwErrzzn's  öffcntl.  Recht  des  GHzgtb.  S.  WeimarEisenach,  I,  18  ff.  76—115. 
S.  weimar-cisenach.  Ständeverbandlungen  auf  Schloss  Domburg.  6.  Hefte.  Wei- 
mar 1818  u.  1819.  4*  S.  Weimarische  Landtags  Verhandlungen  im  Jahr  1830  11. 
i8at.  Weimar  1821.  4.  Der  Landtag  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  1810.  Jena 
1811.  8.  —  Im  J.  1809  waren  die  Landstände  von  Weimar,  Eisenach  u.  Jena  vereinigt 
und  bestätigt  worden.  Im  Jahr  1811  erhielten  sie  eine  neue  Einrichtung  unter  dem 
Namen  ProvinzialDeputation  des  Herzogtb.  Weimar.  Jen.  AUg.  Lit.  Zeit-  1810, 
EB.  Num.  74,  u.  AUg.  Zeit.  1811,  Num.  5a.  Von  dieseu  Veränderungen  und  von 
der  frühern  Verfassung,  s.  das  Allgemeine  StaatsverfassungsArchiv,  Bd.  O,  St.  2.  u. 
Schweitzer  a.  a.  O.,  L  24  ff.  —  Der  weimarische  Landtag,  i83a.  Weimar  i83a.  8. 

g)  S.  Hildburghausen.  Grundgesetz  der  landschaftl.  Verf.  v.  19.  März.  1818,  in  d. 
Regier.  Blatt  v.  1818,  Num.  16,  in  den  angef.  Constitutionen,  Tb.  U3,  S.  386, 
u.  bei  Pölitz  a.  a.  O-,  Bd.  I,  S.  783.  Ward  vertragweise  errichtet  und  garantirt 
von  dem  T.Bund.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  i8r8,  %.  xib.  —  Durch  eine  Bekanntmachung 
v.  5.  Aug.  180-,  war  die  Fortdauer  der  landschaftl.  Vcrfass.  zugesichert  worden, 
Rhein.  Bund,  IX.  485.  VcrgU  auch  das  landcshcrrl.  Rescript  v.  i5.  Sept.  181 5, 
in  d.  Allgcm.  Zeit.,  1816,  St.  256,  S.  1023 ;  worin  &  Verbesserung  der  Mängel 
der  bisherigen  Verfassung»  angekündigt  ward,  wo  die  Ritterschaft  meist  «ein 
«entschiedenes  Uebergewicht  über  die  Städte  hatte,  u.  besonders  der  Bauerstand 
«gar  nicht  vertreten  war»,  der  jetzt  in  die  Landschaft  einzuführen  sej.  —  Mit 
einem  Rescript  v.  17.  Nov.  1817  ward  ein  Entwurf  der  Verfass.Urkundc  den 
Ständen  zu  Eröffnung  ihrer  Ansicht  mitgetheilt.  —  Landlagsverhandluugen  des 
Fürstentums  Hildburghausen.  2  Bände.  Hildb.  1821 — 1828.  8.  Im  J.  1819,  ward 
seit  1771  der  erste  Landtag  wieder  gehalten. 

k)  Baiern.  Verfassungsurkundc  v.  26.  Mai  1818,  mit  10  dazu  gehörenden  Edicten 
von  demselben  Tage,  u.  mit  einem  Anhang  zu  §.  io3;  besonders  gedruckt  in  4., 
auch  in  G.  Döllibcer's  Verfass.  des  Hönigr.  Baiern,  mit  den  darin  angef.  frühe- 
ren k.  Edicten  u.  Verordnungen,  Bd.  I — UL,  (München  1818  bis  1819.  8.),  u.  die 
.  Verfass.Urk.  allein  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  DJ,  S.  112,  u.  in  dem  di- 
plomat.  Codex  zu  L.  Luders  Statist,  herald,  gencalog.  •  Taschenbuch  Europa, 
Bd.  I,  Ablh.  1  (1819),  S.  102.  Ein  Abrifs  dieser  Verfassung,  in  Sowi*i>g,s 
Staatsr.  des  Rönigr.  Baiern,  Th.  I,  S.  436—477,  in  L.  v.  Drusch,  Grundzügcn 
des  baierschen  Staatsr.,  §.  16— 5i,  u.  Schu>ch's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I, 
S.  4o5—633,  auch  in  J.  C  Bisünger's  vergleichender  DarstelL  der  Staatsverfas- 
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sungcn  der  curop.  Monarchieen  und  Republiken,  S.  570—578.     Königl.  Eut- 
schliefsung  v.  5.  Ott.  1818,  enthaltend  die  Modificationcn  der  Verfassungsurkunde 
für  den  Rheinkreu,  nach  den  besonderen  Institutionen  desselben)  in  dem  Amts- 
blatt für  den  baier.  Rheinkreis,  1818,  IV um.  26$  auch  bei  v.  Dresch  u.  a.  O. 
S.  J19.    Scai/NCh  a.  a.  O.  S.  117.  —  Raierische  Anzeige  bei  der  H.  V.,  in  dem 
Proioc.  v.  1818,  §.  i54-  —  Verhandlungen  der  1.  Hammer  der  Ständevcrsamml. 
des  Hönigr.  Raiern,  im  J.  1819.  München  1819.  8.  V  erhandlungen  der  2.  Ham- 
mer u.  s.  w.,  im  J.  1819.  4 ^  Hefte.  München  1819— 1821.  8.    V'ullständ.  aiphabet 
Repcrtorium  über  die  Verhandlungen  der  ersten  Standeversamml.  des  H.  Haiern. 
München  18a  1.  8.   Jul.  Gr.  v.  SonEN,  der  baier.  Landtag  v.  1819.  Nürnb.  1821. 
8.    H.  v.  Holzschuher,  der  bayerische  Landlag  von  1825.  I.  Abtheil.  Erlangen 
1826.  8.    R.  Abthcil.  Nürnberg  »827.  8.    Graf  Ch.  E.  r.  Bka/el-Stert^'s  He- 
richt  über  die  Ständevcrsammlung  des  Königreichs  Hävern,  vom  17.  Nov.  i8a-r 
bis  18.  Aug.  1828.  Zürich  1839.  8.    C.  E.  Graf  v.  Re>zel-Steu>\ii's  Raiernbriefe, 
oder  Geist  der  vier  ersten  Ständeversammlungcn  des  Königreichs  Raiern.  Rd.  !• 
Ständeversammlun*  v.  1819.  Rd.  II.  St.V.  v.  182a.  Rd.  ID.  St.V.  v.  i8a5.  Rd.lV. 
St.V.  v.  1818.  Stu  t..  i83i.  gr.  8.   Raiern's  Deputirtcnkammer  v.  i83i,  redigirt 
von  Eisjnäass.  Mün<  l  en  i83a.  8.  —  Von  früheren  Ereignissen,  s.  Hlüber's  Ue- 
bersicht der  diplom.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  224  ff.  u.  oben  §.  281  f. 
u.  282,  e.    Raes  dkl,  a.  {%.  214)  a.  0.  Abth.  L,  S.  246  ff.  -  Raierische  Landtags- 
Verhandlungen  in  den  Jahren  1429  bis  i5i3.  Uerausg.  v.  Fb.  v.  II  he > seh.  18  Rde. 
München  i8o3 — 5.  8. 

1 )  Raden :  V  erfassungsurkunde  v.  22.  Aug.  1818;  in  dem  bad.  Regier.  Klatt,  1818, 
Num.  18,  in  J.  G.  Duttmsger's  Quellen  des  badischen  Staatsrechts,  Rd.  I  (Garlsr. 
1822.  8.)  Num.  1,  auch  als  Reil.  24  zu  §•  214  der  Protoc.  der  R.  V.  v.  1818,  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  ID,  S.  35i,  vergl.  mit  Th.R,  S.  249  IT. 
v.  in  Lüder's  diplomat.  Codex,  zu  dessen  Statist,  herald,  gencal.  Taschenbuch 
Europa,  Rd.  I,  Abtb.  2  (1820),  Num.  1.  Auch  besonders,  unter  d.  Titel:  Die 
landstand.  Verfassungsurk.  f.  d.  GH.  Raden,  nebst  den  dazu  gehör.  Actenstücken. 
Carlsr.  1819.  8.  —  Die  Garantie  des  T.  Rundes  ward  verlangt,  bis  jetzt  aber 
nicht  crthcilt.  Oben  §.  283  £  —  Verhandlungen  der  Ständcvcrsamml.  des  GH. 
Raden  (v.  1819);  enthaltend  die  Protocolle  der  1.  Hammer.  4.  Hefte.  Carlsr. 
1819.  8.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Ständcversamml.  des  GH.  Raden» 

1819.  8.  Hefte.  Carlsr.  1819—1820,  8.  —  Verhandlungen  der  1.  Hammer  der 
Ständevers,  des  GH.  H.  im  J.  1820.  6  Hefte.  Carlsr.  »820.  8.  Verhandlungen 
der  2.  Hammer  u.  s.  w.  im  J.  1820.  9.  Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  —  Uebersicht  der 
ständischen  Verhandlungen  beider  Hammern  des  GH.  Raden.  2.  Hände.  Carlsr, 

1820.  8.  (Besonders  abgedruckt  aus  C.  v.  Rottecr's  Archiv  für  landständ.  An- 
gelegenheiten im  GH.  Raden.)  Reurtheilung  der  Verhandlungen  der  badischen 
Landstände  im  J.  1820.  Leip«.  1821.  8.  C.  v.  Rotteck,  der  badischc  Landtag 
v.  i83i;  in  dessen  Allgem.  polit.  Annalen,  Rd  IX.  (i83a),  Heft  1  u.  2.  —  Land- 
stände  hatte  Raden  in  der  Markgrafschaft  seit  i'/3  Jahrhundert  nicht  gehabt, 
in  dem  neuerworbenen  Rreisgau  1806  abgeschafft,  im  T>  1808  durch  Verordn. 
r.  5.  Juli  aber,  und  nachher  auf  und  nach  dem  wienet  Congrefs  eine  Landes 
Repräsentation  mehrmal  angekündigt,  Keüber's  angef.  Uebersicht,  S.  207  und 
«4.  C.  D.  Voss  Zeiten,  1816,  St.  7.  Allgem.  StaatsverfassungsArchiv,  Rd.  I 
(1816),  S.  391  ff. 

i)  Liechtenstein  (Vaduz  u.  Schellenberg.)  Landesherrl.  Edict,  datirt  aus  Eisgrub 
am  9.  Nov.  1818;  gedruckt  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  HL,  S.  433,  und  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  9.  u.  10.  Febr.  1819.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  R.  V. 
t.  1819,  §.       —  Von  den  Hechten  dieser  Landstände,  unten  §.  294,  e. 

i)  ffürtemberg.    Verfassungsvertrag  v.  25.  Sept    1819.  8.    Auch  in  dem  Staat« 
u.  Regier.  Rl.  v.  »819.  Num.  65;   und  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  UI, 
KJübcr'*,  ÖffeoÜ.  Recht.  4.  Aufl.  27 
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S.  «91.  Ward  durch  Verhandlungen,  mit  einer  tu  dem  Ende  einberufenen 
Ständeversammlung  vertragweise  zu  Stande  gebracht  Erklär,  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  §.  laa.  ConversationsLexicon,  Bd.  X,  Art.  Tübinger  Vertrag,  auch 
der  Eingang  des  Verfass. Vertrags  v.  1819.  Hob.  Mohl's  Staatsr.  de*  Könige. 
Würtcmb.  a  Bde.  Tüb.  1819  u.  i83o.  8.  —  Verhandlungen  in  der  Bammer  der 
Standesherren  des  Bönigr.  Würtemb.,  im  J.  i8ao.  5  Hefte.  Stuttg.  181011.  18a  1.8. 
Verhandtungen  in  der  Bammer  der  Abgeordneten  des  K.  W.,  im  J.  i8ao. 
i5  Hefte  und  3  aufserord.  Beilageuheftc.  Stuttg.  i8ao  u.  18a  1.  8.  —  Verband- 
lungen in  der  Bammer  der  Abgeordn.  des  B.  WM  im  J.  1811.  3  Hefte  und  a 
aufserord.  Beilagenhefte.  Stuttg.  18a  1.  8.  —  Frühere  Versuche,  mit  den  Land- 
ständen über  eine  Verfassung  übereinzukommen,  in  den  J.  i8i5  bis  1817,  miß- 
langen. Man  s.  davon  Blübx,ji's  angef.  Uebcr&icht,  S.  aa6  ff.  u.  Verhandlungen 
der  würtemb.  Landstände,  in  den  J.  1815-1817.  4^  Hefte  u.  a  Hefte  Beilagen, 
1  Heft  Supplement Actenstücke,  1  Heft  Anhang  zur  25.  Abtheil.,  1  Heft  Begister. 
(Heidelb.)  1815—1817.  8-  Verschiedene  Flugschriften,  u.  Aufsätze  in  period. 
Blättern.  Entwurf  der  Verfass.  für  das  Bönigr.  Würtemberg  (nebst  e.  Adels- 
Slatut,  als  Beilage);  vom  Bonige  der  Ständeversamml.   mitgetbeilt  (3.  März) 

1817.  Stuttg.  8.  Auch  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  10,  S  170.  Vergl. 
Conversat.  Lexicon,  Art.  Tübinger  Vertrag,  "Würtemberg,  Wfirtembcrgiscbo 
Landstände,  u.  Wilhelm  I.  B.  v.  XV. 

m)  Hmnover.  Patent,  die  Verfassung  der  allgem.  Ständeversamml.  betr.,  v.  -. 
Dcc.  1819;  in  d.  hannüver.  Gcsctzsainml.,  I.  Abtheil.  Num.  a6,  u.  in  den  angef. 
Constitutionen,  Th.  III,  S.  34o.  Protocoll  der  B.  V.,  Bd.  V,  S.  ia8.  —  Von 
den  Bechten  dieser  Landstände,  unten  §.  294,  e.  —  IVach  Wiedereroberung  des 
Landes,  ward  im  J.  1814,  die  frühere  landständ.  Verfassung  bestätigt,  und,  in 
Folge  eines  Patents  v.  ia.  Aug.  1814,  u.  eines  andern  v.  a.  Sept.  1814,  wegen 
Organisirung  der  Landstände  (in  den  Europ.  Annalen,  i8i5,  Cod.  dipl.,  S.  ao7>, 
am  i5.  Dec.  1814  der  Landtag  wieder  eröffnet.  Polit.  Jonrnal,  Jan.  i8i5,  S.71  füt 
86  ff.  BLünsn's  angef.  Uebersicht,  S.  aao  f.  Voss  Zeiten,  Juli  1816.  F.  L 
Berlepsch,  was  bedeuten  die  Landstände  in  Hannover?  1816.  8.  H.  Ludee,  das 
Bönigr.  Hannover,  nach  seinen  öffentl.  Verhältnissen,  besonders  die  Verhand- 
lungen der  allgem.  Ständeversamml.  in  den  J.  1814,  i8i5  u.  1816.  Nordhausen 

1818.  8.  Pölitz  a.  unter  Note  o  angef.  C%  Th.IV,  S.394  ff.  —  Nach  Erlöschung 
des  fürstl.  Hauses  Ostfriesland  1744»  sicherten  die  dortigen  Landstände  ihre  land- 
ständische Verfassung  durch  förml.  Vertrag  v.  17.  Juli  1744*  m,t  dem  neuen 
Landesherrn,  dem  B.  Friedrich  D.  v.  Preufscn.  Alle  ihre  Bechtc  bestätigte 
Friedrich  Wilhelm  n.  am  ia  Nov.  1786.  Durch  den  tilsiter  Frieden  v.  180- 
kam  Ostfriesland  an  Napoleon,  der  die  Landstände  nicht  anerkannte.  Nach  Ver- 
treibung der  Franzosen  im  Herbst  i8i3,  trat  die  landständische  Verfassung  so- 
fort wieder  in  Wirksamkeit.  Am  a6.  Nov.  i8i3  wurden  die  Landstände  von 
Preufscn  zusammenberufen.  Die  Sehl ufs Acte  des  wiener  Congresses,  Art.  37, 
gab  Ostfriesland,  mit  Inbegriff  von  Harlingerland,  an  Hannover,  mit  der  Be- 
stimmung, dafs  die  Landstände  ihre  Bechte  uud  Privilegien  behalten  sollten. 
Dasselbe  erklärte  am  i5.  Dcc.  1810,  der  preußische  Bevollmächtigte  bei  der 
Ucbcrgabc  des  Landes  an  Hannover.  Inders  hat  Hannover  die  besondere  land- 
ständischc  Verfassung  dieses  Laudes  bis  jetzt  nicht  wieder  hergestellt  Eine 
Bekanntmachung  v.  3i.  Aug.  1816  verordnete,  dafs  auch  die  Einwohner  des 
Fürsten!  h.  Ostfricsland  und  von  Harlingerland,  an  der  (allgemeinen)  Stände- 
versamml. des  Bönigreichs  Theil  nehmen  sollten.  Obgleich  später,  zu  Aurich 
am  ia.  Nov.  1818,  die  ostfriesischen  Landstäude  für  wieder  hergestellt,  und  mit 
ihnen  die  Stände  des  Uarlingerlandes  für  vereinigt  waren  erklärt  worden,  so 
ward  doch  in  dein  angef.  Patent  v.  7.  Dec.  1819  Ostfricsland  der  allgemeinen 
Standeverfnüsung  des  Königreichs  einverleibt,  zugleich  aber,  V  6,  festgesetzt, 
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tlaJs  «alle  Angelegenheiten,  welche  nur  die  eine  oder  die  andere  Provinz  an- 
geben, und  xu  eiuer  ständischen  Bcrathuug  geeignet  sind,  auch  fernerhin  an  die 
betreffenden  ProvinzialLandschaften  würden  gebracht  werden».  Ostfriesland  er- 
hielt in  der  ersten  Hammer  zwei  Dcputirte  von  der  Ritterschaft,  in  der  zweiten 
Kammer  vier  von  Städten,  und  fünf  von  freien  Gutbesitzern.  —  Auch  das 
Fürstenthum  Hildesheim,  welches,  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art.  27,  Preufsen 
an  Hannover  abtrat,  mit  allen  Rechten  und  Lasten,  womit  es  (durch  den  Reichs- 
dep.  Hauptschlufs  von  i8o3,  §.  3)  unter  preufsische  Herrschaft  gekommen  war, 
und  dessen  Landstände  im  Nov.  1818  für  wieder  hergestellt  waren  erklärt  wor- 
den, ward  auf  ähnliche  Art,  wie  Ostfriesland,  der  allgemeinen  Ständeverfassung 
einverleibt,  durch  das  angef-  Patent  v.  1819.  —  Von  den  ProvinzialStänden  des 
KR-  Hannover,  $.  390,  i.  Vergl.  §.  284,  Note  c.  —  Am  i5.  Nov.  i83i  ward  der 
niedergesetzten  ständischen  Commission  der  *  Entwurf  eines  neuen  StaatiGrund- 
geselzes  Jür  das  Königreich  Hannover-»  zur  Berathung  vorgelegt.  Nach  der  Be- 
endigung dieser  Berathung  wurden  die  neu  gewählten  Stände,  gctheilt  in  zwei 
Kammern,  zum  3o.  Mai  i83a  zusammenberufen.  Am  i3.  Marz  i833  nahm  die 
Ständcversammlung,  mit  den  von  ihr  beantragten  und  beschlossenen  Verän- 
derungen, den  vorgelegten  Entwurf  als  künftiges  StaatsGrundgesetz  an;  darauf 
erfolgte,  unter  dein  26.  Sept.  i833,  die  königl.  Vollziehung  und  Publication. 
S.  hierüber  Pölitz,  Europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  S.  3i6  ff.,  u.  Bd.  10,  S.  565  fT.  — 
König  Emst  August  hat  inzwischen  gleich  nach  seinem  Regierungsantritt,  nach- 
dem er  am  29.  Juni  1837  die  allgem.  Ständeversammlung  vertagt  hatte,  durch 
ein  Patent  v.  5.  Juli  e.  a.  das  StaatsGrundgesetz  v.  26.  Sept.  i833  als  für  ihn 
nicht  bindend,  weder  in  formeller,  noch  in  materieller  Hinsicht,  erklärt,  und 
eine  Abänderung  desselben  in  der  Art  angekündigt,  dafs  seine  dcfsfalls  zu  neh- 
mende Entschlicfsung  den  neu  einzuberufenden  Ständen  eröffnet  werden  zollte. 
Einberufen  wurden  hierauf  (und  zwar  nach  den  Bestimmungen  des  Patents  v.  7.  Dcc. 
1819)  die  allg.  Stände  durch  eiue  königl.  Proclamation  v.  7.  Jan.  i838,  und  es 
wurde  denselben  mit  einem  königl.  Schreiben  v.  18.  Febr.  der  Entwurf  eines 
neuen  StaatsGrundgesetzcs ,  in  142  zur  Berathung  zugestellt.  Der  Erfolg 
hiervon  ist  zur  Zeit  noch  zu  erwarten.  —  Staatsrechtliche  Bedenken  über  das  Patent 
Sr.  Maj  des  Königs  Ernst  August  von  Hannover,  vom  5.  Juli  1837,  Stuttg.  u. 
Tüb.  i83?.  8.  (Aus  der  Allg.  Zeitung), 
n)  Braunsdiweig.  Verordn.  enthaltend  die  erneuerte  LandschaftsOrdnung,  v.  a5. 
Apr.  1820.  Braunschw.  1820.  39  S.  in  8.  Auch  abgedruckt  in  der  von  den  Land- 
ständen bei  der  Bundesversammlung  eingereichten  Beschwerdeschrift:  «Darlegung» 
u.  z.  w.  (Frankf.  1829.  Fol.),  S.  21 — 4°«  Diese  erneuerte  Verfassungsnrkunde 
ward  durch  Verhandlungen  mit  einer  durch  eine  Verordn.  v.  6.  Sept.  1819  ein- 
berufenen Ständeversammlung,  vertragweise  (wie  früher  schon  die  Landschafts- 
Ordn.  v.  9.  April  1770,  oben  §.  74,  *)  durch  förmliche,  am  19.  Jan.  1820  von 
den  versammelten  Ständen  geschehene  Annahme  und  Unterzeichnung  zu  Stande 
gebracht,  gemeinschaftlich  für  das  Herzogth.  BraunschweigWolfcnbüttcl  u.  das 
l  ürstenth.  Blankenburg,  deren  landständisebe  Verfassung  früher  getrennt  war.  — 
Zu  legaler  Kcnntnifs  der  B.  V.  ward  sie  gebracht  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
i3.  Juli  1820,  %.  67.  Vergl.  "Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen, 
welche  Sich  Se.  Durchl.  der  Herzog  v  Braunschw.  gegen  Ihren  erhabenen  Vor- 
mund etc.  erlaubt  haben  (Hannover  1827.  8.),  S.  75  ff.  204  ff.  219  ff.  a36  ff.  — 
Zum  erstenmal  nach  der  französ.  Occupation,  wurden  im  Dcc.  1814  die  Schatz- 
rathe  (Mitglieder  der  Landschaft)  wieder  versammelt.  Klvbeb's  angef.  Ucber- 
ziebt,  S.  221.  Die  Landstände  wurden  zum  Landtag  einberufen,  zu  einem  con- 
ztituirenden,  durch  Verordn.  v.  6.  Sept.  1819,  zu  einem  ordentlichen,  durch 
Verordn.  v.  29.  Oct.  1821.  Landtagsabschied  v.  11.  Juli  182^,  in  der  angef.  «Dar- 
legung», S.  28—48.   Nach  der  Flucht  des  Herzogs  Carl,  bei  einem  Aufruhr  und 
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Schlofsbrand  am  7.  Sept.  i83o  ($.  255,  d),  versammelten  sich  die  Landstaode 
ohne  landesherrliche  Zusammenberufung;  wo  sie  das  oben,  $.  253,  angef.  denk 
würdige  Manifest  v.  27.  Sept  18S0  erliefsen.  Eine  neue  LandsrbaftsOrdmuig 
v.  12.  Ort.  i832,  bei  Pölitz,  Bd,  I,  S.  1191,  ward  errichtet.  —  K.  H.  L.  Pöuti, 
Votum  über  den  Entwurf  der  revidirten  LandschaftsUrdnung  des  Herzogth. 
Brnunschw.  Leipz.  i83i.  8. 
o)  GH.  Hessen.  Verfassungsurkunde  v.  17.  Dec.  1820.  —  Erklär,  in  d.  Protoc, 
der  ß.  V.  v.  1818,  §•  92;  1819,  §.  o5  u.  928.  —  (Die  Annahme  einer,  durch  ein 
Edict  v.  18.  März  1820  gegebenen,  Constitution  hatte  Schwierigkeiten  gefunden. 
K.  H.  L.  Pölitz,  die  Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit,  Th.  IV.  S.  iVu 
Bemerkungen  das  Edict,  die  landstand.  Verfass.  des  GH.  Hessen  betr.  Frank/. 
18*0.  8.  Ucbcr  Iandständ.  Repräsentation  im  GH.  Hessen  1820.  8.  Erörterungen 
über  Iandständ.  Verfass.  naincntl.  in  Beziehung  auf  das  GH.  Hessen.  1820.  8. 
Treue  Darstell,  der  Verhandlungen,  welche  der  Eröffnung  der  Landstände  des 
GH.  Hessen  vorangingen.  Mainz  1820. 8.  Die  Landstände  des  GH.  Hessen,  seit  dem 

14.  Oct.  1820.  8.  (Wiesb.  1820.  8.)  —  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Land- 
stände des  GH.  Hessen,  in  den  J.  1820  u.  1821.  Darmst.  1820  u.  1811.  20  Hefte, 
nebst  4  Heften. aufserordentl.  Beilagen  u.  Register.  8.  P-  J.  Floelt's  bist  krit. 
Darstell,  der  Verhandlungen  der  Ständcrersamml.  des  GH.  Hessen.  Gie(sen 
1822.  8.  Verhandlungen  der  1.  Rammer  des  GH.  Hessen,  im  J.  i8"/,4.  Darm*». 
18-24.  8.  Vcrhandl.  der  1.  Kammer  etc.,  i.  J.  i8a,/M.  Ebcndas.  1824.  5  Bände  8. 
Samml.  der  Gesetze  u.  Verfügungen,  die  in  Folge  des  Abschiedes  für  die  Stände 
versamml.  in  d.  J.  i8"/,4  erlassen  wurden.    Ebcndas.  i8«4«  8. 

p)  S.  CobvrgSaalfcld.    Gesetz,  die  ständische  Verfass.  des  Herzogt  h.  S.  Coburg 
Saalf.  betr.  v.  8.  Aug.  1821.  Cob.  1821.  4.  u.  bei  Pölitz  a.  n.  0.,Bd.  I,  S.806.  - 
Garantirt  von  d.  T.  Bund.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.249;  1822,$.  43  u.  16-.  - 
Ein  früheres,  die  Grundzüge  der  zu  errichtenden  Iandständ.  Verfass.  enthalten 
des,  Dekret  ▼.  16.  März  1816,  steht  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  II,  S.  3o6.  - 
Das  Fürstenthum  Saatfeld,  das  Amt  Themar  u.  a.,  worauf  das  landstandisch« 
Grundgesetz  v.  8.  Aug.  1821  sich  erstreckte,  (rat,  in  dem  Theilungsvertrag  t. 
12.  Nor.  1826,  8.  Coburg  an  S.  Meiningen  ab,  und  erhielt  dagegen  das  Fürsten 
thum  Gotha,  u.  a.,  welches  eigene  landständische  Verfassung  hat,  wovon  §.  *8?.- 
Auf  das  neuerworbene  Fürstenthum  Lichtenberg  (mit  27,200  Einw.  auf  8*/«^M, 
Fürstenthum  benannt  nach  einer  herzogl.  Bestimmung  v.  6.  März  1819)  erstreckt 
sich  diese  Verfassung  nicht;  daselbst  bestand  ein  eigener  Landrath.     Man  ». 
§.  290.  m.  Durch  Vertrag  v.  3i.  Mai  i834  ward  Lichtenberg  an  Preufsen  abgetreten, 
welches  am  22.  Sept.  i834  davon  Besitz  nahm.    Preufs.  BesitznahmePatent  r. 

15.  Aug.  i834. 

9)  S.  Meiningen.  Nach  Vergröfscrung  des  Landes  durch  den  Theilungsvertrag  v.  11. 
Nov.  1826,  folgte,  nach  Berathung  mit  einem  landständischen  Ausschufs:  Grund 
gesetz  für  die  vereinigte  landschaftliche  Verfassung  des  Herzogthums  Sackten- 
Meiningen,  v.  23.  Aug.  1829;  in  der  Samml.  der  landesherrl.  Verordnungen  im 
Hxgth.  S.  Meiuingen,  1829,  N.  i3.  Wahlordnung  für  die  Erwählung  der  Iand- 
ständ. Abgeordneten,  de  eod.,  ibid.  —  Vor  jener  Theilung  war  erschienen1 
Grundgesetz  über  die  landschaftliche  Verfassung  v.  4.  Sept.  1824.  Meiningen  H. 
Hicdurch  ward  die  bis  dahin  blofs  für  das  Unterland  bestandene  landständische 
Verfassung  (Mosee  von  der  t,  Reichsständc  Landen,  S.  469)  nach  §.  5.  u.  6. 
aufgelöst,  doch  unter  fortdauernder  subsidiarischer  Gültigkeit  für  solche 
Fälle,  wo  das  neue  Grundgesetz  keine  Auskunft  gibt.  Erklär,  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1818,  %.  26.  Der  erste  Landtag  nach  dem  Grungesetz  v.  182* 
ward  eröffnet  am  ir.  Dec.  1824.  Von  seinen  Verhandlungen  erschienen: 
Auszüge  aus  den  landschaftlichen  Protocollcn  des  ersten  Landtags,  in  d.  J.  1814 
11.   1825.     Meiningen  1823.  8    -    Vor  der  Vereinigung  Mildburghausens  mit 
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Meiningen  1826,  und  nach  solcher  bis  18*9,  hatte  Hildburghausen  clgeno  Und- 
ständische  Verfassung.   M.  s.  oben,  Note  g. 
r)  Kurhesttn.   Von  der  landständ.  Verfassung  vor  der  französischen  Occupation, 
s.  C  W.  Lkddbrhosk's  kl.  Schriften,  Bd.  I  (178-.  8.),  N.  1,  ff.  Mosa«  t.  der 
Rcichsstä'nde  Landen,  S.  630  ff.    Hanau,  wie  Fulda,  hatte  keine,  Schaumburg 
hatte  eigene  Landstande  (§.  286,  d).  —  Früherhin  hatten  H.  Cassel  u.  H. 
Darmstadt  gemeinschaftliche  oder  allgemeine  Landtage,   und  jedes  für  sich 
wieder  besondere  oder  engere;  jene  allgemeinen  sind  seit  1698  nicht  mehr  vor- 
gekommen. —  In  seinem  Beitrittrertrag  zu  der  grofsen  Allianz,  datirt  Frankf. 
3.  Dec  i8i3,  Art.  sep.  et  secr.  3,  verpflichtete  sich  Kurhessen,  »*  rltablir  les 
Etats  de  son  pays  dans  les  constitutions  et  privileges  dont  ils  jouissaient  en 
180 5,  sans  «jue  pour  cela  aueun  indiridu  puisse  se  soustraire  aux  iharges  com- 
munes».    Da  Martests,  Recueil,  Supplement,  V.  653.    Durch  ein  Regier.  Aus- 
schreiben v.  29.  Aug.  1814  (Europ.  Annalen  i8i5,  Cod.  dipl.  S.  «45),  ward  die 
landständ.  Verfassung  bestätigt.   Auch  in  dem  Haus-  u.  Staatsgesetz  v.  4.  Mars 
181-,  5-  *t  ward  sie  festgesetzt.    In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  117,  er- 
klärte der  Kurfürst,  dafs  Er  «demnächst,  nach  eigenem  Ermessen,  und  nach 
den  individuellen  Verhältnissen  seiner  Staaten,  das  Nöthigc  anzuordnen  nicht 
anstehen  werde».  —  Durch  ein  Edict  v.  27.  Dec.  1814  t  Vfurden  10  ständische 
Deputirte  zu  einer  am  1.  März  i8i5  zu  eröffnenden  landständischen  Versamm- 
lung einberufen.   So  ward  im  J.  i8i5  u.  1816  wieder  ein  engerer  Landtag  ge- 
halten, wo  aufser  den  Deputirten  des  Adels,  der  Geistlichkeit  und  der  Städto, 
zum  erstenmal  auch  Deputirte  der  Bauern,  einer  von  jedem  der  fünf  Ströme 
(Landcsabtheilungen),  zugelassen  wurden.    Es  ward  ein  Entwurf  zu  einer  neuen 
(vertragweise  nicht  zu  errichtenden)  Landesverfassung  (in  d.  Constitutionen 
d.  europ.  Staaten,  Th.  U,  S.  255)  vorgelegt,  der  Landtag  aber  zuerst  vertagt, 
nachher  durch  ein  Rescript  vom  2.  Mai  1816  aufgelöst,  weil  beide  Theile  sich 
nicht  vereinigen  konnten.    Seitdem  regierte  der  Souvcrain  ohne  Landstände. 
Klürkr's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  217.    K.  H.  L.  Pölitz,  die  Staatswissenschaf- 
ten im  Lichte  unserer  Zeit,  Th.  IV,  S.  432.    Beurkundete  Darstellung  der  kur- 
hessischen Landtagsverhandlungen   (von  d.  J.  1810).  Mainz  1816.  8.  Nachtrag 
Liezu  1816.  8.  Kurhessische  Landtagsvcrhandlungen  v.  1816,  Abth.  I— IV.  1816. 
8.    Uebcrsicht  der  Verhandlungen,  in  dem  allgem.  Staatsverfass.  Archiv,  Bd.  I, 
St.  4,  u.  Bd.  II,  St.  1.    Buk* dkl  a.  a.  O.  Abth.  D,  S.  8.  ff.  —  Im  Sept.  i83o 
bewilligte  der  Kurfürst  die  Wiederversammlung  der  Landständo,  und  am  14. 
Sept.  auch,  dafs  die  Provinzen  Hanau  und  Fulda,  zeitber  ohne  landständis<  he 
Verfassung,  gleich   Ober-  und   Niederhessen  landständisch  vertreten  werden 
sollen.    Verordn.  v.  19.  Sept.  i83o,  wodurch  die  gewählten  VolksRepräsentan- 
ten  aus  allen  Landestheilen  auf  den  16.  Oct.  zusammenberufen  wurdcu;  in  dem 
kurbess.  Gesetzblatt,  i83o,  Num.  XU.     Eine  außerordentliche  (constituirendc) 
Versammlung  jener  Repräsentanten  ward  zu  Cassel  am  16.  Oct.  i83o  eröffnet. 
Es  erschienen  darin  Deputirte  der  Mitglieder  von  drei  Curien;  von  den  Prä- 
laten und  der  Ritterschaft  (nicht  auch  von  den,  nur  curialim  dazu  einberufenen 
Standesherren),  von  den  Städten,  von  dem  Bauerstand.    Zum  erstenmal  er- 
schienen darin  Deputirte,  aufser  denen  vom  Bauerstand,  auch  aus  dem  Grofs- 
herzogthum  Fulda,  dem  Fürstenthum  Hanau,  der  Grafschaft  Schaumburg.  Der 
Erfolg  war  eine  ganz  neue  *Kurhe*juche  V er fat  nun  gsur  künde  vom  5.  Jänner  i83i», 
welche  am  8.  Jänner  zu  Cassel  von  dem  Kurfürsten  in  Person,  in  feierlicher 
Versammlung  bekannt  gemacht  ward.   Errichtet  ward  sie  nach  vorausgegangener 
Berathung  mit  den  Landesdeputirten  und  «in  vollem  Einverständnifs  mit  den 
Ständen».    Abgedruckt  ist  sie,  in  Pölitz  europ.  Verfassungen,  Bd.  L,  Abth.  I, 
S.  635  und  in  Alm.  Mü.i.pr's  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I, 
(Mainz  i832)  S.  1—44.    Kritische  Bemerkungen  dazu,  von  Adh.  Marth,  eben- 
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das.  S.  45—85  u.  550—619.  —  Kurhessiscbe  Landtagsverhandlungen  von  i83i. 
Cassel  i83i.  4.  Der  erste  Landtag  ward  aufgelöst  am  a6  Juli  i83a.  B-  W- 
Pfeivfer,  Geschichte  der  landständiscben  Verfassung  in  Kurhesscn  (seit  dem 
i3.  Jahrh.)  Cassel  1834.  8.  Auszug  aus  der  kurhessischen  Verfassungsurkunde, 
in  der  Nec&arnitung  v.  i83t,  Nun».  11,  mit  der  Bemerkung:  «dafs  dieses  Staats- 
Grundgesetz  an  Zweckmäßigkeit,  Klarheit,  Bestimmtheit  und  Vollständigkeit  kei- 
nem andern  teutschen  nachstehe,  in  manchen  wesentlichen  Bestimmungen  wohl 
die  meisten,  in  etlichen  alle  übertreffe  ».  Vorbehalt  des  Bischofs  und  des  Dom 
knpilels  zu  Fulda,  bei  Beschwörung  dieser  Verfassungsurkunde;  s.  Frankf. 
OPAZeit.  v.  i5.  Febr.  i83i,  Beilage.  Hurhessisches  Gesetz  über  den  Staatsschatz 
t.  17.  Febr.  i83i;  in  Folge  der  Verfassungsurkunde,  §.  140.  Kurhesswbes 
Gesetz  vom  27.  Febr.  i83i  betr.  den  kurfürstlichen  Haus  schau ;  in  Folge  der 
Verfassungsurkunde,  §.  140.  Der  Staatsschatz  enthalt  Staatsvermögen,  der  Natu 
»chatz  hingegen  Familienfidcicommiss ,  Capitalvermögen  des  Kurhauses.  Notizen 
von  dem  Betrag  des  Hausschatzes  und  des  Staatsschatzes,  in  der  frankf.  OPA. 
Zeit.  v.  8.  Apr.  i83i. 

s)  S.  Mienburg.  Grundgesetz  für  das  Herzogthum  S.  Altenburg,  v.  49.  April  i83i^ 
errichtet  «nach  erfolgtem  Beirath  der  Landschaft  und  mit  deren  Zustimmung1», 
bei  Pölitz  curop.  Verf.  Bd.  I,  Abth.  a,  S.  855.  Ueber  die  frühere  Verfassung 
des  vormaligen  Fürstenthums  Altenburg,  die  es  auch  nach  seiner  Trennung  von 
Gotha  bis  zum  Jahr  i83i  behielt,  s.  unten  %.  187,  Kote  c. 

1)  Holstein.  (Vergl.  §.  1,  Note/,  u.  a8i,  Note  /)  Dieses  Herzogthum  hatte,  in 
Vereinigung  mit  dem  weder  zu  dem  teutschen  Bcich  noch  zu  dem  T.  Bund  ge- 
hörenden Schleswig,  bis  1713  Landtage.  Bei  Vertauschung  des  Landes  an  Dä- 
nemark, ward  in  Tractaten  von  1767  u.  1773  die  Erhaltung  der  Landesverfas- 
sung stipulirt.  Mahteks,  Kccueil  des  traites,  T.  I,  p.  191  u.3aa.  Von  dem  Vor- 
gang im  J.  1806,  s.  §.  a8a,  e.  Durch  eine  k.  Erklärung  vom  a8.  Jan.  181 5,  ward 
Wiederherstellung  der  Landstände  zugesichert,  und  es  hatten  defshalb  Ver- 
handlungen Statt.  Vergl.  Klübek's  angef.  Uebersicht  S.  2a  1.  Polit.  Journal, 
März  18»  5,  S.  ao5  ff.  Eine  k.  Vcrordn.  v.  19.  Aug.  1816  (in  Klüber's  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  376)  ordnete  Vorbereitungen  an,  zu  Einführung  einer  neuen 
landständ.  Verfassung.  Apergu  sur  Ia  liaison  politique  entre  les  duebes  de 
Slesvig  et  de  Holstein  et  sur  le  droit  de  rassemblcr  les  etats  dans  ces  dem 
provinces.  Copenh.  1816.  8.  Vergl.  Allgcm.  StaatsverfassungsArchiv,  Bd.  IL 
S.  an  ff.  In  dem  Protoe.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  a6,  erklärte  Dänemark,  dafe  es 
«im  Begriff  stehe,  die  in  dem  H.  Holstein  einzuführende  Verfassung  zu  bc 
stimmen».  Privilegien  der  holstcinisch-schleswigischen  Bitterschaft}  zum  Druck 
befördert  v.  F.  C.  Jknsex  u.  D.  Hegewisch.  Kiel  1797,  4.  N.  Falk's  kurter 
Inbegriff  der  schleswig-holst.  LandesPrivilegien;  in  den  Kieler  Blättern,  Bd.  III 
Heft  1  (1816),  Num.  6.  F.  C.  Dahlhaus  urkundl.  Darstell,  des  dem  Schleswig 
holstcin.  Landtage  zustehenden  Stcuerbewilligungsrechtes.  Kiel  1819.  8.  Denk- 
schrift der  Prälaten  u.  Bitterschaft  des  Herzogth.  Holstein,  enthaltend  die  Dar- 
stellung ihrer  in  anerkannter  Wirksanik.  bestehenden  landständ.  Verfassung 
insbes.  ihrer  Steuergerechtsame.  Frankf.  i8aa.  Fol.  Merkwürdige  Verhand- 
lungen hierüber  in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protoc.  v.  i8a3  u.  iSa4* 
Bd.  XV,  S.  391-304  u.  386—469,  XVI,  S.  3  ff.  Durch  einen  Bescbl  ufs  vom 
«7.  Nov.  i8a3  erklärte  die  B.  V.,  «dafs  die  alte  Verfassung  in  Holstein  in  an- 
erkannter Wirksamkeit  nicht  bestehe»;  ebendas.  XV.  536,  XVI.  8.  KicW» 
Quellensamml.  Num.  XXXVIII,  S.  349  f.  ü.  J,  Lohsses,  über  das  Verfassung« 
werk  in  SchleswigHolstein.  i83o.  8.  Einige  Worte  über  die  Schrift  des  Herrn 
Lornsen  etc.  Schleswig  i83o.  8.  Ueber  das  Verhältnifs  zwischen  Holstein  und 
Schleswig,  Allgein.  Zeitung  v.  a.  u.  3.  Juli,  aufserordcntl.  Beilagen  a57 — a59-  — 
Den  Prälaten  und  der  Kitterschaft  der  Herzogtümer  Holstein  u.  Schleswig 
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ward  durch  eine  königl.  Erklärung  v.  6.  Oct.  i8i5,  (auch  durch  ein  Canzlei- 
tchreiben  v.  9.  Sept.  i8i5),  die  ungestörte  Fortdauer  des  «wischen  ihnen  be- 
stehenden nexus  sorialis,  nach  der  k.  Resolution  v.  37.  Juni  1783,  zugesichert. 
Vergl.  Brendel  a.  (§.  379)  a.  O.  Abth.  II,  S.  101  ff.  —  Durch  Verordnung  v. 
i5.  Mai  i834  wurden  in  Folge  eines  allgemeinen  Gesetzes  v.  29.  Mai  i83i  (im 
Hamb,  unparth.  Horresp.  v.  10.  Juni  i83i)  für  Holstein  beratbende  Proeinzial- 
Stände  angeordnet,  und  besondere,  durch  Vcrordn.  von  demselben  Tage,  für 
Schleswig-.   Holsteins  berathende  Stände  bestehen  aus  47  wählbaren  Mitgliedern 
und  einem  erblichen,  dem  jedesmaligen  Besitzer  der  furstl.  Hesscnstcinischen 
Fideicommifsgüter.    Zugleich  ward  ein  ObcrappellationsGcricht  zu  Kiel  und 
eine  Regierung  zu  Schleswig,  angeordnet,  beide  gemeinschaftlich  für  Schleswig, 
Holstein  und  Lauenburg,  wo  aber  Lauenburg  seine  eigene  landständisebe  Ver- 
fassung behielt.    In  Absicht  auf  den  dänischen  Tbeil  dieses  letztgenannten  Her- 
zogthums, verpflichtete  sich  Preussen,  in  einem  Vertrag  mit  Hannover  v.  19. 
Mai  i8i5,  u.  in  dcrfSchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  19,  die  bisherigen 
Rechte  und  Privilegien,  namentlich  die  auf  den  im  J.  1766  bestätigten  Landes- 
Recef*  v.  i5.  Sept.  1701  gegründeten,  bestehen  zu  lassen;  eine  Verpflichtung, 
welche  nachher  Dänemark,  bei  dem  Eintausch  dieses  Landes,  übernahm.  Ri.il- 
beh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV,  S.  4*       »46i  Bd.  V,  S.  «07.  R.  Däni- 
sches Patent  v.  6.  Dec.  i8i5j  in  KlvbmTs  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  458.  —  In  den 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  36,  erklärte  Dänemark,  das  Hcrzogth.  Lauenburg 
geniesse  fortwährend  die  landständische  Verfassung,    die    ununterbrochen  in 
demselben  Statt  gefunden  habe,  und  ihm  durch  besondere  Staatsverträge  auch 
für  die  Zukunft  zugesichert  worden  scy.    S.  a.  Pölitz  curop.  Verfassungen 
Bd.  I,  Abth.  a,  S.  733.  ff. 
u)  R.  Sachsen.    Land-  und  AusschufstagsOrdnung  r.  11.  März  1738;  in  d.  Codex 
Augusteus,  L  Fortsetz.  (v.  R.  C.  v.  Bekigssx,  Leipz.  1773.  Fol.)  S.  3i— 44- 
Kursächs.  Landtagsordn.,  herausg-  v.  F.  C  Haushakh.  Leipz.  1799.  8.  Ein  an- 
derer Abdruck  erschien  zu  Dresden,  ebenfalls  1799.   Land-  und  Ausschufstags- 
Ordn.  des  Rönigr.  Sachsen,  von  1738,  u.  allgem.  RreistagsOrdn.  v.  1831.  Mit 
Zusätzen  von  H.  Blümseb,  Leipz.  1833.  8.  (Enthält  auch  die  neueren  Verän- 
derungen.  Schriften  von  Scubebbb  u.  Weisse,  unten  §.  399.)  Das,  in  gleichem 
Geist  abgefafste,  k.  Decret  v.  16.  OcU  1830,  nun  gedruckt  in  Whisse's  Staatsr. 
des  Rönigr.  Sachsen,  Bd.  1,8.  io3.    Von  der  dortigen  landständ.  Verfassung 
überhaupt,  s.  ebend.  §.  5i-83,  u.  Bd.  II,  S.  554  ff-  K-  H-  L-  Pölitz,  die  Regie- 
rung Friedr.  Augusts,  R.  v.  Sachsen,  Th.  I,  S.  180  ff.  Th.  U,  S.  76  u.  368  ff. 
u.  358.  Rönigl.  sächs.  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  56.  —  We- 
gen der  durch  den  Landesverlust  v.  i8i5  veränderten  TcrritorialVerkältnissc, 
ward  die  sonst,  in  Folge  der  durch  den  TraditionsRccefs  v.  3o.  Mai  i635  und 
sonst  zugesicherten  ParticularVcrfassung  und  Verwaltung,  völlig  getrennt  ge- 
wesene landständische  Verfassung  des  Markgrafthums  Oberlausitz,  mit  der  alterb- 
ländischcn  in  gewisser   Art  vereinigt.    Man  unterscheidet  nämlich,  seit  dem 
Landtage  v.  i8'"/18,  in  Hinsicht  auf  die  landständische  Verfassung,  zwei  Landes- 
tbeile:  1)  die  alten  Erblande,  jetzt  RrcisUnde  genannt,  eingetheilt  in  vier  R  reise, 
den  meifsnischen,  leipziger,  erzgebirgischen  und  vogtländischen ;  3)  die  Ober- 
lausitz.    Nach  dieser  Abtheilung  waren  unterschieden,  die  altcrbländische  Land- 
schaft u.  die  oberlausitzische,  welche  beide,  in  der  Regel  alle  6  Jahre,  in  der  all- 
gemeinen Landesversammlung  sich  vereinigen.    Das  gegenseitige  QuotalVerhalt- 
nifs  beider  Landestheile,  bei  Vertheilung  gemeinschaftlich  bewilligter  außeror- 
dentlicher Leistungen,  ward  1831  in  der  allgemeinen  Landesversammlung  pro- 
visorisch festgesetzt,  für  die  Obcrlausitz  bei  Geldbeiträgen  auf  %>,  bei  Natural- 
Prästationen  auf         des  Ganzen.    Auszug  aus  den  Verhandlungen  des  Land- 
tags von  i8s%  (>83i.  8  S.  in  4.)  und  als  Beilage  zu  St.  30  der  Gesetsaamml.  von 


Digitized  by  Google 


424 


IL  Theil.  ID.  Cap. 


18*1.  —  Ueberdiefs  werden  in  dem  Markgraftbum  Obertuus&z  noch  jetzt  beson- 
dere Landtage,  und  in  jedem  der  4  Kreise  der  alten  Erblande  Kreistage  gehal- 
ten. Man  s.  $.  290,  k.  Von  der  Verfassung  vor  i8i5,  s.  man  v.  Röxtn's  kur- 
särhs.  Staatsr.  III.  1 — 58  u.  5<)  ff.  Bisisgxr,  S.  49°«  Rhein.  Bund  LV.  117»  Von 
der  alliuähligen  Bildung  der  Obcrlausitzer  Verfassung  s.  C.  G.  KXrrra's  Grund- 
linien zum  Unterricht  in  der  Obcrlausitzer  Verfassung  u.  Geschichte.  Görlitz 
1800.  8.  Ebendess.  Ahrifs  der  Oberlausitzer  Geschichte  180«— 1804.  4  Bände  8. 
Weisse  a.  a.  O.  §•  27,  u.  Bd.  0,  S.  546.  —  Gegen  das  Ende  Septembers  «$3o 
erhielt  das  Geheime  RathsCollegium  durch  ein  königl.  Rescript  den  Auftrag, 
«einen  (von  den  Landständen  in  Antrag  gebrachten)  Plan  zu  einer  den  Erfor- 
dernissen der  Zeit  und  den  Verhaltnissen  hiesiger  Lande  entsprechenden  Landet- 
Verfassung  und  Rrpr&scnUtiion  zu  bearbeiten,  um  bei  der  spätestens  mit  dem 
j.  März  i83i  zu  bewirkenden  Wiedereröffnung  der  Ständeversammlung  zur 
Miltheilung  an  selbige  bereit  zu  seyn».  O.  F.  H.  v.  Watzdorf  über  die  Notwen- 
digkeit einer  Veränderung  der  im  KR.  Sachsen  dermalen  bestehenden  landständ. 
Verfassung  i83o.  8.  (In  dem  RR.  Sachsen  ward  dieser  Schrift'das  Imprimatur 
versagt.)   Sächsische  Land  tags  Acten  vom  J.  i83».  Dresden  4  Bande  in  4-  Am 

I.  März  i83i  ward  ein  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  den  versammelten 
Landsländen  zugefertigt.  Nach  einem  GeheimenRathsRescript  an  die  Stände 
vom  11.  Juni  (Allgem.  Zeit.  v.  3o.  Juni  i83i)  sollte  derselbe  nicht  als  ein  schon 
vollendetes  Ganzes,  sondern  nur  als  Grundlage  betrachtet  werden,  von  welcher 
aus  im  Laufe  der  Zeit  die  Verfassung  und  Gesetzgebung,  unter  constitutionellem 
Beirath  der  Stände  sich  im  Einzelnen  weiter  entwickeln  und  ausbilden  solle 
Auf  diese  Weise  kam  die  neue  l'erfassungsur  künde  des  Königreich*  tx>m  4«  5*1'- 
temher  /#3/  zu  Stande.  Pölitz  europ.  Verfassungen  B.  1,  Abth.  1.  S.  110. 
Verfassungsurkundc  des  Rönigreichs  Sachsen,  v.  i83i.    Dresden  i83i.  8. 

»0  UokcnzollcrnSigmurmgen.  Verfassungsurkunde  für  das  Fürstenthum    H.S.,  vom 

II.  Juli  i833,  gegründet  auf  Landesverträge  von  1793  u.  1798,  und  errichtet 
nuf  dem  Wege  einer  Vereinbarung  mit  den  Abgeordneten  des  Landes  als  Staats- 
grundvertrag. —  Amtliche  Ausgabe.  Sigmaringen  i833.  8.  Pöirrz,  europ.  Ver- 
fassungen Bd.  III,  S.  532,  vcrgl.  mit  Bd.  I,  S.  1071. 

te)  Upfte.  Es  bestand  hier,  für  Ritterschaft  und  Städte,  von  alten  Zeiten  her  eiuo 
landständi&rhe  Verfassung.  Moser  a.  a.  O.  S.  4?4  «•  »49»«  Frläuternd  hier- 
über, sind  folgende  bei  der  B,  V.  eingereichte  Deductionen:  1)  Geschieht!,  u. 
rechtl.  Darstcll.  der  in  dem  F.  lippc-detmold.  Lande  bestehenden,  jedoch  dem 
Lande  vorenthaltenen  landständ.  Verfs. ;  von  den  Landständen,  von  Ritterschaft 
u.Städten.  Frankf.  1817.  Fol.  2)  C.  G.  Clostermeiei\'s  kritische  Beleuchtung  der 

von  Seiten  der  Landstände  des  F.  Lippe  übergebenen  Druckschrift  etc. 

Lemgo  1817.  Fol.  3)  Gegenhcleuchtung,  als  Antwort  auf  die  ?on  dem  Archivrath 

Ci.osTERMEiFn  in  den  Druck  gegebene  Beleuchtung  •  — ;  in  Auftrag  der 

Landständc  von  Ritterschaft  und  Städten  des  F.  Lippe,  von  C.  Aktze.  Minden 
u.  Biclcf.  1819.  Fol.  4)  Anzeige  und  Ritte  der  Stände,  bei  der  B.  V.  eingereicht 
im  Juni  1834,  Keil«  A— C.  Fol.  Während  des  rhein.  Bundes  war  die  jähr, 
liehe  Haltung  der  Landtage  unterblieben.  Nach  Auflösung  dieses  Bundes  ver- 
langten die  Landständc  vergebens  vollständige  Wiederherstellung  der  alten  Ver- 
fassung, dann  aber  zeitgemäsc  Modification  derselben  in  dem  Wege  der  Ueber- 
einkunft  mit  ihnen.  Nach  mehrfacher  Verhandlung  wendeten  sie  sich  im  J.  1817 
beschwerend  an  die  B.  V.,  welches  den  oben  angef.  Deductions  Wechsel  veran- 
lafste.  Auch  SchaumburgLippc  vereinigte  sich  mit  dieser  Beschwerde  bei  der 
B.  V.,  welche  hierauf  eine  \  ennittlungsCommission  ernannte.  Protoc.  derB.V. 
v.  1818,  §.  149  u.  i'i'x.  —  Unterdessen  gab,  durch  ein  Dccret  v.  8,  Juni  1819, 
die  Fürstin  Vormündcrin  u.  Regentin  dem  Lande  eine  neue  «Landstandisch« 
Vcrfassungsurkundcv  (Lemgo.  1819.  3i  S.  4.  auch  abgedruckt  in  Pölitz  europ. 
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Verfassungen  Tb.  I,  Abtli.  a,  S.  1097.);  auch  machte  sie  von  dieser  Ertheilung, 
als  einer  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  B.  A.,  Anzeige  bei  der  B.  V.  Protoc.  v. 
1819,  §.  i3o.  Gegen  diese  eigenmächtige  Aufhebung  der  alten,  und  die  beab- 
sichtigte einseitige  Einführung  einer  neuen  Landesverfassung  (§,  49  u.  a84i  U), 
protestirten  bei  der  B.  V.  sowohl  die  Landstände  als  auch*der  Fürst  v.  Schau  m- 
hurgLippc.  Es  kam  daselbst  su  wechselseitigen  Erklärungen;  die  B.  V.  gab 
solche  an  die  oben  genannte  Commission,  welche  in  der  (Sitzung  v.  9.  Sept. 
1819  Vortrag  (loco  dict.  gedruckt  S.  591—643  der  Orig.  Ausg.)  erstattete,  und 
welche  im  J.  1810  (Protoc.  \.  aio)  ergänzt  ward.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819, 
§.  18a,  i83  u.  194.  Seitdem  kam  diese  Angelegenheit  bei  der  ß.  V.,  in  den 
gedruckten  öffentlichen  Verhandlungen,  nicht  mehr  cur  Sprache.  Endlich  ward, 
am  39.  Juni  i836,  ein  constituirender  Landtag,  zusammengesetzt  nach  älterer 
Art,  eröffnet,  und  er  hatte  eine,  mit  Zustimmung  der  Landstände  errichtete 
neue  landständischo  Verfassungsurkunde  vom  6.  Juli  »836  zur  Folge. 


§•  287.  (220.M 

h)    Theils,    wie   In   der   neuern   Vorzeit,    fortdauert,  oder 

wieder  hergestellt  ist. 

II)  In  einem  bedeutenden  Theil  der  monarchisch  geformten  Bundes- 
staaten dauert  entweder  die  während  der  teutschen  Reichsverbindung 
schon  bestandene  landständische  Verfassung  fort,  bald  unverändert,  bald 
mit  mehr  oder  weniger  Veränderung,  oder  es  ist  dieselbe  in  solcher  Art, 
nach  einer  während  der  französischen  Inhabung  des  Landes  Statt  gehabten 
Unterbrechung,  wieder  hergestellt  worden.  In  diese  Ctosse  gehören: 
1)  Oestreich,  mit  seinen  zu  dem  Bund  gehörenden  Staaten  «);  2)  und 
3)  die  Grofsherzogthumer  Meckl enburgSch weri  n  und  Mecklen- 
burgStrelitz  *) ;  4)  das  Furstenthum  SachsenGotha  5)  6)  u.  7) 
die  Fürstenlhümer  AnhaltBernburg,  AnhaltDessau  und  Anhalt- 
Cochen  *)\  8)  u.  9)  die  Furstenthümer  Reufs  •  )  älterer  Linie  (Reafs- 
Greitz)  und  Reufs  jüngerer  Linie  ( ReufsSchleitz ,  ReufsLobenstein, 
und  ReufsEbersdorf). 

a)  Oestreich  hat,  in  den  verschiedenen  Provinzen,  fortwährend  Landstände,  und  halt 
PostulatenTagc  ($•  «94,  /)  wie  früherhin:  in  dem  Erzhersogthum  Oestreich  oder 
Niedcröstreich,  abgetheilt  in  das  Land  unter  der  Enns  und  in  das  Land  ob  der 
Enns,  in  Steiermark  und  Härnthen,  in  Krain  (hier  erneuert  durch  ein  Patent 
t.  39.  Aug.  1818,  in  den  Polit.  Verordn.  Franz  I.,  Bd.  46,  S.  ai5),  in  Böhmen, 
in  Mähren  und  Schlesien.  Denkwürdig  ist:  Der  Stände  des  Herzogtb.  Oestreich 
unter  der  Enns,  hist.  u.  diplom.  Ausführung  über  sämmtlich  ihnen  zustehende 
Rechte  u.  Freiheiten,  ron  16195  bei  Fischer  über  die  Geschichte  des  Despotis- 
mus in  Teutschl.,  Anhang,  S.  5— 108.  -  Durch  ein  Edict  v.  «4.  März  1816, 
ward  in  Tyrol  die'von  Baiern  1808  aufgehobene  landständische  Verfassung  wie- 
der hergestellt,  auf  die  Grundlage  der  vorigen  Privilegien  und  Freiheiten,  doch 
ohne  das  alte  Becht  der  Steuerbcwilliguug;  in  den  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  II,  S-  io5,  Pölitz,  europ.  Verfassungen,  Bd.  L,  Ablh.  1,  S.  iii, 
und  in  Ki.ÜRKn's  Staatsarchiv.  Bd.  U,  S.  a37  ff.  -  Salzburg  und  Vorarlberg, 
so  wie  Gör«,  haben  die  Errichtung  einer  landständistben  Verfassung  noch  zu 
erwarten-  —  N  on  Oestreich  überhaupt,  s.  man  unten  §.  194,  Kote  /  Das 
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Ständewesen  in  Oestreich;  von  Schkillib  ;  in  C.  v.  Rottech's  allgcm.  polit. 
Annalen,  Bd.  m,  Heft  3  (i83o),  Num.  i.  J.  C.  Bisikger's  vergleichende  Dar- 
stell, der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchieen  u.  Republiken  (Wien 
1818.  8.),  S.  10  u.  467—473.  Bhexdbl  a.  (§.  279)  a.  O.  Abth.  I,  S.  263  ff.  Re- 
pertorium  des  t.  Staats-  u.  Lehnr. ,  Tb.  III,  S.  698  ff.  —  Vergl.  die  Ostreich. 
Erklärungen  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  S.  79;  v.  1819,  §.  220. 

i)  Mecklenburg.  Die  beiden  Grofsherzogthümer  Schwerin  u.  Strelitz  haben  eine 
gemeinschaftliche  landständische  Verfassung,  eine  Ritter-  und  Landschaft,  welche 
begründet  u.  eingerichtet  ist  durch  die  Union  v.  i5»3  u.  den  landesgrundgcsetxl. 
Erb  vergleich  v.  17öS,  dieser  in  Fabkr's  europ.  Staatscanzley,  CIX.  169,  u.  als 
Anhang  zu  G.  G.  Jargow  von  den  Regalien  (Rost.  1757.  4-)»  S.  1 — i5i.  Mao  s. 
auch  Schlözjch's  Staatsanzeigen,  IV.  495,  u.  Verbesserungen  in  der  Organisation 
der  Landstände  v.  1808  in  d.  Rhein.  Bund,  LDJ.  278.  Im  Jahr  1808  ward  diese 
Verfassung  ihrem  Wesen  nach  bestätigt.  Einen  Zusatz  erhielt  dieselbe  durch 
das  oben  (§.  283,  f)  augef.  Staatsgesetz  v.  28.  Nov.  1817,  betr.  die  Entscheidungs- 
art  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landeshcrrsrhaft  u.  den  Landständen  über 
Verfassungsgegenstände. 

«)  Die  Fürstentümer  Gotha  u.  Altenburg  hatten  schon  zu  der  Zeit  ihrer 
Vereinigung  als  Iierzogthum  SachsenGotha  u.  Altenburg  jedes  eine  eigene  land- 
ständische Verfassung,  und  eigene  Landtage,  seit  dem  16.  Jahrhundert  begrün- 
det durch  Landtags  Abschiede  und  landcsfürstliche  Reversalcn  und  Zusicherungen. 
Mos  in  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  468  u.  1484.  Rhein.  Bund,  Heft  3o, 
S.  473.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1818,  26.  —  Merkwürdige 
Erklärung  des  Herzogs  an  die  altenburg.  Landständc,  im  J.  1818,  u,  Resultate 
des  altenb.  Landtags  v.  1818;  in  L.  Lüder's  diplomat.  Codex,  zu  dem  statisl. 
herald,  geneal.  Taschenbuch  Europa,  Bd.  I,  Abth.  2  (1820),  Num.  3.  Als  nach 
dem  Erlöschen  der  Linie  S.  Gotha  u.  Altenburg  im  Mannstamm  (11  Febr.  i8s5) 
durch  den  Erbtheilungsvertrag  v.  12.  Nov.  1826  (oben  §.  108,  d)  Gotha  an  S. 
Coburg,  Altenburg  an  die  bis  dahin  S.  Hildburghausen ,  nun  S.  Altenburg  be- 
nannte Linie  fiel,  behielt  jedes  der  beiden  Fürstentümer  nach  wie  vor  seine 
eigene  landständische  Verfassung,  und  ist  die  gothaische  abgesondert  von  der 
coburgischen.  Im  November  i83o  ward  für  Gotha  eine  zeitgemäse  Umgestaltung 
zugesichert,  wodurch  auch  dem  Bürger-  und  Bauerstand  eine  angemessene  Ver- 
tretung zu  Theil  werden  soll  —  Von  der  neuen  S.  Altenburgischen  Verfassung 
v.  i83i  s.  oben  §.  286  Note  s. 

d)  Anhalt.  Die  sämmtlichen  herzoglich-anhaltischen  Länder  haben  gemeinschaftlich 
eine  landständische  Verfassung,  und  daher  nur  gemeinschaftliche  Landtage  und 
einerlei  Steuerwesen.  Das  HauptGrundgesetz,  nach  welchem  ohne  Zustimmung 
der  Stände  keine  Steuern  ausgeschrieben  werden  dürfen,  ist  der  Landtagsabschied 
v.  i652,  in  Lünig's  R.  A.,  P.  spee,  cont.  2,  Forts.  3,  S.  248  ff.  u.  bei  Ptrm 
a.  unten  a.  O.  S.  604  ff.  Eigentliche  Landtage  wurden  seit  1698  nicht  gehalten, 
wohl  aber,  von  Zeit  zu  Zeit,  von  dem  Senior  des  Hauses  ausgeschriebene  und 
unter  seiner  Oberleitung  gehaltene  Deputations-  und  Landrechnungstage.  Pctitf»'» 
Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  564  ff.  Moser  a.  a.  O.,  S.  349,  463  u.  1 447-  Mosrr's  Staats- 
recht des  Hauses  Anhalt  (i74o.  Fol.),  S.  193  ff.  Die  Geschäfte  der  Landschaft 
bestehen  hauptsächlich  in  Verwaltung  des  gemeinschaftlichen  LandesSchulden- 
wesen  und  in  Erhebung  gewisser  Steuern.  Sic  werden  besorgt  von  dem  engem 
(aus  8  Mitgliedern  bestehenden  Ausschuß,  welcher  dem  weitem  (aus  20  Mitgüe- 
dern  gebildeten),  dem  auch  die  Stcuerbewilligung  zusteht,  Rechnung  abzulegen 
hat  —  AnhaltCöthen  hatte  in  seinem  Landestheil,  durch  ein  Decrct  v.  28.  Dec. 
1810,  die  Landstände  aufgehoben,  und  dagegen  neue,  von  neu  französichcr  Art, 
eingeführt.  Vergl.  oben  %.  282  e.  Rhein.  Bund,  Heft  52,  S.  99.  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  Th.  U,  S.  260  ff.   Es  ward  aber  nach  dem  Tode  des  Her- 
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zogs,  am  ü4-  Oct.  1813,  diese  Constitution  von  dem  Vormund  des  Nachfolgers 
aufgehoben,  und  die  alle  Verfassung  mit  etlichen  Aenderungen  wieder  herge- 
stellt. Rhein.  Bund,  Heft  65,  8.  a»5  ff.  —  In  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  1*7, 
erklärten  die  drei  anhaltischen  Häuser:  «bei  ihnen  bestehe  noch  eine  laud- 
ständische  Verfassung,  aber  ihre  Verbesserung  werde  gewünscht,  da  der  Lauf 
der  Zeiten  ihre  ursprüngliche  Gestalt  gar  sehr  verändert  habe;  ihr  Absehen 
hätten  sie  auf  eine  Uebcreinstimmung  in  der  Verfassung  der  anhaltischcn  Landes- 
theile  gerichtet,  die  ohne  Beachtung  mannigfacher  Rücksichten  und  ohne  vor- 
sichtige Einleitung  nicht  zu  erreichen  sey». 

O  Rotts.  Erb-  und  Geschlcchtvereinigung  von  1668,  §.  68„  in  Li'jrio's  R.  A-, 
P.  spec. ,  I,  910,  Gest hlechtRccefs  von  1690,  §.  18.  Die  ältere  Hauptlinie 
(R.  Grcitz)  hat  eine  für  sich  allein  bestehende  landständische  Verfassung.  Die 
jüngere  Hauptlinie  (§.  108)  hat  für  ihre  Landesthcile  (Schleiz,  Lobenstein  und 
Ebersdorf,  Gera,  Pflege  Saalburg)  eine  gemeinschaftliche  landständische  Verfas- 
sung, so  wie  zu  Gera,  für  Rcgierungs-,  Appcllations-  u.  ConsistorialSachen  ein 
gemeinschaftliches  RegicrungsCollegium  u.  Consistorium.  Die  Landstände  jener 
Landestheile  der  jungem  Linie,  bestehend  aus  den  adelichen  und  oicbtadclichen 
Besitzern  der  canzleischriftsässigen ,  dem  gemeinschaftlichen  Lehnhofe  zu  Gera 
lehnspflirhtigcn  Ritterguter  und  aus  Abgeordneten  der  Städte,  bilden  zusammen 
Ein  Corpus,  die  gesammte  Ritter-  und  Landschaft,  und  hatten  gemeinschaftliche 
Landtage,  z.  B.  i5qi,  1730,  1737,  1745,  1751 .  1764*  1769,  17-9  zu  Gera,  uud  ge- 
meinschaftliche Ausschufs-  oder  DeputationsTage,  so  wie  auch  gemeinschaftliche 
ritterschaftliche  Conferenzen  üblich  sind.  Diese  Stände  sind  beratbend  für  Ge- 
setzgebung und  das  ganze  Land  angehende  Einrichtungen,  die  Steuern  hängen 
ab  von  ihrer  Bewilligung.  Ueberdiefs  hat  jeder  Landestheil  eine  besondere 
landständische  Corporation,  für  seine  besondern  Angelegenheiten ;  von  ihr  werden, 
▼on  Zeit  zu  Zeit,  besondere  landständische  Zusammenkünfte  gehalten.  Vergl« 
$.  81  «.  Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  4?4»  1  u.  149*  Pvttkr's 
Rechtsfälle,  Bd.  HL,  S.  391  ff.  u.  391  ffi,  Pölitz,  europ.  Verfassungen  Th.  I, 
Abth.  a,  S.  1094. 


§•  288.  (22ob) 
c)  Theils  noch  zu  erwarten  ist. 

III)  In  verschiedenen  Bundesstaaten,  ist  die  Einfuhrung  oder  Wieder- 
herstellung einer  landständischen  Verfassung  theils  zu  hoffen,  theils  schon 
verheifsen,  und  hier  das  Werk,  dem  Vernehmen  nach,  der  Vollendung 
nah-  In  diese  Classe  gehören:  1)  Preufsen  «),  welches  jedoch  einstwei- 
len, für  jede  der  acht  Hauptabtheilungen  des  Staatsgebietes,  berathende 
ProvinzialStände  errichtet  hat  *)j  2)  das  Grofsherzogthum  Oldenburg, 
nebst  dem  Fürstenthum  Eutin  c);  3)  die  Fürstenthümer  Schwarzburg- 
Sond e rshausen  <*),  4)  IIohenzollernHechingen  und  5)  Hes- 
sen Homburg /);  auch  6)  etliche  ostreichische  Provinzen  (287,  a). 

a)  Preutsen.  In  einem  Edict  vom  37.  Oct.  1810  erklärte  der  König  seine  Absicht, 
«der  Nation  eine  zweckmäsig  eingerichtete  Repräsentation,  sowohl  in  den  Pro- 
rinzen  als  für  das  Ganze  zu  geben».  Preufs.  Gesetzsammt.,  1810,  S.  3i.  Wie- 
derholt ward  diese  Erklärung  in  einem  Edict  vom  7.  Sept.  1811,  in  der  Gc- 
setzsamml.  v.  1811,  S.  »61.  Seit  dem  7.  Sept.  1811  war  eine  «interimistische 
NationalRcprä6entation v  angeordnet,  die  am  5.  März  und  17.  Nov.  i8i3  in  er- 


Digitized  by  Google 


428 


II.  Theil.  HL  Cap. 


neuerte  Thätigkeit  gesetzt  ward;  Gesetzsammlung  von  1811.  S.  a6i  —  361;  ?on 
i8i3,  S.  a8  u.  r34*   In  einer  vom  wiener  Congrefs,  v.  a«.  Mai  i8i5  datirten 
Verordnung  (in  d.  preufe.  Gcsetzsamml.,  i8»5,  S.  io3  u.  in  d.  Conslitutionen 
der  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  i»4)»  auch  in  etlichen  späteren,  namentlich  in 
BcsitzcrgreifungsPatenten ,  ward  ron  dem  König  die  Bildung  einer  «Repräsenta- 
tion de»  Volke«»  verhelften;  in  den  einzelnen  Landestheilcn  sollen  Provinzial- 
Stände  hergestellt  oder  angeordnet,  und  zeitgemäfs  eingerichtet,  u.  aus  ihnen 
eine  Versammlung  der  LandesRepräsentauten  gewählt  werden,  welche  zu  Ber- 
lin ihren  Sitz  haben  soll.  Kivbkh's  Uebersicht  der  diplomat.  Verbandl.  des  wie- 
ner Congr.  S.  aa3  f.   In  einem  Schreiben  vom  27.  Der.  1816  an  die  Stände  des 
Stiftes  Merseburg,  versicherte  der  Staatscanzlcr  Fürst  Hardenberg:  es  werde 
die,  kraft  der  Verordnung  vom  aa.  Mai  i8i5  beschlossene,  Maasregel  eine  Re 
Präsentation  des  Volkes  zu  bilden,  und  die  ProvinzialSlände  den  Bedurfnissen  der 
Zeit  gemäß  einzurichten,  nunmehr  binnen  Kurzein  unfehlbar  zur  Ausführung 
gelangen.   Allgem.  Zeitung  vonvi8i7,  Rum.  36.   Dureh  Verordn.  v.  17.  Jan. 
1830  ist  einstweilen  festgesetzt,  daß  «künftighin  die  Aufnahme  eines  neuen 
«(Staats«)  Darlehns  nur  mit  Zuziehung  und  unter  MitGarantie  der  künftigen 
•  reicksständischen  Versammlung  geschehen  solle  v.    GesetzsammL ,  i8ao,  S.  10. 
Nach  vielen  mühsamen  Vorarbeiten,  schien  das  Werk  vor  18-a  seiner  Ausfuhrung 
nah  gebracht  zu  seyn.  —  Preußens  Erklärimg  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Febr. 
1818,  $.  a6,  Bcschlufs  darauf,  cbendas.  §.  127.    Vergl.  oben  §.  i83,  c.  —  Von 
dem  ehemaligen  SchwedischPomnurn ,  s.  oben  §.  a8a,  d.  —  G.  H.  M.  v.  Wedel, 
die  Rechte  der  Landstände  der  teutschen  Provinzen  in  der  preuß.  Monarchie 
zwischen  d.  Rhein,  u.  d.  Weichsel ,  dureh  Urk.  belegt  als  Corpus  juris  publici. 
Lcipz.  1817.  8.    Zun  Bachs  oben  §.  a8i,  a,  angef.  Geschichte.   So*» kr  tou 
der  deutschen  Verfassung  im  germanischen  Preufsen.  Münster  1818.  8.  Brendel 
a.  a.  O.  Abth.  II,  S.  68  ff.  —  Neuchdtel  hat  eine  eigene  Verfassungsurkunde  v. 
18.  Juni  1814,  und  ihr  zufolge  eine  erbmonarchisch-republikanisch-repräsentative 
Verfassung.   Oben  %.  27g,  c. 
b  )  In  Absicht  auf  ProvinzialSlände,  in  jeder  der  verschiedenen  Provinzen  der  preußi- 
schen Monarchie,  erfolgten,  nach  langwierigen  Vorarbeiten,  nachstehende  Ge- 
setze.   I)  Allgemeines  Gesetz  wegen  Anordnung  der  ProvinzialSlände,  v.  5  Juni 
i8a3,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung,  i8-3,  St.  i3.  Nach  demselben  ist  der  Be- 
sitz von  Grundeigenthum  eine  Bedingung  der  ProvinzialStandschaft.   Diese  Pro- 
vinzialStande  sind  das  Organ  der  verschiedenen  Stände  (Standesclassen)  der  Un- 
terthanen  in  jeder  Provinz;  jede  Classe  von  Stiminführern  ist  es  «für»  ihren 
Stand.   Sie  bilden  1)  eine  berathende  Versammlung,  für  ProvinziulGesetzentwürje^ 
und ,  solang  nicht  allgemeine  ständische  Versammlungen  Statt  finden,  auch  für 
Entwürfe  solcher  allgemeinen  Gesetze,  welche  Veränderungen  in  Personen-  und 
Eigentumrechten  und  in  den  Steuern  zu  dem  Gegenstand  haben,  so  weit  sie  die 
Provinz  betreffen:  a)  Bitten  und  Beschwerden  sind  ihnen  gestattet,  die  auf  das 
specielle  Wohl  und  Interesse  der  ganzen  Provinz  oder  eines  Tbeils  derselben 
(nicht  aber,  in  der  Regel,  bloßer  Individuen)  sich  beziehen;  3)  die  Communal An- 
gele genheiun  der  Provinz  sind  ihren  Beschlüssen  überlassen,  unter  Vorbehalt 
landesherrlicher  Genehmigung  und  Aufsicht.  —  Die  verschiedenen  Classen  der 
Stände  berathschlagen  nicht  abgesondert,  sondern  vereinigt  in  einem  Plenum. 
Den  LandtagMarscball  (Präsidenten)  ernennt  der  König,  und  zwar  aus  den 
Ständen,  doch  nur  aus  dem  ersten,  in  den  Rheinprovinzen  und  in  Wcstphalcn 
aus  dem  ersten  oder  zweiten  Stand.   Zu  einem  Beschlufs  gehört,  in  der  Regel, 
eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  Act  Anwesenden.   Das  Resultat  der 
LandtagVerhandluugen,  wird  durch  den  Druck  bekannt  gemacht.  In  den  ersten 
6  Jahren  soll  alle  a  Jahre  ProvinzialLandtag  seyn.    «Wann  eine  Zusammenbe- 
rufung  der  allgemeinen  Landstände  erforderlich  seyn  wird ,  und  wie  sie  dann 
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aus  den  ProviusialStäudcn  hervorgehen  «ollen,  bleibt  landesherrlicher  Fürsorge 
▼orbehalten».  —   II)  Acht  besonder*  Gesetze,  nämlich:  1 — 3)  drei  Gesetzo  ▼. 
1.  Juli  i8i3,  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  a)  für  die  Mark  Brandenburg 
u.  das  Markgraf th.  Niederlausiu ,  b)  für  das  Königr.  Preussen,  c)  für  das  Her- 
cogth.  Pommern  u.  das  Fürstenth.  Rupert.    Nach  diesen  beiden  letzten  Gesetzen, 
sind  die  ProvinzialStände  abgetheilt  nach  drei  Standcsclassen.  Den  ersten  Stand 
bilden  die  Doincapitel,  Herren,  (wo  diesen  beiden  Standschaft  eingeräumt  ist) 
und  Ritterschaft,  den  audern  die  Städte,  den  dritten  die  übrigen  standfähigen 
Gutbesitzer,  F.rbpäihtcr  und  Bauern.    Der  Anzahl  der  Stimmführer  nach,  ist 
die  Zahl  für  den  ersten  Stand  gleich  der  Zahl  jener  für  die  beiden  audern 
Stände  zusammen;  ausgenommen  in  Westpreufsen  und  in  Litthauen.    Die  P. 
Stände  oder  Abgeordneten  zu  dem  Provinzial Landtag  werden  gewählt  von  den 
Wahlberechtigten  ihrer  Standest  lasse ;  nur  Wenige  ausgenommen  in  der  Mark 
Brandenburg,  nebst  der  Niedcrlausitz,  und  in  Pommern.  Bei  BittergutBesitzern, 
wird  adelichc  Geburt  zur  Wählbarkeit  nicht  erfordert.   Die  Wahl  ihrer  Abge- 
ordneten geschieht  auf  Kreistagen  (Edict  ▼.  3o.  Juli  1811.  §.  1  u.  ff.,  in  d.  Gc- 
setzsamml. 181«,  S.  »43  ff.  —  Ferner,  ^  u.  5)  zwei  Gesetze  v.  «7.  Märe  1814» 
wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  d)  für  das  Herzogth.  Schlesien,  die  Graf- 
schaft 67a«  u.  das  preufs.  Mnrkgrafth.  Oberluusitt,  u.  c)  für  die  Provinz  Sachsen ; 
ebenda«.  1814,  Stück  6.   In  diesen  beiden  Gesetzen  sind  die  ProvinzialStände  in 
Her  Classen  abgetheilt ;  wovon  in  Schlesien  etc.  die  Fürsten  u.  Standesherren 
den  ersten,  die  Bitterschaft  den  zweiten,  die  Städte  den  dritten,  die  übrigen 
Gutbesitzer,  Erbpiuhter  und  Bauern  den  vierten  Stand  bilden.    In  der  Provinz 
Sachsen  bilden  die  Domcapitel  von  Merseburg  und  Naumburg,  drei  Grafen 
von  Stolberg  und  der  Herzog  von  Anhalt  Dessau  wegen  des  Amtes  Walternien- 
burg den  ersten,  die  Ritterschaft  den  zweiten  Stand,  u.  s.  w    In  Schlesien  ist 
die  Anzahl  der  Stimmführer  für  die  beiden  ersten  Stände  gleich  derjenigen  für 
die  beiden  andern  Stände,  nämlich  4*;  >u  Sachsen  ist  diejenige  für  die  beiden 
ersten  Stände  35,  für  die  beiden  andern  37.  —  6  u.  7)  zwei  Gesetze  v.  17.  März 
1814,  wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände  f)  in  den  Rheinprovimen  (das 
Grofsherzogthum  Niederrhein,  u.  die  Herzogtümer  Cleve,  Jülich,  Berg)  und  g) 
in  der  Provinz  fTestphalen ,  in  d.  Gcsetzsamml.  18*4 ,  Stück  9.    In  beiden  sind 
die  Prov.Stände  in  vier  Classen  getheiit.    Den  ersten  Stand  bilden  die  Standes- 
berren  im  Sinn  der  t.  Bundes  Acte,  und  zwar  4  in  den  Rheinprovinzen,  11  in 
Westphalen  ;  den  zweiten  die  Ritterschaft;  den  dritten  die  Städte,  in  Westphalen 
nur  die  zur  Vertretung  des  bürgerl.  Gewerbes  geeigneten;  den  vierten  die  übri- 
gen Grundbesitzer.  Für  jeden  der  drei  letzten  Stände  sind  in  den  Rheinprovin- 
zen «5,  in  Westphalen  20  Mitglieder  bestimmt.  Die  Mitglieder  des  ersten  Stan- 
des erscheinen  in  Person;  bei  Verhinderung  können  sie  sich  durch  ein  Mitglied 
ihrer  Familie,  oder  durch  e.  Bevollmächtigten  aus  dem  zweiten  Stand  vertreten 
lassen.   Die  drei  übrigen  Stände  erscheinen  durch  gewählte  Abgeordnete.  — 
8)  Gesetz  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände  h)  des  Grofshersogth.  Posen,  v. 
17.  März  i8«4i  in  d.  Gcsetzsamml.  St  16.   Drei  Stände,  nämlich:  Ritterschaft 
mit  14  Mitgliedern,  an  deren  Spitze  die  Fürsten  v.  Thum  u.  Taxis  (wegen  des 
Fürstenth.  Krotoszyn)  und  Sulkowsky  (wegen  des  FamilienMajorats  Reisen),  im 
Übrigen  m  durch  Wahl  ernannte  RittergutBcsitzcr ;  Städte,  16  Mitglieder  $  Gut- 
besitzer,  Bauern  u.  Erbzinsmänner.   Verordnung  vom  i5.  Dec.  i83o,  betr.  die 
Anordnung  der  ProvinzialStände  im  GH.  Posen,  nach  dem  die  näheren  Fest- 
setzungen einer  besondern  Verordnung  vorbehaltenden  Gesetz  v.  17.  März  1824; 
in  der  preufs.  Gesetzsammlung  v.  i83a,  St.  3.    Die  oben  angef.  Gesetze,  betr. 
die  ProvinzialStände,  ündet  man  beisammen  in  folg.  Sammlung:  Die  Gesetze 
wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände  der  preufs.  Monarchie.    Mit  e.  Einleit. 
hcrausgeg.  von  J.  D.  F.  Brarr.  Berlin  i8«5.  8.   Ueberblick  über  Preufsens  Pro- 


Digitized  by  Google 


450 


II.  TheiL  III.  Cap. 


vinzialStände;  in  A.  Mün.an*s  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  L,  Heft 
i,  S.  127—261.  —  Von  der  Einfuhrung  obiger  ProvinzialStände,  machte  Preuf- 
scn  Anzeige  bei  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  der  B.  V.  seit  1833. 

—  Verhandlungen  der  ProvinxialLandtage  liefert :  J.  D-  F.  Rümff's  (  Provin- 
zial- )  Landtags  Verhandlungen  in  der  preufs.  Monarchie;  wovon  zu  Berlin  i83o 
die  fünfte  Folge  erschien,  enthaltend  die  Verhandlungen  in  denJ.  1827  u.  1818.8. 

—  In  den  oben  angef.  acht  besonderen  Gesetzen  werden  nähere  Bestimmungen 
vorbehalten.  Dergleichen  erschienen:  für  Schlesien,  Glatz  u.  die  preufs.  Ober- 
lausitz, in  e.  Verordn.  v.  27.  März  1824  5  für  die  Kurmark,  Neumark  u-  die 
Niedtrlausitz,  in  e.  Verordn,  v.  17.  Aug.  1825 ;  für  die  Provinz  Sachsen,  in  e. 
Verordn.  v.  17.  Mai  1827;  für  die  Provinz  Westphalen,  in  c.  Verordn.  r. 
i3.  Juli  1827;  für  die  Rheinprovinzen,  in  e.  Verordn.  vom  \3.  Juli  1827;  für 
das  Königreich  Preufsen.  in  c.  Verordn.  v.  17.  März  1828;  sämmtlich  in  der  an- 
gef. preufs.  Gesetzsammlung.  —  Aufser  den  ProvinzialLandtagen  sind  auch 
Kreisversammlungen  und  Communal Landtage  angeordnet,  Beispiele:  Verordn.  r. 
17.  Aug.  i8i5,  betr.  die  CommunalLandtage  in  der  Kur-  u.  Neutnark  Branden- 
burg, nebst  Nachtrag  dazu,  in  e.  GabinetOrdre  vom  2?.  Dec.  1816  j  Verordn.  v. 
1-.  Aug.  1825,  betr.  die  Kreisordnung  und  Kreisversammlungcn  in  der  Kur-  u. 
Neumark;  Verordn.  v.  17.  Aug.  1823,  betr.  die  CommunalLandtage  in  Pommern; 
Verordn.  r.  18.  Nov.  1826,  betr.  die  CommunalLandtage  u.  die  Kreistage  in  der 
Niederlausitz;  Verordn.  vom  17.  Mai  182"*,  betr.  die  Kreisordnung  für  die  Pro- 
vinz Sachsen;  Kreisordnung  für  das  Königreich  Preufscu;  sämmtlich  in  der  an- 
gef. preufs.  Gesetzsammlung. 

c)  Oldenburg,  mit  Eiuschlufs  von  Jever,  Eutin  und  Birkenfeld.  Die  Grafschaften 
Oldenburg  u.  Delmenhorst  wurden  1773  von  Dänemark  an  das  jetzt  regierende 
Haus  abgetreten,  u.  hierauf  1777  von  K.  Joseph  U.  unter  dem  Namen  Olden- 
burg zu  einem  Herzogtbum  erhoben,  statt  dessen  seit  1829  der  Titel  Grofsher- 
zogthum  geführt  wird.  Man  s.  oben  §.  108  u.  111.  Weder  in  Oldenburg  noch 
in  dem  Fürstenthum  Eutin  oder  Lübeck  waren  früherinn  Landstände,  wozu  seit 
1816  noch  das  neu  erworbene  Fürstenthum  Birkenfeld,  und  seit  1823  die  rou 
dem  kaiserlich . russischen  Hause  abgetretene  Erbherrschaft  Jever  kommt,  beide 
gleichfalls  früher  ohne  Landstände}  doch  war  im  F.  Lübeck  durch  bischöfliebe 
Wahlcapitulation  die  landesherrliche  Macht  beschränkt  im  Steuer-  und  Frohn- 
fach.  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  127,  erklärte  Oldenburg:  «Für 
die  oldenburgischen  Lande  ist  die  landständische  Verfassung  durchaus  neu,  u. 
es  fordert  reife  Ueberlcgung,  um  eine  heilsame  Einwirkung  der  verschiedenen 
Classen  der  Staatsbürger  zweckmäsig  und  dauernd  zu  ordnen.  Vieles  ist  be- 
reits vorgearbeitet».  Durch  eine  Bekanntmachung  v.  5.  Oct.  i83o  erklärte  der 
Grofsherzog,  dafs  Er  «Alles,  was  durch  die  Bundesverfassung  zugesichert  ist, 
auch  gewissenhaft  erfüllen  werde«. 

d)  SchwarzburgSondershausen,  Von  der  frühern  Verfassung,  s.  Moser,  von  d^r 
Reichsstände  Landen,  S.  469  u.  379.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  r. 
1818,  §.  117.  —  In  einem  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  an  die  Regierung  zu 
Arnstadt,  auf  Veranlassung  der  Stadt  Arnstadt,  erlassenen  Rescript  vom  i5.  Sept. 
i83o  sagt  der  Fürst:  «Eingedenk  Unseres  fürstlichen  Wortes  und  Unserer  beim 
Eintritt  in  den  teutschen  Bund  übernommenen  Verpflichtungen,  haben  Wir 
beschlossen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  Landstände  zu  bilden  und  susammen 
zu  berufen.»  Eine  Verordn.  v.  4<  Nov.  i83o  verfügte  die  Ausarbeitung  eines 
Entwurfs  zu  einer  ständischen  Verfassungsurkunde.  Die  hierauf  von  dem  Für- 
sten octroyirte  «Landständische  Verfassungsurkunde»  vom  28.  Dec.  »83o  (in 
Pölitz  curop.  Verfassungen  seit  1789,  Bd.  I,  S.  ioot),  ist  nicht  in  L'ebung  ge- 
kommen. Förmlich  protestirt  haben  dagegen  die  Städte  Arnstadt,  Breitenbach, 
Gehren  u.  Lange  wiesen.  Unter  dem  21.  Juli  i83i  erklärte  der  Fürst,  «dafs,  weil 
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die  gegebene  Verfassung  nicht  in  Ausübung  kommen  könne,  sich  von  selbst  ver- 
stehe ,  dafs  Alles  in  seiner  bisherigen  Ordnung  bleiben  und  lbrtgehen  müsse  ». 
Allg.  Anzeiger  der  Teutscben ,  i83i,  St.  70. 

e)  HohenzollernHechingm  hatte  früherhin  keine  Landstände.  Erklärung  in  d.  Pro- 
toc.  der  B.  V.  v.  1818,  %,  127.  Es  besteht,  nach  Bestimmungen  eines  Landesvergleichs 
von  i"o6,  unter  dem  Namen  Landschaft  eine  Art  von  LandesRepräsentation,  ge- 
bildet durch  zwölf  von  und  aus  den  Gemeinden  (2  von  der  Stadt  Hechingen, 
10  von  den  Landgemeinden )  Landesdeputirten.  Jährlich  wird  diesen  die  vor- 
jährige Steuerrechnung  und  die  Steucrausschreibuug  für  das  gegenwärtige  Jahr 
vorgelegt,  um  ihre  Erinnerungen  und  Vorschläge  zu  vernehmen j  auch  ist 
ihnen  unbenommen,  zu  neuen  Gesetzen,  Verordnungen  und  Anordnungen  Vor- 
schläge zu  machen;  ein  eigentliches  Einwilligungsrecht  ist  ihnen  nicht  zugestan- 
den. Vergl.  Pölitz,  europ.  Staatsverfassungen,  Bd.  L,  S.  1071.  Schreiben  des 
Fürsten  Friedrich  an  seine  Untcrlhanen,  v.  28.  Oct.  1834,  in  der  Hannöver. 
Staatszeitung  v.  Jan.  i835,  auch  in  der  Frankf.  OberPostamtZcit.  r.  17.  Jan. 
i835.  Als  Zusatz  zu  Art.  4  des  Landesvcrglcirhs  ward  am  1.  Febr.  i835  eine 
Wahlordnung  errichtet. 

f)  HessenHomburg  hatte  früherhin  keine  Landstände,  in  seinen  beiden  souverainen 
Landestheilen,  dem  Amt  Homburg  und  dem  i8i5  erworbenen  Oberamt  Meiseu- 
heim.   Vergl.  §.  109,  e,  und  die  angef.  Constitutionen,  Th.  Dl,  S.  443. 

§.  289.  (221.) 

Allgemeiner  VertretungsGrundsati.  Wahlgesetze.  Grundlagen  der 
Landstaudschaft.  Verschiedenheit  der  Stimmführer  auf  dem  Landtag. 

I)  Schon  in  der  Natur  einer  Volkvertretung  liegt,  dafs  diese  unmit- 
telbar von  dem  Volk  ausgehen  müsse  (§.  279).  Aber  auch  das  Staats- 
wohl fordert  die  Organisation  der  Landstände,  nach  dem  Grundsatz  all- 
gemeiner Volkvertretung  «)>  denn  nicht  zufallige,  nicht  individuelle  und 
corporative  Interessen,  sondern  die  allgemeine  Bildung  und  Einsicht ,  das 
.ill^emeiue  Rechtsverhältnis  und  Bedürfnifs  des  Volkes,  sollen  vertreten 
werden.  Daher  darf  namentlich  der  freie  Bauerstand,  die  zahlreichste 
und  unentbehrlichste  Classe  der  Unterthanen ,  mithin  die  Hauptmasse  des 
Staatsvereins  (§.  366},  nicht  ausgeschlossen  werden  Nicht  jeder  ein- 
zelne Landstand,  wohl  aber  die  Gesammtheit  der  Landstände,  vertritt 
die  Gesammtheit  des  Volkes  (§.  297).  II)  Nach  der  Natur  der  Anstalt, 
sollten  Mitglieder  einer  Ständeversammlung  solches  nur  durch  Wahl 
von  Mitbürgern  werden  (§.  279);  doch  nicht  durch  Wahl  des  Volks 
in  Urversammlungen  (assemblees  primalres,  wie  in  den  drei  ersten 
Constitutionen  Frankreichs  von  1791,  1793  u.  1795).  Wahlgesetze 
bestimmen  dann  das  Wahlrecht,  die  Erwähl ungsart,  die  Eigenschaften 
der  Wähler  und  Wählbaren.  Der  Geist  des  Instituts  gebietet,  dafs 
diese  Gesetze  das  Wahlrecht,  die  Wahlfähigkeit  und  Wählbarkeit  nicht 
zu  sehr  beschränken  (§.  280,  c)  c).  Sie  müssen  eine  Zusammensetzung 
der  Landstönde  begründen,  weiche  die  Offenbarung  eines  währen  ver- 
nünftigen   Gesammt  willens    verbürgt.     HI)   Doch   beruht   in  einzelnen 
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Bundesstaaten  jetzt  die  Landstandschaft,  entweder  aiisschltefsend 
oder  neben  dem  Rechtstitel  einer  Erwählung  durch  Mitbürger,  bald  auf 
Geburt  (bei  den  Prinzen  vom  Regentenhause),  bald  auf  landtagfabigeoi 
oder  privilegirtem  Gutbesitz,  verbunden  zuweilen  mit  gewissen  persönli- 
chen Eigenschaften  des  Besitzers,  bald  entweder  auf  CorporationsRecht 
oder  auf  StandesclassenRecht,  beides  durch  besondere  Rechtstitel  begründet, 
bald  auf  einer  Amtwürde,  einer  besondern  Ernennung  oder  Verleihung  von 
Seite  des  Regenten.  IV)  Nach  den  neuern  teutschen  Repräsentativ  Verfas- 
sungen, werden  die  Abgeordneten  oder  Deputirten  gewählt,  entweder 
von  einer  bestimmten  Classe  von  Staatsbürgern  oder  Corporationen ,  z.  B. 
von  der  Geistlichkeit,  von  RittergutBesitzern,  von  Universitäten,  oder  von 
bestimmten  Einwohnern  gewisser  Bezirke,  z.  B.  von  den  Bürgern  einer 
Stadt,  von  den  Mitgliedern  der  Landgemeinden  eines  bestimmten  Bezirks. 
Die  Abgeordneten  der  ersten  Art  sitzen  gewöhnlich  in  der  eisten  Kammer, 
die  übrigen  in  der  zweiten.  V)  Die  auf  dem  Landtag  erscheinenden 
Stimmführer  sind  dann  theils  geborne  oder  erbliche«'),  theils 
patrimoniale,  theils  erkohrnej  diese,  entweder  durch  unmittelbare 
Wahl  einer  stimmberechtigten  Gesammtheit,  oder  der  ven  ihr  hiezu  er- 
nannten Wahlmänner  (Abgeordnete  oder  Deputirte  §.  280,  c),  oder  durch 
Bevollmächtigung  von  Seiteeines  stimmberechtigten  Einzelnen  (Stellver- 
treter oder  Bevollmächtigte),  oder  durch  Ernennung  auf  bestimmte  Zeit 
(oben  Num.  III).  VI)  Bei  den  RittergutBesitzern  werden,  aufser 
dem  landtagfähigen  Gutbesitz,  zu  der  persönlichen  Stimmfahigkeit  zuwei- 
len noch  besondere  persönliche  Eigenschaften  erfordert  <-),  z.  B.  Erbadel, 
Ahnenprobe/),  Indigenat. 

o)  Vergl.  §.  «97,  TL  —  Historische  Zweifel,  die«cs  RepräsentationsRccht  betreffend, 
bei  dem  unten,  %.  297  b,  augef.  Posse.  Dagegen  s.  man  die  «Grundsätze  cinor 
gerechten  Volkvertrerung»j  in  J.  Weitzkl's  Europa  in  seinem  gegenwärtig« 
Zustande  (Wiesbaden  1814.  8.),  S.  3o6  —  355. 

£)  Dennoch  hatte  dieser,  bis  auf  die  neueste  Zeit,  in  den  wenigsten  teutschen 
Landern,  eigene  unmittelbare  Vertretung  auf  dein  Landtag.  Er  hatte  dieselbe, 
als  seltene  Ausnahme,  in  Tyrol,  Thorn,  in  dem  Lande  Radeln,  in  der  Grafschaft 
Hoya,  in  dem  Stift  Kempten,  in  Baireuth,  Ostfricsland.  Würtcmbcrg.  Moser 
ron  der  t.  Reichsstände  Landen,  458-  469.  4?3.  Lang's  Steuerverfassung,  «~ 
Spitt lek's  Gesch.  ron  Würtemberg,  S.  10a.  Auf  dem  sebwedisch-pommerisebea 
Landtag,  9.  Aug.  1806,  erschien  auch  der  Bauerstand.  Vergl.  EiuhbokVi 
teutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Th.  DJ,  §.  4»5.  —  Eigenes  Vortretun$v 
recht  auf  dem  Landtag  erhielt  der  Bauerstand  in  der  neuesten  Zeit:  im  Her- 
KOgtbum  Nassau  im  Sept.  1814 ;  in  Kurhessen  im  Dcc.  1814  (KiübbiTs  Uebersieht 
etc.  S.  218)  und  i83o,  oben  §.  387,  c;  in  dem  GH.  Luxemburg  i8i5,  oben 
%.  186,  b;  in  den  Ffirstenthfimern  SchwarxburgRudolstadt,  Schaumburg  Lippe 
und  Waldeck,  u.  in  dem  Grofsher/.ogthum  S.  WeimarEiscnach  1816  (KiCua'« 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69  f.  u.  120,  Bd.  II,  S.  »5i  u.  i63j;  iu  Tyrol,  1816, 
abcrmal  (ebendas.  Bd.  II,  S.  i37);.  seit  1817  in  Baiern,  Baden,  Würtcmbcn^ 
GH.  Hessen,  in  dem  Herzogthum  Braunschweig  und  Furstentbum  Blankenburg, 
in  dem  Hersogthum  S.  Coburg,  in  den  Fftrstcnthümern  S.  Meiningen  u.  Liech- 
tenstein; in  dem  Königreich  Sachsen  i83t  i  in  Hannover  i33a;  auch  in  den  preuf- 
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sischen  Staaten  bei  den  ProvumalStänden.  —  E.  M.  Abmdt  über  den  Bauer» 
stand  u.  s.  Stellvertretung.   Berl.  i8i5.  8.    Ucbcr  Repräsentation  des  Bauer 
Standes;  in  d.  Kieler  Blättern,  Heft  V  (i8i5),  u.  in  d.  Allemannia,  Bd.  \H 
(1816).  S.  961  f. 

c)  Rottmh'b  Artikel  Census,  in  dessen  StaatsLexikon ,  Bd.  IQ,  S.  366—388.  CoR- 
um1«  libelles  politiques.   Brüssel  i836.  18.  Bd.  I,  Nun».  XXI.  u.  XXVTI. 

«0  In  dein  Hcrzogtiium  Nassau  heifsen  nur  die  Prinzen  vorn  Hause  gtbome ,  die  cn 
Stimmführung  auf  der  Herrenbank  berechtigten  Familicnhäupter  erblicke  Land- 
stände u.  Mitglieder  der  Herrenbank. 

e )  Jo.  Gottl.  Segbr  diss.  de  conjunetione  loci  et  suffragii  in  comitüs  pronnetalibus. 
Ups.  1769.  4.  Cak.  Chb.  Koxlschdtteb  diss.  de  jure  sUndi  in  comitüs  prorin- 
cialibus.  Viteb.  1787.  Lkdosiuiosk's  kleine  Schriften,  L  3a.  Moses  a.  a.  O. 
6.  600.  5)5.  v.  RöxKa  a.  a.  O.  BX  11.  i3. 

/)  Noch  üblich  in  dem  Bönigreich  Sachsen,  mit  Inbegriff  der  OberLaiieibs ,  in 
Oettreich ,  Böhmen  u.  Mähren.  In  dem  ersten,  nach  Einigen  seit  i53o,  nach 
Andern  erst  seit  1700.    Rhein.  Bund.  LBX  3oi. 


§•  290.  (222«.) 

Einheit  oder  Abi  he  Hungen  der  Stände  Versammlungen.    Allgemeine  oder 
ReicJisstdnde  und  ProvinzialStände.    Kr  eis  stände.    ProvinziaU  oder 

landräthliche  Collegien. 

I)  Zufolge  der  allgemeinen  Vertretungseinheit  der  Landstande  ($.  289 
u.  297,  II)  dieses  FundamentalGrundsatzes  landständischer  Verfassung  «), 
bilden  auf  dem  Landtage  für  Berathschlagung  und  Beschlüsse,  in  einer 
Reihe  von  Bundesstaaten  A),  alle  Landständc  zusammen  eine  einzige  Ver- 
sammlung, ein  Plenum;  welches  nicht  hindert,  dafs  in  der  Versammlung 
die  Sitzordnung  nach  verschiedenen  Standen,  Classen,  Curien  oder  Bänken 
bestimmt  seyn  könne.  II)  In  anderen  Bundesstaaten  beratschlagen  und 
beschliefsen  die  Landstände,  örtlich  getrennt,  in  zwei  Abtheilungen  <0, 
genannt  Kammern«),  Sectionen /),  oder  Herrenbank  und  Ver- 
sammlung der  Landesdeputirten  5"),  oder  erste  Classe  und  Landes- 
Versammlung  A),  überall  eine  Art  von  Ober-  und  Unterhaus,  obwohl 
in  der  Regel,  in  Rechten  und  Pflichten  einander  gleich.  DI)  In  etlichen 
Bundesstaaten  bat  man,  für  einzelne  Landestheüe ,  besondere  oder  Pro- 
vin zialStande  nnd  Landtage,  für  alle  zusammen  hingegen  allge- 
meine, Reichs-  oder  Nationalstände  und  Reichstage  oder  allgemeine 
Standeversammlungen  *),  die  nicht  überall  noth wendig  aus  Mitgliedern  der 
ProvinzialStä'ndeversammlungen  zusammenzusetzen  sind.  IV)  In  dem  Kö- 
nigreich Sachsen  erscheinen  jetzt  in  der  allgemeinen  Landes-  oder  Stan- 
de Versammlung,  Landstände  aus  den  alten  Erblanden  und  aus  dem  Mark- 
grafthum Oberlausitz.  Es  bestehen  überdiefs  in  dem  letzten  besonder  c 
ProvinzialStändc  C§«  28°i  288a,  u.  291,  h)  und  in  jedem  der  vier  alt. 
erblnndischen  Kreise  eigene  Kreisstände  *).  Auch  in  den  Provinzen  der 
preufsischen  Monarchie  bestehen  ProvinzialStände,  Kreisversammlungen 

JUUber«  Sffmtl.  Recht,  4.  Aufl.  28 
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und  CommunalLandtage ,  unterschieden  von  den  verheißenen  Reichsstanden 
(»der  LandcsRcpräsentanten  (§.  288).  V)  In  verschiedenen  teutschen  Pro- 
vinzen der  linken  Rheinseite  bestehen,  als  eine  Art  von  besondern  Repri- 
sentativColIegien ,  die  von  der  französischen  Regierung  eingeführten  De- 
par temen talRäthe  /),  unter  dem  Namen  Provinzial-  oder  Land- 
rath w);  eine  für  Vereinfachung  der  Staatsverwaltung  nutzliche  und  bei 
dem  Volke  beliebte  Einrichtung. 

a)  Eine  Ständeversammlung  ist  Vertreter  einer  politischen  Einheit,  des  gesammlcn 
Volkes,  für  einen  gemeinschaftlichen  Zweck.  Die  beiden  Grundkräfte,  das  hem 
mendc  und  «las  antreibende,  oder  das  bewahrende  und  das  neuernde  Priocip. 
finden  sich  in  dem  Plenum  einer  Stände  Versammlung  beisammen,  vermöge  der 
Verschiedenheit  der  Ansichten  und  der  freien  Erörterung.  Ein  verfassungsmäsige* 
Recht  des  Regenten,  die  Ständcvcrsammlung  zu  vertagen  oder  aufzulösen,  und 
neue  Wahlen  zu  veranlassen,  ein  unbeschränktes  Veto  (das  Recht  zu  freier  Er- 
klärung des  verfassungsmäsig  hemmenden  "Widerspruchs)  dieser  Versammlung, 
sind,  einander  gegenüber,  stark  genug,  in  einem  monarchischen  Staat  mit  Reprä- 
sentativVerfassung  das  Gleichgewicht  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen 
zu  bewirken  und  zu  erhalten.  Besteht  man  aber  auf  einer  Zweihcit,  so  erfolge 
die  Spaltung  in  nationalem  Sinn,  nicht  in  dem  vergänglichen  des  Castcntbumt 
(§.  98*).  Ein  Staat  soll  ein  Verein  von  Staatsbürgern  sevu,  nicht  ein  Amalgam 
von  Standesclasscn. 

6)  So  in  Kurl>cssen,  in  den  Herzogtümern  S.  WcimarEisenacb  u.  S.  GoburgSaal 
fcld,  in  den  Fürstentümern  S.  Altcnburg,  Liechtenstein,  SchwarzburgRudolsttdt, 
SchaumburgLippe,  Waldcck,  HohcnzollernSigmaringen. 

c)  In  den  Königreichen  Raiern,  Sachsen ,  Hannover  und  Würtemberg,  in  den 
Grofsherzogthümern  Baden,  Hessen,  Luxemburg  (in  diesem  vereinigt  zeither  mit 
den  Ständen  des  Königreichs  der  Niederlande)  und  MecklenburgScbwerin  und 
Strelitz,  in  den  Herzogthümcrn  ßraunschweig  und  Nassau,  auch  zeither  in  dem 
Fürstenthum  Lippe. 

d)  Gründe  wider  eine  solche  Abtheilung  oder  Zweihcit,  das  Zweikammersystem, 
worin  gewöhnlich  die  erste  gröfstentheils  eine  Adels-,  Fair-  oder  MaguatenRam- 
mer,  die  zweite  eine  Kammer  der  Gemeinen,  der  Abgeordneten  oder  Landes 
Deputirten  ist,  findet  man  in  dem  Entwurf  des  (würtemb. )  ständischen  Comite 
über  das  &  Cap.  des  zu  erneuernden  Verfassungs Vertrags  (1816.  8.),  S.  5i — 66, 
in  d-  Allgem.  Staatsverfassung  Archiv ,  Heft  1  (1816),  in  Gbäwll's  Abb.  bedarf 
Preufsen  einer  Constitutiou  (1816)?  in  der  neuen  Allemannia,  Bd.  II,  Heft  1 
(1816),  S.  6— 9,  in  M.  v.  Colus's  Jahrbüchern  der  Literatur,  Bd.  IX  (Wien 
i8ao.  8.),  S  291— aa4;  im  Hermes  oder  krit.  Jahrbuch  der  Literatur,  1810, 
St.  1.  S.368  f.,  u.  in  Kutofb's  Uebersicht  etc.,  S.  5*3*  ff.  195  ff.  Jemä.  Bnmi  f 
threc  Tracts  relative  to  the  Spanish  and  Portugueze  affairs  (Loud.    1811.  8.). 
N.  1.   Zöpfl's  Microcosmus  (1.  Licfcr.  Heidelb.  i83a),  S.  18  ft  Advoc.  Mabtu 
in  Alex.  Müllems  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  1,  Heft  1  (Mainz 
i83a),  S.  6a  fT.    Debatten  über  den  Vorzug  des  Einkammersystems,  in  der 
Sitzung  der  1.  Kammer  der  (  constituirenden )  hannoverischen  Stände versamm 
lung  am  m.  Aug.  i83»;  in  dem  Hamburger  Unpart.  Corrcspondenten  v.  3o.  u 
3i.  Aug.  i83»,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  16.  u.  17.  Sept.  i83a.  —  Dafür  s.  (v. 
W'angvisheim  )  in  d.  Europ.  Annalen.  181 4 1  S.  3o^  ff    (Ebenderselbe)  Die  Idee 
der  Staatsverfassung  in  ihrer  Anwendung  auf  Würtemberg.   Fraukf.   181 5.  8 
(Ebenderselbe)  Ucber  die  Trennung  der  Volksvertretung  in  zwei  Abtheilungen, 
u.  über  die  landschaftl.  Ausschüsse.  1816.  8.    Gedanken  über  die  Schrift:  über 
die  Trennung  u.  s.  w.  1816.  8.   (Verteidigt  jene  Schrift.)   Fa.  Akullos  über 
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Staatswissenschaft  (18*0),  S.  77.  ff.  K.  G.  L.  Pömtz  Belcucht.  des  Entwurfs 
eines  Staatsgrundgesetzes  des  Königreichs  Hannover  (Leipz.  i83i.  8.)»  S.  64  ff. 
Moxtcsquixu,  in  seinem  berühmten  Capitol  über  die  englische  Verfassung  (Es- 
prit des  lois,  Liv.  XI,  Chap.  6)  erklärte  das  System  einer  Erbkammer  für 
das  unumgängliche  Gleichgewicht  zwischen  den  constitutionellen  Gewalten  eines 
RepräscntativSystcms. 

e)  So  in  Baiern,  Königreich  Sachsen,  Hannover.  Würtemberg,  Baden  GH.  Hessen. 
/)  So  in  Braunschweig. 

t)  So  im  Herzogthum  Nassau. 

h)  So  früher  in  dem  Königreich  Sachsen,  wo  die  erste  Classe  der  Landstande, 
bestehend  aus  den  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  sich  streng  abson- 
derte von  der  eigentlich  so  genannten  Landesversammlung  oder  den  beiden  an- 
dern Classen,  der  Ritterschaft  und  den  Städten,  indem  sie  einseitig  mit  der  Re- 
gierung communicirte. 

i)  In  solchem  Fall  dienen  für  Ernennung  der  Abgeordneten,  Communal-,  Provin- 
zial-  oder  Departemental  -  und  Nationalisten ;  dergleichen  (trois  listes  de  nota- 
bilite)  zuerst  durch  die  französische  Constitution  v.  i3.  Dec.  1799,  Tit.  1,  ange- 
ordnet wurden.  Memoires  pour  servir  k  Hiistoire  de  France  sous  Napoleon, 
ecrits  a  Ste. -Helene;  par  Ic  gencral  Goukoavd,  T.  I  (i8a3),  p.  %3j  et  365.  — 
Nach  der  preuss.  Verordn.  v.  aa.  Mai  i8i5,  sollen  in  den  einzelnen  Landesthci- 
len  ProvinzialStandc  gebildet,  und  aus  ihnen  eine  Versammlung  der  LandesRe- 
präsentanten  gewählt  werden.  Hierauf  folgte  die  Anordnung  der  berathenden 
ProvinzialStände  überhaupt,  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Juni  i8a3,  und  für  sieben 
Provinzen  durch  eben  vo  viel  besondere  Gesetze,  in  den  Jahren  i8a3  und  i8a4« 
Man  8.  §.  288.  —  Das  Grofsherzogthum  Luxemburg  in  seiner  Vereinigung  mit 
dem  Königr.  der  Niederlande,  hat,  wie  andere  Provinzen  dieses  Staates,  eigene 

•  Etats  provinciaux,  60  an  der  Zahl,  welche  vier  Deputirtc  zu  der  zweiten  Kam- 
mer der  Etats  generaux  wählen.  FundamentalGesctz  des  Königr.  der  Niederlande 
v.  i4-  Aug.  i8i5,  §.  77  ff.  u.  119 — 161,  Vergl.  oben  %.  286.  f.  —  Das  Herzog- 
thum Holstein  erhielt  durch  e.  königl.  Verordnung  v.  i5.  Mai  »834  berathende 
ProvinzialStände,  (das  Herzogthum  Schleswig  erhielt,  durch  Verordnung  von 
demselben  Tag,  besondere  ProvinzialStände). 

k)  In  dem  Königr.  Sachgen  bestehen  Kreisstände,  in  jedem  der  4  Kreise,  in  welche, 
seit  der  Territorialveränderung  v.  i8i5,  die  alten  Erblande  eingetheitt  sind. 
Die  Stände  eines  jeden  Kreises  theilcn  sich  in  zwei  Corporationcn,  in  Ritter- 
schaft und  Stiidtc.  Zu  ihrer  Wirkungsbcfugnifs  gehören:  Berathung  und  Bevor- 
wortung  desjenigen,  was  sie  für  das  Wohl  des  Kreises  noth wendig  erachten; 
Besorgung  der  ständischen  Cassen-  und  Rechnungsangelcgenhciten ,  der  allge- 
meinen des  Kreises  oder  der  besondern  Corporation,  entweder  der  rittcrschaftl. 
oder  der  städtischen;  die  kreisständischen  Wahlen  der  Kreisvorsitzenden  und 
Deputirtcn  etc.;  Besorgung  der  ihnen  vom  König  aufgetragenen  oder  überlasse- 
nen  Angelegenheiten.  Die  Kreistage  sind  entweder  allgemeine  desselben  Kreises, 
d.  b.  für  beide  Corporationen,  deren  jede  hier  an  einer  besondern  Tafel  Platz 
nimmt,  oder  besondere,  für  eine  derselben;  die  letzten  also,  entweder  ritter- 
schaftlirhc  oder  städtische.  Nur  auf  landesherrliche  Anordnung  oder  Gestattnng, 
können  Kreistage  gehalten  werden,  ausgenommen  bei  einer  allgemeinen  Landes- 
Versammlung,  für  die  dabei  anwesenden  Kreisstände.  Jeder  Kreis  hat  in  der 
all  gem.  Landes  Versammlung  eine  bestimmte  Zahl  ritterschaftlicher  Wahlstellen, 
welche  durch  Wahl  der  an  den  Kreistagen  Theil  nehmenden  Besitzer  schrift- 
aäasiger  Güter  aus  Personen  ihres  Mittels  beset/.t  werden.  Die  Ausschufsstande 
welche  der  Kreis  zu  einem  Ausschufstag  des  Königreichs  sendet,  werden  auf 
dem  Kreistag  von  den  übrigen  Ständen  mit  Vollmacht  versehen.  AUgem.  Kreis, 
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tagsOrdnung  v.  10.  Aug.  i8aij  in  d.  GcsctissammL  v.  1811,  6t.  16,  8.  93-110 
Weisse'*  Lehrb.  des  königl.  ach».  Staatsr.,  Bd.  I,  $.  io3-  in. 
I)  Nach  der  französischen  Verfassung  besteht  eine  dreifache  Repräsentation :  die 
beiden  Kammern  zu  Paris  für  das  ganze  Reich,  ein  Gonseil  departemental  für 
jedes  Departement,  ein  Conscil  d'arrondisscment  (Bezirkrath)  för  jeden  Bezirk. 
Nach  dem  Gesetz  vom  8.  Pluviosc  J.  VDI,  soll  in  jedem  Departement  ein  Depar- 
lernen tal Reith  oder  Conseil  general  durch  freie  Wahl  der  Bewohner,  und  nach  be- 
stimmten Normen  bestehen;  er  soll  in  jedem  Jahr,  auf  Einberufung  der  Regie 
rung,  sich  versammeln,  und  langer  nicht  als  14  Tage  versammelt  bleiben.  Sein 
Wirkungskreis  ist:  1)  theüs  administrativ-richterlich,  indem  er  über  Beschwerden 
einzelner  Bezirke,  Städte  oder  Gemeinden,  wegen  unrichtiger  Vcrtheilung  der 
Steuern  entscheidet;  1)  theils  finanxicll,  indem  er  a)  die  dem  Departement  auf- 
gelegten directen  Steuern  unter  die  verschiedenen  Bezirke  desselben  vertheilt, 
b)  die  für  die  DepartementalCassc ,  su  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  für  beson- 
dere Bedürfnisse  des  Departements,  nöthigen  ZulageCcntimcn  auf  den  Vorschlag 
der  Regierung  festsetzt,  und  c)  die  Rechnung  der  obersten  DepartementaJBe- 
hörde  (  des  PrSfcctcn )  über  die  Verwendung  dieser  Fonds  abhört  und  geuch 
migt.   Ucberdicls  dient  er  3)  durch  seinen  Präsidenten  als  Organ  des  Departe- 
ments unmittelbar  bei  den  Ministerien,  für  Beschwerden,  Wünsche  und  Bcdürf- 
nisse  des  Landes. 

m)  In  Baiern,  unter  dem  Namen  Landrath.  Gesetz  v.  i5.  Aug.  1838.  Sciutick's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  46s— 4°5.  —  In  der  gh.  he  »suchen  Provinz 
Rheinhessen ,  unter  dem  Namen  ProvinzialRath ,  durch  Verordn.  v.  7.  Aug.  1818. 
Vergl.  Verhandlungen  in  der  1.  Kammer  der  Landständc  des  GIL  Hessen,  von 
i8si,  Heft  10,  S.  io5— n5.—  In  dem  sachscn-coburg-saalfcldiscben  Furstenthum 
Liechtenberg  ,  unter  dem  Namen  Landrath ,  durch  Verordn.  v.  «7.  April  u. 
3.  Sept.  1841,  für  berathende  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  für  Bewilli- 
gung und  Vcrtheilung  der  Abgaben;  seit  1824  ward  er  nicht  r.usammenbcrufen. 
Nach  Abtretung  dieses  Landes  an  Preufcen,  ward  er  aufgehoben  in  dem  prcuXs. 
BesitzcrgreifungsPatent  v.  i5.  Aug.  1834.  —  Auf  den  baierischen  Landtagen  von 
1819  und  (8??,  kam  die  Einführung  dieser  landräthlirben  Collcgien  auch  in  den 
übrigen  baierischen  Provinzen  in  Antrag.  Jul.  Gr.  v.  Sonics,  der  baicr.  Landtag 
v.  1819  (Nürnb.  i8ai.  8.),  S.  19—35.  Sie  war  von  dem  Bönig  durch  Verordn. 
v.  1.  Jan.  i8»a  vorläufig  schon  beschlossen,  ward  aber  suspcmlirt  durch  eine 
Bekanntmachung  v.  a6.  Jun.  i8aa. 


Classen  der  Landständc. 

Gewöhnlich  ist  die  Landstandschaft  nach  verschiedenem  Verhältnifs, 
bestimmten  Classen  zugethcilt;  wobei  ein  Standcsclasscn -  oder  Corpora- 
tionsPrincip,  besonders  ein  Rest  vormaliger  Feudal  Aristokratie ,  mehr  oder 
weniger  wahrzunehmen  ist.  «).  Ehehin  gab  es  in  manchen  Staaten,  laut  der 
landschaftlichen  Matrikel,  nur  eine,  in  andern  zwei ,  drei  oder  vier 
Classen  (Curien,  Collegien,  Bänke)  der  Landstande  *).  Jetzt  findet  man 
in  teutschen  Bundesstaaten,  nach  Verschiedenheit  der  angenommenen  Grund- 
lage der  Landstandschaft:  1)  bald  zwei  Classen,  bestehend  z.  B.  aus 
Ritterschaft  und  Städten  c)  oder  aus  Geistlichkeit  und  Landmannschaft  <0i 
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2)  bald  drei  Classen,  bestehend  a)  entweder  theils  aus  Fürsten,  Grafen 
und    Herren    (Magnaten    oder    Pairs),   theils    aus  Ritterschaft,  theils 
aus  Städten  «),  oder  b)  theils  aus  einem  Collegium  der  Prälaten,  Für- 
sten ,    Grafen  und    Herren   ( und    zwar   in   dem    Königreich  Sachsen 
jetzt,  mit  Inbegriff  der  Deputirten  der  Universität  Leipzig),  theils  aus 
Ritterschaft,  theils  aus  Städten/)  oder  c)  aus  Abgeordneten  der  Ritter- 
schaft, der  Städte,  der  Bauern,  Landbezirke  oder  Dorfgemeinden«*),  oder 
aus  RittergutBesitzern ,  aus  Deputirten  der  Städte  und  Flecken,  aus  Depu- 
tirten der  bäuerlichen  Amtbezirke  *);  3)  bald  Tier  Classen,  bestehend: 
a)  aus  Herren,  aus  Prälaten,  aus  Ritter-  und  Mannschaft,  aus  Städten  *), 
oder  b)  aus  Geistlichkeit,  Ritterschaft,  Städten  und  Bauern  '),  oder  c)  aus 
Abgeordneten  der  RittergutBesitzer,  der  Städte,  der  Eingesessenen  auf  dem 
platten  Lande,  des  geistlichen  oder  Lehrstandes         4)  Bei  der  neuen 
Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  Baiern,  Königreich  Sachsen, 
Hannover,  Würtemberg,  Baden,    Kurhessen,  Grofsherzogthum  Hessen, 
SachsenAUenburg,  Braunschweig,  und  in  dem  Herzogthum  Nassau,  hat 
man,  bei  Vertheilung  der  LandesRepräsentation ,  auf  die  verschiedenen 
Standesclassen  nicht  ausschliefsend  Rücksicht  genommen,  sondern  auf  aus- 
zeichnende Verhältnisse  der  Geburt  (bei  den  Prinzen  des  Regen- 
tenhauses), mancher  Familien,  einzelner  Personen,  des  Grundbe- 
sitzes, des  Gewerbos,  (Handels-  und  Fabrikwesens),  des  Amtes,  der 
Gemeinden,  der  Kirchen-  und  Lehranstalten  "*), 

Rsstoam  tactique  des  asscmblecs  legislatives.  TL  Ausg.  Paris  1811.  Bd.  I,  Cap.  4. 

6)  Moskh  a.  a.  0.  4»».  475.  PiirrBa's  Lit.  IQ.  378.  f.  Klürers  Lit.  170  ff.  —  Von 
der  landschaftlichen  Matrikel,  ebenda*.  64 

c)  So  in  Mecklenburg,  SachsenMciningen,  in  don  Fürstentümern  Altenburg,  An- 
halt, SchwarzburgSondcrshauscii,  Lippe,  ReuCs  beider  Bauptlinien.  Moskh  a,  a. 
O.  4^8*  f*  In  dem  ehemaligen  Grofsbersogthum  Berg  waren  Ritterschaft  und 
Hauptstädte.  Rhein.  Bund ,  IL  401.  Von  der  Lausitz  s.  Note  i.  —  In  Oestrci- 
chischSchlesien  heifsen  die  Laudstände  «Fürsten  und  Stände*;  jene  begreifen 
unter  sich  die  Hersoge  u.  Fürsten»  diese  die  freien  Standesherren  u.  die  dem 
Landesfürsten  unmittelbar  unterworfene  Ritterschaft.  Ihre  allgemeinen  Zusam- 
menkünfte heifsen  Fürstentage. 

</)  In  dem  Fürstenthum  Utchtenstein  bildet  die  Geistlichkeit  die  erste  Classe,  be- 
stehend aus  drei  Deputirten,  welche  alle  geistlichen  Bencficiatcn  u.  Communitä- 
ten  aus  ihrem  Mittel  auf  Lebenszeit  wählen,  u.  aus  allen  gcistlieheu  Pfründnern, 
«lio  ein  liegendes  oder  steuerbares  Vermögen  von  wenigstens  »5oo  Gulden  Stcu- 
ersaU  besitzen;  die  Landmannschaft  aus  den  Vorstehern  und  Allgcschworncn 
einer  jeden  Gemeinde,  und  aus  allen  Untcrthanen,  die  liegende  Gründe  mit  ei- 
nem Steuersatz  von  sooo  Gulden  besitzen. 

e)  Von  SachjenGotha,  s.  Moskh  a.  a.  O.  8.  469. 

f)  in  dem  Köuigr.  Sachten,  v.  Röxkr  a.  a.  O.  Dl.  7.  Wkisse's  Lehrb.  des  königl. 
•ächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  $.  64—57.  F.  A.  F.  Ar«,  diss.  de  jurib.  singularib.  Clc- 
ricorum,  praesertim  in  Saxonia.  Lips.  1791.  4'  Auch  teutsch,  ebendas.  1791-  4«» 
wo  jedoch,  seit  den  i8i5  veränderten  Territorialverhältnissen,  in  der  ersten 
Classe  das  besondere  Collegium  der  Universitäten  wegfallt,  seit  i8si  die  Uni- 
versität Leipzig  dem  Collegium  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren  einverleibt, 
auch  in  der  allgemeinen  Landcsvcrsammlung  seit  1817  die  obcrlausitzcr  Land- 
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schaft  mit  der  alterbländischen  der  4  Kreise  vereinigt  ist.    Man  s.  Note  i ,  u. 
Wkissx  a.  a.  O.  §.  5a  u.  54-    Daselbst  bat  die  erste  Classc  das  Recht ,  durch 
Abgeordnete  auf  dem  Landlage  zu  erscheinen,    v.  Römer  III.  16.    Auch  hat  da- 
selbst die  schriftsüssige  Ritterschaft  VirilSlimmcn;  die  Besitzer  amtsässiger  Bit- 
tergüter  haben  nur  Theil  an  CuriatStimmen.    Ebcndas.  S.  i6-  f.    Die  letzten 
senden,  aus  jedem  Amt,  von  ihnen  gewählte  Dcputirte  auf  den  Landtag.  All- 
gem.  KrcistagsOrdn.  v.  10.  Aug.  18*21,  §.  37;  in  d.  Gesetzsamml.  v.  1821,  St,  16. 
Im  Jahr  1821  ward  die  Berechtigung  zur  Landtagfähigkcit .  auf  alle  neuschrift- 
sässigen  Rittergüter  ohne  Unterschied  ausgedehnt,  und  überdies  in  jedem  der 
4  alterbländischeo  Kreise,  auch  in  der  Oberlausitz,  eine  Anzahl  ritterschaft- 
licher Stellen  (zusammen  vierzig  an  der  Zahl)  gegründet,  welche  aus  dem  Mittel 
der  bis  dahin  für  ihre  Person  nicht  landtagfähigen  Rittergutbesitzer,  durch 
Wahl  der  ritterschaftlichen  Kreisstände  eines  jeden  der  4  Kreise,  in  der  Ober- 
lausitz aber  durch  Wahl  der  Stände  vom  Lande  (Note  i),  zu  besetzen  sind, 
und  ihren  Inhabern  gleiche  Rechte  und  Pflichten ,  wie  den  altadclichen  Ritter- 
gutbesitzern ,  gewähren  und  auflegen.    Bei  diesen  ritterschaftlichen  Wahl* teilen, 
sollen  weder  adelichc  Geburt  noch  eine  bestimmte  Zahl  adelichcr  Ahnen,  son- 
dern nur  RittergutBesitz  und  Zutrauen  der  Wähler  entscheiden.    Man  s.  den 
amtlich  bekannt  gemachten  gedruckten  Auszug  aus  den  Verhandlungen  des  am 
i5.  Ort.  18*20  eröffneten,  und  am  i5.  Jun.  18-21  beschlossenen  Landtags  ( 1811. 
8.  S.  in  4.  u.  als  Beil.  zu  St.  20  der  Gesetzsamml.  v.  182  t  ),  S.  5.  u.  f.  —  Von 
den  Kreisständen  in  den  4  Kreisen  der  alten  Erblande,  oben  §.  290. 

g)  So,  seit  1816,  in  dem  Grofshcrzogthum  5-  JVeiuutrEisenuch ,  wo  «11  Abgeord- 
nete von  dem  Stande  der  Rittergut  Besitzer,  10  von  dem  Stande  der  Bürger, 
10  von  dem  Stande  der  Bauern,  als  Volksvertreter  und  zwar  von  jedem  Stand 
aus  seiner  Mitte  erwählt  werden».  Die  Universität  Jena,  als  eine  mit  Ritter 
gutem  ausgestattete,  dem  ganzen  Lande  gehörende  Anstalt,  stellt  zu  dem  Stande 
der  RittergutResitzcr  den  eilften  Abgeordneten.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  166  f.  —  In  dem  Herzogthum  S.  CoburgSualJvtd  bestand  vor  der  Trennung 
Saalfelds  im  Nov.  1826  (§.  286,  p),  die  Gcsammthcit  der  Landstände  aus 
17  gewählten  Abgeordneten,  6  aus  der  Ritterschaft,  2  aus  den  Stadtobrigkeilen 
zu  Coburg  u.  Saalfeld,  3  aus  den  Städten  Coburg,  Saalfeld  und  Pöfsneck,  6 
aus  den  übrigen  Städten  und  Dorfgemeinden.  —  In  dem  Herzogthum  S.  Medin- 
gen sind  nach  dem  Grundgesetz  von  1829,  24  Abgeordnete,  8  aus  jedem  der  drei 
Stände,  der  RittergutBcsitzcr ,  der  Bürger,  der  Bauern,  so  dafs  jeder  Stand 
8  wählt.  In  dem  Herzogthum  S.  Altenburg  besteben  nach  dem  Grundgesetz  von 
i83i  die  Landstände  aus  einem  Präsidenten  und  24  Abgeordneten,  wovon  8  Abg. 
der  RittergutBesitzcr ,  8  der  Städte  und  8  des  Baucrslandes.  —  In  dem  Für- 
srenthum  S.  Rudolstadt  besteht  die  Volksrepräsentation  aus  18  gewählten  Landes- 
Repräsentanten,  nämlich  6  RittergutBesitzern ,  6  Einwohnern  von  Städten,  6 
mit  Landeigenthum  angesessenen  Untcrthanen,  die  weder  Rittergüter  besitzen 
noch  städtische  Bürger  sind.  —  Auch  die  ProvinzialStändc  des  Grofshcrzogthums 
Luxemburg  bestehen,  seit  i8i5,  aus  Deputirten  der  Ritterschaft,  der  18  Städte, 
und  der  Landbezirke  (distritts  ruraux);  jede  dieser  drei  Classen  wählt  20  Ab- 
geordnete. 

A)  In  dem  Fürstenthum  ScJmumburg^  lippischen  Anthcils,  erscheinen  auf  dein  Land- 
tag die  wirklichen  Besitzer  adelichcr  Güter,  von  den  Magistraten  gewählte  De- 
putate der  Städte  u.  Flecken,  u.  aus  den  Besitzern  der  Bauergüter  gewählte 
Deputirte  der  Amluntcrthauen.  KivBfca's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S  69.  —  In  dem 
Fürstenthum  Wuldsck  bestehen  die  Landstände  aus  den  Bittergutbesitzern,  aus 
Deputirten  der  Städte,  wozu  in  den  drei  ersten  Städten  der  erste  Bürgermeister 
u.  der  StadtSecretair,  in  den  übrigen  der  Bürgermeister  allein  bestimmt  sind. 
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u.  aus  10  Repräsentanten  des  Bauerstandes  ,  zwei  aus  jedem  Ober  Justizamt. 
Ebendas.  Bd.  II,  S.  100  u.  f. 
*  )  So  bis  181 5  in  der  Ober-  und  Nieder  lausiti.  Daselbst  hiefsen  die  drei  ersten 
Classen  das  Land.  Das  Land  und  die  Städte  hatten,  jeder  Theil  auf  dem  Land- 
tag  eine  CuriatStimme.  v.  Röur  a-  a.  O.  III.  59.  So  noch  jetzt  in  dem  bei 
Sachsen  gebliebenen  Theil  der  Oberlausitz,  welcher  jetzt  eine  besondere  Land- 
schaft (Stände  von  Land  und  Städten)  hat,  durch  die  er  an  der  allgemeinen 
aächs.  Landesversammlung  Theil  nimmt  1831  wurden  für  landschaftliche  Ver- 
sammlungen eine  Anzahl  ritterschaftlicher  Stellen  gegründet,  welche  aus  dem 
Mittel  der  bis  dahin  für  ihre  Person  nicht  landtagfahigen  BittergutBesitzer, 
durch  Wahl  der  Stände  vom  Lande  zu  besetzen  sind.  —  ücberdiefs  besteht  da- 
selbst eine  fortwahrende  ständische  Deputation,  zu  Besorgung  der  dem  Lande  und 
den  Städten  gemeinschaftlichen  Militär  Angelegenheiten,  durch  welche  auch  die 
gemeinschaftlichen  Cassen  Angelegenheiten  der  Provinz  besorgt  werden  sollen. 
Mandat,  die  neuen  Verfassungs-  und  Verwaltungseinrichtungen  in  der  Oberlau- 
sitz betr.,  v.  1a.  März  18a  1  ( Gcsctzsamml.  18a  1,  St.  4),  §.  IV.  —  Für  Sehn*. 
disckPommern  wurden,  in  der  angef.  Verordn.  v.  Aug.  1806 ,  die  oben  im  %.  ge- 
nannten vier  Classen  festgesetzt.  —  So  auch  in  dem  Herzogthum  Krain  seit 
1819.  Dieselben  vier  Classen  bestehen  in  Niederßstreich ,  Steiermark,  Böhmen, 
Muhren,  Guttuen. 

ä )  In  dem  Herzogthum  Braunschweig  und  Fürstenthum  Blankenburg  sind :  Prälaten 
(Aebte  und  Decane  der  Stifte  und  Klöster),  sechs  in  der  ersten  und  sieben  in 
der  zweiten  Section  der  Landstände;  Kitterschaft  oder  die  Besitzer  von  78  land- 
tagfahigen Kittergütern,  alle  in  der  ersten;  19  Deputirte  von  den  Städten;  und 
19  Abgeordnete  für  den  Stand  der  nicht  zu  der  Bitterschaft  gehörenden,  dienst- 
oder  meierfreien  Grundbesitzer,  ein  gewählter  Deputirtcr  von  jedem  Kreisgc- 
riebt  aus  der  Zahl  der  sowohl  auf  dem  platten  Lande  als  auch  in  den  Städten 
und  Flecken  ansässigen  Schrift-  und  Freisassen,  alle  Depntirte  von  den  Städten 
und  den  nicht  ritterschaftlichen  Grundbesitzern  in  der  zweiten  Section.  —  In 
Tyol  bestehen  die  Landstände  aus  Prälatenstand,  Herren-  und  Kitterstand,  Bür- 
gentand, Bauernstand. 

/)  In  dem  Fürstenthum  Hildburghausen  bestand,  vor  seiner  im  Nov.  1826  erfolgten 
Vereinigung  mit  Meiningen  (§.  286),  die  Landschaft  aus  gewählten  Abgeordne- 
ten von  vier  Ständen,  6  aus  den  BittergutHcsiUern,  5  aus  den  5  Städten,  6  aus 
den  Eingesessenen  der  6  Aemter ,  1  aus  dem  geistlichen  oder  Lehrstande. 

in)  In  Baiern  besteht  die  Kammer  der  Kctchsräthc  aus  den  volljährigen  Prinzen 
des  k.  Hauses,  den  BeirhsKronbeamten,  den  beiden  Erzbischöfen ,  den  Häup- 
tern der  standesherrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  als  erblichen 
Heichsräthen ,  einem  vom  König  ernannten  Bischof,  dem  jedesmaligen  Präsi- 
denten des  protestantischen  GeneralConsistoriums ,  und  aus  vom  König  erb- 
lich oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern;  die  zweite  Kaminer  besteht 
aus  den  Grundbesitzern  mit  gutherrlicher  Gerich tbarlicit ,  Abgeordneten  der 
Universitäten,  Geistlichen  der  kathol.  und  evangelischen  Kirche,  Abgeordneten  der 
Städte  und  Märkte,  und  der  Laudeigcnthümer  ohne  Gerichtbarkeit.  —  In  Hanno- 
ver ist,  nach  dem  Patent  vom  7.  Dec.  1819,  die  erste  Kammer  zusammengesetzt 
aus  persönlich  berechtigten  Mitgliedern,  nämlich  den  Standesherren  im  Sinn  der 
t.  BundesActe,  dem  Erbmarschall,  dem  Grafen  von  Stolberg  wegen  der  Graf- 
schaft Hohustcin,  dem  pcncralErbpostmeister,  1  Aebten,  einem  KlostcrDirector, 
den  kathol.  Bischöfen,  einem  angesehenen  evangel.  Geistlichen,  den  mit  einem 
persönlichen  erblichen  Stimmrecht  begnadigten  Majoratherren,  dem  Präsidenten 
des  GencralStcucr-  und  SchatzCollcgü,  den  rittcrschaftlichcn  auf  Lebenszeit  er- 
wählten Mitgliedern  des  allgemeinen  SchatiColIcgii,  und  aus  35  für  die  Dauer 
desselben  Landtags  erwählten  Dcputirtcn  der  sieben  ProvinzialBittcrschaftcn ;  die 


Digitized  by  Google 


440  IL  TheiL  III.  Cap. 

iweitc  Hammer  hat  zu  Mitgliedern,  die  auf  Lebenszeit  gewählten  nicht  ritterschaft- 
lichen Mitglieder  des  SchatzCollegii ,  sechs  Dcputirte  von  eben  so  viel  Stiften, 
einen  der  Universität  Güttingen,  zwei  von  den  Consistorien  su  erwählende  dc- 
putirte für  das  Kirchen-  und  Schulwesen;  66  Depntirte  von  den  Städten,  von 
der  Grafschaft  Hobnstein,  von  den  hoyaischen  und  diepholsisrhcn  Flechen,  von 
freien  Gutbesitzern,  die  nicht  su  der  Ritterschaft  gehören  (so),  von  dem  Lande 
Hadeln  (s),  und  von  den  Flecken  und  Freien  der  Grafschaft  Bentheim  (i).  — 
In  ffürutnberg  besteht  die  Kammer  der  Standcsbcrren :  aus  den  Prinzen  des  k 
Hauses,  aus  den  Häuptern  der  st andes herrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  Bun- 
des Acte,  und  aus  den  vom  König  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitglie- 
dern; die  Kammer  der  Abgeordneten  besteht  aus  1 3  Mitgliedern  des  ritterachaftl. 
Adels,  von  ihm  aus  seiner  Mitte  erwählt,  aus  den  6  evangeL  GeneralSupcrinten- 
denten ,  aus  dem  kathol.  Landesbischof,  einem  von  dem  Domkapitel  aus  seiner 
Mitte  gewählten  Mitglied,  u.  dem  ältesten  kathoL  Decan,  aus  dem  Universität- 
Canzler,  aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jeder  der  7  vornehmsten  Städte, 
aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jedem  OberamtBcsirk.  —  In  Baden  he- 
steht  die  erste  Kammer:  aus  den  Prinsen  des  gh.  Hauses,  den  Hauptern  der 
standesberl.  Familien,  dem  kathol.  Landesbischof  u.  einem  von  dem  Grofshersog 
auf  Lebenszeit  ernannten  evangel.  Geistlichen  mit  dem  Bang  eines  Prälaten,  acht 
Abgeordneten  des  grundberrl.  Adels,  zwei  Abgeordneten  der  LandesUniversitä- 
ten,  und  den  vom  GH.  ohne  Bücksicht  auf  Stand  und  Geburt  ernannten 
Personen;  die  zweite  Kammer  besteht  aus  63  Abgeordneten  der  Städte  und 
Aemtcr.  —  In  dem  GH.  Hessen  ist  die  erste  Kammer  eben  so  eingerichtet  wie 
die  badische,  nur  dafs  hier  auch  der  Senior  der  freiberrl.  Familie  von  Riedesel 
dazu  gehört;  die  zweite  Kammer  besteht  aus  6  Abgeordneten  des  hinlänglich 
angesessenen  Adels,  von  ihm  aus  seiner  Milte  erwählt,  aus  10  gewählten  Abgeord- 
neten der  8  vornehmsten  Städte  (Darmstadt  und  Mainz  wählen  jede  s),  und  aus 
34  Abgeordneten  von  eben  so  viel  aus  Städten  und  Dorfgemeinden  zusammenge- 
setzten Wahlbezirken.  —   In  dorn  Herzogthum  Nassau  ist  die  Landstaadschaft 
zunächst  verthcilt  nach  dem  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nichtade].   Es  be- 
steht die  Herrenbank  (Adclskammer)  aus  drei  Classcn  von  Mitgliedern,  aus  ge. 
bornen,  den  Prinzen  des  Regentenhauses,  aus  erblichen,  sechs  Häuptern  tbeils 
standesherrlicher ,  thcils  grundherrlichcr  Familien,  und  aus  auf  sieben  Jahre  ge- 
wählten sechs  Deputirten  der  adelichen  Guteigentümer;  die  Versammlung  der 
LandcsDeputirtcn  (Kammer  der  Gemeinen)  aus  aa  Mitgliedern,  auf  sieben  Jahre 
gewählt,  3  von  der  Geistlichkeit,  1  von  den  Vorstehern  der  höheren  Lehran- 
stalten, 3  von  bestimmten  Gewerbebesitzern,  i5  von  und  aus  bestimmten  Land- 
eigen thümern ,  von  denen,  die  wenigstens  7  fl.,  und  aus  denen,  die  wenigstens 
91  fl.  zu  jedem  Grundsteuern  pl  um  beitragen.  Vcrordn.  v.  3.  Nov.  i8»5  (oben 
»86  «),  vergL  mit  dem  Patent  v.  1.  u.  a.  Sept.  1814. 


§.  292.  oa.) 

Landstandschaft  der  StandcsJtcrren,  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadels ;  so  auch  der  Geistlichkeit  und  Universitäten. 

1)  In  Absicht  auf  I«andstandschaft,  verordnet  die  tcutschc  Bun des- 
Acte: 1)  dafs  die  Häupter  der  standesherrlichen  Familien  die 
ersten  Standesherren  in  dein  Staat,  zu  dem  sie  gehören»  seyn,  und  mit 
ihren  Familien  daselbst  die  piivilcgirtcste  Classe  bilden  «),  mithin  zu  den 
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ersten  Stellen  unter  den  Landstünden  berechtigt  seyn  sollen;  2)  dals  die 
(landtagfahig)  Begüterten  aus  dem  ehemaligen  unraittelbarenRcichs- 
adel,  Antheit  an  der  Landstandschaft  haben  sollen  II)  Dagegen  fan- 
den die  auf  dem  wiener  Congrefs  gemachten  Anträge,  die  teutschen  katho- 
lischen Bischöfe  und  Domcapitel  mit  liegenden  Gründen  auszustat- 
ten, und  in  allen  Bundesstaaten  als  Landstande,  und  zwar  als  die 
ersten,  anzuerkennen,  keinen  Eingänge);  so  wenig  als  der  Vorschlag, 
die  katholische  und  evangelische  Geistlichkeit,  als  solche,  an  der 
standischen  Verfassung  Theil  nehmen  zu  lassen  Dennoch  haben,  seit 
jenem  Congrefs,  in  einer  Reihe  von  Bundesstaaten,  sowohl  Bischöfe  als 
auch  andere  höhere  Geistliche  beiderlei  Religion,  Landstandschaft  erhalten 
(§.  291).  III)  Wohl  aber  sind,  in  mehreren  Bundesstaaten,  geistliche 
Stiftungen  und  Cor porationen  «),  wohin  auch  Universitäten  f) 
gerechnet  zu  werden  pflegen,  wegen  landtagfähigen  Güterbesitzes  zu  Land- 
standschaft  berechtigt. 

a)  BundesActe,  Art  14,  lit.  b. —  ücber  den  Ausdruck  terst»  Stande jherrenv,  vcrgl. 
KLÜBia'g  Uebersicht  etc.,  S.  391  ft%  «94,  «95,  «98,  3oo»  3n  u.  3ss.  Dieser  Aus- 
druck flofs  aus  östreichischen  Entwürfen  in  die  BundesActe.  Klübxb's  Acten 
des  wiener  Congrcsses,  Bd.  II,  S.  4  u.  3i8.  In  preußischen  Entwürfen  stand: 
sie  sollten  «als  Standesherren  die  ersten  Landstätttie  bilden».  Ebenda«.  S.  36  u. 
3o6.  Die  französische  Ucbersetzung  der  B.A.  hat:  *Les  chefs  de  res  maisons 
formen t  la  premüre  elasse  des  Etats  dans  les  pays  auxquels  iU  appartiennent ». 
Klübxh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VH,  S.  47%  Vergl.  unten  §.  3o4  b.  —  Land- 
standsebaft  steht  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Häuser,  in  dieser  Eigen- 
schaft, mithin  ipso  jure ,  zu,  nicht  durch  Wahl,  und  nicht  als  Deputirten  oder 
Abgeordneten;  in  so  fern  werden  sie  zuweilen  gebornc  oder  Erblandstände  ge- 
nannt (§.  «89). 

*)  BundesActe,  Art  14,  gegen  das  Ende.  Ki.eBBK's  Uebersicht  etc.,  S.  ai6,  «4«  f. 
u,  35q  ff. 

c)  Klübeh's  Uebersicht  etc.,  S.  ai6. 

d)  V.  J.  Dkwoiu,  wird  es  nützlich  seyn,  die  kathol.  u.  protestant.  Geistlichk.  an 
der  künft.  stand.  Verfassung  der  t.  Provinzen  des  linken  Rheinufers  Theil  neh- 
men zu  lassen?  Mit  e.  Anhang  v.  CG. Bauen.  Cö In  181 5. 8.  Wider  die  Ansprüche 
der  Geistlichkeit  auf  Landstandschaft ,  s.  Ganors  u.  Did*bot's  Correspondenz 
(Brandenburg.  1830),  S.  28,  u.  BaxTSCHnsiosn  in  Schböter's  u.  Kleis 's  Opposi- 
tionsSchrift  für  Christenthum  and  Gottesgelahrtheit,  Bd.  TO.  (Jena  1819),  S.  283. 
—  Die  HohcnzollcrnSigmaringensckc  Verf.  ürk.  v.  i833,  %.  80  u.  8?  E,  gibt  der 
Geistlichkeit  das  Rocht,  einen  Abgeordneten  in  der  Ständeversammlung  zu 
haben. 

e)  Allgemeine  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei  Ständeversammlungcn, 
mit  besond.  Rucks,  auf  Würtemberg.  Herausg.  v.  H.  E.  G.  P.uri.us.  Hcidclb. 
1816.  8.  —  Vorsteher  oder  Inhaber  (Statthalter,  Comthure)  geistlicher  Ritteror- 
densBesitzungen  geniefsen  oder  genossen  bie  und  da  Landstandschaft. 

/)  In  so  fern  haben  oder  hatten  Universitäten,  in  manchen  Ländern,  Sitz  und 
Stimme  in  der  Classe  der  Geistlichen.  R.  Havsbv  v.  d.  PralatenRechten  der 
Universitäten.  Frankf.  a.  d.  O.  1788.  8.  u.  in  Kopp»'»  niedersächs.  Arthiv  f.  Ju- 
risprud.  Bd.  I,  Num.  6.  KlübsiTs  jurist  Biblioth.,  St.  XX.  —  So  fern  sie  we- 
gen des  Besitzes  landtagfähiger  Rittergüter,  Landstandschaft  geniefsen ,  gehören 
sie  nicht  r.u  den  Prälaten.   Luv skr  Sp.  664.  m.  3o  et  32.   Seoer  a.  a  O.  — 
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Auch  nicht,  wenn  sie,  wie  jetzt,  in  mehreren  Bundesstaaten,  ohne  Rücksicht 
auf  Gütcrbesiti-.,  Landstandschart  haben.  —  In  dein  Mittelalter  wurden  Universi- 
täten landtagberechtigt,  nicht  blofs  wegen  ihres  Grumhigenthums,  sondern  auch 
wegen  vorzüglicher  Geistesbildung,  und  wegen  ihres  Ansehens  bei  dem  Volk. 

• 

§.  293.  (224.) 
Hecht  der  landständischen  Corporationcn: 

/)    nach    den    wiener  CongrcstV '  erhandlungen. 

I)  Das  Volk  hat  ein  vertragmäsiges  Interesse,  nicht  nur  an  der  Ver- 
fassung des  Staates,  sondern  auch  an  dessen  Verwaltung  durch  die 
Staatsregiemng  C$-  » )•  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  ihm  zu- 
stehenden Rechte,  gebührt,  in  der  Regel,  seinen  Vertretern  bei  der 
Regierung,  den  Lamlsiänden.  II)  In  den  Verhandlungen,  welche  auf  dem 
wiener  Congrefs,  der  Errichtung  des  Teutschen  Bundes  vorausgingen, 
sprachen  die  Stifter  des  Bundes,  mit  Ausnahme  sehr  weniger,  ihre 
Ueberzeugung  dahin  aus«),  dafs  das  Minimum  von  Rechten  der 
landständischen  Corporationcn,  in  allen  Bundesstaaten  bestehen  müsse: 
i)  in  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung;  a)  in  der  Notwendigkeit 
ihrer  Einwilligung  zu  Festsetzung  und  Regulirung  der  öffentlichen 
Abgaben,  verbunden  mit  der  hie  von  untrennbaren  Mitaufsicht  auf 
deren  Verwendung,  wenigstens  Kcnntnifs  von  der  bevorstehenden 
oder  geschehenen  Verwendung;  3)  in  dem  Recht  der  Besch  werde- 
führung  über  Mängel  oder  Mi fs brau  che  in  der  I^andesverwaltung, 
insbesondere  in  dem  Recht,  gesetzinäsige  Bestrafung  schuldiger  Staats- 
diener, und  zu  dem  Ende  ihre  Versetzung  in  den  Anklagestand,  zu 
fordern.  III)  Das  hier  angenommene  RepräsentativSystem  gibt  die 
vollziehende  Gewalt  dem  Regenten  allein,  die  gesetzgebende  ihm  und 
den  Landständen  in  gewisser  Art  (§.  297)  gemeinschaftlich;  es  bedingt 
die  Festsetzung  öffentlicher  Abgaben  durch  voraus  erfolgte  landstandische 
Einwilligung. 

■ 

a)  Hlübeb's  angef.  Uebersirht  etc.,  S.  aoi  ff.  —  Dasselbe  tbat  auch  Baden,  welches 
dem  Bund  erst  später  beitrat,  iu  c.  Note  v.  9.  Dcc.  i8i4;  ebendas.  S.  207.  — 
Fast  eben  so  Nassau,  in  e.  Patent  v.  1.  u.  a.  Sept.  1814 ;  ebendas.  8.  «19  f. 
—  Preussen  versprach,  schon  vom  Congrefs,  in  e.  Edict  v.  aa.  Mai  i8i5,  dal» 
die  Wirksamkeit  seiner  LandesReprasentanten  sich  erstrecken  solle:  auf  Be- 
rathung  über  die  persönlichen  und  Figcnthumrechte  der  Staatsbürger,  mit  Ein- 
schlufs  der  Besteuerung.   Ebendas.  S.  aa3  f. 
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g.  294.  (2o5..) 
2)  nach  der  Grundverfassung  teutscher  Bundesstaaten. 

I)  Die  nähere  Bestimmung  der  den  Landständen  eines  einzel- 
nen Bundesstaates  zustehenden  Rechte  und  ihres  Umfanges,  ist  einer  der 
wichtigsten  Gegenstände  des  Verfassungsrechtes  desselben  Landes  «). 

II)  Die  allgemeine  Grundlage  teutscher  landständischer  Verfassung, 
ist:  Theilnahme  des  Volks  durch  Abgeordnete,  mittelst  Berathung  und 
Einwilligung*)  oder  Zustimmung,  zuweilen  oder  in  gewissen  Fällen 
auch  mittelst  blofser  Berathung  (Beirath,  Gutachten),  i)  an  der 
Gesetzgebung«),  und  2)  an  Bestimmung  der  Staatsauflagen  d). 

III)  Nach  der  besondern  Laudesverfassung  können  jedoch,  nicht  blofs  Ge- 
setzgebung und  Abgabenwesen,  sondern  auch  Gegenstände  der  Verfas- 
sung, der  Rechtspflege,  der  Verwaltung,  der  Militäreinrich- 
tung, der  Nationaiwirthschaft,  namentlich  Landwirtschaft,  Han- 
del und  Gewerbe ,  zu  landtäglicher  Verhandlung  kommen.  Die  meisten 
der  neueren  landständischen  Verfassungsurkunden  enthalten  ausdrückliche 
Bestimmungen  hierüber.  IV)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  selbst  nicht, 
oder  kaum,  jenes  Minimum  landständischer  Rechte,  zu  dessen  Einräu- 
mung auf  dem  wiener  Congrefs  die  grofse  Mehrheit  der  Stifter  des  Teut- 
schen  Bundes  sich  bereit  erklärt  hatte  (§.  293),  den  Landständen  in  der 
neuen  landständischen  Verfassung  zu  Theil  geworden  «).  V)  In  den 
ostreichischen,  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staaten,  ist  der 
frühere  Umfang  der  ständischen  Wirkungsbefugnifs  /)  geblieben,  oder 
wieder  hergestellt  worden  (§.  287,  a), 

«)  In  dem  ttlbinger  Vertrag  v.  8.  Juli  i5i4 ,  geschlossen  mit  den  Volkvertrctern 
unter  Vermittlung  des  Kaisers  und  verschiedener  Reiehsfiirsten,  versprach  Her- 
zog Ulrich  von  fVürumberg ,  für  sich  und  seine  Nachfolger:  ohne  Rath  und 
Willen  der  Landstände  keinen  Krieg  anzufangen;  kein  Stück  des  Landes  zu  ver- 
pfänden; keine  Steuern  auszuschreiben;  Niemand  ohne  richterliches  Verhör  zu 
verurtheilen ;  jedem  Untcrthan  freien  Wegzug  zu  gestatten.  Dieser  Vertrag  ist 
die  Grundfeste  aller  w  ürtembergischen  Freiheiten.  Die  Verfassung  erhielt  ihre 
Fortbildung  durch  Landtagabschiedc,  Testamente  der  Regenten  u.  durch  den 
Erbvergleich  von  1770.  —  Eben  so  genaue  als  reichhaltige  Bestimmungen  ent- 
halten das  Fundamentalgesetz  des  Rönigr.  der  Niederlande,  mit  Inbegriff  von 
Luxemburg,  v.  24.  Aug.  i8i5,"  §.  io5,  197,  111,  128,  n3  u.  ff.,  das  /.  tveimar- 
eisenachische  Grundgesetz  v.  5.  Mai  181 6,  §.  5  u.  97  ff.,  das  s.  meiningische  v. 
1824,  §•  14  ff-,  das  meiningtsche  v.  1829,  Art.  80—88,  die  neuesten  Verfassungs- 
urkunden von  Nassau,  Schaumburg,  fFalaeck,  S.  Hildburghausen ,  S.  Coburg,  Bai- 
cm,  Baden,  GH.  Hessen. 

b)  Moskb  von  der  Landeshoheit  in  Regierungssachen ,  I.  36i.  Ebendess.  Nebenstun- 
den, t  77.  U.  i65.  C.  C.  A.  H.  v.  Kakptz,  einige  Worte  über  die  Gemeinsam 
heil  des  BcsteuerungsRegals  in  Mecklenburg.   Neustrel  1798.  8. 

,)  Baier.  Verf.  Urb.?  1818,  VII.  2.  Badisch*  1818,  §.  64  u.  f.  rriirtcmb.  Verf.  Vertr- 
1819,  VII.  88.  Meining.  Grundgesetz  v.  1824,  Jj.  14 ;  v.  1829,  Art.  85.  Moskb's 
JVcbcnst. ,  7-    222.   v.  Ouxxn's  wetz!.  Ncbcnst.,  Tb.  104  j  S.  198.  Püitib's 
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Lit.,  §.  1088.  —  Der  röm.  König  Heinrich  VH.  erklärte  in  einer  Urk.  v.  i»3i 
es  sey  auf  einem  von  ihm  zu  Worms  gehaltenen  Reichstag  festgesetzt  worden, 
dafs  ohne  Zustimmung  der  angesehenem  und  höhern  Landsassen,  kein  Territo* 
rialherr  Ordnungen  und  neue  Rechte  errichten  dürfe ;  in  Schahsat  bist.  Wormat, 
cod.  prob.  p.  109.  Li'MG'8  Reichsarchiv,  P.  spee,  Contin.  IV,  Th.  I,  S.3, 
auch  in  J.  A.  v.  Schultks  coburg.  Landcsgcsch.  d.  Mittelalters.  Coburg.  1814.  4. 
Nach  der  badischen  Verfassungs Urkunde  von  1818,  §.  65,  darf  kein  die  Freiheit 
der  Personen  und  das  Eigentbum  beschränkendes  Gesetz  einseitig  von  der  Re- 
gierung authentisch  tnterjtrtU'rt  werden.  —  Die  Frage :  ob  und  in  welchen  Fällen 
die  Regierung  in  der  Zeit  zwischen  den  Landtagen  provisorische  oder  IntermGt 
tette  und  Verordnungen  zu  erlassen  befugt  sey?  verdient  überall  eine  feste  stan- 
desgrundgesetzliche  Bestimmung.  Verhandlungen  darüber,  In  der  badischen 
Kammer  von  i83i. 

d)  Reichsabscbicd  v.  i54?,  §.  53.  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Steuersachen, 
S.  17.  Püttxr's  instit.  juris  publ.  germ.  §.  198.  Handveste  von  i^ls  der  Grs 
fen  zu  Holstein  u.  Stormarn,  Herzogen  zu  Schleswig,  dafc  ihnen  und  ihren  Er- 
ben, alle  tapfern  Mannen  und  Einwohner  des  Landes»  ohne  ihre  Bewilligung 
keine  Bede  oder  Schätzung  zu  geben  verpflichtet  seyen,  aufser  bei  Vermählung 
einer  landesherrlichen  Tochter  an  einen  Fürsten,  oder  wenn  der  Landesherr 
eine  Hauptschlacht  auf  dem  Felde  verlöre;  abgedruckt  in  den  oben  (§.  1.  f.) 
ange£  Privilegien  u.  s.  w.,  S.  1  —  5.  Im  J.  1460  gab  in  Holstein  u.  Schleswig 
der  neu  erkohrne  Landesherr  eidliche  Versicherung  für  das  landständische  Reibt 
der  Stcuerbewilligung.  Man  s.  oben  §.  i,  f.  Historisch  durchgeführt  wird  die- 
ses Recht,  bis  auf  die  neuere  Zeit,  in  der  oben  §.  288,  b,  angef.  Denkschrift 
der  Prälaten  u.  s.  w.  von  181a,  S.  5  u.  ff.  P.  A.  Pfizkr,  das  Recht  der  Su*tr- 
verwittigung ,  nach  den  Grundsätzen  der  würtembergischen  Verfassung,  mit 
Rücksicht  auf  entgegenstehende  Bestimmungen  des  deutschen  Bundes.  Stuttgart 
i835.  8.  Dawider  erschien  daselbst  eine  Gegenschrift  (von  dem  Legat.  Rath 
Göss).  —  Abgaben  sollten  anders  nicht  als  vermöge  eines  Gesetzes  erhoben 
werden.  In  so  fern  ist  die  Stcuerbewilligung  unter  der  ständischen  Mitwirkung 
zur  Gesetzgebung  begriffen.  In  diesem  Sinn  spricht  die  alle  Parömle :  «Wo  wir 
nicht  mit  ratheu,  also  sollen  wir  auch  nicht  mit  thaten». 

0)  Für  das  Fürstenthum  Liechtenstein  (Vaduz  u.  Scbcllcnberg )  ward,  in  einem  so» 
Eisgrub  datirten  Edict  v.  9.  Nov.  1818,  «die  in  den  k.  k.  östreichischen  teutsrben 
Staaten  bestehende  landständischc  Verfassung  (man  s.  Note  0  in  ihrer  Wesen- 
heit zum  Muster  genommen».  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  sey  es  auch 
nur  durch  Vorschläge,  ward  (§.  16)  den  Ständen  ausdrücklich  versagt  Bei 
Einführung  neuer  allgemeiner  Abgaben,  soll  ständische  Berat hung  vorausgehen, 
welcher,  in  gerechten  und  billigen  Fallen,  die  höchste  Genehmigung  nicht  versagt 
werden  soll  (§.  i5).  Auf  dem  Landtag  soll  der  jedesmalige  Steuerbedarf  durch 
Postulata  vorgelegt  werden;  dann  «haben  die  getreuen  Stände  nur  über  die  Ein 
bringlichkeit  der  postulirten  Steuern  zu  beratschlagen ,  und  dafür  zu  sorgen» 
(§.  11).  Dagegen  wird  «jedem  Landstand  die  Bcfugnifs  eingeräumt,  auf  dem 
Landtag  Vorschläge  zu  machen,  die  auf  das  allgemeine  Wohl  abzielen»  ($.  i3); 
nur  dürfen  solche  nicht  das  «bürgerliche,  politische  und  peinliche  (Gesetz*)  Fscb 
und  die  äu deren  Staatsverhältnissc  »  (§.  16),  auch  nicht  solche  Gegenstände  he 
treffen,  die  entweder  zufolge  der  Urbarien  oder  althergebrachter  Ucbung,  die 
fürstlichen  DominialGcfullc  oder  die  Privatrenten  des  Landesherrn  angehen,  wenn 
sie  gleich  den  Namen  von  LandesRcgalien  fuhren  (§.  14).  In  dem  Königreich 
Hannover  gibt  das  Patent  v.  7.  Dec.  »819,  %.  6,  der  allgemeinen  Ständeversamm 
hing:  1)  «das  Recht  der  Verwilligung  der  erforderlicheu  Stcucru,  und  der  Hit 
Verwaltung  (derselben  unter  verfassungsmäsiger  Goncurrens  und  Aufsicht  der 
Landesherrschaft ;  a )  das  Recht  auf  Zuratheziehung  bei  neu  su  erlassenden  all 
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gemeinen  Landesgest' Izen;  3)  das  Recht ,  über  die  zu  ihrer  ßerathung  gehörigen 
Gegenstande,  Vorstellungen  an  die  Landesherrschaft  zu  bringen»;  Alles  *im 
Wesentlichen  Rechte,  welche  früherhin  den  einzelnen  hannoverischen  Provin- 
«ialLandschaften  zugestanden  haben».  —   Das  schwarzburg-rudolstädtische  Publi- 
ca ndum  v.  8.  Jan.  1816,  verordnet  §.  i  blofs,  dafs  «die  Wirksamkeit  der  Volks- 
Rc Präsentation  sich  auf  die  Bcrathu  ng  über  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung, 
welche  die  persönlichen  und  Eigenthumsrechte  der  Staatsbürger,  mit  Einschlufs 
der  Besteuerung  betreffen,  erstrecke».   Aber  eine  spätere  landesherrliche  Er- 
klärung, v.  *i.  Apr.  ifchi,  erweitert  jene  Wirksamkeit  dahin,  dafs  «die  Landes- 
Repräsentanten  haben :  i )  das  Recht  der  Berathung  und  Zustimmung  bei  allen 
neu  zu  erlassenden  Gesetzen,  welche  die  persönlichen  Verhältnisse  oder  das 
Eigentbum  sämmtlicher  Untertbanen  betreffen,  doch  dafs  die  Verweigerung,  un- 
ter ausführlicher  Anfuhrung  der  Gründe,  durch  %  der  anwesenden  Mitglieder 
Statt  haben  kann;  a)  das  Recht  der  Berathung  und  Bewilligung  aller  zu  Deckung 
der  nothwendigen  Staatsbedürfnisse  auszuschreibenden  Steuern,  worüber  in  je- 
dem Jahr  die  Rechnungen  dem  LandtagsAusschufs  zur  Prüfung  und  zu  Erinne- 
rungen dawider  vorzulegen  sind;  3)  das  Recht,  alle  Mängel  und  Gebrechen  in 
der  Landesverwaltung  und  Vollstreckung  dem  Landesfürsten  anzuzeigen;  4)  neue 
Landessclmlden  können,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  der  Landes  Versamm- 
lung nicht  gemacht  werden.  —  Ein  grofsherzogl.  hessische*  Edict  v.  18.  Mär/, 
1830  hatte  den  Ständen  mehrfach  beschrankte  Rechte  zugedacht:  da  aber  wegen 
Annehmung  derselben  sich  Schwierigkeiten  hervorthaten ,  so  hatte  dieses  die 
ausgedehntere  und  vollständigere  Verfassungsurkundc  vom  17.  Der.  1810  zur 
Folge.  —  Die  Rechte  der  preussischen  ProvinzialStände,  nach  dem  Gesetz  vom 
5.  Juni  i8a3,  s.  oben  §.  «88,  Note  b. 
/)  Die  Landtage  in  den  östreichüchen  teutschen  Staaten  werden  in  der  Regel  durch 
einen  landcsfürstlichen  Commissär  eröffnet,  welcher  den  Ständen  die  landesfürst- 
lichen Ansinnungen  oder  Postulats,  zur  Beratschlagung  mitthcilt;  nur  im  Lande 
unter  der  Enns  empfangt  eine  landständischc  Deputation  zu  Wien,  in  feierlicher 
Audienz,  die  Postulate  uumittelbar  aus  den  Händen  des  Monarchen.  —  Die 
WirbmgsbejugTttss  der  Landstände  umfafst  *  die  Evidenthaltung  und  Repartirung 
der  ron  dem  Landesherrn  geforderten,  auf  Grund  und  Boden  gelegten  Steuern, 
und  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Leistungen  an  Geld  und  Naturalien, 
das  Crcditwesen,  die  Verwaltung  der  ständischen  DomesticalFonds ,  die  Anstel- 
lung der  ständischen  Beamten,  die  Führung  der  ständischen  Matrikel,  die  Vor- 
sehläge zu  denen  Stiftungsplätzen,  die  ihnen  vorbehalten  sind,  u.  s.  w.  Dabei 
haben  sie  das  Recht,  ihre  gemeinsamen  Wünsche  für  das  Beste  des  Landes, 
durch  das  Organ  der  Landesbehörde  vor  den  Thron  bringen  xu  können.  Das 
Recht  der  Besteuerung  selbst  ist,  seinem  ganzen  Umfange  nach,  dem  Landesfar- 
ben vorbehalten,  der  die  beschlossene  Ausschreibung  der  mit  der  Grundsteuer 
im  Zusammenhang  stehenden  Anlagen  an  Geld  und  Naturalien,  den  Ständen  jähr- 
lieh  in  der  Form  eigener  Postulate  bekannt  macht.   Deputationen  an  das  aller- 
höchste Hoflager  dürfen  nur  nach  vorläufig  von  dem  Monarchen  erhaltener  Ge- 
nehmigung abgesandt  werden».  J.  C.  Bisurasa's  vergleichende  Darstell,  der  Staats- 
verfasa.  der  europ.  Monarchien  u.  Rcpubl.  (Wien  181a  8.),  &  469  ff. 

t 

§♦  295.  (225b.) 
Fortsetzung. 

VI)  Bei  der  Gesetzgebung  erstreckt  sich  das  ständische  Mitwir- 
knngsrecht,  in  der  Regel,  nicht  blofs  auf  die  Errichtung  neuer,  sondern 
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auch  auf  Aenderung,  Aufhebung,  und  authentische  Auslegung 
bisheriger  Gesetze  «);  nicht  nur  auf  bürgerliche  und  peinliche,  sondern 
auch,  in  der  Regel,  auf  Polizeigesetzc  £),  zuweilen  selbst  auf  militärische 
Strafgesetze  <Q*  Aber  das  Recht,  die  zu  Vollziehung  und  Handha- 
bung der  Gesetze  erforderlichen  Verordnungen  ( dispositions  reglemen- 
taires)  und  Anstalten  zu  errichten,  auch  in  dringenden  Fällen  interi- 
mistische Verfugungen  zu  machen,  und  zur  Sicherheit  des  Staates 
das  Nothige  vorzukehren,  steht  dem  Regenten,  ohne  vorhergegangene  stän- 
dische Mitwirkung,  zu  <().  VII)  Bei  dem  Finanzwesen  kann  der  Begriff 
der  Selbstbesteuerung  des  Volkes  durch  Landstände  (am  besten  durch 
gewählte  Abgeordnete)  umfassen,  nicht  nur  das  Erkenntnifs  über  Not- 
wendigkeit oder  Nützlichkeit,  Rechtmasigkeit,  Art,  Summe, 
Vertheilung  und  Erhebungsart  aller  directen  und  indirecten  Staats- 
aullagen, in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  (§.  397  u.  f.);  sondern  auch  das 
Recht  der  Einsicht  der  Rechnungen,  der  Gegen-  oder  Mitauf- 
sicht oder  Controle  in  der  Verwendung  der  Staatsabgaben,  wohl  gar 
das  Recht  der  Umlage  und  des  Einzugs  in  eine  abgesonderte 
Casse  e)t  die  landschaftliche  Staats- oder  SteuerCasse,  unterschie- 
den von  andern  StaatsCassen,  namentlich  von  der  Kammer-  oder  Doraänen- 
Casse,  oder  auch  zum  Theil  in  eine  unter  landständische  Aufsicht  gestellte 
Staatssch  uldenzahlungsCasse  f).  Ob,  wann  und  wieweit  Staats- 
anlehen ohne  Zustimmung  der  Stände  gültig  gemacht  werden  können? 
darüber  entscheidet  die  Verfassung 

a)  Nassauische  Verfafs.Urk.  v.  1814*  §•  «•  ffaideckische  v.  1816,  §.  ».  fVeinusrische 
v.  1816,  $.  5.  Kurhessische  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  95.  Baierische  v.  1818,  Tit.  r. 
§.  S.  altcnburgische  v.  i83i,  §.  aoi  ff.  Braunschweigische  v.  1810,  §.  16  —  3o. 
fTürtemb,  Staatsverfassung« Vertrag ,  v.  1819,  §.  88.  Badische  Verfassungsurb. 
v.  »818,  §.  64.  Meiningische  v.  18*9,  Art.  85.  GH.  hessische  v.  i8ao,  §.  7*.  7* 
5.  coburgische  v.  18*1.  $.  64—67.  5.  meiningische  v.  1839,  Art.  85  u.  f.  Von  dem 
Königreich  Sachsen,  Verfass.Urk.  r.  i83i ,  %.  85  ff.  s.  Wmss«  a.  a.  O.,  Bd.  IL 
§•  m.  —  In  dem  Herzogthum  Lauenburg  steht  den  Standen  das  Recht  zu,  die 
GeseUe  zu  publiciren.  —  Die  Verfassungsurkunde  mufs  bestimmen,  ob  das 
Recht,  Gesetze  in  Vorschlag  su  bringen  (die  Einleitung  oder  Initiative),  nur 
dem  Souverain,  oder  auch  den  Standen  (s.  z.  B.  die  kurhessische  Verfafs.  Urk. 
§.  97,  die  würtembergische ,  %.  17s,  die  badische,  §.  67,  die  sachsen-htidburghath 
sische  v.  1818,  §.  47,  die  Sachsen -coburgische,  $.  67,  die  Sachsen  *  meimngische, 
§.  86,  die  den  Ständen  frei  stellt,  sogar  Gesetzen twürfe  einzureichen,  die  schwär« 
burg*sondershausensche  v.  i83o,  §.  8,  Num.  1,  die  waldeckische  v.  1816,  f.  1, 
Num.  4i  die  weimarische,  §.  5,  Num.  4i  die  hohcnzollern-sigmaringenscke,  §.  6— 
KÖnigl.  sächsische,  §.85,  die  S.  alunburgische,  §.114,  die  nassauische,  §.  s,  Num.i, 
die  braunschweigische  v.  i8ao,  §.  29  u.  3o.)  zustehe,  ob  in  Absicht  auf  die  lan- 
desherrliche Sanction  der  von  den  Ständen  vorgeschlagenen,  dem  Souverain  ein 
unbeschränktes,  oder  nur  ein  suspensives  feto  zustehe,  z.  B.  dafs  der  Gesetz- 
vorschlag, wenn  in  zwei  Ständeversammlungcn  die  Sanction  versagt  ward,  und 
er  in  der  dritten  wiederholt  worden,  auch  ohne  jene  Sanction  Gesetzkraft  er- 
lange. Vergl.  die  grofshcrzogl.  hessische  Verf.Urk.  v.  i8ao,  §.  75.  Fr.  Mubbjuu», 
das  königliche  Veto  in  der  constitutioncllen  Monarchie.  Cassel  i83a.  8. 
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*)  Die  Polixeigesetzgebung  ist,  in  der  Regel,  hievon  nicht  ausauschliefsen.  Würtcmb. 
Verfass.  Vertr.  v.  1819,  $.  91.  Stmjbiw  obss.  juria  et  bist,  oba  4.  §.  i5.  Üben- 
der*, von  Begier,  u.  Justixsachen,  §.  7,  Note  b.  v.  Bxaa's  Handbuch  des  Poliacir. 
Tb.  I,  S.  197  fT.  Ebendess.  Rechtsfälle,  Tb.  HI,  N.  4.  Decisionea  imperial,  in 
causais  Mecklenb.  de  a.  1734,  bei  Strubet?  a.  a.  O.  Mecklenb.  Erb  vergleich  v. 
i755T  %.  191,  196  f. 

c)  Würtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  4.  100. 

d)  Würtemb.  Verfaaa.  Vertr.  v.  »819,  §.  89.  Hönigl.  aächa.  Verfass.Urk.  v.  i83i, 
§.  88. 

e)  Hönigl.  aächa.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  %.  96—106.  Moser  von  der  Landeahoh.  in 
Steuersachen,  S.  648.  Habfiilis's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  198,  S.  49 
ff.  C  L  Hakskit  diaa.  de  jure  cirium  ratiooes  tributorum  eitraordinarium  ext- 
gertdi.  Ups.  i8o4.  4*  Verhandl.  in  d.  Veraamml.  der  Landstände  dea  Könige 
Würtcmberg,  Abth.  IX  ( i8i5.  8.);  S.  3o  ff,  88  ff,  xa4  ff,  101  ff.  Abth.  X. 
S.  68  ff.  (Fischrr)  Leber  das  Gassenrecht  der  würtembergischen  Landstände. 
Frankf.  1816.  8.  —  Von  dem  Recht  der  Landstände  zu  geheimen  Ausgaben  und 
einer  geheimen  Truhe ,  ebenda*.  S.  4i-*-56.  —  In  dem  Hönigr.  Hannover  haben 
die  Landstände  die  Mitverwaltung  der  GeneralStcuercasse,  unter  verfass  ungsmä^ 
slger  Goncurron»  und  Aufsicht  der  Landes  herrsch  afl.  Patent  v.  7.  Dec  1819, 
§■  6.  —  Von  dem  braunschweigischen  LandesStcucrcollegium,  einer  gemeinachaft- 
liehen  landesherrlich-ständischen  Behörde,  s.  die  erneuerte  Landschaftordn.  v. 
18*0,  $.  19  ff.  u.  die  Verordu.  v.  29  Oct.  i8ai.  —  Von  dem  landständischen 
Gassenrecht  in  dem  vormaligen  Fürstenth.  Hildburghausen,  8.  das  dortige  Grund- 
gesetz der  landatänd.  Verfaaa.  v.  1818,  §.  «.  lit.  e,  u.  %.  5oj  deagl.  in  dem  Für- 
stenthum Woldert,  a.  Klübkh's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  a6i  u.  a68  fff;  deagL  in 
dem  Her&ogth.  5.  Meiningen,  das  Grundgeseta  v.  18)9,  Art.  47  u-  83.  Von  den 
s.  weimar -eisenachitc/ten  landschaftlichen  Gassen,  und  von  der  den  Landständen 
eingeräumten  Ernennung  des  Cassiera  bei  der  HauptLandschaftcasse,  a.  Klürer's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  166,  191  ff.  u.  aoo.  Von  dem  dortigen  Landschaft-  oder 
OberSteuercollegiure  a.  Schweitrrr's  öffentl.  Recht  dea  GH.  S.  WeimarEiaenach, 
Tb.  I,  §.  86.  —  In  Baiern  wurden,  in  denen  Provinzen,  wo  noch  Landstände 
waren,  1807  die  besonderen  landschaftlichen  Steuercassen  aufgehoben.  Verord. 
t.  8.  Jun.  1807,  in  d.  Regierungsblatt  1807,  N.  a5.  —  Auch  in  Schweden  haben 
die  Reichsstände  eine  bestimmte  Aufsicht  über  die  Öffentlichen  Gassen. 

f)  'Würtemb.  Verfaaa.  Vertr.  v.  1819,  §.  »ao,  188  u.  193  (vergl.  unten,  §.  4<>i,  b). 
Hildburghausische  Verfaaa.  Urk.  v.  1818,  §.  5o»  Hönigl.  aficha.  Verfass.Urk.  v. 
i83i,  |.  107.  —  S.  meiningiache  v.  18*9,  Art.  44  u.  83.  In  Würtemberg  ist 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  seit  dem  1.  Juli  i8«o  den  Landständen  über- 
lassen h  daselbst  besteht  überdiefs  eine  landständische  Gaaae  für  den  ständischen 
Aufwand.    Verf.  Urk.  §.  194. 

g)  Hönigl.  Sachs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  io5. 

§.    296.  (225*0 
S    c    h    l   u    s  8. 

VIII)  Das  verfassungsmäßige  Mitwirkungsrecht  der  Landstände  kann 
sich  erstrecken,  nicht  nur  auf  Errichtung  oder  Prüfung  des  Finanzge- 
setzes ($.  399)9  ^er  Voranschläge  (Etats)  für  StaatsEinnahme  und  Aus- 
gabe für  einen  bestimmten  Zeitraum,  sondern  auch  auf  Contrahirung  «) 
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und  Tilgung  der  Staatsschulden,  wohin  auch  die  Ausgabe  von  Papier- 
geld C$*  4^3)  gehört,  auf  Uebernehraung  neuer  Lasten  auf  den  Staat 
und  -dessen  Angehörige)  auf  Erwerb  und  Veräufserung  der  Staatsge- 
rechtsame, des  Staatseigenthums,  insbesondere  des  Staatsgebie- 
tes (§.  33o.  353.  354)»  auf  Gründung,  Veränderung  und  Aufhebung  der 
Staatsanstalten,  auf  Ausübung  des  Vertragrechts  mir  Auswärtigen, 
insonderheit  bei  Handels-  und  SubsidienVerträ'gen  ($.  558,  a).  IX)  Zum 
Beruf  der  Landstande  gehört  überdiefs,  dafs  sie  in  Hinsicht  auf  Mangel 
oder  Mi  fsbrauche  bei  der  Staatsverwaltung,  ihre  Wünsche,  Vor- 
stellungen und  Beschwerden  dem  Regenten  vortragen,  auch  wegen 
verfassungswidriger  Handlungen  Klage  anstellen  *),  auch  schriftliche  Be- 
schwerden der  Unterthanen  CPetitionen  von  Corpora tionen  und  Ein- 
zelnen, auch  vereinigten  Einzelnen)  annehmen  und,  so  fern  sie  gegründet 
befunden  worden,  bei  der  Staatsregierung  unterstützen*1).  X)  Auch  die 
Zahl  der  zu  Ergänzung  des  stehenden  Heeres  jährlich  erforderlichen 
Mannschaft,  kann  zu  einer  Vereinbarung  mit  den  Ständen  ausgesetzt 
seyn  <")♦  XI)  Aenderung,  bestimmende  Erläuterung  oder  Aus- 
legung, und  Ergänzung  der  Verfassungsurkunde,  kann  ohne  ver- 
fassungsmäßige Einwilligung  der  Stände  nicht  Statt  haben  </).  XU)  Ver- 
bindlichkeiten, welche  durch  Grund  vertrage,  Staats  vertrage  und  Herkom- 
men des  Teutschen  Bundes  (§.  56,  5j  u.  59)  den  Bundesstaaten  in 
Hinsicht  auf  ihre  Verfassung,  Vertretung  und  Verwaltung,  oder  in  Anse- 
hung der  Rechtsverhältnisse  ihrer  Staatsangehörigen,  oder  in  Absicht  auf 
Leistungen  für  Bundeszwecke,  z.  B.  durch  Mannschaftstellung  und  Geld- 
beitrage, verfassungsmäßig  (§.  2i5)  aufgelegt  sind  oder  werden  (§.73), 
befinden  sich  aufser  der  Wirkungsbefugnifs  der  Landstande,  und  nur  bei 
Festsetzung  und  Anwendung  der  Mittel  zu  deren  Erfüllung,  kann  ihre 
verfassungsmäßige  Mitwirkung  eintreten  «). 

a)  Durch  eine  prtuituche  Verordn.  v.  17  Janner  i8»o,  |.  a,  ward  festgesevt,  dafs 
künftighin  die  Aufnahme  neuer  Darlehen  nur  mit  Zuziehung  und  unter  Mit 
Garantie  der  künftigen  Reiches  tandischen  Versammlung  geschehen  könne.  Preufe. 
GesctzsammL  i8ao,  St.  a.  Einwilligung  der  Landstände  fordert  das  S.  MtcmimgitcJu 
landstand.  Grundgesetz  v.  s3.  Aug.  1839,  Art.  4a  ft 

4)  Wfirtemb.  Verfass.  Urk.  v.  1819,  §.  ia4«  HUdburghausiche  t.  1818,  $.  1  g. 
Meiningische  v.  1819,  Art.  86.  Königl.  sächsische  v.  i83i,  §.  109  u.  f.  Vcrgl 
%.  34s. 

£*)  Bestimmungen  über  dieses  Petitionsrecht  in  verschiedenen  Verfassungsurkunden 
Interessante  Verhandlungen  darüber  in  Ständcversammlungcn,  s.  B.  r.u  Weimar, 
Darmstadt  u.  Dresden,  im  Jan.  u.  Febr.  i833  (Frankf.  OPAZ.  v.  14  Febr.  i833, 
BciL). 

c)  Würtcmb.  Verfass.  Urk.,  §.  99. 

d)  Oben  §.  a84,  II.  Baierischc  Verf.  Urk.  v.  1818.  X.  7.  Badischc  v.  1818,  $•  64 
u.  74-  Würtembergischc  t.  1819,  §.  17;.  Gr.hragl.  hessische  v.  1810,  Art.  na 
Bildburgoausischc  v.  1818,  $.  53.  Königl.  sSchs.  Vcrfass.Urk.  v.  i83i,  §.  i3a  u.  f. 
Schwanburg.rudoUtädUscho  landesbcrrl.  Erklärung  v.  91.  April  18a 1,  N.  a. 
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f  )  Oben  $.  184,  III,  3.  Wiener  SchlufsActe  v.  18*0,  Art.  58.  Vernissungsurkua- 
den,  von  S.  Hildburghauscn ,  1818,  §.  5;  Baden,  1818,  §.  1  u.  1;  Würtemberg, 
1819,  §  3;  GH.  Hessen,  1810,  Art.  1  u.  2;  CoburgSaalfeld,  1821,  Art.  1  u.  aj 
Braunschweig,  und  blankcnb.  erneuerte  Landschaftordn.  v.  i8ao,  §.  i5;  Schwarz- 
burg-rudnlstädtische  landesherrl.  Erkl.  v.  tt.  April  i8ai,  Num.  6.  Bönigl.  sächs. 
Verfass  Urk.  v.  i83i ,  §.  89.  (So  auch  die  OrganisationsUrkundc  für  die  Land- 
stände des  Fürstentums  Neuchätel  v.  a6.  Dec.  1814,  Art.  11,  in  Beziehung  auf 
das  Verhaltnifs  zu  der  Eidgenossenschaft.  Hondb.  des  Schweizer.  Staatsr., 
S-  408.)  —  Im  Juni  iBit  verweigerten  die  mecktenburg-schwcrinischen  Landstände 
die  Fortsetzung  freiwilliger  Beihülfe  au  Unterhaltung  de«  BundesContingents  in 
Friedenszeitcn.  Der  GroCshcrzog,  sich  defchalb  auf  Bundesbeschlüsse  beziehend, 
drohte  ihnen  hierauf  mit  Nöthigung  zu  gebührender  Theilnabinc  an  der  Erfül- 
lung der  bundesinäsigen  Verpflichtung. 


§.  297.  (226.) 

Grundsätze  über  Art  und  Umfang  der  landständischen  Rechte.  Ver- 
mehrung, Aenderung  und  Auslegung  der  Verfassungsurkunde. 

I)  Das  verfassungsmasige  Mitwirkungsrecht  der  Landstande 
für  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  und  Wahrung  des  Gemeinwohls, 
in  einzelnen  Staaten  auf  verschiedene  Art  gestaltet,  hebt  die  Regie- 
rungseinheit nicht  auf.  Dasselbe  schlickt  daher  weder  eine  Mitre- 
gentschaft  in  sich  «),  noch  eine  Theilung  der  Sourcraine tat  oder 
Regierungsgewalt  zwischen  dem  Regenten  und  den  Ständen,  noch 
eine  gänzliche  Tren n ung  der  inneren  allgemeinen  Hoheitrechtc. 
Nach  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  57,  soll,  in  den  monarchi- 
schen Bundesstaaten,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Staates  vereinigt  bleiben  (§.  284).  HJ  Ihrer  ursprünglichen  und  wesent- 
lichen Bestimmung  nach,  gebührt  den  Ijandständen ,  so  weit  ihre  Befug- 
nisse reichen,  allgemeine  Vertretung  bei  dem  Regenten,  in  Hinsicht 
auf  die  Gesammtheit  der  Untcrthanen,  so  dafs  die  Gesammtheit  der  Land- 
stände, als  Repräsentant  der  Gesammtheit  des  Volkes  anzusehen  ist  (§.  27g 
u.  289),  und  jedes  Mitglied  der  Ständevcrsammltmg  das  Interesse  nicht 
blofs  seines  Bezirks  oder  seiner  Standesclasse,  sondern  des  ganzen  Landes 
wahrzunehmen  hat;  ein  Grundsatz,  der  in  den  meisten  der  neueren 
landständischen  Verfassungsurkunden  ausdrücklich  ausgesprochen  ist  *). 
III)  Aufser  den  oben  (<).  294)  angezeigten  landschaftlichen  Fundamental- 
Rechten,  streitet  die  Rechts vermuthung  gegen  die  rechtliche  Not- 
wendigkeit landständischer  Mitwirkung  oder  Theilnahine  an  der  Staatsver- 
waltung,  so  fern  nicht  eine  entgegenstehende  besondere  Rechtsvermuthung 
landesgrundgesetzlich  begründet  ist  c).  IV)  Zweckgemäfs  ist:  1)  die  Fest- 
setzung schiedsrichterlicher  Entscheidung,  für  den  Fall  eines 
Zwiespaltes  über  Auslegung  oder  Anwendbarkeit  der  Verfassungsurkunde 
und  2)  eine  Bestimmung  über  die  Art,  wie  Zusätze,  Erläuterungen, 
bestimmende   Auslegungen   und   Acnderuugen   der  Verfassungsur- 

KliilMr'»  iiffntl.  neclit,  4.  AuO.  29 
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künde  zu  Stande  gebracht  werden  können*).  V)  Antrage,  Vor- 
schläge, Vorstellungen,  Bitten,  Wünsche,  Anzeigen,  Erin- 
nerungen und  Beschwerden/),  das  Staats  wohl  betreffend,  unaufge- 
fordert ror  die  Landesherrschaft  zu  bringen,  steht  den  I^andstanden,  wie 
allen  Untcrthanen  frei.  VI)  Wegen  Mi fs brauch»  ihrer  veifassungs- 
mäsigen  Rechte,  sind  Landstände  verantwortlich. 

«)  PCtter's  Lit.  ID.  1061.    Kluber'«  Lit.  37.3.   Mose»  von  der  Landeshoheit  über- 
haupt, 207.   Elenden,  von  der  Bcicbsständc  Landen,  3n.  83q.    Strebest**  Ne- 
benstunden, Tb.  II,  S.  35i  ff.  Schsaobert's  Staatsr.  der  gesammten  Reichslande. 
S.  41*  '4"'   Pkt.  Akt.  Frasr's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationcn  in  d.  gcistl. 
Wahlstaaten  (1778.  8.),  S.  11 3.    Lösung  des  StaatsProbletns :  ist  mit  dem  Be- 
griff der  Sonverainctät  der  Begriff  der  Landstände  vereinbar?  1806.  4.  Advoc. 
Marti*,  in  Alex.  Müller' s  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  L  S.  591.  f. 
Vergl.  Pvtter'8  Bcitr.  L  179.  u.  C.  Arbacer  über  landschaftliche  Verfassung 
und  NntionalRepräsentation.    Landsh.  1809.  8.  —  Freunde  des  schwankenden 
Rechtes  vermeiden  bestimmte  Aeufserungen  hierüber.   Pltter  a.  a.  0.  und  in 
s.  Instit.  juris  publ.  germ.,  §.  ao3,  legte  den  Landstanden  «.speciem  coimperii» 
bei,  nachdem  er,  $.  i3i ,  den  ehemaligen  Beichsständen  geradezu  coimperium 
zugeschrieben  hatte.  —  Coccejt  in  s.  juris  publ.  prudentia  (i7i3),  c.  7.  §.  n„ 
schrieb  den  Reichsständen  societafem  potestatis  zu.    Für  «integrirende  Tbeile 
des  Staatsregimentcs»  erklärt  sie,  C  W.  Schexb  über  Bcgcntcnbevormundung, 
Stände  u.  ständbcho  Verfassung.    (Ilmenau  i8i3.  8.).  S.  38.  —  Ob  die  Land-* 
stände,  ab)  Corpus,  in  diesem  Verhältnifs  als  Unterthanen  zu  betrachten  seyeo? 
s.  Moser  von  der  R.  Stände  Landen ,  548.  839.  895.    Oder  als  privitegirte  L'nter- 
tkanett  und  Rülhe  ?  v.  Roth's  Staatsr.  der  Rcichslandc,  II.  55.  Oder  ob  sie  in 
verfasstatgsmäsig  modificirter  Unterordnung  zu  der  Landesherrschaft,  oder  ihr 
verfassungsnwsig,  für  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  und  Wahrung  des 
Gemeinwohls ,  blofs  zur  Seite  stehen  ? 

£)  Landsländischc  Verfassungsurkunden  seit  1816:  wcimar-cisenachisrhc,  §.67; 
schwarzburg- rudolstädtische,  §.  1;  hildburgbausisrhe,  §.  6;  badische,  §.69; 
würtembergische,  §.  i55 ;  grofsh.  hessische,  Art.  88;  braunschweigische  erneuerte 
Landschaftsordnung  von  i8ao,  §.  1  u.  46;  Coburg -saalfeldischc,  §.  34  u.  37; 
meiningische  v.  1829,  Art.  79.  —  So  auch  schon  Schweder,  Introd.  in  jus  publ. 
c.  i3.  p.  869.  Haberlirs  Rcichshistorie,  II.  457.  VBX  691.  (v.  HendbiciTs) 
Gedanken  über  die  allerwichtigste  Angelegenheit  Teutschlands.  Th.  I  (1-95.  8.), 
8.  *33.  Pütter  a.  a.  O.  —  Dawider ,  Blexer,  de  nat.  et  indolc  doininii  in  terri- 
torüs  Germ.  lib.  JL  c.  6.  A.  F.  H.  Posse  ,  über  das  Staatseigenthum  in  den  teut- 
schen  Reichslanden,  und  das  StaatsBepräseutationsrecht  der  teutschen  Land- 
ständo  (Bost.  u.  Leipz.  1794.  8.),  Abschn.  B.  Gö5*er  von  Staatsrechtsdienst- 
barkeiten,  §.  60. 

c)  Strub»,  Th.  DL  Bed.  84.  Bddeb,  Obss,  juris  publ.  p.  i56.  Moser's  Justizvcr- 
fassung  L  206.  Schnvibert's  Beiträge  I.  96.  —  Von  dem  landständischen  Mit 
wirkungsrecht  bei  Landes-  und  Domänen  Veräußerungen ,  bei  Landesverthcidi- 
gungs Anstalten,  bei  Besetzung  des  Hofgerichts ,  bei  Contrahirung  neuer  Lan- 
desschulden, Moser  von  der  B.  Stände  Landen,  i38i.  i383.  —  Von  ihren  Bech- 
ten  bei  Gefahr,  besonders  während  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des 
Landesherrn,  bei  Gcmiithkraiikhcit,  oder  Gefangenschaft  desselben,  bei  Er 
lüschung  der  BcgentenFnmilie,  ohne  SucccssionsBercchtigte,  bei  Aendemng  der 
Staatsverfassung  u.  d.  m. 

d)  Geschehen  war  dieses  in  dem  (durch  das  meiningischc  landschaftliche  GrunJ 
gesetz.  v.  1829,  Art.  110,  aufgehobenen)  hildburgbaus.  landschafll.  Grundgesetz 
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v.  1818,  V  57.  Die  hohciuoUern  -  slgmaringischc  Verf.Urk.  v.  i833,  §.  191, 
verordnet  für  den  Fall,  wenn  die  Regierung  und  dio  Stände  Versammlung  über 
die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  V.  U.  sieb  gütlich  nicht  vereinigen, 
authentische  Interpretation  durch  ein  Compromifsgericht  oder  eine  Juristeufa- 
cultät.  —  Staatsgesetz  der  Grofshcraogc  von  MccklenburgSditvcrin  u.  Sirelitz 
v.  8.  Nov.  »817,  betr.  eine  mit  ihren  Laudstäuden  getroffene  Vereinbarung,  dafs 
v.  wie  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrscliaft  und  den  Standen  «über  Landes- 
verfassung, Landcsgruudgesetzc,  sonstige  öffentliche  Verträge,  die  Ausübung  u.  An- 
wendung derselben^  so  wie  überhaupt  wegen  Ausübung  der  landesherrlichen  Ge- 
walt», durch  beiderseits  erwählte  Schiedsrichter  entschieden  werden  sollen,  so 
dafs  diese  bei  Verletzung  des  Besitzstandes,  nach  Umständen,  selbst  vor  dem 
Versuch  der  Güte,  ein  Inhibitorium  zu  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo.  oder 
ein  angemessenes  Intermisticum  erkennen  können,  und  dafs  die  Landstände  bei 
unterbleibender  Folgeleistung  den  Recurs  an  die  B.  V.  durch  die  Schiedsrichter 
nehmen  können,  als  Beilage  87  zu  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  aa.  Dec.  1817,  u.  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  DI,  S.  438.  Ward  garantirt  von 
dem  T.  Bund,  «um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundes- 
tag Bezug  genommen  worden,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen».  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1817,  §.  416}  v.  1818,  §.  137.  —  Die  schtvarzhurg  -  rudolstädlhclte 
landesherrliche  Erklärung  v.  ai.  Apr.  i8ai,  Num.  6,  bewilligt  compromissarische 
Entscheidung  der  Bundesversammlung,  wenn  bei  den  Landständen  Zweifel  da- 
rüber entstehen ,  ob  das  Staats bedürf ni fs  einer  Steuerforderuug  der  Regierung 
begründe.  —  Man  s.  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art  60,  wo  eine 
ahnliche  Bestimmung  für  den  Fall,  wenn  dio  landständische  Verfassung  von  dem 
T.  Bund  garantirt  ist. 

e)  Badische  Verfass.  Urk-  v.  1818,  §.64  u.  74.  GH.  hessische  v.  1810,  Art.  no, 
Schwarzb.  rudolstädtische  landeshcrrl.  Erklärung  v.  ai.  Apr.  i8ai,  Num.  a. 

/)  Gravamina  ordinum  provincialium,  Landesbeschwerden;  cahiers  de  doleanre,  in 
dem  alten  Frankreich.  —  Auch  das  Recht  zu  gerichtlicher  Kluge  wider  das  Staats- 
ministerium  u.  einzelne  oberste  Staatsbeamte,  wegen  Ungesctzmäsigkeit  der  Re- 
gierungshandlungen, kann  den  Landständen  eingeräumt  seyn.  Vcrgl.  §.  ao£ 
VI,  u.  34a. 


§.  298.  (307.) 

Landständische  CoüegiaU  und  DeputationsRechte.  Diener  und  Zusam- 
menkünfte.   Ausschüsse.    Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

I)  Den  Landständen,  als  einer  eigenen,  für  sich  bestehenden  Corpo- 
ration, steht  in  der  Regel  das  Recht  zu,  unter  landesherrlicher  Ober- 
aufsicht, ihre  collegialischen  Angelegenheiten  nach  Gutfinden  zu 
bestimmen  «) ,  und  die  nothigen  IandschaAlichcn  Beamten  zu  bestellen, 
auch  Canzleicn,  Archive  und  Registraturen  zu  unterhalten*). 
II)  "Willkührliche  Zusammenkünfte  (PrivatConvente)  und  Selbst- 
einberufang  zu  einem  Landtag,  werden  ihnen  in  den  meisten  Staaten 
nicht  mehr  gestattet  c);  doch  sind  Ausnahmen  vou  dieser  Regei  in 
aufserordentlichen  dringenden  Fällen  für  unzulässig  nicht  zu  achten  <0- 
Dl)  In  manchen  Staaten  sind  für  gewisse  laufende  oder  blofs  vorbereitende 
Geschäfte,  lanuständischc  Co  mm  ission  e  n,  Ausschüsse  oder  Deputa- 
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tionen  angeordnet,  zuweilen  ein  'weiterer  oder  gröfserer,  und  ein 
engerer  Ausschufs  «),  in  manchen  Iündern  fortbestehend  auch  auCser 
der  Zeit  der  allgemeinen  Sta'ndeversammlung  /).  IV)  Einseitige  Auf- 
nahme neuer  Mitglieder  findet  in  der  Regel  nicht  Statt,  wohl  aber 
landesherrliche  Erhebung  eines  Gutes  zu  einem  Und  tag  fähigen,  wo 
und  so  weit  Güter  dieser  Art  bestehen. 

a)  Brfter,  Diss.  de  potestate Augustissimi  supplctoria,  6ect.  II.  5-  »»•  Moser  v.  der 
R.  Stände  Landen,  609.—  Von  Unionen  der  Stände,  s.  Moser  a.  a.  O.  659—715. 
1126.  1119.  —  Von  ihren  Siegeln ,  s.  cbendas.  818.    Moser's  Rechtsmaterien, 
St.  \H.  N.  a.    Von  den  waldeckischen  Laudständen,  a.  IIlvskh's  Staatsarchiv, 
Bd.  H,  S.  »56  f.,  a6i,  i65  u.  a68  ff. 

b)  Würtcmbcrg.  Verfass.  Urk.  v.  1819,  %.  \<ß\x.  f.;  weimarische  t.  1816,  %.  67  fL; 
hildburghausische  v.  1818,  %.  »4  ff.;  roburg-saalfeldische  v.  i8ai,  $.  io4;  mei- 
ningische  v.  1824,  §.  81-84,       18119.  §.  53  IC  —  Ein  Landmarschall ,  erblich 
oder  gewühlt,  bcatcht  in  mehreren  Landschaften,  z,  B.  in  Hannover,  Rurhessen, 
Meiningen.  —  Auch  landschaftlich«  Forsteher  sind  in  etlichen  Staaten  angeord- 
net, —    Von  dem  LandSyndicus  a.  die  braunschw.  erneuerte  Landschaftordn.  ▼. 
1820,     38.  —  Von  Landrätiien  s.  Moser  t.  d.  B.  Stande  Landen,  76s.    M.  C 
Ccrtius,  bist,  polit.  Abhandl.  127.  v.  Berg'»  teutachea  Magaxin,  1796,  Heft  TL, 
Nun».  6.   Von  Landräthen  in  dem  ehemaligen  Grofsherzogthum  Berg,  a.  Rhein. 
Bund,  L  iio.  —  Von  LandschaftConsulenten,  Syndiccn,  Camlern,  Archivaren,  Se- 
rretären ,  Registraturen,  Advocaten,  u.  s.  w.  Moser  a.  a.  0.  80».  —  Von  land- 
standischen  Archiven,  Registraturen ,  Kanzleien,  Bibliotheken,  Gebduden,  ebenda». 
816.  819.   Weisses  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  ^  81.  ScwraVa  Suatar.  deaKönigr. 
Baiern,  Th.  I,  §.  163. 

c)  S.  weimar- eisenacb.  Verfass.  Urk.  v.  1816,  §.  56;  bnierische  v.  1818,  VII,  3i ; 
badisrbc  v.  1818,  §.  5a;  bildburghausische  v.  1818,  $.  45)  meiningische  v.  1819, 
Art.  5i;  fürstl.  liechtensteinische  v.  1818,  10;  würtembergische  v.  1819,  §.19»; 
grofsh.  hessische  v.  i8ao,  Art.  63;  königl.  sächsische  v.  i83t,  §.118.  In  dem 
Königr.  Sachsen  sind  die  seit  dem  i5.  Jahrhundert  üblichen,  seihst  in  Landtag 
Reversen  u.  Land  tag  Abschieden  genehmigten  willkührlicben  Zusammenkünfte  seit 
der  LandtagOrdn.  v.  1728  aufser  Wirkung  gekommen.  K.  F.  Haismaits's  Bey- 
träge  cur  Kenntnifs  der  kursächs.  Landesversammlungcn,  Th.U  (Leipz.  1798.  8.), 
Num.  1.  Moser  a.  a.  O.  1519.—  «Das  Ausschreiben  der  Landtage  ist  ein  landes- 
herrliches Vorrecht,  aber  auch  eine  Schuldigkeit»;  Abhandlung  hierüber,  in 
Mosers  Abbandlungen  verschiedener  Rechtsmaterien,  St  VII,  S.  6a  1 —664. 

d)  (VergL  oben  §.  397,  c)  Moser  Ton  der  Landstände  Conventen,  ohne  Jan  des 
herrliche  Bewilligung;  in  seinen  Nebenstunden,  St.  VI,  S.  876—901.  Ehendrrs. 
ron  der  teutschen  Reichsstände  Landen,  S.  1499.  —    In  dem  Herzogthuro 
Braunschweig  steht  den  Landsländen  dieses  Recht  seit  alten  Zeiten  eu.  Mosers 
Nebenst.  St.  VI,  S.  879.   In  der  dortigen  Landschaft  Privilegien  u.  Befugnissen 
v.  9.  Apr.  1770,  V  18,  heilst  es.  «Getreuer  Landschaft  ist  gestattet,  sich  zur 
Beratschlagung  der  Landesnothdurft  vermöge  hergebrachter  alter  Freiheit  in 
zugelassenen  Fällen  zusammen  zu  bescheiden,  welches  für  keine  verbotene  Con- 
venticula  und  Conspirationes  gehalten  werden  soll*.   In  der  erneuerten  Land- 
schaft Ordnung  v.  1810,  §.39,  wo  von  dem  Recht  des  Landesherrn  zu  Ausschrei- 
bung und  zu  Zusammenberufung  einzelner  Mitglieder  die  Rede  ist,  heifst  es: 
«Dergleichen  Zusammentretungen  können  auch  von  den  Mitgliedern  der  Land 
achaft  selbst  eingeleitet  werden ;  wenn  sie  eine  besondere  Veranlassung  zu  ha- 
ben glauben,  über  Gegenstände  von  gemeinsamem  Interesse  sich  zu  berathsch la- 
gen; jedoch  inufs  vor  der  wirklichen  Versammlung  selbst  davon  und  ron  dem 
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Zwcrke  der  Versammlung  zeitig  der  Landesberrschaft  gehörige  Anzeige  gemacht 
werden».  Als  der  Herzog  Carl  sich  weigerte,  diese  der  That  nach  vielfältig  von 
ihm  schon  anerkannte  erneuerte  LandschaRordnung  fernerhin  anzuerkennen  und 
die  darin  verordneten  Landtage  auszuschreiben,  er  auch  Anlafs  zu  wichtigen 
landständischen  Beschwerden  gegeben  hatte,  beriefen  die  beiden  Ausschüsse, 
der  weitere  und  engere,  am  11.  April  1829  8  am  tntliebe  Landstände  auf  den 
31.  Mai  1819  zusammen,  und  machten  zu  gleicher  Zeit  dem  Herzog  bievon  An- 
zeige, hielten  auch  die  ausgeschriebene  Zusammenkunft,  auf  welcher  Beschwer- 
deführung  bei  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward.  Als  am  7.  Sept.  i83o 
dieser  Herzog  bei  einem  Aufruhr  und  erfolgter  Anzündung  seines  Residenzscblos- 
•es  zur  Flucht  in  das  Ausland  war  gtfnöthigt  worden,  beriefen  am  9.  Sept.  die 
beiden  Ausschüsse  «die  gesammten  Mitglieder  der  Landschaft,  als  die  gesetzmä- 
ßigen Repräsentanten  des  Landes»,  zusammen.  Auf  der  hierauf  erfolgten  Ver- 
sammlung, erging  das  oben  (§.  ?55,  d)  angef»  landständische  BcschwerdeManifest 
wider  den  Herzog,  vom  97.  Sept.  i83o.  Die  B.  V.  erklärte  durch  Beschluß  v. 
4.  Nov.  i83o,  die  erneuerte  LandschaRordnung  für  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestehend. 

c)  Moser  a.  a.  O.  765.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  die  Vcrfass.Urh.  v.  >83i, 
§.  ia3  — 1»6.  Weissr's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  58 — 6a,  <j5  u.  f.  u.  ein  k. 
Decret,  S.  ao3.  Braunschw.  erneuerte  LandschaRordn.  v.  i8ao-  §.  35  u.  f.  So 
auch  im  Anhaltischcn,  §.  287. 

/;  Mecklenb.  Erbvergl.  v.  1755,  §.  176  ff.,  S.  weimar-eisenaeh.  Grundgesetz  über 
die  landst-  Vcrfass.,  §.  io5  u.  ff.  Hildburghausische  Verfass.  TJrk.  v.  1818,  \.  3, 
«9  u.  f.  43  u.  f. ;  badische,  §.  5i ;  würtembergische,  §.  187 — 191 ;  coburg-saalfeldischc, 
104  ff. ;  meiningische  v.  1829,  Art.  53  ff. ;  schwarzburg-rudolstadtischo  landesberrl. 
Erklär,  v.  ai.  Apr.  1821,  Num.  4*  Waldeckischer Landesvertrag,  v.  19.  Apr.  1816,  §.  a 1 
u.  ft  Kurhess.  Vcrfass.Urk.  v.  i83i,  §.  101.  S.  Altenburg.  Grundges.  v.  i83i  (Landcs- 
Deputation),  §.  a49  &  HohenzollernSigmaringenschc  Vcrf.Urk.  v.  i833,  §.  180  ff. 
In  Tyrol  hat  man  drei  Arten  von  landständischen  Versammlungen,  den  groben 
offenen  Landtag ,  den  grofsen  AusschufsCongrefs  ,  die  perennirende  oder  perpe- 
tuirliche  Activität.  In  Böhmen  und  Mähren  besteht  ein  permanenter  LandesAus- 
schufs,  in  Niederöstreich  im  Lande  unter  der  Enns,  und  im  Lande  ob  der  Enns, 
In  Steyermark  und  in  Kärnthen,  ein  Collegium  der  Verordneten  u.  ein  Collc- 
gium  der  Ausschufsräthc.  —  Von  landständisehen  Atu  Schüssen  s.  v.  Ahktih's 
Staatsr.  der  constitutioncllcn  Monarchie,  Bd.  II,  Abth.  a,  S.  196,  wo  es  heißt: 
«Dieser  Ausschufs  ist  berufen  (u.  s.  w.  bis)  zu  veranlassen».  Man  s.  auch 
Paüi.I/8  vom  Fortbestehen  der  ständischen  Verfassung  u.  der  Mündigheit  der 
StaatsgescllschaR ;  in  dem  Archiv  für  landständische  Angelegenheiten,  8.  Liefe- 
rung (Carlsr.  1889),  S.  33. 

§.  299,  (228.) 

Versammlungen  der  Landschaft.    Ausschreibuna.   Ort  und  Zeit. 

Sitz-  und  Stimmordtmng. 

I)  Nach  Verschiedenheit  der  Landesverfassung  und  der  Umstände  wer- 
den, unter  verfassungsmäsiger  Mitwirkung  des  Regenten,  ordentliche 
und  aufserordentliche  Landtage,  allgemeine  Landtagversamm- 
lungen und  engere  Ausschufs-  oder  Deputationstage  gehalten  <>).  II)  Zu 
dem  Ort  dieser  Versammlungen  wird  meist  die  landesherrliche  Residenz- 
stadt gewählt,   zuweilen   auch   ein  anderer  bestimmter,  oder  beliebiger 
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Ort  £).  III)  Die  Ausschreibung  der  ordentlichen  Landtage  (Conyoca- 
tion),  die  Einberufung  der  Landstände,  geschieht  von  dem  Regenten  *). 
IV)  Was  die  Zeitbestimmung  betrifft,  so  geschieht  die  Ausschreibung 
entweder  zu  bestimmter  Zeit,  z.  B.  jährlich,  oder  nach  zwei,  drei,  oder 
sechs  Jahren,  oder  aufserord entlich,  so  oft  es  nö'thig,  insonderheit  nach 
einem  Regierungswechsel,  oder  nach  Gutfinden,  allenfalls  auch  auf  An- 
suchen der  Landsta'nde  V)  Die  8itz%und  Stimmordnung  in  dem 
Plenum,  oder  in  den  verschiedenen  Abtheilungen  der  Ständeversammlung 
290),  oder  auch  in  den  verschiedenen  Classen  der  Landstände  (§.  291), 
ist  entweder  nach  einer  bestimmten  Regel  festgesetzt  oder  willkührlich  •> 

«)  Reiciubdt  dfss.  do  statibus  provlncialibus ,  p.  12.  Riccius  specil.  jurb  germ. 
priv.  2^3.  Moser  v.  d.  R.  Stände-  Landen,  i385.  i4g3.  i497«  Wrisse'«  angef. 
Lchrb. ,  Bd.  II,  §.  66  ff.  —  Von  gemeinschajtU'cIten  und  besondern  Landtagen  in 
Hessen,  Schaumburg  und  in  den  verschiedenen  Landestheilcn  der  Fürsten  von 
Reufs  jüngerer  Hauptlinie,  s.  oben  §.  286  u.  287,  u.  Moser  a.  a.  0.  620.  i5i4- 
Leddeühosk's  kleine  Schriften,  I.  67.  124.  —  Von  -^iwjcä  «^Versammlungen ,  a. 
üben  §.  298  u.  Moseii  a.  a.  O.  i5i4*  D-  G.  Scbbeber  von  churf.  sächs.  Land-  u. 
Aussch urstagen.  Hallo  1754.  1769.  1793.  8.  (Auch  in  F.  C.  Moser*«  diplomatisch- 
histor.  Belustigungen,  Th.  I,  S.  i85).  £.  G.  Weissk's  Zusätze  hiezu.  Leipz.  1799. 
8.  —  Von  ehemaligen  Sd'fltagen  in  dem  Königreich  Sachsen,  s.  Röxeb  a.  a.  O. 

6)  ftlossa  von  d.  R.  Stände  Landen,  1&00.  —  Von  Landtagen  unter  freiem  Him- 
mel, ebendas.  458.  Schlözer's  Staatsanzeigen,  Heft  32,  S.  411.  v.  Liebhaber*» 
Beitr.  zur  Erörter.  der  Staatsvcrfass.  der  braunschw.  lüneb.  Churlande  (Gotha 
1794.  8.),  S-  120.  Königl.  sächs.  Verrass.Urk.  v.  i83i,  §.  »i5. 

0)  Vorrecht  und  Schuldigkeit  hiebe!.  Moser  a.  a.  O.  1496.  Ebendess.  Rechtsmate- 
rien, "VTI.  621.  —  Von  der  Landstände  Conventen  ohne  landesherrliche  Bewilli- 
gung; oben  §.  298,  d.  Stbubes  obss.  juris  et  bist.,  obs.  IV.  §.  24.  —  Die  Ver- 
fassung bestimmt,  ob  und  an  welche  Landstände  eigeno  landesherrliche  Einher*- 
fitngsRe Scripte  zu  erlassen  seven. 

d)  Moser  von  der  R.  Stände  Landen,  i5oo.  —  Von  den  Verfassungsurkunden  seit 
Errichtung  des  T.  Bundes,  bestimmen  die  s.  altcnburgische  alle  4t  die  baierische, 
königlich  sächsische,  würtembergische,  grofsherzoglich-hessische ,  kurhessische, 
inciniugi.se he,  hohcnzollcrn-sigmariugenschc  alle  3,  die  badische  alle  2  Jahre  eine 
ständische  Versammlung.  Ein  badisches  Gesetz  v.  14.  Apr.  1825  änderte  dieses, 
auf  3  Jahre,  ein  späteres  v.  8.  Juni  i83i  6tellte  aber  die  frühere  Bestimmung 
wieder  her. 

0)  Die  braunschweigische  Landtagordnung  von  1820,  §.  45,  will,  dafs  in  den  bei- 
den Setiionen  der  Landstände,  «bei  den  Beratschlagungen  keine  Abtheilung 
noch  Unterschied  der  Mitglieder,  und  eben  so  wenig  eine  gewisse  Ordnung,  in 
Ansehung  des  einzunehmenden  Sitzes  und  der  Abstimmungen,  statt  finde*.  An- 
ders das  meiningische  Grundgesetz  v.  1824,  §.  54;  das  folgende  von  1829,  Art. 
92  ff.  schweigt  hievon.  Die  Königl.  sächs.  Verfass.TJrk.  v.  i83i,  §.  76,  bestimmt 
für  gewisse  Mitglieder  der  ersten  Rammer  die  Sitzordnung,  bei  den  übrigen,  so 
wie  in  der  zweiten  Rammer,  wird  solche  durch  das  Loos  festgesetzt. 
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§.  300.  (22d.) 

Verhandlungen  während  der  Stänilcversammlung.  Geschäftordnung. 
Entlassung,  Vertagung,  Auflösung,   Neue  Deputirtenwalden.  Oeffcnt- 
Uchkeit.  Meinungs-,  Rede-,  Press-  und  Arrestfreiheit. 

I)  Für  die  Verhandlungsart  in  der  Ständeversammlung  besteht  ge~ 
wfthnlich  eine  Geschäft-  oder  Verhandlungsordnung,  entweder  in 
der  Verfassungsurhunde ,  oder  abgesondert  von  derselben.  II)  Unter  Be- 
obachtung des  gehörigen  Ceremoniels  <*),  erfolgen  bei  einer  Ständerer- 
sammlung:  1)  die  Eröffnung  des  Landtags;  a)  die  Ernennung  oder 
Erwählung  des  Präsidenten  und  des  VicePräsidcnten  oder  des  Land- 
schaft Directors,  da  wo  nicht  ein  beständiger  Präsident,  z.  I).  der  Land- 
erbmarschall  oder  Landmarschall,  ist,  die  Ernennung  der  Secretäre,  die 
Legitimation  der  erschienenen  Mitglieder  der  Standeversammlung 
und  die  Bildung  eigener  Ausschusse,  Comites  oder  Commissionen,  für 
Vorbereitung,  Prüfung  und  Vortrag  einzelner  Arten  von  Gegenständen; 
3)  die  landesherrlichen  Propositionen  c)  (Postulate)  und  Mitthei- 
lungen; 4)  die  Vorlegung  des  Finanzberichtes  und  Finanzplaus 
(§.  399),  so  wie  der  Entwürfe  zu  neuen  Gesetzen  und  Einrichtun- 
gen; 5)  Die  Festsetzung  der  Tags  Ordnung;  6)  die  Anhörung  der 
Redner,  die  Erörterung,  mit  gesetzmäßiger  Frcimüthigheit  und 
Freiheit  der  Rede,  und  die  Beratschlagung,  allgemeine  oder  abge- 
sonderte, nach  den  Abtheilungen  oder  Classcn  der  Landständc  <*),  auch 
für  gewisse  Angelegenheiten  des  Ausschusses,  und  zwar  in  oder  ohne  Bci- 
sejn  landesherrlicher  (zu  Einmischung  in  die  Erörterung  berechtigter 
oder  nicht  berechtigter)  Commissarien,  öffentlich  oder  bei  verschlosse- 
nen Thüren  (in  geheimer  Bcrathung  oder  geheimem  Comite*)?  wenn  die 
Beratschlagung  für  geschlossen  erklärt  ist;  7)  die  Abstimmung  der 
Einzelnen,  mündliche  oder  schriftliche,  laute  oder  stille  (geheime,  mit 
weifsen  und  schwarzen  Kugeln),  und  zwar  in  der  Regel  nach  eigener 
Einsicht,  ohne  Mandat  oder  Instruction  (§.  297),  und  nur  in  eigener 
Person,  nicht  durch  Bevollmächtigte;  8)  die  Fassung  der  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit  der  Einzelnen,  oder  der  Abtheilungen  (Curien)  In 
der  Landschaft,  in  den  zu  solcher  qualüicirten  Fällen  c);  9)  die  Commu- 
nication  unter  den  verschiedenen  Abtheilungen  der  Ständeversaramlung 
($.  290)  und  mit  der  obersten  Staatsbehörde  ©der  dem  Staatsoberhaupt; 
10)  die  Erklärungen  der  Ständeversaramlung,  beifallige,  einwilligende, 
gotachtendc,  abweichende,  verweigernde,  mifsbilligende  (landständisches 
Veto,  §.  295)5  11)  die  Verabredung  und  Entwerfung  der  Landesbo- 
schwerden/),  der  Landesgebrechen,  Erinnerungen  und  Desi- 
derien,  der  Vorstellungen,,  Vorschläge,  Anträge  und  Bitten; 
12)  die  landesherrlichen  Resolutionen,  der  Landtags  Abschied  g), 
die  Schlufsacte  des  Landtags,  auch  der  DeputationsAbschied;  i3)  zu- 
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weilen  besondere  landesherrliche  Entschliefsung  oder  Resolution  auf 
die  ständischen  Beschwerden  (Erledigung  der  Landesgebrechen):  14)  die 
Entlassung  oder  Schliefsung  des  J^andtags  mit  oder  ohne  Feierlichheit. 
HI)  Meist  bestehen  positive  Bestimmungen  über  die  Dauer  des  Landtags 
und  deren  Verlängerung  oder  Abkürzung,  über  die  Vertagung  und  die 
Auflösung  der  Ständeversammlung  A),  über  den  Zeitraum,  nach  dessen 
Ablauf  neue  Deputirtenwahlen,  und  nach  welcher  Ordnung  dieselben 
vorzunehmen  sind,  über  den  Ersatz  der  in  der  Zwischenzeit  abgegangenen 
Deputirten,  über  die  Verpflichtung  der  Ständemitglieder,  u.  d.  m. 
IV)  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Verhandlungen  (sowohl  Zu- 
lassung des  Publicums  in  den  Sitzungen  als  auch  öffentliche  gedruckte 
oder  lithographirte  Mittheilung  des  Denkwürdigen  der  Verhandlungen),  als 
Regel,  ist  zweckgcraäfs,  theils  als  Sporn  für  Thätigkeit  und  Berufpilicht 
der  Mitglieder,  theils  als  Erinnerungs-  und  Bildungsmittel  für  Staatsbeamte 
und  Mitglieder  der  Ständeversammlung,  theils  damit  die  Nation  ihre  Staats- 
männer und  Stellvertreter  in  ihrem  öffentlichen  Charakter  kennen  lerne, 
und  auch  für  Anregung  eines  verfassungsmä'sigen  Volklebens  *').  Was  in 
Hinsicht  auf  öffentliche  Rechte  und  Pflichten  im  Namen  Aller  verhandelt 
wird,  mufs  in  der  Regel  auch  Allen  kundwerden,  und  was  das  Licht  ver- 
tragen kann,  hat  nicht  nolhig  das  Licht  zu  scheuen.  Daher  gilt  der  Geist 
der  Oeffentlichkeit  in  ständischen  Verhandlungen  für  den  Genius  de» 
öffentlichen  Wohls,  und  als  eine  der  wichtigsten  Grundbedingungen  des 
öffentlichen  Lebens.  V)  Wie  diese  OefTentlichkeit,  eben  so  liegen  auch 
gemäfsigte  Opposition,  Meinungs-,  Rede-  und  Prefsfre i heit 
(§.  5o4  u.  f.),  desgleichen  in  der  Regel,  A rrest fre iheit  der  Mitglieder 
der  Ständeversammlung,  mit  Ausnahme  des  Falles  einer  Ergreifung  auf 
frischer  That  bei  einem  peinlichen  Verbrechen  und  der  Wechsclstrenge, 
in  der  Natur  einer  R eprasentativ Verfassung  Ein  Verstofs  gegen 

das  Reglement  kann  den  Ruf  zur  Ordnung,  mit  oder  ohne  Censur, 
Aufforderung  zu  Widerruf,  die  Ausschliessung  von  der  Versammlung, 
selbst  die  Verweisung  vor  eine  richtende  Behörde  begründen. 

a)  Von  dem  landesherrlichen  Geremoniel,  s.  Mosxn's  Rechtsmaterien,  St.  IV.,  S.  481. 

b)  Von  dem  Erscheinen  der  Grafen  und  Herren  durch  Abgeordnete ,  der  Universi- 
täten, der  Städte,  der  amtsassigen  RittcrCuricn,  durch  Bevollmächtigte ,  s.  Rrr- 
chahdt  diss.  cit.,  p.  33.  sqq.  Auf  den  Landtagen  der  östreichischen  zu  dem  T. 
Bund  gehörenden  Staaten,  ist  jeder  Landstand  der  drei  oberen  Gassen  ver- 
pflichtet, persönlich  zu  erscheinen,  und  selbst  in  den  wichtigsten  Verhinderungs- 
fällen kann  er  durch  einen  Bevollmächtigten  sich  nicht  vertreten  lassen ;  nur  in 
OestreichischSchlesicn  zeigen  sich  Ausnahmen  hievon.  Bisiugkh  a.  a.  O.  S.  470  f. 

c)  Motten  v.  der  R.  Stände  Landen,  S.  i5o3. 

d)  Mosfr  a.  a.  O.  1004  ff.  —  Iu  der  Ständeversammlung  sollen  die  dahin  gehören- 
den Angelegenheiten  frei  besprochen  und  erörtert  werden,  ohne  Furcht  vor  Rache, 
die  von  absoluter  Gewalt  z.u  besorgen  wäre.  Die  Regierung,  die  heiue  Partei 
ist,  sieht  der  Erörterung  beobachtend  im,  und  benutzt  für  das  Staats  wohl  die 
dadurch  erhaltenen  Aufklärungen  und  AViuke. 
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f)  SmtBtB  obss.  juris  et  bist.  206.  —  «Ob  und  wann  bei  Stimmengleichheit,  die 
Stimme  des  Präsidenten  den  Ausschlag  gebe?  Königl.  sächs.  Verfass-lrk.  v.  t83i, 
§.  128.—  Von  dem  Hecht  m  Theile  zu  gehen  (jus  eundi  in  partes,  itio  in  partes) 
s.  £.  F.  Gborgii,  ob  und  in  wie  fern  jus  eundi  in  partes  auf  teutsche  Landes- 
und  Ständeversammlungen  anwendbar  sey?  (Stuttg.  1817.  8.),  S.  71  ff.  u.  73  f 
Woldkä.  Seyefarto  diss.  de  finibus  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majora  in  co- 
mitiis  utuntur,  rede  regundis  (Lips.  1818.  4«X  p-  61— ?3.  Preufs.  Gesetz,  we- 
gen Anordn.  der  ProvinzialStände  für  die  Marli  Brandenburg  u.  das  Markgraf, 
thum  ISicderlausitz;  v.  i.Juli  i8*3,  §.47,  u.  so  auch  die  andern  preufs.  Gesctzo 
für  die  ProvinzialStände  in  den  übrigen  Provinzen  (§.  288,  Note  »).  —  Das  Recht, 
eine  SepuratSlimmo  abzulegen,  gibt  die  Königl.  sucht.  Verfass.Urk.  v.  i83i, 
%.  129,  den  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte  und  des  Bauer- 
Standes,  in  der  zweiten  Kammer,  wenn  wenigstens  drei  Viertheile  der  Anwesen- 
den ihren  Stand  in  seinen  besondern  Rechten  oder  Interessen  durch  den  Bc- 
•chlufs  der  Mehrheit  für  beschwert  erachten.  —  Ob  in  dem  Fall  einer  Stimmen- 
gleichheit, dem  Landesherrn  ein  Entscheidung  sre  da  (wie  nach  dem  meining.  Grund- 
gct*tz  v.  18*4,  §.  63,  und  nach  dem  v.  1829,  Art  $>\  oder  richterliche  Auetori- 
tat  in  solchen  Fällen  gebühre,  welche  sich  auf  die  verfass'ungsmäsige  Concur- 
renz  der  Landstände  zu  Ausübung  eines  Hoheitrechtes,  oder  auf  die  natürliche 
Freiheit  der  Stände  bezichen?  Strubel  1.  c.  107.  Von  Weimar  s.  Klvder\s 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  187.  —  Ob  auch  für  Fälle  des  getrennten,  oder  ungleich- 
artigen Interesse,  namentlich  bei  der  Steuerhcwilligung ,  im  Zweifel  die  Mehrheit 
der  Stimmen  gelte?  Verneint  wird  es  von  Mosxn  a.  a.  O.  i5o8.  Ehendess. 
Rechtsmaterien,  I.  58.  160.  Stribeit  1.  c.  206.  Wo  der  allgemeine  Vertretungs- 
grundsatz (§.  289)  gilt,  ist  das  Interesse  aller  Stimmfübrer  gleich,  doch  aber 
auch  das  besondere  einzelner  Beitraguflichtigen  gebührend  zu  beachten.  Jetzt 
entscheiden  die  meisten  Verfassungsurkunden  über  die  angeführte  Frage. 

J)  Vergl  §.  497,  Nuin.  V.   Mosxa  a.  a.  O.  1189.  1297. 

g)  Von  dein  Landtag Recess,  s,  Moser  a.  a.  O.  i5n.  Rjmjss  Staatsk.  XXXVIIL  235. 
Von  Weimar  s.  Klübbrs  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  190.  Von  dem  Königr.  Sachsen, 
die  VerfassXrk.  v.  »83i,  §.  119.  —  Von  den  Kosten  des  Landtags,  s.  Mosf.b  a. 
a.  O.  S.  >5ia,  und  oben  §.  280,  b.  Die  meisten  der  neueren  Verfassungsurkun- 
den bewilligen  den  Landständen  eine  bestimmte  Entschädigung,  Tag-  und  Reise- 
gelder. Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i ,  §.  110,  Vergl.  auch  Wkisse's  angef. 
k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  %.  79  ff. 

Ä)  Von  Vertagung  oder  Prorogation,  und  von  Auflösung  der  Landtage  handelt 
Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  i5io.  Manche  Verfassungsurkunden 
enthalten  hierüber  eigene  Bestimmungen,  z.  B.  die  weimarische,,  %  96;  die 
baierische,  VII,  i3;  die  würtembergische,  %.  186;  die  grofsh.  hessische,  Art.  63 
u.  ff.;  die  hildbnrghausischc  v.  1818,  die  königl.  sächsische  v.  i83t,  116. 

Aufgelöst  wurden:  die  Ständeversainmtungen  von  Kurbessen  und  Würtcmberg 
im  März  i833. 

t)  Imago  animi  serrao  est.  Oualig  ratio  Ulis  oratio.  Brab's  Minerva,  18a  1,  Febr.,  8.  297 
— 394.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  grofsh.  hessischen  Landstände,  1820, 
Heft  1,  S,  58  ff.,  74  ff.;  Heft  3,  S.  57  ff.,  79  ff,  110;  Heft  5,  S.  70.  v.  Abbtiss 
Staatsr.  der  constitutioncllen  Monarchie,  fortges.  v.  Rottecr,  Bd.  R,  Abth.  2. 
S.  aoi.  v.  Fbuerbach's  Betrachtungen  über  die  Ocffentlichkeit  u,  Mündlichk. 
der  Gerechtigkeitspflege  (Giessen  1821),  Hauptst.  2,  S.  4"«  Jbbb».  Bbbtsax's 
Taetik  oder  Theorie  des  Gesehäftganges  in  deliberirenden  VolksStändcversamm- 
lungen;  nach  dessen  hinterlass.  Papieren  bearbeitet  v.  St.  Duxowt.  Erlangen 
1817.  8.  P.  S.  Lavbkbti  de  l'eloqucnce  politique  et  de  son  influence  dans  les 
ßouvernemens  populaircs  et  representalifs.  Paris.  1819.  8. —  Frauen  werden  im 
engtischeu  Parlament  nicht  zugelassen;  man  glaubte  bemerkt  zu  haben,  dafs  ihre 
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Gegenwart  nicht  selten  nachthelUg  auf  die  Debatten  einwirke.  Bestha»,  S.  189. 
In  Darmstadt  wurden  sie  i833  zugelassen.  —  Weise  Beschränkung  der  Oeffent- 
lichkeit in  dem  Art.  69  der  wiener  SchlufsActc,  oben  §.  a84«  Ocffeotlich  sind 
die  standischen  Sitzungen  in  beiden  Kammern,  in  dem  Königreich  Sachsen,  In 
Hannover,  In  Baden,  in  Kurhessen  u.  GH.  Hessen  u.  in  Braunschweig  (seit 
i83i ) ;  nur  in  der  zweiten  Kammer,  in  Baiern  u.  Würtembcrg,  auch,  nach  einer 
neuern  den  §.9  des  Patents  vom  l.Scpt.  1814  abändernden  Bestimmung  im  Her- 
zogthum Nassau.  Im  Dccember  i83i  bcschlofs  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  der 
gesetzgebende  Körper,  dafa  zwar  «eine  Sitzungen  nicht  öffentlich  seyn,  dafs  aber 
seine  Verhandlungen  über  solche  Angelegenheiten,  welche  ein  allgemeines  Inte- 
resse bilden,  dureh  den  Druck  zur  Kenntnis  des  Publicums  gebracht  werden 
sollen.  Man  8.  die  Verbandlungen  in  den  Frankfurter  Jahrbüchern  v.  i83a, 
Num.  a.  —  In  dem  Königreich  Sachsen  wünschten ,  auf  dem  Landtag  i8ao  u. 
18a  1,  die  Stände  den  Druck  der  Landtagschriften,  der  König  bewilligte  aber 
blofs,  dafs  nach  beendigter  Landcsversammlung,  aus  den  zur  Publicität  geeigne- 
ten Verhandlungen,  ein  kurzer  Auszug  durch  den  Geheimenrat  Ii  gefertigt,  und 
nach  crtheilter  landesherrlicher  Genehmigung  durch  den  Druck  bekannt  gemacht 
werden  sollte.  Zum  erstenmal  erschien  ein  solcher  Auszug  unter  dem  6.  Oct. 
18a»,  auf  8  QuartSeitcn,  in  der  k.  sächs.  Gesetzsammlung  18a t ,  Num.  ao,  aus 
den  Verhandlungen  des  jüngsten  achtmonatlichen  Landtags.  Im  Jänner  i8'3o 
setzte  die  Mehrzahl  der  Stände  es  durch,  dafs  die  auf  dem  vorigen  Landtag  nur 
lithographirten  LandtagActen ,  auf  gestempelten  Bogen,  nur  für  die  Mitglieder 
des  Landtags  gedruckt  wurden.  Die  Königl.  6ächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  i36, 
verordnet  den  Druck  der  Prolocoll»,  wenn  nicht  in  einzelnen  Fallen  Geheim- 
haltung durch  die  Kammer  beschlossen  wird.  In  Baiern  fafsto  am  9.  März  i83i 
die  Kammer  der  Keichsräthe  einmüthig  den  Bcschlufs,  ihre  Verhandlungen  in 
kurzen  Auszügen  der  Publicität  zu  übergeben.  In  Hannover  bewilligte  der  Kö- 
nig im  SepL  i83a  der  Stände  Versammlung ,  auf  ihr  Ansuchen,  die  Zulassung 
von  Schncllschreibcrn  zur  Aufnahme  der  Verhandlungen  für  die  hannöver. 
Zeitung,  deren  Redaction  vorbehalten  bleibe,  zu  crmessen,  in  wie  weit  die 
Verhandlungen  6ich  zur  öffentlichen  Mittheilung  eignen.  In  Holstein  ist  in  der 
Verordn.  v.  i5.Mai  i834,  welche  berathende  Stande  einführt,  §.  79  festgesetzt, 
dafs  der  wesentliche  Inhalt  der  Verhandlungen  in  den  ständischen  Versammlun- 
gen fortwährend  in  einer  dafür  bestimmten  Zeitung  bekannt  zu  machen  sey. 
—  In  dem  GH.  Weimar  ward  auf  dem  am  17.  Dec.  i8ao  eröffneten  Landtag, 
dann  auf  den  Landtagen  von  i8a3,  i8a6  und  1839,  die  Oeffentlichkeit  der  Land- 
tagSitzungen  nicht  beliebt,  aber  festgesetzt,  dafe  Auszüge  aus  den  Verhandlungen 
durch  den  Druck  bekannt  gemacht  werden  sollen.  Schweitzeb's  öffcntl.  Hecht 
des  GH.  S.  WcimarEisenach.  L  §.  69.  Frankf.  O.PostamtsZcit.  v.  3o.  März  i8ag.  Eben 
so  in  dem  F.  S.  Meiningen,  in  der  LandtagSitzung  v.  19.  Dec.  1824«  Eben  so 
auf  dem  Gothaischen  Landtag  i83o.  Als  i83a  in  Weimar  die  Stände  durch 
Stimmenmehrheit  einen  Antrag  auf  Oeffentlichkeit  ihrer  Verhandlungen  gemacht 
hatten,  erklärte  der  Grofsherzog  durch  ein  Rescript  v.  4-  Jänner  i833:  es 
aolle  bei  der  NichtÖffentlichkeit  sein  Verbleiben  noch  fernerhin  behalten.  Denk- 
würdig ist,  zu  dessen  Rechtfertigung  das  vorausgegangene  Gutachten  des  Staats- 
ministeriuras,  in  der  Frankf.  OP A.Zeitung  v.  i833,  Num.  ao,  a3  u.  a6.  —  Die 
Resultate  der  preußischen  ProvinzialLandtag Verhandlungen  sollen  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht  werden;  die  Sitzungen  sind  nicht  öffentlich. 
4)  Die  Opposition  ist  eines  von  den  LebensPriucipen  der  RcpräsentativVerfassung 
Sie  ist  der  Prüfstein  der  Gesetz-  und  Zweckmäßigkeit  der  Staatsverwaltung. 
Ihro  Richter  sind  die  öffentliche  Meinung  und  das  öffentliche  Gewissen.  Darum 
wird  sie  von  dem  Staatslntcrcsse  gefordert,  und  wo  sie  zufällig  fehlte,  müfste 
man  trachten  sie  herbeizuführen.   Durch  Rede  und  Gegenrede  wird  die  Wahr- 
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heit  geboren.  Man  s.  den  Vortrag  des  StaatsProcurators,  in  d.  Moniteur  uni- 
vcrsel  v.  3o.  März  iÖi3t  u.  c.  Aufsatz  de  l'Opposition,  in  d.  pariser  Courrier 
francais  von  demselben  Tag.  Du  Pouvoir  et  de  l'Opposition  dans  la  Societe ; 
par  M.  Gaäu.b.  Paris  1824.  8.  Vergl.  das  mciniiigische  Grundgesetz  v.  1829, 
Art.  99. 


IV.     C  A  P  I  T  £  L. 

Die  Standeskcrreii. 


§.   501.  (230-.) 

Begriff  der  Standesherren  und  Standesherrschaften.  Bundesstaaten, 
worin  standesherrliche  Bezirke»    Standesherrliche  Unterordnung  unter 

mehrere  Bundesstaaten  zugleich. 

I)  Standesherron  «),  im  6inn  der  teutschen  BundesActc 
sind  der  Bundesacte  gemäfs  bevorrechtete  Landeigenthüraer  vom  Herren- 
Stande  c)-9  vormals  teutsche,  fast  durchgehends  reichsständische  <0,  Landes- 
herren von  fürstlichem  oder  gräflichem  *)  Stande,  welche  bei  dem  Fall 
der  teutschen  Qeichsverbindung  oder  späterhin  /),  der  Staatshoheit  tcutscher 
Souveraine  unter  bestimmten  Bedingungen  untergeordnet  wurden.  Unpas- 
send auf  ihren  Rechtszustand,  sind  die  Benennungen  Mcdiatisirtc  und 
mittelbar  gewordene  ehemalige  Beichsstände  In  der  Zeit  des  teut- 
schen Reichs  mit  personlicher  und  dinglicher  Reichsunmittclbarheit  und 
mit  rcichs verfassungsmäßiger  Landeshoheit  ausgestattet,  nunmehr  in  bevor- 
rechteten Privatstand  versetzt,  sind  sie  jetzt  teutschen  Souvcraioen  unmit- 
telbar, aber  standesherrlich  untergeordnet  II)  Ein  nach  Vorschrift 
der  Bundes  Acte  standesherrlich  bevorrechteter  Landesbezirk,  vormals  ein 
reichsunmittelbares  den  Inhaber  zu  teutscher  Landeshoheit,  meist  auch  zu 
Reichsstandschaft  berechtigendes  Territorium,  heifst  Standesherrschaft 
Es  kann  demselben,  nebst  dieser  Benennung  der  Gattung,  der  Titel 
Furstcnthum,  Grafschaft,  oder  Herrschaft  zukommen,  welcher  durch  das 
Beiwort  « standesherrlich  »  sich  genauer  bezeichnen  läfst.  III)  Standesherr- 
liche Bezirke  dieser  Art  in  grofser  Anzahl  *),  bestehen  in  folgenden  neun 
Bundesstaaten:  in  den  königlich -preufsischen  Provinzen  Weslphalen 
und  Niederrhein,  in  den  Königreichen  Baiern,  Hannover  und  Würtembcrg, 
in  den  Grofsherzogthümcrn  Baden  und  Hessen,  in  dem  Kurfürstonthum 
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Hessen,  in  dem  Ilerzogthura  Nassau,  in  dem  Fürstenthum  llohenzollern 
Sigmaringen.  IV)  Manche  Standesherren  sind,  wegen  standesherrlicher 
Besitzungen  in  verschiedenen  Bundesstaaten,  der  Souverainetät  mehrerer 
Bundesfürsten  zugleich  untergeordnet 

a)  Schriften,  die  Standesherren  betreffend,  sind  angezeigt,  in  Wishopp's  rheln,  Bund, 
XX,  180—194.  —  Gnu  heb  über  die  Standesherren;  in  Lri>E»*s  Nemesis  Bd.  DI, 
8t.  2  (1814),  S.  373—493.  J.  P.  v.  Skssbobo's  Entwurf  für  eine  umfassende  n. 
gleichhcitliche  Bestimmung  der  blandes-  und  grundherrlichen  Rechtsverhältnisse, 
Carlsr.  1821.  8.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte  und  Verhalt 
nisse,  Geschichte  und  Statistik,  alter  und  neuer  Zeit.  Bd.  I,  Heft  1.  Ileilhronn, 
1821.  lieft  2  u.  3.  Carlsr.  u.  Baden,  1821.  Bd.  D,  Heft  1.  Ebendas.  1831. 
Heft  2  u.  3,  i8-i3.  8.  C.  Voixoiurv,  die  teutschen  Standesherren.  Gicssen  1844. 8. 
(Dieses  Buch,  auf  ?58  Seiten  Text,  mit  «7  Beilagen  auf  3o3  Seiten  u.  3.  Tabellen, 
bedarf  vieler  Berichtigungen.)  L.  v.  Duesch  von  den  Rechtsverhältnissen  der 
Standesherren,  nach  dem  deutschen  Bundes-  u.  bayerischen  Staatsrechte;  in 
dessen  Abhandlungen  (München  i83o.  8.),  S.  119— 208  u.  «37—243. 

b)  Das  "Wort  Standeshcrrzn  gebraucht  die  BundcsActe,  Art.  14,  üt.  b,  von  den 
Häuptern  dieser  fürstlichen  u.  gräflichen  Häuser.  —  Wesentlich  verschieden  »oa 
diesen  Standesherren,  deren  Rechtsz.ustand  durch  die  tcutsche  BundesActe  und 
die  SchlussActo  des  wiener  Congresses  (unten  Note  d)  bedingt  ist,  und  die  man 
daher  am  genauesten  durch  die  Benennung  Standesherren  im  Sinne  der  t.  Bunde*- 
Acte  bezeichnet,  sind:  1)  diejenigen  Standesherren,  die  schon  vor  1806  als 
ansehnlich  bevorrechtete  Gnindcigcnthümcr  in  verschiedenen  teutschen  Ländern 
bestanden,  wie  in  Schlesien  (seit  dem  i4«  Jahrhundert,  freie  und  miuderfreie 
Standeshcrrcn,  mit  Standesherrschaften  und  Minderherrschaftcn ,  und  wo  noch 
1819  Thurn  und  Taxis  —  man  s.  %.  542,  d  —  für  sein  Fürstenthum  Krotoszjn 
Standesherrlichkeit  erlangte),  in  der  Ob  er-  u.  Niederlausitz ;  2)  diejenigen,  welche. 
nach  Auflösung  der  t.  Reichsverbindung,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesberr- 
lichkeit  durch  landesherrliche  Verleihung-  erlangt  haben,  wovon  Beispiele  unten 
§•  3i6j  eino  Verleihung,  durch  welche  weder  Hoffnung  zu  CuriatStimmrecht  in 
in  dem  Plenum  der  B.  V.  (§.  120).  noch  ein  in  allen  Bundesstaaten  nothwendig 
anzuerkennender  hoher  Adclstaud  (§.  3o3),  und  die  unten  (§?  3o3)  erörtert« 
standesherrliche  Ebenbürtigkeit,  nebst  dem  von  der  B.  V.  bewilligten  Prädicat 
Durchlaucht  oder  Erlaucht,  erlangt  werden  kann.  Darum  könnte  man  die  StH. 
im  Sinn  der  BundesActe,  lettische  StH.  nennen,  im  Gegensatz  jener,  denen  nur 
in  einzelnen  Bundesstaaten  eine  bestimmte  Standesherrlichkcit  zusteht,  nur  in- 
ländische, z.  B.  preufsische,  baierische,  badische.    Man  s.  %.  3i7, 

c)  Herrenstand ,  im  teutschen  alt  staatsrechtlichen  Sinn.  Vergl.  oben,  §.  261,  und 
IÜ.VBKR  Isagoge  in  clementa  juris  publici  quo  utuntur  Nobilcs  immediati  in  Inv 
perio  R.  G.  (Erl.  1793.  8),  §.  5.  Rhein.  Bund,  XXBL  194.  —  Die  Benennung 
Standesherren  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist  nun  stylo  publico  fast  allge- 
mein angenommen.  Andere  hatten  sie  für  prioilegirto  Herren  erklärt.  Bkä*  » 
systemat.  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  %.  146.  ZachahiI's  Abhandlungen  zu  Er- 
läuter.  des  Staatsr.  d.  rbein.  Bundesstaaten,  S.  24  ff'  Vergl.  oben  §.  44*  ^ 
oder  gar  für  Staatsbeamte.  Bxhb,  a.  a.  O.  S-  4°9»  Vergl.  auch  Garrcn  a.  a- 
O.,  S.  172  ff. 

<0  Ausdrücklich  nur  von  «ehemaligen  Reichsstanden* ,  spricht  die  BundesActe,  im 
Art.  14.  Aber  Ausnahmen,  doch  nur  wenige,  sind  dadurch  begründet,  daß  die 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  auch  Etlichen  für  Besitzungen,  welche  in  dem 
teutschen  Reich  zu  Rcichsstandschaft  nicht  berechtigten,  Standesherrlichkcit  im 
Sinn  der  t.  BundesActe  angewiesen  hat.  Von  ^dieser  Art  sind  ,  unter  Preufsen: 
1)  der  Fürst  von  tfittgcnstcinBerleburg  wegen  der  Herrschaft  Homburg  an  der 
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Mark,  «leren  standesherrliche  Gerechtsame  im  J.  1811  an  dio  Krone  Prcufsen 
veraufsert  worden  sind  (nicht   auch   wegen  seines  Antbeils  an   der  vormals 
reichsständischen  Grafschaft  Wittgenstein ) ;  a)  der  Herzog  von  Croy  wegen  Dül- 
men ;  3)  der  Fürst  von  BentheimStein/urt  wegen  Steinfurt  (nicht  auch  wegen  der 
vormals  reichsständischen  Grafschaft  Bentheim),  und  4)  der  Fürst  von  Bentheim- 
Tecklenburg  oder  BentheimRheda  wegen  der  Herrschaft  Rheda.     Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  43.    Dafs  in  Ansehung  dieser  Bezirke,  ihre  Besitzer 
nur  standesherrliche  Realisten,  also  der  standesherrlichen  persönlichen  und  ver. 
mischten  Vorrechte  (§.  3o4  u.  3o6)  nicht  theilhaftig  seyen,  behauptet,  in  Wider- 
spruch mit  der  preufsischen  Staatspraxis,  v.  Drksci,  Abhandlungen,  S.  na. 
Auch  behauptet  er  solches,  Note  r,  von  hannöverischen  Standesherren,  nach 
Art.  3a  der  wiener  Congrefs Acte;  allein  diese  hatten  sämmtlich  Reichsstandschaft, 
und  zwar  Arenberg  und  Looz  sogar  VirilStiinmrecht  nach  dem  RcichsDep.- 
Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  3a.  —  Von  der  vormals  nicht-reichsständischen,  doch 
reichsunmittelbaren,  nun  aber  standesherrlichen  Grafschaft  Hohenlimburg ,  dem 
F.  von  BentheimRheda  gehörend,  unten  §.  3i?,  «.  —  Die  in  dein  Königreich 
Würtemberg  gelegene  Graf-  oder  Herrschaft  Löwen  stein,  den  F.  voo  Löwen- 
6teinWertbeim  gehörend,  war  weder  reichs-  noch  kreisständisch.    Der  grö&ero 
Thcil  derselben  gehört  der  altern  Hauptlinie  (der  freudenberger)  des  fürst- 
lichen Hauses  LöwcnsteinWcrtheim ,  blofs  das  Amt  Abstatt  gehört  der  jüngern 
(der  rosenberger)  Hauptlinie,  alles  Ucbrige  besitzen  die  beiden  SpecialLinien 
der  altern  Hauptlinie,  jede  zur  Hälfte.    Auf  dem  bei  der  B.  V.  von  Würtem- 
berg im  Juni  1839  eingereichten  Verzeichnifs  der  dortigen  Standeshorren ,  sind 
beide  Linien  benannt;  doch  ist  nur  die  ältere  mit  einem  vormals  rcichsständi- 
seben  Besitzthum,  einem  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg,  dort  begütert.  — 
Der  würtembergische  Vcrfassungs vertrag  v.  1819,      139,  gibt  eine  Stelle  in  der 
ersten  Kammer  der  Landstände  den  «Häuptern  der  fürstlichen  und  gräfl.  Fa- 
milien, und  den  Vertretern  der  Standesherr L  Gemeinschaften,  auf  deren  Besitz- 
ungen vormals  eine  Reichs-  oder  Areütags Stimme  geruht  hat». 
0  Nur  von  reichsständischen  Jürstlichen  und  gräflichen  Häusern  spricht  die  Bundes- 
Acte unter  lit  a  des  14.  Artikels;  wiewohl  sie  weiter  unten,  nach  Num.  4«  und 
eben  so  die  wiener  ScblufsActe  von  i8ao,  Art  63,  auch  der  «mittelbar  gewor- 
denen Fürsten,*Grafen  und  Herren*  erwähnt  ($.  3o7  u.  309,  vergl.  mit§.  a6a,  </). 
Daher  fand  sich  eine  Ausnalane  von  der  zuerst  gemachten  Erwähnung  nur  der 
fürstlichen  und  gräflichen  Häuser,  bei  dem  Freiherm  von  Bömmelberg,  dem  (seit 
1800)  Besitzer  der  vormals  reichsständischen,  in  dem  43.  Art  der  wiener  Con- 
gre&Arte  als  Standesherrschaft  im  Sinn  der  teutachen  BundesActe  anerkannten 
Herrschaft  Gebmen.   Vergl.  §.  a6a,  rf.   Dieser  Freiherr,  ohne  männliche  Nach- 
kommen, hat  i8a5  Gehmen  verkauft,  an  einen  Freiherrn  von  Landsberg  Vehlen, 
welcher  dasselbe  ohne  Standesherrlichkeit  besitzt    Man  s.  im  Anhang  IV,  am 
Sehl u  fs  die  Anmerkung. 
f)  Die  Geschichte  dieser  Art  standesherrlicher  Unterordnung  beginnt  mit  dem  J. 
1806.    Schon  kurz  vor  Auflösung  des  t  Reichs  entstand,  durch  freiwillige  Un- 
terwerfung, die  standesberrliche  Unterordnung  der  Grafen  von  Fugger  unter 
Baierxi.    Bäuerische  Declaration  vom  7.  Juni  1806.    Wikbopp's  rhein.  Bund, 
Heft  I,  S.  67.  TL  aa8.  XH.  5i6.   Aber  1»  Masse  erfolgten  standesherrliche  Sub- 
jectionen,  durch  die  rheinische  BundesActe ,  Art.  a4.   Vergl.  oben  §.  3i  u.  43— 
45.  Im  J.  1807  subjicirte  der  König  von  Westphalen,  den  Fürsten  von  Kaunitz' 
Rietherg  wegen  Rietberg;  defsgleichen  im  J.  1808  der  Grofsherzog  von  Berg  den 
Grafen  (jetzt  Fürsten)  von  BenthcimTecklcnburg  wegen  Rheda  und  HohenLim- 
burg.    Aber  weder  jenem  noch  diesem  wurden  die  in  der  rheinischen  Bundes- 
Acte bestimmten  standesherrlichen  Vorrechte  eingeräumt.  Im  J.  1810  unterwarf, 
doch  gleichfalls  ohne  standesherrliche  Vorrechte,  Napoleon  theils  sich  selbst 
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thetts  dem  Groftherzog  von  Berg,  verschiedene  elicmaligc  Reichsstande,  die  bb 
dahin  noch  frei  geblieben  waren,  nämlich  die  Fürsten  von  SalmSalm  und  Salm- 
Kyrburgy  und  den  Herzog  von  Arenberg  (§.  3a).  Endlich  wurden  im  Jahr  181 5, 
von  dem  wiener  Congrcfs,  auch  die  souverainen  Fürsten  von  Isenburg  und  von 
der  Leycn,  so  wie  die  dem  Ersten  schon  durch  die  rheinische  BundcsActe  sub- 
jicirten  Grafen  von  Isenburg,  standesherrlich  untergeordnet.  Acte  final  du  con 
gres  de  Vienne,  Art.  öi  et  5a.  Klübeb's  Uebersicht  der  diplomat.  Verbandl. 
des  wiener  Congr.,  S.  19,  81,  91,  86,  i35  u.  56i.  Ebenäest.  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  II,  S.  579  f.  Bd.  VTR,  S.  i5a.  Recis-general  de  la  CommUsioo 
territoriale  rassemblce  ä  Francfort,  du  ao  juillet  1819,  art  8,  19  et  a5.  Ein 
Gesuch  des  F.  v.  der  Leyen,  um  Entschädigung  oder  sonstige  Hülfe,  wegen 
verlorner  Landeshoheit,  ward  von  der  B.  V.  zweimal  abgewiesen,  in  ihren  Pro- 
toc.  v.  1816,  %.  aa,  u.  v.  i8ao,  §.  aai.  —  Dagegen  ward  der  Landgraf  von  Het- 
senHomburg ,  welcher  vermöge  der  rheinischen  Bundes  Acte  gegen  den  GH.  von 
Hessen  in  standesherrlicher  Unterordnung  gestanden  hatte,  von  derselben  durch 
den  Acte  final  des  wiener  Congresscs  befreit  (§.  108,  e).  —  Geschichte  der 
sogen.  Mediatisirung,  in  dem  angef.  Archiv  etc.  Bd.  I,  Heft  \,  S.  11a  fi%  Heft  2. 
S.  17a  ff. 

g)  Obgleich  zu  ihren  Souveraincn  unstreitig  in  unmittelbarem  SubjcctionsVcrbältnifs 
stehend,  werden  diese  Standesherren  bin  und  wieder  Mediatisirte  oder  auch  un- 
mittelbar gewordene  vormalige  Rcichsstände  genannt,  das  Letzte  selbst  in  der  t 
Bundes  Acte,  Art.  6  u.  i/j,  u.  in  der  wiener  CongrefsActe ,  Art.  3a,  43  u*  5a, 
so  wie  in  der  wiener  SchlufsActo  von  1820,  Art.  63,  in  Beschlüssen  der  B.  V-, 
e.  B.  vom  18.  Aug.  i8a5  u.  i3.  Febr.  i8a9,  in  manchen  Staats  vor  trägen  und 
landesherrlichen  Edictcn.  Es  geschieht  durch  Verwechslung  von  Begriffen  de* 
ehemaligen  t.  Staatsrechtes,  und  des  heutigen  t.  Öffentlichen  Rechtes,  welchem 
der  Begriff  vormaliger  Unmittelbarkeit  und  Mittclbarkcit  (§.  37)  fremd  ist.  VergL 
§.  80.  —  Zur  Zeit  des  tcutschen  Reichs,  waren  alle  einer  teutschen  Landesho- 
heit oder  Landesherrlichkeit  (§.  36,  a)  zunächst  untergeordneten  Reicbsangcböri- 
gen,  Mittelbare  oder  JtferfütiUntcrthanen  des  Kaisers  und  Reichs  oder  der  Reicbs- 
StaaUgewalt.  Dagegen  waren  dieser  unmittelbar  untergeordnet,  nicht  nur  die 
seit  dem  Fall  der  Reichsverbindung  einer  Staatshoheit  als  Standesherren,  also 
mit  Vorzug  vor  anderen  Staatsgenossen,  untergeordneten  vormaligen  reichsunmit- 
tclbarcn  Landesherren,  sondern  auch  alle  übrigen  reichsunmittelbaren  Landes- 
beeren,  und  der  niedere  reichsunmittelbare  Adel.  Vcrgl.  oben  §•  80  b.  Media- 
tisirte hiefsen,  damals,  gewesene  Reichsuninittclbare,  die  aus  dem  Rechtssustande 
der  Reichsunmittelbarkeit  in  denjenigen  der  Rcichsmittelbarkeit  waren  herabge- 
setzt, die  aus  unmittelbaren  Rcichsunterthancn  (über  diesen  Ausdruck  s.  den 
Anhang  zu  Schkavss  compend.  jur.  publ.)  in  rcichsmittclbare  waren  verwandelt 
worden.  Bei  dem  niedern,  reicbsunmittelbarcn  Adel,  insonderheit  bei  der 
Reichsritterschaft,  fanden  sich  viele  Beispiele  solcher  Mediatisirung;  in  der  neu- 
em Zeit  seit  1796  (§.  a6,  c),  in  früherer  Zeit  bei  dem  vogtländischcn  Adel,  bei 
dem  Vogteiadel  in  der  Pfalz,  am  Rhein  und  Neckar,  bei  dem  Adel  auf  de« 
"Westerwald,  u.  a.  Hatten  Mediatisirte  Reichsstandschaft ,  mithin  ReichsSteucr- 
pflicht  gehabt,  so  hiefsen  sie  auch  (aus  der  Reichsmatrikel)  EximirU.  Mit  dca^ 
Fall  der  Reichsverbindung,  haben  Reichshoheit,  Reichsstandschaft,  Reichsunmit 
telbarkeit  und  Mittelbarkeit  überall  aufgehört,  und  die  Landeshoheit  hat  sich, 
bei  denen,  welche  fremder  Hoheit  nicht  untergeordnet  wurden,  in  unabhängig! 
Staatshoheit  verwandelt.  —  In  Schutz  genommen  wird  die  Benennung  Medi*& 
sirte,  in  d.  angef.  Archiv  für  Standes»  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  u 
S.  108 — n5;  als  ob  eine  Benennung,  welche  eine  am  höchsten  bevorrechtet! 
Standesclasse  bezeichnet,  weniger  ehrend  wäre  als  eine  publicistisch- sinnlos* 
womit  fortwährend  eine  erlittene  Herabsetzung  angedeutet  würde.  FolgerirhtM 
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wflre  dann  auch  die  Benennung  Mediatherrschafien ,  statt  Standesherrschaften, 
von  Einigen  Standesgcbictc  benannt.  Durch  cino  Fiction  wird  a.  o.  O.  die 
Bundesversammlung  für  ein  unsichtbares  Oberhaupt  (vergl.  auch  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  i,  S.  3.j,  Heft  2,  S.  4  u»  aa )  mit  einer  » GesammtJiohtit  des  T.  Bundes, 
etwa  gleichlautend  mit  der  ehemaligen  Reichshoheit«,  erklärt}  die  Bundesglieder 
lintten  wohl,  «in  Beziehung  auf  sich  selbst,  eine  Art  von  Unabhängigkeit,  doch 
nicht  in  Beziehung  auf  andere  unabhängige  Mächte  ».  Der  Bund  habe  die  höchsten, 
ein  Bundesglicd  die  höheren,  ein  Mediatisirter  die  niederen  Regier ungs rechte, 
von  der  Gerichtbarkeit  habe  jedoch  der  letzto  dio  mittlere  und  niedere.  Die 
Obersthoheil  des  Bundes  scy  der  B.  V.  anvertraut,  diese  übe  die  höchsten  Re- 
gicrungsrechte  aus,  jedes  Bundesglicd  nur  die  höheren,  ein  Standesherr  die 
niederen,  und  «war  die  beiden  letzten  im  Namen  der  höchsten  oder  obersten 
Bundesbehörde,  oder  aus  Aufirup'  des  Bundes  (Bd.  I,  Heft  l,  S.  34).  So 
könnten  denn  auch  jetzt  die  subjicirten  Reichsstände  « Mcdiatt'sirte  genannt,  in 
keiner  Beziehung  aber  zu  Unterthanen  herabgewürdigt  werden ».  (Doch  schwören 
sie  das  Homagitim!)  Dio  Einwohner  in  ihren  Gebieten  seyen  zunächst  «Unter- 
thanen des  Mediatherrn,  also  MrrffVtfUntertbanen».  (Nach  solcher  Art  zu 
orgumentiren ,  wären  die  letzten,  in  Beziehung  auf  den  Bund,  After McaVatUntcr' 
thanen.)  Auch  wird  daselbst  das  Prädicat  Jlediatisirte  ausschliefsend  den 
Standesherren  beigelegt,  da  es  doch  eben  so  wohl  dem  vormaligen  reichsun- 
mittelbaren niedern  Adel  zukommen  müfste,  dem  gleiche  Unterordnung  wider- 
fahren ist,  und  den  dcfshalb  die  BundcsActc,  Art.  i4»  unter  den  «mittelbar 
gewordenen  Reichsangehörigen»  begreift.  Endlich  wird  (Bd.  I,  Heft  3,  S.  3o 
u.  ff.)  behauptet,  dafs  dio  Justiz-  und  Polizeibeamten  der  Standesherren,  Befehle 
nur  von  diesen  anzunehmen  hätten,  nur  von  ihnen  abhängig,  und  nur  ihnen 
verantwortlich  sejen. 

A)  Von  Einigen  auch  Standes  gebiet  benannt,  %.  B.  in  dem  nassauischen  (oben 
S-  286  angef.)  Edict  v.  i.  u.  2.  Sept.  1814»  %*  4>  und  in  dem  badischen  (unten 
§.  3i3)  angef.  Edict.  v.  22.  Juli  1807,  §.  18. 

e)  Ein  Verzeichniss  der  Standesherren,  im  Sinne  der  Bundes  Acte,  geordnet  nach 
den  Bundesstaaten,  findet  man  unten  im  Anhang,  Num.  IV,  und  ein  zweites 
allgemeines  cbendas.  Num.  V.  —  Von  standesherrlicher  Seite  ward  im  J.  1820 
eine  bei  der  B.  V.  zu  haltende  Matrikel  der  standesherrlichen  Familien  in  Antrag 
gebracht  (§.  3o3,  y).  —  In  den  Jahren  1829  u.  i83o  wurden  Verzeichnisse 
von  Standesherren  bei  der  B.  V.  eingereicht,  nicht  nur  von  Bundesfürsten,  i» 
deren  Gebiet  Standesherrschaften  sich  befinden,  sondern  auch  von  solchen, 
deren  Hoheit  dergleichen  nicht  untergeordnet  sind,  wie  Ocstreich  und  Mecklen- 
burg, auch  Königreich  Sachsen,  da  der  bevorrechtete  Zustand  des  fürstl.  u. 
gräfl.  Hauses  Schönburg  nicht  auf  dem  14.  Art  der  BundcsActc  beruht, 
wovon  §.  3 18. 

4)  Manche  haben,  als  Standesherren,  vier  Souveraine,  wie  Löwenstein  Wertheim, 
wenigstens  die  ältere  oder  freudenberger  Hauptlinie  (oben  Note  d).  Andere 
haben  drei,  wie  Fürstenberg,  Leiningen,  Thurn  und  Taxis,  SolmsBraunfels. 
Viele  haben  zwei,  wie  die  Fürsten  und  Grafen  von  Isenburg,  beide  Linien  von 
Oeningen,  SalmHrautheim ,  Arenberg,  LoozCorswarem ,  BenthcimSteinfurt, 
WittgensteinHohenstein ,  Wied,  SolmsBraunfels,  SolmsLicb,  SolmsLaubach, 
SolmsRödelheim,  LeiningenWestcrburg,  ErbachErbach,  WaldbottBassenheim. 
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§♦  502«  (osoh.) 
Standes/terrltchkeit.    Ihre  Normen.  Erlöschung. 

1)  Die  Standes  Herrlichkeit,  der  Rechtszustand  der  Standesherren 
als  solcher  (§.  3o  e,  u.  43  —  45),  sowohl  für  ihre  Person  und  Familie, 
als  auch  für  ihre  standesherrlichen  Besitzungen,  bezeichnet  den  Inbe- 
griff ihrer  besonderen  Rechte;  namentlich  ihre  Vorrechte  vor  der  Person 
und  dem  Grundeigenthum,  sowohl  der  Patrimonial-  oder  Grundherren,  als 
auch  der  übrigen  Staatsuntcrthanen.  II)  Dieser  Rechtszustand  der 
Standesherren  ist  theils  allgemein,  oder  für  Alle  durch  die  Bundes- 
Acte  in  Verbindung  mit  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  von 
18 1 5  «),  mithin  vertragweise  und  völkerrechtlich,  festgesetzt*) 
theils  ist  derselbe  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten,  bald  staats- 
gesetzlich, bald  vertrag  weise,  und  in  solchem  Fall  nicht  selten  auf  ver- 
schiedene Weise  bestimmt  Von  beiden  Hauptarten  von  Bestimmungen 
dieses  Rechtszustandes,  ist  hier  abgesondert  zu  handeln.  III)  Der  beson- 
dere Rechtszustand  einer  standesherrlichen  Besitzung  erlischt  nicht  nur 
durch  Verzichtleistung,  freiwillige  oder  nothwendige,  sondern  auch 
in  der  Regel,  wenn  dieselbe  ganz,  oder  wenigstens  der  Inbegriff  der  stan- 
desherrlichen Gerechtsame,  durch  besondern  Rechtstitel  von  dem  Staat, 
zu  welchem  dieselbe  gehurt,  erworben  wird  c);  doch  hangt  es  von  dessen 
Regierung  ab,  ob  sie  von  den  nicht  noth wendig  auszuübenden  dinglichen 
Rechten,  namentlich  der  Landstandschaft  Gebrauch  machen  will. 

<*)  Ausdrücklich  verweiset  auf  die  Bundes  Acte,  der  Acte  final  du  congres  de 
Vienne,  art.  3a,  43  et  5i,  auch  ort.  64;  überdiefs  wird  daselbst  in  dem  art.  14 
verschiedener  Standesherren  erwähnt. 

4)  In  Erwägung,  dafs  diese  vormals  reichsunmittelbaren  Landesherren,  ihrer  in 
GemäTsheit  der  teutschen  Reichsverbindung  genossenen  politischen  Selbststän- 
digkeit, ohne  eigene  Schuld,  zum  Vorlheil  anderer  vormals  reichsunnüttelbarer 

•  Landesherren  gleicher  Art,  berauht  wurden,  ward  (selbst  von  Napoleon,  man 
s.  %.  3o  e,  44  u.  45)  für  nöthig  erachtet,  ihre  Unterordnung  an  bestimmte 
Bedingungen  wesentlich  zu  binden,  deren  vollständige  Gewährung  sie  zu  fordern 
berechtigt  seyn  sollten.  Daher  dürfen  die  Bestandteile  dieses  Völkerrechte  h 
bedungenen  Rcrhtszustandcs,  wie  anomal  sie  auch  in  der  jetzigen  Staatsordnung 
erscheinen,  und  wie  unbequem  manche  derselben  für  die  Staatsverwaltung 
seyn  mögen,  ihnen  einseitig  weder  entzogen,  noch  besehrankt,  noch  durch 
Landesgesetze,  Verordnungen  und  Staatseinrichtungen,  auch  nicht  durch  land- 
st indische  Verfassung  oder  Beschlüsse  (wiener  SehlufsActe  v.  1810,  Art.  68), 
werthlos  gemacht  werden.  Gewifs  ist,  daf»  der  durch  die  RundesArte  festgesetzte 
standcaHcrrliche  Rechtszustand  nicht  als  V  erleihung,  am  wenigsten  als  wider- 
rufliches Privilegium  oder  Begünstigung,  sondern  nur  als  Rest  eines  frübern, 
gröfsern  und  vollkommnern  Rechtsverhältnisses  zu  betrachten  sey.  VergL 
§.  309.  n.  3o5  e,  desgl.  die  Grundsätze,  welche  die  von  der  unten  (§.  3io) 
erwähnten  BundestagsCommission  in  ihrem  Vortrag  am  i\.  Alai  1819,  und 
gleichzeitig  auf  Veranlassung  einer  fürstl.  Thum-  und  taxisrhen  Beschwerde 
gegen  Würtemberg  (&.  3i*  d)  von  ihr  ausgesprochen,  und  in  der  B.  V.  beifällig 
aufgenommen  wurden. 
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c)  Beispiele  liefern:  In  Preufsen,  die  vormaligen  Standesherrschaften  CimbornNeustudt 
und  Homburg  an  der  Mark:  in  Würtemberg,  Ochsenhausen,  dann  fürstliche 
SalmReifferscheidKrautheimische  und  fürstliche  ColloredoMansftldi%che ,  auch  andere 
zu  der  Grafschaft  Limburg  gehörende  standesherrliche  Landestheile ;  in  Baden 
Tkengtn  und  Klettgau.  Man  s,  das  Veraeichnifs  der  Standesherren  im  Anhang.  — 
Von  standeshcrrlichen  Vtrausserungen  an  Andere  als  den  Staat,  8.  mau  fr.  3o6. 


Rechtszustand  der  Standesherren. 

I)  Nach  Bestimmungen  des  T.  Bundes; 

im  Ferkähniss:  /)  zu  dem  teutschen  Bund,  a)  zu  den  Buntlesstaaten  ins  gesummt. 

Die  teutsche  Bundes  Acte  0)  bestimmt  den  künftigen  Rechtszustand 
derjenigen  Standesherren,  welche  vormals  Reichsstände  (reichsständische 
Landesherren)  waren,  auf  folgende  Art.  I)  In  Absicht  auf  ihr  unmittel- 
bares Verhaltnifs  zu  dem  Teutschen  Bund,  ward  festgesetzt,  dafs 
die  Frage:  ob  die  vormals  reichsständischen  Landesherren  einige  Curia t- 
Stimmen,  in  dem  Plenum  (nicht  auch  in  dem  engern  Rath)  der  Bun- 
desversammlung, haben  sollen  ?  in  Erwägung  zu  ziehen  sey,  bei  Berathung 
der  Einrichtungsgesetze  des  Bundes  *).  II)  In  Hinsicht  auf  das  Verhält- 
n i f s  der  Standesherren  zu  den  Bundesstaaten,  vereinigten  sich  die  Stifter 
des  Bundes  in  der  Bundes  Acte  c),  um  ihnen,  in  Gemöfsheit  der  gegenwärti- 
gen (8.  Juni  18 15)  Verhältnisse,  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichför- 
mig bleibenden  Rechtszustand  zu  verschaffen,  dahin :  dafs  A)  im  Ver- 
haltnifs zu  den  Bundesstaaten  insgesammt,  1)  die  fürstlichen  und  gräflichen 
standesherrlichen  Häuser,  in  Teutschland  <*)  fernerhin  zu  dem  hohen 
Adel  ')  gerechnet/)  werden  sollen,  und  dafs  2)  das  Recht  der  Eben- 
bürtigkeit^), in  dem  bisher  *)  damit  verbundenen  Begriff»)»  ihnen 
bleiben  *)  soll  0>  eine  Norm,  welcher,  um  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
vorzubeugen,  eine  bestimmtere  Fassung  zu  wünschen  seyn  mochte m). 
Ueberdiefs  hat  3)  die  Bundesversammlung  durch  zwei  in  dem  engern 
Rath  gefafste  Beschlüsse  festgesetzt:  dafs  den  vormals  reichsstündischen, 
jetzt  stand esherrlich  untergeordneten  Familien,  ein  ihrer  Ebenbürtigkeit  ») 
angemessener  Rang  und  Titel,  und  den  Fürsten  das  Prädicat  Durch- 
laucht 0),  den  Häuptern  der  gräflichen  Familien  aber  das  Prädicat 
Erlaucht  p)  ertheilt  werde.  Eine  von  standesherrlicher  Seite  in  Antrag 
gebrachte,  von  der  Bundesversammlung  zu  errichtende  Matrikel  der 
standesherrlichen  Familien,  ist  bis  jetzt  nicht  zu  Stande  gekommen 

a)  Bundes  Acte,  Art.  6  u.  14.  —  Bekräftigt  in  der  wiener  SchlufeActc  von  i8ao, 
Art.  63  u.  53.  —  Die  wiener  CongressVerhandlungen  über  die  hier  erwähnten 
Bestimmungen,  findet  man  im  Zusammenhang,  in  Kixbpr's  Ucbersicht  der 
diplomat.  Verhandl.  des  w.  Congr.,  S.  291  ff.  Man  s.  auch  das  angef.  Archiv 
für  standesherrl.  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  a,  S.  193  IL,  Bd.  II,  Heft  1. 


(231.) 


S.  90  ff. 

Klilb«'.  SffeoU.  Recht,  4.  Aufl. 


31) 
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A)  Bundes  Acte,  Art.  6.  lUfBFn's  Acten  des  wlen.  Congr.,  Bd.  U,  8.  53«.  Vergl. 
oben,  i-Jio,  g.  —  Gründe  für  standcshcrrliche  CuriatStimmen  in  der  B.  V.» 
in  dem  ongef.  Archiv ,  Bd.  I,  Heft  l,  S.  l  ff.  —  Auf  dem  AachenerCongress 
beschlossen  Oestrcicb,  Preufsen,  England  und  Rufsland,  den  Wunsch  der 
Standesherren,  CuriatStimmen  in  der  B.  V.  zu  erlangen,  durch  ihre  Gesandten 
bei  den  teutseben  Regierungen  unterstutzen,  und  im  eintretenden  Fall  («le  cas 
echeant»),  für  angemessene  Auslegung  und  Vollziehung  des  Art.  6  der  B.  A. 
ihre  bona  ofticia  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  die  Gesandten  von  Oest  reich 
und  Preufscn  bei  ihren  Collegen  defshalb  Anregung  thun  würden.  Conferenz- 
Protocoll  v.  7.  Nor.  1818,  in  Mabtkss  recueil,  Supplement,  IX.  387.  Dieser 
ßcschlufs  hat  bis  jetzt  keine  Folge  gehabt. —  Anträge  des  Erbprinzen  Constantin 
v.  Löwensl  ein  Wert  heimRoscnberg,  auf  Bewilligung  von  CuriatStimmen,  in 
dessen  (unlen  %.  3ia  a  u.  d.  angef.)  Eingaben,  bei  der  zu  Wien  « versam- 
melt gewesenen  MinistcrConfcrcnz»  v.  1.  Febr.  i834,  und  bei  der  B.  V.  v. 
11.  Nov.  1834. 

c)  BundesActe,  Art.  14»  —  Diese  Bestimmungen  gelten,  als  Vertrag,  für  all» 
Bundesgenossen,  und  in  allen  Bundesstaaten.    Vergl.  oben  §.  n4,  3o«,  h,  u.  44  e. 

tf)  Unter  *  Teutschland-»  wird  in  der  Hundes. Ute  verstanden,  die  Allheit  der  in  dem 
Bund  vereinigten  SouverainStaaten,  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbst- 
ständig,  mit  eigener  unabhängiger  Staatsgewalt.  Klübfr's  Abhandlungen,  Bd.  I, 
S.  ai2. 

e)  Wer  in  dem  teutschen  Reich  zu  dem  holten  AM  gerechnet  ward,  davon  oben 
%.  761  u.  f.,  u.  Ru'ber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  «17  ff.  —    Welche  Art  von 
Adclspcrsoneu  bilden  jetzt,  in  denen  Bundesstaaten,  wo  hoher  Adel  besteht, 
den  höhnt  Adelstand,  im  Gegensatz  des  nieder«?    Zuvörderst  gehören  dahin 
alle  Mitglieder  standesherrlicher  (vormals  rcirhsständischcr)  Häuser  im  Sinn 
der  Bundes Aetc,  fürstlicher  und  gräflicher.    (Von  einem  Freiherrn  s.  %.  3oi,  e.) 
Wer  aber  daselbst  noch  aufser  diesen  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  werden 
soll,  bleibt,  wie  die  Bestimmung  des  Inbegriffs  von  Vorrechten  des  hohen  Adels, 
der  staatsoberhauptlichen  Gesetzgebung  eines  jeden  Bundesstaates  an  beim  gestellt 
Vergl.  §.  s6i.   Zu  dem  hohen  Adel  können  jetzt  die  sou verainen  Erbregenten 
teutschcr  Bundesstaaten,   und  die  Mitglieder  ihrer  Familien  nicht  gerechnet 
werden ( §.  359,  LH,  u.  46a, IH).  —  Dafs  nach  den  im  teutschen  Reich  angenommenen 
Begriffen,  seit  der  Auflösung  des  Reichs,  selbst  theoretisch  von  hohem  Adel 
in  Teutschland  gar  nicht  mclir  die  Rede  seyn  könne,  behauptet  C.  Vollgr&ft, 
gibt  es  noch  einen  teutschen  hohen  Adel  (1823)?  S.  36  ff.   Man  s.  auch  dessen 
Buch,  die  t.  Standesherren,  S.  55i  ff.,  wo  abweichende  Ideen  über  hohen  Adel 
und  Ebenbürtigkeit  vorgetragen  sind,  —   Was  in  Beziehung  auf  die  oben,  in 
dem  §.,  wörtlich  angeführte  Bestimmung  der  Bundes  Acte,  über  den  hohen 
Adelstand  der  Standesherren,  in  einseinen  Bundesstaaten  —  in  Preufscn,  Baiern, 
Baden,  Würtembcrg,  GH.  Hessen,  Hannover  —  durch  Staatsgesetze  bis  jetxt 
verordnet  ist,  findet  man  beisammen  in  TUi'BEn's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  «19  f£  — 
Ob  oder  wie  fern  die  ungefürsteten  reichsgräflichen  Häuser,  welche  in  der 
allgemeinen  Beichsversammlung  des  teutschen  Reichs  nur  als  Personalstem  an 
einer  rei«  bsgrnflirhen  CuriatStimmc  Theil  hatten,  zu  dem  hohen  Adel  gehörten? 
davon  oben  §.       c.  Beispiele  von  solchen,  jetzt  standesherrlichen,  Personalisten, 
in  Rli'bkrs  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  296  f.    Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
BundesActe,  ward  diesen  Personalisten  für  ihre  Besitzungen,,  da  diese  nicht 
reichsständisch,  d.  h.  nicht  reiehsuninittclbare,  mit  Landeshoheit  versehene,  zu 
Sitz  und  Stimme  in  der  allgemeinen  Beichsversammlung  berechtigende  Lander 
(Leist  teuUches  Staatsr.,  t.  38  u.  75.)  waren,  in  Beinern  Bundesstaat  eingeräumt. 
Ob  ihnen  solche  für  ihre  Person  in  sä'mintlicheu  Bundesstaaten  gebühre,  sie 
nlso  in  allen  für  standesherrb'rhe  Peruwalist?  11  (*crgl.  $.  3o6,  d)  anzuerkennen 
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aejeo?  beruht  auf  einer  bestimmendes,  mithin  ron  dem  T.  Bond  r.n  machenden 
Auslegung  des  14.  Artikels  der  BundesActc.   Einzelne  Begierungen  ron  Bundes- 
staaten, sind  hierüber  zeither  verschiedenen  Ansichten  gefolgt.    Baiem  räumte 
dem  Grafen  von  Giech  (welcher  »7*6,  wegen  seines  Besitzes  eines  durch 
Vertrag  von  i-?oo  von  brandenburgischer  Landeshoheit  befreiten  Landbezirks, 
von  dem  fränkischen  GrafenCollegium  einstweilen,  unter  der  Bedingung  der 
<^>ualilication  mit  einem  gröfsern  Bezirk  war  aufgenommen  worden,  aber  nicht 
nur  diese  Bedingung  nicht  erfüllt,  sondern  sogar  die  Landeshoheit  über  obigen 
Bezirk  1796  durch  preufsisrbe  Exemtion  verloren,  und  solche  anerkannt  halte) 
das  Prädicat  Erlaucht  anfangs  nicht  ein,  und  hatte  ihn  bei  der  B.  V.  im  J.  1829 
als  Standesherrn  nicht  angemeldet;  es  gab  aber  ihm,  so  wie  dem  Grafen  von 
Pappenheim,  ((.  3i5,  A),  dasselbe  später  (i83i)  durch  besondere  Verleihung 
für  das  jedesmalige  Stammhaupt.  Baier.  Begier.BIatt ,  i83i,  Num.  35.   Er  lief« 
solches  am  9.  Sept.  i83i  der  Bundesversammlung  anzeigen.    Hannover  hat  da- 
selbst den  Grafen  von  Platen  und  Hallermund  als  Standeshcrm  «war  ange- 
meldet, ihm  aber  Sita  und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  seiner  Ständeversamm- 
lung nur  in  so  fern  eingeräumt,  als  er  ein  bedeutendes  Rittergut  im  Königreich 
erwerben  werde.    ff^ürtemberg  bat  den  Grafen  von  Neipperg  bei  der  B.  V.  als 
Standesherra  angemeldet  Eben  so  das  GH.  Hessen  den  Grafen  von  Schlitz  genannt 
Görtz  (vergl.  §.  3i5,  6),   Kjlüdrs's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  296  f.  —  Noch 
xu  erwartende  Bestimmungen  über  andere  Fragen,  s.  ebendas.  S.  219. 

f)  Die  Standesherren  im  Sinne  der  Bundes  Acte,  und  die  Mitglieder  ifirer  Familien, 
müssen  in  allen  Bundesstaaten ,  wo  inländischer  hoher  Adel  nicht  besteht  (wie 
«,  B.  in  den  Freien  Städten),  als  Personen  von  hohem  Adel,  das  heifst,  dort 
höher  als  der  niedere  Adel,  geachtet,  und  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer 
hoher  Adel  besteht,  au  diesem  gerechnet  werden,  während  in  jedem  Bundesstaat 
inländische  Anerkennung  jedes  andern  ausländischen  Adels,  strengrechtlich,  von 
ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Willenserklärung  des  Souverains  abhängt. 
Kxraxa's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  «17  ff.  u.  3 18.  —  Bestimmungen  hierüber 
in  teutschen  Bundesstaaten,  sind  in  voriger  Note  angezeigt. 

g)  Ebenbürtigkeit  ist  ein  Beziehungs-  oder  VergleichungsHauptwort  (terminus  com- 
paratus).  Es  drückt  einen  Verbal tnifsbegriff  aus,  kann  also  nicht  verstanden 
-werden,  ohne  Beisetzung  oder  Hinzudenkung  eines  andern,  mit  dem  es  verglichen 
werden  soll;  absolut  gesetzt,  begründet  es  kein  vollkommenes  lirthcil.  So  auch 
das  Beiwort  ebenbürtig ;  ein  Prädicat,  wozu,  wenn  in  einem  gegebenen  Fall  ein 
bestimmter  Sinn  damit  verbunden  werden  soll,  zwei  Subjccte  gehören,  deren 
eines  mit  dem  andern  verglichen,  oder  dem  andern  beziehungsweise  zur  Seite 
gesetzt  wird.  Beide  Worte,  allgemein  auf  Geburt  hindeutend,  sind  Prädicate, 
die  auf  Personen  bezogen  werden.  Nur  durch  eine  Art  von  rhetorischer  Figur 
oder  Freiheit,  wird  das  Eigenschaftwort  ebenbürtig  zuweilen  Sachen  beigelegt, 
su  B.  einer  Ehe,  dem  Mannstamm  u.  d.  Ebenbürtigkeit  bezeichnet  eine  Gemein- 
schaft, welche  zwischen  zwei  oder  mehr  Personen  in  Ansehung  ihres  Geburt- 
standes besteht.  Demnach  bezeichnet  sie  eine  Unterart  der  Genossenschaft,  das 
bci&t  eine  Art  jener  Hauptart  der  Genossenschaft,  welche  man  Standesgenossen- 
»erbaft  nennt.  Als  Speeles  der  letzten,  bezeichnet  sie  die  Ebenburt-  oder  Geburt- 
slands «Genossenschaft,  Gleichgeburt  oder  Glcic/theit  des  Geburtslandes.  Sie  hat 
Terschiedene  Abstufungen,  nach  Verschiedenheit  der  GeburtstendesVerhältnissc. 
E>ie  zu  gleichem  Geburtstand  gehören,  heifsen  Ebenbürtige  oder  Gcburtstandes- 
Oenossen.  Höhere  als  die  Ebenbürtigen  heifsen  Uebergenossen,  Niedere  hingegen 
IViedcrgcnossen.  —  In  Absicht  auf  das  positive  Geburtstandes Verhältnifs  der  Ehe- 
Kutten,  bei  welchem  in  der  neuern  Zeit  die  Ebenbürtigkeit  vorzugweiee  in  Frage 
gezogen  zu  werden  pflegt,  waren  I)  in  Teutschland,  in  der  ältesten  Zeit  und  in 
dem  Mittelalter,  alle  Freien,  ohne  Unterschied,  einander  ebenbürtig.  Die 
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Versehtedenheft  des  Ranges  der  Frefgeborenen,  nach  Maafsgabe  der  HecrschiM 

Eintbeilung,  kam  Liebe* i  nicht  in  Betracht.  Obwohl  standesungleicb,  waren  doch 
die  Ehen  der  Adelichen  (der  Personen  des  nachherigen  hohen  Adels)  und  jene 
der  Rittermäsigcn,  mit  gemeinen  Freigeborenen,  kerne  Mifsheirathen.  Kxfua» 
Abhandlangen,  Bd.  I,  S.  252  ff.  —  II)  In  der  neuern  Zeit  des  teutseben  Reich» 
befanden  alle  Mitglieder  des  hohen  Adels,  nnd  so  auch  alle  des  ntedem,  sieb 
gegenseitig  in  allgemeiner  Geburtstandes-  oder  Ebenburtgenossenschaft.  In  Hinsicht 
auf  diese  galt  bei  den  ersten  gleichviel,  zu  welcher  Rangriasse  des  hohen  Adels 
sie  gehörten,  ob  zu  den  ErbRurfürsten,  den  Herzogen,  den  (fürstlichen)  Pfah> 
grafen,  den  Markgrafen,  den  (fürstlichen)  Landgrafen,  den  Fürsten,  den  reichs- 
6tändischen  Grafen.  Besondere  Standesgenossenschaften,  in  Absicht  auf  Titel, 
Prä'dicatc,  Rang  und  Geremonicl,  bildeten  unter  sich  die  ErbkuHürsten ,  die 
fürstlichen  Häuser  im  Verhältnifs  zu  den  gräflichen,  die  altfürstlichen  im  Vrr- 
hh'ltnifs  zu  den  neufürstlichen  (Klübvr's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  i55  IT.),  die 
altgräflichen  den  neugräflichen  gegenüber.  Selbst  unter  den  reichss tändi sehen 
Grafen  hatte  man  die  Realisten  von  den  Personalisten  zu  unterscheiden,  ds 
definitiv  unentschieden  geblieben  ist,  ob  die  letzten  zu  dem  hohen  Adel  gehörten 
(oben  Note  e,  u.  §.  262,  e).  Dennoch  war  in  Hinsicht  auf  Missheira&en ,  bei 
den  Freien  aller  Classen  unter  sich,  das  alte  und  mittlere  teutsche  Recht  bis 
gegen  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  in  keinem  Punct  aufgehoben  oder 
abgeändert;  es  hatte,  wena  auch  nur  als  Gewohnheitrecht,  fortwährend  Gesetz- 
kraft. Reichsgosetzlich  war  erst  seit  dem  Rcichsschlufs  vom  4*  Sept.  1747  cu>* 
Ausnahme  hievon,  nur  eine,  begründet;  nämlich,  dafs  die  Ehe  eines  Reicbsstande*. 
oder  aus  einem  reichsständischen  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  einer  freig» 
borenen  Nirhtadelichen,  für  unstreitige  Mifsheirath  zu  achten  sey.  Hifrxa 
a.  a.  O.,  S.  «57—267.  —  B3)  Bei  der  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ward 
diese  Ausnahme  aufgehoben;  die  rheinische  BundesActe  erklärte  alle  Reichsge- 
setze  für  nichtig  und  unwirksam,  nur  mit  zwei  Ausnahmen,  welche  diesen 
Gegenstand  nicht  berühren.  Ueberdiefs  änderte  sie  dio  Standesverhältnisse  der 
zeitherigen  Mitglieder  des  hohen  Adels.  Ein  Theil  der  letzten  stieg  empor  von 
der  Landeshoheit,  welche  der  Reichshoheit  untergeordnet  war,  zu  souveraioer 
oder  unabhängiger  Staatsgewalt,  von  zeitheriger  Reichsbürger,  und  Unterthansrhaft 
zu  bürger-  und  untert hanfreier  Persönlichkeit.  In  Folge  dessen  trat  derselbe, 
mit  seinen  Familienglicdern,  aus  dem  zeitherigen  Standesverhältnifs  heraus;  er 
war  fortan  erhoben  über  alle  unterthanschaftliehen  Staatsirenossen,  mithin  auch 
über  den  Adel  jeder  Classe.  Ebenbürtig  war  ihm  forthin  Niemand,  als  die  Mit- 
glieder seines  Geschlechtes,  und  die  Erbregenten  anderer  souverainen  Staaten, 
nebst  den  Mitgliedern  ihrer  Familien.  Vergl.  §.  a5a,  HI,  u.  162,  BX  Erniedrigt 
wurden  dagegen  alle  übrigen  seitherigen  reichsständischen  Landesherren,  nehrt 
ihren  Familicngliedern.  Ihre  Rcichsstandschaft  hörte  auf,  unterthanscbaftlich 
wurden  sie  und  ihre  mit  reichsunmittolbarer  Landeshoheit  ausgestatteten  Be- 
sitzungen der  Staatshoheit  Anderer  untergeordnet,  meist  mit  s landesherrlichen 
Vorrechten,  manche  ohne  solche.  Leberall,  v*o  ein  Adel  fernerhin  bestand, 
verwandelte  sich  ihr  hoher  Reiehsadel  in  Landesadel.  In  unterthanschaftliehen 
Privatstand,  wenn  gleich  meist  in  standesherrlich  bevorrechteten,  versetzt, 
konnten  sie  und  die  Mitglieder  ihrer  Geschlechter  fortan  für  Standesgenossen 
jener  von  ihren  vormaligen  ReichsMitständen  nicht  mehr  gelten,  die  durrb 
den  neu  erworbenen  Besitz  der  Souverainetät  über  jede  staatsbürgerliche 
Standesclasse  waren  erhöht  worden.  (Anders,  A.  W.  HBrmiB,  Beiträge  «uro 
teutschen  Staats-  und  Fürstenrecht  (Berl.  187.9),  S.  57,  83  ff.  u.  100  n%  u.  L 
v.  Dassen,  Abhandlungen,  S.  239.  Su.v.  Jordav,  Lcbrb.  des  allgem.  u.  deutsches 
Staatsrechts,  §.237,  IL)  Bestimmungen  über  Mifsheirathen  fand  man  weder 
in  der  rheinischen  BundesActe  noch  in  Gesetzen  rheinischer  Bundesfursten,  mit 
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Ausnahme  des  Grolsherzogs  von  Berg,  der,  In  einem  Dccret  vom  3t.  Mir»  i8o«>, 
die  Freiheit  des  Menschen  nirgend  mehr  su  wahren  gebot,  als  in  jenem  Rechts- 
geschäft (der  Ehe),  welches  ihre  unbeschränkteste  Ausübung  voraussetze.  Diu 
reichsgesetsliche  Ausnahme  von  der  Regel  war  vertilgt  (§.  60);  das  gemein« 
teuttche  Privatrecht,  ohne  diese  Ausnahme,  galt  in  der  Regel  nach  wie  vor, 
nun  als  LandesPrivatrecht  Eben  ßo  bestanden  noch  die  durch  die  frühere  Auto- 
nomie begründeten  Privatrechto  einzelner  Familien  des  Adels,  so  fern  nicht  auch 
sie  durch  Landesgesetze  modificirt  oder  aufgehoben  waren,  wie  in  den  unter 
französische  Staatshoheit   gekommenen    Ländern  oder  Bezirken,  und  in  dem 
Grofsberzogthum  Berg,  durch  die  oben  erwähnte  Verordnung.   Was  aber  das 
allgemeine  öffentliche  und  Privatrecht  betrifft,  so  ist  demselben  die  Idee  von 
JMifsheirathen  durchaus  fremd  (§.  a45,  6).   KuJesa  a.  e.  Ov,  S.  467  —  177.  — 
IV)  In  obigem  Hechtzustand  fand  der  Teutsche  Bund  die  Sache.   Derselbe  gab 
In  der  Bund  es  Acte  den  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern 
Zusicherung,  in  Absicht  auf  hoben  Adelstand  und  Ebenbürtigkeit.    Von  jenem 
oben  Note  0,  von  dieser  unten  Note  ».  —  Vermöge  ihres  aus  der  Landeshoheit 
fließenden  Gesetzgebungs-  und  DispensationsRechtes,  konnten  in  der  Zeit  des 
teutschen  Reichs  Landesherren  sich  selbst,  ihre  Familienglieder  und  Andere  durch 
Gesetze  (Gewohnheitrecht  mitbegriffen)  oder  Dispensation  su  Schliefsung  mor- 
ganatiseher  Ehen  ermächtigen.    Die  Häupter  und  Mitglieder  standesherrlicher 
Familien,  jetzt  der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen,  hängen  hierin 
von  dessen  Gesetzen  oder  Dispensation  ab.   Anders,  Eiciuoair,  teutsches  Pri- 
▼atr.,  §.  ao4,  u.  L.  v.  Deesch,  a.  a.  O.  S.  14 1. 
A)  Unter  « bisher*  (BundesActe,  Art.  14,  a),  ist  höchst  wahrscheinlich  der  Zeit- 
raum vor  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  zu  verstehen.   Man  vergl 
die  Anmerkung  in  Klvbxb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  43y,  Note  *.  Ebendett. 
TJebcraicht  etc.,  S.  3n  u.  3aa.   Ebendes*.^  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  397  ff. 
j  )  In  welchem  Standesverhältnifs  der  Teutsche  Bund  die  staudesherrlichen  fürst- 
lichen und  gräflichen  Häuser  im  Jahr  i8i5  gefunden  habe,  ist  oben  (Note  g) 
gemeldet.   Derselbe  gab  ihnen  (in  der  BundesActe,  Art.  14)  Zusicherung:  tdtus 
*  ihnen  Au  Reefit  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  buher  damit  verbundenen  Begriff,  ver- 
bteibu*  Vierfache  Unbestimmtheit  zeigt  sich  in  diesen  wenigen  Worten.  1)  Das 
Beziehungswort  Ebenbürtigkeit  ist  absolut  gebraucht,   das  zur  Vergleichung 
nöthige  Subject  wird  verschwiegen;  es  ist  nicht  gesagt,  mit  Wem  den  Mitglie- 
dern der  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Uauser  Ebenbürtigkeit  ver- 
bleiben soll.   Vergl.  Note  g.   Gehoben  wird  der  Zweifel  nicht  durch  die  fran- 
zösische Ueberselzung  der  Bundesacte,  welche,  nebst  dem  Urtext,  der  wiener 
CongrefsActe  beigefügt  ist  An  sich  schon  gebührt  derselben  weder  vertragmäsigea 
noch  gesetzmäßiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  ist  also  darin  nicht  zu  fin- 
den (oben  $.57, d).  Zudem  ist  diese Ucbersctzung  hier  offenbar  untreu.  Sie  spricht: 
«.les  droits  d'egalite  de  naissance  avec  les  maisons  souveraines,  comme  elles  en 
ont  joui  jusqu'ici*.   Treu  übersetzt  müfste  es  heifsen:  l'egalite  oder  la  parite 
de  naissance,  dans  lo  sens  qui  y  a  etö  attache  jusqu'ici.   Aber  auch  unwahr 
an  sich  schon  ist,  was  die  Uebcrsetaung  sagt.  Notorisch  befinden  sich  die  in 
nnterthanschafUichem  Verhältnifs  stehenden  standesherrlichen  Häuser,  nicht  auf 
gleicher  Standeslinie  mit  den  souverainen  Häusern,  nicht  mit  den  in  dem  Teut- 
schen Bund  begriffenen,  noch  weniger  mit  bundesfreien.  Nicht  im  Stande,  nicht 
In  Titel,  Hang  und  Geremoniel,  sind  sie  ihnen  gleich.   Wäre  aber  die  Absicht 
gewesen,  die  zugesicherte  Ebenbürtigkeit  nur  auf  das  Rechtsverhältnis  der  V er- 
mählungen  standesberrlicher  Familienglieder  mit  Mitgliedern  souverainer  Regen- 
teshuuscr  zu  beziehen,  dafs  solchen  Ehen  fortan  volle  Rechtswirkung  gebühren 
solle ;  so  findet  doch  eine  solche  Absicht  sich  hier  durch  Worte  offenbar  nicht 
ausgedrückt  j)  Unbestimmt  ist  auch  das  Wort  «bisher».   Obgleich  sehr  wahr- 
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scheinlicb  ist,  dafs  damit,  der  Sprachlehr»  au  wider,  nicht  der  näcbstvorherge- 
gangene  siebenjährige  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  habe  bezeichnet  werden 
wollen,  sondern  der  Zeitraum  vor  Auflösung  des  teutschen  Reichs  (oben  Note 
k);  so  kann  doch  ein  doctrinaler  Ausleger  sieb  nicht  für  ermächtigt  halten,  sol- 
ches für  gewifs  anzunehmen.  Er  kann  es  um  so  weniger,  da  hier  daa  Wort  in 
zwei  dem  Grade  nach  wesentlich  verschiedenen  Beziehungen  genommen  werden 
könnte;  in  Hinsicht  entweder  auf  GeburtstandesGcnnssenscbaft  der  Standes- 
berren  und  ihrer  Familicnglieder  überhaupt,  oder  nur  auf  Mifshvirnthen 
derselben.  In  der  ersten  Beziehung  stellen  sich  drei  Zeiträume  der  neuem  Ver- 
gangenheit dar:  die  letzte  Zeit  des  teutschen  Reichs,  die  Zeit  de»  rheinischen 
Bundes,  dio  Zeit  von  dessen  Auflösung  gegen  das  Ende  des  3.  i8]3>,  bis  zu  der 
Stiftung  des  Teutschen  Bundes  im  Juni  »8>5«  Wäre  unter  dem  a bisher»  einer 
der  beiden  letzten  Zeiträume,  oder  jeder  von  beiden,  zu  ▼erstehen*,  so  wäre 
eine  Gleichstellung  der  s landesherrlichen  Familien  in  dem  GthurUtamde  mit  den 
souverainen  Bundesfürsten  und  ihren  Familiengliedern,  die  seit  Auflösung  der 
teutschen  Reichsverbindung  kundbar  nicht  bestand ,  offenbar  nicht  sugeaiebert , 
sondern  nur  ein  Verbleiben  in  dem  seitherigen  Standesverhältnifs,  in  jenem  der 
neuesten  Vergangenheit.  8oilte  aber  unter  dem  «bisher»  und  «lein  ganzen  Satz, 
wozu  es  gehört,  nur  auf  Mushcirmthen  von  Standesherren  oder  ihren  Famflien- 
gliedern  gedeutet  werden ;  so  wäre  dasselbe  synchronistisch  anders  nicht  au  ver- 
stehen, als  von  der  teutschen,  noeb  in  der  letzten  Zeit  des  teutschen  Reichs  be- 
standenen, gemeinrechtlichen  Regel,  dafs  nur  Ehen  zwischen  Freien  und  Un- 
freien für  Mifshcirathen  zu  achten  Seyen j  nicht  auch  zugleich  von  der  durch 
die  kaiserliche  Wahlcnpitulation  und  den  Rcichsschlufs  von  i?47  begründeten 
Ausnahme  (oben  Note  die,  vermöge  der  m  der  rheinischen  Bundes  Acte  er- 
klärten Aufhebung  der  Reichsgesetze,  unanwendbar  geworden,  und  nicht  wie- 
der hergestellt  war.  3  >  Einer  dritten  Unbestimmtheit,  nicht  der  geringsten,  be- 
geguet  man  in  den  Worten:  «in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff*.  Bai 
ern  erklärte  in  einem  Reseript  v.  37.  Ja«.  i8iö,  dafs  die  vormals  nkhtrdchsstän- 
dischen  Grafen  von  Pappenheim  «zu  dem  hohen  Adel  gehören  und  das  Recht 
der  Ebenbürtigkeit  haben,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff»  (unten  §. 
3i5,  S).  Dennoch  räumte  der  Rönig  das  \on  der  B.  V.  den  Standes  herrlichen 
gräflichen  Familienhäuptern  im  J.  1819  erth eilte  Prädieat  Erlaucht  dem  Haupt 
der  gräfl.  Pappenheimischen  Familie  nicht  ein;  er  ertheilte  ihm  aber  dasselbe  im 
J.  i83i  durch  besondere  Verleihung  (§.  3i5,  i).  Hier  erscheint  die  gegebene 
Zusicherung  eines  Verbleibens  der  Ebenbürtigkeit  mit  einer  Relativität,  die  we- 
der den  Begriff,  noch  die  ihm  cur  Erläuterung  dienen  sollende  Zeit  seines  Da- 
aeyns,  aufser  Zweifel  setzt.  4)  Endlich  liegt  auch  eine  Unbestimmtheit  in  dem 
Mangel  einer  Anzeige  des  fVirkungmmfanges,  auf  welchen  die  genannte  Zusiche- 
rung bezogen  werden  soll.  Hätte  die  Absicht  vorgewaltet,  den  Standesherren 
und  ihren  Fnmiliengitedern  voile  GeburtstandesGenossonschaft  mit  den  souverai- 
nen  Bundesfürsten  und  ihren  Familiengliedern  au  bewilligen ;  so  waren  sie  da- 
durch über  den  hohen  AdcLsfnnd  empor  gehoben  worden.  Dieses  war  die  Mei- 
nung nicht;  denn  ausdrücklich  sagt  die  BundesAcfe,  dafs  sie  tu  dem  hohen 
Adel  gerechnet  werden  sollen.  —  Ob  aber  etwa  wäre  beabsichtigt  worden, 
ihnen  aufser  dem  hohen  Adelstand,  auch  Ebenbürtigkeit  mit  den  souverainen 
Bundesfürsten,  wo  nicht  durchgehends ,  doch  in  Hinsicht  auf  VermäkUmg^n  mit 
Personen  aus  bundesfürstlichen  Häusern  in  dem  Sinne  au  bewilligen,  dafs  Ehen 
dieser  Art  nie  ah  Misshciratften  von  Seite  der  ersten  angesehen  worden  dürf- 
ten? In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  waren  Ehen  dieser  Art  keine  iYlifsheiratben. 
Bei  dein  Mangel  einer  bestimmten  Erklärung  in  der  BundesActe,  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, und  nach  dem  Gesetz  der  Vollkommenheit  rechtlich  nicht  zu  vermu 
tben ,  dafs  die  souverainen  Bundcsfürsteu ,  nach  der  eingetretenen  wesentliches 
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StandesverSuderung ,  welche  Sie  über  Jene  Pcrsonenclassc  und  den  ki  der  Ihm 
desActe  ihr  zugesicherten  hoben  Adelstand  erhöbt,  diese  Ciasse  hingegen  bu 
unterthanschaftlichem  Verhältnis  erniedrigt  hatte,  ein  unveränderliche*  Bestehen 
jener  Sitte  in  der  Bundes  Acte  haben  festsetzen,  oder  da  Ts  Jeder  von  ihnen 
sieb  der  Befitgniss  habe  entäussern  wollen,  nach  eigenem ,  durch  sein  Stents 
und  Famib'enlnteresse  zu  bestimmenden  Gutfinden,  jene  Sitte  in  seinem  Hause 
entweder  bis  auf  Widerruf,  fortdauern  zu  lassen  t    oder  zu  roodificiren, 
oder  auf/.uhcben.    Deutlich  erhellet  diese  Willensmcinung  aus  verschiedenen, 
seit  der  Stiftung  des  Teutschen  Bundes  errichteten  Verfassungsurhundeu  und 
Hausgesetzen  teutschcr  Bundesfürsten,  worin  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehen  der 
Mitglieder  ihres  Hauses  durchaus  abhängig  gemacht  wird  von  der  Einwilligung 
des  regierenden  Herrn ,  nur  von  ihr.   So  in  Baiern ,  Würtcmbcrg ,  Rurhessen, 
GH.  Hessen.   Klübxh's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3s3  ft   So  auch  das  königl. 
Hausgesetz  für  das  Hönigr.  Hannover  v.  19.  Nov.  i836,  wo  (Cap.  3,  5.  *)  je 
doch  nn»onomtnen  wird,  dafs,  nach  Art.  14  der  t.  Bundesactc,  die  Mitglieder 
standesherrlicher  Häuser  «denSouverains  ebenbürtig*  seyen.  —  Oder  wäre  etwa 
nur  beabsichtigt  worden,  den  fürstlichen  und  gräflichen  Standesherren  und  ihren 
Famüiengliedern  Zusicherung  zu  geben,   dafs  in  Hinsicht  auf  ihre  Ehen  mit 
Personen  niedem  Standes,  in  allen  Bundesstaaten  es  bei  dem  Hechte,  der  Eben, 
bürtigkeit  in  dem  Sinn,  welcher  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  damit  verbun- 
den war,  verbleiben ,  oder,  richtiger,  dafs  dasselbe  (in  der  Zeit  des  rheinischen 
Bundes  nicht  mehr  bestandene)  Recht  wieder  gelten,  dafs  in  der  Richtung  nach 
Unten  ihr  EbeStandeszeiger  auf  die  Zeit  des  teutschen  Reichs  zurückgestellt  wer- 
den solle?  dafs  also  in  standesherrlicfaen  fürstlichen  und  gräflichen,  vormals 
rcichsständischcn  Häusern,  nur  die  Arten  von  Ehen  ihrer  Mitglieder,  welche  in 
der  genannten  Zeit,  vermöge  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation  und  des  dieselbe 
authentisch  auslegenden  Rcicbsschlusses  von  17471  für  SJissheirrahen  galten,  das 
beifst,  die  Ehen  mit  nichtade liehen  Freigeborenen,  wie  jene  mit  Leibeigenen ,  auch 
fernerhin  dafür,  hingegen  alle  Ehen  anderer  Art  als  mitwirkend  für  Gemahlin 
und  Rinder  gelten  sollten.   Das  Letzte  nur  möchte,. wenn  das  zugesicherte  Ver- 
bleiben des  Rechtes  der  Ebenbürtigkeit  nur  auf  Heirathen  bezogen  werden  soll, 
im  Zweifel  anzunehmen  seyn.    Sollte  jenes  frühere  Rechtsverhältnis  für  die  Stan- 
desherren in  allen  Bundesstaaten  wieder  aufleben,  so  bedurfte  es  dazu  einer 
solchen  Bestimmung,  wie  jene  in  der  Bundes  Acte,  da  die  Reichsgesetze  durch  die 
rheinische  BundcsActc  ihrer  Gesetzkraft  waren  beraubt  worden  (§.  5o).  Er- 
wünscht mufste  die  Wiederherstellung  dieser  Gesetzkraft  seyn,  sowohl  den  sou- 
verainen  Bundesfursten,  als  auch  den  standesherrliehen  Familien.   Jenen,  so 
fern  und  so  lang  sie  Vermählungen  ihrer  Familienglieder  mit  standesherrlichen 
fernerhin  für  zulässig  achten  wollten  oder  würden.   Diesen,  weil  dadurch  nieht 
nur  ihr  Famflienglanz ,  soweit  er  von  Vermählungen  abhängt,  überhaupt  ge- 
sichert ward ,  sondern  auch  weil  ihnen ,  wenigstens  bis  auf  Widerruf  durch 
Staats  -  und  Hausgesetze  in  einzelnen  Bundesstaaten ,  die  Aussicht  auf  Vermäh- 
lungen der  genannten  Art  wieder  eröffnet  ward.   Doch  auch  mehr  nicht  als 
Aussicht   Eine  Verpflichtung ,  Ehen  der  gedachten  Art  jederzeit  für  NichtMIfs- 
heirathen  gelten  zu  lassen ,  sie  durch  Staats  -  und  Familiengesetze  nio  zu  be- 
schränken, ihnen  gewisse  Rechtswirkungen  nie  zu  versagen,  hatten  die  Souve- 
ränen Bundesfürsten  in  der  BundesActe  nicht  übernommen,  weder  unter  sich, 
noch  gegen  die  Standesherren.  —  Eben  so  wenig  ist  in  der  Bestimmung  der 
BundesActe  ein  Erkennungsgrund  zu  finden,  für  einen  Rechtsbegriff  von  Miss- 
heirathen auf  Seile  der  Mitglieder  souoerainer  teutscher  Regentenhäuser.  Riubsh's 
Abbandlungen,  Bd.  I,  S.  377—307.  —  Beispiele  von  Vermählungen,  von  Prinzen 
und  Prinzessinnen  aus  teutschen  souverainen  Häusern,  mit  Personen  aus  stan- 
desberrlicbcn  fürstlichen  Familien;  desgleichen,  von  Prinzen  joner  Häuser  mit 
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standesherrlichen  Wittwen  aus  souveralnem  Geschlecht,  findet  man  a.  a.  O., 
S.  3a6  ff.  —  Eine  authentische  Auslegung  der  in  Frage  Kteheuden  Stelle  der 
BundesActe,  von  dem  standesberrlichen  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  findet  sich 
nicht  in  den  Beschlüssen  der  Bundesversammlung  vom   18.  Aug.  i8z5  und 
i3.  Febr.  1819  *  betr.  die  Courtoisie  der  standesherrlich  untergeordneten  Für- 
sten und  Familienhäupter.   Hui  beb  a.  a.  O.,  S.  3o8— 3i8.—  Und  eben  so  wenig 
in  dein  Vertrag  des  östreichischen  Bevollmächtigten,  des  (standesberrlichen)  Für- 
sten von  Metternich,  in  dem  Aachener  Conferenz-Protocoll  v.  7.  Nov.  1818,  in 
Mbbtkxs  recueil,  Supplem.  IX.  987.  —  In  der  unten  §.  3o8  6  angef.  Schrift 
« Betrachtung v  etc.,  welche  offenbar  aus  dem  Schoofs  von  Mcdiatisirten  hervor« 
gegangen  ist,  wird  S.  45  unverhohlen  das  Bekenntnib  abgelegt:  «das  Recht 
der  Ebenbürtigkeit  sey  bis  jetzt  ein  leeres  Wort,  dessen  Bedeutungslosigkeit  mit 
jedem  Tage  mehr  an  das  Licht  trete». 
Ic)  Bleiben  soll  den  standesherrlichen  Familien,  in  allen  Bundesstaaten,  das  Reeht 
der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff.    Verliehen  ward 
also  dasselbe  durch  diese  Bestimmung  der  BundcsActe  nicht,  namentlich  nicht 
solchen  Familien,  denen  dasselbe  früher  nicht  zustand,  denen  etwa  erst  in  dem 
Zeitraum  des  Tcutschen  Bundes,  in  einem  Bundesstaat  von  dem  Souverain  des- 
selben. Standesherrlichkeit  verliehen  ward.   Vergl.  §.  3 17. 
/ )  Vorstehenden  Erläuterungen  zufolge  möchte  diese  Bestimmung  der  BundesActe, 
über  das  standesherrliche  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  zu  verstehen  seyn  wie  folgt: 
Den  standesherrlichen  Familien,  im  Sinn  der  BundesActe,  soll  in  allen  Bundes- 
staaten auch  fortan  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  verbleiben,  in  dem  bisher  damit 
verbundenen  Begriff;  das  heifst,  GcburtstandcsGenossenschaft  mit  Allen,  die 
daselbst  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  wurden, 
und  in  Gemafsheit  ihrer  jetzigen  Verhältnisse  zu  diesem  Stande  noch  zu  rech- 
nen sind,  oder  solchen  später  erworben  haben.   Recht  der  Ebenbürtigkeit  soll 
ihnen  also  zustehen,  nicht  nur  unter  sich  und  mit  vormals  nicht-reichsständischca 
Reichsfürsten,  sondern  auch  im  Verhältnils  zu  denen  inländischen  und  auslän- 
dischen (vergl.  Rkoss  Staatskanzley,  XTV.  5a)  Herzogen,  Markgrafen,  Landgrafen, 
Fürsten,  vielleicht  auch  Burggrafen  und  Grafen,  welche  daselbst  jetzt  etwa  noch 
aufserdem  zu  der  Classe  des  hohen  Adels  gerechnet  werden. 
1»)  Vorstehende  Bemerkungen  und  Erläuterungen  bewähren  dieses.  Um,  nach  ihnen, 
den  Sinn  der  in  den  §.  fast  wörtlich  übertragenen  Bestimmung  in  der  Bundes- 
Acte sich  vollständig  und  klar  zu  vergegenwärtigen,  möchte  diese,  wie  folgt,  zu 
paraphrasiren  seyn.   Obgleich  die  in  Frage  stehenden  fürstlichen  und  gräflichen 
Häuser,  in  Gemafsheit  der  gegenwärtigen  Verhältnisse,  nicht  mehr  teutsebe 
Reichsstände,  Reichsunmittelbare  und  mit  teutscher  Landeshoheit  begabte  Lan- 
desherren, nicht  mehr  auf  nur  gewisse  Weise  der  teutschen  Reichshoheit,  sun- 
dern nunmehr  standesherrlich  der  Staatshoheit  teutscher  Bundesfürsten  un- 
tergeordnet, und  so  aus  einem  vormaligen  landesherrlichen  Staatsverhältnils 
in  bevorrechteten  Privatstand  versetzt  sind;  so  sollen  sie  nichts  desto  we- 
niger   1  )  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  ( in  allen  Bundesstaaten )  ge- 
rechnet werden;  und  soll  a)  ihnen  das  dieser  Adelsclasse,  auf  allen  ihren 
Rangstufen,  eigene  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen 
Begriff,  das  heifst,  dasjenige  Recht  der  GeburtstandesGenosscnschaft  oder  der 
Rechtsgleichheit  der  GcburtstandesGenossen  verbleiben,  welches  während  der 
Reichsverfassung  allen  Mitgliedern  des  hohen  Adelstandes  unter  sich,  vermöge 
ihrer  Geburt,  zukam,  gleichviel  auf  welcher  Stufe  desselben  sie  sich  befanden. 
Sie  sämmtlich  dürfen  also,  in  Folge  oder  unter  dem  Vorwand  ihrer  jetzigen 
Unterordnung  unter  die  Staatshoheit  vormaliger  ReicbsMitstände  und  Standes- 
genossen, die  durch  Erhebung  zu  der  Souverainetät  aus  dieser  Standesgenossen 
Schaft  herausgetreten  sind,  unter  ihren  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  gehab- 
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teil  Geburtstand  nicht  erniedrigt  werden;  sondern  sollen  in  allen  Bundesstaaten 
für  Personen  und  Familien  von  hohem  Adel  und  allseitig  gleichem  Geburtstandes- 
Recht  mit  Allen,  die  zu  diesem  Stande  gerechnet  werden,  gelten.  —  Regierun- 
gen von  Bundesstaaten  haben  in  ihren  Verordnungen  über  den  Rechtssustand 
der  ihnen  untergeordneten  Standcsherren,  die  hier  in  Betracht  stehende  Bestim- 
mung der  Bundes  Acte  meist  mit  denselben  Worten,  also  mit  gleicher  Unbe- 
stimmtheit, wiederholt;  nur  dafs  Etliche  das  Wort  «bisher»  ausdrücklich  auf  den 
letzten  Zeitraum  des  teutschen  Reichs  beziehen.  Die  hicher  gehörenden  Stellen 
aus  Verordnungen  von  Preufsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen, 
findet  man  in  Kiübkb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3ao  ff. 

fi)  In  dem  ersten  der  beiden  hiernächst  angef.  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
steht  nach  dem  Wort  «Ebenbürtigkeit»:  «mit  den  souverainen  Häusern».  In 
dem  aweiten  heifst  es :  «mit  den  regierenden  Häusern».  Ob  durch  diese  Worte, 
welche  in  zwei  in  dem  engern  Rath  der  B.  V.  gefassten  Beschlüssen  vorkommen, 
die  unbestimmte  Stelle  in  dem  »4«  ^rt*  der  Bundes  Acte  eine  authentische  Aus- 
legung habe  erhalten  können?  davon  s.Ki.übke's  Abhandlungen,  Bd.I,  S.  3o8  ff. 

o)  Beschluß»  der  B.V.vom  18.  Aug.  i8a5,  inKLÜBza's  Ouellensammlung,  N um.  XXXII. 
Dieser  Beschlufs  sagt  allgemein:  dafs.  .  .  «den  Fürsten  das  Prädicat  Durchlaucht 
ertheilt  wurde».  Dagegen  heifst  es  in  dem,  in  der  nächstfolgenden  Note  ange- 
führten Beschlufs  der  Bundesversammlung  vom  i3.  Februar  1829:  dafs  .  .  .  «in 
Folge  dieses  Beschlusses  (vom  18.  Aug.  i8a5)  den  Häuptern  dieser  Fürstlichen 
Familien  das  Prädicat  Durchlaucht  gebührt».  Vergl.  L.  Pkrkicb  quaestionum  de 
jure  publico  germ.  Particula  OL  Hai.  i83a.  4.  —  Der  Beschlufs  von  »8a5,  und 
der  in  der  Kote  p  erwähnte  von  1829,  ward  für  Preufsen  bekannt  gemacht  in 
der  preufs.  Gesetzsamml.  v.  i83a,  St.  10.  In  der  die  Bekanntmachung  verfügenden 
CabinetOrdre  vom  21.  Febr.  i83i  bestimmt  der  König,  dafs  «nur  den  Häuptern 
der  Fürstlichen  Familien  das  Prädicat  Durchlaucht  ertheilt  werde»  s.  d.  Cab.- 
Ordre  in  der  Frankf.  OPAZ.  v.  i3.  Mai  i83a.  Durch  eine  spätere  k.  Cabinet- 
Ordre vom  3.  März  i833  (in  der  preufs.  Gesetzsamml.  von  i833,  St.  5)  ist  ver- 
ordnet: dafs  allen  den  fürstlichen  Titel  führenden  Mitgliedern  (nicht  blofs  den 
Häuptern)  der  in  dem  der  k.  Instruction  vom  3o.  Mai  1820,  §.  1 ,  und  in  der 
Bekanntmachung  des  StaaUministeriums  vom  28.  April  i83a  beigefugten  Ver- 
zeichnis unter  I  benannten,  in  den  preufsischen  Staaten  angesessenen,  fürstlichen 
Familien  von  den  Landesbehörden  und  Unterthanen  das  Prädicat  «Durchlaucht» 
ertheilt  werden  soll.  —  Durch  ein  Gabinetschreiben  des  Kaisers  Ferdinand  von 
Ocstreich,  aus  Prag  vom  a.  Sept.  i836,  sind  die  Rangverhältnisse  unter  den  fürst» 
liehen  Häusern  in  Oestreich  bestimmt,  wobei  eine  Verordnung  Kaiser  Carls  VI. 
vom  25.  März  1728  zum  Grunde  gelegt  ist,  mit  Beziehung  auf  den  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  19.  Aug.  i8i5;  in  der  Frankf.  OPAZ.  v.  34.  Sept.  i836,  Num.  266. 

/>)  Beschlufs  der  B.  V*  vom  i3-  Febr.  1829;  ebendas.  Nura.  XXXM.  Pkbkick  1.  c. 
—  In  einer  gedruckten  Denkschrift  v.  14.  Jan.  i8?8  hatte  der  Graf  von  War- 
tembergRoth,  für  sich  u.  a.  Standesherren,  um  Ertheilung  des  Prädicats  Erlaucht 
an  die  standesherrlichen  gräflichen  Familien,  bei  der  B  V.  nachgesucht.  —  In 
Ansehung  der  standesherrlichen  nachgeborenen  Familienglieder,  bestimmt  eine 
badische  Verordn.  v.  2.  Oct.  1829,  dafs  jenen  in  (vormals  reichsständischen) 
fürstlichen  Häusern  dieselben  Ehrentitel  wie  ihren  Familienhäuptern,  hingegen 
jenen  aus  (vormals  rcichsständischen )  gräflichen  Häusern  das  Prädicat  Hochge- 
boren, abwechselnd  mit  Hochdenselben,  solle  gegeben  werden.  Die  Häupter 
gräflicher  Familien  sollten  von  den  Landesbehörden  in  schriftlichen  Zufertigun- 
gen  angeredet  werden:  «Erlauchter,  Hochgeborner  Graf»!  Bad.  Regier.  BL  v* 
1829,  Num.  XX.  —  Durch  ein  Signat  v.  12.  Juni  i83o  verfugte  der  König  von 
Baiern  für  den  Grafen  Maximilian  von  Torring-Guttenzell  die  Ertheilung  (Aner- 
kennung) des  Prädicats  Erlaucht,  da  er  früher  wegen  der  Grafschaft  Cronafeld 
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Reichsstand  war,  u.  die  dafür  zur  Entschädigung  mit  Reichsstandschaft  erhaltene 
Herrschaft  Guttenzeü  im  Königreich  Würtemberg  standesherrlich  besitzt. 
a)  Bei  den  Wiener  MinisterialConfcrenzen  im  J.  1810  (18.  Protoc.  v.  ii.  Mai  1810X, 
erfolgte  von  standesherrlicher  Seite  der  Antrag:  1)  dafs  sämmtliche,  des  Rechtes  der 
Ebenbürtigkeit  jetzt  theil  haftige,  standesherrliche  Familien  in  ein  ku  dem  Eim« 
bei  der  Bnndescanztei  ku  eröffnendes  Protocoll  oder  Register  (standesherrliche 
Matrikel)  verzeichnet,  und  dafs  in  solches  die  in  diesen  Familien  durch  Gebort, 
Vermahlung  oder  Tod  vorgehenden  Veränderungen,  in  Folge  der  von  den  Häup- 
tern derselben,  sowohl  an  die  B.  V.  als  aoeh  an  die  einzelnen  Biuidcsglieder, 
gelangenden  Anzeigen,  regelmässig  und  fortlaufend  einzutragen  wären;  i)  tlai'j 
diesen  chehin  rcichsständischen  Familien  ein,  ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den  sou- 
verainen  Häusern  angemessener  Rang  und  Titel  zuerkannt,  und  das  Prädicat 
Durchlaucht  für  die  Fürsten,  so  wie  das  Prädicat  Erlaucht  für  die  Grafen,  ge- 
setzlich bestimmt  werde.    Die  Versammlung  verwies  diesen  Antrag,  mit  den 
übrigen,  zur  Berathung  an  die  Bundesversammlung.   Dieser  letzte  Gegenstand 
ward  erledigt,  durch  die  oben  (Note  o  und  p)  angef.  Beschlüsse  der  B.  V.  von 
i8»5  u.  1829.  Der  erste  hat  bis  jetzt  kerne  Bestimmung  von  der  B.  V.  erhalten. 
Doch  vereinigten  sich  unmittelbar  nach  dem  oben  (p)  angef.  Beschlufs  vom 
i3.  Febr.  1819,  sämmtlicho  Gesandscbaften  in  der  B.  V.,  von  ihren  Höfen  das 
Verzeichnifs  derjenigen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  zu  erbitten,  auf  welche 
in  jedem  Bundesstaat  die  Beschlüsse  vom  a5.  Aug.  i8«5  u.  i3.  Febr.  1819  An- 
wendung finden,  damit  solches  zur  Kenntnifs  der  B.  V.  gebracht  werde.  In 
Folge  dessen  haben  einzelne  Bundcsfürsien ,  in  den  Jahren  1819  u.  i83o,  Ver- 
zeichnisse der  in  ihren  Staaten  standesherrlich  begüterten,  zum  Theil  auch  der 
daselbst  blofs  domicilirenden  oder  mit  nichtstandeshcrrlichcn  Gütern  angesesse- 
nen Standcshcrren  eingereicht.  Man  s.  §.  3oi,  i,  und  unten  im  Anhang  die  Bei- 
lagen rv  u.  V;  auch  das  (Varrentrappische)  Genealogische  StaatsHandbneh  auf 
das  Jahr  i835 ,  und  den  Gothaischen  genealog.  Hofkalendcr.   Alle  diese  beson- 
deren Verzeichnisse  findet  man  vereinigt  in  dem  Allgemeinen  Verzeichniss  unten 
als  Anhang  Num.  V.   In  Oc streich  erschien,  in  Folge  eines  kaiserlichen  Cabinct- 
Schrcibcns  vom  9.  Sept.  i8»5,  ein  HofcanzteiMlnisterialSchreiben  vom  7.  Oct 
i8a5,  betreffend  den  Rang  der  mediatisirten  Familien  und  die  Titulatur  der  me- 
diatisirten  Fürsten  (in  der  Anrede  &  Durchlauchtig-  Hochgcborncr  Fürst»,  im 
Context  «Durchlaucht»),  nebst  einem  Ferzeichniss  der  mittelbar  gewordenen 
ehemals  reichsständischen  fürstlichen  Häuser;  in  K.  Franz  /.politischen  Gesetzen 
u.  Verordnungen,  Bd.  LUI,  S.  107—110,  auch  in  der  Allgcm.  Zeitung  v.  i8»5, 
Num.  3ö4.  Ebendaselbst  ward  nachträglich  in  c.  MiuisterialSchreiben  v.  8.  Nor. 
i8i5  (in  den  angef.  polit.  Gesetzen,  S.  no)  erklärt:  dafs  die  vorgeschriebene 
Titulatur  dem  Chef  einer  jeden  von  beiden  fürstlichen  Linien  des  Hauses  Schön- 
burg zukomme.   In  jenes  östreichische  Verzeichnifs  sind  auch  fürstliche  Häuser 
aufgenommen,  welche  Standesherrschaften  im  Sinn  der  BundcsActc  weder  be- 
sitzen noch  besessen  haben,  dagegen  in  dem  teuUchen  Reich  rdebastandische 
Personalsten  waren. 

§.   304,  (m)  ^ 

S)  zu  denen  Bundesstaaten,  zu  welchen  sie  gehören: 
a)  persönliches  Verhältnifs. 

B)  im  Verhäftnifs  zu  denen  Bundesstaaten,  zu  welchen  die  ein- 
zelnen Standesherren  geboren  <0,  sollen,  so  viel  AA)  ihren  persönlichen 
Rcclitszustand  betrifft,  1 )  die  Häupter  der  standesherrlichen  Familien, 
die  ersten  *)  Standesherren  desselben  Staates  seyn.    Sie  und  ihre  Fami- 
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lten  c),  bilden  2)  daselbst  die  pri  vifegirteste  «9  (am  meisten  bevor- 
rechtete) Classe,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung*),  und 
genießen  3)  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt/)  in  jedem  zu 
dem  Bunde  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staat  zu 
nehmend);  desgleichen  4)  pri  vilegirten  Gerichtstand  *),  und 
5)  Befreiung  von  M ilita'rPflichtigkeit  Jedoch  sind  dieselben 
7)  den  Landesgesetzen  unterworfen. 

a)  In  jedem  dieser  Bundesstaaten  können  dio  Standesherren  die  hier  folgenden 
Hechte  fordern  ($.  309.)  Dieses  hindert  nicht,  dafs  durch  Uebcreinkunß  «wischen 
ihnen  und  der  Landesherrscbaft,  einzelne  Rechte  dieser  Art  aufgehoben ,  abge- 
ändert, oder  modifit irt  werden  können;  wovon  hin  und  wieder  sich  Beispiele 
finden.  —  Was  in  einzelnen  Bundesstaaten,  in  Absicht  auf  dio  in  diesem  §.  er- 
wähnten Rechte,  nach  Maafsgabc  der  BundcsActe  festgesetzt  ist,  findet  man  in 
den  unten  $.  3i3  angef.  particulSrcn  Rechtsquellen. 

*)  Hievon  oben  §.  39«,  a.  Die  baier.  Verfassungsurk.  v.  »818,  Tit.  VI,  %.  », 
Kunv.  4,  erklärt  die  dortigen  Sundesherren  för  erbliche  Reichsräthe  t  für  erb- 
liche Mitglieder  der  ersten  Kammer  der  Stände  Versammlung.  —  Aufser  dem 
Vorzug  in  der  Landstandschaft,  schliefst  diese  Bestimmung  auch  jeden  andern 
Tor  Slandesherren  anderer  Art  in  sich,  namentlich  vor  denen  in  Schlesien,  in 
der  Ober-  und  Nicderlausitr. ,  und  vor  solchen,  denen  in  dem  Zeitraum  des 
rheinischen  Bundes  und  seit  Errichtung  der.  t  BundesActe  Standesberrliohkcit 
durch  landesherrliche  Verleihung  zu  Thctl  geworden  ist  ({.  3i5  u.  317). 

c)  Weiblich*  Mitglieder  eines  standcslicrrlichen  Hauses  treten  durch  Ferheirthung 
mit  einem  Mann,  der  nicht  zu  derselben  Familie  gehört,  aus  jener  Familie 
heraus,  in  den  Stand  und  die  Familie  ihres  Mannes;  bei  Verhcirathung  mit 
einem  Manne  von  einem  andern  Zweig  ihrer  Familie,  treten  dieselben  in  den 
Stand  und  die  Linie  des  Mannes;  jedoch  uberall  unbeschadet  der  Succ&eiotterecbttr 
für  sie  und  ihre  Kinder,  so  weit  solche  in  Oesetzen  oder  Herkommen,  m  rechts- 
gültigen Verträgen  oder  Vcrfuguagpn  gegründet  sind. 

d)  »Privilegia  ita  intelligenda,  ut  aliquid  tribuant  ultra  jus  commune».  Ghothjs 
de  J.  B.  et  P.,  lib.  VL  c.  18.  %.  4.  n«  4«  Eine  wcrthlose  Begünstigung,  würde 
eine  contradictio  in  adjecto  in  sieh  sehlicfsen.  Beil.  91  m  d.  Protoe.  der  E.V. 
r.  1819,      ioi,  S.  »94  der  Orig.  Ausg. 

c)  KlIbküs  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  36o  f.r  393,  4^9 1  46*7  »•  47& 
Anfangs  war  die  Rede  von  6teuer/rr;Vt<t>e,  doch  nur  fita"  ihre  Personen,  also 
von  Mols  personlichen  Steuern.  Ebenda*.  S.  36e  ff.  -  Die  baierische  Decla- 
ration  v.  1807  ($.  307)  ertheitt  den  St.H.:  1)  Zollbefreiung  von  «Ben  Lebens- 
nuttera  für  ihr  lfausbedürfhiüi  (nieht  auch  AccisfVeiheit);  a)  Befreiung  von 
Weggeld  innerhalb  des  eigenen  standesherrlMhea  Bezirk«,  für  die  Standesherren 
und  ihre  Familie. 

/)  Damit  ist  nicht  aneh  die  Freiheit  gegeben,  in-  Dienste'  eines  andern  Bundesstaates 
nach  Gutfiadcn  zu  treten,  ohne  delshalb  in  der  Verfügung  über  statadeshcrrlicbe 
Kinkünftte  beschränkt  werden  zu  dürfen,  Die  Bestimmung  der  BundesActc 
beschränkt  sich  auf  den  AujenthaU.  Hätte  auch  unbeschränkte  Freiheit  in  fremde 
Oicnste  zu  treten  allgemein  eingeräumt  werden1  wollen,  so  lag:  nafie  Veranlassung 
<lazn  in  der  baierischen  Declaration  v.  1867  y  Av  &  Vergl.  auch*  da«  Kaier.  Edict 
r.  «6.  Mai  1818,  BeiL  IV  zw  der  Verfassungsurk  V  0*  die  rheintsehe  Bundcs- 
Acte, Art.  7,  und  Rlvbkr's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  %•  19a. 

£-)  Wegen  eines  blofsen  auswärtigen  Aufenthaltes  dieser  Art,  darf  einem  Standes- 
herrn, oder  einem  Mitglied  seiner  Familie,  kein  Recht  entzogen  oder  geschmälert, 
namentlich  keine  Last  aufgelegt,  kein  standesherrliche«  Einkommen  mit  Abgaben 
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belegt  werden.    In  sedier  Eigenschaft  als  Grundherr,  als  StaaUdiencr,  als  Slaau 

Pensionär  u.  d.,  kann  er  dieselbe  Befreiung  nicht  begehren. 
A)  Vergl.  die  baier.  Declaration  von  1807,  A.  9.  üeber  den  Gerichts! and  und 
das  Verfahren  in  peinlichen  Sachen  wider  die  Häupter  standesherrlicher  Familien, 
s.  ebenda»  A.  11,  u.  die  oben,  Note  a,  angezeigten  besonderen  Bechtsquellen. 
Passelbe  gilt  in  Absicht  auf  Verhandlungen  wegen  des  Nachlasset,  und  auf 
Vormundschafien  standcsberrlicber  Personen* 


■ 1  » 

§•  305*  (233.) 
b)    Rechts«  ustand  der  standesherrlichen  Besitzungen; 

J3B)  In  Absicht  auf  den  Rechtszustand  der  standesherrlichen 
Bezirke,  gebühren  den  Standesherren,  als  verfassungsmäßigen  Unterobrig- 
keiten (§♦  10a):  1)  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkeit, 
in  erster,  und,  wo  die  Besitzung  (in  demselben  Lande)  grof*  genug  ist, 
auch  in  zweiter  Instanz«);  2)  ForstGerichtbarkeitj  3)  Ortpoli- 
zei  *);  4)  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsachen,  auch  über  milde 
Stiftungen.  Jedoch  sind  5)  alle  diese  Gerechtsame  auszuüben:  a)  nach 
Vorschrift  der  Landesgesetze,  und  b)  unter  Oberaufsicht  der  Re- 
gierungen c).  6)  Ihre  Besitzungen  (die  Einwohner  der  standesherrlichen 
Bezirke,  die  standesherrlichen  Untersassen)  sind  der  Militär  Verfas- 
sung unterworfen.  7)  In  Absicht  auf  RealBcsteuerung,  in  An- 
sehung ihrer  standesherrlichen  Grundbesitzungen  sind  die  Standa- 
herren  die  pri  vilegirteste  Classe,  und  8)  auch  in  RealStreitigkeiten 
geniefsen  sie  einen  pri vilegirten  Gerichtstand  9)  Eis  bleiben 
ihnen  die  Aechte  und  Vorzüge,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und 
dessen  ungestörtem  Genufs  herrühren  f)  (§.  3o6 ). 

a)  Von  den  zu  einer  zweiten  richterliehen  Instant  qualificirten  Standesherren,  haben 
nur  wenige  von  dieser  Befugnifs  Gebrauch  gemacht.  In  der  preussischen  Mo- 
narchie nur  die  Fürsten  von  Wied  und  .von  SolmsBraunfels  (unfen,  Note  c). 
In  dem  Grofsherxogthum  Hessen  haben  alle  Standcsberren  die  «weite  Instant 
aufgegeben.  Regier.  Blatt  v.  i8a5,  St.  10.  Eben  so,  im  Verhältnifs  zu  Kurhessen, 
die  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Isenburg,  ihre  Justizkanzlei  zu  Meerhol«, 
vom  1.  Nov.  1829  an.  In  dem  Grofsherzogthum  Baden  haben  auf  das  Recht 
der  zweiten  Instanz  verzichtet:  i8o5  der  Fürst  von  Fürstenberg,  doch  mit  Vor 
behalt  der  Ernennung  eines  Rathes  in  dem  landesherrlichen  Hofgericht  der 
Provinz;  i8a5  der  Fürst  von  SalmReiffcrscheidKrautbeim  (unten  §,  3»6).  In 
Baiern  hat  1827  der  Fürst  von  Leiningen,  mit  Zustimmung  seiner  Agnaten, 
unbedingt  verzichtet  auf  die  Ausübung  der  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz  und 
der  mittlem  oder  Bezirkpolizei,  durch  eine  standesherrliche  Regierungs-  und 
JustizCanzlci.  Dagegen  setzt  der  Graf  von  Pappenheim  (s.  §.  3i5,  b  u.  §.  3o3,  i) 
diese  Ausübung  fort.  —  Etliche  Standesherren  haben  selbst  die  erste  Instant: 
aufgegeben,  z.  B.  der  Herzog  von  LoozCorswaren  in  Preufsen  und  Hannover, 
der  Graf  von  ErbachSrhönberg  im  GH.  Hessen,  verschiedene  in  Baiern  u.  A. 
In  Baiern  bestimmt  ein  im  Dec.  i83i  von  den  Ständen  genehmigtes  GescU  di« 
Rechtsverhältnisse  der  auf  die  Gericht  barkeit  freiwillig  versiebtenden  Stander 
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4)  Zu  verstehen  ist  wohl  unter  OrfPolizef,  nach  dem  Wer  obwaltenden  Verhältnis, 
die  niedere  Polizei  in  dem  ganzen  Umfang  des  standesherrliehen  Bezirks,  also 
eine  niedere  particuläre  oder  BezirAPolhei  (§.  383).  Die  BundesActe  spricht 
den  St.  H.  «überhaupt  alte  diejenigen  obrigkeitlichen  Rechte  zu,  welche  nicht  zu 
der  Staatsgewalt  und  den  höhere*  Regierungsrechten  gehören ».  Die  baierische 
Deelaration  v.  1807  (vergl.  %.  3o7)»  lit.  E,  läfst  deu  Standesherren  difr  «ge- 
wöhnliche untere  Polizei»,  im  Gegensatz  der  «obersten  Polizei  im  Allgemeinen*, 
u.  das  baierische  Edict  v.  36.  Mai  1818,  §.  26,  spricht  ihnen  die  «Local-  und 
DistrictPolizei  zu*.  Der  Ausdruck  Ort  bezieht  sich  ohnehin  zuweilen  auf  einen 
gröfisern  Bezirk,  als  denjenigen  einer  einzelnen  Ortschaft,  z.  B.  ehedem  der 
(reichsritterschaftliche)  Ritterort,  d.  h.  der  (reichsunmittclbare)  Rittcrcanton.  — 
Von  dem  standesherrlichen  Fucusreckt  unten  %.  478. 

r)  Es  wird  also  durch  die  den  Standesherren  zustehende  Ausübung  mancher 
obrigkeitlichen  Rechte,  die  Einheit  der  Staatsgewalt  und  der  Untertbanscbaft 
nicht  aufgehoben.  —  In  Baierri  können  Standesherren,  die  einen  geschlossenen 
Bezirk  mit  14  bis  20,000  Einw.  besitzen,  für  die  Rechtspflege  in  2.  Instanz  u. 
für  Polizei  (der  mittlem  Art)  ein  für  beide  vereinigtes  Collegium  unterhalten, 
unter  dem  Namen  Regicrungs-  und  PolizeiCanzlei.  Beilage  IV  zu  der  Verfass. 
\Jrk.  v.  1818.  Der  Herzog  v.  Leuchtenberg,  als  Fürst  v.  Eichstädt,  darf  ein 
von  der  Justizcanzlei  getrenntes  Collegium,  unter  dem  Namen  Polizeicanzlei 
unterhalten.  Man  s.  die  unten  §.  317  angef.  k.  Erklär,  v.  i5-  Nov.  1817.  In 
Premsen  dürfen  die  Standesherren  für  zweite  Instanz  ein  Justizcollegium,  u. 
für  niedere  oder  BezirkPolizeiverwaltüng  einen  Oberbeamten,  unter  dem  Titel 
Polizei-  oder  Regierungsrath,  bestellen,  desgl.  für  ihre  Privatverwaltung  eino 
Rentkammer  oder  Domanencanzlei.  Man  s.  die  unten  §.  3i6  angef.  Instruction 
v.  3o.  Mai  1820,  §.  38  ff.  u.  60.  Dem  Fürsten  von  Wied  hat  im  J.  1816  der 
König  die  Errichtung  eines  RegierungsCollcgiuras  bewilligt,  für  Polizeiverwaltung, 
Kirchen-  und  Schulsachcn,  u.  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz.  Auch  der  Fürst 
von  SolmsBraunfels  erlangte  im  J.  1828  eine  gleiche  Bewilligung. 

d)  Vergl.  oben  §.  3o4,  Note  d,  u.  (P.  3.  Fiobbt)  Ueber  das  Recht,  die  Domainen 
der  Standesherren  zu  besteuern;  in  Caoxs's  u.  Jaüt's  Germanien,  Bd.  Dl,  Heft  1, 
Num.  3. 

e)  Die  BundesActe,  Art.  14 1  bewilligt  ihnen  überhaupt  privilegirten  Gerichtstand, 
obne  Ausnahme  zu  machen,  in  Ansehung  einer  oder  der  andern  Art  desselben. — 
Auch  bleiben  den  Standesherren  ihre  Grundgüier  oder  Domänen  (§.  33a  e),  und 
ihre  grundherrlichen  Gerechtsame,  ihre  Rechte  auf  PatrtmonialDienste  oder  Frohnen 
(§.  468,  a),  nebst  den  statt  derselben  etwa  zu  entrichtenden  Rcluitions-  oder 
Ditnslgeldem ,  und  auf  Grund-  oder  Patrimonial Ab  gaben  (%.  44  u.  f.  u.  393), 
desgleichen  die  LehnPrastanda  aller  Art,  obgleich  deren,  als  bloßer  Eigenthum- 
rechte  {%.  3o6,  Num.  2),  in  der  BundesActe  ausdrücklich  nicht  erwähnt  ist. 
Vergl.  unten  %.  3o3  u.  Kx.übxb'8  Staatsr.  des  Rheinbundes,  $.210.  Wider 
gezwungene  Ablösung  solcher  Abgaben  und  Dienste  ($.  393  g.).,  s»  man  die 
Vorstellung  der  Fürsten  von  LöwensteinWertheim  bei  dem  GH.  von  Baden, 
im  der  Frankfurter  OberPostamtZeitung  v.  23.  Nov.  i83i;  u.  die  Antwort  des 
gnzgl.  Staatsministeriums  darauf,  ebendas.  Blatt  v.  6.  Dec.  i83i.  Desgl.  die 
Bcsthwcrdeschriften  derselben  Fürsten  bei  der  B.  V.  v.  i83a,  unter  §.  3is  d. 
Die  Gefalle  der  vormals  reichsständischen  Fürsten  und  Grafen  vor  und  nach 
der  Mediatisirung.   München  1828.  8. 

/)  Vergl.  die  baierische  Deelaration  v.  1807,  L.  v.  Dassen,  Abhandlungen  S.  179  ff. 
Von  Schuldcnabthcilung ,  dieselbe  Deelaration,  I. 

1 1  1  •  *  
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§.  506.  (254.) 

c)  Vermischtes  VerhSItnifs,  insbesondere  FamilienAuton  oraif.  - 
Veräußerung     standesherrlicher    Besitzungen    und  Vorrechte. 

Standesherrl  icho  Beamte. 

CC)  Ueberdiefs  sollen,  in  persönlich-dinglicher  Hinsicht,  t)  so 
viel  die  Familien  Autonomie  (das  Hecht  der  Selbstgesetzgebung )  der 
Sundesherren  betrifft,  nach  den  Grundsätzen  der  frühem  teutschen  Ver- 
fassung, a)  die  noch  bestehenden  standesherrlichen  Familienver- 
träge aufrecht  erhalten  werden,  und  b)  die  standesherrlichen  Familien 
die  Befugnifs  haben,  über  ihre  Güter  and  Familienverhältnisse 
verbindliche  Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem 
Staatsoberhaupt  vorgelegt,  und  bei  (und  von)  den  höchsten  Landesstellen 
zur  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebracht  werden,  c)  Alle 
bisher  dagegen  (gegen  die  oben  erwähnte  standesherrliche  Befugnifs) 
erlassenen  Verordnungen,  sollen  ftir  künftige  Fälle  nicht  weiter 
anwendbar  seyn  «).  a)  Heber haupt  sollen  den  standesherrlichen  Hän- 
sern,  in  Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  und  Besitzungen, 
al  le  diejenigen  Rechte  und  Vorzüge  zugesichert  werden,  oder  blei- 
ben, welche  a)  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen  ungestörtem  GenuU 
herrühren  (§.  3o5),  und  b)  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den 
höheren  Regierungsrechten  gehören.  3)  Defswegen,  und  weil 
die  BundesActe,  in  Betracht  ihrer  früheren  Staatsverhältnisse,  die  Häupter 
der  standesherrlichen  Familien  für  die  ersten  Standesherren  und  mit  ihren 
Familien  für  die  privilegirteste  Classe  desjenigen  Bundesstaates,  zu  welchem 
sie  gehören,  erklärt  (§.  3o4),  gebührt  ihnen,  in  Hinsicht  auf  ihre  Perso- 
nen Familien  und  standesherrlichen  Besitzungen,  vor  Andern  Land  stand- 
schaft, und  die  erste  Stelle  unter  den  Landständen  (§.  994)«  4)  Pri- 
vatrechte, welche  den  Besitz  landesherrlicher  Eigenschaft  bei  den 
jetzigen  'Standesherren  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  voraussetzten,  haben 
in  Folge  ihrer  Unterordnung  aufgehört  c).  — .  DD)  Ueber  Vcriiuf  serung 
standesherrlicher  Besitzungen  und  Vorrechte,  und  ihre  Folgen  in  Hinsicht 
auf  den  personlichen  Rechtszustand  des  Veräufscrero  und  seiner  Familie, 
enthält  die  BundesActe  keine  Bestimmung  —  EE>  Die  Beamten 
oder  Diener  der  Standesherren  sind  bestimmt:  1)  theils  für  Ausübung 
der  ihnen  überlassenen  untergeordneten  Regierungsrechte  i  2)  theils  für 
ihren  Hausstaat,  für  ihre  Privat-  und  Familieaangölegeobeiteu,  lür  Verwal- 
tung ihrer  Domänen,  ihrer  Patrimonial -  und  I^ehngerechtsame.  Die  Be- 
amten der  ersten  Classe  sind  zugleich  als  öffentliche  oder  Staatsdiener 
zu  betrachten,  bedürfen  daher  einer  Iandesgcsetzma'sigen  Oualification ,  und 
mit  Ausnahme  der  Canzlei-  und  Registraturpersonen,  der  landesherrlichen 
Bestätigung,  werden  auch  in  ihrem  Amt-  oder  Diensteid  zugleich  dem 
Landesherrn  verpflichtet.    Drei  oder  mehrere  Beamte  der  zweiten  Classe 
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in  ein  Colleglum  rerefnigt,  bilden  zuweilen  eine  Rentkainmer  oder 
DomänenCanzlei,  einen  Lehnhof  u.  s.  w.  Ihr  Verba'ltnifs  zu  der 
Dienstherrschaft  ist  blofs  privatrechtlich.  Allen  diesen  Beamten  kann  ein 
Standesherr  Titel  beilegen,  welche  seinen  standesherrlichen  Verhältnissen 
und  dem  amtlichen  Wirkungskreis  der  Diener  angemessen  sind  <•). 

a)  Der  Sinn  der  hier  unter  Num.  i  wörtlich  angeführten  Bestimmung  in  dem 
14.  Art.  der  Bundes  Acte,  Ut  folgender.    1)  Den  standesherrlichen  Familien 
wird  allein  die  Bejugniss  zugesichert,  über  ihre  Güter  und  Familienverhältnisse 
verbindliche  Verfügungen  (durch  FamilienStatuten )  zu  treffen,   a)  Alle  gegen 
diese  Rcfugniss  crlasseno  Verordnungen  werden,  für  iünßig*  Fälle,  für  nicht 
wfiter  anwendbar  erklärt.   3)  Aufrechthaltung  der  noch  bestehenden  Familienver- 
träge wird  zugesichert.   Damit  ist  zugleich  der  Ausspruch  ertheilt:  dafs  für 
vergangene  Fälle  jene  Verordnungen  (Num.  a)  nicht  aufser  Wirkung  gesetzt 
seyn  sollen;  dafs  also  die  Bestandenen,  namentlich  die  vor  Errichtung  des 
rheinischen  Rundes  bestandenen  Familien  vertrage,  welche  durch  solche  Ver- 
ordnungen aufgehoben  wurden,  als  durch  gegenwärtige  Bestimmung  der  Bundes- 
Actc  wieder  hergestellt  keineswegs,  sondern  nach  wie  vor  als  aufgehoben  zu 
betrachten  seyen  (anders  Pkbotck,  in  dem  unten  §.  3i3,  d,  angef.  Progr.);  dafs 
aber  den  Familien,  vermöge  der  ihnen  hier  zugesicherten  Befugnifs  der  Auto- 
nomie, unbenommen  sey,  mittelst  freier  Willenserklärung  der  Beteiligten,  durch 
neue  Verfugungen  unter  landesherrlicher  Zustimmung  Dasselbe  wieder  festzusetzen, 
was  in  ihren  früher  bestandenen  FamilienStatuten  verfügt  war;  dafs  auf  aolcho 
neue,   vermöge  der  hier  zugesicherten  Autonomie,  errichtete  Statuten,  jene 
früheren  Verordnungen,  welche  gegen  die  Befugniss  zu  deren  Errichtung  erlassen 
waren,  nicht  weiter  anwendbar  seyn,  also  vernichtenden  Eiuflufs  beuteswegs 
haben  sollten.   Dafs  nicht  blofs  die  künftigen,  sondern  auch  die  älteren,  das 
heifst,  die  bei  Errichtung  der  teutschen  Bundes  A«te  «noch  bestehenden»  stan- 
desherrlichen Familienvcrträge  «dem  Souverain  vorgelegt,  und  bei  (von)  den 
höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntnils  und  Nachachtung  gebracht 
werden  müssen»,  ist  in  der  BundesActe  ausdrücklich  nicht  bestimmt.  Wohl 
aber  fordert  die  darin  als  subsidiarische  Norm  aufgenommene  k.  bayerische 
Declaration  v.  19.  März  1807,  als  nothwendig  die  landesherrliche  Bestätigung 
der  standesherrlichen  Familien  vertrage  überhaupt,  ohne  zwischen  älteren  und 
neueren  su  unterscheiden.   Ein  erläuternder  Nachtrag  zu  dieser  Declaration, 
v.  a5  Mai  1807,  unterwirft  ausdrücklich  auch  die  älteren  Verträge  <Jor  landes- 
herrlichen Bestätigung.   Man  s.  Klübkk's  Abhandlungen,  Bdt  1,  S.  88  f.  u.  118. 
In  dem  GH.  Baden  insbesondere  wird  die  Rechtekraft  standesherrlicher  Familicn- 
verträge  bei  Gerichten,  von  landesherrlicher  Bestätigung  abhängig  gemacht, 
durch  das  dritte  GonstitutionsEdict  v.  aa.  Juli  1807,  §.  8  (Bad.  Begier.Blatt, 
1807,  Num.  XXIX),  und  durch  grofsherzogL  Verordnungen  v.  a3.  Apr.  1818, 
§.  11,  u.  y.  19.  Apr.  1819.   Klub«  a.  a.  O.»  S.  i35.   Geschichtlich  und  logisch 
entwickelt  findet  sich  Vorstehendes,  in  Klübkb's  Abhandlungen  u-  Beobachtungen, 
Bd.  I,  S.  83-  i34.  A.  W.  HkfftsVs  Beiträge  zum  dr  Staats-  u.  Fürstenrecht, 
L  Liefer.,  S.  90  ff. —  Particuläre  landesherrliche  Bestimmungen  hierüber,  zum 
Theil  abweichend  von  den  allgemeinen  der  BundesActe,  —  namentlich  in  Absicht 
auf  Undcsherrliche  Bestätigung  oder  Genehmigung  der  Familienverträge,  derer 
die  BundesActe  ausdrücklich  nicht  gedenkt  (vergl.  Kiübeb  a.  a.  O.  S.  ia8,  8a 
u.  u3)  —  in  Baden,  Baiern,  GH.  Hessen,  Preufsen,  Würtcmberg,  Hannover, 
ebendaselbst  S.  i34  —  147.  —   Von  der  Familien  Autonomie  u.  den  Farailien- 
\  ertragen  der  jetzigen  Standesherren,  in  der  Zeit  des  teutsebea  Reichs  und 
des  rheinischen  Bundes,  cbendas.  S.  64  —  107. 
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b)  Hievon  s.  man  die  Congreß  Verhandlungen,  In  KlCbxr's  angef.  Ueberalcht  etc., 
S.  3oi  u.  3ia  flf.  Vergl.  oben  V  10a,  c.  Weil  die  meisten  Stimmen  wollten, 
daß  der  B.  V.  die  Bestimmung  der  Grenze  der  höheren  Begierungsrechte  zu 
überlassen  sey.  Vergl.  die  baierischc  Dcclaration  v.  1807,  G  —  H.  v.  Dresch 
Abhandlungen,  $.  i83  ff.  —  Ob  den  St.H.  das  Fitcusrecht ,  ohne  besondere 
landesherrliche  Verleihung  gebühre?  unten  §.  478. 

t)  So  die  fiicalitchen  Vorreclde  der  Schatulle  des  Landesherrn  und  seiner  Gemahlin, 
unten  335.  Desgleichen  das  Recht  der  vierzigjährigen  Verjährung»  C.  F. 
Elvxb's  Themis,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  19»   Vergl.  unten  $.  335,  a. 

rf)  In  Absicht  auf  standesherrliche  Veräußerungen,  sind  verschiedene  Falle  zu  unter- 
scheiden. Dafs  zu  der  Rechtsfähigkeit  solcher  Veräußerungen  jeder  Art, 
zuvörderst  die  Beobachtung  jener  Förmlichkeiten  nöthig  sey,  welche  Landesgesetze, 
Lehnverbältniß  und  Familienverfassung  gebieten,  versteht  sich  von  selbst  Wird 
die  Stande sherrltchkeit  (§.  3oa)  an  ein  ebenbürtiges  Mitglied  der  standesherrlichen 
Familie  veräußert,  so  bleiben  die  Familienrechte  und  der  standesherrliche 
Rechtszustand  unverändert,  nur  tritt  der  Veräufserer,  in  Ansehung  seiner  per- 
sönlichen standesherrlichen  Vorrechte,  zurück  in  die  Beihe  der  einfachen 
Familienglieder.  Anlangend  die  Frage  von  Veräußerung  der  Standesherrlichkeit 
aufserhalb  der  Familie,  und  nicht  an  den  Staat  (§.  3oa,  BT),  so  können  die 
standesherrlichen  Vorrechte,  welche  auf  das  Vcrhältuifs  zu  dem  T.  Bund  und 
zu  den  Bundesstaaten  insgesammt  sich  beziehen  (§.  3o3),  ohne  Einwilligung  des 
Bundes,  auf  den  neuen  Erwerber  nicht  übergehen,  und  die  standesherrlichen 
Vorrechte,  welche  auf  das  besondere  Verhältnis  zu  dem  Inland  sieb  beziehen 
(§.  3o5  —  3o6),  nicht  ohne  specielle  Einwilligung  der  Staatsregierung.  Was 
aber,  in  solchem  Fall,  den  standesherrlichen  Becbtszustand  des  Veräufserers, 
für  seine  Person  und  Familie,  betrifft,  im  Verhältnis  nicht  nur  zu  dem  Inland, 
sondern  auch  zu  dem  T.  Bund  und  sämmtlichen  übrigen  Bundesstaaten,  so 
kann  der  Veräufserer  auf  Fortgenufs  nur  jener  persönlichen  und  Familienrechte 
Anspruch  machen,  welche  ihrer  Natur  nach  unabhängig  sind  von  dem  Besitz 
der  veräußerten  Standesherrschaft;  insbesondere  hört  er  auf,  dem  Staat,  in 
dessen  Gebiet  die  Standesherrschaft  gelegen  ist,  standesherrlich  speciell  anzuge- 
hören. Eine  Vcräufserung  zu  der  Standesherrschaft  gehörender  Eigentumrechte, 
oder  davon  herrührender  Einkünfte,  hat  einen  Verlust  standesherrlicher  Vor- 
rechte nicht  zur  Folge,  weder  für  den  Veräufserer  noch  für  seine  Familie;  es 
gehen  bei  Veräußerungen  dieser  Art  aufserhalb  der  Familie,  die  mit  der 
veräußerten  Sache  verbundenen  standesherrlichen  Vorrechte,  z.  B.  Befreiung 
von  Steuer  und  Einquartirung,  ohne  besondere  landesherrliche  Genehmigung, 
auf  den  neuen  Erwerber  nicht  über.  So,  in  Ermangelung  positiver  Rechtsbe- 
stimmung. Eine  solche  findet  sich  in  der  unten  (§.  3io)  angef.  k.  preußischen 
Instruction  vom  3o.  Mai  1820,  §.  6a  u.  63.  Zu  den  Eigenthumrechten  und  den 
davon  herrührenden  Einkünften  werden  daselbst  gerechnet:  «die Domänen  und 
Privatgüter  des  Standesherrn,  seine  Bergwerke,  Hütten  und  Hammerwerke, 
seine  Jagd-  und  Fischereigerechtigkeit,  seine  Bcchte  auf  Patrimonial Abgaben 
und  PatrimonialDicnst,  also  Grund-  und  Bodenzinse,  Renten,  Gülten  u.  Zehnten, 
Hand-  u.  Spanndienste,  seine  Patronatrcchte,  seine  Erbzins-  und  Lehnherrlich- 
keit» etc.  Vergl.  auch  die  baieritche  Declaration  von  1807,  H.  14.  Desgl. 
Rtinan  in  E.  M.  Schillisg's  Archiv  für  CameralRecht  u.  Staatsverwaltung,  Bd.  I 
(Leipz.  18^7.  8.)  Heft.  3,  Num.  3.  v.  Dresch  Abhandlungen,  S.  aoa  ff,  wo 
(S.  206  <  6)  sogar  der  Verlust  des  hohen  Adelstandes  und  der  Ebenbürtigkeit 
als  rechtliche  Folge  einer  Veräußerung  der  standesherrlichen,  vormals  reich*« 
standischen  Besitzungen  bezeichnet  wird.  —  Zu  bemerken  ist  hier,  daß  in  den 
bei  der  B.  V.  in  dem  J.  1819  eingereichten  Verzeichnissen  (Gothaischer  geneal. 
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Hofkalender  auf  i83o,  S.  i83o,  S.  267)  der  inländischen  Standesherren,  Prems  ert 
jene,  welche  ihre  Standesherrschaften  veräufsert  haben,  nämlich  den  Grafen 
von  Wallmodcn  und  den  Freiherrn  von  Bnmmclbcrg,  nicht  mit  auffuhrt;  und 
eben  so  H^urtembsrg  den  Fürsten  von  Metternich,  der  seine  Standesherrschaft 
Ochsenhausen  veräufsert  hat,  und  den  Grafen  von  Asprcmont-Lvnden,  der 
181a  seine  Standesberrschaft  Baindt  verkauft  hat,  auch  nicht,  wohl  aber  den 
Fürsten  von  ColloredoMansfeld,  obgleich  derselbe  seine  standesherrliche  Herr- 
schaft Groningen  durch  Vertrag  vom  i.  Jänner  182?  an  Würtembcrg  verkauft 
hat  —  Auch  der  Fürst  zu  KaunitzNictberg,  ohne  männliche  Nachkommen, 
hat  die  Grafschaft  Nietberg  in  Westphalen,  welche  durch  den  Art.  43  der 
wiener  Congrefsacte  v.  i8i5  für  eine  Standesherrschaft  unter  preußischer 
Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  J.  i8a3  an  den  Gutsbesitzer  Tenge  tu  Nieder- 
barkhausen  im  Fürstenthum  Lippe  verkauft;  desgleichen  verkaufte  der  Gruf 
v.  SternbcrgMandcrscheid  am  3o.  Mär/.  i83ö  seine  Standesherrschaft  Schüssen  - 
ried  und  Wcissenau  an  die  Krone  Würlemberg.  Bei  solchen  Fällen  von 
dem  T.  Bund  anerkannter  Fortdauer  blofs  persöuhcher  Standesherrlichkeit 
der  Häupter  standesherrlicher  Familien,  ohne  Standesherrschaft  würden 
diese  Häupter  nebst  ihren  Familiengliedern,  gleichwie  die  oben  (§.  3o3,  c) 
erwähnten,  eine  eigene  Classe  von  Standeshecren  bilden,  nämlich  Standes- 
herrliche  Pcrsonalisten ,  im  Gegensatz  der  Realisten. 
*?)  Die  unten  angef.  preufs.  Instruction  v.  3o.  Juni  »820,  §.  5"  —  61.  Von  Baiern 
s.  t.  Dbksch,  Abhandlungen,  S.  175  ff.  u.  100  f.  —  Etliche  Standesherren 
benennen  die  Canzlei,  welche  für  die  ihrer  Person  unmittelbar  obliegenden 
öffentlichen  oder  Privatgeschäfte  bestimmt  ist,  Cahiaet.    Vergl.  §.  344. 


d)  Grundlage  au   einer   nähern    und    gleichförmigen  Bestimmung 
des  Rechtzustandes  der  Standes herren. 

Ueberdicfs  ist,  um  die  in  den  wiener  Congrefs  Verhandlungen  von 
mehreren  Seiten  in  Anregung  gekommene  Unbestimmtheit  mancher  Rechts- 
verhältnisse sofort,  ganz  oder  theilweisc,  zu  heben,  in  det "teutschen  Bun- 
desActe  festgesetzt:  «dafs  als  Basis  und  INorm,  a)  bei  der  nähern 
Bestimmung  der  angeführten  Befugnisse  sowohl,  wie  b)  überhaupt, 
und  in  allen  übrigen  Fnncten  zu  weiterer  Begründung  und  Feststel- 
lung eines  in  allen  Bundesstaaten  ü bere inst  i  in  nrc  n  den  Rechtzustandcs 
der  mittelbar  gewordenen  (der  ten  Ischen  Bundesiurstcn  untergeordneten 
vormaligen  rcichsstandischcn )  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  in  die- 
sem Betreff  erlassene  koniglich-baierische  Verordnung  vom  Jahre 
1807  a)  unterlegt  werden»  soll 

a)  Diese  ist  unten  §.  3i3,  Note  e,  näher  angezeigt.  Die  wiener  Erörterung 
dieses  Punctes  findet  man  in  IUviiKn's  Actcu  des  wiener  Congresscs,  Bd.  II, 
S-  467,  49^1  5o4,  5aiT  6-0  u.  538.  Ehendess.  L'ebcrsicht  etc.  S.  3i5  —  3si.-- 
Auf  diese  baicrischc  Declaration  verweisen  abermals  die  Beschlüsse  der  B.  V. 
v.  Mai  1819  u.  17.  Oct.  i8ao,  in  den  Protoc.  v.  »819,  §.  101;  u.  v.  18*0, 
%.  178.  In  dem  Commissions Vortrag  in  der  Beil.  20  zu  §.  101  der  Protoc.  v. 
1819»  keifst  es:  «Die  Absicht  des  t.  Bundes  wollte  und  konnte  es  nicht  sejn, 
in  selbigen  (in  den  wiener  und  sonsfigen  Verhandlungen)  die  Lage  der  Media- 
Kliiber'»,  ShTentL  Hecht,  i.  Aull.  31 
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tisirten  ungewisser  oder  schlechter,  wie  im  rheinischen  Runde,  au  stellen.  Die 
Vorschriften  desselben  aber  lauten  auch  für  alle  Staaten  gemein;  nur  warn» 
sie  nicht  allenthalben  gehörig  befolgt.    Es  kam  also  darauf  an,  eine  Lande* 

«  Gesetzgebung  zu  finden,  wo  dieses  am  meisten  geschehen  war;  und  es  ist  ui 
dieser  Hinsicht,  dafs  die  baierischc  Verordnung  von  1807  als  normirend  aufge- 
stellt ward;  wcfshalb  auch  die  unmittelbare  Beziehung  auf  die  BundesActr 
unterbleiben  konnte». 

t)  Eigene  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über  diesen  Gegenstaad  stehen 
bevor.  Protocolle  der  B.V.  v.  1816,  §.  3i;  v.  1817,  §.  5.  KivhbV  Staatsarchiv. 
Bd.  D,  S.  87. 


§.  308.  (236*.) 

Rechtsverwahrung  der  StJi.  gegen  Vorstehendes.    Behauptete  Wieder 
hersteltung  einiger,  und  Unterwerfung  anderer  unter  Preussen. 

Durch  vorstehende  Bestimmungen  fanden  die  Standesherren  iure 
Hoffnungen  und  Erwartungen  nicht  befriedigt  «).  I)  Mehrere  behielten 
dawider,  sofort  auf  dem  wiener  Congrefs,  durch  förmliche  Rechts- 
verwahrung, den  Umfang  ihrer  Rechte,  wie  ihn  der  Besitzstand  ton 
i8o5  bezeichne,  sich,  ihren  Nachkommen  und  Unterthanen ,  für  ewige  Zei- 
ten vor  11)  Verschiedene  von  Napoleon,  theils  bei  Errichtung  des 
rheinischen  Bundes,  theils  später  ihrer  politischen  Selbstständigkeit  beraubte, 
und  theils  dem  Grofsherzogthum  Berg,  theils  Frankreich  unterworfen 
gewesene  Fürsten  und  Grafen  e),  deren  Besitzungen  in  dem  ehemaligen 
westphälischen  Kreise  gelegen  sind,  suchten  imbesondere,  wiewohl  vergebens 
auf  dem  Congrefs  den  Grundsatz  geltend  zu  machen,  dafs  sie,  nach  Ver- 
treibung der  ihnen  aufgedrungenen  fremden  Herrscher,  in  ihre  vorigen 
Rechte  ipso  jure  wieder  eingetreten  seyen  d).  III)  Noch  andere 
bestrebten  sich  auf  dem  Congrefs,  durch  freiwillige  Unterwerfung  unter 
Preufsen,  Erleichterung  und  einen  gesicherten  Rechtszustand  zu  erlan- 
gen ein  Schritt,  welcher  jedoch  eine  Absonderung  ihres  Schicksals  von 
jenem  der  übrigen  Standesherren  nicht  zur  Folge  hatte.  IV)  Alle  diese 
Widerspruche,  Verwahrungen  und  Bestrebungen  haben  die  Bestimmungen 
der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  und  der  BundesActc  weder  aufzu- 
halten noch  zu  entkräften  vermocht. 

a)  Klvreb*s  Uebersicht  der  diplom. '  Vcrhandl.  des  wiener  Congresses  S.  149  f.  u 
3a6  f. 

6)  Blüber  a.  a.  O.  S.  149  f«,  3i7,  3si,  329  f.  u.  565.  Eiendess.  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  VI,  S.  3ü3  u.  3a5.  —  Fortwährende  volle  Bechtsgülti^keit  dieser 
Protestation,  selbst  für  jene  Standesherren,  die  mit  den  über  sie  gebietenden 
Begierungen  über  die  ihr  Hechtsvcrhältnifs  bestimmenden  Edicte  und  Deklarationen 
Verträge  geschlossen  haben,  wird  behauptet,  in  den  « Betrachtungen  über  die 
Unzulänglichkeit  des  14.  Art.  der  BundesArte  zur  Befriedigung  der  mediati»irten 
Beichsständc»  (Heidelb.  i833.  8.)  S.  35  ff.  r-  Anträge  des  furstl.  Gesanunthauses 
LöwensteiuVVerthcim  auf  Zusätze,  nähere  Bestimmung  und  Aenderungen  im 
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Art.  14  der  Bundes  Acte,  in  dessen  (unten  %.  3ia  d  u.  a  angef.)  Eingaben  bei 
der  B.  V.  v.  3o.  Sept.  i833  u.  aa.  Sept.  1834. 

c)  Die  Herzoge  von  Arenberg,  LoozCorswarem,  und  Croy,  die  Fürsten  von 
SalmSalm  und  SalmRvrburg,  der  Rheingraf  (seit  1817  Fürst)  von  SalmHorstmar, 
und  der  Graf  (seit  1817  Fürst)  von  BentheimSleinfurt. 

d)  Klvbxh  in  der  angef.  Uebersicht,  S.  i5o  u.  3i8  f. 

t)  Klvrf»  a.  a.  O.,  S.  i5o  ff.  u.  33o  ff.  Dieses  thaten  die  Fürsten  von  Sayn  Witt- 
genstein, WicdNeuwied  und  WiedRunkcl ,  die  Fürsten  und  Grafen  von  Solms, 
der  Graf  von  BentheimRheda  oder  Tecklenburg. 


§♦  509.  (236^.) 
Bestimmungen  der  wiener  SchlussActe. 

Die  wiener  SchlufsActe  von  1820  «)  sichert  abermal  den  Rechts- 
zustand  der  Standesherren,  durch  folgende  Bestimmung.  «Es  liegt  der  Bundes- 
versammlungob,  auf  die  genaue  und  vollständige  Erfüllung  derjenigen  Be- 
stimmungen zu  achten,  welche  der  vierzehnte  Artikel  der  BundesActe  in  Be- 
treff der  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichstände  und  des  ehemaligen  un-, 
mittelbaren  Reichsadels  enthält.  Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Ländern 
die  Besitzungen  derselben  einverleibt  worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur 
unverrückten  Aufrechthaltung  der  durch  jene  Bestimmungen  begründe- 
ten staatsrechtlichen  Verhältnisse  verpflichtet.  Und  wenn  gleich  die 
Streitigkeiten,  welche  über  die  Anwendung  der  in  Gcmäfshcit  des 
vierzehnten  Artikels  der  BundesActe  erlassenen  Verordnungen  oder  abge- 
schlossenen Verträge  entstehen,  in  einzelnen  Fällen  an  die  competenten 
Behörden  des  Bundesstaates,  in  welchem  die  Besitzungen  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur 
Entscheidung  gebracht  werden  müssen;  so  bleibt  denselben  doch,  im 
Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und  verfassungsmäsigen  Rechts- 
hülfe, oder  einer  einseitigen  zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legislativen 
Erklärung  der  durch  die  BundesActe  ihnen  zugesicherten  Rechte,  der 
Recurs  an  die  Bundesversammlung  vorbehalten  und  diese  ist  in 
einem  solchen  Falle  verpflichtet,  wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  fin- 
det, genügende  Abhülfe  zu  bewirken»  <0. 

a)  Art.  63,  verbunden  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des  Art.  53;  in  Ku'bee/s 
Quellensammlung,  S.  ai8  u.  ii5.  —  Verhandlungen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Standesherren,  in  den  wiener  MintsterialCoujhrenien ,  in  dem  aß.  Protocoll, 
v.  11.  Mai  1820.  Von  standesherrlicher  Seile  waren  damals  in  Wien  sechs 
besondere  Anträge  gemacht  worden,  und  es  hajte  der  neunte  Ausschufs  einen 
eigenen  Vortrag  über  den  Art.  der  B.  A.  erstattet,  welcher  nebst  jenen 
Anträgen  von  üstreichischer  Seite  der  Confercnz  empfehlend  vorgelegt  ward. 
Diese  bescblofs,  eine  Bcrathung  bei  der  B.  V.  hierüber  einzuleiten.  Die  B.  V. 
nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  in  die,  Note  «  des  hier  folgenden  §.,  erwähnte 
Zusammenstellung  auf.  —  Schon  in  den  carlsbader  Confcrcnaen  (Protoc.  v. 
3o.  u.  3i  Aug.  1819)  war  die  Frage  von  einer  bestimmenden  Auslegung  des 
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14.  Art.  der  BundcsActe  r.ur  Sprache  gekommen;  sie  ward  aber  tm  den  damals 
beschlossenen  wiener  Confercnecn  verwiesen. 

h  )  Beschränkende  Meinung  über  diesen  Recurs,  in  Rudhahd's  Recht  des  d.  Bund», 
S.  917  u.  ff.  —  Beschwerden  über  Verletzung  standesherrlicher  Rechte  sind 
zuvörderst  bei  den  competenten  Landesbehörden,  dann,  im  Fall  einer  hier  er 
folgten  Abweisung,  im  Rechtsweg  bei  den  Landesgerichten  anzubringen.  Kacb 
hier  erfolgter  ordnungsmäßiger  Verhandlung  und  rechtskräftiger  Entscheidung 
findet  Rccurs  an  die  Rundesversammlurtg  nicht  Statt.  Beispiel  einer  gerk-htl. 
Verhandlung  und  Entscheidung  durch  das  kurhessischc  ObcrAppcllationsgerüht, 
in  B.  W.  PKKirtFii's  Reebtsausfuhrungcn,  Bd.  U,  S.  4o5  —  418.  -  Rccurs  an 
die  B.  V.  in  Beschwerdefällen  der  genannten  Art  findet  Statt:  bei  einer  Justizver 
Weigerung,  und  bei  einseitiger  legislativer  Auslegung  der  durch  die  Bundes  Arte 
den  Standesberren  zugesicherten  Rechte. 

c)  Diese  speeicllc  Bestimmung  palst  zu  der  allgemeinen  Regel  in  der  Provisor 
Bestimmung  über  die  Competenz  der  B.  V.  v.  19.  Juni  1817,  §•  4*  Nun»,  b. 
Ki.übkh's  ^ucllensammlung  etc.,  S.  «3?  f-  —  Beschwerden  über  Beeinträchtigung 
in  dem  durch  den  Art.  14  der  BundcsActe  festgesetzten  Rechtsraistande,  ins- 
besondere auch  durch  legislative  Bestimmungen,  haben  wider  Baden  bei  der  R.  V 
angebracht:  der  Graf  von  Leinin gcnBiUiphcim,  durch  e.  Eingabe  vom  91.  Mir 
i839,  und  das  Gesaminthaus  LöwcnsteinWertheim,  durch  Eingaben  vom  ib.  Mär/, 
u.  96.  Mai  i839,  91.  März  u.  3o.  Sept.  i833.  In  einer  Eingabe  v.  99.  Juni  iH3i 
hat  der  Erbprinz  Constantin  v.  Löwenstein  WerthcimRoscnbcrg .  als  BctoII 
mächtigter  seines  Gesammthauses  und  der  meisten  übrigen  Standesherren  hei 
der  B.  V.  auf  eine  Bestimmung  des  T.  Bundes  angetragen:  date  in  allen  lallen, 
wo  eine  Beschwerde  so  genannter  Mcdiatisirten  wider  ihre  Staatsregierung  von 
der  B.  V.  nicht  sofort  für  unbegründet  erachtet  wird,  die  B.  V.  gerichtliche 
Erörterung  und  Entscheidung  derselben  einem  AuslriigaJG e rieht  oder  einer  andern 
von  der  Landesregierung  unabhängigen  richterliehen  Instanz  aufzutragen,  und 
das  Vrtheil  in  eigenem  Namen  zu  publiciren,  auch  für  dessen  Vollziehung  das 
Nöthige  anzuordnen  habe. 


§♦  510*  (o3r>.) 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  B.  V. 

Ihrer  Bestimmung  gema'fs,  hat  die  Bundesversammlung  die  Her- 
stellung und  Aufrechthaltung  des  gesammten  standesherrlichen  Bechtszu- 
standes  sich  zur  Pflicht  gemacht.  Nicht  nur  hat  sie  I)  die  Frage  ron 
standesherrlichen  CuriatStimmcn  in  dem  Plenum  der  B.  V.  unter  ihre 
Berathschlagungsgegcnständc  formlich  aufgenommen  (§.  120,  g);  sondern 
sie  hat  auch  II)  dasselbe  in  Absicht  auf  Vollziehung  des  14.  Artikels 
der  BundcsActe  gethan  «)i  und  für, diesen  Zweck,  durch  einen  Beschluß 
vom  1.  Ocl.  1818,  eine  eigene  Commissi 011  aus  ihrer  Mitte  niederge- 
setzt A).  IH)  Diese  ComuiisMon  erhielt  den  Aull  rag:  1)  die  angebrach- 
ten oder  weiter  sich  ergebenden  Beschwerden  und  Vorstellungen  der  sub- 
jicirten  ehemaligen  Reichsstä'iule,  BeichsriUerschafV  und  Beichsan gehörigen 
zu  erörtern,  und  gutachtlichen  Vortrag  zu  deren  Erledigung  zu  erstatten; 
2)  eine  Zusammenstellung  und  Anwendung  derjenigen "  Grundsätze  zu  be- 
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gutachten,  welche  zur  befriedigenden  Erfüllung  des  Art.  i/j  der  Bundes- 
Acte,  sowohl  in  Hinsicht  der  Form  der  Behandlung  als  in  Ansehung  der 
Sache  selbst,  für  angemessen  erachtet  werden  O.  IV)  In  einem  \  or- 
trag «0,  eröffnete  diese  Commission  ihre  Ansicht  über  Wortlaut  und 
Sinn  des  14«  Artikels  der  Bundes  Acte,  insbesondere  im  Verhältnifs  zu  Lan- 
desgesetzen und  Einrichtungen,  über  den  Gesichtpunct,  aus  welchem  über- 
diefs  die  baierischc  Declaration  von  1807,  als  Basis  und  Norm  zu  «weite- 
rer Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
übereinstimmenden  Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten, 
Grafen  uud  Herren»  (§.  307)  zu  betrachten  scy,  und  über  diejenigen 
Gegenstände,  welche  zu  befriedigender  Erfüllung  des  14*  Artikels,  durch 
gegenseitige  Verhandlungen  der  einzelnen  Regierungen  mit  ihren  Stnndcs- 
herren  zu  erledigen  wären,  mit  Vorbehalt  des  Erklärungs-  oder  Entschei- 
dungsrechtes der  B.  V.  für  den  Fall  eines  Zwiespaltes.  Zugleich  über- 
reichte die  Commission  eine  tabellarisch  geordnete,  vergleichende  summa- 
rische Darstellung  des  Rechtszustandes  der  subjicirten  vormaligen  Reichs- 
stände <?)♦  Noch  ist  nicht  gelungen,  alle  Beschwerden  von  Standesherren 
über  Nichtvollziehung  des  14.  Artikels  zu  heben/). 

a)  In  der  Reibenfolge  ihrer  Agendorum  setzte  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als 
zur  dritten  Classe  gehörend.  Protoc.  v.  1817,  §.  5a,  Beilage  n,  Num.  II,  u. 
§.  91.  Wiederholt  ward  solcher,  unter  Num.  1,  in  die  Ordnung  der  Berath- 
schlagungsgegenständc  gesetzt,  in  dem  Protoc.  v.  1817,  §.  388,  und  abcrmal  in 
diejenige  «Zusammenstellung  der  zur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  zu 
bringenden  besondern  Gegenstände»,  welche  cu  der  vertraulichen  Sitzung  v. 
»7.  Juli  *8ao  loco  dictaturae  gedruckt  ward.  —  Summarische  Uebersicht  der 
Verbandlungen  der  B.  V.,  die  Staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Mediatisirten  betr., 
in  d.  Archiv  für  Standes-  und  gruiidhcrrl.  Hechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  \3-  IT., 
Heft  a,  S.  319  ff.t  Heft  3,  S.  181  ff. 

6)  Protocolle  der  B.  V.  v.  1818,  §.  aa5j  v.  i8ao,  §.  11  u,  310;  v.  1831,  §.  170. 

r)  Protoc.  v.  1818,  §•  aa5. 

d)  Beilage  ao  zu  §.  101  des  Protoc.  v.  1^.  Mai  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  a,  S.  i/i4  ff.,  Heft  3,  S.  i3"  ff.,  auch  bei  Voilohaff  a.  a.  O.,  Beilagen 
XVII,  nebst  Beil.  XVBI  —  XXI.  Einen  frühern  gutachtl.  Bericht  des  hannöver. 
Gesandten,  findet  man  in  der  Beil.  aa  zu  %.  3i  der  Protoc.  v.  1816. 

r)  Beilage  a4  zu  §.  101,  der  Protot*,  v.  1819;  auch,  u.  zwar  ausgedehnt  auf  das 
gh.  hessische  Edict  v.  7.  Apr.  1820  u.  die  preufs.  Instruction  v.  3o.  Mai  i8ao, 
in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  U,  Heft  1 .  S.  108  ff.  Darin  sind  die  einzelnen  Gegen- 
stände übersichtlich  dargestellt,  nach  der  baier.  Declaration  v.  1807,  nach  der 
Darstellung,  nach  dem  badischen  Edict  v.  1819,  nach  der  grofsberzog- 
lich- hessische«  Erklärung  v.  5.  März  i8»8,  nach  dem  baier.  Edict  vom  36  Mai 
1818,  und  nach  der  rhein.  BundesActe. 

/)  Man  s.  die  obeu  §.  3o8  b,  angef."  Schrift :  «Betrachtungen  u.  s.  w.» 
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§♦  311.  (236f) 
Fortsetzung.  AachenerCongressBeschluss 

V)  Dürch  einen  Bcschlufs  vom  24.  Mai  1819  «),  wurden  hierauf 
von  der  B.  V.  1)  alle  Regierungen,  die  es  angeht,  «dringend  aufgefordert, 
den  Subjicirten  zuvorderst  alle  die  einzelnen  Befugnisse  und  denjeni- 
gen gesammten  Hechtszustand  angedeihen  zu  lassen,  so  wie  die 
Bestimmungen  des  Art.  14,  zugleich  mit  der  baierischen  Verordnung  vom^ 
März  1807,  die  Basis  und  Norm  dazu  angeben,  auch  sich  dieserhalb  nur 
zunächst  an  den  Ausdruck  und  die  Vorschrift  derselben  zu  halten;  diejeni- 
gen Verordnungen  der  einzelnen  Bundesstaaten,  welche  hiemit  in  Wider- 
spruch ständen,  oder  nicht  ausreichten,  mochten  abzuändern  oder  zu 
ergänzen  seyn.  Ferner  mochten  2)  die  Regierungen  über  alle  Puncto 
und  streitigen  Fragen,  welche  durch  die  vorgedachten  Bestimmungen 
nicht  erledigt  werden,  oder  worüber  eine  verschiedene  Anwendung  nach 
der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  der  Bundesstaaten  gewünscht  wird, 
zwar  noch  die  Unterhandlungen  mit  den  ihnen  subjicirten  vormaligen 
Reichsständen  und  Reichsadeligen  ungesäumt  fortsetzen  und  betreiben,  damit 
ein  freiwilliges  Uebereink  ommen  noch  versucht  werde,  in  dessen 
Ermangelung  jedoch  wären  innerhalb  Kürzester  Zeitfrist  diejenigen  Puncte, 
welche  dann  noch  streitig  und  unerledigt  geblieben,  nur  mittelst  Vorlegung 
der  darüber  geführten  Verhandlungen,  an  den  Bundestag  zu  bringen, 
nach  der  von  demselben  im  Sinn  der  BundesActe  abzugebenden  Erklä- 
rung, zum  endlichen  Abschlufs  zu  befordern  und  zu  entscheiden».  VI)  Auf 
Veranlassung  der  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1820  versam- 
melten Bevollmächtigten  der  Bundesglieder,  ward  abermals  die  Aufmerk- 
samkeit der  B.  V.  auf  die  Anträge  und  Besehwerden  der  Slandesherrea 
gerichtet  (§.  3o<),  a).  VII)  In  Ansehung  dieser,  hat  dieselbe  nach  wie 
vor  sich  bestrebt,  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  einen  angemessenen  Erfolg 
zu  verschaffen  (§.  3io  u.  3is).  VIII)  Auf  dem  Aachener  Congrefs  1818  *), 
vereinigten O estreich,  Preufsen,  Frankreich,  Rufsland  undGrofs- 
britanien  sich  zu  dem  Bcschlufs,  die  vollständige  Vollziehung 
des  14.  Artikels  der  BundesActe,  ohne  Beschränkung  und  willkürliche 
Auslegung  bei  den  teutschen  Regierungen,  die  es  angeht,  durch  ihre  Ge- 
sandten zu  unterstützen,  und  wo  es  nöthig,  daran  zu  erinnern,  dafs  die 
Sou  veraine,  welche  die  wiener  CongrefsActe  unterzeichnet  haben,  für  deren 
Vollziehung  Sorge  zu  tragen  berechtigt  seyen. 

a)  Protocolle  der  B.  V.  v.  181g,  §.  101  j  in  Beziehung  genommen  in  d.  Protoc. 
v.  1810,  §.  1-8.  Nur  trürtentberg  dissentirto  bei  diesem  Beschlufs,  unter  Anlüh 
rung  besonderer  Gründe  ( §.  101  des  Protocolls).  Auch  GH.  Hessen  gab  bald 
nachher  eine  abweichende  Erklärung,  im  §.  128  der  Protoc.  v.  1819.  —  Uebersicht 
der  Verhandlungen  der  B.  V.  über  standesherrl.  Angelegenheiten  bis  1821,  in 
\.  MtvEns  Hepertorium,  Heft  a,  S.  aaa  —  a3a,  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  u. 
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grundherrl.  Rechte,  tiä.  I.  Heft  i,  S.  219;  Heft  3,  S.  181.  Schon  in  «lein  Beschlust 
der  B.  V.  v.  1.  Ott-  1818  (Protoc,  §.  2*5),  wurden  die  «von  einzelnen  vor- 
maligen Reichsständen  und  von  den  Bevollmächtigten  des  vormaligen  unmittel- 
baren  Rcichsadels  eingereichten  Vorstellungen,  den  Regierungen,  welche  es 
angeht,  im  Allgemeinen  zur  geneigten  Würdigung  empfohlen».  —  Auch  ist 
bemerkenswert U  der  Vortrag  des  östrcich.  Gesandten,  in  d.  Protoc.  v.  1.  Oct. 
1818,  $.  *a5,  nebst  dem  ersten  Präsidial  Vortrag  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  r, 

n,  1. 

6)  Aachener  ConfcrenzProtocoll  v.  7.  Nov.  1818;  in  Klcbkr's  Quellensamml.,  1. 
Fortsetzung,  S.  3-  Was  in  diesem  Protocoil,  in  Absicht  auf  CuriatStimmen  der 
Standesherren  in  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward,  ist  oben,  §.  3o3  6, 
gemeldet. 


§♦  512,  (236«.) 

Standesherrliche  Beschwerden.  Landesherrliche  Gegenerklärungen  untl 
Anzeigen,  wegen  Erfüllung  des  £4.  Art.  der  B.  A 

I)  Zu  Erlangung  des  ihnen  zugesicherten  Rechtszustandes,  wendete 
sich  ein  grofser  Theil  der  Standesherreu  mit  Anträgen  und  Besch werden 
an  die  Bundesversammlung  «}.     Manche  dieser  Beschwerden  waren 
von  einer  bedeutenden  Anzahl  von   Standesherren  gemeinschaftlich, 
wider  die  Regierungen  verschiedener  Bundesstaaten  gerichtet  andere 
von  mehreren  in  Gemeinschaft,  blofs  wider  die  Regierung  eines  ein- 
zelnen Landes  <?).    Andere  Beschwerden  wurden  von  einzelnen  stan- 
desherrlichen  Häusern,  bloß  gegen  die  Regierung  desselben  Landes 
angebracht  d).    U)  Diejenigen  Regierungen  von  Bundesstaaten,  wider  welche 
Beschwerden  dieser  Art  namentlich  gerichtet  waren,  wurden  hiedurch  zu 
Gegenerklärungen  veranlagt         III)  Aber  auch  andere  Regierungen 
nahmen  Anlafs  zu  Anzeigen  bei  der  B.  V>,  was  in  ihren  Ländern  sie 
für  Ordnung  des  standesherrlichen  Rechtszustandes  und  zu  Erfüllung  des 
14.  Artikels  der  Bundes  Acte  gethan  hätten/). 

a)  Von  Zeit  zu  Zeit  erschienen  am  Sit»  der  B.  V.  eigene  Bevollmächtigte :  etliche 
für  eine  bedeutende  Anzahl  von  Standesherren,  wie  anfangs  der  Graf  Georg 
von  ßfuldeckPurmont  (Beil.  21  zu  §.  3i  des  Protoc.  v.  1816),  nachher,  an  dessen 
Stelle,  der  Graf  Friedr.  Carl  von  Bassenheim  (Protoc.  v.  1819,      101,  Beil.  ao 
u.  i3,  v.  1821,  §.  45);  »ndere  für  einzelne  standesherrliche  Häuser,  z.  B.  für 
das  fürstliche  Gcsammthaus  Hohenlohe,  dann  für  Casttl  und  RechterenUmpurg, 
Protoc.  v.  1817,  §.  5$  für  die  fürstlichen  Häuser  Leitungen,  LowensleinfPertheim- 
Rosenberg,  und  Thum  und  Taxis,  Beil.  1%  zu  §.  3i  des  Protoc.  von  1816$  für 
Löwenstcinff'crtheitnFreudcnbcrg ,  Protoc.  v.  1830,  §.  178;  für  «beinahe  sämmU 
liehe»  Standesherren,  der  Erbprinz  Con*  tantin  v.  LGwensteinfVertheimRosenberg, 
in  e.  Vorstellung  v.  23.  Nov.  i834,  gleichwie  derselbe  an  c.  solchen  an  die  zu 
"Wien  «versammelt  gewesene  MinisterConferenz»,  datirt  Wien  den  1.  Febr.  i834. 
Von  dessen  Antrag  auf  von  der  B.  V.  zu  bestimmende  richterliche  Entscheidung 
standesherrlicher  Beschwerden,  s.  man  obeu  §.  3oo  c. 
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b)  Beilage  aa  zu  §.  3i  der  Protoc.  v.  1816.  Wider  fVürtemberg ,  Baden  und  Gif. 
Hessen,  Heil.  20  zu  %.  101  der  Proioc.  v.  1819. 

c)  Wider  tfürtemberg,  Protoc.  v.  1821,  §.  45  u.  107;  neue  Beschwerden  führte 
im  J.  1824,  bei  der  B.  V.  der  Graf  Waltbott- Bassenheim,  für  sich  und  die 
Mehrzahl  der  würtembergischen  Standesbcrrcn.  Wider  Baden,  Protoc.  v.  1811, 
§.  178;  v.  i8ai,  <j.  16  u.  107.  Wider  Karhessen  und  GH.  Hessen,  «•  die 
folg.  Note. 

d)  1)  Wider  ffürtembcg:  a)  von  dem  fiirstl.  Hause  Thum  und  Taxis,  BeiL  10 
zu  8.  101  des  Protoc.  v.  1819 ,  eine  Beschwerde,  welche  gütlich  beigelegt  ward, 
Protoc.  v.  1819;  §.  209,  wfirtcinb.  Begier.  Blatt,  1819,  Num.  i56;  b)  von  dem 
fiirstl.  Gcsammlhause  Hohenlohe,  BeiL  ao  zu  §.  101  des  Protoc.  t.  1819,  u. 
Archiv  für  «tandes-  u.  gmudlierrl.  Becbte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  39  IT.,  Heft  1,  S. 
29  IT.,  Heft  3,  S.  47  ff',  Bd.  U,  Heft  1,  S.  28  ff.;  c)  die  Beschwerden  der  Grafen 
von  IPaldtck  Pyrmont  und  von  IsenburgMeerholz ,  wurden  durch  L'ebereinkunft 
beigelegt,  Protoc.  v.  1822,  §.  38,  würteinb.  Begier.  Blatt,  1819,  Num.  5?  u.  79.  — 
2)  Wider  Baden,  a)  von  dein  F.  von  Löwenstein  ffert/icimFreudenbcrg,  Beil.  20  r.u 
§  101  der  Protoc.  v.  1819,  Protoc.  v.  1820,  §.  178,  v.  1821  §.  16,  u.  Archiv 
für  Standes-  und  grundherrl.  Becbte,  Bd.  I,  Heft  1,  &  71  ff.,  Heft  a,  8.  83  ft, 
Heft  3,  S.  114  ff.;  b)  von  den  fiirstl.  Häusern  Löwenstein/rertheimBosenbrtg  u 
c)  Itttnitifrcn,  Protoc.  v.  1820,  §.  i~8,  u.  v.  1821,  §.  16,  u.  Archiv  für  Standes-  u. 
grundherrl.  Hechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  86  ff.,  Heft  2,  S.  89  ff,  Heft  3,  S.  127  ff.  Lcining. 
Denkschrift  v.   a6.  Jan.   18?.-;   d)  von   den   fürstlichen   Hausem  Löwemuin- 
IVerthehn,  frendenberger  u.  roaenbergrr  Linien,  betr.  Krsatz  entzogener  Einkünfte, 
Denkschrift  v.  aa.  Juni  1821.    Diese  Standesherren  sind  jetzt  (Dec.  »83o>  mit  Baden 
in  gütlichen  Verhandlungen  begriffen,    c)  Von  dem  Gesammthause  Löwenstein 
IVrrtheim,  betr.  die  Anwendung  badischer  Gesetze  wegen  Abschaffung  der  Herren- 
frohnen, der  Blut-  u.  Neubruchzchnten,  Beschwerdeschriften  v.  a5.  März  u.  a6.  Mai 
i83a.  vom  21.  Marz  u.  3o.  Sept.  i833.  0  Wegen  gleicher  Gegenstände,  Beschwerde- 
schrift  des  Grafen  v.  Leinin  gcnBUUgheim,  v.  aa.  Mai  i832.  —  3)  Wider  GH.  Hessen: 
a)  von  dem  Gr.  v.  Erbuch  Erbach,  Protoc.  v.  i8ai,  §.  ao6,  u.  v.  i8aa ,  §.44' 
die  Denkschrift  v.  1a.  Jun.  1821,  mit  Anmerkungen,  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  3,  S.  1  -  46 j  b)  von  den  fiirstl.  Häusern  SolmsBraunfils  und  Solmshch, 
Denkschriften  v.  1.  Juli  182a,  9.  Juni  u.  29  Juli  1826,  u.  5.  Juli  1827,  u.  Protoc. 
v.  1822,  S,  180,  N.  92;  c)  von  Solms,  Hohensolms  Lieh ,  Denkschrift  v.   a3.  Ort. 
1826,  von  welcher  Seite  im  Juli  1829  bei  der  B.  V.  angezeigt  ward,  dafs  sämmt- 
liche  Beschwerden  dieses  Hauses  gehoben  seyen.  —    4)  Wider  Kurkesstn: 
von  dem  l-ürstcn  von  Isenburg-Büdingen  u.  den  Grafen  von  IsenburgMeerholz  ». 
v.  Isenbat  gff'ächtcrsbach,  wegen  Besteuerung  des  standcsherrl.  Grundeigenthum*. 
Denkschrift  vom  Dec.  1826,  und  Eingaben  bei  der  B.  V.  im  J.  18-29. 

r)  Beispiele:  1)  trürtemberg,  Protoc.  v.  1818,  §.  5y  u.  a55;  v.  1819,  §.  101;  »• 
1821,  §.  45;  v.  1822,  \.  38.  2)  Baden,  Protoc.  v.  1818,  §.  107;  v.  »819,  $.  68; 
v.  1821,  §.  2t3.  3)  GH.  Jhssen,  Protoc.  v.  1818,  §.  65,  u.  die  dazu  gehörige, 
loco  dictaturae  gedruckte  »Nähere  Darstell,  der  staudeshcrrl.  Verhältnisse  in 
dem  GH.  Hessen,  S.  173  der  Orig.  Ausg.  der  Protoc.  v.  1819,  §.  ia8. 

J)  1)  Prcusscn,  Protoc.  v.  1818,  §.  aia;  v.  1820,  Jj.  74}  a)  Baiern,  Protoc.  v.  1818, 
§.  »33,  3)  Hannover,  Protoc.  v.  1818,  §.  97.  4)  Mossau  Protoc.  v.  1818,  §.W 
5)  Badat  u.  GH.  Hessen,  Protoc.  v.  i8a4,  §.  10. 
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//.  Nach  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  einzelner 

Bundesstaaten: 

t)    vor  Errichtung  des  Teutichen  Bundes. 

I)  Schon  die  rheinische  B  u  n  d  e  s  A  c  t e  «),  hatte  den  Rechtszustand 
der  von  ihr  geschaffenen  Standesherren,  im  Wesentlichen  vertragmäsig 
bestimmt  (oben  §.  43  —  45).  II)  Sinn,  Umfang  und  Auslegung  ihrer 
Bestimmungen,  so  wie  die  wichtige  Frage:  für  Wen  (dtn  I^andesherrn, 
oder  die  Standesherren ) ,  in  zweifelhaften  Fnlleu  die  Rechtsvermuthung 
streiten  müsse?  waren  fast  nirgend  aufscr  Streit  geblieben  Auch  ver- 
mifste  man,  in  derselben  BundesActe,  noch  verschiedene  nähere  Bestim- 
mungen über  jenen  Rechtszustand,  welche  zu  Vermeidung  aller  Ungewifs- 
heit  des  Rechtes,  so  wie  zur  Gleichförmigkeit  der  StandesherrlichUeit  in 
allen  Bundesstaaten  für  nothwendig  erachtet  wurden  d)  Hl)  Durch  diese 
zweifache  Betrachtung  glaubte  man  in  einzelnen  Bundesstaaten  sich  veran- 
lafst  und  befugt,  zu  eigener  staatsg eset zlicher  Festsetzung  des  Rechts- 
zustandes der  inländischen  Standesheiren  für  ihre  Personen,  Familien  und 
«landesherrlichen  liesitzungen ,  mittelst  landesherrlicher  Declarationen, 
Organisationen,  Verordnungen,  Edictc,  Resolutionen,  Er- 
läuterungen, u.  d.  e). 

a)  Auch  die  EinweisungsProiocolte  der  Commissarien  des  Bundesstifters  (oben  §. 
3o,  e),  enthielten  zum  Theil  ausdrückliche  Bedingungen  der  Einweisung  in  die 
Oberhohcitlande.  Formular  der  jenen  Protocollen  einzurückenden  Bedingungen, 
bei  V  ollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  V.  —  Die  Bestimmungen  der  rheinischen 
Bundes  Acte  u.  dioser  Protocolle  dienen  noch  jetzt,  ab  ursprüngliche  Grundlage 
des  standesherrlichen  Bechtszustandcs,  zu  dessen  Erläuterung.  Bei  Errichtung 
des  i4«  Art.  der  teutschen  BundcsActe  war  die  Absicht,  für  denselben  eine  neue, 
allgemeine,  festere,  nähere,  den  Standesherren  im  Allgemeinen  günstigere  Form 
aufzustellen.    Vcrgl.  Protocolle  der  t.  BundcsTersamraluiig,  Bd.  VUl,  S.  »8  u.  f. 

f>)  Von  abweichenden  Meinungen,  s.  oben  §.  44,  Note  c. 

c)  iiievon  Kj.übkr's  Staatsrecht  des  Bheinbundcs,  §.  106 — 110.  Ebendcss.  Ueber- 
sicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  S.  376  f. 

d)  Dafs  «durch  die  rheinische  BundcsActe  weder  die  Familienverträge  noch  das 
vormalige  Privatrecht  der  standesherrlichen  Familien  auf  keine  Weise  erloschen, 
dafs  solche  vielmehr  klar  und  deutlich  erhalten  worden  seyen,  und  dafs  nur 
Dasjenige  in  Abgang  gekommen  sey,  was  mit  der  erloschenen  teutschen  Boichs- 
Verbindung  so  eng  zusammengehangen  habe,  dafs  es  mit  ihr  unzertrennlich 
verbunden  gewesen  sey»  (dafs  es  ohne  sie  fernerhin  nicht  habe  bestehen  können); 
dafs  daher  namentlich  die  »landesherrliche  SuccessionsOrdnung  und  die  Unter- 
au fserlichkeit  der  Stammgüter,  in  Folge  der  rheinischen  BundesActe  zu  bestehen 
nicht  aufgehört  habe,  behauptet  Lud.  Pkrmck,  progr.  observationes  de  prineipum 
comitumquo  imperii  germ.  indc  ab  a.  1806.  subjectorum  juris  privat!  mutata 
ratione  (Hai.  1837.  4.)  \k  17,  Vcrgl.  auch  v.  Bxnc's  Abhandlungen  zur  Erläut. 
der  rheiu.  BundesActe,  Th.  I,  S.  ra~. 

e)  Hichcr  gehören:  1)  l'ür  Baikhn:  Dcclaration,  die  Souverainclals-  und  Subjectious- 
Ycrbältnissc  in  den  subordinirteu  Ländern  betr.,  v.  10.  März  1807;  in  d.  baier. 
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llegier.  Blatt,  1807,  S.  4*>5  —  49° *  m  Winbofp's  Rhein.  Bund,  IV.  3?*,  u.  in  A 
Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  194  ff.,  u.  in  den 
Quellen  des  öffentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  Bd.  D,  S.  a3o  ff,;  auch  in 
Ehxikohato  Corp.  juris  germ.,  Th.  II,  S.  6o5  ff.  u.  bei  Vollgbaff  a.  a.  0„ 
Beil.  VI  Erläuterung  (v.  a5.  Mai  1807)  der  Declaration  v.  3i.  Dec.  1806  u 
19.  Mars  1807,  die  Bestätigung  dqr  Familien  Verträge  betr.,  Rhein.  Bund.  \U 
j-5,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  R,  Heft  1,  S.  161  ff.;  auch  bei  Voixgbajt, 
Beil.  VI,  S.  XX.  Edict  v.  a5.  Dec.  1807,  ebendas.  S.  XXI.  Edict  v.  »8.  Febr.  1809, 
ebendas.  S.  XXH.    Edict  über  die  gutsherrlichen  Rechte,  v.  a8.  Juli  1808 ;  Rhein. 
\    Bund  XXH.  i38.  Edict,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  v.  28.  Juli  1808; 
Rhein.  Bund,  XXIV.  436.   Nachtrag  dazu,  v.  aa.  Dec.  1808.    Edict  v.  a6  Mai 
1818,  die  Rechte  der  Standesherren  betr.,  als  Beilage  IV  zu  der  baier.  Ver- 
fassuiigsurkunde  von  1818,  in  d.  baier.  Gesetzblatt  v.  1818,  S.  189,  auch  in 
den  Protocollen  der  B.  V.,  Bd.  VT,  S.  a7,  u.  bei  Vollohaff  a.  a.  O.,  Beil.  XXIV. 
Declaration  v.  7.  Jun.  1806  (vor  Errichtung  des  Rhein.  Bundes),  die  Grafen 
von  Fugger  betr.,  Rhein.  Bund,  I.  67.  LT.  aa6.    Vcrgl.  mit  der  Bekanntmachung 
der  baier.  LandesDirection  in  Schwaben;  Rhein.  Bund,  XH.  5 16.  XIV.  ag5. 
Auch  s.  man  unten  6.  3 16  b.    Declaration  über  die  Rechte  u.  Immunitäten  des 
F.  v.  Thum  und  Taxis  u.  seines  Dienstpersonals  in  d.  Stadt  Regensburg,  r. 
37.  März  181a;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  181a.    Vcrgl.  Ii.  v.  Schfxhass  Magazin  d. 
baicr.  Staats-  u.  Privatr.,  Bd.  I  (1808),  Num.  3.  —    Von  der  Declaration  für 
den  Grafen  von  Pappenheim,  unten  §.  3i5,  b.    Von  der  Declaration  für  den 
Prinzen  Eugen,  Herzog  von  Leuchunberg ,   als  Fürten  von  Eichstädt,  unieu 
§.  3»7,  a, —  1)  Für  Wühtembbhg:  Resolution,  mehrere,  die  subordinirten  Fürsten, 
Grafen  und  Edclleute  angehende  Bestimmungen  betr.,  v.  a6.  Juni  1807;  Rbein. 
Bund,  IX.  436.   Verordn.  über  die  Obsignationen,  Inventuren  und  Vermögens 
theilungen  bei  den  Mediatisirten ,  v.   14.  Febr.  1807;  Rhein.  Bund,  V.  3oo. 
XVU.  a5a.   Zusammenstellung  der,  die  Verhältnisse  der  Fürsten,  Grafen  und 
Edclleute  des  Königreichs  ( Würtemberg )  bestimmenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen.   Stuttg.  1811.  4.    (Erschien  auch  mit  Anmerk.  unter  d.  Titel:  Würtrm 
bergs  SouverainetätsMifsb rauche  u.  s.  >v.  Teutschl.  i8i4-  8).    Vcrgl.  Archiv  ßr 
Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  a,  S.  173  —  19a.  —  3)  Für  Bu»>: 
Provisorische  Verordn.  die  staatsrcchtl.  Verhältnisse  der  subordinirten  Fürsten 
u.  Grafen  betr.,  v.  ao.  März  1807;  Rhein.  Bund,  VH.  to6.   Verordn.  (oder 
drittes  ConstitutionsEdict )  die  Standcsherrlichkeits Verfassung  betr.  v.  ai.  Juli 
1807;  Rhein.  Bund,  XH.  3ai.  XVII.  a7a,  XXIV.  435.  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd. 
H,  Heft  1 ,  S.  i63  ff.   Verordn.  die  Siegel  der  St.  H.  betr.,  v.  &  Oct.  180-,  in 
Oestkbkkiowb's  Archiv,  Jahrg.  II,  St.  a,  N.  8.  Organisation  f.  d.  Grofshcrzogih. 
Baden,  v.  a6.  Nov.  1819.   Verordn.  v.  14.  Mai  i8i3,  betr.  die  Einziehung  aller 
«  standesherrl.  Obrigkeit  in  Criminal-  u.  Civil-,  auch  Rechts-,  Hirchen-  u.  gemeinen 
Polizei-  auch  Regierungssachen v ;  in  d.  Regier.  Bl.  i8i3,  St.  i5.    Verträge  mit 
Frankfurt  u.  Würzburg,  wegen  der  unter  mehreren  Bundesfürsten  zugleicb 
angesessenen  Standes-  und  Grundherren,  v.  1811  u.  181a,  u.  Verordn.  wegen 
der  zugleich  im  Grofshcrzogthum  Hessen  angesessenen,  v.  5.  Mai  i8i3,  in  d. 
Regier.  Blatt,  i8i3,  St.  71.    Von  FamilienFideicommissen ,  s.  bad.  Landr.  *• 
1809,  Satz  577  ca  ff.  u.  Verordn.  v.  5.  Juni  1808,  §.  aa,  in  d.  Rhein.  Bond. 
XX\HI.  ia3.    Von  ihrem  Gerichtstand  s.  Verordn.  v.  8.  Juni  1810.    Vergl.  auch 
Rbein.  Bund,  XXXV.  3o3.  —  4)  Für  das  Grofshcrzogthum  Hkssktt:  Declaration. 
die  sUatsrechtl.  Verhältnisse  der  Slandeshcrren  u.  ihrer  Bezirke  u.  Gebielr 
betr.,  v.  1.  Aug.  1807;  Rhein.  Bund,  XIIL  54.    Nachträge  hiezu,  v.  3i.  Mär*, 
ao.  Juni  u.  a8.  Dec.  1808.    In  d.  Rhein.  Bund ,  XX.  a56.  X VUX  45o.  Anordn 
einer  obervormundschaft liehen  Behörde  über  Familien  vormaliger  Reichsstände ; 
Rhein.  Bund,  IX.  489.   Vergl.  auch  Rhein.  Bund,  LXH.  141.  LXUL  64.  Verordn 
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wegen  der  Siegel  der  Standes-  und  PatrimonialHerren,  v.  1.  Aug.  1808.  Von 
ihrer  Stcuerpflicht,  Verordn.  v.  ao.  Juni  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX.  »5«>  — 
5)  Für  das  ehemalige  GroCsherzogthum  Wcrzbihg:  Verordn.  v.  9.  Juni  1807 
in  d.  Rhein'Bund,  X.  3.  -  Vcrgl.  auch  Rhein.  Bund;  VHI.  an5.  IX.  491.  XIV 
396.  XX.  180.  —  Bestimmungen  von  Regierungen  rheinischer  Bundesstaaten 
über  »landesherrliche  Familien  Autonomie  und  Familienverträge ,  in  Klüuku's  Ab* 
handlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  87—  108.  * 1 


§•  314*  (m) 

Ihre  Anwendung  und  Uebersicht. 

I)  Die  rorhin  genannten  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  von  Regie- 
rungen rheinischer  Bundesstaaten ,  werden  in  manchen  teutschen  Bundes- 
staaten, nicht  immer  ohne  Widerstreit  mit  den  Vorschriften  der  teutschen 
Bundes  Acte  (§.  3o3  ff.),  noch  jetzt  mehr  oder  weniger  in  Anwendung" 
gebracht.  II)  Obgleich  schon  früher  aus  ihnen,  als  biofs  parliculären 
Bestimmungen,  allgemeine  Grundsätze  .nicht  zu  bilden  waren,  so  ge- 
währt doch  .  eine*  summarische  Darstellung  ihres  Inhaltes«),  namentlich 
ihrer  wichtigsten  Eigenheiten,  eine  Uebersicht  picht  blofs  der  Absichten, 
Grundsatze  und  Verfahrungs weise  einzelner  Staatsregierungen,  sondern  auch 
desjenigen,  worauf  man  bei  der  bevorstehenden  Erforschung  und  nähern 
Festsetzung  eines  in  allen  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Staats-  und 
privatrechtlichen  Verhältnisses  der  Standesherren  (§.  307),  die  Aufmerk- 
samheit zu  richten  habe. 

a)  Eine  solche  findet  man  in  Hlubkr's  Staatsr.  d.  Rhein.  Bundes  §.  189  —  318,  nach 
folgenden  Rubriken:  A)  Persönliches  Verhältnis.  Huldigung.  Titel  und  Wappen. 
Kirchengebet.  Trauer.  Canzlci-  und  HoPCeremoniel.  Resident  und  Einkünfte. 
Ehren-  und  Schlofswache.  Auswärtige  Kriegsdienste.  Familiengesctze.  Ver- 
bindlichkeit) allgemeiner  Landesgesetzc.  Persönliche  Polizeibehörde.  Gericht- 
stand: 1 )  in  CivilStreitigkeiten;  9)  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtharkeit; 
3)  in  peinlichen  Sachen.  Aeltere  Privilegien  und  Exemtionen.  Heutige  Immuni- 
täten. Auswärtiges  Staatsverhältnifs.  B)  Verhältnis  der  standesherrlichen  Be- 
sitzungen. 1)  Grundeigenthum,  a)  Rechte:  aj  Oberhoheitrcchtc.  b)  Standcs- 
herrlicbe  Realrcchtc.  Gericbtbarkeit ,  bürgerliche  und  peinliche.  Cent.  Forst-, 
Lehn-  geistliche  und  freiwillige  Gerichtbarkeit.  Fiscalische  Sachen.  Justizbeamte 
und  Canzleien.  Appellation.  Aufsicht.  Taxen  und  Sportein.  Niedere  -  Polizei. 
Finanz-  und  Cameralrechte.  Oberlandesherrliche  Reservatrechte.  Patrimonial- 
herrlicbe  Rechte.  Privilegien-  und  Dispensationsrccht.  Aemter-,  Titel-  und 
Rangrecht.  Erziehungswesen.  OeffentÜchcr  Unterricht.  Kirchensachen.  Lehnsachen. 
Landes-  und  Karomerschulden  Pensionirung  und  Abtheilung  standesberrlicher 
Diener.  —  Vergl.  auch,  Rhein.  Bund,  VH  145.  VE  200.  XLL  347.  Behb  s 
svstem.  DarstelL  des  rhein.  Bundes ,  §.  98—189. 


Digitized  by  Google 


492 


IL  ThciL  IV.  Cap. 


§♦  513.  (239.) 

Ihre  Entstehungsart   und  Verschiedenheit.     Beschwerden  dagegen. 
Landesherrliche  Verleihung  der  Stawlesherrlichkeit. 

I)  Dabei  -wird  jedoch  nicht  zu  übersehen  seyn,  dafs  in  dem  Streit 
über  Sinn,  Umfang  und  Auslegung  der  rheinischen  BundcsActe,  so  wie 
über  Rechtsvermuthung ,  die  Oberhoheitherren  selbst,  oft  für  eigenen 
Vortheil,  zur  Entscheidung  geschtitten  seyen,  und^iafs  in  ihren  staats- 
gesetzlichen Willenserklärungen,  der  Rechtszustand  der  Standesherren,  dessen 
allgemeine  Gleichförmigkeit  selbst  die  rheinische  Bundes  Acte  beabsichtigte, 
nicht  selten  auf  ganz  verschiedene  Weise,  hie  und  da  sogar  wider 
den  klaren  Inhalt  jener  BundesActe,  bestimmt  worden  sey.  Durch  welches 
Alles  II)  die  Standesherren  zu  vielfach  geäusserten  Beschwerden  sich 
berechtigt  hielten  «).  III)  Endlich  ward  auch,  in  dem  Zeitraum  des  rhei- 
nischen Bundes,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesherrlichkeit  an  an- 
sehnliche Grundherrschaften  durch  Privilegien  gegeben 

4 

a )  ( v.  Städel's)  Bemerkungen  tu  d.  grofcherzogl.  badischen  OrganisationaEdict 
v.  «6.  Nov.  1809.  Wertheim  1809  Fol.  Leidensgeschichte  der  durch  die  Rbcin- 
bundActe  mediatisirten  vormal.  Reichsstände.  Tcutonieu  i8i3.  8.  Geburt,  Thatrn 
11.  Fndc  des  Rheinbundes.  Germanien  i8i3.  8.  Materialien  zu  Gerinaniens 
Wiedergeburt.  1814.  8.  Würtembergs  SouverainctätsMifsbräuchc.  Teufschi. 
1814.  8.  Vergl.  auch  Hlvbkr's  Uebersieht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  »79  ff.  —  Von  der  Competenz  der  R.  V.  bei  lieschwcrdca  dieser 
Art,  oben  $.  309.  —  Von  den  Beschwerden  u.  Anträgen  der  Standesberren 
auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Hlübf.h's  angef.  Uebersieht  etc.,  S.  a8i  ff. 

6}  Standesherrlichkeit  erhielten:  1)  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen t  am  3o.  Der. 
1808,  die  dem  Grafen  von  Schiit*  genannt  Gört»  gehörende  Herrschaft  Schlitz, 
deren  Besitzer  wegen  solcher  vorhin  Mitglied  der  fränkischen  Reichsritterschaft, 
Canton  Rhönwerra,  und  dem  im  J.  1804  die  Aufnahme  (als  Pcrsonalist)  in  da« 
reichsgräfliche  wetteranische  Collegiuin  zugesichert  war,  die  aber  nicht  zur 
Vollziehung  kam;  Rhein.  Bund,  XXIX.  «47;  —  a)  in  dem  Grofshersoglhum 
linden,  im  J.  1808,  die  grä'flich-hocbbergische,  jetzt  markgräflich- badische  Herr- 
schaft Zwingend* r $  am  Neckar,  früher  zu  der  fränkischen  Reichsritterschaft, 
Canton  Ottenwald,  spater  unter  kurpfälzisrhe  Hoheit  gehörend;  —  3)  in  dem 
Rönigrcich  Baiern,  durch  eine  hönigl.  Declaration  v.  32.  März  1807,  der  Graf 
von  Pappenheim,  für  seine  vormals  rcichsunmittelbare,  doch  nicht  reichsstän- 
disclic,  sondern  bei  dem  rcichsritterschaftlichcn  Canton  Rocher  immatriculirte, 
auch  in  der  rheinischen  RundesActe  unter  den  Standes  herrlichen,  Besitz,  ungen 
nicht  erwähnte«  Grafschaft  oder  Herrschaft  Pappenheim.  Genealog,  u.  StaatsHand- 
buch  auf  das  J.  i835,  Art.  Pappenheim.  Es  wurden  ihm,  eine  JustizCanzleL, 
als  Gericht  zweiter  Instanz,  ein  Media tConsistorium ,  die  standesherrlicben 
baierischen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  eingeräumt.  Erweiterung  und  nähere  Bestimmung 
des  Pappenheimischen  Rechtszustandes  erfolgten  in  «der  Zeit  des  Tcutschcn 
Bundes.  Durch  ein  k.  Decrct  v.  5.  Dec.  1818  war  das  jedesmalige  Haupt  der 
gräfl.  Familie  Pappcuheim,  so  lang  dasselbe  im  Besitz  der  damals  in  Baiern 
gelegenen  Herrschaften  bleibt«  /.um  erblichen  Reit-hsrath  der  Rrone  Raiern  er- 
nannt. Daher  erhielt  der  Stammhcrr  in  der  baierischen  Ständet  ersainmlunj; 
Sitz  und  Stimme  in  der  Hammer  der  Reichsräthe,  unter  den  Staudcshcrren : 
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als  Rcichserbmarschall  hatte  er  auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung  in  dem 
Reichsffirstcnrath  Sitz,  aber  nicht  Stimme.  Ein  k.  Rcscript  v.  «7.  Jan.  i8i5 
erklärte:  dafs  «die  Grafen  v.  Pappenheim  r.u  dem  hohen  Adel  gehören  und 
das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  haben,  in  dem  bisher  damit  Terbundencn  Begriff; 
dafs  die  Häupter  dieser  Eamilie  den  ersten  Standesherren  in  dem  baierisrhen 
Staat  angereiht  seyen,  und  alle  Ehrenrechte  und  persönlichen  Vorrechte  an- 
sprechen können,  welche  in  dem  Edict  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
der  vormal.  reichsständ.  Fürsten,  Grafen  u.  Herren  (v.  «6.  Mni  1818),  Absrhn. 
I,  jg.  1  —  17.  ertheilt  sind;  auch  dafs  die  in  diesem  Edict  über  Rechtspflege, 
Poliseiverwaltung  kirchl.  Angelegenheiten  u.  Verhältnisse  der  Staatsdiener  ent- 
haltenen Bestimmungen,  auf  die  Inhaber  der  Herrschaft  Pappenheim  Anwendung 
finden  sollen».  Ki.ürkh's  Abhandl.  etc.  Bd.  I,  S.  fli3  f.  Durch  einen  von  der 
baicr.  Staatsregierung  r.u  allgemeiner  Nenntnif*  und  Kachachtung  gebrachten 
Pappenheimischen  Familicnv  ertrag  v.  31.  Nov.  i8a5,  §.  7,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  Num.  16,  ward,  statt  des  seitherigen  Seniorats,  die  Primogenitur  in  der 
mit  FamilienFideicommifs  belegten  Grafschaft  Pappenheim  eingeführt  Doch 
ward  das  von  der  B.  V.  im  J.  1819  den  standesherrlichen  gräflichen  Familicn- 
häuptern  erthcilte  Prädicat  Erlaucht  (§.  3o3)  dem  Haupt  der  Familie  von  dem 
König  nicht  eingeräumt.  Baier.  Verordn.  v.  m.  April  1819,  in  dem  Reg.  Bl. 
v.  1819,  S.  553.  —  Dagegen  verlieh  dasselbe  im  J.  i83i  der  König  dem  jedes- 
maligen Stammhaupte.  Baier.  Regier.Blatt  v.  i83i ,  Num.  35.  Er  liefs  solches 
am  9.  Sept.  i83i  der  Bundesversammlung  anzeigen.  Gleiche  Verleihung  und 
Anzeige  geschah  von  Baiern  für  das  Stammhaupt  des  gräflichen  Hauses  Girch 
(§.  3o3,  e).  Von  KaunitzRietkerg  und  RcntJieimTecUcnburg ,  die  in  den  J.  1807 
und  1808,  jener  von  dem  Bönig  von  Wcstphalcn,  dieser  von  dem  Grofslier/.og 
von  Berg,  untergeordnet  wurden,  s.  oben  §.  3oi,  Note  f.  Vermöge  der  Scblufs- 
Actc  des  wiener  Congresscs,  haben  beide  mm  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
t.  RundesAcle.  —  Von  den  Wirkungen  einer  Verleihung  der  Standesherrlichkeit, 
unten  §.  3i7« 

§•  316-  (240*.) 
2)    Seit  Errichtung  d.   T.  Bundes. 

I)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  ist  in  den  meisten  von  de- 
nen Bundesstaaten,  in  welchen  Standesherren  sich  befinden,  durch  landes- 
herrliche Verordnungen  und  Erklärungen«)  zum  Thcii  nach 
vorher  genommener  Rücksprache  mit  den  Betheiligten,  der  Rechtszusland 
der  inländischen  Standesherren,  bald  für  Alle,  bald  für  Einzelne,  dergestalt 
festgesetzt  worden,  dafs  die  in  dem  14.  Artikel  der  Bundes  Acte  enthaltenen 
Bestimmungen  nicht  nur  namentlich  auf  dieselben  angewandt,  sondern  auch 
theiis  näher  bestimmt,  theils  erweitert  wurden,  obgleich  nicht  durchgehends 
und  nicht  überall  zu  voller  Zufriedenheit  der  Standesherren.  II)  Verord- 
nungen dieser  Art  sind  bekannt  gemacht  worden,  in  Preusscn  Bai- 
ern A),  Hannover  c),  "Würtemberg  Baden  <*),  Grofshcrzogthum 
Hessen/),  Kurhessen  fr).  Nassau  hat  durch  Auseinandersetzung  mit 
jedem  einzelnen  Standcsherrn,  dessen  besondern  llechtszustand  geordnet 
wie  auch  in  verschiedenen  andern  Bundesstaaten,  neben  der  daselbst  erlas- 
senen allgemeinen  Verordnung,   geschehen  ist  »').     Hohen zollcrnSig. 
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mar  in  gen  hat,  für  den  Fürsten  von  Fürstenberg,  Bestimmungen  vertrag- 
weise festgesetzt  *). 

a)  Ueber  die  Frage:  ob  und  wie  weit  landesherrliche  Declarationen  über  stande*- 
bcrrliche  Rechtsverhältnisse  der  landständischen  Zustimmung  bedürfen?  s.  man 
die  Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  der  badischen  Ständeversammlung  v.  i3. 
Aug.  »833;  in  der  badischen  LandtagsZeitung  v.  i833,  Num.  86  ff.  S.  643  ff.  — 
Die  Verf.  Urk.  des  Fürstenth.  HohenzollernSigmaringen  v.  i833,  %.  i5,  spricht: 
«Die  fürstlichen  Standesherren  treten  in  die  gleichen  staatsbürgerlichen  Rechte 
und  Verpflichtungen  ein,  jedoch  mit  den  Vorzügen,  welche  ihnen  die  deutsche 
BundesActe  zusichert». 

a')  Prevssen.  Edict  v.  n.  Juni  i8i5,  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten. 
181 5,  St.  9,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  als  Beilage  a3  r.u  §.  212.  u.  in 
Rlcber's  Staatsarchiv,  Bd.  IL  S.  i43  ff.  Vergl.  auch  davon  die  Verhandlungen 
der  Landstände  des  KÖnigr.  "Würtcmberg,  im  J.  »816.  Abth.  XXL  —  Als  nähere 

*  und  ergänzende  Bestimmung  dieses  Edictes,  erschien,  unter  dem  3o.  Mai  1820, 
eine  ausführliche  Instruction  wegen  Ausfuhrung  des  Edictes  v.  »1.  Jun.  i8i5, 
in  der  angef.  Gesetzsamml.,  1820,  Num.  9,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1810, 
als  Beil.  8  zu  §.  74.  Das  Edict  und  die  Instruction  stehen  auch  in  dem  Archiv 
für  Standes-  und  grundhcrrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  2,  Num.  10;  u.  bei  Vom.graff, 
die  t.  Standesherren,  Beilagen  XXV  u.  XXVL  —  K.  Declaration  über  den 
CommunalVerband  der  standesherrl.  Besitzungen,  v.  14.  Juli  1829;  in  der  Ge- 
setzsamml.  v.  1829,  St.  16. 

b)  Baiern:  Verfassungsurls.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  2;  Tit.  VI,  §.  2.  Edict,  betr.  die 
Staatsrecht  Verhältnisse  der  Standesherren,  v.  26.  Mai  1818,  u.  Edict  über 
die  Bechte  des  Adels,  von  demselben  Datum;  beide  als  Beilagen  zu  der  Vcr 
fassungsurk.  von  demselben  Dalum,  und  in  G.  Dülmhger's  Verfass.  des  Königr. 
Baiern,  Bd.  I.  Das  erste  Edict  steht  auch,  als  Beil.  20  zu  §.  i33,  in  dem 
Protoc.  d.  B.  V.  v.  1818  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundhcrrL  Rechte,  Bd.  L 
Heft  1,  S.  214  ff.  Verordn.  betr.  das  Prädicat  Erlaucht,  v.  22.  Apr.  1839.  >» 
d.  Reg.  Bl.  v.  1829,  S.  553.  Verschiedene  andere  Verordn.,  angef.  in  Schvsck» 
Staatsr.  des  KR.  Baiern,  Bd.  I,  S.  3o5  —  Declaration  v.  7.  Juni  1806,  betr.  die 
staatsr.  Verbältn.  der  Grafen  v.  Fugffer.  Nachträge  dazu,  in  d.  Rhein.  Bund, 
Heft  L  S.  67,  11  226',  Xn.  5 16.  Vergl.  oben  §.  3i3  c.  Declaration  v.  17.  Mär/ 
1812,  betr.  die  Rechte,  u.  Immunitäten  des  F.  v.  Thum  u.  Taxis  u.  seines  Dienst-  . 
Personals  zu  Regensburg;  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1812,  S.  841.  —  Bekanntmachung« 
11.  Febr.  1823,  betr.  die  gräfl.  Rcchternschen  Hausverträge;  in  d.  Regier.  Bl.  T- 
1823,  Num.  12.  —  Von  den  Rechtsverhältnissen  der  baier.  Standesherren,  L.  *• 
Dkesch  Abhandlungen,  S.  119  ff. 

c)  Hannover.  Verordn«  über  die  standesherrl.  Verhältnisse,  1)  des  fürstl.  Hause» 
Benüieim  in  der  Grafsch.  Bentheim,  v.  18.  Apr.  i8i3,  in  der  hannöver.  Gesetx- 
samml.  v.  1823,  Abth.  I,  Num.  16.  Vertrag  zwischen  Hannover  u.  Bentheim.  * 
16.  März  i823;  2)  des  hcrzogl.  Hauses  Urenberg,  für  dessen,  zum  Herzogth«"1' 
ArenbcrgMeppcn  erhobenes  standesherrl.  Gebiet,  9.  Mai  1826;  in  der  aagff 
Gesetzsamml.  v.  1826,  Abth.  I,  Num.  28,  S.  i55  ff.;  3)  Uebcreinkunft  v  

.  1826,  mit  dem  Herzog  v.  LoozCarswarem ,  Fürsten  von  RhcinaWolbeck,  l*lr- 
dessen  standesherrl.  Verhältnifs,  wegen  des  Kreises  Emsbühren;  Verordn  *■ 
11.  Sept.  1826,  betr.  die  von  jenem  an  den  König  abgetretene  Ausübung  der 
Gerichtbarkcit  u.  standesherrl.  Verwaltungsrechte;  in  der  angef.  Gesetzsamml. 
v.  1826,  Abth.  I,  Num.  32,  S.  to3.  —  In  dem  Königreich  Hannover  ward  durch 
eine  Bekanntmachung  des  GabinetMinisteriums  vom  November  1829  beigelegt 
1)  das  Prädicat  «.Durchlaucht»  den  vormals  rcirhsständischen,  nun  dem  Honig 
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standesherrlich  untergeordneten,  dem  Herzog  von  Arenberg,  dem  Herzog  von 
Looz  und  Corswarem,  dem  Fürsten  von  Bentheim ,  in  Folge  des  BundestagsBe- 
Schlusses  vom  18.  August  i8a5j  3)  das  Prädicat  Erlaucht,  den  Häuptern  der  vormals 
reichsständischen,  nun  dem  König  standesherrlich  untergeordneten  gräflichen 
Familien  von  Stoiber gStolber g  ,  von  Stoiber g Wernigerode ,  von  PlatenHallermund, 
in  Folge  des  Bundestagsbeschlusses  vom  i3.  Februar  1819.  Frankf.  O.P.Ä.Zeit. 
v.  3.  Dec  1829. 

rf)  fVürtemberg:  AdelsStatut.  1817,  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  XI.  Zusammen- 
stellung des  den  Standesherren  im  Wege  gütlicher  Vereinbarung  einzuräumenden 
gesammten  Bcchtszustandes,  vom  Oct.  1830,  ebendas.  Beil.  XIII,  nebst  XB,  XIV 
u.  XV,  und  der  Bezeichnung  weiterer  Zugeständnisse,  Beilage  XVI.  Verordn. 
v.  3i.  Dec.  18*9,  betr.  die  Gerichte  von  Ebenbürtigen  in  peinlichen  Fällen  der 
Häupter  standesherrl.  Häuser;  in  d.  Begier.  Bl.  i83o,  St  3.  —  Declaratiooen, 
die  staatsrechtl.  Verhältnisse  betr.,  a)  für  Tfufrn  und  Taxis,  v.  8.  Aug.  1819; 
in  d.  Begier.  Bl.  1819,  St.  56,  u.  Verordn.  wegen  Vollziehung  dieser  Declaration, 
v.  13.  Juni  i8a3,  in  d.  Kcg.  Bl.  i8a3,  St.  48.;  b)  für  Waldeck  Pyrmont,  v.  a5. 
Aug.  1819,  in  d.  Begier.  Bl.  1819,  St.  57.;  c)  für  Isenburg  Meer  holz,  v.  ai.  Nov. 
1819,  in  d.  Begier.  Blatt,  St.  79;  <*)  Tür  WartenbergRoth,  v/4.  Dec.  i8aa,  Keg.  Bl., 
Num.  83;  c)  für  Hohenlohe WaldenburgBurtenstein,  v.  37.  Oct.  i8a3,  in  d.  Beg.  Bl., 
Num.  ai  (dessen  Verzicht  auf  Poli/.ei Verwaltung,  Forstgeriehtbärhcit  u.  Forst- 
polizei, ebendas.  in  dem  Blatt  v.  1.  Juli  i83.f>);  f)  für  die  Hohen  lohischen  Häuser 
WaldenburgBartcnsteinJaxtberg,  Neuenste inOehringen,  NeuenstrinKirchberg  u.  Neuen- 
steinLungcnburg ,  v.  27.  Sept.  i8a5,  in  d.  Reg.  Bl.,  Num.  41;  g)  für  Truchsess 
WaldburgZeilTrauchburg,  v.  16.  Febr.  1826,  Keg.  Bl.  Num.  11;  h)  für  Quadtlmy, 
v.  8.  Mai  1827,  Weg-  ül-  Num.  »ÖJ  0  für  Neipperg,  v.  19.  Mai  1827,  Keg.  Bl. 
Num.  ai ;  k)  für  König segg Aulendorf,  v.  6.  Aug.  1828,  Reg.  Bl.  Num.  54;  1)  für 
Hohenlohe WaldenburgSchillingsförst,  v.  1.  Nov.  18919,  Rcg«  B'-  Num.  5i;  m)  für 
-HohtnloheWaldenburgScIallingsJürst  in  Kupferzell,  v.  1.  Nov.  i83o;  n)  für  Hohen- 
lohe Waldenburg  Jaxtberg ,  betr.  dessen  Gerichtbarkeit,  vom  8.  Apr.  i83o;  o)  für 
Waldbur g- Wolfe  gglValdsee,  v.  10.  Febr.  i83i ,  Beg.  Bl.  i83i ,  Num  14.  p)  für 
Päckler Limburg ,  betr.  dessen  Staatsrecht!.  Verhältnisse  v.  17.  Aug.  i83a,  in  d. 
Regier.  Bl.  Num.  41;  q)  für  die  Grafen  v.  Reutberg  u.  Rothenlöwen  i83a,  in  d. 
Regier.  Bl.  v.  38;  r)  für  WaldburgZeilwurzach,  v.  Jan-.  i834,  im  Regier.  Bl.  v. 
39.  Jan.  s)  für  Quadtlsny,  v.  Nov.  1834,  ebendas.  v.' 39.  Nov.  1834.  —  Wegen 
der  übrigen  würtemb.  Standesherren,  s.  die  wurtemb.  Erklärung  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  3i.  Jan.  1833,  §.  38.  u.  d.  Protoc.  v.  18.'  Marz  i83o  (L.  D.).  K. 
S.  ZachariÄ,  die  Souverainetätsrechte  der  Krone  Würtemberg  in  ihrem  Verhältnisse 
zu  den  Eigenthumsrechten  des  fürstlichen  Gesammtbauses  Hohenlohe.  Heidclb. 
i836.  gr.  & 

f)  Baden.  Verordn.,  die  standesherrl.  Verhältnisse  betr.,  v.  a3.  April  1818,  in  d. 
Bad.  Begier.  Blatt  v.  1818  Num.  9,  und  in  den  Protocollcn  der  B.V.  v.  1818, 
als  Beilage  17  zu  §.  107;  auch  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  XXH.  —  Edict, 
die  Standes-  und  grundhcrrl.  Verhältnisse  betr.,  v.  16.  April  1819,  in  dem  Regier. 
Blatt,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  als  Beil.  i3  zu  §.  68,  und  in  d.  (§. 
3oi,  a)  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  304  ff.;  auch  bei  Vollgraff,  Beil. 
XXBX  —  Man  s.  auch  die  oben  {%.  3i3,  e)  angef.  badischen  Erklärungen  in 
der  B.  V.  —  Bad.  Bekanntmachung,  das  bei  Ausfertigungen  an  die  Häupter 
der  mediatisirten ,  vormals  rcichsständ.  /urstenfamilien  zu  beobachtende  Canzlci- 
Ceremoniel  betr.,  v.  30.  Dec,  i8a5.  Heg.  Bl.  v.  38.  Dec.  N.  XXXL  Bad.  Bekannt- 
machung, das  bei  Ausfertigungen  an  die  .  .  .  (wie  bei  1)  Cro^nfamilien  etc.  v. 
30.  März  1839.  Reg.  Bl.  v.  33.  Apr.  1829.  N.  VIT.  Bad.  Bekanntmachung,  die 
Courtoisie  gegen  die  nachgeborenen  Familienglicder,  vormals  reichsständ.  fürstl. 
u.  gräfl.  Häuser  betr.  v.  35.  Sept.  1839.   Beg.  Bl.  v.  3.  Oct.  1829.  N«m.  XIX. 
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Bestimmungen  für  einzelne  St.  H.:  n)  Bekanntmachung  vom  la.  Der.  i8a3,  betr. 
die  standesherrl.  Rechtsverhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Fürstenberg,  Heg.  Bl. 
>8a4,  St.  i,  u.  Protoe.  der  B.V  v.  i5.  Jan.  1824.  Lebereinkunft  mit  demselben, 
wegen  dessen  Yerzichtlcistung  auf  die  zweite  Instanz,  v.  14.  Mai  i8a5,  in  d. 
Heß.  Bl.  v.  a5.  Mai  i8a5;  h)  Uebcrcinkunft  mit  dem  F.  v.  SalmReißerschetdKram- 
hn'nt ,  wegen  der  Staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Standesherrschaft  Krautheim,  \. 
6.  Oct.  i8a5,  in  d.  Heg.  Bl.  St  a5,  u.  Protoc.  der  B.V.  v.  i8a5,  §.  85;  c)  ü!in- 
liche  Uebcreinkunft  mit  den  Grafen  v.  LeimngenltilU'gheim  u.  LeiningenNcudma*., 
v.  a.  Märe  i8a6,  in  d.  Reg.  Bl.,  St.  7;  d)  Verordn.  v.  ~.  Oct.  i83o,  betr.  die 
staatsr.  Verhältnisse  des  fttrstl.  Hauses  von  der  Leven,  als  Besitzers  der  Grafsch. 
Hohengeroldserk,  in  d.  Reg.  Bl.  St  11;  e)  Verordn.  \.  i4-  März  i833,  betr. 
die  standesherrl.  Verhältnisse  der  Fürsten  v.  LüivensteiurVertheim,  in  d.  Heg.  Bl. 
v.  i838,  Num.  XI.  0  Badische  Verordn.  v.  aa.  Mai  i833,  betr.  die  standesherrl- 
Verbältnisse  der  Fürsten  von  Leiningen;  in  dem  Bad.  Rcgicr.Rlatt,  i833,  Num. 
XXV. 

/)  GH.  Hessen.  Edict,  die  standesherrl.  Rechtsverhältnisse  betr.,  v.  17.  Febr.  1820, 
in  d.  Regier.  B1M  u.  bei  VoixGBArr,  Beil.  XX VII.  Man  s.  auch  die  oben  (§.  3ia. 
c)  angef.  Erklärungen  in  d.  B.V.  —  Bestimmungen  für  einzelne  St.  H. :  a)  Ueber- 
einkunft  mit  dem  F.  v.  Isenburgßirstein,  v.  10.  Febr.  «8a5,  wegen  Leberlasfcun« 
der  standesherrl.  Rechtspflege  zweiter  Instanz  an  den  Somerain:  b)  Uebcreinkunft 
mit  Ebendemselben,  v.  10.  Der.  1826,  wegen  Ausübung  der  standesherrl.  Gertcht 
barkeit  u.  Polizei  durch  grofshcrzogl.  Behörden,  bis  auf  weitere  Verfügung  in 
d.  Reg.  Blatt  v.  a6.  Dec.  1826;  c)  Uebercinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Erbin  k 
Schünberg,  v.  7.  Juli  1826,  betr.  die  Ausübung  der  standesherrl.  Gerirhtb;rrkcit 
erstor  Instanz  durch  grofshcrzogl.  Behörden,  im  Auftrag  der  Standesherrschaft, 
in  d.  Reg.  Bl.  v.  «6.  Juli  i8a6.  d)  Ucberrinkunft  derselben  Art.  v.  i836,  mit 
Isenburg-Büdingen in  d.  Reg.  Bl.  v.  17.  Febr.  i836. 

g)  Kurfiessen.  Verordn.  v.  1.  Mai  1818,  betr.  deu  Gerichtstand  der  Standesherren. 
Kurhess.  Edict  «nach  vorgängiger  Verständigung  mit  den  Standesherren*  über 
die  besondern  Verhältnisse  der  kurhess.  Standesherren,  v.  ag.  Mai  i833«  in  der 
kurhess.  Gesetzsammlung,  i833,  St.  X,  Auszug  in  der  OPAZ.  v.  »3.  u.  i4.  Juni 
i833,  Beil. 

A)  Nassau.   Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  §.  ao. 

i )  So  in  den  preufsischen  Rhein-  und  westphälischen  Provinzen  u.  in  Würtcmberg. 
*)  //obenzoliemSigmaringen.    Vertrag  mit  dem  Fürsten  v.  Fürstenberg,  wegen  der 

Appellationslnstan*  für  die  standesherrlichen  Aemtcr  Jungenau  u.  Trochtel fingen. 

v.  5.  u.  aa.  Oct  1818  j  in  der  Samml.  der  Gesetze  u.  Verordn.  für  d.  Fürstentl». 

H.  Sigmaringen,  v.  1808  bis  i8ao  (Sigmar.  i8aa.  4.),  S.  aai  u.  f. 

§♦    5 1  7*  (240»'.) 
IVirkungen  landesherrlicher  Verleihung  der  Slandeshervliclikcti 

Wird  in  einem  Bundesstaat,  einem  Grundeigentümer  und  dessen 
Familie,  durch  landesherrliche  Verleihung,  Standesherrlichkeit  mit 
demselben,  oder  mit  einem  davon  nicht  sehr  abweichenden  Umfang  von 
Gerechtsamen  ertheilt  wie  solcher  den  Stamlcsherrcii  im  Sinn  der  tcut- 
schen  BundesActe  zukommt;  m»  beruht  I)  der  Rechtstitel  der  FrnUe- 
girten  einzig  auf  der  Verleihung  des  inläudiichcii  Stautsoberhaupte> 
und  es  können  dabei  der  6.  und   14.  Artikel  der  Bundcsacte,  als  solche. 
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nicht  als  Rechtsquelle  dienen.  II)  Es  wird  also  durch  eine  solche,  in  ihrer 
Wirksamkeit  auf  das  Staatsgebiet  des  Erthcilers  sich  beschränkende  Verlei- 
hung, i)  ein  Anspruch  zur  Theilnalune  an  einer  standesherrlichen  Curiat- 
Stimme  in  dem  Plenum  der  Bundesversammlung,  wenn  eine  solche  er- 
richtet würde  (§.  120  g,  u.  3o3),  eben  so  wenig  begründet,  als  3)  ein 
in  allen  Bundes  Staaten  nothwendig  anzuerkennender  hoherAdelstand 
(§.  3o3),  und  3)  die  in  der  BundesActe  den  Staudesherren  zugesicherte 
Fortdauer  der  Ebenbürtigkeit  (wovon  §.  3o3  u.  3i5  b);  wenn  gleich 
dem  Bevorrechteten  diese  Vorzüge,  alle  oder  zum  Thcil,  aus  andern  Rechts- 
gründen  zustehen  können,  z.  B.  alle,  weil  er  in  Hinsicht  auf  Besitzungen 
in  einem  andern  Bundesstaate  volle  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  Bundes- 
Acte hat. 

a)  Beispiele  aus  der  Zeit  des  rhein.  Bundes,  oben  $.  3i5  b.  —  Neuere  Beispiele: 
K.  baicrische  Erklärung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Prinzen  Eugen, 
(vormals  Vicomte  de  Beauharnois,  dann  Adoptivsohnes  Napolcon's,  kaiserl. 
franz.  Prinzen,  Vicekönigs  in  dem  RR.  Italien)  Herzogs  von  Leuchtenberg ,  in 
seiner  Eigenschaft  als  Fürst  von  Eichstädt ,  v.  i5.  Nov.  1817,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt  v.  1817,  S.  947.  ff.  u.  in  Mabtkhs  r ecueil,  Suplem.,  IX.  i55.  Scnxxuisc's 
Staatsr.  des  Rönigr.  Baiern,  Th.  I,  S.  218.  Die  auszeichnenden  Ehren  u.  a. 
Vorrechte  dieses  Hauses  wurden  abermals  bestimmt  durch  ein  ausfuhrliches  k. 
Rescript  vom  3i.  Dec  i834,  in  dein  baier.  Regierungsblatt,  i835,  Num.  48. 
(Auszug  in  d.  Frankf.  OPAZeit  v.  a5.  Sept.  i833,  Beil.).  —  Von  der  Staats» 
rechtlichen  Geschichte  dieses  Herzogs  seit  1814,  Hi-vbkr*»  Ucbersicht  der  dipl. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  109  f.  Baiern  Überliers  ihm  1817  einen  bedeu- 
tenden Theil  des  vormaligen  Fürstenthums  Eichstädt,  unter  baierischer  Hoheit, 
mit  ansehnlichen  Vorrechten,  u.  dem  oben  genannten  FamilientitcL  Doch  hat 
nach  einer  k.  baicrischen  Bekanntmachung  v.  1a.  Febr.  »833,  die  Krone  Baiern 
von  dem  Hause  Leuchtenberg  die  gesammte  Gerichtbarkcit  und  die  so  genannten 
Dominiealien  über  das  Fürstenthum  Eichstädt  durch  Rückkauf  wieder  erworben. 
(Auszug  in  d.  Frankf.  OPAZeit  v.  a5.  Sept.  i835,  Beil.).  —  Der  gräfl.  (nun 
furstl.)  bcnthcim-tecklenburg-  oder  rhedaischen,  vormals  reichsunmittelbaren, 
aber  nicht  rcichsständischen  Grafschaft  oder  Herrschaft  Hohenlimburg,  welche 
in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  a3,  blofs  für  ein  preußisches 
Schutzland  erklärt,  und  daher  in  dem  Art.  43  und  24  unter  den  preußischen 
Standesherrschaften  unerwähnt  geblieben  war,  wurde,  auf  Bitte  ihres  Besitzers, 
des  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  BcntheimTccklenburg  oder  BentheimRhcda, 
durch  eine  königlich-preufsische  CabinetOrdre  v.  19.  Dec.  1816  Standesherrlich» 
keit  eingeräumt.  Die  letzte,  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  war  ihrem  Besitzer, 
wegen  der  gleichfalls  vorhin  reichsunmittelbarcn,  aber  nicht  rcichsständischen 
Herrschaft  Rheda,  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  43,  schon 
zugesichert.  —  K.  preufsische  Erhebung:  1)  des  f.  thurn-  und  taxischen  Fürsten- 
tbums  Krotojzyn  zu  einer  schlesischen  Standesherrschaft,  im  J.  1819«  unten 
§.  440,  Note  b;  a)  des  Lindgraß,  hessen« rothenburgischen  ratibor-raudenschen 
GüterComplexus  und  der  Herrschaft  Corvey,  jenes  unter  dem  Namen  Mediat» 
Herzogthum  Ratibor ,  dieser  unter  der  Benennung  MediatFürstenthum  Corvey, 
im  J.  i8aa,  zufolge  zweier  Verträge  zwischen  Preufsen  u.  HessenRothenburg 
v.  16.  Oct.  i8i5,  (in  Mabtkbs  recueil,  Suppl.  VIII.  i58,  vergl.  mit  ebendas. 
VIL  33i )  u.  v.  10.  Mai  i8ao,  des  letzten  unter  genehmigendem  Beitritt  des 
Kurfürsten  Wilhelm**  I.  von  Hessen ;  3)  der  hatzfeldtischen  Herrschaften  tVUden- 
bürg  u.  Schönstein  zu  e.  Standesherrschaft,  i8ai,  s.  den  folg.  Note  c.  —  Zwei 
Klüber'»  Bffesll.  Recht,  4.  Aufl.  32 
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Beispiele  aus  Baden:  .)  Nach  e.  Vcrordn.  des  GH.  Ludwig,  t.  »8.  Juni  .817 
(Reg  Bl.  ,8.7,  S.  ,49).  "Wen  standesherrlichen  Gerechtsame  welche  dein 
fürstl.  Hause  Fürstenberg  durch  Ucbcrcinkunft  v.  ,,.  Nov.  ,8*3  bew.U.gt  wurden, 
auch  denen  Besitzungen  zu  gut  kommen,  welche  der  genannte  Grofsherzog  hatte, 
«als  Standesherr  in  den  Grafschaften  Salem  und  PeUrshatuen,  in  ^n  Herrsc hafte» 
Gondehheim  mit  den  dazu  gehörigen  drei  Höfen  BonnartshauserHof,  ErdbeerHo; 
und  HeimbronnerHof,  Sutten  am  kalten  Markt,  Lungenste**  mit  Beuren  und 
VolkarUhausen  und  Münchhof  mit  den  dazu  gehörigen  Orten  Adelsreuths 
Tenfenhardt  und  ürnau  sammt  Depcndcnzen*.  ,)  Nach  e.  Bekanntmachung 
des  GH.  Ludwig  v.  Oct.  1819  (R«*  BL  a.  a.  0-),  soll  d.e  von  ihm  erkaufte 
(seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  von  Langenstein,  bintcrlassenc)  Herrschaft 
Heilsberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  u.  Ebringen,  gleich  den  übrig« 
allodialen  Besitzungen  des  Grofshcrzogs,  die  standesherrlichen  Rechte  und  Be- 
fugnisse (des  Grofsherzogthums)  geniefcen. 


§.  518.  (240«.) 
Mittelclasse  zwischen  Standesfterren  und  Grundherren. 

Als  eine  Mittelclasse,  zwischen  den  Standesherren  im  Sinn  der 
teutschen  BundesActe  und  den  vormals  reichsunmittelbaren  Grundherren, 
kann  man  gewisse  ansehnliche  Landeigentümer  betrachten,  die  sowohl  für 
ihre  Person  und  Familie,  als  auch  für  ihren  Herrschaft-  und  Eigenthum- 
bezirk ,  mit  einem  Inbegriff  von  Vorrechten  aasgestattet  sind,  der  sie  zwar 
auf  eine  höhere  Stufe  als  die  Grundherren  erhebt,  aber  doch  einen  An- 
spruch auf  alle  den  Standesherren  durch  die  BundesActe  zugesicherten 
Vorrechte  nicht  begründet  «),  wenn  gleich  manche  derselben,  z.  B.  Eben- 
bürtigkeit  in  dem  Sinn  der  BundesActe,  und  in  allen  Bundesstaaten  anzu- 
erkennender hoher  Adelstand,  in  anderer  Hinsicht  ihnen  zustehen  können. 
Dahin  gehören  1)  solche,  die  zur  Zeit  der  teutschen  Reichs  Verbindung, 
wenn  gleich  ohne  dingliche,  und  nicht  alle  mit  persönlicher  Reichsunmit- 
telbarkeit,  und  ohne  Landeshoheit,  doch  zur  Ausübung  eines  solchen  Inbe- 
griffs von  Regierungsrechten  ermächtigt  waren,  den  man  damals  vertrag- 
roäsigc,  untergeordnete  oder  subalterne,  oder  auch  reichsmittelbar  unter- 
geordnete Landeshoheit,  Landesherrlichkeit  oder  Regierungsgewalt  (}.  ios,a) 
zu  nennen  pflegte  A>    H)  Auch  diejenigen  gehören  dahin,  die  zwar  mit 
einem  mindern  Umfang  von  untergeordneten  Regierungsrechten  als  die  so 
eben  genannten,  doch  aber  mit  einem  bedeutendem  als  die  Grandherren 
gewöhnlicher  Art,  ausgestattet  sind;  sey  es  als  Rechten  personlicher  un<l 
dinglicher  Reichsunmittelbarkeit  und  Landesherrlichkeit  zur  Zeit  des  teut- 
schen Reichs  c),  oder  kraft  landesherrlicher  Verleihung  neuerer  Zeit 


a)  Ein  ordo  medioxumus,  aufweichen  darum  mit  Ho»m  (rhapsodia  obserratu 
T.  V.  ohs.  618.  n.  5.)  die  Regel  noch  nicht  anzuwenden  seyn  möchte:  «comp» 
ratum  in  classem  ejus  cui  comparatur,  non  in  seuuentem,  esse  collocandum? 

*)  Beispiele:  1)  Das  theils  fürstliche,  theils  gräfliche,  vormals  (seit  seiner  vor 
iB»a  durch  Kursachsen  erfolgten  Exemtion,  ohne  Besitz  einer  reii  hsunmiltelbaren 
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Graf-  oder  Herrschaft,  mithin)  als  Personalst  reich»,  und  kreisstandisebe,  Haus 
Schönburg  hat,  im  Verhältnifs  zu  dem  Könige.  Sachsen,  einen  Bechtszustand, 
welcher  durch  zwei  Recesse  v.  4»  Ma»  i*"4°  (beide  als  Beil.  III  zu  Beil.  /,  zu 
%.  90  der  Protoc.  der  B.Y.  von  1826,  auch  in  v.  Metku's  Staatsactcu,  Bd.  II, 
S.  3i8  ff.  u.  in  dem  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  für  das  Bönigr.  Sachsen,  i835, 
St.  29 ,  S.  596  —  608. )  festgesetzt  ist.  Davon  s.  man  v.  Röjikr's  Staatsr.  u. 
Statistik  des  Kurfurstcnthums  Sachsen,  Th.  II,  S.  73  —  83.  C.  E.  Wusse1« 
Lebrb.  des  h.  sächs.  Staatsr.,  Th.  I,  §.  19,  Th.  D,  §  Sit  —  33 1  u.  S.  546.  C.  M. 
Pisther,  Diss.  juris  publ.,  quo  possestiones  prineipum  ac  comitum  dynastar.  a 
Schoenburg  in  Saxonia  elect.  utuntur,  adumbratio  (Lips.  1800  4.)»  p-  »>•  *qq. 
Ebenda*,  schönburg  Topographie  (Halle  i8ox),  S.  69  ff.  B.  H.  L.  Pölitz,  die 
Regierung  Fricdr.  August 's  K.  v.  Sachsen  (Leipz.  i83o.  8.),  Th.  1,  S,  186 —  190. 
Gencal.  StaatsHandb.  für  1827,  S.  583  f.  Bestätigt  ward  dieser  Rechtszustand 
durch  eine  königlich-sächsische  Declaration  v.  18.  Mai  i8i5,  welche  für  einen 
, Bestandthcil  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  118,  erklärt  ward. 
Blübir's  Acten  des  wiener  Gongr.,  Bd.  VI,  S.  139  ff.,  Bd.  VH,  S.  i55.  Zugleich 
versprach  Sachsen,  die  Vortheile  und  Rechte  anzuerkennen,  welche  dem  Hause 
Schönburg  in  dem  T.  Bund  würden  versichert  werden.  Am  4-  März  1818, 
machte  Schönburg,  in  einer  gedruckten  Denkschrift,  bei  der  B.Y.  den  Antrag 
« auf  Bestimmung  seiner  bei  dein  T.  Bund  auszuübenden  Bcchte  und  \  ortheile, 
« insbesondere  in  Betreff  der  Stimmberechtigung  bei  demselben»;  es  stehe,  fügt 
es  hinzu,  «mit  den  mediatisirteu  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  keineswegs 
«in  einer  Linie».  Als  auch  das  RR.  Sachsen  die  Sache  in  Anregung  gebracht 
hatte,  erfolgte  am  7.  Aug.  1828  der  Bescblufs:  dafs  dem  Hause  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  zu  Schönburg  dieselben  persönlichen  und  Familienrechlc 
und  Vortheile  eingeräumt  würden,  welche  den  im  J.  1806  mediatisirteu,  ehemals 
reichsständischen  Familien  zugesichert  worden.  Durch  einen  von  der  Brone 
Sachsen  mit  dem  Hause  Schönburg  am  9.  Oct.  i835  geschlossenen  Recefs  ward 
festgesetzt:  dafs  die  zeither  zu  Glaucha  als  Appellation«-  oder  ZwischculnsMnz 
bestandene  Gesammtregierung  wegfalle  und  die  Geriehtstellen  und  Lulcrobrigkeilcn 
der  Schönburgischen  Recefshcrrschaften  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter 
den  königl.  Behörden  stehen  sollen.  Für  gewisse  geistliche  Angelegenheiten 
soll  zu  Glaucha  ein  Untcrconsistorium  fortbestehen,  unmittelbar  untergeordnet 
dem  königl.  CultusMinistcrium.  Für  verschiedene  Angelegenheiten,  insbesondere 
fiir  die  dem  Hause  Schönburg  überlassene  Erhebung  der  Steuern  u.  a.  Abgaben, 
soll  eine  Schönburgischc  Gesammtcanzlei  bestehen.  Aus  seiner  gemeinschaftlichen 
Steucrcasse  zahlt  Schönburg  jährlich  1000  Bthlr.  an  die  Staatscasse,  zu  Unter- 
haltung der  Breisdirection  und  des  BczirkAppellationsGcrichts.  Die  Häupter 
der  furstl.  Linie  haben  das  Prädicat  «Durchlaucht»,  die  der  gräflich?n  «^Erlaucht». 
Dieser  Recefs  steht  in  dem  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  für  das  Bönig  .  Sachsen, 
i835,  St.  29,  S.  610  —  634.  Uebersicht  seines  Inhaltes,  in  Rlübfr's  Oucllcnsainin- 
lung.  a.  a.  ö.  Man  s.  auch  Lud.  Psaxicrs  Progr.  quaestionum  de  jure  publico 
germ.  particula  prima.  Hai.  1828.  4-  A.  YV.  Heffteh's  Beiträge  zum  t.  Staats- 
u.  Fürstenrecht,  I.  Licfer.,  S.  3i6  ff.  Ein  k.  k.  östreichisches  HofkanzleiMiniste- 
rialschreibcn  v.  8.  Nov.  1825  (Nachtrag  au  dem  oben  §.  3o3  angef.  v.  7.  Oct. 
dess.  J.)  verordnet:  dafs  dem  jedesmaligen  Chef  einer  jeden  der  beiden  Schön- 
burgischen  Hauptlinien  Waldenburg  und  Hartenstein  das  Prädicat  Durchlauchtig- 
Hochgebohrner  in  der  Anrede,  u.  Durchlaucht  im  Context  gegeben  werden 
solle.  —  2)  Das  gräfliche,  vormals  reichsständische  Haus  Stoiber  g,  a)  wegen 
der  nicht  reichsständischen  Grafschaft  Hohnstein  im  Bönigr.  Hannover  (§.  102,  a), 
b)  wegen  der  Grafschaften  Wernigerode  (%.  102,  a),  und  c)  Stoiber/*,  beide, 
seit  1815,  in  k.  preußischem  Gebiet.  Von  der  Grafseh.  Wernigerode  s.  Hrrr- 
ttr's  augef.  Beiträge,  S.  329.    Von  Stolberg  S.  Weiss*  «.  n.  O.,  Th.  I,  $.  23, 

32* 
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u.  HsrrTHR,  8.  83«.  —  3)  HessenRhemfelsRothcnburg ,  wegen  der  so  genannten 
niederbessischen  oder  rothenburgischen  Quart  in  Kurhessen.   Oben  $.  loa,  a.  De 
cisioncs  Hasso-Cassel. ,  T.  II.  dec.  a85.  n.  3.    Marths»  recueil,  Supplem.  VII 
33i ,  VE  i58.  Hefftki*»  angef.  Beiträge,  S.  3oi  ff.  —  4)  Schieurtburg Rudolstadt, 
wegen  des  Amtes  Ilm  unter  sachsen-gothaischer  Hoheit.    Man  s.  die  &.  gothaische 
Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  r.  1818,  §.  ao.  —  5)  Hohenlohe,  die  neuen- 
steinische  Hauptlinie,  wegen  der  obern  Grafschaft  Gleichen,  unter  sachsen-gotha- 
ischer  Hoheit.  —  6)  Graf  von  BmUnck,  wegen  der  Edeln  Herrschaft  Varel 
unter  oldcnburgischer  Hoheit,  s.  Klübkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  DI, 
S.  56i  ff.  u.  5?a  ff.    Wixhopt's  rhein.  Bund  XV,  429.  XVHI.  449.  —  r)  Solms- 
JVHdcnjels,  wegen  der  Herrschaft  tFildenfcls  unter  k.  sächsischer  Hoheit,  v. 
Röua  a.  a.  O.  Th.  BT,  S.  140.  —   Aehnlichc  Verhältnisse  Schwär  zburgSondert- 
hauten*  zu  S.  Weimar  und  Prcufsen  (vorhin  Kursachsen,  Weisse  a.  a.  O.,  Th.  I, 
§.  31)  sind  durch  Ucbcreinkunft  aufgehoben,  die  ersten  1811,  die  andern  1816. — 
Die  Herrschaft  Broich  an  der  Ruhr  (»819  mit  i3,8n  Einw.  auf  mehr  nicht  als 
Yt  QM.)  eine  Herrschaft,  wenn  gleich  nicht  reichsunmittelbar,  doch  mit  sehr 
bedeutenden  Vorrechten,  ehchin  unter  grofshcrsoglich-bergischer  Hoheit,  anfangs 
den  Dynasten  von  Broich  bis  137a,  dann  den  Grafen  zu  Limburg  aus  der 
hohenlimburger  Linie  bis  1908,  hierauf  der  Familie  von  Daun,  Grafen  zu  Falken- 
stein,  bis  168a,  endlich  dem  gräfl.  Hause  Leiningen  u.  Dachsburg  gehörend, 
aus  welchem  sie  zuletzt  bis  1818  eine  an  den  (178a  verstorbenen)  Prinzen  Georg  l 
von  HessenDarmstadt  vermählte  Erbtochtcr  besafs,  von  welcher  dieselbe  auf 
deren  zweiten  (i83o  verstorbenen)  Sohn  Georg  überging.   Obgleich  Broich  in 
der  rhein.  BundcsActe,  Art.  a4?  als  Standesherrschaft  dem  Grofsherzog  von 
Berg  untergeordnet  ward,  so  wurden  doch  von  diesem  standesherrliche  Rechte 
der  Besitzerin  nicht  eingeräumt,  vielmehr  alle  Regierungsrechte  ihr  entzogen; 
erst  seit  dem  1.  April  1816  erhielt  sie  von  Prcufsen  wieder  die  CivilGericht-  1 
barkeit  erster  Instanz.  —   S.  auch  die  Badischen  Verordnungen,  betr.  den 
Rechtszustand  der  gräfl.  Langensteinischenhcsitzungen,  v.  a5.  Juni  i8a5  u.  3i. 
Dec  i833;  in  dem  bad.  Regier.  Bl.  i8a5,  St.  i5,  u.  i834,  St.  1.  I 
•  )  Als  Beispiele  mögen  dienen:  1)  das  CondominatAmt  MayscJwid,  bestehend  aus 
den  Kirchspielen  Isenburg  und  Grofsmay scheid,  (1818  mit  14^6  Einw.)  in  dem 
preufs.  Regierungsbezirk  Gobienz,  dem  Fürsten  voii  Wied  und  (nach  i8aa)  dem 
Grafen  von  Walderdorf  gehörig,  ehehin  Bestandteil  der  nichtrcichsständischen,  f 
aber  zu  Kreisstandschaft  im  kurrheinischen  Kreis  berechtigten  Grafschaft  Nieder- 
benburg, seit  1664  davon  getrennt,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reich«. 
u.  kreisständisch  noch  reichsritterschaftlich,  dennoch  beitragpflichtig  zu  Kammer-  1 
zielen.   In  Folge  der  rheinischen  BundesActc  kam  es  1806  unter  nassauischo 
Hoheit,  i8i5  unter  preufsische.     Das  jetzige  Rech  tsverhält  11  ifs   ist  bestimmt  I 
durch  einen  Recefs  vom  «9.  Mai  i8a6,  zwischen  Prcufsen  und  dem  Fürsten  von 
Wied,  der  auch  den  Wald  erdorfischen  Antheil  erworben  haben  soll.  —  a)  Schlofs 
und  Flecken  Schwarza  (1816  mit  934  Einw.  in  109  Häusern),  im  preufs.  Antheil 
der  Grafschaft  Henneberg,  dem  gräflichen  Hause  Stolbcrg Wernigerode  gehörend* 
war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs-  und  kreisstäudisch  noch  reichsritter- 
schaftlich, auch  in  der  neuern  Zeit  nicht  reichs-  und  kreissteuerpflichtig,  frü- 
her, wie  es  scheint,  Zugehör  der  Grafschaft  Henneberg,  von  welcher  es  i549 
durch  eine  Erbtochter  an  Stolberg  kam,  seit  i35o  würzburgisches  aufgetragenes 
Erb-  und  PatrimonialLehn.    Von  seiner  Geschichte  und  seinem  Rechtszustande 
s.  m.  Klüsbb's  Abhandlungen,  Bd.  B,  S.  3i8.  —  3)  Die  Herrschaft  Schaven  (*/• 
0_M»,  im  J.  1800  mit  ungef.  1100 Einw.),  bei  Halberstadt,  im  preufs.  Regierungs- 
bezirk Magdeburg,  der  freiherrlichen,  nun  gräflichen  Familie  v.  Grote  gehörig, 
war  weder  reichs-  und  kreisständisch,  noch  reichsritterschaftlich,  aber  reichsun- 
mittelbar.  Die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  43,  erklärte  solche  für 
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einen  Bestandteil  der  preufs.  Monarchie.  —  Solche  ehehln  relchtunmittclbarc, 
aber  weder  reichs-  und  kreisständische  noch  reichsritterschaftliche  Besitzungen, 
sind  auchi  das  furstl.  Trautmannsdornschc  (181a  an  den  geh.  Rath  v.  Feder,  von 
diesem  an  das  fürstliche  Haus  LÖwenstein-Wertheim-Freudenberg  verkaufte, 
von  Kaiser  Franz  IL  zu  einer  gefürsteten  Grafschaft  erhobene)  Dörfchen  Umpfen- 
baeh,  bei  Miltenberg  am  Main,  im  J.  1810  mit  nur  188  Einwohnern;  (Bbaueb's 
Beitr.  zu  einem  Staatsr.  der  r  Ii  ein.  Bundesstaaten,  8.67  u.  199);  das  v.  Kanne'sche 
Rittergut  Liebau  bei  Coburg;  das  freiherrl.  v.  Kurzrockische  freie  Gut  Wellings- 
büttel, im  Herzogthum  HoIsteinGlückstadtj  das  FreischulzcnGut  Wisch,  an  der 
mecklenburgischen  Grenze,  ehehin  (1791)  dem  {Fürsten  von  Hessenstein  gehö- 
rend. —  Die  als  Bestandteil  der  preufsischen  Monarchie  in  der  wiener  Con- 
grefsActe,  Art.  43,  (auch  in  der  rhein.  BundesActe,  Art.  »4)  genannte,  fürstlich- 
und  graflich- H aiz/e Idtische  Herrschaft  Wildenburg ,  an  der  Sieg,  im  Jahr  1816 
mit  1614  Einw.  auf  ungefähr  a  QM.,  bis  1418  eine  Besitzung  der  Dynasten  von 
Wildenberg,  war  reichsritterscbaftlich.  Vereinigt  mit  der  angrenzenden  furstlich- 
Hatzfeldtischen ,  ehehin  unter  KurcÖln  landsa'ssigen ,  Unterherrschaft  Schönstem 
(i8t5  mit  1576  Einw.),  ward  dieselbe,  durch  eine  königL  CabinetOrdre  v.  9.  Juni 
1821,  von  Preufsen  zu  einer  Standesherrschaft  erhoben,  unter  dem  Namen  Wil- 
denburgSekönstein ,  doch  mit  ausdrücklicher  Ausnahme  desjenigen,  was  in  der 
teutschen  BundesActe  für  Standesherren  festgesetzt  ist,  in  Absicht  auf  Eben- 
bürtigkeit und  Hoffnung  zu  CuriatStimmrecht  in  dem  Plenum  der  Bundesver- 
sammlung. Wegen  derselben  erhielt  der  Fürst  von  Hatzfeldt  eine  VirilStimme 
in  dem  ersten  Stand  der  rhein.  ProrinzialStände,  durch  Verordn.  v.  t5.  März 
i8»5,  in  der  preufs.  Gesetzsamml.  i8a5,  St.  V. 
d)  Vergl.  oben  $.  3i5  u.  317. 


§.  519.  (Neu.) 

Anhang. 

Hechtsxustand  der  Freien  Herrschaft  Kniphausen,  im  Beste  des 

Grafeti 


I)  Eine  Anomalie  in  dem  teutschen  Staaten-  und  Bundesrerhaltnifs, 
einzig  in  ihrer  Art,  einen  so  genannten  halbsouyerainen  Staat,  anter  dem 
Schutz  des  Teutschen  Bundes,  bildet  jetzt  in  gräflich -  Bentinckischem 
Besitz,  die  Freie  Herrschaft  Kniphausen  «).  Durch  sie  und  die 
unter  oldenburgischer  vertragmäsiger  Oberhoheit  stehende  Edle  Herrschaft 
Varel  nebst  Zugehorungen,  wie  auch  verschiedene  aufserhalb  beider  gelegene 
Grundguter  oder  grundherrliche  Domänen,  alle  in  gleichem  Besitz  und 
Genufs  desselben  Inhabers,  wird  das  gräfliche  Aldenburgische  Fami- 
lien Fid ei commifs  *)  dargestellt.   II)  Frei,  wie  alle  Friesischen  Lander, 
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bis  in  das  i6.  Jahrhundert,  von  der  Oberherrschaft  des  teutschen  Reichs 
dann  aber  diese  stillschweigend  anerkennend,  war  Kniphausen  weder  reichs- 
und  kreissländtsch —  daher  rcichs-  und  Kreissteuerfrei,  frei  von  Mannschaft  - 
Stellung  zu  dem  Reichskriegsheer ,  auch  in  dem  Interregnum  frei  von  der 
Gerichtbarkeit  der  Reichsvicarien — ,  noch  reichsritterschaftlich ,  wohl  aber 
reichsunmittelbar  mit  Landeshoheit  und   Reichsfreiheit;  auch  waren  die 
kniphauser  Flagge  und  Seeschiftpässe  auf  dem  Weltmeer  geachtet.  Zu- 
gleich war  diese  rcichsfreie  Herrschaft  ein  aufgetragenes  Lehn  des  herzog- 
lich-burgundischen Lehnhofs  zu  Brüssel,  bis  17971  wo   sie  appropriirt 
ward  c).     III)  Bei  Auflosung  der  Reichsverbindung  souverain  geworden, 
ward  sie,  durch  den  französisch -holländischen  Staatsvertrag  vom  11.  Nov. 
1807,  der  Staatshoheit  des  Königs  von  Holland  standesherrlich  (§.  86,  a\ 
dann  durch  das  französische  SenatusConsult  vom  i3.  Dec.  1810  der  kaiser- 
lich-französischen Staatshoheit,  mit  Anerkennung  nur  der  gräflich -Ben tincki- 
schen  Eigenth  um  rechte  (§.  86,  c),  untergeordnet,  und  dem  Verwaltungs- 
bezirk Jever  beigefugt.    IV)  Nach  Verdrängung  der  französischen  Herr- 
schaft in  dem  Befreiungskrieg  im  Herbst  18 13,   gelangte  daselbst  Graf 
Bentinck  auf  etliche  Wochen  wieder  zum  Besitz  politischer  Unabhängigkeit. 
Aber  am  2  5.  Nov.  18 13  nahm  ein  mit  einer  Heerschaar  vorüberziehender 
russischer  Generals  im  Namen  seines  Kaisers,  irrthümlich  provisorischen 
Militär-  und  CivilBesitz  von  Kniphausen,  die  Verwaltung  dem  benachbarten 
Herzog  von  Oldenburg  übertragend,  der  bis  um  die  Mitte  des  J.  1826  sich 
in  dem  Besitz  derselben  behauptete,  so  sehr  auch  der  Graf,  besonders  auf 
den  Congressen  von  W7ien  und  Aachen,  davon  frei  zu  werden,  sich  bestrebt 
hatte.    V)  Der  wiener  Congrefs  hatte  über  den  Rechtszustand  dieser  Herr- 
schaft nicht  verfügt    Zu  einer  standesherrlichen  Unterordnung  derselben 
sich  nicht  befugt,  aber  volle  Souverainetät  einer  so  kleinen,  durch  eine 
für  SeeschiffTahrt  günstige  Rhede  mit  dem  W7eltmeer  unmittelbar  in  Ver- 
bindung stehenden  Besitzung  ihrer  Politik  nicht  geraäfs  erachtend,  trach- 
teten die  auf  dem  Congrefs  zu  Aachen  1818  versammelten  Mächte,  auf 
einem  Mittelweg  ein  Staatsverhältnifs  zu  begründen,  welches  den  Regenten 
Kiphausens  dem  Standpunkt  unter  den  Beherrschern  völlig  souverainer 
Staaten  entrückte,  ohne  ihn  zu  irgend  einem  derselben  in  unterthanschuft- 
liches  Verhältnifs  zu  setzen.  VI)  Zur  Ausführung  kam  diese  Willensmeinunj 
durch  einen  Vertrag  («Abkommen»  betitelt)   vom  8.  Juni  182a 
geschlossen  zu  Berlin  zwischen  dem  Grafen  Wilhelm  Gustav  Friedrich 
Bentinck  (ohne  Zustimmung  seiner  Familie  und  der  übrigen  in  der 
Note  b  genannten  SuccessionsBerechtigten )  und  dem  Herzog  von  Olden- 
burg, unter  russischer  und  preufsischer  Vermittlung,  der  zuletzt  auck 
Oestreich  beigetreten  war.    Garantirt  ward  solcher  von  dem  Teutschia 
Bund;  doch  mit  Vorbehalt  der  Rechte  Dritter,  nachdem  des  genanntes 
Grafen  Bruder  Johann  Carl  seine  agnatischen,  und  Sachsen- W  eimar-Eisenack 
die  Rechte  Dritter,  insbesondere  die  durch  die  unten  (Note  6)  erwähn* 
FideicommifsConstitution  von  1 663  begründeten  (der  SuccessionsBerachtig- 
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ten),  wider  jenen  Vertrag  bei  der  Bundesversammlung  ausdrucklich  vorbe- 
halten hatten  «).    VII)  Nach  dieser  Uebereinkunft ,  steht  i)  Kniphausen 
dermal,  als  ein  «besonderes  Land»  unter  dem  Schutz  des  Teut- 
schen  Bundes/}«  und  mittelbar  in  Verbindung  mit  solchem;  es  «ge- 
hört zu  den  teutschen  Bundeslanden » ,  gibt  aber  die  nach  dem  angenom- 
menen Verha'ltnifs  ihm  obliegenden  Bundesmatricularl<eistungen ,  Geld  und 
Mannschaft ,  an  Oldenburg.    Die  Grundverträ'ge  und  Beschlüsse  des  Bun- 
des, haben  dort  Kraft  und  Gültigkeit,  wie  «in  den  übrigen  Bundesländern»* 
« In  Folge  dessen  » ,  heifst  es  im  3.  Art. ,  «  versteht  sich  von  selbst ,  dafs 
unter  dem  Titel  der  ehemaligen  Reichsgesetzgebung  keine  besondern  Rechte 
auf  Oldenburg  übergehen;  da  die  ehemalige  Reichsgesetzgebung  nur  in  Er- 
lassung neuer  Ordnungen  und  Gesetze  im  Reiche,  mithin  solcher  Gesetze 
sich  äufserte,  welche  allgemein  für  die  Reichsunterthanen  verbindliche 
Kraft  haben  sollten,  Bestimmungen  aber,  welche  mit  solchen  Ordnungen 
und  Gesetzen  überhaupt  zu  vergleichen  sind,  gegenwärtig  nur  bei  dem 
Bundestage  verhandelt  und  vereinbart  werden  können»  (?).    2}  Die  Herr- 
schaft, der  oben  genannte  Graf  und  seine  Familie,  sind  der  «Hoheit»  (nicht 
des  Herzogthums,  sondern)  des  Herzogs,  seit  1829  Grofsherzogs ,  von  Ol- 
denburg untergeordnet,  «jedoch  nur  so,  wie  sie  vorhin  bei  Kaber  und 
Reich  gewesen  ist».    Dagegen  liegen  dem  Herzog,  jetzt  Grofsherzog,  die 
Pflichten  der  vormaligen  Reichshoheit  ob.    3)  Wie  in  der  Zeit  des  teut- 
schen Reichs,  haben  der  Graf  und  seine  Familie  die  personlichen  Rechte 
und  Vorzüge,  ist  er  Landesherr  und  hat  die  Landeshoheit,  insbesondere 
die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Justizgewalt,  auch  das  Recht  der  be- 
sondern Flagge.    4)  Wo  in  CivilStreitigkeiten  die  Reichsgerichte  compe- 
tent  waren,  ist  es  jetzt  —  auch  in  Privatsachen  des  Grafen  und  der  Glie- 
der seiner  Familie,  und  in  Klagesachen  kniphauser  Unterthanen  wider  den 
Grafen  oder  dessen  Behörden,  als  Obrigkeit,  —  das  Ober  Appellationsge- 
richt zu  Oldenburg,  aus  besonderem  ihm  von  dem  Grofsherzog  ein-  für 
allemal  erlheiltem  Auftrag.    Wo  in  CriminalSachen  weitere  Verteidigung 
Statt  findet,  werden  diesem  Gerichte  die  Acten  zu  Abfassung  des  Unheils 
zugesendet,  die  Urtheile  aber  von  dem  kniphausenschen  Gerichte  publicirt. 
Dasselbe  Gericht  ist  Schiedsrichter  —  doch,  auf  Verlangen  des  Grafen, 
nach   eingetretener  Spruchreife,  zu  Acten  Versendung  verpflichtet  —  bei 
«allen  in  Beziehung  auf  Kniphausen  zwischen  dem  Grofsherzog  und  dem 
Grafen  oder  seiner  Familie  vorkommenden  Streitigkeiten,  welche  die  Aus- 
legung dieses  Vertrags,  oder  den  Umfang  und  die  Natur  der  dem  Grofs- 
herzog übertragenen  Hoheit  und  der  dem  Grafen  zustehenden  Rechte,  im 
gegenseitigen  Verha'ltnifs  zu  einander  an  sich  oder  in  ihrem  Princip,  ab- 
gesehen von  der  Erfüllung  der  daraus  auf  Seite  des  Grafen  entspringenden 
Verbindlichkeiten,  worauf  die  Amtstätigkeit  des  Fiscals  sich  bezieht,  zum 
Gegenstand  haben»  (sie!).    Die  Execution  der  Richtersprüche  wider  den 
Grafen,  geschieht  unter  der  obem  Leitung  des  O.A.Gerichts.  Unbeschadet 
seiner  landesherrlichen  Rechte,  erklärte  der  Graf,  in  Absicht  auf  indirecte 
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Abgaben,  »ich  bereit  zu  einer  Vereinbarung  über  gewisse  Gleichförmigkeit 
mit  Oldenburg.  5)  Als  Wächter  für  Erhaltung  guter  gemeiner  Ordnung, 
und  für  Erfüllung  der  durch  diesen  Vertrag  von  dem  Grafen  übernomme- 
nen Verbindlichkeiten,  ist  ein  Fiscal,  nach  Art  des  vormaligen  Reichsfiscals, 
bestellt,  den  der  Grofsherzog  aus  drei  von  dem  Grafen  vorgeschlagenen 
oldenburgischcn  Beamten  ernennt.  6)  Vermöge  der  übernommenen  Ga- 
rantie, soll  der  Teutsche  Bund  auf  Erfüllung  der  in  diesem  Vertrag 
enthaltenen  Bestimmungen,  insbesondere  bei  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Grofsherzog  und  dem  Grafen,  achten,  und  defswegen  dem  Grafen  der 
Ree urs  an  die  Bundesversammlung  offen  stehen.  7)  In  Beziehung 
auf  auswärtige  Verhältnisse,  werden  «die  Interessen  des  Grafen  und 
seiner  Unterthanen  bei  andern  (zu  dem  Teutschen  Bunde  nicht  gehörenden) 
Staaten  unter  dem  Schutz  des  Bundes  durch  den  Souverain  vertreten, 
welchem  die  dem  Kaiser  und  Reich  zugestandene  Hoheit  über  Kniphausen 
eingeräumt  ist».  —  Bei  der  aus  der  Natur  des  gewählten  gegenseitigen 
Verhältnisses  hervorgehenden  Entwiekelung ,  insbesondere  der  breiten 
Grundlage  ehemaliger,  durchaus  weder  genau  bestimmter,  noch  unbestrit- 
tener, teutscher  Reichsvcrhältnisse,  und  bei  der  Unbestimmtheit  und  Un- 
klarheit mancher  Vertragbestimmungen  f),  ist  mehr  zu  wünschen  als  zu 
hoffen,  dafs  diese  Vereinbarung  nicht  eine  Quelle  von  Reibungen  und  Strei- 
tigkeiten seyn  möge.  —  In  Folge  eines  kaiserlichen  Privilegiums  vom  i5. 
Juli  i653  A)  steht  dem  Besitzer  das  Münzregal  zu,  welches  derselbe 
seitdem,  auch  nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ausgeübt  hat. 

a)  Sonst  auch  Herrliehhit  genannt;  eine  alte  Reichsherrschaft  (dynastia  imperii),  am 
Ausflufs  der  Jahde  in  die  Nordsee,  auf  der  Landseite  von  der  Herrschaft  Jever 
umschlossen,  im  Jahr  i8a3  mit  »85o,  Einwohnern  auf  o,85  QM.  In  dem  Beschlufs 
der  B.V.  vom  3o.  April  ist  die  Einwohnerzahl  provisorisch  angenommen  zu 
3,949,  und  die  dem  grofshcrzogl.  oldenburgischen  BundesContitigente  beizufugende 
Mannschaftstellung  festgesetzt  auf  29  Mann  Infanterie,  ohne  Reserve.  —  Uebcr 
die  Geschichte  und  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  Herrlichkeit  Kniphauscn, 
dann  der  edeln  Herrschaft  Varel ;  s.  man  Klüber's  Acten  des  wiener  Congrcsses, 
Bd.  HI,  S.  553  fü  {Ebendess.)  Rechtliche  Ausführung  der  väterl.  Ebenbürtigkeit 
u.  familienndeicommissar.  Successionsfähigkeit  der  Herren  Reichsgrafen  W.  Fn 
G.  A.  u.  F.  A.  Bentinck  (Varel  i83o.  8.)  §.4— »4»  S.  »4~ 3a,  Elendes*.  Darstell. 
in  dem  unten  angef.  Genealogischen  StaatsHandbuch  für  1837,  Art.  Bentinck. 
Auch  F.  A.  Biuvs  Minerva,  für  i8a5,  Bd.  IV,  S.  463— 480. 

h)  Ein  agnatisches  und  subsidiarisch  auch  cognatisches  Familien  Fi  deicommifs,  mit 
dem  Vorzug  der  Erstgeburt,  gestiftet  von  Anton  Günther,  letztem  Grafen  von 
Oldenburg  und  Delmenhorst,  durch  eine  FideicommissConstitution  in  seinem  Tes- 
tament von  i663,  Art.  40,  zunächst  für  seinen  unehelichen,  von  dem  Raiser  1646 
legitimirten,  dann  zum  Freiherrn,  und  i653  zum  Grafen  von  Aldenburg  erho- 
benen Sohn  Anton  und  alle  dessen  Nachkommen.    Das  Testament  steht  in  Joh- 
Just.  WmEULiaB's  oldenburgischen  Friedens-  und  der  benachb.  Orten  Kriegs- 
handlungen (Oldenburg  1667,  auch  1671.  Fol.),  S.  553 — 576.  —  Nachdem  An- 
ton's  L  Mannstamm  mit  dessen  Sohn  Anton  II.  1738  erloschen  ist,  sind  zu  der 
FideicommifsSuccession  in  Kniphausen,  nach  Erstgeburt  berechtigt:  I)  Die  Mit- 
glieder des  gräflichen  Aldenburgi sehen  Weib er stamme s  (Hübksh's  genealog.  Tab., 
Tab.  ai6),  aus  welchem  jetzt  die  Grafen  Bentinck  (AJdenburgBentinck),  abstaut- 
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mcna  toh  Anton's  II  Erbtochter,  Gemahlin  des  173a  ia  den  Reichsgrafenstand 
.  erhobenen  Wilhelm  v.  Bcntinck,  eines  Niederländers,  im  Berits  sind}  II)  die 
dem  Aldenburgischen  Stamm  Substituten:  1)  die  Mitglieder  des  Weiberstammes 
des  1667  verstorbenen  Fürsten  Johann  Ton  AnhaltZerbst  (Hübukh,  Tab.  i3g),  in 
und  aus  den  Regentenhuusern  S.  WeimarEiscnach  und  Rufsland;  2)  die  Mit- 
glieder des  Hauses  Holstein;  a)  die  ältere  oder  dänische  Hauptlinie,  d)  sowohl 
die  in  Dänemark  regierende,  /J)als  auch  die  Linien  Sonderburg,  (blühend  in  den 
SpecialLinien  Augustenburg  und  Beck),  und  Glücksburg  in  dem  Weiberstamm, 
blühend  in  der  fürstlichen  Familie  BentheimSteinfurt;  b)  die  jüngere  oder  got- 
torpische  Häuptlinge,  und  «war  a)  der  ältere  Ast,  in  und  aus  dem  kaiserlich- 
russischen  Hause,  und  ß)  der  jüngere  Ast  (HolsteinEutin),  nämlich  das  bis  1809 
in  Schweden  regierend  gewesene  Haus,  und  das  in  Oldenburg  und  Eutin  regie- 
rende Haus.  —  Die  dreifache  Verschiedenheit  der  Bestand  theile  des  Aldenburgi- 
schen FamilicnFidcicommisses ,  und  der  danach  geordneten  Succession  der  Sub. 
stituirten,  so  wie  die  hier  in  Betracht  kommenden  Venvandsehaftverhältnisse 
habe  ich  entwickelt  in  dem  Genealogischen  StaatsHandbuch  für  1827  (Frankf. 
1827.  a),  Art  Bentinck,  S.  286  ff. 
c)  Der  erste  Leknaußrag  geschah  x532,  um  sich  Schutz  wider  den  Grafen  von  Ost- 
friesland zu  verschaffen,  von  den  unvermählt  gestorbenen  Fräulein  Schwestern 
Anna  und  Marie,  Erbherrinnen  von  Jever.  Schwxdkb's  Theatr.  praetens.  \L  18 
u.  21.  Ein  sweiter  Lchnauftrag  erfolgte  im  Jahr  1667,  wo  Graf  Anton  Günther 
von  Oldenburg,  gemeinschaftlich  mit  seinem  natürlichen,  durch  kaiserL  Rescript 
legitimirten  Sohn,  dem  Grafen  Anton  L  von  Aldenburg,  Kniphausen,  dem  König 
Carl  YL  von  Spanien,  als  Hersog  von  Brabant,  su  Lehn  auftrug,  und  solches 
von  ihm  als  neues  Lehn  wieder  erhielt.  Die  ange£  Rcchtl.  Ausführung,  §.  8. 
Diese  Lchnverbindung  erlosch  unwiderruflich,  als  das  zur  Lehuhcrrlichkeit  be- 
rechtigte Hcrzogthuin  Burgund  durch  den  Frieden  von  Campo  Formio  »797, 
und  überdiefs  auch  das  lehnpflichtige  Kniphausen,  durch  das  frans.  Senatus* 
ConsuJt  v.  i3.  Dec.  1810,  mit  Frankreich  vereinigt  ward,  dessen  Gesetze  jeden 
FeudalNexus'für  vernichtet  erklärten. 
<T)  Dieser  Fertrag  ist  abgedruckt  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  18.  Aug.  1825,  als 
Beilage  zu  §.  92,  Bd.  XVH,  S.  i37  u.  in  Martkss  recueil,  Suplcm.  T.  X,  p.765. 
Französisch  übersetzt  steht  er  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3o  aoüt  1825.  — 
Durch  ein  Patent  v.  10.  Juli  1826  (als  Beilage  2,  in  <L  Protoc.  der  B.  V.  v.  »5. 
Jan.  1827,  §.  7,  Bd.  XIX,  S.  16)  machte  der  Herzog  von  Oldenburg  solchen 
nach  seinem  ganzen  Inhalt,  insbesondere  den  Einwohnern  der  Herrschaft  Knip- 
hausen, bekannt,  und  versicherte  dieselben  seiner  «oberherrlichen»  Gnade. 
Man  s.  auch  Protoc.  der  B.  V.  v.  23.  Jan.  1827,  §.  7,  Bd.  XK,  S.  6  u.  16. 
Bosch lufs  der  B.  V.  v.  9.  März  1826,  §.  3o  des  Protocolls:  «daß 'der  Bund  in 
diesem  ganz  eigenen  und  desondern  Falle  die  Garantie  ....  um  so  bereitwilliger 
übernehme,  als  dadurch  weder  das  unmittelbare  Verhältnils  Oldenburgs  zum 
Bunde  eine  Aenderung  erleide,  noch  auch  dem  wohlbegründeten  Rechte  Dritter 
Eintrag  geschehen  solle».  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  XVIU,  S.  74.  Die  sämmtl.  Ver- 
handlungen bei  der  B.  V.  findet  man  in  den  Protorollen  derselben  v.  18.  Aug. 
1825,  §.  92;  v.  26.  Jan.,  3.  Febr.,  2.  u.  9.  Mär«  1826;  §.  7,  10,  24  u.  3o;  Bd. 
XVn,  S.  87;  XVÜT,  S.  8,  49,  63  u.73.  —  In  einem  SeparatProt.  wurden  von 
der  Curie  der  16.  Stimmebesondere  Bemerkungen  hinzugefügt,  laut  des  öffentli- 
chen Protocolls  v.  3.  Febr.  1826,  $.  10,  Bd.  XVULS.  5i.  Die  sachsen-weimarische 
Rechtsverwahrung  steht  §.  7  des  Protoc  v.  1826,  Bd.  XV  Iii,  S.  8. 
In  dem  Eingang  des  Abkommens  wird  gesagt:  der  Graf  habe  gewünscht,  «den 
Schutz  des  Teutschcn  Bundes,  wie  früherbin  des  teutschen  Reichs,  zu  geniefoen.» 
Proben  liefern  die  in  dem  königl.  sächsischen  Votum,  in  dem  Protocoll  der 
B.  V.  (Bd.  XVIII,  S.  49-5»)  enthaltene  Critik,  und  Klüber's  Abhandlungen. 
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Bd.  I,  S.  ai4  ff  Vergl.  auch  A.  W.  H«rrrsa#  Beiträge,  L  Liefer.,  S.  366  ft, 
die  Noten. 

Ä)  In  MosJta's  teutsch.  Staatsrecht,  Th.  XXII,  S.  37a— 374-  Auch  in  v.  Meuuiä'»  ActL 
comitiaL  RatUbon.  T.  L,  p.  91t. 


V.    C  A  P  I  T  E  L. 
Die    Grundherr«  u. 


§.  320.  (241.) 

Grundherren,  GrundherrUchkeU-  Verschiedene  Arten  der  Grundherren. 

Uebersicht  des  Capitels. 

I)  Die  Grund-,  Gut-  oder  Patrimonial-Herren  sind  Grund- 
eigenthümer,  adeliche  oder  nicht  adeliche,  physische  oder  moralische«) 
Personen,  -welche  sowohl  für  ihre  Person,  als  auch  für  ihre  grundherr- 
lichen Besitzungen  *),  besondere  Rechte  geniefsen;  theils  weniger,  theils 
geringere,  als  die  Standesherren  c).  II)  Der  Inbegriff  dieser  besondern 
Personal-  und  RealRechte  heifst  Grund-,  Gut-  oder  Patrimonial- 
Herrlichkeit  <0.  III)  In  mehreren  Bundesstaaten,  findet  man  verschie- 
dene Arten  von  Grundherren:  1)  in  Bundesstaaten  auf  der  rechten 
Seite  des  Rheins,  a)  theils  solche,  die  bei  Auflösung  der  teutschen  Reichs- 
yerbindung,  nebst  ihren  Besitzungen  schon  landsässig  oder  reichs- 
mittelbar b)  theils  solche,  die  damals,  nebst  ihren  Besitzungen,  zwar 
nicht  mit  Reichsstandschaft  versehen,  aber  doch  reichsunmittelbar  /) 
waren;  2)  in  Bundesstaaten  auf  der  linken  Rheinseite,  a)  solche,  die  vor 
der  durch  den  lüne viller  Frieden  (1801)  erfolgten  Abtretung  an  Frankreich, 
landsässig,  und  b)  andere,  welche  damals  reichsunmittelbar  waren. 
IV)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren  ist  festgesetzt,  theils  allge- 
mein (dieses  für  die  vormals  reichsunmittelbar en  Grundherren,  theils 
auf  der  rechten,  theils  auf  der  linken  Rheinseite,)  durch  die  teubebe 
BundesActe,  theils  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten  staats- 
gesetzlich, zum  Theil  auch  vertragma'sig,  und  zwar  nicht  selten  auf 
verschiedene  Weise.  Von  beiden  Arten  von  Bestimmungen,  ist  hier  m 
handeln. 

•)  Auch  Gemeinheiten  oder  Körperschaften  (Corporationen),  geistliche  und  welük-br, 
bc Enden  sich  hie  und  da  unter  den  Grundherren.  Vfürtcmb.  Verfas».  Vertrag 
181a,  §.  39  ff. 


■ 
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*)  Herrschaften,  Grundherrsekaften,  Gebiete,  Bezirke,  Rittergüter,  Güter,  Höfe, 
Sattelhöfe,  Orte,  lehnbare  und  allodiale. 

Vergl.  Brauers  Beiträge  zu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
S.  199.  —  Ungeachtet  der  stets  fortschreitenden,  strengern  und  bestimmtem 
Ausbildung  der  teutschen  Landeshoheit,  befanden  sich  doch  vielfältig,  in  fast 
allen  teutschen  Staaten,  landsässige  Unterobrigkeiten ,  sowohl  ansehnliche  Grund- 
eigentümer und  Gemeinheiten,  als  auch  wenig  begüterte,  adeliehe  und  nicht  ade- 
liche Gerichtsherren,  fortwährend  in  dem  Besitz  der  Ausübung  und  Benutzung 
einer  Reihe  von  niedern  oder  vcrleihbaren  Regalien  (§.  102).  Von  dieser  Art 
sind  z.  B.  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkcit,  niedere  Ort-  oder  Bezirk- 
Polizei,  jus  fisci  minus,  Aufnahme  neuer  Unterthanen,  Judenschutz,  Industrie- 
Coucessionsrecht  (§.  461),  Forst  und  Jagdgerechtigkeit,  niederes  Wasser-  und 
Bergwerk regal,  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  überhaupt  die  sogenannten  benutz- 
baren oder  FinanzRegalien  {$.  99  b,  u.  353),  die  man  als  eilten  Ausflas*  oder 
Anhang  dieser partkuldren,  untergeordneten  obrigkeitlichen  Gewalt  oder  Regierungs- 
gewalt betrachtete.  Zahl  und  Umfang  dieser  Regierungs rechte  waren  am  be- 
trächtlichsten bei  denjenigen  Fürsten  und  Grafen,  städtischen  und  geistlichen 
Gemeinheiten,  welchen  eine  vertragmäsige  oder  untergeordnete  Landeshoheit  oder 
Landcshcrrliebkeit  (§.  10a,  a)  zustand.  Bei  Andern  ward  diese  Art  von  Regie 
rungsgewalt  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnet,  z.  B.  Herrlichkeit,  Vogtei- 
//fhkeit,  Gericltt,  Dorf-  und  Gemeindeherr schaß,  Gebot  und  Verbot,  Gericht-  und  Po- 
lizeiherrschaft, PatrimonialGerichtharkeit  (§.  368— 3yo).  Beispiele  dieser  Art  finden 
sich  noch  jetzt,  bei  den  Standesherren  (§.  3oi)  und  Grundherren,  bei  manebeu 
Städten,  und  bei  denen,  welchen  untergeordnete  Landeshoheit  aus  der  Zeit  der 
teutschen  Reichsverfassung  noch  zusteht.  Vergl.  $.  3i8  u.  Klübkb's  Acten  des 
wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  91  u.  139. 
d)  Bei  Bittergütern,  heifsen  die  dinglichen  und  vermischten  Rittergutrechte  auch 
Real  Adel. 

•  )  Vergl.  z.  B.  die  Geschichte  des  vogteilichen  Adels  in  der  vormaligen  Rhein-  u. 
Neckarpfalz ;  in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte.  Bd.  I  u.  II.  — 
Badische  Verordn.  für  den  Rechtszustand  des  schon  vor  dem  presburg.  Frieden 
u.  d.  rbein.  Bund  mit  Gerichtbarkeit  landsässig  gewesenen  Adels,  v.  11.  Apr. 
i8a3,  in  d.  Regier.  Bl.  Num.  11. 

/)  Vergl.  oben,  %.  43,  Num.  DI.  Von  den  Veränderungen  in  dem  Rechtszustand 
des  vormaligen  reic/uritterschaßlichen  Adels,  in  Folge  der  Auflösung  des  t.  Reichs 
und  der  rhein.  BundcsActe,  Klcber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  $.  aaoft  Nref's 
Uebersicht,  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  XX,  S.  199.  Dafs  die  unmittelbare  Reichs- 
ritterschaft  einen  reichsständischen  Charakter  gehabt  habe,  wird,  im  Widerspruch 
mit  der  Geschichte  und  dem  t.  ReichsStaatsrecht,  behauptet,  in  dem  Archiv  für 
Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  H,  Heft  1  Num.  a. 

§♦  321.  (242.) 

Rechtszustand  der  Grundherren. 
I)  Allgemein,  nach  der  t.  Bundes  Acte ,  u.  zwar  der  vormals 
reichsunmittelbaren  Grundherren, 

/)  auf  der  rechten  Rheinseite. 

Die  teutsche  BundesActe  «)  bestimmt,  allgemein,  den  Rechtszu 
stand  der  jetzigen,  rormals  reichsunmittelbaren  Grundherren  auf  der 
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rechten  Rheinseite,  und  zwar  in  der  Regel  nur  derjenigen,  welche, 
nebst  ihren  Besitzungen,  der  Matrikel  der  Reichsritterschaft  einver- 
leibt waren  *),  auf  folgende  Art  c).  I)  In  Absicht  auf  ihr  persönliches 
Verhältnifs,  soll  ihnen  zustehen:  i)  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Auf- 
enthalt in  jedem  zu  dem  Bunde  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frie- 
den lebenden  Staate  zu  nehmen  ($.  3o4);  a)  priviligirter  Gericht- 
stand. 

«)  Bundes  Acte,  Art.  14,  gegen  das  Ende.  Die  wiener  SchlutsActe  von  i8ao,  Art. 
63,  verpflichtet  die  Bundesversammlung  zu  Aufrechthaltung  dieser  Bestimmungen, 
und  erklärt  den  Recurt  an  die  B.  V.  in  bestimmten  Fällen  für  zulässig.  Man 
t.  oben  §.  309. 

b)  Ki.über'8  üebersicht  der  diplom.  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  366  f 

c)  Die  wiener  Congrcfs Verhandlungen,  s.  in  Klübu's  angef.  üebersicht  etc.,  S. 
34i  f£  u.  in  EJbendesi.  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  VIII,  in  dem  Register, 
S.  393. 

§•  522.  (043). 
Fortsetzung. 

II)  In  Ansehung  ihrer  grundherrlichen,  vormals  reichsunmittelbaren 
Besitzungen,  soll  ihnen  zustehen:  1)  Antheil  der  (landtagfahig)  Begü- 
terten an  Landstandschaft«);  2)  PatrimonialGer ich tbarkeit 
(§.  368  f.)$  3)  Forstgerichtbarkeit;  4)  OrtPolizei  (§.  3o5,  a); 
5)  RirchenPatronat,  jedoch  so,  dafs  alle  diese  Rechte  nach  Vorschrift 
der  Landesgesetze  auszuüben  sind  ($.  3o5)j  6)  pri v i legirter  Gericht- 
stand in  Real  Streitigkeiten  *). 

a)  Ein  Vorzug  in  der  Landstandschaft ,  wie  bei  den  Standesherren  (§.  soa),  ist  in 
der  BundcsActe  nicht  gegeben.  Ob  und  wie  weit  sie  VirilStimmrecht,  und  in 
welcher  Abtheilung  der  Landstände,  auszuüben  haben,  hängt  von  der  landstän- 
dischen Verfassung  des  Landes  ab.   Vergl.  Klubkh's  angef.  Üebersicht,  S.  364- 

b)  Auch  ihre  Privatgüter,  und  ihre  Rechte  auf  Patrimom'al Dienste  und  Abgaben  blei- 
ben ihnen,  wie  den  Standesherren  (§.  3o5,  a),  als  Eigenthumrechte. 

§♦  323.  (044.) 
S   c    h    l    u    a  s. 

Endlich  sollen,  III)  in  Absicht  auf  ihre  vermischten  Verhältnisse, 
nach  den  Grundsätzen  der  frühern  teutschen  Verfassung,  1)  ihre  noch 
bestehenden  Fami lien Verträge  aufrecht  erhalten  werden.  Auch 
soll  3)  ihren  Familien  die  Befugnifs  zustehen,  über  ihre  Güter  verbind- 
liche Verfügungen  zu  treffen ;  doch  müssen  solche  dem  Staatsoberhaupt  vorge- 
legt, und  bei  (und  von)  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Rcnntnifs 
und  Nachachtung  gebracht  werden.  3)  Alle  bisher  dagegen  (gegen  die 
vormalige    reichsadeliche    Familien  Verfassung)   erlassenen  Verordnun- 
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gen«),  sollen  für  künftige  Falle  nicht  weiter  anwendbar  seyn.  IV)  In 
Absicht  auf  den  Recnrs  an  die  Bundes  Versammlung,  wegen  Nichter- 
füllung des  i4>  Artikels  der  Bundes  Acte,  treten  auch  hier  die  oben  (§• 
3<>9  u.  3 11)  angeführten  Grundsätze  ein 

a)  Hie  von  Rlübzb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  aai,  u.  unten  §.  3a6,  Note  a. 

*)  Dafs  die  Hinweisung  auf  die  baierische  Verordnung  von  1807*  als  Basis  und 
Norm  u.  s.  w.  (§.  3©7),  in  dem  i4-  Art.  der  BundcsActe,  auch  auf  den  vor- 
maligen unmittelbaren  Reichsadel  anwendbar,  und  dafs  bei  diesem  unter  jener 
Verordnung  nicht  nur  die  Declaration  v.  19.  März  1807,  die  baierischen  Stan- 
desherren betr.  ($.  3i3,  d),  so  weit  solche  auf  jenen  Adel  passe,  sondern  auch 
die  baierische  Verordnung  v.  3i.  Dec.  1806,  die  Ritterschaft  und*  ihre  Hinter* 
Kassen  betr.  (§.  3a6,  a),  zu  verstehen  sey,  wird  behauptet  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- u.  grundhcrrl.  Rechte,  Bd.  R,  Heft  1,  S.  81—89.  Dawider  s.  man,  aufser 
dem  Inhalt  und  der  Ordnung  des  14.  Art.,  die  Entstehungsgeschichte  jener  Hin- 
weisung in  den  Acten  des  wiener  Congr.,  angeführt  oben  %.  3oj.  a.  —  GHzgl. 
hessische  Declaration  v.  .  .  Aug.  1827,  betr.  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der 
vormals  rcichsritterschaftlichen  Freiherren  Riedesel  zu  Eisenbach,  grofsentheils 
nach  dem  durch  das  Edict  vom  17.  Febr.  1820  für  die  Standesherren  angeord- 
neten RechtsTCrhaltnifs ;  in  dem  GH.  Hefa.  Regierungsblatt  1827,  Nura.  38. 


§.  324.  (245*.) 
i)  auj  der  linken  Rheinseite. 

\)  Die  Anwendung  vorstehender  Grundsätze,  auf  denjenigen  ehemali- 
gen ( nichtreichsstä'ndischen )  reichsunmittelbaren  C reichsritterschaftli- 
chen)  Adel  (j.  36,  a),  welcher  auf  der  linken  Rheinseite,  von  jener 
frühem  Eigenschaft  her,  noch  begütert  ist,  und  welcher  nach  der  durch 
den  lüneviller  Frieden  von  1801  erfolgten  Abtretung  teutscher  Länder 
an  Frankreich,  nach  franzosischen  Gesetzen  war  behandelt  worden,  verord- 
net die  BundesActe  <*)  nur  in  gewisser  Art.  Sie  setzt  fest ,  1 )  dafs  hiebei 
Beschränkungen  Statt  finden  sollen,  und  zwar  2)  diejenigen,  welche 
die  dort  bestehenden  besonderen  Verhältnisse  *)  nothwendig  machen  «). 
Zugleich  3)  erkennt  sie  hiedurch  stillschweigend  an,  die  Wiederher- 
stellung des,  durch  französische  Gesetze  vernichtet  gewesenen,  niedern 
Adelstandes,  für  jene  Gutbesitzer  und  deren  Familien  II)  Diese 
Vorschrift  der  BundesActe,  setzt  nachfolgende  nähere  Bestimmungen 
des  Rechtszustandes  der  genannten  Gutbesitzer  voraus,  welche,  da  sie  der 
Bundesversammlung  nicht  vorbehalten  worden,  den  neuen  Landesherren 
überlassen  sind  *)• 

a)  BundesActe,  Art  14,  am  Schlufs.  Bestimmung  in  der  wiener  SchlufsActe  von 
18*0,  Art.  63,  oben  §.  3a  1,  a.  —  Die  salm-reiffcrschcid-dyckiscbe  Herrschaft 
Dyck,  bei  Neufs,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichsständisch  uoch  reiebs- 
ritterschaftlicb.   Vergl.  Riübfr's  angef.  TJebersicht  etc.,  S.  366  f. 

4)  Dieser  auf  der  linken  Rheinseite  begüterte  Adel,  war  nicht  nur,  durch  die  Ab- 
tretung jener  Länder  an  Frankreich,  seiner  persönlichen  und  dinglichen  Reichs- 
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Unmittelbarkeit  und  seiner  reiefasunmitteihareu  Lande&herrlichkeit  oder  Territo- 
rialGerechtigkeit  (§.  36,  a,  u.  37)  beraubt  worden;  ihm  hatten  die  französischen 
Gesetze  auch  den  Adclstand  und  das  was  die  Franzosen  droits  seigneuriaux 
et  feodaux,  die  Teutschen  Gut-,  Grund-  oder  PatrimonialHerrliehkcit ,  Erbzius- 
herrlirhkeit  und  Lehngcrcchtsamc,  sowohl  lehnherrliche  als  auch  vassallitisrhc, 
nennen,  nebst  den  Zehnt  -  und  Patronatrecbten,  genommen,  und  seine  vormali- 
gen FamilienfideicommifsRcchte  und  PassivLebnvcrhältnisse  vernichtet. 
e)  Die  wiener  CongreCs Verhandlungen,  s.  in  Rlübhr's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  368tt 
n.  556  ff. 

d)  Rlübzb's  angef.  Uebersicht  etc.  S.  374.  Vergl.  §.  26»,  g,  insbesondere  die  prent- 
tische  CabinctOrdre  v.  3i.  Dec.  i8«5  wegen  Wiederherstellung  der  Titel,  Prä- 
dicate  und  Wappen  des  Adels  in  den  Bezirken  auf  der  linken  Rheinseite,  in  der 
preufs.  Gesetzsamml.  1826,  S-  5.«  CabinetOrdre  v.  19.  März  1816,  betr.  die  Er- 
richtung der  FamilienFideicommissc  in  den  Rhein-Provinzen,  Ebenda*.  1826, 
S*  19.  Gesetz  v.  i3.  März  1828,  wegen  der  Fideicommisse  in  dem  ehemal. 
GHzgth.  Berg,  in  der  Gesetzsamml.  v.  1828,  St.  5.  Cabinetordrc  v.  16.  Jan.  i&36, 
wonach  den  Häuptern  adelicher  Familien  vom  Ritterstande  in  Rheinhessen  ge- 
stattet seyn  soll,  Familienfideicommisse  zu  errichten,  wenn  sie  ein  landtagfahiges 
Rittergut  besitzen,  und  bis  zum  1.  Jan.  18.^  einer  beabsichtigten  Stiftung  zum 
Resten  der  von  der  Succession  in  das  Grundcigentbum  ausgeschlossenen  Söhne 
und  Töchter  beigetreten  seyn  würden.  (Frankf.  OPAZeit.  v.  10.  Febr.  i836 
u.  Allg.Zeit.  v.  17.  Febr.  i836,  aufscrord.  Beilage.)  Bäuerische  Vcrordn.  vom 
5.  Ort.  1818,  für  den  Adel  in  dem  baier.  Rheinkreis.  ScHtsui's  Staatsr.  des 
RR.  Baiern,  Th.  I,  S.  3*5  f. 

e)  Gleich  den  näheren  Bestimmungen  für  die  Standes  he  rren,  welche  derselbe  ij. 
Artikel  ebenfalls  den  Landesherren  überläfst,  nur  unter  Verweisung  auf  die 
baierische  Dcclaration  von  1807  (§.  3ot).  —  Es  lindet  Recurs  an  die  Bundesrrr 
Sammlung  Statt,  wenn  Gutsbesitzer  behaupten,  daf«  die  von  den  neuen  Landev 
herrschaften  geinachten  Beschränkungen,  das  Maas  der  Kothwendigkeit  über- 
schreiten. Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  63.  Die  BundesActe  hatte  diese» 
unbestimmt  gelassen.  Rlüuer's  angef.  Uebcrsicht,  S.  373.  —  Bei  Bestimmung 
der  Grenze  dieser  Notwendigkeit,  möchte  politische  Rücksicht  nicht  weniger 
als  juristische  eintreten,  und  daher  als  leitender  Grundsatz  anzunehmen  seyn: 
dal's  kein  Vorrecht  (§.  3a  1— 3«3)  einzuräumen  sey,  welches  mit  der  auf  der  lin- 
ken Rheinseite  seit  dem  Anfang  der  französischen  Einrichtung  bestandenen 
Rechts-,  Gericht-,  Polizei-  und  Steuerverfassung,  und  mit  der  daselbst  in  dem- 
selben Zeitraum  ausgebildeten  und  eingewurzelten  Volkstimmung  für  unverein- 
bar zu  achten  ist.  Vergl.  jedoch  die  gedruckte  Bittschrift  des  Oberrheinischen, 
vormals  unmittelbaren  Adels,  an  die  Bundesversammlung  vom  i5.  Dec.  181-, 
worin  die  J3.V.  um  Bestimmung  des  Rechtszustandes  dieses  Adels  gebeten  wird. 
—  Die  oben  (§.  3a  1)  erwähnte  Attjenthaltjreiheit  möchte  am  wenigsten  einem 
Anstand  unterworfen  seyn. 

§.    525.  (245»».) 

V erhandlungen  u.  Beschlüsse  der  B.  V.  Erklärungen  und  Beschwerden 

bei  derselben. 

I)  Die  Bundesversammlung  bat  der  Herstellung  und  Handhabung 
des  Rechtszustandes,  welcher  in  der  BundesActe  dem  vormaligen  unmittel- 
baren Reichsadel  zugesichert  ist,  ihre  pÜicbtmäsige  (§.  309,  b)  Auimerk- 
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samkeit  gewidmet.  Nicht  nur  hat  sie  zu  Vollziehung  des  14«  Artikels 
der  Bundes  Acte,  «den  Rechtszustand  des  vormaligen  Reichsadels»  ausdrück- 
lich in  die  Ordnung  ihrer  Berathschlagtingsgegenstände  gesetzt  «),  sondern 
auch,  auf  die  von  Bevollmächtigten  dieses  Adels  bei  ihr  geraachten  An- 
träge die  oben  (§.  3io,  c)  erwähnte  Commission,  und  den  (§.  3m) 
angeführten  Besch lufs  vom  24*  Mai  *öl9»  namentlich  auch  auf  diesen 
Gegenstand  erstreckt.  II)  In  ihrem  Vortrag  vom  24.  Mai  1819  c),  er- 
achtete diese  Commission,  dafs  die  von  der  vormaligen  Reichsritterschaft 
erhobenen  Beschwerden  noch  auf  sich  beruhen  konnten,  bis  zu  Einlangung 
eines  Resultats  der  von  ihr  unmittelbar  an  die  Hofe  von  Baiern,  Würtem- 
berg  und  Baden  gerichteten  Vorstellungen.  Durch  einen  zweiten  Vortrag 
vom  5.  Oct.  1820  veranlafste  die  Commission,  auf  wiederholte  Beschwerde 
des  genannten  Reichsadels,  eine  von  der  B.  V.  an  die  erwähnten  drei 
Hole  erlassene  Aufforderung  zu  baldigster  Erklärung.  III)  Erklärungen 
nicht  nur  dieser  drei,  sondern  auch  anderer  Hofe,  sind  theils  früher  schon, 
theils  später  bei  der  B.  V.  erfolgt  es  sind  aber  die  Beschwerden  da- 
durch noch  nicht  überall  erledigt  f). 

a)  Unter  Nun»,  a,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  388.  Man  s.  auch  den  Präsidial  Vortrag 
in  dem  Protoc.  v.  11.  Nov.  1816.  —  Summarische  Uebersicht  der  Verbandlungen 
d.  B.V.  über  diesen  Gegenstand,  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche 
Rechte.  Bd.  I,  Heft  I,  S.  166  —  170. 

b)  Darstellung,  Erklärung  u.  Bitte  des  vormaligen  Reichsadels,  datirt  Frankf.  a.  M. 
den  12.  Febr.  i8i-t,  u.  unterzeichnet  von  dessen  Bevollmächtigten,  den  Frhrn. 
v.  Zobel  zu  Darmstadt  u.  Rüdt  v.  Cottenbach.  Fol.  Auch  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  94  ff.,  Heft  a,  S.  116  fl.  Gegen- 
einanderstellung dieser  Darstell,  mit  den  Edicten  u.  Verordn.  mehrerer  t.  Bun- 
desstaaten; ebVmlas.  B.  II,  Heft  a,  Mum.  5. 

e)  Protoc.  v.  1819.  BeiL  ao,  lit.  A,  e,  zu  §.  101. 
</)  Protoc.  v.  1810,  §.  162. 

#)  Erklärungen  gaben  bei  der  B.V. :  1)  tfürtemberg,  in  d.  Protoc.  v.  »811,  §.  a5a; 
v.  181a,  §.  10.  2)  Baden,  in  d.  Protoc.  v.  1820,  §.  16a;  v.  1821,  §.  a43.  3)  GH. 
Hessen,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  %.  65.  4)  Die  grosshertagl.  und  her  10 gl.  sächsi- 
schen Häuser,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  ao.    5)  Nassau,  in  d.  Prot.  v.  1818,  $.  20. 

/)  Selbst  im  GH.  Baden  nicht,  obgleich  die  mitbctheiligten  Frhrn.  von  Zobel  und 
Rüdt  von  Collenbach  im  Mai  1819  bei  der  B.V.  angezeigt  hatten,  dafs  das  ba- 
dische Edict  v.  16.  Apr.  1819,  betr.  die  grundherrl.  Rechtsverhältnisse,  von  dem 
vormals  unmittelbaren  Adel  des  Grofsherzogthums,  mit  Ausnahme  weniger  Ein- 
zelner, angenommen  worden  sey.  —  fVartembcrg  erklärte  in  d.  Protoc.  v.  182a, 
§.  10,  dafs  die  grobe  Mehrheit  des  ritterschaftlichen  Adels,  die  königliche  Fest- 
setzung seines  Rechtszustandes  angenommen  habe. 


<  §.  326.  (246.) 

II)  Nach  staatsgesetzlichen  u.  vertr  agmäsigen  Bestimmungen 

einzelner  Bundesstaaten. 

I)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren,  der  ehehin  theils  landsässigen, 
theils  reichsunmittelbaren,  ist  überdiefs  iu  einigen  Bundesstaaten  staatsge- 
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setzlich,  hie  und  da  zum  Theil  auch  vertragma'sig,  und  zwar  nickt 
selten  auf  verschiedene  Weise  bestimmt  «).  II)  Zu  staatsgesetzlichen  Be- 
stimmungen, in  Ansehung  der,  bei  Auflösung  der  teutsch.cn  Reichsverbin- 
dung, einzelnen  Bundes! "ürsten  untergeordneten-,  vormaligen  reichsunmittel- 
baren Güter  und  deren  Besitzungen,  hatte  die  rheinische  BundesActe  diesen 
Bundesfursten  freiere  Hände,  als  bei  den  Standesherren,  gelassen  *). 

«)  I)  Von  altern  Recbtsquellen ,  so  weit  diese  noch  'gelten,  tod  landesherrlich« 
Privilegien,  Declarationcn ,  Assecurationen,  von  Landes-  und  Erbvergleichen, 
LandtagsRecessen  u.  d.,  s.  oben  §.  74  ff.  A.  Hopf'«  Grundherrlichkeit  in  den 
altern  Bestandteilen  des  Rönigr.  Baiern.  Landsh.  1809.  8.  —  II)  Von  nevern 
Rechtsquellen  gehören  hicher:  1)  für  Baikal:  Verfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  3 
u.  4<  Verordn.,  die  Ritterschaft  und  ihre  Hintersassen  betr.,  r.  3t.  Dec.  1806, 
in  d.  Rhein.  Bund,  V.  318  u-  in  d.  Archiv  für  Standes*  u.  grundherrl.  Rechte, 
Bd.  I,  Heft  3,  S.  224  ff.,  u.  Bd.  II,  Heft  i,  S.  i53  ff.  Erläuterung  hiezu,  die  Be- 
stätigung der  FarnilienVerträge  betr.,  v.  i5.  .Mai  1807,  cbendas.  Ml,  i-5,  u.  in 
den  angef.  Archir,  B.  II,  Heft  1,  S.  161  ff.  Edict  über  die  gutsherrlicheu  Rechte, 
v.  28.  Jul.  1808,  in  dem  Rhein  Bund,  XXH.  i38-  Edict  über  die  künft.  Ver. 
hältnisse  des  Adels,  v.  »8-  Jul.  1808,  ebenda».  XXIV.  436.  Kachtrag  dazu,  r. 
22.  Dec.  1808.  Edict  wegen  Aufhebung  der  EdclmaunsFrcihcit,  v.  20.  Apr.  iBott, 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXIX.  3i5.  Edict  wegen  Aufhebung  der  Siegelmäsigkeit,  v. 
20.  Apr.  1808,  in  d.  Regierungsbl.  1800,  Num.  6.  (Doch  besteht  die  Siegelmäsig- 
keit wieder,  nach  Reil.  VIR  zu  der  Verfass.Urk.  v.  1818,  wo  die  damit  verbun- 
denen Vorrechte  bestimmt  sind).  Organ.  Edicte.  v.  28.  Jul  1808,  die  Verhältnis« 
des  Adels  betr..  u.  die  'gutshcrrl.  Rechte  betr.  Organ.  Edict  v.  8.  Sept  1808, 
die  PatrimonialGerichtbarkeit  betr.,  u.  Nachtrag  dazu  v.  4*  Oct  1810.  Edict  v. 
16.  Aug.  1812,  die  gutsherrlichc  Gerichtbarkeit  betr.,  nebst  d.  k.  Rescript  v. 
*6.  Apr.  1814.  (Alle  diese  Edicte  stehen  auch  in  d.  baier.  Regier.Rlatt).  Edict 
wegen  Aufhebung  der  FamilienFideicommissc,  und  Einfuhrung  der  Majorate,  v. 
22.  Dec.  1811,  in  d.  Rhein.  Rund,  LXIL  333.  u.  in  d.  Regier.  Blatt,  181a,  Kum.i. 
Erklärende  Verordn.  hiezu,  v.  »4.  Aug.  1812,  cbendas.  1812.  Drei  Edicte  vom 
26.  Mai  1818,  a)  über  den  Adel,  b)  über  die  gutsherrlicben  Rechte  und  die 
gutsherrliche  Gerichtbarkeit,  c)  über  die  FamilienFideicommisse ;  beide  vom 
26  Mai  1818,  u.  als  Rcilagen  6  u.  7  zu  Tit.  V,  §.  4  der  Verfassungsurkunde 
von  demselben  Datum;  auch  in  Döllinoer's  Verfassung  des  Rönigr.  Baiern, 
Bd.  I.  Declaration,  die  Staatsrechte  Verhältnisse  der  Grafen  von  Pappe  übe  im 
betr.  v.  22.  Mär«  1807,  oben  %.  3i5.  b.  Die  baicr.  Verordnungen  wegen  der 
Lehnverhältnisse,  unten  §.  54 1  u.  543.  Nach  der  baier.  Verfassungsurk.  v.  181fr 
Tit.  V,  §.  4,  soll  der  «übrige  Adel  des  Reichs  (im  Gegensatz»  der  vormaligen 
reichsständischen  Fürsten  und  Grafen »  und  «der  ehemaligen  unmittelbaren 
Reiclisadelicbcn  v  ),  wie  jeder  Guteigentümer,  seine  gutherrlicben  Rechte  be- 
halten», nach  den  daselbst  angeführten  Bestimmungen,  u.  überdiefs  noch  fol- 
gende Vorzüge  geniefsen:  ausschliefscndes  Recht  zu  gutherrlicber  Gerichtbar- 
barkeit;  Recht  zu  Errichtung  von  FamilicnFideicommisscn  auf  Grundvermögen, 
befreiten  Gcrichtstand,  Siegelmäsigkeit,  bei  MilitärConscription  Eintritt  der  Sohne 
des  Adels  als  Cadctten.  Vergl.  L.  v.  Dassen,  Grundzüge  des  baierischen  Staatsr^ 
$.  75  ff.  82  ff.  u.  91  ff.  —  2)  Für  Würtkmbsrg:  Resolution  v.  26.  Jun.  1807,  in 
d.  Rhein.  Bund,  K.  436.  Provisorische  Instruction  für  die  PatrimonialBeamten, 
v.  10.  März  1807,  cbendas.  X.  59.  Resolution,  die  Obsignationen,  Inventuren 
und  VermögcnsTheilungen  betr.,  v.  14.  Febr.  1807,  cbendas.  V.  3oo.  Auffor- 
derung an  sämmtl.  Vassallcn  und  Unterthanen ,  ihren  Wohnsitz  in  die  kön'ig!. 
Staaten  zu  verlegen,  v.  26.  Oct.  1806  u.  11.  Sept.  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  VTL 
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i3a.  X.  i54.  Die  oben,  §.  3i3  Note  c,  Num.  »,  angef.  Zusammenstellung  etc. 
Stuttg.  1811.  4.  Entwurf  eines  würtemb.  AdclsStatnts,  v.  J.  »817,  Anhang  IL 
«.  in  «I.  angef.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  a,  S.  117  ff.  Vcrfass.  Vcrtr.,  1819,  $.  3q  ff. 
Verordn.  r.  8.  Dec  1821,  wodurch  ein  bleibender  Rechtszustand  für  die  Mehr- 
Jiahl  des  vormals  unmittelbaren  reichsrittersch.  Adels  festgesetzt  wird ;  in  d.  an- 
gef. Archiv,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  195  ff.,  und  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  der  B.V. 

»3.  Dec.  18a  1.  Würtemb.  Erklär,  in  dies.  Protoc,  $.  aoa,  u.  in  d.  Protoc. 
v.  i8aa,  §.  10.  Verordn.  v.  94.  Oct.  i8a5,  wodurch  die  Verordn.  v.  8.  Der.  1811 
auch  auf  den  vormals  landsäss.  Adel  ausgedehnt  wird,  so  fern  er  auf  Patrimo 
nial-  und  Forstgerichtbarkeit  und  auf  OrtPolizei  verzichtet.  Bekanntmachung  v. 
10.  Sept.  i8a8,  betr.  den  Vollzug  der  k.  Declaration  über  die  Staatsrecht!.  Ver- 
bältnisse des  vormal.  reichsrittersch.  Adels,  in  besonderer  Hinsicht  auf  den  Gra- 
fen v.  FuggerNordendorf,  als  Besitzer  des  Ritterguts  Niederalfingen.  Bekannt- 
mach.  v.  7.  Mai  i83o,  betr.  die  Vollziehung  der  k.  Declaration  über  die  staatsr. 
Verhältnisse  des  rittersch.  Adels.  K.  Würtemb.  Bckanntm.,  betr.  den  Vollzug 
der  k.  Declaration  über  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  ritterschaftl.  Adels,  in  be- 
sonderer Beziehung  auf  die  Familien  v.  /Iornslctn-Grien/n~en,r.  fanden  u.  v.  Degen- 
fcld-Schomlurg-Ey6uch.  Stuttgart  7.  Mai  i83o.  Regier. Blait  Num.  a4-  m  Beziehung 
auf  den  Frhrn.  Fried r.  v.  Speth-Unternutrchthal  u.  den  Rammerherrn  u.  KreisOber- 
forstmeister  r.  PUssen.  Stuttg.  aa.  Jul.  i83o.  Bcgicr.Bl.  Num.  35.  —  3)  Für  Bade*: 
Verordn.,  die  Eintheilung  der  Ritterorte  betr.,  nebst  provisorischer  Bestimmung 
ihrer  Rechte,  v.  a5.  Nov.  1806;  berichtigter  Abdruck  vom  a3.  Dec.  1806,  in  d. 
bad.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  29  u.  33,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  IV.  87.  Verordn. 
die  GrundherrlichkcitVerfassung  betr.,  v.  aa.  Juli  1807,  in  d.  bad.  Regier  Blatt 
1807,  Num.  3i,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIV.  190,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  H, 
Heft  1,  S.  i85  ff.  Organisation  des  Grofshcrzogthums,  v.  a6.  Nov.  1809.  Die  oben 
§.  3i3,  Note  e,  Num  3,  angef.  Verordn.  v.  14.  Mai  i8i3.  Verordn.  die  Rechts- 
verhältnisse der  vormal.  Reichsstände  u.  Reichsangehörigen  betr.,  v.  a3.  April 
1818,  §.  38— 5a;  als  Beil.  17  zu  $.  107  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  u.  in  dem 
Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  a,  Num.  10.  Edict,  die 
Standes-  u.  grundherrl.  Rechtsverhältnisse  betr.,  v.  16.  Apr.  1819,  als  Beil.  i3 
xu  %.  68  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  H,  Heft  i. 
S.  ao4  ff.  Badisrhc  Erklär,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  i8ao,  §.  16a  j  v.  i8ai,  §.  a43. 
Von  FamilienFideicommissen,  s.  bad.  Landr.  v.  1809,  Satz  577  can.  ff.,  u.  Ver- 
ordn. v.  5.  Jun.  1808,  %.  aa,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXVUI.  ia3.  Verträge  u.  Ver- 
ordn. v.  5.  Mai  i8i3;  oben  §.  3i3,  Note  e,  Num.  3.  Verhandlungen  der  bad. 
Regierung  mit  dem  vormal.  unmittelb.  Reichsadel,  im  Jan.  i8aa;  in  d.  angef. 
Archiv,  Bd.  I,  Heft  a,  S.  aa4,  Heft  3,  S.  »65.  Allgemeine  Verordn.  für  den 
Rechtszustand  der  unter  badische  Souvcrainetät  gefallenen  chcmal.  unmittelb. 
Reichsritter,  v.  aa.  April  i8a4,  in  d.  Regier.Blatt,  Num.  11  j  ergangen  nach  Ver- 
trägen, die  am  a6.  Sept.  i8a3  mit  den  Grundherren  des  vormal.  Cantons  Or- 
tenau,  am  i3.  Dec.  i8a3  mit  denen  der  Cantone  Craichgau  u.  Odenwald  ge- 
schlossen worden,  u.  denen  jene  des  Cantons  Hegau  beigetreten  waren,  worin 
dieselben  ihre  Gerichtbarkeit  u.  OrtPolizei  an  den  Staat  abgetreten  halten.  Be- 
schwerde dieses  vormal.  Reichsadels,  datirt  v.  ai.  Mai  i83a,  wider  badische  Ge- 
setze v.  a8.  u.  3i.  Dec.  i83i,  durch  welche  er  sich  in  seinem  vertragmäsig  fest- 
gestellten Rechtszustand  verletzt  glaubt,  gedruckt  eingereicht  bei  der  Bundes- 
versammlung auf  59  S.  Fol.  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hksse*  :  Resolution, 
wegen  des  Gcrichtstandes  der  vormaligen  Rcichsstände  und  Reichsrittcr,  in  d. 
Rhein.  Bund,  VI.  465.  Vergl.  auch  ebendas.  VBX  itp.  IX.  49»«  Verordn.,  die 
Staatsrecht).  Verhältnisse  der  adelichen  Gcrichtherren  betr.,  v.  1.  Dec.  1807,  in 
dem  Rhein.  Bund,  XIV.  ai3.  Verordn.  die  Siegel  der  Standes-  u.  Patrimonial- 
Herren  betr.,  v.  1.  Aug.  1808.  Hessische  Erklär,  in  d.  Protoc.  der  B.V,  v.  1818, 
Klub«  .  öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  33 
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6  65  —  5)  Für  das  ehemalige  Grofshcryogthum  WChmtog  :  Verordn^  die 
Hechte  und  Verbindlichkeiten  der  adel  Gutbcsitaer  u.  ihrer  Unterthanen  betr., 
v  o.  J«n.  i8o7,  in  dem  Rhein.  Band,  X.  3.  -  6)  Für  die  gr*d*r**li± 
IrtgUch-sächsischen  Länder,  s.  die  Erklärung  in  d.  Protoe.  der  B  V.  v  18* 
i  l  -  7)  Von  Nim*  s.  die  n.ssauische  Erklar.,  in  ^TnU  «iL  '/ 
1818  %  »o  -  8)  Von  Pbbusskt,  s.  drei  Gcsetae  v.  «.  April  i8t5,  über  d* 
euthcrrlich-bauerlichen  Verhältnis«  in  den  preußischen  Landest  heilen,  weicht 
ru  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen,  Grofcbersogtbum  Berg,  und  dem 
französischen  hanseatischen  oder  LippeDepartement  gehören;  .n  der  Gesetz 
8animlu»gfnr  die  preufs.  Staaten,  »8a5  Num  9.  r  * 

Jan.  u.  »5.  Febr.  1816,  u.  ein  Gesets  t.  »3.  Mars  18*8,  angeführt  oben  V  »61 
*)  Ktfjara's  Staatar.  des  Rheinbundes,  $.  99-101. 

§.  527.  (247> 
Übersicht  derselben  j  und  Ausnahmen. 

I)  Eine  summarische  üebersicht  der,  wichtigsten  Bestimmungen, 
welche  in  einzelnen  Bundesstaaten  für  die  Grundherren  bestehen  «),  mit 
Andeutung  der  voreüglichsten  Abweichungen ,  ist  in  mehr  als  einer  Hin- 
sieht  belehrend;  wiewohl  auch  hier  jede  Schlufsfolge  von  dem  Besondem 
auf  das  Allgemeine,  sorgfältig  zu  vermeiden  ist    II)  Dabei  ist  als  Auf- 
nahme von  derBegel  zu  betrachten,  wenn  etlichen  Grundherrschaften,  Ge- 
richt- und  OrtPolizeiherrschafteD,  welche  ehehin  zwar  in  gewisser  Art  zu  der 
unmittelbaren  Beichtritterschaft  geborten,  aber  doch  zugleich  einen  hohem 
Standpunct  hatten,  als  die  reichsritterschaftlichen  Ortherrscbaaen  (§.  3i5, 
b),  oder  deren  Besitzungen  ehehin  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs- 
ständisch  noch  reichsritterschaftlich  waren,  oder  die  erst  seit  Auü&suttg 
der  teutschen  Beichsverbindung  ansehnliche  Grundbesitzungen  erworben 
haben,  (  §.3oi  bi  «•  3l7  Oi  von  dem  Staatsoberhaupt  entweder  inlän- 
dische Standesherrlichkeit,  oder  eine  Art  von  Mittelstand  zwi- 
schen Standesherren  (im  Sinn  der  BundesActe)  und  Grundherren  verüehen 
worden,  oder  denen  aas  der  frühem  Zeit  ihr  höherer  Rechtszustand  ge- 
blieben ist  *). 

«)  Eine  solche  findet  man  in  Rxffsxft's  Staatsr.  des  Rheinbundes ,  $.  »so— s3i,  nscli 
folgenden  Rubriken:  A)  Personliches  Verhältnils.  Gerichtstand.  Wohnsita.  Con- 
wriptionsFreiheit.  Staatsdienste.   FamilienStatuten  und  FanulieiiFideic^mauM« 
Pradicat  Herr.  Kirchengebet.  Trauer.  Persönliche  Dienste.  Verschiedene  ta- 
munitäten  und  Pflichten.  Ehemalige  ritterschaftliche  CorporationsVerhiltiittse. 
B)  Realrechte.  Verhältnifs  in  Absicht  auf  Steuer-  und  MilitärRealLasten.  G* 
richtbarkeit,  bürgerliehe,  peinliche  und  freiwillige.   Niedere  Polixei,  Fiscalreek- 
Landtagfäbigkeit.   Kammer-  und  Finansrechte.   Grundherrliche  Rechte.  RecbK 
und  Pflichten  der  Gutsuntcrtbanen.  Rirchensachen.  Verhältnifs  su  Standesherreß, 
vormaligen  Landesherren.  Vergt  auch  Nkfj's  Abhandle  in  d.  Rhein.  Bund,  XX- 
199;  u.  Behb's  Darstell,  des  Rhein.  Bundes,  $.  189—108. 
t>)  Wie  den  Standesherren  in  Schlesien,  u.  in  der  Ober-  und  Niederlausita  (§.3oi,H 
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VI.  CAPITEL 


Oberherrschaft  und  Staatseigenthumrecht  Rechtsverhältnis«  in 
Hinsicht  auf  Staats-  und  Privat  vermögen,  herrenlose  Sachen, 

und  Staatsschulden. 


Hecht  der  Oberherrschaft,   Staatseigenthumreeht ,  in  Beziehung  auf 
Staatsvermögen,  Privatvermögen,  und  herrenlose  Sac/ien. 

I)  Jeder  Staat  hat  nicht  nur  das  Recht  der  Oberherrschaft  (Im- 
perium s.  poteatas  publica),  den  Inbegriff  der  oberherrlichen  Rechte  za 
dem  Zweck  des  Staates  «),  sondern  er  ist  auch  fähig,  E  igenthum  zu  er- 
werben and  zu  besitzen  (capax  dominii).    II)  Staatseigenthumrecht 
(jus  in  patrimonium  reip.)  ist  die  Befugnifs  des  Staates,  alle  Auswärtigen 
(Staaten  und  Einzelne)  von  der  Zueignung  und  dem  Gebrauch  des  Staats- 
gebietes und  der  darin  befindlichen  Sachen  auszuschließen  Gegenstände 
dieses  Staatseigenthumrechtes  sind:  nicht  nur  1)  das  Vermögen  der  staats- 
bürgerlichen Gesammtheit,  das  Staatsvermogen  oder  Staatsgut  in  dem 
eigentlichen  Sinn  c)   (patrimonium  reip.  publicum) >  ein  Inbegriff  von 
Sachen,  deren  Eigenthum  dem  Staate  zusteht,  so  dafs  ihr  eigentümlicher 
Gebrauch ,  nach  Art  des  Privateigenthums,  ausschliefsend  für  den  Staats- 
zwech  bestimmt  ist,  sondern  auch  3)  das  Vermögen  der  Privatpersonen,  als 
solcher,  das  Privatvermögen  (patrimonium  privatum),  welches  als  mög- 
liches Mittel  für  den  Staatszweck ,  unter  dem  Schutz  des  Staates,  auch  ge- 
gen Auswärtige,  steht  <Q$  und  selbst  3)  die  innerhalb  des  Staatsgebietes  be- 
findlichen herrenlosen  oder  freistehenden  Sachen  (adespota).  Die 
letzten  sind  als  nicht  occupirt  anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und 
seiner  Burger:  in  Hinsicht  auf  alle  Auswärtigen,  sind  sie  fremd  oder  oc- 
cupirt «). 

o)  Das  Recht  der  Oberherrschaft  erstreckt  sich  über  alle  Personen  und  Sachen,  die 
der  oberherrlichen  Gewalt  des  Staates  unterworfen  sind.  —  Dahin  gehört  auch 
das  unter  dem  aufsersten  Recht  des  Staates  begriffene  so  genannte  Obereigen- 
tliumrccht  (dominium  eminens),  wovon  unten  Cap.  XIX.  —  Auch  sind  die  Hechte 
des  Staates  über  das  so  genannte  mittelbare  Staatsvermogen  (§.  334),  anders 
nichts,  als  Rechte  der  Oberherrschaft. 

4)  Auswärtigem  Staats-  oder  Privatgut  kann,  in  dem  Staatsgebiet,  eine  bedingte 
Exterritorialität  custehen.  Auch  Grundeigenthum,  innerhalb  der  Grensen  des 
Staatsgebietes  (inclavirt)  kann  sich  hierunter  befinden. 

c)  Auch  öffentliches  oder  unmittelbares  Vermögen  des  Staates  benannt.  (Einige  nen- 
nen es  StaatsPrivatEigentbum).  —  Es  ist  theils  bewegliches  (Fahrnifs),  wie  s.  B. 
der  Staatsschatz  von  Kur  Hessen,  jährlich  34*,77°  Thaler  abwerfend,  theils  unbe- 

33* 
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wegliches,  z.  B.  Ufer  des  Meeres,  Hafen,  öffentliche  Flüsse,  Canäle,  Strafsen, 
Forsten,  Bergwerke,  Staatsgebäude,  überhaupt  Domänen  oder  Rammergüter. 
Vergl.  §.  3io— 333.  —  Namentlich  gehört  dahin  das  so  genannte  Füeusgut 
(§.  338),  bewegliches  und  unbewegliches.  —  Einige  begreifen  das  gesummte  öf- 
fentliche Vermögen  des  Staates,  unter  dem  Wort  Domänen  oder  Kammergüter, 
oder  auch  unter  dem  Wort  FiscusGut,  ohne  Bücksicht  auf  die  besondern  Be- 
hörden, durch  welche  es  verwallet  wird,  oder  auf  die  Verwendung.  —  Das  preuss. 
allgem.  Land  reiht,  Th.  D,  Tit.  14,  %.  11  u.  ai — «3,  unterscheidet  bei  dein  Staats 
vermögen  gemeines  und  besonderes  Eigenthum  des  Staates.  Zu  dem  ersten  rech- 
net es:  die  Land-  und  Heerstrafsen,  die  Ufer  des  Meeres  u.  die  Hafen,  die  von 
Natur  schiffbaren  Ströme,  das  ausschliefsendc  Recht,  gewisse  Arten  der  herren- 
losen Sachen  in  Besitz  zu  nehmen,  die  Befugnifs,  verwirkte  Güter  einzuziehen, 
grofse  Geldstrafen  aufzulegen,  u.  Abzugsgeld  zu  fordern.  Die  Nutzungsrechte 
dieser  Arten  des  Staatseigentums  werden  a4)  niedere  Begalien  genannt,  u. 
das  gemeine  Staatseigenthum  seihst  soll  den  Domänen  völlig  gleich  zu  achten 
seyn  (§.  i5).  Unter  dein  besondern  Staatseigenthum  begreift  es  die  Domänen-  oder 
Kammergüter,  d.  h.  einzelne  Grundstücke,  Gefalle  u.  Bechtc,  deren  besondere«  Ei- 
genthum  dem  Staat,  die  ausschliefsende  Benutzung  seinem  Oberhaupte  zukommt.  — 
Das  ostreichische  allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  v.  1811,  %.  28",  unterscheidet: 
1)  frei  stehend»  Sachen,  welche  allen  Mitgliedern  des  Staats  zur  Zueignung  über- 
lassen sind;  %)  allgemeines  oder  öffentliches  Gut,  d  h.  Sachen,  die  jenen  nur 
zum  Gebrauch  verstattet,  wie  Landstrafsen,  Ströme,  Flüsse,  Seehäfen  und  Meer- 
ufer; 3)  Suiatsvermßgen,  d.  h.  was  zu  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  bestimmt 
ist,  als:  Münz-  oder  Post-  u.  a.  Begalien,  Bammergüter  (Domänen),  Berg-  und 
Salzwerke,  Steuern  u.  Zölle.  —  Drei  Arten  von  Vermögen  im  Staatsgebiet, 
Privat-,  National-  und  Staatsvermögen,  unterscheidet  G.  F.  Kn4osr,  das  National- 
und  Staatsvermögen.  Berl.  i835.  8.  In  Frankreich  wird  unterschieden,  Do- 
maine  de  Vetat  und  Domaine  public.  Zu  dem  letzten  werden  gerechnet:  1)  die  ter. 
rains  militaires,  les  routes,  les  rucs  et  plaees  publiques  des  villcs,  bourgs  et 
villages,  et  toutes  les  autres  voies  et  chemins  publies;  1)  les  rivieres  navigablcs 
et  flottablcs,  les  ranaux  de  navigation  intericures,  les  cours  d'cau  non  navigables 
ni  flottables.  Paoonaos,  traite  du  Domaine  public.  Dijon  i835.  5  vol.  8.  Vergl. 
C  A.  ab  Uffkl  de  hereditate  mobiliari  illustrium.  Jen.  1740.  4.  W.  Bibcbardi 
diss.  de  hereditate  quadruplici  (Marb.  1754.  4.),  c.  1  $.  ai.  Ludolf,  de  jure 
feminar.  illustr.,  Sect.  U.  membr.  L  %.  16.  —  Errichtung  und  Fortführung  eines 
Staats  Inventars  oder  Vermögenverzeichnisses. 

d)  Vergl.  5.  334.  Auch  das  Privat,  oder  SchatullGut,  und  das  Familien  Gut  des  Regen- 
ten gehört  dahin,  s.  §.  33a. 

*  )  Unten  §.  336  u.  f.  364.   In  diesem  Sinn  spricht  Ghotiüs  de  J.  B.  et  P.,  Hb.  II 
c.  4.  %.  14.  von  einem  dominio  populi  generali. 

§.  529.  (049.) 
Natur  des  Staatseigenthumr echtes. 

Das  Staatseigenthumrecht,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist, 
1)  kein  Grund-  und  Bodeneigenthum  des  regierenden  Subjectes  oder 
seiner  Familie,  an  dem  ihm  unterworfenen  Staatsgebiet  «).  Auch  besteht 
dasselbe  2)  nicht  in  der  Staatsgewalt  selbst,  etwa  als  Eigeuthum 
einer  IndiyidualPerson  oder  Familie  l>\  wie  in  so  genannten  Patrimo- 
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nialStaaten.  Es  ist  vielmehr  3)  ein  Ausflufs  der  Staatshoheit,  doch 
wesentlich  unterschieden  von  der  Oberherrschaft  über  Personen  c). 
4)  Obgleich  keine  Quelle  von  tioheitrechten,  wirkt  es  doch,  dals 
Auswärtige  (Alle,  welche  Mitglieder  dieser  Staatsgesellschart  nicht  sind) 
das  Staatsgebiet  nach  allen  seinen  Theilen,  und  allen  darin  befindlichen 
Sachen,  gleichviel,  ob  solche  Privat-  oder  Staasvermögen ,  oder  Adespota 
sind,  als  schon  occupirt,  mithin  als  fremd  ansehen  müssen,  und  in  Hin- 
sicht auf  solche,  ohne  Erlaubnifs  des  Staates,  keine  Art  des  Gebrauchs  sich 
erlauben  dürfen. 

a)  «Ad  reges  potestas  omnium,  ad  singulos  proprictas».  Seseca,  orat.  3i.  — 
Anders,  Käst  in  d.  Rcchtslchrc,  180  f.  C.  L.  Scheid,  de  juris  publici  et  privati 
couvenientia  et  differentiis,  p.  7.  (wo  es  heifst:  «imperans  res  in  dominio  habet, 
persona*  autem  jussu  dirigit»).  Fischer 's  LehrbcgrifT  sämmtl.  Kamerai-  und 
Polixeirechte,  II.  308.  C.  G.  Biewer,  de  natura  et  indole  dotninii  in  territorüs 
Gerinaniac  (Ilal.  1780*  8.),  IIb.  I.  $.  10.  p.  40.,  wo  die  Worte:  «Germania  tota 
—  —  regitur  jure  jHUrimom'ali  et  herili.  —  —  Superioritas  territorialis  —  — 
cum  ipsis  territorüs  in  pairimonio  est,  ut  patrtmonialem  et  herilem  haud  iuepte 
dixeris».  Ebendcrs.  de  origine  et  progressu  legum  juriumque  German.  P.  II. 
vol.  1.  p.  an.  sqq.  Dare,  Handb.  des  t.  Privatr.  I,  §.  \o\\  S  che  au  bebt's  Lehr  b. 
des  t.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  4*  u.  »49«  —  Wider  Biewer  s.  A.  F.  H.  Posse,  über 
das  Staatseigentum  in  den  teutschen  R.  Landen  (Rost.  1794«  8.)  S.  10  ff.  33  ff. 
und  in  Hoppe's  Almanach  der  Rcchtsgcl.  (1795.  8.),  S.  i65  —  177.  —  In  man- 
chen kleineren  teutscb.cn  Ländern  mag  in  der  Vorteil  der  nachherigen  Landes- 
herrsebaft  das  Grundeigen th um,  wo  nicht  des  ganzen  Landes,  doch  des  gröfeern 
Theils,  Rugestanden  haben.  Vergl.  Pütter's  Beitrage  Eum  t.  Staats-  u.  Fürsten- 
recht,  Th.  I,  S.  i?9  ff.  140  ff.  u.  171  ff. 

4)  Anders,  J.  C.  Maier  in  d.  Einlcit.  in  das  Privatfiirstenrecht  überhaupt,  §.  40, 
S.  80.  Schsaubert  in  d.  Staatsr.  der  gesammten  R.  Lande,  §.  i65.  —  Dawider 
s.  Posse  a.  a.  O.  §.  3  u.  4*  S.  i5  ff. 

*  )  So  heifst  die  ßefugnifs,  die  Handlungen  der  Staatsgenossen  dem  StaatSEweck 
gemäss  eu  leiten.  Der  Mensch  kann  Gegenstand  der  Oberherrschaft,  nicht  des 
Eigcnthums,  seyn.  Die  Oberherrschaft  hat  Ewei  Gegenstände,  Personen  und 
Sachen.  Ueber  die  Sachen  erstreckt  sich,  aulser  der  Oberherrschaft,  auch  das 
Staatscigcnthumrecht  ($.  3a8).  —  Da  auch  unkörperüebe  Sachen  (Befugnisse) 
Gegenstand  des  Eigenlhums  seyn  können  (dominium  rerum  incorporalium ) ,  so 
wäre  das  Recht  eu  der  Oberherrschaft  (»u  der  Staatsregicrung,  eu  Ausübung 
der  Staatsgewalt)  in  einem  PatrimonialStaat,  Eigenthum ;  nicht  die  Oberherrschaft. 
Dieses  Eigenthum  oder  cigenthümliche  Recht,  wäre  aber  nicht  Staatseigenthum. 
Vergl.  GROtius  de  J.  B.  et  P.  üb.  a.  c.  3.  §.  4.  lib.  3.  c.  ao.  %.  5a.  Rousseau, 
Contrat.  social,  p.  33.  J.  F.  Katser,  de  diverso  dominii  et  imperii  jure.  Giess. 
17*8.  Jac.  Rave,  über  den  Unterschied  der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums 
(Jena  1766.  8.),  3o  u.  5o.  G.  F.  Zehtsbr,  Diss.  de  differentiis  jurium  imperü  ac 
dominii  eorumque  effectibus  in  regimine  territoriali  (Heidelb.  1793.  40i  §•  35. 
Posse  a.  a.  O.  %.  6.  ff.  Maier's  Autonomie,  §.  I.  aa.  40.  ff.  53.  Ebcndcss.  Einlcit. 
in  d.  Privatfürstenr.,  lao.  a5.  79.  Vergl,  Fischbr's  Kamerai-  und  Poliseirechlc, 
IL  3a4.  388. 
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§.  330.  (25a) 

Staatserwerbwißen.   Ver'ausserung  des  Staatsgebietes  und  der 

Staatshoheit. 

I)  Was  der  Regent,  durch  irgend  einen  Rechtstitel,  von  Staatswegen 
erwirbt,  wird  sofort  Eigenthnm  des  Staates,  und  gehört  zu  dem  Staats 
vermogen  «).  Sind  es  Landesbezirke  mit  Souverainetat,  so  erfolgt  ihre 
Vereinigung  mit  dem  Staatsgebiet  in  der  Regel  ipso  jure,  und  sie  tre- 
ten dann  mit  solchem,  im  Zweifel,  in  volle  Rechtsgemeinschaft  ($.  333, 
Note  c).  II)  Da  durch  den  Unterwerfungs Vertrag  der  Regent  nur  die  Ver- 
tretung und  Regierung  des  Staates,  nach  Erfordern ifs  des  Staatszweckes, 
erhalten  hat,  auch  sein  Recht,  wie  nach  dem  Naturrecht  jedes  Vertrag- 
recht,  bloß  personlich,  und  er  nur  dazu  befugt  ist,  wozu  er  zugleich  auch 
verpflichtet  ist;  so  steht  ihm,  den  nicht  zu  vermuth enden  Fall  eines  Patri- 
monialStaates  ausgenommen,  wie  eine  willkuhrliche  Veräufserung  der  Staats- 
vertretung und  Staatsregierung  (§.  239.  a56),  also  auch  eine  willkuhrliche 
Veräufserung  des  Staatsgebietes  *)  und  der  auf  demselben  haften- 
den Staatshoheit  ($.  a38),  ganz  oder  zum  Theil,  nicht  zu  c).  Es  ist 
vielmehr  das  Einwilligungsrecht  der  Unterthanen,  oder  ihrer  Repräsentan- 
ten ,  in  Vera'ufserungsfiillen  dieser  Art  begründet  **).  Auch  kann  freiwil- 
lige Abtretung  auf  einem  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Gebiet 
haftender  Sou verainetätRechte ,  ohne  Zustimmung  der  Gesammiheit 
der  Bundesglieder,  nur  zu  Gunsten  eines  Mit  verbündeten  geschehen  «)• 

o)  Würtemb.  Verfass.  Vcrtr.  v.  1819,  V  a  u.  87.  Hildburghaus.  Haus-  u.  Gotnd- 
gesets,  über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden  v.  »6.  Apr.  1810,  $.  1.  —  G.  M-  de 
Ludolf,  de  jure  feminarum  illustrium,  Sect.  II.  membr.  L  §.  i5  et  \6. 

*)  Schriften  in  RxübxiTs  Lit.  §.  i565b.  Erblichkeit  des  Rechtes  sur  Thron-  oder 
Begierungs  folge,  ist  nicht  gleichgeltend  mit  Eigenthum  des  Staatsgebietes. 

c)  Baierisclie  Verf.  Urk.  III.  1  u*  3.  tVüricmbtrg.  Verf  Urk.  L  1.  a.  Btsdische  Verl 
Urk,  I.  3.  Badisches  Haus-  u.  FamilicnStatut  v.  4«  Oct.  1817,  %  1.  Kurhessiscket 
Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  Mars  1817,  §.  1.  Kurhess.  Verf.  Urk.  v.  i83i,  §.  1. 
Gnoncs  de  J.  B.  et  P.  lib.  D.  c.  6.  §.  3.  sqq.  Ejusd.  annalcs  et  h'istoriae  de 
rebus  Belgicis  (Amst.  1657.  Fol.),  lib.  VIL  Pufxhdobf,  de  jure  nat.  et  gent. 
lib.  VÜT.  c  5.  $.  9.  sqq.  Vattei^  droit  des  gens,  lir.  I,  ch.  11,  $.  »57  et  müt. 
Rays  a.  a.  O.  63.  Stbubkv,  Obs.  jur.  et  bist,  germ.  obs.  4*  §•  '7*  Hoorxxa's 
Naturr.  §.  aoi.  Zkhtnkr ,  diss«  cit.  %,  10.  Klvbxb's  kl.  jur.  Bibl.  X.  si3.  ». 
Ahetih's  constitutionelles  Staatsrecht,  Th.  I,  S.  i44  f*  Barthol.  de  las  Cas&s, 
utrum  reges  vcl  prineipes,  cives  ac  subditos  alienare  possint?  Tub.  i6a5.  4*  rec. 
ib.  et  Jenac  1678.  4.  A.  Bbbtb's  Vorlesungen  über  d.  öffentL  Recht.  Augsb. 
1837,  S.  »35.  —  Anders  (nur  nicht  bei  Wahlstaaten)  Theod.  H.  A.  Schmaix, 
Diss.  de  jure  alienandi  territoria,  absque  consensu  statuum  provincialium,  prin 
eipibus  Gcrmaniac  com  potente  (Rint*  »786.  8.),*§.  4  —  10-  Man  vergl.  im  Uebrigcu. 
als  practisch  merkwürdige  Fälle,  die  Erklärungen  der  Stande  in  dem  Eistut, 
als  dieses  an  Frankreich  abgetreten  werden  sollte.  Pnmmerische  Erklärung  auf 
dem  westphäl,.  Fr.  Congrefs  1646,  bei  Pfaskfb,  Hist.  pari«  WestphaL  lib.  3.  $.  17. 
Erklär,  der  baier.  Landstände  1778,  bei  dem  östreich.  Anspruch  auf  Baiern,  in 
Doms  Denkwürdigkeiten,  Bd.  II,  S.  55  fl.   Erklärungen  des  norwegischen  Volks 
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und  Reichstags,  als  Dänemark,  in  dem  kider  Fr.  v.  14.  Jan.  1814,  Norwegen 
an  Schweden  abgetreten  hatte.  Voss  Zeiten,  1814,  St.  VL  Vxhtcbibi's  Chrenik 
des  19.  Jahrb.,  Jahr  1814  (Bd.  XI),  S.  691  ff.  Bbbhdkx's  Geschichte  der  Na- 
tkmalReprSsentation,  Abth.  II,  S.  110.  AUgera.  Zeitung  1814,  Beil.  Num.  60  ff. 
Erklärungen  dcfsbalb,  in  der  Sitzung  des  engl.  Parlaments  t.  10.  Mai  1814. 
Allgem.  Zeitung  1814,  BeiL  64.  Journal  de  Francfort,  1814,  N.  147.  148.  149 
(ari.  de  Breme).  si5.  218.  Carlsr.  Zeit  1814,  N.  14&  Anrede  der  norwegischen 
Volks  Repräsentanten  an  ihren  neuen  König,  in  der  Audienz  v.  14.  Dec  1814,  in 
dem  Journal  de  Frsncf,  i8i5,  n°  4.  PüreUnschluss  von  m6,  in  Hcbdii  metrop. 
Salisb.  IL  407.  Andere  Beispiele  bei  Buroos,  da  congres  de  Troppau  (Paris 
18*1.  8.),  eh.  V,  p.  n5  et  suir.  —  Von  Veräußerung  einzelner  Hoheitrechte, 
f.  354;  desgl.  der  Staatsdomänen,  §.  333. 

rf)  So  auch  das  Grundgesetz  der  landschaftl.  Verfass.  des  F.  Hildburghausen,  y. 
19.  Marz  1818,  §.  a,  lit  a,  u.  §.  46.  fVürtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  $.  86. 
Von  Baiern,  aus  dem  J.  1778,  s.  C.  W.  r.  Dobk  s  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit, 
Bd-  R,  S.  55  fT.  S.  Meining.  landständ.  Grundgesetz  v.  a3.  Aug.  18*9,  Art.  9.  — 
Dafs  Einwilligung  der  Landstände ,  oder  der  Unterthanen ,  in  Ermangelung  einer 
besondern  Bestimmung,  nicht  nöthig  scy,  behaupten  Stuvbkh,  Obss.  juris  et  bist, 
germ.  ob*.  IV.  14.  Mosza,  von  der  Reichsstände  Landen,  ai5.  «78  f.  3i  1. 
STBtmaVs  Nebenst.  IL  4*3.  Bnni  L  c.  asi.  sqq.  Schszusbbtz  Staatsr.  der 
gesammten  Reichslande,  {.  81.  Scansxs  L  c.  J.  19  —  1».  —  Dawider  s.  A.  F. 
H.  Posse  a.  a.  O.  i4  f.  Ebenders.  über  das  Einwilligungsrecht  teutscher  Unter- 
thanen in  LandesTerSufserungen.  Jena  1786.  8.  (Auch  in  C.  F.  Häbxbxib's 
Nachrichten  etc.  VH.  64«  ff.)  ErlSuter.  verschied,  wicht  Gegenstände  für  d. 
Staatsmann  und  Gelehrten.  Schmalz.  1786.  Rs.ffBsa'a  kl.  jnr.  Bibl.  X.  *33  ff.  — 
Das  LeknObereigenthum  kann,  in  der  Regel,  ohne  Einwilligung  des  Vassailen, 
verau&ert  werden.  Möxxbb,  Distinct.  feud.  c.  10.  dist  1.  "Woin-aa  in  Zztbr- 
Bica's  SammL  zu  d.  Lehnr.,  TL  Num.  ai.  Mascov,  de  jure  feudor.  p.  aso.  A. 
Globio,  de  rebus  dubiis  in  jure  feud.  p.  111.  Anders  Böhmf.b,  Princ  juris  feud. 
$.  109.  Maaron  in  Zbfebbich's  Samml.  TL  Num.  so,  aa,  «3.  Scbiltzb  ad  jus 
feud.  alemann.  a68. 

•  >  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art  6. 


§•  331'  (251.) 
Fortsetzung. 

So  fern  ein  teutscher  Bandesstaat  ein  PatrimonialStaat  wäre«), 
konnte  dem  Regenten  die  Befugnifs,  sein  Recht  auf  die  Rechtavertretung 
Baad  Regierang  des  Staates  zu  veräafsern,  nach  den  Bedürfnissen  des  Staa- 
tes nicht  abgesprochen  werden  *);  vorbehalten  jedoch  die  Einwilligung 
derer,  welchen  ein  vertragmäsiges  SnccesstonaRecht  zusteht  c). 

«)  Welches  von  den  teutsehen  Erbstaaten  behauptet,  J.  C.  BLuma  in  d.  Einl.  in 
das  Privat furstenr.,  §.  40,  8.  80.  Schnaubest  in  d.  Staatsr.  der  gesammten 
Reichslande,  S.  i65.  f.  VergL  Gaonvs  1.  c.  IIb.  L  3.  J.  11.  is.  i3.  Vattex, 
Droit  des  gens,  L  5.  68.  Mosza's  Osnabrück.  Gesch.  L  Vorrede.  Zkktnbb,  diss . 
«it.  f.  ts  —  i&  Possa  a.  a.  O,  S.  so.  —  Doch  unterscheidet  zieh  aueh  ein 
PatrimonialStaat  wesentlich  von  einem  so  genannten  haus-  oder  diensthsrrUchen 
Staat  (regnum  herile,  rechtlich  eine  Chimäre)}  wie  bürgerliche  Oberherrschaft 
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Ton  baus-  oder  dienstherrlicher  Gewalt  (Imperium  berfle),  wie  StaatspfltYl ; 

von  Gutspflicbt.   Potteb's  Beitr.  Th.  I,  Num.  8.   Da  Iadole,  Symphorem  coasult 

for.  T.  I.  cons.  10.  p.  3a6.    Vergl.  Mejeh's  Autonomie,  188.   Bzvb  a.  a.  O. 
6)  Gbotius  de  J.  B.  et  P.  L  c.  3.  §.  11.  ü.  c.  6.     3.  et  IIb.  BX  c.  so.  §.  5.  Z*st>m 

I.  c.  §.  7.  Schlettwein*»  Becbt  der  Menschheit,  «91. 
c)  Schpuübebt  a.  a.  O.  $.  173.   v.  Both's  Staatsr.  t»  Beichslande,  IT.  a5.  Lust'» 

Staater.     38.   C.  G.  Ghbuh,  Dias,  de  limitibus  juris  alienandi  territoria  scculam 

imperii  Germ.   Tub.  1795.  4« 

V 

§.    332.  (252.) 
Domänen  oder  Kammergüter. 

Ein  wichtiger  Bestandteil  des  Staatsvermogens  sind  die  Staats  Do- 
mänen a),  Krön-,  Staats-  oder  Kamracrgüter,  Grundeigentum  des 
Staates,  zum  Theil  verbunden  mit  grundherrlichen,  nutzbaren  Gerechtsa- 
men *),  dessen  Ertrag  zu  dem  Staatsaufwand  bestimmt  ist  c>  Sic  unter- 
scheiden sich  wesentlich,  nicht  nur  von  Privat-  oder  SchatullGütero  des 
Regeuten  sondern  auch  von  Hoheitrechten,  auch  den  einträglichen,  und 
von  dem  FiscusGut  e)  (§.  338).  Die  Einkünfte  der  Domänen  gehören 
zu  dem  St aa tsein kommen  /).  Selbst  da,  wo  nach  dem  particulären 
Staatsrecht  sie  für  FamilienFtdeicommifs  des  Regentenhauses  gelten,  dient 
ihr  Ertrag ,  nach  Abzug  des  zu  der  Ctvilliste  nothigen  Theils ,  zu  dem 
Staatsaufwand  ff). 

a)  Schritten  in  Püttbb's  Lit  III.  $.  1001  ff.  Kxübeb's  Lit.,  S.  476.  Cph.  Faisn  ju« 
domaniale.  Francof.  1701.  FoL  Jos.  Glavd.  Destouchbs  Beurtbeilung  der  Do- 
mönenrerhte  in  Deutschland.  München  1768.  8.  Nachtrag  biezu,  ebenda«.  17(18. 
Fortsetzung,  ebendas.  1768.  8.  Dan.  Gottfr.  Schbebeb's  Abh.  von  Kammergütcra 
und  Einkünften.  Leipz.  1743.  Aufl.  1754.  4*  (W.  F.  Chassot  de  Flohhscoibt) 
Etwas  über  die  Natur,  die  Veräufscrung  und  Verschuldung  der  Kammergüter. 
Heimst.  1795.  8.  Moseb  von  der  Beichsstände  Landen,  ao5.  De  Selchow  clem. 
Juris  publ.  416.  v.  Both's  Staater.  t.  Reichslande,  B,  16.  19.  Fischte**  Kamerai 
und  Polizeirechte,  n.  479  —  499.  Böhmer,  Princ  juris  feud.  60.  Schbacbeht'% 
Erläut.  des  Lehnr.,  118.  C.  C  A.  H.  v.  Kehftz  Exörter.  der  Verbindlichkeit 
des  weit!.  Bcichsfürsten  aus  d.  Handl.  seines  Vorfahren,  14  —  35.  Strcbes,  U- 
Bed.  1.  v.  Bebo's  Bcobncht  u.  Bechtsfalle  L  Num.  1.  J.  P.  Habl's  Handb.  der 
Staatswirthscbaft  und  Finanz  (Erl.  1811.  8.),  §.  886  ff.  Von  der  Etymologie,  s» 
v.  Göbel'k  Abhandl.  aus  dem  Staatsr.,  II.  74.  Staatsgüter  u.  Domänen  sind 
gleichbedeutend  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erbland* 
der  östntick.  Monarchie,  §.  147a,  verglichen  mit  $.  287  u.  dem  Register,  voc 
Domänen.  —  In  dem  preussischen  Staat  heifsen  diejenigen  Domänen  oder  Kammer 
guter,  deren  Benutzung  und  Ertrag  zu  dem  Unterhalt  des  Königs  und  seiner 
Familie  bestimmt  sind,  KvonFiHeicommia&>  Alan  s.  $.  333,  d.  —  Einige  unter- 
scheiden Domänen  und  Kammergüter.  In  Bestimmung  des  Unterschieds  weichen 
sie  jedoch  sehr  von  einander  ab.  Vergl.  Grotius  am  unten  a.  O.  PorsHDosr. 
de  jure  nat.  et  gent.  lib.  8.  c.  5.  $.  8.  et  11.  BFmu?n,  Nov.  jur.  cootrov.  ob*.  11. 
Pütthans,  Eiern  juris  feud.  $.  65.  v.  Roth  a.  a.  O.  Schbidbxastfx  a.  unten  a.  0. 
C.  Schbeuieb,  über  Kamuiergüter  und  Civülisten  deutacber  Fürsten.  Leipzig  (bei 
Hartmanu)  i833.  8. 
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6  )  Es  gibt  DomänenHerrschaften,  Aemter,  Städte,  Dörfer,  Höfe,  Hammergüter , 
Mühlen,  Gebäude,  Forste,  Jagden,  Fischereien,  Accker,  Garten,  Wiesen,  Berg- 
u.  Hüttenwerke,  Salinen,  u.  d. —  Die  heutige  FinanzPraxis  rechnet  oft  zu  den 
Domänen  auch  diejenigen  grundherr liehen  Gerechtsame,  welche  für  sich  bestehen, 
das  helfet,  wenigstens  jetst  nicht  mehr  als  Gerechtsame  eines  DomäncnGuts 
bestehen,  nämlich:  isolirte  Rechte  auf  Patrimonialüienste  oder  Frohnen  ($.468,3), 
und  auf  gut-  oder  grund  herrliche  oder  PatrimonialAbgaben  (§.  393),  nichtregale 
Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grundeigenthum. 

c )  Sah.  Coccbji  jus  civ.  controv.,  P.  IL  lib.  49.  tit.  14.  Mascov,  Princ.  juris  publ. 
p.  787.  Selchow,  Llem.  juris,  publ.  germ.  §.  ^16.  Strubs»  a.  a.  O.  §.  5.  u.  7. 
Görna  a.  a.  O.,  S.  8.  u.  74.  Dkstouchbs  a.  a.  O.,  S.  4*  Prems,  allgem.  Landr., 
Tli.  II,  Tit.  14,  §.  11  f.  wo  es  heilst:  «Einzelne  Grundstücke,  Gefälle  und 
Hechte,  deren  besonderes  Eigenthum  dem  Staate,  und  die  ausschließende  Be- 
nutzung dem  Oberhaupte  desselben  zukommt,  werden  Domänen  oder  Kammer- 
güter genannt».  Rlvbxr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  485*  Vergl.  auch  die  ehemalige 
Coustitution  du  rovaumc  de  Westpbalie,  art.  9.  —  Abweichende  Begriffe,  s. 
bei  Mosaa  a.  a.  O.  207  f.  Göbxl  a.  a.  O.  75.  Ghotios  de  J.  B.  et.  P.  lib.  U.  c. 
6.  L.  C.  Schröder,  Eiern,  juris  nat.,  sociolis  et  gent.  (Groning.  1775.  8.), 

§.  907.  IL  Rast's  Rechtslehre,  i83.  v.  Roth  a.  a.  O.  Scheidr»antxl's  Repertor. 
I.  7»i.  Pvttxa*»»  I.  c  —  Von  den  Tafe  /Gütern  (bonis  mensalibus)  in  gcistl. 
Staaten,  s.  Strubs»  und  Schtucbert  a.  a.  O.  C.  G.  Bieter,  de  natura  et  indole 
dominii  in  territoriis  Germ.  (Hai.  1780.  8.),  43« 

«/)  In  dem  preufsischen  Staat,  ward  dieser  Unterschied  aufgehoben.  Bxb*sr,  nov.' 
jur.  controv.  T.  I.  obs.  11.      i5.  sq.   Fischer  a.  a.  O.  U.  493.    Vergl.  %.  336,  a* 

<)  Fiscus  und  Domänen  erklären  für  gleichbedeutend,  Lktsxb  Spee.  657.  m.  10. 
Bvhmfr  L  c  J.  9.  -  Die  ehemaligen  Domänen  oder  RarnnTcrgütcr  der  jetzigen 
Standesherren,  führen  meist  diesen  Namen  noch  fort,  obgleich  sie  jetzt,  in  der 
Regel  wie  Privatgut  behandelt  werden,  und  der  Name  Standesherr  liehe  GrundgUter 
ihrem  jetzigen  Vcrhältnifs  angemessener  seyn  möchte. 

/)  Vergl.  unten  §.  480.  C.  F.  Haxkrijs's  Handb.  des  t.  Staatsr..  II.  fi.  191. 
Moser  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  535  ff.  Püttkb's  Bcitr.,  L  137.  v. 
Raupt/,  a.  a.  O.  §.  13.  S.  33 —  33.  Strubs»,  Th.  II,  Bed.  I,  §.  5  u.  7.  v.  Justi 
über  die  Natur  u.  Wesen  der  Staaten,  §.  39.  Bergius,  Polizei-  und  Cameral- 
Magazin,  Th.  VIR,  366.  Landständische  Verhandlungen  hierüber:  Wür- 
tembergische  Ständeverhandlungen  von  i8i5,  Abth.  I,  S.  88  ff.,  Abth.  IV, 
S.  58  ff.,  Abth.  Dt.  S.  18  u.  89,  u.  im  Protoc.  v.  17.  Mai  1817.  Fiorkt's 
Darstellung  der  Verhandlungen  der  Ständeversammlung  des  GH.  Hessen 
von  i8ao  und  i8ai,  S.  199.  Protocoll  der  nassauischen  Landesdeputirten- 
V  ersamml.  v.  i83i,  S.  17  —  a4  u.  45  —  61.  Von  der  Verwendung  des  Domänen- 
Ertrags  im  RR.  Hannover  zu  dem  Slaatsaufwand,  s.  actenmäfsige»  Würdigung 
der  Anklage  des  Ministeriums  Münster  (Hannover  i83i.  8.),  S.  ia  ff.  —  Li 
dem  Herzogthum  Nassau  war,  nach  der  Behauptung  der  Landstände,  der  Ertrag  der 
Staatsdomänen  unter  dem  Staatsciakommen  mitbegriffen.  Man  s.  die  nassauischen 
Landlagverhandlungen  v.  i83t,  u.  die  Allgem.  Zeitung  v.  36.  Apr.  i83i,  aufserord. 
Beilage  147  u.  148.  Der  Streit  ward  i836  durch  Vergleich  beigelegt,  zum  Vorthcil 
des  Herzogs.  Man  s.  unten  §,  333,  d.  —  Acht  teutsche  Reichsgesetzc  aus  dem 
Zeitraum  von  i53o  bis  i654,  auch  ihnen  gemäCs  alle  acht  kaiserliche  Wahlcapi- 
tulationcn  seit  i658,  u.  der  Reichsschlufs  v.  »775,  §.  33  bezeugen  und  bestätigen 
das  weit  ältere  Staats  herkommen,  dafs  Steuern  nur  suhsidtaitsch  gefordert  werden 
dürfen,  d.  b.,  wenn  und  so  weit  die  Einkünfte  von  den  Ramroergütern  und  aus  andern 
FinanzQuellen ,  zu  Bestreitung  des  nöthigen  StaatsAufwandes  nicht  hinreichten. 
Rcicbsabachicdc,  v.  i53o,  $.  118;  v.  1043,  §.  a4?  v.  1544,  §.  10;  v  .i555,V8aj  v.i557, 
§.48u  49;  v.  i566,§.4i  5  v.  1576,  §.  1 1 ;  \-  i654  §•  »8»  «•  «4-  !•»  GEasiucn**'« Handb. 
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der  Reichsgcsetse,  Th.  W,  &  967  ff ;  verglichen  mit  de«  Kaisers  denkwürdiger 
verneinender  Erklärung  auf  der  Beichsstände  Antrag,  den  Laadeshcrrschaften 
ein  unbeschrankte«  Besteuerungsrecht  su  bewilligen,  ia  dem  kaiserl.  Commisaions- 
Decret  v.  3.  Febr.  1671  (in  der  Neuen  Samml.  der  B.  A.  Th.  IV,  S.  83)  und 
STavassr  a.  a.  O.  u.  Th.  I,  Bed.  1,  §.  3.  Tb.  B,  Bed.  1,  §.  4  ff  Elend***.  Obser- 
vation, juris  et  historiac  germ.,  obs.  IV.  5«  »8»«  "~  Von  Kummer  schulden, 
s.  5.  339. 

)  Man  s.  unten  §.  333,  Note  d.  1 


§.  333.  (253.) 
EigeiUhumverhaltniss ,  V eräusserung  und  Belastung  der 


I)  In  der  Regel  ist  die  Substanz  der  Domänen  Staatseigentum 
und  unveräusserlich  <*);  wenigstens  wird  bei  einer  RepräsentativVerfas- 
sung,  Einwilligang  der  Ständeversammlung  zu  der  Veräußerung  erfor- 
dert *).  II)  Wo  und  so  weit  sie  aber,  kraft  des  particulären  Staatsrechtes, 
oder  eines  besondern  Rechtstitels,  Eigenthum  des  Regenten  *),  oder 
f ide icommissar isches  Haus-  oder  Fami lienEig euth u m  des  Re- 
gentenHauses  dy  sind,  gesetzt  auch,  dafs  etwa,  aus  andern  Gründen,  einem 
Dritten  SuccessionsRechte  darauf  gebühren,  steht  der  Veräufserung  kein 
Hindernifs  im  Weg  e),  so  bald  dieselbe  dem  Staatszweck  nicht  entgegen 
ist,  und  überdiefs  in  dem  Fall  der  Eigenschaft  eines  FamilicnEigenthums, 
Einwilligung  der  SuccessionsBerechtigten  hinzukommt/).  HI)  Wider  un- 
rechtmäsige  Veräufserung,  steht  dem  Nachfolger  in  der  Regierung  die 
Re vocationsBef ugnifs  zu  {?).  IV)  Das  Wort  Veräufserung  wird 
hier  im  weitern  Sinne  genommen,  so  dafs  auch  Verpfändung,  Bela- 
stung mit  Servituten,  und  Infeudation,  überhaupt  jede  Üebertragung 
eines  dinglichen  Rechtes,  darunter  begriffen  sind  *).  In  Absicht  auf  Ver- 
waltung der  Domänen  und  anf  Verwendung  ihres  Ertrags  (§.  480), 
ist  den  Ständen  in  manchen  Staaten  ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  ein- 
geräumt «)• 

a)  Sa*.  Coccbji  1.  c.  E.  J.  Tiwtw.,  Diss.  de  domaniis  prtneipum  inalienabilibus. 
Erf.  1728.  Jo.  Ado.  Hmm»,  Diss.  de  restrieta  illustrium  alienandi  facultate, 
maximc  quoad  allodia  avita.  (Jen.  i^4?)»  caP*  ^*  ®t  DI.  Von  dem  Eigentbam 
der  Domänen,  nach  allgemeinem  u.  particulärem  Staatsrecht,  bandelt  Kim, 
primae  lineae  coUegii  diplomatico-historico-polttici,  §§.  141  —  199,  p.  17 —  >6> 
Auch  s.  man  v.  AasTnTä  StaaUr.  der  constitutionellen  Monarchie,  Abth.  IX,  3, 
8.  3io  ff.  ConversationsLexikon  der  neuesten  Zeit,  Bd.  I,  (i83a),  Art.  Domänen- 
frage ,  S.  698  ff  —  Von  dieser  im  Allgemeinen  sehr  streitigen  Frage,  s.  Etwas 
vom  Befugnisse  der  Fürsten  in  Veräufserung  der  Domänen.  Münster  u.  Hannov. 
1786.  8.  Mosrn  a.  a.  O.  »1  ff  Lktskb  Spec.  60.  med.  6*  sqq.  Fiscan  a.  a.  0.t 
II  481  ff.  4o3  ff  Dutovchks  a.  a.  O.,  S.  8.  Ghotiüs  1.  c.  Pototdobf,  de  jure 
nat.  et  gent.  lib.  8.  c.  5.  §.  8  et  11.  Scmödsr  1.  c.  f.  006.  Höptkur's  Naturn, 
S-  196.  J.  C.  Hoftbaukh's  Naturr.,  i  446.  F.  G.  v.  HvhtiWs  Versuch  über 
die  woscnU.  Rechte  der  Majestät,  %.  59.  Fuuschkr,  Instit.  juris  feud.  33c,  Scan- 
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oexahtu's  allgemein.  Staatsr.  IL  §.  146.  Alsx.  Müli.kr's  Archiv  für  die  neueste 
Gesetzgebung.  Bd.  I  ( i83t),  S.  555  ff..  —  Von  der  Veräufserung  in  Nothfallen, 
a.  J.  A.  Schlettweins  Rechte  der  Menschheit,  $.  a84.  Gelaugnet  wird  obige 
Hegel  von  Mauhbsbeecher  :  §.  aoi,  Note  q,  weil  die  Frage:  sind  die  Domänen 
Staats  oder  sind  sie  FamilienEigenthum?  eine  quaestio  Jacü  sey.  —  Dafs  die 
Kammergüter  tcutscher  Fürsten  «wischen  Staate*  und  Pmatcigenthum  in  der 
Mitte  stehen,  behauptet  Göroxa,  teutsches  Staatsrecht,  §.  4 So. —  Ueber  die 
Staats wirtbschaAliche  Nützlichkeit  einer  Veräufserung  der  Domänen  s.  Alex. 
MüLLBa's  Archir  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  L,  (t83i),  S.  i56  f.  u.  555  ff 
In  Preusun  erklärt  das  allgem.  Landr.  II,  14,  11  u.  »5  die  Domänenguter 
und  Einkünfte  für  Staatseigenthum.  Von  ihrer  Veräufserung  und  dem  Kron- 
fideicommifs  unten,  Note  b  und  d.  —  In  Baiern  erklärt  die  Verfass.  Urk.  v. 
1818,  Tit  III,  die  Domänen  und  Regalien  für  Staategut,  u.  ihnen  für  einverleibt 
alle  ImmobiliarErwerbungen  der  Mitglieder  des  königl.  Hauses,  wenn  der  Erwerber 
darüber  nicht  verfügt  hat. —  Die  königl.  säcks.  Verfass.  Urk.  r.  i83i,  $.  16 — 19, 
erklärt  die  Domänen  für  unveräußerliches  Staatsgut,  das  durch  eine  Constitution 
nclle  Finnnzbehörde  au  verwalten,  das  lediglich  au  Staatsswecken  zu  benuteen, 
dessen  Ertrag  den  Staatscassen  überlassen  ist;  doch  sind  bestimmte  Schlösser, 
Paläste,  Hofgebäude,  Gärten  und  Räume  dem  König  au  freier  Benutzung  über- 
lassen.  Noch  ebendas.  §.  aa,  ist  die  ab  CivilListe  (§.  a5i )  aus  Staatsräten 
dem  König  jährlich  zu  bezahlende  Summe  als  Aequivalent  su  betrachten  für 
die  den  Staatscassen,  auf  die  jedesmalige  Dauer  der  Regierungsxeit  des  Königs, 
überwiesenen  Nutzungen  des  königl  Domänengutes,  welche  auch  den  Staatscassen 
ao  lang  überwiesen  bleiben  sollen,  als  eine  CivilListe  bewilligt  wird,  die  wenig- 
stens 5oo,ooo  Thaler  beträgt.  Die  Stände  sind  Terpflichtet  und  berechtigt,  über 
die  Erhaltung  des  Staatsguts  zu  wachen.  Ebendas.  §.  j8  u.  108.  Aehnliche  Be- 
atimmungen in  der  kurhets.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  189  ff.—  Von  dem  untrtemb. 
Kammergut,  s.  den  würtemb.  Verfass. Vertr.  v.  1819,  §.  101  u.  io3  u.  107,  wo 
es  für  uoverfiufserlicbes  Staatsgut  erklärt  wird,  statt  dafs  früher  der  Regent 
darüber  für  seine  Bedürfnisse  nach  WUlkühr  verfügte.  Manuaoaa's  Beschreib, 
v.  Würtemb.  (a.  Aufl.  i8a3.),  S.  4«4  u.  494.  J.  C.  F.  Brkyer,  pracs.  G.  D. 
HorrMAH?,  Diss.  de  Fideicommisso  Sereniss.  gentis  Würtemb.  Tub.  1769.  4. 
J.  G.  Beetee,  Eiern,  juris  publ.  Würtemberg  $.  3o.  33.  197.  Landtagsabsch.  v. 
1619,  in  der  Würtemb.  Grundverfassung,  S.  466  f.  Erbvergleicb  v.  1770,  Cl.  IV. 
%.  1.  Papiüs,  Haupturkunden  der  würtemb.  Landesgrund  verfass.,  St.  I,  S.  199. 
Von  dem  würtemb.  HofDomäncnKammergut  s.  unten  Note  d.  —  S.  Heining. 
landschaftl.  Grundgeseta  v.  18*9,  Art.  a.  — 
*)  Von  der  Nothwendigkeit  der  Einwilligung  der  LantUtändt,  oder  Unterthanen,  s. 
Grundgesetz  für  d.  landsch.  Verfass.  des  F.  Hildburg/,,  v.  1818,  $.  a,  lit.  f,  u. 
i.  5.  S.  Hitdburgh.  Haus-  u.  Grundgesetz  über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden, 
v.  a6.  Apr.  i8ao,  $.  4,  5  u.  10.  fVürtemb.  Verfass.Urk.  v.  1819,  §.  85,  10a,  io3, 
107.  Badiscke  v.  1818,  §.  58.  S.  CoburgSualje  Mische  v.  1811,  Jj.  76  u.  119.  S. 
Coburg Meininpische  v.  1814 1  %•  !4»  Num.  4*  Von  jener  v.  »819,  oben  Note  a. 
Kurhesdtehe  v.  i83i,  §.  *4a.  Hxettcs,  T.  I.  resp.  a3.  Da  Lüdewio  consil.  Halens. 
T.  E.  lib.  a.  cons.  34.  n.  14.  i5.  Fioeehcodbt  a.  a.  O.,  S.  9.  -56  ff.  Dawider, 
s.  Stbüeib  an  dem  unten  (Note  d)  a.  O.  Mosra  von  d  R.  Stände  Landen,  1*4. 
Saxcnow,  Eiern,  juris  puW.  germ.  §.  416.  Waamtaa  P.  V.  obs.  161.  P.  X.  obs. 
077.  469.  Göiraaa  über  Staatsrechtedienstbarkeiten,  $.  60.  —  Die  htrpfaltbaieritcht 
Staate-  und  FideicommifsPragmatik  v.  so.  Oct  1804,  §•  10  u.  11,  verbietet  alle 
und  jede  Veräufserung,  Verpfändung,  Infeudation,  Reinfcudation  u.  Expectanzcn 
der  Staate-  und  Kammergüter,  Staats,  und  Rammcrgcfälle.  Dagegen  s.  man 
die  baier.  Verfass.  Urk.  r.  1818,  Tit.  BX  Vergl.  auch  Bftdiscne*  Haus-  u.  Fami- 
UenStatut  v.  4.  Oct.  1817,  §.  1.  Kur  hat.  Haus-  u.  Staategesetz  v.  4.  Mär»  1817, 
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§.  i.  —    Für  veräufserlich,  nach  dem  Bedürfnifs  des  Staates,  und  unter  Beob- 
achtung gewisser  Förmlichkeiten,  erklärt  die  Domänen,  das  mit  Zuziehung  der 
Prinzen  des  königL  Hauses  und  der  Landstände  in  den  Provinzen  errichtete 
preius/sche  Edict  u.  Hausgesetz  v.  17.  Dec.  1818,  publirirt '  durch  königL  B« 
kanntmachung  v.  6.  Nov.  1809;  in  der  Sammlung  der  preufs.  Verordnungen  t. 
1B06  bis  17  Oct.  1810  (Berl.  i8aa.  4-)*  S.  604  —  614,  auch  in  Ham's  Handb.  d. 
Staatswirtbschaft  (1811.  8.),  S.  107  ff.   Früher  erklärte  das  preufs.  allg.  Landr. 
Th.  B,  Tit.  14,  §•  16  ff.  die  Domänen  nur  gegen  Entschädigung  (z.  B.  durch  Tausch, 
Erbpacht,  gegen  fortwährende  Zinsen)  für  veräufserlich.    Ewige  Unveräu&er 
lichkeit  aller  Fürstenthümer,  Graf-  u.  Herrschaften,  auch  eine  einer  Güter  und 
Einkünfte,  welche  die  preufs.  Monarchie  bilden,  setzte  K.  Friedr.  Wilh.  L  durch 
ein  Edict  v.  i3.  Aug.  1713  fest,  auf  den  Grund  eines  in  dem  königl.  Hause  durch 
Verfassung  und  FundamentalGesetce  hergebrachten  FamilienFideicommisses 
Schrkber  a.  a.  O.  Cap.  1.  §.  5. 

c)  Dieses  behaupten  von  den  leutschen  Erbstaaten  überhaupt,  Sklchow,  Bönut, 
a.  a.  O.,  Floribcoürt ,  63.  Schmal»  natürl.  Staatsr.,  §.  166.  Man  s.  aber  A. 
H.  Göcrxl,  Diss.  possessorium  suminariissimum  an  et  quatenus  ad  versus  principe  m 
a  subditis  possit  institui?  (Erl.  1798.)  §.  i3. 

d)  So  PÜTTzn  in  princ.  juris  publ.,  §.  191.  Schsavrkrt's  Staatsr.  der  ges.  Beichs- 
lande,  §.  143.  Lkist's  t.  Staatsr.  §.  22.  Eichhors's  teutschc  Staats-  u  Rechts- 
geschichte,  Bd.  I,  §.  58.  —  Das  preusstic/m  so  genannte  KronFideicommi**  besteht 
jetzt  in  dem  Gomplcx  derjenigen  Immobilien  u.  nutzbaren  Gerechtsame  der 
liegenden  Gründe,  Waldungen,  Schlösser,  Jagden,  Fischereien,  Kenten,  Gefälle 
u.  d.,  deren  Benutzung  u.  Ertrag  zum  Unterhalt  des  Bönigs  und  seiner  Familie 
bestimmt  sind,  deren  Substanz  aber,  nach  dem  preufs.  allgem.  Laadrecht,  Th.  IL 
Tit.  14,  §.  n,  als  Domänen  oder  Hammergüter  anzusehen  sind.  Ein  Gesetz  *, 
17.  Jan.  i83o  erklärt  die  Domänen  u.  Forsten  für  Landeseigen tbum.  —  Die 
königl.  sächi.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  20,  erklärt  für  HausFideicommifs  die 
Einrichtung»-  und  Zierdegegenstände,  die  Mobilien  u.  Moveuticn  in  den  zu  dem 
Staatsgut  gehörenden  königl.  Schlössern,  Palästen,  Hofgebäuden  und  Gärten,  die 
in  dem  grünen  Gewölbe  u.  a.  kön.  Sammlungen  befindlichen  Kostbarkeiten,  nament- 
lich die  GeinäldeGallcrie ,  die  Kupferstiche,  Naturalien-  Münz-  u.  a.  Cabincte, 
die  Bibliothek,  die  Kunst-,Rüst-  u.  Gewckrkammer ;  ferner  Alles,  was  der  König  wäh- 
rend seiner  Regierung  aus  irgend  einem  PrivatrcchtsTitcl,  oder  durch  Ersparnisse 
an  der  Civil  Liste  erworben,  und  worüber  er  unter  den  Lebenden  nicht  verfügt  hat; 
auch  das  Vermögen,  welches  er  vor  seiner  Thronbesteigung  besessen,  und  was 
er  damit  nachher  erworben  hat,  so  fern  über  dieses  Vermögen  weder  intcr 
vivos  noch  mortis  causa  von  ihm  verfugt  worden  ist.  —  Würtembcrgisches  Kam- 
merschrcibereiGut,  ein  FamilienFideicommifs  ut  PrivatEigenthum  der  Regenten 
Familie,  dessen  Verwaltung  u.  Benutzung  dem  Regenten  zusteht,  nach  Eberhards 
ID.  Codicill  v.  1674  ♦  §•  8,  u.  Carl  Alexanders  Testament  §.  3  u.  4*  **•  nach  dem 
Verfass. Vertr.  v.  1819,  §.  101  iu  108.  Brei-fr,  diss.  cit.  u.  J.  G.  Brxvkb  1.  c 
§.  33  et  197  sqq.  Jetzt  heifst  es  HofDomainenHammergut;  sein  reiner  Ertrag 
beträgt  jetzt  ungefähr  100,000  Fl.  Mexhixgfr  a.  a.  O.,  S.  406  u.  433,  unter- 
schieden von  dem  oben,  Kote  a,  erwähnten  Kammergut.  —  Von  dem  baierisdu» 
Haus-  u.  StaatsFideicommifs Vermögen,  s.  baier.  Haus-  u,  StaalsFideicommi&Prat;- 
matik  20.  Oct.  1804»  §.  aj  baicr.  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  9,  §.  11 ; 
baier.  Familiengesctz  v.  «8.  Jul.  1810,  Art.  55.  Vcrfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  3. 
Hausgrundgesetz  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5,  §.  4i  Tit*  8,  §.  1  u.  3.  Kurpfalzbaieri- 
sebe  Haus-  und  StaatsFideicommifs-,  dann  SchuldenPragmatik  vom  10.  Oct.  18t*,. 
in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5,  Num.  ao  ff.  Die* 
erklärt  das  sämmtliche  pfalzbaie  tische  Haus-  oder  l  ainilienr  idcicoimiitf»\  'erwögen 
zugleich  für  StaatsFideicommifs,  um  dasselbe  mit  dem  gcsatnmten  Lande  un>i 
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dem  Staatsgut  untrennbar  zu  verbinden.  Die  badiseke  Verfassungsurkunde  v. 
1818,  §.  59,  erklärt  die  Domänen  für  «PatrimonialKigenthum  des  Hegenten  und 
seiner  Familie«;  doch  so,  dafs  ihr  Ertrag,  aufscr  der  darauf  radicirten  CivilListc 
und  aufscr  andern  darauf  haftenden  Lasten,  der  «Bestreitung  der  Staatslasten 
ferner  belassen»  bleibe.  Es  darf  aber,  nach  §.  58,  keine  Domäne  ohne  Zustim- 
mung der  Stände  veräufsert  werden.  Vergl.  E.  J.  J.  Pfistkr,  geschiehtl.  Ent- 
wickel.  des  Staatsr.  des  GH.  Baden,  Th.  I,  S.  141  ff.  —  Die  gzhgl.  hessische 
Verfassungsurkunde  v.  1820,  Art.  7,  erklärt  */,  der  damaligen  Domänen  für 
unveräufserlirhes  Familieneigenthum  der  grofsherzogi.  Familie,  doch  so,  dafs 
der  Ertrag  derselben  in  die  Staatscasse  fliefst.  Das  übrige  %  soll,  nach  Art.  6, 
mittelst  allmahligen  Verkaufs,  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Der 
einjährige  Bruttoertrag  desselben,  wird  in  den  StaatsObligationen  vom  1.  Oct. 
i8i5  angegeben  zu  636,878  Gulden.  Anders  das  frühere,  von  den  Ständen 
zurückgewiesene  Edict  oder  GrundvcrfassungsgesctK  v.  18.  Mar«  i8ao,  Art.  17, 
in  der  Frank  f.  OPA/citung  v.  18.  Mai  1820.  —  Von  dem  kurhessischen  Haus» 
Fidcicommifs  s.  kurhess.Vcrfass.tJrk.  v.  i83i,  §.  140  u.  Gesetz  v.  17.  Febr.  i83i. 
Alex.  Mvun'i  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  (i83aX  S.  558  f. — 
Das  Grundgesetz  des  Herzogth.  S.  Altenburg  v.  »83 1,  §.  18,  u.  Beilage  a,  %,  1 
u.  a,  erklärt  das  Domänenvermögen  für  Eigenthum  des  herzogt.  Hauses,  ver- 
ordnet Verwaltung  desselben  durch  die  Hammer,  gesondert  von  der  Steuercasse, 
aber  dennoch  Einheit  des  Kamcral-  und  landschaftlichen  Interesse,  daher  auch 
verfassungsmäsige  ( landtä'glichc  Verhandlungen  über  den  HammerEtat),  weiset 
auf  sie  die  Erhaltung  der  Landstrafsen  und  Chausseen,  den  Aufwand  auf  die 
landesherrliche  Gerirhtharkeit  bei  den  herzogt.  Aemtern  und  Gerichten,  Beitrag 
zu  geincinnüUlichen  Anstalten,  die  V  erzinsung  ihrer  Schulden,  und  die  Civilliste 
(Unterhalt  der  herzogt.  Familie  und  die  Hosten  der  Hofhaltung),  wozu,  wenn 
ihr  reiner  Ertrag  nicht  hinreicht,  ein  Beitrag  aus  der  Steuercasse  (Hammerhülfe) 
zu  bezahlen  ist.  —  Die  I/ohemollernSigmaringensche  Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  71, 
erklärt  die  Domänen  für  Stamm-  und  Fideicommifsvermögen  des  regierenden 
Hauses.  Statt  einer  so  genannten  Civilliste,  ist  in  dem  Grofshcrzogthum  S. 
ßf^eimarEiscnach  dem  Souvcrain,  zu  Erhaltung  seines  Hauses  und  Hofstaates,  das 
Hammervermögen  als  FamilienFideicommifsGut  überlassen,  worunter  die  Domänen, 
nutzbaren  Rechte  und  Hegalien,  unter  Verwaltung  der  landesfürstlichen  Ham- 
mer, verstanden  werden.  Gesetz  v.  17.  April  1811,  in  d.  Rcgier.Blatt,  18a  1, 
S.  495.  Schwvitzkr's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WcimarEiscnach ,  L  43  f.  Be- 
rechnung des  Ertrags  u.  der  Verwendung  des  weimar.  Hammervermögens  im  J. 
i83i,  in  der  Frankf.  OPA  Zeitung  v.  16.  Mai  i83a,  Beilage.  —  Die  nassauische 
landständische  Verfassungsurkunde  v.  1.  u.  a.  Sept.  1814  erklärt  die  Domänen 
für  herzogliches  Familiengut.  Aber  das  darin  bestätigte  nassauische  Steuergesetz 
vom  *%,  Febr.  1809,  §.  1  u.  5,  bestimmte  ihren  Ertrag  zu  dem  Staatsaufwand. 
Sie  sind  indefs  seit  1816  einer  besondern  Verwaltung  untergeben,  und  seit  dem 
dient  ihr  Ertrag  dem  Landesherrn  und  seiner  Familie  statt  einer  Civilliste. 
Hiewider  ward  von  der  Deputirtenkammer  Beschwerde  geführt  in  der  Stände- 
versammlung seit  i83i.  Man  s.  oben  §.  33a,  Note  f.  Im  Juni  i836  ward  der 
Streit  auf  dem  Landtage  durch  Vergleich  beigelegt,  zum  Vortheil  des  Landesherrn. 
Allgem.  Zeitung  v.  6.  Juli,  u.  Frankf.  O.Postamtzeit  v.  9.  u.  10.  Juli  i836.  Von 
der  landesherrlichen  FamilicnfideicommifsEigenschaft  der  Domänen  in  dem  Her- 
zogth. Braunschwei gLünebur g ,  g.  P.  C.  Rdbkstrop's  Beiträge  etc.,  L  Beitrag 
(1787.  8.),  S.  i5a.  Durch  eine  Uebereinkunft  zwischen  dem  Herzog  und  den 
Land6tänden  vom  Oct.  i83a,  darf  das  Hammergut  ohne  Zustimmung  der  Stände 
in  seinem  Bestand  keine  Veränderung  erleiden,  und  sind  von  dessen  Ertrag 
jährlich  a37,ooo  Rthlr.  (als  CivilListc)  zu  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Lan- 
desfürsten und  de»  herzoglichen  Hauses  zu  entrichten.  —  Für  landesherrliches 
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Familieneigcntbum  erklärt  die  Domänen,  das  Gesetz  für  die  stand.  Verfass.  de» 
Hersogtb.  S.  CobvrgSaalfeld  v.  1811,  $.  76  u.  119.  —  Nach  dem  oben,  Kote  b, 
angef.  Sachsen  hildhurghausucken  Haus-  u.  Grundgesets  v.  1810,  §.  t,  gehören 
alle  Domänen  ku  dem  unveräufserlichen  Staatsgut,  «und  swar  ohne  Unterschied 
ob  sie  ku  dem  FamilienFideicommifs  des  benogl.  sächs.  Gesammthauscs  geboren 
und  in  den  Portions  Anschlägen  enthalten,  oder  erst  in  späteren  Zeiten  erworben 
oder  dem  Staat  angefallen  sind  v.  —  Andere  Haus-  u.  Staatsgesetze  s.  unten  $.33^ 
Kote  f.  —  Nach  manchen  Hausgesctsen,  sind  auch  die  weuerworbenen  Güter  dem  Fi- 
milien-Fidcicommifs  ipso  jure  einverleibt'  Erb  vertrag  des  Gesammtbauses  Nas- 
sau, v.  1783  (in  Retjss.  Staatscanslei,  XVL  65.),  §•  5,|6u.  3o,  Erb  rereine  «wischen 
Kurbaiern  u. Rurpfals  v.  m.  Sept  1766  u.  v.  16.  Febr.  177»»  $•  8,  9  u.  11.  Sbxcbow 
1.  c.  S.4i6.n.  6.  FioaiscooRT  a.  a.  O.  59.  Strubs»,  Obss.  juris  et  bist.  19s.  sq.- 
Von  den  Schatullgütem,  besonders  im  preufsischen  Staat,  unten  $.  335. 
e)  Staubet»,  de  statuum  provincialium  origine  et  praeetputs  juribus,  $.  18;  in  dessen 
Obss.  jur.  et  hist.  19s.  Moseb  a.  a.  O.  a*4«  3ia.  v.  Jusn's  Staalswirtbscbaft, 
Tb.  H,  §.  75. 

/ )  Moser  a.  a.  O.  «»4«  3n.  J*  Hsxlfxld,  Diss.  de  restricta  illuttrium  alle- 
nandi  facultate  (Jen.  1747),  c.  a.  §.  ai,  aa.  c.  5.  §.  41.  sqq. '—  Das  Gesetz  für 
stand.  Verfass.  des  Hera.  CoburgSaalfeld  v.  18a  1,  §.  76  u.  1 1 9,  ernennt  die  Stande 
ku  Garant*,  wider  Verminderung  u.  Veräußerung  der  Domänen.  —  Von  Yer- 
äufscrung  der  Domänen  in  ehemaligen  reichsunmittelbaren  Stiftlandeu  oder 
geistlichen  Wahlstaatcn,  s.  G.  L.  Bömmt,  Princ.  juris,  canon.  \.  5o4.  sq.  Seme- 
bebt  a.  a.  O.  ao3.  f.  Fischzr's  Kamerai-  und  Polizeir.,  IL  486.  Mosfb  a.  .x 
O.  317.   Göhsir  von  Staatsrcchtsdienstbarkciten,  $.  5g.   Vergl.  oben  f.  «38,  i 

g)  Jo.  Gk.  Lahm,  de  bonis  cameralibus  alienatis,  praesertim  emtitiis  et  in  feudum 
concessis,  a  successore  revocandis.  Vinar.  1753.  —  Von  der  Gültigkeit  älterer, 
in  dem  Mittelalter  geschehener,  Veräufscrungen  und  Lchnreichungen,  F.  J.  Löwi 
diss.  de  c.  q.  j.  e.  prineipi  successori  circa  rerocanda  avulsa.  Lips.  1717,  Fiscro 
a.  a.  O.  H.  494  f.  496.  Mecklenb.  Erblandcsvergl.  96 — 98,  bei  Jargow  t.  d. 
Regalien,  append.  p.  3i.  — ■  Uebcr  die  Gültigkeit  der  v.  e.  Zwischenherrscher, 
während  der  feindl.  Inhabung  des  Landes,  geschehenen  Veräußerungen,  s.  oben 
§.  «53  u.  f.  und  Rt.il  bsr's  europ.  Völkerrecht,  $.  a58  u.  f. 

h)  Vergl.  G.  L.  Böhukb  princ.  juris  can.  §.  6ao.  Jabüs  a  Costa  in  Decretalts 
Gregor!  IX.,  IIb.  I.  tit.  41«  et  üb.  HL  tit.  ai, 

0  Gesets  für  die  stand.  Verfass.  des  Hers.  S.  CoburgSaalJ.  i8ai,  %.  76.  u-  119. 

r 

§•  534.  (25i.) 

Privatgut.   Mittelbares  Staatsvermögen. 

I)  Privatgut  ist  Alles,  dessen  Eigentbum  Privatpersonen,  als  solchen, 
zusteht.  Dahin  gebort  in  dem  Staatsgebiet  das  Vermögen,  welches  Eigen- 
thum physischer  oder  moralischer  (juridischer)  Privatpersonen  ist;  nament- 
lich das  Kirchengut  und  das  Vermögen  frommer  oder  milder  Stiftungen  «), 
auch  das  Privat-,  Patrimonial-  oder  SchatullvermSgen  des  Regenten  ($.  335> 
II)  Mittelb  ares  Staats  vermögen,  nennen  Einige  das  Vermögen  der  Stadt-, 
Flecken-  und  Dorfgemeinden  (§.  259),  auch  dasjenige  der  milden  oder 
frommen  Stiftungen  für  Religion,  geistige  Ausbildung,  oder  Wohlthätigbeit 
gegen  Hülfbedürftige  so  dafs,  bei  zweckmäßiger  Verwaltung,  das  Ver 
mögen  der  ersten  zu  den  Kosten  der  örtlichen  obrigkeitlichen  Bedurfnisse, 
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der  Rechts-  and  Polizeipflege,  dasjenige  der  letzten,  welches  stets  als  hei- 
lig und  unantastbar  sollte  behandelt  werden,  zn  Lehr-,  Erziehungs-  und 
Unterricht  Anstalten,  raitverwendet  zu  werden  pflegt.  In  Absicht  auf  Ge- 
meinde- und  Stiftungs  vermögen,  ist  jedoch  keine  Staatsbehörde  in  der 
Regel,  zu  eigenmächtiger  oder  einseitiger  Verfügung  und  Verwaltung  be- 
fugt ({.  53i  ff.  55i). 

a)  Es  ist  hier  überhaupt  die  Bede  von  dem  Eigenthum  moralischer  Personen,  die 
der  Staatsregierung  untergeordnet,  und  ihrer  besondern  Aufsicht  und  Fürsorge 
empfohlen  und  unterworfen  sind.  —  Von  frommen  und  milden  Stiftungen  insbe- 
sondere, s.  C.  F.  Homxxl,  epitome  sacri  juris,  p.  168.  et  358.  Bohmkh  jur.  ecrl. 
Protestant.,  T.  IV.  lib.  5.  tit  6.  JJ.  44*  Skb.  Brbsdxl,  das  Recht  u.  die  Verwal- 
tung milder  Stiftungen.  Letps.  1814  8.  ReichsDep.Hauptschl.  v.  i8o3,  §.  65  u.  37. 

*)  Einige  betrachten  Corporationen  dieser  Art  xs\tStaat*gesellschaften{&\e  des  Staates 
wegen  eiistiren).  Sie  legen  daher  dem  Staat  an  ihrem  Vermögen  ein  Miteigen- 
thumreckt  bei,  so,  dafs  der  Staatsgesellschaft  der  geniessende  und  vollziehende 
Theil  des  Eigenthums,  dem  Staat  der  dirigirende  Theil  Kukomme,  jedoch  unter 
gemeinschaftlicher  Mitwirkung  bei  Ausübung  dieser  getheilten  Eigenthumrechte. 
Vergl.  Gbotius  de  J.  B.  et  P.  IL  3.  19.  v.  Stech 's  Ausführungen  einiger  ge- 
meinnüte.  Materien  (Halle  1784.  8.),  S.  11.  Bhavkbs  Abhandlungen  eur  Erläut. 
des  westph.  Friedens,  II,  10  ff.  Jabgow  von  den  Regalien,  467«  Seb.  Bhkhdkl, 
das  Becht  und  die  Verwendung  der  milden  Stiftungen,  Leipx.  1814*  8.  Abb.,  was 
ist  der  Staat  den  frommen  Stiftungen  schuldig?  in  Baieb's,  Behb's  und  Scbott's 
allgem.  StaatsCorrespondcnr*,  Bd.  I  (1814),  Num.  i3.  Von  dem  Becht  ru 
»ecularisiren ,  unten  53 1  u.  ff.  —  Von  der  CommunalVerwaltung  s.  hairuchc 
Anordn.  einer  General  Verwaltung  des  Stiftung-  u.  GommunalVermögens,  in  d. 
baier.  Begier.Blatt  1808,  St  5.  Dawider  erging  eine  baier.  Verordn.  r.  6.  Mär» 
1817,  betr.  die  Verwaltung  des  Stiftung-  u.  CommunalVermögens.  Baier.  Edict 
über  das  Gemeindewesen,  in  d.  baicr.  Rcgier.Blatt,  1808,  St.  6t.  Von  der 
landespoliseilichen  Aufsicht  bei  Verwaltung  und  Veräufserung  der  Gemeinde- 
guter  in  dem  KR.  Sachsen,  s.  Weissr's  königl.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  D,  §.  187* 
Graf  v.  BtOMS,  über  Gemeindewesen,  mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Her- 
Rogthümer  Schleswig  u.  Holstein*  Hamb.  i83j.  8.  Gemeindeordnungen,  oben 
%.  a5o.  —  Als  Staatsgut  betrachtet  das  Vermögen  der  Klöster,  der  Bildungs-  u. 
WohlthätigkeitAnstalten,  Görsrr,  in  s.  teutschen  Staatsr.,  §.  4i5.  VUL  Dawider 
a.  J.  H.  Böhxsb  jur.  eccL  p rötest,  lib.  3.  tit  5.  §.  3i.  sq. 

■ 

'  §•  355.  (255.) 

Privat-  oder  Schatuü-  und  Famüiengut  des  Regenten 

I)  Landesherrliches  Privat-,  Patrimonial-  oder  Schatull- 
gut«}, denkbar  auch  in  einer  erblichen  Monarchie,  heifst  das  Privat- 
eigenthum  des  Regenten.  Dieser  hat  defshalb,  der  Regel  nach,  Eigen- 
schaft und  Rechte  eines  Priratmannes  Zu  Veräufserung,  auch 
Lehnreichung  der  SchatullGiiter,  bedarf  er  reichs-  oder  landständischer 
Einwilligung  nicht  <0>  der  agnatischen,  und  auch  der  lehnherrlichen,  nur 
dann,  wenn  sie  FamilienFideicommiPs ,  oder  lehnbar  sind  Die  landes- 
herrliche Schatulle  (prineipis  ratio)  geniefst,  nach  Vorschrift  der  römischen 
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Gesetze,  und  nach  teutschem  Gcrichtsgebrauch ,  jura  fisoi  <■).  So  auch 
die  Schatulle  der  landesherrlichen  Gemahlin  und  des  Thronfolgers/). 
(Augustae  et  Caesaris  ratio).  Das  Privatgut  des  Regenten,  ist  bei  seinem 
Abiehen  als  Pri  vatNach  lafs  zu  behandeln  (§.  243).  H)  Auch  die  Re- 
gentenFamilie  kann  eigene  Familiengüter  besitzen  mit  oder 
ohne  Fideicoramifs-  oder  Lehnverbindung,  abgesondert  von  den  StaatsDo- 
mänen  und  von  dem  Privat  vermögen  des  Regenten. 

u)  Von  andern  auch  Chatoullc-  und  ScatulGut,  desgleichen  KabinetGut,  Cassctte 
particuliere  du  prinee,  genannt.  Jargow  von  den  Regalien,  458.  Jo  To».  Hör- 
»ans  diss.  de  patrimonio  prineipis  privato,  quod  die  Chatoulle  vocant.  Jen.  it»7-4- 
A.  F.  Rivincs  diss.  de  bonis  prineipis  patrimonialibus.  Ups.  1737.  4*  L*tsm 
Spcc.  65t.  m.  10.  Moser,  von  der  Rcichsstände  Landen,  112  ff.  Eb  enders.  von 
der  Lande»  h.  in  Cameraisarhen.  4-  F.  C.  J.  Fischeh's  Lehrbegr.  der  Camoral  - 
und  Polixcirerhte,  II.  479  ff«  Baier.  Familicngesetz  v.  1808,  Art.  55.  ff.  Rhein. 
Rund,  XLIX.  i3.  S.  Ufeining.  landständ.  Grundgesetz  v.  i3.  Aug.  1829,  Art.  3o, 
u.  46.  Eine  im  Königreich  Hannover  bestehende  landesherrliche  Schatuttca&se 
ist  aus  Fonds  entstanden,  die  der  königl.  Familie  ausschliefsend  zugehörea.  Ihr 
Vermögen  bestand  i83?  in  2,400,000  Thalern,  nachdem  damals  der  König  ein 
dazu  gehörendes  Capital  von  1,100,000  Thalern,  welches  bei  der  vormaligen  Haupt- 
Kammercassc  aus  Erbegeldcrn  verzinsbar  angelegt  war,  erlassen  hatte.  Allgem. 
Zeit.  v.  8.  Juli  i832,  Reil.  S.  748.  —  Einige  unterscheiden  Patrimonial-  u.  Schi 
tullGut.  Roth's  Staatsr.  t.  Reichslande,  II.  39.  v.  Göbel's  Abhandlungen  aus  dem 
Staatsr.  St.«,  S.  a3i.  C.  C  A.  H.  v.  Ramftz  Erört.  der  Vcrbindlichk.  des  weltL 
Rcichsfürsten  aus  den  Handl.  s.  Vorfahren,  36.  —  Einige  unterscheiden  Patrimo- 
nial- und  SchatullGüter,  schreiben  jedoch  an  beiden  dem  Regenten  das  volle 
Eigenthum  zu.  v.  Roth  a.  a.  O.  —  In  dem  preussischen  Staat,  ward  der  Unter- 
schied zwischen  Domänen-  und  (liegenden)  Sf  Aal« //Gütern  aufgehoben,  und  beide 
für  unveräufserlich  erklärt.  Vcrordn.  v.  i3,  Aug.  1713.  Rehmes  1.  c.  i5*  Fi- 
scher  a.  a.  O.  n.  493.  f.  Das  preuss.  allgem.  Landrecht,  Th.  IX,  Tit.  14,  bestimmt: 
%.  14,  dafs  Güter  u.  Sachen,  welche  der  Landesherr  selbst  aus  eigenen  Erspar- 
nissen, oder  durch  irgend  eine  andere  auch  bei  Privatpersonen  stattfindende 
Erwerbungsart  an  sich  gebracht  hat,  als  dessen  Privateigenthum  au  betrachten 
seyen.  i5:  »Hat  jedoch  derjenige  Landesherr,  welcher  ein  solcher  erster  Er- 
werber war,  über  unbewegliche  von  ihm  auf  dergleichen  Art  erworbene  Sachen, 
weder  unter  den  Lebendigen  noch  von  Todeswegen,  verfügt;  so  sind  dieselben 
für  einverleibt  in  die  Domänen  des  Staats  anzusehen.«  —  Die  königl.  säehtückt 
Verf.  ürk.  v.  i83i,  §.  21,  erklärt  für  Privateigenthum  des  Königs  Alles,  was  er 
vor  seiner  Thronbesteigung  besessen  «hat,  und  mit  diesem  Vermögen  ferner  er- 
wirbt. Hat  er  darüber  nicht  verfügt,  so  wächst  solches  bei  seinem  Ableben 
dem  Hausfideicommifs  (§.  333,  d)  zu.  Auch  über  das,  was  er  während  seiner 
Regierung  durch  irgend  einen  PrivatrechtsTitel  oder  durch  Ersparnisse  an  der 
Civilliste  erworben  hat,  kann  er  frei  verfügen,  doch  nur  unter  den  Lebenden; 
bei  seinem  Ableben  fällt  das  noch  Vorhandene  an  das  Hausfideicommifs.  Die 
Stände  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  über  die  Erhaltung  des  Hausfideicom- 
misses  zu  wachen.  Ebendas.  %.  20  u.  108.  —  Von  dem  königl.  hannöver.  Schatull 
gut,  s.  man  die  königl  Erklärung  an  d.  allgemeine  Ständcversamml.  v.  1 1.  Mai  i83*- 

b)  Oestrcich.  Gesetzbuch,  Tb.  I,  Hauptst.  1,  §.  20.  S.  Meining.  landständ.  Gruadge 
setz  v.  1829,  Art  46. 

c)  Püttxakv  elem.  juris  feud.  §.  65.  not.  c.   Flobkscogbt  a.  a.  O.  64.  Rixglkb,  de 
domaniis  Gcrmaniae,  lib.  L  §.  16. 
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d)  NEim^s  in^üt.  juris  priv.  prine.  T.  IV.  lib.  i.  tlr.  4.  §.  3i.  sq.  p.  3i.  sq.  Pött- 
man*  ajem.  jur.  fcud.  %.  65.  not.  c. 

e)  L.  3.  C.  de  quadrienn.  praeacr.  Brissomus  de  V.  S.,  vor.  ratio  Strtr  U.  M.  lib. 
4*.  lit.  5.  %.  3.  Levsfk  Sp.  458.  m.  3.  Cmms's  Ordn.  d.  Gläubiger,  IV.  11. 
Anders,  wie  es  scheint,  .Moser  a.  a.  O.  *i3.  —  Die  römischen  Gesetze  fordern 
zu  Verjährung  dieser.  Güter,  einen  40jährigen  Zeitraum.  L.  4.  C.  de  praescript. 
3o  vel  4»  annor.  L.  ult.  C.  de  fund.  palrim. 

/)  L.  6.  §.  1.  D.  de  jure  fisci.  Puke1>dohk,  T.  IV.  obs.  261.  IIki.lfh  d  diss.  de  hy- 
potheca  fisii,  §.  34.    Pi  ttkr  prim.  lin.  jur.  priv.  prine.  $. &  uot.  a.  Gxkux  a.a.O. 

A0  Herühmt  und  sehr  bedeutend  sind  die  östreichischen  PairimonialFamilienherr. 
Schäften,  in  Oestreich  unter  der  Enns,  in  Böhmen,  Mähren  und  Ungarn. 

■ 

§.  536»  (256.) 
Adespota.    Res  Nullius.    Bona  vacatUia. 

I)  Das  Staatsgebiet  und  jede  Sache,  welche  sich  darin  befindet,  sind, 
wegen  des  darauf  sich  beziehenden  Staatseigenthurarechtes  (§.  3*8,  329^ 
in  Ansehung  aller  Auswärtigen  *)  als  fremd  oder  oeenpirt  zu  be- 
trachten. Das  Meiste  hievon  ist  entweder  Privateigenthum  ({.  33  'j,  335), 
oder  Staatsvermögen  (§.  3a8,  33a).  Was  keines  von  beiden  ist,  heifst 
herrnljoses  oder  freistehendes  Gut  (adeauoTov)  &).  Adespota  sind 
also  Sachen,  innerhalb  eines  Staatsgebietes,  die  weder  zu  dem  Privateigen- 
thum, noch  zu  dem  Staatsvermögen  gehören.  Sie  sind  als  nicht  occu- 
pirt  anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und  seiner  Bürger,  nicht 
in  Hinsicht  auf  Auswärtige.  Ihre  Zueignmng  ist  dem  Staat  und  allen  seinen 
Mitgliedern,  aber  auch  nur  ihnen,  frei  gelassen.  II)  Sie  unterscheiden  sich 
von  Niemand  gehörigen  Dingen  (rebus  nullius),  als  nicht  occupirten 
Sachen  aufserhalb  eines  Staatsgebietes;  und  III)  von  so  genanntem  erb- 
losem oder,  va c a ntem  Gut  oder  Nachlafs  0emg  Gut,  bona  vacantia), 
welches  der  Staat,  hrafl  eines  positiven  subsidiarischen  Eibrechtes,  sich 
zueignet. 

ö)  In  diesem  Sinne,  spricht  Grotitts  de  J.  B.  et  P.  lib.  1.  c.  4.  §.  19.  von  einem 

dominio  populi  generali. 
Ä)  Auch  derelinyuirte  Sachen  innerhalb  des  Staatsgebietes  gehören  dahin.  Vergl. 

%.  338,  Kum.  VI. 


§.  537.  (207.) 

Recht  auf  Adespota. 

#i  •  I)  Adespota,  die  als  Zuwachs  (jure  acecssionis)  zu  dein  Privat- 
eigenthum, oder  zu  dem  Staatsvermögen  im  eigentlichen  Sinn,  kommen, 
siriu,  als  der  Hauptsache  einverleibt,  als  Bestandtheil  derselben  zu  betrach- 
ten; es  findet  also  forthin  ein  Otcupationsrecht  defshalb  nicht  Statt. 
II)  Gleiche  Befuguifs  zur  Occupation  der  Adespoten,  haben,  wenn  das 

KluW»  ÖffenÜ.  Rechl,  4.  AaO  34 
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particularc  Staatsrecht  keine  andere  Bestimmung  gibt  «),  die  einzelnen 
Burger  und  der  Staat  *) ;  dieser,  weil  er  des  Erwerbs  auf  gleiche  Art. 
wie  jene,  fähig  ist,  beide,  weil  eine  besondere  Zueignung  dieser  Sachen, 
innerhalb  des  Staatsgebietes,  noch  nicht  erfolgt  ist.  III)  Auswärtige 
sind  nicht  befugt,  Adespota  sich  zuzueignen  c)  (§.  336). 

a)  Wie  meist  in  Ansehung  der-  gefundenen  Schütze  und  der  derelinquirten  Sachen. 
Pütter's  Lit.  1IL  6i3.  Rlcbkr's  Lit.  §.  i386.  IIkld's  reicbspralat.  -Staatsr.  IL  619. 
Selchow  eleni.  juris  genn.  priv.  §.  534.    Risde's  t.  Privativ,  %.   i83.  D»« 
Handb.  L  i83.   Jargow  von  den  Regalien,  5o4.    Vergl.  Prtuss.  allgem.  Landr. 
I.  0<  7^_I06.    Code  civil  francais,  Art.  ?i3.  —  Von  Schätzen  s.  ebenda*,  art.  nb 
G.  L.  Röhmfr's  Rechtsfälle,  Bd'.  HI,  Num.  209.    Rind  quaesl.  for.  Tab.  OL  c.  So. 
Hiqboi.d's  h.  sächs.  Privatr.,  §.  180.  —  Von  Bergwerken  unten  $.  44<»  C  —  Von 
öden  Plätzen,  Bergen,  Hügeln,  Thälern,  Waldungen,  Gebüschen  u.  d.,  6.  Schkav* 
bfrt's  Staatsr.  d.  gesammten  Reichslande,  §.  170.  —  H^iUtes  Land,  innerhalb 
einer  Dorfmarkung^  sprechen  dem  Landesherrn  zu,  Strubes,  Th.  IV,  Red.  109- 
v.  Rii.ow  u.  Hagkäass  in  d.  pract.  Erörterungen,  Th.  «IL,  Num.  17.  Andere 
der  Dorfherrschaft,  nicht  der  Dorfgemeinde.  Chr.  Erst.  Weiss*,  s.  re*p.  Fi> 
Platkrr,  diss.  de  dominio  agrorum  incultorum  intra  confinia  pagorum  Germ» 
niae  sitorum  (Ups,  i8o5),  $.  a— 5.    Noch  Andere,  nach  Verschiedenheit  der 
Eigenthumverhältnisse,  entweder  der  Dorfgemeinde  oder  der  Grundherrscbaft 
Eichhorn'«  deutsch.  Privatr.  (3.  Aufl.),  §.  286.  —  Bestimmungen  über  die  Recht* 
des  Staates  auf  berrnlose  Güter  und  Sachen,  enthält  das  preuss.  allgem.  Landr.. 
Tb.  n,  TU  16.    Allen  Mitgliedern  des  Staates  lafst  deren  Zueignung  frei,  das 
Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erblandc  der  Österreich.  Mooar 
ebie,  %.  •8-'. 

*)Die  Prävention  findet  statt.    So  auch  in  dem  Königreich  Sachsen.  Weiss»'«  k. 

sächs.  Staatsr.,  Bd.  IL,  §.  22a. 
c)  Diese  Theorie  der  Adespoten  ward  von  dem  Verf.  zuerst  vorgetragen,  in  &.  kl 

jur.  Bibliolb.  XIX.  373  f.  und  aus  dieser,  doch  nicht  ganz  richtig,  von  D\sk  in 

d.  Handb    des  t.  Privatr. ,  I.  %.  ioib  u.  182.  —  Vergl.  übrigens  Pütter's  Lit. 

UL  §.  i3;5  ff.    KlCbkr's  Lit.  S.  473.    Bieber  l.  c.  p.  8a.  90  sq.    J.  A.  L.  Sh 

deüsticrfr  comm.  de  fuudamentis  juris   sup^emac  potestatis  circa  adespoU. 

Goeit.  i-8a.  4.  (Rlübeh's  hl.  jur.  Bibl.  XIX.  357.)  Zestnhh  1.  c.  §.  ^3— 54 

Rpsdb  a.  a.  a  $.  182. 

§.  558.  >  (05a) 

Auf  res  nullius,  bona  vacantia  und  res  derelictas.  FiscusGut. 

IV)  In  Absicht  auf  Niemand  gehurige  Sachen  (res  nullius),  bat 
jeder  Staat,  jedes  physische  oder  moralische  Individuum,  gleiches  Occup- 
tionsRecht.  Es  entscheidet  also  das  Zuvorkommen  (res  cedit  primo  oeco- 
panti).  V)  Auf  lediges  oder  vacantes  Gut  (bona  vacantia),  insbeson- 
dere so  genannten  erblosen  Nachlafs,  wozu  ein  ordentlicher  Erbe 
(Intestat-,  Testament-  oder  Vertragerbe)  nicht  vorhanden  ist,  eignen,  die, 
heutigen  Staaten  dem  Fiscus  ein  subsidiarisches  oder  außerordentliches  Erb- 
recht zu  «)$  so  wie  VI)  ein  ausschließendes  Occupationsrecht  in  Hinsicht 
auf  verlassene  Sachen  *)  (res  derelictas).  VII)  Alles,  was  das  particu- 
Jore  Staatsrecht  dem  Fiscus  zueignet,  heifst  FiscusGut  c)  (bona  fiscaiial, 
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z.  B.  lediges,  verlassenes,  verwirktes  Gut  (bona  vacantia,  derelicta,  ereptitia), 
Schätze,  gefundene  Sachen,  was  das  Meer  auswirft,  Bernstein,  schiffbrüchige 
Güter  (wo  das  Straudrecbt,  die  Grundruhr,  gilt),  Perlen  und  Goldsand  in 
Privat wasser  u.  d.  <Q.  Es  gehurt,  gleich  den  Domänen,  zu  dem  Staatsver- 
mögen, und  verwandelt  sich  in  Domäne,  sobald  es  dem  Inbegriff  derselben 
einverleibt  wird. 

a)  Pvttkb's  Lil.  III.  §.  1876  ff.  Kixbfr's  Lit.  473.  ^  Bhibkb,  nov.  jur.  controv.  T.  i 
obs.  5i.  Stri'bkn,  Th.  II,  Bd.  74.  Wxissk  a.  a.  Ol  v.  SchÖdfb  in  Lindk's  Zeit« 
schrift  Hd.  X,  Heft  1  Num.  3.  Für  ein  blofses  jus  exclusivum  occupandi  erklärt 
dieses  Recht  Blum,  im  Rhein.  Museum,  Bd.  IV.  S.  in.    Unten  §.  4?6« 

£)  Lxyseb  Sp.  443-  Sp.  638.  m.  17.  et  18.  Gübthbb's  Völkerrecht,  TL  64«  70.  Joh. 
Hm».  Feljui  diss.  excerpta  controversiarum  illustrium  de  rebus  pro  derelicto 
habitis.  Argent.  1708.  4.  Gaso.  Majassh  disp.  de  jure  rei  derelictaej  in  Ejus 
Dissert.  T.  in.  16.   Rukdk's  t.  Priratr.,  *.  181.  Oben  §.  337,  N<>le  a- 

c)  E.  J.  Tisskl  diss.  de  domaniis  prineipum  inalicnabilibus,  §.  5—7. 

H)  J.  E.  Rossmakn  von  dem  Mulißnrecht  (droit  d'epavc),  in  d.  Erlang,  gel.  Ans 
itü>o,  S.  7  ff.  v.  Tröltsch  Anmerkungen,  H,  161.  Haltacs  gloss.  v.  Mulühe. 
S.  L.  Lkbbeb  praelectio  de  fontibus  juris  patrii  (Bcrnae  1788.  8.),  p.  11. 


§.  539*  (250.) 
Staatsschulden' 

I)  Der  reine  Bestand  des  Staatsvermögens  ergibt  sich,  nach  Abzug  der 
Staatschulden.  Eigentlich  so  genannte  Landesschulden  «),  haftend 
auf  den  LandesSteuer  -  und  Regal  ienCassen,  Kam  in  er  schulden  haftend 
auf  den  Kammergütern,  Landschaftschulden,  da  wo  Landstände  mit 
eigener  landschaftlicher  VermÖgensSubstanz  oder  Casse  bestehen  oder  be- 
standen, subsidiarisch  auch  Schulden,  welche  Staats  Institute  unter  Ga- 
rantie des  Staates  contrahirt  haben,  gehören  in  die  Classe  der  Staatsschul- 
den 0»  n»cht  so  Privat-  und  Familienschulden  des  Regenten  <f),  auch 
nicht  Aemter-  und  Gemeindeschulden.  II)  Staatsschulden  werden,  vermöge 
der  Regentenpflicht,  gültigtrweise  contrahirt,  aus  rechtfertigender  Ursache  *), 
mit  Beobachtung  der  in  der  Staatsverfassungsürkunde,  oder  in  den  Haus- 
gesetzen des  Regenten  vorgeschriebenen  Förmlichkeit/),  insbesondere  mit 
Einwilligung  der  I^andstände  (§.  29/»)).  Rechtfertigende  Ursache  ist 
jedes  wahre,  unmittelbare  Staatsbedürfnifs.  Dahin  gehören:  1)  unzweifel- 
hafte bleibende  Landesverbesserung,  und  rechtliche  Folge  neuer  vorteil- 
hafter Ländererwerbung;  2)  Tilgung  rechtmäßiger  Staatsschulden;  3)  Ret- 
timg des  Staates,  des  Regenten,  oder  seines  vermutlichen  Nachfolgers,  aus 
unabwendbarer  grofser  Gefahr  oder  Beschädigung.  III)  Staatsschulden 
werden  errichtet,  bald  auf  blofscu  StaatsverwaltungsCredit  —  d.  h.  unver- 
sicherte, schwebende,  oder  unfundirte  Staatsschulden,  namentlich  Staatscassc- 
und  AdministrationsSchuldcn  ff),  floating  debt,  dette  flottante,  untadelhaft, 
wenn  dadurch  etatmäßige  Einnahmen  zu  etatmäßigen  Ausgaben  nur  anti- 

•  34  * 
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cipirt  werden,  oder  wenn  unabwendbare  außerordentliche  Bedürfnisse  ein- 
treten, —  bald  mit  GeneralHvpothek  auf  das  gesammte  Vermögen  und 
Einkommen  des  Staates,  oder  mit  SpecialHypothek,  auf  bestimmte  Staats- 
güter, Provinzen,  Aemter,  Cassen  oder  Staatseinkünfte,  die  den  Staatsglan- 
bigern  zu  sicherer  Bezahlung  des  Capitals  und  der  Zinsen  dienen  sollen  f>s 
(fundirte  Staatsschulden).  Auf  den  Grund  und  Boden  des  Staatsgebietes 
dessen  grofsier  Theil  Privateigenthum  ist,  pflegen  Staatsschulden  hypothe- 
karisch nicht  versichert  zu  werden;  nur  von  dem,  was  dann  Staatseigen- 
thum ist,  wäre  eine  solche  Hypothek  zu  verstehen  »). 
a)  Morkh  von  der  t.  Keichsständc  Landen,  i357  ff. 

*)  Mosm*«  Staatsr.  XXIII.  /,59  ff.  XXIV.  i  ff.  Ebenders.  von  der  Landeshoh.  in  Ca 
meralsachen.  61  ff.  Ebenders.  persönl.  Staatsr.  TT,  117.  lao.  58a.  (Chassot  d« 
FLOBitscomr)  Etwas  u.  s.  w.  (oben  §.  33a,  Note  a).  Der  Reichsdeputatiow 
Hauptschlufs  von  i8o3,  §.  78,  spricht  von  Kamerschulden,  welche  Special-  oder 
GeneralHypothck  in  Kammervennögcn ,  oder  auch  nur  versioncin  in  rem  für 
sich  haben.  Es  kann  aber  auch  eine  der  Kammerverwaltung  auf  andere  Art 
aufliegende  Zahlungsverbindlichkeit,  die  Eigenschaft  einer  Kammcrschuld  begrün- 
den.   Vcrgl.  oben  §.  33a. 

«)  Mosea  v.  d.  reichsständischen  Schulden wesen.  Th.I.  u.  ILErf.  u.  Leip*.  1 --4. 1-75.4. 
Ebenders.  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  i376  ff.  Scheidemajttei's  allgem. 
Staatsr.,  %.  189  ff.  J.  N.  Bischovf  orat.  de  aere  prineipum  alieno.  Heimst. 
i-9l.  8.  Uebcr  die  Natur  u.  die  Abtragung  der  Staatsschulden  u.  ihrer  Zinsen. 
Frankf.  a.  M.  1801  8.  F.  C.  v.  Moseii**  Hofrecht,  I.  i45,  und  in  der  Vorrede 
su  dem  IL  Hand,  üeber  das  öffentliche  Schulden wesen.  Leipz.  1810.  8.  Koc« 
et  Schof.m,  histoire  abregee  des  traites  de  paix,  T.  Ml,  p.  8a. 

d)  Die  persönlichen  oder  PnVafschulden,  namentlich  S<  hatullSchulden  des  Regenten, 
fallen  auf  sein  Privatvermögen   und  seinen  PrivatNacftlafs.   Moser's  persöul 
Staatsr.  IL  58s.  Familu «Schulden  haften  auf  dem  Familienvermögen. 

•)  Dabei  sollte  nie  die  Betrachtung  fehlen,  dafs  Staatsschuldeninachen  nicht  weniger 
se\,  als  die  Mittel  der  Zukunft  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  opfern. 

/)  Haut-  und  Staats ge setze,  betreffend  die  Staatsschulden,  die  Privat-  und  Familien- 
schulden  des  Souverains,  die  Schulden  der  Mitglieder  seiner  Familie,  und  die 
Staatsveraufserungen:  1)  Einseitige  Verordnungen,  z.  B.  Testamente,  in  Braun 
schweig,  Würtemberg  u.  a.    Moser's  braunschw.  lüneburg.  Staatsr.  71.  Scheidts 
Anmerkungen  und  Zusätze  dazu,  61.    Mosers  Staatsr.  XXXIII.  5o8,  und  persönl. 
Staatsr.  IL  i5i.  177  ff.  —  1)  Haus-  oder  Familienverträge:  in  Braunscbwcig  von 
i535  u.  i5oa;  —  von  SachscnWeimar  u.  Eisenach,  Moser's  braunschw.  lüneb. 
8t,  R.  71.    Ebendess.  persönl.  Staatsr.  TT.  129.  137;  —  in  dem  Hause  Nassau 
der  Erbverein  v.  3o  Jun.  1783,  §.  i3— 18,  in  Reoss  Staats k.  XVI.  9a,  u.  Dt 
Martens  recueil,  II.  4o5;  u.  Vertr.  v.  18.  Apr.  i8o5;  —  in  Baiern,  v.  ia.  Oct.  1796, 
u.  Haus-  und  StaatsfideicommUs-,  dann  SchuldcnPragmatik  v.  ao.  Oct.  1804,  in 
dem  baier.  Regier.  Bl.,  in  v.  Aretis's  Genius  von  Baiern.  Bd.  L  Heft  1  (i8o3), 
S.  i5,  und  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5,  Num.  ao  ff.;  bestätigt  in  d.  Constitution 
des  Königr.  Baiern  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  TL,  §,  11,  in  d.  baier.  Regier.  BL  i8oS, 
Sl.  aaj  —  in  SachsenCoburgSaalfcld,  v.  1.  Apr.  180a,  in  Klvbee's  Rheinischen 
Staats  Anzeigen,  Heft  I,  1802,  S.  44;  ~        Hrzgtb.  S.  Meiningen,  landständ. 
Grundgesetz  v.  a3.  Aug.  18^9,  Art.  4*  ff. ;  —    n  MecklenburgSchwerin,  Staats- 
und HausFundamentalgesetz,  v.    11.   Mai   i8o5,  in  d.  mecklenburg.  schwer- 
Staatskalender  v.  1806,  S.  189;  —  in  Baden,  v.  1.  Oct.  1806,  18.  Nov.  1808  u 
v-  5.  Oct.  i8ao,  in  dem  bad.  Regier.  Bl.,  1806,  K.        1808.  N.  38;  1820,  N.  i5.— 
3)  Lawfrsgi  undt-er trage .  Würtembergische  Landtags  Abschiede  v.  i6a9  u.  i65i 
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(Mosxb's  persönl.  Staatsr.  II.  i5i),  und  Erbvcrgleich  v.  1-^7«,  ad  Class.  IV.  S.  93 } 
braunschwcig-wolfenbütteliscber  Vertrag  mit  der  Landschaft  v.  1.  Mai  1794,  bei 
F'LORXscouaT  a.  a.  O.;  s-  hildburghausisches  Haus-  und  Grundgesetz  v.  a6.  Apr. 
1810;  kurheis.  Verf.  Urk.  v.  i83i,  §.  94. 

g)  In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  man  Staatsschulden  im  engern  Sinn,  und  Ad- 
miniitratiotu-  oder  RcchnungsScItuldtn.  Von  der  letzten  Art  sind  alle  in  die 
Classe  der  Staatsschulden  förmlich  nicht  aufgenommene  Schulden  der  Staats- 
casse,  welche  die  Natur  eines  Ausgaberückstandes  aus  einer  laufenden  Staats 

«,  vcrwaltungsRechnung  haben,  vrie  der  Rückstand  einer  der  Staatscasse  obliegen 
den  jährlichen  Leistung,  oder  einer  Zahlung  für  ordentlichen  Staatsaufwand 
eines  bestimmten  Rechnungsjahres,  und  alle  Ausgaben,  die  unter  dem  Voran- 
schlag (Etat)  eines  bestimmten  Rechnungsjahres  nicht  begriffen  sind.  Zu  der 
ersten  Classe  gehören  alle  Schulden,  die  verxinsbar  oder  nicht,  als  Rückstand« 
der  genannten  Art  nicht  xu  betrachten  sind. 

h)  Nie  sollte  man  eine  Sicherheit  anbieten,  die  der  Unterrichtete  für  angemessen 
nicht  gelten  läfst.  —  Von  den  verschiedenen  Methoden,  Staatsschulden  xu  machen, 
s.  LcWs  Nationalindustrie  (Braunschw.  1808),  Cap.  n.  Leber  das  öffent- 
liehe  Schuldcnwesen.  Lcipx.  1810.  8.  Ideen  über  StaatsschuldcnTilgung,  vom 
Grafen  von  Soden.    Wien  1814.  8. 

1)  Man  s.  das  AusträgalUrtheil  des  dresdener  AppellalionsGerichts  vom  6.  Mär« 
i83o,  in  der  Beil.  xu  dem  öffcntl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  Marx  »83o.  Austragal 
Lrtheil  des  münchener  OberappellationsGerichts  v.  4.  Juli  i8»3,  als  Beilage  tu 
dem  Protoc-  dcrB.V.  y.  4.  Dcc.  i8a3,  §.  160 ;  in  den  Protoc.  dcrB.  V.,  Bd.  XV, 
S.  574. 

§.  540.  (260). 
Fortsetzung. 

IV)  Bei  Staatsschulden,  lautet  die  Verbriefung  (Staatsobligation,  Staata- 
papier, Banknote),  entweder  auf  einen  namentlich  darin  angegebenen  Gläu- 
biger, oder  auf  jeden  Inhaber  (au  porteur,  Papiergeld).  V)  Die  Z  a  h  1  u  n  g  a) 
wird  gestellt,  auf  Sicht;  auf  bestimmte  Zeit  nach  Sicht;  auf  Capitalfufs 
(nach  Ablauf  der  stipulirten  Zeit,  nach  Maas  und  Münze,  wie  die  Anleihe 
geschah),  es  sey  nun  durch  Zahlung  des  Ganzen  auf  einmal,  oder  durch 
Stuck-,  Partial-  oder  TerminatZahlung  j  auf  Anticipationen  oder  Abtragung 
des  ganzen  Capitals  nebst  Zinsen,  von  einem  bestimmten  Einkommen  des 
Staates,  binnen  kurzer  Frist;  auf  Jahrzahlung  oder  Jahrgefälle  (Annuitäten, 
Zeitrenten,  Renten,  die  nur  während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren, 
statt  der  Zinsen-  und  CapitalRückzahlung)  bezahlt  werden;  auf  Leibrenten, 
auf  Tonttnen;  auf  Lotterie,  u.  d.  *).  VI)  Der  Staat  hat,  in  der  Regel, 
dieselben  Rechte  und  Pllichten  wie  ein  Privatgläubiger.  VII)  Von  der 
Verbindlichkeit  des  Regierungsfolgers ,  die  Schulden  seiner  Vorfahren  zu 
bezahlen,  wird  oben  gehandelt  (§.  252). 

a)  Zu  Regulirung  und  Tilgung  des  Staatsschuldenwesens,  sind  in  manchen  Ländern 
eigene  SehuldentilgungsCommissionen  und  AmorlisationsCasten  verordnet  ($.401,  b). 
Von  den  Rechtswohlthaten,  Moratorien,  Competenx  u.  a„  s.  die  augef.  Abhandl.  über 
die  Natur  und  Abtragung  u.  s.  w.,  §.  8.  ff.    Mos«  v.  d.  rcichsständ.  Schulden- 
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wesen,  I.        ff.  —  Von  dem  StaatsBanlerott ,  s.  die  Abb.  über  die  Natur  der 
-  Staatsschulden,  S.  69  ff. 

i)  ?.  Osim,  in  Schlözer's  SlaaUanzcigen,  LDL  3o6.   C.  Sahtomüs,  Uandb.  der 
Staatswirtbscbaft,  $.  i3i  ff. 


VII.    C  A  P  I  T  E  L. 
Staatsverwaltungsform. 

§.  341.  (261.) 
Staatsform.    Staatsverwaltung.  Verwaltungsform. 

1)  Die  Staats  form  (forma  civitatis  s.  reipublicae,  §.  98)  ist  in  den 
Erbstaaten  des  Teutschen  Bundes  monarchisch  (monokratisch),  und  zwar 
erbmonarchisch,  in  den  Freien  Städten  republikanisch  ($.  239 — 243). 
II)  Die  Staatsverwaltung  (administratio  reip.)  besteht  in  rechtmäßiger 
und  zweckgemäser  Ausübung  der  Hoheit-  und  Eigenthumrechte  des  Staates 
nach  seinem  innern  und  äufsern  Verhältnifs.  III)  Die  Verwaltungsform 
(forma  administrationis) ,  die  Art  der  Staatsverwaltung  (Verwaltungsordnung, 
Administration),  ist  nicht  überall  dieselbe.  Wie  sie  aber  auch  beschaffen 
sey,  so  müsse  in  der  Verwaltung  echter  National-  oder  Gern  ein  geist 
»alten.  IV)  Wo  Landstände  sind,  gebührt  diesen  eine  verfassungsmäßige 
Mitwirkung  bei  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  ($.  297). 

- 

» 

§.  342.  (062.) 
Ferantivortlichkeit  der  Staats  Minist  er. 

In  jeder  durch  Volksvertretung  unterstützten ,  also  verfassungsmäßig 
eingeschränkten  Monarchie,  sollte,  wie  in  England,  das  Staatsmini- 
sterium, und,  so  viel  seinen  besondern  Wirkungskreis  betrifft,  jeder  Ein- 
zelne von  den  obersten  Staatsbeamten,  jeder  Vorsteher  einer 
obersten  Staatsverwaltungsbehörde,  hier  als  erstes  Organ  und  oberster  Die- 
ner der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  blofs  der  Person  des  Kegenten,  son- 
dern auch  den  Stellvertretern  des  Volkes,  gesetzmäsig  verantwortlich 
aeynj  sowohl  lür  Zweckmäßigkeit,  als  auch,  und  zwar  vor  einer  rich- 
tenden Behörde,  für  Gesetzmäßigkeit  oder  Uebercinstimmung  der  Re- 
gicrungshandlungcn  (sowohl  Begeh ungs-  als  auch  Unterlassungshand  langeu), 
mit  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates  <*).  Mit  Hülfe  dessen, 
und  da  hier  rechtwidrige,  wirkliche  oder  angebliche,  Befehle  des  Regenten 
nicht  zur  Entschuldigung  eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt  dienen  können, 
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auch  seine  Verfügungen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Unterzeichnung  eines  oder 
mehrerer  Mitglieder  der  gehörigen  Staatsbehörde  bedürfen  (§.  a83),  befindet 
sich  dann  der  verfassungsmäßige  Monarch,  der  Mittelpunct  der  Macht 
und  Majestät  der  Nation,  für  seine  Person  in  eine  Art  von  Allerheiligstem 
versetzt,  unerreichbar  für  den  Stöfs  politischer  Bewegungen.  Von  ihm 
ist  vollkommene  Gewissens-  und  Willensreinheit  anzunehmen,  folglich,  dafs 
er  immer  nur  das  Beste  des  Landes  und  gesetzmäßige  Staatsverwaltung 
wolle,  und  Beides  unbedingt  den  Ministern  zur  Pflicht  mache.  Auch  steht  bei 
jener  Verantwortlichkeit  ein  würdiger  Minister,  zugleich  geschützt  gegen  un- 
geziemende und  beleidigende  Angriffe,  fester  als  bei  einer  Staatsordnung,  wo 
nur  Hofgunst  ihm  die  Dauer  seiner  Stelle  verbürgt  und  Engel  der  Finster- 
nifs  ihn  umschweben.  In  solchem  Gebt,  bestehen  jetzt  in  verschiedenen 
Bundesstaaten  Gesetze  über  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  anderer 
obei-sten  Staatsbeamten  *). 

a)  Jeder  der  obersten  Staatsbeamten  sey  verantwortlich,  sowohl  für  den  Inhalt  der 
von  ihm  eontrasignirten,  von  dem  Regenten  ausgehenden  Verfügungen,  als  auib 
für  dasjenige,  was  er  für  sich  verfügt,  oder  was  ihm  innerhalb  seines  Geschäft 
kreises  zu  thun  obliegt,  also  für  Begekungs-  und  Unterlassungshandlungcn.  Das 
Letzte  gelte  auch  von  den  übrigen  Staatsdienern  und  Behörden;  insbesondere 
haben  diese  die  von  höheren  Behörden  an  sie  ergangenen  Anweisungen  bei  ei- 
gener Verantwortlichkeit  zu  befolgen,  wenn  ihnen  solche  von  der  geeigneten 
Stelle  und  in  gehöriger  Form  zukommen,  und  nicht  wider  die  Grundverfassung 
oder  die  Gesetze  des  Staates  anstofsen.  —  Protocoll  der  würtemb.  Stande ver- 
samml.  v.  a3.  Apr.  1817.  Verhandlungen  der  ersten  Kammer  der  Ständevers, 
des  GH.  Baden,  1810,  Heft  4«  S.  616—691.  Heft  5,  S.  707  u.  749,  ferner  i8ia 
und  i83i.  Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  des  GH.  Hessen,  1830,  Heft  a, 
S.  36;  Heft  6,  S.  67  ff.  118  ff.  u.  Beilagen  S.  5  ff.  Verhandlungen  in  der  kur- 
hessischen Ständeversammlung  im  Jahr  i833,  betr.  die  Anklage  wider  den  Vor- 
steher des  Ministeriums  des  Innern,  besonders  am  3i.  Juli  u.  28.  Aug.  Frankf. 
OPAZeit.  i833,  1—8.  Sept.  Klcbsb's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  d.  wiener 
Congr.i  S.  ai5  u.  356.  Reflexions  sur  les  conslitutions,  la  distribution  des  pou- 
voirs  et  les  garanties  dans  une  monarchie  constitutionclle;  par  Bkkjamik  Coir- 
stabs.  Paris  i8i4«  8.  Jh.  Hkt,  de  la  responsabilite  des  agents  du  pouvoir. 
Paris  1818.  8.  Ueber  die  Verantwortlichkeit  der  Minister;  aus  dem  Franz.  des 
Hrn.  Bksj.  deCoÄSTASTj  in  AenMiscellen  der  neuesten  ausländ.  Literatur,  St.  VII. 
(Leipz.  i8i5.  8.),  Num.  5.  v.  Arktis 's  constit.  Staatsr.,  Bd.  III,  S.  «07  ff. 
Schvbcb's  Staatsr.  des  Könfgr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  i65.  Vergl.  auch  Entwürfe 
frans.  Gesetze  wegen  Verantwortlichkeit  der  Minister,  vom  Dec.  1814«  u.  v.  »4« 
Dec.  1816,  in  dem  Journal  de  Francfort,  i8i5,  Num.  11  u.  1a,  und  1817,  Num. 
4;  »8.  Jan.  1819,  in  der  allgem.  Zeit.  1819,  Num.  36.  Vorträge  in  den  pa. 
riser  Kammern,  1816  vom  Gr.  Lallt -Tolesdal,  u.  1817  vom  Minister  Dessaus. 
Verhandlungen  über  die  ministerielle  Verantwortlichkeit;  von  d.  Grafen  K.  H. 
,i»08SB.  Stockholm  i8a3.  8.  K.  H.  v.  Stroxbkcb,  was  ist  Hechtens,  wenn  die 
»*  oberste  Staatsgewalt  dem  Zweck  des  Staates  entgegenhandelt  (ßraunschw.  i83o.8.)? 
^  S.  39  ff.  Benjamin  de  Cohstakt  über  Verantwortlichkeit  der  Minister,  aus  dem 
Franz.  v.  G.  v.  Eckkkdahl.  Neustadt  a.  d.  O.  i83i.  8.  Gesetz  über  die  Verant- 
wortlichkeit des  Staatsraths  im  Canton  de  Vaud,  vom  19.  Juni  i83a;  in  Mitteb- 
äaier's  u.  Zacharias  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  des 
Auslandes,  Bd.  V,  Heft  1  (Heidelberg  »83a),  Abth.  IX,  Num.  3.  (Bonssvs),  die 
Ministerverantwortlicbkeit  in  constitutionellen  Monarchien,  Leips.  x833,  8  (zu- 
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gleich  Commentar  über  gesetzliche  Bestimmungen  von  3o  consitutionellen  monar- 
chischen Staaten  Europa's).    Actenstückc,  die  landständischen  Anklagen  wider 
den  kurfürstlich-hessischen  Staatsminister  H.  D.  E.  F.  Hassesfflig  betreffend 
Stuttg.  i836.  8.    PiMitino-1  krbfiha,  de  la  rcsponsahilitc  des  ministres  dan«  !e» 
monarchies  constitutionnellcsj  dans  la  «Revue  ttrangerc  de  l'cgislation  et  d'eco- 
nomie  politique;  publice  par  Fofhn%  k  Paris,  iir*  annee,  Kum.  2,  Dec.  i83.j. 
p.  116— 1?3;  2n,e  annee,  Kum,  2,  Oet.  i835,  p.  -53 — 762.    Bauhistea,  de  la  rev 
ponsabilite  des  Fonctionnaires  publics  cn  Anglcterrc,  et  des  dangers  et  incon 
veniens  auxqucls  ils  sont  exposes;  in  der  angef.  Revue  etrangerc,  IV um.  3,  janv. 
i835,  p.  129—144.  Dk  Goibhrt,  de  la  responsabilitc  des  ministres,  dans  les  divers 
etats  constitutionncls  de  l'Europc;  ibid.  Kum.  6.  Avril  i835,  p.  342 — 35i.  Von 
den  Aristokratien,  den  Geschlechts-,  Geld-,  Geistes-  und  Beamten  Aristokratien, 
und  der  Ministcrverantwortlirhkcit  in  reinen  Monarchien.  Leipx.  i834-  8.  (Eine 
Anzeige  dieses  sehr  schatzbaren  Buchs,  von  Pishriro-Fkrheiba,  in  der  angef.  Re- 
vue etrangere,  2«>«  annee,  Kum.  12,  Oct.  i835,  p.  762 — "66.)    Bericht  des  Staats- 
raths Bcrcngcr,  im  Kamen  der  Commission  für  die  Anklage  der  leisten  Mini 
Rter  des  entthronten  Königs  Carl  X ,  in  der  Sitzung  der  französ.  Dcputirtenkam- 
mer  v.  23.  Sept.  i83o;  in  dem  Moniteur  univcrsel  du  24.  Sept.  i83o,  in  der 
Allgem.  u.  in  andern  teutschen  Zeitungen.    Zu?  Paris  wurden  am  21.  Dec-  i83o 
vier  von  diesen  Ministern,  wegen  durch  ministerielle  Handlungen  begangenen 
Hochverrats,  von  dem  PairHof  zu  lebenslänglichem  Gefängnifs  verurtbeilt,  ihrer 
Titelt  Grade  und  Orden  verlustig,  und  der  erste  von  ihnen,  Fürst  Polignae, 
ward  überdiefs  für  bürgerlich  todt  erklärt,  die  drei  andern  in  den  Stand  der 
Interdiclion  (Entmündigung)  verbeut.  Von  England,  s.  Cottu  de  Tadministration 
de  la  justice  criminelle  cn  Angleterre,  et  de  l'esprit  du  gouvernement  angtaU 
(Paris  1822.  8.),  p.  191  et  suiv.  —  Von  anticonstitutiouelleu  Höflingen   und  .Mi- 
nistem handelt  Jocv,  la  morale  appliquee  ä  la  politique.  (Paris  i8a3),  T.  1".  p- 
123  et  saüx.    Auszug  in  v.  Ahetis's  constitutionellem  Staatsr. ,  'Bd  I,  S.  236  fT. 
b)  Ntusauür/tes  Edict  v,  1.  u.  2.  Sept.  1814  (oben  286,  a),  §.  2,  Kum.  3.  5.  wetmar- 
eisenach.  Grundgesetz,  über  die  lauds».  Verfass.  1816,  §.  5  u.  1 1 1  ff,  S.  hitdbur». 
hausiches,  1818,  §.  2,  5a  u.  55.    Baier.  Verfass.Urk.  v.  1818,  X.  4—6.  Beilage  IX 
§.  16.  Badüche  v.  1818,  \.  7  u.  67.  Badisclus  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820.  ff'ürtttnl-, 
Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  5i  ff.,  184  u.  199.  GH.  hessische  Verfass.  Urk.  v.  i8>o, 
Art.  109,  u.  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  v.  5.  Juli  181 1- 
S.  coburg -Mal/cldischc  Verfass.  Urk.  v.  1821,  §.  78.    Waldeckischer  Landes»  ertr. 
über  die  landständ.  Verfass,  1816,  %.  25.     S.  Mcininf*.  Grundgesetz  v.  1829. 
Art.  88.    Kurhessische  Verfass.  Urk.  r.   i83i,  §.  108.  u.  i56.    Hohenzoltern  Sxg 
maring.  Verfass.  Urk.  v.  i833,  %.  5o  f.  u.  192  ff.  —  Den  Ständen  für  verant. 
wortlich  erklärt  die  Vorsteher  der  sechs  MinisterialDepartements  die  königl. 
Sachs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  41»  mit  Bestimmungen  für  die  Verfabrungsweive 
bei  ständischen  Beschwerden  und  Anklagen,  %.  140 — i5i.  Die  französische  Ver- 
fassungsurkundc  von  i83o,  Art.  12,  gleichwie  die  von  1814,  Art.  i3,  sprirht: 
«Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich  und  gesalbt  (nicht,  heilig).    Seine  Mi- 
nister sind  verantwortlich*.    Hic/.u  die  Art.  55  u.  56.  —  Von  dem  wurtetnbrr- 
gischen  und  dem  königl.  sächsischen  StaatsGerichtshof,  oben  %.  283,  g.  —  Das  an- 
gef. grofshcrzogl.  hessische  Gesetz  v.  1821  sagt:  «Da  Befehle,  welche  zu  gescli- 
widrigen  Handlungen  oder  zur  Verletzung  Unserer,  den  Stauden  gegebenen  Zu- 
sagen führen  könnten,  nie  von  Unserem  Willen  ausgehen,  sondern  nur  in  einem  Miß- 
verständnisse gegründet  sejn  können,  dessen  Aufklärung  Wir  als  eine  Pflicht 
Unserer    obersten    Staatsdiener  unnS  Staatsbehörden    betrachten,    so  habe« 
Wir  —  —  für  gut  gefunden.   Folgendes  gesetzlich  zu  verordnen:    Die  Mi 
nister,  das  Ministerium,  und  alle  jetzige  oder  künftige  höchste  Administrativ- 
Steilen  sollen,  wenn  ihre  Verantwortlichkeit  wegen  gesetzwidriger  Handlungen 
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oder  Nichterfüllung  der  Zusagen  der  Regenten  an  die  Stände  des  Grofshcrzog- 
thums  reclamirt  wird,  sich  nie  zur  Entschuldigung  auf  angebliche  liefekle  des  Re- 
genten berufen  können.»  ' 

$•  .  345*  (263.) 

Uebertragitntj  der  Staatsgeschäfte  an  Staatsbeamte;  auf 

verschiedene  Art. 

I)  Die  oberste  Leitung  der  Staatsverwaltung  liegt  in  der  Hand 
des  Sou  verains,  dessen  Subjectivita't  hier  vorzuglich  in  Betrachtung 
kommt  a).  II)  Er  ernennt  Staatsbeamte  (§.  487);  für  Erreichung  des 
StaaUzweckes  noth  wendige  Gehülfen  *),  denen,  bald  einzeln,  bald  in 
StaatsCol  legten  vereinigt  (Administration  durch  Einzelne,  und  Collegial- 
Admiuistration  durch  Haupt-,  Neben-  und  FilialCollegien),  Staatsge- 
sc hafte,  inländische  und  auswärtige,  nach  bestimmter  Ordnung  und  Ein- 
richtung der  Staatsverwaltung,  ubertragen  werden.  III)  In  der  Art,  wie 
die  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  den  Staatsbehörden  obliegt,  unter- 
scheidet man:  1)  Col  legialSystem,  das  heifst,  Behandlung  der  Staatsge- 
schäfte durch  Collegien,  in  welchen  die  Beschlüsse,  nach  gemeinschaftlicher 
Berathung,  durch  Stimmenmehrheit  (vota  decisiva  majora)  gebildet  werden; 
3)  Einheit-  oder  Bu rea u System,  das  heifst,  Behandlung  der  Staatsge- 
schäfte nach  dem  Willen  Einzelner  (en  bureau),  deren  Gehülfen  blofs  be- 
rathendc  Stimmen  (vota  consultativa  s.  deliberativa  )  eingeräumt  sind  c); 
3)  Mittelweg  oder  zwechmä'sige  Vereinigung  beider  Systeme,  indem 
manche  Arten  von  Staatsgeschäften  durch  collegialisch  berathende  und  be- 
stimmende, andere  durch  einzeln  ausführende  Staatsdiener  behandelt  wei- 
den, damit  Reife  und  Sicherheit  der  Beurtheilung  mit  zweckmäßiger  Be- 
schleunigung der  Geschäfte  verbunden  werde  <*). 

a)  Ganz  entziehen  darf  sich  der  Regent,  auch  in  monarchisch-repräsentativen  Staa- 
ten, weder  der  unmittelbaren  Theilnahme  an  der  Staatsverwaltung,  noch  der 
Aufsiebt  über  die  Staatsdicncr.  —  Schriften  in  Püttfr's  Li t.  III.  285.  u.Klübirs 
Lit.  275.  Vor»ialige  Erinnerungen  des  Kaisers  an  Landesherren  zu  dem  Selbst- 
regieren,  in  Mosxn's  persönl.  Staatsr.  II.  73  f.   Ebenders.  von  Regierungsachen,  4. 

b )  Darum  schon  wesentlich  unterschieden  von  blofsen  Hof-  und  GardcrobeDieneru 
des  Fürsten.    Vergl.  §.  487,  c,  u.  IT. 

e)  Dawider  und  von  der  Bürcaucratie,  vergl.  Beherzigungen  vor  dein  wiener  Con- 
grrefs  (1814.  8.),  S.  3o  34-  Allgcin.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814»  Num.  85.  — 
Gesetzgebung  und  Justizsachen,  sind  in  jedem  Fall  collegialisch  zu  behandeln. 
A-  W.  Rbhderg  über  die  Staatsverwaltung  tcutscher  Länder  (llanuov.  1807), 
§.  4-  G.  H.  v.  Berg  in  Croäe's  u.  Javp's  Germanien,  Bd.  IL,  Heft  i,  Num.  3. 
Jeuaiscbc  allgem.  Lit.  Zeit.  1808.  Num.  83. 

d)  Beispiele  in  der  bayerischen  Instruction  für  die  GeneralKreis-Ommissäre,  v.  17. 
Jul.  1808,  %.  45.  ff.,  und  in  d.  grofsherz.  frankfurtischen  Verwaltungsordn. 
vom  2-.  Oct.  1810.  In  d.  Rhein.  Bund,  L.  24».  337.  Vergl.  J.  F.  Fbiks,  vom 
deutschen  Bund  (1816.  8.)  S.  122. 
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§.  344.  (264). 

Abtheihmg  der  Staatsbehörden. 

In  einem  grofsern  Staat  kann  folgende  Abtheilung  der  Staats- 
behörden Statt  finden. 

Der  Souterain  a), 
umgeben  von 
Ministern  StaatsSecreta'ren 
Unter 
Seinem  Vorsitz 
versammelt  sich,  zu  Beratschlagung  über  die 
wichtigsten  Staatsangelegenheiten , 
der  Staatsrath  «). 

a)  Wie  dem  Steuermaun  die  glückliche  Fahrt,  die  Genesung  dem  Artt,  dem  Feld, 
herrn  der  Sieg,  also  liege  diesem  Regenten  das  Wohl  der  Staatsbürger  am 
Hereen,  auf  dafs  ihr  Leben  durch  Kraft  gesichert,  reich  an  Glücksgütern,  durrb 
Ruhm  ansehnlich,  achtbar  durch  Tugend  scy.  Ein  solches  Werk,  das  profste 
unter  Menschen,  und  das  beste,  müsse  Ihm  gelingen!  Scino  ap.  Cic.  ad  Atlic. 
VÜL  ii.  Behelligungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S.  34 — 37«  J.  J- 
Ehgbi.'s  FürstenspiegeL  a.  verb.  Ausg.  Berlin  1801.  8. 

6)  Auch  CabinetRäthen  und  GeneralAdjutanten ;  mit  ostensibler  Verantwortlichkeit, 
«Ein  Jeder,  der  dem  Regenten  vorträgt,  mufs  ein  Manu  von  Einfluf*  in  den 
Sachen  seine«  Vortrags  seyn,  oder  er  ist  ein  unnützes  Geschöpf,  oder  die  Per- 
sonen neben,  über  ihm,  lähmen  ihn,  aus  niedriger,  verderblicher  Eifersucht. 
Der  Vortragende  bei  einem  Landesherrn,  ist  Minister  bei  dessen  Person,  wie 
auch  sein  Titel  laute.  Sollen  und  können  die  DcpartementMinistcr  in  der  Wirt 
lichkeit  nur  DcpartementChefs  bleiben,  so  mufs  der  CabiuetBath  nicht  nur  Mi- 
nister seyn,  sondern  auch  so  heifsen».  Die  Ursachen  von  Pretittens  Fall  (1807.8.) 
S.  a8.  MinisterGemäldej  in  den  angef.  Beherzigungen,  S.  37—41.  In  dem  völker. 
rechtlichen  Sinn,  bezeichnet  das  Wort  Cabinet  die  Regierung  eines  monarchischen 
Staates,  in  ihrem  Verhältnifs  zu  andern  unabhängigen  Staaten,  e.  B.  le  Cabinet 
des  Tuilerics.  In  dem  staatsrechtlichen  Sinn,  versteht  man  darunter  eine  ge- 
heime RatbCanzlei  unmittelbar  bei  der  Person  des  Monarchen ;  wo  man  zuweilen 
Civil-  und  MilitairCabinet  unterscheidet.    Vergl.  auch  §.  3o6,  e. 

c)  Seiner  Hauptbestimmung  nach,  eine  blofs  berathende  Behörde)  ausnahmwd«*, 
für  bestimmte  Fälle,  auch  wohl  eine  entscheidende  (§.  366  a)  oder  verfugende. 
Wie  die  StaatsMinisterien  für  die  Ausführung,  so  ist  der  Staatsrath  für  Berathung 
die  Intelligenz  der  Regierung.  Preiuv.  Verordn.  wegen  Einführ,  des  Staataratb*, 
v.  20.  März  1817,  in  der  Gesetzsamml.  v.  1817,  S.  67.  Einführung  eines  StasU- 
ralhs,  im  GH.  Heuen,  im  August  i8i3,  in  Folge  eines  Edicts  v.  98.  Mai  181' • 
Bater.  Verordn.  r.  18.  Nov.  i8a5,  betr.  den  Staatsrath«  In  manchen  Landers 
wird  dieses  Collegium  GehcünerRath  genannt,  ffürtemb.  Vcrfass.  Vertr.  von 
1819.  §.  54  ff. 

§♦  545*  (265.) 

Fortsetzung. 

I)  Die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung  sind:  1)  die 
auswärtigen,  2)  die  innern  Staatsverhaltnisse.    Zu  den  ersten  gc- 
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hören  alle  Verhandlungen  mit  andern  Staaten,  in  friedlichen  und  kriege- 
rischen Verhältnissen.  Zu  den  letzten  gehören:  Gesetzgebung,  Staats- 
wirthschaft:  mit  Inbegriff  der  Finanzen,  innere  Sicherheit  und  Wohlfahrt 
bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege,  Lehn-  und  Kirchensachen.  Dem- 
nach sind  die  ordentlichen  Staatsbehörden  c)  folgende: 

A)  Staatsbehörde  der  auswärtigen  Staatsverhältnisse. 

D)  Staatsbehörden  für  die  innern  Staatsverhaltnisse: 

I)  bestimmende  und  dirigirende  oder  R egi min al  Behörden, 
für  i)  Gesetzgebung,  2)  Finanzen,  nebst  der  RechnungsCon- 
trole,  3)  Polizei,  4)  Justiz,  5)  Lehnsachen,  6)  geistliche  Sachen 
und  öffentlichen  Unterricht,  oder  Kirchen-  und  Schulsachen ,  7) 
Kriegsangelegenheiten ; 

II)  ausführende  oder  VollziehungsBehorden:  1)  gericht- 
liche oder  Justiz  Behörden,  oberste  oder  centrale,  provinciale 
und  örtliche;  2)  Verwaltungs-  oder  adminis tr irend e  Be- 
hörden (Rir  alle  StaatsverwaltungsGegenstände  aufser  der  Justiz  und 
dem  Kriegswesen),  centrale,  provinciale,  und  örtliche,  zuweilen  ge- 
trennte, a)  für  das  Finanzfach,  und  b)  für  das  Regierungs-,  Polizei- 
undstaats wir  thschaftliche  Fach;  3)  MilitarBehörden,  generale  oder 
centrale  (Kriegsministcrium  und  GeneralCommando)  und  particuläre- 

II)  In  gröfsern  Staaten,  bisweilen  auch  in  vcrhältnifsma'sig  kleinern, 
sind  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung,  als  oberste 
Staatsbehörden  folgende  S taatsMinisterien  angeordnet*):  i)deraus- 
wnrtigen  Angelegenheiten;  2)  der  Justiz;  3)  der  Finanzen,  neben 
ihm  zuweilen  ein  eigenes  Ministerium  des  Schatzes,  wichtig  auch  als 
GeneralControIe  4)  des  Innern  (der  innern  Verwaltung,  im  einge- 
schränkten Sinn);  5)  des  Kriegs.  Hiezu  kommen  in  manchen  Staaten, 
noch  eigene  Staatsministerien  für  die  Polizei  und  für  die  Kirchen- 
oder Cult Angelegenheiten ;  das  letzte  etwa  mit  Inbegriff  des  öffentlichen 
Unterrichtes  und  Erziehungswesens,  welche  aufserdem  entweder  dem  Po- 
UzeiMinisterium  oder  dem  Ministerium  des  Innern,  so  wie  die  Lehn- 
sachen demjenigen  der  Justiz,  anvertraut  werden.  III)  Ein  StaatsMi- 
nisterium  besteht  gewöhnlich,  aus  einem  StaatsMinister,  einem  General- 
Director,  mehreren  MintsterialRä'tben ,  einem  GeneralSecretä'r ,  u.  s.  w. 
IV)  Alle  Staatsminister,  für  gewisse  Angelegenheiten  collegialisch  vereinigt, 
bilden  in  manchen  Staaten  das  Staatsministerium  im  hohem  Sinm 
als  oberste  Staatsbehörde,  bald  entscheidende,  bald  berathende,  zuweilen 
unter  dem  Vorsitz  des  Staatsoberherrn. 

a)  Schriften  über  die  Einrichtung  oder  Organisation  der  Staatsverwaltung,  in 
PöTTwi'a  Lit.  HL  160.  u.  Hlcmch's  Lit.  a8x  —  Vergl.  Moshb  t.  d.  Landesb. 
überhaupt,  317.,  u.  v.  d.  Landeshoh.  in  Regierung*».,  7.  14  ff.  Wkstwui.*« 
Staatsr. ,  Num.  8.  Fischxb's  Lehrbegriff  d.  Kamerai  •  und  Polbveirechte ,  IL  1  ff. 
Joach.  t.  Scbwabsboff,  über  Staats-  u.  AdrefsKalender.  Berl.  1791.  8.  Ideen 
xu  einer  Staatsverfassung  und  Regierung.  1801.  8.  Skixxe  einer  LandesOrga- 
nisation;  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIII.  47.    Vergleichende  Schilderung  der  Orga- 
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nisation  der  französ.  Staatsverwaltung,  in  Bezieh,  auf  d.  Königr.  Westpbalea 
u.  a.  teutschc  Staaten.  Frankf.  u.  Leipz.  1808.  8.  K.  F.  v.  Wiebkhi»g*s  Vor 
schlage  zur  Einrichtung  c.  Staatsverwaltung.  München  181 5.  8.  C  A.  Frbrn 
v.  Malchus  Politik  der  iuncrn  Staatsverwaltung,  od.  Darstell,  des  Organum« 
der  Behörden  für  dieselhc.  In  drei  Theüen.  i8i3.  8  —  Die  Staats  -  und  Ad- 
drefsKalendcr  einzelner  t.  Staaten.  Genealog.  StaatsHandhuch  (Frankf.  a.  M. 
bei  Varrentrapp  u.  Weimer,  seit  174«  bis  i8o5  jährlich,  dann  wieder  1811 
8.),  im  2.  Baud.  Ge.  Hassels  allgcm.  europ.  Staats-  u.  AdrefsHandbuch  für 
1809.  Weimar.  Th.  I.  1809.  Th.  II,  die  BheinbundStaatcn,  von  G.  Scaoso 
1811.  Neue  Aufl  für  1812  u.  i8i3.  Für  1816  bearbeitet  v.  G.  Hassu ,  *o 
des  L  Bds.  1.  Abth.  (  1816)  u.  B.  Bds.  2.  Abth.  (1817)  den  sämmlL  t.  Bundes 
Staaten  gewidmet  sind.  F.  Bülac,  die  Behörden  im  Staat  und  in  der  Gemeinde. 
Leipz.  i836.  8. 

t)  OrganisationsGesetzc  teutscher  Staaten.  1)  Preusses  :  Verordnungen  v.  16.  u. 
26.  Dec.  1808,  27.  Oct.  u.  1.  Nov.  1810,  24.  Apr.  1812,  3o.  Jun.  1814,  3o.  Apr. 
u.  16.  Dec.  1816,  20.  Marx  1817  (Staatsrath),  3.  Nov.  1817  (Staatsministeriuni) 
in  d.  Gesetz- Samml.  .für  die  preufs.  Staaten,  u.  in  d.  Polit.  Journal.  Vergl 
J.  D.  F.  Bi/hpv,  der  preufs.  Sccretär.  2  Theile.  Berl.  2.  Aufl.  1810.  Utnden. 
Nachträge  au  dem  I.  Th.  Berl.  1806.  K.  L.  Woltmasis's  Geist  der  neuen  preufv 
StaatsOrganisation  ( v.  1810).  Leipz.  1810.  8.  Die  neue  Staatsverfassung  der 
preufs.  Monarchie,  in  tabellar.  Uebersicht.  Berl.  1811.  Härerlin's  Staatsarchiv, 
Heft  39,  S.  246  IT.  (J.  G.  Bolte"s)  Anlcit.  z.  Benntnifs  des  öflentl.  GeschäTu- 
ganges  in  den  preufs.  Staaten.  Berl.  1804.  8.  Fr.  v.  Baumrr,  über  die  Verfaf». 
der  Behörden  im  preufs.  Staate;  in  (Mmso's)  Geschiebte  des  preufs.  Staates 
vom  hubertsburger  Fr.  an,  etc.  Th.  ID.  (Frankf.  1820.  8.).  Die  preufs.  Reor 
ganisationsGesctzgebung,  seit  1807  bis  1823 ;  von  J.  D.  F.  Bvarr.  Berl.  i8i3.  K 

—  2)  Sachse*  :  Hönigl.  Bcscript  v.  Sept.  1817,  die  Errichtung  e.  Staatsraths 
betr.  Von  diesem  Staatsrath  u.  dem  Geheimenrath,  s.  Weisse's  Lchrb.  des  k. 
sächs.  Staats r. ,  Bd.  I,  §.  84  —  95.   Von  der  Landesregierung,  cbendas.  §.  «/J 

—  98.  Die  VerfafsX'rk.  v.  i83i,  4»»  verordnet  sechs  AlinisterialDepartemeoU 
(der  Justiz,  der  Finanzen,  des  Innern  des  Iiriegs,  des  Cultus,  der  auswart.  An 
£cl.),  deren  Vorsteher  das  GesammtMinistcrium,  als  die  oberste  collegiale  Staats- 
behörde bilden;  auch  kann  ein  Staatsrath  gebildet  werden.  —  3)  Baiebm:  O 
ganisation  der  LandesColIegien;  in  Beuss  Staatskanzlei,  1799»  VL  1.  Constitu 
tion  des  Königreichs,  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  3;  in  d.  Bhein.  Bund,  XIX.  3.  ih 
Instruction  f.  d.  GeneralBreisCommissäre,  v.  17.  Jul.  1808;  in  d.  Rhein.  Buw3, 
L.  225.  Vcrordn.  v.  2.  Feb.  1817,  wegen  Bildung  u.  Einrichtung  der  oberstes 
Stellen  des  Staaates*  in  d.  Begier.  Blatt,  Num.  IV.  Verordn.  v.  9.  Dec.  ifts-. 
wegen  Formation  der  Ministerien;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  »5.  Dec  i8i3.  Bacd 
buch  der  Staatsverfassung  u.  Staatsverwaltung  des  Bönigr.  Baiern.  7  Bände 
München  1807  —  i8i3.  8.  —  4)  Hannover:  Fdict  v.  12.  Oct.  1822,  die  BÜdua; 
der  künft.  Staatsverwaltung  betr.  Edict  de  cod.  betr.  die  Erricht.  einer  Doroai 
nenKammer.  Verordn.  v.  i5.  Mai  i8a3,  betr.  die  Erricht.  u.  Wirksam«,  6 
LandDrosteicn  (Bcgierungen ,  als  Mittelbehördcn  über  die  Städte,  Acmter,  P» 
trimonialGerichte  u.  a.  Unterobrigkeiten,  und  unter  den  Ccntralbehörden,  mit 
collcgialischer  Behandl.  der  Geschäfte)" nebst  daxu  gehörigem  Reglement;  i»  «1 
Gesctzsamml.,  1.  Abth.,  Num.  10  v.  1823.  Amtsordn.  v.  18.  Apr.  1823,  ebenda*. 
Num.  11.  Reglement  für  die  Forstverwaltung,  und  für  Aie  General Direction  dt» 
Wasserbaues,  de  eod.,  ebendas.  Num.  17.  u.  19.  —  5)  Würtexbsrg:  Organtsatioc-- 
Patent  v.  18.  März  1806.  Bescr.  v.  1.  Jul.  1811,  wegen  Einführung  des  Bure« 
Systems*in  den  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen.  Rhein.  Bund,  XXXtt 
3u4.  LVL  285.  288.  3oo.  Desgl.  v.  8.  Nov.  1816,  für  das  Geh.  BathsCollegiv* 
desgl.  v.  18.  Nov.  1817,  betreffend  die  Organisation  der  höchsten  Gerichte 
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desgl.  t.  18.  Nov.  181 die  Staats verwaltungsFormen  und  die  Reatort Verhält- 
nisse der  obersten  Staatsbehörden  betr.  G.  Kh afp*«  Repertor.  über  die  k.  wür. 
temb.  Gesetzgebung  v.  1797—1809,  Th.  III,  Abth.  «.  (Stuttg.  1814.  8.)  J.  D.  G. 
Miminckb's  Bcschr.  v.  TVürtembcrg  (2.  Aufl.  i8x3),  S.  43g  ff.  —  6)  Badem: 
Organisation  der  bad.  Lande,  in  »3  Edicten.  2  Theile.  Mannh.  i8o3.  8.  Fünf 
ConstitutionsEdicte.  v.  1807  u  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  u.  besonders  zusammen- 
gedruckt, Garlsr.  1808.  8.  Neueste  Organisation  der  Geschaftsverwalt  d.  ober- 
sten Staatsbehörden,  v.  5-  Jul.  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  1808,  N.  11  u.  22,  u.  be- 
sonders abgedruckt,  Carlsr.  1808.  8.  Rhein.  Bund,  XX.  3i2.  OrganisationsEdict 
v.  «6.  Nov.  1809,  mit  Beil.  A  —  F;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  1809,  Num,  49  ft". 
Auch  besonders  abgedruckt.  Carlsr.  1810.  8.  Neue  Aufl.  i8i3.  8.  u.  in  d.  Rhein. 
Bund,  Heft  XL—  XLIV.  PcrsonalOrganisation  v.  3i.  Dec.  1810  in  d.  Reg.  Blatt, 
und  besonders  abgedruckt;  Carlsr.  1810.  8.  Verordn.  v.  21.  Sept.  1811 ,  wegen 
Wiedereinführung  eines  Staatsraths  u.  eines  Cabinetsraths ;  in  dem  Reg.  Blatt, 
1811,  Num.  24*  Verordn  r.  1821,  die  Einriebt,  des  Staatsministcrii  betr.  — 
7)  Kcrbksse»:  Verordn. ^über  die  Einrichtung  der  Staatsverwaltung,  v.  29.  Jun. 
1811.  Verwaltungsordnung  v.  29.  Juni  1821.  —  8)  Grofsheraogthum  Hessen: 
HanptOrganisalionsPatent  v.  12.  Oct.  i8o3;  in  Haberlin's  Staatsarchiv,  L.  ai5— 
166.  —  Verordn.  v.  1821,  die  Erricht.  eines  Staatsraths  betr.  —  9)  S.  Weimar: 
Verordn.  v.  1.  Der.  181 5,  wegen  Einrichtung  eines  StaatsMinisterii ,  in  Ri.vbbr's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  j5.  Gesetz  über  die  Organisation  des  Staatsdienstes  in 
den  LandesCollegicn  v.  i5.  Dec.  i8i5.  Schwkttkkr's  öffcntl.  Recht  des  GH.  S. 
WeimarEisenach ,  I.  §.  79  ff.  —  10)  Nassac:  Verordn.  über  die  Organisation 
der  Staatsverwallung,  v.  9.  u.  11  Sept.  i8i5,  u.  5.  u.  6.  Jan.  1816.;  in  d.  nassau. 
VerordnungsBlatt,  —  11)  S.  Coburg:  Verordn.  v.  4.  Jun.  1808,  die  neue  Ein- 
richtung des  LandesMinisterii  betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXI.  472.  Dergl.  v.  u 
Mai  1802;  in  (Hiä'ber's)  Rheinischen  Staatsanzeigen,  Heft  2,  S.  124  ff.  —  »2) 
AjhaltCötrv.r:  Verordn.  v.  28.  Dec.  1810  u.  19.  Febr.  1811;  in  d.  Rhein.  Bund, 
UI,  LIV  u.  LXV.  —  i3)  S.  AtTE5Bt'RG,  OrganisationsEdict  v.  18.  April  i83i. 
)  Vergl.  Memorial  de  St.  Helene,  par  le  comte  de  Las-Casas,  T.  II  (Paris  1823.8.) 
p.  345. 

§♦    o46*  (266.) 

Vereinigung  mehrerer  Behörden» 
Ausserordentliche  und  provisorische  Behörden. 

I)  Einheit  und  Uebersicht,  Zeit-  und  Kostenersparnis  fordern,  dafs 
ie  Staatsverwaltung  gerade  nur  in  bo  viel  Abtbeilungen  getrennt, 
nd  unter  so  viel  Collegien  und  Einzelne  vertheilt  werde,  als  zu  ordent- 
cher  und  schleuniger  Bearbeitung  nothig  sind  «).  Zu  grofse  Verviel- 
ältigung  der  Staatsbeborden,  vermehrt  die  Verwickelung  der  Verhält« 
isse  in  der  Staatsverwaltung.  Uebertriebene  Centr alisirung  hindert 
der  erschwert  die  Aufsicht  über  die  Unterbehörden.  Zu  weit  getriebene 
^ rennung  und  Abgrenzung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  ver- 
iellalttgt  ohne  Noth  die  Mittheilungen,  folglich  die  Geschäfte.    H)  In 

1  einem  Staaten,  oft  aueb  in  grofsern,  können,  müssen  daher  mehrere, 
lohere  und  niedere  Staatsbehörden  vereinigt  seyn  *)  (vermischte  oder 

umulative  Behörden).    Poch  ist  nicht  rathsam,  Justizbehörden  mit  Ver- 
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waltungs  oder  Regierung*-,  Polizei-  und  Finanzbchorden  mi  vereinigen  'V 
Selbst  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  in  nicht  streitigen  Sachen  (5-379). 
ist  nicht  selten  getrennt  von  derjenigen  der  Gerichtbarbeit  in  streitigen 
Sachen.  Reine  Absonderung  findet  sich  am  Allgemeinsten  bei  Militär- 
behörden. III)  Auch  Können,  aufser  den  permanenten  Behörden,  für 
einzelne  Aufträge  oder  Geschäftzweige,  auf  serordentliche  und  pro- 
visorische Behörden  verordnet  seyn. 

a)  «Die  Ministerien  sollen  sich  in  der  Regel  nur  mit  der  obersten  Aufsicht  und  Lei- 
tung der  eu  ihrem  Geachäftkreis  gehörigen  Geschäftszweige  befassen,  das  Nähere 
(Detail)  der  Verwaltung  aber  den  ihnen  untergeordneten  Behörden  und  Stellen 
überlassen».  Worte  der  baier.  Verordn.  v.  9,  Dec.  »8*5,  betr.  die  Formation 
der  Ministerien.  Nachtheilig  und  verhafst  ist  die  Ueber treibung  der  Admini- 
iiratioCentralüation  ,  welche  die  Fragen  von  reinen  Gemeinde-  oder  Provinzial- 
Gegenständen,  die  Fragen  von  Errichtung  oder  Ausbesserung  eines  Vicinal-  oder 
Doifwegs,  Stegs,  Pfarr-  oder  Hirtenhauses,  Brunnens  u.  d.  von  der  Prüfung 
und  Genehmigung  einer  MinbterialBehörde  abhängig  macht.  —  Den  Charakter 
einer  Staatsregierung  erkennt  man  aus  ihren  Grundsätzen  und  ihrer  Handlungs- 
weise, in  dem  Innern  und  Aeufsern,  aus  der  Organisation  der  Verwaltungs- 
behörden, aus  ihrem  Geschäftgang  und  den  dabei  herrschenden  Grundsäuen 
Ueberall  sind  zu  meiden :  Uebcrlastung  mit  Beamten,  Uebertreibung  der  Gegen- 
aufsicht (§.  35o),  Mehrung  des  Schreibwerkes,  Viel-  und  Breitregieren.  Die 
Chinesen  haben  zwei  Classcn  von  Staatsdienern:  Denker  und  Ausfertiger.  — 
Von  solchen  Gegenständen  der  höhern  Staatekunde,  s.  (Itricgsr.  Scheffker's  in 
Königsb.)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  im  Dienst.  Bönigsb.  1801. 
Zweite  Aufl.  1804.  II.  Bändchen.  1806.  IL  Bdsa.  Abschn.  181a.  3.  Abschn.  18*1.8. 
(Gött.  gel.  Ans.  i8o5,  55;  1807,  143.)  Bxvbxr's  Staatsr.  des  Bbeinb.,  §.  1$, 
Note  a.  A.  W.  Bxbberg,  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder,  und  die 
Dienerschaft  der  Begcnten.  Hannover  1807.  8.  Fauna,  v.  Bütow's  Bemerkungen 
(zu  Behberg's  Abh.)  Bcrl.  1808.  8.  Finigc  Erläuterungen  zu  v.  Biaow'g  Bemer- 
kungen etc.;  v.  Wacrerbagrh,  Hannover  1808.  8.  L.  Gervais  kleine  Mittheil., 
Tb.  I  (Leipz.  1811,  8.),  S  *5 — 76.  C.  G.  Jochxaxh's  Bcliquten.  Hechingen  i83-. 
Bd.  B,  S.  3o* — 3*i.  —  Von  dem  politischen  Tabellen'  und  Rechnungswesen,  und 
von  der  ConjecturalPolitit,  s.  Bössic's  Politik,  *<)5  iT.  Ueber  moralische  Statistik 
und  von  Uebersrhätzung  der  ZahlcnStatistik,  s.  Minerva,  April  1814,  S.  71—7". 
Vortrag  des  ghzgl.  hessischen  Finanzministers  in  der  *.  Bammer  der  Stände, 
im  Sept.  18*6,  in  der  frankf.  GPostamtsZeit.  v.  16.  Sept.  18*6.  H-  W.  Hvkr- 
wageb's  Anleit.  zur  rieht.  Benntnifs  d.  preufs.  Staatswirthscbaft.  Berl.  1808.  8 
C.  T.  Perthes,  der  Staatsdienst  in  Prcufsen.  Hamb.  i836.  8. 

b)  Moser  von  d.  Landes  hob.  in  Begierungssachen,  38.  —  Zur  Probe,  doch  niebt 
als  Muster,  vergl.  man  das  angef.  S.  coburgischeOrganiaationsPatent  von  1802, 
in  (Blvber's)  Bhein.  Staatsanzeigen,  IL  1*4,  und  das  Patent  über  die  Organisa 
tion  der  Landesbehörden  des  Fürstentbums  Lciningcn,  d.  d.  Amorbach  den  1. 
Der.  1804.   Nachtrag  dazu,  vom  10.  Juri.  i8o5.  Fol. 

«)  Leip/.iger  LiteraturZeitung,  18*4,  St.  4.  Vergl.  unten  §.  373. 

§•  547.  (o67.) 

NebenCoUegien.    Commissionen.    Gemeindeverwaltung.  Landräike. 

V)  Für  manche  Staatsangelegenheiten  werden  zuweilen,  ein  für  allemal 
beständige  Commissionen,  anch  Neben-  oder  FiliaICo llegien, 
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angeordnet.  II)  Für  einzelne,  vorübergehende  Angelegenhelten,  auch  für 
gewisse  Gegenstände  oder  gleichartige  Fälle  überhaupt,  werden  Com  Omis- 
sionen in  dem  eigentlichen  Sinn,  auch  ImmediatCommissionen  unmittelbar 
von  dem  Staatsoberhaupt,  ernannt  O,  mit  oder  ohne  Subdelegation s- 
Recht  Die  Commissionen  sind  bestimmt,  bald  für  Jutizsachen,  bald  für 
andere  Gegenstände  der  Staatsverwaltung;  in  dem  ersten  Fall,  entweder 
gesetzmäßig  von  Amts  wegen,  oder  auf  Begehren  einer,  oder  beider  Parteien ; 
es  sey  fär  die  ganze  Sache,  oder  für  einzelne  Verhandlungen.  Auch  un- 
terscheidet man,  hin  und  wieder,  Hof-  und  LocalCommissionen.  Mehrere 
Commissarien  fus  denselben  Gegenstand  werden  entweder  als  gemeinschaft- 
lich bestellt,  oder  mit  der  Clausel:  sammt  und  sonders,  oder:  sammt  oder 
.sonders.  HI)  Für  manche  örtliche  Verwaltungsgegenstände  *)  besteht,  ver- 
möge der  Gemeindeverfassung  (§.  35o,  u.  334)  gewöhnlich  eine  Gemeinde- 
verwaltung, und  für  deren  Ausübung  ein  Ort-  oder  Gemeindevorsteher 
CBürgermeister,  Schultheiß,  Statthalter,  Stabhalter),  ein  Gemeinderath,  ein 
Bürger-  oder  Gemeindeausschuf*.  IX)  Für  Mitaufsicht  und  geregelte  Ein- 
wirkung in  Verwaltungsangelegenheiten,  in  besimmten  Bezirken,  sind  in 
manchen  Staaten  eigene  Verwaltungsbeamte,  unter  dem  Namen  Landräthe 
bestellt,  oft  solche,  die  demselben  Bezirk  durch  Grundbesitz  besonders  zu- 
gethan  sind  c). 

o)  Schriften  in  Pvttbh's  Lit.  ID.  §.  1101.  Klübkb's  Lit.  196.  6.  C  F.  Sf  it.br  dis*. 
vindiciac  potestatis  camerae  imperial!«  supremae  decernendi  commissiones  ad 
integram  causam  (Erlang.  1793.  40»  §•  6  sq.  Gholman's  Theorie  des  gerirhtl 
Verfahrens,  |.  137.  —  Unterthanen ,  selbst  der  höchsten  Classe,  senden  an  den 
Regenten  oder  dessen  Staatsbehörden,  keine  Commissarien,  sondern  Bevollmäch- 
tigte, Abgeordnete,  Dcputirte. 

*)  Verwaltung  der  Ort  Polizei  (x.  B.  Markt-,  Brod-,  Fleisch-,  Bau.,  Feuer-  und  Feld- 
schau, Maas  u.  Gewicht),  des  Gemeinde-  und  Stiftungsvermögens,  Bestellung 
der  Gemeindediener,  u.  d.  Für  manche  Gegenstände,  s.  B.  für  Kirchen-,  Schul-, 
Sitten-,  fromme  Stiftung«-  u.  ArmenPolizei,  tritt  meist  ein  Ortgeistlicher  hiiisu, 
in  welchem  Fall  die  Behörde  HirchenConrcnt,  Stiflungsrath  u.  d.  genannt  wird. 

r)  So  in  den  preußischen  Staaten,  in  den  Grofsheraogthümem  Hessen  u.  S.  Wei- 
marEiseaacb.  Scbwiitisih's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEts.  I.  §.  n3. 
Aehnliches  findet  man  in  dem  König r.  Sachsen,  in  dem  1816  neu  geordneten 
Institut  der  Kreis-  und  Amthauptleutc.  Wkissr's  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr., 
§.  90.  —  Von  dem  Landrath,  einer  Art  von  Prorinzialständcn,  oben  $.  490. 

§.   548.  (26a) 
Archive  und  Registraturen.  Archivrecht. 

I)  Wichtig  für  die  öffentliche  Geschäftführung  sind  die  Staats  Ar- 
chive «)  (chartophylacea,  tabularia  s.  chartaria  publica),  unter  Auctoritä't 
des  Staates,  in  eigenen  Gebäuden  oder  Gemächern,  bestehende  Sammlungen 
von  Urkunden  und  Acten,  unter  Aufsicht  verpflichteter  Archivare.  II)  Dem 
Regenten  allein  steht  das  Archivrecht      (jus  archivi)  zu,  die  Bcfugnifs, 
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öffentliche  Archive  zu  haben,  ihnen  öffentliches  Ansehen  zu  verleihen,  aod 
für  die  darin  aufbewahrten,  an  sich  um  erdächtigen  Urkunden,  die  Rechts- 
vermuthung  der  Kchtheit  zu  verordnen«),  III)  Auch  landständischen 
und  andern  Corporationcn,  Stadt-  und  Grundobrigkeiten,  kann  dieses  Reckt, 
untergeordnet,  in  bestimmter  Art  verliehen  werden 

a)  Püttfb's  Lit.  HI.  204.  Rt.übkb's  Lit.  §.  990.  Hich's  Literatur  der  Diplomatie 
4«5  ff.  H.  W.  Lavvätz,  Handb.  für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare ,  Tb.  11 
Bd.  1  Abth.  2,  (Halle  1795.  8.)  8.71—94.  J.  M.  v.  Abkle,  über  die  Geschichte  de* 
Kan/.lci-  und  Archivwesens.    Kempten  1798.  4- 

b)  Jo.  Eisemiabt,  de  jure  diplomatuin.  Hai.  1736.  4.  auet.  a.  G.  St.  WniSisu.  Li|><. 
1737.  4*  J«  P«  Bkhi.es  diss.  de  probalione  per  documenla  archivalia.  Mogunt, 
1760.  4.  F.  W.  A-  Laybiz  obss.  de  auetoritate  diplomatum  ei  archivo  depromp- 
torum.  Baruthi  1796.  8.  Wfstphal's  Staatsr. ,  9a.  Jabgow  von  den  Regalien. 
a63.  —  Beweiskraft  der  arehivalischen  Staats-  und  PrivatOriginalUrkunden 
Lfyskb  Sp.  a66.  in.  7.  1.  3.  6.  Bbohk's  sei.  obs.  for.,  obs.  45o.  Casz.  de  j»ro- 
babilitate  jurid.,  §.  18a.  sqq.  C.  L.  Bokhjutb  in  Gessler's  etc.  Archiv  für  die 
ciwlist.  Praxis,  B.  Q,  Heft  1  (1819),  Num.  VIII.  G.  L.  Boehxkb  princ.  iuris  ca 
non.,  §.  804,  Note  c.  —  Beweiskraft  der  archivalischen  Copialbücher  und  ./'<- 
sehriften.  J.  \V.  Waedschmidt  diss.  de  probatione  per  diplomataria.  Marb.  1^16. 
und  in  Babihg's  clave  diplom.  pag.  391.  Westphae  a.  a.  O.  98.  J.  C.  C.  Sc b»«" 
tbb's  verm.  Abband).  IL  191.    Latbiz.  1.  c.  §.  12.  sqq. 

e)  Wfstphai,  a.  a.  O.  91  ff.    Laybiz  I.  c.  §.  8.  sqq. 

d)  Hkbtu'»  T.  I.  resp.  XX.  n.  17.  Wfstphae's  Privatr.,  L  116.  —  Ob  sie  d*ic>« 
Recht  auch  ohne  Verleihung  haben?  Lbtseb  Spec.  a68.  683.  in.  9.  Scbeötib 
a.  a.  O.  Latbiz,  1.  c.  §.  6.  sqq.  Mveeeb  obss.  ad  Letssb.  T.  IQ.  obs.  4-1. 
Stbubbs's  Nebenst.  VL  ^22. 

§♦  549,  (o69.) 
Fortsetzung. 

IV)  Meist  hat  ein  Staat  mehrere  Archive,  ein  General-  oder  Haupt- 
Archiv,  und  mehrere  Particulär-  oder  Neben  Archive-  Provinzial-,  Kreis-, 
Regierungs-,  Kammer-  u.  d.  Archive;  bisweilen  auch  ein  eigenes  Hans- 
Archiv,  für  die  RegentenFamilic.  Für  alle  hat  man  hie  und  da  eigene 
ArchivOrdnungen«),  worin  der  ArchivPlan  ,  die  äufsere  und  innere 
Einrichtung  die  Obliegenheit  der  Archivare,  u.  d.  'bestimmt  sind  f)- 
V)  Zuweilen  haben  abgetheilte  Linien  eines  Regentenhauses  ein  gemein- 
schaftliches Archiv  <0.  VI  Von  den  Archiven  unterscheiden  sich  die 
öffentlichen  Registraturen  oder  Reposituren  (ältere,  und  laufende  oder 
currente)  der  LandesCollegien  und  LocalBehorden ,  auch  der  städtischen, 
der  Landschaften,  Universitäten,  Standes-  und  Grundherren,  u.  a.  e).  Tn- 
eigentlich  werden  solche  zuweilen  Archiv  genannt,  z.  B.  Amt-,  Kloster-,  u. 
d.  Archiv* 

«)  Markgräfl.  badische  Archivordnung  und  Instruction.    Carlsr.  1803.  8. 

*)  Hauptrcgel:  Jede  Urkunde  ist  wichtig,  für  eine  Person,  einen  Ort,  eine  SacAr.  - 
Schriften  von  Spifss,  Ecbabtshavskit  u.  a.,  bei  Pütter  u.  Hlcuih  a.  a.  O.  R.  G 
Gcmther,  über  die  Einrichtung  der  Hauptarchive.  Altenb.  1783.  8.  Gattbmi'* 
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pract.  Diplomatie,  Th.L  Abscbn.6.  G.  A.  Bachxaot*  über  die  Archive.  Amb.  1801. 8. 
J.  A.  Oeog's  Archivwissenschaft.  Gotha  1804.  8.  J.  F.  X.  v.  Epplek's  Anleit. 
eu  Einrichtung  der  Archive  u.  Registraturen.  Erf.  i8o5.  8.  Pütter's  jur.  Praxis, 
L  »66. 

c)  Zweckmäsige  Einrichtung  der  Archive,  äufsere  und  innere,  Repertoricn.  Vor- 
sitht  regeln  und  Mittel  wider  das  Verderben  der  Urkunden  und  Siegel,  wider 
Moder  und  Insecten. 

<0  So,  zufolge  des  naumburger  Vertrags  von  i5?4«  unter  14  Schlössern  das  ge- 
meinschaftliche Archiv  der  sämmtlicbcn  sächsischen  Häuser  albcrtinischer  und 
ernestinischer  Linie,  ehehin  zu  Wittenberg,  v.  Röxeb's  Staatsr.  u.  Statistik  des 
Cburfürslenthums  Sachsen,  I.  5ai.  Im  Jahr  180a  ward  dasselbe  vcrtheilt,  doch 
mit  Vorbehalt  der  Gemeinschaft  und  gegenseitigen  Mittheilung  sämmtlichcr  Ur- 
kunden, Acten  und  Schriften.  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  Weimar 
Eisenach,  I.  §.  91.  —  Ein  gemeinschaftliches  Archiv  des  tachsen-ernestiniscJun 
Hauses,  unter  dem  Vcrschlufs  beiderseitiger  Archivare,  befindet  sich  zu  Weimar, 
Schweitzer  a.  a.  O.  StaatsHandbuch  des  GHzgth.  SachscnWeimarEisenach* 
für  i83o,  S.  44-  Vrermöge  des  hcnnehergt'schen  ThcilungsReccsscs  v.  1660,  in 
Glafey's  Kern  der  sächs.  Geschichte,  S.  1098,  befindet  sich  das  gemeinschaft- 
liche hennebergisebe  Archiv  der  gro&berzogl.  u.  herzogt,  sächsischen  Häuser  u. 
des  königl.  Hauses  Sachsen,  für  welches  seit  dem  Friedensschlufs  v.  18.  Mai 
181 5  Preufsen  eingetreten  ist,  zu  Meiningen  (nicht  zu  Weimar).  Schweitzer  a. 
a.  0.  Das  angef.  StaatsHandb.,  S.  45-  —  Zu  Braunschweig  ward  das  gemein- 
schaftliche Archiv  des  Gesammthauses  Brautischweig  seit  dem  Ausgang  des  16. 
Jahrhunderts  in  dem  Stift  St.  Blasii,  in  einem  mit  siebon  verschiedenen  Schlös- 
sern versehenen  Schrank  aufbewahrt,  dieser  aber  am  6.  Sept.  i83o  in  das  Re- 
sidenzschlofs  gebracht,  wo,  bei  dem  am  folgenden  Tag  angelegten  Schlofsbrand 
ein  grofser  Tbeil  der  Urkunden  abhanden  kam. 

e)  Schriften  von  Claproth,  Fiadt,  Buchhors  u.  a.,  in  Pütter's  u.  Klvbxr's  Lit. 
§.  900.  J.  M.  Madtmatr's  RegistraturPlan.  Wien  1789  8.  J.  C.  F.  Stcss  von 
Archiven  (eigentlich,  Registraturen),  Leipz.  1790.  8.  E.  F.  KcLEinump's  Anleit. 
zu  Anordnung  u.  Erhaltung  der  Amts-,  Renterey- ,  Stadt-,  Familien-,  Gerichts- 
und KirchenRcposituren.  Marb.  i8o5.  8.  G.  F.  J.  Sedslxater's  Anleit.  zur  Sy. 
stematik  und  Führung  der  Registraturen.  Bamb.  1807.  8.  Carl  Hechts  Theorie 
der  Registraturlehre.  Hcidclb.  1808.  8.  Friedr.  Gctscher's  Registraturwissen, 
schaft.  Stuttg.  1811.  8.  Ge.  Ferd.  Dölmsger  über  die  zweckmäsigste  Einrich- 
tung der  Registraturen.  München  181 1.  8.  E.  Dapbert  über  das  Registratur, 
wesen.  Braunschw.  181a.  8.  F.  X.  Broitser's  Anleitung,  Archive  und  Registratu- 
ren einzurichten.  Aarau  i83a.  8. 

§♦  350.  (270.) 

GeschäftBezirkordnung.  Instruction.  Aufsicht.  Verantwortlichkeit  s*. 
Unverletzlichkeü  der  Staatsdiener.  liecurs. 

I)  Eine  Wirkung«-  oder  GeschäftBezirkordnung  (Abgrenzung 
des  Geschäftkreises,  Competenz-  oder  RessortReglement)  bestimmt  den 
Dienstkreis,  das  heifst,  den  Umfang  der  amtlichen  VVirkungsbefugnifs  der 
hohem  Staatsbehörden,  in  Ansehung  sowohl  der  Gegenstände«),  als 
auch  der  Amtuntergebenen.  II)  Einzelne  Staatsbeamte  und  niedere 
Behörden,  erhalten  eine  Dienstordnung  oder  Ver wal tu ngs Vor- 
schrift 6)  (Instruction);  wobei  der  Kleinigkeitgeist,  welcher  in  regierungs- 

Klübttt  ÖffealL  Recht;  *.  Aofl.  35 
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reichen  Zeiten  und  bei  Regierungsüchtigen  leicht  überhand  nimmt,  zn 
vermeiden  ist,  damit  die  Selbsttätigkeit,  das  freie,  nutzliche  Wirken  des 
Geistes,  bei  dem  Staatsdiener  nicht  gehindert  werde.  III)  Alle  Staatsdiener 
sind  der  Aufsicht  des  Souverains  unterworfen,  in  Hinsicht  auf  Erfüllung 
der  Amtpflicht,  auch  auf  Privatleben,  so  fern  dieses  auf  Amtsansehen  und 
Amtstreue  nachtheilig  wirken  konnte.  Bestimmte  Amtsgeschäfte,  können 
fortwährend  einer  Gegenaufsicht  oder  Controle  unterworfen  werden  «). 
Diese,  so  wie  die  periodische  Revision  und  Visitation,  ist  so  einzu- 
richten, dafs  wechselseitiges  Vertrauen  und  Ehrgefühl  dabei  bestehen  können. 
Militärische  Behandlung  verträgt  sich  nicht  mit  dem  intellectuellen  Staats- 
dienst, und  pedantische  Uebertreibung  der  formalen  Punctlichkeit  schadet 
der  Sache  «ty  IV)  Auf  das  heiligste  und  einfachste,  selbst  wider  den  Re- 
genten, sey  gesichert,  die  Verantwortlichkeit  pflichtvergessener ($.  342), 
und  die  Unverletzlichkeit  pflichtgetreuer  Staatsbeamten.  V)  Wider  Mifs- 
bräuche  und  Bedruckungen  der  Staatsbeamten,  dient  der  Recurs  an  die 
ihnen  vorgesetzten  hohem  Staatsbehörden,  auch  an  den  Regenten  <"). 

«)  DepartementConflictc,  Compctenz-  oder  RcssortStrcitlglteiten,  wegen  Unbestimmt- 
heit der  Grenzen  (z.  B.  bei  einem  so  genannten  Departement  des  Innern);  auch 
je  nachdem  Herrschsucht  oder  Arbeitscheue,  die  Hand  zu  dem  Nehmen  oder 
Zurückschieben  ausstreckt 

4)  Man  s.  z.  B.  die  königl.  preufs.  Instructionen  für  die  ProvinzialBegierungcn  vom 
a6.  Dec.  1808  u.  a3.  Oct.  1817;  in  der  Sammlung  %der  für  die  preufs.  Staaten 
erschienenen  Gesetze  und  Verordnungen  von  1806  bis  27.  Oct.  1808  (4.),  und  in 
der  preufs.  Gesetzsamml.  von  1817,  S.  337. 

c)  F.  A.  v.  Zwabzioxr  über  Zweck,  Begriff  und  Bestimmung  jeder  Controle;  in 
HXjiuujv's  Staatsarchiv,  Heft  3s,  S.  4*5. 

d)  G.  v.  Bhitmu,  die  Stellung  der  Staats Vervcaltungsbeamlen  im  Staate.  Riga  1Ö35-8. 

e)  Von  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  Amtbandlungen  setner  Diener,  ohne  oder 
mit  Uebertretung  ihrer  Berufpflicht,  S.  de  Nbumato  mcdit.  juris  privati  princi- 
pium,  T.  L  pag.  3a6.  v.  Cauun's  weUlar.  Nebenstunden,  Th.  ia3,  S.  145.  Hm- 
tkr's  Beiträge,  L  Lieferung,  S.  160  fE  Smrouxx  von  der  Haftverbindlichkeit 
des  Staats  für  Schadenstiftung  seiner  Beamten.  Gie&en.  »8*7.  8. 

§•    38  *•  (271.)  ,  I 

CantleiCeremonicL  Staatssvrache. 

In  der  Staatsgewalt  ist  begriffen,  die  Befugnifs,  nicht  nur  I)  das  Ce- 
remoniel  und  Titularwesen  in  dem  öffentlichen  Geschäftgang  zn  be- 
stimmen (§.  n4))  sondern  auch  U)  über  den  Gebrauch  einer  bestimmten  | 
Sprache  oder  Sprachform,  in  schriftlichen  und  mündlichen  Verhand- 
lungen zu  verfugen  «)  (SprachenRegal,  jus  idiomatis,  jus  principis  circa 
lingoam).  Dahin  gehören  Verordnungen  über  die  Sprache,  welche  in 
Staatsverhandlungen,  von  oder  bei  Staatsbehörden,  bei  dem  öffentlichen 
Unterricht,  bei  der  öffentlichen  Gottesverehrung,  an  dem  Hof,  in  Handels- 
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buchern  u.  d.  gebraucht  werden  soll  *),  Entscheidung  erheblicher  Streitig- 
heiten der  Sprachlehrer  und  Sprachforscher,  u.  d. 

o)  Püttmi's  Lit.  III.  ao5.  Klübkr's  Lit.  119.  Huch's  Lit.  der  Diplomatik,  19.  376. 
Sthcbes's  Nebenstunden,  VI.  4 »6.  Jajigow  v.  d.  Regalien,  S.  »66.  J.  L.  E.  Pütt- 
mahn  pr.  de  usu  linguae  Iat.  in  vita  civili  causisque  maxime  pnblicis.  Lips.  1793.  4« 
Arth.  Duck  de  usu  et  auctoritate  juris  civ.  Rom.,  p.  i5o.  sqq.  C.  F.  Walch 
de  lingua  latina,  lingua  legitima;  in  dessen  Opusc.  L  401.  G.  H.  Pudor  de 
palma  linguae  latinae  ab  Europae  civitatibus  de  pace,  foederibus  etc.  publice 
agentibus  optimo  jure  retribuenda.  Vratislaviae  1817.  4*  v«  MabtsVs  EinL  in 
das  europ.  Völkorr.  §.  174  u.  3a8,  Note  a.  Sur  l'uni versau tc  de  la  langue  fran- 
caise,  in  dem  Journal:  Le  Nord  physique,  politique  et  moral;  1798,  n.  IV. 
Klcbkr's  Uebersicbt  der  diplomat.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  537 
Ebcndets.  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  n3  et  suiv.  Von  der  Sprache 
der  t.  Bundesversammlung,  s.  oben  §.  149. 

6)  Daher  Staats-,  Canzlei-  und  Gerichtsprache,  Kirchen-  und  Schulsprache,  Hof-  u. 
Gemeinsprache  (idioma  publicum,  judiciale,  sacrum,  scholasticum,  aulicum,  vul- 
gare). Die  polnische  Constitution  v.  27.  Nov.  i8i5  ist,  im  Original,  französisch, 
aber  sie  verordnet,  §.  »8,  den  ausschliefsendcn  Gebrauch  der  polnischen  Sprache 
in  allen  öffentlichen  Verwaltungs-,  gerichtlichen  und  militärischen  Angelegenhei- 
ten. Die  norwegische  Constitution  v.  4>  Nov.  18 14,  §•  81,  verordnet,  dafs  alle 
Gesetze  in  norwegischer  Sprache  ausgefertigt  werden  sollen.  Königl.  nieder» 
länd.  Verordn.  v.  4.  Juni  i83o,  Ober  den  Gebrauch  der  niederländischen,  fran- 
zösischen und  (im  GH.  Luxemburg)  tcutschen  Sprache;  indem  Journal  de  Franc 
fort  du  12  juin  i83o.  Nach  einer  Bekanntmachung  v.  14.  Juni  i83a,  im  Luxemb. 
Gcsetzgcbungs-  und  VcrwaltungsMemorial,  i83s,  Num.  6,  sollen  im  GH.  Luxem- 
burg als  Nationalsprachen  die  teutsche  und  französische  bei  allen  Behörden 
und  Eingaben  gelten,  doch  sollen  die  Behörden  bei  Verhandlungen  mit  Behörden 
des  t.  Bundes  sich  der  tcutschen  Sprache  bedienen.  Journal  de  Francfort  du 
2  Sept.  i83a.  Antrag  der  ungarischen  Reichsstände,  auf  dem  Reichstag  im 
Herbst  i83o,  den  Gebrauch  der  ungarischen  Sprache,  in  Staats-  und  gericht- 
lichen Verhandlungen  zu  verordnen,  und  genehmigende  königliche  Resolution 
hierauf,  vom  7.  Dec.  i83o. 

§.   352.  (272.) 
Eintheüungen  des  Staatsgebietes. 

Zu  dem  Zweck  der  Staatsrerwaltung,  dienen  eigene  Territorial- 
Eintheilungen  oder  geographisch-politische  Abtheiinngen  des  Staatsge- 
bietes, z.  B.  in  Provinzen,  Kreise,  Regierungsbezirke,  Oberämter,  Ober- 
oder Landvogteien,  Landgerichte,  Iianddrosteien,  Bezirke,  Cantone,  Bürgermei- 
stereien, Aemter,  Gerichte,  Städte,  Flecken,  Dörfer,  Bauerschaften,  Stadt-, 
Flecken-  und  Dorfgemeinden,  Sammtgemeinden  (§.  359),  Amtkörperschaf- 
ten u.  d. ;  oder  in  Departemente,  Districte,  Cantone  und  Municipalitätcn  «") ; 
desgleichen  in  Immediat-  und  MediatBezirke,  z.  B.  standesherrliche  und 
grtindherrliche ;  auch  in  Städte  und  plattes  Land 

a)  Baterüche  Verordn.  r.  ai.  Jun.  1808,  wegen  Eintheilung  des  Königreichs  in  t5 
Kreise  j  Rhein.  Bund,  XX.  *4a.  Neue  Eiutheilung  desselben  in  9  Kreise  und  a 
Stadtbezirke  (Augsburg  u.  Nürnberg),  nach  einer  Verordnung  v.  so.  Sept.  1810; 

35* 
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ebenda».  XL  Vitt  44°*  Verordn.  v.  s.  u.  20.  Febr.  1817,  wegen  Eintbeil.  in  8 
Kreise,  mit  Einverleibung  der  LocalCommissariate  etc. ;  Regier.  Blatt,  Num.  IV. 
Veränderte  Begrenzung  und  Umtaufung  dieser  8  Kreise  durch  ein  Edict  vom 
»9. Nov.  1837.  Verordn.  wegen  Bildung  der  Stadt-,  Flecken-  und  Dorfgemeinden, 
v.  Jun.  1818.  —  n^arttmberg.  Verordn.  v.  Not.  1810,  die  Eintheilung  des  König- 
reichs in  12  Landvogteien  betr.;  ebenda«.  LI.  3i4«  Edict  v.  18.  Nor.  181%  betr. 
die  Eintheil.  des  Königr.  in  4  Kreise  oder  VerwaltungsBezirke.  —  Dadt'sche  Ver- 
ordn. v.  i5.  Nov.  1810,  die  Eintheilung  des  Grofsherzogtbums  in  9  Kreise;  eben* 
das.  LL  445;  und  Veränderungen  seiner  AemtcrEintheilung,  in  dem  Bad.  Regier. 
Blatt,  181S,  Num.  22,  u.  1814,  Num.  2.  Später  ward  Baden  in  sechs,  und  durch 
Verordn.  v.  26.  Jan.  i832  in  vier  Kreise  eingetheilt.  —  Von  der  jetzigen  (seit 
1816)  Kreiseintheilung  des  Königr.  Sac/uen,  s.  Wzisss's  Lehrb.  des  k.  sächs. 
Staatsr.,  Th.  L,  §.  36  und  n5.  —  Das  GH.  S.  fVttmarEjisenach  ist  seit  i8i5  ein- 
getheilt in  drei  von  einander  völlig  getrennt  liegende  Kreise,  den  weimarschen, 
eisenachischen,  neustädter. 

#)  Von  Forst-  und  Jagdrevieren,  und  von  Marken.  —  Von  kirchlichen  Provinzen, 
Diöcesen,  Pfarreien  und  Kirchspielen. 


VIII.  CAPITEL 

Verhältnis*  zwischen  Staatsiloheitrechten  und  Eigenthumrechten. 


§.  353.  (273.) 
Grenze  der  StaatsHohcitrecfUc. 

Der  Grund  der  StaatsHoheitrechte,  als  der  Mittel  zu  dem  Zweck, 
ist  die  unabhängige  Staatsgewalt  «)  (§.  98  ff.).    Durch  diese  wird  der 
wesentliche  Charakter  der  StaatsHoheitrechte  bestimmt,  und  der  Um- 
fang derselben  begrenzt    Wenn  man  ober,  in  tcutschen  Staaten,  unter 
den  so  genannten  benutzbaren,  lucrativen,  Finanz-  oder  Kamm  erRega- 
lien (§.  99,  b)  verschiedene  bemerkt,  die  eigentlich  nur  Palrimonial- 
R echte  (§.  393)  sind,  und  ursprünglich  blofs  Ausflüsse  des  Eigenthum- 
rechtes waren,  so  haben  sie  den  Namen  Regalien,  so  fern  sie  in  den 
Händen  einer  Staatsregierung  sich  befinden,  durch  Mifsbrauch,  oder  durch 
Verwechslung  der  Begriffe  erhalten,  und  verjährter  Gebrauch,  selbst  der 
Regierungen,  hat  den  Besitzstand  des  unpassenden  Wortes  gesichert  Wie- 
wohl man  solche  Rechte,  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes, 
nunmehr  in  der  Reihe  der  Hoheitrechte  nicht  vermissen  darf,  so  ist  doch, 
vorzüglich  bei  ihnen,  eine  richtige  Bestimmung  der  Grenze  zwischen 
Staatshoheit  und  PrivatEigenthum  wichtig 
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a)  Nach  Bimi  (de  natura  et  Indole  dommii  in  territorüs.  Germ,  so.  aqq.)  das  Ei- 
genthum  des  Staates  an  dem  Lande.  Von  dem  Staatsei gt nthum ,  in  dem  wahren 
Sinn  des  Wortes,  oben,  §.  3a8  f. 


Das*  Handbuch  des  teutsck.  Priratr.  L  §.  ioib  fF.  Nittel« ladt  von  den  wah- 
ren Kennzeichen  der  TerritorialRechte  oder  Regalien;  in  dessen  Erörterungen 
Num.  u.  Pcttm's  Beiträge,  Th.  I.  Num.  XII.  G.  F.  ZxsTsrxn  diss.  de  difleren- 
tiia  jurium  imperii  ac  dominii  eorumque  effectibus  in  regimine  territorial!  (Heidclb. 
»793.  4«)*  %•  19-  S<I^*  DB  Selchow  elem.  juris  publ.  §.  4»3.  Lkyskr  de  aisenta- 
tionib.  JCtorum,  p.  100.  sqq.  ,  Vergl.  baier.  Edict  r.  16.  Mai  1818,  betr.  die 
Verbältnisse  der  Standesberren,  §.  49« 


I)  Alle  wahren  Hoheitrechte  fliefsen  aus  der  Staatsgewalt  ($.  98 
o.  353),  nie  aus  dem  Grundeigenthum  «).  II)  Die  Herrn losigkeit 
[§.  336)  einer  Sache,  begründet  an  sich  nicht  die  Regalität  derselben  *). 
III)  Da  der  Name  die  Sache  zu  ändern  nicht  vermag,  §0  treten  Privat- 
rechte, die  bei  Verleihung  oder  Vertheilung  des  Privateigenthums,  von 
dem  Staat  vorbehalten  wurden  c),  darum  nicht  in  die  Classe  der  Re- 
galien.  IV)  Die  Hoheitrechte  erstrecken  sich  über  das  ganze  Staats- 
gebiet, über  alle  darin  befindlichen  Personen  und  Sachen ,  auch  die  Privat- 
guter des  Regenten  (§.  335).  V)  In  Ansehung  der  unverleihbaren  Hoheit- 
rechte,  ist  der  Regent  allein  an  die  Grundsätze  des  Staatsrechtes  ge- 
bunden. VI)  Alle  Einkünfte  von  Hoheitrechten,  gehören  zu  dem 
Staatseinkomraen.  VII)  Unbedingte  Verleihung  oder  Veräußerung 
einzelner  Hoheitrechte,  findet  in  der  Regel  nicht  Statt  (§.  102.  33o). 

a)  In  einem  PatrimonialStaat ,  wäre  das  Recht  zu  der  Oberherrschaft,  Eigeuthum; 

nicht  die  Oberherrschaft.    Vergl.  oben,  §.  3ao,  Note  c. 
6)  Von  Adespoten,  oben  §.  336  f. 

e)  Z.  B.  der  Bergsehnte,  wo  und  so  weit  nicht  blofo  die  Berghoheit,  sondern  aueh 
die  BergwerkGercchtigkeit  Regal  ist.   Vergl.  %.  449,  Note  c. 


I)  Die  aus  dem  Grundeigenthum  fliefsenden  Rechte,  unterscheiden 
sich  wesentlich  von  der  Einwirkung  der  Staatshoheit  auf  dieselben  *)f 
und  von  den  darauf  haftenden  öffentlichen  Abgaben  und  Diensten, 
welche  der  Staatszweck  nöthig  macht.  II)  Die  Rechtsvermuthuns* 
streitet  wider  den  Regenten  und  den  Fiscus;  daher  liegt  diesem  der  Be- 
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weis  ob,  wenn  derselbe  wahre  Ausflüsse  des  Pri  vateigcntham  s 
oder  Gerechtsame,  welche  in  die  natürliche  Freiheit  der  Staatsbürger  ein- 
greifen, als  StaatsHoheitrecht,  als  Staats  vermögen,  oder  als  landesherrliches 
Privateigenthum  in  Anspruch  nimmt  *). 

a)  Z.  B.  bei  Veräußerung  und  Benutzung  des  Grundeigentums;  Oberaufsicht  auf 
Prira t waldung ,  Jagd,  Berg-  und  Salzwerke,  Einschränkung  des  Baurechtes,  Be- 
steuerung, das  äußerste  Recht  auf  Sachen.  Vergl.  K.  F.  Eichhorns  deutsches 
Privatr.,  %.  «65.  —  Das  Recht  der  TerrüorialLotung  (Marklosung  im  weit  er  n 
Sinn)  ist,  als  Näherrecht  bei  Veräufserung  inländischen  Eigenthums,  den  Inlän- 
dern gegen  Ausländer  hie  und  da  durch  Landesgesetze  gegeben.  C.  F.  Walch 's 
Kaberrecht  (3.  Aufl.  17öS),  \.  3i.  G.  Wkishasr's  würtemb.  Privatr.,  S.  144« 
W.  A.  Schoztv  diss.  de  retractu  territoriali.  Tub.  1748.  4*  —  Ob  dem  Landes- 
Herrn,  nls  solchem,  der  Retract,  selbst  gegen  Inländer,  gebühre?  L.  F.  E.  Ja» 
diss.  de  retractu  territoriali  doroinorura  territoriali  um  in  Germania.  Altorf. 
1774.  4*  De«»  Landesherrn  spricht  solchen  ab,  «nisi  jus  provinciale  rel  consue 
tudo  contraria  legitime  doceatur»,  W.  A.  Schoefv  diss.  decas  quaestionum  de 
jure  retractus  (Tub.  1737.  4«)*  quaest.  VE.  —  Der  Zweck  des  Eigenthums,  ist 
ganz  verschieden  von  dem  der  Oberherrschaft.  Jac.  Ravk  über  den  Unterschied 
der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums  (Jen.  1766.  8.),  S.  3i  fT.  —  Die  Staats- 
regierung darf  mündige  Unterthanen  nie  so  behandeln,  wie  ein  Hausvater  seine 

i)  Dem  Staatsbürger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  Befugnisse  nicht  entzogen  wer- 
den, von  welchen  es  nicht  evident  ist,  dafs  deren  Besitz,  in  ihrer  Hand,  dem 
Staatszweck  wesentlich  und  noth wendig  widerspreche.  Vergl.  Ficht*' s  Grund- 
lage des  Naturrechts,  Th.  n,  S.  so. 


§♦  556.  (276.) 
Fortsetzung. 

III)  Anzeige  des  Rechtstitels  oder  Beweisführung  kann  der 
Regent,  oder  in  seinem  Namen  der  Fiscus,  von  jedem  Staatsbürger  fordern, 
wenn  die  Bede  ist  von  einem  unv  er  leihbaren  StaatsHoheitrecht  «) 
(§•  ioa).  IV)  Nicht  so  bei  verleihbaren  Begalien  ($.  102),  oder  an 
sich  zulässigen  Immunitäten,  und  den  unten  (Nuin.  VI)  angeführten 
Abgaben  und  Diensten,  in  deren  ruhigem  und  untadelhaftem  Besitz 
ein  Staatsbürger  sich  befindet  *).  Vielmehr  bann  dieser  defshalb,  in  dem 
Fall  einer  Besitzstörung,  gegen  den  Fiscus,  die  Kammer,  die  Privatgüter- 
Verwaltung  (die  Schatulle),  sich  aller  possessorischen  Rechtsmittel 
bedienen  e).  V)  Verleihbare  Regalien  und  Immunitäten  können 
durch  unvordenkliche  Verjährung  erworben  werden  <*).  VI)  Wenn 
die  neuere  und  neueste  StaatsFinanzpraxis  die  Regalität  solcher  Rechte 
durchsetzt,  welche  ehehin  für  blofse  Ausflüsse  des  Privateigenthums  galten 
C$*  353),  so  sollte  sie  doch  ihrer  Behauptung  keine  rückwirkende 
Kraft  beilegen,  auf  ältere  Abgaben  und  Dienste,  welche  in  der  Vorzeit 
der  Eigenthümer  für  Benutzung  seines  Eigenthums  sich  rechtsgültig  hat 
versprechen  lassen  «). 
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a )  A.  H.  Göcrxl  diss.  possessorium  summariUsimum  an  et  quatenus  advers  as 
principem  a  subditis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4.)  %.  »4- 

6)  Göcrcl  diss.  cit  §.  as.  a3.  VergL  C  A.  v.  Rrauv  in  Sie bkxkkes  jur.  Magnz.  H, 
i83.  —  Der  Rcsitestand  muß  reapectirt  werden,  so  lang  ihm  der  offenbare 
Rechtsstand  nicht  widerspricht.  Anfordern  wurde  kein  wohlerworbenes  Recht  der 
Staatsbürger  sicher  seyn.  —  Die  Anzeige  des  Rechtstitels  halten  für  noth wendig, 
so  bald  nur  die  Regalität  des  Rechtes  überhaupt  aufser  Zweifel  ist,  C.  F.  Ha- 
beruv ,  Handb.  des  t.  Staatsr.  DL  190.  J.  F.  Döhlkb  von  d.  Regalien,  33. 
Hixx£lstoss  EntwickeL   des  RegriiFs  der  Regalitat,  5*  *7« 

c)  Göchel  L,  c.  $.  19.  sqq.  et  a3.  —  Andere  gestatten  swar  das  Possessorium  sum- 
mariissimum  gegen  den  Regenten,  fordern  aber  zugleich  die  Edition  und  den 
Reweis  des  Rechtstitels.  A.  G.  Pbtebhass  diss.  de  valore  possessorii  summa* 
rüssimi  adversus  principem  regalia  vindicantem  a  subdito  instituti  (Lips.  1731.). 
§.  7.  sqq.  J.  A.  v.  Icrstadt's  Abh.  v.  d.  Jagdrechten ,  HI.  197.  837.  Sam. 
Stryck  diss*  de  necessitate  edendi  titulum  possessionis,  c  3.  WsnsiniR,  P.  IL 
obs,  366.  Rinn  quaest.  for.  L  c.  45.  p.  188.  (In  der  a.  Ausg.  fehlt  dieses  c  45. 
ganx.  Vergl.  Wkisse's  Staatsr.  des  Rönigr.  Sachsen,  Hd.  D,  §.  lao.)  Klxih's 
Rechtssprüche.  Rd.  I,  Num.  19.  E.  F.  Pfotrshaurr  über  das  gerichtL  Verfah- 
ren ,  in  Sachen ,  welche  den  neuesten  Rcsits  betreffen  ( Leips.  1797.  8. ) ,  §.  14. 

rf)  Cocckji  diss.  de  praescriptione  immemoriali,  c.  IV.  th.  4«  E.  C  Hahp» 

fbbcht  diss.  de  praescriptione  immunitatis  a  collectis,  c.  9.  th.  4°.  n.  184.  sqq. 
G.  D.  Hofsash  diss.  de  munere  et  immunitate  metatorum  militarium  (Tub. 
1750,  §.  »4-  Wbrshib,  P.  IV.  obs.  5.  n.  87.  sqq.  Böhhkh  decis.  et  consult. 
T.  IH  P.  3.  cons.  658.  n.  5.  et  cons.  661.  tu  8.  Höfa  che»  princ.  Juris  dv.,  T. 
II.  §.  868.  Lxtser  Spec  441.  m.  7.  et  8.  Spec.  458.  m.  1  —  6.  Jdem  de  assen- 
tationibus  JCtorum.  c.  3.  Sect.  9.  $.  a3.  p.  100.  Wistpha!.'*  Staatsr.  109  f. 
Röhuvr  princ.  juris  feud.  $•  ao4<  Göcrxl  L  c.  §.  18.  Anders,  Cur.  Thomasivs 
diss.  de  praescriptione  regalium  ad  jura  subditorum  non  pertinente  (Hai.  1696)« 
c  3.  und  in  Faxsn  jure  domaniali,  DL  177.  —  Viersigjährige  Verjährung  hatten 
fttr  hinreichend,  Göassa  von  Staatsdicnstbarkeiten,  §.  70  —  77.  Hijmklstoss 
a.  a.  O.  %.  a8.  —  Von  Verjährung  der  Jitcalischcn  und  DomänenGüUsr ,  unten, 
5.  475  u.  48a. 

c)  Z.  R,  Wasserzins,  wovon  §.  457.  > 

§♦  357.  (277.) 
i)  des  Staates  und  des  Regenten. 

I)  Die  E igenth u m Verhältnisse  des  Staatsverraogens ,  so  wie  des 
Privateigenthums  des  Regenten  und  seiner  Familie  ($*  335).  sind,  in  der 
Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  des  Staates  zu  beurtheilcn. 
II)  Streitigkeiten  darüber  gehören,  als  Privatsachen,  vor  die  competenten 
Landesjustizbehörden.  DT)  Ist  die  Verwaltung  jenes  Eigenthums  derselben 
Behörde  übertragen,  welche  StaatsHoheitrechte  zu  verwalten  hat,  so  ist 
dieselbe  bei  der  Mehrheit  ihrer  Repräsentation,  in  jedem  einzelnen  Fall 
nur  nach  demjenigen  ihrer  Verhältnisse  zu  benrtheilen,  oder  zu  behandeln, 
in  welchem  sie  handelt,  oder  in  Anspruch  genommen  wird.  IV)  Alle 
grundherrlichen  Berechtigungen  des  Staates,  so  auch  des  Regen- 
ten und  seiner  Familie,  nach  ihren  Privatverhältnissen,  insbesondere  Patri- 
monialDienste  und  PatrimoniaiAbgaben,  sind  Privat  rechte. 
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IX.  CAPITEL 

Aufsehende,  gesetzgebende,  vollziehende  Gewalt. 


§♦  558*  (278.) 

A)  Aufsehende  Gewalt. 
Begriff. 

Höchste  Oberaufsicht  des  Staates  fl),  die  oberaufsehende  Gewalt 
(potestas  inspiciendi  suprema,  jus  supremae  inspectionis) ,  ist  das  Recht  fort- 
währender wirksamer  Aufmerksamkeit  auf  Alles ,  was  auf  den  Zweck  des 
Staates  Eiaüufs  haben  kann  6).  Wachsam  mufs  sie  jeder  Anordnung  und 
Vorschrift  vorausgehen,  beobachtend  mufs  sie  deren  Vollziehung  und  Er- 
folg begleiten. 

a)  Schriften  in  Pöttbb's  Lit.  III.  3oo  ff.  Gib.  Aug.  Tittmajw  de  ambitu  juris  su- 
premae inspectionis.  Gött.  1797.  4-  H.  G.  Scheidemavtel's  Repertorium  des  Staat« 
und  Lehnr^  L  »38.  Ebendess.  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  L  249  ff. 

6)  Von  den  Gegenständen,  s.  C  G.  Rössig's  Politik  (Leipt.  i8o5«  8.),  S.  »58. 

§♦  539.  (279.) 
Bestandtheile. 

Begriffen  ist  darunter:  1)  das  Recht,  dem  Zwech  geraä'fs,  ron  Allem 
Kenntnifs  zu  nehmen,  was  in  Absicht  auf  Erreichung  des  Staatsz  weck» 
wichtig  ist  ä).  Diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der  Unterthanen,  10 
Mittheilung  der  in  jener  Hinsicht  nothigen  Nachrichten,  aufgefordert 
oder  nicht  2)  Das  Recht  zu  billigen,  zu  genehmigen,  zu  bestä- 
tigen A),  was  dem  Staatszwech  gema'fs,  3)  zu  mifsbilligen,  aufzu- 
schieben, zu  hintertreiben,  zu  untersagen,  zu  vernichten,  was 
ihm  zuwider  befunden  wird,  besonders  das,  was  die  Sicherheit  Aller,  oder 
Einzelner  bedroht*  4)  Zu  veranlassen,  was  mittelbar  oder  unmittel- 
bar zu  Erreichung  des  Staatszweckes  dienen  kann  c). 

a)  Von  Entdeckungsmitltln,  Scueidexatctei/s  Repertor.  a.  a.  O.  §.  8  — 11.  Ebtnisu. 

allgem.  Staatsr.,  S.  85  ff.   Klüber's  Kryptographik,  %.  16  ff.  u.  S.  29s  ff. 
6)  Pütteb's  Lit.  DI.  3oi.   Jo.  Lvd.  Uhl  pr.  de  jure  prineipis  circa  actus  privates. 

Francof.  ad  Viadr.  1744.  J.  C.  K.  "Schröter'»  vermischte  Abhandlungen,  Th.  I, 

S.  437  ff. 

c)  Jede  Acnderung  in  der  Verwaltungsform,  geschehe  von  Oben.  *Das  Volk  ge- 
wöhnt sich  eu  ändern,  und  verlernt  iu  gehorchen».  Aristoteies.  Alle«  ge- 
schehe durch  Äe/orm,  nichts  durch  Revolution.  Nicht  leicht  werde  etwas  gäns- 
lich niedergerissen,  um  es  auf  einmal  wieder  neu  tu  erbauen.  Mocxxbb**  Be- 
trachtungen über  die  Staatsverfassungen,  übers,  v.  Hutelavd,  108  f. 
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§.    560*  C280.) 
Grenzen. 

I)  Nor  da,  wo  sie  Pflicht  dazu  hat,  ist  die  Regierung  zu  Ausübung 
dieses  allgemeinen  Hoheitrechtes  befugt  «).  II)  Ueber  Gebühr  darf,  durch 
Ausübung  desselben,  die  natürliche  Freiheit  der  Bürger  nicht  be- 
schränkt werden,  besonders  in  Privat-  und  Familien  Angelegenheiten  in 
Religionssachen,  in  Sachen  der  Autonomie  c).  ni)  Das  natürliche  Recht 
der  Einzelnen,  für  rechtliche  Privatzwecke  sich  zu  rereinigen,  wird  durch 
die  Staatsverbindung  nicht  aufgehoben  c1).  Doch  dürlen  Gesellschaften 
oder  Vereine,  öffentliche  private,  geheime  O,  gleichviel  ob  diese  nur 
ihren  Zweck,  oder  auch  ihr  Daseyn  verheimlichen,  auch  religiöse  /),  und  milde 
StiftungSocietäten  ff),  dar  Prüfung  und  Aufsicht  des  Staates,  nach  dem  Zweck 
der  allgemeinen  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung,  sich  nicht  entziehen,  wenn 
sie  auf  Duldung  und  Schutz  Anspruch  machen  tfJ).  Dafs  PrivatGesell- 
schaften  und  Anstalten,  um  von  Seite  der  Staatsregierung  anerkannt  und 
der  Rechte  moralischer  (juridischer)  Personen  theilhaftig  zu  seyn,  zu  ihrem 
rechtlichen  Bestehen  Staatsgenehmigung  oder  Bestätigung  bedürfen,  kann 
durch  positive  Staatsgesetze  bestimmt  seyn  A). 

*)  Die  Regierung,  innerhalb  ihrer  Grenzen,  fordert  nicht  Nachrichten  ein,  die  de» 
Bürgers  Freiheit  fährden,  und  dem  Despotismus  fröhnen.  Glück  zu  mehren, 
Elend  zu  mindern,  sey  der  Canon  der  aufsehenden  Gewalt:  nicht  die  Sucht, 
Alles  wissen  tu  wollen.  Der  Staat  habe  die  Augen  auf  Alles,  nicht  die  Hände 
in  Allem.  Es  gibt  gewisse  Sitten,  Gebräuche,  Meinungen,  es  gibt  eine  Bildung- 
stufe des  Volkes,  woran  jede  Macht  scheitert.  Vergl.  Napoleoh's  Worte  über 
Egypten,  in  dem  Memorial  de  Ste.  Helene,  par  Las  Gases,  T.  VII,  p.  162,  un- 
ter dem  11.  Nov.  1816. 

*)  J.  J.  Moser'»  Lebensbcschreib.  IV.  io5  ff.  Scbtözeb's  Staatsanzeigen,  Heft  54, 
S.  ai8,  Heft  6a,  S.  lao  ff.  141  ff.  üeber  das  Geheimnifs  der  Posten.  Frankf. 
u.  Leipz.  1788.  8.   Klvbxr's  Hryptographik ,  S.  3o  ff. 

c)  Vergl.  §.  36a.  H.  B.  Jaup  diss.  de  Talore  pactorum  famillac  etc.  (Giess.  179a. 
4.)  p.  10.  Pütteb's  Lit.  IH.  3o3.  Selchow's  Bechtsf.  0.  197.  Stbtc*  U.  M., 
Hb.  5o.  tit.  8.  §.  a. 

«')  Verhandlungen  in  der  zweiten  Kammer  der  badischen  Stände  Versammlung,  im 
Juli  u.  August  i83a.  J.  H.  Zibbleb  (würtemb.  Oberjusturath)  das  Association«- 
recht  der  Staatsbürger  in  den  deutschen  constitutionellen  Staaten,  u.  die  Lebrc 
von  dem  Verbrechen  unerlaubter  Verbindungen  und  Versammlungen.  Leipzig, 
»834.  8. 

<0  Mosbb  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  361  ff.  Nxttxlbladt's  Erörter.  36s.  — 
AssecuranzGesellschaften,  PrivalGompagnieBanken  (  joint- stock -banks),  zumal 
Zettelbanken,  die  Banknoten  oder  Zettel  nach  Art  des  Papiergeldes  in  Umlauf 
setzen. 

•)  Preufs.  allgem.  Landrecht,  Th.  H,  Tit.  i3,  $.  i3,  u.  Tit.  ao,  Abschn.  4,  §.  184  ff. 
Oestrcich.  Gesetzbuch  über  Verbrechen  u.  schwere  Polizeiübertretungen, 
Th.  II,  §.  37  —  5i.  Kajtt's  Rechtslehre,  186.  J.  J.  Mosbb  von  Gcduldung  der 
FreimaurerGesellschaftcn.  Frankf.  1776.  8*  J.  A  O.  Gehlvr  diss.  de  inspec- 
tione  suprema  in  societates  occultas.  Ups.  1786.  v.  Römer 's  kursächs.  Staatsr- 
II.  46a.    Buxrzu»  Institution*  politiques,  I.  11 5.  Fxssua's  sammtL  Schriften 
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über  Freymaurerey,  Th.  L  (Freyberg  1800.  8.  Steht  auch  in  dem  Signatstern, 
Th.  VBX  Berl.  1811.  8.)  Abhandl.  Num.  3.   Lots  über  den  Begriff  der  Police! 
(1807),  S.  129  ff.    RlcWs  kl.  jur.  Bibliotb.  Vffl.  3^6.    Ebendess.  Lit  285. 
ConvcrsationsLexicon ,  toc.  Tugendbund.  —  Verordnungen  wider  geheime  Ge- 
sellschaften: päpstliclic  (Hullen  wider  die  Freimaurer)  v.  »7.  Apr.  i?38  u.  17.  Mai 
1751,  u.  (wider  die  Carbonari)  v.  i3.  Sept.  182 1;  Bulle  wider  die  Freimaurer 
u.  a.  geh.  Gesellschaften  v.  3.  Märe  1826,  in  der  frankf.  Obcr-PostamtZeitung 
r.  17.  bis  29.  Mai  1826;  wider  geheime  Gesellschaften  jeder  Art,  verboten  bei 
Todesstrafe,  v.  i5.  Jul.  1829,  in  der  Allg.  Zeit.  v.  8.  u.  9.  Nov.  18*9;  Awpfal*. 
bat'erisclie  v.  4.  Nov.  1799  u.  5*  Marx  1804 ;  baie  rücke  v.  i3.  Sept.  1814  ,  in  d. 
Alhj.  Zeit  1814«  N.  273,  u.  Gesetz  v.  i4.Dec.  1820;  preussüche  v.  20.  Oct.  1798«  16*. 
Der.  1808  u.  6.  Jan.  1816;  ostreichische  v.  1800,  in  Nikma5h's  Blättern  für  Polizei  o. 
Cultur  (Tüb.  1801)',  Heft  \TL  Polit.  Journal  1802,  S.  2?3;  schwedische,  italiänischc, 
ligurische,x.  i8o3,  in  dem  Polit.  Journal,  i8o3,  S.  343  ff.;  englische,  ebenda»  1799, 
S.  492  ff.;  badische,  v.  16.  Febr.  i8i3,  in  dem  bad.  Begier.  Blatt  i8i3,  Num.  V; 
spanische  vom  24-  Mai  1814  u.  Jan.  181 5;  portugiesische  v.  20.  Jun.  i8a3 ;  sardi- 
nische v.  .  .  Jun.  1814  u.  5.  Oct.  1821  (Journal  de  Francf.  du  7  nov.  1821); 
östreichische  für  Mailand,  v.  27.  Aug.  1814 ;  päpstliche  v.  .  .   Oct.  i8i5,  in  dem 
Journal  de  Francf.  i8i5,  n.  299;  neapolitanische  x.  8.  Aug.  1816,  ibid.  1816,  n. 
a5o;  modenesische  x.  20  Sept.  1820  u.  27.  Marz  1824,  die  letzte  im  Journal  de 
Francf.  1824,  No.  118;  spanische  r.  1.  August  1824;  russische  v.  12.  Aug.  1822; 
anhält  -cöthensche  r.  i3.  Oct  1824.  Im  J.  i83t  wurden  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  alle  Freimaurerlogen  aufgehoben.  Statut  des  Domcapitels 
zu  Augsburg  wider  geh.  Gescllsch.,  in  v.  Bebg's  Staatsmagazin,  Bd.  III  (  1800), 
Num.  16.  —  Urtheile  von  Eingeweihten:  G-  E.  Lessibg's  Ernst  u.  Falk;  in  des- 
sen verm.  Schriften,  VII.  222  —  322.    Mirabeav  aur  la  monarebie  Prussienne, 
T.  V.  p.  58—no.  v.  Bbiogb  über  den  Umgang  mit  Menschen,  Th.  ffl,  Cap.  & 
Ebenders.  in  Pott's  pragmat.  Gesch.  der  tcutschen  Union  oder  der  XXIIger 
(Leipz.  1798),  S.  i65,  242.   (Frh.  v.  GleicheVs)  Metaphysische  Ketzereien 
(1796  8.),  38o.  (Ebendess.)  Schöpfung  durch  Zahlen  u.  Worte  (  1792.  8),  S.  27  f. 
Neue  Feuerbrände,  Heft  XI  (1808),  S.  102  ff.    Die  Wünsche  eines  Deutschen, 
nach  dem  Friedensschlüsse  von  Schönbrunn   (Nürnb.  1810.   8.),  S.  289  ff. 
v.  BBXTScHrrztDKB ,  in  Meusel's  histor.  u.  literar.  Unterhaltungen  (Cob.  1818.  S.\ 
S.  26  f.  Jos.  Nie.  Graf  v.  WibdiscbgbXtz  über  geheime  Gesellschaften.  Frankf. 
u.  Leipz.  1788.  8.  Französich,  London  1788.  Dag  Ganze  aller  geheimen  Ordens- 
verbindungen. Leipz.  1806.  8.   E.  Bbabdes  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in 
Deutschi.,  in  d.  letzten  Decennien  des  vor.  Jahrh.  Hanno v.  1808.  8.  Ebenders. 
über  geheime  Gesellschaften,  in  Schlökeb's  Staatsanzeigen,  Heft  3i,  S. 278 — 293. 
Sechs  Stimmen  über  geheime  Gesellschaften  und  Freimaurerei,  von  J.  Stute, 
C.  M.  Arndt  ,  A.  v.  Knigge,  H.  Steeeeb's,  J.  F.  Maibb,  A.  Fesslkr,  nebst 
einem  Avis  aux  lecteur  (Solothurn)  1824.  8.   Fj*eie  Bekenntntsse  eines  Vetera- 
nen der  Maurerey.  Hamb.  1824*  8.  —  Oe streich,  Baiern,  ffürtemberg  und  Badcn^ 
dulden  keine  geheime  Orden.  —  Wo  nicht  alle,  doch  mehrere  zu  dulden,  unter 
Aufsicht,  ist  oft  ein  gutes  Mittel,  keine  fürchten  zu  dürfen. 

f)  Letseb  Spec.  559.  m.  1.  sqq.  Fbxd.  Platseb  diss.  de  sacris  clandestinis.  Lips- 
1766.  4*  Lötz  Begriff  der  Polizei,  i32.  K.  preu£s.  Bestätigungen  der  Berliner 
Gesellschaft  zu  Beförderung  des  Christenthums  unter  den  Juden,  und  ihrer 
Tochtergesellschaften,  v.  8.  Febr.  1822  u.  10.  Jun.  1823 ;  in  d.  Gesetzsammlung 
1823,  N.  12.  R.  niederländische  Verordn.  v.  21.  Aug.  1823,  wodurch  die  rö- 
misch-katholische Gesellschaft  zu  Utrecht,  und  die  katholische  Gesellschaft  Bel- 
giens zu  Brüssel  aufgehoben  und  verboten  werden;  in  dem  Journal  de  Franc- 
fort du  8  Sept.  1823.   Die  angef.  spanische  Verordn.  v.  1.  Aug.  1824,  Art.  1», 
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'     verbietet  alle  frommen  oder  geistlichen  Vereine,  Bruderschaften  und  Congre- 

gationen,  die  nicht  königliche  Bestätigung  erlangt  haben. 
g)  Kaht's  Bechtslehre ,  184  f.     Schmalz  natürl.  Staatsr.  §.  110.    Püttku's  Lit. 

696  ff.   KLÜBia1«  Lit.  §.  1079  fT. 
g*)  Vergl.  Code  penal  francais,  art.  «91 — 494. 

A)  Römische  Gesetze  fordern  solche.  L.  1.  D.  quod  eujusque  univers.  nom.  L.  8. 
C.  de  hered.  instit.  L.  1.  pr.  D.  de  collegüs.  L.  3.  §.  l.eod.  Vergl.  C.  F.  Mvh- 
lkxbruch's  rechtl.  Beurtheilung  des  Stadeischen  Beerbungsfalles  (Halle  1818.  8.), 
S.  194  £f. 

§.  361.  (281.) 

BJ  Gesetzgebende  Gewalt 

Der  zweite  allgemeine  Bestand theil  der  Staatsgewalt,  ist  die  gesetz- 
gebende Gewalt  «)  Cpotestas  leges  ferendi),  die  Befugnifs,  Normen  dem 
Staatszweck  gemäfs  festzusetzen,  für  Alles,  was  der  Staatsgewalt  unterwor- 
fen ist  *).  Bestimmungen  dieser  Art,  hejfsen  Gesetze  c).  Sie  sind  so 
mannigfaltig,  als  die  innern  Gegenstande  der  Staatsgewalt  Verfas- 
sungsmäßig ^)  errichtet,  liegt  ihr  verbindender  Grund  in  dem  von 
Staatswegen  erklärten  Gebot  des  Staatszweckes  «0;  ein  Gebot,  das  für  jedes 
vorkommende  Verhältnifs  pllichtmäsig  zu  beartheilen  und  zu  finden,  der 
Staatsregierung,  nur  ihr,  in  verfassungsmäßiger  Weise  zukommt.  Auch 
stillschweigend,  kann  jene  Erklärung  geschehen;  in  welchem  Fall  die 
durch  die  That  als  verbindlich  angenommene  Norm,  Rechtsgewohn- 
heit (consuetudo),  und  das  daraus  entspringende  Recht,  Gewohnheit- 
recht (jus  consuetudinarium)  heifst  «). 

a)  Putteh's  Lit.  III.  3oa.  KlCbm's  Lit.  §.  1084  ff.  Scwzidbtiahtm^s  StaaUrecht 
nach  der  Vernunft,  L  164  ff. 

b)  Auch  die  Aenderung,  Aufhebung,  und  bestimmende  Erklärung  ($.  36a)  bestehen- 
der Gesetze,  ist  hierunter  begriffen. 

c)  Von  den  verschiedenen  Benennungen:  Gesetz,  Landrecht,  Ordnung  (z.  B.Landes-, 
Polizei-,  Proeefs-,  GriminalOrdnung) ,  Constitution,  Verordnung,  Edict,  Patent, 
Mandat,  Weisung,  Präcept,  Publicandum,  Bekanntmachung,  Declaration,  Re- 
Script,  Decret,  Statut,  u.  d. 

c*)  OfTenbar  in  verfassungswidriger  Form  errichtete,  oder  die  Staatsverfassung  ver- 
letzende Gesetze,  Verordnungen  und  ($.  a»5  u.  36s)  Beschlüsse,  wenn  gleich  in 
verfassungsmäsiger  Form  publicirt,  im  Rechtsprechen  anzuwenden,  liegt  aufser 
der  Befugnifs  richterlicher  Behörden,  denen  vor  Allem  treue  Bewahrung  der 
Landesverfassung,  worauf  in  constitutionellen  Staaten  die  Behörden  und  Staats- 
diener auch  ausdrücklich  verpflichtet  sind,  als  oberstes  Gesetz  heilig  seyn  mufs. 
Verfassungswidrige  Gesetze  sind  nur  Scheingesetze,  durch  ihre  Nichtanwendung 
verstörst  also  der  Richter  nicht  wider  die  Pflicht  sich,  nicht  über] die  Gesetze 
zu  erheben.  Vergl.  R.  E.  Scnaw's  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  StaatsRecbts, 
Abth.  I  (1831),  $.  76,  S.  ia5.|  Zacharia,  erstreckt  sich  das  richterliche  Entschei- 
dungsrecht auf  die  Frage,  ob  die  Regierung  eine  Verordnung,  auf  welche  sich 
in  einer  Streitsache  die  Parteien  beziehen,  zu  erlassen  berechtigt  gewesen  sey? 
in  Frashk's,  Lisde's  etc.  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  XV,  Heft  s, 
(Heidelberg  i&33.  8.),  Nun».  VT   Lisdz,  iu  Monarcbieen  mit  landständischer 
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Verfassung  sind  die  Gerichte  nicht  befugt,  die  Gültigkeit  der  von  den  Monar- 
chen ohne  Mitwirkung  der  Landstände  erlassenen  Gesetze  (Verordnungen)  einer 
Prüfung  und  Entscheidung  zu  unterwerfen;  in  dem  Archiv  für  civilistische 
Praxis,  Bd.  XVI,  Heft  3  (Heidelb.  i833),  Num.  8.  Einen  in  drei  Instanzen  ver- 
schieden  abgeurtheiltcn  Rechtsfall,  findet  man  in  Adolph  AUbtist's  Jahrbüchern 
der  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in  Sachsen,  Erster  Jahrgang,  1818,  Heft  3, 
S.  «9-  fT. 

d)  Gesetze  müssen  das  wesentliche  Recht  aussprechen;  das  Recht  ist  das  Gesetz 
der  Gesetze  (Legum  leges,  Baco,  aphor.  60.  sqq.),  der  Souverain  der  Souveraine. 
Dieses  ist  der  Prüfstein  der  Gerechtigkeit  der  Gesetze,  ohne  welche  der  Aus- 
spruch des  Richters,  seinem  Inhalt  nach,  gerecht  nicht  seyn  kann.  —  Durch  das 
in  dem  §.  erwähnte  Gebot,  rechtfertigt  sich  die  gesetsweisc  Aufhebung  beson- 
derer Institute,  z.  B.  des  Adels,  des  Lehnwesens,  der  FamilienFidcicommisse, 
der  PatrimonialGerichtbarkeit,  der  Steuerfreiheit,  der  Zehnten,  u.  <L  m. 

#)  PCttziTs  Lit.  DI.  3o6.  KlIbkb's  Lit.  $.  io3c).  J.  N.  C.  Gchlauks  von  der  Ge- 
wohnheit. Osnabr.  1801.  8.  K.  Th.  Gutjahr's  Gewohnheitsrecht  Leipz.  180».  8. 
K.  H.  L.  Volkxaa's  Beiträge  zu  der  Theorie  des  Gewohnheitrechles.  Heimst. 
1806.  Leipz.  1801.  8.  Mkcrxs's  jur.  Abhandl.  Samml.  h  N.  4«  Püttes'»  Beilr- 
Th.  II.  N.  ai.  C.  C.  W.  Hlötszb*s  Versuch  eines  Beitrags  zur  Revision  der 
Theorie  vom  Gewohnheitsrecht.  Jena  181«.  8» 


§.  562.  (o82.) 
Fortsetzung. 

Die  Kraft  der  positiven  Gesetze  ist  eingeschränkt  auf  die  Grenze 
des  Staatgebietes  «);  doch  können  sie,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
auch  in  fremdem  Gebiet  wirksam  seyn,  so  fern  dort  nicht  verbietende  Ge- 
setze entgegenstehen.  Aber  die  von  dem  Regenten  erklärte  Aufnahme 
fremder  Gesetze  (leges  peregrinae  reeeptae),  gilt  für  eigene  Gesetzgebung  c). 
Die  Verbindlichkeit  der  Gesetze  fängt  an,  mit  ihrer  landesverfas- 
sungsmäsigen  öffentlichen  Bekanntmachung  <*)  (Promulgation).  Sie 
dauert,  bis  eine  Aufhebung  oder  Abänderung  <•),  ausdrucklich  oder  still- 
schweigend ,  erklärt  wird.  Bestimmende  (authentische)  Auslegung 
der  Gesetze,  gebührt,  da  sie  eine  gesetzartige  Bestimmung  enthält/),  indem 
das  interpretative  Gesetz  eigentlich  ein  neues  Gesetz  ist,  folglich  auf  dem 
Weg  allgemeiner  Verfügungen  erfolgen  mufs ,  allein  dem  Gesetzgeber  £■). 
Unbeschadet  der  Befugnisse  und  der  Rechte  Dritter,  können  Corpora- 
tionen  und  Einzelne,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  "Willens- 
erklärung, in  Absicht  auf  Personen  und  Eigenthum,  rechtsgültige  Bestim- 
mungen machen  A)  (A  u  t  o  n  o  m  i  e).  Ob  und  wieweit  Landstände, 
bei  der  Gesetzgebung  mitzuwirken  haben?  bestimmt  die  LandesGrund Ver- 
fassung (§.  297).  Durch  den  Zweck  und  die  ConventionalGesetze 
des  Teut sehen  Bundes,  ist  in  den  Bundesstaaten  die  gesetzgebende  Ge- 
walt mehrfach  beschränkt  (§.  214  u.  f.,  u.  sa5  bis  287).  Es  ist  aber 
zu  Beschlüssen  des  Bundes,  welche  Gegenstände  der  Landcsgesetz- 
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gebang  betreifen,  eine  Staatsregierung  nur  innerhalb  der  durch  die  Landes- 
Grundverfassung  ihr  gesetzten  Grenzen  mitzuwirken  befugt  0,  und 
es  bedürfen  solche  Beschlüsse,  um  in  einem  Bundesstaat  die  Behörden  und 
ünterthanen  zur  Nachachtung  zu  verpflichten,  einer  landesverfassungsmä- 
sigen  Bekanntmachung  (§.  225). 

a)  Ulr.  Hu  beb,  praelectiones  juris  rom.  et  hod.,  P.  II,  üb.  i.  tit.  3.  §.  3.  p.  538. 

Hauptsatz,  bei  der  Lehre  von  der  CollUion  der  Gesetze  verschiedener  Staaten, 

Pötter's  Lit.  ffl.  814.   Klüber's  Lit.  %.  i6o3. 
6)  Diese  sind  angegeben,  in  Blübsb's  europ.  Völkerrecht,  %.  55. 

c)  Während  des  rheinischen  Bundes,  ward  in  verschiedenen  teutschen  Staaten  der 
Code  Napoleon  als  Landrecht  angenommen.  In  dem  souverainen  Fürstenthum 
Liechtenstein  ,  wurden  181?  die  östreichischen,  bürgerlichen  und  peinlichen  Ge« 
setze,  nebst  der  Gerichtsordnung,  aufgenommen. 

d)  Soll  die  Unwissenheit  des  Gesetzes  nicht  entschuldigen,  so  ist  eine  bestimmte 
Art  der  Promulgation  festzusetzen.  Bebnh.  vaji  Espei*  de  promulgatione  legum. 
Bruxell.  Jos.  Herr  über  die  Bekanntmachung  der  Gesetze.  Freib.  1783. 
GtCcjTs  Erläuter.  der  Pandecten,  Th.  I,  §.  19.  ao.  —  Von  der  rückwirkenden 
Kraft  der  Gesetze,  Abhandlungen  von  B.  W.  Pfeiffer.  Ad.  Dietr.  Weber. 
C  C.  J.  v.  Hererstorf.  Theod.  Wiese.  J.  N.  Borst.  Frisör.  Bebgmarv. 
v.  Bergas  Reehtsfälle,  Th.  IV.  Num.  ia 

<•)  H.  E.  Kuäpfl  von  der  not  Ii  wendigen  Veränderung  der  Gesetze.  Frankf.  1797.  4. 
BoHoaovsHT  v.  d.  Kcchte  des  Begentcn,  Gesetze  oder  bürgerliche  Rechtsverhält- 
nisse abzuändern.    Landsh.  i8o3.   Pctter's  Lit  UL  1086. 

/*)  v.  Zeh-lf.r's  Commentar  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die  östreichische 
Monarchie,  Th.  I  (Wien  1811),  S.  73.  Daher  kann  eine  authentische  Erklärung 
auf  schon  entschiedene  Fälle  nicht  zurückwirken;  wohl  aber  ist  sie  anwendbar 
auf  alle  später  entstandenen  Rechtsverhältnisse.  Ebcndas.  S.  73.  Das  östreichi- 
sche Gesetzbuch,  $.  8,  will  sie  auf  alle  noch  zu  entscheidenden  Rechtsfälle  an- 
gewendet  wissen,  auch  auf  solche,  die  vor  der  Erklärung  entstandene  Rechts* 
Verhältnisse  zum  Gegenstand  haben,  wenn  der  Gesetzgeber  nicht  ausdrücklich 
hinzugefügt  hat,  dafs  sie  auf  diese  nicht  zu  bezichen  sey. 

g-)  Auch  die  gehörig  qualificirte  (durch  stillschweigende  Einwilligung  des  Gesetz- 
gebers begründete)  i7.rua/Intcrpretation  gehört  dahin.  fVusenschajtliche  oder  doc* 
trinale  Auslegung,  die,  grammatisch  oder  logisch,  blofs  nach  den  Regeln  der 
Wissenschaft  zu  machen  ist,  kann  bei  Enstcheidung  der  Rechtstreitigkeiten  jeder 
gehörige  Richter,  und  aufserhalb  solcher,  jeder  Sachverstandige  machen.  Schrif- 
ten,  oben  %.  i3. 

A)  Autonomie,  Befugnifs  der  Staatsbürger  zu  Selbstgesetzgebung,  so  weit  die  Staats- 
gesetze und  die  Rechte  Dritter,  Privatverfugung  zulassen.  Brause's  Abhandl. 
aus  d.  Staatsr.  90  ff.  Pötter's  Lit.  DX  3©3.  Strtcr  tr.  d.  successione  ab  in- 
testato,  diss.  8.  c.  5.  §.  33.  Riccros  von  Stadtgesetzen,  439.  Eibrhrardt 's  Grunds, 
d.  teutschen  Rechte  in  Sprichwörtern,  1  ff.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.f 
§.  55.  C.  H.  Geisler  sciagraphia  juris  germ.  privati,  §.  65.  Fütter  prim.  lin. 
juris  privati  prineipum,  4.  Eickhors's  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
Th.  Hl,  a  3*5.  Klübsr's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  J,  S.  84  fl.  Vergl.  §.  5»  u. 
36o,  c  —  In  Preutsen  haben,  durch  eine  Verordnung  vom  31.  Jan.  i837,  3o 
gräfliche  und  freiherrliche  Stammhäupter  der  Bheinprovinz  und  Westphalcns 
das  Corporationsrecht  erlangt.  Jedes  Mitglied  hat  die  autonomische  TestirBe- 
fugnifs  (MajoratStiftungsRecht).  Das  benachtheiligte  Kind  bat  kein  Rlagrecht 
beim  Richter,  sondern  nur  einen  Rccurs  an  die  Corporation,  welche  durch 
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einen  »StiftungsAussehufs«,  nach  adelichem  Herkommen  nnd  Billigkeit  das  Ab- 
find ungsQuantum  bestimmt, 
i)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  56.   Vergl.  die  baier.  Bekanntmachung  t.  16. 
Oct.  1819,  unten  §.  5o4,  Note  d. 

§.  365.  (283). 
S   C    h    l   u    s  s. 

Allgemeinheit  der  Gesetze0),  gleiche  Berechtigung  und  gleiche 
Verpflichtung  aller  Unterthanen  in  gleich«-  Lage,  ist  Regel  *).  So  weit 
der  Grund  der  positiven  Privatgesetze  auf  den  Regenten  Anwendung 
findet,  ist  auch  er  zu  deren  Beobachtung  verpflichtet  c),  und  seine  Dis- 
pensationsBefugnifs  berechtigt  ihn  personlich  nicht  zu  unbedingter  Gesetz- 
losigkeit. Eine  solche,  kann  nicht  Mittel  seyn  zu  Erreichung  des  Staats- 
zweckes; wofür  im  Gegentheil  der  Regent  selbst,  die  positiven  Privatge- 
setze erklärt 

tt)  Unterschied  der  Gesetze  von  Ferordnunf*cn  oder  Ordonnanzen  u.  s.  w.  (§.  169), 
8.  Burkess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  g5.  Klübkr's  Selbstständigkeit  des  Ricktcr- 
amtes,  Abth.  II,  S.  20.  Auszeichnen  müssen  Gesetze  sich,  durch  Weisheit,  Gerech- 
tigkeit u.  Billigkeit,  durch  zweckmäßige  Vollständigkeit  und  Allgemeinheit,  durch 
leichte  Uebersicht,  Kürze,  Klarheit,  Bestimmtheit,  u.  einfachen  Schmuck  der  Rede, 
nicht  durch  BleinigkeitGeist  und  schleppende  Unbeholfenheit,  oft  das  sprechende 
Symbol  der  Staatsverwaltung;  auch  nicht  durch  Vielheit  (manie  reglementaire). 
L.  Gervais  kleine  Mittheilungen,  H,  220.  Selbsttätigkeit  des  Richters ,  durch 
Vielheit  gesetzlicher  Bestimmungen  überflüssig,  oder  unmöglich  zu  machen, 
übersteigt  das  Maas  menschlicher  Einsicht  und?  Erfahrung.  —  La  loi  ne  peut 
renfermer  toute  la  justice;  encore  moins  la  peut-ellc  exprimer;  et  si  eile  deeiit 
indifferemment  toutes  les  hypothesa,  eile  cesscra  souvent  d'etre  la  justice.  Bia- 
lahaqui.  principe«  du  droit  naturel,  T.  HI,  ch.  16,  n.  270;  edit.  de  1820.  De 
l'influcnce  des  lois  sur  les  moeurs ,  et  de  l'influence  des  moeurs  sur  les  lois ; 
par  M.  Matter.  Paris  i83i.  8.  Gekrönte  Preisschrift,  mit  dem  grofsen  Preis 
der  franz.  Academie  von  10,000  Frauken.  Auch  in  das  Tcutsche  übersetzt  von 
Dr.  J.  H.  Bcss.  Freib.  i834.  8  —  Vorschläge  zu  Einführung  eines  allgemeinen 
Gesetzbuches  für  die  teutschen  Bundesstaaten.  A.  F.  J.  Thxbaut  über  die  Noth- 
wendigkeit  eines  allgem.  bürgcrl.  Gesetzbuchs  für  Teutschland.  Heidelb.  1814.8. 
F.  C-  v.  Saviowt  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen 
schaft.  Heidelb.  1814*  8.  2.  verm.  Aufl.  ebond.  1828« 

b)  Von  der  Theorie  der  Gesetzgebung,  s.  De  l'esprit  des  loix  (par  M.  de  Motttps- 
Qirffiü).  T.  L  et  IL  a  Leyde  1749«  4*  Auch  Gcneve  1749*  a  Vol.  8.  Verm.  in  des 
Verf.  Oeuvres.  Edition  Touquet,  la  seule  oü  Ton  trouve,  rapprochees  du  texte, 
les  objections  des  critiques  de  l'auteur,  ses  notes  et  les  Observation«  fHeleetütt, 
Voltaire  et  Condorcet.  Paris  1821.  a  vol.  in  1a.  Teutsch,  Altenb.  1782.  3  Bde.  & 
Mit  Anmerk.  v.  A.  W.  Havswald,  Görlitz  1804.  3  Bde.  8.  Commentaire  sur 
l'esprit  etc.  de  Montesquieu.  Liege  1817.  8*  Commentaire  sur  l'esprit  etc.  de 
Montesquieu;  par  le  cu  Dfstott  de  Tracy.  Paris  1821.  8.  Teutsch  übersetzt 
von  C.  F.  Mörstadt,  2  Bande.  Heidclb.  1820  u.  1821.  8.  (Auch  in  den  Oeuvres 
de  Mostes^utbü,  die  i8a3  in  acht  Bänden  zu  Paris,  und  in  derjenigen,  die  eben- 
das.  1824  in  einem  eng  gedruckten  OctavBand  erschien.)  Tableaux  analytiques 
de  l'esprit  des  loix  de  Montesquieu;  par  Theod.  Rkobauit.  Paris  i8a5.  petit 
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in-fol.  Ig.  IsEtur's  Versuch  über  die  Gesetzgebung.  Basel  1759.  u.  in  s.  verm. 
Schriften.  1770.  8.  Cathariwa*s  H.  Instruction  zu  Verfertigung  eines  neuen  Ge- 
setzbuchs. Riga  1768.  8.  Joh.  Hkcäabs's  von  Teutschesbrus»  Geist  der  Ge- 
setze der  Tcutschen.  Nürnb.  1761.  8.  Frankf.  u.  Leipz.  1779.  8.  De  la  legisla- 
tion  ou  prineipes  des  lois,  par  M.  Mablt.  a  Paris  1768.8.  Teutsch,  Naumb.  1779. 
a  Theile  8.  Prineipes  de  la  legislation  universelle,  a  Amsterd.  1776.  a  Vol.  8. 
La  scienza  della  legislazione,  per  Gaetano  Filavgieri.  Napol.  1780  —  1788.  T. 
I — VUL  8.  (In  dem  achten  Band  steht  die  GedäcbtniCsschrift  auf  den  Verfasser, 
ron  Doxato  ToxAsi.)  Teutsch,  ▼.  Ch.  G.  C.  Lina.  Th.  I— VII.  Ansbach  1783— 
1790.  8.  Eine  andere  Ucbersctzung ,  Wien  1784.  u.  fL  8.  Eine  scharfe  Critik 
dieses  Werkes:  La  scienxa  della  legislazione  vindicata,  per  Giuseppe  Grippa. 
1781  u.  1784.  Dagegen  erschien  eine  Widerlegung,  zu  Constanz  1785.  Com- 
mentairc  sur  l'ouvrage  de  Filangieri;  par  Bknjaäis  Coststast.  Paris  1823.  8. 
Th.  G.  v.  Hippel  über  Gesetzgebung  und  Staatenwohl.  Berl.  1804.  8.  K.  S. 
Zachariä,  die  Wissenschaft  der  Gesetzgebung.  Lpz.  1806. 8.  J.  S.  Becr's  Grund- 
sätze der  Gesetzgebung.  Leipz.  1806.  8.  Scip.  Bexon  theorie  de  la  legislation 
pönale.  Paris  1807.  Fol.  H.  E.  v.  Globig's  System  einer  vollständ.  Crimiual-, 
Polizei-  und  CivilGesetzgebung.  Bd.  I— Bd.  Dresd.  1809.  8.  Ebendcss.  System 
für  das  gerichtliche  Verfahren.  Leipz.  1809.  8.  C.  G.  Rössig's  Politik,  S.  i63— 
184.  Pastoret,  histoire  de  la  legislation.  Vol.  I— IX.  Paris  1817—18*7.  8.  Ch. 
Lbcoxte,  traitö  de  legislation.  Paris  1826.  8.  Jeremic  Benthmk  de  l'organisation 
judiciaire,  et  de  la  codißcation;  traduit  de  l'anglais,  par  Et.  Douost.  Paris  1818. 
Jerem.  Bevthax's  Grundsätze  der  Civil-  und  CriminalGcsetzgebung,  a.  d.  Engl, 
mit  Anmerkungen,  v.  F.  L.  Bettehe,  Prof.  zu  Berlin,  i833-  8.  Bcntliam  starb 
zu  London,  im  Juni  i83a,  85  Jahre  alt.  Frau  v.  Stael  schrieb:  »die  verhä'ng- 
nifsvollcn  Zeiten,  worin  sie  gelebt  habe,  würden  von  der  Nachwelt  nicht  das 
Zeitalter  Bonaparte's,  oder  Byron's,  sondern  das  Zeitalter  Bentham's  genannt 
■werden. 

c)  Die  fürstliche  Nothwendigkeit,  das  Gesetz,  mufs  über  den  Fürsten  seyn.  »Digna 
vox  est  majestate  regnantis,  legibus  alligatum  se  Principcm  profiteri.  Adeo  de 
auetoritate  juris  nostra  pendet  auetoritas,  et  revera  majus  imperio  est,  submit- 
tcre  legibus  prineipatum.  Et  oraculo  praesentis  edicti,  quod  nobis  Heere  non 
patimur,  alis  (per  leges)  indicamus.«  Impp.  Theod.  et  Valent.  in  L.  4.  C.  de  LL. 
J.  T.  Ghosov,  in  not»  ad  Grotii  J.  B.  et  P.  lib.  II.  c.  4.  §.  1a.  14.  c.  ao,  §.  «4. 
Hömel,  obs.  480*  4.»  J-  Sckhaudert  diss.  de  principe  legibus  suis  obligato 
(Jen.  1793.  4.)*  §•  * — 13.  (auch  teutsch  mit  Anmerk.  u.  Zusätzen,  v.,E.  F.  Hagr- 
■eistbr.  Rost.  u.  Leipz.  1795.  8.)  G>.  Jordess  oratio  de  interna  legum  civilium 
obligatione,  etiam  prineipem,  qua  civem,  tenente  (Devent.  1747*  4«)»  P«  38-  sqq. 
Beherziguogen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S.  34 — 37.  Preufs.  aDgcm. 
Landrecht,  EinL  §.  87.  Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für  die  tcutschen  Erblander 
der  östreieb.  Monarchie  (1811),  §.  ao.  Kants  Rechtslehre,  V  49.  —  Anders,  die 
Abh.  de  jure  magist  rat  um  in  subditos,  als  Anhang  zu  Steph.  Junii  Broti  (Lam- 
6üet)  vindicii*  contra  tyrannos  (edit.  Urseiiis  1600.  1a),  p.  a34-  Püttbr  princ. 
jur.  publ.  germ.  §.  337.  K.  H.  Gros  Naturr.,  %.  341.  W.  J.  Behr  in  Bacer's  etc. 
allgem.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  II  (i8i4)<  Num.11.  —  Schriften  in  Potter's  Lit. 
Hl.  3io-  Ri.über's  Lit.  a8.  —  Von  Privatgeschäften  des  Regenten,  s.  Pctter's 
Erörterungen  II,  177.  Majer's  Einl.  in  d.  Priratfürstenr.,  139.  Schhaurbrt  1.  c 
p.  i4-  n.  11.  —  Blola  historisch  ist  die  Frage:  ob  bei  den  Römern  der  prineeps 
legibus  solutus  gewesen  sey?  Diorts.  Godoeredcs  in  not.  ad  Nov.  io5.  c  a.  §.4. 
Ghr.  Noodt  obs.  1.  L  c  3.  Giüch  a.  a.  O.  L  §.  43.  PiirrBa's  Lit  DJ.  3 10. 
Kldber's  Lit.  a88. 
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§.  564.  (284). 
C)  Vollziehende  Gewalt 

I)  Die  Befugniss,  zu  Ausführung  und  Anwendung  der,  dem  Staats- 
zweck gem'afs,  festgesetzten  Normen,  die  nöthige  Anordnung  zu  machen, 
heifst  höchste  vollziehende  Gewalt«)  (vollziehende  Gewalt  in  dem 
weitern  Sinn,  ausführende,  vollstreckende,  zwingende  Gewalt,  potestas  exe- 
quendi  suprema,  sublimis  s.  generaliter  definita,  pouvoir  executif).    LT)  Die 
höchste  ExecutivGewalt  beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Veranstal- 
tung und  Sorge,  dafs  fortwährend  die  Bestimmungen  der  gesetzgebenden 
Gewalt  zur  Ausführung  kommen,  namentlich  dafs  in  einzelnen  Fällen  nicht 
nur  das  Verhältnifs  derselben  zu  dem  Gesetz  rechtsgültig  bestimmt  werde, 
sondern  auch  in  den  einzelnen  Fällen  dasjenige  geschehe,  was  auf  solche 
Art  festgesetzt  ist.    Die  Politik  räth,  selbst  in  monarchischen  Staaten,  eine 
bestimmte  Trennung  der  vollziehenden  Gewalt  von  der  gesetzgebenden 
unbeschadet  der  Einheit  der  Staatsverbindung  (§.  99). 

a)  L.  C.  Schröder  elcm.  juris  nat.,  socialis,  et  genU,  §.  81g.  901.  Dax.  Nettei.bi-a.dt 
System,  jurispr.  nat.  §.  ia43.  sqq.    Scheidbäaxtei  a.  a.  0.  L  269  ff. 

*)  J.  J.  Wagner  über  die  Trennung  der  legislativen  und  executiren  Gewalt.  Mün- 
chen 1804.  8.  Reflexions  sur  les  Constitution«,  la  distribulion  des  pouvoirs,  et 
les  garanties  dans  unc  monarchie  constitutionnellej  par  Besj.  Covstavt.  a  Pari« 
1814.  8.   Vcrgl.  auch  §.  »93.  297.  346. 

§♦  56&  (285.) 
Fortsetzung. 

In  Hinsicht  auf  einzelne  Fälle,  wird  den  hiezu  bestimmten  Staatsbe- 
hörden, die  Vol lziehungs-  oder  Execu tionsB efugnifs  (vollziehende 
Gewalt  in  dem  engern  Sinn,  untergeordnete  vollziehende  Gewalt,  potestas 
exequendi  subordinata  s.  specialitcr  definita)  innerhalb  ihres  amtlichen 
Wirkungskreises  übertragen.  Durch  diesen  Theil  der  Regentengewalt,  wird 
das  Ansehen  der  Gesetze  (auetoritas  legum)  erlangt.  Demselben  ent- 
spricht die  Pflicht  der  ünterthanen,  zu  staatsbürgerlichem  oder  ver* 
fassungsmäsigem  Gehorsam  (obsequium  civile,  {,41,  aSj  u.  259). 


Digitized  by  Google 


561 


X.     C  A  P  I  T  E  L. 

Justizhoheit 


§.  366. 


(286.) 


Gerecfuigkeit ,  nach  iftren  verschiedenen  Beuchungen.    Begriff  und 
Umfang  der  Justizhoheit.   IVirkungsarten  der  Begicrung  in  Beziehung 
auf  dieselbe.    Missbrauch  der  Justizgewalt.  stdministrativJustizweg. 
Bechtsverfassung  constittttioneller  Staaten. 

I)  In  allen  ihren  Verhaltnissen,  soll  die  Staatsregierung  Gerechtigkeit 
üben  und  handhaben  «).    Nach  ihren  verschiedenen  Beziehungen,  ist  diese 
Gerechtigkeit,    i)  entweder  öffentlich-rechtliche,  und  zwar  entweder 
völkerrechtliche  oder  staatsrechtliche,  a)  oder  privat  rechtliche.  Die  völker- 
rechtliche, auf  das  Rechtsverhältnis  des  Staates  zu  andern  Staaten  sich  be- 
ziehend, gehört  in  das  Gebiet  des  Volkerrechts.    Gegenstand  der  staats- 
rechtlichen, ist  das  öffentliche  Rechtsverhältnifs  zwischen  dem  regierenden 
Subject  und  dem  Volk.    Die  privatrechtliche  Gerechtigkeit  beschränkt  sich 
auf  das  Rechtsverlinltnifs  unter  Privatpersonen,  die  Priratbcziehtuigen  des 
regierenden  Subjectes  mitbegrifTen.     II)  Zu  Verhütung  der  Eigenmacht 
und  Selb«thülfe  (der  Störung   des   Rechtfriedens),  zu  Untersuchung  der 
Bechtshändel  und  Verbrechen,  zu  Bestimmung  des  streitigen  Rechtes,  und 
zn  Bestrafung  der  Verbrechen,  auch  zu  Verhütung  möglicher  Rechtsver- 
letzungen und  Streitigkeiten,  überhaupt  um  die  Herrschaft  der  Gesetze  und 
des  Rechtes  gegen  Willkühr  in  dem  Staatsgebiet  aufrecht  zu  erhalten,  und 
hiezu  die  nothigen  Anstalten,  Verfugungen  und  Vorkehrungen  zu  machen, 
gebührt  der  Staatsregierung  die  Justizhoheit  *)  (potestas  judiciaria  su- 
prema  seu  sublimis).    III)  In  dem  weitern  Sinn,  wird  auch  das  Recht,  Ge- 
setze für  Rechtssachen  zu  geben,  darunter  begriffen.    Jn  diesem  Sinn* 
keifst  bürgerliche  oder  Civil  Justizhoheit  das  Recht,  CivilGesetze  zu 
geben,  und  die  Rechtspflege  in  Sachen  der  bürgerlichen,  sowohl  conten- 
tiosen  als  auch  freiwilligen,  Gerich  tbaikeit  anzuordnen  und  zu  verwalten; 
keifst  Strafrechts-  od'er  Crimina IHoheit  (CriminalGewalt)  das  Recht» 
peinliche  Strafgesetze  zu  geben,  und  die  Strafgerechtigkcitspllege  anzuord- 
nen und  auszuüben.    IV)  Die  Ausübung  der  Justizhoheit,  ist  eingeschränkt 
auf  das  Inland         Aber  die  Wirksamkeit  rechtskräftiger  Er- 
kenntnisse des  gehörigen  Richters,  sollte,  wie  diejenige  rechtsgültiger 
Verträge,  allenthalben  **),  wo  nicht  klare  Gesetze  das  Gegentheil  ver- 
ordnen, anerkannt  werden.    Denn  geboten  und  geheiligt  durch  den  Zweck 
des  Richteramtes,  wie  durch  das  geraeinsame  Interesse  niler  Staaten,  daher  ge- 
achtet bei  allen  gesitteten  Volkern  zu  allen  Zeiten,  ist  der  Grundsatz:  dem  Spruch 
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des  Richters  gebührt  überall  und  bei  Allen  Achtung  und  Folge.  V)  Dagegen  Ur, 
den  Fall  einer  notwendigen  Prorogation,  oder  auswärtiger ,  fortwährender 
oder  vorübergehender,  Untcrrhanverhältnisse  abgerechnet,  ein  Staat  nicht  schul- 
dig zu  leiden,  dafs  seine  Unterfhanen,  als  Beklagte,  vor  auswärtige  Gerichte 
gezogen  werden  (jus  de  non  evo'cando).    VI)  Die  unmittelbare  Aeufserung 
der  Slaatsregierung,  in  Hinsicht  auf  Ausübung  der  Justizhoheit,  ist  gesetz- 
gebend, a  nord  nend,  ford  ernd,  er  haltend.     Hemmend  und  recht- 
sprechend soll  sie  nie  und  nirgend  seyn  (§.  55o).    Mi  fsbrauch  der  Jn- 
stizgewalt  wären:  dircete  oder  intlirecte  Justizver Weigerung  {§.  160,,  e), 
Einmischung  der  Regierung  in  den  Rechtsgang  oder  die  Entscheidung  ge- 
richtlich anhängiger  Streithändel  (§•         u.  553),  Hemmung  oder  Unter- 
drückung der  gesetzmäsigen  W  irksamkeit  richterlicher  Erkenntnisse  (§.  i6«j), 
so  genannte  Hof-  oder  Cabinetlustiz  (§.  373).    Machtspruche  sind  zu  ent- 
schuldigen, nur  wo  Ausübung  des  änfsersten  Rechtes  durch  die  Umstände 
begründet  ist  (§.  553).    VII)  Alle  öffentliche  Rechtspflege  geht  von  dem 
Staat  aus.    Aber  nur  von  Gerichten,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  von 
ihm  besetzt  sind,  darf  sie  in  Wirksamkeit  kommen.    Verwerflich  nach  all- 
gemeinem Recht  O  ist  demnach  der  so  genannte  Administrativ-  oder 
Verwaltung«  Justiz  weg,  die  Verhandlung  uud  Entscheidung  bestimm- 
ter PrivatRechtsfalle,  worüber  die  Regierung,  sey  es  der  StaatsFiscus  oder 
die  Domänen  Verwaltung,  mit  Privatpersonen  in  Streit  befangen  ist,  durch 
eine  Staats  Verwaltungsbehörde  oder  eine  Art  von  administrativer  Special- 
Commission,  mit  Ausschlufs  der  ordentlichen  Gerichte,  ein  Mittelding  zwi- 
schen Rechtspflege  und  Setbsthülfe.    Positiv  begründet  kann  er  nur  dann 
und  so  weit  seyn,  als  verfassungsmäsig  errichtete  Gesetze  ihn  verordnen  /). 
Bei  dieser  aufserordentlicheti  Art  der  Rechtspflege,  sind  Justizmifc brauche, 
namentlich  Justlzverweigernng,  eben  so  wenig  zu  dulden,  als  in  dem  ge- 
richtlichen Rechtsweg         VIIIJ  In  constitutionellen  Staaten  A)  mufs  die 
ganze  Rechtsverfassung,  nicht  blofs  die  bürgerliche  und  Strafgesetz- 
gebung, auch  die  Rechts  Verwaltung  und  die  Gerichtsverfassung  *),  auf  ge- 
setzlicher Grundlage   ruhen,    mithin  hervorgeheu   entweder  aus  Staats- 
Grundgesetzen  oder  aus  Gesetzen   im  engern  Siun,  geschriebenen 
oder  ungeschriebenen,  unter  den  letzten   das  Vernunftrecht  mitbegriflen. 
Alle  positiven  Bestimmungen,  welche  die  Rechtsverfassung  betreffen,  ge- 
hören sonach  in  das  Reich  theils  der  constituirenden,  theils  der  verfassungs- 
mäsig  gesetzgebenden  Gewalt,  keine  in  jenes  der  vollziehenden.    Sie  dürfen 
kein  Gegenstand  seyn  von  oberherrlichen  Willenserklärungen,  die  unter 
anderer  als  Gesetzform  erscheinen,  namentlich  nicht  von  blofsen  Cabinel- 
oder  Ministeriallicscripten,  reglement  men  Verfügungen,  Verordnungen  oder 
so  genannten  Ordonnanzen  der  Regierungs-  oder  AdministrativGewalt 
Hierauf,  nur  darauf,  beruht  die  volle  Selbstständigkeit  des  Richter- 
amtes innerhalb  der  Grenzen  seines  Berufs   und  die  Unabhängigkeit 
seines  Urtheils  im  Rechtsprechen       373);  nicht  blofs  auf  der  staatsgmnd- 
Yerfassungsmäsigen  oder  gesetzlichen  Bestimmung  (der  Inamovibilität),  dal» 
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Richter  anders  nicht,  als  in  Folge  eines  Geselr.es  und  in  gesetzmäßiger 
Form,  ihres  Amtes  entsetzt,  oder  ihrer  Besoldung  ganz  oder  zum  Theil 
beraubt  werden  dürfen  -")• 

«)  Jusla  imperia  sunto.    Vergl.  §.  317,  a. 

6)  Püttir's  Lil.  m.  38,  ff.  4-0  IT.  Ri.über's  Lit.  §.  n58.  1218.  F.  Bergxans's  cor- 
**piLS  juris  judiciarii  civilis  ncadeinicum.  Hanuov.  1810.  8.  J.  J.  Moser  von  der 
Landeshoheit  in  Justi/.sm  hcn.  Frankf.  u  Lcipz.  17-4«  \-  Schfioe«anth.'s  Staatsr. 
nach  der  Vernunft,  III.  ',  ff.  J.  J.  M\i.dla>c  conspectus  roi  judiciariac  romano- 
germanicae.  Norimb.  179-.  8.  J.  G.  Sikber's  gerichll.  Procefs.  Th.  I,  S.  i53— 
222.  C.  O.  Rössic's  Politik,  18/,.  % 

c)  Rönigl.  baier.  Vcrordn.  v.  g.  Oct.  1807.   die  Gcrichtbarkcit  fremder  Staaten 
betr.  Rhein.  Bund,  \DX  i5i. 

d)  Für  die  Rechtskraft  und  Voll«ehungsfähigkeit  der  von  auswärtigen  competenten 
Gerichten  gesprochenen  Urthcile,  9.  Jo.  Alo.  Fred.  Haas  diss.  de  effectu 
exceptionis  rci  judicatac  in  territorio  alieno.  Gott.  1-91.  !\.  Pitter's  Rcchfsf., 
Bd.  DL,  Th.  1,  Num.  »47 — 24°-  v-  Martens  prexis  du  droit  des  gens  moderne 
de  UFurope  (Gött.  1821.),  §.  94.  Hllber  droit  des  gens  etc.  §.  69  et  65. 
v.  Raupt/.  Abh.  in  Choxk's  u.  Ja ur's  Germanien,  Bd.  III,  Num.  X.  P.  J.  A.  Feier* 
bacm's  Themis  oder  Beitrage  zur  Gesetzgebung  (Landshut  181 2.  8.).  Num.  II. 
Von  den  ungarischen  Gesetzen  in  Schuldsachen,  s.  Joh.  v.  Jcng's  Darstell,  des 
ungar.  Privatrechtes  (Wien  1818.  8.),  Bd.  III,  §  1181—1191,  S.  76—81.  Erkla- 
rung  des  Card.  Gonsalvi,  als  päpstl.  StaatsSccretärs,  v.  11.  Marz  1820.  v.  Ravptz 
Beiträge  zum  Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (Berlin  i8i5.  8.),  S.  n3.  Schmu./. 
europ.  Völkerrecht,  S.  i53  f.  Mittrrxaieh,  von  der  Vollstreckung  eines  von 
einem  ausländischen  Gericht  gefällten  Unheils;  in  dem  Archiv  für  die  civili- 
stische Praxis,  Bd.  XIV,  Heft  1  (Heidelb.  i83i),  Num.  3.  Lötz  (zu  Coburg)  von 
der  Vollstreckung  gerichtlicher  Erkenntnisse;  in  dem  Archiv  für  die  civilistische 
Praxis,  Bd.  XIII,  Heft  3,  u.  Bd.  XIV  (i83i),  Heft  «,  Num.  0.  Grofsherzogl. 
würzburg.  Verorchx.  v.  6.  Juli  1811.  Vertrag  «wischen  Beiern' und  Würtem- 
berg  v.  7.  Mai  1811,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt,  1821,  Num.  33.  Vertrag  zwi- 
schen Frankreich  und  dem  Bisthum  Basel,  r.  1780,  in  Martens  recueil,  II.  93. 
Jurisdiction« Vertrag  zwischen  Baden  und  HohcnzollcrnSigmariiigcn  v.  11.  11.  10. 
Sept.  181-,  bei  Martk&'s  1.  c.,  Supplement,  T.  XL  p.  3o3.  Vertrage  Würiem- 
bergs  mit  HohenzollernSigmaringen  und  HohcnzollernHechiugcn,  von  \f\i-'  (vor- 
züglich!), ebenda».  S.  178  und  «70.  Verträge  zwischen  Frankreich  und  der 
schweizer.  Eidgenossenschaft,  1638,  v.  37.  -Sept.  i8o3,  Art.  io,  bei  Maktk>\  |.  t«. 
T.  1IL,  pag.  368,  u.  v.  18.  Juli  1828,  ebendas.  T.  XI,  S.  665.  Vertrag  zwischen 
Baden  und  GH.  Hessen  v.  19.  März  u.  Apr.  .1829,  bei  Martens  1.  e.  XII.  x3o. 
—  Dawider  s.  Zachahia,  in  der  angef.  Germanien,  Bd.  II,  Num.  X,  S.  229  ff.  — 
Die  V  ollziehbnrkeit  untersagen  die  französischen  Gesetze,  mit  Ausnahme  der 
Schweiz,  nach  den  so  eben  angef.  Verträgen.  Vergl.  Codr  viril  des  Franca  ig, 
art.  ai%3.  2128.  11.  Code  de  procedure  civ.,  art.  546.  R.  französische  Ordon- 
nance de  1629,  art.  im.  Mkrlis  recueil  alphabetiquc  des  qiiestions  de  droit,  T. 
Dl,  voc.  Jügemrnt,  §.  14  —  19.  Ehendets.  Repertoire  uuiversel  et  rnisoune  de 
jurisprudence,  T.  VI,  voc.  JugcmcnL,  %.  8.  R.  E.  Schmu» 's  F.inlcit.  in  das  bür- 
gerliche Recht  des  franz.  Reichs,  Bd  I,  S.  364  •*•  Rönigl.  hw'rr.  Verordn.  v.  9. 
Ort.  1807  (in  dem  Rhein.  Bund,  XIII.  i5i  ),  welche  aufgehoben  ward  durch  eine 
Verordnung  vom  2.  Jun.  »811.  Rönigl.  westphäl.  StaatsrathsGulaehtcn,  in  dem 
Rhein.  Hund,  Heft  LVR.  Num.  40.  Badische  Verordn.  v.  5.  .Mai  loVi,  §.  n,  in 
dem  Rad.  RegierungsNlatt  i8i3,  Sf.  XVII.  -  Dieser  Gegenstand  verdient,  unter 
den  t.  Bundesstaaten  gleichförmig,  durch  allseitige  L'ebcreiukunft  bestimmt  zu  # 

3G* 


Digitized  by  Google 


564 


IL  Theil.  X.  Cap. 


werden.  Vergl.  Eutwurf  eines  Staatsvertrags  über  die  gegenseitigen  Gerichts  Ver- 
hältnisse zweier  benachbarten  Staaten:  iu  Fkcebbach's  angef.  Themis,  Nunu  VIII. 
c)  VorgL  §.  55o  und  367.  ^tm'Un's  Nebenstunden,  Th.  Hl,  Abh.  i3,  $.  a5,  S.  al 
J.  G.  Sifbeb,  von  der  Macht  der  Rcichsständc  und  Gcricbtsherren,  Selbst  Recht 
r.u  sprechen,  S.  90—129.  Stbcbei*,  in  der  unten  §.  3"5  angef.  AhhandL,  Sett- 
BX,  insbesondere  6.  22  u.  f.  G.  Frhr.  v.  Weiifb  über  Verwaltung  und  Justiz, 
und  über  die.  Grenzlinie  /.wischen  beiden.  Mannheim  1826.  2.  Aufl.  i83o.  8. 
K.  v.  Pfizeh  über  die  Gränzen  zwischen  Verwaltungs-  uud  Civil- Just  ix,  und 
über  die  1  onn  bei  Behandlung  der  \  crwaltungsJustiz.  Ulm  1828.  8.  Von  dem 
rechtlichen  Vcrhältnifs  der  Justiz  uud  der  Administration,  tum  Zweck  einer 
genauen  Sonderling  des  amtlichen  Wirkungskreises  der  Gerichte  und^ier  Ver- 
waltungsbehörden; in  B.  W.  Pffifkfr'9  pract.  Ausführungen,  Bd.  DL  (Han 
nover  i83i.  4.).  v.  Abetin's  Staatsr.  der  constitutioncllen  Monarchie,  Bd.  IL 
S.  226  ff.  B li  beb  ,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  (Frankf.  i83«.  8») 
S.  67  ff.  u.  S.  i".  Wider  den  Unfug  der  Administrativjustiz  in  Frankreich,  *. 
man  F.  N.  Bavoix  des  conflits  ou  lYni)>ietcinent  de  iautorite  administrativ«  sur 
le  pouvoir  judiiiairc.  Paris  1828.  2  vol.  4.  —  Von  Verbannung  der  Special  tö- 
richte, v.  Arftiiv,  Bd.  II,  S.  12.  Rlv'bfb  a.  a.  O.  S.  59  ff.  —  Von  den  Rechte- 
händcln  des  Staats Fiscus ,  §.  4?4  477?  u«  der  Domänen»*  rwaltung ,  $.  48a.  — 
Von  dem  Unterschied  zwischen  Regierung*-  uud  Justixsarhen,  %.  375;  zwischen 
Polizei-  und  Justixsachen,  \.  38g  ff.  —  Wider  die  Administrativjustiz  s.  Ptkittfrs 
(Ober  Appell.  Ger.  Präsidenten  zu  Cassel)  practische  Ausführungen,  Tb.  IIL 
v.  ABFTrs's  Staastr.  der  constitutionellen  Staaten.  Th.  II,  S.  s35.  Archiv  für 
die  civilistische  Praiis,  Bd.  Ul  (Hcidclb.  1820),  S.  374—399. 

f)  Ii.  pretusische  CabinetOrdre  v.  27.  Oct.  1820,  iu  der  preufs.  GcsetzsammL  von 
1821,  S.  i53,  u.  CabinetOrdre  v.  4-  Febr.  1823,  ebendas.,  i8t3,  S.  21.  Nähern 
davon  unten  %.  474-  Preufs.  CabinetOrdres  wegen  unfreiwilliger  Dienstentlas- 
sung der  Civilbeamten  auf  administrativein  Weg,  v.  21.  Febr.  i8a3  u.  «4.  Sept. 
1826  s.  unten  $.  494,  b.  GH.  hessische  iJienstlnstruction  der  AdministrativBeam 
ten,  v.  28.  Nov.  1821,  §.  32.,  in  dem  Regier.  Blatt  v.  1821,  Num.  brr.  —  C  E-  v. 
Wf-ndt,  Darstellung  des  bayerischen  Verfahrens  in  administrativ-contentiöseo 
Rerhtsachen.  Nürnb.  i836,  8.  —  Auch  von  der  so  genannten  administrativen 
Rechtspflege,  gebrauchen  die  Franzosen  das  Wort  Jurisdiction  und  Juritprwdenc? ; 
z.  ß.  um  Attributionen  und  Grundsätze  des  Staatsratbs  und  der  beiden  Kam- 
mern zu  bezeichnen.  C.  Mabcabel  elemens  de  jurisprudence  administrative. 
Pari»  1818.  8.  J.  B.  Sibev  du  conseil  d'etat  selon  la  charte  constitutione Ue.  ou 
Notions  sur  la  justice  d'ordre  politique  et  administrativ  Paris  1818.  4.  T.  C 
Jourdain  code  de  la  compctencc  des  autorites  constituees,  ch.  XI,  \.  »5,  35. 
37,  87  et  suiv.  (C.  J.  Boms)  Droit  public  francais,  ou  Code  politique,  pag.  1-2, 
note  1,  et  §.  627,  640  et  suiv. 

g)  Dafs  und  wann  wegen  Beschwerden  über  Justizverweigerung  (§.  169,  e)  in  dem 
so  genannten  Administrativjustizweg,  Recurs  an  die  Bundesversammlung  Statt 
finde,  s.  oben  §.  169. 

h)  Vergl.  die  haierische  Verfass.  ürk.  v.  1818.  Tit  VU,  §.  2;  Tit.  VIR,  $.  1  o,  ff. 
fVürtemhergische  v.  1819,  $.  88  ff.  GH  Hessische  v.  »820,  Art.  7»  u.  f.,  3t  w.  C 
Sachscn-meimVi^.  landschaftJ.  Grundgesetz  v.  1829,  Art. 85  und  io5.  Kurkcssück* 
Verfass.  Urk.  v.  5.  Jan.  i83i,  §.  112  ff: 

1)  Kurhessische  Verfass.  Urk.  von  i83i,  §.  120  ff.  Die  Gerichtsnerfassung  (Gericbts- 
Orgauisation)  ist  die  bestimmte  Ordnung  der  Gerichte,  in  Absiebt  auf  ihr«  Zu 
isammensctzung,  den  Umfang  ihrer  Wirksamkeit,  und  ihr  Verbällnifc  zu  einan- 
der.  Ihre  Bestimmung  ist,  der  Justiz  in  ihrem  Organ,  einem  der  ersten  und 
wesentlichsten  Bestandteile  jeder  Staatsordnung,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht 
weniger  Braft  zu  verschaffen,  als  nöthig  ist,  die  Idee  uud  Herrschaft  des  Recht* 
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in  dem  ganten  Umfange  des  Staatsgebietes  geltend  zu  machen.  —  Die  Coltcgiul- 
Form  der  Gerichte  ist  die  sicherste  für  die  Rechtspflege,  bei  vcrhhltnifsmaViger 
Anzahl  der  Richter,  besonders  in  höherer  Instanz.  «HUogna  che  i  giudici  siano 
assai,  perche  pochi  seinpre  fanno  a  modo  dej>ovhi*.  Maccmiavillj  ,  discorsi 
sopra  Tito  Livio,  lib.  I,  c  7;  in  s.  Opcrc.  (Milan«  180}),  YD,  p.  16.  J.  B.  Sae- 
Tonius  Deutsclüands  Rechtspflege  durch  CollegialCerichte,  ihre  Natur  und  V  er- 
hältnisse. Würzburg  i83j.  XII.  u.  258  S.  8. 
k)  (P.  J.  A.  v.  Fevbbbach)  Die  Gerichtsverfassung  eines  ronstitutionellcn  Staates,  „ 
kann  sie  durch  blofse  Verordnungen  rechtsgültig  geändert  werden  (Nürnb. 
i83o.^.),  S.  3  ff.  v.  Aaktim  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  197.  Hkmuon  de  I»\ise*  de 
l'autoritc  judieiaire  en  France,  Paris  1818.  Leber  das  Recht  der  Regierungen 
constitutionellcr  Staaten,  in  Be/.iehung  auf  Organisation  der  Gerichte.  Darmst. 
i833.  8.  Auch  unter  dem  Titel:  Beiträge  zum  constitutiouellen  teutschen  Staats- 
rechte, Heft  a. 

/)  Kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  XXIV.  10.  inMtctischer  LandesGrund- 
vertrag  von  1816,  §.  s5,  lit.  h.  Baier.  VcrfassuugsUrkunde  von  1818.  Tit.  8. 
§.  3.  Wurtcmbcrgische  von  1819,  $.  46.  GH.  hessische  von  i8?.o,  Art.  54-  Kur- 
hessische von  l83i  ,  %.  56  f.  S.  Jttenburgisclie  v.  i83i,  %.  Französische 
Constitutionen,  v.  1791,  ch.  5,  §.  1;  r.  1795,  Art.  ao6;  v.  1799,  Art.  68;  v.  1814, 
Art.58;  v.  i83o,  Art. 40.  v.  Arktin's  constitutionelles  Staatsrecht,  fortgesetzt  durch 
v.  Rottbck,  Bd.  U,  Abt  Ii.  1,  S.  n3,  'S  um.  3.  Wegen  unfreiwilliger  Entlassung 
oder  Entsetzung  der  Justizbcamten,  verweiset  das  preufsische  Allgemeine  Land- 
recht, Thcil  II,  Tit.  10,  §.  io3,  auf  das,  was  im  17.  Titel  (soll  wohl  Ii  ei  Isen,  im 
10.  Titel,  §.  366  ff.)  und  in  der  Procefsordnung  bestimmt  ist. 

§.  567.  (287.) 
Befugnis*  und  Haupttheile  der  Justizlioheit.  Privitegirter  GerictUsiand. 

I)  Zu  der  Justizhoheit  gehören:  die  Anordnung  der  Gerichte,  in 
mehreren  Instanzen  oder  Gerichts  rufen  «);  die  Aufsicht  über  die  Ge- 
richte, sowohl  über  die  dabei  angestellten  Personen,*  als  auch  über  die  gesetz- 
mäßige Recht-  und  Geschättpflege  (Gericht Visitationen) ;  die  Bestimmung  der 
untergeordneten  richterlichen  Gewalt  otfeik-dcr  Gerichtba r h eit  b) 
(potestas  judiciaria  subordinata  s.  subalterna,  jurisdictio).  II)  Alles  dieses,  in 
b  uTgerlichen  streitigen  Rechtssachen  e)  (Ci  vi  Igei  ich  te  und  CivÜGericht- 
barkeit,  jurisdictio  civilis  contentiosa) ;  in  peinlichen  Sachen  (Straf-  oder 
CriminalGerichte  und  Gerichtbarkeit,  jurisdictio  criminalis) ;  in  nicht  streitigen 
Sachen,  in  Sachen  der  so  genannten  freiwilligen  Gerichtbarheit  (Rechts- 
polizei, Rechtsfürsorge ,  jurisdictio  civilis  vnlnntarin),  zu  Verhütung  mög- 
licher Rechtsverletzungen  und  Streitigheiten  (§.  379).  III)  Pri  v  ilcgirter 
oder  eximirter  Gerichtstand  (privilegium  fori  s.  forum  exemtum),  gilt  noch 
hin  und  wieder,  fiir  bestimmte  Personen  oder  Sachen.  In  der  Regel,  wi- 
derstreitet er  dem  heutigen  Bildungszustand  und  dem  Rechtsgcliihl  der 
Teutschen  **).  IV)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen» 
Niemand  anders  als  gesetzmäsig  verhaftet  und  bestraft  werden  (§.  269). 

Von  den  Instanten,  von  der  Subordination,  Concurtvnz  und  Prätention  der  Gerichte 
Sikber  a.  a.  O.  §.  148.  331  ff.  i6<)— Bot'erischcs  Edict  über  die  Gerichts- 
verfassung, v.  i4*  Jul»  »8°8,  u»  d.  Rhein.  Rund,  XXUI.  ao6.     Ein  statistischer 
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Schematismus  aller  heutigen  deutschen  Gerichtshöfe  ist  J.  F.  Kratsch's  tabel- 
larische lebersichf  des  JustizOrganismus  der  sämmtlichen  deutschen  Bundes- 
staaten.  Leipa  i836.  Fol. 

i)  Püttkk's  Lit.  III.  388.  Bi.r*BER's  Lit.  §•  n5o.  Fr.  Es.  Pcfsmiorf  de  jurisdic- 
tionc  germanica.  Lein.  \r\o.  rcc.  1-8-  8.  F.  G.  Lobftiia>'s  ststem.  Entwickel. 
der  gan/.cn  Lehre  von  der  wcltl.  sowohl,  als  kirchl.  Gcrichtbark.  Halle  17- 5.  8. 
J.  D.  Mkyfk,  esprit,  originc  et  progres  des  inslitutions  judiciaires  des  principaui 
pavs  de  l'Europe.  T.  I.  —  VI.  ä  la  Have,  1819—1822.  8.   Paris  i8-3s3.  5  vol.  8. 

c)  Aus  der  blofscn  bürgerlichen  Gerichtbarkeit,  entwickelte  sich  ehehin  in  Teutsch- 
land die  Landeshoheit.  StkvbfVs  Nebenst.  IV.  1.  J.  J.  Reishard's  kl.  Ausfüh- 
rungen, I.  18.  (v.  Trültscu)  Gedanken  von  der  Unmittelbarkeit  und  Territorial- 
Gereclitigkeit  (1-86.  8.),  §.  7  —  i3.  Ri.Iber's  Geschichte  der  Gerichtlichen- 
Erl.  1785.  8.  Daher  betrachtete  man  den  Besitz,  der  CivilGerichlbarkeit,  als  das 
sicherste  Merkmal  der  Oberbotmäsigkeit.  AIo.m  11  von  der  Landeshoheit  in  Justiz- 
sachen,  67.  Craxkr  obs.  1.  p.  »46.  Ebendess.  Nebenst.,  Th.  68,  Abb.  1. 

tl)  Die  Königl.  sächs.  Vcrfass.  L:rk.  \.  i83i,  §.  55,  verhelfst  Aufhcbung'der  privilo 
girteu  Gcricbtständc ,  »so  weit  nicht  einzelne,  auf  Vertragen  oder  besondern 
Verhältnissen  beruhende  Ausnahmen  noch  ferner  nothwendig  bleiben.« 


§.  568.  (288.) 
Administratorische  und  PatrimonialGerichtbarkeit. 

Die  Gerichtbarkeit  wird  verwaltet«):  1)  entweder  vermöge  eines  von 
dem  Regenten  erhaltenen  Auftrags«  als  Amtpflicht,  von  landesherrlichen 
JustizCollcgien  oder  Justizbeamten  (jurisdictio  administratoria);  2)  oder 
kraft  landesherrlicher  Verleihung,  ausdrücklicher  oder  stillschweigender, 
als  eigentümliches,  immerwährendes  Vorrecht,  von  ansehnlichen  Grund- 
eigentümern, thcÜs  physischen  Individuen,  theils  Gemeinheiten  (Erbgericht- 
barkeit,  lloi markgerecht igkeit,  jurisdictio  patrimonialis,  praediatnria ,  in  ge- 
wissen Fällen  aueh  dotalis,  z.  B.  bei  Pfarrgerichten,  durch  welche  der  je- 
desmalige Pfarrer  die  Gerichtbarkeit  verwalten  läfst,  die  akademische  und 
die  Stailtgerichlbarkeit).  Diese  wird  jederzeit  als  einer  Realität  anklebend 
betrachtet  ^).  Der  Gerichtherr  verwaltet  sie  in  eigenem  Namen;  entwe- 
der, bei  gehöriger  Qualification ,  in  Person  c)t  oder  durch  eineu  Gericht- 
halter d)  oder  Justitiar  (jurisdictio  mandata). 

a)  ^rofscr  Gewinn  ist  die  Aufhebung  oder  Vermeidung  coneurrirender  Jurisdictio- 
nen, und  die  Beschränkung  der  he  sondern  Geriehtständc.  —  Sportein  werden  er- 
hoben, nickt  als  cin/.igc  Quelle  des  Unterhaltes  der  Gerichte,  soudern  als  ein 
mäsiger  Beitrag  da/.u. 

h)  Eine  seltene  Ausnahme  ist  es,  wenn  dieselbe  sine  praedio  verliehen  ist.  Von 
der  akademischen  Gerichtbarkeit  der  Universität  Leipzig,  5.  Weissk's  k.  sächs- 
Staatsr.  Bd.  II,  §,  160  f. 

c)  J.  G.  Sivbxr  von  der  Macht  der  Beichsständc  und  Gerichtsherren,  selbst  Recht 
»u  sprechen,  §.  a56  ff.  J.  H.  Gh&ms  diss.  de  femina  jurisdictionem  patrimouia- 
lem  exercentc.  Arg.  1706.  4.  Boris  Theorie  des  sächs.  bürgert.  Processes,  Th.  I 
(Jcua  itisi),  $.  ib.    Eigene  Gerichtverwaltung  wird  dem  P,  Gerichtherra  uicht 
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gestattet,  in  dem  GH.  S.  WcimarEiscn'ach.  ScHwitTXKB's  öffentl.  Recht  dessel- 
ben, L  S-  i58. 

d)  Er  wird  als  mittelbarer  Staatsdiener  betrachtet.    Rennt'*  Beiträge,  Th.  II.  Num. 
i,  $.  7  ff. 

§•  369*  (289.) 

Fortsetzung. 
■ 

,  Die  PatrimonialGerichtbarkeit  a)  ist  jetzt  eine  dingliche  Be- 
fugnifs,  das  Bichtcramt  (das  bürgerliche  allein,  oder  auch  das  peinliche) 
durch  gehörig  qualificirle  Personen,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  unter 
dessen  Oberaufsicht,  in  erster  Instanz,  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  c) 
zu  verwalten.  Begrenzt  wird  sie,  durch  die  höchste  Aufsicht,  die  gesetz- 
gebende und  höchste  ExccutivGewalt  des  Begentcn,  so  auch  durch  eine 
höhere  landesherrliche  JtirisdictionsBefugnifs.  Es  wird  dazu  ein  besonderer 
Hechtstitel  erfordert,  und,  als  Ausnahme  von  der  Begel,  ist  sie  ein- 
schränkend zu  erklären.  Wegen  Mifsbrauchs,  kann  die  Privation 
verlugt  werden  <*).  Derjenigen  Gerichtbarkeit,  welche  den  Mitgliedern  des 
Regentenhauses  auf  ihren  Paragien,  und  den  Standesherren  in  ihren 
staiide.shrrrlichen  Bezirken  zusteht,  sind  meist  minder  enge  Grenzen  gesetzt, 
als  der  gemeinen  PatrimonialGerichtbarkeit.  In  der  neuern  Zeit,  besonders 
seit  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung ,  wurden ,  in  verschiedenen 
teutschen  Staaten,  der  PatrimonialGerichtbarkeit  engere  Grenzen  gesetzt; 
in  etlichen  ward  sie  ganz  aufgehoben  <•). 

a)  Püttm's  Lit.  Hl.  a73.  Kiübkii's  Lit.  §.  io55.  G.  L.  Hoilkr's  Geschichte  und 
'Würdigung  der  teutschen  PatrimonialGcrichlsbarkeit,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  Baieru.  Landshut  1804.  8.  B.  W.  Pfkukeh  über  die  Grenzen  der  Civil- 
FatrimonialJurisdiction.  Gott.  1806.  8.  E.  Ii.  Wachsmcth  s  Versuch  einer  System. 
Sarstellung  der  PatrimonialGerichtsverfassung  der  Rittergüter  nach  gemeinen 
und  sächs.  Rechten.  Leip«.  1808.  8-  1.  verm.  Aufl.  1809.  Eicuhohn's  deutsche 
Staats-  und  Rechtsgeschichtc,  Th.  I,  §.  35-.  Wkisse's  Lehrbuch  des  k.  sächs. 
Staatsr.,  Bd.  I,  §.  116  ff.  Rhein.  Bund,  XXXIX.  45o.  XI Jü.  109.  XLVU.  aoq. 
Glücä's  Erläut.  der  Pandecten,  1U.  60.  Malbj.anc  1.  c.  §.  73.  Die  Patrimouial- 
gerichts  Verfassung.  Quedlinb.  i83i.  8.  Die  Patrimonialgerichtsbarkeit,  in  ihrer, 
dem  Gemeinwohl  nachthciligen,  Verniuift-  und  Rechtswidrigkeit.  Lcipz.  i83«.  8. 
J.  W.  Nii'ÄAsjf.  die  PatrimonialGerirhtsbarkcit  im  Lichte  unserer  Zeit.  Lcipz. 
i835.  8.  —  Die  PatrimonialGerichtbarkeit  ist,  auf  Seite  des  Gerichtherrn,  ver- 
erbbar  und  veraufserlich.  Pfeiffer  a.  a.  O.,  S.  XXI  u.  f.  Wachse™  a.  a.  O., 
S.  ia.  —  Die  P.  Gerichte  werden  jetzt  fast  durebgehends  als  Unterobrigkeiten 
(nicht  des  Gerichtherrn,  sondern)  des  Staates  betrachtet.  Daher  hat  /.wischen 
ihnen  und  den  Staatsbehörden  unmittelbarer  amtlicher  Verkehr  Statt,  ohne 
Vermittlung  der  Gcrichthcrrcn,  und  die  Vcrpflirhtungsformel  der  Gerichtver- 
walter ist  dieselbe,  wie  bei  den  von  dem  Landesherrn  unmittelbar  bestell- 
ten Justizbeamten.  Von  dem  jure  fisci  adelicher  Erbgerichte,  Püttfu's  Rechtsf. 
III.  599.  —  Grundherrliche  Rechte  von  anderer  als  gerichtherrlicher  Art,  sind 
nicht  als  Ausflüsse  der  P.  Gericht  barlicit  zu  betrachten.  Wacusmith  a  a.  O.^ 
S.  n3  f.  H.  WiRsciugGEn's  Darstellung  der  Entstehung  etc.  der  Patrimouial- 
Gerichtsbarkeit  in  Bayern.  München  1837. 
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b)  Merkwürdige  Verordnungen:  König),  bäuerische  Verordn.,  die  PatrimonialGericht- 
pflege  in  Allbaicrn,  Hurpfalz  u.  Neuburg  betr.,  v.  6.  Jan.  i8ot,  in  dem  baier. 
Regierungsbl.  1807,  Num.  26.  Baier.  Ediot,  die  PatrimonialGerichtbarheit  betr.. 
v.  8.  Sept.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXIV.  35o.  Baier.  Edict  über  die  Au»üb. 
der  gutsherrl.  Gericbtbarheit,  v.  16.  Aug.  1812 j  in  dem  Reg.  Bl.  1812,  N.  48. 
Buier.  Edict  über  die  gutsherrl.  Gcrichtbarheit,  t.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  6  *u 
der  Verfass.  L'rk.  v.  1818.  Baier.  Gesetz  wegen  Aufhebung  der  sogennann- 
ten  Edelmannsfreiheit,  von  20.  Apr.  1808,  in  dem  Regierungsblatt  des  folgenden 
Jahres,  Num.  6.  L.  v.  Dhesch  Grundr.üge  des  baier.  Staatsrechts,  §.83  ff-  Prens*. 
allgem.  Landrecht,  n.  17.  4»  ff.  Prcuss.  allgemeine  Gerichtsordnung,  L  1.  10?. 
L  41.  58  ff.  Von  dem  GH.  S.  I Weimar Eise nucli  s.  Scnwirrzta*s  öffentl.  Recht 
desselben,  L  §.  96  ff.  —  Von  den  dortigen  Stadträten  u.  Stadtgerichten  s. 
ebeudas.  §.  99  —  io3;  und  im  Köttigr.  Sachsen,  Wkissk's  angef.  Lchrb.  §.  116. 
Tou.  Jac.  Rkixharth  diss.  de  jurisdictione  civilatum  muuicipalium  Saxonicarum. 
Erf.  1-34.  4.    Stbi)bk3's  Nebcnst.,  Th.  V,  S.  437  ff. 

c)  Zuweilen  is(  diese  Gcrichtbarkcit  eingeschränkt  auf  ein/.elne  Höfe,  Hofreifen, 
U.  d. ;  Jurisdictio  circumseptu,  polaris,  Zaun-  oder  PJahlgericht,  Vogteilickkeit  inner 
Erters  oder  Eiters,  mit  Thür  und  Angel  beschlossene ,  oder  mit  Pfählen  bestrickte 
Vogtei,  Beifang  oder  Bifang.  J.  J.  Bech  tr.  de  jurisdutione  vdfctejica  immediata, 
p.  34.  Sa*.  Stbyh  de  jurisdictionc  eircumsepta.  Francof.  1670.  Hxsra.  Hu.dk 
brasd  de  jurisdittione  emphyteusi  Gcrmaniae  annexa.  Alt.  1720.  J.  J.  Reiv 
bard's  kl.  Ausfuhrungen,  h  16.  EsTon's  kl.  Schriften,  Dl.  393.  PcmDOB»  de 
jurisdict.  germ.,  p.  5o3.  5g6.  685.  Von  dem  Wort  Etier,  s.  Zacxfr's  rorp.  juris 
publ.  Salisb.  (1792.  8.),  S.  160.  Fitloa's  IdiotikenSammlung,  S.  82.  Haliacs 
glossar.  germ.  v.  Bifang. 

d)  G.  H.  Myliüs  diss.  de  privatione  jurisdictionis  ob  ejus  abusuin.  Lips.  1733.  -|. 
Cbamfr,  T.  I.  obs.  3i6.  §.  »5. 

e)  Aufgehoben  ward  die  P.  G.  in»  Rönigr.  fVürtemberg ,  durch  ein  GeneraIRrscriut 
v.  10.  Mai  1809,  in  dem  würtemberg.  Begier.  Bl.  1809,  S.  189,  im  ^HhaltCötk-R- 
sehen,  durch  das  OrganisationsEdict  v.  28.  Dcc.  1810,  in  dein  Rhein.  Bund,  LH. 
98.  LIV\  383;  im  Grofsherr.ogth.  Baden,  durch  Verordn.  v.  1.  Jun,  i8i3,  in  d. 
bad.  Beg.  Blatt  i8i3,  Num.  »5.  Auch  im  Grofshcrsogth.  Berg,  dureb  Decret 
v.  18.  Jan.  1812,  in  dem  Moniteur  universcl,  1812,  n.  19;  u.  in  d.  ehemal.  Rö- 
nigr. VFcstphalcn.  —  In  dem  Rönigr.  Hannover  ward  sie,  nach  einem  Landtag- 
Beschlufs  v.  1821,  wieder  hergestellt,  doch  mit  Ausnahme  der  peinlichen  Ge- 
richtbarkeit ,  die  nur  den  mit  P.  Gerichtbarkcit  versehenen  Städten  gelassen 
ward.  Hannover.  Patrim.  Gericbtsordn.  v.  i3.  März  1821.  Dagegen  blieb  sie  ia 
dem  Herzogthum  Braunschweig,  selbst  nach  dem  Wunsch  der  vormaligen  Ge- 
richtherren, aufgehoben.  —  Alex.  Müller,  die  letzten  Grunde  wider  alle  Eigen 
thumsgerichtc.   Neustadt  a.  d.  Orla  1826.  8. 

§.  370*  (29a) 
Gericht    Vogteilichkeit.    Dorf-  und  Gemeindeherr scltaft. 

Ehehin  «},  wie  noch  jetzt  hie  und  da,  ward  unter  örtlichem  Ge- 
richtzwang, Gericht  oder  Vogteilichkeit  raeist  etwas  mehr  verstanden 
als  die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  in  dem  eigentlichen  Sinn.  Mit  Aus- 
schlufs  der  peinlichen  Gerichtbarkeit,  verstand  man  darunter  eine  locale 
obrigkeitliche  Gewalt,  eine  untergeordnete  Regierungsgewalt  (Gebot 
und  Verbot,  Herrlichkeit),  bürgerliche  Ordnung  zu  erhalten,  und  die  hohem 
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Befehle  auszuführen  (§.  3ao,  c).  Den  PatrimonialGerichthalter  betrachtete 
man  wie  eine  Ort-  oder  Unterobrigkeit,  für  bürgerliche  Hechtshändel, 
Gerichtbarkeit  in  nicht  streitigen  Sachen  und  örtliche  Polizei,  seine  Dienst- 
herr, chart  als  Gericht-  und  Ort  Polizei  he  rrschaft.  Vorzüglich  war 
dieses  der  Fall  bei  der  Dorf-  und  Gemeindeherrschaft,  insbesondere 
in  Condöiuinat-  oder  vermischten  Orten 

a)  Früher  noch,  vor  Entstehung  der  teutschen  Landeshoheit,  war  die  P.  G.  ein  in 
der  Gutherrschaft,  oft  auch  in  der  Stadtverfassung,  begründetes  Recht. 

6)  Gkisxeb  de  landsassiatu,  IIb.  I.  fy.  Pcfxsdorp  de  jurisdict.  germ.  p.  «93.  »qq. 
J.  J.  Beishabd's  Ausführungen,  L  53  ff.  G.  F.  Dublin  diss.  de  singulari  cus- 
todiendorum  ignium  cura  et  inspectione,  Sect.  1,  %.  5—8.  Swbkshxks  Beitr. 
I.  109.  Röder  von  Erbgerichten  und  Lehnvogteien ,  a»i.  Lobith  am  a.  a.  O., 
S.  5o  ff.  v.  Bülow's  u.  Haomaitm's  pract.  Erörter.  Th.  L  Num.  43.  Eätxl's 
praxi«  aurea,  L  3j6.  1195.  J.  J.  Bsca  tr.  de  jurisdictionc  vogtejica  immediata, 
414.  657-  EsTon's  kleine  Schriften,  HL  394.  C.  G.  Trüffel  diss.  de  jurisdküone 
communitatis.  Alt.  1719.  4.  —  In  Absicht  auf  den  Um/u» ff  dieser  Dorf-  und  Ge- 
meindeherrschaft, so  auch  der  Vogteilichkcit,  ist  in  einzelnen  Fällen  auf  Gesetze, 
Verträge,  unbestrittenes  Herkommen  und  Besitzstand  Rücksicht  tu  nehmen, 
nach  d.  Regel:  tantum  possessum,  quantum  praescriptura,  vel  lege,  consuetudine 
aut  pdeto  acquisitum.  Linen  diss.  de  jurisdict.  V  ogt  hebe,  c.  3.  §.  3«  E.  Thomas 
Entw.  d.  fuld.  Gerichtsvcrfass.  (Frkf.  1784-  8.),  §.  »3.  Preuss,  Publicandum  v. 
18.  Jun.  1798,  die  Dorf-  und  Gemeindeherrschaft  (in  den  Furstenthüm.  Ansbach 
u.  Baireuth)  betr.  Preuss,  Declaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürsten!».  Bai- 
reuth v.  10.  Aug.  1801,  §.  119—140.  Baierüctte  Verordn.  v.  i5.  Dcc.  1807,  die 
Dorf-  und  Gemeindeherrschaft  in  vermischten  Orten  betr.  Rhein.  Bund,  XIV.  1193. 


§•  371.  (291.) 
Ausserordentliche  und  partieuläre  Gerichtbarkeit» 

< 

Neben  der  ordentlichen  Gerichtbai  keit ,  wird  hie  und  da  die  Gericht- 
barkeit Tiber  besondere  Classen  von  Personen  oder  Sachen,  durch 
außerordentliche  Gerichte  verwaltet«).  Dahingehören:  die  Lehn-, 
Militär-,  Universität-,  Hofmarschallamt-,  Juden-,  Gast-,  Handels-.  Wechsel-, 
Markt-,  Zunft-,  Holz-,  Forst-  und  Jagd-,  Bergwerk-,  Wasser-,  Fischer-, 
Gemeinheit-  und  Märker-,  Erbzins-,  Feld-,  Go-  und  RügeGerichte ,  siedeste 
Gerichte  &)  u.  d.$  auch  die  sogenannten  Bauergerichte  c)i  welche  der  Auf- 
siebt des  Staates  unterworfen,  und  deren  Sentenzen,  in  der  Regel,  appel- 
label  sind  Die  Competenz  dieser  Gerichte,  ist  nicht  von  gleichem  U  m- 
fang.  Einige  dürfen  sich  nur  mit  gewissen,  ausgenommenen  und  befreiten 
Rechtssachen  beschäftigen;  andere  mit  allen  bürgerlichen,  wohl  auch  pein- 
lichen Rechtsachen  ihrer  GerichtUntergebenen. 

a)  P«ruA*s  Lit.  DI.  §.  1140—74.  Blübkr's  Lit  384  &    Srou's  gerichtl.  Procefs 
L  1^1.  i5i.  181 — 194.   Suckow  elem,  juris  germ.  priv.  §.  668.  676.  sqq.  PurEs- 
»oHf  de  jurisdict.  germ.  P.  DX  p.  616.  sqq.   JSjusd.  Obss.  T.  L  obs.  45.  Mal. 
RL4JIC  contpectus  rei  judiciariae,  %.  io5 — i3i. 

*)  PttSBDoar  1.  c.  p.  713. 
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c)  Z.  B.  Meierding,  Propstding,  Laf«gericht(Lactbank),  Dingliof,Ilubengerichl,  Hagen- 
gericht, Zcidelgericht,  Herbstrecht  oder  Ehehaft,  Schulzengericht,  -Helfgericht, 
Bützcngericht ,  Andreasgcricht,  hofiges  Gericht,  Kohlengericht,  blauer  Montag, 
Botding,  Friede-,  Dorf-  und  Landgericht,  Narrengericht  (zu  Gossellingen  in 
dem  Fürstenthum  Hechingeii  (Sikbenkkkä  neues  jurist.  Magazin,  I.  548.)  u.  d.  in. 
Gwrairs's  ScAottetttu  illustr.  et  contin.  c.  3.  §.  4.    Sri-cmow  1.  c. 

d)  Strub**'»  rcrhtl.  Bcd.  I.  »64.  Silchow's  Rechtsfällc,  Bd.  IV  (1783),  Kum.  i38, 
S.  ao— 3o8-  Das  Gcgentheil  behauptet  Ebenders.  in  s.  Neuen  RechtsfiiUen,  Bd.  L 
(1787),  Rum.  a,  S.  i33— 3i4. 

§.    572.  (292.) 
Insbesondere  geistliche  Gerichtbarkeit. 

I)  Auch  gebort  in  diese  Classe  die  geistliche  oder  kirchliche  Ge- 
richtbarkeit, in  dem  heutigen  engern  Sinn  «),  die  Rechtspflege  in  geistlichen 
Sachen  *).  U)  Das  kirchliche  Gesellschaftrecht,  allgemein  betrachtet,  be- 
gründet in  dem  Staat  für  die  Kirch eugesellschaf  t  eine  eigene  Gerichtbarkeit 
nicht;  wohl  aber  die  Hierarchie  der  römisch-katholischen  Kirche,  sich 
stützend  auf  göttliche  Einsetzung  «•').  III)  Wiewohl  der  Lehrbegriff  der 
Evangelischen,  sowohl  der  augsburgischen  ConfessionVerwandten  als 
auch  der  Reformirteii?  eine  eigene  kirchliche  Gerichtbarkeit  nicht  in  An- 
spruch nimmt  <0,  so  wird  eine  solche  doch  noch  oft,  gemäfs  den  frühern 
Ideen  von  ihrer  Begründung  durch  die  Kirchenge walt,  eigenen  Gerichts- 
höfen, den  Consistorien,  übertragen  Doch  sind  diese  nicht  not- 
wendig. In  jedem  Fall,  sind  sie  der  Justizhoheit  des  weltlichen  Regenten 
unterworfen,  und  bedürfen  nicht  geistlicher  Mitglieder  /).  IV)  Eheger  ich  t- 
sachen  der  Evangelischen,  betreffend  das  Bestehen  oder  die  Auflösung 
des  Ehevertrags,  die  Gültigkeit  oder  Nichtgültigkeit  des  ehelichen  Bandes, 
sind  jetzt  oft  den  Civil-  oder  bürgerlichen  (also  weltlichen)  Gerichlen 
übertragen  f),  sie  werden  dann  zu  den  Kirchensachen  nicht  gerechnet 
Bei  denjenigen  der  Katholiken,  übcrläfst  man  die  Verhandlung  und 
Entscheidung,  so  weit  sie  nicht  blofs  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen 
Wirkungen  betreffen,  fast  durchgehends  noch  dem  geistlichen  Richter  Ä). 

«)  Das  System  der  römisch-katholischen  Hierarchie,  begreift  allgemein  unter  der 
geistlichen  Gerichtbarkeit  die  ganze  Krrchengcwalt ,  unterscheidet  aber,  in  dem 
engern  Sinn,  bei  einem  katholischen  Bischof,  die  lex  dioecesana  und  lex  furit- 
dictionu;  die  letzte  schliefst  auch  die  Rechtspflege  in  geistlichen  Sachen  in  sich. 
Evbfl's  kathol.  Rirchenr.,  Th.  IV,  Bd.  3,  §-4?».  v.  Sabtom's  Staatsr.  der  t  En  , 
Hoch-  und  Ritterstifter,  Bd.  H,  Th.  a,  Abschn.  1,  §.  1114. 

i)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  des  Begriffs  der  geistlichen  Rechtsacben. 
ScHHAVBcivr's  Bcitr.  I.  aa  ff.  Glüch's  Erläut.  d.  Pandectcn,  DX  §.  196.  Eies* 
hasb's  Erklärungen  des  bürgerl.  Rechtes,  Th.  V,  S.  8t~3i8.  Michj/s  Rircbenr., 
%.  99.  —  Vergl.  bater.  Concordat  v.  1817,  Art.  XII,  lit.  c,  u.  buier.  Edict  über 
die  äußern  Rechtsverhältnisse  der  Einwohner,  in  Beziehung  auf  Religion  und 
kirchl.  Gesellschaften,  v.  26.  Mai  1818  (als  Beilage  a  zu  der  Verfass.  Urk), 
§•  6a  f£  J.  Schsill,  die  geistliche  Gerichtbarkeit  in  streitigen  und  strafreebü. 
Angelegenheiten,  Th.  I.  Kitzingen  »833.  (Oder  Fair's  krit.  Gommentar  über  da» 
Kirchenrecht,  1.  Abtheilung.) 
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c)  Hicggpr  instit.  jurisprud.  erclcs.  P.  II.  IIb.  i.  %.  5o3.  J.  C.  Majkb's  gcistJ. 
Staatsr.,  II.  33 1  ff.  Schilling  diss.  de  origine  jurisdi«  tionis  cct  -Icstasticae  in  cau- 
sis  rivililms.  I.ipn.  i8s5.  !\.  Paulus,  der  Primipicnkampf  zwischen  Hierarchie 
und  Slaatsrechtlichkeit.  Heidelb.  i838.  8. 

d)  Auf-sb.  Confession,  Art.  716  u.  28.  Articuli  Schmalcaldici,  tit.  de  polest,  et  ju- 
risdici.  cpisc.  G.  L.  BönnrH  prüic.  juris  can.  §.  239.  Majbr  a.  a.  O.  Schkau- 
DLHr's  Ilirchcnr.  der  Protestanten  (2.  Au(L  Jena  i~tp),  8.  io3,  S.  120.  Von 
der  Wirkungsbcfugnife  der  cvangel.  Consistorien ,  s.  Allgem.  Kirchenzeitung, 
1826,  St.  i&i. 

•)  Püttkb's  Lit.  ÜI.  708.  Rlvbkr's  Lit.  1494.  Sikbkb's  gericktl.  Procefs,  i35  ff. 
Püttkb's  Erörter.,  Bd.  II.  Majkb  a.  a.  O.  II.  34«.  —  Von  den  Consistorien  in 
dem  KR.  Sachsen,  Weisse's  k.  »ach».  Staatsr  ,  Bd.  II,  §.  3i3— 319  u.  3a»;  in 
Baiern,  Schusich's  Staatsr.  des  König r.  Baiern,  Th.  I,  §.  175. 

/)  J.  H.  Böh«km  J.  E.  P.  T.  I.  §.  63o.  sqq.  Mkvus  P.  IV.  dcc.  1.'  Schaumburo 
princ.  prax.  jud.  I.  19.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.  §.  672.  Püttkb's 
Rcchtsf.  I.  ai5. 

g)  Baier.  Regier.  Blatt,  1808,  N.  10.  Doch  nicht  überall.  Wisse's  Handb.  des 
Kirchenr.,  Bd.  DJ,  S.  429. 

A)  Einige  schlagen  vor,  sie  ihm  noch  ferner,  aber  nicht  als  solchem,  sondern  als 
judici  a  principe  delegato,  zu  lassen,  und  die  Appellation  an  die  landesherrlichen 
Gerichte  zu  ziehen.  Michi/s  Kirchenr.,  §.  86.  Göjsskb's  Rcchtsfälle,  Th.  L 
Kum.  i3.  —  Joseph  D.  vindicirte  die  Rechte  des  Staats  auch  in  dieser  Hinsicht, 
in  dem  Ehepatent  v.  16.  Jan.  1783.  —  Paternität-,  Alimentation-  und  Sntisfaction- 
Klagcn,  gehören  Tor  den  weltlichen  Richter,  überhaupt  alle  Streitigkeiten,  welche 
den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirkungen  betreffen.  Buin:  Ediet  vom 
n(u  Mai  1818,  betr.  die  iiufsern  Verhältnisse  der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Re- 
ligion uud  kirchl.  Gesellschaften  (als  Beilage  2  zu  der  \  erfafs.  Urk.),  64» 
Dagegen  s.  das  baier.  Concordat  v.  1817,  unten  §.  5o8. 

- 

§.  "575.  (293.) 

jjusschliessende  Competenz  der  Gerivhtbehbrden,  in  gehörigem  Rechts- 
gang.    Ungebührliche  Einmischung.    Unabhängigkeit  des  Richteramtes. 
Hof-  oder  Cabinetlnstanz.     Trennung  der  Justiz  von  Verwaltung. 
Oeffcntliches  Verfahren.  GeschivornenGerichte. 

I)  Der  competente  Richter,  Er  allein,  ist  befugt  und  verpflichtet,, 
zu  ordnungsmäßiger  Untersuchung  und  Fintscheidung  der  Rechts- 
händel, in  allen  Instanzen  (§.  367);  raeist  auch  zu  Vollziehung  der 
rechtskräftigen  Urtheile  (jus  cognoscendi,  decidendi  et  exequendi).  II)  Ein- 
mischung  einer  andern  Staatsbehörde  in  den  Rechtsgang  einer  Sache  <*), 
findet  nur  Statt,  so  fern  solche  von  Oberrichter  Amtswegen,  nach  Vor* 
schrift  der  Gesetze,  oder  blofs  zu  Beförderung  der  Rechtshülle,  auf  Be- 
schwerde wegen  versagter  oder  verzögerter  Justiz,  von  der  gehö- 
rigen Stelle  geschieht  III)  In  diesem  Sinn,  ist  die  Selbstständigkeit 
und  Unabhängigkeit  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Richteramtes,  in- 
nerhalb der  Grenzen  seines  Berufs,  zu  verstehen  <").  Wahrheit  und  Ge- 
rechtigkeit müssen,  in  allen  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtsachen, 
nur  von  dem  gehörigen  Richter,  mit  Beobachtung  der  geseUmäsigen  Form, 
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ausgesprochen  werden.  In  seiner  logischen  Function,  als  einem  Act  des 
Verstandes,  nicht  des  Willens,  in  der  Anwendung  der  Gesetze  auf  ge- 
richtliche Streitfalle,  auch  mittelst  doctrinaler  Auslegung,  —  sey  e» 
der  Gesetze  <*)  oder  anderer  oherherrl icher  Willenserklärungen ,  der  Ver- 
träge, auch  der  Staats  vertrage  « ),  die  hierin  auf  dem  Standpuncte  des  Rich- 
ters vor  Privatverträgen  nichts  voraus  haben,  und  einseitiger  Privatbestim- 
mungen, —  darf  der  Freiheit  des  richterlichen  Urtheils,  als  dem  Diener 
nur  des  Rechts,  kein  Eintrag  geschehen;  selbst  durch  Gesetze  nicht,  we- 
niger noch  durch  Verordnungen,  Ministerial-  und  CabinetRescripte.  IV)  Der 
Sou verain  soll  und  kann  nicht  in  eigener  Person  das  Richteramt 
üben/);  nur  zu  wachen  hat  er,  dafs  dasselbe  uberall  zweck-  und  gesetz- 
mäsig  verwaltet  werde.  Dazu  gehurt  nicht  nur  geprüfte  Kunde  der  Rechts- 
wissenschaft und  Gesetze,  sondern  auch  persönliche  besondere  Verpflichtung 
sur  Rechtspflege;  eine  Richterfähigkeit ,  die  bei  dem  Inhaber  des  Throns 
nicht  vorauszusetzen  ist.  Dasselbe  gilt  von  dem  landesherrlichen  Cabinet 
und  dem  Staatsministerium?).  Auch  sie  sind  keine  Gerichtshöfe, 
und  daher  eben  so  wenig  als  der  Landesherr  competent,  zu  bestimmen  oder 
zu  entscheiden,  was  in  einzelnen  Justizsachen,  wo  das  Factum  unter  das 
Gesetz  zu  subsumiren  ist,  Rechtens  sev.  Nur  von  Rechtswegen,  wenn 
gleich,  der  Form  nach,  im  Namen  des  Souverains  oder  des  Gerichts,  soll 
das  Recht  gesprochen  werden  A).  V)  Darum  sind,  in  einzelnen  Justizsachen» 
Verfügungen  oder  Rechtspflege  von  Hof-  oder  Cabinetwegen  (Hof-  oder 
Cabinetlnstanz),  unzulässig*).  VI)  Nur  einfache  Fördcrungsbe- 
fehle  (Promotoriales)  und  Man  data  de  administranda  justitia  dürfen 
in  einzelnen  Rechtsachen  von  dem  Landesherrn,  aus  seinem  Gabinet  oder 
Ministerium,  an  die  Gerichtbehörden  erlassen  werden.  Für  diesen  Zweck 
ist  den  Parteien  der  Recurs  an  den  Landesherrn  oder  die  oberste  Staats- 
behörde gestattet,  als  aufserordentliches  (nicht  suspensives)  Mittel,  Rechts- 
verzögerung oder  Verletzung  abzuwenden  *).  VII)  Aufs  erordentliche 
oder  SpecialGerichte  oder  Commissionen  (tribuiiau*  dexreption)  sind 
unzulässig,  wenn  und  so  weit  sie  nicht  durch  die  Verfssung  begründet 
sind*1).  VIII)  Die  Rechtspflege  sollte  überall  getrennt  seyn  von  der 
Verwaltung  O-  IX)  Noch  ist  die  Vorzüglichkeit  des  öffentlichen 
mündlichen  Verfahrens,  in  bürgerlichen  und  penlichen  Rechtsachen 
nicht  überall  anerkannt,  so  wenig  als  diejenige  der  Jury  oder  Geschwor, 
nen Gerichte  zu  Aussprechung  des  Schuldig  oder  Nichtschuldig,  in 
Grimma!-  und  Injuriensachen,  und  bei  Prefsvergehcn  (§.  5o3  u.  f.). 

a)  Von  Machtsprüchen,  unten  §.  553. 

6)  In  dem  entgegengesetzten  Fall,  ist  es  Müs  brauch  der  Staatsgewalt ,  insbesondere 
Justisboheit 

c)  Oben  §.  366.  Klubs*,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  etc.  Frankf.  i83i.& 
Denkwürdige  Stelle  in  dem  Eingang  der  ReichskammergerichtsOrdnung  v.  i555, 
§.  i,  in  der  Neuen  Samml.  der  Reichsabschiede,  Th.  m,  §.  45.  Reicbsdcputaüon* 
Abschied  v.  1600,  %.  »5.  Reichsabschied  v.  i654,  %.  108  u.  109.  Kais.  Wahl 
capituUtion,  XVL  1.  Eben  so  die  hersogl.  Braunjchwci^olfcubüUeUtche  Can*- 
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leiOrdnung  r.  i65i,  Art.  a,  u.  dortige  Verordnung  t.  3©.  Aug.  1699,  nebst  den 
landesgrundgeseta).  Privilegien  für  die  Landstande  v.  9.  Apr.  1770»  Art.  i3. 
Nach  dem  mecklenb.  Erblandesvergleieh  v.  1755,  %.  398,  soll  der  Richter,  mit 
Hin  wegsetzung  über  Cabinet  Befehle,  sieb  nur  die  allgemeinen  Rechtsregeln  zur 
Norm  dienen  lassen.  Preussische  CabinetOrdre  v.  6.  Sept  i8i5;  in  der  Gesetz- 
snmml.  v.  i8i5,  S.  198.  Preuss.  allgem.  Gerichtsordu.  Tb.  I,  Tit.  i3,  $.  3i— 35. 
rVa/dechischer  LandcsGrundvertrag  v.  1816,  \,  a5,  lit.  g.  Baierische  Verfass. 
Urk.  v.  1818,  VUL  3.  Badische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  Art  14  u.  i5.  fVurtem- 
bergische  v.  1819,  %.  <ß  u.  96.  Grofsherz.  Hessische  Verfass.  Urk.  v.  i8ao,  Art. 
3i—34-  S.  coburgische  ständische  Verfass.  Urk.  v.  18a  1 ,  Art.  ai  u.  aa.  S. 
Meiningisches  landschaftl.  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  io5.  Kurhessische  Verfass. 
Urk.  v.  5.  Jan.  i83i.  §.  n3.  S.  altenburgisches  Grundgesetz  r.  1 83 1,  §.  46.  Rönigl. 
sächsische  Verfass.  Urk.  r.  i83i,  §.  44  4?*  Bittvorstellung  des  Frhrn.  C.  H. 
v.  StKRSTonpfr  (eingereicht  bei  der  Bundesversammlung),  wider  den  Herzog  Carl 
r.  BraunschweigLüneburg,  wegen  unternommener  Cassirung  eines  landesgerichtl. 
Urlheils  v.  »5.  März  i83o.  Fol. 

</)  GH.  //essische  Verfass.  Urk.  v.  i8ao,  Art.  7a.  —  Auch  «die  Beurlheilung ,  ob 
eine  Sache  zum  Gerichtsverfahren  sich  eigne,  gebührt  dem  Richter,  nach  Maas- 
gabe  der  allgemeinen  Rcchtsgrundsätze  und  solcher  Gesetze,  welche  mit  Bei* 
Stimmung  der  Landstände  werden  erlassen  werden»,  spricht  die  hurhessische  \  er- 
fassungsUrkunde  v.  i83i,  )•  n3. 

#•)  Dagegen  die  k.  preuss.  «Verordnung  wegen  streitig  gewordener  Auslegung  von 
Staatsverträgen*,  v.  a5.  Jan.  i8a3;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten, 
i8a3,  S.  19.  Darin  ist  den  Gerichten  befohlen:  «wenn  über  den  Sinn  einer  in 
einem  Staatsvcrtrage  enthaltenen,  zur  Entscheidung  beitragenden  Bestimmung 
unter  den  Parteien  entgegengesetzte  Behauptungen  aufgestellt  werden,  vor  Ab- 
fassung des  Erkenntnisses  die  Aeusserung  des  Ministeriums  der  auswärtigen  An- 

-  Gelegenheiten  einzuholen,  und  sich  darnach  hei  der  Entscheidung  lediglich  zu  achten.* 
Betrachtungen  über  diese  Vorschrift,  in  A.  W.  HefftbiTs  Beiträgen  zum  deut- 
schen Staats-  und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (Berlin  1819.8.),  Vorrede,  S.  XIV.  ff. 
Beispiel  in  Klübke's  Abhandlungen,  Bdf.  I,  S.  148. 

/")  Treffliche  Ausführung  von  Mostes^dikc,  de  Pesprit  des  loii ,  liv.  VI,  ch.  5. 
Fbudb.  Febd.  Sistzb,  Ausübung  oberstrichterlii  her  Gewalt  des  Staats  und  der 
CabinetsJustiz  in  wesentlicher  Differenz.    Potsdam  i835.  8. 

g")  MonTEsoviKv  a.  a.  O.,  liv.  VI,  ch.  6. 

h)  «N'employez  pas  cetle  formule  insigniEante,  de  par  te  Rai;  dites  noblement,  de 
pur  la  Justice*.  Jercinie  Bkktham  de  l'organisation  judiciaire,  et  de  la  codifica- 
tion;  trad.  de  l'anglais  par  Et.  Dunorf  r  (Paris  1818),  ch.  IVr. 

i)  Hof-  oder  Cabineüustiz  ist  Schein-  und  Unjustiz.  Vergl.  §.  169.  Pörrza*s  Lit.  RX 
483.  Rlübkb's  Lit.  383.  Rlübkb's  kl.  jur.  Bibl.  XVL  194.  P.  J.  Basdih  des  Ja- 
mots  cilirt  unten  $.  553,  a.  Principe  fondamental  des  droits  des  Souvcrains 
(ä  Geneve  1788.  8.),  T.  Lp.  116  et  suiv.  v.  Roths  Staatsr.  <L  t.  R.  Lande,  L 
96.  Ii.  11t.  111  Siebeb's  gerichtl.  Procefs,  L  aia  ff.  Eh  enders.  von  der  Macht 
der  Reichsstände  und  Gerichlsherren ,  selbst  Recht  zu  sprechen  (Gott.  1773. 
a.  Aufl.  1783.  8  ),  §.  i4—35  u.  i3o— »48.  Hoschkk's  Rechtsf.  am  R.  R.  G.  BX  i35. 
M.  J.  Schick  über  das  reichsständisebe  Instanzenrecht,  deren  unerlaubte  Verviel- 
fältigung, u.  insbes.  v.  der  sogenannten  Cabinetslnstanz.  Glessen  180a.  8.  Rhein. 
Bund,  XII.  40a.  H.  E.  G.  Paulos  Sophronizon,  Heft  I  (Frankf.  i8i9).  Num.  V. 
u.  VL  Wider  Göirvxn  (s.  dessen  Handb.  des  Processes,  L  x.)  s.  GbolmahVs 
Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens  (3.  Ausg.  1810),  %.  35.  —  Beispiele  unten 
%.  553,  d.  —  Von  dem  Verhalten  d  Richters,  bei  Cabinetbcfcblcn  in  Justizsacheu, 
s.  Göswzb  a.  a.  O.,  Th.  I,  Abb.  1,  $.  33  £  —  Von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Bundesversammlung  im  Fall  einer  Jusiixt*  rweigt  rung ,  oben  £.  169.  —  Von 
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der  Wicht  ssu  Handhabung  eines  allseitigen  Reckuxwttandes ,  u.  von  dem  ftrrurs 
an  die  Bundesversammlung  bei  dessen  Verletzung,  oben  ai". 
k)  GöxMn  a.  a.  O.  §.  14— 33. 

i1)  Kt.üByH's  aitgef.  Abhandl.  S.  5o  ff.  Schlechthin  verboten  sind  die  ausserordent- 
lichen Gerichte  in  der  kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  114,  wie  in  den  franz. 
Charte»  <  onstitutionnelles  v.  1814  u.  i83o,  art.  63  et  54.  Kur  in  dem  Fall  offener 
Empörung,  oder  doi  h  eine*  thäligen  Aufstandes  gegen  die  Staatsregierung,  er. 
klärt  solche  für  zulässig,  die  S.  altenhurgische  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  45. 

I)  Kur  hessische  Verfass.  L'rk.  v.  5.  Jan.  »83t,  §.  na.  J.  Barth  über  die  Notwen- 
digkeit und  Art  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Administration  und  Polizei. 
Würzb.  i8a3.  8.    v.  Arktis's  constitutionelles  Staatsr.,  Bd.  B,  S.  a3i. 


§.   374.  (294.) 
Rechtsmittel    Nichtigkeitbeschwerde.  Recurs. 

Wer  durch  das  Verfahren,  oder  die  Entscheidung,  des  Richters  sich 
beschwert  glaubt,  kann  durch  gesetzliche,  suspensive  und  devolutive,  oder 
blofs  suspensive  Rechtsmittel,  durch  Nichtig  UeitBesc  hw,erde,  auch 
in  gewissen  Fällen  durch  Recurs  (CassationsGesuch)  an  die  gesetzgebende 
Gewalt,  oder  an  eine  von  ihr  delegiiie  Behörde,  gesetzmäßige  Prüfung  und 
Erledigung  gegründeter  Beschwerden  veranlassen  «). 

a)  PijTTFa's  Lit.  4/0  ff.  5i3  ff.    KlL'bkb's  Lit.  §.  »228  ff.  1277. 

§.  575.  (o%.) 

Regierungssachen.     Justizsachen  des    Regenten.  CompetenxConflicte 
zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden. 

♦ 

I)  Angelegenheiten,  welche  die  Staatsregierung,  insonderheit  die 
Ausübung  unverlcihbai er  lloheiti echte,  umnittelbai -  betreffen  ("Regierung- 
Sachen),  sind  kein  Gegenstand  gerichtlicher  Erörterung  und  Entscheidung  «). 
U)  Jnstizsache  hingegen  ist  es,  wenn  die  Rede  ist  von  Verletzung  wohl- 
erworbener Privatrechte  eines  Staatsgenossen;  namentlich  von  streitiger 
Ausübung  verleih  barer  Regalien,  von  streitigen  persönlichen  oder  dinglichen 
Privatrechten  des  Staates  oder  des  StaatsFiscus,  von  contentiosen  Privat- 
sachen des  Regenten  *)  (§.  339).  Der  Begriff  einer  Justizsache ,  ist  unab- 
hängig von  a41en  übrigen  Verhältnissen  des  Gegenstandes.  Ol)  UeberCom- 
petenzConflicte  zwischen  Justiz  -  und  Verwaltungsbehörden,  entschei- 
det die  höchste  Staatsbehörde,  wenn  nicht  eine  andere  Bestimmung  staats- 
gesetzlich feststeht  c). 

«)  D.  G.  Stmtbew  von  Begierungs-  und  Justizsachen.  Hildesh.  it33.  4.  auch  als 
Anhang,  in  dem  V.  Theil  seiner  rechtl.  Bedenken.  III,  3o4-  Mfvur,  P.  V.  der. 
186.  v.  Büiow's  u.  Hageman*'*  pract.  Erörter.  Bd.  II,  N.  ia.  G.  L.  Ffäre,  die 
Verwaltung  in  ihrem  Verhaltnifs  nur  Justia.  Zwickau  i838.  8. 

i)  Klage  über  verletztes  Priratrccht,  ist  die  einzige  wesentliche  Eigenschaft ,  der 
wahre  Charakter,  wodurch  eine  Sache,  ihrem  Gegenstand  nach,  zu  einer  Juslu- 
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sache  sirh  eignet.  Gdasm't  Handb.  des  gemeinen  Procesaes,  Bd.  EL,  Abh.  XXVI. 
Sthibk*  a.  a.  0.  §.  -  ff.  Wendest,  rechtl.  Bed.  IL  5i8.  Puvbkdobf  T.  II.  obs. 
37.  §.  8.  sq.  v.  Bülow's  u.  HAOEwtss's  pract.  L'rörter.  Bd.  L,  N.  46.  F.  K. 
Gayabd,  welches  sind  Justizsachen  ?  Th.  I.  Nürnb.  1795.  8.  —  \  on  dem  Gericht- 
stand  zwischen  Regenten  und  Unterthanen.  Vergl.  $.  116.  356.  474«  Pütteb's 
Lit.  III.  499.  Rlübkb's  Lit.  1160.  Mivmgehode,  was  ist  Justiz-  und  was  ist 
AdministrativSat  he?  Darmstadt  i835.  8. 
r)  Die  königl.  sächsische  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  4?»  bestimmt  dafür  eine  besondere 
Behörde,  deren  Mitglieder  zur  Hälfte  aus  Mitgliedern  des  obersten  Justizhofes 
bestehen  sollen.  Die  kurhessische  Verfass.  Urk.  r.  i83i,  §.  n3,  gibt  die  Ent- 
scheidung dem  Richter,  nach  Maasgabe  der  Gesetze.  —  Die  S.  atonburgische  v. 
i83i,  §.  4»i  gibt  solche  der  höchsten  S^atsbebörde.  — 

§.  376.  (296.) 
Peinliche  Gerichtbarkeit. 

1)  Die  peinliche  Ge  rieht  bar  hei  t  «)  (Strafrechtspflege,  hohe  oder 
Obergerichtbarheit,  Halsgericht,  Malelizobrigkeit ,  jurisdietto  criminalis 
s.  alta),  die  Strafgerechligkeitspflege  gegen  Verbrecher,  ist  ein  Theil  der 
Justizhoheit  —  in  dieser  Hinsicht  auch  Crimi  n  a  lhoh  ei  t  *)  genannt,  wovon 
§.  366  — ,  da  das  Strafrecht  des  Staates  durch  den  Staatszweck  begründet 
wird.  Ii)  Die  Grenzen  der  hohen  Gerichtbarkeit,  insonderheit  welche 
Straflalle,  als  geringe  Frevel  oder  gemeine  Vergehen,  zu  der  Civil-,  Unter- 
oder Niedergelich  t  bar  keit  (jurisdictio  bassaj  zu  rechnen  seyen,  besimmt  das 
particuläre  Recht  <?).  Aufserdem  pflegt  man  die  peinlichen  Fälle  nach 
der  Ouantitiit  der  Strafen  zu  bestimmen,  indem  man  dahin  alle  Verbrechen 
rechnet,  auf  welche  Lebens-,  Leibes-,  oder  diesen  gleich  geachtete  Strafen 
gesetzt  sind  <0  (poena  in  the^i).  Der  Gegensatz  sind  die  Civil-,  Polizei- 
und  fiscalischen  S tra f f ä  1 1  e  »).  III)  Die  peinliche  Gerichtbarkeit  wird 
oft  zugleich  durch  die  ordentlichen  Civilgerichte ,  mit  Zuziehung  von 
Schuppen  /),  nichtselten  aber  durch  eigene  beständige  Criminalgerichte 
Terwaltet. 

a)  G.  J.  F.  Mkisteb  princ.  juris  crim.  §.8  3—87.  F.  G.  Meisteb's  Abh.  des  peinl. 
Proresses,  Th.  L,  Abschn.  1,  Hauptst.  1.  u.  io— 13.  G.  A.  Rleiüschbod's  Lehre 
von  der  peinl.  Gerichtsbarkeit  und  d.  peinl.  Gerichtsstande ,  mit  Rücksicht  auf 
die  rhein.  BundesActe.  Frankf.  1811.  8.  Ebmdess.  u.  Rleik's  u.  Roxopab's  fort- 
ges.  Archiv  des  Criminalrechts,  Bd.  VU,  St.  3  (1810).  Geschichte  derselben  in 
Teutschland,  in  Rlübeb's  Geschichte  der  Gerichtslehen,  10.  11.  16.  39—47—51. 
55—6i.  64—81.  10».  110.  119. 

*)  Püttsb's  Lit,  III.  §.  1281  ff.    Rlübeb's  Lit.  ,',09  ff. 

0  I<andesgesetze ,  Rechtsgewohnheit,  Vertrage,  Rechtssprüche,  ImmcmorialPrä- 
scription. 

<0  OeisToar's  peinl.  Recht,  EL,  §.  535.     Püttmass  elem.  juris  crim.  §.  698.  sq. 

Dobx's  Commentar  über  d.  peinl.  Recht,  Bd.  n,  §.  i85.    Poeendobf  1.  c.  p. 

»57.   (Roch)  Ueber  Civil-  und  CriminalStrafcn  und  Verbrechen.  Giesen  1785.  8. 

Glücb  a.  a.  O.  %.  193. 
')  E.  F.  Rieib's  peinl  Recht,  $.  43.   Qvuiow  a.  a.  O.  §.  3o,  556,  564. 
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/>  Guten  Alannern,  bonis  hominibus,  erbern,  frumen  Pidericuten*,    r.  Fiukmaci 
über  die  Oeflenüichkcit  und  Mündlichkeit  der  Gerechtigkeitspflegc,  S.  66. 

§"  377.  (297). 
Cent 

I)  Nicht  selten  ist  die  peinliche  Gerichtbarkeit,  mit  oder  ohne  die 
bürgerliche,  Grundobrigkeiten  verliehen  ($.  368  f.),  untergeordnet 
der  Crirainalgewalt  des  Staates.  Seltener  steht  oder  stand  sie  einem  frem- 
den Staat  als  Staatsdienstbark«t  zu  «),  oder  einer  inländischen  Ge- 
richtherrschaft: in  einem  fremden  JurisdictionBezirk  desselben  Staates.  In 
beiden  Fällen,  fuhrt  sie  oft  den  Namen  Cent,  Fraifs,  Fraifslichkeit, 
Fraisch,  fraisliche  oder  malefizische  Obrigkeit  II)  Diese  ist  entweder 
uneingeschränkt  (centena  iilimitata,  omnimoda,  universalis),  oder  ein- 
geschränkt (limitata,  specialis),  z.  B.  auf  die  vier  hohen  Verbrechen  <") 
(hohen  Wrogen,  Rügen  oder  Wände),  oder  auf  geringere  Verbrechen, 
oder  auf  das  Recht  der  Vollziehung  schwerer  peinlicher  Strafen  dy  (Blut- 
bann) oder  auf  die  peinliche  Gerichtbarkeit  mit  Ausschlufs  dieses  Voll- 
ziehungsrechtes Chohe  Gerichtbarkeit  oder  Halsgericht  in  dem  engem  Sinn). 
III)  In  keinem  Kall  ist  die  Staatshoheit  darunter  begriffen  (§.  275). 

a)  VergL  oben  §.  i"?5.  Pütter's  Lit.  1IL  63o  ff.  Rlüber's  Lit.  §.  1391  ft*.  Prrra- 
dokf  1.  c.  p.  i-8.  i83.  160.  Ehtndeu.  animadvers.  h  16.  Escfi.brkcht  de  «er* it. 
juris  publ,  10a.  «38-  a44«  *4°*  *8o.  Westpblu/s  Staatsr.  536.  E^toh's  bürgcrl. 
Rechtsgel.,  H.  §.  4955.  —  Der  Gegensatz  der  Cent,  hcifs  oft  Vogtei  oder  Vog- 
leilicUcU,  Erbgericht,  u.  d.  Beck  a.  unten  a.  O.  34.  400.    Westfhal  a.  a.  O.  538. 

b)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Justizsachcn,  60.  J.  J.  Beck  von  der  Obergericht- 
barkeit,  Centgerichten,  hohen  Malefiz  oder  fraisl.  Obrigkeit  und  Blutbann. 
Nürnb.  1715.  1710.  4-  Von  den  alten  Ontgcri«  hlen,  Wescr's  bess.  Landesge*«  h. 
L  77.  PürmarDonr  de  jurisdict,  p.  656.  Grupex's  Obss.  427*  —  VergL  Rhein. 
Rund,  XXU.339. 

c)  Roch  juris  er  im.  §  639.  J.  P.  Rress  de  variis  jurisdictionis  crim.  generibus, 
c.  3.  obs.  5.  in  Plitt's  analcct.  juris  crim.,  p.  456 

d)  Von  dem  Blutbann,  Pofesdorp  de  jurisdict.  187.  J.  S.  F.  RönutR  ad  Carpzot 
qu.  109.  obs.  11.  Ri.über's  Gesch.  der  Gerichtsjehen,  S.  40.  90.  01.  117.  C  G. 
Ruder  in  praef.  ad  C.  J.  Ekgelbrecht  de  servitutibus  juris  publ.  (1739.4.)  p.  14. sq. 
101.  sq.  H.  A.  Spittt.br  in  Mader's  reichsrUterschaftl.  Magazin ,  I1L  1  ff. 
Ei&rsHtaTt  Stadt-  und  Bürgerrecht,  116.  —  Die  vormaligen  ReicbsBlutbann- 
leben,  waren  nicht  selten  feuda  sine  praedio  concessa.  Möser  von  d.  t»  Reichs- 
ständen,  xs86.   Pötters  Rccbtsf.,  Bd.  U,  Th.  1,  8.  94. 

§.  378.  (29B.) 

■ 

Begnadigung*-,  Abolition*-,  Asylrecht,  u.  si  Bestätigungsrecht.  Kosten 

der  JPcinltchkett.  Ztichth'üusiev. 

I)  Das  Recht  der  Straf  Verwandlung  und  Verminderung,  der 
Begnadigung  a),    der    Niederschlagung   der  Untersuchung*) 
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(Abolition),  tler  Restitution,  und  der  Asyle  (Recht  der  Freiung, 
Freistätte),  bleibt  heut  zu  Tage  der  Staatshoheit  vorbehalten  <*).  IT)  So 
auch  das  Bestätigungsrecht  bei  Todesurtheilen,  •  der  Recurs,  die 
Nichtigkeitbeschwerde,  die  S u pp  1  ica ti on,  die  Berufung  <?)• 
ni)  Die  Kosten  der  Peinlichkeit,  insbesondere  des  Straf  Apparates  /) , 
hat  meist  der  Gerichtherr  zu  tragen.  Von  den  Gerichtuntergebenen  kön- 
nen solche  nur  ans  einem  besondern  Rechtsgrund  ,  ganz  oder  zum  Theil, 
erhoben  werden  ,  z.  B.  das  Hcnkergeld,  Zuchthausbeitrag,  u.  d.  IV)  Hin- 
gegen das  Recht  und  die  Pflicht,  Zuchthäuser  zu  errichten  und  zu  erhal- 
ten, ist,  in  der  Regel,  mit  der  höchsten  Staatspolizei  verbunden  A). 

«)  «Wo  das  Gewissen  losspricht,  wahrend  das  Gesetz  verdammt».  Manuscript 
venu  de  Ste-Helene.  —  Schriften  in  PvttfjTs  Lit.  des  Staatsr.,  ID.  5a i.  Klüber's 
Lit.  $.  1184.  Jos.  Ohmxter  von  dem  Begnadigungsrechte  des  Regenten.  >\ien 
1799.  8*  Ueber  das  Begnadigungsrecht  des  Regenten  und  den  richterlichen 
Ausspruch.  Jena  1802.  8.    v.  Abetik's  constitutionelles  Staatsr.  Bd.  I,  S.  ao5. 

i)  Baier.  Verfaß  Urk.  v.  1818,  VHL  4«  fVürlembergitche ,  1819,  $.  97.  u.  ao5. 
JMdburghaiuuchc,  1818,  §.  53.    Königl.  tückische  v.  i83i,  §.  5a. 

c)  PiJttbr's  Lit.  III.  §.  i»88.   Klübeb's  Lit.  S.  4i3.   Moseb's  Staatsr.  V.  286.  Eben- 

des*,  von  Gnadensachen,  84.  Pfkffirgkr  Vitriar.  illustr.  III.  1254  —  1271.  Da 
Selchow  elem.  juris  puhl,  %.  370.  J.  Th.  B.  Helfrfcht  von  den  Asylen. 
Hof  1801.  4-  —  D>c  Asyle  sind  aufgehoben,  durch  Verordnungen,  in  Ansbach  u. 
Baireuth,  v.  i3.  Mai  u.  4«  Ju°*  l799*  m  Baden  durch  das  vierte  Organisalions- 
Edict  v.  14.  Febr.  i8o3,  §.  i4»  »n  IPürtemberg  durch  Verordnung  v.  28.  Mai 
1804,  im  GH.  Weimar  durch  das  (§.  5i3  angef.)  Geset»  v.  7.  Oct.  i8a3,  §.  10. 

d)  Die  Ausübung  dieser  Rechte  setzt,  in  jedem  Fall,  staatserhebliche  Ursachen 
voraus.  Moser  von  Gnadensachen,  63.  67.  70.  G.  B  Beckmann  diss.  de  aequi- 
tate  privilegii  odiosi  (Goett.  1750),  §.  3,  not.  p.  10.  Ki.lder*s  kl.  jur.  Hiblioth. 
XVII.  90.  Rössic's  Politik,  iq5.  Micul's  Kirchenr.,  §.  5o.  Jos.  Ohmeyeb  v.  d. 
Begnadigungsrechte.  Wien  1799.  8.  Vergl.  Rast's  Rechtslehrc.  S.  206.  Püttfr's 
Lit.  BX  021  ff.  Klüder's  Lit.  §.  1282  ff.  —  Vergl.  oben  §.  i43,  u.  cbendas.  Notca. 

*)  G.  M.  Weber  diss.  de  appellatione  in  causis  criminalibus  (ßamb.  i8o3),  §.  12. 
C.  L.  Haurittel's  Bemerkungen  über  die  Berufung  in  Strafsachen.  Mannh.  1806.8. 
v.  Fecerbach's  Lehrb.  des  peinl.  Rechts,  %.  643  Gökser's  Uandb.  des  Proccssea, 
Bd.  IR,  N.  40. 

/)  Das  Recht,  peinliche  Richtplatte,  Rabenstein,  Galgen  und  Rad,  Schandpfahl  u.  d. 

su  errichten,  und  tu  unterhalten,  ist  mit  der  vollen  peinlichen  Gerichtbarkcit, 

auch  mit  dem  Blutbann  verbunden.     Böhmer  ad  Carfzov.   qu.  109.  obs.  7, 

QviSTORp  a.  a.  O.  II.  §.  788.   Dorr  a.  a.  O.  ü.  §.  3oo.   Jo.  Pacl.  Ehdteh  diss. 

de  symbolica  possessione  jurisdictionis  crim.  Altd.  1712.  4* 
g)  QvtSTORp  a.  a.  O.  §.  566.   J.  F.  G.  Emmerich  über  die  Procefskosten,  Th.  n, 

S.  i35.  140.  i5i  ff.   Pütteb's  Rechuf.  Bd.  LR,  Th.  3,  S.  637.    Ebendess.  Lit.  DI. 

53a.  Rlöber's  Lit.  §.  1294. 
A)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen,  114.  f.  Craxxr's  wetelar.  Nebenst 

Th.  i3,  S.  1.  G.  J.  F.  Meister'«  pract.  Bemerkungen,  I.  34.   Pütteb's  Lit.  III. 

334.  Klcber's  Lit.  J.  1114. 


Klübcr  »  EflVfltl.  R«*t,  4.  Aufl.  •  37 
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§.  379.  («199.) 

Freiwillige  Gerichtbarkeil. 

Nicht  nur  für  gegenwärtige  Streitigkeiten,  sondern  auch  zu  Verhü- 
tung möglicher  Rechtsverletzungen  und  Streitigkeiten,  ist  der  Regent  be- 
rechtigt, Verfugungen  zu  machen;  Verfügungen  für  die  Vollziehungsart 
mancher  Rechtsgeschäfte  unter  obrigkeitlicher  Mitwirkung,  und  für  Vor- 
mundschaften. Die  Befugnifs  zu  der  gesetzlichen  Verfahrungsweise  in  An- 
gelegenheiten dieser  Art,  bald  mit,  bald  ohne  rechtliche  Prüfung  der  Um- 
stände (causae  cognitio),  heifst  freiwillige  Gericht  barkeit  ")  (Gerichtbar- 
keit  in  nicht  streitigen  Sachen,  Rechtspolizei,  Rechtsfürsorge,  jurisdictio 
civilis  voluntaria),  in  dem  Gegensatz  der  contentiosen.  Meist  ist  sie  den 
ordentlichen  Civilgerichten  übertragen  Doch  sind  zu  Verwaltung  der 
Obervormundschaft  <•)  (tutela  regia,  sublimis,  suprema),  hie  und  da 
eigene  Behörden,  Pupillen-,  Tutelar-  oder  WaisenColIegien«  oder  Deputa- 
tionen, bestellt1').  So  auch  für  das  Hypothekenwesen.  Aus  dem 
Recht  der  Obervormundschaft ,  iliefst  die  Befugnifs  des  Staatsoberhauptes, 
den  Mangel  der  in  Rechtsgeschäften  gesetzmäßig  erforderlichen  Ein- 
willigung der  Pflegbefohlenen  und  derjenigen,  welche  widerrechtlich  ihre 
Einwilligung  versagen,  ihrem  und  des  Staats  Interesse  gemäß* ,  durch  Staats- 
einwilligung zu  ersetzen  O  (potestas  suppletoria). 

«)  C  G.  HormAsw  diss.  de  originc  jurisdictionis  voluntariae,  ex  prineipiis  jurisprud. 
rom.  et  usu  Gertnaniac.  Francof.  1737.  Hofacrk  urinr.  juris,  civ.  ID.  §.  4*06 
Glcch's  Erläutcr.  der  Pandeeten,  III.  §.  ig3  f.  J.  Glaproth  von  freiwill.  Ge- 
richtshand lungen.  Götr.  1789.  8.  (v.  TRi/nscHi.rR's)  Anweis,  tu  Abfass.  recht!. 
Aufsatse,  insonderheit  über  Handl.  der  willkührl.  Gerichtbarkeit.  Th.  L  u.  II. 
Leipx.  1783.  1784.  8  Vierte  Au6.  1801.  Fünfte  1817.  8.  Göhkxr's  Handb.  de* 
Processes,  Kd.  II,  Nura.  XXVI,  J.  10  u.  ix.  Kbcli/s  Prüfungen  einzelner  TbcUe 
des  bürgert.  Rechtes.  Bd.  I  (180a),  Nutn.  1.  J.  P.  y.  Sfnsbcro  über  die  Ver- 
waltung der  willkührlulien  Gerichtsbarkeit.  Garlsr.  1811.  8. 

i)  Vvnsnonr  de  jurisdict.  Germ.  p.  Ertsi/b  praxis  aurea,  c.  10.  obs.  1.  — 

Einer  der  nichtigsten  Gegenstände,  ist  das  Depositen-,  Credit-  und  Hypothekenwesen. 
Fischer*  Cameral-  u.  Poli«eirecht,  10.  3i-.  365  u.  368. 

«)  S.  F.  W  n.LPiiBCRo  de  supremo  orpbanorum  tutore.  Gedan.  1713,  und  in  dessen 
Exerc.  D.  37^.  J.  G.  Hfiseccius  de  suprema  prineipum  magistratuumque  tu- 
tela. Hai.  1730.  und  in  dessen  Oper.  LT.  "i3. 

d)  Selchow  elem.  juris  germ.  privM  §.  5o4. 

#)  Vergl.  J.  Cph.  Bretea  diss.  de  poteatate  Augustissimi  suppletoria.   Tub.  177».  4. 
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XI.  CAPITEL, 
Polizei    ftC  walk 


Begriff. 

In  den  Staatsbefugnissen  liegt  die  Pol  i zeige w alt  «),  das  Becht  der 
besondern  Sorge  für  Sicherheit,  für  bürgerliche  Ordnung,  Cultur  und 
Wohlstand  der  Staatsgenossen,  aufserhalb  der  zu  andern  besondern  Hoheit- 
rechten  gehörigen  Falle  *).  Die  Polizei  (noXittla),  sich  beziehend  auf 
alle  Zweige  der  Staatsregierung,  ist  von  eben  so  grofsem  Umfang,  als 
Ein  flu fs  auf  den  Staatszwech  nnd  das  Wohlseyn  der  Staatsgenossen  «). 
Innerhalb  gehöriger,  hauptsächlich  durch  das  Daseyn  wohlgeordneter  Rechts- 
pflege bezeichneter  Schranken,  nnd  unter  selbständiger,  weiser  und  men- 
schenfreundlicher Aufsicht,  ist  sie  eine  wohlthätige  öffentliche  Ordnungs- 
Anstalt  *0. 

«)  Schriften  in  PCttfV«  Lit.  IIL  535  ff.  Klciirr's  Lit.  §.  1197  ff.  C.  G.  Rössm's 
Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik.  Th.  I  u.  H.  Leipz.  1801.  8.  (auch  Chem- 
nitz 1812.  8  )  Traile  de  la  police,  par  M.  Delaxare.  Edit.  a  Amttcrd.  1729. 
4  Vol.  Fol.  Dictionnaire  univcrsel  de  police,  par;M.  desEssARTg.  Paris  1786— 
179a  8  Vol.  4  Dictionnaire  de  police,  par  Alietz.  Paris  i8ao.  4  Vol.  8. 
J.  J.  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen.  Frankf.  u.  Leipz.  i?-3.  4- 
Jo.  IIecxaio«  inilia  juris  poliliae  Germanorum.  Norimb.  1757.  8.  J.  C.  C.  Hü- 
digkr's  s)  Steina t  Theorie  der  Kamcral Wissenschaften.  Halle  1777.  8.  Ebcndcst. 
Anfangsgr.  der  allgem.  Staatslehre,  mit  einem  Lehrbegriff  der  ökonomischen 
Polizei.  Halle  1795.  8.  v.  Jcsti's  Polizeiwissenschaft.  3.  Ausg.  r.  J.  Bechmass 
Gott.  1-81.  8.  <J.  G.  Rössio's  Lehrb.  der  Polizciwissenschaft.  Jena  i786.  J.  H. 
Jtso's  Lehrb.  der  StaatsPolizeiwissenschaft.  Leipz.  1788.  A.  Niema.nn's  Grundsätze 
der  Staatswirthsthaft.  Th.  I.  Altona  1790.  8.  r.  Sohsewfels  Grundsätze  der 
Handlung,  Polizei  und  Finanz.  Siebente  verb.  Aufl.  Bd.  I.  Wien  1804.  b.  H. 
Brrsen's  Versuch  eiues  Grundrisses  der  reinen  und  angewandten  Staatslehre, 
Abth.  II.  Erl.  1799.  8.  G.  H.  v.  Bfro's  Handb.  des  tcutschen  Poltze}  recht«. 
Hannov.  Th.  I.  u.  II.  1799.  Aufl.  180a.)  III.  1800.  (a.  Aufl.  i8o3.)  IV.  1804. 
V.  1806.  VI.  Bd.,  l,  1806.  Bd.  1  u.  3.  1808.  VH.  1809.  8.  (Th.  V— VH,  auch  unter 
dem  Titel:  Sammlung  tcutscher  Polizeigesetze).  Bottb's  Leitfaden  der  Einwohner- 
Ordnungslehre.  Landshut.  180-.  8.  Butte's  Versuch  der  Begründung  eines 
neuen  Systems  der  Polizeiwisscnsthaft.  Th.  I.  u.  IL  Landsh.  1807  u.  1808.  8. 
3.  P.  H ahl 's  Handb.  der  Polizeiwissenschaft.  Erl.  1808.  8.  Ebendess.  Handb.  der 
KriegsPolisctwisscnschaft  (SicherheitPolizci  während  eines  Kriegs).  Th.  I.  u.  II. 
Erl.  1811.  8.  J.  A.  D.  HÖcVs  Grundlinien  der  Polizciwissenschaft.  Niirnb. 
»809.  8.  G.  HEtiRicr»  Grundzüge  zu  einer  Theorie  der  Polizeiwisscnschafr. 
Lüneb.  1808.  8.  Nachtrag  dazu:  ebendas.  1810.  8.  F.  A.  Pfas wenrerg's  Handb. 
des  königl.  sächs.  Polizeirechts  Leipz.  Th.  L  181  i.  8.  A  new  svstein  of  police; 
b)  H.  A.  Mvhrwkthkr.  Lond.  1817  8.  Carl  v.  Salza  u.  Lh  iitknai's  Handb.  des 
Polizeiret  htes,  mit  besond.  Rücksicht  auf  das  Könige  Sachsen.    Leipz.  i8a5. 

37* 
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i  Bände.  8.  .  Repertorium  der  Polizeigesetze  und  Verordnungen  in  den  König). 
Preußischen  Staaten.    Herausgegeben  v.  W.  G.  von  der  Heide.   Tb.  I-  u.  D 
Magdeb.  1819.  Th.  ED.  Ebendas.  1820.  Tb.  IV.  Berl.  1811.  8.    Dr.  F.   H.  U*w- 
witter's  Encyclopädie  der  Polizeiwissenschaft,  oder  Inbegriff  der  vorKugliebsten 
in  Deutschland  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Vorschriften  über 
polizeigegeustände ,  in  Form  eines  Wörterbuchs.  i83«.  8.    Dr.  Robbbt  Mon't 
(Prof.  zu  Tübingen)  Polizeiwisscnschaft,  nach  den  Grundsätzen  des  Rechtsstaates, 
a  Bände.  Tüb.  i83«.  u.  i833  8.    R.  Morl,  System  der  Präventiv justis  oder 
Rechtspolizei.  Tüb.  i835.  8. 
*)  Logikalische  Verzweiflung,  über  einen  untadclbaften  Gattungsbegriff  der  Polizei 
Letseb.  Spec.  684.  medit.  34.  sq.   Nbtteibiadt's  Samml.  hl.  jurist.  Abband!. 
(1792.  8.),  S.  i57-    v.  Zwieble«*»  Beiträge,  I.  95.  DL  91.   Schlözeb*«  StaaUge 
lahrth.  I.  a5.    Hüoo's  jur.  Encycl.  $.  146.  —  Sammlungen  und  literarische  So 
tizen  von  dem  Begriff:  Besser  a.  a.  O.  IL  §.  319.    Hartlebsr  in  der  Justiz-  u. 
Polizeifama,  i8o3,  Bd.  II.    v.  Berg  a.  a.  O.  I.  4  ff.  u.  IV  19  ff.    v.  Dans  in 
den  Blättern  Tür  Polizei  und  Kultur,  i8o3 ,  St.  7.  S.  5-6.    Lötz  a.  uote«  a.  O- 
S.  18—37.   v.  Zascer  a.  unten  a.  O.  S.  8— 11.    Hesrici  a.  a.  O.,  S.  1—68.  81 
u.  141.   AUgem.Kameralcorrespondent,  1808,  Num.61.  Sc  hebe's  allgem.  Archiv 
der  GesundbcitaPolizei,  Bd.  I,  S.  44. 

c)  J.  F.  E.  Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der  Staatspolisei- 
gewalt.  Hildburgb.  1807.  8.  Ueber  das  Princip,  die  Grenzen  und  den  Lmfang 
der  Polizei.  Leipz.  1808.  8.  Fmmfbmks»  über  Polizei,  ihren  vollständigen  Bf 
griff  und  ihr  eigenthüml.  Verfahren.  Dillenb.  1811.8.  C.  G.  Rössio's  Politik. 
211  ff.  Niemarr  a.  a.  O.  I.  11  ff.  38—47-  Delaware  a.  a.  O.  I.4.  Hec»arr  L  c. 
§.  44.  W.  J.  Behr's  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I,  Heft  1 
(Nürnb.  181».  8.),  Num.  II.  Habtleben's  allgem.  Justiz-  u.  PolizciBIätter,  Sept. 
1811,  Num.  101.  Ueber  Begriff  und  Wesen  der  Polizei;  in  L.  Gervais  kleben 
Mittheilungen  a.  dem  staat.swissenschaftl.  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  181a.  8.\  S.  n5 
—  i43.  v.  Abetib's  constitutionclles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  177  ff.  —  Wie  über- 
haupt in  dem  Regieren,  also  gibt  es  auch  in  Absicht  auf  die  Thätigkeit  der 
Polizei,  ein  Zuviel.  J.  L.  Schwarz  System  der  unvernünftigen  Polisei.  Basel 
1797.  8.  Von  dem  Mißbrauch  der  FrcmdenPoliiei ,  s.  Hiüber's  Uebersicht  der 
diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  i3o,  Note  *. 

d)  Dienerin  der  aufsehenden  Gewalt  (§.  358),  soll  die  Polizei  so  viel  möglich,  nur 
negativ  handeln,  folglich  befehlen  so  wenig  als  möglich.  Vielheit  der  Poluei- 
gesetze,  ReglementärLust,  würde  dem  Zweck  dieser  Anstalt  widerstreben. 

§•  581,  (301.) 
Haupt  gegenstände  der  Staatspolizei. 

Die  Staatspolizei,  entgegengesetzt  der  Pri vatCon vention»! 
Polizei  für  Privatgesellschaften,  hat  zwei  Hauptgegenstände  «):  Sicher- 
heit und  Wohlfahrt  oder  Vervollkommnung  der  Staatsgenossen.  Die 
SicherheitPolizei*)  dient  wider  Rechtsverletzungen  und  schädliche 
Ereignisse,  die  von  der  Natur  oder  sonst  veranlafst  werden  c).  Die  Be- 
Kimmung  der  Wohlfahrt-  oder  VervollkommnungsPolizei  ist,  Erlangung 
und  Erhöhung  des  physischen,  sittlichen  und  geistigen  Gesellschaftwohls. 
Die  erste  ist  StaatsP olizei  in  dem  eugern  Sinn,  wegen  ihrer  unmit- 
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te Ibaren  Beziehung  auf  den  Staatszweck :  die  andere  ist  Staatsgesell- 
s chaftPolizei,  wegen  ihres  mittelbaren  Verhältnisses  zu  dem  Staatszweck, 
und  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das  Wohl  der  allgemeinen  Gesell- 
schaft der  Einwohner  in  dem  Staat  (des  gemeinen  Wesens  oder  der  Ge- 
satnmtheit  der  Landeseinwohner),  wobei  der  Regent  indirect,  als  Ueberneh- 
mer  der  GescllschaftDirection,  zu  handeln  befugt  und  verllichtet  ist 

a)  Die  Schriftsteller  weichen  in  der  Abtheilung  der  Polir.ci  sehr  ab.  Einige  unter- 
scheiden Sicherheit-,  Vormundschaft-,  Gesundheit-,  Grenz-,  Bcvölkeruags- ,  Ge- 
werb- uud  Handlung*. ,  Strafsen-  und  Fluß-,  Jagd-  und  ForstPolizei ,  u.  d.  m. 
Vergl.  Note  d. 

4)  Noch  in  dem  XVI.  Jahrhundert,  auf  dem  teutschen  Reichstag  Rumorsachen, 
der  Polizeidircctor  Rumormeister  genannt. 

c)  Diese  Art  der  Polizei  ist  entweder  öffentliche ,  oder  geheime,  diese  auch  allge- 
meine oder  hohe  (police  generale  ou  haute)  genannt.  —  In  Absicht  auf  das 
Passwesen,  zeichnen  sich  die  preufsischen  PaßPolixeigesetze  von  1817,  vor  allen 
andern  aus,  durch  Vielheit  und  Ausführlichkeit  der  Bestimmungen;  in  v.  Reis- 
witz u.  HorrmAss's  Repcrtorium  der  europ.  PafsPolizcigesetze  (2  Theile,  Berlin 
1821.  8.)  Th.  n,  S.  67—188,  besonders  das  allgem.  PafsEdict  v.  22.  Juli  181-,  in 
der  preufs.  Gesetzsamml.,  1817,  S.  i5i — 162.  Beispiel  ostreichischer  Paßstrenge, 
in  R.  Franz  L  polit.  Gesetzen  u.  Verordn,  Bd.  48,  S.  71.  —  Zu  dem  mißlichen 
Versuch  der  Allwissenheit,  wird  die  geheime  Polizei  da  verleitet,  wo  man  sich 
nichts  Gutes  bewufsl  ist.  Sic  errichtet  ein  geheimes  Rundschaft-  und  Angeberei- 
System,  und  bedient  sich  da  nicht  selten  der  unsittlichsten  Erforschungsmitteb 
unter  andern  der  Entweihung  des  Briefgeheimnisses  (§.  444),  der  Bestechung 
der  Hausgenossen,  der  so  genannten  Lockspione  (agens  provocateur^) ,  und 
während  sie  rechtliche  Leute  plagt,  haben  Schurken  freies  Spiel.  Die  berüch- 
tigte venetianische  Staatslnquisition,  deren  Statuten  vom  16.  Juni  i454  datirt  sind, 
hat  der  Graf  Darv  durch  eine  nähere  geschichtl,  Darstellung  entlarvt,  aus  den 
handschriftlichen  Quellen  in  dem  unter  Napoleon  nach  Paris  gebrachten  Archiv 
von  Venedig.  Histoire  de  la  republique  de  Venise,  par  P.  Daru.  Vol.  I— VO. 
Paris  18  ..  bis  1810.  8.  Man  s.  auch  Gervais  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  114  f.  Haupt- 
quellen, aus  denen  jene  Polizei  schöpft,  sind  die  Berichte  ihrer  Spione,  wozu 
in  der  Regel  nur  die  verworfensten  Menschen  aus  allen  Ständen  sich  gebrauchen 
lassen.  Daher  betrachtet  man,  nach  dem  Mi  fsbrauch,  jenes  Institut  vielfältig  als 
eine  «erkünstelte  Ausgeburt  der  eingerissenen  Regierungssucht  und  des  Hanges 
zur  Despotie».  Staaten  mit  stellvertretender  Verfassung,  sind  dem  Mißbrauch 
der  Polizei  weniger  ausgesetzt  als  andere.  Gervais  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  i3«  ff,  C.  F. 
\V.  Graveix  über  höhere,  geheime  und  Sicherheitspolizei.  Ilmenau  1820.  8. 
v.  Arstih  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  187.  M£moires  de  Vinoc^.  Paris  1829.  8  vol.  8. 
Supplement  au  Mem.  de  Vidocq.  Paris  i83o.  2  vol.  8.  Mcinoircs  d'un  forcat, 
ou  Vidocq  devoile.  Paris  1829.  3  vol.  8.  Auh  dem  Leben  und  den  Memoiren 
eines  ehemal.  GaleerenSclavcn  (Vidocq).  Stuttg.  1827.  8  Theile.  8.  Livre  noir 
de  MM.  Dxlavau  et  Fra&chet.  Paris  i82o>  4  vol.  8.  Teutsch:  Das  schwarze 
Buch  etc.  Stuttg.  1829.  3  Bde.  8.  La  police  devoilee;  par  M.  Froäekt.  Paris 
1829.  3  vol.  8.  Die  entschleierte  Polizei.  Stuttg.  2  Tb.  8.  La  haute  police,  ou 
police  d'etat  sous  lc  regime  constkutionnel;  par  M.  cTAubignosc,  ex-directeur  ge- 
neral  de  la  police  a  Hambnurg.  Paris  i83i.  8.  —  In  dem  französischen  Budget 
von  1824»  waren  für  geheime  Ausgaben  der  allgemeinen  Polizei  3%  Millionen 
Francs  angesetzt.  —  Von  der  geheimen  Polizei,  auch  in  der  Allgem.  Polizei« 
und  Justizfama,  Mai  1806,  Num.  07—59.  Bcherzigungen  vor  dem  wiener  Con- 
grefs  (1814.  8.),  S.  17—29.   Die  allgemeine  (geheime)  Polizei  des  französische« 
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Reic  hs  unter  Napoleon ;  in  den  Depeches  et  lettre«  interceptees  etc.  Premiere 
Partie.  Au  mois  de  fevrier  1814,  u.  in  e.  Auszug  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  Jahrg. 
1814,  St.  3,  S.  36i  ff.;  St.  4,  S.  76  ff.  Von  derselben  s.  auch  Delacxat  di 
Boisäxucas,  in  der  Minerva,  April  181 5,  S.  55—97.  Vergl.  auch,  die  entlarvte 
hohe  und  geheime  Polizei  des  zerstörten  Königreichs  Westphalen.  1814.  8.  — 
Geheime  Polizeischrift,  in  Hi.vbfb's  Bryptographik,  S.  29«. 
d)  VergL  IUst's  Bechtslehre,  186.  C.  ScMi.ö«ra*s  StaaUgelahrthcit,  18  ff.  F.  W. 
Eähfiixa»,  die  Staatspolizei,  in  Beziehung  auf  den  Zweck  der  Staaten  und 
seine  Behörden.  Wiesbaden  1819.  8.  —  Für  die  Tcrschiedenen  Gegenstände 
der  Polucithatigheit,  wählen  Andere  die  Eintheilung  in  Zwang-  u.  //«//Polir.eL 
Lötz  a.  a.  O.  89  f.  Oder  in  Sicherheit  und  Volllcommcnkeäf?o\\ze\.  Hkkrici  a.  a. 
O.,  S.  »9-  f.  Dawider  v.  Ahetin  a.  a.  O-,  S.  18t.  —  In  anderer  Hinsicht,  un- 
terscheidet man  Personal'  und  EigenthumFoMzci. 

§•  382.  (302). 

Mtheüungen  der  tVohlfaJirt  Polizei. 

Die  Wohlfahrt-  oder  S taa tsgesel IschaftPolizei,  hat  drei 
Abtheilungen:  1)  Bevölkerungs-  und  Gesund  heitPo  lizei,  zu  Ver- 
mehrung und  Erhaltung  der  Einwohner,  und  zu  Abwehrung  der  physischen 
Hindernisse  ihres  Wohlseyns  <»),  2)  Die  Sitten-,  Erzieh ungs-  und. 
UnterrichtPolizei,  zu  Beförderung  der  sittlichen,  geistigen  und  arti- 
stischen Cultur  3)  Gewerb-  nnd  IndustriePolizei  (Polizei  der 
StaatsNationalYYirthschafO,  zu  Erleichterung  und  Vermehrung  der  Erwerb- 
mittel. Dahin  gehurt:  die  ökonomische  Polizei,  zu  Beförderung  aller 
hervorbringenden  Gewerbe  ')  (Polizei  der  Landwirtschaft  oder  TJrProduc- 
tion);  die  ManufacturPolizei,  zu  Beförderung  aller  Terarbeitenden  oder 
formgebenden  Gewerbe  (Polizei  der  Fabriken,  Manufacturen  und  Hand- 
werke, oder  der  industriellen  Production) ;  die  HandlungsPolizci,  zu  Be- 
förderung des  Umsatzes  und  Vertriebs  der  einheimischen  und  verarbeite- 
ten Erzeugnisse,  und  zu  Leitung  der  Lieferung  fremder  Waaren,  zu  dem 
gemeinen  Besten. 

a)  Staatsanwälten  für  Gesundheitpflege,  Behörden  u.  Beamte,  Vorkehrungen  wider 
Seuchen,  Ilungersnoth  u.  d.  —  Frucht-  oder  Getreidesperre.  Vergl.  137.  A. 
B.Nicolai  Grundrifs  einer  SanitätsPolizei.  Berlin  i835.  8.  Ueber  die  MnCsregebi 
der  BevölkerungsPolizei  s.  Mobstadt  im  «Nationalökonomen».  Mannheim  »834. 
Bd.  B.  S.  9%',.  ff. 

b)  G.  H.  Atmfr  diss.  de  S.  R.  I.  principe  politiam  circa  studia  et  commercia  civium 
rite  adornante.  Gött.  i~45.  Helmann's  Geist  der  Gesetze  der  Teutschen,  64  £ 

c)  3.  P.  Fbajw's  System  der  landwirtschaftlichen  Polinei.  Th.  I— ID.  Lpz.  1789  u. 
1-91.  8.    Schlözkr'j»  Staatsgelahrlh.  Th.  I,  S.  19  f. 

§.  583.  (303.) 
Politische  und  geographische  Abtheilung  der  Polizei. 

I)  Die  höchste,  hohe  oder  höhere  Staatspolizei  (Polizeihoheit, 
OberPolizei,  jus  politiae  sublimisj,  ist  überall  dem  Sou verain  vorbehalten, 
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die  niedere  oder  untergeordnete  (Polizeigerechtigkeit,  UnterPolizei,  jus 
politiae  (subordinatae  oft  Grundobrigkeiten,  Standes-  oder  Grundherren, 
auch  städtischen  Corporationen  «),  bleibend  verliehen,  sonst  aber,  in  der 
Regel,  Staatsbeamten  von  dem  Regenten  unmittelbar  zur  Verwaltung  über- 
tragen. II)  Die  Staatspolizei  erstreckt  sich  bald  über  das  ganze  Staats- 
gebiet (allgemeine),  bald  nur  über  einen  Theil  desselben  (particu- 
läre),  z.  B.  Provinzial-,  Kreis-,  Departement-,  Bezirk-  oder  DistrictPolizei, 
Standesherrschaft-  und  AratPolizei,  Stadt-,  Dorf-  oder  OrtPolizei,  u.  d 
III)  Viele  Gegenstände  gehören  der  StaatsPolizei  ausschliefsend  (priva- 
tive) an:  andere  schlagen  zugleich,  mehr  oder  weniger,  in  andere  Hoheit- 
rechte ein  (cumulative,  vermischte),  z.  R.  in  die  CriminalPolizei,  welche 
die  Wirksamkeit  der  Criminalgewalt  unterstützt,  KirchenPolizei,  Rechts- 
Polizei  (§.  379\  u.  a.  IV)  Was  von  Polizeigegenständen,  ohne  Nachtheil 
des  Ganzen,  den  Gemeinden  und  andern  Gesellschaften  im  Staat 
uberlassen  seyn  kann,  sollte  nie  in  den  unmittelbaren  Kreis  der  Staatspolizei 
gezogen  werden. 

a)  J.  D.  Nkttelbladt's  erste  Gründe  von  dein  Polizeirechtc  mittelbarer  Städte;  in  des- 
aen  Sammlung  kleiner  jurist.  Abband I.  (i-on).  Num.  VII.  Metics,  P.  I.  dec.  55. 
Moser  a.  a.  O.  5.  Stkigvb  u.  v.  Bfbg  über  d.  Unterschied  in  weben  hohtr  u.  nie- 
derer Polizei;  in  d.  Rhein.  Bund,  L  78  ff.  V.  n3.  »19.  VI.  38o.  X.  aa— 3o.  XVI 
69.  XIX.  47. 

4)  Wkbzb's  Haodb.  der  Staat«  wirthsch. ,  Th.  I,  S.  76  f.  Warna'»  königl.  aacks. 
Staatar.,  Bd.  II,  $.  170—176. 

« 

§.  384.  (304.) 
Polizeigesetze  und  Verfugungen. 

I)  Die  höhere  PolizeiGesetzgebung  «),  ist  Sache  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  Einzelue  Verfügungen ,  zumal  provisorische  ,  zu  er- 
lassen, gehurt  meist  zu  der  Befugnifs  der  provinzialen  und  localen  Polizei- 
Behörden..  II)  Gewöhnlich  sind  Städte  c)  und  andere  Corporationen 
Standes-  und  Grundherren,  denen  die  niedere  Polizei  verliehen  ist,  befugt, 
innerhalb  der  Grenzen  ihres  Geschäftkreises,  PolizeiVerordnungen  von  be- 
stimmter Art  zu  erlassen,  insonderheit  solche  vorschreibende  und  vollziehende, 
welche,  zumal  in  eilenden  Fällen,  der  Zweck  ihres  obrigkeitlichen  Berufs 
unzweifelhaft  gebietet. 

a)  v.  Duo  a.  a.  O.  Th.  I,  Buch  I,  Abscbn.  5.  Mosan  a.  a.  O.  S.  11  ff.  Hkdxiitv 
1.  c.  §.  37.  —  Den  älteren  Polizeiordnungen  wurden,  da  man  unter  der  Landes - 
polizei  die  ganze  Staataregierung  begriff,  oft  Gesetze  über  Gegenstände  des  Pn- 
vatr echtes  eingemischt.    Smxchow  dem.  juris  germ.,  §.  49-    Rüsde's  L  Priratr. 

4Ö«  —  Verzeichnisse  von  Polizeiordnungen ,  bei  Hr.intAifr»  I.  e.  10— 44«  u.  in 
J    B.  Hoffzh's  Beiträgen  zudem  Polizeirecht  (1761.8.),  i33 — «01.  Sammlungen: 
J.  H.  L.  ßKRores  Samml.  teuischcr  Landesgesetze,  welche  das  Polizei- und  Cameral- 
weaen  zum  Gegenstande  haben.  Th  I— IX.  Gött.  1-81-179«.  4-  Ehendcst 
»ei-  und  Cameral Magazin.  Th.  1—9.  Frkf.  a.  M.  1767—  74  u.  neues  P.  und  C. 
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Magazin.  Tb.  i.  u.  a.  Leipz.  »775.  1776.  4«  Berg  «•  *•  O.  Th.  V  u.  VL  (Auch 
unter  dem  Titel:  Sammlung  teutscher  Polizeigesetze.)  C  H.  L.  W.  Spilleb's 
v.  Mitterberg  Sammlung  neuerer  Polizeigesetzc.  Cob.  1793«  4*  A.  H.  Hornix's 
Magazin  der  Polizei  u.  iunern  Staatswirthschaft.  Hamb.  u.  Mainz.  1.  u.  *.  lieft. 
1804.  8.  Th.  K.  Harteerek's  allgem.  Justiz-  u.  Polizeifama.  Tüb.  (zeit  i8o3). 
Ebendess.  Allgem.  Polizeiblätter  Tüb.  1808.  Grumb's  u.  Habteebbn's  allgem. 
Archiv  für  Sicherheit«-  und  Armenpflege.  A.  Niexavk's  Blätter  für  Polizei  und 
Kultur.  Tüb.  (seit  1802)  8.  Baierische  PolizeiOrganisationsEdicte  u.  Instructio- 
nen von  1808,  in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  u.  im  Auszug  in  Hoch'*  angef.  Grund- 
linien, S.  in  ff. 

6)  L.  H.  Jacob's  Grundsätze  der  Polixeigcsctzgcbung  und  der  Polizei  Anstalten, 
a  Bände.  Halle  1809.8.  Scheidk*aktel  a.  a.  O.  IL  69  f.  Hecxakk  1.  c.  §.  38.  Ficht**» 
Grundlage  des  Katurrcchtes,  IL  144.  Titt*a5s's  Strafrechtswisscnschaft,  $.  11.  Hv- 
ffxa>d's  Beiträge,  II.  14.  Lötz  a.  a.  O.  S.  4©  ff.  Anders,  v.Bkbg  a.  a.  O.  Li  5. — 
Benutzung  der  Intelligenzblättcr  zu  Polizeiverfügungen.  —  Von  der  Concur- 
renz  der  Landstände  bei  der  Polizeigeselzgebung,  oben  §.  aa4  ff«  u.  Mosxa  a.  a. 

0.  §.  7.    v.  Bero's  Bcchtsfälle,  Th.  III,  Num.  4. 

c)  Biccii  s  von  Stadtgesetzen,  II.382 — 4°2  Nettblbeadt  a.  a.  O.  LztSERSpec.  8.m.i. 
"Wehn her  P.  IX.  obs.  »44-  Strcbkh's  Ncbenst.  I.  477«  Schbeibeb  diss.  infra  cit., 
Sect.  n.  §.  4. 

<0  Hevmahtt  1.  c.  §.  4<>*  Ebtex's  praxis  aurca,  c.  11.  obs.  3.  —  Von  der  Dorf-  und 
Gemeindeherrschaft,  s.  oben  §.  370. 

§.    585.  (305.) 
Insbesondere  der  SicherheitsPolizei.    Polixeiyerbrec/ien  und  Strafen. 

Es  ist  Pflicht  der  Sicherheitpolizei,  durch  Gesetze  und  Anstalten 
auf  Erschwerung  der  Verbrechen,  Entdeckung  der  Verbrecher,  Vermeidung 
solcher  Gelegenheiten,  und  Unterlassung  solcher  Handlungen  hinzuarbeiten, 
die  leicht  zu  Rechtsverletzungen  führen.  Handlungen,  welche  blofs  durch 
Polizeigesetzc  bei  Strafe  verboten  sind,  heifsen  Polizei  Vergehen ,  und 
die  von  der  Polizei,  den  Gesetzen  und  Vorschriften  geraäfs,  zu  verfugen- 
den Strafen,  Polizeistrafen  «). 

*  * 

a)  Mci>t  Geldstrafen,  öffentliche  Arbeit,  Arrest,  rivateüchtigung,  auch  wohl  Aus- 
stellung, Zucht-  und  Arhcithaus.    Scheidehaktel  a.  a.  O.  TL  67.  69.  Hecxabs 

1.  c.  3oo.  J.  £.  F.  Lötz  über  öffentliche  Arbeitshäuser.  Hildburgh.  1810.  8. — 
Von  Erlassung  der  Polizeistrafen.  Bössig  a.  a.  O.  a»3.  —  Man  unterscheidet. 
Civil-  und  Polizcivergelun  und  CriminalPerbrechen.  Vergl.  Lötz  a.  a.  O.  S.  56,  Note- 

§♦  386*  (306.) 

Grenzen  der  Potizeigewalt. 

I)  Natürliche  Freiheit  und  wohlerworbene  Rechte  der  Ein- 
wohner, sind  einer  Einschränkung,  durch  Gebot  oder  Verbot  der  Polizei- 
gewalt, nur  soweit  unterworfen,  als  bei  der  SicherheitPolizei  der  Staats- 
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ein 


zweck,  bei  der  WohlfahrtPolizei  die  im  Voraus,  oder  gleichzeitig  ertheilte, 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Einwilligung  der  StaatsgesellschaftGe- 
nossen  es  gestattet  II)  Unter  gewissen  Umständen,  kann  bei  Polizei- 
Verfügungen  Pflicht  zur  Entschäd 

i§unS»  6e8en  Einzelnen  eintre- 
ten DI)  Alle  Einwohner,  auch  temporäre  Unterthanen  c),  sind  den 
Staats-  und  LocalPolizeigesetzen  unterworfen.  Berufung  auf  den  privile- 
girten  Gerichtstand,  findet  in  Polizeisachen  nicht  Statt  IV)  Ein- 
griffe der  Polizei  in  andere  Hoheitrechte,  sind  rechtwidrig  «)• 

a)  VergL  Lötz  a.  a.  O.  85  ff.   Ueber  das  Princip  u.  s.  w.  (*.  oben  §.  38a,  Note  c). 

b)  Scbkidemahtel  ,  IL  68.  N»uiu.tii  1.  infra  cit.  obs.  14.  sqq.  PüFEsnoar,  T.  I« 
obs.  i33. 

c)  Moskb's  nacbbarl.  Staatsr.  si. 

i)  t.  Zasgzv,  wird  in  Polizeisachen  auf  einen  vorzüglichen  Geriehtstand  gesehen? 

Giefsen  1794.  8.    Klüukh's  kl.  jur.  Bibl.  XXVI.  si5.   v.  Hokxxthm.  1.  c.  %.  111. 

u.  p.  Vzttm's  Unterr.  von  der  Polizei  (1753),  47°-  477«     T«  -Jwsti's  Polir.ei- 

wissenschaft  (Gott.  178a),  366.    Booms?  in  Siebeuhces  Beitr.  I.  118.  Korr'* 

Nachr.  t.  hess.  Gerichten,  II.  44.   BinruD  1.  c.  L  101. 
•)  Buxrax»  Ul  10s.   Vergl.  unten,  V  39»  £ 

§•  387.  307.) 

Polizeibehörden. 

Zu  Verwaltung  der  Polizei,  werden  eigene  Polizeibehörden  an- 
geordnet, centrale,  provinciale  und  locale,  höhere  und  niedere;  PolizeiMini- 
ster,  PolizeiCollegien,  Magistrate,  Landräthe,  Intendanten,  Directoren  «),  Be- 
amte, Assessoren,  Polizeimeister,  Rott-  oder  Quartiermeister,  Strassen-  oder 
Polizei  Ausreiter,  Polizeidiener.  Bisweilen  sind,  für  die  Ortpolizei  in  Städ- 
ten, eigene  PolizeiCommissionen  oder  Deputationen  6)  aus  mehrern 
LocalBehorden  znsammengesetzt,  uni  alle  Stände  und  Einwohner  einem  ge- 
meinschaftlichen PolizeiForum  zu  unterwerfen,  weil  Einheit  des  Willens, 
Leichtigkeit  in  der  Ausführung,  die  Seele  guter  Polizei  ist  «).  Nicht  selten 
ist  die  höhere  Polizei  einer  höhern  LandesAdministrativBehörde,  die  niedere 
irgend  einer  LocalBehörde,  z.  B.  dem  Stadtmagistrat,  Justiz-  und  Kammer- 
amt, Gerichthalter,  Dorfschultheisen,  u.  d.  mit  übertragen 

«)  Von  dem  ehemaligen  pariser  Lieutenant-grneral  de  police,  *•  Dzlaxark,  L  taa.i86. 

*)  Von  Dresden,  s.  Scvxizdir'&  «ficht.  Polizei verfass.  I.  668  ff.  Von  Berlin,  s.  Cor- 
pus Constit.  Marchicar.,  Cont  IL  55.  V.  11s.  —  SxlcvoW  elem.  juris,  gerra.  prir. 
5.  3o4.  n.  4.  WnxzBRAHD  von  den  Pflichten  einer  städtischen  Polizei.  1760.  foL 

e)  J.  B.  Scswazz  angef.  System  (oben  §.  38o,  Note  c). 

d)  (J.  F.  Vbttm's)  Gedanken  ron  Einrichtung  eines  PolizeiCollegü.  Frankf.  und 
Leipz.  1748.  Hzoäa^s  h  c.  §.  291  sq.  t.  Justi's  Polizerwisaensch.  O.  $.  661  £ 
▼.  Houvthai  1.  c  5-  uo.  sqq.  Bzaoic»  PolizeiMagasin,  VIT.  94. 
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Polizeirecht.    PoUieigerichtbarkeit.  Verfahren. 

I)  Das  Polizeirecht,  unterschieden  von  der  Polizei  wissenschart, 
einem  Haupttheit  der  Caraeralwissenschaften,  ist  der  Inbegriff  der  gesetzlich 
feststehenden  Polizeibestimmungen  «).  II)  Zu  Untersuchung,  Beurthcüuog, 
und  Ahndung  polizeiwidriger  Handlungen,  auch  unaufgefordert,  ist  die 
Polizeigerichtbarkeit  bestimmt  *)j  wefshalb  bisweilen  die  aufsehenden 
und  verwaltenden  Polizeibehörden  von  den  richtenden  getrennt  sind 
III)  Summarische,  oft  schleunige  Erörterung  und  Vollziehung,  mit 
practischer  Gewandheit,  Menschenkenntnifs,  Consequenz  und  Energie,  Ver- 
meidung unnützer  Förmlichkeiten,  zumal  in  geringfügigen,  oder  dringenden 
Sachen,  ist  dem  Zweck  der  Polizei  gemäfs. 

«)  Hbumabb  1.  c.  §.  6.  F.  C.  J.  Fischeb's  Lehrbegriff  «ämmtlicher  KameraU  und 
Polizcirccbte.  Th.  I.  II.  Ol.  Frf.  a.  d.  Oder  i>85.  1786.  8.  v.  Bhig  a.  a.  O.  Tb. 
IV,  Abtli.  L  A.  F.  Schott's  jur.  Enrycl %.  106.  G.  H.  Stochbaoseb  de  srien- 
tiarum  cameralium  linibus  regundis.  —  Dawider  s.  Gösbeb's  teutseb.  Staatsr., 
V  3i8,  Nole  a.   Hesbici  a.  a.  O.,  S.  i33  ff. 

b)  Vergl.  jedoch  Lot/,  a.  a.  O.  S.  54  ff.  —  Wertheimiscbe  PolizciGericbtsordnung, 
in  HorFXH's  Bcitr.  I.  io3  Rhein.  Bund,  L.  107. 

c)  Vergl.  E.  F.  Kulknhamp  über  die  gerichü.  Polizei,  und  das  Verfahren  der  Mu 
nictpalCorrectionsTribunalc;  nach  franz.  u.  westphäl.  Gesetzen.  Braiuucbweig 
1810.  8. 

t 

§.  589.  (3ogj 

Verhältnis*  der  PoUteigewaU  tu  der  JusthgewaU. 

Ist  das  Verhältnifs  der  Polizeigewalt  zu  der  Justiz gewalt  «)  durch 
positive  Gesetze  anders  nicht  bestimmt*),  so  ist  I)  Einmischung  des 
Richters  unzulässig,  in  eigentlichen  Polizeisachen,  sofern  blofs  vou  Nutk- 
wendigkeit  oder  Zweckmäßigkeit  polizeilicher  Anordnungen  die  Rede  i»t, 
der  Gegenstand  sey  mehr  oder  weniger  erheblich  *■).  II)  Blofs  er  Wi- 
derspruch eines  Unterthans,  und  dessen  Einrede  gegen  Zweck  und 
Mittel,  kann  die  Polizeieigenschaft  einer  Sache  nicht  ändern. 

«)  Schriften  davon,  auch  von  dem  Unterschied  der  Regierung«-  oder  AdminUtraü* 
Sachen,  insonderheit  der  Polizeisachen,  von  Justizsachen,  in  Pütt»'s  Lit.  III. 
545.  Klvokr'i  Lit.  $.  i3o5.  G.  C.  Scebkibeb  (eigentlich  T.  J.  RjtijniJLar«)  di*s. 
de  causarum  politiae  et  earum,  quae  juslitiae  dicuntur,  confiictu  et  differeiina- 
Goett.  1739.  ScniDHAirrsi.  a.  a.  O.  O.  65  f.  Horxbthai.  L  c.  §.  1*4  *<I9>  ^ut 
in,i  gerichtl.  Process,  L  i34  ff.  Rbjwhabth  ad  Christin,  vol.  H,  ob*.  o,  et 
99.  Ebgbxbbkcht,  obs.  5.  Lbtsbb  Sp.  634.  m-  «5-  Hombbx  ob*.  60a.  Cbuwo* 
Wetzlar.  Nebenst,  Th.  1,  S.  88;  Th.  1,  S.  88;  Tb.  35,  S.  i43;  Th.  44,  S-  109. 
Stbsbeb's  Unterr.  von  Regier,  u.  Justizsachen,  c.  1  %.  7.  c.  4*  S  r.  B»> 
a.  a«  O.  Th.  I,  Buch  s,  Abschn.  4,  S.  i3i  ff.  Lots  a.  a.  O.  S.  16  f.  5©  ff.  Hv^ 
Biot  a.  *.  O.,  S.  n5.  ff-    Malblabc's  Anlait.  zur  Kenntnifs  der  t.  Reich*-  und 
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ProviiizialGericbts-  und  Kansleiverfassung  und  Praxi»,  Th.  IV,  §.  67,  S.  a68— 
a~5.  Gösssa's  Handb.  des  geineinen  Processi»,  Bd.  II,  Nuin.  XXVI.  Wider 
diesen,  s.  W.  J.  Behr's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  II,  Heft  1 
(Nürnb.  181«.  8.),  Mum.  1. 

a)  Wie  in  der  preuss.  Constitution  v.  ib.  Apr.  1715,  in  Mtin  C.  C.  Marehic.  T.IL 
P.  1.  p.  563.    Hohexthal  1.  c.  §.  u8. 

c)  Selchow  clem.  juris  publ.  germ,  §.  »79.  Anders,  Putte»  instit.  juris  pubi. 
germ„  §.  334. 

§♦  590-  (3iQ.) 

Fortsetzung. 

III)  Das  Wesentliche  des  Unterschiedes  zwischen  Jnstiz-  nnd  Po- 
lice isachen,  liegt  darin,  dafs  jene  das  unmittelbare  Interesse  einzelner 
Unterthanen,  diese  auch  das  unmittelbare  Interesse  des  Staates,  oder  der  all- 
gemeinen Gesellschaft  der  Einwohner  in  dem  Staat  (§.  38 1)  angehen. 
IV)  Es  kann  daher  d iesel be  r Sache,  in  verschiedener  Beziehung,  Justiz» 
und  Polizeisache  seyn  auch  aus  einer  Polizeisache  in  Justizsache  sich 
verwandeln  (§.391).  V)  In  dem  Fall  unvermeidlicher  Collision  zwischen 
Privat-  und  dringendem  Staatsinteresse,  wird  in  einer  vermischten 
Sache,  der  Arm  des  Richters  durch  die  Regierung  zuweilen  gelähmt  *); 
doch  Entschädigung  vorbehalten,  für  den,  der  um  des  gemeinen  Besten 
willen  leidet  (§.  386). 

•)  Scheide*  aktfi.  a.  a.  O.  IL  63.  65.  Allgemeine  deutsche  Biblioth.  Bd.  79,  St.  s, 
S.  599.  —  Die  Entscheidung  der  Vorfrage,  über  die  Justiz-,  oder  PotiziiEigen- 
schnfl  einer  Sache,  gebührt  in  zweifelhaften  Fallen  dem  Richter.  Nkvbats  l  c. 
obs.  »5.  Ceameh's  wealar.  Nebenst.  L  88.  Sthvukn  a.  a.  O.  61.  Meviüs  P.  L 
dec.  4*'  —  Die  Prävention,  quasi  in  re  mixti  fori,  behauptet  Hohmsl,  obs.  5oi. 
Heg.  a.  Graf  v.  Blöke,  über  den  Organismus  der  Staatsverwaltung,  insbeson- 
dere über  die  Trennung  der  richterlichen  und  der  administrativen  Gewalt. 
Hamb.  i83i.  8.  —  Im  Zweifel,  ist  eine  Sache  für  Jtutixtache  r.u  ballen. 
Hom*el  1.  c.  Reg.  1. 

b)  Neurath  1.  c.  ob».  «5.  Stbübbn,  V.  Bd,  273.  Ebtndtu.  Unterricht,  §.  i5. 

§♦  391.  Ol  1.) 

S  c   h   l   u   s  s. 

Yl)  Zu  gerichtlicher  Erörterung  qualificirt  sich  eine  Polizeisache, 
wenn  sie  durch  die  vorgebrachte  Einrede  einer  Rechtsverletzung,  oder 
durch  Klage  über  Verletzung  wohlerworbener  Rechte,  durch  Anfechtung 
eines  Polizeigesetzes  aus  dem  Grund  wohlerworbener  Rechte,  durch  Klage 
über  unrichtige  Anwendung  der  Polizeigesetze,  über  Verstofs  einer  Polizei- 
behörde gegen  unzweifelhafte  Bestimmung  der  Gesetze,  oder  U  eberschrei  tu  ng 
der  Amtgewait,  oder  durch  gerichtlich  verfolgte  Befugnisse*  eines  Dritten, 
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in  Justizsache  sich  verwandelt  hat  <*),  Doch  hat  dieses,  in  Absicht  auf 
den  PolizeiPunct,  iu  der  Regel,  nur  devolutive  Wirkung  *).  VII)  Daher 
findet  auch  in  Polizeisachen ,  weder  Appellation,  noch  ein  andere* 
suspensives  Rechtsmittel,  gegen  die  Verfügungen  oder  das  Verfahren 
der  Polizei  Statt  «);  doch  Beschwerde,  und  selbst  gerichtliche  Klage,  wenn 
die  Sache,  wie  vorhin  erwähnt,  zu  dem  Rechtsweg  geeignet  ist 

«)  Püttbb  1.  c.  Schreibeb  diss.  cit.  Sect.  III.  i.  3.  Vergl.  den  Auszug  aus  einem 
reichskammergerichtlichen  SenatProtocoll ,  in  Bebgstbässeb's  Briefen  über  das 
Studium  eines  Practicanten  am  R.  Kammergericht  (1788.  8.)»  S.  78  f.  Preuss. 
Verordn.  wegen  rerbess.  Einriebt,  der  ProrinualPolicei-  und  Finansbehördcn, 
r.  16.  Dee.  1808,  §.  a8  <t  in  der  Gesetzsamml.  v.  1817,  S.  »83.  Kurtäeks.  Be- 
fehl 16.  Jan.  1794,  in  dem  Cod.  August.,  Cont  H.  T.  I.  p.  56g.  J.  F.  A.  C 
Neurath  diss.  de  cognitione  et  potestate  judiciaria,  in  causis-  quae  politiae  no- 
mine veniunt  (Erlang.  1780.  4«  rec  Wetsl.  1791.),  obs.  3.  sqq.  ao,  ai.  *3.  »5. 
t.  Zwiebleis's  Beitr.,  IL  00.  Gössebs  Handb.  des  Proeesses,  O.  40*  GaotHtAif's 
Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens,  §.  71.  —  Von  dem  Perfahren  in  dergleichen 
Sachen,  Neurath  1.  c.  §.  7. 

*)  Püttbb  1.  c.  Neurath  1.  c.  §.  1.  not.  1. 

c)  Heuxato  1.  c  433.  Neubatk  L  c.  obs.  1.  et  a.  v.  ZwiERiEnr's  Beiträge,  DL  109. 
Ehendest.  vermischte  Briefe,  i45.  Rxuss  Staatskanalei,  XXVDX  89.  r.  Zasgu 
a.  a.  O.  S.  19  ff.  Ixah.  Weber  diss.  de  appellatione  irregulari,  ut  et  de  eo  quod 
jus  tum  Tel  injustum  est  circa  appellat.  in  causis  politiae  (Gicss.  1725.),  Sect.  H. 
p.  a3.  Chr.  Tbuxbach  diss.  de  non  reeipienda  appellatione  in  causis  politiae. 
Marb,  1763.  4.  Paröraie:  in  Polizeisachen  gilt  keine  Appellation.  Hehtics  pa- 
roem.  38.,  in  s.  Opusc.  toI.  DL  Eiseithabt's  Grunds,  teutscher  Rechte  in  Sprich- 
wörtern, 5io.  —  Andere  halten  Polizeisacben  nicht  schlechthin  für  inappellabel. 
Mevyus,  P.  Dl.  dec.  i54.  Selchow  1.  c.  Wbstfhai.'s  t.  Staatsr.  356.  Schweiber 
1.  c.  Sect.  SI.  §.  6.  —  Ist  eine  Sache  schon  gerichtlich  verhandelt  worden,  so 
kann  die  Appellation ,  unter  dem  Vorwand  einer  PolnciEigenschaft  derselben 
nicht  gehindert  werden.  Decissiones  Hasso-Cass.  DL  63a.  Craxee's  wetsiar. 
Nebgnst^  L  88.   Neurath  1.  c.  obs.  aa.  —  Schriften  in  H&ubeb's  Lit.  §.  ia3i. 

d)  Auch  kann  nur  in  diesem  Fall,  Beschwerde  über  Justisverweigerung  bei  der 
Bundes Yersammlung  Statt  haben.   Vergl.  §.  169. 


§♦  592*  (312.) 
Insonderheit  zu  der  CrünmaUjewalt- 

Die  Polizeigewalt  unterstützt  die  Criminalgewalt,  mittelbar  durch 
Beförderung  der  geistigen  und  sittlichen  Cultur,  unmittelbar  durch  Sicher- 
hettAnstalten ,  zu  Verhütung  der  Verbrechen,  auch  zu  schleuniger  Ent- 
deckung nnd  Herbeischaffung  der  Uebelthäter.  Beide  unterscheiden  sich, 
in  Hinsicht  auf  Gegenstände,  Wirkungsart,  Mittel  zu  ihren  Zwecken,  An- 
wendung dieser  Mittel,  und  Verfahrungsweise  «). 

a)  Schkidkmaktkl  a.  a.  O.  DL  66.  Pancr.  Jos.  Haus  diss.  de  potestatis  polititiae  et 
criminalis  nexu  et  differentia,  praeeipue  in  causis  criminalibus,  plena  criminis 
probatione  deficiente,  vel  poena  legali  ad  securitatem  reip.  haud  sufficiente. 
"Wirceb.  1799.  4-  Vergl.  auch  Lots  a.  a.  O.  8.  63  fL  —  Unterschied  swische« 
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der  auftehtnden  u.  Polizeigewalt,  ebenda«.  S.  78  ff.  —  Der,  theoretisch  vielleicht 
nie  ganx  zu  beendigende,  Streit  über  das  Verhältnifg  zwischen  CriminaUustiz 
und  Polizei,  ist  in  Frankreich,  wie  ehedem  auch  in  dem  Königreich  Westphalen, 
praettsch  geschlichtet  durch  ein  Hülfmittel  der  neuen  Gesetzgebung,  durch  die 
Comcuottj-  oder  Zuchtpotitti.  Vergl.  Kolerhaxp,  angef.  oben  $.  388.  K.  west- 
pbaL  Gesetze  ▼.  1800  u.  1810,  in  dem  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  West- 
phalie,  1809,  N°.  44,  und  1810,  N°.  «3.  Code  de  procedure,  criminelle  et 
correctionnelle,  du  royaume  de  Westphatie.   Cassel,  1809. 


XU.    C  A  P  I  T  E  L. 
Finanz  hoheit 

§♦  393»  (313.) 
Ueberhaupt. 
Begriff  und  Bestimmung  der  Finanzhoheit.    Recht  tu  der  Finanz. 
Verwaltung.    Staatsauflagen,  unterschieden  von  Lehn-  u.  Patrimonial- 


I)  Das  Staatseinkommen,  gröfstentheils  ein  Theil  des  NationalEin- 
kommens  «) ,  fliefst  aus  Sachen ,  Rechten  und  Diensten  *).  II)  Der  Inbe- 
griff der  Staatsbefugnisse  auf  zweckmäßige  Festsetzung,  Vertheilung,  Er- 
hebung, Verwaltung  und  Verwendung  des  Staatseinkommens,  heifst  Finanz- 
hoheit <?)  (Cameralhoheit  ^),  Staatsökonomie-  oder  Staatswirthachaft- 
Hoheit  *),  (potestas  cameralis).  III)  Die  Nation  mufs  jährlich  aufbringen, 
was  die  Staatsanstalt  noth wendig  kostet,  so  weit  die  Kosten  aus  andern 
rechtmäsigen  Finanzquellen,  namentlich  aus  Domänen  (§.  33a),  nicht  er- 
langt werden  können.  Mehr  darf  dem  Nationalvermögen  durch  Auibgen 
nicht  entzogen  werden;  denn  diese  sind  nur  ein  nothwendiges  Mittel  zu 
Erreichung  desjenigen  Zweckes,  wefshalb  die  Menschen  in  bürgerlicher  Ge- 
sellschart leben.  IV  )  Aus  jener  Pflicht  entspringt  das  Recht  des  Staates, 
die  Finanzverwaltung  anzuordnen  (jus  ordinandi  et  administrandi  ae- 
rarium  reip.),  und  die  Staatsauflagen,  ordentliche  und  aufserordentliche, 
>u  bestimmen  (Recht  der  Staatsaullagen  oder  Staatslasten,  jus  onerun)  s. 
tributorum  reip.,  jus  collectandi,  droit  d'irapöt).  V)  Die  öffentlichen 
oder  Staatsabgaben,  auch  obrigkeitliche  genannt,  sind  wesentlich  unter- 
schieden von  Abgaben,  welche  vermöge  der  Lehnherrlichkeit  und  der 
PatrimonialHerr lichkett  erhoben  werden.  Diese  sind  privatrechtlich, 
und  heifsen  theils  Lehnabgaben/),  theils  Patrimonial-,  auch  gut- 
oder  grnndherrliche  Abgaben«-)  (§.  44,  3o5  d,  3aa  b).  VI)  ;Zu 
den  obrigkeitlichen  oder  Staatsabgaben  im  weitern  Sinn,  gehören  nicht 
°ur  die  Steuern  aller  Art,  sondern  auch  alle  anderen  Abgaben,  wozu 
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die  Staatshoheit  berechtigt,  die  also  vermöge  eines  (eigenen,  oder  ver- 
liehenen) Regierungsrechtes  erhoben  werden  A). 

m)  F.  C  Ft loa  über  NationalEinkommen.  Tub.  i8o5.  8.   Bössio's  Politik,  8.  »a3. 

—  Die  Quellen  des  NatwnalEinkommtm  sind:   Ackerbau,  Manufactur,  Handel. 

—  StaatsunrtkschaßSystenu :     i)   das  physiokratische  (ökonomische,  landwirt- 
schaftliche oder  AgriculturSjstcm) ;    a)  das  Industrie-  (Merkantil*  oder  Handels- 
und Fabrik-)  System;    3)  das  Oekonomie-  Iudustrie-System  (von  Aoajb  Skiyh); 
4)  das  System  der  natürlichen  Freiheit  aller  Gewerbe  und  der  gleichen  Ver- 
keilung aller  Staatsräten.    Vergl.  von  den  verschiedenen  Systemen,  C  D.  Voss 
Handb.  d.  allgem.  Staatswissensch.,  in  d.  3.  Th.  (1^98.  8.)    A.  F.  Lüdeb  über 
Nationallnduatrie  und  Staatswissenschaft.  Th.  I.  II.  HI.  Herl.  1800—1804.  8.  De« 
syslemes  d'economie  politique;  par  Ch.  Ganilb,  T.  L  et  TL  Paris  1809.  8-  — 
Hauptwerke  sind:  Inquiry  into  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  nations- 
Bv  Adam  Sxith.  a  vol.  Lond.  itt4-  DL  edit,  3  vol.  ibid.  1799.   Basil.  1801. 
4  vol.  in  8.    Neue  Ausg.  von  PiAtrAia,  mit  4  grofsen  HandelsCharten  u.  vielen 
Anmerk.  London  i8o5.  TeuUck  übers,  v.  Gabvs  u.  Döbbik*,  in  4  Bänden.  Bresl. 
1799.  Dritte  Aufl.  Berl.  1810.  3  Bände  8.    Französisch  übers.,  mit  vielen  Zu- 
sätzen v.  Gramm  Gabtubb.  Paris  1802.  5  Bande  8.    Tcutsche  Auszüge  daraus 
v.  G.  Sartostcss  Göft.  1806,  u.  F.  v.  CöLtv,  Berl.  181a.    Ca.  v.  Schlözfb's  An- 
fangsgründe der  Staatswirthschaft.  Biga   i8o5 — 1807.  8.    An  inquiry  into  the 
nature  and  origin  of  public  wealth  and  into  the  causes  of  its  increase.    By  ibe 
Earl  of  Laodsbdale.  Edinb.  »804.  8.  Teutsch  übers.  Berl.  1808.8.  Henri  Storch, 
cours  d'economie  politique.  St.  Petersb.  i8i5.  6  vol.  8.  Nouv.  edit.  augm.  de 
Kotes  explicative*  ou  critiques,  par  J.  B.  Say.  Paris  i8a3.  4  v°l*  8.  Teutsch: 
nach  der  ersten  Aufl.,  unter  folg.  Titel:  H.  STonca's  Handb.  der  National Wirtb- 
schaftslehre»  Aus  d.  Frans,  mit  Zusätzen  v.  K.  H.  Bau.  3  Bände.  Hamb.  1819  8. 
B.  H.  Bak's  Zusätze  tu  Storch's  Cours  d'economie  politique.    Aus  der  t.  Ue- 
bersetzung  besonders  abgedruckt.  Hamb.  i8a8.  8.    Simonde  de  Sisxokdi  nou- 
veaux  principe*  d'economie  politique.   T.  I.  et  H.  Paris  1819.  8.    (Nach  Sxrra's 
System.)  T.  B.  Malthos,  the  principles  of  political  Economy.  Lond.  i8ao.  8.  A 
new  Edition,  corrected  and  enlargcd.  Ibid.  i8ao.  8.    Traduit  en  francais,  par 
Co5Stahtio.  Paris  1820.  8.    Dav.  Bicaboo,  on  the  Principles  of  political  Eco- 
nomy and  Taxation.    A  third  Edition,  corrected.  Lond.  i8ao.  8.    Auch  teutsch : 
D.  Bicardo's  Grundsätze  der  polit.  Oeconoinic,  oder  der  Staalswirtbsch.  und 
der  Besteuerung.    Nebst  Erläut.  u.  krit.  Anmerk.  v.  J.  B.  Say.    Aus  d.  Engl, 
und  in  Beziehung  auf  die  Anmerk.  aus  dem  Frans.,  von  G.  A.  Schmidt.  Weimar 
i8ta.  8.    Die  Staatswirthschaft  nach  Naturgesetzen.  Leipx.  1819.  8.    J.  F.  E. 
Lötz  Handb.  der  Staatswirthschaftlchre.  Bd.  I— BX  Erl.  i8ai  u.  i8»a.  8.  —  An- 
dere Lehr-  und  Handbücher  über  Staatswirthschaft,  sind   oben  §.  i3.  Note  h, 
genannt.  —  v  Cakcbib's  Welt-  und  NationalBcichthum  u.  Staatswirthschaft. 
München  18a  1.  8.    N.  F.  Cababd's  Grundsätze  der  polit.  Oekonomie.    Aus  dem 
sftrans.  v.  J.  Volk.  Augsb.  i8a3.  8.   Dbstutt-Tbacy,  traite  d'economie  politique. 
Par»  i8a3.  8.   Mich.  Aoazziki,  la  science  d'economie  politique.  Paris  i8a3.  8. 
M.  Gahilh  cssai  sur  le  revenu  public  des  peupfes  de  l'antiquite,  du  moyen-age 
et  des  siecles  modernes.  Paris,  a°  edit.  i8a3   a  vol.  8.     Ebendess.  dictionnaire 
analytique  d'economie  politique.  Paris  i8a6.  8.  J.  Mill's  Elemente  der  Nation al- 
Oekonomie.  Aus  d.  Englischen  von  A.  L.  v.  Jabob,  mit  Zusätzen  von  Staatsr. 
v.  Jabob.  Halle  i8«4.  8.    K.  H.  L.  Pölitz  Volkswirtschaftslehre,  Staatswirth- 
schaitslehre ,  Fiuanzwtssenschaft    und  Polizeiwissenschaft;    als  zweiter  Theil 
von  dessen  Staatswirthschaftcn.  Lcipz.  i8a4-  a-  Aufl.  1847.  8.    J.B.  Mac-Cclloch, 
the  principles  of  politual  Economy.  Edinburg  i8a3.  8.  Teutsch  v.  G  IM.  v.  Wt- 
ebb.  München  i83o.  8.  n.  Stuttgart  i83a.  8.   Notions  d'economie  politique;  par 
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M.lecom.te  d*H.  (d*HAvrawvi).  Pari«  i8*5.  »•  Mit  1846.8.  J.  B.  8at,  catechitmo 

sur  1'economic  politique.  Mit.  Paris  1811.  8.  3«  Mit  1826.  n.  Ebendess. 
Tratte  d'economie  politique.  Paris,  4*  **»  t  i8n5.  4  vol.  8.  5*  Mit.  augmentee 
d'un  vol.  Paris  18a-».  3  vol.  8.  Teutsrh,  narh  der  5.  Aufl.  mit  Anmerk.  von  K. 
E.  Mörstadt.  Heidelb.  i83o.  8.  Ebendess.  Cours  romplet  d'iconomie  politique 
pratique.  Paris  1818  et  1819.  6  vol.  8.  Teutsrh  (Vollständ.  Handb.  der  pract. 
Nah'onalOekonomie)  vonJ.  von  Ti.  (Tbeobald).  Stuttg.  1829  u.  i83o.  6  Bände  8. 
Eine  abgekürzte  UeberseU.  v.  F.  A.  Rüdkb.  Leipz.  1819.  6  Bände  8.  Cabbion- 
Nisas,  prin<ipes  d'economie  polit.  Paris  i8«4  8.  Fbasblih,  mclangcs  de  mo- 
rale  et  d'economie  politique.  Traduit  de  langlai*.  Paris  18a*».  «•  edit.  ibid.  eod.8. 
K.  H.  Rads  Lchrb.  der  polit.  Oekonomie.  1  Bände.  Heidelb.  1817  u.  1818.  Bd. 
L,  1.  Aufl.  i833.  8.  3  Bd.  (Finanzwissenschaft)  1.  Hälfte.  i83i.  Eisblbn's  Handb. 
des  Systems  der  Staatswissenschaft.  Breslau  i8a8.  8.  Jos.  Dboz,  economic  po- 
litique. Paris  1819.  8.  A-  F.  Rikdbl's  Nationalökonomie.  Bd.  I  Berlin  i838.  8. 
—  Für  die  Geschichte  der  Wissenschaft  der  national-  und  staatswissenschaft!. 
Oekonomie :  Essai  sur  l'histoire  de  Teconomic  politique  des  peuples  modernes 
jusqu'au  commencement  de  l'annee  1817.  Paris  et  Londres  1818.  1  vol.  8.  Dis- 
cours sur  Tor igine,  les  objets  particuliers  et  l'importance  de  Teronomie  politique. 
Traduit  de  l'anglais,  par  G.  Pbkvost.  Paris  i8a5.  8.  Job.  Schök  (Prof.  r.u  Bres- 
lau), neue  Untersuchung  der  NationalOekonomie  u.  der  natürl.  Volkswirtbschafts- 
Ordnung.  Stutig.  i836.  gr.  8. 

A)  Jedem  Unter than  weiset  der  Herrscher  seinen  Reihedienst  an.  Wenn  die  Dienste- 
mit  Geld  vergütet  werden,  fordert  er  Abgaben  (engl.,  er  taxirt,  übt  die  Taxen» 
oder  Taxirhoheit)»  Schi.özbb's  Staatsgrlahrlh.  I.  «3.  101.  —  Die  Quellen  des 
StootfEiiikommcns  finden  Einige  in  Fonds  (liegenden  Gründen  und  GeldCapitalen), 
und  in  Beiträgen  von  dem  reinen  Einkommen  der  Bürger.  G.  Sabtobivs  Handb. 
der  Staatswirthsch.  Berlin  1796.  8.,  %.  99.  Andere  in  Arbeitlohn,  Capitalgewinn 
und  Landrente.  Lavdk«d.\lk  a.  a.  O.  u.  Lu'dkr  in  s.  Nationallndustrie  (1808), 
\.  38i.  Noch  Andere  theils  in  dem  StaatsvcrmSgen,  theils  in  so  genannten  lu- 
crativen  Hegalien,  insbesondere  Steuern. 

«)  Andere  nehmen  das  fremdartige,  für  sich  bestehende  Facb  der  Poliseigewalt ,  in 
den  Begriff  der  Finanzhoheit  auf.  Andere  unterscheiden  Finanz-  u.  Cameral- 
hobeit  C.  G.  Rössig's  Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik,  Th.  L  u.  II. 
Leipz.  180a.  8.  J.  W.  Piacidcs  Literatur,  der  Staatslehre.,  Abth.  L  Strasb. 
1798.  "8.  C  D.  Voss  Eiul.  in  die  Gesch.  u.  Literatur  der  Staatswissenschaft, 
Th.  L  u.  n.  Leipz.  1800.  u.  1801.  8.  (oder  des  oben  angef.  Handbuchs  V.  und 
VI.  Th.) 

d)  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  des  Namens  Cameratwissenschaften.  Scblözkb 
a.  a.  O.  I.  »3.  »6.  Niräasji's  Grunds,  der  Staatawirthscb.,  L  »3.  17.  J.  C.  Bö- 
digeb's  systemat.  Theorie  der  Kameralwissenscbaftcn.  Halle  177?.  8.  Sonderbare 
Definition,  in  J.  H.  K.  Börnbb's  sämmil.  Hamcralwissensi  haften  (Halle  1773.  8.), 
S.  189.  —  Staatswirtluchujt  im  weitern  Sinn,  begreift  NationalOekonomie,  Staats. 
Finanz-  und  Polizeiwissenscbaft  unter  sich. 

#)  Sc  Hit  dkm  an  trl 's  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  11.  319. 

/)  Z.  B.  Lehnzins  (census  feudalis),  Lehndienstgeld,  Laudemtum. 

g)  Z.  B.  Grund-  oder  Bodenzinse  (Zinse,  census,  nicht  Zinsen,  nämlich  Capital* 
Zinsen,  usurae),  Renten,  Gülten,  Handlohn,  Bekenntnifsgelder,  manche  Zehnten, 
Frohnablösungs-,  Dienst-  oder  ReluitionsGelder  (§.  $(>8  b),  Bannrechte,  auch 
die  aus  ehemaliger  Leibeigenschaft  herrührenden  Abgaben,  z.  R.  Resthaupt,  Ge- 
wandtheil, Bedemund  oder  HeurathConsensgeld ,  maritagium.  Eigzbbbodt  über 
die  Natur  der  Bedeabgaben.  Giefscn  1816.  8.  Ablösung  solcher  Eigentumrechte 
beruht,  in  der  Regel,  auf  Uebereinkunft  der  Beteiligten.  Gezwungene,  aus 
Gründen  des  öffentlieben  Wohls,  setzl  den  Fall  des  äußersten  Rechts  und  die 
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Bedingung^  »einer  Anwendung  (§.  55i  u.  f.)  voraus.  Ueber  die  Pflicht  xu  EnV 
Schädigung  bei  gebotener  Zehntablösung;  in  dem  I/esperus  v.  «4  u.  ff.  Mai  i&ii 
M.  8.  Zachariä,  der  Kampf  des  Grundeigenthums  gegen  die  Grund  berrlicbkeü, 
dargestellt  und  beurtheilt.  Heidelb.  i83».  8.    Badisches  Geseta  wegen  Ablösung 
der  Herrenfrohnen,  von  i83«.    Desgl.  wegen  Ablösung  der  Zehnten,  von  18H 
Kurhessisches  Gesetz,  v.  i3.  Juni  i83»,  betr.  die  Ablösung  der  Grundzins«,  Zehn 
ten,  Dienste  u.  a.  Rcallasten.    SachsenCot/toMcA*  Verordn.  v.  t.  Jan.  i83a,  betr. 
die  Ablösung  der  Hutben  und  Triften  und  über  die  Beaömmerung  der  Bricht 
in  Alex.  MüllmTs  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  isp. 
Bäuerische.  Verordn.  ».Juni  i83»,  betr.  die  Fixirung  und  Ablösung  des  Handlofcoj 
und  anderer  umständigen  BesitxvcränderungsGefalle  des  Staates;  in  d.  baifr. 
Regier.Blatt  vom       Juni  i83s. 
A)  Sowohl  Sportein,  aU  auch  GerichtStrafgelder ,  die  Poliseiabgabcn  und  Polizei 
Strafgelder,  die  FiscalGcfällc ,  die  Reccptiona-,  Schutt-,  Concessions-,  Recog- 
nitions-  und  DispensationsGclder. 

§♦  394.  014.) 

StaatsFinanzverwaÜung. 

I)  Das  Staatseinkommen,  soweit  es  aus  dem  NationalEinkommen  (liefst, 
muPs,  in  dem  Verhältnifs  zu  diesem,  so  bestimmt  und  bebandelt  werden, 
dafs  ein  Gleichgewicht  entsteht  zwischen  rechtmäsiger  Einnahme  und 
nothwendiger  Ausgabe  des  Staates.  Wegen  dieser  wesentlichen  Bedingung 
seiner  Erhaltung  und  seines  Wohlstandes,  ist,  in  einer  weisen  StaatsOrgani- 
sation,  die  StaatsFinanz  Verwaltung  weder  ein  isolirter  Appendix 
noch  die  Magd  der  übrigen  Verwaltungszweige  «),  sondern  wahrer  Mittel- 
punet  der  ganzen  Staatsverwaltung  Das  Recht,  dieselbe  anzuordnen, 
ist  daher  eines  der  wichtigsten  Hoheitrechte,  die  Aufgabe,  eine  der  schwer- 
sten, die  Handhabung  das  allernoth wendigste.  II)  In  der  Finanzverwaltung 
wird  die  Masse  des  Staatseinkommens,  nach  Verschiedenheit  des  Grundes 
seiner  Erhebung,  des  Zwecks  oder  der  Verwendung,  in  verschiedene  Ab- 
theilungen getrennt,  z.  B.  SteuerFonds ,  Kammer-  und  Domänen  Fond*, 
Polizei-  oder  VerwaltungsFonds ,  KriegsFonds,  u.  d.  DI)  Das  gesammte 
Staatseinkommen  läfst  sich  nach  folgenden  Rubriken  ordnen:  Ein- 
nahme ans  i)  Steuern,  a)  directen,  b)  indirecten,  a)  Regalien,  3)  Domänen, 
4)  verschiedenen  Quellen.  IV)  Die  Staatsausgaben  kann  man  classüv 
ciren,  wie  folgt:  i)  CivilListe  oder  Bedurfnisse  des  Regentenhauses  and 
des  Hofstaates;  s)  Landstande  oder  Stande  Versammlung ;  3)  Staatsrath, 
StaatsSecretariat ,  Staats-  oder  geheimes  Cabinet  und  Hauptarchiv;  4)  Ge- 
schäftzweige der  Ministerien,  a)  der  Justiz,  b)  des  Innern,  c)  der  Finanzen, 
d)  des  Culrus  und  des  öffentlichen  Unterrichtes,  e)  des  Kriegswesens,  f)  der 
auswärtigen  Angelegenheiten 5  5)  Ruhegehaitc;  6)  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Staatsschulden;  7)  Lasten  und  Abgänge;  8)  ReserreFonds. 
•)  Ihr  liegt  ob,  die  Sorge  für  Staatseinnahme  (aus  Domänen,  Steuern,  Regalien,  u.  s.w.) 
und  Ausgabe  (CivilListe,  Civil-  und  MilitärEtat,  Schuldentilgung,  Landesverbes- 
serung, Ersparung  für  Noll» fälle),  für  StaatsrechnungS'  und  Cassenwesen.  —  Das 
Finanz  Ministerium ;  in  Ludbh's  Nemesis,  Bd.  XI,  8.  48. 
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4)  Von  dem  Zeitalter  vor  Des  Carte«,  urtheüt  Cobdobcst  (Entwurf  eines  histor. 
Gemähldes  der  Fortschritte  des  menscbl.  Geistes,  teutsch  durch  E.  L.  Posselt, 
Tüb.  1796.  S.  178):  «Noch  gab  es  keine  Wissenschaft  der  StaatsOekonomie :  die 
Fürsten  zählten  nicht  die  Zahl  der  Menschen,  sondern  die  der  Soldaten;  die 
FinanxtVissenschajt  war  nichts,  als  die  Kunst,  die  Völker  zu  plündern,  ohne  sie 
sum  Aufruhr  zu  drängen,  und  die  Regierungen  beschäftigten  sich  mit  dem 
Handel  nur,  um  ihn  durch  Taxen  zu  brandschatzen,  durch  Privilegien  zu  hem- 
men, oder  sich  dessen  Monopol  streitig  zu  machen». 

§.  39*5.  (315.) 
Finanzwissenschaft.   Grenzen  der'  Finanzhoheit. 

I)  Die  StaatsFinanzwissenschaft  lehrt  die  Art  und  Weise,  wie 
die  zu  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  nothigen  Gütermassen  auf  eine  dem 
allgemeinen  "Wohlstand  möglichst  angemessene  Weise  aufzubringen,  zu  yer- 
walten,  und  zu  Terwenden  sind.  U)  Die  Grenzen,  welche  die  Finanz- 
hoheit nicht  überschreiten  darf,  sind :  das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates, 
die  Kräfte  des  Volkes,  die  moralische  Scheu,  Mittel  zu  ergreifen,  welche 
auf  irgend  eine  Art  die  guten  Sitten  gefährden,  die  Ordnung  im  häuslichen 
Leben  stören,  den  stillen  Gang  der  Natur  unterbrechen  «). 

«)  Nicht  in  Zahlen  und  todtem  Metall  liegt  das  Geheimnifs  der  Finanzkunst,  son- 
dern in  Erweckung  und  Unterhaltung  der  Lebenswärme  emsiger  Tbätigkeit. 
Rieht  die  Frage:  wie  viel  Dienste  und  Abgaben  kann  der  Unterthan  tragen?  ist 
die  höchste  Aufgabe,  deren  Lösung  ihr  obliegt.  —  K.  D.  Hcxlxabs's  deutsche 
Finanzgescbicbte  des  Mittelalters.  Berlin  180?.  8.  Ebendets.  Geschichte  des  Ur- 
sprungs der  Regalien  in  Deutschland.  Fraukf.  a.  d.  O.  1806.  8.  Rhein.  Bund, 
LXL  1— aa.  C.  A.  Malchüs  Handb.  der  Finanzwissenschaft  und  Finanzver- 
waltung. 1  Theile.  Stuttg.  i83o.  8.  J.  Scaö»,  dio  Grundsäue  der  Finanz.  BresJ. 
i83x  8> 

§.  596.  016.) 

Staatsauflagen. 

Staatsauflagen  machen  nothig,  die  Würde,  die  Selbstständigkeit, 
und  das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates,  mithin  theiis  der  Unterhalt  des 
Regenten  und  seiner  Familie  (§.  25i),  theiis  die  allgemeinen  und 
besondern,  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Kosten  der  Staatsver- 
waltung «),  insonderheit  der  Rechts-  und  Polizeipflege,  des  Erziehungs- 
und UnterrichtRegals,  des  Verkehrs  mit  auswärtigen  Staaten,  der  Schütz- 
end Veitheidigungs  Anstalten  gegen  Auswärtige,  der  Finanz  Verwaltung  selbst, 
auch  die  Staatsschulden  ($.  339  f.  u.  401),  die  nothigen  Pensionen,  sub- 
sidiarisch die  öffentliche  Gottesverehrung  (cultus),  die  Errichtung  und 
Unterhaltung  einer  DispositionsCasse  aus  den  Bestandgeldern  der 
Central,  oder  GeneralCasse,  und  die  Sammlung  eines  verhältnifsmäsigen 
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Schätzet  c),  als  Nothpfennigs,  eines  eisernen  oder  ReserveFonds,  des 
reinen  oder  NettoErtrags  der  Staatsanstalt,  gemäfs  der  Staatsrechnungs- 
Bilanz. 

4)  CivilListe  (§.  231),  Civil-  und  MUitarStaattauagaben.  —  Nor  subsidiarisch  finden 

Staatsauflageft  Statt.   Oben  <t.  393.  u.  33». 
A)  Aus  ihr  bildet  sich  ein  MeliortaionsFonds ,  für  diesen  ein  MtliorationsPlan, 
t)  G  Saatohius  Handb.  der  Staatswirthschaft,  §.  i3i.   D.  H.  Escww«at»r's  StasU- 

ökonomieRecht,  §.  ioj4« 

§♦  597»  (317.) 
Rechtlichkeit  der  Auflagen.  AbgahenSystem. 

I)  Zu  jeder  Staatsanflage  geboren:  Rechtraäsigkeit,  in  Absicht  auf 
die  Art  der  Festsetzung;  Notwendigkeit,  in  Hinsicht  auf  wahres  Staats- 
bedürfnifs;  Gerechtigkeit,  in  Ansehung  der  besteuerten  Sache  oder 
Person,  auch  der  Art,  Grofse,  Vertheilung  und  Erhebungsform  der  Auflage, 
ihrer  Entrichtungszeit,  und  ihrer  möglichen,  wahrscheinlichen,  oder  wirk- 
lichen Einwirkung  auf  Sittlichkeit  der  Einwohner  und  auf  die  Bestand, 
theile  des  Nationalvermögens  (§.  398,  n).  Alle  Staatsgenossen  müssen 
gleichmäßig  zu  Abgaben  verpflichtet  seyn,  weil  sie  alle  gleichmäsig  die 
Vortheile  der  Staatsrerbindung  geniefsen.  II)  Das  AbgabenSystem  ser 
berechnet  auf  das  Einkommen,  in  seiner  wahren  und  eigentlichen  Ge- 
stalt, nicht  auf  das  Vermögen  der  Abgabepflichtigen  «).  Nur  der  reine 
Ertrag  von  den  Elementen  des  NationalEinkommens  (von  Land,  Arbeit  oder 
Gewerbe,  Geldcapital),  ist  der  wahre  Gegens  tand  der  Besteuerung  *)> 
nur  die  Producenten  sind  die  wahren  unmittelbar  Steuerpflichtigen. 

a)  Nicht  auf  das  Besitzthum,  nicht  auf  seinen  Kaufpreis,  sondern  auf  dessen  reinen 
Ertrag.  In  der  Regel  nehme  der  Staat  nur  da,  wo  auch  der  Staatsbürger  nimmt. 
In  so  fern  sind  nur  Einkommen  theile,  nicht  auch  Vermögentheile ,  steuerfahige 
Objecto.  Die  Grundsteuer  belege  nur  die  gewöhnliche  reine  Bodenrente,  nicht 
auch  die  durch  besondere  Cultur  bewirkte  Erhöhung  derselben,  die  Cult ur- 
Rente, weder  Gewerbe,  noch  Arbeitlohn,  und  bei  keiner  Abgabe  verlange  man 
eidliche  Angabe  des  Einkommens,  «fl  n'y  a  rien  que  la  sagesse  et  la  prudence 
doivent  plus  regier  que  cette  portion  qu'on  6te ,  et  qu'on  Iahst  aux  sujeU.» 
Mostfsqüiku,  liv.  XUI,  ch.  1.  Oft  verschlingt  schon  die  Form  des  gewählten 
AbgabenSystems  einen  großen  Theil  der  Abgaben,  durch  die  Erhebung*,  und 
Bewachungskosten.  Man  s.  $.  3oo.  —  Von  StcuerSyjietntn,  s.  H.  EscratauvtiTs 
Vorschlag  zu  einem  einfachen  Steuersystem.  Heidelb.  1808.  4.  Ebenders.  über 
die  ConsumtionsSteuer.  Heidelb.  i8i3.  8.  Jut.  Gr.  t.  Sodek's  NationalOekono- 
mie,  Th.  UI  u,  V.  D.  F.  Sefger's  Versuch  über  das  vorzüglichste  Abgaben- 
System.  Heidelb.  1811.  8.  (Vergl.  Allgem.  KameralKorrespondcnt  1811,  Num. 
118— ia3)  Jüi.  Gr.  v.  Sonnt's  StaatsFinanzwirthscbaft  (oder  dessen  National- 
Oekonomie,  Bd.  V).  Leipz.  1811.  8.  Darstellung  der  zeitherigen  Steuersysteme 
und  Empfehlung  einer  allgem.  VermögenSteuer,  in  d.  allgem.  KaincraJKorre- 
spondenten,  1808,  St.  4>  £  Jenaische  allgem.  Lit.Zeit. ,  1807  u.  9  u.  10.  1809 
u.  »86—  a88.  A.  L.  v.  Shottxb,  die  Besteuerung  der  Völker.  Hcidelb.  1818.  8. 
Mpbbard's  Theorie  der  Besteuerung.  Gött.  1834.8.  A.  Bau5iroirixi.*8  Staatsr.  des 
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T.  Bundes  n.  der  Bundesstaaten,  Abth.  0.  S.  io3.  ff.  Von  dem  ehemaligen  kö- 
nigL  wtstphäbischen  AbgabenSystem,  ebendas.  1810.  u.  5i  f.  Baier.  SteuerEdict 
t.  i3.  Mai  1808.  Hönigl.  sacht.  Mandat,  betr.  die  Einführung  eines  neuen  Ab- 
gabenSystems,  u.  einer  neuen  Grundabgabe  insbes.,  t.  q.  Juli  181«,  in  d.  Rhein. 
Bund,  LXV.  23?.  Schriften  von  Büsching,  Hcsgeb,  v.  Ebpfa  u.  a.  in  Weisse'« 
k.  sachs.  Staatsr.,  Bd.  E,  S.  i34  u.  673.  Wirtemb.  Edict  vom  18.  Nov.  »817.  — 
Das  einfachste  AbgabenSystem  ist  das  nas tausche.  Es  hat  nur  vier  Arten  der 
directen  Steuer :  Grundsteuer.  Gewerbsteuer,  Stempel-  und  ConfirmationsTaien, 
Erbschaftsteuer.  Na t säuisches  Edict  v.  10.  u.  14.  Febr.  1809.  Fol.,  u.  in  dem 
Rlicin.  Bund,  XXXIII  u.  XXXIV;  womit  das  nassauische  Edict  v.  1.  u.  1.  Sept. 
181 1  zu  verbinden  ist,  durch  welches  eine  Menge  älterer,  sowohl  Staats-  als 
auch  Patrimonial Abgaben  aufgehoben  wurden.  SitzungsProtocolle  der  landständ. 
DeputirtenVersamml.  des  Herzogin.  Sassau  ( Wiesb.  1818.  fol.),  8.  100  ff.  —  Von 
Preussen:  H.  W.  Schmidt'»  TJebersicht  der  gesammten  directen  und  indirecten 
Besteuerung  in  den  preufs.  Staaten.  Berlin  i8i5.  1  Bände,  8.  v.  Klbwits  all- 
gem.  Steuerverfassung  der  preufs.  Monarchie.  Magdeb.  1829.  8. 
b)  Daher  Landrente  oder  Grundsteuer,  Gewerb-  oder  PatentSteuer,  und  Capital* 
Steuer.  —  Vergl.  badische  GrundsteuerOrdnung.  Carler.  1810.  8.  Badisch» 
HäusersteuerOrdn.  Carlsr.  1811.  8.  Badische  AcciseOrdnung.  Carlsr.  181a.  4« 
Preussische  Zoll-  u.  Verbrauch steu e r Ordn.  v.  26.  Mai  1818.,  in  der  GesetzsammL 
für  die  preufs.  Staaten,  1818,  S.  482  ff;  u.  Erbebungsrolle  lue  18"/*«  ebendas. 
»821,  S.  i65.  —  Um  einen  Fonds  für  die  im  J.  i8i3  errichtete  copenhagener 
Reichsbank  zu  gewinnen,  wurden  alle  liegenden  Gründe,  auch  in  Schleswig  u. 
Holstein,  für  hypothekarische  Schuldner  dieser  Bank  erklärt,  ihre  Schuld  (Bank" 
haft)  auf  6  pro  Cent  alles,  ohnehin  stark  besteuerten,  Grundvermögens  festge- 
setzt, diese  neue  Hypothek  jeder  andern,  auch  der  schon  bestehenden,  vorge- 
setzt, der  Zinsenfufs  von  Privatanleihen  auf  4%  herabgesetzt,  und  befohlen,  dafs 
der  für  Bankhaft  erklärte  Theil  alles  Grundvermögens  mit  6%  pro  Cent  jähr- 
lich an  die  Reichsbank  verzinset  werden  solle  (Banisteuer).  Dagegen  ward  den 
BankZinscnpflichtigcn  zu  einiger  Erleichterung  gestattet,  ihren  hypothekarischen 
Gläubigern  an  den  ihnen  stipulirten  Zinsen,  wegen  der  zu  entrichtenden  Bank- 
steuer, einen  verhältnifsmäsigen  Abzug  zu  machen.  Dänische  Reichsbank Ver- 
ordn»  v.  5.  Jan.  18 13* 

§♦  598.  (3i8). 

Fortsetzung. 

TS)  Von  allen  Arten  der  Production  (der  UrProduction,  der  industriel- 
len und  der  commerziellen)  werde,  so  viel  möglich,  nur  das  reine  oder 
NettoEinkommen  besteuert.  IV)  Die  blofsen  Consumenten  seyen 
unmittelbar  steuerfrei,  weil  sie  den  steuerpflichtigen  GewerbClassen  die  vor- 
geschossene Steuer  in  dem  Preis  der  Producte  wieder  erstatten,  also  mit- 
telbar steuern.  Bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  würden  sie  doppelt 
in  die  Steuer  gezogen;  unmittelbar  durch  die  eigene  Anlegung,  mittelbar 
durch  Erstattung  der  von  Andern  bezahlten  Steuer  in  dem  Preis  der  Producte. 
Mathematisch  scharf  und  gleich,  läfst  sich  keine  Steuer  für  jeden  concreten 
Fall  bestimmen,  aber  grobe,  den  NationalWohlstand  auffallend  störende 
Fehler,  lassen  sich,  auch  ohne  gehässige,  inquisitorische  Formen  und  lästige 
Förmlichkeiten ,  vermeiden.     V)  Ein  AbgabenSystem,  welches  als  Mittel 
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dient  zu  Beförderung  der  Gerechtigkeit,  der  Sittlichheit,  der  Wohltha'tig- 
heit,  und  zu  möglichster  Entwickelung  der  menschlichen  Kräfte,  ist  eines 
der  edelsten  Ideale  des  menschlichen  Geistes  «).  VI)  Verwerflich ,  in  sittlicher 
und  politischer  Hinsicht,  sind  die  meisten  so  genannten  indirecten  (§.402) 
Abgaben  />),  aber  von  Vielen  wenigstens  als  Nebensteuer  in  Schutz  ge- 
-  nommen,  da  wo  die  Grund-  und  Gewerbsteuer  nicht  jeden  Steuerpflichtigen 
treffen  kann,  oder  doch  nicht  so,  wie  es  dem  Besten  des  Staates  am  ge- 
mäsesten  wäre.  Bei  Zoll  und  Accise,  trifft  der  Vorwurf  am  häufigsten, 
theils  die  ErstrecUung  auf  Gegenstände,  deren  Befreiung  das  wahre  Staats- 
interesse gebietet,  theils  die  Uebertreibung  und  unvorteilhafte  Erhebungs- 
art, so  wie  die  grofse  Anzahl  von  demoralisirten  and  dcmoralisirenden,  für 
Erhebung  und  Aufsicht  Angestellten  e). 

«)  Quelle  influence  ont  les  diverses  especes  d'impots,  sur  la  moralite1,  factivite'  et 
findustrie  des  peuples?  par  M.  de  Mokthio*.  Paris  »808.  8.  TcuUch,  mit  An- 
merk.  r.  "Willi,  t.  Ziä  meräahw.  Görlitz  181 1.  8.  Des  impositions  et  de  leur  in- 
fluence sur  findustrie  agricole,  manufacturiere  et  commerciale ,  et  sur  la  pros- 
perite  publique;  par  M-  Chbistias.  Paris  1814.  8.  F.  C.  Fcxda's  Preisschrift 
über  denselben  Gegenstand,  in  dem  hannöverischen  Magazin  v.  1807,  St.  58 — 66. 
G&uing.  gel.  Anz.  i8o5,  St.  199,  u.  1807,  St.  n5  u.  118.  f 

b)  Mostbiox  1.  c.  p.  46-  56  ff.  77.  82.  is3 — 262.  3 00  ff.  Considerations  sur  les  im- 
positions  indirectes;  par  C.'H.  Schattäii™.  Paris  1816.  4.  Die  Nachtbeile  der 
Accise  für  den  NationalWohlstand.  Berl.  1808.  8.  H.  C.  Frbr.  t.  Ulmeistm 
(Reg.  Rath  zu  Düsseldorf)  über  die  Vorzüge  und  Mängel  der  indirecten  Be- 
steuerung. Dusseldorf  i83i.  8.  Allgem.  Zeitung  1817,  Num.  33,  S.  i32.  Finanz- 
Proben  aus  teutseben  Ländern;  in  Voss  Zeiten  1816,  St..  4-  —  Kur  die,  welche 
offenbare,  blofse  Luxus  Artikel  treffen,  scheinen  eine  unzweideutige  Ausnahme 
su  machen.  Die  meisten  indirecten  Abgaben  treffen  nur  die  Consumenten.  Bei 
den  meisten  ist  unvermeidlich,  dafs  viele  Abgabepflichtigen  sich  ihnen  inge- 
heim entziehen ,  oder  dafs  viele  Personen,  welche  über  das  Gesetz  wachen  sollen, 
durch  wiederholte  Versuchungen  käufliche  Mittel  werden,  das  Gesetz  zu  um- 
gehen; die  Bestechlichkeit  dieser  verdorbenen  Classe,  wirkt  dann  zurück  auf 
die  Sittlichkeit  der  übrigen  Unterthanen.  Die  meisten  indirecten  Steuern  lassen 
keine  andere  Controle  zu,  als  eine  drückende,  der  Betriebsamkeit,  der  natür- 
lichen Freiheit,  dem  Verkehr  und  der  Sittlichkeit  gefährliche.  Sie  veranlassen, 
neben  directen  Steuern  angewandt,  eine  mehrfache  Besteuerung  derselben  Ge- 
genstände, und  auf  eine  hinlänglich  bestimmte  Summe  des  Ertrags,  läTst  sich 
bei  ihnen  nicht  rechnen.  Beabsichtigt  ist  dabei  einzig  ein  Plus  in  der  Einnahme, 
unbekümmert  um  das  durch  sie  veranlasste  Minus  in  der  Sittlichkeit  der  Staats- 
genossen und  in  ihrer  Anhänglichkeit  an  die  Regierung. 

c)  Dafs  der  Finanzkunst  je  wieder  gelingen  werde,  in  teutseben  Ländern  ein  indi- 
rectes Steuersystem  annehmbar  zu  machen,  welches  seiner  Natur  nach  ein  un- 
fehlbares Reizmittel  zu  Schleichhandel  und  Zollvcruntreuung,  mithin  zu  Unsitt- 
lichkeit  ist,  zu  Aufstellung  eines  den  Ertrag  su  grofsem  Theil  aufzehrenden 
Heeres  von  Greuzwächtern  und  Aufsehern  nölhigt,  Controlen  auf  Coutrolen 
häuft,  und,  nach  einem  vorherrschenden  Princtp  des  Mifstraucns ,  wider  jeden 
der  landeinwärts  die  Grenze  überschreitet,  die  rechtlose  Vermuthung  der  Un- 
gesetzlichkeit, mittelst  entehrender  und  erbitternder  Durchsuchung  selbst  der 
Personen,  in  Anwendung  bringt,  —  wer  hätte  Das  in  den  Befreiungskriegen 
von  i8t3  bis  i8i5  wohl  geahnt,  als  die  Abschaffung  der  französischen  Douanes 
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und  Droh«  riunia  aU  ein  kräftige»  Mittel«  die  öffentliche  Meinung  su  gewinnen, 
betrachtet  ward? 

§.  399.  (319.) 
Finanzgesetz,   Finanzanstalten.   Oeffentlichkeit  der  Finanzverwaltung. 

» 

I)  Die  zweckmasige  Festsetzung,  Bestimmung,  Vertheilung,  Erhebung 
und  Verwendnng  der  Staatsauilagen,  erfordert  die  Errichtung  eines  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  geltenden  Finanzgesetzes,  eines  Haupt- 
oder GeneralFi nanzP lans  (EtatV),  eines  allgemeinen  Voranschlags  der 
in  dem  nächsten  Finanz-,  Dienst-  oder  Verwaltungszeitraum,  theils  bestimmt, 
theils  vermuthlich  zu  erwartenden  Staatseinnahme  und  Ausgabe  <*)  (Budget). 
Darch  dasselbe  wird  jede,  für  den  folgenden  RechnungsZeitraum  (Finanz- 
jahr, BudgetPeriode,  exercice},  in  dem  Staatshaushalt  als  gewisse  oder  wahr- 
scheinlich denkbare,  ordentliche  und  ausserordentliche  Einnahme  und  Aus- 
gabe, nach  Willen,  Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeit,  zum  Theil  sogar 
für  unvorhergesehene  Fälle,  möglichst  genau  und  systematisch  im  Vor- 
aus bestimmt.    Dasselbe  wird  jedesmal  zu  gesetzter  Zeit,  vor  dem  Anfang 
des  RechnungsZeitraums,  unter  Beilegung  eines  erläuternden  allgemeinen 
Finanzberichtes,  neu  errichtet,  mit  Bestimmungen,  wie  solche  die  jedes- 
malige Lage  des  Staates  nothwendig  macht    n)  Die  Pflicht,  für  genaue 
Befolgung  des  Finanzgesetzes  zu  wachen,  macht,  aufser  den  nöthigen  be- 
sondern oder  SpecialEtats,  nicht  nur  zweckmasige  Anstalten  noth- 
wendig, für  Erhebung  und  Verwendung  der  Staatseinkünfte,  namentlich 
eine,  selbstständig  aufser  der  Verwaltung    stehende,   EtatCuratel  und 
eine  ihr  zur  Seite  stehende,  die  Richtigkeit  aller  Cassenrechnungen  nach 
gehöriger  Prüfung  beglaubigende  Rechnungskammer,  sondern  erfordert 
auch  bestimmte  Instruction  für  Geschäftordnung,  insbesondere  Casse- 
und  Rechnungswesen,  diese  Fackel  der  Finanzvcrwaltung,  und  Ein- 
richtung der  nothigen  und  nützlichen  Special-  und  GeneralFinanzGegen- 
aufsicht  oder  Controle        mit   beigeordneter    Staatsb uchhalterei. 
III)  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen,  zu  Gewinnung  des  höchst  nothi- 
gen Vertrauens,  ist  mit  Verstand  zu  üben  «)♦    Aber  es  gebe  keine  Ab- 
gabe, welche  die  Stellvertreter  des  Volkes  nicht  bewilligt  haben,  welche 
nicht  unvermeidliche  Ausgabe  zum  Gegenstand  hat,  nicht  von  denen  allein 
getragen  wird,  denen  sie  vorteilhaft  ist,  und  in  dem  möglichst  richtigen 
Verhältnifs  ihres  Betrags  zu  diesem  Vortheil.    Die  Abgabepflichtigen  müs- 
sen bestimmt  erfahren,  wie  viel,  wovon,  wann  sie  zu  bezahlen  haben. 

a)  Auch  StaatsFinanz-,  Wirthschaft-»  oder  Oeconomieplan  genannt«  bestehend  aus 
einer  allgemeinen  SollEinnahmc*  und  SollAusgabe-  oder  Exigcns Vorschrift ,  in 
zweckmäsig  geordneter  Uebersicht;  loi  des  finances,  itat  prorisionncl ,  etat  es- 
timatif  ou  approximatif  des  recettes  et  depensesj  unterschieden  von  dem,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  fertigenden  SüuationtEtat ,  einer  Uebersicht  der  augenblicklichen 
läge  der  Staatsfiaansen.    Vergl.  die  ehemalige  Constitution  du  royaurae  d« 
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Weetphalie,  art.  si.  Ehehin  in  Frankreich,  Fetat  du  IM  (l'etat  de»  recettet  et 
depenses  qu'il  avait  ä  faire).  Encyclopedic  methodique;  Finances,  T.  II  (Paris 
1-85.  40 *  p-  85  ■<[•  Rhein.  Bund,  L.  201.  LXL  1.  —  Der  Etat  sey  vollständig  und 
solidy  d.  h.  in  seinen  Ansätzen,  nach  Gründen  der  Erfahrung ,  Klugheit  und  Wahr- 
scheinlichkeit, haltbar,  weder  zu  niedrig,  noch  überspannt,  die  Einnahme  eher 
su  niedrig,  die  Ausgabe  eher  zu  grofs,  kein  blofses  RccbnungsExempel ;  auch 
aey  darin  für  Etat  Ausfalle  hinlänglich  gesorgt.  Nicht  angefüllt  mit  alten  Mangeln, 
aber  auch  nicht  mit  Luftschlössern  für  die  Zukunft,  ist  er  höchst  notbwendig, 
aber  allein  nicht  hinreichend,  zumal  wenn  etwa  die  Verfertiger  und  Prüfer  blofee 
Rechen»  und  OberrecbenMaschinen,  Rechenknccbte ,  nicht  echte  Staatswirthe 
wären.  Fr.  v.  Schcckxasn's  Ideen  über  Finanz  Verbesserungen  (Tüb.  t8o8>> 
S.  47.   i  G.  H.  Fkder's  Lehrb.  über  Etats  und  Rechnungen.  Tüb.  1819.  4. 

*)  Ohne  Controlir-  und  Tabelleusucht ,  ohne  SchrcibereiChaos  und  GeschäftPedan- 
tisinus,  ohne  lästige  Plackereien.    Einfach  sey  die  Hebung*  -  und  Berecknungt- 
Merode.    Unräthlich  ist  meist  die  Verpachtung.    Mit  Vorsicht  und  Nuteen  kann, 
bei  solchen  Abgaben,  su  deren  gehöriger  Einziehung  mehr  als  blofse  Einnahme 
erfordert  wird,  mit  Vermeidung  kostbarer  Erhebungs-  und  ControleAnitaltea, 
das  Interesse  der  Einnehmer  durch  Antheile  oder  Procentgclder  (Tantieme,  rce,i« 
intcVessee,  im  Gegensatz  der  regie  comptäble),  wo  möglich  von  der  iVeOoEui* 
nähme,  um  zugleich  zu  Ersparung  an  Ausgaben  zu  ermuntern,  mit  dem  Staats- 
Interesse  verknüpft  werden,  dafs  Erhöhung  des  Ertrags  durch  vermehrte  Auf- 
merksamkeit bewirkt  werde,  die  dann  eher,  als  von  PfiichtenHerotsmus,  tkfc 
erwarten  läfst.  —  Bei  gewissen  Einrichtungen  frifst  das  Heer  von  Einnehmern, 
Controleuren  und  Wächtern,  ungefähr  die  Hälfte  der  verrechneten  Einnahme, 
und  die  ganze  unverrechnete.    Hier  würden  bei  einfachen  und  mäsigen  Zoll- und 
Aocise Ansätzen,  bei  Steuererhebung  durch  die  Gemeinden,  und  bei  SelhsiTasi- 
rung  der  Abgabepflichtigen,  diese  und  der  Staat  gewinnen.  —  Wirtemb.  Edict 
18.  Nor.  1817,  wegen  Errichtung  einer  StaaUCon trolle  u.  Obcrrecbnungs- 
Kammer.  P.  G.  WÖHSEa's  Handb.  über  das  Cassen  -  u.  Rechnungswesen,  für 
preufs.  Beamte.  Berl.  1797.  8.  a.  verm.  u.  verb.  Aufl.  von  J.  D.  Stkosskt.  BerL 
i8i4*    Borowky's  oben  $.  101  angef.  Werk.  (Frhrn.  v.  Malchds)  Darstell,  der 
Innern  Staatsverwaltung,  u.  der  Formen  für  die  Geschäftsbehandlung  derselben. 
Heidelb.  1819.  8.  Eiendcj*.  Organismus  der  Behörden  für  die  Staatsverwaltung 
Bd.  I  u.  II.  Hcidelb.  1811.  8.  L.  H.  Gisjt's  Materialien  tu  einem  Cassenverwal 
tung-  u.  RechnungsGesetz,  oder  Rechnungsrecht  für  das  Königreich  Baiern 
(München  i8i3.  8  ),  §.  61-64. 

«)  Unnöthige  Publicität  ist  an  sich  schon  nachtheilig.  Sie  erregt  Mißtrauen,  statt 
Zutrauen  einzudösen.  Das  englische  Budget  ist  das  wahre  Muster.  Was  darüber 
hinausgeht,  ist  vom  Uebel. 


§.    400.  (320.) 
Finanzoperationen. 

Das  Mifsverhältnifs  zwischen  Ausgabe  und  Einnahme,  der  Ansfa/1 
(Deficit,  ein  FinanzDeficit,  kein  blofses  CassenDeficit),  raufs  in  dem  Finanz- 
gesetz  gründlich,  d.  h.  nach  Rechtsgesetzen  und  mit  Erhaltung  des 
Staatscredits,  gedeckt  werden  «),  am  besten  durch  Minder  Ausgabe,  ausser- 
dem durch  MehrEinnahme  oder  durch  beide;  nicht  durch  Vorausnahme 
des  Staatseinkommens  C Anticipation),  nicht  durch  Auflagen,  die  der  Sitt- 
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Henkelt  der  Uoterthanen,  oder  ihrer  Betriebsamkeit,  ihrem  Wohlstand,  der 
sichersten  Grundlage  der  Staats  Finanzen,  gefährlich  werden  c)  (Ruin  An- 
stalten), und  durch  ein  Heer  von  Einnehmern  und  Aufpassern  zu  kost- 
spieliger Verwaltung  ndthtgen,  zumal  wenn  der  Staat  eine  sehr  ausgedehnte 
Grenze  und  schmales  oder  zerstückeltes  Binnenland  besitzt,  nicht  durch 
Lotto,  Papiergeld,  u.  d.  Die  Gerechtigkeit  fordert  ein  einfaches,  zweck- 
mäßiges, gerechtes  Steuersystem  (§.  397,  f.),  folglich  allgemeine  Steu  er- 
Revision, Errichtung  eines  Lagerbuchs  oder  Catasters,  und,  zu  mög- 
lichst gleich mäsiger  Vertheilung  der  Abgaben,  billige  Ausgleichung  «0, 
grofse  Vorsicht  bei  SteuerErhöhungen  und  neuen  Grundabgaben,  ein 
gründliches  ErsparungsS) stera  und  Vermeidung  des  Finanztrugs 
durch  chimärische  und  poetische  FinanzProjecte ,  unweise  Experimente, 
eitle  Plusmacherei,  Künstelei,  und  Täuschung  der  Abgabepflichtigen.  Pri- 
vat Gewerbe,  so  lang  es  an  Privatunternehmern  nicht  fehlt,  treibe  der 
Staat  selbst  nicht,  da  er,  in  der  Regel,  sie  schlecht  treibt,  und  durch  seine 
Concurrenz  den  Privatfleifs  drückt  /).  Fern  bleibe  von  der  Staatswirthschaft 
der  Krämergeist,  die  Betrachtung  jener  grofsen  NationalAngelegenheit 
aus  dem  Standpunct  kleinlicher  Interessen. 

a  )  D.  H.  Esche9»ayeh  über  Staatsaufwand  und  die  Bedeckung  desselben.  Heidclb. 
1806.  8.  K.  F.  Nkbeiuus  der  öffentl.  Credit.  Carlsr.  182  1.  8.  2.  Auflage  1829. 

b~)  Vermehrung  der  Einnahme  bewirken:  verbesserte  Ordnung  und  Controle,  Be- 
förderung des  NationalReichthums,  zweckmässige  Erhöhung  der  Abgaben. 

c)  Nicht  lucri  bonus  oder  c  re  qualibet.  Der  echte  Staatswirth  gönnt  jedem  Bauer 
Sonntags  sein  Huhn  im  Topf.  —  Der  Staat  wolle  nicht  dein  Bürger  in  den  Beutel 
gucken.  —  Unablösliche  Zehnten  empören  das  Gefühl  des  G rundeige nthümers, 
weil  der  Zehntberr  die  Früchte,  selbst  die  Früchte  individuell  erhöhter  Und- 
wirtschaftlicher  Industrie,  mit  ihm  theilt,  weil  die  Abgabe  nicht  blufs  den  rei- 
nen Ertrag  trifft,  weil  sie  unverändert  bleibt,  die  Ernte  falle  aus  wie  sie  wolle, 
auch  nach  Erhöhung  der  Culturkosten  und  der  Staats-  und  Gemeindela&te», 
und  weil  sie  so  ungleich  ist,  dafs  sie  hier  ein  Fünftbeil,  dort  ein  Drittheil,  wohl 
gar  die  Hälfte  der  Rente  hinwegnehmen  kann.  Darum  ist  diese  Abgabe  cultur- 
und  sittengesetzwidrig  zugleich.  Unschädlicher  für  die  Cultur,  und  minder  ge- 
hässig wird  sie,  durch  Ucbercinkunft  auf  eine  fixe  KaturalAbgabe  für  eine  be- 
stimmte Reibe  von  Jahren,  oder  auf  eine  Grundabgabe  in  Geld,  die  von  etwa 
30  zu  20  Jahren,  nach  dein  jedesmaligen  Durcbschnittprcis  der  Erzeugnisse  zu 
bestimmen  wäre.  Vergl.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Landstände  des 
GH.  Hessen,  1820,  Heft  4,  S.  3,  75  ff.,  92  f. 

Herkulisch,  zögernd  und  kostbar,  aber  nothwendig,  so  bald  in  der  alten  Steuer- 
vertheilung  bedeutende  Ungleichheiten  liegen.  Was  absolut  unrecht  ist,  kann 
nie  wahrhaft  nützlich  seyn.  Weisheit  und  verteilende  Gerechtigkeit  müssen 
hier  vorwalten.  Immer  bleiben  richtige  Steuerroiltn,  selbst  bei  grofsen  Kennt- 
nissen und  sehr  durchgreifenden  Maasregeln,  die  schwierigste  Aufgabe  in  der 
ganzen  Staatsbaushai tnng.  Wie  die  Ausgleichung  vorzunehmen  sey?  v.  Scuirca- 
HAssr  a.  a.  0.  S.  09  fr.  G.  v.  Arftis's  Grunds,  über  die  Natur  der  öffentlichen 
Abgaben,  in  dem  Genius  v.  Baiern,  Bd.  I,  Heft  3  (1809),  S.  1  — 126.  J.  P. 
Fbauh's  System  der  landwirtschaftlichen  Polizei,  Th.  III,  S.  2-0 ff.  G.  Sabto- 
arcs  Handb.  der  Staatswirthschaft,  $.  io3ff.  Lkovh.  Spät«  über  die  pract.  Auf- 
»ahme  der  Grundsteuer.  Eiftrab.  1809.  &  (Vergl  Heidelb.  Jahrbücher  1810,  Heft 
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12,  S.  85.)  Elender t.  über  GttterClassification,  cum  Behufe  des  SteuerReguli- 
rungsGeschäftes.  Stuttg.  x8io.  8.   Khöhchr's  Anleit.  eur  Begulirung  der  Steuere 
Giessen  1810.  8.  Davon  u.  dawider  s.  Gött.  gel.  Anx.  i8i3t  St.  i»4«  Eheudert. 
über  die  Grundsatze  einer  gerechten  Besteuerung.  Heidclb.  1819.  8.   J.  P.  Ham« 
Handb.  d.  gesammten  SteuerRegulirung.  2  Bände.  Erl.  1817.  8.  —  Von  der  Er- 
richtuDgsart  des  neuen  französischen  Lagtrbuchs  oder  CaUuters ,  nach  dem  Vor- 
gang  und  Muster  des  schon  im  J.  1759  eingeführten,  mailandischen,  Europ. 
Annalen,  1810.  \X  275,  Jenaische  Allg.  Lit.  Zeit.  1807,  u.  9  u.  10,  1809  u.  j8&— 
288,  und  Hael's  Handb.  d.  Staatswirtbschaft  u.  Finanz,  $.  1041.  Conversation*- 
Lexicon,  toc.  Catastcr.    Mailändische  Steuerverfassung,  von  dem  Grafen  Cmt, 
aus  dem  Italiän.  mit  Anmerk.  v.  Wihosch.  Tarastola,  il  sistema  praüco  del 
censimento  predial  Milanese.  Milano  1816.  Pompeo  Nebi's  treffliches  Werk  über 
denselben  Gegenstand.  Cadastre  perpetuel ,  ou  demonstration  des  procede»  coa- 
venables  a  la  formation  de  cet  important  ouvrage;  par  Aldiffrid.  Paris  17898. 
Ebendess.  Cadastre  general  de  la  France.  Paris  1790.  8.  Collection  des  lois,  decreU, 
Instructions  etc.  relatifs  au  Cadastre;  par  J.  B.  Otos.   Ie,  II,  DJ  et  IV  Parties. 
Paris  1804 — 1808.  8.   Manuel  du  cadastre;  par  J.  G.  Düt.aub*h's.  Lyon  an  XJH8* 
Recueil  methodique  des  lois,  decrets,  reglemens  etc.  relatifs  au  Cadastre.  Paris 
1811.  4*  nebst  e.  Folioband  Modelle.  K.  Thux's  systemat  Handb.  des  Cadasters. 
Mainz  i8i3.  8.    Bkkzevbbrq  über  das  Cadaster.  2  Theile.  Bonn  1819.  &  Neue 
Aufl.  1824. 

e)  Nicht  das  englische  AnleiheSystem.  Von  diesem  a.  Gotting,  gel.  Anzeigen,  i8u, 
8.  960  fr. 

0  G.  Sabtorius  a.  a.  O.  §.  100.  101.  Harz  a.  a.  O.  §.  1026  ff.  —  Von  Staatsbanken 
Vergl.  5.  x46. 

§•    401.  (32,., 

Verzinsung  und  gerechte  Tilgung  der  Staatschulden,  Zwanganleike. 

Minderung  der  Zinsen  von  Staatsschulden,  wird  gerech  tenreise 
nur  durch  Uebereinkunft  erlangt;  wozu  strenges  Worthalten,  und  allgemein 
verbreitete  Ueberzeugung  von  der  Sicherheit  des  Capitals,  den  Weg  bah« 
nen  «).  Tilgung  des  Capitals  wird  rechtlich  und  solid  *)  bewirkt, 
in  der  stipulirten  Art  (§.  339  u.  f.),  durch  richtige  Verwendung  des  za 
Capital-  und  Zinsenzahlung  verschriebenen  Staatseinkommens,  durch  zwed- 
mäsig  veranlagten ,  oder  zufälligen  Ueberschufs  der  StaatsCassen ,  durch 
Veräufserung  entbehrlicher,  dem  Staat  in  der  Verwaltung  vielleicht  lästiger 
Realitäten  und  Mobilien,  durch  richtigen  SchuldenEtat ,  durch  feste  Ein- 
haltung eines  consequenten  Schulden  Tilgungsplans,  und  einen  diesem 
angemessenen  TilgungsFonds  c),  mit  einer  eigenen  Schuldentilgung 
oder  A  m or  tisatio nsCasse:  nicht  durch  Vorausnahme  des  Staatsein- 
kommens (Anticipation),  durch  Veräufserung  des  nothigen  oder  nützlichen 
Staats  Vermögens ,  durch  Lottogewinn,  durch  eigenmächtige  Heral>sef/ang 
(Reduction)  der  Zinsen,  Capitalisirung  der  Zinsenrückstände,  Herabsetzung 
der  Staatsschulden  auf  eine  Quote  ihres  wahren  NominalBetrags,  Zahlung 
der  Capitale  und  Zinsen  in  mehr  oder  weniger  tief  unter  dem  Werth  des 
MetallGeldes  stehendem  Papiergeld,  selbst  veranlafstes  oder  verschuldetes 
Sinken  nnd  dann  Einhandeln  der  StaatsObligationen,  Prägung  geringhaltiger 


Digitized  by  Google 


0 


L  Abschnitt  SteuerRegaL  601 

Münze,  Einfuhrung  von  Papiermunze  <*),  Verrufiing  des  Papiergeldes  und 
des  selbst  geprägten  schlechten  Metallgeldes  u.  d.  Zwanganleihe,  auch 
Sistirong  der  Zinsenzahlung,  ist  nur  erlaubt,  -wenn  der  Staat  in  Gefahr  der 
Auflösung  kommt  «)•  Eine  liberale  und  gerechte  Regierung  Terschmäht 
Finanzkünste,  welche  nicht  bestehen  können  mit  Rechtegesetzen,  mit  wech- 
selseitiger Achtung  zwischen  Regierung  und  Unterthanen. 

a)  Nkbkxuts  über  die  Herabsetzung  der  Zinsen  der  öffentlichen  Schulden.  Stuttg. 
1837.  8. 

b)  Die  Kur  sey  radica).  Palliative  helfen  nicht;  Ausflüchte  und  Kunstgriffe,  die  der 
wahre  Staatswirth  nicht  kennt,  oder  kennt  und  verachtet,  auch  nicht.  Es  gibt 
in  der  StaatsFinanzverwaltung,  wie  in  der  Privathaushaltung,  gegen  Schulden 
kein  anderes  rechtliches  Mittel,  keinen  andern  weisen  Rath,  als  za/tlcn,  —  den 
Anfangt  wenn  die  Schuldenlast  zu  grofs  ist,  mit  unverfänglichen  Versuren  zu 
machen,  die  vorerst  Luft,  und  zu  dienlichen  Maasregeln  Zeit  schaffen,  sodann 
ohne  Verzug  zu  diesen  Maasregeln  mit  Klugheit  und  Standbaftigkeit  zu  schreiten, 
zieh  einzuschränken,  und  zu  sparen;  nicht  zu  Maasregeln,  die  das  Signal  geben 
zu  dem  verderblichen  Agiotiren,  zu  der  gaunerartigen  StockJobberei,  zu  Ver- 
nichtung des  Staatscredits  in  dem  In-  und  Ausland.  Klübir  über  den  staats- 
wirthschaft liehen  Werth  des  Papiergeldes  (Tüb.  i8o5.  8.),  S.  16.  3o  f.  G.  C 
Ordeb  in  Schxözeb's  Staatsanz.  I.  IX.  299.  Schcidema&tei/s  Staatsr.  nach  der 
Vernunft,  IL  4oi  ff.  v.  Bülow  über  die  Quelleu  zum  Abtrag  u.  zur  Tilgung 
von  Staatsschulden.  Rostock  1811.  8. 

c)  Nunquam  de  republica  desperandum.  —  Badische  AmortisationsCassc,  laut  Re- 
scriptes  v.  17.  Sept.  1808,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  1808,  Num.  3o  Baierische, 
gestiftet  durch  ein  Dccrct  v.  Sept.  1811.  JVirtembertfsche ,  errichtet  durch  e. 
Statut  v.  6.  Jun.  1816,  in  Klübzr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  %57f£  Wirtemb.  Edict 
v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Verstärkung  des  StaatsschuldenTilgungsFonds.  Wir- 
temi,  Vcrfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  110.  Winemb.  StaatsschuldenStatut  v.  11.  Jan. 
1820.  Hannoverische  SchuIdentilguugsCasse,  gestiftet  durch  e-  Verordn.  v.  *3.  Aug. 
i8i3,  in  der  Gesetzsamml. ,  Abth.  I,  Num.  33.  Ehemalige  königl.  westphälische 
SchuldentilgungsCas.se,  nach  e.  Decret  v.  17.  Nov.  1808,  in  d.  Bulletin  des  lois 
du  royaume  de  Westphalie,  1808,  n°  149. 

J)  «Metalliser  le  papier»,  nach  Canzlkr's  Ausdruck.  Vcrgl.  unten  5«  43».  —  Wi- 
derlegung der  Behauptung,  dafs  durch  StaatsschuldenPapicre  ein  neues  Capital 
geschaffen  werde,  und  den  Staatsbürgern  daraus  ein  Vortheil  erwachse,  indem 
atatt  eines  Capitals,  nun  zwei  vorhanden  seyen.  Sabtorivs  a.  a.  O.  §.  i34« 

' )  Vergl.  §.  55i.  Mosxb  von  der  Landeshoh.  in  Cameralsachen,  io3. 


I.  Abschnitt. 
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§.  402.  (322.) 

Begriff.  Verschiedene  Arten  der  Steuer. 
Steuer  a),  ein  Beitrag  der  Einzelnen  zu  dem  Staatseinkommen,  wird 
af  -verschiedene  Art  entrichtet,  gefordert,  bewilligt,  benannt   I)  Ordent- 
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liehe  oder  bleibende  Steuer  ist,  nach  Quantität  und  Erhebungszeit ,  ein 
für  allemal  bestimmt*):  ausserordentliche  oder  vorübergehende  wird 
entrichtet  in  ungewöhnlichen  Fällen,  nach  jedesmaliger  Bestimmung  der 
Quantität  und  Erhebungszeit  II)  Bei  der  directen  Steuer  ist  die 
Quantität  bestimmt,  welche  von  jedem  steuerpflichtigen  Individuum,  Person 
oder  Sache,  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraums  erwartet  wird  bei  der 
indirecten  «)  Steuer  ist  die  Quantität  unbestimmbar,  welche  ron  den 
Steuerpflichtigen,  binnen  einem  angenommenen  Zeitraum,  eingehen  mufs  /). 
DI)  Man  konnte  auch,  in  mehreren  Ländern,  die  Staatsabgaben  in  Haupt- 
und  Nebensteuern  abtheilen;  ausserdem  in  Personal-  Gewerb- 
und  Erwerbsteuer,  Grund-,  Vermögen-  und  Einkommensteuer, 
Vieh-  und  Verbrauch-  oder  ConsumtionS teuer. 

«)  S»aatsauflage,  Taxe.  —  Schriften  in  Pctteb'b  Lit.  DDL  $.  u37  ff.  Klübeb's  Lit. 
3i6.  H.  \V.  Lawätz  Handb.  für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Tb.  H,  Bd.L, 
Abtb.  1  (Halle  1794.  8.),  S.  1—75  (voc.  Abgaben),  und  S.  n3-i3i  (toc.  Accise). 
Lavg  a.  unten  angef.  Orte,  S.  5 — 14.  Moses  v.  d. Landeshoheit  in  Steuersacben. 
1773.  4«  Wbstphai/s  t.  Staatsr.  190.  r.  Sabtobi*s  Staatsr.  der  Erz-  und  Hock- 
Stifter,  B.  B,  Tk.  D,  Abschn.  a,  S.  6*a  tt.  C.  F.  Waiscs  diss.  de  jure  col- 
lectandi  in  territoriis  Germ.  Viteb.  1785.  4-  C.  H.  Labg's  histor.  Entwickel.  der 
t.  Staatsverfassungen.  Berlin  1793.  8.  F.  W.  v.  Ulmebsteib's  Einleit.  in  die  Lehre 
von  Steuern  und  Abgaben.  Erl.  1794.  8.  J.  B.  Mater'«  Versuch  einer  AbhandL 
über  Steuer  und  Abgaben  im  Allgemeinen,  dann  vorzüglich  im  Hochstifte  Bam- 
berg. Bamb.  1795.  8.  Akdb.  Stübdecb's  bist,  jurist.  Abb.  über  die  Steuerverfas- 
sung  in  deutseben  Reichslanden.  Duisb.  1794.  8.  Ccber  Besteuerung  im  Grob- 
hersogthum  Hessen.  (Darmst)  1814.  8.  Stbellb's  Revision  der  Lehre  von  Auf- 
lagen. Erlangen  1811.  8.  D.  Bbeitesstbih,  nur  Eine  Steuer.  Gotha  i8a6.  8»  — 
Geschichte  der  Steuern.  La  hg  a.  a.  O.  Hüllbuhn  a.  (§.  395)  a.  O.  Rhein.  Bund, 
LV.  3.  Von  Wirtemberg  s.  J.  D.  G.  MEjtwifCEa's  Beschreib,  v.  Würteroberg 
(a.  Aufl.  Stuttg.  i8a3),  S.  116  f.  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Weiäse's  k.  siebs. 
Staatsr.  Bd.  B,  §.  aa4  ff*  v.  Klewite  allgemeine  Steuerverfassung  der  preufs.  Mo- 
narchie, u.  besondere  Grundsteuer  Verfassungen  in  der  preufs.  Provinz  Sachsen. 
Magdeb.  1829,  8. 

4 )  Grundsteuer  (von  Grundstücken  u.  Häusern ,  die  eigentlich  so  genannte  Steuer, 
Schätzung,  Landtaxe  oder  allgemeine  Landessteuer),  Erwerb-,  Vermögen-  u. 
Einkommensteuer,  CapitalienSteuer ,  Gewerbsteuer  (PatcntSteuer) ,  Kopf-  oder 
PersonalSteuer,  Vieh-  oder  KlauenSteuer,  Fleischsteuer,  Tranksteuer. 

c)  Kriegsteuer,  Prinzessinsteuer,  Debitstener.  Moses  von  Stcuersachen ,  53a.  555. 
566.  569.  58i.  Stbubeb's  rechtl.  Bed.  III  378.  Westphal's  Staatsr.,  10g.  Mo- 
seb's  FamilienStaatsr.  IL  379.  396.  Krause's  Abh.  aus  d.  Staatsr.,  194  ff-  Bbein. 
Bund,  XIX.  89.  Pvttbb's  Lit.  III.  36a.  Klöber's  Lit.  §.  1 140.  Ebenda*.  Anroerk. 
zu  SaintePalaye  von  dem  Ritterwesen,  L  116.  IL  177  fr.  —  In  dem  preussischen 
Staat  ist  PrinzessinSteuer  noch  jetzt  durch  Herkommen  begründet.  Gesetzsamm- 
lung für  d.  preufs.  Staaten,  i8»a,  Num.  i5,  S.  189.  Eben  so  im  GH.  S.  Weimar- 
Eisenacb.  Schweizeb's  öffentl.  Recht  desselben,  Th.  I,  S.  47.  In  dem  Hönigr. 
Sachsen  ist  solche  Steuer  nicht  begründet.  Weisss's  Staatsr.  des  K.  Sachsen, 
Th.  I,  §.  4*.  In  dem  Hzgth.  BraunschwctgLüneburg  sind  30,000  Fürstengulden 
dazu  ausgesetzt,  in  den  Privilegien  der  Landschaft  v.  1770,  Art.  a5.  Hievon  u. 
t.  Morgengab«  u.  Leibgeding  s.  P.  C.  Ribbrvtrop's  Beiträge  zur  Verfafs.  des 
Herzogin,  Braunschw.Lüneburg,  wolfenbüit  Theils,  L  Beitrag  (Braunsen*.  1787h 
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&  116.  Vom  Unterhalt  u.  der  Aussteuer  der  Prinsesainen,  oben  §.  a5o.  —  Ehe- 
hin  der  gemeine  Pfennig,  die  Türkeuhülfc,  die  Beden.  Putrn  k gka's  Vitriar. 
illust.  Ul  388. 

4)  Bei  der  ordentlichen  Steuer  ist  dieses  jedesmal  der  Fall.    Die  direde  Steuer  (von 
Einigen  unmittelbare  benannt)  wird  berechnet,  weder  nach  der  jedesmaligen  Pro- 
duction,  noch  nach  dem  Verbrauch,  der  Nachfrage,  dem  Preis.    Beispiele  sind, 
die  Grundsteuer»  die  Gewerb-  oder  Patentsteuer,  die  Personalsteuer  (Kopf- 
geld )  u.  d.  —  Die  jihtkeilung  der  Steuer  in  direde  und  indirecte^  ist  nicht  sweck- 
roäsig,  und  Wenige  geben  dabei  von  einem  klaren  Begriff  aus.    Es  fehlt  an 
einem  richtigen  Tbeilungsgruad.    Denn  auch  der  Producent  und  der  Fabricant 
suchen  in  dein  Preis  ihrer  Producte  und  Fabricate,  bei  dem  Abnehmer  Entschä- 
digung für  die  bezahlte  Grund-  und  Gewerbsteuer,  die  daher  eben  so  wohl 
indirecte  Steuer  beifsen  könnten,  wie  die  Verbrauchsteuer,  die  Accise  etc.  Die  Fran- 
zosen sagen:  »les  confrtbutious  directes  sont  etablies  dir e dement  sur  les  biens,  sur 
les  faculles,  et  sur  les  personnes".   (Vergl.  auch  nassauische  Steuerverordn.  v.  10. 
Febr.  1809,  %.  6).   Sind  nicht  auch  die  Zölle,  die  Accise,  die  ConsumtionsSteuer, 
dir c dement  gelegt  auf  die  Waare,  welche  transportirt ,  gekauft  oder  vertauscht, 
verbraucht  u.  s.  w,  wird?  —  Anlafs  zu  dieser  Einteilung  scheint  die  Finanz- 
maasregel  gegeben  zu  haben,  das  Staatseinkommen  dadurch  zu  vermehren,  dafs 
man  auch  von  Steuerfreien,  mittelbar  oder  indirect,  Steuer  zu  erheben  suchte. 
Daher  bezog  sich  die  Benennung  indirect  ursprünglich  nicht  auf  die  mit  Steuer 
belegte  Sache,  sondern  auf  Personen,  denen  man  auf  üidirectem  Wege  Steuer 
abnehmen  wollte.  —  Die  FinanzPraxis  einzelner  Staaten  begnügt  sich  damit,  die 
einzelnen  Arten  von  Steuern,  welche  sie  zu  der  directen,  und  diejenigen,  welche 
sie  zu  der  indirecten  rechnet,  blofs  aufsusählen,  ohne  dabei  von  einem  bestimm- 
ten Sachbegriff  oder  Unterscheidungsmerkmal  auszugehen. 

e)  Indirect  heifst  sie,  weil  sie  meist  der  Verzehrer  (eigentlich  Jeder,  der  die  Sache 
titulo  oneroso  erwirbt)  mittelbar,  in  dem  Erwerbpreis,  und  nur  der  Veräus- 
aerer,  der  Fabricant,  oder  der  Producent,  unmittelbar  entrichtet  Einige  nen- 
nen sie  daher  mittelbare  Steuer.  —  Die  indirecte  Steuer  —  ursprünglich  nur 
ausserordentliche  Steuer,  und  meist  zu  Tilgung  öffentlicher  Schulden  bestimmt  — 
steht  immer  im  Verhältnis  theiU  mit  dem  Einkauf,  theils  mit  dem  Verbrauch. 
Die  unentbehrlichen  Lebensbedürfnisse  abgerechnet,  die  defswegen  in  England 
ganz  accisfrei  sind,  steht  es  in  der  Willkühr  eines  jeden  Steuerpflichtigen,  durch 
gröfsern  oder  geringem  Einkauf  oder  Verbrauch,  mehr  oder  weniger  Abgabe 
zu  entrichten,  und  den  Verbrauch,  mithin  auch  die  Steuer,  mit  dem  Einkom- 
men in  Gleichgewicht  zu  setzen)  den  Fall  ausgenommen,  wenn  man  ab  Surrogat 
der  Steuer,  eine  bestimmte  Abfindung»-  oder  AversionalSumme  entrichtet.  Nack 
dem  AcciseSvstem  mancher  Lander,  sind  alle  Waaren  und  Sachen,  von  A  bis 
Z,  indirect  besteuert.  —  Von  dem  Werth  der  indirecten  Steuer  s.  oben  %.  3o8, 
u.  Eschcsxayeb  a.  unten  a.  O.  —  Von  der  Eint  heil  ung  der  Steuer  in  directe 
u.  indirecte:  in  der  preufs.  (berliner)  Staatszeitung  v.  a.  Nov.  1819,  Beilage. 

/)  Beispiele:  Verzehrung-,  Verbrauch-  oder  ConsumtionStcuer  von  Victualien,  v. 
ÜXMNSTKrar  a.  a.  O.  16a.  Mavkr  a.  a.  O.  74—84.  F.  Escuehx a  txa  über  die 
ConsumtionStcuer.  Heidelb.  i8i3.  8.  Bhein.  Bund,  XUX.  ao.  Von  der  Con- 
sumtionSteuer  im  Königr.  Sachsen  s.  Wwssb's  k.  sächs,  Staats r,,  Bd  B,  §.  a4o — 
a63-  Badische  AcciseOrdnung  181s.  4.  Preuss.  VerbrauchsteuerOrdn.  v.  16.  Mai 
1818.  Ghzgl.  hessische  v.  6.  März  1824«  Königl.  sächsische  v.  12.  Juni  1814  >  na* 
mcntlirh  Licent  (§.  404,  b),  Accise  (benannt  von  der  Indsion  in  das  Kerbholz), 
Tranksteucr,  Ohmgeld  (eigentlich  Ungeld.  G.  A.  Wnx'a  nürnb.  Münzbelusti- 
gungen, 3 14.  G.  E.  VVaxdao's  verm.  Beiträge  zur  Gesch.  der  Stadt  Nürnberg, 
456.  v.  TaÖLTSca  Anmerk,  L  %%u  Sruws  Aufklärungen,  8a   Lauo  a.  a.  O.  io5.). 
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Maaspfennig,  Wein-,  Bier-  and  Branntwein  Accise,  (eine  ursprünglich  städtisch« 
und  gütberrliche  Abgabe,  Rhein.  Bund«  YTL  i5a.  BbauxVs  Beitr.  i58.),  Mehl* 
•teuer,  Mehlaccise  oder  Mahlgroschen,  Fleischsteuer  oder  Fleischpfennig,  Pfund« 
Boll,  Salesteuer,  Tabak-,  Puder,  u.  Kleidersteuer,  Siegel-  u.  StempelpapierTaic, 
Zeitung-,  Kalender-  u.  SpielkartenStempel  (Westwall  Staatsr.  318.  Lxtsxb, 
Spec.  261.  Weisse  a.  a.  O.,  $.  a63f.).:  Zoll-,  Wohnung-  oder  Logissteuer;  Spor- 
tein; Musiksteuer;  Erbschaftsteuer  (CollateralErbenbeitrag,  Lacherbengeld,  Ab- 
zugsgeld oder  Abschofs),  Nachsteuer,  Nachschob,  Abfahrtgeld,  Gabelle,  zehnter 
Pfennig,  (v.  EfpxiVs)  Princip  der  t.  Territorialverfafs.  J.  91 3.  Läse  a.  a.  O. 
116),  Luxussteuer  (v.  Artikeln  des  Luxus,  v.  Ulhesstbis,  1*9).  —  Von  dem 
Dututhandel  oder  der  DienstErwerbsteuer,  s.  Matbb,  S.  97. 
g)  Von  der  Personalsteucr ,  Weisse  a.  a.  O.,  $.  a65.  Von  der  SteuerEtntheilung 
überhaupt,  Mobstadt,  im  "Nationilökonomen  <».  Bd.  UL  8.  i34  S.  Einführung 
eines  Stempels  für  Urkunden,  Exhibitionen,  Protokolle  und  Taxen  (an  der  Stelle 
des  »either.  Stempelpapiers)  auch  einer  Accisordnung  in  der  fr.  Stadt  Frankfurt 
v.  9.  Apr.  1839. 

§.  403.  (323.) 

Fortsetzung.  Geographische,  rechtliche  und  moralische  Beschränkungen 

des  SteuerRegals. 

IV)  Nothwendig  sind  diejenigen  Steuern,  deren  Entrichtung  den 
Untertbanen  zur  Pflicht  gemacht  wird:  freiwillig  bringen  gutgesinnte 
Staatsbürger,  insbesondere  unter  aufserordentlichen  Umstanden,  ein  Opfer 
auf  den  Altar  des  Vaterlandes  «).  V)  Die  meisten  Stenern  sind  beut  zu 
Tage  allgemein,  für  das  ganze  Land;  doch  gibt  es  zu  Zeiten,  oder  hie 
und  da,  auch  particuläre,  die  nur  in  einzelnen  Bezirken  des  Staatsgebietes 
entrichtet  werden.  VI)  Benannt  werden  die  Steuern,  bald  von  dem  be- 
steuerten Gegenstand  *)  (Person  oder  Sache),  bald  von  der  Ursache, 
dem  Zweck,  der  Verwendung  c).  Am  einfachsten  unterscheidet  man,  Per- 
sonal-, Grund-  und  Gewerbsteuer.  VII)  Die  Ausübung  des 
SteuerRegals  beschränkt  sich  auf  die  eigene  Landesgrenze.  Sie 
kann  daher  auf  fremde  Landesbezirke,  eingeschlossene  (§.  80 
oder  angrenzende,  nicht  erstreckt  werden  <0;  es  sey  denn  durch  freie  Ue- 
bereinkunft  *),  oder  in  Folge  einer  wohlerworbenen  Staatsservitut 
(§.  275  u.  56o  ff.).  VHI)  Verwerflich  wäre ,  auch  bei  dem  reichlichsten 
Ertrag,  ein  Steuersystem,  welches  seiner  Natur  nach  der  Sittlichkeit 
der  Nation  gefährlich  wäre,  und  der  Regierung  die  öffentliche 
Meinung  entfremdete  (§.  398,  c).  IX)  Untadelhaft  sind  insbesondere 
die  so  genannten  mittelbaren  Steuern,  nur  bei  sehr  mäsigen  Sätzen.  Bei 
hohen  wird  ein  unverhältnifsmäsig  grofser  Theil  ihres  Ertrags  verschlungen 
durch  die  Verwaltungs-  und  Bewachungskosten,  wird  das  Vermögen,  wer- 
den die  Genüsse  der  Unterthanen  allzu  ungleich  belastet ,  wird  die  übertriebene 
Vielheit  und  Grofse  der  Abgabe  zur  lockenden  Versuchung,  die  Pflicht- 
treue zu  verletzen,  gleicht  das  Zollsystem  einer  Werbanstalt  für  Schleich- 
händler, wird  dasselbe  ein  Erzeuger  und  Ernährer  der  SmuggelHydra,  wird 
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tirch  das  aufgestellte  Princip  des  Mifstrauens  gegen  Jedermann,  die  Re- 
erungspflicht der  Achtung  für  die  Person  des  Bürgers,  sein  Eigenthum 
id  das  Asyl  seines  Hauses  verletzt,  und  wird  daher,  was  allein  schon 
von  abhalten  sollte,  die  Sittlichkeit  der  Nation  durch  den  allgemeinen 
iiz  zu  Schmuggelei  auffallend  gefährdet  Dann  aber  sind  diese  zu  hohen 
teuern  unweise,  unrechtlich,  unmoralisch/);  oft  sogar  gefahrlich 
ir  die  öffentliche  Ruhe,  verderblich  für  die  Staatsregierung  g ). 

)  Laho  a.  a.  O.  5a.   Anders,  v.  XJlmihsteüt  a.  a.  O.  161. 

1  Steuergegenstände  sind:  Grund  und  Boden,  Gebäude,  nutzbare  Rechte  (auf  dem 
Boden  haftend  oder  nicht)  Gewerbe  (im  ausgedehntesten  Sinn,  d.  b.  jede  An- 
wendung menschlicher  Kraft),  die  umlaufenden,  d.  h.  in  Gewerben  u.  in  dem 
Handel  angelegten  Capitale,  Fahrnifs,  Renten  aller  Art,  Personen,  Luxus,  Erb- 
schaften u.  a.  M.  — Beispiele:  Real-  oder  Grundsteuer,  Häusersteuer,  Dominicai- 
st euer,  Vermögensteuer,  Personal-  oder  Kopfsteuer,  etwa  classificirt  mit  Rück- 
sicht auf  den  Vermögenstand,  FamilienSchutzgeld  oder  Steuer  (in  Baiern  seit 
28.  Not.  1808),  Einkommensteuer,  Apanage-,  Besoldung-  u.  FensionSteuer,  Ver. 
brauch-  oder  ConsumtionSteoer,  z.  B.  Fleisch-,  Trank-  u.  Salzsteucr  oder  Acciie, 
Bier-  u,  Weinaufschlag,  Pferdesteuer,  Vieh-  oder  Klauensteuer,  Zugviehsteuer 
Obslbaumsteuer,  Patent-  oder  Gewerbesteuer,  Handelssteuer,  Capitaliensteuer, 
Mobiliensteuer,  Häusersteuer  (nach  der  Grundfläche,  dem  Capitalwerth,  dem 
MiethzinsErtrag  u.  d. ),  Thür-  u.  Fenstersteuer,  Kutschensteuer,  Erbschaftsteuer, 
Stufen-  oder  Gradation*-  u.  Classensteuer,  Rang-,  Titel-  u.  Gharaktersteucr, 
Pudersieuer.  —  Wider  die  CapiiaUcnSleuer ,  s.  Kbörcbb's  Anleit.  tu  Regulirung 
der  Steuern,  §.  »1 — 44-  —  Für  die  Einkommensteuer  s.  Lbvpibt  in  v.  Abcbfsbols 
Minerva,  Juli  1810,  S-  38  ff.   t.  Schüchmam»  in  der  neuen  berliner  Monatscbrift, 
Febr.  1810,  Num.  a.    Alv.x.  Lips  über  die  Einkommensteuer  u.  ihre  Ausführ- 
barkeit. Erl.  1812.  8.  Dawider  s.  allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814,  Num. 
s4  u.  i5.   F.  t.  Ravxbb,  das  brittische  BesteuerungsSystem,  inabes.  die  Einkorn- 
menatcuer.  Berlin  1810.  8.  —  Wider  die  Per/ono/Steuer,  s.  Mowtbioä  ind.angcf. 
Abhandl.  quelle  influence  etc.,  p.  11a  sqq.  Rhein.  Bund,  LH-  157. 
Beispiele:  Kriegs-  und  Militärsteuer,  Garnisongelder,  FestungsBaukosten,  Service, 
Prinzessinsteuer,  Prinzen-  oder  Heimführungsteuer,  Campagnegclder,  Debit-  oder 
Bammertteuer,  Residenzbaukosten,  Landtrauer-  oder  Beerdigungskosten,  Besol- 
dungsteuer, Lohnsteuer,  Hofstaat-,  Leibgarde-  und  Schlofswacbsteuer,  Bergwerk- 
Steuer,  Wasser-  und  Deichbaukosten,  Banksteuer  (§.  397  b). 
Erläuternd  ist  hier  der  vormalige  Streit  AnhultCöthen's,  auch  AnhaltDessau\  mit 
Preussen,  bei  der  t  Bundesversammlung  seit  18s  1,  wovon  oben  §.  173,  c. 
Beispiele  hiervon  s.  §.  41*»  Note  c,  Num.  DX 

v.  Dornt  in  dem  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  i8i5,  Num.  46.  Hobxahv 
ebendas.  1819,  Num.  i3o.  Kbbbl's  Steuersystem  (Erl.  1816),  i.  3t  f.  Bbumskb 
was  sind  Mauth-  u.  Zollanstalten  der  National  Wohlfahrt?  Nürnb.  1816.  Sat's 
Darstell,  der  Nationalökonomie,  Th.  I,  Cap.  17,  §.  148  ff.  Scbabbbb's  Bemer- 
kungen über  den  deutschen  Zollverein  u.  über  die  Wirkungen  hoher  Zölle. 
Nürnb.  i8?8.  8.  —  Als  Probe  kann  dienen  die  «Tabellarische  Vergleichung  der 
ha  diseben  und  der  baicriseh-wirtembergiseben  Zollsätze»;  in  der  Freiburger 
Zeitung  vom  Jan.  i83o,  u.  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  16.  u.  ao.  Jan.  i83o. 
«Partout  on  a  vu  la  liberte  politique  et  religieuse,  opprimee,  renaitreatec  cner- 
gie  sous  l'action  stimulante  de  la  fiscalite*.  (Du  Refus  du  Budget.  Paris  i83o.) 
Belege  liefert  die  Geschichte  der  vereinigten  Niederlande,  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika,  Frankreichs.  F.  C.  v.  Fülda  :  über  die  Wirkung  der  Steuern 
auf  dieMoralität,  den  f  leib  u.  die  Industrie  des  Volks.  Stuttg.  1837.  S.iao-»4o. 
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§•  404.  024.) 
Insbesondere  Zoll, 

I)  Eine  Art  der  Steuer  ist  der  Zoll  a)  (Mauth,  Aufschlag,  Land- 
and  Wasserzoll,  rectigal,  jetzt  auch  Licent,  Impost),  ein  Abgabe  an  den 
Staat,  oder  die  von  ihm  hiezu  Berechtigten,  Ton  ein-,  aus-,  oder  durch- 
gehenden *)  Waaren,  sowohl  Producten  als  auch  Manufacturen.  II)  Man 
unterscheidet,  meist  in  der  Quantität  der  Abgabe,  bisweilen  auch  in  der 
Benennung,  oder  in  anderer  Hinsicht,  die  Abgabe  von  Einfuhr  (Impor- 
tation-  oder  ConsumoZoIl) ,  Ausfuhr  (Exportatiorf- p|er  EsitoZoll),  und 
Durchfuhr  (TransitoZoll).  Unter  den  ersten,  ist 'meist  eine  Verzeh- 
rung- oder  ConsumtionSteuer,  nicht  selten  eine  LuiusS  teuer,  begriffen. 
HI)  Weder  allein,  noch  hauptsächlich  als  Finanzmittel  oder  Quelle 
der  Staatseinkünfte,  ist  der  Zoll  zu  betrachten  «),  sondern  vorzuglich 
als  Mittel  der  Aufmunterung  und  des  Schutzes,  die  dem  Handel  und 
dem  Gewerbfleis  des  eigenen  Volkes  gebühren.  Zunächst  in  dem  ataats- 
wirthschaftlichen  Interesse,  nicht  in  dem  unmittelbar  finanziellen  der  Staats- 
casse,  ist  der  Zoll  zu  bestimmen;  er  soll  daher  nicht  alle  Verkaufgegen- 
stände  von  A  bis  Z  treffen.  Indem  die  Einfuhr  fremder  Producte  und 
Waaren  theils  verboten,  theils  beschränkt  wird,  muls  der  Grundsatz  vor- 
walten, dafs  auf  der  einen  Seite  die  iniindische  Industrie  sich  erheben 
könne,  auf  der  andern  immer  noch  die  zu  Belebung  der  Gewerbe  nothige 
Concurrenz  und  Nacheiferung  übrig  bleibe.  Auch  kann  die  Erschwerung 
der  Ausfuhr  roher  inländischer  Producte,  indem  sie  für  die  Fabrication 
nützlich  ist,  für  die  Production  so  nachtheilig  seyn,  dafs  jener  Nutzen  durch 
diesen  Nachtheil  weit  überwogen  wird 

«)  pema's  Lit  DX  557.  Ktvan's  Lit  §.  i3i8  ff.  ¥tttttxgt.h  Vttriar.  illustr.  Hl. 
49s.  r.  Oi. kk s c wk okb's  Erläut.  der  goldn.  Bulle,  198  ff.  Bouqvkt  droit  public 
de  France,  918.  Mosn  von  Steuersachen,  793.  Bif-jfr  de  nat.  et  indole  do- 
minü  in  territ.  Germ.,  106.  Fiscna's  Cameral-  und  PoKseir.,  D,  4i5  ff.  Scmbk- 
bki's  Sammlung  verschied.  Schriften,  I.  1— 3o.  Hroomt's  Denkwürdigkeiten  der 
Fiuanzgescb.  in  Sachsen  (1790.  8  ),  S.  3 — £7.  F.  W.  ▼.  UunvsTxnr's  Gesch.  der 
Zölle  in  Teutschl.  Halle  1798.  8.  —  Vergl.  haierüche  Zoll-  u.  Mauthordn.  t.  1807. 
9.  Aufl.  1808.  4»  Baterucke  Zollordn.  t.  a3  Sept  18t  1,  in  d.  Regier.  Bl.  1811, 
St.  61.  ffirzburgischt  Mauthordn.  v.  1811.  hVirumber frische  Zollordn.  r.  1811 
u.  r.  18.  Juli  1894.  Badische  Zollordn.  181s.  4.  Nachträge  dasu,  in  d.  Regier. 
Blatt,  18 Ii.  Num.  i5.  Prtues.  Zollordn.  v.  ao.  Mai  1818  u.  95.  Ort  189t.  Das 
Zollwesen  in  Deutochland,  geschichtlich  beleuchtet  Frankf.  a.  M.  bei  Schmerber 
i839.  8. 

i)  Manche  beschränken  den  Begriff  des  Zolles  auf  die  Abgabe  ron  durchgehenden 
Waaren.  —  Von  dem  Impost,  s.  Mosaa's  Steuersachen,  778.  —  Von  dem  Licent 
s.  Mosku's  nachbarl.  Staatsr.  367.  Elender*.  Steuersachen,  719.  ▼.  Gfaon- 
rodk's  sämmtL  "Werke,  IL  116.  Materialien  su  der  Statistik  des  niederrbem.  u. 
westphäL  Kreises,  IL  Jahrg.  l.  Bd.  (1783)  Nura.  1.  Eicaaorr's  Darstell,  de« 
Rheins  (1814.  4.),  S.  69.  Ocbjuit's  Darstell,  der  Gesetsg.  über  Zölle  u.  Han- 
delsschiffahrt des  Rheins,  S.  948.   Pvma's  Rechtfälle,  Bd.  fl,  Th.  9.  S.  391. 
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r)  SoBHXsvst's  (Grunds,  der  StaatsPolizei,  Handlung  u,  Ftnanewissenschaft ,  von 
F.  E.  v.  Moshasm,  «.  Aufl.  München  1801 ,  S.  t\6o)  sagt  sogar:  «  das  Mauth-  u. 
Milnzftegal  sind  diejenigen,  bf  i  denen  die  geläuterten  Grundsatze  nicht  gestatten, 
sie  als  Quellen  der  öffentlichen  Einkünfte  anzusehen/«.  —  Eine  englische  Chronik 
(Tbom.  Wickes  chron.  ad  a.  1369J  nennt  die  Zölle  »mira  insania  Germanorum«. 
Im  Cebermaas  eine  lästige  und  zwangvollc  Begleiterin  des  Handels,  erschweren 
sie  den  Verkehr,  entsittlichen  die  Untertbanen  durch  den  Reiz  zu  Unterschleif, 
nöthigen  zu  Aufstellung  eines  Heeres  ron  Aufpassern,  die  stets  in  offener  Feind- 
schaft mit  ihren  Mitbürgern  leben ,  und  legen  den  Völkern  eine  Abgabenlast 
auf,  von  welcher  die  Staatscasse  nur  einen  verhältnifsmäsig  nicht  grofsen  Theil 
bezieht,  weil  die  Erhebung  das  Uebrige  verschlingt.  —  M.  s.  auch  Ad.  Smith 
über  die  Natur««,  ilrsachcn  des  Nationalreichthums,  Bd.  IV,  S.  69 ff.  Ca.  D. 
Voss  Handb.  der  «Iigem.  Staatswissensch.,  Th.  HI,  S.  461  ff,  A.  F.  Lckdkb  über 
Nationallndustrie  und  Staatswirthschaft,  Bd.  DI,  S.  48  ff.  A.  F.  Stocbbb  t.Kbv 
roas  Handb.  der  Finanzwissenscb.  S.  448  ff 

d)  Mobtbiob  a.  a.  O.  p.  «44. 


§.  405.  (325.) 
Fortsetzung. 

TV)  Der  Hau-ptzoll  (veetigal  principale  s.  primarium)  wird  auf  Jen 
Zollstätten  der  gewohnlichen  Strafsen  entrichtet,  der  Wehrzoll  «)  (vec- 
tigal  subsidiärem,  s.  secundariura)  auf  Nebenstrafsen,  hauptsächlich  zu  Ver- 
hütung des  Unterschleifs  *).  V)  PersonalZSlle  kommen,  seit  Aufhebung 
des  JudenLeibzplles  (§.467,  c),  nicht  leicht  vor.  VI)  Zollbefreiung  c) 
wird  jetzt  selten  ertheilU  Verleihung,  Erhöhung,  Verlegung  des 
Zolles  steht,  in  der  Regel,  dem  Regenten  zu.  VII)  Selten  ist  jetzt  der  Zoll, 
als  Staatsservitut,  eine  Berechtigung  in  fremdem  Gebiet  <0.  VIII)  Bis- 
weilen wird  mit  der  WasserZollgerechtigbeit ,  das  Kran  recht  (jus  gera- 
nii)  verbunden  *). 

«)  Abt.  HorrauvK  diss.  de  veetigafibns  subsidiariis.  Mog.  1787.  4.  Hl&bzb's  kl. 
jur.  Bibl.,  XIL  435.  Mosbb  a.  a.  O.  Cap.  XV.  §.  39.  Scblxttwxiv's  Staatsma- 
terialien,  L  4. 

I)  Von  ZollDefraudationen.  G.  G.  HicGit  pr.  de  commissi»  fraudatorum  vectiga- 
lium  causa.  Viteb.  1785.  4.  KtÖBxa's  kl.  jur.  Bibl.,  BX  358. 

c)  Pvttbb's  u.  Hxübbb's  Lit.  §.  i3»o.  E.  St.  Mxxcbiob's  diss.  de  immunitate  a  vecti- 
galibus.  Mog.  1793.  —  Auswärtigem  Staats-  und  Fürsten  gut  wird,  zumal  auf  er- 
folgte Requisition,  die  Zollfreibeit  nicht  leicht  versagt;  nötigenfalls  werden  zu 
dem  Ende  Freipässt  ertheilt.  Mosxb's  Staatsr.  Th.  XXXVI  t  S.317  f.  Pfefvingbb's 
Vitriar.  illustr.  IH,  1043.  J.  G.  Nipbeütbb  diss.  d.  c.  q.  j.  e.  circa  exemtionem 
rerum  prioeipum  a  vectigalibus.  Mogunt.  1748.  u.  in  Hibtxibih's  Thesauro  dis- 
seit.  Moguntinar.,  Vol.  L  P.  1.  n.  6.  v.  Berg  s  Anfrage  bei  der  Bundesvcrsamml., 
in  der  vertrau].  Sitzung  v.  4>  März  1819.  Preussen  u<Sachsen  stipulirten  solche 
in  dem  Frieden  v.  1745,  Art  10.  —  Vom  Gesundtengut  s.  Hlvcxb,  droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe,  §.  ao5  u.  f.  J.  F.  Rxitxkxikb  über  Zollfreiheit  der  Ge- 
sandten,  v.  Mabtbb's  Völkerr.,  §.  ««4- 

<0  Mosxb's  nachbarl.  Staatsr-,  349. 
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*)  Mosia  toh  Steueraachen,  776.  Eisbbtubt's  Stadt-  und  Bürgerrecht,  «93. 
Wihdschkw  comm.  de  stapula,  §.  3o.  sqq.  Estob's  bürgert.  Rechtsgel.,  L  9386  £ 
Klübib's  Lit.  4*8.  —  Von  dem  Wasserzoll  auf  dem  Main,  s.  J.  R,  v.  Botk'b 
Abhandlungen  a.  dem  u  Staats-  u.  Völkerrecht  (Bamb.  1804.  8.),  S.  191. 

• 

§♦  406*  (326.) 
Beehtmdsigkeit  und  gleiche  Vertheüung  der  Steuer.  SteuerCapital 

I)  Nur  was  das  wahre  Staatsbedürf  niss  unvermeidlich  erfordert, 
darf  den  Unterthanen  aufgelegt  werden  (§.  393).  II)  Die  Staatspflicht  ist 
bei  allen  Unterthanen,  als  solchen ,  dieselbe.  Daher  gilt,  bei  Vertheilung 
der  Steuer,  das  Princip  der  Gleichheit  «),  ohne  Unterschied  ob  die  Bede 
ist  von  Auflegung  neuer  Steuern,  von  Erhöhung  oder  Ausgleichung  der 
altern  (§•  400),  von  ordentlichen  oder  ausserordentlichen.  Dl)  Für  jeden 
Steuerpflichtigen  ist  ein  richtiges  SteuerCapital  festzusetzen,  d.  h.  eine 
Verhältnifszahl ,  nach  welcher  er  von  seinem  steuerpflichtigen  Vermögen 
zu  denjenigen  Summen  beizutragen  hat,  die  nach  dem  Steuerfufs  unter  die 
Staatsburger  vertheilt  werden 

aj  (Fa.  J.  v.  Hbndbich's)  Gedanken  über  die  allervrichtigste  Angelegenheit  Teutsch- 
lands, Th.  III  (1796.  8.),  S.  63  ff.  G.  Sabtobkt»  Handb.  de»  Staats wirthsch., 
§.  9s.  io3  ff.  Rhein.  Bund,  XL VII.  a58.  In  der  Constitution  du  rojaume  de 
"VVestphaKe,  art.  16,  hiefs  es:  «Le  Systeme  d'imposition  sera  le  meme  pour 
toutes  les  parties  du  royaume.  Llmposition  foncicre  (Grundsteuer)  ne  pourra 
depasser  le  cinquieme  du  revenu». 

b)  Bei  jedem  Steuerausschlag  wird  bestimmt,  wie  riel  Groschen,  Kreuzer  oder 
Pfennige  Ton  jedem  Tbaler  oder  Gulden  SteuerCapital,  monatlich,  vierteljährig, 
oder  jährlich  su  entrichten  seyen. 

1 

§.  407*  (327.) 
Steuerfreiheit.   Verwendung  der  Steuer.  Landstdndische  Concurrenu 

I)  Steuerfreiheit  «),  ganz  oder  zum  Theil,  ist,  nach  allgemeinen 
Bechtsgrundsa'tzen ,  unverträglich  mit  der  Gleichheit  der  Ansprüche  auf 
Schutz  und  andere  Vortheile  der  Staats  Verbindung,  folglich  nur  dann  zu- 
lassig, wenn  der  Staatszweck  solche  gebietet  II)  Ob  und  wie  fern  die 
Steuerfreiheit  der  Staatsdomänen  0»  der  standesherrlichen  Personen  und 
Grundgüter  (§.  3o4)»  der  Rittergüter  <*),  der  StadtknmmereiGüter  *),  der 
geistlichen  Güter/},  der  Güter  frommer  und  milder  Stiftungen,  so  weit 
sie  als  Erleichterung-  oder  UnterstützungCassen  für  den  Staat  zu  betrach- 
ten sind  der  Forensen  «),  Statt  finde?  ist  aus  der  Verfassung  eines 
jeden  Landes,  zum  Theil  aus  Individual-  und  LocalVerhaltnissen ,  zu  beor- 
theilen.  III)  Die  wichtigste  Frage  von  EntschädigungsBerechtigun  g, 
bei  Aufhebung  der  durch  Gesetz,  Privilegium  oder  unvordenkliche  Ver- 
jährung begründeten  Steuerfreiheit,  ist  jetzt  mehr  theoretisch  «)>  als  prac- 
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tisch.  In  den  »eisten  Staaten  des  Teutleben  Bandes,  ist  die  ehemalige 
Steuerfreiheit  aufgehoben,  ganz  oder  theilweise  f).  IV)  Verwendung 
der  Staatsauflagen  zu  einem  andern  als  dem  Staatszweck,  wäre  widerrecht- 
lich. V)  Concurrenz  der  Lands!  an  de,  bei  Auflegung,  auch  wohl  Er- 
hebung und  Verwendung  der  Steuern,  kann  nach  der  Staatsverfassung  not- 
wendig seyn  (§.  293  ff.), 

a)  Pi'TTEB's  Lit.  §.  1148.  KifiBini's  Lit.  3iq  ff.  —  Von  Gesetzen,  Vertragen,  un- 
vordenklicher Verjährung,  in  Absicht  auf  Steuerfreiheit.  Püttsr  a.  a.  O. 
%.  1149*  Kicbbr  a.  a.  O.  Lktseb,  Sj»ec.  670.  m.  3o.  sqq.  Moser  a.  a.  O.  4?*  ff 
470-  Westphax's  Staatsr.,  109.  Weisse'«  k.  säebs.  'Staatsr.  Bd.  II.  %.  a3r«  PiTf« 
ter'b  Rechtsfv  Bd.  IV,  Tb.  1 ,  Resp.  35a.  Leddkbhosb's  kleine  Schriften,  Bd.  ?, 
Anh.  «.  Rhein.  Bund,  XXX  VU.  70.  154.  XU.  161.  XLIII.  3.  i3i.  XLVDL 
344«  395. 

6)  Z.-B.  persönliche  Steuerfreiheit,  für  Dienste,  welche  der  Staat  belohnen  mufs. 
Räthlich  ist  sie  selten.  Kurze  Entwickclung  derselben,  ron  ihrer  politischen 
und  rechtlichen,  beutigen  Seite,  in  der  Jen.  AI  lg.  Lit.  Zeitung  1809,  Num  i3o. 
Vor  der  Revolution  nannten  in  Frankreich  die  Steuerfreien  die  Unfreien  la  gent 
tnillaJfU  et  come'aiie  (auch  wohl  malleablc)  «  merci  et  mitcricorde.  —  Vergl.  übri- 
gens Pütteb's  Lit.  III.  368.  ItLtBFB's  Lit.  §.  1148.  Wistphal's  Staatsr.,  159. 
Pütter  instil.  juris  ptibl.  germ.,  §.  i58.  —  Von  einem  pneürten  Pautch-  oder 
AvertionalQuantum  H  s.  v.  Römer'«  kursächs.  StR.  If.  661  ff  Pütteb's  Erört.  III. 
96.  —  Geistesguter ,  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten,  sind  noch  steuerfrei. 

e)  Gründe  für  ihre  Besteuerung  liefern,  Fb.  J.  t.  IIemdrich,  in  LudeVs  Nemesis, 
Bd.  III,  St.  1.  (Weimar  1814),  S.  367.  Ueher  Besteuerung  in  dem  Grofsherzog- 
thum  Hessen  (1814.  8.),  S.  xa  f.  Von  dem  Köuigr.  Sachsen,  Weisses  k.  säths. 
Staatsr.  Bd.  IL,  a3i. 

d)  Pütteb's  Lit  HL  §.  u5o.  Moser  a.  a.  0.  463.  Haberlis's  Staatsarchiv,  Heft  X, 
S.  »aa.  F.  K.  Hacsmasn's  Beitr.  zur  Rcnntnifs  der  kursächs.  Landcsvcrsamml. 
Tb.  I,  Num.  4.  Vom  Anhaltischen  ■.  Pitter's  Rcchtsf. ,  Bd.  I,  S.  555  ff.  Von 
dem  gcraischen  Landest licil  der  F.  v.  Reufs,  ebeudas.  Bd.  III,  S.  177  ff.  Von 
dem  Rönigr.  Sachsen,  wo  im  J.  i83a  man  io37  Rittergüter  zählte,  Weisse  a.  a# 
O. ,  %.  s3i  ff  Die  für  nötbig  befundene  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  der  Rit- 
tergüter und  Unlcrtbansfröhne.  Stockholm  (Leipz.)  1808.  8.  Gründe  für  und 
wider,  in  der  Jenaischen  Allg.  Lit.  Zeit.  1809.  N.  i3o  f.  Hall.  A.  L.  Z.  1812.  E. 
B.  N.  33.  Fn.  S.  Möuser  über  die  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  im  Röuigreicho 
Sachsen,  so  wie  über  die  Aufhebung  derselben.  Dresden  i833.  8.  —  In  man- 
chen Ländern  ist  auf  die  grundherrlichen  Renten  eine  verhältuifsmäsig  geringere 
Steuer,  als  auf  die  Landrente  anderer  Grundeigentümer ,  gelegt,  hie  und  da 
Z)om/mW-S teuer  genannt.  —  Der  Begriff  der  Rittergüter  in  jedem  Bundesstaat, 
ist  nach  dem  dortigen  besondern  Staatsrecht  festzusetzen.  Im  Allgemeinen  ist 
Rittergut  ein  Land-  oder  Grundgut,  welchem  der  Real  Adel  zusteht,  d.  h.  ein 
Inbegriff  dinglicher  adelicher  Vorrechte.  Hlübrr's  coinment.  de  jure  nobilium 
feuda  militari«  constituendi  (Goett.  1786.  8.),  p.*6  —  11.  Das  Nähcrc  der  Ril- 
tergutRecbte,  gibt  die  Landesverfassung.  Man  s.  z.  B.  v.  Römeb's  kursächs. 
Staatsr.,  Th.  DJ,  S.  i53  —  1-9,  Tb.  II.  S.  29a.  Schott  instit.  juris  saxon., 
p.63.  In  den  teutschen  Ländern  auf  der  linken  Rhcmsejte,  und  in  deneu  auf  der 
rechten,  die  unter  franzosischer  Hoheit  standen ,  'verschwanden  die  Rittergüter 
unter  französischer  Herrschaft,  bis  auf  die  letzte  Spur.  In  dem  unter  preussi- 
sehe  Hoheit  gekommenen  Theil  dieser  Länder,  wurden  sie  wieder  hergestellt 
und  zugleich  ward  die  Erschaffung  neuer  vorbehalten,  in  den  Gesetzen  wegen 

Kluber  «  öffenll.  Recht,  4.  A..fl.  39 
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Anordn.  der  ProvlnzialStflndc  in  den  beiden  Rheinprovsnzen  und  in  der  Pro. 
vinz  Westphalen,  v.  27.  Mär«  1814,  §.  8;  in  der  Prcufs.  Gesetz».  1824,  Num.  9. 
e)  Majkb's  wcltl.  Staatsr.,  HL  159. 

J)  Püttkb's  Lit.  III.  n5i.  I{L€nEB*8  Lit.  319.  Moser  a.  a.  0.  454«  Wästpoal  a. 
a.  O.  ai3  IT.  Michl's  Kirchenr.,  §.  29.  C.  Gnur>D  über  die  Steuerpflichtigkeit 
des  christl.  Clcrus.    Ilcgcnsb.  1799.  8. 

g)  Baefr's,  Brnn's  u.  Schott'»  allgem.  StaatsCorrespondcnz,  Bd.  I  (1814),  Num.  i3. 

h)  Vergl.  §.  228,  276,  369  u.  !fib.  Püttkr's  Lit.  III.  373.  Mevios  P.  IL  der.  7*. 
37a.  Moser  a.  a.  O.  485«  Cramr's  wctzlar.  Ncbenst.,  XVII.  78.  Missibgbb 
cent.  2,  ob*.  1a. 

i)  Einige  sprechen  für  vollkommene  Entschädigung.   Rhein.  Bund,  XVIL  Num.  «6, 
.   %.  a5.    Andere  verwerfen  alle  Entschädigung.    Briib's  systemat.  Darstellung  de» 

rhein.  Bundes,  S.  35o.  Noch  Andere  erklären  Entschädigung  für  nothwendig, 
als  Ausnahme  von  der  Regel,  in  gewissen  Fallen.  Ein  Ungenannter  (P.  J.  Fio- 
rkt),  in  Chome's  u.  Jmtp's  Germanien,  Bd.  HI,  lieft  1 ,  Num.  2,  S.  39 — 83.  Ab- 
handl.  v.  Schur,  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIX.  18.  wider  Rcllxasv  ebenda«.  XLVIL 
270.  YVirtemb.  Verordnung  v.  Jul.  1823,  s.  unten  Note  k. 

I)  Aufhebung  aller  Steuerfreiheit,  auch  der  Domänen:  in  dem  Grofsherzogtbum 
Hasen,  durch  Verordnung  v.  1.  Oct  1806;  in  dem  Königreich  Baiern,  durch 
Verordn.  v.  8.  Jun.  1807,  in  dem  baicr.  Regier.  Blatt,  1807.  Num.  25;  in  dem 
Ilcrzogthum  Ifassau,  durch  Verordn.  v.  6.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX. 
269.  Nachträge  dazu,  v.  6.  Oet.  1809  u.  9.  Oct.  i8i3;  in  d.  Fürstenthum  Sack- 
scnCoburg,  1810,  Rhein.  Rund,  XLR.  34i-  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen, 
1810,  Num.  5a  f.;  in  dem  VTirtcmbergischen ,  durch  e.  Rescr.  v.  i3.  Dec.  1812, 
in  d.  Rhein.  Bund,  LXIV.  i54,  bestätigt  in  d.  Verfassungsvcrtr.  v.  1819,  §.  21. 
Verordn.  v.  Juli  i8a3,  dafs  Entschädigungsansprüche  wegen  entzogener  Steuer- 
freiheit  zu  gerichtl.  Erürtcr.  u.  Entscheidung  nicht  gehören}  in  S.  fVeimarFJ- 
senuch ,  gegen  Entschädigung,  in  der  Vcrfafs.  Urk.  v.  1816 j  in  dem  Mecklenbur- 
gischen, seit  1808,  hörte  die  Steuerfreiheit  der  Ritterschaft  auf.  Von  dem  Rö* 
nigr.  Sachsen,  s.  Rhein.  Bund,  XLV.  43 1.  Nach  der  Rönigl.  sächs.  Vcrfafs.  Urk. 
v.  i83i ,  §.  39,  sollen  die  RealBefrciungcn  von  Steuern,  gegen  angemessene  Ent- 
schädigung, durch  ein  Gesetz  aufgehoben  werden.  Von  Baden,  s.  Allgem.  An* 
zeiger  der  Deutschen,  1810,  Num-  1 4 >•  Aufgehoben  ward  alle  Steuerfreiheit, 
auch  in  dem  ehemaligen  Grofshcrzogthum  Berg,  im  Sept.  1806.  Rhein.  Bund, 
II.  a55.  Auch  in  dem  ehemaligen  Königreich  fVestphalcn ,  durch  Decrcte  v.  8. 
Januar  1808  u.  a.  Mai  1810,  in  dem  Bulletin  des  lois  etc.  1810,  n.  55.  Desgl. 
in  der  Verf.  Lrk.  des  Fürstcnth.  llohcnzollemSigmaringen  v.  i833,  §.  14.  —  Frei- 
willige Entsagung  der  altcnburg.  Ritterschaft  auf  ihre  Steuerfreiheit,  in  Anse- 
hung der  Grundsteuer  (nicht  auch  der  Landessteuer),  im  Nov.  1818;  desgl. 
der  Rittergutbesitzer  im  Fürstenthum  Lippe,  auf  Grundsteuerfreiheit,  im  Ok- 
tober 1819. 
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II.  Abschnitt 
Strassen-    and  GeleitBepl 


§.  408.  (m) 

StrassenRegal 

I)  Das  Straften-  oder  W e g R e g a  1  a)  (jQS  viarum  regium  s.  sublime), 
das  Recht  der  Oberherrschaft  über  alle  Wege  in  dem  Staatsgebiet, 
gebührt  dem  Staat;  namentlich  das  Recht  der  höchsten  Aufsicht,  der  Ge- 
setzgebung, der  Gerichtbarkeit  und  Polizei.  II)  Weder  die  Eigenthum- 
rerhhltnisse  der  verschiedenen  Arten  von  WTegen,  noch  die  Eigenschaft 
eines  Kunst wegs,  einer  Chaussee,  Kunst- oder  Daramstrafse,  eines  Strafsen- 
dammes,  welche  allen  Arten  der  Landwege  beigelegt  werden  kann,  ändern 
oder  beschränken  diese  Rechte  der  Oberherrschaft. 

«)  Klüber's  Lit.  416.   J.  A.  Rküss  de  viarum  publicarum  munitione,  rulgo  Chaussee- 
bau.  Stuttg.  178«.  4.    Lctsee,  Sp.  5oi.    Strubel,  Th.  IV,  Bed.   10  u.  lai 
Wf.*tp«al's  Staatsn,  377.   Fischer'«  Cameral-  und  Polizcir.,  ü.  3q3    v.  Röjua't 
kursäcbs.  Staatsr,,  B.  807  ff.   Weisses  k.  säcbs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  IQa. 

§.  409.  (329). 
Fortsetzung. 

nt)  Die  neue  Anlegung  öffentlicher  Wege«),  der  Strafsenbau, 
die  Verlegung  derselben,  so  fern  solches  mit  dem  wohlerworbenen  Recht 
eines  1> ritten  vereinbar  ist  auch  die  Wegbesserung  und  die  Be- 
stimmung einer  Vergütung  für  den  Gebrauch  der  Wege,  des  Weg-, 
Pflaster-  oder  Chausseegeldes  auch  des  Brückengeldes  *)»  und  des  Fähr- 
geldes /)  bei  öffentlichen  Wasserstrafsen ,  hängt  von  der  Staatsregierung  ab. 
IV)  So  auch  die  Strafsengcrichtbarkeit  ff) ,  die  Bestimmung  des 
Wegmaases  oder  der  Meilen«),  unc|  die  Errichtung  der  Weg-  und 
ChausseeOrdnungen.  V)  Die  Strafsengerechtigbeit  kann  einem  fremden 
Staat,  als  Staatsdienstbar keit  zustehen  »). 

0)  G.  T.  Müller  disa.  de  eo  q.  j.  c.  circa  vias  publica«  et  militares  (Giess.  1—6), 
p.  53.  Vergl.  Recss.  1.  c.  §.  a6.  sqq.  —  Beiträge  der  Unterthancn  zu  dem  Stras- 
•enbau,  durch  Geld,  Hand-  und  Spanndienste.   Reparation  derselben. 

*)  Moser*«  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.,  IL  iaoo.  III.  ji5».  Ebcndest.  nacbbarl 
Staatsr.,  438.    Vergl.  unten  §.  55o  IT.  55a,  b. 

O  Rkcss  1.  c. 

O  Rkoss  1.  c.  %.  44.  Wbstthal  a.  a.  O.  J.  C.  L.  De  Schullwitz  diss.  de  exaetione 
pecuniae  pro  viis  public!»  pontibusque  solrendae.  Frf.  et  Lips.  1777.  Rleib's 
Rechtsprilclie,  Bd.  IV,  Num.  aa.  Von  städtischem  Weg-  und Pflastcrgeld,  J.  H. 
Böhmer  consult.,  T.  I.  P.  a  resp.  a8. 

39* 
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«)  ScHELLWITZ  1.  C.   PcFEHDOBV  T.  III.  obs.  Il3. 

/)  F.  L.  Cascbiw's  Abb.  von  dem  Wasserrecht  (Halle  1789.  4-)»  S.  63  ff. 

g)  C.  G.  i>b  Wiscblkr  pr.  I.  et  II.  de  jurisdictionc  rriminali  in  via  regia.  Lipi. 
1786.  (Oder  corollarium  juris  crim.  19.  et  20.)  Ppfesdohf  de  juris  die  t.  gernu 
609.  610. 

h)  Fischkb's  Kamerai-  u.  Polizeirecht,  II.  396. 

1 )  Beispiele  unten  Cap.  XXI.  Ein  neueres  Beispiel  liefert  die  nun  wieder  aufge- 
hobene Convention  zwischen  Preussen  und  Sachsen,  vom  i3.  Oct.  1807.  Rhein. 
Bund,  XVI.  37.   Journal  politique  de  Mannheim,  1808,  u°.  55.  56. 

§•  410,  (330.) 
Arten  und  Eigenthumverhaltnisse  der  Wege. 

I)  In  Ansehung  des  Eigenthums  der  Wege,  sind  heut  zu  Tage  zu 
unterscheiden  «):  1)  Landstrafsen,  worunter  die  Heerstrafsen  (für  regel- 
mäßige Durchzuge  der  Kriegsheere  und  ihres  Zugehörs),  die  Haupt-,  Han- 
dels-, oder  CommerzialStrafsen,  die  Poststrafsen,  und  die  Geleitstrafsen,  die 
Haupt-  und  Neben-  oder  Verbindungstrafsen  (viae  publicae,  regiae,  mili- 
tares,  communes,  ordinal  iae)  begrifTen  sind ;  2)  Communal-,  d.h.  Stadt- 
ilm! Dorfwege  (viae  urbicae  et  vicanae,  Communicattons-  Neben-  oder 
Richtwege),  welche  zunächst  für  den  Verkehr  zwischen  Städten  and  Dor- 
fern, oder  mit  den  Landstrafsen,  bestimmt  sind;  3)  Flur-  oder  Feldwege 
(viae  agrariae),  für  landwirthschaftliche  Zwecke  innerhalb  einer  Stadt-  oder 
Dorfmarlmng,  für  die  Genossen  derselben  zunächst  bestimmt;  4)  Nach- 
bar wege  (viae  vicinales),  bestimmt  blofs  für  einzelne  Haus-,  Hof-,  Garten, 
oder  Feldnachbarn,  entweder  unter  sieb,  oder  auch  zu  ihren  wechselseitigen 
Grunobesitzungen ;  5)  Gutwege  (viae  praediales),  bestimmt  für  den  Alleüv 
gebraueh  eines  Grundeigentümers ;  63  Waldwege,  blofs  für  Benutzung 
der  Wälder  bestimmt.  II}  Die  Landstrafsen,  so  wie  in  der  Regel  auch 
die  Wasserstrafsen,  die  natürlichen  auf  Flüssen  und  Seen,  und  die 
künstlichen  auf  Canälen,  sind  Staatseigenthum;  die  Kosten  ihrer  Er- 
bauung und  Unterhaltung  lasten  auf  der  Staatscasse,  mit  Yerhältnifsm;'sigem 
Zuschufs  von  einzelnen  Landestheilcn,  für  welche  daraus  besondere  Ycr- 
theile  entstehen.  Die  Communal  Wege  .sind  nicht  immer  Staatseigeo- 
thum,  sondern  oft  Gemeinheit  Eigenthum  *).  Die  Flur-  oder  Feld- 
wege sind  entweder  Gemeinheit  Eigenthum  oder  Gesammteigen  thum 
derjenigen  Mark-,  Flur-  oder  Feldgenossen  ,  zu  deren  Grundbesitzdngen  sie 
führen  c).  Die  Nachbarwege  sind,  in  der  Regel,  entweder  Gesammt- 
oder  Alleineigen  thum  der  Haus-  oder  Feldnachbarn.-.  Die  Gutwege  sind 
Alleineigenthum  des  Grundbesitzers.  Die  Waldwege  gehören,- in  der 
Regel,  zu  dem  Waldeigenthum.-  ' 

o)  Die  altrömischc  Eintbciiung  der  Wege  und  ihr  römischer  Sacbbegriff  CU  %.  4. 
12.  ?X  et  a4.  L.  3.  D.  de  loci«  et  iüner.  publ.  Rrissomis  d.  V.  S-,  toc.  m.) 
passen  auf  die  heutigen  teutschen  Verhältnisse  nicht  mehr.  Dessen  ungeachtet  sind 
solche,  selbst  den  Germanisten  noch  nicht  ganx  entfremdet  Vergl.  Dawi  Handlx 
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d.  t.  Privatr.,  Th.  I,  %■  n4  ff.  Fischer's  Kamerai-  u.  Poltzetrecht,  H.  5ai  ft  — 
Io  Frankreich  unterscheidet  man  jetzt :  i  )  grandes  routes  *  « )  routes  departe- 
mentales,  a)  de  i*'«  classe,  die  auf  Kosten  des  ganzen  Departements ,  6)  de 
**•  classe,  die  auf  Kosten  eines  oder  mehrerer  Bezirke  zu  bauen  und  zu  unter- 
halten sind;    3)  chemins  vicinaui. 

6)  Jo.  Schach  diss.  de  jure  in  platca,  DorfstrassenGercchtigkeit.  Jen.  1744«  4*  IQ 
der  Regel  werden  die  Gemeindewege  zu  den  öffentlichen  "Wegen  gerechnet. 
Strubs»»  rcchtl.  Bedenken,  Bd.  V,  Bed.  63;  Bd.  IV,  Bcd.  19.  —  Von  Streit- 
fragen, ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  oder  ein  Privatweg  sey,  6.  Clapproth's 
Rechtsfälle,  Bd.  II,  S.  611. 

c)  Von  Feldwegen,  t.  Bviuish's  neue  Samml.  Ton  Rechtehändeln,  Bd.  1,  S.  76. 

- 

§•  4M.  (331.) 

.1 

Geleitrecht. 

Das  Geleitrecht«)  (jus  conducendi),  die  Befugnifr,  den  Reisenden  und 
dem  "WaarenTransport  auf  der  Geleitstrafse,  gegen  eine  Abgabe  (Geleitgeld), 
Sicherheit  zu  verschaffen,  ist  ein  Regal;  ehehin  nicht  selten  eine  Staats- 
dienstbarheit  In  dem  letzten  Fall  hat  der  Geleitherr,  im  Zweifel,  kei- 
nen Anspruch  auf  das  übrige  WegeRegal  c)<  Lebendiges  Geleit  zu 
nehmen,  hängt  ab,  in  der  Regel,  von  der  Willkühr  der  Interessenten:  todtes 
oder  schriftliches  (Geleitpafs  oder  Zeichen)  sind  die  Geleitpflichtigen  zu 
losen  schuldig,  bei  Strafe .<0.  In  verschiedenen  Landern  ist  jetzt  das  Ge- 
leit abgeschafft  *). 

a  )  Pltter's  Lit.  D3.  557.  Klübkr'b  Lit.  §.  1317.  Haitaus  glossar.  h.  v.  Datt  de 
pace  publ.,  lib.  I.  tit.  a6.  u.  56.  sqq.  Orth  r.  d.  frankf.  Reichsmessen ,  S.  y5  f. 
Fischer's  Gesch.  des  t.  Handels,  U.  6.  Ebendtss.  Bameral-  und  Polizeirechte.  IL 
438.   Westfhal's  Staatsr.,  401.   Da«  Handb.  d.  t.  Privatr.,  \.  %.  i3o. 

b}  Ahasv.  F ritsch  de  viis  publicis,  c.  \i.  Moser's  nacbbarl.  Staatsr.,  4oo.  C.  L. 
W.Bcrrdis*.  de  conducendi  jure  per  Wettcraviam.  Giess.  1771.  —  Noch  bis  i834 
Latte  SacbsenWeimarEisenach  das  Geleit  als  sehr  altes  Finanzregal,  welches  in 
früheren  Familienvcrträgcn  der  crnc&tinisrhen  Hauptlinie  ihm  für  Land  und 
Leute  angerechnet  ward.  Nämlich  1 )  das  thüringische  Ilauplgeleit  (Ohergeleit, 
hohes  Geleit,  Gütergeleit)  zu  Erfurt,  wo  defshalb  ein  weimarisches  OberGclcit- 
amt  mit  bedeutender  Einnahme  besteht,  dann  Bcigeleite  zu  Gotha,  Allstedt, 
Blankenhain,  Buttstädt,  Grofslupnitt,  Meckfeld,  Vogelsbcrg,  mit  i3  Nebengeleit- 
Xinnehmereicn  und  13  WehrgeleilEinnehmereien;  2)  das  Landgeleit,  mit  Haupt- 
geJeilEinnehmercicn  zu  Allstedt,  Bürgel,  Burgau,  Creuzburg,  Eisenach,  Jena,  Neu- 
stadt an  der  Orla,  Weida,  Weimar  (Wiegendorf,  Buttelstedt  und  Eckardsberga), 
mit  i58  BeigelcitEinnehmercien.  Der  auswärtige  Theil  dieses  Geleites  ward  auf- 
gehoben durch  einen  Vertrag  mit  Preusscn  v.  10.  Aug.  i83i.  Im  Jahr  >834 
hörte  der  inländische  Theil  dieses  Geleits,  das  Binnengelcitc ,  auf,  in  Folge  des 
mit  Preussen  etc.  geschlossenen  Zollvereins. 

c)  Rruss  1.  c  p.  89.  Anders,  Bvrr  1.  c. 

d)  Ob  und\  wie  weit  Beraubung  auf  der  Gcleitstrasse,  den  Geleitpflichtigen  berech- 
tigt, Entschädigung  ron  dem  Geleitherrn  zu  fordern?  Wrstphaj.  a.  a.  0.  Jargow 
Ton  den  Regalien,  394.   Leiser  jur.  georgic,  lib.  HL  c.  da.  n.  7.  sq. 
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•)  Befreit  ward  der  frankfurter  Handel  Ton  allen  Geleitrecbteu,  in  d.  Reicbsdeput. 
HaupUcfal.  v.  a5.  Febr.  i8o3,  §.  «7.  —  Abgeschafft  ward  das  Geleitgeld :  in  <L 
Iferzogth.  Nassau,  durch  Verordn.  v.  3.  Mai  i8»o,  Rhein.  Bund,  XII V.  »36:  in 
d.  Grofsherzogth.  Hessen,  durch  Verordn.  v.  i5.  Nov.  1810,  Rhein.  Bund,  LH. 
476;  in  dem  Grofsherzogth.  IVinburg ,  durch  Verordn.  v.  »3.  Febr.  1811;  in 
dem  cheraal.  Departement  Aschaffenburg,  durch  Bekanntmachung  v.  3o.  31ärs  1811. 


ILL  Abschnitt 
Commerz  Regal. 


§•  412.  (332.) 

CommerzRegaL 

Eines  des  wichtigsten  Hoheitrechte,  in  Absicht  anf  innem  Wohlstand 
und  StaatsFinanzen,  ist  das  Commerz  Regal  (jus  commerciorum  regivn> 
das  Hecht  des  Staates  auf  Leitung  und  Benutzung  aller  Arten  des  Handels 
zu  dem  Staatszweck«).  Nicht  nur  die  Oberaufsicht  und  Gesetz- 
gebung über  das  gesammte  Handelsgewerbe,  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
ist  darunter  begriffen,  sondern  auch  die  Leitung  und  Beförderung 
des  Handels,  auch  des  ausländischen,  so  dafs  bei  diesem,  wo  möglich,  die 
HandelsBiJanz  stets  zu  dem  Vortheil  des  Inlandes  ausfalle  *).  Zu  diesem 
Zweck  dient,  unter  anderem,  die  Schliefsung  vortheilhafter  Handels-  and 
SchiffahrtVerträge  mit  andern  Staaten  c).  Verpflichtet  ist d ie  Staats- 
regicrung  zu  möglichster  Begünstigung  der  Freiheit  des  Handels. 

a)  Pütter's  Lit.  RX  548.  Rlüber's  Lit.  §.  i3o7«  Jargow  von  den  Regalien,  it>. 
Moser  von  Gnadensachen,  a»3.  Ebendess,  Versuch  des  europ.  Völkerrechts,  YH. 
«83  ff.  —  Von  dem  teutschen  Handel,  s.  Mecskl's  Lehrb.  der  Statistik  (4.  Au>§. 
1817),  S.  4t«  —  Der  wiener  Congrefs  machte  Bestimmungen  für  Erleichtenm» 
der  HandelsscJiiffahrt  auf  Flüssen  (unten  Cap.  XXn).  Die  teutsche  BundesActe. 
Art.  19,  verhelfst  Beratschlagungen  der  Bundesversammlung  über  den  Hani-L 
Oben  %.  »3r.  KlCbxb's  Ucbersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr-, 
S.  117,  i3i,  i43  u.  268. 

b)  Carl  Mubhabd's  Theorie  u.  Politik  des  Handels,  a  Theile.  Göttingen  i83i.  8. 
—  Von  dem  Missbrauch  des  CommerzRegals  s.  Rhein.  Bund',  XXO,  37  f£  ~~ 
Engherzige  Beschränkung  des  Staates  auf  seine  eigenen  Mittel,  wirkt  desto  nark- 
thciligcr,  je  kleiner  das  Staatsgebiet  ist.  Beschränkung' den  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit ,  wie  auch  der  Kunst-  und  Wissenschaftpflegc ,  AbcugsgeJd  u. 
Kachsteuer,  Indigcnat  U.  d.,  verdienen  in  dieser  Hinsicht  Erwägung.  Handeh- 
jreiheit  bringt  Betriebsamkeit  und  Wohlstand.  Production  und  Handel  siud 
Hnuptquellen  der  politischen  Macht.  Sie  schaffen  Reichtbum,  und  «Rcicbthum 
ist  Macht»,  schrieb  Hobüks.  Alles,  was  ohne  Noth  die  Leichtigkeit  de*  Ver- 
kehrs beschränkt,  thut  dein  Handel  einen  Eintrag,  dessen  Gegenstofs  in  den  ent- 
ferntesten Interessen  ihn  fühlbar  macht.    Die  einzige  wohlthätige  Fürsorge,  dir 
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eine  Regierung  für  den  Handel  treffen  kann,  ist:  in  Rriegszeiten  ihm  Schute 
su  gewähren,  für  alte  Zeit  die  Beschränkungen  fremder  Regierungen  durch 
Verträge  zu  entfernen,  und  sich  vorsichtig  vor  irgend  einer,  wenn  auch  für 
die  Staatscasse  noch  so  vorteilhafte«,  eigenen  zu  hüten.  J.  C.  Lutea»  über 
Gewerb-  und  Handelsfreiheit.  Nürnb.  1817.  8.  Von  der  völkerrechtlichen  Han- 
delsfreiheit, Kicann  droit  des  gen»  moderne  de  l'Europe,  §.  71.  Sehr  liberale 
Grundsätze  enthält  die  preussische  Instruction  für  die  h.  Regierungen,  v.  26.  Dec. 
1808,  %.  öo.  Daselbst  heift  es:  «Es  Ut  nicht  nöthig,  den  Handel  zu  begünstigen, 
er  mufs  nur  nicht  erschwert  werden.  Es  ist  dem  Staat  und  seinen  einzelnen 
Gliedern  immer  am  zuträglichsten,  die  Gewerbe  jedesmal  ihrem  natürlichen 
Gang  zu  überlassen,  und  keine  derselben  vorzugweise  durch  besondere  Unter- 
stützung zu  begünstigen  und  zu  heben,  aber  auch  keine  in  ihrem  Entstehen, 
ihrem  Betrieb  und  Ausbreiten,  zu  beschränken,  in  so  fern  das  RechtsPrincip 
dabei  nicht  verletzt  wird,  oder  sie  nicht  gegen  Religion,  gute  Sitten  und  Staats- 
verfassung anftossen». 

c)  t.  Stbcz's  Versuch  über  Handels-  tu  SchiffahrtVerträge,  S.  11  f.  Moszn's  nach- 
barl.  Staatsr.,  610.  Hlvbkb's  droit  des  gen«,  §.  149  et  sulv.  y.  Axslehg  über 
die  Einigung  der  Handclslnterensen  Deutschlands.  i83i.  8.  — 
Heuere  Handelsverträge  zwischen  teut sehen  Bundesstaaten: 
L  Grundvertrag  zw.  Bayern  u.  Wirtembtrg ,  unter  sofortigem  Beitritt  r.  Ho- 
henzollern-Hechingen  u.  Hohenzollern-Signtaringen  ,  wodurch  diese  Staaten  sich  zu 
einem  gemeinsamen  Zollsystem  vereinigten,  u.  zugl.  übereinstimmende  Bestim- 
mungen trafen  über  Weggelder,  Wasserzölle,  Brücken-  u.  Pflasterzölle,  Rrab- 
nen,  Werfte,  Wchrlochs-  und  Wintcrhaltsgeb  Uhren,  über  gegen*.  Unterstützung 
in  dem  Vollzug  der  privativen  Abgabengesetze  u.  über  die  Ausübung  des  Salz- 
regals, v.  18.  Jan.  1818,  Bezug  nehmend  auf  einen  vorhergegangenen  vorl.  Vertr. 
t.  11.  Apr.  1827,  und  gefolgt  von  e.  VereinsZollOrdnung  v.  26.  Sept.  1828. 

TL  Verein  zw.  Hannover,  Königr.  Sachsen,  Kurhessen,  Sachsen-fFeimar-Eisenach, 
Braunschweig,  Hessen-Homburg ,  Nassau,  Oldenburg ,  S.-Altenburg,  S.-Coburg-Gotha 
u.  S.-Mchtingen  ,  Reuss «  Greiz  ,  Reuss  -  Schle iz ,  Reuss- Lobenstein  u.  Ebersdorf, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Bremen  u.  Frankfurt,  zu  Beförderung  eines  möglichst  freien 
Verkehrs  u.  ausgebreiteten  Handels,  unter  sich  und  nach  aufsen,  im  Sinn  des 
Art.  19  der  T.  B.  A.,  durch  eine  in  Frankfurt  a.  M.  am  21.  Mai  1828  erlas- 
sene Declaration  und  einen  darauf  zu  Cassel  am  24.  Sept.  1828  abgeschlossenen 
Vertrag  (der  sogenannte  mitte  Iteutsche  Zoll-  und  Handels  verein);  Vertr.  über  den 
Beitritt  des  F.  v.  Schwurzburg-Sondershausen ,  für  s.  oberherrsehaftlichen  Landes- 
theil, zu  obigem  Handelsverein,  v.  »5.  Der.  1828;  SeparatVerträge  in  Beziehung 
auf  obigen  Handels  verein:  1)  zw.  Königr.  Sachsen,  S.-ßFeimar-Eisenach ,  S.- Alten- 
barg ,  S.-Coburg-Gotha,  S.-Meiningen,  den  F.  Reussischen  Häusern  u.  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  v.  29.  Scpt  1828,  welchem  Schwurzburg-Sondershausen  durch  Vertr. 
▼.  25.  Dec.  1828  beitrat;  2)  zw.  Kurhessen  einerseits  u.  S.-fFebnar-Eisenach,  S.- 
Meiningen  u.  S.-Coburg-Gotha  andererseits,  ▼.  11.  Dec.  1828;  3)  zw.  Hannover 
u.  Oldenburg  w.  jo.  Janv  1829,  mit  e.  Nachtrag,  v.  8.  Aug.  1829;  4)  tvf-  der 
betheiligten  Staaten,  betr.  die  Besteuerung  der  Handelsreisenden,  abgeschl.  im 
Febr.  1829  (in#d.  Frankf.  O.P.A.Z.  v.  1.  März  1829);  endlieh  Vertr.  v.  11,  Oct. 
1829,  zw.  Königr.  Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  S.-fFeimur-EisenacJi,  BraunscJtweig, 
Oldenburg,  Sassau  u.  Bremen,  wodurch  der  Casselcr  Vertrag  v.  24.  Sept.  1H28 
bis  zn  Ende  1841  verlängert  wurde.  —  Emminghius  über  die  Aufkündigung  des 
mittclteutschen  Handels  Vereines,  ab)  Rechtsfall.   Weimar  i833.  8. 

ID.  Verträge,  wodurch  mehrere  Staaten  für  ihre  vom  preussischen  Gebiet  um- 
schlossenen Besitzungen  dem  preussischen  Zoll-  und  VerbrauchsteucrSystem,  nach 
d.  Ges.  t.  26.  Mai  1818,  beitraten:  zw.  Prcus4cn  u.  1)  Schwarzburg  Sonderslutusen, 
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wegen  der  sog.  Unterherrschaft,  Vertrage  v.  a5.  Oct.  1819  u.  8.  Juni  i833; 
a)  Schwartburg-Rudolstadt ,  wegen  der  sogenannten  (Rudolstädtischcn)  Unterherr 
Schaft,  Vertrüge  v.  24.  Juni  1811  u.  a5.  Mai  i833  }  3)  S.-ffeimur-hisenach^  wegen 
der  Acmter  Allstedt  u.  Oldisleben,  Verträge  v.  a-  Juni  i8a3  u.  3o.  Mai  i833; 
4)  Anhuti-Bernburg ,  wegen  des  obern  Herzgtbms.  Bernburg  u.  de*  Amtes  Müh. 
lingen,  zwei  V  erträge  v.  10.  Oct.  i8a3,  dann  auch  wegen  des  untern  llr-glhms., 
V.  v.  17.  Juni  1826,  sämmtlich  erneuert  am  17.  Mai  i83i;  5)  Lippe,  wegen  Lip- 
perodo,  Rappel  u.  Grevenhagen,  V.  v.  9.  u.  17.  Juni  1826;  6)  Mecklenburg- 
Schwer  in ,  wegen  Rossow,  Retzeband  u.  Schönberg,  V.  v.  a.  Dec.  1816;  7)  An- 
hult-Dessuu,  Verträge  v.  3a  Mär/,  (u.  5.  Apr.)  1827  u.  (a  Vcrtr.)  v.  17  Juli 
i8a8,  erneuert  am  a6.  Jan.  i836;  8)  Anhalt-Cöthen ,  a  Verträge  r.  17.  Juli  1828, 
erneuert  am  aG.  Jan.  i836;  9)  Suchsen-Coburg-Gotha ,  wegen  des  Amtes  Volken- 
rode,  Verträge  ▼.  4.  Juli  1839  u.  a6.  Juni  i833. 

IV.  Zoll-  und  Handelsverträge,  wodurch  die  Contrahentcn  zu  Annehmung 
eines  gemeinsamen  Zoll'  und  Handelssystems ,  später  tu  dem  jetzt  sogenannten 
Allgemeinen  Untschen  Zoll'  und  Handeitverein ,  zum  Theil  auch  zu  einem  überein. 
Stimmenden  VcrbrauchsteuerSystem ,  auf  bestimmte  Zeit  sich  verbanden,  schlös- 
sen :  A)  zunächst  mit  Preussen,  und  zugleich  mit  den  bis  dabin  (theils  durch  die 
oben  unter  Num.  ÜX  angeführten,  theils  durch  die  hier,  unter  Num.  IV.,  fol- 
genden Verträge)  mit  Preussen  zu  gleichem  Zweck  bereits  verbundenen  Staaten; 
l)  Grosshtgthm.  Hessen,  V.  v.  14.  Febr.  i8«8 ;  a)  Baiern,  und  3)  ßfirtemberg, 
für  sich  und  zugleich  für  die  durch  d.  V.  v.  18.  Jan.  i8'j8  (s.  ob.  I.)  mit  den 
beiden  Rönigreichcn  bereits  in  einem  Zollsystem  vereinigten  Frstntbmrn ;  4) 
henxollern- Hechingen  und  5)  Hohenzollern-Sigmaringen ,  das  letzte  ausscbliefslich 
einiger  in  d.  Ghzgthm.  Baden  vorspringender Pa reellen  (s.  unt.  C.  a.),  Verträge 
v.  2-.  Mai  11.  a6.  Dec.  1819  u.  (ausgedehnter)  v.  ai.  März  i833,  sod.  Zusatz- 
Artikel  zu  d.  letzten,  r.  3i.  Oct.  i833  ;  6)  Hessen-Hornburg,  wegen  des  Oher- 
amtes  Meissenheim,  V.  v.  3i.  Dec.  1829;  7)  S.-Coburg-Gothu,  wegen  des  Fürsten* 
thumes  Lichtenberg,  V.  v.  6-  März  i83o;  8)  Oldenburg ,  wegen  des  Fstntlnnes 
Birkenfeld,  V.  v.  a4.  Juli  i83o;  9)  fValdeck  u.  Pyrmont,  wegen  des  Frstenlbmes 
Waldeck,  Vr.  v.  16.  Apr.  i83i;  io)  Kurbessen,  mit  Ausn.  des  Rreiscs  Schmal- 
kalden (s.  unt.  11.),  V.  v.  a5.  Aug.  i83i;  11)  Köwigr.  Sachsen,  zwei  Vertr.  t. 
3o.  März  u.  Zus.  Art.  v.  3i.  Oct.  i833;  1a)  die  unmittelbar  vorher,  durch  e. 
V.  r.  10.  Mai  i833,  unter  sich  u.  mit  einigen  preussischen  Gebietsteilen,  d. 
Stadt-  u.  Landkreis  Erfurt  u.  den  Rrsn.  Scbleusingeu  u.  Ziegenrück,  in  dem 
sog.  Thüringischen  Zoll'  u.  Handelsverein  verbundenen  Staaten,  namentlich  a)  Kur- 
hessen, wegen  des  Rreises  Schmalkalden,  b)  S.-fVeimur-Eisenach,  mit  Ausn.  der 
Aemter  Allstedt  u.  Oldisleben  (s.  ob.  I.)  u.  Osthcim  (s.  unt.  B.),  c)  S.-Mtiningen, 
d)  Altenburg,  e)  S.-Coburg-Gotha,  mit  Ausn.  des  Amtes  Völkenrode  u.  des 
Fstnthms.  Lichtenberg  (s.  ob.)  u.  des  Amtes  Königsberg  («.  unt.),  f)  Schwarzburg- 
Sondershausen ,  wegen  s.  sog.  Oberherrschaft,  g)  Sdtwarzburg- Rudolstadt,  .auch 
wegen  s.  Oberherrschaft ,  h)  Reuss-Schleiz,  i)-  Reuss-Greiu,  und  k)  Rrüss-Loben- 
strin  u.  Ebersdorf,  V.  v.  11.  Mai  i833  (mit  a  darauf  sich  beziehenden  ferneren 
Verträgen  vom  näml.  Tage,  über  einen  ZollCarteJ  u  über  gleiche  Besteuerung 
innerer  Erzeugnisse),  welcher  schon  länger  vorbereitet  war,  durch  besondere, 
seit  1829,  mit  den  genaunten  Staaten  einzeln  abgeschlossene  Verträge  i  >3)  Ba- 
den (s.  unt.  C  ),  V.  v.  1».  Mai  i835j  14)  Nassau,  V.  t.  10.  Dec  i835;  i5)  Frank- 
furt, V.  v.  a.  Jan.  i8'36;  16)  die  durch  die  Verträge  vom  1.  Mai  i834  u.  7.  Mai 
i836  (s.  u.)  tm  e.  gemeinschafll.  Steuerverband  vereinigten  Regierungen  r.  Han- 
noret,, Old-nburg  u.  ßraunschweig,  u.  zwar  namentlich  Hannover  wegen  der 
Grafseh.  Hohenstein  u.  dos  Amtes  Elbingerode,  sodann  Braunschweig  wegen  des 
Frstntlnnes.  Blankenburg  nebst  dem  Stiftsamte  Walkenricd,  wegen  des  Amtes 
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Calvörde,  des  Braunschweigischen  Anthis.  an  d.  Dorfe  Pabstorf  u.  des  Dorfes 
Hessen,  V.  v.  t.  Nor.  i837  (durch  welchen  gegenseitig  Preussen  mit  mehreren 
Tbeüen  seines  Staatsgebietes  dem  Steucrrerbande  v.  Hannover  ,  Oldenburg  u. 
Braunscbwcig  beitrat),  später  tbeilweise  ausgedehnt  auf  das  durch  Vertrag  v. 
11.  Nov.  i837  (s.  unten  VI)  dem  Verband  von  Hannover,  Oldenburg  u.  Uraun- 
schweig  beigetretene  Erstuthm.  Schaumburg.  Lippe ,  mit  Ausn.  des  Amtes  Blom- 
berg; 17)  Niederlande,  zwei  V.  v.u.  Jan.  1839.  —  B)  zunächst  mit  Baiern  u.  Wir- 
temberg  (unter  sich  vereinigt  durch  den  V.  r.  18.  Jan.  18)8,  s.  ob.  I),  u.  damit  zugleich 
mit  den  mit  diesen  beiden  Königreichen  zu  gleichem  Zweck  bereits  verbundenen  Staa- 
ten (s.  oben  A.  2.  u,  3.  u.  unt.  C.) :  1)  S.-Coburg'Gotha,  wegen  des  Amtes  Königsberg, 
V.  v.  1 4-  Juni  i83i ;  2)  SsWetmar-Eisenach,  wegen  des  Amtes  Ostbeim,  V.  v.  25.  Jan. 
i83i;  —  C)  zunäebstmit  fTirtemberg  u.  s.  w.;  1)  HohentolhmHechingen  (s.ob.A. 
2.  u.  3.),  V.  v.  18.  Juli  i8»4;  »)  Hohenxollern-Sigtnaringen  (s.  ebenda«,  u.  unten  E.)t 
V.  v.  28.  Juli  18*4 ;  3)  Baden,  wegen  der  von  wirtemberg.  Gebiet  umschlosse- 
nen Orte  Schlüchtern  u.  Buchsen  u.  der  CondominatOrte  Widdern  u.  Edclfingen, 
V.  v.  it.  Apr.  i83t ;  —  D)  zunächst  mit  dem  Grosshxgthm.  Hessen  u.  s.  w.,  Hes- 
sen-Homburg, we^en  des  Amtes  Homburg,  V.  v.  30.  Febr.  i835;  —  E)  zunächst 
mit  Buden  u.  s.  w.,  Hohensollem-Sigmaringen,  wegen  der  in  das  badisebe  Gebiet 
vorspringenden  Theile  der  Oberämter  Wald  u.  Sigmaringen.  —  Pittum,  Samm- 
lung sämmtlicher  neuer  preussischen  Gesetze  über  die  iudirecten  Steuern.  Cöln 
■  83i.  8.  Pochuambr,  Handbuch  zur  vollständigen  Kcnntnifs  der  ZollVerfas- 
sung  u.  Verwaltung  in  den  K.  preussischen  Staaten.  Berl.  i83i,  2  Thle.,8.  Eben- 
dt- ss.  Jahrbücher  der  ZollGesetzgcbung  u.  Verwaltung  des  teutseben  Zoll-  und 
Handelsvcreins.  Hcflweise.  Berlin  1834 — 38.  8.  Scbösbroot,  Sammlung  der 
Verordnungen  über  Gewerbe-,  Handels-  und  Abgabcnverbaltnisse  in  den  Ver- 
einsstaaten Deutschlands-  Potsdam  i834  u.  IT.  8.  Nebesios  ,  der  deutsche  Zoll- 
verein ,  sein  Svstem  und  seine  Zukunft.  Carlsr.  i835.  8.  Becher,  über  den  deut- 
schen Zollverband.  CÖln  i83">.  8.  Zollver  einCharte  von  Deutschland,  gez.  v.  Streit, 
gest.  v.  Lrdtmash.  Leipzig.  i834. 

V.  Verträge  für  gegenseitige  Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  den  bei- 
derseitigen Unlerthanen:  1)  zwischen  Preussen  und  den  freien  Städten  Humburg, 
Lübeck  u.  Bremen,  v.  4-  Oct.  »828;  2)  zwischen  Preussen  u.  Sachsen-Meiningen, 
v.  3.  Juli  1819;  3)  zwischen  Preussen  u.  S.-Coburg-Gotha ,  v.  4«  JuM  »819. 

VI.  Besondere  Verträge  über  Vcrkehrsverhällnisse  einzelner  Landestheile : 
zwischen  Kurhessen  u.  Ghxgthunu  Hessen,  v.  27.  Mai  1829;  zwischen  Kurhessen  u, 
Nassau,  v.  25.  Sept.  1829. 

VO.  Vertrag  zwischen  Hannover,  Kurhessen ,  Oldenburg  u.  Braunschweig ,  ab- 
geschl.  zu  Einbeck  am  27.  März  i83o,  wodurch  diese  Staaten  (Oldenburg  mit 
Ausn.  Birkenfeld's,  wovon  ob.  IV.  8,  u.  des  Frstnthms.  Eutin,  welches  dem 
Holsteinischen  ZoUSyatcm  emverleibt  ist)  sich  zu  Annahme  eines  gleichmäsigen 
u.  gemeinschaftlichen  Eingangs-,  Ausgangs-  u.  VerbrauchsabgabenSvstema  verei- 
nigten; darauf,  sich  beziehende  fernere  Verträge  zwischen  Hannover  u.  Braun- 
schweig  v.  n.  Oct.  u.  9.  Dee.  i83i ;  neueste  Verträge  zwischen  Hannover,  Olden- 
burg u.  Jlraunschweig  v.  1.  Mai  i834  u.  7.  Mai  i836j  denselben  trat  Schaumhurg. 
Lippe  bei,  mit  Ausnahme  den  Amtes  Blomberg,  durch  einen  Vertrag  v.  1».  Nov. 
i83*.      Ueber  den  Einbecker  Vertrag  s.  Bsua's  Minerva,  Mai  »83o,  S.  347— 

VOI.  Die  Vertrage,  über  die  Schifahrt  auf  den  teuudien  Strömen,  s.  unten 
§.  563  ff. 

IX.  Neuere  Handels-  und  insbesondere  Schiffahrtverträge  teutscher  Bundes- 
staaten zur  Beförderung  des  Sethandels  (abgesehen  von  Holstein  u.  Lauenburg 
u.  Luxemburg):  1)  Oe streiche ,  mit  Brasilien,  v.  17.  Juni  1827;  mit  den  verein. 
Staaten  v.  Nordamerika,  v.  «7.  Aug.  1829;  mit  Preussen,  t.  1.  Mai  i83i;  mit 
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Großbritannien,  t.  21.  Nov.  i83i  u.  3.  Juli  i838;  2)  Preussens,  mit  Grobbritan- 
nien, r.  20.  Mai  1826;  mit  Mecklenburg-Schwerin  v.  19.  Dec.  1826;  mit  Schwe- 
den n.  Norwegen,  v.  14.  Mär»  1817;  mit  Brasilien,  v.  9.  Juli  1827  u.  18.  Apr. 
1818;  mit  den  ver.  Staaten  v.  Nordamerika,  1.  Mai  1828;  mit  den  freien 
Städten  Lübeck,  Bremen  u.  Hamburg,  /,.  Oct.  1828;  mit  Oldenburg,  v.  26.  Juli 
»&3o;  mitOestreich,  s.  o.;  mit  den  ver.  Staaten  v.  Mexiko,  v.  18.  Febr.  1834  u. 
nacbträ'gl.  Bekanntmachung  dazu  v.  27.  Febr.  i835;  mit  d.  päpstlichen  Regierung, 
v.  22.  Sept.  i834 ;  mit  d.  Königr.  der  Niederlande,  v.  3.  Juni  1837;  3)  des 
Königr.  Sachten,  mit  den  ver.  Staaten  v.  Mexiko,  v.  4*  Oct.  i83i  ;  4)  Hanno- 
vers ,  mit  den  verein.  Staaten  v.  Mexico,  v.  20.  Juni  1827;  5)  Mecklenburg- 
Schwerins,  mit  Preussen,  «.  o.j  mit  Frankreich,  v.  19.  Juli  i836;  6)  Olden- 
burgs, mit  Preussen,  s.  o.j  7)  der  freien  Städte  Lübeck,  Bremen  u.  Humburg, 
mit  Brasilien,  r.  17.  Nor.  1827;  mit  den  ver.  Staaten  v.  Nordamerika,  v.  20.  Dec. 
1827 j  mit  Preussen,  s.  o.;  mit  Venezuela,  v.  27.  Mai  1837;  8)  d.  fr.  St.  Frank- 
furt, mit  Großbritannien,  v.  i3.  Mai  1832  j  9)  d.  fr.  St.  Bremen,  mit  Havti,  v. 
20.  Febr.  1829. 

Alle  diese  Verträge  findet  man  in  den  Gesetzsammlungen  der  Tcrscli.  Staaten, 
und  zum  größten  Theil  in  v.  Martzb's  recueil. 

§.  413.  <m> 

Messen  und  Märkte.  HandehPrivüegUn. 

Zu  den  Gegenständen  des  CommerzRegals  gehören  auch:  die  Anle- 
gung der  Messen,  Jahr-  und  Wochenmärk  te  mit  Mefs-  und 
Marktfreiheit;  die  Ertheilung  der  HandclsPrivilegien  *)  (jus  emporii) 
für  Gemeinheiten,  Socieläten  und  Einzelne,  der  Vorkauf  (jus  propolii), 
die  Lagerhaus-  oder  Niederlagegerechtigkeit,  die  VS agegerechtigkeit ,  das 
Kranrecht  (§.  ^o5),  die  Stapelgerechtigkeit,  zu  gezwungener  temporärer 
Feilbietung  aller  oder  bestimmter  Waaren,  das  Recht  des  gezwungenen. 
Umschlags  oder  der  Umladung  (StationenRecht,  §.  566,  577  u.  58i),  der 
Strafsenzwang ,  das  Recht  des  Alleinhandels  «)  (Monopol),  die  Errichtung 
der  Kaufmann »ilden  und  Kramerinnungen,  der  Deposital-,  Giro-  oder  Umsatz- 
Ranken  ,  der  Zettel-  oder  CirculationsRanken,  der  Wechsel-  oder  Disconto- 
(Escompte-)  Banken  der  CreditCassen,  der  Pfand-  oder  Leihhäuser  «) 
(Lombards),  der  CommissionBüreaux,  u.  d. 

-  ■  • 

«)  Pöttfr's  Lit.  HI.  5oo.  KlCzto's  Lit,  45o  ff.  Mosen  von  d.  Landeahoh.  in  Gna- 
dens., 73.  76.  Fiscweb's  Kameral-  und  Polizerr.,  III.  2i5.  Rutob's  t.  Privatr., 
§.  463.  Lobkthah's  Grunds,  des  Hand  lang«  r. ,  §.  99.  io3  f.  PrirrraGia  Vhriar. 
illustr.,  DL  167.  G.  A.  Aybkb  diss.  prineeps  politiam  circa  commercia  et  studia 
etvium  suorum  rite  adornans  (Gött.  1746),  p.  74. -sqq.  •—  Manche  Städte  er- 
hielten ehehin  MarkbannPrivilegien,  dafs,  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks, 
keinem  andern  Orte  Mefsgerecbtigkeit  sollte  ertheilt  werden.  Aibkb  1.  c.  p.  78. 
80.  —  Von  der  Marktjahne,  Schbötbb's  verm.  Abhandl.,  L  3o6.  —  Von  den 
Mess/reihetten ,  v.  Mabtess  Handelsr.  §.  3i. 

b)  Pötti»  u.  Hlvber  a.  a.  O.  Jaboow  von  d.  Regalien,  288.  Wronscmn  de  sta- 
pula,  §.  9.  sqq.  Aybkb  1.  c.  p.  76.  124*  Eisekbabt's  Stadt«  u.  Bürgern,  288  ff. 
Fischbb  a.  a.  O.  n.  4  »5«  BL  34*  20.O.  208.  Ebendess.  Gesch.  des  t.  Handels,  TL, 
292.    Büsch  Darstell,  der  HandL ,  L  »96.    Von  dem  tnagdeburger  Stapel ,  v. 
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IVaü's  Beiträge  cur  Kenntoifa  u.  Beförder.  des  Handels  u.  der  Schiffahrt,  Bd.  II, 
S.  11—45.  Ocebabt'*  Darstell,  der  Gesctzgeb.  über  Zölle  u.  Handclssebiffahrt 
des  Rheins,  S.  i3o  ff.  Vergl.  unten,  677. 

#)  Moses  von  Gnadensachen,  162.  v.  Roths  Staatsr.  der  Reicbtlande,  IL  i38. 
Hlvbeb's  Lit.  §.  i.fya  a.  —  Freie  Concarrenz  befördert  Handel,   Fabriken  und 

*  Produclion.  Verbote  erregen  Gefühl  des  Unrechtes,  und  reisen  zu  Schleich- 
handel und  Defraudation,  mithin  zu  Unsittltchkeit.  Heilsame  Beschränkung  in 
Ertbeiluug  ausschlicfsender  Handels- und  GewerbePrivilcgien,  enthalt  der  wütend». 
Verfass,  Vertr.  v.  1819,  \.  3i.  —  Darstellung  der  Gründe  wider  die  Monopole, 
in  den  Debatten  der  französischen  DeputirtcnHammer ,  besonders  von  Benja- 
min Consta  st ,  in  den  Sitzungen  v.  17.  u.  18.  Marz  1819,  in  dein  Moniteur  u. 
a.  franz.  Journalen.  —  Ein  wichtiger,  noch  wenig  berücksichtigter  Gegenstand,  ist 
die  Anordnung  von  frcchselungsTypcn.  (F.  J.  CrKTsntsuri's)  Gedanken  über  den 
Typus  zur  Wcchselungsweise  zwischen  zweien  Handelsplätzen;  veranlafst  durch 
einen  Aufsatz  in  v.  Fshxkmbbbg 's  Magazin  für  die  Handlung,  Handelsgesetzgebung 
u.  Finanzverwaltung,  Jahrg.  181a,  Heft  6,  S.  111 — 220.  Frankf.  a.  M.  (1812.)  8. 

</)  J.  G.  Büsch  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Münzwesen.  Hamb.  1801.  8. 
Stewarts  Staatswirthschaft,  B.  IV,  Th.  2.  Bd.  V,  Cap.  i3,  Th.  1.  Juuo's  Hand- 
lungswissensch., §.  8i5— 85o.  H.  W.  Lswatz  Handb.  für  Bücherfreunde,  Th.  H, 
Bd.  1,  Abth.  2,  S.  169—328. 

«  )  P.  J.  Marpzbger  montes  pietatis  Romanenses.  Lips.  1715.  8.  rec  e.  J.  H.  G. 
dz  Justi,  ih.  1-60.  8.  L.  J.  Meter  diss.  de  montibus  pietatis.  Gicss.  1743.  CG. 
Heihoel  diss.  super  monte  pietatis.  Lips.  1761.  J.  G.  RaüaiTz  Encvcl.,  voc. 
Leihhäuser. 

§♦  41 4*  (334.) 
IIa ndelsp olizei.    Handel  der  Fremden,  Handelsgerichte. 

Ferner  gebort  dahin:  die  Anordnung  zweckmäßiger  Handclspoli- 
zei  «),  die  Beförderung  der  inländischen  Gewerbe,  zu  Vermehrung,  Ver- 
edlung und  Verarbeitung  der  LandesProducte,  Bestimmungen  für  Maas, 
Elle  und  Gewicht  auch  Waarenpreise,  die  Verhütung  des  Schleichhan- 
dels bei  unbedingtem  oder  bedingtem  Verbot  der  Ein-,  Aus-  oder  Durch- 
fuhr gewisser  Waarcn  e);  die  Aufsicht  und  Gesetzgebung  über  das 
Assecuranz-,  Bodmerei-  und  Grofs  Aren  tu  reWesen;  Bestimmung  des  Ver- 
hältnisses der  Fremden  in  Hinsicht  auf  den  inländischen  Handel  <0;  Er- 
richtung eigener  Hände ls-  und  Wechselgerichte,  zu  Erlangung 
schleuniger  Rechtshülfe  «),  u.  d.  m. 

a )  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen,  ai3  ff.  Atreb  diss.  cit.,  Scct.  Ifc 
§.  10.  Lobethan's  Handlungsr. ,  §.  7  ff.  —  Die  niedere  Mar&tpolitti  wird  gemei- 
niglich den  städtischen  Magistraten,  und  andern  uiedern  oder  mittlem  Polizei- 
behörden überlassen.  Aibzb  1.  c.  p.  n3.  117.  Fischer  a.  a.  0.  DX  i»4.  Eisks- 
hart  a.  a.  O.  289.  Lobkthabi  a.  a.  O.  §.  106.  —  Die  Luxuj  Polizei \  für  Osten« 
tation-  u.  BequcmlichkeitLuxus,  ist  ein  Tbeil  der  HandelsPolizei.  . 

6)  Schriften  von  Gkrhardt,  Nelcrxmihecheb,  Liebhold,  Büsr  u.  A.,  unten  &.  4*7  b, 
u.  4>8  c.  Chelu/s  Maas-  u.  GewichtBuch.  Dritte  Aufl.  mit  Nachträgen  von  J.  F. 
Hatschud.  Frankf.  i83o.  8.  lieber  Maas,  Elle  u.  Gewicht,  baierische  Vcrordn. 
v.  18.  Febr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt,  1809,  SC  so;   iududf  von  1810  u.  181t. 
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Maasordnung  für  das  Grofsherzogth.  Raden,  in  d.  Bad.  Regier.  Blatt  v.  «7.  Jan. 
1829,  IL  —  Zu  wünschen  wäre  ein  allgemeines  MaasSystem  für  alle  Bundesstaaten, 
für  Wcrtlmiaas  (Münzfufs),  Raummaas  (Gewicht-  u.  Stück-  oder  Zahlmaas)  und 
Zeitmaas.  Vorschläge  daeu,  in  G.  H.  Ruse's  ComptoirBuch,  Th.  I  (Brünn  181a), 
Vorrede. 

c)  Verordnungen  der  meisten  chcmal.  rhein.  Bundesstaaten,  vom  Oct.  u.Nor.  1810, 
wodurch  Einfuhr  und  V  erbrauch  der  ColoniaUVaaren  theils  verboten,  theils  ein- 
geschränkt, auch  das  Verbrennen  der  englischen  Fabrikwaarr»  befohlen  ward. 
Rhein.  Bund,  XLIX.  34.  99.  i36.  L.  161.  3io.  Polit.  Journal,  Not.  1810,  S. 
1075  ff. 

d)  G.  L.  Rübkes  diss.  de  jure  prineipis  Iibertatem  commerciorum  restringendi  in 
utilitatcm  subditorum,  \.  34.  sq.  (in  dessen  Electis,  BX  194)-  —  Vormalige  kai- 
scrl.  französische  und  köuigl.  sächsische  Staatsdienstbarkeil,  wegen  des  Transito- 
handels,  in  Preussisch  Schlesien,  und  preussische  in  dem  Königreich  Sachsen. 
Rhein.  Rund,  XVL  37. 

#)  Moser  von  der  Landeshoheit  ?n  Justizsacben,  Cap.  3.  Siebeb's  gerichtl.  Procefs, 
I.  19».  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  $.  «19.  668.  v.  Mahters  Handelsr., 
§.  35.   VcrgLBöscB  u.  Ebkxuto's  HandlungsRibliothek,  Rd.  I  (üamb.  i783),  S.  *53. 


IV.  Abschnitt 
MünzRegal. 


§.   4  IS.  (335.) 

Das  Mümwescn,  eine  TVelt-  und  Staatsanstalt.   Rechtsverhültniss  des 
MuniRegalsy   auch  in  den  teuisc/ien  Bundesstaaten,  im 

Allgemeinen, 

I)  Wie  Licht  und  "Wärme  sich  verhalten  zu  dem  thierischen  Leben, 
so  die  Schreib-  und  Buchdruckerkunst,  das  Geld  und  die  Post, 
su  dem  geselligen  Leben  der  Menschen,  in  dem  Stande  der  Cultur.  Be- 
griffen unter  den  vier  (nächst  der  Sprache)  gröfsten  CulturMitteln,  ist  daher 
das  Münzwesen  als  Welt-  und  Staatsanstalt  zu  betrachten;  als  einer 
der  wichtigsten  Gegenstände  der  Staatsweisheit  und  NationalOekonomie,  der 
Finanzkunst  und  des  öffentlichen  Rechtes.  II)  Diese  alle  vereinigt,  gebieten, 
wie  überall  also  auch  in  Teutschland,  und  zwar  gemeinschaftlich  für  alle 
Bundesstaaten,  die  Annahme  und  Handhabung  eines  festen  Münzsystems, 
das  nicht  mehr  Geldsorten  als  nöthig  zuläfst,  für  jede  derselben  ein  be- 
stimmtes Schrot  und  Korn  (§.  418)  vorschreibt,  und  kein  Remedium  ($. 
43a),  einen  Schlagschatz  (§.  /|3 1  )  aber  nur  so  weit  gestattet,  als  sein  Er- 
trag hinreichend  ist  die  nothigen  Münzhosten  zu  decken,  aufrichtig  entsa- 
gend jedem  directen  Finanzgewinn  von  der  Ausmünzung  (§.  43 1),  der 
überall  für  die  Staatscasse  mehr  nicht  als  einmal,  dann  aber  nicht  ohne 
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unzü'hligmalige  Beschädigung  derselben  und  der  Staatsangehörigen,  erlangt 
werden  konnte.  III)  Ohne  Vertrag  kann,  auch  in  Teutschland,  kein  Staat 
von  einem  andern  fordern,  dafs  in  diesem  seine  Münzen  in  demselben  äus- 
sern Werth  angenommen  werden,  den  er  selbst  ihnen  gesetzlich  beigelegt 
bat  (§  362);  eine  Münzunabhängigkeit,  welche  täglich  sich  bewährt, 
iurch  die  StaatsPraxis  und  das  kaufmännische  CursPari  der  Wechselpreise 
418)  auf  allen  Handelsplätzen  «).  IV)  Jeder  teutsche  Bundesfürst  ist, 
ils  Sou verain,  zu  Ausübung  des  MünzRegals  *),  nach  dessen  ganzem 
Jmfang,  innerhalb  seines  Staatsgebietes,  ausschliefsend  c)  berechtigt.  V)  Ein 
p-ofser  Theil  des  Geldes,  welches  jetzt  in  den  teutschen  Bundesstaaten  in 
jmlauf  ist,  ward  noch  vor  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung  ge- 
»rägt;  er  ist  also  nach  der  gleichzeitigen  teutschen  ReichsMünzverfassung 
u  beurtheilen.  Aber  auch  seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung, 
etrachtete  man  zeither,  wo  nicht  in  allen,  doch  in  den  meisten  teutschen 
taaten,  jene  älteren  Normen  grofsentheüs  als  solche,  zu  deren  foctwähren- 
er  Befolgung  jetzt  noch  eigenes  Interesse  nothige.  Daher  ist  eine  zwar 
ediüngte,  aber  doch  möglichst  vollständige  Abhandlung  dieser  sehr  wich- 
gen  und  practischen  Materie,  nach  der  vormaligen  ReichsMünzverfassung, 
istorisch  und  politisch  wichtig,  staatswirthschaftlich  und  publicistisch  nothig. 

)  Klcber,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  73.  «Le  change  a  6U  les  granda 
coups  d'autoritc,  ou  au  moins  le  succes  desgrands  coups  d'autoritc».  Mostes- 
qcifu,  Teaprit  des  lois,  liv.  22,  ch.  i3. 

I  Schriften  in  Püttbr's  Lit.  HI.  562  ff  Hi.öber's  Lit.  §.  i322  ff.  J.  Oh.  Hirsch 
teutsches  Münzarchiv,  Th.  I  —  IX.  Nttrnb.  1756  —  1760  fol.  (Blende**.)  Eröff- 
netes Gehoimnifs  der  practischen  Münzwissenschaft.  Nürnb.  176a.  4.  Frankf. 
1768.  4.  Le  Blaho  traite  historique  des  monnoyes  de  France.  Paris  1690.  4.  Nouv. 
edit.  augm.  ibid.  17öS.  J.  Boizaro  trait£  des  monnoyes.  T.  I  et  II.  Paris  et  a 
La  Haje  1714*  Abot  de  Bazixgbex  traite  des  tnonnoies.  Paris  1764.  2  Tbeile. 
4.  Ce.  Asdb.  Sept.  t.  Pracs's  gründl.  Nachricht  von  dem  Münzwesen  insge- 
mein,  insbesondere  von  dem  teutschen  Münzwesen  alterer  und  neuerer  Zeiten. 
Gött.  i73o.  2.  Aufl.  Heimst.  1741.  Dritte  verb.  u.  verm.  Aufl.  (von  J.  F. 
Klotzsch)  Leipz.  1-84.  8.  J.  C.  Beuther's  MünzLexicon.  Augsb.  1774.  8.  C.  C. 
Schsieder's  Handwörterbuch  der  gesammten  Münzkunde.  Halle  181 1.  8.  Eben- 
da*. Nachtrag  hiezu.  Halle  i8i5.  8.  F.  X.  Weilmayer's  allgem.  numismat.  Le- 
xicon  od.  Münzwörterbuch.  Th.  I  und  II.  Sal/.b.  1817.  8.  Mit  Rupf.  H.  G. 
Flörhb's  Münzkunst  und  Münzwissenschaft.  Mit  19  Kupfert.  Berlin  1805.  8. 
Auch  unter  folg.  Titel :  J.  C.  Krvsttz  Ökonom,  techn.  Encyclopädie,  fortges.  von 
H.  G.  Flörke,  Bd.  97,  Art.  Münze ;.  überdiefs  handelt  auch  der  98  Band  von 
der  Münze.  J.  L.  Klöber,  das  Münxwesen:  in  Teutschland,  nach  seinem  jetzi. 
gen  Zustand,  mit  Grundzügen  zu  einem  Münzverein  teutscher  Bundesstaaten. 
Stuttg.  1828.  8. 

Erloschen  ist  das  ehemalige,  Münzrecht  der  rubjicirUn  und  tupprimirten  teut- 
schen reiebsständischen  Landesherren,  und  anderer  münzberechtigter,  unmit- 
telbarer oder  mittelbarer,  Reichsangehörigen ,  welche,  bei  Auflösung  der  teut- 
schen Beichsverbindung,  die  Souverainetät  nicht  erlangt  haben,  oder  der  erlang- 
ten tntsetzt  worden  sind. 
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§♦   416.  (336.) 

Das  MüniRegal  war,  in  dem  teutschen  Reich ,  kaiserliches  Reservat. 

I)  Die  Munzgerechtigkeit,  das  Hecht  Geld  zu  prägen,  war,  noch 
in  der  neuesten  Zeit  der  teutschen  Reichs  Verfassung,  ltein  Bestandtheil  der 
I  Landeshoheit ,  sondern  kaiserliches  Reservat  «).  Jeder  Munzherr  be- 
durfte kaiserlicher  Verleihung,  oder  unvordenklicher  Verjährung  *).  II)  Der 
Kaiser  unmittelbar,  pflegte  das  MünzRegal  nicht  mehr  auszuüben  e),  ob- 
gleich er  ursprunglich  dieses  ausschliefsend  gethan  hatte  DI)  Mu nz- 
Privilegien  konnte  der  Kaiser  in  neuern  Zeiten  nicht  ertheilen,  ohne 
Einwilligung  der  Kurfürsten,  und  ohne  vorher  den  Kreis  zu  hören,  worin 
der  Münzstand  gesessen  war.  Dasselbe  galt  von  der  Münzverleihung  an 
Mittelbare;  wobei  überdiefs  die  Mitbetheiligten  zu  vernehmen  waren  <>)• 
IV)  Schon  in  der  frühem  Periode  des  Mittelalters  erfolgten  etliche  kaiser- 
liche Münzverleihungen/);  dann  andere  an  die  Kurfürsten  ff),  nach 
und  nach  häufiger  auch  an  andere  Reichsstände  vorzuglich  geistliche; 
sogar  an  landsässige  Reichsstände,  an  nicht-reichsständische  Reichsunmittel- 
bare <),  an  mittelbare  Fürsten,  Bischöfe,  Aebte,  Grafen,  Edelleute  und 
Städte,  auch  an  einzelne  Stadtburger,  adeliche  und  nichtadeliche  *),  doch 
vielfaltig  mit  Einschränkung  /)  und  reichslehnbar.  V)  Die  Reichsrica- 
rien,  waren  zu  Ertheilung  des  Münzrechtes  nicht  befugt  m). 

a)  Reichsmünzordn.  1559,  §.  3o.  176.  Reichsabsch.  1870,  §.  i3a.  Wahlcap.  DL 
6.  7.  11.  Mtie*  ab  Ebbebbacb  de  principibus  et  statibus  irapcrii,  p.  618.  Lrt- 
sfb,  Spec.  5ao.  Moser  v.  Reichstagsgeschäften,  S.  1877  f.  t.  Beust  sciagraptna 
juris  monetandi  (1745.  4.)>  P-  »3a.  —  Wider  Ware  Reichsgesetze,  behaupteten 
das  Gegentheil:  Lvdewiq,  Speere,  Bossxakb,  J.  T.  Gieba ch,  vl  F.  G  J.  Fisches 
in  d.  Rameral-  u.  Polizeir.,  BX  376  ff. 

I)  Wahlcap.  (i663  u.  1711)  IX.  7. 

e)  Ausnahmen  machten  Frans  I.,  seit  1748,  u.  Joseph  TL  1765«  Gbeu.babb's  Staats- 
kunde v.  Teutschland.,  I.  104.  Praüu  a.  a.  O.  S.  i53.  f.  IIeisricb's  Gesch.  d.  t 
Reichs,  VBX  »66.    (Cletsxato's)  Materialien,  S.  18t  f. 

d)  De  Bübtaü  de  jure  circa  rem  monetär,  in  Germania,  c.  a.  §.  aa.  sqq.  Fleischers 
instit.  juris  feud-,  374  ff.  ScBÖPPRRtra's  kleine  bist.  Schriften,  L  34°*  Rössic's 
Altcrthümer  d.  Teutschen,  5o3. 

e)  Wahlcap.  IX.  6.  it. 

f)  Die  älteste  873,  nach  ScHÖpn-m's  Alsat.  illustr.,  U.  3io.  Ein  älteres  Beispiel 
von  833,  für  die  Aebte  zu  Corvey  u.  Prüm,  s.  in  Gebbabdi's  geneal.  Gesch.  der 
erbl.  Reichsstände,  I.  i5o.  Ein  Beispiel  von  io56  für  St.  Maiimiu,  in  Cuett's 
hist.  de  Lorraine,  L  447*  Beispiele  für  Dynasten,  aus  dem  ia.  u.  i3.  Jahrb.  bei 
Gbdhabdi  a.  a.  O.  166.  aao.  i(h),  u.  in  (Fritz)  Beitr.  f..  d.  henneberg.  Bergwerks- 
und Münzwesen,  in  Meusel's  Gcschichtforschcr,  VL  1  —  3o.  De  Bvsau  1.  c. 
c.  a.  §.  a5.  sqq.  Kövua's  Münzbelustigungen,  I.  1Ö9.  TL  aao.  Flöbbbs  Münz- 
kunst, 8.  aai. 

g)  Aurea  Bulla,  X.  1.  3.   Gerstlacher's  Handbuch  der  t.  Reichsgeset/c ,  IV.  498. 
A)  PrETTiiroER,  IR.  459.   Olkbscblagzb's  Erläut.  der  G.  B.,  ao4-   Köhxer's  Münz- 

belust,  XXL  41* 
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i)  Moser  v.  Reichstagsgeschäften,  i38».  Elends**,  teutsches  Staatsr.  XXIL  373.  Ma- 
der's  reichsrittersch.  Magaz.,  V1IL  33t. 

k)  Pee fem  ger  >  III.  481.  Mosbb  a.  a.  O.  i383.  Becst,  134.  BtfxiU  c.  3.  $.  46. 
Gebhardi  a.  a.  O.  h  697.  Mrrrau's  Misccll.,  L  83.  Hessel  diss.  de  jurib.  civi- 
tatum  imperial.  (Alt.  1789),  p.  34-  C.  F.  Etrrs  mcchlenbnrg.  Münzvcrfafs. 
(179a  8.),  il.  38.  Münzen  der  Domcajntel,  während  einer  Sedisracanz.  Mosbr 
a.  a.  O.  i383.  KlcWs  kl.  jur.  Bibl. ,  XIX.  3*6.  C.  F.  Zbferkich,  die  Capitels- 
u.  SedisvacanzMünzen  u.  Medaillen  der  t.  Erz-,  Hoch-  u.  unmittelb.  Reichs- 
stifter. Mit  Kupf.  Halle  18««.  4«  Schwäbische  Kreismünzen  von  1694  u.  1737, 
Moser  a.  a.  O.,  i385.  In  Städten  waren  zuweilen  Münzjunker,  Münzbürger  u. 
Hausgenossen ,  die  ein  Münzhaus  in  Gemeinschaft  besassen,  auf  das  Münzrecht 
privilegirt.  De  Büsaü  1.  c.  c.  a.  §.  -x3.  47.  Fleischer  1.  c.  38i.  C.  G.  Bcdbr 
diss.  de  Monetariis  prineipum  ac  civitatum  Germaniae,  dictis  Hausgenossen. 
Jen.  1751.  4.  Dafs  manche  mittelbare  Städte  aus  landesherrlicher  Erlaubnifs, 
doch  unter  des  Reichs  "Wappen  u.  des  Baisers  Namen  t  Münzen  geprägt  haben, 
8.  in  Böhler's  Münzbelust.  XL  40.  Von  dem  Münzrecht  der  Stadt  Rostock,  s. 
d.  grundgesetzl.  Erbvertrag  v.  1788,  %.  9?  in  Reuss  StaatsJtanzley ,  Th.  XXII, 
S.  59. 

/)  Z.  B.  auf  Widerruf,  auf  silberne  Münzen,  auf  Heller  und  Pfennige ,  u.  d.  Bei- 
spiele v.  1393  u.  1398,  in  Meüski/s  Geschichtforscher,  I.  i5o  ff.  IL  «90.  Baiser- 
liehe  Verpfändung  des  Munzrccbtes  v.  i43i ,  in  Beyschlag's  Beitr.  zu  d.  Kunst- 
geschichte der  Reichsstadt  Nördlingen,  St.  IV  u.  V  (1800),  5o  ff. 

m)  Lixxaecs  ad  capit.  Matthiae,  art.  34.  n.  6.  p.  56g.  Anderer  Meinung  sind,  dr 
Bürau  1.  c.  c.  3.  $.  4-  u«  Becst,  100.—  Die  B.  Vicaricn  bedienten  sich,  auf  ihren 
eigenen  Münzen,  des  Vtcariatwappcns  u.  Titels.  Moser  v.  röm.  Kaiser,  794. 
Fleischer  1.  c.  383.  sq.  Köhler'*  Münzbelust.,  i3.  73.  79.  XIX.  3a  1. 

m 

§•  (337.) 
Geld.    Münze;  reale,  nominale,  fingirte. 

I)  Geld,  in  dem  weit  er  n  Sinn,  bezeichnet  eine  Masse  von  Gütern 
oder  Genufsmitteln.  Geld,  in  dem  engern  Sinn  (was  allgemein  gilt, 
pecunia),  ist  eine  Sache,  deren  Tauschwerth  allgemein  als  Maasstab  des 
Werthes  und  Preises  der  übrigen  Sachen  dient,  als  Tauschmittel,  als  Mittel 
der  Vermögens  Ausgleichung  und  als  Schätzungsmittel  (Werth-  oder  Vor- 
stellungszeichen, repräsentirendes  Medium,  signe  representalif).  Werth  Ver- 
treter von  Waaren  und  Arbeit,  dient  es  blofs  als  Mittel  dieselben  zu  schätzen, 
zu  vergleichen  und  von  Hand  zu  Hand  zu  übertragen,  mithin  als  Umsatz- 
mittel, für  Erleichterung  und  Belebung  des  Verkehrs.  Durch  Geld  wird 
Macht  erlangt,  Sachen  und  Dienste  zu  kaufen.  II)  Münze  (moneta)  ist 
eine  Sache,  mit  einem  von  Staatswegen  beglaubigten  Maasstab  für  den 
Tauschwerth  der  Dinge  <*).  Real  Münze,  Sachmünze  oder  Realgeld  (nu- 
meraire  effectif),  ist  ein  unter  Staatsberechtigung  geprägtes,  d.  h.  mit  Zei- 
chen seines  wahren  Tauschwerthes  versehenes  Geldstück;  gewohnlich  von 
Metall  (klingende  Münze,  aus  Silber,  Gold  oder  Kupfer,  Metallgeld), 
sonst  auch  von  Waaren  anderer  Art  (Waarenmünze).  Nominale  oder 
symbolische  Münze,  Creditmünze,  Münzzeichen,  ist  eine  Staatsurkunde,  welche, 
für  jeden  Inhaber,  eine  Anweisung  auf  reelle  Münze  enthält,  z.  B.  Papier- 
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münze  ($.  4^3),  ehehin  Ledermönze.  Finglrte,  idealiscbe  oder  Rech- 
nungsmünzen, Idealgeld,  monnoies  de  compte  sind  ein  unkorper- 
Hcher  Maasslab  für  den  Tausch werth  der  Dinge,  mithin  auch  der  reellen 
Münzen  c),  z.  B.  Reichs-  oder  rheinische,  fränkische  und  meisnische  Gul- 
den, teutsche  Reichsthaler,  der  augsburger  GiroThaler,  die  MarkBanco,  die 
Mark  GrobCourant,  u.  d. 

a)  «Matena  forma  publica  percussa».  Paduas,  in  L,  i.  D.  de  contrah.  cmt.  Also 
jedes  öffentlich  eingeführte,  jedem  Inhaber  (au  porteur)  dienende  Zahlungsmit- 
tel. Geld  ist:  nach  Mo.vtesquiku  ,  der  Repräsentant  des  Wert  lies  aller  Waa- 
rcn.  —  nach  Ficht«,  die  Form  des  Eigcnlhums;  — nach  Hakt,  das  allgemeine  Mit- 
tel  «um  Verkehr  des  Fleifscs  der  Menschen  gegen  einander ;  —  nach  Abcheh- 
holz  eine  Sache,  deren  Gebrauch  nur  durch  ihre  Vcräusscrung  möglich  ist.  — 
Vom  Gelde;  in  Dav.  Hukk's  politischen  Versuchen,  aus  d.Engl.  (Königsb.  1800. 
8.)  S.  57  —  83.  K.  Mvbhabd  über  Geld  und  Münze  u.  s.  w.  Cassel  1809.  8. 
Ebenda*.  Theorie  des  Geldes  u.  d.  Münte.  Alteub.  1817.  8.  A.  MÜLirB's  Ver- 
such e.  neuen  Theorie  des  Geldes.  1817.  8.  Oh.  v.  ScHMiDTFlfsriroFC»  üben  den 
Begriff  vom  Gelde,  u.  den  Geldverkehr  im  Staate.  Copenh.s*8i8:-  8.  v  G-  ^'«* 
iasd's  Staatswirthscbaftskunst.  Th.  I,  S.  118.  J.  E.  F.  Lötz  Revision  der  Grund- 
begriffe der  KationalWirtbschaftlchre,  Th.  I,  S.  9  —  171.  H.  Stobch  cours 
d'cconomie  politiquc^  T.  DI  et  IV  et  T.  VI,  notes  4,  7  —  11,  18  et  16  (oben 
%.  393,  a).    J.  G.  Hoff*a:to,  die  Lehre  vom  Gelde.   Berlin.  4 838.  8. 

6)  Stewabt's  Staatswirlhscbaffc,  Buch  III,  Gap.  1.  Montesquieu,  esprit  des  lois  liv. 
aa ,  eh.  3-  Ad.  Sxith's  Untersuchungen  über  die  Natur  u.  die  Ursacheft  des  Na- 
tionalreichthums  (Breslau  1794),  Bd.  I,  Buch  I,  Cap.  4«  S.  38  ff.  J.  B.  Sat, 
traite^  d'economie  politique  (Paris  i8o3.  8.),  T.  I,  liv.  a.  FlÖbbe^s  Münzkunst, 
S.  809  ff.  —  Die  Rechnungsmünzen  sind  theils  gemeine,  wönach  j*der  Orfc  des- 
selben Münzbezirks  im  gemeinen  Handel  rechnet,  z.  B.  rheinische  Gulden;  theils 
besondere,  wonach  man  in  einem  bestimmten  Ort  oder  Bezirk  nur  bei  beson- 
dern Gelegenheiten  rechnet,  e.  ß.  bei  dem  Wechsclhandel.  Ihr  Zahlwerth  ist 
doppelt:  1)  Ortwerth,  d.  h.  Valuta,  wonach  die  Münze  an  demselben  Ort  be- 
zahlt wird,  z.  B.  nach  Banco-  oder  CurrentGcld  (über  ßanco,  Courant  und 
Münze,  von  Oedeb,  in  Schiözeb's  Slaatsanz.,  XLVD.  3io),  nach  Frankfurier 
Wechselgeld,  Augsburger  GiroGeld  (§.  419,  a),  u.  d.;  »)  fremder  Werth,  Jen 
die  Münze  an  einem  andern  Ort  hat,  und  der  aus  des  Ortes  Münzfufs  hergelei- 
tet ist.  —  Werden  Wechsel  an  dem  Ort  A  auf  den  Ort  B  eingehandelt  oder 
verkauft,  so  ist  ein  Stück  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stücken  aus  einer 
bestimmten  Münzsorte  des  einen  vön  beiden  Orten,  die  beständige  Grösse,  nach 
welcher  der  Preis  des  Wechsels  i«  einer  bestimmten  Müuesorte  des  andern  be- 
dungen wird;  er  ist,  wie  der  Preis  der  Waarcn,  bald  höher  bald  niedriger,  also 
veränderlich.  Die  beiderseitigen  reellen  Geldsorten  bilden  daher,  in  der  Regel, 
das  gegenseitige  Wechselgeld,  und  Wechselpari  ist  der  Preis  für  zwei  Werlhe, 
die  gegeneinander  ausgetauscht  dieselbe  Menge  fein  Silber  oder  fein  Gold  ent- 
halten. Um  noch  sicherer  zu  gehen,  hat  Hamburg  Silberbarren  zu  seinem 
Wechselgeld  gewählt  Der  zwischen  beiden  Orten  bald  steigende  bald  fallende 
Preis  des  Wechsels,  heifst  Wechselpreis,  VTechselcurs ,  oder  schlechthin  Cur». 
Man  ersieht  ihn  aus  den  Cursietteln.  J.  F.  Lobebb  Grundrifs  der  reinen  und 
angew.  Mathematik,  Th.  I  (1798),  S.  129.  (F.  Cleybxasn's)  Materialien  fiir 
Münzgesetzgebung  (Frankf.  18a?.  8.),  S.  3a3  ff.  Ebendrss.  unten  (§.  Jao)  angel- 
Aphorismen,  S.  85.  v.  Fahsexbebg's  Magazin  für  die  Handlung,  Jahrg.  181 3, 
Heft  6,  S.  5o8  —  5ao.  Die,  in  der  neuesten  Zeit  nicht  selten  abgeänderten, 
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rPeduliMfisTifpen  (%.  4i3,  c),  nach  welchen  auf  den  verschiedenen  Handels- 
plätzen die  Wechselpreise  bestimmt  werden ,  findet  man  in  J.  C  Nelckfmibscheb's 
(Gebhabdt's  des  Aclt.)  Taschenbuch  der  Münz-,  Maas-  u.  Gewicktkundc.  9.  Aufl. 
verm.  u.  verb.  von  M-  R.  B.  Gehrdahiit.  Bcrl.  i8o5.  8.  ia.  Aufl.  vcrm.  u. 
verb.  v.  J.  S.  G.  Otto.  Berl.  1817.  i3.  Aufl.  v.  J.  P.  Sc helles berg.  1810.  14. 
umgearb.  Aufl.  1818.  8.  i5.  renn.  Aufl.  i83a.  a  (a  Rthlr.  7V,Sgr.);  auch  in  J.  E. 
Libbbold'»  allgcm.  ComptoirHandbuch.  4.  Aufl.  Frankf.  18a  1.  8.»  in  der  Neue- 
sten Geld-,  Münz-,  Maas-  u.  Gewichtkunde.  4.  Aufl.  Xürnb.  i8ai.  4.,  u.  tum 
Tfceil  für  frühere  Zeit,  in  den  Anweisungen  und  Tabellen  v.  Knust,  Gbbhabijt,. 
Acb,  Flügkl,  Kampre,  Lenz,  Fui.kr,  Wagneb,  J.  F.  Lance  u.  Mos.  Isbael,  Chb. 
Nobacb  (unten  §.  418,  c)  u.  a.,  J.  G.  Büsch  über  Geld-  und  Weckselcurs,  Mün- 
zen, Pari  u.  8.  w.  Hamb.  1801.  8. 
c)  Bbsk»»  Handb.  der  Geldkunde,  theoret.  Theil,  S.  108  IT. 

•  » 
§.  418-  (338.) 

Form  und  Materie  der  RcalMünze.    Ihr  Schrot  und  Korn;  ihr  in- 
itere?  u%d  üusftrer  Werth.     Valvation  der  Münzen.    Einfluss  der- 
,  selben  auf  die  IVechselpreise.  MünzPolitik. 

I)  Bei  Real  Münzen  kommt  in  Betracht:  l)  die  Form,  insonderheit 
Ijs  Gepräge,'  Meiches  den  Zahlwerth  (Valuta,  und  zwar  mit  Angabe, 
<vie  viel  Stücke  aus  der  Mark  lein  geprägt  sind),  Jahrzahl,  Namen,  Titel 
ind  Wappen,  auch  wohl  das  Büdnifs  des  Münzherrn  a),  enthält,  wodieWap- 
»enscite  die  Hehr-  oder  Rückseite  (Heven»),  die  andere  die  Hauptscite  (Avers) 
eilst;    2)  die  Materie,  jetzt  die  drei  Mün  zinetal  1  c,  Gold,  Silber, 
lupfer  *)•    Die  beiden  edlen  Metalle  in  ihrer  Feinheit,  erhalten  meist  einen 
iusatz  von  anderem  Metall  (eine  Legirung);  Silber  "wird  mit  Kupfer,  Gold 
n't  Silber,  oder  Kupfer,  oder  beiden  legirt  oder  beschickt  (vermischt, 
.  h.  mit  solcher  Zuthat  zusammengeschmolzen).    *Il)  Was  die  Mischung 
der  zusammengeschmolzene  Masse,   dieses  legirte  Silber  oder  Gold,  an 
dlem  Metall  (edlem  Münzstoff)  enthält,  nennt  man  ihren  Feingehalt, 
ire  Feinheit.    Die  aus  dieser  Mischung  entstandene  rohe  Masse  heifst,  wenn 
lünzen  daraus  geprägt  sind,   das  Korn  (titre)   der  Münze.  Schrot 
poids)  der  Münze  hingegen,  heifst  das  Gewicht  (Metallgewicht),  welches 
ch  aus  ihrem  edlen  Metall  und  aus  der  Zuthat  zusammen  ergibt  c).  III)  Der 
nnere  Werth  einer  Münze  wird  geschätzt       nach  ihrem  Korn  und 
chrot,   nach  dem  qua  Ii  et  quanto.    Bei  der  Fabricatiou  mufs  daher 
icht  mit  für  Richtigkeit  des  Gehaltes  gesorgt  werden,  sondern  auch  für 
Weichheit  in  dem  Gewicht  der  individuellen  Stücke  einer  Münzsorte.  Mun- 
in, die  den  gesetzmäsigen  innern  Gehalt  nicht  erreichen,  heifsen  gering- 
altige.     Der  äussere  Werth,  einer  Münze,  ihr  Geld-  oder  Zahlungs- 
erth,  ist  der  von  Staatswegen  ihr  beigelegte.    Je  weniger  er  den  innern 
bersteigt,  desto  hochhaltiger  oder  werth voller  ist  die  Münze.    IV)  Der 
is  ihrem  Korn  und  Schrot  hervorgehende  Werth  der  Münzen,  als  eines 
lanufacturirten  Metalls  oder  Fabricats,   hat  unvermeidlichen  Einilufs  auf 

klüber«  affcall.  Recht,  4.  Aufl.  40 
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den  Gang  der  im  Wechselhandel  and  WaarenGrofshandel  entscheidenden 

Wecbselpreise  oder  Curse  0»  wo  das  Geld  als  Waare  (wie  Bruch- 
raetall  oder  Tiegelgut)  betrachtet  "wird  (§.  417  11.  421),  folglich  schlechte 
Münze  nicht  auf  höhere  Geltung  steigen  kann,  als  ihr  Metallwerth  mit  sich 
bringt.  Ist  für  den  innern  Werth  verschiedener  in  einem  Land  geaeta> 
mnsig  umlaufender  Geldsorten  von  verschiedenem  innerem  Gehalt  durch  ein 
gehurig  befolgtes  Gesetz  dem  Ausland  keine  sichere  Bürgschaft  gegeben, 
so  rechnet  dasselbe  in  dem  Wechsel  verkehr  (bei  Umsätzen  ausländischer 
Währungen  oder  Geldsortcn  von  verschiedenem  inncrem  Gehalt  gegen  in- 
ländische, und  umgekehrt),  um  sicher  zu  gehen,  in  der  Regel  auf  die 
schlechteste  oder  geringhaltigste  der  Währungen ,  welche  in  *  dem  Staat, 
mit  dessen  Einwohnern  es  verkehrt,  eingeführt  ist,  weil  mit  ihr  Zahlung 
zu  leisten  im  Zweifel  Jeder  geneigt  seyn  wird  J).  Um  so  viel  werden  daher 
in  dem  gegenseitigen  Verkehr  die  Preise  der  Wechsel  (die  Curse)  von  dem 
Ausland  gesteigert,  und  müssen  dessen  Werth  gegenstände  von  dem  Inland 
theucrer  bezahlt  werden.  Diesen  wichtigen  Gegenstand  hat  die  Münz- 
Politik  zu  beachten  ff), 

o)  GfhstiacheiTs  Ilaudb.  d.  Reichsgesetze,  IX.  1677  f.  Nach  der  ReichsMünzordn. 
v.  i558,  §.  10,  sollte  auf  der  Hauptseite  das  Reichswappen  stehen*-  Rö»i*b's 
Münxbelust.,  I.  i5~  ff.  Dawider,  s.  in  Ansehung  der  kurfurstl.  Münzen,  t.  Lc- 
Muic'i  Erlnut.  der  G.  B.,  L  901.  Es  war  aber  dieses  nachher  willhübrlicb  ge- 
worden.  Boai-aY*  Vorrede  tu  v.  PbavVs  Nachr.  von  d.  Münzwcien,  XX  ftt.* 

b)  Zu  der  RealMiinze  sind  die  edlen  Metalle  besonders  tauglich,  wegen  ihres  eigen- 
tümlichen innern  Werthes,  ihrer  verhältnifsuäsigen  Seltenheit,  Dichtigkeit  und 
die  kleinsten  Vermögentheile  erreichenden  Theilbarkcit;  Eigenschaften,  die  rer- 
einigt  keinem  andern  Münxstoflf  in  so  hohem  Grad  eigen  sind.  —  Aus  Plmtina 
(Weifsgold)  werden,  seit  1838,  in  Rufsland  Münzen  geprägt.  RLi'aza's  Müns- 
wesen,  S.  »11  f.  —  Ehe  das  aes  signatum  üblich  war,  diente  den  Römern,  wie 
den  alten  Teutschen,  Vieh  (pecus)  als  gemeines  Tauschmittel;  daher  die  später« 
Gcldbcnennung  pecunia. 

c)  Fem  Gold  oder  Silber,  tat  rein,  d.  h.  ohne  Zusatz.  Vermischt  mit  anderem 
Münzmetall,  heifit  es  legirt  oder  beschickt,  Silber  wird  mit  Rupfer,  Gold  ent- 
weder mit  Silber  oder  mit  Rupfer,  oder  mit  beiden  legirt.  Daher  die  Benen- 
nungen: weifse,  rothe,  gemischte  Legirung  oder  Raratirung.  —  Von  den  Mim- 
metallen,  s.  Fiöiwa's  Münzkunst,  S.  100  —  3i6.  —  Von  Schrot  und  Korn,  eben- 
das.  S.  344  ff«  —  ^u  dem  Münzgewicht  bei  Gold  und  Silber,  bedient  man  sich, 
in  Teutschland,  des  cölnuchen  Mark  gewichte  4.  Dieses  teutsche  Markgewicbt  wird 
gebraucht,  thcils  zum  Abwägen  jener  Metalle,  theils  zu  Probirung  ihrer  Feine 
und  des  Zusatzes.    Zum  Abwägen  wird  es  eingcthcilt,  wie  folgt: 


Mark 

Unzen 

Loth      |  Quinüein 

Pfennige 

Heller 

1 

8 

16 

64 

256 

512 

1 

1 

8 

32 

64 

4 

16 

32 

l-H 

8 

L  2 
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Gewogen  wird  aber  gewöhnlidi ,  bei  dem  Verkauf  des  Goldes  und  Silbers,  nur 
nach  Mark  und  Ijothen,  nach  */„  y4,  Vs»  7i«i  '/»  u.  %«  Lotben.  In  Valvation*- 
Edicten  wird,  seit  der  östreich-baierischen  Münzconvention  von  1753  (§.  4*?)» 
die  cölnischc  Mark,  welche  4&°4  holländische  Asse  wiegt,  eingethcilt  in  4°2° 
Asse,  deren  6o  das  Gewicht  eines  Ducaten  ausmachen,  v.  Prain,  176  f.  (Die 
Eintheilung  der  Mark  in  435*  Asse,  Eschen  oder  Grains  —  v.  Praüx,  19  ff.  — , 
ist  nicht  mehr  üblich.)  Ueberdiefs  wird  in  dem  Münzwesen  su  Berechnungen, 
welche  die  Stückelung  der  Gcldsorten  und  deren  Valvation  betreffen,  der  Richt- 
pfennig gebraucht,  welcher  aus  einer  Mark  besteht,  und  in  65,536  Thcile  ge- 
theilt  wird,  als  die  QuadratZahl  von  a56  Pfennigen,  in  welche  die  cölnischc 
JVLark  getheilt  ist.  —  Gegenseitiges  Vcrhaltnifs  des  colnischen,  des  neufrunzösischen 
u.  des  neuen  niederländischen  Markgewichts,  in  Schums's  niederl.  und  grofsbrit. 
"Wechsel-  u.  Münxgesetzen  (Frankf.  i8»7.  8.),  S.  116  ff.  Fünf  wiener  Mark  ha- 
ben, die  Schwere  von  6  colnischen.  (Clxynxaxn's)  Materialien,  S.  19a.  396  Mark 
aus? iburger  Silbergewicht  machen  601  cölnischc  Mark.  Cleynoasn's  unten  (§.410) 
angef.  Aphorismen,  S.  106.  —  Anlangend  die  Oezeichnungsart  des  Feingehaltes 
der,  edlen  Münzmctallc ,  so  wird  in  Teutschland  nach  dein  Prohir gewicht  die 
höchste  Feinheit  des  Goldes,  bezeichnet  durch  «4  Karate  (so  viele  machen  eine 
cölnischc  Mark),  und  jedes  Karat  wird  getheilt  in  is  Grä'n.  Die  höchste  Fein* 
beitdes  Silbers,  wird  bezeichnet  durch  16  Lothe  (so  viele  machen  eine  Mark), 
und  jedes  Loth  wird  getheilt  in  18  Gran.  Demnach  hat,  bei  Gold  und  bei  Sil- 
her»  dipjeiiic  Afark  188  Gran.  (Ci-etsmaxn's)  angef.  Aphorismen,  S.  4  u.  f.— 
Eine  Mark  feines  Gold  oder  Silber,  heifst  eine  feine  Mark;  wenn  es  beschickt, 
Oegict  oder  vermischt)  ist  mit  andern  Metallen,  eine  raulie  Mark.  —  Zu  genauer 
Prüfung  des  Feingehaltes  sowohl  des  Goldes  als  auch  des  Silbers,  in  Barren 
und  in  Münzen,  bedienen  sich  Münzwardeine  am  sichersten  der  Schöpf-  oder 
Tigtlprobe ,  welche  grössere  Genauigkeit  gibt,  als  die  Aushieb-  oder  Mcisselprohe 
(IUvbkr's  Münzwesen,  S.*4off.  «47  fT.);  dann  zu  Prüfung  des  Gewichtes  der  Münzen 
einer,  sehr  feinen  Wage,  der  Probirwage ,  und  eines  eigenen  verjüngten  Gewich- 
tes, des  ProbirgrwicJdes.  Wie  bei  geometrischen  Arbeiten  der  verjüngte  Maas- 
stab  in  beliebiger  Grösse  sich  annehmen  lafst,  so  kann  man  auch  in  dem  Münz« 
wesen  das  Probirgewicht,  welches  die  ganze  Mark  darstellen  soll,  nach  Gefallen 
leicht  machen;  wenn  es  nur  so  abgctheilt  wird,  daf»  es  bri  Goldproben  in  Ka- 
rate und  Gräne,  bei  Silberproben  in  Lothe  und  Gräne  richtig  zerfallt.  Denn 
der  Zweck  ist,  dafs  der  feine  Gehalt  des  in  Probe  genommenen  Metalls,  nach- 
dem eine  ganze  ProbirMark  desselben  von  dem  Zusatz  befreit  worden,  bei  dem 
Wiegen  des  gereinigten  Restes  richtig  an  den  Tag  komme.  Bestände  z.  B.  die 
eine  Mark  schwere  Masse  zur  Hälfte  aus  Zusatz,  so  müfstc  dieser  reine  Rest, 
an  Gold  1*  Karate,  an  Silber* 8  Loth  wiegen,  und  wenn  der  Zusatz  ein  Drit- 
theil der  Masse  betrüge,  wäre  der  Rest,  an  Gold  16  Karate,  an  Si.ber  10  Loth 
und  11  Grän.  Dann  würde  man  sagen,  dafs  jede  Mark  der  in  Probe  genom- 
menen Masse  so  viel  an  feinem  Metall  enthalte.  —  ProbirSteine  und  Prohir-  oder 
Streichnadeln,  d.  h.  dünne,  aus  einer  verschiedenen  Zusammensetzung  der  edlen 
Metalle  gefertigte  Stifte,  wenn  gleich  richtig  legirt,  liefern  eine  nur  oberfläch- 
liche Probe.  Flörhe's  Münzkunst,  S.  337  —  Aus  Eigennutz  oder  Gcheim- 
nif&krämcrci,  möchten  manche  Münzbeamte  der  Münzkunst,  besonders  der  Pro- 
t>irkunst,  in  den  Augen  unkundiger  Staatsmänner  das  Ausehen  einer  Art  von 
Zauberei  oder  geheimer  Wissenschaft,  wenigstens  einer  höchst  tiefsinnigen  und 
schwer  zu  erlernenden,  verschaffen,  um  von  genauer  Erforschung  des  Munx- 
wesens  abzuschrecken.  —  G.  G  Chelivs  über  die  wahre  cölnischevMark.  Fraukf. 
1820,  8.  Von  der  Mark  löthigen  Goldes  und  Silbers,  s.  die  angef.  Materialien 
(von  Cusy?**a»m),  S.  9  ff.  —  Von  Juslirung  der  Münzen,  s.  Fi.örrb's  Müu/.kunst, 
5  805  _  891.   (CutisuASs's)  angef.  Materialien,  S.  a35  ff.    (O.  J.  Fisch)  Et- 
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was  über  das  richtige  Ajusüren  der  Münze.    Mehr  über  die  Vortheile  der 
Wipper.    Altona  1788.  8.  —  Von  dem  Gehalt  der  bekannten  Gold-  und  Silbrr- 
sorten,  s.  F.  G.  Bitsf's  Hcnntnis.se  und  Betrachtungen  des  neueren  Mfinzwesen* 
für  Deutsche.    *  Theile.  Lcipz.  179J.  8.    M   R.  11.  Gkbhabdt's  Ilandb    der  t 
Münz-,  Maas-  und  Gewichtkunde.  Berl.  1788.8.   G.H.Bise's  vollständ.  Handb.  der 
Gcldkundc.  Theoret.  Theil.  Erf.  1804.  Pract.  Theil  in  a  Bauden.    Erf.  1800  u. 
1801.  8,    Ebendess.  ComptoirBuch,  I.  Theil;  erläuterte  und  ergänzte  Darstell, 
der  in  den  ComptoirTafeln  verglichenen  europ.  Münz-,  Maas«  und  Gewicht 
Verhältnisse    Brünn  182a.  8.     Antlr.  Waüsfb's  Münz-  und  Wechseltabellen. 
(Leipz.  1804.  4.    a.  venn.  Aull.  181a.),  S.  393  ff.    Ebendess.  Münz-,  Maas-  und 
Gcwichlkundc.    Lcipz.  1816.  8.   J.  C.  Kllkk.mirvcbfb's  oben  (§.  417)  angef.  Ta- 
schenbuch.   Bestimmung  des  Werlhcs  der  bchannlesten  in-  und  ausländischen 
Gold-,  Silber-,  Kupfer-  u.  fingirten  oder  Rechnungsmünzen  in  der  Welt,  nach 
ihrer  Würdigung  in  Schrot  und  Born,  u.  nach  Maasgabc  ihres  Courses,  auf 
vierfache  Weise  redueirt.    Leipz.  1786.  78  S.  in  kl.  4.  Geld.  u.  Münz» issenschaft. 
Nürub.  1B07.  4.    Juchkl's  europäische  Münz-,  Maas-  und  Gewichtskunde,  a  Theiie. 
Wien  18117.  8.    Dr.  Er.  Alb.  Nieju»»'«  vollständiges  Handbuch  der  Münzen, 
Maasc  und  Gewichte  aller  Länder  der  Erde.    In  alphab.  Ordnung.  QuedVtnb. 
i83r.  8.    J.  P.  Scufi-lesbf.bü's  genau  berechnete  und  zuverlässige  BeductionsTa- 
bellen  der  bekanntesten  deutschen  und  übrigen  europäischen  Münzen,  Gewichte 
und  Maasc,  etc.  Ilmenau.  i83...  4>    Christian  3Sohack's  ( Directors  der  Han<l 
lungsLehranstalt  in  Erfurt)  vollständiges  Handbuch  der  Münz-,  Bank-, und  Wech- 
selverh.iltnisse  aller  Länder  und  Handelsplätze  der  Erde.    Drei  Abtheilungen. 
Rudolstadt  i833.  8.    Beckmaks's  Technologie,  Cap.  3a.  Hildebra>dt,s  Anfangsgr. 
der  Chemie,  IL     1710.  1767.    Gbfji's  Handb.  der  Chemie,  §.  i538.  2Ö49.  J.  Barth. 
Tbommsdobff's  Ilandb.  d.  gcsanuntcn  Chemie,  Bd.  VII,  %.  laai  —  i«45.  Lo- 
hk>z  a.  a  O.  I.  i3i  ff.  —  Von  dem  Werth  der  ehemaligen  Münzen,  s.  Püttes'* 
Lit.  UI.  o'o.    Hi.cbkb's  Lit.  436. 

d)  Von  der  t'ulvatinn  oder  Werthschätzung  der  Münze,  als  der  Bestimmung  des 
Geld  namens,  der  ihnen  ihres  innern  Wcrthes  wegen,  nach  einem  bestimmten 
Münzfufs  zukommt,  s.  man  Ei.übhe's  Münzkunst,  S.  698  ff.  —  In  dem  König- 
reich Sarhsen  sollen  seit  1811  halbjährig,  vor  Eintritt  der  Leipziger  Oster-  und 
MichaelisMessen,  rulvatioitTabellen  für  die  umlaufenden  fremden  Müuzen  ersrhei 
neu.  Weissf's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  ao8  u.  S.  .077.  —  Die  gerinpJtaltigeu 
Münzen  werden  ideale  genannt,  von  Moktesquiec,  esprit  des  lois,  liv.  XXH,  eh. 
3;  also  in  einem  andern  Sinn,  als  oben  %.  417. 

e)  J.  G.  Busen  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Münzwesen  (Hamb.  1801.  3.), 
S.  664  ff.  §.  1a  u.  ff.   FLÜnnE  a.  a.  O.  62a  ff. 

f)  Cph.  v.  Schmidt- Piuseldfcb  über  den  Begriff  vom  Gclde,  und  Geld  verhehr  im 
Staate.    (Bopcnh.  1818.  8.),  Absatz  IV.  ♦ 

ff)  Cph.  v.  Scmmidt-Pbisfi.df.ck  a.  a.  O. ,  Absatz  IV.  —  Von  der  MünzPoUUk  über- 
haupt, nach  Büsch  Grundsätze  der  MünzPolitik.  Hamb.  1789.. 8.  u.  Ebendess. 
über  Bankgeld,  Münze  u.  Münzverwirrung,  in  dessen  angef.  SämmtL  Schriften, 
S.  56i  ff.,  verglichen  mit  den  Bemerkungen  in  der  Allg.  Lit.  Zeitung  v.  1791, 
Num.  137  u.  3aa,  handelt  Flöbbe  a.  a.  O.,  S.  789  —  839.  Man  s.  auch  (Cixts- 
kank's)  Aphorismen,  S.  160  ff. 

§♦  419»  (339..) 

Münzfuß s.    Jetzige  Arten  desselben:  i)  in  Silber. 
Der  Münzfufs  ist  eine  Bestimmung  für  Korn,  Schrot  und  Zahltings- 
werth  einer  Münze.    Er  setzt  fest:   a)  wie  viel  Zusatz  yon  geringerem 
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Metall,  das  Hauptmetall  einer  bestimmten  Münzsorte  haben  darf,  welchen 
Feingehalt  demnach  dieselben  haben  mufs  (Korn);  b)  wie  viel  Stücke 
derselben  Sorte  aus  einer  Mark  geschlagen  werden  dürfen,  das  heifst,  das 
Gewicht,  oder  wie  schwer  jedes  Stück  scyn  mufs  (Schrot);  c)  welchen 
äussert!  oder  Zahlungswerth  jedes  Stück  einer  bestimmten  Geldsorte  haben 
soll,  das  heifst,  wie  der  äussere  oder  Zahlungswerth,  weicherden  einzelnen 
Stücken  der  bestimmten  Geldsorte  Ton  dem  vorgeschriebenen  Schrot  und 
Korn  beizulegen  ist,  sich  verhalten  mufs  zu  dem  angenommenen  Anschlag 
der  feinen  Mark.  I)  In  Silber  waren  bis  jetzt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten vorzüglich  bemerkbar,  vier  verschiedene' Münzfüfse  «):  1)  der 
Achtzehngulden-  oder  Leipzig-er  Fufs  von  1690  (12 Thalerfufs)  *); 
2)  der  Zwanziggulden  -  oder  Con  vcntionsFufs  (  i3'/3  Thalerfufs), 
seit  1753  r);  3)  der  kurbrandenburgische  ,  jetzt  preufsische  Ein  und 
zwanzig  Gulden-  oder  i  4  Thalerfufs,  seit  1750,  verbessert  seit  »764  <0$  , 
4)  der  so  genannte  Vier  und  zwanzig  Guldenfufs  dieser  kein 
eigentlicher  Münzfufs,  nur  eine  abweichende  Zahlungsart  der  nach  dem 
ZwanzigGuIdcufufs  geprägten  Münzen  (§.  427  u.  429)«  'n  der  neuesten 
Zeit  Ist  hinzugekommen :  5)  der  Krenthaler-  oder  24%  Guldenfuls 
(§.  429  u.  439b). 

Die  vertragsmäßig  gemeinschaftliche  Annahme  des  zuletzt  erwähnten 
s/i'^Guldenfufses  in  den  zu  dem  «Allgemeinen  teutschen  Zoll-  und  Han- 
delsverein»  gehörenden  siidtcu  tschen  Staaten,  durch  die  Münchner  Con- 
vention vom  25.  August  10*37  (§.  4^9b)i  hat  die  nächste  Veranlassung  ge- 
geben zu  dem  Zustandekommen  der  schon  früher  in  den  Zoll-  und  Handels- 
verträgen angekündigten  Münzconvention  zwischen  allen  den  den  genannten 
Verein  bildenden  Staaten.     Dieselbe  ward    durch   Bevollmächtigte  dieser 
sämmtlichen  bethciligten  Staaten  abgeschlossen  zu  Dresden  am  3o.  Juli  iö38, 
und  es  trat  ihr  gegen  das  Ende  des  nämlichen  Jahrs,  in  Folge  seines  un- 
mittelbar vorhergegangenen  Anschlusses  an  den  Zoll-  und  Handelsverein, 
anch  noch  HessenHomburg  bei.    Als  «Grundlage  des  gesammten  Münzwe- 
sens» ist  darin  die  bei  dem  preufsischen  i4Thalerfufs  wie  bei  dem  neuen 
sudteutschen  34V2  Guldenfufs  bereits  gleich  bestehende  Mark  Silbers,  von 
233,855  Grammen  angenommen,  und  essoll  danach  einer  Seits  in  den 
koniglich-preufsischen  und  sächsischen,  in  den  kurfürstlich-hessischen,  grofs- 
herzoglich-sächsischen  und  herzoglieh-sachsen-altenburgischen  Landen,  in  dem 
herzoglich-sachsen-coburg-gothaischen  Herzogthum  Gotha,  in  der  furstlich- 
schwarzburg-rudolstädtischen  Unterherrschaft,   in   den  fürstl.-schwarzburg- 
Sondcrshausischen  landen,    so  wie  in  den  Landen  der  fürstl.-reufsischeu 
alteren  und  jüngeren  Lfnie  der  1 /»Thalerfufs,  in  dein  Werthverhältnifs  des 
Thalers  zu  i3/4  Gulden,  andererseits  in  den  komgl.-baierischen  und 
wirtembergischen ,  in  den  grofsherzogl.-badischcn    und  hessischen,   so  wie 
in  den  herzogl.-sachsen  -niciningischen   Landen,  in,  dem  herzngl.-sachsen- 
coburg-  und  gothaischen  Fürstenthum  Coburg,  in  dem  Herzogthtim  Nas- 
sau, in  der  (urstlich-achwaizburg-rudolstädtischen  Oberherrschaft  und  in 
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der  freien  Stadt  Frankfurt  (und  nach  dem  obigen  auch  in  der  Landgraf- 
ach aft  Hessen  Homburg  )  der  24,/2Guldenfufs,  mit  dem  Werth verha'ltnü 's  de» 
Guldens  zu  */T  Thaler,  ausschließlich  als  Landesmünzfufs  fortbestehen,  oder 
wo  ein  anderer  Landesmunzfufs  besteht,  spätestens  mit  dem  «.Januar  1841 
eingeführt  werden;  dieser  Landesmünzfufs  soll  bei  den  Hauptmünzen  so- 
wohl, als  bei  deren  Theilstücken  —  Courant münzen  — v genau  einge- 
halten werden;  zur  Vermittlung  und  Erleichterung  des  gegenseitigen  Ver- 
kehrs soll  eine  gemeinschaftliche  Hauptsilbermünze —  Vereinsmünze  — 
zu  */,  Mark  (2  Thaler  oder  3%  Gulden)  ausgeprägt  werden,  deren  Mi- 
schungsverhältnifs  (VJ0  Silber  ünd  Vl0  Kupfer),  Gewicht,  Gröfse  und  we- 
sentliche Bezeichnungen  genau  bestimmt  sind;  die  yon  den  contrahir enden 
Regierungen  nach  einem  bestimmten  Vertheilungsmaasstab  auszuprägenden 
Vereinsmünzen  sollen  gegenseitig  geprüft  und  nötigenfalls  wieder  einge- 
zogen werden;  auch  die  eigenen  groben  Silbermünzen  der  contrahirendeu 
Staaten  sollen  niemals  deval?irt,  und  nicht  anders  ausser  Curs  gesetzt  wer- 
den, als  nachdem  eine  vierwochentliche  Einlösungsfrist  festgesetzt  und  be- 
kannt gemacht  ist;  dagegen  sollen  abgenutzte  Stücke  zu  ihrem  vollen 
Nennwerth  eingezogen  und  eingeschmolzen  werden;  die  Ausprägung  von 
Scheidemünze  nach  einem  leichtern Münzfufs  bleibt  vorbehalten,  jedoch 
nur  zu  Zahlungen  im  kleinen  Verkehr  und  zur  Ausgleichung,  und  also 
auch  nur  in  beschränktem  Maas  f);  auch  diese  soll  nie  heruntergesetzt, 
und  rücksichtlich  ihVer  etwa  nöbhigen  Aussercurssetzung  und  der  Einziehung 
abgenutzter  Stücke  soll  es  eben  so  gehalten  werden,  wie  mit  den  Courant- 
münzen;  jeder  Staat  soll  ausserdem  verpflichtet  seyn,  seine  Silberscheide- 
münzen auf  Verlangen  gegen  grobe  Münze  umzuwechseln;  besondere  Be- 
stimmungen bezwecken  möglichste  Uebereinstimmung  in  den  MünzGesetzen 
und  Verordnungen  und  gemeinschaftliches  Entgegenwirken  gegen  Münz- 
verbrechen; die  Datier  der  Convention  ist  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  i858 
festgesetzt,  und  von  da  an  soll  sie,  in  so  fern  kein  ausdrücklicher  Rücktritt 
statt  findet,  stillschweigend  als  von  5  zu  5  Jahren  verlängert  angesehen 
werden. 

«)  Ausser  diesen  HauptMünzfüsscn,  gibt  es  in  Teutschland  noch  verschiedene  an- 
dere particuläre  Münzfusse,  zum  Theil  nur  locale.  Bemerkens»  erth  sind  hier 
folgende:  1)  Der  lübische,  die  Mark  fein,  in  GrobCourant  zu  11%  Tbaler  S 
34  Mark,  also  ein  17  Guldenfufs,  in  Stücken  von  a  Mark,  1  Mark,  8  Schilling, 
4  Schilling  u.  a  Schilling,  v.  Pbauh,  118.  Flörhb  ,  4»&  (CLzvBHABtTs)  Mate- 
rialien, S.  464 ;  dem  ausser  Lübeck,  auch  MecklenburgSchwerin  und  Hamburg  fol- 
gen, das  letzte  so,  dafs  dieses  Geld  dort  CourantGeld  heilst,  zum  Unterschied 
von  dortigem  Bankgeld  (§.  4*7 1  b).  i)  Der  neue  dänUch-hohtf  mucke ,  welcher 
aber  durch  ein  Edict  vom  6.  Jan.  i8i3  so  verändert  ward,  dafs  aus  einer  fei- 
nen Mark  cölnisch,  181/,  neue  dänische  Reichs Bankthaler  sollen  geprägt  wer- 
den. 3)  Der  Zwei  und  zwanzig  Gulden  fuss ,  zu  Frankfurt  a.  M.  bei  Zahlungen 
aus  Verpflichtungen,  die  vor  1766  auf  50  genannte  frankfurter  Währung  einge- 
gangen wurden.  Auch  im  Fürstenthum  Waldcck  gilt,  noch  jetzt,  neben  drei 
andern  Münzfiissen,  im  gemeinen  Verkehr  der  11  Guldenfufs,  die  so  genannte 
waldeckiscbc  Währung.   (CxiYBXisH'a)  Materialien,  S.  319  u.  3«7  —  33o.  Auch 
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in  Heuencaesel  ward  im  18.  Jahrhundert  eine  Zeit  lang  nach  dem  aa  Fl— 
Fufs,  oder  so  genannter  niederbetsischer  Währung,  gemünzt,  so  dafs  i834  da- 
von noch  mehr  als  für  3  Millionen  Gulden  davon,  vorzüglich  in  Niederhessen, 
in  Umlauf  war.  —  Neunzehn  teuUche  Münzfüsse  in  Silber,  die  jedoch  nicht  alle 
im  täglichen  Verkehr,  sondern  cum  Thcil  nur  bei  alten  Grundrenten  u.  Geld 
capitalen,  in  Verträgen  u.  d.  gebraucht  werden,  «um  Thcil  nur  besoudere  Zäh« 
lungsarten  sind,  verzeichnet  M.  R.  B.  Gkbbzrdt,  in  d.  allgctueinen  Contoristen 
(Herl.  1791,  1  Thcilc  in  Art.  Deutschland,  I.  104.  Mao  s.  auch  Flöbke's 
Münzkunst,  S.  4^3  —  44^.  ~~  Nur  fingirte  Localff ührungen  sind:  die  Jranlfurter 
WechstlGtldwährung ,  ein  i3SI/M  ThalerfuDi  oder  so4/»  Guldenfufs.  (Hi.übbb's 
Münzwesen,  S.  ai5.  ff.  u.  a84  );  das  augsburger  GiroGeld,  in  welchem  der  ein- 
gebildete GiroThaler,  eine  blolse  Rechnungsmünze;  au  nur  114 V*,  Kreuzern 
augsburger  Courant  oder  des  10  Guldenfusses,  nach  welchem  der  Tbaler  lao 
Kreuzer  hat,  berechnet  wird  (Hlcbxb  a.  a.  O.  S.  aai  u.  a65);  die  Hamburger 
BuncoValuta  1  der  Geldfufs  der  bam burger  Bank,  ein  qVj4  Tbalcrfufi».  Nach 
dieser  Valuta  steht  die  cölnische  Mark  fein  Silber  auf  qs/,4  Rthlr.  oder  97% 
Mark  ßankot  sie  ist  also  von  hamburger  GrobGourant  unterschieden  um  «3/»» 
pro  Cent,  oder  i3  Mark  Banco  kommen  genau  überein  mit  16  Mark  hamburg. 
Courant,  doch  so,  dafs  die  Nachfrage  diesen  Werth  auch  Veränderungen  un- 
terwirft. Klübkb's  Münzwesen,  S.  aaa  u.  284.  Der  altonaer  BancoFusa  von 
1777,  ist  von  dem  hamburger  nur  um  *  Schillinge  Banco  unterschieden;  er  be- 
stimmt die  cöln.  Mark  zu  9  Vi  Rthlr  oder  17%  MarkB.  v.  Prack,  198.  J.  G. 
Bilsen  über  Münzen  (1801.  8.)«  S.  9  ff.  (Clbtkäabs's)  Materialien,  S.  338.  Si- 
mreo  über  den  bamburgischen  Münzfufs.  Hamb.  1789.  8.  —  Von  der  ehemali- 
gen ^xchhKammergerichUwährung  (einen  Kammergulden  zu  -8  Kreuzer  u.  a  u. 
*V„  Heller),  s.  v.  Praus,  S.  ii3.   Kiijzaa  a.  a.  O.,  S.  17,  Note  ♦**. 

4)  Bis  1817  nur  noch  hannoverische*  t  so  genanntes  Cassengeld  oder  Casscnmünze 
(Fi.örhb*s  Münzkunst,  S.  83i  f.)»  auch  bis  1814  schwedisch-pommerisches  Courant, 
den  alten  Louisd'or  zu  4  Rthlr.  16  ggr.  t.  Pbzüjc,  i85.  Die  Mark  fein  ward 
im  GrobCourant,  bis  auf  1  gute  GroschcnStücke-,  zu  11  Rthlr.,  in  den  feinen 
hanndTCrischeu  */,  Stücken  aber  nur  zu  uM/„  Thaler  ausgebracht.  Vergl. 
§.  416.  —  Seit  dem  1.  Nov.  1817,  münzte  Hannover  nach  dein  aoGuldenfufs* 
Verordn.  v.  1.  Oct.  1817,  in  (Clevsmans's)  Materialien,  S.  474.  Doch  wurden 
wenigstens  V,  Thalerstücke  aus  ganz  feinem  Silber  gemünzt,  nicht  aus  i3Vj  lö- 
thigem ,  welches  letzte  das  ConventionsMünzsystem  für  diese  Münzsorte  vor- 
schreibt. (Cletbmzkh's)  Materialien,  S.  478»  Im  J.  1820  wurden  Drei  Marien- 
groseben-  oder  Vi,  Thalerstücke,  und  im  J.  18a  1  */*  Thalerstücke,  zwar  nach 
dem  ao  Guldenfufs,  aber  jene  aus  7%  löthiger,  diese  aus  8%  löthiger  Silber- 
gattung, geprägt;  Silbergattungen,  welche  den  Bestimmungen  der  Münzconven- 
tion von  1753  (§.  437)  fremd  sind,  obgleich  jene  beiden  Münzsorten  die  Um- 
schrift «K.  hannöv.  ConventionsMünze»  führen..  Hlübkr  a.  a.  O.,  S.  143. 
Aber  vom  1.  Juli  i834  an,  nahm  Hannover  den  14  Thaler-  oder  at  Guldenfufs 
an  *  (§.  4*8)-  —  in  dem  Herzogthuin  Pommern  u.  dem  Fürstenthum  Hägen, 
wurden  alle  fremden  (d.  i.  nicht  preussiseben)  Münzsorten  von  den  öffentlichen 
Cassen  ausgeschlossen,  durch  e.  preuss.  CabinetOrdre  v.  a5.  Oct.  ißai,  in  d, 
angef.  Materialien,  S.  443.  —  Auch  Oldenburg  prägte,  bis  zu  dem  Eindringen 
französischer  Herrschaft,  neue  %  und  %  Stücke  nach  dem  leipziger  Fufs,  aber 
zugleich  auch  nach  drei  andern  Münzfüssen.  Nelbexbrecher  a.  a.  O.  (9.  Aufl. 
1806.),  S.  »3a.  KlCeer  a.  a.  O. ,  S.  7  u.  143  f. 

c)  Vergl.  §.  4a7«  Przui»,  i56.  i84-  189.  Pütter  über  den  Werth  der  Conven- 
tionsmünze. Gott.  1784.  8.  In  den  Münzen  K.  Franz  I.  und  seiner  Gemahlin 
Mabia  Tbbbksia  schon  seit  1748.  Daher  heifst  er  auch  Kaiser  gülden,  desgleichen 
Wiener  Wahrung,  (worunter  aber  jetzt  gewöhnlich  öst reichisches  Papiergeld 
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Tcrstnndcn  wird,  im  Gegensatz  der  klingenden  ConTentionsMünr.e\  Hstsvaca's 
Gesch.  des  t.  Reichs,  VIII.  166  f.  r.  Fiuuji',  i53.  (CLrnnsAaR's)  Materialien, 
8.  181  —  177.  461  ff.  474.  Nach  demselben  Miin*fuis  prägten  auch,  Braunsclmeig 
schon  i?48,  Kursachsen  im  J.  1730,  Brandenburg Anspach  u.  Baireuth,  Wire- 
burg  u.  Nürnberg,  seit  1754.  Pctteb's  histor.  Eulwkkeh  HL  70.  t.  Pbavs  157. 
HlBbkb  a.  a.  O.,  S.  21,  116,  i33  ff.  «83. 

d)  Preustitchet  Courant,  nach  seinem  Urheber,  ehchin  auch  der  Gbaümas^imhf 
Münefufs  benannt.   Kittes*  a.  a.  O.,  S.  ao  ff.    v.  Pbavn  i54  f-  Vergl.  $.  ^18. 

e)  v.  Pssc*,  160.  180.  191.  Im  Grunde  ist  es,  meist  sogar  in  dem  Gepräge,  der 
■so  FI.  Fufs,  nur  mit  Erhöbung  des  Zablwerthcs  um  10  pro  Cent.  Flöue» 
Münskunst,  S.  43o  ff. 

J)  Hoffmabk,  die  Lehre  vom  Gelde  u.  s.  w.  mit  besonderer  Besieh ung  auf  den  preus- 
siseben  Staat.  Berlin,  i838.  8.  Darin  insbesondere  der  (in  Dresden  nicht  an- 
genommene) Vorschlag  eines  gemeinschaftlichen  (?n/</inünr.fufses  für  ganz  Teutsch- 
land, wonach  die  Goldmünzen  als  alleinige  Hauptinünzen ,  imd  die  Silbermün- 
zen nur  zur  Ausgleichung  fernerhin  dienen  sollten. 

g)  Man  vergl.  d.  §.  7  des  Gesetzes  über  die  Münzverfassung  in  den  preußischen 
Staaten,  t.  3o.  September  i8a5,  in  der  preuss.  Gcsetzsamml.,  S.  159. 

g.    420.  (339>.) 
2)  in  GoWj  3)  in  Kupfer.  Staaatslnteresse. 

II)  In  Gold,  sind  jetzt  in  den  teul sehen  Bundesstaaten  verschiedene 
Münzfüfse  üblich:  1)  der  rheinische  Goldguldenfufs  «),  der  älteste; 
2)  der  reichsgesetz-  und  conventionsmäsige  DucatenFufs  3)  der 
teutsche  Pistolen  Fufs,  Fünfthaler-,  Louisdor-,  Friedrichd'or-  u.  s.  w.  Fufsc); 
4)  der  Severin-  oder  Souveraind'orFufs  <*).  5)  Geprägt  wurden  in  der 
neuesten  Zeit:  badische  ZchnGnldenstücke,  1819  und  1820,  und  Fünf- 
Guldenstuche,  1819,  1834  und  i825;  wirtembergische  Fünf-  und  Zehn- 
Guldenstücke,  1819,  1824  Ul1^  »025}  grofsherzoglich-hessische  Zehn- 
Guldenstüclte,  1826;  die  Gulden,  bei  allen  diesen  Goldmünzen,  nach  dem 
so  genannten  24  Guldenfufs  gerechnet.  Diese  Goldsorten  sind  weder  nach 
gleichem  Münzfufs,  noch  nach  einem  der  vorhin  genannten  geprägt  <•). 
HI)  In  Kupfer,  werden  nur  hie  und  da  geringe  Scheidemünzen  geprägt  /). 
IT)  In  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen,  gleichwie  in  dem  Grofs- 
herzogthum  Berg  und  in  den  franzosischen  Lippe-  und  hanseatischen  De- 
partementen, war  nach  1807  bis  1814  das  neu  französische  Münz-, 
Maas-  und  GewichtSystem  eingeführt  tf).  V)  Da  kein  Fehler  der  Münz- 
Politik  straflos  bleibt,  so  gebietet  das  Staatsinteresse,  in  dem  ganzen 
Umfange  aller  teutschen  Bundesstaaten,  so  viel  möglich,  Einheit  in 
Münzform  und  Münzfufs,  Errichtung  umfassender  Münz  vereine,  Auf- 
stellung gemeinschaftlicher  Gene ralMünz wardeine,  regelmässige  Münz- 
Convente,  Verhütung  der  in  quali  et  quanto  überspannten  Scheide- 
münzen, u.  d.  m.  A). 

a)  In  der  RcichsMünzordn.  v.  1559,  ist  die  rauhe  cöln.  Mark  zu.  18  Karat,  6  Gran 
fein,  und  7a  Stück  Goldgulden  auf  die  rauhe  cölnisebe  Mark,  bestimmt.  Fu» 
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rk*b  Münxkunst,  S.  436.  —  Später,  seit  1732,  wurden  nach  diesem  Fufs  Caroli- 
nen xu  »4  Stücken  aus  der  rauhen  Mark,  eines  Gehaltes  von  18  Karat  6  Grün 
feinen  Goldes  und  6  Gran  feinen  Silbers,  gemünzt;  sie  wählten  für  3  Goldgul- 
den, gewannen  aber  höhern  Curs,  bis  zu  to  pro  Cent.  v.  Pbac*,  144.  — 
Auch  wurdet!  so  genannte  Mus&or,  xu  36  Stücken  aus  der  rauhen  Mark  des 
erwähnten  Gold-  und  Silbergehaltes  der  Carolinen,  geprägt;  sie  hatten  also  den 
Werth  von  a  Goldgulden.  Man  s.  ValvationsProject  von  allen  im  beil.  röm. 
Reich  dermalen  cursirenden  u.  richtig  waradirten  Gold-  u.  SilberGeldsorten. 
Frankfurt  a. M.  1760.  —  Alle  diese  Goldsorten  werden  jetzt  nicht  mehr  geprägt; 
auch  nicht  der  (bis  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  geprägte)  hanndwri- 
sehn  Goldguldcn,  dessen  Werth  verschieden  ist  von  dem  rheinischen.  ScmuEDEn 
a.  a.  O.  S.  101.  Km/bfb's  Münzwesen,  S.  195  ff.  Aber  in  Verträgen  und  bei 
Geldstrafen  kommen  sie  noch  in  Betracht. 

i)  67  Stück  Ducaten  auf  die  rauhe  Mark  des  Feingehaltes  von  i3y3  Karat ,  werden 
reirhsgesetxmasig.tscit  i55o  ausgemünzt.  Davon  enthalten  also  6^6y7l  Stück  eino 
feine  Mark  Goldes.  Flörrx's  Münzkunst ,  S.  4^7.  So  auch  die  östreichisch- 
baicrische  MünzConvcntion  v.  1753,  %.  a.  Gerstlacher's  Handb.  der  Heicbsge- 
selze,  Th.  IX,  S.  i534  f.  -  Aber  Ocstrcich  änderte  diesen  DucatcnFufs,  indem 
es  den  äussern  Werth  des  conventionsmäsig  gemünzten  Ducaten  von  4  Fl.  10  Kr. 
des  aoGuldcnfusses ,  wie  er  in  der  Convention  tarifirt  ist,  nach  und  nach  erhö- 
hete  auf  4  Fl.  3o  Kr.,  oder  5  Fl.  «4  Kr.  des  aoGuldenfusses,  durch  Patente  v; 

-  ^768,  v.  a3.  März  1771  u.  1.  Sept.  1783  (Rxuss  Staatskanalei,  IVr.  195),  durch 
ein  Edict  v.  »a.  Jan.  1786  (in  Cley^ann's  Materialien,  S.  345),  und  in  dem, 
MiinzTarif  v.  a?.  Juli  1816.  ( Clfy>x  an>'s )  Aphorismen,  S.  191.  •—  Dadurch 
bestimmt  sich  das  Verhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  auf  1  zu  *b%9/in0%  wäh- 
rend es  in  der  Convcution  von  1753  festgesetzt  ist  auf  1  zu  i4"7i«  Die  unten 
§.  4*9  angef.  Schlüsse  der  Rcichskrcise  Ober-  und  Kurrhein  v.  1793,  setzten 
den  äussern  Werth  des  östreich.  Ducaten  ebenfalls  auf  5  Fl.  i\  Kr.  des  a4  Fl. 
Fufses.  Die  angef.  Materialien,  S.  38o.  RLciiEn's  Münzwesen,  S.  188  ff. 
ey  Pistolen,  ursprünglich  eine  spanische  Goldmünze,  gesetzmäsig  ausgemünzt  «u  35 
Stücken  aus  der  rauhen  Mark  des  Feingebaltes  von  a6o  Gran,  d.  h.  aiV,  Karat, 
wovon  also  3810/3  Stücke  eine  feine  Mark  Goldes  enthalten ;  zufolge  des  preuft. 
Münzgesetzes  v.  3o.  Sept.  i8at,  §.  1  u.  a,  in  (Cletwuann's)  angef.  Materialien, 
S.  4ai«  —  Dieser  Münzfnfs,  nach  welchem  hannoverische  Georgd'or,  sächsische 
Angustd'or,  preussische  Friedrich-  u.  Friedrich Wilhelmd'or,  braunschweigische 
Carld'or,  u.  8.  w.  ausgeprägt  wurden  oder  werden,  kam  auf,  als  »7a6  in  Frank- 
reich die  alten  Louisd'or  abgesetzt  u.  In  die  Münzhäuser  verwiesen  wurden. 
Flörrk's  Münzkunst,  S.  437  ff.  Scuhieder's  Handwörterbuch,  voc.  Pistola. 
Klüber's  Münewescn,  S.  197. 

d)  Der  Gehalt  der  Severinen  oder  Souveraind'or  ist:  aa  Kar.  (nach  Andern  aa  Kar. 
y4  Gr.)  feiu,  und  t\il/2  (nach  Andern  4a1/»)  einfache,,  oder  ai*/4  (nach  Andern 
**'/«)  doppelte  gehen  auf  die  rauhe,  46lb4/iooo  einfache,  oder  a3|8,/iooo  doppelte 
auf  die  feine  cölnische  Mark.  Diese  Goldmünze  wird  zu  Wien,  ehehin  auch  in 
den  östreichischen  Niederlanden,  geprägt,  und  im  gemeinen  Verkehr  gewöhnlich 
zu  3  Ducaten  gerechnet.    Klcber's  Münzwesen,  S.  198,  5i  u.  i83. 

e)  KtUBEB's  Münzwcscn,  S.  191. 

/)  Vergl.  §.  4*'«   v«  Pracjt,  1-4-   Flörbb  a.  a.  O.  S.  3oo  ff.  395  flf. 

^)  Constitution  du  royaumc  de  Westpbalie,  1807,  art.  17  et  18*  Königl.  wcstphäl. 
Münzdccrct  v.  11.  Jan.  1808,  in  d.  wcstphäl.  Moniteur,  1808,  n.  9.  Die  unten 
(Rote  h)  angef.  Aphorismen,  S.  12-?  ff.  KlCber  a.  a.  O.,  S.  63.  —  Von  diesem 
neujranzöshchen  System,  nach  welchem  seit  dem  Münzgesotz  v.  a8.  Mär»  i8o3, 
das  Verhältnifs  des  Goldes  xu  dem  Silbor  ist,  wie  1  xu  iS1/,,  s.  die  angef.  Apho- 
vi«,. neu,  S.  o3.   Klvber  a.  a.  O.,  S.  64,  76  ff.,  137  ff-,  ioö,  117,  1Ö8,  aa9,  »48, 
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a5*.  J.  P.  Miimikt'!  Uebersicht  des  neuen  francöt.  Kalenderweteaa,  der  Marne, 
Münzen  u.  Gewichte,  ingl.  der  neuen  Landeseintheilung  in  Departemente,  u.  ».  w. 
Erl.  180a.  8.  Rapport  des  nouveaux  poids  et  mesures  atec  ceux  de  toua  les 
paya,  par  Sohlet  d'llsrnocnz.  Paria  1807.  8.  Das  fransösische  Möhr-,  Maas 
u.  GewichlSvstem,  r.  Bossstsal.  1  Hefte.  Nordhausen  1808.  8.  Manuel  des 
.  poids  et  mesures,  des  monnaies  et  du  calcul  decimal;  pnr  Tabbk  de»  Sancov 
i3*—  edit.  tres-augmentee.  Paris  i8»8.  8. 
k)  Vergl.  Flömi»  Münritunst,  S.  797.  ff.  (F.  J.  Clithmib»'*)  Aphorismen  aus 
dem  Fache  der  Münxgesetxgebung  und  des  Münswesens,  aus  d.  vergang,  n.  ge- 
genw.  Zeit  (Frankf.  1817.  8.),  insbea.  S.  104  ff.  Lbmdess.  (oben  f.  4*7  angef.) 
Materialien  S.  75  ff.,  83,  144 >  46t  ff.,  467.  J.  G«  Bvsca  über  Bankgeld,  Münte 
u.  Münz verwirruog;  in  dessen  Sämmtl.  Schriften  über  Banken  nnd  Müniwe&cn. 
Hamb.  1801.  8.  VVisiiorr's  rhein.  Bund,  XXIL  34.  —  Das  Münxwesen  gehört 
vor  das  Forum  der  Mathematik  and  Chemie  nicht  weniger,  als  vor  jenes  der 
Politik  und  des  öffentlichen  Rechts.  Einst  wurden  Copernirua  und  Newton  da- 
bei au  Rath  gezogen. 

§.  421.  (340.) 

Gegenseitiges  tVerthverhältnvis  der  MiinzmetaUe.    Geldcours.  Agio. 

Wahrung. 

I)  Das  gegenseitige  Verhältnifs  in  dem  Werth  der  Mü  nzmetalle, 
ist  nicht  un  veränderlich;  mithin  eben' so  -wenig  der  äußere  Werth 
des  Goldgeldes,  bei  noth wendiger  Festhaltung  des  SilberMünzfufses  «). 
II)  Aus  der  Veränderlichkeit  des  Preises  der  Munzmetalle,  dann  ans  der 
Seltenheit,  aus  der  vermehrten  Ein-  und  Ausfuhr,  aus  der  augenblicklichen 
mehrern  oder  mindern  Brauchbarkeit  gewisser  Geldsorten,  aus  der  über- 
triebenen Erhöhung  des  äussern  Werthes,  des  Nenn-  oder  Nominal  Werth  es, 
mancher  Münzen  über  ihren  innern,  u.  d.  m.,  erklärt  und  rechtfertigt  sich 
der  kaufmännische  Geldcurs  ( unterschieden  von  dem  Wechselcors 
und  dem  Curs  der  Staatspapiere) ;  ein  besonderer  Werth  der  Münzen,  ge- 
meiniglich von  dem  Münzfufs  abweichend.  Dieser  Curs  richtet  «ich  nach 
dem  jedesmaligen  freien  Handelswerth  der  Münzen,  wie  bei  Gold-  nnd 
Silberbarren  oder  Stangen.  Es  wird  bei  dessen  Festsetzung  das  Geld  als 
Waare,  wie  Bruchmetall  oder  Tiegelgut,  betrachtet;  nicht  als  Staats  - 
oder  Nationalgeld,  sondern  als  WTelt-  oder  Handelsgeld  Dasselbe 
gilt  von  dem,  gleichfalls  wandelbaren,  Agio  oder  Aufgeld  welches 
nicht  mir  in  dem  Handel,  sondern  auch  in  dem  gemeinen  Verkehr,  man- 
chen Geldsorten  über  ihren  gesetzlich  bestimmten  gemeinen  Werth  zuge- 
standen zu  werden  pflegt  HI)  Die  in  dem  Lande  übliche  Rechnungsart 
in  dem  Geld  verkehr,  heifst  Währung  (valor),  z.B.  rheinische,  sächsische, 
preufsische,  wiener,  fränkische,  lübische,  u.  d.  4). 

«)  Fassb's  europ.  StaatsCan/.ley ,  LXX.  549.  G.  II.  Bcsa's  Handb.  der  Gcldkunde, 
I.  5o  ff.  Encvclopedie  par  Du>kbot  et  d' Ausseht,  voc.  mnnnBt'e.  Encyclopedte 
metbodiqne;  Arts  et  Metiers,'  T.  V,  (Paris  1788.  4.)«  p-  »3o  et  »uir.  Bemerkun- 
gen über  die  Gelderhöhung  in  Frankreich  und  Oestreich.  Augsb.  1786.   J.  G. 
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sch  über  e.  in  Europa  einzuführenden  allgemeinen  Münzfufs;  in  BCtca  tu 
Ebkukg's  Handl.  Biblioth.  IL  5o5  ff.  (F.  J.  Ci.¥tsxAiiw)  üeber  das  Münzwesen 
(Frankfurt  a.  M.  180a.  8.),  S.  a5  ff.  EbenAe*:  angef.  Materialien,  S.  197—  aoi. 
—  Der  Zahl  wert  h  des  Silbcrgcldcs,  als  de»  eigentlichen  Richtgelde*  von  Teutsch- 
land, mufe  feststehen;  derjenige  des  Goldes  mag  dann  steigen  oder  fallen.  Flöh- 
kr's  Münzkunst,  S.  633  f.  u.  7<p.  (Cirtkmaiis's)  Materialien,  S.  197  —  «01. 
*)  Vergl.  417  11.  418.  G.  H.  Boss  a.  a.  O.  I.  80.  HonuRD  a.  a.  O.  IL  37. 
»98  ff,  411  ff.  Theod.  Olber's  diss.  de  valore  monetae  mercatorum  auetoritate 
mutato.  Gölt.  1776.  —  Dawider,  s.  Selchow  eiern,  juris  germ.  priv.,  §.  5q4«  — 
Von  dem  Verhältnifs  des  Goldes  zu  dem  Silber,  s.  Büsch  über  Münzen  etc., 
S.  44  ff. 

e)  Jac.  Gothofredi  opusc.  rar.  n.  DL  14.  sqq.  Dissertationen  ron  Estor  (Marb. 
1754)  u.  Pestet.  (Rint  1757).  Fischer's  Kamerai-  u.  Polizeir.,  HL  385.  Rata 
a.  a.  O.  "L  n3.  Rkrghaus  Encycl.  der  Handl.  Wisscnscb.,  II.  11.  27.  —  (Cletji- 
xasn's)  Aphorismen,  S.  76  u.  f.  Klürer's  Münzwesen,  S.  188  u.  164  f.  —  Von 
dem  Aufgeldspicl  oder  Agimiren,  von  der  StockJobbery,  und  von  Verträgen 
über  Lieferung  yon  Staatspapieren.  Die  StockJobbery  u.  der  Handel  mit  Staats- 
papieren. München  1820.  8.  J.  v.  Watha's  Antwort  auf  die  StockJobbery. 
Wien  1821.  Beleuchtung  der  Schrift  über  StockJobbery.  Wien  18*1.  8.  RechÜ. 
Ansicht  über  Lieferungsverträge  in  Staatspapfercn.  München  1820.  8.  Eiirxann's 
rechtl.  Ansicht  über  den  Handel  mit  Staatspapicren.  Frankf.  1810.  8.  Reweis, 
dafs  die  Rothschilder  Loose  zu  ico  fl.  wahre  LotterieLoose  sind.  München 
1820.  8. 

d)  Buse  a.  a.  O.  I.  118  ff. 

r 

&  422.  (34t.) 
Land-  und  Scheidemünze. 

I)  Von  den  Haupt-  und  allgemeinem  Münzen,  sind  zu  unter- 
scheiden ,  die  $0  genannten  Landmünzen.    Es  sind  M e b e n -  und  p a r- 
ticuläre  Münzen,  in  Silber  oder  Kupfer,  oder  in  einer  aus  beiden  zu* 
sammengesetzten  Mischung  (Billon).    Sie  sind  bestimmt,  wenigstens  dem 
Namen  nach,  nur  zu  inlandischem  Umlauf;  sey  es  in  dem  ganzen  Staats- 
gebiet des  Münzberrn,  oder  nur  in  einem  Tbeil  desselben  «).    Schon  'wah- 
rend der  teutseben  Reichsverbindung  durfte  auch  sie  nur  ein  Münzberech- 
tigter prägen;  doch  mehr  nicht,  als  zu  dem  inländischen  Verkehr  erforder- 
lich war.    Auch  dabei  waren,  wie  in  groben  Sorten,  für  Korn,  Schrot  • 
und  Zahlungswerth ,  die  Reichsgesetze  und  MünzConventionen  zu  beobach- 
ten        II)  Insonderheit  galt  dieses  von  Scheidemünzen  oder  Hand- 
münzen in  geringen  Geldsorten,  welche  zu  Zahlungen  bestimmt  sind,  die 
mit  Hauptmünzen  oder  gröberen  Geldsorten  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
vollständig  geleistet  werden  können,  welche  also  theils  als  Ausgleichung*, 
münzen,  das  heifst,  zu  Ausscheidung  oder  Ausgleichung  bei  Zahlungen  von 
grofserem  Betrag,  theils  zu  Zahlungen  in  dem  Verkehr  der  geringsten  Art 
dienen  sollen.    III)  Ein  verhnltiiifsmäsig  stärkerer  Zusatz  von  Kupfer  oder 
härtcrem  Metall,  als  in  den  groben  Münzsorten,  wird  hier  bei  den  Silber- 
münzen in  redlicher  Absicht  gewählt.    Diese  Absicht  ist,  dem  ftllzustarken 
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Abreiben  oder  Abschleifen,  dem  allmähligen  Abnehmen  des  Gepräges  und 
Gewichtes,  und  dem  zu  leichten  Verlorengehen  möglichst  vorzubeugen, 
und  so  eine,  dem  Zweck  angemessene,  grö'fsere  Ausdehnung  und  Festigkeit 
derjenigen  Münzsorte  zu  geben ,  die  für  den  häufigsten  und  schonungslo- 
sesten Wandel  yon  Hand  zu  Hand  bestimmt  ist;  ein  Vortheil,  der  mit 
Münzsorten  aus  feinerer  Silbergattung,  die  zu  klein  und  dünn  ausfallen  -wür- 
den, nicht  zu  erlangen  wäre  c).  IV)  Dennoch  sollten  überall  auch  bei 
diesen  Münzsorten,  wie  bei  den  groben,  die  Gesetze  des  Münzfufses  un- 
eigennützig befolgt,  und  nicht  nur  in  der  Menge  der  in  Umlauf  gesetzten 
Scheidemünze,  sondern  auch  in  dem  Betrag,  wofür  damit  die  Mark  fein 
Silber  ausgebracht  wird,  Maas  und  Ziel  gehalten ,  und  die  Pflicht ,  sie  an- 
zunehmen, nur  auf  solche  Zahlungen  beschränkt  weiden,  die  durch  ein 
gröfseres  Münzstück*  sich  nicht  leisten  lassen;  damit  eines  Theils  dein  gros- 
sen Nachtheil  einer  übermäsigen  Menge  von  kleinen  Münzen  ausgewichen, 
und  andern  Theils  das  Kupferrothwerden  der  Miinzstücke  verhütet  werde, 
welches  allen  Volkselassen,  die  in  die  Münzkunst  und  das  Münzrerht  nicht 
eingeweiht  sind,  ein  immerwährendes  MiPstrauen  in  die  Redlichkeit  und 
Wohlmeinung  der  Münzregierung  um  so  gewisser  und  dauernder  einfloßt, 
als  sie  den  vollgültigsten  Grund  dazu  jeden  Augenblick  augenfällig  iu  Hän- 
den zu  haben  vermeinen. 

a)  Jeder  Regent  kann  den  Curs  fremder  Landmünzen  in  seinem  Lande  untersagen. 
Vergl,  §.  43o.  KlCukb  droit  des  gcn$  moderne  de  l'Europe,  %.  ?3.  Lcnmio 
ad  A.  B.  L  901.  —    Beispiele  von  iMndmünzen,  von  und  i3^3  bis  1389,  %. 

bei  Rossxavx  1.  infra  c.  c.  a.  §.  9.  Rurtrierische.  Pctcrmänncbcn ,  gemünzt  seit 
1614,  geduldet  in  dem  31ünzvcrein  v.  1763.  Schxikoeh's  angef.  Handwörterk, 
6.  34i.  (jCi.KxsMA3N's)  Materialien,  S.  aa3.  —  Zu  Landmünzen  pflegt  man  nur 
Geldsorten  der  kleinem  Art  zu  wählen.  Doch  hat  man,  als  particuläre  Ilaupi- 
münzen, aus  dem  J.  1821  iur/mssisc/ie  Einthalerstürhe,  in  Silber,  mit  der  l' In- 
schrift auf  dem  Rand:  «.Rurhessische  Landmünzc»,  ohne  Ansähe  des  Münzfufs« 
Ein  Stück  ward  6200  Richtpfennige  schwer  gefunden,  also  11  Richlpf.  oder 
1  As  weniger,  als  ein  preussisches  Thalerstück  mit  Abzug  des  Remediums  wie- 
gen mufs.  Rurhessen  legt  ihm,  nach  dem  24  Guldcufufs,  einen  Zahlungswerth 
von  1  Fl.  48  Rr.  bei,  und  schätzt  ihn  dem  preussischen  Thaler  gleich.  Man  *. 
§.  4*8,  Note  b. 

6)  Von  Land-  u.  Scheidemünzen  handeln:  R.  A.  v.  i566,  §.  i54.  »6a.  ReichsschL 
v.  10.  Sept.  (1.  Dec.)  it38,  §.  2,  bei  Gkrstlacuer,  IX.  i5i6  fF.  1624  iG8»  f. 

—  Zu  a5  Fl.  die  Mark  fein,  setzen  den  Sc/teidtmüniFuss ,  die  östreich.  baier. 
MünsConvention  v.  1753,  §.  10,  der  Münzvercin  v.  1763,  zw.  Mainz,  Trier, 
Pfalz,  Darmstadt  u.  Frankfurt,  §.  10,  und  der  Münzvercin  v.  1766,  ewiseben 
Ebendenselben,  %.  6.  ( Cu-yn.hasü's )  Materialien,  S.  aa3,  a38  ff.,  3io  ff.,  388, 
434  ff.,  441,  34  f.  Rlüber's  Münzwesen,  80  ff.,  i5i  ff.  u.  260,  auch  im  Regi- 
ster, vöc  Scheidemünzen.  —  Die  oben  angef.  Rcichsgesclzc  verordneten  für  Schei- 
demünzen denselben  Münzfufs,  wie  für  grobe  Gcldsortcn.^  Casf.  Zie&leb  de 
jurib.  majest ,  p.  817.,  v.  Ztcw's  gegenw.  Verfass.  d.  kais.  Regierung,  84.  t. 
Prach,  118,  %.  19  u.  173  f.  Faber  s  europ.  St.  C,  LXXJL  140.  139.  Reist,  561. 
Moser  von  Reichstagsgeschäften,  1429.  Anderer  Meinung  sind,  A.  E.  Ro&smass 
diss.  de  moneta  symbolica  et  provinciali  (Erl.  i"6a),  c.  a.  %.  10.  sqq.  v.  tr 
dbwio  ad  A.  B.  I.  901.   Ebendcss.  Einl.  eu  d.  t.  Münzwesen,  54.   Rhxtivs  tmstir 
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juris  publ.,  lib.  II.  tit.  16.  §.  1*.  Europ.  HcrpUl,  I.  9*4.  —  Seit  1841  prägt 
Preusscn  ganze  so  genannte  Silbergroschen,  3o  auf  1  Thaler,  und  halbe,  beide 
aus  der  3%  löthigen  Sflbcrgattung ,  die  Marli  fein  7.11  16  Thaler.  Man  s.  unten 
%.  4»8,  d.  —  Die  Scheidemünze  (/..  B.  Kreuzer,  einzelne  Groschen,  Centimes) 
wird  gewöhnlich  aus  Billon  geprägt,  d  h.  aus  einem  Gemisch  von  Silber  und 
Kupfer,  worin  das  letzte  der  Hauptbestandteil,  und  an  Silber  zuweilen  nur 
3  bis  6  Loth  in  der  Mark  enthalten  sind.  (Ci-eysmabs's  )  Materialien,  S.  434. 
Ebendess.  Aphorismen,  S.  77.  Klübkb's  Münzwesen,  S.  77  IT.  u.  39.  —  Auch 
CoA/ßillon,  worin  ebenfalls  das  Kupfer  vorherrscht,  hat  es  gegeben,  wiewohl 
höchst  selten;  ein  Beispiel  aus  Kufsland,  seit  i-63,  in  Schlözkr's  Münz-,  Geld- 
und  BcrgwerksGeschiehte  des  rufs.  Kaiserth.  (Gott.  1791),  S.  160.  Fiörkk's 
Münzkunst,  595  f.  --  In  Ostindien  hat  man  Scheidemünzen  aus  schlechtem 
Horngold,  von  der  Grösse  einer  Linse,  Fano  oder  Fanam  genannt.  Scmts- 
der's  Handwörterb.  der  Münzkunde,  voc.  Fano  u.  Billon. 
c )  Von  der  Abnutzung  der  Gold-,  Silber-  u.  Kupfermünzen,  und  den  defshalb  in 
London  gemachten  Versuchen,  s.  Eiperiences  et  Observation»  sur  les  diftcrens 
alliages  de  Tor,  leur  pesanteur  specifique,  et  leurs  proprietes  romparees  par 
rapport  au  frai  comme  monnaie;  par  Chaiilks  Hatchett;  traduites  de  l'anglais 
par  F.  C.  Leiut  (Paris  180/,.  4.),  p.  ioa— 171.  Flöhhe's  3Iünzkunst,  S.  733— 
7.J5.  —  Den  SilberBillonMünzen  und  den  niederhaltigen  Silbermünzen,  wird 
gewöhnlich  durch  so  genanntes  Weisssteden  (FlÖrhf,  S.  348*  u.  oi5  fT.)  ein 
silberartigeres  Ansehen  gegeben.  Diese  künstlich  hervorgebrachte  feine  Ober- 
fläohe,  auf  welcher  durch  Minderung  der  KupfcrLcgirung  das  feine  SHber  her- 
vorgehoben wird,  vermehrt  nicht  nur  die  FahricationsKosten ,  sondern  es  wird 
auch  die  Münze,  bei  der  Verfeinerung  ihrer  Oberfläche,  einer  Minderung  ihres 
"Werthes  durch  Abnutzen  mehr  ausgesetzt.  Daher  empfiehlt  sich  der  Vorschlag, 
den  SilberScheidemünzcn  gleiche  Legirung  mit  den  kleinem  der  hochhaltig  legir- 
tcu  HauptGcldsorten  zu  geben. 

- 

§.  425*  (342.) 
Symbolische  Münte;  insonderheit  f)  Papiergeld. 

I)  Die  symbolische  Münze  (Staatsgeldzeichen),  insonderheit  das 
Papiergeld  ")  (papier-monnoie,  PajHcrmünze,  scheinbares  oder  fingirtes 
Surrogat  tles  Metallgeldes,  meist  eine  Art  von  Nothgeld),  enthält  nur  eine 
Anweisung  auf  RealMünze,  für  jeden-Inhaber  ($.4 17).  Sie  ist  eine  Staats- 
urkunde eine  Art  von  StaatsSchuldscheinen  oder  Verbriefungen ,  mit 
oder  ohne  Ziusen,  (bisweilen  zu  Beförderung  des  inländischen  Verkehrs) 
auf  den  Staatscredit ,  unter  dem  Versprechen  der  Entschädigung,  als  gang- 
bare Münzzeichen  für  Jedermann  errichtet,  mithin  lautend  auf  jeden  In- 
haber (payablc  au  porteur);  z.  B.  StaatsBanknotcn,  Steuerscheine,  Cassen- 
BilleLs,  TresorScheine,  Casse Anweisungen ,  Einlösungs^hcine,  Anticipations- 
Scheine,  Staatspapiere,  Bons,  Pfandbriefe,  Transportzettel,  Assignate,  Man- 
date, u.  d.  c).  U)  Mit  der  Gerechtigkeit  steht  das  Papiergeld  nicht 
in  Widerspruch ,  wenn  und  so  weit  eine  gewaltsame  Finanzoperation  darun- 
ter nicht  verborgen,  und  eine  sichere  Anweisung  auf  reelle  Münze  darin 
enthalten  ist;  so,  dafs  der  Staat  dasselbe  zu  gehöriger  Zeit,  in  wahrer, 
/vollgültiger  Münze,  oder  deren  Werth,  al  Pari  realisirt,  auch  ihm  bei  allen 
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Zahlungen  an  StaatsCassen  <0,  völlig  gleichen  Werth  mit  baarem  Geld  ein- 
räumt »  oder  hinreichende  AuswechselungsAnstalten  errichtet,  oder  dessen 
notwendige  Annahme  auf  den  wechselseitigen  Verhehr  zwischen  Regierung 
und  Unterthanen  beschränkt.  III)  Staatswirthschaftlich  betrachtet,  kann  die 
Einfuhrung  der  Papierraünze  unter  Voraussetzung  ihrer  eben  erwähnten 
Uebereinstimmung  mit  der  Gerechtigkeit,  nur  dann  rnthlich  seyn,  wenn 
und  so  weit  sie  ohne  Zweideutigkeit  als  Wohlthat  für  die  Staatseinwoh- 
ner erkannt  wird  Gewöhnlich  aber  ist  sie  ein  eben  so  gefährliches 
als  leichtes  Mittel,  ein  Aftergeld,  womit  man  der  StaatsCasse  auf  kerze 
Zeit  aus  der  Nofh  hilft,  und  auf  Jange  emfindlich  schadet.  Ihr  gangbarer 
Werth  beruht  einzig  auf  dem  Grad  von  Zutrauen,  welchen  das  Publicum 
auf  die  Zusage  des  Ausstellers  setzt,  jeden  Inhaber  vollständig  zu  ent- 
schädigen. Brauchbar  ist  sie  nur  in  dem  iiinern  Verkehr,  nicht  indem 
Welthandel.  IV)  Von  einem  Münzfufs  kann  dabei  die  Hede  nicht  seyn; 
sie  hat  keinen  innern,  sondern  nur  eingebildeten  oder  fingirten  Werth, 
und  erhält,  wie  jede  Verbriefung,  wahren  Werth  nur  durch  solide  Unter- 
lage von  Werth,  durch  Hypothek.  Ebensowenig  V)  besteht  ein  Zwang- 
recht gegen  andere  Staaten,  das  diesseitige  Papiergeld  anzunehmen,  oder 
frei  cursiren  zu  lassen.  VI)  Aber  dessen  Ausfertigung  wird  mit  Recht 
~als  Ausflufs  des  MünzRegals  betrachtet. 

«)  J.  L.  Klcber  über  den  staatswirthschaftlieben  Werth  des  Papiergeldes.  Tübin- 
gen i8o5.  8.  (auch  in  den  Europ.  Annalen,  i8o5,  III  aöi.)  Ideen  über  die  reelle 
Grundlage  eines  noth wendigen  Papiergeldes.  Regcnsb.  1806.  8.  Versuch  zu  ei- 
ner verbesserten  Circulation  des  Papiergeldes  in  dem  kais.  österreichische!! 
Staat.   Regensb.  1806.  8.   J.  H.  Jacob's  kurze  Belehr,  über  d.  Papiergeld.  Halle 

1806.  8.  Sisxokde  de  Sismohdi  du  papier-monnoie.  Job.  Fbiedb.  Rkithmib'"» 
neues  System  des  Papiergeldes ,  u.  des  Geldwesens  beim  Gebrauch  des  Papier- 
geldes.  Kiel  1814.  8,    J.  L.  Seidewsticrbr  de  jure  monetae  chartaceae.  Jeu. 

1807.  8.  Job.  Isaac  Berghaus  über  das  repräsentative  GeldSystem.  Leipz.  1818. 
4.  Sckbist-Phisbxdecr  u.  Storcb  angef.  oben  §.  4»7-  E.  v.  Bvlow-Ccxvfrow  » 
Betrachtungen  über  Metall-  u.  Papiergeld  etc.  Berlin  1824.  8.  Die  Staatswtrth- 
schaft  nach  Naturgesetzen  (Leipz.  1819.  8.),  Iiauptst.  IV,  Abscbn.  2.  LoTzStaaU- 
wirthsrhaftslehre,  Bd.  B,  $.  11 5.  Bvse's  Geldkundc,  L  171  ff.  Scblözeb*s  Staate 
anzeigen,  XLffl.  369,  LIX.  278  —  3n.  -Büsch  über  Münzen  etc.,  S.  5i  flü  J. 
B.  Sat  traite  d'economic  politique,  T.  L  (Paris  i8o3.  8.)  liv.  2.  v.  Marteis 
Völkerr.,  %.  io5.  Moser  t.  d.  Landeshob.  in  Polizeisachen,  402.  Büsch  "Welt- 
handel, 269;  276.  Gr.  Jui»  t.  Sodeb,  in  Habixebeb's  allgem.  Justiz-  u.  Poliioi- 
Blättern,  1810,  Num.  5.  —  Von  dem  ostreichischen  Papiergeld,  s.  Hlvbrr's 
StaaUarchiv,  Bd.  I,  S.  2o3  u.  .228  ff.  —  Geschichte  der  k.  sächsischen  Casxk- 
Billets,  bei  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Begierung  Friedrich  Augusl's,  Bönigs  tob 
Sachsen  (i83o.  8.),  Th.  I,  S.  110  ff.  Th.  U,  S.  65  u.  294  ff.  Man  s.  auch  r. 
Röxvh's  kursachs.  Staatsr.,  VL.  775,  u.  Weisse's  k.  saebs.  Staatsr.  II,  f.  209.  — 
Von  dein  Papiergeld  in  Frankreich,  während  der  Revolution  (Assignaten,  Re- 
seriptionen  u.  Mandaten),  s.  Posselt's  europ.  Annalen,  1801,  XL  144  —  «54-  — 
Andere  halten  Landmünze  (§.  422)  und  symbolische  Münze  für  gleichbedeutend. 
Rossmas  n  1.  c.  c.  2.  §.  3.  et  9.  —  Die  Materie  der  symbolischen  Münze,  kann 
nicht  nur  Metall,  z.  B.  Kupferzeichen,  Bankinarqucn,  Bankinünzc,  sondern  auch 
Leder,  Papier,  Baumrinde  u.  d.  seyn. 
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*  )  Wenn  Zettelbtmken ,  die  nicht  als  öffentliche  Bankanstalten  einer  Staatsregierung 
beglaubigt  sind,  Banknoten  in  Umlauf  setzen,  so  haben  diese  die  Natur  von  Pri- 
»ütSckuldbriefen ,  u  können  daher  nur  als  Privatbankpapiergeld  betrachtet  wer- 
den. —  Von  gleicher  Art  sind  die  Pfandbriefe,  Pfandscheine  oder  Reeepisse, 
welche  eine  PrivatLeihbank  oder  CredttAnsialt  in  Umlauf  setzt,  und  welche  gewöhn- 
lich auf  liegende  Grunde  hypothekarisch,  oder  auf  Faustpfand  versichert  sind, 
mit  oder  ohne  Zinsen. 

c)  Bemerkenswert!!  ist,  dafs  nirgend  noch,  wo  Papiergeld  in  Umlauf  gesetzt  ward, 
eine  gewisse  moralische  Scheu  zugelassen  hat,  von  Staatswegen  ihm  den  rech- 
ten Namen  beizulegen ,  der  es  allgemein  verständlich  sofort  bezeichnet. 

d)  Den  PapierGeldzeichen  sollte  ausdrücklich  das  Versprechen  einverleibt  seyn, 
dafs  dieselben  zu  jeder  Zeit  in  allen  Staatsrassen  nach  ihrem  Nennwerth  im 
s.  B.  ?o  Guldenfufs,  statt  klingender  Münze  in  Zahlung  angenommen  werden 
sollen. 

e)  Mit  weiser  Beschränkung,  gewöhnlich  nur  in  einem  blühenden  Zustand  des 
Staates;  und  nie  in  grösserer  Menge,  in  der  Bcgel  aber  in  weit  geringerer,  als 
zu  den  gewöhnlichen  Zahlungen  in  die  Staalscassen  nötliig  ist.  Das  sicherste 
Merkmal  seiner  Unschädlichkeit  ist,  wenn  es  fortwährend  in  vollem  Nennwerlh 
xingezwungen  von  Hand  zu  Hand  geht,  und  der  Gang  des  Wechselcurses  nicht 
stört  Mifslich  ist  der  inländische  erzwungene  Curs.  —  Immer  ist  Papiergeld 
ein  gegebenes  National-  oder  landesherrliches  Wort,  dessen  Werth  zuletzt  da- 
rauf beruht ,  dafs  das  Wort  gehalten  werde.  In  der  Begel  ist  es  entbehrlich, 
und-  daher  meist  schädlich.  Gefährlich  ist  es  immer ,  wegen  seiner  leichten  und 
willkührlichen  Schöpfung;,  und  Vermehrung  der  Ausgleichungsmittel,  ist  noch 
nicht  Schöpfung  vermehrter  Industrie  u.  vermehrten  Verkehrs.  Bei  allen  cul- 
tivirten  Völkern,  ist  Metatlität  der  Grundcharakter  des  Geldes:  Papier  ist  aber 
nicht  Metall.  Die  Unsummen  des  Papiergeldes,  stören  allen  Verkehr  und  alle 
Verbältnisse,  wie  die  Münzverwirrung.  —  Von  der  Frage:  ob*  bei  Aenderung 
des  Münzfufses,  das  Papiergeld  in  seinem  ursprünglichen,  oder  in  seinem  jetzi- 
gen Werth  gegen  das  neue  Geld,  zu  schätzen  und  anzunehmen  sey?  handelt, 
nach  Büsch,  Flörhz,  in  d.  Münzkunst,  S.  817  ff. 

§•  424.  (343.) 

Und  2)  Nolhmünzen.    Medaillen  und  Spielpfennigc. 

I)  Nothmünzen  oder  Nothklippen,  die  als  blofse  Münzsymbole  für 
Nothfalle,  z.  B.  in  Kriegsgefahr,  während  einer  Belagerung  (moneta  obei- 
dionalis),  auf  Kriegsschiffen  u.  d.,  geprägt  werden,  gelten,  meist  als  ge- 
zwungene, unverzinsliche  Staatsanleihe,  nur  für  die  Zeit  der  Noth,  und  mit 
Vorbehalt  der  Eigenthum-  und  Entschädigungsrechte  «).  Auch  dürfen  sie, 
in  der  Begel,  unter  dem  Stempel  eines  fremden  Münzherrn  nicht  geprägt 
werden  II)  Medaillen,  Schau-,  Preis-,  Denk-  oder  Gedächtnifsmüo* 
zen,  Jettons,  Zahl-,  Spiele  und  Bechenpfennige,  haben  keinen  be- 
stimmten Münzwerth,  und  sind  nicht  bestimmt  für  den  Verkehr;  sie  wer- 
den auch  nicht  durchgehends  aus  Gold  oder  Silber  geprägt.  Ihre  Fabri- 
cation  kann  bürgerliches  Gewerbe  seyn,  unter  landesherrlicher  Concession, 
Censur  und  polizeimäsiger  Einschränkung.  Nicht  leicht  wird  dazu,  einem 
Medailleur,  der  Gebrauch  eines  Streckwerks,  Schneidewerks  und  Anwurfs 
erlaubt  «),  sondern  nur  das  Prägen  auf  dem  Prägestock  mit  dem  Hammer. 
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a)  Hubertsb.  Friede  v.  i763,  Art.  7,  u.  art  sep.  a,  in  v.  Martxzts  recueil,  L  ?5. 
77.  Rmipsciuld  de  jurib.  et  pri vil.  tmt.  imperial.,  lib.  U.  c.  16.  §.  3-.  u.  in- 
Flörhe's  Münzkunst,  S.  383  f.  83 1,  f.  Röhier's  Münibclust.,  Register  vor.  Noth- 
inünson.  \Vii>i»e«'&  beschreib,  der  kurf.  Pfalz  am  Hhein,  Th.  II,  S.  4°6.  — 
Nothmünzen  in  drin  siebenjährigen  Krieg  (Ephraimiten),  unter  bursächsisebena, 
preussisebem,  anhalt-bcrnburgischem  ctr.  Stempel,  xuleUt  nach  einem  67  Gul- 
den- bis  60  Thalcrfufs;  wodurch  Friedrich  II.  cilf  Millionen  Thaler  gewann. 
Man  s.  dessen  Histoire  de  mon  temps,  T.  IV,  p.  4?o.  v.  Pracr,  i63ff.  Rlotssck 
Versuch  e.  kursäebs.  Münxgesckiibte,  Tb.  II  (1780),  S.  8{o  —  914.  Alldem, 
deutsche  Biblioth.,  B.  io5  (1791),  S.  i3?.  139.  v.  Struknske's  Abhandlungen 
über  wicht.  Gegenstände  d.  Staatswirthsch.,  Bd.  III,-  S.  565  u.  5?»  f-  Gaut- 
kann's  Staatskunde  Ton  Tcutscbl. ,  L  91.  io5.  Moser  v.  Reichstagsgesrh.,  1411. 
1419.  Flörhr  a.  a.  O.  S.  410.  —  Eben  so  schlechte,  /.um  Theil  noch  schlech- 
tere Münzen  als  die  Ephraimilen,  erschienen  um  dieselbe  Zeit  unter  den  Stem- 
peln von  SchwcdischPommern,  AnhaltBernburg ,  A.  /erbst,  MccklenbnrgStre- 

.  litx,  Sachsenllildburghauscn,  des  Grafen  v.  WiedRunkcI,  u.  A.  —  Potmkm's 
Nothmünzen.  aus  zu  Jassy  erobertem  Geschütz.  Fi.örrr's  Münzkunst,  S.  5^7- 
—  Sehwedische  MyntttcUn  (Münzzcichcn ,  les  Dieux  de  Gört»)  unter  Barl  XII. 
i-»5  —  1718.  t.  Praiix,  372.  RÖMER,  VI.  i33.  Ri'scK  Weltbändel,  169.  F. 
Schlichtkgroll's  Annalcn  der  gesa  nun  teil  Numismatik,  Bd.  II,  Heft '1  (1806),  S« 
4i  —  47.  Schmikder's  Handwörterb.  der  Münzk.  S.  3i3  f.  —  Das  französische 
papierne  Revolutionsgeld  (§.  4?3,  a). 

k)  Vergl.  C.  C.  C.  (Halsgerithlsordn.  Carls  V.)  Art.  111.  Gkrsti.acVrr,  IX.  i58o- 
Raiserl.  MünzEdict  v.  i3.  Aug.  1759,  %.  3;  ebendas.  1689.  Streit  defshalb  in 
dein  siebenjährigen  Rrieg,  gegen  Preussen.  Moser's  Versuch  des  neuesten  europ. 
Volkerr.,  VIII.  46. 

r)  Moser  von  Reichstagsgeschäften,  i386.    De  Bcsau  diss.  ciu  c.  3.  §.  i3  —  Rrö- 

nungs-,  Jubiläums-,  Vcnnählungs-,  Sieges-  u.  d.  Schaumünzen. 

»  » 

§.  425»  (344.) 

I 

Ehemaliger  ReichsMiinzfuss. 

I)  Die  dritte  und  letzte  eigentliche  ReichsMünzordn  ti  ng,  von 
i5j9  «),  bestimmte  das  Yerhällnifs  zwischen  Gold  und  Silber,  wie  1  zu 
nV2  i),  so  dafs  die  Mark  fein  in  Silber  zu  10  Fl.  i3'/2  Kr.  in  den  groben 
Sorten  ausgeprägt  werden  sollte;  welches  jetzt  der  alte  Reichsfu  fs  heifst. 
II)  Man  bemerkte  bald,  dafs  jenes  Verhaltnifs  nicht  ganz  angemessen 
sey.  Es  entstand  mannigfaltige  Mün zvcrii nderung  c)  und  Verwir- 
rung d).  Endlich  ward,  nach  vielfachen  Comitial Verhandlungen  ') 
.und  verschiedenen  Reichsgesetzen/),  insbesondere  von  i566  bis  i5t6, 
und  1667  bis  1689,  III)  durch  die  Reichsschlüsse  vom  i5.  April  1737 
und  1.  Sept.  17384-)  der  Achtzehngulden-  oder  Leipziger  Munz- 
fufs  (s.  folg.  §.),  mit  Bestimmung  des  a'ufscrn  Werths  des  Ducaten  zu  vier 
Gulden,  zu  einem  allgemeinen  ReichsMünzfufs  provisorisch  erhoben; 
doch  so,  dafs  unter  die  groben  Silbersorten  auch  die  halben,  die  Achtel-, 
Viertel-  und  Zwölf  telThalerstuche  gehören  sollten.  Schon  innerhalb  der 
vier  ersten  Jahre  nach  ihrer  Entstehung,  zumal  bei  dem  hinzugekommenen 
ustreichischen  SuccessionsKricg ,  waren  alle  diese  Anordnungen  völlig  kraft- 
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los  geworden,  besonders  dadurch,  dafs  etliche  andere,  zu  nachträglicher 
i  eichsgesetzl icher  Bestimmung  ausgesetzte  wichtige  Pttncte,  namentlich  die 
vollständige  Regulirung  des  Scheidemünzwesens,  unerledigt  blieben  /').  Da- 
her hielt  kein  Münzherr  sich  verpflichtet,  nach  dem  leipziger  Munzfufs 
-zu  münzen;  und  eine  übernommene  Verbindlichkeit,  in  reichscon- 
stitutionsmäsigen  Münzsorten  zu  zahlen*,  \var  im  Zwei^l  auf  den  leip- 
ziger Fufs  nicht  einzuschränken  ').  IV)  Die,  während  des  siebenjähri-  , 
gen  Kriegs  (1756 — 1763)  überhand  genommene  Miinzverwirrung  (§. 
A24,  a),  veran!afste  ein  Kaiser  lic-hes  MünzEdict  vom  1 3.  August  1759; 
eine  compendiarischc  Wiederholung  und  Erneuerung  der  bisherigen  Reichs- 
munzgesetze  grufstentheils  ohne  'Erfolg.  V)  Auch  ein  Munzl'ro- 
bationsTag,  welchen  die  drei  correspondirenden  Reichslueise,  Franken, 
Schwaben  und  Baiern,  nebst  Oestreich,  vom  23.  Februar  1760  bis  zudem 
18.  April  1761  zu  Augsb  :rg  hielten,  hatte,  aufser  dem,  dafs  die  meisten 
Stände  dieser  Kreise  sich  zur  Annahme  des  ZwanzigGuIdenfufscs  geneigt 
erklärten,  nicht  die  beabsichtigte  Wirkung  Doch  ward  durch  seine 
Bestimmungen  der  Grund  gelegt,  zu  der  nachherigen  Annahme  des  Con- 
vcntionsmünzSvstems  im  gl  östen  Theil  von  Teutschland  »«). 

a  )  Steht  in  der  neuen  Sammlung  der  ReirhsAbsch.  m.  186.  Hirsch  M.  A.  I  383. 
GerstiachKr's  Handb.  der  Rcichsgesetze,  IX.  1477  IT.  u.  bei  ScmtAoss.  —  Die 
M&nzProhirordnung,  ebenfalls  von  1339,  s.  bei  Hirsch,  I.  4o5.  Gkrstlachvr,  I*. 
1374  ff.  u.  Schäaüss.  —  Man  bat  noch  zwei  ältere  eigentliche  ReichsMünzord- 
nungen,  v.  i5«4  u.  i55i.  v.  Praus,  81  u.  9o.  Mach  Gerstlachbr  (corp.  juris 
publ.,  I.  3-5.),  wäre  die  von  i55i  nicht  publicirt  worden;  es  erhellet  aber  das 
Gegen! heil  aus  einem  vor  mir  liegenden  «Extract  aus  der  Kay.  Mt.  mün/.ordnung 
Anno  etc.  LI.  im  Reich  publiciert»;  welchen  die  Reichsstadt  Strasburg  vor  i55o 
auf  einer  Quartscitc  hat  drucken  lassen. 

b  )  v.  Praus,  96  fT.  Eigentlich  circa  n'VW 

r)  Pvttkr's  Lit.  Hl  5-o.  Kixbfr's  Lir.  436.  ▼.  Praus,  io3.  Rromiaofn's  Abh.  in 
d.  Iiistor.  Portefeuille  178^,  St.  III,  1265  ff.  —  Nach  dein  Schlufs  der  obem  drei 
Kreue  (Raiern,  Schwaben  u.  Franken)  v.  1,665 ,  sollte  das  Verhältnis*  zwischen 
Gold  und  Silber  seyn  wie  1  zu  14%.  Hirsch,  IV.  349,  36a.  v.  Prack,  120.  — 
Mach  dem  Zi'nnnischcn  Fufs  (so  benannt  von  einem  kursächsisch- brandenburgi- 
schen, im  Kloster  Zinna  oder  Zinnen  geschlossenen  MiinzRecefs  von  1667,  dem 
später  auch  das  Haus  RraunsehwcigLunchurg  beitrat  ist  Gold  zu  Silber  wie  1 
zu  t3*/>.  Der  zinnaische  ist  ein  io1/,  Thaler-  oder  i55/4  GuldenFufs,  weil  die  Mark 
feinen  Silbers  so  hoch  sollte  ausgebracht  werden.  Ganze  Thaler  wurden  nicht 
geprägt ,  wobl  aber  V,  Thaler  -  oder  Guldcnstücke.  Dieser  Fufs  (später  auch 
obersächsischer  genannt)  artete  bald  in  einen  i6Guldenfufs  aus;  er  verbreitete 
sich  in  dieser  Abart  fast  allgemein.  Hirsch,  V.  24.  Moser  von  Rcichstagsgesch.,  • 
1396.    v.  pRArx,  121.  17.4  ff-    Pötters  Lit?  IU.  571. 

<f)  Von  der  Kipper-  und  ffipperzsit  i6o3 — 1623,  s.  Köhler,  n.  a3i.  v.  Prattic,  110, 
Pütirdorf,  T.  II.  obs.  10.  Klotzscä*  Versuch  e.  chursächs.  Münzgeschichte, 
Tb.  H,  S.  463  u.  f.    Pottkr's  Lit.  Ol.  571.    Klübkr's  Lit.  437. 

*)  Davon  s.  H.  G.  Frasrr's  Vorr.  zu  Göbel's  Abhandlungen  aus  d.  Staatsr.  (1737. 

8,),  17  ff.   v.  Praus,  129.   Moser  v.  Reickstagsgesch.,  1389  ff« 
/)  Grrstlac.hkr,  IX.  1487  ff.    v.  Prack,  129,  Note  r. 

Gerstlacheh,  IX.  i5i2.  i5i4.    Auch  bei  Schmacss.  —  Die  Reduction  nach  diesen 
Kluber  •  üffentl.  Recht,  i.  Aufl.  41 
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Reich  «Schlüssen ,  s.  bei  Gvbstlachcr,  IX.  i5i4  ff.  v.  Prag*,  149.  Pütt«»  in»tif. 
juris  publ.  germ.,  %.  343.  sq. 

k)  (Clfyshass's)  angef.  Materialien,  S.  59a— «94.  Kaiserliche  WaMcap.  v.  1741  u. 
1791,  IX.  4«  Gebsti-achfb's  corp.  juris  publ.,  I.  4 »8.  Gbästi.acher's  Handb., 
IX.  i5n,  Kote  i5a3.  i5a7-  Moser  a.  a.  O.  1402.  —  Doch  wird  noch  in  dem 
kaiserl.  Münr.Fdict  v.  i-">Q,  §.  1,  die  Beobachtung  des  Reichsschlusses  v.  i5.  Apr. 
1737  eingeschärft.  Die  rückständigen  RerathschlagungsPuncte  wurden  von  dem 
Kaiser  in  Erinnerung  gebracht,  durch  CommissionsDecrcte  v.  16.  Oct.  »745,  4. 
Nov.  1766  u.  1-6-.  Ghrstlacher,  IX.  i5a6.  Moskh  v.  Reichstagsgesch.,  i4o5. 
i4*i. —  Der  Reichsschi.  v.  1738  nahm  den  leipziger  Münxfufs  an,  ohne  Beachtung, 
dafs  seit  1690  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  sich  merklich  geändert 
hatte;  in  Spanien,  Holland  und  Frankreich  stand  es  wie  1  zu  14.  Nicht  ohne 
bedeutenden  Nachtheil  für  Teutschland,  kamen  seitdem  besonders  die  franz. 
Louisd  or  daselbst  häufig  in  Umlauf. 

1)  Reichsschi.  v.  16.  Der.  1775,  %.  34.  Mos*n's  Recblsmat. ,  XIX.  5o6  ff.  —  Der 
Kaiser  selbst,  Frans  I.,  liefs  1748  Münzen  schlagen,  nitht  nach  dem  reichs- 
schlufsmiisigen  i8Guldcnfufs ,  sondern  nach  einem  aoGuldenfufs.  (CinKHAS***) 
Materialien,  S.  181  f. 

*)  Faber's  neue  St.  C,  II.  107  ff.    Moskr  a.  a.  O.  1412.    v.  Praus,  166  ff.  Gkbst- 
IX.  1529.  —  Dieses  MünzEdicles  ward  in  Josephs  II.  Wahlcap.  IX.  1. 
erwähnt,  dieselbe  Stelle  aber  1*90,  als  gegen  die  Stimmenmehrheit  eingeschoben, 
weggestrichen.    Kurf.  IVahlprotnc.  v.  1790,  I.  4?8.  —  Von  der  Munt  Anarchie  in 
d.  siebenjiiitrigen  Kriege,  s.  oben  §.  4^4i  Note  a. 

I)  GrasTLAcaFn,  IX.  54?  ff.  Die  Protocolle  stehen  4n  Hirsch  Münzarchiv,  VID. 
183—336.  MünzPatent  der  drei  obern  Kreise,  Franken,  Baiera  u.  Schwaben,  v. 
21.  Mär«  1-61.  Mit  Rupf.  gr.  Fol. 

w)  Hirsch,  VIR.  336.  (  Cikyxhaxn's)  Materialien,  S.  187  f.  Vergl.  unten,  f.  42-, 
Kote  e. 

§•  426.  (345.) 
Kreis-  und  TerrÜorialMünifüsse  für  Säbergeid. 

/)  Leipziger  oder    .Je  htzc  hn  g  u  l  de  n  Münxfuss. 

Durch  Kreis-  und  Territoria  IMünzCon  ventionen  «)  und  Ver- 
ordnungen, wurden  verschiedene  von  der  ReichsMünzordnung  abweichende 
Münzfufse  eingeführt.  Die  merkwürdigsten  sind:  I)  der  leipziger  Munk.- 
fufs  von  1690,  ein  SilberMünzfufs,  durch  einen  Recefs  zwischen  den  Häu- 
sern Kursachsen,  Kurbrandenburg  und  Braunsen  weigLüncbnrg  festgesetzt  6); 
dem  nachher  Schweden  wegen  seiner  teutschen  Lande  <),  und  gewisser- 
masen  auch  Kurmainz,  Kurtrier,  Kurpfalz  und  Prankfurt  beitraten.  Er 
sollte  sogar  ReichsMünzfufs  seyn  (§.  425).  Aber  selbst  die  ursprünglichen 
Paciscenten  befolgten  ihn  schon  in  der  letzten  Zeit  der  teutschen  Reichs- 
verbindung nicht  mehr  durchgehend«,  und  er  ist  seit  1817  ganz  aufser  Ge- 
brauch gekommen  (§.  4,1*))  b).  Es  ist  ein  Acht  zehn  guldenFufs  zu  18 
Gulden  oder  12  Thaler  auf  die  feine  Mark,  die  Scheidemünzen  hingegen 
zu  i3  Thaler,  den  Thaler  zu  2  Gulden  oder  120  Kreuzer  gerechnet 
Der  Gold werth  erhielt,  bei  Gründung  dieses  Münzfußes,  keine  Bestim- 
mung o. 
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«>  Verschiedene  hier  nicht  genannte,  s.  in  Mos  fr 's  narhharl.  Slaatsr.,  38i  f. 

6)  Münr.Kcrcfs  xu  Leipzig,  16.  Jan.  1690,  bei  Hirsch,  V.  160.  LFmg's  R.  A.,  P. 
spec,  Sachsen,  i3ö.  —  Darauf  folgte  sogleich,  als  Supplement,  der  Torgauer 
Munr.Rcccfs  v.  28.  Febr.  1690,  die  Scheidemünze  betr.,  in  (Klot/.sch)  kursäch«. 
Munf-gesch. ,  IL  696,  in  Fabfr's  St.  C,  LWII.  33-,  und  ausgugweise  ebenda». 
LXIX.  610.  Phaun,  i3i.  I>aher  wird  der  leipziger  Münr.fufs  zuweilen  der  «leip- 
ziger und  torgauer»  genannt.  —  Für  Scheidemünze  nimmt  der  torgauer  Rccef» 
einen  eigenen  Fufs  an. 

c)  MünzRecers  zxviscben  Schweden  und  Brandenburg,  v.  4.  Jul.  1690,  bei  Hm&cw 
V.  18«.    r.  Pbaus  ,  i35. 

«/)  t.  Prm>,  i3i  ff.  i85.  Ki.otzsch  a.  a.  O.  II.  668  ff.  Flöbhk's  Münzkunst,  8. 
399  ff. 

e)  Krst  im  J.  1693  setzten,  nicht  die  Urheber  des  leipziger  Münzfufses,  sondern 
die  drei  obern  Kreise  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  in  ihrem  MünzProbations- 
Hccefs,  einen  äussern  Werth  von  Goldmünzen  fest,  des  Ducatens  auf  4  FI., 
des  Goldguldens  auf  1  I  I.  36  Kr.;  eine  Bestimmung,  welcher  nachher  der  Kaiser, 
dann  1700  der  oberrheinische  Kreis,  endlich  1709  Kurbraunsrhwcig,  sich  an- 
schlössen, v.  Pnir*.  i35  u.  186.  —  Grauxax*  (Vernunft-.  Verteidigung  des 
Schreibens,  die  deutsche  und  anderer  Volker  Münzverfass.  betr.,  i~5i,  S.  11) 
behauptete,  man  habe  bei  dem  leipziger  Müuzfufs  stillschweigend  den  Ducaten 
zwei  SpeciesThaler  gelten  lassen,  und  dadurch  das  Verhältnifs  zwischen  Gold 
und  Silber  angenommen,  wie  1  Gold  gleich  i5'/l0  Silber;  eigentlich  aber  bc. 
rechnet  sich,  nach  jener  Angabe,  das  Verhältnifs  zuj.  1  Gold  gleich  i5>n 
(»5"Vur8)  Silber,  v.  Pb ai     S.  1 36. 

2)  Conventions-  od:r  Zw  anzi  g  gülden  Fuss. 

II)  Der  eigentlich  so  genannte  Con  ventionsFufs  erhielt  seine  Ent- 
stehung, durch  eine  MunzCon  vention  von  1753,  zwischen  Oestreich 
und  Baiern  '0-  Er  ist  em  Z  waiizigguldenFufs.  Die  Ausmünzung  der 
feinen  Mark  Silbers,  ward  festgesetzt,  in  allen  Sorten,  von  dem  Species- 
Thaler bis  zu  und  mit  dem  Groschen  oder  DreikreuzerStüch  herab,  zu  20 
Gulden  oder  i3'/3  Reichsthaler;  die  Ausbringung  der  cölnischen  Mark  fei- 
neu Goldes  aber  zu.  383  Fl.  5  Kr.  347/71  Pf.  (j.  420,  b).  Hierdurch 
erhielt  der  Ducaten  den  äufsern  Werth  von  4  Gulden  10  Kreuzern,  im  20 
Guldenfufs,  und  der  ConventionsSpeciesThaler  denjenigen  von  3  Gulden; 
womit  sich  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  bestimmte, 
netto  zu  1  Gold  für  (nicht,  wie  in  der  Convention  steht,  i4n/7a,  sondern) 
»4MAi  °ä'cr  >4,e/ioo  Silber,  welches  aber  bei  einem  äussern  Werth  des 
Ducatens  von  5  Fl.  34  Kr.  im  34  Gulden  fufs  (§.  430,  b)  sich  bestimmt 
auf  1  zn  i5*% 00.  Auch  Salzburg  trat  dieser  Convention  im  December  • 
1753  bei  b).  Aber  Baiern  kündigte  dieselbe  schon  1764,  Salzburg  17,55, 
förmlich  auf  c),  bis  ein  allgemeiner  ReichsMünzbeschlufs  erfolgen  wurde; 
doch  bezog  die  Lossagung  sich  weniger  auf  das  Wesentliche  des  Conventions- 
MünzSystems,  als  auf  die  Zählungsart  der  nach  demselben  geprägten  Mün- 
zen, indem  beide  Regierungen  dazu  den  so  genannten  s4Guldenfufs  wähl- 
ten, oder  vielmehr  zu  solchem  zurück  zu  kehren  beabsichtigten;  daher  sie 
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auch  fortfuhren,  couventionsmäsige  Speciesthaler  und  KopfStücke  zu  mün- 
zen.   Dagegen  münzten  schon  seit  1754  nach  dem  ConventionsFufs,  Bran- 
denburgAnspach    und  Baireuth,'  Wirzburg  und  Nürnberg,  und  erklärten 
sich  beifällig  der  fränkische  (17533  und  der  schwäbische  Kreis  Auch 
vereinigten  sich  1761  zu  dem  ConventionsFufs,  die  drei  Kreise,  Franken, 
Baiern  und  Schwaben       mit  Verwerfung  des  leipziger  Fufses;  jedoch,  in 
Ansehung  des  äufsern  Werthcs  oder  der  Zählungsart,  provisorisch 
mit  dem  Unterschied  wie  5  zu  6,  dafs  nämlich  dem  ConventionsThaler  der 
äufsere  Werth  zu  2  Fl.  24  Kri  den   Ducaten  zu  5  Fl.,  und  so  nach  Ver- 
hältuifs  bei  den  übrigen  Gold-  und  Silbersorten,  beigelegt  werden  sollte; 
eine  Zählungsart,  welche  den  so  genanuten  24  Guldenfufs       429)  hildet  — 
Früher  schon  hatte  der  kurrheinische  Kreis,  zuerst  provisorisch  durch 
,  Beschlufs  vom  8.  Oct.   1759,  den  ConventionsFufs  angenommen,  definitiv 
aber  durch  Beschlufs  vom  9.  Jan.   1760,  mit  Festsetzung  der  Art  und 
Weise,  und  zwar  ohne  Erwähnung  einer  Zählungsart  nach  dem  24  Gulden- 
fufs /).  —  Kaum  hatte  der  bubertsburger  Friede  der  in  dem  siebenjährigen 
Krieg  eingerissenen  Münz  Anarchie  ein  Ziel  gesetzt,  so  ward  auch  in  Kur- 
sachsen das  ConventionsMünzsystcm  eingeführt  durch  ein  Edict  vom  »4- 
Mai  1763  &y  —  Fünf  im  Münzwesen  correspondirende  Reichsstände,  Kur- 
mainz,  Kurt rier  ,  Kurpfalz,  H esse n Da rmstad t  und  Frankfurt, 
überzeugt  von  der  grofsen  Schädlichkeit  der  Isolirung  und  Verwirrung  in  dem 
Münzwesen,  errichteten  zu  Frankfurt  am  22.  Febr.   1765  einen  Münz- 
verein, dafs  sie  den  ConventionsMünzfufs  als  Richtsatz  künftiger  Ver- 
münzungen  und  Valvirungen  beobachten  wollten  A).    Sie  bestätigten  solches 
durch  einen  zweiten  Verein  vom  9.  Jan.  1766  zu  Worms;  nur  mit  Zu- 
lassung des  24Guldenfufses  als  blofser  Zählungsarl  im  Handel  und  Wandel, 
aufserhalb  der  herrschaftlichen  Abgaben  und  künftiger  Capital-  und  Wech- 
selzahlungen «).     Endlich   genehmigten  auch   Kaiser   und  Reich  (die 
ReichsStaatsgcwalt)  im  J.  1775  dieses  ConventionsMünzSystem,  indem  sie 
die  Entrichtung  der  Kammerziele  im  2oGuldenfufs  geboten  *).  Seitdem  1. 
Nov.  1817  bis  an  das  Jahr  i834,  münzte  auch  Hannover  nach  demselben 
(§.  4  »9*  h).  —  Nach  dem  ConventionsMünzsystem ,  ist  in  Silber  der  con- 
ventionsmäsige  SpeciesThaler  oder  ConventionsThaler  die  Nor  mal  Münze, 
das  heifst,  diejenige  Münze,  nach  welcher,  in  Hinsicht  auf  Gewicht  und  Fein- 
gehalt (Schrot  und  Korn),  alle  übrigen  SilberGeldsorten  su  schätzen  sind. 
Wesentlich  ist  zwar  nicht,  dafs  alle  Sorten  von  gleich  hoher  Feinheit  seyen;  sie 
sind  aus  verschiedenartig  legirtem  Silber  (aus  den  §.  422  angegebenen  Gründen) 
geprägt,  namentlich  die  ganzen,  halben  und  ViertelConveutionsThaler  aus 
i3]/  lothigem  Silber,  zu  beziehungsweise  8V31  i65/3  und  33f/8  Stück  auf 
die  rauhe  Mark,  die  sp  genannten  Kopfstücke  (ao  oder  24  Kr.  Stücke)  aus 
9l/3  lothigem  Silber,  die  halben  Kopfstücke  (10  oder  12  KreuzerStücke) 
aus  8  lothigem  Silber,  wovon  beziehungsweise  35  und  60  eine  colnische 
Mark  wiegen,  die  ViertelKopfstücke  (5  oder  6  Kr.  Stücke)  «us  7  lothigem 
Silber,  wovon  io5  auf  die  rauhe  Mark  gehen,  mithin  240  aus  einer  feinen 
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Mark  geprägt  werden  0-  Aber  eine  Hauptbestimmung  dieses  Systems  ist, 
dafs  bei  jeder  Zahlung  irgend  eines  Geldbetrags  in  conventionsmäsigem 
Silbergeld,  in  allen  Sorten  gleich yiel  feines  Silber  gegeben  werde, 
nämlich  eine  Mark  cölnisch  ganz  feinen  Silbers  in  jeder  Zahlung  von  20 
Gulden,  gleichviel  in  welcher  Geldsorte  dieselbe  geleistet  wird  es  mag 
also  nach  dem  Ausdruck  des  10.  Art.  der  Convention,  «Jedermann  gleich- 
gültig seyn,  mit  was  für  (Conventions-)  Silbermünze  er  bezahlt  wird». 

a)  Die  östreichisch  -  bäuerische  MünzConveution  v.  21.  Sept.  1753,  bei  Hirsch,  VI. 
398.  Gkrstl  acher ,  IX.  i53i  u.  in  Ehmihghaus  corp.  juris  germ.  acad. ,  Th.  II, 
S.  480  ff.  —  Die  Hauptbestimmungen  dieser  Convention  zum  Theil  näher'ent- 
wickelt,  enthalten  auch  das  htrsüchsische  MünzEdict  v.  14.  Mai  1768  (in  Cletw- 
mahs's  Aphorismen,  S.  14 — 33)  und  die  MünzConrentioncn  von  Kurmainz,  Kur- 
tricr,  Kurpfalz,  HessenDarmstadt  und  Reichsstadt  Frankfurt  v.  1765  u.  1766, 
bei  Hjhsch  «Th.  VIII,  S.  44^  u>  5»  5,  u.  in  den  angef.  Materialien,  S.  179  ff.-  u. 
3o3  ff.  —  Vergl.  auch  Mose»  v.  Bcichstagsgesch.,  1409.  —  v.  Phavh,  i56.  184. 
189.  Die  angef.  Materialien,  S.  181—771.  Flörrh's  Münzkunst ?  S.  4^4—43o. 
Vergl.  oben  §.  419.  —  V  on  dem  Schlagschatz  (den  Münzkosten)  u.  dem  so  ge- 
nannten MünzRcgal  (Gewinn  bei  der  Ausmünzung)  bei  der  ConventionsMünze, 
s.  unten  §.  43 1. 

b  )  Hirsch  ,  V  UL  480.  , 

c}  Hirsch,  VI.  436.    v.  Pravm,  159 ff.  169.  180 f.    Gerstlacher,  DL  i53i.  Note*). — 

Späterhin  bestätigte  Baiern  vorläufig  den  ConventionsMünzfufs,  durch  ein  Edict 
*8.  Febr.  1809.    ConventionsThalcr  hat  Baiern  seit  1753  bis  jetzt  (»83o)  zu 

prägen  nicht  aufgehört.    Eben  so  Salzburg,  bis  zu  der  Secularisation  des  Erz- 

biathums. 
tf)  Hirsch,  VI.  3y3.  389. 

t  >  Münzabschied  der  drei  Kreise  zu  Augsburg,  6.  Mai  1761,  bei  Hirsch,  VDX  336. 
Gerstlacher  IX.  »547.  Vergl.  %.  4»5,  V. 

/")  Hirsch,  VIH.  i3i  u.  207,  verglichen  mit  VH.  5i7.  v.  Prauh  a.  a.  O.  S.  1811 
nennt  diesen  kurrheinischen  Kreisschlufs  einen  Rur-  und  oberrheinischen.  V  ergl. 
auch  Gerstlacher,  IX.  1547,  Note  *. 

g-y  In  dem  Codex  Augusteus,  T.  UI.  Sect  1.  p.  i5o8,  u.  in  (Cleyweaith 's )  Apho- 
rismen, S.  14  ff  Geschichte  des  kursächs.  Münzwesens  seit  dem  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts,  in  dem  GencralGouvcrnementsBlatt  für  Sachsen  (Leipz.  u. 
Dresd.  i8i3— i8i5.  4  Bde.  40»  Bd.  B,  Num.  4<>i  4*»  47  u*  48.  VVeisse's  k.  sächs. 
Staatsr.,  Bd.  II,  $.  «07  ff.  Von  der  k.  sächs.  Aasmünzung  von  1763 — i8i3,  wozu 
seit  1789  die  inländischen  Bergwerke  im  Durchschnitt  jährlich  55,*oo  Mark  Silber 
lieferten,  s.  man  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedr.  Augusts,  K.  v.  Sachsen 
(Leipz.  i83o.  8.),  Th.  I,  S.  108  f. 

A)  Bei  Hirsch,  Th.  VIR,  u.  mit  Bemerkungen,  in  (CxEvajiAss's)  Materialien, 
8.  190  ff. 

i )  Bei  Hirsch  a,  a.  O.»  u.  in  den  angef.  Materialien,  S.  3o3  ff  —  Eine  Uebcrsicht 

der  aUmähligen  Verbreitung  des  ConventionsMünzsystem  findet  man  ebendas. 

S.  461—463,  477  u.  187  ff.  -  Ein  Vcrzeichnifs  der  ConventioruGeldsorien ,  mit. 

ihrem  Schrot  und  Korn,  ebendas.  S.  aa5. 
4)  Reichsschlufs  v.  16.  Dec.  1775,  §.  34.     Moser's  Rechtsmaterien,  XIX.  5i4  f. 

Vergl.  v.  Cramxr's  wezlar.  Nebenst.,   LU.  9.  —  Von  Kummer gülden ,    s.  oben 

§.  4>9*  Note  a. 
/  )  (Cleyhmaks's)  Materialien,  S.  m5. 

m)  So  auch,  übereinstimmend  mit  der  östreich- bäuerischen  Convention,  der  angef. 
Münsvcrein  v.  1765,  Art.  6  u.  7.  (CuirsMASii's)  Aphorismen,  8.  10  u.  f. 
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§♦  428.  (346h.) 

3)    Kurtrandeniurgitcher ,  fetzt  preußischer ,  Courant-  odir 

Ein- und- zwanzig  gul de  nFus  >. 

III)  Die  Voraussetzung,  dafs  zu  Verhinderung  der  Ausfuhr  des  Gold- 
geldes, ein  niedrigeres  Verhältnis  zwischen   Gold  und  Silber ,  als  nach 
dem  lepziger,  und  auch  nach  dem  spatern  'ConventionsMünzfufs  (nach  je- 
nem wie  i  zu  i5%lt  nach  diesem  wie  i  zu  i4n/7i)i  anzunehmen  aey, 
und  die  Meinung,  dafs  zu  Verhütung  der  Ausfuhr  4**  Silbergeldes;  dasselbe 
nicht  aus  einer  höheren  als  der  zwölfiothigen  Silbergattung  zu  münzen  seyT 
führten  König  Friedrich  IK  von  Preufsen  zu  der  Annahme  des  Verhält- 
nisses von  i  Gold  für   i3n/ls  Silber.     Sie  begründeten,  seit   1750  und 
(verbessert)  1764,  den  kurbrandenburgischen  (d.  h.  anfangs  bh>P$  iur 
Brandenburg  eingerichteten)  Münzfufs,  jetzt  bekannt  unter  dem  Namen  des 
preu  fsi sehen  Courant,  nach  dem  damaligen  Münzdirector  Graumann 
zuweilen  der  graumannische  genannt  «).    Derselbe  ist  ein  V  ierzeh  nthaler- 
oder  Ein-und-zwanzigguldenFufs,  die  feine  colnische  Mark  Silber  zu 
14  Thaler  *),  in  ganzen  Thalerstücken,  und  in  l/2,  ]/3,  %  und  Vl9J  auch, 
in  den  i7ooger  Jahren,  in  den  Fürstenthümern  Ansbach  und  Baireuth, 
in  a/3  Thalerstücken.    Durch  nencre  Gesetze  <•),  hat  dieses  Münzsystem  im 
Einzelnen  manche  andere  Entwickelung,  und  seit  1821  einen  Zusatz  von 
neuen  Scheidemünzen  «0,  nach  einem  SechzehnThaler-  oder  Vier- 
und  zwa n  zi gguIdenFufs,  erhalten;  so,  dafs  Preussen  jetzt  in  Silber  nach 
zwei  verschiedenen  Münzfüfsen  ausprägt.    Ausnahme  von  der  Regel  war 
es  5  dafs  Preussen  in  den  Jahren  1794  und  1795  ConventionsThaler  oder 
ZweiguldenStückc  nach   dem  2oGuldenfufs  (10  eine  feine  Mark)  prägen 
liefs.  —  Der  i4Thaler-  oder  aiGuldenfufs  ward  angenommen,  in  dem 
Königreich  Hannover,  vom  1»  Juli  1834  an,  durch  ein  Münzgesetz  vom 
8.  April  1834  e),  noch  in  demselben  Jahr  auch  in  dem  Herzogthum 
Braunschweig,   und  in  Kurhessen   durch  Verordnung,  vom  3.  Mai 
i834. 

m)  Königl.  preuf*.  Edirt  v.  29.  Märe  1764,  wo  jedoch  dieser  Münsfufs  vom  J  br 
i*t5o  datirt  wird,  Hirsch,  VIII.  4*5.  v.  Praii*  ,  1 54  ff  Flöbrs's  Mün»kunst, 
S.  4°» — 4*4'  KI'Otsch  kursächs.  MünKgeschichtc,  Th.  II,  S.  8*3.  GKaa*aDT*s 
Handb.  der  Munis-,  Maas*  u.  Gewichtkundc  (1788)  S.  i5».  Jort*-Pml.  Gbao- 
nusx  (f  1761)  war  der  Urheber.  Püttfb's  Lit.  IL  i69.  III.  57».  PöttkVs  bist 
Entwich!.,  III.  70.  (Ci.rnr*AS5's)  Materialien,  S.  181  ff.  u  4ao— 43«.  Klüma'* 
*  Munxwesen,  S.  510  ff. 

4)  Der  Thuler  preufs.  Courant,  in  setner  vollkommenen  Austmlnaung,  und  ohne 
Abzug  des  ursprünglich  gestatteten  Hemediums  am  Schrot,  wird  auf  höchsten« 
1  Gulden  4»6/,  Krcufter  des  14  Guldcnfufses  geschätzt,  in  (J.  E.  Liibhold's)  Nach- 
weisung einiger  der  neuern  auffallendsten  Münr. ValvntionfiDirergeo-.cn  (Sine  I. 
et  a.,  aber  Frankf.  a.  M.  18*1.  8.;,  S.  4.  Aber  bei  einem  Anschlag  der  feiuen 
Mark  Silber  r.u  34  Vi  Gulden  des  Conv.  FufWs,  nach  dem  Heispiel  der  einstwei 
ligen  Wcrlhhestuiimung  der  hrabanter  Kronthaler  (§.429),  würde  sich  der  Thalcr 
*u   1  Gulden  4^  K«".  berechnen.  —  Nassau  l»at  ihn  i8«i  valvirt  auf  1  Gulden 
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ifi  Kr.  Htutnbarmsiadt  1819  auf  eben  so  hoch,  nachher  (1810)  aber  den  ganzen 
Thaler  auf  1  Fl.  41  Kr.,  das  V,  Thalerstück  auf  34  Kr,  das  \  Thalerstück  auf 
i-Kr.,  das '/uThalerstück  auf  (offenbar  viel  zu  hoch)  81/,  Kr.  Ebendas.  S.5 — -.  Kur- 
Messen  legte,  durch  ßeschlufs  vom  11  Aug.  1822,  dem  preufs.  CourantGcld,  blofi 
mit  Ausnahme  der1/,,  Thalerstücke,  «einen  der  hessischen  Münze  (§  422,  b)  gleic  h- 
kommenden Werth  bei» ;  nämlich  dem  preufs.  Thaler  deu  Werth  von  1  Fl.  48  Kr.  In 
der  Jtönig-f.  sächsüchtn  ValvationsTabelle  v.  16.  Sept.  1819,  wurden  die  preufs.  Tha- 
lerstürke  nach  verschiedenen  AusmünzungsPerioden  verschieden  geschätzt :  1) 
1764  bis  und  mit  1769,  2)  v.  1770  bis  u.  mit  »779,  3)  v.  1800  bis  u.  mit  1809 
cicl.  1804 1  auf  nur  1  Gulden  4°Vs  Kreuzer,  4)  v<  bis  und  mit  1799,  dann 
1810  bis  und  mit  1818;  in  dieser  letzten  Periode,  nach  dem  »4  Guldenfufs  be- 
rechnet, auf  1  Gulden  41%  Kreuzer.  Das  Nähcrc  in  Kmj'bkr's  Münzwcsen, 
S.  3i.  —  Nach  dem  in  dem  preufs.  Edict  v  1764  angenommenen  Verhältnifs 
zwischen  Gold  und  Silber,  ist  der  Friedn'chd or .  als  die  eigentümliche  Gold- 
münze des  Staates,  zu  5  Thaler  gerechnet,  einerlei  mit  4  Bankpfund  Pr.  Bis 
auf  das  Gesetz  v.  3o.  Sept.  18a  1,  ward  seine  gesetzmäßige  Beschaffenheit  ange- 
geben auf  35  Stücke  aus  der  rauhen  cöln.  Mark,  des  Gehaltes  von  21  Karat 
9  Grän  («1%  Karat),  d.  i.  261  Grän  feinen  Goldes.  Grrh&rdt's  Münz-,  Maas- 
und  Gewichtkunde  (Berlin  1788),  S.  i4i  f.  Aber  durch  das  angef.  Gesetz,  $.  i, 
ist  festgesetzt,  dafs  derselbe,  «wie  bisher»,  *u  35  Stücken  aus  der  rauhen  Mark 
geprägt;  und  in  dieser  Mark  260  Grän  feinen  Goldes  enthalten  sevn  sollen, 
d.  i.  ai  Karat  8  Grän  (2i*/i  Karat),  also  1  Grän  weniger,  als  oben. 

1 )  Neuere  Münzgesetze  für  die  preufs.  Staaten:  Vcrordn.  v.  i3.  Dec.  1811,  die  Ein- 
Schmelzung  der  Scheidemünze  betr.  Bekanntmachung  v.  25.  März  1812,  enthal- 
tend einen  Tarif  der  franz.  Münzen,  in  (Cliv^masn's)  Aphorismen,  S.  173.  Vcr- 
ordn. v.  28  Febr.  1816,  enthaltend-  e.  Tarif  fremder  Geldsorten,  u.  v.  3o.  Sept. 
1821;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  Preufs.  Staaten,  1811,  S.  373;  1816,  S.  118; 
1821,  S.  159;  auch  in  (Ci.FVMHAirjs's)  Materialien,  S.  389,  4U1  u.  ^10.  Cabinets- 
Ordre  v.  20.  Ort.  18-11,  in  d.  Gesetzsamml.,  1821,  S.  184,  u.  in  den  Materialien, 
S.  443-  ~~  Bekanntmachung  wegen  des  Werths  fremder  Geldsorten  gegen  preufs. 
Geld,  mit  c.  VerglcirhungsTabelle,  v.  27.  Nov.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  1821, 
S.  190,  u.  in  den  Materialien,  S.  444-   KmJbkr's  Münzwesen,  S.  24  ff. 

d)  Durch  das  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1821,  ward  die  Ausmünzung  von  ■/,,  %  u. 
V,  Thalerstücken  eingestellt,  aber  diejenige  der  %  beibehalten.  Zugleich  ward 
eine  neue  Münsaorte  als  Scheidemünze  eingeführt,  Silber grosclten  genannt,  jeder 
in  12  Pfennige  getheilt.  Davon  gehen  3o  ganze  und  60  halbe  auf  einen  Tbaler, 
aus  der  3*/9löthigen  Silbergattung  (3  Loth  10  Grän);  so,  dafs  darin  die  Masse 
(Billon  in  dem  Gesetz  genannt)  aus  2  Tbeilen  Silber  und  7  Theilcn  Kupfer  be. 
steht,  und  die  Mark  fein  zu  16  Thaler  (24  Gulden)  ausgemünzt "wird,  sonach 
in  3o  Stücken  (oder  in  60  halben  Sgr.)  ein  Loth  feines  Silber  sich  befindet, 
statt  dafs  in  einem  Tbaler  preussisch  Courant  »Vt  ^tu  feines  Silber  enthalten 
sind.  Gegen  preussisches  CourantGeld  '  hat  also  diese  neue  Scheidemünze  einen 
mindern  Werth  von  Vix/t  pro  Cent.  Beabsichtigt  ward  damit,  eine  neue  Münz- 
Berechnungsart,  zunächst  für  die  öffentlichen  Gassen,  und  mit  der  Zeit  auch  für 
die  Einwohner,  denen  im  Privatverkehr  jede  bisher  erlaubte  Bcrechnungsart, 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  fernerhin  gestattet  ward.  Cabinetsordre  v. 
«5.  Nov.  1826,  wegen  wirksamerer  Verbreitung  der  neuen  Scheidemünze  in  den 
wcstl.  Provinzen,  in  der  Gesetzsamml.  S.  n5.  Vergl.  die  Bemerkungen  in  den 
angef.  Materialien,  S.  427  ff.  u.  G.  B.  Loos  Samml.  einzelner  Aufsätze  über 
Gegenstände  des  31üuzwesens,  Heft  1  bis  3.  Berl.  i8i3.  8.  Hannöver.  Magazin, 
1824,  St.  65,  f»6,  83  u.  84.   Ki.iiiufn's  Münzwesen,  S.  28  ff.,  32 ,  39,  83  u.  i56. 

*)  In  der  Hannöver.  Gesetzsammlung  v.  i834»  Abth.  I,  Num.  8. 
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§.  429».  (MG-.) 

b\)   Der  Ä?Vu   oder    ungejdhr   2Ax/^GuldenFus  t ,    bei  brubantmr 
Kronthalern.     S)  24  Gulden  Fuss,    tf)  Verbreitung  des 

ConventiousSystems. 

IV)  Im  "W  iderspruch  mit  der  gesunden  MünzPolitik,  und  mit  den  ei- 
genen ,  vorlängst  angenommenen  Grundsätzen  des  ConventionsSystems  ,  bil- 
ligte der  oberrheinische  Reichskreis,  durch  ein  Edict  vom  39.  April 
1793,  einen  2oVia  oder  (nach  der  Zählungsart  des  24 Gulden fufses ) 
2454/l00  Guldenfufs,  indem  er,  auf  östreichisches  Ansinsen  in  dem  dama- 
ligen Reichskrieg,  dem  (seit  1755  üblichen)  brabanter  Thaler  oder 
östreichisch-niederländischen  Kronthaler  (doch  ohne  zugleich 
der  halben  und  ViertelKronthaler  zu  erwähnen)  für  2  Gulden  42  Kreuzer 
des  24 Guldenfufses  Umlauf  gestattete«);  während  demselben,  selbst  in 
seiner  vollkommenen  niederländiseh-gesetzmäsigen  Beschaffenheit,  nur  ein 
Z.ihlungswerth  von  2  Gulden  38 %  (eigentlich  38,0/i«J  Kreuzer  des  34  Gul- 
denfufses zukommt,  und  er  darum  auch  in  den  östreichischeu  Staaten  selbst 
nur  auf  so  hoch,  auf  2  Gulden  12  Kreuzer  (2  7,  Fl.  des  20  Guldenfufses), 
in  dem  Königreich  Hannover  seit  dem  26.  Nov.  i8i3  auf  1  Thaler  fi  Gro- 
schen 6  Pfennige,  in  dem  Königreich  Sachsen  seit  dem  27.  April  1816 
auf  nur  t  Thaler  11  Groschen,  in  Preussen  seit  dem  27.  Nov.  1821  auf 
1  Thaler  i5  Silbergroschen  2  Pfennige,  fortwährend  tarifirt  ist.  I>och 
ward  bei  jener  Werthbestimmung  des  brabanter  Kronthaler* ,  die  Beibe- 
haltung des  ConventionsFufses  im  üebrigen,  ausdrücklich  für  unabänderlich, 
mithin  jene  nur  für  eine  Ausnahme  von  der  Regel  erklärt.  Durch  ein 
Edict  vom  14.  Mai  1793,  erklärte  auch  der  kurrheinische  Kreis  seine 
Uebereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  des  oberrheinischen.  Seit  Auf- 
lösung der  teutschen  Reichs  Verbindung,  prägten  auch  Baiern,  Wirt  ein- 
berg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau,  SachsenCoburg  nnd  Wal- 
deck, alle  ohne  Anzeige  des  Münzfusses,  Kronthaler,  die,  auf  einen 
äussern  Werth  von  2  Gulden  42  Kreuzern  gesetzt,  laut  amtlicher  Munz- 
proben,  etwas,  mehr  oder  weniger,  geringhaltiger  sind  als  der  brabanter 
Kronthaler,  mithin  einen  noch  hühern  als  24  54/,oo  Guldenfufs  bilden  *); 
so,  dafs  das  Versprechen  einer  Zahlung  in  brabanter  Kronthalern  ,  durch 
Zahlung  in  Kronthalern  anderer  Art,  in  geringhaltigeren,  zu  demselben 
äussern  Werth  wie  jene  gerechnet ,  nach  strengem  Recht  für  gehörig  er- 
füllt nicht  zu  achten  wäre.  Auch  sind  W  irtemberg  und  Baden,  bei 
von  ihnen  nach  Auflösung  der  Reichs  Verbindung  geprägten  Ein-  und 
Zweig  u  IdenStückeny  und  bei  badischen  EinhundertkreuzerSjü- 
cken,  ungefähr ' dieser  Art  von  Münzfufs  gefolgt  «).  Dageg  n  findet  man 
keine  unter  ostreichischem  Stempel  geprägte  Kronthaler,  deren  Jahr- 
zahl neuer  wäre,  als  die  von  Oesf reich  an  Frankreich,  erfolgte  Abtretung 
seiner  Niederlande.  V)  Der  so  genannte  Vier-  und  zw  anzigG  u  1  den- 
fufs  ist  kein  Müiizi'ufs;  er  ist  eine  höhere  Zahlungsart  der  nach  dem 
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Conventions-  oder  ZwanzigGuldenfufs  geprägten  Münzen,  unter  Erhöhung 
ihres  äufsern  Zahlungswerthcs  um  20  pro  Cent,  also  nach  dem  Verhältnis 
von  5  zu  6  oder  von  20  zu  24  (§.427).  Er  ward  seit  der  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  eingetretenen  Münzverwirrung,  im  gemeinen  Verkehr, 
statt  des  reichsgesetzlich  vorgeschriebenen  i8Guldenfufses ,  hauptsächlich 
in  oberteutschen  Ländern,  zu  Frankfurt  a.  M.,  am  Niederrhein,  und  in 
einem  Theil  von  Wcstphalen  <fy  üblich.  Er  ward  daselbst,  der  Gewohn- 
heit wegen,  auch,  dann  noch  beibehalten,  als  nach  dem  aoGuldenfufs  ge- 
münzt ward,  indem  man  die  nach  diesem  geprägten  Münzen,  im  Verkehr 
nach  dem  24Guldeafufs  zahlte  (§.  427),  und  neben  dem  letzten  hie  und 
da  auch  den  aoGuldpnfufs ,  besonders  bei  Wechsel  preisen,  gebrauchte« 
VI)  Am  weitesten  verbreitete  sich  in  Teutschland,  auch  in  der  Aus- 
iminzung,  der  oben  ($.  427)  gemeldete  Conventions-  oder  Zwanzig- 
GuldenfuTs,  theils  in  der  eigenen,  theils  in  der  Zählungsart  von  24  Gul- 
den «);  und  in  dem  grossen  Handelspublicum  des  Auslandes  hat  er  viel- 
jähriges Ansehen,  Zutrauen  und  feste  Werthbestimmung  erlangt.  Nicht 
blofs  darum,  auch  wegen  der  Echtheit,  Bestimmtheit,  Zweckirtäsigkeit  und 
Abgeschlossenheit  seiner  Grundsätze,  wäre  allgemeine,  vollständige  Annahme 
und  gewissenhafte  Beobachtung  desselben  zu%wünschen  gewesen/). 

a)  (F.  J.  Clbysxans)  lieber  da»  Münzwesen  (Frankf.  a.  M.  1804.  8.),  S.  ao  ff. 
Ebendess.  angef.  Aphorismen,  S.  176,  »83  ff.  Ebendess.  Materialien,  S.aa6,  377 iX 
38?  ff.  Die  angeführten  Bestimmungen  zweier  Reichskreise  erfolgten,  während 
des  Reichskriegs ,  auf  Antrag  der  bei  ihnen  aecreditirten  römisch-kaiserl.  Ge- 
sandten. Sie  führten  an:  da  der  damals  in  SüdTeutschland  häutig  umlaufende 
französische  6  Li  vre-  oder  Laubt  haier,  der  nach  Münzproben  im  Conventions- 
Fufs  nur  a  Fl.  4a  Kr.  (zu  hoch  geschätzt!)  werth  sey,  in  beiden  Kreisen  für 
a  Fl.  45  Kr.  angenommen  werde,  so  sey  es  billig,  nach  demselben  Wcrthver- 
bältnifs,  den  brabanter  Kronthaler  auf  a  Fl.  4a  Kr.  zu  tarifiren.  War  der 
Werth  des  Laubthalers  im  Verkehr  zu  hoch  gesetzt,  so  hätte  man  ihn  durch 
Kreisschlüsse  und  Landesgesetze  herabsetzen,  oder  vielmehr  als  fremde  Geld- 
sorte ganz  verrufen  sollen.  Durch  den  dem  niederländischen  Kronthaler  beige- 
legten äufsern  Werth  von  a  Fl.  4»  Kr.,  ward  derselbe,  im  Verhaltnifs  zu  Con- 
ventionsGcld ,  um  mehr  als  a  pro  Cent  zu  hoch  tarifirt.  Er  ist  geptägt  aus  der 
»3"/m,  d  i.  "Viono  *Ciu  haltenden  Silbe  gattung,  und  9V2  Stücke  wiegen  1  wiener 
Mark,  mithin  7"/u  Stücke  eine  cölnische  Mark.  A.  Wacheh's  Anleit.  zur  Be- 
rechnung der  Kronen-  oder  brabanter  Thalcr.  Leipz.  i8o3.  ,8.  Danach  berechnet 
sich  der  Werth  des  brabanter  Thalers,  im  Verhaltnifs  zu  dem  Conventions- 
oder aoGuldenfufs  auf  a  Fl.  iay„Kr^  odera  Fl.  38v/10Kr.  des  a4  Guldcnfufses.  In- 
der* hat  Oestreich.  in  seinem  MünzPatent  vom  a7.  Juli  1816,  denselben  gesetzt  auf 
nur  a  Fl.  1  a  Kr.  oder  a  Fl.  38 Vs  Kr.  —  Nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ward 
in  verschiedenen  Bundesstaaten  der  Werth  des  brabanter  Thalers  durch  Gesetze 
bestimmt.  Man  s.  oben  im  In  den  königl.  sächsischen  ValvationsTabellen  v. 
vj.  Apr.  1816  u.  5.  Apr.  1837,  ward  der  brabanter  (auch  der  bäuerische)  Krön. 
Thalcr  gesetzt  auf  1  Thater  11  Gr.  des  aoGuldenfufses,  d.  i.  a  Gulden  37%  Kr. 
rheinisch  oder  des  *4 Guldcnfufses.  Aphorismen,  S.  38  u.  i83ff  Inder^reiw-  # 
tischen  Verordn.  v.  28.  Febr.  1816,  ist  er  valvirt  auf  Thaler  preufs.  Cour., 
mithin  14  Thaler  für  a4  Gulden  gerechnet,  auf  a  Gulden  34%  Kr.  des  a4Gul- 
denfufses;  hingegen  in  der  Vergleich  ungsTabelle  bei  der  preufs.  Bekanntmachung 
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»7.  Nov.  1811,  auf  1  Tbaler  i5  Silbergroschen  a  Pf.  (11/,  Thlr.  Cour.  u.  1  Pf.) 
Materialien,  S.  4°7  449-  Kine  CabinctsOrdrc  v.  10.  Mai  i8a8  verordnete  die 
Annahme  der  brabanter  Kronthaler  bei  öffentlichen  Caasen  der  westlichen  Pro- 
vinzen su  obigem  Preis,  aber  zugleich  die  Ablieferung  der  eingegangenen  an 
die  Münte ,  und  dafs  bei  Strafe  Niemand  diese  Geldsorte  höher  als  oben  ge- 
meldet ausgeben  dürfe.  KLvm1«  Münzwesen,  S.  58  u.  169.  —  Oe  streicht  sc  he 
Verrufung  von  andern  als  brabanter  Hronthalern,  unten  %  /j3o,  e. 

b)  Kl£beb's  Münzwesen,  S.  54  ff.  Von  Baiern,  unten  %.  43i,  e.  —  Nach  amtlichen 
Proben  ergibt  sich  folgender  Werth  dieser  nirht-hrabanter  Kronthaler,  im  Yer- 
bältnifs  eu  dem  aoGuldenfufs,  nach  der  Zählungsart  des  so  genannten  34  Gul- 
denfufaes.  Der  bmiarische,  a  Fl.  37*/*  Kr.  (5  Franrs  66  Cent,  nach  der  pariser 
Münzprobc);  der  grofsherzogl.  hessische,  a  Fl.  3-*M/1J0O  Kr.j  der  waldeciische, 
a  Fl.  33 */♦  Kr.  Das  Stück  au  a  Fl.  4a  ^r<  berechnet,  ergibt  sich  auf  100  Fl. 
in  solcher  Geldsorte,  gegen  ConrentionsGcld  ein  Verlust,  bei  badischen  Hron- 
thalern von  a'%  Gulden,  bei  nassauischen  i*Vioo  Gulden.  Der  brabanter  oder 
niederländische  Kronthaler,  gesetzmäsig  ausgemünzt,  hat  einen  Werth  von  a  Fl. 
38V,  Kr.  KU  he*  a.  a.  O-,  S.  5i,  56  u.  a8i.  —  Oestrcich  hat  alle  nicht-nieder- 
ländischen Kronthaler  verrufen.  Unten  §.  43o,  Note  c. 

c)  Ungefähr  nach  dem  oben  angegebenen  a/|M/Io0  Fufs,  sind,  ohne  Anzeige  de*  Münz- 
fufses,  groftherzoglich -badische  EinguldenStiieke  von  1811  und  ZwciguldenStücke 
von  i8*5  gemünzt,  die  für  i  .und  a  Gulden  des  a4Guldenfufses  umlaufen.  Ein 
badisches  EinguldenStüch  ward  356a  Richtpfennige  schwer,  und  1a  Loth  fein  ge- 
funden, also  dabei  die  feine  Mark  cölnisch  zu  a4*/„  Gulden  ausgebracht.  Diese 
Geldsorte,  in  dem  erwähnten  Zahlungswerth  angenommen,  gibt,  im  Vcrhältnifs 
su  Münzsorten  nach  dem  Convenlionsfufs  einen  Verlust  von  aV«  pro  Cent.  Ba- 
<n'/cAe  ZwciguldenStücke  von  i8a5,  geben  9I01/lü00  auf  eine  cölnische  rauhe;  ii^Vkw 
auf  eine  feine  Mark,  es  hat  also  das  Stück  einen  innero  Gehalt  von  1  Fl. 
W'Vjono  Kr.,  welches  an  100  Fl.  einen  Verlust  von  a  Fl.  3aM,/loc0  Kr.  thuU  — 
Auch  Wirtemberg  hat  ZwciguldenStücke  geprägt.  Davon  gehen  auf  die  rauhe 
cölnische  Mark  a,TV1000  Stück,  auf  die  feine  ian7/1000  Stück,  welche  ausgeprägt 
ist  su  a4  Fl.  a8  Kr.  r60/,«»  Pf;  es  hat  also  das  Stück  au  inncrem  Gehalt  1  Fl. 
&76*V»oot>  Mr.,  welches  an  100  Fl.  einen  Verlust  thut  von  1  Fl.  Sö^Vwpo  Kr.  — 
Ein  badischer  EinhundertKreuzerThaler  (1  Fl.  4°  Kr.)  von  1839,  wiegt  5,083 
Richtpfennige,  und  es  gehen  ia"'%4i  Stücke  auf  die  raube  Mark,  in  dem  Fein 
gebalt  von  14  Loth.  Demnach  gehen  14"%,  Stück  auf  die  feine  Mark,  und  ist 
ein  Stück  im  a4Guldenfufs  werth  1  Fl.  37  Kr.  Zu  1  Fl.  40  Kr.  ausgegeben, 
ergibt  sich  dabei,  gegen  ConventionsGeld,  ein  Verlust  von  3  Fl.  49  Kr.,  welches 
an  100  Fl.  a  Fl.  17*',  J(r.  oder  beiläufig  a1/,  pro  Cent  beträgt.  Auf  der  Wap- 
penseite steht:  «Ein  Thaler  zu  tooKrzr.  im  KronentbalerFufs ».  Damit  ist  wohl 
der  badische  KronthalerFufs  (die  carlsruher  Zeitung  v.  ai.  Jan.  i8ao  spricht 
von  einem  «Kronthaler-  oder  a4'/„  Guldenfufs»)  gemeint,  welcher  weder  mit 
dem  brabanter  noch  mit  den  übrigen  genau  übereinstimmt.  M.  s.  oben,  Notea.— 
Früher  schon  hatte  der  Indische  Münsrath  .1.  G.  Diese  den  Vorschlag  getban, 
den  circa  a 4 V»  Guldenfufs  als  KormalMunzfufs  anzunehmen,  jedoch  sugleicbden 
Kronthaler  auf  den  äufsern  Werth  von  a  Fl.  38V3  Kr.  herabzusetzen.  Man  s. 
dessen  Geschichtl.  Darstellung  des  alten  u.  neuen  teutseben  Münzwesens,  u.  Vor- 
schlage  zu  Gründung  e.  dauerhaften  Münzvcrfass.  in  den  ^Bundesstaaten.  Wei- 
ihar  1817.  toi  S.  &  (Auch  in  Ludejx's  Nemesis,  Bd.  Dt,  St.  3.)  Ebendess.  Ver- 
teidigung dieser  Schrift,  nebst  c.  Anhang.  Mannb.  i8aa.  8.  Dawider  s.  man 
jedoch  die  Reccnsionen  in  der  Hallischen  allgem.  LitcraturZeitung,  1818,  S- 
6a5— 640,  u.  >8aa,  Num.  77. 

«•')  Dieser  so  genannte  Münafufs,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  der  rheinischen 
Währung,  war  im  J.  1764  schon  im  Gang,  in  den  Ländern  der  fünf  (im  Müns- 
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t7.  Verzeicbnifs  der  Lander,  welche  das  ConrenJionsMünssystcm 
n  haben,  bei  r.  Pbauh  a.  a.  Ol,  S.  189  ff.  und  in  (Clkymi*»*!)  Ma- 


ltosen) correspoudirenden  Heichs-  und  Kretsstände,  Kurmainz,  Kurpfabs,  Kurtrier, 
HesseuDarmstadt,  Fraukfurt.  (CtivtasASB's)  Materialien,  S.  187.  Klübeh's  Müux- 
ucsen,  S.  119  u.  ljo.  —  Franljurt  ist,  durch  sein  incrkantilisches  Leb  ergewicht, 
in  weitem  Umkreis«  tongebend  für  kaufmännische  Werthbestimmung  der  umlau- 
fenden Münzen. 
O  Vergl.  §.  4»' 
angenommen 

terialieu,  S.  461  ff.,  auch  in  Flöakx's  Alünzkunsl,  S.  397  (F.    Auch  Prcussen 
prägte  1794  u.  1795  ConventionsThaler.    Hannover  führte  das  ConventionsMünz- 
Systern  ein,  durch  Verordnung  v.  1.  Oct.  1817.    Man  s.  oben  $.419,  Note  b.  — 
Durch  eiu  Patent  v.  1.  Nov.  i8a3  fahrte  Oestrcich  dasselbe  auch  in  seinem  tom- 
bardisch'veneüanuchen  Königreich  ein;  doch  mit  Unterschied  in  der  Silbergattung, 
so,  dafs  %.  B.  ein  LireStück  zwar,  eben  so  wie  ein  aoIlreuxerStück ,  4  Vi  Gran 
feines  Silber  enthält ,  aber  nicht  wie  dieses  aus  der  9%  löthigen  Silbergattung, 
sondern  aus  der  14%  löthigen  (%,  aus  16)  geprägt  wird,  daher  35  'Zwanziger- 
stücke eben  so  schwer  wiegen  als  54  LireStücke,  und  ein  LireStück  wegen  des 
gleichen  Feingehaltes  eben  so  viel  werth  ist*als  ein  Zwanzigerstück ,  obgleich 
viel  leichter  und  auch  kleiner  als  dieses.   K.  Frans  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn., 
Bd.  5i  (Wien  i8i5.  8.),  S.  %ii  ff.,  u.  der  MünzTarif,  ebendas.  S.  i34  ff. 
/)  Aber  so,  dafs  nicht*nur  die  Mark  feinen  Silbers  (ur  den  durch  die  Con- 
vention bestimmten  Zablwerth  geprägt ,  sondern  auch  die  verschiedenen  Geld- 
sorten nach  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingehalt  (Schrot  und  Korn) 
gemünzt  werden.    Zugleich  möchte  entweder  durchaus  gleichförmige  conventions- 
mäsige  Werthbestimmung  des  Nronthnlers ,  oder  gänzlicher  Verruf  desselben 
nöthig  seyn,  um  die  Münz  Anomalie  gründlich  zu  heben,  die  durch  dessen  Um- 
lauf nach  verschiedenartiger  Werthbestiinmung  seither  verursacht  worden  ist.  — 
Von  der  Verbreitung  des  ConventionsMünr.sy stein»,  und  von  den  Milte In  zu  Her • 
Stellung    der  Ordnung    in  dein  Münzwesen  Teutschlands,  s.  man  die  angef.  Ma- 
terialien, S.  461—478,  u.  Ki.übf.r's  angef.  Münzwesen,  wo  S.  a&7  ff.  ein  Plan  zu 
einem  Münzverein  teutseber  Bundesstaaten,  bei  welchem  dieses  MünzSystcm  «ur 
Grundlage  zu  nehmen  wäre. 

g.  429b.  (346d) 

7)  Reiner  24%  Gulden  Fuji. 

VII)  In  den  von  dem  Jahr  i833  an  zu  Erweiterung  des  allgemeinen 
teutschen  Zoll-  und  Handels  Vereins  abgeschlossenen  Staatsverträgen  (§.  ^12  f 
c»  IV.)  ward  die  sofortige  Einleitung  besonderer  Unterhandlungen,  durch 
welche  die  contrahirenden  Regierungen  gemeinschaftlich  dahin  wirken  woll- 
ten, dafs  in  ihren  Landen  ein  gleiches  Münz-,  Maas-  und  Gewichtsystem 
*ur  Anwendung  komme ,  in  Aussicht  gestellt;  die  Erreichung  des  so  wün- 
schenswerthen  Zieles  einer  allgemeinen  Vereinbarung  fand  indessen 
Schwierigkeiten  in  der  seit  den  neueren  Abweichungen  von  dem  Conven- 
uonsMSnzsvstem  immer  mehr  hervortretenden  Scheidung  Nordteutschlands 
v°n  Sudteutschland  in  Müuzwährutig  und  Rechnungsweise.  Im  Verfolg 
dieser  gcthcilte.11  Richtung,  bewirkte  die  durch  jene  Verträge  gegebene  An- 
fang zunächst  (1834)  die  Annahme  des  i4Thaler-  oder  aiGuldenfufses 
,n  Hannover,  Braunsen weig  und  Hurhessen  (§.  428),  später  aber  (am  35. 
*ug-  1837 ,  zu  München)  den  Misch lufs  einer  Mü  n  zConvcntion,  mit 
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einer   beigefügten   besondern    Uebereinkunft   über  die  Scheidemünze 
zwischen  Baiern,  Wirtemberg,  Baden«  GH.  Hessen,  Nassau  und  Frank- 
furt, der  im  Laufe  des  Jahres  i838  auch  HohenzollernSigmaringeo ,  Ho- 
henzoIlernHechingen ,    SachsenMeiningen   und   HessenHomburg  beitraten. 
Vorausgeschickt  ward  in  dieser.  Convention  die  Versicherung,  dafs  durch 
sie  das  für  alle  süd-  und  nordteutsche  Staaten  des  Zollvereins  beabsichtigte 
Uebereinkommen  in  keiner  Weise  erschwert  oder  entfernt ,  vielmehr  die 
jetzige  Münz  Vereinbarung  der  südteutschen  Staaten  so  sehr  als  möglich  an- 
nähernd an  das  Münzsystem  der  norddeutschen  Staaten  gebracht  werden 
solle.    Für  die  contrahirendeu  Staaten  soll  der  Kronthalerfufs,  jedoch  unter 
genauer  Einhaltung  des  24f/2  Guldenfufses,  als  gemeinschaftlicher  Münz- 
fufs  angenommen  werden  j  die  Rechnung  nach  Gulden  zu  60  Kreuzern 
soll  nicht  nur  f  ort  best  eh  n,  sondern  es  sollen  auch  die  Münzen  der  Gulden- 
und  Kreuzerrechnung  geraa'fs  ausgeprägt  werden;    als  Hauptmünzen 
werden,   vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  die  Ausprägung  weiterer 
Theilstücke  des  Guldens,  angenommen,  ein  Guldenstück  zu  60  Kreuzern 
und  ein   halbes  Guldenstück  zu  3o  Kreuzern;  die  Ausprägung  gröberer 
Münzsorten  bleibt  der  Vereinbarung  mit  den  nordteutschen  Staaten  des 
Zollvereins  vorbehalten;  der  Silbergehalt  der  Hauptmünzen  wird  zu  9/l0y 
und  der  Kupfergehalt  zu  Vxo  des  Gewichts  angenommen;  der  Durchmesser 
wird  für*  die  ganzen  Guldenstücke  auf  3o  Millimetres,  für  die  halben  Gul- 
denstücke auf  24  Millimetres  festgesetzt,  dieGrofse  des  Markgewichtes  (wie 
in  dem  preufsischen  Münzsystem)  auf  233,855  Grammen,  das  Remedium, 
für  die  ganzen  und  halben  Guldenstücke,  auch  einzeln,  auf  V1000  im  Fein- 
gehalt und  auf  S/J000  im  Gewicht  5  eine  gegenseitige  strenge  Controle  ist 
angeordnet;  Devalvation  oder  Aussercurssetzung  der  nach  den  Grundsätzen 
der  Convention  ausgeprägten  Münzen  kann  nicht  Statt  finden,  jeder  Staat  hat 
aber  die  Verbindlichkeit,  diese  Münzen  seiner  Zeit  wieder  einzuziehen  und 
umzuprägen,  wenn  sich  ergibt,  dafs  dieselben  durch  Abnutzung  eine,  im 
Weg  künftiger  Vereinbarung  noch  festzustellende  Grenze,   der  Gewicht- 
abnahme  überschritten    haben;   die    gemeinschaftliche  Scheidemünze 
soll  bestehen  in  Sechskreuzer-  und  in  DreikreuzerStücken  von  Silber,  künf- 
tighin überall  auszuprägen  im  27  Guldenfufs;  der  Silbergehalt  derselben  wird 
auf  Va,  oder  573  Loth  in  der  Mark,  festgesetzt;  der  Durchmesser  der 
Sechskreuzerstücke  wird  zu  20,  und  der  der  Dreikreuzerstücke  zu  17,5 
Millimetres  angenommen;  das  Remedium  beträgt  V1000  an  Feingehalt  und 
lVxo0o  an  Gewicht,  beides  jedoch  nicht  am  einzelnen  Stück,  sondern  nur 
in  der  ganzen  Mark;  jeder  der  contrahirendeu  Staaten  macht  sich  verbind- 
lich, alle,'  vor  der  Vereinbarung  sowohl,  als  nach  derselben  t  von  ihm  ge- 
prägten Sechs-  und  Dreikreuzerstücke,  auf  Verlangen,  gegen  cursfahigo 
grobe  Münze  umzuwechseln,  die  zum  Umwechseln  bestimmte  Summe  darf 
jedoch  nicht  unter  100  Gulden  betragen;  die  Ausprägung  yon  Einkreuzer- 
stücken von  Silber  oder  Kupfer  und  der  Theilstücke  derselben,  bleibt 
dem  Ermessen  der  einzelnen  Staaten  überlassen.  —  Von  der  im  Verfolg 
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der  ebenerwähnten  MünzConvention  der  südteutschen  Staaten  spater, 
am  3o.  Juli  *638,  in  Dresden  abgeschlossenen  Convention  zwischen  allen 
der  zu  dem  «Allgemeinen  teutschen  Zoll-  and  Handels  verein»  gehörenden 
Staaten,  s.  oben  §.  419. 

§.  450.  047..) 

m 

Staatsbefugnisse  in  Ansehung  des  Müniweseus. 

Jedem  Souverain  des  Teutschen  liuudes  gebührt,  auch  in  Münzsachen: 
I)  die  Oberpolizei  «)  und  Gesetzgebung;  die  sich  wirksam  zeigen, 
in  MünzEdicten  und  Patenten,  in  Bestimmung  des  Münzfufses,  und  der 
Geldsorten,  auch  ihrer  Abstufungen  (coupures),  damit  bequeme  Ausglei- 
chung im  Verkehr  Statt  haben  könne  b),  in  dem  Verbot  des  Aufgeldspiels 
(Agiotage),  des  Einschmelzens  der  Münzen,  des  Eingangs  fremder,  und 
der  Ausfuhr  guter  Münzsorten,  in  Festsetzung,  Erhöhung,  oder  Herabsetzung 
(Abwürdigung  ihres  Zahlwerlhes  (Valvations-  und  DcvalvationsTabellen), 
in  Handhabung  der  Münzordnung  durch  fleifsiges  Wardiren  (Probiren)  des 
umlaufenden  Geldes  durch  verpflichtete,  sachkundige  und  gewissenhafte 
Münzwardeine,  in  Verrufung  und  Einrufung  schlechter  oder  dem  geltenden. 
Münzsystem  nicht  angemessener  Münzsorten ,  in  Verfügung  ihrer  Ummün- 
zung,  in  Beschränkung  des  Gold-  und  Si iber verhau fs ,  in  Bestimmung,  wie 
es  bei  Bezahlung  der  Geldschulden,  nach  einer  Münzveränderung,  soll  ge- 
halten »erden  u.  d.  m.  In  dem  Münzwesen  kann  der  Rigorismus  kaum 
zu  weit  getrieben  werden.  II)  Die  richterliche  Gswalt,  in  bürgerli- 
chen und  peinlichen  Sachen  der  bei  dem  Münzwesen  angestellten  Personen, 
in  Münzstreitigkeiten  und  Münzverbrechen  III)  Auch  steht  in  dem 
durch  das  eigene  Staatsinteresse  bestimmten  Willen  des  Souverains,  aus- 
ländischen Münzen,  Staatspapieren  und  Papiergeld,  auch  Land-  und 
Scheidemünzen,  in  seinem  Lande  Curs,  mit  oder  ohne  Selbstbestimmung 
ihres  Zahlungswerthes,  zu  gestatten,  oder  zu  versagen  f).  IV)  Werden 
Münzen  eines  Staates  von  einer  fremden  Staatsregierung,  oder  unter 
ihrem  Schutz  von  Privatpersonen  nachgeprägt  /),  geringhaltig  oder 
gleichhaltig,  in  Friedens-  oder  Kriegszeiten,  etwa  während  feindlicher  In- 
habung  ihres  Landes,  so  steht  ihr  dawider  der  Gebrauch  der  Mittel  zu, 
welche  das  Volkerrecht  wider  Rechtsverletzung  unter  Staaten  zuläfst 

o)  Bevit,  137.  Mose»  von  Reh  hstagsgesch.,  1^35.  Ebenders.  von  d.  Landeshoheit 
in  Polizeisarhcn,  396  ff.    v.  Bebg's  Poli/.eirccht,  HL  54 1. 

b)  (Clbthx.\nb's)  Materialien,  S.  227,  43 1  ff.,  i58  u.  34o. 

c)  Beispiele,  s.  in  Fabku's  StaatsCan/.Iei,  LXX.  5«3.  569.  59a.  610.  6i5.  u.  in  Fabbh's 
neuer  St.C.  X.  376.  XVI.  410.XVIL  28a  ff.  3o3. 366  ff.  XXIV.  »74.  XXVn.455. 
Von  dein  Königreich  Sachsen,  s-  v.  Röxer's  kursächs.  Staatsr.,  IL  767.  Hönigl. 
sachs.  ValvationsTabellcn  v.  27.  Apr.  1816  u.  5.  Apr.  1827.  Von  Kurbraun- 
schweig,  s.  Stbubks,  Th.  III,  Bed.  2.  Oestreich.  Münzverordnung  1.  Sept. 
1783,  wodurch  der  Zahlwerth  gewisser  Geldsorten,  sogar  über  den  Conventions- 
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l'ufs  erhöht  wird,  in  Rsirss  Staatsk.,  IV.  19».  —  Echt«  und  falsche,  gang-bare  uih3 
ungangbare,  verrufene  und  unverrufene ,  auch  herabgesetzte  oder  gejallene  Müm 
sorteu.  In  den  östreichiseben  Staaten  ist  die  Verfertigung  u.  der  Verkauf  ton 
MeUilhihdrüchen  cursirender  in-  und  ausländischer  Münzen  «erboten.  Hofkammer 
Decret.  v.  ia.  Juni  18»$,  in  K.  Franz  I.  polit.  Gesetr.cn  u.  Verordn.,  Bd.  5?. 
'S.  188.  —  Bei  eingerissener  Unordnung  im  Münzwesen  ,  ist  das  Uebel  selten  an 
ders  gründlich  tu  heilen,  als  durch  allgemeine,  doch  behutsame,  Verrufung  un<? 
Ummünzung  des  alten  Geldes.    Flobbe's  Münzkunst,  S.  63o  ff.  801  ff.  83~. 

J)  Schriften  in  KU'beb's  Lit.  §.  i33s.  Moseb's  Justizverf.,  I.  704.  i>k  Bvx&r  dis». 
«it.  c.  3.  \.  a6.  —  pie  teutschen  Reichsgesctze  eiferten  wider  alle  Arten  von 
Mümverb  rechern ,  wider  unberechtigte  Münzer,  Münzmeister,  die  pflichtwidrig 
münzen,  Münzfälscher,  Granalircr,  Seigerer,  Ringerer,  Besch  neide  r,  Schwächer, 
^Väscher,  Schmelzer,  Abgiefser,  Auswieger,  Auszieher,  Aufwecbsler,  Ausfuhrer  u.d. 
Reust,  S.  3o4 — 36a.  Moseb  a.  a.  O.  14 13.  —  Durch  genaues  Justiren  (§,  4i8,e) 
wird  den  Wippen  (Abwägen,  Einschmelzen  und  Verhandeln  der  zu  schweren 
Münzstficke ) ,  durch  kunstvolles  Gepräge  wird  der  Verfälschung,  insbesondere 
durch  Rändeln  und  Ringgepräge  (Klvbeb's  Münzwcseti,  S.  *-8  u.  i63  ff.)  wird 
dem  Kippen  (Beschneiden)  vorgebeugt,  so  wie  auch  der  falschen  Münze.  Scblo- 
«eb's  Staatsanz.,  XLVII.  3i5  f. 

*)  Oben  §.  411,  a.  Moseb's  nachbarl.  Staatsr. ,  383—388.  Moseb's  Versuch  «ta 
neuesten  europäischen  Völkerr. ,  VIII.  i5  ff.  Rousset  reeucil  de  memoire*,  \. 
56  f.  Kli/ber,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  -3.  —  Li  Oestreich  wur- 
den alle  haien'schen  Kronütaler  mit  ihren  Abthcilungcn  verrufen,  die  in  dem 
MttnrTarif  v.  1816  als  gesetzmäsige  Zahlungsmittel  nicht  aufgeführt  sind,  Hof 
canzlei Decret  v.  14.  März  1810;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48. 
S.  7*.  In  dein  Tarif  v.  i~.  Juli  1816  (ebendas.  Bd.  44t  S.  i5r  u.  in  Ci.ets'»a>>'* 
Aphorismen,  S»  191)  sind  aber  gar  keine  baier.  Rronthaler,  nur  k.  k  östreichiftc Ii- 
niederländische  ganze,  halbe  u.  ViertelRronthaler  für  gesetzmä'sige  Zahlungsmittel 
anerkannt,  Damit  wurden  also  die  hahrischen,  wirtemiergischen,  baditcheny  grof*- 
herzOglich-AewMcAen  und  nassauischen ,  Sachsen  -  cobur gisehen  und  waldec&isckr* 
Kronthaler  insgesauunt  stillschweigend  verrufen.  Dagegen  sind  in  dem  Müju- 
Tarif  für  das  lombardisch- venetianischc  Königreich,  welcher  dem  bei  dem  vori- 
gen angef.  Patent  v.  i.Nov.  i8a3  beigefügt  ist,  die  «.baferischen  Schwert-  oder 
K ronent haier  v  tarifirt  auf  6  Lire  60  Cent.,  d.  i.  a  Fl.  1»  Kr.  im  soGuldcn- 
fufs.  —  Hannover  verordnete  i8«a,  dafs  die  neuen  kurhessischen  Vi  und  Vi  Tha 
lerstücke  in  den  öffentlichen  Casscn  nicht  angenommen,  auch  im  Handel  und 
Wandel  für  ConventiousMünze  nicht  ausgegeben  werden  sollen.  Hannöver.  Ge- 
setzsamml.  18»,  I.  Kum.  45. 

/)  Beispiele,  ausser  dem  oben  %.  4*4  >  a»  angeführten,  liefert  die  neuere  Mäni 
geschichlc.  Im  J.  1819  oder  1810,  wurden  in  Mexico  die  französischen  Füof- 
F rankenstücke  nachgeprägt. 

g)  Kiübeb,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  %.  73,  »3i  et  suiv. 

■ 

451.  (347b.) 
Das  MiimRegal,  kein  lucratives.  Schlagschatz. 

I)  Da  die  Hauptmasse  des  Geldes  bestimmt  ist,  niebt  blofs  in  dem 
inländischen,  sondern  auch  in  dem  Welthandel  als  Ausgleichungsmiltei 
eu  dienen  ($.  4 10),  so  sollte  diese  Bestimmung  Hauptgesichtspunct  se«n 
bei  der  Gesetzgebung  und  Ausmünzung,  als  Waffe  gegen  Gewinnsuch'. 
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Munzfehler  und  IsolirungsLust.  Namentlich  sollte  das  Münzwesen  zu  einem 
l  iterativen  Regal,  zu  einer  Quelle  von  directem  Finanzgewinn  («Mer- 
canzeiv),  nirgend  herabgewürdigt  werden  «);  denn  nichts  ist  wirksamer  als 
schlechte  Münze,  den  Glauben  an  die  Rechtlichkeit  einer  Staatsregierung 
im  In-  und  Ausland  allgemein,  bis  in  die  untersten  Volksclassen,  zu  schwä- 
chen oder  zu  vernichten.  II)  Untadelhaft  ist,  und  zugleich  nützlich  zu 
Verhütung  gewinnsüchtiger  Etnschmelzung  guter  Münzen,  der  Präg-  oder 
S  ch  lagschatz  eine,  bei  der  Ausmünzung  in  Rechnung  gebrachte, 
Vergütung  nur  der  unvermeidlichen  Münzkosten  c),  bei  kunstmäsiger,  mög- 
lichst wirthschaftlicher  Betriebart  der  MünzFabrication  d).  Verwerflich 
hingegen  wäre  ein,  nach  Abzug  des  Schlägst hatzes,  mit  Absicht  oder  durch 
Fehler  in  der  Ausmünzung  erlangter,  merklicher  Ucberschufs,  als  rei- 
ner, wohl  gar  in  Vorschlag  gebrachter  FabrikGewinn  für  die  Staatscasse 
von  Einigen  übel  und  mit  Unrecht  MünzRegal  benannt. 

a)  Gegen  da»  Finanziren  des  MünzRrgals ,  auch  durch  Verpachtung  der  Münzge- 
rechtigheit,  eifert  schon  der  Reichsabschied  von  1570,  $.  i3».  Man  8.  auch  das 
kais.  MünzEdirt  v.  i-jq,  §.  \  1  u.  f.  Püttfr's  instit.  juris  pubL  germ.,  %.  34t 
ti.  346.  (Clfyiv3ia5>'s)  Materialien,  S.  »44«  —  Durch  Prägung  geringhaltiger 
Münze,  gewinnt  die  Staatscasse  nur  hei  der  ersten  Ausgabe  derselben,  also  nur 
einmal  und  schnell  vorübergehend ,  bringt  aber  sich  selbst  und  die  Nation,  im 
Verhehr  mit  dem  Ausland,  fortwährend,  mithin  unzähligemal ,  in  Schaden;  denn 
dein  Ausland  mufs  Alles  auf  das  Wenigste  um  so  viel  theurer  bezahlt  werd»n, 
als  das  inländische  Gel«  geringhaltiger  ist  als  das  ausländische. 

Von  dem  Schlagschatz ,  in  t.  Reichsgesctzen  auch  Münzerlohn  genannt,  s.  Kcö. 
ber's  Mtiuzwcsen,  98  —  n5  10  u.  182.  Ebendess.  neue  Lit.  des  Staatsr.,  S.440. 
J.  G.  Büsch  über  den  Schlagschatz;  in  dessen  Sämmtl.  Schriften  über  Banken 
und  Münzwesen,  S.  664  ff.  Flörre's  Münzkunst,  S.  3o»  u.  f.  611  —  650. 
(Ci-»tm»\>.\'s)  Materialien,  S.  244  ~  »56  u.  795.  Schlözbr  a.  a.  O.  3i5  f. 
v.  Praus,  S.  9  ff.  Moser  von  Reichstagsgeschäften,  1 .4 3 1 .  G.  H.  Buse's  Handb. 
der  Geldkunde,  I.  69.  Say  traitc  deconomic  politique,  liv.  II,  ch.  4,  u.  in  der 
teutsch.  Cebersetzung  e.  Anmerk.  v.  L.  H.  Jacob,  Th.  II,  S.  468  —  490.  —  Von 
«Jen  Kosten  der  Ausmünzung  handeln ,  Flörhe  a.  a.  O  ,  S.  63"  ff.  Bise  Kennt- 
nisse u.  Betracht,  des  neuern  Münzwesens,  Th.  I,  S.  194  ff.  Storch,  conrs 
d'cconomic,  politique,  T.  VI,  Note  11  ,  u.  Klübkr  a.  a.  O.  Die  beste  Auskunft 
darüber  —  bei  Hutscu,  V'IIf.  277  ff.  u.  in  den  angef.  Aphorismen,  S.  63  ff.  — 
hat  Teutschland  Oestrcich  zu  verdanken.  Zwanzig  Kreuzer  des  -iO  Guldcnfufrcs 
fiir  die  cöln.  Mark  feinen  Silbers,  sind  im  Durchschnitt  hinreichend,  die  Rosten 
der  Ausmünzung  einer  cölnischen  Mark  feinen  Silbers,  in  allen  Geldsorten  des 
ConventionsMünzfufses  sicher  zu  decken.  Anerkannt  ward  solches  stillschwei- 
gend in  der  Convention  v.  i-53,  ausdrücklich  in  dem  Münzverein  fünf  ehema- 
liger teutscher  Reiehsständc  v.  1765,  Absatz  9,  und  noch  jetzt  in  der  Praxis. 
Zu  Wien  bietet  fortwährend  das  Münzamt,  laut  öffentlichen  Anschlags,  Jedem, 
der  eine  feine  wiener  Mark  Silber,  in  einer  Silbergattung  von  i3  Loth  6  Grän 
und  darüber,  liefert,  eben  so  viel  feines  Silber,  durch  Zahlung  mit  Conventions' 
Thuir  m  oder  10  Kreuzer  stücken,  mit  einem  Abzug  von  mehr  nicht  als  »4  Kreu- 
zer für  jede  feine  wiener  Mark,  welches  gleichviel  ist  mit  ao  Kreuzer  des  20 
Guldenfufses  für  die  feine  cölnischc  Mark.  Vcrgl.  Oestrcich.  HofkammerDccret 
«  .  34.  Juni  1820;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48,  S.  i35.  (Ci-etk. 
mans's)  Aphorismen,  S.  6a  —  68.    Ebendess.  Materialien,  S.  »44»  *56  u.  «96  ff. 
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—  Zu  welchem  Preis  die  französischen  Münzstätten  dargebrachtes  Qo\d  und 
Silber  gegen  Geld  eintauschen,  s.  ia  dem  Annuaire  pour  Tan  de  1828,  par  le 
Bureau  des  Longitudcs,  p.  46,  u>  ln  °!.  Aphorismen,  S.  59. 

c)  Den  Schhtgschatz  verschaffen  manche  Munzverwaltungen  sich  durch  verhältnifs- 
mäsigen  Mindergehalt  der  Münzen,  also  durch  Leberschurs  des  Zahlwerthes 
der  Münzen,  über  den  in  diesem  Werth  berechneten  Preis  der  dazu  verwen- 
deten Metalle.    Eehteu  Grundsätzen  folgend,  thun  andere  es  dadurch,  dafs  sie 
für  die  feine  Mark  des  zum  Verkauf  dargebotenen  edlen  Metalles  nur  den  Preis 
bewilligen,  der  sich  ergibt,  wenn  man  an  dem  Retrag  desjenigen,  wofür  die 
Münzstätten  in  gemünzten  Geldsorten  die  Mark  dem  Publicum  liefern,  so  viel, 
aber  auch  nur  so  viel,  abzieht,  als  erfordert  wird,  die  Münzkosten  sicher  zu 
decken.    Denn  der  Preis  des  Silbers  rückt  immer  demjenigen  nach,  welcher 
dafür  in  dem  gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist.    (Ci-kyk*ukVs)  Matcria'ien, 
S.  ?55,  4°9i  2M»  333.    KlCbkr's  Münzwesen,  S.  107  ff.  276  u.  1 10.  —  Die  Münz- 
gesetze von  Grossbritannien  erkannten,  seit  der  Parlament  \ctc  von  i685  bis  in 
das  J.  1816,  keinen  Schlagschatz,  sondern  die  Regierung  bestritt  aus  der  Staats- 
casse  die  FabricationsKosten  der  Münze,  unter  Vrerbietung  der  Ausfuhr  aller 
Münzen,  nicht  aber  der  rohen  Metalle.    Büsch  a.  a.  O.    Flöhhv  a.  a.  O.,  S. 
6i5  ff.    Aber  eine  königl.  Verordu.  v.  22.  Jun.  1816  (in  P.  F.  Schiliü's  niederl. 
u.  groLsbrit.  Münzgesetzett ,  Frankf.  1827,  §'  438  IT.)  verfügt,  dafs,  nach  einem 
bekannt  zu  machenden  Tag,  Silbermünzcn  und  Stangensilber  (Standard-  oder 
Probesilber,  Bullion)  in  die  Münze  gebracht  werden  können,  um  nach  dem 
Fufs  von  66  Schillingen  per  Pfund,  TroyGewicht  («Pound  Troys»)  gesetzmasi- 
gen  Silbers,   11  Unzen  2  Pcnnyweights  fein  (teutsth:  144/,  Lolli  fein),  geprägt 
zu  werden,  wovon  Gl  Schill,  per  Pfund  dem  der  das  Silber  bringt,  und  4  Schill. 
■  für  Lcgirung,  Abgang  und  Prägekosten  zurückbehalten  werden  sollen,  die  zu 
den  Prägkosten  zu  verwenden ,  der  etwa  sich  ergebende  Ucbcrschufs.  aber  dem 
consolidirten  Fonds  zuzuwenden  sey.     Hin  unverhältnifsmäsiger  Scblagschatz, 
von  6VM  pro  Cent,  von  den  ausgemünzt  werdenden  Summen!  während  Frank- 
reick bei  Silbermünzen  mehr  nicht  als        %,  bei  Gold  nicht  völlig  Vi  %  ge- 
stattet.  (Ci.kynmaj.Vs)  Aphorismen,  S.  62  u.  o4-    Zugleich  ein  neuer  Beweis, 
dafs  England,  der  Klugheit  gcmäfs,  das  Ausmünzen  in  Silber  nicht  zu  beför- 
dern trachte,  während  Teutschland  solchem  den  Vorzug  vor  dem  Gold  prägen 
gibt,  weil  hier  Silber  durch  die  Bergwerke,  dort  Gold  durch  den  Handel  zum 
HauptMünztnetall  wird.    Jene  V  erordnung  erklärt  (Art.  11)  bei  Zahlungen,  die 
40  Schillinge  übersteigen,  die  Goldmünzen  für  das  einzige  gesetzmäßige  Zahlungs- 
mittel, die  Silbermütizen  aber  (Art.  12)  nur  bis  zu  dem  Belauf  von  40  Schil- 
lingen, so  dafs  Niemand  schuldig  ist,  bei  Zahlungen  mehr  als  4<>  Schillinge  in 
Silber  anzunehmen.    Schumx  a.  a.  O. ,  S.  4^6  IT.  u.  476.    Die  gesetzliche  Pro- 
portion zwischen  Gold  und  Silber,  ist  jetzt  in"  England  wie  1  zu  i41!,rVMwe. 
Ebendos.  S-  4"9-    Dort  prägt  die  Regierung,  ungefähr  seit  1816  (früher  schon 
unter  Heinrich  VUI.  i54o),  in  Gold  Sovereigns  zu  20  Schillingen  (eine  Guincc 
hat  21),  und,  nach  einer  Verordn.  vom  Juni  1825,  doppelte  Sovereigns  und 
Goldstücke  von  5  Pfund  Stcrl. 

d)  Der  Kostenaufwand  der  MünzFabricalion  stellt  im  Vcrliältnifs  mit  dein  Arbeitlohn 
und  der  Vollkommenheit  der  Münzwerkzeuge.  Man  s.  Flörhf.  a.  a.  O.  Die 
vollkommensten  und  am  wohlfeilsten  arbeitenden  Münzmaschinen  verdankt  man, 
seit  1788,  dem  englischen  Mechaniker  und  Münzfabrikanten  Boultos  zu  Soho 
bei  Birmingham  (Hlczkr's  Münzwesen,  S.  100),  u.  seit  1829  dem  Tischler  und 
Mechaniker  Joseph  Hbbbst  zu  Wien.  Allgcm.  Zeit.  v.  22.  Dec.  i83o,  ausserord. 
Beil.  242  iL.  243.  —  Ist  in  der  neueren  Zeit  der  Arbeillohn  gesteigert,  so  ist 
dagegen  die  Arbeit,  durch  die  VervoUkommnung  der  Münzmaschinen,  bedeu- 
tend gemindert  worden. 
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e)  In  dem  FlnansEtat  von  Baiern  für  1819/«,,  kamen  8000  Fl.  als  Mümgewinn  in 
Ansatz.  Man  prägte  dort  seit  1809,  damals  auf  Bitte  des  augsburger  Handels- 
standes, Kronthaler,  die,  bei  einem  äussern  Werth  von  a  Fl.  4*  Kr.,  einen 
ungefähr  a-jVi  Guldenfufs  ausmachen,  und  xog  von  1806/.  bis  lß'Vio »  hei  cmer 
Ausmünzung,  in  Gold,  Silber  und  Hupfer,  von  etwas  mehr  als  3o  Millionen 
Gulden  im  Nominalwerth,  worunter  7,009,147  Stucke  Kronthaler  im  Gesammt- 
betrag  von  19,059,966  Fl.  54  Kr.,  im  Durchschnitt  einen  jährlichen  reinen  Mün/.- 
gewinn  von  8,187  Fl-  Baierische  Landtags\  crhandlungen  von  1819,  Bd.  VI,  S. 
i&7.  Zvu  Gr.  v.  Sode*,  der  baier.  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  18a  1.  8.)f  S.  33a  ff. 
—  Schon  dann,  wenn  Kronthaler  nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  der  ehe- 
maligen östreichisch-niederländischen  Münzherrschaft  ausgemünzt  werden,  d.  h. 
9l/j  Stücke  aus  der  wiener  Mark  des  Feingehaltes  von  i3  Loth  17  Gran,  wird, 
so  bald  man  sie  zu  a  Fl.  4a  Kr.  ausgibt,  an  innerem  Werth  über  a  pro  Cent 
weniger  gegeben,  als  bei  Zahlung  mit  ConventionsGeld ,  dargezählt  nach  dem 
a4  Guldenfufs.  Vcrgl.  §.  419.  —  In  den  badischen  Budgets  füt  1810  u.  18a  1,  ist 
der  Ertrag  der  Münze  angesetzt  auf  3ooo  Gulden;  in  dem  grofsherzogl.  hessi- 
schen für  i8a4 ,  »8a5  u.  i8a6,  auf  jährlich  853  Fl.,  in  dem  wirtembergischen  für 
1811/»  und  iS1*/,,  auf  jährlich  3i4g  Fl.  38  Kr. 


§.  432.  (347..) 

Remedium.    Vorscldag  tu  einem  Münzverein  Her  Bundesstaaten, 
wenigstens  einer  provisorischen  Vereinbarung. 

I)  An  sich  schon,  zumal  bei  dem  heutigen  Grad  von  Vollkommen- 
heit der  Münzkunst,  unzulässig,  und  darum  in  älteren  und  neueren  Münz- 
gesetzen verboten,  ist  das  Reraedium«)  in  dem  Schrot  und  Korn  (la 
tolerance  «hi  poids  et  du  titre  de  la  monnaie),  oder  in  einem  von  beiden; 
ein  bestimmter,  dem  Münzmeister  überhaupt  bewilligter,  Nachlafs  an  dem 
vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingehalt  einzelner  Münzstücke,  also  Nach- 
sicht eines  bestimmten  Mehr-  oder  Mindergehaltes  einzelner  Münzen  an 
Schrot,  oder  an  Korn,  oder  an  beiden,  wegen  möglicher  kleiner  Unrich- 
tigheiten in  der  Legirung  der  zu  der  Ausmünzung  verwendeten  Metall- 
masse und  in  der  Ausstückelung  der  Münzen.  II)  Dagegen  ist  nicht  zu 
besorgen,  dafs  zuverlässiges,  ohne  üebertreibung  des  Schlagschatzes,  ohne 
Remedium,  und  ohne  merkliche  FabricationsFehler  gemünztes  Geld,  wohl- 
feiler werde,  als  die  rohen  Münzmetalle  III)  Vertragmäsige  Vereini- 
gung aller  teutschen  Bundesstaaten,  zu  Ausübung  des  MünzRegals 
nur  allein  in  dem  staatswirthschaftlichen  Interesse,  insbesondere  zu 
Gleichförmigkeit  in  Schrot  und  Korn,  im  Nennwerth  und  Aeussern 
ihrer  Münzen,  in  dem  Maas  der  auszuprägenden  geringem  Sorten  oder 
Scheidemünzen,  wäre  dem  allseitigen  Staatsinteresse  gemäfs,  und  im  Sinn 
des  19.  Artikels  der  Bundes  Acte  c).  IV)  Bis  ein  solcher  Münzverein 
zu  Stande  kommt,  möchte  der  Ehre  und  dem  allseitigen  Interesse  oder 
Bedürfnifs  der  Bundesstaaten  gemäfs  seyn,  dafs  durch  einen  Beschlufs 
der  Bundesversammlung  Folgendes  festgesetzt  würde:  i)  Auf  jeder  in  ei- 
Bundesstaat  geprägten  Gold-  oder  Silbermünze,  mufs  der  Münzfufs, 
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nach  welchem  sie  ausgeprägt  ist,  bestimmt  angezeigt  seyn  a)  Da«  so 
genannte  Remedium  wird,  in  keinem  Bundesstaat,  bei  der  Ausmünzung 
gestattet.  3)  Am  Sitz  der  Bundesversammlung,  und  unter  ihrer  unmittel- 
baren Aulsicht,  wird  eine  technische  BundesMünzbehörde,  z.  B.  ein 
GeneralMünzwardein  des  Teutschen  Bundes  unter  der  besondern  Aufsicht 
eines  Ausschusses  der  B.  V.,  angeordnet,  welcher  zur  Pflicht  gemacht  ist, 
alle  Münzen,  die  in  Bundesstaaten  ausgeprägt  sind,  oder  daselbst  in  Um- 
lauf kommen,  kunstmäsig  zu  prüfen,  und  das  auf  solche  Art  gefundene 
Verhä'ltnifs  derselben  zu  dem  ConventionsMunzsystem,  als  einer  festen  Grösse, 
von  Zeit  zu  Zeit  öffentlich  bekannt  zu  machen 

•  )  Flörhe  a.  a.  O..  S.  346.  63?.  Klüber's  Münzwesen,  S.  116  (f.,  i3_i,  i5a,  25a  — 
Die  RcichsmünzProbirordnung  r.  15Ö9,  Art.  18,  Hefs  ein  Remedium  an  Korn  zu 
1  Grän  für  »  Werk  Silbers,  und,  ein  Remedium  am  Schrot,  nur  bei  kleinen 
Münzen  zu,  unter  5  Kreuzern  äussern  Werth*;  doch  unter  der  Bedingung,  da(* 
das  bei  einem  Werk  mangelnde  bei  einem  anderu  eingebracht  werde,  dadurch, 
dafs  dieses  desto  reicher  ausfalle.  Hirsch.  I.  4o5.  —  Verboten  wurden  beide 
Remrdien,  in  dem  Reichsabschied  von  1570,  6.  i36,  dann  bei  dem  zinnaiseben 
Münzfufs  v.  1667,  u.  bei  dem  leipziger  Münzfufs  v.  1600,  endlich  in  der  östreich- 
baierischen  MünzConvention  v.  1753.  Hirsch,  Münzarcbiv,  Th.  -D,  S.  71;  Th.  V., 
S.  14,  146  u.  a6o.  v.  Phaos  a.  a.  O.  Th.  I,  Cap.  1,  §.  10.  (F.  Ci.rromAna'*) 
angef.  Aphorismen,  S.  5a  —56,  u.  S.  ?3  ff.  Auch  ist  das  Remedium  verboten, 
in  dem  (§.  428,  c)  angef.  preufs.  Gesetz  v.  3o.  Sept.  i8ai,  %.  »7.  Dafs  gleich- 
wohl nach  eben  diesem  Gesetz,  %.  18,  19  u.  ao,  bei  Goldmünzen  %  pro  Cent, 
bei  ganzen  Thalern  nahe  an  1 ,  bei  V»  Tbalerstücken  nahe  an  a  pro  Cent  Re- 
medium zugelassen  seyen,  wird  nachgewiesen  in  (Ciethmam«)  Materialien,  S. 
438  —  44a>  —  Durch  die  That  selbst  abgeschafft  ist  das  Remedium,  in  dem  Kö- 
nigreich der  Niederlande;  in  d.  Münzgesete  v  28.  Sept.  1816,  Art.  4,  in  P.  F. 
Schiuiv's  niedcrl.  u.  grofsbrit.  Miinzgesetaen  (Frankf.  i8a7.  8.),  S- 10a.  Anmerk. 
ebenda».  S.  i3o  u.  i33.  (Clbynm&xn)  Leber  Münzgesetzgebung  (Frankf.  »8n. 
8.),  S.  43  u.  f.  —  Von  den  jetzigen  Remedien :  in  Frankreich  s.  die  angef.  Apho- 
rismen, S.  5i  ff.  u.  9a,  u.  das  Annuaire  pour  Tan  i8ai ,  par  le  Bureau  des 
Longiludes,  p.  45;  in  England,  s.  Schuh n's  angef.  Münsgesetze,  S.  4°i»  4°^ 
433  f.  u.  436.  Höchstens  bei  gewissen  geringen  Geldsortcn,  ist  ein  Remedium 
zu  dulden.  Rlübbr's  Münzwesen,  S.  i5a.  —  Warnende  Beleuchtung  de«  Berne 
dienwesens,  in  den  angef.  Materialien,  S.  137  ft%  i85,  ao3  u.  438  f. 

b)  Der  Preis  des  rohen  Metalls  rückt,  natürlich,  immer  demjenigen  nah  bei,  der 
dafür  in  seinem  nach  echten  Grundsätzen  gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist. 
Man  s.  Hirsch,  V.  196  f.  Hannoverische  gel.  Anzeigen  v.  1754,  St.  55.  (Pariser) 
IWonitcur  universel,  i8o3,  p.  843.  Vergl.  oben  %.  43i,  a.  —  Von  dem  Preis  der 
Münzmetallc,  s.  Flöruc's  Münzkunst,  S.  309  ff.  —  Von  den  Ursachen  des  ge- 
winnsüchtigen Einschmelzens  der  Münzen,  indem  das  rohe  Gold  oder  Silber 
theurer  wird,  als  das  gemünzte,  folglich  Gewinn  entsteht,  wenn  man  dieses  als 
Ticgelgut  ansieht,  und  wieder  in  rohes  verwandelt,  «.  Büsch  a.  a.  O.  Flöiu, 
S.  617  ff.  u.  63i. 

<-)  Vergl.  oben  §.  4>5,  4»9i  4*o»  V,  419  VI  u.  4*9b-  Allgenju  Anzeiger  der  Deut- 
schen, 1818,  N.  269;  1819,  N.  27.  —  Grund 7, (ige  zu  einem  Münzverein  teutscher 
Bundesstaaten,  in  Klübeb's  Münzwesen,  S.  a57~a70.  —  In  einem  Beschluß 
vom  17.  Mai  i8ai  (Protoc.  §.  n6),  erklarte  die  Bundesversammlung  ihren 
Wunsch,  «dafs  einer  oder  der  andern  Regierung  eine»  Bundesstaates  gefällig 
sc>n  möge,  den  Antrag  auf  ein  vorläufiges  Bunde&gesetz  zu  machen,  durch 
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welches  Schrat  und  Korn  der  im  Bereich  des  Bundes  circulirenden  Mausen  und 
der  Höhe  des  Schlagschatzes  zu  bestimme«  *ey».  Dieser  beilsame  Wunsch  ist 
bis  jetzt  ein  frommer. 

</)  Wie  z.  B>  bei  nach  dem  ConventionsMünzfufs  geprägten  Silbermünzen,  auf  fol- 
gende Art  zu  geschehen  pflegt:  «24°  eine  feine  Mark»,  oder  «60  eine  feine 
Mark»,  «swauzig*  oder  «zehn  eine  Feine  Mark»,  oder  «Com entionsMünse»,  oder 
«ad  normam  conrentionis».  Munten,  auf  welchen  eine  Angahe  des  Münzfusscs 
fehlt,  oder  ein  nicht  gehörig  bestimmter  angegeben  ist  ($.  438  c),  sind  oft  an 
sich  schon  verdächtig;  welches  eine  kunstmasige  Prüfung,  und,  nach  deren 
Ergebnifs,  ein  Verbot  derselben  veranlassen  kann. 

e)  Eine  ähnliche  Verfahrungs weise  ward,  als  Maxime  der  MünxPolitik,  schon  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhundert«  empfohlen,  in  Nie.  Magfjcs  universal  Merchant, 
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Post  Regal. 

Postwegen  überhaupt.  Oeff entliche  und  Privatpost.  Landkutschen, 
Regalität  des  Postucsens.  Privatpost. 

I)  Post  «),  in  dem  allgemeinen  Sinn,  ist  eine  Anstalt,  schriftliche 
Nachrichten,  Personen  oder  Sachen,  regelmäßig  von  einem  bestimmten  Ort 
(Station)  nach  einem  andern  zu  bringen.    Sie  ist  eines,  der  vier  grossen 
Culturraittel  (§.  4*5).    Station  hetfst  ein  Ort,  wo  die  Postpferde  vor- 
schriftmasig  gewechselt  werden,  Personen  postmasige  Beförderung  ihrer 
Reise  erhalten,  schriftliche  und  andere  Sachen  für  den  Ort  ihrer  Bestim- 
mung postmäsig  auf-  und  abgegeben,  und  die  aufgegebenen  weiter  befor- 
dert werden.    II)  Man  unterscheidet  öffentliche  und  Privatpost  *). 
Eine  Art  der  öffentlichen  Post,  ist  die  Staatspost,  welche  ausschliefsend 
zu  dem  unmittelbaren  Gebrauch  des  Staates  bestimmt  ist;  wohin  meist  auch 
die  Fernschreiber  oder  Telegraphen  gehören.    III)  Ordentliche  Land- 
kutschen sind  privilegirte  Fuhrwerke,  die  zu  dem  Transport  der  Perso- 
nen, Effecten,  und  Waaren,  von  einem  bestimmten  Ort  zu  einem  andern, 
fortwährend  bestimmt  sind  c).    In  der  Regel  befinden  sich  für  sie,  zwi- 
schen den  beiden  Endpuncten  ihrer  ReiseRoute,  keine  Stationen.  Auch 
ist  gemeiniglich  für  sie  ein  eigenes  Boten-  oder  Kutschenamt  (Botenmeister. 
Schaffner,  Botenschreiber  etc.)  bestellt    IV)  Das  öffentliche  Postwesen 
war  in  Teutschland  von  jeher  Regal  <0,  doch  verleihbar;  so,  dafs  unter 
dem  Po  st  Regal  lange  Zeit  nur  das  Recht  der  Concession  zu  Errich- 
tung und  Betreibung  einer  öffentlichen  Postanstalt  verstanden  ward,  bis 
die  Finanzkunst* mancher  Staaten  Anlafs  gab,  die  öffentliche  Post  in  eigene 
Verwaltung  zu  nehmen.    Selbst  Landkutschen,  obgleich  vielfältig  nur 
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Privatgewerbe ,  bedürfen  oberherrlicher  Concession.  Privatpost,  blofs 
zu  eigenem  Gebrauch,  ohne  sie  als  Gewerbe  (Nebenpostiren)  und  zu  uner- 
laubten Zwecken  zu  benutzen,  kann  Jeder  errichten. 

o)  Geld,  Schreibkunst,  Buchdruckerkunst,  und  Post,  sind  die  wichtigsten  Verkehr- 
und  CulturMittcI.  Vergl.  §.  —  Schriften  in  Püttfb's  Lit.  III.  576.  Rlöbeb's 
Lit.,  44°«  hei  Vischfb  a.  unlen ,  <j.  434  a,  angef.  O.  S.  4>  —  Pfkfkitsgbk 
Vitriar.  illustr.,  Hl.  »07.  Moskb's  Staatsr.,  V.  1  —  171.  Das  Postwesen  in  Teutsch- 
land, wie  es  war,  ist  und  seyn  könnte;  von  J.  L.  HlCbeb.  Erl.  1811.  8.  (E6en- 
dess)  Patriotische  Wünsche,  das  Postwcscn  in  Teutschland  betreffend.  Wei- 
mar 1814.  8.  Archiv  der  Postwissenschaft,  herausg.  v.  J.  v.  Hkbbfkldt.  (Frank- 
furt), Jahrg.  1819  —  1839. 

b)  Ausserdem  unterscheidet  man  noch:  1)  fahrende  (Fahrposten,  nämlich  eilende 
Postfuhrwerke  für  Personen,  Briefe  und  Packete,  sowohl  kleinere  als  auch  grös- 
sere. Eil-  oder  Schnellwagen  benannt,  die  in  Teutschland  von  der  fürstl.  thurn- 
u.  taxischen  Postverwaltung  zuerst,  seit  1821,  eingeführt  wurden,  desgl.  Dili- 
gencen,  Postwagen,  Packwagen,  CarriolPosten  für  Briefe  und  Packete,  auch  Ex- 
trapostFuhren),  dann  reitende  oder  Rehposten  und  Fussbotenposten  oder  Fufs- 
boten  (die  beiden  letzten  heifsen  passender  auch  flni/posten,  wohin  auch  die 
kleine  Briefpost  in  manchen  groben  Städten  gehört);  a)  ordentliche  (ordinäre) 
Posten,  die  xu  bestimmter  Zeit  abgehen  und  ankommen;  ausserordentliche  (Extra- 
posten), und  «war  entweder  Jahrende  für  Reisende,  oder  reitende,  die  bald  Ex- 
trariue  für  Couriere  oder  andere  Reisende  sind,  bald  Estafetten,  d.  h.  Post- 
knechte, die  mit  Briefen  oder  Packeten  ausser  der  Ordnung  abgeschickt  wer- 
den, versehen  mit  einem  Pafe-  oder  Stundenzettel.  3)  Auch  hat  man  Hofpost, 
Feldpost,  Wasser-,  insbesondere  Seepost  (Markt-  und  Postschiffe,  PostDampf- 
boote  oder  Dampfschiffe,  Packetboote,  ßalliotcn). 

c)  Schriften  in  Klvbeb's  Lit.  i35t  ».   Mosbb  a.  a.  0«  V.  175.    Unterschieden  von 
l  ausserordentlichen  Lohnfuhren  oder  Miethkutschen.    Diese  sind,  in  manchen  Län- 
dern, »u  einer  Abgabe  an  die  Post  (Stationgeld)  verpflichtet,    v.  Bebg's  Poiizeir^ 
ffl.  56o. 

d)  Vergl.  Reichsabschied  v.  164»,  |. g3.  Rurfürstl.  CollegialGutachten  v.  i5to.  Gebs-t* 
lachkr's  Handb.  der  Reichsgesetxe,  IX.  1698.  1707.  1711.  Haberlib's  Handb. 
des  t.  Staatsr.  DI.  65.  Dakz  Handb.  des  U  Privatr.,  L  §.  i3a.  v.  Bevit  Erklär, 
des  Postregals,  I.  ai.  TL  27.   Ochel  de  regali  postar.  jure,  X.  10. 

§•   454,  (349.) 

1)  Postwesen  während  der  teutschen  Reichsverfassung. 

t)  Reichsposten;  ein  ReichsRegal  «.  Reichslehn.    Geschichte  und  Protection  des 

R.  Postwesens. 

Vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  unterschied  man  Reichs-  und 
TerritorialPosten.  I)  Das  Reichs  PostRegal  war  dem  fürstlichen  Hause 
Thum  und  Taxis,  seit  i6i5  als  Reichsmannlehn,  seit  1621  als  Mann- 
und  subsidiarisches  Weiberlehn,  unter  dem  Titel  eines  kaiserlichen  Reichs- 
GeneralErbPostmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem  Reich,  anvertraut. 
II)  Zwar  beginnt  die  Geschichte  des  ReichsPostwesens  schon  mit  dem 
Jahr  i563,  aber  erst  in  dem  Jahr  1595  wurden  eigene  Reichsposten  er- 
richtet, und  in  dem  Jahr  i6i5  ward  das  ReichsPostgeneffelat  erblich  und 
reichslehnbar  «),    III)  Das  ReichsGeneralEi  bpostamt ,  stand  unter  dem  be- 
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sondern  Schutz  des  Kaisers  A).  Ueberdiefs  war  das  Reichspostwesen, 
der  Protection  und  Direction  des  Reichs Erzkan zlers  voriüngst 
empfohlen.  IV)  Zuletzt  garantirte  noch  der  R  eichsdeputationsHaupt- 
schlufs  vom  25.  Febr.  i8o3,  §.  1 3 ,  den  Status  quo  des  thurn-  und 
taxischen  Reichspostwesens,  in  seiner  ganzen  Vollständigkeit,  so  wie  es, 
der  Ausübung  und  Ausdehnung  nach,  in  dem  Zeitpunct  des  lune- 
vi l ler  Friedens  (als  Entscheidungstags)  constituirt  gewesen  war.  Zu- 
gleich übergab  derselbe  diese  Reichsanstalt,  um  sie  desto  mehr  zu  sicherm 
dem  besondern  Schutz  des  Kaisers  und  des  kurfürstlichen  Co  lieg  i- 
ums.  Sonach  ward  der  vielseitige  practisch  wichtige  Streit,  über  Eigen- 
schaft und  Umfang  des  Reichspostwesens,  gesetzlich  beseitigt  V)  Ueber- 
diefs hatte  der  Fürst  von  Thurn  und  Taxis  seine  Rechtsverhältnisse  ge- 
sichert, durch  Post  vertrage,  Vergleiche  uud  CorabinationsRc- 
cesse  mit  einzelnen  teutschen  c),  und  selbst  mit  auswärtigen  <0  Staaten. 

a)  Geschichte  der  Posten,  nach  Stadien:  I)  Anliest? ;  bei  den  Persern,  Griechen, 
Körnern,  Franken  etc.  II)  In  dem  Mitte  falte  r ;  hauptsächlich  in  Frankreich  (in- 
sonderheit unter  Ludwig  XI.  Govra,  essai  historique  sur  l'ctablisscment  des 
postes  en  Fr.ime.  Paris  1824.  8.)  und  Teutschland.  Hier,  ausser  dem  städti- 
schen Botenwesen:  1)  burgundisch- niederländische  Post,  seit  i5i6  u.  i543,  ange- 
legt uud  besorgt  durch  niederländische  Postmeister,  aus  der  Familie  von  Taxis. 
—  a)  Erste  Spuren  des  Äc/V/wPostwescns ,  in  den  Rcichsabschieden  von  i5ss, 
§.  5,  und  von  i54s,  $•  45;  in  Gebstlacser's  Handb.  der  ReichsgeseUe ,  IX. 
1698  f.  —  In  den  Jahren  i543  und  i363  spanisch 'niederländische  Posten  in  dem 
Reich,  aus  den  Niederlande«,  durch  Lüttich,  Trier,  Speier,  das  Wirtcmbergi- 
sche,  Augsburg,  Tyrol,  bis  in  Italien,  unter  kaiserlicher  Auctoritat  und  Bestä- 
tigung. Ferdinands  IL  Patent,  v.  31.  Aug.  i563,  bei  Gebstlacheb  ,  IX.  1700.  — 
Rurfürstl.  CollegialGutachten  v.  1570:  dafs  die  Post  meines  römischen  Kaisers  son- 
dere Hoheit  und  Reg  ah  sey ,  und  der  Kaiser  solche  in  fremde  (spanische)  Hände 
nicht  könne  kommen  lassen.  Gebstlacheb,  IX.  1698.  —  Vorgang  von  1&79. 
PrirrisGEH,  III.  308.  not.  b.  —  Eigene  Rn'chs posten ,  seit  1595.  Leonhard  v. 
Taxis  ward  von  K.  Rudolph  H.  als  kaiserl  General  Obrist- Postmeister  in  dem 
Reich  patentirt,  16.  Jun.  1595  u.  6.  Kov.  1597.  JA  mo  s  Reichsarchiv,  Part.  gen. 
443.  G ehstlacher ,  IX.  i7o3.  Reuss  Staatskanr.lci ,  XVI.  33o  ff.  Peeeeikger 
Vitriar.  illustr.,  ÜL  318.  sqq.  Püttbb's  Erörtcr.,  L  36. —  3)  Seit  1623  reichslehn- 
hure ,  erbliche  Verleihung  des  o-GeneralPostmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem 
Reich-,  an  die  frei  herrliche,  seit  i6i5  gräfliche,  seit  1686  fürstliche  Familie  von 
Thurn  und  Taxis.  Der  Lebnbrief  und  die  taxischen  Re Versalien,  stehen  bei 
Schmaus«  corp.  juris  publ.,  u.  Gebstlacheb,  IX.  1705.  Ferdinand  IL  erklärte 
1611  das  taxische  ReichsPostlehn  für  subsidiarisches  Weiber  lehn.  —  4)  Erhebung 
jenes  Amtes  bu  einem  ReichsfAron/eA*  1744 ,  unter  dem  Titel:  Erbgeneral-  und 
ObristHofpottmeisteramt.  Erste  Thronbelehnung  1747.  Merkw.  Reichshofraths- 
Gutachten,  D.  159  f.  —  5)  Reichspost  von  Venedig  nach  Trient;  v.  Bbbg's  Staats- 
magawu  ,  IL  292.  —  Schriften  von  der  Geschichte  der  Posten ,  in  Pütteb's  Lit.t 
10.  58S  u.  Rlvbeb's  Lit.,  446.  Mosbb's  Staats.,  V.  1  ff.  Possxlt's  kl.  Schriften, 
3o5.  341.  Klübbbs  angef.  Postwesen,  S  7  ff-  Rhein.  Bund,  LVR.  427.  C.  G. 
Vischeb's  allgem.  geschichtliche  Zeittafel  des  Postwesens ;  nebst  einer  allgemei- 
nen Literatur  desselben,  Tüb.  1820.  4. 

Von  seineu  Rechten  u.  Pflichten,  s.  Rlübeh's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  3a> 
r)  I'ütteb's  Erörtcr.,  I.  114.    Vertrag  mit  UessenCassel  v.  1719,  in  d.  teutschen 
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Kriegskailslei  v.  1759«  L  »93;  mit  Kurbraunschweig  v.  1748.  in  d.  Cburbraun- 
schweigischen  Beweis  der  Nichtigkeit  aller  tauschen  Scheingründe  (1769  Fol.; 
Beil.  J.  S.  67.  Die  Convention  mit  Baden  Dur  lach  von  1765,  steht  in  Moser'» 
Bechtsmaterien,  III.  «64.  Der  Vergleich  mit  Frankfurt  v.  1-89;  in  Jägkr's  Ma- 
gazin fiir  d.  Reichsstädte,  n.  47.  Taxischer  Pachtvertrag  wegen  der  Post  fci  den 
vorderöitreichiscntH  Staaten.  Vertrag  mit  S.  CoburgSanIfeld ,  bei  Mosen,  V.  189, 
mit  Kurpfaii  v.  i~48,  mit  PJalzbuiern  v.  1784  u.  1799.  Verträge  \on  1804  mit 
Kurbrandenburg,  Nassau ,  HessenDamutadt ,  v.  i8o5  U.  1806,  mit  Baden,  Wirtem- 
*><rg,  PfaUbaiem,  Wirtburg ,  S.  Coburg  u.  S.  Weimar,  Bhein.  Bund,  VII.  3i. 
Von  Kursachsen,  s.  Röxkr's  kursä'chs.  Staatsr. ,  U  814. 
d)  Mit  Frankreith,  Dänemark.  Schweden,  Preussen,  Bönigreich  Italien,  dem  Papst, 
der  helvetischen,  und  den  ehemal.  ba tauschen  und  ligurischen  Republiken,  u.  a. 


§♦  435.  (350.) 
t)  Te  rrilorialPosten. 

Ungeachtet  vielen  Landesherren  anfangs  die  Einführung  der  Reichs- 
posten  in  ihren  Ländern  nicht  unangenehm  gewesen  war,  manche  von 
ihnen  dieselbe  sogar  gesucht  und  begünstigt  hatten,  und  Einheit  der 
Postanstalt  für  das  teutsche  Publicum  sehr  erspriefslich  gewesen  wäre: 
so  reizte  doch  der  bemerkte  Postertrag  hie  und  da  zu  Einfuhrung  eigener 
Territorial  Posten.  I)  Der  Kaiser  selbst  gab,  in  dem  grofsten  Theil 
seiner  teutschen  Erbstaaten,  das  erste  Beispiel  «).  II)  Die  nächsten 
folgenden  Versuche  dieser  Art  machten,  schon  in  dem  letzten  Viertheil  des 
XVI.  Jahrhunderts,  Kursachsen,  Braunschweig  und  Wirtemberg  »),  deren 
Posten  jedoch  zum  Theil  während  des  dreißigjährigen  Krieges  wieder  ein- 
gingen. III)  Aber2seit  dem  westphälischen  Frieden,  wurden  noch  mehr 
TerritorialPosten,  zum  Theil  in  Ländern  von  minderem  Umfang,  eingeführt, 
z.  B.  in  kurbrandenburgischen,  Kursachsischen,  kurbraunschweigischen,  salz- 
burgischen, hessencasselischen  und  darmstädtischen,  mecklenburgischen,  vor- 
pommerischen,  holsteinischen  und  oldenburgischen,  osnabrückischen,  mün- 
sterischen, gothaischen  und  altenburgischen,  herzoglich  -  braunschweigischen 
u.  a.  Staaten  c).  IV)  Etliche  dieser  TerritorialPosten  erstreckten  sich  so- 
gar, kraft  besonderer  Uebereinkunft,  als  Staatsservituten,  über  oder  durch 
benachbarte  Territorien  <*),  widerruflich  oder  unwiderruflich,  ohne 
oder  neben  Reichs-  oder  inländischen  TerritorialPosten ;  ja  es  bestanden 
zuweilen,  sogar  im  Inland,  neben  ihnen  noch  Reichsposten.  V)  Die  Ein- 
führung dieser  TerritorialPosten,  veranlafste  nicht  selten  Widersprüche 
des  ReichspostGeneralats  «). 

a)  Ferdinand  II.  ertheilte  1634  dem  Freiherrn  ron  Paar  das  schon  um  die  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  erlangte  ErblandPostmeisteramt  in  Ungarn,  Böhmen  und 
Oestreich  unter  und  ob  der  Enns,  als  östreichisches  Manulehn.  Auch  gab  es 
schon  unter  Rudolph  II.  einen  niederöstreichischen  Landpostmeister,  dann  einen 
in  Tyrol,  und  auch  einen  in  Steycrmark.  PrsrrniGXR,  U3.  909.  sao.  Bbch  spec 
juris  publ.  Austr.,  1Ö6.  8chböttbr's  östreich.  Staatsr.,  IV.  164.  PüttrVs  Er- 
örtere I.  34.  46.   Mosn's  Staatsr.,  V.  38.  VL  »38.  Ebendcrs.  v.  d.  röra.  Kaiser, 
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4*3  ff.  KkemUrt.  v.  kaiserl.  Regierungsr, ,  691.  Gerstlacbrr's  An  merk,  xu  Jo- 
sephs  II.  Wahlcap.,  i56.  Waldbkrger,  ob  das  Postwesen  ein  kaiserl.  Reservat 
sev?  Wien  179^.  \.  48  ff.  —  In  den  vorderöstreichiscben  Landen,  in  dem  Breis- 
gau, in  den  DonauSta'dten,  in  dem  Innviertel,  und  in  den  öslreichisehcn  Nieder« 
landen,  liefs  Oestreirh  dem  Fürsten  von  Thurn  u.  Taxis  die  Postverwaltung,  so 
lang  es  im  Besitz  dieser  Länder  und  Städte  war. 
*)  Pütter's  Erörtcr.,  I.  33.  54-  117.  Rlürer's  Postwesen  etc.,  S.  *3  ff.  —  Von 
Braunschw.ig,  1269  bis  1589,  u.  1640,  s.  Pütter,  I.  117.  —  Von  Kurbrandenburg, 
s.  das  kurtiirstl.  Schreiben  v.  36.  Apr.  1660,  bei  Pfeffikger,  III.  909.  Moser, 
V.  59.  —  In  Kursachsen,  ward  1681  das  Post-  und  Botenwesen  für  ein  landes- 
herrliches Regal  erklärt.  Röxer's  kursächs.  Staatsr.,  II.  3 10.  Lv'nig's  corp. 
juris  saxon. ,  II.  100?.    Aber  schon  i5?4  ein  landesherrlicher  Postmeister 

angestellt.  Pütter's  Erörtcr. ,  L  34.  Geschichte  des  kursächs.  Postwesens,  in 
der  Samml.  verm.  Nachrichten  «ur  »ächs.  Geschichte,  Bd.  V  II,  S.  saa ,  u.  in 
Weissb's  k.  sachs.  Staatsr.,  Bd.  II,  %.  »10.  —  Von  fVirtemberg .  i58i  Moskr, 
V.  j5  ff. 

c)  Pöttbr's  Erörter.,  I.  45.  66-  tu.  121.  —  Von  Salzburg,  schon  vor  i665,  s. 
Nachrichten  von  Jüvavia  (Salzb.  1784.  fol.)  4?5-  4?8.  —  Von  3f;cllcnburg,  Mo- 
ser v.  kaiserl.  Regicrungsr. ,  689.  —  Das  durlacher  LundkutschenfPcrk ,  eine  Art 
ron  TerrilorialPost wagen,  das  Recht  von  Durlach  aus  eine  Landkutsche  von 
Mannheim  und  Heidelberg  bis  Strasburg  eu  unterhalten,  hat  die  Familie  Her- 
zog als  Mann-  und  Weiberlehn  von  Baden.  Im  J.  1783  verkauften  die  Vassal 
len  die  Ausübung  desselben  mit  lehnherrlichcr  Einwilligung,  an  Thurn  und 
Taxis  für  26,-81  Fl.  3o  Hr.,  wovon  »7,ai6  Fl.  3o  Rr.  bei  der  Lchnbcrrschaft 
baar  niedergelegt  wurden,  wovon  die  Vassalien  die  Zinsen  beziehen  sollten. 
Nach  3o  Jahren  (i8i3)  sollte  der  Wiederkauf  oder  die  Wiedereinlösung,  sowohl 
den  Vassailen  gegen  Erlegung  von  12,000  Fl.,  als  auch  der  Lchnherrschaft  ge- 
gen Zurückgabe  der  bei  ihr  niedergelegten  17,216  FI.  3o  Rr.,  und  auf  gleiche 
Weise  dem  fürstl.  Hause  Taxis  die  Zurückgabe  der  Berechtigung  frei  stehen. 
Im  J.  1800  ward  dieser  Vertrag  auf  andere  3o  Jahre,  von  i8i3  bis  1843,  er- 
neuert. Als  Baden,  im  J.  18t  1,  die  taxischen  Postgerechtsame  im  Badischen  an 
sich  tog ,  trat  es  auch  bei  jenen  Vertragverhältnissen  an  die  Stelle  des  Hauses 
Taxis.  Vergl.  Moser  von  Poliseisaehen ,  S.  416.  —  Vereitelter  Versuch  von 
1691 ,  in  Baiern  Territorial  Post  einzuführen,  ebendas.  4«4.  —  Von  Wirtemberg, 

»  Mosers  Staatsr.,  V.  i5.  »4.  *a  34.  49.  96.  147.  i83.  189.  »17.  «19.  Pütter  a. 
a-  O.  34.  Poatvertrag  mit  Thurn  u.  Taxis,  wegen  der  Postwagen  u.  der  auf 
3o  Jahre  pachtweise  übernommenen  Landkutschen  v.  "vi,.  Nov.  1775.  —  Von 
Territorial/W/ffAen,  s.  Boehxer  princ.  juris  feud.  §.  70. 

d")  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  339  ff.   Revss  Staatsk.,  XVI.  3*8. 

e>  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  öl.  584.  Klüber's  Lit.,  441.  Mosers  Staatsr.,  V. 
im.  141.  -  Von  dem  Recht,  TerritorialPosten  «u  errichten,  s.  IUwuilis's 
pragni.  Gesch.  d.  Wahlcap.  Leopolds  II.,  S.  3ao  ff.  Pütter  a.  a.  O.  46  —  76. 
Dar*  Uandb.  des  t.  Privatr.,  L  $.  i3i.  Dafs  die  TerritorialPosten  blofs  W 
Hungen  einer  kaiserl.  Connivenz  gewesen  seyen,  behauptet  Humlrr.  Schott'» 
unpart.  Critik.  II.  6aa- 

§.   456.  (%!.) 
J)  PostRegal  u.  Botenwesen  in  Reichsstädten.    4)  Landboten  und  Landkutschtn. 

1)  In  Reichsstädten  waren  Reichsposten«)  hie  und  da,  na- 
mentlich zu  Hamburg,   Frankfurt  und  Bremen,  auch  fremde  Tcrrito- 
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rial Posten,  eingeführt.  Indefs  galten  bei  Reichsstädten  in  Ansehung 
des  PostRegals,  in  der  Regel,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  andern  Lan- 
desherrschaften. II)  Ordentliche  Boten,  gehende,  reitende  oder  fah- 
rende, in  entfernte  Gegenden  zu  senden,  war  manchen  Reichsstädten, 
meist  schon  seit  dem  Mittelalter,  durch  Herkommen  oder  Verträge  gestat- 
tet HI)  Diese  Boten,  so  auch  die  gemeinen  ordentlichen  Land- 
boten  und  Land  Rutscher,  sollten  jedoch  unterwegs  weder  Briefe 
und  Packete,  noch  Personen  mitnehmen  oder  absetzen,  auch  keine  Pferde 
wechseln  c).  Mifsbräuche  und  Collision  dieser  städtischen  und  andern  Bo- 
ten mit  den  Reichsposten,  veranlafsten  Streitigkeiten  <0,  Verordnungen«), 
Visitationen  /). 

a)  In  manchen  nach  langer  Weigerung.  Da  Mauas,  Acta  Pari»  Westph.,  V. 
446.  448. 

6)  Schriften  in  PCttkb's  Lit.,  III.  578  u.  587.  Pfeffihgkb ,  III.  ai3,  not.  c.  Mosxb'i 
Staat sr.,  Th.  V,  passim.  Rcpertor.  des  Staats-  u.  Lehnr.  Art.  Boten-  u.  Post- 
weseo,  $.  7.  Danz  Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  i38.  v.  Bebst,  III.  3o3.  Pöt- 
tfr's  Erörter. ,  I.  43-   Klvbeb's  Postwesen,  etc.,  S.  11 — 14- 

c)  Waldcap.  (174a)  XXIX.  3.  Von  Landkutschen  und  MiethkuUcbcn ,  a.  oben 
§.  433. 

d)  Schon  seit  i636.  Pvtteb's  Lit.,  ül.  676.  5-8.  Klübeb's  Lit,  44x  ff-  Scbwkdsh's 
theatr.  praetens.,  T.  II.  oiq-  543.  v.  Holzschuukb's  Deducl  Bibl.,  L  87.  Mossb's 
B.  H.  R.  Conclusa,  VIIL  244.  1^. 

e)  Kaiserliches  Patent  gegen  die  Neben-  und  Winkelposten,  v.  17.  OcU  1706,  in 
Gkb&tlachbb's  Corp.  juris  publ.,  IV.  417.    tVahlcap  a.  a.  O. 

f)  Fabeb's  neue  Staatskanelei,  XXL  371.   Monas  ReichsStaatshandb.  v.  1768,  L  i5o. 

g.  437. 

II)  PostRegal  seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung. 

1)  Wahrend  des  rheinischen  Bundes. 

In  diesem  Zustand  befand  sich  in  Teutschland  das  Postwesen,  diese 
für  das  Publicum  und  das  öffentliche  Wohl  so  wichtige  Staatsanstalt,  als 
der  presburger  Friede  (i8o5)  drei  Reichsständen  (Baiern,  Wirtemberg 
und  Baden)  eine  relative  Souverainetät  ert heilte,  auch  bald  nachher  die 
teutsche  Reichsverbindung,  und  mit  ihr  die  ReichsPostverfassung ,  aufge- 
lötet ward.  Mit  der  Souverainetät,  erlangten  die  rheinischen  Bundesfürsten 
auch  das  PostRegal  nach  seinem  ganzen  Umfang  «).  Es  erfolgten  nun 
mannigfaltige  Veränderungen;  wobei  nicht  überall  der  bei  manchen 
andern  ReichsLehnverhältnissen  anerkannte  Rechtsgrund  bestätigt  ward, 
dafs  bei  den  Postgerechtsamen  des  fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis, 
nur  die  Reichslehnbarkeit  als  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung 
erloschen  zu  betrachten,  und  die  Lehnherrlichkeit  nunmehr  auf  denjenigen 
Bundesstaat  übergegangen  sey,  unter  dessen  Staatshoheit  der  Gegenstand 
der  Lehnverbindung  jetzt  aussch liessend  sich  befand  (§.  538  u.  54o). 
I)  Die  schon  vorhin  eigene  Territorialposten  gehabt  hatten,  liefsen 
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solche  fortdauern  *),  jetzt  ohne  fernem  Widerspruch  von  Seite  des 
fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis.  II)  Andere,  unbekümmert  um 
Vorschrift  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3  (§•  434) , 
teten,  ganz  für  eigene  Rechnung  in  Selbstverwaltung,  neue  Landespos- 
ten, mit  Aufhebung  der  bisherigen  fürstlichen  thurn-  und  taxischen  Pos- 
ten, z.B.  Wirtemberg  c),  der  Konig  von  Westphalen  ^),  der  Grofs- 
herzog  von  Berg  <•);  auch  Baiern,  seit  1808/),  und  Baden  seit  dem 
1.  Aug.  181 1  g). 

a)  Rhein.  Rund.  VB.  3i.   Rlvub's  Postwesen  etc.,  S.  47  ff. 

4)  s.  B.  der  König  von  Sachsen,  die  Herzoge  von  Mecklenburg,  Hoüu  inOldenburg, 
SachsenGotha. 

c)  Wirtemberg  führte  eigene  Landesposten  ein,  schon  vor  Errichtung  des  rheini» 
sehen  Rundes,  im  Dec.  1805,  als  es  kaum,  durch  den  presburger  Frieden,  eine 
relative  Souverainetät  erlangt  hatte. 

d)  Rhein.  Rund,  XLVI.  140. 

e)  Der  neue  GroFsherxog  vou  Berg,  hob  die  taxischen  Posten  schon  vor  Errich- 
tung des  rheinischen  Bundes  auf.  Er  errichtete  auch  ausserhalb  Landes  eigene 
Po^tBureaux ,  f..  B.  in  Hamburg  und  Drc  men.  Bergiscbe  PostConrentionen,  mit 
Hamburg,  v.  8.  Dec.  1807,  in  d.  Rhein.  Rund,  XVI.  44;  mit  Bremen,  v.  4-  Juni 
1808. 

J)  Note  a  des  folg.  §. 
g)  Note  b  des  folg.  §. 

§.  438.  (353.) 
Fortsetzung. 

III)  Die  meisten,  welche  vorhin  eigene  Landesposten  nicht  gehabt 
hatten,  verwandelten  die  bisherigen  taxischen  Reichsposten  in  Landes- 
posten, und  gaben  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis  das  Erbland- 
Postmeisteramt  zu  Lehn,  zum  Theil  mit  der  Verpflichtung,  einen  jährlichen 
Canon  zu  entrichten,  und  eine  inlandische,  von  einer  auswärtigen  taxischen 
Postbehörde  (möglichst)  unabhängige  PostDirection  anzuordnen.  Dieses 
thaten:  Baiern  «),  doch  nur  bis  1808,  der  Fürst  Primas,  nachher  Grofs- 
herzog  von  Frankfurt,  Baden  *),  bis  zu  dem  1.  Aug.  1811,  der  Grofs- 
herzog  von  Hessen  c),  der  Grofsherzog  von  Wirzburg  <*),  Nassau,  die 
Herzoge  von  Sachsen  die  Fürsten  von  Reufs  und  Schwarzburg- 
Der  Fürst  Primas  hob  die  hessen-casselische  Post  auf,  welche  zu  Frank- 
furt am  Main  bestanden  hatte/).  IV)  Einige  gestatteten,  vertragweise, 
auswärtige  Posten  in  ihrem  Lande  ff),  zum  Theil  unentgeltich.  V)  Et- 
liche hatten,  wie  vorhin,  weder  taxische  noch  andere  Post  A).  VI)  Das 
Königreich  Sachsen  hatte  1807  von  Preussen  eine  eigene  TransitoPost- 
route  durch  Schlesien,  von  und  nach  dem  Herzogthum  Warschau,  ab 
otaatsdienstbarkeit  erhalten  «).  VII)  Einzelne  Bundesstaaten  schlössen, 
theils  unter  sich,  theils  mit  auswärtigen  Staaten,  Post  verträge,  insonder- 
heit CombinationsRecesse*).  VIII)  In  demjenigen  Theil  des  nörd- 
lichen Teutschlandes,  welchen  Napoleon  im  December  1810  mit  Frankreich 
vereinigt  hatte  (§.  3s),  ward  franzosische  Postverwaltung  eingeführt. 
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«)  Beuern )  bald  nach  dem  presburger  Frieden.  Das  taxische  ErblaudPoatineister- 
amt  schränkte  sich  nun  ein,  auf  die  altbaierisctiea ,  und  auf  die  durch  de» 
Friedensschluß  von  Presburg  erlangten  Staaten,  worin  damals  eigene  oder  be- 
sondere Postanstaltcn  nicht  eingeführt  waren.  R,  baier.  Patent  t.  14.  Febr. 
1806,  in  dem  baier.  Reg.  Blatt  v.  1806,  N.  9.  HXbirlis's  Staatsarchiv,  Heft  58, 
S.  187.  Rhein.  Hund,  VR.  3»,  und  Schwab.  Merkur,  1806,  N.  4h.  —  Allein 
durch  ein  Patent  v.  1.  Mari  1808 1  hob  Baiern  die  taxische  Postvcrwaltung  auf, 
u.  führte  eigene  ein.    Reg.  Blatt,  1808,  S.  1181. 

b)  Badische.  Verordnung  v.  a5.  Sept.  1806,  in  dem  bad.  Regier  Blatt,  1806,  N.  3i, 
und  in  d.  Rhein.  Bund,  VU.  35.  Wozu,  als  Relatum,  gehört  die  PostConveu- 
tion  zwischen  Baden  und  Taxis,  v.  11.  Mai  i8o5.  Vertrag  «wischen  Baden  und 
Taxis,  v.  a8.  Nov.  1808,  wodurch  dieses  als  ErblandPoslmeister  die  Postver- 
waltung tu  Lehn  erhielt.  —  Allein  am  1.  Aug.  181 1.  nabm  Baden  die  Post  iu 
eigene  Verwaltung.   Reg.  Blatt,  1811,  St.  ai. 

c)  Grofsherzogl.  kettisch*  Verordn.  v.  38.  Juni  1807. 

d)  ffirtburgiscfie  Verordn.  v.  aa.  Nov.  1806,  in  dein  wirzb.  Regier.  Blatt  r.  »-.  Dec 
1806,  N.  aa,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  VU.  41. 

«)  S.  Coburgische  Verordn.  v.  aq.  Sept.  1807,  in  OxsTKRa*icaE»'«  Archiv,  TL  Jahrg. 
St  a,  Num.  1. 

f)  Fürstl.  primatische  Verordnung  v.  at.  Nov.  1807.    Rbein.  Bund,  XHT  Ö9. 

g)  So  verstanden  sich  die  drei  anhaUischen  Regenten  zu  der  Aufnahme  königlich' 
westphälischer  Post;  durch  Verträge  (Dessau)  v-  3.  Juni  1808,  (Cöthen)  vom 
5.  Juni  1808,  u.  (ßernburg)  v.  16.  Juni  1808.  Rhein  Bund,  XX.  3o~.  XXIV. 
4a5.  Dasselbe  thalen  Lippe  u.  Schaumburg  Lippe ,  1808,  desgleichen  .Jrenb?rg.  — 
HohentaUernHedungen  verpat  htete  die  Post,  auf  seiner  eiu/.igen  Station  Hechin- 
gen, an  Wirtemberg,  auf  acht  Jahre. 

h)  Der  Fürst  von  Liechtenstein;  auch  die,  seit  i8i5  nicht  mehr  sourerainen  Für- 
sten von  Isenburg  n.  von  der  Leven.  HohenzoIlernSigmaringcn  hat  Post,  erst 
teil  ungefähr  1810.    Man  s\      44°i  «• 

»)  Convention,  geschlossen  zwischen  Frankreich,  Preussen  und  Sachsen,  au  Elbing 
den  i3.  Oct.  1807,  gemäfs  dem  frann.  preufs.  Frieden  von  Tilsit.  Rbein.  Bund, 
XVL  40.  W.  H.  Matthias  Darstell,  des  Postwesens  in  den  preufs.  Staaten. 
Berl.  181a.  8. 

I)  Baden  mit  Baiem,  am  aa.  Ott.  1810,  und  mit  dem  Ganton  Aargau,  am  17.  Sept. 
1808,  Art.  9,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1809,,  Nun.  35;  desgleichen  mit  Thurn 
«.  Taxia  am  3.  Dec.  1811  u.  im  J.  i8»a.  Preussen  mk  Thurn  u.  Taxis  im  J. 
i8a3-  —  Oldenburg  u.  Westpbalen,  im  Febr.  1809. 

§.  439.  (hm*.) 

1  t)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes. 

IsolirungsSystem.    Sicherung  der  jürstl.  taxischen  Gerechtsame , 

a)    durch  die  BundesActe. 

I)  Durch  das,  zum  gröfsten  Nachtheil  des  Publicums,  auch  in  dem 
Postwesen  eingerissene  TerritoriallsolirungsSystem,  war  es  so  weit 
gekommen,  dafs  am  1.  Dec.  1810,  auf  der  Grundflache  des  aufgelösten 
teutschen  Reichs,  weniger  nicht  als  drei  und  vierzig  verschiedene  Ter- 
ritorial Postanstalten  gleichzeitig  arbeiteten;  sieben  kleinere  abgesonderte 
nicht  gerechnet  <*).  Fast  eben  so  verhielt  es  sich,  als  die  teutsche  Bundes- 
Acte errichtet  ward  *)>  nachdem  an  die  Steile  der  eingegangenen  fran- 
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zosischen,  königlich -westphälischen  und  grofsherzoglich- bergischen  Posten, 
wieder  andere  TerritoriaiPosten  getreten  waren.  II)  Die  t  eutsche  Bau  des- 
Acte lief«  'den  Mangel  einer  für  Gemeinwohl  höchst  wünschenswertheu 
Einheit  der  Postanstalt,  wenn  nicht  in  allen,  doch  in  dem  grofsten  Theil 
der  Bundesstaaten,  unbeachtet;  und  eben  so  die  Nachtheile,  welche  aus 
einer  unbeschränkten  Trennung  in  der  technischen  und  finanziellen 
Verwaltung  der  verschiedenen  Landesposten,  für  die  Gesammtheit  der 
Bundesstaaten  unvermeidlich  und  fortwahrend  erwachsen.  III)  Sie  be- 
schränkte sich  auf  bestätigende  Anerkennung  der  Rechtsansprüche 
des  fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis.  Ihr  zufolge,  soll  dieses  Haus 
in  dem  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3  (oben  236 
u.  434)»  oder  in  späteren  Vertragen  bestätigten  Besitz  und  Genufs  der 
g  osten  bleiben,  so  lang  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweite 
Verträge  abgeschlossen  werden.  In  jedem  Fall  wurden  demselben,  in  Folge 
des  §.  i3  jenes  Hauptschlusses,  seine  auf  «Belassung  der  Posten,  oder 
auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche 
versichert».  Zugleich  ward  bestimmt,  dafs  «dieses  auch  da  Statt  linden 
solle,  wo  die  Aulhebung  der  Posten  seit  i8o3,  gegen  den  Inhalt  des 
ReichsdeputationsIIauptschlusses,  bereits  geschehen  wäre,  in  so  fern  diese 
Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  festgesetzt  ist» 

■ 

a)  Man  s.  die  angef.  Patriotischen  Wunsche,  S.  3a— 35. 
b  )  Ebendaselbst. 

c  )  BundesActe,  Art.  17.  Klübir's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  363  f., 
438  f.,  535  u.  455  f.  Ebcndess.  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandl.  des  wiener 
Congr. ,  S.  s3i,  141,  148  f.,  a58  u.  268. 

§•    440.  (354b.) 
b)  Und  durch  Verträge. 

I)  Zufolge  dieser  Bestimmung  der  BundesActe,  haben  1)  Entschä- 
digung, für  die  nicht  zurückgegebene  Postverwaltung,  dem  fürstlichen 
Hause  Thurn  und  Taxis  vertragweise  bewilligt:  O  est  reich«),  Preuf- 
sen  6),  Baiern  c)  Baden  9)  In  andern  Bundesstaaten,  hat  Thurn 
und  Taxis  die  Postverwaltung  entweder  behalten  oder  wieder  erhal- 
ten, und  es  sind  über  das  wechselseitige  Rechtsverhält nifs  Verträge  *) 
geschlossen  worden,  meifst/)  Lehnverträge,  durch  welche  das  Recht  zu 
inländischer  Postverwaltung,  und  zugleich  die  Würde  eines  ErbLandpost- 
meisters ,  als  Erb-,  Mann-  und  Thron  lehn  verliehen  ist.  II)  In  etlichen 
kleinern  Bundesstaaten  oder  Bestandteilen  von  Bundesstaaten,  wo  im  Jahr 
i8o3  Thurn  und  Taxis  keine  Post  Verwaltung  hatte,  hat  es  solche  nun 
durch  Verträge,  zum  Theil  mit  Zeitbestimmung,  neu  erworben  g). 
III)  In  dem  gröfsern  Theil  der  vorhin  genannten  Postverträge,  ist  Ent- 
richtung eines  bestimmten  jährlichen  Post  Canons  an  die  Staatscasse,  in 
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allen  die  Ausübung  der  Staatshoheit,  insbesondere  die  landesherrliche 
Oberaufsicht  (§.  441  u.  f.),  über  die  inlandische  Postverwaltung  ausdrück- 
lich vorbehalten. 

a)  Oestrenh  für  die  Postverwaltung  im  Innviertel,  durch  Uebereinkunft  vom  Man 

*)  Für  die  Postverwaltung  in  den  neuerworbenen  preußischen  Staaten  auf  der 
rechten  Rheinseite,  und  in  dem  Herzogthum  Westpbalen,  ward  zuerst  das 
Quantum  der,  mittelst  einer  Jahrrente  su  gebenden  Entschädigung  festgesetzt, 
durch  Vertrag  v.  4.  Juni  1816.  Hierauf  ward  an  dessen  Stelle,  durch  Vertrag 
v.  11.  Mai  1819,  das  nutzbare  Eigenthum  eines  vierfachen  DomänenCompleiu», 
in  dem  Grofcherzogtbum  Posen  an  der  schlesisrhen  Grenze,  abgetreten.  Das 
Ganze  ward ,  unter  der  Benennung  Fürsienüium  Krotoszyn ,  zu  einer  schlesischen 
Standesherrschaft  erhoben,  und  als  ThronMannlehn  dem  Fürsten  und  seiner  männ- 
lichen Nachkommenschaft  verliehen;  für  den  Fall  ihres  Abganges  ward  deui 
Oheim  des  Fürsten,  dem  Prinzen  Maximilian  und  dessen  männlicher  Nachkom- 
menschaft, durch  Mitbelehnung  die  Nachfolge  zugesichert. 

e)  Beuern.    Durch  Grundgütcr  und  Gefälle  in  der  Stadt  Regensburg,  in  deren 
Umgebung,  und  in  dem  Untermainkreis,  mit  Verleihung  standesherrlicher  Vor 
rechte,  durch  Ucbereinkunft  von  1809.    Vergl.  \.  3i3,  d.    Zugleich  bekleidet 
Thum  u.  Taxis  in  Baiern  fortwährend,  als  lchnbarcs  ReichsHronaint,  die  Würde 
eines  OberstPostmeisters. 

d)  Baden.  Durch  Lebereinkunft  vom  26.  Juli  181 1,  ward  eine  Jfcbrrente  (ur  Taxi» 
festgesetzt,  welche  in  Grundgüter  verwandelt  werden  soll. 

e)  Verträge  dieser  Art,  haben  die  Staatsregierungen  folgender  Bundesstaaten  mit 
dem  fürstl  Hause  Thum  und  Taxis  geschlossen.  1)  Wiriemberg,  am  «?.  Juli 
1819,  wodurch  das  nutzbare  Eigenthum  sämmtlicher  Po6tcn  im  ganzen  Umfang 
des  Königreichs,  mit  der  Wurde  eines  ErbLandpostmeisters,  als  TbronErbmann- 
lehn  verlieben,  zugleich  aber  die  Entrichtung  eines  jährlichen  LehnCanons  von 
70,000  Fl.  und  (in  einem  Nebenvertrag)  ein  jährlicher  Ersatz  von  80,000  Fl.  für 
das  von  Staatsbehörden  bezahlte  Porto,  festgesetzt  wird.  Wirtcmb.  Verordn. 
v.  9.  Sept.  1819,  in  dem  Regier.  Blatt,  v.  1819,  Num.  64>  Verordn.  v.  16.  Febr. 
1821 ,  wegen  Beschränkung  des  Landboten-  und  Güterfuhrwesens.  Ueber  das 
Post-  u.  Botenwesen  in  Württemberg.  Stuttg.  1827.  8.  2)  Kurhessen,  am  11.  Jim. 
1816  (Erbzins  4v>°0  Rtblr.),  und  3)  Grossher togthum  Hessen,  am  3i.  März  1818, 
in  derdarmstädter  Zeit.  v.  9.  Apr.  1818  u.  in  der  Gesetzsamml.  v.  i838,S.  35;  beide 
Hessen  wie  Wirtemberg.  Grofsh.  Hessen  erhält  einen  jährlichen  Lehncanon 
von  3o,00O  Fl.  4)  Nassau,  am  19.  Dec.  1806.  5)  S.  WeimarEiscnach,  am  8.  Dec. 
1816.  6)  S.  Gotha,  am  94.  Febr.  1817.  Für  das  Fürstenthum  Ottenburg,  bestand 
ein  besonderer  Vertrag,  v.  26.  Oct.  1817,  mit  vierjähriger  Zeitbestimmung,  er- 
neuert am  8.  Juli  1818.  7)  S.  CoburgSaal/eld,  am  16.  Sept  1807;  auch  ward 
die  Postverwaltung  in  dem  Fürstenthum  Lichtenberg,  im  J.  1816  dem  fürstl. 
Hause  Th.  u.  Taxis  übergeben.  Nachdem  durch  den  herzog],  sächs.  Tbeilungs- 
verlrag  von  1826  das  Fürstcnthum  Gotha  an  S.  Coburg  gefallen  war,  schlofs 
der  Herzog  von  S.  Coburg-Gotha ,  für  Coburg  u.  Gotha  am  4«  Nov.  1827  einen 
neuen  PostLehnvertrag  mit  Th.  u.  Taxis.  8)  S.  CoburgMeiningen,  am  2.  Mai  1807; 
S.  Bildburghausen,  am  4-  Apr.  1808.  Nachdem,  durch  den  Theil ungsrertrag  von 
i8a6,  Hildburgbausen  mit  Meiningen  vereinigt  worden  war,  schlofs  der  Herzog 
von  S.  MeiningenHildburghausen  am  2.  März  1829  mit  Th.  u.  Taxis  einen  neuen 
Postvertrag,  für  Meiningen  u.  Hildburghausen.  9)  S-  Altenburg,  am  a8.  Dec. 
1829,  Supplementär  Vertrag  zu  dem  oben  Num.  6  erwähnten  von  1822,  auf 
»5  Jahre.    10)  HolsUinOldenburg ,  am  1.  Oct  1817,  wegen  des  Fürstenthums 
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Birlenjeld.  n)  Schwarzhur gSondershausen ,  am  8.  Jun.  181a  u.  19.  Jan.  1819,  we- 
gen der  Postverwaltung  in  der  Herrschaft  oder  dein  Amt  Arnstadt,  dem  obern 
Fürstenthum ;  sodann  wegen  des  Postcurses  zwischen  Arnstadt  u.  Gotha,  am 
1.  Nov.  1819.  (In  den  übrigen  schw.  sondershausischen  Landesthcilen  ist  preus- 
sisebe  Postverwaltung.)  1a)  SchwarzburgRudolstadt,  am  a3.  Aug.  1817,  als  Thron- 
Erbmanntebn.  i3)  HohenzoUemHechin^en ,  am  a4.  Oct.  18«  1.  »4)  Hohenzollern- 
Sigmaringen,  das  erst  seit  ungefähr  1810  Post  im  Lande  hat,  nahm  durch  Ver- 
trag mit  Wirtemberg  v.  ia.  Febr.  1819  (dessen  Inhalt  in  der  Samml.  der  Ge- 
setze u.  Verordn.  für  das  Fürslenth.  HohenzollernSigmar.,  von  1808  bis  i8ao, 
Sigmar.  i8as.  4.,  S.  a3a— a34),  k.  wirtembergische  Post  auf  10  Jahre  an,  für 
ein  Postamt  iu  Sigmaringen  u.  zwei  Postbaltereien  zu  Haigerloch  u.  Gamertingen, 
mm  auch  auf  3  andern  Stationen,  unter  landesherrlicher  Oberaufsicht  u.  Rechts- 
pflege. Als  bald  nachher  das  fürstl.  Haus  Taxis  in  dem  Hönigr.  Wirtemberg 
die  Postverwaltung  übernommen  hatte,  trat  dasselbe,  vom  1.  Oct.  1819  an,  in 
jenen  Vertrag  ein.  Man  s.  die  angef.  Samml.,  S.  a55.  Jener  mit  Wirtemberg 
errichtete  Postvertrag  ging  mit  Ende  des  März  1829  zu  Ende.  Vermöge  eines 
mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  geschlossenen  Rostvertrags  vom  ao.  März 
i8ao,  ward  diesem  vom  1.  April  1889  an  die  Postverwaltung  überlassen.  i5)  fVal- 
deck  und  Pyrmont,  am  17.  Marz  1814.  16)  Raus ,  ältere  Linie  (Greitz),  am 
ai.  März  1809.  17)  Reuss,  jüngere  Linie,  schlofs  Postüberlassungs Verträge: 
a)  Schieitz,  am  18.  März  1809  u.  1.  März  1816,  dann,  auf  weitere  a5  Jahre,  am 
39.  Jufi  i8a6;  b)  Ijobenstein ,  am  17.  März  1809;  c)  SchUitz,  Lobenstein  und 
Ebersdorf,  wegen  der  gemeinschaftlichen  Herrschaft  Gera,  am  1.  März  1817, 
dann,  auf  weitere  aj  Jahre,  am  aa.  Febr.  1887.  18)  Schaumhur g  Lippe ,  am  i5. 
Febr.  1814  »9)  Lippe  (Detmold),  am  10.  Febr.  1814.  ao)  HesstnHomburgy  am 
aa.  Sept.  1817,  auch  wegen  Meisenheim,  als  ThronErbmannlebn.  ai)  Lübeck, 
am  ai.  Sept.  1819.  aa)  Frankjurt  a.  M. ,  am  3i.  Dec.  i8ai.  a3)  Bremen ,  am 
i5.  Jul.  1816. 

/ )  Lehnverbindung  ist  nicht  festgesetzt,  in  den  Verträgen  mit  HohenzollernHechingen, 
HohenzullernSigmariogcn ,  SchaumburgLippe,  Lippe,  und  den  Freien  Städten. 

g)  So  in  dem  Hurfürstenthum  Hessen,  iu  dem  Fürstenthum  HohenzollcrnStgma- 
rtngen  seit  1819,  in  dem  sacbsen-coburgtschcn  Fürstenthum  Lichtenberg,  in  dem 
holstein-oldenburgischen  Fürstenthum  Birkenfeld ,  in  der  hessen-homburgischen 
Herrschaft  Meisenheim,  in  dem  Fürstenthum  Altenburg,  in  dem  letzten  seit  dem 
a6.  Oct.  1817,  mit  Zeitbestimmung. 

§♦  441  ♦  (355.)  % 

ünbeschränktheit    der  Post  Hoheit.     Verschiedenheit  der  Post  v  er- 
waltung  in  den  Bundesstaaten.    Postverträge.  PostverwaUungs- 

Bezirke. 

I)  Die  (§.  439)  angeführten  Bestimmungen  der  BundesActe  abgerech* 
net,  ist,  nach  dem  Grundsatz  der  für  die  innere  Staatsverwaltung  in  der 
Hegel  geltenden  Ünbeschränktheit,  kein  Bundesstaat  in  der  Ausübung 
der  Posthoheit  von  Aussen  her  positiv  beschränkt.  Jeder  Bundes- 
staat übt  dieselbe  aus;  auch  dann,  wenn  er  die  Post  nicht  unmittelbar  für 
eigene  Rechnung  verwalten  läfst,  oder,  wegen  Beschränktheit  seiner  Ge- 
bietverhältnisse, in  seinem  Gebiet  keine  Postanstalt  besteht,  sondern  nur 
die  Post  des  angrenzenden  Auslandes  für  den  eigenen  Postverkehr  benutzt 
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wird  (§.  4^8,  V,  und  Note  h).  II)  Die  Po  st  Verwaltung,  abgesondert 
von  der  Posthoheit,  lä'Pst  i)  der  dem  geographischen  Umfang  nach  be- 
deutendste Theil  der  Bundesstaaten,  für  eigene  Rechnung  fuh- 
ren «).  2)  Andere  Bundesstaaten,  haben  solche  Andern  für  deren  Rech- 
nung uberlassen;  und  zwar  a)  entweder  andern  Dundesstaaten,  durch 
besondere  Uebereinkunft,  gegen  bedungene  Vortheile  *);  b)  oder  dem  fürst- 
lichen Hause  Thum  und  Taxis,  theihv  vermöge  der  durch  den  Reichs- 
deputationsHauptschlufs  und  die  BundesActe,  zum  Theil  auch  durch  neu 
hinzugekommene  Verträge  begründeten  Rechte  desselben,  theils  durch  freie 
Uebereinkunft  c).  3)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  mehrfache  Postver- 
waltung neben  einander  (cumulativ);  entweder  theils  für  eigene,  theils 
für  fremde  Rechnung  oder  blofs  für  fremde  4)  Auch  haben  et- 
liche Postverwaltungen  durch  Vertrage  gegen  fremde  Post  Verwaltungen 
sich  verpflichtet,  zu  q^nem  PortoTarif,  zu  Verbindungslinien  für 
.Brief*  und  Fahrposten/),  zur  Durchfuhr  (Transito)  verschlossener 
BriefPackete  (Packetschlüsse)  mittelst  der  inlandischen  Postanstalt,  auf  einer 
bestimmten  Route,  gegen  festgesetzte  Entschädigung  nach  dem  Gewicht 
5)  Aua  diesem  Allen  ergibt  sich  eine  Mannigfaltigkeit  der  Postverwal- 
tun gs  bezirke,  in  dem  Gesammtumfang  der  Bundesstaaten 

«)  Namentlich  Oesrreich,  Preussen,  Sachsen  (Königreich),  Baiern,  Hannover,  (Wir- 
temberg  bis  1819),  Baden,  Holstein,  Luxemburg,  Braunschweig,  Mecklenburg- 
Schwerin  und  MecMenburgStrelitz ,  Oldenburg  im  Grofsherzogthum  Oldenburg. 
Früher  auch  SachscnGotha  im  Altenburgiscben,  bis  1817,  wo  furstl.  thurn-  und 
taxische  Postverwaltung  eintrat;  so  wie,  um  dieselbe  Zeit,  im  G<  thaiseben  die 
neben  der  taxischen  Post  bestandene  herzogliche  Post  Verwaltung  aufhörte. 

h)  Z.  B.  Liechtenstein  an  Oestreich:  Oldenburg  in  dem  Fürstentbum  Lübeck  (au 
Eutin)  an  Holstein;  die  drei  Herzoge  von  Anhalt  (doch  mit  Ausnahme  de« 
ExtraPostwesens),  und  der  Fürst  von  ScbwarzburgSondershausen  (doch  mit 
Ausnahme  von  Arnstadt),  an  Preussen;  auch  Hamburg  und  Lübeck  an  Preussen 
und  an  verschiedene  Andere,  neben  einer  eigenen  StadtPostanstalt,  wovon  und 
von  Bremen,  unten  Note  d.  So  auch  HobenzollernHechingen  bis  1819  an  Wir* 
temberg;  desgl.  1819,  HobenzollernSigmaringen ,  vergl.  %.  44°  •  c*  lm  Januai 
i835  wuMe  zwischen  Hannover  und  Braunschwrig  eine  Postübereinkunft  abgc 
schlössen,  nach  welcher  zwar  das  Herzoglieb-Braunschweigisihe  Interesse  durch 
eine  eigene  Qberposibebördc  fernerhin  gewahrt,  der  sämmtliche  Postdienst  aber 
unter  die  Hannoverische  Verwaltung  gestellt,  und  die  Poslrechnung  gemein- 
schaftlich ist. 

c)  Man  sehe  §.  44°»  Note  e. 

d)  So  in  den  drei  Freien  Hansestädteu.  bukeck  hat:  1)  eigene  Stadtpost,  reitende 
und  fahrende  nach  Hamburg,  1)  furstl.  thurn-  und  taxische  Briefpost,  3)  k. 
hannöverische,  reitende  und  fahrende.  —  Hamburg  hat:  1)  eigene  Stadtport, 
rettende  nach  Bremen,  Lübeck,  Mecklenburg  und  Pommern,  und  fahrende 
nach  Lübeck,  auch  Fufapost  in  der  Stadt  und  deren  Vorstädten*  %)  thurn •  u. 
taxisebe  Briefpost;  3)  k.  dänische,  reitende  und  Fracbtpost,  auch  Fufspost 
nach  Altona;  4)  k»  schwedische,  reitende  durch  Dänemark  nach  Schweden; 
5)  k.  preussische,  reitende  u.  fahrende;  6)  k.  hannoverische,  reitende  u.  fah- 
rende; 7)  k.  hannöverische  u.  herzogl.  braunscbweig-luneburgiscbe  Communion- 
Post,  fahrende;  8)  hannoversche  ti.  Hansestadt-Hamburg-Bremer  Communion* 
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Post,  fahrende;  9)  grofsh.  mecklenburgische,  fahrende;  10) 
|irivi|pgirte  Posti "x jn« rlirion .  für  die  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  mit 
SHtifTgflegenheit  von  Hamburg,  Bremen  oder  Amsterdam.  —  Bremen  hat: 
1)  eigen.'  Stadtpost,  nur  Briefpost,  nach  Hamburg  und  Holland,  mit  welcher 
seit  1814  die  preussische  Briefpost  in  der  Verwaltung  »ereinigt  ist,  «)  hannöve- 
rigrhe  Brief-  und  fahrende  Post,  3)  proussisebe  Briefpost,  4)  thurn-  und  taii- 
sehe  Briefpost.  —  Auch  Gotha,  im  Furstentbum  Gotha,  bis  1817,  und  Braun- 
schweig  bis  1790,  hatten  mehrfache  Postverwaltung  neben  einander,  tbeils  eigene 
thcils  fremde, 

e)  Mehrfache  Post  Verwaltung ,  neben  einander,  blofs  für  fremde  Rechnung,  haben: 
Lippe  und  SchaumburgLippe,  wo  preussisrhe  und  taxische  Post  ist.  So  che  hin 
auch  die  Reichsstadt  Frankfurt,  wo  taxisebe  oder  Reicbspost  und  hessen-rasseli- 
sche  Poat  war  (§.  438). 

j)  Beispiele  in  Wkisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  H,  §.  35o. 

ff)  Man  s.  F.  M.  I>ixr.  Post»  und  Reisekarte  von  Deutschland.  Gotha  i8?5,  in  vier 
Blättern.  Postcours-  oder  Pos  tlnfluenr.H  arten  v.  Fiuss  Rimumon  in  Wien. 

ii!  ».  ,  '  ..     .  "1 

fr  442.  „ 

Oberaufsicht,  Polizei,  Gerichtbarkeü,  Postordnungen,  u.  s.  w. 

Hie  StaatsPostanstalt  steht  jetzt  unter  der  «taatsoberhauptlichen  Lei- 
tung jedes  teutschen  Bundesstaate«.  Dieser  ist,  jedoch  mit  Hinsicht  auf 
die  Bestimmungen  der  BundasActe  C$«  4^4  u.  439),  befugt  und  verpflich- 
tet, durch  Aufsicht,  Gesetze,  Polizei«)  und  Gerichtbar keit  *), 
insbesondere  durch  Postordnungen«),  das  Institut  zu  dem  gemeinen 
Besten  zu  leiten,  zu  vervollkommnen,  und  zu  schützen,  auch  gegen  Ein- 
griffe fremder  Staaten.  Insbesondere  gehören  dahin:  die  nothigen  Bestim- 
mungen über  Präsentation  oder  Ernennung,  über  Bestellung  oder  Bestä- 
tigung, und  über  Verpflichtung  der  Postbeamten,  über  Postwappen  und 
Siegel,  über  PostUniform  und  Livree,  über  Privilegien  für  die  Posthäuser 
und  PostOfticianten,  über  Befreiung  der  ordentlichen,  reitenden  und  fah- 
renden Posten  von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster-,  Brüchen-,  Fähr-  und  Sperr- 
geld, über  PostTarif  </)  und  Postfreilhum,  über  das  Verfahren  bei  Be- 
schwerden der  Reisenden,  über  Controlirung  der  Lora] Postbeamten  durch 
die  OrtPolizeibhorden,  u.  d.  m. 

- 

«)  t.  ßwio's  Handb.  des  Poliwrir.,  Dl  55r.  FiscWs  Rameral-  und  Polixeir.,  H. 
44'.  Mobkr  v.  d.  Land  es»  Ii.  in  Pol  /eisachen,  4  »3.  Mosten'»  Staatsr»,  V.  168. 
BIf.vws,  P.  L  dec.  10a.  Gösxzn's  Retbtsf.,  I.  N.  3  u.  6.  Das/  Handb.  d.  teut« 
sehen  Private,  I.  %.  i36.  —  Plackereien,  Erpressungen,  Veruntreuung,  Unter- 
sc  hleife  einzelner  Postbeamten. 

•)  Wo  ein  wirklicher  ErblandPostmetster  sich  befindet,  da  ist  diesem  gemeiniglidi 
über  die  PoslOfficianten  die  Gerichtbarkeit  in  DhnsUarken,  und  eine  bestimmte 
DisctplinarGerichthnrkeii,  auch  Concurrena  bei  Obsignaturen ,  eingeräumt  Rhein. 
Bund,  VII.  —  Von  dem  Post  Privatr  echt,  s.  Da»s  a.  a.  0.  i3i  ff.  v.  Bkbo  a.  a. 
O.  III.  553.  Rüsde's  Privatr.,  $.  i3i  ff.  Rössio's  t.  Privatr.,  4*3  ff.  K>gal 
elf  in.  juris  germ. ,  Hb.  II.  §.  387  sqq.  Stssuv*!  Wörtcrb.  für  Kameralisten 
Bd.  VI.  (Nördl.  1791.  8.),  voc.  Post.  Prems,  allg.  Landr.,  II.  i5.  4-  »4*  »• 
Berichtigungen  biecu,  vom  i«.  Jun.  i8o{. 
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e)  Verschiedene  Postordnungen,  z.  B.  die  preiu  tische  von  178»,  in  Job.  Bbckxi*s's 
Samml.  auserleg.  Landesgesetze,  Th.  II  —  VI.  Frankf.  1786 — 1788.  CM  an  a.  aurb 
die  preufs.  Instruction  für  die  Regierungen ,  v.  26.  Dec.  1808,  §.  57 ) ;  die  *w- 
sächsische  v.  n.  Febr.  1783,  mit  Erläuterungen  von  1783,  1784  u.  1810,  wovon 
VVfjssk's  k.  säcbs.  Staatsr.  Bd.  II,  214*  desgl.  (z.B.  die  schleswig-holsteinische* 
in  NiBK&jrn's  Blättern  für  Polizei  und  Kultur,  Heft  2  u.  3  (Tüb.  1801.  8.);  die 
lurbraunschweigische  v.  4-  Sept.  i755,  in  F.  C.  Wilmcu's  br.  luneb.  Landesgt- 
setz.,  IL  911.  u.  Supplem.,  I.  265.  0.  180.  Wirtemb.  Extrapostordn.  v.  19.  Jun. 
iHi5,  in  d.  NationalZeit.  i8i5,  St.  4»-  Badische  Brief  Postgesetze ,  in  v.  Bat) 
Handb.  d.  Polizeir.,  Th.  VII.  Taxordn.  t.  9.  Febr.  1812,  in  dem  Regier.  Blatt, 
1812,  N.  9.  Badische  EitraPostordn.  v.  23.  Jul.  1818,  im  Reg.  Bl.  N.  25.  S. 
wchnnr-eisenach.  Postordn.  v.  26.  Not.  1819.  Bestimmungen  üb.  d.  grofsh.  Hess.  Pon- 
ten, v.  16.  Apr.  1824,  in  d.  Reg.Bl.  v.  1824,  N.  27.  Ehemal.  westphälische  Postordn. 
v.  1808,  nebst  Decret  v.  3o.  Sept.  1810,  in  d.  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutscbm. 
1809,  N.  11  u.  12,  u.  »810,  N.  2.96  —  3 00.  Rhein.  Bund,  LU.  5o.  Ebemal. 
grofsherz.  bergische  P.  0.  v.  1809,  in  d.  Allgem.  Anzeiger,  1809,  N.  344«  un^ 
Rhein.  Bund,  XXXVm.  245.  XXXIX.  491.  S.  meinzng.  Edict  y.  4.  Nor.  1819, 
die  Postlehnverhältnisse  u.  die  Postverwaltung  betr.,  in  der  Samml.  der  lande»- 
berrl.  Verordn.  im  Hzgth.  S. Meiningen,  1829,  Num.  18.  Sachsen-AI  tenburgise  he 
Postverordnung  vom  10.  Dec.  iS3o;  in  dem  Archiv  der  Postwissenschaft  (F  rankf.) 

•  von  i835,  Num  I,  Beilage  u.  ff.  —  Vergl.  auch  Häbeblis's  Repcrtor.,  Art 
Postwesen,  §.  2.  Rlvbsb's  systemat.  Entwurf  d.  kaiserl.  Wahlcap.,  S.  57,  und 
(Hoffxa.hh's)  Abh.  wie  weit  ist  der  Successor  singularis  ex  pacto  et  provid. 
majorum  zu  Anerkennung  der  Verträge  des  Vorfahrers  verpflichtet?  (170/7.  8.) 
$.  91- 

rf)  Königl.  sächsische  PostTaxordn.  v.  3.  Dec.  1822,  in  der  k.  sächs.  Gesetx&amml. 
1822,  St.  33,  S.  445.  Preuss.  Regulativ  über  das  PostTaxwesen ;  in  der  Preufs- 
Gesetzsamml.  i8a4i  December,  St.  24.  Alex.  Frhr.  v.  Imhof's  Ideengang  u.  Mo- 
mente einer  Theorie  des  Briefpostporto.  Ebendess.  Theorie  des  BriefFracbt- 
preises.   Landsh.  1820.  8. 

§.  443.  (357.) 
PostOrganüation. 

I)  Die  Aasübung  der  Posthoheit,  geschieht  durch  eine  inlandische 
oberste  Staatsbehörde.  Dieser  ist,  in  den  grofsern  Bundesstaaten, 
unmittelbar  untergeordnet  eine  inländische  Post  Verwaltungsbehörde, 
welche  die  Benennung  General-  oder  Oberdirection  der  Posten, 
GeneralPostmeisteramt,  Haupt-,  General-,  oder  OberPostamt  u.  d. 
föhrt«).  U)  Die  GeneralPostverwaltung  hat  zwei  Hauptzweige:  das  Brief- 
und  ExtraPost wesen,  und  das  Fahr-  oder  fahrende  Postwesen 
(Postwagen,  Diligencen,  Packwagen,  und  Eilwagen  oder  SchnellPostwagen). 
1)  Für  jenes  sind  theils  OberPostämter,  theils  diesen  coordinirte,  dt- 
rigirende  Postämter  (die  letzten  für  kleinere  Bezirke)  angeordnet; 
welchen,  jedem  in  seinem  Bezirk,  (Unter-)  Postämter,  Post  Verwaltungen, 
Postwärtereien ,  (Briefpost-)  Expeditionen,  Briefsammlungen,  Postmeister, 
Postverwalter,  PostSecretäre ,  PostExpeditoren,  PostStallmeister  und  Post- 
(Pferde)haltereien  untergeordnet  sind,  in  Official-,  Jurisdictional-,  Rechnungv 
und  Polizeisachen.    2)  Das  Fahr-  oder  fahrende  Pott(wagen)wesen 
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wird  durch  die  OberPostärater,  oder  durch  eigene  OberPostCommis- 
sariate  dirigirt,  welchen  die  Ha  uptExped  ition  und  übrigen  Expe- 
ditionen fahrender  Posten,  die  Posthalter,  Conducteure  und  Post- 
packer, in  Ansehung  der  ordinären  Frachtgebuhren  und  ihrer  Amtver- 
richtungen, untergeordnet  sind.  3)  Oft  ist  jedoch,  an  kleinem  Orten, 
nicht  nur  das  Brief-  und  Extrapostwesen,  sondern  auch  das  fahrende  Post- 
wesen, einer  Person  anvertraut  *).  4)  Durch  eigene  Post  vertrage, 
insbesondere  ComhinationsRecesse  (§.  434  u.  438),  werden  die  Ver- 
hältnisse der  inländischen  Postverwaltung  zu  jener  des  Auslandes  bestimmt, 
in  Absicht  auf  Zusammentreffen  der  PostRouten  und  der  Brief-  und  fah- 
renden Posten,  auf  Ablösung  und  Ablieferung  an  Grenzstationen,  auf 
Durchfuhr  verschlossener  BriefPackcte  (§.  441),  Taxwesen,  Begleitung  der 
fahrenden  Posten  durch  Conducteure,  u.  d. 

a)  In  dem  Königr.  Sackten  ist  das  OberPostamt  tm  Leipzig  dje  Oberbehörde ,  wel- 
chem seit  dem  1.  April  1816  auch  das  oberlausitxcr  Postwesen  untergeordnet 
ist.  K.  H.  L.  Pölitz.,  die  Regierung  Friedr.  Augusts,  R.  v.  Sachsen,  Th.  IL 
S.  291.  —  Der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  bat  seit  1811  die,  seiner  Geheimen 
Kanzlei  r.u  Regensburg  nachgeordnete,  «GeneralPostDirecü'on  der  Fürstlich-  thurn- 
u.  taxischen  Lehnposten*  zu  Frankfurt,  zur  Ccntralbehördc  seiner  Postverwaltungs- 
Angelegenheiten  bestimmt  —  Vergl.  im  Uebrigen:  Neue  Organisation  des  teut- 
sehen  Postwesens.  Mannh.  i8o3.  P.  F.  C.  Rh  *  hold  über  das  Postwegen  und 
die  Art  der  Einrichtung  desselben.  Gott.  i8o3.  8.  Hkuhkfidt's  System  der  Post- 
einrichtung.   Franhf.  1808.  (auch  1810)  8.    Poslreforin  in  Deutschland.  Von  J. 

Hihrfel»t.  Frankfurt  1839.  8. 

b)  Von  der  PostStaiistik  u  von  Postkarten.  Vergl.  Kiübeb's  Postwesen,  S.  49  u-  ff« 
Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  29  u.  3a  ff.  —  Von  der  Geschäft- 
ordnung, Beschleunigung  und  Finanzirung  in  dem  Postwesen,  s.  F.  W.  Hf.idk- 
«ass's  pract.  Bemerkungen  über  das  Postwesen,  mit  besond.  Rücksicht  auf  das 
preussisthe.  Weimar  1820.  8.;  auch  in  der  Sammlung:  Vorwärts,  S.  559  — 
656.  Das  deutsche  Postwesen.  Patriotische  Wünsche  und  Bemerkungen.  Wies- 
baden i836.  8. 

■ 

§.  444/  (358.) 

Pflichten  der  Bundesstaaten,  in  Hinsicht  auf  die  Postanstalt.  Post- 
treue oder  Briefgeheimnis*.    Einwirkung  der  Bundesversammlung, 

I)  Das  Publicum  hat  gegen  die  Postanstalt  gerechten  Anspruch,  auf 
Treue,  Verschwiegenheit,  Rechtlichkeit,  Billigkeit  (billige 
Preise),  Geschwindigkeit.  Da  Einheit  der  Postanstalt  in  Teutsch- 
land, und  Verwaltung  derselben  durch  Privatunternehmer  unter  strenger 
Staatsaufsicht,  wahrscheinlich  frommer  Wunsch  bleiben  wird;  so  sollten 
wenigstens  alle  Bundesstaaten  sich  verpflichtet  halten,  durch  Uebereinkunft 
feste  Bestimmungen  zu  errichten ,  für  Gleich  förmigkeit  in  der  V  e  r* 
waltungsart  sämmtlicher  LandesPostanstalten,  insbesondere  in  Absicht 
auf  gehörigen  Zusammenhang  und  zweckmäsige  Richtung  der  PostRouten, 
ununterbrochenen  Ijauf  und  dem  Verkehr  angemessene  Anzahl  der  Reit- 
und  Fahrposten,  und  billigen  Tarif  «).    Auch  ist  jeder  Staat  vcrpflich- 

Kliiber'»  affentl.  Recht,  4.  Aull.  43 
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tet,  die  Posttreue,  die  Unverletzbarkeit  der,  der  Post  anvertrauten 
Ttriefschaften  und  Effecten  (das  Briefgeheimnifs,  im  Gegensatz  des  so 
genannten  Postgeheimnisses,  secret  de  la  poste,  oder  des  vvillkührlichen 
Manipulirens  der  der  Post  anvertrauten  Briefe),  staatsverbrecherischen  Ver- 
kehr ausgenommen,  zu  handhaben  und  zu  achten  Ueberhaupt  sollte 
eine  für  Staats-  und  Privatverkehr,  für  Cultur  (§.  4i5)  und  Han- 
del so  höchst  wichtige  Anstalt,  von  den  Staaten  stets  nach  gerechten 
und  liberalen  Grundsätzen  behandelt,  auch  überall  und  immerhin  zu 
etwas  Besserem  benutzt  werden,  als  für  unmittelbaren  Finanzgewinn,  geheime 
Polizei  und  unbefugte  Neugier  <•).  II)  Auf  einen  Antrag  der  Freien  Städte, 
mittelst  einer  Vereinigung  der  Bundesstaaten  den  Zustand  des  Postwe- 
sens in  Teutschland  zu  verbessern,  insbesondere  den  Klagen  über  über- 
masige  Theurung  des  Porto,  über  eigennützige  Umleitung  der  Postlinien 
und  Verlängerung  der  PostRouten,  abzuhelfen,  und  zu  dem  Ende  am  Ban- 
destag eine  Commission  anzuordnen,  beschlofs  die  Bundesversammlung,  am 
5.  August  1819,  dafs  dieser  Gegenstand  (von  den  einzelnen  Gesandtschaften) 
den  Regierungen  empfehlend  vorzutragen,  und  Instructionen  von  ihnen  zu 
erbitten  seyen,  in  der  Hoffnung,  dafs  solche  die  B.  V.  in  den  Stand  setzen 
werden,  der  hierna'chst  zu  erwählenden  Commission  einen  sichern  Leit- 
faden ihres  Gutachtens  an  die  Hand  zu  geben  <f). 

o)  Möge  es  nicht  auch  hier  heissen:  «l'exces  du  mal  amene  le  remede»! 

6)  An  Gesetzen  wider  Eröffnung  der  Briefe  auf  der  Post,  in  den  so  genannten 
schwarzen  (geheimen)  Kammern  oder  cabinets  noirs,  fehlt  es  nicht.  Vergl. 
Römisch- kais.  Wahlcapitulation,  seit  1690,  Art.  29.  §.  2.  Königl.  westphäl.  Post- 
ordnung v.  3i.  Oct.  1808,  Art.  3.  i3.  18.  101.  146.  Baier.  Pflichtformel  für  die 
Postbeamten,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  34.  Baier.  Strafgesetzbuch 
i8i3,  Th.  I,  Art.  1396,  S.  lös.  Wirtemb.  Verordn.  v.  18.  Nov.  1816,  in  dem 
AHgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1817,  Num.  i3,  u.  Journal  de  Francf.  1816, 
n°  359.  S.  toeimar-eisenach.  Postordn.  v.  1.  Jan.  1820,  §.  19.  Prems.  Regulativ 
über  das  PostTaxwesen  v.  18.  Üec.  1824  (in  der  Gesctzsamml.  N.  24)»  §•  43, 
wo  ein  Verbot  ohne  PönalSaru  tion.  Verhandlung  in  der  2.  Kammer  der  kan- 
nü-er.  Ständcrersammlung  am  17.  Sept.  i83a.  Die  französischen  Gesetze  seit 
1789,  sind  angeführt  in  dem  Code  de  la  competence,  par  Jocrdais,  T.  1,  p.  3.— 
In  Portugal  und  in  Karhessen  ist  der  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auf  der 
Post,  sogar  in  der  Constitution  ein  eigener  Paragraph  gewidmet ;  in  der  portu- 
gies.  v.  1826,  Art.  »45,  §.  25;  in  der  kurhefs.  v.  i83i,  %.  38.  —  Zu  Lucca  ward 
durch  ein  Dccret  v.  24.  Marz  1824,  die  Direction  der  Briefpost  mit  der  Polizei- 
Direktion  verbunden!  —  Schriften  über  unbefugte  Bricferöffnung:  Die  Post- 
geheimnisse. Leipz.  i8o3.  8.  Ueber  das  Geheimnifs  der  Posten.  Frkf.  u.  Leipz. 
1788.  8.  Schlözeh's  Staatsanzeigen,  Heft  42,  S.  229.  Höttx's  BetrugsLexicon, 
>oc.  Postmeister,  S.  288.  Mosta's  Lebensbeschreib. ,  IV.  §.  ico.  v.  Martk&s 
Völkern,  §•  106.  Danz  a.  a.  O.  §.  »55,  N.  IV.  Jo.  Jod.  Beck  diss.  de  resigna- 
tiouc,  avulsione,  et  turbatione  sigillorum  (Alt.  1742),  §.  25.  J.  B.  Frieses  disc. 
de  co  q.  j.  c.  circa  litteras  resignatas  (Jen.  1752),  c.  2.  (v.  Rieffei,)  Der  Reichs- 
hofrath  in  Justiz-  und  Gnadcnsaehen ,  Th.  D  (1-97),  S.  299—302.  Patriotische 
Wünsche  etc.,  S.  6  f.  NiemanVs  Abi»,  in  den  Kieler  Blättern,  Bd.  V,  Heft  1 
(1817),  N.  4.  v,  Knobi.aicu  über  die  Rechte  des  Staates,  Briefe,  die  an  ihn 
nicht  gerichtet  sind,  zu  erbrechen;  iu  d.  Neuen  d.  Mtneur,  Num.  IX.  4.  Ueber 
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das  Recht  des  CriminalRichters ,  Brieferbrechung  als  WahrheitsErforschungs- 
mittel  anzuwenden;  in  Kleis  schrod's  etc.  neuem  Archiv  des  CriminalRechts,  Bd.  DI, 
S.  ^bi— 461.  Girabdfn's  Rede  in  der  Sitzung  der  DeputirtenKammcr  zu  Paris 
v.  12.  Apr.  1822,  in  den  polit.  Tagblättern.  Memorial  de  Ste-Helenc,  par  le 
comte  Las-Casf.s,  Th.  n  (Paris  i8a3.  8.),  p.  "i  et  suiv.  Du  secret  des  lettre«, 
et  de  la  ncressite  de  mettre  eu  accusation  M.  de  Vaulchier,  directeur-gctieral 
des  postes;  par  M.  Gf.rxai*,  avocat  a  la  cour  royalc  de  Paris,  ä  Paris  1828.  8. 
Schriften  in  v.  Ka»ptz  neuer  Lit  dos  Völkerrechts,  S.  96.  —  Beispiele  von  so 
genannten  Interccpten,  in  Flassax's  histoirc  de  la  diplomatie  francaise,  T.  IV,  p. 295, 
T.V,p.47»  T.  VD.  p.  119  et  suiv.  (nach  der  2.  Ausg.),  u.  in  IM  es  decouvertes,  par 
le  prince  Louis  de  Rohas,  piece  secrete  etc.,  in  (Favifh's  Politiquc  de  tous  les 
cabinets  de  l'Europc  ctr.  (edit.  de  Paris,  1793.8.)*  p.  4^3 — 4?5.  —  Ferwahrungt- 
mittel  gegen  das  unmerkliche  Rrieferbrechcn ,  in  Klübfr's  Krvptographik  (Tüb. 
1809.  &),  §.  17—29.  Gegen  die  Entdeckung  des  Inhaltes  erbrochener  Briefe 
dient  das  Chiffriren  nach  sicherer  Methode,  wovon  ebendaselbst. 

c)  KlI'kfr's  Postwesen,  S.  129  ff.  Ebendess.  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des 
wiener  Congr.,  S.  i3i,  148  f.  u.  268.  Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  43  ff. 
Rhein.  Bund,  XXII.  n  ff.  HartljcbfVs  Justiz-,  Cameral-  u.  PolizciFama,  1817, 
St.  45.  A.  F.  VV.  Crome,  Deutschlands  u.  Europens  Staats-  u.  Nationalinteresse 
(Giessen  181-.  8.),  S.  96  ff.  (Alex.  Frhr.  v.  Ixhof)  üeber  Postanstalten,  nach 
ihrem  FinanzPrinrip  etc.  Halle  1817.  8.  Der  unten,  Note  d,  angef.  Antrag  der 
Freien  Städte,  in  dem  Protoc.  der  t.  B.  V.  v.  29.  Jul.  1819.  F.  W.  Hfidfmank 
am  oben  (§.  443,  b)  a.  O.  —  Für  das  GH.  Baden  (mit  1,100,000  Einw.),  wo 
unter  allen  Bundesstaaten  auf  der  Post  das  strengste  Gewichtsystem  eingeführt 
ist,  >vard  in  den  den  Ständen  vorgelegten  Budgets  für  1820  u.  1821  ,  der  ein- 
jährige Postertrag  angesetzt  auf  200,000  Gulden;  in  dem  Hönigr.  tVirlcmberg 
(mit  1400,00  Einw.),  in  dem  HauptFiuanzEtat  für  1820  bis  i8a3  auf  70,000  Gul- 
den (vermuthlich  der  taxische  PostCanon);  in  Baiern  (mit  3,*)6o,oöo  Einw.)  in 
dem  den  Ständen  vorgelegten  Budget  für  1819,  auf  34 4, 000  Gulden  netto  (man 
s.  die  Ständeverhandlungen  von  1819  über  das  baierische  Postwesen,  im  J.  Gr. 
v.  Sodku's  baierischer  Landtag  von  1819,  Nürnberg  1821,  8.,  S.  329— 332)j 
in  der  pretusischen  Monarchie  (mit  nahe  an  1 1  Mill.  Einw.),  in  dem  Budget  für 
1821  auf  800,000  Thlr.  (1,400,000  Gulden);  in  Frankreich  (mit  ungefähr  29*^ 
Mill.  Einw.)  in  dem  Budget  für  1823  auf  23,900,000  Francs  (10,091,093  Gulden); 
in  dem  Hönigreich  der  Niederlande  (in  Europa  mit  5Vi  Mill.  Einw.),  in  dem  Bud- 
get für  1821,  auf  2,o3o,ooo  Gulden;  in  Grossbrittnnnien  (mit  17,200,000  Einw.), 
in  dem  Budget  für  1822  ,  auf  i,355,ooo  Pf.  Sterling.  —  Wenige  wissen,  dafs 
eine  erhöhete  Taxe  fast  nie  eine  erhöhete  Posteinnahme,  oft  eine  Minderung 
derselben  zur  Folge  hatte.  Welch  ein  engherziger,  einer  Staatsregierung  un- 
würdiger Kleinhandel,  wenn  man  fortfahrt,  das  Porto  nach  französischer  Sitte, 
das  hei  Ts t,  fast  nach  der  möglichen  Zahl  der  in  dem  Brief  enthaltenen  Buch- 
staben, mit  einer  Gold  wage  nach  Grän  und  Eschen  zu  bestimmen,  statt  dem 
Publicum,  um  des  allgemeinen  Besten  willen,  den  Gebrauch  der  Post  durch 
fTohlfeilheit,  Sicherheit  und  Geschwindigkeit  zuzunötbigen!  Die  Urheber  des  Post- 
Tarifs  sind  portofrei. 

d)  Protoc.  der  B.  V.  v.  29.  Jul.  u.  5.  Aug.  1819,  §  159  u.  170. 

§.  443.  (359.) 

Boten ,  Landkutscher ,  Hauderer ,  Frachtfuhrleute. 

Auch  in  Ansehung  der  ordentlichen,  gehenden,  reitenden  und  fah- 
renden Boten,  aus  nahen  oder  entfernten  Gegenden,  der  gemeinen  Land- 
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boten,  Land  kutschen,  Hnuderer  und  Frachtfuhrleute,  der 
Packetbote,  Dampfschif fe,  Marktschiffe  u.  d.,  ist  jeder  Bundes- 
staat befugt,  die  nöthigen  Bestimmungen  zu  machen  «). 

a)  fViriemh.  Verordn.  r.  27.  Jan.  u.  24.  Au?.  180?,  u.  v.  4.  Sept.  1810,  in  dem 
wirtemb.  Regier.  Blatt.  Im  Wirtembergischcn  ward  seitdem,  zu  wesentlicher 
Beförderung  de»  innern  Verkehrs,  die  .LandbotenAnstalt  wieder  hergestellt,  mit 
gewissen  Beschränkungen.  Baierhche  Verordn.  v.  i5.  Jul.  1808,  in  d.  baier. 
Regier.  Blatt,  1808,  Num.  35,  u.  v.  1.  Dec.  180-,  St.  54-  K.  baier.  Vrrordm, 
das  Botenwesen  betr.,  v.  28.  Apr.  i8i5,  in  der  Allgem.  HandlungsZeitung,  i8i5, 
Num.  97—99.  Oesireich.  Patente  v.  a.  Febr.  17^2,  $.  9,  u.  v.  24.  Oct.  i-8a,  desgl. 
Dccret  v.  5.  Jan.  1810,  in  Kranz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  4-,  S.  4.  — 
Von  Landkutschern,  Schböteb's  verm.  Abhandlungen,  II.  201.  Fr.  Philippi  diss. 
de  rhedis  meritoriis.  Lips.  »685.  v.  Röher's  kursächs.  Staatsr.,  II.  814  f.  818.  — 
Von  dem  Botenwesen  in  dem  Wirz&urgücJien  ;  in  dem  Journal  v.  u.  für  Fran- 
ken, Bd.  II,  Heft  5.  (Nürnberg  1791.)  v.  Herreeldt,  die  Transportwissen- 
sehaft. I.  Bd.  2.  Aufl.  Frankf.  i83t.  8.  v.  Hrrheeldt,  die  freie  Concurrenx 
jm  Transportwesen.  Frankf.  1839.  8. 


VI.  Abschnitt. 
BergRggal. 

§♦  446.  (360). 

Regalität  des  Bergbaues. 

In  den  SouverainStaaten  des  Teutschen  Bundes,  gilt  die  Regalität 
des  Bergbaues  <»).  Warum?  und  wie  weit?  ist  eine  Aufgabe,  jetzt  *) 
mehr  für  Gelehrte  O,  a's  die  Staatsregierung  I)  Jene  suchen  die 
Regalität  zu  begründen,  theils  durch  die  Voraussetzung  einer  Begrenzung 
des  PrivatGrundeigenthums  mit  der  Oberfläche  der  Erde,  und  einer  Theo- 
rie von  Adespoten  f  ),  theils  durch  die  Polizei  Absicht  einer  Sicherung  des 
Publicums  gegen  Münzbetrügerei /),  theils  durch  die  Betrachtung,  dafs 
vollständiger  Betrieb  des  Bergbaues  unmöglich  wäre,  sollte  er  von  der 
Oberfläche  des  Grundes  und  Bodens  abhängig  seyn  ff). 

a)  Pütteb's  Lit.,  HI.  6a  1  ff.  Blübkb's  Lit.,  §.  i38a  ff.  H.  \V.  Lawätz  Handb.  für 
Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  n,  Bd.  2,  Abth.  a  (1795.8.),  S.  5ao— n56. 
Jabgow  v.  d.  Regalien,  496.  Westphai's  Staatsr.,  467  ff.  Das«  Handb.  d.  t. 
'••  Privatr.,  II.  §.  161  —  1-8.  v.  Bkbg's  Rerhtsfalle,  Bd.  U.  Num.  a8.  Cpb.  Hkbt- 
wig's  Bergbucb.  Dresd.  u.  Leips.  1710.  fol.  J.  J.  Mos»  von  d.  Lande&bob.  in 
Anseh.  Erde  u.  Wassers.  Frkf.  1773.  4«  Adolph  Beyer's  BergStaatsrecbtslehre, 
mit  Berichtig,  und  Zusätzen  von  F.  L.  v.  Cakchix.  Halle  1790.  F.  L.  v.  Gab- 
chih 's  Grundsätze  des  teutschen  Berg-  und  Salzrechtes.  Frankfurt  1790.  8. 
A.  \V.  Röhi.pb's  Einlcit.  zu  den  Rechten  u.  der  Vcrfafs.  bei  dem  Bergbau  im 
Rönigr.  Sachsen.  Neue,  sehr  verm  Aufl.  Freiberg  1824.  8.  C.  J.  B.  Carstens 
Grundrifs  der  teutschen  Bergrechtslehre.  Berlin  i8a8.  8. 

6)  Vergl.  §.  353—356.  —  Nach  dem  Staatsrecht  des  ituttchen  Reicks,  war  allgemein 
die  HergwcrkGerecbtigkeit,  d.  b.  das  Eigeuthum  der  Bergwerke,  die  Anlegung, 
der  Betrieb  und  die  vollständige  ausschliessende  Benutzung  derselben  (in  der 
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Kegel  ein  Ausflufs  des  Grundeigenthums),  kein  Bestandteil  der  Landeshoheit 
Nur  den  Kurfürsten  war  durch  ein  Reichsgesetz  (Gold.  Bulle,  Tit.  XI,  §.  i ) 
das  Recht  der  Bergwerke  Kugestanden;  doch  nur  auf  Metalle,  Mineralien  und 
Sake;  und  «prout  possunt  seu  consueverunt  talia  possideri».  Landesherren 
anderer  Art  bedurften  dazu  eines  besondern  Rechtstitels.  Ihnen  gebührte  dio 
Regalität  nur  auf  diejenigen  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  auf  welche  sie 
solche  durch  besondern  Rechtstitel  erlangt  hatten,  durch  reebtmäsige  kaiscr 
liehe  Verleihung  oder  Lehnreichung,  durch  Verträge,  Herkommen,  oder  unvor- 
denkliche Verjährung.  Hingegen  war  die  BergAoAt/t  (*.  ^5o)  allgemein  in 
der  Landeshoheit,  nach  ihrem  neuern  Umfang,  begriffen. 

c)  Th.  v.  Wagner  über  den  Beweis  der  Regalität  des  teutschen  Bergbaues.  Freyb. 
u.  Annab.  179t'  8.  J.  H.  Esslbr  über  die  Bergwerke  in  Teutschland.  Herb.  u. 
Glessen  i8o3.  8.  K.  D.  HIllmas»'»  Gesch.  des  Ursprungs  der  Regalien  (Frf. 
a.  d.  O.  1806),  6a.  v.  Epplrs  über  das  Princip  d.  t.  Territorial  Verfassung 
(i8o3),  116.  H.  Bbhsbk's  Grundrifs  e.  Staatslehre,  Abth.  HI,  §.  796.  Ueber  das 
Bergregal,  in  d.  Rhein.  Bund,  X\X  57. 

4)  Julias us  in  L.  non  omnium  ao.  D.  de  LL.  RÖssio's  Gesch.  des  t.  Privatr.,  188. 
Tao».  Wagnwi's  corpus  juris  metallici  receutissimi  et  antiquioris.  Lips.  1791.  fol. 
J-  G.  v.  Lori's  Samml.  des  baier.  Bergrechtes.  München  1794.  fol.  v.  Köher's 
kursachs.  Staatsr.,  II  670—770.  Wsissk's  k-  sächs.  Staatsr.,  Th.  II,  §.  198  und 
S.  5-6.    Dasz  a.  a.  O.  §.  161  f. 

«)  Püttkb  instit.  juris  publ.  germ.  §.  37i.  v.  Cahcrin  a.  a.  O.  37.  4*«  44«  — 
Als  Quelle  aller  Regalien,  geben  Einige  das  landesherrliche  Eigenthum  an  dem 
Lund-  und  LußRevier  des  Staatsgebietes  an,  da  den  Unlertbanen  nur  die  Ober- 
fläche des  Landes  zum  Behuf  der  Landwirtschaft  sugetheilt  worden  sej ;  woraus 
die  Regalität  sowohl  der  Bergwerke,  als  auch  der  Windmühlen  folge.  CG.  Bib- 
?.er  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.  §.  20.  ib.  <  Fischer'«  Kamerai- 
und  Polizeirecht.  II.  388  ff.  877. 

')  Geislek  pr.  de  analog ia  juris  publ.,  §.  to. 

?)  F.  v.  Schuchxasn's  Ideen  über  Finanz-Verbesserungen  (Tüb.  1808.  8),  S.  25. 
Göxser's  Rechtsfälle,  Bd.  H,  Num.  XVII.  L.  Hixxelstoss  Entwickcl.  des  Be- 
griffs der  Regalität,  §.  i3,  14,  a5  u.  16.  S.  64  ff.,  90  f.  u.  9«  f.  Fichtb's  Grund- 
lage des  Naturrechtes,  Th.  II,  S.  41.  —  L.  Gebvais  in  s.  Kleinen  Mittheilungen, 
Tb.  II,  S.  179  f-  muthmafst,  dafs  die  Regalität  des  Bergbaues  darauf  gegründet 
worden  sey,  weil  die  Fossilien  einer  weitern  Vermehrung  unfähig  im  Schoos 
der  Erde  liegen. 

447.  (361.) 
Umfang. 

II)  Wie  weit  die  Regalität  des  Bergbaues  sich  erstrecke*»)?  und 
welche  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  als  dem  Pri vatGrundeigcn- 
thum  angehörig  zu  betrachten  seyen?  ist  in  den  einzelnen  teutschen  Staaten 
auf  verschiedene  Weise  bestimmt  Im  Allgemeinen  streitet  die  Rechts- 
vermathung  für  den  Grundeigentümer.  Gold-  und  Silberberg  werke, 
die  Gewinnung  der  vornehmsten  Münzmetalle  bezweckend,  sind  jetzt  überall 
Regal  c).  Rechtsgelehrte  und  Kameralisten  rechnen  nicht  selten  dahin,  auch 
»He  unedlen  Metalle*/),  Kupfer-,  Zinn-,  Blei-  und  Eisen-,  auch  Ar- 
senik-, Spiefsglas-,  oder  Antimonial-,  Wismuth-,  Zink-,  Quecksilber-  und 
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Kobalt-  oder  FarbeBerg werke,  ja  alle  Fossilien,  Seen  und  Quellen, 
die  wegen  ihres  medicinischen,  technologischen,  oder  merkantilischen  Nutzeus 
Gewinn  geben,  oder  hoffen  lassen. 

«)  (v.  Beb ecke» dorf's)  Grab  der  Ghikane,  Th.  II,  Bd.  3,  §.  33—35. 

b)  Die  Gesetze  aus  fast  allen  teutschen  Staaten,  das  Königreich  Sachsen  ausge- 
nommen, stehen  in  Wagser's  corp.  juris  metallici.  Sehr  weit  erstreckt  hier 
die  Regalität,  das  preussische  Allgem.  Landrecht,  Th.  0,  Tit.  16,  §.  69  f. 

c)  Beyer's  BergStaatsrechtslehre,  Cap.  VIII,  §.  10. 

d)  Hertwig's  Bergbuch,  27-.  —  Nach  Gösrer  (Rechtsfälle,  Bd.  U,  S.  1—74.1,  gehö- 
ren nur  diejenigen  Gegenstünde  aus  dem  Mineralreich  zu  den  Regalien,  welcbi 
durch  Kunst  der  Bergleute,  also  durch  regulären  Bergbau,  erzielt  werden. 

§♦  448»  (362.) 
Fortsetzung. 

Insbesondere  rechnet  man  hie  und  da,  doch  nicht  immer  ohne  Wider« 
spruch,  zu  dem  BergRegal:  Steinkohlen  «_),  Braunkohlen,  Torf  Salpe- 
ter t),  Edelsteine,  Marmor  Alabaster,  Achatstein,  Schiefer,  Feuersteine, 
gemeine  Steinbrüche  namentlich  auf  Mühlsteine,  gebrannte  Steine  und 
Kalk  /),  die  Halbmetalle,  Alaun,  Schwefel  und  Vitriol;  ferner  Salzquellen, 
Salzseen  und  Steinsalz  oder  Salzbergwerke  £0,  Sauer-  und  Gesundbrunnen, 
Badquellen  A),  Bernstein  «)»  Perlen  Goldsand  ')  (Waschgold,  Gold- 
wäsche), Schwefel,  Zinnober,  Farberde,  Thon  oder  Töpfer-,  Walker-  und 
PorcellanErde,  Mergel,  Kreide,  Lehm,  Streusand,  wohl  auch  gemeinen 
Sand  m),  fossile  Knochen.    Schätze  gehören  nicht  zu  dem  BergRegal  «). 

o)  Klüber's  Lit.  §.  i38.'|.  v.  Cajscrin  a.  a.  O.  §.  431.  J.  J.  Dorsfeld  diss.  de  ju- 
ribus  circa  lithanthraces  (Lips.  174»),  §•  12—  <4-  Reyer's  BergStaatsrechtslehre, 
S.  69.  Ho  muri.,  obs.  607.  Preuss.  allgem.  Landr.,  Th.  R,  Tit.  10,  §.  29  u.  71.  — 
Anders,  Hkrtwig  in  d.  Bergbuch,  241.  C.  H.  Horst  diss.  de  regali  ractaÜ*- 
fodinarum  jure,  %  17.  Hertius,  T.  I.  resp.  .336.  Horb,  class.  XIL  cent.  4. 
Strubel,  Th.  U,  Bed.  ,77,  §.  3.  Grab  der  Ghikane ,  Bd.  HI.  %.  36.  Haxas.  de 
ligno  et  lapidc,  p.  478.    Göskkr's  Rechtsfälle,  Bd.  R,  Num.  XVTL 

b)  KlIWs  Lit.,  %.  i384b.  Pütter's  Erörter.,  Bd.  DT,  Heft  I,  S.  5i  Burm«, 
in  Sierenhees  Magaz.,  I.  121.  —  Anders,  Gh.  T.  Koch  diss.  de  jure  fodtenü 
Turfam  lutosam  inter  regalia  prineipis  haud  referendo.  Lips.  i8o3.  8.  v.  Cas- 
crin  a.  a,  0.  §.  8. 

c)  Pütter's  Erörter.,  Bd.  ffl,  Heft  1,  8.  27.  Beyer  a.  a.  O.  S.  67.  v.  Chart*'« 
Wetzlar.  Nebenst.,  XXI.  1,06.  Mader's  Samml.  reichsger.  Erkenntnisse  in  rekhs- 
rittersch.  Sachen,  V.  247.  295.   Pütter's  Lit„  ffl.  623. 

d)  Pütter's  Lit.  ffl.  §.  i383.  G.D.  Hoetmar*  de  regali  marmoris  jure.  Tüb.  173- 
v.  Gaiscris,  S.  44- 

#)  Hohmel,  obs.  607.  Strubs*,  Th.  H,  Bed.  77.  «r.  Cakcrw's  rechtl.  Bedenken 
über  die  Regalität  der  Steinbrüche.  Riga  1786  1797,  und  in  dessen  vermischtes 
Schriften. 

f)  Ho*» ja,  obs.  607.  Grab  der  Ghikane,  Bd.  III,  Th.  2,  §.  37.  —  Ziegel-  unc 
Kalkbrennereien  sind,  als  Gewerbe,  an  landesherrliche  Goncession  gebunder. 
v.  Carcris  a.  a.  O.  %.  43.  Held'»  reichspralat.  Staatsr.,  n.  617.  LcnrwiG» 
gel.  Ann.,  II.  702.    F.  U.  Pistei  diss.  de  jurr  circa  lateraria ,  von  Ziegeibrm 
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nereien.  Rinl."  1746.  Pötteb's  Rccbtsf. ,  Bd.  IL,  Th,  4t  S.  991.  —  So  auch  Eisen- 
werke ,  Hammerwerke,  Schmelzhüttcn^  Vitriol  11.  Alaunwerke \  u.  d.  Moser  v.  d.  Lan- 
desholl, in  Ansch.  Erde  u.  Wassers,  268.  Desgl.  das  Potatchensieden.  R.  J.  Sbt- 
»iht's  u.  K.  L.  Rrhss  Jahrbuch  für  teutsche  Recbtsgclchrte ,  Heft  V  (Wetzl. 
1791),  S.  407. 

fr)  PiJttee's  Lit.,  UI.  480.    Rlvbrr's  Lit.,  §.  i387.    Jarcow  v.  d.  Regalien,  5o3. 

PrsmxGXR  Vitriar.  illustr.,  RX  144/,.    v.  Cancrih  a.  a.  0.  §.  87a  ff.    Darz  a. 
a.  0.  §.  175  ff.    J.  G.  S.  Rodebkch  diss.  de  jure  regio  salinarum  carumque  in- 

feudatione.  Lips.  179».  —  Anders,  J.  H.  Juno  de  jure  'salinarum  (Goett.  1793), 

c  i.  §.  6.  sqq.   Vergl.  den  folg.  §.  Kote  b. 
A)  Moser  v.  d.  Landeshoheit,  in  Anseh.  Erde  u  Wassers,  an. 

1)  P.  R.  Schröter  diss.  de  jure  succini  in  regno  Borussiae.  Regiom.  177a.  Dahk 
Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  111.  Im  August  i833  gab  die  preußische  Regierung 
das  Bernsteinsammeln  frei. 

i)  Moser  a.  a.  O.  a56.  Dabz  a.  a.  O.  Weisse  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  5"6.  J.  H>  Tau- 
ees's  Beitr.  r.ur  Naturkunde  des  Herzogt!).  Zelle,  B.  J,  S.  77. 

/)  Badisches  standesherrL  Verfass.  Edict,  Art.  45.  Desgl.  grund herrliches,  Art.  18. 
Jul.  Lamfadws  Beitr.  zur  Vaterlandsgeschichtc  (1811.  8.),  S.  16 — 41«  —  Schöpe- 
iie's  AUatia7  illustrata,  I.  a9 — 3*2.  Schilter  tbesaur.  antiquit.  gerra.,  L  a3. 
B.  G.Sthuv  diss.  de  auro  fluviatili,  s.  Waschgold.  Jen.  1698.  J.  C.  Cros's  oryc. 
tographia  Neostadiensis ,  nebst  Nachrichten  von  den  pföls.  Goldwaschen. 
Speyer  1740.  Die  Zigeuner,  von  H.  M.  G.  Grillmasit  (1783.  8.)  S.  87—84. 
(Salzmans)  Von  d.  Rheingold,  in  Mkiski/s  Gesrhichtforschcr,  VI.  a46— a56. 
F.  L.  Trkitl^ger  diss.  de  aurilegio,  praeeipue  in  Rheno.  Argent.  1776.  4-  M°" 
seh  a.  a.  O.,  a54.  J.  F.  Gxelis's  Gesch.  des  t.  Bergbaues,  38.  v.  Röxzr's 
kurs.  Staatsr.,  II.  806.  Krüritz  Encycl.  \.  Gold.  Corp.  Constit.  Culinbac, 
T.  II.  vol.  a.  p.  319.  Rimdlingkr  über  das  Alter  des  Flursgoldes,  in  d.  Allgem. 
lit.  Anzeiger,  1800,  Num.  9a.  16a.  i63.  17». 

«)  Alle  Tatrwcrke  (die  nicht  in  der  Tiefe,  sondern  in  der  Oberfläche  der  Erde  ge- 
funden werden)  schlicssen  won  der  Regalität  aus,  Fischer  iu  dem  Lehrbegriff 
de*  Kamerai-  und  Polizeir.,  II.  §.  i35i.  v.  Cakcrin  a-  a.  O.  %.  8.  43-  Th.  Ha- 
grmarr's  Handb.  des  Landwirtschaft  rechts,  §.  139—141. 

*)  Davon  oben,  %,  337,  Note  a. 

§.   449»  *  (363.)! 

Verleihung  des  Bergbaues  und  der  Salinen. 

I)  Der  regale  Bergbau,  wie  weit  er  sich  erstrecken  mag»  gehört 
zu  den  verleihbaren  (§.  101)  Regalien  «);  auch  die  Salinen  Bei 
der  Verleihung  wird  dem  Staat  meist  vorbehalten,  das  Recht  des  Berg- 
zehnten 0  und  des  York  aufs  <Q  bei  der  Ausbeute,  nebst  einer  Re- 
cognitions  Abgabe  *)  (Quatember- oder  Recefsgeld).  II)  Das  Recht,  un- 
ter gewissen  Einschränkungen  nach  Erz  zu  schürfen  und  zu  Tage 
einzuschlagen,  wird  durch  Schürfscheine  verliehen  J).  IU)  Die  Fin- 
dung eines  Ganges,  gibt  das  Alter  (Seniorat)  in  dem  Felde  oder  den 
Vorzug  in  der  Muthung  der  Zeche,  zu  deren  Bau  der  Muther  durch  den 
Muthzettel  berechtigt  wird,  nicht  nur  bei  dem  Bau  der  Eigenlehner  oder 
Fiospännigen,  deren  jeder  nur  für  seine  Rechnung  Bergbau  treibt,  sondern 
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auch  bei  dem  Gesellenbau,  den  nicht  über  acht  Personen  in  Gemeinschalt 
zu  bestimmten  Bergtheilen  (Antheilen  oder  Actien)  treiben,  und  der  Ge- 
werkschaft gf) ,  in  welcher  mehr  als  acht  Personen ,  jede  für  bestimmte 
Kuxe  oder  Bergtheile,  für  Bergbau  vereinigt  sind.  IV)  üeberall  ist  der 
Bergbau  zu  treiben,  mit  gehöriger  Sorgfalt  und  Entschädigung  der  Grund- 
eigenthümer. 

0)  Pfekfisger  Vitriar.  illustr.,  III.  1460  sq.  Dasz  a.  a.  O.  164  f.  f.  Cascris, 
§.41.  —  In  dem  Königreich  Sachsen,  unterscheidet  man  höhet  und  niedere* 
BcrgRegal.  Zu  jenem  gehören,  Gold,  Silber,  Edelsteine,  Sali  u.  a.  v.  Römer'* 
kursächs.  Staatsr.,  II.  683.  69 1.    Dank  a.  a.  O.  §•  i63. 

6)  Die  Salinen,  wenn  «ie  Privatpersonen,  meist  als  Erbleihe,  überlassen  sind 
(v.  Cascrin  a.  a.  O.  §•  891  fl*),  werden  gewöhnlich  in  gewisse  intellectuelle  Theile, 
Kuxe,  Koten,  Stühle,  Sieden  oder  Siedrechte  getheilt,  wovon  ein  jährlicher  Canon 
zu  entrichten  ist.  B.  G.  H.  Wesck  de  domino  partium  metallicarum.  Lips.  1814. 4>  — 
Manche  Salinen  sind  Bann-  oder  ZwantfSalinen ,  weil  die  Unterthanen  eines  be- 
stimmten Bezirks  ihr  Salzbedürfnifs  daselbst  zu  nehmen  schuldig  sind.  Landes- 
gesetze in  Selchow'«  elem.  juris  germ.  priv.,  %.  546  u.  57 1.  —  Auch  ist,  in  den 
meisten  Staaten,  der  Salzhandel  ein  landesherrliches  Monopol,  ein  Salzbano. 
J.  XV.  Langsdorf  von  den  Rechten  des  Landesherrn  auf  Salzquellen  und  den 
Alleinhandel  des  Salzes;  hinter  dessen  Einl.  zu  Anlegung,  Verbesserung  und 
Verwaltung  der  Salzwerke.  Giessen  it8i.  4.  v.  Römeh's  kursächs.  Staatsr., 
IL  806.   Weisse  a.  a.  O.  §.  204  ff.    v.  Ca^chis  a.  a.  O.      884  ff. 

<?)  J.  G.  Rsötschher  epist.  grat.  de  deeimis  metallicis.  Lips.  1795.  v.  RoHs'sHaus- 
baltungsr..  Buch  X,  Cap.  ».  §.  9  f.  Beter  a.  a.  O.  55.  Röbler's  Anleit.  zu 
den  Rechten  u.  der  Verfassung  bei  dem  Bergbau.  S.  18.  —  Die  Zebntbefugnifs 
bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke,  ist  ihrer  Natur  nach  eben  so  wenig  Regal, 
als  die  Bergwerkgerechtigkeit.  Im  Zweifel  ist  sie  PriratGerechtsame,  auch  in 
den  Händen  des  Staates.   Vergl.  §.  354,  11L 

1)  B.  C.  Möllenbeck  diss.  de  rcgali  protimiseos  metallicae  jure.  Giessen  1691. 
De  Selchow  elem.  juris  publ.,  %  462.  v.  Cascris,  %.  164.  Beyer,  S.  »37. 
Weisse  a.  a.  O.  Bd.  H,  S.  576.   Rhein.  Bund,  XVL  65. 

•  )  Hertwig's  Bergbucb,  309.  v.  Cancrih,  %.  145  ff.  Von  dem  Schlägeschatz, 
ebendas.  §.  161  ff. 

f)  J.  G.  Bause's  Einl.  zu  den  Bergrechten,  L  93.  Chr.  Bösex's  HaushaltungsPrin- 
eipia  vom  Berg-,  Hutten-,  SalzForstwesen,  II,  46.  \.  Cascrin  a.  a.  O.  §.  70  ff. 
101  ff.    Dasz,  §.  166. 

g)  v.  Cascrin  a.  a.  O.  11s  ff  Heumars  initia  juris  politiae,  333.  Dank,  §.  167  ff. 
D.  G.  Diez  diss.  de  jure  sonioratus  metallici.  Erf.  1727.  Wesch  I.  c.  Eiseshart's 
Sprichwörter,  ao3.  F.  L.  v.  Carchih  von  der  Natur  und  Einrichtung  einer  Berg  - 
belehnung.   Giess.  1788.  8. 

§♦  450,  (364.) 
Berghoheit. 

Die  Berghoheit  des  Staates  (jus  metallifodinarum  et  salinarum 
sublime),  welche  das  Recht  der  Oberaufsicht,  der  Gesetzgebung,  der  Ober- 
Polizei  und  der  Gerichtbarkeit  in  Bergwerksachen  in  sich  begreift ,  er- 
strecht sich  über  jede  Art  des  Bergbaues,  auch  die,  [welche  einem  Unter- 
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than  aus  irgend  einem  Rechtsgrund  zusteht  <*).  Abhängig  von  ihr  ist  die 
Verleihung  der  Bergfreiheiten,  Bergpatente  und  Privilegien,  die  Errichtung 
der  Berggesetze,  der  Berg-,  Hütten-,  Hammer-,  Haal-,  Thal-,  Beute-,  Salz- 
und  Plannerordnungen  *),  die  Verleihung  der  BergGerichtbarkeit  0  und 
OberBergpolizei  <0.  Auch  können  Grundeigentümer,  welche  nicht  selbst 
der  Gewinnung  von  Fossilien  sich  unterziehen  wollen,  durch  Gesetze  ver- 
pflichtet werden,  dieselben  Andern  gegen  Entschädigung  zu  gestatten  «). 

«)  RoDiurcn  1.  c.    t.  Cabcrie  a.  a.  O.  $.  49  ff. 

6)  v.  Carcrir  a.  a.  O.  §.  »4-  868.  916.  Beyer  a.  a.  O.  S.  33.  176.  Dank,  §.  171  f- 
Eine  reichhaltige  Sammlung  solcher  Ordnungen,  liefert  Wagser  a.  a.  O. 

e)  Ge.  Engbxbrvcrt  de  judieüs  metallicis.  Heimst  1703.  J.  G.  Siegel  diss.  de  ju* 
risdictione  metallica.  Lips.  1754.  Decis.  Hasso-Cass.,  L  75.  Pufredork  ani 
madvers.,  I.  7.  Sieber's  gerichtl.  Proccfs,  L  188.  v.  Cabcru  a.  a.O.  $.  720-  864» 
56«  ff. 

d)  v.  Ciscrie,  %.  53.  it8. 

e)  v.  Bergs  Policeirecht,  Th.  HI,  S.  4o5. 


VII.  Abschnitt. 
Forst-    und  JagdRegal. 


§•  451.  (365.) 
ForstRegal. 

ForstRegal  oder  Forsthoheit  o)  (forstliche  Herrlichkeit  oder 
Obrigkeit,  superioritas  forestalis),  ist  der  Inbegriff  der  aus  der  Staatsge- 
walt fliessenden  Befugnisse,  über  die  in  dem  Staatsgebiet  befindlichen  For- 
sten Es  ist  darunter  begriffen,  das  Recht  der  höchsten  Aufsicht  über 
das  gesammte  Forstwesen  e),  der  Forstgesetzgebung  </),  der  ForstPolizei 
und  ForstGerichtbarkeit  /).  Es  erstreckt  sich  über  die  Staats-  oder  Doraa- 
nial-,  und  alle  PrivatWaldungen,  die  Commun Waldungen  unter  diesen  mit- 
begriffen. Wesentlich  von  solchem,  als  Staatsbefugniss,  unterscheiden  sich 
die  Rechte  des  Forst-  oder  Waldeigenthu  ms  ff). 

a)  Pütter's  Lit.,  HI.  63o*.  Klürer's  Lit.,  §.  1399  ff  Nettelstädt  von  der  Forst- 
hoheit; in  s.  Samml.  kl.  jur.  Abh.  (i-aa.  8.),  S.  304.  P.  H.  Krebs  de  ligno  et 
lapide,  Aug.  Vind.  1690.  1700.  1756.  4.  Jo.  Jac.  Reinhard  tr.  de  jure  forestali 
Germanorum.  Francof.  1749.  8.  Jo.  Jod.  Bkcr  von  der  forstl.  Obrigkeit,  Fort t- 
gerechtigkeit  und  Wildbahn.  Nurnb.  1737.  verm.  v.  J.  G.  Klieoeer.  Frf.  u. 
Leipz.  1748.  u.  1767.  4*  J«  G.  Pietsch  Grunds,  des  Forst-  und  Jagdrechtes. 
Leip*.  1779.  ®*  F.  A.  Georg  instit.  juris  forestalis  Germ.  Frf.  1801.  8.  H.  C. 
Moser's  Forstrecht.  Baireuth  1806.  &  F.  K.  Hartig's  Forst-  und  JagdStaats- 
recht  Leips.  1809.  8.  E.  M.  Schixlieg's  Handb.  des  in  dem  Königr.  Sachsen 
gelt.  Forst-  und  Jagdrechts.  Leips.  1817.  3  Bde.  8.  D.  L.  BÖttger's  Beitrage 
8u  Erläut.  des  Forstrechts.  Glessen  1809.  8.   S.  Behlev's  Lehrb.  der  teutschen 
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Forst-  und  Jagdgeschichte.  Frankf.  i83i.  8.  C.  L.  Stieglitz  geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  Eigentumsverhältnisse  an  Wald  und  Jagd  in  Deutschland.  Leipz. 
i83a.  8.  C.  G.  Risses  de  ■  nat.  et  indole  dominii  in  territor.  German., 
§.  i4>  P-  >3i.  Held'«  reichsprälat.  Staatsr.,  II.  643.  Fischeb's  Kamerai-  und 
Polizeirechte,  II.  79a  ff.  Dank,  Handb.  d.  r.  Privatr.,  II.  %.  139  ff.  t.  Römbb'» 
kursächs.  Staatsr.,  ü.  786  ff.  Rhein.  Bund,  XVO.  3i«  ff.  Prtius.  Verordn. 
t.  «4.  Dec.  1816. 

h)  Mosxn  von  d.  Landeshoh.  in  Anseb.  Erde  und  Wassers«  67  ff.  Geobg  I.  c. 
§.  48.  sqq.  t.  Mosbb's  Forstarchiv,  X.  33.  Von  dem  Worte  Forst,  F.  U.  Sna- 
ser's  Forst  und  Jagdhistorie  (1754.  8.),  S.  5.  C.  Vollobaev  über  Begründung 
der  Forst-  u.  JagdRegalität;  in  dessen  Abhandlungen  (Marb.  1812),  Num.  1. 
J.  G.  Frhr.  v.  Seutteb  über  den  Bestand  und  die  Behauptungen  des  Forst- 
Regals.  Heidelb.  1824.  8. 

c)  C.  G.  Birk  er  diss.  de  suprema  prineipis  in  Silvas  inspectione ,  legibus  patriia 
Qlustrata.   Lips.  1796.  4.   Badisches  Forstgesetz  v.  3i.  Oct.  i833- 

d)  A.  Fritsch  corpus  juris  venatorio-forestalis.  Rudolst.  1675.  auet.  Lips.  i"oft.  Fol. 
F.  D.  F.  Müller baxpe's  Samml.  der  Forstordnungen  verschiedener  Länder. 
Fortgesetzt  von  K.  E.  Frhrn.  v.  Moll.  Th.  I.  Main/.  1-91.  Th.  D.  Salzb.  1-9G. 
(v.  Liboebau's)  Codex  Augusteus  (saxonicus)  venatorio-forestalis.  Leipr..  1791.  8. 
Die  Forst-  u.  Jagdgesetze  der  preufs-  Monarchie;  eine  vollständige  Sammlung 
u.  s.  w.  Görlitz  i8a3.  8.  Preufs.  allg.  Landr.,  I.  8.  83  ff.  I.  11.  170  ff.  Fiscetb 
a.  a.  O.  R.  -787.  G.  Döiliücee's  Samml.  der  im  RR.  Baiern  bestehenden  Jagd- 
und  Forstverordnungen.  München  Bd.  L  t83i.  8.  (Auch  als  10.  Bd.  von  Döi- 
lihgeb's  Repertorium  der  Staatsvenvalt.  des  RR.  Baiern.)  Von  dem  Königr. 
Sachsen.    Weish's  k.  särhs.  Staatsr.,  Bd.  II  §.  196  u.  116  ff. 

«)  T.  J.  Reikharth  de  jure  privatorum  circa  silvas,  inprimis  caeduas,  admoduni 
restricto.  Erf.  1733.  v.  Cbaxeb's  wetsl.  Nebcnst.,  V.  37.  Landesgesetze,  in 
Selchow's  elem.  juris  germ.  priv„  §.  287. 
0  PEtteb's  Lit>,  DI.  486.  Rlübbr's  Liu,  %.  i»43.  Pietscr  a.  a.  O.  §•  i5  ff- 
g)  Stissbr  a.  a.  O.  174.  Rbishabd  1.  c.  79.  sqq.  87.  Riesbb  I.  c.  14  >  •  Rhein.  Bund, 
XVtt.  3i5  ff  Dahin  gehören:  das  Bcholzungsrecht,  das  Becht  der  Mästung  u. 
Eichellese,  der  Weide,  das  Recht,  Laub,  Gras,  Harz  und  Waldbienen  sich  zu- 
zueignen. Fischer  a.  a.  O.  $.  H70—  i3o3.  Putsch  a.  a.  O.  §.  58  ff.  Ruhdb*s 
t.  Private  5.  144  ft  —  Von  dem  VTaldrcckt  als  Servitut,  Dam  a.  a.  O.  §.  i45. 

§.  452.  (366.) 
Verleihung  der  Forstgerechtigkeit»  Forstgerichtbarkeit. 

Die  niedere  Forstgerechtigkeit,  die  Handhabung  der  Forst- 
polizei ,  die  Holzanweisung  unter  Führung  eigener  Waldaxt  «),  die  Bestel- 
lung der  niedern  Forstbeamten  auch  die  Ausübung  der  Forstgericht- 
barkeit (gerichtliche  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Waldfrevel}  und 
Beziehung  der  Forststrafen  c),  alles  untergeordnet  der  Staatsgewalt,  ist  ein 
verleihbares  (§.  102)  Regal,  nicht  nur  für  Waldeigen thüiner.  sondern 
auch  für  andere  Unterthanen  <*).  So  fern  eigene  Forst-  und  Holzgc- 
richte  c),  landesherrliche,  patrimonialherrliche,  oder  Märkerdinge,  nicht 
angeordnet  sind,  gehört  die  Gerichtbar  keit  in  Forstsachen  dem  ordent- 
lichen LfOcalBichtcr  f).  Den  Standesherren,  ist  die  Forstgerechtigkeit 
and  Forstgerichtbarkeit  geblieben  (§.  3o5). 
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«)  v.  Cbarkz'*  wetslar.  Nebenstunden,  Th.  98,  S.  138.    v.  Moseb'b  Forstarchiv, 
IX.  101. 

6)  v.  Moseb  a.  a.  O.  IX.  96.  14«.   XIV.  396.   Forstmagazin,  VDX  i3o. 

c)  v.  Moser  a.  a.  O.  i35. 

d)  Vergl.  §.  353—356. 

e)  Pueebdobe  de  jurisdict.  germ.,  638.   Selchow  L  c.  §.  5i8. 

/)  Stbübe»,  Th.  II,  Bed.  103,  §.  5,  S.  385.  Bed.  i36.   Stissbb  a.  a.  O.  181.  •  Parac« 
a.  a.  O.  §.  31.         »  * 

§.  453.  (367). 
Jagdhoheit-  Jagdgerec/Uigkeit. 

I)  Ein  unstreitiges  Regal  ist  die  Jagdhoheit  a),  das  Recht  der  Ober- 
herrschaft in  Jagdsachen.    Oberaufsicht,  Gesetzgebung  *)  und  OberPolizei, 
über  alle  Jagdberechtigungen  in  dem  Staatsgebiet,  nebst  der  Gerichtbarkeit 
in  Jagdsachen,  sind  darunter  begriffen.    II)  Die  Regalität  der  Jagdge- 
rechtigkeit,  der  landesherrlichen   ausschliefsenden  Befugnifs,  jagdbare 
wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  anzueignen,  —  obgleich  nicht  gegrün- 
det in  dem  allgemeinen  Staatsrecht  c),  nicht  in  der  Natur  der  Jagd  und 
des  Grundeigen thums,  nicht  in  dem  ältesten,  grofstcntheils  auch  nicht  in 
dem  mittlem  teutschen  Staatsrecht  «Q,  wie  in  dem  romischen,  —  ist  jetzt 
in  fast  allen  teutschen  Bundesstaaten  ein  geltender  Grundsatz  des  positiven 
Staatsrechtes.    In  einigen  wird  alle  Jagd  in  dem  ganzen  Staatsgebiet  in 
andern,  auf  grundherrlichen  Jagdrevieren,  auch  wohl  auf  städtischen,  nur 
die  hohe  Jagd/),  oder  blofs  die  Mitjagd  £■),  als  Regal,  doch  als  ver- 
leihbares (§.   102),  angesehen.     Den  Standesherren .  ist,  in  ihren 
standesherrlichen  Bezirken,  die  hohe  und  niedere  Jagd  geblieben.  Auch 
den  Grundherren  sind  die  vormaligen  Jagdberechtigungen  meist  geblieben. 

«)  Pütter's  Lit,  BX  636  ff.  Klübeh's  Lit,  \3Qq  ff.  Moser  von  d.  Landeshoh. 
in  Anseb.  Erde  und  Wassers,  74  ff.   Jargow  v.  d.  Regalien,  5o6. 

b)  Note  d.  eu  dem  ehevorigen  $. 

c)  Anders,  J.  C.  Lobbe,  Joh.  Ad.  v.  Ichstadt,  J.  U.  v.  Cbaxrr,  F.  C.  Bubi,  C.  F. 
Hommkl,  (oblectam.  juris  feud.,  48.).  Georo  a.  a.  O.  §.  365.  Die  Grunde  s.  bei 
J.  A.  L.  SEiDiirsTicHKB  de  fundamentis  juris  supremae  potestatis  circa  adespota 
(Goett.  1789.),  §.  19.  Widerlegt  von  Strusen  in  d.  Nebenst. ,  L  183.  II.  584. 
Ebendes*.  vindiciae  juris  venandi  nobilitatis  germ.  Hildcsh.  1739.  L.  C.  Bildf.r- 
bkcr's  Deduction  gegen  die  vermeint!.  Regalität  der  Jagd.  Celle  1733.  i74>>  fol. 
C.  G.  Riccius  Entwurf  v.  d.  in  Teutschl.  übl.  Jagdgerechtigkeit.  Nürnb.  1736. 
verb.  Frankf.  1773.  4.  Pütter's  Rechtsf.,  Bd.  I,  Th.  3,  S.  416.  Rübde's  teut- 
sches  Privatr.,  $.  149  ff.  Vergl.  oben  §.  353  f.  —  Ihrer  Natur  nach,  ist  die 
Jagdgerechtigkeit  ein  Ausflufs  des  Grundeigcothums ,  sie  kann  aber  einem  An- 
dern als  Servitut  zustehen.  Auch  das  östreichische  Gesetzbuch  betrachtet  sie 
als  Privatrecht.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen  in  der  3.  Kammer  der  Land- 
stände des  GH.  Hessen,  1830,  Heft  9,  S.  4°  &  ^m  Jänner  i83s  hob  in  England 
ein  Gesetz  die  ausschliefsende  Jagdberechtigung  des  höheren  Adels  auf;  fortan 
soll  jedem  Grundeigentümer  das  Recht  der  Zueignung  in  Absicht  auf  Wildpret 
jeder  Art  auf  seinem  Grund  und  Boden  eben  so  wohl  zustehen,  als  in  Ansehung 
der  daselbst  wachsenden  Früchte  und  der  Maulwürfe  und  Mause. 
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d)  Stisser  a.  a.  O.  i3.  106.  160.  Riccios  a.  a.  O.  S.  10.  Scheidexabtkl,  in  dem 
Repertorium  des  t.  Staats-  und  Lehnrechts,  Bd.  II,  S.  5oi.  Hagbmehji'i»  Land- 
wirthschaftsrecht,  §.  188  ff.  C.  L.  Stieglite  de  jure  venationem  exercendi 
in  Germania  usque  ad  sec.  XVI.  obtinente.  Ups.  1828.  8.  —  In  Kursachsen 
ward  noih  bis  an  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Jagdgerechtigkeit  als  ein 
Ausflufs  des  Grundeigcnthums  betrachtet.  Seitdem  begründete  man  nach  und 
nach  ein  Herkommen  ihrer  Regalität,  aber  erst  1746  ward  durch  die  4.  landes- 
herrliche Decision  ausdrücklich  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  nur  durch 
kurfürstliche  Verleihung  oder  unvordenkliche  Verjährung  die  Jagdgerechtigkeit 
erworben  seyn  könne.    Weiss«  a.  a.  O.,  Bd.  II,  §.  216. 

•  )  Von  dem  Königreich  Sachsen,  s.  v.  Hökers  kursächs.  Staatsr.,  iL  778. 

/)  Particuläre  Rechtsqucllen,  s.  bei  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  184.  sq. 
Preuss.  allg.  Landrecht,  IL  9.  4i.  127.   XVL  Absck  3. 

g)  De  Selchow  1.  c.  %.  «86. 

§.  454.  (368.) 
Ausübung  und  Verleihung  der  Jaydgerechtigkeit. 

I)  Die  Ausübung  der  Jagdgerechtigkeit,  ganz  oder  zum  Theil,  gebührt 
bald  dem  Staat,  bald  einem  Privatberechtigten,  auf  eigenein,  oder 
fremdem  Wald-  und  Grundeigenthum,  auch  wohl  einem  fremden  Staat 
als  Staatsservitut«).  Freie  Pürsch  ist,  wo  sie  in  neuern  Zeiten  noch 
galt,  jetzt  fast  überall  abgeschafft  *).  II)  Eine  Jagdverleihung  gibt,  im 
Zweifel,  unwiderrufliche  und  privative  )  Berechtigung.  Daher 
wird  blofse  Revers-  oder  Gnadenjagd  «0,  oder  ein  Recht  des  Ver- 
leihers zu  der  Vorjagd  oder  Vorhatze,  zu  der  Mit-  und  Koppeljagd 
nicht  vermuthet  *).  Hl)  Seit  Einfuhrung  der  Regalität,  und  der  Eintei- 
lung in  hohe  und  niedere  Jagd,  ist,  bei  neuern  Jagd  Verleihungen  ,  nur 
für  die  niedere  Jagd  zu  präsumiren  O« 

«)  J.  C.  Bohhöfeb  de  jure  venandi  per  modum  servitutis  juris  pubL  in  territorio 
alieno.  Alt  1748. 

b)  Held's  reichsprälat.  Staatsr.,  II,  661.  698.  Selchow  1.  c.  §.  539.  Baier.  Verordo. 
v.  12.  Jan.  i8o3.  u.  Febr.  «807.  Badische  Vcrordn.  v.  i5.  Juni  1807,  in  dem 
bad.  Reg.  Blatt,  N.  22. 

c)  Von  dem  Wildbann,  s.  Held  a.  a.  O.  %.  H  6Ö9.  661  ff.    Rkibhabd  l.  c.    1 1. 
65.  97.   PiETscH  a.  a.  O.  §.  64« 

d)  Pütteä*8  Lit.,  HI.  637.  Klöbeh's  Lit.,  $.  1394.  J.  A.  Hvbxkeb  de  venatione  pre 
caria.  Lips.  1778. 

«)  Ricctus  a.  a.  O.  S.  327.  Selchow  1.  c  §.  286.  Schraubebt's  Erlaut,  des  Lchnr., 
§.  68.   Pietsch  a.  a.  O.  o3  ff.    v!  Roher  s  kursächs.  Staatsr.,  II.  783. 

f)  Verschiedene  Meiuungen,  bei  Böhme a  princ.  juris  %feud,  %.  67  sq.  Selchow 
1.  c.  §.  285» 

§.    4S5.  (369.) 

Fortsetzung. 

IV)  Forstgerechtigkeit  und  Waldeigenthum,  sind  unter  ei- 
ner Jagd  Verleihung  nie  zu  verstehen.    Auch,  im  Zweifel,  nicht  die  Ge- 
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rieh  tbarkeit  in  Jagrlsachen.    V)  Die  Gren2en  der  hohen  (auf  Hochwild) 
und  niedern  Jagd  «),  wozu  in  einigen  Ländern  noch  die  mittlere  kommt 
sind  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  bestimmt.    VI)  Eben  so  die  Frage: 
ob  der  Jagdherr,  bei  Verminderung  des  Wildes  berechtigt  sey,  von  den 
Grundeigentümern  des  JagdReviers  Entschädigung   zu  fordern  c)? 
\U)  Die  Verbindlichkeit  der  Unterthanen  zu  Jagdfolgen ,  fliefst  aus  der 
Staatspflicht,  zu  Jagd  fr  ohnen  aus  der  Patrimonialpilicht  «0.    VIII}  Zu 
Erhaltung,  Aufstockung  oder  Atzung  der  Jagdhunde,  können  Untertha- 
nen nur  durch  besondern  Rcchtstitel  verpflichtet  seyn  <•)•    1^)  Die  Jagd- 
oder Wildfolge,    Verfolgung  des   angeschossenen  Wrildes  in  fremdes 
Staatsgebiet  oder  JagdRevier,  kann  bei  dem  ersten  nur  durch  Verträge, 
bei  inländischen  fremden  JagdRevieren  nur  durch  Landesgesetze,  Landes- 
Gewohnheitrecht,    Verträge    oder    Verjährung    gerechtfertigt  werden  /). 
X)  Die  Staatsregierung  ist  verpflichtet,  dem  Mi  fsbrauch  der  Jagdgerech- 
tigkeit, namentlich  der  zu  grofsen  Vermehrung  des  Wildes,  entgegenzu- 
arbeiten       und  die  Duldung  des  Hochwildes,  insonderheit  des  Schwarz- 
wildes, auf  Bezirke  zu  beschränken,  wo  es  nur  auf  Kosten  des  Jagd  berech- 
tigten sich  nähren  kann,  z.  B.  auf  sehr  ausgedehnte,  ihm  gehörende  Wald- 
bezirke, eingefriedigte  Parks,  u.  d.    Sie  kann  verordnen,  dafs  Verpachtung 
der  Jagd,  nur  auf  verhältnifsmäsig  kleinen  Bezirken,  oder  nur  an  die  be- 
treffenden Gemeinden  geschehen  dürfe,  und  bei  den  letzten  unter  der  Be- 
dingung, dieselbe  durch  besondere  Schützen  auszuüben. 

a)  Von  der  Erfindung  und  dem  Alter  dieser  Einteilung.  Leyser  de  assentat. 
ICtor.  10a.  Hkimasns  Geist  der  Gesetze,  c.  a5.  §.  8.  Bildkrbecr  a.  a.  O. 
S.  3oa.  Utarp  theorie  des  matieres  feodales  et  eensuelles,  T.  II.  p.  118 — 358. — 
Von  dem  zu  der  Jagd  gehörigen  Vogelfang,  Pütter's  Lit,  BX  64a.  Dah*  a.  a. 
O.  DI.  §.  i58. 

h)  v.  Böxer's  kursachs.  Staatsr.,  II.  r8o.  Preufs.  allgem.  Landr.,  IL  16.  Abschn. 
3.  §.  37  ff 

c)  C.  M.  Wkbkh  über  die  Einfuhrung  der  Wildsteuer.  Nürnb.  1-94.  8.  Beleuch- 
tung dieser  Schrift.  Nürnb.  1795.  Wbber's  Nachtrag  zu  a.  Abh.  u.  s.  w.  Nürnb. 
179a  Vergl.  Neue  allgem.  t.  Bibliothek,  Bd.  18,  Heft  6,  Bd.  a8,  S.  »77.  Bd.  44, 
St.  1,  S.  a6a.  Staatswissensch,  u.  jur.  Lit.  1794,  Jun,  191.  DAKza.  a.  O.  §.  160. — 
Von  der  Pflicht  des  Jagdherrn  zu  dem  Ersatz  des  Wildprctscbadcns.  J.  M.  Skue- 
fert  pr.  de  damno  per  ferarum  ineursus  dato  resarciendo.  Wirceb.  1788.  8. 
Klüber's  kl.  jur.  Bibl.,  XVI.  4o5.  Darr  a.  a.  O.  §.  160.  Von  der  Verbindlich- 
keit der  Jagdberechtigten  zum  Ersatz  des  den  Grundcigenthümern  zugefugten 
Wildschadens;  iu  B.  W.  Pfeiffer'»  pract.  Ausführungen.  Bd.  III  (Hannover 
i83i.  4.),  Num.  5.  S.  9t  ff.  Vergl.  des  Landgrafen  Philipps  des  Grofsmüthigen 
Testament  v.  i56a,  in  F.  D.  Häberlib's  neuester  teutschcr  Beichsbistorie,  Bd.  VII, 
S.  433.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Wrisse  a.  a.  O.  §.  319.  GHerz.  hessische 
Verordn.  v.  6.  Aug.  1810.  GHerz.  hessisches  Gesetz  vom  3.  Aug.  1810.  Ver- 
handlungen der  zweiten  Bammer  des  GH.  Hessen,  i8ao,  Hcfl4t  S.  a5  f.,  63  ff., 
9a  ff.    Hurhcss.  WildschadenGesetz  v.  »9.  Febr.  i83a.   Badisches  v.  3i.  Oct.  i833. 

<0  Hiervon  unten  §.  468  f. 

e)  Fischer1»  Kamerai-  und  Polizei  rechte,  II.  868. 

f)  Pütter's  Lit  HL  %.  1610.   J.  A.  Nieper  diss.  de  scquela  venatoria.  Goett.  1789. 
Pufehdorf  T.  HL  obs.  19a.   Strub?*,  Th.  B,  Bed.  140.   Fischer  a.  a.  O.  TL  866. 
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Putsch  a.  a.  O.  S.  i5a  f.  Riccros  a.  a.  O.  S.  3*7  f.  r.  Röxxa's  kursäch». 
Staaten,  D.  789.  Havbold's  k.  sachs.  Privatr.  $.  137.  Wbissk  a.  .a.  O.  §.  217. 
Reichsanzeiger,  1794,  Num.  76.  78.  r.  Büiow's  u.  Hagbuabb's  pract-  Erörterun- 
gen, Bd.  I,  Num.  a;  Bd.  VH,  Num.  81.  —  Schon  der  Sachsenspiegel  (IL  61.) 
und  der  Schwabcnspiegel  (Art.  336)  erwähnen  der  Jagdfolge. 
g)  Commun  Wildschützen  Anstalt  im  Wirtembergischen.  Heraogl.  Rescript  t.  17. 
Mär«  1798.  Wiederhergestellt  im  3.  1816 ;  Begier.  Blatt,  N.  40. 


VIII.  Abschnitt. 
WasserRegal. 


§.   4S6.  (370.) 
W nsserRegal 

Das  WasserRegal  «)  oder  die  Wasserhoheit,  besteht  in  dem 
Recht  der  Oberherrschaft,  über  das  in  dem  Staatsgebiet  beßndliche  Wasser 
und  dessen  Zugehor.  Es  erstreckt  sich  nicht  nur  über  alles  öffentliche, 
oder  zu  dem  öffentlichen  Vermögen  des  Staates  ($.  328)  gehörende  Was- 
ser, wohin  fast  alle  gröfsern  Flüsse  (die  schiffbaren)  und  Seen  gehören  *), 
sondern  auch  über  alles  Privatwasser  und  dessen  Zugehor  c) ;  über  Meer- 
busen <0,  Seen,  Teiche,  Lachen,  Feld wasser,  Quellen,  Strome,  Flüsse,  Bache, 
Canäle  mit  ihren  Betten,  Ufern,  Inseln  (Werdern),  Anlagen,  u.  d.  0.  Ue- 
berau sind  hiebei  die  aus  dem  Privateigenthum  und  aus  der  natür- 
lichen Freiheit  fliefsenden  Rechte,  von  den  Rechten  der  Staatsgewalt 
sorgfaltig  zu  unterscheiden  (§.  353 — 356),  so  weit  nicht  auch  jene,  ganz 
oder  zum  Theil,  durch  das  positive  Staatsrecht  erweislich  /)  zu  den  Rega- 
lien gezogen  sind.  Eben  so  unterscheidet  sich  davon  das  Verhältnifs  des 
Staates  zu  andern  Staaten,  in  Ansehung  der  GrenzStrome,  Seen  und 
Accessionen,  der  Anspülung,  des  Anwurfs,  der  Inseln,  der  schwimmen- 
den  Inseln,  u.  d.  g). 

«)  Püttcr's  Lit.,  Dl.  554  ff.  Kiübeb'ä  Lit.,  i3i2  ff.  F.  L.  Cavcbib's  Abhandlungen 
von  dem  Wasserrechtc,  Bd.  I  u.  TL  Halle  1789  u.  1790. 4«  C.  G.  Rössifi's  Wasser- 
Polizei.  Leips.  »789.  fol.  Oetibgbb  de  jure  limitum,  üb.  L  c.  1a.  Jabgow  t.  d. 
Regalien,  468.  Moser  von  d.  Landesh.  in  Anseh.  Erde  und  Wassers,  200—175. 
C  G.  Bibbbr  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.,  §.  aa.  sq.  p.  xia. 
(v.  Bbbxcbkkuobb's)  Grab  der  Cbikane,  Bd.  10,  Th.  a,  §.  ai.  Fischsb's  Käme- 
ral-  und  Polizeirechte,  DX  3  ff.  v.  Rökxa's  kur&äcbs.  Staatsr ,  TL  794  ff.  —  Pa* 
rSmie:  Sand  und  Land  gehört  der  Herrschaft.  —  Teutsehe  Fltus gebiete  in  teut- 
schen  QuadratMcilen:  Rhein  3,5o8,  Elbe  a,8oo,  Weser  874,  Oder  8,07a  Va,  Donau 
14,4*3.  Hydrographia  Germaniae,  e.  Charte  v.  Zollmahw.  Nürnb.  1735.  Eine 
Charte  der  teutschen  Stromgebiete,  in  J.  v.  Xylandbb's  Strategie.  Münch.  1818.  8. 
Berg-  und  GewässerCharte  v.  Teutschl.;  in  J.  M.  F.  Schmidt 's   u.  C  Klödbs's 
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politischphysikal.  Atlas  (Berl.  1819)»  N.  6.  A.  Stieler'»  Fluß-  u.  BergCharte 
von  Teutschland.  Gotha  i8ao.  FlufsCharte  von  Teutschland.  Weimar  18a  1.  — 
Von  der  schiffbaren  Verbindung  der  teutschen  Meere,  Flüsse  und  Handels- 
staaten, s.  Fichhoff's  topogr.  Statist.  Darstell.  des  Rheins.  Cöln  i8i4«  4*  Oca- 
hart,  der  Rhein  etc.  Mainz  1816.  8.  D.  Reishold  u.  J.  Oltkaeths,  der  deutsche 
HandelsCanal.  Leer  1817.  8.  —  F.  W.  Otto*s  System  e.  allgem.  Hydrographie 
des  Erdbodens. 

4)  Wo  das  positive  Staatsrecht  eine  feste  Bestimmung  gibt,  ist  hier  die  Bechts- 
vermuthung  für  Staatseigenthum ,  zumal  bei  wenig  schiffbaren  Flüssen ,  behut- 
sam zu  fassen.  C.  F.  Günther  quaestionum  de  jure  aquarum  Spec*  I.  quaenam 
aquac  profluentes  publicae,  quae  privatae  sint  (Lips.  i8a6),  p.  19.  Bei  kleineren 
Flüssen  ist  die  Vcrmuthung  dawider.  HAirBoi.n's  k.  sächs.  Privatr.  §.  aao.  Hihd 
quaest.  for.  (edit.  a.)  c.  44. 

c)  G.  L.  Höh* kr  diss.  de  jure  prineipis  circa  loca  et  opera  publica,  c.  3.  $.  3  sq.; 
in  dessen  Elcct.  jur.  civ.  I.  6*3. 

d)  Von  dem  Staatseigenthum  des  Meeres,  Gukther's  Völkerr.,  H.  a5.  Kiüber,  droit 
des  gens  moderne  de  l'Europe,  %.  i3o  et  suiv. 

e)  Von  Rädern,  Sauer,  und  Gesundbrunnen,  oben  §.  448. 

f)  Büum's  u.  Hagbmami's  pract.  Erörter.,  B.  L  Num.  3. 

/»■)  Günther  a.  a.  O.  U.  18.  a5.  55.  57,  v.  Römer'»  Völkerr.  der  Teutschen,  S.  a5o: 
y.  Cahcmh  a.  a.  O  L  60.  Moskb's  nacbbarl.  Staatsr.  44° — 46»«  699—706.  Eben- 
de ss.  Grunds,  des  curop.  Völkerr.  in  Friedenszeiten,  47°«  —  Von  dem  Mein, 
oben  §.  88  ff.  u.  unten  §.  56?  ff.   Klübeh  1.  c.  %.  i33  et  suiv. 

§.  457.  (371.) 
Gegenstände  des  WasserRegals. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes, 
I)  auf  den  Gebrauch  des  Wassers  <*).  Dahin  gehören:  Wasserstrafsen 
und  SchiffTahrt  *),  Canäle,  Schleussen  «),  Brücken  <*),  Fähren  0  Flöfsen  0» 
Mühlen  und  andere  GewerbAnstalten  an  oder  auf  dem  Wasser  £),  Wäs- 
serung*), Brunnen*').  Das  Recht,  Wasser zins  oder  Wasserlauf,  als 
Vergütung  für  Benutzung  des  Wassers  zu  erheben,  ist  im  Zweifel  ein 
Ausfluss  des  Wassereigenthums,  und  es  mufs  der  in  der  Vorzeit  ent- 
standene Wasserzins  dafür  auch  dann  noch  gelten,  wenn  Abgaben  dieser 
Art  späterhin  für  benutzbare  Regalien  erklärt  worden  sind  (§.  356,  VI). 

a)  Bisher  1.  c.  119. 

6)  Pvtter's  Lit. ,  HI.  55o.   Km/her's  Lät. ,  §.  i3o8-    Moser  v.  d.  Landest),  in  Anseh. 

Erde  und  Wassers,  a3o.   Wbisse's  königl.  sächs,  Staatsr.,  Bd.  II,  V  190  f. 
c)  Pütter'r  Lit.,  IH.  556.   v.  Cahcrih  a.  a.  O.  IL  a3i.   Fischer,  HI.  i3. 
i)  Pctter's  Lit.,  UI.g556,  Moser  a.  a  O.  337.  Dahz  Handfc.  des  t.  Priratr.,  L  §.  109. 

v.  Cascrin  ,  IL  1. 

0  Jus  trajectus.  v.  CahcrIh,  H.  63.  Moser,  aa8.  Danz,  I.  %.  108,  —  Von  fliegenden 

Brucken,      Cahcrih,  H.  70. 
0  Püttbr's  Lit,  HL  556.   IUübbr's  Lit.,  §.  i3i6b.   Moser,  aa3.   Dahz,  I.  $.  107. 

t.  Cahcrjh,  II.  93.   Fischer,  IH.  114.   Letsbr  ,  jus  georg.  L  35« 
g)  Pöttkr's  Lit.,  HI.  643.  Klüber's  Lit.,  %.  i4o3.  Jaroow  a.  a.  O.  494.  Wbstfhai/s 

Privatr.,  H.  i58.    Bieder  1.  c.  %.  «3.  p.  laa.    Moser,  a56.  a68.   Fischer,  HL  48. 

Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  519.   Dahz,  L  §.  io3  ff.   9ül8TOBJ,,g  ^htL 
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Bemerk.,  I.  39.  v.  Btfiow**  u.  Hagkmabb's  pract.  Erörter.  Th.  L  N.  4* —  Neue 
Mühlenordn.  für  Baden.  Carlsr.  i8*3.  8.  —  Von  Windmühlen,  Rcsdb's  tcutsch. 
Privatr.,  §.  io5.    Daws  I,  §.  io3. 

h)  v.  Cancbin  a.  a.  O. 'IL  137.   Fischbb,  OL  11. 

0  v.  Cakcbis«  II.  169.   Fiscbkk,  HL  7. 

§.  456.  (372.) 

Fortsetzung. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  II)  auf  die,  in  und  unter  dem  Wasser 
befindlichen  Sachen,  lebendige  und  leblose.  Dahin  gehören :  die  Fische 
und  die  Fischereigerechtigheit  «),  welche,  in  der  Regel,  kein  Regal,  son- 
v  dem  Wirkung  des  Wasser-  oder  Flufseigenthums  ist  *),  die  Wasserge- 
wächse, Sand  c)  und  Steine,  Salz,  Perlen  (§.  448),  Bernstein  (§.  448),  das 
Strandrecht  <0  (Grundruhr,  jus  littoris),  welches  zeither  nur  noch  gegen 
Seeräuber,  Schleichhändler,  Schiffer  auf  verbotenen  Flufs-,  oder  Seegegen- 
den, an  den  dänischen  Ufern  der  Elbe  und  retorsionsweise  ausgeübt 
ward,  nun  aber  durch  die  ElbschiflfahrtConvention  von  1821,  Art.  29,  ab- 
geschafft ist  (§.  471  b). 

a)  Pctteh's  Lit.^  HL  64».  Klcbbb's  Lit.,  §.  1401.  Moseb,  »4o.  Jabgow  a.  a.  a 
493.   Dar«  L  §.  110. 

b)  Strdbes,  Th.  II,  Bed.  87;  Th.  V,  Bed.  17.  Lbtseb,  Sp.  5o3.  Mo<»sr  a.  a.  O. 
Püfeitdobf,  T.  I.  obs.  227.  Ebendess.  animadv.,  I.  73.'  Bieber  1.  c.  n5.  — 
In  dem  Mittelalter  betrachtete  man  die  Fischerei  als  einen  Theil  der  Jaed. 
Stisseb's  Forst-  und  Jagdbist.,  a83.  3oo.  —  Biber  und  Fischottern  gehören 
noch  jetzt  zu  der  Jagd.  Letseb  jus  georg.,  Dl.  14.  C.  G.  Wikka*b  dUs.  de 
jure  circa  flumina  (RH.  1758).',  §.  «3.  sq. 

c)  Moseb  a.  a.  O.  »56.  —  Von  der  Goldwäsche,  oben  §.  448. 

d)  Pütteb's  Lit,  DL  6i5.  Rlübeb's  Lit.,  %.  1374.  Moseb  a.  a.  O.  »70.  £tr»4jj. 
nachbarl.  Staatsr. ,  705.  Jabgow  a.  a.  0.  471 — 489.  Sblcbow  elem.  juris  gem. 
priv.,  §.  533.  PrEEEiHCEB  \  itriar.  illustr. ,  III.  1471.  Fischeb's  Gesch.  des  t 
Handels,  L  4*5.  v.  Martens  Einleit.  in  d.  Völkerr.,  %.  i5o  f.  Rlübeb  droit  de» 
gens  moderne  de  l'Europe,  %.  77.  Dänische  Strand ordn.  von  i8o3,  in  H£bkbi.is's 
Staatsarchiv,  Heft  45,  S.  1  ff. 

e)  J.  G.  Büsch  DarsteU.  der  Handlung  (J»79*t  8.),  n.  n3.  Ebendess.  DaratelL  de> 
in  den  nördJ.  Gewässern  üblichen,  besonders  des  Schleswig -holsteux.  Strand- 
rechtes. Hamb.  1798.  8. 

§•  459.  (3730 
S  c   h   l  U   8  s. 

Das  .WasserRegal  bezieht  sich  III)  auf  den  Grund  und  Boden, 
welchen  das  "Wasser  zu  seinem  Bett  hat,  oder  umschliefst,  oder  zunächst 
berührt.  Dahin  gehören,  das  Flufsbett  a),  das  Ufer  oder  Gestade  *),  die 
Inseln  (Werder)  und  Anlagen  c)  (Anspülung,  Anwurf,  Alluvionen),  die 
Dämme  oder  Deiche  <9,  a,e  Häfen  Landungs-,  Aus-  und  Einladplätze, 
Buchten  und  Ankerplätze,  der  Rai  (quai),  die  Leinpfade,  Zieh-  oder  Treppel- 
wege oder  Trödel/). 
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m)  Jamow  a.  a.  O.  49^*  Mosib  a.  a.  O.  aa5.  v.  Cascbib,  119  ff.  Pofudom 
T.  IV.  ob».  »38. 

i)  Fiscbeb,  HL  i9.  ao.  35.  v.  Cahcbib,  L'101.  Da««,  §.'10». IV.  —  Von  der  recbtl. 
Verbindlichkeit  zum  Uferbau  an  schiffbaren  Flüssen ;  in  B.  W.  Prnrrza 's  pract 
Ausfuhrungen,  Bd.  III.  Hannov.  i83i. 

•)  Pütteb's  Lit.  II.  619.  Klcbeb's  Lit.,  §.  i38o  f.  Jabgow  a.  a.  O.  490.  49«. 
Moskb,  «19.  aai.  Ebenda*.  Nebeost.,  400.  Biexkb  1  c.  116.  Dam  a.  a.  O- 
I.  §.  106.  v.  Cakcbib  ,  I.  167.  184.  Gvstbbb  a.  a.  O.  II.  63.  —  Von  den 
Inseln  in  d.  Main,  s.  J.  R.  y.  Botb's  Abhandlungen  aus  d.  teut.  Staats-  u. 
Völkern,  S.  186.   Von  Rheininseln,  oben  §.  a8  u.  91. 

i)  Moser  a.  a.  O.  ai5.  Dabe  a.  a,  O.  §.  n3— ia3.  v.  Cascbib,  L  111.  i45.  16t. 
Rcbdb'r  t.  Priratr. ,  $.  n3  flu  Rössig's  t.  Privatr.,  S.  435  fL  Dbxtkb's  Miscel- 
lanecn,  Num,  I,  S.  1—37.       Bkbc's  Polizeir.,  DX  93—  i3a. 

•)  Jabgow  a,  a.  O.  49°*   Mosa«,  926. 

/)  Moijb  a-  a.  O.  ai4«   HiöbbVs  kl.  jur.  Bibl.,  XV.  3 10. 


§*  460.  C374.} 

Umfang  des  PfasserRegafs, 

üeber  all«  diese  Gegenstände  gebührt  dem  Staat  die  höchste  Aufsicht,  Ge- 
setzgebung, Polizei,  Gerichtbarkeit  und  Finanzhoheit;  das  Hecht,  Wasser-, 
Schiffahrt-,  Ufer-,  Deich-,  Damm-,  Dunen-,  Fischer-,  Brunnen-,  Strand-  u.  d, 
Ordnungen  zu  errichten  ;  das  Recht  zu  Anstalten  <*)  gegen  Hindernisse  der 
Schiffahrt,  Wasserschaden,  Müsbrauch  des  Wassers  nnd  der  Schiffahrt,  das 
Rang-  und  Marktschiffwesen ,  das  Schiffer-  und  FischerZunftwesen,  die 
Schiffbarmachung  der  Flusse,  Anlegung  der  Canäle  u.  d.;  die  Errichtung 
eigener  Wasser-,  Deich-,  Mühlen-  und  Fischergerichte  in  deren  Er- 
mangelung Wassersachen  vor  den  ordentlichen  Richter  gehören;  die  Be- 
stimmung der  Abgaben  für  die  Verleihung  oder  den  Gebrauch  des  öffent- 
lichen Wassers,  der  Schiffahrt  und  Wasseranstalten,  z.  B.  Wasser-  und 
Muhlenzins  (§.  457),  Wasserzoll,  Flufs-,  Damm-  und  Uferbaugeld,  Hafen-, 
Fähr-,  Floß-,  Schleussen-  und  Bruckengeld,  u.  d.  0- 

•)  Mona  a.  au  O.  107.  11a.  a3t.   J.  K.  Rössio's  Wasserpolizei.  Leipi.  1798.  8. 

«)  Beispiele,  bei  Pctehdobe  de  jurtsdict.  germ. ,  6i3.  Mosbb  a.  a.  O.  io3. 
v.  Cbabub's  wetzl.  Nebenst.,  XXIII,  34*  XXX  85.  LXXV.  Num.  1.  Fischer  a.  a. 
O.  ID.  3i.  Laboe  diplomat.  Blumenlese,  Num-  t45,  in  Meusel's  Geschicht- 
forscher, VIT.  97.  J.  B.  Fiscbeb's  Beschreib,  des  Burggrafth.  Nürnberg 
unterhalb  Gebürgs  (Ansb.  1790.  8.),  IL  5.  Estob's  bürgerl.  Rechtsgel.,  L 
V  aao4  f-  m»  Cabcbib      d.  Rechte  des  Eich-  oder  Sicherpfahls 

( Glessen  1788.  8.),  §.  45  ff.   K.  sächs.  EibestromUferordn.  v.  1819. 

c)  Von  der  OctroiGebOhr  auf  dem  Rhein,  unten  569. 
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Indus  tri  rCon  ccssions  Rt'ßal. 


§•   461.  (375.) 
JndustrieConecssion. 

I)  Vermöge  der  Pflicht,  die  Gewerbe  dem  Staatszweck  geroäfs  zu 
leiten,  und  den  Erwerbzweigen  gehörige  Aufsicht  zu  widmen,  ist  die  Staats- 
regierung befugt,  Bewilligung  oder  Concession,  oder  auch  Empfeh- 
lung zu  ertheilen,  für  nützliche  Unternehmungen,  Gewerbe,  Handlungen 
und  Befugnisse,  vorübergehende  und  fortwährende,  welche  eine  Quelle  des 
Privateinkommens  sind,  aber,  wegen  des  Staatsinteresse,  der  Willkühr  eines 
Jeden  nicht  überlassen  werden  «).  II)  Diese  Gegenstände  werden  oft  zu- 
gleich als  Quelle  des  Staatseinkoinmcns  betrachtet,  indem  davon  be- 
stimmte ConcessionsEmolumente,  ConcessionsGelder ,  Pachtgelder, 
Bekenn-  oder  Bekenntnifsgelder  oder  GewerbRecognitionen  ein  für  alle- 
mal, oder  fortdauernd  zu  gesetzter  Frist  (Gewerbsteuer),  erhoben  werden. 
HI)  Manche  Concessionen  dieser  Art,  beziehen  sich  auf  Polizei  Ein- 
schränkungen zu  dem  Besten  des  Ganzen  oder  eines  Theils  desselben. 
Diese  sind,  nebst  dem  Ertrag,  nicht  selten  den  mit  der  niedern  Polizei 
versehenen  Grundobrigkeiten  und  städtischen  Gemeinheiten  überlassen  O. 
IV)  Untergeordnet  sey  die  Ausübung  dieses  Regals,  der  Pflicht  der  Staats- 
regierung zu  Beförderung  freier  Kraftäusserung  der  Staatsbürger. 

a)  Pcttkh's  Lit. ,  DX  644-  Klübku's  Lit. ,  \.  1404.  Moskh  t.  der  Landeshok.  in 
Steuersätzen,  783  ff.  791.  Pütt**  instit.  iuris  publ.  ,  §.  $76.  Rukb4*d's 
Samml.  jurist.  philo«,  u.  luit.  Aufsätze,  St.  III,  Nun».  6.  Vergl.  H™»*lstoss 
Entwiclel.  des  Begriffe  der  Regalität,  §.  »3,  S.  86  ff.  Prems.  Edict.  y.  %.  Not. 
1810  u.  Gesetz  v,  7.  Sept.  1811;  in  der  preufs.  Gesetssamml.  v.  1810  u.  1811, 
S.  70  ff.  u.  »63  ff. 

•)  Mosrn  a.  a.  O.  8o3. 

c)  Königl.  preufs.  Deklaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürstcnthuins  Baireuth,  t. 
10.  Aug.  1801,  $.  i»3,  ia5,  ia6,  i3i— 137. 

§.  462.  (376j 
ConcessionsGegenstünde. 

Hieher  wird  gerechnet,  theils  in  allen ,  theils  in  mehreren  Staaten,  die 
Concession  für  Gesellschaften  a),  insbesondere  der  Octroi  für  grofse  Asse- 
curanz-  und  Handelsgesellschaften  *),  DampfschiffahrtGesellschaften,  Eisen- 
bahngesellschaften Markt-  und  Postschiflahrt,  kaufmännisches  Gewerbe, 
Alleinhandel  0*  Patentwaaren,  in  Folge  von  ErfindungsPatenten,  Marktver- 
kauf, Hausiren  <0,  Pferdcrcrkauf  0 »  Kalender-  und  Spiel  karten  verkauf /), 
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PrivilegienSchutz  wider  den  Büchernachdruck  Q.  4 18),  Apotheken  £), 
Arzneimittel,  chirurgische  Werkzeuge  und  Operationen  (AugenOperateure, 
Bandagisten,  Zahnärzte),  Arcana  A),  Buch-  und  Steindruckereien,  Fa- 
briken, Manufacturen ,  chemische  Bereitung  yon  Apotheken-  un4  Fabrik- 
Bedurfnissen,  "Potaschensiedereien ,  Kalk-  und  Ziegelbrennereien  (§.  448, 
Note  f)»  Scidenwürmer  und  Maulbeerplantagen  Q,  Mühlengerechtigkeit 
(§.  4Ö7),  Bierbrauerei  Branntweinbrennerei  O  (wovon  der  Blasenzins), 
Gastwirthschaft,  Garküchen-  und  Schankgerechtigkeit,  Kaffeeschcnken, 
Billard  m),  Zünfte  und  Freimeisterschaft  «),  Heurathen  (HeurathConsens- 
gelder). 

a)  Zunft-  oder  InnungsPrivilegien.  —  Von  Schützengescllschaften,  Voigt'»  gemein- 
nützige  Abhandlungen  (179a),  Nuin.  3,  S.  180  ff.  Hannöver.  •Ungarin,  1784, 
St.  5a,  60,  61. 

&l)  Oben,  §.  4i3.   Moser's  Versuch  des  europ.  Völkerr.,  Bd.  VII.  S.  n3  ff. 

b3)  J.  Hansexa»>,  die  Eisenbahnen  und  deren  Actionärc,  in  ihrem  Vcrkältuifü  r.um 
Staat.  Lcipz.  1837.  L.  Caäphaüses:  Versuch  eines  Beitrags  zur  EiscnbahnGesets- 
gebung.  Köln.  i838.  GH.  hessische  Consessionsurkundc  für  die  TaunusKUenbahn- 
Gesellschaft  v.  11.  Mai  i838;  desgl.  h.  uass.  v.  i4.Jun.  i838.  Preufs.  Eiseubahn 
verordn.  v.  3.  Nov.  i838,  in  der  Getetzsamml.  v.  i838,  S.  5o5— 5i6.  Durch  Be- 
scklufs  v.  19.  Oct.  i838  genehmigte  die  deutsche  Bundesversammlung  die  Durch- 
führung der  TaunusEisenbabn  durch  das  Gebiet  der  Bundesfestung  Mainz 
nach  Wiesbaden. 

c)  Vergl.  §.  4i3.    KmJbkr's  Lit.,  §.  i355  b.  S-  45i. 

d)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Polixeisachen ,  a34- 

e)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  797. 
/)  Moser  ebend.,  798. 

g)  Chr.  Thoxasids  diss.  de  jure  circa  pharmacopolia  civitatum.  HaL  1697.  rec.  175». 
Westphai/s  t.  Privalr.,  I.  186.  Biccius  spitil.  juris  germ. ,  38i. 

h)  C  F.  Hahpphecht  diss*  de  jure  prineipis  circa  artes  subditorum  singularea  et 
arcanas.  Tüb.  1753. 

0  H.  D.  Hoffrash  diss.  de  juribus  circa  bombyces,  moros  et  sericuin.  Tüb.  1756. 

k)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Steuersachen,  789  f.  Putoxf.i  enuuciata  jur., 
B.  593.  v.  Cramkr's  weul.  Nebenst.,  XVB,  Num.  9.  Pvtteh's  Lit.,  III.  544- 
F.  A.  Fischer  de  jure  coquendi  et  vendendi  cerevisiam.  Viteb.  1765.  F.  X.  v. 
MosatAwx  über  das  Bierbrauerrecht  in  Baiern.  Ingolsl.  1*91.  8. 

/)  Pötter^s  Lit.,  IB.  544-  Hommex  de  jure  vini  adusti.  Lips.  1753.  Hoxhel,  obs. 
97.    Putebdobf,  T.  IB.  obs.  89.  164.   Pütokei  enuuciata  juris,  T.  VI.  cous.  270. 

wt)  Pdtter*»  Kechtsf. ,  Bd.  H,  S.  1060  f.   "Westphai's  t.  Privatr.,  L  i33  f 

1»)  Mevics,  P.  I.  dec.  55.  J.  D.  H.  MvsÄus  Beitr.  zu  dem  deutschen  Hecht  (Erf.  1801. 
8.),  S.  i63— ai5.  Overbecr's  Meditationen,  Bd.  I,  Num.  11.  JA.  Ohtloff's 
Becht  der  Handwerker,  §.  87  f.  —  In  dem  Königreich  WestjrfutU-n  war  der 
Zunftzwang  aufgehoben;  blols  ein  Staatsrate/**  ward  tu  Ausübung  der 
sonst  zünftigen  oder  unzünftigen  Gewerbe  erfordert  So  auch  im  Hcrzogtb. 
Nassau,  seit  1819. 

§•  485.  (377.) 

Fortsetzung. 

Auch  gehört  in  diese  Classe,  die  Concession  für  Glückshafen  <*),  Zah- 
len- und  ClassenLotferien      und  WettComtoire  oder  WinkelLotterien 
Hazardspiele ,  öffentliche  Lustbarkeiten  <*)  (Musikpacht,  Musik-  und  Tanz- 

44  * 
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Eettel,  Tanz  Anlage),  Schauspiele,  Kunstfertigkeiten,  gymnastische,  auch  Taschen- 
spieler- und  d.  Künste,  Vorzeigung  sehenswürdiger  Dinge,  seltener  -Men- 
schen, Thiere,  Natur-  und  Kunstproducte,  Scharlrichterei,  Wasenmeisterei  n 
(Abdeckerei,  Cavillerei),  Carainfegen,  Schweinschneiden  (Viehschnitt),  Scheer- 
schleifen,  Zinngiefsen,  Pfannen-  und  Kesselflicken/),  Haarschneiden,  Rofs- 
haar-,  Aschen-,  Knochen-  und  Lumpensarameln,  u.  d.  Auch  manche  Zwang- 
oder Bannrechte  werden  hieher  gezogen  ff), 

a)  Moser  von  der  Landcshob.  in  Polizeisachen,  437,  49°  A 

6)  Pütteh's  Lit.,  Ol.  366.  Blüber's  Lit.,  §.  1144.  —  Lotti  und  Lotterien  sini 
untrügliche  Mittel  zu  Beförderung  des  Volksclendes.  Man  s.  Moser  a  a.  0. 
484.  Ebendcrs  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  796.  Schlözer's  Briefwecb«*!, 
Bd.  X,  Heft  09,  S.  297.  Pütter's  Erörter.,  Bd.  I,  Heft  4»  Nun».  11.  v.  Bebg'i 
Handb.  des  Polizeir.,  Th.  II,  S.  »33.  Dakz  Handb.  des  t.  Private,  Bd.  u\ 
$.212,  S.  309.  Häeerlis's  Staatsarchiv,  Heft  X,  S.  »%.  Bcsch  v.  d.  Geld- 
umlauf (1780),  5o6.  Der  Kosmopolit,  St.  V  (»7o8),  Mai,  S.  389.  Jrsuce 
Geist  und  Charakter  des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Berl.  1800),  S.  »59.  Bei». 
Bosse's  Uebersicht  der  französ.  Staatswirthschaft  bis  zum  Finanzplan  für  1806, 
Th.  II.  (1807.  8.),  S.  5o.  Mohthio?» ,  quelle  influence  etc.  (s.  oben  §.  398, 
Note  a),  p.  79.  an  sq.  De  la  passion  du  jeu  etc.j  par  Dcsaula.  Paris  »7-9.  8. 
CoL^mousf  über  Landespolizey  u.  s.  w.  aus  d.  Engl  von  Volhmass.  *  Theile- 
Leipz.  1800.  8.  Ueber  Spiel  u.  Spielgesetze,  in  L.  Gervais  kleinen  Mitthei- 
lungen aus  d.  staatswirthstliaftl.  Gebtete,  Th.  I  (Leipz.  1823.  8.),  S.  3o3  ff. 
Benj.  Cosstaxt's  Bede  wider  die  Lotterien,  in  der  französischen  Depuürten- 
Kammcr,  in  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1829;  in  dem  Moniteur  univcrsel  u.  in  dem 
Courrier  francais  du  9  juillet,  teutsch  in  dem  hamburger  unparL.  Correspon- 
denten  v.  18.  Juli  1829.  LandtagVerhandlungen  darüber  in  Baiern,  wo  1818 
das  Lotto  einen  reinen  Ertrag  von  1,267,000  Gulden  lieferte;  in  J.  Gr-  v. 
Sodes's  der  baier.  Landtag  v.  1819,  S.  336  ff.  Ein  Verzeiclinifs  gesetzlicher 
Verbote  der  Lotti  u.  Lotterien,  wenigstens  des  Einsetzens  in  ausländische,  in  d. 
BeichsAnzeiger,  1794,  Bd.  I,  Nu  in.  4» ;  Bd.  U,  Num  76.  Badische  Verordn.  dagegen 
v.  3.  Oct.  1811,  in  d.  bad.  Kcg.  Blatt  1811,  Num.  26.  Baien  sehe  v.  3i.  Marx 
1817.  —  Verboten  ward  das  Einsetzen  in  Lotterien,  bei  schweren  Geldstrafen, 
in  England,  vom  1.  März  »826  an*  bei  Strafe  der  Landesverweisung  und 
einer  Geldbusse  von  »00  bis  3oo  Ducati,  in  Neapel,  durch  ein  k.  Decret  t. 
Nov.  1826.  Aufgehoben  ward  das  Lotto  di  Genova,  in  dem  Königr.  der 
Niederlande,  im  Nov.  1837. 

«)  Schlözer's  Briefwechsel,  XXXV,  3i5. 

d)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  802.     Ulmenstmk's  Eint  in 
Lehre   von  Steuern,  23o.  —   Festlichkeit  ist  ein  Erholuugsleben ,    wo  der 
Mensch  der  Gegenwart  froh  wird.    Wahre  Volksfreude  macht  froh  und  gut. 

•)  Nettelbladt's  Sammlung  kl.  jurist.  Abhandlungen,  Num.  X,  S.  343.  Stecke?, 
Th.  U,  Bed.  73.   Jargow  v.  d.  Begalien,  2?3. 

f)  Von  dem  ehemaligen  Keuler  -  und  Kaluclmudtchut* ,  Pütter'»  Lit.  i»"- 
KuWs  Lit.,  §.  918.  * 

g)  Vergl.  unten  §.  486  /. 
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§.  464.  (378). 
Aufnahme  neuer  Landesunlerthanen. 

• 

Die  Ertheilung^des  Landesschutzes,  ist  ein  Regal,  welches 
bald  unmittelbar  Ton  der  höchsten  Landesbehörde,  bald  mittelbar  durch 
landesherrliche  Unterbehörden,  oder  durch  Standesherren,  städtische  oder 
grundherrliche  Unterohriglieiten ,  auch  wohl  durch  Gemeinden ,  ausgeübt 
wird.  Es  gehört  dahin:  I)  Die  Aufnahme  neuer  Landesunterthanen 
und  Staatsgenossen  jeder  Art,  verbürgerter  und  schutzverwandter,  na- 
mentlich der  Bürger,  Bauern,  Colonisten,  Burg-  und  Freisassen,  Beiwohner, 
Beisassen,  Schutzverwandten,  Zettelleute,  Permissionisten,  Unter-  oder  Hinter- 
sassen und  Erbgesessenen  «).  Wenn  gleich  den  Gemeinden  die  Aufnahme 
«ler  Gemeindebürger  und  Beisassen,  unter  Vorbehalt  der  Entschei- 
dung der  Staatsbehörden  in  streitigen  Fällen,  zusteht  (§.  259),  so  ist  doch 
frühere  oder  gleichzeitige  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechtes  (§«46t)  nöthig. 

«)  Vergl.  %.  iid.  PCtter's  Lit.,  III.  607.  Kriuuv's  Lit.,  §.  i366.  Moser  von  der 
Ln ndeshoh.  in  Anseli.  der  Untcrtlmncn ,  Personen  11.  Vermögens,  3|.  Pufrs- 
oonr ,  T.  I.  obs.  80.  Jo.  Tueod.  Skger  di*s.  de  coloniis  mercatorum  in 
Germania.  Lips  1781.  4«  —  Von  dem  Grof&her&oglh.  Hessen,  $.  Rhein.  Rund, 
XIX.  -4. 

§.  465.  cro.) 

Judenschutz..    Hechte  und  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden, 

Ferner  gehört  dahin,  HVdie  Ertheilung  des  Judenschutzes  die 
\ufnahme  der  Juden,  und  die  Festsetzung  ihrer  bürgerlichen  Bechte  *). 
Vermöge  der  Teutschen  BundesActe  (Art.  16),  wird  die  Bundesversamm- 
lung in  Berathung  ziehen,  wie,  auf  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die 
bürgerliche  Verbesserung  der  Juden  in  Teutschland  zu  bewirket), 
und  ihnen  der  Vollgenufs  der  bürgerlichen  Bechte  zu  gestatten  sey  (§.  23a). 
Unterdessen  wird  ihnen  in  den  meisten  Bundesstaaten  ein  Inbegriff  von 
bürgerlichen  Bechten  eingeräumt,  welcher  dem  vollen  Staatsbürgerrecht 
mehr  oder  weniger  nahe  kommt;  in  etlichen  Staaten,  zur  Zeit  des  rheini- 
schen Bundes,  hatten  sie  sogar  volles,  wie  nach  den  neueren  französischen 
Gesetzen,  und  noch  jetzt  in  dem  baierischen  Bhein kreis.  Zu  dem  Juden- 
schutz können  Standesherren,  Grundherren  und  städtische  Gemeinheiten« 
durch  Privilegien,  Verträge,  oder  unvordenkliche  Verjährung  berechtigt  sevn  r)' 

*)  Pvttrr»»  LiL,  -III.  6o5.   KlübWs  Lit..  §  i36j. 

Vergl.  §.  5i5  f.  u.  5i5.    Neue  Stetigkeit«  -  und  Schutaordn.  der  .ludcn- 

»cbaft  su  Frankfurt  a.  M.  v.  3o.  Nov.  180-,  I  rankf.  I808.    Rhein.  Rund,  XIV. 
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3o3.  LT\".  4^»'-  TAIN".  "3.  Verordnungen  über  Hie  bürgerlichen  Rechte  der  Juden: 
Baditche  v.  i3.  Jan.  1809  und  r3.  Jan.  181-;  snchsrn-meinin^ische  v  5.  Jan.  1811, 
Rhein.  Rund,  LV.  91 ;  mccklfnburpischc  v.  21.  Febr.  1812,  Rhein.  Rund,  UV.  45o,  u- 
r.  11.  Sept.  181- ;  preussisrhe  v.  11.  Mar«  «812,  in  der  preufs.  Gcsetr.samml  v" 
181?.«  S.  1-  ff.  Rhein.  Rund,  LXIV.  -3;  /.aierische  v.  10.  Juni  i8i3,  in  d.  Reg. 
Rl.  i8i3,  S.  931:  wirtemhergische ,  Rhein.  Rund,  XLV.  3*i,  u.  Gesetz  v.  i8?5 . 
Commi&sionsbericbt  in  der  1.  Kammer  der  Hannöver,  allgcm.  Ständeversaminl. 
am  9.  Jan.  >833,  u.  laudständische  Verhandlungen  daselbst  in  jener  Zeit;  GH. 
fiessuc/.r  Verfafs.  Urk.  v  i8«o,  Art.  i5;  ConstitutionsErgä'n*ungsActe  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  v.  1816,  Art.  -.  Denkwürdige«  Decrct  de*  Herzogs  Fram  IV. 
von  yfodena  wider  die  Juden,  datirt  Modena  den  »«.  Marx  i83i,  in  der  Frank  f. 
OPAZcit.  v.  i3.  April  i83>.  —  K.  E.  Schhid's  Zeitschrift,  der  deutsche  Rund, 
Rd.  I  (1816).  Schweitäicr's  offen! I.  Recht  des  GH.  S.  >VeimarEUenach,  L  43, 
Wiissf's  Lehrb.  des  k.  säeh».  Staatsr.,  Rd.  I,  $.  5i.  Schujick's  StaaUr. ,  des 
KR.  Raiern,  Th.  I,  S.  «65  u.  345.  Dr.  Leop.  Lauebcrg,  die  rechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Juden  in  Duden.  Mannheim  i83«.  8. 
e)  Estor's  bürgcrl.  Rcchtsgel.,  I.  43.  Wrstphai's  Staatsr.,  44«.  St«ibf>,  Th.  DJ, 
Red.  -o ,  §.  Ii  ff.  Decisiones  Hasso  -  Cassel.  T.  H.  dec.  188.  Wotn.  Rcrciiardi 
diss.  de  regaü  judaeis  incolatum  largiendi  jure.  Erf.  et  Herb.  1766.  —  Andere 
halten  den  Judenschutr.  für  ein  verlcihbares  Regal.  Zifgler  de  juribus  majeU-, 
lib.  I.  c.  3.  §.  «8.  Hfrtics  diss.  de  superiorilatc  territ..  %.  14.  G.  H.  Atrfr 
diss.  de  juro  reeipiendi  judaeos  (Goett.  1741 ),  \c.  1.  5.  14.  PtrsxooRr, 
T.  n.  obs.  1.  «3. 

§•   466.  (380.) 
Forensen.    Fremde.    Exterritorialität  der  Gesandten. 

III)  Auswärtige  Eigenthumsbesitzer  inländischer  dinglicher  Privat- 
bereebtigungen  (Forenses),  geniefsen  nicht  nur,  für  ihr  in  dem  Staatsgebiet 
befindliches  Grundeigenthum,  den  dinglichen,  sondern  auch,  in  dem  Fall 
ihres  Aufenthaltes  in  dem  Lande,  den  personlichen  Staatsschutz  «)•  IV)Fremde, 
durchreisende  und  andere,  die  sich  für  bestimmte,  oder  unbestimmte  Zeit, 
erlaubterweise  in  dem  Staatsgebiet  aufhalten,  erlangen,  für  die  Zeit  ihres 
Aufenthaltes,  den  temporären  Landesschutz,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend *).  V)  Angenommene  Gesandte  eines  fremden  Staates,  geniefsen^ 
für  die  Dauer  ihrer  Gesandtschaft,  nicht  nur  auszeichnenden  Landesschutz 
(Unverletzbarkeit),  sondern  auch  für  sich,  ihr  Gefolge  und  das  Gesandschaft- 
Quarticr,  die  Exterritorialität  und  Quartierfreiheit  c). 

a)  Vergl.  oben  §.««8.  «67.  «69.  u.  RundesActe,  Art.  18,  lit.  a.  J.  C.  Lt »hach  diss.de 
forensibus.  Giess.  1669.  Königl.  baier.  Erklärung,  das  Verhältnis  der  Forensen  su 
der  Staatsgewalt  betr.,  v.  3.  Apr.  1807,  in  dem  Rhein.  Rund,  VIR.  333,  u.  in  dem 
baier.  Gesetzblatt  v.  1819,  %.  i3— 15;  nach  welcher  die  Forensen  in  Personal- 
Sachen  nur  von  baicrischen  Unterthanen,  nicht  auch  von  Ausländern,  vor 
bayerischen  Gerichten  belangt  werden  können.  Baier.  Edict  über  Indigeaat, 
Rechte  der  Forensen  etc.,  v.  6.  Jan.  181a,  in  dem  Rhein.  Rund,  LXR7.  3. 

i)  PItter'»  Lit.,  Rl.  608.  Klcber's  Lit.,  §.  i368.  A.  F.  Schott  diss.  de  vi  leg  um 
ciulium  in  suhditos  temporarios.  Lips.  17-11.  4.  Jo.  Scbilter  ie  Jure  peregrinor. 
Jen.  i(»-t».  C.  F.  IIoäsfi-,  s.  resp.  Frid.  Platter  de  usu  hodiern»  divisioni» 
hominum  inter  cires  et  peregrinos.  Lips.  i~5o.    F.  W.  Prstri.  institta  et  benig- 
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nitas  leg  um  germ.  erga  poregrinos.  Rint.  1754.  SchbütkiTs  renn.  Abhandl. 
1.  «58.  Von  GuUgerichUn.  Schottel  de  jurib.  quibusd.  singulartb.  germ.,  p.  362. 
Selchow  dem.  juris  germ.  priv.,  §.  219.  6f>8.  Badisches  Edict,  die  Grundverfassung 
der  verschied.  Stände  betr.  v.  1808,  §.  1  —  5,  in  dem  Rhein.  Bund,  \XÜ.  64. 
t)  v.  Oxptkda's  Lit.  des  Völkern,  a52  ff.  Db  Vattkl  droit  des  gens,  vol.  Uli 
liv.  3,  ch.  7,  §.  80  et  suiv.  Dk  Re\l,  science  du  gouvernement,  T.  V.  eh.  1. 
Sect.  7.  8. 9.  C.  H.  v.  Röxkh's  £inl.  in  die  Grundsätze  über  die  Gesandtschaften 
3i3  ff.  v.  Mabtkxs  Einl.  in  das  Völkern,  §.  an  ff.  Klüebb,  droit  des  gens  de 
l  Lurope,  $  49,  54,  »o3,  3o4  et  207. 


§•   467.  (381.) 

Indigenat    Ertrag  des  SchutzRegals.    Schutzlose.  Landstreicher. 

Auswanderung.  Entlassung. 

VI)  Die  Ertheilung  des  I  nd  igeuats  «),  des  Staats-  oder  Landes- 
bürgerreclites  im  weitern  Sinn  (das  Becht  der  Staatsangehörigkeit,  der 
Eingeborenschaft,  des  Heim-  oder  Heimathrechtes,  Eingebohrnen-,  Einwoh- 
ner-, Insassen-,  oder  Einzoglingsrechtes ,  Incolats),  des  vollständigen  oder 
unvollständigen,  mit  den  davon  abhängenden  Rechten  durch  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  Erklärung,  unbeschadet  der  LocalRechte,  ge- 
bührt dem  Souverain.  Es  ist  zu  unterscheiden  von  dem  Ort-  und  Ge- 
nieindeburgcrrecht.  VII)  Der  Ertrag  des  LandesschtitzRegals ,  das  Re- 
ceptions-.  Ein-  und  Ueberznggeld ,  das  Schutz-  nnd  Schirmgeld,  Bcisitzer- 
geld,  n.  d.,  gehurt  in  der  Regel,  der  Landesherrschaft  c).  VIII)  Die  Auf- 
suchung, Verfolgung,  Aufgreifung  und  Vertreibung  der  Schutzlosen, 
der  Landstreicher  C Vagabunden),  Gauner,  Zigeuner  <0,  u.  d.,  liegt  den 
Polizeibehörden  ob.  IX)  Wegen  wechselseitiger  Ausweisung  (nicht 
Landesverweisung),  Auslieferung  und  Ue bernahme  der  Vaganten 
(des  so  genannten  Schubwesens),  ist  bei  der  Bundesversammlung  eine  all- 
gemeine U  eher  ei  n  ku  n  ft  der  Bundesstaaten  in  Berathung,  aber  nicht 
zu  Stande  gekommen  *).  Dagegen  sind  defshalb  unter  einzelnen  Bundes- 
staaten mehrfache  Verträge  geschlossen  worden/);  wenigstens  besteht 
die  Schubanstalt  zwischen  fast  allen  Bundesstaaten.  X)  Die  Auswan- 
derung oder  das  freie  Wegziehen,  in  schuldloser  Absicht,  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will, 
ist  eine,  Bcfugnifs,  welche  die  BundesActe  allen  Unterthanen  der  teutschen 
Bundesstaaten  beilegt  g~)i  es  mufs  jedoch  Anzeige  der  Auswanderung  bei 
der  Regierung  erfolgen,  mit  Bescheinigung  der  auswärtigen  Annahme.  Die 
Entlassung  der  Unterhanen  in  das  Ausland,  steht  der  Landesherrschaft  zu. 

«)  Püttbr's  Lit  DI.  607.  Klübir's  Lit. ,  §.  i366  ff.  Jo.  Stbauch  de  indigenatu 
Germanorum.  Lips.v  i65o,  und  in  dessen  Opusc,  L  1  —  19.  Mosfr  von  der 
t.  tntcrlhanen  Rechten,  5o8  ff.  Ebeuders.  von  der  Landeshoheit  in  Regierungs- 
ebenen, 91.  »55.  Selchow  elein.  juris  germ.  priv.  §.  117.  Dan/,  Handb.  des 
Privatr. ,  Dl.f3i2  ff.  F.  W.  Hxrx&ss  diss.  de  indigenatu  in  terrls  hereditariis 
pnneipis  clectoris  Saxoniae  reeepto.   Vitcb.  i8of.  4«    WiisskV  Lchrb.  des  k. 
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aachs.  Staatsr..  Bd.  I,  §.  47  u.  90)  Bd.  II,  §.  336-    Schobcb's  Staatsr.  de» 
Königr.   Baiern.    Bd.  I,  §.  56.    J.  C.  v.  Abbtis's  konstitutionelles  Staatsr.. 
Bd.  I,  S.  148.   Rbühitz  Encyciopädie ,  v.  Indigenat ,  Staatsbürgerrccbt,  Recht« 
der  Forensen  und  Fremden;  in  d.  Rhein.  Bund,  LX1DL  3.  —  Von  Ehrenbürgern, 
in  (J.  M.  Hajtov's)  Preussiscber  Lieferung  alter  u.  neuer  Urk,,  Th.  I  (Leipz. 
1755),  S.  137.    C.  F.  Walch  Opusc.,  IL  71.    Dasz  Haudb.  des  t  Privatr.  IV. 
§.  45a.  —    Von  dem  £oca/lndigenat  oder  Ortsasscnrecht.  —   Der  Begriff  ron 
Eingebohrnrn ,  das  heilst,  der  mit  dem  IndigenatBecht  Begabten,  ist  enger  als 
jener  von  Staatsangehörigen ,  unter  welchen  auch  die  mit  jenem  Recht  nicht  be- 
gabten beständigen  Staatsunterthanen  mitverstanden  werden.     Vergl.  Weiss» 
a.  a.  O.,  Bd.  U.  §.  336. 
b)  Mosa*  a.  a.  O.  5ia.   Ebenders.  v.  d.  Landeshoh.  in  RegierungsKacben ,  S.  91. 
P.  A.  Frabck's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationen  in  d.  geistl.  Wahlstaaten, 
114  ff.   ElsIasir's  verm.  Bemerkungen,  6»   Zacks***  corp.  juris  germ.  priv., 
§.  ?i7.  Note  3.  Schhötxr's  verm.  Abhandl.,  L  a35.  Wkik.se  a.  a.  O.  S.  Mubhaba, 
was  gebieten  in  einem  konstitutionellen  Staate  Recht  und  Politik,  hinsichtlich 
der  Behandlung  der  Fremden?  Cassel  i83i.  8.  ConversXexion  der  neuesten 
Zeit  etc.  Bd.  II,  H.  1.  Art.  Heimathrecht,    v.  Rotteck's  Staatslexion ,  Bd.  VI 
(Altona  i838)  S.  291  —  31",  Art.  Gastrecht  (Fremdenrecht),  Bd.  YTI  (Altona 
1839  ) ,  S.  665—671.    Badisches  Edict  von  1808 ,  über  die  Grundverfassung  der 
verschied.  Stände,  §.  7,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX IL  7a.    Badische»  Gesetz  über  das 
Heimathrecht  v.  3i.  Dec.  i83i. 
•)  Mosbb  von  der  Landeshoheit  in  Steuers.,  804.    Von  dem  ehemaligen  Leibzoll 
der  Juden,  s.  Schhötbb's  verm.  Abhandl.,  Th.  I,  S.  a»3  ff.   TJ.  F.Rorr's  Bruch- 
stücke  zu  Erlauter,  der  t  Gesch.  und  Rechte  (Cassel  1799  4«)i  S.  97—154- 
F.  J.  R-  Schkppusr  über  die  Aufhebung  des  JudcnLeibisoUes.  Hanau  i8o5.  8. — 
In  dem  Königreich  Sachsen  ward  dieser  Leibzoll  aufgehoben,  erst  durch  ein 
rufs.  GouvernementPatent  v.  18.  Dec.  i8i3.    Wr«issB  a.  a.  O.  §.  5i;  in  dem  Kö- 
nigreich Baiern  durch  die  Mauthordnung  v.  1808  u.  e.  Verordn.  v.  16.  März  1808, 
in  dem  Reg.  Bl.  r.  1808,  S.  i388. 
d)  Aliasr.  Fbitsch  Opusc.,  T.  II.  P.  IV.  n.  i5.    Jac.  Thobasius  diss.  de  cingaris. 

Ups  J.  F.  Möglibg  diss.  de  circularibtis  edictis  contra  persona»  palan- 

tes.  Tüb.  1746.  F.  J.  Robtbolt  diss.  Giess.  i75i.  und  in  Plitt's  analect.  juris 
crimm.,  I.  87.  [sqq.  Malblabc  progr.  Alt.  177a.  u.  bei  Plitt  l.  c.  I.  67.  Die 
Zigeuner;  von  H.  M.  G.  Gbkilxaxb.  Dessau  1783.  8.  Estoh's  bürgerl.  Reehts- 
gel.,  I.  4a8.  Dabz  a.  a.  O.  DL  §.  3io.  Mohi,  in  v.  Rottkch's  Staatslexicon, 
Bd.  VL  &  3»7  ftt 

•)  Beschlofs  der  B.  V.,  die  Sache  zur  Berichterstattung  zu  nehmen,  und  den  Re- 
gierungen anheim  zu  geben,  ob  eine  solche  Uebercinkunft  allgemein  eingegangen 
werden  wolle,  in  d.  Prot.  v.  1819,  §.  118,  dann  Ernennung  einer  Commission  für 
diesen  Zweck,  in  A.  Prot.  v.  i8ao,  §.  36.  Vergl.  auch  d.  Anträge.  Anzeigen  u.  Abstim- 
mungen, in  d.  Prot,  v.  1819.5.118, 171, 199,106:  v.  i8ao,§.  101  u.  139;  v.  i8ai,§.a5& 

/)  Verträge  defsbalb,  1808  bis  in  das  J.  1819,  in  Mabtkks  recueil,  Supplera. 
VIR.  a5a  et  satv.  IX.  aoß  et  suiv.  Verträge  zw.  Sötern,  Wirtemberg  u.  Badem, 
vom  7.  März  1816;  Beil.  zu  dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  14.  Jun.  1819» 
§.  118;  zw.  Baiern  u.  Reuss  jung.  Linie,  im  J.  Protoc.  der  B.  V.  v.  »8a  t« 

§.  a58;  des  Rönigs  v.  Sachten:  mit  Preussen,  ai.  Jan.  i8ao$  mit  Baiern,  a5.  Jun« 
»8ao,  als  Beilage  bei  d.  Protoe.  der  B.  V.  v.  3.  Aug.  i8aa,  $.  iox;  mit  5.  We* 
marEisenach,  v.  ia.  Oct.  u.  14.  Nov.  18a  1  n.  S.  Gotha  v.  17.  Dec.  i8ai,  Protoc. 
der  B.  V.  t8aa,  §.  »4  tt,  35,  desgl.  mit  den  beiden  Linien  ron  Reuss.  laut  k. 
Verordn.  v.  a.  Jan.  18a  1.  Mehr  in  Wsissb's  k.  söchs.  Staatsr. ,  Bd.  TL,  $.  336. 
Verträge  Prcussens:  mit  Ä/ivnt,  v.  9.  Mai  i8r8.  Beil.  zu  dem  Prot,  der  B.  V. 
v.  1.  Sept.  1819,  f.  199;  mit  GH.  Hessen  u.  mit  Sassau^  Protoc.  der  B.  V.  »»• 
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i8i9,  $.  199;  mit  dem  König  v.  Sachsen  (s.  obciO;  mit  Reusx  jüngerer  Linie,  v. 
5.  April  1811,  in  der  preuss.  Geset/.samml.  1821.  Rum.  6.  Vcbereinkunft  »v»i" 
eben  Oldenburg  und  der  freien  Stadt  Lübeck  v.  **5.  Aug.  i835,  in  der  Lübeck* 
Gesetasamml.  Bd.  VII.  S.  98.  GH.  tVeimarlsches  Gesetz  über  die  Hcimathverhält- 
nisse  v.  11.  April  i833.  —  üeber  die  Feststellung  allgemeiner,  für  ganr.  Teutsch- 
land  gülliger  Normen  in  Betreff  der  Heimathverhältnisse  hat  die  B.  V.  unter 
dem  «5.  Juni  i838  InstructiOnsEinholung  beschlossen. 
g)  Oben  %.  228.  —  Wirtemb.  Verfafs.  Vertrag  von  i8i9,  V  *4  u-  3a— 35.  Oeslratch. 
Gesetz  über  die  Auswanderungen  v.  a  j.  März  i83i.  Vergl.  Lvdw's  Nemesis, 
Bd.  IX,  St.  1,  Num.  i.  Gübtbeb's  Völkern,  IL  3o6  ff.  Vattel,  droit  des  gens, 
liv.  I,  ch.  10,  $.  110—226.  Schriften  in  Pvttbr's  Lit.,  DJ.  715.  Klömb's  Lit, 
Ö95  f.   v.  Kahpts  neue  Lit.  des  VölkerrH  i  im  f. 


XI.  Abschnitt. 
LandcsdienstRegal. 

§♦  468.  (382.) 
Staatsdienste.    Verpfliclituny  dazu. 

I)  Auch  Dienstleistung,  positive  Handlungen,  Staatsdienste  «)  (Land- 
folgen, f  unetiones  publicas,  s.  regales,  operas  territoriales,  ursprünglich  den 
Reihedienst),  ist  der  Staat  von  seinen  Unterthanen,  dem  Staa&zweck  gemäfs, 
7.n  fordern  befugt  b).    U)  Diese  Dienste,  Geldeswerth,  gehören  zu  dem 
Staatseinkommen  c).    III)  Die  Verpflichtung  dazu,  findet  sich  bei  allen 
Unterthanen,  und  bei  allen,  in  der  Regel,  unter  gleichen  Umstünden,  auf 
gleiche  Art  *0-    IV)  Sie  haftet  auf  der  Person,  auf  dem  Grund- 
eigenthum, oder  auf  beiden  (personliche,  dingliche,  vermischte  Dienste). 
V)  Die  noth wendigen  Staatsdienste,  sind  zum  Theil  eingeschränkt  auf 
eine  bestimmte  Quantität  oder  Qualität;  in  so  fern  sind  es  gemessene  Dienste. 
Ungemessen  sind  sie,  so  weit  dringendes  Staatsbedurfnifs  solches  fordert  0» 
«)  Wesentlich  unterschieden  von  den,  nicht  in  der  Staatspflicht,  sondern  in  der 
~  Patrimunial  -    oder    Gutpflicht    gegründeten    Patrimoniul  ■    oder  Frohndiensten 
(  operis  patrimonialibus  ) ,  e.  B.  ron  Hand  -  und  Spanndiensten  ,  von  Jagd  -  und 
Botendiensten,  Wasch-  und  Gesindediensten.     Desgleichen   von  Stadt-  und 
Gemeindediensttn ,  und  von  Lthnditnsten.  —    Von  Angariis   und  parangariü, 
Bücbxr  a.  unten  a.  O.  §.  1.    Abb.  Kästxbb  pr.  de  angariis  et  parangarfis. 
Lips.  t-?4i. 

b)  Ki.vbfu's  Lif.  5.  i3-4  *».  Düse  Handb.  des  teutschen  Privatr.,  §.  49»  «•  4<A 
C.  H.  de  Bkrgkk  dtss.  de  jure  ordinum  imperii  territorial!  circa  operas  subditorum. 
Jen.  1724.  J.  Phtr.  Brenn»  pr.  de  functionum  publicarum  seu  operarum  lern- 
torialium  indole,  finibusque  earum  recte  regundis.  Rint.  i-85.  Klübir's  kl. 
Jnr.  Bibl.,  V.  17.  Hbktids  de  superioritate  territoriali,  §.  57.  M.  D.  Gboilmattb 
diss.  de  operarum  debitarum  mutatione  (Giess.  1707.  i-n4«  i?«5.  rec.  c.  praef. 
E»tobis,  ib.  1^34),  c.  1.  §.  8.  LoDotr,  T.  I.  obs.  io5.  Strübbh  de  jure  villi- 
eorum,  c.  5.  §.  s  —  8.  Ebendrrs.,  Th.  II,  Bcd.  8.  B attisches  Edict  v.  1808,  die 
Gmndrerfassung  der  verschied.  Stand«  betr  ,  j.  i3  f. ,  in  d.  Rhein.  Bund, 
XXXII.  83. 
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c)  Bc'scr  roii  d.  Geldumlauf,  III.  §.  78  f. 

d)  F.  A.  H.  Wkckhzrus's  Darstell,  der  Grundsätze,  nach  welchen  Frohndicnste, 
und  insonderh.  Landesfrohnen  zuzutheilen  und  auszugleichen  sind.  1798-  8. 

•)  Looour  1.  c.  —  Doch  sind  auch  ungeiuessene  Dienste  •  von  übermäßigen  und 
unbilligen  untersc  hieden.  Strcbeu  ,  Th.  1,  Bcd.  82.  Decis.  Ilasso  -  Cassel., 
T.  IL  dec.  a83.  Mevius.  P.  IV.  dec.  i33.  Ludolf,  T.  L  obs.  io5.  §.  a.  num.  IV. 
et  not.  7.   Quxsr's  wetzl.  Nebenstunden,  XII.  i3o.   Bücher  1.  c.  %.  4. 

§♦  469.  (383.) 
Persönliche  Dienste. 

Zu  dem  personlichen  Staatsdienst  gehören,  aufser  den  intellectuel- 
len  Diensten:  die  Kriegs-  oder  Militai r Dienste,  die  Heerfahrt,  Reifs-, 
oder  Heerfolge  «)  (sequela  arm  ata),  zu  der  -wirklichen  *),  oder  vorsorg- 
lichen Landesverthcidigung  als  Wehren  oder  Wehrleute,  in  der  Gestalt 
von  stehenden  oder  LinienTrnppen,  von  Landwehr  männern  und 
von  Landsturm,  so  wie  von  PolizeiSoldaten  (§.  546  u.  f.);  zu  welchem 
Eude  die  Conscription  oder  Recrutcn Aushebung ,  die  CantonEintheilnng. 
Landesmusterung  oder  Heerschau  veranstaltet,  Verfügung  gegen  die  Mili- 
tär- oder  Waifenscheuen  (refractaircs)  und  Ausreisser  getroffen,  ein  Cordon 
gezogen  wird,  u.  d.j  die  \ac heile  e)  oder  eilende  Folge,  zu  Verfolgung 
derer,  welche*  gegen  die  öffentliche  Sicherheit  gefrevelt  haben;  die  Ge- 
richt- und  Cent  folge,  Einziehung  und  Bewachung  der  Verbrecher, 
Cent  wacht  <0j  das  Streifen  0  auf  heimath-  und  gewerbioses,  hcrum- 
«chweifendes  Gesindel  (§•  467),  u.  d.;  die  Jagdfo  1  gc /),.  welche  j>ich 
wesentlich  unterscheidet  von  Jagdfrohnen  ^r)  fj,  4553;  Fufsdienste  oder 
Botengehen. 

o)  Hie  von  unten,  §.  54r.  —  Ueber  die  persönliche  Leistung  des  Waffendienstes 
der  katholischen  Geiti/icJJced,  in  <L  Archiv  für  das  kathol.  Kirchen»  u.  Schulwesen, 
Bd.  III,  St.  a  (Frank.  i8i5.  8.),  S,  39—59.  Baien'sche  Verordn.  v.  1814,  betr. 
die  Exemtion  der  Geistlichen  von  d.  persönl.  iVIilitärDicnst  u.  von  Heluition 
desselben  ;  ebenda».  ,S.  137  ff. 

b)  In  dem  Mittelaller  die  Landschrcye ,  Landhude ,  Landwere ,  cri  d'armes. 
Klübkb's  Anmcrk.  zu  Saint  e-Paluyc  von  dem  Ritterwesen,  IL  i5o  ff.  Von  dem 
heutigen  Landsturm ,  unten  §.  547. 

c)  PCtter's  Lit.,  N.  819.  Klüber's  Lit. ,  §.  1609.  Mtksisgkb,  cent.  a.  obs.  38. 
Ertel  prax.  aurea,  p.  43-.  Qiistohf's  peinl.  Recht,  II.  §.  8a4-  v.  Craur's 
wctzl.  Nebcnst.,  I.  1.    Moser's  nachharl.  Staatsr.,  55i. 

d)  Bisweilen  hat  ein  Gerichtiierr  das  Recht  zu  diesen  Diensten,  durch  besondem 
Rechtstitel.  Stbubkn  de  jure  villicor.  c.  V.  §.  3.  sqq.  Oeconoinia  forensU, 
T.  V.  §.  579.  Wkstpral'»  Privatr. ,  I.  338.  Estoh's  bürgert.  Recbt&geL, 
Ol.  §.  397.    Selchow  elem.  juris  priv.  germ. ,  $.  349* 

#■)  Mosers  nachharl.  Staatsr.,  3g-.  55a. 

/)  Zu  Verfolgung  und  Ausrottung  gefährlicher  Thicre.  J.  M.  Secfeert  pr. 
operae  venatoriae  ad  territoriales  quatenus  referendae  sint.  Wirccb.  1-90.  8. 
Klühkr's  kl.  jur.  Kibl.,  XVTL  45.  Ghouhass  diss.  <  it.  I.  c.  a.  3.  Stissfrs 
Forst-  und  Jagdbistorie,  34o.    v.  Craxer's  wctzl.  Nebenst.,  Th.  99,  S.  8*- 
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IIfi.u's  reichspralat.  Staatar. ,  II.  686.  Fischkh's  Kaineral-  und  Polizeirechte, 
Q.  86-.  —  \  on  der  H'olfjugd.  Pkt.  Mvi.leb  de  persequutione  luporum.  Jon. 
16-9.  Stissfb  a.  a.  O.,  S.  3t.  34c  Oecon.  forens.,  V.  %.  161.  Spittlbbs 
Gesch.  dos  lurstcnlli.  Hannover,  II  v.  Mokkh's  Forstarchiv,  II.  34a. 

fr)  Dienste  r.n  landesherrlichen  Lustjagdeu ,  sind  Jngdfrohntn ,  Patrimonialdienste. 
Grolluan*  dis*.  cit.  I.  c.  1.  §.  3.  Fischer  a.  a.  O.  II.  867.  J.  A.  Reickardt 
de  operi*  venatieis.  Jen.  1770.  —  Für  Staatsdienste  hält  sie,  C  G.  d« 
Wiwcrmr  diss.  superioritas  territorialis  fons  opcraruin  venatiearum.  Lips. 
1-86.  Ki.vbeb's  kl.  jur.  Bibl.,  IX.  53.  —  Sowohl  die  Jagdfolgen,  als  auch 
die  Jagdfrobnen,  unterscheiden  sich  von  fYildJolge ,  wovon  oben  §.  455.  Ia 
dem  GH.  Hessen  sind  die  Jagdfrohnen  abgeschafft,  seit  i8a5. 


§.  470.  (38.) 

Dingliche  und  vermischte  Dienste. 

Zu  den  dinglichen  Diensten  geboren:  Spanndienste,  Vorspann,  Mi- 
litär- und  Kriegerfuhren  «),  Burgfesten  *),  zu  Erbauung,  Unterhaltung  oder 
Herstellung  der  Festungen,  Burgdienste,  zu  dem  Vortheil  landesherrlicher 
Sch!öVcr  oder  Burgen  c),  Dienste  zu  landesherrlichen  Dicasterial-,  Canzlei- 
und  Aintsgebäudeu  <),  Hofdienste  oder  Hoffolgen,  Hoffuhren  zu  Fort- 
bringung  landesherrlicher  Effecten  und  Victualien,  und  des  Hofstaates, 
Dienste  zu  dem  Deich-,  Damm-,  Strafsen-  und  Bruckenbau,  zu  Wegräu- 
mung des  Schuttes  und  Ausbesserung,  bei  Verheerungen  durch  Feuer,  Erd- 
beben, Erdfälle,  Ueberschwemmungen  u.  [d.  /).  Zu  den  vermischten 
Diensten  gehören  manche  Hand-  und  Fnfsdienste, Schanzarbeit, Feuerreiten  u.a. 

o)  Mos kb  von  der  Landeshob.  in  Milita'rsarhcn,  188.  Stauben,  Tb.  II,  Bed.  9; 
Th.  III,  Bed.  t43.    Pikksdorf,  T.  LH.  obs.  190. 

6)  Strubfw  de  jure  villicorum ,  c.  V.  J}.  6.  Eienders.  IV,  Bed.  71.  Cbamb's 
wetzt.  Nebenst. ,  Th.  144 ,  S.  198.  209  f.  Pufesdorf  animadvers.,  T.  I.  43« 
v.  BtLow's  u.  Hagkmabn's  pract.  Erörter. ,  Bd.  I,  Num.  4°- 

c)  Strub**,  Th.  Dl,  Bed.  143.  GrLMAss'symphor. ,  T.  DX  fol.  3»7-  J-  C.  L-  o» 
Schfi.lwitk  pr.  de  impensis  ad  arcium  extruetionem  et  refectioncin  neces- 
sariis.  Jen.  1-79. 

d)  Craxkr,  T.  I.  obs.  53. 

e)  Stbibex  de  jure  villicorum,  c.  V.  §.  7. 

J)  BtJCHKR  1.  C.  §.  4' 

< 

§•  471.  (385.) 
Substitution.    Vergütung  der  Dienste. 

I)  Sowohl  der  intellectuelle,  als  auch  der  mechanische  Staatsdienst, 
setzt  Fähigkeiten  oder  Fertigkeiten  voraus,  die  nicht  bei  Jedem  sich  finden. 
Daher  mnfs  der,  welchen  die  Dienstpflicht  trifft,  wenn  ihm  jene  fehlen, 
oder  rechtmäsige  Hindernisse  ihn  abhalten,  und  die  Natur  des  Dienstes, 
oder  das  Staatsinteresse  einen  Stellvertreter  nicht  gestattet  «),  statt  des  Na- 
turaldienstcs  Vergütung  leisten.    II)  Aber  in  der  Regel  kann,  statt  des 
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Dienstes,  Gehl  weder  gefordert  noch  aufgedrungen  werden  *).  III)  Hin- 
gegen gebührt  Entschädigung  (Besoldung,  Honorar,  Lohn)  dem.  dessen 
Staatsdient  seinen  individuellen  Vflichttheil  übersteigt.  IV)  Bei  Verrichtung 
mancher  mechanischer  Staatsdienste,  wird  jedesmal  ein  bestimmtes  Quantum 
Lebensmittel  verabreicht  c)$  doch  ist  eine  Verpflichtung  hiezu,  im  Zwei- 
fel nicht  zu  vermuthen 

•)  Nicht  der  Fall,  in  der  Kegel,  bei  RealDiensten.    Mos*»  tob  d.  t.  Unter- 

tliancn  Rechten  und  Pflichten«  464.  Rccua  1.  c.  §.  3.  6. 
b)  Rcchrr  1.  c.  %.  6.    Moskr  von  der  Landeshoh.  in  Steuersathen,  io3. 
r)  Estor'k  bürgert.  Rechtsgel.,  L  %.  4«6.  II.  §.  4>7-    Rucher  1.  c.  §.  4- 
d)  x.  Cramkr's  Wetzlar.  Mebenst^  XD.  i36.   Vergl.  Pvebsdorf,  T.  L  obs.  121.  §.  1» 

§•  (386.) 
Immunität.    CtUittionsFaü.    Auflegung  neuer  Dienste.  Nichtgebrauch. 

Unentgeldliche  Befreiung  Einzelner  von  dem  Staatsdienst,  mit  Ver- 
mehrung der  Last  für  Andere,  wäre  widerrechtlich  «).  II)  In  Collis- 
sions Fällen,  gehen  die  Staatsdienste  allen  andern  Arten  von  Diensten 
vor  III)  Zu  Auflegung  neuer  Staatsdienste,  kann,  den  Nothfall  ausge- 
nommen, die  Einwilligung  der  Land. st  finde  nothig  seyn  0«  IV)  Durch 
blofsen  Nichtgebrauch,  erlischt  das  Recht  zu  irgend  einer  Art  von 
rechtmäßigen  Staatsdiensten  nicht  <*). 

a)  Riccivs  spicileg.  jaris  gemu,  149.    v.  Bcxow  u.  Haoxvavv  «.  ft-  O.  I.  n4* 

b)  Lcdolf,  T.  I.  obs.  ico.  §.  1. 

r)  Strubel  de  jure  villicor.,  c.  5.  §.  10.    Ebendest.  Obs»,  jur.  et  bist.,  obi.  1.  §.  1. 

$q.    Ebendess.  Nebcnst.,  I.  455.  TL  388. 
«0  Mbviuk,  T.  IV.  obs.  104.    Huris  Erläuter.  des  Lehnr.,  ?35. 


XII.  Abschnitt. 
F  i  s  c  a  1  G  e  w  a   I  t. 


§.  475.  (387.) 
Fiscus.  Differenzen. 

I)  Die  FiscalGewalt  «)  oder  FiscalGerechtigkeit  des  Staates  (jus 
fisci),  ein  Ausflufs  der  Staatsgewalt,  nicht  blofs  der  Justizhoheit  *),  bezweckt 
nicht  nur  Wahrung  und  Verfolgung  bestimmter  Rechte  des  Staates  gegen 
Einzelne,  sondern  sie  verschafft  auch  mehrere,  verschiedenartige  <?)  (Quellen 
einer  besondern  Art  von  Staatseinkomraen,  des  fiscalischen,  dieses  Inbe- 
griffs tiscalischer  Staatseinkünfte.  H)  Der  Inbegriff  von  StaaUhefuginssen 
solcher  Art,  wird  Fiscus  (Suat&Fiacus)  genannt    In  subjectivem  Sinn, 
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fuhrt  diesen  Namen  sowohl  die  für  Wahrung  hscalischer  Gerechtsame,  ats 
;mch  die  für  Verwaltung  nutzbarer  fisca  lisch  er  Rechte  angeordnete  Staats- 
behörde (§.  478).  III;  Wie  weit,  oder  wie  eng  man  auch  den  Begriff  des 
Staat  sFiscus  fassen  mag  <*),  so  darf  solcher  doch  auf  andere  als  fiscalische 
StaatsCassen  nicht  ausgedehnt  werden;  nicht  auf  das  Aerar  «),  weder  auf 
die  General-  oder  HauptStaatscasse,  noch  auf  eine  besondere  AerarialCasse, 
wie  die  Steuer-  oder  LandschaftCasse  (§.  295),  die  Kriegscasse,  die  Staats- 
Postcasse,  die  StaatsLotteriecasse,  die  Staatsbank,  u.  d.,  auch  nicht  auf  die 
DomänenCassc.  Diesen  gebühren  daher  auch  nicht,  in  Ermangelung  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmungen  oder  privilegienartiger  Verleihungen 
Cf.  47°*)  1  die  Vorrechte  oder  Privilegien  des  StaatsFiscus  /)  (jura  fisci), 
welche,  wie  jedes  Privilegium,  einschränkend  zu  erklären  sind  (§.  485). 
IV)  Noch  weniger  gehören  das  landesherrliche  Privat-  oder  SchatullVermö- 
gen,  obgleich  in  dem  romischen  Recht  versehen  mit  den  Vorrechten  des 
Fiscus  (§.  335),  das  Gemeinde-  und  Stiftungsvermögen  oder  das  so  genannte 
mittelbare  Staatsvermögen  334),  una>  der  LehnFiscus  (fiscus  feudalis), 
zu  dem  Staats-  oder  TerritorialFiscus. 

m)  Schriften  in  Püttkr's  Lit„  §.  343.  Hlöbib's  LiL,  §.  ii»3  ff.  Lftskr,  Sp.657.658 
Mos  rr  von  der  Landes  boh.  in  Cameralsachen,  106.  Jabgow  von  Regalien,  456  ff. 
Ki>d  quaest.  for.  T.  IV.  (edit.  2;  cap.  3i.  Jadp  über  das Fiieusrccht ;  in  Kromr's 
u.  Jaüp's  Germanien,  Heft  II  (1808.  8.)-  J.  G.  B.  HIhlin  über  die  Rechte  des 
Fiscus,  vorzüglich  nach  baierischen  Gesetzen.  Ulm  1810.  8. 

6)  Grirbszr  de  juribus  regalibus,  quae  fulgo  sed  perperam  ad  jurisdictionem  refe- 
runtur,  in  s.  Opusc.  juris  publ.  T.  I.  Sect  IV.  §  19.  sq.  p.  i35.  sqq.  G.  L. 
Mzscasw  de  jure  fisci  mero  adhaerente  imperio  (Viteb.  1735),  §.  9.  Chaheii, 
T.  V.  obs.  i357. 

•)  VermiEst  wird  wegen  dieser  Verschiedenartigheit,  ein  durchgreifender,  generischer 
Sachbegriflf  des  Fiscus.  —  Die  Verwalter  der  Staatsgüter  (Domänen)  und  des 
Staatsvermögens  (was  zu  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  bestimmt  ist),  werden 
Fiscus  definirt,  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erblande 
der  östreich.  Monarchie,  §.  1474,  vergl.  mit  $.  »87  u.  dem  Register,  voc.  Do- 
mainen. 

d)  Beispiele,  bei  Huch  in  Sihrrrrk«  jurist.  Magaz.,  I,  i63  ff.,  in  Gmui'i  u.  Ei- 

sasskr's  gemeinnütz,  jurist.  Beobachtungen,  V.  145.  148.    Madrr's  reichsriitcrsch. 

Magaz.,  VIII.  i83.  i85.    v.  Kreitxatbr's  allgem.  u.  baier,  St.  R>,  17.    II.  G. 

Frabcrx  notitia  domaniorum,  mavime  litteraria  (hinter  Lktskr  de  assentat.  iCtor.) 

%.  3.  p.  i63.  sqq.    Hokackkb  prineip.  juris  civ.,  §.  46*%    F.  W.  Gri»»,  in  deu 

Anmerk.  zu  des  Gr.  v.  HoraxTiui's  Uebersetz.  von  Pcttkb's  instit  juris  germ. 

§.  *46.   Pretus.  allgem.  Landr.,  Tb.  II,  Tit  14.  -  Die  sachsen-weimar-eiseuach. 

ObcrAf»pell.Ger.Ordn.  v.  1816,  §.  17,  begreift  unter  dem  Fiscus  alle  und  jede 

Staatskassen,  in  ihren  Privatverhältnissen.   Schweitzer'*  öffentl.  Recht  des  GH. 

S.  WcnnarEisenach,  L  §.  4& 
0)  Unterschied,  bei  den  Römern,  zwischen  Aerarium  und  Fiscus,  nach  verschiedenen 

Perioden.    H«in*ccn  comment.  ad  L.  Jul.  et  Pap.  Popp.  lih.  3.  c.  1.  §.  1. 

p.  5-3.  (edit.  Lips.  1778.  4  )   Ebend$t$.  elem.  jur.  civ.  sec.  ord.  Pand.  P.  VR. 

V  «88.  Hvasa  dtsgression.  lib.  3.  c.  ai.    Ebtndes*.  praelection.  juris  civ.  p.  84. 

68  et  i5-5.    &»kmh  u.  Elsässkr  a.  a.  O.  S.  »44  f.  Lmsrb  Spec  6o7.med.  t.aqq. 

Spcc.  458-  med.  3.   Strürbm  a.  unten  a.  O.  —  Von  demselben  Unterschied,  ine- 
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besondere  auch  uach  der  Natur  der  Sache,  und  nach  teut  scheu  Hechten«  ». 
Hcnr.  Cocceji  juris  publici  prudentia,  c.  IX.  §.  18. 
j)  Stbubfn,  Th.  IV,  Pcd.  16.    Hlhmkr  nov.  jur.  controY.,  I.  obs.  11.    G.  L.  Wisch- 
uer diss.  de  jure  acrarii  mihtaris,  roinaui  et  hodiernL  Lips.  1788.  Idi/BKa'* 
hl.  jur.  Biblioth.  XIV.  i58. 

§•  ^74.  (388.) 
Grundbestimmungen  der  FiscalGetvalt. 

Zu  Vermeidung  des,  durch  Uebertreibung  der  FiscalGerechtigkeit  ent- 
stehenden Unrechtes  «),  dienen  folgende  Grundsätze.  I)  Der  StaatsFLcus 
ist  nur  solche  Sachen  sich  zuzueignen  befugt,  zu  deren  Zueignung  entwe- 
der die  Staatsgewalt  überhaupt,  oder  klare  Gesetze  oder  Herkommen  den 
Sou  verain  verpflichten  und  berechtigen  *).  II)  Die  Fiscal  Angelegenheiten 
sind,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  des  Staates  zu  bvuv- 
theilen  <■)  (§.  216,  356  u.  f.).  110  Der  Fiscus  kann,  in  eigener  Sache,  nicht 
Richter  seyn.  Er  mufs,  als  ein  Subject  von  Privatrechten  und  Verbind- 
lichkeiten, mit  und  neben  andern  Unterthanen,  in  allen  PrivatRechtstreitig- 
keiten,  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  geben  und  nehmen  <0;  und 
es  finden  in  Confiscations-  und  andern  fiscalischen  Sachen,  die  gewöhnlichen 
Rechtsmittel  Statt 

a)  FiscalUnfug:  1)  bei  den  Römern.  Jtjl.  Casar.  Juvehalis  Sat.  IV.  Bcxesgkr  de 
tributis  ac  vectigalibus  pop.  rom.,  c.  45.  49*  5a.  74. 79.  —  a)  in  der  Lombardei, 
R.  Friedr.  I.  Regalien  Verordnung  oder  (uach  Cujas)  ronstitutio  de  juribus  fisci, 
v.  11 58,  II.  F.  56.  P.  F.  Bertram  in  Zepkrnich's  Samml.  zu  d.  I.ehnr.,  h  1*9. 
Scip.  Gknttms  opera.  Neap.  1-68.  Histoire  des  repuhliqucs  italiennes  du  moyen 
age,  par  J.  C.  L.  Simondk  Sismosdi,  T.  II  (Zurie.  i8o~.  8  ),  p.  ro  IT.  —  3)  in 
Teutschland  u.  andern  europ.  Hciclicn,  Lktser  de  assentationib.  JCtorum,  c  3. 
%.  »4«  P-  100  Horb  jurispr.  feud.,  c.  8.  §.  53.    Jarguw  a.  a.  O.  460  f- 

J.  F.  Scharfe  diss.  de  Iiis  quac  jurib.  ac  privilegiis  fisci  perperam  acrensentur. 
Giess.  J711.  4.   Von  Rönigsfischen,  s  de  Stick  cssais  (1790.  8.),  Num.  8. 

4)  Moser  a.  a.  O.  111  f.  —  Nicht  blofs  nothwendige,  auch  manche  lufällig-e  Rechte 
werden  dem  Fisms  beigelegt«  Nach  der  Landcsverfassung,  kann  hiebei  ein 
Einwilligungsrc«  ht  der  Lmdstunde  Statt  finden.    Strubsn,  Th.  II,  Bed.  79. 

c)  Jo.  Mich.  Dahh  diss.  de  vero  sensu  illius:  fiscus  in  dubio  utitur  jure  communi. 
Mog.  1751.  Leysfr,  Sp.  55-,  m.  17.  sq.  a3.  sq.  a8.  sq.  —  Auch  das  Possesso 
rium  summariisimum,  findet  wider  den  Fiscus  Statt.  Lktser,  Sp.  557.  m-  59- 
A.  H.  GöcRBi  diss.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  adrersus  prin- 
eipem  a  subdiis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4.)  §.  19.  sqq.  —  Nur  petitorische 
Klagen,  keine  possessorischen,  und  keinen  Arrestschlag,  gestattet  gegen  den  Fis- 
cus, eine  preuts.  Verordn.  v.  36.  Dec.  1808,  §.  43.  —  Natsau-xuingitche  Ver- 
ordn.  v.  11.  Mai  i8o5,  dafs  in  dubio  gegen  den  Fiscus  zu  sprechen  sey.  Rhein. 
Bund,  VII.  111. 

d)  Vergl.  oben  %.  216  u.  217.    Stbubk*'*  Unterricht  von  Regierungs-  und  Justiz 
sachen,  Sect  ffl.  $.  10.    Craxer's  wetzlar.  Nebenst.,  LV.  66  fT.  Baür.  Verfass. 
ürk.  v.  1818.  VHI.  5.    Badische  v.  1818,  Tit.  2,  §.  14.     ffirtembergische  r.  1819 
§.  94.    GH.  hessische  t.  18*0,  §.  10a.    Kön.  Sachsuche  v.   i83i,  §.  5o.  Hohen- 
aolUm-Sigmarmgische       i833,  §.  57.    GR  Attisches  Gesetz  v.  1a.  Mai  1814. 
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Nuisauiiche  Grrichtsordn.  v.  Nov.  1806,  in  d.  Khi'in.  Liund,  Ql.  4-6.  Prems,  all- 
gemein. I.andrrrht,  Th.  II,  Tit.  14,  §.  81  ff.  Prcuss.  alldem.  Gerichtsordn.  Th.  I, 
Til.  3  -,  %.  1:  Th.  HI.  Tit.  6,  $.  3.  (Der  privilegirte  Gerichtstand  des  Fiscus  ward 
aufgehoben  durch  eine  preufs.  Verordn.  v.  ib.  Dee.  1808,  J|.  34,  in  der  Samml. 
der  preufc.  Gesetze  r.  1806  bi*  ?.t  Oct.  »8 10,  Merlin  ib*aa,  H,  S.  .J-2.)  Ailgcm. 
Gesetzbuch  der  Österreich.  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  §.  so.  GH.  S.  ff^eimar- 
Kisenach.  OberAppi'll.Gcr.Ordn.  v.  10.  Dee.  1816,  %.  17.  GH.  Mecklenburg.  Ver- 
ordn.  zur  Ptiblieation  der  OberAppell.Gerichtsordu .  v.  i-  Juli  1818,  \.  1,  dafs 
in  allen  Rechtsachen  wider  den  Landesherrn,  auch  in  seinen  Privat  Verhältnis- 
sen, die  Mitglieder  seines  Hauses,  seine  Regierung,  Reutkammer  u.  a.  Rehürden, 
die  Justhtcanzlcicn  die  erste  Instanz  bilden  sollen.  —  Anders,  folgende  preussücha 
Rechtsbestimtnungen :  die  angef.  Verordn.  v.  26.  l)cc.  1808,  §.  43,  dafs  wider 
den  Fiscus  kein  Arrcslschlag  und  heia  possessor.  Ret  htsmittcl,  sondern  nur 
petitorische  Rlagc  Statt  findet-  CabinetOrdrc  v.  27.  Oct.  »Sso,  dafs  ftir  Ent- 
scheid ung  der  Streitigheiten,  die  aus  der  Regulirung  des  Provin/.ial-  und  Cont- 
inunal-RriegsSchuldenwescns  entspringen,  hein  förmlicher  Rechtsgang  Statt  ha- 
ben, sondern  dieselbe  in  erster  Instanz  von  der  Regierung  der  Provinz,  in 
zweiter  und  letzter  von  fünf  rechtskundigen  MiriistcrialRalhen  erfolgen  soll; 
in  der  Gesetzsanuni.  fiir  die  preufs.  Staaten,  1821,  S.  i53,  zu  vergleichen  jedoch 
mit  der  CabinctOrdre  v.  1.  Nov.  1812,  in  der  Gesetzsaunnl.  1832,  S.  aig.  Cabi- 
netOrdrc v.  4.  Febr.  i8a3,  dafs  bei  Vcrwaltungsansprüchen  an  den  Staat,  aus 
der  Zeit  vor  der  preußischen  Occopation  der  neu  und  wieder  eroberteu  Pro- 
vinzen, «die  Gerichte  sich  durchaus  jeder  Einmischung  im  Weg  eines  von  den 
Interessenten  versuchten,  oder  beabsichtigten  Proccsses  gänzlich  zu  enthalten 
haben«;  cbendas. :  i8?3,  S.  21.  Das  preufs.  allgem.  Landr.  Th.  II.  Tit.  14, 
§.  78,  bestimmti  «lieber  die  Verbindlichkeit  zu  Entrichtung  allgemeiner  An- 
lagen, denen  sä'inmtliche  Einwohner  des  Staats,  oder  alle  Mitglieder  einer  ge- 
wissen Classc  derselben,  nach  der  bestehenden  Landesverfassung  unterworfen 
sind,  findet  kein  Proccfs  Statt».  Reschrä'nkungen  dieser  Regel,  cbendas.  %.  ru  ff. 
Vergl.  ebenda«.  Einleit.  §.  80.  Von  der  Theilnahme  des  Öffentl.  Ministeriums, 
bei  den  preufs.  Gerichten  französischer  Verfassung,  an  den  gerichtlichen  Ver- 
handlungen der  Staatsverwaltung,  s.  in.:  Leber  die  Form  des  gerichtl.  Verfah- 
rens in  DotnanialSachcu  und  andern  den  Staat  betreffenden  Angelegenheiten. 
Cöln  18014.  8.  —  Von  dein  so  genannten  sidmtnütrativJ usllzweg,  oben  §.  366.  — 
Von  dem  Gerichtstande  der  SlaalsDomüneriltamtner  §.  48a,  und  des  monarchischen 
Souveraim  in  seinen  Privatsachen  %.  a3g,  IV,  u.  177,  Mum.  16. 
0 )  Moskh  a.  a.  O.  110  f. 

§.  475.  (389.) 
Fortsetzung. 

IV)  Das  römische  jus  fisci,  hauptsächlich  zu  dem  romischen  Staats* 
recht  gehörend,  ein  Inbegriff  von  Vorzugrechten  und  Privilegien  des  Fis- 
cus «),  ist  in  teutschen  Staaten  nur  so  weit  anwendbar,  als  dessen  Annahme 
oder  recht mäsiger  Gebrauch  keinem  gegründeten  Zweifel  unterworfen  ist*1). 
Nicht  selteu  bestimmen  Landesgesetze,  die  Vorrechte  des  Fiscus  oder  der 
Verwaltung  der  nutzbaren  liscalischen  Rechte  des  Staates  0  (§.  473). 
V)  Unechte,  von  Privatgelehrten  ersonnene  Vorrechte  des  Fiscus  (privilegia 
fisci  spuria),  sind  verwerflich  ($.  477).  VI)  Nicht  immer  sind  ünterthanen 
schuldig,  dem  Fiscus  ihren  Rechtstitel  anzuzeigen  (§•  356).  VII)  Fiscus- 
Sachcu,  können  durch  vierzigjährige  Verjährung  erworben  werden 
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«)  Püttbb's  Lit.,  Dl,  *.  n»4-  M.  A.  PsBicaiaus  de  juribus  et  privilegiis  ftsci. 
Colon.  i588.  &  1726.  4.  J.  H.  Bugu  enarratio  Legi»  X.  D.  de  jure  fisci, 
qua,  quo  jure  fiscus  in  dubiis  quacstionibus  utatur,  expenditur.  Lips  170b,  4. 
Honen»  princ  juris  civ.,  §.  4617.  sqq.  Vostivs  ad  Dig.  Hb.  49.  tit.  14.  a.  3. 
Huskb  praelect.  juris  rom.,  lib.  49.  tit.  14.  a.  sq.  Liotebbach  colleg.  tbeor. 
pract.,  Hb.  49.  tit.  »4.      2.  sqq. 

0)  Nüttelbladt's  Erörterungen  aus  dem  teutschen  Staatsr.,  S.  267  ff. 

c)  Z.  B.  Vorrechte  des  privilegirtcn  GerichUtandes  u.  der  Sportelfreibeit, 
Begünstigung  in  der  Verjährung,  in  der  Verhandlung  gerichtlicher  Processe, 
in  Concursen  seiner  Schuldner,  uamentUch  der  Caution-  und  Abgabepflichtigen, 
der  fiscalischen  Pächter  und  Rcchuung6beamten,  derer  die  mit  dem  Fiscus 
contrahirt  haben,  Befreiung  von  Verzugzinsen,  u.  d.  m.  Man  vergl.  da* 
freust,  allgem.  Landr.  Th.  0,  Tit.  14,  §.  34,  76  ff.  Anhang  zu  diesem  Landr., 
5.  a6.   Preufs.  allgem.  Gerichtordn.,  Th.  L,  Tit.  5o.  §.  356.  36o.  393.  395.  39-. 

399.  4o°-  4°>- 

rf)  Andr.  Oc&el  tr.  de  pmcscriptioue  immerooriali  (Hai.  1707.  4«)»  caP-  3.  tb.  «3' 
Hbvss  diss.  de  natura  et  iudole  vetustatis  s.  praescriptionis  immemoriali« 
(Heimst.  1734),  cap.  3.  §.  i3.  Lbysbb,  Sp.  458.  m.  1.  —  In**  de  assentat.  JCtob., 
p.  100.  —  Anders,  Liscbkb  Respons.  Hb.  L  n.  a.  —  VergL     356»  Note  d. 


§•  *76'  C390.) 
FiscalGüter,  Einkünfte  und  Ftrrcchte. 

Als  Berechtigungen  und  Bestand theile  des  Fiscus,  auf  jeden  Fall  zu 
den  verleibbaren  oder  niedern  Regalien  (§.  102)  oder  zu  den  nutzbaren 
Rechten  des  Staates  gehörend,  sind  anzusehen:  die  gewohnlichen  Straf- 
nutzungen «) ,  insonderheit  der  CoofiscationsErtrag  a),  bei  Defraudation  der 
Staatsauilagen  oder  bei  peinlichen  Verbrechen  (verwirktes  Gut),  und  die- 
jenigen Guter,  welche  aufser  jenen,  vermöge  der  Gesetze,  dem  Fiscus  heim- 
fallen, sowohl  ledige,  insbesondere  erblose  *),  vermöge  des  fiscalischen  Oc- 
cupation-  oder  Heimfallrechtes  (droit  d'epave),  als  auch  andere,  z.  B.  Ba- 
starderbe, Schätze  der  Ertrag  des  Heimfallrechtes  im  engern  Sinn  e) 
(jus  albinagii,  droit  d'aubaine),  des  Wildfangrechtes/),  des  Abzug-  oder 
Abschofs-  und  Nachsteuerrechtes  £■),  des  Hagestolzenrechtes  A),  des  Vor- 
kaufrechtes  bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke  (§.  449),  schiffbrüchige  Gü- 
ter (bona  naufragorum)  vermöge  des  Strandrechtes  (§.  458),  die  Gerade  bei 
ermangelnder  GeradeErbin  **),  oder  wegen  Retorsion  u.  a.  <L,  so  fern 
diese  Rechte  noch  üblich  sind. 

«)  Mosbb  a.  a.  O.  11 5.  iso. 

*)  Jaboow  a.  a.  O.  553.  Chr.  Scbxöbbb  diss.  de  bonorum  confiscatione.  Gott.  1796. 
KÖn.  *oier.  Edirt  über  die  Coniiscationen,  t.  1808,  in  d.  Regier.  Blatt  1808, 
gl  5i.  —  In  verschiedenen  Staaten  sind  die  Coniiscationen  des  ganzen  Vermö- 
gens ah  geschafft,  z.  B.  in  den  Verfafs.  ürknuden  von  Baiern,  1818,  VIII.  6. 
von  fTirtemberg,  1819,  %.  9;  von  dem  Königreich  Sachsen,  i83i,  5.53;  von  Kur- 
ketten,  i83i,  »»8}  von  HohencoUernSigmaringen,  i833,  §.  »7;  von  GH.  Nets**, 
i8ao,  Art.  100;  von  Baden,  1818,  §.  16.  und  durch  e.  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820. 
VergL  die  Verbandlungen  der  ersten  Ständeversainml.  das  GH.  Baden,  Heft  6 
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{i8ao),  S.  707  ff.  u.  ^54.  Auch  in  Bremen,  durch  e.  Rath-  und  Bürgerschlufs 
t.  i3.  Oct.  1810;  in  d.  Samml.  der  Verordnungen  des  Senats  der  freien  Hanse* 
Stadt  Bremen  v.  »820,  S.  93. 

c)  Püttkr's  Lit.,  III.  617.  Rlübeh's  Lit.  j.  »3~6.  Jabgow  a.  a.  0«  Ön.  —  Von 
rebus  nullius,  bonis  vacantibus  u.  Adcspoten,  oben  §.  337  ^  —  Lediges,  ver- 
lassenes und  verwirktes  Gut,  eignet  sich  der  Fiscus  ausschliefsend  zu.  Oben 
%.  338.  Glücks  Erlhuter.  der  Pandecten,  II.  §.  169.  Dax«  Handb.  des  t.  PrU 
vatr.,  II.  §.  182.    Es  heifst  daher  Fiscus^ut  in  dem  eigentlichen  Sinn. 

<0  Oben  §.  337,  Note  a. 

e  )  So  heifst  das  Recht,  nach  welchem  der  ganze  inländische  IVachlafs  der  im  Lande 
verstorbenen  Fremden,  dem  StaatsFiscus  hcimfällt,  mit  Auschlufs  aller  Testa- 
ment- und  Vertragerben,  und  der  auswärtigen  (nicht  der  inländischen)  Intestat- 
Erben.  —  Schriften  in  PItteb's  Lit.,  HL  6io.  Rlübebs  Lit.,  $.  i369.  —  Behheb 
nov.  jus  controv.,  I.  obs.  02.  Selchow  elem.  juris  germ.,  §.  222.  Ri>dk's  t. 
Privalr.,  §.  .'teo.  —  Durch  Verträge  haben  die  meisten  Staaten  dieses  Recht 
gegenseitig  aufgehoben.  Rlcbeb,  droit  des  gens  moderne  de  l'F.urope,  §.  82. 
Weisse'*  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II.  §.  338. 

f)  Pcttbe's  Lit.,  DJ.  61 7.    Westphal's  Staatsr.  444- 

/r)  Pvtter's  Lit.,  III.  648.  Klvbkr'«  Lit.,  §.  i3-o.  Haubold's  k.  sächs.  Privatr. 
§.  219—22-.  Weisse  a.  a.  O.  Bd.  II,  §.  1.1Z.  —  Die  verschiedenen  Meinungen 
von  dem  Rechtsgrunde  der  Nachsteuer,  s.  in  L.  Hibvelstoss  Entwickcl.  des 
Begriffs  iler  Regalität  etc.  fLantish.  i8o.|),  S.  5i  ff.  u.  87.  —  Von  der  Frei- 
zügigkeit unter  den  t.  Bundesstaaten,  oben  229.  —  Von  Verträgen  tcutscher 
Bundesstaaten  mit  buiidesfreien  europäischen,  über  Freizügigkeit,  s.  Klübkii, 
droit  des  gens  §.  83. 

A)  Pctteb's  Lit.,  RI.  617.    Rlübeb's  Lit.,  §.  i3;-.  Behbeb  1.  c.  Selchow  1.  c.  §.  .{10. 
O  G.  Barth's  Bericht  von  der  Gerade,  S.  4*>-    L  F.  Rivikus  diss.  de  successiune 
fisci  in  Geradam.    Lips.  1775. 

Eisehhabt's  Sprichwörter,  208.  C.  T.  Gbüsdleb  diss.  de  retorsione,  speciatim 
quoad  geradam.    Viteb.  i8o5.  4» 

§.  477.  (39,° 

Fortsetzung. 

Ii)  Ein  Rott-,  Neu-,  Neubruch-  oder  No va IZehn trecht  «),  in  Be- 
zirken, wo  der  Fiscus  nicht  UniversalZehntberechtigter  ist,  und  ein  Suc- 
cessionsRecht,  bei  Privatlehen,  oder  bei  inländischen  Activlehen  aus- 
wärtiger Staaten,  in  das  nutzbare  Eigenthum,  namentlich  der  Erb- 
lehen, bei  dem  Mangel  lehnfahiger  SuccessionsBerechtigten  oder  in  das 
allodiale  Obereigenthura,  in  dem  Fall  einer  Erlöschung  der  lehn- 
herrlichen Familie  <0,  gebührt  dem  StaatsFiscus,  in  der  Regel,  nicht. 
HI)  Vorrechte,  welche  der  Fiscus  anspricht,  müssen  gesetzlich  bestimmt 
seyn  (§.  476).  IV)  Hat  der  StaatsFiscus  zu  EvictionsLeistung  oder 
Entschädigung  allgemein  genug  sich  verpflichtet,  oder  verpflichtet  ihn  die 
Natur  des  Rechtsgeschäftes  zur  Gewährleistung  oder  Entschädigung,  so  liegt 
ihm  solche  auch  dann  ob,  wenn  der  Gegenstand  durch  Maasnehmungen 
oder  Verfügungen  zurückgenommen,  aufgehoben  oder  verändert  worden  ist, 
wozu  die  Staatsgewalt  durch  das  Staatslnteresse  oder  durch  die  Macht  der 
Umstände  sich  veranlafst  gesehen  hat.    War  dieselbe  nicht  schuldig,  hievon 
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durch  fiscalische  Verpflichtungen  jener  Art  sich  abhalten  zu  lassen,  so  konnte 
sie  dagegen,  indem  sie  durch  eigene  Handlungen  die  Entwehrung  veran- 
lagte, ihren  Fiscus  toii  der  Schuldigkeit  nicht  entbinden,  Verpflichtungen 
zu  erfüllen,  die  ihm  privatrechtlich  obliegen.  Ausserdem  wurde  sie  selbst 
das  verderbende  Beispiel  einer  Abweichung  von  Rechtsbestimmungen  ge- 
ben, durch  welche  die  Privatrechte  vor  willkührlichen  Eingriffen  gesichert, 
Treue  und  Glaube  im  Verkehr  gehandhabt  und  gefordert  werden  <*). 

a)  Pi  rTFR's  Lit.,  HL  618.  Klvbrr's  Lit.,  §.  1379.  Sch^aubert's  Erläut.  des  Lebnrn 
S.  i65.  Estoh's  biiriycrl.  Rechtsgcl.,  I.  $.  483.  Böhmer  ,  I.  E.  P.  lib.  3.  tit  3o. 
§.  62.  sq.  J.  J.  Hkinharo  de  jure  forestali  Gcrinanor.  Sert.  II.  §.  10.  G.  M. 
Weber  diss.  de  deeimis  novalibus.  Barob.  1793.  —  Anders,  PCtter  instTt.  juris 
publ. ,  §.  375.  Hfrtius  de  superioritate  territ. ,  §.  5a  Fiscber*s  Kamerai  •  und 
Polixeir.,  III.  359  ff.  Pef>hng*r  Vitriar.  illustr.,  lib.  3.  tit.  18.  §.  jb.  —  In 
dein  im  §.  ausgedrückten  Fall,  kann  dieses  Recht  auch  Standesherren  und  An- 
dern zustehen.  Rhein.  Bund,  X.  48.  Xn.  335.  Xm.  7a.  XIV.  a3o. 

*)  G.  F.  Deiklik  diss.  de  exclusione  fiset  a  successionc  in  feuda  mere  kereditaria. 
Alt.  1741.  u.  in  Jebichek's  thes.  juris  feud.,  T.  IL  n.  34.  Möller,  usus  pract. 
distinet.  feud  ,  rap.  16.  dist.  9. 

c)  Förster  von  d.  Lehnstamm,  Cap.  8,  §.  3.    Hlübbr's  kl.  jur.  Bibl.,  Xm.  i3. 
Anders,  Strtr  de  sucecss.  ab  intest  ,  Diss.  V.  c.  a.  J.  7.    Möller  1.  c.  cap 
16.  dist.  9.    Böamxa  princ.  juris  feud.,  §.  371. 

<0  Vergl.  das  ungedrucktc  Unheil  des  berliner  Rerisions-  u.  CassalionsHofs  für  die 
preussisch -rheinischen  Proriny.cn,  in  S.  der  Stadt- Ronsdorf  wider  das  essen- 
werdensche  Bergamt  u.  die  Regierung  ku  Düsseldorf,  v.  .  .  i8a3. 

§.  478.  (392.) 

Verwendung  der  FiscalGefaÜe.    FiscalBeamte.    Verfahrungsweise  m 
fiscalisc/ten  Sachen.    Verleihung  der  FücaJGerechtigkeit. 

I)  Die  Verwendung  der  FiscalGefälle,  als  eines  Theils  des  Staats- 
einkommens, mufs  zu  dem  Vortheil  uer  Staatsbedürfnisse  geschehen  «). 
LT)  Zu  Wahrung  und  Verfolgung  der  FiscalRechte,  zu  Verwaltung  der 
FiscalEinkünfte,  werden  fiscalische  Staatsbeamte  angestellt,  Fiscale, 
Staats-  oder  Fiscal  Anwälte,  KaminerProcuratorcn,  Provisoren  oder  Rent- 
beamte des  Fiscus  u.  d.  *).  Mehrere  dieser  Beamten  bilden  zuweilen  ein 
Collegium,  oder  eine  Abtheilung  eines  StaatsCollegiums,  z.  B.  eine  Fiscal- 
Section  oder  Deputation.  III)  Den  Gerichten  ist  zuweilen  eine  eigene  Ver- 
fahrungsweise,  in  fiscalischen  Sachen,  gesetzlich  vorgeschrieben  c). 
IV)  Mit  eigener  Gerich tbarkeit  versehenen  Unterobrigkeiten,  nachge- 
bohrnen  paragirten  Herren  aus  regierenden  Häusern,  Standesherren,  Grund- 
herren, städtischen  Magistraten,  u.  d.,  ist  oft  eine  unvollständige  und  ein- 
geschränkte Fiscal  Gerechtigkeit  überlassen  <0,  deren  Umfang  in  jedem  Fall 
besonders  auszuinitteln  ist.  Aehnliche  Verleihung  ist  zuweilen  manchen 
nicht-tiscalischen  Staatscassen  crtheilt ,  z.  B.  der  Staatsbank,  der  Gene- 
ralLotterieca.jc       u  d 
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<i)  Mosen  a.  a.  O.  119.  m 

6)  Rur/.e  Geschichte  der  Fiscalcj  in  d.  Rhein.  Bund,  LVI.  170. 

r)  K  M.  Bach»» n:v  de  judicc  causarum  fisralimn.  Erf.  1788.  Klüber's  kl.  jur. 
Bibl.  XVin.  146.  Preufs.  allgem.  Gerichtsordn. ,  L  35.  Preufs.  Vcrordn.  v. 
16.  Dcc.  1810,     43,  in  der  preufs.  'Gesetssammlung,  1810,  S.  284. 

d)  Vcrgl.  %.  103.  PCtter's  Lit,  OL  346.  Ki.übkr's  Lit.,  §.  na5.  Lsysfr,  Spcc.  558. 
Stbtk  U.  M.  tit.  do  jure  fisci,  §.  4-  Wkhktr  obs.  pract.  v.  Vogtey ;  v.  Cbaher's 
wctsl.  Nebeast.,  CIV.  410.  Hacbold's  k.  sfichs.  Privatr.,  S-  »64»  Hkrtm.  über 
das  sUmdetherrlicht  Fiscusrecht;  in  dem  Archiv  für  die  civilistische  Praxis, 
Bd.  Vll,  Heft  7  (Heidelb.  i8»4),  Num.  14,  S.  «4»— a65,  welcher  den  t  Standes- 
herren im  Allgemeinen  das  Fiscusrecht  abspricht.  Dagegen  vindicirt  ihnen  das- 
selbe, durch  Interpretation  des  Art.  14  der  Bundcsacte,  W.  Exxvnica,  die  An- 
sprüche der  teutschen  Standesherren  auf  die  Jura  fisci  des  röm.  Rechts  (Hanau 
i834.  8.),  S.  3  ff.  u.  11.  -  Die  blofse  Bewidmung  mit  dem  mUcken  Recht, 
schlierst  eine  solche  Verleihung  nicht  in  sieb.  H.  L.  Böhmkr  elect.  juris  civ., 
T.  II.  n.  10. 

t)  Preuss.  allgem.  Gerichtsordn. ,  T.  I,  Tit.  5o,  §.  401.  Preufs.  iLottcrieEdict  v. 
20.  Juni.  1794.    Wikcrlkr  diss.  cit-  c.  IV. 
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§.  479.  (393.) 

Bestandtlieile  der  Domänen. 

Her  Begriff  und  die  Eigen th umverhäl tnisse  der  Domänen 
otler  Hamraergüter,  eines  Bestandteils  des  Staatsvermogens,  und  einer  wich- 
tigen Quelle  des  Staatseinkommens,  sind  oben  ($.  33«  u.  f.)  angegeben  <*). 
Die  Domänen  können  bestehen  *)  aus  Herrschaften,  Aeratern,  Städten, 
Flecken,  Dörfern,  Weilern,  Landgutern,  Vorwerken,  Bauerhöfen,  Mühlen, 
Gebäuden,  Fabriken,  Waldungen  oder  Forsten,  Gärten,  Aeckern ,  Wein- 
bergen, Wiesen,  Weiden  oder  Triften,  Quellen,  Flüssen.  Bächen,  Seen, 
Fischteichen,  Hutten-,  Hammer-,  Berg-  und  Salzwcrken,  Stein-  und  Marmor- 
brüchen u.  d.,  auch  aus  Grundgerechtigkeiten,  Zehnten,  Gutpachten,  Ren- 
ten, Gülten,  Grund-  oder  Bodenzinsen,  Frohndiensten ,  Jagdnutzungen, 
Fischereigerechtsaraen,  u.  d. 

«)  Ehemaliger  Mifsbrauch  des  filtern  französischen,  und  des  römischen  Domanial- 
Reebtes.  Fischer's  Kamerai  -  u.  Polizei  rechte ,  IL  481  ff.  J.  C.  Dkstoitchrs 
Reurtheil.  v.  d.  Domänenrcchle  (München  «768.  8  ),  S.  8.  —  Rrs.  Chofpib 
de  domanio  Franciae,  in  C.  Frisii  jure  domaniali,  p.  1—416.  Jeah  Baoukt 
des  droit  du  doinainc  de  la  couronne  de  Frame.  Paris  i6ai,  u.  in  dessen 
Oeuvres,  T.  I  et  II.  Le  Frvrk  de  la  Pubcrh  memo  i  res  sur  les  malirres 
domantales,  ou  traite  du  domaine.  T.  I  —  III.  Paris  1767.  4-  Encyclopedie, 
par  Diderot  et  d'ALKMRMT,  <r.  Domaine.  Encyclopedie  methodiquc;  Finances, 
T.  I.  (Paris  1-84.  4.),  P-  537— 6a». 

*)  Vergl.  ein  V  erxeichnifc  v.  MecklenburgSchwerin ,  in  Bvschihg's  Magazin,  DX  "1. 
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Erwerb.    Ertrag  u.  Verwendung.  Verwaltung. 

m 

I)  Der  Erwerb  der  Domänen,  ist  theils  ursprünglich,  thetls  deriva- 
tiv, durch   verschiedene  Rechtstitel,   auch  Heiratall  und  Confiscation  «). 

II)  Der  Ertrag  derselben  ist  Staatseinkommen,  und  bestimmt,  nicht  blofc 
zu  dem  personlichen  Aufwand  des  Regenten  und  zu  dem  Unterhalt  seiner 
Familie  *),  sondern  vorzüglich   auch   zu  dem    Staatsaufwand  (§.  33s). 

III)  Die  Verwaltung  der  Domänen,  und  der  lucrativen  oder  sogenann- 
ten KammerRegalien ,  wenigstens  die  Aufsicht  über  diese  Verwaltung,  ist 
eigenen  Collegien  übertragen,  Kammern,  Rent-  oder  DomänenKamraern. 

«)  Strubes,  Tb.  II.  Bcd.  i. 

h)  Beispiele  von  S.  WeimarEisenach  und  Nassau,  oben  §.  333,  d. 

c)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Criminalsachen ,  54-    Ebenders.  v.  d.  Landeshoh.  in 

Regierungssachen,  65.  J.  L.  F.  v.  Liebenstxi>  von  Kammer-  u.  JustizCollegien. 

Tüb.  »770.  4.  —    Von  dem  Alter  der  HainmcrCoIlegien ,  Sfittler's  Geschichte 

v.  Hannover,  I.  17a   Klbber's  kl.  jur.  Bibliothek,  L  370. 


I)  Die  Benutzung  der  Domänen  a)  geschieht  theils  durch  eigene 
B  e  w  i  r  t  h  8  c  h  a  f  t  u  n  g  oder  Selbstverwaltung  *),  theils  durch  Zeitpacht  e), 
oft  aber  auch,  da  beides  eigenthümliche  Gebrechen  hat,  durch  Zerschlagung 
uud  Veräufserung  zu  Erbzins  oder  Erbpacht  Die  letzte  Art  ist  bei 
Landgütern  meist  vorzuziehen  mit  Ausnahme  der  Forsten  e)  bis  zu  ei- 
nem gewissen  Quantum,  ü)  Nicht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  sind 
die  Domänen  steuerfrei  (§.  407). 

a)  K.  D.  HüilxanpTs  Geschichte  der  DomänenBenutzung  in  Teutschland.  Preis- 
schrift. Franltf.  a.d.  0.  1807.  8.  G.  F.  W.  Frensdorf  über  Benutzung  u. 
Verpachtung  der  DomänenGüter.  Gicssen  1816.  8.  Fischbb's  Kameral-  u. 
Polizcir.,  D.  497.  VVbbbbrt's  vermischte  Abhandlungen,  Bd.  I  (Bcrl.  1814.  &), 
Num.  D.  J.  M.  v.  Likcrtf.nstkr.n  über  Domänen  wesen  u.  dessen  vortheilhafteste 
Benutzung  durch  eigene  Verwaltung.  Bcrliu  18.* 6.  <i. 

4)  Frensdobf  a.  a.  O.  §.  4  ~  29« 

c)  Indem  man  sie  r.  B.  in  kleinere  Güter  verwandelt.  Verwandlung  der  Domänen 
in  Bauergüter.  Strasburg  1767.  Pfeiffer'»  Finanzwissensch.,  Hauptst.  Dl.  S.  69. 
73.  v.  Jvsti's  Staatswirthschaft,  IL  ia4.  Frensdorf  a.  a.  O.,  §.  5a— 153.  Jurist, 
ökon.  Grundsätze  von  der  Gencralverpachtung  der  Domänen  in  d.  preufs.  Staaten. 
Berl.  1785.  —    Bei  Zehnten  ist  der  Zeitpacht  am  gewöhnlichsten.   —    Von  der 

•  Halbpacht  (champart),  s.  Frensdorf  a.  a.  O.,  §.  53  f. 

d)  TnAFR's  Grundsätze  der  rationellen  Landwirtschaft ,  Bd.  L  Frkivsdobf  a.  a.  O. 
§.  3o-5i.  J.  P.  Frabr's  System  der  landwirthscbaftl.  Polizei,  Tb.  II,  S.  «7. 
148— »53.  Socrow's  Kameral  Wissenschaft,  S.  269.  G.  Sartorius  Handbuch  der 
Staatswirthschaft,  §.  101.  Geschichte  von  der  verbesserten  Einrichtung  der 
Domänen  im  Preussiscben,  S.  36  ff.  J.  J.  Cella  von  Zerschlagung  der  Domänen 
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und  Bauergüter.  Amb.  1783.  K.  G.  Fürstesao  Zweifel  dagegen,  in  d.  hessischen 
Bcitr.,  1786,  St.  7.  —  Tcrtialisten  oder  Drittelgüter  in  Vorpommern.  Ekgelrrbcht, 
obs.  17.  Greifswald.  Wocbcnbl.  i"43,  S.  299.  3o8.  3i7-  33».  36a.  37».  377.  Chr. 
Nie.  S<:hlicutkiu  i.i.  diss.  de  praedüs  tertialibus;  cum  progr.  de  obligationc  ter- 
tjalistarum  ad  solvendiim  debita  ab  ipsis  coutracta.  Gryph.  1777. 
#)  In  Frankreich  wurden  diese  sorgfällig  aufbewahrt,  bei  Veräusserung  der  National- 
Domanen. 

§.   482.  (396.) 
Rechtsverhältniss  der  DomänenVerwaltung. 

I)  Die  landesherrliche  Domäncnverwaltung  wird,  in  ihren  streitigen 
Rechtsachen,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  des 
Staates  benrtheilt  «).  Daher  kann  II)  nicht  nur  das  Possessorium  sum- 
m  a  r  i  i  s  s  i  m  u  in,  selbst  von  Unterthanen,  gegen  dieselbe  mit  Erfolg  gebraucht 
werden  (§.  35t»),  sondern  es  findet  auch  III)  nach  Grundsätzen  des  geraei- 
nen Rechtes,  vierzigjährige  Verjährung  gegen  dieselbe  Statt ,  so  fern  die 
Veräusserung  und  der  Erwerb  der  Kammergüter  nicht  gesetzlich  verboten 
ist  IV7)  Auch  ist  dieselbe  nicht  befugt,  wegen  ihrer  verjährbaren  Rechte 
and  Güter,  von  dem  Besitzer  derselben  die  Anzeige  seines  Rechts- 
titels zu  begehren  (§.  356).  V)  Der  E victionsLeistung,  nach  den 
Vorschriften  des  Privatrechtes,  kann  auch  die  DomänenVerwaltung  sich 
nicht  entziehen  (§.  477)« 

a)  Aug.  a.  Leyskri  meditationes  de  assentationibus  ICtorum  et  doctrina  de  domaniis 
(Viteb.  1712.  edit.  a.  Heimst.  1726.  edit.  3  cura  H.  G.  Frascrh,  ibid.  174t.  4.), 
cap.  3.  Sect.  3.  §.  io.  p.  107.  Preuss.  allgem.  Lande,  Th.  11,  Tit.  14,  §.  76. 
Vergl.  oben  §.  4-4. 

b)  Letser  1.  c.  c.  3.  Scct.  2.  §.  23.  p.  96.  sq.  et  100.  —  ImmemorialPraescription 
fordert,  Ahdb.  Ocuei,  de  praescriptione  immemoriale,  c.  3.  th.  i3.  —  Vcrgl. 
oben,  §.  356  u.  4t5. 


XIII.    C  A  P  I  T  E  L. 

PrivilcgienRepl, 


§♦  485*  (397) 
Begriff  und  Arten  der  Privilegien.  Dispensationen. 

I)  Aus  dem  allgemeinen  Hoheitrecht  der  Gesetzgebung,  fliefst  das  P  r  i- 
v  ileg ien Regal  «),  die  Befugnifs  des  Gesetzgebers,  dem  Staatszweck  ge- 
mäfs,  Ausnahmen  von  allgemeinen  Rechten  zu  verfugen,  theils  für  einzelne 
Personen  (physische  oder  moralische),  oder  Sachen,  theils  für  gewisse  Cla*- 
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sen  derselben  *).  0)  Indem  letzten  Fall,  heißen  sie  besondere  Rechte 
(jura  singularia,  benelicia  legis),  uneigentliche  Privilegien.  In  dem  ersten 
Fall,  heifsen  sie  Privilegien  in  dem  eigentlichen  Sinn,  wenn  sie  iür  alle 
oder  mehrere  gleichartige  Fälle,  hingegen  Dispensationen  oder  Frei- 
sprechungen von  einem  einzelnen  Gesetz,  wenn  sie  für  einen  einzelnen 
Fall  einheilt  werden  c).  ni)  Man  unterscheidet  persönliche  und  ding- 
liche, affirmative  und  negative,  auch  ausschliefsende  und  cu- 
mulative  Privilegien  <*).  IV)  Nicht  selten  sind  Privilegien  und  Diapen- 
sationen, eine  Quelle  von  Staatseinkommen  *). 

a)  Püttih's  Lit.,  DI.  Hlubxb's  Lit.,  §.  1093  ff.  Mosxa  von  der  Landesh.  in 
Gnadcnsachcn,  38.   Jahoow  von  den  Hegalien,  i85  ff. 

b)  Vcrgl.  Hartlereb  medit.  ad  Pandcct.,  Spec.  XII.  m.  1.  Gottl.  HurrtABD 
praecognita  juris  Pandectar.  Iiod.  (Jen.  1*95.  8.),  §.  18  et  83.  C.  D.  Erhard** 
Critik  des  allgem.  Gesetcbuchs  für  die  preufs.  Staaten,  I.  184.  —  Auch  durcb 
stillschweigend*  Verleihung  (sprechende  Handlungen)  des  Kegenten,  kann  ein 
Privilegium  erworben  werden,  z.  B.  durch  öffentliche,  unvordenkliche  Zeit 
hindurch  Statt  gehabte  Ausübung  eines  Rechtes,  das  nur  durch  Privilegium 
kann  erworben  werden.  Leyseii  1.  c. ,  Spec.  44 >•  med.  7.  Bxibharth  ad 
Christinaei  observ. ,  IV.  5o.  Anders  Sah.  Strtr  in  usu  moderno  Pandectar., 
lib.  XLIV.  tit.  3.  §.  4. 

c)  Vergl.  $.  3?8.  PCtter's  Lit.,  Ol.  3n.  Kiübbh's  Lit.,  §.  1091.  J.  H.  Böuxn 
diss.  de  sublimi  prineipum  evangelicorum  dispensandi  jure  in  causis  et  negotii* 
tarn  sacris  quam  profanis.  Hai.  1722.  Jahoow  a.a.O.  «06.  Röasio's  Politik,  196. 

d)  Von  der  Eintheilung  der  Privilegien  in  conwnlionellc  und  gratiose,  in  günstige 
und  (!)  odiose,  Gvlmus,  N.  A.  X.  30.  L.  C.  de  Wölcrbr  de  privilegiis  odiosis. 
Alt.  1718.  G.  B.  Bechabn  de  aequitate  privilrgii  odiosi,  et  potestate  imperantis 
circa  illud.  Goett.  i?5o.  —  Dauer  der  Privilegien.  Giücr's  ErläuL  der  Pandecten, 
L  §.  100.  S.  566.  Moshb  a.  a.  O.,  46.  J.  G.  F.  Wasxi/th  diss.  de  privilegiorum 
natura  generatim,  et  in  specie  de  modis  quibus  finiuntur  vel  ainittuntur  (Goett. 
1787.  4-)»  §•  io.  sq. 

e)  Der  Ausspruch  der  tridentinischen  Hirchcnvrrsammlung  *ruro  et  gratis* ,  sollte 
auch  bei  weltlichen  Dispensationen  gelten. 

§•   484.  (398.) 
^  Gültigkeit  und  Wirksamkeit  der  Privilegien* 

1)  Die  Rechtmäßigkeit  eines  Privilegiums  hangt  ab,  von  der  Be- 
fugniss  des  Ertheilers,  von  der  Erwerbiahigkeit  des  Privilegirten,  von  ge- 
fährdeloser Erlangung  desselben  «.).  II)  Die  heutige  Gültigkeit  alterer 
Privilegien  wird  beurtheilt,  in  der  Regel,  nach  den,  der  Ertheilung  gleich- 
zeitigen staatsrechtlichen  Grundsätzen  *).  III)  Die  Wirksamkeit  der  Privi- 
legien schränkt  sich  ein,  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  c),  wo  auch 
Ausländer  solche  anerkennen  müssen  «0  und  in  der  Regel  auf  die  Folge- 
zeit (Zukunft).  IV)  Ein  Privilegium  enthält  zugleich  eine  Handlungs- 
Norm  für  andere  Unterthanen  *),  wefshalb  verhältnifsraäsige  Bekannt- 
machung desselben  nothig  oder  nützlich  seyn  kann.  V)  Unwirksam  ist 
es  gegen  das  wohlerworbene  Recht  eines  Dritten  /) ;  überhaupt ,  so  oft  es 
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die  Stautspflicht  der  Nichtprtvilegirten  überschreitet.    Daher  kann,  vor  Er- 

tbeilung  mancher  Privilegien,  Vernehmung  der  Interessenten  rathsam  seyn. 

«*)  Von  dem  utio  sub-  et  obreptioni*.  Böhmer  jur.  ccclc«.  protestant.,  T.  L  lib.  i. 
tit.  3.  §.  9.  sq.  C  O.  Grabe  pr.  de  exceptiqnibus  sub-  et  obreptionis  earuraque 
probatione.  Rint.  1788.   Hlübeb's  kl.  jur.  Bibl.,  XIV.  «49» 

l)  Pütter's  Lit.,  m.  3i5.  Klüber's  LiU,  %.  109a  G.E.Kobb  diss.  de  eftectu  bodierno 
privilegiorum  aevi  autiquioris.  AU.  1760.  4*  Pütter1»  Rechtsf. ,  Bd.  II,  Th.  3, 
S.  8o3.  Moses  von  kaiserl.  Regierungsrechten,  5«4.  —  Von  der  Verbindlichkeit 
der  Ton  Regierungsvorfahren  ertheilten  Privilegion,  oben  §.  »5«.  Overbkcr's 
Meditationen,  Bd.  VII.  Med.  366.  Moses  von  d.  Reichsstände  Landen,  u5i. 
n58.    Washvth  1.  c.  §.  39.  sq. 

cy  Mit  fiscalisrher  Strafe  kann  daher  nur  wider  den  verfahren  werden,  welcher 
in  dem  Staatsbezirk  des  Ertheilcrs  dem  Privilegium  suwider  handelt.  Selchow 
elem.  juris  publ.  germ.,  %.  366.  —  Wirkung  der  VoiljährigkeitErklarung, 
ausserhalb  lindes.  Pi/fesdorf  animadversion.  juris,  T.  I.  p.  187.  sq.  — 
Wirkung  der  an  Ausländer  crtticiltcu  Privilegien.  Mosee's  nachbarl.  Staats  r., 
671.  Wasmuth  I.  c.  §.  9. 
</)  Pötteb's  Beiträge,  I.  139. 

e)  L.  C  Schröder  eiern,  juris  nat.,  soc.  et  gent.,  §.  878. 

/)  Mevius,  P.  VI.  der.  a/jo.  n.  1.  Washüth  1.  c.  $.  18.  sq.  Jarcow  a.  a.  O.  loq. 
Von  Moratorien)  §.  486.  —  Ein  Privilegium  derselben  Art  kann  nicht  blof* 
Einem,  es  kann  auch  Mihreren  verlieben  werden,  wenn  nicht  seine  Natur  oder 
die  Verleihung  demselben  die  Eigenschaft  eines  ausschließenden  (privil.  exclusivum) 
beilegt.  Hartlebvs  I.  c.  Spec.  XII.  med.  4.  Lkyser,  Spec.  10.  m.  4.  Wasjbuth 
I.  c.  %.  10. 

VerlragEiqensehaft ,  Widerruf,  Minderung,  Veränderung,  Auslegung 
der  Privilegien.    Landständische  Concurrenz.  Pi 

'ivut'ffietiHeclu 

landsässiger  Obrigkeiten. 

I)  Privilegien,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  auch  Dispensationen ,  haben 
die  Kraft  eines  Vertrags  zwischen  dem  F.rtheiler  und  dem  Privilegirten; 
gleichviel,  ob  sie  auf  Widerruf  (auf  Wohlgefallen,  precario,  ad  bene  pla- 
citum),  oder  für  immer,  nnentgeldlich  oder  gegen  Vergeltung  (privil.  gra- 
tuita  vel  onerosa),  ertheilt  sind  «).  II)  Daher  darf,  in  der  Regel,  Wider- 
ruf *),  Mindernn  g  c)  ,  Veränderung  authentische  Ausle- 
gung Oi  einseitig  nicht  geschehen.  III)  In  der  Regel,  sind  die  Privilegien 
einschränkend  zu  erklaren,  können  nicht  verrauthet,  und  nicht  ad  exem- 
plum  gezogen,  auch  kann,  in  der  Regel,  kein  Privilegirter  zu  deren  Aus- 
übung genothigt  -werden/).  Landständische  Concurrenz,  kann  bei 
Ertheilung  solcher  Privilegien  nothig  seyn,  welche  in  Hoheitrechte  ein- 
schlagen, bei  deren  Ausübung  landständische  Mitwirkung  durch  die  Staats- 
verfassung begründet  ist  tf).  IV)  Bei  Standesherren,  Grundherren 
und  städtischen  Magistraten,  wird  das  Recht,  Privilegien,  auch  ge- 
ringere zu  crtheilen,  nicht  vennuthet,  sondern  es  ist,  für  jede  Art  von 
Privilegien,  zu  erweisen.  Zuweilen  ist  ihnen  ein  eingeschränktes  Verleih- 
ungsrecht (jus  privilegiorum  minus  vel  minimum)  eingeräumt. 
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a)  Gigling  jus  nat.  et  gent.,  cap.  XU.  $.  45.  —  Einige  machen  einen  Unterschied 
zwischen  Privilegiis  frratiost's  et  conventionalibiu.  J.  G.  SchauäbüRG  diss.  de  natura 
privilcgiorum,  tarn  gratiosorum  quam  conventionalium.  Jen.  i~36.  4- 

b)  Obss.  Haienses,  T.  IIL  obs.  i5 —  i-,  Sthcbk^,  Tb.  II,  Bed.  8o.  Mosn  tob 
der  t.  Reichsstände  Landen,  n55.  Overbecr's  Meditationen,  Bd.  VIL  Med.  36^. 
Gebaier  de  privil. ,  §.  i9.  Wasmuth  1.  c.  %.  22.  sq.  Kbhs  diss.  de  privilegii 
conventionalis  irrcvoiabilitate.  Hcidclb.  1-60.  4.  —  Von  dem  Widerruf  ex  ratio» 
salutis  publicae,  s.  Börger  consult.  et  decis.,  T.  I.  P.  2.  resp.  12.  Eine  eigene  Theorie 
hat  Göns  fr  in  s.  teutseb.  Staatsr. ,  §.  29'J.  —  Aufhebung  oder  Minderung,  Ter- 
möge  des  äussersten  Rechtes,  verpflichtet  zu  verhältnifsmäsiger  Entschädigung. 
Hoxxel,  obs.  409.  Habermas  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  $.  228.  Scniu 
natürl.  Staatsr.,  118.  120.  Das  preussissclie  allgem.  Landrecht,  Th.  I,  Einleitung. 
§.  70  u.  71  bestimmt,  dafs  durch  einen  lästigen  Vertrag  erworbene  Privilegien 
«nur  aus  Überwiegeoden  Gründen  des  allgemeinen  Wohls,  und  nur  gegen  hin- 
längliche Entschädigung  des  Privilegien ,  aufgehoben  werden  dürfen;  die  Ent- 
schädigung selbst  aber,  könne  nicht  anders,  als  durch  V  ertrag,  oder  rechtliche* 
Erkcnntnifs  festgesetzt  werden».  Man  s.  auch  ebendas.  Th.  U,  Tit.  14.  %>  4~*- 
Den  Fürsten  von  LöwensteinWertheim  u.  dem  Grafen  von  Ingelheim  ward  tob 
Baiern  Entschädigung  zugesichert  für  die  ihnen  1818  entzogenen  Mainzölle.  — 
Von  dem  Ende  der  Privilegien  überhaupt,  s.  Günther  princ.  juris  rom.  priT„ 
T.  I.  %.  25. 

c)  Von  der  clausula  minuendi.  Hömel  I.  c.  Strubs*,  Th.  IV,  Bed.  21.  —  Ein- 
schränkung der  Privilegien  durch  Gesetze.   Strubes,  Th.  HI,  Bed.  i3o. 

d)  .7.  Guil.  Gadesdam  diss.  de  legibus ,  pracsertiin  specialibus ,  seu  prirtlegiis, 
quatenus  mutari  aut  revocari  jure  possint.  Erl.  174 3.  4* 

e)  Westphal's  Staatsr.,  168.    Wasmuth  1.  c.      i3.    Vergl-  oben      3©4,  d. 

j)  Glvcr  a.  a.  O.,  I.  %.  99,  S.  56o.  Authentische  Auslegung  hat  nur  subsidiarisch 
Statt,  und  jede  Auslegung  mufs,  wenn  gleich  streng,  doch  so  beschaffen  seyn, 
dafs  der  Wille  des  Ertheilcrs  vollständig  in  Erfüllung  gehe.  C.  A.  Güsthtb 
1.  c.  T.  I.  §.  24.  Pütt  er  pr.  de  jure  et  officio  judicis  circa  interpretatiouem 
privilcgiorum.  Goett.  1758.  Ebendess.  Rechtsfälle,  Tb.  I,  Bd.  2,  Resp.  j3. 
Preufs.  allgem.  Landr.,  Einlei t.  §.  58  ff.  —  Von  Erlöschung  der  Privilegien 
durch  Nichtgebrauch.    Moser  a.  a.  O.    Washith  I.  c.  %.  26. 

g)  Oben  §.  290.    Moser  a.  a.  O.  40.   Häberus  a.  a.  O.  %.  23 1. 

§.  486.  (400.) 
Verschiedene  Arten  der  Privilegien.  1 

Zu  den  Privilegien  gehören,  unter  andern:  Stadtrecht  Schlofsrecht. 
Marktrecht,  Handelsprivilegien  (§.4*3),  insbesondere  Monopolien  und  Bücher- 
Privilegien,  akademische  Privilegien,  Moratorien  (doc^h  nur  Gnadenlnduitr 
Titel-,  Adels-  und  WappenErtheilung  (§.  487,  495  IT.),  Asylrecht  i§.  3-8), 
VolljahrigkeitErklärnng  c  j  (venia  aetatis),  Legitimation  unehelicher  Kinder  A 
Salvegarde  *),  Bannrechte  oder  Zwanggerechtigkeiten/),  u.  a.  m.,  auch 
Verleihung  solcher  Rechte,  deren  Ausübung  der  Privatwülhühr  nicht  über* 
lassen  zu  werden  pflegt  (§.  461  ff). 

c)  Stadtrecht  heifst  das  Recht  auf  (meist  zunftmäsige)  Betreibung  bürgerlicher 
Nahrung,  unter  einem  mit  unterobrigkeitlichem  Ansehen  bekleideten  Stadtrat^, 
der  aus  dem  Mittel  der  Gemeinde  zu  erwählen  ist.    Pütter's  LiU,  HL  bys 
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Kl  iJ  buk 's  Lit.,  i353.  Moseb  von  Gnadensacheu ,  80.  Pramnowi,  ID.  146.  168. 
sqq.  390.  Cohn,  vax  Btnhershoek  quacst.  juris  publ.  (Lugd.  1754),  p.  »83. 
Strubes's  Nebenst. ,  IV*.  50.  100.  Ruköe's  teutsckes  Privatr.,  §.  4^3.  Glücr's 
Erläut.  der  Pandecten,  Th.  I,  88.  Preufs.  Städteordnung  v.  19.  Nov.  1808.  — 
S.  den  Artikel  «Städteordnung*  in  d.  Conversations-Lexion  der  neuesten  Zeit  etc., 
Bd.  IV.  S.  5o8  ff. 

b)  Pvtter's  Lit.,  Hl.  §.  i36o.  Rlübers  Lit.,  460.  Pcttebs  Beitr.,  I.  224.  Prerrntcw 
Vitriar.  illustr.  T.  Dl  p.  i38.  sqq.  Moseb  von  kais.  Regier.Rcchten ,  358. 
Ehcnders.  von  Gnadensachen,  56.  Ebendess.  Reclitsmatcrien ,  VIII.  824.  Jabgow 
a.  a.  O.  i\i  f.  v.  Roth's  Staatsr.  d.  R.  Lande,  R.  i36  ff.  C.  C.  Dabelow's 
Entwickl.  der  Lehre  vom  Coneursc  der  Glaubiger  (Halle  1801.  4.),  i5i.  173. 
001.  Giel»'s  u.  Exs&sssa's  gemeinnütz,  jur.  Beobarht.,  Bd.  R,  Num.  ia.  J.  H. 
Boehufr  diss.  de  litteris  respirationis ;  in  dessen  Exerc.  ad  Pandect. ,  *HX  173. 
Archiv  für  civilistische  Praxis,  Bd.  XVI,  Heft  3  (Hcidelb.  i833),  Num.  16.  — 
Die  Ertheilung  von  Moratorien,  im  Gnadenwege  (moratoria  ex  causa  graciae), 
ist  verboten,  in  der  Rönigl.  sächs.  Vcrfafs.Urk.  v.  i83i,  %.  54.  So  auch  durch 
Ministerialheschlufs  v.  27.  Juni  1832,  im  badischen  Regier.Rlatt  v.  ao.  Aug.  i83a. 

e)  Klübkb's  Lit  ,  461s.  Moser  a.  a.  O.  3o.  Ebendess.  persönl.  Staatsr.,  L  588. ^  db 
Cbauer  Opusc. ,  Vol.  U.  n.  28.    Püeesdobe  animadvers. ,  I.  187. 

d)  Moseii  von  Gnadensachen,  6  u.  11.   Rlüdeb's  kl.  jur.  Bibl. ,  X.  189. 

r)  Ge  Esgelerecht  de  salva  guardia.  Jen.  i~43.  (Madeb's  reichsrittersch.  Magaz., 
VRI.  666.)  Vattel,  dvpit  des  gens ,  liv.  3,  ch.  9,  §.  17».  Martews  Einl.  in 
d.  europ.  Völkern,  §.  287. 

/)  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  567.  sq.  Rdsde's  t.  Privatr.,  %.  178  ff. 
Dakz  Handb.  des  t.  Privatr.,  II.  §.  277  ff.  Schrötkr's  verm.  Abhandl,  I. 
461.  —  Diese  Bannrechte  sind  an  sich  keine  Regalien.  Auch  nicht  Servitutes 
in  faciendo  consistentes ,  wie  Selchow  a.  a.  O.  mit  Andern  behauptet.  Man 
s.  B.  VV.  Pfeieeer's  verm.  Aufsätze,  S.  2a3  ff.  Auch  nicht  negative  Servituten, 
wie  Pfeiffer  a.  a.  O.  annimmt.  Sondern  durch  Vertrag  oder  Privilegium, 
oft  durch  unvordenkliche  Verjährung,  nach  Art  eines  Monopols,  erworbene 
IndustrieConcessionen,  mitbin  blofsc  Privatrechte.  Vergl.  §.  377  u.  Cabl 
Gebhardt  über  den  Unterschied  zwischen  Servituten  und  Zwang-  oder  Bann- 
gerechtigkeiten. Leipz.  180 8. 


XIV.  CAPITEL, 

Aemter-,  Titel-,  Ehrenzeichen-,  Ran£-  and 
Standeserhöhun^sRecht. 


§•  487.  (4oi.) 

Staatsämter»    Verschiedenheit  des  Staatsdienstes  und  der  Staatsdiener. 
Dienstertrag.    Dienstehre.  Amtcharakter. 

Ucberhaupt. 

I)  Staatsämter  «),  fortwährende  Auftrage  zu  bestimmten  Staatsge- 
schäften, statt  eines  Reihedieostes  aller  Staatsbürger,  sind,  in  notwendiger 


■ 
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Anzahl,  Bedürfnifs  eines  Staates,  für  Erreichung  seiner  Zwecke.  Daher 
Jas  Hoheitrecht  der  Staatsä'mter  (jus  munerum  publicorum).  Der 
Hegent  steht  an  der  Spitze  der  Staatsbeamten  *).  Alle  sind  ihm,  als  dem 
obersten  Organ  des  Staates,  untergeordnet.  II)  Der  Staatsdienst,  we- 
sentlich unterschieden  von  dem  landesfürstlichen  Hof»  und  GarderobeDienst  <0» 
theilt  sich  in  Civil«  und  Militär-  oder  Kriegsdienst.  A)  Die  Civil- 
Staatsdiener  (functionaires  publics)  sind  i)  theils  Staatsbeamte,  für 
intelluctuelle  Dienstleistung,  wozu  gebildeter  Verstand  und  ein  bestimmtes 
Maas  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  gehören;  a)  theils  Staatsdiener 
im  engern  Sinn,  zu  deren  Verrichtungen  (operae  illiberales)  nur  gemei- 
ner Verstand,  Dienstfertigkeit  und  Korperkraft  gefordert  werden.  Die  er- 
sten sind  a)  entweder  Staatsbeamte  im  en gern  Sinn,  die  mit  einem 
gewissen  Grad  von  Selbstständigkeit  und  Freiheit  des  Unheils  zu  arbeiten 
haben,  oder  b)  Subalterne,  die  in  ihren  Verrichtungen  einen  oder  meh- 
reren Vorgesetzten,  zur  Unterstützung  für  amtliche  Zwecke,  fortwährend 
untergeordnet  sind.  Unbestimmt,  ohne  feste  Abgrenzung,  ist,  in  Ermange- 
lung einer  positiven  Grundlage,  die  Abtheilung  des  Staatsdienstes  in  hohem 
und  niedern,  und  der  Staatsdiener  in  höhere  und  niedere,  der  ersten 
und  zweiten  Classe.  Eben  so  wenig  erschöpfend  ist  die  neuere  Abtheilung 
in  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte.  Die  Staatsbeamten  im  engern  Sinn  sind 
weit  zum  größten  Theil  Geschäftmänner  oder  Practiker,  bestimmt 
für  Anwendung  und  Ausfuhrung  der  natürlichen  und  positiven  Justiz-  oder 
Verwaltung»  Vorschriften.  Ein  minderer  Theil  sind  blofs  Theoretiker, 
für  öffentliche  Lehrzwecke,  in  Absicht  auf  Verbreitung,  Entwickelung, 
Auffindung  von  Wahrheiten,  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  die  wichtig 
sind  für  Staatszwecke.  Sie  sind  in  der  Regel  angestellt  bei  öffentlichen 
Lehranstalten,  in  welcher  Hinsicht  jetzt  raeist  auch  die  Geistlichen  oder 
Kirchenbeamten  zugleich  als  Staatsbeamte  berufen  und  verpflichtet  werden. 
—  Nach  der  Natur  ihrer  amtlichen  Zwecke,  unterscheiden  sich  die  prac- 
tischen  Staatsbeamten  in  Justizbeamte,  für  richterliche  Zwecke,  und 
Regierung«-,  Verwaltungs-  oder  Administrati vBeamte,  für 
Zwecke  der  Staatsverwaltung  im  engern  Sinn,  wohin  auch  die  Verwaltung 
des  Staatsvermogens  und  die  Geschäfte  mit  auswärtigen  Staaten,  die  so  ge- 
nannten diplomatischen,  gehören.  Blofsen  Regierungsbeamten  ist  zuweilen 
die  Verwaltung  der  so  genannten  Administrativjustiz  übertragen  ($.366).  — 
So  fern  Coramunal-,  Municipal-,  standesherrliche  ($.  3o6)  und 
grundherrliche  Beamte,  auch  manche  CorporationsBeamte 
(z.  B.  der  Kirchengesellschaften,  Vorsteher  octroyrter  Handels-  und  Bank- 
gesellschaften) für  öffentliche  Zwecke,  entweder  unmittelbar  von  der  Staats- 
regierung, oder  nur  unter  ihrer  Bestätigung  bestellt  werden,  gehören  auch 
sie,  ganz  oder  zum  Theil,  in  die  Classe  der  Staatsdiener,  *  dann  zuweilen 
mittelbare  benannt.  Selbst  die  gerichtlichen  Anwälte  (Advocaten 
und  Procuratoren)  und  die  Notarien,  jetzt  überall  von  Staats  wegen  be- 
stellt und  verpflichtet,  werden  in  manchen  Ländern  zu  den  Staatedienern, 
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gerechnet.  B)  Die  Militär  Diener  sind  bestimmt  für  den  Dienst  der  be- 
waffneten Macht  ($.  545).  Aus  der  Natur  ihrer  Bestimmung  ergeben  sieb 
eigenthümliche  Dienst-  und  VerhaltungsNormen  d).  III)  Mehrere  Staats- 
beamte, für  Staatsgeschäfte  bleibend  vereinigt,  bilden  ein  Landes-  oder 
StaatsCollegium,  eine  Staatsbehörde  oder  Landesstelle  ($.  343  u.  ff.). 
IV)  Mit  einem  Staatsamt  sind  verbunden:  i)  eine  bestimmte,  anständige 
nnd  verhältiiifsmasige  Entschädigung  für  Leistung  der  Staatsdienste  «) 
(Amteinnahme  oder  Dienstertrag  (§.  47  Oi  insonderheit  Besoldung,  Salarium, 
und  Accidentien,  Emolumente);  2)  eine  Amt-  oder  Dienstchre  (Dig- 
nität,  Würde,  honos  cum  vi);  3)  ein  AmtChara Itter  (Titel). 

a)  Schriften  von  Brem a hu,  Mitcn  u.  a.,  s.  in  Pütter'b  Lit.,  I1L  %.  1096  ff.  u.  Klübsh's 
Lit.,  395.  N.  T.  Göhbkb,  der  Staatsdienst,  aus  dem  Gesicbtpunct  des  Rechtes 
und  der  Nationalökonomie  betrachtet,  nebst  der  HauptlandesPragmatik  über 
die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  in  dem  Königr.  Baiern.  Landab.  »808.  8. 

*)  Dafs  der  Souvernin  der  erste  Diener  de*  Stautet  scy,  erklärte  König  Friedrich  H, 
in  seinem  Anti-  Macchiavel,  in  den  Oeuvres  de  Frederic  II,  publiees  du  vivant 
de  l'auteur,  T.  II,  p.  2.   Desgl.  in  seinen  Oeuvres  postbumes,  T.  VI,  p.  60. 

c)  Hofdiener  sind  Diener  des  Fürsten,  nicht  des  Staates.  Von  ihnen  §.  a5i,  488,  494 
u.  495.  —  Auch  die  Staatsdiener  erklärt  blofs  für  Diener  des  Fürsten,  L.  v. 
Hallkk  ,  in  seiner  Restauration  der  Staatswissenschaft,  Th.  I,  S.  5i3;  Tb.  II, 
S.  141  ff.  —  Nicht  nur  von  Staatsdienern,  auch  von  Hofdienern,  unterscheiden 
sich  die  Privatdiener  der  Fürsten,  für  seine  Privatgeschäfte,  z.B.  zu  Verwaltung 
seiner  Schatullgüter.  Pdkksdorp  de  jure  tiaturae  et  gentium,  lib.  VII.  c.  4.  $.94. 

d)  «La  force  puplique  est  essentiellement  obcissanle;  nul  corps  armö  ne  peut 
deliberer».  Constitution  Francaise  de  1791,  tit.  4»  art.  11  j  de  »790,  tit.  11, 
art.  «75.  F.  Saalfeij}  recueil  historique  des  lois  constitutionnelles,  1\  I,  p.  60 
et  148.    v.  Sodkm,  der  baierische  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  18m),  S.  7. 

e)  A.  W.  RtubEHo  über  die  Staatsverwaltung  tcutscher  Lander  ( 1807.  8.) ,  §.  5. 

§•  40«.  (402,. 

Geburtstand.  TüularlVurden.  Hoßeamte.  Ehrenzeichen.  Rang. 

U  eberhaupt. 

Der  Regent  fuhrt  im  Staat  den  Stempel  der  Ehren  münze,  deren 
Gepräge  verschiedene  Formen  darbietet.  I)  Geburtstand  und  Stan  es- 
erhöhung,  geben  StandesClassenEhre  a>>  (Castenehre).  II)  Titular- 
Würden  oder  TitularChargen,  Amttitel  ohne  Amt,  bei  welchen  die  Be- 
stimmung zu  Staatsgeschäften  fehlt,  geben  fingirte  oder  scheinbare  Dienst- 
ehre (honos  sine  vi).  EU)  Ehrenzeichen  (Decorationen,  honoris  orna- 
menta)  sind  privilegirter  Leibesschmuck ,  von  dem  Herrscher  verliehen  oder 
geboten  ($.490)*  IV)  Hofbeamte  und  Hofdiener  (Domestiken  oder 
Hofgesinde  des  Regenten),  allseits  Diener  des  Fürsten,  sind  unterschieden 
von  eigentlichen  Staatsbeamten  A).  V)  Rang  <?)  (praecedentia),  ein  Vor- 
zug in  der  von  mehreren  zu  beobachtenden  Ordnung,  ist  ein  Theil,  bald 
der  Dienstchre,  bald  der  blofsen  Standes-  (Gasten-)  Titular-  oder  Decora- 
tionsEhre.    Er  wird  meist  bestimmt  durch  formliche  Rangordnungen  d). 
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Unter  Personen  derselben  [RangClasse,  entscheidet  gewöhnlich  das  Dienst- 
alter (anciennete).  Rangstreitigkeiten  sind  nicht  immer  Justiz- 
sachen <). 

c)  «  Angeerbter  Adel  ist  ein  Rang,  der  vor  dem  Verdienst  vorhergeht,  und  dieses 
«auch  mit  keinem  Grund  hoffen  läfst,  ein  Gedankending,  ohne  alle  Realität*. 
Raht's  Rechtslehre,  §.  4g.  D.  S.  91.  «Entbehrliches  Trümmerwerk  aus  der 
«Vorzeit».  S.  M.  E.  v.  Schlieffeüi's  Nachricht  von  einigen  Häusern  des  Geschlechts 
der  von  Schließen  (Cassel  1784*  4-)*  S.  2.  « AdelsDiatinctionen  setzen  den 
ererbten  Ruhm  vor  den  erworbenen ,  und  die  Abkömmlinge  grofser  Männer  vor 
die  grofsen  Männer».  Böderer,  in  dem  Corps  legislatif,  180a.  CabinctOrdre 
Friedrich  Wilhelms  III.  v.  10  März  1798.  Napoleon ,  in  dem  21.  Bulletin  de  la 
grande  armee,  datirt  Berlin  21.  Oct.  1806,  u.  in  der  Constitution  ou  Statuts 
fondamentaux  du  royaumc  de  fFextphalie ,  v.  i5.  Nov.  1807,  Art.  12.  14.  i5. 
Abschaffung  aller  Geburttitel,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika; 
auch  in  dem  Fürstenthum  Lucca  1807,  und  in  Toscana,  Apr.  1808.  —  Dienstehre 
sollte,  wie  schon  lang  in  Dänemark,  und  seit  Peter  dem  Grofsen  in  Rußland, 
jederzeit  über  Castenehre  erheben,  schon  um  defswillcn,  damit  die  Verlänge- 
rung einer  Spalte  zwischen  Staatsbürgern  verhütet  werde,  an  deren  Verei- 
nigung der  Zeitgeist  so  eifrig  arbeitet,  dafs  sie  endlich  doch  wird  gelingen 
müssen,  wie  sehr  auch  Castengeist,  Eitelkeit,  Nepotismus,  Protection  und 
Favoritismus  sich  entgegenstämmen  mögen.  Was  in  der  Natur  liegt ,  wird 
seine  bessere  Zeit  allemal  finden.  Aus  der  Gährung  entwickeln  sich  Reime  u. 
Rräfle.  Vergl.  (  Scheffheb's)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  im 
Dienst.  Zweite  Aufl.  1804.  II.  Bd.  Rönigsb.  1806.  8.  A.  W.  Rkhbkbg  über  die 
Staatsverwaltung,  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Hannov.  1807.  8. 

b)  Verfassungs.Urk.  des  Rönigr.  Sachsen  v.  i83i ,  §.  44.  —  Der  Hof  ist  bestimmt, 
den  Herrscher  mit  nützlichem  Glanz  zu  umgeben.  Zu  dem  Hofdienst  empfiehlt 
sich  daher  vorzüglich  die  Anstellung  reicher  Personen,  auch  ohne  so  genannte 
Geburt.  Arme  sollten  höchstens  zu  niedern  Hofstellen  gelangen ,  wozu  ein 
Reicher,  noch  weniger  ein  Mann  von  Wissenschaft  und  Verdienst,  ungern  sich 
hergibt.  Hofstellen  sollten  nicht  leicht  Anspruch  geben  auf  Anstellung  in  dem 
Staatsdienst.  Vergl.  %.  487,  c. 

c)  Schriften  von  Hohjt,  Hellbach  u.  a.,  s.  in  Püttf-b's  Lit.,  III.  §.  uio.  u.  Hlcrbr's 
Lit.  302.    Ch.  Hellbach's  Handb.  des  Rangrechtes.  Ansb.  1804.  8. 

d)  Scmlözeb's  Briefwechsel,  Heft  42,  S.  4°4»  wo  die  hessencasselische  Bangordnung 
v.  1762.  Markgräfl.  badische  Bangordnung  v.  3o.  Jan.  1800,  in  Haberlis's  Staats- 
archiv, Heft  XVI,  S.  522.  GH.  badische  Rangordn.  v.  5.  Jul.  1808,  St.  20. 
Rönigl.  wirtemb.  RangReglements  v.  4.  Apr.  1806,  u.  v.  1.  Aug.  1811,  in  d. 
AI  Ig.  Zeit.  1811.  Num.  226  f.  IVirtemb.  Rangordn.  v.  18.  Oct.  1821,  in  d.  wirtemb. 
Regier.  Blatt  v.  21.  Oct.  1821.  Baier.  Rangordn.  der  höhern  Civil-  und  Militär- 
Stellen  (der  6  obersten  Classcn)  von  1808,  in  d.  Reg.  Blatt.  1808.  Preußische 
v.  7.  Febr.  1817,  in  der  preuss.  Gcsetzsamml.  v.  1817,  S.  61.  Kurhessische  Civil- 
Bangordn.  v.  i5.  Mai  1814,  in  Hassfl's  Staats-  u.  Adrefsllandb.  für  1816,  Bd.  I, 
Tb.  I,  S.  293  ff.  Kurhessische  für  die  Dienerschaft  vom  Civil-  u.  MilitärStande, 
v.  10.  Aup  .»821.  Nachtrag  dazu,  v.  3o.  Apr.  1827.  Neue  kurhessische  vom  26.  Nov. 
1834.  GH.  hessische  v.  i83o.  GH.  hessische  verbesserte  HofRangordnung  v.  7.  Febr. 
»83i;  in  dem  Hesperus  v.  26.  Mai  i83i,  vergl.  mit  der  früheren,  cbendas.  i83o, 
Num.  i63.  Rönigl.  sächsische  HofRangordnung  (nach  5  Classcn)  v.  19.  Der. 
1818,  in  der  Gesctzsamml.  f.  d.  R.  Sachsen,  1819,  St.  1 ,  u.  in  Pölitz  Regie- 
rung Friedrichs  Augusts,  R.  v.  Sachsen,  Th.  D,  S.  387.  Gemeiner  Bescheid 
über  den  künftigen  Gebrauch  der  den  Staatsbürgern  der  Freien  Stadt  Bremen 
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beizulegenden  Pradicate  und  Titulaturen,  v.  i5.  Sept.  1826,  in  der  Brem.  Vcr- 
ordnungssamml.,  Num.  18. 
«)  Strcbes,  Th.  DJ.  Bed.  129. 


I)  Die  Anstellung  der  SlaatsCivil-  und  Militärdiener,  ist_eine 
Berechtigung  des  Staatsoberhauptes  «)$  hie  und  da  etwa  mit  Aus- 
nahme landständischer,  dann  gewisser  Hof-  und  Landgericht-,  auch  Muni- 
cipalBeamten,  Schul-  und  Kirchenlehrer,  u.  d.  II)  Indefs  können,  in  man- 
chen, wenn  gleich  souverainen  Staaten,  Gebrauch,  Politik  und  politische 
MachtTerhältnisse  gewisse  Schranken  setzen,  bei  Errichtung  und  Erthei- 
lung  wirklicher  Aemter  und  TitularChargen ;  zumal  wenn  man  auf  Ach- 
tung und  HofEtiquette,  auch  Rang?erhältnisse  mit  Bundes-  und  auswärti- 
gen Staaten,  Rucksicht  nimmt*).  III)  Auch  Indigenat  (§.  467)  und 
Religion  kommen  bisweilen  in  Betrachtung  c).  IV)  So  genannte  a  d  e  1  i  c  h  e 
Chargen  sind,  bei  Staatsära tern,  wider  die  Regel,  und,  gleich  den  Sine- 
curen  (Aemtern  mit  Dienstgehalt,  ohne  Aratverrichtung)  und  dem  Dienst- 
handel <9,  ausser  dem  Staatszweck  O,  also  gegen  die  Natur  des  Staats- 
dienstes. Die  Staatsweisheit  und  das  allgemeine  Recht  gebieten,  dafs  für 
den  Staatsdienst  alle  moralischen  und  intellectuellen  Kräfte  der  Nation  her- 
beigezogen werden. 

«)  Schriften  in  Pütter's  Lit. ,  DX  3ao  f.  336.  u.  Klüber's  Lit.,  296.  Moser  v  <L 
Landeshoh.  in  Gnadensachen,  a5.  u.  in  Hegierungss. ,  a4  ff.  147  ff.  Krcg's  Ab- 
rifs  der  Staatsökonomie  (Berl.  1808.  8.),  %.  a6a  ff.  —  Vom  Hoßtaat,  §.  495  u. 
a5i.  —  Von  Militär  Chargen ,  s.  Moser  von  Militärsachen,  114.  Jo.  Ge.  Estor 
comment.  et  opusc.  Vol.  I.  Part.  3.  p.  619.  Pütter's  Lit.,  UL  336. 

6)  PrEEnifGER,  III.  in.  Moser's  auswärt.  Staatsr. ,  4?  ff-  Pütter's  Beitr.,  L 
194  ff  u.  Erörter.,  I.  10.  C.  F.  v.  Moser's  patriot.  Phantasien,  IV.  a85-  — 
Keine  Generalität  ohne  Armee,  keine  Offiziere  ohne  Gemeine;  kein  Landes- 
Ministerium  ohne  Minister,  zum  wenigsten  in  der  mehrem  Zahl;  keine  Hof-, 
Regierung» -  und  Lcgationsräthe,  ohne  Hof,  Regierung,  und  Legation;  nicht 
iwei  wirkliche,  ein  DuUend  Titularräthe  (Ratbomanie);  keine  blofs  inländische 
Local-  oder  BedientenExcellenz,  etc. 

e)  Von  dem  Indigenat,  oben  §.  467.  Gönner  a.  a.  O.  61.  —  Tugend,  Einsicht, 
Kenntnisse ,  Geschicklichkeit ,  sollten  überall  wie  ein  Gemeingut  behandelt 
werden,  das  Jeden  anspricht  und  Jedem  offen  steht.  Schon  darum  sollten  in 
keinem  teutschen  Staat,  Teutsche  engherzig  wie  Fremde  behandelt  werden. 
Wie  viel  haben  nicht  oft  schon  die  so  genannten  Fremden  gewirkt  und  ge- 
leistet! Vergl.  ßVirtemb.  Vcrfafs.  Vcrtr.  v.  1819,  %.  44«  Verhandlungen  der 
1.  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  i8ao,  Heft  4,  S.  74  u.  108  ff., 
Heft  5,  S.  49  —  Von  der  Religion ,  s.  Mosxn      geistl.  Sachen,  166,  397. 

</)  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  IIL  3ao.  Moser  von  d.  Landeshoh.  in  Regier.- 
Sachen,  Cap.  a.  G.  L.  Böhmer  s  Rechtsf. ,  II.  Abth.  a.  Num.  97.  —  Zwei 
wirtembergische  Rescripte  v.  1790  u.  1791,  in  dem  Polit.  Journal  von  179t, 
Märe,  S.  27a  ff.    Ueber  den  Diensthandel  teutscher  Fürsten.  (Frankf.  u.  Leips. 
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i-8a.  8.).  8.  1a  ff.  P.  J.  A.  FujebbacVs  meithw.  CriminalRechtsfalle,  Bd.  II 
(Glessen  1811.  8.),  Num.  3.    Oben  §.  4<>»i  f. 

f)  Schlözkr's  Staatsanz-,  III-  2« 4.    Rössic's  Politik,  S.  209  f.  —    Vergl.  jedocl 
ehemalige  kaiserl.  Wahhap. ,  XXBX  4.    Prcufs.  allgem.  Landr. ,   II.  9.  3^  f 
Selchow  dem.  juris  germ.  priv. ,  §.  *44«  n*  3«  et  5.  %.  a6a.  n.  4«   J.  G.  Ca»»n 
de  nobilitatc  avita,  459.  sqq.   IUdkr  in  Opusc.  xfi.  RöHim's  kur&ächs.  StsaUr„ 
IIL  i4t.       Eine  udelicltc  Bank,  im  Gegensatz  der  gelehrten  Bank  (Bank  der 
Gelehrten),  in  dem  OberAppellationsgericht  zu  Celle,  ward  noch  im  J.  1818 
durch  eine  hannöverische  Verordnung  v.  3t.  Jul.  anerkannt,  und  besteht  noch 
jetzt.    Ein  im  J  i8i3  von  dem  O.  A.  Gericht  angebrachtes  Gesuch ,  um  AuO* 
bung  dieses  Bankunterschiedes,  ward  abgeschlagen.   Dagegen  bestimmte  im  Mu 
i833  eine  Verordnung,  dafs  in  Zukunft  in  der  Forstverwaltung  kein  Untersctunl 
Statt  haben  soll  zwischen  Adelichen  und  Kichtadclichen.   —    Ein  berühmter 
Schriftsteller 'fragt :  «gibt  es  denn  adelichen  Verstand,  adeliche  Kenntni»» 
adelichc  Gerechtigkeit,  adeliche  Tugend»?  3a!  wenn  —  Christ««,  wenn  Plato, 
Aristoteles,  Solon,  So«  rat  es  und  Cunfucius,  wenn  Colombo,  Galilei,  Keppkv. 
Newton,  Leibnitz,  Wolf  und  Kant,  wenn  Thucydides,  Tacitus  und  Livius,  wen» 
Homer,  Virgil,  Blopstock  und  Lessing  hdellcutc  waren.  —    Von  gehobne» 
Rathen,  Mosen  v.  Regierungssachen,  90.  —  Gänzlich  aufgehoben  in  dem  Staat* 
dienst,  ist  der  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nicbtadel  in  Rufsland,  in  der 
Schweiz,  durch  die  Verfassungsurkunden  in  Frankreich,  in  dem  Königreich  6er 
Niederlande,  in  Baiern,  Hönigr.  Sachsen,   Wirten» borg,  Raden,  Hürnenen. 
GH.  Hessen,  S.  Coburg  u.  Gotha,  S.  Meiningen,  S.  Altenburg,  Hob  möllern 
Sigmaringen.    Vor  1814  war  er  aufgehoben  auch  in  Italien,  Neapel,  Spanien, 
Weslphalen,  GH.  Berg  etc.   Gegen  das  Staatsinteresse  ist  es,  dem  Zufall  der 
wahren  oder  fmgirten  Geburt,  Vorrechte  in  dem  Staatsdienst  einzuräumen.  — 
Hofadel  hat  sich,  au  den  meisten  teutschen  Höfen,  noch  erhalten. 


8»  490.  (404.) 
Besetzung  der  Staatsämter.   Gründe.  Zwang. 

1 

I)  Staatsämter  «)  werden  ron  dem  Sou verain  verliehen,  entweder 
unmittelbar,  oder  mittelbar  durch  hiezti  ermächtigte  Staatsbehörden  oder 
Privilegirte  6);  allenfalls  auch  mittelst  Bestätigung  oder  Ernennung  d<r 
von  Andern  Präsentirten.  B)  Personliche  Fähigheit  und  V\  ürdis- 
keit,  Geist,  Kenntnisse,  Geschicklichkeit,  Herz  und  Charakter,  müssen  in 
Wahl,  und  die  nothwendige  stufenweise  Beförderung  der  Staatsbeamten  be- 
stimmen e).  Schon  darum  sind  ErbStaatsämter,  gebohrne  Beamte,  k» 
auch  erhandelte  und  so  genannte  Schurzen  Acmter,  nicht  zu  dulden; 
eher  Erbhofämter.  Adjunctionen  und  Substitutionen  können 
nutzlich ,  sogar  noth wendig  seyn  «*).  Anwartschaften  (Eipectaoten) 
auf  bestimmte  StaatsdienerStellen  sind,  in  der  Regel,  unzulässig  <•).  Nepo- 
tismus ist  Staatssünde;  so  wie  Besoldung  ohne  Arbeit.  DT)  Zwingen 
kann  der  Staat  seine  Bürger  zu  intellectuellen  Staatsämtern,  in  der  Begelt 
nicht  /).  I 

a)  Von  dem  Begriff  der  Staatsämter.   Göbser  a.  a.  0-  $-  10  ff.    Eintheilungen  d« 
Staatsämter,  in  genuine  uiid  tecAnudte,  in  unmittelbare   und  mitte Ibure ,  in/*» 
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währende  und  vorüber  gehende  (temporare),  in  wesentliche  und  zufällige.  Vergl. 

GÖSBEB,  §.  l4* 

6)  Z.  B.  höhere  Staatsbehörden,  städtische  u.  a.  Gemeinheiten,  Standcsbcrrschaftcn, 
Grundherren,  Erbgerichtherren.  Vergl.  Lkybeb,  Spec.  97.  cor.  3.  Glccb's  Er- 
lauter,  d.  Pandecten,  Th.  III,  Abschn.  i,  %.  208.  Die  kurhessische  Verfafa.  ürk. 
v.  i83i  verordnet  §.  5i:  «Der  Landesherr  ernennt  oder  bestätigt  alle  Staats 
diener,  des  geistlichen  und  weltlichen,  sowohl  des  Militär»  als  CivilStandes,  in 
so  fern  den  Behörden  nicht  die  Bestellung  überlassen  ist».  Und  §.  53:  «Der 
Ernennung  oder  Beförderung  zu  einein  Staatsamte  mufs  der  Vorschlag  der  vor- 
gesetzten  Behörde,  wenn  eine  solche  vorhanden  ist,  vorausgehen».  Vergl.  un- 
ten %.  49a. 

c)  Kurhessische  Verfafa.  Urk.  v.  i83i,  %.  5a:  «Ein  Staatsamt  kann  nur  demjenigen 
übertragen  werden,  welcher  vorher  gesetzmäsig  geprüft  und  für  tüchtig  und 
würdig  su  demselben  erkannt  worden  ist*. 

d)  Göttsfb  a.  a.  O.  §.  6a  ff.    Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  54. 

e)  Kurhessische  Verfafs  Urk.  v.  i83i,  %.  54- 

/)  E.  F.  Mabzkl  diss.  de  coactione  ad  muncra  et  ofneia  publicia  Rost.  i-55. 
Badisches  Edict,  die  Grundrerfafa.  der  verschied.  Stände  betr.,  v.  1808,  i5, 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXU.  83.  Für  das  Gegentheil  streiten,  Skuffbbt  (angef. 
unten  $.  49*»  Note  a)  u.  Gösbkb.  Von  Gründen  und  Gegengründen,  s.  Göbbbb 
$.  iq  ff  Wider  ihn,  s.  von  der  Buche  a.  unten  %.  49a  angef.  O.  und  Habtlkbkb's 
Justiz-  u.  Polizeifama  i8i5,  Num.  34  ff. 

§•  491.  (405.) 
Comitiv.   Notariat.  Akademische  IVürden. 

I)  Die  ehemaligen  Ober-  und  Unter-Comitive  (Palatinate),  die 
Aemter,  Wurden  und  Befugnisse  der  kaiserlichen  Ober-  und  Unter- 
Hof  pfa  Izgrafen  (comitum  palatinorum,  majorum  et  minorum,  comitum 
sacri  palatü  Lateranensis),  sind  mit  der  teutschen  Reichsverfassung  erloschen  «). 
n)  Eben  so  das  Amt  der  kaiserlichen  Notarien  *).  Doch  sind  Hand- 
lungen, welche  diese  wahrend  der  Reichsverfassung  gültigerweise  unter- 
nommen hatten,  fortwährend  gültig.  Jeder  Bundesstaat  ist  jetzt  befugt, 
eigene  Staats-  oder  TerritorialNotarien  zu  creiren,  d.  h.  Männer, 
die  zu  öffentlicher  Beglaubigung  der  von  ihnen,  meist  in  Gegenwart  einer 
bestimmten  Anzahl  reejuirirter  Zeugen,  bemerkten  ErfahrungsGegenstände, 
unter  landesherrlicher  Auctorität  bestellt,  und  obrigkeitlich  verpflichtet 
sind  c),  HI)  Auch  die  akademischen  Würden,  können  jetzt  nur  altein 
unter  landesherrlicher  Auctorität  ertheilt  werden  (§.  Öos). 

*)  Moskb  von  kaiserlithen  Regierungsrechten,  468*  Teutsche  Encyclopädie,  IV. 
604.  VII.  417«  v.  Römbb's  Staatsr.  des  Churfürstentb.  Sachsen,  I.  4^6.  —  In 
dem  Königreich  Sachsen  ward  jedoch  den  JuristenFacultaten  und  dem  Rath 
ku  Leipzig  die  Ausübung  der  Comitiv  auch  fernerhin  gelassen,  durch  Verordn. 
».  6.  Jan.  1807.   Cod.  August.,  Contin.  HL  T.  L  p.  aai. 

B.  Max.  L  Nolariatordn.  v.  i5ia,  in  Gxbstlacheb's  Handb.  der  Rcichsgesetze, 
»9aa,  auch  in  der  N.  S.  der  R.  A.  R.  i5i,  und  besonders  edirt  von  J.  M. 
Starb.  Frankf.  1799.  8.  —  Pütteb's  Lit. ,  BX  3a4-   Rivbsb's  Lit.,  H.  %.  1104. 
G>BkTiacHi  b's  Haudh. ,  \.  1949.   Liendess.  corp.  juris  publ.,  L  c.  6.  Moskb's 
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Staatsr. ,  V.  4>>  ff.    Ebenders.  von  kaiserl.  Regicrungsrechten ,  S.  4?^.  Sei- 
chow's  R.  H.  R.  Prorcfs,  I.  i34  ff.    Siebfh's  gerichtl.  Procefs,  \-  »»5-  —  Von 
dem  ehemaligen  Ansehen  der  kaiserlichen  und  päpstlichen  Notarien,  in   fast  gaur 
Europa,  s.  v.  Martens  Völkerr.,  §.  85,  Note  e. 
e)  J.  G.  A.  Griesse  diss.  de  mutalionibus  circa  notarios,  sublata  linperii  ger 
manici  forma.    Landsh.  1H0-.  8.    Ejusd.  diss.  de  notis  characteristicis  Nota 
rioruin  tum  iinperialiiuu   tum  noiorum  ,    et  inprimis   de  illorum  <rualitate. 
sublato  Gcrmanorum    imperio.    ibid.   1807.     Badische  Notariatordnung,  1806. 
ffirtcmhcrgische  Verordn.  v.  22.  Mai  1806,  wider  ausländische  Hof-  und  Pfalz 
grafen  und  Notarien.    Hcssendarmstädtische  Notariatordn.  vom  ao.  Sept.  1-88. 
u.  Verordn.  v.  10.  Mai  1802  wider  die  kaiserl.  Hofpfalzgrafen.  Pretuwk* 
Notariatordn.  v.  1-71.     Preuss.  allgcm.   Gerichtsordn.,  Tli.  ID.  Tit.  Von 
Oestreich,  HäbermVs  Handb.  des  t.  Staatsr.,  I.  462.    Moser  von  Gnadensachen, 
»8.   Von  dem  KR.  Sachsen,  Weiss» 's  k.  sächs.  Staatsr.,  Rd.  fl,  %.  i«8. 

§.  492.  (406.) 

FerhäUniss  zwischen  dem  Staat  und  dem  Staatsbeamten.  Aufkündigung 

Entlassung. 

Die  wechselseitigen  Rechte  zwischen  dem  Staat  und  den  Staats- 
beamten <*),  sind  zuvorderst  zu  beurtheilen  aus  den  Stipulationen  des  Dienst- 
yertrags  *);  dann,  aus  den,  die  Stelle  einer  Uebereinhunft  vertretenden 
Staatsgesetzen  c);  zuletzt  aus  der  Natur  des  gegenseitigen  Verhält- 
nisses. In  dem  letzten  Fall  findet,  so  wie,  in  der  Regel,  kein  Zwang  zu 
Annehmung  intellectueller  Staatsämter  <Q,  also  auch,  auf  beiden  Seiten,  kein 
Zwang  zu  Fortsetzung  des  Dienstverhältnisses  Statt  Daher  ist  I)  eine, 
nicht  zur  Unzeit  und  ohne  Gefährde  erfolgende  Aufkündigung,  Nieder- 
legung des  Amtes  oder  Resignation  des  Dieners/),  eben  so  erlaubt,  ah  Iii 
eine  Entlassung  oder  Verabschiedung  (einfache  Demission,  dimissio  ho- 
nesta) desselben^  die  in  Gnaden  und  ohne  Anführung  einer  für  seine  Ehrt 
nachtheiligen  Ursache  geschieht  fr). 

a)  Von  dieser  sehr  bestrittenen  Frage,  s.  die  altern  Schriften  in  PctteeTs  Lit 
DI.  §.  1098.  u.  bei  J.  H.  Boehekh  in  der  unten  Note  g   angef.  Dissertation. 
De  Neomabn  medit.  juris  privati  prineip.  T.  I.  p.  16.  sqq.    Ser.  Maucmro  di<* 
de  publitis  offieiis  absque  justa  causa  ejusque  lcgali  cognitione  non  auferendiv 
Gött.  1788.    Hlüber's  jur.  Ribl.,  XXII.  i5a.     (RebvarVs)  Versuch:    ob  eb 
Herr   seinen  verpflichteten  Reamten,   ohne  Ursache  seiner  Dienste  entsetzen 
oder  entlassen  könne?    Regensb.   1*791.     S.  J.  M.  Sfvffert  von  dein  Ver- 
hältnisse des  Staats  und  der  Diener  des  Staats  gegen  einander,  im  recht- 
lichen und  politischen  Verhältnisse.    Würzb.   1793.  8.    Fried.  Gtrn,  E*cm 
di»s.  de  muneribus  publicis,  justitia  sacerdotibus  absque  justa  causa  non  ad* 
rendis.  Lips.  1794.   4-     J.  N.  Rischoet  über  die  Endigung  der  Staatsdienste- 
Heimst,  u.  Leipz.  1797.  8.    (Steht  auch  in  dessen  Handb.  der  CanzleiPraiU. 
Tb.  U  (1798),  §.  96—104,  und  in  Häbfrlin's  Staatsarchiv,  Heft  VIR).    C.  F 
Haberun  über  die  Rechtssache  des  Herrn  Hofrichters,  auch  Land-  und  Schatz 
raths  von  Rerlepsch.  Rerlin  1797.  8.    Fräs»  Ars.  von  der  Reche  von  Staar*- 
ämtern  und  Staatsdienern.    Heilbronn  1797.  8.    J.  F.  Rönkrerg  über  Dien*? 
entlassung  und  Dienstaufkündigung.  Rerlin  1799.  8.    Merkwürdiges  Rechts^  > 
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achten  einer  JuristenFacultät ,  die  willkührliche  Entlassung  eines  Staatsdieners 
betreffend.  (Weimar)  April  1801.  DienstEntlassungs -  u.  Procefsgcscbichte  des 
herzogl.  würtembcrgischcn  StaatsMinisters,  Frhrn.  v.  Wöllwarth.  Aus  kammer- 
gerichtlichen  und  andern  Acten  gezogen.  Frankf.  u.  Leipz.  i8o3. 8.  Reichshofrathft- 
Erkenntnisse,  in  HXberlin's  Staatsarchiv,  Heft  40,  S.  319—359.  R.  A.  v.  Was- 
ce.vhum's  Beitrag  zur  Geschichte  der  Organisation  der  Coburg  -  saalfei dischen 
Lande  durch  den  etc.  v.  Rretscihianx,  Th.  1  ( i8o5.  8.),  S.  141  — i8:j.  GÖram 
a.  a.  0.  A.  W.  Rkhrero  über  die  Staatsverwaltung  tcutscher  Länder,  §.  6.  C. 
A.  C.  Hertel's  Worte  über  den  Staatsdienst.  Darmst.  1827.  8.  J.  D.  F.  Rump» 
Dienst-  u.  Rechtsverhältnisse  der  k.  preuss.  Staatsbeamten.  Berl.  1827.  8.  Von 
dem  preussischen  Staatsdienst  handelt  auch  A.  W.  Heffter's  Beiträge  zum  t. 
Staats-  u.  Fürstenrecht.  I.  Lieferung  (1829),  s-  n~  ff*  dann  überhaupt  von 
obiger  Frage,  S.  n5  ff. 

4)  Z.  B.  vrenn  das  Amt  ausdrücklich  unter  Vorbehalt«  oder  Bedingung,  auf  be- 
stimmte Zeit,  auf  Wohlgefallen,  provisorisch,  u.  d.  übertragen  war.  Dahin  ge- 
hört auch  der  Fall,  wenn  das  Amt  seiner  Natur  nach  temporär  oder  vorüber- 
gehend, d.  h.  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäftes  zufolge,  stillschweigend 
auf  gewisse  Zeit  eingeschränkt  war,  z.  B.  eine  Commission,  Gesandtschaft ,  u.  d. 
—  Dafs  Staatsämter  auf  einem  Vertrag  nicht  beruhen,  behauptet  Göotcer  a.  a.  O. 
§.  19  ff.  Dawider  s.  v.  d.  Becke  a.  a.  O.  u.  Hartlkbeb's  Justiz  -  u.  Polizeifama, 
1814,  Num.  40—46;  i8i5,  Num.  34—38. 

e)  Prems,  allgem.  Landr.,  Tb.  U.  Tit.  10.  %.  94—103.  Königl.  preust.  CabinetOrdre 
v.  17.  Dec.  1805.  Instruction  für  die  Regierungen,  v.  26.  Dcc.  1808,  §.  44»  u» 
Verordnungen  v.  10.  Jul.  u.  ~.  Aug.  1810,  in  der  Allg.  Lit.  Zeit.  1811.  F.  B.  N. 
104,  S.  83o.  Code  Napoleon,  %.  106.  107.  Kurpjalzbaierische  Verordn.  oder 
HauptLandespragmatik  v.  1.  Jänner  i8o5,  über  die  gesetzlichen  Verhältnisse  der 
Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  Waisen;  in  d.  baier.  Regierungsblatt,  u.  als 
Anhang  bei  Gösner  a.  a.  O.  Dazu  gehört  noch  die  bäurische  Verordn.  v.  38.  Nov. 

1812,  über  den  PensionsStand  der  Staatsdiener;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt  von 

1813,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8i3,  Num.  169.  Baier.  Edict,  die  Verhältnisse 
der  Staatsdiener  betr.,  v.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  9  bei  der  baicr.  Verfafs.  Urk. 
v.  t8i8.  Kur  sahhur gische  Verordn.  v.  9.  Jan.  i8o5,  über  denselben  Gegenstand. 
(Von  beiden  Verordnungen,  s.  Justiz-  u.  PolizeiFama,  i8o5).  Badische  Ver- 
ordn., den  staatsdienerschaift  1.  Stand  betr.,  v.  25.  Apr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt, 
1809,  Num.  17,  aufgehoben  durch  eine  Verordn.  v.  14.  Nov.  1809,  in  d.  Re- 
gier. Bl.  N.  47,  durch  welche  §.  157  der  markgrafl.  bad.  Hofrathslnstruction  v. 
1794  wieder  für  gültig  erklärt  wird.  Neue  badische  Verordn.  über  die  Rechts- 
verhältnisse der  weltlichen  CivilStaatsdiencr  v.  3o.  Jan.  1819;  sodann  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  MilitärDiener ,  v.  3i.  Dec.  i33i.  Nassauische  Vcrord.  v. 
3.  u.  6.  Dcc.  1811,  über  die  Dauer  der  Dienstverhältnisse  u.  der  Pensionirung 
der  Staatsdiener.  Würtemb.  Edictc  v.  18«  Oct.  1817,  betr.  die  Besoldung  u. 
Pensionirung  der  Staatsdiener.  Wurtemb*  Verfafs.  Urk.  v.  1819,  §.  46  —  5o. 
Würtemb.  DienstPragmatik  v.  28.  Juni  1821 ,  und  dazu  gehörige  Verordn.  in  d. 
würtemb.  Staats-  u.  Regier.  Blatt  v.  20.  Apr.  1822.  GH.  hessische  DienstPrag- 
matik 19.  April  1820;  in  d.  Hcfs.  Regier.  Bl.,  1820,  Num.  23.  DienstPrag- 
matik der  Freien  Stadt  Frankfurt  v.  6.  Oct.  1829;  in  der  frankf.  Gesetz-  u. 
StatutenSamml.,  Bd.  IV,  S.  165—172.  Kurhessisches  StaatsdienstGcsetz  v.  8.  Mär« 
i83i.  S.  Altenburg.  Grundgesetz  v.  29.  Apr.  i83i 83 ff.  HohemollernSigmaringenscht 
Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  47  ff»  Hannoverisches  Grundgesetz  v.  26.  Sept.  i833f 
%.  157  fr.  K.  sächs.  Gesetz,  die  Verhältnisse  der  Staatsdiencr  betr.,  vom  7.  März  i835. 

')  Anders,  J.  H.  Boehäer  iutrod.  in  jus  publ.  univ.  lib.  n.  c.  6.  §.  11.  Ebenders. 
in  Exercit  ad  Pandect,  T.  BX  eiere.  LVII.  p.  768.  Ahasr.  Fritsch,  in  s>  opusc. 
T.  L  p.  72.   Hxepter  a.  a.  O.,  S.  127.   Vergl.  oben  %.  490. 
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#)  «Keinem  Staatsdiener  kann  die  nachgesuchte  Entlastung  vertagt  werden.» 

Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  59. 

f)  Preuss.  allg.  Laudr-,  II.  10.  95.    Die  angef.  bäuerische  HauptLandespragmatik, 
Art.  17.    Bischöfe  a.  a.  O.  §.97-    Riüber  a.  a.  0.  S.  i56.    v.  d.  Recrb  a.  a.  O. 

98.  Malacord  ].  c.  §.  i5.  Göbber  §.  io5  f.  A.  W.  Möcbekt  diss.  de  jure 
resignandi  oftieialium  publicorum.  Gott.  1798.  Von  der  Parömie:  Herrendienste 
sind  keine  Ehcgelübde,  s.  J.  F.  Eisesharts  Grundsätze  des  teutschen  Rechts  in 
Sprichwörtern  (2.  Aufl.  irqt.  8.),  S.  54-  Hertics  de  paroemüs  juris  gerin.  ü. 
9;  in  dessen  Opusc.  Vol.  II.  T.  3.  p.  399.  Anders,  Göbber  a.  a.  O.,  8.  2&0  ff. 
u.  Harms  a.  a.  O. ,  S.  139  f. 

g)  Marios,  P.  IL  dec.  12.  J.  H.  Boehmer  diss.  de  jure  prineipis  circa  dimissionem 
ministorum ,  %.  16.  sq.  in  seinen  Exercit.  ad  Pandect.  T.  HI.  u.  LVH.  Prarruren 
Vitriar.  illustr.  T.  Dl.  p.  u5~.  Myi.fb  ab  Ebrebbach  byparrbologia,  cap.  4.  %.  3. 
n.  6.  De  Recbsbb  medit.  juris  privati  princ,  lib.  3.  tit.  20.  §.  481*  488.  Ziiglbs 
de  jurib.  majest.,  lib  1.  c.  29.  §.  7.  Lktser,  Sp.  3-o.  ra.  46.  Strubes,  Th.  HL 
Red.  144.  v-  Hieeeei/s  Rcichshofralh  in  Justiz-  u.  Gnadensachen,  I.  266.  IV.  227. 
Klüber's  kl.  jur.  Bibliolh..  XXH.  i56.  Heefter,  a.  a.  O.,  S.  14 •  ff.,  Göbber. 
§.  107  ff.,  welcher  nur  die  Besoldung-,  unter  gewissen  Umständen,  für  unwider- 
ruflich hält.  —  Bei  Staatsdicnern,  die  nicht  definitiv  oder  bleibend,  sondern 
nur  provisorisch  oder  vorübergehend ,  namentlich  für  einen  eineeinen  Auftrag 
oder  eine  Art  von  Aufträgen  angestellt  sind ,  ist  die  jederzeitige  Zulassigbeit 
einer  anständigen  Abrufung  oder  Entlassung  unbestritten.  Dieses  ist  der  Fall 
bei  Getandun,  als  solchen,  die  nach  der  Abrufung  in  ihr  voriges  Rechtsverhält- 
nifs  zurück  treten.  Anders  die  SchlufsActe  des  wiener  Congr.,  Art.  45.  — 
Beiderseitige  ricrteljährigc  DicnstaufküudigungsFreiheit ,  war  verordnet  in  der 
badischen  Hofrathslostruction  v.  1  "94 ,  §.  »57;  einseilig-  steht  sie  in  Baden  dem 
CivilDiener  zu  nach  %.  1.  der  oben  angef.  Verordn.  v.  3o.  Jan.  1819;  u.  eben 
to  dem  MilitärDiener  nach  %.  6.  des  gleichf.  angef.  Ges.  v.  3i.  Dec.  i83i.  Nach 
der  angef.  Jrankj.  Dienst  Pragmatik  r.  1829,  %.  12,  sind  alle  Staatsdiener  zweiter 
Classe  als  auf  Widerruf  angestellt  zu  betrachten.  —  Ein  blofs  verabschiedeter 
Diener  behält  seinen  vorigen  Rang  und  Titel.  Westphal's  Staatsr.,  172.  Göbber, 
%.  93-  —  Nach  dem  hannöverischen  Grundgesetze  von  i833  kann  ein  CivilStaats- 
diencr  nur  nach  des  GeheimeruthsCotlegti  genauer  Erwägung  des  erwiesenem  Un- 
würdigkeitsgrundes  suspendirt  oder  entlassen  werden.  Albrecht's  Protestation 
u.  Entlassung  der  sieben  Göttinger  Professoren.  Leipz.  i838.  8.  Dafs  Verab- 
schiedung so  schimpflich  sey,  als  Cassation,  behauptet  Cra*er,  T.  H.  obs.  628.. 
u.  in  dessen  Opusc.  T.  IV.  opusc.  21.  Ebendess.  Wetzlar.  Kebenstunden.  Bd.  38, 
S.  81;  Bd.  67,  S.  10;  Bd.  123,  S.  445.  Dawider  s.  Sthibeb.  Tb.  HI,  Bed.  114. 
Mosas  von  d.  Landeshoh.  in  Regierungssachen,  S.  i83.  Secffebt  a.  a.  O.  %.  78. 
—  Von  der  Praxis  der  ehemaligen  Reichsgerichte ,  s.  v.  Grauer  u.  v.  Riffvei 
a.  a.  O.,  auch  Häberlib's  Staatsarchiv,  Heft  40,  S.  319.  —  Dafs  selbst  ein  mit 
der  Clausel:  ad  beneplacitum  oder  auf  Gutfinden  oder  Wohlgefallen,  ertbeiltes 
Amt,  von  Seite  des  Staates  unwiderruflich  sey,  behaupten  Fobtarslla  tr.  de 
pact.  nupt.  lib.  L  claus.  4.  gloss.  10.  und  Röbvbkbg  a.  a.  O.  Abth.  3.  Abscnn.  2. 
Dawider  s.  Göbber  a.  a.  O-,  S  241  ff.  J.  H.  Boehxer  1.  c.  T.  HL  p.  763.  sq.  — 
In  der  neuern  Zeit  ist  Inamovibilität  der  Justizbeamten  nicht  selten  durch  Staats- 
Grundgesetzc  festgestellt    Die  kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  Art.  24, 

io,  machte  in  Teutschland  hierin  den  Anfang.  Für  alle  Staatsbeamte  verordnet 
die  Unahsetzbarkeit,  die  lurhessische  Vcrfufs.  Urk.  v.  i83i,  %.  56:  «Obnc  ür- 
tbeil  und  Recht  darf  kein  Staatsdiener  abgesetzt,  oder  wider  seinen  Willen 
entlassen,  noch  demselben  sein  rechtmäsiges  Diensteinkommen  vermindert  oder 
entzogen  werden,  vorbehaltlich  der  besondern  Bestimmungen,  welche  das 
StaatsdienstGesctz  enthält».  Mehr  oben  \.  J66,  Yiü. 
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§.  493*  (407.) 

Versetzung.    Zuruhesetzung,    Pensionirung.    Entschädigung.  PflicJtt 

beider  Theile.  Staatsveränderung. 

III)  Dasselbe  gilt  von   einer  Versetzung  oder  Translocation  des 
Dieners,  anch  von  einer  Aenderung  in  seiner  Bestimmung  und  Dienstleistung 
mit  oder  ohne  Vortheil  auf'  seiner  Seite,  und  ohne  dafs  eine  Herabsetzung 
desselben  damit  verbunden,  oder  dieselbe  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
für  eine  Strafversetzung  erklärt  ist  o).    IV)  Auch  ist  nicht  widerrechtlich 
die  Zuruhesetzung  (Jubilirung,  Quiescirung,  Emcritirung,  Versetzung 
in  den  Buhe-  oder  (^uiescentenStand)  eines  Dieners,  dessen  Dienste  dem 
Staat  überflüssig  geworden  sind,  oder  der  zu  Verwaltung  des  Amtes,  ganz 
oder  zum  Theil,  unfähig  geworden  ist.    V)  Ist  dieses  ohne  des  Dieners 
Verschulden  geschehen,  so  pflegt,  mit  Beibehaltnng  des  vorigen  Ranges  und 
Tilels,  eine  verhältnifsmnsigc  jährliche  Pension  (Ruhe-  oder  Versorgungs- 
gehalt, pension  de  retraite),  als  Staatsschuld,  in  der  Regel  auf  die  Lebens- 
zeit des  Empfängers,  gegeben  zu  werden  t>).    War  der  Staatsdienst  selbst 
die  unmittelbare  Ursache  der  Unfähigkeit,  so  ist  volle  Entschädigung 
des  Dieners  Zwangpflicht.    VI)  In  allen  diesen  Fällen,  legt  die  Heiligkeit 
des  Staatszweckes  beiden   Th eilen   wesentliche  Pflichten  auf  c);  dem 
Staat,  die  Entlassung,  Versetzung,  oder  Zuruhesetzung,  nur  nach  der  For- 
derung des  Staatszweckes,  mithin  nach  Pflicht,  zu  verfügen;  dem  Die- 
ner, bei  einer   Aufkündigung   nach  untadelhaften    Gründen  (nicht 
nach  blofser  Willkühr)  zu  verfahren,  zu  deren  Beurtheilung  zwar  vorzüg- 
lich ihm  die  Data  gegeben  sind,  die  er  aber  dem  Staat  anzuzeigen  in  einzelnen 
Fällen  verpflichtet  seyn  kann  <Q.    VII)  in  der  neuern  Zeit,  hat  man  in 
Hinsiebt  auf  Entschädigung  solcher  Staats-  und  Hofdiencr,  auch  Pen- 
sionisten, welchen  eine  eingetretene  Staats-  oder  Organis  atio nsVer- 
änderung  den  Verlust  ihrer  Stellen  und  Amtvortheile,  oder  Pensionen, 
entweder  androhte  oder  zugefügt  hatte,  die  wohlbegründete  Entschädigungs- 
p (licht  anerkannt  und  billige  Bestimmungen  eintreten  lassen  0- 

«)  Rhein.  Bund,  XXXVIII.  124.  —  «Jeder  Staatsdiener  mufs  sich  Versetzungen, 
welche  »einen  Fähigkeiten  oder  seiner  bisherigen  Dienstrührung  entsprechen, 
aus  höheren  Rücksichten  des  Staats,  ohne  Verlust  an  Rang  und  Gehalt,  ge- 
fallen lassen*.    Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i8äi  ,  %.  5?. 

t)  Vergl.  oben  %.  i33  ff.  Szvvfiht  a.  a.  O.  §.  74«  Göjwmi  a.  a.  O.  %.  6.  r.  Mos»'* 
politische  Wahrheiten,  Bd.  II,  S.  309.  Gruhd's  Abb.  über  das  Recht  der  Pen* 
Btonen.  (Ohne  Druckort.)  181t.  8.  Ueber  die  Rechte  der  Staatsdiener  u.  Pen- 
sionisten bei  Staatsreränderungen.  Frankf.  1819.  8-  Hotteh  a.  a  O.,  S.  148  ff. 
Vergl.  die  angef.  baierisrhe  HauptLandcspragmatik ,  Art.  11  u  17  ff.,  wo  defs- 
wegen  bei  der  Besoldung  des  Staatsdieners,  Siandesgehult  und  Dienst-  oder  Firne- 
tionsGefialt  unterschieden  wird.  Jener  bleibt,  als  Pension  oder  Ruhegehalt.  S.  die 
oben,  %.  49*  Not.  c,  angeführten  Gesetze  u.  Verordnungen  mehrerer  teutschen 
Staaten.  Das  baierische  Edict  v.  17.  Apr.  18*4»  wegen  Regulirung  der  Pensionen 
u.  QuiscenzGebalte  nach  dem  Verhältnifs  des  Standes-  u.  Dicustgcbaltes,  ward 
aufgehoben  durch  e.  Verordn.  ».  8.  Mär»  18.6.  -   Wwrtemb.  Edict      18.  Nov. 
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1817,  wegen  Pensionirung  der  Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  flauen.  Von 
den  letzten  s.  unten  §.  4q4-  —  R*>  Staatsdienern,  denen  in  Hinsicht  auf  ihren 
pflichtmäsigen  Repräsentation*  siufwand  eine  höhere  Besoldung  bewilligt  zu  werden 
pflegt,  als  sonst  gewöhnlich  oder  nölhig,  z.  B.  Staatsministern  und  Gesandten, 
pflegt  bei  Bestimmung  ihrer  Pension  dieser  höhere  Theil  ihrer  Besoldung  zu- 
vörderst abgezogen,  und  nach  dem  Verhältnifs  des  Ueberrestes  das  Quantum 
der  Pension  bestimmt  zu  werden.  Man  vergl.  v.  d.  Becke  a.  a.  0.,  §.  -4.  v. 
Gönnrb  a.  a.  O.  §.  53  n.  10a,  S.  145,  248,  252  f. 

c)  Um  jedem  Zweifel  vorzubeugen,  wird  in  manchen  Ländern,  bei  Annahme  der 
Staatsdiener,  wechselseitige,  vierteljährige  oder  halbjährige,  Aufkündigung 
bedungen.  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Begier.  Sachen,  i83.  Cbamsr  ,  Tit.  IH. 
obs.  82/,.  Elendes*.  Nebenst.,  Th.  79,  S.  94.  Für  ungültig  halt  diese  Bedingung. 
Rönkberg  a.  a.  O.  Abth.  4,  Abschn.  2.  Dawider,  Gönrer,  %.  101.  —  Für 
ungültig  wird  die  KündigungsCIauscl  erklärt,  in  d.  fiirstl.  lippe- detmoldischen 
Bekanntmachung  v.  25.  Mai  1807.    Bhein.  Bund,  XI.  233.  —   Durch  Gesetze 

^sollte  fest  stehen,  dafs  Richter,  gegen  ihren  Willen,  anders  nicht  als  durch  ge- 
richtliches Erkenntnifs  von  dem  Bichteramt  entfernt  werden  dürfen. 

d)  Die  Meinungen  sind  sehr  gctheilt.    Z.  B.  1)  einige,  vorzüglich  ältere  Rechts- 
ichrer ,  halten  ein  Staatsamt  nur  dann  für  widerruflich ,  auf  Seite  des  Staates, 
wenn  solches  auf  Bitte  des  Dieners  verliehen  ist.  —    2)  Andere  sprechen  nur 
dem  Diener  die  AufkündigungsFreiheit  zu.  Cbamfb,  T.  II.  obs.  628.  III.  obs.  824. 
Ebendess.  Nebenst.,  Th.  38,  Num.  5;  Tb.  79,  Num.  ~.  M&lacord  1.  c.  %.  11.  i5.  sq.  v.  <L 
Reche  a.  a.  O.     59  u.  98—104.  Rönsbero  a.  a.  O.  Abth.  4.  Abschn.  1;  wenigstens 
dann,  wenn  der  Diener  ausserhalb  seines  Amtes  nicht  Unterthan  des  Staates 
ist.    De  Münchhausen  de  jure  ministorum  exigendi  a  principe  dimissionem, 
%.  12.  —  3)  Nach  Andern  kann  ein  Diener,  der  vorhin  Unterthan  des  Dienstherr* 
gewesen,  nach  Belieben  entlassen  werden,  nicht  aber  ein  in  Dienste  genomme- 
ner Ausländer,    Ds  Lodrwig  consiL   Halens.  JCtor.,  T.  II.  üb.  2.  cons.  62. 
num.  6.     Vergl.  auch  Gönner,  $.  33.  —   4)  Noch  Andere,  sprechen  beiden 
Tbeilen  das  einseitige  Aufkündigungsrecht  ab.   Sectfert  a.  a.  O.  §.  87  ff.  v. 
Roth's  Staatsr.  teutseber  Reichslande,  Tb.  I.  §.  34.    Biscroft  a.  a.  O.  §.  99— 
104.  —  5)  Einige  schreiben  dem  Regenten  ein  voillkühr  liehe  s  Entlassungsrecbt 
cu.    Casf.  Zisolkr  de  jurib.  majest.,  Hb.  L  c.  29.  §.  7.   Dawider,  Rast's  me- 
taphys.  Anfangsgr.  der  Rechtsichre,  §>49«  D-  S.  190  f. —  6)  Nach  Andern,  können 
Staatsdiencr ,  denen  die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt  anvertraut  ist,  nicht 
eigenmächtig  entlassen,  sondern  nur  durch  Urtbeil  und  Recht,  verübter  Ver- 
gehungen halber,  ihres  Amtes  entsetzt  werden  (Ergler,  angef.  §.  493,  a):  hin- 
gegen findet  willküJirlichc  Entlassung  Statt,  bei  allen  Dienern,  die  zu  Ausübung 
der  vollziehenden  Gewalt  angestellt  sind.    Blies  in  Zachariä's  Annalen  der 
Gesetzgebung  in  Rursachsen  (Leipz.  1806.  8.),  S.  347  u.  369.  —  7)  Dafs  Staats- 
ämter auch  ohne  Vertrag  ein  unwiderrufliches  Recht  erzeugen,  so  fern  auf 
ihnen  ein  Nahrungsstand  ruhet,  behauptet  Gönner  a.  a.  O.  §.  52  ff.,  welcher 
überhaupt  läugnet,  dafs  Staatsämter  auf  einen  Vertrag  sich  gründen. 

#)  ReichsdeputatiousHauptscblufs  von  i8o3,  §.24»  5i  ff.,  56,  69,  68  ff.,  89:  s. 
oben  §.  27,  5o  uud  58.  Teutscbe  Bundes  Acte,  Art.  i5,  und  die  in  Folge  der- 
selben Statt  gehabten  Verfügungen  der  Bundesversammlung.  Gönnrb's  teutsebea 
Staatsr.,  %.  244  u.  425.  Leists  Lchrb.  des  t.  Staatsr.  §.  42  u.  99  f.  HirrrEB's 
Beiträge,  1.  Liefer.,  S.  106  f.  Ueber  die  EnUchädigungsberechtigung  der  Staats- 
diener, bei  Aufhebung  ihrer  Stellen;  von  den  R.  R.  G.  Assessoren  v.  Hauet* 
u.  t.  Stein.   Frankf.  1808.  a 
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Cassation,  auch  Versetzung,  Zuruhesetzung  oder  Pensionirung  zur 

Strafe.    Suspension,  IVilwengehak. 

VIII)  Cassation,  Bestrafung  eines  Staatsdieners,  wegen  Dicnstver- 
fehlung,  wegen  Verbrechen  oder  gemeiner  Vergehen,  durch  Amtsentsetzung 
(reraotio),  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Ehre,  desgleichen  Versetzung, 
Zurruhesetzung  oder  Pensionirung  zur  Strafe,  so  wie  IX)  Sus- 
pension oder  einstweilige  Entfernung  eines  Staatsdieners  ron  seinem  Amt, 
während  der  Untersuchung  eines  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens,  mit 
oder  ohne  Beibehaltung  aller,  oder  bestimmter  Amtsnutzuugen  <*),  kann, 
in  der  Regel,  nur  von  dem  Richter  verfügt  werden  *).  Widrigenfalls 
hat  der  Diener  von  dem  Richter  ein  Erkenntnifs  auf  Restitution  und  Ab- 
lieferung des  rückständigen  Gehaltes  zu  erwarten  <")•  Dagegen  steht  dem 
Dienstherrn  nachher  frei,  ihm  eine  anständige  Entlassung  zu  ertheilen  <0. 
X)  Bei  blofscn  Hausdienern,  Gesinde  und  Dienstboten,  so  auch 
bei  Hofbeamten  und  Hof  dienern  (§.  487  c,  und  488),  ist  die  wech- 
selseitige Aufkündigungsfreiheit  am  wenigsten  bestritten  XI)  Ob  und 
wie  weit  die  Witwe  eines  Staatsdieners  Witwengehalt  zu  fordern  be- 
rechtigt sey?  beruht  auf  vertragmäsiger,  oder  staatsgesetzlicher  Bestimmung  /> 

a)  Nach  erfolgter  gänzlicher  Lossprechung,  müssen  die  inncbehaltenen  Amts» 
nutzungen  dem  Diener  verabfolgt  werden.  Pufksdorf,  T.  IV.  obs.  ao8. 

b)  Malacord  1.  c.  %.  ?5.  Sax.  Strth  diss.  de  suspensione  ob  officio.  Hai.  1680. 
u.  in  Collect,  diss.  (Erf.  1743.  fol.),  Vol.  IV.  n.  4«  Bischoff  a.  a.  O.  98.  Verg!. 
die  angef.  baier.  HauptLandcspragmatik ,  Art.  8  ff.  u.  Beilage  IX  tu  der  baier. 
Verfafs.  Urh.  v.  1818.  —  Wider  die  Suspension  s.  C.  F.  Schesr  in  Hartlkbes's 
Justiz-  u.  PolizciFama,  181 5,  St.  5o—  b%.  —  Bei  notorischer  Vernachlässigung  der 
Geschäfte,  und  bei  scandalöser  Sittenlosighcit ,  vertheidigt  die  Entfernung  des 
Dieners  von  seinem  Amt.  ohne  formlichen  Richterspruch,  wenn  dem  Diener 
ein  Ycrhühnifsmäsi^er  Theil  seines  Gehaltes,  so  wie  seine  bürgerliche  Existenz, 
gesichert  bleibt.  A.  W.  Rehbf.ro  Aber  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder, 
und  die  Dienerschaft  der  Regenten,  (Hannover  1807.  8.)  %.  6.  Vcrgl.  auch  die 
Hönigl.  preuss.  CabinetOrdrc  v.  17.  Dec.  i8o5;  dergleichen  v.  n.  Apr.  1833,  betr. 
das  Verfahren  bei  Amtsentsetzung  der  Geistlichen  u.  Jugendlehrer,  wie  auch 

-  anderer  Staatsbeamten;  dergl.  v.  11.  Febr.  i8«3,  beti.  das  Verfahren  bei  auf 
administrativem  Wege  erfolgenden  unfreiwilligen  Dienstentlassungen  der  Civil« 
Beamten,  mit  Ausnahme  der  richterlichen  Beamten,  desgl.  v.  24.  Sept.  1826, 
wodurch  die  vorige  auf  die  bei  der  Militärverwaltung  angestellten  Beamten  für 
anwendbar  erklärt  wird;  alle  in  der  preufs.  Gesetzsammlung. 

e)  v.  Ribffel's  Reichshofrath,  I.  266.  Dk  Craxxr,  T.  IL  obs.  628.  Ejtud.  Opusc, 
T.  IV.  p.  481.    Ebrndess.  wetzl.  Nebenst.,  Th.  ia3,  S.  44-3. 

4)  Moskr  von  der  Landeshoh.  in  Regier.  Sachen,  i83.  Mevtvs,  P.  II.  dec.  1«. 
De  Crasbr,  T.  III.  obs.  834.  Ebendess.  wetzlar.  Nebenst.,  Th.  79,  S.  94.  — 
Ebehin  begünstigten  die  teutseben  Reichsgerichte,  besonders  das  R.  Raromerge- 
richt, oft  auch  solche  Diener,  die  bloss  verabschiedet  waren,  durch  Mandela 
oder  Rescripte  restitutoria  S.  C-  oder  C  C. ,  meist  aus  Gründen  der  eviden- 
testen Billigkeit.  De  Chaxeh,  T.  II.  obs.  565.  618.  III.  obs.  8o7.  Ebendrss. 
Wetzlar.  Nebenst.,  Th.  38,  S.  81;  Th.  79,  S.  94;  Tb.  ts3,  S.  445.  Moser  a.a.O. 
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S.  129.  »83.  4iö.  Schlözzb's  Staatsanzeigen,  Heft  10,  S.  117;  Heft  14,  8.  »*3, 
Heft  19,  S.  43.   Häbeeliv's  Staatsarchiv,  Heft  46,  S.  189  ff. 

tj  v.  d.  Bvcnir  a.  a.  O.  S.  34,  Note.  H.  würtemb  Verordn.  wegen  Entlafsbat  keit 
der  Hofbcamten  u.  Hofdiencr,  v.  ao.  Dec  1817. 

f)  Neuere  Verordnungen  teutseker  Bundesförsten  hierüber,  in  d.  Rhein.  Bund, 
LIV,  368.  Die  angef.  baier.  HauptLandesPragmatik,  Art.  14.  K.  Hannüv.  Gesetz  r.  & 
Mai  i838  über  die  Errichtung  einer  Witwencasse  für  die  Hof-  u.  CivilDicnersrhaft 
S.  weimar-e isenac/u sehet  Staatsgesetz  v.  6.  Apr.  1821,  die  Pensionirung  der  Witwen 
u.  Kinder  rerstorbener  Staatsbeamten  betr.  S.  zum  Tbeil  die  oben,  %.  492«  Nota 
c.  u.  493  Note  b,  angef.  Gesetze  u.  Verordnungen,    HzrrTEB  a.  a.  O.  S.  147  t- 

§•  495.  (409.) 

Erzürnter,  Erbhofamter  u.  Hofamter.  Leibgarde  u.  HefCeremoniel 
Titel  und  Prädicate.    Excellenz.   Wappen.  Rang.  Ehrenbezeugungen, 

I)  Die  Errichtung  eigener  Erzämter  und  Krön-,  Reichs-,  oder 
Erb  landhofnmter  «),  der  hohem  und  niedern  Hofamter,  und  der 
Hof-  und  Leibgarden  *),  so  auch  die  Bestimmung  des  eigenen  Staats- 
und 'Ho fCeremoni eis  e),  ist  dem  zweckmäßigen  Ermessen  eines  jeden 
Staatsoberhauptes  überlassen.  Eben  so  ist  dasselbe  berechtigt,  II)  zu  Er- 
theilung  blofser  Titel  und  Prädicate,  namentlich  der  Excellenz  *y, 
III)  auch  zu  Wappenverleihung  *),  und  IV)  zu  Bestimmung  des 
Ranges,  sowohl  am  Hofe,  als  auch  in  dem  Civil-  und  MilitarDienst 
so  wie  V)  der  militärischen  und  andern  Ehrenbezeugungen. 

a)  C.  F.  v.  Mokka'«  Hofrecht,  II.  i3i.  t5o.  Mosxz's  persönl.  Staatsr.,  II.  82. 
85.  Ebcnders.  v.  <L  t.  Rcichsständen,  /,a8.  654.  65t.  789.  DeuUche  Enoklo- 
paclie,  MII.  585.  Pütteb's  bist.  Entwickl.,  U.  191.  Rasdils  Annalcn,  I.  n3. 
v.  Hotu's  Staatsr.  t.  Reicbslandc ,  II.  8.  RitBsn's  Anmerkungen  zu  Sainte- 
Palayc  vom  Ritlerwesen,  I.  3  1-9.  181.  II  195.  Ebendcn.  über  Einführung, 
Rang,  Er/äinicr.  Titel,  YV'appeuzeidicn  u  WarUcbilde  der  neuen  Rurfursten 
(Erl.  »8o3.  8.),  b.  i)'-i\o.  Schriften  in  Pvtteh's  Lit. ,  III.  120.  209.  Rlczkb1» 
Lit.,  91«.  99-.  —  Die  zahlreichen  Erbämter  in  den  ötlreichischen  zu  dem 
Tcutscheu  Bund  gehörenden  Staaten,  sind  verzeichnet  in  Bisisgkh's  verglei- 
chender Darstell,  der  Staatsverfass.  der  curop  Monarchien  u.  Rcpubl.  (Wien 
1818.  8.),  §.  56,  Note  u,  S.  187.  —  Die  premsischen,  ebenda».  Note  w,  S.  191  f. 
—  In  Baiern,  wurden  durch  die  Constitution  des  Königreich»  v.  1.  Mai  1808, 
Tit.  3,  §.  10,  vier  lehnbare  Rcich&Hronämtcr  angeordnet:  Obersthofmeister 
(üettingenWallcrstein),  Oberstkämmerer  ( Fuggerßabenhauscn ,  jetzt  Octtingen- 
Spiclbcrg),  Oberstmarschall  (noch  unbesetzt),  ObcrstPostmeister  (Thum  u. 
Taxis).  Rhein.  Bund,  XIX.  8.  Reglement  v.  28.  Jul.  1808,  die  Kronämter  de» 
Reichs  betr.,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808.  S.  2109.  Verfassungsurk. 
1818,  Tit.  V,  %.  1.  Sic  sind  Mitglieder  des  königl.  Familienraths  (Familien- 
Statut.,  Tit.  X,  4)  u.  der  ersten  Rammer  der  Staude  Versammlung;  auch  zu 
der  Reicbsverwesung  berufen,  in  Ermangelung  eine»  Agnaten  oder  einer  Rönigin 
Mutter.  Verfafs.Urk.  Tit.  D,  §.9  IT.  -  Die  Erbämter  in  den  hunnövcritichen 
Provinzen,  sind  ange/.cigt  bei  Risikoh  a.  a.  0.  Note  x,  S.  192.  Im  J.  1814 
ward  daselbst  ein  ErbLandmarschallamt  des  Königreichs  errichtet,  für  den 
Grafen  vou  Münster.  —  Wurtembcrg  errichtete,  im  Juni  1808,  vier  lehnbare 
KronErbhofimtcr:  Erbmarschall  (Hohenlohe),  Erbhofmeister  ( Truchsefs  Wald, 
burg),  Erbkämmerer  ( Lö wen stei □Wertheim ) ,  ErbPanner  (Graf  Zeppelin). 
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Hiesu  kam,  nach  e.  Verordn.  v.  9.  Sept.  1819,  das  ErbLandpostmeisteramt, 
•U  ErbmannThronlehn  t  für  Thum  u.  Taxis.  —  In  Braunschweig  sind  Tier 
Erbärater:  Erbmarschall ,  Erbkücbenmcister ,  Erbschenk,  Erbkämmerer. 

\)  Von  dem  Hofstaat,  oben  §.  2Öi,  und  C.  F.  v.  Moser*»  Hofrecht,  I  117. 
Moskh's  persönl.  Staatsr.,  U.  88.  Ebendcrs.  von  Steuersachen ,  55i.  Risivgeb 
a.  a.  O.,  5y,  S.  19a  ff.  v.  Arktik'«  constitutioncllcs  Staatsrecht,  Bd.  I, 
ß.  197,  Note  b:  wo  auch  von  Höflingen  u.  höfischen  Staatsdienern.  Gibbob's 
historisch -sittliche  lietrachtung  über  den  tinfdimsfy  in  dessen  The  History  of 
tke  decline  and  Fall  of  the  Romain  Empire,  vol.  I,  chap.  3,  p.  90,  der  ba- 
•eler  Ausg.  von  1787.  —  An  teutschen  Höfen  war  ehehin  unter  den  Hofamtern 
<ru  Berlin  und  Dresden  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts)  das, 
dem  Titel  und  der  Tracht  nach,  nicht  mehr  übliche  Amt  der  Hofnarren  nicht 
«Jas  unnützeste.  C.  F.  Flöovx's  Geschichte  der  Hofnarren.  Liegnit/.  u.  Leipz. 
1789.  8.  Diese  &  lustigen  Räthe»  begleiteten  ihre  Oofhcrren  zuweilen  in  die 
geheimen  Rathsitzungen.  Rei  der  sächsischen  Ländcrtheilung  1485,  soll  der 
berühmte  Hofnarr  Claus  (Flöget.,  S.  a8a)  ru  80,000  Thaler  angeschlagen 
worden  seyn,  weil  Jeder  der  verschiedenen  Nachfolger  ihn  ru  besitsen  wünschte. 
Jenaisrhe  Allgem.  Lit.  Zeit.  1811,  Nun».  199,  S.  4i3. 

?)  IMoser's  persönl.  Staatsr.,  IL  91.  C  F.  v.  Moser's  Hofrecht,  Th.  I  u.  0. 
1754.  1765.  4*  Ccremoiüal  des  cours,  par  M.  Doxort,  mis  en  ordre  et  aug- 
mente  par  M.  Roüsset  T.  I  —  V.  Amsterd.  1739.  fol.  LruiG's  theatrum  cerc* 
moniale.  —  Nützlich  ist,  dafs  der  Herrscher  mit  einem  gewissen,  seiner  poli- 
tischen Grösse  und  dem  Staatseinkommen  angemessenen  Glanz  (MajestätNimbus) 
umgeben  sey.  Der  Aufwand  auf  seltene  kostbare  Festlichkeiten,  wo  der 
Fürst  sich  dem  Volk  und  angesehenen  Personen  mit  ^  ürde  zeigt,  ist  nicht 
"Verschwendung,  bei  sonst  sparsam  eingerichtetem  Staatshaushalt.  Schädlich 
nur  sind,  und  den  Zweck  verfehlend,  oft  wiederholte  grofsc  Festlichkeiten, 
übertriebene  Hofüppigkeit,  und  tägliche  Verschwendung. 

/)  IMosvr's  Staatsr..  XXXV.  484.  Rlüber's  Lit-,  §.  1006.  —  Baterüche  Verordn. 
wegen  der  Excellenz,  v.  Febr.  18m. 

)  Moser  von  Gnadensachen,  a3.  Schriften  in  Püttrr's  Lit.,  UT,  3-»7.  Klüber's 
Lit.,  3oo.  —  Für  Reichsberold - ,  Adels-  und  WappenprüfungsGeschäfte,  ist  in 
Baiern  ein  eigenes  ReichtHeroldenAmt  angeordnet,  durch  ein  Kdict  v.  i.Nov.  1808. 
Oben  %.  4 88.  Moser  von  Polizeisachen  ,  3-i.  Schlözer's  StaaUanzeigen, 
Ben  4«,  S.  364. 

§♦  496.  (4io.) 

Staats-,  Haus-  und  Standeszeichen.    Ehrenzeichen,  insbesondere 

Ehrenorden . 

I)  Die  Wahl  und  der  Gebrauch  eigener  Staats-,  Haus-  und 
Standeszeichen,  bei  Landes-,  Familien-  und  Hofleierlichkeiten ,  auch 
auf  Wappen ,  z.  B.  der  Königskrone ,  des  Fürstenhuts ,  und  der  Fürsten- 
Uleidung,  der  Insignien  (Krone.  Scepter,  und  d.),  nach  dem  Stande  des 
Souverains,  hängt  von  desse.ben  Gutfinden  ab  «).  II)  Auch  zu  Stiftung 
and  Verleihung  bestimmter  Ehrenzeichen  oder  Decorationen  inson- 
derheit der  Ehre  norden  der  Haus-,  Hof-,  Jagd-  und  Ritterorden, 
auch  der  Militär-  und  Civil  Verdienstorden  (§.  248,  381),  etwa  nach  ver- 
schiedenen Gassen,  und  zu  Errichtung  von  OrdensStatu ten,  ist  das 
Staatsoberhaupt  berechligt.    MitEtiheilung  eines  Ordens  ist  für  den  Ordens- 
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ritter,  in  der  Regel,  Standeserhöhung  nicht  verbunden  d),  wohl  aber  Hof- 
fahigkeit  und  der  Rang  mit  dem  Adel,  mit  etlichen  Orden  auch  ein  be- 
stimmtes Einkommen.  Die  Annehmung  und  das  Tragen  auswärtiger 
Ehrenzeichen,  bedarf  landesherrlicher  Genehmigung  Soll  ein  Privat- 
orden, i.  B.  ein  Gesellschaftorden ,  von  einem  Souverain  bei  seinen  Un- 
terthanen  geduldet  und  anerkannt  werden,  soll  er  öffentliche  und  obliga- 
torische Existenz,  und  ein  Verbietungsrecht  gegen  alle  ün genossen  in  dem- 
selben Staat  geniefsen;  so  wird  hiezu  ein  Privilegium,  wenigstens  Bestä- 
tigung des  Souverains,  erfordert  /). 

a)  Lüsig's  tbeatrum  cercmoniale,  h  12&8.  Moser'»  Hofr.,  II.  417.  Most»'* 
Staatsr. ,  II.  385.  XXXBU  a5o.  XXXV.  447.  Zusätze  IL  77.  Hnwan'» 
Wappenkunst,  166.  Gbeixmasb's  Staatskundc  v.  Teutschl.,  I.  476.  Klube* 
über  Einfuhr.,  Rang,  Erzämter,  Titel,  Wappenzeit  hen  und  WarUchüde  der 
neuen  Kurfürsten  (Erl.  i8o3),  §.  3o  u.  f. 

4)  Zu  solchem,  oft  übertriebenem,  Ehrenschmuck  gehören:  Ehrenorden  (gemein- 
hin, wiewohl  in  zu  weitem  Sinn,  rtiOcrorden  genannt),  und  die  StifUeiehen, 
womit  in  manchen  preussischen,  k.  sächsischen  (Weisses  k.  sächs.  Staatsr.  L 
%.  i33)  u.  a.  Stiften  die  Capitularen  und  Canonici,  und  in  Fräuleinstiften  die 
Stiftdamen,  auch  in  Klöstern  die  Aebte  und  Prälaten  begnadigt  sind.  Ferner 
gehören  dabin:  Kammerherrnschlüssel,  militärische  Dienstzeichen  und  Dienst- 
ehrenzeichen (Porte-epee  und  Epaulettes  oder  Degenquasten  und  Schulter- 
maschen,  Ehren-  u.  VerdienstMedaillen ,  Ehrensäbel,  Ehrenflinten,  Ehren- 
schnallcn,  in  Preusscn  seit  1837  Ehrentrompeten  für  Puslillone,  u.  d.),  Amt- 
tracht oder  Uniform ,  und  andere  Auszeichnungen  durch  Klcidcrordnung, 
Plcureuscn,  u.  d.  —  Von  der  gräfl.  Fuggeriscben  /amjY/VnUniform ,  s.  Rhein. 
Bund,  L  85.  —  Der  Ansicht  eines  Ungenannten,  «bei  dem  Ueberflufs  von 
Orden,  müsse  es  zum  guten  Ton  werden,  so  viel  möglich,  keinen  zu  tragen 
steht  meist  das  Staatsinteresse  und  die  Eitelkeil  der  Mehrzahl  entgegen. 

e)  Pfekfikgeh ,  II.  90a.  Mossa's  Ilofr.,  IL  687.  Mossa's  persönl.  Staatsr.,  IL 
85  ff.  Ebcndcss.  Zusätze  zu  s.  neuen  t.  Staatsr.,  II.  357.  Pütteb's  instit.  juris 
publ.  germ.,  §.  is5.  v.  Martens  Völkern,  %.  i65.  Kiübeb,  die  Ehrenorden 
in  politischer  u.  Staatsrecht!.  Hinsicht;  in  der  Neuen  berliner  Monatschr.  Oct. 
1804,  S.  «55,  insonderheit,  S.  273  ff.  Bisibgkrs  vergleichende  Darstcll.  der 
Staatvcrfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  Bepubl.  (Wien  1818.  8.),  %.  68  —  67, 
S.  193  —  231.  Ueber  Belohnung  des  Verdienstes  in  politischer  Hinsicht;  in 
L.  Gertais  kleinen  Mittheilungen  aus  d.  staatswissensch.  Gebiete.  Th.  I 
(Leipz.  1821.  8.),  S.  79—115.  Schriften  in  Pütteb's  Lit.,  Ol.  210  u.  Kaüber's 
Lit. ,  227.  —  Ehrenorden ,  die  Ehrenzeichen  ungerechnet ,  verleihen  jetzt 
folgende  Bunde j/ürsten:  Oes t reich,  Preussen,  Baiern,  Sachsen  (König),  Hannover, 
Würtcmberg,  Baden,  Kurhessen,  Grofsherzog  von  Hessen,  Sachsen  Weimar- 
Eisenach  und  Oldenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen  ernestiniseber  Linie  ins- 
gesainmt,  der  Herzog  v.  Braunschweig  und  die  3  Herzoge  von  Anhalt.  — 
Vor  andern  merkwürdig  sind  die  Pflichten ,  welche  die  Statuten  des  weima- 
rischen ,  am  18.  Oct.  i8i5  erneuerten  Ordens  der  Wachsamkeit  oder  vom 
weissen  Falken,  den  Bittern  auflegen;  in  KtiWs  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  86. 
—  Von  35  teutsehen  Ehrenorden,  u.  von  andern  teutschen  Ehrenzeichen, 
s.  Fr.  Gottschalk  s  Almanacb  der  Bitterorden.  Leipzig  1817.  a.  Jahrgang, 
cbendas.  1818.  3.  Jahrgang  1819.  8.  Mit  Abbildungen.  G.  H.  v.  Gelbes  Bit- 
terorden  und  Ehrenzeichen,  erläutert  durch  die  vorhandenen  Urkunden.  Als 
Anhang  des  Werks:  «Abbildungen  und  Beschreibung  der  Bitterorden  und 
Ehrenseichen  »ammtlicher  Souveraine  und  Regierungen».    Berlin  t834.  Die 


Digitized  by  Google 


Ehrenzeichen-,  Rang-  u.  StandeserhöhungsRecht  729 


Ritterorden»  in  dem  Goth.  Hofkalender  für  1837.  Wappenbuch  der  Österreich- 
Monarchie,  herausgegeben  y.  J.  A.  Traorr.  Nürnberg.  Bd.  I  —  X.   Man  s.  auch 
Gfi.  Hassels  Staats-  u.  AdrefsBandb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816,  1.  Ab- 
theilung. —  Im  J.  1819  zählte  man,  nach  Gottschalh,  in  Europa  q.3  Orden.  — 
Im  Februar  1817  war  die  Zahl  der  verliehenen  russischen  Orden  =  31,409; 
worunter  16,825  St.  AnnenOrden.  —    Man  hat  Orden  vom  goldnen  Sporn, 
vom  Hosenband,  von  der  Distel,  vom  Elephantcn,  vom  Löwen,  von  allerlei 
Heiligen,  z.  B.  vom  b.  Simplicius,  i4o3  von  dem  Abt  zu  Fulda  gestiftet,  aber 
noch  keinen  vom  Pflug,  für  verdiente  Landwirthe.  —    Von  Ehrenzeichen , 
Bktsgkb  a.  a.  O.,  §.  63,  S.  23 1— 233. 
«0  LnuÄcs  jur.  publ.,  lib.  6.  c.  2.  n»  7.  sq.     Moseb's  persönl  Staatsr. .  IL  87. 
Kluses  a.  a.  O.  a8o%—    Jeder  Ritter  des  östreichischen  MariaTheresicnOrdens, 
.der  nicht  schon  den  Ritterstand  oder  eine  höhere  Adelsstufc  besitzt,  wird  als 
erbländischer  Ritter  in  die  Standesbücher  eingetragen ;   auch  wird  ihm  oder 
seinen  Nachkommen,  auf  Verlangen,  ein  förmliches  RitterschaftDiplom  aus- 
gefertigt, gegen  blosse  ExpeditionsTate.    HofcanzleiDecret  v.  8.  Juli  1830,  in 
Frans  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn. ,  Bd.  47,  S.  282.  —  Mit  dem  russischen 
St.  WladimirOrden  ist  der  russische,  mit  dem  CommandeurKreuz  des  tosca- 
nischen  (vorhin  grofsherzogl.  wirzburgischen,  im  J.  1807  gestifteten)  St  Joseph* 
Ordens  der  toscanische  Erbadelstand  verbunden.  *—    In  etlichen  Bundesstaaten, 
ist  mit  einem  inländischen  Ebrenorden,  wenigstens  der  persönliche  Adel  ver- 
bunden.   So  bei  dem  würtembergischen  CivilVerdienstorden.    Von  Baiern ,  s. 
Verordn.  v.  23.  Dec.  1812,  betr.  den  Adelstand  der  Ritter  der  baierachen 
Civil-  und  Militär  Verdienstorden.    Nach  dem  baier.  Edict  über  den  Adel,  v. 
26.  Mai  1818  (Beilage  V  zu  der  Verfafs.Urk.  v.  1818),  §.  5,  schliefst  die  Er- 
theilung  des  Militär-  oder  des  Civil  Verdienstordens  an  Inländer,  die  Ver- 
leihung des  Adels  in  sich;  doch,  für  die  Zukunft,  nur  für  die  Person  des 
Begnadigten.    Ein  Ordensmitglied,  dessen  Vater  und  Grofsvater  diese  Aus- 
zeichnung des  Verdienstes  sich  erworben  hatten,  kann  taxfreie  Verleihung  des 
Erbadels  verlangen. 

«)  Vergl.  L'Ambassadeur,  par  Wicooeeort,  p.  99.  (edit.  de  1689  )  (Hassoh's)  Account 
of'all  the  Orders  of  Rnighthood,  vol.  II,  p.  3o4  sqq.  —  Das  Ansuchen  um 
fremde  KammerherrnSchlüsscl  u.  Orden,  u,  das  Tragen  derselben  ohne  kaiserl. 

•  Erlaubnifs,  ward  in  Oestreich  untersagt,  durch  Decrete,  bei  jenen  vom  19.  Juli 
1818,  bei  diesen  v.  17.  Sept.  1818;  in  den  Politischen  Gesetzen  u.  Verordn. 
Franz  L,  Bd.  46  t  S.  191  u.  a35.  Eben  so  das  Tragen  der  £ArrnRitterkreuze 
des  Johanniterordens ,  durch  Decr.  v.  9.  Febr.  1819;  #bendas.  Bd.  47,  S.  28. 
Ein  baier.  Edict  v.  8.  Sept.  1808,  erklärt  den  JohanniterOrdcn  in  Baiern  für 
aufgehoben.  In  manchen  Bundesstaaten,  sind  die  Orden  aufgehoben,  welche 
von  dem  teutschen  Kaiser  den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reicturitter  schuft  in 
Schwaben  u.  des  fränk.  Cantons  Ouenwald  verliehen  waren.  Eben  so  der  vom 
Kaiser  der  Reideburg  Friedberg  verliehene  St.  JosephOrden,  durch  Verordn.  der 
baier.  LandesDirection  zu  Bamberg  v.  6.  Jul.  1807;  in  Oestbkriicheb's  Archiv, 
VIR,  Wum.  19.  Aehnliche  Orden,  oder  vielmehr  Ehrenzeichen,  wurden  1804 
von  dem  Kaiser,  der  Ganerbschaft  des  Hauses  MiLmpurg  u.  der  Gesellschaft 
des  Hauses  Frauenstein,  beide  zu  Frankfurt,  verliehen,  die  noch  fortdauern. 

/)  Moseb's  Hofr.  IL  692.  Rlübeb  a.  a.  O.  (in*d.  berliner  Monatschr. ),  S.  279  f. 
So  der  \fbo  gestiftete  St.  JoachimOrden ,  wovon  bei  Klübeb  a.  a.  O.,  und  der 
«Ordensverein  der  weltl.  u.  geistl.  Kreutherren  vom  heil.  Grabe  zu  Jerusalem», 
von  dessen  Daseyn  im  Aug.  1821  in  öffentlichen  Blättern  aus  der  Gegend  von 
Nenndorf  eine  Nachriebt  verbreitet  ward. 
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§•  497.  (4n.) 

Standeserhöhung 

I)  Das  Recht,  einzelnen  Personen  oder  Familien  Stand  es  erhöh  un  g, 
allenfalls  mit  neuem,  verändertem,  oder  vermehrtem  Wappen  und  einem 
höher»  P  r  ä  d  i  c  a  t  in  dem  CanzleiCeremoniel,  zu  ertheiJen  «) ,  eignet  «ich, 
in  den  teuUchen  Bundesstaaten,  jeder  Souverain,  in  seinem  Staatsgebiet,  der 
Regel  nach  ansschiiefsend  zu;  nach  allen  Stufen  des  hohen  und  niedern 
Adels  <?),  und  zwar  des  ersten,  so  weit  es  dem  eigenen  politischen  Rang- 
verhnltnifs  des  Bundcj>fursten  angemessen  ist.  II)  ZuwCilen  wird  die  Standes- 
erhohung  mit  Ueberspringung  einer  oder  mehrerer  niedern  Adelsstufeu  d) 
(per  saltum),  zuweilen  stillschweigend  mit  der  Verleihung  eines  Ritter- 
ordens (§.  496)  ertheilt.  Zuweilen  wird  sie,  besonders  die  Fürstenwürde, 
auch  wohl  nur  mit  dem  Erstgeburtrecht  verbunden  0-  HI)  Dem 
Rechte  dritter  Personen,  insbesondere  der  SuccessionsBerechtigten ,  an- 
derer Familien  und  Souveraine,  kann  durch  Standeserhöhung  Itein  Eintrag 
geschehen,  IV)  Auch  die  mit  dem  Briefadel  geschenkten  Ahnen  sind, 
in  der  Regel,  ohne  Rechtswirkung  /).  V)  Die  einer  Person  oder  Familie 
ertheilte  Standeserhöhung,  schliefst,  in  der  Regel,  nicht  auch  eine  gleiche 
Titelerhöhung  ihrer  Besitzungen  (collatio  dignitatis  realis)  in  sich. 
Diese  kann  auch  besonders  s)  und  unabhängig  von  jener  erfolgen.  VI)  Die, 
seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung,  für  eine  Familie  und  be- 
stimmte Besitzungen  derselben,  hie  und  da  Statt  gehabte  Ertheilung  der 
standesherrlichen  Würde  (§.  3i5),  gibt  1)  für  die  Person,  theils 
den  hohen  Adelstand,  wenn  dieselbe  nicht  vorhin  schon  damit  begabt  war, 
theils  die  persönlichen  Vorrechte  der  inländischen  Standesherren,  2)  für 
die  standesherrlichen  Besitzungen,  die  diesen  in  demselben  Lande  zukom- 
menden dinglichen  Vorrechte. 

«)  Vergl.  Mosxa  von  kaiserL  Regierungsrechten,  S.  4*8.  J.  G.  Szgeb  diss.  de 
jure  ronferendi  dignitatea.  Lips.  »773.  Klubs«  de  nobilitate  codiciilari 
(Erl.  1788),  cap.  a.  et  3.  Menden,  jurist  Bibl.,  XXV.  1  ff.  Schriften  in 
Püttku's  LiU,  III.  3*6.   Kiübkb's  Lit.,  3oo. 

t)  K.  hannöv.  Verordn.  v.  i&  Märe  1816 ,  dafs  die  bannö*er.  Unterthtnen 
Standcserhöhungen  von  fremden  Potentaten  überall  nicht  annehmen  sollen.  — 
Baiern  erhob  (19.  Nov.  181a)  die  neiden  Chefs  der  *wei  gräflichen  SpecialLinien  von 
Low nnsteinlYtrlheitnFr Rudenberg  in  den  Fürstenstand,  obgleich  ihre  Besitzungen 
tämmtlich  unter  fremder,  nämlich  würtembergischer ,  grofsherxoglich •  frank- 
furtischer, u.  badischer  Hoheit  lagen.  Dagegen  muftten  .sie  bei  Würteraberg 
im  J.  »8i3  dieselbe  Sundeserhöhung  abermal,  und  bei  den  beiden  Grofs- 
hersogen  Bestätigung  derselben*  erlangen.  —  Unerlaubt  und  strafbar  ist  die 
Anmasung  adelicber  Titel  und  Wappen,  oder  höherer  Adelstitel  (s.  B.,  «ai 
besonders  seit  1806  nicht  selten  geschieht,  des  freiherrlichen)  ah  vrwu  man 
berechtigt  ist.  Orttrrick.  Strafverordn.  v.  Nor.  1817 :  nach  welcher  solche  das 
erstemal  mit  10  bis  »00  Gulden,  oder  bei  Unrermögenheit  mit  3  bia  i^tägiger 
Arreststrafe,  im  Fall  einer  Wiederholung  mit  100  bis  1000  Fl.  oder  mit  »  bi» 
6  wöchentlichem  Arrest  bestraft  werden  soll. 
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c)  Hli'bsb  1.  c  §.  24.  Vergl.  oben  $.  16*  u.  f.  -  Im  Juni  1814  erhielt  der 
baieriache  Feldmarscball  fVrede.  welchen  K.  Napoleon  im  J.  1809  in  den  fran- 
zösischen Grafenstand  erhoben  hatte,  die  baierisebe  Fürstenwürde.  —  Der 
Grofsherzog  von  Hestert  erhob,  am  11.  Mai  i8i3,  den  Grafen  Carl  von  Sayn- 
Wittgenstein  Hohenstein  in  den  Fürsteustaiid.  —  Zu  grofsherzoglirhen  Prinzen 
und  Markgrafen  von  Baden,  mit  dem  Prä'dicat  Hoheit,  und  mit  Ertheilung  des 
badischen  Hauslitels  und  Stammwappens,  wurden  erhoben,  die  drei  ehelichen 
dem  Vater  ebenbürtigen  (ohnehin  successionsbcrechtigten )  Söhne  «weiter  Ehe 
des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  v.  Baden,  welche  bis  dahin  Grafen  v.  Hochberg 
hicssen,  durch  ein  badisebes  Patent  v.  4.  Oct.  1817  Deren  Schwester  ward 
cur  Prinzessin  v.  Baden,  unter  Beilegung  des  badisclien  Wappens,  ernannt, 
durch  e.  badisrbe  Verordn.  von  demselben  Tage.  —  Preussen  erhob  in  den 
Fürstcnstand,  die  Grafen  v.  SatmRtifferscheidDuk  (  1816),  von  BettiheimSumJurt, 
von  BentkeimRAeda,  oder  Tecklenbutg,  und  von  SulmHorstmar  oder  Rheingrat 
(alle  1817),  den  Grafen  von  PächlerMustau  1811.  —  Von  der  Rechtmässigkeit 
<!er  Standeserhöhung  und  des  Erbadels,  s.  Kaut's  Hechtslehre,  S.  191  f. 
Meiser's  Gesch.  der  Ungleichheit  der  Stünde,  S.  byb  f.  «Die  AdcIsFabriken, 
die  Fabriken  von  Titel.  Ehre,  Würden  u.  Patricia!,  waren  Kinder  dea  Kunst» 
fleifses,  der  Eitelkeit,  der  Nothv  u.  s.  w.,  sagt  Lcedeb,  in  s.  Nationalindustrie 
(  1808.  8.  K  §.  369. 

«O  Klübbr  I.  c.  «.  ik'  ~  Beispiele  von  ehemaligen  Nobilitationen  1«  Masse. 
Carl  V.  erhob,  in  Einem  Patent,  alle  Bürger  der  Stadt  Vicensa  in  den  Grafen» 
■tand.  K.  Philipp  IV.  von  Spauien  machte  i633  alle  Offiziere  der  Besatzung 
su  Maestricht  zu  Rittcru,  alle  Soldaten  su  gemeinen  Edelleuten,  wegen  der 
bei  der  Verteidigung  jener  Festung  bewiesenen  Tapferkeit.  In  dem  Findel- 
hause xu  Madrid,  gelten  alle  Findelkinder  im  Zweifel  für  adelich.  —  Von 
Formeln  u.  Clausein  der  StandcscrböktingsDiplome,  ebendas.  %.  a3.  —  Von  dem 
Verlust  des  Briefadels,  ebendas.  §.  a5.  —  Von  Erneuerung  (Benovation)  des 
Erbadels,  s-  v.  Steck  a.  oben  §.  a63,  Note  f,  a.  O. 

•  )  So,  von  dem  römisch •  teulscbcn  Kaiser:  ColloredoMansfeld  1763  j  Kaunitz* 
Bietberg  1764;  die  drei  Linien  Wolfegg,  ZeilZeil  u.  Zeil  Wurzach  des  Hauses 
.  TruchsefsWaldburg  i8o3 ;  Metternich  i8o3  (nachher,  i8i3,  von  dem  Kaiser 
von  Ocstreich,  für  alle  Nachkommen);  Fugger  Babenhausen  i8o3;  Sinzendorf 
i8o3;  SaimBeifTerscheidKrautheim  i8o3,  SalmBeiflFerscheidBaitz  1790.  Für  das 
jedesmalige  Suimmhaupt ,  erhielt,  schon  1691,  Windiscbgrätz  die  ReichsFürsten- 
würde. 

/)  Klöbeb  1.  c.  §.  a3.   Moseb's  t.  Staatsr.  IV.  137. 

g)  Beispiele  oben  §.  3i7,  a,  u.  440,  b.    Preussen  erbob  im  Juni  1837  die  freie 
Standesherrschaft  Plett ,  dem  Fürsten  von  AnhaltCöthenPlefs  gehörend,  zu 
Fürstenthum. 


§.  498.  (412.) 

Fortsetzung. 

V)  Die  AdelsTaxe«)  bestimmt  der  Sou  verain  VI)  Landesa  nter- 
thanen  wird  nicht  gestattet,  ohne  landesherrliche  Erlaabnifs,  Standeserhähung 
bei  einem  fremden  Staat  zu  suchen,  oder  von  demselben  aufnehmen, 
oder  sich  solcher  zu  bedienen,  wenn  sie  ihm  von  demselben  aus  eigener 
Bewegung  war  verliehen  worden  *).  VTJ)  Ausländischer  Adel,  erlangt 
die  Rechte  des  inländischen,  durch  Bestätigung  des  Sourerains,  wobei 
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gemeiniglich  gewisse  Taxen  zu  entrichten  sind.  In  verschiedenen  Bandes- 
Staaten  ist  eine  Adelraa trikel  eingeführt,  in  welcher  jeder  nicht  blofs 
temporäre  Landesunterthan,  der  in  dem  Lande  sein  AdelPrädicat  fuhren 
and  anerkannt  wissen  will,  nach  vorhergegangener  Adelprobe,  mit  dem  ihm 
zukommenden  adelichen  Prädicat  eingetragen  seyn  mufa  c).  VIII)  Obgleich  selbst 
die  ehemaligen  rheinischen  Bundesfursten  auf  diejenigen  ihrer  Titel  verzich- 
teten, welche  eine  Beziehung  auf  das  teutsche  Reich  ausdrückten  <0,  und  unter 
den  teutschen  BundesSou verainen  nur  Kurhessen  noch  seinen  auf  die  ehe- 
malige Reichs  Verfassung  sich  beziehenden  Titel  fortführt  48  u.  111); 
so  lüfst  man  doch  die,  unter  ehemaliger  kaiserlicher  und  Reichs- 
Auctorität  erlangten  Standeserhohungen  der  Cnterthanen  teutscher  Bundes- 
staaten noch  fortdauern  (§.  53);  nur  mufs  die,  auf  das  teutsche  Reich  sich 
beziehende  Nebenbenennung  (z.  B.  Reichsfürst,  Reichsgraf,  Reichs- 
freiherr, u.  d.  unterbleiben  ($.  48). 

a)  Vergl.  HlIbkh's  jur.  Bibl.,  XXV.  68.  Rheinische  ReichsVicariatHofgerichts- 
Conclusa,  1790,  S.  80.  Allg.  uterar.  Anzeiger,  1-99,  u.  5i  u.  114.  G.  F. 
MvLLKn,  die  Art  und  Weise,  wie  im  teutscbeu  Reiche  neue  Fürsten,  Grafen, 
Freiherren  und  Edelleutc  gemacht  werden ,  und  was  dafür  bezahlt  werden 
mufs  (Wolfenb.  1^97.  8.),  S.  94.  ReichshofCanzlciTaxordn.  r.  1639,  in  Gehst- 
lacher's  Handb.  V.  773,  und  in  Schmauks  C  I.  P.  A.  —  In  dem  Königreich 
Baier»  gehört  zu  einem  Adclsdiplom  mit  dem  PrJdicat  von,  samint  allen 
darunter  begriffenen  Abstufungen,  ein  60  GuldenSf empelbogen ,  zu  dem  Frei- 
herrndiplom ein  90  Gulden-  u.  zu  dem  Grafendiplom  ein  120  GuldenStempel- 
bogen.  Die  AdclsTaxe  ist  daselbst,  für  einen  Grafen  4589,  für  einen  Frei- 
herrn 2453,  für  einen  Ritter  733,  für  einen  Edlen  633  Gulden.  Regier.  Blatt 
r.  1808,  Num.  i3. 

•  )  Vergl.  Note  b.  zu  dem  vorigen  §.  Preuss.  allg.  Landr. ,  IL  9.  2.  Rönigl.  preuss, 
Declaration  v.  24.  Sept.  1798,  §.  V.  Berber  nov.  jur.  controv.,  T.  I.  obs.  76. 
Müller  a.  a.  O.  io5.    Bybkersroek  quaest.  juris  publ.,  lib.  II.  c.  a5.  n.  9. 

c)  Baterische  Declaration  v.  19.  Marz  1807,  A.  2.  3T~4«  Badische  Verordn.  v.  3.  Jul. 
i8i5.     Würtembergischc   v.  Jan.  1818.     Klübkh's  Staatsr.  des  Rheinbundes, 

-  §.190,  Note  b. 

d)  Rheinische  Bundes  Acte,  Art  3. 


XV.  CAPITEL 
Erziehnngs-  und  Unter r ichtRega I. 


§.   499.  (413.) 
Staatsinteresse  bei  Erziehung  und  Unterricht. 

Nützliches  Wissen,  Aufklärung  und  —  eine  Folge  wahrer 
Aufklärung  •)  —  Tugend,  geistige  und  gesellige  Cultur  der  Staats- 
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barger,  sind  Bedürfnifs  des  Staates.  Zu  Erreichung  dieses  Hülfzweckes, 
kommt  der  Staat,  durch  Wissenschaftpflege,  durch  Erziehungs- 
und Unterrichtsanstalten,  für  sittliche  und  intellcctuelle  Bildung  der 
Staatsbürger  den  Einzelnen  und  Familien  zu  Hülfe  «);  denn  nicht  alle 
von  diesen  können  Hauslehrer  halten,  gute  Subjecte  dieser  Art  sind  in  er- 
forderlicher Anzahl  nicht  anzutreffen,  zu  häuslicher  Bildung  und  Jugend- 
erziehung findet  sich  nicht  in  allen  Familien  gute  und  hinlängliche  Gele- 
genheit,  und  auf  Ideen  und  Sitten  vermag  der  Staat  heilsam  zu  wirken  <0, 

•)  Lukdbb  über  Nationalindustrie  und  Staatswirthschaft,  III.  ao5  f.  C  G.  Rös- 
ai*'»  Versuch  über  die  Aufklärung.  Leip*.  1799.  8.  Graf  t.  Wibdischobatz 
Betracht,  über  rerschied.  Gegenstände  (Nürnb.  1787.  8  ),  S.  «5  ff.  J.  F.  E. 
Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei,  S.  379  ff.  v.  Autia's  constitutionelles 
Staatsrecht,  Bd.  fl/S.  35  ff. 

*)  Jetzt,  nächst  der  Sprache ,  und  der  Bundeseinheit,  das  dauerhafteste  National- 
Band  der  Teutschen. 

e)  ScniDBSASTEz's  Staatsr.  nach  der  Vernunft  und  den  Sitten  der  vornehmsten 
Völker,  L  88.  B.  i53  ff.  181  ff.  J.  J.  Blrlamaqui  principe»  011  e  lernen«  du 
droit  politique  (Laus.  1784.  8.),  p.  n3.  Moser  von  der  Landcsboh.  in 
Polizeisachen,  S.  38  ff.  —  Von  der  Kunst-  und  Wissenschaft  pflege  in  con- 
stitutioncllen  Staaten,  t.  Abbtiv  a.  a.  O.,  S.  65 — 71. 

d)  Voss  Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat.  K.  S.  Zacsabiä  über  die  Er- 
ziehung des  Menschengeschlechtes  durch  den  Staat.  Leipz.  1803.  8.  H.  Stzfmaiu'» 
System  der  öffentl.  Erziehung.  Erl.  1806.  8.  ».  Aufl.  »8i3.  W.  T.  Kboo,  der 
Staat  u.  die  Schule.  Leipz.  1810.  8.  J.  P.  Habi/s  Grundlinien  einer  Theorie 
des  SUates  (Erl.  i8o5),  S.  79  ff.  J.  G.  Ficbtb's  Beden  an  die  deutsche  Nation 
(1808.  8.),  Num.  1.  3.  9.  10.  11. 


§.    500.  (414.) 
Erxiehungs  -  und  Unterricfit  Anstalten. 

Dem  zufolge  errichtet  der  Staat  öffentliche  Anstalten,  1)  für 
Volksunterricht,  vorzüglich  in  den  untern  und  mittlem  Menschen- 
classen;  2)  für  gelehrte  und  künstlerische  oder  artistische  Bildung, 
höhere  oder  niedere;  3)  für  Sittenbildung,  um  Sittenverderbnis  und 
Charakterlosigkeit  entgegenzuarbeiten  «).  Alle  diese,  auch  ähnliche  Privat- 
anstalten *),  sind  der  Gesetzgebung,  Aufsicht,  Gerichtbarkeit  nnd  Polizei 
des  Staates  untergeordnet  O»  "welcher  dadurch  die  Mehrung  der  Vollkom- 
menheiten seiner  Bürger  zu  befordern  strebt  <0,  ohne  der  gesetzmäßigen 
und  vernunftgemasen  Freiheit  derer  zu  nahe  zu  treten,  welchen  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Erziehung,  mithin  auch  die  Wahl  des  Unterrichts,  bei 
den  Einzelnen  zukommt  *)•  In  der  Regel  findet  Freiheit  der  Beruf- 
wahl Statt,  und  eben  so  der  Ausbildung  im  In-  oder  Ausland  /*). 

«)  Ob  und  wie  weit  eine  römische  etntura  morum  (  Albx.  Adax's  Handb.  der 
röm.  Alterthümer,  L  a36  ff.),  ein  Collegium  von  Sittenrichtern,  in  dem  Staat 
zulässig  sey?  ▼.  Justi's  Grundrifs  einer  guten  Begierung,  J.  160.  Jo.  Hsümabb 
de  fontibus  et  oeconomia  legum  cirilium ,  Scct  I,  %.  17.   Mossa  von  Poliiei- 
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de  judicio  s.  censura  morum.  HaL  170a. 

i )  Bei  allen  diesen  Anstallen  intercssirt  den  Staat  nicht  blofs  das  Lernen ,  son- 
dern vorzüglich  auch  die  Einprägung  guter  Grundsätze  und  rechtlicher  Ge- 
sinnungen, die  Bildung  des  sittlichen  Charachters ,  die  Angewöhnung  an  gutes 
Betragen,  und  an  redlithe  Beobachtung  der  Pflichten.  Man  vergl.  den  Lebr- 
plan  für  alle  kurpfalsbaieriache  Mittelschule».  München  1804.  4-  «-  die  Re 
cension  in  der  Allgcm.  La.  Zeitung,  iöo5,  St.  i53  f. 

e)  Vergl.  bayerische  Schulordn.  v.  1809,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Febr.  1B09. 
Ordnung  der  latein.  Schulen  u.  der  Gymnasien  in  Bayern,  v.  i3.  Mars  i83o. 
Gh.  Hess.  Edict  t.  6.  Juni  i83a,  das  VolkascJmlwesen  betr.,  in  Pölitx  Euro». 
Verf.  Tb.  I.  Abtb.  a.  S.  -01.  Gh.  Badische  Verordnungen  Ober  das  Volks- 
schulwesen, v.  3o.  Mai  i63q,  u.  Ober  die  gelehrten  Schulen ,  v.  3i.  Dec.  i836, 
ia  dem  St.  u.  Reg.  Blatt. 

4)  Dexophilos  an  Eukratcs  über  die  Grenxen  der  Staatsgewalt.  Germanien  1-99.  8. 

e)  Die  Freiheit  des  Unterrichts.  Bonn  1879.  8. 

/)  ffürtemh.  Verfafs. Vertr.  v.  1819,  $.  19.  Kurhesriich*  Verfafs.Urk.  i83i. 
&,  »7.  —  Zwingen  darf  der  Staat  seine  Bürger  nicht  su  dem  Erwerb  eines  be- 
stimmten Grades  von  geselliger,  artistischer  oder  wissenschaftlicher  Cultur: 
aber  voraussetzen  darf  er  solchen,  nach  der  Forderung  des  Staat sz »-ecke« ,  als 
Bedingung  su  Erlangung  besonderer  Staatsvortheile.  —  Beschränkung  der 
Studirfreiltcit ,  insbesondere  Schul-  n.  UnivemtätsBann.  Rlübeh's  Cebersioht  der 
diplom.  Verband!,  d.  wiener  Congr. ,  S.  ilß ,  a5a  u.  169.  Verordnungen,  wo- 
durch das  Besuchen  inlümdttcher  Uhranstalten  geboten  wird.  Gro&hersogL 
h*Asi*dte  Verordnung,  in  d.  Rhein.  Bund,  XHL  i5a.  Prems.  Verordn.  10.  Mai 
i833 ,  enthaltend  ein  Verbot  des  Studirens  auf  fremden  Universitäten)  in  der 
preufc.  GesetuammL.  v.  i833,  St.  6;  aufgehoben  durch  eine  K.  CabinetOrdre 
v.  i3.  Oct.  i838,  in  der  Gesetzsamml.  v.  i838,  St.  34« 


§•  801.  (415.) 

Industrie,  Kunst-  und  gelehrte  Gesellschaften.  Oeffentliche  Bibliotheken 
und  andere  Sammlungen.    Niedere  und  höhere  Lehranstalten. 

I)  Für  Industrie-,  Kunst-  und  Wisscnschaftpf lege  über- 
haupt, ohne  unmittelbare,  wenigstens  ausschliefsende  Bestimmung,  iur  den 
Jugendunterricht,  werden  Industrie-,  Kunst-,  philan tropische  und 
gelehrte  Gesellschaften  (Institute,  Akademien  der  Künste,  Wissen- 
schaften, u.  d.),  auch  LeseA  nstalten,  von  dem  Staat  errichtet,  oder 
bestätigt  «),  und  II)  51  feu liehe  Bibliotheken,  Kunst-,  Naturalien- 
u.  a.  Sammlungen  angelegt  und  unterhalten  *).  III)  Für  den  Jugend- 
Unterricht  in  Pflichten,  Lesen  und  Schreiben,  Sprachen,  Wissenschaften, 
Künsten  und  Gewerben,  werden  niedere  und  höhere  Lehranstalten, 
auch  Bildungsanstalten  (Seininarien)  für  künftige  Schullehrer  ent- 
weder unmittelbar  von  dem  Staat,  oder,  unter  dessen  Auetoritat  und  Auf- 
sicht, von  Gemeinden  und  Andern  errichtet.  In  Absicht  auf  den  lleli- 
jgionsunterricht,  gebührt  den  geistlichen  Behörden  bestimmte  Mitwirkung. 
IV)  Für  Volk-  oder  Elementarunterricht,  so  weit  solcher  allen  Staats- 
gliedern nothwendig  ist,  für  Auabildung  zu   SittÜchhett  nnd  rechtlichem 
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Lebensunterhalt,  werden  bestimmt:  Volk-,  Land-,  Elementar-  und 

Tri  vialSchulen  *)>  auch  Bürger-,  Mittel-  und  Rea (Schulen, 
nebst  Normal-  und  Musterschulen.  V)  Dem  Unterricht  für  wissen- 
schaftliche oder  gelehrte  Bildung  werden  gewidmet:  1)  zur,  Grund- 
lage Cur  höheren  Unterricht,  Lyccen,  Pädagogien,  Gymnasien«'); 
a)  für  höheren  Unterricht,  höhere  oder  hohe  Lehranstalten.  Diese 
(Akademien  in  dem  weitern  Sinn),  so  fern  sie  für  Unterweisung  in 
allen  Wissenschaften  gestiftet,  und  auf  Ertheilung  der  akademischen  Wür- 
den in  allen  Facultaten  privilegirt  sind,  heifsen  Universitäten  «);  hohe 
Schulen,  wenn  sie  zu  Verleihung  der  akademischen  Würden  nur  zum 
Theil/)}  Akademien  in  dem  engern  Sinn,  wenn  sie  dazu  gar  nicht 
berechtigt,  wohl  auch  auf  den  Unterricht  in  bestimmten  Wissenschaften 
und  Künsten  beschränkt  sind.  Die  höheren  Lehranstalten  sind  in  der  Re- 
gel Staalsanstalten ;  doch  können  sie  auch,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen, 
selbstständige  Corporationen,  unter  höchster  Aufsicht  des  Staates,  seyn. 
VI)  Für  Unterricht  ausschliefsend  zum  Zweck  der  Künste,  Handlung  und 
Gewerbe,  auch  einzelne  Theile  der  Staatswirthschaft  und  die  Landwirt- 
schaft, werden  errichtet:  Kunstschulen  oder  Akademien,  Handtungs- 
akademien,  Gewerbschulen,  polytechnische  Institute,  Forst- 
akademien, Land wirthsc haftlnstitute.  VII)  Die  Gesetzgebung, 
Gerichtbarkeit,  Di&ciplin  und  Polizei,  diese  Institute  betreffend,  hangt  ron 
der  Staatsregierung  ab  Doch  können  Beschlüsse  der  Bundes- 

versammlung auch  hierüber  allgemeine  Regeln  festsetzen  *). 

a)  Scmnzaiirm.  a.  a.  O  II.  194.  Mosm  von  der  Landeshoh.  in  Polir.eisarhen, 
60  f.  t.  Arktis  n.  a.  O. ,  Bd.  II,  S.  5?»  Constitution  der  kdnigl.  iaier.  Aka- 
demie der  WisscDschaftcn  v.  i.  Mai  »807,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  ifkr, 
St.  3a.  Constitution  der  königl.  Bater.  Akademie  der  bildenden  Kflnstc  v. 
i3.  Mai  1808,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808,  St.  <i5.  —  Ein  Muster  für  Ein- 
richtung gelehrter  Gesellschaften,  aus  Erfahrung  aufgestellt,  s.  man  in  der 
Histoire  de  l'arademic  royale  des  inscriptions  et  helles  lettre»,  Tome  XLVÜ" 
(Paris  1809.  4.),  p.  17  —  11.  u.  in  Jacobi's  Abhandl.,  vor  dem  ersten  Tbeil 
der  Abhandlungen  der  münchener  Akademie  der  Wissenschaften,  1810. 

*)  Mosxa  a.  a.  O.  63. 

«)  Frarb's  System  der  LandwirthscbaftsPolisei ,  Dl.  84.  Mos»  a.  a.  O.  48  & 
Davon  u.  von  Industrie-,  Real-  u.  FciertngtSchulen ,  v.  Ärztin  a.  a.  O.,  Bd.  II, 
S.  49.  Von  Kleinkinde rscliulen,  Conv.Lexicon  der  neuesten  Zeit  und  Literatur, 
Bd.  II,  &  716.  - 

d)  Scbbidkkartrx  a.  a.  O.  II.  181.  Mosir  a.  a.  O-  Do  ff.  Von  Lyceen  und 
Gymnasien,  v.  Arktis  a.  a.  0„  Bd.  D,  S.  5a.  Conv.Leiicon  der  neuesten  Zeit  etc., 
Bd.  IL,  S.  3oo,  u.  Bd.  HL  S.  657.  CL.  der  Gegenwart,  Bd.  II,  S.  606.  —  Von  deut- 
lichen Seminanen,  s.  A.  Michl1»  Kirchenr.,  §.  24.  Ab  die  kurhessische  Regierung 
eine  katholisch -theologische  Facultät  auf  der  Landesuniversität  errichten  wollte, 
protestirten  dawider  der  Bischof  von  Fulda  iw  der  päp&tl.  Stuhl,  weil  das  Se- 
minarium  au  Fulda  fiir  denselben  Zweck  bestimmt  »ey  u.  genüge;  desgl.  der  nas- 
sauuichc  Bischof  u.  das  Domcapilel  «u  Limburg,  weil  auch  Nassau  su  jener  Fa- 
cultät eine»  Professor  ernennen  wollte.  Die  Errichtung  jener  Facultät  unterblieb. 

•  )  Vor»  Hochschulen,  v.  Abetir  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  54.  Im  J.  .79»  batle  Teutschland 
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36  Universitäten.  Im  J.  1816  waren  21 ;  i3  evangelische,  5  katholische,  3  vermischte, 
das  hoifst,  wo  theologische,  katholische  und  evangelische  Facultäten  neben  ein- 
ander bestehen  (Tübingen,  Bonn,  Breslau,  wozu  i83o  auch  Giessen  u.  i83i 
Marburg  kamen).  Auf  diesen  21  Universitäten  befanden  sich  im  J.  1816.  1011 
Lehrer  und  i5,5a3  Studirende.  —  Im.  J.  1827  ward  zu  Grat«  eine  Universität 
errit-htet.  —  Zu  Münster  ist  eine  höhere  akademische  Lehranstalt ,  mit  einer 
tbeolog.  u.  einer  philosoph.  Facultät,  u.  der  Befugnifs,  akad.  theologische  Grade 
zu  ertheilen.  —  Das  Lyceum  zu  Insbruck  ward  zu  einer  Universität  für  Rechts- 
gelehrsamk.  u.  Philosophie  erhoben.  —  Von  den  baierischen  Universitäten 
SciictfcH's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th  I,  §.  166  ff.  —  Darstellung  dessen, 
was  in  neuester  Zeit  für  die  UnrVcrsität  Jena ,  u.  auf  solcher  geschehen  ist ; 
in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  Beil.  8  zu  §.  46.  Rühmliche  Erwähnung  der 
teutschen  Universitäten  «als  eines  stolzen  Denkmals  teutscher  Entwicklung», 
in  der  ersten  Sitzung  der  B.V.  am  5.  Nor.  1816,  in  der  Eröffnungsrede  des 
Torsitzenden  Gesandten.  —  Conv.-Lexicon  der  neuesten  Zeit  etc.,  Bd.  IV.  S.  699  ff. 
J)  BtisfieU:  kaiserl.  Privilegium  v.  1471  für  Errichtung  einer  juristischen  hoben 
Schule  zu  Lüneburg.  Giovahwi  Germania  prineeps  (edit.  »752),  729.  Ein 
ähnliches,  für  die  bis  1794  bestandene  CarUHoheSckuh  zu  Stuttgart.  Errich- 
tung einer  Rechtsschule  zu  Wetzlar,  mit  der  Befugnifs,  die  juristischen  aka- 
demischen Würden  zu  ertheilen.  Cboke's  u.  J auf's  Germanien,  Bd.  II,  S.  148  ft 

g)  Vergl.  oben  §.  »14  u.  Schxidejustel  a.  a.  O.  IL  188  ff.  Mosta  a.  a.  O. 
58.  ff.  —  Von  dem  ehemaligen  Pennalismus  auf  Universitäten.  Mosxn  von 
Reichstagsgeschäften,  1471.  Ebendess.  nachbarl.  Staatsr. ,  398  C.  Schöttoäh's 
Historie  des  Pennalwesens.  Dresd.  u.  Leipz.  1747.  8.  C.  Mksm's  götting. 
akadem.  Annalen ,  Bd.  I  (Hannov.  1804.  8.),  Num.  DX  Gbrstlacbul's  Handb. 
der  Reichsgesetze,  IX.  1184.  —  Von  Vollziehung  des  Reichsgutachtens  v.  14.  Jun. 
1793,  wegen  der  StudentenOrden ,  s.  Hzirm's  Archiv  für  die  neueste  Rirchen- 
geschichte,  Bd.  IH,  S-  226  ff.  v.  Bijtow's  Annalen,  1793,  Heft  I,  S.  01 ;  Heft  ü, 

5.  i53.  —  In  den  Jahren  i8i7  und  1818  bildete  sich,  unter  dem  Namen 
Burschenschaft i  eine  Verbrüderung  von  Studierenden,  welche  sich  über  die 
meisten  teutschen  Universitäten  verbreitete.  Einzelne  Regierungen  trafen 
Maasrcgcln,  theils  zu  Beschränkung,  tbcils  zu  Unterdrückung  derselben. 
Preußische  CabinetOrdre ,  betr.  die  Bestrafung  aller  geheimen,  besonders  der 
burschcnschaftlicben  Verbindungen  auf  preufs.  Universitäten,  v.  21.  Mai  1824 ; 
in  der  Gesetzsamml.  1814,  St.  n.  Amtlische  Belehrung  über  den  Geist  und 
das  Wesen  der  Burschenschaft,  aus  den  Untersuchung» Acten  gezogen  und 
zunächst  zur  Verwarnung  für  alle  Studierende  auf  den  R.  Preussischen  Uni- 
versitäten bestimmt.  Halle  1814.  4-  (Steht  auch  in  Zeitungen,  z.  B.  in  dem 
Hamburg,  unpart.  Corresp.  i8?4*  Num.  177  u.  f.,  auch  in  der  Frankf.  OPA. 
Zeitung,  N.  3i4 — 3i6,  u.  a.)  Darlegung  der  Hauptrcsultate  aus  den  wegen  der 
revolutionären  Complotte  der  neuern  Zeit  in  Deutschland  geführten  Unter- 
suchungen. Frankfurt  (in  der  BundesPräsidialDruckerei )  1839.  4. 

h)  Provisorischer  Beschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.  V.  wider  Ungebühr  auf 
Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  20.  Sept.  1819,  §.  220,  in  Hlvbbb'r  Quellen- 
sammlung, S.  282  ff.  Erneuerung  dieses  Beschlusses  und  Niedersetzung  einer 
BundestagsCommission,  wegen  der  Erörterung  der  Gebrechen  des  gesammten 
Schul-,  Unterricht-  u.  Erziehungswesen  u.  der  Maasregeln  dawider,  in  dem 
Beschlufs  der  B.V.  v.  16.  Aug.  1824,  in  d.  Protoc.  §.  i3i,  in  Hlvbkb's  Quellen- 
Sammlung,  S.  3»i.  —  Auf  Veranlassung  der  grofsherzogl.  u.  herzogt,  sächs. 
Häuser  (Protoc.  v.  1819,  §.  46»  S.  i4?)  ernannte  die  B.V. ,  in  dem  Protoc.  v- 

6.  Mai  1819,  $-  79,  eine  Comnu'ssion  zu  Vorbereitung  der  wegen  der  Universitäten 
zu  treffenden  Maasregeln.  Hierauf  erfolgte  ein  loco  dictaturae  zu  der  Conferens 
v.  27.  Aug.  1819  (S.  565  der  Orig.Ausg.)  gedruckter  Bericht  des  hannöveriseben 


Digitized  by  Google 


Erziehungs-  und  UnterrichtRegal.  757 


Gesandten,  an  die  Commission  für  die  UniversitätAngelegenheiten.  Ein  Besch Infs 
der  B.V.  vom  i3.  Nov.  i834  enthält  gemeinsame  Maasrcgcln  der  in  dem  Bunde 
vereinigten  Regierungen,  in  Absicht  auf  die  Universitäten  und  andere  öffentliche 
sowohl  als  auch  Privat-,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten.  Ein  Bescblufs  der 
B.V.  vom  it.  Sept.  i834  verbot  das  Studiren  auf  den  Universitäten  Bern  und 
Zürich.  Grofsh.  Bad.  Verordnung  v.  6.  u.  i3.  Sept.  i83i,  die  Beorganisation 
der  Universität  Freiburg  betr. 

§♦  S02.  (4,6.) 

Akademische  Privilegien  und  Wurden.   Rechte  der  Graduirten, 

Nur  zu  Ertheilung  der  akademischen  Würden,  und  zu  Ausübung  ge- 
wisser accessorischen  Rechte  mancher  Universitäten,  z.  B.  der  Comitiv,  be- 
durfte es,  in  dem  teutschen  Reich,  der  kaiserlichen  Auctorität  <*).  Zu 
dem  Ende  verschaffte  ein  Landesherr,  bei  Errichtung  einer  Universität, 
sich  ein  kaiserliches  akademisches  Privilegium  Päpstliche 
Bestätigung  ward,  wenigstens  bei  protestantischen  Universitäten,  nicht  mehr 
erfordert  c).  Seit  Auflosung  der  teutschen  Reichsverfassung,  können 
akademische  Privilegien  nur  von  dem  inländischen  Staatsoberhaupt  ertheilt 
werden  ff).  II)  Die  akademischen  Würden,  der  Grad  eines  Doctors, 
Licentiaten,  Baccalaureus,  Magisters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehehin  aus 
der  Reichscanzlei  zum  Theil  auch,  doch  mit  geringerem  Erfolg, 
von  kaiserlichen  Hofpfalzgrafen/)  erlangt  werden,  sie  wurden  aber 
meist,  und  werden,  seit  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung,  aus- 
schliefsend  von  Universität Fac ultäten,  unter  landesherrlicher  Auctorität, 
ertheilt  wobei  die  gehörigen  Prüfungen  und  Förmlichkeiten  gewissen- 
haft zu  beobachten  sind.  Ehren  Diplome  (Bullen,  namentlich  Jubel- 
Doctorate),  sollten  nur  bei  notorischer,  ganz  besonderer  Würdigkeit,  und 
nicht  ohne  Anfrage  bei  der  Regierung,  ertheilt  werden  A).  DJ)  Die  Rechte 
und  Vorzüge  der  Graduirten,  sind  in  Staatsgesetzen  oder  Herkommen 
gegründet  *);  z,  B.  der  höhere  Gerichtstand,  die  Fähigkeit  zu  Beisitzer- 
stellen in  höheren  LandesJustizCollegien  und  Uni versitätsFacu (täten,  zu  der 
Advocatur  und  Procuratur,  zu  gewissen  Kirchenpfründen,  u.  d. 

a)  Schriften  in  Püttbb's  Lit.,  UI.,  589.  Blvbkr's  Lit.,  448  f.  Moser  von  kaiscrl. 
Begierungsr. ,  266.  569.  v.  Gnadcns. ,  29.  v.  Polizei«. ,  53.  Rechtsmaterien ,  VT. 
3o6.  J.  G.  Göz,  geographia  aeademica.  Norimb.  1789.  8.  Verseichnifs  der 
Universitäten  und  gelehrten  Gesellschaften,  in  Püttbr's  Lit.,  L  55.  Stbw 
et  Jugleb,  bibl.  hist.  lit.  selecta,  OL  1906  —  2075,  und  J.  F.  Koschbb,  Suppl. 
ad  bibL  Üter.  Struvio  -  Juglerian.  Fase.  I.  292  —  322.  Mecsel's  Statistik, 
Gap.  U,  VI,  n.  6.  J.  D.  Schutbe's  Literaturgeschichte  der  sämmtlichen 
Schulen  und  Bildungsanstaltcn  im  teutschen  Beiche.    Weissenfeis  1804.  8. 

*)  Jxbcow  v.  d.  Regalien,  141.  201.  —  I)  Alter  der  haiserl.  Privilegiorum 
aeademicorum.  II)  Streit:  ob  die  Reichsvicarien  su  deren  Ertheilung  befugt 
gewesen  seyen?  Mosbb's  Staatsr..  VBX  5o.  Leodebhosk's  kleine  Schriften, 
HL  154.  HI)  Ertheilung  der  akademischen  Würden  bu  Marburg  von  1527  bis 
184t ,  ehe  noch  ein  kaiserl.  Privilegium  erlangt  war.  Ledderhose  a.  a.  O. 
UI. 

i53.     IV)  Schweden  erhielt  ein  Privilegium  acad.  in  dem  Instr.  Pac. 
<W>r.,  X.  i3. 

L  Aufl.  47 
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c)  Dafs  selbst  bei  katholischen  Universitäten,  päpstliche  Bestätigung  nicht  nitt- 

not h wendig  sev,  wie  das  Beispiel  von  Salzburg  (i6«2  —  \(nb)  und  von  B»n 
(1781—1-94)  lehre,  behauptet  C.  Gäbtseb  pr.  de  jure  summi  pontifiris  i& 
erectionc  academiarum.  Germ,  ratholirarum  (Salisb.  179a. ),  §.  3  —  9. 

d)  K.  preufs.  CabinetOrdre  v.    18.  Oct.  1818,   betr.  die  Errichtung  der 
versität  Bonn. 

*)  ReichshofcanzlciTäxordn.  v.  1639,  bei  Gebstlacotb  ,  VL  773.  —  Auch  Ors&rn. 
halle  ein  kais.  Pmilcgium  auf  Ertheilung  der  akad.  Würden.  Itteb  de  gradl 
acad..  XIV.  5. 

/)  Bei  dein  R.  Kammergericht,  wurden  die  pfalzgräflichen  RullenDoctoren  zu  Bei 
sitze teilen  nicht  zugelassen.  Wegen  der  akademischen  so  genannten  Jmbt' 
Doctonn%  war  es  zweifelhaft.    Balevabn's  Beiträge,  58. 

g)  Dafs  Inländer  nur  auf  der  Landest niversilät  akademische  Würden  annehmen 
dürfen,  bestimmen:  e.  warte mb.  Deeret  v.  5.  Dcc.  1806;  e.  kurhe*äischc  VeronJa 
v.  9.  Jun.  i8i5,  in  d.  NatioualZeitung  der  Deutschen  i8i5,  St.  29;  e.  östrein. 
Deeret  *.  9.  Dec.  1819,  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn..  Bd.  4-,  S.  -78. 

A)  Oestrich.  Deeret  v.  37.  Dcc.  1819,  dafs  bei  keiner  Facultät  weder  SachsirHt 
in  Ansehung  der  strengen  Prüfungen  Statt  haben,  noch  ein  EhrenDiplom  ohne 
höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe,  und  zwar  EhrcnDipIome  i.ur 
an  solche,  denen  vermöge  ihres  Postens  der  DoctorGrad  cinigenuasen  nothig. 
u.  üenen  mau  dessen  Erwerbung  auf  dem  gewöhnlichen  Weg  nic  ht  wohl  mehr 
zuinuthcn  kann;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  4^,  S  461. 

1)  Vergl.  von  ehemaligen  Reichsgesetzen,  die  K.  G.  0.  v.  1495.  I.  1.  Conrept  der 
K.  G.  O.,  L  1.  3.  1.  P.  O.  V.  17.  Baxemabn's  Beiträge,  S.  42.  49.  58.  PreuXt. 
Procefsordn. ,  L  2.  74.  —  Schriften  in  Püttebs  Lit.,  III.  322,  und  Klvbem's 
Lit. ,  197.  Hom»ei,  obs.  99.  618.  Ebendcss.  Litteratura  juris,  211 — 178.  F.  E. 
Vogt  or.  de  nobilitate  doctorum.  Kilon.  1733.  (Joh.  rrhr.  v.  Hob»)  Die 
Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reichsrechten.  Wien  1-791.  8.  Cvbsb  ra 
Saibtb  -  Palaye's  Ritterwesen  des  Mittelalters,  mit  Klübeb's  Aiunerk.,  L  166. 
II.  184.  3 18  — 326.  —  Von  den  ehemaligen  Rittern  der  Rechte,  cbevaliers  es 
lois,  ebenda*.  —  Von  dem  so  genannten  personlichen  Adel  der  Graduirten,  ini- 
besondere der  Doctoren  der  Rechte,  s.  Hommel  a.  a.  O.  Selchow  elem.  juris 
germ.  priv.,  §.  240. 


§.    303.  (417..) 

BücherReqal    Censur-,  Schreib-,  /Vew-,  Hede-  und  Lesefreiheil. 

Polizei. 


Dem  Staatsoberhaupt  steht  das  Bücher  Regal  «)  zu:  I)  das  Hecht, 
Kunst-  und  Buchhandlungen,  Buch-  und  Steind ruckerei en 
und  Bücher  zu  pririlegiren  $  II)  das  Recht  der  Bücher-  und  Lese- 
Censur  <*);  ni)  die  Bestimmung  der  Schreib-  und  Druck-  oder  Prefs- 
freiheit  der  Befugnifs  zu  öffentlicher  Gedanken-  und  Notizen Mitthei- 
lung, mit  Hülle  der  Buchdrucherkunst  oder  jedes  andern  Publicatioav 
Mittels,  der  Freizügigkeit  des  Geistes,  unter  genauer  Bezeichnung  and  ge- 
setzmäsiger  Strafbarkeit  des  beleidigenden  Mifsbrauchs,  als  eines  Eingriff» 
io  fremdes  Rechtsgebiet,  des  Staates  oder  der  Einzelnen  gleich  dem 
Mifsbrauch  der  Red^f  reih  ei  t;  auch  IV)  die  Bestimmung  der  F, esef rei- 
he it;  unterschieden  von  Rede-,  Schreib-  und  I'refsfreiheit;  V)  die  literä- 
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rische  Polizei  überhaupt,  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung/)  und  Ge- 
richtbarkeit  in  Bücherlichen. 

a)  Pütter's  Lit.,  III.  693.  Klüber's  Lit.,  453.  (Roche'«)  Materialien  zu  einer 
Geschichte  des  Buchhandels  (Lp*.  1795),  S.  52.  56.  90.  C.  G.  Bössig's  Recht 
des  Buchhandels.  Leipz.  1804.  8.  •  Moser  von  Polizeisachen.  64.  259.  — 
Oistreich.  Decrete  v.  10.  Dec.  1816  u.  v.  »2.  Mai  1818,  betr.  die  Verleihung  u. 
Ausüb.  der  Strindruclerei  u.  Papierographie  j  in  den  Polit.  Gesetzen  u.  Verordn. 
Franz  I.,  Bd.  44,  S.  4^7;  Bd.  46,  S.  i55.  Desgleichen  v.  »2.  Sept.  1819,  eben- 
das.  Bd.  47  *  S.  3a-. 

i)  G.  F.  Dkikmx  diss.  obserrationes  juris  misccllae,  cap.  3.  de  regali  jure  eri- 
gendi  typographias.  (  Madeb's  reichsrittersch.  Magazin.  Vül.  664. )  v.  Roths 
Staatsr.  d.  R.  Lande,  II.  i35.   Scbeioebastfi.  a.  a.  O.  If.  195. 

c)  Moser  von  Polizeisachen ,  64.  Van  Swtetes's  Grundregeln  für  die  Bücber- 
censur;  in  Scblözer's  Briefwechsel,  Heft  58,  S.  222  ff.  u.  in  d.  Polit.  Journal, 
1781,  Bd.  I,  43-  ff.  —  Beispiel  einer  Ccnsur,  bei  den  Mcmoires  d'Olivier  de 
la  Mark,  schon  unter  Philipp  f.,  König  v.  Castilien  (f  i5o6);  Th^mis  francaisc, 
T.  X,  p.  i5o.  —  In  Oestreiek  mufs  jede  Handschrift  zweifach  der  CcnsurBc- 
hörde  übergeben  werden;  nach  Erthcilung  des  Imprimatur  behält  dieselbe  das 
Duplicat. 

d)  Möglichst  genau  bestimmende,  den  rechten  Gebrauch  nicht  beschränkende, 
Gesetze  sind  nöthig,  nicht  nur  für  Bestrafung  der  durch  Missbrauch  der  Press- 
freiheit begangenen  Vergehen  und  Verbrechen,  sondern  auch  für  Verjährung*- 
und  Entseheidungsweisc.  —  Haut.  Antheologie,  S.  i5i.  Dav.  Hübe  über  Prefs- 
freiheit;  in  dessen  Politischen  Versuchen,  aus  d.  Engl.  (Königsb.  1800.  8.), 
S.  «5?  —  »63.     BLACR8To?iE's  commentaries  of  the  Laws  of  England,  IV,  fl. 

Gebtz,  berliner  Monatsschrift,  II.  3 12.   K.  G.  Gbos  Lehrb.  des  Tatunrechts, 
§.  336.   Lois  de  la  presse  en  i836,  ou  Legislation  actuelle  sur  Vimprimcrie  et  la 
librairie  et  sur  les  delits  et  contraventions  comtnis  par  toutes  les  voies  de  pub- 
lications ;  par  Mr.  Pabawt,  avocat-general  a  la  cour  royale  de  Cassation.  Paris, 
che«  Didot,  i836.  8.     J.  E.  Gruners  Cremutius  Codrus  (Tacit.  annal.  IV. 
34.  35),  oder  über  die  Bücherverbote.  Leipz.  1798.  8.  J.  F.  E.  Lötz  über  den 
Begriff  der  Polizei,  168  ff.    J.  Tb.  Zaüser  über  anonymische  Schriften.  Salzb. 
!T94.    Hlüber's  kl.  jur.  Bibl.,  XXVI.  245.    Ein  Wink  über  die  Mißbrauche 
der  Pref««freihcit.    Germanien  1800.  8.    C.  G.  Hössig  über  die  Aufklärung,  zu 
Bestimmung  der  Grundsätze  über  die  Censur-  und  PrefsPolizei.    Leipz.  1799. 
8.      Gr.        Wisdiscbohatz   Betrachtungen    über    verschiedene  Gegenstände 
(  Nürnb.  1787),  S.  46.  123.    De  la  liberte  de  la  presse  sous  un  gouvernement 
monarehique;  par  Mr.  Barbet  (Ohne  Jahrzahl)  8.  s.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1812. 
E.  B- ,  N.  100.   De  la  liberte  de  la  presse  ;  par  Bewj.  Cobstant.  Paris  1814.  8. 
Quelques  idees  sur  la  liberte  de  la  presse;  par  F.  Gitizot.    Paris  i8i4>  8. 
C.  F.  W.  Gräteli  über  Prefsfreiheit  u.  Volksgeist.  Berl.  i8»5.  8.  l>ber  Prefs- 
freiheit.  Halbcrst.  i8i5-  8.    A.  J.  Steigerts  Ansichten  des  BücherCensurwesens 
und  der  Prefsfreiheit.  Landshut  i8i5.  8.  F.  Brebdel's  Betracht,  über  d.  Werth 
der  Prefsfreiheit.  Bamb  1818.  8.   Leber  Prefsfreiheit  j  in  d.  schweizer  Musäum 
1816.    Ueber  Preftfreihcit.  Frankf.  1816.  8.    W.  T.  Krug's  Entwurf  zu  e. 
allgem.  Geseizg.  über  die  Prefsfreiheit  in  Deutschi.  Leipz.  1816.  8.  Steht 
auch  in  A.  Müixer's  deutschen  Staatsanzeigen,  Bd.  I,  S.  3oi — 327»  wo  zu 
gleich   (S.  482  —  5io)    Gegenbemerkungen.      Aehnliche    Entwürfe,   in  der 
Jenaischen  Allg.  Lit.  Zeit.  1817,  Kum.  3  u.  4 ,  u.  in  Lides's  Nemesis,  Bd.  XIL 
(1818),  Num.  VI;  man  s.  auch  ebendas.  Bd.  H,  St.  2,  Num.  4,  St  3,  Num.  3, 
Bd.  VIR,  St.  2,  Num.  10.    S.  Ascbrr's  Idee  einer  Prefsfreiheit-  u.  Censur- 
Ordnung.  Leipz.  1818.  8.    Vertheidigungsschrift  des  brüsseler  Mercurc  sur- 
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vcillant  (e.  polit  Zeitung);  aus  d.  Franz.  Berlin  1817.  8.    Behelligungen  vor 
dem  wiener  Congrcfs  (  1814.  8.),  S.  20  ff.~  Beszmtbbrgs  Abb.  in  d.  Hamb, 
deutschen  Beobachter,  v.  10.  Jan.  1818.   J.  P.  Behfuhs  Antwort  eines  Rhein- 
Preusscn  auf  Jvt.  v.  Voss  Sendsehreiben  (Bonn  1818.  8.),  S.  35  ff.  Verband 
lungen  in  der  zweiten  Kammer  der  baicrischen  Stände  Versammlung  v.  1819, 
u.  der  badischen  v.  1819.  Ludw.  Howhakv's  Censur-  u.  Prefsfreihcit,  historisch 
u!  philosophisch  bearbeitet    Berlin,  Th.  I,  1819.  8.    Kmjsitz  Encyclopädie, 
Tb.  117 ,  S.  a83  —  3«4,  ^tX-  Prefsfreihcit,  gröfstentheils  von  Theod.  Hwssrcv 
KealEncyclopädie  oder  ConvcrsationsLcxicon,  voc.  Prefsfreihcit,  Prefsgesctze. 
Preisgerichte,  Prefsvcrgehen.    Von  der  Prefsfreihcit  in  England  u.  von  der 
dortigen   Verfabrungsweise   bei   Klagen   über   Prefevergcben,    s.   Cottc  de 
Tadministration  de  la  justice  criminelle  en  Angleterre,  et  de  l'esprit  du  gou- 
vernement  anglais  (Paris  182a.  8.),  p.  199—  117.    J-  L.  de  Lolxe,  die  Ver- 
fassung von  England-  In  das  Teutsche  übersetzt,  mit  Vorrede  von  F.  C  Darx- 
mahn  (Altona  1819.  8.),  S.  269-283.    Loi  de  la  presse  en  Portugal,  de  i&O. 
avec  des  obserraüons  de  M.  Pinbeiro  -  Ferreira ;  dans  la  «Bevue  etrangere  de 
legislation  et  d'economie  politique»,  publice  a  Paris  par  M.  Fosux,  »835,  mar*, 
num.  5,  p.  367—265.    Des  crimes  de  la  Presse  considcVes  commc  generateurs 
de  tous  les  autres.  Paris  182$.  8.    Casimir  PrTrran's  Vcrtheidigung  der  Prefs- 
freihcit, in  der  schweizer  Tagsatzung  von  1829;  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1 5.  Sept. 
1829,  ausserord.  Beilage  89.   C.  Th.  Welcher,  die  vollkommene  u.  ganze  Preft- 
freiheit,  nach  ihrer  sittlichen,  rechtlichen  u.  politischen  Notwendigkeit  u.  ihrer 
Uebereinstimmung  mit  teutsebem  Fiirstenwort,  und  nach  ihrer  völligen  Zeitge- 
mäfsheit  dargestellt,  in  ehrerbietigster  Petition  an  die  hohe  Bundesversammlung. 
Freib.  i83o.  8.    Uebcr  Prefsfreihcit  und  Büchercensur ,  vom  Grafen  Jos.  t. 
Dessewfft.    Aus  d.  Ungar,  übers,  von  C.  F.    Lcipz.  i83i.    Plexus  über  die 
Principien  der  PrefsfreiheitsGesetzgebung.  Heidelb.  i833.  8.    Wohlfahrt  über 
Gensur  und  Prefsgesctzgebung.  Kudolstadt  i835.  8. 

e)  Näheres  bievon  in  dem  nächstfolgenden  §. 

f)  BuchdruckerOrdnungen  enthält:  Die  so  nöthige  als  nützliche  Bucbdruckerkunst, 
mit  J.  E.  Kaffe's  Vorrede  (Leipz.  1740—1745.  4  )»  Tb.  H,  S.  a*5  —  3a$.  - 
Censur  Verordnungen,  oft  nach  sehr  verschiedenen  und  wechselnden  Grundsätzen, 
und  mit  kürzerer  oder  längerer  Dauer,  sind  in  dem  Lauf  der  Zeit  in  vielen 
Staaten  erschienen.  K-  Joseph's  II.  CensurVerordn.  v.  n.Jun.  1781.  Btuerisekt 
Verordnungen,  die  polit.  Zeitschriften  betr.,  v.  6.  Sept  1799  u.  i7-  Febr. 
1806.  Baterische  Verordn.,  die  Censur-,  Prefs-  und  Buchhandelsfreiheit  betr., 
v.  i3.  Jun.  i8o3.  Baier.  Edict  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des  Buchhandel*, 
v.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  3  zu  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  u.  Verordn.  dazu  vom 
28.  Jan.  u.  12.  Juni  i83i,  betr.  die  Censur  der  von  innerer  Politik  und  Statistik 
handelnden  Artikel  u.  Aufsätze  in  Zeitungen  und  periodischen  Schriften;  auch 
e.  Verordn.  v.  Nov.  1823.  BaducJ*e  BüchercensurOrdnung  v.  19.  Dec.  180I 
Carlsr.  1804.  8.  Königl.  sacht.  Censur-  u.  BücberEdict  v.  10.  Aug.  1812,  in  <L 
Rhein.  Bund,  LXHL  404 }  aufgehoben  durch  Verordn.  v.  i5.  Sept.  i8i5.  KönigL 
sächs.  Bekanntmachung  v.  27.  Mai  i83i  wegen  der  Censur  der  in  periodischen 
Blättern  aufzunehmenden  Aufsätze  und  Aeusserungen,  die  gegen  klare,  zur 
öffentlichen  Kunde  gelangte  Vorschriften  der  Bundesbeschlüssc  gerichtet  sind. 
Frankf.  OPAZ.  v.  9.  Juni  i83i.  GH.  Sachsen-fr^eimar-EisetiuchiscIie  Verordnung 
v.  2i.  Apr,  i832,  betr.  die  Schärfung  der  Censur  politischer  Tagblätter  und 
Flugschriften,  auch  in  Hinsicht  auf  innere  Landesverhältnisse;  in  der  Allgem. 
Zeit.  v.  8.  Mai  i832.  Nassauische  Verordn.  v.  4.  u.  5.  Mai  18 14,  den  Buchhandel, 
Nachdruck  u.  die  Prefsfreiheit  betr.,  in  Bauer's  allgein-  StaatsCorrcspondenx, 
Bd.  I.  Num  16.  (Dawider  s.  Allgem.  Anzeiger  d.  Deutschen,  i8i4>  Num.  210.).  - 
Preussüche  Verordnungen  v.  18.  Oct  1819,  28.  Dec.  1824  u.  6.  Aug.  1837.  Letztere 
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verpönt  das  Andeuten  von  CensurLucken.  Merkwürdig  für  Prefsfreibeit,  ist 
die  Vcrordn.  für  die  vereinigten  Niederlande ,  nachher  auch  für  das  Grofshcr- 
Eogthum  Luxemburg,  eine  wahre  Haheax  •  animam  •  AvU  —  datirt  Brüssel  den 
22.  Sept.  1814,  in  d.  Allgcm.  Zeitung,  1814,  Num.  »98;  und  deren  Modiücation, 
in  Beziehung  auf  auswärtige  Machte«  v.  20.  Sept.  1816,  in  dem  Journal  de 
Francfort,  1816,  n°  277.  Desgl.  die  k.  würiemb.  Verordn.  über  die  Prefsfreibeit, 
v.  3o.  Jan.  1817;  in  Klübeh's  Staatsarchiv,  Bd.  tl,  Heft  7,  u.  in  den  Constitu- 
tionen der  europ.  Staaten,  Tb.  HI,  S.  i63.  Ein  königl.  sücfu.  Mandat  v.  i83o. 
(in  d.  GcscUsamml.,  Num.  3q)  erstreckt  die  Censur  auf  SchriftLithographie.  — 
Vergl.  auch  königl.  französ.  Vcrordn.  über  die  Prefsfreibeit,  v.  2\.  Ott.  1814. 
Laisas  u.  Anderer  Berichte  darüber  an  die  Kammer  der  Deputirlen,  in  d. 
Moniteur  v.  3.  Aug.  1814,  n.  ai5.  Journal  de  Francfort,  1814,  n°  1^2,  219  u. 
229.  Aufhebung  dieser  Vcrordn.  im  Jul.  i8i5,  Journal  de  Francfort,  i8i5,  n° 
212;  1816,  n°  35i.  Erörterungen  in  der  DeputirtenKammer ,  im  Pec.  1817,  u. 
im  Jan.  bis  April  1822.  Rede  des  Fürsten  Tallktbasd  für  die  Pref&freihcit,  iu 
der  Sitzung  der  PairKammer  v.  26.  Febr.  1822 ;  in  dem  Journal  de  Francfort 
du  7  mars  1822,  n°  66.   Badische  Verordn.  v.  8.  Aug.  i834,  u.  3.  Jan.  1840. 

§.  504.  (4i7b.) 

Denkfreiheit.    Werth,  Grenze  und  Gesichtpuncte  der  Oeffentlichkeit 
der  Schrift  und  Presse.    Bücher  Censur.  Rede-,  Schreib-  und  Press- 
freiheit.   Wirksamkeit  der  B.  V.  und  Bescldusse  derselben  in  Be- 
ziehung auf  Pressfreilieit' 

I)  Die  Denkfreiheit  ist,  ihrer  Natur  nach,  oberherrlicher  Bestim- 
mung,  nur  so  weit  erreichbar,    als   der  Gedanke  äusseriieh  erscheint, 
das  heifst,  in  Bede  oder  Handlung  erkennbar  gemacht  wird.    11)  Ver- 
nünftige Oeffentlichkeit  (Publicität) ,  das  Recht  zu  freiem  Gebrauch 
der  Schrift  und  Presse,  dieser  künstlichen  Sprache  in  die  Nähe,  Ferne 
und  Zukunft  hin,  unter  der  Verpflichtung,  solche  vor  dem  Richter  zu  ver- 
antworten, ist  ein  rechtliches  Gemeingut  der  gebildeten  Menschheit.  Sie 
ist  ein  Bedürfnifs  aller  gebildeten  Nationen,  unter  jeder  Staatsform,  gebo- 
ten von  der  Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit,  empfohlen  von  der  Politik. 
Sie  ist  eine  grofse  moralische  Kraft,  ein  Schirmdach,  unter  welchem  sich 
der  Nationalgeist  entwickelt,  und  jede  Art  nützlicher  Aulhlärung  und  Mit- 
theilung sich  verbreitet;  in  constitutionellen  Staaten  ein  wesentlicher  Be- 
standteil der  Verfassung,  als  Wächter  derselben,  der  bürgerlichen  Frei- 
heit und  des  allgemeinen  Rechtszustandes,  überhaupt  aber  für  jede  Staats- 
regierung ein  wichtiges  Mittel,  die  Volkstimme  und  die  Urtheiie  der  Ver- 
ständigen im  Volk  zu  vernehmen,  Gebrechen  der  Staatsverwaltung  zu  er- 
fahren, Staatsgebrechen  und  gerechten  Beschwerden  vorzubeugen  und  ab- 
zuhelfen, nothwendiges  oder  nützliches  Besseres  einzuführen.    In  so  fern 
ist  Prefsfreibeit  eines  der  sichcisten  Verwahrungsmiltel,  gegen  Aufstand, 
Aufruhr  und  Umwälzung  der  Staatsordnung.    Ihre  Vortheile  überwiegen 
weit  den  möglichen  Mifsbrauch.    Unterdrückung  oder  zu  grosse  Beschrän- 
kung derselben,  namentlich  mittelst  der  Censur,  kann  heut  zu  Tage  ohne 
Nachtheil  oder  Gefahr  für  den  Staat  nicht  Statt  haben,  und  laut  der  Er- 
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f'ahrung  wird  dadurch  dem  Mifsbrauch  der  Presse  nicht  gewehrt,  eher  dazu 
gereizt.  Ein  altes  Sprichwort  sagt:  wir  thun  was  wir  sollen,  und  sprechen 
was  wir  wollen.    Ungeschliffenheir,  Böswilligkeit,  Str.ifwürdigkeit  etlicher 
Wenigen,  sind  kein  zureichender  Grund,  wider  die  Gesamratheit  der  Staats- 
bürger besondere  Censur,  Strenge  und  Prefszwang  anzuordnen,  und  wegen 
der  möglichen  Ungebühr  Weniger  die  ganze  Nation  mit  einem  literarischen 
Interdict  zu  belegen.    Dem  Mifsbrauch  ist  Alles  ausgesetzt,  selbst  die  Ver- 
nunft und  die  Religion,  auch  die  Staatsgewalt.    So  lang  man  den  Gebrauch 
des  Feuers  und  Eisens  nicht  beschränkt  oder  verbietet,  'damit  sie  nicht  zu 
Brandstiftung  und  Mord  dienen,  so  lang  man  die  Weinberge  nicht  aus- 
rottet, damit  Niemand  in  Wein  sich  berausche,  wird  unter  gebildeten  Na- 
tionen die  öffentliche  Meinung  über  Prefsfreiheit,  des  möglichen  Mifsbrauchs 
wegen,  nie  ein  Vcrdainmungsurtheil  aussprechen  «).    Ihr  Verhütungs-,  Heil- 
und  resserungsmittel   (preservatif  et  correctif)   trägt  die  Prefsfreiheit  io 
sich  selbst,  durch  die  Freiheit  der  Rede  und  Gegenrede,  und  durch  den 
gesetzmäsigen  Rechtschutz  des  Richters  wider  die  Frevler.    III)  In  mehre- 
ren Staaten,  ward  daher,  zu  verschiedener  Zeit,  die  Bücher  Censu  i  ab- 
geschafft *)i  als  in  der  Regel  mehr  schädlich  denn  nutzlich  O-  Mit 
Anerkennung   vernunftgemäser,    gesetzlichfreier    Gcdankenäusserung,  der 
Rede-,  Schreib-  Bücher-  und  Prefsfreiheit,  als  eines  natürlichen 
Rechtes  der  Vernunft,  ward  gestattet,  auf  geziemende  Art  alles  Gute  was 
nicht  geschieht,  und  alles  Böse  was  geschieht,  öffentlich  zu  sagen.  Da- 
gegen macht  man,  als  Schutzmaasregel  wider  den  Mifsbrauch  der  Prefs- 
freiheit, mit  Recht  den  Schriftsteller,  in  gewisser  Art  auch  den  Buch- 
händler und  Buchdrucker,  gesetzmäsig  verantwortlich,  wegen 
Verletzung  der  Rechte  des  Staates,  des  regierenden  Subjectes,  und  der  Pri- 
vatpersonen.   IV)  In  Hinsicht  auf  das  Verhalten  der  Einzelnen  und  die 
Wirksamkeit  der  verschiedenen  Staatsbehörden,  ist  dieser  wichtige  Gegen- 
stand bei  der  Gesetzgebung  aus  einem  zweifachen  Gesichtpunct  zu  betrach- 
ten, nach  Rechtspflege  und  nach  Polizeipflege.    Auch  können  aus- 
nahmsweise, bei  revolutionären  Bewegungen,  provisorische  und  vorüber- 
gehende oberpolizeiliche  Maasregcln  und  gesetzliche  Bestimmungen  nöthi^ 
werden.    V)  Die  Bundes  Acte,  Art  18,  macht  der  Bundesversammlung 
zur  Pflicht,  bei  ihrer  ersten  Versammlung  mit  Abfassung  gleichförmiger 
Verfügungen  über  Prefsfreiheit  sich  zu  beschäftigen;  sie  zählt  die 
Prefsfreiheit  ausdrücklich  zu  den  «Rechten»,  welche  die  verbündeten  Für- 
sten und  freien  Städte  übereingekommen  sind,  den  Unterthanen  der  Bundes- 
staaten zuzusichern.    Zu  dem  Ende  liefs,  im  Jahr  1818,  die  B.  V.  sich 
in  einem  amtlichen  Vortrag ,  eine  «Uebersicht  der  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen über  Prefsfreiheit,  besonders  in  Teutschland»   vorlegen,  und  er- 
nannte sie  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  zu  Erstattung  eines  Gutachtens 
über  möglichst    gleichförmige   Grundsätze  und  Verfügungen    wegen  der 
Prefsfreiheit  in  den  Bundesstaaten  <0;  beides  bis  jetzt  ohne  sichtbaren  Er- 
folg.   VI)  Kurz  vorher  hatte  die  B.  V.  sich  veranlafst  gesehen,  eine  pro- 


Digitized  by  Google 


Erziehungs-  und  UnterrichtRega).  743 


visorische  Verfügung  wider  den  Mifsbrauch  der  Presse  zu  ent- 
werfen, und,  am  20.  September  1819,  deren  aligemeine  Einführung  iu  den 
Bundesstaaten  auf  fünf  Jahre  zu  beichliefsen  *).  Bis  zu  einer  Vereinbarung 
über  ein  definitives  Prefsgesetz,  ward  diese  Verfügung  provisorisch  auf 
unbestimmte  Zeit  erneuert,  durch  einen  Beschlufs  der  Bundesversamm- 
lung vom  16.  August  1824/).  Durch  Beschlufs  vom  10.  November  i83t 
erinnerte  die  B.  V.  an  die  Fortdauer  der  von  den  Bundesgliedern  bis  zur 
Vereinbarung  über  ein  definitives  Prefsgesetz  übernommenen  Verpflichtung 
zur  Aufsicht  über  die  in  ihren  Ländern  erscheinenden  Zeitungen,  Zeit-  u. 
Flugschriften.  Vli)  In  constitutionellen  Bundesstaaten  ist  die  Anwendbar- 
keit der  genannten  provisorischen  Prefs Verfügung  nach  den  älteren  Vor- 
schriften der  LandesGrundverfassung  zu  beurtheilen  fr). 

a)  Pres*-,  Schreib'  und  Redezwang  überhaupt  (politischer,   religiöser,  socialer), 
ist  Beschränkung  der  Freiheit,  Erfahrungen,  Gedanken,  Gesinnungen  und  Ge- 
fühle zu  äussern;  unweise,  so  bald  sie  weiter  geht  als  auf  gesetzmäsige  Ahndung 
des  Missbrauchs.    Gegen  diesen,  besonders  wider  literarische  Aufwiegler ,  sind 
Strafgesetze  noth wendig,  nach  welchen  Jeder,  der  auf  dem  Weg  der  Presse 
frevelt,  dem  Richter  zu  gesetimäsiger  Verfolgung  und  Bestrafung  erreichbar 
wird.    Vergl.  Cicero  Fragm.  üb.  VI.  de  rep.  Casar  de  bello  gall.,  VI.  ?.o, 
Graf  v.  WhdischgbItz  über  Pressfreilieit,  insbesondere  Büchercensur;  in  dessen 
Betrachtungen  über  verschiedene  Gegenstände  (Nürnb.  178'*.  8.),  §.  46— i58. 
—  Grofse,  freie,  geistige  Cultur  der  Staatsgenossen,  ist  von  unschätzbarem 
Werth  für  die  Staatsverbindung.    Ein  unentbehrliches  Mittel  dazu,  ist  vernünf- 
tige Prefs-,  Lese  -  und  Redefreiheit.    Unglückliches  Volk,  das  nur  Geldsäcke, 
Waarcnballcn  und  Schwerter  achtet.    Die  Herrschaft  des  Geistes,  ist  die  höchste 
Gewalt;   Knechtschaft  des  Geistes,  der  unterste  Grad   der  Sclaverei.  Was 
wären  alle  Freiheiten,  wenn  der  Geist  der  Staatsgenossen  bevormundet,  wenn 
er  in  Fesseln  gehalten  wäre  ?    An  der  mehrern  oder  mindern  Beschränkung 
der  Prefsfrciheit,  kann  man  den  Grad  der  Freiheit  erkennen,  welchen  ein  Volk 
geuiefst.    alierrscht  einmal  der  Geist,  dann  sind  Rückschritte  unmöglich.  Eu- 
ropa kann  noch  Zeiten  erleben,  die  nicht  gefallen,  aber  zurücksinken  in  die 
Zeit  der  Barbarei  kann  es  nicht ;  dafür  hat  die  Buchdruckerkunst  gesorgt*.  So 
schrieb,  schon  vierzig  Jahre  vor  der  französischen  Revolution,  Beacxzxls,  in 
Mes  pensees.    Paris  i-53.  —  Dis  Pressjrciheit  soll  ein  wachsamer  Hüter  der 
Rechte  der  Regierung,  des  Volkes,  der  Einzelnen  seyn.    Sie  soll  zu  allen  eine 
onene  und  loyale,  zu  der  Regierung  zugleich  eine  ehrerbietige  Sprache  reden. 
Sic  darf  weder  das  Land,  noch  die  Regierung,  noch  die  guten  Sitten,  noch 
irgend  eine  im  Lande  aufgenommene  oder  geduldete  Religion  befehden  oder 
herabwürdigen.    Sie  darf  Niemand  beleidigen.    Wo  Repräsentant  vVerfassung  be- 
steht, gehört  sie  zu  dem  Wesen  derselben.  —  In  diesem  Sinn  schützten  Fried- 
rieh II.  und  Joseph  II.  die  Prefsfrciheit ,  und  verkündigte  solche  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  von  Preusscn.    In  einer  CabinetOrdre  vom  October  i8o3,  an  das 
berliner  GeneralDirectorium ,  erklärte  Dieser:  dafs  «der  Unterdrückung  der 
Prefsfreibcit  ein  allgemeiner  Nachtheil  immer  auf  den  Fufs  nachfolge».  Eine 
andere,  an  den  Staatsminister  von  Angern  erlassene  preussische  CabinetOrdre, 
vom  20.  Febr.  1804  (erschien  später  in  dem  Hamburg,  unpart  Correspondenten 
1816,  St.  8~),  spricht:  «Eine  anständige  Publicität  ist  der  Regierung  und 
den  Unterthanen  die  sicherste  Bürgschaft  gegen  die  Nachlässigkeit  und  den  bösen 
Willen  der  untergeordneten  Officianten,  und  verdient  auf  alle  Fälle  gefördert 
wud  beschützt  zu  werden».    Aueb  eine  preufi».  CabinetOrdre  v.  8.  Febr.  1804, 
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spricht  in  gleichem  Sinn.  Vergl.  damit  die  preuss.  CabinetOr^res  v.  18.  Sej.i- 
u.  18.  Dcc.  1814.  —  Gustav  ///.,  König  von  Schweden,  erklärte  am  »6.  April 
1774  auf  dem  Rathhause  zu  Stockholm:  «Durch  die  Prcfsfrcibeit  erfahrt  ei* 
König  die  Wahrheit,  die  man  mit  so  vieler  Sorgfalt,  leider  oft  genug  mit  vielem 
Erfolg,  ihm  verbirgt.  Dem  Beamten  verschafft  sie  den  Vortbeil,  verdiente  öf- 
fentliche Anerkennung  und  Lobsprüche  erhalten  zu  können.  Das  Volk  erhall 
den  Trost,  seine  Klagen  anzubringen,  and  oft  überzeugt  zu  werden,  dafc  sie 
ungegründet  sind».  —  Ein  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
von  1789,  bestimmt  (Art.  3),  dafs  nie  ein  Gesetz  solle  gegeben  werden,  «wo- 
durch die  Freiheit  im  Reden,  und  die  Prefsfreiheit,  oder  das  Recht  des  Vol- 
kes, sich  friedlich  zu  versammeln,  und  der  Regierung  Petitionen  wegen  Ab- 
stellung von  Mifsbräuchen  zu  überreichen,  gemindert  würde».  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  Tb.  I,  S.  53.  Die  Verfassungsurkunde  von  Hatti  (St.  Do- 
mingo) vom  1.  Juni  1816,  Art.  26,  bestimmt:  «Niemand  soll  verbindert  wer- 
den, seine  Gedanken  zu  sagen,  niederzuschreiben  und  drucken  zu  lassen.  Die 
Schriften  sollen  vor  ihrer  Erscheinung  keiner  Censur  unterworfen  werden 
Niemand  ist  für  das  durch  den  Druck  bekannt  Gemachte  verantwortlich ,  als  ia 
den  Fällen,  welche  das  Gesetz  vorschreibt». 
b)  Abgeschafft  ward  die  (von  Kaiser  Domitian  und  Papst  Alexander  Fl.  zuerst  ein- 
geführte) Censur,  durch  e.  kurpfalz.  Verordn.  v.  i3.  Jim.  i8o3 ,  u,  ikirrh  d. 
baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.11,  nebst  dem  dasu  gehörenden  Edict 
v.  »6.  Mai  1818,  wo  nur  politische  Zeitungen  u.  periodische  Schriften,  politi- 
schen und  statistischen  Inhalts  der  Censur  unterworfen  werden;  mit  näherer 
Bestimmung  durch  e.  Verordn.  v.  48.  Jan.  i83i;  durch  das  «ttmar-eiseuach. 
Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfafs.,  1816  (zu  vergl.  jedoch  mit  den  spa- 
tem Verordn.  v.  6.  Apr.  1818  u.  6.  Nov.  1819).  Abgeschafft  ist  sie  in  England. 
Dklolme's  Constitution  Englands,  Buch  H,  Cap.  12  u.  14.  Auch  war  sie  es  in 
Dänemark,  Holstein  u.  Schleswig,  nach  einem  Gesetz  vom  i4«  Sept.  1770  bis  tu 
dem  27.  Sept.  1799.  Schxözer's  Staatsanz.,  Heft  64,  S-'  464  In  Frankreich 
ward  sie  abgeschafft  bei  den  polit.  Zeitungen  u.  Journalen,  am  17.  Mai  1819, 
indem  man  das  Erkenntnifs  über  Prcfsvergehen  der  Jury  übertrug;  wieder  ein- 
geführt im  J.  1820;  wieder  aufgehobeu  im  März  1812,  aber  mit  Erricbtur-s 
strenger  Gesetze  gegen  den  Mifsbrauch  der  Presse.  Im  Juli  i83o  wurden  die 
politischen  Blätter  durch  eine  k.  Ordonnanz  einer  Censur  unterworfen;  worauf 
eine  ThronRevolution  folgte,  in  deren  Folge  die  periodische  Presse  wieder  frei 
ward.  Schicksal  der  französisdun  Presse  seit  der  Restauration;  in  der  Allgcin. 
Zeitung  v.  4.  u.  5.  Oct.  i835,  ausserord.  Beil.  398  u.  399.  Loi  Jranraise  du  9 
scpteinbre  »835,  sur  les  crimes,  delits  et  contra ventions  de  la  presse  et  de» 
autres  moyens  de  publication  ;  dans  Ie  Moniteur  universel  du  10  sept.  i835.  Or- 
donnance royal  du  metne  jour ,  relativement  a  l'execution  de  cette  loi ;  ibid. 
Lettre  cireuiaire  du  minislre  de  la  justice  aux  procureurs  g£uereaux,  de  U 
meine  datc,  pour  1c  meme  objet;  ibid.  Nach  obigem  Gesetz  dürfen  auch  keine 
Zeichnungen,  Kupferstiebe,  Steindrucke,  Bilder  oder  Embleme  ohne  vorher  er- 
haltene Erlaubnifs  publielrt,  ausgestellt  werden.  Das  CircularSchreiben  regulirt 
die  Anwendung  des  Prefsgesetzes ;  es  soll  nur  die  Charte  und  den  König  vor 
Angriffen  schützen,  sonst  aber  der  Discussion  vollen  Spielraum  lassen.  Fraakf. 
OPA.  Zeitung  v.  14.  Sept.  i835,  Beilage.  Presse  und  Buchhandel  sind  für  frei  er- 
klärt ,  doch  unter  Befolgung  der  gegen  den  Mifsbrauch  bestehenden  oder  er- 
folgenden Gesetze,  in  der  baier.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  rv,  %.  11,  und  (mit 
Ausnahme  der  politischen  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  politischen  oder 
statistischen  Inhaltes)  in  dem  als  Beilage  Dl  dazu  gehörenden  Edict  über  dk 
Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  v.  a6.  Mai  1818;  desgleichen  in  den- 
würtvmh.  Verfafc-Vertr.  v.  1819,  $.  a8,  u.  in  d.  vtürUmh.  GeseU  über  die  Pref* 
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Freiheit  v.  3o.  Jan.  1817,  in  Pölitz  curop.  Verfassungen,  Bd.  I,  Abth.  I,  S.  373. 
u.  in  der  grofsherzogl.  hessischen ,  1820,  Art.  35.     Die  badische  Verfafs.  Urk. 
1818,  §.  17,  will  Handhabung  der  Prcfsfreihcit,  nach  den  künftigen  Bestimmung, 
der  Bundesversammlung.   In  Folge  dessen  wurde  unter  d.  28.  Der.  i83i  ein  die 
Censur  aufbebendes  Prefsgesetz  erlassen, •  welches  inzwischen  auf  Veranlassung 
eines  Beschlusses  der  B.V.  v.  5.  Juli  i83«  durch  e.  Verordn.  v.  28-  des  näml. 
Monates  »um  Theil  wieder  für  unwirksam  erklärt  ward.    «Ausdrücklich  aner- 
kannt .und  gesetzlich  begründet»  ward  das  Becht  der  Staatsbürger  auf  «Freiheit 
der  Presse»,  in  dem  Sachsen- Weimar.  Grundgesetz  v.  1816,  am  Schlufs.  Die 
kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  37,  verordnet:  «Die  Freiheit  der  Presst  und 
des  Buchhandels,  wird  in  ihrem  vollen  Umfange  Statt  finden.   Es  soll  jedoch 
zuvor  gegen  Prefsvergehen  ein  besonderes  Gesetz  alsbald  erlassen  werden.  Die 
Censur  ist  nur  in  den  durch  die  Bundesgesetze  bestimmten  Fällen  zulässig«. 
Und  %.  39:  «Niemand  kann  wegen  der  freien  Acusserung  blosser  Meinungen  zu 
Verantwortung  gezogen  werden,  den  Fall  eines  Vergehens  oder  einer  Becbts- 
verletzung  ausgenommen*.   In  dem  GH.  Oldenburg1  ward  im  Jan.  i83i  die  Presse 
für  frei  erklärt,  in  Absicht  auf  innere  Angelegenheiten.    Die  Bönigl.  suehs. 
Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  %.  35,  bestimmt:   «Die  Angelegenheiten  der  Presse  und 
des  Buchhandels  werden  durch  ein  Gesetz  geordnet  werden  ;  welches  die  Frei- 
heit derselben,  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  der  Bundesgesetze  und 
der  Sicherung  gegen  Mifsbrauch,  als  Grundsatz  feststellen  wird».   Darauf  folgte 
eine  Verordnung  über  die  Verwaltung  der  Prefspolizei ,  nebst  Instruction  für 
die  Censoren,  v.  11.  Oct.  i836;  in  <L  K.  Sächs.  Gesels-  u.  Verordnungsblatt, 
»836,  St.  20,  S.  178—493.   Die  HohenxollemSigmaringcnsche  Verf.  Urk.  v.  i833, 
§.  ao,  sagt:  «Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  findet  mit  Beobach- 
tung der  gegen  den  Mifsbrauch  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Ge- 
setze Statt».    S.  a.  das  S.  Altenburgische  Grundgesetz  v.  30.  Apr.  i83i.  §.  67. 
—  Von  den  gerechten  Grenzen  der  Censur,  s.  mau  Scblözeh's  Staatsanzeigen, 
Bd.  IV,  S.  25o  u.  4«>«  —  Savotk,  Garantien  der  freien  Presse  im  baierischen 
Rheinkreise.   Zweibrücken  i83i.  8. 

c)  Nutzen  der  Prefsfreiheit  in  England;  s.  v.  Abcbesbolz  England  u.  Italien  (1785), 
Bd.  I,  Th.  1,  S.  9  ff.  4«  f«  —  BunHART  über  die  Censur  politischer  Zeitungen. 
Erlangen  1826.  8.  —  Napolxok's  literarische  Tyrannei  und  militärisch-despotischer 
Jesuitismus;  eine  Warnungstafel  in  der  Geschichte;  s.  dessen  Decret  v.  5.  Febr- 
1810,  die  Buchdruckereien,  die  Censur  und  den  Buchhandel  betr.,  in  d.  Moni- 
teur,  u.  in  d.  Hall.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1810,  Num.  63.  (Wenig  modificirt  ward  es 
durch  ein  Decr.  v.  14.  Dec  1810.  Bhein.  Bund,  LVUL  84.  1^).)  Märtyrer- 
Schirksal  des  Nürnberger  Buchhändlers  Palm;  s.  polit.  Journal,  1806,  S.  971. 
Job.  Phil.  Palm,  auf  Napoleon's  Befehl  hingerichtet  r.u  Braunau  den  26.  Aug. 
1806.  Nürnb.  1814.  8.  —  Von  der  Schädlichkeit  und  Unrccbtmäsigkeit  Aer  Bücher- 
Steuer,  s.  Mobtbiob  quelle  influence  ont  les  diverses  especes  d'impöts  etc. 
(Paris  1808),  p.  181. 

d)  Beides  in  dem  Protoc.  v.  12.  Oct.  1818,  vergl.  oben  §.  237.  Die  angef.  Ueber- 
sicht,  befindet  sich  bei  diesem  Protocoll,  als  Beilage  38.  Sie  ist  auch  besonders 
abgedruckt,  auf  62  Seiten  in  4.  —  Schon  im  April  1818  hatte  S.  Weimar  bei 
der  B.  V.  auf  Festsetzung  allgemeiner  Grundsätze  über  die  Prefsfreiheit  ange- 
tragen. Protoc.  v.  1818,  §.  99  u.  237.  —  Ohne  ein  besonderes  Gesetz  für  Ver- 
gehen und  Verbrechen  mittelst  des  Gebrauchs  der  Presse,  dienen  wider  diese 
dem  Richter  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  über  den  strafbaren  Mifsbrauch 
der  Bede  und  Schrift,  z.  B.  in  Absicht  auf  Verläumdung,  Injurie,  Majestäts- 
verbrechen, Hochverrath,  dann  über  Rechtsgründe  der  Milderung  oder  Schär- 
fung der  Strafe,  die  letzte  s.  B.  wegen  gröberer  Oefientlichkeit. 


Digitized  by  Google 


746 


U.  Theil.  XV.  Cap. 


#)  Dieser  auf  dem  Carlsbader  Congrefs  entworfene  Prefsbeschlufs  siebt  in  dem 

Protoc.  v.  20.  Sept.  »819.  §.  110,  IV;  aurh  in  Rlüseii's  Quellcnsammlung,  Num. 
XIX,  S.  285.  Mach  demselben  dürfen  Schriften,  die  in  der  Form  täglicher 
Blätler,  oder  heftweisc  erscheinen,  und  solche  die  nicht  über  20  Druckbogen 
stark  sind,  in  keinem  Hundesstaat  ohne  Vorw'tttn  und  vorgängige  Genekmhaüunr 
der  Landethehörden  sunt  Druck  befördert  werden.  Bestimmungen  für  Schriften 
anderer  Art,  sind  der  Landesregierung  überlassen;  doch  sollen  Klagen  einer 
mitverbündeten  Regierung  gegen  Verfasser  oder  Verleger,  die  durch  sie  veran- 
lagt werden,  im  Namen  der  Landesregierung  erledigt  werden.  Privatpersonen 
steht  gerirhtlirhc  Verfolgung  wider  den  Verfasser  oder  Verleger  frei,  wenn 
durch  Mi  fsbrauch  der  Prcfsfreiheit  sie  sich  verletzt  glauben.  In  allen  in  Teutsch- 
land erscheinenden  Druckschriften  ohne  Ausnahme,  muls  der  Raine  des  Ver- 
legers ,  in  Zeitungen  und  Zeitschriften  auch  der  Name  des  Herausgebers ,  ange- 
gebeu  seyn.  Wird  in  irgend  einer  solchen  Druckschrift  die  Würde  oder  Sicher- 
heit eines  andern  Bundesstaates  verletzt,  oder  dessen  Verfassung  oder  Verwal- 
tung angegriffen,  so  ist  defshalb  die  Landesregierung  verantwortlich,  nicht  nur 
dem  unmittelbar  Beleidigten,  sondern  auch  der  Gesammtheit  des  Bundes,  ao 
dafs  defshalb  subsidiarisch  Beschwerde  bei  der  B.  V.  Statt  findet.  Dem  Rcdac- 
teur  einer  wegen  Ungebühr  unterdrückten  Schrift,  darf,  binnen  fünf  Jahren, 
in  keinem  Bundesstaat  die  Redaction  einer  ähnlichen  Schrift  gestattet  werden, 
u  d.  m.  (Von  der  Vollsiehungsbefugnifs  der  B.  V.,  s.  $.  170,  a  u.  c.)  Vor 
Ablauf  der  fünf  Jahre,  sollte  die  B.  V.  einen  »cfinitivBetchiuss  über  die  recht 
mutigen  Grenzen  der  Prefsfreiheit  in  Beratschlagung  nehmen.  (Indefs  ward 
obige  Verfügung  im  J.  1823  auf  unbestimmte  Zeit  erneuert.  Man  s.  unten. 
Note  f.)  Die  B.  V.  halte  einstweilen  einen  Ausschufs  für  die  Aufsicht  über  die 
Prefsgesetze  u.  (ür  Rtntrtc  in  Prefsangelegcnhcitcn  ernannt.  Protoc.  v.  1819, 
5.  211.  III.  J.  C.  Frbr.  v.  Abitu,  wie  darf  man  in  den  deutschen  Bundesstaaten 
über  politische  Gegenstände  schreiben?  Altenb.  1824.  8.  —  In  Folge  eines  nach 
Stimmenmehrheit  gefaxten  lie Schlusses  der  B.  V.  v.  3.  Juli  i8i3,  ward  ein  zu 
Stuttgart  unter  dem  Titel:  <*Der  Teutsche  Beobachter*,  erschienenes  politisches 
Blatt  unter 'rückt.  Klvbfu's  Ouellensammlung,  Num.  XIX,  Anmerkung  S-  290. 
Auch  verfügte  ein  Bcschiuf*  der  B.  V.  v.  20.  Aug.  1829  eine  PublicitätSperre, 
in  einer  Streitsache  /.wischen  dem  Bönig  von  Großbritannien  und  Hannover 
und  dein  Herzog  Carl  \on  Braunschweig.  Ebendas.  S.  290.  Durch  Bcschlufs 
v.  19.  Nov.  i83i  untersagte  die  B.  V.  die  Versendung  u.  Verbreitung  des  in 
Strasburg  erscheinenden  Zcitblattes  :  «Das  constitutionelle  Deutschland« ,  in 
allen  Bundesstaaten.  Durch  Bescblufs  v.  7.  Dcc.  i83i  ward  dieses  Verbot  er- 
streckt auf  jede  unter  irgend  einem  Titel  erscheinende  Fortsetzung  jenes  Zeit- 
blattes.  In  d.  Proioc.  v.  17.  Febr.  i83i  (5.  Sitz.),  §.  3t  machte  Präsidium 
den  Antrag  zu  Aufrechlhaltung  u.  genauer  Befolgung  der  bestehenden  Be- 
stimmungen wider  die  Prcfsfreiheit.  —  Betrachtungen  über  obigen  Prefsbe- 
schlufs  der  B.  V.  v.  1819,  enthalten  folgende  Schriften.  VV.  v.  Schütz  Deutsch* 
Iands  Prefsgesetz,  seinem  Wesen  und  seinen  Folgen  nach.  1821.  8.  Der  An- 
hang zu  (Fr.  v.  Gktitz )  Sr.  R.  Maj.  Friedrich  Wilhelm  dein  Dritten  bei  der 
Thronbesteigung  überreicht.  Neuer  Abdruck.  (Brüssel  1820.  8.),  S  25—48. 
G.  v.  Sthctk's  positiv- rechtliche  Untersuchung  der  auf  die  Presse  sich  bezie- 
henden bundesgesetzlichen  Bestimmungen.  Cassel  i83i.  8. 
/)  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8?4,  §.  i3i  u.  139;  u.  in  KlIbfiTs  Ouellensamm- 
lung, Num.  XXXI,  S.  32i.  Oeflentlirhe  Bekanntmachung  dieses  verlängernden 
Beschlusses  ist ,  so  viel  mir  bekannt,  in  keinem  Uundesstaat  von  Regierungs- 
wegen erfolgt. 

K)  Vergl.  oben  §.  »i5  u.  225.    Da,  selbst  nach  Art. 56  der  wiener  SchlufsActe  von 
1820,  die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  lantUtändisxke*  V*rfa*nmg*n, 
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nur  auf  verfassungsmäsi^cin  Wege  wieder  abgeändert  werden  können;  »o  ist 
in  denen  Bundesstaaten,  wo  solche  Verfassungen  besteben,  nach  ihnen  die  An- 
wendbarkeit dieses  Btschtusses  zu  beurtheiten ,  so  wie  die  Be/ugniss  der  Staats- 
regierung ,  dazu  ihre  Zustimmung  zu  geben.  Oben  §.  284  c.  Hierauf  bezieht 
sich  die  SchlussClausel  der  k.  baierischen  Bekanntmachung  obigen  Prefsbcscblus- 
ses  v.  16.  Oct.  1819,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt  1819,  St.  49:  aMachen  Wir 
dieselben  hiermit  bekannt  und  verordnen,  dafs  Unsere  sämmtlirbe  Behörden 
und  Untertbanen,  mit  Rücksicht  auf  die  Uns  nach  den  bestellenden  Staatsver- 
trägen und  der  Bundes  Acte  zustehende  Souvcrainetät,  nach  der  von  Uns  Un- 
serem treuen  Volke  ertbeilten  Verfassung  und  nach  den  Gesetzen  Unseres  Kö- 
nigreichs, sieb  hienach  geeignet  achten».  Vcrgl.  Schcsck's  Staatsr.  des  König- 
reichs Baiern,  Bd.  I,  S.  159  u.  das  Gesetz  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des 
Buchhandels,  als  Beilage  III  zu  der  baier.  Verfafs.Urk-  v.  1818.  (Mit  derselben 
Clause l  ^erkundigte  Baiern  auch  den  oben  %.  149  erwähnten  Bescblufs  der  B.  V. 
v.  a-.  Oct.  i83i ,  bclr.  die  Adressen  an  die  B.  V.)  Auch  s.  man  die  würtem- 
bergische  Bekanntmachung  des  genannten  Prefsbetrhlusses  von  1819.  Ansicht 
der  kurhessischen  Regierung  übt-,  <h-n  Sinn  der  Bundesbeschlüsse  von  1819  und 
1814«  betr.  die  Beschränkung  der  Prefsfreiheit ,  und  deren  Verbindlichkeit  für 
Kurhessen,  mitgethcilt  der  kurhehsitchen  Ständevcrsammlung{  in  der  Allgera, 
Zeitung  v.  16.  Febr.  i83a,  ausserord.  Beilage,  S.  a34  ff.  Rechtsverwahrung 
wider  die  von  der  B.  V.  im  November  i83i  gegen  die  Prefsfreiheit  gefafsten 
Beschlüsse,  angekündigt  von  der  zweiten  Kammer  der  badiii-ben  Ständeversamm- 
lung  in  ihrer  Sitzung  v.  a.  Dec.  i83i;  in  dem  badischen  Landtagsblatt  u.  in 
andern  öffentlichen  Blättern.  Erklärung  der  a.  Kammer  der  badischen  Stände 
über  die  neuesten  BundestagsBeschlüssc,  die  Preisfreiheit  betr.  Carlsr.  i83i.  8. 

&  5ü5.  (418.) 
Insonderheit  Buchernachdruck  und  Bücher  Privilegien. 

l}  Unter  Büchernachdrucl«  «)  versteht  man  jede  Vervielfälti- 
gung schriftlicher  oder  bildlicher  Geisteswerke,  gegen  Willen  und  Ab- 
sicht ihrer  Urheber  oder  deren  Rechtsnachfolger;  es  sey  durch  Schreib-, 
B uchd rucher- ,  Stein-  oder  Metallschreib-,  Formschneide-,  Kupferstecher-, 
oder  irgend  eine  andere  bildende  Kunst.  Fast  immer  unbillig  ,  sehr  oft 
schädlich,  obwohl  ohne  posistive  Einschränkung  nicht  wider  das  strenge 
Hecht,  verdient  er  zugleich  aber  auch  die  Festsetzung  und  Handhabung 
billiger  Bücherpreise,  eine  gesetzliche  Bestimmung,  übereinstimmend, 
-wo  möglich,  für  alle  Bundesstaaten  und  auch  für  Nachbarstaaten.  IT)  Die 
teutsche  Bundes  Acte  *)  verwiefs  die  Abfassung  gleichf  örmiger  Verfugungen, 
über  Sicherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den 
Nachdruck,  an  die  Bundesversammlung  287).  Dieselbe  Hefs  sich  hier- 
über Vortrag  erstatten,  und  setzte  einen  Ausschuß  nieder,  zu  Erstattung 
eines  Gutachtens  für  die  erwähnten  Verfügungen  ') ,  welches  erstattet,  und 
zu  InstructionsErtheilung  an  die  Regierungen  gesendet  wurde  <0-  III)  Daraal' 
erfolgte  ein  vorläufiger  Beschlufs  der  Bundesversammlung  vom  2.  April  i835, 
dafs  der  Nachdruck  im  Umfang  des  ganzen  Bundesgebiets  zu  verbieten, 
und  das  schriftstellerische  Eigenthum  nach  gleicharmigen  Grundsätzen  fest- 


Digitized  by  Google 


741* 


IL  TheiL  XV.  Cap. 


zustellen  und  zu  schützen  sey.  Die  definitiren  Bestimmungen  hierüber 
wurden  gegeben,  durch  einen  nähern  Beschluß}  der  Bundesversammlung 
vom  9.  Nov.  1837,  der  im  Anfang  des  Jahres  i838  durch  die  Gesetz- 
sammlungen der  einzelnen  Bundesstaaten  bekannt  gemacht  wurde,  und  des- 
sen wesentlicher  Inhalt  oben  $.  a37d,  angeführt  ist.  IV)  Bis  dahin  war 
der  Schutz  gegen  den  Nachdruck  stillschweigend  überlassen,  theils  parti- 
culä'ren  Vereinbarungen  einzelner  Bundesstaaten  unter  sich  Oi  theils  der 
besondern  Gesetzgebung  jedes  Bundesstaates  f)  j  theils  den  durch  die  Staats- 
hoheit begründeten  landesherrlichen  Privilegienrecht  (§•  461  u.  f.),  bei 
dessen  Ausübung  der  Nachdruck  und  der  Verkauf  nachgedruckter  Exemplare 
nur  solcher  Schriften,  lür  welche  der  Verleger  defshalb  ein  Privilegium 
erlangt  hat,  in  dem  Staatsgebiet  des  Ertheilers  auf  bestimmte  Zeit  für  ver- 
boten geachtet  ward.  V)  Als  particulares  Schutzmittel  gegen  Büchernach- 
druck, wurden  daher,  in  einzelnen  Fällen,  landesherrliche  BücherPrivi- 
legien  oft  gesucht,  und  meist  auch  ertheilt.  Die  wirksamsten  waren, 
wegen  der  leipziger  Messen,  die  königlich-sächsischen  VI)  Ist  eine 
Druckschrift  von  dem  Verleger  unzweifelhaft  mit  der  C lausei  des  ein- 
geschränkten Eigenthums  versehen,  mit  der  Erklärung,  dafs  das  Ei- 
genthum jedes  einzelnen  Exemplars  von  Ihm  an  Niemand  anders  als  mit 
der  immerwährenden  Bedingung,  dasselbe  nicht  nachzudrucken  oder  nach- 
drucken zu  lassen,  überlassen  werde,  so  bedarf  es  zu  gerichtlicher  Ver- 
folgung des  Nachdruckers  weder  eines  positiv-gesetzlichen  Verbots  des  Nach- 
drucks, noch  eines  Privilegiums 

a)  Schriften  für  oder  wider  den  Büchernachdruck:  Pütter's  Lit,  DX  595.  Rluber» 
IJl,  $.  i358.  Pütteb's  Beitr.,  L  241.  Erscr  Handb.  der  teutsch.  Literatur, 
Bd.  I,  Abth.  1,  Abschn.  2,  Num.  56o  —  564.  Abth.  3,  Abschn.  1,  Num.  ioo3 
— 1908.  —  R.  Z.  Becker  über  das  Eigentumsrecht  an  Geisteswerken.  Gotha 
1791.  8.  J.  G.  Fichte's  Unrcchtmäsigkcit  des  Büchernachdrucks;  in  d.  Berlin. 
Monatschr.,  1793,  Mai,  443.  J.  M.  GaXrr's  Darstell,  der  Eigentumsrechte  des 
Schriftstellers  u.  Verlegers.  Lcipz.  1794.  8.  C.  S.  Zacharias  diss.  de  dominio 
quod  est  auetori  in  libris  a  se  conscriptis.  Vitcb.  »799.  4.  Brüstte  Encyclo- 
pädie,  fortges.  v.  H.  G.  Flörcre,  Bd.  99,  S.  688  —  781.  Klvber's  kl.  jur.  Bibl., 
VIII.  401.  IX.  20.  A.  G.  Ebkbhard  ,  die  teutschen  Schriftsteller,  was  sie  thaten, 
was  sie  für  Unrecht  leiden,  u.  was  ihnen  für  Lohn  gebührt.  Halle  1814.  8. 
Ebenders.  in  d.  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  1811,  Num.  69,  u.  181 5,  Num.  78. 
Ch.  S.  Krause  über  (für  den)  Büchernaehdruck.  Stuttg.  1817.  8.  L.  F.  Gbie- 
sisger,  der  (für  den)  Büchernachdruck.  Stuttg.  1822.  8.  Debatten  über  den 
Bücheruachdruck  in  der  wurtemb.  Kammer  der  Abgeordneten  im  J.  1821,  in  der 
Samml.  der  Arten  dieser  Kammer,  S.  1204—12665  auch  unter  obigem  Titel  be- 
sonders abgedruckt.  Stuttg.  1822.  8.  Würtembergische  Abstimmung  in  dem 
Protocoll  der  B.V.  v.  1823,  5-  »3.  W.  T.  Krug  gegen  den  Wangenheimischen 
Bericht  (sollte  heissen:  gegen  die  würtembergische  Abstimmung)  am  Bundestage, 
den  Nachdruck  betr.  "Lcipz.  1823.  8.  K.  £.  Schxid,  der  Büchernachdruck  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Kechts,  der  Moral  und  Politik.  Gegen  L.  F.  Griesisger. 
Jena  1823.  8.  Die  neuesten  Schritten,  Nachdruck  und  Verlagsrecht  betr.;  von 
J.  F.  Fries.  Lcipz.  1823.  8.  (Abgedruckt  aus  dem  Hermes,  St.  18.)  W.  A. 
Krämer,  die  Rechte  der  Schriftsteller  u.  Verleger.  L.  J.  Neustete l,  der  Bü- 
cheruachdruck, nach  römischem  Recht  betrachtet.    Heidelb.   18*4.8.  Wider 
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den  Buchernackdruck ,  eine  Abb.  in  Habx's  allgem.  Archiv,  Heft  5  (i8«5).  Es- 
sai  sur  la  propriete  litteYaire;  par  M.  Florentin  Dccos.  Paris  i8»5-  8.  Pölitz, 
Jahrburher  der  Politik,  1828,  December.  —  Die  natur-  oder  allgemeinrechtliche 
Brlaubtheit  des  Büchernachdrucks  behauptet:  Fbikdb.  Weissbb  (David*»  Briefe 
an  Jonathan,  1818),  in  seinen  Sämmtlichen  Werken,  Bd.  VI,  S.  369 — 445;  für 
naturrecbtlich  unerlaubt  erklären  dagegen  den  Buchernachdruck:  Hast,  Rechts- 
lebre,  S.  128,  und  Hkoki.,  Philosophie  des  Rechts,  S.  70 — 74. 

A)  BundesActe,  Art.  18.  Auch  die  vorläufige  Competcnzlvestimmung  der  B.V.,  in 
d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223,  B,  §.  4*  Art.  3  u.  7,  u.  die  wiener  Schlufsacte  von 
1820,  Art.  65,  verweisen  auf  diesen  Artikel  der  B.Acte.  —  Von  Schriften  und 
Verhandlungen  über  den  Büchernachdruck,  auf  dem  wiener  Congress,  s.  Klü- 
beb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV,  S.  n  ff.  Ebendess.  Uebersicht  der  diplura. 
Verbandl.  des  wiener  Congr.,  S.  i53,  »49»        261,  661,  i43,  i54,  267. 

r)    Beides  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  22.  Jun.  1818,  §.  159. 

</)  Commissionsßericht  u.  Entwurf  e.  Verordn.  wider  den  Nachdruck,  als  Beilagen 
ku  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  11.  Febr.  1819,  §.  «3,  wo  auch  der  Beschlufs  der 
B.V.  Verhandlung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  t.  1820,  S.  2i5  (des  Original  Abdrucks); 
v.  1811,  §.  91  u.  i53.  Abstimmungen  hierüber,  in  d.  Protoc.  v.  i8a3  u.  seitdem, 
s.  in  d.  Register,  voc  Nachdruck.  Vergl.  auch  C  F.  Elvirs  Themis,  Bd.  I. 
*  St.  2  (1838),  Num.  1.  —  Erinnerungen  gegen  den  Entwurf,  enthält  das,  bei 
der  B.V.  eingereichte,  Ehrerbietige  Gutachten  über  den  Entwurf  einer  Verordn. 
u.  s.  w. ;  von  dem  Wahlausschusse  der  Teutschen  Buchhändler.  Leipziger  Oster- 
messe, 181 9-  Fol.  —  Die  wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art  65,  hat  diesen  Gegen- 
stand der  Bundesversammlung,  zur  fernem  Bearbeitung  vorbehalten.  Die  Ver- 
handlungen, welche  diesem  Artikel  vorausgingen,  sind  oben  §.  237,  Note  e, 
angezeigt. 

•)  In  Folge  einer  königl.  CabinetOrdre  vom  16.  Aug.  1827  (in  d.  preufs.  Gesetz- 
aamml.  1827,  S.  n3,  u,  in  Mabters  recueil,  Supplcm.  T.  XI,  p.  294)*  schlofs 
Preussen  durch  wechselseitige  Erklärungen,  in  den  Jahren  1827,  1828  u.  1819, 
Vereinbarungen  für  den  Schutz  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  wider 
den  Büchernacbdruck  in  den  beiderseitigen  Staaten,  einzeln  mit  allen  Bundes- 
staaten ,  folgende  fünf  ausgenommen :  Oestreich ,  Luxemburg ,  Liechtenstein 
HessenHomburg,  Freie  Stadt  Frankfurt.  Man  findet  die  preussischen  Erklä- 
rungen defshalb,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung  von  1827  u.  1828,  u.  bei  Mab- 
tkhs  a.  a.  O.  T.  XI. 

f)  Vergl.  Oestreich.  allgem.  bürgerl.  Gesetzb.,  §.  1169  b.  Oestreich.  HofcanzleiDecr. 
v.  14.  Jul.  1825,  dafs  Sieindruck  dem  Nachdruck  mit  Lettern  gleich  zu  halten 
scy ;  in  K.  Franz  L  polit  Gesetze  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S.  139.  Preust.  allgem. 
Landr.,  Th.  II,  Tit.  20,  Abschn.  17,  §.  1296  f.  Badische  Verordn.  über  den 
Büchernachdruck  v.  8.  Sept.  1806,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  Num  20.  Ba- 
dtjehes  Landrecht,  Art  577  d.  h.  Baier,  Strafgesetzbuch  (i8i3)  Th.  I,  Art  397, 
wo  der  Nachdruck  für  polizeistrafbar  erklärt  wird.  Oldenburg.  Strafgesetzbuch, 
Art.  4  >6.  Die  oben  bei  §.  5o3,  Note  f,  angef.  nassauische  Verordnung.  PFür- 
temhergische  Verordn.  v.  26.  Febr.  1816,  wodurch  nur  die  Bücher,  für  welche 
ein  inländisches  Privilegium  spricht,  gegen  Nachdruck  sichergestellt  werden;  in 
dem  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  i8i5,  Num.  77.  Verordnungen  wider  den 
Bucbernachdruck,  von  Kurhessen,  v.  6.  Mai  1829  (Gesetzsamml.,  Num.  3),  von 
S.  Mciningen  (Gesetzsamml.,  Num.  10),  von  AnhaüCöthen,  1829,  von  Grossh 
Hessen  v.  21.  Oct.  i83o,  von  S.  Meiningen  v.  7.  Mai  t832.  —  Schreiben  des 
preussischen  Fürsten  Staatsmänner»  nach  Cöln ,  wegen  e.  allgem.  Verbots  des 
Nachdrucks  in  allen  preussischen  und  teutschen  Bundesstaaten;  in  der  frankf. 
OPA.Zeitung  v.  16.  Sept.  1816.  K.  preuss.  Gesetz  vom  11.  Juni  1837,  u.  In- 
struction hiezu  vom  i5.  Mai  i838. 
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g)  Von  BüeherPn'vilegien,  %.  Mona  v.  Gnadensachen ,  5i.  —  Das  älteste,  bis  jetit 
hekannte,  BüchcrPrivileßium  ist  von  1489.  — -  Von  der  königl.  Buche  rCommissio* 
ku  Leipzig,  von  Annotationen  bei  derselben,  und  von  königl.  sächsischen  Bücher- 
Privilegien,  ».  A.  F.  Scbott  de  publica  rei  librariae  cura,  ioprtmis  Lipsiensi. 
Lips.  1—8.  4.  PtTTEH  von  d.  Buchernachdruck,  S.  t85.  Wfstfhals  Private 
I.  i65.  —  Bei  der  Bundesversammlung  suchte  Göthk  ein  Privilegium  wider  deu 
Nachdruck  einer  neuen  vollständigen  Auflage  seiner  Werke.  Die  Gesandten 
vereinigten  sich  ku  allseitiger  Verwendung  bei  ihren  Regierungen,  für  F.rthei- 
lung  landesherrlicher  Privilegien  der  nachgesuchten  Art.  Protoe.  der  B.V.  v 
i8i5,  §.  38.  1839,  %  a-:  desgl.  die  Erben  des  Fr.  v.  Schillfh.  Prot,  der  B.V. 
v.  i838,  %.  »53. 

h)  Von  diesem  von  mir  vorgeschlagenen  allgemeinen  Schuttmittel  gegen  den  Nach- 
druck, s.  Blüm*  in  den  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV,  &  14  £ 


XVI.    C  A  P  I  T  E  L. 
Rircfae  nhoheit. 


§•  506.  (419.) 

Kirche.    Kirchenhoheit.  RirchenStaatsrecht. 

I)  Kirche  ist  eine  Gesellschaft,  welche  zu  •sittlicher  Vervollkomm- 
nung der  Einzelnen,  und  zu  gemeinschaftlicher  äusserer  Gottesverehrung, 
nach  einem  bestimmten  Lehrbegriff,  vereinigt  ist.  II)  Als  Gesellschaft,  be- 
darf eine  Kirche  zu  ihrem  rechtlichen  Daseyn  in  dem  Staat,  der  Billigung 
der  Staatsregierting.  Sie  mufs  sich  Bedingungen  dieses  Daseins 
gefallen  lassen,  welche  dem  Staatszweck  angemessen  sind.  Diese  Beding- 
ungen sind  theils  natürlich,  theils  positiv,  je  nachdem  sie  aus  der 
Natur  der  gegenseitigen  Verhältnisse  {Hessen,  oder  auf  willkührlichen  Be- 
stimmungen beruhen.  III)  Der  Inbegriff  der  Rechte  des  Staates,  über  die 
Kirchen  in  dein  Staatsgebiet ,  oder  der  Inbegriff  der  weltlich-kirchlichen 
obei  herrlichen  Rechte  in  Kirchensachen,  heifst  Kirchenhoheit  (jus  ma- 
jestaticum  s.  jus  ünperii  civilis  circa  sacraj  oder  StaatsKirchengewalt; 
wesentlich  unterschieden  von  der  SocialKirchengewalt  ($.  620),  die  ur- 
sprünglich der  Kirchengesellschaft,  als  solcher,  zusteht.  IV)  Der  Inbegriff 
der,  in  dieser  Hinsicht,  zwischen  beiden  Statt  findenden  vollkommenen 
Rechte,  heifstKirchenStaatsrecht  «)>  natürliches,  oder  pesi  t  i  v  es. 

a)  Auch  jus  publicum  en  lesiasticum  genannt.  —  Schriften  von  dem  Kirchen 
Staatsrecht:  I)  von  dem  allgemeinen',  s.  Hlvbkr's  Lit.,  §.  1 441  b-  Mosen  MtsroKlr- 
bohn's  Judenthum  oder  über  religiöse  Macht  uud  Judenthum.  Berlin  i~83.  8. 
J  F.  Zöllwfb  über  M.  Mendelsohn's  Jerusalem.  Berlin  1-84.  8.  Tu.  Scbmals 
natürl.  Birchenr.  Berlin  1-93.  8.  Versuth  eir.es  natürl.  Kirchen  r.  Berlin 
1T95.  8.    Allgemeine«  Religion»-,   Kirchen,  und  Birchenstaatsrecht.    1800.  8. 
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^  ^Kritik  des  natürl.  Kirchenrechts  u.  der  neuesten  Verdrehungen  desselben  für 
das  Interesse  der  Hierarchie.     Germanien  (Mannheim)   1810.  8-     Und  mit 
unigedrucktem   Titelblatt,    1820.     W.  Tr.  Krcg,   das  Kirchenrecht,  na-b 
Grundsätzen  der  Vernunft  u.  im  Lichte  des  Christenthums.   Leipz.  1826.  8. 
Kirchenrechtliche    Untersuchungen.      Ein    nothwen.iger    Nachtrag    zu  dem 
Kirchenr.  des  Hrn..  Prof.  Krug.  Greifsw.  18119.  8.  —    H)  Von  dem  katholi*chen : 
Pütter's  Lir.,  §.  1442.    Klüber's  Lit ,  S.  5o-  ff.    C.  Gärtner  corpus  juris  eccle« 
siastici  Catholicorum.  T.  I.  et  11.  Salisb.  i-q,-\  1-99.  iJ.    C  E.  Weiss  corpus  /  ^x 
juris  ecclcsiastici  Catholicorum  hodierni,  quod  per  Germaniam  obtinet.  Gicss.) 
i833.  8.   Eine  ähnliche  Sammlung  enthält,  Pars  IV.  von  Heoofrich's  eleu»,  juris 
can.  (  1791;.    (G.  C  Nrlleri  )  Principia  juris  publ.  eccles.  Catholicor.  1745.  8. 
Frf.  et  Lips.  1-46  «-  1768.  4-  JusTrsus  Febrobius  (Jo.  Nie.  ab  Hontheim,  Weih-, 
bisebof  su  Trier)  de  statu  ecclesiae  et  legitima  potestate  Romani  pontificis.  Rulliouij  tA'' 
(Francof.  ad.  IM.)  i"63.  edit.  1.  multo  emend.  et  anetior,  ibid.  i"6f;.  4.  <*dii.  3 
auit.  (mit  deo  Vertbeidigungsschriften),  T.  I— IV.  Francof.  et  Lips.  1770—  »-^4- 
Der  Tom.  IV.  in  zwei  Abtbeilungen,  edit.  4.  ibid.  1-89.  Zweimal  nachgedruckt  in 
Italien,  und  eben  so  oft  in  Frankreich.  (Uebcrsetzt  in  das  Teutsche.  1 ranzo- 
•isebe  und  Italienische.)     Auch  ein   Auszug  von  dem  Verf.   selbst  verfafs*  : 
Justinus  Febronius  abbretiatus  et  emendatu*.  Colon,  et  Frf.  1--7.  4.  Ein 
teutsrher  Auszug  erschien,  Th.  I  r.u  Wardingen  (Frankf.  a.  IM.)  1764,  Tb.  II 
r.u  Frnnkf.  u.  Leipx.  i^"*o.  8.    (Von  den  Schicksalen  dieses  Rurhes,  und  des 
am  2.  Sept.   1790  verstorbenen  Verf.,  s.  Weidlich's  biogr.  Nachr.,  1.  363.) 
Püttfr's  histor.  Entwi.  kl.,  Ul.  179.    Schlegei.'s  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb. 
II.  1040—1070.    v.  Erxita'?  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  S.  63i.    H.  P.  K. 
Hf.nks's  Kircbengesi  h.  des  18.  Jahrh..  Th.  I.     Phil.  Wolf's  Geaeb.  der  röm. 
katbol.  Kirche  unter  Pius  VI.  Bd.  III  (1-95.  8.),  S.  169-289.    L.  T.  Spittler** 
Geschichte  des  Papstthums;  nach  dessen  akad.  Vöries,  herausgegeben  v.  Gurlitt. 
FGr  den  allgemeinen  Gebrauch  erneuert  von  H.  E.  G.  Paulus.  Heidelberg  18*6.  8. 
Histoire  generale  de  l'Eglise,  pendant  le  18*  Steele.  Paris  i8i3  et  1814«  6  vol.  8. — 
P.  J.  a  Ribogkb  instit.  jurispr.  eccl.  T.  I  —  IV.  edit.  4.  Vienn.  1780.  8.   F.  X. 
GxEiRERt  instilutioncs  juris  eccL  EdtL  1.  T.  I  et  IL  Graecii  1782.  Edit.  4.  T.  I— III, 
ibid.  1807.  8.  Ehendess.  öffentl.  u.  PrivatUirchenrecht.  2  Tbeile.  Gräte  1789 — 1790.8. 
Neue  Aufl.  180«.  J.  V.  Eybel  introd.  in  jus  eccles.  Catholic.  Viennae  177*»— 1779. 
4  Tomi.  4-  TeutscheUebersetz.  Frankf.  u.  Leipz.  1T78— 1782.  4  Tbeile.  8.  Ehendess. 
kalb.  Kirchenr.,  Th  I  et  IL  Ingoist.  1790.  1-92.  8.     P.  Heddebich  elem.  juris 
canonici.  Ronnae ,  P.  I  — III.  edit.  2.  1^91.  P.  IV.  edit.  1  «•  1792.  8.     A.  J. 
Scvhaubert's  Kirchenr.  der  KatholUten.  Jena  1794.  8.    J.  N.  Prehm's  Vöries 
über  das  Kirchenr.,  Bd.  1  u.  ü.  Wien  i8o3.  8.    Auch  lateinisch,  in  3  Th.  Wien 
1789—1790.   Maur.  Schtnhi.  instituüones  juris  eccles.,  P.  I  et  IL  Ingoist.  1797. 
8.    Auch  1790  u.  i"92.  edit.  cura  Jos.  Schfill.  Landsb.  1823.  2  Tomi.  8.  rec. 
ibid.  i83o.    Das  System  der  kirchlichen  Hierarchie,  nach  den- Bedürfnissen  des 
Zeitalters  bearbeitet.  1807.  8.  J.  A.  Sacter  fundainenta  juris  eccles.  Catholicorum.. 
Frib.  et  Const,  P.  I  — HL  i8o5  —  1816.  8.  edit.  3.  1829.    Alex.  Müller 's  Handb- 
über  das  kathol.  Kirchenr.  in  Teutschl.  Erf.  i8a5.  8.  J.  R.  Hormkghaus,  gegen, 
wärtiger  Bestand  der  römisch -katholischen  Kirche  auf  dem  ganzen  Erdkreise. 
Aschaffenburg  i836.  8.  —  III)  Von  dem  ev«*gctischen:  Pgtter's  Lit.,  DJ.  %.  1489. 
Hlübcb's  Lit.,  S.  579.    J.  C.  WiEsijiHAvERji  Kirchenstaatsr.  der  Protestirenden. 
Frf.  1749,  u*  m't  umgedr.  Titel,  1764.  8.    A.  I.  Sciihaubert's  Kirchenr.  der 
Protestanten.  Jena  1792.  8.    Ta.  Schmalz  Handb.  des  canon.  Rechts  u.  s.  An-  ^ .... 
wend.  in  d.  t.  eiang.  Kirchen.  Rerlin  181 5.  8.  1.  Aufl.  1824.  H.  Stephajc's  allgem. 
kanonisches  Recht  der  protest.  Kirche  in  Deutsch!.  Tüb.  1823.  8.    J.  G.  Pähl, 
das  öffentliche  Recht  der  evangel.  luther.  Kirche  in  Teutschl.  Tüb.  1827.  — 
1\  )  Für  das  katholische  u.  evangelische :  J.  J.  Mosers  Religionsverfassung.  1774. 


Digitized  by  Google 


752 


U.  Theil.  XVI.  Cap. 


4.  Elender*,  von  der  Landcshoh.  im  Geistlichen.  1773.  4«  ^  C  Majxb's  teutscbes 
geistl.  Staatsr.  2  Theilc.  Lemgo  1773.  8.    G.  L.  Rokhxkb  princ.  juris  can.  Gott. 
176-.  edit.  7.  1801.  8.    G.  Wixsx's  Handb.  des  Kircbcnr.  Th.  I — ID.  Leipz.  1799 
—  1804.  8.   Ebendett.  Grundsätze  des  in  Teutschl.  üb).  Kirchenr.  Vierte  Aufl. 
Leipz.  1817.  8.   A.  Micbx*s  Kircbenr.  für  Katholiken  u.  Protestanten.  München 
1809.  Zweite  verb.  Ausg.  1816.  8.   Commentar  dazu,  von  F.  A.  Für.  3  Theile. 
Bamb.  1812. 1817. 1810.  8.  C.  GIbtbxb's  Einl.  in  das  gemeine  u.  teutsebe  Kircbenr. 
Augsb.  1817.  8.    F.  Waltxb's  Lebrb.  des  Kirchenrechts  aller  chrisü.  Confes- 
|  sionen.  Bonn  1811.  3.  Aufl.  i8a5.  4*  Aufl.  1819.  7.  Aufl.  i836.  8.    v.  Dbobti- 
HfosHor's  Grundsätze  des  gemeinen  Kirchenrechts  der  Katholiken  u.  Evan- 
gelischen. Münster  i8a&  8.    C.  Ed.  Wiiss  Grundrifs  der  teut sehen  Kirchen- 
rechts Wissenschaft  Mainz  1819.  8.    J.  A.  r.  GholxabVs  Grunds,  des  allgem. 
Kathol.  u.  protesL  Kircbenr.  Frankfurt  i83a.  8.    K.  F.  Eicbhorb's  Grundsätze 
des  Kirchenrechts  der  evangei.  u.  der  kathol.  Religionspartei  in  Deutschland. 
Berlin  i833.  a  Bde.  8.     Joh.  Run.  Scbxxgkl's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrh. 
Th.  I— IB.  Heilbr.  1784—1^96.  8.    H.  P.  K.  Hxbbb's  allgem.  Geschichte  der 
christl.  Kirche  des  18.  Jahrh.  Th.I  u.  IL  Braunsen».  1800  u.  »804.  8.  P.J.HotVs 
Versuch  einer  Kirchengeschicbte  des  18.  Jahrhunderts.  Augsb.  Tb.L  1807.  Tb.  IT; 
1809.  8.   J.  G.  V.  Ebgxlhabdt's  Handbuch  der  Kirchengeschichtc.  3  Bde.  Er- 
langen i833.  8.    Mcllxb's  Lexikon  des  Kirchenrecbts  n.  der  römisch  -  kathol' 
Liturgie.  Wirzb.  1829 — i83a.  6  Bde.  8.  Alex»  Müllkb,  encyclopa  (lisch  es  Hand- 
buch des  gesammten  in  Deutschland  geltenden  katholischen  nnd  protestantischen 
Kirchenrechts.  Bd.  I.  Erfurt  1819.  Bd.  II.  Leipz.  i83a.  8.  -    V)  Particuläres 
Kirchenrecht  einzelner  Bundesstaaten:  1)  A.  J.  CXsab's  östreich.  NationalKirchenr. 
6  Bände.  Grata  1788— 1791.  8.  Gz.  Rxcbbkboeb's  estreich.  Kircbenr.  Wien  j8o6.  8. 
Ebendets.  Handb.  des  östr.  Kirchenr.  a  Bände.  Linz  1807.  8.  4*  ▼erm.  Aufl.  1824. 
Auch  lateinisch  unter  dem  Titel:  Encbiridion  juris  eccles.  austriaci.  Edit.  4«  ibid. 
1834.  a  Tomi.  8.  A.  W.  GüstkrmasVs  östreich.  Kircbenr.  3  Bände.  Wien  181a.  8. 
a)  Bädecbzb's  allgem.  Kirchenr.  der  preass.  Staaten.  Neue  Aufl.  Dortm.  1816.  8. 
G.  A.  Biklitz  Handbuch  des  preussischen  Kirchenrecbts.  a.  verm.  u.  rerb.  Aufl. 
Leipz.  i83i.  8.    3)  Handb.  des  baier.  Kircbenr.  (von  Bbrtholdt).   a  Bände» 
Innsbruck  181a.  8.   4)  J«  F.  Kkzs  Handb.  der  protest.  Kirchenr.«  nach  htr sackt. 
Gesetzen.  Leipz.  1791.  8.    C  G.  Wkbzb's  sj  stein.  Darstell,  des  in  dem  Kßm'gr. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrecbts.  Leipz.  Th.  I,  Abth.  1  u.  a.  1819.  Tb.  TL, 
Abth.  1.  i8a5.  8.    Auch  Wmssx's  k.  tächt.  Staatsrecht,  Bd.  U,  S.  3n  — 3aa 
u.  33o.    5)  J.  C.  F.  Scexzcbi-'s  hannöver.  Kirchenr.,  a  Bände.  Hannov.  1801  u. 
1802.  8.  6)  VFiirUmbergitchc  grofse  Kirchenordn.  v.  1666.   Rxccbiib's  Kirchen- 
gesetze des  K.  Wflrtembcrg  v.  1798  bis  Ende  1808.  Stuttg.  1809.   C.  G.  Gau  er, 
das  bestehende  Recht  der  evangelischen  Kirche  in  Würtemberg.  a  Bde.  Stutt- 
gart i833.  &    7)  P.  C.  Romab's  badisches  Kircheur.  Pforzh.  1806.  8.    8)  C.  W. 
Lxodxbhosk's  bessen-caw/xeAej  Kirchenr.  Cassel  1785.  8.    Neu  bearbeitet  von 
C.  H.  PFBirrxB.  Marb.  18a  1.  8.    9)  Wilb.  Otto's  Handb.  des  besond.  Kirchenr. 
der  evang.  christl.  Kirche  im  Hercogtb.  Nassau  Nürnb.  i8a8.  8. 


I)  Während  der  teutschen  Reichs  Verfassung  wurden,  in  Absicht  auf 
das  Kirchenwesen ,  verschiedene  Staatsverträge  errichtet,  wobei  zum 
Theil  jetzige  teutsche  Bundesstaaten  MitPaciscenten  waren  «).     II)  Auch 
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erschienen,  theils  vor  theils  seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  in  heu- 
tigen Bundesstaaten  eigene  Staatsgesetze,  über  das  Rechtsverhältnifs  der 
Kirchengesellschaften  zu  dem  Staat  III)  Bei  dem  Mangel  maasgebender, 
von  der  weltlichen  Macht  anerkannter  Concil ienSch  1  üsse  ,  erwartete 
man  neue  Concordate  <*)  mit  dem  Papst,  allgemeine  oder  particuläre, 
welche  für  das  Verhältnifs,  nicht  nur  zwischen  den  Bundesstaaten  und  der 
katholischen  Kirche,  sondern  auch  zwischen  dein  Papst  und  der  katholischen 
Kirche  in  den  teutschen  Bundesstaaten,  vertragmäsige  Bestimmungen  fest- 
setzen sollten,  wie  sie  dem  vernünftigen  Geist  der  Zeit ,  und  dem  wesent- 
lichen Verhaltnifs  beider  Theile  gemäfs  erachtet  würden  <').  IV)  Auf  dem 
wiener  Congrefs,  ward  die,  schon  beschlossen  gewesene,  Einrückung 
eines  Artikels  in  die  teutsche  Bundes  Acte  hintertrieben,  in  welchem  der 
katholischen  Kirche  in  Teutschland,  unter  der  Garantie  des  Bundes, 
eine  ihre  Rechte,  und  die  zu  Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  nothwendigen 
Mittel  sichernde  Verfassung  verheissen,  und  zugleich  die  Aufrechthaltung 
der  Rechte  der  Evangelischen  in  jedem  Bundesstaat,  in  Gemafsheit  der 
Friedensschlüsse,  Grundgeselze,  oder  anderer  gültiger  Verträge,  festgesetzt 
werden  sollte  «*).  Leber  das  Gebiet  des  heiligen  Stuhls  und  dessen  Ein- 
wohner wurden  Bestimmungen  in  die  SchlufsActe  des  wiener  Congiesscs 
aufgenommen,  aber  die  eigentlich  kirchlichen  Angelegenheiten  wurden  darin, 
wie  in  der  teutschen  BundesActe,  mit  Stillschweigen  übergangen.  Unzu- 
frieden darüber,  liefs  der  päpstliche  Hof  feierliche  Protestation  ein- 
legen, wider,  alle  Verfügungen  des  wiener  Congrcsses,  welche  er  der 
römisch-katholischen  Kirche  überhaupt,  sodann  dem  Interesse  der  katholischen 
Kirche  Teutschlands,  wie  auch  den  TerritorialAnsprüchen  und  Gerechtsamen 
des  hei  igen  Stuhls  insbesondere,  für  nachtheilig  hielt;  auch  wSder  Alles 
was  auf  dem  Congrefs,  zum  Nachtheil  der  Rechte  und  wider  das  Interesse 
der  Kirchen  Teutschlands,  unverändert  gelassen  worden  sey/),  womit  . 
namentlich  auf  die  SccularisationsBestimmungen  des  Reichsdeputations-  \  ^* 
Hauptschlusses  von  i8o3  hingedeutet  ward.  Später,  am  4.  September  181 5,  ' 
ertheilte  Pius  VII.,  in.  einer  ConsistorialRede ,  der  Protestation  seines  Le- 
gaten seine  vollkommene  Bestätigung,  gleich  als  wäre  eine  apostolische  Bulle 
defshalb  erlassen  tr). 

a)  Oben  §.  5o  f.  Kmjber's  Finlcit.  zu.  e.  neuen  LehrbegrifT  des  teutschen  Staatsr., 
S.  3i.  —  Von  der  stillschweigenden  Aufhebung  dieser  Verträge,  oben  §.  5o, 
Note  f.    L.  v.  Dresch  öffentl.  Recht  des  t.  Bundes,  §.  19,  d. 

*)  Majer's  geistl.  Staatsr.,  II.  92  ff.  Schxikdkr's  corpus  juris  ccclesiastici  Saxonici. 
Neueste  verm.  Ausg.  Dresd.  Bd.  I,  1773.  Bd.  IL,  1784.  4-  G.  Dölmkgeii's  Samml. 
aller  k.  baicrischen  Verordnungen  (his  1814)  in  Religions-  und  Kirchen-. u  licu, 
nach  alphabct.  Ordnung.  München  1813.  8.  LKCHrtEn's  beurkundete  Darstcll. 
des  Kirchenwesens  in  Baiern.  Bd.  I.  Sulzb.  1810.  8.  R.  Fixh's  Annalcn  der 
Protestant.  Kirche  im  KR.  Baiern,  seit  1-90.  3  Hefte.  Kürnb.  1819.  1820.  i8a3.  8. 
Kurpfulz.  ReligionsDeclaration  v.  9.  Mai  1799;  i"  Revss  Staatshanzlei ,  »799, 
Bd.  HI ,  S.  1 — 45-  Bäuerisches  ReligionsEdict  v.  24.  Mär/.  1809  j  in  d  Rhein. 
Bund,  XXXV.  161.  Bai-r.  Edict  über  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der 
Einwohner  des  Rünigr.,  in  Bezieh,  auf  Religion  und  kirchliche  Gesellst  haften. 

Kltilxr'»  öfTcntl.  Recht.  4.  Aufl.  48 
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v.  26.  Mai  1818,  als  Beilage  i  bei  der  baier.  Verfaß.  Urk.  v.  1818.    Baier.  Edict 
über  «Iii*  iimern  kirchl.  Angelegenheiten  der  protestantischen  SammtGemeind«'. 
v.  ib.  M  i   1818,  als  Anhang  zu  §.  io3   de«   vorhin   genannten  Edictes  *oc 
demselben  Ta<>.     Wurtcmberg.  Dcclaration,  die  freie  Religionsübung  der  ver 
schiedenen   HrligionsParteien  betr.,    v.   i5.  Oet.  1806;  in  dem  Rbein.  BcuxL 
IlL  3-*.     ConstitutionsEdiet,  die  kirchl.  Staatsverfassung  in  dem  Grofsber 
zogt  h  um  Lat.  -n  betr.,  v.  14.  Mai  1807.    Carlsruhc  180-.  8.  u.  in  dem  Rhein. 
Bund,  VW.   a5".     Dudische  Vcrordn.  v.  19.  April  1808,  die  Ausübung  der 
Rit  chcnlchuherrlichkeit  betr.,    in  d.  bad.  Regier.  Blatt,    1808,   St.  n.  GH 
Sachsen- wr/marisefifs  Gesetz  v.  7.  Oet.  i8s3,  augef.  unten  §.  5i3.  —  Dawider 
vcrgl.  Bemerkungen  u.  "Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen  Tlcligioc^ 
Fniete.  Deutschi.  180-.  8. 

c)  Man  s.  das  badist  he  Constit.  Edict  v.  14.  Mai  180-,  $.  20.  —  Die  bisherige* 
Concor datc ,  wovon  >.  5o  f,  in  E.  Mi>cu's  vollständ.  Samml.  aller  altern  u. 
neuem  Concordate  (  t  Theile,  Ecipz.  i83o  u.  i83i.  8.),  ferner  bei  GIatjh 
1.  c.  I.  5.  C)  j.  89.  171.  II.  353.  11  in  Schmacss  corp.  juris  publ.  edit.  i~94>  p.  1666.  Mjq. 
das  wiener  v.  1148,  auch  in  Emkisghaus  corp.  juris  germ.  acad.,  Th.  D.  S.  </> 
ff.  —  Schriften  in  ,PeTTrn's  Lit.,  U.  4o3.  ^SG.  HL  677.  Ri.vbfh's  Lit-,  698  -6". 
1449.  Justin.  Fechomus  abbreviatus  et  emendatus,  c  5.  §.  3-  p.  195.  sqq. 
BiF-nwi  de  ortu  et  progressu  legum  germ.,  P.  H.  vol.  1.  p.  168  sqq.  Mmu»'s 
Anleit.  zur  Ran/.lei  -  u.  Gerichtsverfassung,  IV.  122.  (Fölsch)  Erlauter  des  t. 
Staatsr.  (Wien  1-93),  S.  i83  —  in.  Aon  Gegenständen  der  Conrordate,  t. 
Aufttn's  constit.  Staatsr.,  Cd.  II,  S.  110.  —  Die  Concordate  ausserhalb  Teutsch- 
lands, sind  angezeigt  in  Hi-ubm\'s  europ.  Völkerrecht,  §.  3i  d. 

d)  IUüiirn's  Lebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  4^4  ^-  — 
\  ersuche  des  päpstl.  Hofes,  Pardiculut Concordate  zu  schlicfsen,  namentlich  180- 
mit  Raiern  und  Würlembergj  ebendas.  S.  4i3  f.  Neueste  Einrichtung  des  katL 
Hirchenwcsens  in  den  preufs.  Staaten  (Frankf.  1822.  8.),  S.  23  ff.  Baier.  Con- 
rordat  v.  181-,  s.  im  folg.  §.  —  Schriften  über  neue  Einrichtung  der  iatholüc&rs 
Rirche  in  Teutschland,  nebst  Entwürfen  zu  e.  neuen  Concordatt  Das  System  der 
kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen  des  Zeitalters.  1807.  8.  G-  J. 
Pmnck's  Betrachtungen  über  die  neuesten  Veränderungen  in  dem  Zustand  der 
katholischen  Rirche,  und  besonders  über  die  Concordate  »wischen  protesUuti- 
sehen  Souvcrains  und  dem  römischen  Stuhl.  Hannov.  1808.  8.  Ucber  das  Prin- 
eip  zu  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staat  u.  der  darin  befiiuil. 
kathol.  Rirche,  mit  besond.  Hinsicht  auf  die  rhein.  Bundesstaaten;  in  d.  Artit'.r 
für  d.  kathol.  Rirchen-  u.  Schulwesen,  Rd.  I,  St.  1  (Frankf.  1810.  8.),  S.  \  — 
(Cam,  v.  Damuvrg,  Erzbisehof  Metropolitan  zu  Regensburg)  Von  d.  Frieden  d<r 
Rirche,  in  den  Staaten  der  rhein.  Conföderation.  Frankf.  1S10.  8.  a.  Aufl.  i8iv. 
4.  u.  in  d.  Rhein.  Rund,  XLIII.  120  ff.  Auch  französisch.  De  la  paix  de  Tegli-r 
etc.  Paris  1810.  8.  (Vcrgl.  Rllbkr's  angef.  Uebersieht  etc.,  S.  411  ff.)  Erlau 
temde  Remerkungen  zu  der  Schrift  •  Von  d.  Frieden  der  Rirche.  Bamb.  u.  Wiri^- 
1811.  8.  (v.  Counons's)  Ideen  zu  der  Organisation  der  teutsehen  Rirche.  Frantf. 
1814.  8.  F.  \Y.  Ju>g's  Beitrag  zu  Ideen  über  Rirche  und  Rirebengebräutb?. 
Rerlin  181  j.  8.  (H.  J.  Frhr.  v.  Wessfkrirg)  Die  deutsche  Rirche  ( Zurufe» 
181 3.  8.  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  der  teutsehen  kathol.  Rirche  in  dem 
teutsehen  Staatenbunde.  1816.  8.  Rirchcnrechtliche  Untersuchung  über  «he 
Grundlage  zu  den  künftigen  katholisch- kirchlichen  Einrichtungen  in  Deutschland 
Frankf.  1816.  8.  Palingenesia,  oder  der  katholischen  Rirche  Germanien*  Wieder- 
geburt, nach  ihres  Stüters  Jesu  Geiste,  ohne  Beeinträchtigung  der  Rechte  <k* 
Staats  und  der  Rirche.  Frankf.  1816.  8.  G.  J.  Plam-h  über  die  gegenw.  L*c* 
u.  Verhältnisse  der  kathol.  u.  protest.  Partei  in  Teutschl.  Hannor.  1816.  & 
Ecbcr  die  Verbesserung  der  kathol.  Rirehenvei  Fassung;  in  dem  angef.  Archiv  etc- 
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Bd.  III  (i8i5),  St.  a,  S.  1—  9.   Noch  andere  Schriften,  unten  §.  5m  ,  u.  Vawb's 

5.  5  ir  angef.  Schrift. 
t)  KlübeiTs  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  3o7  ff.  u.  441  ff. 
/)  KlübsiTs  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  468  ff. 

g)  Ebendaselbst,  S.  47«.  Von  dem  rechtlichen  Werth  dieser  Protestation, 
gleichwie  jener  wider  den  westphäliseben  Frieden,  ebendaselbst,  S.  483  — 5o3. 
Im  September  i83i  erklärte  Gregor  Wh  in  einer  Bulle,  dafs  der  heilige  Stuhl, 
wenn  er  wegen  geistlicher  Gegenstände  mit  den  weltlichen  Regierungen  über 
streitige  Rechte  unterhandelt,  nur  beabsichtige,  das  Factum  anzuerkennen,  und 
von  jeder  Untersuchung  über  das  Recht  Umgang  jsu  nehmen,  damit  nicht  wegen 
zeitlicher  Rücksichten  die  Vorsorge  de*  apostolischen  Dienstes  für  das  Seelen- 
heil gebindet  werde.  (Frank£  OPAZeitung  v.  11.  Oct.  i83i.) 


§.  508*  (420b.) 
Nähere  Bestimmungen  für  das  katholische  Kirchenwesen. 

/  J    In    B  a  i  e  r  n. 

Seit  dem  wiener  Congrefs,  sind  für  Verfassung  und  Einrichtung  des 
katholischen  Kirchenwesens  in  teutschen   Bundesstaaten,  für  ein- 
zelne von  diesen,  Bestimmungen  erfolgt,  mit  oder  ohne  Vertragform. 
I)  Hai  ei  n  hat  im  J.  1817  mit  dem  Papst  ein  formliches  Concordat«} 
geschlossen.     Nach  demselben  soll   die  römisch-katholisch-apostolische  Re- 
ligion in  dem  ganzen  Umfang  des  Königreichs  unversehrt  mit  jenen  Rech- 
ten und  Prärogativen  erhalten  werden,  welche  sie  nach  gottlicher  Anord- 
nung und  den  canonischen  'Satzungen  zu  gemessen  hat.    Bestehen  sollen 
in  dem  Honigreich  zwei  Erzbisthümer   und  sechs  Bisthümer       alle  von 
dem  Staat  mit  Grundgütern  zu  Selbstverwaltung  ausgestattet,  oder  zwei 
kirchliche  Provinzen  und  acht  Diöcesen,  mit  erzbischöflichen  und  bischöf- 
lichen Capiteln ,  in  jeder  Diöces  ein   bischöfliches  Seminarium ,  so  auch 
Versorgungshäuser  für  sieche  und  alte  Geistliche,  und  etliche  yom  Staat 
angemessen  ausgestattete  Klöster   für   Münchorden  beiderlei  Geschlechtes. 
Oer  König  hat  das  NominationsRecht  c)    zu  den  erledigten  Stühlen  der 
Metropolitan-  und  CathedralKirchen,  zu  den  Domdechaneien  und  zu  denen 
(  anonicaten,  die  in  den  so  genannten  apostolischen  Monaten  erledigt  werden; 
dagegen  ernennen  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu  den  Canonicaten,  die 
in  den  drei  ersten,  die  Capitel  zu  denen,  die  in  den  drei  andern  der  übri-»rj 
gen  Monate  vacant  werden,  der  Papst  aber  besetzt  die  Dompropstejen. 
Bei  den  Domherren  wird  persönliche  Tüchtigkeit,  keine  Ahnenprobe,  er- 
fordert.    Mehrheit   der  Beneficien   ist  verboten.     Annaten  und  Canzlei- 
Ta'xen  werden  von  Neuem  festgesetzt,  nach  Verhältnifs  des  Einkommens 
der  Erzbischöfe  und  Bischöfe.    Das  Patronatrecht  besteht,  wo  es  der  König, 
die  Erz-  und  Bischöfe,  oder  königliche  Unterthanen  hergebracht  haben. 
Die  Kirche  ist  befugt  zu  Erwerbung  neuer  Besitzungen  mit  Eigenthum- 
recht, bei  denen  Suppression  oder  Union  ohne  Zustimmung  des  apostolischen 
Stuhl«  nicht  Statt  findet,  doch  mit  Vorbehalt  der  bischöflichen  Faculta'ten 
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nach  dem  triden tinischen  Concilium.  Bei  geistlichen  Verrichtungen,  be- 
sonders in  der  Messe,  und  bei  Verwaltung  der  Sacramente,  sind  die  Kirchen- 
formeln in  lateinischer  Sprache  zu  gebrauchen.  Geistliche  Sachen ,  inson- 
derheit Ehesachen  (§.  372,  IV),  nach  Vorschrift  des  tridentinischen  Cod- 
cilii  (can.  12.  Sess.  24)»  gehören  vor  geistliche  Richter,  rein  bürgerliche 
Rechtshändcl  der  Geistlichen  vor  die  weltlichen  Gerichte.  Die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  sind  nach  Maasgabe  ihres  Ilirtenamtes  berechtigt,  mit  dem 
Clerus  und  dem  Volk  ihres  Sprengeis  Verhehr  zu  haben,  ihre  Instructionen 
und  Verordnungen  über  Kirchensachen  frei  zu  publiciren  <0,  Aufsicht  über 
öffentliche  Schulen  für  Glaubens-  und  Sittenlehre  zu  führen,,  und  öffent- 
liche Gebete  und  andere  fromme  Werke  vorzuschreiben.  Verbreitung  sol- 
cher Bücher,  welche  die  Bischöfe  als  unvereinbar  mit  dem  Glauben,  den 
guten  Sitten,  oder  der  Kirchenzucht  bezeichnen,  wird  die  Staatsregierung 
hindern.  Ueberdiefs  soll,  in  geistlichen  und  kirchlichen  Angelegenheiten, 
mit  dem  heiligen  Stuhl  ein  durchaus  freier  Verkehr  der  Bischöfe,  des  Cle- 
rus und  des  Volkes  Statt  haben.  Dagegen  sollen  die  Erzbischöfe  und  Bi- 
schöfe vor  dem  Konig  den  Eid  der  Treue  ablegen,  für  Gehorsam  und 
Treue  gegen  ihn;  und  das  Concordat  soll  für  ein  Staatsgesetz  erklärt  wer- 
den. Als  durch  diese  Uebereinkunft  aufgehoben  sollen  angesehen  werden, 
die  bisher  in  Baiern  gegebenen  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen, 
so  weit  sie  derselben  entgegen  sind.  Alles  Uebrige,  was  kirchliche  Gegen- 
stände und  Personen  betrifft,  wovon  in  diesen  Artikeln  nicht  ausdrückliche 
Meldung  geschehen  ist,  soll  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  nach  der  be- 
stehenden und  angenommenen  Disciplin  derselben  behandelt  werden-  Sollte 
aber  in  Zukunft  sich  ein  Anstand  ergeben,  so  behalten  sich  der  Papst  und 
der  König  vor,  darüber  sich  zu  benehmen,  und  die  Sache  freundschaftlich 
beizulegen.  Der  König  verspricht  diese  Uebereinkunft  für  ein  StaatsgeseU 
zu  erklären,  auch  nie,  aus  irgend  einem  Grund,  derselben  etwas  beizufügen, 
oder  daran  zu  ändern,  oder  dieselbe  auszulegen,  ohne  Autorität  und  Mit- 
wirkung des  apostolischen  Stuhls.  —  Dieses  Concordat  ward  als  Anhang 
beigelügt,  dem  zu  Tit.  IV,  §•  9,  der  Verfassungsurkunde  des  Königsreichs 
gehörenden  Edict  vom  26.  Mai  1818,  betreffend  die  äussern"" Rechtsver- 
hältnisse der  Einwohner,  in  Beziehung  auf  Religion  und  kirchliche  Ge- 
sellschaft* Dieses  Edict  —  jedem  Unterthanen  vollkommene  Gewissens- 
freiheit und  bestimmte  Religionsausübung  zusichernd,  und  die  in  dem  Konig- 
reich  bestehenden  drei  christlichen  GlaubensConfes«ionen  als  öffentliche 
Kirchengesellschaften  mit  gleichen  bürgerlichen  und  politischen  Rechten 
anerkennend  —  erklärt  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  für  ein  allge- 
meines Staatsgrundgesetz,  die  darin  festgesetzten  Majestätrechte  des 
Königs  für  unveräusserlich,  und  nur  in  Ansehung  der  übrigen  in- 
nern  Kirchenangelegenheiten  der  katholischen  Kirche,  die  weitern  Bestim- 
mungen des  Concordats  für  anwendbar  (Art.  24  u.  io3).  Erst  durch  eine 
Bekanntmachung  vom  i5.  Sept.  1821,  erklärte  der  König  das  Concordat 
für  vollziehbar  und  für  ein  Staat.sge.etz/). 
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c)  Datirt  Rom  5.  Juni  1817,  ratificirt  von  dem  König  am  24«  Oct.,  von  dein  Papst 
am  24.  Not.  1817.  Befindet  sieb  bei  der  baier.  Verfafs.  Irk.  von  1818,  als 
Anbang  zu  Beilage  2;  u.  in  Martens  recueil,  Supplcm.  VII.  106;  aueb  in 
Eichhors's  Kirchenrecht,  Bd.  II,  S.  827.  Sanctissimi  Dni  nostri  Pn  Papac  septimi 
Allocutio  habita  in  Consistorio  secreto  d.  i5.  Nov.  1817;  item  Conventio  interSancti- 
tatem  Suam  et  Sereniss.  Regem  Bavariae  inita,  etc.  Romae  1817.  8.  Lat.  u.  teutsch. 
Trid.  1818.  Uebcreinkunft  zw.  Sr.  H.  Pius  VII.  u.  Sr.  M.  v.  Baiern.  Aus  d. 
Latein.,  mit  Anmerk.  Frankf.  1818.  8.  Bemerkungen  über  das  baicr.  Concordat, 
vergl.  mit  dem  neuen  franz.  u.  dem  frühem  baicr.  (Entwurf)  v.  1807.  1818.  8. 
Preussen  und  Baiern  im  Concordate  mit  Rom,  —  dargestellt  von  Alex.  Müllxb« 
Neustadt  a.  d.  O.  1824.  8.  Historische  Uebersicht  des  Verhältnisses  der  katbol. 
Kirche  in  den  baieri&cbcn  Staaten  zu  der  Staatsregierung,  in  Sc»  hck's  Staatsr. 
des  KR.  Baiern,  Th.  I,  S.  657  ff.  Fünfzehn  Schriften  über  das  baierische  Con- 
cordat,  findet  man  verzeichnet  ebendas.  S.  i33  f.,  auch  bei  Abitix  a.  a.  O., 
S.  111  f.  —  Ueber  die  «.Concordfüe  der  neuern  Zeif»  enthält  eine  übersichtliche 
Zusammenstellung,  das  ConversationsLexicon  der  neuesten  Zeit  u.  Literatur, 
Bd.  L  S.  487  ff. 

h)  1)  Erzbisthum  München  u.  Freisingen,  mit  der  bischöflichen  DiÖces  München; 
welchem  als  Suffragene  untergeordnet  sind,  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Passau, 
Regensburg.  2)  Erzbisthum  Bamberg,  mit  der  bischöflichen  DiÖces  Bamberg; 
ihm  sind  untergeordnet  die  Bischöfe  von  AVirzburg,  Eichstädt,  Spcier.  —  Vom 
Rang  u.  Titel  der  Erz-  u.  Bischöfe,  s.  §.  523.  —  Die  DiöcejanCircumscripüon  er- 
folgte in  einem  päpstl.  Brcve  v.  1.  Apr.  1818,  das  erst  im  September  1821 
öffentlich  bekannt  ward.  Bescblufs  u.  Bulle  der  Beschreibung  der  (baier.)  Diöccsen, 
mit  beigefügtem  Urtext.  München  1821.  8.  CircumscriptionsBullo  (ur  die  neuen 
Bisthümer  des  KR.  Baiern.  Augsb.  1822.  8. 

e)  Zu  dessen  Ausübung  erhielt  der  König  ein  päpstl.  Indult  v.  i5.  Nov.  1817.  Es 
siebt  bei  der  oben  angef.  Allocutio  etc.,  p.  27. 

cf)  Docb  dürfen,  nach  der  baier.  Yerfafs.  Ürk.  v.  1818,  Tit.  rV,  §.  9,  keine  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  der  Kirchcngcwalt  ohne  vorhergegangene  Einsicht  und 
das  Placet  des  Königs  verkündigt  und  vollzogen  werden. 

e  )  Mit  diesen  Erklärungen  übereinstimmende  Acusscrungcn  des  Königs ,  in  seiner 
Rede  bei  Eröffnung  der  Stäiidcvcrsammlung  1822;  in  öfFentl.  Blättern  jener  Zeit. 

/')  Von  den  bis  dahin  vorgewaltcten  Schwierigkeiten,  s.  man  Neueste  Einrichtung 
des  kathol.  Kirchenwesens  (1822),  S.  25  f. 


§.  509.  (420..) 
2)    In  der  preussischen  Monarchie. 

II)  Ohne  die  gewöhnliche  Form  eines  Vertrags,  aber  in  Gemäfsheit 
einer,  mittelst  gewechselter  Noten  der  beiderseitigen  Bevollmächtigten,  zu 
Rom  am  s5-  März  1821  zu  Stande  gekommenen  Vereinbarung,  ward  eine 
neue  Einrichtung  des  katholischen  Kirchenwesens  in  der  preufsischen 
Monarchie  verfügt,  durah  eine  Bulle  (De  salute  animarum  etc.)  vom  16. 
Juli  1821  "),  welcher  der  König  durch  eine  CabinetOrdre  seine  staats- 
oberhauptliche Bewilligung  und  Sanction  ertheilte,  indem  er  sie  für 
ein  bindendes  Statut  der  katholischen  Kirche  des  Staates  erklärte  und  ihre 
Vollziehung  befahl.  Dieselbe  enthält  eine  DiöcesanCircumscription ,  und 
\erordnct  zwei  Erzbischöfe  und  sechs  Bischöfe,  worunter  zwei  exemte, 
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doch  so,  dafs  zwei  kirchliche  Provinzen  und  neun  Diöcesen  oder  bischöf- 
liche Sprengel  sind  c)>  mit  Supprimirung  des  Bist  hu  im  Aachen,  dessen 
Cathedrale  in  eine  CollegiatKirchc  unter  dem  Erzbischof  von  Coln  umge- 
wandelt ist  Zu  Besetzung  erledigter  erzbischöflicher  und  bischöflicher 
Stühle,  soll  bei  den  Kirchen  von  Cöln,  Trier,  Munster,  Paderborn  und 
Breslau,  den  Domcapiteln  das  Wahlrecht  zustehen ,  wenn  die  Erledigung 
durch  Todesfall  extra  romanura  curiam,  oder  durch  Abdankung  und  Ent- 
sagung erfolgt  </),  bei  den  crzbischuflichen  vereinigten  Kirchen  von  Gnesen 
und  Posen,  wo  die  beiderseitigen  Capitel  den  Erzbischof  gemeinschaftlich 
wählen  sollen,  and  bei  den  Kirchen  von  Ermland  und  Culra,  bleibt  es  wie 
zeither,  folglich  auch  bei  dem  entscheidenden  Mitwirkungsrecht  des  Königs. 
In  den  Domcapiteln  hat  der  Papst  die  Propsteien  und  die  in  den  aposto- 
lischen Monaten  erledigten  Canonicate,  der  Er/bischof  oder  Bischof  hin- 
gegen die  in  den  übrigen  Monaten  erledigten  Canonicate,  und  die  Decha- 
neien,  so  auch  die  Vicarieen,  zu  besetzen.  Alles  jedoch  mit  landesherr- 
licher Genehmigung.  In  dem  CollegiatStift  zu  Aachen,  conferirt  der  Papst 
die  Propstci,  hingegen  die  sechs  Canonicate  abwechselnd  mit  dem  Erz- 
bischof von  Cöln.  Nur  canonische  Tüchtigkeit  der  Person,  nicht  Stand 
und  GeLun,  kommen  in  Betracht  Das  Einkommen  der  Erzbischöfe  und 
Bischöfe,  der  Dignitarien,  der  Dom-  und  Stiftherren,  der  Honorar-  oder 
Ehrendomherren,  und  der  Vicare  ist  festgesetzt,  so  wie  die  apostolische 
Kammertaxe  der  Erz-  und  Bisthümer.  Auch  ist  gesorgt  für  Weihbischöfe 
und  GeneralVicare ,  für  Unterhalt  der  erzbischöflichen  und  bischöflichen 
Canzleien,  für  Seminarien,  für  den  BauFonds  der  Metropolitan-  und  Ka- 
thedralKirchen,  für  Versorgungshäuser  dienstunfähig  gewordener,  und  Coi*- 
rectionshäuser  mifsrathener  Geistlichen.  Die  neue  Ausstattung  dieser  geist- 
lichen Anstalten,  oder  die  Ergänzung  der  vorhandenen,  geschieht  vom 
Staat,  für  jede  Diöces  besonders,  in  jährlichen  Grundrenten,  die  als  Real- 
Last  auf  DomanialWaldungen  radicirt,  und  von  den  Diöcesen  unmittelbar 
erhoben  werden. 

a)  In  der  Gesetzsammlung  fiir  die  preufs.  Staaten,  1811,  Num.  12,  u.  in  Martc*» 
recueil.  Supplem.,  vol.  supplem.  au  IX.  Tome,  p.  32o;  auch  in  der  Neuesten 
Einrichtung  des  kathol.  Kirchenwesens  in  den  k.  preufs.  Staaten  (Frankf.  a.  M. 
182a.  8. ) ,  S.  56  IT.  u.  in  Eichhorns  Kirchenr. ,  Bd.  II*  S.  835.  Auch  in  der 
bei  dem  vorigen  §.  angef.  Schrift  von  Alex.  Müller. 

b)  Vom  a3.  Aug.  1821,  in  der  Gcsctzsamml.  a.  a.  O.  u.  in  der  angef.  Neuesten 
Einrichtung  etc.,  S.  124.  —  Diese  CabinetOrdre  erwähnt  einer  «Verabredung, 
die  unter  dem  ib.  Märr.  1821  (zu  Horn)  über  den  Gegenstand  der  Bulle 
getroffen,  und  unter  dem  9.  Juui  1821  von  dein  König  genehmigt  worden 
»ey».  Die  Verabredung  soll  in  gegenseitigen  Erklärungen  (nicht  in  einer 
förmlichen  tcbercinliunft)  enthalten  seyn,  welche  in  gewechselten  Noten  sich 
befinden.  Ihnen  gcmäfs  erfolgte  sowohl  die  Bulle,  als  auch  das  unten  (Note  d) 
angef.  Brcve. 

e)  Mit  mehr  als  3zoo  Pfarreien,  ungerechnet  die  Hunderte  von  HülfPfarreien 
und  Nebenkirchen.  —  Li  den  östlichen  Provinzen  sind :  1 )  das  Erzbisthum 
Gnesen  u.  Posen,  ^  wozu  die  Diöcesen  von  Gneten  und  Posen,  welchen  beiden 
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der  Ersbischof  unmittelbar  yorgesetzt  ist,  und  das  Bisthum  Culm  gehören; 
i)  u.  3)  die  exemteu  Bisthümer  Breslau  u.  Ermlaml.  ^  In  den  westlichen 
Provinzen  ist  das  Erzbisthum  Co/n,  wozu  die  Diöecscn  von  Cöln ,  Trier, 
Münster  und  Paderborn  gehören.  Der  Diöces  Cöln  steht  der  Frzbischof 
unmittelbar  vor. 

d )  Ein  mit  der  Bulle  zugleich  erlassenes ,  aber  öffentlich  nicht  bekannt  ßemaohles 
Brewy  weiset  die  Domcapitel  zu  Breslau,  Cöln,  Trier,  Munster  und  Paderborn 
an,  nur  solche  Personen  zu  wählen,  die  dem  König  angenehm  sind,  und  sich 
dessen  vor  der  feierlichen  Wahl  zu  versichern.  —  Bei  Besetzung  des  erz- 
bischöflichen Stuhls  zu  Gncsen  und  Posen ,  und  der  bischöflichen  Stühle  zu 
Culm  u.  Ermland,  hatte  der  Bönig  schon  vor  1821  ein  entscheidendes  Mitwirkungs- 
recht; dabei  hat  es  auch  fernerhin  sein  Bewenden. 


3)  In  denen  Bundesstaaten ,  deren  kattiolischer  Tlieil  die  oberrheinische  Kirchen- 
provinz bildet.     4)  In  dem  Königreich  Sachsen, 

III)  Für  die  katholisch-kirchlichen  Angelegenheiten  ihrer  Staaten,  ira 
Verhältnifs  zu  der  Staatsregierung,  zu  dem  Oberhaupt  der  Kirche  und  zu 
andern  christlichen  Glaubensverwandten,  unterhandelten  seit  dem  J.  1817 
eine  Reihe  von  Mitgliedern  des  Teutschen  Bundes«)  eine  Verein- 
barung, sowohl  unter  sich  *),  als  auch  gemeinschaftlich  durch  Abgesandte 
in  Rom-  Die,  auch  nach  ZurückberuPung  der  Abgesandten  fortgesetzten 
Verabredungen  mit  dem  römischen  Hofe,  hatten  im  J.  1821  eine  päpst-' 
liehe  Bulle  zur  Folge,  die,  obgleich  weder  verlangt  noch  gewünscht, 
angenommen  ward.  Zusätze  und  nähere  Bestimmungen  lieferte,  im  Jahr 
1827 ,  eine  zweite  Bulle,  Beide  Bullen  <*),  betreffend  die  Begrenzung, 
Ausstattung  und  Einrichtung  der  Bisthümer  und  Domcapitel,  die  Besetzung 
des  erzbischöflichen  Stuhls  und  der  bischöflichen  Stühle,  so  wie  der  Dom- 
capitularStellen,  wurden  von  den  Staatsregierungen,  unter  ausdrücklicher 
auf  den  Inhalt  der  beiden  Bullen  bezogenen  Wahrung  ihrer  «Hoheit- 
rechte,  Landesgesetze  und  Verordnungen,  der  erzbischöllichen  und  bischöf- 
lichen Gerechtsame,  auch  der  Rechte  der  evangelischen  Confession  und 
Kirche » ,  genehmigt,  und  hierauf  zu  Vollziehung  gebracht  «0.  Dem  zu- 
folge ist  der  katholische  Theil  der  jetzt  noch  in  dem  Verein  begriffenen 
sechs  Bundesstaaten,  Würtemberg,  Baden,  Kurhessen;  Grossherzog- 
thum Hessen,  Nassau  und  Frankfurt,  vereinigt  zu  einer  kirch- 
lichen Provinz,  der  oberrheinischen,  bestehend  aus  fünf  bischöflichen 
Sprengein,  mit  einem  MetropolitanErzbischof  und  vier  Bischöfen.  Als  Me- 
tropolitan ist  derselben  vorgesetzt  der  neu  verordnete  Erzbischof  zu 
Freiburg  im  Breisgau,  zugleich  bischöflicher  Vorsteher  der  freiburger 
Diöces.  Ausser  dieser  sind  demselben  als  SuffraganKirchcn  vier  bischöf- 
liche Kirchen  untergeordnet,  die  zu  Mainz,  Fulda,  Rotenburg 
am  Neckar,  und  Limburg  an  der  Lahn,  zu  welcher  letzten  auch  die  ka- 
tholische Pfarrei  zu  Frankfurt  gehört,  mit  eben  so  vielen  Diöcesen;  unter 
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Stipprimirung  der  bischöflichen  Kirche  zu  Constanz  und  der  exemten 
Propstei  St.  Viti.zu  Elwangen,  und  unter  Befreiung  der  bischöflichen  Kir- 
chen zu  Mainz  und  Fulda,  von  den  seit  1801  (zufolge  der  Bulle  (Jui 
Christi  Domini  vom  99.  Nov.  1801)  bestandenen  MetropolitanGerecht- 
saraen  des  Erzbischofs  von  Mecheln.  Die  erste  der  beiden  Bullen  bestimmt 
den  Umfang  der  fünf  zu  einer  Provinz  vereinigten  Diöccscn;  sie  theilt  zu 
der  freiburger  Diöces  die  katholischen  Pfarreien  der  Fürstentümer  Ho- 
he n  zo  I  ler  nll  cc  h  i  ng  en  und  Sigmaringen,  zu  der  fuldaischen  neun 
•weimarische  Pfarreien,  zu  der  limburger  die  katholische  Pfarrei  zu 
Frankfurt.  Sie  verordnet  lür  jedes  Capitel,  das  erzbischü fliehe  und  die 
vier  bischoflichen,  eine  Dechanei  und  eine  verhältnifsmäsige  Anzahl  von 
Capilularcn  und  Dompfründnern  oder  Vicaren,  so  -wie  ein  PriesterSemina- 
rittin.  Erledigte  Stühle  des  Erzbischofs  und  der  Bischöfe  erkennt  sie  denen 
zu,  die  auf  canonisch  gültige  Art  dazu  werden  bestellt  sevn ,  nach  vor- 
ausgegangenem InformativProcefs,  welcheu  der  Papst  in  jedem  einzelnen 
Fall  nach  der  Vorschrift  Urbans  VIII.  veranstalten  werde.  In  Geinäfsheit 
der  von  den  Staatsregierungen  gegebenen  Zusagen,  benennt  die  Bulle  den 
Aufwand  auf  den  Unterhalt  der  oben  genannten  Personen  und  Anstalten, 
auf  die  erz-  und  bischöflichen  Canzleien,  auf  die  BauFouds  und  geistlichen 
Versorgungsha'user,  so  wie  die  Ausstattung  mit  Grundgütern  und  Grund- 
renten. Sic  setzt  die  apostolische  Kammertaxe  «)  für  die  verschiedenen 
Metropolitan-  und  Cuthedral Kirchen  fest,  und  ernennt  einen  Executor  der 
Bulle.  Alles  Uebrige  überläfst  sie,  stillschweigend,  den  theils  schon  be- 
stehenden oder  bevorstehenden  Verabredungen  der  vereinigten  Staatsregie- 
rungen mit  dem  römischen  Hofe,  oder  blofs  unter  sich,  theils  den  Anord- 
nungen einer  jeden  von  ihnen.  —  Die  Bevollmächtigten  der  vereinigten 
Staaten  unterzeichneten  hierauf  eine  Convention/),  betreffend  ihr  fer- 
neres gleichförmiges  Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden  Grundsätze 
welcher  beigefügt  wurden,  eine  Pragmatik  /«)  über  die  gemeinschaftlich 
zu  befolgenden  Grundsätze,  und  Forraulare  der  von  jedem  für  seinen  Staat 
auszufertigenden  FundationsUrkunde,  und  eines  in  das  Land  zu  erlassenden 
Edictes.  Nach  verschiedenen,  wegen  dieser  Verabredungen  bei  der  romi- 
schen Curie  entstandenen  Bedenklichkeiten,  wurden  modificirte  Be- 
schlüsse durch  die  Bevollmächtigten  gefafst,  zu  Frankfurt,  im  \ugust  i8a6, 
und  im  August  und  October  1827.  IV)  In  dem  Königreich  Sachsen, 
bestehen:  1)  für  den  sächsischen  Theil  der  Obcrlausitz,  zu  Bautzen  ein 
Bischof  in  partibus  als  apostolischer  Vicar,  mit  besimmter  Unterordnung 
unter  den  Erzbischof  von  Prag;  2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs, 
zu  Dresden  ein  exemter  apostolischer  Vicar  *'),  der  seit  1816  zugleich  Bi- 
schof in  partibus  ist. 

a)  Anfangs  nur  YVirlcmberg,  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau,  Oldenburg, 
von  wegen  des  Fürstenthuins  Rirkcnfeld ,  und  die  Freie  Stadt  Frankfurt.  Die 
unten  angef.  päpstliche  Rulle  von  1821  benennt  ausser  diesen,  als  solche,  die 
gemeinschaftlich  Abgesandte  nach  Rom  geschickt  haben,  noch  folgende:  Die 
Herzoge  von  Mecklenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen,  (von  denen  jedoch  S. 
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Hild burghausen  au  den  Verabredungen  keinen  Theil  genommen  hatte),  die  bei- 
den Fürsten  von  Hobenzollern  in  Folge  eines  Vertrags  v.  1821,  den  Fürsten 
von  Waldeck  (der  vor  dein  9.  Febr.  182a  von  dem  Verein  zurückgetreten  ist), 
die  Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen.  Noch  vor  dem  9.  Febr.  1822,  trat  auch 
Hamburg  hinzu.    (HessenHomburg  nicht.) 

l>)  Hauptsächlich  in  Confercnzen  zu  Frankfurt  a.  M.  Als  Resultat  dienen  vorzüg- 
lich, die  im  Druck  erschienenen  Grundzüge  zu  c.  Vereinbarung  über  die  V  er- 
hältnisse der  kathol.  Kirche  in  teutschen  Hundesstaaten;  Hcilage  8  zum  Proto- 
coll  der  17.  Zusammenkunft  v.  3o.  April  1818.  Fol.  Auszüge  aus  den  Cou- 
fcrenzProtocollen  liefern:  der  Kirchen-  u.  Staatsfreund,  und:  Vorläufige  Nach- 
richten von  den  Frankfurter  Hcrathungen  u.  s.  w.  Jena  1818.  8.  Den  wesent- 
lichen Inhalt  der  Vereinbarung  findet  man  in  der  Suite  des  quatre  Concordats, 
par  31.  de  Pbadt  (Paris  1820.  8.),  p.  95— io5.  —  Dagegen  s.  man:  Darstellung 
der  Gesinnungen  Sr.  Heiligkeit  über  die  Erklärung  der  vereinten  protestantischen 
Fürsten  und  Staaten  des  teutschen  Bundes.    Aus  dem  Italian.    Cöln  1821.  8. 

c)  Die  erste  Bulle,  anfangend  Provida  solersquc,  ist  datirt  Rom  den  16.  Aug. 
1821,  die  andere,  anfangend  Ad  Dominici  gregis  custodiam,  vom  11.  April 
1827.  Beide  sind,  nebst  teutschen  Ucbersetzungen,  abgedruckt  in  dem  würtemb. 
Regier.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1827,  in  dem  badischen  von  1827,  St.  XXXIII,  in  dem 
nassauischen  Verordnungsblatt  v.  17.  Nov.  182-,  und  in  v.  Maiiteiis  recueil, 
Supplem.  XI.  146,  beide  auch  in  Eicunon^s  Kirchcnr.,  Bd.  n,  S.  868,  und  be- 
sonders unter  dem  Titel:  Die  päpstl.  Bullen,  zur  Errichtung  des  Erzbisthums 
zu  Freiburg  im  Breisgau,  u.  der  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Freib.  1827.  4. 
Zweite  Auflage  ibid.  cod.  Und  teutsch,  in  der  Allgcm.  Kirchenzeitung  v.  1827, 
Num.  176. 

0  Wörtlich  übereinstimmend  sind  die  Vcrwahrungsöauscln  in  den  Bekanntma- 
ebungs Verordnungen  von  Kurhessen  v.  3i.  Aug.  1829,  GH.  Hessen  v.  12.  Oct. 

1829,  v.  Baden,  Würtemberg  und  Nassau,  alle  drei  v.  3o.  Jan.  i83o;  in  den 
Neuesten  StaatsActen  u.  ürk.,  Bd.  XVI,  S.  346  ff.  —  Zur  V  ollziekung  war  vom 
Papst  bevollmächtigt,  der  Bischof  (in  partibus)  vou  Evara  (v.  Keller,  zu  Ro- 
tenburg am  Neckar).  Man  s.  die  Decretc  des  Hrn.  Bischofs  v.  Evara,  als  Be- 
vollmächtigten für  die  Suppression  der  GencralVikariatc  zu  Konstauz  u.  Bruch- 
sal, u.  für  die  gegenwärtige  Errichtung  des  Erzbisthums  zu  Freiburg  im  Breis- 
gau, mit  den  päpstl.  Bullen  Provida  solcrsquc  u.  Ad  Dominici  gregis  custo- 
diam. Carlsr.  1827.  8.  —  Am  20.  Oct.  1827  erfolgte  die  Einsetzung  des  Dom- 
capitels  zu  Freilmrg,  u.  am  folgenden  l  ag  daselbst  die  Consccration  des  ersten 
MctropolitanErzbisihofs,  nachdem  derselbe  unmittelbar  vorher  dem  Landes- 
herrn den  Huldigungseid  abgelegt  hatte.  —  Um  die  Verhältnisse  der  oberrhei-  \ 
nischen  Kirchenprovinz  näher  und  gleichförmig  zu  bestimmen ,  verabredeten 
sämmtliehe  dabei  bcthciligte  Staatsregierungen  einen  gemeinschaftlichen  Besrhluss, 
welchen  (in  39  §§.  abgefafst)  jede  von  ihnen  bekannt  machte,  z.  B.  die  Freie 
Stadt  Frankfurt  durch  Verordn.  v.  2.  März  i83o,  in  ihrem  Amtsblatt  v.  5.  März 

1830,  Num.  19;  GH.  Hessen  durch  Verordn.  v.  12.  Ort.  1829,  in  Mahtk^s  re- 
cueil, Supplement,  XII.  161.  V  erschiedenes  von  dem  Inhalt  dieses  Beschlusses, 
unten  §.  520.  K.  würtemberg.  Verordn.  v.  3o.  Jan.  i83o,  die  Ausübung  der  ver- 
fassungsmäs.  Schutz-  u.  Aufsichlrechte  des  Staats  über  die  kathol.  Landeskirche ? 
in  d.  Regier.  Blatt,  i83o,  Num.  9.  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  Bischöfe 
in  der  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Eine  \on  der  Juristcnfacultät  in  Tübingen  „ 
gekrönte  Preifsschrift.    Von  Igivatz  Lonoseh.   Tüb.  1840.  gr.  8. 

)  In   Goldguldcn  des  römischen  Kammersatzes,  deren   jeden  die  Curie  zu 

4  Gulden  5o  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 
)  7m  Frankfurtern  Main,  den  9.  Febr.  1822. 

)  Namentlich  über  die  Besetzungsart  der  Erz-  und  Bischofstühlc ,  der  Digniläten 
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und  CapitularS  teilen,  bei  welchen  letzten  päpstliche  oder  apostolische  Mouate 
nicht  anerkannt  werden.  Leberall  ist  gesorgt  für  landesherrliche  Aufsicht  und 
Mitwirkung,  *  erhütende,  leitende,  genehmigende. 

h)  Kirch enPragmatik  für  die  oberrheinische  katholische  KirchenProvinz  der 
vereinigten  Staaten  Wirtcmberg ,  Baden,  beider  Hessen,  u.  Nassau  mit  Frank- 
furt. Herausgegeben,  mit  Koten,  von  Loncirz  Wotr,  Pfarrer  zu  Klcinrinderfeld, 
Wirzb.  i8*3.  32  S.  8. 

i)  Mit  dem  Platz,  in  der  zweiten  HofRangclasse,  unmittelbar  nach  dem  OberCon- 
sistorialPräsidenten.  Bekanntmachung  v.  5.  Apr.  1821,  in  d.  Gcsetzsamml.  für 
das  Königr.  Sachsen,  1821,  St.  6.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827,  betr.  die  Aus- 
übung der  kathol.  geistl.  Gcrichtbarkcit  in  den  k.  sächs.  Kreislanden  (also  mit 
Ausnahme  der  Oberlausila),  in  der  angef.  Geset/.samml.,  »82",  u.  auch,  mit 
Prüfung,  in  der  unten  Ö26,  Notea)  angef.  Abh.  Leber  die  Gleit  hstcllung  ctc„ 
S.  86 — 104.  —  Durch  ein  Rescripl  v.  3.  Sept.  1807  u.  ein  Reglement  v.  24.  Oct. 
1807  (in  der  Contin.  UI.  Cod.  Aug.  T.  1.  p.  i63  u.  ito)  ward  »)  den  Katholiken 
in  kirchlichen  und  geistlichen  Sachcu  dieselbe  Befreiung  von  der  weltlichen  u. 
fremden  Gerichtbarkeit  u.  Polizeigcnalt ,  wie  den  A.  Confcssions Verwandten, 
eingeräumt;  1)  es  wurden  ihre  Ehesachen,  so  weit  sie  die  Stelle  des  beklagten 
Theils  vertreten,  der  ordentlichen  Obrigkeit  entnommen  und  dem  apostolischen 
Vicar  zu  Dresden  übertragen;  so  wie  3)  durch  ein  Rescripl  vom  12.  Sept. 
180-  (ibid.  p.  38.)  und  durch  ein  Mandat  v.  10.  Aug.  181a,  die  Censur  der 
katholisch  theologischen  Schriften.  Wzaia's  Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  gel- 
tenden Kirchcnr.,  Bd.  1,  S.  202. 

(Neu.) 

5)   In  dem   Königreich  Hannover.     6)    In  dem   Grossherzogthum  Weimar  und 

Fürstenthum  JValdeck. 

V)  Für  das  Königreich  Hannover  wurden  durch  eine,  landesherr- 
.  lieh  genehmigte,  päpstliche  Bulle,  anfangend  mit  den  Worten:  Im- 
|  pensa  Romanorum  Pontificum  Sollicitudo,  vom  26.  März  1824  a\  zwei 
Bisthümer  errichtet,  Hildesheim  auf  der  rechten,  Osnabrück  auf 
~der  linken  Seite  der  Weser.  Die  Ausstattung  des  letzten- bleibt  noch  auf- 
geschoben, bis  die  dazu  nothigen  Mittel  vorhanden  seyn  werden;  bis  dahin 
ist  dasselbe  von  dem  Bischof  von  Hildesheim  durch  einen  GeneralVicar 
zu  verwalten.  Nach  Erledigung  eines  bischoflichen  Stuhls,  hat  das  Dora- 
capitel  innerhalb  eines  Monats  eine  Liste  der  Wahl  Candida  ten  der  obersten 
Staatsbehörde  vorzulegen,  und  aus  denen  Candidalen,  welche  dieselbe  als 
ihr  weniger  angenehm  nicht  ausgestrichen  hat,  einen  zum  Bischof  zu  wäh- 
len, und  die  Wahlurkunde  binnen  Monatfrist  dem  Papst  zur  Bestätigung  vor- 
zulegen. Erfolgt  diese  nicht,  so  hat  das  Capitel  eine  neue  Wahl  auf  die 
vorige  Weise  vorzunehmen.  Die  Besetzung  der  Dcchanei,  der  Canonicate 
und  Vicarieen  in  jedem  der  beiden  Üomcapitel,  geschieht  abwechselnd  von 
dem  Bischof  und  dem  Capitel,  aus  denjenigen  inländischen  Candidaten, 
welche  die  Regierung,  auf  der  ihr  binnen  sechs  Wochen  einzureichenden 
Liste  von  vier  Candidaten,  als  ihr  unangenehm  oder  verdächtig  nicht  be- 
zeichnet hat.  Das  Einkommen  der  Bischöfe  und  der  Mitglieder  der  Dora- 
capitel  ist  bestimmt;  die  Ausstattung  erfolgt  durch  Anweisung  der  Ein- 
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künfte  von  liegenden  Gründen,  Zehnten  und  Grundzinsen.  Die  Bulle  be- 
stimmt die  Grenzen  der  beiden  Bisthüraer.  Die  Abhängigkeit  katholischer 
Gemeinden  und  Pfarreien  im  Königreich  von  auswärtigen  geistlichen  Be- 
hörden, hört  auf.  Die  apostolische  Kammertaxe  der  bischöflichen  Tafel 
von  Hildesheim,  ist  auf  756,  die  Taxe  derjenigen  von  Osnabrück  auf  666VS 
Goldgulden  des  papstlichen  Kammersatzes  (§.  5 10,  e)  gesetzt  VI)  Mit  lan- 
desherrlicher Bewilligung  und  unter  Vorbehalt  aller  landesherrlichen  Hechte, 
sind  die  katholischen  Pfarreien  des  Grofsherzogthums  SachsenWeiraar- 
Eisenach,  und  die  Pfarrei  Eppen  in  dem  Fürstenthum  Waldeck,  dem 
bischöflichen  Sprengel  von  Paderborn  und  der  Kirchenprovinz  Co  In 
zugetheilt  worden  *). 

a)  Sic  steht,  lateinisch  und  teutsch ,  nebst  dem  sie  genehmigenden  König].  Patent 
t.  20.  Mai  i8?4,  >n  der  hannöv.  Gesctzsamml. ,  1824,  Abth.  Nutn.  12,  S.  87 
—  110;  auch  in  Mabtkms  recueil,  Supplem.,  T.  X,  p.  421,  u.  in  Eicbbobs's  Kir- 
cbenrecht,  Bd.  II,  S.  858.  Ein  besonderer  Abdruck  erschien  zu  Rom  in  der 
päpstl.  Druckerei,  1824,  und,  nach  diesem,  ein  zweiter,  lateinisch  u.  teutsch, 
zu  Münster,  1824.  4» 

b)  In  der  oben  (§.  509,  a)  angef.  Bulle  De  salute  animarum  etc.  t.  16.  Juli  1811; 
in  den  angef.  Neuesten  Einrichtungen  etc.,  S.  48  u.  88.  Bestätigt  in  dem  unten 
($.  5i3)  angef.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,  im  Eingang,  mit  der  Bestimmung, 
dafs  jeder  neue  Bischof  von  Paderborn  wegen  seiner  Amtvrirksamkeit  sich  zu- 
vörderst dem  Grofsherzog  ausdrücklich  zu  verpflichten  habe. 


§♦  Si2.  (421.) 
Die  Kirche  ist  dem  Staat  untergeordnet. 

Aus  dem  natürlichen  Verhältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  (liefst 
der  Hauptsatz:  eine  Kirche  ist  nicht  Staat  im  Staat.  Als  im 
Staatsgebiet,  aber  nicht  des  Staates  wegen,  bestehende  Gesellschaft,  mit  ei- 
genem Zweck,  ist  sie  untergeordnet  der  Staatsgewalt  ß).  Mit  Recht 
fordert  man,  dafs  nur  unter  Atictorität  des  Staates  sie  in  dem  Staatsgebiet 
bestehe  und  dafs  sie  jenem  nicht  nur  nicht  schädlich  c),  sondern  viel- 
mehr, als  sittlich-religiöser  Verein,  nützlich  sey.  Antagonismus  zwischen 
beiden,  gleichwie  Priesterherrschaft,  darf  nicht  Statt  finden  <0.  Das  gött- 
liche Siegel  eines  religiösen  Glaubens  ist,  wenn  er  wohlthätig  wirkt,  wie 
die  Gottheit  «)• 

a)  Vergl.  %.  a5r,  b.  Baier.  Edict  v.  26.  Mai  1818,  Ober  die  Rechtsverhältnisse  der 
Einwohner  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  kircbl.  Gesellschaften  (als  Beilage  2  zu  der 
Vcrfafs.Urk.),  §.  5o — 79.  Königl.  tächt.  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  §.  67.  (Für  Aus- 
übung der  Kirchcngcwalt  besteht  in  manchen  Staaten  ein  eigenes  Ministerium 
des  Cultus.)  Ph.  Hbddbbich  elem.  juris  canon.,  P.  I.  %.  118— 123.  A.  Micbl's 
Kirchenr.,  §  1.  Jac.  Gacpp  über  das  Verhältnifs  der  protestant.  Rircbe  zum 
Staat.  Glogau  1820.  8.  v.  AaBTnr's  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  Hoff. 
Alex.  Müllbb's  kirchenrechtliche  Erörterungen ,  I.  Samml.  (Weimar  1823.  8), 
S.  97  ff.  —  Selbst  in  Spanien  leisten  die  Bischöfe  ihren  Eid  nur  mit  der  Clau- 
sel :  Asalvis  regni  legibus  et  consuetudinibus  et  tota  subjectioni  Regi  debita».  — 
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Dal's  Staat  und  Kirche  einander  nicht  untergeordnet  seyn  durften,  sondern 

neben  einander  bestehen  müfsten,  behauptet  noch  in  der  neuesten  Zeit,  nicht 
nur  ein  gelehrter  Katholik,  in  dem  ConversatiousLexicon,  Neue   Folge  Bd.  L 
Abth.  i  (1822),  im  Anhang,  Art.  Catholirisnms,  Nura.  IV,  S.  XXVUI,  sonders 
auch  ein  gewesener  cvangcliscb-rcformirter  Prediger,  Fr.  Asciixos,  über  ia 
Geist  der  Staatsverfassungen  (Berlin  1823.  8.)  S.  5i.  —  Die  römische  Cmrie  for- 
miert, für  die  katholische  Kirche,  nicht  nur  eine  von  der  weltlichen  Macht  duret 
(aus  unabhängige  Selbstständigkeit,  sondern  auch  eine  indirecte  Oberherrlkliteit 
(  des  apostolischen  Stuhls  über  die  weltlichen  oder  Stnatsregierungen.    Die  leute 
'  vertheidigte  noch  1814  xu  Born  der  Advocat  Cari.  Fka.    Seitie  Gründe  u.  drrr^ 
Widerlegung,  so  wie  den  Widerspruch  der  gallicanischcn  Kirche  seit 
/    iindet  man  iii  H.  Ii.  G.  Paulus  Sophronizou,  V  II.  Jahrgang  (Heidelb.   i8i5.  &i 
St.  6,  S.  1  — 11 3.    Der  CuhninationsPunct  der  Curie  fällt  in  das  Zeitalter  Gre- 
gor's  VII.  (Hildebraud's),  Innocenz  III.,  und  Ilonifacius  VIII.,  wo  sie  auf  fal><.iw 
Derretalen ,  auf  eine  aus  den  heterogensten  Thcilen  gemischte  t  nnoniscbi*  f.e- 
selzgcbung,  ihr  hierarchisches  Gebäude  aufführte.    (Man  s.  Zeugnisse  aus  allm 
chrisll.  Jahrhunderten,  bis  auf  das  J.  1818,  für  die  Gewalt  der  Kirche  u.  ihr« 
Oberhauptes.    Zweite,  ganz  uingcarb.  Aufl.    Frank  f.  iQi'i.  8.    L.  T.  Spittu»'» 
Geschichte  der  Hierarchie,  von  Gregor  VII.  bis  auf  die  Zeiten  der  Beformatiom 
_  ,:  aus  dem  literür.  IVachlafs  des  D.  Gcrlitt,  herausg.  mit  Anmerk.  von  Coss. 

'Ml'li.kb.    Hamb.  1828.  4*  Histoire  politique  de  l'Kglisc ;  par  M.  de  Vn>Atii.A5: 
y\f  Paris  i832.  3  vol.  in  8.)    In  Grundsätzen  und  Absichten ,  ist  sie  seitdem  sich 
1  stets  gleich  geblieben.    Rome  ne  recule  pas.    Nie  verzichtet  sie  bestimmt  und  für 
immer  auf  Ansprüche,  nur  zu  Nachsicht  und  Temporisiren  entschliefst  sie  sich. 
Koch  in  einer  im  Marx  1826  erschienenen  Schrift,  stellte  der  Abbe  de  la  Mw- 
»ais  xu  Paris  den  Grundsatz  auf:  dafs  der  Papst,  in  Folge  der  Schlüsselgewalt, 
das  Becht  habe,  die  Lnterthanen  in  gewissen  Fällen  von  ihrem,  dem  Landes- 
herrn geleisteten  Eide  zu  entbinden.    Mit  ihrem  StabilitätPrineip  würde  die 
Curie  sich  erhalten,  wenn,  ihr  gegenüber,  auch  die  Civilisation  still  Stande  und 
stehen  könnte.    Da  aber  diese  mächtigere  Grosse  unaufhaltsam  fortschreitet  und 
sich  verbreitet,  so  wirkt  dieselbe  —  wenn  auch  nur  allmählich,  doch  unwider 
stehlich  —  zerstörend  auf  Alles,  was,  wie  der  Curialismus.  mit  ihr  in  Wider- 
streit kommt.  —    In  dem  Mittelalter  schreckte  päpstliche  Excommunication  <lk 
weltlichen  Kegcnten  bei  Irrungen  mit  dem  röm,  Hofe.    Ohne  die  beabsichtig 
/Wirkung  blieb  die  Excommunicationsßutle   v.  10.  Jun.  1809,   welche   Piut  III 
1  wider  Napoleon  als  eine  Art  von  politisch-kirchlichen  Manifest  erliefs,  ohne  dar« 
l  dessen  Namen  auszudrücken.    Hierauf  erfolgte  als  GegcnlWanifest ,  Napotrer:, 
Umlaufsehrciben  an  die  kathol.  franz.  Bischöfe,  aus  seinem  Heerlager  zu  Ziui^. 
in  Mähren  den  i3.  Jul.  1809.  Dr.  Pradt,  les  quatre  Concordats  (Paris.  1818  m 
eh.  27 — 4°i  T.  n,  p.  167  —  523.    Scuoiix,  archives  hist.  et  polit.,  T.  fl  et  DI 
(Paris  1809.  8.).    J.  S«  Vater,  Napoleon  Bonaparte  und  die  Päpste  des  Mittd 
alters,  e.  hist.  Parallele.  Leipz.  i8i5.  8.    Ycrgl.  §.  5i5,  c.  —  Protest<aiort 
höheren  kathol.  Geistlichkeit  des  KB.  Hannover,  v.  25.  Jan.  i833,  wegen  der  is 
dem  Entwürfe.  Staatsgrundgesetzes,  Cap.  2,  §.3,  dem  König  zugesebrieheen 
Kirchenhoheit  über  die  kath.  Kirche  u.  die  das.  im  Cap.  5  enthaltenen  Vorsccr-t 
ten.   (Frankf.  OPAZcit.  v.  24.  Febr.  i833.) 
6)  Als  politische  oder  Suiutsanstult ,  wird  die  Kirche  von  Einigen  dargestellt-  J- 
Bvriamaoci,  in  s.  Principes  ou  elcmens  du  droit  politique,  P.  HL  eh.  3.  p.  !>v 
Die  Einheit  des  Staates  und  der  Kirche.  Leipz.  179-.  8.    II.  Stfpha>i  über  ok 
absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  Wirzb.  1802.  8.  2.  Aufl.  1816.  - 
V  on  dem  Kechtsverhältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  s.  man  :  J.  C-  Ganu?*'« 
Hieropolis,  ein  V  ersuch  über  das  wechselseitige  V  erhältnifs  des  Staates  und  der 
Kirche.  Magdeb.  1804.  8.  Lot/,  über  den  Begriff  der  Polizei,  410  ff  GuUehtlkk« 
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Entwurf  einer  gesetzlichen  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche,  von  J.  B.  T.  Nürnb.  180-.  8.  Staat  und  Kirche.  Dortm.  1810.  8. 
J.  REiBFt's  Staat  u.  Hierarchie.  Tüb.  1810.  8.  Ebendess.  Diüresanvcrha'ltnifs 
katholischer  Bischöfe  in  Ansehung  kathol.  Untertbancn  u.  Einwohner  protestan- 
tischer Länder.  Nebst  c.  Ansicht  der  Verhältnisse  zwischen  der  landeshcrrl. 
u.  kathol.  Kirchengewal t.  Ulm  1806.  8.  Fbatsz  Frhr.  v.  Dnom:  über  Kirche 
u.  Staat.  Münster  1817.  8.  H.  G.  SscnmsEB's  Protestantismus  it.  Catholicismus, 
aus  dem  Standpunct  der  Politik  betrachtet.  Lcipz.  1833.  8.  Jo.  Schudeboff 
über  die  obcrbischöflichc  Hoheit  der  Regenten.  Ronneburg  1826.  8.  H.  Gbotius 
de  imperio  prineipum  circa  sacra.  Paris  1647-  8.  Les  devoirs  respectifs  de  l'etat 
et  de  Tcglise  appclles  a  leurs  prineipes.  1767.  8.  Scheidf-hanth/s  Staatsr.  nach 
d.  Vernunft,  IL  21.  AntiLeviathan  (Gott.  1807.  8.),  Heft  I,  Cap.  3.  Schriften 
u.  Schicksale  des  Fkbbomis  (s.  §.  5o6,  Note  a).  Adv.  M aktiv,  in  Alex.  Müu-eb's 
Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  481  ff.  —  Dagegen  s.  man  die 
Grundsätze  der  Jesuiten  ;  von  Spittleb  entwickelt  in  der  Deutschen  Encyclopädie, 
Bd.  XVH  (Frankf.  1793.  4.),  S.  81a  ff. 

)  Unter  dem  Vorwand  der  Religion,  unter  dem  Deckmantel  des  Kirchenthums, 
darf  nichts  versucht  oder  unternommen  werden,  was  dem  Staatszweck  wider- 
streitet —  Aber-  und  Unglaube.  Moseb  v.  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  4".  — 
Landesherrliche  Verfugungen  wider  des  Pater  Gassxkb's  Unfug  durch  Tcufcls- 
beschw  örungen.  Schvidt's  Gesch.  der  Deutschen,  fortges.  v.  Milrilikb,  Th.  XMI, 
S.  23.  Schlecfl's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrh.,  Th.  I,  S.  1093  u.  1096.  —  Neuere 
Streitigkeiten  zwischen  weltl.  Regenten  und  dem  Papst,  in  P.  J.  t.  Hi  th's  Kirchen- 
geschichte des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Augsb.  1807.  8.),  S.  3*3— 3^6. 

)  Erinnerung  an  die  Decretah  nSammlung  des  Pscudolsidor,  die  angilramnischen 
Capifcl,  die  Dictatus  Hildcbrandinos,  die  päpstl.  Regulas  Canccllariac,  und  an  das 
berühmte  Ditsidium  inter  Imperium  et  sacerdolium.  Püttkb's  Handb.  der  t.  Rcichs- 
geschiebte,  I-  225.  r.  Cub.  Thokasii  historia  contentionis  inter  imperium  et  sacerdo- 
tium.  Hai.  1722.  8.  —  Bulle  in  Coena  Domini,  von  Pius  V.  i568,  Gregorius  XUT. 
i584i  u.  Urban  VIII.  162-;  in  Gähtmb's  corp.  juris  ecd.,  I.  365— 3-9.  (J.  F.  Lb 
Bbet's)  Pragm.  Geschichte  der  Bulle  in  Coena  Domini.  Th.I—  IV.  Ulm  1769—1770. 
4.  Neue  Aufl.  des  Th.  I  u  II.  1772.  —  Bochbold's  Lehren,  s.  Robfrtson's  Ge- 
schichte Carls  V.  —  Weigerung  der  Quäckcr  und  IVlenonitcu ,  an  den  Wehr- 
und WafTenanstalten  des  Staates  persönlich  Theil  zu  nehmen. 

)  Practiscb  wichtiger  Unterschied,  zwischen  Religion  (z.  B.  Christenthum),  und 
Tlieologie ,  und  zwischen  Religion  und  Kirche.  De  la  religion  consideree  dans 
sa  source,  ses  formes  et  ses  developpemens;  par.  M.  Benjamin  Cosstabt.  ParU 
1823  -  1826.  3  vol.  in  8°. 

§♦  513*  (422.) 
Grenze  und  Bestandteile  der  Kirchenhoheit, 

I)  Die  Kircbenboheit  (§.  5o6)  wird  begrenzt,  natürlich,  durch 
as  Reich  des  Gewissens  <*)  und  die  SocialGcwalt  der  Kirche  positiv, 
urch  üebereinkunft.  n)  In  ihr  sind  begriffen  das  weltliche  Ref  or- 
lationsRecht  (jus  reformandi)  oder  das  Majestätrecht  der  bürgerlichen 
eligionsduldung,  das  Recht  der  Aufnahme,  Zulassung  oder  Gestaltung  re- 
gioser  Gesellschaften  </);  das  Schutz-  oder  Schirmrecht  (jus  protec- 
onis  s.  advocatiac  secularis)  über  die  aufgenommenen  ReligionsGcsellschaf- 
:n,  in  Flinsicht  auf  moralische  Persönlichkeit  und  Eigenthum  derselben 
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(§.  5m);  das  Recht  der  weltlichen  Oberaufsicht  (jus  sapremae  in- 
spectionis),  ein  negatives  Recht  (Veto),  zu  wachen,  dafs  diese  ethischen 
Vereine,  durch  kirchliche  Wirksamkeit,  insbesondere  durch  Lehre  und  Cultus, 
dem  Staats/weck  nicht  hinderlich  werden  O.  III)  üeberall  ist  in  Kirchen- 
sachen ihr  zweifaches  Verhältnifs,  zu  dem  Staat  und  der  Kirche,  zu 
unterscheiden/).  IV)  Für  Ausübung  der  Staatsgerechtsame  über  die  Kir- 
chen, aller  oder  einzelner,  sind  meist  eigene  weltliche  Oberbehorden 
angeordnet. 

a)  Für  Meinungen,  Glauben,  Wissen,  ist  der  Mensch  sich  selbst  Gesetzgeber. 
—  Allgein.  preutj.  La  mir.,  Th.  H,  Tit.  11,  §.  i — 4*  F.  C.  v.  Moser's  Rechte 
der  Menschheit  in  Religion&sacben.  187«.  8.  Rocsseau,  contract  social,  Ii?. 
IV,  ch.  8. 

6)  Wahres  Verhältnifs  »wischen  Theokratie  und  Rosmokratie,  geistlicher  und  welt- 
licher Macht ,  Sarerdotium  et  Imperiuni.  Verschiedenheit  ihrer  Zwecke.  Vergl. 
J.  G.  Stein  diss.  de  finibus  potestatis  ecclcsia&ticae  regundis.  Lips.  1768  4. 
J.  A.  Ritgei/s  Rosmokratie  und  Theokratie,  in  ihrer  wechselseitigen  Verbindung. 
Freib.  u.  Con&tanz  181a.  8  —  Der  Umfang  der  Rirchengewalt  und  ihr  \  erhält- 
nifs  zu  der  Staatsgewalt,  wird  grundlich  dargestellt,  in  der  Augsburgischen 
Confession  von  i53o,  Art.  28  u.  16« 

c)  G.  L.  BoFRifea  princ.  juris  canon. ,  §.  20.  sqq.  Moser  von  der  Landeshoheit 
im  Geistlichen  (1773),  5-.  249.  P.  A.  Franr's  Grundbetrachtungen  über  Staat 
u.  Rirche  (Mainz  1784.),  §•  i3  ff.  Marters  geistl.  Staatsr.,  1.  V  12  f.  U.  %.  4«. 
ScheidemasteIi  a.  a.  O.  11.  23  ff.  47_ 60.  Vergl.  Beilage  U  zu  der  baier.  Verfafs. 
Urk.  v.  1818.  Scbubce's  Staatsr.  des  RR.  Raiern,  Bd.  I,  §.  175  ff.  Verfafs.  Urk. 
des  Rönigr.  Sachsen  t.  i83i  ,  §.  57.  —  Vom  landesherrlichen  Recht  über  ge- 
mischte Gegenstände,  s.  Micbl's  Rirchenr.,  %.  28. 

d)  R.  J.  Weoekind,  die  Aufnahme  neuer  Rirchen  im  Staate.  Gött.  i8o3.  8. 
v.  Aretib's  constitulionellcs  Staatsrecht,  0,  S.  91  u.  101.  Raicr.  Relig.  Edict. 
v.  2/,.  Marx  1809.  §.  3a  u.  55—94.  —  Grofsherxogl.  weimarisches  Gesetz  über 
die  Verhältnisse  der  katbol.  Rirchen  u.  Schulen  im  Grofsherzogthum  v-  7.  Oct. 
i8a3,  in  dem  weimar.  Regierungsblatt,  i8a3,  Kum.  \f>.  —  Mehrere  Religions- 
Parteien  im  Staat  zu  dulden,  ist  das  Meisterstück  der  Politik,  und  das  sicherste 
Mittel ,  keine  fürchten  zu  dürfen.  —  Der  §.  56  der  königl.  sächsischen  Verfaß. 
Urk.  von  i83i  verbietet  auf  ewig  die  Zulassung  eines  Jesuitcn-Collegiums,  wie 
irgend  eines  sonstigen  katholischen  Rlosters. 

e)  Vergl.  §.  5ig.  v.  Aretir  a.  a.  O.,  S.  io3  ff.  Für  diesen  Zweck  war  für  den 
heidnischen  Gultus  in  dein  römischen  Staat,  eine  eigene  Staatsbehörde  bestimmt, 
der  Ponti/exmaximiu ;  ein  Amt,  welches  seit  Julius  Cäsar  sogar  die  Imperatoren, 
selbst  die  christlichen,  bis  auf  Gratian  (480)  bekleideten.  —  Aus  der  Ober- 
aufsicht (liefst  die  landesherrliche  Polizei gewalt  über  die  Rirchengescllschaftcn. 
Im  ColUnonaFull ,  müssen  die  Kirchengesetze  den  Gesetzen  des  Staates,  dessen 
Schutz  die  Kirchengesellschaft  genieCst,  nachstehen. 

f)  Dieses  gilt  nicht  blofs  von  so  genannten  causis  ecclesiasticis  mistit.  G.  «L. 
Boehmer  princ.  juris  can.  §.  2i3.  J.  Ulr.  Ciuxer  tle  non  ente  fori  roizu'  eccle- 
siastici;  in  seinen  Opusc.,  T.  UL  p.  694. 
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§.  514.  (423.) 

Rircliengewalt  und  Kirchenregiment,  mit  ihrem  Verhältnis s 

zu  dem  Staat, 

I)  Die  Social-  oder  Collegial Kirchengewalt  (potestas  socialis  eccle- 
siae)  steht  ursprünglich  nur  der  Kirchengesellschaft  «)  zu,  als  In- 
begriff ihrer  gesellschaftlichen  Rechte;  ohne  Unterschied  des  religiösen 
Lehrhegriffs,  sowohl  der  beiden  christlichen,  in  Teutschland  befind« 
liehen  HauptGl  aubensparteien  *),  als  auch  der  übrigen,  christlichen 
und  nicht  -  christlichen ,  GlaubensParteien  und  Secten  <?)•  II)  Das 
Recht  eu  Ausübung  dieser  Gesellschaftgewalt,  das  Kirchenregiment 
oder  Kirchenregierung  (regimen  societatis  ecclesiasticae),  kann  von  der  Ge- 
sellschaft selbst,  ihrem  Zweck  gemä'fs,  bestimmt  werden,  in  Absicht  auf 
Anordnung,  Vollziehung  und  Aufsicht  </);  doch  so,  dafs  die  Festsetzung  oder 
Anordnung  des  kirchlichen  Lehrhegriffs  (§.  5 18  u.  f.),  als  seiner  Natur 
nach  Ton  fremdem  "Willen  schlechthin  unabhängig,  unter  das  Kirchenregi- 
ment  nicht  gezogen  werden  kann.  III)  Wie  aber  auch  die  Organisation 
einer  Kirche  und  ihrer  Socialgewalt,  oder  der  Inhalt  ihres  Lehrhegriffs 
seyn  mag,  so  dürfen  solche  doch  die  natürlichen  Bedingungen  ihres 
Daseyns  in  dem  Staat  nicht  ändern;  auch  nicht,  die  etwa  vorhandene  Ue~ 
bereinkunft  (Concordat)  über  das  wechselseitige  Verhältnifs  zwischen 
Staat  und  Kirche. 

a)  Scheidema.ttiu  a.  a.  O.  R.  3o  ff.  Baier.  Edict  t.  «4«  März  1809,  §.  55  u.  56. 
Badisches  Coostit.  Edict  v.  14.  Mai  1807,  $.  1 1  u.  20.  —  Von  den  verschiedenen 
Kirchengesellschaftcn  oder  GlaubensParteien ,  s.  Mecsel's  Literatur  der  Statistik, 
I.  68  f.  K.  T.  G.  Schöjtexass's  Grundrifs  einer  Statistik  des  teutschen  Re- 
ligions-  und  Hin  tienwesens.  Gött.  1797.  8.  H.  Stäcduk's  kirchliche  Geographie 
und  Statistik,  oder  Darstellung  des  gegenwärt.  Zustandes  der  christl.  Religion. 
Tüb.  I.  u.  II.  Bd.  1804.  8.  G.  J.  Plasch's  Gesch.  der  christl.  kirchl.  Gesell- 
schaftsverfassung.  Bd.  I — V.  Hannover  i8o3 — 1809  8.  (der  3.  bis  5.  Band,  auch 
unter  dem  Titel :  Geschichte  des  Papstthums  etc. ).  Ebendess.  Abrifs  einer  histor. 
u.  vergleichenden  Darstcll.  der  dogmat.  Systeme  unserer  verschied,  christl.  Haupt- 
parteien. Gött.  1-96.  8.  Reinhards  Geschichte  der  religiösen  Ideen.  L.  Meiker's 
allg.  kritische  Geschichte  der  Religionen.  L  u.  II.  Bd.  Hannover  1806  u.  1807.  8. 
Histoire  des  sectes  religieuses,  depuis  le  commencement  du  siede  dernier;  par 
Grkgoire.  T.  I  et  n.  Paris  1809.  8.  Nouv.  edit.  ibid.  i83o.  VI  vol.  8.  Bisinger's 
vergleichende  Darstcll.  der  Staatsverfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  RepubL 
(Wien  1818.  8.)i  §•  86-98,  S.  367-463. 

*)  Die  christlichen  GlaubensParteien,  sind  in  Teutschland  zweifach:  1)  römisch' 
katholische ,  t)  evangelische.  Die  Evangelischen  unterscheiden  sich,  in  augsbur- 
gische ConfessionsV erwandle  (A.  C.  addictos)  und  Reforniirte ;  ein  Unterschied, 
der  jedoch  seit  1817  an  vielen  Orten  aufgehoben  ist,  durch  Vereinigung  beider 
Theile  zu  einer  evangelischen ,  evangelisch -christlichen,  oder  evangelisch -protestan- 
tischen Kirche  (§.  5 16).  —  In  den  Reicbsgesetzen  und  in  dem  RanzlciStyl,  wur' 
den  unter  den  A.  C.  Verwandten,  in  dem  weitem  Sinn,  auch  die  Re/ormirten 
mitbegriffen.  Unten  §.  5i6,  e.  Klübkr's  Einl.  zu  e.  neuen  Lehrbegriff  des  t. 
Staatsr. ,  %.  106,  Note  f.  —  Auch  i8i5  zu  Wien,  bei  Unterhandlung  der  teut- 
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sehen  BundesActc,  ward  die  sonst  von  Einigen  gebrauchte  Einteilung  in  im 
christliche  Glaubensparteien  (Katholische,  A.  C.  Verwandte,  u.  Reformirte  \ 
verworfen.  Klüjfh's  Acten  des  wiener  Congr..  Bd.  II,  S.  4fy.  —  Die 
abendländisch' rhristliche  Kirche,  als  Eine  Allgemeine  zu  betrachten,  die  nur  in 
die  römisch- katholische  und  protestantisch-katholische  gcthcilt  sey,  schlaft  \>r, 
H.  Stepham,  »las  heil.  Abendmahl  (Landsh.  iöu.  8.),  S.  69.  —  Der  christlichen 
nicht  -  unirtm  grierhisc/im  Glaubenspartei  ist  PrivatRcligionsübung  eingeräumt  in 
Wien,  Leip/.ig,  seit  18*19  in  München.  -Vcrgl.  §.  5a5,  c.  —  Auf  dem  Erdb.iJl 
ist  ungefähr  der  sechste  Mensch  ein  Christ,  der  eilfte  ein  katholischer.  —  Untir 
allen  christlichen  Glaubensparteien  gibt  es  Denkgläubige ,  Eklektiker,  die  weder 
/.u  einer  eigenen  Hauptpartei  noch  zu  einer  Seele  sich  vereinigen. 

c)  Von  Meiionitcn,  F.  D-  Häufhlin's  neue  t.  Reiihsgcsch.,  Vitt.  649.  Moseb's  Re- 
ligionsvcrfass.,  -z5.  Ehendess.  Abh.  aus  d.  Kirchenr.  89  ff.  v.  Balesatvs's 
tationsschlüssc,  86.  468.  Hoscher's  Rechtsf.  am  R.  K.  G. ,  I.  i34-  ff.  J.  R. 
Schlegkl's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  n.  996  ff.  —  Von  nicht-uuirten  Grüdif* 
und  von  Mahometanem,  Klcbeb's  Uebersicht  d.  dipl.  Verband!,  des  wieru  Congr.. 
S.  416.  v.  IIuth's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  Th.  I,  S.  459  —  ^86  u.  33k 
Mosers  angef.  Abh.  111.  114.  126.  —  Von  Ilerrnhutern ,  Hoxxel  rbaps.  obs. 
111.  voc  Zin/.emlorfianus.  Moser  a.  a.  O.  111.  Hutd  a.  a.  O.  l'eber  die  evan- 
gelische Brüdergemeinde.  1798.  8.  Kiaber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II.  S.  4«,o.  — 
Von  Pietisten,  Moser  111.  i36.  195.  Schlegfl  a.  a.  O.  U.  35o  — 418.  Moumi's 
Kirchengesch.,  IV.  353  — 3- 1-  Hith  a.  a.  O.  I.  533.  —  Von  SchrremiJ.-lden. 
ScnLFGFi. ,  n.  io65.  Hvth,  I.  544-  —  Von  Philiponrn  oder  Filiponrn,  Hxssfl'* 
Statist.  Umrifs,  Th.  I  (i8o5),  preufs.  Monarchie,  S.  3i.  —  Von  Separatsie«, 
Htm,  L  545.  Badischc  Verordn.  v.  10.  Mai  1818.  Bhein.  Bund,  XVUL  464.  - 
Von  Methotisten ,  böhmischen  Brüdern,  Quadern,  Butlarianem ,  Rosdorßamtn, 
Brugg  lerianern,  hispirirten,  Gielde  lianern,  Montpetlianern ,  s.  Hcth  a.  a.  O.  L  5H 
ff  —  Von  Judrn ,  §.  5i6.  —  Von  dem  Deismus  oder  der  Vernunftreligion.  s. 
§.  5i6,  h.  Von  Deuten,  J.  G.  Schlosser  über  die  Dulduug  der  Dci&len.  Basel 
1784.  8. 

d)  Zu  den  Collegial-  oder  Social  -  Rechten  einer  Kirche  gehören:  Errichtung  kirch- 
licher Diseiplinar-  und  Verwaltungsordnungen;  kirchliche  Aufsicht  auf  die  Anü> 
vcrwaltungen  der  Kirchenbeamten,  u.  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenguts,  oa- 
mcntlich  mittelst  der  KirchcnVisitation  j  Verfügung  und  Vollziehung  der  Kirche* 
strafen.  Von  dem  katholisch-kirchlichen  CölibatGcsetz  für  den  Clerus  s.  S.  W 
Carove,  vollständige  Sammlung  der  CölibatGesctze  für  die  kathol.  Weltgcistlicbe*, 
von  den  ältesten  bis  auf  die  neuesten  Zeiten.  Frankf.  i833.  8.  Hcrlebcsch  über 
das  Recht  u.  die  Pflicht  des  christl.  Staatsoberhauptes,  das  päpstl.  Verbot  der 
Priestcrehe  aufzugeben.  Neustadt  a.  d.  O.  i83a.  8. 

§♦  SIS.  (404».) 
In  der  römisch-katholischen  Kirche. 

IV)  In  der  römisch-katholischen«)  Kirche  galt  zeither,  in  die?er 
Hinsicht,  das  Princip  monarchisch-repräsentativer  Einheit  (l'on- 
tilicat).  Nach  solchem,  ist  die  Verfassung  der  Kirche,  (monokratisch  mvi 
primatisch)  eingerichtet  4)  auf  einen  verfassungsmäßigen  obersten  Vorsteht? 
(totius  universitatis  ecclesiasticae  reclorem,  c?  unitatis  primarium  custodera 
mit  angenommener  Untrüglichheit,  mit  unyeräufserl icher  Bind-  und  Lüs* 


Digitized  by  Google 


Kirchenhoheit 


769 


kraft  für  die  Gewissen,  und  mit  allgemeinem  Recht  auf  Erhaltung  der 
Einheit  oder  des  Zusammenhanges  der  unveränderlichen  kirchlichen  Glaubens- 
lehre und  der  Kirchenziicht,  auf  provisorische  beschränkte  Gesetzgebung, 
und  auf  oberste  Leitung  und  Verwaltung  in  Kirchensachen,  jedoch  abhängig 
von  den  Beschlüssen  der  Kirchen  versa  mm  1  u  ngen,  dieser  Vertreter 
der  einzelnen  Kirchengemeinden,  und  alle  kirchlichen  Gemeinden  bilden  zu- 
sammen eine  (allgemeine)  Kirche.    Die  gepriesene  Zeit  der  ersten  christ-7 
liehen  Jahrhunderte,  zeichnete  sich  aus,  durch  eine  demokratisch-re-  ( 
präsentative  Form  der  kirchlichen  Verfassung,  und  durch  Anerkennung  | 
der  rechtmäsigen  Obergewalt  des  Staates.    Diese  echten  Grundsätze,  haben  j 
in  dem  Lauf  der  Jahrhunderte  rechtlich  weder  vernichtet  noch  geschwächt  ( 
werden  können  <?).    In  den  teutschen  Bundesstaaten,  steht  das  katholische 
Kirchenregiment  zunächst  den  Landesbischöfen  zu,  in  festgesetzter 
Verbindung  theils  mit  ihren  Domcapiteln,  theils  mit  dem  Metropolitan. 
Erzbischof,  mit  den  Diocesan-  und  ProvinzialSynoden,  und  mit  verfassungs- 
mäsiger  Unterordnung,  sowohl  unter  den  Papst  als  auch  unter  die  Kirchen- 
versainmlungen.    Es  besteben  eigene  geistliche  Gerichthöfe,  und  für 
Appellationen  in  letzter  Instanz  ist  die  Wiederherstellung  der  Pro- 
vinzialSynodalGe richte  ein  Gegenstand  vorzüglicher,  sowohl  landes- 
herrlicher als  auch  erzbischöllicher  Sorge  geworden  d). 

a)  Die  römisch-katholische  Religion  hiefs,  in  Reichsgesetecn  des  XVI.  Jahrhundert«, 
auch  die  alte.  In  Frankreich  heist  sie  la  religion  catholique,  apostolique  et 
romaine.—  F.  W.  Carov«,  was  heiftt  römisch-katholische  Kirche?  Altenb.  i8»o.8. 
S.  den  Art.  Curie  (römische)  in  v.  Rottxch's  Staatslexik.,  Bd.  IV,  S.  i3i  ff. 

b)  Augustinus  de  Roshovant,  dioecesis  Agriensi*  Presbyter  et  archivarius,  de 
Primatu  Romani  Pontißcis  ejusque  juribus.  Augustae*Vindel.  i834.  8.  Charta  membr. 
V  on  dem  Streit,  ob  die  Form  des  Kirchenregimentes  monarchisch,  aristokratisch, 
oder  demokratisch  sey?  s.  Justin.  Fksbomi's  abbreviatus  et  emendatus,  c.  I-  §.5. 
p.  20.  sqq.  —  Primat  des  Papstes,  und  jura  primatus,  vcl  primigenia  seu  essentialia, 
vcl  adventitia  seit  accidentialia,  ebendas.  c.  III.  per  tot.,  c.  IV.  %.  3M  c.  VII.  §.  3. 
—  Rechte  der  Metropoliten.  —  Dem  PapalSy&lem  (CurialSystcm)  steht  gegenüber 
das  EpiscopalS\ stem.  Nach  dem  letzten,  gilt  als  Kegel:  omnes  Apostoli  in  apo- 
stolatu,  omnes  Fpiscopi  in  episcopatu,  sunt  pures;  und  gebührt  die  Ausübung 
flcr  Kircbengewalt  nur  den  Lehrern,  nämlich  den  Bischöfen  und  Pfarrherren. 
Fbendas.  cap.  I.  §.  4-  Michas  Kirchenrecht,  S.  79.  Dawider  streitet  der  Ultra- 
montanismus  oder  Curialismus,  nebst  dem  Jesuiten-  und  Mönchthum  mit  päpst- 
licher Untchlbarkeit.  —  Den  JesuitenOrdcn ,  diese  welthistorische  Erscheinung, 
hob  eine  Bulle  Clemens  XIV.  von  1773  (in  Martens  reeucil,  IV.  84.  106.)  auf 
ewige  Zeiten  auf,  als  höchst  gefährlich  für  Kirche  und  Staaten.  Eine  Bulle 
Pius  VH.  vom  7.  Aug.  1814  (in  Mabtess  supplem.  VI.  4°-)  stellt  ihn  auf  ewige 
Zeiten  wieder  her,  als  höchst  nützlich  und  nothwendig  sogar  für  Kirche  und 
Staaten,  und  angeblich  auf  vielfaches  Verlangen  fast  der  ganzen  katholiseben 
Welt.  Die  römische  Curie  u.  die  Jesuiten.  Carlsr.  1818.  8.  \  Deutsche  Encyclo-  J 
pa'die,  Bd.  XVII  (Frankf.  1793.  4.),  S.  65  —  1 43,  von  Spittle^;  dann  S.  8i3— 828. 
Conversat.  Lcxicon,  Art.  Jesuiten,  u.  in  der  Meucn  Folge  dieses  Werkes,  oder 

Bd.  XI,  a.  Hälfte  (18*4),  Anhang,  S.  XXI  ff.  —  Wider  den  kirchlichen  Absolu- 
tismus und  Primat  s.  man:  der  Papst  u.  die  Freiheit.  Zweibrücken  i8'3a.  8.  Jesui- 


ten, Jesujtismus,  y.  S.  Jobdan  ;  in  v.  Bottech's  Staatslexik.,  Bd.  \  III.  S- 437-538. 
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c)  Als  Hauptquelltn  für  eckte  (vorisidoriscbe  und  vorhildebrandinischc)  Grundsätze, 
in  Absicht  auf  das  Verkultniss  zwischen  dem  Staat  und  der  römisch-katholischen 
Kirche,  godann  in  Hinsicht  auf  die  Rechte  der  allgemeinen  und  besondern  Ktrchen- 
Versammlungen  ( concilia  oecumenica  scu  universalia  und  particularia ,  sive  na- 
nationalia,  sive  provincialia ,  sive  dioecesana),  des  päpstlichen  Primnts ,  und  der 
Erz-  und  Bischöje  (  EpiscopalSjstem ),  dienen:  i)  die  Kirchenverfassung  der 
sechs  ersten  Jahrhunderte,  und  die  Beschlüsse  der  ökumenischen  Kircbenver- 
sammlungen  dieses  Zeitraums  (J.  H.  Börtmsr's  Kirchenstaat  derer  3  erstrn  Jahrb. 
Halle  i?33.  8.  W.  C  L.  Ziegler's  pragm.  Gesch.  der  kirrhl  Verfassungsformen  in 
den  ersten  6  Jahrh.  Leipz.  1798.  8  );  2)  die  Beschlüsse  der  costnitzer,  und  i)  der 
bateler  allgcm.  Kirchen  Versammlung;  4)  die  Urkunde  über  die  Acceptation  der 
Decrete  der  bascler  Rirchenversammlung,  auf  dem  Beiihstag  zu  Mainz  1439; 
5)  das  frankfurter  oder  FürstenConcordat  von  i44°»  6)  die  Beschlüsse  der  tri- 
dentinischen  Kirchenversammlung  von  \5qi  bis  i563;  7)  die  Declaratio  clert 
gallicani  a.  1681  facta  (les  4  articles  du  clerge  de  France);  8)  die  bad- emser 
Punctation  der  Erzbischöfe  von  Mainz,  Trier,  Cöln.  und  Snl/.burg ,  von  i-*6, 

^  in  Gärtker's  corp.  juris  ecel.  Cathol.  IL  34^;  9)  die  Beschlüsse  der  Diö.esan- 
Synode  von  Pistoja  in  Toscana,  von  1786;  10)  die  Geschichte  der  Bischöfe 
(des  Erzbischofs  von  Utrecht  u.  des  Bischofs  von  Haarlem)  der  utrechter  Pro- 
vinz oder  Ecclesia  Ultrajectina,  seit  vr5«;  11)  die  Verfügungen  verschiedener 
katholischer  Sou  veraine,  ä.  B.  Joscph's  R\,  des  Grofshcrzogs  von  Toscana  Peter 
Leopolds  (nachher  Kaiser  Leopolds  0.),  K.  Ferdinands  IV.  von  Neapel,  u.  A. ; 
11  die  Schriften  unparteiischer  Gelehrten,  z.  B.  Sarei.  de  Marca,  Den*. 
Thomassix,  Barclay,  Nem.br,  Perkira,  Febromus  (v.  Hontheim),  Wom%  Micul, 
des  Abbe  Ta*,eurim  (Vrai  idee  du  St.  Siege.  Traduit  de  l'italien.  sur  l'edition 
publice  a  Milan  cn  1818  —  1819.  a  Paris  1820.  8.),  u.  A.  —  Von  der  Politik  des 
römischen  Hajes  in  Verhältnifs  sowohl  ku  den  Er/.bischöfen ,  als  auch  zu  den 
weltl.  Regenten,  *.  %.  5ia,  a,  den  oben  {%.  5o6,  a)  angef.  Frbrohitjs,  das  Buch: 
Les  droits  des  Souvcrains  contre  le  Pape.  1  Parties,  a  La  Haye.  1711.  8.  u. 
das  meisterhafte  Tableau  historique  de  la  politique  de  la  rour  de  Rome.  Paris 
1810.  8.  Auch  teutsch  übersetzt:  Historisches  Gemälde  der  Politik  des  röm. 
Hofes  (von  J.  L.  Koch).  Frankf.  i8i3.  8.  Essai  historique  sur  la  puissance 
temporelle  des  Papes.  Paris  1818.  8.  Die  neuesten  Bemühungen  eines  geheimen 
römisch  •  teutsebeu  ObscurantenClubs.  Teutscbl.  1817.  8.  Michi-'s  Kinbenr., 
%.  17  u.  f.  —  Eine  Uebersicht  der  Rechte,  Freiheiten  und  Gebräuche  der 
katbol.  Kirche ,  in  den  meisten  europäischen  Staaten ,  findet  man  in  Keal's 
science  du  gouveroemeiit ,  T.  VU,  ch.  4  et  5.  Juan- Antonio  Llorbnte  portrait 
politique  des  Papes,  consideres  comme  princes  temporeis  et  chefs  de  l  Eglise 
depuis  l'etablissement  du  Saint-Siegc  a  Rome,  jusqu'en  181a.  Paris  f8i3-  » 
vol.  in  8°.  Teutsch,  unter  dem  Titel:  Die  Päpste  etc.  Leipz.  i8»3.  »  Th.  in  8, 
F.  W.  Carove  über  allein  seligmachende  Kirche.  Frankf.  i8a6.  8.  Geist  der 
römischen  Curie.  München  1818.  8.  ConversationsLexicon ,  Neue  Folge,  Bd.  n 
(  i8»5),  Anbang,  Art.  Papst. 

d)  Von  den  Behauptungen  des  römichen  Hofes,  in  Hinsicht  auf  das  geistliche 
lnstan%enre cht ,  s.  man  (J.  B.  a  Horii)  De  appcllationibus  et  advocationibus 
ad  curiam  romanam.  Francof.  1771.  4-  J«  G.  Körner  de  provocationibus  ad 
sedem  rom.  Lips.  1785.  8.  Geschichte  der  Appellationen  von  geistl.  Gerichts- 
höfen. Frankf.  u.  Leipz.  1-88.  8.  T.  C.  Hahti-bbes  über  das  Recht  des  Papstes, 
die  teutschen  Synodal  Richter  der  dritten  Instanz  für  jede  geistl.  Streitsache  zu 
bevollmächtigen.  Bamb.  u.  Wirzb.  i8o5.  8.  —  Schon  nach  der  altem  Kirchen-  ' 
Verfassung,  bildete  das  bischöfliche  Gericht  die  erste,  das  MetropolitanGericht 
die  zweite,  die  FrovinzialSynodc  die  dritte  Instanz.    Die  pseudo  -  isidorischen 
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Dccretalen  begünstigten  die  Appellationen  nacb  Rom  oder  an  die  päpstlichen 
Nuncien,  und  dafs  der  Papst  gewisse  so  genannte  causas  majores  in  erster 
Instanz  seiner  Entscheidung  vorbehielt  Ein  Decret  (de  causis  et  appcllatio- 
uibus)  der  baseler  Kirchenversammliing,  die  EürslenConeordate  v.  1446,  das  '/  ' 
y  tridentiuische  Concüium  (Scss.  XXV.  c.  10.  de  reform.),  eine  Constitution 
Benedicts  XIV.  v.  »7.  Aug.  174«,  die  emser  Puncte  von  it86,  und  die  kaiserl. 
Wahlcapitulationcn  von  1790  und  1792  (XIV.  5.)  dringen  auf  Wiederher- 
stellung der  ProomziaLSynodulGeric/Ue ,  damit  Appellationen  nicht  fernerhin  nach 
Horn  oder  vor  die  Nuncien  gesogen ,  sondern  alle  durch  Richter  derselben 
Gegend,  wo  der  Proccfs  entstanden  (judices  in  partibus)  entschieden  werden. 
IttBiBLiss  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Rd.  IH,  §.  420.  J.  Jtso's  Betrachtungen 
über  die  Abänderungen  der  geistl.  Gegenstände  in  der  Wahlcap.  Leopold  s  II. 
(Main*  1-91.  8.),  S.  a-8— 291.  —  Das  (§.  5i3)  angef.  wrimari.uhr  Gesetz,  v.  - 
Ott.  i823,  %.  4,  dringt  auf  Anordnung  eigener  SvnodalRirbter,  bcvollmäch- 
tigt  für  das  Grofsherzogthum  ad  generalilatem  causarum.  —  Die  3 10  er- 
wähnte Pragmatik  ( §.  10)  will,  dafs  ein  (  Provirmal  -)  SytiodalGrricht  ( judiecs 
in  partibus)  gebildet  werde,  aus  5  Mitgliedern,  wählbar  nach  den  5  Diäresen 
der  Provinz..  Inter  dem  Vorsitz  eines  aus  ihrer  Milte  von  ihr  selbst  gewähl- 
ten Directors,  ist  diese  Behörde  bestimmt  für  Beschwerden  höherer  Art  wider 
Geistliche,  und  in  dritter  Instanz  für  Appellationen. 


§♦  516«  (424  b.) 

In  der  evangelischen  Itirchej  und  in  der  jüdischen. 

V)  In  der  durch  die  KirchcnReformation  «)  gebildeten  evangeli- 
schen oder  protestantischen«)  Kirche,  sowohl  nach  der  augsbiir  fi- 
schen Confession  <0,  als  auch,  nach  dem  Glaubensbekenntnis  der  lie- 
f'orroirten  <•),  besteht  keine  äussere  allgemeine  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Kirchengeseilscharten.  Doch  können  auch  hier  mehrere  einfache 
Kirchengcsellschaften,  z.  B.  alle  in  demselben  Staatsgebiet,  oder  in  einem 
Theil  desselben,  am  besten  in  demokratisch -repräsentativer  Form/),  eine 
zusammengesetzte  Kirche  (Landeskirche,  kirchliche  Samratgemeinde)  bilden, 
und  es  kann  seihst  eine  äussere  Vereinigung  der  evangelischeu 
Kirchengemeinden  beider  Art  Statt  habend),  wodurch  evange- 
lisch-vereinigte Kirchengemeinden  entstehen.  VI)  Auch  in  der  ju- 
dischen oder  mosaisch  -  israelitischen  Kirche,  besteht  keine  äussere  allge- 
meine Vereinigung  A). 

a)  Plasck's  Gesch.  der  protestant.  Theologie,  Buch  VIII,  Cap,  11.  K.  L.  Woit- 
,  ka>>*s  Geschichte  der  Reformation  in  Teutschland.  3  Thcile.  Altona  1801  —  iboj 
y  Q.  Zweite  Aull  1817.  J.  A.  Lubnkr's  ReformationsGeschichte  D.  Luthers,  fcrf. 
1811.  8.  P.  Mahhkimfhe's  Geschichte  der  teutschen  Rcfonnatiou.  2.  Theile.  Berlin 
1810.  8.  2.  Aufl.  3  Theile.  Ebend;is.  i83o.  8.  Essai  sur  l  esprit  et  l'influcnte  de 
la  reformatio!!  de  Luther,  par  Charles  Vilichs,  l'aris  1804.  8.  Auch  in  /.wci 
teutschen  L'ebcrsctzungen.  Dawider  erschien:  (eher  den  Geist  u.  die  Fol»cn 
der  Reformation.  Deutschi.  1810.  8.  Zweite  Aufl.  ttii  -.  P.  MAHMcivcMr.'«  Geschichte 
der  deutschen  Reformation.  Zwei  Bände.  Zweite  \erb.  u.  venu.  Aufl.  Berlin 
i83i.  8. 

49*  . 
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*)  Von  der  Renennung :  F.vangrlische ,  s.  Instr.  Pae.  Osnabr.  X.  16.  E&tor  Opusc., 
F.  11.  praef.  f.  i5.  v.  Scmairoth's  Samml.  der  Comlusor.  Corp.  Evang..  L  -85. 
F.  L.  Posskit  Systema  {uriiiin  C.  E.  p.  3o.  sq.  J.  G.  Marezoll,  warum  nennt 
sich  unsere  Kirche  die  evangelische?  Jena  u.  Leipz.  1811.  8. 

c  )  Den  evangelischen  wird  auch  der  Name  Pratt*tunt?n  beigelegt.  Instr.  Pae.  Osnabr. 
\  II.  1.  —  W  oher  /  Humuc  h  s  Reit  li^esch.  V.  2ji  11.  1(30.  4M  ff.  Rosfmh  llfb. 
warum  nennen  wir  uns  Protestanten?  1-91.  8.  Tittmah>  über  die  Protestation 
auf  «lein  Reichstage  zu  Sncier  im  J.  1320.  Leipz.  1829.  8.  Herzog!,  inagdcbur- 
gische  (preussische)  Mifsbilligung  dieser  Benennung,  bei  Schairotu  a.  a.  O.  I. 
;,02.  —  Die  Benennung  ^iug*bm fische  Confcj*ionsl'eru>andle  (  A.  C.  addicti ) 
lioinmt ,  in  Rcichsgesctzen  ,  zuerst  vor,  in  dem  R.  A.  v.  ij43,  §.  34  —  36.  Estor 
delin.  juris  publ.  ercles.  Protestant.,  c.  6.  §.  2.  —  Luther  selbst  eiferte  wider 
alle  Parteinamen,  z.  B.  Lutherische,  Lutheraner  und  Lutherthum.  —  In  der 
Regel  gemessen  aueh  Steten  die  Rechte  der  A.  C.  Verwandten,  wenn  bei  ihnen 
die  Sarramente  im  Wesentlichen  auf  dieselbe  Art  wie  bei  diesen  verwaltet  wer- 
den —  Die  BrüdcrCemeinden  oder  Herrnhuter  (%.  5i 4 ,  c),  sind,  in  dem  König- 
reich Sachsen,  als  der  A.  C.  gemäf*  anerkannt,  v.  Römer'»  kursäebs.  Staatsr., 
II.  5o-.  Kommet  rhaps. ,  obs.  an.  voc.  Zinzcndorfiautu.  Anders,  17^0 ,  in  dem 
IsenhurgHüdingisrhen.    Moskr's  Abhandl.  aus  d.  Kirchenstaatsr. ,  i43. 

d)  Confessio  Augustana  et  Responsio  pontificia  etc.,  e.  M.  Wfber.  Berol.  1810.  8. 
Reide  stehen  auch  (nach  Andr.  Farricii  Ausgabe.  Cöln  i5-3,  mit  Varianten) 
».'in  Lk  IVat's  inonumentor.  ad  concilii  Tridcntini  historiam  spectantium  collec- 
tionc,  T.  n.  (Lovanii  1-81.  4.)  p.  3*«.  sqq.  Die  unveränderte  Augsb.  Con- 
fession, teutsch  u.  latein.,  nach  der  im  Archiv  zu  Nürnberg  befindl.  autbent. 
Abschrift,  nebst  Vorbericht  von  G.  W.  Panzer.  Nürnb.  1783.  8.  Confessio 
Augustana.  Ad  fidem  editionis  prineipis,  c.  brevi  annot.  G.  H-  Wr.  W'iser. 
Erlang.  i8'i5.  8.  Das  Augsb.  Glaubcnsbckcnntnifs,  aus  d.  latein.  Original  ins 
Deutsche  übertragen,  v.  E.  Sartohu s.  Frankf.  a.  M.  1824.  8.  (Nach  dieser 
Ausgabe,  in  Emmischaus  corp.  juris  germ.  aead.,  Th.  I,  S.  i65  ff.)  Die  Augsb. 
Confession  u.  die  Geschichte  ihrer  Uebergabe ,  nebst  e.  Einlcit.  v.  M.  Ci>o. 
Dresd.  1829.  8.  Die  ungeänderte  wahre  Augsb.  Confession  u.  die  drei  Haupt  - 
Symbole  der  christl.  Kirche,  mit  Iiistor.  Erläuter.  u.  erläuternden  Anmerk.  v. 
M.  E.  H.  Schott.  Leip/,.  1819.  8.  Die  Augsb.  Confession ,  nach  e.  in  d. 
Archiv  der  Stadt  Nördlingen  betindl.  Handschrift,  mit  Varianten  einer  noch 
ungedr.  Handschr.  aus  d.  Biblioth  zu  Augsb.;  herausg.  v.  D.  E.  Beysculag. 
Augsb.  i83o.  8.  Die  Augsb.  Confession,  deutsch  u.  latein.,  nach  den  Orig. 
Ausgaben  Mclanchthon's ,  hcrausg.  c.  J.  A.  H.  Tittma*x.  Leipz.  i83o.  8. 
Confessio  fidei  exhibita  imperatori  Carolo  V.  in  rnmitiis  Augustac  i53o,  con- 
futatio  pontificia,  apologia  et  repetitio  confessionis,  ratio  fidei  Huldrici  Zwingli 
et  Tctrapolitana.  Ad  codicum  et  editionum  veterum  fidem  receusuit ,  varii 
gencris  animadversionibus  instruxit  rerumque  indice  illustravit  Ch.  G-  Spieheb. 
Pars  I.  Berol.  i83o.  8.  Ch.  G.  Spierer,  das  augsburgisclic  Glaubcnsbekcnnt- 
nil's  und  die  Apologie  desselben.  Mit  kritischen,  geschieh  (liehen  u.  erläu- 
ternden Anmerkungen.  Berlin  i83o.  3  Bände  8.  —  Formula  Confutationis 
Augustanae  Confessionis  cum  latina ,  tum  germanica  ex  Actis  tabularii  Mogun- 
tini nunc  prinuim  edita ,  c.  C.  G.  Mciter.  Acccssit  formula  confutationis 
(.oufessionis  Tetrapolitauae  latina  nunc  quoque  priinam  edita.  Ups.  1808  8. 
Die  Widerlegung  der  Augsb.  Confession,  welche  im  Namen  des  Kaisers  und 
der  römisch  gesinnten  Stände,  am  3.  Aug.  i53o  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz 
öffentlich  vorgelesen  worden  ist;  nach  der  Urk.  des  mainzer  Archivs  abge<lr., 
mit  e.  Einleit.  u.  erläut.  Anmerk.  v.  J.  W.  Schöpfe.  Dresd.  1819.  8.  Von  Aus- 
gaben auch  anderer  sytnhof.  Bächer  der  Evangelischen,  unten  §.  327,  c.  —  Von 
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der  Geschichte  uud  dem  Original  der  augsburgischen  Confession:  M-  Weder's 
krit.  Geschichte  der  A.  C.  Bd.  I  u.  IL  Weimar  i783  u.  1784.  8.  H.  W.  Rotfr- 
xianu's  Geschichte  des  auf  d.  Reichstag  zu  Augsb.  i53o  übergebeuen  Glaubens- 
bekenntnisses der  Protestanten.  Haunov.  1829.  8.  K.  Pfaff's  Geschichte  des 
Reichstags  zu  Augsb.  im  J.  i53o  u.  des  augsb.  Glaubensbekenntnisses  bis  auf 
die  neueren  Zeiten.  Stuttg.  i83u.  2  Theile.  8.  Kaiser'*  kirchl.  Geschichte  der 
OriginalAusgabe  der  augsb.  Confession.  Nürnb.  i83o.  8.  Heinrichs  t.  Reichs- 
gesch.,  V.  281  ff.  P.  W.  Gercheis's  Reisen,  III.  60.  Püttkr's  Lit.,  62.  Kmjreh's 
Lit.,  §.  863-  K.  Pkaff,  Geschichte  des  Reichstags  zu  Augsburg  im  J.  i53o  11. 
des  Augsburgischen  Glaubensbekenntnisses  bis  auf  die  neueren  Zeiten.  Stuttg. 
i83o.  12.  R.  E.  Förste«  asm ,  Urkundenbuch  zu  der  Geschichte  des  Reichstags 
zu  Augsburg  im  J.  i53o.  Halle,  Rd.  I,  i83/i.  8. 

)  Anfangs  sprachen  die  Reichsgesetze  nur  von  « Baden»  Religionen,  der  allen 
und  der  st.  C.  Rcichsabschied  v.  i555 ,  §.  17.  1066 ,  %.  5.  Es  wurden  aber 
hierunter  die  Reformirten  noch  nicht  mitverstanden.  Mosen  a.  a.  O.  61.  Mendts*. 
Kebenst.,  IV.  477-  —  Vor  dem  wcstphül.  Frieden  wurden  die  Reformirteu 
öffentlich  nicht  anerkannt.  Estor  1.  c.  c.  6.  %.  3.  Pf\s>eb  hist.  P.  \V. ,  c.  5. 
%.  38.  sqq.  Moser's  Abh.  aus  d.  Rirchenr.  ,  147-  Scuauroth  a.  a.  O.  II.  407.  — 
Von  der  confessione  Tctrapolitana ,  s.  Heinrich'*  t.  Hcichsgesch. ,  V.  391 ,  u. 
oben,  Note  d,  das  von  Müller  hcrausg.  Werk. 

)  Selbstgewählte  örtliche  provinziale  und  allgemeine  Hirchemorständc  oder 
Presb) tereieu.  Vergl.  Würtemb.  Verfafs.Vertr.  v.  1819,  $.  75  u.  f.  Paulus,  in 
dem  Archiv  für  landständ.  Angelegenheiten,  Bd.  II,  S.  1  u.  ff.  Regulativ  über 
die  kirchl.  Rechtsverhältnisse  der  cvangel.  reformirten  Glaubensgenossen  in  d. 
königl.  sächs.  Landen  v.  7.  Aug.  1818;  in  d.  Gesetzsammlung  f.  d.  Rönigr. 
Sachsen  ,  1818,  St.  9.  J.  Ch.  M.  Rkttio,  die  freie  protestantische  Kirche,  oder 
die  kirc  hlichen  Verfassungsgrundsatzc  des  Evangeliums.  Gicsscn  i833.  8.  Add. 
Conversat.Lex.j  Neue  Folge  v.  1826,  XII.  2.  420.  Art  Union. 

•)  Xassaaisc/tes  Edict  v.  11.  Aug.  1817,  wodurch  die  äussere  Vereinigung  der 
beiden  evangelischen  Landeskirchen  zu  einer  einzigen,  unter  dem  Namen  der 
evangelisch-christlichen,  bestätigt  wird.  Radische  Verordn.  v.  Jul.  1821,  welche 
die  Vereinigung  der  Kirchen  beider  cvangel.  Confessionen,  unter  dem  Namen 
der  evangelisch-protestantischen  Kirche,  genehmigt;  in  d.  Regier.  151;: tl  v.  21.  Sept. 
182 J.  C.  F.  Rinoh's  Erläuterungen  der  cvangel.  protestant.  KirchenvereiniguisgS- 
Urkunde  des  GH.  Baden.  Heidelb.  1827.  8.  Achnlichc  Vereinigungen  erfolgten 
seit  1817,  bei  vielen  cvangel.  Gemeinden  der  preussischen  Staaten,  des  Kurf. 
Hessen,  des  GH.  Hessen,  insbesondere  in  Rheinhessen,  zu  Hildburghauseu, 
Stuttgart  (April  182")  u.  a.,  auch  in  St.  Petersburg.  Anderswo  erfolgte  eine 
äussere  modificirte  Vereinigung,  verbunden  gewöhnlich  mit  unbeschränkter  inne- 
rer. Den  ersten  äussern  Anlafs  zu  diesen  verschiedenen  Vereinigungsarten,  gab 
die  dreihundcrtjährige  Jubelfeier  der  Kirchenverbesserung  im  Oct.  181^.  J.  G. 
Mki/scl  über  die  Vereinigung  der  beiden  cvangel,  Religionsparteien.  Erl.  1818.  8. 
Ein  Entwurf  zu  einem  Glaubensbekenutnifs  der  unirten  evangelischen  Rirche  ist: 
C.  Hase,  Confettio  Fidei  Ecclesiae  evangelicae  nostri  temporis  rationibus  aecom- 
modata.  Lips.  i836.  8.  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  III.  (Lpz.  1839.)  S.  60— 
67.  Art.  Kirchenvereinigung. 

0  Seit  der  Sunhedrht  oder  das  Svnedrium  (Rathscollegium),  diese  höchste  geistliche 
und  weltliche  Behörde  zu  Jerusalem,  nach  der  Zerstöruug  Jerusalems  durch  die 
Römer,  mit  dem  jüdischen  Staat  selbst  aufgelöst  ist.  —  In  Teutschland,  gründete 
sich  die  Toteranz  der  Juden  auf  ein  uraltes  Rciehsherkommen,  und  auf  Reichs- 
gcsclzc  von  1548  u.  i577.    Gerstlacdeh's  Handb.  der  Reichsgesctze,  X.  1889. 
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Mofixn  a.  a.  O.  iiyj.  Ebrndcrs.  von  der  Landcshoh.  Im  Weltlichen.  VM.  i- 
Hoscnm  a  Rechtsf  am'  R.  K.  GM  I.  i33.  (Rim-ffi/s)  Reichshofrath,  II.  110.  Von 
den  Hechten  der  Juden  in  kirchlicher  Bc/.iehung,  im  KR.  Sachsen,  Wibrii 
Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Hirchcnr.,  Bd.  I,  S.  111.  Wmssf's  k. 
sä'chs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  3so.  —  Von  den  heutigen  Rechten  u.  der  bürgert 
Verbesserung  de  -  Juden,  vcrgl.  oben  §.  u.  465.  —  J.  C.  G.  Rodksschatz 
hin  hl.  Verfassung  der  heutigen  Juden ,  sonderlich  in  Teutschland.  Th.  I  —  IV. 
Frl.  i-/t8.  4-  ( Moses  MendslsohVs)  Ritualgesetze  der  Juden.  Vierte  Aufl.  Berl. 
»"no.  8.  v.  Abftis's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  96—101.  Schriften  oben  %.  s3a. 
—  Schilderung  des  rabbinischen  Judcnthnrns  oder  des  Rabbinismus ,  des  Juden- 
thmns  in  den  Formen  des  Mittelalters,  in  Rlcbfh's  icbersiiht  der  diulomat. 
Verhandl.  des  wiener  Congresses,  S.  38q  ff.  —  Dem  durchaus  rabbinischen  Ju- 
denthum oder  dem  Talmudismus  gegenüber,  bildet  sich  seit  einiger  Zeit,  wie 
wohl  für  eine  verhältnil'sinäsig  noch  geringe  Zahl  von  Bekennern,  ein  refonnirtes 
oder  nicht  -  rabbinisrhes ,  von  Moses  Mendelsohn  vorbereitetes  Judenthum,  dem 
reinen  Gottesglaubcn  und  der  natürlichen  Sittenlehre  ergeben,  frei  von  drücken 
dem  Cercmoniendienst,  von  den  mosaischen  Speisegesetzen  und  dem  strengen 
Gebot  des  Sabbaths.  Wahrscheinlich  wird  dieses  zu  reinem  Deismus  oder  l'cr- 
nuuf' Religion  sich  erheben,  und  dann  Prosehten  nicht  aus  der  jüdischen  Kation 
allein  erhalten.  Vereint  dieser  Classe  von  Israeliten  für  sittliche,  religiöse  und 
bürgerliche  Bildung  der  andern,  können  viel  wirken  für  Verbesserung  des  bür- 
gerlichen Rechtszustandes  der  Juden  überhaupt.  Ein  solcher  Verein  von  Juden 
u.  Christen,  für  Teutschland,  bildete  sich  i83i  im  GH.  Hessen.  Seine  Statuten 
stehen  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  i3.  Dee.  i83i.  Man  s.  auchConv.  Lex. 
der  Gegenwart,  Bd.  Ü  (Lpz.  i83u.),  S.  n55-n-8.  Art.  Juden. 

8  t7.  (425.) 

Verhältnis  der  weltlichen  Regenten  zu  dem  kathol.  Kirchenregiment. 
Uebertragung  des  evangel.  Kirchenregimentes  an  weltliche  Reaenten. 

Kirchliche  Behörden. 

VII)  Nach  der  Lehre  und  Verfassung  der  katholischen  Kirche, 
kann  ein  wel  tlicher  Regent,  als  solcher,  zudem  Kirchenregiment  (§.  5iq) 
auf  keine  Weise  befugt  seyn.  Hiedurch  und  durch  das  staatsrechtliche 
Verhältnifs  der  Kirche  zu  dem  Staat  überhaupt  (5 14)1  bestimmt  sich  der 
Umfang  der  Gerechtsame  weltlicher  Regenten,  katholischer  und 
evangelischer,  über  die  katholische  Kirche  in  ihren  Staaten  «).  VID)  Evan- 
gelische *)  Regenten  befinden  sich,  über  evangelische  Unterthanen, 
gewöhnlich  in  dem  Besitz  des  Kirchenregimentes.  Der  Grund  hie- 
von  c)  wird  gesucht,  bald  in  einem  Episcopal-  oder  DevolutionsSystem  <f), 
bald  in  einem  Sou verainetät-  oder  Territoria lSystem  bald  in 
dem  Social-  oder  Collegtal-/"),  wenigstens  Collegial Episcopal-  oder 
vermischten  &)  System.  Nach  Verschiedenheit  des  Grundes  dieser  Kir- 
chengewalt, ist  der  Umfang  der  unter  ihr  begriffenen  Rechte  verschie- 
den '«)•  IX)  Ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  kann,  bei  den  Evangelischen, 
einer  kirchengesellschaftlichen  Behörde  zustehen;  z.  B.  einer 
Synode,  die  General-,  oder  ProvinzialSynode  >)  seyn  kann,  einem  Presby- 
terium  oder  Kirchen  vorstand  *),   den  Landstnnden,  als  Vertretern 
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der  Kirchengesellschaft,  einem  Kirchen rath,  Consistorium  oder  Ober- 
Consistorinm  (§.  3->2),  den  Superintendenten,  dem  Landesbischof 
oder  Erzbischof  (§.  023)  u.  d. 

«)  Baur.  Religionsedict  v.  16.  Aug.  1801.  (Dawider  ein  sehr  eiferndes  Breve  Pius  VIL 
Ton  i8o3,  in  dem  Allgem.  ltirclil.  Wächter  der  Deutschen,  v.  Alex.  Mülle*,  v.  % 
6.  Apr.  i834,  Num.  a8.)  Württmb.  Verftfs.  Vertr.  v.  1819,  %.  78  ff.  J.  Rkirel's 
DiöcesanVerhältnifs  etc.,  s.  oben  %.  5ia,  Note  a.  Actenstücke  über  die  in  den 
Jahren  1814  u.  i8i5  verfügte  Trennung  der  cum  Bisthum  Constanz  gehörigen 
schweizer  Cantone  von  der  constanzer  Diöces;  in  d.  Archiv  für  das  katholische 
Kirchen-  und  Schulwesen,  Dd.  III  ( Frankf.  i8i5.  8.),  St  a,  S.  n3  ff.  St.  3, 
S.  166—1-6,  S.  186-189  J.  S.  Vatkr'*  Erörter.  des  Verhältnisses  katholischer 
Landesherren  au  dem  Papste.  Hönigsb.  1819.  8.  Fham  Droste  su  Vischebibg  über 
Kirche  und  Staat.  Münster.  i838.  8. 

6 )  Bisweilen  sogar  katholische.  Die  königl.  haierischen  Edicte  ron  1809 ,  über 
Prüfung  der  protestantischen  PfarrnmtCandidaten,  über  Bildung  der  Mittel- 
steilen  ( GeneralDecanatc )  für  die  protestantischen  Kirchengemeinden,  über  die 
äussern  Rechtsverhältnisse  des  Königreichs  in  Beziehung  auf  Religion  u.  kirchl. 
Gesellschaften,  über  die  SrhullehrerSciiiinaricn,  die  Instruction  für  das  General- 
Consistorium  (Reg.  Blatt  1809,  St.  10,  40,  43 1  65),  bilden  ein  r.iemlich  voll- 
ständiges protestantisches  KirchcnStaatsrccbt.  In  einem  königl.  bayrischen  Decret 
v.  18.  Juli  182a,  die  Einführung  von  Presbvterien  in  den  evangelischen  Kirchen- 
gemeinden A.C.  betr.,  wird  dein  k dhulise heu  König  ein  oberstes  Episcojmt  über 
die  protestantische  Kirche  in  dem  baier.  Staat  beigelegt.  Dawider  s.  R.  v. 
Fkiebbach's  kleine  Schriften  (Nürnb.  i833),  S.  a53 — 33o.  Auch  der  katholisrbe 
Grufsherxog  vou  Ifurzburg  legte  sii  h ,  über  seine  evangelischen  Unterthanen,  die 
höchste  Episcopal  -  und  Kirchengewalt  bei,  Rhein.  Bund,  X.  3o  u.  3a.  —  Da* 
gegen  fibertrug  in  S.  Gotha  u.  Altenburg,  im  J.  i8aa,  der  neue  katholische  Her- 
zog jede  staatsoberherrliche  Wirksamkeit  in  evangelischen  Kirchensachen,  aus- 
schliefsend seinem  Geheimennths0o11e:jium.  —  Die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v. 
i83i,  %.  »34,  bestimmt:  &Dic  unmittelbare  und  mittelbare  Ausübung  der  Kirchen- 
gewalt über  die  e  ränge  tischen  Glaubcnsyuit-eien  verbleibt,  wie  bisher,  dem  Landes» 
herrn.  Doch  inuls  bei  dem  Ccbertritt  desselben  r.u  einer  andern  als  evangeli- 
schen Kirche,  die  alsdann  xur  Beruhigung  der  Gewissen  gereichende  Beschrän- 
kung dieser  Gewalt  mit  den  Landständen  ohne  Aufschub  näher  festgestellt  wer- 
den». Yerpl.  auch,  insbesondere  von  dem  Bönigreich  S>tchsen^  unten  §.  5a8,  b.  — 
H.  E.  G.  Paulus,  kann  ein  deutscher  Regent,  wenn  er  römisch-katholisch  wird, 
eine  Pflicht  oder  ein  Recht  haben,  auf  eine  evangelisch-protestantische  Landes- 
kirche unmittelbar  und  persönlich,  als  Souverain  oder  als  oberster  Bischof  eu 
wirken?  Heidelb.  181".  8. 

;)  Ptrrm's  Erörterungen,  Bd.  II.  Micul's  Kirchenr.,  %.  19— ai ,  S.  67 — 77.  — 
Schriften  in  Püttfr's  Lit.,  in.  -06.    Klöbeb's  Lit.,  %.  i493. 

d~y  v.  Mosheims  Kirchenr.  der  Protestanten,  67t.  679.  u.  eben  das.  die  Zusätze  von 
C.  A.  Günther ,  in  der  neuen  Ausgabe  von  1806.  Her*  Becrkr's  Gedanken  und 
Erläuter.  über  das  Kirchenr.,  S.  5 14.  534.  Dan.  Nsttelbeadt  obss.  juris  eccles., 
obs.  VI.  p.  io5.  Ebenders.  v.  d.  wahren  Gründen  des  protestant.  Kirchenr. 
(1783^,  Num.  3.  Habckrr  diss.  de  jure  circa  sacra,  p.  44-  9°-  C,  F.  v. 
Moser,  Bened.  Carf/.ov,  Christian  Webkr  u.  A.  Vergl.  Wime's  Handb.  des 
Kirchenr.,  Th.  DJ,  Abth.  1,  §.  36i.  Grofsherzogl.  hessisdie  Dcclaration,  die 
staatsrerhtl.  Verhältnisse  der  Standesherren  betr.,  v.  i.  Aug.  1807,  §.  40.  In 
dem  zu  dem  folg.  §.  angef.  Edict.  v.  1.  Juli  1834,  nennt  &ic  b  der  Grofskereog 
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Ludwig  von  Baden  Landesbischof,  in  Absicht  auf  seine  evangelischen  Vntertbancn. 
In  der  Königl.  süclisischen  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  5-,  wird  die  landesherrliche 
Kirchengcwalt  (unterschieden  von  der  Kirchenhoheit,  §  5>3),  jus  episcopale 
genannt. 

e)  Chr.  Tbohasii  rindiciac  juris  majestatis  circa  sacra.  Hai.  1699.  J.  H.  Bonn 
consult.  et  decis.,  T.  I  resp.  i5.  p.  i58.  J.  J.  Moser'»  Abbandi.  aus  dem  i. 
Kirchenr.  (177».  8.),  S.  1  ff.  Ebendess.  Lebensbeschnib. ,  IV.  19".  (Föisca) 
Erläuter.  des  t  Staatsr.  (Wien  1793),  S.  5n.  5i5.  v.  Doini's  Denkwürdigkeiten, 
Bd.  II,  S.  190  ff.  3>4  ff  34»  ff.  Brchemaits,  Pukesdorf,  Ludolph  Hugo,  Bhetivs, 
Casp.  Ziegler.  Vergl.  Wiksb  a.  a.  O.  §•  36s.  —  Luther  stellte  1020  (in  seiner 
Schrift:  An  den  chrisl.  Adel  teutscher  Nation)  das  TerritorialSystem  auf. 
Pölitz  Staatswissenschaft,  Bd.  I,  S.  14»  ff  — 

/)  Vermöge  eines  von  der  Kirchengescllschaft ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
erhaltenen  Auftrags.  C.  M.  PrArrii  origines  juris  eccles.  Tub.  171g.  4.  Ebenders. 
de  jure  »atrorum  absoluto  et  collegiali.  Ebendess.  Akad.  Beden  über  das  allgem. 
u.  hesond.  protest.  Kirchenr.  Tüb.  1751.  J.  U.  Cramer  de  jure  circa  sacra  colle- 
giali et  majestatico.  Morl).  1736.  G-  L.  Böbber  princ.  juris  canon. ,  §.  16a.  sqq. 
Scus.ubert's  Birchenr.  der  Protest..  %.  48.  Pctter's  Erörter. ,  Bd.  II,  Heft  t. 
Vergl.  Wiese  a.  a.  O.  §.363  ff.  Uebersuht  der  geistl.  Staatsgeschichtc  (1-89.  8.), 
S.  144.  149.  Eichhorn  s  teutsche  Staats-  u.  Bcihtsgcschichfc,  Bd.  IV,  §.  5r)3. 
A.  v.  Feuerbach,  a.  a.  O.  Von  dem  Bönigr.  Sachsen,  We&er's  Darstell,  des  im 
KB.  Sachsen  gelt.  Kirchenr.,  Bd.  L,  S.  i43.  C.  E.  Weise's  Gesch.  der  chursachs. 
Staaten,  Bd.  III,  S.  260  ff. 

g)  Dak.  Nettelbladt  diss.  de  imperii  sacri  statuum  protestantium  vera  natura 
et  indole.  Hai.  1751.  Joh.  Schcdsroff's  Grundzüge  sur  evang.  protest.  Kirchen- 
verfassung. Lcipz.  1817.  8. 

A)  Verzeichmfs  der  dahin  gehörenden  Gegenstände ,  bei  v.  Arktis  a.  a.  O., 
Bd.  B,  S.  11 3. 

i)  Die  Synodal  Verfassung  hat  eine  repräsentative  Grundlage.  VcrgL  §.  5i6.  Nach 
der  kurhess.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  i34,  steht  die  Zusammenberufung  einer 
evangcl.  Synode  der  Staatsrcgicrung  zu.    Vergl.  unten  §.  5i8,  d. 

k)  Batcr.  Verordn.  v.  31.  Dec.  1821,  betr.  die  Einführ.  e.  Baths  von  Kirrbenvor- 
stehern in  allen  protest.  Gemeinden.  Bremdrl's  Handb.  des  Kirchenr.,  S.  160. 
Schiwcr's  Staatsr.  des  KB  Baiern,  Tb.  I,  S.  677  ff.  —  Manche  haben  für  Ein- 
führung einer  Presbyterial-  und  Synodal  Verfassung  sich  erklärt.  Gründe  nur 
für  Presbyterial  Verfassung,  gibt  K.  G.  L.  Pölitb,  in  s.  Andeutungen  über  den 
Staatsrecht!,  u,  polit.  Charakter  des  Grundgesetzes  für  das  Herzogth.  S.  Altcn- 
burg  (Leipz.  i83i  ),  S.  85  ff.,  u.  in  dessen  Beleuchtung  des  Entwurfes  eines 
Staatsgrundgesetzes  Bis  das  Königr.  Hannover  (Leipz.  i83i),  S.  45  ff. 

§•  518.  (426.) 
Rechte  und  Pflichten  des  Staates  t 

in  Absicht  /)  auf  Gewissensfreiheit ,  Unduldsamkeit ,  und  Fanatismus;  2)  au/  religiöse 
Dogmen,  Maximen,  und  Lehrbegriff,  auch  liturgisclie  Anordnungen  und  KirchenRiluul 
der  Kirche ;  3)  auf  Bekennung  der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Glaubenspartei. 

I)  Da  die  Staatsgewalt  begrenzt  wird,  durch  das  Reich  des  Gewissens 
(§.  5i3),  und  da  der  Staat  nicht  weniger,  als  die  Kirche,  ein  Verein  ist, 
welcher  das  Emporstreben  der  Menschen  zu  einem  vollendeten  Zustand 
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befördern  soll;  so  ist  der  Staat  verpflichtet,  die  Gewissensfreiheit,  die 
Selbstständigkeit  der  moralischen  ürtheilskraft  auch  in  religiöser  Beziehung, 
die  religiöse  Glaubensfreiheit,  nicht  nur  anzuerkennen,,  sondern  auch 
zu  schlitzen,  folglich  dem  Gewissenszwang  und  der  Glaubensdespo- 
tie (tyrannis  sacra),  Ausbrüchen  der  Unduldsamkeit  und  des  Fana- 
tismus, der  Verketzerung,  dem  Religionshafs ,  der  Glaubenstollheit  wirk- 
sam zu  begegnen  «).  Er  raufs  wollen  und  beiordern ,  dafs  Liberalität  in 
dem  Forschen  und  Mittheilen  der  Religionsideen,  das  Glück  der  Staatsgenossen 
erhöhe.  II)  Diesem  gemäfs,  bleiben  alle  religiösen  Dogmen  und  Maxi- 
men, der  freien  üeberzeugung  der  Individuen  *)  die  Bestimmung  des  kirch- 
lichen  Lehrbegriffs  oder  Symbols  «),  auch  die  liturgischen 
Anordnungen,  namentlich  die  Einrichtung  der  Kirchen-Agenten  und 
Gesangbucher  rf),  und  das  KirchenRitual  «),  der  Kirche  oder  ihren 
Repräsentanten  überlassen/).  Bei  Bestimmungen  und  Anordnungen  dieser 
Art,  ist  Abänderung,  Mehrung  und  Minderung  zulässig;  und  die 
Befugnifs  hiezu,  kann  von  Niemand,  auch  durch  Verlrag  der  Interessen- 
ten nicht,  aufgehoben  werden  Blofs  negativ  wird  die  Autonomie  der 
Kirche,  in  Bestimmung  ihres  Lehrbegriffs,  beschänkt  A)  durch  ihre  Un- 
terordnung gegen  den  Staat.  III)  Wohl  gewährt  das  allgemeine 
Staatsrecht  jedem  Staatseinwohner  Gewissensfreiheit,  Freiheit  seines  Reli- 
gionsbekenntnisses, Schutz  für  seine  Glaubenspartei.  Daraus  folgt  jedoch 
nicht,  dafs  in  teutschen  Staaten  ein  Einwohner  sich  als  Bekenner  keiner 
3c>sitiven  Religion  oder  als  zu  keiner  Glaubenspartei  gehörend  angeben 
lürfe  *).  Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dafs  Jeder  zu  der  Glaubenspartei 
rehöre,  in  deren  Schofs  er  gebohren  ist 

i)  Baier.  Verfaß.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9.  u.  Beil.  D  zur  Verf.  Urk.  %.  io3. 
ffürtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819 ,  §.  24  u.  27.  Kurhess.  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i, 
§.  3o.  Königl.  sächs.  Verf.  Urk.  v.  i83i,  %.  3a.  HohenzollernSigmaringensthe 
v.  i833,  19.  Micbi-'s  Kirehenr.,  §.  i5.  v.  Arktiks  constitutionellcs  Staatsrecht, 
Bd.  II,  S.  88.  —  «Religiöse  und  politische  Freiheit  durch  die  ganze  Welt»,  war 
das  Losungswort  Casntng's,  des  im  J.  1827  verstorbenen  brittischen  Ministers. 

I)  Eine  Folge  hievon,  ist  die  Freiheit  der  Individuen,  ihre  Religion  zu  ändern. 
Mosfr's  Religionsverfassung,  34  ff.  Schnaiibert's  Kirehenr.  der  Protestanten, 
§.  70.  —  Uebertritt  vom  Christenthum  zum  Judcnthum  wird  in  den  preussischen 
Staaten  nicht  gestattet.  Hönigl.  CabinetOrdrc  vom  1".  Nov.  1814.  Erlafs  des  k. 
Ministeriums  der  geistl.  Angeleg.  nach  Oberschicsien  v.  18.  Mär«  1818,  in  Gass 
Jahrb.  des  protest.  Kirchen-  u.  Schulwesens  v.  u.  f.  Schlesien,  1818. 

; )  Der  Form  nach ,  kann  in  einer  Kirche  das  Symbol  zweifach  seyn :  1 )  Glau/tens- 
bekenntniss  oder  Confession,  ein  Inbegriff  der  religiösen  Sätze,  welche  die  Mit- 
glieder der  Kirche  für  wahr  erklären;  2)  Lehrbegriff  oder  Religionsichre'  in  dem 
engern  Sinn,  eine  Vorschrift,  gegeben  von  der  Kirche  ihren  Lehrern  für  den 
religiösen  Lchrvortrag.  —  Von  einem  RcligionsEid  der  Kirchenlehrer,  Klüber's 
Lit.,  §.  1499  b.  L  C.  G.  Johansskn's  Untersuchung  der  Rechtmäsigkeit  der  Ver- 
pflichtung auf  symbolische  Bücher  überhaupt,  u.  die  augsb.  Confession  insbe- 
sondere. Altona  i833.  8.  Ueber  die  Notwendigkeit  des  Symbol  -kAufstellens  s. 
den  Anonymus  «Ueber  Christeothum  und  Kirche  und  ihr  Verhältnis  cum  Staat»* 
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Leipz.  i836,  S.  »q  fc  u.  H.  Stkf«a«'»  Berichtigung  zweier  bi»tor.  Inthümer 

Wurth.  i83-. 

d)  *  Ihren  (der  im  Staat  anerkannten  Kirchen)  verfassungsmäsigen  Beschlüssen 
bleiben  die  Sachen  des  Glauben*  und  der  Uturgis  überlassen».  Kurhet  tische 
Verfafs.  Erk.  v.  i83i  ,  §.  i3a.  Ohne  Zustimmung  einer  von  der  Staatsrcgicrung 
zu  berufenden  Synode,  darf  in  liturgischen  Sachen  der  evangelischen  Kirche 
keine  Neuerung  Statt  finden.  Ebcndas.  \.  1^4.  tcber  das  liturgische  Recht 
evangelischer  Fürsten.  Gött.  1814.  8.  Hfrm.  Ho.skkaikh  vom  LiturgieBerhte 
evangelischer  Fürsten.  Bonn.  i8»5.  8.  P.  Mahukiskrk  über  die  wahre  Stelle 
des  liturg.  Beehr*  im  evang.  RirchenregirnenL  Berl.  i8a5.  8.  Auocbti  über  das 
Majestätsrecht  in  kirchlichen,  besonders  in  liturgischen  Dingen.  Rraunschw. 
»817.  8.  Hoiiest-hax  Städtklä  vom  liturgischen  Bcchte  des  evangelischen  Fürsten. 
Nach  Dr.  C  C  Schmidt  frei  vertcutscht.  Leipz.  i8S3.  8.  —  Von  dem  KR.  Stu  hseu, 
s.  Wkbkr's  Darstell  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Rirchenr.,  Bd.  I,  S.  »68,  u. 
W  kissk's  k,  sächs.  Suatsr. ,  Bd.  II,  $.  3 1 1 .  —  Ueber  die  in  Prfustcn  von  dem 
König,  zunächst  für  die  Hof-  und  MilitärBirchcn,  im  J.  1821  gegebene  Kirchen- 
Agende  (RirchenAgende  für  die  Hof-  u.  Domkirche  in  Berlin.  Berl.  1821.  2.  Aufl. 
1822.  4.)  erschien,  für  und  wider  eine  Beihe  von  Schriften;  z.B.  die  Rritik  der 
neuen  preufs.  RirchenAgende.  (Von  L.  F.  Siros,  evang.  Pfarrer  zu  Puderbach 
bei  Dierdorf.)  Frankf.  i8a3.  8  Freimüth.  Darlegung  der  Gründe,  warum  die 
evang.  Kirche,  insbes.  die  Lutheraner  und  Rcformirten  der  westl.  Provinzen  des 
preufs.  Staats,  die  neue  MilitärKirrhcnAgende  nicht  annehmen  können.  (Von  L. 
F.  Siros).  Wiesbaden  1814.  8.  C.  J.  Niktzsch  thcol.  Votum  über  die  neue 
RirchenAgende.  Bonn  1834.  8.  Wer  hat  das  Recht  u.  die  Verpflichtung,  der 
evang.  Landesgemeinde  eine  gemeinschaftl.  Agende  zu  geben?  Berl.  i8i5.  8.  C 
F.  v.  Ammoa,  die  Einführ,  der  berliner  Hofkirchen  Agende-  Dresd.  i8i5.  8.  L. 
F.  Sutos's  Anklage  iu  Rechtfertig,  wegen  meiner  Schrift:  Gründe,  warum  etc. 
Essen  1827.  8.  Actenstücke,  betr.  die  neue  preufs.  RirchenAgende,  herausg. 
mit  Bemerk,  v.  K.  Falch.  Biel  1827.  8.  Eylebt  über  den  Werth  u.  die  Wirkung 
der  für  die  evang.  Rirche  in  den  preufs.  Staaten  bestimmten  Liturgie  u.  Agende, 
nach  dem  Resultat  c.  10  jähr.  Erfahr.  Berl.  i83o.  8.  Der  Agendenkampf.  Stuttg. 
i83o.8.  Freimüth.  Betrachtungen  über  die  preufs.  RirchenAgende.  Stuttg.  i83i.8. 
Recension  von  14  Schriften  für  u  wider  die  preufs.  neue  RirchenAgende,  in  der 
Jenaischen  allgcm.  LiteraturZeit.  v.  1825,  Num.  141  n.  ff.  Rönigliche  Erklärung, 
in  einer  CabinctOrdre  v.  28.  Febr.  i834  (»«  der  Preufs.  Gesetzsammlung):  dafs 
die  Agende  als  « Lande ■sagende»  zu  betrachten  sey,  und  ihr  Gebrauch,  unter  den 
für  jede  Provinz  zugelassenen  Modificationcn ,  in  allen  evangelischen  Kirchen 
''Statt  finden  müsse*,  «weil  die  darin  vorgeschriebene  Ordnung  des  Gottesdienstes 
und  die  für  kirchliche  Amtshandlungen  vorgeschriebenen  Formulare  schriftmäsig 
seyen,  und  daher  ohne  Anstofs  und  Beschwerde  auch  in  solchen  Gemeinden,  die 
aus  beiderlei  ConfcssionsVcrwandten  bestehen,  in  Anwendung  kommen  könnten«  ; 
sie  sey  nicht  bestimmt,  an  die  Stelle  der  Bekcnntnifsschriflcn  der  beiden  evang. 
Confessionen  zu  treten,  oder  diesen  in  gleicher  Eigenschaft  beigesellt  zu  wer- 
den»; durch  sie  solle  nur  für  den  öffentlichen  Gottesdienst  und  die  amtlichen 
Verrichtungen  der  Geistlichen  eine  dem  Geist  der  Bekenntnifsscbriftcn  entspre- 
chende Ordnung  festgestellt  werden;  ein  Beitritt  zu  der  Union  der  beiden  evang. 
Confessionen  sey  durch  den  Gebrauch  der  Agende  nicht  bedingt.  —  Badische 
Verordnung,  betr.  die  Anträge  der  evangelisch- protestantischen  GeneralSynode 
vom  J.  i834 ,  v.  ib.  Mai  i835,  in  d.  Regier.BI.  Jium.  XXVU,  Conv.  Lex.  der 
neuesten  Zeit  u.  Literatur,  Bd.  II  (Lpz.  i833),  S.  905.  Art.  Liturgiewesen, 

e)  Poutifiralc  Bonianum  ad  omnes  pontificias  ceremonias,    quibus   nuue  ulitur 
sarrosaneta  R.  E.  aecommodatum.  Vcnetiis  i58a.  »57  Blätter  in  Fol.  Ritual 
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nach  dem  Geist  und  den  Anordnungen  der  kathol.  Kirche.  Stuttg.  i83i.  8.  Vergl. 
S.  5»7,  Kote  c. 

■ 

J)  Heddehich  elem.  juris  can.,  P.  I,  §.  is3.  «Zwar  gehen  Religionsldcen  nur  den 
Menseben,  nicht  den  Bürger,  an,  und  der  Staat,  der  keine  Fähigkeit  hat,  zu 
bcurtheilen,  welche  Religionsldecn  wahr  oder  falsch  sejen,  hat  noch  weniger 
Recht  und  Macht,  bestimmte  Arten  derselben  dem  Hürgcr  aufzuzwingen.  Aber 
schützen  mufs  er  jedem  seine  Religion,  wie  seine  Person  und  Habe*  auch  sorgen 
mufs  er,  dafs  keine  Art  von  Religion  die  höheren  Zwecke  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft störe».  A.  L.  Schlözer's  Staatsgclahrtheit,  I.  91.  F.  v.  Moser  an 
dem  §.  480  a.  O. 

g)  Da  bei  den  Evangelischen  vollkommene  Gewissensfreiheit,  und  nächst  der  Ver- 
nunft nur  die  Bibel  als  Grundlage  des  religiösen  Denkglaubens  gilt,  mithin 
selbsteigene  Prüfung  aller  Glaubenssätze  zulässig  ist  (  PrüfungsFreihcit  oder 
rechtliche  Freiheit  der  Exegese);  so  sind  unveränderliche  symbolische  Bücher  bei 
ihnen  nicht  denkbar.  Der  Geist  der  freien  Untersuchung  in  Religionssachen,  frei 
von  Fesseln  orakelartigcr  Glaubensformeln,  ist  die  Grundlage  des  evangelischen 
Systems,  des  so  genannten  Protestantismus.  Er  verschmäht  jede  andere  Gewalt, 
als  diejenige  der  freien  Ueberzeugung  eines  Jeden.  Vergl.  Erklärung  des  k 
preius.  Depart.  d.  auswart.  Angel,  v.  18.  Febr.  1791,  in  A.  F.  W.  Crom'*  Aus- 
gabe d.  Wahlcap  R.  Leopolds  Ii  (Hildburgh.  1791.  4.),  Anhang  S.  9— 16.  Cromk 
ebendas.  S.  21  —  37.  Schsaumrt's  Rirehenr.  d.  Protest,  $.  i56.  v.  Bclow's  Be- 
tracht, über  die  Wahlcap.  Lcop.  II.,  S.  99—111.  G.  L.  Voigt's  gemeinnüts. 
Abb..  (  1-93.  8.),  S.  168  ff.  (Fölsch)  Erläut.  des  t.  Staatsr.  nach  Pütter  (1793 
8.),  S.  i55.  C.  A.  Grüsdlfr,  kann  die  augsb.  Confession  abgeändert  oder  auf- 
gehoben werden?  (Ja!)  in  C.  E.  Weiss  Archiv  für  das  Kirchenrecht,  Bd.  Q 
(i83t),  S.  4^  ff«  P»  Muteel  über  die  Verpflichtung  auf  die  symbolischen 
Bücher  der  evangelischen  Kirche.  Berlin  i83i.  8.  ConversationsLexicon,  Neue 
Folge,  Bd.  II  (i8i5),  Anhang,  Art.  Protestantismus.  Ki.übi'r's  Lit.,  583.  Vergl. 
unten  §.  317,  Note  c. 

h)  Glaubensbefehle  zu  erlassen,  liegt  nicht  in  der  rechtlichen  Macht  einer  Staats- 
regicrung.  Das  Gcgentbeil  behaupten,  A.  Heise,  in  Daüb's  und  C&euzer's 
Studien,  Th.  I  (Heidclb.  1806),  S.  355  fT.  Röb.vbehg  über  symbolische  Bücher 
in  Bezieh,  auf  das  Staatsr.  Rost.  i~St).  8.  Auch  das  preu**.  ReligionsEdict  vom 
c).  Juli  i-bti  ging  von  der  entgegengesetzten  Behauptung  aus.  Eben  so  das 
budische  v.  1.  Juli  18*4,  >n  der  Allgcm.  Rircbenzeitung  v.  i8«4i  Num.  90,  welches 
jedoch  der  Grofsherzog  «sowohl  als  Regent,  als  auch  als  Landesbischof»  an 
die  geistlichen  Behörden  und  an  die  Lehrämter  erlieft.  —  Man  s.  aber  G.  L. 
Böhmer  princ.  juris  canon. ,  §.  369.  Rant's  Rechtslehre,  188  f.  Schmalz  natür- 
liches Rirehenr.,  §.  Si.  G.  Hufeland  über  das  Recht  protestantischer  Fürsten, 
unabänderliche  Lehrvorscbriftcn  festzusetzen.  Jena  1-88.  8.  W.  A.  Thier'» 
Valcntinian  I.  oder  geheime  Unterredung  eines  Monarchen  mit  seinem  Thron» 
folger  über  die  Religionsfreiheit  der  Unterthancn.  Zweite  verm.  Aufl.  Berlin 
1791.  8.  Schriften  für,  wider  u.  über  das  angef.  preuss.  ReligionsEdict,  in  Ki.inm's 
Lit.,  583.  (Maksojt's)  Geschichte  des  preufs.  Staates  seit  1763,  Bd.  I  (1819), 
S.  171  —  178. 

t  )  Die  im  Februar  i83i  von  dem  NationalCongrefs  zu  Brüfsel  errichtete  belgische 
Constitution,  Art  i5,  setzt  fest:  «Nul  ne  peut  otre  contraint  de  concourir 
d'unc  maniere  quelconque  aux  acte9  et  aux  ccrvnionics  d'un  cultc  ni  d'en 
observer  les  jours  de  repos». 
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319.  (427.) 

4)  In  Hinsicht  auf  Glaubens  Herrschsucht ,  Proselytismus ,  und  gemischte  Ehen.  Disjtcih 
sution   von  EJiehindernissen.     Kirchl.  Censur-   und  Strajrecht.     Uischöfl.  Einßuss  ui,' 

VntcrrichtunstaUen. 

■ 

IV)  Die  Staatsregierung  ist  befugt  und  verpflichtet,  durch  Einsprache 
(Veto)  und  Gesetze  zu  verhüten  und  zu  hindern,  dafs  die  Kirche  ihre 
Wirksamkeit  über  ihre  Gesellschaft  grenzen  ausdehne  (§.  5i3)$  üa- 
besondeie,  dafs  sie  durch  Lehre  und  Handeln  dem  Staatszweck  hinderlich 
falle  «).  Die  Staatsregierung  darf  und  mufs  also  i)  hindern ,  dafs  der 
Friede  im  Innern  der  Kirche  gestört  werde.  Sie  darf  und  rauü 
a)  der  Glaubensherrschsucht,  dem  Verfolgungsgeist  und  dem 
kirchlichen  Uebermuth  einzelner  Religionsparteien,  kirchlicher  Obern, 
geistlicher  und  weltlicher  Mitglieder ,  steuern ,  damit  keine  Kirchengeseü- 
schaft  sich  irgend  eine  Art  von  Herrschaft ,  Zwang  oder  Verfolgung  an- 
mafse  vieiraehr  jede  für  Einigkeit  und  rechtmiisige  Aufrechthaltung  ge- 
setzmäßiger Freiheit  der  Staatsbewohner  nützlich  werde.  Sie  kann  und 
mufs  3)  Maasregeln  wider  kirchliche  Bekehrungssucht  oder  Prose- 
lytenmacherei  c)  (Seelenfischerei)  ergreifen,  damit  kirchliche  Obere  und 
Mitglieder  sich  nicht  Verführungskünsten  und  einem  unnatürlichen,  mit 
der  sittlichen  Würde  des  Menschen  und  der  Religion  unvereinbaren  Stre- 
ben nach  (von  der  weltregierenden  Weisheit  selbst  verschmähter)  Glao- 
benseinheit  hingebe  <*).  Sie  darf  und  mufs  4)  der  Erschwerung  der 
Ehen  unter  verschiedenen  Religionsverwandten  (der  gemischten 
Ehen)  durch  Kirchendiener  <•),  und  5)  der  ungebührenden  kirchlichen  Ver- 
hiuderung  oder  Erschwerung  der  Wiederv  erheira  th  u  n  g  ge- 
schiedener Ehegatten  von  verschiedener  Religion  /),  entgegenarbeiten. 
6)  Dispensation  von  blofs  weltlichen  Ehehindernissen,  steht 
ausschliefsend  der  weltlichen  Obrigkeit  zu;  von  blofs  canonischen,  die 
durch  Staatsgesetze  nicht  mifsbilligt  sind ,  der  geistlichen  Oberbehurde  g\ 
Bei  den  einen  und  bei  den  andern,  darf,  wenn  und  so  weit  Kirchenglaul* 
und  Menschenglaube  nicht  zusammentreffen,  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen kein  Eintrag  geschehen.  7)  Dem  kirchlichen  Censur-  und  St  rat- 
recht, und  8)  dem  Einflufs  des  bischoflichen  Amtes  auf  Unterricht- 
anstalten, sind  von  Staatswegen  Schranken  zu  setzen,  nach  Erfordernis 
des  Staatszweckes  *). 

a)  Importance  des  opinions  rcligicuses,  par  Mr.  Nbchkr.  &  Paris  1788.  TeuUcb  >. 
Stbbhlib,  1788.  —  Eine  Ausgeburt  des  Despotismus,  in  dieser  Hinsicht,  ist  der 
auf  Napolboh's  Befehl  verfafstc  und  in  Frankreich  eingeführte  CatecJiisme  a  i'usa^e 
de  toutes  les  eglises  de  lEmpire  francais.  Paris  1806.  8.  Teutsch  übersetz 
Leipz.  1807  u.  Amsterd.  1807.  8.   Abgeschafft  im  Mai  1814. 

5)  Gewalt,  der  Wahrheit  zur  Hülfe,  igt  unnütz,  sie  wäre  Schmähung  der  Natur 
!  uml  ihres  Urhebers.    Gewalt,  dem  Irrthum  zur  Hülfe,  ist  verabscheu ungp- 

würdiger  Druck.  Der  Staat  achte  jede  Glaubcnsfonn,  so  weit  sie  seinem  Zweck 
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nicht  offenbar  widerstrebt.  —  «Vicarii  Christi  et  Clavigeri  regni  coclorum»,  1 
nannten  sich,  in  geistlichem  Ucbermuth,  schon  vor  dem  Mittelalter  die  Mit*  / 
glieder  der  Pricstercaste  —  De  Tautorite  du  Clerge.  Paris  1766.  2  Tomes.  8.  —  st  j 

c)  II.  sächs.  Mandnt  v.  20.  Febr.  1827,  betr.  den  Uebertritt  von  c.  cbristl.  Confes- 
sion  zur  andern ;  in  d.  h.  särbs.  Gcsetzsamml.  u.  in  d.  unten  (§.  5a6 ,  a  )  angef. 
Abh.  Ueber  die  Gleichstellung  etc.,  S.  107.  W.  T.  Kbig's  Darstellung  des  Un- 
wesens der  Proselytenmacherei.  Lcipz.  1822.  a  (Vergl.  Protoc.  der  B.V.  v.  1822, 
§12-».).  Ebendess.  neueste  Geschichte  der  Prosei)  lenmacherci  in  Teutschland.  Lcipz. 
1817.  8.  Auch  in  Bbak's  Minerva,  1827.  F.  V.  P.  v.  Asmon's  Galleric  der  denk- 
würdigsten Personen,  welche  im  %6. ,  17.  u.  18.  Jahrhundert  von  der  evangel. 
zur  hat  hol.  Kirche  übergetreten  sind.  Erlangen  i833.  8.  L.  T.  Frhr.  v.  Si>ittlkr 
über  Christoph  Bbsold's  Rcligionsveränderung  (i63o).  Mit  Zusätzen  von  G.  C. 
F.  Mohsickk.  Greifsw.  1832.  8.  (Der  Spittlerische  Aufsatz  steht  auch  in  F.  C.  v. 
Mosbb's  patriot.  Archiv,  Bd.  VW.)  Pirna'»  histor.  Entwickclung,  Th.  D,  S.  336. 
J.  J.  Mosfr»  Lcbensgcschichte,  Tb.  I  (Frankf.  u.  Leipz.  1777.  8.),  S.  3i  ff. 
Gewaltsame  Bekehrung  des  Grafen  Ernst  Wilhelm  von  BentheimSteinfurt  durch 
den  Bischof  von  Münster,  Bernhard  von  Galen,  im  J.  1668;  s.  das  von  des 
Grafen  Gemahlin,  Gertrud  van  Zelst,  im  J.  1669  herausgegebene  «Manifest», 
das  bentbeim-steinfurtisebe  «Gegenmanifest»  (1686.  4.),  den  Abrcgö  du  Manifeste 
de  M"»  la  com t esse  de  Bentheim,  nie  de  Zelst.  A  La  Haye  1679.  12.  La  vie  et 
les  actions  de  Christ.  Bernh.  de  Galbs.  Cologne  1679.  12.  (Auch  in  holländ.  u. 
italiau.  Uebersctz.  ibid.  eod.  ia.)  —  Sam.  Bcttlkr's  (f  >68o)  Hudibras.  Aus  dem 
Engl.  v.  Soltac. 

d)  Indem  sie  z.  B.  «Erwachsene  ingeheim  herüberlocken,  und  indem  sie  dieselben,  * 
nach  dem  heimlichen  Uebertritt,  von  der  ausserlichen  und  öffentlichen  Theilnabme 

an  der  Kirche  und  deren  Gebräuchen  auf  unbestimmte  Zeit  entbinden,  ihnen 
erlauben,  scheinbar  in  der  vorigen  Kirchengcincinschaft  zu  beharren,  bürgerliche 
und  selbst  kirchliche  Aemter,  die  ihnen  nur  unter  Voraussetzung  jener  Gemein» 
schaft  anvertraut  wurden,  zur  leichtern  Verbreitung  ihres  Glaubens  fortzuver« 
walten,  und  so  ihre  Mitchristen  auf  die  treuloseste  Art  zu  hintergehen ».  Worte 
Kbvo's  in  dem  Schreiben  an  diu  hohe  t.  Bundesversammlung,  in  der  angef. 
Darstcll.,  S.  VI.  —  Heimlich  katholisch  waren:  vier  Jahre  lang,  der  oben  > 
(Note  c)  genannte  tübingische  Rcchtslebrcr  Besold;  von  171a — »717,  Friedrich  , 
August,  Kurprinz  von  Sachsen;  v.  i7i5 — 1717,  Herzog  Moritz  von  SachscnZeitz, 
Administrator  des  Stiftes  NaumburgZcitz  (  Kbdo  a.  a.  O.  S.  9  u.  ff.);  von  1749 
—  17Ö4,  Friedrieb,  Erbprinz  von  HessenCassel;  einige  Zeit  bis  1800,  Graf  Friedr. 
Leopold  v.  Stolberg;  etliche  Jahre  lang  bis  1820,  C.  L.  v.  Haller,  Rathsherr 
u.  Professor  zu  Bern.  —  Merkwürdiges  Glaubensbekenntnis  katholischer  Con- 
vertiten,  in  H.  E.  G.  Paulus  Sophronizon ,  Bd.  III,  Heft  3  (182a),  S.  86  ff.  — 
Strafe  der  Proselytenmacherei,  in  dem  (§.  5i3  angef.)  wtimar,  Gesetz  v.  7.  Oct. 
i8a3,  §.  60.  Vergl.  auch  v.  Abbtis's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II ,  S.  n5.  Die 
römische  Propaganda  im  Rhein-  und  Mosellandc  etc.  Frankf.  1822. 8.  (G.  Fbikorich) 
Der  Freimaurerbund  u.  die  jesuitisch-hierarchische  Propaganda.  Darmst.  i83&  8. 

c)  Indem  z.  B.  Geistliche  sich  weigern,  Ehen  dieser  Art  kirchlich  zu  weihen,  wenn 
nicht  vorher  vertragmäsig  festgesetzt  wird,  alle  aus  solcher  Ehe  stammenden 
Kinder  dem  Schoos  ihrer  Kirche  zuzuführen,  oder  indem  sie,  wenn  ohne  solches 
Versprechen  Ehen  dieser  Art  zu  Stande  kommen,  kirchliche  Censuren,  nament-  , 
lieh  SacramentSperre,  Verweigerung  oder  Verkümmerung  des  Aussegnens  der 
Wöchnerinnen  und  andere  Nöthigungsmittcl  sich  erlauben,  u  d.  m.  Vergl.  InsUv 
Pac.  Osnabr.,  V.  34.  Bkrkdicti  XIV.  declaratio  super  matrimoniis  intcr  prote-/  '*  ' 
stantes  et  catholicos.  Colon.  1746.  8.  Das  {%.  5i3  angef.)  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 
i8i3,  %.  47  ff.  %.  51—57.    Baierische  Vrerordn.  v.  16.  Juni  i83o.  Bürgerliche» 
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Gesetzbuch  (ur  die  deutfteben  Erbläuder  der  Oesterreick.  Monarchie,  %\.  75, 
140.  (K.  Joseph'»  II.)  Tolerauzcircular  v.  18.  Oct.  1781.  Preutsisclie*  Allgem.  Landr. 
Th.  II.  TüTV.  \  -6  ff.,  abgeändert  durch  eine  K.  Dcclaration  v.  21.  Nov.  i8o3, 
welche  letztere  auf  die  preufsischen  Rheinprovinzen  u.  auf  Y\  estphalen  ausge- 
dehnt wurde  durch  eine  CabinetOrdre  v.  17.  Aug.  i8a5.  Budische  Verordnung 
v.  8.  Juni.  1826.  A.  L.  Schott*«  Eherecht,  %.  9-.  Schebhl,  instit.  juris  eccL 
(nach  Schkai/s  Ausg.  v.  i83o),  P.  IL  p.  400  —  436.  K.  F.  Eichhors's  Grund- 
sätze des  Kirehem eebts,  Bd.  II,  S.  49* —  ^>9>  C.  A.  Zum  Räch  über  die  Ehen 
kw.  Katholiken  und  Protestanten.  Cöln  1821.  8.  Rechtfertigung  der  gemischten 
Ehen  y,w.  Katholiken  und  Protestanten,  mit  e.  Vorrede  von  L.  van  Ess.  Cöln 
1821.  8.  A.  GhIndlkr  über  die  Rechtmäsigkeit  gemischter  Ehen.  Leipz.  i83&  a  — 
In  neuerer  Zeit  ist  die  Ungunst  des  katholischen  Rircbenregiments  gegen  ge- 
mischte Ehen ,  und  sein  Streben ,  da  wo  solche  nichtsdestoweniger  geschlossen 
werden,  die  darin  erzeugten  Kinder  ausschlicfsend  für  die  katholische  Kirche  zu 
gewinnen,  mehrmal  zur  öffentlichen  Erörterung  gekommen.   Nach  Buiern  erlief«, 

.auf  Anfrage  der  Minderzahl  der  dortigen  Bischöfe,  der  Papst  im  J.  i83-i  ein 
l  )  Brevc  in  jenem  Sinn,  welches  aber  von  der  Regierung  das  Placet  nicht  erhielt. 

)  Verhandlung  defshalb  in  der  2.  Kammer  der  baier.  Ständet  ersammlung  am 
28«  April  i834.  Ein  ähnliches  Breve,  zunächst  veranlafst  durch  die  oben  angef. 
K.  CabinetOrdre  v.  17.  Aug.  1823,  war  unter  dem  ib.  März  i83o  ergangen  an 
■ — den  Erzbischof  von  Cöln  und  an  die  Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  und  Münster. 
Ueber  die  Anwendung  dieses  Breve  schlofs  die  König].  Staatsregierung  durch  einen 
IinmediatCommissarius ,  am  19.  Juni  i834,  eine  (durch  K.  Cabinetordre  v. 
3o.  desselben  M.  genehmigte)  Uebcrcinkunft  mit  dem  Erzbischof  von  Cöln, 
Grafen  von  Spiegel,  ab,  der,  im  Juli  des  näml.  Jahres,  die  Bischöfe  von  Trier, 
Münster  und  Paderborn  beitraten.  (Man  s.  v.  Martens  recueil,  Suppl.  T. 
XVIII.  p.  3i  seqq.)  Die,  später  von  dem  Papst  gebilligte,  Verweigerung 
des  Nachfolgers  des  (Grafen  von  Spiegel,  des  jetzigen  Erzbischofes  Freiherrn 
Droste  zu  V ischering,  die  angef.  Uebcreinkunft  v.  19.  Juni  1 834  zu  beobachten, 
war  Mit-  oder  Hauptursache  der  durch  die  Regierung  zwangsweise  bewirkten 
Entfernung  des  letztern  von  seinem  Amtsilze  und  der  Suspension  seiner  amt- 
lichen Functionen,  angekündigt  und  motivirt  durch  ein  Publicandum  derKönigt. 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  der  Justiz  und  des  Innern  und  der 
Polizei  vom  i5.  Nov.  i83~.  (Officielle)  Darlegung  des  Verfahrens  der  Preufsischen 
Regierung  gegen  den  Erzbischof  von  Cöln,  mit  Reilagen.  Berlin  1837,  2  Hefte, 
4.  Dawider  erschien  von  päpstlicher  Seite  eine  gleiche  officielle  Gegenschrift, 
zu  Rom  in  lateinischer  Sprache,  und  übersetzt,  unter  dem  Titel:  Urkundliche 
Darstellung  der  Thatsachen,  welche  der  gewaltsamen  Wcgfäbrung  des  hochw. 
Herrn  Frhrn.  v.  Droste,  Erzbischofes  von  Cöln,  vorausgegangen  und  gefolgt 
sind.  Nach  dem  in  der  Druckerei  des  StaatsSecretariats  zu  Rom  am  4.  März 
i838  erschienenen  Originale  wörtlich  übersetzt.  Mit  Beifügung  der  Documente 
in  den  Originalsprachen.  Regensburg.  i838.  8.  M.  s.  a.  Görhbs,  Athanasius, 
4«  Ausg.  Regensburg  i838.  8.  v.  Rottech,  die  Cölnischc  Sache,  betrachtet  vom 
Standpunct  des  allgemeinen  Hechts.  Speyer,  Landau  und  Grünstadt,  i838.  8. 
Marhsmechk  (wider  Görres)  Beleuchtung  des  Athanasius  von  Görres.  Berlin 

.  i838.  8.  E.  Müsch,  Römische  Zustände  und  katholische  Kirchenfragen  der  neuesten  j 
"(Zeit.  Stuttg.  i838.  8.  Paulus,  der  wieder  laut  gewordene  Principienkampf  «wi- 
schen römischer  Hierarchie  und  teutschcr  Staatsrechtlichkcit.  Heidelberg  und 
Leipzig.  i838.  8.  Beurtbcilung  der  Thatsachen,  durch  welche  die  Maasnahmen 
der  Preufsischen  Regierung  gegen  den  Erzbischof  ton  Cöln  herbeigeführt  worden 
sind*.  2.  Aufl.  Bonn.  i838.  8.  —  Aehnticbe  Streitigkeiten  entstanden  in  dem 
Grofsherzogthum  Posen.  Schreiben  des  Erzbischofs  von  Gnesen  und  Posen 
an  den  Hönig,  vom  26.  Oct.  »837.   Der  Hirtenbrief  des  Erzbischofs  von  Gnesen 
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und  Posen  (v.  17.  Febr.  i838),  geschichtlich,  Staats,  und  kirchenrcchtlich  und 
weltbürgerlich-christlich  zergliedert  Tübingen  i838.  8.  v.  Rotteck's  Staatalexikon, 
Bd.  VI.  S.  473.  —  Man  s  a.  Conv.Lcx.  der  Gegenwart,  Bd.  I  (  Leipx.  ia38)  S. 
1099.  ArU  Gemischte  Ehen,  und  Bd.  II.  (Leip».  1839),  S.  1034.  Art.  Cölner  Angelegenheit. 

/)  Vergl.  Prcufs.  allgem.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  11 ,  §.  6,  441  u.  f. ,  u.  86—88.  Jahr- 
bücher der  preufs.  Monarchie,  v.  1800,  S.  3aj  ff.;  v.  1801,  S.  3*7  ff.  Schott 
a.  a.  0.,  S.  119.  A.  Waldäaks,  utrum  matrtmonio  a  consistoriis  protestanticis 
dissoluto  parti  catholicae  dar!  possit  facultas  transcundi  ad  aliud.  Mogunt.  i8o3.  8. 
Ruppfrt's  Critik  der  Abb.  Prof.  Waldäass's,  u.  s.  w.  Frawkf.  1804.  8.  Schriften, 
von  F.  X.  Nkcpaufr,  Grata  i785;  drei  von  Bepted.  Mar.  Wkrkjwistkr  ,  Carlsr. 
1804,  u.  Bamb.  1804  u.  1806;  «wei  von  F.  A.  Jägrr,  Arnst  i8o5;  von  Matth. 
KüBEt.  Meersb.  1804.  8. 

g^)  Vergl.  das  (§.  5i3  angef.)  wtimar.  Gesetz  v.  7.  Oct  i8»3,  $.  44.  M.  KC'bei.  über 
die  Gcsi  h.  bischöfl.  Dispensen,  a.  Aufl.  Heidelb.  1788. 

/O  In  Kurhessen  besteht,  über  beide  Gegenstände,  ein  mit  dem  vormaligen  bischöflieben 
General Vicariat  verabredetes  Regulativ  v.  3».  Aug.  1819,  bestätigt  in  der  kur- 
hefs.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  i35,  a.  Man  a.  auch  den  Art.  Hermesiuner ,  in 
dem  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  H  (Lps.  1839),  S.  1106. 

§.  520.  (438.) 

Landesherrliches  Placet.  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  dem  römischen 
Hof.    Eid  der  Geistlichkeit  auf  die  Verfassunysurkunde. 

Demnach  sind  I)  alle  kirchlichen  Anordnungen,  Verfügun- 
gen und  Lehrsätze  auch  die  grüfseren  Kirchenstrafen   und  die  Aus- 
schliefsung  aus  der  KirchengeseUschaft,  die  Anstellung  der  Kirchenbeamten, 
die  Einführung  und  Erhaltung  des  Monchthuras  aller  Art,  namentlich  der 
Jesuiten,  zumal  in  Verbindung  mit  einem  auswärtigen  General,  welcher 
unmittelbar  unter  der  römischen  Curie  steht,  der  Prüfung  und  Geneh- 
migung des  Staates,  in  politischer  Hinsicht  unterworfen.    Nichts  dieser 
Art  darf  vor  ihm  geheim  gehalten  werden.     Insbesondere   bedarf  jedes 
Kirchengesetz,  jede  neue  Bestimmung  der  Kirchen  Verfassung,  jede  Vermeh- 
rung, Aenderung,    nähere   Bestimmung   oder   Verminderung  kirchlicher 
Glaubensichren,  jede  kirchliche  Verfügung,  bevor  solche  zur  Bekanntmachung 
und  Vollziehung  kommt,  der  Zustimmu ng  des  Staatsoberhauptes  °) 
(Staatsgenehmigung,  Erklärung  des  NichtWiderspruchs,  Placet,  placedum  re- 
giuni  seu  territoriale,  regium  exequatur,  seu  litterae  pareatis);  sie  geschehe 
durch  Social-,  oder  Synodal-Presbyterial-,  Synedrial-  11.  d.  Schlüsse,  oder 
durch  Verfügungen,  Verordnungen,  Erklärungen  und  Bescheide  kirchlicher 
Obern,  Behörden  und  Congregationen ,  namentlich  durch  päpstliche  Re- 
scripte,  Bullen,  Breven,  Befehle  oder  Consilia  an  die  Kirchenlehrer,  Beicht- 
väter oder  Kirchenvorstehcr,  durch  Hirtenbriefe,  Agenden,  Gebete  und  Ge- 
sangbücher, u.  d.    Nach  blofser  Willkühr,  kann  die  staatsoberhauptliche 
Zustimmung  nicht  versagt  werden ;  doch  ist  der  Regent  nicht  verbunden, 
Gründe  seiner  Mifsbilligiing  anzugeben.    Einmal  ertheilt,  kann  jene  Zu- 
stimmung nur  bei  dringender  Forderung  des  Staatszweckes  zurückgenom- 
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men  werden  c).  IT)  Auch  ist,  in  mehreren  Staaten,  der  unmittelbare 
Verkehr  der  inländischen  Geistlichkeit  mit  <\em  römischen  Hof, 
und  mit  dessen  Behörden,  Nuncien  und  Agenten,  durch  Gesetze  theils  be- 
schrankt, theils  ganz  verboten.  III)  Mit  Recht  wird  auch  der  Geistlichkeit 
die  Beschwörung  der  StaatsverfassungsUrkunde  zur  Pflicht  gemacht  </). 

a)  Akt.  IUbiz  diss.  de  justitia  placcti  rcgii.  Vicimae  1774«  8.  Krejax  über  dag 
Placctum"  regium  et  ccclcsiasticum.  Wien  1798.  8.  Pete,  de  Mabca  de  roncordia 
sacerdotii  et  imperii,  lib.  IL  c.  10.  n.  9.  et  c.  17.  n.  5.  Z.  B.  van  Espe*  tr.  de 
promulgatione  legum  ecclesiasticarum.  Pbtr.  Stockmas* ,  jus  Belgarum  circa 
bullarum  pontificiarum  receptionem.  Juans.  Febbomus  de  statu  eeclcsiae,  c. 
V.  §.  a.  p.  a8a.  sqq.  et  c.  IX.  §.  8.  p.  740  —  75o.  et  p.  81a.  sqq.  Febbostos 
abbrcviatus  et  emendatus,  c.  Vi.  p.  ai8.  sq.  Micbx's  Kirchenr.,  §.  a5.  "TYalcb'b 
»-—neueste  Beligionsgesch. ,  Tk.  V,  S.  aig  ff.  De  Rieggeb  instit.  juris  canon. , 
L  %.  35o.  HL  §.  865.  Merkwürd.  ReichshofratbsGutachten,  BX  176  u.  198.  W. 
T.  Rbüo  über  das  Vcrbältnifs  protestantischer  Regierungen  zur  päpstlichen.  Jena 
1818.  8.  (Auch  in  Bbak's  Minerva,  1818.  v.  Aretis's  constit.  Staatsr. ,  Bd.  O, 
S.  io3.  —  Kaiserl.  östreich.  CabinetBefehl  v.  19.  Sept.  1814.  Baier.  Edicte  v. 
a4.  März  1809,  $.  65  f.   (Rhein.  Bund,  XXXV.  161.),  u.  v.  a6.  Mai  1818,  %.  58. 

.  Badisches  Constit.  Edict  v.  1807,  %•  **•    Pmtus.  MinistcrialVcrfugung  t.  3i.  Aug. 

(oder  5.  Oct.?)  1818.  Baier.  Vcrfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  ).  9,  u.  das  dazu 
als  Beilage  a  gehörende  Edict,  §.  58.  IVürtemb.  Vcrfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  7a. 
GlI.  hessische  Verf.  Urk.  v.  1830,  Art.  4°.  GH.  weimar.  Gesetz  t.  t.  Oct.  1823, 
%.  3  (oben  §.  5i3,  d).  König!,  sächs.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827  (oben  §.  5to,  g), 
%.  3.  Landständ.  Grundgesetz  des  Hzgth.  Sachsenitfemtn^n  r.  a3.  Aug.  1839, 
Art.  3o.  Badische  Verordn.  in  <L  RegierungsBlatt  v.  a.  Febr.  i83o.  ffürtembergische% 
in  d.  Begier.  Blatt  v-  11.  Febr.  i83o.  GH.  hessische  v.  3o.  Jan.  u.  8.  Febr.  i83o. 
Kurhessische  Vcrfafs.  Ürk.  v.  i83l,  §.  i35,  b  u.  c.  HoheMOÜernSigmaringensche  r. 
i833,  §.  33.  Man  s.  auch  die  oben  (§.  5io,  IV)  wörtlich  angef.  WahrungsClausel 
iu  den  bei  landesherrlicher  Bekanntmachung  zweier  päpstl.  Bullen  in  den  zu 
der  oberrhein.  Kirchenprovinz  gehörenden  Staaten.  Verordn.  des  Cantons  Gmf^ 
t.  7.  April  i8ao.  Köuigl.  Griechische  Verordn.  t.  4.  Aug.  i833,  auszugsweise  in 
Klüber's  pragm.  Geschichte  der  nationalen  u.  polit.  Wiedergeburt  Griechenlands 
(Frankf.  i835.  8.),  S  515.  —  Dagegen  s.  man  das  baierisdie  Goncordat  r.  1817, 
Art.  XII,  lit.  e.  oben  %.  5o8.  Kömgl  nrapolitanisc/u-  Decretc.  v.  17.  Juli  1816, 
u.  r.  .  .  .  Sept.  1817.  Neapolitan.  Concordat  mit  d.  päpstl.  Stuhl,  v.  16.  Febr. 
1818,  Art.  aa.  (Auch  das  von  dem  König  Ludwig  XVIII.  nicht  genehmigte  1 
•  }  (  französ.  Concordat  v.  1817).  —    Päpstliche  Zurechtweisung  und  Ermahnung  an 

'  den  Erzbischof  von  Freiburg  und  die  Bischöfe  von  Mainz,  Rotenburg,  Lim- 
burg und  Fulda,  eine  Einmischung  der  Staatsregierungen  in  kirchliche  Angelegen- 
heiten ,  und  ihre  Beschränkung  des  freien  Verkehrs  der  Gläubigen  mit  dem 
Oberhaupt  der  Kirche  nicht  zu  dulden,  in  einem  Preve  Pius  VU3.  vom  3o.  Juni 
x83o;  in  der  Monatschrift:  Der  Katholik,  Octoberhcft  i83o,  Beilage  X,  S.  V  ff. 
Auch  s.  man  das  Rundschreiben  (litterae  cncvclicac)  Pius  VIR.  an  alle  Patriarchen, 
Primaten,  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  datirt  Rom  vom  a4.  Mai  1829;  lateinisch  in 
der  Monatschrift:  Der  Katholik,  Augustheft  1829,  S.  254  bis  a6o,  teutsch  in 
der  Allgem.  Zeit.  v.  1.  u.  a.  Oct.  1829,  Beilagen  374  u.  375.  —  Sogar  die  Pub-  } 
lication  der  tridentinischen  GoncilienSchlüsse ,  ward  in  Frankreich  verweigert, 
in  andern  Ländern  aber  nur  mit  manchen  Beschränkungen  bewilligt  Man  s. 
Febbobics  de  statu  eeclcsiae,  1.  c ,  u.  Le  Plat  tollet  tio  monumentor.  concilü 
Tridentini,  T.  VH.  Part.  1  (Lovanit  1787.  4-)»  p.  aa5— 3i4- —  Durch  eine  könig-, 
lieh  -  französische  Ordonnanz  vom  10.  Jan.  i8a4,  ward  ein  Hirtenbrief  des  Car- ) 
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dinalErsbischofs  von  Toulouse  unterdrückt,  wegen  darin  enthaltener  Aeusserun- 
gen,  die  dem  Staatsrecht  und  den  Gesetzen  des  Königreichs,  den  Vorrechten 
und  der  Unabhängigkeit  der  Krone  zuwider  waren.  Er  war  zuerst,  mit  papst- 
licher Erlaubnils,  tu  Rom,  nachher  zu  Toulouse  gedruckt  worden. 

*)  Nassauisches  Edict  v.  9.  Juli  1817.  Kurhessische  Verfaß.  Urk.  v.  i83i,  §.  i35,  d. 
Code  penal  francais,  art.  ao7.  —  Verbote  dieser  Art  enthielten  schon  die 
Schreiben  der  kurmainzischen,  kurtrierischen ,  und  kurcölnischen  Vicariate,  da- 
tirt  Mainz  v.  21.  Dcc,  Coblenz  v.  10.  Dec,  Cöln  v.  19.  Dec.  1786.—  Anders  das 
bäuerische  Concordat  von  1817  (§.  5o8). 

In  dem  oben  (§.  5io,  d)  angef.  gemeinschaftlichen  Beschlufs  der  bei  der  o*cr-    '  ' 
rheinischen  Kirchenprovitn  betheiligten  Staatsregicrungen,  kommen  folgende  Be- 
stimmungen vor.    %.  4.  «Die  von  dem  Erzbischof,  dem  Bischof,  und  den  übri* 
gen  kirchlichen  Behörden  ausgehenden  ajljgcmcincn  Anordnungen,  Kreissrhrcibcn 
an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen,  durch  welche  dieselben  zu  etwas  verbunden 
werden  sollen,  so  wie  auch  besondere  Verfügungen  ton  Wichtigkeit,  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Staates,  und  können  nur  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung 
der  Staatsgenehmigung  (Placct)  kund  gemacht  «der  erlassen  werden.  Auch  solche 
allgemeine  kirchliche  Anordnungen  und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen,  sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzulegen,  und 
kann  deren  Kundmachung  erst  alsdann  erfolgen,  wenn  dazu  die  Staatsbewilligung 
ertheilt  worden  ist».    %.  5.   «Alle  römischen  Bullen,  Brcven  und  sonstigen  Er- 
lasse müssen,  ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  gebracht  werden,  die 
landesherrliche  Genehmigung  erhalten,  und  selbst  für  angenommene  Bullen  dauert 
ihre  rerbindende  Kraft  und  ihre  Gültigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im  Staate 
durch  neuere  Verordnungen  etwas  anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmigung 
ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinenden  päpstlichen  Bullen  und  Constitu- 
tionen, sondern  auch  für  alle  frühem  päpstlichen  Anordnungen  notwendig,  so 
bald  davon  Gebrauch  gemacht  werden  will».  %.  6.  «Eben  so  wie  die  weltlichen 
Mitglieder  der  katholischen  Kirche,  stehen  auch  die  Geistlichen  als  Staatsgenossen 
unter  den  Gesetzen  und  der  Gcrichtbarkeit  des  Staats».    %.  9.  «Provinzial- 
Synoden  können  nur  mit  Genehmigung  der  vereinten  Staaten,  welche  denselben 
Cominissärc  beiordnen,  gehalten  werden.    Zu  den  abzuhaltenden  SynodcnCon- 
ferenzen  wird  der  Erzbischof,  so  wie  jeder  Bischof,  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung, einen  Bevollmächtigten  absenden».    %.  10.  «In  keinem  Falle  können 
kirchliche  Streitsachen  der  Katholiken  ausserhalb  der  Provinz  und  vor  auswär- 
tigen Richtern  verhandelt  werden.    Es  wird  daher  in  dieser  Beziehung  in  der 
Provinz  die  nöthige  Einrichtung  getroffen  werden».    %.  18.  «DiöcesanSvnodcn 
ltönncn  vom  Bischof,  wenn  sie  nöthig  erachtet  werden,  nur  mit  Genehmigung 
de«  Landesherrn  zusammen  berufen  und  im  Bciseyn  landesherrlicher  Commissarien 
gehalten  werden.  Die  darin  gefafsten  Beschlüsse  unterliegen  der  Staatsgenehmigung, 
nach  Maasgabc  der  in  den  §§.4  und  5  festgesetzten  Bestimmungen».  §.19.  «INur 
der  Erzbischof,  Bischof  und  Bisthumsverweser,  stehen,  in  allen  die  kirchliche 
Verwaltung  betreffenden  Gegenständen,  in  freier  Verbindung  mit  dem  Oberhaupte 
der  Kirche;  jedoch  müssen  dieselben  die  aus  dem  Metropolitan  Verbände  hervor-  . 
gehenden  Verhältnisse  jederzeit  berücksichtigen.  Alle  übrigen  DiöcesanGcistlichen 
haben  sich  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  nur  an  ihren  Bischof  (Erzbischof) 
eu  wenden».    §.  aa.  "Taxen  oder  Abgaben,  von  weither  Art  sie  auch  seyn,  und 
wie  sie  auch  Namen  haben  mögen,  dürfen  weder  von  inländischen  noch  aus- 
ländischen geistlichen  Behörden  erhoben  werden.  Die  Erbebungen  von  Expeditions- 
Gebühren  hängt  in  jedem  Staat  von  der  landesherrlichen  Bestimmung  ab».  §.  ii, 
«Die  Decanatc  werden  unter  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  der  Regierung*- 
und  bischöflichen  Behörden  mit  würdigen  Pfarrern,  welche  auch  in  Verwaltungs- 
Kluber'«  ttffentl.  Recht,  4.  Aufl.  ,  jQ 
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geschähen  geübt  sind,  besetzt».  %.  «7.  «In  da»  Seminar  werden  nur  diejenign 
Candidaten  aufgenommen,  welche  in  einer  durch  die  Staats-  und  bischoflifb^ 
Behörden  gemeinschaftlich  vorzunehmenden  Prüfung  gut  bestanden  und  zur  Er- 

«.  langting  des  landesherrlichen  Tischtitels ,  der  ihnen  unter  obiger  Voraussetiuei 
erthcilt  wird,  würdig  befunden  worden  sind».  §.  34-  «■  Jeder  Geistliche  wkü. 
bevor  er  die  kirchliche  Institution  erhält ,  dem  Oberhaupte  des  Staates  den  K-. 
der  Treue  ablegen ^  dem  Bischof  aber  den  canonischen  Gehorsam  geloben  \ 
%.  3g.  «Den  Geistlichen,  so  wie  "Weltlichen,  bleibt,  wo  immer  ein  Mifsbriufh 
der  geistlichen  Gewalt  gegen  sie  Statt  findet,  der  Recurs  an  die  Landesbehördcav 
d)  Kurhess.  Verfafs.ürk.  v.  i83i,  %.  i65.  Königl.  sächsische  v.  i83i,  |.  i39.  Baür.u* 
v.  1818,  Tit.  X,  §.3.  GH.  hessische  v.  1820,  Art.  108.  S-  coburpiscAc  v.  i$v. 
%.  100.  Das  (oben  §.  5o8  angef.)  baierüche  Concordat  mit  dem  römischen  StuU 
von  181-,  Art.  1,  sichert  der  römisch-katholisch-apostolischen  Religion  in  Baien, 
ausser  ihren  Rechten,  auch  alle  diejenigen  ^Vorrechte*  (praerogativa)  zu,  welche 
sie  nach  den  canonischen  Satzungen  zugemessen  habe.  In  dem  J.  1819  weigert« 

^  sich  in  Baiern  römisch  katholische  Geistliche,  den  Eid  auf  die  Verfassung  n 
leisten  i  andere  wollten  ihn  nur  unter  Vorbehalt  schwören.  Auf  Andringen  der 
römischen  Curie,  erklärte  hierauf  das  Staatsministerium,  in  einer  allgemeine 
Verordnung  vom  iy.  Sept.  1831  (Regier.  Blatt,  1811,  Num.  XXXI,  S.  804): 
«dafs  der  von  den  kaüiolisihen  Unterthanen  auf  die  Constitution  abzulegende 
/  Eid  lediglich  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse  sich  beziehe,  und  dafs  sie  dadurch 

v'zu  nichts  tcrbiudlich  gemacht  werden,  was  den  göttlichen  Gesetzen,  oder  den 
kaüiolischen  Kirchcnsatzungctt  entgegen  wäre ».    Einseitige  Aenderung  der  Ver- 
fassungsurkunde, konnte  mit  dieser  Erklärung  nicht  bezweckt  seyn,  um  so  we- 
niger, da  der  Verfassungseid  selbst  ein  Bestandthcil  der  Verfassungsurkunde 
J  (Tit.  X,      3)  ist.    Aber  Anlafs  zu  MentalBedingungen,  bei  Leistung  des  Eide*. 

(^kann  sie  geben.  —  Eben  so  verweigerte  späterbin  auch  in  dem  Königreich  der 

'  Niederlande  und  in  dem  Grofsherzogthum  Luxemburg,  von  dem  römischen  Hof 
dazu  aufgefordert,  die  römisch  katholische  Geistlichkeit  den  Eid  auf  die  Verfem 
sungsurkunde.  —  Zu  Fulda  beschwuren  zwar  der  Bischof,  das  Domcapttel  ueii 
die  übrige  katholische  Geistlichkeit  die  kurhessische  Verfassungsurkunde  voa 
5.  Jan.  i83i,  doch,  wie  es  in  dein  BeschwörungsProtocoll  heifst,  «mit  Ausnahme 
der  im  i35,  lit.  c.  d  und  e  vorkommenden,  der  Kirchen-  und  Gew issensfreaba: 
zuwider  laufenden  Bestimmungen,  und  mit  Verwahrung  gegen  allen  Mifsbrsutk 
der  %%.  3o  u.  i55  zum  Nachtheil  der  garantirten  Gewissensfreiheit  und  der  wokl 
erworbenen  Rechte  der  Birche  ».  Die  bezeichneten  Stelleo  des  %.  i35  betreff« 
den  Verkehr  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  und  das  landesherrliche  Placet.  D* 
widersprochene  Stelle  des  %.  3o  sagt:  «die  Religion  darf  nicht  zum  Vorwaoi 
gebraucht  werden,  um  sich  irgend  einer  gesetzlichen  Verbindlichkeit  zu  er- 
ziehen». Der  %.  i55  erklärt  für  aufgehoben,  «alle  gesetzlichen  Bestimmuosi" 
und  andere  Anordnungen  jeder  Art,  welche  mit  dem  Inhalte  der  gegenwärtig 
Verfassungsurkunde  und  der  für  Best  and  t  heile  derselben  erklärten  Gesetze 
Widerspruch  stehen». 


§•  Ö2t-  (429.) 

Landesherrlicher  Schutz.    Verhütung  kirchlichen  Unheils.  Mitwnrsit- 
bei  Kirchenversammlungen.  Geistliche  Gerichtbarkeü.  Päpstliche 

Nuncien.    Appeüatio  ab  abusu. 

I)  Berechtigt  und  verbunden  ist  der  Staat,  die  Kirche  m 
schützen,  bei  den  von  ihm  genehmigten  Anordnungen  und  Lehrsätzen 
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bei  der  öffentlichen  und  PrivatGottesverehrung,  und  bei  ihrer  Verfassung  «). 
II)  Er  ist  befugt,  nicht  nur  willkührliche  und  staatszweckwidrige  Herr- 
schaft der  geistlichen  Obern  zu  verhindern,  den  Clerus  auf  seinen 
geistlichen  Beruf  zu  beschränken,  und  zu  fordern,  dafs  derselbe  den 
staatsbürgerlichen  Verhältnissen  sich  nicht  entziehe*),  sondern 
auch  staatsgefährliche  Spaltungen  und  Streitigkeiten  in  der  Kirche 
zu  yerhuten  und  zu  entfernen,  doch  ohne  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen zu  nahe  zutreten  <*).  M)  Kirchenversammlungen  dürfen  ohne 
sein  Vorwissen,  und  ohne  Mitvorsifz  seiner  Abgeordneten,  in  dem  Staats- 
gebiet nicht  gehalten  werden  «0.  IV)  Ein  Recht  der  Kirche  auf  Gerich  t- 
barkeit  in  geistlichen  Sachen,  findet  ohne  Bewilligung  des  Staates  nicht 
Statt  (§.  372).  V)  Der  Regent  ist  berechtigt,  aber  der  Regel  nach  nicht 
verpflichtet,  päpstliche  Legate,  namentlich  Nuncien,  als  Gesandte  anzu- 
nehmen; er  ist  nicht  schuldig,  ihnen  die  Ausübung  geistlicher  Facultäten, 
heimlicher  und  öffentlicher,  insbesondere  Gerichtbarkeit  oder  Judicatur,  zu 
gestatten«).  VI)  Wider  Mi  fsbrauch  inländischer  oder  auswärtiger 
Kirchengewalt,  findet  [Recurs  an  den  Landesherrn  (appellatio  ab  abusuj 
Statt  /). 

a )  Von  dieser  landesherrlichen  Schirmvogtei  (  advoratia  ccclesiastica  )  handelt  J.  C. 
Barthel  de  jure  reformandi  antiquo,  art.  8;  in  seinen  Opusc,  T.  L  p.  191.  et 
111.  —  Dem  römisch-tcutschen  Kaiser  ward  in  der  Wahleapitulation  die  Schirm- 
vogtei  über  die  Christenheit,  den  Stuhl  zu  Rom,  päpstliche  Helligkeit  und  christ- 
liche Kirche  zur  Pflicht  gemacht.  Klübkr's  Einleit  zu  e.  neuen  Lehr  begriff  des 
teutseb.  Staatsr.,*Auhang  S.  3  u.  f .  —  Auf  eine  Fortdauer  dieser  römisch-kaiser- 
lichen Schirmvogtei  schien  noch  18*9,  nach  der  Wahl  Pius  VIII.,  bei  dem  diesem 
Paust  abgestatteten  Gluckwunsch,  der  östreichische  Gesandte  für  den  Kaiser  von 
Oestreich  anspielen  zu  wollen.  Diario  di  Koma  (päpstl.  Hofzeitung)  vom  14.  März 
1839.  Dawider  s.  Alex.  Müller ,  die  neue  auflebende  Schirmvogtei  des  öster- 
reichischen Kaisers  über  die  römisch-katholische  Kirche.  Erfurt  1819.  ®* 

6)  fVürtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  73. 

c)  Mo  skr  von  der  Landcshob.  in  Polizeisachen,  4o  ff-  J.  R.  Schlägel 's  Kirchen- 
geseb.  des  18.  Jahrb.,  II.  289.  396.  4~7«  $79.  588. 

rf)  Vergl.  das  angef.  baier.  Edict  v.  1809,  %.  63. 

«)  BadEmser  Punctation  v.  »786,  §.4,  in  Garthhr's  corp.  juris  eccl.  Cathol. 
ReichshofrathsConclusum  v.  27.  Febr.  1787,  wider  die  Nuncien  zu  Cöln  und 
München.  J.  v.  Sartori's  Staatsr.  der  t.  Erz-,  Hoch-  und  Ritterstiftcr,  Dd.  I, 
Tb.  1,  S.  «09  —  14«.  Mai.m.anr's  Anleit.  zur  Gericht»-  u.  Canzleivcrfafs..  Th.  IV, 
S.  i38  ff.  Michl's  Kirchenr.,  %.  35.  —  Viele  Schriften  in  Klübea's  Lit.t 
S.  556 — 697« 

/)  FtBROKie»  de  statu  ecclesiac,  T.  L  c.  9.  p.  697—775.  et  810.  sq.  edit.  2.  Michl's 
Kirchenr.,  §.  27.  Botari»,  des  ahus  en  maticre  ecclcsiastique,  ou  des  causes  de 
l'origine  et  de  l'utilite  des  appels  comme  d'abus.  Paris  »829.  8.  Grofshcrz.  hessische 
Verfaß.  Urk.  v.  1820,  Art.  42.  Königl.  sächsische  v.  i83i ,  §.  58.  HohcHzolUm- 
SignutrittgenscJtc  v.  i833,  %.  36.  Buicr.  Edict  v.  26.  Mai  1818,  die  äussern  Rechts- 
verhältnisse der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  kirchl.  Gesellschaften 
(als  Beil.  2  zu  der  Verfafs.  Urk.).  %.  52  u.  ff.  GH.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 
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i8i3,  §.  5  (oben  5i3,  d).  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  %.  i35,  e.  —  In 
Frankreich  bestimmte ,  während  de»  Consulats  ein  Gesetz  v.  18.  Germinal  J.  X, 
die  1  alle,  wo  appels  comme  d'abus  Statt  haben  sollen;  zum  Richter  über  solche 
Appellationen  ernannte  es  das  Conseil  d'Etat.  Dawider  s.  man  Lettre*  Sur  la 
rour  de  la  Chancellerie  d'Augletcrre  (Paris  i83o.  8J,  die  Introduction  Ton  dem 
Ad\ocatcn  P.  Hokvh-Collakü,  ch.  8  p.  91—96. 

* 

§•  ^22.  (430.) 
Staatsbefugniss  m  Ansehung  des  äussern  Cultus. 

1)  Ort,  Zeit  und  Form  des  äussern  Cultus,  der  gemeinschaft- 
lichen Gottes  Verehrung  (des  so  genannten  Gottesdienstes,  namentlich 
in  Hinsicht  auf  Liturgie,  Ritual,  Ceremoniel),  auch  Disciplinarsachen, 
sind  zunächst  der  Bestimmung  der  Kirche  überlassen ;  doch  vorbehalten 
dem  Staat,  theils  die  Befugnifs,  Abstufungen  festzusetzen,  in  Absicht  auf 
Reception  und  Toleranz  a),  und  auf  die  Art  der  äussern  Religionsübung 
theils  dieselben  Rechte,  welche  ihm  in  Absicht  auf  den  kirchlichen  Lehr- 
begrifT  zustehen  <■)  (<$.  5 18  f.).  II)  Abänderung  oder  Aufhebung  schon 
bestehender,  Einführung  neuer  kirchlicher  Einrichtungen,  den  aas* 
sern  Cultus  betreflend,  ist  der  Regent  zu  fordern  befugt,  so  oft  er 
durch  den  Staatszweck  sich  dazu  verpflichtet  erachtet  Besonders  gilt 
dieses  von  der  Zeit  und  Zahl  der  Festtage  <•),  von  öffentlichen,  der  Gottes- 
verchrung  gewidmeten  Oertcrn ,  Gebäuden  und  Symbolen  ,  von  Kirchhofen 
und  Bcgräbnifsörtcrn,  von  Processionen  und  Wallfahrten,  von  geistlichen 
Orden/),  Klostern,  Verbindungen  und  Brüderschaften,  von  Haus-  und 
Kirchen*,  oder  BeckenCollectcn,  auch  von  dem  Asylrecht  geistlicher  Oerter 
(§.  378) ,  welches  ohne  genehmigende  Bewilligung  der  weltlichen  Macht 
nicht  fortbestehen,  ohne  ihre  Verleihung  oder  Zustimmung  nicht  erlangt 
werden  kann, 

a)  Majeh's  gcistl.  Staatsr.,  II.  i3  ff.  u.  59  ff.  Scheidehahtei.  a.  a.  O.  IL  3a  ff. 
Michl's  Kirchenr.,  §.  16.  Pütteb's  Lit.,  IIL  80.  714.  Klcbebs  Lit,  §.  873«  1&01. 
S.  v.  Rottech  über  Duldung,  im  Staatslexik.  Bd.  IV,  S.  4aa  ff. 

b)  Pvttbr's  Lit.,  RI.  Klübeb's  Lit.,  %.  1498.  Majeb  a.  a.  O.  IL  §.  19  ff. 
PiirrBB  instit  juris  pubL  germ.,  %.  Schsaubert's  Kirchenr.  d.  Protest^ 
§.  i5  f.  Jaboow  v.  d.  Regalien,  147.  Schsidemahtbi  a.  a.  O.  IL  38  ff.  Baierische 
Erklärung  an  die  protesU  Gemeinden,  sie  zu  einer  Kirche  zu  vereinigen,  vom 
3o.  Sept.  1807.  Würtemhergisches  ReligionsEdict  v.  i5.  Oct.  1806.  K.  sächsische 
Mandate  u.  Rescr-,  das  Kirrbenwesen  der  verschied.  Glaubensverwandten  betr., 
▼.  16.  Febr.  1807,  18.  März  1811,  7.  Aug.  i8i5,  19.  Febr.  u.  35.  Juli  1837. 

c)  Vergl.  das  angef.  baier.  Relig.  Edict.  v.  1809,  %.  4»  ff.  u.  88  f.  J.  P.  Frank'* 
System  der  landwirthschaftl.  Polizei,  OL  169.   Scheidrhantel  a.  a.  O.  IL  5i. 

d)  Bich.  v.  Roth  über  das  Recht  teutscher  Landesherren  gegen  Religion  u.  Kirche. 
"Wirzb.  iöo5.  8. 

e)  Michl's  Kirchenr.,  §.  4"-  Das  §.  5i3  angef.  weimar.  Gesetz,  %.  7.  In  Folge  eines 
päpatl.  Breve  v.  14.  Nov.  i83o,  und  dessen  Genehmigung  von  Seite  der  Staat«- 
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regicrung  machte  das  apostolische  Vicariat  zu  Dresden  am  Ende  des  J.  i83o 
bekannt,  dafs  von  den  Katholiken  des  Königr.  Sachsen  in  Zukunft  ausser  den 
Sonfttagen  nur  14  Feste  besonders  gefeiert,  hingegen  die  Feste  der  Reinigung 
und  Heimsuchung  Märiens,  des  Erzengels  Michael,  Johannes  des  Täufers,  der 
übrigen  Apostel  u.  des  h.  Laurentius  nie  mehr  an  Wochentagen ,  sondern  an 
den  zunächst  darauf  folgenden  Sonntagen  gefeiert  werden  sollen.  Auch  erging 
im  Jänner  t83i  daselbst  eine  Verordn.  für  die  evangel.  Unterthanen,  nach  wel- 
cher acht  Feiertage  thcils  ganz  wegfallen,  theils  auf  Sonntage  verlegt  seyn  sollen. 

O  F.  St.  de  Rautesstbacch  de  jure  prinripis  praefigendi  aetatem  pro  professione 
monast.  Prag  1773.  —  Die  königl.  sächs.  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i,  56,  bestimmt: 
«Es  dürfen  weder  neue  Klöster  errichtet,  noch  Jesuiten,  oder  irgend  ein  ande- 
rer geistlicher  Orden,  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden».  In  Bayrn  er- 
richtete man  seit  i8a5  zuerst  Bettel- 'und  Nonnenklöster,  dann  ein  Benedictincr- 
Priorat  zu  Metten  und  i834  nicht  nur  ein  solches  zu  Ottobeuern,  sondern  auch 
eine  ßcnedictinerabtei  bei  St.  Stephan  zu  Augsburg. 

§•    S23.  (431».) 

Kirchliches  Aemterrecht.     Landesherrliches  Patronatrechl.  Landes- 
Bischöfe  und  Erzhischhfe ,  und  ihre  Coadjutoren     Metropolitan-  und 
Domcapüel.    Seminarien,    Provinzial-  und  DiikesanEinrichtuntj. 
ReclUe  ausländischer  Erz-  und  Bischöfe. 

I)  Das  kirchliche  Lehr-,   Seelsorger-    und   Priester  Amt,  der 
Religionsunterricht  (Predigtaint),  die  Seelsorge,  die  Besorgung  der  kirch- 
jehen  Gottes  Verehrung,  die  Verrichtung  der  religiösen  Gebräuche,  auch 
lie  Bestellung  und  Direction  der  Kirchenbeamten  für  weltliche  Ge- 
schäfte der  Kirchengescllschaft,  ist  abhängig  von  der  Kirchengescllschait 
IL)   Bei  der  Kirche  angestellte  Personen  (Kirchendiener),  sind  der 
Staatsregierang  nur  in  bürg  er  I  icher  Hinsicht  unterworfen  (§.  5 1 2, 5i8fV.). 
In  solcher  sind  sie  zur  Ablegung  des  Constitution«-  und  Burgercides  vct> 
pflichtet,  stehen  sie  unter  den  Gesetzen,  unter  der  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Gerichtbarkeit,  unter  der  Polizeigewalt  des  Staates,  sind  steuerpflich- 
tig, und  es  können,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweches,  Bedingungen  ihrer 
Anstellungsfähigkeit  ge-etzweisc  festgesetzt  werden.     Wenn  oder  so  weit 
der  Staatsregicrung  die  SocialGewalt  der  Kirche  von  dieser  nicht  über- 
tragen ist,  hat  dieselbe  über  jene  Personen,  in  ihrem  kirchenamtlichen 
Verhaltnifs,  keine  andern  Hechte,  als  über  die  Kirche  selbst  *)  ($.  5i3). 
III)  Das  Patronatrecht  (PfarrbestclIungsRecht),  ein  von  der  Kirchen- 
gewalt abhangiges  Recht,  gebührt  also  dem  Staatsoberhaupt,  als  solchem, 
allgemein  und  nach  Art  eines  Re-als,  bei  den  Kirchen  seines  Landes  nicht  c). 
Es  kann  ihm  aber  durch  besondere  Rechtstitel,  ganz  oder  zum  '1  heil ,  zu- 
stehen.   Namentlich  gilt  dieses    von  Ernennung  (jus   nonünandi)  der 
Landesbischöfe    und    Met ropo lita  n E r zb  isch ö  fe        l,n^  ihvur 
Coadjutoren  O  mit  oder  ohne  Recht  zur  Nachfolge.     IV)    Bei  Errich- 
tung der  Metropolitan-  und  Dorncapitcl  und  der  brchöllichcn  Se- 
minarien, so  wie  bei  der  kirchlichen  Prov  inzial-  und  Dioresan- 
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Einrichtung,  und  bei  Bestimmung  der  Dccanat-  und  Pfarr- 
grenzen, hat  die  Staatsregierung  in  so  fern  mitzuwirken,  als  solche*  ohne 
ihre  Genehmigung  nicht  Statt  haben  hann  f).  V)  Auch  hat  sie  Ran* 
und  Titel  zu  bestimmen,  welche  den  Erzbischofen  und  Bischöfen,  so  nie 
den  übrigen  Geistlichen,  im  Staat  zukommen  sollen  f).  VI)  J>afs  und  wie 
weit  einem  ausländischen  Erzbischof  oder  Bischof,  Metropolitan- 
oder  DiöcesanRechte  oder  geistliche  Gerichtbarkeit  über  katholische  Landes- 
einwohner zustehen  sollen,  bedarf  landesherrlicher  Zustimmung  A). 

a)  Die  Vorzüge  der  Staatsdiener ,  geben  den  angestellten  Geistlichen,  das  an*e£ 
baicr.  Edict  v.  1809,  §.  4i  und  das  badische  v.  1807,  \.  23.  —  In  Baiem  ist  bei 
Prüfung  u.  Anstellung  derselben,  der  Staat  fast  ausschliessend  I bätig;  auch  bei 
Einllieilung  der  Dccanatc  und  Pfarrsprengel.  —  In  mehreren  Staaten,  wird  die 
CuratGeistlicbkeit  zugleich  für  verschiedene  Zweige  der  Staatsverwaltung  benotit. 

b)  Rössig's  Politik,  S.  204  f.  v.  Arftii»*«  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  106. —  Vergl 
das  angef.  badist  he  ConstiiutionsEdict,  %.  i3,  22  u.  23.  Baierüche  Verfass.  Urk 
v.  1818,  Tit.  IV,  %.  q.    Kur  hessische  v.  i83l  ,  §.  l36. 

c)  Ucber  das  landesherrliche  Patronatrccht;  eine  neue  Erfindung  (1804.  8.),  16. 
S.  55.  Mirrn/s  Kirchenr.,  §.  23.  So  auch  das  baier.  Concordat  t.  181-,  Art. 
n.  u.  das  (§.  5i3  angef.)  wemur.  Gesotz  v.  7.  Ort.  i8?3,  §-  17.  —  Ei«  landes- 
herrliches Patronatrccht,  als  Regel,  vertheidigen :  ein  Ungenannter,  in  d.  Rhein, 
Bund,  XXXIX.  43o,  und  J.  P.  Grxgel  über  das  landesherrliche  Patrosatrecht, 
nach  den  veränderten  Verhältnissen  der  bischöflichen  Gerechtsame  betrachtet. 
Wirzb.  u.  Bamb.  i8o5.  8.  —  Dawider  s.  Bemerkungen  über  Hrn.  Gregel's  Schrift 
für  das  landesherrl.  Patronatrccht.  i8o5.  8.  Geschiebte  des  Patronatrecbtes  io 
d.  Rirche.  Dcutschl.  1806.  8.  Abhandlungen  über  das  alte  u.  neue  laadesbeni 
Patronatrecht.  Von  e.  alten  Rechtsfreund  (Eue.  Mostig,  letztem  Prälaten  v. 
Ebrach).  Bamb.  1810.  8.  Vindicirt  wird  dieses  Patronatrecht  dem  wcltL  Regen 
teu,  in  verschiedenen  Ländern.  Rönigl.  baier.  Verordn.  v.  16.  Febr  1808. 
polro>'s  Deere t  für  das  Rönigrtich  Italien,  datirt  Mailand  v.  22.  Dec.  tSv.  — 
In  den  Entschädigungs Ländern  von  1802  u.  i8o3,  fiel  das  vormalige  freie  bisekäf 
Üche  CollationsRecht,  dann  'las  Patronatrecht  der  aufgelöseten  Stifte,  Abteien 
und  Klöster,  an  die  neuen  Besitzer  des  Landes  oder  der  Stiftung.  RcichsDepu- 
tationsHauptschl.  v.  %o.  Febr.  i8o3,  36.  Rkibex's  Diöcesan Verhältnis  katho- 
lischer Bischöfe  (Ulm.  1806.  8.),  S.  109.   Gaacu  a.  a.  O. 

d)  Michl's  Kirchenr.,  §.  22.  Schriften  in  Klürvr's  Lit.,  543.  F.  A.  Stac ncaraura's 
Geschichte  der  Bischofswahlcn,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Rechte  und 
des  Einflusses  christlicher  Fürsten  auf  dieselben.  Tüb.  i83o.  8.  -  In  dem 
rischen  Concordat  v.  1817,  Art.  9,  concedirt  der  heil.  Vater  dem  König  *is 
perpetuum»  ein  «Indultum  nonu'nandi  ad  vacantes  Arcbiepiscopalcs  et  Episcop*- 
les  Ecclesias  Regni  Bavarici  dignos  et  idoneos  ecclesiasticos  viros »  ,  denen  <U*- 
daiin  Se.  Heiligkeit  die  canonische  Institution  nach  den  gewöhnlichen  Form» 
ertheilen  werde.  Dieses  KominationsHccht  haben  auch  die  Regenten  von  Otfi- 
reich,  Frankreich,  Spanien  u.  Portugal.  Gmkimw's  Kirchenrecht,  Th.  Ii,  Haupt»l.l 
Vcrgl.  auch  französisches  Concordat  v.  10.  Sept.  1801,  u.  Nai'oi.ko>*s  angef  I>e- 
cret  v.  22.  J)cc.  180%  —  Aphorismen  über  die  künftige  Einrichtung  der  Capiui 
u.  der  I>ande6Bischüfe ;  in  d.  Jrchlv  für  das  kathol.  Kirchen-  und  Schulwesen. 
Bd.  I  (Frank  f.  1820.  8.),  S.  457 —  ,64.  Au  die  Souveraine  der  rlicin.  Contoöe 
ralion,  über  das  Recht,  ihren  Staaten  eigene  I,andesbischöfe  u.  e.  bist  hon.  Di« 
cesanEinrichtung  nach  Gutfinden  zu  geben;  ein  patriot.  Wort  von  Dr.  II.  ( IU 


Digitized  by  Google 


Kirchcnhohcit 


Rxju.ro  eu  Carlsr.).  Carlsr.  181a.  8.  Ueber  das  patriotische  Wort  von  Dr.  H. . . . 
Freib.  u.  Constanz  1811.  8.  An  die  Souvcraine  der  rhein.  Confoderaliun ,  über 
das  denselben  zugesprochene  Recht,  ihren  Staaten  eigene  Laudesbischöfe  u.  e. 
bischöfl.  DiöcesanEinrichtung  zu  geben,  nebst  e.  Entwurf  zu  e.  Concordat,  v. 
Dr.  Fb.  (Fb*t  zu  Bamb.)  Bamb.  u.  Würzb.  181a.  8.  Roch  andere  Schriften, 
oben  V  507. 

e)  Von  Erwählung  oder  Ernennung  der  Coadjvtoren%  g.  Schriften  in  Pötteb's  Lit., 
DI.  686.  u.  in  Hlcber's  Lit.,  $.  1465.  Ektndets.  kl.  jurist.  Bibl.,  St  XI,  S.  341 
u.  f.  Lecrekh  vicarius  cpiscopalis.  Colon.  1708.  Fol.  CollectivRcceusion,  in 
dem  Hermes  oder  krit.  Jahrbuch,  St.  VI  (Amsterd.  1820.8.),  S.  99 — 145.  Auch 
besonders,  unter  dein  Titel:  v.  Wessenbebg's  Angelegenheit.  Leipz.  1820.  8.  (F. 
A.  Fbet)  Ueber  die  Ernennung  des  Hrn.  Gen.  Vicars  Trhrn.  v.  Wessewbero 
zum  Coadjutor  und  Coadministrator  des  Bisthums  Constanz.  Rom  (Bamb.) 
1816.  8.  Dawider  s.  (Beao)  die  Ernennung  eines  Coadjutors  für  das  Bistb.  Con- 
stanz. Germanien  (Carlsr.)  1816.  8.  (Amtliche)  Denkschrift  (der  badischen  Re- 
gierung )  über  das  Verfahren  des  röm.  Hofes  bei  der  Ernennung  des  General- 
Vicars  Frhrn.  v.  Wessesberg  zum  Nachfolger  im  Bisthum  Constanz,  u.  zu  des- 
sen Verweser.  Carlsr.  1818.  Fol.  Uebersetzungen  bievon,  französische  zu  Carlsr. 
1818,  englische  zu  London  1819.  J.  L.  Roch's  Rechtsgutacbten  über  das  Ver- 
fahren des  röm.  Hofes,  in  der  Angelegenheit  der  constanzer  Bisthumsrerwaltung 
des  CapitularsVicar,  Frbrn.  v.  Wessesbebg.  Frankf.  1819.  ®-  Dawider  erschien: 
Lob.  Dolleb's  Frage  u.  s.  w.  Mainz  1819.  8. 

y)  Vcrgl.  oben  Note  d,  u.  $.  5oi  d,  u.  den  Reichsdep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  6», 
auch  §  1 ,  a5  u.  35. 

fr)  Baier.  Edict  über  Titel  u.  Rang  der  Erz-  u.  Bischöfe,  v.  io.  Jan.  18«.  Obeu 
§.  5io,  Note  g. 

A)  Beispiele  von  Weimar  u.  Waldeck,  oben  %.  5n  Die  Jurisdiction  der  Erzbischöfe 
von  Prag  u.  Olmütz,  der  Bischöfe  von  Rönigingrätz  u.  Leutmeritz,  in  preussi- 
schein  Gebiet,  ward  bestätigt,  in  der  von  dem  Rönig  genehmigten  Bulle  v.  16. 
Juli  i8ai  (oben  §.  509).  —  Richtig  verstanden,  spricht  auch  die  streitige  Stelle 
in  dem  we&tphäliscben  Frieden  (I.  P.  O.  art.  V.  %.  48)  die  oben  in  dem  §.  ge- 
nannten Gerechtsame  den  evangelischen  Landesherren  in  Absicht  auf  katholische 
Untertbanen  zu.  G.  D.  Hofmass  diss.  ad  I.  P.  O.  art.  V.  \.  48.  Tüb.  1777.  4. 
Nettelbladt  obss.  juris  eccl.,  p.  70.  Moser  von  der  Landcsboh.  im  GeUtl., 
S.  7Ö1  ff.   v.  Tböitsch  Anmerkungen,  Th.  I,  S.  a8i  ff. 


§♦    524»  (431b.) 

Formaliger  erzbischbflich  -  regensburgischer  Primat  von  Teutschland, 

NationalKirche.  Territoriallurchen. 

I)  Durch  ein  päpstliches  Brevc,  datirt  aus  Paris  vom  1.  Febr.  i8o5 
ward  in  Folge  der  durch  den  lüne viller  Frieden  und  den  Rcichsdcputa- 
tionsHauptschlufs  von  i8o3,  §.  25  und  62,  geschehenen  Verfügungen,  ob- 
gleich das  Breve  ihrer  nicht  erwähnt,  die  Cathedra IKirche  zu  Regens- 
burg zu  einer  erzbischöflichen,  mit  einem  dabei  zu  errichtenden 
Met ropoli tanCapitel ,  erhöhet}  und  in  dem  ReichsdeputationsHaupt- 
schlufs  war  zugleich   der  Erzbischof   von  Regensburg   zum  Primas  von 
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Teutschland  erklärt  «).  Dieser  Primat  bat  durch  das  im  Jahr  1817  er- 
folgte Ableben  des  Fürsten  Primas  aufgehört.  Auch  hat  durch  das  in 
demselben  Jahr  errichtete  baierische  Concordat,  der  Stuhl  zu  Regensburg 
seine  Metropolitanrechte  verloren;  er  ist  wieder  blofse  CathedralKirche  ge- 
worden (§.  5o8).  II)  Sollte  wieder  eine  teutsche  Na  ti onal  kirche 
aus  den  Landeskirchen  mehrerer,  für  diesen  Zweck  besonders  sich  verei- 
nigenden, Bundesstaaten  gebildet  werden,  so  müfste  solches  geschehen  mit- 
telst eines  kirchlichen  Vereins  der  gesammten  Episcopate  dieser  Staaten, 
mit  einem  Primas  oder  Patriarchen  an  der  Spitze,  dem  ein  Pres- 
b\tcrium  zur  Seite  stände,  welches  aus  gewählten  Repräsentanten  aller 
vereinigten  Erz-  und  Bisthüiner  zusammengesetzt  wäre,  und,  als  Kern  de» 
gesammten  Clerus,  unter  dem  Primas  eine  beständige  mit  der  Gewalt  der 
alten  Synoden  bekleidete,  NationalSynode  darstellen  würde  *).  Sollen 
aber,  wie  zu  vermuthen  ist,  nur  Landes-  oder  TerritorialKirchen 
Statt  haben,  so  wären  wenigstens  je  vier  bischöfliche  Diocesen,  es  sey  des- 
selben Bundesstaates  oder  mehrerer,  zu  einer  KirchenProvinz  unter  einem 
Metropolitan  zu  vereinigen  c).  In  diesem  Sinn,  bestehen  jetzt  neue 
Einrichtungen  des  katholischen  Kirchenwesens,  in  Baiern  (§.  5o8),  in  der 
prenfsi sehen  Monarchie  (§.  509),  in  den  Staaten  der  für  Einrichtung 
des  katholischen  Kirchenwesens  vereinigten  Bundesfürsten  und  Freien 
Städte  ($.  5io),  in  dem  honigreich  Hannover  (§.  5n). 

a)  RcichsdepuU  Hauptscbl.  t.  i8o3,  §.  25.  Breve  Pius  VO.  v.  1.  Febr.  i8o5,  Dam. 
Molitob  diss.  de  primatibus  eorumque  juribus,  speeiatim  de  primatu  Germaniae. 
Gött.  1806.  Klübkb's  Ucbersicht  der  dipl.  Verband!,  des  wiener  Congr.,  S.  $01 
f.  u.  408.  —  Die  von  Napoleon  1810  verfugte  Leber  trag  ung  des  erzhichöfl.  Sitxcs 
von  Regensburg  nach  Frankfurt,  und  Ernennung  des  Frzbichofs  durch  den  künf- 
tigen Grofshereog  von  Frankfurt  (Rhein.  Bund,  XLVH.  i58.  36o.  XL VIII.  408  f.) 
kam  nicht  eur  Ausführung.    Kiäbkb  a.  a.  O. 

I)  (D.  Job.  Ludw.  Hoch's)  Hirchenrcehtl.  Untersuchung  über  die  Grundlage  zu 
den  künftigen  kath.  kirchl.  Einrichtungen  in  Teutschland  (Frankf.  1816.  8.), 
S.  *a  —  55. 

c)  Koch  a.  a.  O.  S.  55  —  56.  Die  teutsche  kathol.  Kirche.  Frankf.  1818.  8.  Be- 
trachtungen über  die  Verhältnisse  der  kathol.  Kirche  im  Umfang  des  t.  Bundes. 
Frankf.  1818.  8.  Jos.  Hh.lebra>d's  Deutschland  u.  Rom.  Der  Kirchen-  und 
Staatsfrennd.  Jena  1818.  8.  Beitrüge  zur  Geschichte  der  kathol.  Kirche  im  19. 
Jahrh.  Heidelberg  1818.  8.  Die  neuesten  Grundlagen  der  dcutsch-kathol.  Kir- 
chenverfassung.  Stuttg.  1811.  8. 

§.   525*  (432V) 

Rechtsgleichheit  der  Glaubensparteien  und  ihrer  Mitglieder. 

l)  Ueberhaupt;  namentlich  ohne  herrschende  Kirche  und  StaaUreligion.  Simultaneum. 

Toleranz. 

1}  Die  Religion  der  Staatsgenossen,  so  fem  sie  dieselben  an  Er- 
füllung der  staatsbürgerlichen  Pflichten  nicht  hindert,  sollte,  in  der  Regel, 
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.veder  auf  ihre  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  «),  noch,  durch  po- 
irische  Trennung,  auf  die  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  Einflufs 
iahen.  Blofs  als  Staatsgenofs,  nicht  als  Bekenner  eines  bestimmten  Glau- 
bens, der  nicht  Gegenstand  äussern  Zwanges  seyn  kann,  ist  der  Einwohner 
ran  dem  Staat  zu  behandeln.  Von  Natur  ist  jeder  Mensch  berechtigt  und 
verpflichtet,  die  Gottheit,  doch  ohne  Beeinträchtigung  Anderer,  zu  ver- 
rliren,  wie  seine  gewissenhafte  Ueberzeugung  ihm  gebietet.  II)  Nie  sollte 
iine  in  dem  Staat  reeipirte  Religion,  noch  weniger  eine  Glaubenspartei, 
ils  herrschend,  oder  irgend  ein  Glaubensbekenntnifs  als  Staatsreligion, 
im  wenigsten  mit  Ausschlufs  aller  andern,  betrachtet  werden  **).  III)  Allen 
iuf genommenen  &7)  Glaubensparteien  gebühren,  als  solchen,  im  Zweifel, 
gleiche  Rechte  c),  insbesondere  an  demselben  Ort  gleichberechtigte, 
■ainentlich  öffentliche,  Gottes  Verehrung  oder  Simultaneum.  IV)  So 
ern  aber,  in  Folge  positiver  Rechtsnormen,  eine  Rechtsungleichheit 
ler  yersehiedenen  Glaubensparteien  und  ihrer  Mitglieder,  als  solcher,  be- 
teht,  ist  ihre  politische  Toleranz  dem  Grad  nach  mehr  oder  weniger 
erschieden  d).  V)  Erklären  Staatsgenossen,  bei  denen  die  allgemeine 
lechtsvermuthung  der  Rechtlichkeit  und  der  Treue  gegen  den  Staat  durch 
ine  entgegenstehende  besondere  Vermuthung  nicht  entkräftet  wird,  dafs 
'ire  religiösen  Ansichten  wesentlich  abweichen  von  denjenigen,  welche  die 
iirche,  worin  sie  äusserlich  lebten,  oder  irgend  eine  andere  in  dem  Staats- 
ebiet  bestehende  Kirche  verlangt  oder  voraussetzt,  und  dafs  sie  einer  sol- 
hen  Kirche,  welcher  sie  geistig  nicht  beipflichten  können,  auch  äusserlich 
iebt  angehören  wollen;  so  ist  die  Staatsregierung  berechtigt,  ibr  religiöses 
rlaubensbekenntnifs  in  Erwägung  zu  ziehen,  und,  wenn  sie  dasselbe  ver- 
inbar  erachtet  mit  dem  Staatszweck,  verpflichtet,  Maasregeln  zu  treffen, 
ie  ihnen  möglich  machen,  innerhalb  des  Staatsgebietes  ihrer  religiösen 
Jcberzeugung  gemäfs  zu  leben 

>  Vergl.  §.  5 18.  Bateruche  Verfass.ürk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  ein  Edict  in  der 
Beil.  II  zu  der  Verfafs.Urk.  liebst  dem  Anbang  zu  §.  io3  desselben,  v.  Dhesch 
Grundzuge  des  baier.  Staatsr.,  §.  94  ff.  Schub&'s  Staatsr.  des  KR.  Baiern,  Tb. 
I,  §.  173  ff.  ffürtember fische  Vcrfafs.  Urk.  von  1819,  §•  17.  GH-  hessische 
v.  i8ao,  Art.  20'  u.  i5.  ConstitutionsErgänzungsActe  der  freien  Stadt  Frankfurt 
1816,  Art.  6.  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  %.  »9.  u,  i3a.  v.  Arfti.n's  con- 
stit.  Staatsr.,  Bd.  D,  S.  9a.  —  Ausnahmweise  kann  der  Vollgenufs  der  bürger- 
lichen Rechte,  als  Preis  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Veredlung  einer,  mit 
solchen  noch  nicht  ausgestatteten,  Glaubenspartei  ausgesetzt  werden.  Kxüber1* 
angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  393  ff.  Baier.  Verf. Urk.  v.  i8»8,  Tit.  IV,  §.  9. 

*)  Eine  Staatsreligion  (religion  de  l'etat)  ist  weder  rechtlich  noch  theologisch  denk- 
bar j  und  die  Kirche,  zu  welcher  der  Regent  und  die  Mitglieder  seiner  Familie 
persönlich  sieb  bekennen  ,  darf  defswegen  weder  als  Kirche  des  Staates,  noch 
als  herrchend  betrachtet  werden.  Herrschend,  oder  auch  Staatsreligion,  wird 
aber  zuweilen  diejenige  Kirche  genannt ,  welche  grössere  und  mehr  Rechte  ge- 
niefst  als  andere  Kirchen.  Beispiele  in  v.  Adktih's  coustit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S« 
9a  ff.  Von  der  Lausitz,  vergl.  v.  Rö»fr*s  Statistik  des  Churfürstenthums  Sach- 
sen, IL  431.  u.  unten  Note  c,  gegen  das  Ende.  S.  a.  das  oben  angefc  Tolcranzcir- 
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cular  K.  Joseph'»  TL  v.  18.  Oft.  1781.  —  Eine  hannoverische  Verordn.  v.  28. 
Sept.  1894  gibt  allen  christlichen  Rcligionspartcien  gleiche  Rechte ,  mit  Verban- 
nung des  Ausdrucks  und  Unterschiedes  von  hernchender  u.  geduldeter  Kirche.  — 
Ein  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  v.  1789,  bestimmt 
(Art.  3)  ausdrücklich,  dafs,  «nie  ein  Gesetz  soll  gegeben  werden,  wodurch  eine 
Religion  für  die  herrschende  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  ver- 
boten werde  ».  Constitutionen  der  curop.  Staaten,  Th.  I,  S.  53.  —  Eine  allge 
murine  Staats-  oder  AW/o»a/- Kirche,  gibt  es  in  Teutschland  nicht.  Gegen  sechs 
Millionen  Katholiken  sind  jetzt,  in  teutsrben  Bundesstaaten,  Untcrthanen  von 
evangelischen  Souverainen.  Hingegen  haben  nur  ungefähr  dritthalb  Millionen 
evangelische  Untcrthanen  katholische  Souveraine.  —  Dagegen  vergl.  die  spanische 
Constitution  v.  1813,  Art  ia,  und  die  französische  v.  4.  Juni  1814  u.  v.  7.  Aug. 
i83o,  Art.  5  u.  6,  nebst  den  Aeusserungen  in  d.  Kammer  d.  Deputirten  am  11. 
Jul.  1814«  in  d.  Journal  de  Francfort.  1814«  n°  198.  —  Ob  es  eine  katholische 
(National-)  Kirche  Teutschlands  oder  in  Teutschland  gebe,  oder,  nach  dem  rö- 
mischen CurialStyl,  nur  katholische  Kirchen  Teutschlands?  s.  Kl0bkr's  angef. 
Ucbersicht  etc.,  S.  4;3,  Note  ♦.  Vergl.  oben  %.  5*4,  IL 

6')  Aufgenommen  aber  sind  in  fast  allen  deutschen  Provinzen  Oesterreichs  keines- 
wegs die  Protestanten.  Daher  Anno  i837  der  Befehl  an  die  «katholisch  gewor- 
denen Ziller-  Thaler,  ihre  Heimath  Tyrol  zu  räumen,  und  ihre  Ueberwanderung 
nach  Schlesien.   Allgem.  Zeitung  v.  1837,  Num.  io3. 

c)  Baier.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV-  9,  u.  das  als  Beilage  a  dazu  gehörende 
Ediet  v.  »6.  Mai  1818,  wo  auch,  %.  90  ff.,  von  dem  SimultanGebrauch  der  Kir- 
chen. Ein  haieriscltes  Gesetz  v.  1.  Juli  i834  crtheilte  den  Bekennern  der  unir- 
ten  und  der  nicht  unirten  griechischen  Kirche  gleiche  bürgerliche  und  politische 
Rechte  mit  den  Bekennern  der  in  dem  Königreich  bereits  verfassungsmäsig  be- 
stehenden drei  christlichen  Kirchengesellschaften.  S.  meming.  Grundgesetz  v. 
1839,  Art  11.  Kurhessiche  Verfafs.Urk.  a.  a.  O.  —  In  allen  Accessions  -  und  Re- 
ceptktnsV ertragen  der  in  den  rheinischen  Bund  neu  aufgenommenen  Regenten, 
seit  dem  Friedenschlufs  zwischen  Frankreich  und  dem  König  von  Sachsen,  datirt 
Posen  11.  Dec.  1806,  ward  dieses,  zum  Vortheil  der  Katholiken,  ausdrücklich  zur 
Bedingung  gemacht.  Am  merkwürdigsten  ist  die  Stelle  in  dem  Art.  5  des  ge- 
dachten Friedenschlusses.  Rhein.  Bund,  ID.  468.  —  Im  Wesentlichen  steht  das- 
selbe in  allen  spätem  Rcccptions Verträgen ,  z.  B.  der  Herzoge  von  Sachten, 
Mecklenburg  und  HolsteinOldenburg,  der  Fürsten  von  Anhalt,  Schwarzburg,  /fu/- 
deck,  Reuss,  Lippe;  nur  mit  der  wichtigen  Einschränkung,  «sans  cependant  de- 
roger  *  la  possesion  et  jouissance  actuelle  des  biens  .de  l'eglice  ».   Rhein.  Bund, 

iv.  43.  v.  3o3.  vn.  137.  i59.  x.  9-.  xm.  137. 139.  xvu.  3a  i.  f.  xvni.  471.  xxn. 

159.  XXVHL  i5i.  (In  dem  würzburgischen  Rcccptions  Vertrag  v.  *5.  Sept.  1806 
kommt  diese  Religionsbedingung  noch  nicht  vor.  Rhein.  Bund,  V.  391.)  Die 
Constitution  du  royauroe  de  fVestphalie,  art  10,  versicherte :  «le  libre  exercice 
des  cultes».  Rhein.  Bund,  XII.  ^Qi.  Auch  in  der  königl.  Proclamation  an  die 
Westphalinger,  Cassel  v.  i5.  Dec.  1807,  heisst  es:  «l'egalite  des  cultes  sera  main- 
tenue».  —  Man  hätte  erwarten  sollen,  der  Protector  werde,  wie  in  evangeli- 
schen Ländern  für  die  katholische  Religion,  so  auch  in  katholischen  für  die  evan- 
gelische gesorgt  haben.  Aber  davon  findet  sich  keine  Spur.  Klübkh's  Ueber- 
sicht  der  dipl.  Verband!,  des  wiener  Coagr. ,  S.  4l4  ff-  —  Königl.  sächsisches 
Mandat  v.  1 6.  Febr.  1807,  wegen  Ausübung  der  röm.  kathol.  Religion;  in  Okste»- 
rkicbeh*s  Archiv  des  rhein.  Bundes,  St.  V,  Num.  6.   Königl.  sachsisches  Decret 

v.  6.  Jan.  181 1 ,  wegen  Rechtsgleichstellung  der  Reformisten  mit  den  A.  C.  Ver- 
wandten u.  den  Katholiken.  Durch  ein  Patent  des  kaiserl.  russ.  GeneralGou- 
verneurs  des  Königreichs  Sachsen,  Fürsten  von  Repnin,  v.  K/n.  April  1814,  er- 
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hielten  daselbst  die  Einwohner  grieschischer  'Religion  gleiche  Rechte  mit  den 
Katholiken  und  Reformirteji.  Dafs  sie  dadurch  nur  in  Ansehung  des  Genusses 
der  bürgerlichen  Rechte,  den  Evangelischen  und  Katholiken  gleichgestellt  seven, 
behauptet  Wmssk  in  dem  k.  sächs.  Staatsr.,  Rd.  II,  %.  3ao,  Note  Näheres  über 
die  ältere  und  neuere  Religionsverfassung  in  dem  Königr.  Sachsen ,  iti  Wkissb's 
fc.  sächs.  Staatsr.,  Rd.  I,  §.  49  u.  5oj  Rd.  II.  §.  3n  -3n,  S.  553.  Von  den  dor- 
tigen Reforniirten  insbes.  ebenda».  %.  319  u.  3ai,  desgl.  der  Katholiken,  §.  3ao  u.  f. 
—  S&vhsen-gothaisches  u.  altrnburgisches  Patent»  wegen  ReligionsParität  der  Re- 
jormirten  u.  A.  C.  Verwandten,  v.  16.  Märe  180-.  —  Königl.  baicriches  Religions- 
fcdict  r.  14.  März  1809,  in  dem  Rhein.  Rund,  XXXV.  161.  H.  C  A.  Eichstädt 
pr.  de  Lutheranismi  novissimis  quibusdam  fatis.  Jen.  1808.  4«  —  ln  ^en  Mark- 
graftbümern  Ober-  und  Niederlausitz  war  die  katholische  und  die  evangelische  der 
A  C.  gemäfsc  Religion,  für  gleichherrschend  (gleich  reeipirt)  erklärt,  schon  durch 
den  Majestätbrief  v.  11.  Jul.  1609.  v.  RoWs  chursächs.  Staatsr.,  U.  5oi  ff 

d)  Daher  unterscheiden  Einige  Toleranz  (Duldung)  im  allgemeinen  oder  weitern, 
und  im  besondern  oder  engern  Sinn. '  Grundsätze  der  ReligionsPolitik,  S.  1  ff. 
v.  Abktin's  constit.  Staatsr.,  Rd.  II,  S.  93 — 101  u.  die  das.  angef.  Schriften.  — 
In  dem  teutschen  Reich  unterschied  man  reeipirte  Religiouen  oder  Glaubenspar» 
teien,  und  tolerirte.  Jene  waren  nur  die  römisch-katholische  und  die  evangeli- 
sche, sowohl  der  A.  C.  gemäse  als  auch  reformirte. 

e  )  Vergl.  Entwurf  einer  Rittschrift  an  deutsche  Fürsten.  Kiel  i83o.  a3  S.  8.  Da- 
wider: Unmaasgebliche  Wüidiguug  des  Entwurfs  u.  s.  w.   Kiel  i83o.  »4  S.  8. 


(432  b.) 


2)  Insbesondere  nach  der  t.  Bundes  Acte.  Festkalender. 

V)  Nach  Vorschrift  der  teutschen  BundesActe  «),  «kann  die  Ver1 
schiedenheit  der  christlichen  Glaubensparteten  (der  christ- 
lichen Glaubensgenossen),  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  Teutschen 
Hundes,  für  die  Staatsgenossen,  keinen  Unterschied  in  dem  Genufs  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen».  Demnach  ist,  in 
dem  ganzen  Umfang  des  Teutschen  Bundes,  keine  Staatsregierung  befugt, 
eine  Ungleichheit  in  dem  Genufs  bürgerlicher  und  politischer 
Hechte,  bei  Mitgliedern  der  verschiedenen  christlichen  Kirchengesell- 
scliaflen,  wegen  dieser  Eigenschaft  zu  handhaben,  oder  gesetzlich  zu  ver- 
ordnen. Keine  darf  Mitglieder  solcher  Art,  der  Religion  halber,  für  be- 
sitz-, erwerb-,  erb-  oder  successionsunfahig  erklären,  oder  aus  demselben 
Grund  einen  Unterschied  zwischen  ihnen  festsetzen  oder  beobachten,  in 
Absicht  auf  S  hutz,  Rechtspflege,  ActivBürgcrrecht,  bürgerliche  Ehre  und 
Vortheile,  Gewerbe,  Verkehr,  Fähigkeit  zu  Erbschaften  und  Vermächtnissen, 
ofl entliches  Begräbnifs,  u.  d.  m.  Diese  staatsrechtliche  Beschränkung 
der  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staatsregierungen ,  bezieht  sich 
auf  das  Verhältnifs  sowohl  der  einzelnen  christlichen  Unterthanen  von  ver- 
schiedenem Religionsbckenntnifs,  als  auch  der  verschiedenen  christlichen 
Glaubensparteien  oder  Kirch engcscllschaften,  zu  dem  Staat  Damit  ist  je- 
doch VI)  die  privatrechtliche  DispositionsGewaJt  der  verschiedenen 
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christlichen  Kirchengesellschaften  über  ihr  Kirchengut,  zum  aus- 
schliefsenden  Vortheil  ihrer  Religionsverwandten  (§.  525,  c),  und  diejenige 
jedes  Einzelnen  über  das  Seinige,  abschliessend  zum  Besten  seiner 
Glaubensgenossen  (§.  53o),  weder  aufgehoben  noch  beschränkt.  Durch 
Ausübung  dieser  Befugnifs,  geschieht  kein  Eingriff  in  Staatsberechtigongen, 
und  wird  keinem  Einzelnen  ein  vollkommenes  Recht  entzogen,  mithin  der 
Umfang  der  privatrechtlichen  Autonomie  (§.  243  u.  245)  nicht  überschritten. 
Alles  beschränkt  sich  auf  den  Kreis  der  aus  dem  unbeschränkten  Eigenthum 
lliefsenden  DispositionsGewalt ;  wobei  jedoch  die  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechtes,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Enterbungsbefugnifs  und  Pilicht- 
theilForderung,  zu  beobachten  sind.  VII)  In  der  neueren  Zeit,  haben  in 
Teutschland  die  verschiedenen  christlichen  Glaubensparteien,  über  eine« 
gleichen  Festkalender  sich  verglichen  *). 

aj  Bundes  Acte,  Art.  16.  Vergl.  oben  \.  a3o,  u.  KLihntn's  Acten  des  wiener  Conjr. 
Bd.  II,  S.  5,  365  u.  401.  Ebendess.  Lebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  «3« 
wiener  Congr. ,  S.  249»  a^o,  33» ,  260,  366  u.  370.  Ueber  die  Rechtsgleichheit 
der  verschiedenen  christlichen  Beligiousvcrwandten,  in  den  Bundesstaaten.  Frankf. 
1817.  8.  Ueber  die  Gleichstellung  der  Protestanten  u  Katholiken  in  den  t  Bun- 
desstaaten. Hannov.  i8a8  8.  C.  E.  YVkiss  über  die  recbtl.  Gleichstellung  der 
christl.  Confessioucn  in  den  tcutschen  Bundesstaaten;  in  dessen  Archir  für  die 
Kirchcnrechtswisscnschaft,  Bd.  I,  Num.  1;  Bd.  II  (i83i),  Kum.  8.  W.  Graf  v. 
Hohf.nth.vl,  die  Parität  der  Bcchte  /.wischen  den  katholischen  und  nichtkatbo- 
lischen  Unterthanen  der  teutschen  Bundesstaaten.  Leipzig  i83i.  —  Eine  ähn- 
liche Vorschrift,  wie  diejenige  in  der  Bundes  Acte,  findet  man  in  dem  westphs- 
lischen  Frieden.  I.  P.  O.,  art.  V.  §.  135;  desgl.  in  neueren  Staatsverträgen,  oben 
§.  5i5,  c.  —  So  viel  die  Freie  Stadt  Frankjurt  insbesondere  betrifft,  s.  man  oben 
§.  5a5,  Note  a,  u.  %.  216,  Note  b.  Ferner,  Kliüeb's  Acten  des  wiener  Con^c. 
Bd.  IV*  S.  74.  Acte  final  du  congres  de  Vienne  du  9  juin  i8i5,  art.  46.  Erklär, 
des  Senats  v.  %b.  Jul.  1816,  in  Klübkr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S,  290.  liumi' 
angef.  Lebersicht  etc.,  S.  100  f.,  260  u.  266.  —  Aasnahmen  von  dcrRechtscleicb- 
heit  der  verschiedenen  Rcligionsverwandten,  unten  §.  539.  —  Von  den  Jud^  v 
oben  §.  33s,  463  u.  5i5  f. 

6)  Scblkgel's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  II.  331.  ff.  Schrüteb's  verm.  Abband. 
Tb,  II,  S.  313—  329.  Die  ReiehsgeseUe ,  insbesondere  den  Bcichsschlufs  vt* 
1776,  s.  in  Gkrstiachf.r's  Handb.  der  tcutschen  Rcichsgesctxe,  IX.  1463 —  1,-,. 
Hkrrich's  Fortset«,  der  Schaurothischen  Samml.  Conclusor.  Corporis  Evanfei;- 
cor.,  36  ft  Rcpertorium  des  Staats-  und  Lehnr.,  UI.  voc.  Osterfest.  Ki.r**a« 
Lit,  6o3.  J.  H.  Voigt's  allgemeiner  katholisch-protestantischer  Kalender.  \W 
mar  1809.  8.  Msmmhbt's  Uebersicht  des  neufranzösischen  Calenderwosens.  fr- 
langen  »803.  8.  L'art  de  verificr  les  dates  de  la  rcrolution  (franenise)  ju>cju 'a 
1  vendemiaire  an  XR.  Paris  1833.  13.  —  Vergl.  auch  Scrf.idejm\t>x  a.  a  0 
H.  5i.  —  Von  dem  gregorianischen  Kalender,  s.  Micbl's  Rirchcnr.,  §.  48. 

§.    527.  (433.) 

Entscheidung  der  Rcligionseigenschaft.    Anzüglichkeiten  und  sttischul- 
aigungen.    Pressfreiheit*    Sgmbohsche  Bucher. 

I)  Die  Frage:  w  em  die  Entscheidung  darüber  zustehe,  welcher  Be- 
ll gion  Jemand  zugethan  sey?  und  jene  von  dem  Recht  zu  Ausschlief 
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sang  aus  der  Kirchengesellschaft  ($.  52o),  ist  mit  Unterschied  zu  beant- 
worten «>  II)  Anzügliche  und  Schmä'hausdrücke,  Spott- und Secten- 
Namen,  l.  B.  Ketzer,  Papisten,  Lutheraner,  Lutherthum,  Calvinisten,  Zwing- 
lianer,  gegenseitige  Anschuldigungen  von  Begünstigung  oder  Anstif- 
tung von  recht-  oder  sittengesetzwidrigem  Beginnen,  z.  B.  Aufruhr,  Thron- 
Revolution,  von  politischer  Verketzerung  u.  d.,  sind  rechrwidrig  Jeder 
bekenne  in  aller  Freimüthigkeit,  seine  Ueberzeugung :  aber  er  glaube  und 
ehre  auch,  dafs  jeder  Andere  gleiche  Ueberzeugung  für  seine  Glaubensform 
fühle.  III)  Die  Prefs freiheit  in  Religionssachen,  besonders  in  Absicht 
auf  die  symbolischen  Bücher  oder  Bekenntnifsschriften  O  einer  Glaubens- 
partei, hängt  zunächst  ab  von  der  Bestimmung  des  Regenten  <0>  Es  ist 
aber  hierin  keine  Religionspartci  vor  der  andern  zu  begünstigen. 

a)  J.  G.  Gönne  diss.  de  probatione  rcligionis.  ErL  1751.  Erlan.  gel.  Anz.  *75a, 
S.  oi.  C  G.  Geisler  pr.  de  judicio  super  religione  aliorum  ferendo.  Marb. 
17-9.  Moseh's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  116  ff.  141  ff.  Pütteh's  Lit.,  IE.  80. 
Klüber's  Lit.,  i3i.  —  Der  Kirchcngewalt  eignet  durchaus  das  Entscheidungsrecht 
zu,  v.  Aretih,  in  d.  const.  Staatsr.»  Bd.  II,  S.  116. 

*)  Vergl.  Wieseshaver*  Kirchcnstaatsr. ,  i57  ff.  Pöttkr'»  hist.  Entwichet.,  II.  386. 
—  Von  oben  erwähnten  Anschuldigungen,  s.  t.  Arktis'»  constit.   Staaten,  Bd. 

IL  S.  1 16  f. 

e)  Was  unter  symbolischen  Büchern  zu  verstehen  sey,  und  ob  die  evangelischen  ihre 
symbolischen  Bücher  (die  A.  C,  die  Apologia  A.  C.,  beide  i33o  von  Melanch- 
thon  verfafst,  die  Schmalkaldiscbcn  Artikel,  von  Luther  153?  für  das  Concüium 
zu  Mantua  aufgesetzt)  andern  und  verbessern  können?  Vcrgl.  5 18,  g.  Wibsrsha- 
VEHS  Kirchenstaaten,  102.  Moseh's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  ?o3.  Chohb'f 
Anmcrk.  zu  der  VYahlcap.  Leopold'«  II.,  S.  1^.  Klüber's  Lit.,  583.  Vergl.  oben 
§.  5i8,  d. —  H.  A.  MIrtkss  über  die  symbol.  Bücher  der  evangel.  Kirche,  ihre 
Entstehung.  Geltung  u.  Vereinigung  mit  den  evangelisch- reformirten  Symbolen. 
Pesth  i83o.  8.—  Von  der  augsburg.  Confession,  oben  4«  5  »6,  Note  d.  —  Walch 
christl.  Concordicnbuch,  worin  sämmtl.  gewöhnlichste  symbolische  Schriften  der 
evangelisch-luthcr.  Kirche  teutsch  u.  latein.  enthalten  sind,  mit  histor.  Einleit 
Jena  1750.  8.  Christi.  Concordienbuch.  Leipz.  1766.  8.  Libri  Symbolici  Eccle- 
siae  evangelico  lutheranae,  accuratius  editi  etc.  a  Mich.  Wrrbbo.  Viteb.  1809.  8. 
Die  symbolischen  Bücher  der  evangel.- lutherischen  Kirche.  Herausg.  v.  F.  A. 
Köthe.  Leipz.  i83o.  8.  J.  C.  G.  Acgisti  corpus  librorum  Symbolicorum ,  qui 
in  ecclesia  Beformatorum  auetoritatem  publicam  obtinuerunt  Bonnae  1827.  8. 
J.  J.  Mess  Sammlung  symbolischer  Bücher  der  reformirten  Kirche.  Neuwied, 
Th.  L  1828.  Th.  II.  i83o.  8.  Die  symbolischen  Bücher  der  evangelisch-reformir- 
ten  Kirche.  Zum  erstenmale  aus  dem  Lateinischen  vollständig  übersetzt  u.  mit 
histor.  Einleitungen  und  Anmerk.  begleitet.  Zwei  Theile.  Neustadt  a.  d.  OrU 
i8»g.  8  Aeltere  Ausgaben  der  symbol.  Bücher  der  Evangelischen,  von  Pippiho, 
Reimeccius,  Pfaff  u.  A. 

d)  Vergl.  Klüber's  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staaten,  §.  109,  Note  h. 
Wisse's  Handb.  des  Kirchenr.,  Th.  HI,  §.  47a.  Michl's  Kirchenr.,  $.  16.  Klü- 
ber's Lit.,  V-  873«-  —  Bei  religiösen  Schriften  der  Kirchenlehrer,  kann  auch  Er- 
laub nifs  ihrer  geistlichen  Obern  nöthig  seyn. 
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§•  528.  (4340 

Religionsänderung  des  Regenten.    Religion  des  Regierung*.,  Stamm-* 

oder  Lehnf  olgers. 

I)  Die  personliche  Religions  Änderung  des  Regenten  <»),  oder  die 
von  der  Religion  der  vorigen  Regenten  verschiedene  Religion  des  Nach- 
folgers in  der  Regierung,  darf  den  bestehenden  Regierungs-  und  Suc- 
cessions Befugnissen  und  Pilichten  keinen  Eintrag  thun  *).  11)  Insonderheit 
kann  der,  durch  seine  Abstammung  von  dem  ersten  Erwerber,  oder  sonst 
mit  einem  wohlerworbenen  SuccessiosRecht  versehene  Regierungs-, 
Stamm-,  oder  Lehnfolg  er,  durch  neuere  Hausvertinge,  oder  andere 
Verfügungen,  zu  einer  bestimmten  Religion  ohne  seine  Zustimmung  nicht 
verpflichtet,  noch,  der  Religion  wegen,  von  der  Succession  ausgeschlossen 
werden  <■). 

«)  ProselytenListe,  in  Pötte»**  hist.  Entwickel.,  II.  336.  \V.  T-  Haus,  welche  Fol- 
gen kann  und  wird  der  neuliche  Uebertritt  eines  protestantischen  Fürsten  (de* 
Herzogs  Friede.  Febd.  von  Anhalt  Kothen)  zur  kathoL  Kirche  haben?  Leipz. 
1836.  8.  —  Ob  und  wie  weit  kathol.  Landesherren  über  e ränget  Unterthanen 
die  evangelische  Kirchcngewalt  auszuüben  haben?  oben  \.  5 17»  b. 

t)  Doch  Hessen  in  solchen  Fällen,  sich  zuweilen  die  Agnaten,  oder  die  Landstände, 
auch  wohl  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  das  Corpus  Catholicorum  oder  das 
Corpus  Evangelicorum ,  die  unveränderte  Erhaltung  der  LandesBeligions Verfas- 
sung von  dem  zu  einer  andern  Religion  sich  bekennenden  Landesherrn  oder 
Regierungsnachfolger  ausdrücklich  versichern,  durch  Verträge,  Assecurations- 
Acten,  oder  Reversalen.  Beispiele  liefern:  v.  Röxes  a.  a.  O.  C  497  ff.  von 
Schauroth's  Samml.  der  Conclusor.  Corporis  Evaug.,  QX  83i.  Hfrrich's  Fort- 
setzung.. 69.  178.  3q3.  4Q3<Fabrr's  europ.  Staatsk.,  LXIVr.  180.  ao8.  neue  Staatsk. 
XXXI.  355.  Eine  Samml.  von  Urkunden  dieser  Art,  hat  den  Titel:  Auszüge; 
zweite  Beilage  zu  den  Protocollcn  der  ausserordentlichen  Rcichsdcputatiou.  Re- 
gensbnrg  1802.  4.  Pütter's  Lit.,  DX  -33.  Klibvr's  Lit.,  6o5.  —  Ob  Religions- 
versicherung« Verträge  dieser  Art,  auch  ohne  ein  ausdrückliches  Versprechen, 
stillschweigend  bestehen?  Meister  von  d.  Religionsbeschaffenheit  der  Reichs- 
tagsStimmcn,  39  u.  49-  Pütteb's  Lit.,  10.  78.  Klüber's  Lit.,  i3i.  —  Wider  die 
Verbindlichkeit  der  Religionsvcrssicherungs  Verträge  katholisch  werdender  Lan- 
desherren, s.  (Föläch)  Erläut.  d.  t.  Staatsr.,  5a6.  Ki.Ibfk's  kl.  jur  Bibl.,  St. 
XXTV.  45o.  —  In  dem  Königreich  Sac/uen  wird,  nach  §.  5-  der  Verfafs.  t'rk.  v, 
i83t,  «die  landesherrliche  Kirchengewalt  über  die  evangelischen  Glaubensgenos- 
sen, so  lang  der  König  einer  andern  Confession  zugethan  ist,  von  dem  Minister 
des  Cultus  in  Gemeinschaft  mit  wenigstens  zwei  andern  Mitgliedern  des  Ge- 
sanuntMinisterii  derselben  Confession,  ausgeübt». 

c)  Ausserdem  würde  ihm,  durch  Entziehung  eines  ihm  zustehenden  vollkommenen 
Rechtes,  eine  Rechtsverletzung  zugefügt.  Moser's  FamilienStaatsr. ,  L  5o  Gcm- 
reh's  jurlst.  Abb.,  I.  1  ff.  —  Anwendung  auf  den  pßtlzitchen  Hausvertrag  von 
1771,  §.  5,  und  auf  zwei  markgräfl.  budische  Testamente  von  i6i5  u-  1649,  in 
Verglcichung  mit  dem  Relig.Frieden  v.  i555,  f.  i5.  u.  dem  Instr.  Pac.  Osnabr., 
V.  1.  u.  35.  Moser's  Anm.  zu  dem  teschner  Frieden,  m.  Ebendes*.  markgräfl. 
badisches  Staatsr.,  18.  Dafs  die  in  den  angef.  pfälzischen  Familienvertrag  'auf- 
genommene fideicommissarische  Ermahnung  des  Herzogs  Albrecht  V.  an  seine 
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Nachfolger:  dafs  sie  keine  andere  als  die  katholische  Religion  aelbst  bekennen 

u.  in  Baiern  einfuhren  sollen;  u.  die  weitere  Bestimmung  dieses  Vertrags:  dafs 
keinem  Regenten  in  das  Herzogt hum  Baiern  einige  protestantische  Minister,  Räthe 
u.  Beamten  einzuführen  erlaubt  seyn  solle,  —  nirht  als  solche  («wischen  dem 
Landesfürsten  u.  den  Landständen  geschlossene)  Landesverträge  angesehen  wer- 
den können  v ,  indem  die  pfalzzweibrückische  Linie  in  dem  teschener  Frieden 
diesem  Familienvertrag  anders  nicht  beigetreten  aey,  als  wie  er  in  dem  Art.  8 
dieses  Friedens  bestätigt  worden,  nämlich  in  so  weit  er  dem  westphäl.  Frieden 
nichts  zuwider  enthält,  unter  welchem  ausdrücklichen  Vorbehalt  auch  nur  der 
Beitritt  des  Reichs  am  a8.  Febr.  irBo  erfolgt  sey;  dieses  wird  erklärt  in  einem 
Resrript  des  Kurfürsten  (nachher  Königs)  Maximilian  Josephs  an  die  General- 
LandesDircction  zu  München,  vom  ?6.  Aug.  1801;  abgedruckt  in  der  Geschichte 
der  ersten  Bürgeraufnahme  eines  Protestanten  in  München  (Ohne  Druckort, 
1801.  8.),  S.  75.  K.  baier.  FamilicnStatut  v.  5.  Aug.  1819  (in  d.  Regier.  Blatt  v. 
6.  Jan.  1811,  S.  5  f.),  im  Eingang,  »crgL  mit  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818, 
im  Eingang  der  Absatz  «Freiheit  der  Gewissen»,  dann  Tit.  II,  $.  16.  Man  s. 
auch  Püttm's  Darstell.  der  pfäk.  Religionsbeschwerden,  S.  i3i.  K.  F.  Wim. 
kihd  über  die  Aufnahme  neuer  Kirchen  im  Staate  (Gött,  i8o3.  8-),  S.  119.  — 
Anders  ist  es,  wenn  dem  Subject  ein  vollkommenes  Succcssionsreeht  nickt  zu- 
steht.   Hievon  Num.  IV  de»  folg.  %. 

§.  529.  (435..) 

Ausnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubens- 
parteien und  ihrer  Mitglieder. 

Ausnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubensgenos- 
sen (§.  5ü5  u.  f.),  können,  aus  besondern  Gründen,  Statt  finden.  I)  Diefs  ist 
der  Fall,  wenn  eine  Glaubenspartei  mit  Einschränkungen  in  dem  Staat 
reeipirt,  oder  tolerirt  ist  (§.  5i6,  h  und  5s5,  a),  z.  B.  nur  für  Pri- 
vatReligionsübung,  oder  nur  für  Haasandacht  (devotio  domestica); 
II)  oder  wenn  particuläre  oder  locale  Rechte,  in  Absicht  auf  den  Genufs 
gemeindebürgerlicher  Rechte,  Ausnahmen,  oder  Einschränkungen 
begründen,  z.  B.  bei  nicht-christlichen  a)  Glaubensgenossen,  in  Ansehung 
der  Fähigkeit  zu  dem  vollen  Bürgerrecht,  zu  Staats-,  Stadt-,  oder  Dorf- 
ämtem,  zu  dem  Erwerb  liegender  Gründe ,  zu  dem  Genufs  milder  Stif- 
tungen, u.  d.  ÜI)  Das  Kirchengut  (der  Schul-  und  KirchenFonds)  ge- 
bührt, als  Privatgut,  ausschliessend  demjenigen  Religionstheil,  welcher  sol- 
ches durch  irgend  einen  Rechtstitel  erworben  hat  *);  wohin  auch  der  Be- 
sitz in  dem,  durch  den  westphä'lischen  Frieden  festgesetzten  Entscheidungs- 
ziel <*)  gehurt  <t).  IV)  Auch  ist  ausser  Zweifel,  dafs  Rechte,  welche,  ihrer 
Natur  nach,  eine  bestimmte  Religion  des  Berechtigten  voraussetzen,  auf« 
hören,  sobald  dieser  zu  einer  andern  Religion  sich  bekennt  *). 

a)  Die  BundesActe,  in  der  oben  £.  5a6  angeführten  Stelle,  spricht  nur  von  der 
Rechtsgleichheit  der  Bekenner  des  chrüthehen  Glaubens. 

A)  Vergl.  f.  5a6,  u.  Klvzu's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  i53  u.  »70. 
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e)  KlCbbk's  Eni.  su  einem  neuen  Lehrbegr.  des  teutschen  Staatsr.,  f  tu  f. 

d)  Vergl.  oben  %.  5o  u.  53. 

#)  Vergl.  das  angef.  badiache  ConstitutionsEdict ,  %.  5.  —  Von  dem  geistlichen  Vor 
behalt  (Freistellung,  Fieistellionat ,  Reservat  um  ecclesiasticum)  bandeln  der  Re- 
ligionsFriede  v.  i555,  §.  18.  u.  das  Instr.  Pac.  Osnabr.,  V.  i5.  Wibseshivm» 
Kirchenstaatsr. ,  i64-  J.  W.  v.  Göbxl's  Abhandlungen  aus  d.  Staatsr.  ( Heimst 
1737.  8.),  St.  I,  S.  4»  ^  Schkacbbhts  Kirchen r.  der  Protest.»  §.  t5.  Püttm's 
Lit,  UL  76.   Klübbb's  Lit,  i3o. 

§.  530.  (435b) 

Insonderheit  der  HeligionsClausel,  in  letxtwiUujen  oder  vertragmäsigen 

Bestimmungen. 

V)  Iietztwillige  oder  vertragmäsige  Bestimmungen,  welche  zum  Ge- 
nufs  der  durch  sie  freiwillig  oder  unverpflichtet  verliehenen  Privat- 
Successions-  oder  Genufsrechte ,  eines  Nachlasses,  Vermächtnisses,  Fidei- 
commisses,  Majorate»,  Seniorates,  u.  d.,  einer  Familienstiftung,  einer  from- 
men oder  milden  Stiftung,  die  Bedingung  setzen,  dafs  der  Begünstigte 
Mitglied  einer  bestimmten  kirchlichen  Glaubenspartei  sey, 
sind  unter  der  staatsrechtlichen  Regel  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  christlichen  Glaubensgenossen  (§.  526) 
nicht  begriffen,  wenn  sie  an  sich  rechtsgültig,  namentlich  früheren  Ter? 
bietenden  Staatsgesetzen  nicht  zuwider  sind,  und  auf  eine  yon  dem  Staat 
nicht  verbotene  Religionsgesellschaft  sich  beschränken  <*).  Wie  verschieden 
auch  die  subjectiren  Urtheile  über  den  sittlichen  Gehalt  einer  solchen  Be- 
stimmung seyn  mögen,  so  wird  doch  durch  sie  jene  staatsbürgerliche  Rechts- 
gleichheit nicht  beeinträchtigt,  da  sie  sich  auf  den  Kreis  von  willkührlichen 
Privatrechten  beschränkt,  mithin  den  Umfang  der  privatrechtlichen  Auto- 
nontie der  Einzelnen  nicht  überschreitet  *). 

a)  Die  Einwendung,  eine  solche  Bestimmung  sey  conditio  turpis,  folglich  für  kraft 
los  und  nicht  bestehend  (pro  non  adjecta)  zu  achten,  wäre  unbegründet  Denn, 
eines  Thcils,  enthält  dieselbe  keine  Rechtsverletzung  mittelst  Entziehung  voü- 
kommener  Privatrecbtc,  die  ohne  sie  dem  Andern  zustehen  würden;  andern 
Theils  ist  sie  gesetzlich  unverboten  (lege  seu  jure  non  improbata).  Auch  wird 
durch  sie  eine  Beibehaltung  oder  Aenderung  des  Kirchenglaubens  weder  geboten 
noch  untersagt,  sondern  ganz  der  freien  W  illensbestitnmung  des  Einzelnen  über- 
lassen, also  dem  echten,  d.  h.  von  zeitlichem  Vortheil  unabhängigen  Gewissen 
irgend  ein  Zwang  nicht  angethan,  noch  eine  rechtwidrige  Zumuthung  gemacht. 
Ist  doch  selbst  eine  ausdrückliche  oder  directe  conditio  mutandae  vel  non  mu- 
tandae  rcligionis,  nur  dann  für  schändlich  su  halten,  wenn  Jemand  aufgelegt 
wird,  eine  vom  Staat  verbotene  Religion  anzunehmen.  Jo.  Gviu  Schxxlhass, 
praes.  H.  F.  Scnoacn,  diss.  utrum  conditio,  qua  eerta  religio  in  subjecto  re- 
quiritur,  pro  turpi  vel  honesta  sit  habenda?  Erford.  1752.  4.  Thibaot,  System 
des  PandektenRechtes,  §.  1011.  Die  Reehtsgültigkeit  der  Religionscia usel,  in  der 
Bedingung  eines  bestimmten  kirchlichen  Glaubensbekenntnisses  zu  dem  Gebrauch 
bestimmter  Vortbeile,  insbesondere  zu  der  SucceseionsF.'thigkeit  in  Stamm-  und 


Digitized  by  Google 


Kirchenhoheit. 


andern  Priratrechten ;  in  Rlübbb's  Abbandlungen,  Bd.  II,  S.  «33  ff.  Andere 
baltcn  für  nicht  rccbtwidrig  nur  die  Bedingung,  die  Beligion  nicht  zu  ändern. 
Walch,  controvers.  juris  civ. ,  p.  a8a.  Hopackkb  princ.  juris  rom.  civ. ,  T.  I. 
§.  199.  Th.  Hacbxanv's  u.  C  A.  Güsthbb's  Archiv  für  die  theoret.  und  pract. 
Recbtegelchrsamkeit,  Th.  BI  (Braunschw.  1789.  8.),  S.  «46  ff.  Büsdk,  teuteches 
Privatrecht,  §.  637.  A.  D.  Wbbbb,  Erläut.  der  Pandekten;  herausgegeben  ron 
dessen  Sohn,  A.  W.  H.  Wbbbb,  Th.  B  (Leipz.  i8ao.),  S.  »46. 

•)  Vergl.  %  5«6,  V. 

§♦  331.  (436.) 
Kirchengut'  Secularisation. 

I)  Als  selbstständige  Gesellschaft  im  Staat,  ist  die  Kirche  berechtigt 
zu  Anwendung  der  zur  Erreichung  ihres  Zwecks  nothigen,  mit  dem  Staats- 
Interesse  vereinbaren  Mittel.  Dahin  gehurt  das  Recht,  Vermögen  zu  er- 
werben, ausschliefsend  zu  besitzen,  zu  benutzen,  und  selbst  zu  ver- 
walten. 11}  Das  Kirchengut  ist  Privatgut  der  Kirche  (§.  334,  5a6  u. 
529),  folglich  an  sich  unterworfen,  weder  der  Verfugung  noch  der  Ver- 
waltung des  Staates;  wohl  aber  dessen  Oberaufsicht,  auch  in  Absicht  auf 
Erhaltung  und  zweckmäßige,  insonderheit  stiftungsmäsige  Verwaltung,  zum 
Vortheil  der  Gottesverehrung,  des  Unterrichtes,  und  der  Wohlthätigkeit  «). 
BT)  Hienach  ist,  im  Allgemeinen,  die  Frage  von  der  Befugnifs,  sowohl  der 
Kirche  als  auch  des  Staates,  zu  Verwandlung  des  geistlichen 
oder  Kirchenguts  in  weltliches  *)  Staats-  oder  Privatgut  (Verweltlichung, 
Secularisation)  zu  beurtheilcn  c>  Zu  Verletzung  des  Eigenthumrechtes, 
ist  hiebei  auch  der  Staat,  in  der  Regel  (§.  55 1  u.  f.),  nicht  befugt. 

a)  Vergl.  Instr.  Pac.  Osnabr.  1648,  art.  V.  §.  3i.  R.  Deput.  Hauptschlufs  v.  a5. 
Febr.  i8o3,  %.  63.  Von  WärUmberg ,  s.  Fbtzeb's  Grundzüge  der  erbländ.  Ver- 
fafs.  Würtembergs  (1817.  8.),  %.  18  ff.,  und  Verbandlungen  in  der  Versamml. 
der  Landstande  des  Rönigr.  Wfirtembcrg,  181Ö  u.  1816,  Heft  11,  S.  10  ff.;  Heft 
aa,  S.  9  ff.  Das  angeführte  badüche  ConstitutionsEdict,  %.  9  und  19.  Rönigl. 
baier.  Verordn.  v.  1.  Oct.  1807.  Baier.  Edict  r.  a4>  März  1809,  §.  öo  ff.;  wo 
jedoch,  §.  85,  wegen  landesherrlicher  Aufsiebt  und  Schuteherrlichkeit,  das  Rir- 
chengut  unter  Verwaltung  weltlicher  Staatebehörden  gestellt,  auch,  $.  5a  und 
53,  über  den  Uebcrschufs,  nach  Befriedigung  der  LocalBedürfnissc,  von  Staats- 
wegen verfügt  ward.  Diese  Verfügung  ward  abgeändert,  durch  eine  Verordn. 
v.  6.  März  1817,  die  Verwaltung  des  Stiftung-  und  CommunalVermögens  betr. 
Baierische  Verfals.  ürk.  v.  1818,  Tit.  IV,  %.  9.  (v.  Dbzscb  baier.  Staatsrecht, 
§.  67.)  Weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  1828,  \.  ia  (oben  §.  5i3).  Kurhett.  Verfafs. 
Urk.  v.  »83 1,  %.  i38.  Acte  final  du  congres  de  Viennc,  «rt.  ai ,  u.  jtreustisch- 
sächs.  Friede  v.  18.  Mai  i8i5,  art.  16;  in  Rlübkb's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  VI,  S.  3i  und  i33.  Rlübeb's  Uebersicbt  d.  dipl.  Verhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  73.  Micbl's  Rirchenr.,  §.  3i.  v.  Abstis's  constit.  Staatsr.,  Bd.  B, 
S.  107  ff.  Bundesvertrag  der  aa  Cantone  der  Schweis,  v.  7.  Aug.  i8i5,  Art. 
»a;  in  d.  Handb.  des  Schweizer.  Staatsr.  (a.  Aufl.  i8ai),  S.  11.  Englische  Par 
lamentverhandlungen ,  in  der  Allgem.  Zeitung  1816,  Num.  175.  Abhandl.  von 
dem  Bechte  der  Staategewalt  über  das  Rircbengut.  Frankf.  i8o5.  a  P.  Sxnpi 
von  dem  Rirchengut.  Aus  d.  Italiän.  v.  J.  G.  Stbbb.  Frankf.  und  Leipz  .i?86.  8 
Klüber't  3ff«nÜ.  Recht,  i.  Aufl.  51 
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ScavipnusTii  a.  a.  O,  0.  53.  Höasio's  Politik,  S.  a©6.  Fbabr's  System  der 
landwirthschaftl.  Polizei,  178  f.  —  Von  Behandlung  des  Kirchenguts,  als  mittel- 
bare« Staatsvermögen,  oben  f.  334-  Com.  Lex.  der  Gegenwart,  lid.  Iii  (Leipz. 
•83q.)  S.  5» -60.  Art  Kirchengüter. 

b)  Unterschieden  von  der  Feräusserung  des  Rirchcnguts  im  Allgemeinen.  —  Ver- 
schiedene Arten  der  Secularisation.  In  dem  ehemaligen  teutsrhen  Stnatsrccht, 
verstand  man  unter  Seculari*ution  im  engern  Sinn,  die  Verwandlung  eines  geist- 
lichen Wahl  Staates  in  einen  weltlichen  (Erb-  oder  Wahl-)  Staat.  —  Gc*thic/tfe  der 
Seeulari.sationcn :  1)  von  drn  Mero vingern  bis  auf  die  Reformation;  Wrisse  a. 
unten  a.  O.  S.  6  —  3o;  a)  von  der  Reformation  bis  zu  dem  westphäl  Frieden; 
ebondas.  S.  3o  —  60.  Püttrr's  histor.  Entwichet,  d.  Staatsverfass.  d.  t.  Reichs, 
I.  38a;  3)  in  dem  westphäl.  Fr.;  ebendas.  S.  60  —  i55.  Pütt™*  Geist  des 
westphäl.  Fr.,  an  mehreren  Stellen.  Ebendess.  instit.  juris  publ. ,  \.  35  und  80. 
Ebendess.  histor.  Entwickele  II.  56  ff.;  4)  Secularisaüonen  seit  dem  wcstpliäl.  Fr. ; 
vorzüglich  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  besonders  in  dem  Eingang,  dann 
V  34  ff.,  in  Folge  der  in  dem  lüne»iller  Frieden  Art.  7  angenommenen,  auf  dem 
rastatter  FriedensCongrefs  im  Namen  des  teutschen  Reirhs  schon  bewilligten, 
Grundlage  der  Entschädigung  der  teutschen  erblichen  Reichs» tändc  durch  Secu- 
larisation ,  für  Verlust ,  welchen  die  Abtretung  der  Länder  auf  der  linken 
Rheinseite  an  Frankreich  verursacht  hatte;  5)  Secularisation  seit  i8o3,  z.  B.  der 
Besitzungen  der  beiden  geistlichen  Ritterorden.  Oben  §.  24*1  K°tc  n  l,ntt  c' 
Hi.vber's  Uebcrsicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  3yT  ff. 
Neueste  Einriebt,  des  kathol.  Rirchenwesens  in  den  k.  preufs.  Staaten  (FVankf. 
i8aa.  8.),  S.  3  —  17.  Micax's  Rirchenrccbt,  §.  3a.  KÖnigl.  prent*.  Edict  vom 
3o.  Oct.  1810,  betr.  die  Einziehung  sämmtlichcr  gcistl.  Güter  in  der  Monarchie; 
in  d.  Gcsetzsamml. ,  1810,  S.  3a.  In  Folge  dessen,  wurden  alle  Güter  de*  Jo- 
hanniterordens  in  der  Monarchie  als  Staatsgüter  eingezogen.  Man  s.  Gesetz- 
samml.  v.  181a,  S.  109.  —  Pius  VU.  crtheiltc  dem  Rönig  Carl  IV.  eine  Bewil- 
ligung, dafs  ein  Siebentheil  sämmtlichcr  Rlosterbcsitzungen  zum  Besten  der 
Staatscasse  verkauft  werden  dürften ;  es  ist  aber  von  dieser  Erlaubnis  bis  jetzt 
kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

1  )  Schriften  in  Fvtter's  Lit.,  III.  697.  Klübbr's  Lit.,  %.  1480.  Von  reebtmäsigen 
und  unrechtmäßigen  Ursachen  der  Secularisation,  s.  unten  §.  55i.  L.  P.  Bebo-kb 
diss.  (Mogunt.  1746.  4<  UQd  in  Abt.  Schsiut's  thesaur.  juris  eecles^,  T.  VT, 
p.  78  sqq.),  §.  76  sqq.  —  Vergl.  G.  L,  Boehxeb  princ.  juris  can.,  586.  V. 
Wiesb's  Rircbenr.,  §.  35a.  Göbrib's  teutsch.  Staatsr.,  $.  447.  C  C  Wbissb  über 
die  Sacularisation  teutscher  geistlicher  Reichender  (Leipz.  1798,  8.),  S.  3. 
Ebendess.  Nachtrag  zu  s.  Abh.  über  die  Sacularisation.  Leipz.  1800.  8.  Die 
Lnrechtmäsigkeit  der  Sacularisirungen.  Als  Antwort  auf  Hrn.  Wrissb's  Schrift. 
Philalcthopolis  1799.  8.  Ueber  das  Staatsnotbrecht ,  als  Grund  des  Rechtes  zu 
säculartsircn ;  eine  Antwort  auf  Wrisses  Nachtrag  etc.  Phiialethopolis  180a  8- 
Das  landesherrliche  Recht  über  Klöster.  Leipz.  1801.  8.  Abhandlung  von  dem 
Rechte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankf.  i8co.  8.  Die  V  ernunft 
fordert  die  Secularisirungen  nicht.  Tcutachl.  1798.  8.  Freimütbige  Gedanken 
über  die  Secularisirnng  der  getstl.  Wablstaatcn.  Altona  u.  Hamb.  1798.  8.  C. 
F.  Häbeblib  über  Aufhebung  mittelbarer  Abteien  u.  Klöster,  (liclm&t.  i8o5.  8.), 
«}.  79.  —  Anders  als  oben  im  J.  N.  F.  Bhaitrb  in  s.  Abhandlungen  z.  Erlau» 
ter.  d.  wcstphäl.  Fr.,  Bd.  II.  S.  24  f.  v.  Arktiks  Genius  von  Baiern,  St.  IV. 
—  Von  den  kirchlichen  u.  politischen  Folgen  der  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi, 
v.  i8o3  festgesetzten  Secularisation,  s.  man  die  Staatsrechtlich-politische  Erläu- 
terung des  §.  34  des  neuen  EntschädigungsPlans.  (Ohne  Druckort)  180a.  8.  — 
Nicht  blofs  die  Politik,  auch  die  Sittenlehre  kann  Gründe  darbieten,  wider» 
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rechtliche  Serularisationcn  bestehen  zu  lassen.  Man  s.  Bescheidene,  doch  frei- 
mütige Andeutung  über  Uebertreibungen  und  Bückwirkungen  etc.  Germa- 
nien 181 5.  8. 

§•  (437.) 
Incameration.    Reformation.  AmortisationsGesetze. 

I)  Auch  zu  so  genannter  Incameration,  das  heifst,  zu  Einzie- 
hung des  Kirchenguts,  oder  des  Vermögens  frommer  oder  milder 
Stiftungen,  in  der  Absicht,  dasselbe  unmittelbar  durch  eine  landesherr- 
liche Finanz-  oder  CameralBehörde,  ohne  form  liehe  Verwandlung  oder 
Aufhebung  seiner  bisherigen  Eigenthumseigenschaft  verwalten  zu  lassen  «), 
konnte  der  Staat,  ohne  Verletzung  des  Eigenthumrechtes,  nicht  schreiten  A); 
selbst  dann  nicht,  wenn  er  den  ganzen  reinen  Ertrag  zu  dem  stiftungs- 
mäsigen  Zweck  verwenden  wollte.  Das  eine  wie  das  andere  Gut  darf,  un- 
beschadet der  dem  Staat  gebührenden  Oberaufsicht,  seiner  stiftungsmäsigen 
Verwaltung  eben  so  wenig  als  der  stiftungsmäsigeu  Verwendung,  ent- 
zogen werden  c)  (§.  334).  H)  Von  der  Secularisation  und  Incamera- 
tion, ist  jedoch  die  Reformation  des  Kirchenguts  wesentlich  ver- 
schieden. Sie  erfolgt,  erlaubterweise,  wenn  eine  Kirchengesellschaft, 
nach  ihrem  Uebergang  zu  einer  andern*  Religion,  ihrem  Kirchen  gut  eine 
Bestimmung  gibt,  welche  ihren  neuen  ReligionsGrundsä'tzcn  gemäfs  ist  </). 
Iii)  Der  übermäsigen  Vermehrung  des  Kirchenguts,  können,  durch  Amor- 
tisationsGesetze  «),  Schranken  gesetzt  werden. 

a)  Von  der  Incameration  ist  die,  von  dem  gehörigen  Richter  verfugte,  Sequestration 
des  Kirchen-  und  frommen  Stiftungsgutes  zu  unterscheiden.  _ 

4)  Vergl.  R.Deput.Hauptschl.  v.  i8o3 ,  65.  GH.  hessische  <Verfafs.Urk.  v.  i8ao, 
Art.  43«  ffohenzollernSi'ffmaring-en'scAe  v.  i833,  §.  38  f.  Ueber  das  geistliche 
Gut  im  fVürtemhergischen.  i8oa.  8.  Klübkr's  Acten  d.  wiener  Congr.,  V.  «47« 
(Pahi/s)  NationalChronik  der  Teutsohen,  1804 ,  S.  34».  Verhandlungen  in  d. 
Versamml.  d.  LandstSnde  des  Königr.  Würtemberg,  Abth.  VIII  (i8i5  8.).  S. 
97  ff  Abtb.  IX,  S.  58  ff.  Abth.  XX,  XXI  u.  XXffl.  Grundsätze  über  das  Ver- 
treten der  Kirche  bei  Ständeversammlungen,  herausgeg.  von  H.  E.  G.  Paci.cs 
(Heidelb.  1816.  8.),  S.  8  ff.  Darstell,  des  Betragens  d.  würtemb.  Landstände 
(i8i5.  8.),  Abschn.  I,  Art.  4;  und  Fortsetzung  (i8i5.  8.),  S.  1a  ff.  Häbkrlih's 
Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  199  ff.  Srb.  Rrkkdsi.,  das  Recht  der  milden  Stif- 
tungen etc.  Leipz.  1814.  8.  Bacxr's,  Bihr's  u.  Schott's  allgcm.  StaatsCorre- 
spondenz,  Bd.  I  (1814.  8.),  S.  4°9  ff  —  Nie  fehlt  wohl  bei  Incamerirungcn  die 
Versicherung,  dafs  der  Ertrag  in  dem  Sinn  der  Stiftung  solle  verwendet  wer- 
den. Aber  wer  bürgt  für  gehörige  und  vollständige  Verwendung  desselben? 
Wer  leistet  Sicherheit  für  den  Fall,  wenn  durch  Vermengung  des  geistlichen 
und  frommen  Stiftungsgutes  mit  dem  Staatsvermögen,  jenes  verschwunden,  die- 
ses nicht  wahrhaft  gebessert  ist? 

e)  Die  eine  und  die  andere,  stände  im  Widerspruch  mit  der  Absicht  der  Stifter. 
Die  kurhessische  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i ,  §.  i38,  setzt  fest:  «Nur  in  dem  Falle, 
wo  der  stiflungsmäsigc  Zweck  nicht  mehr  zu  erreichen  stehet,  darf  eine  Ver- 
wendung zu  anderen  ähnlichen  Zwecken,  mit  Zustimmung  der  Rctheiligten,  und, 
so  fern  öffentliche  Anstalten  in  Betracht  kommen,  mit  Bewilligung  der  Land- 
stände ,  erfolgen».  Wörtlich  so  auch  die  königl.  sächsische  Verfafs.  Urkunde 
v.  i83i ,  %.  60.  —  Anordnung  einer  landesherrlichen  GeneralAdminMtration  des 
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Stiftung»-  und  CommunVcrmögcns ,  in  dem  baierischen  Regierung*  Blatt,  1808, 
St,  5  Abgeändert  durch  die  oben  %.  53 1 ,  Kote  a,  angcf.  Verordnung  too 
17.  Marz  1817. 

d)  Vergl.  J.  C  Majxr's  geistl.  Staatsr.,  L  179  f.  —  Von  der  Beformalion  unter 
scheidet  sich  die  Innovation,  die  Bestimmung  des  geistlichen  Stiftung^utes  zu 
einem  andern  frommen  Zweck,  als  dem  eigentlichen  stiftungsmästgen.  Vergl. 
M.%j>:n  a.  a.  O.  u.  P.okhjikr  1.  c.  %.  5y5.  sqq. 

•)  PCttkr1»  Lit.,  III.  694.  Hilders  Lit.,  §.  1478.  Ebendess.  kl.  jur.  Biblioth  .  XI. 
294.  Sklchow  dem.  juris  gertn.  priv.,  %.  557-  Das/.  Handb.  des  I.  Priratr.  IL 
%.  26a.  Jargow  t.  d.  Regalien,  i3a.  Scheidkx&ntkl  a.  a.  O.  IL  53  ff.  Micri'* 
Hirchenr.,  %.  3o.  F.  X.  v.  Mosuaxx  über  AmortisationsGcsetze.  Regeusb.  1-98.  8. 
Adv.  Martin,  die  todte  Hand,  in  jurist. ,  polit.  u.  staatswirthschaftL  Hinsicht; 
in  Pölitz  Jahrbüchern,  März  i83a.  —  Ein  baier.  Edict  v.  3i.  Dec.  1811  belegt 
die  Vermächtnisse  und  Schenkungen  an  die  Kirchen  und  Geistlichen,  mit  einem 
Abzug  von  zwei  Quarten  (quarta  scbolarum  et  pauperum)  des  Ertrag«. 

§♦    533.  (438.) 

Vermögen  und  Religiösen  aufgehobener  und  nicht  aufgehobener  geist- 
licher Corporationen.    HeimfatU  und  fiscalisches  Occupations Recht. 

1)  Theoretisch  wird  gestritten  a),  ob  das  Vermögen  aufgehobe- 
ner geistlicher  Corporationen,  insonderheit  aufgehobener  Kloster, 
1)  fortwährend  als  Kirchengut*),  oder  2)  als  zurückgefallen  an 
die  Stifter,  oder  deren  Nachkommen  c),  so  weit  es  geschenktes  Gut  ist, 
oder,  wenn  nicht  3)  als  gemeinschaftliches  Eigenthum  des  Staates 
und  der  geistlichen  Corporationen  (§.  334),  welches  jener  in  Alleiuetgen- 
thum  verwandle  «f),  doch  4)  naCu  Erlöschung  der  moralischen  Person ,  die 
solches  eigentümlich  besafs,  als  lediges  Gut  zu  betrachten  sey  e),  welches 
dem  StaatsFiscus  heimfalle?  Auch  ob,  in  solchem  Fall,  das  auswärtige 
Vermögen  untrennbar  sey  Ton  der  inländischen  Hauptstiftung  J)  ?  Oder 
ob  der  gegenseitige  StaatsFiscus  berechtigt  sey  zu  der  Occupution  inlän- 
discher Besitzungen,  Renten  und  Rechte  auswärtiger  secularirirter 
geistlicher  Stiftungen  jQ?  weil  das  fiscalische  OccupationsRecht  begrenzt 
werde  durch  das  eigene  Staatsgebiet,  und  eine  Erstreckung  desselben  in 
fremdes,  Verletzung  der  auswärtigen  Staatshoheit  wäre.  II)  Die  bürger- 
lichen Verhältnisse  der  Reli giosen  aufg  ehobener  Stifte  und  Kloster, 
beiderlei  Geschlechtes  /<)>  und  selbst  die  bürgerlichen  und  klösterlichen  Ver- 
hältnisse der  Mitglieder  nicht  aufgehobener  Kloster  *),  sind  hie  und  cb 
durch  eigene  Staatsgesetze  bestimmt. 

a)  Pütter's  Lit.,  Hl.  816.  699.    KlLbkr's  Lit.,  §.  i6o5  u.  1481.   v.  Roth's  Staatsr. 
t.  K.  Lande,  II.  44. 

b}  J.  Majkr's  Erläuterungen  des  wcstphäl.  Friedens.  1785.8.—  So  auch  der  Reichs 
hofrath.  in  Ansehung  der  ursprünglichen  Stiftungsgütcr  der  JesuitenGoUcgiezL 
Merkw.  RcichshofrathsGutachten,  Tb.  III  (Frankf.  1795.  8),  S.  «68  ff. 
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c)  Schmal*  natürl.  Staatsr.,  $.  lao.  Dawider  J.  C  Majir  über  das  Eigenthum  an 
den  geistl.  Gutern  (Ulm  1786) ,  S.  79  f. 

d)  v.  Steck'»  Ausführung  einiger  gemeinnütziger  Materien  (Halle  1784),  S.  a6.  Uotb's 
Verteidigung  der  reehtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  Franlif.  u.  Lpz.  1783.  8. 
GösAP.R  a.  (oben  §.  334»  Note  a)  a.  O.  —  Vergl.  auch  Gnorics  de  J.  B.  et  P. 
lib.  II.  c.  3-  %.  19.  und  das  angef.  badischc  ConstitutionsEdict,  %.  q. 

9)  G.  L.  BöhWs  Rechtsfalle,  Bd.  III,  Abth.  1,  S.  6a  u.  io3.  J.  F.  E.  Höh  her 
diss.  de  jure  occupandi  statuendique  de  bonis  Ordinis  extineti  Jcsuitarum.  Goctf. 
1779.  4.  Auch  teutsch,  Franlif.  u.  Lcipz.  1779-  4»  u-  Ulm  1781.  4-  J.  C.  Roch's 
Revision  der  rcchtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  1783.  8.  Ebendcss.  neuer  Auf- 
schluß über  die  Stellen  des  westphäl.  Friedens  u.  s.w.,  nebst  zwei  Postscripten 
178a.  1784.  8.  Vergl.  auch  Braueb's  Beiträge  zu  e.  allgem.  Staatsr.  der  rhein. 
Bundesstaaten,  S.  180.  —  Ein  dominium  eminens  in  bona  ccelesiastica  legt  der 
Staatsregierung  bei,  Wisse  in  s.  Grundsätzen  des  gemeinen  in  Deutsch!,  tibi. 
Rirchenrechts,  Hauptst.  I,  Cap.  a,  §.  33.  —  Rönigl.  haier.  Edict  v.  8.  Sept.  1808, 
die  Aufhebung  des  Johanniterordens  in  Baiern  betr.,  nach  welchem  das  Ordens- 
vermögen zur  Dotation  der  bater.  Bisthümer  und  ihrer  Capitel,  der  Ueberschufs 
su  Verbesserung  des  SchulFonds  gewidmet  werden  soll.  Das  königl.  westphäl. 
Decrct  v.  1.  Dec.  1810  (Bulletin  des  loix  du  R.  de  Westphalic  1810,  n.  170. 
Rhein.  Bund,  LH.  93.)  hob  alle  Capitel,  Rlöster  und  geistl.  Stiftungen  auf,  und 
vereinigte  sie  mit  den  StaatsDomänen.  Auch  in  der  östreichischen  Monarchie  ist 
der  Grundsatz,  aufgestellt:  das  geistliche  Vermögen  unterliegt  der  Staats  Vorkeh- 
rung. Schriften  für  u.  wider,  s.  in  der  Allgem.  Lit  Zeit.  181a,  N.  69.  —  Wider 
die  analoge  ErbSuccession  des  Fiscus,  s.  Majbr's  Succession  des  Fi&cus  u.  s.  w. 
(1786),  S.  i3i,  Note  7a. 

f)  Die  Untrennbarkeit  behauptet  Roth  a.  a.  O.  Dawider  s.  Roch  a.  a.  O.  —  Be- 
dingungsweise spricht  dem  fremden  Staat  ein  Anfallrecht  zu,  Brauer  in  den 
Abb.  zu  Erläut  des  westph.  Friedens,  Bd.  H  (1784),  S.  10  fT.  —  Der  Reii  hsdcp. 
Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  36,  setzt,  für  die  von  ihm  verfügten  u.  zugelassenen 
Secularisationen ,  die  Untrennbarkeit  fest.    Vergl.  ebendas.  §.  39  u.  1. 

g)  Ausübung  des  -üscalischen  Oecupations-  oder  Heimfallrechtes  (droit  d'opavc)  bei 
ledigem  Gut  (§.  4^6).  In  Beziehung  auf  den  angef.  R.  Dep.  Hauptschl.  v.  i8o3, 
s.  man:  Das  Heimfalls-  und  üscalische  OccupationsRecht  des  Erzhauses  Gest- 
reich,  auf  den  in  dessen  Erbstaaten  gelegenen  Besitzungen  und  Einkünften  der 
durch  den  neuesten  EntschädtgungsRcichsschlufs  secularisirten  tcutschen  Stifter, 
Rlöster  etc.  (von  dein  damal.  östreieb.  Landvogt  zu  Rothenburg,  v.  Benzcl) 
i8o3.  8.  J.  L.  Kllbeh,  das  OccupationsRecht  des  landeshcrrl.  Fiscus,  im  Ver- 
hältnis zu  den  Besitzungen,  Renten  u.  Rechten,  welche  den  secularisirten,  als 
Entschädigung  gegebenen  geistl.  Stiftungen  in  fremdem  Gebiete  zustanden,  recht- 
lich geprüft.  (Erl.)  1804.  8.  Lccchesim's  bist.  Entwickel.  der  Ursachen  u.  Wir- 
kungen des  Rheinbundes,  Th.  I  (Leipz.  i8ai),  S.  a8a  u.  f.  Histoirc  abregee  des 
traites,  par  Roch  et  Schokll,  VII.  i5o  — i55.  —  Oeslreith  stützte  sich  auf  sei- 
nen mit  Frankreich,  unter  russischem  Beitritt  zu  Paris  geschlossenen  Vertrag 
v.  a6.  Dec.  180a,  Art.  4,  (in  Martess  recueil,  Supplcm.  HI.  aa8),  u.  auf  den 
im  R.  D.  Hauptschi.,  1,  so  wie  auf  den  in  dem  kais.  Ratif.  Decret  v.  a8.  Apr. 
i8o3  gemachten  Vorbehalt.  Dem  ward  entgegengesetzt,  die  in  dem  angef.  §.  1 
des  R.  D.  H.  stehende  Clausel  «in  so  fern»  (u.  s.  w.)  Am  3i.  Mai  1808  er- 
klärte Oestreich  sich  bereit  zu  Aufhebung  seiner  Incameration  schweizerischer 
(vergl.  RcichsDep.Hauptschlufs  §.  89)  geistl.  Stiftungsgüter.  Dagegen  klagte  die 
Tagsatzung,  in  ihrer  Sitzung  vom  24.  Aug.  1819,  über  Nichterfüllung,  überhaupt 
über  die  seit  vielen  Jahren,  zum  Vortheil  eines  auswärtigen  Staats* iscus,  fort- 
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dauernden  so  gcnanannten  Incainerationen,  oder  vielmehr  Sequestrirungcn  geist- 
licher Güter,  die,  ru  in  der  Schweis  befindlichen  (noch  bestehenden)  Hauptstif- 
tungen gehörig,  aber  in  teutsrhem  Staatsgebiet  gelegen  sind,  s.  B.  in  TttoI, 
Vorarlberg,  HohensollernSigmaringen.  Wegen  der  incamerirten  Güter  in  der 
Landgrafschaft  Mellenburg,  kam  ein  Vergleich  zu  Stande,  iw.  Baden  u.  den 
Cantuneu  Zürich,  Schafhausen  u.  Thurgau,  am  24.  Dcc.  i8ao;  in  d.  bad.  Regler, 
ßlatt,  v.  11.  Sept.  18-21,  u.  in  der  Allgein.  Zeitung  v.  8.  Juni  i8at. 

h)  In  dem  Grofsherzogthum  Baden  durch  eine  Verordnung  v.  ia.  Mai  1807 ,  in  A 
Rhein.  Bund,  VBI.  1 36. 

1)  Grofohersogl.  badisclus  Regulatir  für  die  kathol.  Frauenklöster,  als  weibliche 
Lebr-  und  Ersiehungslustitute,  v.  16.  Sept.  18t  1,  in  dem  Regier.  Blatt  1811, 
Num.  »5.  —  Von  Baiern  s.  Micbx's  Kirchenr.,  §.  44- 


XVII.  CAPITEL 
Lehnhoheit    und  Lehnverbindung'. 


§.   534.  (439.) 
I)  Lehnhoheit. 

I)  Jede  Lehn  Verbindung  hat  ihren  Rechtsgrund  in  einem  Vertrag, 
dem  Lehn  vertrag.  Darum  sind  alle  durch  sie  begründeten  Rechte  und 
Pflichten,  selbst  die  durch  diesen  Vertrag  genehmigten  lehngesetzÜchen, 
ursprünglich  conventioneile  «).  Diesem  Entstehungsgrund  und  ihrem  We- 
sen nach,  subjectiv  und  objectiv  unterschieden  und  getrennt  von  der  S  taats- 
verbiiulung,  von  dem  durch  diese  begründeten  staatsoberherrlichen  und  un- 
terthanschaftlichen  Rechtsverhältnifs  ist  jede  Lehn  Verbindung,  gleichviel 
ob  Staatslehen  oder  Privatlehen  ihr  Gegenstand  sind  c)>  privat  recht- 
licher Natur.  Eben  darum  ist  auch  die  Lehnherrlichkeit,  als  solche, 
nur  Privateigenthum  und  nur  privatrechtlich  <0;  denn  auch  sie  wird  nur 
durch  jenen  Vertrag  begründet.  Es  erscheint  daher  bei  Staats Activlehen 
der  Lehnherr,  als  solcher,  nicht  in  staatsoberhauptlicher  Eigenschaft,  gleich- 
wie der  Vassall  nicht  in  unterthanschaftlicher  oder  staatspflichtiger.  II)  Da- 
"mit  jedoch  das  Lehninstitut,  dieses  blofs  privatrechtliche  Verhältnis,  dem 
Staatszweck  nicht  widerstreite,  .  vielmehr  übereinstimmend  mit  demselben 
wirke  und  geleitet  werde,  gebührt  jedem  Staat,  und  so  auch  jedem  teut- 
schen  Bundesstaat,  über  alle  in  seinem  Gebiet  befindlichen  Lehn  Verbindun- 
gen, das  Recht  der  Zulassung,  des  Schutzes  und  der  Aufsicht,  die  Lehn- 
hoheit <0  (imperiura  civile  circa  feuda,  potestas  feudalis  sublimis,  jus  circa 
feuda  majestaticum).    Ihre  Wirksamkeit  zeigt  sich  hauptsächlich  bei  Lehn- 
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gesetzen,  Lchngerichtbarkeit  und  Lehndiensten/).  Staatsrechtlich  unterge- 
ordnet sind  ihr  alle  inländischen  liehen,  Staatslehen  nicht  weniger  als  Pri- 
vatlehcn.  In  dieser  Hinsicht  gilt  gleichviel,  ob  bei  StaatsActivlehen  die 
I^ehnherrlichkeit  dem  inländischen  Staatsoberherrn  (feuda  in  curte),  oder 
einem  auswärtigen  (.feuda  extra  curtem,  Aussen-  oder  Butenlehea),  zusteht. 
Die  Lehnherrlichheit  wird,  rechtlich,  durch  die  Lehnhoheit  mehr  nicht  be- 
schrankt, als  der  Staatszweck  fordert  g). 

a)  G.  L.  Bokhmer  prineipia  juris  fcndalis,  §.  3. 
h )  Bokhxkr  I.  c.  %.  217. 

c)    BoiHXKB  1.  C.  §.  4. 

J)  In  dein  rechtlichen  Verhältnils  zu  der  Staatshoheit  und  Staatsregierung,  haben 
Lchnverhindung  und  Lchnberrlichkeit  nichts  voraus  vor  andern  privatrechtlichen 
Instituten;  nichts  vor  Grund-,  Gut-  und  Erbzinsberrlichkeit,  nichts  vor  Zehnt-, 
Zins-  und  Gültpflichtigltcit,  nichts  vor  Pfandschaft  und  Patronatrecht.  Darum 
vvard  auch  von  jeher  das  Lebnrecht,  als  Wissenschaft,  allgemein  als  ein  Theil 
des  Privatrechts  betrachtet,  und  pflegt  es  in  der  neuesten  Zeit  auf  hohen  Schu- 
len in  Verbindung  mit  dem  teutschen  Privatrecht  vorgetragen  zu  werden. 

r)  Das.  Nktth.bladt  syst,  jurisprud.  naturalis,  %.  \i5\.  1464.  sqq.  (v.  Grolhas's) 
Dcduction  in  Sachen  NassauSaarbrücken  c.  HesscnDarmstadt,  die  Feudalität 
einiger  Nordeck  von  Rabenauiscben  Güter  betr.  (Giessen  1785.  Fol.),  §.  16  u. 
81.  ScuxAi'nrBT's  Staalsr.  der  gesammten  Reichslande,  §.  56  f.  Hagkmasn's 
Ein!,  in  das  Lehne,  §.  8.  M.  J.  Bkhr's  Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmung 
des  rechtl.  Unterschieds  zwischen  Lehnherrlichkeit  und  Lehnhoheit.  Wurzburg 
1799.  ®»  H.  GniD^KH  diss.  de  dominio  directo  in  territorio  alieno.  Viteb. 
1717.  4«  B.  C.  Srntv  diss.  de  eod.  arg.  Jen.  1724.  4»  Baier.  LehtiEdict  v.  7. 
Juli  1808,  in  dem  Regier.  Bl.  v.  1808,  S.  i8o3.  fhu'rr.  Vcrordn.  v.  6.  Juni  1815 
(Reg.  Bl.  S.  481)  u.  v.  6.  Febr.  1818  (in  Gkükt'»  Samml.  baicr.  Verordn.,  Tb. 
Vül,  S.  649). 

f  )    BOKHÄFR  1.  C.  §.  5. 

£-)  Beispiele  von  Aufliebung  des  Lehnwesens  durch  Slaatsvcrlräge  und  Staatsgeselxc, 
unten  §.  5 13  u.  f.  m 

§♦  555.  (440.) 
InsoHdcrfiek  über  auswärtige  Staatslehen. 

Ueber  auswärtige  StaatsActivlehen  (Aussenlehen,  feuda  extra 
curtem),  mo  weit  dergleichen  noch  vorkommen,  steht  die  Lchnhoheit  dem 
I,  ehn  heim,  ganz  oder  zum  Theil,  nur  dann  zu,  wenn  solche  als  Staats- 
dienst barkeit  begründet  ist.  So  fern  der  Vassall  selbst,  in  Absicht  auf 
das  Lehn,  in  dem  Besitz  der  Sourerainctat  sich  befindet,  gehört  auch 
ihm  die  Lehnhoheit  «). 

«)  II.  G.  Scheide» *> tri.  diss.  de  nexu  feudali  inter  gentes.  Jen.  1768.  4        C  Rah 
progr.  de  superiori  inferioris  vassallo.  Lips  1801.  4- 
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§.  556.  (441.) 
II)  Lehnverbindung. 

Theil s  die  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  überhaupt,  theils 
die  in  der  rheinischen  BundesActe  geschehene  -wechselseitige  Verzicht- 
leistung aller  Bundesfürsten,  auf  jedes  wirkliche  oder  gegenwärtige  Hecht, 
welches  Jeder  von  ihnen  haben  oder  ansprechen  konnte,  auf  Besitzungen 
der  übrigen  Mitglieder  des  Bundes  (§.  83),  ward  von  den  Bundesfürsten, 
in  Beziehung  auf  das  Lehnverhältnifs  in  den  rheinischen  Bundesstaaten, 
zu  verschiedenen  Bestimmungen  «)  benutzt,  welche  grofstentheils  noch  jetzt 
wirksam,  und  nur  hie  und  da,  seit  Vernichtung  des  rheinischen  Bundes, 
abgeändert  worden  sind.  Von  dem  einen  und  von  dem  andern,  ist  hier 
zu  handeln. 

a)  Baltische  Bekanntmachung  r.  a5.  Nov.  i8o6»  in  dem  bad.  Regierungsblatt,  1806, 
Num.  19,  u-  in  d.  Hhein.  Bund,  IV.  98.  Staatsvertrag  zwischen  Baden  und 
fPiirxburg  y.  17.  Mai  1807,  §.  6,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  180-,  Num.  24.  VFür- 
temb.  Patent  v.  16.  Dec.  1806.  Baier.  Declaration,  die  Bestimmung  der  Verhält- 
nisse der,  der  königl.  Souverainetät  unterworfenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren 
betr.,  19.  Märt  1807,  M.  1,  in  d.  Rhein.  Bund,  VI.  3-»2.  Baier.  Erklärung 
t.  17.  April  1807;  in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  1807,  N  um.  36.  Baier.  Aufruf  an 
die  Vassailen  in  der  Oberpfalz,  v.  22.  Mai  1807,  in  Tjrol  v.  1.  Juni  1807,  in 
Neuburg  etc.;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Num.  26.  Baier.  Edict  t.  3i.  Aug. 
1808,  die  Lchnrerhältnisse  in  dem  Rönigrcich  betr.,  in  d.  Regier.  Blatt,  1808, 
Num.  48.  Grofshereogl.  würzburgische  Yerordn.  v.  9.  Jun.  1807,  §.  »63  ff.;  in 
d.  Rhein.  Bund,  X.  49  f.  Würzburg.  Verordn.  v.  14.  Dec  1811.  Grofehentogl. 
hessische  Bekanntmachung  v.  4.  Febr.  1807;  in  d.  Rhein.  Bund.  VDX  «98.  Her- 
sogl.  arenbergische  Bekanntmachung,  d.  d.  Recklinghausen  i5.  Oct.  1807.  Anhalt. 
Cöthcnsche  OrganisationsEdicto  v.  28.  Dec.  1810,  Art.  12,  u.  19.  Febr.  1811,  Art. 
19;  in  d.  Rhein.  Bund,  LR.  99.  LIV.  384. 

§.  OO/.  (442.) 
£J  Bei  vormaligen  Reichslehen  $ 

a)  entweder  mit  Aufhebung  der  Lehnverbindung. 

In  Hinsicht  auf  die  vormaligen  Reichslehen  «),  sind  mannigfal- 
tige Veränderungen  eingetreten.  I)  Bei  vielen  hat  die  Lehn  Verbindung 
gänzlichaufgehört.  Es  sind  nämlich  1 )  solche  Reichslehnverbindungen, 
sowohl  wegen  Vorderlehen  als  auch  wegen  Afterlehen,  deren  Gegenstand 
durch  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  verschwand  (z.  B.  Reichs- 
ämter),  oder  durch  die  rheinische  BundesActe,  oder  nachfolgende  Macht- 
gebote,  dem  Vassalien  entzogen  ward  (z.  B.  manche  Regalien  jetziger  Stan- 
desherren), als  erloschen  anzusehen  Dasselbe  gilt  2)  von  der  Lelin- 
verbindung  wegen  solcher  Reichs  Vorder  lehen,  deren  noch  fortdauernder 
Gegenstand,  der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates  nicht  unter- 
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worfen  ist  <?).  Auch  hat  3)  diejenige  Lehnpflicht,  womit  die  meisten 
der  jetzigen  Bundesstaaten  selbst,  wegen  bestimmter  Grundbesitzungen 
oder  TerritorialGerechtsame ,  dem  Kaiser  und  Reich  zugethan  waren,  bei 
Auflösung  der  Reichs  Verbindung  ganz  aufgehört,  durch  Appropriation. 
Endlich  4)  horte  auch,  schon  durch  die  rheinische  BundesActe,  die  Lehn- 
verbindung, wegen  solcher  Reichs Afte riehen  gänzlich  auf,  welche  ein 
rheinischer  Bundesfürst  von  einem  andern  Bundesfürsten  bis 
dahin  empfangen  hatte  (§.  83,  IV). 

fl)  Verzeichnisse  derselben,  bei  Moser  v.  d.  teuUchen  Lehnsverfassung,  S.  34  ff. 

b)  Rhein.  Bund,  XIL  3«7,  $.  16.  XIII.  96.  99. 

c)  Von  ehemaligen  Roldisleben  in  der  Schweiz,  s.  Moseb  a.  a.  O.,  S.  144—147. 
Ebenders.  von  d.  t.  Reichstagsgeschäften,  S.  i383. 

§.  538.  (443.) 

b)  Oder  bloss  mit  Veränderungen  tn  Ansehung  des  Lehnherrn, 

II)  Bei  andern  vormaligen  Reichslehen,  ist,  unter  Fortdauer  der  Lehn- 
verbindung, nur  in  Ansehung  des  Lehnherrn  eine  Veränderung  ein- 
getreten. Es  wird  nämlich  1)  bei  denjenigen  Reichs  V  0  r  d  e  r  lehen ,  deren 
Besitzer,  wegen  solcher  lehnbaren  Besitzungen  oder  Gerechtsame,  jetzt  der 
Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen  sind,  die  Lehn- 
herrlichkeit  dergestalt  als  fortdauernd  behandelt,  dafs  der  Inbegrill  der 
lchnherrlichen  Rechte  nunmehr  demjenigen  Bundesstaat  zusteht,  indessen 
Staatsgebiet  der  Gegenstand  der  Lehnverbindung  sich  beiladet  «).  2)  Reichs- 
After  lehen,  welche  in  dieser  Eigenschaft  vorhin  schon  von  einem  Bun- 
desstaat, als  ReichsAfterlehnherrn,  verliehen  wurden,  haben  sich,  nach 
Erlöschung  der  R eichslehneigenschaft,  in  unmittelbare  oder  Vorder- 
Activlehen,  und  zwar  desjenigen  Bundesstaates  (§.  83,  IV)  verwandelt,  in 
dessen  Staatsgebiet  sie  gelegen  sind. 

0)  Rhein.  Bund,  V.  *4a.  390.  VDI.  a98.  X.  5o.  XR\  3a6.  Xffl.  80.  96.  XV.  421.  Der 
Rönig  Ton  Sachsen  erklärte  für  ihm  angefallen ,  jede  dem  Raiscr  und  Reich  zu- 
gestandene Lehnherrlichkeit  über  inländische  Besitzungen.  Patent  v.  a3.  Aug. 
1809,  u.  zu  dessen  Erläuterung  ergangene  Rescripte  v.  7.  Mai  u.  6.  Dec.  1809 
u.  a.  Jan.  1811,  in  der  Contin.  UL  Cod.  Aug.  T.  I.  p.  557— 56o.  Dasselbe  ver- 
ordnete Preussen,  in  Ansehung  der  in  seinen  Staaten  gelegenen  Reichslehen, 
durch  eine  CabinetOrdre  v.  16.  Sept.  1806,  in  Cbohs's  u.  Jaup's  Germanien, 
Bd.  n,  S.  5n  u.  in  v.  AncHENuoi.z  Minerva,  Oct.  1806,  S.  139.  Desgl.  fVur- 
temberg,  in  der  Declaration,  betr.  die  Staatsrecht^  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses 
HohenlohcWaldcnburgBartenstein,  v.  37.  Oct.  i8a3,  §•  58.  Und  Hannover,  in 
Ansehung  der  vormaligen  ReichsLchnverhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Bentheim, 
wegen  der  Grafschaft  Bentheim,  in  e.  Verordn.  t.  18.  A|^i8?3,  Art.  77,  in  d. 
hannö^er.  Gesctzsamml.  v.  1823,  Abth.  I,  S.  i43  f.  MRxb's  Abhandlungen, 
Bd.  I,  S.  146.  —  Anwendung  auf  die  rcichslehnbaren  fürstlich-t/mr»-  und  taxischen 
Postgerechtsame.  Vergl.  §.  4^4»  439  u.  f.,  u.  54»,  d.  —  Die  ReichsLehnverhält- 
ni&se  preustischer  Standesherren  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  sind  bei  ReichsVer- 
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deriehen  für  aufgehoben,  hingegen  bei  inliinditchcn  ReicbsAftcrleben,  Activ-  uii 
PassivLeheu,  so  weit  diese  immittclst  nicht  allodiiuirl  wordeu,  für  fortdauernd 
erklärt,  in  der  k.  preufs.  Instruction  v.  3o.  Mai  1810,  §.  ai;  in  der  preuG».  Ge- 
setzsamnil.,  1810,  S.  88.  Rnfs  die  Lehnlierrlichkeit ,  nur  bei  gegebenen  Leben 
dem  inländischen  Bundesstaat,  bei  aufgetragenen  hingegen  als  consolidirt  mit 
dein  Lehnuntereigentbum  (als  nppropiict)  dein  Lehnina nn  hätte  heimfalten  sollen, 
behauptet  Güil.  Wiesasd  in  der  oben  (§.  49*  Note  a)  angef.  comment.  Part  L 
w  2.  G.  IL  v.  Bebg's  Abhandlungen  au  Erlaut,  der  rhein.  Bundes  Acte,  Tb.  I. 
S.  174  ff. 

§.  539.  (444.) 
Fortsetzung. 

Aucb  ist  3)  bei  denen  Heicbs  Aft  erlchen,  welche  ein  ehemaliger  rhei- 
nischer BundesfTirst  von  einem  solchen  reichsständischen,  durch  Auilösutu; 
der  Reichsverbindung  sou verain  gewordenen  Landesherrn  empfing, 
welcher  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht  geborte,  die  Lehnverbindung, 
der  Regel  nach,  durch  die  rheinische  BundesActe  für  aufgehoben  nicht, 
sondern  das  Lehn,  nach  Erlöschung  der  ReichsLehneigenschaft,  nunmehr 
für  ein  Vorder  lehn  zu  achten  «).  Dasselbe  gilt  4)  von  solchen  fleichs- 
Afte  riehen,  welche,  während  der  Reichsverbindung,  von  jetzt  als  Standes- 
herren untergeordneten  ehemaligen  reichsständischen  Landesherren  von 
fürstlichem  oder  grällichem  Stande,  an  nachher  zu  dem  rheinischen  Bund 
nicht  gehörige  Staaten,  gleichviel  ob  diese  zu  dem  teutschen  Reich  ge- 
hörten oder  nicht  oder  an  solche  Reichsunmittelbare,  welche  nach 
Auflösung  der  Reichsverbindung  rheinischen  Bundesfürsten  untergeordnet 
wurden  c),  oder  an  ehemalige  Reichsmittelbarc       verliehen  wurden. 

a)  Theils  böhmische  theils  östreiehischc  Reirhsafterlcben  hatten  die  Fürsten  von 
Reufs,  von  Schwarzburg,  u.  von  der  Leven.  Moser  v.  d.  t,  Lehnsvcrfassun:. 
418  f.  430.  Die  RcirhsaftcrLebnverbindung  der  reufsischen  Häuser  mit  «kv 
Brone  Böhmen,  wird  seit  Auflösung  der  t.  Bei<  Iisverbindung  von  beiden  TbeuVa 
stillschweigend  als  gänzlich  aufgelösct  betrachtet. 

A)  Mossa  a.  a.  O.  S.  421. 

c)  Moser  a.  a.  O.  S.  4»3. 

(f)  Moser  a.  a.  O.  S.  4^3.  Nur  werden  Lehnverbindungen  dieser,  so  wie  der  dur»  i 
die  Note  c  angedeuteten  Art,  nicht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten  fernerhin 
geduldet.   Vergl.  %.  543. 

§•  540*  (445.) 
Mit  Fortdauer  der  SuccessionsRec/Ue  und  der  ursprünglichen 

Dieser  Veränderungen  ungeachtet,  ist  I)  rechtlich  anzunehmen,  w.b 
die  vormaligen  Reichslehn   SitccessionsRechte,   nebst   der  Succes- 
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sionsOrdnung,  gleichviel,  ob  sich  dieselben  gründen  auf  die  Abstammung 
Ton  dem  ersten  Erwerber  (jus  sanguinis),  oder  auf  Mitbelehnschaft,  oder 
auf  gesetzmäsig  erlangte  EventualBelehnung  oder  Anwartschaft  «),  oder  auf 
andere  gültige  Vertrag  best  i  mm  ung  oder  Willenserklärung,  unverändert 
fortdauern  (§.  53);  nicht  nur  bei  den  vormaligen,  jetzt  approprürten, 
Reichslehen  der  teutschen  Bundesfürsten  selbst,  sondern  auch  bei  denjeni- 
gen Reichslehen,  die  nach  Auflösung  der  Reicbsverbindung  in  Staatslehen 
rheinischer  Bundesfursten  verwandelt  wurden,  (und  jetzt  von  teutschen 
Bundesfürsten  releviren  *).  Bei  diesen  letzten,  bleiben  überdem  II)  nach 
wie  vor,  so  wie  die  ursprünglichen  Rechtsbestimmungen  (lex 
investiturae)  überhaupt,  also  auch  namentlich  die  besondern  Eigen- 
schaften oder  Inproprietäten  einzelner  Lehen,  unverändert  gültig. 

a)  Rheinische  BundesActc ,  Art.  34  *  und  Analogie  dieser  Rechtsbestimmung.  Oben 
83.    r.  Bkrg  a.  a,  0.  S.  i85.    Wimasd  I.  c.    Rlübkb's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes, §.  89  u.  9a. 

6)  Durch  den  in  der  rhein.  Bundes  Acte  (Art.  34)  enthaltenen  Versieht,  sind  die 
unmittelbaren  (Rhein.  Bund,  IV.  in)  Successions Rechte  eines  Bundesfursten  auf 
solche  ttandesherrliche  Besitzungen  ausgeschlossen,  welche  in  dem  Souverain- 
Staat  eines  andern  Bundesrarsten  gelegen  simj.  Rlübkb's  angef.  Staatsr.,  $.  19a. 
Uende».  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  35. 

§.  541.  (446.) 
9)  Bei  TerrüorialLehen. 

In  Ansehung  der  während  der  teutschen  Reichsverfassung  bestandenen 
teutschen  TerritorialLehen,  blieb,  bei  Auflosung  der  Reichsverbindung, 

I)  jede  bisherige  inländische  TerritorialLehn  Verbindung ,  bei  welcher 
vorhin  schon  dem  jetzigen  Bundesfürsten  die  Lehnherrlichkeit  gebührte, 
ohne  Veränderung  in  der  Person  des  Lehnherrn  und  seiner  Rechte;  aber 
späterhin  erfolgten,  in  etlichen  Bundesstaaten,  Lehn  Vererbungen  (§.  542). 

II)  Was  aber  die  auswärtige  Lehnherrlichkeit  über  inläudische  Privat- 
besitzungen (Aussen-  oder  Butenlehen,  feuda  extra  curtem),  betrifft  "),  so 
begründete  die  staatsrechtliche  Thatsache  der  Auflosung  des  teutschen 
Reichs,  der  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  und  der  Erweiterung  der 
Landeshoheit  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  (Souverainetät),  einen 
Uebergang  derselben  auf  den  inländischen  Staatsoberherrn 
ipso  jure  nicht;  denn  dieselbe  ist  privatrechtlicher  Natur,  und  es  war 
in  dem  gesammteu  TerritoriaiBestand  des  teutschen  Reichs  Auswärtigen 
der  Eigenthumbesitz  inländischer  Privatberechtigungen  gesetzlich  nicht  ver- 
boten, und  solche  Besitzfähigkeit  der  Ausländer  durch  die  Unterordnung 
des  Landes  unter  die  Reichshoheit  nicht  bedingt.  Dennoch  ward  die  aus- 
wärtige Lehnherrlichkeit,  1)  von  mehreren  rheinischen  Bundesfür- 
sten *)   als  unter  den    rheinischen  Bundesstaaten  aufgehoben 
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und  auf  denjenigen  Bundestursten  übergegangen  betrachtet,  in  dessen 
Staatsgebiet  das  Lehn  sich  befindet;  dem  zufolge  auch,  in  dem  künftige» 
Fall  einer  Eröffnung  des  Lelms,  der  vorige  Lehnherr  zu  der  Consoli- 
dation  des  Lehns  nicht  berechtigt  ist  «)•  Dagegen  haben  2)  andere 
rheinische  Bundesstaaten  entgegengesetzte  Grundsätze  aufgestellt  «0. 
III)  Jede  Lehnverbindung ,  welche  unmittelbar  zwischen  rheinischen 
Bundesfürsten  bis  dahin  bestanden  hatte,  ward  als  aufge löset  be- 
trachtet «).  IV)  Und  eben  so  die  Lehnherrlichkeit,  welche  einem,  nun- 
mehr als  Standesherrn  untergeordneten,  vormaligen  reichsstnni lischen 
Landesherrn,  über  einen  nunmehrigen  sott  verainen  Bundesfürsten  zeit- 
her  zugestanden  hatte  /).  V)  Lehn  Verbindungen  zwischen  rheinische? 
Bundesfürsten  und  Souverainen,  die  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht  ge- 
hörten, blieben  in  der  Regel,  nach  wie  vor  bestehen.  VI)  Doch  wur- 
den Ausnahmen  hie  von  gemacht.  Jede  Lehn  Verbindung  Oestreich* 
mit  Baiern,  Würtemberg  und  Baden,  ward  in  dem  presburger  Frie- 
den wechselseitig  aufgehoben  g).  Auch  erkannte  und  erklärte  Oest- 
reich  im  Jahr  1808  die  Auflosung  seiner  böhmischen  Lehnherrlichkeit 
über  eine  fürstlich-  reussi sc  he  Besitzung  /*)•  VII)  In  der  wiener  CongrelV 
Acte  (Art.  18  u.  19)  verzichteten  Oestreich  auf  seine  böhmische  Lehu- 
herrlichkeit  über  den  preussischen  Theil  der  beiden  Lausitzen,  und  Freu  v 
sen  und  Königreich  Sachsen  gegenseitig  auf  jedes  FeudalRecht  oder 
Anspruch  («ttout  droit  ou  pre'tention  de  feodalite'»),  die  sie  ausserhalb  ihrer 
jetzt  bestimmten  Grenzen  ausgeübt  oder  auszuüben  gehabt  hätten.  VIII)  Dem 
Königreich  Böhmen  räumte  das  Königreich  Sachsen  die  LehnherrlichUn» 
ein,  über  verschiedene  von  seinen  Schlössern  und  Oertern,  unter  dem  Nj- 
men  der  böhmischen  Hauptlehen  «};  desgleichen  über  etliche  andere  Lehn- 
stücke  *).  IX)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  haben  verschiedene 
Bundesfürsten  vertragweise  verzichtet  auf  ihre  lehnherrlichen  Gerechtsame 
in  andern  Bundesstaaten.  So,  wechselseitig,  Prcussen  in  Verträgen 
mit  SchwarzburgSondershausen  O  und  Sch  warzbu  r  g  l\  udvl- 
stadt  »),  und  Königreich  Sachsen  mit  Sachsen  Altenburg  Auch 
schlofs  Preussenmit  Hannover  am  8.  December  1817,  und  mit  Brann- 
schweig  am  3.  August  1823,  Verträge  über  Aussenlehen  (§.  542,  ci 
X)  Braunschweig  weigert  sich,  die  wegen  seiner  Lehnherrlichkeit  übt? 
Lehen  in  fremdem  Gebiet  0),  von  rheinischen  Bundesfürsten  gemachten 
Verfügungen,  und  die  mit  dem  König  von  Westphalen  geschlossenen  Ver- 
träge anzuerkennen  p). 

a)  (E.  A.  Haus)  Ueber  die  Lehnherrlichkeit  eines  Sourerains  des  rheinischen  Bun- 
des im  Gebiete  des  andern.  (Würj&b.)  1807.  8.  Ast.  Hckger  über  die  Erlö- 
schung der  auswärtigen  Lehen,  in  den  Staaten  der  rheinischen  ConföderaUon 
Landsh.  1808.  8.  Max.  Günthek  (praes.  C.  E.  Weisse)  diss.  de  mutnta  feuik'- 
rum  extra  curtem  inter  principe»  foederi  rhenano  adscriptos  ratioue.  Lij*- 
»8oo.  4.  Rhein.  Bund,  XXVI.  i85.  196.  Klveer's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  L  >• 
398  ff.,  wo  der  oben  in  dem  §.  unter  Num.  II.  stehende  Hechtsal/:  ti\. 
tert  ist. 
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b)  Baterische  Verordn.  v.  3t.  Dec.  1806;  in  d.  Hhcin.  Band,  V.  242.  Baierisch» 
Yerordn.  v.  17.  Apr.  180**}  in  dem  Regier.  Blatt,  1807,  N.  36,  u.  in  Okstxrbii- 
chku'a  Archiv,  St.  VIII.  Num.  i5.  Baierische  Dcclaration  v.  ig.  März  1807,  lit. 
M.  n.  1;  in  tl.  Rhein.  Hund,  VI.  3go.  ffurtemb.  Patent  v.  16.  Dec.  i8o7.  JVär- 
ttmber^.  Deklaration,  betr.  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Ho- 
benlohcWaldcnburgßartonstein,  vom  27.  Oct.  i8i3,  58.  Badische  Verordn. 
v.  25.  Nov.  1806.   Budisd*  Verordn.,  die  StandeshcrrlichkeitsVerfafs.  betr.,  v. 

22.  Juli  1807,  §.  i5;  in  dem  Rhein.  Rund,  XO.  3a6.  Badisches  Constitutions- 
Edict,  die  Lchnvcrfafsung  de«  Grofshcrzogthuim  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  §.  3. 
Grofshcrzogl.  hessische  Verordnung  v.  4.  Febr.  1807;  in  dem  Rhein.  Bund,  VIII. 
398,    u.   in  Okstfbbkichkb's  Archiv,  VRL  Num.  i3.  R.  sücluisches  Patent  v. 

23.  Aug.  1809,  mit  Resrript  vom  7.  Mai  1810  als  Erläuterung  dieses  Patent«. 
IVurzburgiuht  Verordnung  vom  14.  Dec.  1811  (vergleiche  Rheinischer  Rund, 
X.  5o).  Würzbui'gisclie  Verträge,  1)  mit  Baden,  v.  17.  Mai  1807,  §.  6,  in  d. 
Rhein.  Bund,  IX.  4<)5;  2)  mit  SaehscnCoburg.Wt'/mVi^e«,  *.  20.  Juni  1808,  §.  9  u. 
10,  ebendas.  XXII.  i3o;  3)  mit  dem  F.  Primus,  v.  19.  Aug.  1808,  §.  i3,  ebenda«. 
XXIV.  392.  Sachsea-weimarische  Verordn.  vom  14.  Juni  1809.  Schwur  zburgSon- 
dtrshausisches  Patent  v.  5.  Dec.  1809.  Lippische  Verordn.  v.  3.  Jan.  1809.  Rö- 
nigl.  westphäl.  Decret  v.  38.  Märe  1809,  Art.  3  (Dieses  Decret  ist  wichtig,  in 
Beziehung  auf  den  unten,  in  der  Note  p.  zu  diesem  %.  erwähnten  Streit  zwi- 
schen Braunschweig  und  Lippe.)  Der  Hönig  von  Sachsen  erklärte  für  ihm  an« 
gefalle«,  jede  zeither  einem  andern  rheinischen  Bundesfursten,  oder  irgend  einem 
andern  fremden  Souvcrain,  zeither  zugestandene  Lebnherrlichheit  über  inländi- 
sche Besitzungen ,  in  dem  oben  (§.  538,  a)  angef.  Patent  v.  23.  Aug.  1809.  Güw- 
thpk  1.  c.  §.  16.  —  Diese  Grundsätze  glaubte  man  aus  dem  in  der  rheinischen 
BundesActe,  Art.  34,  geleisteten  Verzicht  (oben  §.  43  u.  83,  u.  Iü.übbb's  Staatsr. 
des  Rhcinb. ,  89  ff.)  folgern  zu  können,  oder  zu  müssen.  Bbaüzb's  Beiträge 
zu  c.  allgem.  Staatsr.  des  rhein.  Bundes,  S.  264.  Rhein.  Bund.  IV.  83.  XXVI. 
196.  Man  s.  aber  Rlübeb's  Abhandl.  etc.,  Th.  I,  S,  17,  36  u.  399.  —  Von 
der  Frage,  ob  jener  Verzicht  durch  Auflösung  des  rhein.  Bundes  entkräftet 
worden  scy?  oben  %.  47,  u.  Klübkr  a.  a.  O.  S.  54.  —  Von  Passivhehen  der 
Standüsherren ,  die  ihnen  bis  dahin  von  einem  auswärtigen  Bundesfürsten  verlie- 
hen wurden,  z.  B.  die  feuda  palatina  extra  curtem,  wie  die  Grafschaft  Wied,  s. 
Bbauib  a.  a.  O.  u5,  u.  die  angef.  würtemb.  Declaration  v.  37.  Oct.  1823,  §.  58. 
—  Von  königl.  sächsischer  Seite,  liefs  man  sich  die  Auflösung  der  mit  dem  gräfl. 
Hause  Pappenheim  bestandenen  Lehnverbindung  gefallen,  betreffend  nicht  nur 
das  ReichsErbmarschallamt,  sondern  auch  Schloss  und  Stadt  Pappenheim  nebst 
Zugehörungen.  Dagegen  nahm  Baiern  dieselbe,  über  die  letzgenannten  seiner 
Staatshoheit  jetzt  unterworfenen  Gegenstände  in  Anspruch,  worüber  zwischen 
ihm  und  Pappenheim  ein  Rccbtstreit  entstand,  worin  i83o  Baiern  siegte. 

c)  Rhein.  Bund,  IV.  n3,  §.7.  —  Dawider  s.  E.  A.  Haus  a,  a.  O.  S.  13  ff.  36  ff. 
Rhein.  Rund,  XXVL  i85  ff. 

d)  So  1)  der  Grofsherzog  von  Hessen  und  der  Fürst  Primas,  in  e.  Vertr.  v.  26. 
Sept  1806,  worin  die  Souverainetät  über  die  in  dem  Grofeherzogthnm  Hessen 
(also  extra  curtem)  gelegenen  Leben  des  Fürstenthums  Ascbaffenburg ,  dem 
ersten  überlassen,  die  Lehnherrlichkeit  hingegen  dem  andern  vorbehalten  ward. 
Rhein.  Rund,  RX  367.  Auch  erkannte  2)  Hessen  die  nassauische  Lehnherrlichkeit 
über  den  unter  seiner  Staatshoheit  befindlichen ,  freiherrl.  v.  Löwischen  Ort 
Steinfurt,  an,  in  e.  Vertr.  v.  3o.  Aug.  1806.  Rhein.  Rund,  IX.  487.  3)  Die 
grofshcrzogl.  würzburgische  Constitution  v.  9.  Juni  1807,  %.  170,  setzte  die  defi- 
nitive landesherrliche  Erklärung  dieses  Punctes  ans,  bis  nach  Berichtigung  der 
nachbarlichen  Verhältnisse.  Rhein.  Rund,  X.  So.  Es  wurden  nachher,  in  den 
oben  Note  b  genannten  würeburgischen  Verträgen  und  in  der  spateren  Verord- 
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nung  vom  14.  Dcc.  1811,  die  Grundsät««  angenommen,  welche  in  gegenwärtigem 
§.  unter  II,  1,  angezeigt  sind.  4)  SacksenCoburgSaulfetd  und  Schwur  tburgBudol 
ttadi  kamen  überein,  den  Status  quo  bis  auf  Weiteres  beizubehalten.  .Nach- 
dem i8a6  Saatfeld  au  S.  Meiningcn  gefallen  war,  ward  das  Lehnverhältnifr  im 
J.  1817  durch  Vertrag  regulirt.    RegentenAlmanach  für  1819,  S.  96. 

O  Auch  dieses  glaubte  man  aus  dem  ( oben  Note  b  erwähnten')  in  der  rhein. 
RundesActe  geleisteten  Verweht  folgern  r.u  dürfen,  oder  eu  müssen.  Doch 
spricht  der  Verweht  nicht  von  /»riVafrerbtlichen  Verhältnissen.  Ri.vreb*s  Staatsr. 
des  Rheinb.,  \.  90,  Nun»,  a.  —  Kurhessen  erkennt  eine  solche  Aufhebung  von 
Lchnverbindungen  nicht  an.  Man  s.  §.  »4*»  *•  —  Von  der  Lehnbarke it  der 
Grafschaft,  jetw^  Fürstcnihum,  fValdeck  gegen  Kurhessen,  und  der  Grafschaft, 
jet/.t  Fürstenthum,   Pyrmont  gegen  Braunschweig,  s.  Rhein.  Bund,  V  0.  161. 

IX.  449. 

f)  Rbaceb  a.  a.  O.,  S.  108.  Vergl.  unten,  §.  543,  Note  b,  u.  $.  544.  —  Die  rhein. 
BundesActe  liefert  für  einseitige  Aufhebung  solcher  privatrechtlicben  Verbält- 
nisse keinen  EntscheidungsgrundL 

g)  Presburger  Friede  v.  a6.  Dec.  1806,  Art.  i5. 

h)  Die  Sladt  und  Pflege  Hirschberg  an  der  Saale.  Rais,  »streich.  Erklärung  v.  %\. 
Jan.  1808.  ReufsLobensteinEbersdorfisches  Mandat  v.  11.  Oct.  1808,  in  Wiar- 
hopp's  rhein.  Rund,  XIX.  66. 

1)  Vermöge  ejnes  Vergleichs  vom  i5.  April  14^9,  in  Müllxb's  Reichstheater  unter 
Friedrich  V.  (oder  III.)  Vorstell.  II-  Cap.  9,  S.  537-  Weissb's  k.  särbs.  Staatsr. 
Rd.  II,  §.  354.  —  Die  böhmische  Lehnherrlichkeit  über  die  unter  k.  sächsischer 
Hoheit  gelegenen  Schönburgischen  Herrschaften  Glaucha,  Waldenburg  und  Lieh- 
tenstein.  wurden  in  dem  teschener  Frieden  vom  i3.  Mai  1779,  von  Böhmen  an 
Raiern,  von  diesem  an  das  Rurhaus  Sachsen  abgetreten.  Weisse  a.  a.  O..  Note 
6,  u.  Rd.  I,  §.  19. 

* 

h)  Namentlich  Ellenburg,  Colditz  und  Letsnig,  vermöge  des  prager  Vertrags  vom 
14.  Oct.  1&46,  und  des  uaumburger  Vertrags  vom  34.  Febr.  i554-  Weisse  a. 
a.  a  Bd.  D,  |.  354,  vergU  mit  Bd.  L,  §.  t3,  Note  3  u.  §.  i5,  Note  3. 

/)  Vertr.  v.  19.  Juni  1816,  Art.  1  u.  a,  in  Mabtvtts  recueil,  Supplem.  T.  VITI, 
p.  319. 

m)  Vertr.  v.  19.  Juni  184 6,  Art.  1  u.  1,  bei  Mabtsb?  1.  c.  p.  i36. 
n)  Uebereinkunft  v.        Mllrz  1817,  bei  Mabtews  L  c.  T.  XL.  p.  14& 

o)  Von  den  Lehen,  welche  von  dem  herxogl.  Hause  BraunscbweigLüneburg  andern 
Reichsständen  crtheilt  wurden,  namentlich  von  dein  Stad-  und  BudjadingerLand ; 
in  P.  C.  Ribentkopp's  Beiträgen  war  Verfafs.  des  Hcrr.ogth.  Braunschweig  Lüne- 
burg, wolfenbüttel.  Theils,  I.  Beytrag  (Rraunschw.  178*),  S.  o5 — io3. 

p)  Streit  dcfsbalb  zwischen  Braunschweig  u.  Lippe,  bei  der  t.  Rundesversammlung: 
seit  1829. 

§.  542*  (447.) 
Fortsetzung. 

XI)  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Bandes  ward,  in  verschiede- 
nen Bundesstanten,  die  Allodification  der  TerritorialLeb.cn,  zum 
Theil  auch  der  Privatlehen  (§.  543)»  durch  landesherrliche  Verordnung 
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entweder  verfügt,  oder  Bereitwilligkeit  dazu,  bei  StaatsActivI>ehen,  von  der 
Regierung  erklart  «).  Nach  Vernichtung  jenes  Bundes,  ward  in  dem  unter 
fremder,  nun  vertriebener  Herrschaft  gestandenen  Ländern  oder  Landes- 
theilen,  von  der  wieder  eingetretenen  rechtmäßigen  Landesherrschaft  (§.  253 
und  f.)  die  Allodification  tlieils  nur  so  weit,  als  dieselbe  bereits  vollzogen 
war,  anerkannt  *) ,  theils  allgemein  für  nichtig  erklärt  e).  XII)  Seit  Auf- 
lösung der  teutschen  Reichsverbindung,  sind  in  mehreren  Bundesstaaten  so- 
gar neue  Staatsich  en  entstanden  <0.  XIII)  Doch  wird  nicht  gestattet, 
dafs  Jemand  inländische  Besitzungen  einem  auswärtigen  Souverain  zu  Lehn 
au  f  trage^  oder  von  ihm  inländische  Privatgiiter  oder  Einkünfte  zu  Lehn 
nehme*).  XIV)  Auch  wird  einem  fremden  Souverain,  inländischer 
Lchnbesitz  nicht  leicht  erlaubt/).  XV)  Lehnähnliche  Institute,  fast 
wie  auswärtige  Staatsielien  (feuda  publica  extra  curtem),  waren  seit  1806, 
in  verschiedenen  teutschen  Staaten,  die  kaiserlich -fran zu si sehen  Schen- 
kungs-  und  MajoratDotationsGüter  und  Jahrrenten.  Sie  wurden, 
mit  wenigen  Ausnahmen  ,  vernichtet,  oder  wenigstens  von  den  Re- 
gierungen, in  deren  Staaten  sie  befindlich,  als  vernichtet  betrachtet, 
durch  einen  geheimen  Artikel  des  pariser  Friedens  vom  3o.  Mai  1814 

«)  Daierische  Entschließung  v.  17.  Apr.  1807,  die  Umwandlung  sammtlicher  Passiv. 
Leben  des  Staats  in  freies  Eigenthum  betr.,  nebst  Verordn.  v.  18.  Aug.  i8iö; 
beide  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1807,  S.  i345;  v.  i8i5,  S.  -53.   Baier.  Ediot  v.  7.  Juli 

1808,  die  Lehnverhältnisse  im  Rönigr.  betr.;  in  d.  Reg.  Bl.  v.  1808,  S.  1893. 
DöllibgkiTs  Verfafs.  des  RR.  Baiern,  Th.  I,  S.  CXLL  Novellen  «um  baier. 
Laudr.  (Memmingcn  1820)  S.  542.  —  Badische  Verordn.  v.  91.  Juli  1807,  §.  i5, 
worin  den  badischen  Standcsberren  die  gegen  Oestreich  auf  sich  gehabte  Lehn- 
pflicht,  in  den  zu  Baden  jetzt  gehörenden  Landesthcilen,  erlassen  wird.  Rhein 
Bund,  XII.  3^6  f.  —  Die  grofsherzogl.  hessische  Regierung  inachte  am  Mai 
1808  ihre  allgemeine  Bereitwilligkeit  bekannt,  y.u  Allodificirung  ihrer  inländischen 
Staalslehcn  in  dem  Fürstenthum  Starkenburg,  gegen  ein  billiges  Aequivalent. 
Rhein-  Bund,  XX.  35g.  —  Allgem.  Aufhebung  des  Lehnwesens  verfügten:  R. 
TVapoIcon's  Decrct  für  d.  Grofsherzogth.  Berg,  vom  11.  Jan.  1809,  in  Cboju's  u. 
Javp's  Germanien,  Bd.  II,  S.  5i8,  u.  d.  königl.  westpkäl.  Dccret  v.  28.  Mars 

1809,  ebendas.  S.  019,  in  d.  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  Westphalie,  1809, 
n°  47.  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXII,  3i4-  Vergl.  ebendas-  XLV.  591.  LL  434. 
K.  schwedische  Verordn.  v.  11  Oct.  1810,  wegen  Vererbung  der  landesherrli- 
chen ActivLchen  in  dein  Hcrzngthum  Vorpommern  und  dem  Fürstenthum  Rü- 
gen. —  Leber  die  neuesten  Schicksale  des  Lehninstituts;  in  Cromk's  u.  Jaup's 
Germanien,  Bd.  IV,  Heft  2  (1810  8.),  Nun».  5.  v.  Hohikborst  über  die  Allodi- 
fication der  Lehen  in  Deutschland,  vorzüglich  in  den  Staaten  des  Rheinbundes; 
ebendas.  Bd.  DT,  Heft  2  (1809),  Num  11,  u.  Bd.  IV,  Heft  1  (1810),  Num.  4.  - 
In  der  Kurmark  Brandenburg  wurden  schon  1717  alle  TerritorialLehnvcrbindun 
gen  aufgehoben.  Püttmas»  obss.  juris  feud.,  cap.  34.  In  Hinterpommern  1787. 
Zf.pkkmch's  Miscell.  Th.  Bl,  Num.  14  u.  i5.  —  Dasselbe  geschah  in  allen 
durch  den  lüneviller  Frieden  von  1801  an  Frankreich  gekommenen,  sowohl 
östreichisch- niederländischen  oder  belgischen,  als  auch  teutschen  Ländern  auf 
der  linken  Rheinseite.  Desgleichen  t8n  iu  dem  unter  dem  Namen  des  Lippe- 
Departements  u.  der  hanseatischen  Departemente,  im  Dec.  1810  mit  Frankreich 
vereinigten  Ländern  {%.  3a). 

h)  H.  ha  Höver,  weitere  Erklär,  über  die  Allodification  der  Lehen  im  Hildeshemti- 
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sch*n,  v.  i5.  Sept.  i8i5.  Preuss.  Verordn.  v.  11.  Mär«  1818,  u.  1.  Juli  1810; 
in  der  preuss.  Gesetzsam  ml.  1818,  S-  17;  1810,  S.  i3i. 

c)  Kurhessische  Wiederherste] luug  d-  Lehnwesens,  im  Jan.  i8i5.  Auch  Hannover 
(mit  Ausnahme  des  von  ihm  neu  erworbenen  Hildesheimischen)  und  Bw*- 
schweig",  stellten  die  von  der  fremden  Regierung  aufgehobeneu  Lehnverhältnis«: 
wieder  her.  —  In  Absieht  auf  sciue,  in  preußischem  Gebiet  gelegenen,  wahrem! 
der  fremden  Regierung  allodifieirten  Aussmlehen  (feuda  extra  rurtem),  kam 
Hannover  am  8.  Dcc.  1817  mit  Preussen  überein,  dafs  beide  auf  jeden  Ansprach 
(wechselseitig)  verzichteten ,  den  die  eine  Regierung  in  Absicht  auf  Wiederher- 
stellung ihrer  Lehnherrlichkeit,  oder  auf  die  für  deren  Aufhebung  festgesetzt? 
Entschädigung,  bei  solchen  im  Gebiete  der  andern  gelegenen  Aussenltbes 
machen  könnte,  und  so,  dafs  in  beiderlei  Hinsicht  Alles  zur  freien  Verfügung 
der  inländischen  Regierung  gestellt  sevn  solle.  Eine  ähnliche  Uebereiukunft, 
wenige  Modifikationen  abgerechnet,  kam  am  3.  Aug.  1813  zwischen  Preuttr* 
und  Braunschweig  zu  Stande.  —  Nassau  stellte,  in  seinen  vormals  bergisebeo 
Landestheilen,  die  lcbnhcrrticheti  und  agnatischen  Rechte,  wie  vor  1809,  im  Jahr 
1826  wieder  her,  ausgenommen  bei  den  bis  zum  1.  Nov.  1826  schon  veräußer- 
ten und  vererbten  Lehen. 

d)  Z.  H.  fürstl.  taxische  Postlehen  (§.  44°)»  eme  Art  von  Zinslehen  (feudis  censuali- 
bus) ,  doch  da ,  wo  sie  vorhin  als  Reichslehen  bestanden ,  keine  neuen  Leben, 
sondern  nur  Umwandlung  in  inländische  Staatslehen  (§.  538  u.  4^7);  in  Baiern 
und  Würtemberg  die  ReichsHronamtleben  (§.  4<p);  in  Schlesien  das  Sfandesherr- 
liehe  Fürstenthum  Rrotoszyn  des  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  440, 
Note  b). 

e)  Das  angef.  badische  ConstitutionsEdict  v.  11.  Aug.  1807,  §.  3. 

f)  Ebendas.  §.  4* 

g)  Kais,  franz.  Urkunde  für  den  franz.  Reichsgrafen  (nun  baicr.  Fürsten)  v.  Wrcie 
v.  i5.  Nov.  1810,  wegen  der  ihm  geschenkten  franz.  Majorate  Engelzell,  Mansee 
u.  Suben,  in  dem  Inn*  und  Hausruck  Viertel;  dann  Vertrag  hierüber  zwischen 
Frankreich  und  Baiern,  v.  18.  Febr.  181  o,  Art.  4;  u.  baicr.  Verordnung  v.  5. 
Aug.  1811,  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Güter;  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  1811,  St  01.  —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Ragvsa,  Marschalls  Mir- 
mont,  mit  einem  jährlichen  Ertrag  von  70,000  Francs,  hat  Oestreich  übernom- 
men. —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Dalberg  hat  Baiern  übernommen,  welches 
auch,  im  J.  1816,  ihren  Uebergang  auf  dessen  älteste  Tochter  für  den  (all  be- 
willigte, wenn  er  ohne  männliche  Nachkommen  sterben  werde.  —  Dem  gewese- 
nen grofsherzogl.  bergischen  Minister  Agar  ward  seine  DotationsBesitzaog 
(Mosburg)  bei  Düsseldorf  von  Preussen  aus  Gnade  gelassen ;  er  verkaufte  sk 
im  J.  1818. 

h)  Art  5  Beeret,  in  v.  Mabtkss  recueil,  Supplem.  T.  VIII,  preface,  p.  VH,  Note  *' 
Nach  der  Behauptung  der  Donatare,  hat  in  diesem  Artikel  nur  die  französische 
Regierung  verzichtet  auf  die  Gerechtsame ,  welche  damals  ihr  noch  auf  die  Do- 
tationsGüter  zustanden,  auf  das  ihr  daran  zustehende  Recht  des  Rückfalls  (droit 
de  retour).  —  Der  erste  SeparatArtikel  zu  dem  pariser  Tractat  der  vier 
verbündeten  Mächte  mit  Frankreich,  v.  a5.  April  1818,  setzt  fest,  dafs  die  Sti- 
pulationen dieses  Tractats  den  Rechten  und  Ansprüchen  der  napoleoniseben 
Dona'tarien  nicht  nachtheilig  seyn  sollen.  Mabteys  recueil,  Suppletn.  \TL  4x3 
Die  im  §.  angef.  vernichtende  Stipulation  des  pariser  Friedens  von  1814,  konnte 
rechtlich  nicht  rückwircken  auf  die  bis  dabin  von  Donatarien  nach  gleichzeiti- 
gen Gesetzen  rechtsgültig  geschehene*  Veräusserungen  ihrer  Donationen.  (Becats- 
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streit  des  Duc  de  Rovigo  mit  dem  Preuss.  StaatsFiscus,  dem  durch  Urtheile  der 
beiden  letzten  Instanzen  i83i  seine  Dotation  (Schloss  und  Amt  Sommerschen- 
burg, in  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg)  entrissen  ward,  die  er  im  J.  181a 
von  dem  Käufer,  wegen  Insolvenz  desselben,  bei  der  öffentlichen  Versteigerung 
titulo  oneroso  zurückerworben  hatte.  (Man  s.  das  pariser  Journal  «Lc  Temps» 
du  31  janvicr  i83i.)  —  Durch  ein  Aachener  ConferenzProtocoll  v.  */l6.  Nov. 
1818  ward  festgesetzt,  dafs  den  Donatarien  zu  den  ihnen  bis  zu  dem  pariser 
Frieden  v.  3o.  Mai  1814  gebührenden  Rückständen  t  so  viel  möglich,  verhelfen 
werden  soll.  Documens  historiques  et  diplomatique»  faits  par  la  russic  avec 
des  Gouverncmens  oecidentaux  de  l'Europc,  depuis  1814  jusqu'au  congres  de 
Verone  en  181«,  imprimes  d'autorite  ä  St.-Petcrsbourg,  T.  II,  (i8a5.  fol.)  p.  375. 
—  Abweisung  eines  Reclamanten,  m.  s.  Ritte  wegen  e.  napoleon.  Dotation  auf 
den  Ertrag  des  RheinschiffahrtOctroi,  durch  Reschluss  der  R.  V.  in  dem  Protoc. 
v.  i8ao,  %.  5o. 


Anlangend  die  inländischen  PrivatLehen,  so  war  bei  diesen 
i)  die  Lehnverbindung  mit  auswärtigen  PrivatLehnherren ,  in  den  ehe- 
maligen rheinischen  Bundesstaaten,  für  aufgehoben,  durch  die  rhei- 
nische BundesActe,  nicht  zu  achten;  sie  ward  aber  fernerhin  nicht  über- 
all geduldet.  2)  Die  Lehn  Verbindung  mit  inländischen  Privat  Lehn- 
herren, ist  in  verschiedenen  Bundesstaaten  auf'gehob  e  n ;  in  den  meisten 
aber  dauert  diese  Lehn  Verbindung  unverändert  fort«);  doch  mit  Unter- 
ordnung unter  die  inländische  Staatshoheit,  und  dafs  Ritterdienste  nur  für 
den  Sou verain  gefordert  und  geleistet  werden  können.  3)  Zu  dieser  Classe 
gehören  jetzt  auch  die  noch  bestehenden  inländischen  ActivLehen  inlän- 
discher Standes-*)  und  PatrimonialHcrren  c),  die,  wenn  sie  vor- 
hin HeichsAfterlehen  oder  TerritorialActivLehen  jetziger  Standesherren 
waren,  sich  aus  solchen  in  PrivatLehen  verwandelt  haben  «ty 

°)  Nach  dem  (§.  54>i  b)  angef.  badischen  ConstitutionsEdict,  §.  3,  können  diese  Le- 
hen nur  in  der  Form  von  uneigentlichen  Lehen  (von  lchnähnlichcn  Instituten, 
als  Feudaster),  mithin  nur  in  teutschem  privatrechtlichem  Verhältniss  fortdauern. 
—  In  Baiern  ward  die  Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  u.  ^/torLehnverbin- 
dungen,  und  dafs  forthin  nur  Mannlehen  der  Krone,  theils  Thron-  theils  Canz- 
leilehcn,  bestehen,  und  königliche  Lehen  von  keinem  Lcbnmann  weiter  verliehen 
werden  sollen,  verfügt;  durch  Edicte  v.  ao.  April  u.  7.  Juli  1808,  3o.  Dec. 
1808,  3.  Febr.  1809,  v.  1.  Jan.  i8i3  u.  6.  Jan.  i8i5.  Auch  erging  daselbst  eine 
Verordnung  v.  16.  Aug.  1810,  die  Auflösung  der  Privatlehen  betr.  (Reg.  Hl. 
»810,  S.  667.  Novellen  zum  baier.  Landr.,  S.  687.  Dölmsgeh  a.  a.  O.  Th.  I, 
S.  CLXn)  mit  Nachträgen  v.  1$.  Dec.  1811,  3i.  Jan.  1814  und  26.  Dec.  1818 
(ebenda*.);  u.  eine  Verordn.  v.  7.  Aug.  181 5,  betr.  die  Umwandlung  der  Pri- 
vat- und  Aftcrlehen  in  Erbrecht,  Reg.  HI.  v.  i8i5,  S.  721.  Novellen  etc. 
S-  591.    Döilikgkr,  Th.  I,  S.  CLXXV.  —  Von  Aufhebung  des  Lehnwesens 
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5)  Bei  Privat  Leiten. 
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b)  Von  Aufhebung  der  »landesherrlichen  ActivLehen  in  Baiern  ,  s.  die  Edicte  r.  3. 
Febr.  1809,  u.  i5.  Dcc.  1811. —  lYurtemberg.  Deel aration,  betr.  die  Staatsrecht!. 
Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses  HohenloheWaldenburgBartenstein ,  v.  17.  Ort. 
i8a3.  f.  59,  wo  diese  ActivLchngerecbtsame  dem  Fürsten  gelassen  werden. 
Von  Wünkurg,  s.  Rhein.  Bd.  X.  öo. 

r)  J  L.  K  Li  beb  de  jure  nobilium  feuda  militaria  constituendi.    Goett.  1786.  8. 

d)  R&albYs  angef.  Beiträge ,  101.  —  In  dem  Grofaherzogthum  Baden  werden  diese 
blofg  so  weit  geduldet ,  als  damit  nur  Güter,  Renteu  und  Rechte  verbunden 
sind,  welche  die  Standesherren  selbst,  als  Eigentbum  besitzen  können.  Badi- 
sche Verordn.  v.  m.  Juli  1807,  5.  17,  die  Standesherrlichkeits-Vcrfass.  betr.,  in 
d.  Rhein.  Bund,  XII.  337.  Vergl.  Braoeb's  Beitrage,  111  u.  11«.  —  Dasselbe 
ist  verordnet,  §.  5i  der  grofsherzogl.  hessischen  Declaration,  die  Rechte  der 
Standesherren  betr.,  v.  1.  Aug.  1807,  nur  mit  dem  Zusatz. :  «und  in  so  weit  nicht 
das  dominum  utile  souverain  gewordenen  Herren  zusteht».  Rhein.  Bund,  XHL 
80.  Dieser  Zusatz  findet  sich  nicht  in  der  grofsherzogl.  hessischen  Verordn. 
für  die  adelichen  Gerichtsherren,  v.  1.  Dec.  1807,  %-  43-  Rhein  Bund,  XIV. 
?33.  —  In  der  baierischen  Declaration  v.  19.  März  1807,  Hl.  M.  heifst  es: 
«Was  die  ActivLehen  betrifft,  so  werden  ihnen  (den  subjicirten  Fürsten  und 
Grafen)  dieselben  ferner  belassen*  jedoch  geht  in  allen  streitigen  Lehnsacben 
die  Appellation  an  Unser  oberstes  JustizTribunal ,  und  die  Ritterdienste  können 
nur  für  den  Souverain  verlangt  werden  *  alle  übrigen  Lelmmefülle  bleiben  dem 
Mcdiatherrn».  Rhein.  Bund,  VT.  391.  Dieses  ward  späterhin  abgeändert,  durch 
Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  und  AfterLehn Verbindungen,  in  dem  oben 
(Note  a)  angef.  Ldict,  die  Lehnverhältnisse  im  Rönigr.  Baiern  betr.  v.  7.  Juli 
1808,  §.  1  u.  21  ff.  (in  d.  baier.  Regier.  BL  1808,  St.  48)  und  in  den  oben 
(Note  b.)  angef.  Edicten  v.  1809  u.  1811. 

§•  544.  itm 

Insbesondere  bei  PrivatPassivLehen  der  Bundesfürsten. 

In  Ansehung  solcher  PrivatPassivLehen ,  welche,  wahrend  der  teut- 
schen  Reichsverbindung,  ein  nunmehriger  Bundesfürst  von  eigenen  ün- 
terthanen  empfing,  ward  in  dem  Königreich  Baiern,  abweichend  von 
der  bis  dahin  in  Teutschland  allgemein  bestandenen  Lehnsitte  <0i  a's  Grund- 
satz aufgestellt:  dafs  kein  rheinischer  BundesSouverain  fernerhin  Vassall 
eigener  Unterthaneu  seyn  könne,  sondern  dafs  alle  Lehen  dieaer  Art 
als  allodificirt  zu  betrachten  seyen;  jedoch  gegen  Entschädigung  der 
Lehnherren,  so  weit  sie  dadurch  an  wirklichen  Ein  künften  verlieren  *). 

a)  J.  G.  Rau  progr.,  angef.  oben  §.  535,   Boamizji  princ.  jnris  feud.,  $.  100. 

b)  R.  baier.  Erklärung  v.  17.  Apr.  1807,  in  d.  baier.  Reg.  Blatt,  1807,  St.  36.  u. 
in  OtsrF.RHRicHEH's  Archiv,  VIII,  N.  i5.  EntschädigungsGriuad&ätze  defzhalb,  in 
d.  baicr.  Regier.Blatt  1808,  N.  4.  u.  in  e.  Verordn.  v.  18.  Aug.  i8i5,  in  d.  Regier. 
Blatt  18 15,  St  36.  Vergl.  auch  die  (zu  vorigem  $.)  angef.  grofsherzogl.  hessische 
Declaration,  und  Beacbb's  angef.  Beiträge,  108. 
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Wehr-    and    \V  Affenhoheit. 


§.  545.  (450.) 

tVehr-  und  Pfaffenhoheit.    Kriegsgesetzgebung  und  Polizei. 

Jeder  Staat  bedarf  einer  bewaffneten  Macht  zu  dem  Schutz  seiner 
Rechte;  also  für  Vcrtheidigungskriege  und  Handhabung  der  öffentlichen 
Ordnung.  Daher  gebührt  jedem  teutschen  Bundesstaat  die  Wehr-  und 
W a  ff e  n  h  o  h  e i t  «)  (Recht  der  Armatur,  Militärgewalt,  jus  armorum,  po- 
testas  militaris),  das  Recht,  Schirm-  und  Wehranstalten  zu  errichten 
und  zu  unterhalten,  insbesondere  bewaffnete  Macht  fortwährend  zu  • 
unterhalten  und  zu  dem  Schutz  seiner  Rechte  anzuwenden.  Zu  diesem 
Zweck,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt:  I)  zu  Kriegsgesetzgebung*), 
und  II)  zu  KricgsPo  lizei  <•). 

a)  Pöttkm's  Lit,  III.  335.  KLvuxa's  Lit.,  §.  1116  —  mo  »>.  Rössio's  Politik,  i3a  ft 
—  Die  BundesActe,  Art.  io,  vei  keifst  eine  Einrichtung  in  Absicht  auf  die  miii- 
tärisclien  Verhältnisse  des  Tcuttchen  Bundes.  Hie  von,  insbesondere  von  den»  Buu- 
des/teer,  oben  %.  io3  u.  ff. 

*)  Aeltere  TcrritorialKriegsgesetee  findet  man  in  J.  C  Lüsig's  corpus  juris  militaris. 
Lips.  17^3.  fol.  Die  Geschickte  der  Kriegs  Verfassung  in  dem  Königreich  Sachsen, 
in  Wbusb's  h.  sächs.  Staater.,  Bd.  II,  §.  190—311,  u.  S.  5o5  f.  —  Neuere  Ge- 
setae,  unten  §.  548. 

c)  Eine  Sammlung  von  Gesetzen  und  Anstalten,  für  öffentliche  und  PrivatSicber- 
heit  bei  dem  Ausbruch  eines  Kriegs,  und  während  desselben,  enthält  L  P. 
Mahls  Handb.  der  KriegsPoliaci  Wissenschaft  u.  MilitärOeconomie,  Th.  I  u.  II 
Erl.  181«.  a 

§♦  546*  (461.) 

IVehrmannschafl  j  stehendes  Kriegsheer ,  ordentliches  und  ausseror- 
dentliches, insbesondere  Landwehrmnd  NationalGarde. 

Ferner,  HI)  zu  Anstellung  und  Unterhaltung  jeder  Art  von  nothiger 
Wehrmannschaft,  nach  den  verschiedenen  Graden  (Mannen  und  Ober- 
mannen), namentlich  der  dazu  gehörigen  Befehlhaber  «),  Wehr-  oder 
Feldobern  (Offizieren),  und  Kriegsbeamten,  für  Streit-  und  Pflegwesen. 
Dahin  geboren:  «)  das  stehende  ordentliche  Kriegsheer,  bestehend 
aus  Fufsvolk,  Reiterei,  und  Geschützmannschaft,  sowohl  Hof-  oder  Haus- 
truppen (Kriegs-  oder  MilitarHofstaat ,  HofMilitär,  maison  militaire),  als 
auch  LinienTruppen  (Linienheer),  mit  angemessener  Reserve,  dann  aus 

62  • 
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Schirm-  oder  PolizeiSoldatcn  (Ijandjngcr,  LandDragoner,  Landreitcr  oder 
Landhusaren,  Gcnsdarmcrie);  ?.)  das  stehende  a ussero rde  u  l  liehe 
Kriegsheer,  die  Landwehr  <•),  die  NationalGarde  <0,  bestehend  in 
der  Hegel  aus  Fußvolk,  geübt,  schlagfertig,  aber  im  Friedenstand  nur  für 
die  nothwendige  Uebungszeit  unter  den  Wallen,  und  während  eines  Kriegs 
auch  ausserhalb  Landes  zu  dienen  verpflichtet;  eine  Hüllanstalt,  zu  Siche- 
rung des  Vaterlandes  gegen  innere  und  äussere  Feinde  «"),  bei  welcher  die 
Unterhaltung  eines  grofsen  stehenden  ordentlichen  Heeres  in  Friedenszeiten 
entbehrlich  ist.  Die  Landwehr  hat  in  manchen  Ländern  Abtheilungen 
oder  Classcn  (z.  B.  erstes  und  zweites  Aufgebot),  nach  Verschiedenheit 
des  Alters  der  Land  wehrpflichtigen. 

o)  Pctthi's  Beiträge,  I.  194.    Moseb's  patriot.  Phantasien,  IV.  283. 

b)  1  iir  den  Landschirm,  d.  h.  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  durch  Weh- 
ren (bewaffnete  Männer).  —  Preuss.  Edict  wegen  Errichtung  der  Gensdarmeric 
v.  3o.  Juli  1812,  in  der  preuss.  Gesetzsammlung  181a,  S.  14 '•  —  ItAaPTz 
Codex  der  Gcnsdarmcrie.  Baierisches  Edict  vom  \\.  Ort.  1R11,  wegen  Errich- 
tung einer  Gcnsdarmcrie;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  14«  Oct.  t8ii.  —  BaHische  Ver- 
ordnung über  die  zu  Handhabung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung 
errichtete  Gcnsdarmcrie,  v.  3.  Ort.  1829;  in  dem  Uad.  Hegier.  Blatt.  1829, 
Num.  20. 

c)  Der  Soldat  und  der  Landwehrmann;  in  den  Belier/.igiingen  vor  dem  wiener 
Congrefs  (1814.  8.),  S.  4 — ">«)•  L.  \.  1'.  v.  Limihnstkin  über  stehende  Heere  u. 
Landwehr.  Carlsr.  1817.  3.  —  Huier.  Verordn.  v.  10.  Juni  i8i3,  wegen  Errich- 
tung einer  NationalGarde,  und  die  Landwehr- Ordnung  v.  1826,  in  dem  baier. 
Regier.  Blatt  v.  16.  Mär/  1816.  Die  unten  §.  548  angef.  dslreich. ^  preuss.,  baier. 
u.  a.  Gesetze.  Preuss.  I^andwehrordn.  v.  21.  Nov.  181 5,  in  der  preufs.  Gesetz- 
sammlung v.  i8i5,  S.  — .  Hannöver.  Anweisung  über  Landwchrordn. ,  v.  3o. 
Dec.  1816.  Grofsher/.ogl.  hessische  Verordn.  v.  17.  Jan.  181- y  die  Kosten  der 
Landwehr  betr.,  u.  Verordnung  wegen  Aufhebung  der  Landwehr  v.  ao.  Nov. 
1819.  Hönigl.  sächsische  Verordn.  v.  Febr.  1817,  die  Bildung  und  Unterhaltung 
einer  LandReservc  betr.  —  Neue  Errichtung  der  NationalGarde  in  Frankreick 
im  Herbst  i83o. 

rf)  Hönigl.  süchs.  Regulativ  v.  29.  Nov.  i83o,  über  die  Errichtung  einer  Communal- 
Garde  im  ganzen  Königreich,  in  welche  alle  waffenfähigen  sclbststandigen  Ein- 
wohner der  Städte,  vom  21.  bis  zu  dem  zurückgelegten  54.  Jahre  einzutreten 
verpflichtet  sind;  in  der  k.  saths.  Gesetzsammlung,  i83o,  Num.  34-  Die  in 
voriger  Note  angef.  baier.  Vopordn.  v.  i8i3.  —  "SV.  Schulz,  über  Bürgergarden 
u.  Landwehr.    Hanau  i833. 

e)  Von  Subsidien Verträgen,  unten  §.  558  a  und  c.  —  Ein  AWona/Hcer,  echt  teutsebe 
Anstalt,  welche  den  Fürsten  das  Volk,  das  Volk  den  Fürsten  achten  lehrt,  und 
wahren  Vaterlandsinn  erzeugt  und  nährt;  am  zweekmäsigsten  ,  wenn  sie  fort- 
währende Staatsanstalt,  und  als  solche  zugleich  BildungsanstaU  für  kriegerischen 
Geist  und  vaterländische  Gesinnung  ist,  mithin  für  kriegerische,  polizeiliche  und 
nationale  Zwecke  dient,  und  wenn  darin  alle  Staatsbürger  zum  Staatsdienst  be- 
rufen, und  alle  zu  allen  Graden  fähig  sind.  So  bildet  sich  ein  mit  den  Waffen 
und  dem  Kriegsdienst  vertrautes  Volk,  als  allgemeine  Schutzwehr  des  Vater- 
landes. —  Nützlich  ist  die  Bildung  einer  Nachhülfe  (Beserve)  auch  für  die 
Landwehr ,  die  zugleich  zu  dem  ersten  Aufgebot  des  Landsturmes  gehören 
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würde.  —  Durch  Form  wird  bei  der  Landwehr  der  Geist  getödtet,  wenn  man 
sich  in  Anordnungen  verliert,  die  nur  auf  unwesentliche,  wohl  gar  spielende 
Aeusserlichkeiten ,  Be/.iehung  haben ,  und  überdiefs  einem  großen  Theil  des 
Volkes  zu  überflüfsiger  und  verhafster  Plage  gereichen.  Das  Wichtigste  ist 
auch  Iiier,  innere  Einheit  und  Freiheit,  Liebe  u.  Anhänglichkeit  au  Regierung  und 
Vaterland.  Die  Form  beschränke  sich  auf  das,  was  für  den  Zweck  unentbehr- 
lich ist.  —  Die  Grösse  des  stehenden  Heeres,  mufs  in  gehörigem  Verhältnifs 
stehen  zu  der  V  olkzahl  und  dem  Staatseinkoinmcn.  Die  Aufgabe  ist :  das 
Ycrhältnifsmäsig  (nach  Volkzahl  u. Staatsfinanzkraft)  kleinste  stehende  Heer  und 
die  grüfstmögliche  Reserve.  Rixbei»  über  das  europäische  SlaatsMilitärSvstcm, 
u.  die  militärische  Wichtigkeit  deutscher  Landesherren:  in  d.  Europ.  Aunalen, 
ibofj,  Heft  V.  JUsswrmt's  Vorschlag  zu  einem  unüberwindlichen  Heer;  iu 
AnciiiMiof./.  Minerva,  1808,  Jan.,  Num.  3.  CabinelMa\imen,  ebendass.  Num.  6. 
Leber  stehende  Heere  und  LandcsbewalTnungcn,  ebendas.  180-,  Sept.,  S.  385  IT. 
Leber  die  Wichtigkeit  des  Militärs  in  kleinen  Ländern,  ebendas.,  1808,  Bd.  3, 
S.  ^33  ff.  484  fl".  Von  dem  .Militär  in  kleinern  Staaten,  desseu  Geist  und  Werth,; 
in  dem  Rhein.  Rund,  LXVL  3y4.  Wünsche  und  Gründe  für  Reduction  der 
stehenden  Heere;  in  Baikh's,  Reuh's  u.  Schott's  allgem.  StaatsCorrespondenz, 
Rd.  1  (i8>  j).  Num.  11  u.  i5.  R.  v.  Rotteck  über  sichende  Heere  u.  Rational- 
Miliz.  Freib.  1816.  8.  D.  Tkutwart  Schjutsojt,  die  Wehr-  und  Schirm  Anstalt. 
Leipz.  1816.  Fol.  Ebendvss.  Grundrifs  einer  Wchranstalt  des  teutschen  Bun- 
des. Leipz.  1817.  Fol.  Betrachtungen  über  die  verschiedenen  Formen  der 
bewaffneten  .Macht.  Leipz.  iSf.  8.  Das  teutsche  Kriegswesen.  Frankf.  (ohne 
Jahrgang).  8.  L.  Gkhvais  kleine  Mittheilungen,  Th.  ü,  S.  226  —  i3i.  Euro- 
päische Aunalen,  1814,  St.  XI,  S.  i?3  f.  v.  Lijuuostkiis  über  stehende  Heere 
und  Landwehr,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  teutschen  Staaten.  Carlsr. 
1817.  8.  v.  Ahilti>'s  constilionclles  Staatsr.,  Bd.  1,  S.  js33;  Bd.  II,  S.  170. 
Tittmank  über  stehende  Heere;  in  Pölitz  Jahrbücher,  i83i ,  März,  Num.  1. 
J.  S.  v.  Xyla\dkh's  Untersuchungen  über  das  Heerwesen  unserer  Zeit.  Mün- 
chen i83i.  8.  iMan  s.  auch  v.  RottkcVa  Staalslei.,  Bd.  VU.  (Altona  1839),  S. 
&74  u.  589-  Art.  Heerwesen  v.  v.  Theobald,  u.  Landwc/trsystctn,  v.  WWheh. 

§.   547«  (452.) 

Landsturm  und  Heer  folge.    Lehmvehr.    Allgemeine  Folkswehr. 

Gemeindewehr. 

Feiner  gehören  dahin:  3)  der  Landsturm  «),  eine  Art  von  Volks- 
bewaffnung, als  nicht  stehendes  ausserordentliches  Kriegsheer, 
blofs  für  den  Nothfall,  gegen  innere  und  äussere  Feinde;  ein  Aufgebot  der- 
jenigen vorzüglich  »ehrbaren  (erstes  Aufgebot),  oder  aller  (erstes  und  zwei- 
tes Aufgebot)  derjenigen  waffenfähigen  Unterthanen,  welche  in  dem  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  stehenden  Heer  nicht  begriilen  sind  A),  be- 
gründet durch  das  Recht  der  Heer  To  Ige  <)  (Reils  und  Folge,  jus  seque- 
lae);  4)  die  Lehnwehr,  ebenfalls  als  ausserordentliches  Kriegsheer;  ein 
Aufgebot  der  wehrpflichtigen  LandcsLehnleute  oder  Vassalien,  in  den 
durch  das  Lehnrecht  bestimmten  Fällen  d).  5)  Für  den  äusserst cn  Noth- 
fall, kann ,  weil  Verteidigung  des  Vaterlandes  die  heiligste  Pilicht  des 
Bürgers  ist  (§.  468  u.  f.),  allgemeine  Volkswehr  (allgemeines  Auf- 
gebot) geboten,  das  heifst,  das  gesammte  wehrfähige  Volk,  ohne  Unter- 
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schied  de«  Geschlechtes,  Alters  und  Standes,  seihst  ohne  regelmässige  Be- 
waffnung und  Einrichtung,  zur  Wehr  gegen  den  ungerechten  Feind  auf- 
gefordert werden  «)•  6)  Für  innere  ortliche  Sicherheit  dient  die  Ge- 
meindewehr oder  CommunalGarde.  Bei  zweckmäßiger  Einrichtung  sind 
die  Municipal-  oder  Bürger-  und  Bezirkgarden  J)  ein  sehr  nütz- 
liches Institut,  das  zugleich  in  Friedenszeit  der  I^ast  der  Unterhaltung  eines 
grossen  stehenden  Heeres  bedeutend  mitüberheben  kann.  7)  Zwischen 
sämmtlichen  Bundesstaaten  besteht,  für  gegenseitige  Auslieferung  der  Deser- 
teure, eine  allgemeine  CartelConvention  e). 

o)  Die  teutsche  Volksbewaffnung.  In  einer  Sammlung  der  darüber  in  sämmtlichen 
deutschen  Staaten  ergangenen  Verordnungen;  herausgegeben  von  Hühls  t. 
LiLiK5STxasr.  Berlin  i8i5.  8.  —  Archiv  für  den  teutschen  Landsturm.  Heft  L 
Sondersh.  1816.  8.  Jos.  Sporschil,  die  allgem.  Volksbewaffnung,  ihre  Organisa- 
tion und  ihre  Vonsöge  vor  den  stehenden  Heeren.  Lcipz.  i83i.  8,  Verord- 
nungen über  Errichtung  und  Einrichtung  des  Landsturms:  hannoverische  vom 
1a.  Jun.  i8i5  und  1.  Jun.  1816;  goüuiüche  vom  a6.  Mai  i8i5;  weim-trische  vom 
i5.  Aug.  181a;  hildburgltausensche  v.  Jan.  1817}  reuss-sch/eiusches  DienstHeglc- 
ment  für  den  Landsturm.  Schieitz  i8i5.  8.  National/Leitung  der  OcuUcbcn 
181 5,  St.  36  und  37. 

t)  Demuach  bleibt  fiir  den  Landsturm  derjenige  waflendiensträhige  Theil  des  mänu* 
Uchen  Geschlechts  übrig,  welcher  nicht  unter  dem  stehenden,  ordentlichen  und 
ausserordentlichen,  Kriegsheer  begriffen  ist,  ein  gewisses  Lebensalter  noch  nicht 
erreicht  hat,  und  dessen  Ausschliefsung  von  dieser  Art  des  Waffendienstes 
dringende  Verhältnisse  (Staatsdienst,  Gewerbe,  Verhaft,  u.  d.)  nicht  gebieten. 
Ausgeschlossen  sind  also,  die  Unhebbaren,  die  Heimpflichtigen,  die  Kriegun- 
fä'higen,  die  Vertagten.  Bei  dieser  auf  Vaterlandsinn  gegründeten  Anstalt,  ent- 
scheidet der  Geist  alles,  die  Form  wenig,  oft  nichts.  In  allen  teutschen  Bun- 
desstaaten zusammen ,  leben  gegen  acht  Millionen  wehrfähige  Männer.  Sind 
diese  auch  nur  zum  grössern  Theil  wehrhaft ,  so  bedarf  der  Teutsche  Bund 
keines  Kriegsbündnisses  mit  Auswärtigen.  Mösxz's  patriot.  Phantasien,  Bd.  I, 
Num  3a.  Der  Volkskrieg;  in  den  Europ.  Annalcn,  i8i3,  St.  XII,  S.  ibf — 298. 
Reflexionen  über  den  Landsturm.  8.  Heber  allgemeine  Landesbewaffhung;  in 
dem  Allg.  Anzeiger  der  Deutschen,  1816,  Num.  198.  Ueber  den  Landsturm; 
ebendas.  1817,  Num.  aa. 

c)  Vergl.  §.  469.  Aa».  Gumphkcht  diss.  de  jure  sequelae.  Gott.  1799.  8.  Stru- 
bek,  Th.  II,  Bed.  8;  Th.  III,  Bed.  i43.  Weisse  a.  a.  O.,  Bd.  ü,  %.  ago.  —  Von 
dem  Wort  Reissig  u.  Reusa,  s.  C.  F.  Walch's  glossarium  germ.  interpretationi 
C.  C.  C.  inserviens,  p.  4*7« 

d)  Böhmes  princ.  juris  feud.,  §.  aio.  sqq.  et  339.  sqq. 

e)  VcrfabungaUrk.  des  GH.  Hessen ,  i8ao,  Art.  a8.  v.  Arktis  a.  a.  O.,  Bd.  H, 
S.  17a. 

/)  In  dem  Herbst  i83o  gaben  aufrührischc  Bewegungen  Anlafs  zu  Errichtung  von 
Bürgergarden,  in  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Braun- 
schweig etc. ,  zum  Theil  zu  freiwilliger.  Kurhess.  Verordn.  v.  aa.  Oct.  iU3o, 
betr.  die  Bürgerbewaffnung,  in  der  kurhess.  Gesetzsammlung.  Kurhess.  Bürger- 
gardcGesetz  v.  a3.  Juni  i83a.  Landesherrlich  genehmigtes  Reglement  der  Bür- 
gergarde zu  Braunschwei # ,  v.  Juni  i83a.  Preuss.  Verordn.  v  i83a ,  we- 
gen Errichtung  von  bewaffneter  Mannschaft  in  Städten,   worin  kein  Militär 
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liegt.  Die  Errichtung  städtischer  SchützenCorps  verordnete  ein  k.  säetu.  Man- 
dat v.  i.  Febr.  1817.  Wusse  a.  a.  O-  %.  29a. 
g)  Allgem.  CartelGonvention  aller  souverainen  Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutsch- 
lands, geschlossen  am  10.  Febr.  i83i ,  in  Folge  des  Art  XXIV  der  in  der  Ple- 
nar\  er.samml.  v.  9.  April  .1811  festgestellten  Grundzüge  der  Kriegsverfassung 
des  Teutscben  Bundes;  in  dem  Protocoll  der  t.  Bundesrersamml.  v.  10.  Febr. 
i83i ,  §.  a5,  u.  in  v.  Mjuxb's  Corpus  juris  conf.  Germ.  IL  370.  Vcrgl.  oben  §. 
197,  Note  a. 

§.  548.  (453.) 

Aushebung,  Werbung  und  Annahme  der  Kriegsmannschaft.  Kriegs- 

pflicht,  allgemeine  und  besondere. 

IV)  Das  stehende,  sowohl  ordentliche  als  auch  ausserordentliche  Kriegs- 
heer wird  zusammengebracht:  1)  durch  Truppenauswahl  oder  Aushe- 
bung »)  (Conscription,  Recrutirung  oder  Enrölement)  kriegsdienstpflichtiger 
Mannschaft  (der  Wehrpflichtigen  oder  Cantonisten),  nach  einer  gesetzlichen 
Auswahlordnung,  worüber  die  Bundesversammlung  gleichförmige  Ver- 
fügungen zu  treffen  hat  (§.  u38)j  2)  durch  Werbung  b)  (Anwerbung) 
oder  Annahme  freiwilliger  c),  sowohl  Streit-  als  Pflegmannschaft.  V)Bei 
der  Kriegs  p  flicht,  der  Verpflichtung  der  wehrfähigen  Staatsgenossen  zum 
Kriegsdienst  ($.  46O  u.  f.),  ist  die  allgemeine,  zur  Laudesvertheidigung 
im  äussersten  Kothfall  (§.  547,  Num.  5),  zu  unterscheiden  von  der  be- 
sondern,  nur  eines  Theils  der  Wehrfähigen,  sowohl  zum  Soldatcudienst 
im  stehenden  Heer,  dem  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  (§.  546),  als 
auch  zum  Landsturm  (§.  547)1  dem  Dienst  im  nicht  stehenden  ausserordent- 
lichen Heer  «9. 

a)  Oben  §.  4°9«  Abbtibt  a.  a.  0„  Bd.  II,  S.  168.  —  Verhandlungen  in  der  2. 
Kammer  der  Stände  des  GH.  liesscu,  1820 ,  Heft  7,  S.  108  fT. ;  Heft  8,  S.  1  ff. 
Oestreich.  Edict  v.  3.  Sept.  1814,  betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst.  Preus*. 
Gesetz  v.  3.  Sept.  1814,  denselben  Gegenstand  betr.,  in  d.  preuss.  Gesctzsamml. 
1814,  S.  79,  11.  in  d.  Allgem.  Zeit.  181.4,  Beil.  n4-  K.  säcks.  Mandat  v.  a5.  Ort. 
i8a5,  betr.  die  reguläre  Miliz,  nach  Bcrathung  mit  den  Landständen  erlassen, 
in  der  Gesetxsamml.  r.  i8aö,  S.  29.  Wmsse  a.  a.  O.  %.  193.  Baier.  Verfafs. 
Url.  v.  1818,  Tit.  IX.  Die  oben  angef.  baier.  Verordn.  v.  31.  Ort.  «814,  u.  das 
ältere  Conscript.Beglotnent  v.  »9.  Mär»  181  a,  in  den  allgem.  Justiz-  u.  Polizei- 
Blättern  v.  181a,  Num.  aoi  j  nebst  Verordn.  v.  9.  Febr.  1818  u.  1a.  Apr.  182«. 
Schhelzikg's  Nachtrag  zum  baicr.  MilitärConsrriptionsGcsetz.  1817.  8.  Sti- 
wel's  vollständ.  Samml.  zum  baier.  ConscriptionsGesctz.  18a  1.  8.  ffürtemb. 
Verordn.  über  die  Kccrutirung  der  Armee  v.  5.  u.  7.  Mär«  i8i5,  mit  Wider- 
rufung der  CoiiscriptionsGcsetze  v.  a6.  Aug.  1809  (in  d.  Kbrin.  Bund,  XXXVR. 
a6.)  u.  17.  Febr.  i8i5;  in  d.  sebwab.  Merkur  v.  9.  März  i8x5.  Vfürtemb.  Vcr- 
fassungsVertr.  v.  1819,  %.  100.  Badisches  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienst,  v.  14.  Mai  i8a5,  Regier.Bl.  Num  10.  GrofshcrzogU  hessisches 
Gesetz  über  die  Kriegsdienstpflicht  v.  ao.  Juli  i83o,  nebst  Instruction  v.  18.  Febr. 
i83i.  Kurhessischts  Recrutirungsgcsctz  v.  10.  Juli  i83a  u.  a5.  Oct.  1834.  MecJtL- 
schwerin.  Rccrutirungsgesetz  v.  aa.  Febr.  i83o;  s.  auch  Rhein.  Bund,  LDJ.  284. 
Holstein-oUenb.  Verordn.  v.  ao.  Mai  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXV.  aa8.  typisches 
ConscriptionsGesetz  v.  a,  Jul.  1811.   AnhaU-cöthctuchcs  v.  a8.  Ücc.  1810;  S.  hit- 
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burghausensches  v.  Jan.  1817;  desgl.  v.  a».  Mai  i8?4<  »n  d.  hilburgh.  Regier,  und 
Intoll.  Bl.  v.  i8a4i  Num.  3".  Hannoverisches  v.  i,».  Jul.  i8ao.  Hamb.  Kriegs- 
pflichtordnung v.  18.  Febr.  1821.  Bremische  WehrpflichtigkeitOrdn.  v.  6.  Jan. 
i8a3.  Hamburg.  Verordn.  w.  Einricht.  des  BundetContiugents,  und  der  damit 
verbundenen  allgemeinen  Kricgspflieht,  v.  6.  Sept.  1811.  Lübeckische.  v.  6.  Oct- 
1821,  in  den  lübeckischen  Anzeigen  v.  i8ai,  N.  81.  Frankfurtisches  Recrutirungs- 
GesetK  v.  17.  Sept.  181a,  u.  StadtWehrordnung  v.  10.  Juni  i8a3,  beide  in  der 
frankfurter  Gesetz-  und  StatutcnSammlung.  Bremische  WchrpflichtigkeiUordnung 
v,  6.  Jan.  i8?3. 

b)  Schriften  in  KujBtii's  Lit.,  §.  iiso*»- 

c)  Diese  bilden  zuweilen,  besonders  in  Kriegsseiten,  eigene  Abtheilungen  des  Heeres 
(Corps). 

d)  Erörterungen  hierüber,  in  den  Verhandlungen  der  1.  Kammer  der  badischen 
Ständeversamm).  v.  1810,  Heft  5,  S.  714  ff. 

549.  (454.) 
Kriegsanstalten  und  Auflagen. 

VI)  Auch  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  zu  jeder  Art  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Anstalten  und  Auflagen,  welche  der  Zweck 
des  Wehr-  und  Waffen  recht  es  gebietet.  Namentlich  gehören  hieher:  1)  die 
nähere  Bezeichnung  der  Verbindlichkeit  der  Staatsangehörigen,  sieb,  ausser- 
halb des  regulären  Militärs,  zu  dem  W  affendienst  tüchtig  zu  machen; 
2)  Festungen  und  andere  Befestigungsarten  (Fortificationen)  für 
Landesvertheidigung ;  3)  Stückgiessereien  für  das  Geschütz wesen, 
Waffen-,  Salpeter-  und  Pulverfabriken,  Zeughäuser  und 
Waffenplätze;  militärische  Bi Idungsansta  lten,  5)  Einqaar- 
tirung  und  Pllegwesen  oder  Service  0);  6)  Lazareth wesen; 
7)  WTchrsteuern  8)  Heerschau  oder  LandesKriegsmusterung,  und 
Wehr-  und  Waffenübungen;  9)  Verbot,  ohne  besondere  Erlaub- 
nis oder  gesetzmäßige  Ermächtigung  in  fremde  Kriegsdienste  zu 
treten  c).  —  Die  staatsbürgerlichen  Verhältnisse  der  im  Waffen« 
dienst  befindlichen  Staatsangehörigen,  ihr  Gerichtstand  «0,  die  militä. 
rischen  Strafgesetze,  und  die  Frage,  ob  das  Heer  den  Eid  auf  die 
Verlassung  zu  leisten  habe,  sind  Gegenstände  der  Gesetzgebung  <•). 

a)  Von  dem  Könige  Sachsen,  s.  man  Wsissk  a.  a.  O.,  §.  3oo  — 3o3. 

b)  Moser  von  d.  Landeshoheit  in  Militärsachen,  S.  io3  ff. 

c)  Vergl.  t.  BundesActe,  Art.  18,  Num.  a.  —  Ebenda  s.  Art.  14,  wird  den  Standes* 
herren,  für  sich  und  ihre  Familien,  und  dem  ehemaligen  unmittelbaren  Reichs- 
adel, Befreiung  von  aller  Militärpflichtigkeit  eingeräumt. 

d)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Weisse  a.  a.  O.,  §.  297. 
• )  v.  Amtis  a.  a.  0.,  Bd.  D,  S.  173  ff. 
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Aeusserstes  Recht  und  Einschränkungen  der  Staatsgewalt. 


§.  550.  (455.) 
Natürliche  Grundbestimmungen  der  Staatsgewalt. 

Die  Staatsgewalt  ist,  auf  das  Wenigste,  nach  dem  allgemeinen  oder 
naturlichen  Rechtsgesetz  zu  beurtheilen.  Daher  hat  sie  natürliche  Ein- 
schränkungen (§.  4'u.  5).  I)  Nur  zu  Erreichung  und  Beför- 
derung des  Staatszweckes,  kann  sie  ausgeübt  werden«).  Sie  be- 
rechtigt das  regierende Subject  nur  dazu,  wozu  sie  dasselbe  verpflich- 
tet; denn  durch  die  Natur  ihrer  Bestimmung  ist  sie  beschränkt  auf  Er- 
reichung des  Staatszweckes  durch  gerechte  Mittel  ($.4)»  auf  dafs  nie 
der  Schleier  des  Staatswohls  Handlungen  blofser  Willkühr  bedecke.  Der 
Gegensatz  wäi«e  Sultanismus,  Verbrechen  der  beleidigten  Menschheit  TL)  Die 
Staatslasteu  müssen,  wie  die  Vortheile  der  Staatsverbindung,  unter 
die  Staatsgenossen,  so  viel  möglich,  gleich  vertheilt  werden  Dil  Nur 
gerechte  Mittel  sind  der  Wahl  der  Staatsregierung  überlassen  (§.  4), 
und  Mäsigting  in  ihrem  Gebrauch,  ist  Hauptpllicht  derselben.  IV)  Je- 
dem mufs  sein  wohlerworbenes  Hecht  ungekränkt  gelassen,  Jedem 
mufs,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken,  der  Genufs  seines  Eigen- 
thums, und  seiner  staatsbürgerlichen  Gerechtsame  und  Freiheit, 
die  möglichst  freie  Entwickelung  und  Anwendung  seiner  Anlagen, 
Fähigkeiten  und  Kräfte,  gestattet  werden  c).  Keinem  Staatsangehörigen, 
der  sich  durch  einen  Act  der  Staatsgewalt  in  seinem  auf  einem  besondern 
Titel  beruhenden  Privatrecht  verletzt  glaubt,  darf  der  Weg  zu  dem  Rich- 
ter verschlossen  werden  <0. 

«)  Vergl.  §.  4.  Rousskau  du  contrat  social,  liv.  3,  ch.  4-  Schkidmuhtel's  Staatsr. 
nach  der  Vernunft  u.  den  Sitten  der  vornehmsten  Völker,  III.  3i4  — 3;5.  Püt- 
trb's  Beitr.,  I.  317.  ScBXErrwBia's  Archiv,  Tb.  II,  Kum.  3.  Ebendess.  wichtigste 
Angelegenheit,  II.  87.  Letsab  medit.  Vol.  IV.  i3a4.  C.  G.  Hössio's  Lehrb.  der 
Politik,  S.  161  ff. 

b)  Glück  der  Staatsgenossen  unter  solchen  Gesetzen,  die  Niemand  erniedrigen,  und 
Niemand  erhöhen. 

c)  L.  11.  D.  de  R.  J.  Lxysur  Spec.  104.  med.  1.  Schobch,  Respous.  T.  I.  p.  1. 
resp.  7.  N.  17.  p.  »9.  Pctteb's  Beitr.,  I.  35i.  Ebendess.  instit.  juris  publ.  germ. 
%.  119.  Wistphal's  t  Staatsr.,  S.  77  f.  Jo.  Chr.  Majkb,  resp.  C.  H.  Btsr., 
diss.  de  regimine  territoriali  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subditorum.  Tüb. 
1791.  4.    Jaup  über  die  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte;  in  d.  Zeitschrift: 
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Germanien  u.  Europa,  Bd.  I,  Heft  I  (1811),  S.  91  —  io5.  Preuss.  Instruction 
für  die  Regierungen  v.  36.  Dec.  1808,  $.  34.  G.  II.  v.  Bebg's  Abliaudlungen  tur 
Erläuterung  der  rheinischen  Bundes  Acte,  Tb.  I,  S.  166  ff.  Mostuocikc  esprit 
des  lois,  Hr.  »6,  ch.  i5.  —  «II  o'j  a  paa  de  droit  contre  le  droit».  Bossckt 
5*»«  arertissement  aux  protestana,  §.  3*.  —  Ob  und  wie  fern  Gesetze  ein  jus 
quaesitum  begründen?  v.  Bbbg's  Rerbtsfälle,  Tb.  III,  Nun».  10.  Bohosowskt 
von  dem  Rechte  des  Regenten,  Gesetze  über  bfirgerl.  Rechtsverhältnisse  abzu- 
ändern. Laudshut  i8o3.  8-  —  Namentlich  ist  die  Staatsregierung  nicht  befugt, 
das  Vermögen  moralischer  Personen  ($.336),  iusbesondere  frommer  und  milder 
,  Stiftungen,  sich  zuzueignen .  oder  bei  dessen  Verwendung  den  Stiftungsaweck 
wesentlich  au  verändern. 

rf)  Würtcmb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  o5.  Vcrgl.  oben  $.366,  375,  389  u.  ff. 
474,  d,  477,  169,  a. 

§♦  ööi.  (456.) 
Aeusserstes  Reclä. 

Ausgenommen  hieron  ist  der  einzige  Fall,  wenn  bei  evidenter, 
dringender  Noth  des  Staates,  unvermeidliche  Collision  zwischen 
Gemeinwohl  und  Privatwohl  eintritt  «),  so  dafs  Verletzung  der  Rechte 
Einzelner 7  absolute  Bedingung  zu  Erhaltung  des  Staates  (ganz,  oder  theil- 
weise)  ist,  folglich  die  (eiserne)  Nolh  der  Selbsterhaltung  sich  aufdringt 
Hier  kann,  wenn  grofse  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet,  und  nur  augen- 
blickliche Hülfe  von  Nutzen  ist,  Einwilligung  der  Berechtigten  aber  nicht 
sofort  erlangt  werden  kann  oder  versagt  wird,  die  Staatsgewalt,  selbst  auf 
Kosten  der  Persönlichkeit,  der  Geistes-  und  Korperkraft  (äusserste  Ge- 
walt, potestas  eminens),  und  des  Eigenthums  (Obereigenthum- 
recht des  Staates,  dominium  eminens)  Einzelner  ausgeübt  werden,  doch 
unter  Vorbehalt  nachheriger  Entschädigung,  so  weit  solcher  möglich  ist. 
Dieser  Nothbehelf  (Tavor  s.  apex  necessitntis),  dieser  Collisions  Fall ,  un- 
eigentlich (denn  wider  das  Recht  gibt  es  kein  Recht)  genannt  das  äus- 
serste Recht  6)  (jus  s.  Imperium  eminens,  jus  extremae  necessitatis,  vis 
potestatis),  Staatsnothrecht,  Staatsraison  (ratio  Status,  seil,  extra- 
ordinarii)  hat  auch  in  den  teutschen  Bundesstaaten  mehrenthetls  keine  an- 
dern als  die  natürlichen  Grenzen  c),  namentlich  bei  Secularisatio neu 

«)  «Suprema  pericula  semper  dant  veniam  culpae*.  Ciadmaküs  ,  in  Eutrop.  0. 
696.  Lhyskb  l.  c.  —  Beispiele:  nothwendige  Maasregeln,  gegen  den  Feind,  wi- 
der Ueberschwemmung  eines  Landesbezirhs ,  wider  Feuergefahr,  gegen  lebens- 
gefährliche Seuche;  Vernichtung  der  über  Ablieferung  von  Früchten  nach  dem 
Ausland,  oder  über  Fructus  in  herbis  gesctxmäsig  geschlossenen  Kauf-  und 
Tauschrerträge,  wegen  drohender  oder  eingetretener  eigener  Hungcrsnotb ,  Ma- 
trosenpressen in  England,  nur  in  dem  im  %.  bezeichneten  Fall,  u.  d.  Von  er- 
ewuugcncn  Darlehen  oder  Zwangddrlehen,  %.  401. 

b)  Nicht  Machtvollkommenheit  oder  plenitudo  potestatis.  Vergl.  oben  %.  98.—  Auch 
nicht,  im  Allgemeinen,  dominium  eminens.  Homxrl  littcratura  juris,  p.  118;  so 
dafs  auch  der  Ausdruck  ObtrdgeHthumnda ,  als  generiicher,  nicht  tadelfrei  ist, 
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da  überhaupt  von  einem  Recht  der  Oberherrschaft  die  Rede  ist.  —  Sondern 
düsterstes  Recht,  jus  emihens,  worunter  begriffen  sind:  äusserste  Gewalt,  potestas 
eminens,  und  Obereigenthumrecht,  dominium  eniinens,  je  nachdem  Persönlich- 
keit, oder  Eigenthum  sein  Gegenstand  ist. 
c)  Vergl.  §.  53i,  Note  a.  Schriften  in  Pütteb's  LiU,  Hl  193.  378— 38a.  Klübbks 
Lit,  9i3.  3a  1.  Meister  bibL  juris  nat,  v.  jus  eminens.  —  Houn  litteratura 
juris,  318.  sqq.  Aristoteles  Polit.  lib.  II.  c.  9  et  8.  Plaio  bei  Cicebo  de  offic. 
IIb.  I.  c.  95.  Huoo  Ghotics  de  J.  B.  et  P.,  I.  5.  6.  El.  Lueac  disqu.  num  civis 
innocens  irae  hoatis  longe  potentioris  juste  permitti  possit,  ut  eicidium  totius 
ciritatis  evitetur?  L.  B.  1749.  8.  Btnversboeb  quaest.  jur.  publ.,  lib.  L  c,«5. 
n.  10.  K.  S.  Zacbabiä  vom  Staate  (Stuttg.  1890.  8.),  S.  64  ff-  J-  J.  Bublamaou 
principe*  du  droit  politique  (a  Lausanne  1784.  8.),  P.  Dl-  cb.  6.  %.  94  sqq.  p. 
973.  A.  L.  Jacoei,  einige  Staatsangelegenheiten  (1787),  7  —  148.  Scbeidejeamtsl's 
Staatsr.  nach  der  Vernunft,  IL  3q6.  C.  U.  D.  de  Eooxa*s  instit.  juris  civit., 
publ.  et  gentium  universalis  (1796.  8.),  p.  181.  C.  F.  Diktbich  diss.  de  suprcma 
lege  reipubiieae.  Erf.  1773.  4.  J.  C  Majer  diss.  cit.  J.  F.  A.  C.  Neurath  diss. 
de  cognitione  et  potestate  judiciaria  in  causi»  quae  politiae  nomine  veuiunt  (Erl. 
1780.  4.),  §.  10  —  19.  Moser  vou  der  Landesbob.  in  Ansehung  der  Untertbancn, 
Personen  und  Vermögens,  179  —  914.  Dahe  Handb.  d.  t.  Privatr,  h  $.  101«. 
Versuch  eines  Lehrb.  des  natürl.  Staatsr.  (Altona  1790.  8.),  §.  45»  ff.  Das 
Staats nothrecht  involvirt  kein  Obereigeuthum ,  von  Fb.  Hoppe,  in  Cbome's  u. 
Jaip's  Germanien,  Bd.  I,  St.  3,  Nuin.  16,  S.  449  ff-  Die  oben  ($.  1,  Kote  a) 
angef.  Schriften. 

tt)  Vergl.  oben  %  53i.  Gönseb's  teutsch.  Staatsr.,  %.  447.  C.  E.  Weissk's  Nach- 
trag eu  seiner  Abh.  über  die  Secularisationen  etc.  Nebst  e.  Aufsatz,  über  d. 
L iiifang  und  die  Grenzen  des  Notbrerhtes.  Leipas.  1800.  8.  üeber  das  Staats- 
nothreibt  etc.  Antwort  auf  Weisse'*  Nachtrag  etc.  Philalethopolis  1800.  8.  — 
Die  Secularisationen  von  i8o3,  wurden  in  dem  Rcichsgutacltten  vom  %c\.  Märs 
i8o3  für  «das  einxige  Mittel»  erklärt,  «den  für  das  Wohl  dos  gesaminten  teuU 
«sehen  Vaterlandes,  und  die  Erhaltung  des  Reichsverbandes  selbst,  so  noth- 
«  wendigen  Ruhestand  eu  befestigen,  und  eine  gute  Ordnung  der  Dinge  im  Reich 
«wieder  herzustellen*.   Martbbs  recueil,  Supplem.,  ILL  943. 


§•  552.  (457.) 
Fortsetzung. 

Ausser  dem  Fall  der  dringendsten  Noth,  darf  dieses  traurige,  so  ge- 
nannte Recht,  anders  nicht  als  nach  vorhergegangener  gesetzmäßiger  Prü- 
fung seiner  Anwendbarkeit  auf  den  vorliegenden  Fall,  und  dann  nur  mit 
ä'usserster  Schonung,  ausgeübt,  auch  mufs  der  leidende  Theil,  nach  dem 
Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit,  so  weit  es  möglich,  vorher  ent- 
schädigt werden  «).  Bloßer  Staats  wirthsc  halt  lieber  V  o  r  t  h  e  i  1  (Interesse), 
blofse  Convenienz,  oder  Bequemlichkeit  des  Staates  insbesondere 
des  Fiscus ,  oder  die  so  genannte  Beglückungsgewalt  0»  so  auch 
Privatinteresse,  oder  Privatlust  des  Souverains  «0,  berechtigen  auf 
keine  Weise  zu  Anwendung  desselben  <?). 

«)  Btsckebsboeh  quaest.  juris  publ.,  lib.  IL  c  i5.    Neubatb  1.  c,  obs.  14.  Stbu- 
Tb.  m,  Bed.  3,  V  4-    Das  angef.  Lehrbuch  des  natürL  Staatsr.,  \.  469. 


Digitized  by  Google 


828  H»  Theil.  XIX.  Cap»  Aeusserstcs  Rcclit 

—  Zwang  zu  Abtretung  von  Privateigenthum ,  insbesondere  Grundeigenthum 
und  andern  auf  unbewegliche  Guter  sich  beziehenden  Hechten,  gegen  Entschä- 
digung, wenn  die  Abtretung  für  Staats-  oder  Hörpcrschaftzwccke,  z.  B.  für 
Festungen  oder  für  gemeinnützige  Anstalten  zu  Beförderung  des  Verkehrs  (Ca- 
näle,  Landstrafsen,  Eisenbahnen),  unparteiisch  für  nöthig  befunden  wird  (Ent- 
äusserung  oder  Expropriation).  Davon  s.  man  Allgcui.  bürgert.  Gesetzbuch  für 
die  gpsammten  tcutschen  Erbländer  der  östreich.  Monarchie  (1811),  §.365.  Preuss. 
allgein.  Landr. ,  Einlcit.  70,  71,  74  u.  -5;  Th.  I,  Tit.  11,  %.  4  —  10;  Tit.  8, 
%.  20 —  3} ;  Th.  II,  Tit.Li4t  %*  4  — ö<  Prcufs.  Cabinctordre  v.  a5.  Apr.  i836, 
wodurch  die  Verordn.  v.  8.  Aug.  i83i  für  anwendbar  erklärt  wird  und  auf 
Geldentschädigungen  für  die  zu  Festungswerken  erworbenen  Grundstücke;  in 
der  Preufs.  Gesctzsamml. ,  i836,  St.  10.  K.  dänische  Verordn.  v.  18.  OcU  1811. 
Gl fzgl.  hessisches  Gesetz  v.  37.  Mai  1831.  Kurhessisclies  v.  3o.  Oct.  1834.  Bö- 
nigl.  sächsisches  Gesetz  v.  3.  Juli  i835.  Badisches  v.  18.  Aug.  i835.  Frankfur- 
tisches v.  10.  Jan.  i83*\  Hönigl.  baicrisdic  Verordn.  v.  14.  Aug.  i8t5,  betr.  die 
Fälle,  wo  Privateigentum  für  öffentliche  Zwecke  abgetreten  werden  mutz,  und 
die  dabei  zu  beobachtende  Verfahrungsart.  F.  X.  Baiia/s  Ilandb.  des  baier.  ge- 
meinen Privatr.,  (180-),  Bd.  I,  §.7.  Charte  constitutionnelle  de  la  prineipaute 
de  Seuchulel,  du  18  juin  1814,  art.  i3;  in  dem  Ilandb.  des  schweizer.  Staatsr. 
(a.  Aufl.  Aarau  18a  1.  8.),  S.  4°4>  Charte  constitutionnelle  de  France  de  1 8 t.t, 
art.  io;  de  i83o,  art.  8.  Code  civil  francais,  art.  5^5,  wo  vorrangige  Entschä- 
digung verordnet  wird.  Iliczu  die  kais.  französ.  Gesetze  v.  8.  März  u.  11.  Apr. 
1810  u.  7.  Juli  i833.  Lockk,  legislation  sur  les  mines  et  sur  les  expropriatious 
pour  cause  d'utilite  publique,  ou  lois  des  21  avril  et  8mars  1810.  Paris  1828.  8. 
Vergl.  a.  die  Vcrfafs.  Urkunden,  von  Baden,  1818,  %.  14,  von  Wartemb. ,  18 19, 
§.  3o,  vom  GH.  Hessen ,  1820,  Art.  »7,  von  5.  CohurgSaalJeld,  i8ai,  %.  18,  von 
5.  Meiningen,  1829,  Art.  16,  v.  Kurhessen,  i83i ,  §.  3a,  v.  d.  Königr.  SacJtsen, 
i83i,  3i ,  v.  IloliensollernSigmaringcn ,  i833 ,  %.  22.  Verhandlungen  der  2. 
Bammer  der  gh.  hess.  Landstände,  1820,  Heft  1,  S.  33  ff. ,  87  ff.;  Heft  3,  S. 
38  ff.;  Heft  6,  S.  90;  Heft  7,  S.  3  ff.,  19  ff;  Heft  10,  Beilagen,  S.  57  ff.  Wer 
für  die  Gesammtheit  ein  Opfer  bringt,  mufs  dafür  verhältnifsmäsig  von  ihr  ent- 
schädigt werden.  Bes  sacra  miser.  Dafs  in  Fällen  der  Soth  (« urgente  neces- 
sitate»)  su  Staatslasten  alle  Grundeigenthümer  ohne  Unterschied,  selbst  der 
Baiser  und  seine  Gemahlin,  beitragen  müssen,  und  dafs  davon  kein  Privilegium 
oder  Vorreiht  befreien  könne,  gleichviel  auf  welchem  Bcchtsgrund  es  beruhe, 
selbst  richterliches  Erkcnntnifs  nicht  ausgenommen,  verordnete  im  J.  494  Baiser 
Anastasius.  L.  1.  C.  ut  uemini  liceat  in  emlione  speeierum  .sc  excusarc. 
6)  Das  so  geuannte  Beste  des  Staates,  der  Staatsvortheil,  das  Staatsinteressc,  S'aats- 
wobl,  salus  publica,  vorzeiten  auch  ratio  Status  (id  quod  reip.  expedit)  genannt. 
De  Lvovwio  singularia  juris  publ.,  c.  1.  2j.  p.  i37.  J.  G.  Sikbkk  von  der 
Macht  der  Beichsstände  u.  Gerichtsherren  Selbst  Hecht  zu  sprechen,  5-  IT. 
Z.  B.  Anlegung  neuer  Strafscn,  oder  Acndcrung  der  bisherigen,  zu  Beförderung 
des  äussern  und  innern  Verkehrs,  zur  Verschönerung,  u.  d. ,  berechtigt  nicht 
zu  Ausübung  des  äussersten  Rechtes.  Lkvskh  1.  c.  Vergl.  i-3.  Anders 
Rusok,  teut&cb.  Privatrecht,  §.  126.  —  Einschränkungen  s.  bei  Jacobi  a.  a.  O. 
§.  55.  Ghotids  de  J.  B.  et  P.  lib.  3.  c.  17.  Aurath  l.  e.  obs.  i5.  Levskr, 
Sp.  4.  m.  11.  Sthuhkn's  Bedenken,  II.  3o3.  Hommh. ,  obs.  469.  J.  C.  F.  Mn- 
stkk's  Lehrbuch  des  Naturrechtes  ( Frank  f.  a.  d.  O.  1809.  8.),  59-.  —  Vergl. 
jedoch  Wehnhkb  ,  Tom.  I.  pari  V.  obs.  24";.  Piasss.  allgein.  Landr. ,  Th.  I, 
Tit.  8,  %.  34,  Tit.  11,  §.  4  u.  5.  -~  \  on  Schißbat tnuchung  der  Privatflüssc  u. 
ihrer  Benutzung  zum  Holzflösseu,  s.  ebenda*.,  Th.  ü,  Tit.  id,  Abschn.  2.  Dt- 
iallkau.  traitc  de  l'cxpropriation  pour  cause  d'utilite  publique.  Brüssel,  i835.  8. 
Eiuc  Sammlung  der  neuesten  Gesetze  über  diesen  Gegenstand  ist  >  Wkswt's 
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neuster  Expropriationscodex,  oder  vergleichende  Darstellung  etc.  Nürnberg, 
1837.  8«  Man  s.  a.  Conversations-Leiicon  der  Gegenwart,  Bd.  h  (Leipz.  i838.) 
S.  133t,  Art.  ExprapriutioHsreeht. 

c)  Oft  nur  eine  Folge  der  politischen  Erbsünde  des  Yiclregierens!  Vergl.  4.  b, 
u.  0,3.  —  Die  Gn-Nzcn  des  äu»scrstcn  Rechtes  sind  so  zu  bestimmen,  dafs  dem 
Vorwand  so  wenig  Spielraum  bleibt,  als  möglich.  Mointesqvikc  de  l'esprit  des 
lois,  XIII.  i.  LkfKEK  medit.  ad  Fand.,  vol.  IV.  p.  i3*4.  G.  C.  II.  Bvar.  diss. 
de  regiinine  territorial!  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  suhditorum  (Tüb.  1791), 
%.  i5.  sqq.  Ucbcr  das  Staatsnothrccht,  als  Grund  des  Rechtes  7.11  secularisiren 
(1800.  8.),  S.  5  f. 

d)  Jacom  ,  %.  49.  Nfi  bath  1.  c.  obs.  11.  C.  G.  Jargow's  Einl.  zu  d.  Lehre  von  d. 
Regalien,  4^3.    P£ttki\'s  Beitr.,  I.  36i  f. 

e)  Privatorum  domtnia  sacra  sunto. 

§.  5S3.  (458.) 

Macfitspruch ,  unterschieden  von  dem  Ein-  und  Durchgreifen,  und 

von  Justizmissbräuchen. 

I)  Nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Ausübung  des  äussersten  Rechtes 
durch  die  Umstände  begründet  ist  ($.  55 1  f.),  darf  der  Staatsoberherr 
unmittelbar,  oder  in  constitutionellen  Staaten  durch  das  verantwort- 
liche gesaramte  Staatsministcrium,  mit  Abweichung  von  den  sonst  anwend- 
baren,  gewöhnlichen  Verhandlungsformen  und  Entscheidungsquellen,  und 
mit  Hintansetzung  der  gerichtlichen  Competenz,  die  Entscheidung  ei- 
nes einzelnen  nechtstreites  oder  einen  Strafbefehl  erthcilen,  oder, 
auf  seinen  SpecialBefehl,  von  andern  als  richterlichen  Staatsbehör- 
den erthcilen  lassen.  Eine  solche  Entscheidung  ist  kein  Richterspruch; 
sie  ist  eine  Verfügung  des  Inhabers  der  Staatsgewalt.  Als  blofses  Macht- 
gebot, lieifst  sie,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  Machtspruch  <*)  (decisio  vi 
juris  eminentis  lalaj.  II)  Sie  unterscheidet  sich  wesentlich:  1)  nicht  nur 
von  dein,  durch  Gesetze  oder  durch  den  Zweck  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens, gebotenen  oder  nachgelassenen  Eingreifen,  Aufgreifen  oder  Durch- 
fahren *)  (abruptio  causae)  des  Richters,  wodurch  in  der  Procefsform 
Ausnahmen  von  der  Regel  gemacht  werden,  um  den  Rechtstreit  aus  er- 
heblichen Gründen  abzukürzen,  und  zweckwidriger  oder  bedenklicher  Ver- 
zögerung oder  Verwickelung  der  Sache,  oder  ungeziemender  Vermischung 
oder  Vervielfältigung  der  Rechtshändel  entgegen  zu  wirken  5  sondern  auch 
2)  von  dem  Durchgreifen  (decisio  pro  auetoritate,  secundum  arbitrium 
vel  legislatoris  vel  judicis),  welches  bald  von  dem  Gesetzgeber  selbst, 
bald  von  dem  Richter  geschieht,  durch  Entscheidung  von  Haupt-  oder 
Nebengegenständen  eines  Rechtshandels,  für  welche  eine  gesetzliche 
(positive  oder  naturrechtliche)  Besimmung  fehlt,  oder  die  vorhandene,  we- 
gen ausserordentlicher  Umstände  der  Sache  oder  Personen,  nicht  passend 
ist  r)-   noch  mehr  von   offenbaren  Justizmifs brauchen,  namentlich 
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3)  von  blofs  willkührlicber  Entscheidung  (decisio  ad  libidinercO 
oder  Behandlung  eines  Rechtshandels,  von  Seite  des  Regenten,  oder  des 
Richters^);  von  willkührlicher  Einmischung  des  Souverains,  oder 
einer  andern  Staatsbehörde,  in  den  Rechtsgang  eines  vor  einem  Gerichts- 
hof anhängigen  Rechtshandels«);  5)  von  willkührlicher  Hemmung 
oder  Aufhebung  der  gesetzmäßigen  Wirksamkeit  richterlicher  Erkennt- 
nisse /)• 

a)  Klübkh's  Lit.,  3«6.    Stbubek,  Th.  III,  Bed.  3;  Th.  IV,  Bed.  4q.    Ebendes*.  Ne- 
benst,  V.  83  ff.    (t.  Htm**:«'*)  Beiträge  zu  der  jurist.  Lit  in  den  preuss.  Staa- 
ten, III.  in.  VII.  i3o.    v.  Cbamkb's  wetzl.  Ncbenst.,  LXX.  bo.    J.  G.  Sirm'* 
gerichtlicher  Proccfs,  L  i5  ff.    (P.  J.  Pasdib  des  Jamges)  Reflexions  philoto- 
phiques  et  bistoriques  d'un  jurisconsulte  sur  l'ordre  de  la  procedure  et  sur  Ir* 
decisions  arbitraires  et  imme'diates  du  Sou verain.  a  Berlin.  1765.    Makt.  Scnu- 
deb  di«s.  de  sententiis  ex  plenitudine  potestatis  latis  (Lips.  1708),  %.  4.  Das. 
Nettclbladt  diss.  de  decisione  casuum,  quae  fit  pro  auetoritate  (Hai.  1754)  \.  14. 
Vergl.  Protocoll  der  t.  Bundcsversamml.  v.  12.  Oct.  1818,  §.  a38.  u.  »41.  —  Im 
Zustand  der  höchsten  Noth,  darf  sich  der  Staat,  durch  Bestrafung  ohne  Jirm- 
liche  Untersuchung  des  Verbrechens  des  Hochverraths,  vom  Untergang  retten. 
Lryseb,  medit.  ad  Pandect.,  Spec.  bjZ.    Fehebbacb's  peinl.  Recht,  %.  i**o.  — 
Für  Selbstcrhaltung  kann   ausnahmweise  eine  politisch- administrative  3Iaas- 
rogel  statt  eines  richterlichen  Strafurtbeils,   nachgebend  einer  gebieteri»raea 
Notwendigkeit  (necessite  imperieuse  absolue  et  souverainc),  wider  einen  Ver- 
brecher verfugt  werden.  Mostesouiev  schrieb :  il  est  des  occasions  od  la  statu* 
de  la  loi  doit  etre  voilee.  So  in  dem  Fall  der  verwitweten  Herzogin  ron  Berry, 
welche,  wegen  revolutionärer  und  hochverrätherischer  Umtriebe  iu  der  Vendec, 
eu  Nantes  am  7.  Nov.  i83a  gefangen  genommen,  seit  dem  i5.  Nov.  auf  der  G- 
tadclle  von  Blaye  in  Vcrhaft  gehalten,  und  von  da,  nachdem  sie  am  10.  Mai 
von  einer  Tochter  entbunden  worden,  am  8.  Juni  i833  auf  ein  Schiff  gebracht 
und  nach  Palermo  geführt  ward,  ohne  dafs  man  sie  aus  Gründen  der  hohem 
Politik,  einer  gerichtlichen  Untersuchung  unterworfen  und  einem  vor  A&sisea 
gesprochenen  Urtheil  ausgesetzt  hatte.    Man  s.  die  Erörterungen  hierüber  ia 
der  Deputirtenkammer  zu  Paris,  in  dem  Moniteur  universel  du  11  juin  18& 
p.  1641  —  1643.    Das  im  %.  Gesagte  gilt  auch  von  der  Frage:  ob  und  wann  der 
Regent  ein  von  dem  CriminalRicbter  gesprochenes  Strafurtheil  schärfen  (in  pej*i 
reformiren)  könne?  Einen  Fall,  wo  Friedrich  n.  sich  eine  Schärfung,  von  der 
vom  Gericht  erkannten  dreijährigen  FestungsbauStrafe  bis  zur  Strafe  des  Schwerts, 
erlaubt  hatte,  sich  aber  die  hierauf  auch  in  höherer  Instanz  erkannte  Strafe  zu 
dreijähriger  Festungsarbeit  gefallen  liefs,  s.  in  Klfis's  Annale  11  der  preufs.  Ge- 
setzgebung, Bd.  VIII,  Num.  8,  Fall  11.  —  Von  entgegengesetzter  Art  ist  die 
Frage:  ob  und  wann  gegeu  richterlich  erkannte  CriminalStrafen,  insbesondere 
Todesstrafen,  das  landesherrliche  Begnadigungsrecht  bis  zu  gunxlicker  Frcutprt- 
chunz  ausgeübt  werden  könne?  —  Der  Kaufmann  Fonk  und  der  Kiet'crmeister 
Hamacher  zu  Cöln,  wurden,  gegen  die,  bei  dem  Einen  auf  Todesstrafe,  bei  dem 
Andern  auf  lebenslängliche  Kettenstrafe  sprechenden  richterlichen  Erkenntnis«, 
aus  «VcA*»gründen  für  nicht  straffällig,  die  Richtersprüche  für  factisch  und  recht- 
lich unbegründet  erklärt,  durch  eine  k.  preufs.  CabmetOrdr«  v.  *6\  Juli  i8i3. 
Vergl.  Kamt's  Rechtslehre,  §.  49. 

4)  C.  F.  HonEi's  teutscher  Flarras,  in  d.  GencralRegcln ,  $.  17  u.  40.  Netto- 
bladt  diss.  cit.,  i  16.   Kl«bkb*s  Lehrbegriff  der  Referirkunst,  \.  64. 

c)  Nettexeladt  diss.  cit.,  %.  5.  7.  9.  10.   Ejiud.  diss.  de  variis  casus  ia  foro  obvios 
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decidendi  modis  in  genere  (Hai.  i75o),  17.  £.  J.  F.  Mabzkl  diss.  de  deci- 
sionibus  quae  fiunt  pro  auetoritate.  Rost.  1741.  4.  C.  F.  Hommul's  Flavius  (edit 
i~5),  S.  334.  F.  A.  KoMaEi/s  Anleit.  Acten  »11  extrahiren,  S.  5i.  lUSana'» 
Rcferirkunst,     65.    Stkubm,  rechti.  Bedenken,  Bd.  I,  Bcd  66. 

i)  P*irDnr  dm  Jaiwofs  a.  a.  O-  —  Kurmärkischer  LandSvndirus  Möscma  (1713  — 
i7»3),  oder  Schrcrklichkeit  der  CabinetCriminatJustiz ;  in  C.  F.  Häbkrlis's 
Staatsarchiv,  Heft  1  (1-9-»),  S.  349  —  380.  —  Von  der  Müller  Arnoldischen 
Sache  1779,  vcrS'*  ^cn  Briefwechsel  über  die  gegenwärtige  JustizReforin.  Berlin 
1780.  8.,  u.  (M\sso\)  Gesch.  des  Preufs.  Staates  vom  Fr.  zu  Hubertsburg  bis 
zur  zweiten  pariser  Abkunft,  Bd.  I  (Frankf.  a.  M.  1819),  S.  76  ff.  Mimabeao 
sur  In  monarohie  prussienne,  T.  V.  i3i.  Allgem.  deutsche  Biblioth.,  Bd.  106, 
St.  1.  Berlinische  Monatschrift,  Oct.  1804,  S.  3i6.  «Aufgehobener  Unterschied 
zwischen  Gerechtigkeit  und  Justiz«  in  Schlözeb's  Briefwechsel,  Heft  3a,  S.  i»8; 
Heft  36,  S.  368-,  Heft  38,  S.  i3o.  Ehewhas.  8taatsaneeigen,  Heft  41,  S.  n5. 
v.  Doax's  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit,  Bd.  I.  (Lemgo  1814.  8.) 

0  Vergl.  oben  %.  373.  —  Zu  Erstattung  von  Anfrageberichten  an  die  Staatsregie- 
rung (rclatio  postulatoria  ad  prineipem),  zum  Zweck  der  Entscheidung  eines 
bei  ihm  anhängigen  CivilProcesses ,  ist  ein  Gericht,  durch  seine  Richterpflicht 
verbunden ,  wenn  es  authentischer  Interpretation  eines  Gesetzes ,  eines  Privile- 
giums, oder  einer  andern  staatsoberherrlichen  Willenserklärung  bedarf,  oder 
wenn  es  erhebliche  Aufschlüsse  in  facto  von  derselben  erlangen  zu  können 
glaubt,  so  fern  es  von  Amtswegen  oder  auf  Verlangen  einer  Partei  dieselben 
einzuholen  befugt  ist.  Zu  einfacher  Berichterstattung  an  die  Staatsregierung  (re- 
latio  simplex  scu  notifiratoria )  kann  ein  Gericht  durch  seine  Staatspflicht  ver- 
bunden seyn,  wenn  eine  dem  Staat  drohende  Gefahr  oder  Beeinträchtigung,  in 
Beziehung  auf  dessen  Gerechtsame,  den  öffentlichen  Ruhestand,  oder  wichtige 
politische  Verhältnisse,  oder  wenn  erhebliche  Umstände  in  Absicht  auf  Gesetz- 
gebung für  künftige  Fälle,  bei  Verhandlung  oder  Entscheidung  eines  Rechts- 
handcls  zu  seiner  Kunde  und  Erwägung  kommen.  Damit  ist  jedoch  nicht  ge- 
sagt, dafs  in  irgend  einem  Fall  de  Berichterstattung,  ein  Gericht  seine  richter- 
liche Selbstständigkeit  und  die  Unabhängigkeit  »eines  Urtheils  im  Rechtsprechen 
zum  Opfer  bringen,  dafs  es  die  Entscheidung  vor  ihm  anhängiger  Ret htshändel 
der  Staatsregierung  anheim  geben  oder  überlassen,  dafs  es  sich  zu  einem  Quasi- 
Rechtsweg oder  QuasiUrthei)  hergeben,  dafs  es  das  Reckt  beugen,  hemmen 
oder  versagen,  dafs  es  die  Gerechtigkeit  verleugnen  dürfe.  Lby&kh,  Spec.  466. 
Ekgklbivcht  in  obss.  Spec.  L  Obs.  1.  p.  »4. 

/)  Von  Juslizmifsbräuchen ,  oben  §.  169,  366  u.  373. 

§♦  354*  (459.) 
Positive  Einschränkungen  der  Staatshoheit 

Ausser  diesen  natürlichen  Einschränkungen  der  Staatshoheit,  finden 
noch  urkundliche  oder  positive  Statt,  auch  in  teutschen  sou verainen 
Bundesstaaten.  Ein  Theil  derselben  ist  gegründet  in  der  Bundesverfas- 
sung; nicht  nur  in  ausdrücklichen  Torschriften  der  Grundverträge  des 
Bundes  «),  sondern  auch  in  den  durch  sie  bezeichneten  Bundeszwecken 
Andere  sind  es  in  der  individuellen  Verfassung  des  Landes  ($.  2<)3  f.); 
Qoch  andere  in  Vertragen  mit  andern  Staaten. 
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a)  Beispiele  oben,  %.  m  ff.,  «4 1  ft 

*)  Die  erklärten  Btindcszwecke  untersagen  jede  Verletzung  des  durch  die  Bunds 
Acte  beabsichtigten  und  bedingten  allseitigen  Rechtszustandes  ($.217  u.  f.  u-  169). 
namentlich  die  Verletzung  der  landständischen  Verfassung  (\.  284,  i)  und  des 
Mifsbrauch  der  Souverainctät  (ebendas.  u.  §.  55o  ff.).  VergL  unten  in  den  Zu- 
sätzen, am  Schlufs  dieses  Buchs,  jenen  zu  §.  106,  IV. 


XX.    C  A  P  I  T  E  L. 

Aeussere  Staatsiloheitrechte,  Gesandtschaft-,  Kriegs-  and  Ver- 
trag-, insbesondere  Friedens-  und  Bündnifsrecht. 


§.  555.  (460). 
Aeussere  StaaisHoheitrechte. 

Da  jedem  tcutschen  Bundesstaat,  in  seinem  Verhältnifs  nach  Aussen, 
unter  den  durch  den  Bund  gesetzten  Beschränkungen,  die  Rechte  unab- 
hängiger Staaten  zukommen  ($.  224  u.  238),  so  gebühren  ihm  auch,  in 
so  weit,  die  äusseren  S taa tsHo hei tre cht e  (§.  100). 

§•  556.  (46t.) 
Gesandtschaftrecht. 

Namentlich  gebührt  das  Recht,  Gesandte  für  Staatsangelegenheiten 
zu  schicken  und  anzunehmen  (jus  legationum),  in  seinem  ganzen  Um- 
fang o),  allen  teutschen  sou verainen  Bundesstaaten;  nicht  nur  unter  sich, 
und  in  der  Bundesversammlung,  sondern  auch  in  dem  Verhältnifs  zu  aus- 
wärtigen Staaten 

d)  Pvtter's  Lit.,  III.  218.  Klübeh's  Lit. ,  §.  ioo5  ff.  v.  Ompteda's  Literatur  des 
Völkerrechts,  S.  534  ff  v.  Martbhs  EinL  in  das  curop.  Völkerr.,  |.  181  ff 
Hlvbkr  droit  des  gens  moderne  dcl'Europe,  §.  166  et  suiv.  F.  X.  v.  Mosha»«  « 
europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landsh.  »8o5.  & 

b)  Vergl.  Rhein.  Bund,  IX.  447.  Xm.  i35. 

§.    557.  (462.) 
Kriegsrecht. 

Eben  so  sind  die  teutschen  Bundesstaaten,  unter  den  oben  (§.  220—222 
u.  224)  angezeigten  Einschränkungen,  einzeln  befugt,  die  Rechte  ihrer  Staa- 
ten durch  Repressalien  <*),  und  selbst  durch  Krieg  (Vertheidigungs- 
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krieg)  zu  verfolgen  (jus  belli,  potestas  bellica),  als  Haupttheile  und  als 
Alliirte  Auch  sind  sie ,  unter  denselben  Einschränkungen ,  berechtigt, 
Durchmärsche  zu  gestatten,  oder  zu  verweigern  c),  und  in  Kriegen 
anderer  Mächte,  Neutralität  (§.  232)  zu  beobachten  Das  Recht,  Re- 
torsion zu  verfugen  ?)>  ist  in  der  völkerrechtlichen  Gleichheit  und  Selbst- 
ständigkeit unabhängiger  Staaten  gegründet 

«0  De  Martess  precis  du  droit  des  gens  (edit.  1811),  §.  a53  sqq.  KtÜRBR,  droit 
des  gens  moderne  de  TEurope,  §.  a34-  v.  Roth's  Staatsr.  teutscher  Reich&lande, 
H.  168.  Puvekdorf  introduct.  in  process.  civ.,  p.  84a.  Schriften  in  Pütter's 
Lit,  III.  65o.   Klürer's  Lit,  §.  1409. 

A)  Davon,  was  in  solchen  Fallen  das  Verhältnifs  eines  Bundesstaates  zu  dem 
Bund  mit  sich  bringt,  s.  man  die  Wiener  SchlufsActe  Ton  1810,  Art.  35 
u.  ff. 

c)  Beispiele  von  Etappen-  oder  MilitärStrassen ,  die  in  der  neuesten  Zeit  für  Durch» 
marsch  durch  Verträge  bewilligt  worden  sind,  findet  man  in  v.  Martens 
recueil,  Supplem.  VIII.  3ai  et  suiv.  606.  614.  617.  IX.  aio  —  ijB ;  auch  T. 
X  et  XI. 

«0  Oxpteda  a.  a.  O.  S.  614  ff.  v.  Martkks  a.  a.  O.  §.  5i.  a58  ff.  387.  3oo.  — 
Der  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrcfs,  Neutralität  der  Bundesstaaten  für  den 
Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser  dem  Bund  besitzen  (f.  q5, 
191,  a38),  mit  andern  Staaten  oder  unter  sich  in  Krieg  gerathen,  in  der  Bun- 
des Acte  vorzubehalten,  ward  nicht  genehmigt.  Klüber's  Acten  des  wiener  Con- 
gresses,  Bd.  0,  S.  358,  3t8,  4*3,  43»,  485.  —  Nachher  wurden  der  wiener 
SchlufsActe  v.  1810,  Art.  45  —  47,  Bestimmungen  über  diese  Art  von  Neutrali- 
tät- und  Kriegsverhaltnissen  eingerückt.  Neutralität  des  K.  Belgien;  in  dem 
Londoner  Vcrti.  v.  19.  April  1839,  Art.  VII. 

•)  De  Martens  I.  c.  §.  a54 ,  not.  a.  Vinc  0£oesburg  dis«.  de  retorsione  jurium. 
Gott.  1780.  Klvrer,  in  der  Vorrede  zu  der  Abhandlung  über  Erbschaft- 
steuer. Er).  1790.  8.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  HL  65».  Kcvrer's  Lit., 
1410.  —  Grofsherzoglich  -  hessischer  Vorschlag  zu  Vermeidung  aller  Retor- 
sionen unter  Bundesgliedern,  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  §.  ai4, 
Num.  10. 

§.  558.  (463.) 
Vertragrecht. 

Das  Vertragrecht  mit  Auswärtigen,  sonach  das  Recht)  nach  Er- 
fordernifs  des  Staatszweckes,  Kriegs-  und  Friedensverträge"),  Bünd- 
nisse oder  Allianzen  aller  Art  2t5  und  22Ö),  SubsidienTrac- 
tate  o),  um  Hülftruppen  in  Bereitschaft  zu  halten  und  zu  schicken,  Grenz- 
verträge (§.  86  ff.),  JurisdictionsVerträge,  Polizei  vertrage, 
(§.  467),  Finanz-,  Handels-  und  Schiffahrt  vertrage  (§.  412, 
476, 583),  Post  ve  rträge  ($.  441),  u.  d.,  für  gerechte  Zwecke  zu  schliefsen, 
Vermittlung  bei  Streitigkeiten  seuveraincr  Staaten,  und  auch  Garantie 
oder  Gewährleistung  ihrer  Rechte,  Stipulationen  und  Staatsgebiete  «0  zu 
übernehmen,  oder  sich  versprechen  zu  lassen  <? ),  ist  teutschen  Bundesstaaten 
unbenommen,  wenn  dabei  die  oben  ($.  220 — 222  und  224)  angerührten 

Kliib«r'i  iJffeflt!.  Hecht,  4.  A.d.  53 
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Schranken  nicht  überschritten  werden.  In  der  teutscben  BondesActe /) 
garantirten  alle  Bundesgenossen  gegenseitig,  ihre  säuunt  liehen  unter  dem 
Bund  begriffenen  Besitzungen. 

a)  Einwilligung  der  Landjtitnde.  ist  bei  Ausübung  des  Vertragrechtes,  namentlich  bei 
Handelt-  und  Subsklien Verträgen ,  auch  des  Kriegs-,  Friedens-  und  Bündnis*» 
rechtes,  nur  kraft  eines  besondern  Rechtstitels  nothwendig.   Stacasn's  Nebeu- 
st unden,  Tb.  II,  Abb.  10,  %.  i3.  17.  18.  Ejusd.  Obfs.  juris  et  bist.,  obs.  4*  S-  >6. 
Häbxbuw'»  Staatsarchiv,  Heft  V,  S,  44  f*   Fjsishabt's  kleine  Schriften,  IL  5i. 
Aueh  in  k  onstitutionellen  Staaten,  gehört  die  Vertretung  des  Staates  nach  Aussen 
in  der  Regel  zu  den  ausscbliefsenden  Prärogativen  der  Krone,  unter  verfas- 
sungsmäsiger  Mitwirkung  des  verantwortlichen  Ministers  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten.   Doch  wird  bei  Ausübung  der  äussern  Hoheitrechtc  landständtsebe 
Mitwirkung  oder  Einwilligung  dann  erfordert,  wenn  und  so  weit  dieselhe  Be- 
stimmungen über  Hechte  oder  Pflichten  betrifft,   wobei  in  Absicht  auf  ihre 
Griindung  oder  Folgen,  jene  Mitwirkung  oder  Einwilligung  durch  die  Verfas- 
sung begründet  ist,  z.  B.  bei  Einräumung  oder  Beschränkung  eines  Thronfolge- 
rechtes,  bei  Veräusserung  oder  wesentlicher  Veränderung  des  Staatsgebietes 
und   Staatseigenthums,   bei  Uebernahme   von  Lasten,   namentlich  Leistungen, 
Staatsservituten  und  Verwendung  inländischer  Truppen  für  auswärtiges  Staats- 
iuteressc,  bei  Verträgen,  insbesondere  Handelsverträgen,  welche  neue  gesetzliche 
Bestimmungen.  Aufhebung  oder  Acndcrung  von  Landesgesetzen,  oder  von  ver- 
fassungsmäsigen  Rechten  der  Staatsgenossen,  zur  Folge  haben  wurden.    Die  zur 
Prüfung  und  Beurtheilung  des  Gegenstandes  nöthige  Kenntniss  von  den  Ver- 
handlungen mit  auswärtigen  Regierungen  ,  ist  den  Ständen  zu  geben,  so  bald 
und  so   weit  das  Interesse  der  Unterhandlung  es  zulasst.    Vergl.  oben  §.  ai5, 
IV,  sodann,  den  toürtemb.  Verfass.Vertr.  v.  1819,  §.  85—87.    Hildburg/,.  Grund- 
geset»  der  landschaftl.  Verfass.  v.  1818,  §.  46.    Desgl.  die  Verhandlungen  der 
kurhess.  Ständeversammlung  am  11.  Dec.  i83i ,  dann  im  Jänner 'lind  Februar 
i83a,  über  die  Frage:  ob  und  wie  weit  die  zur  Publicität  nicht  bestimmten 
Protocolle  der  Bundesversammlung  den  Ständen  mitzutheilcn  seven,  besonders 
die  Acusscrung  des  Ministeriums  der  auswärt.  Angelegenheiten,  in  der  Beilage 
zu  der  casseler  Zeitung  vom  17.  Febr.  i83a,  Num  47,  u.  in  andern  politischen 
Tagblältcrn,  z.  B.  in  der  frankf.  OPAZeitung  Num.  5i  u.  ff.,  und  die  stän- 
dische Erwiederung  darauf,  in  der  casseler  Zeit.  v.  i83a,  Num.  94,  u.  in  der 
OPAZeit.  v.  7.  April  i83a.   Dieselbe  Frage  kam  in  Verhandlung  in  der  badi- 
schen Ständeversammlung  von  i83i ,  auch  in  der  k.  sächs.  Ständerersamml.  v. 
i839;  in  der  frankf.  OPAZeit.  von  1839,  Num.  3i8,  3ig    Baicrns  Heerzug  nach 
Griechenland  im  Juli  i833,  contradietorisch  erörtert.   Hanau,  i833-  8. 

b)  Anerkannt  in  der  BundesActe,  Art.  11;  doch,  dafs  ihre  Bündnisse  nicht  gegen 
die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  werden  dür- 
fen. —  Beitritt  der  Staatsregierungen  aller  teutschen  Bundesstaaten,  einer  jeden 
insbesondere,  zu  der  von  den  Beherrschern  Rufslands,  Oestreichs  und  Preus- 
sens,  am  26.  Sept.  181 5  zu  Paris  geschlossenen  so  genannten  heiligen  Allianz^ 
in  den  Jahren  1816  u.  »817.  Klübeb,  droit  des  gens  moderne  de  lTurope,  $. 
a,  d  et  e;  3,  d;  146  u.  3«9.  Verzeichnet  nach  ihren  ZeitDaten  sind  jene  Bei- 
tritterklärungen in  der  kaiser).  russischen  amtlieben  Sammlung  'der  von  Rufa- 
land mit  abendländischen  Staatsregierungen  geschlossenen  Verträge  seit  dem  3o. 
Mai  1814  bis  a.  Dec.  1822  (französisch  u.  russisch,  St.Petersb.  in  a  Bänden  i8a3 
u.  »8a5,  in  Fol.),  Bd.  n,  S.  9  u.  f. 

c)  Von  dem  ehemaligen  Subsidienwesen ,  vergl.  Possbtt's  europ.  Annalen,  1800, 
IX.  a3i.  Klvbsr  über  das  europ.  StaatsMilitärSystem;  in  den  Europ.  Annaien 
i8o5,  V  >5o;  insbes.  von  der  Suhudien  Manie  der  TeuUchen,  ebenda».  S.  tno  (f. 
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Kisknhabt's  kL  Schriften,  IL  i  —88.  Rxuss  Staatsk.,  XI.  460.  Die  fremde  Wer- 
betrommel; io  den  Behersiguugen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S. 
43-47. 

d)  v.  Oxpteda  a.  a.  O.  S.  661  ff.  583  ff.  594.  v,  Martens  a.  a.  O. ,  §.  5i ,  Note 
a,  56  f.  u.  33a.  Adh.  Mortis  über  poHt.  Garantien,  in  Pölitz,  Jahrb.  d.  Gesch. 
und  Staatskunst,  i8«8,  Heft  II 

e)  Beispiele  von  dem  wiener  Congrefs,  s.  in  Klübeb's  Uebcrsicht  der  dipl.  Ver- 
handlungen des  wiener  Congr.,  S.  55o  f.   Man  s.  auch  oben  §.  73. 

/)  Art.  n,  vergL  mit  Art.  ».  —  Der  Bund  garantirt  die  Verfassungsurkundcn 
verschiedener  Bundesstaaten.   Vergl.  oben,  i  a83. 


XXI    C  A  P  I  T  E  L. 
Staatsservituten. 


§.  559.  (464t) 

Begriff»    Aciivcr  und  passiver  Gesichtpunct  der  SkaatsServiluten. 

I)  Oeffentliche  oder  Staatsservitut«),  ist  ein  auf  besondern 
Rechtstitel  gegründetes  Recht  eines  Staates  oder  Staatenbundes,  wodurch  zu 
dessen  Vortheil,  die  Freiheit  eines  andern  Staates  oder  Staatenbundes,  in 
dem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  unabhängig  von  seiner  Staats-  oder  ßundes- 
hoheit,  eingeschränkt  wird  *).  II)  In  Hinsicht  auf  die  einander  gegenüber- 
stehenden Subjecte,  ist  eine  öffentliche  Servitut  aus  zweifachem  Gesicht- 
punct zu  betrachten.  Sie  heifst  activ,  in  so  fern,  als  ein  Staat  oder 
Staatenbund  in  dem  zu  dem  andern  Staat  oder  Staatenbund  gehörenden 
Gebiet  dieselbe  auszuüben  berechtigt  ist:  passiv,  in  so  fern,  als  ein  an- 
derer Staat  oder  Staatenbund ,  .  in  einem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  die 
Ausübung  derselben  zu  leiden  verpflichtet  ist  c). 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit,  in.  819.  Klübbb's  Lit.,  689.  —  C.  J.  C.  Engelbbfcht 
tr.  de  servitutibus  juris  publici.  Heimst.  1713.  rec.  c.  prnef.  C.  C  Hidfri. 
Lips.  1739  4.  Db  Stbck  erlaircissemens  de  divers  sujet  intcressans  (i-8ö.  8.), 
n.  6.  (•!.  F.  v.  Tröltsch  )  Von  Freiheiten  und  Immunitäten  in  fremdem  Ge- 
biet; in  StxBEifHEEs  Baiträgen,  Tb.  I  —  VI.  N.  T.  Gökkbb's  Entwickcl.  des 
Begriffs  und  der  rechtl.  Verhältnisse  teutscher  Staatsrechtsdienstbarkeitcn. 
Erlang.  1800.  8.  Reoss  Staatsk.,  XVIL  3a  ff.  Mosfb  s  nnrhbarl.  St.  RM  *39  ff. 
GüntbbVs  Völkerr.,  II.  i'ii.  v.  Martens  VölUcrr.,  $.  111.  Majkr's  weltl.  St. 
R.,  UI.  v,  ff.   PtTxra's  bist.  Entwickcl..  HL  277  ff 

#)  Eine  öffentliche  Servitut  ist,  Ihrer  Natur  nach,  immer  eine  völkerrechtliche ,  eine 
servitus  juris  gentium,  weil  hier  immer  Staat  gegen  Staat  steht.  Eine  staatt* 
rechtlich» ,  in  engern  Sinn  dieses  Wortes        5),  ist  eine  öffentliche  Servitu: 
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selbst  dann  nicht,  wenn  sie  zwischen  Staaten  besteht,  die  einer  gemeinschaftli 
chen  StaatsObcrgewalt  unterworfen  sind,  wie  ehehin  die  teutschen  Keicbsländer 
der  Reit  Iishoheit  (%.  36);  obgleich  hier  das  gemeinschaftliche  Staatsrecht  (wie 
eh.  dem  das  ReichsStaatsrccht )  Bestimmungen  auch  für  Staatsservituten  dieser 
Staaten  unter  sich,  enthalten  kann.  Also  aus  dem  völkerrechtlichen  Gesicht- 
punet ,  sind  die  gewöhnlichen  Ausdrücke  Staatsservitut  und  Servitut  juris  puhUd 
7.u  betrachten.  Immer  sind  die  öffentlichen  Servituten  Gegensatz  der  Privat- 
Servituten  (servitutum  juris  privati). 

c)  Unpassend  sind  hier  die  privatrechtlichen  Einthcilungen ,  der  Servituten  in  dinß 
liehe  und  persönliche,  in  urbanas  et  rusticas.    Richtig,  wenn  gleich  ohne  prac- 
tisrhes  Moment,  sind  die  in  affirmative  und  negative,  in  einseitige  und  wechsel- 
seitige, in  eonlinuas  et  discontinuas. 

§•    560*  (465.) 
Zwei  Arten  von  Staatsservituten, 

Denkbar  sind,  in  dem  Teutschen  Bund,  zwei  Arten  von  öffentlichen 
Servituten:  i)  Bun desServituten,  d.  h.  die  entweder  dem  Teutschen  Bund 
gegen  auswärtige  Staaten,  oder  diesen  gegen  jenen,  oder  auch  dem  Bund 
gegen  einzelne  Bundesstaaten  «)  zukommen;  a)  Territorial  Semtuten,  tl.  h. 
die  entweder  teutschen  souverainen  Bundesstaaten  gegen  auswärtige  Staaten  *), 
oder  diesen  gegen  jene  <•),  oder  einem  teutschen  Bundesstaat  gegen  den 
andern  <0,  zustehen. 

e)  Von  Bundesfestungen,  oben  %.  208,  u.  f.  —  Aeltere  Beispiele  in Rxübibs  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  §.  i3?,  Note  a,  b,  u.  c. 

Beispiele,  unten  Cap.  XXD.  Oes t reichisches  Besatzungsrecht  in  Ferrara  und 
Conimacc/uo  ,  laut  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  io3.  Desgleichen 
in  Piuci-nztii  in  dem  Art.  5  des  pariser  Vertrags  v.  19.  Juni  1817,  geschlossen 
von  Spanien  mit  Oestreich,  Russland,  England,  Preussen  u.  Frankreich,  u.  in 
dem  Reccs-general  der  frankfurter  TcrritorialCommission,  v.  10.  JuL  1819,  Art. 
46 ;  in  v.  Marths  recueil,  Supplim.,  VUI.  6a3. 

c)  tbendas.   Aeltere  Beispiele,  in  Rlübkb's  angef.  Staatsr.,  $.  137,  Note  d. 

d)  Beispiele  ,  unten  Cap.  XXIL  Flöxsungsreckt  auf  dem  Sinnflus«,  in  Wnraorr's 
rhein,  Bund,  XXTV.  393.  Würtembcrg-badischer  Staatsvertrag  v.  3o.  Dec.  1808, 
Art.  1,  lit.  c,  Art.  4;  in  dem  bad.  Reg.  Blatt,  1809,  Num.  4.  Von  der  Wild- 
hämmelei  in  fremdem  Gebiet,  in  J.  R.  v.  Roth's  Abhandl.  aus  dem  Staats-  und 
Völkerr.  (Bamb.  1804.  8.),  S.  a33  ff.  —  Rönigl.  sächsische  BergregalGerecM- 
tame  in  dem  in  Böhmen  gelegenen  Theil  der  Herrschaft  Schwanenberg. 
Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  %.  35o.  —  Die  Kriegt-  u.  MildärCewalt  auf 
einem  kleinen,  an  Bremen  zu  einem  Hafenbau  an  der  Weser,  bei  dem  Einflufs 
der  Gerste  von  ihm  abgetretenen  Bezirk,  behielt  sich  Hannover  vor,  in  e.  zwi- 
schen beiden  geschlossenen  Vertrag  v.  11.  Jan.  i8«7,  Art.  7.  —  In  Absiebt  auf 
die  IWzeii,  s.  die  rhein.  Bundes  Acte,  Art.  »4  (für  Baiern  und  Berg),  und  Art. 
34,  die  Verzichtleistung,  wovon  §.  83;  von  deren  Sinn  in  Absicht  auf  Staatsser- 
vituten, s.  Wtskopf's  rhein.  Bund,  IV.  84.  »»3.  XXI.  490  ff  —  Die  würtember- 
gischen  Patronatreckt»  in  dem  Badischen,  u.  die  badUehen  in  dem  Wurlembergi- 
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sehen,  wurden  durch  einen  zwischen  beiden  Souveraincn  geschlossenen  Vertrag 
wechselseitig  dem  inländischen  Souverain  überlassen,  doch  unter  Vorbehalt  des 
Eigen th ums  der  davon  herrührenden  Güter,  Zehnten  und  Gefälle,  so  fern  solche 
nicht  zu  Unterhaltung  der  Kirche  oder  des  Pfarrers  bestimmt  sind.  Auch  ver- 
zichteten beide  Theile  auf  alle  Jagd,  Forst ,  Geleite  u.  a.  Staatsdienstbarkeiten ; 
mit  Ausnahme  des  Flossrechtes ,  in  d.  Austausch-  u.  Purificatious  Vertrag  v.  16. 
Apr.  1807,  m.  VII.  Badisches  Regier.  Blatt,  1807,  Num.  a5.  Militär  Strassen  für 
Baiern,  Preussen,  u.  Oestreich,  durch  badische,  hessische,  oldenburgische  u.  a. 
Staaten,  festgesetzt  in  d.  angef.  Reces-general  der  frankfurter  TerritorialCom- 
missiou  v.  i8tq,  Art.  6,  i3  u.  3a.  Man  s.  auch  den  unten  §.  56-,  Note  e, 
angeführten  Vertrag  v.  1816,  Art.  6.  —  Aeltere  Beispiele  bei  Moser  u.  a.  O. 
Majeb,  III.  29.  Römeb's  Völkerr.  d.  Teutschen,  aa4  ff*  Göskkh,  11  ft'.  92  IT. 
Reuss  ,  IV.  a35.  ▼.  Römeb's  kursächs.  St.  R.,  U*.  96.  673.  Von  dem  TonncnmJtt 
der  Stadt  Bremen  nach  vormaligem  Staatsverha'ltnifs ,  s.  v.  Btaow's  und  Hacr- 
manb's  pract.  Erörter.,  L  1—  38.  Von  dem  Ausbürgerrecht,  s.  Wfkcker  de  Ls 
burgeris,  in  s.  Collectan.  juris  publ.  (Arg.  170a.),  p.  229  und  Bookabs  in  Sic- 
bksbebs  Beytr.,  L  1. 

§•  861.  (466.) 
Grundsätze. 

I)  Die  Unabhängigkeit  des  Berechtigten,  in  Ansehung  »einer  Be- 
fugnifs,  von  dem  belasteten  Staat,  ist  wesentlicher  Charakter  einer  Staats- 
servitut «).  LT)  Beide  Theile  müssen  unabhängige  Staaten  seyn 
Hl)  Alle  Staatsdienstbarkeiten  sind,  auf  beiden  Seiten,  dinglich 
IV)  Nicht  nur  Hoheitrechte,  sondern  auch  Privatrechte,  verbunden 
mit  der  Staatshoheit  darüber,  Können  Gegenstand  von  öffentlichen  Ser- 
vituten sejn  <0.  Hingegen  sind  blofse  Privat  rechte,  ständen  sie  auch 
einem  auswärtigen  Regenten,  oder  einer  fremden  landesherrlichen  Kammer 
zu,  z.  B.  Grundeigenthum,  Renten,  Triftgerechtigkeit,  untergeordnet  der 
inländischen  Staatshoheit,  nie  Staatsservitut  «).  V)  Rechte,  auch  hoheit- 
liche, und  Befreiungen,  welche  das  Staatsrecht  eines  einzelnen  Bundes- 
staates, einzelnen  Unterthanen,  oder  einer  gewissen  PersonenCIasüe,  in  dem 
Staatsgebiet  beilegt,  gehören  nicht  in  die  Reihe  der  Staatsservituten/). 

a)  Rkuss  Staatsk.,  XVH.  3a  ff.   Nbttelbladt's  Erörterungen,  365.  —  Andere  Mei- 
nungen in  Westphai's  Staatsr.,  535.   Schsaubebt's  Staatsr.  der  ges.  Reichslaude, 
1 13.   GÖHHEB  a.  a.  O.  §.  84 — 90. 

6)  Doch  ist  gleichviel,  ob  der  Vortheil  dem  berechtigten  unabhängigen  Staat  un- 
mittelbar zugebt,  oder  mittelbar  durch  seine  Unterthanen.  Beispiel  in  d.  pariser 
Frieden  v.  1763 ,  Art.  17.  (v.  Stecb's)  Essais  sur  divers  sujets  de  politique 
(1779.  8.),  p  3  —  ia.  —  Verpflichtung  eines  Staates  au  gänzlicher  Abhängigkeit 
von  einem  andern  Staat,  so  dafs  jener  in  die  Classe  der  s.  g.  halbsouverainen 
Staaten  herabsinkt,  übersteigt  den  Begriff  der  Staatsservitut.  Vcrgl.  den  rus- 
sischen Allianz  Vertrag  mit  der  Republik  Polen,  v.  1793,  Art.  6  —  8  u.  ti.  Db 
Mabtsbs  recueil,  V.  aaa.  4 

e)  Ebgelbbecbt,  p.  a3a.  sqq.    Göbbbb,  §.  78. 

d)  J.  R.  v.  Rotb's  Abhandlungen  aus  d.  t.  Staats-  u.  Völkcrr.,  Ablh.  II,  Num.  IX. 
Anders  Göbbkb,  §.  9,  10,  36. 
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«)  Reu 8»  StaaUkamdey,  IV.  «3%  XVII.  3s  ff.   Co**«»,  §.  *-  ff. 

/)  Beispiele:  der  TransitoHandel,  die  Zoll-,  Chausseegeld  ,  Nachsteuer-  u.  Absugs- 
geldfreihcit.    v.  Hoth's  Staatsr.  deutscher  Hcicbslaude,  II.  119. 

562,  (467.) 
S  C   h   l  U   S  8. 

I 

VT)  Eine  Staatsservitut  mufs  immer  auf  einen  besondern  Rechts- 
titel gegründet  seyn  «).  Daher  ist  die  Regel  oder  R  echtster  mothung, 
jedesmal  für  den  einheimischen  Staat  VII)  Jede  Staatsservitut  ist,  als 
Ausnahme  von  der  Regel,  einschränkend  zu  erklären  «)•  VIII)  Sie 
erreicht  ihr  Ende,  durch  aufhebende  Verträge,  Untergang  der  Sache, 
Aufhören  des  Zweckes,  Consolidation,  Eintritt  der  bestimmten  Bedingung, 
Abiauf  der  festgesetzten  Zeit  <*).  IX)  Seit  Auflösung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung, sind  der  Staatsservituten  weniger,  indem  die  meisten  altern 
aufgehoben  wurden  «).  Aber  diese  Lehre  hat  dadurch  an  practischer 
Wichtigkeit  nicht  verloren.  Merkwürdig,  als  Staatsservitut,  unter  mehr- 
fachem Gesichtpunct,  war  seit  1804  der  RheinschiffabrtOctroi  /)»  un"  sind 
es  jetzt  verschiedene  Bestimmungen,  welche  auf  dem  wiener  Congrefs,  in 
Hinsicht  auf  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  auf  gewissen  Flüssen,  errich- 
tet wurden  (§.  563  IT.). 

c)  Esgribufcht,  p.  167  ff.  —  Natürliche  Staatsservituten,  e.  B.  bei  Staaten,  deren 
Gebiet  von  dem  Gebiet  eines  fremden  Staates  umschlossen  ist  81),  statuiren, 
Hkrtius,  Ergelbrxcht,  u.  A.  —  Blosse  Völker gebrauche  u.  StaaUCeremoniel ,  ge- 
hören nicht  ku  den  Staatsservituten.  Dk  Nei'xass,  meditation.  juris  prirati 
prineip. ,  T.  IV.  Üb.  1,  tit.  3.  Vergl.  Kleber,  droit  des  gens  moderne  de  l*Eu- 
rope,  J)  i35,  a.  —  Aber  der  Besitzstand  äussert  anch  hier  rechtliche  Wirkung. 
Esgklbrcht,  p.  33a.  sqq.    Gösskr.  §.  91. 

*)  Bkuss  Staatskanxley,  L  36o.  XVB.  3j  ff.  Göjoir,  p.  3i  —34- 

c)  Westphäl.  Fr.  v.  1648,  L  P.  O.  art.  V.  44-    Chlsos  in  L.  99.    D.  de  V.  O. 

GoüifEH.  $.  80  ff. 

d)  Enoklbbecht,  p.  386.  sqq.    Göjtbbb,  fr.  94  ff.  —  Verjährung  ist  in  dem  allgem. 

Yölkerr.  ni<  ht  begründet. 

«•)  Vergl.  rhein.  Bundes  Acte,  Art.  3q.    Rhein.  Bund,  IV.  i33.   Rlöbbb's  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  §.  89  f. 

J)  Rlcbbr  a.  a.  O.,      140  ff. 
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Schiffahrt   und  Handelsverkehr  auf  solchen  Flüssen,  welche 
verschiedene  Staaten  scheiden  oder  durchströmen;  insbesondere 
auf  den  Flüssen,  Rhein,  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas, 
Scheide,  Elbe  und  Weser. 


§.  565.  (468.) 

Allgemeine  Bestimmungen  des  wiener  Congreases,  und  Verpflichtung 
aller  Bundesstaaten  tu  deren  Erfüllung ,  überhaupt»  Competenz  der 

JB.  V.  dessh*Ü>. 

In  Gemäfsheit  des  pariser  Friedens  von  1814  (Art  5),  wurden  auf 
dem  wiener  Congrefs,  von  den  acht  Mächten,  welche  die  CongrefsActe  un- 
terzeichneten, fiir  Schiffahrt  und  Handels  ver  kehr  auf  solchen  Flüs- 
sen, welche  verschiedene  Staaten  scheiden  oder  durchströmen, 
die  hier  folgenden*  allgemeinen  Bestimmungen  festgesetzt«),  die  • 
als  Grundlagen  dienen  sollten  für  nähere  Bestimmungen  über  densel- 
ben Gegenstand,  welche  die, Regierungen  jener  Staaten  durch  versammelte 
Commissarien ,  gemeinschaftlich  festzusetzen  hätten  *).  Diese  Uebereinkunft 
ward,  für  sämmtliche  teutsche  Bundesstaaten,  zuerst  in  der  Bun- 
desActe  (Art.  19)  angenommen.  Dann  ward  dieselbe,  in  Folge  eines  in 
den  wiener  Ministeria  Konferenzen  abgefafsteu,  einem  SeparatProtocoll  vom 
a4-  Mai  1820  einverleibten  Artikels,  durch  einen  PlenarBeschlufs  der  Bun- 
desversammlung vom  3.  August  1820  bestätigt,  und  ihre  ungesäumte  Aus- 
führung zugleich  festgesetzt  Bewirkung  der  Erfüllung  der  durch  jene 
Bestimmungen  begründeten  Verbindlichkeiten,  ward  sonach  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  gemacht  <0. 

a)  Arte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  108 — 117,  und  dessen  ReHage  Num.  16, 
in  Ki.ünvR'8  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  III,  S.  164  ff.  a5?  ff  ff.  In  dem 
118.  Art.  des  Acte  final  wurden  die  Bestimmungen  Uber  die  Fltifsschiffahrt  fiir 
einen  Theil  der  CongrefsActe  erklärt,  mithin  unter  die  Garantie  der  acht  Mächte 
gestellt,  welche  diese  Acte  unterzeichnet  haben.  —  Zu  Vorbereitung  und  Ab- 
fassung dieser  Bestimmungen,  war  auf  dem  Congrefs  eine  eigene  Commüsian 
niedergesetzt,  deren  Verhandlungen  man  findet,  in  Klübxrs  angef.  Acten,  Bd. 
IQ.  S.  1  —  416.  Vergl.  ß*rW>M.  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des 
wiener  Congr-,  S.  49.  ConrersationsLeiicon,  Reue  Folge,  Bd.  II  (1823),  Art. 
Stromfreiheit. 

ü)  Acte  final  etc.,  art.  108. 

r)  «Sämmtliche  dabei  betheiligte  Bundesglieder  machen  sieb  verbindlich,  die  in  der 
wiener  CongrefsActe,  Art.  109  bis  116  (sollte  heissen  117)  inclusire  gegebenen. 
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und  vermöge  des  Art.  19  der  BundesArtc  den  Berathungen  derB.V.  cum  Grande 
gelegten  Vorschriften  unverbrüchlich  r.u  befolgen,  —  —  und  in  der  kürze* t 
möglichen  Frist  zu  beendigen,  wo  aber  noeb  keine  Unterhandlungen  eingelei- 
tet sind ,  solche  unverzüglich  eintreten  zu  lassen».  Worte  des  Beschlusses  in 
dem  Protocoll  der  PlenarVersamml.  der  B.V.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  4  >  'n  HlC- 
mb'b  Quellensammlung  zu  dem  offen  tl.  Recht  des  T.  Bundes,  Rum.  XXII,  S. 
3o4-  Zu  fernerer  Bearbeitung  durch  die  Bundesvcrsainmlunng ,  ward  dieser 
Gegenstand  vorbehalten,  in  der  Wiener  SchlubActe  v.  i8ao,  Art.  65. 

d)  Einem  Protocoll  der  wiener  MinisterialConferenzen  von  i8ao  (Sitz.  »3,  am  19. 
April) ,  ward  der  einstimmig  gefasste  Betckluts  einverleibt :  *  dafs  in  dem  53. 
Art.  der  Schlussacte  unter  der  **  Gewährleistung  zugesicherter  Rechte»»,  auch 
die  durch  die  Congrefs-  und  Bundesacte  festgesetzten  Rechte  der  Flußschiffahrt 
begriffen  seyen».   Vergl.  %.  «»7,  «37  b,  und  571,  0. 

§•  864.  (469.) 

Insbesondere:  i)  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels.  2)  System 

der  Abgaben  und  Polizei. 

I)  Die  Schiffahrt  auf  den  genannten  Flüssen,  in  ihrem  ganzen 
schiffbaren  Lauf,  bis  an  ihre  Mündung,  soll  durchaus  frei,  und,  in 
Hinsicht  auf  den  Handel,  Niemand  untersagt  aeyn;  doch  unter  Beobach- 
tung der  Vorschriften  über  die  SchiffahrtPolizei ,  welche,  übereinstimmend 
für  Alle,  und  für  den  Handel  aller  Nationen  so  gunstig  wie  möglich,  sol- 
len errichtet  werden  «).  II)  Das  System,  welches  für  Erhebung  der 
Abgaben  und  für  Handhabung  der  Polizei  einzuführen  ist,  soll,  so 
viel  möglich,  für  den  ganzen  Lauf  des  Flusses  dasselbe  seyn.  Es  soll, 
so  fern  nicht  besondere  Umstände  widerstreiten,  auch  auf  diejenigen  seiner 
Arme  und  Zusammenflüsse  sich  erstrecken,  welche,  in  ihrem  schiff- 
baren Lauf,  verschiedene  Staaten  trennen  oder  durchströmen 

o)  Acte  final  etc.,  art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art.  5  des  pariser  Friedens. 
So  auch  der  erste  Congrefs  Artikel  über  die  Rbeüischiuahrt;  in  Rlvbze's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.  DJ,  S.  157  f. 

b)  Ebendas.  art.  110.  Eben  so  der  zweite  CongrcfsArtikel  über  die  Rheinschiftahrt, 
a.  a.  O.,  S.  a58.  —  Mifsbelligkeitcn  zwischen  Oldenburg  und  Bremen,  über  die 
von  jenem  verfügte  Auslegung  eines  Wachtschiffes  an  der  Mündung  der  Weser. 
Protocollc  der  B.V.  v.  ao  Jul.  (§.  77)  u.  3.  Aug.  (§.  io5)  i8ao. 

§•   565»  (47a) 
J)  SchiffahrtAbqaben,    4)  Erhebungsbehörden. 

III)  Die  Abgaben  für  die  Schiffahrt,  sollen  gleichförmig,  unwan- 
delbar, und  möglichst  unabhängig  von  der  verschiedenen  Beschaffenheit 
der  Waaren  festgesetzt  werden,  damit  eine  ins  Einzelne  gehende  Unter- 
suchung der  Ladung,  nur  wegen  gesetzt idriger  Handlungen  nüthig  werde. 
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Der  Betrag  dieser  Abgaben,  welcher  denjenigen  vom  Juni  i8i5  in  keinem 
Fall  übersteigen  darf,  ist  nach  ortlichen  Verhältnissen  zu  bestimmen.  Be- 
lebung des  Handels  durch  Erleichterung  der  Schiffahrt,  mufs  hiebei  zur 
Richtschnur  dienen,  und  der  RheinschiffahrtOctroi  kann  annäherungsweise 
zum  Maasstab  genommen  werden.  Der  einmal  festgesetzte  Tarif,  kann  nur 
gemeinschaftlich  von  den  Uferstaaten  erhöhet,  und  die  Schiffahrt  darf  mit 
irgend  andern,  als  den  in  der  Schiffahrtordnung  (Reglement)  festgesetzten, 
Abgaben  nicht  beschwert  werden  *).  IV)  Die  Erhebungsbehörden, 
so  wenige  als  möglich,  bestimmt  die  Schiffahrtordnung.  Nur  gemeinschaft- 
lich, kann  darin  Aenderung  getroffen  werden;  es  wollte  denn  ein  Ufer- 
staat,  die  Anzahl  der  ihm  ausschliessend  zugehörigen  vermindern 

«)  Acte  final  etc.,  art.  111. 
*)  Ebcndas.  art.  na. 


tf)  Leinpfade  und  Arbeiten  im  Flussbett.  6)  StapelreclU  und  gezwun- 
gener Umschlag.    7)  Zölle.    8)  Schiffahrtordnung. 

V)  Für  Unterhaltung  der  in  ihrem  Lande  befindlichen  Leinpfade 
oder  Treppelwege  (Schiffzieh-  oder  Schiffreitwege,  chemins  de  halage), 
und  für  die  daselbst  in  dem  Flufsbett  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Ar- 
beiten, hat  jede  Uferherrschaft  Sorge  zu  tragen,  damit  die  Schiffahrt 
nicht  gehiudert  werde.  Für  den  Fall,  wenn  die  einander  gegenüber  ste- 
henden Ufer  verschiedenen  Landesherrschaften  gehören,  bestimmt  die 
zu  errichtende  Schiftahrtordnung  die  Art,  in  welcher  die  Uferstaaten  zu 
jenen  Arbeiten  mitzuwirken  haben«).  VI)  Stapelrecht  (droit  d'etape, 
§.  4i3)  und  gezwungener  Umschlag  (Umladung)  oder  Stationenrecht 
(droit  de  reläche  fom'e  et  d'echelle  ou  de  rompre  charge)  dürfen  nirgend 
eingeführt  werden.  Wo  sie  schon  bestehen,  sollen  sie  nur  so  weit  fort- 
dauern, als  die  Uferstaaten,  ohne  Rücksicht  auf  besonderes  Interesse  des 
Orts  oder  des  Landes,  solche  für  die  Schiffahrt  oder  den  Handel  im  All- 
gemeinen für  nothwendig  oder  nützlich  erachten  werden  *).  VII)  Die 
Zolle  der  Uferstaaten  sollen  nichts  gemein  haben  mit  den  Schiffahrtabga- 
ben. Durch  Verordnungen  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Schiffahrt  durch 
Aintverrichtungen  der  Zollbeamten  nicht  gehindert  weide;  doch  mag  durch 
strenge  Polizei  an  dem  Ufer,  dem  Zol  1  un t erschleif  begegnet  werden, 
welchen  die  Einwohner  mit  Hülfe  der  Schiffleute  begehen  könnten  <?)• 
VIII)  Ueber  dieses  Alles,  und  was  sonst  noch  nöthig  sejn  möchte,  ist  eine 
gemeinschaftliche  Schiffahrtordnung  zu  errichten,  die  anders 
nicht  als  mit  Einwilligung  sämmtlicher  Uferstaaten  abgeändert  werden  darf, 
und  für  deren  Vollziehung  auf  schickliche,  den  Umständen  und  Oertlich- 
keiteu  angemessene  Weise  Sorge  zu  tragen  ist  <*). 


§.  366. 


(471.) 
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a)  Acte  final         art.  n3.   VergL  unten     57d,  IV  u.  V. 

4)  Ebenda«,  art.  114.  —  Das  Umschlag  •  oder  Ueber*chlagrecht  xu  Miltenberg  am 
Main  Ward  aufgehoben  and  die  Schiffahrt  auf  dem  Main  jedem  dazu  qualificirten 
Schiffer  frei  gegeben,  mit  Aufhebung  aller  bis  dahin  bestandenen  beaondern 
Gebühren  und  Beschränkungen,  durch  eine  k.  baierische  Verordnung  v.  i3. 
Mär*  1818,  %.  V  u.  XIVj  in  dem  baier.  Gesetzblatt  v.  1818,  S.  3o. 

e)  Ebenda»,  art.  i5.  —  Der  eUflether  Vfeterwll  hörte  mit  dem  7.  Mai  1820  auf, 
nach  einem  zwischen  Oldenburg  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen  am  26.  Aug. 
1819  geschlossenen,  von  dem  Teutschcn  Bund  garantirten  Vergleich,  in  t.  Mib- 
Yttrs  recueil,  Sttpplem.  T.  VDJ,  p.  645.  Vergl.  ReichsdeputationsHauptschlufs 
t.  i8o3,  S.  8  u.  wr.  Proioc.  der  U.V.  *6.  Aug.  1819,  |.  193.  Aachener  Com- 
ferenzProtocoll  v.  14.  Kov.  1818,  bei  Mabtkds  1.  c.  p.  55a.  —  Bei  den  Zöllen 
auf  dem  Neckar  und  Main,  ist  eine  Erhöhung  über  den  Tarif  von  180»  unter, 
sagt.    Man  8.  unten  681. 

«0  Ebenda*,  art.  116. 

567.  (472.) 

Anwendung  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  auf  einzelne  flüsse 

und  Gewässer. 

I)  Diese  allgemeinen  Bestimmungen  wurden  auf  dem  wiener  Con- 
grefs sofort  angewandt,  theils  anf  den  Rhein  (§.  568  u.  ff.),*  theils 
auf  die  Flösse  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas  und  Scheide«).  11)  Des- 
gleichen atif  die  Fluss-  und  Schiffahrt  Verhältnisse  zwischen  Preufsen  und 
Sachsens  namentlich  auf  die  Elbe  (§.  583),  und  so  viel  das  Flofsen,  so- 
wohl des  verbundenen  als  auch  des  losen  Holzes,  betrifft,  auf  die  Gewäs- 
ser, welche  die  Namen  Elsterwerdaer  Flofsgraben,  Schwarze  und 
Weifse  Elster  führen,  so  wie  auf  den  Flofsgraben,  der  bus  der 
lernen  abgeleitet  ist  *>  IC)  Auch  wurden  späterhin  dieselben  Grundsätze 
für  hfinftig  anwendbar  erklärt,  auf  diejenigen  Flüsse,  welche  östreichische 
uhd  angrenzehde  baieri  sc  he  Staaten  durchströmen  oder  scheiden  «).  IV)  Ver- 
handlungen, in  demselben  Sinn,  hatten  Statt  für  die  Elbe  seit  1819,  für 
die  Weser  seit  18*0,  und  eigene  Conventionen  zur  Folge,  für  jene  1821, 
für  diese  184 3  *).  V)  Endlich-  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs  Bestim- 
mungen errichtet,  für  Beförderung  der  Schiffahrt  und  des  Handels  preus- 
sischer  und  hannoverischer  Unterthanen  mittelst  der  Ems,  und  der  ersten 
in  der  Stadt  und  dem  Hafen  von  Emden,  so  wie  für  die  Schiffahrt  der 
hannoverischen  Unterthanen  auf  dem  Canal  der  Stecknitz  ).  VI)  In  der 
teutscheu  BundesAote /)  behielten  sich  die  Bundesglieder  vor,  bei  der 
ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung  in  Frankfurt,  wegen  des 
Hahdels  und  der  Schiffahrt,  nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener 
Congrefs  angenommenen  Grundsätze,  in  Berathang  zu  treten ;  bis  jetzt  ohne 
sichtbaren  Erfolg.  VII)  Nicht  anwendbar  sind  die  Bestimmungen  des  wie- 
ner Congresses,  auf  solche  Flüsse,  welche  in  ihrem  schiffbaren  Lauf  ver- 
schiedene Staaten  nicht  scheiden  oder  dnrehstromen  f). 
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0  Acte  final  etc  ,  art»  117,  und  dessen  Beilage  Num.  16.   HLvnirn'&  Acten  des  Wie- 
ner Congr.,  Bd.  VT,  S-  «o3;  Bd.  IQ,  8.  145  ff.  157  ff.   Man  s.  unten  %.  681  ü.  f. 

>)  Wiener  Friede  des  Königs  von  Sachsen  mit  Preufeen*  Oestreich  u.  Rufsland, 
vom  18.  Mai  1814,  Art.  17;  in  Hlübkb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  i33  f. 

•)  Oes treichisch -baier.  Tractat,  geschL  au  Müschen  am  14.  Apr.  1816,  Art  9;  in 
KiÜBÄn'a  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  406. 

0  Von  beiden  Conventionen,  unten  §.  583  u.  f. 

r)  Acte  final  etc.,  art.  3o.   Preufsisch - hannörer.  Tractat,  geschl.  an  Wien  am  99. 
Mai  i8i5,  Art.  5,  in  Kmtbbb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  146  ff 

0  Art.  19,    Auf  Unter**  Antrag,  ward  statt  «.Anordnungen  zu  treffen»  gesetet:  4 in 
Berathuttg  tu  treten».    Klübkb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  D,  S.  388,  471, 

49a  u.  5oa.   Rxcbbb's  angef.  Uebersicht  etc,  S.  a5i,  «6k  n.  367. 

So  die  Oder  und  die  Laim.  Rlübkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  8.  a«6  f.  — 
Von  der  Lahn,  Lippe  und  Ruhr,  s.  Ockhabt,  S.  191  u.  24 1. 

§.   568.  (473.) 
Inabesondere  auf  den  Rhein, 
Bestimmungen  von  1801 ,  1805,  und  1804. 

I )  Seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten,  war  der  ft  h  e  i  rt  «) ,  1h  Absicht 
auf  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  *),  ein  hochwichtiger  Gegenstand,  theils 
von  Streitigkeiten  der  Uferstaaten,  theils  von  reichs-  und  territorialgesetz- 
lichen und  von  vertragmäsigen  Bestimmungen  c).     II)  Seit  1648  zugleich 
wieder,  abwechselnd  mehr  oder  weniger,  Grentflufs  zwischen  Frankreich 
und  teutschen  Staaten  <0,  wird,  vermöge  des  lüneviller  Friedens  Von  t8ot, 
Art.  6,  und  des  BeichsdeputationsIIuuptschlusses  von  i8o3,  §.  39,  so  wie 
nach  dem  pariser  Frieden  von   1814  und  dem  pariser  Hauptvertrag  vom 
20.  Nor.  i8i5  (oben  $.88  —  91),  dessen  Thalweg  als  Sou  verainetat- 
Grenze,  der  ganze  Strom  hingegen,  so  viel  Schiffahrt*)»  und 
Handlung  betrifft,  als  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaft- 
lich betrachtet/). 

u)  G.  SAatoBtus  de  libera  Rheni  navigatione  in  cbngrestm  Röstadlerisi  öbtinchda. 
Goett  1798.  J.  E.  F.  Dabs,  die  Oberherrschaft  über  den  Rhein  nnd  die  Frei- 
heit der  Rheinschiffahrt.  Frankf.  179».  8.  J.  L.  Rbutxb  über  den  rheinischen 
Handel  u.  Schiffahrt.  Mainz  1791.  8.  Ueber  den  Handel  auf  u.  aus  dem  Rhein, 
in  dem  Mittelalter;  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  6.  u.  7.  Sept.  1826,  Beil.  749  u. 
100.  G.  A.  Jacobi  über  die  Rheinschiffahrt;  in  Posselt'*  europ.  Annalen,  i8o3, 
II.  \(r  ff.  Handbuch  der  Angestellten  des  RbeinschiffafartsOrtroi.  Cöln  i8o9.  8. 
(F.  W.  Galm's)  Bemerkungen  über  den  OctroiVertrag  u.  die  malnzer  Schiffer- 
Organisation,  nebst  e.  histor.  Einl.  über  das  Schiffahrtnesen  des  Oberrheins. 
Heidelb.  1806.  8.  J.  F.  Zbilkh  die  Neckar-,  Rhein-  u.  Mainschiffahrt,  «wischen 
Heilbronn^  Mains  und  Frankfurt,  geschichtlich,  rechtlich  nnd  kaufmännisch  be- 
trachtet. Ht'ilbronn  1809.  8.  J.  J.  Eichäoff's  analytischer  Entwurf  einer  Samml. 
von  Abhandlungen  .  .  .  über  die  Schiffahrt  ...  des  Hherastroms.  Mains  1811. 
E6tnde*j.  topogr.  Statist.  Darstellung  des  Rheines,  mit  roraügueber  Rücksicht 
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auf  dessen  Schiffahrt  und  Handlung.  Cölo  1814.  4.    Ebcndets.  pragmatisch  -  ge- 
schichtliche Darstellung  der  Verhandlungen  u.  Beschlüsse  des  CongrefsComitc 
für  die  Freiheit  der  Flusse,  so  wie  der  Berathungen  der  in  Gefolge  jener  Be- 
schlüsse in  Mainz  niedergesetzten  CentralCommission.  Mains  1819.  8.   J.  F.  Ock- 
habt,  der  Rhein,  nach  der  Länge  seines  Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines 
Strombettes,  mit  Bezieh,  auf  dessen  Schitfahrtrerhaltnifs.  Mainz  1816.  8.  üben- 
den, über  den  SchiffahrtOrtroi ;  in  Bfrtcch's  allgem.  geogr.  Ephemeriden.  Eben- 
detj,  geschichtl.  Darstell,  der  frühern  u.  spätem  Gesetzgebung  über  Zölle  und 
Ilandelsscbiffahrt  des  Rheins,  mit  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  des  wiener  Congr. 
für  die  künftige  Verwaltung  dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse.  Mainz  1818.  8. 
H.  HzaxANff's  Sammlung  der  seit  i8o3  in  Bezug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrt 
erschienenen  Gesetze,  Verordnungen  und  allgemeinen  Instructionen.  Mainz  1810.  8- 
Erste  Fortsetzung  dieser  Sammlung,  ebend.  1818.  8.   Ebendest.  Topographie  des 
Rheins,  von  s.  Quellen  auf  d.  St.  Gotthardsberg  bis  zu  s.  Mündungen  in  die 
Nordsee.  Mit  e.  Charte.  Maina  1825.  8.  Ebcndets.  Adrefshandbuch  für  die  Rhein- 
schiffahrt Verwaltung ;  erscheint  seit  i8i3  jährlieh,  zu  Main/..  Neue  Organisation 
der  Schiffahrt-  und  Handelsverhältnisse  auf  dem  Rheinstrom.   Mit  e.  histor.  di- 
plomat.  Ein).  Basel  182*2.  8.    Ueber  die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt.  2  Hefte. 
Frankf.  1816.  8.  B.  S.  v.  Na  11 's  Beiträge  iur  RcnntiuTs  u.  Beförderung  des  Han- 
dels u.  der  Schiffahrt.  Mainz,  Bd.  I  —  V.  1818—  i8a5.  4-  Actenstücke,  die  Rhein- 
schiffahrt betr.,  in  den  Neuesten  Staatsakten  u.  Urkunden,  Bd.  V,  Heft  1  u.  a 
(Stuttg.  1826  8.),  u.  Bd.  VRI,  Heft  1  (  18a-).    ConversationsLeiicon,  a.  unten 
%.  571,  g,  a.  O.  Schriften  in  HlübkjTs  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1  — 
84;  Bd.  HI,  S-  36i  -  416;  Bd.  IV,  S.  534- 
b)  Vor  dem  J.  1790,  konnte  man  auf  dem  Rhein  einen  jährlichen  tTaarenTran*- 
port  von  ungefähr  zwei  Millionen  Centnern,  blofs  durch  etwa  i3oo  Schiffe  zu 
•2000,  i5oo,  und  1000  Centner  Ladung,  annehmen.    Den  Geldwertk  des  jährli- 
chen WaarenTCrkehrs  auf  dem  Rhein,  nur  allein  «wischen  den  Niederlanden 
und  den  westlich- teutseben  Provinzen ,  schätzte  man  auf  mehr  als  hundert 
Millionen  Gulden.   Der  WaarenTransport  im  J.  1831.  in  13,918  zu  Mainz  und 
Cöln  angekommenen  und  abgegangenen  Schiffen,  war,  in  Centnern  (zu  101 
Pfund  3  Unzen  amsterd.  Gewichtes  oder  5o  Rilogr.):  zu  Berg  bis  Cöbi  1,671,080, 
u.  bis  Mainz  753,968,  dann  zu  Thal  bis  Cöln  i,o65,538,  u.  von  Cöln  abwärts 
1,344,535;  also  im  Ganzen  5,836,i2i  Centner,  worunter*  aber  Manches  doppelt, 
ja  dreifach  begriffen  sejn  soll,  z.  B.  was   von  Mannheim  nach  Holland  trans- 
portirt  ward,  und  umgekehrt.   Im  J.  i8a5  kamen  au:    1)  zu  Cöln,  vom  Nieder- 
rhein 1,563,170  Ceutner;  vom  Mittelrhein  2,187,748  Centner;  2)  zu  Mainz,  vom 
Mittelrhein  748,270  Centner ,  vom  Main  u.  Oberrhein  1,087,526  Centner.   lu  dem- 
selben J.  1825  gingen  ab:    1)  von  Cöln  nach  dem  Niederrhein,  1,632,693  Cent- 
ner, nach  dem  Mittelrhcin  1,013,787  Centner;  2)  von  Mainz  nach  dem  Mitlelrbein 
1,1 38,547  Centner,  nach  dem  Main  u_  Oberrhein  694^10  Ctner.    Ein  in  das 
Einzelne  gehendes  Veraeichnifs  hievon   findet  man  in   Hziuizsb's  Adrcfshandb. 
der  Rheinschiffahrt  Verwaltung  für  1827,  S.  65  —  74.    Vergleichende  Tabelle 
über  den  WaarenTransport  in  den  3.  1823,  1824  und  2,825,  ebendas.  S.  75  — 
83.   Als  die  Rheinschiffahrt  Acte  von  i83i   in  Wirksamkeit  getreten,    und  die 
Dampfschiffahrt  mehr  in  Gang  gekommen  war,  zeigte  sieb,  dafs  im  J.  i83i  der 
Handelsverkehr  auf  dem  Rhein,  dem  Gewicht  nach,  sich  fast  vervierfacht  hatte, 
im  Vergleich  gegen  das  J.  1822.    (Das  Nähere  in  der  Frankf.  OPAZeiu  v.  18. 
April  i833,  Beilage.)    Resultate  der  Bewegung  des  Handels  und  der  Schif- 
fahrt auf  dem  Rhein,  im  J.  i832;  in  der  OP AZeit.  v.  9.  Juni  i833,  Beilage.  - 
Der  gesammte  reine  Ertrag  des  RheinschiffahrtOctroi*  von  Strasburg  bis  an  die 
holländische  Grenze,  auf  beiden  Rheinseiten,  betrug  in  den  sieben  Jahren  von 
1803  bis  181a ,  wo  der  Handelsverkehr  durch  die  französische  Regierung  sehr 
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gehemmt  war,  im  Durchschnitt  jährlich  1,840/637  Francs  oder  854,170  Gulden. 
Eichhovf's  angef.  Darstell.,  S.  164.  Vergl.  Rlübfu's  Staatsarchiv.,  Bd.  I.,  S.  523.— 
Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitt,  von  181 5  bis  und  mit  1820,  war  der 
gesammte  BruttoErtrag  des  Octroi  jährlich  2,686,538  Francs  81 V3  Cent,  oder 
1,246,721  Gulden  5a%  Kr.  rheinisch.  In  den  fünfzehn  Jahren  vom  1.  Jan.  1806 
bis  letzten  Dec.  18*0,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  33,488,835  Francs  5oCent. 
Hievon  die  Verwaltungskosteu  mit  i3  pro  Cent  oder  4,353,548  Fr.  61  Cent,  abge- 
zogen, bleiben  als  reiner  Ertrag  39,135,186  Fr.  89  Cent.  Vom  1.  Juni  i8t5  bis 
1.  Juni  1834  *  war  der  gesammte  BruttoErtrag  33,291,861  Fr.  61  Cent.,  also  im 
Durchschnitt  jährlich  2,585,873  Francs  11  Cent.  Vom  J.  182 A/s  war  der  ge- 
sammte BruttoErtrag  3,591,883  Fr.  63  Cent.;  im  J.  182%  war  er  2,76^,739  Fr. 
Der  BruttoErtrag  vom  1.  Juni  1815  bis  17.  Juli  i83i  war  42,967,809  Fr.  5  C. 
oder  20,05 1,644  Gulden  26  Hr.,  die  Ausgabe  betrug  für  Administration«-  und 
PerceptionsKosten  3,66o,735  Fr.  i5  C. ,  und  für  Kosten  der  CentralCommission 
958,676  Fr  6  C.  Mehr  s.  man  in  der  unten  §.  579,  Note  g,  angef.  Denkschrift 
der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  Jj.  23,  S.  4»  f.  Von  der  Einnahme  in  den  J.  1816 — 1821, 
v.  Nav's  angef.  Beiträge  ,  Bd.  IL,  S.  69;  Bd.  UI,  Heft  3  u.  4,  S.  01  —  60.  Die 
Hebungs-  und  Verwaltungskosten  schätzte  Nassau  1822  auf  ungefähr  i3  pro  Cent 
des  rohen  Ertrags;  nach  EtcHHOrr  a.  a.  O.  waren  es  aber,  bis  i8i3,  nur  10 
pro  Cent.  —  Von  den  Leinpfad-  u.  a.  Kosten,  s.  %.  566  u.  575.  Von  den  auf 
dem  Octroi  haftenden  Jahrrenten  und  Pensionen,  s.  §.  5t8  u.  ff.  —  Von  den 
Vortheilen,  welche  für  Frankreich  aus  der  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  erwach- 
sen, ein  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i5.  Mai  1829,  Beilage  i35. 

c)  Gawh's  angef.  Bemerkungen  ,  S.  5  —  48-  Ochhabt's  angef.  geschichtl.  Dar- 
stellung, S.  40  —  3i7- 

d)  Oben  %.  85  u.  88  ff.  Klübeb's  Einl.  zu  e.  neuen  Lehrbegriff  d.  teutschen 
Staatsr.,  §.  57  ff.  —  Man  unterscheidet,  den  rhütischen  oder  bündnerischen 
(diesen  mit  Unterabtheilungen  in  Vorder-,  Mittel-  u.  Hinterrhein),  den  schüret' 
zerisch 'teutschen,  den  teutsch- französischen  ,  den  teutschen,  und  den  niederländi- 
schen Rhein;  zusammen  in  der  Länge  eine  Wasserstrecke  von  3o3%  (nach 
HxmcAsx  277)  Wegstunden,  von  welchen  nur  die  ersten  20  für  Schiffahrt  un- 
benutzbar sind.  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  21  u.  23  ff.  —  UeberdieCs 
unterscheidet  man,  auf  der  in  der  OctroiConvention  von  1804  als  conven- 
tioneilen Rhein  angenommenen  StromStrecke :  Oberrhein,  von  Strasburg  bis 
Mainz,  55  Wegstunden,  nach  Hermann  5444%»»  Mittelrhein,  von  Mainz  bis 
Cöln,  4*%  Wegstunden,  nach  Hermann  SS410/^,  Niederrhein,  von  CÖln  bis 
Lobith  oder  Emmerich,  37%  W.  St.,  nach  Hermann  35V2-  Endlich  den  jetzt 
conventionellen  Rhein,  von  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis  an  das  Meer 
(§.  571).  Die  Länge  des  conrentionelleu  Rheins  berechnet  Hermann  (jedoch 
die  Strecken  der  verschiedenen  Arme  in  Holland  im  Mittel  genommen,  man 
s.  §.  574  a)  auf  646,600  Metres  oder  ioo2076/,«^  Wegstunden.  Man  s.  v.  Nav's 
(§.  571  angef.)  Beiträge,  Bd.  U,  S.  32.  Ochhart,  der  Rhein  u.  8.  w. ,  S.  24* 
Eichmokf's  angef.  Darstellung,  S.  i3.  H.  Hkrmann's,  oben  (Note  a)  angef. 
Topographie  des  Rheins. 

e)  Die  Rhsinscloffulirt  unterschied  man  seit  1804,  in  kleine,  für  landwirtschaft- 
lichen und  andern  IndustrieVerkehr  der  Rheinländer  unter  sich,  und  mit  den 
Uferbewohnern  der  Nebenströine ,  und  grosse,  für  den  Waarenzug,  zwischen 
Holland,  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweitz  (grofse  Handelschiffahrt \ 
endlich  die  Fahrt  der  Nachen  u.  Jachten,  hauptsächlich  für  Reisende.  Vergl. 
die  unten  angef.  Convention  sur  l'octroi,  art.  19  et  suiv.,  101  et  suiv.  Och- 
haut's  Darstell. ,  S.  258.  In  dem  Sinn  dieser  Convention ,  soll  jener  Unter- 
schied nicht  mehr  bestehen,  vermöge  einer  Erklärung  des  wiener  Congresscs. 
Klübkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  269.    Doch  bleibt,  aus  dem  Gesicht- 
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punct  der  Gesetzgebung,  «in  Unterschied  r.  wischen  geutöhnlicMr  Schiffahrt-  und 
jener  für  HandeltTransportc.    Qcuhsbt's  geschichtl.  Darstellung,  S.  38  ff 

f)  Auch  in  der  im  folg.  J.  angef.  Convention  sur  l'octroi  von  1804,  art«  a.  — 
Von  der  Geschichte  des  RheinOctroi  seit  dem  R.  Dep.  Hauptscblufs  v.  i8o3, 
v.  Nao's  angef.  Beiträge,  Bd.  0,  8.  71  —  88. 

$.  569.  i474«  ) 

Fortsetzung. 

III)  Durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  wurden  nicht 
aur  die  mannigfaltigen  und  beträchtlichen  Rh  ein  zolle,  sondern  auch  alle 
andern  auf  dje  TranaitoSchiiTahrt  sich  beziehenden  Abgaben,  z>  B.  Li- 
cent,  Transito,  Accise,  Abgabe  von  Halfleuten  und  Halfpferden,  u.  d.,  auf- 
gehoben; doch  mit  Vorbehalt  der  Eingangsgebühren  (droits  de  douane)  in 
den  Uferstaaten  und  eines  zu  errichtenden  Schill  ahrtOctroi  «).  Die  3s 
Rheinzülle,  i5  auf  der  linken,  17  auf  der  rechten  Rheinseite,  mit  einem 
jahrlichen  Geeammtertrag  von  ungefähr  a  Millionen  Gulden,  hörten  auf, 
mit  dem  i5.  Oct.  (6.  Nov.?)  i8o5.  IV)  Dagegen  ward  von  dem  tentschen 
Reich  und  Frankreich,  mittelst  eines  Vertrags  *")  (OctroiConvention  vom 
i5.  Aug.  1804)1  ein  gemeinschaftlicher  Rheinach  iflahrtOctroi, 
eine  tfutsch* französische  Gesammt  Anstalt  und  Ordnung  iiir  Schiffahrt 
und  Handlung  auf  dein  Rhein,  und  für  die  von  der  einen  und  der  an- 
dern zu  entrichtenden  Abgaben  c),  genannt  bei  der  ersten  Recognition, 
bei  der  andern  Octroi Gebühr,  deren  reiner  Ertrag  (ungefähr  um  die 
Hälfte  geringer  als  der  Gesammtbetrag  der  vormaligen  Rheinzolle)  zwischen 
Teutschland  und  Frankreich  gleich  getheilt  werden  sollte,  vom  1.  Nov. 
i8o5  an  eingeführt,  in  Absicht  auf  Berg-  und  Thalfahrt;  doeh  nur  von 
Strasburg  bis  an  die  niederländische  Grenze,  in  einer  Strecke  des 
Flufslaufs  von  i3o  bis  1 34  Wegstunden  oder  ungefähr  335,75o  Toiseu  «0- 

a)  R.  Deput.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  39.  Die  unten  angef.  Convention  sur  l'octroi, 
ort.  38  — 41»  —  Auch  auf  der  Rheinschiffahrt  von  der  Schwei*erGrenr.e  bis 
Hehl,  hob  Baden  im  J.  1809,  alle  Transite Abgaben  auf.  —  Fortdauernd  für  beide 
Theile,  nach  dem  Besitzstand  vom  17.  Sept.  1808,  gelten  noch  die  Rheinzölle  da, 
wo  der  Rhein  das  Grofsherzogthum  Baden  und  den  SehweiaerCanton  Aargnu 
scheidet.  Staatsvertrag  zwischen  beiden,  v.  17.  Sept.  1808,  Art.  3.  6.  -.  8; 
in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  1809,  Num.  35.  Rhein.  Bund,  XXXVTL  46.  Mar- 
tins recueil,  Supplem.  V.  141.  Auch  über  die  Rh?inschiffahrty  das  Flössen 
(beides  nach  einem  sogenannten  Maienbrief),  die  Rheinuberfahrten,  die  so  ge- 
nannten fVinkelfahrten ,  die  Geleit-  oder  Ijootsenrechte  ,  und  die  Fischerei,  sind 
daselbst,  Art.  4  u.  S,  Bestimmungen  enthalten. 

♦  )  Convention  aur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin,  faite  a  Paris  le  %i  Thermidor, 
an  XH  (lÖ-Aug.  »8q4);  in  Klübebs  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  III,  S.a8o.ff. 
Convention  suppletive,  datee  de  Mavence  le  9  vendemiaire  an  XIII  (1.  Oct  1804); 
•bendas.  S.  3i8.  Beide  Conventionen  sind  auch,  französisch  u.  teutsch,  susam- 
tuen  herausgegeben,  zu  Cübi  i8o5.  4.  u.  in  Hfrkami'*  angef.  Samml.,  S.  3  ff. 
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aVö6i  ff.  Blofs  die  erste  steht  auch  in  EmxnrGHAOs  corp.  juris  germ.  acad.,  1h. 
II,  S.  388  ff.  —  Diese  Contention  für  Schiffahrt  und  Gebührenerhebung,  ward, 
auf  ein  kurfü'stl.  CollegialGulachten  v.  18.  März  i8o5,  im  Allgemeinen  geneh- 
migt, durch  ein  kaiserl.  CommissionsRatifiralionsDecret  v.  n.  Mai  i8o5,  mit 
Vorbehalt  einer  weitem  Uebcreinltunft  über  verschiedene  Apträge  und  Erinne- 
rungen. —  Anmerkungen  zu  dieser  Convention,  in  Gaum's  angef.  Bemerkungen, 
S.  70—  140,  u.  in  EicHHorr's  angef.  Darstellung,  S.  u3—  169.  Ihre  Geschichte 
u.  eine  Uebersicht  ihres  Inhaltes,  in  Ochrart's  geschieh tl.  Darstellung,  8.  3?5 — 
299.  —  Geschichte  des  Oetroi,  seit  seinem  Entstehen  im  J.  i8o5  bis  i3>4 S  in 
Nau's  oben     568  angef.  Beitragen,  Bd.  II,  S.  73  —  87. 

c)  Diese  Rheinschiffahrtv*Af<iA«n,  kein  Surrogat  der  aufgehobenen  Rheinzölle,  sind 
zweifach:  1)  Rtcognition  oder  Schiffgebühr  ( Besichtiguugsgebühr ,  eine  Art  Ge- 
werbsteuer) von  jedem  beladenen  oder  leeren  Fahrzeug,  welches  5o  Centner 
oder  mehr  trägt,  nach  Verschiedenheit  seiner  Ladungsfähigkeit j  a)  Ootroi- 
G<bühr  oder  Tarif,  auch  Rheinsoll  benannt,  von  Wwrtn  und  Lebensmitteln,  nach 
Verschiedenheit  ihrer  Quantität.  (Die  erste  Abgabe  wird  Schiff  gebühr ,  die 
zweite  Zoll  von  der  Ladung  benannt  in  der  unten  ( §.  5-6,  g.)  erwähnten  Rhein- 
scbiffahrtActe  von  t83i.  Den  Tarif  s.  in  der  Convention  von  1804,  art.  94 
u.  99  —  io5,  u.  in  Hebmak jr's  angef.  Samml.  S.  106  —  316.  Gaux's  Bemerkun- 
gen, S.  85  ff.  Ockhabt,  der  Rhein  u.  s.  w.,  8.  «63  ff.  Hivbkb's  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  *.  141.  Note  c.  —  Die  RbeinachiffabrtAbgaben  werden  nach  fron 
zosischrm  Geld  berechnet.  Von  der  Berechqungsart  der  frans.  Münzen,  s. 
(Clkysmasb's)  Materialien  für  Münzgesetxgebung  (i8aa.  8.),  S.  175.  {Ebendess.) 
Aphorismen  aus  dem  Fache  der  Münzgeschichte  u.  des  Münzwesens  (1817.  8.), 
S.  196 — 3o3.  ResolvirungsTabellen,  in  HerhasVs  Samml.,  8.  i5i  ff.  —  Von 
der  Ladungsfähigkeit  der  Fahrzeuge  und  der  dieselbe  beglaubigenden  Sckiffuiche, 
Ochhart,  S.  96  ff.  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  354  —  369  3°5  —  4*©» 
Hkhmakn's  angef.  Sammlung,  S.  176  —  340.  —  Von  Himpkrn  oder  Lcichtschiffen, 
Ochhart,  S.  119,  131  u.  126.  Gaux,  S.  86  ff.  Von  jMuertannen  u.  a.  Schiffen 
von  geringer  Ladungsfähigkeit ,  Eichhoff's  angef.  Darstell.,  S.  6  ff,  Ockrart, 
der  Rhein  u.  8.  w.,  S.  io5 ,  131,  135  f.  i43  u.  161  ff.  Von  Postschiffen  und 
fVasterdiligcncen,  Jachten,  Nachen  und  Marktschiffen ,  und  den  davon  zu  entrich- 
tenden Abgaben,  s.  Convention,  art.  33,  34  u.  101.  Her*ans's  angef.  Samml., 
S.  354  —  389.  Hlübkr  a.  a.  O.,  £143,  Note  b.  —  Seit  1836  fahren  auch  Dampf- 
boote.  Statuten  der  DampfschiffahrtGescllscbaft  vom  Rhein  u.  Main,  von  1826, 
nebst  der  grofsh.  hessischen  u.  Fr.  Stadt- frankfurtischen  Bestätigung,  in  Heb- 
xaxr's  AdrefsHandb.  für  die  RheinschiffahrtVerwaltung  für  1817,  S.  i3  —  34  u 
3a.  u.  Statuten  der  preufsisch  -  rheinischen  DampfschiffahrtGescllscbaft  zu  Cöln, 
von  1836,  nebst  der  k.  preufs.  Bestätigung,  ebendas.  S.  a5— 89.  Hönigl.  nie- 
derländische Concession  für  die  Dampfschiffahrt  von  Nimwegen  nach  Cöln,  und 
zurück,  von  i8s5.  ebendas.  S-  34  f.  GH.  badische  Coneession  für  die  badische 
RheinschiffabrtGeselht-haft ,  von  Basel  bis  an  die  untere  badische  Grenze,  von 
i8a5,  ebendas.  S.  9  —  \i.  Beiläufige  Kostenberechnung  der  zwischen  Cöln  und 
Holland  fahrenden  Dampfboote,  ebendas.  S.  39 — 46.  —  Von  Holländer Flns«iny 
s.  Eichhofp's  Darstellung,  S.  5o  ff.  Abbildung  aller  Arten  von  Rhcinfahr/.eugen 
und  eines  HollanderFlosses ,  nebst  ihrer  Beschreibung,  in  Hkrhasr's  angef. 
Samml.,  S.  533  —  537. 

d)  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w.  S.  33  ff.,  67  f  u.  94.  —  Nur  bis  Strasburg,  reicht 
die  Bergfahrt,  für  eigentliche  HandelsTransporte.  Die  gesummte  Uferlänge  von 
Strasburg  bis  an  die  niederländische  Grenze,  ward  später  festgeeetzt  auf  1,393,300 
Metres,  und  ohne  die  zu  71,900  berechnete  französische  Uferlänge ,  auf  i,3ii,3oo 
Met  res.  Anlage  Num.  56a  zu  dem  Protocoll  der  Mainzer  SchiffahrtCommission 
v.  "Vi,.  Jan.  i83i. 
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§.  570.  (474b.) 
Bestimmungen  während  des  rheinischen  Bundes,  Aufhebung  derselben. 

I)  Bei  Auflosung  der  teutschen  Reichs  Verbindung,  änderte  die  rhei- 
nische Bundes  Acte  nichts  in  dem  Rechtsverhältnis  des  Octroi.  Sie 
erklärte  ausdrücklich  (Art.  a),  dafs  die  Bestimmungen  des  §.  39  des  Reichs- 
DeputationsHauptschlusses,  die  sieh  auf  den  RheinschiiTahrtOctroi  beziehen, 
unverändert  gelten  sollten.  II)  Aber  vier  Jahre  später,  änderte  sich  die- 
ses Verhältnifs.  Durch  einen  mit  Napoleon  zu  Paris  am  19.  Febr.  1810 
geschlossenen  Vertrag  «),  Art.  6,  trat  der  Fürst  Primas,  Grofsherzog 
von  Frankfurt,  vormals  RurlürstReichserzkanzler,  seine  Rechte  auf  den 
RheinOctroi  an  Frankreich  ab.  Er  verpflichtete  sich  zugleich,  in  Gemäfs- 
heit  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  diejenigen  immerwährenden  Jahr- 
renten zu  bezahlen,  welche  daselbst  auf  die  teu Ische  Hälfte  von  dem  reinen 
Ertrag  des  Octroi  gelegt  wurden  (unten  §.  578);  wefshalb  die  ihm  von 
Napoleon  abgetretenen  Domänen  von  Fulda  und  Hanau  als  SpecialHvpothek 
bestimmt  wurden.  III)  Unter  stillschweigender  Aufhebung  dieses  Ver- 
trags, stellten,  in  den  Jahren  1814  und  i8i5,  der  pariser  Friede  und 
der  wiener  Congrefs  das  vorige  Rechtsverhältnifs  wieder  her  £).  Frank- 
reich verlor  zugleich ,  auf  dem  von  ihm  abgetretenen  Theil  des  Rheins,  die 
vorhin  gehabten  Rechte  auf  den  Octroi,  und  die  OctroiRente  des  Fürsten 
Primas  ward  nicht  wieder  hergestellt,  wohl  aber  die  übrigen  OctroiRenten 
($.  578).  An  Frankreichs  Stelle  traten  die  teutschen  Bundesfursten ,  denen 
die  von  jenem  abgetretenen  Besitzungen  am  linken  Rheinufer  waren  zuge- 
theilt  worden;  ihnen  gebührte  fortan  der  auf  diese  Besitzungen  fallende 
Theil  des  reinen  OctroiErtrags  der  linken  Rheinseite. 

a)  In  dem  Rhein.  Bund,  XLVDX  409.  u.  in  Martep>s  Suppl.  V.  143.  Hierauf  folgte 
ein  Decrct  Napoleon's  v.  8.  Apr.  »810.  wodurch  die  obere  Verwaltung  des 
RheinOctroi  der  franz.  General  Regie  der  vercioigten  Abgaben  (droits  reunis) 
übertragen  ward,  und  ein  /.weites  v.  ai.  Oct.  1811,  betr.  die  Rbeinschiftabrt« 
Abgaben  in  dem  Departement  der  Rheinmund ungen.  Man  s.  die  bei  dem  folg. 
§.  angef.  von  Op  den  HoorF,  S.  18  ff. 

b)  Nach  Vertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Herbst  i8i3,  ward  für  den 
teutschen  Rhein  eine  provisorische  Octroi  Verwaltung  angeordnet ,  unter  dem 
Grafen  von  SolmsLaubach.  Hlübkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  UI,  S.  176. 
Erst  im  Herbst  1817  hörte  sie  auf. 

§•  671.  (475.) 

Bestimmungen    des  pariser  Friedens  und  des   wiener  Congr ess es. 
Freiheit  der  Schiffaltrt  bis  an  das  Meer.  Conventioneüer  B/tein.  Sieben 
BheinVferstaaten.  Competem  der  B  F.  CentralCommission  zu  Mainz. 

I)  Der  pariser  Friede  von  1814  ")  und  der  wiener  Congrefs  *), 
gingen  auch  bei  dem  Rhein  von  den  oben  (§.  563  —  566)  angeführten 
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Hanptbestimraungen  aas.  Der  Congrefs  erneuerte,  bestätigte  und  erweiterte 
Terschiedene  der  in  der  OctroiConvention  von  1804  enthaltenen  Bestim- 
mungen. Namentlich  setzte  er  fest,  dafs  «die  Schiffahrt  auf  dem  gan- 
zen Laufe  des  Rheins,  von  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis 
an  das  Meer  («jusqua  la  mer»),  auf-  und  abwärts,  gänzlich  frei, 
und  in  Hinsicht  auf  den  Handel  Niemand  untersagt  seyn  solle»  <")•  Jene 
Strecke  heifst  darum  jetzt  der  conventionelle  Rhein  (§.  568  d,  u. 
574  a).  Der  über  den  Sinn  der  Worte  «jusqu'ä  la  mer>»,  —  über  die 
Endlinie  des  Conventionellen  Rheins  am  Meer,  seine  Einmündung  in  die 
offenbare  See  oder  das  Weltmeer,  über  die  Scheidelinie  zwischen  dem  flu« 
vialen  und  dem  maritimen  Wa^-gebiet  —  entstandene  Streit,  ob  damit 
dem  Königreich  der  Niederlande  die  Erhebung  eine3  Seezolies,  von  den 
nach  oder  aus  dem  Meer  über  den  Rhein,  aas  oder  nach  andern  als  den 
niederländischen  Staaten  durchgehenden  Waaren,  zugestanden  sey  <0,  ist 
bis  jetzt  noch  unentschieden  «)«  II)  Demnach  sind  bei  dem  Conventionellen 
Rhein  betheiligt:  Frankreich,  die  fünf  teutschen  bundes ver wand- 
ten RheinuferStaaten,  das  Königreich  der  Niederlande..  Das  con- 
ventioneil begründete  Rechtsverhältnifs  dieser  drei  Gassen  von  Betheiligten 
unter  sich,  ist  ein  europäisch- völkerrechtliches.  Wenn  und  so 
weit  aber  dasselbe  sich  beschränkt,  auf  teutsche  bu  ndes  verwandte  Rhein- 
uferStaaten unter  sich,  oder  dabei  Verpflichtungen  eines  oder  mehrerer 
von  ihnen  gegen  Privatpersonen  in  Betracht  kommen,  sind  auch  bei 
ihm  die  Bestimmungen  der  BundesActe  anwendbar,  welche  alle  und  jede 
(§.  172)  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich  (§.  166  u.  ff.),  und 
Beschwerden  von  Privatpersonen  gegen  Bundesglieder  (§.  169,  Beispiele 
§.  578  u.  ff.)  betreffen,  namentlich  die  Compctenz  der  Bundesver- 
sammlung für  jene  und  diese  begründen.  (Vergl.  §.  563.)  III)  Eine 
CentralCommission  für  den  Rhein,  zu  welcher  jeder  der  sieben 
\3  f  e r  s  t  a  a  t  e  n  ( Frankreich ,  Baden ,  Baiern ,  GH.  Hessen ,  Nassau,  Preufsen, 
Königreich  der  Niederlande)  ein  Mitglied  zu  ernennen  hat,  soll,  als  oberste 
Aufsicht-  und  ControleBehorde,  in  jedem  Jahr  am  1.  November,  und, 
wenn  sie  es  für  nöthig  erachtet,  auch  im  Frühjahr,  zu  Mainz  sich  ver- 
sammeln. Dieselbe  soll  über  Beobachtung  der  RheinschiffahrtOrdnung  und 
das  gemeine  Beste  der  Schiffahrt  und  Handlung  wachen ,  den  Bericht  der 
Inspectoren  über  ihre  Verwaltung  vernehmen,  und  für  Verhandlungen  und 
Vereinbarung  zwischen  den  Uferstaaten,  vorzüglich  in  Hinsicht  auf  die 
Schiffahrt ,  dienen  /).  IV)  Diese  CentralCommission ,  überhaupt  die  neue 
Ordnung  der  Dinge,  sollte  vom  1.  Juni  181 5  an  in  Wirksamkeit  treten  $ 
es  geschah  erst  am  5.  August  1816.  Als  ausserordentliche  Beschäf- 
tigung ward  der  Commission  vorerst  angewiesen,  die  Abfassung  einer  neuen 
Schiffahrtordnung  (§.  576,  f),  und  bis  dahin  die  Stellvertretung  der,  nach 
Vertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Namen  der  verbündeten  Mächte 
angeordneten,  provisorischen  OctroiVerwaltung  g).  V)  Die  in  den  wiener 
Artikeln  festgesetzte  Einführung  dieses  Octroi-  und  SchiffahrtSystems,  auch 
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auf  der  Rheinstrecke  ron  Strasburg  bis  an  die  «chweiter  Grente 

(§.  569  n.  074),  war  bis  jetzt  nur  provisorisch  zu  Stande  gekommen  *}. 

0)  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  1814,  Art.  5.  »La  navigation  sur  le  Rhin,  da  point 
oü  il  devieut  navigable  jusyu'a  la  mer  et  reeiproquement,  »era  libre ,  de  teile 
«orte  qu'elle  ne  puisse  etre  inte r diu  a  persnnn?,  et  l'ou  s'oecupera  au  futur  con- 
gres  des  prinripes  d  apres  lesquels  011  pourra  regier  les  troits  ä  lever  par  le» 
ctats  riverains,  de  la  maniere  la  plus  egale  et  la  plus  favorablc  au  commerce 
de  toutrs  les  nations*.  Klirkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.I,  Heft  1,  S.  i5. 
Bestätigt  ward  diese  Stipulation,  in  dem  pariser  Hauptvertrag  der  vier  verbünde- 
ten Mächte  mit  Frankreich,  vom  20.  Not.  i8i5,  Art.  11,  in  Martts«  reo u eR, 
Supplcm.  VI-  690.  —  Klar  leuchtet  aus  obiger  Bestimmung  die  Absicht  hervor, 
nicht  nur  die  Freiheit  der  Rhcinschiffahrt ,  ^kidern  auch  mittelst  derselben  den 
Welthandel  zu  begünstigen.  Der  Vcrtrag™3i.  Marz  i83i  ( s.  %.  076)  schließt 
indessen  die  Flaggen  aller  fremden  Staaten,  d.h.  die  nicht  RlieinuferStaaten  sind, 
von  dem  Rhein  aus;  er  beschränkt  die  Verbindung  des  Flusses  mit  dem  Meer 
mittelst  der  Schiffahrt  auf  die  Uferstaaten.  Von  dem  durch  die  Trennung 
Belgiens  von  Holland  geänderten  Verhiiltaifs  dieses  Punctes,  s.  einen  Artikel  ia 
der  Allgem.  Zeit.  v.  26.  Dcc.  j83j,  aufserord.  Beil.  53o,  S.  2118. 

1)  Liener  Articlts  concernant  la  navigation  du  Rhin,  vom  a/j  Mär«  i8i5,  eine 
Beilage  <Num  16)  zu  den  Art  117  u.  118  des  Acte  final  du  congres  de  Viennc; 
in  Rlcber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  Hl ,  S.        ff;  Bd.  VI,  S.  io3. 

c)  Art.  1"  der  angef.  wiener  Artirles:  »La  navigation  dans  tout  le  cours  du  Rhin, 
du  point  oü  il  devient  navigable  jujqu'a  la  mer ,  soit  en  descendant,  soit  en 
remontant,  sera  enturcimnt  libre,  et  ne  pourra  sous  l*  rapport  du  commerce,  etre  inier- 
dite  a  pentmne,  en  se  conformant,  toutc  fois  aux  reglemens  qui  scront  arretes,  pour 
la  polite,  d'une  maniere  uniforme  pour  tous  et  aussi  favorable  que  possible  au 
commerce  de  taute  s  les  nations*.  Dieser  Artikel  stimmt  fast  wörtlich  überein  mit  dem 
allgemeinen  Art.  109  der  wiener  CongrcssActe  (§.56^);  statt  Ajusqu'ä  la  mer».  steht 
in  diesem  «jusqu'a  son  embouehure».  —  "Was  dessen  Entstehung  in  den  wiener  Con- 
ferenzen  betrifft,  so  trug  zuerst  der  französische  Bevollmächtigte  darauf  an,  den 
Rhein  nur  provisorisch  für  frei  zu  erklären,  »in  Beziehung  auf  Handel  und 
Schiffahrt  (also  auch  für  Depeschen  -  und  PcrsonenTransporte)  jusqu'ä  la  mer*. 
Dann  verlangte  der  englische  Bevollmächtigte  den  Bhein  für  gänzlich  frei  zu 
rrklären ,  für  den  Handfl  und  die  Schiffahrt  aller  Nationen*.  Es  ward  aber  die 
oben  im  Text  angeführte,  von  dem  preussischen  Bevollmächtigten  v.  Uumboldt 
herrührende  Redactiun  beliebt,  nach  einer  kurzen,  die  Verschiedenheit  der 
Anträge  betreffenden  Erörterung,  welche  aber  nicht  die  Worte  vjusqu'ä  la  mer» 
berührte.  Man  s.  die  angef.  Acten,  Bd.  III,  S.  i3.  21.  1-0  f.  i53. 
tb"  f.  Op  den  Horr  a.  unten  a.  O. ,  S.  i.V..  —  Der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses,  wozu  die  oben,  Note  c,  genannten  wiener  Artirles  etc.  als  Beilage 
16  gehören,  trat  der  Bönig  der  Medsrland-  durch  eine  eigene  Acte  (nach  dem 
in  Rl€iifi»\  angef.  Acten  etc.,  Dd.  VI,  S.  218.  befindlichen  Formular)  bei.  Sie 
ist  dalirt  vom  %0.  Ort.  18 1 5 ,  laut  der  petersburger  amtlichen  Sammlung  der 
von  Rufsland  mit  abcndländ.  curop.  Mächten  geschlossenen  Verträge ,  Bd.  I 
(i8i3.  Fol.),  S.  5.19. 

d)  lebcr  den  Sinn  der  Worte  «jusqa  la  mer»  oh,  ihnen  zufolge,  die  gänzliche 
Freiheit  der  Schiffahrt  nur  bis  zur,  oder  bis  über  die  Einmündung  des  Rheins 
in  die  See.  d.  b.  nur  bis  an,  oder  bis  in  die  See?  ob  ein  Zwischenraum  (.ein 
niederländisches  TerritorialMeer )  anzunehmen  scy,  zwischen  der  äufsersten 
Rheingrenr.e  und  der  freien  Seegrenze,  und  ob  auf  solcher  von  dem  Rönigreich 
der  Niederlande  Seeabgabi- n  (droits  muritimes)  oder  TransitoZoll  gefordert 
werden  dürfen,  von  aus  oder  nach  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweis 
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aus-  oder  eingehenden  Waaren?  «nch,  ob  diese  Streitfrage  als  schon  entschie- 
den in  den  wiener  CongrefaBestimmungen  anzunehmen  sey?  oder  ob  ihre 
Entscheidung  zur  Competenz  der  mainzer  CentralCommission  gehöre?  oder  ob 
sie  Gegenstand  einer  authentischen  Auslegung  der  wiener  CongrefsActc,  oder 
künftiger  Handelsverträge  sey  ?  darüber  s.  man  die  Erörterungen  bei  jener 
Commission ,  je.  B.  in  v.  Nait  s  oben  %.  568  angef.  Beiträgen ,  Bd.  1 ,  S.  67  IT., 
100  f.,  341  ff.,  369  u.  385 j  Bd.  II,  Vorrede  zu  dem  a.  Heft,  u.  S.  10a  ff.  1 15  ff. 
»8a  —  193,  a43  ff.  1164  ff.  Schreiben  u.  Denkschrift  der  cölner  Handelskammer; 
ebendass.  Bd.  I,  S.  aa9  —  a5i,  a75 — 284  u  34»  —  347-  F.  Nfbkmus  Bemer- 
kungen über  den  Zustand  Grofsbritanniens  in  staatswirthsrhaftlicher  Hinsicht 
(1818  8.),  S.  iai  ff.  Die  oben  %.  568  angef.  Actcnstüike.  Op  den  Hoorr  a. 
unten  a.  O.,  S-  5o  —  60.  Ucber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom, 
%.  a8  u.  38.  Preufs.,  nassau.  u.  gh.  hefs.  Erklärungen  bei  der  B.  V.,  1.  diel., 
in  dem  Protoc.  v.  1819,  S.  44'»  545  u.  563.  Proces-  verbal  au  congres  de 
Verone  en  date  du  17  novembre  (18  nov.)  i8aa.  Baier.  Volum  in  der  193.  Sitzung 
der  CentralCommission,  in  v.  Nau's  angef.  Beiträgen,  Bd.  V.  Be&chlufe  der 
Mehrheit  der  Mitglieder  jener  Commission,  v.  27.  Aug.  i8a5,  in  dem  Journal  de 
Francfort  du  6  nov.  i8a5.  Von  den  BheinuferStaaten  bestritten  (März 
i83i)  nur  Baden  und  Nassau  nicht,  die  niederländische  Beschränkung  der  freien 
Schiffahrt  auf  die  Grenze  des  Meeres.  Mitthciiungen  von  Verhandlungen,  findet 
man  in  Beilagen  zu  der  Allgem.  Zeitung  v.  9.,  10.,  a3.  u.  24.  Dec*  <8a5,  und 
vorzüglich  v.  a.  Febr.  1826.  Niederländische  Erklärung  in  der  frankf.  Ober- 
PostamtZeitung  v.  18.  Febr.  1826.  Oestreichische  Note  v.  14.  Febr.  i8a6,  für 
die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  bis  in  die  offene  See,  dem  k.  niederländischen 
Hof  übergeben,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  19.  bis  31.  Mai  i8a6,  Beilagen  139  — 
141,  im  franz.  OriginalTcxt  in  dem  Journal  de  Francfort  du  37  mni  i8a6,  und 
in  der  Abhandl. :  De  la  navigation  du  Rhin,  p.  107  et  suiv.  H.  niederländische 
Widerlegung  dieser  Note,  v.  13.  April  1826,  in  dem  Journal  de  Francfort  des 
10  et  u  juin  i8?6,  in  der  angef.  Abhandl.'-  De  la  navigation  du  Rhin,  p.  110, 
u.  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1826,  Beil.  166,  »77  u.  f.,  s.  auch  Op  den  Hoorr 
a.  a.  O.,  S.  73  ff.  Dawider,  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  ai.  Juli  1826, 
Beilage.  Auch  s.  man  die  merkwürdige  k.  niederländische  Verordn.  v.  10.  Sept. 
i8a6,  betr.  die  Erleichterung  u.  Ordnung  der  Rheinschiffahrt  auf  niederländ. 
Gebiet,  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3  nov.  1826,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung 
v.  7.  Nov.  1826,  u.  das  k.  niedcrländischt  Arretc  du  1«'  mars  1827,  portant  regle- 
mens  provisoires  sur  la  navigation  du  royaume  des  Pays  ßas,  und  Reglement  pro- 
visoire  pour  la  navigation  des  bateaux  du  Rhin,  dcpuis  Hrimpen  jusqu*  en  pleine 
mer,  et  depuis  la  pleine  mer  jusqu'  *  Rrimpen,  du  i*r  mars  182^ ;  beide  als 
Belagen  zu  dem  411.  (Separat-)  Protocoll  der  mainzer  RheinschiffahrtCommis 
sion  vom  3i.  März  1827,  u.  in  Kwuus***  AdrefsHandb.  für  die  Rheinschiffahrt- 
Verwaltung,  für  1828,  S.  41— 58.  Englische  Parlament  Verhandlungen,  über  die 
Freiheit  der  Rheinschiffahrt,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  a3-  Mai  i83o.  Beil.  143, 
auch  in  der  frankf.  OPA  Zeit.  v.  27.  u.  f.  Mai  i83o.  —  Auch  in  eigenen  Druck- 
schriften ,  tum  Tbcil  amtlichen  oder  halbamtlichen ,  ward  dieser  Streit  erörtert. 
J.  Op  den  Hoorr,  Etwas  über  die  Rbeinschiffahrt.  Aus  d.  Niederl.  übers  Mains 
1826.8.  Dawider:  Ucber  die  Handetsscbiffahrt  auf  dem  Rheinstrom.  Heilbr.  1827.8. 
J.  Op  den  Hoorr,  Remerkungen  gegen  die  teutsche  Schrift:  Ueber  die  Handels» 
Schiffahrt  auf  d.  Rheinstrom.  Aus  dem  Niederl.  Amstcrd.  1827.  8.  L.  Em  echte 
Stukken  betreffende  de  vrije  Vaart  op  den  Rijn.  Amsterd.  1827.8.  P*kl- Horbs 
über  die  wahre  Bedeutung  der  Worte  jusqu'  a  la  mer.  Mainz  i83o.  (Als  Mspt. 
gedruckt.)  Nibkmus  a.  a.  O.  Conversation*Lexiron,  a.  unten  (Note  g)  a.  O.  — 
Auf  dem  Congres*  zu  Verona  ward,  auf  Veranlassung  einer  Note  des  englischen 
Bevollmächtigten,  dieser  Gegenstand  zu  gütlicher  Auseinandersetzung  verwiesen, 
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in  dem  Protocoll  t.  «7.  Nor.  1899.  Allgem.  Zeitung  r.  »8.  Mai  i8?3,  Beil.  84. 

Dir  RheinschiffabrtOrdnuug  von  i83i  läfst  solchen  noch  unentschieden.  Unten 
Note  e.     Eine  Entscheidung  der  wiener  CongrcfsMächte,  ist  bis  jetzt  weder 
verlangt  worden  noch  erfolgt.  —   Nur  von  niederländischer  Berechtigung  tu 
Erhebung  eines  Stezoiles  (droit  maritime),    gleichviel    unter  welcher  andern 
Benennung,  ist  bei  dieser  Streitfrage  dio  Rede;  nicht  von  Erhebung  billiger  Ab- 
galten zu  Vergütung  des  Aufwandes  auf  Hafen-  und  andere  SchifTabrtanstalten 
an  der  See,  z.  B.  Leuchttürme,  Seetonnen,  Lootseu  (§.585,  1>).  —  Der  doclrinale 
Ausleger  möchte  hier  eine  Refugnifs  zu  See/.oll  nicht  begründet  finden.  Fran- 
zösische Sprachkundige  ziehen,    zu  Bezeichnung  desselben   Sinnes,  den  Satz 
«jusqu'  ä  la  mer»  dem  übclklingcudeu  « jusques  dans  la  in  er*  vor.  Unter 
Murr  wird,  völkerrechtlich,  wie  schon  nach  dem  gemeinen  Sprachgebrauch,  in 
der  Begel  die  offene  ,  keiner  Staatsherrschaft  unterworfene  See  (la  pleine  mer) 
verstanden,  nicht  ein  Seegebict  (territoire  maritime)  eines  Staates;  zumal  wenn 
überhaupt  die  Rede  ist  von  der  Einmündung  (embouchure)  eines  Flusses  in  das 
Meer.    Hivrer,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  i3o  et  i3s.    Die  allge- 
meine Rechtsvcrmuthung  streitet  für  die  Freiheit;  ihr  gemäfs  ist  im  Zweifel, 
mithin  bei  zweideutigen  Ausdrücken,  zu  entscheiden.    In  den  Bestimmungen  des 
pariser  Friedens  und  des  wiener  Congresses  (  Note  a,  b  u.  c) ,  diesen  Normen 
für  alle  hier  bcthciligten  Regierungen,  ist  klar  die  Absicht  ausgesprochen ,  dafs 
für  den  ganzen  Lauf  des  schiffbaren  Rheins,  bis  in  das  Meer  und  aus  demselben 
in  den  Rhein ,  die  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels  für  Jedermann  die 
Inn  liste  Begünstigung  erhalten  soll,  nur  mit  Ausnahme  der  durch  Jene  Bestim- 
mungen besonders  vorbehallenen   Rbeinst  hiffahrt Abgaben   und  Polizeiberechti- 
junsen,  und  dafs  in  joner  Hinsicht  zwischen  dem  Strom  und  dem  Meer  eine 
unmittelbare  Verbindung  h enteilen  soll.    In  den  wegen  der  Elbe-  und  Weser- 
schiffahrt geschlossenen  \  ertragen  haben   die   dabei  beteiligten  Uferstaaten, 
gleich  in  dein  ersten  Artikel,  für  jene  Bestimmungen  den  Sinn  anerkannt,  nach 
welchem  die  in  Rede  stehende  Freiheit  von  dem  ganzen  Zug  nach  und  aus 
dem  Strom  aus  und  in  das  offene  Meer  zu  verstehen  ist  (.%.  583  u.  f.).    In  dea 
wiener  Articlcs  etc.  schafft  der  Artikel  19  den  gezwungenen  Umschlag  ab,  auf 
dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer,  «jusqu'  ä  son  em- 
houdiure  tl.uu  la  mer»;  ein  Beweis  mehr,  dafs  in  jenen  Artieles  die  Worte 
jusqu'  a  la  mer»  und     jusqu'  dans  la  mer»  gleichbedeutend  seyen.    So  wenig 
die  niederländische  Regierung    auf  der  mathematischen  oder  idealischen  Zwi- 
schenlinie zwischen  Meer  und   Rhein  einen  gezwungeneu  Umschlag  einführen 
könnte,  eben  so  wenig  darf  oder  kann  sie  daselbst  Seeabgaben  erheben.  Auch 
der  Acte  final  du  cougres  de  Vienne,  art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art. 
5  des  pariser  Friedens  von  1814  (§.  564),  setzt  fest,  dafs  auf  dem  schiffbaren 
Rhein  die  Schiffahrt  frei  sevn  6olle,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das  Meer, 
*  jusqu'  A  son  embouchure».  —  Mehrfach  sind  die  holländischen  Anforderungen. 
Holland  lafst  sich  von  den  Gütern,  die  auf  dem  Rhein  in  dio  See  gebracht 
werden,  also  nur  transitiren  sollen,  nicht  nur  einen  sehr  hohen  Durchgang  zoll, 
der  oft  zwanzig  bis  drcifsigmal  mehr,  als  die  Befahrung  des  Rheines  auf  einer 
gleichen  Strecke  beträgt,  sondern  auch  noch  andere  Nebenabgaben  von  Bedeu 
tuug  bezahlen.    Es  nimmt  ausser  dem  Lagergeld,  den  Commissionsgebühren  etc., 
noch  das  so  genannte  Symlicaty  d.  h.  einen  Zusatzzoll  von  i5  Procent  auf  den 
Betrag  der  Transitgebühren.   (Von  den  SyndicatGebühren,  v.  Nad's  angef.  Bei- 
träge, Bd.  I,  S.  ?84  f.)    Es  nimmt  ferner  unter  der  Benennung:  Hombagt 
der  durchgehenden  Waaren,  nicht  etwa  eine  Vergütung  für  die  verwendeten 
Bleie',  sondern  eine  weil  bedeutendere,  bis  auf  1V4  pro  Cent  steigende  Steuer 
von  Transit,  selbst  derjenigen  Güter,  die  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  plombirt 
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werden  können,  wie  i.  B.  von  Blei,  Kupfer,  Zinn  in  Blöcken»  u. s.  w.  Couvers. 
Lexic.  a.  a.  O.,    S.  745.    S.  übrigens  die  folgende  Note  e  am  Schlufs. 

e)  In  der  ftheinschißahrtOrdnwtg  von  i83i  (§.  3-6  g)  ist  die  Entscheidung  dieses 
Streitpunctes  den  Worten  nach  umgangen,  in  der  That  aber  der  niederländischen 
Behauptuug,  unter  Vorbehalt  der  ihr  widerstreitenden  Rechte  nachgegeben. 
Nach  Art.  1  soll  zwar  die  Schiffahrt  auf  dem  Bhein  «.bis  in  die  See,  sowohl  auf- 
wärts als  abwärts,  völlig  frei  seyn.  und  in  Bezug  auf  den  Handel  Niemand  un- 
tersagt werden».  Aber  —  1)  nach  Art.  3,  wird  uur  «für  Schiffe,  die  Ligerdhum 
der  (von)  Unteithnnen  der  CßrsUuilen  und  zur  Rheinsdtijfuhrt  gehörig  sind», 
Bewilligung  crtheilt,  dafs  sie,  «wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande 
aus  den  Rheingewässern  in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahreu,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden  dürfen».  Sodann  ist  2)  indem  Art. 
4,  für  «Waarcn,  die  aus  der  offenen  See  ciugcbcu,  um  durch  die  Gewässer  der 
Waal  oder  des  Lechs  über  Lobith  nach  Teutschland  oder  weiter  geführt  zu 
werden,  wie  auch  für  solche,  die  aus  Teutschland  kommen  und  durch  die  frag- 
lichen Gewässer  in  die  offene  See  ausgeführt  werden  sollen»,  7.war  nachgege- 
ben, dafs  sie  «bei  ihrem  Durchgang  durch  das  niederländische  Gebiet,  auf  den 
im  Art  3  vorgezeichneten  Wasserstraßen,  von  allen  Transito Abgaben,  Zöllen 
oder  andern  dergleichen  Gebühren  frei»  seyn  sollen;  es  werden  aber  dieselben 
unmittelbar  hierauf,  einer  Seeabgtib?,  (droit  maritime)  mit  folgenden  Worten 
unterworfen :  «An  die  Stelle  dieser  iel/.leru  (TransitoAbgüben,  Zölle  oder  andern 
dergl.  Gebühren)  tritt  eine  f'esthe.\Ununu-  J!>gabe  (droit  fixe)  von  Dreizehn  und 
einem  Viertel  Ceutcn  niederländischen  Geldes  für  den  Centner  bei  der  Berg- 
fahrt, und  von  Neun  Ceutcn  niederländischen  Geldes  für  den  Cenlncr  bei  der 
Thalfahrt»  j  mit  Ausnahme  der,  in  einem  unter  A  beigefügten  Verzeicbuif«*, 
nahmhaft  gemachten  WaarenArtikel,  welche  thcils,  wie  Theo  und  Salz,  mit  einer 
noch  höheren,  theils  z.B.  Asche,  Eisen,  Getreide  u.a.,  mit  einer  niedrigeren  Ab- 
gabe, belegt  sind. —  In  dem  Eingang  dieser  RhcinscIiiffahrtOrdnuug  wird  gesagt: 
die  uiedsrluiidisclic  Regierung  behaupte  beharrlich,  dafs  «ihre  SouverainetätsBechtc 
sich  ohne  die  mindeste  Beschränkung  über  das  ihre  Staaten  bespülende  Meer 
selbst  dahin  erstrecken,  wo  mit  demselben  die  Gewässer  des  Rheins  zusammen- 
fliefsen»;  während  die  preussi.sck-  Regierung  beharrlich  behaupte,  «die  Ausübung 
dieser  Hechte,  so  weit  solche  auf  die  aus  dem  Rhein  iits  offene  Meer  und  um- 
gekehrt fahrenden  Schilfe  angewendet  «erden  wollten,  sey  durch  die  wiener 
CougrcfsActe  beschränkt  worden».  Indefs  hätten  «die  Lferstaatcn  für  angemes- 
sen erachtet,  aile  die,  über  a'lgeiueinc  Grundsätze  der  wiener  CougrcfsActe  in 
Bezug  auf  die  Rheinschiffahrt  erhobenen  Streitfragen ,  so  wie  die  daraus  abzu- 
leitenden Folgerungen,  unbi-ruJtrt  zu  lassen,  und  unter  dem  l\>rh-h,th,  dafs 

diese  Verständigung  den  beiderseits  behaupteten  Rechten  und  Grundsätzen  in 
keiner  Art  Eintrag  thun  solle,  ciue  Vereinbarung  über  diejenigen  '  Maasregeln 
und  rcglcmcntdi ischen  Bestimmungen  zu  treffen,  deren  die  Rheinschiffahrt  nicht 
länger  entbehren  könne.  Man  s.  auch  das  (.Separat-)  l'rotocoll  bi\  der  Cen- 
tralRheinsehiffahrlCommission  vom  16.  Juni  i83i ,  bei  Auswechslung  der  Rati- 
ficationen der  RheinschiflahrtOrdnuug,  \.  3,  Num.  8  u.  11;  in  der  (unten  §.  076, 
Note  f,  angef.)  Ausgabe  der  genannten  Ordnung,  S.  80,  auch  in  dem  ebendas. 
angef.  Archiv  von  Alex.  Müllen,  Bd.  I,  S.  681  ff.  —  Ein  unter  dem  3.Junii837 
zwischen  Preusseu  und  den  Sicdcrlandvn  abgeschlossener  Schiffahrt  Vertrag  hat, 
für  sämmtliche  RhciuuferStaalcn ,  mehrere  Erleichterungen  bei  deren  Verkehr 
mit  dem  Königreich  der  Niederlande  stipulirt.  S.  dens.  in  der  preuss.  Slaats- 
zeitung  v.  a3.  Juli,  und  in  der  Erankf.  OPAZeitung  v.  i\S.  Juli  iß3-,  auch  in 
d.  badischen  Regierungsblatt  v.  i83;,  Nuin.  XXXVU,  S.  335. 

f)  Wiener  Articles  etc.,  art.  10,  11,  i3,  16,  17,  18,  et  3i.  —  Auch  bildet  diese 
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Commission  eine  Appellationslnsuuu.  Man  s.  §.  57a,  II.  —  »Die  BeschlA***  der 
Commission  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst:  aber  für  die  Lfer- 
staatcn  sind  sie  nur  dann  verpflichtend,  wenn  sie  durch  ihren  Cormnisaär 
darin  gewilligt  haben,  indem  die  Mitglieder  der  Commission  als  Agenten  der 
Uferstaalen  zu  betrachten  sind,  beauftragt,  über  die  gemeinschaftlichen  Interessen 
der  lei/.teu  sich  zu  vereinbaren ».  Art.  1-».  Von  der  Entstehungsgeschichte 
dieses  schwierig  gefafsten  Artikels,  für  welchen  vielleicht  der  Art.  3a,  Num.  1, 
einen  Erklärungsgrund  an  die  Hand  gibt,  s.  KtÜBER's  angef.  Acten,  Bd.  III,  S.  i5a, 
172,  ii'l  u.  266.  Von  den  Streitigkeiten  über  seine  Auslegung,  s.  v.  Nac's  Bei- 
träge, Bd.  I,  S.  123  f.  i-3  u.  25 1;  Bd.  R,  S.  5.  Eiciinorr's  Darstellung,  S.  104 
ff.  —  Den  Präsidenten  der  Commission  bestellen  die  Commissaricn,  aus  ihrer 
Mitte ,  durch  das  Loos  und  jedesmal  für  einen  Monat.  Ein  anderes  Mitglied, 
über  dessen  Wahl  die  Commissaricn  sich  vereinigen,  fuhrt  das  Protocoll,  Art.  11. 
Geschichte  der  CentralSchiffahrtConimission  in  der  Frankf.  OPAZcitung  v.  1 1. 
Dee.  ib3-i,  Beibige.  —  Auch  zu  Amsterdam  besteht  eine  RheinschiffahrtCommission. 
Verordn.  der  Bürgermeister  zu  Amsterdam  für  dieselbe,  v.  i5.  Apr.  1825,  in 
Hkrman>  %  AdrersHandb.  für  die  Bheinschiff.Verwalt.  für  1827,  S.  47—57. 

g)  Wiener  Articles  etc.,  art.  3i  et  3a.  Vergl.  oben  %•  5?o,  b.  —  In  Wirksamkeit 
trat  die  CentralCommission  erst  am  5.  Aug.  1816.  Die  wichtigsten  ihrer  ausser- 
ordentlichen  Verhandlungen  bis  in  das  Jahr  i8a5,  findet  man  in  B.  S.  v.  Nit's 
(oben  §.  568,  a)  angef.  Beiträgen,  in  J.  J.  Eichhofk's  Darstellung  der  Verhandl. 
der  CentralCommission  für  die  Rheinschiffahrt.  1819.  8.  in  v.  Doiia's  Darstellung 
u.  s.  w.  in  BtcHBOLz  Journal  für  Deutsch).,  181-,  Heft  8,  S.  453  —  488,  a.  Heft 
9,  S.  6H  —  99  u.  in  dem  ConvcrsationsLeiicon ,  Neue  Folge,  Bd.  II.  (182.O),  Art. 
Hbeinschiffahrt  u.  Handel,  S.  736—761,  u.  in  dem  SupplementBand  zu  der 
Aufl.  (1829),  Art.  Rheinschiffahrt  S.  899,  auch  in  d.  Conv.  Lex.  der  neuesten 
Zeit  u.  Lit.  Bd.  DI  (i833),  S.  742  —  764,  wo  eine  Ucbcrsicht  der  Verbandlungen, 
bis  zum  J.  i83i.  —  Fünf  Streit,  oder  Beschwerde  puncto  der  tcutschen  Ufer- 
st aaten  wider  die  k.  niederländische  Regierung,  sind  benannt  in  der  Schrift: 
Leber  die  HandcUschiffahrt  auf  dem  Rbeinstrom,  §.  54  j  auch  in  dem  Convers. 
Lexivon  a.  a.  O.    Vergl.  oben  Note  d,  am  Schlufs. 

A)  v.  Nmj's  Beiträge,  Bd-  D,  S.  53,  u.  Supplement  zu  dem  7.  u.  8.  Heft,  S.  1 — aa, 
Bd.  II,  S.  1 — i3.  —  Für  die  Rheinstrecke  zwischen  Strasburg  und  Basel,  wurden 
Erbcbungsämtcr  für  Rheinschiffahrtgebühren  errichtet:  von  Frankreich  bei  der 
grofsen  Rheinbrücke  vor  Strasburg,  am  18.  Juni  1821;  von  Baden,  provisorisch 
zu  Altbreisach,  nach  einer  Verordnung  v.  26.  Jan.  1827,  in  dem  Bad.  Reg. 
Blatt,  »82-,  Num.  VII.  —  Ein  Entwurf  eines  Vertrags  zwischen  Frankreich  und 
Badsn,  für  Rheinschiffahrt  und  Octroi  auf  dem  Rhein  von  der  schweizer  Grenze 
bis  Strasburg,  datirt  Mainz  den  a5.  Aug.  1820,  ward  von  F  rankreich,  nicht  aber 
von  Baden,  genehmigt,  und  zur  Ausführung  gebracht  durch  den  unten  angef.  franz. 
T'räfccturßeschlufs  v.  18.  Juni  1821;  abgedruckt,  mit  c.  Commentar,  in  Mürbabd's 
allgem.  polit.  Annalcn,  1821  ,  Heft  8,  S.  44'  —  48i.  Vou  der  Geschichte  dieses 
Entwurfs,  s.  die  Allgem.  Zeitung  v.  3.  Aug.  1821,  Beilage.  Ausführung,  da£» 
jene  beiden  Regierungen  berechtigt  seyen,  für  die  erwähnte  Stromstrecke  ver- 
tragmüsige  Bestimmungen  zu  machen,  sofern  dabei  der  Tarif  von  i8i5  nicht 
überschritten  wird,  unter  Beziehung  auf  die  wiener  Articles,  Art.  3 ,  5  u.  27  ; 
in  dem  Journal  de  Francfort,  1820,  Num.  292.  —  Der  oben,  Note  e,  erwähnte 
preufsisch -niederländische  Entwurf  etc.  von  1829,  Art.  i5,  bestimmt  Erhebungs- 
ämter zu  Breisach  und  Strasburg.  Vergl.  $  5-r$,  a.  —  GH.  badische  Bestimmung 
des  RhcinschiffahrtOctroi  zu  Altßreisarh,  durch  Verordn.  v.  10.  März  1827,  in 
Hkuxyn.Vs  AdrefsHandb.  der  RhcinschiffahrtVerwaltung  für  1828,  S.  9,  und  in 
dem  bad.  Regier. Bl.  182-,  Num.  VII.  Bescblufs  des  Prafecten  des  Depart. 
SttdsrrheiH  v.  18.  Juni  1821,  enthaltend  die  Bestimmung  des  SehiffahrtOctroi 
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swucben  Basel  und  Strasburg,  beiHnmumr  a.  a.  0.,  S.  m  —38.—  Von  einem 
hataltr  SchißahrtReglemcnt,  v.  Nau'*  angef.  Baiträge,  Bd.  II,  S.  53—56. 

§.  572.  (476.) 
Gemeinschaftliche  Verwaltungsbehörde.    Richtende  Behörden. 

I)  Die  wiener  Uebereinkunft  «)  setzt  fest,  dafs  eine  gemeinschaft- 
liche Verwaltungsbehörde  fortwährend  bestehen  soll,  welche  den 
ErhebungsBüreaux  vorgesetzt  ist ,  mit  den  übrigen  LocalBehörden  der  Ufer- 
staaten zu  verhandeln,  und  für  Handhabung  der  Schiffahrtordnung ,  auch 
während  der  Abwesenheit  der  CentralCommission ,  Sorge  zu  tragen  hat, 
und  an  welche  zu  jeder  Zeit  der  Handelstand  und  die  Schiffer  sich  wen- 
den können.  Diese  Behörde  soll  bestehen  aus  einem  Oberinspector 
(inspecteur  en  chef)  und  drei  Unter Inspectoren,  alle  ernannt  auf 
Lebenszeit.  Der  Oberin spector  soll  von  der  CentralCommission  er- 
nannt werden,  und  zu  Mainz  wohnen;  er  wird  ernannt  nach  Stimraen- 
mehiheit,  aber  so,  dafs,  nach  einer  festzusetzenden  IdealZahl  von  Stimmen, 
der  preufsische  Commissär  V3»  ^er  französische  V6,  der  niederländische  V6, 
die  Commissäre  der  teutschen  Uferstaaten  ausser  Preufsen,  zusammen  Va  des 
ganzen  Stimmengewichtes  haben  Die  drei  Unterlnspectoren  sollen 
bestimmt  seyn,  jeder  für  eine  bestimmte  Sireclie  des  Rheins,  für  den  Ober-, 
Mittel-  und  Unterrhein;  den  einen  soll  Preufsen  ernennen,  den  andern  ab- 
wechselnd Frankreich  und  der  König  der  Niederlande,  den  dritten,  nach 
einer  unter  ihnen  zu  treffenden  Uebereinlmnft  über  die  Ernennungsart,  die 
übrigen  teutschen  Fürsten,  welche  Ulerstaaten  beherrschen  c)«  Bei  je- 
dem ErhebungsBüreau ,  hat  der  dortige  Uferstaat  eine  richtende  Be- 
hörde erster  Instanz  zu  bestellen,  für  Rechtshändel,  die  nach  der 
Schiffahrtordnung  zu  entscheiden  sind;  er  allein  ernennt  die  Gerichtbeam- 
ten, aber  die  Kosten  trägt  er  nur  dann  allein,  wenn  das  Ganze  der  auf 
demselben  Büreau  zu  erhebenden  Abgaben  ihm  ausschliefsend  zufallt.  Die 
Verfahrungsweise  wird  durch  das  DelinitivReglement  festgesetzt;  sie  soll 
gleichförmig  sein  für  den  ganzen  Lauf  des  Rheins,  und  möglichst  summa- 
risch. In  zweiter  und  letzter  Instanz,  können  die  Appellanten  sich 
entweder  an  die  CentralCommission,  oder  an  ein  hiezu  ernanntes  Oberge- 
richt desselben  Uferstaates  wenden  d). 

d)  Wiener  Articles  etc.,  art  1»  —  i5  u.  18 ;  in  Klübkr^  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  III,  S.  *63  f. 

Nach  Art  i3  der  wiener  Uebereinkunft,  und  nach  Art.  95  der  oben  (§.  öti,  e), 
erwähnten  Rbeinst  hiflabrtOrdnung  von  i83i,  sollen  Stimmen  haben:  Preussen  24, 
Frankreich  \i .  Baden  11,  Baiern  4,  Niederlande  13,  Hessen  6,  Nassau  3;  ru- 
tammon  72.  —  Nach  Art.  96  ebendaselbst  werden  zu  den  gemeinschaftlichen 
Kosten  nur  die  Besoldung  des  Oberaufsehers,  dessen  etwaige  Pension  und  die 
Canzleikostcn  gerechnet.  Ihre  Verkeilung  geschieht  in  der  Art,  dafs  xu  jedem 
tausend  Francs  beitragen :  Frankreich  m,  Baden  180,  Baiern  68,  GH.  Hessen  100, 
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Nassau  48,  Preussen  345,  die  Niederlande  147.   Die  Zahlungen  geschehen  viertel- 

jäbrig  cum  Voraus,  spätestens  am  14.  Dec.,  24.  Mär«,  24.  Juni  iu  24.  Sept. 

c)  In  der  mehrangeführten  SrbifTahrtOrdnung  von  i83i,  Art,  101,  ward  der  Hheiu  in  vier 
utufsiclabezirke  gel  heilt :  i)  von  dem  Anfang  seiner  Schiffbarkeit  bis  ru  dem  Ausflufs 
der  Lauter  i  2)  von  da  bis  zudem  Ausflufs  der  Nahe;  3)  von  der  Nahe  bis  tu  der 
niederländischen  Grenze;  4)  auf  dem  übrigen  Theil  des  Stroms  bis  r.u  dem  Meer. 
Für  jeden  dieser  vier  Betirke  soll  ein  besonderer  Aufseher,  ein  Unter lnrpector% 
von  den  UJerre gierungen  desselben  Bezirks  (nach  einem  Turnus)  auf  Lebenszeit 
bestellt,  u.  auch  von  ihnen  besoldet  werden.  —  Nach  Art.  io3,  ernennt,  ver- 
pflichtet und  besoldet  jeder  Lferstaat  die  «Zollbeamten* ,  welche  an  den  Zoll- 
stellen  (Lrhebungsämtern)  seines  Gebietes  zum  regelmäßigen  Dienst  und  zu 
schneller  Abfertigung  der  ScbiffPatrone  oder  Führer  erforderlich  sind. 

d)  Die  angef.  Articles,  art.  8,  9  u.  27.  —  Nach  dem  in  Note  b  genannten  Ent- 
wurf etc.  von  1829,  Art.  88,  sollen  die  Acten  vor  dem  judex  a  quo  bis  zum 
Spruch  instruirt,  und  dann  an  den  Oberaufseher  gesendet  werden,  der  sie 
der  CentralCommission  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  sur  Entscheidung 
vorlegen  solL 

§.  573.  (477.) 
Erhebutujsämter.  OctroiFlagge. 

I)  Für  Einnahme,  Ausgabe  und  Berechnung  der  RheinschiffahrtAbga- 
ben  (§.  569,  c),  sollen  eigene  Erhebungsämter  bestehen;  zwischen 
Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze  .nicht  über  zwölf 5  und  überdiefs, 
in  verhältnifsinäsigen  Zwischenräumen  und  nach  gleichen  Grundsätzen,  die- 
jenigen zwischen  Basel  und  Strasburg  und  in  den  Niederlanden,  über  deren 
Einrichtung  man  übereinkommen  wird.  Jeder  Uferstaat  kann  die  Anzahl 
der  ihm  ausschliefsend  bewilligten  ErhebungsAerater  vermindern,  nicht 
aber  ohne  Einwilligung  der  übrigen  Lferstaaten  vermehren,  oder  de- 
ren Wohnsitz  ändern  «).  III)  Die  Schiffe  und  Nachen  der  Rheinschiffahrt- 
Verwaltung  führen  die  Flagge  dessjenigen  Staates,  dem  sie  angehören,  je- 
doch, zu  Bezeichnung  ihrer  Bestimmung,  mit  Beifügung  des  Wortes 
Rhenus 

c)  Die  wiener  Articles  etc.  art  5  et  27.  Vcrgl.  Klüdeh's  Staatsr.  des  Rbeinbun. 
des,  %.  142.  —  Dem  gemäfs  verlegte  Baiern  das  Erhebungsamt  r.u  Germersheim, 
vom  1.  Jänner  1826  an,  nach  Neuburg  an  der  Lauter,  und  liefs  Preufsen, 
vom  t.  Jänner  1829  an,  die  Erhebungsämter  zu  Andernach,  Linz,  Ruhrort  und 
Wesel  eingehen.  —  Die  unten  (§.576)  angef.  RheinschifFfabrtOrdnung  von  i83i, 
Art.  i5,  »bestimmt  zu  Erhebung  der  Scbiflgebübr  und  des  Zolles  von  der  La. 
dung,  folgende  Erhsbungsstellen  (daselbst  Zollstellen  benannt)  für  die  Schiffahrt- 
abgaben:  1)  Tür  die  Fahrt  abwärts  (16):  Breisach  bei  Strasburg  an  der  grossen 
Rheinbrücke,  Neuburg,  Mannheim,  Mainx,  Caub,  Coblens,  Andernach,  Linz, 
Cöln,  Düsseldorf,  Ruhrort,  Wesel,  Lobitb,  Vrccswvk,  Ticl;  1)  für  die  Fahrt 
aufwärts  (18):  Gorcum,  Tiel,  Krimpen,  Vreeswvk,  Emmerich,  WTescI,  Ruhrort, 
Düsseldorf,  Cöln,  Linas,  Andernach,  Coblenz,  Caub,  Mainz,  Mannheim,  Germers- 
heim, Strasburg,  Breisach». 

b)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  23.  Vergl.  Klcbek  a.  a.  O.  %.  t49-  Der  ($.  576,  f) 
angef.  Entwarf  von  1829,  Art.  107. 
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§.  574.  (478.) 

Tarif  der  Schiffahrtabgaben.    Mündungen  des  Rheins.    Zölle  und 

Steuergesetze  der  Uferstaaten. 

I)  Die  Octroigebühr  (§.  56<),  c)  für  Waarcn,  auch  Zoll  für 
die  Ladung,  Rhein/oll  oder  Tarif  benannt,  darf,  für  die  ganze  Strecke 
zwischen  Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze,  mehr  nicht 
betragen,  als  bei  der  Bergfahrt  zwei  Francs,  bei  der  Thalfahrt  einen 
Franc  und  33  Centimen,  auf  den  Centner.  Sie  darf,  indem  man  nach 
demselben  Verhältnis  das  Ganze  der  Abgabe  vermehrt,  auch  auf  die  Strecken 
zwischen  Strasburg  und  Basel,  und  von  der  niederländischen 
Grenze  bis  an  die  Mündungen  des  Flusses«),  ausgedehnt  werden  *). 
-  II)  Die  Recognition  oder  Schiffgebühr  (§.  569,  c)  bleibt,  wie  sie 
in  der  OctroiConvention  von  1804,  Art.  94,  bestimmt  ist;  doch  darf  die 
stufenweise  Erhöhung  der  Abgabe  anders  festgesetzt  werden,  so  dafs  auch 
die  Fahrzeuge  von  a5oo  bis  5ooo  Centner  Ladungsfähigkeit  darin  begriffen 
seyen,  in  demselben  Verhältnifs  der  oben  erwähnten  Strecken  c).  ffl)  Die- 
ser Tarif  kann  nur  durch  allseitige  üebereinkunft  der  Uferstaaten,  und  aus 
den  gerechtesten  und  dringendsten  Ursachen  erhöhet,  und  es  darf  die 
Schiffahrt  unter  keinerlei  Namen  oder  Vorwand  mit  irgend  einer  andern 
Abgabe  beschwert  werden**).  IV)  Die  Zolle  (überhaupt  die  Steuerge- 
setze) in  den  Uferstaaten,  in  Beziehung  auf  die  daselbst  von  und  nach 
dem  Rhein  ein-  und  ausgehenden  Waaren,  bestehen  für  sich  *)  (§.  566). 
Frei  von  den  Zoll-  und  Steuergesetzen  dieser  Staaten,  ist  auf  dem 
Rhein  die  Durchfuhr  alier  Waaren  ohne  Ausnahme.  Jene  Gesetze  sind 
nur  anwendbar,  wenn  Waaren  von  dem  Rhein  zur  Einfuhr  in  das  Land, 
oder  aus  demselben  zur  Ausfuhr  auf  den  Rhein  gebracht  werden  /). 

a)  Wiener  CongrcfsBcschlufc,  die  Mündungen  des  Rheins  betreffend,  dafs  nur  der 
Ltck  oder  Lech  als  Fortsetzung  des  Rheins  (des  niederländischen  conventionellen 
Rheins),  die  Waat  hingegen  als  Fortsetzung  der  Maas  anzusehen  sey.  Klübkb's 
angef.  Acten  etc  ,  Bd.  III,  S.  ai3,  verglichen  mit  S.  106.  So  auch  die  (oben 
§.  571,  d  angef.)  königl.  niederländ.  Verordnungen  vom  10.  Sept.  1836,  Art.  1, 
u,  v.  1.  März  i8a7.  —  Indefs  wird  der  Leck  gewöhnlich  im  Sommer  zum  Thcil 
seicht  bis  auf  drei  Fufs  Tiefe ;  er  ist  dann,  für  gröfsere  Schiffe,  nicht  durchaus 
schiffbar  oder  zugänglich.  Vergl.  r.  Nau's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  176.  Ueber  die 
Handelsschiffabrt  auf  dem  Rheinstrom  (Heilbr.  1817  8.),  %•  54,  Num.  1.  (Von 
der  Schiffahrt  auf  der  fVual,  dem  Leck  und  der  Yssel,  s.  Ocmunr,  der 
Rhein  u.  s.  w.,  S.  a5o  ff.)  —  Daher  bewilligte,  in  der  unten  (§.  5-6)  angef. 
RheinschiffabrtOrdnung  von  i83i,  Art.  2,  der  Bönig  der  Niederlande',  »dafs 
als  Fortsetzung  des  Rheins  innerhalb  des  Königreichs  der  Niederlande,  der  Leck 
und  der  mit  dem  Namen  H^aal  bezeichnete  Stromarm  betrachtet  werde»,  und 
dafs  «auf  diese  beiden,  als  Verlängerung  des  Rheins  zu  betrachtenden  Flusse,  die 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  RheinschiffahrtOrdnung  Anwendung  linden» 
aollen.  Nach  Art.  3,  «dürfen  Schiffe,  die  Eigenthum  von  Unthertanen  der  Uferstaaten 
und  zur  Rheinschiffahrt  gehörig  sind ,  wenn  sie  durch  das  Rönigreich  der  Nieder- 
lande  au«  den  Rheinwässern  in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden».   Es  soll  aber  für  sie,  wenn, 
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«sie  geraden  Wegs  und  ohne  umzuladen  durch  das  Königreich  der  Niederlande 
fahren ,  die  Verbindung  mit  der  offenen  See,  sowohl  bei  ihrer  Ausfahrt  durch 
den  Leck  und  (oder)  die  Waal,  als  bei  ihrer  Einfahrt  aus  der  See  in  diese 
Stromarme,  mittelst  der  besuchtesten  Wasser Strassen  Statt  finden»;  welche  in 
demselben  Art.  3  angezeigt  sind.  —  Die  Rheinmündung,  zur  Berichtigung  eines 
alten  Irrtbums,  als  ob  der  Rhein  sich  (twiseben  den  Dörfern  Hatwjk  op  Rhjn 
und  Hatwyk  op  Zec)  eine  Meile  von  Luyden.  im  Sand,  nämlich  theils  im  Moor- 
grund theils  in  den  Sanddunen  der  Nordsee,  verliere;  in  Berghaus  Annaleu  der 
Erd  ,  Völker-  und  Staatenkunde,  Juniheft  i834. 

h)  "Wiener  Articlcs  etc.,  art.  3  et  a-.  —  Die  RbeinschifTahrtOrdnung  von  i83i  hob 
den  Rheinzoll  von  /\?r«>/i<-itTransportcn,  z.  B.  auf  Dampfschiffen  und  Wasser, 
diligencen,  auf*  ferner  wurden  gegenseitig  die  Schiffahrtab gaben ,  nicht  aber  die 
RecogniuonsGtbüJir^  auf  dem  Rhein  und  seinen  Nebenflüssen  aufgehoben,  «wischen 
Preuf&en,  Baiern  und  Würtemberg  durch  eine  Ucbereinkunft  roni  So-  Juli  i835, 
der  im  .nämlichen  Jahre  auch  das  Grossbcrzogtbum  Hessen  und  darauf  Baden 
beitraten ;  sodann,  im  Jab,r  i836,  zwischen  Preufsen,  Baiern  und  der  Freien  Stadt 
Frankfurt. 

c)  Ebendaselbst.  —  Zu  dem  Ende  werden  die  Sehifle  gcaicht.  Von  Wiederein- 
richtung und  Verbesserung  der  Schiffaiche  oder  SehiffVcrmessungs Anstalt,  s.  die 
oben  (§.  069,  c)  angef.  Schriften. 

d)  Ebendas.  art.  4>  *Die  Abgaben  von  der  Schiffahrt,  sind  hauptsächlich  be- 
stimmt zu  Bestreitung  der  Rosten  ihrer  Unterhaltung,  und  das  wahre  Interesse 
der  Uferstaaten  besteht  in  der  Belebung  des  Handels».  Ebendas.  art.  4.  — 
Erörterung  des  AbgabenTarifs,  hi  v.  Njic's  Beiträgen,  Bd.  II.  S.  3a  —  68  u. 
S-  88  ff.  —  Zwei  Tarife^  für  jede  von  beiden  Abgabenarien  einer,  sind,  als 
Beilagen  B  und  C,  der  (%.  576)  angef.  RbeinschiffahrtOrdnune  beigefügt.  — 
Von  Dampßooten ,  ebendas.  Art.  63.  —  Von  Defraudation  der  Rbeinabgaben, 
ebendas.  §.  71  ff. 

e)  Article»  etc.,  art.  3*. 

/)  Der  angef.  Entwurf  e.  SohiffahrtReglements  r.  1819,  Art.  37  fL 

§.  575*  (479., 

Erhebung*-  und  Pertheilungsart  der  Sehift'ahrtabgaltcn.  Verpachtung 
und  vorxugweise  Bestimmung  derselben.  Leinpfade. 

I)  Die  Erhebung  der  Rheinabgaben,  soll  in  jedem  Rheinnfer- 
Staat  für  dessen  Rechnung  geschehen,  durch  seine  Beamten,  und  nach  Ver- 
hältnifs der  Länge  seines  Ufergebietes ,  indem  das  Ganze  der  Abgaben 
(§.  574,  I)  auf  die  Längen  der  verschiedenen  Ufergebiete  sä'mmtlicher 
Uferstaaten  (§.  569)  nach  gleichem  Verhältnifs  vertheilt,  und  so  das 
auf  jedem  Bureau  zu  erhebende  Quantum  durch  Rechnung  gefunden  wird. 
Erstreckt  sich  ein  Bureau  über  ^Gebiete  zweier  oder  mehrerer  Ufer>taaten, 
so  sollen  diese  die  Einnahme  unter  sich  vertheilen,  nach  Verhältnifs 
der  Uferstrecken  ihrer  verschiedenen  Besitzungen  (§.  579,  g).  Dasselbe 
gilt  von  dem  fall ,  wenn  die  einander  gegenüberstehenden  Ufer  zu  zwei 
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verschiedenen  Staaten  gehören.  II)  Die  bei  den  Erhebungsämtero  angestell- 
ten Beamten,  sollen  eidlich  verpflichtet  werden,  auf  strenge  Beobachtung 
des  DefinitivReglements  <*).  III)  Verpachtung  der  SchiffahrtAbgaben, 
findet  zu  keiner  Zeit  Statt,  weder  theilweise  noch  im  Ganzen  *).  IV)  Je- 
der Uferstaat  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen  für  Unterhaltung  der  in  sei- 
nem Bezirk  befindlichen  Leinpfade,  und  für  die  daselbst  in  dem  Flufs- 
bett  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten,  damit  die  Schiffahrt  nicht 
gehindert  werde  V)  Die  SchiffahrtAbgabcn  sind  vorzngweise 
bestimmt  zu  Deckung  der  Kosten,  welche  die  Unterhaltung  der  Schiff- 
fahrt fordert  <*). 

a)  Die  Bestimmungen  I  und  II  findet  man  in  den  wiener  Articlcs  etc.,  art.  6. 
Üeber  die  Entstehung  dieses  Artikels,  ».  man  Klübzr's  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  III,  S.  60,  149,  171  u.  360.  —  Von  mainzer  Verhandlungen  hier- 
über, s.  man  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  z.  B.  Bd.  I,  S.  i53  u.  3io;  Bd.  II,  S. 
64.  —  Der  angef.  Art.  6  setzte  an  die  Stelle  der  vormaliger*  gemeinschaftlichen 
Erbebung  der  Abgaben,  die  partielle,  d.  h.  an  die  Stelle  der  Erhebung  für 
eine  gemeinschaftliche  Casse,  diejenige  für  die  besondere  eines  jeden  Ufer- 
staates. Man  s.  Art.  3i.  —  Auch  verordnete  der  Art.  6  eine  Veränderung  der 
in  der  OctroiConveution  von  1804,  Art.  90,  nach  ungleichem  Verhältnifs  der 
Uferlänge,  auf  die  Erhebungsämter  gemachten  Verüiailung  dea  Ganzen  der 
OctroiGcbühr  (§.  5-4),  in  eine  nach  gleicht**  Verhältnifs  der  Di  stunden  zu 
machende.  Nach  jener,  ward  auf  den  Erhebungsämtern  am  Oberrbein  weit 
weniger,  am  Mittelrhein  etwas  weniger,  am  Niederrhein  bedeutend  mehr  erho- 
ben, als  uach  der  in  den  Articles  des  wiener  Congresses  vorgeschriebenen  Ein- 
richtung geschehen  soll.  Jene  neue  Verkeilung,  und  der  Gcnufs  der  partiellen 
Einnahmen  für  jeden  Uferstaat  nach  dem  gleichen  Verhältnifs  der  Distanzen, 
sollten  mit  dem  1.  Juni  181 5  beginnen.  Man  s»  von  Hoorr  a.  a.  O.,  S.  44  £ 
Da  aber  ein  Tarif  nach  der  in  dem  Art.  6  enthaltenen  Vorschrift,  erst  in  der 
definitiven  BhcinschiffahrtOrdnung  vom  3i.  März  i83i  zu  Stande  und  vom 
17.  Juli  i83i  an  zur  Vollziehung  kam,  und  bis  dahin  die  betheiligten  Uforstaaten 
über  Modificalionen  jener  frühem  Vorschrift  unterhandelten,  so  ward  die 
OctroiGebiihr  bis  dahin  noch  nach  dem  Tarif  von  1804,  nur  mit  verschiedenen 
von  der  CentralCommission  festgesetzten  Ausnahmen  erhoben,  und  es  bestand 
noch,  unter  den  sechs  octroiberechtigten  Uferstaaten,  im  rechtlichen  Sinn,  eine 
Gemeinschaft  der  Einnahme  und  Ausgabe.  Nur  Nassau  erhob  seit  dem  1.  April  1827 
eine  stärkere  Abgabe;  worüber  eine  Beurtheilung  in  der  Abh.  Ueber  die 
HandelsschifiTahrt  auf  dem  Bhcinstrom,  %.  77  «•  80»  Note'.  Jede  Regierung 
liefs  jedoch,  seit  dem  August  1816,  die  in  ihrem  Gebiet  befindlichen  OctroiCassen 
für  sich  verwalten,  die  darauf  besonders  ruhenden  oder  angewiesenen  Lasten 
daraus  bestreiten,  und  den  reinen  Ucberschufs  einstweilen  in  ihre  Staatscasse 
liefern,  bis  zu  dereinstiger  Auseinandersetzung  der  octroiberechtigten  Staaten. 
—  Bei  Preufsen  befand  sich  überdiefs  noch  eine  gtmeintchajtlicht  Haupt-  oder 
CentralOctroicasse ,  namentlich  für  jenen  Theil  der  reinen  Einnahme  der  preus- 
sischen  Erhebungsämter,  welche  die  preussisebe  OctroiO'uote  überstieg,  mithin 
als  Ueberschufs  zu  betrachten  war.  An  diese  gemeinschaftliche  Casse  behaup- 
ten die  fünf  andern  octroiberechtigten  Uferstaaten,  Frankreich,  Baden,  Baiern, 
GH.  Hessen  u.  Nassau,  aus  dem  Zeitraum  vom  i.  Juni  i8i5  bis  zu  dem 
17.  Juli  i83i  ein  Guthaben,  welches  bis  zu  dem  1.  Juni  *8a4  auf  ungefähr  zwei 
Millionen  Gulden  (4,012,311  Francs)  brutto  berechnet  ward.  Darüber  wurde 
gegen  Preufsen  bei  der  CentralCommission  zu  Mainz  gestritten,  aber  ohne  be- 
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kannten  Erfolg,  da  Preufren  die  Schuld  in  Abrede  »teilte,  und  überdieb  be- 
hauptete, dafs  eine  Gemeinschaft  der  RbeinuferStaaten  in  Absicht  auf  die  Octroi- 
Gebührcn  bestanden  habe  nur  in  dem  Zeitraum  vom  i.  Juni  i8i5  bis  zu  dem 
Zeitpunct  des  J.  1816,  wo  der  wirkliche  Lebergang  der  Erhebung  des  RlieinOctroi 
auf  die  üferstaaten  selbst  Stall  gefunden  habe.  (Preußische)  Denlsckriß  über 
die  bei  der  RheinschiftTahrlCcntralCommission  in  Main«  schwebende  Differenz 
wegen  der  RheinschiffahrtEt'nkun/le  und  Lasten.  (Uebergcben  im  J.  1816  an  alle 
dabei  betheiligten  Regierungen,  gedruckt  auf  3i  S.  in  Fol.)  /weite  preussUehe 
Denkschrift,  denselben  Gegenstand  betr.,  übergeben  zu  dem  Protocoll  der  Cen- 
tralRheiusrhiffahrtCommission ,  JuliSession  i836,  jXum.  XXI.  Lithographirt  auf 
41  FolioSeitcn. 

b)  Ebendas.,  art.  34. 

c)  Ebenda».,  art.  7  et  27.  Acte  final  etc.,  art.  n3.  So  auch  der  unten  (§.  576,  f) 
angef-  Entwurf  einer  Schiifahrtorduung  v.  1829,  Art.  67  f.  Vcrgl.  oben  566. 
r.  Nac's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  126.  —  Von  den  Leinpfaden,  von  welchen,  '/,  auf 
dem  linken  Ufer  hinziehen,  s.  oben  §.  566  u.  Ochhaet,  der  Rhein  u.  s.  wn 
S.  47,  io5  ff.,  i3o  ff.,  173  IT.,  219  ff.  u.  a43  ff. 

d)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  4«  verglichen  mit  art.  7  und  2m,  und  mit  dem  Acte 
final  du  congres  de  Vienne,  art.  u3  (oben  §.  566).  —  Schon  der  Reichsdep. 
Hauptschlufs  v.  i8oi,  3q,  hatte  den  ganzen  Rostenaufwaud  für  die  beiden 
unter  Kura.  IV  bemerkten  Gegenstände,  auf  den  OctroiErtrag  gelegt,  und  jeder 
Rbeinseite  den  ihrigen  besonders  zugewiesen,  so  dafs  solcher  von  dem  ihr  zu- 
kommenden Ueberschufs  jenes  Ertrags  vorzugweise  zu  bestreiten  sev.  —  Die 
Convention  sur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin  v.  1804,  Art.  33  bis  35,  wich 
einigermasen  von  dieser  Bestimmung  ab,  indem  sie  1)  nur  von  Unterhaltung 
des  Leinpfades  spricht,  hingegen  von  den  zu  der  Schiffahrt  nöüiifren  Jrhetlen 
schweigt,  deren  der  R.  D.  Hauptschlufs  erwähnt,  und  dafs  sie  2)  im  Art.  33  die 
Rosten  des  Uferbaues,  der  Dämme,  u.  a.  Hausse rbauwerke,  denen  TYrritorialHerreit, 
Gemeinheiten,  oder  Privatpersonen,  zuweiset,  deren  Eigenthum  dadurch  Schutz 
erhält;  wozu  *o  genannte  RbeinDeichgcIdcr  erhoben  werden.  —  Die  wiener 
Articles  (art.  2-,  vcrgl.  mit  art.  4)  beschränken  sich  auf  die  Rosten  der  Leinpfade 
und  der  in  dem  Flusskctt  (r..  B.  tu  dessen  Räumung ,  insonderheit  der  Strom- 
bahnen für  Berg-  und  Thalfahrt)  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten.  Gant 
frei  ist  die  OctroiCasse  unstreitig  da,  wo  AYasscrbauwcrke  für  die  Schiffahrt 
ganz  gleichgültig  sind ,  weil  sie  andere  Vortheile  ausschliessend  tum  Zweck 
haben.  Dieser  einfache  Grundsatz ,  ist  aber  in  der  Anwendung  bedeutenden 
Schwierigkeiten  ausgesetzt.  Zur  Frage  kann  kommen :  ob  die  OctroiCasse  ganz, 
oder  nur  verhältnifsmäsig,  und  wie  weit  im  letzten  Fall,  frei  sey,  von  Rosten 
für  sichere  Landungsplätze  da.  wo  keine  Hafen  vorhandeu  sind,  für  Unter 
haltung  der  Hafen  da,  wo  keine  Hafengelder  bezogen  werden,  iür  Anlagen 
zur  Sicherung  gegen  Durchbrüche,  die  auch  den  Leinpfaden  und  der  Strom- 
baiin  nachtheiüg  werden  könnten,  für  Wiederherstellung  der  Stromufer 
nach  solchen  Einbrüchen  des  Stroms,  denen  mit  geringem  Rosten  hätte  vorge- 
beugt werden  können,  wenn  nicht  der  Leinpfad  hätte  'offen  erhalten  werden 
müssen?  Vergl.  das  kurbrandenburgisehe  Votum  im  RurCollegium.  in  dem 
Protoc.  v.  7.  Jan.  i8o5.  (Gaux's)  Bemerkungen,  S.  108  ff.  RivRta's  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  %.  1 45,  Note  r.  —  Nach  einer  preufs.  Vcrordn.  v.  5.  Der.  1829 
wird  ein  bestimmtes  HuJenSchutzgeld  von  denen  Schiffen  erhoben,  welche  die 
zu  Emmerich,  Wesel  und  Düsseldorf  erbauten  Sicherheitshäfen  benutzen.  — 
Bestimmungen  in  dem  unten  (§.  576,  f)  angef.  Entwurf  einer  Schiffahrtordnung 
v.  1829,  über  Sicherheitshajen  Hafenpolitei,  Plätze  zur  Niederlage,  fVerfte,  Bohi- 
werke,  Krane,  Wagen,  Magazine,  u.  dafür  zu  entrichtende  Gebühren,  Art.  69  u.  f. 
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§♦  576.  (480.) 

Schifferberechtiqung  auf  dem  Rhein  $  auch  der  Anwohner  des  Neckars, 
des  Mains  und  der  Mosel.  RheinschiffahrtOrdnung. 

I)  Keine  Schiffergilde  «),  noch  weniger  ein  zur  Schiffahrt  ermäch- 
tigter Einzelner,  da  wo  keine  Gilde  besteht,  ist  ausschliefsend  zu  der 
Schiffahrt,  auf  irgend  einem  Theil  des  Flusses,  berechtigt;  und  Untertha- 
nen  des  einen  üferstaates,  Können  Mitglieder  der  in  einem  andern  beste- 
henden Gilde  bleiben  *)•  U)  Die  ünterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar, 
am  Main,  und  an  der  Mosel,  haben  in  Ansehung  der  Rheinschiffahrt 
dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  die  Ünterthanen  der  Uferstaaten  am 
Rhein  c).  III)  Für  die  Rechte  des  Handels  und  der  Schiffahrt  auf  dem 
Rhein,  soll  eine  eigene  Schiffahrtordnung  (Reglement  defmitif)  er- 
richtet werden  «0.  Nachdem  bis  in  das  Jahr  1821  acht  Entwürfe  einer 
solchen  definitiven  Ordnung  fruchtlos  waren  vorgelegt  worden  O,  ward, 
in  den  Jahren  iß-io,  und  i83o,  ein  preufsisch  -  niederländischer  Entwurf 
einer  RheinschiflahrtOrdnung  von  den  übrigen  Uferregierungen  einzeln, 
doch  von  jeder  unter  Bedingungen  angenommen  /*),  bis  endlich  am  3i. 
März  i8.ii  eine  definitive  RheinschiffahrtOrdnung  zu  Stande  kam  gf). 

a)  Von  den  mainaer  und  cölner  Schiffergilden,  s.  Ockhabt,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  178  ff.  Hlübers  Staatsr.  dcsKheinb.,  §.  147.  Boissehxe,  der  Cölnische  Schif- 
fahrt Vereins  Vertrag  und  Beleuchtung  desselben.  Cöln,  1834.  8.  —  Von  den 
baselcr  und  strasburger  Gilden,  Ochuaat  S.  109  u.  119.  —  Von  der  pfalzer, 
Ebenders.,  S.  121. 

6)  Wiener  Artitlcs 'etc. ,  art.  21  et  27.  —  Nach  der  unten,  Note  g,  angef.  Rhein« 
Schiffahrtordnung  von  i83i,  sind  «alle  bis  jetzt  noch  bestehenden  Scbiffergilden 
und  Zünfte  aufgelösct »  ( Art.  44  X  >st  die  Zahl  der  Rheinschiffer  (Schiffpatrone 
oder  Führer)  unbestimmt  (Art.  45>,  und  jede  Uferregierung  befugt ,  Männer, 
die  sie  nach  gehöriger  Prüfung  tüchtig  befunden,  durch  Patente  zur  Schiffahrt 
auf  dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer  und  aus  solchem, 
zu  berechtigen  (Art.  41  u.  43).  «So  fern  ihnen»,  heifst  es  in  dem  Art.  45,  «da« 
Recht  eingeräumt  wird ,  auf  den  in  den  Rhein  sich  ergiessenden  Nebenströmen,» 
als  dem  Neckar,  dem  Main,  der  Mosel  und  der  Maas,  ingleichen  auch  auf  der 
Scheide  die  Schiffahrt  auszuüben,  sürl  gegenseitig  auch  die  dortigen  SchiffPatrone 
oder  F  ührer  auf  dem  Rhein  zuzulassen  v. 

c)  Wiener  Articles  sur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moselle  etc., 
art.  6;  u.  Rlüdkb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  UI,  S.  247. 

<f)  Wiener  Articles  concernant  la  navigation  du  Rhin,  art.  18,  «7,  3i  et  3a.  —  Vor- 
schläge zu  dem  Inhalt  dieser  Schiffahrtordnung,  thut  Ochhabt,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  92,  ?i5  —  238,  258  ff.  u.  278  ff.  u.  in  Ebendess.  geschichtl.  Darstellung, 
S.  299  ff.  u.  3i8  ff  J.  J.  Eichhoff  projet  du  reglement  definitif  concernant  la 
navigation  du  Rhin  etc.  a  Mayence  1820.  4. 

p 

«)  Am  7.  Jan.  1818,  kam,  zufolge  des  3i.  der  wiener  Articles,  unter  den  zu  der 
maiuzer  CentralCommission  Abgeordneten  der  fünf  Uferstaaten,  Baden,  Baiern, 
Frankreich,  Hessen  und  Nassau,   eine  « InUrimittüche  Instruction  für  dis  Rhtin- 
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tchiffakrt*,  In  5  Artikeln  zu  Stande,  welche  aber  die  Genehmigung  sämmtlicher 
Uferstaaten  nicht  erhielt.  Sie  steht  in  v.  Nau's  Beiträgen,  Bd.  IS.  io3  ff. 
Vergl  ebenda*.  Bd.  I,  S.  i  ff.,  99  «•  ,3"ff-»  3oo  -  3«,  369-395;  Bd.  II, 
S.  i  —  3a,  >o5.  n  i  ff.,  2-9  ff  «83.  Eichhoff's  angef.  Darstellung,  S.  146  ff  — 
Sieben  Entwürfe  einer  solchen  Hrfinitiven  Instruction  wurden,  vom  16.  Aug.  1816 
bis  zu  Ende  des  Jahres  181^,  der  Commission  vorgelegt.  Im  J.  i8i3  bescblofs 
diese  die  Arbeiten  für  die  interimistische  Instruction  ruhen  zu  lassen,  und  ver- 
suchte das  definitive  Reglement  zu  bearbeiten,  mit  dem  Vorbehalt,  auf  Jene 
Instruction  zurück  zu  kommen,  wenn  der  Versuch  fehlschlagen  würde.  Man 
*.  v.  Nal  s  Beiträge,  Bd.  I,  S.  1  ff.;  Bd.  n,  S.  114  ff  u.  122;  Bd.  III,  S.  i33  — 
182-  Bd.  IV,  S.  in  —  >3".  Eichhoff's  Darstellung,  S.  18  ff.  Op  den  Hoof* 
a  a  O..  S  3-  ff.  bn  J.  i8ai  theilte  Preufsen  einen  Entwurf  zu  einem  defini- 
tiven Reglement  den  Höfen  der  RheinuferStaatcn  mit.  Op  den  HoorF  a.  a.  O., 
S.  5o  ff 

f)  Ein  von  Preufsen  und  Niederland  gemeinschaftlich  verfafster  *  Entwurf  einer 
Übereinkunft  unter  den  Uferitaatcn  des  Rheins,  und  einer  auf  die  Schiffahrt 
dieses  Flusse«  «ich  beziehenden  Ordnung*,  bestehend  aus  »09  Artikeln  unter 
10  Titeln,  mit  Beilagen  A  bis  D,  ward  im  August  »8a9  zu  Mainz  der  Central- 
Commission  mitgetheilu  Am  3».  Oct.  1829  gab  der  preußische  Bevollmächtigte 
denselben  als  Anlage  zu  dem  4?.-  (Separat-)  Protocoll  der  Commission.  Nach- 
dem, in  der  Sitzung  vom  3».  October  .829,  Baiern,  Baden,  GH.  Hessen  und 
Nassau,  und  am  »4.  April  1849  auch  Frankreich,  sich  zu  dessen  Annahme,  unter 
einzeln' vorgebrachten  Bedingungen,  bereit  erklärt  hatten,  ward  am  i3.  Octo- 
ber i83o  von  der  Commission  beschlossen,  dafs  am  i5.  Deccmber  i83o  dieses 
Reglement  anerkannt,  unterzeichnet  und  dann  zur  Vollziehung  gebracht  werden 
sollte  Dieses  geschah  nicht,  sondern  erst  am  3i.  März  i83i  wurde  die  Rhein- 
schiffahrtActe  errichtet,  wovon  unten  Note  g.  Abgedruckt  ist  jener  Entwurf  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  1.  u.  1.  Dec.  1829,'  in  Beilagen.  Das  Co.nmissionsProto- 
cöll  v.  3i.  Oct.  1821)  steht  in  der  Allgem.  preufs  Staatszeitung  v.  1-.  Nov.  1829, 
auch  in  der  frankf.  OPostamtZeitung  v.  20.  Nov.  »829,  u.  Nachträge  dazu  in 
den  Blättern  v.  3.,  9.,  i5.,  «6.  u.  3i.  Dec.  1829. 

r)  Unter  folgendem  Titel:  RhtinscktffahrUcte  oder  Uebereinkunft  unter  den  Ufer- 
staaten des  Rheins  und  auf  die  Schiffahrt  dieses  Flusses  sich  beziehende  Ord- 
nung (geschlossen  von  Bevollmächtigten  der  Uferstaaten:  Baden.  Baiern.  Frank- 
reich  Grofsherzogthum  Hessen,  Nassau,  Preufsen,  Nicderland).  Amtliche  Aus- 
gabe *  Mains,  den  3i.  März  i83i.   86  Seiten  in  Fol.    Auch  teutsch  und  fran- 

•  sösisch,  in  der  Gesetzsammlung  für  die  k.  preufs.  Staaten,  i83i,  Num.  10. 
S.  73  ff,  ferner  teutsch  in  dem  Badischen  Regierungsblatt  v.  i83i,  Num.  XII, 
8  89  Ein  \bdruck  der  angef.  Amtliehen  Ausgabe,  im  teutschen  Text,  erschien 
unter  demselben  Titel,  herausgegeben  von  H.  H*h«as»,  GeneralSecretär  der 
RheinschiffahrtCentralCommission.  Mainz,  bei  Müller,  i83i.  35  S.  in  8.  Ein 
anderer  Abdruck  ist  erschienen  zu  Cöln  i83i.  4-  Desgleichen  in  Alci.  MÜ1W* 
Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  619  -  686,  und  in  G.  v.  Mitias 
Siaatsaetcn,  Th.  U,  S.  4<>7  -  4*5.  auch  in  von  Mahtebs  Recueil,  Sup. 
lein.,  T-  XIDL  ib%  ~  3i*.  Der  französische  Text  erschien  in  dem  pariser  Mo- 
niteur  unuersel  du  3  Septembre  i833;  auch  besonders  abgedruckt  zu  Cöln  i83i, 
in  Fol  auf  a»V,  Bogen.  —  Zu  dieser  Ucbereinkunft  gehört:  (Separat )  Protovoll 
621  der  CentralRheinNchiffahrtCommission  vom  16.  Juni  i83i  ,  errichtet  bei 
Auswechslung  der  Ratificationen  der  *  Ucbereinkunft »  etc.;  abgedruckt  in  dem 
an»cf.  Abdruck  der  Uebereinkunft  von  Hermanb,  S.  80  —  85,  und  nach  solchem 
befv!  Meter  a.  a.  O.,  S-  459  -  4&4;  nur  mit  Weglassung  des  %.  1,  bei 

Müller  a.  a.  O.,  S.  681  -  685.    Dauach  wurde  der  Anfang  der  Vollsiehunf 
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der  neuen  Ordnung  festgesetzt  auf  den  17.  Juli  i83i.  —  Eine  Supplementär  Acta 
cu  der  RhcinschiffahrtActe,  in  4  Artikeln,  ward  von  der  CentralRbcioschiffahrt- 
Commission  zu  Mainz  errichtet  am  1.  Dec.  i834 ,  in  ihrem  Protocoll  Ton  »834, 
NoveinbcrSession,  Num.  XX,  gedruckt  auf  i1/,  Bogen  in  Fol.,  auch  in  dem 
Raier.  Regierungsblatt  v.  5.  Dec.  i835  und  in  dem  Radisctien  v.  i&36,  Num.  XD, 
S.  -5;  ihr  folgte  eine  zweite  folche  SupplementarActe,  in  5  Artikeln,  v.  1.  Au- 
gust 18^7,  im  Rad.  Regierungsblatt  v,  i838,  Num.  XXXV,  S.  aa3.  —  Die  Rhein- 
srhiffahrtAete  vom  3i.  März  i83i  bat  unter  Anderem  festgesetzt:  1)  die  freie 
Beschiffung  des  Rheins  bis  in  die  See,  für  alle  Schiffe  der  tferstaaten;  1)  die 
Aufhebung  der  Gilden  und  Rangfahrten,  so  wie  3)  der  Umschlagrechte  in  Cöln 
und  Mainz;  4)  die  Errichtung  von  Freihä/m*  für  Preiusen  in  Cöln  und  Düssel- 
dorf, für  Sassau  in  Biebrich  nnd  Oberlahnstein,  für  ^s  GH.  Hessen  in  Mainz, 
für  Baden  in  Mannheim,  für  Frankreich  in  Strasburg,  —  mit  Vorbehalt  aller 
dieser  Regierungen ,  die  Zahl  ihrer  Freihäfen  nach  Gutfinden  zu  vermehren 
(wonach  im  Juli  i83i  von  Preusscn  die  Städte  Coblenz,  Wesel,  Duisburg  und 
Emmerich,  und  von  Baden  Schröckh  (Leopoldshafen)  und  Freisten  zu  Freihäfen 
am  Rhein,  —  sodann  gleit  bzeitig  von  Baden  zum  Freihafen  am  Main,  Wertbeim, 
und  im  März  i83a,  am  Neckar,  Heidelberg,  desgleichen  im  November  i83i  von 
/f urtember g am  Neckar,  Cannstadt  und  Heilbronn,  zu  Freihäfen  erklärt  wur- 
den). —  Einige  Worte  über  die  Entstehung ,  den  Zweck  und  die  Wirkung  des 
am  3i.  März  i83i  abgeschlossenen  RhcinscbiflabrtVertrags  und  Reglements. 
Durch  einen  Niederländer.  Amsterdam  i835.  8.  Im  Interesse  Hollands  Jür 
sein  SeegrenzRegal,  wider  das  Conversat.  Lexicon  und  dessen  neueste  Supple- 
mente, Art.  Rheinschiffahrt  und  Rheinhandel,  s.  Frankf.  OP  A. Zeit.  v.  19.  u. 
3o.  April  i835,  Beilage.  Nau's  Rede  über  die  Wohlthätighcit  der  Bestimmungen 
in  dem  RheinschiffahrtReglement  von  i83i,  in  der  Frankf.  O.P. A.Zeit,  vom 
gT.  April  i83i.  —  Loi  relative  ä  la  navigition  du  Rhin,  du  ai  Avril  i83i?  m  d. 
Moniteur  univcrsel  du  1-  Avril  i83i,  Num.  118.  Handelt  in  a  Titeln:  des  juges 
et  de  la  proredure,  und  de  la  responsable  et  des  peines. 

§.  577.  (48i.) 

Neutralität.    Aufhebung  des  mainzer  und  cülner  Stapelrechtes  und 
Umschlags.    Kran-,  Kai-  und  Magaungeld. 

13  In  dem  Fall  eines  Kriegs  zwischen  Uferstaaten,  soll  die  Erhebung 
der  Octroi,  oder  Rheinschiffahrt  Abgaben  ungehindert  ihren  Fortgang  haben* 
Die  Schiffladungen  nnd  VerwaltungsBeamten,  geniefsen  alle  Rechte  der 
Neutralitat,  und  die  Bureaux  und  Cassen  erhalten  Sauvegarden  «). 
II)  Das  durch  die  OctroiConvention  von  1804 ,  Art.  8,  aufgehobene  Sta- 
pel recht  (der  Städte  Cöln  und  Mainz,  diese  gezwungene  Feilbietung 
der  Waaren,  für  bestimmte  Zeit)  bleibt  aufgehoben  *).  III)  Auch  findet 
der,  durch  die  genannte  OctroiConvention,  Art.  4  5,  noch  begründet 
gewesene,  gezwungene  Umschlag  (Umladung)  oder  ein  StationenRecht 
(§.  566)  der  Stiidte  Mainz  und  Coln,  nicht  mehi  Statt,  so  dafs  die  Schif- 
fahrt auf  dem  Lauf  des  Rheins,  zu  Berg  und  zu  Thal,  frei  seyn  soll  von 
dem  Punct  an ,  wo  er  schiffbar  wird ,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das 
Meer,  ohne  dafs  man  irgendwo  verpflichtet  ist,  die  Ladung  aus  einem 
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Fahrzeug  In  ein  anderes  Fahrzeug  zu  bringen  c).    IT)  Kran-,  Kai-  und 

Magazingeld,  da  wo  Einrichtungen  dieser  Art  bestehen  oder  errichtet 
-werden,  sollen  gleichförmig  durch  die  SchifTahrtordnung  bestimmt,  und 
dürfen  einseitig  nicht  erhöhet  werden  <0. 

a)  Die  wiener  Articles  etc.  art  a6.   Der  angef.  Entwurf  etc.  von  1829,  Art.  108. 

6)  Die  angef.  Articles,  art.  19.  Oben  66.  Vcrgl.  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  195  ff.  H.  G.  W.  Damil's  über  das  Stapclrecht  zu  Cöln  u.  Mainz.  Cöln 
1804.  8-  Memoire  sur  le  droit  de  reläche  appartenant  aui  villes  de  Cologne 
et  Mayence  public  de  la  part  de  la  chambre  de  Cologne  cn  1804.  Par  Dasikls. 
a«edit.,  avec  une  £cface.  ä  Cologne  181a.  8.  —  Ueber  die  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  wirklichen  Aufhebung  dieses  Stapelrechtes  schon  vor  Errich- 
tung des  DefinitivRcglements ,  seither  entgegen  setzten,  s.  man  v.  Nai's  angef. 
Beiträge,  Bd.  I,  S.  6-  ff.,  100  ff,  229,  34«,  36g,  385;  Bd.  II,  S.  1  —  3?.  n5  ff- 
Vorredc  au  dem  2.  Heft,  u.  S.  101  ff.,  127  ff,  182  —  193,  21-  ff.  2-1  ff.  Eich- 
hokf's  Darstellung,  S.  i5  ff.  u.  ai.  Nassauischc ,  preufs.  u.  gh.  hessische  Erklä- 
rungen, v.  28.  Jun. ,  26.  Aug.  u.  a.  Sept.  18*9,  1.  dict.  gedruckt  in  d.  Protoc- 
der  B.Y.  v.  1819.  S.  441,  545  u.  563.  Nassau  schätzte  daselbst  den  jährlichen 
directen  Ertrag  des  Umschlags  ,  damals  für  Cöln  auf  400,000  Francs,  für  Mains 
auf  etwa  weniger  als  V,  dieser  Summe,  die  aber  nach  aufgehobenem  Umschlag 
keineswegs  ganz  hinwegfallcn.  —  Nach  der  oben  (%.  5^6,  g)  angef.  Rheinschiffahrt- 
Ordnung  von  i83i,  Art.  43  u.  3,  darf  ein  gehörig  patentisirter  RhciuSrhiffpatron 
oder  Führer  «nirgendwo  gezwungen  werden,  wider  seinen  Willen  zu  löschen 
oder  umzuladen  ,  oder  seine  Laduug  an  Bord  eines  andern  Schiffes  zu  bringen. 
Daher  sind  alle  Rechte,  Privilegien  und  Gebrauche  ,  die  mit  dieser  Bestimmung 
direct  oder  indireet  in  Widerspruch  stehen  ein  für  allemal  aufgehoben  *. 

e)  W'iener  Articles  etc.,  art.  19.  Vcrgl.  §.  413.  Klübkb's  Staatsr.  des  Rheinb., 
§.  146  u.  i43.  Ebendess.  angef.  Arten  etc.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1  ff;  Bd.  10,  S.  33i 
ff.  343  ff.  366  ff.  Ocrhart'b  geschichtliche  Darstellung,  S.  284  f.  u.  379  f.  All- 
gemeine RealEncyclopädie  oder  ConversationsLexicon,  voc.  Stationenrecht.  —  Von 
den  Verhandlungen  der  CentralCommission  über  die  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgte 
Aufhebung  des  gezwungeneu  Umschlags,  die  Prcusscn  erst  bei  Einführung  eines 
definitiven  Reglements  zugeben  will,  s.  man  v.  Nah's  Beiträge,  Bd.  U,  S-  1  —  53, 
100,  182  —  294  u.  2i7—  243.  Op  den  Iloorr  a.  a.  O.,  S.  40  ff.  45  f.  —  Nach 
der  angef.  RheinschiffahrtOrdnung  von  i83i,  sollen  Stapelrecht  und  Umschlag 
lÜr  immer  aufgehoben  seyn.  Man  vergl.  oben  Note  b.  —  Der  OctroiVertrag  v. 
1804,  Art.  10  —  12,  bestätigte  die  Frankjuvter  Mefs-  u.  a.  Freiheiten  in  Ansehung 
der  Rheinschiffahrt.  —  Den  strasburger  Schiffern  gebührte  schon  früher,  vermöge 
des  mainzer  DelinitivVcrtrags  von  1751 ,  freie  Fahrt  nach  Frankfurt,  in  den 
beiden  Messen  (6  Wochen  lang)  und  im  Monat  Jänner.  Ochhart,  der  Rhein 
u,  s.  w.,  S.  110  ff.  —  Auch  Düsseldorf  und  etliche  andere  Orte,  waren  früher 
schon  frei  von  dem  mainzer  und  cölner  Umladerecht.  —  Für  Festsetzung  eines 
Stationenrecbtes  (doch  ohne  Stapelrecht)  für  die  Städte  Strasburg,  Mainz  und 
Cöln,  streitet  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w.  (oben  §.  076,  Note  d). 

d)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  ao.  —  Von  den  Kran-,  Wag-  u.  fferftgebühren 
zu  Mainz  u.  Cöln,  v.  Nad's  angef. Beiträge,  Bd.  I,  S.  5a6  ff;  Bd.  0,  S  296  IC  — 
Festsetzung  der  Bohlwerk- ,  Kran  ,  Wag-  und  Magazin  gebühren,  in  dem  ($.  576,  f> 
angef.  Entwurf  e.  Schiffahrtordnung  v.  1829,  Art.  69. 
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§•  878.  (482».) 
Jahrrenten  auf  dem  Rheinschiff ahrtOctroi. 

I)  Der  ReichsdeputationaHauptschlufs  toq  i8o3,  hatte  hypothekarisch 
auf  den  reinen  Rest  der  teut sehen  Hälfte  des  Ueberschusses  in  dem  Er- 
trag des  teutsch- französischen  RheinschiffahrtOctroi ,  auf  der  Strecke  von 
Kehl  und  Strasburg  bis  an  die  holländische  Grenze  vom  J.  i8o3  (§.  569), 
ausser  einer  dem  Kurfürsten  Reichserzkanzler  zu  Ergänzung  seiner  Ausstat- 
tung yorzugweise  bestimmten  jährlichen  Rente  ron  35o,ooo  Gulden  (unten 
$♦  579,  g),  verschiedenen  teutschen  Fürsten  und  Grafen  Anweisung  gege- 
ben zu  immerwährenden  Jahrrenten;  theils  unbedingt  oder  prineipa- 
litera),  hier  direct  benannt,  zusammen  90,000  Gulden  rheinisch,  theils 
bedingungsweise  oder  subsidiarisch,  das  heifst,  für  den  Fall,  wenn 
nach  Bezahlung  der  unbedingten  oder  so  genannten  directen  Renten ,  für 
diese  ein  hinreichender  Ueberschufs  sich  ergebe  4),  zusammen  71,500  Gul- 
den; alle  diese  Renten,  zahlbar  am  1.  Dec.  jeden  Jahres  im  34  Guldenfufs, 
in  laufenden  harten  Silbersorten;  jederzeit  ablösbar  gegen  ein  Capital  zu 
a1/,  Procent,  oder  mittelst  jeder  andern  Uebereinkunft  der  Interessenten  c). 
II)  Die  rheinische  BundesActe  (Art  x)  änderte  nichts  an  diesem  Renten- 
verhältnifs;  wohl  aber  der  Fürst  Primas  im  J.  1810,  durch  einen  mit  Na- 
poleon geschlossenen  Vertrag  (§.  570),  worin  er  auf  seine  OctroiRente 
verzichtete,  hingegen  die  Entrichtung  der  übrigen  Renten  auf  seine  ha- 
nauischen und  fuldaischen  Cassen  übernahm. 

a)  Reichsdeput.  Hauptschi.,  %.  $q  u.  »5;  dann  9,  14 1  17,  19  u.  so.  Ueberhaupt 
s.  man  hievon ,  ausser  oben     i33,  HlObeb*«  Staatsarchiv,  Bd.  1,  8.  519  ff. 

4)  Ebenda».  (j.  7  u.  27.  KiÜBta's  Acten  etc.,  Bd.  VT,  S.  387  ff.  Bis  »u  dem  Bezug 
dieser  Art  von  Kenten,  ward  jedem  dazu  Berechtigten  einstweilen  ein  anderer 
Zahlungspflichtiger  in  dem  B.  D.  Hauptschlufs  angewiesen.  —  Die  subsidiarische 
Rente  von  Hesse  »Rothenburg,  Ton  i«,5oo  FL,  hat  jetxt  Preufsen  ex  pacto  xu 
beeiehen.  Jene  von  WittgensteinBcrleburg,  v.  i5,oooFl.,  hat  Preufsen  (vorhin,  ver- 
möge d.  R.  Dcp.  Hauptschi.  $.  7  u.  a3,  HessenDarmstadt)  im  J.  i8i5  einstweilen  auf 
das  Herxogthum  VVestphalen  übernehmen  müssen;  sie  ist  aber  nun  der  preus*. 
Regierung,  welche  den  gleichen  Betrag  an  WittgensteinBerleburg  entrichtet,  fort- 
während aus  dem  OctroiErtrag  xu  entrichten,  seit  dieser  daxu  hinreicht.  Von  . 
dea  drei  übrigen  subsidiarischen  Renten  gebühren,  nach  Verträgen  von  i8o5: 
der  Freien  Stadt  Frankfurt  jetxt  ron  jeder  derselben  %,  nämlich  a3,33i  Fl. 
30  Br.  von  der  Salm  Dyckischen,  dooo  Fl«  von  der  StadionWarthausischen,  und 
2000 FL  von  derStadionThannhausiscben,  xusammen  jährlich  i8»33i  Fl.  10  Hr.;  da- 
gegen bleibt  %  jedem  dieser  3  Rentenberechtigten,  nämlich,  S.  Dyck  4,666  Fl. 
40  Hr.;  StadionWarth.  600  FL;  StadionThannh.  400  FI.  RlubiVs  Staatsarchiv,  ' 
Bd.  I,  S.  556. 

c)  R.  Dep.  HauptschL,  §.  3o.  —  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  arl.  a8  n.  6,  ver- 
ordnen kalhjäkrig,  Zahlung.  So  auch  der  (im  folg.  %.  angef.)  wiener  Rechts- 
spruch v.  »6.  Marx  1816. 

KJttW.  SffWoÜ.  B«krt.  4.  Aal.  55 
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g.  579.  (482  k.) 

Fortsetzung. 

III)  Der  wiener  Congrefs  setzte  fest  <*),  dafs,  mit  stillschweigender 
Ausnahme  der  nun  erloschenen  (§•  578,  II)  erzkanzlerischen  oder  prima- 
tischen  Rente,  jene  Renten,  welche  durch  den  ReichsdeputationsHaupt- 
schlufs  ron  i8o3,  §§.  9,  14  j  17«  19  u.  20,  auf  die  teutsche  Hälfte  des 
Ueberschusses  in  dem  reinen  Ertrag  des  RhcinOctroi  direct  (unbedingt) 
angewiesen  wurden,  fernerhin  bestehen  sollten.  Demnach  liege  1)  den 
«teutschen  Uferherrschaften  »  deren  Bezahlung,  und  zwar  halbjäh- 
rig, obj  mit  Vorbehalt  der  Einlösung  zu  aV*  Procent,  oder  nach  an- 
derer Uebereinkunft.  Doch  sollten  3)  ron  dieser  Zahlungspflicht  ausge- 
nommen sevn,  diejenigen  Falle,  wo  dem  Recht,  jene  directen  Renten  zu 
fordern,  besondere  und  gesetzmäsige  Einreden  entgegenstehen.  3)  Die 
Entscheidung  über  diese  Einreden,  sodann  4)  über  den  Grundsatz, 
ob  die  jetzigen  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  in  dem  R.  Dep.  Haupt- 
schlufs,  §§.9,  14 1  »7>  »9  «•  20,  angewiesenen  (directen)  Renten  ver- 
pflichtet seren,  so  wie  über  dessen  Anwendung  auf  die  einzelnen  Rück- 
stände von  directen  Renten,  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Jänner  1814,  ward 
von  einer  hiezu  in  Wien  niedergesetzten  schiedsrichterlichen  Spruch- 
Commission  er th eilt  *).  5)  Diese  Entscheidung  ist  bejahend,  für  den 
Grundsatz  sowohl,  als  auch,  im  Allgemeinen,  für  die  Rückstände; 
für  den  Grundsatz  jedoch  nur  in  Ansehung  der  in  den  §§.  17  u.  19  des 
R.  Dep.  Hauptschlusses,  desgleichen  der  in  dem  §.  20  für  LeiningenGfin- 
tersblum  und  Heidesheim  (jetzt  Billigheim  und  Neudenau)  and  Leiningen- 
Westerburg  jüngerer  Linie  angewiesenen  directen  Renten,  im  Gesammtbe- 
trag  65,ooo  Gulden,  also  mit  Ausschlufs  der  drei  directen  Renten,  welche, 
§§.  9,  14  u.  20,  den  Häusern  MecklenburgSchwerin,  Löwenstein  Wertheim 
und  LeiningenWesterburg  älterer  Linie  (zusammen  a5,ooo  fl.)  bewilligt 
waren.  6)  Den  zur  Zahlung  verpflichteten  Uferherrschaften  ward  die  Wahl 
gelassen,  ob  sie  die  für  fortdauernd  erkannten  Rückstände  von  directen 
Renten,  in  zehn  Jahrterminen  bezahlen,  oder  den  Betrag  derselben, 
nach  Analogie  des  R.  Dep.  Hauptschlusses  von  i8o3  (§.578),  in  2*4  pro- 
centige  Jahrrenten  verwandeln,  und  diese  als  immerwährende  Addi- 
tionalR enten  mit  den  laufenden  directen  Hauptrenten  zugleich  abfuhren 
wollten.  Die  Uferherrschaften  wählten  das  Letzte.  Als  Surrogat  der  Rück- 
stände, setzten  sie  für  jeden  Berechtigten  eine  immerwährende  jähr- 
liche directe  Additional-  oder  Zusatzrente  fest;  für  alle  im  Ge- 
sammtbetrag  von  17,623  Gulden  55  Kreuzer  c).  7)  Präcludirt  wurden 
alle,  die  der  directen  Renten  halber  etwa  Forderungen  zu  haben  vermeinen 
mochten,  solche  aber  bei  der  Commission  nicht  angebracht  haben.  IV)  We- 
gen der  subsidiarischen  Renten,  im  Gesammtbetrag  von  71,600 
Gulden,  und,  gleich  den  directen,  hypothekarisch  ($.  578)  auf  den  Rhein- 
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schiiFahrtOctroi  versichert,  setzte  die  teutsche  BundesActe  <*)  fest,  dafs 
die  Fortdauer  derselben,  so  wie  jene  der  directen,  von  dem  Bund  ga- 
rantirt  werde;  der  Ruckstände  ward  hiebei  ausdrücklich  nicht  gedacht. 
V)  Für  alle  auf  den  Ertrag  des  RheinOctroi  radicirten  Renten,  verhy- 
pothecirte  der  ReichsdeputationsHauptschlufs ,  den  reinen  OctroiErtrag 
nur  der  rechten  Rheinseite,  auf  der  oben  (§.  569)  angegebenen  Strecke. 
Der  wiener  Congrefs  (art.  28)  hingegen  erklärte  überhaupt  die  teut- 
schen  Uferherrschaften  («cles  gouvernemens  allemands,  co-possesseurs 
de  la  rire  du  Rhin»)  für  zahlungspflichtig,  ohne  Beschränkung  auf 
die  rechte  Rheinseite.  Das  Urtheil  der  wiener  SpruchCommission  erklarte, 
insbesondere  in  Ansehung  der  darin  für  fortdauernd  erklärten  directen  Ren- 
ten, und  der  davon  geforderten  Rückstände,  «die  am  Rheinufer  Län- 
«der  besitzenden,  am  Rheinschiff ahrtOctroi  Theil  nehmen- 
«den  teutschen  Hofe»,  für  zahlungspflichtig,  aus  dem  Er- 
trag des  Octroi,  mit  der  darauf  gesetzlich  ruhenden  Hypothekar- 
Last«).  VI)  Der  jetzige  jährliche  Gesammtbetrag  aller  auf  den  Er- 
trag des  RheinOctroi  hypothekarisch  noch  radicirten  Renten,  im  a4Gul- 
denfnfs,  ist  1 54, 122  Gulden,  nämlich:  directe  oder  unbedingte  Hauptren- 
ten, jetzt  noch  65,ooo  Gulden;  directe  AdditionalRenten ./),  17,622  Fl. 
55  Kr.;  subsidiarische  Renten  71,500  Fl.  VII)  Der  wiener  Congrefs  machte 
der  mainzer  RheinschiffahrtCentralCommission  zur  Pflicht,  die  Zahlung 
der  gesammten  OctroiRenten  an  die  Renteberechtigten  so  gunstig  wie  mög- 
lich für  diese,  unter  die  sämmtlichen  jetzt  zahlungspflichtigen  Rheinufer- 
Staaten  ein-  für  allemal  zu  vertheilen  j).  VIII)  Den  Vorzug  vor  der 
Rentenzahlung,  geben  die  wiener  Congrefs  Artikel  den  Kosten  für  Unter, 
haltung  der  Schiffahrt  (§.  5j5y  V). 

m)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art  «8.   Rlübebs  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  170, 

—  In  diesen  Articles  werden  die  a5  u.  39  des  R.  Dcp.  Hauptschlusscs,  worin 
der  erzkanzlerischen  Rente  gedacht  ist,  unerwähnt  gelassen,  weil  diese  Rente 
erloschen  war. 

i)  Rechtspruch  vom  ib.  Märe  1816;  in  Klübeb**  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  545  ff, 
in  Mabtxns  recueil,  Supplem.  WIL  n5,  und  in  v.  MiYiB'sStaatsacten,  Th.I,  S.  a58. 

—  Die  wiener  Articles  (art.  18,  %.  5)  überlassen  für  den  Fall,  wenn  die  wiener 
SpruchCommission  die  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  Rückstand»  für  schuldig 
erklären  würde,  der  mainzer  CentralCommission  die  Entscheidung,  ob  und  wie  weit 
Frankreich,  das  seit  1810  den  Octroi  auf  der  rechten  Rheinseite  genossen  hat(§.  370), 
dazu  beizutragen  habe.    Die  CentralCommission  hat  Frankreich  frei  gesprochen. 

e)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  18,  n°  5,  Rlcbzb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  5a3 
u,  547  ff.  -  Alle  Rentenzahlungen  sollen  halbjährig  erfolgen.  Ebendas.  S.  549. 
Articles  etc.,  art  18,  n°  6.  —  Bei  der  mainzer  CentralSchiffahrtCommission  war 
man  darin  einverstanden,  dafs  die  AdditionulRenicn  r.  1.  März  1816  an  zu  ent- 
richten seyen. 

af)  BundesActe,  Art.  >5.  Rx-tiiizB's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  5i5.  Vergl.  oben  §.  333, 
u.  v.  NsVs  Beiträge,  Bd.  II,  S.  i»5.  Klübkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  III, 
8.  a38. 
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r)  Man  •-  den  angef.  Rechtsruck,  a.  a,  O.,  8.  »4?  u.  54«,  ver*L  ath  8.  644.  Dia 
angef.  wiener  Artirles  etc.,  art.  a8,  V  *•   B-  D-  Hauptachl.  v.  »8o3,  %.  3o> 

/)  Verzeicbnifs  aller  OctroiRenten,  in  HxaJtAva's  angef.  Sammlung,  S.  14«  f.  u.  56o. 
—  Von  dem  Anspruch  der  Freien  Stadt  Frankfurt  auf  subsidiarische  Kenten, 
s.  das  angef.  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  5a 5  f.  n.  55 1  ff.  und  die  angef.  Acten,  Bd.  VI, 
S.  387. 

g)  Wiener  Articles  etc,  art.  18,  %.  6.  Ea  toll  nämlich  die  maiaaer  Cm*rulC<m*mL, 
tum  die  Zahlungsart  fesUetaen,   und  nwar  möglichst  günstig  für  die  Bente- 
berechtigten.   Die  zahlungspflichtigen  Regierungen  sollen  dazu  nach  demselben 
Verhältnis   beitragen,    in  welchem  sie  an  der  OctroiFinnahme  Theil  haben 
(§.  575).    Dieses  Verhältnifs  soll  die  CentralCommlssion  ein-  für  allemal  fest- 
setzen, und  hiebei  als  Grundlage  nehmen  den  einjährigen  Durch  schnittertrag  aas 
der  Einnahme  der  verschiedenen  Erhebungaäsnter  in  den  ersten  sechs  Jahren 
nach  Einführung  der  OctroiConvention  von  1804.  —  In  Ansehung  der  laufende« 
directen  AdditionalRenten ,  erfolgte  endlich  die  Festsetzung  der  Quoten ,  welche 
jeder  der  fünf  zahlungspflichtigen  Uferstaaten  (Baden,  Baiern,  Hessen,  Nassau, 
Preufsen)  rom  1.  März  1816  an  halbjährig,  aus  bestimmten  Caasen  (zu  Mann- 
heim, Speier,  Maina,  Caub  —  die  preußische  ward  noch  nicht  bestimmt) ,  und 
zwar  unmittelbar  an  jeden  Renteberechtigten  entrichten  soll,  durch  BeechluGs 
der  CentralCommission  vom  3t.  Juli  i83o,  in  ihrem  65.  SeparatProCocoll,  die 
auf  dem  RheinOctroi  haftenden  Renten  betreffend.    «So  günstig  wie  möglich» 
für  die  Berechtigten  ist  diese  Vertheil ungsart  nicht  ausgefallen.   So  haben  z,  R. 
die  Erben  der  geh.  Räthe  v.  Feder  und  Stephan!  halbjährig  zu  empfangen,  an 
Mannheim  a  FI.  »81/,  Hr.,  au  Speier  1  FL  58%  Rr.  u.  s.  w.  Bis  a< 
wurden  die  AddiüonalRenten  nur  unvollständig  (ungefähr  80  Procent) 
Darüber  haben  LeiningenWesterburg  jüngerer  Linie  und  die  Vc 
Prinzessin  Caroline  von  Isenburg  Birstein,  seit  i83o  vermählter  Gräfin  BuolSchauen- 
stein,  als  Nutzniesserin  der  gräfl.  Parkstcinischen  Rente,  im  J.  1814  bei  der  B.  V. 
Beschwerde  geführt.    Protoc.  d.  B.  V. ,  Bd.  XVH,  S.  11,  39  u.  5j.  —  Die  seit 
dem  1.  Jänner  1814  laufenden  directen  Hauptrenten ,  wurden  seither  vollständig 
bezahlt;   aber  die  Verkeilung  derselben  unter  die  zahlungspflichtigen  Oftt> 
Staaten,  von  der  CentralCommission,  erfolgte  erst  in  einem  SeparatProtocoll 
derselben  vom  17.  Febr.  18*8,  in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  «7.  Juli 
18*7.  —  Die  Zahlung  der  subsidiarischen  Renten  ist  noch  nicht  im  Gang.  We- 
nigstens vom  1.  Juni  i8t5  an  (wo  die  Theilung  der  RheinscbiftabrtEinkünfte 
anfangen  soll)  sind  sie  von  den  teutschen  Ufersherrschaften  zu  berichtigen.  Ein 
Beschluss  der  CentralCommission  hierüber,  wird  noch  erwartet  Denkschrift, 
die  Ansprüche  der  freien  Stadt  Frankfurt  auf  eine  subsidiarische  RbeinoctroiRente 
(betr.)  Frankfurt  i836,  4*  —  Von  der  Competena  der  Bundesversamm- 
lung bei  Streitigkeiten  und  Beschwerden  über  die  Zahlung  dieser  Renten,  s. 
oben  §.  571  u.  563.  —  Die  IntestatErben  des  vormaligen  Kurfürsten  Reichsen- 
kanzters,  nachherigen  Fürsten  Primas  u.  Grofsherzogs  von  Frankfurt,  forder- 
ten die  Rückstände,  zusammen  666,49«  FL  45%  Hr.,  von  der  durch  den  R.  D. 
Hauptschluss  v.  i8o3  ihm  auf  den  Octroi  angewiesenen  Jahrrente  ron  35o,ooo 
FL  (§.  578),  wurden  aber  von  der  B.  V.  abgewiesen,  durch  Beschlüsse  v.  14. 
Febr.  u.  7.  März  i833. 

§•  580-  (483.) 
Pen«  tone». 

1)  Mit  Aufhebung  der  Art  73  bis  78  der  OctroiConvention  von  1804, 
für  die  Zukunft,  ist  die  Sorge  für  Ruhegehalte  der  OctroiBea mten, 
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und  für  Unterstützung  ihrer  Witwen  und  Waisen,  jedem  Uferstaat 
insbesondere  überlassen.  Die  CentralCommission  wird  sich  angelegen  seyn 
lassen,  theils  die  Auseinandersetzung  mit  Frankreich,  wegen  Herausgabe 
des  in  GemäTsheit  des  73.  Art.  der  OctroiConvention  gesammelten  Pensions- 
Fonds,  theils  die  vertragraasige  Anwendung  desselben  zu  bewirken.  Die 
vorigen  OctroiBeamten,  welche  bei  der  neuen  Einrichtung  nicht  wieder 
angestellt  werden,  oder  aus  gültigen  Ursachen  keine  Anstellung  annehmen, 
sollen  nach  dem  69. Paragraphen  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3 
pensionirt  und  behandelt  werden  «*).  II)  Auch  die  Fortzahlung  der  Pen- 
sionen, sowohl  an  ehemalige  Angestellte  bei  den  durch  den  R.  Deput.  Haupt- 
schlufs  von  i8o3  aufgehobenen  RheinzSllen,  als  auch  an  diejenigen, 
welchen  solche  seit  Einführung  des  RheinschiffahrtOctroi  rechtniäsig  be- 
willigt wordenAsind,  ist  festgesetzt  *). 

a)  Wiener  Articles  etc.,  art.  sq. 

*)  Ebenda*.,  art.  3o.  Vergl.  v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  8.  114  ff.  —  Im  J.  1891 
ward  die  gesammte  PensionsLast,  von  Num.  I  u.  II,  angegeben  auf  79,000  Gul- 
den, wahrscheinlich  für  beide  Rhemseiten.  —  Am  Ende  des  Jahrs  i83o  betrugen 
sämmtlkbe  Pensionen  noch  61,961  Francs  70  Cent.  (28,754  Gulden  6V,  Hr.),  näm- 
lich: alte  Pensionen,  wosu  Frankreich  nicht  beiträgt,  137,611  Fr.  31  C. j  neue 
Pensionen  13,389  Fr.;  Pensionen  der  Beamten  ron  Germersheim  8,614  Fr.  49 C; 
WitwenPentionen  ?,44?  Fr.  Preusaen  becahlt  jetzt  die  RheinschiffahrtPensio- 
nen,  welche  preussischen  Unterthanen  gebühren,  vollständig.  —  Vormalige 
RheinZollbeamte  führten,  namentlich  seit  1817,  Beschwerde  bei  der  Bundesver- 
sammlung, wegen  Vorenthaltung  ihrer  Pensionen.  Ein  Streit  über  die  Frage, 
wer  diese  Pensionen  su  bezahlen  habe ,  ward  entschieden  wider  Nassau,  durch 
ein  am  11.  März  \83i  eröffnetes  AustragalGerichtsurtheil ,  oben  §.  176  e.  Man 
a.  die  Verhandl.  hierüber  bei  der  B.  V.,  nebst  dem  AusträgalgerichtsUrtheil,  in 
v.  Lkohhahdi's  Austregalr erfahren  des  D.  Bundes.  (Frankf.  i838. 8.)  8.590  —  617. 
—  Das  Pensionswesen  ward  endlieh  im  Juli  i833  geordnet,  durch  die  CentralRheiu- 
schiffahrtCommission  su  Mains.  —  Verseichnisse  von  pensionirten  Rheinschif- 
fahrt Beamten,  BheinsollBeamten,  und  Witwen  von  solchen,  in  UsBnisa's  Adrefs- 
Handb.  der  Rheinschiffahrt  Verwaltung  für  1818,  S.  6— a 

§♦  58  !♦  (484.) 

Vorschriften  für  die  Schiffahrt  auf  dem  Neckar  und  Main,  auf 

der  Mosel,  Maas,  und  Scheide. 

I)  Dieselbe  Freiheit  der  Schiffahrt,  wie  sie  für  den  Rhein  festgesetzt 
ist,  soll,  nach  den  Bestimmungen  des  wiener  Congresses,  auch  auf  dem 
Neckar,  auf  dem  Main,  auf  der  Mosel,  Maas,  und  Scheide  Statt 
finden,  von  dem  Punct  an,  wo  jeder  dieser  Flüsse  schiffbar  wird,  bis  zu 
seiner  Einmündung  «).  II)  Was  ausserdem  noch  in  Ansehung  der  Scheide 
festzusetzen  seyn  möchte,  soll  definitiv  zwischen  Frankreich  und  den  Nie- 
derlanden so  bestimmt  werden,  wie  es  für  Schiffahrt  und  Handlung  am 
günstigsten  ist,  und  mit  der  für  den  Rhein  eingeführten  Ordnung  am  mei- 
sten übereinstimmt  *).    III)  Stapel  recht  und  gezwungener  Umschlag 
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auf  dem  Neckar  and  Main,  sind  aufgehoben;  jedem  qualificirten Schiffer 
steht  die  Freiheit  der  Schiffahrt  überall  auf  diesen  Flüssen  auf  dieselbe  Art 
zu,  wie  sie  auf  dem  Rhein  eingeführt  ist  c). 

a)  Wiener  Articlcs  sur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Mosellt,  de  la 
Mexue  et  de  f E/caut,  art.  1:  in  RlIbkiTs  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  »45. 
Vergl.  ebenda».  S.  233.  • —  Von  der  Main-  und  iVicAarschiffahrt,  •.  Zelle r  a. 
(§.  568)  a.  O.  Gaum's  Bemerkungen,  S.  43  —  48,  116  ff.,  167  u.  172  f.  —  Von 
der  Mavnscbifl'ahrt,  s.  Ochhakt,  der  Bhein  u.  s.  w.,  S.  i36  —  145.  Baier.  Ver- 
ordn.  v.  i3.  März  1818,  %.  5  u.  i4;  in  d.  baier.  Reg.  Blatt,  1818,  Num.  3.  Con- 
versationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  11  (i8s5).  voc.  Mainschiffahrt.  —  Von  der 
AVeiarsehiffahrt,  s.  Ockhart  S.  119  u.  in  ff.  Convers.  Lexic.  a.  a.  O. 
voc.  Neckarschiffahrt.  Der  im  J.  1808  eingeführte  gezwungene  Umschlag  auf 
dem  Neckar  bei  Mannheim,  bat  aufgehört,  vom  1.  April  1817  an.  Ba- 
dische Verordnung  vom  i5.  Febr.  1827,  in  dem  Regier.  BL,  18*7,  Num.  VH. 
Auch  in  HersasVs  AdrcfsHandb.  für  die  Rheinschiff.  Verwaltung  für  1828, 
S.  39.  Es  ward  aber  Beschwerde  geführt,  dafs  durch  eine  badische  Verordnung 
v.  3.  Juli  1829,  solcher  factisch  wieder  hergestellt,  auch  die  Erhebung  eines 
Transitzolles  auf  dem  Neckar  und  Main  eingeführt  sey.  Man  s.  einen  Aufsatz 
in  der  Allgem.  Zeitung  v.  17.  Oct.  1819,  Beil.  290.  Dawider  einen  GegenAufsatz, 
ebendas.  in  d.  Blatt  t.  3o.  Oct.  1829,  Beil.  2o3.  —  Durch  einen  Beschlufs  der 
Bundesversammlung  v.  3t.  Juli  1828  wurden  die  betbeiligtcn  Regierungen  einge- 
laden, /.u  Vollziehung  der  die  Regulirung  der  Mainschiffahrt  betreffenden  Be- 
stimmungen der  wiener  CongrefsActe,  die  Verhandlungen  alsbald  zu  beginnen, 
und  von  der  Erfüllung  dieser  Aufforderung,  so  wie  demnächst  von  der  getrof- 
fenen Uebercinkunft,  der  Bundesversammlung  Renntnifs  zu  geben*.  Lüberki- 
scher  Staatskalender  auf  1829,  Hierauf  constituirte  sich  am  5.  Juni  1829 

zu  Main/,  eine  CentralCommission  für  die  Maintchiffahrt ,  bestehend  aus  Bevoll- 
mächtigten von  Baiern,  Rurhessen,  GH.  Hessen,  Frankfurt  und  Nassau,  deren 
Verhandlungen  aber  verschoben  wurden.  Später  wurden  zwischen  den  betheiligteu 
Staaten  unmittelbar  Verhandlungen  angeknüpft,  die  indessen  auch  noch  nicht  zum 
Ziel  geführt  haben ;  doch  kam  zwischen  Würteinberg,  Baden  und  Grofsberz.  Hessen 
am  3o.  Juli  und  i5.  Aue.  i835  eine  Uebereinkunft  zu  Stande,  wegen  einer  ab- 
zusriilicfsenden  NeclarschiffahrtsConpention  \  Bad.  Regierungsbl  v  i835 ,  Num. 
XXXVII,  S.  225.  —  Dkpoühow,  die  Schcldeschiffahrt,  in  ihren  Beziehungen  auf 
die  Handelsinteresscn  Europa's.  Brüssel  i832.  La  navigation  de  PEscaut.  An- 
vers  i832.  8.  Die  Schcldeschiffahrt;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  27.  Januar  i833. 
Ucbcr  das  Interesse  Teutschlands,  sich  eine  von  Holland  unabhängige  Verbin- 
dung mit  dem  Meer  dun  h  die  Scheide  zu  erhalten ;  in  der  Allgem.  Zeit,  vom 
9.  Dcc.  i832.  ausserord.  Beil.  5 00  u.  5oi.  Antwerpens  Verhältnifs  zu  der  freien 
Rheinschiff.thrt ;  ein  interessanter  Artikel,  in  holländischem  Interesse,  aus  dem 
Journal  «Nord  Star»;  in  der  Irankf.  O.  P.  A.  Zeitung  v.  22.  März  i83i,  vergl. 
mit  d.  Zeitungsartikel  aus  Mainz,  ebendas.  v.  26.  März  i83i.  Beil.  85*  Protocoll 
der  main/.er  RhcinschiffahrtCommission  v.  3o.  Juli  i832,  wodurch  Baden  und 
Hessen  gegen  Holland  erklären,  dafs  sie  keineswegs  verzichten  auf  den  Gebrauch 
einer  unmittelbaren  Communication  zwischen  den  Gewässern  des  Rheins  und 
der  Scheide,  nebst  den  Abstimmungen  aller  übrigen  Commissäre.  Abgedruckt 
im  Journal  de  Francfort  du  3o  aoüt  i83s,  u.  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  v.  3i.  Au- 
gust i83?..  Zusatz  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  v.  i  j.  Sept.  i832;  sodann  in  der  Allgem. 
Zeit.  v.  20.  u.  27.  Aug.  it>32. 

6)  Die  angef.  Aiticles.  etc.,  art.  7.  —  Von  dem  Hafen  von  Anlutrptn,  s.  Hlctsf»*» 
angef.  Acten  etc.,  Bd.  HI,  S.  348  ff.  u.  vj2  ff. 
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•)  Dio  angef.  Articles  etc.,  art.  s.  Vergl.  oben  $.  676,  u.  Eicmhoff^i  angef.  Dar- 
stellung, S.  «3  ft 

§.    582.  (48üv) 
Fortsetzung. 

IV)  Die  Zölle  auf  dem  Neckar  und  Main  sollen  fortdauern,  doch 
nicht  über  den  Tarif  von  1802,  und  neue  Auflagen  von  irgend  einer  Art 
finden  nicht  Statt;  auch  sollen  die  Uferherrschaften  durch  neue  Auflagen 
die  Schiffahrt  nicht  beschworen,  vielmehr  baldmöglichst  über  einen  Tarif 
sich  vereinigen,  welcher  mit  dem  RheinschifFahrtOctroi  so  viel  möglich 
übereinstimmt  «).  V)  Auf  der  Mosel  und  Maas,  sollen  die  im  Jahr  181 5 
üblichen  Abgaben  im  Ganzen  und  über  ihr  Maximum  nicht  erhöhet,  viel- 
mehr, so  fern  sie  im  Ganzen  die  für  den  Rhein  festgesetzten  übersteigen, 
bis  zu  dem  Betrag  der  letzten,  vermindert,  überhaupt  aber  Einrichtungen, 
wie  auf  dem  Rhein,  getroffen  werden  VI)  Bei  der  Schiffahrt  auf  dem 
Rhein,  sollen  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar,  am  Main, 
und  an  der  Mosel,  desgleichen  bei  der  Schiffahrt  auf  der'Maas  die  preus- 
sischen  Unferthanen,  dieselben  Rechte  geniessen,  wie  die  Unterthanen  der 
Uferstaaten  des  Rheins  und  der  Maas  <0-  VII)  Die  Uferstaaten  au  allen 
diesen  Flüssen,  sind  verpflichtet  zu  Unterhaltung  der  Leinpfade,  und  zu 
den  in  dem  Flufsbett  nöthigen  Arbeiten  <). 

o)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  3.  Die  neueren  vertragmä feigen  Be- 
stimmungen s.  oben  §.  5*4 ,  Note  b.  —  Durch  eine  badische  Verord.  v.  1.  Sep- 
tember 1818,  ward  Mannheim  für  einen  Freihafen  erklärt.  —  Der  Stadt  Miltenberg 
ward  schon  im  Jahr  1818,  durch  k.  baierische  Verordnung  v.  i3.  März,  ihr 
Marktrecht  entzogen,  eine  Berechtigung  zu  Erbebung  verschiedener  »ollartiger 
Abgaben,  als  Surrogat  ihres  früheren  Stapel  rechtes.  —  Von  fiirstl.  löwenstein- 
wertheimischen  u.  gräfl.  ingelheimischen  Mainzöllen,  §.  485,  b. 

*)  Articles  etc.,  art.  4«  Vergl.  Hlübbb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  »35.  —  Die 
von  den  Uferstaaten  der  Maas  und  Mosel  bei  der  CentralCommission  für  den 
Bheiu  angestellten  Commissarien ,  sollen  eine  SchiffaJirtordnung  auch  für  jene 
beiden  Flüsse  entwerfen,  möglichst  übereinstimmend  mit  derjenigen  für  den 
llhein.  Art  4« 

c)  Articles  etc.,  art.  6.  Vergl.  Klübia's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  LH,  S.  «9. 

d)  Articles  etc. ,  art.  5. 

§♦  583*  (485b.) 
EtbeschiffahrtConvention  von  £82£. 

Zu  Vollziehung  der  wiener  CongrefsBestimmungen  ($.  563  ff.),  ward 
für  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe,  im  Jahr  1821  von  den  zehn  Uferstaaten 
ein  Staatsvertrag  errichtet  a),  der  Bundesversammlung  mitgetheilt,  und  von 
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ihr  in  dem  Bundes  Archiv  hinterlegt  Nicht  mit  dem  i.  Jänner,  sondern, 
einer  späteren  Abrede  zufolge,  erst  mit  dem  1.  März  1822  trat  derselbe 
in  Kraft.  Nach  solchem  ,*  ist  1 )  die  Schiffahrt  auf  dem  Elbestrom, 
von  da  an,  wo  er  schiffbar  wird  (Melnik),  bis  in  die  offene  See,  und 
umgekehrt,  für  den  Handel  völlig  frei  (Art.  1).  II)  Aufgehoben 
sind:  alle  ausschliefsenden  Berechtigungen  Frachtfahrt  zu  treiben,  mit  Aus- 
schluß blofser  Fähren  u.  a.  Ueberfahrtanstalten  (Art.  2);  alle  Stapel-  und 
ZwangumschlagRechte  (3);  alle  zeitherigen  Zollabgaben  (7);  jedes  etwa 
noch  bestandene  Strandrecht  (29).  III)  Jeder  kann  die  Schiffahrt  trei- 
ben, der  von  seiner  Landesobrigkeit  dazu  Erlaubnifs  erhalten  hat  C  43- 
IV}  Zwei  oder  mehrere  Handelsstädte,  können  unter  sich  Rang-  und 
Beurtfahrten  errichten  ( 6 ).  V )  Von  allen  Fahrzeugen ,  Flofsen  und 
Ladungen,  ist  nichts  weiter  zu  entrichten,  als  bei  den  festgesetzten  14  Er- 
hebungsämtern, eine  (nicht  verpachtbare)  allgemeine  Schiffahrt  Abgabe, 
theils  von  der  Ladung  *)  (Elbezoll),  theils  von  den  Fahrzeugen  (Re- 
cognitionsGebühr),  beide  nach  dem  20  Guldenfufs,  und  nach  einem  in  dem 
Vertrag  festgesetzten  Tarif  (7  — 13  u.  i5).  Nicht  begriffen  sind  jedoch 
hierunter:  die  Mauthen  (Land-  oder  Stadtzolle),  Eingang-  und  Verbrauch- 
steuern, in  jedem  Landesgebiet;  die  Kran-,  Wage-  und  Niederlagegebühren 
in  den  Handelsplätzen;  die  Brücken-,  Aufzug-  und  Schleussengelder  (»4)5 
auch  ist  wegen  des  (hannoverischen)  brunshäuser  Zolles  eine  Clausel  bei- 
gefügt (  1 5  )•  VI )  Die  Convention  enthält  eigene  Bestimmungen :  in  Ab- 
sicht auf  polizeiliches  Verhalten  der  Schiffer  und  Flöfser  (17  —  21);  Zoll- 
Contraventionen  (25  u.  27);  Revision  oder  Visitation  der  Schiffe  und 
Flofse  <?)  (22  —  24);  richtende  Behörden  (26);  Rettungs-  und  Sicherungs- 
anstalten (29).  VII)  Für  Unterhaltung  des  Leinpfades,  und  für  Weg- 
räumung der  im  Fahrwasser  sich  findenden  Hindernisse  der  Schif- 
fahrt, hat  jeder  Staat,  der  eine  Hoheit  über  das  Strombett  ausübt,  zu 
sorgen  (28).  VIIT)  Für  vollständige  Beobachtung  dieses  Vertrags,  soll  von 
Zeit  zu  Zeit  eine  RevisionsCommission  aller  Uferstaaten  sich  versam- 
meln (3o).  IX)  Im  Uebrigen  bleiben  die  Hoheitrechte  über  den  Strom 
und  dessen  Bett,  namentlich  die  Schiffahrtpolizei,  jedem  Uferstaat  (2  u. 
28).  X)  Anwendung  und  Ausdehnung  dieser  Convention  auf  Neben- 
flüsse, die  das  Gebiet  verschiedener  Staaten  trennen  oder  durchströmen, 
so  weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleiben  besonderer  Ueber- 
einkunft  der  Staaten,  die  es  angeht,  überlassen  (32).  XI)  Fünf  Uferstaaten 
errichteten  auf  sechs  Jahre,  bis  zu  Ende  1827,  an  demselben  Tage  einen 
Vertrag  über  gegenseitige  Erleichterung  der  Visitation  bei  ihren  ElbeZoll- 
ämtern  für  die  vorüberfahrenden  Schiffe  und  Flofse. 

a)  Elbe  Schiffahrt  Acte  ^  abgeschlossen  und  unterzeichnet  r.u  Dresden  den  i3.  Jun.  1811 
von  den  Bevollmächtigten  der  Uferstaaten:  Oesterreich,  Preussen,  Sachsen,  Han- 
nener, Dänemark  für  Holstein  und  Lauenburg,  MecklcnburgSrhwerin,  Anhalt- 
Bernburg,  AnhaltCöthen,  AnhaUDessau,  und  die  Freie  (der  Freien)  Bundesstaat 
Hamburg,  und  deren  Ratificationen  *on  Seiten  sämmtlicher  genannter  Ufersraaten 
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ausgewechselt  wurde«,  su  Dresden  deti  •    Dec.  i8ei.  Wasn  «ua  4er  k.  k.  Huf- 

und  Staats  AerarialDruclierei  181«.  4«  Auch  gedruckt  hIs  Beilage  tax  dem  Pro- 
toroll  der  Bundesversammlung  v.  ~.  Febr.  i8m,  §.  49«  desgl.  iu  Mastis»  recueil, 
Supplem.  IX.  -14»  in  Gust.  Ebhisghaos  corp.  juris  acad.,  Tli.  H,  S.  ff.,  in 
H.  HkrmWs  AdrefsHtmdb.  der  RhemschiÄhhrtVerwaltung  «r  1IW8,  S.  60  ff., 
in  r.  Mkyeb's  StaaUacten ,  Th.  I»  S.  3in  ff.  und  ia  wer  G«M*t«afemmlung  <ur  diu 
preufs.  Staaten,  t8»s,  Num.  1.  —  Ein  erläuternder  Au&£ug  dieser  Convention, 
in  Weisk's  königl.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  H,  S-  494  —  5o5;  auch  in  dem  Conver- 
ftationsLcxiron,  Neue  folge,  Bd.  I,  Abtb.  a  (1814)»  Art.  ElbesrhüTabrt.  —  Das 
Archiv  der  Elbeschiffahrt Acten  befindet  sich  su  Wien  bei  der  k.  b.  StaatskanrJei. 
gemeinschaftlich  für  den  Gebrauch  aller  betheiligten  Regierungen.  —  Die  erste 
Commission  für  Revision  der  EttoscmftahrtActe,  endigte  ihre  Sttxtragen  xu  Dres- 
den am  18.  Sept.  1814.  Die  Resultate  ihrer  Verhaudlimgcn  fiudet  mau  in  der 
Allgem.  Zeitung  vom  5.  Nov.  1804»  Beil.  »04.  Ergänaende  Bestimmungen  su  der 
ElbeschiffahrtActe,  festgesetzt  in  dem  Protocoll  der  RevisionsGommission  vom 
18.  Sept.  1814,  in  dem  Elbeblatt,  i8i5,  Num.  4,  u.  bei  rinn« aus  a.  a.  O.,  S.  9) 
—  106.  —  Ueberhaupt  handelt  von  der  Schiffahrt  u.  dem  Handel  auf  der  Elbe: 
T.  L.  Haasi  s  Elbe-  Wochenblatt.   Sohneeberg,  teil  181a. 

6)  Vertrag  Preussens  mit  AnhaltCöthen  und  AnbaltDessau  v.  17.  Jufi  iBa8,  betr. 
die  Befreiung  der  beiderseitigen  Ünterthanen  vom  Elbexell;  in  "Mabtw*  recneÜ, 
Supplem.,  XI.  653. 

.  » 

r)  Convention  zwischen  Preussen,  Sachsen,  Hannover,  Danemark,  und  Mecklenburg- 
Schwerin  über  das  Revision»-  öder  TiaiutiamsVerfahren  an  der  Elbe,  vera  »3. 
Jun.  1811;  in  der  Gesetssamml.  für  die  preufs.  Staaten,  *8ai,  St.  7,  und  ist 
Mabtbbs  recueil,  Supplement,  T.  DL,  p.  731.  Uebereinkunft  wegen  Verlan« 
gerung  dieser  Convention  auf  anderweite  sechs  Jahre,  ebendas.  T.  XI,  p.  547* 
K.  sächs.  Generale  vom  17.  Febr.  1814,  betr.  die  Inland.  Elbeschiffahrt;  in  der 
sSchs.  Gesetasamml.,  N.  7/ 

§.  584.  (Neu.) 
IVeterschiflahrtAcU  vn  18ÜS. 

Gleich  miisig  zu  Erfüllung  der  wiener  CongrefsBestimmungen  <§.  563  ff.), 
Maid  für  die  Schiffahrt  auf  der  W»tr,  -einer  der  vorzüglichsten  nor- 
dischen Wasserstrafsen  flir  den  teutschen  Handel,  im  Jahr  i8a3  von  den 
sieben  Uferstaaten  ein  Staatsvertrag  geschlossen  «),  der  Bundesversammlung 
am  i3.  Mai  1824  mitgetheiit,  und  von  ihr  in  dem  BundesArchiv  hinter- 
legt. Dieser  Acte  zufolge,  soll  I)  die  Schiffahrt  auf  dem  Weserstrom, 
von  seinem  Ursprung  durch  Znsammenflafs  der  Wem  und  Fulda,  bis  in 
das  offene  Meer,  und  umgekehrt  aus  dem  offenen  Meer,  stromauf-  und 
niederwärts,  in  Beziehung  auf  den  Handel  völlig  frei  seyn;  doch  bleibt 
•iie  Schiilahrt  von  einem  Uferstaat  zu  dem  andern  ( cabutage ),  auf  dem 
ganzen  Strom,  aussch liessend  den  Ünterthanen  desselben  überlassen  (Art.  1). 
II)  Aufgehoben  lür  immer  sind:  alle  abschliessenden  Berechtigungen, 
Frachtfahrt  auf  der  Weser  zu  treiben,  oder  aus  solchen  Privilegien  her- 
vorgegangene Begünstigungen  für  Schiffergilden  oder  andere  Corporationen 
und  Individuen,  doch  mit  Ausnahme  blofser  Fahren  und  anderer  Ueber- 


Digitized  by  Google 


874 


ILThefl.  XXH.  Cap. 


fahrtanstalten ,  auch  derjenigen  Schiffer  und  ihres  Gewerbes,  deren  Fahrt 
rieh  auf  das  Gebiet  ihres  Landesherrn  beschrankt  (2);  alle  Stapel-  und 
ZwangumschlagRechte,  namentlich  die  zu  Bremen,  Minden  und  Münden 
(3);  alle  seitherigen  Zollabgaben,  SchiffahrtErhebungen  und  Auflagen  (14); 
jedes  etwa  noch  bestandene  Strandrecht  (43).    III)  Ausübung  der  Weser- 
schiffahrt  steht  Jedem  frei,  der  von  seiner  Landesobrigkeit  Erlaubnifs 
dazu  erhalten  hat  (4).    IV)  Dem  Handelsstand  zweier  oder  mehrerer  We- 
serplätze bleibt  überlassen,  Reihefahrten  unter  sich,  doch  immer  nur 
auf  höchstens  fünf  Jahre,  zu  errichten,  die  dem  Kaufmann  billige  Fracht, 
dem  Schiffer  schnelle  Befrachtung  sichern  ( 10  u.  f.).    V)  Von  den  La- 
dungen ist  nur  eine  (nicht  verpachtbare)  allgemeine  Schiffahrtabgabe, 
unter  dem  Namen  Weserzoll,  bei  den  festgesetzten  zehn  Erhebungsämtern, 
nach  dem  Bruttogewicht  und  dem  in  dem  Vertrag  (§.  18  —  23)  bestimm- 
ten Tarif  •),   in  ConventionsGeld  nach  dem  aoGuldenfufs  zu  entrichten 
( 14  u.  ff. ).    Nicht  begriffen  sind  unter  dieser  Abgabe  die  Ein- 
gang-, Ausgang-  und  Verbrauchsteuern  der  Uferstaaten,  die  Hafen-,  Krahn-, 
Wage«  und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplatzen  (a3).    VI)  Eigene 
Bestimmungen  enthält  die  Convention:  in  Absicht  auf  Controle  (25 — 41)? 
gegen  natürliche  Schiffahrthindernisse  und  Unglücksfälle  (42 
u.  f.);  für  Leinpfade  (44  —  48);  Nebenflüsse,  für  welche  die  dabei 
betheiligten  Staaten  besondere  Verträge  errichten  können  (49);  für  Aus- 
führung dieser  Acte  und  künftige  Revision  derselben,  durche  eine  von 
Zeit  zu  Zeit  in  einer  Weserstadt  sich  versammelnde  RevisionsCommission. 

4)  fPetersckijßakriActe ,  unterzeichnet  su  Minden  am  ib.  Sept.  1813/  von  Bevollmäch- 
tigten der  Uferstaaten :  Preussen,  Hannover,  Hurhessen,  Braunschweig,  Olden- 
burg, Lippe,  Freie  Hansestadt  Bremen,  ratificirt  am  14.  Jan.  18a 4 ;  in  den  Pro- 
tokollen der  t.  Bundesversammlung  t.  1814,  als  Beilage  zu  §.  85,  Bd.  XVI,  S. 
i55  ff.,  auch  in  der  GeseUsamml.  für  die  preub.  Staaten,  1824,  St.  4,  in  r. 
Martens  recueil,  Supplem.  X.  3oi  —  335,  in  H.  HbbkabVs  AdrefsHandb.  der 
RbeinscbiffahrtV  erwaltung  für  1828,  S.  107  IT.,  in  Emhinohaus  corp.  juris  gernt. 
acad. ,  Th.  IT,  S.  7*9  —  740,  u.  in  v.  Mim'i  Staatsacten,  Th.  I,  S.  36i  ff.  (Von 
Torausgegangenen  Verhandlungen,  seit  1810,  s.  v.  Naü's  oben  $.  Sj\  angef.  Res- 
trage,  Bd.  I,  S.  so3  ff.,  3*s  ff.  und  347.)  —  Dazu  gehören :  1)  SepttratVertraj? 
syrischen  Hannover  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen,  wegen  des  Pferdevor- 
spanns, t.  9.  Sept.  i8s3,  in  der  hannörer.  Gesetssamml.  ^.  »8»4«  Abth.  1,  S.  »3, 
bei  Maatkbs  L  c.  p.  336 ,  u.  bei  Hxrjlavit  a.  a.  0.  «8.  i44  f*  *)  SeparatFertrmg 
swischen  Preussen  u.  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  v.  10.  Sept.  i8s3,  bei  Haa- 
sua*  a.  a.  0.,  S.  i45  f.  und  in  den  Protocollen  der  t.  Bundes  versamml.,  Bd. 
XVI,  S.  186.  3)  SchlufsProtocoll  der  WeserSchiffahrtBerisionsCommission  su 
Bremen  v.  10.  Sept.  i8s3,  bei  H.  Hzbkabn  a.  a.  0.,  S.  140.  149  ff.  4)  Ergän- 
zende Bestimmungen  su  der  Weserschi ffahrt Acte ,  in  dem  SchlufsProtocoll  der 
WeserschiffabrtBerisionsCommission  su  Bremen  v.  11.  Dec.  i8s5,  in  der  preufs. 
GesetzsamraL  t.  1816,  St.  5;  in  der  k.  hannörer.  Gesetzsammlung ,  1816,  N.  i3i 
S.  47,  u.  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  18*6, 
S.  4°.  Auch  bei  Meter  a.  a.  O. ,  Th-  I,  S-  3g4>  5)  Vertrag  zwischen  Hannor-er 
und  der  Fr.  Hansestadt  Bremen  v.  11.  Jan.  18)7;  betr.  die  Anlegung  eines  Ha- 
fens an  der  Weser  und  Geeste,  in  der  hannöver.  Gesetzsamml.  r.  1817,  Abth.  1, 
8.  19,  u.  bei  Martebs  1.  e.  T.  XI,  p.  100;  6)  Vtrtinbarung  swischen  Hannörer 


Digitized  by  Google 


Schiffahrt  und  Handelsverkehr  etc.  875 

und  Oldenburg  v.  »a  Febr.  1819,  betr.  Schiffahrt-  und  sonstige  Verhältnisse, 
und  Nachtrag  dazu,  t.  4.  Mars  18*9,  in  der  Oldenburg.  Gesetzsamml.  r.  1839, 
S.  84 —  106.  —  Vergl.  auch  den  reichhaltigen  Artikel  «Weserschiffahrt»  in  dem 
ConrersationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  1,  i8»6.  —  Von  dem  vormaligen  eUfletker 
•    ffeserzall,  oben      566,  C. 

ä)  Von  jedem  Schiffpfund,  zu  3oo  Pfund  Bremisch,  sollte  mehr  nicht  erhoben  wer. 
den,  als  3i5  Pfennige  (t  Rthlr.  »  Gr.  3  Pf.)  ConveutionsGeld.  Davon  sollten 
erhalten:  Preutsen  59  Pfennige,  Hannover  n6,  Kurbessen  41,  Braunschweig  16, 
Lippe  i3,  Bremen  60.  Doch  ist  bei  vielen  Waaren  diese  Abgabe  ermisigt,  auf 
die  Hälfte,  auf  */*  Vit  Vj«.  Leer  passirende  Schiffe ,  auch  die  neuen  und  cum 
Verkauf  bestimmten,  sind  gänzlich  frei.  Allein  zufolge  der  oben  (Note  a)  angef. 
Ergänzenden  Bestimmungen  v.  i8*5,  sollen  nicht  3i5,  sondern  nur  i36V«  Pfen- 
nige erhoben  vrerden. 

§.  585.  (486.) 

SottverainetätRechtc  und  FlussbeTiutzuna. 

Vorstehende  (  §.  563  —  584  )  beschrankende  Bestimmungen  abgerechnet, 
bleiben  den  sou verainen  Uferherrschallen  ihre  StaatsHoheitrechte  über 
die  genannten  Flusse  «)»  namentlich  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung,  Poli- 
zei, Gerichtbarkeit ,  und  Strafgewalt,  desgleichen  das  Benutzungsrecht 
der  Flüsse  und  ihrer  Ufer  *),  so  weit  dadurch  der  Schiffahrt  und  Hand- 
lung auf  solchen,  nach  Inhalt  vorstehender  Bestimmungen,  kein  Eintrag 
geschieht.  Wo  der  Flufs,  der  Länge  nach,  zugleich  die  Staatsgrenze 
bildet,  da  erstrecken  sich  diese  Hoheitrechte  nur  bis  an  diese;  es  sey  die 
Mitte,  oder  der  Thalweg  e)  des  Flusses  (§.  92). 

«)  V.  W.  Gauh's  Bechte  der  Staatsgewalt  über  die  Rheinschiffahrt,  nach  den  neuesten 
Staatsverträgen.   Mannh.  1809.  8.  Elbeschiffahrt  Acte  v.  18s  1,  Art  a. 

6)  Die  OctroiConvention  von  1804,  Art.  1,  erklärt  ausdrücklich  nur  den  Strom 
(lc  fleuve),  nicht  das  Flufsbett,  und  auch  jenen  nur  in  Ansehung  der  Schiffahrt 
und  Handlung,  für  gemeinschaftlich.  —  Die  Krün-,  H^age-,  Lagerhaus'  und  Hafen- 
einrichtung ^  bleibt  jedem  Souverain  des  Bheinufers  überlassen. 

c)  Da  der  Thalweg  keine  mathematische  Linie  ist,  und  selbst  die  Achse  des  Thal- 
wegs,  so  wie  die  Ueberschreitung  derselben  bei  Thathand hingen  auf  dem  Thal- 
weg, in  der  Wirklichkeit  sich  schwer  bestimmen  lafst;  so  verdient,  wenn  man 
sich  den  Schwierigkeiten  der  Prävention  nicht  aussetzen  will,  noch  durch  Ucber- 
einkunft  bestimmt  au  werden,  wie  es  mit  der  Gerichtbarkeit  gehalten  werden  soll, 
bei  Fergehungen  auf  dem  Thalweg  seihst,  die  weder  auf  den  Octroi,  noch  auf 
die  Schiffahrt  Polizei  Begehung  haben,  z.  B.  Todscldag,  gefahrliche  Verwundung 
auf  dem  Schiff,  Diebstahl  u.  d.  Vergl.  Gatna's  Bemerkungen  a.  a.  Ol,  S.  104.  — 
Badische  Verord.,  die  künft.  Behandlung  der  Schiffahrtsachen  betr.,  v.  «4.  Mai 
1810,  in  <L  bad.  Regier.  Blatt,  1810,  Num.  si. 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


: 


An 


879 


Nach  den 


Bundesbeeres. 

18,  4.  Febi\  1819,  und  9.  u.  12.  April  1821 


Bemerkungen. 


1.  a.  3. 
4.  5.  6. 

7- 


8. 


10. 


—       )  Die.«  Tabelle  gibt  rmc  genaue  Zerle^og  jede.  Cont.ngent.  in  die  Ter.ch.ed.nen 
Oc^.ff-gä  u"8!n.  ».elf  den  i.  f.  -der  ,  Nahe,«  Be.timm .....  ^"7™  %' 
D  Ii    Mo)  und       den  ubr.gen  oben  in  der  Robnk  .»geführten  j«'B»*  "Jg. 

P^dlenen  V-r^br-ft«.    IV.f.  mit  d«.r  fcrl. gun,  ...lK  b-  j  •  ™* 

BaifrLr  m,l,tari*hc  Formaii».  gemr.nl  .er,  ..t  «u»  de-  Tabelle  Hin«  011  n 
„.„.elmehr  nur  einen  Ma,..».b        die  Hand  g.be-,  um  da,  er»««*«  \*nn«;^£ 
W^ud—Lal  im  Vrrhalln.f.  »u  allen  ubr.ge.  und  weger,  de.   quah Unter.  « 
Battr   W.tfmjt  .uunpen  eigeolliwb  .«  Iei.«e»  habe.   .»  .o  we.t  namlicb  d,e  Le.atung 

Qr(^ann»cb<rt  brtl.-»U.  nri4,b«  tind  dadurrb  weggefallfn,  daf» 

„    i;      2)  D.e  be,   der  Berechnung  eor.ommenden   Brdehe  .ind  a»a  rM  hioM— 

Hob...  ü  llnJ  ,i.ri.h„r.  „berall.  mm  \ort!.eil  der  Streitmacht,  «<o  Mann  g*n« .  mogeg 


b i)    tyie  un  .  """"B    „ 

,1t  »,  und  darüber,  uberall.  mm  \ort!.eil  der  Mr 

'fj0i-n  £,  J:«.i!SSb  e^ferlen  Angaben  ,1,1,^.  der  Ei  n  w»hn  e  r  ■  nge^c__.  - .. 

ooi  c?o  •  K..rh«.en  und  Luxemburg  erhobt*,  darauf  .hr,  Aug  .bcn  ,n  de».  P™»°k<»''  »• 
'.Fr*  M     .S.o f«    toi   wonach  die  Bunde.raalrilrl.o  ber.«bl.gt  wurde,  wir  ..e  .pal.r  de« 
I      H      ..        V'"u  V  %,on!,*no*  "  ,        ,8l|  oberdi*  Ki.*g.»er(..i.unSde»  Hunde«  xum 
lracl.li»»>.  der  B.  V.  v.  fl   u.  M.  April  lüii |  oD"        q    *|  dle  lfl  ,!.*„  nachfolgenden 
,rU„..e  g.lr,t  wir.      und  *,>   '"/^T'^        .b.?.?!  Abänderungen 

Nasrb,,^^nl^Wr;'7  (lMS,cbten^o»b..«b«0M»nnil«»meS  im  J.  i»iS  und  den  hier- 

•jj  •      Mein  ll.ldbrgb.  —  •  •«>««• 

.      Al.enburg  -  ^■>0°    -   ^  

'Schteer^ngt^r;*™  — 
U.  .1.  MaaUb  der  jedem  vo.  .h.cn  ^''£*<^™"£%^Ummu  der  B.  V. 

,'•  ^  r       JLrVabl    "on    ,(o49  und  einem  (mit  dem  Olde.t.urg.,rben  »ere.n.gte.) 
,.  «■«tE'w»'-7J»h'  Xdunb  erb«ht  .ich  d.«  E;..w„bn*rt,bl  «n.  Oldenburg  .«f 
|on«.nt.nt  von        Mann-    JM-nb   er«.  ^  ^.^    ,   ^        on       s  8ft} 

V0.718.    8».        Bern.  5  *a  A        Ftlrilen,bum  Lichtenberg  v-n  S.rh.eo- 

Ha  {  hl)Ja:;h  ^V:'^  -hl ^rdPrel*.  »,bm  d„o„  am  „.  Sep,.  ,«4  De.iU. 

i-  .loburgGolba  »n  Preuaaen  *n6f.  „  .  ,  „  n  v  »  afi  Sent.  i«Ji.  ward  d.c  fnr 
Holion  d-eaem  Tage  - 

BrÄi,eb.enbe,g  ..  der  D""'«"""'" k'1  «««J "J  b      fc     D,dur,b  ward  d.e  Kinwobneri.bl  bei 

„emTo-  1JM0«.  •"■/,''^rlJl"'S'*^d„l„  ,irl,  die  be.drr.e.liß.n  C^li.g.nte. 
kohl,  und  .«n  naml.rhen  Verba Un.l.  «^"^  •'  Lul,nlburg  an  Belgien  und  die 

OWM      «>  I>-  Abtretung  The'l  ,^h^X^flir  a.n.e.ben  (..  unlen  de.  Zu- 

...  U.I.I.,rUns  d«  »««  rb,ld*t*n  Her. op 1  .  »  Malr.kel  tur  Folg.  ge- 

1  ,  tl*1*  «"  «•  Mo'  N°"  e„hnM°  '  /^n  V1,  5  «  lf  lept.  1830.  (e.lgr.ettt  worden 
JfhCbt.  welche  in  «we,  Be.chluMen  der  B  V.  »  5 i  »  1^ ^P-  ^  .„Ksj.SSJ.  Ter- 
Lipf'     D"  AnacbUg  Ton  Luxemburg  bat  «cb  d.naeb  am  >,<M  , 

.  .. ;t- , .oder».   K        a   _  _   I0  baben  im  December  t81o  ein« 

\  LUD       (>)  Die  drei  ,«mifcM*»  Ar^^..N?."B| S  '  ^  "r^Wden.r  Bunde»t.al.n  b.r- 
Bre  „„.derung  erl.t.en.  indem  au.  ,hoeo  a.r  Coon^ra«  ^hKNl^  Hierttber, 
Ulafl  „.en^men    und  m  *^ 

7nlin«enten.  .  J.  i»  5«M«f  *«•  <»«n  Tabellen  Num.  1  «.  11,  »«ten  S.  88J. 
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nach  de^rcii  Bestimmungen  der  Kriegs  Verfassung"). 
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l)  D»  die  mncre  Kmlljulung  d<*r  »myf- 
Mi.rJ.(rr.  Arnif1i;i.f|«  nuc  Ii  tjirlil  iur 
K^nnliui  *  vrj-mpt  Mi,  «o  wtir.Ir  ciut  <1h* 
ruilli.'ilim^  ,lr,  «-Iben  ,0  1  I).v,«nirit'i 
nur  \u  vi  tViu  j|.m-l'nl,rl.  .1»  nacb  J, 
d.-r  «N.it  cu  il  B.  »I  1  'Ii [»Hl. £>■  11  >'  10'/; 
j.-,lr»  i",..i|.«  n.  iiin^ti-u«  in  «i>  t,-l  lliv- 
il.Tirii  .1 J  Ii  p-  il  1  >j  l»t. 
1  Am  .i  Ii  Ii  J 1»  l>r  111  (.iin.il  i"l  tun  clrri  t 
jfMi.idilfii  A11n.1l '..  f  [,«  mir  du  r.n- 
ll.rilui.^  m  |)  ,  1. Hiiicn  .    11  ud   tu.  Iii  »K.  Ij 

f.-inrir_.  in  ILj.J.n  ,  R.  «  iiii-iilrr  ci. 
iiif'äi.('ulif« 

1  J'.Li  11  1.  k.rinlrn,  ivr.l  Jii  l'r|i«-rr.n- 
liu.rtr  «Ii  -  r  iiHiul,  rill.i.  Iii \;;ru  Nl  ,  ..tc  II  «  «.  - 
£,-11  Mrllimi:  <1.  1  « .fM  i.iji /•■  m.<l|  imlil 
«...  iir-rn.  >  l  ■  >  »<■  nur  d«.-r  At.iilil  11.M  Ii, 
tiulit  n.K-h  cl<  n  r^rtr.,rl,  11  B.ilLmfll,  iil- 
^''lulirl  W<-rd.<i. 
4)  Auiti  »lud  iur  R!]dn;:i;  »  ..1 1  «Undi^T 
li.itK  neu  Tun  h  H  (»,»■  Ijuim  ii  .  die 

D.irlj         i|    drr  \;iLi-r<*u  l»«'*tirmnuii.;i  11 
.ilj  Finlirilin    dioci   W.itl» -nfc  illiiiiy  p; >  i  - 
Uli,  nun  Vuilii.d  Jcr  .Nlicitni  ..  I  t  . 
bri    d.m    Conlmgi-nl    tun    0<«tn;,'i  S 

J»rt.u,, 

»  >'  "  Ujirrn 

lifi  ij  Cnntiiigenlrri  v.     S.  Artnr»-Cr.v|„  j 
-    »  "  »     ■!.  "  1  \  i 

■    a  ,,  , , , .  ', 

<m-l>r    .ititi-ii..miii1|i ,  »I«    «Ij»    ..ni<r  ,.- 

(in  ilf     Vr|  >|.ll||l'l  >     Von      J      (ji  k.  llllljl  Ii 
iili   jp-    1i>.i'<   ^[.itic  tetr^t. 
Dir  tJ.'iiirrliin^rn  »11  d-T  TnhelU  Viim 
»iti'l  .iinh   hn  (ti-r  ri" ;i ri  1 

in   l^rtiii-ri,   nirrrclli.il  itic  R' ni  ij. 
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Nachtrag 
zu  vorstehenden  Tabellen  Num.  I  und  IL 

Aenderunc  in  der  Zusammensetzung  der  drei  gemisckttn  Arme* 
Corps    und  Bildung  einer  R e se  r  v e Injanttr ie  Division^  nach  den  Be- 
schlüssen der  Bundesversammlung  v.  9.  u.  i4«  December  i83o,  v.  17. 
Februar,  3.  Mar«  u.  3o.  April  i83i,  u-  v.  3.  September  i835. 
Die  drei  gemischten  ArmeeCorps. 


Dm- 


Staaten. 


[  n  taaUrie. 


Artiii  «n- 
CaTtlcricj ,ten  »■•' 


Conti  ngcat* 


VIIL 


1. 
1. 

3. 


Würtemberg  

Baden   

Grobherxogthum  Hessen 


1.  I  Königreich 
Kurhessen 
Kassau  . 


1. 


IX. 


10,816 
7,75i 
43oa 


i3^69 


g,3oi 
3,7«» 


Zur  Besaitung  der  Bundes jeslung 
Luxemburg: 
Grofsherxogthum  Luxemburg  u.  Her- 
zogthum Limburg,  s.  unten  Bern-  11. 


17,415 


j  Hannover  

1#  l  Braunfchweig  

Holstein  und  Lauenburg     .    ,    .  . 

.MecklenburgSchwerin  

I         »  Strelit*  

Oldenburg  

iDie  Freien  Städte  Lübeck,  Bremen 


\ 


1,981 


10,118 
i,6a5 
1,791 

s,65o 


1,419 

885 


4,3o8 


»»7»4 

811 


»,5i5 


65 


1,143 
8ao 
5o8 


i.4?3 


310 


1,865 
399 
5i4 
5n 
7« 


»M4' 

Reservelnfant  eri  eDi  vision, 

der  Besatzungen  der  B 

des  Oberfeldherrn. 

Bundesstaaten. 


3n 
3,&7* 


1,071 
17» 
ao5 

% 

179 
»79 


«.»49 


1 3^)55 
10,000 
6,195 


3o,i5o 


11,000 

5,679 
4to39 


»1,718 


1,556 


1 3^)54 
1,096 
3,6oo 
3,58o 
18 


iL 


18,067 


Coatiagaal 
im 

Ja&aUrUStalluf.. 


SachsenWeimar 
»  Altcnburg 

»    CoburgGotha      .    .    .  . 
*  MeiningenHildburghausen 
AnhaltDe&sau 
v  Bernburg 
v  Göthen 
SchwarzburgSondershausen 

v  Rudolstadt 
HohenzollernHechingen 
Liechtenstein 
Hobenzolle 
Waldeck . 

Reufs,  älterer  Linie 

»      jüngerer  Linie 
SchaumburgLippe 
Lippe 


HcsscnHoml 
Freie  Stadt  Frankfurt 
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Bemerkungen. 

i )  Durch  Beschluß  der  B.  V*.  w.  9.  Dec.  i83o  3i4 )  wurden  die  in  der  vor- 
stehenden Tabelle  abgesondert  aufgeführten  Bundesstaaten  von  der  Cavalerie- 
und  .7»*ti7/rn>Stellung ,  gegen  eine  in  der  Kopfzahl  theils  gleiche,  tbeils  gröfsere 
InfantrrieStellung,  befreit,  und  sodann  wurden  ihre  Contiugente  aus  den  drei 
gemischten  ArmeeCorpc  ausgeschieden,  und  in  eine  zunächst  *ur  Verstärkung 
der  HriegtgarnUonen  in  den  Bundesfestungen  bestimmte  Rctcrvtlnfanterü- 
Dhntion  vereinigt. 

•  )  Durch  den  nämlichen  Beschlufs  wurde  Nassau  von  der  Caro/eriVStellunt  be- 
freit, gegen  Erhöhung  seines  Infanterie-  und  ArtillerieContingents  (welches 
•ine  vollständige  InfantcricBrigade  mit  3o  Pionuiers  und  8  Geschütsen  bilden 
soll);  eben  so  Oldenburg,  gegen  Erhöhung  seines  InfanterieContingents.  (Eine 
entsprechende  Bestimmung  traf,  rücksichtlich  des  Nassauischen  A*/?rtvContingents, 
ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Sfpt  i836  i63],  Danarb  hat  Nassau  auch  in 
der  Reterve  keine  Cavalcrie.  sondern  1,346  Mann  Infanterie,  Artillerie  und 
Pionniers,  mit  3  siebenpfundigen  Haubitzen  au  stellen.) 

3)  Durch  Beschlufs  der  B.  V.  v.  14.  Dec.  i83o  (§.  3*4)  wurde  das  Cawderie- 
Contingcnt  von  Met  klenburgStrelitz  von  einem  Siebentneil  des  ganzen  Contin- 
gents auf  ein  Zclinlhcil  (71  M. )  vermindert. 

4)  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  1-.  Febr.  i83 1  (\.  ^9)  erklärte,  dafs  das  Luxem- 
burger Contingcnt,  ungeachtet  seiner  Bestimmung  zur  Besatzung  der  Bundes- 
festung Luxemburg,  auch  ferner  zu  dem  neunten  ArmceCorps  gehöre. 

5)  Zufolge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  3o.  April  iB3i  111)  —  s.  oben 
\,  3io.  a  —  sind  dem  Oldenburgiii hen  Cootingent  19  Mann  Infanterie  (ohne 
Keserve )  beigefügt  worden,  welche  die  Freie  Herrschaft  Kniuhauscn  zu  stellen 
hat.  Dadurch  hat  sich  die  Infanterie  jenes  Contingents  auf  i,65o  Mann,  und  das 
ganze  Contingeut  auf  2,819  Mann,  erhöht.  Man  s.  hierüber  auch  die  Bern.  6 
zu  der  Tab.  Num.  I. 

6)  Nach  einem  Beschlufs  der  B  V.  v.  3.  März  i83i  (     53)  soll: 

•  )  die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Mainz  bestehen  aus 
",000  M.  Oestreichischen 
7,a5o  »  Preußischen 
V>io  v  SacbscnWeimarEiscnachischcn 

981   v        v  Altcnburgischen 
1,1 16  v        »  CoburgGothaiscben 
1,160  *       »  MciningenHildburghausischcn 

529  *  AnhaltDcssauischen 

3-o  »       »  Bornburgischen 

3a5  »       »  Cöthischcn 

too  »  HessenHomburgischen 


! 


10,93a  M- 

Die  zu  dicaer  Hriegsbesatzung  gehörenden  Genie-  und  ArtiUeriaOffiriere, 
Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers.  Pontoniers  und  Cavaleristen 
sind  in  den  östreiebisehen  und  preussischen  Contingenten ,  au  gleichen 
Theilen,  begriffen. 

b)  Die  Kriegsbesatzung  von  Uxemburg  soll  bestehen  aus 
3,ooo  M.  Preussischen  1 
a,556  »  Luxemburgischen  I 

&19  »   Waldeckischen  j  Bundestruppen. 

«4o  »  Schaumburg -Lippischen    \  .\*».J!  ' 

691    *  Lippischen 

susaromen  7/x>6  M. 

Die  erforderlichen  Genie-  und  ArtillerieOfficiere,  die  Artilleristen,  Sappeurs, 
Mineurs,  Pionniers  und  Cavaleristen  werden  von  Preussen  und  Luxemburg, 
nach  VerhMtaifs  und  Antheil  an  dem  KriegsbesatsungsContiugente ,  gemein- 
schaftlich gegeben, 
e)  Die  KriegsbeaaUung  von  Landau  soll  besteben  aus 
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4,ooo  M.  Baierischen  \ 

45 1  »  Schwarzburg-Sondershausischen 

53q  »  »  Budolstadtischen 

145  v  Hohenzollern-Hcchingischen 

55  »  Liechtensteinischen  /  Bundestruppen, 

356  »  Hohenzollcrn  Sigmaringisehcn 

223  »  Reufsiscben  ( älterer  Linie ) 

522  »  Reufsiscben  (jüngerer  Linie) 


iisammen  6,291  M. 

Die  erforderlichen  Genie-  und  ArtillericOfficiere ,  Artilleristen,  Sappeurs 
Mineurs ,  Pionniers  und  Cavaleristen  werden  von  Baiern  gegeben. 
)  Nach  dem  nämlichen,  ebenaneeführten  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i 
bleibt  das  Contingent  der  freien  Stadt  Frankfurt  der  Disposition  des  Ober- 
Jeldherrn  vorbehalten;  es  wird  jedoch  dasselbe  der  Widmung  zum  Bundes- 
festungsdienst,  nach  dem  Ermessen  des  Oberfeldherrn,  keineswegs  entzogen. 
)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3i.  Januar  i833  ist  bestimmt,  dafs  das 
liechtensteinische  Contingent  blofs   in  Scharfschützen  bestehen,  und  zu  dem 
hohenzolleriscben  ganzen  Bataillon  stofsen  soll. 

>  Zwischen  den  zu  den  drei  gemischten  ArmeeCorps  gehörenden  Bundesstaaten  sind, 
durch  ihre  MibtärBevollmächtigten  bei  der  MilitarCommission  der  B.  V.,  folgende 
üebereinkünfte  über  die  innere  Organisation  dieser  Corps,  zu  Frankfurt  a.  M 
abgeschlossen  worden: 

a)  für  das  achte  ArmeeCorps,  am  14.  Sept.  i83i ;  wozu  noch  gehört,  eine 
zwischen  HohenzollernHechingen ,  Liechtenstein  und  HohenzollcrnSigma- 
ringen  am  8.  und  25.  Ott.  und  10.  Nov.  i836  abgeschlossene  Ueberein- 
kunft,  wegen  Formirung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons,  in  von 
Meymi's  Staatsaeten,  1h.  II,  S.  543; 

b)  für  das  neunte  ArmeeCorps,  am  3o.Dec.  i834  ; 

c)  für  das  zehnte  ArmeeCorps,  am  25.  Juni  i835;  wozu  noch  gehören, 

o)  Schlufsacte  zu  Regulirurig  der  inneren  Verhältnisse  des  gesammten 
zehnten  u.s.w.  ArmeeCifrps,  d.  d.  Frankfurt  a.  M.  den  25.  Juni  i835 

ft)  Schlufsacte ,  die  Formation  der  zweiten  Division  des  zehnten 
ArmeeCorps  betr.,  d.  d.  Frankfurt  a.  M.  den  -3i.  Juli  i835, 

y )  Convention  zwischen  dem  Grofshcrzogthum  Oldenburg  und  den 
Freien  Städten  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg,  wegen  Verbindung 
ihrer  Contingcnte  zu  einer  gemeinschaftlichen  Brigade,  der  dritten 
der  zweiten  Division  (wonach  insbesondere  Oldenburg  die  ganze 
Artillerie,  und  dagegen  die  drei  Freien  Städte  die  ganze  Cavalerie 
der  Brigade,  stellen  sollen),  d.  d.  Oldenburg  den  6.  Jan.  1834, 
nebst  Ztuatzarttkeltt  vom  nämlichen  Tage,  enthaltend  nähere  Be- 
stimmungen über  die  Ausführung  jener  Vereinbarung, 

d)  Convention  zwischen  den  drei  Freien  Städten  Lübeck,  Bremen 
und  Hamburg,  d.  d.  Lübeck  d.  17.,  Bremen  d.  22.  u.  Hamburg 
d.  24.  Febr.  1834, 

*)  Convention  der  Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen,  über  die 
Stellung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons  und  einer  gemein- 
schaftlichen Schwadron,  d.  d.  Bremen  d.  22.  Oct.  und  Lübeck  d. 
»5.  Nov.  1834. 

))  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  vom  3.  Sept.  i835  vermehrt  sich,  in  Folge 
der  Abtretung  des  Fürstenthums  Lichtenberg  von  SachsenCoburgGotha  an 
Preussen  (§.  286  p.),  das  k.  preussische,  und  vermindert  sich  das  h.  S.  CGo- 
thaische  BundcsContingcnt  um  260  Mann ,  und  es  ist  danach  das  preussische 
Contingent  zu  der  Kriegsbesatzung  der  Festung  Mainz  von  7,000  auf  7,250  Mann 
erhöht,  dagegen  das  S.C.Gothaische  Contingent  zu  der  ReservelnfantcrieDivision 
▼on  i,366  auf  1,116  Mann  heruntergesetzt. 

»)  Ob  und  wie,  nach  der  Abtretung  eiaes  Tbeils  des  Grofsherzogthums  Luxem- 
burg an  Belgien  und  der  Substituirung  des  Herzogt huins  Limburg  für  denselben 
(wonach  die  BundesMatrikel  abgeändert  wordeu  ist,  —  s.  die  Num.  in,  B.  des 
gegenw.  Anhanges,  und  die  'Lusatze,  zu  S.  253  u.  519),  auch  das  luxemburgische 
(nunmehr  luxemburglimburgischc)  BundcsContingent  herabgesetzt  worden  ist, 
ist  bis  jetzt  nicht  bekannt. 

KlUber'»  Üffcntl.  IWcht,  4.  Aufl.  [)Q 
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Nun.  HL 

Bundesinatrikeln  für  Geldbeiträge. 


A.     Matrikel   der  BundescanzleiCasse, 

nach  den  Beschlüssen  der  sechsten  PräliminarConferenz  der  Gesandten, 
vom  3o.  October  1816,  und  der  Bundesversammlung,  vom  4.  Hai  und  20. 

August  1818 ,  §§.  104  und  2io,  N.  2. 

(Zu  den       i36,  181  u.  195.) 


Zu  der  BundescansleiCasse  steuert,  so  oft  es  von  der  Bundesversamm- 
lung für  nöthig  erachtet  wird,  jede  der  17  Stimmen  des  engern  Raths  1,000  Gul- 
den im  Vierundewansigguldcnfuf» ,  milbin: 

die  11  VirilStimmen  aa,ooo  fl.  —  kr. 

k  Sachsen -Weimar  '666  fl.  40  kr. 

,  7      y      Coburg -Gotha  5ao  »40  » 

sodann  11. j      ,      Meinmgeu  -  Hildburghausen  .     438  »  11  » 

»       Altenburg  3"4   »  IQ  » 

— —  1,000   v    -  V 

2  I  Nassau     .  1,000  fl.  —  kr. 

*  i  Braunschweig  1,000  »  —  v 

•«•I 


2,000    *     —  « 

Mecklenburg -Schwerin  1,000  fl.  —  kr. 

v  Strelits  1,000  »  —  » 

— — — 1,000  »  —  » 

Oldenburg   888  fl.  53V,  kr. 

Anhalt- Dessau  aas  »  i3a/s  » 

»      Bernburg  aas  »  i3V,  » 

»      Göthen  aaa  »  i3y,  » 

Scbwarsburg  -  Sondershausen   .   .    .     aaa  »  i3V,  » 
»  Rudolstadt     .    .    •    .     aaa  »  i.V/,  v 

2.000  v   -  * 


Liechtenstein  

|IIobensollern«Siginaringen   .  . 


16. 


iHeufs,  jüngerer  Linie 
Schaumburg  •  Lippe 

LiPPe   


1,000  *  —  » 

i  Lübeck 


kr. 

a5o  » 

V 

a5o  » 

» 

V 

» 

a5o  » 

V 

kr. 

» 

V 

V 

1,000  » 


Zusammen  34,000  fl.  —  kr- 
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II.  Matrikel  der  Bundes-  oder  BondesmatrikularCasse 

(auch  Krie^scasse), 

nach   den  neuesten  Beschlüssen  der   Bundesversammlung    vom   5.  und 

16  September  1839. 

(Zu  den  §5.  i36,  181,  196  u.  197.)  *] 


Berechnung  eines  Ausschlags  zu  60,000,  3o,ooo  und  1,000  Gulden  rheinisch. 


Bundesstaaten. 

Seelenzahl. 

tu 
60,000 
Gulden. 

M 

3o,ooo 
Gulden. 

3U 

1,000 
Gulden. 

1. 

1. 

3. 

4- 
5. 
6. 

8. 

9- 
10. 

1 1. 

12. 
i3. 

»H- 

i5. 
16. 
1-. 

18. 
19. 
10. 
i\. 

11. 

i3. 

54- 

i5. 
ib. 

17. 

18. 

£ 

3i. 
3a. 
33. 

34. 
35. 
36. 
3-. 
38. 


Oesterreich  .   .  . 

Preugsen  .... 

Königreich  Sachsen 

Baiern  .... 

Hannover     .   .  . 

Würteinberg    .  . 

Baden  ..... 

Kurbessen     .   .  . 

Grofsherzogthum  Hessen 

Holstein  u.  Lauenburg 

Luxemburg  .... 

Braunscbweig    .    .  . 

Mcchlcuburg  -  Schwerin 

Kassau   

Sachsen -Weimar  .  . 
»      Coburg  «Gotha 
«      Meiningen  -  Hild- 
burghausen 
»       Altenburg .  . 

.Mecklenburg  -  Strelitz 

Oldenburg  .... 

Anhalt  - Dessau  .  .  . 
»  Bernburg  .  , 
»      Göthen  .    .  . 

Schwar/.burg-Sondersbansen 
v  fludolstadt 

Hohenkollcrn-Hechingen 

Liechtcustein  .... 

Hohen/.ollern-Sigmaringen 

Waldeck  

Reuls,  älterer  Linie  . 
»      jüngerer  Linie 

Schaumburg -Lippe  . 

Lippe 

Hessen -Homburg  .  . 

Lübeck  

Frankfurt  

Bremen  

Hamburg  .    .    .    .  . 


Summa 


9,481,117 
7,948,43a 
1,100,000 
3,56o,ooo 
i,3o5,35i 
1,395,461 
1,000,000 
567,868 
619,300 
36o,ooo 
a53,583 
109,600 
358,ooo 
301,-69 
101,000 
1 1 1,600 

11 5,ooo 
98,100 
7 1 ,769 

110,7*8 

5i,94' 
3 -,04  6 
3a,454 
45,n7 
53,93t 
14,500 
5.546 
35,56o 
5 1,87- 
n,i55 
5i,io5 
14,000 
69,061 
10,000 
4o,65o 
4?,85o 
48,5oo 
119,800 


30,164,391 


18,861 
i5,8io 
1,386 
7,081 
1^96 
1,775 
1,989 
1,119 
i,i3i 
716 
5o4 
416 
711 
601 
399 
111 

118 
195 
141 
439 
io5 
73 

89 

107 
l8 
11 

70 

io3 

44 
io3 

i58 


6 

14 
55 
11 
18 
43 

6 
33 
i5 

5 

44 

55 

6 

i4 

49 
59 

45 
10 
45 
2 

'9 

4 

33 

45 
17 
5i 
1 

44 
1 1 
16 

:jO 

44 

C 
Ol 
II 
18 
1  1 


60,000  |  — 


9,430 
7,005 
1,193 
3,540 
l,lÖ8 

i,387 

99» 
564 
616 
358 
i5i 
208 
356 
3oi 
199 
111 

114 

97 
71 

119 

5i 

36 

3i 

44 
53 

»4 

5 

35 
5i 
11 
5i 
i3 
68 

19 
40 

& 

119 


33 

3i4*jiht 

'.*6.},j©40j 

78 
3(, 

39m»oo 

1  lo\oj994 

i4 

43,i7«H 

5i 

46«ouo 

33 

33,!!^ 

46 

lo\*MSJ 

n 

»°i»J7«4 

1 

1  ',9H«0 
8,4ö6iy 

17. 

18 

6^48  V) 

3 

1  ,'««iM 

7 

l°<OJ7» 

54 

6-4414« 

11 

40 

i3 
3i 
4o 
5i 
17 
5i 

39 
ib 

3i 
11 
36 
8 

55 
5i 

4i 
33 
16 
35 


3«1]44 

3,Ji»*9 
a,J7«»6 

7*jni7 
1rj»ii» 
1m«j 

,»«J9»7© 
'«Ml* 

«Ofc* 

'  »MI 

"  7J71» 
'«SO»» 

"  7H6« 
»«MJJ 

"    »61«} . 
1 »1*761 

10» 


4,*d 


3o,ooo  I — i  1,000 


* )  Diel*  abgeänderte  Matrikel  i*l  am  I.  Ortober  l839  in  Wirkeamkeil  getreten.  .Sie  ward  bekannt,  ala  der 
$.  195  der  gegenwärtigen  Auflage  dieaea  Werke,  trhon  gedruckt  war,  und  ate  konnte  daher  Our  hier  oecb, 
e*  der  Stell*  der  iiier«  Matrikel,  aufgenommen  werden.  lu  dem  S  >»5,  in.beee.dere  i«  der  N.tr  b,  }»» 
da*  Netbige  an  bemerke».    Sieb*  »neb  not..  d*u  Zu..«,  tu  <,.  io5.  Nete  b. 
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Num.  IV. 

Verzeichnis  der  teutechen  Standesherren, 

im  Sinn  der  BiradesActe,  und  nach  Bestimmungen  theils  der 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  theils  hesonderer  Beschlüsse, 

Verträge  oder  Verleihungen. 

Geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welchen  die  standesherrlichen 

Besitzungen  gelegen  sind. 
(Zu  \>  3oi,  Note  i.) 


Vorbemerkungen. 

Bei  Standesherren  uud  StandesherrlidJteit  (§.  Soa)  im  Sinn  des  vierlehnten  Ar- 
tikels der  teutschen  BundcsActe  ,  setzt  diese  voraus  ,  neben  fürstlicher  oder 
gräflicher  Familienwürde ,  ehemalige  Reichsstandschaft  wegen  eines  reichsstän- 
dischen Besitzthums,  welches,  mit  der  Person  des  Besitzers  und  seiner  Familie, 
im  J.  1806  oder  seitdem  der  Staatshoheit  eines  tentscheu  Bundesfürsten  Standes- 
herrlich  untergeordnet  worden  ist.   So  die  Regel. 

Allein  es  finden  sich  Ausnahmen  von  dieser  Regel.  Die  Sehl  ufs  Acte  des  wiener 
Congresses  räumte  einem  Freiherm,  wegen  seines  vormals  rcichsständischen  Besitz- 
thums, Standesherrlichkeit  ein,  dem  Freiherrn  v.  Bömmclberg,  wegen  der  Herr- 
schaft Gehmen  X%*  3oi ,  e).  Sie  gesteht  dieselbe  etlichen  vormaligen  Reicbsständen 
ru,  wegen  nicht-rcichsständischer,  doch  reichsunmittelbarer,  nicht-reichsritterschaft- 
lieber  Besitzungen  ;  so  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim  wegen  der  Graf- 
schaft Steinfurt,  und  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim -Tecklenburg 
oder  Rheda  wegen  der  Herrschaft  Rheda  nebst  Gütcrstohe,  dein  Fürsten  von  Savn- 
"Wittgensteiu  -  Berleburg,  wegen  der  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark,  dem  vor- 
mals nicbt-rcichsständischen  Herzog  von  Croy  wegen  Dülmen  (§.  3oi,  d  und  unten  bei 
Preusscn,  I.  die  Note  zu  Num.  4).  —  Dem  oben  schon  genannten  Grafen  (seit 
1817  Fürsten)  von  Bentheim -Tecklenburg  hat  Preusscn  Standesherrlichkeit  be- 
willigt für  seine  vormals  nicht -rcichsständische ,  doch  reichsunmittelbare  Grafschaft 
oder  Herrschaft  Hohenlimburg  (§.  317,  a).  —  Dem,  in  anderer  Hinsicht,  wegen 
vormals  reichsständischer  Verhältnisse,  standesherrlichen  fürstlichen  Hause  Löwen- 
stein Wertheim ,  gesteht  Würtemberg  Standesherrlichkeit  zu,  wegen  der  vormals 
weder  reichs-  noch  kreisständischen  Graf-  oder  Herrschaft  Löwenstein  (§.  3oi,  d). 
Etlichen  wird  Standesherrlichkeit  eingeräumt,  die,  ohne  reichsständisches  Besitz- 
thum, nur  für  ihre  Person  Theil  an  einer  reichsgräftieben  ComitialCuriatStimme 
hatten,  also  reichsständisch -gräfliche  Pcrsonalisten  waren;  so  dem  Grafen  von 
Schlitz  genannt  von  Görtz  ($.  3i5,  b),  und  dem  Grafen  von  Ncipperg  (unten  bei 
Würtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  »4).  Dem  Freiherrn  (seit  1810  Grafen  von 
Rechberg  und  Rothenlöwen,  welcher  weder  reichsständiseber  Personalist  noch 
reichsständisch  begütert  war  (unten  bei  Würtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  28), 
räumt  Würtemberg  Standesherrlichkeit  ein.  —  Wo  eine  Anomalie  einer  der  vor- 
erwähnten Arten,  bei  einem  Standesherrn  in  dem  hier  folgenden  Verzeichnifs  sich 
findet,  ist  solches  Jedesmal  angemerkt. 

Von  dem  rechtlichen  Wirkungsumfang  einer  Standesherrlichkeit ,  die  ihren 
Grund  hat  in  einer  bundesfürstlichen  Verleihung ,  nicht  in  Bestimmungen  des  vier- 
zehnten Artikels  der  BundesActe,  oben  %.  317,  rergl.  mit  %%.  Z01  u.  3i5. 
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Eine  ziemliche  Anzahl  von  Standesherren  aind  zweien,  oder  andere  dreien, 
etliche  sogar  pier  bundesfürstlichen  Souverainen  untergeordnet  (§.  3oi,  k).  Solehe 
kommen  daher,  in  nachstehendem  Verzeichnifs ,  unter  eben  so  vielen  Bundes- 
staaten vor. 


L 

In  den  königlich -preussiseben  Provinzen  Westphalen  und 
Niederrhcin,  auch  Sachsen. 

A)  Westphalen  «). 

1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  der  Grafschaft  Recklinghausen 
7»/2  QMeilen,  3 1,148  Einw. 

2)  Fürst  von  Bentheim-Steinfurt;  wegen  der  Grafschaft  Stein- 
furt c).    ti/8  QM.  3,774  E. 

3)  Fürst  von  Bentheim-Tecklenburg  oder  Bentheim-Rheda; 
wegen  der  Herrschaft  Rheda  d)  (3  (JM.  11, 255  E.)  und  der  Grafschaft 
Hohen  Limburg  «),  2V4  <JM.  6,480  E. 


a)  Die  Standesherrschaften  in  den  Provinzen  Westphalen  und  Mederrhein,  mit 
Ausnahme  von  Hohenlimburg  (Num.  3),  kamen  an  Preussen,  theiU  durch 
den  Acte  final  du  congres  de  Viennc,  arL  24  et  43,  Rhein.  BundcsActe, 
Art.  24,  theils  durch  die  unten  bei  Num.  11,  und  bei  Nassau  (Num.  IX),  angef. 
Verträge.  Bestimmungen  über  den  Recbtszustand  der  Standesherren  in  diesen 
beiden  Provinzen,  oben  %.  3i6.  —  Verzeichnet  sind  hier  die  preussischen  Standes- 
herren nach  alphabetischer  Ordnung  der  Familiennamen.  Die  Angaben  der  Volks- 
zahl  in  den  Provinzen  Westphalen  und  Niederrhein,  beruhen  auf  Zählungen  in 
den  Jahren  1817  oder  1818. 

4)  Man  s.  oben  %.  3a.  Der  Herzog  von  Arenberg,  dem,  für  den  ihm  aufgenö! tilg- 
ten Verlust  an  hoheitlichem  und  grundherrlichem  Einkommen  in  Reckling- 
hausen, von  Napoleon,  als  Grofsherzog  von  Berg,  im  Jahr  181 3  eine  Jahrrente 
von  106,701  Francs  war  zugesichert  worden  (Ki.ÜB«a's  Acten  des  wiener  Con. 
gresses,  Bd.  IV,  S.  119  ff.),  erbot  sich  gegen  die  preussische  Regierung  zu 
Aufgebung  der  Standesherrlichkeit  in  Reckling hausen  gegen  'Entschädigung,  doch 
mit  Beibehaltung  seiner  dortigen  Eigenthumrechte.  Das  Erbieten  ward  nicht  an- 
genommen,  dagegen  sein  dortiger  besonderer  Rechtszustand  dureh  Lebereinkunft 
vom  »9.  Nov.  1824  festgesetzt;  er  erhält  eine  Jahrrente  von  i3,5oo  Rthlr.  Von 
seiner  Standesherrschaft  Meppen  unten,  bei  Hannover,  Num.  IV. 

c)  Die  Grafschaft  Stem/urt  war  nicht  reichsständisch,  doch  rcicbsunmittelbar ,  sie 
wird  aber  in  der  wiener  CongrefsActe ,  Art.  43 ,  zu  den  Standeshcrrscbaften 
im  Sinn  der  Bundes  Acte  gerechnet.  Wegen  Bentheim,  war  der  Besitzer  reichs- 
standisch  (man  s.  unter  Hannover).  Das  ehchin  landsassigc  bentheimische 
Gogcricht  Rüschau,  mit  5,783  Einw.,  im  Regierungsbezirk  Münster,  ist  nicht 
standesherrlich. 

<f)  Der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  43,  nennt,  aufser  Rheda,  auch 
die  bentbeim  •  tecklenburgischen  oder  rhedaischen  Herrschaften  Gütersloh  und 
Gronau.  Allein  das  Dorf  Gütersloh  ist  Bestandteil  der  Herrschaft  Rbeda,  und 
das  Haus  oder  die  Uuterherrlichkeit  Gronau,  in  dem  ehemaligen  Fürstenthum 
Münster,  war  zur  Zeit  des  t.  Reichs  eine  mittelbare  oder  landsaasige  Besitzung 
des  Grafen  von  BcntheimTecklenburg,  und  ist  jetzt  nicht  standesherrlich. 

e)  Wegen  der  Grafschaft  Hohenlimburg ,  früherhin  meist  Herrschaft  genannt,  die 
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4)  Herzog  von  Croy;  wegen  der  Herrschaft  Dülmen/).  6  QM. 
10,829  E. 

5)  Fürst  von  Kaunitz-Rietberg;  wegen  der  Grafschaft  Riet- 
berg g).    2  <JM.  i3,i8i  E. 

6)  Herzog  von  Looz-Corswarem;  wegen  seines,  im  preufsischen 
Gebiet  liegenden,  südlichen  Antheils  von  Rheina Wolbeck  A).  8  QM.  15,967  E. 


in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art  i3,  für  ein  preussische«  Schuts- 
land erklärt,  und  in  den  Art.  /|3  u.  34  unter  den  preussischen  Stande*  herr- 
schaften  nicht  genannt  ist,  ward,  auf  Ritte  de«  Besitzers,  durch  eine  könig- 
liche CabinetOrdre  v.  19  Der.  1816,  Standesherrlirhkeit  eingeräumt.  —  Weder 
Rheda  noch  Ho/ienbmSurj*  gaben  Reichsstanrischaft ,  aber  beide  waren  reich«, 
unmittelbar.  Beide,  in  der  rheinischen  RundesActe  nicht  genannt,  kamen  nicht 
schon  1806,  sondern  erst  1807  unter  grofsberzoglich- bergische  Hoheit.  In  der 
wiener  CongrefsActe,  Art.  43,  wird  Rheda  tu  den  Standesherrschaften  im 
Sinn  der  RundesActe  gerechnet. 

/)  Die  Herrschaft  Dülmen ,  war  ehehin  ein  Theil  des  hochstift- münsterischen  Amtes 
Dülmen,  welchen  Croy  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  r.  i8o3,  3,  erhielt. 
Das  herzogliche  Haus  Croy  hatte  nie  Rcichsstandschaft,  und  nur  rcichsmiltelbare 
Besitzungen  auf  der  linken  Rheinseite.  An  die  ausserordentliche  Reichsdeputa- 
tion ku  Regensburg,  erliefs  der  Herzog  im  J.  1801  die  Ritte,  Dülmen  zu  einer 
Grafschaft  zu  erheben ,  und  demselben  Stimmrecht  in  dem  westphälischen 
GrafenCollegium  beizulegen.  Von  der  R.  Deputation  erfolgte  hierauf  der  Be- 
schluß: «die  Erledigung  dieses  Gesuchs  beruhe  auf  der  bereits  für  nötbig  be- 
fundenen Organisation  der  reichsgräflichen  Collegien».  Protocoll  der  ausser- 
ordentl.  R.  De  put.,  §.  184,  S.  543,  u.  Rcilagen,  Bd.  III,  S.  97-  Diese  Organi- 
sation unterblieb.  —  Durch  die  rheinische  BundesActe,  Art.  14  *  ward  Dülmen, 
unter  dem  Titel  Grafschaft,  dem  Herzog  von  Arenberg  als  Standesherrschaft 
untergeordnet.  Als  dieser,  im  Dec.  1810,  seiner  Souverainetät  beraubt  ward 
(oben  3a),  kam  es,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte,  unter 
kaiserlich- französische  Hoheit.  Die  wiener  CongrefsActe  nennt  dasselbe  unter 
den  preussischen  Standesherrschaften.  Für  ihm  entzogenes  Einkommen,  erhalt 
Croy  von  Preusien  eine  immerwährende  Jahrrentc  von  6000  Thalern.  Vergl. 
%.  3ot ,  Note  d. 

g^)  Rietberg  kam  1807  unter  königlich  -  westphälische  Hoheit.  In  der  rheinischen 
Bundes \cte  war  es  mit  Stillschweigen  übergangen.  Der  Fürst  von  Haunitz, 
ohne  männliche  Nachkommen,  hat  Rietberg  in  dem  J.  182a  verkauft,  an  den 
Gutsbesitzer  Tenge  zu  NiederBarkhausen  im  Fürstenthum  Lippe.  Die  Berichti- 
gung des  Besitztitels  für  diesen  fand  Schwierigkeit,  weil  das  fürstliehe  Haus 
Liechtenstein,  Gundaccarischer  Linie,  die  Fortdauer  des  in  einem  Vergleich  von 
1736  ihm  für  den  Fall,  wenn  der  Haunitzische  Mannstamm  aussterben  würde, 
vorbchaltcnen  Nachfolgercchtes  in  Bietberg ,  hingegen  der  Fürst  Kaunitz  die 
Erlöschung  dieses  Rechtes  behauptete;  in  dem  hierüber  bis  1834  geführten 
Rechtsstreit  hat  indessen  der  Fürst  Haunitz  obgesiegt,  und  danach  jene  Be- 
richtigung im  Mai  i835  Statt  gehabt. 

A)  Dem  Herzog  von  Loos,  der  früher  nie  Reichsstand ,  auch  wichsunmittelbar 
nicht  begütert  war,  hatte  der  ReirhsdeputationsHauptsrhluls  von  i8o3,  %.  3sf 
einen  Theil  der  münstcrischen  Aemter  Bevergern  und  Wolbeck,  dann  Fürsten- 
thum Rheina  Wolbeck  genannt,  ohne  Anzeige  wofür,  zuget  heilt,  und  ihm  ein« 
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7)  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  von  Salm-Horstmar;  wegen  der  Graf- 
schaft Horstmar  »).  <JM.  5o,4n  E. 

8)  Fürst  von  Salm-Salm;  wegen  der  Herrschaft  Anholt.  7/a 
1,718  E.    Man  s.  oben  $.  3a. 

9  u.  10)  Fürsten  von  Salm-Salm  und  Salm-Kyrburg;  wegen 
der  Aemter  Ahaus  und  Bocholt  oder  des  Fürstenthums  Salm,  gemeinschaft- 
lich unter  ihnen  zu  V,  und  l/3  *).  37  QM.  63,337  E.  Man  s.  oben  §.  3a. 

11)  Fürst  von  Saj  n- Wittgenstein-Berleburg;  wegen  %  der 
Grafschaft  Wittgenstein  /).    3'/2  QM.  7,177  E. 

13)  Fürst  von  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein;  wegen  V,  der 
Grafschaft  Wittgenstein«).    4'/2  QM.  9,311  E. 

Ueberbaupt,  in  der  Provinz  fVettphalen:  78'/,  QM.   a»4i688  E. 


VirilStimme  in  dem  Reicbsfürstenrath  zugesichert.  Die  wiener  CongrefsArte 
unterwarf  standesherrlich  den  gröfsern  Theil  von  RhcinaWolberk  der  preussi- 
sehen,  den  Ueberrest  der  hannöverisehen  (unten  Num.  IV)  Staatshoheit.  Durch 
l'ebereinkunft  um  das  Jahr  i8»4»  hat  der  Herzog  die  Ausübung  der  Gericht- 
barkeit  und  »landesherrlichen  obrigkeitlichen  Verwaltungsrechte  an  Preussen  ab- 
getreten und  auf  gewisse  Geldansprüchc  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  «000  Thalern. 

1)  Die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Venvaltungsrechte, 
nebst  etlichen  nutzbaren  Rechten  oder  Ansprüchen,  hat  der  Fürst  an  Preussen 
abgetreten ,  gegen  eine  immerwährende  Jahrrento  von  10,000  Thalern. 

Jk)  Die  Salm-Salmische ,  ron  Napoleon  unter  dem  3i.  Der.  1811  bewilligte  Jahrrente, 
betragend  mit  Einschlufs  jener  für  Anholt  100,968  Francs,  aber  mit  Ausschluß 
jener  von  10,968  Francs  für  den  AnholterZoll,  ward  durch  Uebereinkunft  mit 
Preussen  im  J.  i8s5  auf  13,890  Thlr.  preufs.  Cour,  festgesetzt;  die  Salm-Kyr- 
burgische%  durch  Uebereinkunft  vom  1-.  Ort.  i8?4,  auf  6000  Thlr.  Beide  Theile 
haben  dagegen  auf  die  Gerichtbarkeit,  Polizei  und  Steuerfreiheit  verzichtet.  — 
Sulm-Kyrburg  verkaufte  i8*3  an  Salm-Salm,  für,  eine  Jahrrente  von  0100  Thlr. 
und  Uebernahme  von  5o,ooo  Thlr.  Schulden,  sein  Vi  an  Ahaus  und  Bocholt,  mit 
Ausschlaft  des  V,  am  Schlofs  zu  Ahaus  und  dessen  Zugehör  nebst  Jagdgcrechtig- 
Weit,  zu  welchem  die  Gemahlin  des  Fürsten  Friedrich  IV.  von  S.  Ryrburg  auf 
ihren  Namen  die  Salm -Salmischen  V,  hinzukaufte. 

/)  Die  ganze  Grafschaft  Wittgenstein ,  im  zu  V,  u.  V,  getheilten  Besitz  der  beiden 
Hauptlinien  zu  Berleburg  und  Wittgenstein,  ward  1806  durch  die  rhein.  Bundes- 
Acte  der  Staatshoheit  des  GH.  von  Hessen  standesherrlich  untergeordnet.  Als 
die  wiener  CongrefsActc  i8i5  das  ghzgl.  hessische  Herzogthum  Westphalen, 
wozu  jene  Grafschaft  gehörte,  der  Hrone  Preussen  zugetheilt  hatte,  überliefs 
Hessen,  in  einem  Staatsvertrag  vom  3o.  Juni  i8i5,  mit  jenem  Herzogthum  an 
Preussen  auch  die  «Oberhoheit  und  Lcbnherrlichkeit  über  die  Grafschaften 
Wittgenstein-Wittgenstein  und  Wittgenstein -Berleburg«  (sie!);  welches  in  dem 
GencralReccfs  der  frankfurter  TerritorialCommission  v.  20.  Juli  1819,  Art.  18, 
wiederholt  ward.  Auch  wurden  in  einem  zwischen  Preussen  und  Hessen  zu 
Münster  am  1a.  März  1817  geschlossenen  Vertrag,  Art.  14  —  a3,  über  ver. 
sebiedene  Gegenstände,  die  Grafschaft,  Wittgenstein  betreffend,  Bestimmungen 
gemacht.  —  Die  besondern  standesherrlichen  und  finanziellen  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Hauptlinie  zu  Berleburgs  sind  geordnet  durch  eine  Uebereinkunft 
mit  Preussen  vom  16.  Juli  1811. 

m)  Für  entzogenes  Einkommen  hat,  durch  Uebereinkunft  r.  6.  Mai  1818,  die  fürst- 
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B)  Niederrhein. 

13)  Fürst  von  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Braunfei; 
und  Greifeiistein  »* JJ  (Bestandtheile  der  Grafschaft  Solms). 

14^900  E. 

14)  Fürst  von  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  des  Amt« 
Hohensolms  (Bestandtheils  der  Grafschaft  Solms).    iV4  QM.  3,007 

15)  Fürst  von  Wied  «);  1)  wegen  der  niedern  Grafschaft  "Wied, 
mit  Ausnahme  des  unter  nassauischer  Hoheit  stehenden  Amtes  Grenzhausen, 
jetzt  eines  Theils  des  Amtes  Selters  (3%  QM.  11,218  E.)j  2)  wegen  der 
obern  Grafschaft  Wied,  mit  Ausnahme  der  unter  nassauischer  Hoheit  ste- 
henden Bestandtheile  in  dem  Amt  Runkel,  dann  wegen  der  ehehin  kur- 
trierischen  Aemter  Alten wied  und  Neuerburg,  6Va  QM.  16,107  E. 

Ueberhaupt,  in  der  Provinz  Niederrhein:  i5Y,  QM.    ^b^i^x  E- 
Total  der  «tandesherrlichen  Besitzungen  in  den  Provinzen  Westphaien  und 
Niederrhein:  94  QM.»  169,930  E. 

C)  Sachsen. 

Aus  dieser  Provinz  wurden,  im  J.  18*9,  die  Häupter  drei  gräflieh- 
Stol bergischer  Linien  o)  als  Standesherren  im  Sinn  der  tentschen  Bundes- 
Acte  zu  dem  Pradicat  Erlaucht  berechtigt,  doch  nicht  als  standesherrlich 


liehe  Hauptlinie  Wittgenstein- Hohenstein  von  Preussen  Entschädigung  erhalten, 
durch  eine  Geldsumme  und  eine  beständige  Jahrrente  von  5,4 00  Thalern. 
m7)  Für  diese  Aemter  ward  1828  ein  standesherrliches  RegierungsCollegium  be- 
willigt, wie  früher  schon  dem  Hause  Wied.   Man  s.  die  nächstfolgende  Note 

n)  Die  hier  genannten  beiden  Theile  der  Grafschaft  Wied  waren  getrennt  bis  zu 
dem  »8.  April  1824,  wo  die  ältere  Linie  WiedRunkel  erlosch.  Diese  besafs 
die  obere  Grafschaft,  Wied- Neuwied  die  niedere.  Seit  der  Vereinigung  beider 
Theile,  nennt  sich  die  letzte  blofs  Wied.  Ihr  hat  Preussen,  1826,  für  Aus- 
übung der  »landesherrlichen  obrigkeitlichen  Gerechtsame  ein  standesherrliches 
RegierungsCollegium  bewilligt,  das  zum  Theil  ein  Gericht  zweiter  Instanz  bildet. 

o)  Reichsständisch  waren  die  jetzigen  Grafen  von  Stolberg  durch  Theilnahme  an 
der  reichsgräflich  -  wettcrauischen  ComitiaICuriatStimmc ,  auf  folgende  W  eise. 
1)  Stolher g-ffernige  rode  war  nur  reichsstäudisch  -  gräflicher  Personalist,  bis  es 
am  5.  Jan.  1804,  w«  der  Stolberg -Gedernsche  Mannstamm  erlosch,  in  dem 
reichsständisch  berechtigten  Gedern  succedirte,  wodurch  es  reit  bsständiscb- 
gräflicher  Realist  ward.  2)  Stolher g  -  Stolher g  war  nur  reichsständiseb-gräflirher 
Personalist;  denn  die  Grafschaft  Stolberg  stand  unter  kursächsiseber,  sein  An- 
tbeil  an  der  Grafschaft  Hobnstein  unter  kurbraunschweigischer  Landeshoheit. 
Doch  hatte  es  Kreisstandschaft  im  obersächsisehen  Reichskreis,  wegen  der,  ob- 
gleich mittelbaren  ,  Grafschaft  Stolherg.  3)  Stolherg  -  Rosla  reirksständitrh- 
gräflieber  Realist,  wegen  seines  Antbeils  (Ortenburg  u.  s.  w.)  an  der  reichs- 
ständischen Grafschaft  Königstein.  —  Standesberrlicbe  Besitzungen,  im  Sinn  der 
teutschen  BundesActe,  haben  diese  drei  Linien  unter  preussiseker  Staatshoheit 
nicht;  wiewohl  sie  wegen  ihres  Besitsthums  unter  dieser  sehr  bevorrechtet  sind. 
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im  Sinn  der  Bundes  Acte)  in  dieser  Provinz  begütert,  yon  Preussen  bei 
ler  Bundesversammlung  angemeldet: 

a)  Graf  von  S toi b erg-Wernigerodej 

b)  Graf  von  Stolberg-Stolberg; 

c)  Graf  von  S tolberg-Rosla. 

Anmerkung. 

Ueberdiefs  waren,  in  der  Provinz  Cleve-Berg,  zwei  Standesherrschaften: 

a)  Die  vormals  reichsständiscbe  Herrschaft  Gimborn  und  Neustadt,  dem 
Grafen  von  Wallmoden  gehörend,  4  QM.    13,763  E. 

b)  Die  Herrschaft  Homburg  au  der  MarkpJ,  dem  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein-Berleburg  gehörend,  a  QM.   9,891  £. 

Es  haben  aber  die  Besitzer ,  für  sich  und  ihre  Nachfolger,  durch  Ueber« 
einkunft  mit  der  Krone  Preussen,  datirt  jene  des  ersten  aus  dem  Jahr  1819,  jene 
des  andern  vom  16.  Jul.  1821,  ihrcu  dortigen  standesherrlichen  Gerechtsamen  ge- 
gen Entschädigung  entsagt  Von  dem  Standes-  und  Besitzvcrhältnifs  des  Grafen 
von  "Wallmodcu,  s.  man  Klümr's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S-  296.  Durch 
die  erwähnte  Veräusserung  standesherrlicher  Personalist  geworden,  ward  er  nicht 
von  Preussen,  sondern  i83o  von  Mecklenburg,  unter  welchem  er  standesherrlich 
nicht  begütert  ist,  als  zu  dem  standesherrlich  -  gräflichen  Prädtcat  «Erlaucht»  be- 
rechtigt bei  der  B.  V.  angemeldet. 

Ferner  waren  in  der  Provinz  Westphalen,  bis  i8a5, 

c)  Die    Herrschaft  Gehmcn,    eine   vormals    reichsständische  Herrschaft, 
J/a  QM.  1411  E.   Ihr  Besitzer  war  der  Freiherr  von  Böinmelbcrg,  der  letzte 
von  dem  Mannstamm  seines  Geschlechtes.    Derselbe  surcedirte  in  Gehmcn,  im 
J.   1800,  einem  Grafen  von  LimburgStyrum.     Durch  die  rheinische  BundesActe, 
Art.  24 ,  kam  Gehmen  als  Standesherrschaft  unter  die  Hoheit  von  SalmKyrburg. 
Als  dieses,  im  Dec  1810,  seiner  Souverainetät  beraubt  ward  (oben     3a),  kam 
Gehmen,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte,  unter  französische  Hoheit. 
In  dem  königl.  Edict  vom  21.  Juni  i8i3,  war  Gehmen,  unter  den  preussischen 
Standesherrschaften  nicht  genannt,  wohl  aber  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art.  43; 
daher  ward  späterhin  durch  eine  königliche  CabinetOrdrc  vom  3o.  April  1817  er- 
klärt, dafs  jenes  Edict  auf  Gehmen  Anwendung  finde.    Bömmelberg  war  der 
einzige  Standesherr freiherr liehen  Standes.  (Man  s.  %.  3oi,  Note  e. )    Er  verkaufte 
Gehmen  im  J.  182$,  dem  Vernehmen  nach,  für  116,000  Thaler  im  aogultlcnfuls 
oder  326,800  Gulden  im  a4guldenfufs ,  an  einen  Freiherrn  von  Landsberg- Vehlen, 
welcher  in  der  Nähe  von  Gehmen  das  Gut  Vehlen  besitzt.    Vergebens  hat  sich 
dieser  bemüht,  von  der  preussischen  Regierung  ciue  Bewilligung  zu  Fortsetzung  der 
Standesherrlichkeit  für  sich  und  seine  Nachkommen,  oder  eine  neue  Verleihung 
derselben  zu  erwirken. 


Oben  %.  109,  a,  u.  %.  3i8,  b.  —  Von  diesen  und  andern  Personal-  und  Besitz- 
Verhältnissen  und  Veränderungen  des  gräflichen  Hauses  Stolberg,  habe  ich 
nähere  Nachricht  gegeben,  in  dem  Genealogischen  u.  StaatsHandbuch  für  das  J. 
1837,  S.  6ao  ff.  —  Angemeldet  wurden  im  J.  1829  bei  der  Bundesversammlung: 
Stolberg -Wernigerode  von  Hannover  und  GH.  Hessen;  Stolberg-Stolberg  von 
GH.  Hessen;  Stolberg  -  Rosla  von  GH.  Hessen.  Man  s.  unten,  unter  Hannover 
u.  GH.  Hessen. 

P )  Obwohl  früher  Bestandteil  der  reiebsständischen  Grafschaft  Sayn,  und  von 
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II. 

In  dem  Königreich  Baiern 

Fürsten. 

1)  Esterhazy  von  Galantha;  wegen  Edelstetten,  '/,„  Q>T.  85o  E. 

2)  Fugger-Babenhausen;  wegen  seiner  sa'mmtlichcn  standesherr- 
lichen Besitzungen,  7  QM.  1 1,000  E. 

3)  Hohenlohe- Schillingsfürst.  (Man  s.  unter  Wurtemberg, 
Num.  9,  Note  f.) 

4)  Leiningen       mit  ungef.  5  QM.  u.  16,000  E. 

5)  u.  6)  Löwenstein-Wertheim-Freudenberg,  beide  Special- 
Linien  c). 

7)  Löwenstein-Wertheim-Rosenberg  <*). 

8)  Oettingen-Spielberg. 


daher  norh  in  der  letzten  Zeit  des  t.  Reichs  steuerpflichtig  zu  Bömermonatcn 
und  Kammerzielen,  gab  die  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark  doch  weder 
Reichs-  noch  Kreisstandschaft,  sie  wird  aber  in  der  wiener  CongrehActe, 
Art.  43,  zu  den  Standesherrschaften  im  Sinn  der  BundesActc  gerechnet. 
«)  i\ach  dem  baierischen  IntelligenzBlatt  v.  1.  Jan.  1819,  der  baierischen  Anmel- 
dung der  dortigen  Slandesherren  bei  der  B.  V.  im  J.  1819,  u.  einer  baier. 
Verordn.  v.  aa.  April  18*9,  betr.  das  den  Häuptern  der  dortigen  standesherr- 
lich-gräflichen,  vormals  reichsständischen  Familien,  zu  gebende  Pradicat  Er« 
laucht,  in  dem  baitr.  Begier.  Blatt  v.  16.  Mai  1819  u.  in  der  Allgem.  Zeit,  vom 
19.  Nov.  1839,  Beil.  189.  —  Von  der  standcsherrlicben  Unterordnung  der  hier 
genannten  Familien  unter  Baiern,  s.  man  die  rheinische  Bundes  Acte,  Art.  14, 
11.  die  unten  bei  Würtemberg,  Baden  u.  GH.  Hessen  angef.  Verträge  v.  1810, 
i8i5,  1819.  insbesondere  den  Reces - general  der  frankfurter  TerritorialCom- 
mission  v.  10.  Jul.  1819,  Art.  4  u.  5,  in  Martins  recueil,  Supplem.  VIII.  604. 
Auch  den  noch  ungedruckten  Vertrag  zwischen  Baiern  u.  dem  ehemaligen 
Grofsherzog  von  Würzburg,  geschl.  zu  Paris  am  76.  Mai  1810,  wovon  die 
TcrritorialVeränderungen  angegeben  sind  in  Wikhopp's  rhein.  Bund,  Heft  49, 
S.  45  -  54.  —  Bestimmungen  über  den  Rechtszustand  der  baierischen  Standes- 
herren, oben  %.  3i3  u.  3i6. 

b)  Man  s.  die  rheinische  BundesActe,  Art.  14 ;  den  Vertrag  Napoleon**  mit  GH. 
Hessen  v.  7.  Sept.  1810,  u.  den  badisch -ghzgl.  -  hessischen  Vertrag  v.  8.  Sept. 
1810,  Art.  1 ,  in  Martebs  recueil,  Supplem.  V.  a8o,  Koch  et  Schokll  histoire 
abregec  des  traites,  T.  VDI,  p.  3i«;  den  von  Oestreich  und  Preufseu  mit  GH. 
Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Vertrag,  Art.  3,  vergl.  mit  dem  östreich- 
baierischen  Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3,  bei  Martsss  1.  c.  VD.  74  et  14 ; 
uud  den  angef.  Reces- general  v.  so.  Jul.  1819 ,  art.  4* 

c)  Der  angef.  Reces  -  general ,  art.  a,  n°.  I,  lit  c,  et  art.  8. 

d)  Man  s.  den  angef.  Reces  -  general,  art.  4«  8,  et  s,  n*.  I,  lit  c.  Das  Amt  Heubach 
(mit  i38o  E.  im  J.  1810),  au  der  linken  Seite  des  Mains,  welches  Standesherr- 
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9)  Oeningen- Wallerstein. 
.103  Schwarzenberg;  wegen  Schwarzenberg  u.  Hohenlandsberg. 

11)  Thum  und  Taxis").  » 

12)  Waldburg  -  Zeil  -  Trauchbnrg;  wegen  Trauchburg  und 
Wengen. 

13)  Waldburg-Zeil-Wurzach;  wegen  Forthofen,  eines  Dorfs, 
sonst  zu  der  unter  wurtembergische  Hoheit  gekommenen  Herrschaft  Mar- 
stetten  gehörend.  (Man  s.  unten  bei  Wurtemberg  die  Note  k  zu  Num.  17.) 

Grafen. 

14)  Castell-Remlingen. 

15)  Castel  1-Rüdcnhausen. 

16)  Erbach-Wartemberg-Roth;  wegen  der  Herrschaft  Eschau 
in  dem  Regierungsbezirk  Unterfranken  und  Aschaffenburg,  welche  ein  Dc- 
standtheii  der  Grafschaft  Erbach  war/). 

17)  Fugger-Glött  e). 

18)  Fugger-Kirchheim  g). 

19)  Fugger-Nordendorf  g). 


lieh  1806  unter  Baden,  dann  1810  unter  GH.  Hessen  gekommen  war,  harn  1816 
aus  grofshcrxogl.  hessischer  unter  baierischc  Staatshoheit,  in  Folge  des  von 
Ocstreich  und  Prcufsen  mit  GH.  Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Ver- 
trags, Art.  3,  bei  Martens  I.  e.  VII.  74  (wo  das  Wort  Heubach  ausgelassen  zu 
seyn  scheint);  vergl.  mit  dem  östrcich-baicrischen  Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3« 
ebenda».  S.  14.  Wiederholt  und  bestätigt  ward  solches  in  dem  angef.  Reces- 
general,  art.  4. 

e  )  Die  fürstlich  •  thurn  und  taxischen  Besitzungen  in  ßaiern ,  sind ,  mit  standesherr- 
lichen Vorrechten,  von  dem  Staat  als  Entschädigung  für  das  Postwesen  abgetre- 
ten worden.  Man  s.  oben  %.  44<>,  Note  c.  Vergl.  auch  die  baier.  Declaration  für 
Thurn  und  Taxis,  v.  97.  März  1812,  oben  §.  3i3,  d,  u.  3i6.  Reichsstandschaft 
hatte  dieses  Haus  seit  i"54.   Vergl.  unten  bei  Wurtemberg. 

j)  Auch  ward,  durch  den  baierisch  •  würtembergischen  Tausch-  und  Grcnzvertraß 
v.  18.  Mai  1810,  ein  kleiner  Theil  der  vormals  reichsständischen ,  jetzt  Standes- 
herrlichen  Grafschaft  Roth  dem  Königreich  Baiern  standesherrlich  untergeordnet, 
das  Amt  Steinbach. 

g)  Ueber  den  Rechtszustand  der  Grafen  von  Fugger ,  besteht  eine  eigene,  kurz 
vor  Auflösung  der  t  Reichsverbindung  ertheilte ,  königl.  baierischc  Declaration 
v.  7.  Jun.  1806.  Man  s.  oben,  \.  3i3  e,  und  Nachträge,  §.  3i6.  —  Fugger-Glött, 
besitzt  standesherrlich,  nur  unter  Baiern,  die  Herrschaften  GlÖtt,  Oberndorf, 
Ellgan,  Boxberg,  Emersacker  u.  Lauterbron,  1%,  OM.  mit  3,o5o  E.  und  die 
durch  Tausch  standesherrlicher  Besitztheilc  von  Baiern  im  J.  1806  erhaltene 
Herrschaft  Blumenthal.  —  Fugger- Kirchheim  hat  nur  unter  Baiern  standesherrliche 
Besitzungen,  die  Herrschaften  Kirchheim,  Eppishausen  u.  Schmiechern,  1V4OM. 
1,4 ou  E.  Der  erbliche  Rcichsrath  Graf  Fugger  v.  Kirchheim  hat  i83i  die  ihm 
zustehende  Gerichtbarkeit  an  den  Staat  abgetreten.  —  Fugger  •  Sm-Hmdorf  hat 
standesherrlich  unter  Baiern  in  dem  baierischen  Regierungsbezirk  Schwaben  und 
Neuburg,  die  Herrschaften  Nordendorf  und  Mickhausen  mit  ungefähr  1,400  E., 
dann  unter  Wurtemberg  das  Rittergut  NiederAl  fingen.  —  Fugger  -  Kirchberg* 
Weitsenhorn  besitzt  in  Baiern  standesherrlich  die  Grafschaft  Hirchberg  und  die 
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ao)  Orttenburg;  wegen  Tambach. 

21)  Rechteren-Limpurg-Speckfeld.     (Man  s.  oben,  §.  3i6,  b, 
und  unten  bei  Würtemberg,  die  Note  zu  Colloredo-Mansfeld. ) 
aa)  Sch onborn- Wiesentheid. 

a3)  Stadion-Thannhausen;  wegen  Thannhausen,  V4  QM.  i5ooL 
24)  Waldbott-Bassenheim;  wegen  Buxheim  (3o8  £.  i*n  J.  1806) 
und  Winterrieden  (35o  E.).    Man  s.  die  Note  e  unten  bei  Nassau. 
a5)  Giech.    (Man  s.  oben,  §.  3o3,  e.) 

26)  Pappenheim.    (Man  s.  oben,  §.  3i5,  b.) 

27)  Pückler-Limpurg  A). 


in. 

In  dem  Königreich  Sachsen. 

Als  zu  den  standesherrlichen  Pra'dicaten  «Durchlaucht»  und  «Erlaucht? 
berechtigt,  wurden  im  J.  1829  von  königlich  -  Sächsischer  Seite  bei  der 
Bundesversammlung  angemeldet  <*)  die  Häupter  der  Fürstlichen  and 
Gräflichen  Linien  des  Hauses  Schonburg ;  also: 

O  Fürst  von  Schönburg- Waldenburg. 

2)  »      »        v         y>  Hartenstein. 

3)  Graf  von  Schönburg  -  Hinterglauch.au. 

4)  »      »        »         »  Rochsburg. 

5)  »     v        »        v  Wechsclburg. 


Herrschaften  WollensteUen,  Marstetten,  Weifsenhorn  und  Pfaffenhofen,  mit  im- 
gefähr  9,000  Einw. ,  ward  aber  dessen  ungeachtet  nicht  von  Baiern ,  sondern 
von  Würtemberg ,  wo  er  standesherrlich  nicht  begütert  ist ,  bei  der  B.  V.  tu 
dem  Prädicat  «Erlaucht«  angemeldet.  In  Würtemberg  bat  diese  Linie  nur 
vormals  reit  hsritterstbaft  liehe  Besitzungen,  mit  ungefähr  a,5oo  E.,  rermutblich  ia 
Folge  des  baierisch  -  würtembergischen  Tausch  -  und  Grenzvertrags  v.  i&  Mü 
i8ioj  man  s.  unten,  unter  Würtemberg,  V,  am  Scbluüs  der  Anmerkungen. 

A)  Am  ai.  Aug.  i834  wurde  der  Graf  Friedrieh ,  und  am  i3.  Aug.  i835  der  Graf 
Ludwig  von  Pücklcr- Limpurg,  von  Baiern  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht«  bei  der 
Bundesversammlung  angemeldet;  dieses  aber  ohne  Zweifel  nicht  wegen  des  As- 
theils dieser  beiden  Brüder  an  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg, 
welcher  unter  würtembergischer  Staatshoheit  gelegen  ist  (s.  unten,  V,  Kum.  ii 
Note  b  und  Num.  26,  Note  q),  sondern  wegen  ihrer  in  Baiern  gelegenen,  vor- 
mals rcichsritterschaftllcben  Güter  Burg-Farrnbach  und  Brunn. 

a )  Die  Anmeldung  geschah  in  Folge  des  für  das  fürstliche  und  gräfl.  Haus  Schön- 
bürg  gefaxten  Beschlusses  der  Bundesversammlung  vom  7.  Aug.  i8s8,  oben 
3i8,  b,  S.  499.    In  dem  teutschen  Reich  war  das  Haus  Schönburg  reichsstän- 
disch-gräflicher Personalist.    Vou  seinem  persönlich  und  dinglich  sehr  bevor- 

•   rechteten  Zustand  in  dem  Königreich  Sachsen,  oben  §.  3 18,  b,  und  in  den 
Genealog,  und  StaatsHandbuch  für  das  J.  i8'%>.  S.  735  £ 
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IV. 

In  dem  Königreich  Hannover0). 

1)  Herzog  Ton  Arenberg;  wegen  des  1826  icura  Herzogthum 
ArenbergMeppen  erhobenen,  vormals  munsterischen  Amtes  Meppen  *)?  mit 
ungefähr  3 1,000  Einw. 

2)  Herzog  von  Looz  -  Corswarem;  wegen  seines,  im  Königreich 
Hannover  liegenden,  südlichen  Antheils  von  RhcinaWolbeck ,  des  jetzigen 
Kreises  Emsbuhren  <0,  mit  ungefähr  5ooo  Einw.  (Man  s.  oben,  unter 
Preussen ,  A ,  6. ) 

3)  Fürst  von  Bentheim-Steinfurt;  wegen  der  vormals  reichs- 
ständischi-n  Grafschaft  Bentheim  <0,  ungefähr  19  QM.  mit  fs4,5oo  E. 

Ausser  diesen  wurden  1829,  als  zu  dem  Prä'dicat  «Erlaucht»  der 
Häupter  standesherrlich  -  gräflicher  Familien  berechtigt,  doch  nicht  als 
standesherrlich  im  Königreich  Hannover  begütert,  bei  der  Bundesversamm- 
lung von  Hannover  angemeldet: 

a)  Graf  von  Sto  lberg  -  Wernigerode  und 

b)  »      »  v       Sto  Iber  g  *);  dann 

c)  »      »    Platen  -  Hallermund  7). 


«)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  32. 

b)  Der  Herzog  von  Arenberg  wollte  die  durch  die  wiener  CongrefsArte  ihm  zu- 
gesicherte  Slandesherrlichkeit  nicht  annehmen,  verlangte  aber  die  Fortdauer 
der  von  Frankreich  im  J.  i8i3  ihm  zugesicherten  jährlichen  Entsrhüdigungsrente 
von  1 34,ooo  Franc*.  Dieses  Begehren  ward  nicht  zugestanden.  Man  s.  oben 
Num.  I,  unter  Preufsen ,  A,  1,  u.  Klübkr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  »$4 ,  u.  Bd.  IV,  S.  nq  ff.  Von  dem  besondern  standesherrlichen 
Berhtszustand  des  Hauses  Arenberg  wegen  Meppen,  oben  §.  3i6. 

c)  Von  den  Bestimmungen  des  Rcichsdep.Hauptschlusses  von  i8o3  für  Looz,  oben 
unter  Preufsen,  A,  6,  Note  h.  —  Durch  Ucbercinkunft  hat  der  Herzog  gegen 
Hannover  auf  Ausübung  der  Gcrichtbarkeit  und  standesherrlichen  Vcrwaltungs- 
rechte  und  auf  gewisse  Ccldansprüche  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Bente  von  1200  Thalern,  laut  einer  königl.  Verordnung  v.  11.  Sept.  1836.  Oben 
§.  3 16,  c. 

d)  Von  dem  dortigen  besondern  Bechtszustand,  oben  §.  3i6,  c. 

e)  Die  Häupter  dieser  beiden  Stolbergischen  Linien  besitzen,  mit  ansehnlichen  per- 
sönlichen und  dinglichen  Vorrechten,  Landestheile  der  Grafschaft  Hohnstein, 
welche  schon  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  unter  hannöverischer  Landesho- 
heit standen.  Man  s.  das  Genealog,  u.  StaatsHandbuch  auf  das  J.  i8J%>  S.  780. 
Von  ihren  vormaligen  reichsständisch  -  gräflichen  Verhältnissen ,  oben  unter 
Preussen,  C,  Note  o. 

/;  Platen -Hallermund  war  reichsständisch  gräflichcr  Personalist.  War  und  ist  stan- 
desherrlich nirgend  begütert.  Vergl.  %.  3o3,  c.  Rlübbr's  Abhandlungen  etc., 
Bd.  I,  S.  196. 
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V. 

In  dem  Königreich  Wtir temberg  °). 

Fürsten. 
O  Colloredo-Mansfeld  *). 


a)  Alphabetisch  geordnet;  nach  einem  amtlichen  Verzeichnis  rom  Juni  1829,  rer 
anlafst  durch  die  Beschlüsse  der  B.  V.  vom  18.  Aug.  i8i5  u.  i3.  Febr.  1819. 
betr.  die  den  Standesherren  tu  ertheilendcn Prädicate  «Durchlaucht«  und  rEr 
laucbt«.  Damit  verdient  verglichen  zu  werden,  das  »Alphabetische  Verseif b- 
nifs  der  in  die  PcrsonalMatrikel  des  begüterten  Adels  des  Königreichs  eingetrage- 
nen Besitzer  und  Theilhabcr  der  Standesherrschaften  und  Rittergüter,  nach  ibim 
verschiedenen  Stufen«;  in  dem  Königlich -Würtembergiseben  Hof«  und  Staat&- 
Handbuch  von  i83a,  S.  555—  584,  wo  zugleich  bei  jedem  Staadesherrn  »eint 
Besitzungen  kurz  angegeben  sind.  Hinzugekommen  sind  hier  eigene,  theils  er- 
läuternde, tbeils  berichtigende  Anmerkungen.  In  J.  D.  G.  MsaxurGxa's  Be 
Schreibung  von  Würtemberg,  in  der  ersten  Aufl.  (Stuttg.  1810.  8-),  S.  443  f. 
und  in  der  zweiten  völlig  umgearbeiteten  (i8i3.  3.),  S.  4*3  f.  stehen  zwei 
^  erzeichnisse ,  worin  manche  als  würtembergische  Standcsberren  angegeben 
werden,  die  es  tbeils  nie  waren,  theils  nicht  mehr  sind.  Man  s.  unten  die  Schlufs- 
anmerkungen  zu  gegenwärtigem  Verzeichnifs.  —  Die  in  dem  würtemb.  Staate- 
Handbuch,  in  dem  Verzeichnis  der  Landstände,  angenommene  Rangordnung,  wird 
von  allen  Standesherren  nicht  anerkannt. —  Als  Quellen  dienen:  aufscr  dem  ehe- 
maligen teutschen  ReichsStaatsrecht ,  insbesondere  dem  RcichsdcputationsHaupt- 
schufs  v.  i8o3,  die  rheinische  Bundes  Acte,  Art.  24,  und  der  baierisch  -  würtem- 
bergische Tausch-  und  Grenzvertrag  v.  18.  Mai  1810,  in  M&arzxs  recueil. 
Supplein.,  V.  ibj.  —  Königliche  Bestimmungen  über  den  allgemeinen  Recbu- 
zustand  der  würtembergiseben  Standesherren,  oben  §.  3i3  u.  3i6. 

b)  Reichsständisch  war  der  Stammberr  des  seit  i?63  fürstlichen  Hauses  Colloreth- 
Mansfeld ,  und  zwar  seit  i?37  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  GrafenCol- 
Itgium,  dann  als  Realist  in  dem  fränkischen  GrafenColIegiuin ,  wegen  eines  i8o3 
von  dem  Grafen  von  Kostitz  ihm  verkauften  Theils  (1  0;M.  aoöo  E.)  der  Graf- 
schaft Rieneck  am  Main  u.  Sinn,  unweit  Würzburg,  jetzt  unter  baierisc her  Staat» 
hoheit,  dann  seit  >8o4  wegen  eines  von  HoheulobeRartenstcin  ihm  verkauften 
Tbeils  der  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg  (unten  in  dieser  Note),  nämlich 
der  Herrschaft  (Limpurg-Sontheim-)  Groningen.  Die  letzte  verkaufte  er  an  dk 
Krone  Würtemberg,  durch  Vertrag  v.  a.  Jan.  1817.  Er  ward  jedoch  (als  Perso- 
iialist)  von  derselben  1829  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  »Durchlaucht'  an- 
gemeldet; nicht  auch  von  Baiern  wegen  Rieneck.  —  Die  vormals  reichwtän- 
dische  Grafschaft  Limpurg-  ist,  seit  Erlöschung  des  gräflicb-limpurgischen  Mann- 
stammes im  J.  i7i3,  so  vielfach  vertheilt,  dafs  blofs  an  der  Stadt  Gaildorf  mit 
1400  Einwohnern,  einer  der  verschiedenen  Thcilliaber  mehr  nicht  als  und 
ein  anderer  sogar  nur  2/%  besitzt.  Daher  sah  man  hier  während  der  Reichs- 
verfassung regierende  Landesherren,  auf  deren  Einen  man  ein  halbes  Dutzend 
Unterthanen  rechnen  konnte.  Blofs  wegen  ihrer  Antheile  an  dieser  Grafschaft, 
sind  in  diesem  Verzeichnifs  der  würtembergiseben  Standcsberren,  aufser  dem 
bis  1827  bei  Limpurg  beteiligten  Fürsten  von  Colloredo-Mansfeld,  auch  auf 
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2)  Dietrichstein  c). 

3)  Fürstenberg  «*). 

4)  Hohenlohe-Kirchberg  *). 

Langenburg. 
Oehringen. 

Waldenburg-Bartenstein, 
v  »  Jaxtberg. 

»  »     Waldenburg/)  (Schillingsfürst). 

10)  L5  wenstein-Wertheira-Freudenberg  e): 

a)  Vollrathische  SpecialLinie; 

b)  Carlische  Spec.ialLinie. 


5) 

» 

6) 

7) 

» 

8) 

9) 

V 

geführt:  zwei  Prinzen  von  Solms -Braun f eis ,  und  unter  den  Grafen:  JYaldeck- 
Pyrmont,  henburg-Budingen-Meerholz,  Puckler- Limpurg.  Verkauft  haben  seit  1806 
ihre  Antheile  an  der  Grafschaft  Limpurg;  Colloredo-Mansfeld,  Löwenstein  -  Wert- 
heim- Freudenberg ,  Carlische  SpecialLinie,  und  Rechtercn-Limpurg-Spect/eld  an  die 
Krone  Würtemberg,  Solms-Rödellieim  an  den  Grafen  von  Wuldeck-Pyrmont.  Von 
den  seltsam  verzweigten  Besitzverhältnissen  der  Grafschaft  Limpurg ,  s.  man 
Wikkopf's  rhein.  Bund,  Heft  36  (1809),  S.  3t6  ff.  etc.  PolizeiFama  v.  i8o5,  S. 
io3o,  den  (nürnberger)  Correspondenten  v.  u.  für  Teutschland,  v.  i5.  Jan. 
i8aa,  u.  aus  diesem  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  1, 
Heft  3,  S.  161—164.  Am  ausführlichsten  handelt  davon,  bis  1789,  Phkscher,  in 
der  Geschichte  u.  Beschreib,  der  zum  frank.  Kreise  gehörigen  Reichsgrafschaft 
Limpurg.  a  Theile.  Stuttg.  1789  u.  1790.  8. —  Der  gröfste  Theil  dieser  Graf- 
schaft gehört  jetzt  zu  dem  Königreich  fVürtcmbcrg.  Zu  Baiern  gehört  blofs  der 
unter  dem  Kamen  Herrschaft  Speck/e/d  bekannte  Theil,  mit  ungefähr  455o  Einw., 
welchen  das  gräfliche  Haus  Rechteren  besitzt,  nur  mit  Ausnahme  der  Hälfte  von 
Gollbofen,  welcher  dem  Fürsten  Georg  v.  Löwenstein-fVerüteim-Freudenberg  gehört. 

«)  Dietricfutein  hatte  Rcichsstandschaft,  mit  VirilStimmc  im  Reichsfürstenrath,  wegen 
der  geforsteten  Grafschaft  Trasp.  Für  diese,  die  an  die  Schweiz  abgetreten 
ward,  entschädigte  ihn  der  Reichsdep.Hauptschlufs  v.  i8o3  mit  der  Herrschaft 
NeuRavensburg  (1%  QM.  2230  £.).  welche  die  rheinische  BundesActe  der 
Krone  Würtemberg  standesherrlich  unterordnete.  Kr  hat  diese  letzte  durch 
Vertrag  v.  7.  Febr.  1829,  gerichtlich  bestätigt  unter  dem  ai.  Juli  des  nämlichen 
Jahres,  au  die  Krone  Würtembcrg  verkauft,  ward  jedoch  (als  Personalist)  von 
derselben  1829  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Durchlaucht  angemeldet. 

d)  Fürstenberg,  wegen  der  Herrschaft  Neufra,  und  einzelner  Orte  in  dem  Ober- 
amt Münsingen,  welche  die  rheinische  BundesActe  von  seinen  übrigen  reichsstän- 
dischen Besitzungen  absonderte  und  der  Krone  Würtemberg  staudesherrlich  un- 
terordnete. —  Die  standesherrlichen,  vormals  reichsständischen  Besitzungen  des 
Hauses  Fürstenberg,  unter  würtembergischer,  badischer  und  hohenzollern-sigma- 
ringischer  Staatshoheit,  haben  eine  Grundfläche  von  37%  OHL  mit  100  bis 
io5,ooo  E 

* )  Nach  den  hohenloh'schen  Hausgesetzen,  nehmen  die  Häupter  der  eineeinen  Linien, 
unter  sich,  den  Rang  nach  ihrem  persönlichen  Alter.  Von  dem  besondern 
Rechtszustandc  der  hohenlohischen  Häuser  in  Würtemberg,  oben  Jj.  3i6,  d. 

/)  Schitlingsförst,  im  Königreich  Baiern,  hat  der  Fürst  Carl  Albrecht,  am  5.  April 
1807,  an  seinen  Bruder  Franz  Joseph  abgetreten.  Man  s.  oben  unter  Baiern, 
Num  3.. 

g)  Das  Haus  Löwen  tUin-rVcrtht  im  titeilt  sich  in  zwei  Hauptliuien:  Freudenberg  und 
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11)  Läwenstein-Wertheira-Rosenberg.   (Note  zu  Nuna.  10.) 

12)  Oettingen-Spielberg. 

13)  »  Wallerstein. 

14)  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein  *). 

15)  Solms-Braunfels  ')• 

16)  Thum-  und  Taxis.  (Man  s.  oben,  §.  3i2,  d,  u.  $.  3i6,  d.) 

17)  Waldburg-Wolfegg-Waldsee  *). 


Rotenberg.  Die  altere  oder  freudenbergische  (181»  von  Baiern,  i8i3  auch  ron 
Würtemberg,  in  den  Fürstenstand  erhoben)  hat  Antheil  an  der  Grafschaft  Lim- 
purg (s.  oben  die  Nole  b  zu  Nura  1).  An  dem  limpurgischen  Landestbeil  Sont- 
heim •  Obersontheim ,  besitzt  nämlich  die  freudenberger  erste  SpecialLinie  (die 
wertheimer  oder  Vollrathische)  Vs>  die  aweite  (die  kreuzwertbeimer  oder  Carli- 
sche) besafs  daran  */t,  hat  aber  diesen  Antheil  durch  Vertrag  v.  16.  Sept.  1829 
an  die  Krone  Würtemberg  verkauft,  so  jedoch,  dafs  der  Verkäufer ,  Fürst  Carl 
Ludwig  Friedrich,  und  sein  Bruder,  Fürst  Philipp ,  für  ihre  Person  den  Titel 
als  Grafen  von  Limpurg  behalten,  auch  der  Chef  des  Hauses,  als  Personalist, 
von  Würtemberg  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Durchlaucht  angemeldet  worden 
ist.  —  Ueberdies  besitzen  beide  Hauptlinien,  zu  bestimmten  Autheilen,  im  Kö- 
nigreich Würtemberg  die  Graf-  oder  Herrschaft  Lowenstein,  welche  weder  reichs- 
noch  kreisständisch  war.  Man  a.  $.3oi,  d.  —  Dieses  Haus  hat,  wegen  vormali- 
ger reichsständischer  Verhältnisse,  standcsberrlicbe  Besitzungen  unter  vier  Sou* 
verainen,  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen. 

A)  Es  sind  sämmtliche  Kachkommen  des  im  J.  1796  verstorbenen  regierenden  Gra- 
fen Johann  Ludwig  von  Sayn-ffittgenstein-Hohenstein  wegen  ihres  Antheils  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  Sic  besitzen  daselbst  gemeinschaftlich  **/,0  an  einem  Sechs- 
theil  von  LimpurgSonthcimObersonthcim.  Man  s.  oben  die  Kote  b  zu  Num.  1. 
—  In  dem  würtemberg.  Hof-  und  Staatsllandbuch  von  1824,  S.  509,  wird 
Wittgenstein ,  statt  unter  den  Fürsten,  unter  den  Grafen  aufgeführt,  unter  na- 
mentlicher Benennung  des  Grafen  Adolph  Ernst  Carl  Alexander;  allein  auch 
dieser  ist  im  J.  i8i3  von  dem  Grofshcrzog  von  Hessen  in  den  Fürstenstand,  er- 
hoben worden.  Vergl.  dasselbe  Handbuch  v.  1839,  &  559- 

1)  Es  sind:  der  jetzige  Fürst  von  Solms  -  Braunfeh ,  Friedrich  Wilhelm  Ferdinand, 
und  dessen  Bruder,  Prinz  Bernhard,  wegen  eines  gemeinschaftlichen  Antheils  an 
der  Grafschaft  Limpurg.  Man  a.  oben,  die  Note  b  zu  Num.  1.  K.  WTürtember- 
gischc  Dcclar.  v.  17.  Sept.  i833,  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  des  FürstL  Hauses 
Solms-Braunfels  betr.;  in  d.  Keg.  Bl.  v.  a6.  Sept.  i833,  Nura.  38. 

W)  Das  gräfliche  Haus  fValdburg  war  reichsständisch,  wegen  eines  Antheils  an  der 
ComitialCuriatStimme  des  schwäbischen  GrafcnCollegiumg.  Im  J.  i8o3  verlieh 
Kaiser  Franz  II.  den  jedesmaligen  Stammherren  der  drei  Linien,  Wolfegg,  Zeil- 
Zeil  und  Zeil- Wurzach,  die  BeichsFürstenwürdc.  Zugleich  erhob  er  ihre  sämrat- 
lichen  rcichsständischen  Herrschaften  in  ein  Fürslenthum,  Waldburg.  Die  rhei- 
nische Bundes  Acte  unterwarf  dieselben  .standesherrlich  der  Staatshoheit  de» 
Königs  von  Würtemberg.  Durch  den  baieriscb  -  würtembergiseben  Tausch-  und 
Grenzvertrag  v.  18.  Mai  1810,  kam  ein  Thcil  derselben  standesherrlich  unter 
Baiern.  (Man  a.  oben  unter  Baiern,  Nura.  13  u.  i3.)  Unter  Würtemberg  (unter 
Baiern  nichts)  besitzt  Wolfegg  -  fValdsee  die  Herrschaften  Wolfegg,  Waldsee, 
Prafsberg  u.  Levpolz,  Kislegg  u.  Gericht  Beute,  6  OM.  i5oo  E.  Von  den  stan- 
desherrlichen Besitzungen  der  Linie  Zeil  -  Trauchburg,   zusammen  4Va  QM.  mit 
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18)  Waldburg-Zeil-Trauchburg 

,  ,      „  n  »|  t^tt  i  Man  s.  die  Note  k. 

19)  »       »     Zeil- Wurzach 

20)  Windischgrätz  /> 

Grafen. 

21)  Erbach-Wartemberg-Roth  »«),  sonst  Erbach -Erbach. 

22)  Fugger-Nordendorf.  (Man  s.  unter  Baiern,  Num.  19,  Note  g.) 

23)  Rönigsegg- Aulendo  rf  »). 

24)  Neipperg.    War  reichssta'ndischer  Personalist  o). 

25)  Pletten bcrg-Mi eti n gen  /»). 

26)  Puckler-Li mpurg  ?). 


9,700  E.,  stehen  die  Herrschaften  Traiichburg  und  Wengen  zum  Theil  unter 
Batern.  Von  den  Besitzungen  der  Linie  Zeil-  urzach,  zusammen  3  QM.  mit 
6,900  E. ,  steht  das  Dorf  Fcrthofen  ebenfalls  unter  Baiern. 

)  ßfindischgräu  war  seit  1684  Mitglied  des  fränkischen  GrafenCollegiums,  aber  nur 
Personalist.  Er  häufte  späterhin  von  dem  grällichen  Hause  Traun,  die  zu  Sitz 
und  Stimme  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium  berechtigende  reichsunmittel- 
bare Herrschaft  Egloffs,  nebst  der  bei  dem  ReichsritterCanton  Hegau  immatri- 
culirten  Herrschaft  Siggen,  welche  zusammen  C » V*  QM.  a,*5o  E. )  K.  Franz  II. 
am  «4.  Mai  1804,  unter  dem  Namen  Windischgrätz,  zu  einem  Reichsfürstenthuin 
erhob. 

w)  Graf  Franz  Carl  Friedrich  Ludwig  von  Erbach  -  Erbach  übernahm,  durch  einen 
Adoptions Vertrag ,  ron  seinem  StiefGrofsvater ,  dem  Grafen  Ludwig  von  War- 
temberg-Roth  (gest.  10.  März  1818),  die  mit  FamilienFideicommifs  belegte  Graf- 
schaft Äo/A,  QM.  mit  11,930  E.  (mit  Eiuschlufs  des  1810  unter  Baiern  ge- 
kommenen Amtes  Steinbach)  mit  der  darauf  haftenden  beträchtlichen  Schulden- 
last. Von  dem  würtembergiseben  besondern  Rechtszustand  der  Grafschaft  Roth, 
oben  %  3 16.  d.  —  Durch  den  baierisch- würtembergiseben  Tausch-  und  Grenz- 
vertrag vom  18.  Mai  1810,  kam  ein  kleiner  Theil  der  Grafschaft  Roth  in  stan- 
desherrliche Unterordnung  unter  Baiern,  das  Amt  Steinbacb. 

t)  Wegen  der  Herrschaften  Königsegg  -  Wald  und  Aulendorf  (a%,  QM.  4,85o  E.). 
Von  ihrem  besondern  Rechtszustand,  oben  §.  3i6,  d. 

0)  Neipperg  ist  in  Würtembcrg  nur  mit  vormals  reichsrittcrschaftlichen  Gütern  an- 
sässig, mit  den  Rittergütern  Neipperg,  Schwaigern,  Klingenberg,  Haussen  bei 
Massenbach  (iV4  QM.  3,aoo  E.  ).  Auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung  war 
er  Pcrsonalist,  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium.  Er  wird  in  dem  ange- 
führten amtlichen  Verzeichnis  als  würtembergischer  Standesherr  aufgeführt,  und 
ward  als  zu  dem  standesherrHch-gräflichen  Prädicat  « Erlaucht »  im  J.  1829  von 
Würtemberg  bei  der  B.  V.  angemeldet. 

p)  Wegen  der  Orte  Mietingen  und  Sulmingen,  nebst  dazu  gehörenden  Parccllen, 
V2  QM.  i,a5o  E. 

9)  Wegen  eines  Anthcils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Limpurg-Sont- 
heim  •  Gaildorf  und  Sontheim  -  Obersontheim.  Diese  Besitzung  bildet ,  nach  der 
k.  würt.  Deel.  v.  17.  Aug.  i83i  (s.  §.  3i6  Note  d),  ein  Condominat  in  3  Stäm- 
inen,  deren  dermalige  Häupter  die  Brüder,  Grafen  Carl,  Friedrich  und  Ludwig 
v.  Lückler-Pimpurg  sind.  Man  s.  oben  die  Note  b  zu  Nummer  1;  sodann  bei 
Baiern,  II,  Num.  27. 
KlUbeT»  üffenlL  Recht,  4.  Aufl.  57 
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*7)  Quadt-Isny;  wegen  der  Herrschaft  Isny.  (%  QM.  i55o  Einw. 
Oben,  §.  3i6,  d.) 

28)  Rechberg  und  RothenlSwen  r). 


r)  Die  jetzigen  Grafen  von  Rechberg  wurden  1810  von  dem  König  von  Würlember» 
aus  dem  Frciherrnstaud  in  den  Grafenstand  erhoben,  und  i8i5  jenen  fürstlichen 
und  gräflichen  Familien  beigezählt,  auf  deren  Besitzungen  Reichs-  oder  Breis- 
stimmen  ruhten.  Begier.  Blatt,  i8i5,  S.  109.  —  Den  Frei herrnst and  erhielt, 
von  dem  Baiser,  Conrad  von  Bechbcrg,  welcher  ijoi  starb;  mit  seinem  Sohn 
Albert  Hermann  erlosch  1599  dessen  Nachkommenschaft-  Von  ausgestorbenen 
Linien  dieses  Geschlechtes  wurden  von  B aisern  in  den  BeiehsGrafeustand  erho- 
ben, oder  ihnen  solcher  erneuert:  ffolf  Conrad  von  Bechberg  1609,  Caspar 
Bernhard  i6a6,  und  Frans  Albrecht  1699.  Birgfrxbistkr's  codex  diplom.  eques- 
tris,  P.  II.  p.  35.  sqq.  PFirnKcrR,  Vitriar.  illust-  T.  I.  p.  780.  Von  der  altern 
Geschichte  der  Familie  bandeln  :  Ijihok  notitia  S.  B.  I-  procerum,  T.  I.  p.  644. 
edit.  1733.  —  Der  genannte  Graf  Wolf  Conrad  war  16 13  in  das  schwäbische 
GrafenCollcgiuin  aufgenommen  ;  doch  ausdrücklich  nur  als  Personalist,  da  er 
selbst  in  seiner  Bittvorstellung  erklärt  hatte,  dafs  er  seiner  Guter  halber  zudem 
Collegium  nicht  contribuiren  könne ,  indem  er  wegen  seiner  drei  Herrschaften 
Cronburg,  "W eissenstein  und  Bellmünz  von  den  Bittereantonen  Donau  und 
Bocher  sich  abzusondern  nicht  begehre.  Burgermfistfr  a.  a.  O.  S.  74  —  80. 
Im  Jahr  161 3  erschien  er  auf  dem  Beichstag  zu  Begensburg,  durch  einen  De. 
vollmächtigteu.  Neue  Sammlung  der  Beichsabschiede,  Th.  III,  S.  53i-  Mit  der 
Erlöschung  seiner  Linie,  erlosch  die  Personal  Verbindung  mit  dem  GrafenCol- 
lcgiuin. Der  genannte  Graf  Caspar  Bernhard,  Besitzer  der  bei  der  Reichs 
ritterschaft  in  den  Cantonen  Bocher  und  Donau  immatriculirten  Herrschaften 
llohenrechberg  und  llleraichheim,  liefs  diese  Herrschaften,  die  letzte  i6s6.  die 
erste  i638,  vom  Baiser  zu  unmittelbaren  Beichshcrrschaften  erheben,  und  er- 
wirkte dadurch  Breisstandschaft  bei  dem  schwäbischen  Beichskreis.  Er,  und 
später  auch  der  Graf  von  LimburgStyrum,  an  welchen  llleraichheim  1676  durch 
Heurath  gelangt  war,  gerieth  darüber  in  Streit  mit  der  Bcicbsritterscbaft  bei 
dem  Beichshofralh,  welcher  1714  und  17^8  die  Mifsdeutung  jener  Erhebung  ver- 
warf, und  die  Fortdauer  des  Nexus  mit  der  Beichsrittersrbaft  verfugte.  Mossa's 
teutschc  Crays\  erfassuug,  S.  iso.  Ehendett.  neueste  Geschichte  der  unnüttelb. 
Beichsritterschnft ,  Th.  II,  S.  184  u.  188.  Maükr's  Samml.  rcichsgerichtl.  Er- 
kenntnisse in  reichsrittersch.  Sachen,  Bd.  II,  S.  114  u.  117  ff.;  Bd.  VBL  S.  619. 
Seitdem  erschien  Bechberg  nicht  mehr  auf  Breistagen.  Moser  von  t.  Beirbs* 
ständen,  S.  869.  Ebendets.  Anmerkungen  zu  Carl's  VII.  Wahlcapit.,  Th.  L  S.  18. 
(HorxAha's)  Theorie  von  den  teutseben  Bcicbskreisen,  Th.  I,  S.  238,  Note0".  Der- 
selbe Graf  Caspar  Bernhard  von  Bechberg,  Herr  von  llohenrechberg  und  Dler- 
aichheim,  reichsständisch  nicht,  nur  reichsritterschaftlich  begütert,  hatte  auch 
die  Aufnahme  als  Personalist  io  dem  schwäbischen  GrafenCollegium  erwirkt.  In 
dieser  Eigenschaft  unterschrieb  er  den  Beicbsabschied  von  1641  und  sein  Sohn 
Johann  den  Beicbsabschied  von  i654-  Neue  Samml.  der  B.  Abschiede,  Tb.  DX 
S.  571  u.  685.  Mit  Johann  erlosch  diese  persönliche  Beicbsstandschaft ,  als  er 
um  das  J.  i6"6  ohne  männliche  Nachkommen  gestorben  war.  Mit  seiner  Tochter 
kam  llleraichheim  an  LimburgStyrum.  Hobenrechberg  fiel  an  seines  Vaters 
Bruder,  den  Freiherrn  Johann  Wilhelm  von  Bechberg-  Seitdem,  zumal  seit  den 
oben  erwähnten  reiebshofräthlichen  Erkenntnissen,  verschwindet  die  Spur  von 
Bechbergischer,  auch  nur  persönlicher  Beicbsstandschaft,  und  erscheint  daher  in 
der  neuern  Zeit,  diese  Familie  nicht  mehr  in  gedruckten  glaubwürdigen  Verceich- 
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39)  Schaesberg- Thannheim;  wegen  der  Herrschaft  Thannheim 
(  i'/4  QM.  1,200  E.). 

30)  Stadion,  sonst  Stadion- Warthausen 

31)  Sternberg-Manderscheid  9. 


nissen  der  Mitglieder  des  schwabischen  GrafenCollegii.  Mossaus  t.  Staatsrecht, 
Th.  XXXVn  (1748),  S.  377.  Ebenda*,  kürzere  Finlcit.  in  das  t.  Staatsr.  (i75a), 
S.  126  f.,  wo  eine  eigene  Anmerk.  über  Rechberg.  J.  C.  Majer's  teutsrh.  weltl. 
Staatsr.,  Th  I  (i7?5),  S.  4*9^  Pütteb,  instit.  juris  publ.  germ.  (1797),  §.  100. 
Der  Herausgeber  der  zu  Regensburg  1698  gedruckten  «Matricula  Impcrii»  (neu 
aufgelegt  Ulm  1776.  8.)  macht  bei  dein  schwäbischen  Rrcis  folgende  Remerkung: 
«Grafen  ron  Rechberg  sind  im  J.  i683  interimeweue  wegen  Illeraichheim  und 
Hohenrechbcrg  angeschlagen  worden  auf  1  zu  Pferd,  20  zu  Fufs,  oder  20  Fl.,  ha- 
ben sich  aber  seit  geraumer  Zeit  zur  Ritterschaft  geschlagen  und  nichts  abge- 
tragen». —  Indefs  ward  im  J.  1839  der  Stammherr  dieser  Familie,  als  zu  dem 
standesberrlicb-gräflichen  Prädicat  «Erlaucht»  berechtigt,  von  Würtcmberg  bei 
der  R.  V.  angemeldet.  Eine  eigene  königliche  Declaration,  in  Num.  28  des  Rc- 
gierungsbl.  v.  i83a,  bestimmte  den  standesherrlichen  Rechtszustand  des  gräflichen 
Hauses  im  R.  Würtemberg.  —  Die  freihcrrlich  •  rechnerischen  Resitzungcn,  zu 
der  schwäbischen  Reichsritterscbaft  (Canton  Rochcr)  gehörend,  kamen  1806,  in 
Folge  der  rheinischen  RundesActe,  unter  würtembergische  Hoheit.  Winhopp's 
rhein.  Rund,  Heft  4,  S.  100.  Es  sind:  Hohenrechberg  mit  2,170,  Donzdorf  mit 
a,385,  Ramsberg  mit  109,  Weissenstein  mit  3,5oo  Einw. ,  zusammen  auf  2%^M. 
Röom's  Würtemberg,  Tb.  II,  S.  60  ff. 

s)  Diese  Linie  der  gräflichen  Familie  Stadion  (von  der  Linie  Stadion -Thannhausen, 
oben  unter  Raiern.)  ward  wegen  der  nicht- reichsständischen  Herrschaft  tVart- 
havsen  (  1%  OM.  2,900  E.),  in  der  rheinischen  RundesActe  der  Rrone  Würtem- 
berg standesberrlich  untergeordnet.  Seit  sie,  am  16.  Jan.  1826,  Wartbausen  an 
Würtemberg  verkauft  hat,  könnte  sie  daselbst  höchstens  als  standesherrlicher 
Personalist  angesehen  werden,  der  jedoch  Mitglied  der  in  Raiern  standesherrlich 
begüterten  Familie  Stadion  ist.  Indefs  ward  ihr  Stammherr  1829,  unter  dem 
Kamen  Stadion-Stadion-Thannhausen,  als  zu  dem  standesberrlicb-gräflichen  Prä- 
dicat «Erlaucht»  berechtigt,  von  Würtemberg  bei  der  Bundesversammlung  an- 
gemeldet. —  Rittergüter  besitzt  die  Familie  Stadion  in  dem  Königreich  Würtemberg 
mehrere:  OberStadion  (für  welches  eine  königl. Bekanntmachung  v.  17.  Jan.  i835, 
in  d.  würtemb.  Regier.  Blatt,  i835,  Num.  4),  Moosbeuern,  Emcrkingen  zur  Hälfte, 
und  Albersweiler,  wovon  wenigstens  die  beiden  ersten  reichsritterarhaftlicb  und 
bei  dem  Rittcrcanton  Donau  immatriculirt  waren. 

t)  Sternberg- Manderscheid.  Diese  gräfliche  Familie  hatte  durch  den  R.  Dep.  Haupt- 
schlufs  v.  i8o3,  %.  24,  die  Herrschaften  Schuesenried  und  VFeissenuu,  vormalige 
reichsstäudischc  Abteien,  als  Entschädigung  erhalten  für  die  Grafschaft  Blanken- 
heim, Geroldstcin,  Manderscheid  und  Keil,  welche  Grafschaft  durch  die  Mander- 
scheid-Blankenheimische  Erbtochter,  Gräfin  Auguste,  ihrem  Gemahl,  dem  Gra- 
fen Christian  von  Sternberg,  im  J.  1762  zugebracht  worden  war.  Ein  Drittbeil 
jener  Herrschaften,  Schussenried  und  Weisscnau,  war  durch  eine  Tochter  des 
genannten  Grafen  Christian  von  Sternberg  an  das  Haus  Salm-Salm  (  s.  unten  die 
Anmerkung  lit.  c)  gekommen,  von  welchem  es  aber  Graf  Franz  Joseph  von 
Sternberg-Manderscheid,  Sohn  des  Grafen  Christian,  wieder  erwarb,  und  so  die 
beiden  Herrschaften  von  neuem  ungetheilt  in  seinem  Besitz  vereinigte.  Nunmehr 
hat,  am  3o.  März  i835,  dessen  Bruder  und  Nachfolger,  Graf  Johann  Wilhelm 
von  St.  M-,  dieselben  an  die  Rrone  Würtemberg  verkauft. 

57* 
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3a)  TSrring -Gattenzell;  wegen  der  vormals  reichsständischen 
Herrschaft  Guttenzell  (iV4  QM.  1,950  E.). 

33)  Waldbott-Bajsenheim;  wegen  der  Herrschaft  Heggbach 
(%«  QM.  620  E.\  (Oben  bei  Baiern,  Nun».  34,  u.  die  Note  e  zu 
Num.  4  unten  bei  Nassau.) 

34)  Waldeck -Pyrmont  »). 

35)  Isenburg-Büdingen-Meerholz.  (Oben  Note  b  zu  Num.  1, 
u.  §.  3i6,  d.) 

Anmerkungen. 

Die  oben  unter  den  Nummern  1,  2,  iob,  3o  u.  3i  genannten  Familien,  haben 
«war  ihre  in  dem  Königreich  Würtemberg  gelegenen  Besitzungen  veräufsert,  de(s- 
halb  aber  doch  nicht  aufgehört,  in  Würtemberg  als  Standesherren  anerkannt  zu 
weiden.  Dagegen  sind  die  folgenden,  nach  Veräusserung  ihrer  standesherrlichen 
Besitzungen,  aus  dein  standcsbcrrlichcn  Vcrhältnifs  in  Würtemberg  ganz  ausge- 
schieden. 

a)  MeUernick-rVinneburg ,  Fürst,  wegen  de*  Fürstenthums  Ochsenhausen,  mit 
6,288  Einw,  auf  i'/x<]  OM.,  welches,  durch  Vertrag  v.  97.  Jan.  i8a5,  der  König 
käuflich  erwarb  und  dem  unmittelbaren  Staatsgut  des  Königreichs  einverleibte. 

b)  Sulm-Rriffenchcid-Krautkeim,  Fürst  und  Altgraf,  wegen  des  auf  der  linken  Seite 
der  Jaxt  gelegenen  Theils  von  Krautheim,  welcher  durch  Vertrag  v.  9.  Nov.  1826, 
gerichtlich  ratificirt  d.  12.  Juli  1828  ,  an  den  König  für  i25,ooi>  Fl.  verkauft 
worden  ist. 

0)  Salm-Salm.  Die  fünf  fürstlichen  Geschwister  dieses  Hauses,  aus  der  aweiten 
Ehe  des  Fürsten  Coustantin,  mit  einer  Tochter  des  Grafen  Christian  von  Sternberg- 
Manderscheid  ,  die  Prinzen  Maximilian  und  Franz  und  die  Prinzefsinnen  Eleonore, 
Johanne  und  Auguste,  hatten,  von  wegen  ihrer  Mutter,  ein  Drittheil  der  (Mander- 
scheid! ^hen)  Herrschaften  Schussenricd  und  Weissenau  geerbt.  Diesen  Antheil 
über  Uelsen  sie  ihrem  Oheim,  dem  Grafen  Franz  Joseph  von  Stcrnberg-Manderscheid, 
durch  einen  Abtheilungsvertrag,  der  ihnen  dafür  die  manderscheidischen  Besitzungen 
iu  der  EifFel  ertheiltc.    Man  s.  oben  die  Note  zu  Num.  3i. 

d)  Solms- Rödelheim ,  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg  i8iy 
an  Waldeck-Pyrmont  verkauft.    Man  s.  die  Note  zu  Num.  34* 

e)  Rechteren-Limpurg-Specl/elfly  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  Adelmannsfelden,  ei- 
nem Bestandteil  der  Grafschaft  Limpurg  (Note  b,  zu  Num.  1  ),  an  die  Krone 
Würtemberg  verkauft.    In  Baiern  ist  er  noch  standesherrlich  begütert. 

Am  Schlufs  des  Verzeichnisses  in  der  angef.  Mem»i>gebischk>  Beschreibung, 
wird  auch  Salm-fteiffersckeid-Dycl,  Fürst  (seit  1816)  und  Altgraf,  als  Standesherr  im 
Königreich  Würtemberg  genannt;  er  wird  aber  dort  dafür  nicht  anerkannt.   Es  ist 


u)  fValdcck- Pyrmont.  Wegen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbeson- 
dere an  LimpurgSontheimGaildorf.  Auch  kaufte  derselbe,  1819,  den  gräflichen 
solms-rödelheimhchen  Antheil  an  de»Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Lim- 
purgGaildorfSolms Assenheim,  verkaufte  aber  die  darunter  begriffenen  Waldun- 
gen im  J.  1820  an  die  Krone  Würtemberg.  Man  s.  die  Note  zu  Num.  1,  und 
§.  3i6,  d.  Der  Graf  (Georg  Friedr.  Carl)  starb  am  18.  Juni  I826  ohne  Kinder 
Ihm  succedirte,  kraft  eines  Vertrags,  seine  Gemahlin,  geborne  Wirths- 
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der  Fürst  Front  Joseph,  Dieser  wollte  Standesherrlichkeit  in  Würtemberg  auf  sei- 
nen Besitz  der  vormals  reichsständischen  (Abtei  nachher)  Herrschaft  Baindt,  beste- 
hend aus  dem  Dorf  Baindt  CAo  Q^*  »9°  gründen,  und  defsbalb  an  den  Stutt- 
garter Verhandlungen  über  den  Rechtszustand  der  Standesherren  Theil  nehmen. 
Laut  des  Einganges  des  a.  VerhandiungsProtocolls ,  ward  er  hiezu  nicht  geeignet 
gefunden,  weil  Baindt  dadurch,  dafs  es  von  dem  Grafen  Jspremont-Lyndsn,  dem  es 
der  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3  als  Entschädigung  zugetheilt  hatte,  1812  an  zu  stan- 
dcsberrlichen  Gerechtsamen  nicht  qualificirtc  Privatpersonen  (ulmer  Kaufleute)  war 
veräussert  worden,  die  standesherrlichen  Gerechtsame  verloren  hatte,  ehe  es  der 
Fürst  von  Salm-Dyck,  im  Nov.  1817,  von  jenen  Privatpersonen  durch  Häuf  erwarb. 
—  Zwar  hatte  der  Fürst  überdiefs,  durch  Vergleich  mit  dein  Grafen  von  Stern- 
berg (s.  Num.  3i)  ein  Miteigentbumrecht  an  den  vormals  reichsständischen  Herr- 
schaften Schtusenried  und  Weissenau  in  Würtemberg  erworben ,  aber  nur  auf  so 
lang,  bis  der  genannte  Graf  das  Pfandcapital  von  60,000  Gulden  zurückgezahlt  ha- 
ben würde.  Dieses  ist  geschehen ;  daher  kann  von  ihm  auch  hierauf,  ein  Anspruch 
auf  Standesherrlichkeit  in  Würtemberg,  fernerhin  nicht  gegründet  werden. 

Auch  der  Graf  von  Fugg*r~Kirchkerg~H'ei*senhorn  wird  in  Würtemberg  nicht 
als  inländischer  Standesherr  anerkannt  Seine  dortigen  Besitzungen  waren  in  der 
Zeit  des  teutschen  Reichs  laodsässig  unter  Oestreich.  Aber  in  Baiern  ist  er  stan- 
desberrlich  begütert.  Dennoch  ward  er  von  Baiern  nicht,  wohl  aber  von  Würtem- 
berg, bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  angemeldet.  Man  s.  oben  unter 
Baiern,  TL,  Num.  18,  Note  g. 


In  dem  Grofsherzo^thnm  Baden0). 

Fürsten. 

1)  Fürstenberg}  wegen  des  grofsten  Theils  seiner  schwäbischen, 
vormals  reichsständischen  Besitzungen.  ao/Vjoo  QM.  86,io5  E.  (Oben, 
§.  3 16,  e.  Von  seinen  standesherrlichen  Besitzungen  unter  Würtemberg 
und  HohenzollernSigmaringen,  s.  man  unter  Num.  V  u.  X.  In  dem  Grofs- 
herzoglhum  Baden  hat  der  Fürst  auch  einige  grundherrliche  Besitzungen, 
mit  3,i 5o  E.) 

2)  Leiningen}  wegen  des  grofsten  Theils  des  Fürstenthums  Leiningen. 
i9*7i00  QM.  91,721  &  —  Nebstdem  auch  einige  grundherrliche  Besitzungen. 
(Oben  unter  Baiern,  II,  die  Note  zu  Num.  4.) 


a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Baden,  s.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art-  34«  den  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  art  5»  (Leven  betr.),  und  die  unten  bei  Num.  3,  und  unten  bei 
GH.  Hessen  angeführten  Verträge  (Num.  VDI).  —  Grofsberzoglichc  Bestimmun- 
gen über  den  allgemeinen  Rechtszustand  der  badischen  Standesherren,  oben  §. 
3i3,  e,  und  §.  3i6,  c. 
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3)  Von  der  Leyen;  wegen  der  Grafschaft  HohenGeroIdseck  *),  seil 
dem  von  Baden  mit  Oestreich  geschlossenen  Vertrag  vom  4.  Oct.  18 19 
i4V100  QM-  3,607  E.    (Oben,  §.  3 16,  e.) 

4)  u.  5)  Löwcnstein-V» ertheim-Freud  enberg,  beide  Special- 
Linien;  -wegen  des  gröfsten  Theils  ihrer  Besitzungen  auf  der  linken  Main- 
sche. (S.  unten  bei  Num.  6;  dann  oben  bei  Baiern,  II,  die  ISote  za 
Num.  5  u.  6. ) 

6)  L öw enstein- Wertheim-Rosenberg;  wegen  des  gröbsten 
Theils  seiner  Besitzungen  auf  der  linken  Mainseite.  (Man  s.  oben  bei  Baiern, 
II,  die  Note  zu  Num.  7.)  —  Die  snmmtlichen  fürstlich -löweostein- 
wertheimischen  Besitzungen  im  Badischen  (von  Num.  4i  5  u.  6)  haben 
4*Vioo  0*1.  u«  '8»36o  E. ,  wovon  11,400  gemeinschaftlich,  3,a34  unter 
L.- W.- Freudenberg  und  3,726  unter  L.-W. -Rosenberg. 

7)  Salm-Reifferscheid-Krautheim,  Fürst  und  Altgraf;  wegen 
des  gr&Tsten,  auf  der  Nordseile  der  Jaxt  gelegenen  Theils  des  Fürstentums 
SaimKrautheim.    348/10o  QM.  13,776  E.  <•).    (Oben,  §.  3i6,  e.) 

Grafen. 

8)  Leiningen-Billigheimj  wegen  des  Amtes  Billigheim.  7/a  QM. 
3,021  E.    (Oben,      3i6,  e.) 

9)  Leiningen-Neu denau;  wegen  des  Amtes  Neudenan.    Vs  <JM. 
1,823  E.  —    (Oben,  {.  3i6,  e.) 

Anmerkungen. 

Durch  Kauf  erwarb  das  Grofshcrzogthum  Raden  folgende,  ihm  durch  die  rbei 
nisthe  liundcsActe  untergeordnete  Slandesherrschaften : 


b)  Die  vormals  reithsst,'in<lische  Grafschaft  llahrnGeroldtcck  war  in  der  Zeit  des 
rheinischen  Bundes  souverain,  aber  sie  ward  in  der  Sehl ufs Acte  de«  wiener 
Congresscs,  Art  5i,  verglühen  mit  Art.  56,  wo  Leven  unter  den  Rundeslurstea 
nicht  aufgeführt  ist  (Klübfii's  Acten  des  wiener  Congr.,  IL  5-9.  V1U.  i5a),  ihrer 
politischen  Unabhängigkeit  stillschweigend  dadurch  entsetzt,  dafs  sie  unter  des 
dem  Kaiser  von  Oestreich  unterworfenen  Ländern  und  Besitzungen  mitverstan- 
den ward.  Klübkr's  Quellensammlung,  S.  56  u.  f.,  Kote  2.  Oestreich  trat  die- 
selbe an  Baden  ab ,  in  einem  zwischen  beiden  zu  Frankfurt  geschlossenen  Ver» 
trag  v.  10.  Jul.  1819,  bekräftigt  durch  den  Reces-general  der  frankf.  Territorial- 
Commission  v.  aa  Jul.  1819,  art.  8.  Am  4.  Oct.  1819  erfolgte  die  Uebergabc 
an  Baden. 

t)  Der  Fürst  zu  Salm  -  Reinerscheid -Krautheim  hat  den  unter  badischer  Souve- 
rainetät  gelegenen  Thcil  seines  Fürstenthums  Salm-Krauthcim  durch  Vertrag 
vom  5.  Oct.  i838  u.  5.  Febr.  1839,  ratificirt  am  7.  Febr.  1839,  an  dic  &°.  Ba- 
dische Regierung  verkauft,  bleibt  indessen,  in  Gemäfsheit  einer  gh.  Verordnung 
v.  27.  März  1839,  im  St.  u.  Reg.  Bl.  St.  10,  mit  seiner  Familie  in  dem  Gr o fsberzog, 
thum  Baden  standesherrlich  bevorrechtet. 
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a)  von  dem 'Fürsten  Ton  Auersperg ,  die  geforstete  Grafschaft  Thcngcn,  im  J. 
18»  \  (Regier.  Blatt,  1811,  Num.        y»  QM.  1,110  E. ; 

b)  von  dem  Fürsten  von  Schwarzenberg,  die  Landgrafschaft  Klettgau,  im  J.  i8i3. 
3  QM.  8,910  E.; 

diese  beiden  fürstlichen  Häuser  schieden  aus  dem  standesherrlichen  Verbal (• 
nifs  in  Baden  gänzlich  aus;  von  dem  Fürsten  zu  Salm-Reifferscheid-Krauüieim  dagegen, 
welcher  nach  dein  Verkauf  seiner  Standesherrschaft  standesherrlicher  Personalist 
in  Baden  geblieben  ist,  s-  d.  Note  c  zu  Num.  7. 

c)  Die  rheinische  BundcsActe  hatte  auch  die  nassau  -  oranische,  vormals  zu  der 
Abtei  "Weingarten  gehörende,  Herrschaft  Hagnau,  bei  Meersburg,  Baden  als  Stan- 
desherrschaft untergeordnet  Napoleon  beraubte  aber  bald  nachher  das  Haus 
NassauOranien  seiner  teutseben  Besitzungen,  und  seitdem  befand  sich  Hagnau  im 
Besitz  des  gh.  Hauses  Baden.  Nach  dem  Fall  Napoleon's  ward  dieselbe  an  Nassau- 
Orauien  zurückgegeben. 

d)  Die  grossherzogliche  Familie  besitzt,  als  FamilicnFideicommifs ,  zum  gemein- 
schaftlichen Geuufs  für  drei  nachgebohrne  Prinzen  (dermal,  i83o,  die  grossherzog- 
liehen  Prinzen  und  Markgrafen  Friedrich,  Wilhelm  und  Maximilian),  die  durch 
den  Reirhsdcp.Hauptschlufs  von  i8o3  au  das  Haus  Baden  gekommenen  Grafschaf- 
ten Salem  (Salmannsweiler)  und  Petershausen  am  Bodensce,  vormalige  rcichsstän- 
dische  Rcichsabteien.  Grofsherzogl.  Verordn.  v.  a8.  Juni  1827,  betr.  den  Standes* 
litrr  liehen  Rechtszustand  von  Salem  und  Petershausen,  oben  §.  3i7,  a. 

e  )  Die  grofsherzoglichen  Prinzen  und  Markgrafen  Wilhelm  und  Maximilian  von 
Baden,  Brüder  des  jetzigen  Grofsherzogs ,  besitzen  die  von  ihnen  (damals  in  Ge- 
meinschaft mit  ihrem  Herrn  Bruder  Leopold)  im  J.  1808  bei  dem  Fürsten  von 
Bretzenheim  erkaufte  Herrschaft  Zwingenberg  am  Neckar.  iVJ0  QM.  «,45o  E.  Die- 
selbe war  früher,  Jahrhunderte  lang,  als  reichsunmittelbar  bei  der  fränkischen 
Reichsritterschaft,  Ganton  Ottcnwald,  immatriculirt,  dann  aber  von  Kurpfalz  eximirt 
und  unter  dessen  Landeshoheit  gezogen  worden.  Der  berühmte  Rechtstreit  hier» 
über  am  Rciehshofrath,  zwischen  der  Reichsritterscbaft  und  Kurpfalz,  ward  175a 
durch  Vergleich  beigelegt.  Im  Jahr  1808  ward  ihr  von  dem  Grofsherzog  Standet- 
berrlichkeit  verliehen.   (Oben  %.  3i5,  b.) 

f )  Die  Herrschaft  Heilsberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  und  Ebringen, 
welche  der  im  J.  i83o  verstorbene  Grofsherzog  Ludwig  von  Baden  erkauft,  und 
seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  von  Langenstein,  hinterlassen  hat,  sollte  die 
standesberrlichen  Rechte  und  Befugnisse  (des  Grofshcrzogthums)  geniefsen,  zufolge 
einer  Verordnung  des  genannten  Grofsherzogs  vom  1%.  Oct.  1829;  anders  ward 
diefs  aber  bestimmt  durch  eine  Verordnung  vom  3i.Dec.  i833,  im  Bad.  Begier.  Bl. 
von  i834,  Num.  1.   (Oben  %.  317,  a.) 


VII. 

In  dem  Kurfürstenthum  Hessen  °). 

1)  Fürst  von  lsenburg-0 f fenbach-Birstein;  wegen  der  Aemter 
Birstein  und  Langenselbold,  2  QM.  5,900  E.,  und  eines  Antheils  am  Ort 

o)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Kurhessen  sind  nachzusehen:  der  Acte  final  du  congres  de  Vicnne,  art.  5a.  GH. 
hessischer  Vertrag  mit  Kurhessen  v.  »9.  Jun.  »816,  in  Mabtibs  recueil,  Supplcm., 
VU.  65.  74.    Reces-gencral.de  la  Commission  territoriale  rassemblce  a  Franc- 
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Rückingen,  der  jedoch  früher  nicht  reichsständisch  war,  sondern  zu  der 
inittelrheinischen  Reichsritterschaft  gehörte.  (Man  s.  unten  die  Note  bei 
VUI,  Grofsherzogthum  Hessen,  Num.  1.) 

2)  Graf  von  Isen  b  urg-Büding  en  in  Wächtersbach;  wegen  des 
Amtes  Wächtersbach,  mit  Ausnahme  der  zu  dem  Amt  Assenheim  gehörenden 
Orte,  1%  QM.,  5,ioo  E.  Dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei 
Num  1  genannten  Ort  Rückingen. 

3)  Graf  von  Isenburg  -  Büdingen  in  Meerholz;  wegen  des 
Amtes  Meerholz,  1  QM. ,  4,010  E.,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Marienborn. 
Dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei  Num.  1  genannten  Ort 
Rückingen. 

4)  Graf  von  Isenburg-Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  seines 
Antheils  an  dem  bei  Num.  1  genannten  Ort  Rückingen,  in  dem  Amt  Seibold, 
welcher  dem  fürstlichen  und  gräflichen  Hause  Isenburg  gemeinschaftlich 
zusteht. 

5)  Graf  von  Solms-Rodelheim;  wegen  seiner  Hälfte  an  dem 
Marktflecken  Praunheim,  mit  390  E.  (Man  s.  Note  b  zu  Num.  1,  bei 
GH.  Hessen,  VIII.) 


VIII. 

In  dem  Grofsherzoglhum  Hessen  a). 

Fürsten. 

1)  Isenburg  -  Offen  bach  -  Birst  ein  *)  $  wegen  der  Aeraler 
Ottenbach  uud  Dreieich  (8,028  E.),  dann  wegen  des  Amtes  Wenings 
(3,197  E.).    (Oben,  §.  3i6,  f.) 


fort  s.  M.,  date  du  20  juillet  1819,  art.  2/»;  bei  Martjss  1.  c  VDX  604.  — 
Kurfürst!.  Bestimmung ,  oben  §.  3i6,  g. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Familien  unter  GH.  Hessen, 
sind  nachzusehen:  die  rheinische  BundesActc,  Art.  24.  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  art.  5a.  Vertrag  zwischen  Baden  u.  GH.  Hessen,  t.  8.  Sept.  1810,  in 
Wishopp's  rhein.  Bund,  Heft  5o,  S.  3oi,  vergl.  mit  S.  »56  u.  f.,  u.  in  Martiss 
recueil,  Supplcm. ,  V.  280.  GH.  hessischer  Vertrag  mit  PrcuCsen  u.  Oestrcich 
v.  3o.  Jun.  1816,  ebendas.  VII.  73.  Desgl.  mit  Kurhessen  vom  29.  Jun.  1816, 
ebendas.  VH.  64.  Reces-general  der  frankf.  TerritorialCommission ,  v.  20.  JuL 
1819,  art.  19  u.  25,  bei  Martens  I.e.  VDX  604.—  Grofshcrzoglichc  Bestimmun- 
gen, über  den  allgemeinen  Rechlszustand  der  ghzl.  hessischen  Standesherren, 
oben  |.  3i3,  e,  u.  3*6,  f.  —  In  dein  GH.  Hessen,  machen  die  standesherrli- 
chen Bezirke  fafst  den  vierten  Theil  des  ganzen  Staatsgebietes  aus.  GH.  hessi- 
sche Erklär,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  65.  —  Die  hier  angegebenen 
Einwohnerzahlen  sind  entlehnt  aus  der  1.  Tabelle  in  A.  F.  W.  Caoxv's  Handb. 
der  Statistik  des  Grofsherzogthums  Hessen,  Tb.  L  Darmst.  i8m.  8.  Doch  feh- 
len daselbst  Angaben  zu  Num.  9,  10,  14  u.  18.  —  Die  Ordnung  ist  alphabetisch. 

*)  Die  rheinische  BundesActe  hatte  dem  Fürsten  von  Isenburg  die  Sourerainetat 
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a)  Leiningen;  wegen  der  CivüGerichtbarkeit  erster  Instanz  über 
Hesselbach,  dann  der  Cent-  und  Forstgerichtbarkeit  über  Hesselbach, 
Gammelsbach,  Kailbach,  Hebstahl  und  Untersensbach.  (Oben  unter  Baiern, 
II,  die  Note  zu  Num. 4.) 

3)  u.  4)  Löwenstein-Wertheim-Freudenberg,  beide  Linien; 
wegen  des  Amtes  Habitzheim  und  ihres  Antheils  an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt. 
(Habitzheim  und  Kirchbeerfurt  haben  zusammen  3,o46  E.) 

5)  Löwenstein- Wertheim -Rosenberg;  wegen  des  Amtes 
Habitzheim,  seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg  und  an  dem  Dorf 
Kirchbeerfurt.  (Breuberg  hat  io,382  E.;  von  Kirchbeerfurt  s.  bei  Num.  3  u.4.) 

6)  Solms-B raunfels;  wegen  der  Aemter  Hungen  (Grafschaft), 
Wolfersheim  nebst  Gambach,  und  Grüningen.    10,237  Einw. 

7)  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  der  Aemter  Lieh  und 
Niederweisel.    6,589  E. 

Grafen. 

8)  Erbach-Warteraberg-Roth,  sonst  Erbach-Erbach;  wegen  der 
Aemter  Erbach  (3,48i  E.)  und  Reichenberg  (4,106  E.),  und  seines  An- 
theils an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt.  Die  Volkszahl  des  letzten,  s.  bei  Num.  3  u  4. 

9)  Erbach-Fürstenau;  wegen  des  Amtes  Fürstenau  und  Michel- 
stadt (6,18a  E),  dann  des  Amtes  Freienstein  und  Rothenberg.  6,3 10  E. 

10)  Erbach-Schonberg;  wegen  der  Aemter  König  und  Schön- 
berg (5,189  E.),  und  seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg«  Die 
Volkszahl  der  letzten,  s.  man  bei  Num.  5.    (Oben,  §.  3i6,  f.) 

11)  Isenburg  -  Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  der  Aemter 
(Grafschaft)  Büdingen  und  Mockstadt    10,452  E. 

12)  Isenburg  -  Büdingen  in  Meerholz;  wegen  des  Amtes 
Marienborn.    1,999  E. 


gelassen,  und  ihm,  Art.  *4i  sogar  sämmtliche  Grafen  von  Isenburg  als  Standes- 
herren untergeordnet.  Aber  Er  und  diese  wurden  im  J.  181 5  Oestreich  subji- 
cirt,  durch  die  Schute  Acte  des  wiener  Congresses,  Art.  5a.  Klvber's  Acten  des 
wiener  Congr.,  IL  579.  Diese  Bestimmung  ward  näher  erklärt  in  einem  wiener 
Protocoll  der  Bevollmächtigten  der  fünf  Mächte  v.  10.  Juni  i8i5,  u.  in  einem 
östreich -preussischen  Vertrag  vom  12.  Juni  t8i5.  Koch  et  Schoell  bist  abre- 
gne des  traites,  T.  XI,  p.  363.  Nach  einem  pariser  Protocoll  v.  3-  Nov.  i8i5, 
vertragweise  errichtet  von  Bevollmächtigten  der  vier  verbündeten  Mächte  (Oest- 
reich, Grofsbritannien,  Bufsland,  Preussen),  nach  einem  Vertrag  Oestreichs  und 
Prcussens  mit  dem  GH.  von  Hessen,  v.  3o.  Juni  1816,  nach  einem  Tags  vorher 
7. wischen  Hurhcsscn  und  GH.  Hessen  geschlossenen  Vertrag  (in  Martess  recueil, 
Supplement,  VB,  65  et  74),  und  nach  dem  GcneralReccfs  der  frankfurter  Ter- 
ritorialCommission  vom  10.  Juli  1819,  Art.  19  u.  »5  (Klüber's  Qucllensamml., 
S.  116  u.  120),  erhielten  thcils  Kurhessen,  tbeils  GH.  Hessen  die  Hoheit,  jeder 
über  einen  bestimmten  Thcil  der  fürstlichen  und  gräflichen  isenburgischen,  so 
wie  über  die  solms-  rödelheimischen  Besitzungen.  Von  den  letzten  kam  die 
Hälfte  des  Marktfleckens  Praunheim  1816  unter  kurhessische  Souvcrainetät. 
Martens  L  c. 
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13)  Isenbarg- Büdingen  in  Wächterbach;  wegen  seines  Au- 
theiis  C'/i»)  an  dem  Amt  Assenheim  (Ronneburg  und  Michelau).  4<>5  E. 

14)  Isenburg-Philippseich;  wegen  des  ParagialAmtes  Philipps- 
eich.   6,590  E. 

15)  Leiningen  -  Westerburg,  Christophische  oder  ältere  Linie; 
wegen  der  Herrschaft  Ilbenstadt        74  E. 

16)  Schlitz,  genannt  von  Görtz;  wegen  der  Herrschaft  Schlitz  4)t 
«V4  QM.  6,98 1  E.    (Man  s.  oben,  §.  3i5,  b.) 

17)  Solms- Laubach;  wegen  der  Aerater  (Grafschaft)  Laubach  und 
Utphe.    6,606  E. 

18)  Solms-Rodelheim;  wegen  der  Aeinter  Rodelheim  u.id  Nieder- 
wdllstadt, und  seines  Antheils  (Vis)  an  Assenheim.  (Dorf  Einartshausen, 
mit  431  E.) 

19)  Solms- Wildenfels;  wegen  der  Herrschaft  Engelthal      40  E. 

20)  Stolberg-Wernigerode;  wegen  des  Amtes  Gedern.  3,750  E. 

21)  Stolberg  -  Rrosla;  wegen  seines  Antheils  an  der  ehemaligen 
Grafschaft  Honigstein  /),  Va  von  Stadt  und  Schlafs  Ortenberg,  5/24  von 
Stadt  und  Schlofs  Münzenberg,  und  Vj2  von  Heuchelheim.  3,65o  E. 


e)  Die  Prä'monstratenscrOrdens  Abtei  Ilbenstadt  (ein  Mönch-  und  Frauenkloster),  an 
dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedberg,  war  nicht  reichsständisch, 
auch  nicht  rcichsunmittelbar.  Der  R.  Dep.  Hauptschlufs  t.  i8o3,  §.  20,  gab 
dieselbe,  »mit  der  Landeshoheit  in  ihrem  geschlossenen  Umfang*,  als  Entschä- 
digung dem  Grafen  von  Leiningen  Westerburg ,  ä.  L. 

d)  Die  Herrschaft  Schlitz  war  ehehin  rcichsunmittelbar  und  immatriculirt  bei  der 
Keichsritterschaft,  dem  buchischen  Quartier  des  fränkischen  Reichsrittcrcantons 
Rhönwerra.  Ihrem  Besitzer  ward  1804  die  Aufnahme  (als  Personalist)  in  das 
reichsgräfliche  wetterauische  Collegium  zugesichert,  sie  kam  aber  nicht  zur  Voll- 
ziehung. Durch  eine  Urkunde  v.  3o.  Dcc.  1808  (in  Wiskopp's  rhein.  Rund. 
Heft  XXIX,  S.  247)  *  erhob  und  ernannte»  der  GH.  von  Hessen  den  Grafen  von 
Schlitz  genannt  v.  Gört/,,  seinen  «PatrimonialGerichtshcrrn*,  in  Rücksicht 
der  besondern  Verhältnisse,  in  welchen  er  zum  vormaligen  wetterauischen  Gra- 
fenCollegio  gestanden«,  ihn  «und  dessen  eheliche  Nachkommenschaft,  cum 
Standesherrn  des  Grofshcrzogthums».    Vcrgl.  oben  §.  3i5,  b. 

r)  Die  vormalige  nicht -rcicbsständiscbc,  und  nicht- reichsunmittelbare  Cistercienser- 
FraucnAbtci  Engehhal ,  in  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedberg, 
erhielt  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  %.  20,  der  Graf  von  Leiningen- 
Westerburg,  jüngerer  Linie,  der  sie  i8o3  an  Solms  Wildenfels  verkaufte.  Nach 
einem  Recefs  mit  der  Rcichsburg  Friedberg,  hatte  die  Abtei  blofs  die  niedere 
Gcrichtbarkcit  in  dem  Umfang  des  Rlosters;  Verbrecher  mufsten  an  die  Rurg 
abgeliefert  werden.  —  Im  J.  1822  veraufserte  SolmsWildenfels  dieses,  wie  es 
seheint,  von  Hessen  seit  1806  als  standesherrlich  behandelte  Resitzthum,  auf 
dem  Weg  einer  GüterLotterie.  Dessen  ungeachtet  ward  1829  der  Graf  v.  S. 
Wildenfels  von  GH.  Hessen  als  Haupt  einer  standesherrlichen  Linie  det  Hanse« 
Solms  angemeldet;  eine  Eigenschaft,  worin  er  höchstens  als  standesherrlicher 
Personalist  gelten  könnte. 

/)  Die  rheinische  BundesActe,  Art.  24 ,  unterwarf  standesherrlich  dem  GH.  Hessen 
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IX. 

In  dem  Herzoglhum  Nassau0). 

i)  Graf  von  Leiningen- Westerburg  (sowohl  die  Christoph ische 
oder  ältere  Linie,  als  auch  die  Georgische  oder  jüngere  Linie)  j  wegen  der 
Grafschaft  Westerburg,  welche  beide  Linien  gemeinschaftlich  besitzen 
3,q58  E. 

a)  Fürst  Ton  Wied  c)j  i)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem  jetzigen 
Amt  Runkel,  Bestandteile  der  vormals  reichsständischcn  Grafschaft  Wied 
(8,169  E.);  3)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem  jetzigen  Amt  Selters, 
vorhin  Grenzhausen,  Bestandteile  der  vormals  reichsstündischen  Grafschaft 
Wied,  5,i59  E. 

3)  Erzherzog  Stephan  Franz  Victor  von  Oes tr eich;  wegen  der 
Grafschaft  Holzappel  und  der  Herrschaft  Schaumburg  <*). 


namentlich  nur  «la  partic  du  comte  de  Königstein  possedee  par  le  prince  de 
Stolberg  -  Gedern  ».  (Die  fürstliche  Linie  Stolberg -Gedern  war  im  Mannstamm 
scbon  am  5.  Jan.  1804  erloschen,  und  Stolberg  ffemigerode  war  ihr  in  Gedern 
gefolgt.)  Allein  auch  der  gräilich-Slolbcrg  -  Roslaische  Antheil  an  der  Grafschaft 
Königstein  (Ortenberg  u.  ß.  w.),  vermutlich  durch  Vorsehen  in  der  Bundcsacte 
mit  Stillschweigen  übergangen,  ward  standc&herrlich  unter  ghzl.  hessische  Staats  - 
hoheit  gezogen. 

a)  Von  der  standcshcrrlicheii  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Nassau,  9.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art.  ?4-  Vertrag  zwischen  Preussen 
u.  Nassau  v.  3i.  Mai  i8i5,  in  Mahtess  reeucil,  Supplcm.,  VI.  333.  Protocoll 
der  B.  V.  v.  1818,  $.  20.  —  Die  hier  gewählte  Ordnung  der  Standesherren  ist 
bestimmt  durch  den  Rang,  welchen  ihre  der  nassauischen  Staatshoheit  unterge- 
ordneten staudesherrlichen  Besitzungen  ehedem  in  der  allgemeinen  Reichsser- 
sammlung gaben;  mit  Ausnahme  des  Grafen  von  Waldbott -Bassenheim,  dessen 
im  Nassauischen  gelegene  Besitzungen  zu  Reichsstandschaft  nicht  berechtigten. 

h)  Nur  die  jüngere  Linie,  «die  gräfliche  Familie  Neu -Leiningen  •Westerburg», 
ward  von  Kassau,  1819  (wie  früher  schon  in  dem  Nassauischen  Staats-  u. 
AdrefsHandbuch,  zu  der  erblichen  Landstandschaft  auf  der  Herrenbank)  als 
berechtigt  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht»,  bei  der  R.  V.  angemeldet.  Doch 
besitzen,  meines  Wissens  (WiBHorr's  rhein.  Rund,  Heft  XXIX,  S.  194,  196 
u.  200),  beiJe  Linien  gemeinschaftlich  die  standesherrliche  Grafschaft  Wester- 
burg. So  auch  besitzen  beide,  unter  nassauischer  Hoheit,  die  vormals  nicht- 
reichsständische ,  jetzt  grundherrliche  Herrschaft  Sc/utded,  im  Amt  Runkel,  mit 
ungefähr  400  Einw. 

c)  Wied  ist,  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch,  unter  den  Land- 
ständen des  Hcr/ogthums  nicht  genannt  —  Der  unter  Num.  I  genannte  Thcil 
der  wiedischen  Resitzungen  gehörten  der  Linie  Wied -Runkel  bis  in  das  J.  1814, 
wo  diese  Linie  erlosch. 

d)  Die  rheinische  Bundes  Acte  untersvarf  standesherrlich  dem  Herzog  von  Nassau 
die  vormals  reichsständische  Grafschaft  Holzappel  und  die  Herrschaft  Schaumburg, 
damals  dem  Fürsten  von  A  nhalt-  Bernburg  •  Schaumburg  gehörend.  Als  im  J. 
181a  der  Mannstamm  erloschen  war,  succedirten  in  jenen  Besitzungen  vier 
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4)  Graf  von  Waldbott- Bassenheim  *). 


In  dem  Fürstenthum  Hohenzollern  -  Sigmar ingen  a). 

1)  Fürst  von  Fürstenberg;  wegen  der  Herrschaften  Trochtelfingen 
und  Jungnau,  und  des  Theüs  vom  Amt  Möfskirch  auf  der  linken  Seite  der 
Donau.    5V4  <JM.  10,000  Einw.    (Oben,  §.  3 16,  k.) 

2)  Fürst  von  Thum  und  Taxis;  wegen  der  Herrschaft  Strasberg 
und  des  Amtes  Ostrach.    1V4  (JM.  3,6oo  E. 


Töchter  aus  dieser  Linie.  Eine  war  vermählt  mit  dem  Erzherzog  Joseph  von 
Oe streich.  Dieser  fand  die  andern  Miterben  mit  Geld  ab,  und  erwarb  so  das 
Ganse  für  seinen  mit  jener  Miterbin  erzeugten  Sohn,  den  Erzherzog  Stephau 
Frans  Victor.  Da  wegen  seiner  Familien  würde  dem  Erzherzog  ein  höheres 
Prädicat  zukommt,  als  die  standesherrlich -fürstliche  «Durchlaucht»,  so  konnte 
er  zu  dieser  im  J.  1820  von  Kassau  bei  der  Bundesversammlung  nicht  angemeldet 
werden.  Es  ist  ihm  aber  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrcfsHandbuch 
unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  die  erste  Stelle  eingeräumt. 

«)  Der  Graf  von  ffaldhott- Bassenheim  wird  in  den  Frotocollen  der  B.  V.  v.  1818, 
ao,  wegen  der  «Standesherrschaften»  (sie!)  Reiffenherg  und  Cransherg  (jene 
unweit  Königstein  mit  636,  diese  bei  Usingen  mit  563  E.),  von  Nassau  als 
Standesherr  aufgeführt  Ob  diese  Herrschaften  dafür,  im  Sinn  des  Art  14  der 
BundesActe  (§.  3oi,  </),  gelten  können,  da  sie  nicht  reichsständisch,  sondern 
blofs  rcichsunnüttclbar,  doch  nicht  reichsritterschaAlich ,  waren?  —  Die 
wiener  Gongrafsactc  erwähnt  ihrer  nicht,  die  rheinische  BundesActe,  Art  »4, 
blofs  der  Herrschaft  Gransberg;  welche  sie  als  «terre  equestre»  bezeichnet. 
Dagegen  ist  der  Graf  von  Waldbott  -  Bassenheim  unter  Baiern  und  fVürtemherg 
unstreitig  Standesherr  im  Sinn  der  BundesActe;  hier  wegen  Hegghath,  dort 
wegen  Busheim  und  f Vinterrieden.  Man  s.  oben  bei  Baiern  und  Würtemberg, 
II,  34  und  V,  33.  —  Als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Prädicat  «Erlaucht"» 
berechtigt,  ward  er  im  J.  1819  nicht  blofs  von  Baiern  und  Würtemberg,  sondern 
auch  von  Nassau  angemeldet.  In  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrcfsHandbuch 
wird  er  unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  aufgeführt,  als 
Besitzer  der  «Herrschaften»  Gransberg  und  BeifTenbcrg. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Fürsten  unter  den  Fürsten  von 
H.  Sigmaringen,  s.  man  die  rhein.  BundesActe,  Art.  a4> 
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Allgemeines  Verzcichnifs 

der  Häupter  vormals  reichsständischer,  jetzt  standesherrlich  untergeordneter 
fürstlicher  und  gräflicher  Familien,  welche  im  J.  1829  von  Regierungen 
teutscher  Bundesstaaten  bei  der  Bundesversammlung  als  solche  angemeldet 
worden  sind,  denen,  und  zwar  den  fürstlichen  das  Prädicat  Durchlaucht, 
den  gräflichen  das  Prädicat  Erlaucht  zukomme)  in  Folge  der  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung ,  für  die  ersten  vom  18.  August  1825  und 
i3.  Februar  1829,  für  die  andern  gleichfalls  vom  13.  Februar  1829 
(Vergl.  oben,  §.  3o3  ). 

Mit  Anzeige  der  Bundesstaaten ,  in  welchen  die  standesherrlichen  Be- 
sitzungen eines  Jeden,  so  fern  er  damit  versehen  ist,  gelegen  sind. 

Vorbemerkungen. 

Von  den  Bedingungen  der  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  Bundes- 
Acte ,  und  von  Anomalien  in  dieser  Beziehung,  sehe  man  oben  S.  888  die  Vor- 
bemerkungen  tu  dem  nächstvorhergehenden  Verzeichnifs,  Num.  IV.  —  In  dem 
gegenwärtigen  Verzeichnifs  ,  welches  zunächst  auf  die  zu  den  standesherrlichen 
Prädicaten  «Durchlaucht*  und  «Erlaucht»  als  berechtigt  bei  der  Bundcsver 
Sammlung  Angemeldeten  sich  bezieht,  finden  sich  auch  Anomalien  anderer  Art 
als  in  jenem.  Diese  sind  hier  bei  den  Einzelnen,  welche  sie  betroffen,  angezeigt. 
Aufmerksam  gemacht  auf  dieselben,  ist  schon  in  der  ersten  Columne,  durch  die 
Druckart  des  Familiennamen».   Es  sind  nämlich  def«halb  ausgezeichnet: 

1)  Durch  GarmondCursi»  (Italique),  die,  welchen,  obgleich  sie  in  der  Zeit  des 
teutschen  Reichs  nur  reichsständisch- gräfliche  Personalsten  waren,  oder  ihnen  Auf 
nähme  in  ein  reiclisgrüfliches  Gollegium  nur  zugesichert  war,  dennoch  für  sie  und 
ihre  vormals  nicht  -  reichsständischen ,  doch  reichsunmittelbaren  reich sritterschaft- 
lichen  Besitzungen,  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  Bundes  Acte  gestattet 
wird.   Von  dieser  Art  sind:  Görtz,  Neipperg  und  Giech. 

2)  Durch  GarmondCursiv  und  Einschliefsung  des  Namens  in  Klammern ,  die, 
welche,  wegen  Veräußerung  ihrer  standesherrlichen  Besitzungen  standesherrliche 
PersonalUten  geworden  sind.  So,  Aucrsperg,  Colloredo -  Mansfcld ,  Lobkowitz, 
Metternich,  Solms  -Wildenfels  ,  Stadion  (die  Friedericaniscbe  Linie,  sonst 
Stadion  -  Warthausen  genannt),  Wallmoden. 

3)  Durch  Druck  mit  teutschen  Lettern,  Bourgeois  Fractur ,  und  Einschliefsung 
des  IS a mens  in  Klammern  ,  die,  welche  reichsständisch  •  gräfliche  Personalisten  waren, 
mithin  ehchin  reichsständisch ,  auch  jetzt  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder 
waren.  Dahin  gehören:  Rbevenhüller-Metsch,  Rosenberg,  Starhemberg,  Trautt- 
mansdorff,  Harrach,  Kuefstcin,  Platen  -Hallermund,  Wurmbrand. 

4)  Durch  Druck  mit  GarmondAntiqua  und  in  Klammern,  der  Herzog  von  Croy, 
welcher  keine  Reichsstancbichaft  ,  aber  unmittelbares  nicht  •  reichsritterscbaftlichcs 
Besitztbum,  und  Aufnahme  in  ein  GrafenCollegium  zu  erwarten  hatte.  Oben  in 
dem  Anbang  IV,  bei  Preussen,  die  Note  zu  Num.  4t  S.  890. 

5)  Durch  Druck  mit  teutsc/ien  PctüSchwabacher  Lettern  und  Einschliefsung  in 
Klammem,  jene,  welche  nicht-stimmfuhrende  Mitglieder  einer  reichsständiseben  Familie 
waren,  und  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder  waren,  aber  jetzt  Mitglieder 
einer  standesherrlichen  Familie  sind.  So,  Salm- Reifferscheid -Raitz  und  Schönborn- 
Buchheim. 

6 )  Durch  Druck  mit  lateinisch  •  BourgeoisCursiv  und  in  Klammern  der  Freiherr, 
seit  1810  Graf  von  Rechberg,  welcher  weder  persönliche  Reichsstandschaft  noch 
reichsstandisches  Besitzthum  hatte,  doch  reichsunmittelbar  -  reichsritterschaftlich 
begütert  war.   Eben  so  der  Graf  von  Pappenheim,  wovon  %.  3i5,  b. 
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ZUSÄTZE, 

welche  zum  grossen  Theil  in  dem  zweijährigen  Zeiträume  des  Drucks  dieser  Auflage 

ihren  Entstehungsgrund  haben. 


S.  16,  Z.  «3  v.  0.,  §.  14,  Note  b,  ist  beizufügen:  J.  D.  Lkutheusseb  (Bundes- 
Registrator),  Alphabetisches  Register  über  die  Verhandlungen  der  deutschen 
B.V.,  v.  1.  Oct.  1816  bis  cum  Schlufs  des  J.  i836.  In  zwei  Abtbetlungen ,  wovon 
<lie  »weite  die  Militärverhältnisse  enthält.  Frankfurt  a.  M.,  in  der  BundesPräsidial- 
Druckerei.  697  S.  in  Fol.  (Die  Abdrücke  sind  nur  für  die  Gesandtschaften  und 
Regierungen  bestimmt.) 

S.  46,  Z.  n  v.  u.,  §.  4o,  Note  c,  setze  man  hinzu:  Neuere  Beschlüsse  der  B.V. 
über  die  Verabfolgung  der  in  dem  reichskammcrgcrichtlichen  Archiv  befindlichen 
Bildnisse  teutscher  Raiser  und  Kurfürsten,  vom  i3.  Mai  i836,  —  über  das  reichs- 
kammergerichtliche  Depositenwesen,  vom  16.  März  u.  5.  Oct.  1837,  ».  Aug.  u. 
17.  Sept.  j838,  —  sodann  über  die  gänzliche  Auseinandersetzung  des  reichs- 
kammergerichtlichen  Archivs,  vom  17.  Mai  i838,  a5.  Juli  u.  a3.  Sept.  i83o,  finden 
sieb  in  v.  Mbtkh's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  5u,  544  u-  6°7« 

S.  97,  Z.  16  v.  u.,  %.  87,  Note  d,  ist  beizufügen:  Zwischen  Baden  und  dem 
Schweizerkantone  SchaiThausen  wurde  am  1.  März  1839  ein  GrenzRcgulirungs- 
Vertrag  abgeschlossen,  der  4<>ojährigen  Streitigkeiten  ein  Ziel  setzte.  Allgm.  Zeit, 
v.  91.  März,  Beilage. 

S.  98,  Z.  «6  v.  o.,  §.  88,  Note  c,  setze  man  hinzu:  Ein  im  April  1840  zwischen 
Baden  und  Frankreich  abgeschlossener  Vertrag  hat  die  Rheingrenze  zwischen 
den  beiden  Staaten ,  welche  bis  dahin  an  mehreren  Stellen  ungewifs  war,  be- 
richtigt.  Allgem.  Zeit.  v.  11.  April  1840. 

S,  1x4,  Z.  5  v.  u.,  §.  108,  Note  g,  defsgl.  S.  139,  Z.  14  v-  §•  >st  beizufügen: 
Durch  einen  Bcscblufs  der  B.V.  v.  17.  Mai  i838  (in  v.  Meyeb's  Staatsactcn, 
Th.  n,  S.  55o)  wurde  bestimmt,  dafs  der  Landgraf  zu  Hesscnllomburg  in  pleno 
eine  Stimme  haben,  und  den  Platz  vor  den  Freien  Städten  einnehmen,  sodann 
veranlagst  werden  solle,  sich  tm  engem  Raüic  den  zur  16.  Gcsanuntstiinme  ver- 
einigten Fürsten  anzuschliefsen. 
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S.  soo,  Z.  »6  v.  o.,  $.  167,  Note  a,  noch  Folgendes:  Darlegung  der  Hauptresultate 
aus  den  wegen  der  revolutionären  Complotte  der  neueren  Zeit  in  Deutschland 
geführten  Untersuchungen.  Auf  den  Zeitabschnitt  mit  Ende  Juli  i83&  Frankfurt 
a.  M.  in  der  BundesPräaidialDruckerei  i83o-  4.  Im  Auszug  in  v.  Mbtbb's  Staats- 
acten,  Th.  II,  S.  4»7  & 

S.  mo,  Z.  5  v.  u.,  %.  174,  Note  i,  beizufügen:  Ueber  die  unter  a  u>  c  bemerkten 
Streitigkeiten  ergingen  durch  das  badische  Oberhofgericht  zu  Mannheim,  ab 
Austrägalinstanz,  zwei  Urtheile,  das  eine  am  40.  Dec.  i838,  das  andere  am 
m.  Dec.  »838. 

S.  »«5,  Z.  3  v.  o.,  %.  i?5,  Note  1,  nach  &S.81  ffi»  setze  man  hinzu:  Ein  Beschlufa 
der  B.V.  vom  »5.  Juni  i835  (in  t.  Mbtbb's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  600)  hat  all- 
gemein bestimmt,  dafs  von  dem  Art  96  des  Entwurfs  eines  Bundcstagsbeschlusscs 
über  das  Verfahren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  einander  (Prot.  v. 
31.  Dec  1810,  V  214,  s.  oben  %.  174«  Note  c),  so  wie  überhaupt  von  jeder 
bundesgesetzlichen  Bestimmung  über  die  Zulassigkeit  von  Nichtigkeitsbeschwerden« 
zu  abstrahiren  sey. 

S.  »4»»  Z-  >5  t.  u.,  V»  »85»  Note  d,  am  Schlufs,  noch  hinzu:  Damit  vergleiche 
man  jedoch  den  Beschluß»  der  B.V.  vom  18.  Sept.  i834  &bcr  UnStatthaftigkeit 
der  Einmischung  fremder  Mächte  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Bundes,  ab* 
gedruckt  in  v.  Mbtbb's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  4j5. 

S.  «53,  Z.  *4  *•  u-t  V  ,9|5i  Note  b,  nach  «5  Fl.  3o  Hr.»  ist  einzuschalten:  Die 
Abtretung  eines  Tbeils  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  an  Belgien  und  die 
Substituirung  des  neu  gebildeten  Herzogthums  Limburg  für  denselben  (s.  unten 
den  Zusatz  zu  $.  33o,  Note  e)  haben  eine  abermalige  Abänderung  der  Matrikel 
zur  Folge  gehabt,  welche  in  zwei  Beschlüssen  der  B.V.,  vom  5.  u.  16.  September 
1839,  festgesetzt  worden  ist.  Die  hiernach  berichtigte  Matrikel,  vom  1.  October 
1839  an  geltend,  ist  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  16.  Sept.  1839  als  Beilage  beigefügt, 
und  es  war  noch  thunlich,  sie  oben  in  den  Anbang  unter  Num.  in,  B.  aufzunehmen. 

S.  161,  Z.  19  v.  o.,  §.  soo,  Note  b,  ist  am  Schlufs  beizufügen:  S.  den  stnAang, 
Nachtrag  su  den  Tabellen  Num.  I  und  H,  S.  883  ff. 

S.  3ia,  Z.  19  v.  u.,  %.  «33,  Note  a,  am  Schlufs  noch  Folgendes:  Die  B.V.  hat  über 
die  Anerkennung  der  als  liquid  nachgewiesenen  Schulden  der  HeicbsOpcrations- 
cassc  und  über  deren  Tilgung,  innerhalb  dreier  Jahre  vom  i5.  Nov.  i838  an, 
definitive  Beschlüsse  gefafst,  am  5.  Nov.  i835,  i5.  Nov.  i838  und  28.  Febr.  1839, 
die  abgedruckt  sind  in  v.  Mbtbb's  Staatsacten,  Th.  U,  S.  558. 

S.  3i7,  Z  16  v.  o. ,  $.  »34,  Note  c,  ist  zuzusetzen:  Am  i5.  Januar  1839  bat  der 
Kaiser  von  Oestreich  genehmigt,  dafs  sich,  zur  Erhaltung  und  Beschützung  des 
Ordens,  ein  eigenes  lombardisch -venetianisches  JohanniterOrdensPriorat  bilde. 
Seinem  Beispiel  folgte  der  König  beider  Sicilien,  indem  er  durch  Bescript  vom 
7.  December  1839  in  seinen  Staaten  den  Orden  wieder  herstellte. 

S.  349,  Z.  8  v.  u.,  %.  «48,  Note  e,  und  S.  35i,  Z.  8  v.  u.,  %.  »5o,  Note  a,  setze 
man  nocPhinzu:  Baduchet  Apanagengesetz  v.  ai.  Juli  i83o. 

S.  374,  Z.  6  v.  u.,  $.  a6i,  Note  g,  ist  das  in  d.  §.  3*4,  Note  d  (S.  5io)  zu  findende 
Allegat  der  Kön.  Preufs.  CabinetOrdre  v.  16.  Jan.  i836,  wegen  Errichtung  von 
adelicben  Familienfideicommissen  in  Bheinpreussen ,  beizufügen. 

S.  408,  Z.  1a  v.  o. ,  %.  i83,  Note  g,  ist  beizufügen:  Nach  einem  Beschlufs  der  B.V. 
v.  «8.  April  »836  (in  v.  Mzvza's  Staatsacten,    Th.  II,  S.  607)  sollen  Berichte 
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und  Nachrichten  Ober  Verhandlungen  teuUcher  Standeversammlungen  nur  aus 
den  öffentlichen  Blättern  und  aus  den  zur  Oeffentlichkeit  bestimmten  Acten  des 
betreffenden  Bundesstaates  in  die  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  aufge- 
nommen werden. 

S.  4>9>  Z.  11  v.  uM  $.  186,  Note  m,  am  Schlufs,  Zusatz:  Eine  Vereinbarung  über 
ein  neues  Staatsgrundgesetz  hat  seitdem  und  bis  jetzt  (März  1840)  in  keiner 
Weise  Statt  gefunden,  vielmehr  scheinen  sich,  im  Widerspruch  mit  dem  ange- 
führten Patent  vom  5.  Juli  1837  und  dem  spätem  vom  1.  November  desselben 
Jahres,  welches  das  Staatsgrundgesetz  von  i833  ausdrücklich  für  erloschen  er- 
klärte, der  Wunsch  nach  Aufrechtcrhaltung  dieses  Gesetzes  und  die  Meinung 
von  dem  rechtlichen  Fortbcstehen  desselben,  in  Hannover,  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Ständeversammlung,  immer  mehr  verbreitet  und  befestigt  zu  haben. 
Auf  mehrere  in  diesem  Sinn,  tbeüs  von  verschiedenen  Städten,  theils  von  Mit- 
gliedern der  allgemeinen  Ständeversammlung,  bei  der  B.V.  übergebenc  Gesuche, 
hat  diese,  in  einem  Beschlufs  vom  5.  Sept.  1839,  in  Hannover  bekannt  gemacht 
durch  eine  Hönigl.  Proclamation  vom  10.  desselben  Monats,  erklärt:  «dafs  den 
«in  der  fünften  Sitzung  vom  a6.  April  1839  auf  das  Einschreiten  des  Bundes 
« in  der  hannöverischen  Verfassungsfrage  gestellten  Anträgen  keine  Folge  gegeben 
&  werden  könne,  da  bei  obwaltender  Sachlage  eine  bundesgesetzlich  begründete 
«Veranlassung  zur  Einscbreitnng  in  diese  innere  Landcsangelegenheit  nicht  vor- 
«liege.  Dagegen  hege  die  Bundesversammlung  die  vertrauensvolle  Erwartung, 
« dafs  Se.  Majestät  der  König  von  Hannover  Allerhöchsteren  ausgesprochenen 
« landesväterlichen  Absichten  gemäfs  geneigt  seyn  werde,  baldmöglichst  mit  den 
«dermaligen  Ständen  über  das  Verfassungswerk  eine  den  Bechtcn  der  Krone 
«und  der  Stände  entsprechende  Vereinbarung  zu  treffen».  Die  entstandenen 
Schwierigkeiten  scheinen  durch  diese  Erklärung  nicht  gemindert  worden  zu  seyn. 
Die  Königl.  Regierung  hatte  schon  vorher,  am  i5.  Februar  1839,  den  obener- 
wähnten Entwurf  eines  neuen  Staatsgrundgesetzes  zurückgenommen.  Die  im  Mai 
i83i)  versuchte  Wiederaufnahme  der  Beratbungen  darüber  scheiterte  an  der 
Weigerung  der  zweiten  Kammer,  einer  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  gc- 
meinschaftlichen  Commission  durch  die  verlangten  zwei  Abgeordneten  aus  ihrer 
Mitte  beizutreten.  Die  seit  dem  Februar  i838  bestehende  Ständeversammlung, 
in.  welcher,  wegen  des  Nichterscheinens  oder  des  Rücktrittes  mehrerer  Mitglieder, 
so  wie  wegen  der  Weigerung  verschiedener  Wahlbezirke,  für  dieselbe  zu  wählen, 
eine  namhafte  Anzahl  von  Mitgliedern  fehlt,  ist  mehrmal  vertagt  und  wieder  ein- 
berufen worden.  Zuletzt  ist  sie ,  nach  besonderer  eindringlicher  Ermahnung  zu 
Vornahme  der  noch  rückständigen  Wahlen,  sehr  unvollzählig  zusammengetreten 
am  19.  März  1840.  Ein  neuer  Entwurf  einer  Verfassungsurkunde  ist  ihr  alsbald 
zur  Beratbung  vorgelegt  worden.  —  Man  sehe  u.  a.  die  Verhandlungen  der 
zweiten  Kammer  der  so  genannten  allgemeinen  Ständeversammlung  im  Königreich 
Hannover,  Juni  1839.  Stuttgart  1839.  ia.  u.  1840.  8.  Dihlruhn,  Gutachten  der 
Juristenfacultäten  in  Heidelberg,  Jena  und  Tübingen,  die  hannoverische  Ver- 
fassungsfrage betreffend.  Jena  1839.  8.  SchÄfhb,  die  hannoverische  Verfassungs- 
frage bei  der  Ständevcrsainmlung  im  Königreich  Sachsen.  Dresden  1840. 8.  Hannö- 
verisches Portfolio.  Sammlung  von  Actenstücken  zur  Geschichte  des  Hannoverischen 
Verfassungskampfe«,  »  Bände,  Stuttgart  1840.  8.  GonvcrsationsLcxicon  der  Ge- 
genwart, Art.  Hannover  und  Hannöverische  Verfassungsfrage. 

S.  420,  Z,  16  v.  u.,  §.  186,  Note  p  am  Schlufs,  ist  beizufügen:  s.  v.  Mkybb's  Staats- 
acten  Tb.  II,  S.  477« 

S.  440,  Z.  7  v.  o.,  V  291,  Note  m,  setze  man  hinzu:  Nach  dem  Grundgesetz  vom 
36.  September  i833  traten  in  der  c  rsten  Kammer  hinzu:  die  Königlichen  Prinzen, 
Söhne  des  Königs,  und  die  Häupter  der  Nebenlinien  der  Königlichen  Familie. 
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ein  zweiter  evangelischer  Geistlicher  und  vier  von  dem  König  ernannte  Mitglieder; 
dagegen  schieden  aus,  der  Präsident  und  die  ritterschaftlichen  auf  Lebenszeit  er- 
wählten Mitglieder  des  SchatzCollcgii.  Die  »weite  Kammer  besteht  danach  aus 
3  Deputirten  der  Stifte,  3  Mitgliedern,  welche  der  König  wegen  des  allgemeinen 
Klosterfonds  ernennt,  t  Deputirten  der  Universität  Göttingen,  4  von  den  evan- 
gelischen Gonsistorien  zu  erwählenden  Deputirten,  i  Deputirten  des  Domstiftes 
%u  Ilildesheim,  37  Deputirten  der  grösseren  Städte  und  Flecken  und  38  Deputirten 
der  Grundbesitzer  aus  den  übrigen  Städten  und  Flechen,  aus  den  Freien  und 
aus  dem  Bauernstande. 

S.  445»  Z.  4  v.  o.,  S.  ?o4,  Note  e,  nach  den  Worten  «zugestanden  haben»  füge 
man  bei:  S.  $.  986,  Note  m  und  den  Zusatz  dazu  (zu  S.  419). 

S.  474»  Z.  8  v.  u.,  §.  3o3,  Note  q,  Zusatz:  Defsgleichen  erschien,  in  Folge  eines 
kaiserlichen  Gabinetschreibens  vom  «i.  Sept.  182g,  am  9.  Oct.  1819  ein  Hof- 
kanzleiMinisterialSchreiben,  betreffend  die  Bestimmung  des  Hanges  und  Titels  der 
mediatisirten,  vormals  reichs&tändischen  g-rüßic/icn  Familien  (in  der  Anrede  «Er- 
lauebtig  Hoch*  und  Wohlgebohmer  Graf»,  im  Context  «Erlaucht»),  nebst  einem 
Verzeichnifs  der  in  der  östreichischen  Monarchie  domicilirten  gräflichen  Familien, 
in  K.  Franz  L  politischen  Gesetzen  und  Verordnungen,  Bd.  LVD  (Jahrgang  18*9), 
S.  656. 

S.  48i*  Z.  3  v.  o. ,  %.  3o6,  Note  d,  bemerke  man  nach  den  Worten  «nicht  mit  auf- 
fuhrt» die  folgenden  Abänderungen:  und  eben  so  Würtemberg  nicht  den  Grafen 
von  AspremontLyndcn ,  der  schon  1811  seine  Standesherrschaft  Baindt,  den 
Fürsten  von  Metternich,  der  i8a5  seine  Standesherrschaft  Ochsenhausen,  den 
Grafen  von  Stadion,  der  1836  seine  Herrschaft  Warthausen,  und  den  Fürsten 
von  SalmBeiferscheidKrautheim ,  der  gleichfalls  im  J.  1816  den  unter  würtem- 
bergtscher  Staatshoheit  gelegenen  Theil  seiner  Standesherrschaft  verkauft  hat; 
wohl  aber  die  Fürsten  von  ColloredoMansfeld  und  von  Dietrichstein,  obgleich 
auch  diese  beiden,  der  erste  1817  seine  Herrschaft  Groningen,  der  andere  1829 
seine  Herrschaft  Bavensburg,  verkauft  haben.  —  Auch  der  Fürst  von  Kaunitz- 
Rietberg,  ohne  männliche  Nachkommen,  hat  die  Grafschaft  Rietberg  in  West- 
phalen,  welche  durch  den  Art.  43  der  wiener  Gongressacte  von  i8i5  für  eine 
Standesherrschaft  unter  preufsischer  Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  Jahr  i8i3 
an  den  Gutsbesitzer  Tenge  zu  Niederbarkhausen  im  Fürstenthum  Lippe  verkauft. 
Defsgleichen  verkauften  der  Graf  von  SternbergManderscheid  i835  seine  Standes- 
herrschaft Schussenricd  und  Weissenau  an  die  Krone  Würtemberg,  und  der  Fürst 
von  SalmReifferscheidKrautheim  1&39  den  unter  badischer  Staatshoheit  gelegenen 
Theil  seines  Fürstenthums  an  Baden;  so  wie  früher,  1811,  der  Fürst  von  Auers- 
perg  die  gefürstete  Grafschaft  Thengen  an  Baden,  und,  1807,  der  Fürst  von  Lob- 
kowitz  die  gefürstete  Grafschaft  Sternstein  an  Baiern.  —  Man  s.  auch  den  An- 
hang,  Num.  IV. 

S.  4o5,  Z.  18  v.  o.,  %.  3i6,  Note  d,  nach  «St  79»  ist  einzuschalten :  c*)  für  Fürsten- 
berg  v.  i5.  Juli  1891  und  v.  »3.  Jan.  1839,  in  d.  Reg.  Bl.  von  1811,  Num  5i,  u. 
v.  i83o,  Num.  7. 

S.  496,  Z  26  v.  o.,  §.  3i6,  Note  d,  nach  «Num.  54»  ist  beizufügen:  und  vom 
3.  März  183z,  Reg.Bl.  Num.  x\. 

S.  495,  Z.  2«  v.  u.,  %.  3i6,  Note  d,  ist  zu  berichtigen:  9)  für  die  Grafen  von  Rech- 
berg und  Rothenlöwen  v.  3.  Mai  i83s,  Reg.  Bl.  Num.  «3. 

S.  495,  Z.  ao  v.  u. ,  §.  3 16,  Note  d,  nach  QuadUsny,  ist  ergänzend  zu  setzen:  vom 
8.  Mai  1817,  4-  Nov.  i834  u.  i5.  Febr.  1839,  Reg.  BL  v.  1817,  Num.  18,  v.  i834 
Num.  56  (v.  ^9.  Nov.)  u.  v.  18%,  Num.  10. 

S.  496,  Z.  7  v.  o.,  i  3i6,  Note  e,  nach  «§.85»  ist  einzuschalten:  neue  GH.  Ver- 
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Ordnung  über  denselben  Gegenstand,  v.  i?.  März  1839,  in  d*  ^cß«  ^1.  Num.  10, 
v  craula fst  durch  den  am  a.  Oct.  i838  u.  5.  Febr.  1839  geschehenen  Verkauf  der 
Standesherrschaft  an  die  GH.  Badische  Regierung. 

S.  496,  Z.  17  v.  o.,  §.  3i6,  Note  f,  am  Schlufs  ist  beizufügen:  c)  Uebcrcinkunft  mit 
JsenburgfVächtersbach,  wegen  Vcrzichtleistung  defsclbenauf  die  Ausübung  der  Gc- 
richtbarkeit  und  Polixet  und  der  Aufsicht  in  Kirchen-  u.  Schulsachcn,  in  d.  Reg. 
Bl.  v.  1837,  Num.  3.  0  Aehnliche  Uebcrcinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Schlitz  gen. 
Görtz,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  i838,  Num.  ao.  g)  Ucher einkauft  mit  dem  Grafen  v.  Er- 
buchSchönberg  wegen  Abtretung  der  Forst-  und  JagdPolizei  in  dem  Revier  Reichen- 
bach an  den  Staat,  Reg.  Bl.  v.  1838,  Num.  3i. 

S.  49&  Z.  14  v.  o. ,  §.  3i7,  Note  a,  ist  am  Schlufs  beizulegen:  Durch  eine  Verord- 
nung vom  1.  Dec.  i833  (Reg.  v.  1834,  Num.  I)  wurden  die  Verordnungen  vom  a5. 
(nicht  18. )  Juni  1817  u.  13.  Oct.  1819  ausser  Rraft  gesetzt,  und  andere  Bestim- 
mungen getroffen.  S.  §.  3i8,  Note  b  am  Schlufs,  u.  d.  Anhang  S.  907,  Anm.  f. 
zu  Num.  VII. 

S.  499*  Z.  12  v.  u.  %.  3i8,  Note  b,  nach  «Qucllcnsammlung  a.  a.  0.»  ist  zuzu-. 
zetzen:  Durch  e.  Beseht,  v  3.  Juni  i836  (in  v.  Mkykr's  Staatsaeten  Th.  D, 
S.  5i3)  hat 'die  B.  V.,  auf  den  Antrag  der  K.  Sachs.  Regierung,  den  Schutz 
der  von  der  Rrone  Sachsen  dem  Hause  Schönburg  auf  den  Grund  der  Rcccssc 
vom  4.  Mai  1740  undjg.  Oct.  i835,  so  wie  der  Dcelaration  vom  7.  Nov.  i835,  zu 
gewährenden  Rechtshülfe  übernommen. 

S.  5i3,  Z.  ao  v.  o.,  %.  3a6,  Note  a,  Num.  a,  nach  «Reg.  Bl.  Num.  35»  setze  man 
hinzu:  in  Beziehung  auf  die  gräfliche  Familie  Studion^  wegen  ihrer  ritterschafilichen 
Besitzungen  in  Würtcmberg.  Stuttg.  17.  Jan.  i835.  Reg.  Bl.  Num.  4« 

S.  519,  Z.  i5  v.u.,  §.  33o,  Note  e,  ist  beizufügen :  Nach  der  im  Jahr  i83o  stattgehabten 
factischen  Trennung  Belgiens  von  dem  übrigen  Theil  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande, wurden  von  den  fünf  Mächten,  Grofsbritannien,  Frankreich,  Oestreich, 
Preussen  und  Rufsland,  in  einem  Protokoll,  welches  ihre  zu  dorn  Zweck  der 
Beilegung  des  entstandenen  Streites  zu  London  in  einer  Confercnz  vereinigten 
Bevollmächtigten  am  i5.  October  i83i  gemeinschaftlich  aufnahmen  (die  so  ge- 
nannte Separations  Acte,  in  a4  Artikeln),  die  Bedingungen  der  definitiven  Tren- 
nung der  genannten  beiden  Länder  und  der  Anerkennung  des  dadurch  neu  gebil- 
deten Königreichs  .Belgien  festgesetzt.  Unter  den  hiernach  von  dem  Königreich 
der  Niederlande  abzutretenden  Gebictstbeilen  befand  sich  auch  der  wallonische 
Theil  des  Grofsberzogthums  Luxemburg  (näher  bezeichnet  in  dem  Art.  n  des 
angeführten  Protokolls,  mit  —  im  Jahr  1839  —  »49v>7«  Seelen),  und  es  bedurfte 
somit  zu  der  Abtretung  dieses  TheiL  des  teutschen  Bundesgebietes  der  Zustimmung 
des  Bundes.  Diese  Zustimmung  wurde,  in  einem  Beschluß}  der  B.V.  v.  18.  Aug. 
i836,  mit  dem  Vorbehalt  in  Aussicht  gestellt:  dafs  dem  Bunde,  vermittelst  der 
in  dem  Art. .IV  der  SeparationsActe  hierzu  bezeichneten  Gebietstheile,  eine  (in 
einer  besondern  Unterhandlung  zwischen  dem  Bunde  und  Seiner  Königlich- 
Niederländischen  Majestät  noch  näher  auszumittelnde )  angemessene  Territorial- 
Entschädigung  gegeben,  sodann  dem  Belgischen  Gouvernement  die  Verpflichtung 
auferlegt  werde,  in  dem  an  dasselbe  abzutretenden  Theil  des  Grofsberzogthums 
Luxemburg  keine  Befestigungen  anzulegen,  namentlich  zu  keiner  Zeit  die  Stadt 
Ar  Ion  zu  befestigen.  Die  definitive  Zustimmung  erfolgte  hiernächst  —  nachdem  am 
19.  April  1839  zu  London  ein  endlicher  Abtheilungsvertrag  zwischen  den  König- 
reichen der  Niederlande  und  Belgien  zu  Stande  gekommen  war,  und  die  fünf 
Mächte  demselben  durch  zwei  besondere,  an  dem  nämlichen  Tage  und  ebendaselbst 
von  ihnen  mit  dem  König  der  Niederlande  und  dem  König  der  Belgier  abge- 
schlossene Verträge,  beigetreten  waren  —  durch  die  von  dem  Bunde  zu  diesem 
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Zweck  beauftragten  Gesandten  Oestreichs  und  Preussens  bei  der  Londoner  Con. 
ferenz,  in  einer  von  diesen  beiden  Gesandten,  als  Bevollmächtigten  des  Tcutschen 
Bundes,  mitunterzeichneten  Urkunde,  gleichfalls  d.  d.  London  19.  April  i83q, 
genehmigt  durch  einen  Beschlufs  der  B.V.  vom  11.  Mai  1839.  Vorher  hatte,  in 
einer  Sitzung  der  B.V.  vom  i5.  Juni  i838,  der  niederländisch -luxemburgische 
Gesandte  erklärt,  dafs  seine  Begierung  die  Verpflichtung  zu  der  von  ihr  dein 
Bunde  zu  gewährenden  TerritorialEntschädigung  anerkenne,  und  in  einer  spätem 
Eröffnung  desselben  Gesandten,  in  einer  Sitzung  vom  16.  August  1839,  wurden, 
als  zu  solcher  Entschädigung  bestimmt,  die  nach  Art.  IV  der  Londoner  Separations- 
Acte  unter  die  k.  niederländische  Begierung  zurückkehrenden  Gebietsteile,  die 
von  dem  Könige  Grofsherzog  zu  einem  neuen  Herzogthum  Limburg  gebildet  wer- 
den sollten,  bezeichnet.  Die  B.V.  erklärte  in  ihrer  Sitzung  vom  5.  Sept.  1839: 
daß»  sie  in  der  von  Sr.  Majestät  dem  König  der  Niederlande,  Grofsherzog  von 
Luxemburg,  gefafsten  Entschliefsung ,  an  die  Stelle  des  an  Belgien  abgetretenen 
Gebiets  im  Grofsberzogthuin  Luxemburg,  mit  dem  ganzen  neu  gebildeten  Hcr- 
zogthum  Limburg  dem  Teutschen  Bunde  beizutreten,  eine  genügende  Erfüllung 
derjenigen  Bedingung  erkenne,  unter  welcher  allein  der  T.  Bund,  vermöge  des  in 
der  Sitzung  vom  18.  Aug.  i836  gefafsten  Beschlusses,  zu  der  Abtretung  eines 
bisher  demselben  einverleibten  Gebietes  seine  Einwilligung  geben  zu  wollen  er- 
klärt habe;  so  wie  daher  der  Bund  von  nun  an  das  Herzogthum  Limburg  als 
zum  Bundesgebiet  gehörig  betrachten  werde,  so  blieben  auch  dem  nunmehrigen 
Grofsherzogtbum  Luxemburg  und  Herzogthum  Limburg  collectiv  alle  diejenigen 
Rechte  und  Vorzüge  vorbehalten,  welche  bisher  mit  dem  Grofsherxogthum 
Luxemburg  allein  verbunden  gewesen  seyen  (s.  hiernächst  den  Zusatz  oben  zu 
§.  195,  Note  b). 

In  dem  angeführten  Beschlufs  der  B.V.  vom  11.  Mai  1&39  war  nicht  allein 
die'  nähere  Ermittelung  und  Feststellung  der  dem  Bundesgebiet  als  Ersatz  für  den 
abgetretenen  Theil  des  Grofsherzogtbums  Luxemburg  zuzuschlagenden  Gebiete, 
sondern  auch  die  Entschädigung  der  Walramischen  Linie  des  Hauses  Nassau  für 
die  in  Gemafsheit  des  Erbrereins  von  1783  und  des  Art.  71  der  SchlufsActe  des 
Wiener  Congresses  von  181 5  an  jenem  Theil  des  Grofsherzogtbums  Luxemburg 
ihr  zustehenden  Rechte  (des  familienfideicommissarischen  Gesammteigenthums 
und  der  Succession  nach  Erlöschung  des  Mannstammes  in  der  Ottonischen  Linie) 
vorbehalten.  Wegen  dieser  Entschädigung  waren  schon  im  Jahr  i834  zu  Wies- 
baden Verhandlungen  gepflogen  worden;  erst  am  27.  Juni  1839  aber  ward  darüber 
ebendaselbst  zwischen  den  Bevollmächtigten  des  Königs  der  Niederlande  und  den 
Herzogs  von  Nassau  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen,  vermöge  welcher  die 
Walramische  Linie,  statt  eines  Territorial  Ersatzes,  eine  sogleich  (binnen  drei 
Monaten)  zahlbare  Geldentscbädiguvg  von  750,000  Gulden  im  a4guldcnfufs  erhielt, 
während  ihre  Bechte  auf  das  übrig  bleibende  Grobherzogthum  Luxemburg  von 
neuem  anerkannt  und  bestätigt  wurden. 

v.  Mabtsvs  recueil,  Suppl.  XIV.  61,  XV.  209,  XVI.  a74,  XVII.  i5,  39,  57, 
63,  io3.  Pauers  relative  to  the  affairs  of  Belgium,  presented  to  both  bouses  of 
Parliament,  by  command  of  His  Majesty.  London  i833,  a  vol.  in  fol.  BecueU  de 
pieces  diplomatiques  relatives  aux  affaires  de  la  Hollande  et  de  la  Belgique  en 
i83o,  i83i  et  i83a.  3  vol.  La  Haye  i83i — 33.  8.  Nothomb  (Secritaire  general 
du  ministere  des  äff.  etrangeres  a  Bruxelles  etc.),  Efsai  historique  et  politique 
zur  la  revolution  beige.  3*°"  edit.  Bruxelles  i834.  8.  v.  Mstzr's  Staatsacten  u.  s.  w. 
Forts,  s.  II.  Thl.  (Frkf.  1840)  S.  57i  ff.  Conv.Lex.  der  Gegenw.,  Art.  Luxemburg. 

S.  616,  Z.  7  v.  o.,  V 4ia»  Note  c,  DJ,  4,  nach  «17. Mai  i83i »  ist  beizusetzen:  noch- 
mals erneuert  am  6.  Juli  1839. 

JUiibtr'«  öfhmL  Recht,  4.  Aufl.  59 
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S.  616,  Z.  a3  v.  u.,  $■  41a,  Nole  c,  IV,  A,  8,  nach  «14.  Juli  i83o»  setze  man  bin. 
zu:  erneuert  am  3i.  Dec.  i836. 

S.  616,  Z.  aa  v.  u.,  §.  411,  Note  c,  IV,  A,  9,  nach  «16.  April  i83i»  ist  beizufügen: 
erneuert  am  11.  Jan.  1839. 

S.  617,  Z.  7  v.  o.,  %.  411,  Kote  c,  IV,  A,  müssen  die  durch  ein  Versehen  der  ent^ 
fernten  Druckerei  hier  eingeschalteten  Worte:  17)  Niederlande,  zwei  V.  v.  ai.  Ja- 
nuar  1839.  —  gestrichen  werden,  und  statt  dessen  ist  weiter  unten  bei  Niun.  V. 
am  Schlufs  (Z.  ao  v.  u. )  beizufügen:  4)  «wischen  den  Staaten  de*  Allgemeinen 
Untschen  Zoll-  und  Handelst^ereins  und  dem  Königreich  der  Niederlande,  ein  V.  v. 
ai.  Jan.  1839;  5)  zwischen  den  ebengenannten  Staaten  und  der  Freien  Stadt  Ham- 
burg ,  V.  v.  'Vi,.  Dec.  1839. 

S-  617,  Z.  19  v.  o.,  %.  41a.  Note  c,  IV,  E,  ist,  nach  *Sigmaringeny>  su  setzen:  V.  v. 
1a.  Oct.  i835,  erneuert  im  Dec.  1839. 

S.  619,  Z.  17  v.  u.,  %.  4 «9-  Die  Worte  «in  Folge  seines  Anschlusses  an  den  Zoll- 
und  Handelsvcrein »  müssen  hier  (wie  auch  in  d.  Verz.  der  Druckfehler  bemerkt 
ist)  weg/allen;  dagegen  ist  beizufügen,  dafs  gegen  Ende  des  J.  i838  auch  noch 
HohenzollernHechingen,  HohenzollernSigmaringen  und  SachsenMeiningen,  sodann 
zu  Anfang  des  J.  1840  Oldenburg  mit  dem  Fürstenthum  Birkenjeld,  sammllich 
unter  Annahme  des  a4%  Guldenfufses  (und  also  auch  unter  Beitritt  zu  der  Con- 
vention vom  a5.  Aug.  1837),  endlich,  1840,  die  herzoglich- anhaltischen  Regie- 
rungen, diese,  unter  Annahme  des  14  Thalerfufses ,  der  Convention  vom  3o.  Juli 
i838  beigetreten  sind. 

S.  645,  Z.  19  v.  o.,  %.  fai,  Note  a,  fuge  man  hinzu:  Becher,  das  österreichische 
Münzwesen,  v.  J.  i5a4  bis  i838,  in  historischer,  statistrscher  und  legislativer  Hin- 
sicht, a  Thle.   Wien  i838.  8. 

S.  65a,  Z.  4  v'  °«»  h'  4*9. b'  >st  zuzusetzen:  Auch  SchwarzburgRudolstadt  ist  mit 
der  Oberherrschaft  dieses  Fürstenthums,  wie  der  Convention  v.  3o.  Juli  i838  (s. 
§.  419),  so  auch  derjenigen  vom  a5.  August  1837,  beigetreten ;  defsgleichen  Olden- 
burg mit  dem  Fürstenthum  Birkenfeld  ( s.  hier  oben  den  Zusatz  zu  S.  639). 

S.  73i,  Z.5  v.  o.,  Notec,  nach  «Füratenstand»  füge  man  hinzu :  defsgleichen 

wurde  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen,  im  April  1840,  der  Graf  Ernst  Casimir 
von  JsenhurgBüdingen  zu  Büdingen,  mit  seiner  Defcendenz,  in  den  Fürstenstand 
erhoben.  —  Dieses  ist  auch  im  Anhang,  S.  908,  909  u  918,  zu  bemerken. 
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Die  Kiffer  xeigt  den  Paragraphen  an;  der  auf  gleicher  Linie  mit  ihr  Gehende 
Buch  st  ab,  weiset  auf  die  mit  solchem  bezeichnete  Note. 


Abdankung  des  Regenten  147  b.  a56 

Abdeckerei  463. 

Abdication,  8.  Abdankung. 

Abfahrtgeld,  s.  Nachsteuer. 

Abgaben,  s.  Auflagen. 

Abgabensperre  255  f. 

A  bgabenSystem  39*. 

Abolitionsrecht  378. 

Abschofs,  s.  Abzugsgeld. 

Abschriften,  Beweiskraft,  348b. 

Absetzung,  s.  Abdankung. 

Absolute  Staaten  s.  Staatsform. 

Absolutismus  49  b  und  c,  76.  98.  »55  d. 

Abstimmung  in  der  B.  V.  s.  Stimm  gebung. 

Abwesenheit  des  Landesherrn  «47  D« 

Abzugsgeld  4"6.    Befreiung  davon  229. 

Accessions  Verträge  zu  der  wiener  Con« 
gre&Acte  57  b,  zu  dem  rhein.  Bund 
5a5  c.  würtemb.  und  badische  zu  dem 
t.  Bund  107  d. 

Accise  402  u.  f. 

Actenversendung  bei  den  gemeinschaftli- 
chen Ober. Appell.  Gerichten  217. 
ActivBürger  s5q.  08  a.  4  «• 
Adcitation  ad  htem.  ob  ein  Bundes Aus- 
trägalGericht  dazu  befugt  sey,  175, 
Num.  ii.  176  b  u.  d. 

a5q  ff.  488  a.  blofs  persönlicher 
260.  Verdienst-  u.  Geistesadel  260. 
Geburt-  und  Briefadel  261.  Reichs- 
adel und  Landesadel  262.  hoher  und 
niederer  262.  Stufen  des  hohen  und 
niedern?63.  Erwerbung  des  Adels  497* 
im  Staatsdienst  480  e.  ausländischer  498. 
Adel  der  Standesherren  3o3.  317.  still- 
schweigende Wiederherstellung  des 
Adels  324.  ausdruckliche  oder  still- 
schweigende auf  der  linken  Rheinseite 
262  g.  024.  Anmassung  adelicher  Titel 
u.  Wappen  497  b.  s.  Standeserhöhung. 


Adelirhe  Chargen  489* 
Adelskette  264  a. 
AdelsMatrikel  498. 
AdelsTaxc  498. 
Adelung  497  u.  f. 
Adespota  328.  336  u.  f.  354- 
Adjunctioncn  490. 

Administration,  s.  Staatsverwaltung. 
Administrativjustizweg  366.  Unterschied 
zw.  Administrativ-  und  Justizsachen 

389.  3oo. 

Administrative  Gerechtigkeit  366.  4?4  d. 
55o,  IV.  wie  fem  der  StaatsFiscus  zu 
EvictionsLeistuug  verpflichtet  sey  477* 
s.  auch  Aeusserstes  Recht,  u.  889 
und  ff. 

Administrative  Verfügungen,  ob  u.  wann 
dawider  bei  e.  Justizmtfsbrauch  Rccurs 
an  die  B.V.  Statt  findet  169  a. 

Adoptirte  ,  ihr  Successionsxccht  245  , 
Num.  V. 

Adressen  oder  gemeinschaftl.  Eingaben 
aus  Bundesstaaten,  bei  der  B.V.  148. 
149.  160.  225,  Num.  5.  a.  a.  Eingaben  u. 
Protestationen. 

Advocatie,  s.  Vogtei. 
Advocatie  Aber  die  Rirche  5i3.  5s  1. 
Aemterrecht  487.  der  Rirche  5*3.  s.  Dienste 
und  Staatsämter. 

Aerar  473. 

Aeusserstes  Recht  55 1  ff. 
Agende,  s.  Rirchen Agende. 
Agenten  bei  der  B.VT  149  1. 
Agio  4*»- 

Agnaten,  ibrVorz  ug  ind.Successioncn,  »44« 
Ahaus,  Amt,  Anhang,  S.  891. 
Ahnen,  geschenkte,  497- 
Aich-  odTSchiffvermessungsanstalt  auf  d. 

Rhein  574  c. 
Akademien  5oi. 
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Akademische  Gerichtbarkeit  368.  Würden 

491.  5o3. 
Alaunwerke  448  f. 
Albinagii  jus  4"6- 

Allegation  und  Autorität  publicistischer 
Schriften,  Beschlufsder  B.Y.  defshalb 69. 
Alleinhandel ,  s.  Monopolien. 
Allianz,  heilige,  558  b.  s.  ßündnifsrecht. 
Allodialität  der  Bundesstaaten  143. 
Allodifu  alionen  54*  u.  ff. 
Alluvionen  459. 

AltLirr.purg,  Gesellschaft,  116  b.  496  c. 
Altonaer  Banrofufs  319  •> 
AmortisationsCasse  340  a.  4°>- 
AmortisationsGesetze  53a. 
Amtsassen  369  a. 
Amtcharakter  487. 
Amtehre  <|87. 
Analogie  6a  ff  76. 
Angariae  468  a. 

Anhalt,  Landstände  387.  s.  Rechtsvenvahr. 
83  b.  Vergl.  84  b.  sein  Successions- 
Verhältnis  zu  Preussen  84  b. 

AnhaltCöthen ,  sein  Streit  mit  Preussen, 
173  b. 

Anlagen  »59. 

Anleihe,  gezwungene,  4°l- 

Anticipation  401. 

Antwerpen.  Hafen.  58 1  a. 

Anwartschaft  auf  Staatsämter  490. 

Anwartschaften  a5a.  ehemalige  auf  Reichs- 
lehen 53  d. 

Anwendung  vcrtragraäsiger  Bestimmun- 
gen des  Bundes  auf  einzelne  Fälle  i3o. 

Apanagirte,  s.  Nachgebohrne. 

Apotheken  463. 

Appellation,  in  kathol.  geistl.  Sachen, 
5i5.  —  ab  abusu  5a  1. 

Appellationsgerichte  ,  Ober  -  ,  gemein« 
»chafliebe  einzelner  Bundesstaaten  337. 

Appellationsinstanz,  als  Beweis  der  Lan- 
deshoheit, 375  b. 

Arcana  (6a. 

Archiv  348  u.  f.  gemeinschaftliches  34g- 
des  teutschen  Reichs  39  f-  des  Reichs- 
hofraths u.  R  Rammergerichts  39.  40 
b  u.  c.  u.  Zutatx  zu  tf.  46.  des  Retchs- 
Erbmarschall  Amtes  39  d.  der  knis. 
Pienipotenz  in  Balien  40  *•  (i <-' r  Reicha- 
kreise  40.  der  B.V.  i36. 

ArchivOrdnung  349» 

Archivrecht  348  b. 

ArealGröfse  des  T.  Bundes  78.  des  rhein. 

B.  78  b. 

Arenberg  3a.  3oi  ff.  Anbang,  S.  889, 

897  u.  914. 
Aristokratie  98  a.  a&4  a, 
Aristokratismus  a64  a. 
Armaturrecht  546  ff. 
Arme  367. 
Aschcnsammeln  463. 

A sn rem ont Lyndon     3o6  d     u.  Anhang, 

Seite  oo5. 
Assenheun,  Anhang,  S.  908.  910. 
Associationen,  s.  Gesellschaften. 
Asylrecht  378. 486. 5a3.  am  Bundestag  143. 


s  t  e  r. 

Aubaine,  droit  d\  s.  Heimfallrecbt- 
Auersperg,  Anhang,  S-  90-.  914- 
Aufgebot  der  Vassailen  547.  der  Unter 

thanen  54". 
Auflagen  393.  396  ff.  4oo.  401  ff.  406-  » 

dirccte398.4o3.  s.  auch  AbgabenSysteot 
Aufruhr  u.  aufrührisebc  Beilegungen  iir 

u.  f.  3i5  u.  336.  ZusaU  zu  S.  aoo. 
Aufsehende  Gewalt  358.  Bestandteile  3*>. 

Grenzen  36o.  Aufsiebt  über  die  Gerichii 

36-,  über  die  Staatsdiener  35o- 
Augsburg.  Confession  5i4  b.  5i6  d. 
Ausbürgerrecht  56o  d. 
Ausfall  4°°* 
Aushebung  548. 

Auslegung  der  Gesetze  36a.  3-3.  l*n<: 
ständische  Mitwirkung  dabei  ao5.  — 
der  Vcrfassunesurkundc  39-%  —  der 
Staats  vertrage  3-3.  —  der  BundesActe 
70.  ob  u.  wie  weit  die  B.V-  datu  be- 
rechtigt sey  70.  116.  i3o.  —  der  L 
Reichsgesetze  53.  58.  —  der  rhein. 
BundcsAcle  44.  70  d.  3i3.  3i5. 

Auslegungskunst  i3. 

Auslieferung  wegen  politischer  Vergehen 

oder  Verbrechen  335  c. 
Ausnahmen  von  bundesgesetxbcben  Regeln 

i3o. 

Ausreisser  469. 

Ausschüsse  der  B.V.  i5a.  landstänaische 

398. 

Austräge,  Bedeutung  des  Worts,  i"*4D. 
Familien-  u.  Vertrag  —  178.  sächsische, 
braunschw.  u.  reussisebe  ebenda«,  d- 
der  Nacbgebobrnen  349  f- 

Austrägallnstanz  d.  Bundesgenossen  i*3 
—  176.  316.  331.  vorgekommene  An*- 
tragalFälle  174  »•  «"6  Zusatz  su  S. 
330.  Verhandl.  wegen  einer  permanente» 
1-3  a.  1-4  a.  Vorschläge  zu  e.  A.  Ge- 
rirhtsordn.  174  n.  Entscheid  ungsquelle 
173. 

Auswanderung  338.  467.  nach  Amerika  n. 

Rufst.  338  d. 
Autonomie  der  Bundesstaate«  5i.  der 
Staudesherren  3o6.  3i3  d.  der  Cerpo- 
ratioucn  u.  Einzelnen  36o.  36a. 

R 

Baden,  Verhäftnifs  zu  der  Schweis,  « 
Anseh.  der  Grenze  91  c  86  5.  8-  d.  u. 
der  Rheinschiff.  569  a.  zu  E  rankreir!* 

Sa  d.  Landstände  t86.  Standeserböhua^ 
er  Gr.  v.  Höchberg  497  c. 
Badquellen  448. 

Baiern,  Grenze  gegen  Oestr.,  9a  b.  Land 

stände  386. 
Baindt,  Anhang,  S.  qo5. 
Bank,  adeiiehe,  489  e. 
Bank  ,  Handelsinstitut,  401 .  413  u.  f. 
Bank  ha  ft  397  b. 
Banksteuer  3or  b. 
Bannrechte  463.  486.  _ 
Barbaresken,  s.  Seerauberei. 
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Raron,  263  h« 

Baseler  Friedensschlüsse  58  a.  84.  88  d. 

ConcilienSchlüsse  5i5  c. 
Rastarderbe  4"*6- 
Bauergerichte  371. 

Bauerstand  166.  -seine  Vertretung  auf  dem 

Landtag  289  u.  ff. 
Bcglückungsgewalt  1  a.  55a. 
Begnadigungsrecht  3?8. 
Behörden,  s.  Staatsbehörden. 
Bcifang  369  c. 
Beisassen  4^4* 

Beispiele,  staatsrechtliche,  14b. 
Beiwohner  26*% 

Bekanntmachung  der  Beschlüsse  der  B.V. 
u.  der  Bundesstaaten,  s.  Bundesver- 
sammlung. 

Bekehrungssucht  5 19. 

BentkeiraSleinfurt3oi  ff.  Anhang,  S.889, 
89-  u.  914. 

Bcntheimfecklenburg  3oi  ff.  Anhang,  S. 
889  u.  914. 

Bentinck,  s.  Bniphausen  u.  Varel. 

Bergwerk B egal  446  ff  Regalität  des  Berg- 
baues 446.  Umfang  44- u.  f.  Verleihung 
des  Bergbaues  u.  d.  Sahnen  449.  Berg- 
hoheit 45o.  Bergzehnten  449.  Vorkauf 

Berich  terstat r ung,  gleichla Utende  allseitige 

der  Gesandten  in  der  B.V.,  i5i. 
Bernstein  448.  458. 

Besatzuugsrecht  56o  b.  s.  auch  Bundes- 
festungen. 

Beschlüsse  der  B.V.  1 65-  ia5.  Verfassungs- 
mäsigkeit  derselben  1  it.  sind  Vertrag- 
gesetze 57  a.  214.  Protestation  u.  Re- 
curs  eines  Bundesgliedes  dawider  117. 
Protestationen  dawider  in  Bundesstaa- 
ten 225.  Aenderung  oder  Aufhebung 
der  Beschlüsse  160.  Beschlufsziehung 
in  der  B.V.  161.  i65.  Aufschub  164. 
Verbindlichkeit  dieser  Beschlüsse  in 
den  Bundesstaaten  2i5.  225.  362. 

Beschwerde ,  gemeinsame  der  Bundes- 
glieder wider  die  B.V.,  s.  Graramen. 

Beschwerden  bei  der  B.V.  s.  Reclama- 
tionen. 

Beschwerdeführung,  Recht  der  Land- 
stände, 293.  —  oei  der  B.V.  217  IV. 
der  Vnterthanen,  s.  Unterthanen. 

Besitzstand  unter  Bundesgüedcrn  68. 

Besoldung  4r>.  4Ö7- 

Bestätigungsrecht  359-  3?8. 

Bevollmächtigte  zu  Betreibung  von  Rerln- 
mationen  bei  der  B.V.  149  L 

Bezirkgarde  547. 

Biber  458  b. 

Bibliographie  23. 

Bibliotheken  5oi.  der  B.V.  i36. 

Bierbrauerei  462. 

Bifang  369  c. 

RillardGcrcehtigkeit  462. 

Billon  422  b. 

Biographie  23. 

Birkenfeld,  s.  Oldenburg. 

Birstein,  Anbang,  907. 
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Bischöfe  5i3  n.  f.  ausländische  5a3.  No- 
minationsrecht  5a3. 

Blankenburg,  Landstände,  286. 

Blutbann  3". 

Bocholt,  Anhang,  S.  891. 

Bodensee  70  b. 

Bohlwerkgebühren  577  d. 

Bömmelberg,  Freiherr,  262  b  u.  d.  3oi  e. 
302.  3o6  d.  Anhang,  S.  893. 

Bona  vacantia  336.  338.  476. 

Boten  445*  Botenwesen  ehemaliger  Reichs- 
städte 436.  Landboten  436. 

Botengehen  469. 

Bouillon  89  e. 

Branntweinbrennerei  46a. 

Braunfels,  Anhang,  S.  892. 

Braunschweig,  landständ.  Verfassung,  »86. 
Hzg.  Carl,  sein  Streit  mit  Hannover 
173  a.  179  f.  247  a.  wider  ihn  erkannte 
Execution  179  f.  Beschwerde  wider  ihn 
wegen  Justizinifsbrauchs  169  i.  und 
Milsbrauchs  der  Begierungsgewalt  24- 
b.  Beschwerde  der  Landstände  wider 
ihn  284  »c.  298  d.  seine  Flucht  und 
Begierungsentsetzung  a55d.  Vormund- 
schaft über  ihn  249  d. 

Bremen,  Verfassung,  240  d.  286. 

Breuberg,  Anhang,  S.  909. 

Bricfgeheimnifs  444. 

Broich,  Herrschaft,  3 18  b. 

Brudertitel  112. 

Brücken  457.  470.  Staatsgrenze  darauf  92. 
Brüdergemeinde  5 14  c.  5i5  c. 
Brunn,  Anhang,  S.  896. 
Brunnen  457.  460. 

Buchdruckereien  462-  5o3.  Ordnungen 
für  sie  5o3  f.  der  B.V.  »36. 

Buchhandlungen  5o3. 

Budget  399. 

Bücherccnsur  5o3.  5«t. 

Bücherprivilegien  5o5.  s.  Nachdruck. 

Bücherwesen  5o3  u.  f. 

Büdingen,  Anhang,  S-  909. 

Bündnifsrecht  des  T.B.  187.  der  Bundes- 
staaten 220.  224.  558. 

ßüreauSystem  343. 

Bürger,  StaatsActiv-  98  a.  «59.  Gemeinde- 

259. 
Bürgereid  272. 
Bürgergarde  547. 
Bürgerstand  265. 

Bullen  520.  —  in  coena  Domini  5 12  d. 

Bund,  nordteutacher  u.  nordeuropäischer, 
projectirt,  27. 

Bund,  rheinischer,  s.  Rheinischer  Bund, 
u.  Bundes  Acte. 

Bund,  teuticker,  Begriff  6.  104.  212. 
Zweck  u.  Nebenzwecke  106.  217.  283. 
Folgerung  daraus  217.  169.  polit.  Cha- 
rakter 93  u.  ff.  rechtlicher  io5.  Stiftung 
34.  47.  Notifikation  s.  Bestehens  an  an- 
dere Mächte  i85.  Territorial  Bestand 
oder  Areal  u.  Volksmenge  78.  87.  212. 
Wohnsitze,  Meere,  Bewohner  80. 
Grenzen  87.  92.  insbes.  gegen  Frank- 
reich 88  u.  ff.  »ein  Umfang,  Character 
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und  Hauptheziehungen  io5.  bat  keine 
Staatsgewalt,  sondern  nur  politische 
Son'alGewalt  104.  dazu  gehörende 
Staaten,  s.  Bundesstaaten.  Sub-  und 
Object  des  Bundes  96.  seine  Garantie 
56.  io5.  seine  Unauflösbarkeit  104.  Aus- 
bildung der  Bundesverfassung  104« 
Organische  Einrichtungen  67  a.  110. 
Titel  109.  im  Vcrbältnifs  zu  auswärt. 
Staatsregierungen  i85  b.  1  «4 •  Diplo- 
matischer Verkehr  186.  Gourtoisie  111. 
144.  Unterschrift  i85  b.  Ceremoniel 
114.  Wappen  11 3.  14Q.  Bundesgcwalt 
104.  Der  Hund  ist  nicht  Rechtsnachfolger 
oder  Stellvertreter  der  HeichsStaats- 
gewalt  6.  5s.  233  b  u.  e.  i38  a.  und  zu 
authentischer  Auslegung  der  Reichsge- 
setze nicht  befugt  52.  sein  Organ  ist  die 
Bundesversammlung  1 16  u.  ff.  er  ist  eine 
europäische  Gesammtmacht  186.  sein 
VertfieidigungsSvstein  188  u.  ff.  io3u.ff. 
221  u.  f.  Matrikel  193.  Kriegs  Verfassung 
10.6  u.  ff.  Festungen  208  u.  ff.  Hechts- 
verhältnifs  zu  den  Bundesgenossen, 
ihren  Staaten  u.  Unterthanen  i83  u  ff. 
111  u.  ff.  er  hat  keine  oberherrliche, 
namentlich  keine  gesetzgebende  Ge- 
walt 214.  richterliche  nur  in  gewisser 
Art  216.  sein  Forum  216.  seine  Ein- 
mischung  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten  2i5.  104.  184.  214. 
226.  seine  Handhabung  eines  allseitigen 
Bechlszustandes  2 it.  Becurs  an  die 
B.V.  bei  dessen  Verletzung  217.  seine 
Verwendung  u.  Dazwisclienkunft  (s. 
unter  dies.  Worten  ).  seine  Schutz-  u. 
Schirmpfliehl  220.  221  a.  seine  Rechte 
u.  Pflichten  bei  Rrieg  u.  Streitigkeiten 
unter  Bundesgenossen,  bei  Störung  der 
innern  Ruhe  u.  Verdickung  des  Besitz- 
standes 220.  Verbrechen  von  Unter- 
thanen eines  Bundesstaates  gegen  den 
Bund,  ob  Hochverrath  184  b.  nechts- 
verhä'ltnifs  de«  Bundes  su  auswärtigen 
Staaten  und  Staatenvereinen  i85  u.  ff. 
u.  Zusatt  zu  S.  242.  Notifikation  seiner 
Errichtung  an  fremde  Mächte  i85. 
Völkerrecht].  Gleichheit  u.  Bang  des  Bun- 
des u5.  äussere  Rechte  187 —  192. 
actircs  u.  passives  Gesandschaftrecht 
187.  182.  i45.  Gesandte  auswärt.  Mächte 
bei  ihm  144  u.  f.  diplomatischer  Ver- 
kehr 186.  sein  Vertretungsrecht  bei 
auswärt.  Mächten  für  Bundesglicder 
u.  deren  Unterthanen  186.  seine  Ver- 
wendung für  diese  bei  jenen,  und  für 
fremde  Mächte  bei  Bundesgliedern  182. 
2 19.  seine  Dazwischenkunft  bei  Irrungen 
zwischen  auswärt.  Mächten  u.  Bundes- 
gliedern  182.  188.  (Man  s.  auch  die 
hier  folg.  Artikel.) 
:  BundesActe,  rheinische, 3i.  Ausgaben  4 1. 
Bundes  Acte,  teutsche,  34-56.  ihreGarantic 
56.  187  c.  ihre  ReglementarArtikcl  5"?  a. 
französische  Uebersetzung  56  ebenda*, 
d.  andere  Uebcrsctxungen  ebenda«,  b. 
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ihre  grundgesetzlichen  u.  niebt-grund- 
gesetzl.  Bestimmungen  123  c.  Auslegung 
70.  rheinische  B.Acte  3o  u.  f.  ihre  Aus- 
legung "o  d.  44* 

Bundescanzlei  i36.  —  Gasse  »36. 

BundescanzleiDirector  i36.  ebenda«,  e. 

Bundescanzler,  Vorschlag  zu  dessen  Be- 
stellung, i36. 

Bundescaasen  i36.  Canzleicasse  »36.  Ma- 
tricularcasse  i36.  181.  195. 

Bundesfestungen  208  u.  ff. 

Bundesfürsten,  s.  Bundesgenossen,  Sou- 
verain,  u.  Souverainetät. 

Bundesgebiet,  besteht  nicht,  78. 137  a.  212. 

BundesGeldeapitale  209. 

Bundesgenossen ,  Aufnahme  u,  Classen 
derselben,  107  u.  f.  ihre  Titel  109  ff. 
Gleichheit  u.  Bang  11 5.  Stimmordnung 
i3i  u.  f.  ihre  gegenseitige  Rechtsgleich 
beit  2i3.  ihre  Religion  2i3.  Unterord- 
nung unter  den  Bund,  Leistungen, 
Veränderung  in  ihrem  Besitzstand,  u. 
Veräusscrung  von  SouverainetätBecb- 
ten  21 3.  i2>.  ihre  Streitigketten  als 
Privatpeisonen  176  u.  f.  u.  in  ihrer 
Staatscigenscbaft,  172  u.  ff.  s.  Austräge 
u.  Austrägallnstanz.  ihre  Streitigkeiten 
mit  einheimischen  u.  a.  Privatpersonen, 
a.  Unterthanen.  ihr  zweifacher  polit. 
Charakter  238.  europäische  Mächte  un- 
ter ihnen,  mit  bund  es  freien  Gebieten 
78  c.  87.  95.  191.  238.  ihr  Rechts*er- 
bältnifs  212.  1 )  zu  dem  Bund  2t3  tT. 
Beschränkung  ihres  Einwilligungsrech- 
tes zu  Bundesbestimmungen  2i5.  225  f. 
2)  zu  andern  SourerainStaaten  und 
Staatenvereineu  224.  3)  zu  ihren  eige- 
nen Staaten  225  ff.  Entscheid ungscjuelien 
in  ihren  Streitigkeiten  unter  sieb  11. 
53.  73.  175. 

Bundesgericht  216.  172  a.  174  a. 
Bundcsgewalt  97.  104. 
Bundeskriege  222. 
Bundesiehren,  neue,  69. 
Bundesmatrikel,  s.  Matrikel. 
Bundesrecht  7.  Quellen  55  ff  104  ff. 
Bundesstaat  104  0. 

Bundesstaaten  6.  io5.  ihre  Benennung  u. 
Anzahl  108.  ihr  Staatsrecht  7.  Ver- 
schieden!]. 80.  87.  Areal  u.  Volksmenge 
78.  u.  f.  u.  Anhang  Num.  I.,  polit  u. 
geograph.  BcschafFenh.  81.  Vereinigungs- 
arten 82.  Grenzen  92. 86  ff.  Matncular- 
Ouoten,  im  Anhang  Num.  in.  zwei- 
facher Charakter  238.  zugleich  euro- 
päische Mächte  95.  238.  ihr  Verhältnifs 
zu  dem  Bund  183  ff.  2i3  ff.  Einmischung 
der  B.V.  in  ihre  inneren  Angelegen- 
heiten, s.  Einmischung.  Allodialität , 
Staatsform  u.  Thronfolge  24*-  Unteil- 
barkeit 242  c.  Lehubarkeit342.8i.  54i . 

BundestagsDisciplin  118. 

Bundestagsgesandte  137  a.  182.  S.  Special- 
Bevollmächtigte. 

Butidcstagsorduung  118. 
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Bundesversammlung  116  ff.  Begriff  u. 
Bestimmung  9-.  116.  Grenze  ihrer 
Wirksamkeit,  I  m  fang  ihrer  Wirkungs- 
hefugnifs  oder  Competcnz,  und  Natur 
ihrer  Beschlüsse  11-.  Rerurs  wider  die 
letzten  an  die  Gcsammthcit  der  Bundes» 
glieder  ebendas.  Protcstation  dawider 
ebeudas.  Notifikation  des  Bundes  an 
andere  Mächte  i85.  ihre  Titulatur  in 
Schreiben  an  dieselben  111  b.  149*  »85  b. 
in  Eingaben  an  die  B.V.  149.  "a* 
CompetenzOrdnung,  provisorische,  117. 
a.  definitive  ebendas.  u.  i65  u.  ff.  Com» 
petenz  in  RheinscbiffahrtAngelegenhei- 
ten  571.  s.  auch  Compctenz.  Sitz  u.  Er- 
Öffnung  118.  Vorlauf.  Geschäftordn. 
118.  Dauer  tu  Vertagung  119.  Geschäft- 
gang während  der  Vertagung  oder 
Ferien  119.  Abtheilung  1)  in  Plenum 
no.  Gegenstände  für  solches  n3.  Vor« 
bereitung  derselben  134.  Verhandlungs- 
art  d.  Pleni  114  u.  ff.  PlenarReschlüs&e, 
Verzeichnifs  ia3c.  3)  engere  Versamml. 
131.  Gewicht  und  Verhältnisse  der 
Stimmen  122.  Bildung  der  Bundestagsbe- 
schlüsse 116.  135.  165.  diese  Beschlüsse 
sind  Vertragsgesetze  57.  314.  73.  Stim- 
menmehrheit 135.  Ausnahmen  davon 
137  bis  i3o.  Stimmordnung  i3i  ff.  Aus- 
schüsse, Commissionen  u.  Referenten 
lös.  Austrägallustanz  i-*4.  316.  331. 
Vorsitz  u.  Dircctorium  i35.  Benennung 
des  PräsidialGesandtcn  i35.  i85  b. 
Local.  Canzlei,  Archiv,  Registratur, 
Bibliothek,  Buchdruckerei,  ßundes- 
canzlei-  u.  MatricularCasseu  i36.  Ge- 
richtbarkeit  über  die  CanzlciPersonen 
i36.  Gesandte  der  Bundesgenossen  in 
der  B.V.  i37  ff.  für  CuriatStimmen  i56. 
Gesandte  ausw.  Mächte  bei  dem  T.  Bund 
144.  *45.  '85.  diplomatischer  Verkehr 
»85  u.  f.  Verhältnifs  der  Gesandten  zu 
d.  Stadt  Frankfurt  ii  1  ff.  die  B.V.  kann 
hier  Schutzbriefe  ertheilcn  i^3.  Lega- 
tionsräthe,  Secretäre  u.  Canzlisten  140. 
Agenten  bei  der  B.V.  149  f.  Eingaben 
bei  der  B.V.  149.  160.  Adresse,  Sprache 
u.  Siegel  der  B.V.  149.  Verhandlungen 
der  B.V.  146  ff.  i5o.  Zeitfristen  der 
Verhandlungen,  Verlafsnebmung,  Fri- 
sten u.  Termine  i5a  allseitige  u.  indi- 
viduelle InstructionsEinholung,  gleich- 
lautende allseitige  Berichterstattung. 
Reife  zur  Abstimmung,  Aufhaltung  der 
Abstimmung  durch  Mangel  von  Instruc- 
tionen, Abstimmung  u.  Beschlufsziehung, 
Reihenfolge  der  Geschäfte  i5i.  Vor- 
träge U.Berichterstattung  in d.  B.V.  i5a. 
Sitzungen  i53.  Ansage  u.  Absage  i54- 
Nichterscheinen,  u.  Nachtrag  der  Stim- 
men 1 55.  Abstimmung  für  mehrere  Staa- 
ten t56.  Gesammtstimmcn  i56.  Froto- 
colle,  Registraturen  u.  SeparatProto- 
rolle  aAb.  i58f.  i65,  u.  Zusatz  zu  S.  36. 
Druck  derselben  i58.  Dirtatur  160.  Um- 
frage u.  Abstimmung  16s.  Aufschub 
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der  Beschlufsziehung  i5i.  164.  Geneh- 
migung der  Stimmen  164.  noch  unbe- 
stimmte Puncte  164.  Festsetzung ,  Ge- 
nehmig. ,  Aufhebung  u.  Bekanntmach, 
der  Beschlüsse  i65.  Recurs  an  die  B.V. 
317  u.  318.  Verhältnifs  der  B.V.  zu 
den  Bundesgenossen ,  ihren  Staaten  u. 
TJntertbanen,  so  wie  Einmischung  in 
deren  innere  Angelegenheiten  i83  ff. 
31 3.  335.  384  •  not.  1.  in  ständische 
Angelegenheiten  317.  384  »  not.  i.  ff. 
Beschränkung  des  Einwilligungsrechtes 
der  Bundesgenossen  in  Bundesbestim- 
mungen 3i5.  335  f.  Wirksamkeit  in 
Ansehung  der  Prefsfreiheit  5o4>  desgl. 
in  Beziehung  auf  auswärtige  Verhältnisse 
183.  in  Streitigkeiten  bundesverwandter 
RheinuferStaaten  571.  desgl.  zwischen 
Landesherrschaften  u.  Landständen  317. 
169.  135. 355.  ».  auch  Compctenz.  Ver- 
mittlungsrecht 173.  180.  331.  voll- 
ziehende Wirksamkeit  der  B.V.  117. 
166  u.  ff.  Vollziehung  der  Bundesbe- 
schlüsse in  den  Bundesstaaten  3i5.  u. 
ihre  Bekanntmachung  daselbst  3i5.  335. 
ExecutionsOrdnung  178  u.  f.  Verwen- 
dung der  B  V.  auf  Begebren  fremder 
Staatsregierungen  319. 

Burgdienste,  Burgfesten  470. 

Burg-Farrnbach,  Anhang,  S.  896. 

Burgfrieden  35 1  a. 

Burschenschaft  5oi  e. 

Buxheim,  Anhang,  S.  913. 

c 

Cabinet,  was  es  bedeute,  344  b.  standet- 

herrliches  3o6  e. 
CabinetBefehle ,  als  Justizverweigerung 

169. 

CabinetCasse  od.  Gut,  s.  Scbatuügut. 
Cabinellnstanz  oder  Justiz  373. 
Cameral Wissenschaften  3o3  d. 
Ca m infegen  463. 
Canäle  457-  460. 
Canonisch  -päpstl.  Recht  73. 
CanzleiDirector  der  B.V.  i36. 
CanzleiPersonen  der  B.V.  i36. 
CanzleiPraxis  13.  n4- 
Canzlcisassen  369. 
CapitalienSteuer  4o3  b. 
CartelConvention    aller  Bundesstaaten 
197.  547. 

Cassation  e.  Staatsdieners  4°4- 
CassationsGesuch  374. 
Cassel  bei  Mainz  33. 
Cassen  des  Bundes  iS6> 
Cassenwesen  399. 

GastellRcmlingcn  3ot  ff.,  Anhang,  S.  8(>5 
u.  917. 

CastellRüdenhauscn  3vi  ff.,  Anhang,  S. 
895  u.  917. 

Catnster  4oo  d. 
Cavillerei  463. 
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Censur  5o3  u  f.  CensurVerordnungen 
5o3  f.  Abschaffung  der  Censur  5o4.  der 
Eingaben  bei  der  B.V.  i4q  a.  —  kirch- 
liehe  5 19. 

Cent  377.  »75.  469 

Centfolge  469. 

CentralBehörde  z.  Erforschung  eines 
Complots  gegen  d.  T.  Bund  u.  s.  w. 
167  a. 

CcntralUntersuchungsCommission ,  raain- 

zer,  i67  a. 
Ccremoniel,  Staats-  u.  Völker-  »14.  56»  a. 

CanzleiCeremoniel  35t.  Hofceremoniel 

»5i.  495. 

Oessions-  u.  Purifications  Verträge  43. 
Charten,  s.  Lande  harten. 
ChatoulleGut,  s.  SchatullGuL 
Chausee .  s.  StrafsenRegaL 
Citovcn  4.  »65  b. 
CivilEtat  489. 
Civilisation  »». 
CivilListe  »5i. 

CivilMitbesitz  eines  ThronfolgeBerech- 

tigten  »46  e. 
Coadjutor  5»3. 
Cölibat  5i4  d. 

CollatcralErbschaftsteuer  »»o  b. 
CollegialSystem  bei  Staatsbehörden  343. 

der  Rirchengewalt  5i4«  517. 
Collegien  343  ff  34-.  487. 
ColloredoMansfeld  3oi  ff,  Anhang,  S.  898. 

9*4.. 
Comitiv  49t. 

CommerzRegal  4«»  -ff 

Commissionen  347.  in  der  B.V.,  ihre  Ge- 
schäftordnung i5». 

Communen  334.  —  Ordnungen  »59,  s. 
Gemeinden. 

CompetenzBestimmung  d.  B.V.  117.  pro 
visorische  ebendas.  Note  a.  bei  Streitig- 
keiten u.  Besehwerden  in  Schiffahrt- 
Sachen  »37  b.  563.  571.  in  landständi- 
schen Angelegenheiten  »i5.  »17.  a»5. 
»84  i» 

CompetenzConflirte  zwischen  Justiz-  und 
Verwaltungsbehörden  375. 

CompetenzOrdn.  der  B.V.  117  a.  der 
Staatsbehörden  35o. 

Compromifs  ffir  Strcitigk.  der  Bundes- 
genossen 173. 

ConcessionsRegal  461  ff  Gegenstände  46». 

Concordate  5o  f.  607.  617.  baierisches 
5o8  a. 

Condom  inat  81. 

Confessionen ,  s.  'Glaubensparteien. 
Confiscation  476. 

Congrefs,  wiener,  34.  dessen  Schlufs- 
acte  56. 

ConjecturalPolitik  346  a. 

Conscription  469.  548. 

Conscriptionsfreiheit  der  Standesherren 
3o:j.  549  C. 

Consistonen  37».  617. 

Constitution,  s.  Gr  und  Verfassung,  Staats- 
verfassung, Staatsform  u.  Staatsgrund- 
▼ertrage.  ^ 
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Constitutionen«  Staaten,  s.  Staatsform. 

Constitutionen  t.  Bundesstaaten  74. 

Consumenten  »67.  3o8. 

ConsumtionsSteuer.  s.  Steuer,  indirecte. 

Contiguität,  geographische,  »77. 

Contingente  der  Bundesstaaten  198  u.  ff. 
»»».  ihre  Unterhaltung  bei  feindL  Be- 
setzung des  eigenen  Gebiets  »o»  a.,  s. 
Rriegsverfassung. 

Contrasignatur  eines  der  obersten  Staats- 
beamten »83. 

Controle  der  Staatsdiener  o3.  35o.  der 
Finanzen  399. 

Controversen  14. 

Convenienz  55». 

Copialbücher,  ihre  Beweiskraft  348  b. 
Corpus   Catholicor.    aut  Evangelicor. 

35.  »i3  c 

Corvey  3 17  a. 
Courtoisie  11».  35i. 
Cransberg,  Anbang,  S.  91». 
Credit,  öffentlicher,  400. 
Creditcasscn  4 »3. 
Criminalgcrichtskosten  378. 
Criminalhoheit  366.376  u.  f.  Unterschied 

v.  d.  Polizeigewalt  3g». 
Croy,  Herzog,  ioi  ff  Anhang,  S.  890.  914. 
CulturGeschicbte  des  öffentlichen  Bechts 

16  ff. 

Cultus,    Staatsbefugnifs  in  Anseb.  des 

äussern  5»» ,  s.  Birche. 
Curia  romana,  s.  Papst. 

Curint  Stimmen  in  der  B.V.  III.  l56.  l57. 

Benennungen  i56a.  Gesandte  dafür  i56. 
u.  f.  —  der  Standesherren  3o3.  3i". 
Cur»  des  Geldes  4»i.  der  Wechsel  417  b. 

D. 

Dämme  459  u.  f.  47°» 
Damenorden  »48. 

Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  569  c. 

Dazwischenkunft  des  Bundes  bei  Streitig- 
keiten einzelner  Bundesglieder  mit  Aus- 
wärtigen 18».  187  u.  ff. 

DecanatGrenzen  5»3. 

Declaration  austrägalgerichtl.  Urtheile 
175,  Num.  1». 

Decorationen  488.  496. 

Dedicationen  an  die  B.V.  1 49- 

Deductionen  »4. 

Deficit  4<>o. 

Deiche  459  u.  f.  47°* 

Deismus,  s.  Vernunft religion. 

Demokratie  98  a.  »80  b.  »89.  »90. 

Denkfreiheit  5o4. 

Denkgläubige  5i4  b. 

DepartementalRäthe  »90. 

Derelinquirte  Sachen  337  a.  338.  476. 

Deserteure  469. 

Despotie  98  a.  »55. 

Despotismus  76.  »55. 

Dethronisation  »55. 

Die  tat  ur  bei  der  B.V.  160. 
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Dictaturae  loco  gedruckte  Registratur 
etc.  bei  Her  B.V.  -458.  161. 

Dienste  468-  persönliche  469.  dingliehe  fo. 
vermischte  470.  Substitution  471.  Ver- 
gütung der  Dienste  47 1  •  Immunität  da- 
von ,  Collisionsfall,  Auflegung  neuer 
Dienste,  Nichtgebrauch  47a,  s.  Staats- 
ämter u.  Staatsdienste. 

Dienstehre  487. 

Dienstentlassung  491  u.  ff. 

Dienstertrag;  487. 

Diensthandel  480. 

Dienstordnung  35o. 

DienstBegal  468  ff. 

>ietrichstein  3oi  ff.,  Anhang,  S.  899  u. 
9»4* 

»iöccsanEinrichtung  5*3. 
Diplomatik  i3. 

Diplomatischer  Verkehr  des  Bundes  186. 
Disciplin  des  B.Tags  118.  kirchliche  5i4  d. 
Dispensation  483,  von  Ehehindernissen5i9. 
DispositionsCasse  396. 
Dissidium  inter  rcgnum  et  sacerdotium 
5 19  d. 

Doctoren,  s.  Graduirte. 
Dogmen  5 18. 

Domänen  33*.  4*79-  Eigenthumverhältnifs, 
Veräusserung  u.  Belastung  333.  Erwerb, 
Ertrag,  Verwendung,  Verwaltung  480. 
333.  Benutzunesart  481.  Steuerfreiheit 
4o*\  481.  Verjährung  483.  Bechtaver- 
hältnifs  der  Domänenrerwaltung  482. 
Casse  4^3. 

Domänen  der  Standesherren  33s  e.  s. 
Standesbcrren. 

Domcapitel  5*3.  Erb-  u.  Grundherrschaft 
*38  d. 

»ominiralSteuer  4°3  b.  407  d. 

Dominium  ein  iridis  55 1. 

Donau,  Flufsgcbiet,  456  a. 

Dorf-  u.  Gemeindeherrschaft  370.  3*o  c. 

DotalGerichtbarkeit  368. 

Dotationen,  napoleonische  in  Teutachl.  54*. 

Drcicich.  Amt,  Anhang,  S.  908. 

Dt  itter  Stand  166. 

)roits  seigneuriaux  et  feodaux  44-  3a4  k 
>ruck  der  BundestagsVerhandlungeu  i58. 
)ruckereien,  s.  Buchdruckereien. 
>ruckfreiheit  5o3. 

>ruckschriften,  welche  bei  der  B.V.  einge- 
reicht od.  ihr  zugeeignet  werden, sollen 
149. 

>ülmen  3oi  d.  u.  Anhang,  S.  890. 
Durchgreifen  553. 

Durchlaui  ht,  Prädicat,  11a.  der  Standes- 
herren 3o3  o  u.  q.  3 16.  u.  Anbang, 
S.  Q»3  ff. 

)urchmarsch  557. 

)yck  3*4  a.    s.  auch  Salm. 

Knasten  *6a  d. 


Ebenbürtigkeit   der  Standesherren  3o3. 
ebenda«,  g.  317.  3i5  b. 


Ebringen,  Anhang,  S.  907. 

Ehe,  zur  linken  Hand,  ».  Morganatische  etc 

und  Mifsheurath. 
Ehegerichtsachen  3?*- 
Ehehindcrnisse,  Dispensation  davon,  519. 
Ehen,  gemischte,  519. 
Ehrenbezeugungen  495. 
Ehrenbürger  467  a. 
Ehrenorden  *48.  *5i.  488.  49*- 
Ehrenzeichen  488.  496* 
Eichstädt,  Fürst  v.,  seine  Standesherr. 

lichkeit  3 17  a. 

Eigenthumlande  43- 

Eigenthumrechte   der  Unterthanen 
355  u.  ff.  Beschränkung  derselben  3ö5 
a.  —  des  Staate«  u.  des  Regenten  35% 

Einartshausen,  Anhang,  S.  910. 

Eingaben  bei  der  B.V.  i49-  ,D0-  ,h.re 
Censur  149  a.  wie  viel  Exemplare  ein- 
zureichen 160.  ihre  Anzahl  in  jedem 
Jahr  169  c.  anonyme,  unförmliche  u. 
ungeziemende  149.  s.  a.  Adressen. 

Eingreifen  553.  „  , 

Einkommen  des  Staates  3g3.  der  Äalion 

Einkommensteuer  398.  4o3  b. 

EinkommenSystem  190. 

Einmischung  "des  Bundes  oder  der  B.  V . 
in  innere  Angelegenheiten  der  Bundes- 
staaten *i5  u.  **6. 

Einquartierung  549« 
EinreichungsProtocoll  der  B.V.  159. 
Einrichtungen,  organische,  1*8  u.  f. 
Eintheilungssucht  i4«  i<>5  c. 
Einweisungsurkunden  für  die  rhein.  Bun- 
desfürsten 3o  e. 
Einzug  d.  Thronfolgers  *46. 
Einzugsgeld  467» 
Eisenwerke  448  f. 

Elbe,  Schiffahrt  567.  Convention  defshalb 
583.  Flufsgebiet  456  a.  Strandrecht  458. 

Elsflether  Weserzoll  566  c. 

Elster  und  ElsterwerdaerFlofsgraben567- 

Emancipation  der  Rinder  des  Regenten  *49- 

Emden,  Hafen,  567. 

Emincns,  jus,  potestas,  dominium,  55i  f. 

Ems,  Schiffahrt  567. 

Enclaven  81. 

Engelthal,  Anhang,  S.  910. 
EntschädigungsSystem  v.  i8o3.  *6. 
Entscheidunesquellen   für  Streitigkeiten 
unter  Bunäesgliedern,  s.  Bundesglicder. 

Entthronung  *55. 

Epave,  droit  d'  —  ,»533.g.  476.  338  d. 
Ephraimiten  4*4  a« 
EpiscopalSy stem  5i5  b. 
ErbachFürstenau  3oi  ft,  Anhang,  S.  909 
und  917. 

ErbachSchönberg3oi  ft,  Anhang,  S.  909 

und  917. 
Erbach WartembergRoth  3oi  ff., 

S.  895,  901,  909  u.  917. 

Erbämter  4o5. 
Erbeid  *7*. 
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Erbfolgerechte ,  s.  SuccessiouiRechte. 
Erbgenchtbarkeit  368. 
Erbhofämter  495. 
Erbhuldigung  377. 
Erbloses  Gut  336.  338.  476. 
Erbsassen  369. 

Erbverbrüderungen  53  d.  84  b.  »4«  c. 
Erdarten  447  u.  f. 

Erkenntnisse ,  gerichtliche ,  vollziehbar 
auch  im  Ausland  <  366. 

Erklärung  der  BundesActe,  s.  Auslegung. 

Erlaucht,  Prädirat,  ward  von  gräfl.  Stau- 
desherren verlangt  3o3  p.  und  erlangt 
ebendas.  9.  3i5.  §16.  Anhang,  S.  9i3ff. 

Ernennungsrecht,  landesherrl.,  5a3. 

ErsparungsSystem  400. 

Erstgeburt  a4a. 

Erwerbung  des  Staates  33o. 

Erzämt<>r  495. 

Erzbiscböfe  5a3.  ausländische  5a3. 
ErzichungsBegal  499  ff.  Anstalten  5oo. 
Esterhazy  3oi  ff.,  Anhang,  S.  894  u.  914. 
ElappenStrasscn    557    c.    als  Staats- 
servituten 56o  d. 

Etats,  s.  Finanzgeset«. 

Etters,  Gerichtbarkeit  innerhalb  369  c. 

Europäische  Mächte  unter  den  Bundes- 
genossen 95.  a38.  191.  557  d. 

Europäische  Politik  in  Bezieh.  aufTeutschl. 
95.  558  b. 

Europäisch  -  völkerrechtl.  Verhältnis  in 
Absicht  auf  die  Rheinangelegenheiten 
571. 

Europäisiren  95  ebendas.  c. 
Eulin,  s.  Oldenburg. 
Evangelische  5 14  b.  5i6.  ihre  Vereinigung 
5 16. 

Eventual  Belehnung,  ehemalige,  auf  Reichs- 
lehen, 53  d. 

EvcntualHuldigung  346.  als  Mittel  die 
Succession  zu  sichern  246  e.  273. 

EvictionsLeistuug,  Verpflichtung  des  Fis- 
cus  dazu  477-  4°*a. 

Evocation  vor  auswärtige  Gerichte  366. 

Excellenz  495.  ob  sie  Gesandten  in  der 
B.V.  gebühre  i3j  b. 

Excommunication  5iaa.  519  c.  —  Napo- 
leons 3 1?.  n. 

Executionsbefugnifs  365.  der  B.V.  i65  *. 
auch  Vollzichbarkeit. 

ExerutionsOrdnung  des  T.  Bundes  178. 
ExecutivGewalt  364  u.  f.  der  B.V.  166. 
170.  178  u.  f. 

Exempel  14. 
Exequatur  5ao. 

Expropriation  55a,  u.  ebend.  a. 
Exterritorialität  des  auswärt.  Staats«  od. 
Privatgut»  3a8  b.  der  Gesandten  466. 

0 

F. 

Fabriken  46*. 
Fähren  457. 


8  t  e  r. 

FamilienFideicommisse  75.  a6i  g.  Zusmts 

zu  S.  374.  3o6.  3a3.  3a 4  d.  der  sourer. 

Regentenhäuser  333. 
FamiTiengüter  d.  Begenten  33a. 
FamilienStatute  der  Bundesfürsten  75. 

der  Standesherren  3o6.  der  Grund 

herren  3a3. 
Familien  vertrage  76.  3o6.  3a3.  3*4- 
Fano  43a  b. 
Febronius  5o6  a. 
Ferien  der  B.V.  119. 
Festkalender  5a6. 
Festtage  5a a.  5s6. 

Festungen  549.  470.  des  T.  Bundes  xo8. 

u.  ff.  s.  Kriegsverfassung. 
Fideicommifs,  s.  Familienfideicommifs. 
Finanzanstalten  399. 
Finanzbericht  399.  3oo. 
Finanxgesetz  399. 
Finanzhoheit  3o3.  Grenzen  3i)B- 
Finanzoperationen  $00. 
FinanzRegalien  99  b  u.  c.  353. 
Finanzverwaltung    394.  Oeffentlichkeit 

399. 

Finanzwissenschaft  3o5. 

FiscalGewalt  4-3  ff.  Begriff  u.  Differenzen 

473.  Grundbestimmungen  derselben 

474.  Fiscal  Unfug  4-4  *•  FiscalGüter, 
Rechte  u.  Vorrechte  476  n.  f  355  u.  f. 
Verpflichtung  des  Fiscus  zu  Evictions- 
Leistung  4-7  (s.  auch  Administrative 
Gerechtigkeit  u.  Administrative  Ver- 
fügungen ).  Verwendung  der  Fiscal- 
Gefalie,  Fiscalßeamte,  Verfahrungs- 
weise,  in  fisealischen  Sachen  478.  Ver- 
leihung der  FiscalGerechtigkeit478.  ob 
sie  den  Standes  herren  gebühre  478. 
Fiscalische  Straflalle  376. 

Fischergerechtigkeit  458- 
Fischergerichte  460. 
Fischottern  458  b. 

Fiscus  4?3  «.  Vorrechte  476  u.  f.  Suc- 
cession in  Lehen  477.  sein  Forum  474. 
sein  Anspruch  auf  Kirchengut  533,  s. 
FiscalGewalt. 

FiscusGut  3a8  c.  338. 
Flächeninhalt,  s.  Areal. 
Flössen  45?  f. 
Flössungsrecht  56o  d. 
Flofsgraben  567. 
Flüsse  zw.  Oestr.  u.  Baiern  567. 
Flufsbett  459. 

Flußgebiete ,  teutsebe,  456  a. 
FlufsRegal,  *•  WasserRegal. 
Flufsschiffahrt,  a.  Schiffahrt 
Folgen  468  ff.  455. 

Forensen  338.  «67.  aoo.  466.  Steuerfrei- 
heit 4°7* 

ForstRegal  45 1  u.  f.  Forstgerichtbarkeit 
45a.  Verleihung  der  Forstgerechtigkeit 
45a.  455.  Forstakademien  5oi. 

Fortification  549. 

Fossilien  44? 

Frachtfuhrlcute  445. 

Fraifs  377.  375. 
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Frankfurt,  ehemal.  Grofshcrzogth.,  Pen- 
sionirung  «einer  Diener  «35.  Hauptver- 
trag über  die  Ausgleichung  seiner  Lasten 

Frankfurt,  freie  Stadt,  Verhältnis  zu 
dem  Bundestag  u.  den  Gesandten  141 
ff.  Constitution  94°  u«  *41,  5»4a- 
Streitigkeiten  defshalb  »16.  34*  •  Rechte 
der  Hatholikcn  157  b.  116  b.  5^5  a. 
5a6  a,  TeutscbordensHaus  daselbst  u. 
das  Condominat  zu  Miederrad  81  b. 
»34  b.  Befreiung  von  Geteitrcchten 
411  e.  tongebend  in  dem  Münzwesen 
110  d.  s.  Frauenstein  u.  Limpurg. 

Frankfurter  Mefsfreiheiten  577  c. 

Frauenstein,  Gesellschaft,  316  b.  496  e. 

Freienstein,  Amt,  Anhang,  S.  909. 

Freiheit»  bürgerliche  4*  politische  4  b. 
natürliche  4-  «79.  «97.  $71.  Einschrän- 
kung derselben  durch  die  Oberaufsicht 
36o.  u.  Polizeigewalt  386. 

Freiherren,  reiehsständische,  »62  d. 

Freimaurer,  s.  Gesellschaften. 

Freimeisterschaft  46a. 

Freistaat  98  a. 

Freistatte,  s.  Asylrecht. 

Freizügigkeit  in  allen  Bundesstaaten  »»8. 

»»9. 

Fremde  «67-  466.  ihr  Gütererwerb  in 
Bundesstaaten  »»8  d.  können  in  Frankf. 
Schutz  von  der  B.V.  erhalten  143. 

Freudenfeste  274.  463. 

Friedberg,  Burg,  43.  4 96  e. 

Friedensrecbl  des  T.B.  18-.  der  Bundes- 
staaten 22».  124. 

Friedensschlüsse  tcutscher  Fürsten  mit 
Frankreich  88  d.  58  a.  84.  s.  auch 
liine viller,  rastatter,  tilsiter,  pariser, 
presburger  Friede. 

Fristen  u.  Termine  bei  der  B.V.  i5o. 
Frohnen  468  a. 

Fruchtsperre  38»  a.  s.  Lebensbedürfnisse. 
Fürstenau,  Anhang,  S.  909. 
Fürstenberg  3oi  ff.,  Anhang,  S.  899, 

905,  oi»  u.  914. 
Fürstenbund,  teutscher,  38. 
Fürstengut,  dessen  Zollbefreiung,  4o5  c. 
Fürstenmäsige  »63  d. 
Fürstenwürde,  für  den  Erstgebohrnen 

497  «*• 

Fugger,   Füret,  Anhang,  S.  894.  914. 

Grafen,  3oi  ff.,  Anhang,  S.  895,  901. 

909  u.  918.  ihre  FamilienUniform  496  b. 
Fulda,  Departement,  Hauptvertr.  über 

die  Vertheil.  s.  Lasten  »33  c. 

Fufsdienste  469  f. 


G. 


Gambach,  Anhang,  S.  909. 

Gammelsbach,  Anhang,  8.  909. 

Garantie  des  T.  Bundes  56*  io5.  der 
Bund  es  Acte  187  c.  56.  der  wiener 
CongrefsBestiromungen  über  die  Fluß- 


schiffahrt 563  a.  der  HheinOctroir  enten. 
Reichskreisschulden  und  Pensionen  a33. 
579.  580^  des  Bundes  für  die  unter 
Hundesgliedern  geschlossenen  Ver- 
gleiche 173.  für  Verfassungsurkunden 
v.  S.  Weimar,  Hildburghausen  u.  Co- 
burg, nicht  auch  für  die  von  Baden, 
H  urhessen,  SchwarzburgSondershausen 
u.  HoheiuollernSigmaringen,  »83  f.  u. 
für  e.  mecklenburg.  Staatsgesetz  »»5. 
für  den  Oldenburg  -  brem.  Vergleich 
wegen  des  Weserzolles  566.  für  den 
Vertrag  wegen  Rnipbausen  319. 
Garantie  der  LandesVerträge  und  Grund- 
verfassung  75.  18A.  durch  den  T.  Bund 
a»5.  »83  f.  297  d. 

Garant  ieRecht  des  T.Bundes  184. 187.220. 
»83  f.  3i9.  558.  -  der  Bundesstaaten 

»ao.  558. 

Gastwirthschaftrecht ,  46a. 
Gebiet,  s.  Staatsgebiet. 
Gebrechen  am  Körper  u.  Geist,  hindern 
die  Thronfolge  a45.  347. 

Geburtsstand  a58  a.  »59— »63.  488. 
Gedern,  Anhang,  $.  910. 
Gefangenschaft  des  Landesherrn  »47. 
Gegenzeichnung  »83 

Geheime  Gesellschaften,  s.  Gesellschaften. 

Gcbmen,  s.  Bömmclberg. 

Gehorsam,  bürgerlicher,  4.  »57  e.  365. 
blinder  oder  blofs  leidender  5. 

Geist  der  Zeit,  s.  Zeitgeist. 

Geisteskrankheit  des  Landesherrn  »47. 

Geistliche  5»  1.  ihr  Successionsr.  »45.  ihre 
Verpflicht.  zu  Waffendienst  469  a.  zu 
Beschwör,  der  Verfafs.Urk.5ao.  Steuer- 
freiheit 407.  Landstandschaft  »00.  »9». 
Beschränkung  der  Geitl.  im  Verhält- 
nifs  zu  d.  röm.  Hof  5»o.  5»a. 

Geistliche  Güter,  ihr  Heimfall  an  den 
Fiscus  533.  ihre  Incameration  53». 

Geistliche  Wahlstaaten  81.  Veräußerung 
der  Domänen  darin  333  f.  wem  die  Lan- 
deshoheit darin  zugestanden  238  d. 

Geld  417.  Banco-  u.  Wechselgeld  eben- 
das.  b.  8 

Geldcurs  421.  Geldsorten  247.  418  a. 
4»6  ff. 

Geldern,  preufs.,  87  b. 
GcleitRcgaJ  411. 

Geleit,  sicheres,  dessen  Ertheilung  durch 

die  B.V.,  s.  Schutzbriefe. 
Gemahlin  des  Souverains  248  Zusatz  zu 

S.  349.  deren  SchatullGut  335. 
Gemeindebürger  »59.  464. 

Gemeindedienste  468  a. 

Gemeindeherrschaft  370.  3»o  c. 

Gemeinden  »59.  35».  ihre  Verwaltung 
u.  Vermögen  334.  347-  473.  Aufnahme 
ihrer  Bürger  u.  Beisassen.  464. 

Gemeindeordnungen  »59. 

Gemeindewehr  547. 

Gemeines  Recht  175  a. 
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Gemeinnützige  Anordnungen  106.  »37. 
können  nicht  durch  Stimmenmehrheit 
beschlossen  werden  isq.  Ver/.eicbnifs 
oder  Register  für  dieselben  148  b. 

GeneralRecefs  der  frankf.  Territor.  Com- 
mifs.  r.  1819  5a 

Gensdarmerie  436. 

Gent  taillable  etc.  aoo  a. 

Geographie  i3.  des  T.  Bundes  78. 

Gerade  476. 

Gerechtigkeit,  nach  ihren  verschiedenen 
Beaiehungen  366. 

Gericht  370.  verschiedene  Arten  der  Ge- 
richte 371.  ausserordentliche  371.  geist- 
liche 373.  Geschwornen  373.  Handels- 
gerichte 4,4* 

Gerichte,  ihre  Unabhängigkeit  u.  Selbst- 
ständigkeit 373.  93.  gemeinsch.  oberste 
gewisser  Bundesstaaten  117.  —  dritter 
Instanz,  in  allen  Bundesstaaten  aa7. 
ausserordentliche  373.  Griminalgerichte 
3t6. 

Gerichtbarkeit  367.  Grundstoff  der  Lan- 
deshoheit 175  b.  administratorische  u. 
patrimoniale  368  u.  f.  3m.  ausser- 
ordentl.  u.  particuläre  3-i.  circumsepta 
36a  c.  geistliche  37a.  5a  1.  bürgerl.  36"*. 
peinl.  367.  3~6  u.  f.  freiwill.  §67.  379. 
Polizcigerichtbarkeit  388.  Strafsenge- 
richtbarkeit  409.  Handels-  u.  Wechsel- 
gerichtbark. 414.  Gerichtbark.  inForst- 
u.  Jagdsachen  45*.  455.  in  Fisch-  und 
Wassersacben  460. 

Gerichtbarkeit  der  Standes-  und  Grund 
Herren  s.  Standet-  und  Grundherreo. 

Gerichtfolge  469.  • 

Gerichthalter  368. 

Gerichthöfe,  geistliche,  5i5. 

Gerichtstand,  privilegirter,  36?.  —  der 
Bundesglieder,  s.  Austräge  u.Austrägal- 
In stau/..  —  der  Privatpersonen,  mit  ihrer 
Landesherrachaft,  dem  Fiscus,  andern 
bundes verwandten  oder  bundesfreien 
Staatsregierungen,  s.  Unter thanen. 

Germanisiren  o5  c. 

Gesandte,  Zulassigkeit  ihrer  Abrufung 
A91  g.  ihre  Exterritorialität  466.  — 
der  Bundesglieder  in  der  B.V.  137 — 143. 
ihre  InstructionsE'tnholung  u.  gemein- 
same Berichterstattung  i5i.  ihr  Ver- 
hältnifs  su  der  Bundescanzlei  i36. 
Gesandte  für  Curiatstimmen  i56.  Ge- 
sandte auswärt.  Mächte  am  Bundestag 
144  u.  f.  189.  186. 

Gesandschaftrecht  des  T.B.  187.  144.  18a. 
der  Bundesstaaten  556. 

Geschäftbezirkordnung  35o. 

Geschäftordnung  der  B.V.  118.  der  Com» 
missionen  der  B.V.  i5a. 

Geschichte,  teutsche,  1a.  des rhein. Bundes 
i5  u.  ff. 

GeschwornenGerichte  373. 

Gesellschaften,  geheime,  religiöse  u.  a, 
Aufsicht  aber  sie  36o.  Industrie-,  Hunst 
u.  gelehrte  -  5oi  -  der 
Staat  38i.  354  b. 


Gesetze  verpflichten  auch  den  Regenten 

363.  aufgenommene  36a.  provisorische 
aoi  c.  Wirksamk.  in  fremdem  Gebiet 


a. 

Gesetzgebende  Gewalt  36 1  ff.  in  Polizei 
sachen  384  u*  ' •  Tbeilnahme  der  Land 
stände  ao4.  —  des  t  Bundes  af.4. 
Gestade  409. 
Gesundbrunnen  44?  u-  f* 
GesundheitPolizei  38a. 
Getreidesperre  38a  a.s.  Lebensbedürfnisse. 
GewissensF.hc  a45  c.  a6i  c. 
Gewissensfreiheit  5i8  g-  Evangel.  519. 
Gewohnheitrecht  36i. 
Gezwungene  Anleihe  401. 
,Giecb,  Graf,  3o3  e.  Anhang,  S.  896. 918 
Gimborn,  s.  Wallmoden. 
Glaubensbekenntnifa  5i8  c.  Verschieden- 
heit 5a6.  5a 8.  a3o. 
Glaubensfreiheit,  s.  Gewissensfreiheit. 
Glaubensherrachsucht  5 19. 
Glaubensparteien,  christliche,  5i4  a,  b,  c. 
ihre  Rechtsgleichheit  5a5.    ihre  Ver- 
schiedenheit wirkt  niebt  bürgerlich  u. 
polit.  Hechtsverschiedenheit  s»3.  s3o. 
5a6.  Anzahl  79  e. 
Gleichen,  Grafschaft,  3i8,  b. 
Gleichgewicht  68. 
Gleichheit  der  Rechte  d. 
a5o. 

Glockenschlag  a-*5  b. 
Glückshafen  463. 

Görtz,  Graf,  3i5  b,  Anbang,  S.  910  u. 

Görs,  Rüstenland  87  b. 

Görtzische  Münzzeichen  42.4  a. 

Goldsand  44^> 

Goldwäsche  448- 

Gondelsheim  3 17  a. 

Gottmadingen ,  Anbang ,  S.  907. 

Graduirte,  Rechte  derselben,  491.  5oa. 

Grafen  48  a.  a6a.  a63.  ihr  Prädirat  Er- 
laucht 3o3.    TitularGrafen  a6a  c. 

Gravamen  commune  der  Bundesglieder 
wider  die  B.V.  117,  VI. 

Great  -  charter,  englische,  o3  b. 

Greifenstein,  Anbang,  S  89a. 

Grenze  des  ehemaligen  Teutschlandes  85. 
der  Staaten  des  rhein.  Bundes  86.  der 
Staatend.  teutschen Bundes 9a. 87. gegen 
Frankreich  88  ff.  Zusätze  zu  S.  97  u.  98. 

Grenzen,  verschied.  Arten  derselben  ar-  b. 
Griechen,  ihr  Recht  zum  Widerstand  ge- 

Sen  die  Türken  a55  e.  Anerkennung 
er  griechischen   Königswürde  durrh 
den  Bund  i85  c.  Religionsübung  der 
niebtunirten  5i4  b  u.  c,  79.  5a5  c. 
Groningen,  Anhang,  S.  914. 
Grotsherzoge  u.  grofsherzogl.  Würde  108. 
111. 

Grüningen,  Anhang,  S.  909. 
Grundeigentum,  Recht  ausländisches  su 

erwerben,  aa8.  Grundeigenthümer  367. 

aog  b.  s.  Forensen. 

Grundgesetze  des  Bundes  55  a. 
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Grundberren  43.  3ao.  verschiedene  Arten 
3ao.  Rechtszustandt  I)  allgemein  nach 
d.  teutsch.  Bundesacte,  u.  zwar  der  vor- 
mals reichsunmittelbaren,  1)  auf  d.  rech- 
ten Rheinseite 3ai  u.  ff.  a)auf  der  linken 
3a4;  Verhandlungen  u.  Beschlüsse  der 
B.V.  3»5.  Erklärungen  u.  Beschwerden 
der  GH.  ebendas.  u.  f.  U)  nach  staats- 
gesetzl.  u.  vertragmäsigen  Bestimmun- 
gen eineeiner  Bundesstaaten  3»6.  Leber- 
sieht  u.  Ausnahme  3»7-  Steuerfreiheit 
407.  Lehnsacben  544.  Jagd  453.  s.  auch 
Grundherrliche  Rechte  u.  Patriroonial- 
Abgaben. 

Grunaherrlichkeit  43.  3»o. 

Grundruhr  458. 

Grundverfassung  des  Staates  4.  5.  98. 
(s.  Staatsverfassung),  octroyrte  und 
vertragmä'sige  »83  c.  e.  ob  und  wie 
fem  e.  Staatsregicrung  befugt  sej,  zu 
Bundesbeschlüssen  x  mitzuwirken ,  die 
mit  der  LandesGrundverfassung  in 
Widerspruch  stehen  »14  d.  »84  »  c. 

Grundverträge  1  b  u.  e.  55.  74.  »86.  «87. 
des  Bundes  55.  56.  ihre  Abfassung  u. 
Aufrechtbaltung  durch  die  B.V.  116. 
sie  beschränken  die  landesherrl.  Mit- 
wirkung zu  Bundesbeschlüssen  36». 
die  B.Acte  enthält  grundgesetzliche 
und  nichtgrundgesetsliche  Bestimmun- 
gen i»3  e.  —  der  Bundesstaaten  71. 
73.  s.  Grundverfassung. 

Gütererwerb  in  Bundesstaaten,  s.  Fremde. 

Gütersloh,  Anhang,  S.  880. 

Guttenzell,  Anhang,  S.  904. 

Gutsherrliche  Rechte  der  Standesherren 
3o5.  der  Grundherren  3a».  s.  auch 
Patrimonial  Abgaben. 

Gymnasien  5oi.  / 
Gymnastische  Hünste  463. 


H. 


Habeas- corpus -Acte  o3. 

Habitzheim,  Anhang,  S.  009. 

Hafen  459.  575  d. 

Hagestolzenrecfat  4?6. 

Hagnau,  Anhang,  S.  907. 

Halosouveraine  Staaten  6  d. 

Hamburg,  Verfassung,  »40  u.  f.  »85. 

Hamburger  Bankgeld  419  a. 

Hammerwerke  448  f. 

Handel  41»  ff.  der  Fremden  414.  Auf- 
sicht 41».  Schleichhandel  4o3. 

Handel  u.  Verkehr,  Bestimmungen  der 
B.V.  »37.  mit  Lebensbedürfnissen, 
ebendas.  a. 

HandelsCongrefs ,  Darmstädter  »37  a. 
Handelsgerichte  414. 
Handelsgesellschaften  46». 
Handelspolizci  414. 
Handelsprivilegicn  41 3.  486. 
Handelsverein,  s.  Handelsverträge. 
Handelsverkehr  auf  Flüssen,  s.  Schiffahrt. 


Handelsverträge  187.  4o3  e.  4t»  c  55a 

5?8. 

Handwerksgesellen,  Beschränkung  des 
Wanderns  derselben  u.  s.  w.  167  a. 

Hannover,  dessen  Occupation  3i  b.  Land 
stände  »86  u.  »91  m.  Zusätze  zu  S.  419 
u.  440.  kathol.  Bistbümer  5n.  Streit 
mit  d.  Herzog  Carl  v.  Braunschweig 
s.  Braunscbweig.  0 

Hansestädte,  ihre  Occupation  3a.  s.  auch 
Städte. 

Harrach,  Anhang,  S.  918. 
Ha  uderer  445. 
Hausandacht  539. 

HausFideicommifs,  s.  FamilienFideicom- 
mifs. 

Hausgesetze  75.    standesherrliche  3o6. 

grundherrliche  3»3. 
Hausiren  46». 
Haut-Domaine  44  a. 
Hasardspiele  463. 
Hebstahl,  Anhang  .  S-  909. 
Heerfolge  469.  547. 
Heerschau  549. 

Hegebach,  Anhang,  S.  904.  91a. 
Heilbronn,  Handlungs-  und  Schiffahrt- 
verhältnisse  568  a.   s.  Neckar. 

Heiligkeit  der  Person  des  Regenten  »3q 
»55.  »80. 

Heilsberg  317  a.  Anhang,  S.  907. 
Heimathrecbt  467. 
Heimfallrecht  338.  476.  533  g. 
Heraldik  i3.  8 
Herkommen  59  ff.  76. 
Herren,  reichsständische,  »6»  d. 
Herrenloses  Gut,  s.  Adespota. 
Hcrrnhuter  5i4  c.  5i6  c. 
Hessen,  GHerzogtb.,  Landstände  »66. 
HessenHomburg  108  g.  3oi  f.  Titel  108  g. 

u.  111.  Aufnahme  in  den  t  Bund  107. 

108.  GuriatStimmrecbt  lai.   Zusatz  zu 

S.  i»4.  Landstände  »88. 

Hessen.  Hurfürstenthum,  Landstände  »86. 
HessenRheinfelsRothenburg  317a.  3i8a. 

rothenburger  Quart  10»  a.  3i8b.  seine 

RheinOctroiRente  5t8  b. 
Heubach,  Anbang,  S.  894. 
Heuchelheim,  Anhang,  S.  910. 
Heurathen,  unstandesma'sige,  »45.  Verbot 

6tandesmäsiger  »45.  Consens  46a. 
Heusenstamm,  Anhang,  S.  9*0. 
Hildesheim,  landständ.  Verfassung  »86  m. 
Hintersassen  464. 
Hochberg,  Gr.  v.,  s.  Baden. 
Hochverrath,  ob  gegen  den  Bund  184  b. 

Auslieferung  der  des  Hochverrates 

Angeschuldigten  a»6  c. 
Hof  488  b. 

Hoflmter  488.  496.  487  c. 

Hofbeamte  488.  495.  487  c. 

HofCeremoniel  a5i.  495. 

Hofdienste  470.  s.  Hofämter. 
HofEtat  »5i.  488  u.  £ 
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Hoffolgen  u.  Hoffuliren  470. 

Hofmanniscbe  Besclmerdesacbe  wider 
Kurhessen  af?  d. 

Hofmarkgerccbtigkeit  368. 

Hofnarren  465  o. 

HofpiaUgrafcn  491. 

Hofstaat  a5i.  488  u.  f.  495. 

Hoheit,  Prädicat,  königliche  etc.  11a. 
Antrag  auf  das  Prädicat  herzogliche 
Hoheit  111  h. 

Hoheitrechte  98.  wesentliche  u.  zufällige 
99.  «76.  äussere  u.  innere  100.  55a. 
allgemeine  u.  besondere  101.  andere 
Eiutheilungen  99  b  u.  c.  100  b.  be- 
nutzbare, Finanz-  oder  KammerRe- 

f|alicn99b.  35a.  verleihbare  u.  unver- 
eihbare  103.  2j5.  356.  45 1.  jene  entw. 
private  oder  cumulative  10a.  einge- 
schränkte u.  uneingeschränkte  io3. 
Ausübung  101  f.  «75.  Grenze  u.  Unter- 
schied von  Eigenthumrechten  353  ff. 
Veräußerung  10a.  354.  Verjährung  356. 
Hohen -Geroldseck,  Anhang,  S.  906. 
Hohenlimburg  3i  a.   3oi  d.  3i?  a-  »• 

Anhang,  S.  889. 
Hohenlohe  -  Kirchberg  ,    Langenbur§ , 
Oehriugen,    Waldenburg  -  Bartenstcin 
u.  Waldenburg- Jaxtberg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  899  u.  91 5. 
Hohenlohe  -  Waldenburg  -  Waldenburg 
(  Schillingsfürst  )   3oi    ff,  Anhang, 
S.  894  ,  899  u.  915. 
Hohenlohe,  wegen  Gleichen,  3i8  b. 
Hohensolms,  Anhang,  S.  909. 
Hohenzollern  Hechingen,  Landstände  388. 
HohenzollernSigmanngen  ,  Landstände 

186. 

Hohnstein, Graf sch.  10a  a.u.  Anhang,  S897. 
Holland,  Grenze  85  ff. 

Holländer  Flösse  569  c. 

Holstein,  Vereinigung  mit  Dänemark  86  d. 
mit  Lauenburg  108  c.  Vertragursprung 
der  dortigen  Regentengewalt  1  f.  land- 
ständ.  Verfassung  a86.  Banksteuer  397  b. 

HolsteinOldenburg,  s.  Oldenburg. 

Holzappel,  Grafschaft,  Anhang,  S.  91t. 

HoUgcricbte  45a. 

Homagium  27a  f. 

Homburg,  s.  Hessen. 

Homburg  an  der  Mark  3oi  d.  u.  Anbang, 

S.  894. 
Honoratioren  a65. 
Horde  1  a. 

Horstmar,  Anhang,  S.  891. 
Hülfswissenschaften  des  öffentl.  Rechte 
11  f. 

Huldigung  a46.  37a  f.  PatrimonialHul- 
digung  37a. 

Hungen,  Anbang,  S.  909. 
Hydrographie  456  a. 
Hypotnekenwesen  379. 


I  l  c  r. 

I. 

Ilbenstadt,  Anhang,  S. 910. 
Imperium  herile  5  c. 
Inamovibilität  der  Richter  366.  493  g. 
Impost  4<>4  b. 

Incameration  d.  Kirchengute  53a. 
Incolat  467. 
Incorporalion  8a 
Indigenat  467.  489- 

Industrie-Concessions-Regal  461  ff.  Gegen- 
stände 4^a  ff. 

Innere  Angelegenheiten  der  Bundesstaaten 
gehören  nicht  vor  die  B.V.  104.  11 3. 
184.  ai4*  aa6. 

Innovation  des  Kirchengute  53a  d. 

Insassen  369. 

Inseln  a8.  91.  $56.  4^9- 

Insignien  35i. 

Instanz,  Gerichte  dritter  —  sollen  in 
allen  Bundesstaaten  seya  33-. 

Instanzen  36-.  ob  drei  seyn^müssen  11' 
d  u.  i. 

Instanzenrecht,  geistlich-katholisches  5 1 5  d. 
Instruction  der  Staatsdiener  93. 35o.  399. 

der  Gesandten  i3~.  idi-  ihr  Mangel 

hält  die  Bcscblufsziehung  auf.  ebendas. 
InstructionsEinbolung  der  Gesandten  in 

der  B.V.  i5i.  i3-.  70.  i3od.  allseitige 

i5i. 

InteresseStreitigkeiten  unter  Bundes§lie- 
dern,  ob  sie  von  Rechtstreitigkeiten 
unterschieden  seyen  173.  139  a.  53a.  s. 
auch  Convenienz. 

Interloquiren  164. 

IsenburgOffenbachBirstein  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  907,  908  u.  915. 

IsenburgBüdingen ,  zu  Büdingen,  3oi  ff, 
Anbang,  S.  908,  909  u.  918. 

IsenburgBüdingen,  in  Meerbol«,  3oi  ff, 
Anhang,  S.  904,  908,  909  u.  918. 

IsenburgBüdingen,  in  Wäcbtersbach,  3oi 
ff,  Anhang,  S.  908,  910  u.  918. 

IsenburgPhilippseich  3oi  ff,  Anhang, 
S.  910  u.  918. 

Isny,  Anhang,  S.  90a. 

Itio  in  partes,  auf  landständischen  Ver- 
sammlungen 3oo  e. 

J. 

Jagdfolgcn  455  469. 

Jagdfrohnen  453.  469  g. 

Ja^dgerechtigkeit  /»53.  Verleihung  und 
Ausüb.  434  u.  f.  Revers-  oder  Gnaden- 
jagd  Nor-,  Mit-  u.  Boppeljagd 

453.  hoho  und  niedere  455.  MililDrauch 
455.  freie  Pürsch  454. 

Jagdhoheit  453. 

Jagdhunde  455. 

Jesuiten  5i5  b.  533  f.  ihre  Grundsätze 
5.3  b. 
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Jever  86  a. 

ohannitcrhof  zu  Frankfurt  234  c. 
olunniterorden  /43.   «34.  496  e.  seine 

neueren  Schicksale  234   c.  Zusatz  zu 

S.  3 17.  Schulden  u.  Pensionen  234  d. 

in  Baiern  533  e.  preussisrher  ebeudas. 

u.  53 1  b. 

uden,  Toleranz  5i6.  Rechte  u.  bürgerl. 

Verbesserung  23*.  465.  5a5  u.  f.  5*q. 

zu  Frankfurt  216  b.  zu  Lübeck  cbendas. 
udengefälle  46?  c. 
udenaebutz  465. 
ungnau,  Anhang,  S.  912. 
ura  singulorum  129. 
tiramentum  asserurationis  272. 
orcconsultorum  oracula  *20  a.  69. 
urisdictio  rircumsepta  369  c. 
urisdictionsVerträge  558. 
us  commune  i-5  a. 
us  de  uon  evoeando  366. 
us  cundi  in  partes,  s.  Thcilgeben. 
ustiron  der  Münzen  418  c.  430  d. 
ustiz,  s.  Rechtspflege, 
usti/.bchörden  345  f.  36^  ff. 
ustizConsulenten  bei  der  B.  V.,  Vorsehlag 

dazu  i35  e.  1-2  a. 

lustixhoheit  366  ff.  s.  auch  Rechtspflege. 

ustizmifsbräuehe  169.  366.  3y3.  553. 

ustizsachen  3-5.  Einmischung  in  solche 
.3-3.  des  Regenten  375.  Recurs  darin 
an  dicB.V.  169.  Unterschied  von  Polizei- 
sachen 389.  39t.  von  Regierungssachen 
375. 

ustizverwoigerung  169.  216.  217. 227.  $73. 
55o,  IV.  bei  Privatverpflichtungen  des 
Souverains  239.  in  dem  Administrativ- 
Justizweg  169  a.  366. 


K 


labinetsGut  oder  Gasse,  s.  SchatullGut. 

iäriithcn  87  b. 
j«j  459.  5?". 

lailbach,  Anhang,  S-  909. 
ialender  5i.  5 *6. 
ialcnderverkauf  5i.  462. 
•alk  448.  Kalkbrennereien  448  f.  462. 
"iltschmidtsehutz  463  f. 
•aiucrnlhohoit,  s.  Finauzhoheit. 
ameral  Wissenschaften  393  d. 
arainfegen  463. 
ammergüter,  s.  Domänen. 
ammerHegalien  99  b  u.  c.  353 
amincrschulden  339. 
ammertaxe  der  röm.  Curie  5io  e.  5n. 
anäle  45".  460. 
anoniscb  -  papstl.  Recht  73. 
anzlciPraxis  12.  11A. 
aufmannslnnung  413. 
•unitz,  Fürst,  3oi  ff.  3o6  d., 
S.  890  11.  915. 

ehl  32. 

tsselflitken  463. 

M'.Ur'.  fifinU.  Hecbl.  4.  Aufl. 


Besslerschutz  463  f. 
Khevenhiiller- Mötsch,  Anhang,  S.  yi5, 
Kinder  des  Souverains  249. 
■  Kippen  u.  Wippen  425  d.  43o  d. 

Kirchbeerfurt,  Anhang,  S.  909. 
Kirchberg,  Anhang,  S.  89J. 

Kirche  5o6.    Staatsgeselze  u.  Vertrage 
defshalb  ,    Concordate    5ot.  wiener 
Congr.  Verhandl.  5o-    dem  Staat  un 
tergeordnet  337  b.  5i2.  5t.j.  5i8  ff. 
ob  eine  Staatsanstalt  ?  5 12  a.  ob  eine 
herrschende?  525.  Collegial-  od.  Sorial- 
Reehtc  der  Kirche  5 14.  röm.  kathol. 
Kirche,  evangel.,  d.  A.  C.  geinafse  u. 
reformirtc   5 «4   b.  5»6.  evangelisch- 
vereinigte  5 14  b.  5 16.    Secten  5>4  c. 
jüdische  5 16.  Vereinigung  der  p rötest. 
Gemeinden  beider  Art  5i6.  Kirchen- 
regiment  5 14.    dessen  Uebertragung 
an   weit).  Regenten  517.  Lchrbegrill 
oder  Symbol  5i8  u.  f.  5i4.  5«s5.  527  c. 
u.  Gesetze  520  Beschützung  der  Kirche 
321.  Rechte  d.  Staates  in  Anseh.  ihres 
äufsern  Cultus  522.  landesherrl.  Placct 
u.  Beschrankung    des  Verkehrs  der 
Geistlichkeit  mit  dem  röm.  Hof  52o 
Hauptqucllcn  für  das  Verhältnifs  zw 
der  kathol.  Kirche   und  dem  Staat, 
desgl.  den  Kirchenversammlungen,  u 
den  Erz-  u.  Rischöfen  5i5  c.  Aemter 
recht  der   Kirche  523.  landesherrl. 
Patronatrechl  523.   Landesbisrhöfe  u, 
Diöcesen  523.  Erzbischof524-  Nntional- 
und  TcrritorialKirchen        neuere  Be- 
stimmungen für  das  kathol.  Kirchen- 
wesen, in  Baiern  5o8.  in  Preussen  509, 
in  den  die  oberrhein.  Kirchenprovinz 
bildenden  Bundesstaaten  5»o.  im  König- 
reich Sachsen  5io.  in  Hannover  5n. 
in  S.  Weimar  u.  Waldeck  ebend.  Rechts. 

S'eichheit  der  GlaubcnsParteicn  und 
rer  Mitglieder  auch  nach  der  Bundes- 
Acte  525  u.  f.  Ausnahmen  529.  Rechte 
über  das  Kirchengut,  s.  Kirchengut. 
Prefsfreiheit  527.  iteligiousänderung  d. 
Regenten  528. 

Kirchen  Agende  u.  Ritual  5i8. 
Kirchengebet  274. 

Rirchengcwalt  5 14  u.  f.  Systeme  der 
landesherrl.  —  über  evangel.  Unter- 
thaucn  617.  2-6.  Mißbrauch  5so.  52 1. 

Kirchengut  33.|.  4-3.  536.  529.  53 1  ff. 

Kirchenhohcit  5o6  ft.  Grenze  u.  Bestand- 
theile  5i3.  5ao  ff. 

KirchenRcformation  5i6. 
Kirchenregiment  5 14.  5i7. 
Kirchensachen,  ihre  Verhandlung  in  der 

B.V.   i/»6  f.    der  Standesherreu  3o5. 

Grundherren  3i2. 

Kirchenstaatsrecht  5o6. 
Kirchenvereinigung  5i6. 
Kirchenversammlungen  5ao  u.  f.  5i5  e 
Ö17. 

Kleinodien  25 1. 
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Rlcltgau  3o2  c.  Anhang ,  S.  90-.  ^ 

Klöster  522.  533.  Vermögen  u.  Religi 
Her  aufgehobenen  und  nicht  aufgeho- 
benen 533. 

Kniphauscn  80  a.  8"' a.  319. 

Knochensammcln  463. 

König,  Anhang,  S.  909. 

Königstein,  Anhang,  S.  910. 

Königsegg\ulcndorf   3oi   ff..  Anbang, 
S.  qoi  ii.  918. 

Kosthrim  3a. 

Krämergeist  4<>o« 

Krämermniing  4 »3. 

Kran-,  Hai-  u.  Maga/.ingeld  577. 

Kranrerlit  4o5.  4*3. 

Krautheiin,  Anhang,  S.  904. 

Krciscintheilung  der  Lander  36i. 

Kreisschulden,  ».  Schulden. 

Kriegerfuhren  4"o. 

Kriegscassc  4  "3. 

Kriegsdienste  469  55o.  der  Bundesfürsten 
ai3.  der  Standesberren  3o4.  der  Unter- 
thanen  546  ff. 

Kriegsgesetzgebung  545. 

Kriegsheer  546. 

Kriegspflicht,  allgemeine  u.  besondere  548. 
Kriegsnolizei  545. 

Kriegsrerbt  des  T.  II.  187  u.  ff.  189  u.  ff. 
222.  der  Rundesstaaten  221.  224.  55?. 

Kriegsverfassung  des  T.  B.  io3  u.  ff.  L'e- 
bersiebt  193.  Obliegenheit,  Verhand- 
lungen und  Beschlüsse  der  B.V.,  Militär- 
Ausschufg,  MilitärCommission,  Militär- 
LocaU.ommissioncn  u.  MilitarCommis- 

.  »ionsCanr.lci  194.  I)  BundcsMatrikel  für 
Geldbeiträge  und  Mannschaftstcllung 
i5o.  Anhang  S.  87?  und  Zusatz  zu  S. 
25*.  H)  Kriefrsi'rr/atsunfr,  A)  in  ihren 
utlgem.  Umrissen  u.  wescntl.  Bestim- 
mungen 196  u.  f.  B)  nach  ihren  näheren 
Bestimmungen:  1)  Stärke  «les  Bundes- 
heeres 198.  Contingente  ebendas.  Bc- 
luition  desselben  100  b.  nassauisches 
»00  c.  2)  Verhältnifs  der  Waffengattun- 
gen i9Q.  3)  Einteilung  des  ßundes- 
heeres  100  Reserve  ebendas.  u.  f. 
Reluitionsverträgc  200  b.  4)  Bereit- 
baltung  im  Frieden  201.  5)  Mobil- 
machung 202.  6)  Oberfeldherr  2o3. 
sein  Verhältnifs  r.u  d.  B. V.,  z,u  dem 
Heer,  11.  /.u  dem  eignen  Bundesstaat, 
ebend.  Operationsplan  ebendas.  Gcne- 
ralLieutcnant  d.  Bundes  2o3.  7)  Corps- 
Commandanten  204.  8)  Bildung  des 
Hauptquartiers  2o5.  q)  Verpflegung 
206.  io)  Gerichtbarkeit  207.  III) 
Bundesfestungeo,  ihr  Rechtsverhältnis» 
in  Absicht  auf  d  Bund  u.  die  Staats- 
hoheit der  Bundesgliedcr  108.  Benen- 
nung d.  ß.  Festungen  209.  Besatzung 
210  u.  Anhang,  S.  884.  Bcschlufs  der 
B.V.  wegen  Uebernahme  u.  Ilerstell. 
oder  Voficnd.  der  B.  Festungen,  und 
Anerkenn,  der  BesaUungs  rechte  211. 

KronÜmter  4<P- 

KronFidcicommifs ,  preufs.  33a  a.  333  d. 


Krönung  246. 

KrönungsOrnat  i5i. 

Krotoszy»  3i?  a. 

Kuefsteui,  Anhang,  S.  918. 

Kurhessen  erkennt  keine  Aufhebung  von 
Lchnverbindungen  an  242  a.  5a«  e.  Be- 
schwerde wider  dasselbe  217  d.  I^and- 
stände  286. 

Kuic  449  b* 


Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes  »77« 
Lagerbuch  4°°  d. 
LagcrhausGerechtigkeit  41 3. 

Lahn  56-  g. 

Land,  geschlossenes  81.  277.  s.  Staats- 
gebiet. 

Landau  208  c  u.  c.  209,  Anhang.  S.884  f. 
Landcharten  -8  b  u.  c.  85  b. 
Landesbischöfc  5i5.  523. 
Landesrollegien  344  ff« 
LandesdienstRegal  468  ff. 
Landesgrund  Verfassung,    ob  sie  durch 

Auflosung  der  teutsch.  Reichsverbind. 

aufgehoben  49- 
Landcsgrundverträge  1  d.  74.  286.  287. 
Landesherr,  s.  Souvcrain. 
Landesherrlichkeit  36  a.  untergeordnete 

102  a.    32o  c. 
Landeshoheit  .36.  s.  Staatshoheit.  vcrtra§- 

mäsige  oder  subalterne  Landeshoheit 

102  a.  3 18  b.  320  c.  Beweisgründe 

derselben  2-0  ff  s.  auch  Staatshoheit 

u.  Souverainetät. 
Landes-  oder  Ortsverweisun§,  poliseiliche, 

ob  dawider  Recurs  an  die  B.V.  Statt 

linde  169  a. 

LandesschutxRcgal  4&4  ff« 

Landes verrath,  s.  Hochverrath. 

Landeswürde  81. 

Landfolgen  468  u.  f.  54t. 

Land  kutschen  433.  436«  445.  durlacher 

435  c. 
Landprinr.  24?  a. 

Landrath,    Art  von  Provinwalstanden 

290.  34?  b 
Laudräthe,  Vcrwaltungsbeamte  347. 
Landsassen  269. 

Landsassiat,  vollständiger  u.  unvollst., 
activer  u.  passiver  269.  Beweisgründe 
des  passiven  270  ff. 

Landstandschaft  2?4.  279.  ihr  Rechtstitel 
279.  ihre  Grundlagen  289  d.  Standes- 
herren, des  Reichsadels,  u.  d.  Geist- 
lichkeit 292. 

Landstände,  Begriff  279.  "Wirksamkeit  279. 
politischer  Gesichtpunct  28a  Geschichte 
281  u.f.  Nothwendigk.22-.  2&3.  Gewähr 
u.  richterlicher  Schutas  derselben  283. 
vertragmäsigbestehendc.nichtoctroyrte 

283  e.  in  anerkannter  Wirksamkeit  be- 
stehende 284  «c.  Aufrechthaltung  des 
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monarch.  Princips,  u.  Verhütung  «les 
Mifsbrauchs  durch  c.  Geschäftordnung 
Forldauer  der  iu  der  Zeit  des  t. 
Reichs  bestandenen  49.  a83.  Bestimmun- 
gen d.  wiener  SchlufsActe  von  1820, 
284  »  Verhältnis  des  Hundes  u.  der 
B.V.  zu  der  landständ  Verfassung  u. 
deren  Garantie,  ebenda».  Aeudcrung 
dieser  Verfassung,  nur  auf  verfas- 
sungsmäs.  Weg,  ebenda».  Einwirkung 
der  B.  V.  iu  landst.  Angelegenheiten 
284  ■•  V  u.  i.  Schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung v.  Streitigkeiten  »w.  Regie- 
rungen und  Landständen  184  b.  Ilaupt- 
gesichtpunete  d.  heutigen  landständi- 
schen VerfassungsSystems.  Sein  jetzi- 
ger Bestand:  1)  in  d.  freien  Städten  a85. 
2)  in  den  monarchisch  geformten 
Bundesstaaten;  wo  landstäod.  \  erfhss. 
a)  theils  neu  errichtet  ist  236.  b)  theils, 
wie  iu  der  neuem  V  orzeit,  fortdiiuert, 
oder  wieder  hergestellt  ist  28"%  c)  theils 
noch  zu  erwarten  ist  388.  allgemeiner 
Repräsentation»  -  oder  V  ertretungs- 
Grundsatz  279.  189.  297.  ob  den  Land- 
stäuden  Mitregentschaft  zustehe  297  a. 
Auslegung  der  VcrfUrk.  29-T  Wahl- 
gesetze 289.  Grundlagen  der  Land- 
staiidschaft,  ebenda«.  Verschiedenheit 
der    Stimmenfuhrcr    289.  gebohrne, 

tiatrimoniale  u.  erkohrne,  ebenda*.  Ein- 
leit,  oder  Abtheilungen  der  Stände- 
versammluiig^en  in  Hämmern  u.  (Massen 
290-  allgemeine  oder  Heichsstäitlc  und 
ProvinzialStKnde   und   Landttne  290. 
Kreisstände   290.   Provin/.iarnV  land- 
*  räthliehe  oder  DepartcmentalCollegien 
290.  Landstandschaft  der  Standesherren 
u.  des  ehem.  unmittelb.  Reichsadels, 
so  auch  der  Geistlichkeit  292.  Rechte 
der  landständ.  Corporationen:  1)  nach 
den    wiener  CongrcfsVerhandl.   29?  j 
2)  nach  der  Grundverfass.  t.  Bundes- 
staaten 294  u.  ff.  Initiative  zu  Gesetzen 
293  a.  Grundsätze  über  Art  und  Um- 
fang der  landständ.  Rechte  297.  ob 
Mitregentschaft    29-.     Collegial  297. 
Collegial  -    u.  ÜeputationsRccht  298. 
Rechte  bei    Ausübung   des  Hriegs-, 
Friedens-   u.  Bündnifsrechles  558  a. 
296.  Wirkungsbefugnifs  der  B.V.  in 
ihren    Angelegenheiten  21 5.  217.  225. 
284  •  i.    ihr  Beschwerderecht  wegen 
Mifsbrauchs    der  Souverainetät  217. 
255.  Versammlungen,  Ausschreibung, 
Ort  u.  Zeit,  Sitz-  u.  Stimmorduung 
299  u.  f.  Auflösung  3oo.  Ausschufstage 
299.  gemeinschaftliche  Landtage  299  a. 
Verhandlungen  wahrend  der  Stände- 
Versammlung  3oo.  Oeffcntiichkeit  der- 
selben, ebendas.  auch  283  u. 28).  Ver- 
hütung des  Mifsbrauchs  der  Oeffent- 
lichkeit  283  g    u.   Zusatz  zu  S.  408. 
Opposition  3oo.  Stimmenmehrheit  3oo. 
Theilgehen,  ebendas.  e.    Recht  eine 
Separatstimme    abzugeben ,  ebenda». 
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LandtagfHhigkeit  der  Grundherrcn  292. 
322.  landschaftliche  Diener  298. 
Landständis«  he  V  erfassung» Urkunden,  oc- 
trovrtc  283  e.  1  f  Aenderung  dcrselbcu 
284  a.  90.  Verzeichnifs  1  f.  -4  b.  279  a. 
286  ff.  287. 

Landstreicher  467. 
Landsturm  4^9-  547* 
Landwehr  469.  546. 
Langenselbold,  Anhang,  S.  907. 
Laiigenstein,  Graf,  3i~  a,  Anhang,  S.  907, 
Langobardischcs  Lehnrecbt  73. 
Laubach,  Anhang,  S-  910. 
Lauertannen  469  c. 

Lebensbedürfnisse,  notwendigste,  Handel 
damit,  Verhandlungen  der  B.V.  237  a. 

Lech  5-4  a. 

Lcdig  Gut  336.  338. 

Legate,  päpstl.  5*.u.  Verkehr  mit  ihnen  5ao. 
Legat  ionsrät  he,  Secretäre  u.Canzlisten  139. 
Lcgirung 

Legitimation  unehcl.  Rinder  486. 
Legitimität  98- 

Lclinbarkeit  t.  Bundesstaaten  81.242.  54  w 

Lehndieusle  468  a. 

Lehnherrlichkeit  2**6.  534.  536  ft 

Lehnhoheit  2-6.  534  f. 

Lchnhuldigung  272. 

Lehnmilitz  5|". 

Lehnrecht,  langobard.  -3. 

Lehnsachen  der  Staudesherren  537.  54* 
543.  der  Grundherren  5.j3. 

Lehnvererbungen  542  u.  f  477. 

Lehnverhältnisse  bei  vormaligen  Reichs- 
lehen  53t  —  5  jo.  Suceessions  Rechte  da- 
bei 53  d.  bei  TcrritnrialLehen  81.  i^i  a. 
54 1  u.  f.  bei  Privat  Passiv  Lehen  der  Bun- 
desfürsten 5^4  HL''  ihren  vormaligen 
Staats-Passiv  Lehen.  81.24*1  a.  54 1.  Allo- 
ditication  54'*  f.  Succession  de»  Fiscus 
477- 

Lelm /.ins,    Lchndienstgeld,    Laudemi  um 

393  f. 
Lehranstalten  5oi. 
Lehrer,  s.  Herhtslehrer. 
Leibeigenschaft  266. 
Leibgarde  49"). 
Leib/.oll         467.  c. 
Leihhäuser  4*3. 

Leiningen,  Fürst,  3oi  ff.  Anhang,  S.  394. 
9o5.  901)  u.  915. 

LeiniiigcnBillighcim3oi  IT.  Anhang,  S.906 
918  und  919. 

LeiningcnlVcudenau  3oi  ff.  Anhang,  S.  906 
und  919. 

LeiningcnWcsterburg  3oi  ff.  Auhang,  S. 
910.  911  u.  919. 

Leinpfade  \:n).  566.  575.  583. 

Leipzig,  Schlacht,  33. 

Leseanstalten  joi.  5o3. 

Lesefreiheit  5o3. 

Leurhtcnherg,  s.  Eichstädt. 

Leven,  Fürst,  3oi  f.  539a.  Anh.,  S-  906.915 
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Liberalismus  i5 
Licent  402  f.  4°4  b. 
Lieh,  Anhang,  S.  909. 
Lichtenberg  186  p. 
Liebau  3 18  c. 

Liechtenstein,  Landstände  286. 

Lieferung* vertrage  in  Staatspapieren  421c 

Limburg,  Herzogthum,  ImsuIi  zu  S.  519. 

Limburg,  Hohen-,  3it  a. 

Limpurg,  Grafschaft,  im  Anh.  S. 898 u, 904. 

Limpurg  (Alt-),  Gesellschaft,  496  e- 

Lippe,  Landstände  a86. 

LippeHufs  567  g. 

Literatur  des  öttentl.  R.  a3  ff. 

Liturgie  5 18. 

Lobkowilz,  Anhang.  S.  915. 

Loco  dittaturac  i58.  160. 

Löwenstein,  Fürsten,  3oi    ff.  Anhang, 

S.  894.  899.  900.  906.  909  u.  915. 
Löwenstein,  Grafsch.  3oi  d. 
Lombard  4,3« 

LoozCorswarem  3a.    3oi   ff.  Anhang, 

S.  890,  897  u.  916. 
Lotterie  4°3. 

Lotterien  u.  Lotti  ^00.  463.  237  f. 
Lübecks,  Verfassung  14°  u*  ff.  285. 
Lübecker  Judengemeindc  23a  b. 
Lübischcs Recht,  Rewidmungmit  demsel- 
ben 4-8  d.  lübiscberMünzfufs4i9  a. 

Lüneviller  Friede  26. 58.88  d. 

Lüttich  8?  c. 

Lumpensammeln  463. 

Lustbarkeiten,  öffentliche,  374. 463. 

Luxemburg  82  a.  8".  89  d-  seine  Ständever- 
fassung 286.  200  i.  NationalSprachen 
35i  b.  seine  Verbindung  mildern  HÖnigr. 
der  Niederl.  82  a.  1 1 1.  286  b.  Abtretung 
eines  Theiles  davon  an  Relgicn,  Zusatz 
xu  S.  519  Rundesfestung  208.211.  An- 
hang, S.  884.  Insurreclion  im  GH.  167 
b.  .(58  a. 

LuxusPolizei  4»4  a- 
Lycccn  5oi. 


Maas,  Elle  u.  Gewicht  414. 

Maa«Schiffahrt  567.  074  a.  58i  f. 

Macht  238  a. 

Machtspruch  553. 

Machtvollkommenheit  55i  b. 

Mächte,  auswärtige,  ihre  Gesandte  beidem 
T.  R.  144  u.  f.  Recbtsvcrhältnifs  d.  B.zu 
ihnen  i85  u.Zusutt  zu  S.  242.  193.  Noti- 
fication  der  R.  V.  an  dieselben  i85. 

Märkte,  Jabr-u.  Wochen-  41 3. 

Mahometaner  5i4  c. 

Mainschiflahrt  567.  58i  f.  Inseln  459  c. 

Mainz,  Rundesfestung  209  a.  Anhang, 
S.  884. 

Mainzer  Central  Untersuchung« Commiss. 

167  a. 
Majestät  239. 

Majestätrechte,  s.  Hoheitrechte. 


MajcstätSymbole  25 1. 
MajestätTifcl  112. 

MajestätVcrbrcchen  c.  wider  die  Gr 
mahlin  des  Regenten  248.  wider  den 
T.  Rund  184. 

Majorate  243  französische  542. 

Majorennität  der  L  Rundesfürsten  2^*. 
Venia  aetatis  oder  Majorenn.  Erklä- 
rung 483.  4Ö6. 

Malefix  2"5.  376. 

MalteserOrden,  s.  Johanniterorden. 
Manufacturen  462. 
Marienborn,  Anhang,  S.  908.  909. 
Mark,  cölnische,  4  »8  c. 
Marklosung  355  a. 
Marktrecht  41 3.  486. 
Marktschiffe  569  c 
.Marmor  448. 

Marstettcn,  Anhang.  S.  896. 

Matrikel  des  Rundesheeres  u.  Geld  Ma- 
trikel 181.  195.  Zusatz  xu  &.  i53-  i- 
Rundescanzlei  Cassc  i36.  Bunde»  Ah  - 
tricularCasse  i36.  181. 

Maulbeerplantagen  462. 

Mauth,  s.  Handelsverträge. 

Mavsebeid,  Condom inat Amt,  3i8  c 

Mecklenburg,  Landstände  28".  sein«  Fr b- 
Terbrüderung ,  84  b.  Entscheiduagsjrt 
bei  \  erfassungsstreitigkeiten  mit  den 
Landständen  283  f. 

Mediation  558. 

Mediatisirte  Länder  u.  Personen  43.80  b. 

3oi  g. 
Meer 


180  b 


Meer  f«> 

Meerhi^,  Anhang,  S.  908. 
Mcimflp  Öffentliche,  22.  93.  i65. 
Meisenlieiin  288  f. 
MeliorationsFonds  396  b. 
Mennoniten  5 14  c. 
Meppen  32  u.  Anhang,  S-  889. 
Messen  4*3. 

Metalle,  s.  RergwerkRega.1 
Mctapolitik  2  a. 

Methode  des  öffentl.  Rechts  14* 
MetropolitauCapitel  523. 
MetropolitanErzbischöfc  5*3. 
Metternich-Winneburg,  Anhang,  S.  904. 
916. 

Michclstadt,  Anhang,  S.  909- 

Milde  StiftungsSocietäten  36o. 

MilitärCommissioncn  des  T.  H.  194.  Pro- 
tocolle  der  Milit.  CentralCommissioo 
160.  s.  Rricgsverfassung  und  Runden 
festungen, 

MilitärDienste  469. 

MilitärEinrichtung  d.  T.  Bundes  146. 

MilitärEtat  489.  5^6  ff. 

MilitarGewalt  545  ff. 

Militärnflic  hligkeit  in  Absicht  auf  Aus- 
wanderungsfreiheit 228.  237.  Befreiung 
der  Standesherren  3o4-  549  c. 

MilitärStrassen  537  c.  als  Staatsservitutes 
56o  d. 

MilitärVerfassung  <L  T.  B. ,  $.  HriegSTer 

fassung. 
Miliz  546  ff. 
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Miltenberg,  sein  Marktrecht  58a  a. 
Minderjährigkeit  d.  Thronfolgers  'i^7. 
Minister,  ihre   Verantwortlichkeit  34a. 

Ministerien  345. 
MinisterialConfercnr.cn,  wiener,   v.  1819 

und  1820;  s.  SchlufsActe. 

Minorat  243. 

Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  Streitig- 
keiten darüber  217.  s.  Souverainetat. 

Mifsheurath  245.  standesherrliche  3o3  g. 
Mitregent  247  b. 

Mitregentschaft,  ob  sie  den  Landständen 
zustehe  297. 

Mittelbare,  s.  Reirhsunmittclhare  u.  Me- 
dia lisirtc. 

Mockstadt,  Anhang,  S.  909. 
Möfskirch,  Anhang,  S.  91?. 
Monarchie  98  a.  7.39.  242.  'M1' 
Monarchisches  Prineip  98.  283. 
Monopolicn  4*3.  46?«  486. 
Moratorien  486.  als  Justiz  Verweigerung 
169  b. 

Morganatisehe  Ehen  2/p  d.  Nachkommen 
aus  solchen,  ihr  Successionsrerht  245. 
262  c.  morganat.  Ehen  der  Standesherren 
3o3  g. 

Mosel  56**.  58 1  u.  f 
Mühlen  45"*.  462. 

Münze,  Welt-  u.  Staatsanstalt  41 5.  — 
reale,  nominale,  fingirte  417.  Form  11. 
Materie  der  realen,  Schrot  und  Korn  4  >8. 
innerer  u.  äusserer  Werth  ebend.  Münz, 
metalle  ebend.  Platin»  ebend.  b.  Münz- 
Politikchend.  Valvation,  ihr  Einfluß  auf 
den  Wechselcours  ebendas.  cölnisches 
Markgewicht  4 18c.  Probirung  des  Gol- 
des u.  Silbers,  ebendas. Gehalt  der  Gold- 
u.  Silbersorten,  ehendas.  Gold  ,  Silber 
u.  Kupfermünze  4 19  f.  und  Xawm'z  zu 
S.  629.  Rechnung«-  u.  Wcchselmüuze  4 1  7. 
CouranlMünzc  429  h.Land-  u.  Scheide- 
münze 422.419.  429  b.  Rillon  ebend.  b. 
STiiiholi»che425.^olhmün/x'n,  Medaillen 
u.  Spiclpfennige  424.  Papiergeld  3/,o. 400 
f.  4*3.  Valvation  der  Müuzcn4)8  d.  Ver- 
ein.simtnzc4iQ.  4*9- b. 

Münzenberg,  Anhang,  S.  910. 
Münzenkunde  i3. 

Münzfufs,  in  Silber  fünffach  4>9-  desgL  in 
Gold  420.  localer,  lühischer  u.  a.  419  a. 
ehemaliger  Reichsmünzfufs  4*3. Kreis- u. 
Territorial Münzfüfsc  in  Silber:  i)leipz. 
u.  torgauer  426. 2)  Conventions-  427. 4*9» 
dessen  Verbreitung4*7. 429-  3)  branden- 
burgischer 422.  428-  4)  ober-  und  kur- 
rbeiniscber  oder  241/,  Guldenfufs  429. 
29.  b.  und  'Lusatz  zu  S.  652.  5)  a4Gul- 
cnfufs  419.422. 4*7-  4*9«  Zählungsarten 
desselben  ebend.,  lübischer  Munzfufs, 
dänisch-holsteinischer,  hamburger  Bank- 
u.  22  Guldenfufs  4ioa.  zinr.aischer  4*5 c. 
Münzfüfse  in  Gold  420.  Schlagschatz  43 1. 
Remedium  432.  Gcldcours,  Agio,  Wäb- 
rung4*i- 


Müu/.Regal  4>5  ff.  in  den  t.  Bundesstaaten 
im  Allgemeinen  4*5.  in  dem  t.  Reich 
416.  Verleihung  desselben  ^16.  Ober- 
polizei, Gesetzgebung,  richterliche  Ge- 
walt 43o.  ehemal.  Mun/.ProbationsTagc 
423.  Verfügung  über  ausländische  Mün- 
zen 43o.  kein  lue  ratives  Regal  4 3 1.  Münz- 
verein «'er  Bundesstaaten  4  »9. 4*9  h.  43«. 
Münzverbrechen  43o  d.  Kippen  u.  Wip- 
pen, ebenda».  Justiren,  ebendas. 

Muhametaner  5 14  c 
Mulifenrecht  338  d. 
Municipalgarde  54". 
Municipahtäten,  s.  Gemeinde. 
MunicipalVerfassung  2jg. 
Musikpacht  463. 

N. 

Nachdruck  237.  462.  5o5. 

Nacheile  469. 

Nachfolger,  s.  Thronfolge. 

Nachgebuhrnc  Mitglieder  d.  Rcgentenhau- 
ses  249.  ihre  Apanage  2/10.  Ztualz  zu 
S.  35i.  ihr  Gerichtstand  249.  172  d. 

Nachsteuer  476.  Befreiung  davou  229. 

Napoleon,  seine  Uebermacht  u.  Vernich 
tung  des  t.  Reichs  9  u.  ff.  seine  Ex 
communication  5i2  a.  seine  Sorge  für 
die  kathol.  Religion  525  b.  c. 

Nassau,  Landstände  286.  Contingentsachc 
200  c.  Anhang,  S.  883  f. 

NassauOranien ,  seine  Staaten  occupirt 
3i  b. 

Nation  257.  25g.  267.  teutsebe  79.  slavi- 

sche  79. 
NationalEinkommen  393  a.  397. 
Nationalgardc  5q6. 
NationalKirchc  524. 
National Oeconomie  i3.  3o3  d. 
Natürliche  Kinder  245. 
Neekarscbiffahrt  568.  58i-  58s. 
Neipperg  3o3  e.  Anbang,  S.  901.  919. 
Nepotismus  49°. 
Ncubriich,  s.  Novalzehnten. 
Neuchatcl,  seine  landständ.  Verfassung 

2  "9  c. 

Neutralität  d.  T.  B.  187.  der  Bundes- 
staaten i8<).  >oo.  191.  222.557.  Rhein- 
Schiff.  Octroi  577. 

Nichtigkcitbeschwcrde  374.  wider  bun 
dcsausträgalgerichtliche  Urtheilc  175 
und  Zürnte  zu  S.  225. 

NiederlageGerechtigkeit  4*^* 
Niederlande,  s.  Holland. 
Niederlassung  im  Lande  2<*4- 
Niederrad,  Dorf,  Condominat  81.  a. 
Niederweisel,  Anhang,  S.  909. 
Nicderwollstadt,  Anhang,  S  910 
Niemand  gehörige  Sachen  336  ff. 
Nobilitation  497  u.  f. 
NoininationsRecht  bei  erledigten  Erz-  u. 
Bisthütnern  5a3. 
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Notarien  4g  i. 
Nothmünze 
Nothreeht  jji. 
Nothwehr  n<|. 

Notification  der  B.  V.  an  ausw.  Mächte 
i83. 

Noval/.ehntrecht  4"« 

Nullilätslleschwerdc  wider  Austrägalge- 

richtsurtheile  175. 
Numismatik  i3. 

Nuntien,  päpstl.  5i».  Verkehr  mit  ihnen 
5  ao. 


o. 

OherApnellationsGcrichte  i?-. 
Oberaufsicht  358  ff.,  über  die  Rirche  5i  3. 
Obereigenthumsrccht  3i8  a.  53i. 
Oberherrschaft  3?8.  3^9  c. 
Oberhoheit  43.  44  a. 
Ohcrhobeitslande  43. 
Oberlausitz  *8-  b. 
Obervormundschaft  3-9. 
Objert  des  Staatsrechtes  d.  T.  R.  06. 
Obsignation  der  Papiere  e.  verstorb.  Ge- 
sandten in  der  Li.  V.  i38. 

Oceupationen  in  Kranken,  s.  Preusscn. 

Occu|iationsrecbt  des  Fiscus  476.  338.  bei 
Gütern  auswärt  aufgehob.  geistl.  Stif- 
tungen 533. 

Ochlokratie  98  a. 

Ochsenhausen.  Anhang,  S.  904. 

Octroi  der  Rhcinschiffahrt  58.  569.  5"4- 
Ertrag  :">68  b.  OrtroiN  ertrag  von  1804. 
569.  Bestimmungen  während  d.  rhein. 
Rundes  5to.  Jahrrentcu  5~8  11.  f.  u. 
Pensiouen  darauf  5 80.  SciiiflVr^ilden 
5-6  a.  s.  auch  Schiffahrt  auf  d.  Rhein. 

Octroyrte  Verfassungsurkunden,  s.  Ver- 
fassungsurkunden. 

Oder,  Flufsgebiet  4^6  a.  56'»  g. 

Oeffentl.  Recht,  s.  Staatsrecht. 

Oeffentl.  Sache  10.  s.  auch  Meinung. 

Oeffentlichkeit  »a.  der  Schrift  u.  Presse 
5o3.  u.  f.  landständischer  Verhandlun- 
gen i83.  3oo.  der  Rechtspflege  373.  s. 
auch  ZeitungsArtikel  und  Protocolle 
der  R.  V. 

Ocst reich,  seine  «um  Bund  gehörende 
Staaten  87  b.  Grösse  78  d,  Verzicht 
83  b.  Grenze  mit  Raiern  99  b.  Land- 
stände  387.  288.  seine  TcuUch-  und  Jo- 
hanniterOrdensBcsitzungen  a34  b  u.  c. 
Condoininat  mit  Frankfurt  81  a. 

Oettingen  3oi  ff.,  Anhang,  S.  894,  895, 
900  u.  916. 

Ottenbach,  Amt,  Anhang  S.  908,  s.  Jttn- 
bürg. 

Oldenburg,  Holstein-,  3«.  108  e.  sein 
grnfsherzogl.  Titel  111.  nennt  sich  jetzt 
nlofs  Oldenburg  to8  e.  Landständc  ?88. 
seiu  Verbältnifc  zu  Knipbausen  319. 

Oligarchie  98  a. 


s  t  c  r. 

Opposition  in  ständischen  Versammlun- 
gen 3oo. 

Orarula.lctorum,  s.  Jure  consultorum. 

Orden,  Ehren- 33i.  488.496.  Damenorden 
148.  Privatorden  496.  geistliche  5«. 
533.  geheime  36o.  Studenten  —  5oi  g. 
s-  Ritterorden. 

Organisation  -4.  3i3.  343  ff. ,  s.  auch 
Staatsbehörden. 

Organische  (  anordnende  u.  einrichtende  ) 
Bestimmungen  des  Bundes  5-»  a.  53  a. 
Begriff  derselben  12-  u.  ebenda*.  Note 
d.  Organische  (organisireode)  Gesetze 
3"  a.  und  Einrichtungen  des  Bundes 
sind  aufgenommen  von  der  Stimmen- 
mehrheit 11-.  Verfall rungsweUc  bei 
ihrer  Errichtung  ia8. 

Ortenberg,  Anhang,  S.  910. 
Orttenburg,  3oi  ff..  Anbang,  S.  896  und 
919. 

Ostfriesland  86  a.  Landstande  186  m. 
Ostracb,  Anbang,  S.  91a. 

P. 

Pädagogien  5oi. 
PapalS}  stein  5i5  b. 
Papiergeld  340.  400  11.  f.  4*3. 
Pappeuheim  n(rt  n.  3i5  b.  und  Anhang 

S.  896.  919.    seine    I>ebn Verbindung 

54i  b. 

Papst,  Art  und  Geschichte  seiner  Politik 
5i3  a.  5i3  a.  Culminationspunct seiner 
Macht  5 1  **  a. seine  Verfügungen  bedürfen 
landesherrlielM'r  Genehmigung  5so.  s. 
Rirche  und  Nuncien, 

Parallelismus  66. 

Parangariae  468  a. 

Pariser  Friede  v.  1814, 58. 88.  91.  Pariser 

Hauptvertrag  von  i8t5,  58.  89.  91. 
Pafspolizei  38 1  c. 
Patentwaaren  46». 

PatrimonialAbgaben  44-  3o5  e.  3ia  b. 
priv.  Arten,  ihre  pri»atrechtliche  Na- 
tur und  Ablösung  derselben  3o3.  manche 
sind  jetzt  RammerRcgalien  353.  s.  auch 
Patrimonial herrliche  Rechte  u.  Patri- 
monialDienste. 

Patrimonial  Dienste  3o5  e.  3m  b.  4^8  *. 
s.  auch  PatrimonialAbgaben. 

PatrimonialGcrichtbarkeit  368  u.  f.  3o3. 
3ao  c.  3a-i. 

PatrimonialGut  des  Regenten  335. 

Patrimonial  Herren,  s.  Grundherren. 

Patrimonialherrl.  Rechte  der  Standes- 
herren 44.  3o3.  der  Grundberren  3i*. 
manche  sind  jetzt  RammerRcgalien  353. 
s.  auch  PatrimonialAbgaben. 

Patrimoniallloheit  44 

Patrimonial  Pflicht  ige  272. 

PatrimOnialStaateu  33 1. 

Patronat Recht  W>.  3*12.  56o  d.  landes- 
herrliches 5*3.  grundherrlicbes  3«. 

Peinlichkeit.  Rosten  derselben,  3r8. 
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Pennalismus  5oi  g. 

Pension  3oX».  493.  Pensionen  aus  d.  H. 
Dcput.Schlufs  i33  u.  f.  der  Mitglieder 
des  Teutschen  u.  Johannitcrordens  a34. 
der  ehem.  Dom-  u.  freien  Heichsstifte, 
des  Reichskammerijericlites,  des  I-  Arsten 
Primas,  u.  der  Diener  des  ehemaligen 
Grofsherzogth.  Frankfurt  245.  der  elie- 
maligen  RheinzollBeamten  58o  b. 

Pensionirung  der  Staatsdiener  493.  der 
standesherrlichen  45.  s.  Pension. 

Perlen  448.  438. 

Personalsten,  reichsgräfliehe  a6a  e.  3o3  e. 
»landesherrliche  3o3  e.  3o6  d. 

Petershauseti,  Anhang,  8.  90"% 
Petitionen  bei  der  B.V.  s.  Adressen. 
Petitionsrecht  Einzelner,  vereinigter  Ein- 
zelner  u.  Corporationen,   bei  land- 
ständ.  Versammlungen  196. 

Pfaffenhofen,  Anhang,  S.  896. 
Pfahlgericht  369  c. 
Pfandhäuser  41 3. 
Pfarrgericht  368. 
Pfarrgrenzen  5«3. 
Pfennig,  gemeiner,  J^ty». 
Pferdcverkauf  46a. 
Pliiliponen  5 14  e. 
Philippseich,  Anhang,  S.  910. 
Pietisten  5 14  c. 
Placet,  landesherrl.,  5ao. 
Platen  3o3  e.  u.  Anhang,  S.  897.  91g. 
Plebejer  »64.  4&)  c. 
PleuarBcschlüsse  u3  c. 
Plenum ,  s.  llitndesversammltuig. 
PlettenbergMietingen  3oi  ff-,  Anhang, 
S.  901  u.  919. 

Pöbel  266. 

Pöbel  herrschaft  98  a.  a8o. 
Politik  i3.  68. 

Politische  Freiheit  l\.  —  Recht  4* 
Politische  Natur  der  Streitigkeiten  unter 
Bundesgenossen  i-3  a. 

Politischer  Charakter  des  T.  B.  93.  des 

Zeitalters  93. 
Polizeigesetze  i(p  b. 

Polizeigewalt  38o.  Grenzen  386.  Ver- 
hältnis zu  der  Justiz*  u.  Criminalgewalt 
38o.  —  3oa.  Begriff  der  Staatspolizei 
38<>.  Staatsgcsellsehaft  •  Polizei  38i. 
PrivatConventionalP.  38i-  Sicherhcit- 
und  Wohlfahrt!'.  38i ,  geheime  38 1  c. 
359  a.  36o  b  Bcvölkcrungs-  und  Ge- 
KundheitP.  38a.  Gewerbe-  oder  In- 
dustrieP.  38a.,  ökonomische,  Manu- 
factur-  u.  IlandlungsP.  38a.  Sitten-, 
Erziehung»-  u.  L'ntcrricbtP.  38a.  litera- 
rische 5o3.  hohe  u.  niedere,  allgemeine 
u.  particuläre  383.  Corrections  oder 
Zuchtpolizei  3qa  a.  Polizcigesetzgebun^ 
384  u.  f.  Polizei  verbrechen  u.  Strafen 
383.  Behörden  387.  Polizcigericbt,  Gc- 
richtbarkeit  u.  Verfahren  tfJ8. 

Polizeirechte  der  Standesherren  3o5.  der 
Grundherren  3ii. 


s  t  e  r.  941) 

Polizeisarhen  389.  391.  ob  und  wann 
darin  Recurs  an  die  B.V.  Statt  findet 
169  a. 

Polizeisoldaten  4»9.  046. 
Polizei  vertrage  558. 
Polytechnische  Institute  öoi. 
Pommern,  Schwedisch  — ,  Landstände 
a8a  d. 

Pontificat  5  t  5. 

Possessorische  Rechtsmittel  wider  den 
Piscus,  die  Rammer,  d.  Schatulle  d. 
Regenten  356. 

PostRegal  433  ff.  Posiw'esen  überh.,  rer«. 
schied.  Arten  der  Posten,  Landkutschen, 
Regalität  d.  Poslwesens  433.  Geschichte 
d.  Posten  43.'|  a.  Fliemal.  Reichspost- 
wesen 43^1.  TerritorialPostcn  435.  Post- 
Regal  und  Botenwesen  der  Reichsstädte, 
Landboten  und  Landkutsrben  436. 
PostHegal  während  d.  rhein.  Bundes 
43t.  seit  Erriebt,  des  T.  B.  439  f.  a36. 
Pflichten  d.  Bundesstaaten  444.  Ein- 
wirkung der  B.V.  444.  taxische  Post- 
rechte  u.  Ansprüche  a36.  434.  439.440. 
538  a.  54a  d.  Posthoheit,  Verschieden!!, 
der  Post  Verwaltung,  Post  verträge,  Post- 
verwaltungsBezirke  44*  558.  Ober- 
aufsicht, Polizei,  Gerit  htbarkeit,  Post- 
ordnungen 44a.  PostOrgauisation  4^3. 
Boten,  Eaudku  Ischen,  Hauderer,  Fracht- 
fuhrleiite  44  5.  Bricfgeheimnils  444. 
Postschiffahrt  46a.  569  c. 

Potaschcnsicden  448  f.  46a. 
Prädicate  495. 

Präsident  der  B.V.  »35.  seine  Benennung 
i35.  i85  b.  entscheidende  Stimme  ia5. 
i5a  d. 

Prätensionen  83.  Verzicht  darauf  43. 83. 84. 
Praunheim,  Anhang,  S.  908.  909. 
Presburger  Friede       58  a. 
Presbyterium  517. 

Prefsfreibcit  5o3  u.  f.  5o5.  Bi-r.  a3~. 
Wirksamkeit  der  B.V.  hiebei  5o4. 

Prefs  - ,  Schreib  -  u.  Redezwang  1  5o3. 
u.  f.  5a*.  am  Sitz  des  Bundestags  141. 
vorläufiges  Prefsgesetz  des  T.  Bundes 
v.  1819,  170  a  u-  c.  5o4  c. 

PreussensStaatsServituteu4i4  d.  V  erzieht 
auf  Prätentionen  u.  Succefs.Rechte  83 
b.  84.  seine  zum  Bund  gehörende 
Staaten  8-  b.  ihre  Volkzahl  78  c. 
ProvinzialStände  a88.  Rreisversamm- 
iungen  u.  CommunalLandiage,  ebendas. 
b.  verheissung  einer  Repräsentation 
des  Volks,  ebendas.  Verfassung  von 
Ncuchätel  a-9.  Edict  für  die  Staodcs- 
herren  3 iß.  Landstände  «88.  Haus- 
Fidcicoinmifs  333  b.  Münzsystem  428. 
Occupalionen  in  Franken  af>  c.  iu- 
directes  Steuersystem  4°^  neuer 
Julian niterorden  a"34  c.  Streit  mit  Anhait- 
Cöthen  173  b. 

Primas,  Fürst,  seine  Pensionirung  a35. 
Primas  v.  Teutschl.  bii\. 
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Primat  dos  Papstes  5 1 5.  sein  Culminations- 

Punot  5 12  a.  «.  Papst. 
Primogenitur  24 2. 
Princip,  monarchisches,  98  a. 
PrinzcssinStcucr  402  c.  —  Aussteuer  u. 

Unterhalt  ?5n. 

PrivatEigenthumrechte  2-6.  353.  355  u.  ff. 
Beschränkung  derselben  355  a. 

Privatturstcnrecht  11.  69.  7a. 
Privatgewerbe  400. 

Privatgut  328.  33  4.  333.  355  u.  ff.  des 
Regenten  3*3.  333.  4 -3. 

Privatnaihlafs  des  Souverains  «43.  335. 
33o  f. 

PrivatLehen  543. 
Privatorden  496. 

Privatpersonen,  ihre  Streitigheiten  mit 
einzelnen  Hunricsgliedcrn  117  ,  mit 
mehreren  zugleich  1-6  u.  f.  s.  auch 
Unterthanen,  Austrage  u.  Austrägal- 
Instanz. 

Privatrecht  12.  allgem.  u.  positives  io-, 
teutsehes  53.  zuweilen  in  Polizeiord- 
nungen  384  a- 

PrivatHctlaiiialioncu  bei  der  B.V.  218. 
149.  und  ebendas.  c.  wegen  Justiz- 
Verweigerung  169  b. 

Privatsache  10. 
Privilegien,  kaiserliche,  77. 
PrivilegienHegal  ^83  ff.  Hegriff  u,  Arten 

der  Privilegien  483.  Dispensation  483. 

Gültigkeit  u.  YYirksamk.  der  Privilegien 

484.  Vertrageigcnschaft ,  Widerruf, 
Minderung,  Veränderung,  Ausleguug 

485.  landstand.  Concurrenz  4$5-  Privi- 
legienrecht landsässiger  Obrigkeiten  485. 
verschied.  Arten  der  Privilegien  486.  Bü- 
cherP.  5o5. 

Privilegirter  Gerichtstand  367. 
Processioncn ,  kirchliche,  522. 
Producenten  267.  397. 
Proprietät  43. 
Proselv  tisinus  5i5.  519 
Protection  kann  die  B.V.  in  Frankf.  er- 
theilcn  143. 

Protestanten  5 16  c. 
Protestantismus,  seine  Natur,  5i& 
Protestation  wider  Beschlüsse  der  B.  V. 
117.  223. 

Protocolle  der  B.V.  2/,  b.  i58.  159.  160. 
i65.  218  a.  SeparatProtocolle  i58  ff. 
ganz  geheime  160  b. 

Protocolle  der  wiener  MinisterialConfe- 
renzen  v.  1819  u.  1820,  70  a  u.  b. 

ProvinzialEinrichtungcn,  kirchliche,  523. 

Provin/.ialStände  290.  preussische  290. 
288  b.  holsteinische  288.  290.  hanno- 
verische 290.  -  Bäthe  290  i. 

Provisorische  Verfügungen  des  Austräoal- 
Gerichtes  irb.  —  organische  Bundes- 
einrichtuugeu  127  d. 

Publi  «  isten,  verschiedene  Arten  derselben 
(•9  b.  i5.  23,  ihre  Unterdrückung  20,  69. 


s  t  e  r. 

Publicität  22.  landständ.  Verhandlung** 
3oo.  s.  Oeffentlichkeit.  ~  der  liiuidev 
tagsV  erhandlungen  i58. 

PücklerLimpurg  3oi  ff.,  Anhang,  S.  896 
901  u.  919 

Pürsch.  freie,  454- 

Q 

Quadtlsny  3oi  ff.,  Anhang,  S.  902  u.  919 

Ouarlierfreiheit  der  Gesandten  466. 

Quellen,  ihre  Hegalität  44-». 

Quellen  des  teutsch.  öffentlichen  Rechte» 
54  ff-    A)  des  Bundes:   Grand-  und 
Staats* ertrage  55  ff.  Herkommen  69  ff. 
Analogie  62  ff.  al  gemeines  Staats-  u. 
Volkcrr.  6_.  Gleichgewicht  u.  Politik  6& 
Nehenquellen  u.  Erläuterungsmittei  69. 
Auflegung  d.  Bundes  Acte  70.  —  B)  de* 
Staatsr.  der  Bundesstaaten  -1  ff.  geinehve 
Quellen  72.   ob   fremde   Rechte  r\ 
besondere  Quellen  74.  StaaUgrund ver- 
trage u.  andere  Staatsverträge.  Staat« 
i;csetxe     f.  Staatsherkommen  76.  Ana 
logie  76.   manche  ursprüngl.  Rechts- 

titSi  76.  * 

R 

Racg,  des  T.  R.  u.  der  Bimdesförstra  u5- 
i3i  — 133.  Rangordnungen,  Rangstrei- 
tigkeiten 488.  495.  zwischen  Hannover 
u.  Würtcmberg  in  c.  Ebenbürtigkeit 
der  Standesherren  3o3. 

Rastatter  FriedensCongrefs  88  d. 

Ratibor  3i-  a. 

Ratio  stalus  55 1.  552  b. 

Receptions Verträge  525  c, 

Rechberg,  Graf,  seine  Standes  herrliche 
Qualihcation,  im  Anhang,  S.  902  u.  919. 

Rechnungswesen  399. 

Recht,  das  Gesetz  der  Gesetze  217.  offen il. 
5..  teutsehes  -.  47.  s.  Quellen  u.  Staats- 
recht. 

Rechte,  fremde,  73. 

Rechte  ,    wohlerworbene  ,  EioschränJL 

durch  die  Poliieigew.  386. 
Rechteren  -  Limpurg  •  Speckfeld ,  Anhang, 

S.  896.  904.  919. 
Rechtlosigkeit,  s.  Recbtszustand. 
Rechtsgewohnbcit  36 1. 

Rechtsgleichheit  der  Untcrthanen  4.  i5q. 
der  Glaubensparteien  u.  ihrer  .Mitglieder 
525  u.  f.  529.  23o.  verweigerte  ©aVr  gr- 
hemmte  216.  127.  373. 

Rechtslehrer,  Ansehen  ihrer  SchriAeu 
in  dem  Hundesrecht  69.  20. 

Rechtspflege  3-3.  217.  Einmischung  in 
solche  373.  553.  Trennung  v.  der  Ver- 
waltung 3-3.  öffentl.  Verfakren  37I  s. 
auch  Justiz. 

Rechtstitcl,  dessen  Anzeige  dem  Fiscu* 

356. 
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Rechtszustand,  dessen  allseitige  Handha- 
bung in  ganz  Teutsehl.  317—319.  169. 
s.  J  ustis Verweigerung. 

Recklinghausen  3*. 

Rcclamanteu  bei  der  B.V.  können  per- 
sönlwh  oder  durch  Bevollmächtigte 
ihre  Angelegenh.  betreiben  149  1. 

Ree  lamationen  bei  der  U.V.,  dabei  ist 
die  Compctenz  der  letzten  zu  begrün- 
den 218.  Commissiou  dafür  i5a  c.  — 
wider  zu  d.  Rund  nicht  gehörende 
Regierungen  218. 

Rcrurs  an  den  Souvcrain  35o.  in  Civil- 
Justizsachen  3%  in  peinl.  Sachen  378. 
wider  Mifsbrauch  der  Rirrhengewalt 
bi\. 

Recurs  der  Landstände  u.  Untertb.  an 
die  B.  V.  bei  Verletzung  des  Rechts- 
zustandes in  Rundesstaaten  217  u.  f. 
insbes.  der  Staatsverfassung  217.  225. 
wegen  Justizverweigerung  u.  bei  Hem- 
mung oder  Vernicntung  richterl.  Er- 
kenntnisse 169.  wider  administrative 
u.  Polizei  Verfügungen  169  a.  von  Seite 
eines  Bundesghedes  wider  ein  anderes 
166  u.  ff.  »17,  von  Landständen  und 
Lnterthanen  wider  d.  Landesherrschaft 
21-.  225.  284  ■  i.  von  Privatpersonen, 
im  Fall  des  Art.  3o  der  wiener  Schlufs- 
Acte  176.  dem  Gf.  Rentinck  wegen 
Hniphauscn  vorbehalten  319.  von  Stan- 
desherren 309.311.  von  d.  vormal.  un- 
mittclb.  Rciehsadel  323.  324  a. 

Recurs  eines  Rundesgliedes  an  die  Ge- 
sammtheit  der  Bundesglieder,  wider 
Beschlüsse  der  B.V.  117. 

Recurs  wider  rcirbsgerichtliche  Erkennt- 
nisse an  die  allgem.  Reichsversamm)., 
wer  jetzt  darüber  zu  entscheiden  habe, 
317  h. 

Reformation  der  Rirche  5x6.  —  d.  Rir- 

chenguts  532. 
Reformationsrecht  5i3.  275  b. 
Reformirtc  5i4  b.  5i6  c.  525  c. 
Refrartaires  469. 

Regalien  99.  der  Stadt  Minden  37J  b. 
benutzbare,  lucralive  od.  einträgliche 
<)i)  b  u.  c.  3j3.  verleihbare  102.  3~5. 
449.  höhere  102  c.  3o5  a.  3o6.  s  Ho- 
heitrechtc. 

RegalienVerordn.  Friedrichs  I.  73  c. 

Regensburg,  Erzbisthum  u.  Risthuin  324. 
Melroiiolitaiihirike ,  ebemlas. 

Regent  3.  4.  247.  s.  Souverain  u.  Staats- 
oberhaupt. 

Hegcntenhandlungen,  während  einer  feind- 
lichen Inhabung  des  Landes  253 — 254. 

Regentschaft  347- 

Regierung ,  s.  Staatsverwaltung. 

Regierungsantritt  246. 

Regierung.seid  246. 

Rcgierungsforni  34 1  ff. 

Rcgicrungsgehülfc  347  b. 

Rc^ierungsgewalt,  untergeordnete,  102  a. 


s  t  e  r.  951 

Rcgierungsnaehfolger,  s.  Thronfolge. 

Regierungsrechte,  Erörterungen  darüber, 
98.    verleihbare  102. 

Regicrungssachen  375.  CompetenzCon- 
fliitc  zw.  Justiz-  u.  Verwaltungsbe- 
hörden, ebendas. 

Hegierungsunfähigkeit  t47« 

Registraturen  der  B.V.  i58.  ihre  Registra- 
tur i36.  Rcposituren  349- 

Reglementar  Artikel  der  RundesActc  57  a. 

Reuh,  als  Staatsform  98  a. 

Reich,  teutsches,  seine  Schulden  u.  Staats- 
eigentum 5o  a.  seine  Staatsverfass.  35  ff. 
Auflösung  25  ff.  Wirkungen  seiner 
Auflösung  48  —  53.  insbes.  in  Absicht 
auf  Landesverfassung  49-  der  t. 

Bund  ist  nicht  sein  Rechtsnachfolger 
6.  53.  333  f.  238  a.  auch  ist  solche« 
nicht  der  Regent  eines  t.  Bundesstaates 
233  a. 

Reichenbach,  Anhang,  S.  909. 

Reichsadel,  ehemaliger,  262.  sein  Rechts- 
zustand 331  ff.  auf  der  linken  Rhein- 
seite 334- 

Reiihsarchiv  39  u.  f. 

Reichsdcputations-Hauptschlufs  v.  i8o3, 
36.  45.  5o.  58.  1 33.  233.  dessen  authen- 
tische Auslegung  52.  58.  des  §.38,  betr. 
die  Schulden  45  g.  Ausgaben  desselben 
und  der  dazu  gehörigen  Protocollc  58  f. 

Reichserbmarschallamtsarchiv  39  d. 

Reichsgerichte  35. 

Reiihsgerichtliche  Processe,  deren  Fort- 
setzung 4°.  ,"T"  g«  V  ollziehung  reichs- 
gerichtl.   rechtskräftiger  Erkenntnisse 

177  g- 

Reichsgesetze,  teutschc,  deren  Gültigkeit 
38.  5o  f.  ihre  Auslegung  53.  58. 

Reirbshofrath  35.  sein  Archiv  39  f. 

Reichskammergericht  35.  sein  Archiv  3q 
u.  f.  Zusatz  zu  S.  4°«  »eine  Gebäude 
5o  a.  Deposita  40  c.  Bibliothek  5o  a. 
Archiv-  u.  PassivCapitalc  5o  a.  Susten- 
tationsrasse  u.  Taxgclder,  ebendas. 

Reichskreise  35.  ihr  Schuldenwesen  6.  45. 
233.  ihre  Archive  qo. 

Reichslehei).  s.  LehnverhältnUse. 

Reichslehnbricfe  -7. 

RcichsOperationsCasseSchuldcn  5oa.  »33. 

Zusatz  zu  S.  3 12. 
Reichsrinerschaft,  ehemalige,  36  a.  43. 

23 1.  32o  ff.  324.  32-.  ihre  Orden  496  c. 

Sc  hulden  ihrer  Cantone  6  c. 
Reichsständc,  ehemalige,  von  freihcrrl. 

Stande  262  d. 
Reichsunmittelbarkeit  3-\  358.  Mittelbare 

ebendas. 

Reichsverfassung,  teutsche,  18 f  35  ff.  ihre 
Aullösung  19  ff.  deren  Wirkung  48  ff. 
a83. 

Reichs  Verwesung  247- 
Reiffenberg,  Anhang,  S.  912. 
Reihenfolge  der  Geschäfte  in  der  B.V.  101. 
Religiöse  Dogmen  u.  Maximen  5»5. 
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Religion,  Staats-  oder  herrschende,  81. 
6i5.  Reception  derselben  5i3.  5«5. 

Religion,  persönliche  der  Bundesgenossen, 
iio  c.  5 18.  5 19.  528. 

Religionsänderung  5 18  b.  on).  des  Re- 
genten 5s8. 

RH  igionsangclegenheiten  am  Bundestag, 
darin  soll  die  Stimmenmehrheit  nicht 
entscheiden  >a-\  wann  sie  bei  der  U.V. 
zu  verhandeln  sind  146  f.  gehören  vor 
das  Plenum  ia3. 

Religionscharaktcr  der  Staaten  81.  ai3  r. 

RcligionsCIauscl ,  in  letxtwilligen  und 
vertragmäsigen  Restiminungen  53o. 

ReligionsEdict,  preussisches  u.  hadLsches 
5io  h.  würtemb.  5aa  b.  baicrische  bij 
a  u.  b.  5ao  a.  5?i  b.  k.  sachs.  5m  b. 

Religionseid  5i8  r. 
Religionseigenschaft  017. 
RHigionsfricdc  5o  f. 

RHigionsglcichhcit,  Wirkungen  derselben 
»3o.  5«5  u.  f.  Ausnahmen  5»q  u.  f. 

RHigjonsparteien  5i4.  ihre  Verschieden- 
heit soll  keinen  Unterschied  in  ihren 
polit.  u.  bürgerlichen  Rechten  begrün- 
den, s.  Gtaubenspartcim  3i3.  ?.3o.  5i6. 

Religjonssachen,  s.  Religiousangclegcn- 
lieiten. 

Religiousübiing  5*5.  529. 

Religiösen  aufgehobener  und  nicht  auf- 
gehobene Rlöster  533. 

Rcmedium  43i. 

Renten  auf  d.  Rheinschiffahrt  -  Ortroi  ?33. 

5-8  u.  f.  Rückstand  dererzkanzlerischen 

Rente  5-9  g. 
Rentcnzehrcr  267. 

RepräsentativSystem  98  ebend.  a.  i3o,. 
«83.  ob  unterschieden  von  landständi- 
schen 279  a.  180  b.  «83  a.  —  Grund- 
verfassung, s.  Landständd. 

Repressalien  171  b.  567. 

Republik  98  a. 

Res  derelictac  338.  337  a. 

Res  iudicata,  vis  ejus  in  territorio  alieno 
366. 

RcservatRechte  io3  a. 

Reservat  um  ecclesiasticum  519  e. 

ReservcContingent  v.  Massau,  Auhang, 

S.  884. 
ReserveFonds  396. 

RcservelnfantcrieDivision,  s.  Rriegs Ver- 
fassung. 

Residenz  a5i.  der  Standesherren  3o4- 

Resistendi  jus  5  c.  ibb. 

Res  nullius  336.  338. 

RessortRcglement  35o. 

Restitution  gegen  bundes  -  austrägalge- 
richtt.  ürtheile  173. 

Retorsion  557. 

Retractus  tcrritorialis  355  a. 

Reufs,  ältere  u.  jüngere  Linie,  Bundes- 
verhältnisse 108.  tu.  j56  a.  i5"  e. 
BundesMatricularStrcit  der  jüngeren 
Linie  199  b.  Familien  Austräge  173  d. 
Condominat    oder  Gemeinschaft  Ver- 


bältiiifs  81  a.  Landende  *8--  I^luv 
Verbindung  539  a.  54«. 

Reunioiten  43. 

Revolution  a35  u.  f. 

Revolutionäre  Umtriebe  167  a. 

Rheda  3i  a.  3oi  f.  u.  Anhang,  S-  889. 

Rhein,  "Phalweg  desselben  88 — 91.  56& 
Gerichlbarkeit  auf  demselben  585  t. 
Flußgebiet  436  a.  569-  der  Lech  setzt 
ihn  fort  5?4  seine  Grenze  am  Meer 
571.  Abtheilungen  des  Rlieius  568  <J. 
569.671.  Conventioneller  Rhein  568  d. 
5~i  5*4  a.  Compcteuz  der  B  V  bei  Strei- 
tigkeiten u.  Beschwerden  56.3.  5"». 

Rheinnngelegenbeitcu  .   ihr  euroi  ~ 
völkcrrecntl.  Verhältnifs  571. 

Rheininseln  28.  91. 

Rheinischer  Bund  6.  Stiftung  3o.  Erwei 
terung  u.  Verminderung  7n.  Dauer  u- 
Ende  33.  4".  Art  seiner  Auflösung  33. 
Mitglieder  4>  a«  bundesfreic  Souveräne 
3 16.  noch  sichtbare  Folgen  desselben 
33.  4"  b.  -o  d.  Rcceptious-  u.  Accev 
sions Vertrage  5  2  5  c.  Bundesrecht  -ji 
ff.  TerritorialVerhältnisse  kraft  dev 
selben  43  ff.  RundesArte  3o  u.  f.  ~i 
u.  f.  deren  Auslegung  44  70  d.  Wir 
kung  desselben  auf  die  Titel  der 
Bundesgenossen  u.  die  t.  Reirbji^rsenw 
4«  ff.  Ob  u.  wie  weit  die  rbein.  Bun- 
desStipulationen  noch  wirksam  sind 
4~,  vergl.  70  d.  mit  53,  IV,  u.  83,  lü 
u.  IV;  u.  die  in  seinem  Zeitraum  ent- 
standenen Rechtsverhaltnisse  70  d.  t33  f. 
Arealgröfse  u.  Volksmenge  -8  b.  Gren- 
zen 80. 

RheinOrtroi,  s.  Octroi. 

RheinschitTahrt ,  s.  Schiffahrt  u,  Ortroi. 

RheinschifTahrlOrdnung  5-6. 

Rheinzölle  569.  5~4.  s.  Penstonen. 

Richteramt ,    seine  Unabhängigkeit,  3-3- 
366.    Inamovibililät  der  Richter  366. 

Richtersprüche,  ihre  Vollziehbarkeit  ia 

fremdem  Gebiet  366. 
Richtpfennig  4 »8  c. 
Ricncck,  Anhang,  S.  91 4. 
Rietberg,  Grafschaft,  3i  a.  3oi  f.  u.  An 

hang,  S.  890. 
Ritternürtig  361  a. 

Rittergüter,  Begriff  4<>7  d.  ihre  Steuer 

freiheit  4<>7  d\ 
Ritterorden  a48.  i5i.  496.  geistliche  4-3 

a34-  s.  Orden. 
Rödelheim,    Amt,  Anhang,  S.  910.  * 

Solms  -Rödelheim. 
Römisches  Recht  73. 
Rosenberg,  Anhang,  S.  916. 
Rostock,  dessen  grundgesetzl.  Erbrertr., 

74  b. 

Rothenberg,  Anbang,  S.  909. 
Rottzcbuten,  s.  Novalzehnten. 
Rückingen,  Anhang,  S.  908. 
Ruhe,  innere  der  b.  Staaten  217.  16" 
Ruhr  597  g. 

Runkel.  Amt.  Anhang.  S.  6t  1. 


Digitized  by  Google 


Register. 


955 


s. 


Sachsens,  Könige,  Verzicht  83  b.  Stande 
186.291.  sein  Sut  cefsionsVerhältnifs  zu 
Preusscn  846. 

Sachsen  Altenburg,  Land  stünde  186. 

SarhsenCoburg,  Landständc  286. 

SachsenGotha ,  Erlöschung  seine«  Mann» 
Stammes  und  dadurch  erfolgte  Verthei- 
lung  seiner  Lande,  u.  Acnderungen  in 
s.  ßundcsverhältnissen  108  d.  129  d. 
187  c.  Anhang,  Num.  I,  S.8a5,Noteio 
LandsiKnde  287. 

SachsenHildburghausen,  Landstände  286. 

SachsenMeiningcn  ,  Landstände  286. 

SachsenWeimarEisenach,  Landstünde  286. 

Salem  3» 7  a.  u.  Anhang,  S.  907. 

Salinen  448.  44g- 

SalmHorstmar  ,  SalmKyrburg  u.  Salm- 
Salm  32.  3oi  ff.,  Anhang,  S.  891.  904 
u.  916. 

SalmReifferscheidDyck  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  904. 

SalmReifferschcidKrautheim  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  904,  906  u.  916. 

SalnilleifferschcidRaitz  3oi  ff.  Anhang, 
S.  916. 

Salpeter  448.  54g. 
Salus  reip.  4< 
Salvegarden  486. 
Salzhandel  449  ^* 

Salzquellen,  Salzseen,  Salzbergwerke,  448 
u.  f.  458. 

Sand  458. 

Sanhcdrin  5 16  h. 

Sauer-  u.  Gesundbrunnen  448. 

SaynWittgensteinBerleburg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  991.  892  u.  916. 

Sayn  WittgenstcinHobcnstein  3oi  ff.,  An- 
hang, Sw  891.  900  u.  916. 

SchaesbergTbannheim  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  903  u.  919. 

Schatz  des  Staates  396. 

Schätze  337  a.  3m  44a  476. 

Schankgerechtigkeit  462. 

Scharfrichterci  463. 

SchatullGut  des  Hegenten  332.  335.  4?3. 
seiner  Gemahlin  u.  des  Thronfolgers 

335. 

Schauen,  Herrschaft,  3i8  c. 

Schaumburg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  911. 

Schaumburg,  Landständc,  286. 

Schauspiele  4^3* 

Schcerschleifen  463. 

Scheide,  Schiffahrt,  56?.  58 1  u.  f. 

Schiedsrichter  für  Streitigkeiten  der  Bun- 
desgenossen 173.  für  Streitigkeiten  der 
Landesherrschaftmit  ihrenLandständen 
284  u.  284  b.  Beispiele  von  Mecklen 
bürg,  von  SrhwarzburgRudolstadt  u. 
v.  IlohenzollcrnSigmariugen  297  d. 

Schiffahrt  457  u.  Handelsverkehr  auf  sol- 
chen Flüssen,  die  verschiedene  Staaten 
scheiden,  oder  durchströmen  563  ff. 
Bestimmungen  d.  wiener  Congresses  u. 


Verpflichtung  aller  Bundesstaaten  zu 
deren  Erfüllung  überh.  563  u.  deren 
Garantie  563  a.  Competenz  der  B.V. 
237  b.  563.  571  insbes.  Freiheit  der 
Schiffahrt  u.  d.  Handels  564*  System 
der  Abgaben  u.  Polizei  564.  SchilTahrt- 
Abgaben  565.  Erhebungsbehörde,  Lein- 
pfade u.  Arbeiten  im  Flufsbctt  566. 
Stapelrecht  und  gezvrung.  Umschlag 566. 
Zölle  u.  Schiffahrtordn.  566.  Anwend. 
auf  einzelne  Flüsse  u.  Gewässer  567. 
Hoheitrechtc  585. 
Schiffahrt  auf  dem  Rhein  460.  grofse  und 
kleine  568  c.  Bestimmungen  für  die 
Folgezeit  23f.  567.  568  ff.  Betrag 
des  WaarenTransports  568  b.  Zölle  u. 
öctroi  569.  Bestimmungen  dcfshalb 
»  während  des  rhein.  Bundes  u.  deren  Auf- 
hebung 57o.  CentralCommission  571. 
Verwaltung*-  und  richtende  Behörden 

572.  ErhebungsBüreaux  u.  OctroiFlaggc 

573.  AbgabenTarif  u.  Zölle  574«  Er- 
heb u  ng  sa  r  t,  Verpac  ht  ung,  Lein  pfade 575. 
Schifferberechtigung,  auch  der  An- 
wohner von  Neckar,  Main,  Mosel, 
.Maas  u.  Scheide  5o7.  576.  58 1.  Schif- 
fahrtordnung 576.  Neutralität  577.  Auf- 
hebung des  Stapelrechts  u.  Umschlags 
577.  Kran-,  Kai-  und  Magazingcld 
577.  strasburger  und  düsseldorfcr 
Schiffer  577  c.  frankfurter  Mefsfreihei- 
ten  577  c.  Jahrrenten  auf  d.  Octroi 
5-8  u.  f.  Pensionen  58o.  Hobeitrechte 
585.  s.  auch  Octroi. 

Schiffahrt  auf  d.  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas  u.  Scheide  58i  u.  f.  Scheide  567. 
Hoheitrecbte  585. 

Schiffahrt  vertrage  412  c.  563  ff. 

Schiffcrgilden  576. 

Schiffgcbühr  569  c. 

Schiaßschatz  43 1. 

Schleichhandel  4°3. 

Schlesien  6  a.  87  b 

Schleswig,  s.  Holstein.  , 

Schleussen  45"- 

Schlitz  3i5  b.  Anhang,  S.  910  u.  918. 
Schlofsrecht  486. 

SchlufsActe,  wiener,  v.  1830,  56.  70. 
ihre  Entstchungsart  1 16  d  franz.  Ueber- 
setzung  56.  Art.  3o  derselben  176.  — 
des  wiener  Congresses  56.  ihre  Aus- 
legung 70  b. 

Schmelzhütten  448  f. 
Schünberg,  Amt,  Anhang,   S.  009.  s. 
Erbach. 

Schönborn  3oi  ff.  Anhang,  S.  896,  919 
u.  920. 

Schönburg,  fürst I.  und  gräfliches  Haus, 
3i8  d.  3o3  q.  Anbang,  S.  896.  916  u. 
920,  Zusatz  zu  S.  499* 

Schoppen  376. 

Schriftsassen  269  a. 

Schriftsteller,  s.  Publicisten. 

Schrot  u.  Korn  4  »8. 

Schubanstalt  46-. 
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Schürfen  nach  Erz  449. 

Schulde»,  s.  Staatsschulden. 

Schulden  de»  t.  Heidts  /,5.  5o  a.  der  Reirbs- 
OperationsCasse  5o  a.  233  a.  derReichs- 
kreisc  45.  der  Landesherren  und 

Länder  aus  der  Zeit  des  t.  Reichs  233. 
Verhandlungen  der  H.  V.  233  a.  der 
Oberhoheitlandc  und  Standesherren  45. 
der  Entschädigungsländer  v.  i8o3,  45. 
der  reichsritterschaftlichenCantone  6c. 
s.  Staatsschulden. 

Schulen  5oi.  3o3. 

Schussenried ,  Anhang,  S.  9»3.  904.  qo5. 
Schutz,  landeshcrrl.,  46 4.  von  Gcsaudten 

am  Hundestag  bewilligter  143. 
Srhutz  der  Hirche  5 1 3.  jii. 
Schutzbriefe  kann  die  H.V.  in  Frankflirt 

ertheilen  143.  auch,  in  gewissen  1*  allen, 

in  andern  Bundesstaaten  184. 
Schutzlose  467. 
Schutzverwandte  464. 
Schwarza,  Schlots  u.  Flecken,  3i8  c 
Schwarzburg's  \  erhältnisse  /  u  S.  Gotha 

3 18   b.  u.  chehin   zu  S.  Weimar  u. 

Prcussen ,    ebendas.  Lehnverbindung 

539  a.    Rudolstadts  Landstande  286. 

Sondershausens  Landstände  788. 
Schwarzenberg  3oi  ff,  Anhang,  S.  895. 

907  11.  91-. 
Schweinschnitt  463. 
Schweis  8-.  88.  369  a.  s.  Raden. 
Schwenkfclder  5i 4  c. 
Seelen,  religiöse,  314  c.  publicistischc  i5. 
Secularisation  26.  53i. 
Secundogcnitur  «43. 
Seen  -9.  44-. 

Secriiuberei,  V  erhandlungen  bei  derB.V. 
i83  d. 

Sehenswürdigkeiten  463. 
Seidenwürmer  462. 
Selbold,  Anhang,  S.  908. 
Selbsthülfe  bei  Streitigkeiten  der  Rundes- 
glieder unter  sich,  ist  verboten  221. 171. 
Selters,  Anhang,  S.  Oll. 
Semiuarien  5oi  d.  523. 
Scniorat  243. 

Sentenzen,  richterliche,  ihre  Vollziehung 

in  fremdem  Gebiet  366. 
»Separatisten  5 1 4  c. 

SeparatProtocolle  der  R.Y.  i58--i6o. 
Sequela  armata  469.  54?. 
Service  549. 

Servitus  juris  publici,  s.  Staatsservitut 
Sicherheit,  Zweck  der  Staatsverbindung 

1.  —  der  Hundesstaaten,  äussere  u. 

innere  106.  i84  u.  ff.  221. 

Siegclmäsige  265  d.  3i6  a. 

Sierstorp frische  Reschwerde  über  Justiz- 

niifsbrauch  169  i.  217  g- 
Silbergattungen  in  den  Conv.  Münzsor- 

ten  4?7. 

Simultaneum  5i5. 
Sinecuren  489. 
Sinnflufs  56o  d. 
SituationsEtat  399  a. 


Slawische  Nation  -9. 
Solmsliraunfel*  und 

SolmsLich  u.  Hohensolms  3oi  tV. ,  An- 
hang, S.  891.  900.  909  u.  917. 
SolmsJ.aubach  3oi  ff,   Anhang,  S.  910 

u.  970. 

SolmsRödelheim  3oi  ff.,  Anhang,  S.  904. 

008.  910  u.  910. 
SolmsWildenfcls  3i8  b,  Anhang,  S.  910. 

u.  920. 

Souvcrain  3.  s.  Rechte  4.  l3o.  259.  Prä- 
dicale,  souverain  111.  214  a.  und  ver- 
fassungsmäsiger  239.  Unverletzbarkeit 
11.  Heiligkeit  seiner  Person  239.  255. 
780.  gehört  uicht  zu  d.  Adel  262.  3o3i. 
sein  r  amilienr.  11.  149.  262.  »eine  Un- 
terordnung unter  die  Pri»atgcsetzc  363c. 
sein  persönl.  PrivatGcrichtstand  239. 
1--.  Entscheidungsquellen  iu  Streitig- 
keiten unter  Souverainen  n.  53.  75. 
Regierungsunfähigkeit  24-.  s.  auch 
Tyrannei  u.  Abdankung.  Privatver- 
brechen 247  b.  Minderjährigk.  247. 
Mifsheurath  247.  Gemahlin  u.  Witwe 
248.  Rinder  2  ,9.  Vormundschaft  249. 
Verbindlichkeit  aus  Staats-  u.  Privat- 
Haudlungen  d.  Vorfahren  252-  Schatull- 
gut 337.  335.  4-3.  Heligionseigenschaft 
528.  Dauer  des  Verhältnisse*  zw.  ihm 
u.  d.  V  olk  255.  ist  den  Gesetzen  unter- 
worfen 3*>3.  ist  nicht  befugt,  zu  Bundes- 
beschlüssen zu  stimmen,  die  der  Grund- 
verfassung seines  Landes  zuwider  sind 
i&\ »  c. 

Souverainetät  3.  238.  d.  R.  Staaten  3.  m. 
226.  238.  Reweis  derselben  2*0  —  277. 
ihre  Restandtheile  u.  Entstehungsgrund 
238-  Modilicationen  ders.  n3  ff.  224. 
225  ff.  natürliche  4-  55 1.  positive  554- 
ob  sie  die  ältere  Landesverfafs.  aufhebt  ? 
49.  Veräußerung  256.  Mifsbrauch  der 
Souverainetät  169  21?  u.  f.  784*  i«  35o 
—  554-  dessen  Folgen  255.  247  b,  IV. 
Recurs  der  Landstandc  IL  l  nterthanen 
deshalb  »17,  283.  V  olkSouvcrainetät, 
e.  falsche  Idee  ib.  280  d.  s.  auch  Staats- 
gewalt. 

SouvcrainctätLandc  43. 

SouverainetätRerhte,  Erörterungen  dar- 
über 98  a.  in  d.  Oberhohcitlanden  44. 
Zweifel  u.  Streit  darüber  4^. 

Spanndienste  }-o. 

SpecialBevollmächtigte,  an  die  B.V.  ab- 
geordnete i3-. 

Sperre  382  a. 

Spiel,  s.  Lotterien. 

SpiolkartenV  erkauf  462. 

Spione  38 1  c. 

Sportein  368  a. 

Spottnamen,  kirchliche,  57". 

Sprache,  Rechte  des  Regeuten  darüber 

35 1.  der  B.V.  149 
Staat,  Hegriff  u.  Entstehungsart  1  f.  Staat 

im  Staat  207  b.  5i2.  »eine  Ewigkeit  3. 

252. 
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Staaten  des  T.  B.  6.  80  ff.  87.  107  ft 
StaatenSystem  oder  Staatenbund  9. 104  b. 
98  a. 

Staatsakten  54.  69.  die  zur  Auslegung 
dienen  etc.  <-o  a  u.  b.  Sammlungen  24. 

Staatsämter  48"-  Besetz,  ders.  490.  Zwang 
dazu  490.  erbliche  490.  Vcrhältnifs  zw. 
d.  Staat  u.  Staatsdicncr,  Aufkündigung, 
Entlassung  49a.  Versetzung,  Zuruhe- 
setzung  493.  Cassation,  Suspension  494* 
Erzürnter  495.  s.  aucii  Staatsbeamte. 

Staatsangehörige  4^7  a. 

Staatsaufligen,  s.  Auflagen. 

Staatsausgabe  394  a.  396. 

Staatsbanken,  s.  Banken. 

Staatsbeamte  342  ff.  s.  auch  Staatsdiener. 

Staatsbehörden  343  ff.  347.  487.  490. 

Staatsltestrs  552  b. 

Staatsbürger  4-  257.  365  b. 

Staatsdiener  343  ff.  48-  ff.  Aufsicht  35o. 
Verantwortlichk.  u.  Unverletzliche  342. 
35o.  ob  der  Staat  fiir  ihre  Amthand- 
lungpn  hafte  35o  d. 

Staatsdienst  u.  Diener  487  ff. 

Staatsdienstbark.,  s.  Staatsservitut. 

Staatsdienste  4°8  ff.  s.  Dienste. 

Staatsdienste  der  Bundesfürsten  223.  der 
Unferthanen  in  fremd.  Bundesst.  129 

Staatseigent  h  um  recht  328  ff. 

Staatseinkommen  3g4- 

Sraatseinnahmc  394  a. 

Staatsfonn  4.  98.  7^1.  34 1.  verschied.  Ar- 
ten ders.  98  a.  des  T.  B.  und  der  Bun- 
desstaaten 6.  104.  repräsentative  98. 
Staatsgebiet,  Veräusscrung  desselben 
33o.  Abt  heil.  35».  Bestandteile  277. 
geschlossenes  277.  81. 

Staatsgebiet,  dessen  Einthcilung  35a.  s. 
auch  Veräusscrung  u.  Grenzen,  Un- 
veräusserlichkeit, TerritorialCessionen, 
Territorium,  TerritorialBestand ,  Bun- 
desgebiet. 

Staatsgenossen  4.  ihre  Verschiedenheit258. 
Staatsgerichthof,  würtembergischer  u.  k. 

sächsischer  283  h. 
Staatsgeschichtc  12. 

Staatsgescllschaftcn  334  b.  der  Einwohner 

im  Staat  38i. 
Staatsgesetze  55  ff.  ?4« 
Staatsgewalt  3.  5.  238.  Streitigkeiten  über 

Mifsbrauch  derselben  217.  s.  Souve- 

rainetät. 

Staatsgrundverfassung  s.  Staatsform  und 
Grunaverfassung. 

Staatsgrund  r ertrage  1  b.  72.  74  f.  49* 
merkwürdige  74  d.  286.  287.  s.  auch 
Staatsverfassung. 

Staatsgut,  s.  Staatsvermögen. 

Staats  na  ndlungen,  verbindlich  für  d.  Nach- 
folger 232. 

Staats-,  Haus-  u.  Standeszeichen  496. 

Staatshoheit,  Begriff  u.  Entstehungsgrund 
238.  haftet  auf  dem  Lande  a38.  Aus- 
übung derselben  239.  Erwerbung  u. 
Vcräusserung  33o.  Beweis  derselben 
270  —  277.  6.  Souverainetät 


Staatsintcrcsse  552  b.  s.  Staatswohl,  Cou- 
venienz  u.  IuteresseStrcitigkeiten. 

Staatsinventar  3s8  c. 

Staatsnothrccht  55i.  53i. 

Staatsoberhaupt  3.  diese  Benennung 
ebendas.  u.  239  a-  Beeilte  4«  «.  Sou- 
verain. 

Staatsökonomie  i3.  3g3  d. 
StaatsPraiis  12.  114. 
StaatsRai>on  55 1. 
Staatsrath  344' 

Staatsrecht,  natürl.  u.  positives  5.  Vcr- 
fassungs-  und  Verwaltungsr.  5.  allge- 
meines 13.  67.  72.  des  rhein.  Bundes 
4i  ff.  4"-  heutiges  tcutscl>e9  7.  47. 
Quellen  dess.  54  fT.  Subject  u.  Objcct 
96.  Bundesrecht  104  fl'  der  Bundes- 
staaten 238  ff.  tcutsclies  Reichs-  und 
TerritorialStaatsr.  12.  18.  23  u.  f.  35  ft 
47  ff-  Literatur  2.3  u.  f. 

Staatsreligion  525. 

Staatsschulden  295.  33a.  34 o.  396.  Haus- 
u. Staatsgesetze  deshalb 33i)  f.  Verpflich- 
tung der  Begierungsnachfolger  252  b. 
Tilgung  260  a  320.  s.  Schulden. 

Staatsservituten,  Begriff  559.  active  und 
passive  039.  BundesS.  187.  TerritorialS. 
56o.  409.  4<>5.  438.  454.411*  44°e-4^5. 
536.  Grundsätze  56i  f.  wie  fern  sie  die 
StaatsSubjcction  beweisen  287*  durch 
d.  rhein.  Bund  veranlafste  46. 

Staatssprache  35 1.  149. 

StaatsSubjcction,  s.  Subjcction. 

StaatsSuccession  242  u.  f. 

Staatsverfassung  1  u.  f.  4 — 6.  49.  >8o. 
octroyrte  u.  pactirte  283  e.  284  a  u.  f. 
repräsentative  oder  stellvertretende  4. 
98  a.  214  a-  279  a.  280.  vertragmäsige 
49. 74. 283  e.  zeitgemäser  Verbesserung 
fähige  74  d,  am  Schlufs.  Niehteinwir- 
kung  des  Bundes  214.  21 5.  einseitiges 
Vorschreiben  einer  Verfassung  284». 
Aufhebung  od.  Acnderung  der  Ver- 
fassung 49.  Streitigkeiten  über  die  Ver- 
fassung. Entscheidung  derselben  284. 
Staatsverfassungsurkunden,  teutsche  74. 
28^.  287.  andere  1  f.  s.  auch  Garantie. 
Fortdauernde  Gültigkeit  der  zur  Zeit 
des  t.  Reichs  errichteten  49  u-  f.  »83 
s.  auch  StaatsGrund Verträge  u.  Grund- 
verfassung. 

Staatsvermögen  328  ff.  mittelbares  334. 
4"3.  53 1. 

Staats  vertrage,  sowohl  Grundverträge 
als  auch  Staatsverträge,  im  engern  Sinn 
1  b  u.  f.  55  ff.  72.  74  u.  f. 

Staatsverwaltung  98.  239.  34 1  ft  ihre  ver- 
schiedenen Zweige  345.  ausserordent- 
liche 247.  2Ö3- 

Staats  Verwaltungsform  341  ff. 

Staatsvorfälle  14.  17. 

Staatsvormundschaft  247. 

Staatswirt hschaft  i3.  3o3.  Systeme  393  a. 

Staats« issenschaften,  ihre  Classification 
8  a. 
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Staatswohl  4.  s.  Staatslntercsse. 
Staatszweck  1.  11.  Note  a. 
StadionThannhausen  3oi  ff.  Anhang,  S. 

896  tytü  u.  910. 
Stadion  (Warthausen)  3oi  ff.  Anhang,  S. 

9o3  u.  9«o. 

Stadtdienste  4°°*  a. 
Stadtgerichte  368.  3b)  b. 
Stadt  kiimmerei Güter,    ihre  Steuerfrei- 
heit 407. 

Stadtrecht  486. 

Städte.  Freie,  Titel  m.  Courtoisie  im. 
ihre  Stimmführung  in  der  BV.  i56. 
ihr  oberstes  Gericht  »1-.  5i  a  Staats- 
verfassung 140.241.  s8j.  ii(y.  ihr  Ver- 
hältnifs  zu  d.  i3.  Art.  d.  U.Acte  «4i, 
VI.  s.  Frankfurt. 

Städteordnungen  159. 
Stammhaupt  249. 

Stände  der  Staatsbürger,  Arten  u.  Rechte 
derselben  «58  ff. 

Stände  u.  Stände  Versammlung,  s.  Land- 
stände. 

Sundeserhöhung  497  u.  f.  Zusah  zu  S. 
73 1. 

Standesgebietc  3oi  h. 

Standesherren.  Begriff  u.  Benennung  3oi  e. 
A3. 80  b.  Mediatisirte  3oi  g.  Ver/.en  linifs 
der  St. II.  im  Anhang  N  um.  IV.  u.  \  .Bun- 
desstaaten, worin  Standesherrschaften, 
ebenda»,  und  3oi.  Unterordnung  eines 
St.H.  unter  mehrere  Bundesstaaten  3oi. 
Geschichte  der  standesherrl.  Unterord- 
nung 3oi  f.  A)  Rechte  der  St.H.  nach 
der  rhein-  BundesActe  43  ~~  4^-  Zwei- 
fel u.  Streit  darüber  44.  Besitzungen 
45.  grundherrlicbe  und  Lehnrechte  44. 
Domänen,  Canitalicn,  Einkünfte,  Staats- 
auflagen u.  Veiäusserungsbefugiiifs  45. 
3o6.  SuccessionsAnsprüche  83.  Besi- 
denz  45.  AusträgalBecht  u.  Bestrafung 
iu  CriminalSachen  45.  Landes-  u.  Ram- 
merschulden  45.  Pcnsionirung  u.  Ab- 
thcil.  ihrer  Diener  45.  ehemaliges  Münz- 
recht  4 15  c.  B)  neuerer  Rechtszustand 
3oi  ff.  I)  nach  Bestimmungen  des  T 
Bundes,  im  Vcrhältnifs  1)  zu  d  T. 
Bund  ( CuriatStiinmcn )  3o3  no  g. 
1)  xu  sämintl.  Bundesstaaten,  Gleichför- 
migkeit, h-iher  Adelstand,  Ebenbürtig- 
keit 3o3.  Ehen  »45  b.  3o3  g  morga- 
natische 3o3  g.  Pradicate  Durchlaucht 
u.  Erlaucht  3o3  q.  u.  Xu  sau  xu  S.  4*4* 
Personalitten  3o3  e.  3o6d.  3)  zu  denen 
Bundesstaaten,  zu  welchen  sie  gehören, 
a)  persönl.  Vcrhältnifs  3o4>  b)  ding- 
liches, insonderheit  patrimonialherri. 
3o5.  Fiscusrecht  4"&  Domänen,  Patri- 
monialDienste  u.  Abgaben  44  u-  f-  3o5 
c.  33«  c.  Beamte  u.  Cabinet  3o6.  c)  ver- 
mischtes 3o6.  FamilicnAutonomie  u. 
Farn.  Verträge  3o6.  3i3  d.  d)  Grund- 
lage eu  künft.  näherer  u.  gleichförm. 


8  t  e  r. 

Bestimmung  3o-.     Recbtsrerwahr.  d. 
St.H.  gegen  Vorstehendes,  behauptete 
Wiederhcrstell.  einiger,  u.  Unter  werf, 
anderer  unter  Preusscn  3o8-  Bestim- 
mungen der   wiener.  S.  A.  3oi).  Ver 
handlungen  u.  Beschlüsse   der  B-  V 
3io  u.  f.  Aachener  Liongrcfeßeschluf» 
3n.  standesherrl.  Beschwerden,  lan- 
deshcrrl.  Gegenerklärungen  u.  Anzeigen 
wegen  Erfüll,  des  14.  Art.  der  Bun- 
desActe 3i«.  309  b  u.  c.  D)  nach  Staats 
gcset/.l.  Bestimmungen  einzelner  Bun- 
desstaaten, 1)  vor   Errichtung  des  T. 
Bundes  3i3.  ihre  Anwendung  und  L  eber- 
sieht  3 14 .  ihre  Entstehungsart  u.  Ver- 
schiedenheit,   Beschwerden  dagegen 
3i5.   Verleihung  der  ^landesherrlich- 
keit  3i5.  3i-.  49-.   Wirkungen  dersel- 
ben 3i".  «)  seit  Errichtung  des  T.  Bun- 
des;  preufs  Edict   3i6  u.  f.  —  Be- 
sitzungen 3oi    Domänen  33«  e.  Resi- 
denz 3o4>  Uehnsachen  53".  54 1.  543. 
Titel  4^-  besonderes   Privatrecht  1 1. 
Steuerfreiheit  3o4.  40-.  Forstrecht  45«. 
Jagdrecht  4^3- —  Mittelclasse  zwischen 
Standesherren  u.  Grundherren  3 18. 
Standesherrliche  Würde,  Ertheilungders. 
3i5,  49"'' 

Standesherrlichkeit  43  f.  3o«.  Erlöschung 
3o*.  Veräusserung  45.  3o«.  3o6.  Ver- 
leihung derselben  3oi  b.  3i5.  3i-. 

Standes herrschaften  3oi. 

Stapelgcrechtigkeit  4*3*  566. 5—-  am  Rhein 
577.  am  Main  u.  Neckar  58t. 

Starhemherg,  Anhang,  S.  917. 

Statistik  »3. 

Status  in  Statu  «57  b.  5i«. 
Stecknitz  56-. 
Steinbruche  448. 

Steindruckerei  461.  5o3  u.  Note  a.  5o5  f. 
Steine  458. 

Steinfurt,  Grafschaft,  Anhang,  S.  889,  s. 
Bentheim. 

Steinkohlen  448. 
Stempel  panier  4°*  »*• 
StcrnbergMandcrscheid  3oi  ff.  Anhang, 
S-  903  u.  910. 

Steuer,  ordentliche, ausserordenll.directe, 
indirecte  40«.  3o8.  allerlei  Arten  und 
Benennung  401  b  —  f.  4°3.  nothwend. , 
freiwill.,  allgem.,  particuläre;  Renen- 
nungsart  401  f.  Gegenstände  4o3  b. 
Rechtmäsigk.  u.  gleiche  Vertheil.  406. 
400.  SteuerGapital  406.  Verwendung  u. 
landstünd.  Coneurrenz  «93.  «93.  407. 
Selbstbesteuerung  «93.  399  b.  Buch- 
Steuer  5o4  a.  Annahme  e.  fremden 
Steuersystems  durch  Vertrage  4o3. 
Teutsche  Reichsgesetze  verpflichteten 
die  Unterthancn  nur  subsidiarisch  zu 
Steuern  33a  f. 

Steuer  der  Standesherren  45.  3o4.  407. 
Steuercasse  «95.  473. 
Steuerfreiheit  407-  Entschädigung  bei  de 
ren  Aufhebung  407. 
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Steuerrecht,  als  Reweis  der  Landeshoheit 
2-5  b.  beschrünkt  sich  auf  die  eigene 
Landesgrenze  4o3.  seine  moralische  Be- 
schränkung ebenda*. 

SteuerRevision  und  Ausgleichung  f. 
4oo.  4of>- 

Stcuerrollen,  Cataster  400  d. 

Steuersystem  39-  a. 

Steuerverweigerung  255  f. 

Stiftlande  u.  Stiftungen,  geistliche,  wem 
die  VcrmögcnsSubstan/.  derselben  rat- 
stand »38  a.  S.  Secuta risation. 

Stiftungen,  fromme  u.  milde,  334  a.  ihr 
Vermögen  334.  473.  53 1.  55o  c.  55i. 
Steuerfreiheit  4<>7- 

Stimme  entscheidende  des  Präsidenten, 
in  d.  engern  \  ersamml.  der  IL  V.  i»5. 

Stimmen,  in  der  B.Y  .  ihre  Natur  107.  ob 
und  wie  fern  jene  im  Plenum,  bei  Bc- 
sit/. Veränderungen  durch  Erbfolge,  auf 
d.  neuen  Besitzer  übergehen  120.  ver- 
schiedene Arten,  Gewicht  u.  Verhält- 
nisse derselben  in.  111.  i36.  bei  Bil- 
dung der  Beschlüsse  i?5  u.  f.  quies- 
cirende  i63. 

Stimmengleichheit  im  engern  Bath  d.  ß. 
V.  125.  i52  d.  in  landständ.  Versamm- 
lungen 3oo  e. 

Stimmenmehrheit  in  der  B.V.  ii5b.  i3o. 
in  landständ.  Versammlungen  3oo  cben- 
das.  Note  e. 

Stimmenverhältnisse  überhaupt,  bei  Bil- 
dung v.  gesellschaftl.  Beschlüssen  126a. 

Stimmgebung  in  der  B.V.  16a.  164.  Ver- 
pflichtung dazu  i63.  Ausnahmen  hievon, 
cbendas. 

Stimmrecht  in  der  R.V.,  s.  Stimmen. 

Stock-Jobbery  4»)  e. 

StolbergRosla  3oi   ff.  Anhang,  S.  891. 

910  u.  9a  1. 
StolbergStolberg  3oi  ff.  Anhang  S.  891. 

921. 

StolbergWernigerode  3oi  ff.  Anhang,  S. 
892.  910  u.  920. 

Strafverwandlung  3?8. 

Strandrecht  458  4-6. 

Strasbcrg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  912. 

Strafsenfteg.il  408  u.  f.  Arten  u.  Eigen- 
thum der  Straften  4 10.  Anlegung,  Ver- 
legung, VVegbcsserung  409.  Strafsenge- 
richtbarkeit  409.  Stralsenzwang  41 3. 

Streifen  4°9* 

Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich,  Verfahren  darin  221.  172  u.  ff. 
284  b- 

Studirfreiheit  5oo  f. 

Subject  des  Staatsr.  des  T.B.  96. 

Subjection  gegen  d.  Staat  268.  persönl. 

u.  dingl.  270.  Beweis  dcrselb.  370  u.  f. 

Beweisgründe  272  ff. 
Subjectioncn  43.  Geschichte  derselben  b. 

Standesherren  3oi  f. 
SubsidienTractate  558. 
Substitutionen  in  öffent).  Acmtern  490.  — 

in  i  B.V.  137.  i55.  i5g  a.  des  Prasi- 


dialGcsandten  »35.  der  BundestagsGe- 

sandten  137. 
Succcssion   in  einem   Bundesland  1^9. 

ihre  Wirkung  auf  Bundesrechte,  ebcnd-is. 
SuccessionsOrdnung  in  der  Thronfolge 

242  u.  f. 

SuccessionsRcchtc  242  f.  deren  Fort- 
dauer 53.  83  u.  f.  Mittel  sie  zu  sMicrn 
246  c. 

Suecessor,  s.  Thronfolger. 
Sultanisuius  76.  55o. 

Superioritas  territoriale,  s.  Landeshoheit 
Suppletoria  potestas  379. 
Suspension  494* 

Sustentationswesen  der  Oberrheinischen 
Geistlichkeit  iü3. 

Symbol  der  Kirche  5 18. 
Symbolische   Bücher  5i8.   527  c.  Aus 
gaben  52-  c. 

SynodalBichtcr,  kalhol.  geistliche,  d. drit- 
ten Instanz  5i5  d. 

Synodal  Verfassung  evangelischer  Kirchen- 
gemeinden 5 16.  5 17. 

Synoden,  s.  Kirchenversammlungen. 


Tabellenwesen  346  a.  399  b. 

Tafelgüter  332  c. 

TauzConccssion  463. 

Taschenspieler  463. 

Taxis,  s.  Thum,  u.  Post. 

Telegraphen  433. 

Termine  bei  der  B.V.  i5o. 

TerritorialBestand  des  T.B.  8".  78.  107 
u.  f.  212.  kein  Bundesgebiet  78.  de« 
rhein.  Bundes  78  86. 

TcrritorialCessionen ,  Purißkationen,  Re- 
Unionen,  Subjectionen  43-  —  Vermi- 
schungen 81.  —  Eintheilung  352. 

TerritonalCohimission,  frankfurter,  ihr 
GcncralRecefs  58. 

TerritorialKinhen  524. 

TerritorialLosung  oder  Kctract  355  a. 

Territorium  clausum  277.  81. 

Tertiogenitur  243. 

Teutsch,  nicht  Deutsch  79  d. 

Teutsche  Kation  79. 

Teutscber  Bund,  s.  Bund. 

Teutscher  Orden  43-  234»  seine  neueren 
Schicksale  234  Projectirte  Stiftung 
eines  neuen  T.  Ordens,  ebewlas. 

Teutsches  Reich,  Gröfse  78.  Verfassung 
u.  Auflösung  ob  ff.  35  ff.  Wirkungen 
der  letzten  48  ff.  ob  der  T.  Bund  sein 
Rechtsnachfolger  geworden  6.  233  f. 

Teutschland  68.  85.  was  die  BundesActe 
darunter  verstehe  3o3  d. 

TeutschordensGüter,Verfügungendaröber 
234  b.  Kurhessens  Ansprüche  darauf, 
ebendas.  Güter  in  Schlesien,  Böhmen, 
Ocstreicb,  Niederlanden  234  b. 
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TeutachordensHaus  zu  Frankfurt  a34  b. 
Thalweg  88  bis  9a.  86  e.  *.  Rhein. 
Theilgehen      b.  auf  landstiind.  \  crsamm- 

lungen  3oo  e. 
Thcngen  3oa  c.  u.  Anhang,  S.  90-. 
Theorien,  neue  69. 
Thronerledigung 

Thronfolge  a4a  IT  Figensrhaft  des  Thron- 
folgers f-  «eine  Courtoisie  11a.  ». 
Erziehung  247  a.  »•  Minderjährigk.  u. 
Unfiihigk.  a4r.  *•  Vcrbiudlichk.  zu  Hand- 
lungen s.  Vorfahren  a5a.  sein  Schatull- 
G«»t,  s.  Legitimität. 
Thum  11.  Taxis  a36.  3i3  e.  3i~  a.  439. 
495  a.  seine  Postgeschichle  43  »  a.  Stau- 
desherrl.  Rechte  in  Würtcmberg  3ifid. 
sein  standcsherrl.  Fürstenth.  Hrotoszvn 
3i~  a.  4^0  b.  541  d-  seine  Postlehen, 
ebenda«.  S.  auch  PostRegal.  Anhang, 


TilgungsCas&c  für  Staatsschulden  34o  a. 
40t. 

Tilsitcr  Friede  3i.  58  a.  84.  ward  für 
aufgehoben  erklärt  58  a.  84. 

Titel  486.  487  u.  f.  4o5.  der  Rundesge- 
nossen 48.  109  ff.  Regenten- und  Haus- 
titel ii3.  i5i.  Courtoisie  11?.  Titel  u. 
Wappen  der  Appanagirtcn  111.  n3. 
der  Standesherren  48. 

Titulaturen  des  Rundes  u.  der  Rundesgen. 
109  —  114.  derR  V.  149.  in  ihren  Schrei- 
ben an  auswärt.  Staats regierungen  i85  b. 
u.  v.  ihnen  1 44* 

TörringGutteuzell  3ot  ff.,  Anhang,  S.  904 
u.  911. 

Toleranz.  5aa.  5a5.  5a6. 

Tonnenrecht  56o  d. 

Torf  448. 

Trauer,  öffentl.  »74. 

Trauttmansdorff,  Anhang,  S.  91  -. 

Trennung  der  executiven  Gewalt  von  d. 
gesetzgebenden  364.  der  richterlichen 
von  der  administrativen  389. 

Treppclwege,  s.  Leinpfade. 

Trias  politica  100  b. 

Triest  8-  b. 

Tror  Mellingen,  Anhang.  S.  91a. 
Trödel,  s.  Leinpfade. 
Türkenhülfe  40a  c. 

Turnus  in  d.  Stimmführung  in  der  R.V. 

i56  u.  f.  i5a  c. 
Tutela  illustrium  447  c. 
Tyrol,  Welsch-,  87  b. 


ü. 


Ueberzugsgcld  467. 
Ufer  459- 

Umfrage  in  der  R.V.  16a. 
Umpfenbach,  Dorf,  3i8  c. 
Umschlag  566.  am  Rhein  577.  am  Main 
566  b 

Umschlossene  Gebiete  81. 
Umtriebe,  revolutionäre,  167  a.  168.  a. 
Aufruhr. 


Unabhängigkeit,  *.  Souverainetät. 
Uneheliche  Nachkommen,  ihr  Succession*- 

recht  i       ani  r. 
Unfähigkeit  des  Regenten  a47- 
liniform  496  b.  Familien  —  cbend. 
Union  der  A.C.  Verwandten   und  der 

Rcfonnirten  5 in. 
Unions Arten  der  Staaten  8a. 
Uni\crsitälen  5oi.  ihre  Landstandsrhaft 

79a. 

Univcrsitütsbann  5oo  f. 
Unruhen,  s.  Aufruhr. 
Untergebene  a3r  d. 

Unterricht,  öffentlicher,  in  Standes  herr- 
lichen Hexirkcn  3o3. 

I  nterricht  Regal  499  ff. 

Unterlassen  464. 

L ntersensbach,  Anhang,  S.  909. 

LulersuchungsCoiniiiission,  s.  Central  — ■ 

Unterlhancu  4.  sä"  ff.  temporäre  107. 
immediatc  u.  mediate  a68.  ihr  Recht, 
Grundeigenthum  in  t.  Rundesstaaten 
zu  besitzen  und  zu  erwerben  22H  d. 
Aufnahme  neuer  464-  aa8d.  ihre  durch 
den  Rund  gesicherten  Rechte  184.  -sa- ff. 
deren  Handhabung  sie  vom  Rund  for- 
dern können  io5  b.  184.  Rechtsgleich- 
heit 339.  ihre  Streitigkeiten  mit  a.  Lan- 
desherrschaft ai6.  ai-.  474.  mit  dem 
StaatsFiscus  356.  474  mlt  Rundes- 
gliedern  1-6  u.  f.  317.  ihr  Ycrhältnifs 
zu  dem  Rund  184.  Verwendung  der 
R.Y.  für  sie  bei  auswärt.  Staaten  187. 
ai8.  deren  Vertretung  wider  solche  i-3 
a.  177-  s.  auch  Administrative  Gerech- 
tigkeit u.  Adininistr.  Verfügungen. 

Unterwürfigkeit,  s.  Subiection. 
Untheilbarkeit  des  Landes  a4a  c. 
Unverletzbarkeit  des  Regenten  a39.  a56. 

Urkunden ,  archivalische ,  Restimmung 
ihrtr  Reweiskraft  348.  Repertorien  da- 
rüber a4  b,  Numr  6. 

Urkundenlehre  i3. 

Url  heile  der  Gerichte,  ihre  Vollziebbarkeit 

in  fremden  Staaten  366  d. 
Utphe,  Anharig,  S.  910. 


V. 


Vacantcs  Gut  336.  338.  4-6.  533. 
Väterliche  Gewalt  des  Regenten  349* 
Vagabunden  467.  469.  Verträge  wegen 

ihrer  Auslieferung  und  Uf 

467  f. 

Valvation  der  Münzen  4  »8  d. 

Varel  86  a  3i8  b. 

Vassalien,  s.  Lehnbarkeit  u.  s.  w. 

Vehmgerichte  476. 

Venia  aetatis  484  c.  486. 

Voräusscrung  der  StaaUrcgierung  »56. 
aaa.  des  Staatsgebietes  und  der  Staats- 
hoheit 107.  33o  u.  f.  aa3.  der  Domä- 
nen aa3.  333.  in  geistlichen  Wahlstaa- 


Digitized  by  Google 


R  e 


s 


i  s  t  e  r. 


9i>9 


ten  333  f.  des  SchatullGutes  335.  ein- 
zelner Hobeitrecbte  loa.  354. 

Verantwortlichkeit  derStaatsminister  34a. 
der  übr.  Staatsdiener  35o. 

Verbrecher,  politische,  deren  Ausliefe- 
rung 184  b.  aa5  c. 

Vereine,  s.  Gesellschaften. 

Vereinigung  der  Reformirten  u.  der  A.C. 
Verwandten  5 16. 

Vereinigungen  der  Staatserwerbungen 
mit  d.  Staatsgebiet  33o. 

Vereinigungsart  mehrerer  Staaten  8a. 

Vereinsmünze  419.  4*9  D- 

Verfassung,  s.  Staatsverfassung. 

Verfassungsurhunden  t.  Bundesstaaten  74. 
a86  ff  octroyrte  und  vertragmäsige  a83 
e.  j  f.  Aenderung  derselben  a84  a.  194. 
Verzeichnifs,  Sammlungen  u.  Verglei- 
chung  derselben  1  f.  -4  b.  a-ma.  a86  tF. 

V  erjährung  unter  Bundesgliedern  68.  56a 
d.  —  der  verleihbaren  Regalien  u.  Immu- 
nitäten 356.gegen  den  Fiscus  4~3.  der  Do- 
mänen 48a.  unvordenkliche  a~7  d.  483  b. 

Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  237. 
Verlassene  Sachen  337  a.  338. 
Vcrlafsnchmung  i5o. 

V  ermittlung  bei  der  B.V.  173.  180.  Ml. 
Vermittlungsrecht  563. 
Vcrnunftreiigion  5 16  h. 
Verordnungen  363. 

Verralh,  s.  Hochverrath. 

Vertagung  der  B.V.,  und  Geschäftgang 
während  derselben  119. 

VertheidigungsSystem  des  T.B.  193  u.  ff. 
s.  Rriegsverfassung. 

Vertragrecht  d.  T.B.  18-.  der  B.Staaten 
558.  dessen  Beschränkung  dem  Bund 
gegenüber  ai5.  aa5.  s.  aucli  Thronfolge. 

Vertretung  der  Bundesglieder  u.  ihrer 
Untcrtbanen  bei  Auswärtigen,  durch 
den  Bund  18?  u.  f.  18a.  Streitigkeiten, 
veranlafst  durch  Vertretung  der  Un- , 
terthanen  gegen  Bundcsglieder  173  a. 
s.  auch  Verwendung. 

Vertretungsgrundsatz  in  landständ.  Ver- 
sammlungen 2-9.  a89.  at*7. 

Verwaltung,  s.  Staatsverwaltung,  Rechts- 
pflege, Administrative  Gerechtigkeit  u. 
Administrative  Verfügungen. 

Verweisung,  s.  Landesverweisung. 

Verwendung  der  B.V.  bei  Bundesstaaten 
auf  Hegehren  fremd.  Staatsregierungen, 
und  umgekehrt  i8r-  188.218.219.167. 
18a  s.  auch  Vertretung. 

VerwilligungsRegal,  s.  ConccssioiuRegal. 

VerzichtTcistung,  gegenseitige,  der  rhein. 
P>undesfürsten  auf  Rechte  u.  Präten« 
-sinnen  83.  /{3.  Folge  daraus  auf  Lehn- 
Terhindungen  54 1  n.  und  auf  Staats- 
servituten 56o  d.  ob  sie  durch  A  uflösung 
des  rhein.  Bundes  entkräftet  worden  47, 
cbendas.  Note  b.  53.  Raierns  Vorschlag 
zu  e.  ähnl.  Verzichtleist.  84  a. 

Veto  bei  der  Gesetzgebung  ao5  a. 

Vicariat,  Reichs-  a/17. 

Viehschnitt  463. 

Klübw'f  Üffentl.  Recht,  4.  Aufl. 


Vielregicren  4  b.  (ß.  55a  c. 

Visitation  der  Staatsbehörden  35o. 

Vitriolwerke  448  £ 

Völkergebräuche  56a  a. 

Völkerrecht  5.8  u.f.  ia.67. 7a. d.  tBund.u. 
d.  Bundesst.  9. 1 07  ff  555  ff.  659  ff.  563  ff. 

Vogelfang  455  a. 

Vogtei  a-6.  377  a. 

Vogteilichkeit  3"o.  3ao  c.  377  a. 

Volk  1  a.  8.  337.  a5o.  393.  seine  poli- 
tische Freiheit  4«  Dauer  d.  Verhält- 
nisses zw.  ihm  u.  d.  Souverain  a55  u.  f. 

Volksbildung  aa.  499- 

Volksherrschaft  98  a. 

V  olksmenge  des  T.  B.  78.  io5  c. 
VolkSouverainctät,  e.  falsche  Idee  1  d. 

3-9  a.  a8o  11.  Note  d. 
Volksvertretung,  s.  Landstände. 
Volkswehr  547. 

Volljährigkeit  4&4  c*  486.  der  Bundes- 
fürsten a47* 

VolUiehbarkcit  der  ürtheile  in  fremden 
Staaten  366  d. 

Vollziehende  Gewalt  364  u.  f. 

Vollziehende  Wirksamkeit  der  B.V.  117. 
166  u.  ff.  unmittelbare  170. 

Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse  in  Bun- 
desstaaten ai4.  auswärt.  Ürtheile  366  d. 

Vorbehalt,  geistlicher,  5a9  e. 

V  orfahr  des  Hegenten,  Verbindlichkeit  sei- 
ner Handlungen  für  die  Nachfolger  a5-ü  ff. 

Vorkauf  bei  der  Ausbeute  der  Berg- 
werke 449-  4~°. 

Vorkaufgerechtigkeit  4i3. 

Vormundschaft  über  d.  Rinder  des  Souve- 
rains  a49  über  Nachgebohrne a5o.  Ober- 
vorm.  379.  Staatsvormundschaft  a47. 

Vorsichtregeln  b.  d.Studium  d.öffentl  R.i  5. 

Vorspann  47°* 

Vota  majora  ia5  — i3o. 

Votum  ad  prineipem  553  e. 

Votum  decisivum  des  Präsidii  in  der  B.V. 
liö.  i5a  d. 

w. 

Waal  574  «• 

Währung  4a  1. 
Wässerung  457. 
Waffenhoheit  545. 
Waffenscheue  469. 

Waffenstillstand  in  e.  Bundeskrieg  10.2. 

Waffenübungen  549. 

Wagegerechtigkeit  4 »3. 

Waggebühren  577  b. 

WaldbottBasscnheim  3oi  ff.,  Anhang.  S. 
896,  904,  91a  u.  9a  1. 

WaldburgWolfcgg Waldsee  3oi  ff,  An- 
hang, S.  900  u.  917. 

WaldburgZeilTrauchburg  und 

WaldburgZeilWurzach  3oi  ff,  Anhang, 
S.  895,  901  u.  917. 

Waldcck,  Landstände  286.  hathol.  Hirrhcn- 
verhältnifs  5n.  Lchnverbindun»  54  ie. 

WaldeckPyrmont,  Graf,  3i6  d.  Anhang, 
S.  904  u.  9a  1. 

VValdeigenthum  45i.  455. 
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Waldrecht,  als  Servitut  45 1  g. 

Wallfahrten  5aa. 

Wallmoden  3o6  <Lu.  Anhang,  S.  893«.  911. 
Wappen  n3.  14a.  s5i.  480.  4o5.  ^97. 
Wappenkunde  i3. 

Warthausen,  Herrschall,  Anbang,  S.  910. 
s.  Stadion. 

Wasenmcisterci  463. 

Wassergericbte  460. 

Wassergewäcbse  458. 

WasserRegal  456  ff.  Gegenstände  des- 
selben 457  n.  Umfang  460. 

Wasserstrafsen  4>o.  föj. 

Wasserzins  4^7«  356  e. 

Wasserzoll  460. 

Wechselcurs  4*7  b. 

Wechselgeld  4'7  b. 

Wecbselgerichte  4*4* 

Wechselpari  41-  J>. 

Wechselzahlung,  frankfurter,  4 19  *• 

WechslungsTypen  4  »3  c.  4»7  b. 

Wege,  s.  StrafsenRrgal. 

Wegzug,  freier,  aa8  u.  f.  467. 

Wehr-  und  Waffenrecht  545  ff. 

Weiberstamm,  Recht  zur  Thronfolge  ?44> 

Weimar,  kathol.  Hirchenverhältnifs  5n. 

Weiasenau,  Herrschaft,  Anhang,  S-  9o3. 
904.  905. 

Weissenhorn,  Anbang,  S.  896. 

Weifssieden  4«  c. 

Wellingsbuttel  3i8  c. 

Wendische  Länder  »77  a. 

Wenings,  Amt,  Anbang,  S.  908. 

Werbung  548. 

Wernigerode,  s.  Stolberg. 

Weser,  Flufsgebiet  456  a.  eisfl*?  ther  Zoll  566 
c,  173  i.  Polizei  auf  der  Weser  564  b. 
Schiffahrt  567.  SchiffahrtActe  584. 

Wessenberg's  Ernennung  zumRiscbof  5a3e. 

Westerburg,  Grafschaft,  Anhang,  S.  911. 
s.  Leiningen  Westerburg. 

Westphälische  (vomRönigr.  Westphalcn 
herrührende)  Angelegenheiten  169  e. 
334  b.  Rechtsfrage  *53  b. 

Westphälische  Gerichte  276. 

Westphäl.  Friede,  s.  fortwährende  Gül- 
tigkeit 5o  f. 

WettComtoire  463. 

Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  167 

u.  f.  a55. 

Widerstand,  Recht  d.  Volkes  zum — a55. 5c. 
Wied  3oi  IT.,  Anhang,  S.  893,  911  u, 917. 
Wiedertäufer  5 14  c. 

WienerFriede58a.  —  Congrefs  Acter.  i8i5 
56.  57«  —  SchlufsActe  v.  1820  56.  70. 

Wildbann  454  c. 
(  WihlenburgSchönatein,  Herrschaft,  317  a. 
3i8  c. 

Wildfangrecht  4"6. 

Wildfolge  455.  469  e. 

Wildbämmelei  56o  d. 

Wildschaden  455  0 

Wildsteuer  455  c. 


s  t  e  r. 

Willkühr  76.  i55  c.  —  Herrschaft  98  a.  24- 
Winterrieden,  Anbang,  S.  913. 
Wiudisrhgrätz  3oi  ff.  Anhang, S. 901  u.91- 
Windmühlen  457  g. 
Wippen  u.  Rippen  4*5  d.  43o  d. 
Wi»ch  3 18  c. 
Wissenschaftpflege  499  ff. 
Wittgenstein,  s.  Sayn. 
Wittwe  des  Souvcrains  7$8. 
Wittwengehalt  der  Wittwen  d.  Staatsdie 
ner  404 

Wölfersheim,  Anhang,  S.  909. 
Wohnsitz  beständiger,  Recht  darauf,  1*8  d 
Wolfjagd  469  f. 

Wollenstctten,  Anhang,  S.  896. 
Wrede  F.,  sein  Majorat  54a  g. 
Würtembcrg,  Landstände,  286. 
Wurmbrand,  Anhang,  S.  911. 

Y. 

Ysscl  574  a. 

z. 

Zahlungsarten  bei  dem  Conv.Münzfub 

419.  4»-%  419- 
ZahlenStatistik  346  a. 
Zaungericht  369  c. 

Zehnten  393  g.  400  c.  Rergzebnten  449. 
Novalzehnten  477- 
Zeitgeist        o3.  2S0  b  u.  e.  Schriften 

davon  ii.  93  f. 
Zeitungen,  Verbot  mehrerer  i.  d. R.SL 5o4e. 
ZeitunesArtikel,  von  Verhandlungen  der 

R.V.  i65. 
Zeughäuser  56. 
Ziegclbrennereien  448  £  46a. 
Zigeuner  467. 

Zinnaischer  Münzfufs  4a5  c. 
Zinse  u.  Zinsen  393. 
Zinsenzahlung  4oi. 

Z0II404  u.  f.  398.  Einfuhr-,  Ausf.-  u.  Durch 
fuhrzoll  404.  Haupt-  und  Wehraoll  4o5. 
Verleihung,  Verlegung,  Erhöhung  405. 
Defraudation  400  b.  Refreiung  4o5.  des 
Fürstenguts  4o5  c.  auf  Flüssen  566. 
Rheinzöllc  569. 574,  esfletber  Wesenoll 
566  c.  Main-  u.  Neckarzoll  58a. 

Zollvereine  u.Verträge,s.Handelsverträgc. 

Zuchthäuser  378. 

Zuchtpolizei  39a  a. 

Zueignungen  von  Druckschriften  an  die 

R.V.  149. 
Zünfte  46%. 

Zugehör  des  Staatsgebietes  »77. 

Zwang  im  Staat  3  a. 

Zwangrechte,  s.  Rannrechte. 

Zweck  der  Staaten  1.  des  Rundes  106. 

Zweikammersystem   für  landständisvbc 

Versammlungen  aoo. 
Zwingenberg.  Standesherrsckaft,  3i5  b. 

Anhang,  S.  907. 
Zwischenregierung  «47«   während  einer 

feindlichen  Inliabung  des  Landes  o53. 
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Verbesserungen. 


.,        Z.  30  T.  O.,  St  WlHHOPT  L  WlHÄOPP. 

.  ,         V      9  T.  U.|  St.  SbCLÖKEB  1.  SCHIÖZEH. 

I,       »  l5  V.  U,,  St.  1737  1.  »73?. 

a ,    »  16  t.  u.,  st.  Merrel  L  Merkel. 

4 ,    »  17  ▼.  u.,  «t  FranOuesnay  1.  Franquesnay. 

7,    »  18  r.  o„  st.  L.  v.  Hottich  L  R.  v.  Rottich. 

6,  »  i3  r.  u.,  st.  V  56  a.  1.  56  b. 

7,  »  n  t.  u.,  st.  Pasebner  1.  Pachner. 
q.    »    4  v.  o.,  8t,  Pister  1.  P fister. 

.9,    »  n  r.  o.,  st.  059  1.  159. 

10,    »28  v.  o.)  st  Franke  1.  Faahchb. 

to,    »16      o.,  st.  180t  1.  1808. 

,5,    »    6  t.  o.,  st.  Gferkehs  1.  Gebhess. 

»6,    »    6  v.  u.,  st.  78  e.  1.  78  d. 

01,  »  i5  v.  o.,  st  Note  d.  1.  Note  c. 

04,  »  i5  t.  u.,  st  Die  sichersten  Mittel  1.  Des  sichersten  Mittels. 
09,  »    9  r.  uM  st  Ochlokrati  1.  Ochlokratie. 
17,  »    a  y.  u.,  st.  199  1.  109. 

55,  »  17  r.  o.,  st.  na«  I.  119. 

61,  »  i3  v.  o.,  st.  "0  1.  »)• 

00,  »  17      o.,  ist  beizufügen :  Note  b)  WienerSchluTsActe  r.  1810,  Art.  i5  u.  3i. 

;o5,  »  14  v>  u. ,  at  353  1.  553. 
i5,  »    4  v.  o.,  st  einen  1.  Einen. 

116,  »  1 5  T.  u. ,  st.  Weise  1.  Weisse. 
;i8,  »    7     u.,  st  Note  h.  1.  Note  i. 

;37,  »  16  v.  o.,  st.  117  1.  i36. 

£>3,  »  19  t.  o.,  st.  durch  den  BescbL  der  B.V.  r.  11.  Juli  1807  nachgetragenen 

1.  späteren. 
.57,  »    1  v.  o.,  st  Herr  1.  Heer. 
:57,   »     3  v.  u.,  st  Mater  1.  MbtIB. 

6a,  »  9  v.  o. ,  st.  i  8i3  L  883. 

36,  *  o  v.  o.,  st  x.  1.  v. 

•38,  »  17  t.  o.,  st  nichts  1.  nicht 

41 ,  ♦  16  v.  o.,  st  117  L  i47« 

46,  *  10  t.  u.,  st  Gflnterblum  L  Güntcrsblnm. 
48,  *  10  v.  o.,  st  tuteli  t  tutela. 

63,  »  av.  u.,  st  618  1.  611  ff 

-4  t  *  11  v.  o.,  st.  3o8  1.  3o3. 

98,  »  i5  v.  o.,  st  sin  1.  fin. 

00,  »  10  v.  u.,  st;  188  c.  1.  186  t 

3i ,  »  8  v.  u. ,  st  187  c.  1.  a86  r. 

33,  »  3  v.  u.,  st  191  h.  1.  191  i. 

41,  »  6  v.  o. ,  st  Recht  1.  Rechte. 

47,  »  »3  t.  u. ,  st  4G1  b-  401  c* 

5i,  »  i3  v.  o.,  st.  Intermisticum  L  Interimisticum. 


81,  *  9  u.  10  v.  o.,  st  Nietberg  1.  Hietberg. 

95,  »  11  u.,  vor  i83i  ist  einzuschalten:  v.  3.  Mai. 
»  »  11      u.»  st.  t.  18.  1.  Num.  a3. 

»  »  i3  ».  u.,  st.  Limburg  1.  Limpurg. 

96,  »  i3  v,  o.,  st  i838  1.  i833. 
98,  »  1  t.  o.,  st  18  1.  i5. 

04,  »  31  v.  u.,  1.  3o.  April  i83t. 

10,  »  17     o.,  st.  Rheinhessen  1.  Rheinpreussen. 

■Ii,  »  7  t.  o.,  st  u)  L  a). 

'34,  »  6  r.  uM  et  1810  L  1808. 


Digitized  by  Google 


062  Verbesserungen. 

S.  533,  Z.  3  v.  u. ,  st.  401  b.  1.  401  c. 

»  536,  »    6  v.  o.,  st*  Foelin  1.  Foelix. 

9  537,  »  4  v.  o.,  st.  3ä5  I.  343. 

9  540.  *  17  v.  o.,  st.  1810  I.  1816. 

9  567,  *  »8  v.  u.,  st.  Th.  I,  %.  35-.  I.  §.  86  u.  3o3. 

»  617,  »    5  v.  o.,  st.  VI  1.  VII.  —  Z.  7  v.  o.  die  Worte:  »7)  Niederlande  ,  ine 

V.  v.  ai.  Jan.  1839;  sind  r.u  »trehhen. 

»  619,  »  19  v.  o. ,  nach  419 »»)  ist  beizufügen;  O- 

»    9  »  17  t.  u.,  sind  die  Worte:  in  Folge  seines  unmittelbar  vorhergegangene! 

Anschlusses  an  den  Zoll-   und  Handels  verein ;  tu  streichen. 

»  63i,  v  18  v.  o.,  st.  i8i.r>  I.  1811. 

9  635,  »  18  v.  u.,  st.  Meben  1.  Neben. 

»  63o,  *  19      o. ,  st.  der  1.  den. 

»  65s,  »  S  v.  o. ,  st.  der  1.  den. 

»  654,  *  i5  v.  6.,  st.  den  1.  dem. 

«  67t,  9  11  v.  o«,  st.  Bundas  I.  Bundes. 

9  691,  9    iv.  o.,  st.  418  I-  4o5. 

9  691,  9  15  t.  o.,  vor  5o6  setxe  ein:  L 

9  695,  9    9  v.  o.,  st.  3o4  1.  104. 

9  698,  »    4  v.  o.,  st.  Lodolf  1.  Ludolf. 

*  700,  9  i5  v.  o. ,  st.  Coltission  1.  Collision. 

9  701,  9  i3  r.  u.,  st.  mavime  litteraria  1.  maiime  literaria. 

9    '  9  9       4  V.  U. ,  St.  573  1.  1-3. 

9  701,  v  10  v.  u.,  st.  Subdüs  1.  Subditis. 

9  713,  9  14      o.,  st.  1-8  1.  177. 

9  714,  v    7  v.  o.,  st.  funetionaire«  I.  fonetionaires. 

9  731,  9  i4  v.  o.,  nach  u.  d.  setze  eine:  ). 

9  734,  9  11  r.  o.,  st.  Studirfreihcit  1.  Studicrfr. 

9  739,  9  i3  y.  o.,  st.  Hüme  I.  Huine. 

9  744,  »  i4  v.  u.,  st.  royal  1.  royale. 

9  758,  9    7  v.  o.,  st.  romanum  Ü  romanam. 

9  765,  9  1  v.  o.,  st.  1810  1.  1808. 

9  766,  9  I)  Ti  o.,  st.  i8-"i  1.  1-8». 

9  760,  9  a3  v.  o.,  st.  1810  1.  1819. 

9  773,  9  8  v.  u.,  6t.  coufettio  1.  confessio. 

9  777»  *  1*  ▼•  o.,  st.  Agenten  1.  Agenden. 

»  784,  9  »3  v.  u.,  sind  die  Worte:  i#t  den%  das  erstemal  su  streichen. 

9    »  »9  v.  u.,  st.  litterae  1.  literae. 

9  787,  9  19  v.  u. ,  st.  neue  1.  neu. 

9  "93,  9  5  v.  u.,  st.  herrebend  1.  herrschend. 

811 ,  9  11  v.  o.,  st.  Inpr-  1.  Impr. 


V 


9  8l4,  9      O  T.  U.,  lt.  RlBRNTBOPP  1.  RlBBBBTBOPP. 

9  8lO,  9    ld  V.  U.,  St.  34  I.  54. 

v  816,  9  18  v.  u.,  st.  solcher  1.  solche. 

9  817»  »    7  v.  o.,  st.  Plalo  1.  Plato. 

9  835,  9  10  v.  u.,  st  Sujet  1.  Sujets. 

9  844 1  *  10      u>»  *t  a8i5  1.  i8i5.  * 

9  845,  9  17  v.  o.,  st.  rhütischen  L  rhatischen. 

9  847»  *  »5  v.  o.,  st  i5t  L  45i. 

»  85o,  »    6  v.  o.,  st  troits  I.  droits. 

9    v  »14.  v.  u.,  st.  Hoff  1.  Hooff. 

9  854,  »  7  v.  u.,  S.  856.  Z  i3  v.  o.  und  Z.  1.  v.  kl,  S.  858,  Z.  t4  v.  u.,  S.  860 
Z.  i3  v.  o  ,  S.  864,  Z.  5  v.  o.,  st  Entwurf  u.  s.  w.  von  1819  1.  Rhein 
schiffahrtOrdnung  *on  i83i. 

9  864*  *    6  v.  o.,  st  66  1.  566. 

9    »  9  i5  v.  u.,  st.  194  1.  »q4- 

9  869,  »  ig  t.  o.,  st  157,611  1.37,611. 

9  883,  »    iv.  u.,  st  10,931  u.  io,q3i  L  n,i5i  u.  11, 366. 

9    9  »  18  v.  u.,  st  1,116  u.  1,116  1.  1,336  u.  i,336. 

9  901,  9    a  v.  u.,  liefs  PucJüer  -  Limpurg. 
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